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Vorrede. 


In  der  Vorrede,  welche  der  verstorbene  Wirkliche  Geheime  Rat 
Dr.  Wiese  seinem  Buche:  „Das  höhere  Schulwesen  in  Preufsen.  Histo- 
risch-statistische Darstellung*'  bei  dem  erstmaligen  Erscheinen  voraus- 
schickte, fturserte  er  die  Absicht,  als  Fortsetzung  in  Zwischenräumen  von 
etwa  je  fUnf  Jahren  periodische  Berichte  über  das  preufsische  höhere 
Unterrichtswesen  zu  veröffentlichen.  Die  später  erscheinenden  Bände 
sollten  also  nicht  neue  Bearbeitungen,  sondern  Fortsetzungen  der  ersten 
Darstellung  sein.  Auf  diese  Absicht  ist  in  der  Vorrede  zu  dem  im  Jahre 
1875  erschienenen  dritten  Bande  mit  besonderem  Nachdrucke  hingewiesen 
worden. 

Bei  der  Bearbeitung  des  vorliegenden  vierten  Bandes  hat  jedoch  der 
ursprüngliche  Plan  nicht  in  vollem  Umfange  aufrechterhalten  werden 
können.  Denn  der  erste  Band,  der  nach  diesem  die  Grundlage  des  ganzen 
Werkes  bilden  sollte,  ist  mittlerweile  im  Buchhandel  vollständig  vergriffen 
worden,  und  nur  zufällig  gelingt  es  hier  und  da,  ein  Exemplar  antiquarisch 
zu  erwerben.  Würde  der  vierte  Band  sich  in  allen  seinen  Abschnitten 
lediglich  als  eine  Fortsetzung  und  Ergänzung  der  früheren  Bände  dar- 
stellen, so  würde  er  für  diejenigen,  die  den  ersten  Band  nicht  bereits  be- 
sitzen und  keine  Gelegenheit  haben,  ihn  zu  erwerben,  an  Brauchbarkeit 
wesentlich  verlieren.  Unter  diesen  Umständen  schien  es  angebracht,  bei 
der  Neubearbeitung,  soweit  eine  die  frühere  Zeit  mitumfassende  Dar- 
stellung als  erwünscht  zu  betrachten  war,  die  drei  früher  erschienenen 
Teile,  namentlich  den  ersten,  mitzuverwerten.  Zu  einer  derartigen  Ver- 
wertung hat  Ludwig  Wiese,  der,  als  die  Neubearbeitung  in  Angriff 
genommen  wurde,  noch  unter  den  Lebenden  weilte,  bereitwilligst  seine 
Zustimmung  gegeben. 

Die  Benutzung  der  früheren  Bände  hat  sich  indessen  auf  das  Not- 
wendigste beschränkt.  Sie  erstreckt  sich  nur  auf  einen  Teil  der  in  dem 
Buche  besprochenen  Gebiete  und  besteht  auch  bei  diesem  nicht  in  einer 
wörtlichen  Wiedergabe,  sondern  in  einem  mehr  oder  minder  zusammen- 
gedrängten Auszuge  aus  der  früheren  Darstellung.  Wo  es  erforderlich 
war,  ist  die  in  den  drei  ersten  Bänden  gegebene  Schilderung  der  früheren 
Entwickelung  ergänzt  und  berichtigt,  in  einzelnen  Fällen  ist  sie  durch 
eine  völlig  neue  Darstellung  ersetzt  worden. 

Der  vorliegende  vierte  Band  umfafst  demnach  nicht  ausschliefslich 
die  Zeit  von  1874  bis  1901,  sondern  in  ihm  ist  vielfach  auf  die  früheren 
Jahre  zurückgegriffen.  Das  gilt  namentlich  von  der  im  vierten  Ab- 
schnitte gegebenen  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwickelung  der  ein- 
zelnen  höheren  Schulen.     Hier  schien   in   allen  Fällen  eine  zusammen- 
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fassende,  mit  der  Gründung  beginnende  Schilderung  geboten;  hier  sind 
deshalb  auch  die  früher  erschienenen  Bände  in  dem  oben  angegebenen 
Sinne  am  ausgiebigsten  benutzt  worden.  Sie  sind  aber  dadurch  nicht  über- 
flüssig geworden ;  wer  genauere  Nachrichten  über  die  ältere  Zeit  erhalten 
will,  wird  auf  sie  immer  noch  zurückgreifen  müssen.  Im  übrigen  ist  die 
frühere  Zeit  nur  bei  denjenigen  Einrichtungen  berücksichtigt  worden,  deren 
Entwickelung  noch  nicht  allzuweit  zurückliegt,  und  bei  denen  die  Be- 
deutung der  im  Laufe  der  eigentlichen  Berichtsperiode  eingetretenen  Ver- 
änderungen nur  durch  die  Bezugnahme  auf  dc^n  älteren  Zustand  in  vollem 
Umfange  gewürdigt  werden  kann.  Diese  Gesichtspunkte  haben  mich  be- 
stimmt, u.  a.  über  das  Prüfungswesen,.( Abschnitt  VI  und  VII)  einen  die 
ganze  Entwickelungszeit  umfassenden  Überblick  zu  geben. 

Hinsichtlich  der  Auswahl  und  der  Anordnung  des  Steifes  haben  in 
allen  wesentlichen  Punkten  die  früheren  Bände  als  Vorbild  gedient.  Das 
Buch  hat  nicht  die  Aufgabe,  über  alle  auf  das  höhere  Schulwesen  bezüg- 
lichen Einzelfragen  Auskunft  zu  geben;  es  hat  sich  namentlich  auch 
nicht  das  Ziel  gesteckt,  denjenigen,  die  im  Dienste  des  höheren  Schul- 
wesen« thätig  sind,  ein  in  keinem  Falle  versagendes  Hilfsmittel  für  die 
Feststellung  des  gegenwärtigen  Rechtszustandes  zu  bieten.  Es  soll  viel- 
mehr die  geschichtliche  Entwickelung  des  höheren  Schulwesens  schildern 
und  dieses  demnach  als  ein  werdendes  in  seiner  zeitlichen  Entwickelung 
darstellen.  Bei  der  Festhaltung  dieses  Zieles  ergaben  sich  bezüglich  der 
Auswahl  des  Stoffes  und  des  Eingehens  auf  Einzelpunkte  von  selbst  ge- 
wisse Schranken,  und  konnte  vor  allen  Dingen  der  gegenwärtige  Zustand 
als  Schlufsstein  der  Gesamtentwickelung  nur  in  seinen  Hauptpunkten  er- 
örtert werden. 

Es  ist  auch  nicht  die  Aufgabe  des  Buches,  Kritik  zu  üben.  Deshalb 
beschränkt  es  sich  in  seinen  allgemeinen  Abschnitten  auf  die  Schilderung 
von  Thatsachen.  Wo  es  erforderlich  erschien,  sind  die  Gründe  angegeben, 
welche  die  Unterrichtsverwaltung  zu  den  einzelnen  Mafsregeln  veranlafst 
haben;  hier  und  da  sind  auch  die  von  anderen  Seiten  geltend  gemachten 
Gegengründe  aufgeführt.  Von  einer  kritischen  Würdigung  der  Thatsachen^ 
der  Gründe  und  der  Gegengründe  ist  im  allgemeinen  Abstand  genommen, 
wohl  aber  ist  das  Material  zu  einer  solchen  gegeben  worden. 

Soweit  sich  die  folgende  Darstellung  auf  die  innere  Entwickelung  des 
höheren  Schulwesens  bezieht,  treten  in  ihr  mancherlei  Änderungen  der 
Haltung  der  Unterrichtsverwaltung  in  die  Erscheinung.  Mehrfach  hat 
es  sich  als  notwendig  erwiesen,  Mafsregeln,  die  ursprünglich  als  Ver- 
besserungen betrachtet  wurden,  nach  kurzer  Zeit  wieder  rückgängig  zu 
machen,  weil  die  erhoffte  Wirkung  nicht  eintrat,  oder  weil  die  durch  sie 
herbeigeführten  Vorteile  nicht  ausreichten,  die  mit  ihnen  verknüpften 
Nachteile  auszugleichen.  Derartige  Erscheinungen  wiederholen  sicn  in 
jedem  Verwaltungszweige.  Über  sie  hinwegzugehen  liegt  kein  Anlafs  vor, 
sofern  sie  für  die  Entwickelung  von  irgendwelcher  Bedeutung  sind.  Am 
wenigsten  scheint  ein  Vertuschungssystem  in  einer  Darstellung  der  ge- 
schichtlichen Entwickelung  des  höheren  Unterrichtswesens  angebracht.  Denn 
auf  diesem  Gebiete  soll  die  Erfahrung  in  hervorragendem  Mafse  Lehr- 
meisterin sein,  und  das  kann  sie  nur,  wenn  die  Möglichkeit  gegeben  ist, 
früher  begangene  Irrtümer  in  ihrem  vollen  Umfange  zu  erkennen. 

Aber  auch  nach  einer  anderen  Richtung  erscheint  in  Fällen  der  be- 
zeichneten Art  eine  offene  Darstellung  des  Sachverhalts  geboten.  In 
neuerer  Zeit  sind  die  Fragen  des  höheren  Unterrichtswesens  mehr  denn 
je  Gegenstand  der  Besprechung  in  Vereinen,  in  Versammlungen,  in  der 
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politischen  und  in  der  Fachpresse  geworden.  Dementsprechend  ist  die 
Unterrichtsverwaltung  in  einem  früher  nicht  geahnten  Umfange  mit 
Reformvorschlägen  bedacht  und  gedrängt  worden,  ihnen  näherzutreten. 
Gegenüber  derartigen  Vorschlägen  konnte  sie  nicht  ausnahmslos  von  der 
Auffassung  ausgehen,  dafs  an  dem  bisherigen  Zustande  nicht  zu  rütteln 
sei.  Schon  die  Möglichkeit,  dafs  eine  vorgeschlagene  Änderung  eine 
Besserung  herbeiführte,  konnte  unter  Umständen  ein  Anlafs  sein,  wenig- 
stens versuchsweise  mit  ihr  vorzugehen.  Stellte  sich  der  Versuch  als 
verfehlt  heraus,  so  mufste  selbstverständlich  seine  weitere  Fortführung 
aufgegeben  werden.  Wünschenswert  ist  es  allerdings,  dafs  die  Fälle,  in 
denen  Verwaltungsmafsregeln  wieder  rückgängig  gemacht  werden  müssen, 
recht  selten  eintreten.  Aus  diesem  Grunde  hat  die  Unterrichtsverwaltung 
vollen  Grund,  den  Anregungen,  die  auf  eine  Änderung  des  bestehenden 
Zustandes  abzielen,  mit  Vorsicht  gegenüberzutreten.  Diese  Vorsicht  findet 
durch  eine  rückblickende  Betrachtung,  in  der  nichts  beschönigt  und  nichts 
Notwendiges  verschwiegen  wird,  ihre  beste  Rechtfertigung,  und  eine  solche 
Betrachtung  wird  für  die  weitere  Entwickelung  des  höheren  Schulwesens, 
das  vor  allen  Dingen  der  Ruhe  und  der  Stetigkeit  bedarf,  heilsame  Folgen 
haben  können. 

In  den  früheren  Bänden  nahm  die  Darstellung  der  inneren  Entwicke- 
lung des  höheren  Schulwesens  den  weitaus  gröfsten  Teil  des  Raumes  ein. 
Das  hatte  seinen  Grund  in  der  Wahrnehmung,  dafs  vornehmlich  auf  diese 
sich  die  Teilnahme  der  an  den  höheren  Schulen  interessierten  Kreise  er- 
streckte. In  den  letzten  Jahrzehnten  ist  indessen  den  äufseren  Angelegen- 
heiten dieser  Schulen,  der  Regelung  der  Unterhaltungspflicht,  der  äufseren 
Stellung  der  Lehrer  u.  s.  w.,  eine  merklich  erhöhte  Aufmerksamkeit  ge- 
schenkt worden.  Diese  ist  allerdings  zunächst  nur  bei  den  unmittelbar 
beteiligten  Stellen,  also  bei  den  Unterhaltungspflichtigen  und  bei  den 
Lehrern,  in  die  Erscheinung  getreten.  Aber  die  hier  hervorgetretenen 
Wünsche,  namentlich  die  der  Lehrer,  haben  bald  auch  in  weiteren  Kreisen 
lebhafte  Teilnahme  erweckt.  So  kehren  seit  einer  Reihe  von  Jahren  im 
Hause  der  Abgeordneten  bei  der  Beratung  des  Staatshaushaltsetats  Ver- 
handlungen über  die  Besoldungsverhältnisse  der  Lehrer  regelmäfsig  wieder, 
und  alle  Anzeichen  lassen  vermuten,  dafs  das  vorläufig  auch  fernerhin  der  Fall 
sein  wird.  Diese  Erscheinung  hat  auf  die  Gestaltung  des  vierten  Bandes 
einen  wesentlichen  Einflufs  insofern  ausgeübt,  als  hier  die  äufsere  Lage 
der  Lehrer  wie  überhaupt  die  äufsere  Seite  des  höheren  Schulwesens  eine 
erheblich  eingehendere  Erörterung  gefunden  hat  als  in  den  früheren  Bänden. 
Im  Hinblick  auf  die  Öffentlichkeit  der  Verhandlungen  des  Landtages  schien 
es  geboten,  diesen,  soweit  3ie  sich  auf  das  höhere  Schulwesen  bezogen, 
eine  ganz  besondere  Aufmerksamkeit  zu  widmen.  Dadurch  erklären  sich 
die  häufig  vorkommenden  Bezugnahmen  auf  die  erwähnten  Verhandlungen. 

Zu  den  einzelnen  Abschnitten  des  vorliegenden  vierten  Bandes  ist  hier 
noch  folgendes  zu  bemerken.  Im  ei-sten  Abschnitte  haben  alle  diejenigen 
für  die  Entwickelung  bedeutsamen  Gebiete,  denen  nicht  besondere  Ab- 
schnitte gewidmet  sind,  eine  eingehendere  Behandlung  erfahren.  Die  im 
vierten  Abschnitte  gebrachten  Mitteilungen  über  die  einzelnen  Anstalten 
beruhen,  soweit  nicht  die  früheren  Bände  benutzt  worden  sind,  der  Haupt- 
sache nach  auf  neueren  Angaben  der  Direktoren.  Die  hier  gegebenen  Aus- 
züge aus  den  Schuletats  konnten  im  Hinblick  auf  die  im  Abschnitt  X  5 
gegebene  Statistik  der  Schulunterhaltung  wesentlich  kürzer  gefafst  werden 
als  in  den  früheren  Bänden.  Die  Abweichungen  der  dort  gegebenen 
Zahlen  von  den  in  dieser  Statistik  gegebenen  finden  ihre  Erklärung  darin, 
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dafs  dort  die  Etats  von  IdQl,  hier  diejenigen  von  1900  zu  Grunde  gelegt 
sind.  Besondere  Aufmerksamkeit  ist  bei  der  Darstellung  der  Geschichte 
der  einzelnen  Anstalten  den  Stiftungen  gewidmet  worden.  Die  bezüg- 
lichen Angaben  geben  ein  erfreuliches  Bild  von  der  opferfreudigen  Teil- 
nahme und  Pietät,  deren  sich  einzelne  Anstalten  bei  ihren  Schalem,  deren 
Angehörigen  und  sonstigen  Interessenten  zu  erfreuen  haben.  Die  in  den 
Abschnitten  V,  VI  und  VII  enthaltenen  Tabellen  sind  vom  Eanzleirat 
Beier,  die  im  Abschnitt  X  enthaltenen  vom  Rechnungsrat  Meulenbergh 
nach  meinen  Angaben  bearbeitet  worden. 

Die  ganze  Darstellung  beruht  im  wesentlichen  auf  amtlichem  Material» 
Abgesehen  von  der  im  vierten  Abschnitte  gegebenen  Entwickelungsgeschichte 
der  einzelnen  Anstalten  sind  die  Akten  des  Unterrichtsministeriums  die 
wichtigste  Quelle  gewesen. 

Bedeutsame  Förderung  hat  meine  Arbeit  in  den  Kreisen  der  ersten 
Unterrichtsabteilung  dieses  Ministeriums  und  der  Provinzialschulkollegien, 
besonders  bei  den  Herren  Geh.  Oberregierungsrat  Dr.  Mein  er  tz  und  Re- 
gierungsrat Tilmann  gefunden.  Ihnen,  sowie  allen  übrigen  verehrten 
Männern,  die  jener  Arbeit  ihre  wertvolle  Unterstützung  haben  angedeihen 
lassen,  sage  ich  meinen  wärmsten  Dank. 

Da  der  Druck  des  umfangreichen  Buches  und  die  Prüfung  der  aus 
der  Druckerei  kommenden  Bogen  geraume  Zeit  in  Anspruch  genommen 
hat ,  so  erklärt  es  sich , ,  dafs  manche  Angaben  durch  spätere  Ereignisse 
überholt  worden  sind.  Über  die  wichtigsten  Änderungen,  die  bis  zum 
Abschlüsse  des  Druckes  eingetreten  sind,  geben  die  Nachträge  (S.  919 ff.) 
kurze  Auskunft. 

Am  25.  Februar  1900  ist  Ludwig  Wiese  aus  dieser  Zeitlichkeit 
abberufen  worden.  Die  Erinnerung  an  den  trefflichen  Mann  wird  fort- 
leben; um  sie  wachzurufen,  bedarf  es  keiner  äufseren  Mittel.  Wenn  dem 
vorliegenden  vierten  Bande  des  von  ihm  begonnenen  Werkes  eine  —  vom 
Rektor  der  Landesschule  Pforta,  Dr.  Muff,  verfafste  —  Darstellung  seines 
Lebensganges  vorausgeschickt  ist,  so  soll  damit  lediglich  der  enge  Zu- 
sammenhang seines  Namens  mit  der  Geschichte  der  Entwickelung  des 
preufsischen  höheren  Schulwesens  festgestellt  werden. 

B.  J. 
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Gardeleffen,  Realschule 382 

Oschersleben,  Realschule 382 

Schönebeck,  Realschule 383 

Seehausen,  Realschule 383 

Kegiermigsbezirk  Merseburg. 

Merseburg,  Domgymnasium 384 

Eisleben,  Gymnasium,  Realschule 385 

Halle  a.  d.  Saale,    Franckesche  Stiftungen,   Lateinische  Hauptschule 
(Gymnasium),     Stadtgymnasium,     Oberrealschule    der    Franckeschen 

Stiftungen,  Städtische  Oberrealschule 387 

Naumburg  a.  d.  Saale,  Domgymnasium,  Realschule  und  Realgymnasium  392 

Pf  ort  a,  Landesschule  (Gymnasium) * .    .    .    .  893 

Rofs leben,  Klosterschule  (Gymnasium) ,    .  396 

Sangerhausen,  Gymnasium  und  Realschule 397 

Torgau,  Gymnasium 398 

Wittenberg,  Melanchthon-Gymnasium 399 

Zeitz,  Stiftsgymnasium 4(X) 

Eilenburg,  Realprogymnasium 401 
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Weifsenfels,  Oberrealschule 401 

Bitterfelld,  Realschule 402 

Delitzsch,  Realschule 402 

Re§rierang8bezirk  Erfurt. 

Erfurt,  Gymnasium,  Realgymnasium,  Realschule 40$ 

Heiligenstadt,  Gymnasium 405- 

Mühlnausen  i.  Th.,  Gymnasium,  Realschule 406- 

Nordhausen,  Gvmnasium,  Realgymnasium 407 

Schleusingen,  Gymnasium 40^ 

Langensalza,  Realprogymnasium 410* 

Suhl,  Realschule 411 

Privatanstalten:  Klosterschule  zu  Donndorf,  Realschule  zu  Sachs a. 

Höhere  Handelsschule  zu  Erfurt 4111 

Provinz  SchleBwlgr-Holstein. 

Allgemeine  Bemerkungen 418* 

Kiel,  Gymnasium,  Oberrealschule  nebst  Realgymnasium,  Realschule.    .  417 

Schleswig,  Domschule  (Gymnasium  und  Realschule) 418 

Altona,    Christianeum  (Gymnasium),    Realgymnasium  und  Realschule, 

Realschule  zu  Ottensen 41^ 

Flensburff,  Gymnasium  und  Realgymnasium,  Oberrealschule  ....  421 

GlQckstadt,  Gymnasium 428 

Haderslebeu,  Gymnasium 424 

Husum,  Gymnasium 425 

Meldorf,  Gymnasium 426 

Ploen,  Auguste  Viktoria-Gymnasium 426- 

Ratzeburg,  Gymnasium 427 

Rendsburg,  Gymnasium  und  Realgymnasium 428 

WandsbecK,  Matthias  Claudius-Gymnasium  nebst  Realschule     .    .    .  429 

Neumünster,  Progymnasium  und  Realschule 429* 

Marne,  Realschule 430- 

Blankenese,  Realschule 431 

Elmshorn,  Realschule 431 

Itzehoe,  Realschule 482 

Lauenburg,  Albinusschule  (Realschule) 482 

Oldesloe,  Realschule 488- 

Sonderburg,  Realschule 484 

Provinz  Hannover. 

Allgemeine  Bemerkungen 42^ 

Regiemngsbezirk  Hannover. 

Hannover,  Lyceum  I  und  II,  Kaiser  Wilhelms-Gymnasium,  Realgym- 
nasium, Leibniz- Schule  (Gymnasium  und  Realgymnasium),  Oberreal- 
schule, Realschule  I  bis  III 441 

Hameln^  Gymnasium  und  Realprogymnasium 445- 

Linden,  Kaiserin  Auguste  Viktoria-Gymnasium,  Realschule 446 

Nienburg,  Progymnasium 44T 

Begiernngnsbezirk  Hildesheim. 

Hildesheim,  Gymnasium  Josephinum,  Gymnasium  Andreanum,  Andreas- 
Realgymnasium  nebst  Realschule 448 

Göttingen,  Gymnasium,  Kaiser  Wilhelm  II.-Realschule 450 

Goslar,  Realgymnasium  und  Gymnasium 451 

Ilfeld,  Klosterschule  (Gymnasium) 452 

Klausthal,  Gymnasium 458 

Du  der  Stadt,  Progymnasium 454 

Münden,  Gymnasium 454 

Northeim,  Progymnasium 455> 

Osterode,  Realgymnasium 456 

Einbeck,  Realprogymnasium 456 

Peine,  Realschule 457 

Begrierungsbezirk  Lifinebnrg. 

Lüneburg,  Johanneum  (Gymnasium  und  Realgymnasium) 457 

Celle,  Gymnasium,  Realschule *    .    458 
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Harburg,  Realgymnasium  und  Realschule 459 

Ülzen,  Kealprogymnasium 460 

Begiemngsbezirk  Stade. 

Stade,  Oymnasium 461 

Verden,  Domgymnasium 461 

Buxtehude,  Realschule 462 

Geestemünde,  Realschule 468 

Ottern dorf,  Realschule 463 

Begiemngsbezirk  OsnabrUck. 

Osnabrück,  Gymnasium  Carolinum,  Ratsgsrmnasium,  Realgymnasium 

und  Realschule 464 

Lingen,  Gynmasium  Georgianum 467 

Meppen,  Gymnasium 467 

QuakenbrQck,  Realgymnasium 468 

Papenburg,  Realprogymnasium 469 

Begieningsbezirk  Anrieh. 

Aurich,  Gymnasium 470 

Emden,  Wilhelms-Gymnasium,  Kaiser  Friedrichs-Realschule     ....  470 

Leer,  Realgymnasium  und  Gymnasium 471 

Norden,  Ulrichs-Gymnasium 472 

Wilhelmshaven,  Gymnasium,  Realschule 473 

Priy atans talten :   Ahnsche  Realschule  sn  Lauterberg  a.  H.,  Noellesche 

Handelsschule  zu  Osnabrück 478 

Provinz  TVestfalen. 

AUgemeine  Bemerkungen 475 

Begierungsbezirk  Münster. 

Münster,  Gymnasium  Paulinum,  Progymnasium,  Realgymnasium  .    .    .  481 

Burgsteinfurt,  Gy^mnasium  Amoldinum 488 

Coesfeld,  Gymnasium 483 

Recklinghausen,  Gymnasium 484 

Rheine,  Gymnasium  Dionysianum 485 

Waren  dorf,  Gymnasium  Laurentianum 486 

Bocholt,  Progymnasium 486 

Dorsten,  Progymnasium 487 

Begierungsbezirk  Minden. 

Minden,  Gymnasium  und  Realschule 487 

Bielefeld,  Gymnasium  und  Realgymnasium,  Realschule 488 

Gütersloh,  Gymnasium 490 

Herford,  Friedrichs-Gymnasium,  Landwirtschafts-  und  Realschule    .    .  490 

Höxter,  König  Wilhelms-Gymnasium 492 

Paderborn,  Gymnasium  Theodorianum 493 

War  bürg,  Gymnasium 494 

Rietberg,  Progymnasium 495 

Begierungsbezirk  Arnsberg« 

Arnsberg,  Gymnasium  Laurentianum 495 

Attendorn,  G3rmnasium 496 

Bochum,  Gymnasium,  Oberrealschule 497 

Brilon,  Gymnasium  Petrinum 498 

Dortmund,  Gymnasium,  Realgymnasium,  Realschule 499 

Hagen,  Realgymnasium  und  Gymnasium,  Realschule ,  501 

Hamm,  Gymnasium,  Realschule 502 

Soest,  Archigymnasium 503 

Altena,  Progymnasium 504 

Hattingen,  Procrymnasium 505 

Herne,  Realschule  und  Progymnasium 505 

Horde,  Pro^mnasium 505 

Lüdenscheid,  Realgymnasium  und  Realschule 505 

Schwelm,  Progymnasium  und  Realschule 506 

Schwerte,  Prosymnasium 507 

Wattenscheid,  Progymnasium 507 
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Iserlohn,  Realgymnasium  und  Realschule 506 

Lipp  Stadt,  Realgymnasium  und  Realschule 509 

Scnalke,  Realgymnasium 510 

Siegen,  Realgymnasium 510 

Witten,  Realgymnasium 511 

B>ilmke,  Realschule 512 

Unna,  Realschule 512 

Gevelsherg,  Realschule 512 

Priyatanstalten:  Reismannsche  Realschule  in  Paderborn,  Knickenberg- 

sches  Institut  in  Telgte 513 

Provinz  HeBsen-Nassaiu 

Allgemeine  Bemerkungen 514 

Begienuftgsbezirk  Cassel. 

Gas  sei,  Friedrichs-Gymnasium,  Wilhelms-Gymnasium,  Realgynmasium, 

Oberrealschule,  Realschule 519 

Fulda,  Gymnasium,  Realschule 528 

Hanau,  Gymnasium,  Oberrealschule 524 

Hersfeld,  Gymnasium 526 

Marburg,  Gymnasium,  Oberrealschule 526 

Rinteln,  Gymnasium 527 

Eschwege,  Friedrich  Wilhelms-Schule  (Realschule  und  Progymnasium)  528 

Hofgeismar,  Progrmnasium 529 

Schmalkalden,  Realschule 529 

Begiemiigsbezirk  Wiesbaden. 

Wiesbaden,  Gymnasium,  Realgymnasium,  Oberrealschule 530 

Dillenburg,  Gymnasium 532 

Frankfurt  a.  M.,  Gymnasien:  Goethe-,  Lessing-,  Kaiser  Friedrich-     .  584 

Realgymnasien:  Musterschule,  Wöhler-Schule 586 

Elin^erschule  (Oberrealschule);  Realschulen:  Adlerflycht*,  Liebig-, 
der  israelitischen  Gemeinde  (Philanthropin),  der  israelitischen  Reli- 
gionsgesellschaft, Selektenschule,  Sachsenhftuser  R 538 

Hadamar,  Gymnasium 542 

Höchst  a.  M.,  (jymnasium  und  Realprogymnasium 542 

Homburg  v.  d.  Höhe,  Kaiser  Friedricn-Gymnasium  und  Realschule  .  543 

Montabaur,  Kaiser  Wilhelms-Gymnasium 544 

Weilburg,  Gymnasium 544 

Limburg  a.  d.  Lahn,  Realprogymnasium  und  Progymnasium     .    .    .  545 

Biedenkopf,  Realprosymnasium 546 

Oberlahnstein,  Realprogymnasium  und  Progymnasium 546 

Biebrich,  Realschule 547 

Diez,  Realschule 548 

Ems,  Realschule 548 

Geisenheim,  Realschule 549 

Ffiratentnm  Waldeck. 

Gorbach,  F&rstliches  Landesgymnasium 549 

Arolsen,  Realprogymnasium 550 

Nieder-Wildungen,  Realschule 551 

PriTatanstalten:  Hasselsches  Institut  zu  Frankfurt  a.  M.,  Gamiersche 
Lehr-  und  Erziehungsanstalt  in  Friedrichsdorf  (Taunus),  Institut 

Hofmann  in  St.  Goarshausen,  Pädagogium  zu  Pyrmont.    .    .    .  552 

Hheinprovinz  und  Hohenzollern. 

Allgemeine  Bemerkungen 553 

Begienuigsbezirk  Coblenz. 

C  ob  lenz,  Kaiserin  Augusta-Gymnasium,  Realgymnasium 560 

Kreuznach,  Gymnasium,  Realschule 561 

Neuwied,  Gymnasium  und  Realpro gymnasium 563 

Trarbach,  Gymnasium 563 

Wetzlar,  Gymnasium , 564 

Andernach,  Progymnasium 565 

Boppard,  Progymnasium 565 
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Linz,  Frogymnasium 566 

Mayen.,  Höhere  Stadtschule  (Progymnasium) 566 

Sobernheim,  Realschule 567 

Begienine^bezirk  Düsseldorf. 

Düsseldorf,  Königliches  Gymnasium,  Städtisches  Qymnasium  und  Real- 
gymnasium, Oberrealschule,  Realschule  an  der  Prinz  Georg-Stra&e  .  567 
Barmen,  Gymnasium,  Realgymnasium  und  Realschule,  Oberrealschule 

in  Barmen-Wu|)perfeld,  Realschule 570 

Crefeld,  Gymnasium,  Realgymnasium,  Oberrealschule 573 

Duisburg,  Gymnasium,  Realgymnasium 57& 

Elberfeld,  Gymnasium,  Realgymnasium,  Oberrealschule,  Realschule 

i.  d.  Nordstadt 577 

Emmerich,  Gymnasium 580 

Essen,  Gymnasium,  Realgymnasium,  Oberrealschule 581 

Kempen  a.  Rh.,  Gymnasium  Thomaeum 584 

Kleve,  Gymnasium 584 

Mors,  Gymnasium  Adolfinum 585 

Mtllheim  a.  d.  Ruhr,  Gymnasium  und  Realschule 58& 

München-Gladbach,  Gymnasium,  Oberrealschule 587 

Neufs,  Gymnasium 588^ 

Solingen,  Gymnasium  und  Realschule 589 

Wesel,  Gymnasium  und  Realschule 589^ 

Borbeck,  Progymnasium 590 

Grevenbroich,  Progymnasium 591 

Rheydt,  Oberrealschule  nebst  Progymnasium 591 

Rütten scheid,  Rektoratsschule  (Progymnasium) 592 

Steele,  Progymnasium 592 

Viersen,  Progymnasium  und  Realprogymnasium 592; 

Oberhausen,  Realgymnasium 593 

Ruhrort,  Realgymnasium 594 

Langenberg,  Kealprogymnasium 594 

Remscheid,  Realgymnasium  nebst  Realschule 595 

Dülken,  Realschule 595* 

Lennep,  Realschule  nebst  Realprogymnasium 596 

Meiderich,  Realschule 597 

Begrienmgsbezirk  Cöln. 

Cöln,  Gymnasien:    an  Marzellen,  an  Aposteln,  Friedrich  Wilhelms-, 

in  der  Kreuzgasse  (mit  Realgymnasium^  Kaiser  Wilhelms-    ....  598 

Progymnasium    zu    Cöln -Ehrenfeld,      Oberrealschule,     Realschule, 

Handelsschule 601 

Bedburg,  Rheinische  Ritterakademie 603^ 

Bonn,  Königliches  Gymnasium,  Städtisches  Gymnasium  mit  Oberrealschule  604 

Brühl,  Gymnasium 605- 

Mülheim  a.  Rh.,  Gymnasium 606 

Münstereifel,  Gymnasium 607 

Siegburg,  Gymnasium 608 

Euskirchen,  Progymnasium 608 

Kalk  b.  Cöln,  Progymnasium 609 

Rheinbach,  Progymnasium 609 

Wipperfürth,  Progymnasium 610 

Gummersbach,  Realschule 610 

Begierungsbezirk  Trier. 

Trier,  Friedrich  Wilhelms-Gymnasium,  Kaiser  Wilhelms-Gymnasium  und 

Realgymnasium 610 

Prüm,  Gymnasium 612 

Saarbrücken,  Gymnasium,  Oberrealschule 613 

Neunkirchen,  Pro^ymnasium 614 

Saarlouis,  Gymnasium 614 

St.  Wendel,  Kronprinz  Friedrich  Wilhelms-Gymnasium 615- 

Beglemngsbezirk  Aachen. 

Aachen,  Kaiser  Karls-Gymnasium,  Kaiser  Wilhelms-Gymnasium,  Real- 
gymnasium, Oberrealschule 616 

Düren,  Gymnasium,  Oberrealschule  mit  Realprogymnasium 618 
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Eschweiler,  Prog^rmnasium  mit  BealprogymnaBium 620 

Enpen,  Progymnasinm 621 

Jülich,  Progymnasiam 622 

Malmedy,  Progymnasinm 622 

Begiemngsbezirk  Sigmarlng^n. 

Sigmaringen,  Gymnasium 628 

Hechingen,  Realschole 623 

Privatanstalten:  CoUegium  Augustinianum  zuGaesdonk,  Evangelisches 
P&dagogiom  zu  Godesberg  a.  Rh.,  Katholische  Unterrichts-  und  Er- 
ziehungsanstalt in  Eemperhof,  Unterrichts-  und  Erziehungsanstalt 
zu  Obercassel  b.  Bonn 624 

V.  Schalstatistik. 

1.  Übersichten  über  die  Zahl  der  höheren  Schulen  in  den  ein- 
zelnen Jahren  1874—1900 626 

2.  Zahl  der  Vorschulen  1874,  1882,  1899,  1900 629 

3.  Übersicht  über  die  Zahl  der  Lehrer  und  über  die  Änderungen 
der  Gesamtzahl  der  Schüler  der  einzelnen  Provinzen  innerhalb 
eines  Halbjahres  unter  Berücksichtignnff  der  Religions- 
zugehörigkeit und  der  Heimatsverh&ltnisse  tür  die  Jahre  1874, 
1882,  1892,  1900. 

A)  bis  F)  Gymnasien,  Progymnasien,  Realschulen  1.  Ordn.  (Realgymnasien)  630 

G)  Realschulen  2.  Ordnung  1874  und  1881 642 

H)  u.  J)  Höhere  Bürgerschulen  1874, 1881,  Realprogymnasien  1892  u.  1900  644 

E)  u.  L)  Oberrealschulen,  Realschulen  1882,  1892,  1900 648 

4.  Wiederholung  der  Besuchsziffern 

A)  u.  B)  für  die  einzelnen  Provinzen  und  Schulgattungen 652 

C)  bis  E)  für  den  ganzen  Staat 656 

5.  Verhältnis  der  Zahl  der  höheren  Schulen  zur  Einwohnerzahl 
1876,  1886,  1896 658 

6.  Verhältnis  der  Zahl  der  Schüler  zur  Bevölkerungszahl  1876, 
1886,  1896 661 

7.  Verhältnis  der  Zahl  der  Vorschüler  zur  Bevölkerungszahl  1876, 
1886,  1896 664 

8.  Verteilung  der  Schülerzahl  in  den  einzelnen  Provinzen  unter 
die  Religionsgemeinschaften. 

A)  Gymnasialanstalten  1874,  1882,  1892,  1900 665 

B)  Realanstalten  1874 667 

C)  Lateintreibende  Realanstalten  1882,  1892,  1900 668 

D)  Lateinlose  Realanstalten  1882,  1892,  1900 669 

9.  Verteilung  der  Schüler  an  den  einzelnen  höheren  Schulen 
unter  die  Religionsgemeinschaften  1892  und  1900 671 

VL  Prüfungen  an  höheren  Schulen.  Versetzungen  in  höhere  Klassen. 

Das  Berechtigungswesen.    Schulbficher. 

1.  Die  Reifeprüfungen  bis  zum  Jahre  1882 690 

2.  Die  Prüfungsordnungen  von  1882 692 

3.  Die  Prüfungsordnungen  von  1892 697 

4.  Die  Prüfungsordnungen  von  1901 702 

5.  Die  Prüfung  zum  Nachweise  der  Reife  für  Prima 708 

6.  Versetzungen  in  höhere  Klassen 709 

7.  Das  Berechtigungswesen. 

Die  Zeit  bis  1890 „ 711 

Die  durch  die  Schulkonferenz  von  1890  veranlagten  Änderungen,  die  Be- 
kanntmachungen des  Staatsministeriums  vom  1.  Dezember  und  des 

Reichskanzlers  vom  12.  Dezember  1891 712 

Die  neueste  Entwickelung 716 

Wiese,  Schulwesen.    lY.  II 


—    XVIII    — 

Seite 

8.  Schulbücher 718 

9.  Statistik  der  Reifeprüfungen. 

A)  bis  D)  Zahl  deijenigen  jungen  Männer,  welche  in  den  einzelnen  Jahren 
auf  Gymnasien,  Realgymnasien,  Realschulen  2.  Ordnung,  Ober- 
realschulen das  Zeugnis  der  Reife  erworben  haben,  nach  Pro- 
Tjnzen  geordnet     721 

E)  bis  H)  Übersicht  über  die  Berufsarten,  denen  die  von  den  verschiedenen 
Arten  der  Yollanstalten  mit  dem  Zeumisse  der  Reife  entlassenen 
Schüler  sich  widmen  wollten,  nach  Jahrgängen  und  Provinzen 

geordnet 724 

J)  Übersicht   über  die  bis  Michaelis  1900  zur  Reifeprüfung  zu- 

^    isenen  weiblichen  Personen 746 


VIL  Die  Vorbereitung  ffir  das  Lehramt  an  hölieren  Scliulen. 

1.  Die  älteren  Bestimmungen  über  die  Prüfung  für  das  Lehramt  747 

2.  Das  Prüfungsreglement  vom  12.  Dezember  1866 752 

3.  Die  Prüfungsordnung  vom  5.  Februar  1887 755 

4.  Die  Prüfungsordnung  vom  12.  September  1898 759 

5.  Die  praktische  Ausbildung  der  Kandidaten. 

Der  ältere  Zustand 765 

Die  Neuordnung  durch  den  Erlaß  vom  15.  März  1890 768 

Die  älteren  pädagogischen  Seminare  und  ihre  Umgestaltung  im  Sinne  des 

Erlasses  vom  15.  März  1890 771 

6.  Statistik  der  Lehramtsprüfungen. 

A)  Zahl  der  Schulamtskandidaten,  welche  in  den  einzelnen  Jahren  und 
bei  den  verschiedenen  Kommissionen  die  Lehramtsprüfting  bestanden 
haben 773 

B)  Desgl.,  nach  Religionsgemeinschaften  und  Hauptfächern  der  Prüfung 
geordnet 775 

C)  Gesamtzahl  der  Kandidaten,  nach  Religionsgemeinschaften  und  Haupt- 
fächern der  Prüfung  geordnet 785 

D)  Gesamtzahl  der  Kandidaten,  nach  der  Heimat  geordnet 786 

7A.  Statistik  der  anstellungsfähigen  Kandidaten,   nach  Pro- 
vinzen und  Hauptlehrgegenständen  geordnet 787 

7B.   Übersicht    über    die   Beschäftigung    der   Kandidaten    des 

höheren  Schulamts  im  Januar  1902 788 


VIII.  Übertragung  des  Lehramtes  an  höheren  Schulen.   Ferienkurse 

und  ihnliche  Veranstaltungen  ffir  Lehrer. 

1.  Beschäftigung  der  Kandidaten  nach  erlangter  Anstellungs- 
fähigkeit; Anciennetätsprinzip,  Vereidigung. 

Anciennetätslisten 793 

Anrechnung  der  Militärdienstzeit 795 

Beschränkungen  der  Patronate  der  vom  Staate  unterstützten  Anstalten 

bezüglich  der  Anstellung  von  Kandidaten 796 

Die  Vereidigung 798 

2.  Die  Anstellung 799 

3.  Ferienkurse  und  andere  Einrichtungen  zur  wissenschaft- 
lichen und  praktischen  Fortbildung  der  Lehrer 803 

4.  Lehrerstatistik. 

A)  Durchschnittliches  Lebensalter  der  in  den  Jahren  1895—1900  fest- 
angestellten Kandidaten 806 

B)  Übersicht  über  die  Zeiträume,  welche  bei  diesen  Kandidaten  zwischen 

der  Reifeprüfong  und  der  festen  Anstellung  u.  s.  w.  lagen 808 

C)  Durchschnittliches  Lebensalter  der  im  Schuljahre  1899  angestellten 
Kandidaten 812 
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1.  Amtsbezeichnangen  und  Titel 816 

2.  Die  RangverhältniBse 820 

5.  Die  Besoldungen. 

A)  Die  Zeit  bis  1892 823 

Die  früheren  Versuche  zur  Herbeiführung  eines  regelmäCsigen  Auf- 
rückens im  Gehalte,  eemeinsame  Stellenetats 827 

B)  Der  Normaletat  vom  4.  Mai  1892 828 

Die  feste  Zulage  in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt 881 

Berechnung  des  Besoldungsdienstalters 832 

G)  Das  Gesetz  vom  25.  Juli  1892 835 
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Ludwig  Wiese. 

Ein  Lebensbild. 


Ludwig  Wiese  erblickte  am  30.  Dezember  1806  in  Herford  das  Licht 
der  Welt.  Sein  Vater,  ein  Büchsenmacher,  stammte  aus  Pommern,  seine 
Mutter  war  eine  Tochter  der  roten  Erde.  In  den  Wirren  des  Krieges 
ward  die  Familie  von  Herford  nach  Colberg,  nach  Königsberg  und  wieder 
nach  Colberg  verschlagen;  hier  machte  sich  der  alte  Nettel^ck,  der  ein 
grofser  Kinderfreund  war,  viel  mit  dem  Knaben  zu  schaffen.  1816  siedelten 
die  Eltern  nach  Berlin  über,  und  hier  wurde  der  Sohn  1820  als  Frei- 
zögling der  Plamannschen  Anstalt  übei^eben.  Von  1822—1826  besuchte 
er  das  Friedrich  Wilhelms-Oymnasium ;  er  verliefs  dasselbe  mit  dem  Ab- 
gangszeugnisse Nr.  I,  um  in  Berlin  Theologie  und  Philologie  zu  studieren. 

Wie  Ludwig  Wiese  schon  auf  dem  Gymnasium  vom  Direktor  Spilleke 
in  sein  Haus  gezogen  war,  um  die  Beaufsichtigung  der  Söhne  zu  über- 
nehmen und  ihm  selber  bei  allerlei  äufseren  Geschäften  zur  Hand  zu  sein, 
so  wurde  er  auf  der  Universität  von  Immanuel  Bekker  ersucht,  ihm  bei 
der  Herausgabe  griechischer  und  römischer  Autoren  behilflich  zu  sein. 
Erfolgreich  wie  seine  Schuljahre  waren  auch  seine  Universitätsjahre. 
1829  erwarb  er  sich  in  Berlin  die  philosophische  Doktorwürde,  und  schon 
im  Herbste  desselben  Jahres  trat  er  am  Friedrich  Wilhelms-Gymnasium 
als  vollbeschäftigter  Probekandidat  und  Ordinarius  der  Sexta  ein.  1831 
wurde  er  als  Konrektor  an  das  Gymnasium  in  Clausthal,  1833  als  Prorektor 
an  das  Gymnasium  zu  Prenzlau  und  1838  als  Professor  an  das  Joachims- 
thalsche  Gymnasium  zu  Berlin  berufen ;  an  diesem  wurde  er  1845  zugleich 
Alumnatsinspektor.  An  allen  Orten  hat  er  in  Segen  gewirkt,  in  allen 
Stellungen  hat  er  sich  bei  jung  und  alt  Liebe,  Achtung  und  Vertrauen 
erworben.  In  allen  Klassen  hat  er,  von  einer  zur  anderen  aufsteigend, 
das  Ordinariat  bekleidet,  am  längsten  in  Prima;  in  fast  allen  Lehrgegen- 
ständen hat  er  unterrichtet,  am  meisten  und  am  liebsten  in  den  alten 
Sprachen,  im  Deutschen  und  in  der  Religion.  So  lernte  er  alle  Unterrichts- 
fächer nach  Inhalt  und  Umfang,  sowie  die  Methodik  der  einzelnen  Fächer 
kennen;  er  war  ferner  gehalten,  mit  den  grofsen  Fragen  der  Erziehung 
und  des  Unterrichts  sich  bekannt  zu  machen;  endlich  traten  ihm  die 
Lehrerkollegien  und  die  Schüler  verschiedener  Provinzen  und  verschiedener 
Bildungsstufen  entgegen.  Das  war  eine  gute  Vorbereitung  für  den  Dienst 
in  jener  Stellung,  in  die  er  später  berufen  werden  sollte. 

Besonders  ernst  nahm  Wiese  es  mit  den  Religionsstunden,  weil  er  von 
der  Überzeugung  durchdrungen  war,  dafs  es  hier  mit  der  Erkenntnis  allein 
nicht   gethan  sei,    sondern    dafs   der  ganze  Mensch  mit  seinem  Gemüt 
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und  seinem  Willen  gefesselt  werden  müsse.  In  allen  Gegenständen  sah  er 
es,  wenigstens  in  den  oberen  Klassen,  darauf  ab,  dafs  die  Schüler  denken^ 
sprechen  und  arbeiten  lernten ;  dieses  Ziel  suchte  er  mit  klarer  Erkenntnis 
und  auf  methodischem  Wege  zu  erreichen. 

Mit  dem  Lehrer  ging  bei  Wiese  immer  der  Erzieher  Hand  in  Hand. 
Kenntnisse  —  das  war  ihm  klar  geworden  —  und  Fertigkeiten  allein  thun  ea 
nicht,  sie  bilden  nur  einseitig;  die  Erziehung  geht  auf  den  ganzen  Menschen 
und  fafst  ihn  innerlich.  Die  Pädagogik  hatte  nach  ihm  keine  geringere 
Aufgabe  als  die,  die  edelsten  Kräfte  und  Impulse  in  der  Seele  zu  erwecken, 
den  Willen  auf  die  rechten  Ziele  zu  richten,  d.  h.  zur  Freiheit  zu  er- 
ziehen, und  zwar  so,  dafs  der  Zögling,  wenn  er  aus  den  Schranken  der 
Jugendjahre  entlassen  war,  die  Fähigkeit  und  den  Willen  habe,  dieselbe 
Richtung  selbständig  zu  verfolgen.  Diese  Erziehung  aber  und  namentlich 
diese  Selbsterziehung  zur  Freiheit  bleibt  unverstanden  und  gelingt  nicht,  wenn 
das  kurze  zeitliche  Leben  von  seiner  ewigen  Bestimmung  losgelöst  wird; 
die  rechte  Pädagogik  gedeiht  nur  auf  religiöser  Grundlage.  Von  diesen 
Überzeugungen  war  Wieses  pädagogisches  Streben  und  Thun  bestimmt;  als 
ein  Lehrer,  der  sich  Gott  verantwortlich  wufste,  hat  er  an  Geist  und  Herz 
der  ihm  anvertrauten  Jugend  gearbeitet.  Dafs  er  bei  allem  Adel  seines 
Strebens  Mifsgriffe  gethan  und  Irrtümer  begangen  hat,  giebt  er  selbst 
freimütig  zu.  Er  hat  namentlich  im  Religionsunterrichte  bisweilen  mehr 
die  Strenge  des  Gesetzes  hervorgekehrt  und  vielleicht  hier,  und  da  einmal 
mehr  abstofsend  als  anziehend  gewirkt.  Aber  mit  voller  Überlegung,  mit 
warmem  Herzen  und  mit  hingebender  Treue  hat  er  überall  gelehrt;  sein 
Unterricht  ist  immer  der  Art  gewesen,  dafs  er  Geist  zeigte  und  Geist 
weckte,  und  seinem  Schaffen  sind  reiche  Früchte  beschert  worden. 

Im  Jahre  1842  erhielt  Wiese  Urlaub  zu  einer  mehrmonatigen  Reise 
nach  Italien.  Er  drang  .über  Rom  und  Neapel  bis  Sicilien  vor.  Von  dieser 
Reise  sagt  er  selbst,  dafs  er  durch  sie  eine  geläuterte,  auf  tieferem  Kunst- 
verständnisse beruhende  Bildung  gewonnen  und  dafs  er  eine  Erfrischung 
seines  ganzen  Wesens  mit  heimgebracht  habe.  Eine  weitere  Ausdehnung 
erfuhr  sein  Gesichtskreis  durch  eine  Reise  nach  Württemberg  und  den 
Besuch  dortiger  Schulen  und  Lehrer.  Der  Buchhändler  Liesching  in  Stutt- 
gart, den  er  während  der  Generalsynode  in  Berlin  kennen  gelernt  hatte, 
lud  ihn  und  seine  Frau  —  Wiese  war  seit  1832  mit  einer  Tochter  seines 
früheren  Direktors  Spilleke  glücklich  verheiratet  —  nach  Liebenzell  im 
Schwarzwald  ein;  sie  folgten  der  Einladung,  und  Wiese  richtete  auf 
alles  sein  Augenmerk,  auf  Natur  und  Kultur,  auf  Weltliches  und  Geistliches, 
vor  allem  aber  auf  die  Schulen,  auf  das  Alumnatswesen,  die  Unterrichts- 
weise, die  Prüfung  und  die  Beurteilung  der  Leistungen. 

Noch  bedeutsamer  und  folgenschwerer  war  Wieses  Reise  nach  England 
im  Jahre  1850.  Er  wollte  Rugby  bei  London,  die  Schule,  in  der  Thoma» 
Arnold  eine  so  glänzende  Wirksamkeit  entfaltet  hatte,  und  überhaupt  die 
grofsen  englischen  Colleges  aus  eigener  Anschauung  kennen  lernen,  und 
diesen  Vorsatz  führte  er  aus,  nachdem  er  auf  der  Hinreise  auch  noch  in 
die  belgischen  Schulverhältnisse  und  besonders  in  die  grofsen  Erziehungs- 
anstalten einen  unmittelbaren  Blick  gethan  hatte.  In  England  betrachtete 
er  viel  und  genau,  so  dafs  er  im  stände  war,  in  den  Briefen,  die  er  in 
die  Heimat  sandte,  eingehend  über  englische  Zustände  zu  berichten.  Diese 
Briefe  gefielen  so  sehr,  dafs  seine  Freunde  in  ihn  drangen,  sie  durch  den 
Druck  weiteren  Kreisen  zugänglich  zu  machen.  Das  geschah.  1852  er« 
schienen  seine  „Briefe  über  englische  Erziehung" ;  sie  erregten  ungewöhn- 
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liches  Aufsehen  und  wiesen  dem  Verfasser  einen  hervorragenden  Platz 
unter  den  Pädagogen  an. 

Wohl  hatte  Wiese,  während  er  Student  war,  unter  der  Wucht  der 
Eindrücke,  die  von  so  grundverschiedenen  Persönlichkeiten  wie  Hegel  und 
Schleiermacher,  Neander  und  Hengstenberg,  Böckh,  Lachmann  nnd  Bekker 
und  im  Verkehr  mit  Kommilitonen  wie  Knak,  0hl,  Abeken  und  Krämer 
auf  ihn  einstürmten,  eine  Zeit  lang  in  grofser  Unruhe  hin  und  her 
geschwankt;  insbesondere  übte  die  Kritik  der  Philosophen  auf  die  Vor- 
stellungen, aus  denen  er  sich  seine  innere  Welt  zu  bilden  angefangen  hatte^ 
zuerst  eine  störende  Wirkung  aus,  und  das  machte  ihn  bisweilen  sehr  un- 
ruhig und  unglücklich.  Aber  er  weifs  doch  zu  rühmen,  dafs  er  die 
heilende  Kraft  einer  „Weihe  des  Zweiflers  erfuhr.  Er  drang  siegreich 
durch  zum  Glauben  an  die  Erlösung  durch  Jesum  Christum,  und  seitdem 
hatte  seine  Seele  für  alle  Zukunft  Festigkeit  und  Frieden  gewonnen. 

Dieser  positive  Standpunkt,  seine  vielfach  bewährte  praktische 
Tüchtigkeit  und  die  in  seinen  Schriften  bekundete  klare  Einsicht  in  das, 
was  not  that,  waren  es  ohne  Zweifel,  die  den  Minister  v.  Raumer  auf 
Wiese  aufmerksam  machten.  Zunächst  schickte  der  Minister  ihn  im  An- 
fang des  Jahres  1852  in  die  Provinzen  Westfalen  und  Sachsen  mit  dem 
Auftrage,  über  den  Stand  der  Dinge  auf  den  dortigen  höheren  Schulen 
zu  berichten.  Schon  im  August  desselben  Jahres  wurde  Wiese  an  Stelle 
des  ausscheidenden  Geheimrates  Kortüm  zum  Geheimen  Regierungs-  und 
Vortragenden  Rate  im  Ministerium  der  geistlichen,  Unterrichts- und  Medizinal- 
angelegenheiten ernannt.  Damit  begann  die  Zeit  seiner  grofsen  öffentlichen 
Wirksamkeit. 

Zunächst  erachtete  es  Wiese  als  seine  Pflicht,  viel  zu  reisen,  um  selbst 
zu  sehen.  Er  brachte  es,  wie  er  in  seinen  Lebenserinnerungen  berichtet, 
in  den  ersten  sechs  Jahren  seiner  Thätigkeit  als  Vortragender  Rat  fertig, 
den  gröfsten  Teil  der  bedeutenderen  höheren  Schulen  Preufsens  von  der 
russischen  bis  an  die  französische  Grenze  aus  eigener  Anschauung  kennen 
zu  lernen.  Solche  Reisen  waren  natürlich  sehr  nützlich  und  lehrreich ;  sie 
bereicherten  die  Schul-  und  Welterfahrungen  des  Mannes,  der  von  nun  an 
hauptsächlich  am  „grünen  Tische''  zu  arbeiten  berufen  war,  und  be- 
richtigten seine  Vorstellungen  am  Leben  selber.  Aber  er  mufste  diesen 
Vorteil  teuer  erkaufen;  denn  wenn  er  heimkehrte,  dann  warteten  seiner 
ganze  Stöfse  der  von  ihm  zu  bearbeitenden  Eingänge.  Zum  Glück  fand 
er  sich  in  das  Technische  seiner  Stellung,  in  das  Lesen  und  Berichten, 
das  Vortragen  und  das  Entwerfen  von  Bescheiden,  bald  hinein. 

Von  den  gröfseren  reformatorischen  Arbeiten,  an  denen  Wiese  in  erster 
Linie  beteiligt  war,  ist  zunächst  die  im  Jahre  1856  erfolgte  Revision  des 
Gymnasiallehrplanes  und  des  Abiturienten-Prüfungsreglements  zu  nennen. 
Die  alten  Sprachen  erhielten  in  umfassenderem  Mafse,  als  es  bisher  der  Fall 
war,  die  centrale  Stellung  im  Lehrplane;  das  griechische  Skriptum,  das 
1834  abgeschafft  war,  wurde  wieder  eingeführt,  und  die  Lehrer  sollten 
nunmehr  das  ausschlaggebende  Wort  bei  der  Reifeprüfung  aus  ihrer 
Kenntnis  der  Schüler  heraus  sprechen. 

Die  zweite  bedeutsame  Arbeit,  mit  der  Wiese  beschäftigt  wurde,  war 
die  am  6.  Oktober  1859  ergangene  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  für 
die  Real-  und  höheren  Bürgerschulen.  Wiese  ist  Zeit  seines  Lebens  ein 
Freund  der  durch  diese  in  den  Schulorganismus  eingeführten  Realschulen 
erster  Ordnung,  der  jetzigen  Realgymnasien,  gewesen  und  hat  auch  bis 
zuletzt  dahin  zu  wirken  gesucht,  dafs  ihren  Abiturienten  der  Zugang  zum 
Studium  der  Medizin  eröffnet  würde. 
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Schon  vor  der  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  hatten  sich 
mehrere  aufserpreufsische  Staaten  an  den  preufsischen  Unterrichtsminister 
mit  der  Bitte  gewandt,  in  engere  Beziehungen  zu  der  preursischen  Schul- 
verwaltung zu  treten ;  dem  Wunsche  wurde  stattgegeben,  und  Wiese  nahm 
Kenntnis  von  dem  Unterricht  der  höheren  Schulen  in  Gotha,  Altenburg, 
Eutin,  Bernburg,  Rudolstadt,  Schleiz  und  anderen  aufserpreufsischen 
Orten.  Auf  einer  dieser  Reisen  besuchte  er  mit  dem  coburgischen  Minister 
den  alten  Rückert  in  Neuses.  Der  greise  Dichter  begrQfste  in  Versen  aus 
dem  Stegreif  die  Verbindung  mit  Preufsen  als  eine  Hoffnung  auf  deutsche 
Einigung,  fügte  dann  aber  in  Prosa  hinzu:  „Aber  Sie  werden  doch  nicht 
verlangen,  dafs  unsre  thüringischen  Jungen  so  viel  lernen  sollen  wie  die 
preufsischen?*'  Er  würde  sich  wohl  zufrieden  geben,  wenn  er  sähe,  dafs 
heute  an  die  Schulen  Thüringens  keine  geringeren  Anforderungen  gestellt 
werden  als  an  die  Preufsens. 

Ein  noch  gröfseres  Feld  der  Wirksamkeit  eröffnete  sich  für  Wiese, 
als  im  Jahre  1866  Hannover,  Schleswig-Holstein,  Kurhessen,  Nassau  und 
Frankfurt  a.  M.  dem  preufsischen  Staate  einverleibt  wurden.  Jetzt  galt 
es,  das  Neue  mit  dem  Alten  durch  innerliche  Anpassung  zu  verbinden,  und 
Wiese  hat  das  trefflich  verstanden.  Er  schonte,  wo  er  konnte,  er  griff 
aber  auch  fest  zu,  wo  es  not  that.  Man  macht  sich  kaum  eine  Vorstellung 
von  den  Schwierigkeiten ,  die  er  zu  überwinden,  von  den  Kämpfen,  die  er 
durchzuführen  hatte.  An  einzelnen  höheren  Schulen  der  neuerworbenen 
Landesteile  bestanden  Freiheiten  und  Eigentümlichkeiten,  die  sich  mit 
preufsischer  Zucht  in  keiner  Weise  vertrugen.  Die  schlimmsten  Erfahrungen 
machte  Wiese  in  dieser  Beziehung  in  Ilfeld.  Hier  mufte  er  streng  ein- 
greifen. Am  21.  Juni  1867  wurde  die  dortige  Anstalt  geschlossen,  am 
15.  Oktober  1867  wurde  sie  mit  neuen  Lehrkräften  und  neuer  Verfassung 
wieder  eröffnet,  und  nunmehr  erblühte  sie  zu  neuem  Leben. 

Aus  dem  Kriege  1870/71  erwuchsen  dem  Verwaltungstalente  Wieses 
neue  Aufgaben.  Nach  dem  Abschlüsse  des  Frankfurter  Friedens  wurde  er 
auf  Anregung  des  Reichskanzlers  nach  Elsafs-Lothringen  gesandt,  um  an 
Ort  und  Stelle  den  thatsächlichen  und  rechtlichen  Bestand  des  höheren 
Unterrichtswesens  kennen  zu  lernen  und  dann  über  dessen  Umgestaltung 
im  deutschen  Sinne  Vorschläge  zu  macheu.  Er  veranlafste,  dafs  die  Lehrer- 
kollegien von  deutschfeindlichen  oder  sonst  schädlichen  Elementen  ge- 
reinigt wurden,  er  entwarf  neue  Lehrpläne,  Amtsinstruktionen  und  Prüfungs- 
ordnungen, sowie  die  Grundlagen  für  die  Neuorganisation  der  Verwaltung 
des  gesamten  höheren  Schulwesens  im  Reichslande. 

Weil  im  preufsischen  Unterrichtsministerium  und  auch  sonst  der  Mangel 
einer  aus  den  Quellen  geschöpften  übersichtlichen  Darstellung  der  Ent- 
wickelung  und  des  Bestandes  unserer  höheren  Lehranstalten  nicht  selten 
empfunden  war  —  wurde  doch  oft  genug  von  auswärtigen  Staaten  und  von 
Privatleuten  Auskunft  über  die  preufsischen  Schuleinrichtungen  begehrt  — , 
so  schrieb  Wiese  1864  das  Buch:  „Das  höhere  Schulwesen  in  Preufsen. 
Historisch-statistische  Darstellung.''  In  den  Jahren  1869  und  1874  gab 
er  Fortsetzungen  desselben  heraus.  In  engem  Zusammenhange  mit  diesem 
Werke  steht  die  Sammlung  der  „Verordnungen  und  Gesetze  für  die  höheren 
Schulen  in  Preufsen" ,  die  Wiese  1867  zuerst  herausgab.  In  den  neu- 
preufsischen  Landesteilen  war  nämlich  der  Wunsch  geäufsert  worden,  einen 
genauen  Einblick  in  das  zu  gewinnen,  was  auf  dem  Gebiete  der  höheren 
Schulen  Geltung  habe.  Aber  auch  weiteren  Kreisen  der  alten  Provinzen, 
ja,  allen  Unterrichtsbehörden  und  Direktoren  höherer  Schulen  kam  eine 
derartige  Zusammenstellung  sehr  gelegen,  weil  man  aus  ihr  sich  leicht 
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Rats  erholen  konnte.    Das  Buch  ist  in  den  Jahre  1886  und  1888  in  dritter 
Auflage  (bearbeitet  von  Kühler)  erschienen. 

An  der  Bildung  einer  Bundesschulkommission  —  der  späteren  Reichs- 
schulkommission —  hatte  Wiese  hervorragenden  Anteil.  Aufserdem  war 
er  Mitglied  der  Ober-Militftr-Studienkommission,  der  Studienkommission  für 
die  Kriegsakademie  und  der  Oberexaminationskommission  für  höhere  Yer- 
waltungsbeamte.  In  der  letzten  dieser  Stellungen  ist  er  zehn  volle  Jahre 
verblieben,  und  diese  Jahre  waren  für  ihn  anziehend  und  lehrreich.  Seine 
Aufgabe  bestand  darin,  den  Stand  der  allgemeinen  wissenschaftlichen  Bildung 
der  Kandidaten  zu  erforschen.  Bei  der  Prüfung  ging  Wiese  auf  alle  möglichen 
Dinge  ein,  aber  nicht,  um  eine  Vielheit  und  eine  Menge  des  Wissens  fest- 
zustellen, sondern  um  zu  sehen,  ob  die  Prüflinge  Klarheit  der  Begriffe, 
Selbständigkeit  des  Urteils  und  Bestimmtheit  des  Ausdruckes  gewonnen 
hätten.  Im  allgemeinen,  so  sagt  er  selbst,  war  es  ihm  immer  mehr  darum 
zu  thun,  zu  erfahren,  was  sie  wufsten,  als  was  sie  nicht  wufsten. 

Auch  dem  kirchlichen  Leben  seiner  Zeit  hat  Wiese  lebendige  Teil- 
nahme zugewandt.  Das  war  ja  bei  einem  so  positiv  gläubigen  und  so 
thätigen  Manne,  wie  er  war,  ganz  natürlich.  1846  nahm  er  an  der  vom 
König  Friedrich  Wilhelm  IV.  berufenen  ersten  Generalsynode  der  evange- 
lischen Landeskirche  Preufsens  teil.  In  dem  Gutachten,  das  er  über 
den  Religionsunterricht  auf  höheren  Schulen  zu  erstatten  hatte,  vertrat 
er  die  Ansicht,  dafs  im  Interesse  der  Aufgaben  der  höheren  Schulen  der 
Religionsunterricht  von  Lehrern  erteilt  werden  müsse,  welche  die  Jugend 
auch  in  die  weltlichen  Wissenschaften  einführten,  dafs  aber  zur  Vorbereitung 
von  Religionslehrern  ^  besondere  Veranstaltungen  erforderlich  seien.  Auch 
später  noch  hat  er  in  der  Generalsynode  wie  in  der  brandenburgischen 
Provinzialsynode  fleifsig  mitgearbeitet ;  insbesondere  hat  er  sich  an  der  Aus- 
arbeitung des  neuen  Gesangbuches  für  die  Provinz  Brandenburg  eifrig 
beteiligt. 

Als  im  Sommer  1848  der  „Evangelische  Verein  für  kirchliche  Zwecke^ 
gegründet  wurde,  war  Wiese  sofort  mit  ganzer  Seele  dabei.  Er  war  nach 
Kramer  und  Mühler  sechs  Jahre  lang  Vorsitzender  des  Vereins,  sorgte  für 
geeignete  Redner  und  hielt  nicht  selten  selbst  einen  Vortrag. 

Es  ist,  wie  man  sieht,  eine  grofse  Reihe  bedeutungsvoller  Arbeiten, 
Umgestaltungen  und  Reformen,  an  denen  Wiese  werkthätigen  Anteil  ge- 
nommen hat  Dabei  kam  ihm  seine  aufserge wohnliche  Arbeitskraft,  die 
sich  auf  eine  eiserne  Gesundheit  stützte,  ebenso  zu  statten  wie  seine  genaue 
Kenntnis  der  Menschen  und  der  Verhältnisse  und  seine  grofse  Gewandtheit 
in  den  Geschäften. 

Wie  Wiese  von  seinen  Vorgesetzten  und  Mitarbeitern  geschätzt  wurde, 
so  schätzten  ihn  sehr  viele  Direktoren  und  Lehrer,  die  Gelegenheit  hatten, 
die  Erhabenheit  seiner  Ziele,  die  Lauterkeit  seiner  Gesinnung,  die  Energie 
seiner  Amtsführung  kennen  zu  lernen,  darunter  auch  nicht  wenige,  die  in 
politischen  und  kirchlichen  Fragen  auf  einem  von  dem  seinigen  grundsätzlich 
verschiedenen  Boden  standen.  Zur  rechten  Würdigung  seiner  Person  und 
seiner  Thätigkeit  gehörte  freilich  volles  Verständnis  und  ge- 
bührende Achtung  seiner  Weltanschauung,  und  die  war  durch  und 
durch  christlich  und  klassisch;  wer  ihn  in  diesem  Stücke  nicht  verstand, 
konnte  ihm  nicht  völlig  gerecht  werden. 

In  der  Rückkehr  zu  jener  Geistesbildung,  die  auf  der  Verbindung  der 
Wissenschaft  mit  dem  christlichen  Glaubensleben  beruht,  sah  Wiese  das 
Heil  der  Jugend  und  des  Volkes.  Eine  nicht  in  der  Tiefe  wurzelnde,  eine 
auf  sich  gestellte  Bildung  hielt  er  für  wertlos  und  ohnmächtig.    Er  äiü^serte 
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wiederholt,  das  Ziel  der  Erziehung  sei  nicht  der  wissende,  sondern  der 
frei  thätige  Mensch;  der  ausschliefsliche  Intellektualismus  sei  unfruchtbar 
und  schädlich ;  Kraft  und  Fähigkeit,  recht  zu  handeln,  erwachse  aus  ethischen 
Wurzeln,  aus  der  Tiefe  der  Seele ;  die  sittliche  Voraussetzung  der  Bildung 
führe  mit  Notwendigkeit  auf  die  Religion ;  erst  durch  den  hierin  angedeuteten 
Zusammenhang  erhalte  die  höhere  wie  die  niedere  Schule  die  Einheit 
eines  lebendigen  Organismus  und  für  die  Thätigkeit  desselben  hohe  und 
feste  Ziele. 

An  diesen  Grundsätzen  haben  allerdings  manche  Kreise  Anstofs  ge- 
genommen und  namentlich  dann,  wenn  nach  ihnen  gehandelt  wurde.  Da- 
durch erklärt  sich  ein  grofser  Teil  der  Angriffe,  die  seine  Thätigkeit  als 
Vortragender  Rat  erfahren  hat.  In  den  Kreisen  der  Lehrer  der  höheren 
Schulen  war  es  allerdings  noch  ein  anderes,  was  das  Aufkommen  einer 
allgemeinen  und  warmen  Neigung  für  seine  Person  verhinderte,  nämlich 
der  teils  scheinbare,  teils  wirkliche  Mangel  an  Teilnahme  für  ihre  äufseren 
Interessen. 

Wiese  war  ein  Idealist,  der  bei  der  Verfolgung  hoher  Ziele  den  Wert 
äufserer  Dinge  vielleicht  zu  gering  anschlug.  Zwar  verschlofs  er  sich  nicht 
der  Erkenntnis,  dafs  mancher  ein  besserer  Lehrer  sein  würde,  wenn  es  ihm 
äufserlich  besser  ginge ;  ebenso  bemerkte  er  wohl,  dafs  die  Gymnasiallehrer  das 
Bewufstsein  hatten,  Staatsbeamte  zu  sein,  und  dafs  sie  bei  einer  Vergleichung 
ihrer  Gehaltsverhältnisse  mit  denen  anderer  Staatsbeamten  sich  zurück- 
gesetzt fühlen  konnten.  Er  hat  auch  dazu  mitgewirkt,  dafs  die  Gehälter 
durch  Normaletats  aufgebessert  wurden.  Es  wäre  also  falsch,  zu  sagen, 
dafs  Wiese  für  die  Lehrer  kein  Herz  gehabt  habe.  Im  Gegenteil,  ihr 
Wohlbefinden,  die  Wahrnehmung  ihrer  Standesinteressen,  ihre  innere,  eine 
gedeihliche  Arbeit  verbürgende  Zufriedenheit  waren  Ziele,  die  er  mit  allem 
Wohlwollen  erstrebte.  Aber  er  ging  den  Lehrern  nicht  weit  genug.  Ins- 
besondere konnte  er  sich  nicht  herbeilassen ,  für  die  Bemessung  des  Ge- 
haltes der  Lehrer  den  Vergleich  mit  den  Richtern  als  mafsgebend  zu 
betrachten.  Auch  die  Bestrebungen,  die  auf  eine  Festsetzung  des  Dienst- 
ranges für  alle  höheren  Lehrer  abzielten,  fanden  bei  ihm  keinen  Wieder- 
hall. Nach  seiner  Auffassung  widerstrebte  der  geistige  Charakter  des 
Lehramtes  einer  Einrangierung;  auch  glaubte  er  an  die  Ehre  erinnern  zu 
sollen,  die  jeder  sich  selbst  durch  seine  Persönlichkeit  gebe  und  der  auch 
im  öffentlichen  Leben  die  gebührende  Anerkennung  zu  teil  werde.  Man 
kann  sich  also  denken,  wie  wenig  erbaut  er  war,  als  er  sah,  wie  die 
Lehrerwelt  unruhig  wurde,  in  lebhafte  Agitation  eintrat,  Versammlungen 
und  Delegiertentage  abhielt,  die  Presse  für  ihre  Bestrebungen  benutzte 
und  sich  mit  Eingaben  wegen  Verbesserung  ihrer  äufseren  Lage  an  den 
Minister  und  an  den  Landtag  wandte.  Aber  seine  herzliche  Neigung  für 
den  Lehrerstand,  aus  dem  er  selbst  hervorgegangen  war,  ist  dadurch  nicht 
beeinflufst  worden.  Das  hat  er  durch  die  Art  seiner  Verfügung  über  seinen 
Nachlafs  gezeigt.  Nach  seiner  letztwilligen  Anordnung  sollte  der  weitaus 
gröfste  Teil  desselben  —  etwa  240000  Mk.  —  den  Töchtern  von  Lehrern 
an  den  zwölf  Anstalten,  mit  denen  ihm  in  nähere  Beziehung  zu  treten  ver- 
gönnt gewesen  war,  zu  gute  kommen. 

Im  Jahre  1875,  bereits  im  70.  Leben^ahre  stehend,  schied  Wiese  aus 
dem  Staatsdienste.  Seitdem  lebte  er  in  Potsdam ;  noch  immer  war  er  eine 
stattliche  Erscheinung  mit  charaktervollem  Kopf  und  scharfblickendem 
Auge.  Er  beobachtete  mit  regstem  Interesse  das  Geistesleben  des  Volkes, 
vor  allem  die  Entwickelung  der  Schulverhältnisse,  und  verwandte  seine  Mufse 
zu  schriftstellerischer  Arbeit  und  zur  Unterhaltung  eines  lebhaften  Brief- 
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i^echsels  mit  Gresinnungsgenossen  und  Freunden.  Bis  zuletzt  war  seine 
Handschrift  fest,  sicher  und  klar,  ein  treues  Abbild  seines  Lebens.  Das 
bedeutendste  Werk  der  letzten  Jahre  ist  seine  Selbstbiographie:  „Er- 
innerungen und  Lebenserfahrungen **  Sie  enthält  eine  Summe  pädagogischer 
Weisheit.  Über  alle  Fragen,  die  uns  heute  beschäftigen,  läfst  der  erfahrene 
Mann  sich  aus,  und  immer  kann  man  von  ihm  lernen.  Das  Verhältnis  der 
liumanistischen  zur  realistischen  Bildung,  der  Wert  der  Methode,  die  Frage 
der  Überbürdung,  die  Stellung  des  Religionsunterrichts  im  Gesamtorganismus, 
Kirche  und  Schule,  die  Zulassung  jüdischer  Lehrer,  Lehrerbildung  und 
viele  andere  Punkte  von  Wichtigkeit  werden  eingehend  erörtert. 

1879  ernannte  die  Universität  Greifswald  Wiese  honoris  causa  zum 
Doktor  der  Theologie,  1884  die  Universität  Edinburg  zum  doctor  of  law. 
Als  es  ihm  im  Jahre  1896  vergönnt  war,  seinen  90.  Geburtstag  zu  feiern, 
zeigte  die  Fülle  der  Ehren,  die  ihm  dargebracht  wurden,  dafs  er  ein  hoch- 
geschätzter und  warm  anerkannter  Mann  sei.  Seine  Majestät  der  Kaiser  und 
König ,  dem  er  1878  als  Prinzen  Wilhelm  in  Cassel  auf  dem  Friedrichs- 
Oymnasium  einige  Fragen  vorgelegt  hatte,  schickte  ihm  ein  grofses  Bild 
seines  ihm  gnädig  zugethanen  Herrschers  mit  der  eigenhändigen  Unter- 
schrift „Von  einem  dankbaren  Schüler^  und  verlieh  ihm  den  Charakter 
als  Wirklicher  Geheimer  Rat  mit  dem  Prädikat  „Excellenz". 

Am  26.  Februar  1900  ist  Wiese  durch  einen  sanften  Tod  in  das 
Jenseits,  in  die  Herrlichkeit  beim  Vater  abberufen  worden.  Er  hat,  rein 
menschlich  gesprochen,  die  Ruhe  verdient,  denn  sein  Leben  ist,  wie  selten 
eins.  Mühe  und  Arbeit  gewesen. 

Die  letzte  seiner  Schriften  —  sie  ist  1897  bei  Wiegandt  &  Grieben 
erschienen  —  handelt  von  der  geistigen  Heimatlosigkeit  in  der  deutschen 
Gegenwart.  Dort  unterscheidet  Wiese  eine  dreifache  Heimat  für  den 
Menschen,  die  aufser  ihm,  die  in  ihm  und  die  über  ihm.  Die  Friedlosig- 
keit  der  Welt  aufser  ihm,  in  die  er  einzugreifen  berufen  war,  hatte  ihm, 
der  seine  Wurzeln  im  Glauben  hatte,  den  Frieden  nicht  zu  trüben  ver- 
mocht, und  nun  ist  er  in  die  ewige  Heimat,  in  den  Frieden  bei  Gott  ein- 
gegangen.   Ehre  seinem  Andenken! 


Abkfirzungen. 

„C.'Bl.''  bedeutet  die  oben  S.  XXI  zu  1, 1  angegebene  Sammlang.   Der  Jahrgang  ist^ 
sofern  er  nicht  anj^egeben  ist»  aus  dem  Zeitpunkte  des  Erlasses  ersichtlich,  auf  den  Bezug 

Senommen  ist;   die  neben  der  Abkürzung  „G.-Bl.**  angegebene  Zahl  weist  auf  die  Seite 
es  betreffenden  Jahrganges  hin. 

„Wiese-Kübler'  bedeutet  die  dritte  Auflage  des  zu  I»  2  angegebenen  Werkes. 

„Beier*^  bedeutet  die  erste  (1899  erschienene)  Auflage  des  zu  I,  7  angegebenem 
Werkes. 


I. 
Allgemeiner  Überblick 

über  die  Entwicklung  des  preursischen  höheren  Schulwesens 

von  1874  bis  1901. 


1.  Einleitung.    Die  Zeit  bis  1882. 

Das  höhere  Schulwesen  Preursens  hat  während  des  letzten  Viertels  des 
neunzehnten  Jahrhunderts  umfassende  Veränderungen  erfahren.  Dafs  es 
in  manchen  Beziehungen  reformbedürftig  war,  stellte  sich  bereits  bei  der 
im  Jahre  1873  nach  Berlin  berufenen  Konferenz  *)  heraus.  Die  Änderungen 
sind  indessen  in  einem  wesentlich  anderen  Sinne  erfolgt^  als  damals  an- 
genommen wurde. 

Das  zeigt  sich  schon  in  den  äufseren  Formen,  unter  denen  die  bezüg- 
lichen Anordnungen  ergangen  sind.  Noch  vor  25  Jahren  hoffte  man  auf 
das  Zustandekommen  eines  das  gesamte  Unterrichts wesen  umfassenden 
Gesetzes.  Für  dieses  sollten  die  Verhandlungen  der  Konferenz  von  1873 
das  erforderliche  Material  liefern.  Der  Entwurf  eines  derartigen  Gesetzes 
wurde  auch  während  der  siebziger  Jahre  im  Unterrichtsministerium  aus- 
gearbeitet. Zur  Vorlage  desselben  an  den  Landtag  ist  es  jedoch  nicht  ge- 
kommen; die  Arbeit  blieb  ein  Versuch,  und  zwar  stellte  sie  den  letzten 
Versuch  dar,  das  gesamte  Unterrichtswesen  in  einem  einheitlichen  Gesetze 
zu  regeln. 

Man  hat  sich  seitdem  mit  dem  Gedanken  vertraut  gemacht,  dafs  die 
weitere  Entwicklung  des  höheren  Schulwesens  nach  wie  vor  auf  dem  Wege 
Königlicher  Verordnungen  oder  durch  Erlasse  des  zuständigen  Ministers  zu 
erfolgen  haben  werde.  Nur  bei  zwei  unmittelbar  und  ausschliefslich  auf 
das  höhere  Schulwesen ,  aber  lediglich  auf  seine  äufsere  Seite  bezüglichen 
Gegenständen  hat  die  Gesetzgebung  eingegriffen,  nämlich  bei  der  Regelung 
des  Pensionswesens  durch  das  Gesetz  vom  25.  April  1896  und  bei  der 
Regelung  der  Gehaltsverhältnisse  für  die  Lehrer  an  den  nicht  vom  Staate 
unterhaltenen  höheren  Schulen  durch  das  Gesetz  vom  25.  Juli  1892'). 

Was  die  innere  Verfassung  der  höheren  Schulen  betrifft,  so  glaubte 
man  vor  25  Jahren,  dafs,  nachdem  der  Gedanke  der  Einheitschule  als  zur 
Zeit  undurchführbar  erkannt  war,  aufser  dem  Gymnasium  nur  noch  die 
lateintreibende  Realanstalt  die  für  die  höheren  Berufsarten  er- 
fordernd^ wissenschaftliche  Vorbildung  zu  geben  im  stände  sei.  Zwar 
fehlte  es  schon  damals  nicht  an  gewichtigen  Stimmen,  welche  den  Unter- 

')  Vgl.  hierüber  Bd.  UI,  S.  32  ff. 
«)  Vgl.  Abschnitt  IX  3  und  5. 
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rieht  im  Lateinischen  an  den  RealanstÄlten  für  entbehrlich  erklärten  und 
der  Ansicht  Ausdruck  gaben,  dafs  auch  ohne  Kenntnis  dieser  Sprache  eine 
höhere  Bildung  erlangt  werden  könne.  Die  Unterrichtsverwaltung  verhielt 
sich  dieser  Auffassung  gegenüber  nicht  grundsätzlich  ablehnend.  In  der 
Erkenntnis  jedoch,  dafs  dieselbe  mit  der  Frage  der  Berechtigungen  im 
engsten  Zusammenhange  stehe,  hatte  sich  der  Unterrichtsminister  bereits 
im  Jahre  1872  an  die  zuständigen  Verwaltungsbehörden  mit  dem  Ersuchen 
um  eine  Äufserung  darüber  gewandt,  ob  den  Realschulen  erster  Ordnung, 
wenn  die  lateinische  Sprache  nicht  mehr  einen  allgemein  verbindlichen 
Lehr  gegenständ  bildete,  ihre  bisherigen  Berechtigungen  erhalten  werden 
könnten.  Die  grofse  Mehrheit  der  Rückäufserungen  lautete  verneinend. 
Es  schien  deshalb  zunächst,  als  ob  bei  der  Frage  nach  der  besten  Art  der 
für  die  höheren  Berufszweige  erforderlichen  Schulbildung  nur  zwischen 
dem  Gymnasium  und  der  lateintreibenden  Realanstalt  die  Wahl  zu 
treffen  sein  würde.  Die  lateinlosen  Anstalten  wurden  demnach  vorläufig 
immer  noch  als  Realschulen  zweiter  Ordnung  betrachtet.  Da  sie  schon 
hierdurch  als  minderwertig  gegenüber  den  lateintreibenden  Realschulen 
mit  neunjährigem  Lehrgange  gekennzeichnet  wurden,  so  fanden  sie  bei  den 
Gemeinden  —  denn  diese  waren  damals  fast  ausschliefslich  bei  der  Unter- 
haltung der  Realanstalten  beteiligt  —  zunächst  nur  geringe  Förderung. 

Trotzdem  gelang  es  den  lateinlosen  Realanstalten  im  Laufe  der  Zeit, 
den  Nachweis  zu  führen,  dafs  auch  sie  im  stände  sind,  für  die  höheren 
Berufsarten  eine  geeignete  Vorbildung  zu  geben.  Diese  Entwicklung  steht 
in  engem  Zusammenhange  mit  den  Umgestaltungen,  welche  die  Gewerbe- 
schulen während  der  siebziger  Jahre  erfahren  hatten. 

Die  Gewerbeschulen  hatten  —  abgesehen  von  wenigen,  die  nach  dem 
Muster  der  Friedrich  Werderschen  Gewerbeschule  zu  Berlin  eingerichtet 
waren  und  allgemeine  Bildungszwecke  verfolgten  —  die  Aufgabe,  ihren 
Schülern  die  Vorbereitung  für  l)estimmte  praktische  Berufszweige  zu 
bieten.  Als  Fachschulen  gehörten  sie  früher  zum  Aufsichtsbereiche  des 
Handelsministers.  Sie  hatten  in  Preufsen  zum  erstenmal  durch  den  Organi- 
sationsplan für  die  Provinzialgewerbeschulen  vom  5.  Juni  1850  ihre  feste 
Gestaltung  erhalten.  Dieser  Plan  wurde  aus  Gründen,  die  im  Abschnitt  III 3 
näher  dargelegt  sind,  durch  den  Organisationsplan  vom  21.  März  1870  er- 
setzt. Aber  bereits  im  Jahre  1877  wurden  die  Vorarbeiten  für  eine  aber- 
malige Umgestaltung  der  Gewerbeschulen  begonnen.  Diese  führte  dahin, 
dafs  die  genannten  Schulen  entweder  in  lateinlose  Realschulen  mit  neun- 
jährigem Lehrgange  verwandelt  wurden  oder  in  lateinlose  höhere  Schulen, 
bei  denen  der  allgemeinen  Bildungszwecken  dienende  Unterricht  mit  der 
Untersekunda  abschlofs  und  sich  diesem  Unterbau  Fachklassen  mit  zwei- 
jährigem Lehrgange  angliederten.  Damit  verloren  die  Gewerbeschulen, 
wenn  von  diesen  Fachklassen  abgesehen  wurde,  den  Charakter  von  Fach- 
schulen. Ihre  Entwicklung  zu  allgemeinen  Bildungsanstalten  hatte  zur 
Folge,  dafs  sie  am  1.  April  1879  aus  dem  Amtsbereiche  des  Handels- 
ministers in  den  des  Unterrichtsministers  übergingen.  Dieser  über- 
trug bald  darauf  die  unmittelbare  Aufsicht  über  sie  den  Provinzialschul- 
kollegien. 

Durch  diese  Vorgänge  erfuhr  die  Zahl  der  lateinlosen  Ilealanstalten 
mit  neunjährigem  Lehrgange  eine  starke  Vermehrung,  so  dafs  sich  bald 
die  Notwendigkeit  herausstellte,  für  die  Lehrpläne  dieser  Schulgattung  all- 
gemeine Bestimmungen  zu  treffen.  Die  aus  Gewerbeschulen  entstandenen 
lateinlosen  Anstalten  mit  sechsjährigem  Lehrgange  waren  zwar  ursprüng- 
lich nur  als  Vorstufe  für  die  Fachklassen  gedacht.    Da  aber  ihr  Lehrplan 
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60  gestaltet  war,  dafs  er  thatsächlich  eine  abschliefsende  allgemeine  Bildung 
fQr  diejenigen  lieferte,  die  sich  nicht  den  höheren  wissenschaftlichen  oder 
technischen  Berufsarten  widmen  wollten  und  für  ihren  besonderen  Beruf 
der  Kenntnis  der  lateinischen  Sprache  nicht  bedurften,  so  war  es  natürlich, 
dafs  sich  Anstalten  jener  Art  auch  unabhängig  von  bereits  vorhandenen 
Gewerbeschulen  und  ohne  den  aus  Fachklassen  bestehenden  Anbau  bildeten. 
Vorbilder  hierzu  waren  ja  in  einzelnen  lateinlosen  höheren  Bürgerschulen 
mit  sechsjährigem  Lehrgange  bereits  vorhanden. 

Die  geschilderte  Entwicklung  hatte  auf  die  Gestaltung  der  neuen  Lehr* 
plane,  die  für  die  höheren  Schulen  im  Jahre  1882  vorgeschrieben  wurden,  einen 
bedeutsamen  Einflufs.  Der  Ursprung  dieser  Lehrpläne  reicht  bis  auf  die  im 
Jahre  1873  veranstaltete  Konferenz  zurück.  Durch  Veröffentlichung  der  Pro- 
tokolle') über  die  Verhandlungen  derselben  wurde  seinerzeit  zu  ausgiebigen 
Erörterungen  in  den  Fachzeitschriften  Anlafs  gegeben.  Über  einzelne  der  in 
der  Konferenz  besprochenen  Punkte  holte  der  Unterrichtsminister  Gutachten 
der  Provinzialschulkollegien  ein,  und  auf  Grund  der  letzteren  liefs  er  dann 
für  sämtliche  Arten  von  höheren  Schulen  im  Jahre  1877  Entwürfe  zu  neuen 
Lehrplänen  ausarbeiten.  Diese  Lehrpläne  waren  ursprünglich  als  Anlage 
zu  dem  bereits  fertiggestellten  Entwürfe  eines  allgemeinen  Unterrichts- 
gesetzes gedacht.  In  der  Erkenntnis  der  Schwierigkeiten,  die  der  Ver- 
abschiedung eines  derartigen  Gesetzes  entgegenstanden,  entschlofs  sich 
jedoch  der  Unterrichtsminister,  ganz  unabhängig  von  demselben  mit  der 
Einführung  jener  Lehrpläne  vorzugehen.  Diese  wurden,  nachdem  die 
Provinzialschulkollegien  sich  über  sie  gutachtlich  geäufsert  hatten ,  durch 
Verfügung  vom  31.  März  1882  veröffentlicht  *).  Bevor  eine  Übersicht  über 
die  durch  sie  herbeigeführten  Umgestaltungen  gegeben  wird,  mufs  indessen 
auf  die  Art,  in  welcher  die  Gliederung  der  höheren  Schulen  sich  bis  zum  Be- 
ginne des  Jahres  1882  gestaltet  hatte,  ein  kurzer  Rückblick  geworfen  werden. 

Nach  der  bisherigen  Organisation  gab  es  nur  zwei  Hauptarten  von 
höheren  Schulen,  Gymnasien  und  Realanstalten.  Die  Lehreinrichtung  der 
ersteren  hatte  ihre  Grundlage  in  den  Erlassen  vom  24.  Oktober  1837  und 
7.  Januar  1856®),  die  der  letzteren  in  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung 
vom  6.  Oktober  1859*).  Als  Vollanstalten  galten  nur  das  Gymnasium  und 
die  Realschule  erster  Ordnung.  Beide  hatten  einen  neun  Jahre  umfassenden 
Lehrgang  und  waren  berechtigt,  Abgangszeugnisse  auszustellen,  durch  welche 
die  wissenschaftliche  Vorbereitung  für  höhere  Berufsarten  dargethan  werden 
konnte.  Die  Realschule  erster  Ordnung  stand  in  dieser  Beziehung  dem 
Gymnasium  jedoch  nicht  gleich ,  denn  das  auf  ihr  erworbene  Reifezeugnis 
reichte  für  die  Zulassung  zu  den  gelehrten  Berufen  im  allgemeinen  nicht 
aus  und  vermochte  erst  seit  dem  Jahre  1871  für  diejenigen,  die  sich  dem 
höheren  Lehrfache  widmen  und  hauptsächlich  in  der  Mathematik  und  den 
Naturwissenschaften  eine  Lehrbefähigung  erwerben  wollten,  mit  gewissen 
Beschränkungen  das  Reifezeugnis  eines  Gymnasiums  zu  ersetzen.  Die 
Progymnasien  waren  unvollständige  Gymnasien,  die  höheren  Bürgerschulen 
unvollständige    Realschulen.      Beiden    Arten    von    Anstalten    fehlte    die 


')  Vel.  C.-Bl.  von  1874,  S.  1  ff.  Von  der  Verlagshandlung  (Wilhelm  Hertz)  ist  ein 
Sonderabdruck  herausgegeben  worden. 

2)  Die  Pläne  sind  bei  Wiese-Eübler  Bd.l,  S.  110  ff.  abgedruckt.  Sonderabdruck 
Berlin  1882  im  Verlage  von  Wilhelm  Hertz,  C.-Bl.  S.  234 ff.  Im  Abgeordnetenhause 
wurden  sie  am  17.  März  1882  besprochen  (vd.  Stenogr.  Berichte  der  XIV.  Legislatur- 
periode, Session  3,  S.  918  und  die  Denkschrift  in  Nr.  25  der  Drucksachen). 

8)  Wiese,  V.  u.  G.,  2.  Aufl.    Bd.  I,  S.  35 ff. 

*)  Ebd.  Bd.  I,  S.  42  und  Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  70. 

1  * 
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einheitliche  GestaltuDg,  da  bei  ihnen  die  Zahl  der  aufsteigenden  Klassen 
verschieden  war  und  sich  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  richtete.  Die- 
jenigen höheren  Bürgerschulen,  welche  die  Klassen  Sexta  bis  Sekunda 
einer  Realschule  erster  Ordnung  enthielten  und  in  diesen  Klassen  im 
wesentlichen  den  Lehrplan  der  bezeichneten  Schulgattung  verfolgten,  waren 
mit  staatlichen  Berechtigungen  versehen.  An  ihnen  konnten  Abgangs- 
prüfungen veranstaltet  werden,  und  die  über  das  Bestehen  derselben  aus- 
gestellten Zeugnisse  galten  als  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Befähigung 
für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst.  Die  Kabinettsordre  vom  13.  Mai 
1865^)  ermöglichte  eine  Erweiterung  der  mit  den  höheren  Bürgerschulen 
verbundenen  Berechtigungen.  Sie  ordnete  nämlich  an,  dafs  für  diese  An- 
stalten, sofern  sie  vom  Unterrichtsminister  als  gleichstehend  einer  Real- 
schule erster  Ordnung  in  den  entsprechenden  Klassen  anerkannt  sind, 
nach  vorgängiger  Revision  die  Gleichstellung  mit  den  Realschulen  erster 
Ordnung  bezüglich  der  Ausstellung  von  Militärzeugnissen  durch  gemeinschaft- 
lichen Bericht  der  Minister  des  Unterrichts,  des  Krieges  und  des  Innern 
bei  dem  Könige  beantragt  werden  könne.  Diese  Gleichstellung  erfolgte, 
sofern  die  Vorbedingungen  gegeben  waren,  in  jedem  einzelnen  Falle  durch 
königlichen  Erlafs.  Sie  hatte  zur  Folge,  dafs  zur  Erlangung  des  Militär- 
zeugnisses nicht  mehr  das  Bestehen  der  Abgangsprüfung,  sondern  nur  noch 
der  Besuch  der  der  Sekunda  einer  Realschule  erster  Ordnung  entsprechen- 
den Klasse,  d.  h.  der  obersten  Klasse  der  höheren  Bürgerschule,  während 
der  für  Realschulen  festgesetzten  Zeit  erforderlich  war.  Diese  „erweiterte 
Berechtigung**  wurde  zuerst  einigen  Schulen  der  Rheinprovinz  eiteilt.  Sie 
wurde  im  Jahre  1867  auch  auf  die  Zulassung  zum  Postdienste  ausgedehnt. 
Die  Realschulen  zweiter  Ordnung  hatten  einen  noch  weniger  bestimmten 
Charakter  als  die  Progymnasien  und  die  höheren  Bürgerschulen.  Sie 
konnten  als  Realanstalten  betrachtet  werden,  die  zwar  hinsichtlich  ihres 
Lehrziels  über  die  höheren  Bürgerschulen  meistens  hinausgingen,  aber  die 
Erfordernisse  der  Realschulen  erster  Ordnung  nicht  vollständig  erfüllten, 
sei  es,  dafs  an  ihnen  kein  allgemein  verbindlicher  lateinischer  Unterricht 
erteilt  wurde,  sei  es,  dafs  die  Dauer  ihres  Lehrganges  geringer  war,  sei  es 
endlich,  dafs  sie  in  Bezug  auf  Lehrkräfte,  Lehrmittel,  Dotation  hinter  jenen 
Anstalten  zurückstanden.  Endlich  waren,  wie  bereits  oben  bemerkt  wurde, 
noch  einige  lateinlose  höhere  Bürgerschulen  vorhanden.  Bezüglich  der  inneren 
Einrichtung  der  beiden  letztgenannten  Schulgattungen,  insbesondere  hin- 
sichtlich des  Lehrplanes,  waren  in  erster  Linie  das  örtliche  Bedürfnis  und 
die  Wünsche  der  zu  ihrer  Unterhaltung  verpflichteten  Patrone  mafsgebend.. 

2.   Die  LehrpUne  von  1882. 

Die  Lehrpläne  von  1882  machten  der  Willkür  ein  Ende,  die  bisher 
bezüglich  der  nicht  zu  den  Gymnasien  und  den  Realschulen  erster  Ord- 
nung gehörigen  höheren  Schulen  geherrscht  hatte.  Sie  ordneten  alle 
Anstalten  in  bestimmt  abgegrenzte  Gattungen  ein  und  stellten  für  jede 
derselben  —  auch  für  die  lateinlosen  Real anst alten,  die  infolge  der  ge- 
schilderten Umwandlungen  der  älteren  Gewerbeschulen  eine  erhöhte  Be- 
deutung gewonnen  hatten  —  einen  Normallehrplan  auf,  mit  der  Mafsgabe, 
dafs  Abweichungen  nur  in  beschränktem  Umfange  zulässig  sein  sollten. 
Ferner  gaben  sie  der  Entwicklung,  durch  welche  die  lateinlosen  Real- 
anstalten mit  neunjährigem  Lehrgange  aus  ihrer  früheren  untergeordneteiL 

')  Vgl.  hierüber  Wiese,  V.  u.  G.   1.  Aufl.  Bd.  I,  S.  253. 
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Stellung  als  Realschulen  zweiter  Ordnung  herausgehoben  wurden ,  einen 
gewissen  äufseren  Abschlufs,  indem  sie  dieselben  den  Gymnasien  und  den 
bisherigen  Realschulen  erster  Ordnung  als  VoUanstalten  unter  dem  Namen 
^ Oberrealschulen"  zur  Seite  stellten. 

Über  die  wichtigsten  Einzelbestimmungen  der  Lehrpläne  von  1882 
wird  in  Abschnitt  III  berichtet  werden.  Hier  mögen  folgende  allgemeine 
Bemerkungen  genügen.  Das  Gymnasium  und  die  bisherige  Realschule 
erster  Ordnung  wurden  einander  genähert,  indem  dort  den  Forderungen 
des  modernen  Lebens  in  höherem  Mafse  als  bisher  Rechnung  getragen,  hier 
in  den  oberen  Klassen  eine  Vermehrung  der  für  das  Lateinische  festgesetzten 
Stundenzahl  vorgenommen  wurde.  Die  dazu  erforderliche  Zeit  wurde  bei 
den  Gymnasien  durch  Verringerung  der  für  das  Lateinische,  bei  den  Real- 
schulen erster  Ordnung  durch  Verringerung  der  für  die  Realien  angesetzten 
Stundenzahl  gewonnen.  Der  auf  diese  Weise  herbeigeführten  Abschwächung 
des  Unterschiedes  in  dem  Lehrplane  der  beiden  Schulgattungen  wurde  auch 
änfserlich  Rechnung  getragen,  indem  den  bisherigen  Realschulen  erster 
Ordnung  der  Name  „Realgymnasium^  beigelegt  wurde.  Durch  jene  Ab- 
schwächung, insbesondere  durch  Verlegung  des  Beginns  des  griechischen 
Unterrichts  nach  Tertia,  wurde  erreicht,  dafs  der  Lehrplan  beider  Schul- 
arten in  den  drei  unteren  Klassen  übereinstimmte  und  deshalb  der  Über- 
gang von  einer  Anstalt  der  einen  auf  eine  Anstalt  der  anderen  Art 
wesentlich  erleichtert  wurde.  Die  besondere  Pflege  der  Realien  wurde  den 
Oberrealschulen  überlassen. 

Die   Lehrpläne   von   1882  unterschieden  folgende   7  Schulgattungen: 

A)  Vollanstalten:    1.  Gymnasium;   2.  Realgymnasium;    3.  Oberrealschule. 

B)  Nichtvollanstalten :  4.  Progymnasium;  5.  Realprogymnasium;  6.  Real- 
schule; 7.  höhere  Bürgerschule.  Die  unter  Ziffer  4,  5  und  6  angegebenen 
Nichtvollanstalten  unterschieden  sich  von  den  entsprechenden  Vollanstalten 
nur  durch  das  Fehlen  der  Prima.  Dagegen  waren  die  höheren  Bürger- 
schulen nicht  etwa  als  unvollständige  Realschulen  oder  Oberrealschulen, 
sondern  als  selbständige  Anstalten  gedacht,  die  nicht  die  Tendenz  in  sich 
trugen,  später  zu  Vollanstalten  auszuwachsen,  sondern  einen  in  sich  abge- 
schlossenen Lehrplan  erhielten  und  eine  gediegene  Vorbildung  für  die 
bürgerlichen  Berufsarten  darbieten  sollten. 

In  der  Einreihung  der  Oberrealschulen  unter  die  Vollanstalten  lag 
das  grundsätzliche  Anerkenntnis,  dafs  Vertrautheit  mit  der  lateinischen 
Sprache  zum  Nachweise  höherer  Bildung  nicht  mehr  als  erforderlich  be- 
trachtet wurde.  Freilich  bedurfte  es  fast  noch  eines  Jahrzehnts,  bis  mit 
einer  umfassenden  Bethätigung  dieses  Grundsatzes  auf  dem  Gebiete  des 
Berechtigungswesens  begonnen  wurde. 

Die  Lehrpläne  von  1882  waren  nicht  im  stände,  auf  dem  Gebiete  des 
höheren  Unterrichts  dem  zwischen  den  Anhängern  der  verschiedenen  Schul- 
gattungen bestehenden  Streit  ein  Ende  zu  machen  oder  ihn  auch  nur  zu 
mildem.  Im  Gegenteil,  die  Freunde  des  Realgymnasiums  verlangten, 
nachdem  für  dieses  eine  wesentliche  Verstärkung  der  für  den  lateinischen 
Unterricht  festgesetzten  Stundenzahl  erreicht  war,  mit  erhöhtem  Nach- 
drucke die  Beseitigung  des  sogenannten  Monopols  der  Gymnasien  und  dem- 
gemäfs  die  Zulassung  der  Realgymnasial- Abiturienten,  wenn  nicht  zu  allen 
Fakultäten,  so  doch  mindestens  zum  Studium  der  Heilkunde  und  zu  den 
ärztlichen  Prüfungen.  Andererseits  war  dem  Realgymnasium  in  der  Ober- 
realschule ein  nicht  zu  unterschätzender,  für  seine  Existenz  geradezu  ge- 
fährlicher Konkurrent  erwachsen.  Zwar  war  diese,  wie  oben  bereits  an- 
gedeutet ist,    mit  Berechtigungen   nur  dürftig    ausgestattet.     Es  fehlte 
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demnach  für  diejenigen,  denen  es  nicht  auf  eine  eigentlich  fachliche 
Vorbildung  ankam,  der  praktische  Anreiz,  sich  auf  einer  Oberrealschule 
das  Zeugnis  der  Reife  zu  erwerben.  Um  so  lebhafter  machten  sich  die 
Bestrebungen  geltend,  für  diese  Schulgattung  umfassendere  Berechtigungen 
zu  erwirken  und  ihren  Abiturienten  den  Zutritt  zu  den  technischen  Hoch- 
schulen und  allen  höheren  praktischen  Berufsarten,  wo  möglich  auch  zu  den 
Universitäten  und  den  gelehrten  Berufsarten  zu  sichern.  Die  Aussicht, 
dieses  Ziel  zu  erreichen,  verbesserte  sich  in  dem  Mafse,  in  welchem  der 
Nachweis  gelang,  dafs  eine  auf  die  neueren  Sprachen  und  die  Realien  ge- 
gründete allgemeine  Bildung  derjenigen,  die  auf  der  Kenntnis  der  klassischen 
Sprachen,  insbesondere  der  lateinischen,  beruht,  als  gleichwertig  an  die 
Seite  gestellt  werden  kann.  Diesen  Nachweis  suchten  nunmehr  die  Freunde 
der  Oberrealschule  zu  erbringen.  Dadurch  kamen  sie  von  selbst  in  einen 
Gegensatz  zu  den  Anhängern  des  Realgymnasiums,  und  dieses  hatte  nun 
nach  zwei  Seiten  um  sein  Dasein  zu  kämpfen.  Denn  sehr  bald  einigten 
sich  hervorragende  Vorkämpfer  der  Gymnasien  und  der  Oberrealschule  zu 
dem  Satze,  dafs  es  für  die  höheren  Berufsarten  nur  zwei  Arten  der 
wissenschaftlichen  Vorbildung  gebe,  die  humanistische  und  die  realistische, 
und  dafs  für  die  letztere  die  lateinische  Sprache  auszuscheiden  habe. 
Dieser  Satz  bildete  den  Grundgedanken  mehrerer  Beschlüsse,  die  in  der 
nunmehr  zu  erörternden  Schulkonferenz  von  1890  gefafst  wurden. 

Auch  abgesehen  von  diesem  einen  Punkte  hatte  sich  für  eine  ein- 
gehende Beratung  der  wichtigsten  auf  das  höhere  Schulwesen  bezüg- 
lichen Fragen  in  einer  von  der  Staatsgewalt  einberufenen  Versammlung 
von  Männern,  die  in  der  einen  oder  anderen  Richtung  als  beteiligt  gelten 
mufsten,  und  deren  Person  für  die  erforderliche  Sachkenntnis  und  Un- 
befangenheit des  Urteils  Gewähr  leistete,  seit  dem  Jahre  1873  reichlicher 
Stoff  angesammelt.  Die  Methodik  des  Unterrichtes,  das  Prüfungswesen 
und  die  Ausbildung  der  Lehrer,  die  Fürsorge  für  das  körperliche  Wohl 
der  Schüler  und  für  die  äufsere  Stellung  der  Lehrer,  sowie  die  Frage  der 
Unterhaltung  der  Schulen  hatten  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  ebenfalls 
in  einem  früher  nicht  geahnten  Umfange  in  Anspruch  genommen. 

3.  Die  Sehnlkonferenz  von  1890. 

Den  äufseren  Anlafs  zur  Einberufung  der  Schulkonferenz  von  1890 
gab  der  folgende,  am  1.  Mai  1889  an  das  Staatsministerium  ergangene 
Königliche  Erlars: 

Schon  längere  Zeit  hat  Mich  der  Gedanke  bcBch&ftifft,  die  Schule  in  ihren 
einzelnen  Abstufungen  nutzbar  zu  machen,  um  der  Ausbreitung  socialistischer 
und  kommunistischer  Ideen  entgegenzuwirken.  In  erster  Linie  wird  die  Schule 
durch  Pflege  der  Gottesfurcht  und  der  Liebe  zum  Vaterlande  die  Grundlage  für 
eine  gesunde  Auffassune  auch  der  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Verhältnisse 
zu  legen  haben.  Aber  Ich  kann  mich  der  Erkenntnis  nicht  yerschlielsen,  dafs  in 
einer  Zeit,  in  welcher  die  socialdemokratischen  Irrtümer  und  Entstellungen  mit 
vermehrtem  Eifer  verbreitet  werden,  die  Schule  zur  Förderung  der  Erkenntnis 
dessen ,  was  wahr ,  was  wirklich  und  was  in  der  Welt  möglich  ist,  erhöhte^  An- 
strengungen zu  machen  hat.  Sie  mufs  bestrebt  sein,  schon  der  Jugend  die  Über- 
zeuffung  zu  verschaffen,  dafs  die  Lehren  der  Social demokratie  nicht  nur  den 
göttlichen  Geboten  und  der  christlichen  Sittenlehre  widersprechen,  sondern  in 
Wirklichkeit  unausführbar  und  in  ihren  Eonsequenzen  dem  Einzelnen  und  dem 
Ganzen  gleich  verderblich  sind.  Sie  mufs  die  neue  und  die  neueste  Zeitgeschichte 
mehr  als  bisher  in  den  Kreis  der  Unterrichtsgegenstände  ziehen  und  nachweisen, 
daft  die  Staatsgewalt  allein  dem  Einzelnen  seine  Familie,  seine  Freiheit,  seine 
Rechte  schützen  kann,  und  der  Jugend  zum  Bewußtsein  bringen,  wie  Preufsens 
Könige    bemüht    gewesen    sind,    in    fortschreitender   Entwicklung    die    Lebens- 
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bedingungen  der  Arbeiter  zu  heben,  von  den  gesetzlichen  Reformen  Friedrichs 
des  Gro&en  bis  heut  Sie  muls  ferner  durch  statistische  Thatsachen  nachweisen, 
wie  wesentlich  und  wie  konstant  in  diesem  Jahrhundert  die  Lohn-  und  Lebens- 
yerhältnisse  der  arbeitenden  Klassen  unter  diesem  monarchischen  Schutze  sich 
verbessert  haben. 

Um  diesem  Ziele  näherzukommen,  rechne  Ich  auf  die  volle  Mitwirkung 
Meines  Staatsministeriums.  Indem  Ich  dasselbe  auffordere,  den  Gegenstand  in 
weitere  Erwägung  zu  ziehen  und  Mir  bestimmte  Vorschläge  zu  machen,  will  Ich 
nicht  unterlassen,  nachstehende  Gesichtspunkte  besonderer  Beachtung  zu  em- 
pfehlen. 

1.  Um  den  Religionsunterricht  in  dem  angedeuteten  Sinne  fruchtbarer  zu 
machen,  wird  es  erforderlich  sein,  die  ethische  Seite  desselben  mehr  in  den  Vorder- 
grund treten  zu  lassen,  dagegen  den  Memorierstoff  auf  das  Notwendige  zu  be* 
schränken. 

2.  Die  vaterländische  Geschichte  wird  insonderheit  auch  die  Geschichte 
unserer  socialen  und  wirtschaftlichen  Gesetzgebung  und  Entwicklung  seit  dem  Be- 
ginne dieses  Jahrhunderts  bis  zu  der  gegenwärtigen  socialpolitischen  Gesetzgebung 
zu  behandeln  haben,  um  zu  zeigen,  wie  die  Monarchen  Preufsens  es  von  jener  als 
ihre  besondere  Aufgabe  betrachtet  haben,  der  auf  die  Arbeit  ihrer  Hände  aufge- 
wiesenen Bevölkerung  den  landesväterlichen  Schutz  angedeihen  zu  lassen  und  ihr 
leibliches  und  geistliches  Wohl  zu  heben,  und  wie  auch  in  Zukunft  die  Arbeiter 
Gerechtigkeit  und  Sicherheit  ihres  Erwerbes  nur  unter  dem  Schutze  und  der  Für- 
sorge des  Königs  an  der  Spitze  eines  geordneten  Staates  zu  erwarten  haben.  Ins- 
besondere  vom    Standpunkte   der  Nützlichkeit   durch   Darlegung   einschlagender 

Sraktischer  Verhältnisse  wird  schon  der  Jugend  klargemacht  werden  können, 
als  ein  geordnetes  Staatswesen  mit  einer  sicheren  monarchischen  Leitung  die  un- 
erlälsliche  Vorbedingung  für  den  Schutz  und  das  Gedeihen  des  Einzelnen  in  seiner 
rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Existenz  ist,  dafs  dagegen  die  Lehren  der  Social- 
demokratie  praktisch  nicht  ausführbar  sind  und,  wenn  sie  es  wären,  die  Freiheit 
des  Einzelnen  bis  in  seine  Häuslichkeit  hinein  einem  unerträglichen  Zwange  unter- 
werfen würden.  Die  angeblichen  Ideale  der  Socialisten  sind  durch  deren  eigene 
Erklärung  hinreichend  gekennzeichnet,  um  den  Gefühlen  und  dem  praktischen 
Sinne  auch  der  Jugend  als  abschreckend  geschildert  werden  zu  können. 

8.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dals  die  hiernach  der  Schule  zufallende  Auf- 
gabe nach  Umfang  und  Ziel  für  die  verschiedenen  Stufen  der  Schulen  angemessen 
zu  begrenzen  ist,  dafe  daher  den  Kindern  in  den  Volksschulen  nur  die  einfachsten 
und  leicht  fafslichen  Verhältnisse  dargeboten  werden  dürfen,  während  diese  Auf- 
gabe für  die  höheren  Kategorien  der  Unterrichtsanstalten  entsprechend  zu  er- 
weitem und  zu  vertiefen  ist.  Insbesondere  wird  es  darauf  ankommen,  die  Lehrer 
zu  befähigen,  die  neue  Aufgabe  mit  Hingebung  zu  erfassen  und  mit  praktischem 
Geschicke  durchzuführen.  Zu  diesem  Ende  werden  die  Lehrerbildungsanstalten 
eine  entsprechende  Ergänzung  ihrer  Einrichtung  erfahren  müssen. 

Ich  verkenne  nicht,  welche  Schwierigkeiten  der  Durchführung  dieser  Aufgabe 
sich  entgegenstellen  werden,  und  dafs  es  einer  längeren  Erfahrung  bedarf,  um 
überall  das  Richtige  zu  treffen.  Aber  diese  Bedenken  dürfen  nicht  abhalten,  mit 
Ernst  und  Ausdauer  der  Durchführung  eines  Zieles  näherzutreten,  dessen  Ver- 
wirklichung nach  Meiner  Überzeugung  für  das  Wohl  des  Vaterlandes  von  hervor- 
ragender Bedeutung  ist  Das  Staatsministerium  wolle  hiernach  die  notwendigen 
Erörterungen  in  die  Wege  leiten  und  nach  Abschlufs  derselben  an  Mich  be- 
richten. 

Schlofs  zu  Berlin,  den  1.  Mai  1889. 

Wilhelm  R. 
Fürst  von  Bismarck. 
An  das  Staatsministerium. 

Das  Staatsministerium  machte  sich  darauf  in  seiner  Sitzung  vom 
27.  Juli  1889  über  eine  Beihe  von  Vorschlägen  zur  Ausführung  dieses 
Königlichen  Erlasses  schlüssig.  Der  auf  den  höheren  Unterricht  bezüg- 
liche Teil  der  Vorschläge  lautet: 

1.  In  Ansehung  des  Religionsunterrichtes  sind  für  sämtliche  Arten  der  höheren 
Schulen  Verordnungen  im  Sinne  der  Allerhöchsten  Ordre  vom  1.  Mai  1889 
zu  erlassen.  Den  höheren  Schulen,  insbesondere  den  Gymnasien,  wird  ein- 
zuschärfen sein,  daß  der  Religionsunterrricht  so  zu  erteilen  ist,  da&  der 
Nachdruck  auf  die  lebendige  Annahme  und  innerliche  Aneignung  der  Heils- 


—    8    — 

thatsachen  und  Christeupflichten  gelegt  und  die  apologetische  und  ethische 
Seite  besonders  berücksichtigt  wird.  Unter  merklicher  Verringerung  des  Lehr- 
stoffes, namentlich  durch  Ausscheidung  des  zur  Aneignung  religiöser  Streit- 
fragen führenden  kirchen-  und  dogmengeschichtlichen  Stoffes,  ist  der  Unter- 
richt, soweit  er  sich  auf  Geschichte  stützt,  auf  die  für  das  kirchlich-religiöse 
Leben  bleibend  bedeutsamen  Vorgänge  zu  beschränken. 

Wegen  des  katholischen  Religionsunterrichts  wird  das  Geeignete  seitens  der 
Unterrichtsverwaltung  veranlafet  werden. 

2.  In  Ansehung  des  Geschichtsunterrichtes  sind  für  sämtliche  Arten  der  höheren 
Schulen  Verordnungen  im  Sinne  der  Allerhöchsten  Ordre  vom  1.  Mai  1889  zu 
erlassen. 

a)  Der  Unterricht  in  der  vaterländischen  Geschichte  ist  bis  zum  Regierungs- 
antritte Seiner  Majestät  durchzuführen  und  von  der  Zeit  des  Grolsen 
Kurfürsten  ab  gegen  seinen  bisherigen  Umfang  zu  erweitern. 

b)  Die  wichtigeren  Thatsachen  sind  schon  in  den  mittleren  Klassen  der 
höheren  Lenranstalten  vorzuführen. 

c)  In  dem  Geschichtsunterrichte  ist  die  Entwicklung  unserer  socialen  und 
wirtschaftlichen  Verhältnisse,  insbesondere  vom  Beginne  dieses  Jahrhunderts 
bis  zur  gegenwärtigen  socialpolitischen  Gesetzgebung  (Alters-  u.  Invaliden- 
versorgung 1889),  aarzustellen. 

d)  Diese  Unterweisung  ist  in  der  ersten  Klasse  der  Vollanstalten  ausführ- 
licher zu  gestalten.  Die  Belehrung  über  die  Verderblichkeit  der  Social- 
demokratie  hat  hierbei,  ohne  in  eine  nähere  Erörterung  der  socialistischen 
Theorien  einzutreten,  an  der  Hand  des  gesunden  Menschenverstandes  zu 
erfolgen.  Die  Unmöglichkeit  der  socialdemokratischen  Bestrebungen  ist 
an  den  positiven  Zielen  der  Socialdemokratie  nachzuweisen  und  für  jugend- 
liche Gemüter  fafslich  zu  gestalten. 

e)  Infolge  der  zu  a  bis  d  vorgesehenen  Ausdehnung  des  Geschichtsunter- 
richtes wird  der  anderweitige  Lehrstoff  der  Geschichte  entsprechend  ver- 
ringert. 

f)  Die  geschichtlichen  Lehr-  und  Hilfsbücher  sind  durch  den  entsprechen- 
den Lehrstoff  seitens  geeigneter  Schulmänner  und  Gelehrten  zu  ergänzen. 

8.  Auf  die  Durchführung  des  Grundsatzes,  dafs  die  Geschichte  und  Litteratur 
nicht  formell  und  gedächtnismälsig,  sondern  inhaltlich  und  ethisch  erläutert 
werde,  ist  mit  Nachdruck  hinzuwirken. 

4.  Die  Prüfungsordnung  für  die  Kanditaten  des  höheren  Schulamtes  ist  im  Sinne 
vorstehender  Anordnungen  zu  revidieren. 

5.  Bei  der  praktischen  Vorbildung  der  Lehrer  (pädagogische  Seminare,  Probe- 
jahr etc.)  ist  auf  vorstehende  Anordnungen  besondere  Rücksicht  zu  nehmen. 

Auf  diese  Vorschläge,  welche  Seine  Majestät  der  König  durch  Erlafs 
vom  30.  August  genehmigt  hatte,  nimmt  der  unter  dem  19.  Oktober  1890 
an  die  Provinzialschulkollegien  gerichtete  Erlafs  des  Unterrichtsministers 
mit  folgenden  Worten  Bezug: 

Dem  höheren  Schulwesen  fällt  hiemach  die  Aufgabe  zu,  in  noch  wirksamerer 
Verfolgung  seiner  bisherigen  Ziele  diejenigen  Gesellschaftsklassen,  welche  zu  ma(s- 
ffebendem  Einflüsse  auf  unser  gesamtes  Volksleben  berufen  sind,  nicht  nur  mit 
dem  dazu  nötigen  fruchtbringenden  Wissen  auszurüsten,  sondern  ihnen  auch 
durch  eine  auf  dem  Grunde  des  Christentums  und  des  deutschen  Volksgeistes  be- 
ruhende Erziehung  eine  dauernde  Richtung  des  Willens  und  des  Charakters  zu 
geben.  Dafür  werden  vor  allem  diejenigen  Lehrgegenstände  voll  auszunutzen 
sein,  welche  Gefühl  und  Willen  unmittelbar  zu  bestimmen  geeignet  sind.  Neben 
dieser  allen  höheren  Schulen  gemeinsamen  Aufgabe  sind  die  den  einzelnen  Schul- 
arten gesteckten  Ziele  fest  im  Au^e  zu  behalten.  Wird  aber  hierbei  überall  als 
Ergebnis  des  Unterrichtes  eine  nicht  blofe  höher  gebildete,  sondern  auch  eeistig 
gesammelte  und  sittlich  gefestigte  Persönlichkeit  erstrebt,  so  wird  auch  alle 
wissenschaftliche  Arbeit  der  höheren  Schule  in  den  Dienst  der  Erziehung  treten. 
Dies  wird  allgemein  anerkannt,  aber  über  die  zur  Erreichung  jenes  Zieles  ein- 
zuschlagenden Wege  herrschen  verschiedene  und  zum  Teil  einander  wider- 
sprechende Ansichten.  Es  hat  sich  daher  empfohlen,  durch  gemeinsame  Beratung 
von  Männern  verschiedener  Lebensstellung  zu  ermitteln,  welche  von  den  zahlreichen 
Vorschlägen   zur  Verbesserung  unseres  höheren  Schulwesens   berechtigt  und  wie 
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dieselben  untereinander  auszugleichen,  besonders  aber,  wie  sie  für  die  geschicht- 
lich überkommenen  Schulformen  zu  verwerten  sind. 

Seine  Majestät  der  König  haben  geruht,  eine  solche  Beratung  AUergnädigßt 
zu  genehmigen. 

Dieselbe  wird  zur  Zeit  vorbereitet.  Sobald  ihre  Ergebnisse  vDrliegen,  wird 
erwogen  werden,  in  welcher  Weise  und  in  welchem  Umfange  sie  bei  der  Aus- 
gestaltung des  Lehrplanes  der  höheren  Schulen  zu  verwenden  sind. 

Die  Einladungen  zu  der  hier  amtlich  angekündigten  Konferenz  er- 
gingen ,  nachdem  die  Theilnehmerliste  *)  die  Allerhöchste  Genehmigung  ge- 
funden hatte,  unter  dem  30.  Oktober  1890  durch  folgendes  Schreiben: 

^)  Das  alphabetische  Verzeichnis  der  Mitglieder  ist  folgendes: 

1.  Dr.  Alb  recht,  Kaiserl.  Oberschulrat,  Geheimer  Regieningsrat,  Strafsburg  i. 

Elsals; 

2.  Dr.  Bertram,  Stadtschulrat,  Berlin; 

3.  D.  von  Bodelschwinsh,  Pastor,  Bielefeld; 

4.  Dr.  Deiters,  Provinzialschulrat,  Coblenz; 

5.  Graf  Douglas,  Bergwerksbesitzer  und  Mitglied  d.  H.  der  Abgeordneten,  Berlin; 

6.  Dr.  Eitner,  Gymnasialdirektor,  Görlitz; 

7.  Ende,  Geheimer  Regierungsrat,  Professor,  Wannsee  bei  Berlin; 

8.  Dr.  Fiedler,  Oberrealschuldirektor,  Breslau; 

9.  D.  Dr.  Frick,  Direktor  der  Franckeschen  Stiftungen,  Halle  a.  S. ; 

10.  D.  Fromm el,  Hofprediger,  Militäroberpfarrer,  Berlin; 

11.  Dr.  Frowein,  Fabrikbesitzer,  Elberfeld; 

12.  Dr.  Gör  in  g,  Berlin; 

18.  Dr.  Graf,   Geheimer   Sanitätsrat,   Vorsitzender   des  Deutschen  Ärzte  Vereins, 
Elberfeld; 

14.  Dr.  G ü  f  s f  e  1  d  t ,  Privatgelehrter,  Rittmeister  der  Reserve  des  Leib-Garde-Husaren- 

Regiments,  Berlin; 

15.  Dr.  Hartwiff,  Gymnasialdirektor,  Professor,  Frankfurt  a.  M.; 

16.  Dr.  von  Helmholtz,   Ordentlicher  Professor,   Präsident   der  physikalisch- 

technischen Reichsanstalt,  Charlottenburg; 

17.  Dr.  Frhr.  von  Heeremann,  Regierungsrat  a.  D.,  Münster  i.  W.; 

18.  Dr.  Hinzpeter,  Geheimer  Oberregierungsrat,  Bielefeld; 

19.  Dr.  Holz mü Her,  Gewerbeschuldirektor,  Hagen; 

20.  Hornemann,  Oberlehrer  am  Lyceum  I,  Hannover; 

21.  Dr.  Jaeger,  Gymnasialdirektor,  Cöln; 

22.  Easelowsky,  Direktor  der  Berliner  Maschinenbau-Aktiengesellschaft,  Korn* 

merzienrat,  Berlin; 
28.   Dr.  El  ix.  Geheimer  Regierungs-  und  Provinzialschulrat,  Berlin; 

24.  Dr.  Koch,  Ordentlicher  Professor,  Geheimer  Medizinalrat,  Berlin; 

25.  Dr.  Kopp,  Fürstbischof,  Breslau; 

26.  Dr.  Eropat Scheck,   Oberlehrer  a.  D.,   Mitglied   des   Reichstages   und   des 

Hauses  der  Abgeordneten,  Berlin; 

27.  Dr.  Eruse,  Geheimer  Regieningsrat  und  Provinzialschulrat,  Danzig; 

28.  Dr.  Matthias,  Realgymnasialdirektor,  Düsseldorf; 

29.  Dr.  M Osler,  Domherr  und  Professor,  Trier; 

80.  Dr.  Paulsen,  Aufserordentlicher  Professor,  Steglitz  bei  Berlin; 

81.  Dr.  Paehler,  Gymnasialdirektor,  Wiesbaden; 

32.  Dr.  Schaue nburg,  Realgymnasialdirektor,  Crefeld; 

88.  von  Schenkendorff,  Telegraphendirektionsrat  a.  D.,    Mitglied  des  Hauses 
der  Abgeordneten,  Görlitz ; 

34.  Dr.  Schiller,  Grolsh.  Hessischer  Gymnasialdirektor,  Professor  und  Geheimer 

Oberschulrat,  Gielsen; 

35.  Dr.  Schlee,  Realgymnasialdirektor,  Altona; 

86.  Dr.  Schottmüller,  Geheimer  Regierungsrat,  Professor,  Zehlendorf  bei  Berlin; 

37.  D.  Dr.  S  ehr  ade  r,  Universitätskurator,  Geheimer  Oberregierungrat,  Halle  a.  S.; 

88.  Dr.  Schulze,  Gvmnasialdirektor,  Berlin; 

89.  Dr.  Tobler,  Ordentlicher  Professor,  Rektor  der  Universität,  Berlin; 

40.  D.  Uhlhorn,  Abt  zu  Loccum,  Oberkonsistorialrat,  Hannover; 

41.  Dr.  U  hl  ig,  Grofsh.  Badischer  Gymnasialdirektor,  Professor,  Heidelberg; 

42.  Dr.  Volk  mann,  Rektor  der  Landesschule,  Pforta; 

48.   Dr.  Virchow,  Ordentlicher  Professor,  Geheimer  Medizinalrat,  Berlin; 
44.   Dr.  Zeller,  Ordentlicher  Professor,  Geheimer  Regierungsrat,  Berlin. 
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Behufs  Beratung  einer  Reihe  wichtiger,  das  höhere  Schulwesen  in  PreuCsen 
hetreifender  Fragen  beabsichtige  ich,  mit  Allerhöchster  Genehmigung,  eine  Anzahl 
von  Vertrauensmännern,  welche  verschiedenen  Lebens-  und  Berufsstellungen  an- 
gehören, hier  in  Berlin  zu  einer  Konferenz  zu  versammeln. 

Indem  ich  bei  £uer  Hochwohlgeboren  die  Geneigtheit  zur  Teilnahme  an 
dieser  Beratung  voraussetzen  darf,  gestatte  ich  mir,  Sie  ergebenst  einzuladen,  zu 
der  Eröffnung  derselben  Donnerstag,  den  4.  Dezember  d.  J.,  Vormittags  11  Uhr, 
hier  im  Gebäude  des  Kultusministeriums,  Unter  den  Linden  4,  gefälligst  Sich  ein- 
finden zu  wollen.  Einer  baldgefälligen  Benachrichtigung  darüber,  ob  ich  auf  Ihr 
Erscheinen  rechnen  darf,  sehe  ich  ergebenst  entgegen. 

Weitere  Mitteilung  über  die  der  Konferenz  vorzulegenden  Fragen  und  über 
die  Geschäftsordnung  für  die  Verhandlungen  behalte  ich  mir  vor. 

von  Gofsler. 

Bei  der  Auswahl  der  zu  der  Konferenz  einzuladenden  Männer^)  war 
der  Gesichtspunkt  mafsgebend,  dafs  aufser  den  eigentlichen  Fachmännern, 
d.  h.  Beamten,  die  an  der  Verwaltung  des  höheren  Schulwesens  beteiligt 
waren,  sowie  Leitern  und  Lehrern  der  höheren  Schulen,  auch  Professoren 
der  Universitäten,  Mitglieder  der  Landesvertretung  sowie  Männer  zugezogen 
wurden,  die  zwar  mit  der  Schule  nicht  in  unmittelbarer  Verbindung  stehen, 
auf  deren  Rat  aber  wegen  ihrer  Bedeutung  für  das  öflFentliche  Leben  Wert 
gelegt  werden  mufste.  Besondere  Sorgfalt  wurde  hierbei  auf  die  Berück- 
sichtigung der  verschiedenen  auf  die  allgemeine  Gestaltung  des  höheren 
Schulwesens  bezüglichen  Richtungen  verwendet.  Endlich  wurde,  obgleich 
es  sich  selbstverständlich  nur  um  das  preufsische  höhere  Schulwesen 
handeln  konnte,  durch  Zuziehung  dreier  Schulmänner  aus  Hessen,  Baden 
und  Elsafs- Lothringen  dem  Interesse  Rechnung  getragen,  das  auch  das 
aufserpreufsische  Deutschland  an  der  Gestaltung  des  preufsischen  höheren 
Schulwesens  haben  mufste,  sowie  dem  Gedanken,  dafs  auch  die  in  jenen 
Ländern  gemachten  Erfahrungen  für  den  gröfsten  deutschen  Bundesstaat 
in  fruchtbringender  Weise  verwertet  werden  können.  Aufser  den  eigent- 
lichen Mitgliedern  wohnten  noch  die  Kommissare  der  beteiligten  Minister*) 


^)  Der  in  dem  Verzeichnisse  mit  aufgeführte  Geheime  Medizinalrat  Professor  Dr.  Koch 
wurde,  seinem  Wunsche  entsprechend,  von  der  Teilnahme  an  der  Konferenz  entbunden. 

«)  Nämlich: 

A)  Vom  Ministerium  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten : 

1.  Ministerialdirektor,   Wirklicher  Geheimer  Oberregierungsrat  de  la  Croix; 

2.  Wirklicher  Geheimer  Oberregierungsrat  Dr.  Schneider; 

3.  Geheimer  Oberregierungsrat  Dr.  S  t a  u  d e  r ; 

4.  Geheimer  Oberregierungsrat  Dr.  Wehre npfenn ig; 

5.  Geheimer  Oberregierungsrat  Bohtz; 

6.  Geheimer  Oberregierungsrat  Dr.  Althoff; 

7.  Geheimer  Begierungsrat  Dr.  Höpfner; 

8.  Provinzialschulrat  Dr.  Köpke. 

B)  Von  den  übrigen  Ressorts: 

a)  Vom  Finanzministerium: 

1.   Geheimer  Oberfinanzrat  Ger  mar. 

b)  Vom  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe: 
1.   Geheimer  Oberregierungsrat  Lüders. 

c)  Vom  Kriegsministerinm : 

1.  Major  Fleck; 

2.  Oberstabsarzt  Dr.  Werner; 

3.  Professor  an  der  Hanptkadettenanstalt  zu  Grofs-Lichterfelde  Dr.  Behr- 
mann. 

d)  Vom  Ministerium  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten: 
L   Geheimer  Oberregierungsrat  Dr.  Thiel; 

2.   Direktor  der  Landwirtschaftsschule  zu  Weilburg  Matzat. 
Schriftföhrer  waren:  Schulrat  Dr.  Sachse; 

Regierungsassessor  Dr.  Schmidt. 
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den  VerhandluDgen  mit  beratender  Stimme  bei.  Den  Vorsitz  führte  der 
damalige  Unterrichtsminister  D.  Dr.  von  Gofsler  und  in  seiner  Vertretung 
der  Direktor  der  ersten  Unterrichtsabteilung,  Wirklicher  Geheimer  Ober- 
regierungsrat de  la  Croix. 

Die  VerhandluDgen  bewegten  sich  in  parlamentarischen  Formen,  mit 
der  Mafsgabe  jedoch,  dafs  der  Vorsitzende  sich,  wie  das  der  Charakter  und 
der  Zweck  der  Konferenz  erheischte,  einen  weitgehenden  Einflufs  auf  ihre 
äufsere  Gestaltung  vorbehalten  mufste.  Die  der  Konferenz  vorgelegten 
Fragen,  welche  die  Grundlage  der  Verhandlungen  bildeten,  sowie  die  zu 
diesen  Fragen  gefafsten  Beschlüsse  sind  im  Anhange  (Beilage  I  und  II) 
abgedruckt.  Für  jede  dieser  Fragen  wurden  vom  Minister  Berichterstatter 
bestellt;  die  von  diesen  entworfenen  Leitsätze  wurden  vor  Beginn  der 
Konferenz  eingereicht  und  sämtlichen  Mitgliedern  zugestellt.  Die  Ab- 
stimmungen waren  namentliche,  so  dafs  ihre  Quellen  in  jedem  einzelnen 
Falle  klar  vor  Augen  lagen.  Die  Verhandlungen  sind  von  Stenographen 
aufgenommen;  der  von  diesen  hergestellte  Bericht  ist  im  Auftrage  des  Unter- 
richtsministers veröflFentlicht  worden*). 

Ihr  sie  vor  allen  anderen  Veranstaltungen  gleicher  Art  auszeichnendes 
Gepräge  erhielt  die  Konferenz  durch  die  Teilnahme,  welche  Steine  Majestät 
der  König  ihr  in  allen  ihren  Stadien  bekundete.  Diese  Teilnahme  fand 
ihren  hervorragendsten  Ausdruck  durch  die  Ansprachen,  die  der  Monarch 
am  ersten  Sitzungstage  und  am  Schlüsse  des  letzten  (elften)  an  die  Kon- 
ferenz gerichtet  hat,  und  die  nicht  nur  im  Hinblick  auf  die  Person  des 
Redners,  sondern  auch  im  Hinblick  auf  ihren  Inhalt  für  die  weitere  Ent- 
wicklung unseres  höheren  Schulwesens  von  grofser  Bedeutung  gewesen 
sind.    Die  beiden  Ansprachen  haben  folgenden  Wortlaut: 

I.  Ansprache  Seiner  Majestät  des  Königs 

am  4.  Dezember  1890. 

Meine  Herren!  Ich  habe  Mir  zuerst  ausgebeten,  ein  paar  Worte  zu  Ihnen 
zu  reden,  weil  Mir  daran  liegt,  dafe  die  Herren  von  vornherein  wissen,  wie  Ich  über 
die  Sache  denke.  Es  wird  entschieden  sehr  Vieles  zur  Diskussion  kommen,  ohne 
entschieden  werden  zu  können,  und  Ich  glaube,  dafs  auch  manche  Punkte  nebel- 
haft im  Dunkeln  bleiben  werden;  deshalb  habe  Ich  es  für  gut  gehalten,  die  Herren 
nicht  im  Zweifel  darüber  zu  lassen,  welches  Meine  Ansichten  darüber  sind. 

Zunächst  möchte  ich  bemerken,  dafs  es  sich  hier  vor  allen  Dingen  nicht  um 
eine  politische  Schulfrage  handelt,  sondern  lediglich  um  technische  und  päd- 
agogische Mafsnahmen,  die  wir  zu  ergreifen  haben,  um  unsere  heranwachsende 
Jugend  den  jetzigen  Anforderungen  der  Weltstellung  unseres  Vaterlandes  und 
auch  unseres  Lebens  entsprechend  heranzubilden.  Und  da  möchte  Ich  gleich  eines 
bemerken. 

Ich  würde  Mich  sehr  gefreut  haben,  wenn  wir  diese  Prüfungen,  diese  Ver- 
handlungen nicht  mit  einem  französischen  Wort:  „SchulenquSte'',  sondern  mit  dem 
deutschen  Wort  „Schulfrage"  benannt  hätten.  „P'rage"  ist  das  alte  deutsche 
Wort  für  »Voruntersuchung",  und  Ich  mufs  sagen :  das  ist  auch  mehr  oder  weniger 
eine  Vonintersuchung.    Nennen  wir  die  Sache  doch  kurzweg  „Schulfrage". 

Ich  habe  die  vierzehn  Punkte  durchgelesen  und  ünde,  dafs  dieselben  leicht 
dazu  veHiihren  könnten,  die  Sache  zu  schematisieren.    Das  würde  Ich  im  höchsten 


')  Verhandlungen  über  Fragen  des  höheren  Unterrichts,  Berlin,  4.  bis  17.  De- 
zember 1890.  Im  Auftrage  des  Ministers  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinal- 
angelegenheiten.    Berlin   1891.    Verlag  von  Wilhelm  Hertz  (Bessersche  Buchhandlung). 
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Grade  bedauern.  Die  Hauptsache  ist,  dals  der  Geist  der  Sacke  erfafst  wird  und 
nicht  die  hlolse  Form.  Und  da  habe  Ich  Meinerseits  einige  Fragen  aufgestellt  — 
Ich  werde  sie  cirkulieren  lassen  — ,  von  denen  Ich  hofFe,  dals  sie  auch  Berück- 
sichtigung finden  werden. 

Zunächst  „Schulhygiene  au&er  Turnen"  —  eine  Sache,  die  sehr  genau  er- 
wogen werden  muls  — ;  sodann  „Verminderung  des  Lehrstoffs"  (Erwägung  des 
Auszuscheidenden);  femer  die  „Lehrpläne  für  die  einzelnen  Fächer",  sodann  die 
„Lehrmethode  für  die  Organisation"  —  es  sind  bereits  die  Hauptpunkte  vor- 
geschlagen worden  •— ;  sechstens:  „Ist  der  Hauptballast  aus  den  Examina  be- 
seitigt?" und  siebentens:  „die  Überbürdung  in  Zukunft  vermieden?"  achtens:  „Wie 
denkt  man  sich  die  Eontrolle,  wenn  das  Werk  zu  stände  gekommen  ist?"  neuntens: 
„Regelmäßige  und  aufserordentliche  Revisionen  durch  verschiedene  Oberbehörden." 

Ich  lege  hier  die  Fragen  auf  den  Tisch  des  Hauses;  wer  sie  sich  ansehen 
will,  kann  sich  darüber  weiter  informieren. 

Die  ganze  Frage,  meine  Herren,  hat  sich  allmählich  vollkommen  von  selber 
entwickelt ;  Sie  stehen  hier  einer  Sache  gegenüber,  von  der  Ich  fest  überzeugt  bin, 
dals  Sie  durch  die  Vollendung,  die  Sie  ihr  geben  werden,  durch  die  Form,  die  Sie 
ihr  aufprägen  werden,  dieselbe  wie  eine  reife  Frucht  der  Nation  überreichen  werden. 

Dieser  Kabinettsordre ,  die  der  Herr  Minister  vorhin  zu  erwähnen  die  Güte 
hatte  ^),  hätte  es  vielleicht  nicht  bedurft,  wenn  die  Schule  auf  dem  Standpunkte  ge- 
standen hätte,  auf  welchem  sie  hätte  stehen  müssen.  —  Ich  möchte  im  voraus 
bemerken:  wenn  Ich  etwas  scharf  werden  sollte,  so  bezieht  sich  das  auf  keinen 
Menschen  persönlich,  sondern  auf  das  System,  auf  die  ganze  Lage.  —  Wenn  die 
Schule  das  gethan  hätte,  was  von  ihr  zu  verlangen  ist  —  und  Ich  kann  zu  Ihnen 
als  Eingeweihter  sprechen,  denn  Ich  habe  auch  auf  dem  Gymnasium  gesessen  und 
weife,  wie  es  da  zugeht  — ,  so  hätte  sie  von  vornherein  von  selber  das  Gefecht 
gegen  die  Socialdemokratie  übernehmen  müssen.  Die  Lehrerkollegien  hätten  alle 
miteinander  die  Sache  fest  ergreifen  und  die  heranwachsende  Generation  so  in- 
struieren müssen,  dals  diejenigen  jungen  Leute,  die  mit  Mir  etwa  gleichaltrig  sind, 
also  von  etwa  30  Jahren,  von  selbst  bereits  das  Material  bilden  würden,  mit  dem 
Ich  im  Staate  arbeiten  könnte,  um  der  Bewegung  schneller  Herr  zu  werden.  Das 
ist  aber  nicht  der  Fall  gewesen.  Der  letzte  Moment,  wo  unsere  Schule  noch  für 
unser  ganzes  vaterländisches  Leben  und  für  unsere  Entwicklung  maßgebend  ge- 
wesen ist,  ist  in  den  Jahren  1864,  1866 — 1870  gewesen.  Da  waren  die  preufsischen 
Schulen,  die  preußischen  Lehrerkollegien  Träger  des  Einheitsgedankens,  der 
Überall  gepredigt  wurde.  Jeder  Abiturient,  der  aus  der  Schule  herauskam  und 
als  Eii^ähriger  eintrat  oder  ins  Leben  hinausging,  alles  war  einig  in  dem  einen 
Punkte:  das  Deutsche  Reich  wird  wieder  aufgerichtet  und  Elsafs -Lothringen 
wiedergewonnen.  Mit  dem  Jahre  1871  hat  die  Sache  aufgehört.  Das  Reich  ist 
geeint;  wir  haben,  was  wir  erreichen  wollten,  und  dabei  ist  die  Sache  stehen  ge- 
blieben. Jetzt  mulste  die  Schule,  von  der  nun  gewonnenen  Basis  ausgehend,  die 
Jugend  anfeuern  und  ihr  klarmachen,  da(s  das  neue  Staatswesen  dazu  da  wäre, 
um  erhalten  zu  werden.  Davon  ist  nichts  zu  merken  gewesen,  und  jetzt  schon  ent- 
wickeln sich  in  der  kurzen  Zeit,  seit  der  das  Reich  besteht,  centrifugale  Tendenzen 
—  Ich  kann  das  gewils  genau  beurteilen,  weil  Ich  oben  stehe  und  an  Mich  alle 
solche  Fragen  herantreten.  Der  Grund  ist  in  der  Erziehung  der  Jugend  zu 
suchen;  wo  fehlt  es  da?  Da  fehlt  es  allerdings  an  manchen  Stellen.  Der  Haupt- 
grund ist,  dafs  seit  dem  Jahre  1870  die  Philologen  als  beati  possidentes  im  Gym- 
nasium gesessen  haben  und  hauptsächlich  auf  den  Lernstoff,  auf  das  Lernen  und 
Wissen  den  Nachdruck  gelegt  haben,  aber  nicht  auf  die  Bildung  des  Charakters 
und  die  Bedürfnisse  des  Lebens.  —  Sie,  Herr  Geheimrat  Hinzpeter,  werden  ver- 


^)  D.  h.  des  Erlasses  vom  1.  Mai  1889  (vgl.  S.  6). 
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zeihen,  Sie  sind  ein  begeisterter  Philologe,  aber  nichtsdestoweniger,  die  Sache  ist 
Meiner  Ansicht  nach  bis  zu  einer  Höhe  gekommen,  dafs  es  schlieüslich  nicht  mehr 
weitergeht.  —  £s  ist  weniger  Nachdruck  auf  das  Können  wie  auf  das  Kennen 
gelegt  worden;  das  zeigt  sich  auch  bei  den  Anforderungen,  die  in  den  Examen 
gestellt  werden.  Es  wird  von  dem  Grundsatze  ausgegangen,  da&  der  Schüler  vor 
allen  Dingen  so  viel  wie  möglich  wissen  müsse;  ob  das  für  das  Leben  pafst  oder 
nicht,  ist  Nebensache.  Wenn  man  sich  mit  einem  der  betreffenden  Herren  darüber 
unterhält  und  ihm  klarzumachen  versucht,  daüs  der  junge  Mensch  doch  einiger- 
ma&en  praktisch  für  das  Leben  und  seine  Fragen  vorgebildet  werden  solle,  dann 
wird  immer  gesagt,  das  sei  nicht  Aufgabe  der  Schule,  Hauptsache  sei  die  Gym- 
nastik des  Geistes,  und  wenn  diese  Gymnastik  des  Geistes  ordentlich  getrieben 
würde,  so  wäre  der  junge  Mann  im  stände,  mit  dieser  Gymnastik  alles  für  das 
Leben  Notwendige  zu  leisten.  Ich  glaube,  dafs  nach  diesem  Gesichtspunkt  nicht 
mehr  verfahren  werden  kann. 

Wenn  Ich  nun  zurückgreife  auf  die  Schulen  und  speciell  auf  das  Gymnasium 
selber,  so  wei&  Ich  sehr  wohl,  dals  in  vielen  Kreisen  man  Mich  für  einen  fanati- 
schen Gegner  des  Gymnasiums  hält  und  Mich  auch  zu  Gunsten  anderer  Schul- 
formen ausgespielt  hat.  Meine  Herren,  das  ist  nicht  der  Fall.  Wer  selber  auf 
dem  Gymnasium  gewesen  ist  und  hinter  die  Goulissen  gesehen  hat,  der  weils,  wo 
es  fehlt.  Und  da  fehlt  es  vor  allem  an  der  nationalen  Basis.  Wir  müssen  als 
Grundlage  für  das  Gymnasium  das  Deutsche  nehmen;  wir  sollen  nationale  junge 
Deutsche  erziehen  und  nicht  junge  Griechen  und  Römer.  Wir  müssen  von  der 
Basis  abgehen,  die  Jahrhunderte  lang  bestanden  hat,  von  der  alten  klösterlichen 
Erziehung  des  Mittelalters,  wo  das  Lateinische  malsgebend  war  und  ein  bilschen 
Griechisch  dazu.  Das  ist  nicht  mehr  maisgebend.  Wir  müssen  das  Deutsche  zur 
Basis  machen.  Der  deutsche  Aufsatz  mu&  der  Mittelpunkt  sein,  um  den  sich  alles 
dreht.  Wenn  einer  im  Abiturientenexamen  einen  tadellosen  deutschen  Aufsatz 
liefert,  so  kann  man  daraus  das  Mais  der  Geistesbildung  des  jungen  Mannes  er- 
kennen und  beurteilen,  ob  er  etwas  taugt  oder  nicht.  —  Nun  wird  selbstverständ« 
lieh  vieles  eingewendet  und  gesagt:  der  lateinische  Aufsatz  ist  auch  etwas  sehr 
Wichtiges,  der  lateinische  Aufsatz  ist  sehr  gut,  um  den  Menschen  in  einer  fremden 
Sprache  zu  bilden,  und  was  weifs  Ich  mehr.  Ja,  Meine  Herren,  Ich  habe  das  nun 
einmal  selber  mitgemacht.  Wie  entsteht  denn  ein  solcher  lateinischer  Aufsatz? 
Ich  habe  es  sehr  oft  erlebt,  daüs  ein  junger  Mensch  im  deutschen  Aufsatz  —  Ich 
will  einmal  sagen  4+,  im  ganzen  befriedigend,  und  im  lateinischen  Aufsatz  eine 
2  hatte.  Der  Mensch  verdiente  Strafe  statt  Lob,  denn  dais  er  den  lateinischen 
Aufsatz  nicht  auf  dem  rechten  Wege  zu  stände  gebracht  hatte,  das  ist  klar.  Und 
von  allen  den  lateinischen  Aufsätzen,  die  wir  geschrieben  haben,  ist  noch  nicht 
einer  unter  zwölf,  der  nicht  mit  solchen  Hilfsmittel  zu  stände  gekommen  ist.  Solche 
Aufsätze  wurden  als  gut  bezeichnet.  Das  war  der  lateinische  Aufsatz.  Aber 
wenn  wir  auf  dem  Gymnasium  einen  Aufsatz  über  „Minna  von  Barnhelm''  schreiben 
sollten,  bekamen  wir  „kaum  befriedigend".  Deswegen  sage  Ich:  weg  mit  dem  latei- 
nischen Aufsatz,  er  stört  uns,  und  wir  verlieren  unsere  Zeit  für  das  Deutsche 
darüber. 

Ebenso  möchte  Ich  das  Nationale  bei  uns  gefördert  sehen  in  Fragen  der  Ge- 
schichte, Geographie  und  der  Sage.  Fangen  wir  erst  bei  uns  zu  Hause  an.  Erst 
wenn  wir  in  den  verschiedenen  Kammern  und  Stuben  Bescheid  wissen,  dann  können 
wir  ins  Museum  gehen  und  uns  auch  dort  umsehen.  Aber  vor  allen  Dingen 
müssen  wir  in  der  vaterländischen  Geschichte  Bescheid  wissen.  Der  Groise  Kur- 
fürst war  zu  Meiner  Schulzeit  nur  eine  nebelhafte  Erscheinung ;  der  Siebeiyährige 
Krieg  lag  bereits  auiserhalb  aller  Betrachtung,  und  die  Geschichte  schlofs  mit  dem 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts,  mit  der  französischen  Revolution.  Die  Freiheits- 
kriege, die  das  Wichtigste  sind  für  den  jungen  Staatsbürger,  wurden  nicht  durch- 
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genommen,  und  nur  durch  ergänzende,  sehr  interessante  Vorträge  des  Herrn  Geheim- 
rats  Uinzpeter  bin  Ich,  Gott  sei  Dank,  in  der  Lage  gewesen,  diese  Dinge  zu  er- 
fahren. Das  ist  aber  gerade  das  punctum  saliens.  Warum  werden  denn  unsere 
jungen  Leute  verführt?  Warum  tauchen  so  viele  unklare,  konfuse  Weltverbesserer 
auf?  Warum  wird  immer  an  unserer  Regierung  herumgenörgelt  und  auf  das  Aus- 
land verwiesen?  Weil  die  jungen  Leute  nicht  wissen,  wie  unsere  Zustände  sich 
entwickelt  haben,  und  dafs  die  Wurzeln  in  dem  Zeitalter  der  französischen  Revolu- 
tion liegen.  Und  darum  bin  Ich  gerade  der  festen  Überzeugung,  dafs,  wenn  wir 
diesen  Übergang  aus  der  französischen  Revolution  in  das  19.  Jahrhundert  in  ein- 
facher, objektiver  Weise  in  den  Grundzügen  den  jungen  Leuten  klar  machen,  so 
bekommen  sie  ein  ganz  anderes  Verständnis  für  die  heutigen  Fragen,  wie  sie  es 
bisher  hatten.  Sie  sind  dann  im  stände,  auf  der  Universität  durch  die  ergänzen- 
den Vorlesungen,  die  sie  dann  hören,  ihr  Wissen  weiter  zu  verbessern  und  zu  ver- 
gröfsern. 

Komme  Ich  nun  auf  die  Beschäftigung  unserer  jungen  Leute,  so  ist  absolut 
notwendig,  dalä  wir  mit  der  Anzahl  der  Stunden  heruntergehen.  Herr  Geheimrat 
Hinzpeter  wird  sich  erinnern,  dafs  zur  Zeit,  als  Ich  auf  dem  Gymnasium  in  Cassel 
war,  der  erste  Notschrei  der  Eltern  und  Familien  laut  wurde,  dafs  es  nicht  so 
weitergehen  könne.  Es  wurden  infolgedessen  Erhebungen  von  der  Regierung  an- 
gestellt: wir  waren  verpflichtet,  alle  Morgen  unserem  Direktor  Zettel  abzugeben, 
mit  der  Zahl  der  häuslichen  Stunden,  die  wir  nötig  gehabt  hatten,  um  das  für  den 
nächsten  Tag  aufgegebene  Pensum  zu  bewältigen.  Es  sind  blofs  die  Zahlen  aus 
der  Prima  speciell,  die  Ich  hier  berühre.  Nun,  Meine  Herren,  es  kamen  bei  ganz 
ehrlichen  Angaben  —  bei  Mir  konnte  sie  noch  Herr  Geheimrat  Hinzpeter  kon- 
trollieren —  für  jeden  Einzelnen  5Va,  ßVs  bis  7  Stunden  täglich  auf  die  häuslichen 
Arbeiten  heraus.  Das  waren  die  Abiturienten.  Rechnen  Sie  noch  dazu  6  Stunden 
Schule,  2  Stunden  Essen,  dann  können  Sie  ausrechnen,  was  von  dem  Tag  übrig- 
geblieben ist.  Wenn  ich  nicht  Gelegenheit  gehabt  hätte,  hinaus-  und  hineinzureiten 
und  noch  sonst  etwas  in  der  Freiheit  Mich  zu  bewegen,  dann  hätte  Ich  überhaupt 
nicht  gewufet,  wie  es  in  der  Welt  aussieht.  Das  sind  doch  immerhin  Leistungen, 
die  man  jungen  Leuten  auf  die  Dauer  nicht  aufbürden  kann.  Nach  Meinem  Er- 
achten muls  auch  nach  unten  entschieden  nachgeholfen  und  nachgelassen  werden. 
Meine  Herren,  es  geht  nicht,  man  darf  diesen  Bogen  nicht  weiter  spannen  und 
nicht  so  gespannt  lassen.  Wir  müssen  hier  herunter,  wir  haben  hier  die  äufserste 
Grenze  bereits  überschritten.  Die  Schulen  —  Ich  will  besonders  von  den  Gym- 
nasien sprechen  —  haben  das  Übermenschliche  geleistet  und  haben  meiner  An- 
sicht nach  eine  allzu  starke  Überproduktion  der  Gebildeten  zuwege  gebracht, 
mehr,  wie  die  Nation  vertragen  kann,  und  mehr,  wie  die  Leute  selbst  vertragen 
können.  Da  ist  das  Wort,  das  vom  Fürsten  Bismarck  herrührt,  richtig,  das  Wort 
von  dem  Abiturientenproletariat,  welches  wir  haben.  Die  sämtlichen  sogenannten 
Hungerkandidaten,  namentlich  die  Herren  Journalisten,  das  sind  vielfach  ver- 
kommene Gymnasiasten,  das  ist  eine  Gefahr  für  uns.  Dieses  Übermafs,  das  jetzt 
schon  zu  viel  ist,  gleichsam  ein  Rieselfeld,  das  nicht  mehr  aufnehmen  kann,  mufs 
beseitigt  werden.  Ich  werde  daher  kein  Gymnasium  mehr  genehmigen,  das  nicht 
Absolut  seine  Existenzberechtigung  und  Notwendigkeit  nachweisen  kann.  Wir 
haben  schon  genug. 

Nun  aber  handelt  es  sich  darum:  me  kann  man  den  Wünschen  in  Bezug 
auf  klassische  Bildung  und  in  Bezug  auf  Realbildung  und  in  Bezug  auf  die  Be- 
rechtigung zum  einjährig- freiwilligen  Dienst  am  besten  beikommen?  Ich  halte 
dafür,  dals  die  Sache  ganz  einfach  dadurch  zu  erledigen  ist,  dafs  man  mit  einem 
radikalen  Schritt  die  bisherigen  Anschauungen  zur  Klärung  bringt,  dafs  man  sagt: 
klassische  Gymnasien  mit  klassi>cher  Bildung,  eine  zweite  Gattung  Schulen  mit 
Realbildung,   aber  keine  Realgymnasien.    Die  Realgymnasien  F^ind  eine  Halbheit, 
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man  erreicht  mit  ihnen  nur  eine  Halbheit  der  Bildung,  und  das  Ganze  giebt  Halb- 
heit für  das  Leben  nachher. 

Sehr  berechtigt  ist  die  Klage  der  Gymnasialdirektoren  über  den  ungeheuren 
Baliast  von  Schülern,  den  sie  mitzuschleppen  haben,  der  nie  zum  Examen  kommt 
und  blols  die  Berechtigung  für  den  einjährigen  Heeresdienst  erlangen  will.  Nun 
wohl,  der  Sache  ist  einfach  dadurch  abzuhelfen,  dals  wir  ein  Examen  einschieben, 
da,  wo  der  Einjährige  abgehen  will,  und  aufserdem  seine  Berechtigung  davon  ab- 
hängig machen,  dafs  er,  wenn  er  die  Realschule  besucht,  das  Abgangszeugnis  für 
die  Realschule  nachweist.  Dann  werden  wir  es  bald  erleben,  dafs  der  ganze  Zug 
dieser  Kandidaten  für  den  einjährigen  Heeresdienst  von  den  Gymnasien  auf  die 
Realschulen  geht;  denn  wenn  sie  die  Realschule  durchgemacht  haben,  dann 
haben  sie,  was  sie  suchen. 

Ich  verbinde  damit  noch  einen  zweiten  Punkt,  den  Ich  vorhin  schon  er- 
wähnte, das  ist  dieser:  die  Verminderung  des  Lehrstoffes  ist  nur  möglich  durch 
einfachere  Gestaltung  der  Examina.  Nehmen  wir  die  grammatikalen  Produk- 
tionen ganz  aus  dem  Abiturientenexamen  heraus  und  legen  sie  ein  oder  zwei 
Klassen  tiefer,  lassen  Sie  da  ein  Examen  machen,  ein  technisch-grammatikales 
Examen,  dann  können  Sie  die  jungen  Leute  prüfen,  so  scharf  wie  Sie  wollen, 
dann  können  Sie  an  dieses  Examen  die  Freiwilligenprüfung  knüpfen  und  außer- 
dem für  denjenigen,  der  Offizier  werden  will,  das  Fähnrichexamen  damit  ver- 
binden, so  dafs  er  dasselbe  nachher  nicht  zu  machen  braucht.  Sobald  wir  die 
Examina  in  dieser  Beziehung  modifiziert  und  die  Gymnasien  in  dieser  M^'eise  er- 
leichtert haben,  dann  wird  das  Moment  wieder  zur  Geltung  kommen,  das  in  der 
Schule  und  speciell  in  den  Gymnasien  verloren  gegangen  ist:  die  Erziehung,  die 
Charakterbildung.  Das  können  wir  jetzt  bei  dem  besten  Willen  nicht,  wo  dreifsig 
Knaben  in  der  Klasse  sind  und  ein  solches  Pensum  zu  bewältigen  haben  und 
außerdem  oft  junge  Leute  den  Unterricht  urteilen,  deren  Charakter  noch  häufig 
selber  ausgebildet  werden  mufs.  Hier  möchte  Ich  das  Schlagwort,  das  Ich  von 
dem  Geheimrat  Hinzpeter  gehört  habe,  anführen :  Wer  erziehen  will,  mufs  selbst 
erzogen  sein.  Das  kann  man  von  dem  Lehrerpersonal  jetzt  nicht  durchweg  be- 
haupten. Um  die  Erziehung  zu  ermöglichen,  müssen  die  Klassen  in  Bezug  auf 
die  Schülerzahl  erleichtert  werden.  Das  wird  auf  dem  Wege,  den  Ich  eben  be- 
schrieben habe,  geschehen.  Dann  mufs  davon  abgegangen  werden,  dafs  der 
Lehrer  nur  dazu  da  ist,  täglich  Stunden  zu  geben,  und  dafs,  wenn  er  sein  Pensum 
absolviert  hat,  seine  Arbeit  beendigt  ist.  Wenn  die  Schule  die  Jugend  so  lange 
dem  Eltemhause  entzieht,  wie  es  geschieht,  dann  mufs  sie  auch  die  Erziehung 
und  die  Verantwortung  für  diese  übernehmen.  Erziehen  Sie  die  Jugend,  dann 
haben  wir  auch  andere  Abiturienten.  Ferner  mufs  von  dem  Grundsatze  ab- 
gegangen werden,  dafs  es  nur  auf  das  Wissen  ankommt  und  nicht  auf  das 
Leben;  die  jungen  Leute  müssen  für  das  jetzige  praktische  Leben  vorgebildet 
werden. 

Ich  habe  Mir  einige  Zahlen  aufgeschrieben,  die  statistisch  interessant  sind. 
Es  giebt  in  Preufeen  Gymnasien  und  Progymnasien  308  mit  80979  Schülern,  Real- 
gymnasien und  Realprogymnasien  172  mit  34  465  Schülern,  lateinlose  Oberreal- 
schulen und  höhere  Bürgerschulen  60  mit  19893  Schülern.  Es  erwarben  die 
Einjährigfreiwilligen-Berechtigung  auf  den  Gymnasien  68  Prozent,  auf  den  Real- 
gymnasien 57  Prozent  und  auf  den  lateinlosen  Realschulen  38  Prozent.  Das  Reife- 
zeugnis bei  dem  Abiturientenexamen  erwarben  auf  den  Gymnasien  31  Prozent,  auf 
den  Realgymnasien  12  Prozent  und  auf  den  Oberrealschulen  2  Prozent.  Jeder 
Schüler  der  genannten  Anstalten  hat  etwa  25  000  Schul-  und  Hausarbeitsstunden 
und  darunter  nur  ungefähr  657  Turnstunden.  Das  ist  einÜbermafs  der  geistigen 
Arbeit,  das  entschieden  herabgedrückt  werden  mufs!  Für  den  Zwölf-,  Dreizehn- 
und  Vierzehnjährigen   in  der  Quarta  und  Tertia  beträgt  einschliefslich  Turnens 
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und  Singens  die  wöchentliche  Stundenzahl  durchschnittlich  32,  steigt  in  einzelnen 
Anstalten  auf  35  und  in  der  Tertia  des  Realgymnasiums  sage  und  schreibe 
87  Stunden.  Nun,  Meine  Herren,  wir  sind  alle  mehr  oder  minder  gereift  und 
arbeiten,  was  wir  können,  aber  auf  die  Dauer  würden  wir  eine  solche  Arbeit  auch 
nicht  aushalten.  Die  statistischen  Angaben  über  die  Verbreitung  der  Schul- 
krankheiten, namentlich  der  Eurzsichtigkeit  der  Schüler,  sind  wahrhaft  er- 
schreckend, und  für  eine  Anzahl  von  Krankheitserscheinungen  fehlt  es  an  einer 
allgemeinen  Statistik  noch.  Bedenken  Sie,  was  uns  für  ein  Nachwuchs  für  die 
Landesverteidigung  erwächst.  Ich  suche  nach  Soldaten,  wir  wollen  eine  kräftige 
Generation  haben,  die  auch  als  geistige  Führer  und  Beamte  dem  Vaterlande  dienen. 
Diese  Masse  der  Kurzsichtigen  ist  meist  nicht  zu  brauchen,  denn  ein  Mann,  der 
seine  Augen  nicht  brauchen  kann,  wie  will  der  nachher  viel  leisten?  In  Prima 
steigert  sich  in  einzelnen  Fällen  die  Zahl  der  Kurzsichtigen  bis  auf  74  Prozent. 
Ich  kann  aus  eigner  Erfahrung  sagen,  da&  wir,  trotzdem  wir  in  Cassel  ein  sehr 
gutes  Zimmer  hatten,  das  Lehrerkonferenzzimmer'  mit  einseitigem  schönem  Licht 
und  guter  Ventilation,  die  auf  Wunsch  Meiner  Mutter  angebracht  wurde,  doch  unter 
21  Schülern  18  mit  Brillen  hatten  und  2  darunter,  die  mit  der  Brille  nicht  bis  an 
die  Tafel  sehen  konnten.  Diese  Sachen  verurteilen  sich  von  selber,  da  mufs  ein- 
geschritten werden,  und  deshalb  halte  Ich  es  für  sehr  dringend,  dafs  die  Frage 
der  Hygiene  schon  in  den  Vorbereitungsanstalten  der  Lehrer  aufgenommen  werde» 
die  Lehrer  einen  Kursus  darin  erhalten  und  die  Bedingung  daran  geknüpft  wird: 
jeder  Lehrer,  der  gesund  ist,  muß)  turnen  können,  und  jeden  Tag  soll  er  turnen. 
Meine  Herren,  das  sind  im  allgemeinen  die  Gesichtspunkte,  die  Ich  Ihnen 
zu  entwickeln  habe,  Dinge,  die  Mein  Herz  bewegt  haben,  und  ich  kann  nur  ver- 
sichern: Die  massenhaften  Zuschriften,  Bitten  und  Wünsche,  die  Ich  von  den 
£ltem  bekommen  habe,  obwohl  wir  Väter  von  Meinem  verehrten  Hinzpeter  im 
vorigen  Jahre  für  eine  Partei  erklärt  wurden,  die  bei  der  Erziehung  der  Kinder 
nicht  mitzureden  hätte,  legen  Mir  als  allgemeinem  Landesvater  die  Pflicht  auf^ 
zu  erklären:  es  geht  nicht  so  weiter.  Meine  Herren,  die  Männer  sollen  nicht 
durch  Brillen  die  Welt  ansehen,  sondern  mit  eigenen  Augen  und  Gefallen  finden 
an  dem,  was  sie  vor  sich  haben,  ihrem  Vaterlande  und  seinen  Einrichtungen. 
Dazu  sollen  Sie  jetzt  helfen ! 


II.  Ansprache  Seiner  Majestät  des  Königs 

am  17.  Dezember  1890. 

Wenn  Ich  schon  beim  Zusammentritt  der  Konferenz  keinen  Augenblick  im 
Zweifel  war  über  ihren  Verlauf  und  über  ihren  Erfolg,  so  spreche  Ich  doch  heute 
am  Ende  Ihres  Wirkens  Ihnen  Meine  vollste  Zufriedenheit  und  Meine  vollste  An- 
erkennung aus  dafür,  dafs  Sie  in  redlichem  Arbeiten  und  in  offenem  Meinungs- 
und Gedimkenaustausch  dahin  gekommen  sind,  wohin  Ich  Ihnen  den  Weg  gezeigt 
habe,  und  dafe  Sie  sich  das  zu  eigen  gemacht  und  die  Gedanken  verfolgt  haben, 
die  Ich  Ihnen  angedeutet  habe.  Sei  es  Mir  nun  gestattet,  ehe  wir  schliefsen,  noch 
ein  paar  Punkte  zu  berühren,  die  für  Sie  von  Interesse  sein  könnten. 

Wie  Ich  höre,  ist  es  Ihnen  damals  bei  her  Eröffnung  aufgefallen,  dalk 
Meinerseits  die  Religion  nicht  erwähnt  worden  ist.  Meine  Herren!  Ich  war  der 
Ansicht,  dals  Meine  Ideen  und  Gedanken  über  Religion,  d.  h.  über  das  Verhält- 
nis eines  Menschen  zu  Gott,  welche  sie  sind,  und  wie  heilig  und  hoch  sie  Mir 
sind,  so  sonnenklar  vor  aller  Blicken  daliegen,  dals  jedermann  im  Volke  sie  kannte. 
Ich  werde  selbstverständlich  als  preufsischer  König  wie  als  summus  episcopus 
Meiner  Kirche  es  Meine  heiligste  Pflicht  sein  lassen,  dafür  zu  sorgen,  dafs  das 
religiöse  Gefühl  und  der  Funke  des  christlichen  Geistes  in  der  Schule   gepflegt 
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und  gemehrt  werde.  Möge  die  Schule  die  Kirche  achten  und  ehren,  und  möge 
die  Kirche  ihrerseits  der  Schale  beistehen  und  ihr  bei  ihren  Aufgaben  weiter 
wirken  helfen;  dann  werden  Wir  zusammen  im  stände  sein,  die  Jugend  zu  den 
Anforderungen  Unseres  modernen  Staatslebens  heranzubilden.  Ich  denke,  hiermit 
diesen  Punkt  vollkommen  erledigt  zu  haben. 

Ich  kann  zu  allem,  was  Sie  beschlossen  haben,  Meine  volle  Beistimmung 
aussprechen.  Ich  möchte  nur  eins  bemerken.  Etwas,  was  noch  nicht  ganz  klar 
ist,  ist  die  Abgangsprüfung,  und  Ich  erwarte  darüber  späterhin  noch  eine  Äufserung 
über  die  Ansichten  und  Vorschläge  des  Herrn  Ministers. 

Meine  Herren!  Wir  befinden  uns  in  einem  Zeitpunkt  des  Durchgangs  und 
Yorwärtsschreitens  in  ein  neues  Jahrhundert,  und  es  ist  von  jeher  das  Vorrecht 
Meines  Hauses  gewesen,  Ich  meine,  von  jeher  haben  Meine  Vorfahren  bewiesen, 
da&  sie,  den  Puls  der  Zeit  fühlend,  voraus  erspähten,  was  da  kommen  würde. 
Dann  sind  sie  an  der  Spitze  der  Bewegung  geblieben,  die  sie  zu  leiten  und  zu 
neuen  Zielen  zu  führen  entschlossen  waren.  Ich  glaube  erkannt  zu  haben,  wohin 
der  neue  Geist,  und  wohin  das  zu  Ende  gehende  Jahrhundert  zielen,  und  Ich  bin 
entschlossen,  so  wie  Ich  es  beim  Anfassen  der  socialen  Reformen  gewesen  bin 
so  auch  hier  in  Bezug  auf  die  Heranbildung  des  jungen  Geschlechts  die  neuen 
Bahnen  zu  beschreiten,  die  wir  unbedingt  beschreiten  müssen;  denn  thäten  wir 
es  nicht,  so  würden  wir  in  zwanzig  Jahren  dazu  gezwungen  werden.  Deshalb 
wird  es  Ihnen  allen  ein  besonderes  Gefühl  der  Genugthuung  und  ein  Gefühl  der 
Freude  sein,  da&  Sie  diejenigen  gewesen  sind,  die  ausgesucht  waren,  die  ersten 
grundlegenden  Prinzipien  zu  unseren  neuen  Bahnen  festzustellen,  mit  Mir  zu 
arbeiten  und  mit  Mir  die  neuen  Wege  zu  erschlie&en ,  die  wir  unsere  Jugend 
dereinst  führen  wollen,  und  Ich  bin  fest  überzeugt,  dafe  der  Segen  und  die  Segens- 
wünsche von  Tausenden  von  Müttern  auf  das  Haupt  jedes  Einzelnen  von  Ihnen, 
die  hier  gesessen  haben,  herabgerufen  werden.  Ich  nehme  davon  keinen  aus, 
weder  diejenigen,  die  für  Meine  Gedanken  gearbeitet  haben,  noch  auch  die,  welche 
mit  schwerem  Ringen  und  unter  Aufgabe  dessen,  was  sie  bisher  zu  verfolgen 
berechtigt  sich  glaubten,  Opfer  gebracht  haben,  —  allen  diesen  danke  Ich.  Mögen 
die  Opfer,  die  sie  bringen,  ihnen  späterhin  das  Gefühl  geben,  dafs  auch  sie  bei 
dieser  Arbeit  Wesentliches  mitgeleistet  haben. 

Meine  Herren!  Ich  möchte,  obwohl  Ich  sonst  nicht  gerne  ablese,  Ihnen 
doch  einen  Artikel  mitteilen,  den  Ich  für  so  bemerkenswert,  für  so  schön  ge- 
schrieben halte,  der  so  in  jeder  Weise  das  wiedergiebt,  was  Meine  Gedanken 
waren,  als  Ich  zu  Ihnen  vor  ungefähr  vierzehn  Tagen  sprach,  dafs  Ich  die  Haupt- 
sätze, die  darin  verzeichnet  sind,  Ihnen  vorlesen  möchte.  Er  entstammt  dem 
Hannoverschen  Courier^  vom   14.  d.  M.    Unter  der  Überschrift  .Milsverständ- 
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nisse^  findet  sich  folgende  Reihe  von  Sätzen: 

„Wem  der  gewaltige  Gegensatz  zwischen  einst  und  jetzt  voll  zum  Bewulst- 
sein  kommt^  der  wird  zugleich  von  der  Überzeugung  durchdrungen,  dafe  das  neue 
Staatswesen  wert  ist,  erhalten  zu  werden,  und  dals  es  eine  der  ganzen  Kraft  des 
Mannes  würdige  Aufgabe  ist,  an  der  Erhaltung  und  ruhigen  Weiterentwicklung 
des  Staatswesens  mitzuarbeiten.  Dafs  dem  Lehrer  in  der  Darstellung  jener  Ver- 
hältnisse einer  unerfreulichen  Vergangenheit  die  gröfste  Freiheit  verstattet  werden 
muß,  ist  selbstverständlich;  ebenso  selbstverständlich  ist  es  aber,  dal^  nur  der- 
jenige zum  Lehrer  unserer  Jugend  berufen  ist,  der  treu  und  aus  voller  Über- 
zeugung auf  dem  Boden  der  Monarchie  und  der  Verfassung  steht.  Ein  Anhänger 
radikaler  Utopien  ist  als  Lehrer  der  Jugend  ebensowenig  zu  brauchen  wie  in 
den  Geschäfts  Stuben  der  Staatsverwaltung.  Der  Lehrer  ist  nach  seinen  Rechten 
und  nach  seinen  Pflichten  in  erster  Linie  Beamter  des  Staates,  und  zwar  des 
bestehenden  Staates.  In  einer  lebhaften  Bethätigung  dieser  seiner  Stellung  und 
seiner  Aufgabe  würde  der  Lehrer  zum  grofiien  Teil  wenigstens  auch  schon  das 

Wiese,  Sdralwesen.    IV.  2 
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geleistet  haben,  was  von  ihm  verlangt  wird,  um  die  Jugend  tüchtig  zu  machen 
zum  Widerstand  gegen  alle  umst&rzlerischen  Bestrebungen.  Was  weiter  dazu 
gehört,  eine  rege  Füege  der  Charakterbildung,  des  selbständigen  Denkens  und 
Urteilens,  soll  heute  nnerörtert  bleiben,  ebenso,  inwieweit  unsere  Lehrerschaft 
der  hier  skizzierten  Aufgabe  schon  jetzt  nachkommt.  Davon  ein  ander  Mal. 
Aber  daran  kann  doch  im  Ernst  niemand  denken,  dafs  die  Lehren  der  Social- 
demokratie  in  der  Schule  im  einzelnen  erörteit  und  etwa  durch  autoritäre  Äuße- 
rungen oder  in  freier  Diskussion  widerlegt  werden  sollen.  Wer  zu  einem  klaren 
Verständnis  von  dem  Wesen  des  Staats,  von  dem  Werden  und  den  Fortschritten 
unseres  Staates  durchgedrungen  ist,  der  wird  im  stände  sein,  das  Ungereimte,  das 
Verwerfliche  und  Gefährliche  der  socialdemokratischen  Theorie  und  Praxis  zu 
durchschauen,  der  wird  es  als  seine  Pflicht  erkennen,  mannhaft  seinen  Platz  in 
den  Reihen  derer  zu  behaupten,  welche  unseren  Staat  gegen  feindliche  Angriffe 
wie  von  aufsen  so  im  Innern  verteidigen.  Der  Staatsverwaltung  höchste  Aufgabe 
bleibt  es,  durch  verständnisvolles  Entgegenkommen  auf  dem  Gebiet  der  öffentlichen 
Wohlfahrt  und  Freiheit  sich  die  Sympathien  aller  gemäfsigten  und  einsichtsvollen 
Elemente  dauernd  zu  erhalten.^ 

„Ein  anderer  Klageruf,  dem  ebenfalls  mifsverständliche  Auffassungen  zu 
Grunde  liegen,  geht  dahin,  daß  unserer  gesamten  klassischen  Bildung  die  Ver- 
nichtung drohe.  Wir  meinen,  es  sind  nicht  echte  Freunde  jener  Bildung,  welche 
diese  BefGlrchtung  laut  werden  lassen;  zum  mindesten  kann  ihnen  der  Vorwurf 
nicht  erspart  werden,  daß  sie  von  dem,  was  unter  «klassischer  Bildung«  zu  ver- 
stehen, nur  einen  recht  oberflächlichen  Begriff  haben." 

Meine  Herren,  der  Mann,  der  das  geschrieben,  hat  Mich  verstanden,  und 
Ich  bin  ihm  dankbar,  dals  er  in  weiteren  Kreisen  des  Volkes  diese  Ansicht  zu 
verbreiten  gesucht  hat. 

Lassen  Sie  Mich  noch  ein  Wort  sprechen  von  unseren  militärischen  Bildungs- 
anstalten,  den  Kadettenhäusem.  Sie  sind  hier  angeführt  worden,  um  auf  sie  zu 
exemplifizieren,  und  es  sind  Wünsche  laut  geworden,  ihre  Einrichtungen  auf  die 
anderen  höheren  Schulen  zu  übertragen.  Meine  Herren,  das  Kadettenkorps  ist 
etwas  ganz  Eigenartiges,  es  hat  einen  besonderen  Zweck,  es  existiert  für  sich, 
steht  direkt  unter  Mir  und  berührt  uns  gar  nicht. 

Wenn  Ich  kurz  resümiere,  so  möchte  Ich  noch,  bevor  Ich  schliefe,  auf 
einen  anderen  Grundsatz  Meines  Hauses  eingehen,  der  heute  von  einem  hervor- 
ragenden Mitgliede  citiert  ist:  Suum  cuique,  das  heilst:  jedem  das  Seine,  und 
nicht:  allen  dasselbe.  Und  das  verfolgen  wir  auch  gerade  hier  in  dieser  Ver- 
sammlung und  mit  dem,  was  Sie  heute  beschlossen  haben.  Bisher  hat  der  Weg, 
wenn  Ich  so  sagen  soll,  von  den  Thermopylen  über  Gannae  nach  Rofebach  und 
Vionville  geführt.  Ich  führe  die  Jugend  von  Sedan  und  Gravelotte  über  Leuthen 
und  Roisbach  zurück  nach  Mantinea  und  nach  den  Thermopylen.  Ich  glaube, 
das  ist  der  richtige  Weg,  und  den  müssen  wir  mit  unserer  Jugend  wandeln. 

Und  nun.  Meine  Herren,  Meinen  herzlichsten  Dank  und  Meine  vollste  An- 
erkennung für  alles,  was  Sie  bisher  gethan  haben.  Ich  habe  Meine  Gedanken 
und  Meine  Befehle  für  die  spätere  Entwicklung  dieser  uns  allen  am  Herzen 
liegenden  Angelegenheit  in  einer  Kabinettsordre  niedergelegt,  von  der  Ich  bitten 
möchte,  dafs  die  Herren  sie  jetzt  anhören. 

Im  Anschlufs  an  die  letzte  Ansprache  verlas  der  Geheime  Kabinetts- 
rat Wirklicher  Geheimer  Rat  Dr.  v.  Lucanus  die  dort  angekündigte 
Kabinettsordre.    Sie  lautet: 

Es  hat  Mich  mit  Freude  und  Genngthuung  erfüllt,  Zeuge  gewesen  zu  sein 
des  Ernstes  und  der  Hingebung,  mit  welcher  alle  Mitglieder  der  zur  Erörterung 
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der  Schulfrage  einberufenen  Konferenz  beigetragen  haben,  um  diese  far  unsere 
Nation  so  hochwichtige  und  Mir  besonders  am  Herzen  liegende  Angelegenheit  zu 
fördern.  Ich  kann  es  Mir  deshalb  nicht  versagen ,  allen  Mitgliedern  Meine  volle 
Anerkennung  und  Meinen  Königlichen  Dank  auszusprechen.  Insbesondere  geb&hrt 
Ihnen  f&r  die  ebenso  geschickte  wie  kraftige  Leitung  der  Verhandlungen  Mein 
voller  Dank,  und  Ich  firene  Mich,  es  aussprechen  zu  können,  da&  die  Hoffnungen, 
welche  Ich  bei  Beginn  der  Beratungen  hegte,  durch  die  Ergebnisse  derselben 
ihrer  ErfbUnng  wesentlich  näher  gerückt  sind.  Um  nun  auf  Grund  des  gewonnenen 
reichen  und  wertvollen  Materials  möglichst  bald  bestimmte  Entschließungen  zur 
Durchführung  des  Reformwerks  fassen  zu  können,  fordere  Ich  Sie  auf,  Mir  baldigst 
Vorschläge  wegen  Bildung  eines  Ausschusses  von  etwa  fünf  bis  sieben  M&nnern 
zu  unterbreiten,  welchem  die  Aufgabe  zu  stellen  sein  wird: 

1.  das  Material  zu  sichten  und  zu  prüfen  und  darüber  in  möglichst  kurzer 
Frist  zu  berichten  und 

2.  einzelne,  als  besonders  tüchtig  bekannte  Anstalten  sowohl  Preußens  als 
auch  der  übrigen  Bundesstaaten  zu  besichtigen,  um  das  gewonnene  Material 
auch  nach  der  praktischen  Seite  hin  zu  vervollständigen. 

Ich  gebe  Mich  der  Hofbung  hin,  daß  es  Ihnen  auf  Grund  dieser  Vorarbeiten 
möglich  sein  wird,  einen  Plan  für  die  wichtigen  Reformen  des  höheren  Unterrichts- 
wesens, auch  im  Hinblick  auf  die  notwendigen  finanziellen  Maßnahmen,  so  zeitig 
aufzustellen  und  Mir  vorzulegen,  daß  die  Einführung  des  neuen  Planes  mit  dem 
1.  April  1892  erfolgen  kann.  Ich  erwarte,  daß  Sie  über  den  Fortgang  der  An- 
gelegenheit Mir  von  Monat  zu  Monat  Bericht  erstatten. 

Noch  liegt  Mir  am  Herzen,  einen  neuen  Punkt  zu  berühren.  Ich  verkenne 
nicht,  daß  bei  Durchführung  der  neuen  Reformpläne  erhebliche  Mehrforderungen 
an  die  Leistungen  der  gesamten  Lehrerschaft  gestellt  werden  müssen.  Ich  ver- 
traue aber  ebenso  ihrem  PflichtgefÜhrwie  ihrem  Patriotismus,  daß  sie  sich  den 
neuen  Aufgaben  mit  Treue  und  Hingebung  widmen  werde.  Demgegenüber  erachte 
Ich  es  aber  auch  für  unerläßlich,  daß  die  äußeren  Verhältnisse  des  Lehrer- 
standes, wie  dessen  Rang-  und  Gehaltsverhältnisse,  eine  entsprechende  Regelung 
erfahren,  und  Ich  wünsche,  daß  Sie  diesen  Punkt  besonders  im  Auge  behalten 
und  darüber  an  Mich  berichten. 

Gegeben  zu  Berlin  im  Schloß,  den  17.  Dezember  1890. 

Wilhelm  lU 

An  den  Minister 
der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinal-Angelegenheiten. 

Die  Ernennung  der  Mitglieder  des  hier  erwähnten  Ausschusses,  des 
sogen.  Siebener- Ausschusses,  erfolgte  durch  Königliche  Eabinettsordre  vom 
29.  Dezember  1890^).  Der  Ausschufs  sollte,  wie  es  in  den  Allerhöchst 
genehmigten  Grundzagen  für  seine  Thätigkeit  heifst,  «selbständig,  aber  in 
mö^chst  naher  Fühlung  mit  dem  Unterrichtsministerium  die  erforderlichen 


^)  Die  Mitglieder  waren: 

1.  Geheimer  Oberregierungsrat  Dr.  Hinzpeter  zu  Bielefeld  als  Vorsitzender-, 

2.  der  Kurator  der  Universität  Halle,  Geheimer  Oberregierungsrat  D.Dr.  Schrader, 
als  Stellvertreter  des  Vorsitzenden; 

3.  der  Oberrealschuldirektor  Dr.  Fiedler  zu  Breslau: 

4  der  Geheime  Sanitätsrat  Dr.  Graf  zu  Elberfeld  (1894  und  1895  zweiter  Vize* 

S resident  des  Hauses  der  Abgeordneten); 
er  Abgeordnete  Dr.  Kropatscheck  zu  Berlin; 

6.  der  Realgymnasialdirektor  Dr.  Schlee  zu  Altena; 

7.  der  Abt  zu  Loccnm,  Oberkonsistorialrat  D.  Uhlhorn  zu  Hannover. 

2* 
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Vorarbeiten  vornehmen,  die  vom  Ministerium  ausgehenden  Vorschläge 
prüfen  und  dem  Minister  eigene  Vorschläge  machen,  von  den  Reform- 
arbeiten des  Ministeriums  Kenntnis  nehmen  und  dieselben  mit  seiner  be- 
gutachtenden Thätigkeit  begleiten.^  Auch  erhielt  der  Minister  die  Er- 
mächtigung, nach  Benehmen  mit  dem  Vorsitzenden  Mitglieder  des  Ausschusses 
zu  Kommissarien  der  Unterrichtsverwaltung  bei  den  Verhandlungen  mit 
anderen  Ministerien  oder  mit  der  Landesvertretung  zu  ernennen. 

Der  Ausschurs  hat  eine  Reihe  von  Sitzungen,  zum  Teil  allein,  zum 
Teil  mit  Vertretern  der  Unterrichtsverwaltung,  abgehalten.  Beratungs- 
gegenstände waren:  1.  die  inneren  Verhältnisse  der  höheren  Schulen,  ins- 
besondere die  Lehrziele,  die  Lehrpläne  und  die  Prüfungsordnungen;  2.  die 
Rang-  und  Gehaltsverhältnisse  der  Lehrer  und  das  Aufrücken  derselben  in 
die  höheren  Gehaltsstufen;  3.  das  gesammte  Berechtigungswesen;  4.  die 
wissenschaftliche  Vorbildung  der  Lehrer  und  die  religiös-sittliche  Bildung 
der  Schüler;  5.  Turnen  und  Schulgesundheitspflege. 

In  allen  wesentlichen  Punkten  zeigte  sich  volle  Einigkeit  zwischen  dem 
Ausschufs  und  der  Unterrichtsverwaltung.  Dem  Allerhöchsten  Befehle 
entsprechend  wurden  mehrere  besonders  bewährte  höhere  Schulen  *)Preufsens 
und  der  übrigen  Bundesstaaten  von  Mitgliedern  des  Ausschusses  in  Be- 
gleitung je  eines  der  technischen  Referenten  im  Unterrichtsministerium 
besucht;  über  die  hierbei  gemachten  Erfahrungen  wurde  dem  Minister 
Bericht  erstattet.  Die  letzte  Sitzung  des  Ausschusses  fand  am  2.  Juni 
1891  statt. 

4.  Die  Folgen  der  Schnlkonferenz  von  1890,  insbesondere  die  Lehr- 

plSne  von  1892. 

In  der  Schulkonferenz  von  1890  wurde  die  Frage: 

„Sind  in  Zukunft  nur  zwei  Arten  von  höheren  Schulen  grundsätzlich 
beizubehalten,  nämlich  Gymnasien  mit  den  beiden  alten  Sprachen  und 
lateinlose  Schulen  (Oberrealschulen  und  höhere  Bürgerschulen)?" 

mit  35  gegen  8  Stimmen  bejaht.  Über  den  Einflufs,  den  dieser  Beschluf^ 
auf  die  Gestaltung  der  Realanstalten  hatte,  wird  an  anderer  Stelle  be- 
richtet werden.  Seine  unmittelbare  Folge  bestand  aber  darin,  dafs  die 
lateinlosen  Realanstalten  bezüglich  der  Berechtigungen  den  realgymnasialen 
Anstalten  wesentlich  angenähert  wurden.  Das  geschah  durch  die  mittel» 
Allerhöchsten  Erlasses  vom  1.  Dezember  1891  genehmigte  Bekanntmachung 
des  Staatsministeriums  (Bei er  S.  120,  C.-Bl.  von  1892  S.  341)  und  durch 
die  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  12.  Dezember  1891  (Beier  S.  122, 
C.-Bl.  von  1892  S.  340).  Durch  diese  Anordnungen  wurde  der  Stellung, 
die  im  Jahre  1882  den  Oberrealschulen  gegeben  wurde,  indem  sie  den 
Gymnasien  und  Realgymnasien  als  Vollanstalten,  also  wenigstens  theoretisch 
als  ebenbürtig  an  die  Seite  gesetzt  wurden,  zum  ersten  Male  in  aus- 
giebiger Weise  auch  praktisch  Rechnung  getragen. 

J5ie  beiden  Erlasse  sind  an  dieser  Stelle  erwähnt  worden,  weil  sie  die 
ersten  Änderungen  darstellen,  die  in  dem  bisherigen  Rechtszustande  durch 


^)  Besucht  wurden:  das  Bealgymnasium  in  Altona,  die  Oberrealschule  in  Bre8Iau^ 
das  Gymnasium  und  Realgymnasium  in  Görlitz,  die  höheren  Schulen  der  Franckeschen 
Stiftungen  in  Halle,  das  Kloster  Unser  Lieben  Frauen  in  Magdeburg,  die  Landesschule 
in  Pforta,  das  alte  Gymnasium  in  Nürnberg,  die  Thomasschule  in  Lieipzig,  die  Ober- 
realschule in  Stuttgart,  das  Gymnasium  in  Ulm,  das  Seminar  in  Blaubeuren,  die  Gym> 
nasien  in  Heidelberg  und  Giefsen. 
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4lie  Yerhandlungen  der  Schulkonferenz  herbeigeführt  worden  sind.  Den 
eigentlichen  Niederschlag  dieser  Verhandlungen  sowie  der  Beratungen  des 
Siebener-Ausschusses  bilden  jedoch  die  Lehrpläne  von  1892.  Ihre  Ein- 
führung erfolgte,  nachdem  sie  vorher  den  I^ovinzialschulkollegien  zur  Be- 
gutachtung vorgelegen  hatten,  durch  Erlafs  vom  6.  Januar  1892.  Nach 
diesem  sollten  sie  mit  dem  Beginne  des  Schuljahres  1892/93,  bei  den  An- 
stalten mit  Wechselabtheilungen  für  den  Michaelisjahrgang  mit  dem  Be- 
ginne des  Winterhalbjahres  1892  in  Kraft  treten;  von  dem  Zeitpunkte 
ihres  Inkrafttretens  an  sollten  die  Lehrpläne  von  1882  ihre  verbindliche 
Kraft  verlieren. 

Die  „Lehrpläne  und  Lehraufgaben''  ^)  vom  6.  Januar  1892  zerfallen, 
abgesehen  von  der  Einführungsverordnung,  in  drei  Abschnitte.  Der  erste 
enthält  die  allgemeinen  Lehrpläne,  d.  h.  die  Verteilung  der  Stunden  auf 
die  Lehrgegenstände  und  die  einzelnen  Klassen.  Der  zweite  Abschnitt 
giebt  unter  der  Überschrift  „Besondere  Lebrgegenstände"  für  jeden  der- 
selben —  und  zwar,  soweit  erforderlich,  nach  Schulgattungen  getrennt  — 
zunächst  das  allgemeine  Lehrziel,  dann  die  Lehraufgaben  für  die  einzelnen 
Klassen')  und  zuletzt  ausführliche  methodische  Bemerkungen.  Diesem  Ab- 
schnitte sind  noch  Gesichtspunkte  für  die  Bemessung  der  Hausarbeit  bei- 
gefügt. Der  dritte  Abschnitt  führt  die  Überschrift:  „Erläuterungen  und 
Ausführungsbestimmungen.*'  In  ihm  sind  auch  diejenigen  Anordnungen  ent- 
halten, durch  welche  für  besondere  Fälle  und  innerhalb  bestimmter  Grenzen 
Abweichungen  von  der  Regel  für  zulässig  erklärt  werden.  Die  Vorschriften 
des  zweiten  Abschnittes  sollen,  wie  es  in  der  Einführungsverordnung  heifst, 
zwar  nur  als  amtlich  gebilligte  Anhaltspunkte  für  die  Erfüllung  der  Lehr- 
pläne betrachtet  werden,  aber  doch  insoweit  verbindlich  sein,  als  sie  be- 
züglich des  allgemeinen  Lehrziels  in  jedem  einzelnen  Fache,  der  Höhe  der 
Klassenleistungen  und  der  Art  und  des  Mafses  der  Hausarbeiten,  sowie 
des  anzuwendenden  Lehrverfahrens  bestimmte  Anweisungen  enthalten. 

^)  C.-Bl.  S.  199.  Sonderabdruck:  Lehrpläne  und  Lehraufgaben  der  höheren 
Schulen.  Berlin  1891,  Wilhelm  Hertz.  Der  erste  Abschnitt  und  der  erste  Teil  des 
zweiten  sind  wortlich,  die  Gesichtspunkte  fUr  die  Bemessung  der  Hausarbeit,  sowie  die 
Erläuterungen  und  Ausführungsbestimmungen  im  Auszuge  wiedergegeben  bei  Beier  S.  1  ff. 
*)  Die  Verteilung  des  Lehrstoffes  erfolgte  nach  gutachtlichen  Vorschlägen,  die  von 
Fachmännern  fQr  die  einzelnen  Lehrgegenstände  und  Schulgattungen  gemacht  wurden. 
Zu  derartigen  Vorschlägen  waren  aufgefordert  worden: 

für  evangelische  Religionslehre:  Oberlehrer  Evers  in  Düsseldorf,  Professor  Dr.  Witte 

in  P^rta,  Professor  Bornemann  in  Magdeburg; 
für  katholische  Religionslehre:   Fürstbischof  D.  Kopp; 
für  Deutsch:    Gymnasialdirektor   Dr.  Kern  in  Berlin  (Cöln.  Gymnas.),   Professor 

Dr.  Fauth  in  Höxter,  Oberlehrer  Dr.  Cauer  in  Kiel; 
für  Lateinisch:   Gymnasialdirektor  Dr.  Lutsch  in  Kreuznach,  Gymnasialdirektor 

Dr.  Mein  er  tz  in  Posen; 
für  Griechisch:  Rektor  der  Landesschule    in  Pforta  Dr.  Volkmann,   Gymnasial- 
direktor Dr.  Co  11  mann  in  Husum,  Gymnasialdirektor  Dr.  Holz  weif  s  ig  in  Burg; 
für  Französisch:    Oberlehrer  Dr.  Matthiae   in  Berlin  (Wilh.-Gymn.),    Oberlehrer 
Dr.   Ten  der  in  g   in    Elberfeld   (dieser   zugleich    für   Englisch),    Professor   Dr. 
Püttmann   in   Gr. -Lichterfelde   (KadettencorpsX    Professor   Dr.   Masberg   in 
Düsseldorf  (desgl.  für  Englisch); 
für  Geschichte:   Gymnasialdirektor  Dr.  Jaeger  in  Cöln,  Prog.-Rektor  Dr.  Asbach 

in  Prüm; 
für  Geographie:   ord.  Lehrer  Dr.  Pah  de  am  Realgymnasium  zu  Crefeld; 
für  Mathematik:    Professor  Dr.  Schwering   in   Coesfeld,    Realgymnasialdirektor 

Dr.  Schwalbe  in  Berlin,  Gewerbeschuldirektor  Dr.  Holzmülier  in  Hagen; 
f&r   Naturbeschreibung:    Oberlehrer   Dr.  Pfuhl   in  Posen,   Realgymnasialdirektor 
Dr.  Vogel  in  Berlin,  Rektor  der  höheren  Bürgerschule  in  Cöln  Dr.  Thom^; 
für  Physik  und  Chemie:    Dr.  Schwalbe,   Dr.  Scnwering  (s.  oben)  und  Real- 
gymnasialdirektor Dr.  Sc  hörn  in  Cöln. 
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Gemeinsam  war  den  Lehrplänen  aller  Anstaltsgattungen  der  Ge- 
danke, dafs  erstens  die  Gesamtzahl  der  Unterrichtsstunden  in  den  unteren 
Klassen  einer  wesentlichen  Einschränkung  und  dafs  zweitens  der  Unter- 
richt im  Deutschen  einer  hervorragenden  Berücksichtigung  bedarf.  Mafs- 
gebend  waren  in  dieser  Beziehung  die  Gesichtspunkte,  die  Seine  Majestät 
der  Kaiser  und  König  in  seiner  Rede  bei  der  Eröffnung  der  Schulkonferenz 
betont  hat  (vgl.  S.  13).  Die  erste  jener  Forderungen  hatte  ihren  Grund 
in  den  Gefahren,  welche  die  Überbürdung  unserer  Jugend  mit  geistigen 
Arbeiten  zur  Folge  haben  kann.  Diese  Gefahren  waren  zwar  auch  früher 
der  Unterrichtsverwaltung  nicht  entgangen.  Die  letztere  hatte  sich  indessen 
bisher  im  wesentlichen  auf  Mafsregeln  zur  Fernhaltung  der  Überbürdung 
mit  häuslichen  Arbeiten  beschränkt  (vgl.  Abschnitt  I,  13).  Durch  die 
zweite  Forderung  sollte  der  gesamte  höhere  Unterricht  auf  eine  nationale 
Grundlage  gestellt  werden.  Sie  fand  ihre  Erfüllung  äufserlich  dadurch, 
dafs  in  allen  Arten  der  höheren  Schulen  und  auf  allen  Stufen  der  deutsche 
Unterricht  eine  angemessene  Stundenzahl  erhielt,  iunerlich  dadurch,  dafs 
ihm  durch  die  besonderen  Vorschriften  über  den  Lehrplan  und  die  Lehr- 
methode der  gesamte  übrige  Unterricht  dienstbar  gemacht  wurde.  Erwähnt 
zu  werden  verdient  hierbei,  dafs  nach  den  Bestimmungen  über  den  Unter- 
richt im  Deutschen  die  Schüler  auch  in  die  mittelhochdeutsche  Dichtung 
eingeführt  werden  und  Ausblicke  auf  nordische  Sagen  und  die  germanischen 
Sagenkreise  erhalten,  sowie  dafs  ihnen  auch  Proben  aus  dem  Urtexte  des 
Nibelungenliedes  vorgelegt  und  einzelne  sprachgeschichtliche  Belehrungen 
durch  typische  Beispiele  erteilt  werden  sollten. 

Die  Erkenntnis,  dafs  gerade  diejenigen  Knaben  und  Jünglinge,  die 
einen  grofsen  Teil  ihrer  Zeit  auf  geistige  Arbeit  verwenden,  einer  sorg- 
fältigen Pflege  des  Körpers  bedürfen,  und  dafs  an  dieser  Pflege  auch  die 
Schule  Anteil  nehmen  müsse,  fand  in  den  Lehrplänen  von  1892  durch  die 
Vermehrung  der  Turnstunden  ihren  Ausdruck. 

Die  Erfahrung  hatte  gelehrt,  dafs  eine  sehr  grofse  Anzahl  von  Schülern 
die  höheren  Unterrichtsanstalten  aller  Arten  nur  bis  zum  Abschlüsse  des 
sechsten  Jahreslehrganges  besuchten,  also  bis  zu  derjenigen  Klasse,  durch 
deren  erfolgreichen  Besuch  das  Zeugnis  über  die  wissenschaftliche  Befähigung 
für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst  erworben  wurde.  Dem  Bedürf- 
nisse dieser  Schüler  wurde  bezüglich  der  Ausgestaltung  des  Lehrplanes 
bis  1892  nur  an  den  höheren  Bürgerschulen  Rechnung  getragen.  Nun 
konnte  wohl  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  nicht  ausschliefslich  diesen 
die  Vorbildung  derjenigen  jungen  Leute  zu  übertragen  sei,  die  ihre  Schul- 
bildung mit  der  Erwerbung  jener  Berechtigung  abschliefsen  sollen.  Aber 
durch  die  Errichtung  derartiger  Schulen  in  gröfseren  Orten,  in  denen  neben 
ihnen  noch  Vollanstalten  bestanden,  war  hier  die  relative  Zahl  derjenigen 
Schüler,  welche  die  Anstalt  nur  bis  zum  Abschlüsse  des  sechsten  Jahres- 
lehrganges besuchten,  nicht  sehr  erheblich  verringert  worden.  Unter  diesen 
Umständen  glaubte  die  Unterrichtsverwaltung  den  thatsächlichen  Verhältnissen 
dadurch  Bechnung  tragen  zu  müssen,  dafs  in  allen  Arten  von  höheren 
Schulen  durch  angemessene  Gestaltung  der  Lehrpläne  die  Ausbildung  nach 
Beendigung  des  sechsten  Jahreslehrganges  einen  gewissen  Abschlufs  erhielt. 
Dieses  Ziel  liefs  sich  durch  Änderungen  in  der  Verteilung  des  Lehrstoffes 
auf  die  einzelnen  Klassen  leicht  erreichen.  Die  einzelnen  dieser  Ände- 
rungen werden  im  Abschnitt  III  Erwähnung  finden.  An  dieser  Stelle 
mag  vorweg  bemerkt  werden,  dafs  sie  bezüglich  der  Geschichte  und  der 
Geographie  an  allen  Anstalten  in  gleicher  Weise  erfolgten.  Hiermit  hängt 
die  in    den    „Erläuterungen   und   Ausführungsbestimmungen^   enthaltene 
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Vorschrift  zusammen,  dafs  die  Trennung  der  beiden  Sekunden  unbedingt  auch 
auf  den  Unterricht  in  der  Geschichte  und  in  der  Geographie  aus- 
zudehnen ist. 

Die  Rücksicht  auf  den  mit  der  Untersekunda  zu  erreichenden  Abschlufs 
der  Bildung  hatte  die  nattlrliche  Folge,  dafs  die  Nichtvollanstalten  nur  bis 
zur  Untersekunda  hinaufgeführt  und  demnach  den  Progymnasien,  den  Real- 
progymnasien und  den  Realschulen  (im  bisherigen  Sinne),  sofern  sie  nicht  etwa 
sich  zu  Yollanstalten  entwickeln  sollten,  die  Obersekunda  genommen  wurde. 
Auf  diese  Verkürzung  um  einen  Jahreslehrgang  wies  auch  der  bisherige 
überaus  geringe  Besuch  der  Obersekunda  der  meisten  Nichtvollanstalten 
hin.  Mit  ihrer  Durchführung  war  aber  für  die  Unterscheidung  zwischen 
Realschulen  und  höheren  Bürgerschulen  jeder  Grund  entfallen.  Das  durch 
die  Lehrpläne  von  1892  geschaffene  System  der  höheren  Schulen  kennt 
denmach  für  jede  der  drei  Hauptarten,  die  gymnasialen,  die  lateintreiben- 
den und  die  lateinlosen  Realanstalten,  nur  zwei  Formen,  die  neunstufige 
Vollanstalt  (Gymnasium,  Realgymnasium,  Oberrealschule)  und  die  sechs- 
stufige NichtvoUanstalt  (Progymnasium,  Realprogymnasium,  Realschule). 
Die  Schüler  der  nunmehr  sechsstufigen  Nichtvollanstalten  hatten  den  Nach- 
weis, dafs  sie  das  Lehrziel  der  obersten  Klasse  erreicht  hatten,  in  einer 
Reifeprüfung  zu  erbringen.  Nachdem  der  Lehrplan  der  Nichtvollanstalten 
so  gestaltet  war,  dafs  mit  dem  einjährigen  Besuche  der  Untersekunda  ein 
gewisser  Abschlufs  der  Bildung  erreicht  wurde,  hielt  die  Unterrichts- 
verwaltung es  für  angebracht,  den  Nachweis  der  Aneignung  der  Lehrauf- 
gabe dieser  Klasse  auch  bei  den  neunstufigen  Schulen  an  das  Bestehen  einer 
besonderen  Prüfung  zu  knüpfen.  Durch  die  Einführung  dieser  „Ab- 
schlursprüfung""  sollte  insbesondere  verhindert  werden,  dafs  die  Schüler 
der  Vollanstalten  günstiger  gestellt  würden  als  diejenigen  der  Nichtvoll- 
anstalten. Nähere  Mitteilungen  über  jene  Prüfung  werden  an  anderer 
Stelle  gemacht  werden  (vgl.  Abschnitt  I,  8). 

Als  die  Schulkonferenz  den  obenerwähnten  (S.  20)  auf  die  Realanstalten 
bezüglichen  Beschlufs  fafste,  war  man  darüber  einig,  dafs  in  ihm  nicht 
etwa  das  Verlangen  der  sofortigen  Umwandlung  aller  realgymnasialen 
Anstalten  in  gymnasiale  oder  in  lateinlose  Anstalten  liegen  solle.  Aus 
diesem  Grunde  erwies  sich  für  das  Realgymnasium  die  Aufstellung  eines 
Normallehrplanes  immer  noch  als  erforderlich.  Sie  erfolgte  allerdings  in 
der  Erwartung,  dafs  die  Tage  dieser  Schulgattung  gezählt  seien.  Auch 
die  im  Abschnitt  III  näher  zu  besprechende  Gestaltung  ihres  Lehrplanes, 
namentlich  die  Kürzung  des  lateinischen  Unterrichts  in  den  oberen  Klassen, 
trug  jener  Erwartung  Rechnung.  Am  schnellsten  schien  sich  nun  die  er- 
wartete Entwicklung  bei  den  unvollständigen  Realgymnasien,  den  Real- 
progymnasien, zu  vollziehen.  Die  Zahl  derselben  nahm  nach  1892  stark 
ab,  indem  viele  von  ihnen  in  gymnasiale  oder  in  lateinlose  Anstalten  ver- 
wandelt wurden.  Bei  ihnen  war  auch  die  Konkurrenz  der  letzteren  aus 
einem  naheliegenden  Grunde  am  wirksamsten.  Realprogymnasien  kommen 
meistens  nur  als  einzige  höhere  Schulen  für  kleinere  Orte  in  Betracht,  in 
denen  für  die  obersten  Klassen  nicht  auf  eine  genügende  Anzahl  von 
Schülern  gerechnet  werden  kann  oder  die  zur  Unterhaltung  einer  Voll- 
anstalt erforderlichen  Mittel  fehlen.  In  solchen  Orten  macht  sich  aber  in 
erster  Linie  das  Bedürfnis  einer  sechsstufigen  höheren  Schule  geltend,  die 
für  die  bürgerlichen  Berufe  eine  abschliefsende  und  praktisch  brauchbare 
Vorbildung  giebt.  Dieser  Forderung  genügt  die  Realschule  ohne  Zweifel 
in  höherem  Mafse  als  das  Realprogymnasium. 

Bezüglich  der  Realgymnasien  trat  indessen  eine  andere  Entwicklung 
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ein,  als  man  im  Jahre  1890  erwartet  hatte.  Denn  obgleich  auch  bei 
ihnen  Umwandlungen  in  andere  Schulgattungen  mehrfach  stattfanden 
und  die  dadurch  herbeigeführte  Verringerung  ihrer  Zahl  durch  Neu- 
gründungen nicht  ausgeglichen  wurde,  so  stellte  sich  doch  bald  heraus, 
dafs  sie  einem  in  weiten  Kreisen  thatsächlich  vorhandenen  Bedürfnisse 
entgegenkamen  und  die  Konkurrenz  mit  den  lateinlosen  Realanstalten 
wohl  aushalten  konnten.  Denn  sie  zeigten  in  manchen  Orten,  in  denen 
neben  ihnen  Oberrealschulen  bestanden,  selbst  nach  der  Erweiterung  der 
dieser  Schulgattung  verliehenen  Berechtigungen  eine  erfreuliche  Ent- 
wicklung. Freilich  trat  bei  ihnen  bald  nach  dem  Inkrafttreten  der  Lehr- 
pläne von  1892  der  nämliche  Übelstand  in  die  Erscheinung,  der  sich 
bereits  vor  1882  in  empfindlichem  Mafse  geltend  gemacht  hat.  Die 
Leistungen  der  Schüler  der  obersten  Klassen  im  Lateinischen  standen 
nämlich  in  einem  auffallenden  Mifsverhältnisse  zu  der  Zeit,  die  in  den 
unteren  Klassen  auf  diesen  Unterrichtszweig  verwendet  worden  war.  Die 
Unterrichtsverwaltung  sah  sich  nun  bald  veranlafst,  wenigstens  eine  Mil- 
derung dieses  Übelstandes  herbeizuführen,  indem  sie  eine  Vermehrung 
der  für  das  Lateinische  festgesetzten  Zahl  der  Wochenstunden  um  eine 
von  Obersekunda  an  aufwärts  zuliefs.  Hierdurch  wurde  bei  den  Freunden 
des  Realgymnasiums  neue  Hoffnung  erweckt.  Diese  Hoffnung  erwies  sich 
als  berechtigt;  denn  immer  mehr  festigte  sich  die  Überzeugung,  dafs  das 
Realgymnasium  als  ein  notwendiges  Glied  in  dem  Organismus  unseres 
höheren  Schulwesens  zu  betrachten  ist. 


5.  Kombinationen  der  verscbiedeuen  Sehnlgattnngen, 
Altonaer  und  Frankfurter  System. 

Die  Verschiedenheiten  zwischen  den  Lehrplänen  der  drei  Schulgattungen 
hatten  zu  mancherlei  Mifsständen  geführt.  Diese  waren  am  empfindlichsten 
für  die  Einwohner  derjenigen  Ort^,  die  nur  eine  einzige  höhere  Schule  be- 
safsen.  Eine  solche  konnte,  sofern  in  ihr  nach  dem  regelmäfsigen  Lehrplan 
einer  der  drei  Schulgattungen  unterrichtet  wurde,  unmöglich  allen  Kreisen 
genügen,  bei  denen  sich  ein  Bedürfnis  nach  höherer  Bildung  geltend  machte. 
Die  gymnasiale  Anstalt  kam  diesem  Bedürfnisse  wegen  des  gröfsten  Um- 
fanges  der  an  ihren  Besuch  geknüpften  Berechtigungen  immer  noch  am  meisten 
entgegen.  Aber  für  diejenigen,  die  sich  einem  gewerblichen  Berufe  widmen 
wollten,  erschien  die  Verpflichtung  zur  Teilnahme  am  griechischen  Unter- 
richt oft  als  ein  lästiger  Zwang,  der  bei  ihnen  diesem  Unterrichte  von 
vornherein  keinen  besonderen  Erfolg  versprach.  Dasselbe  liefs  sich  unter 
ähnlichen  Verhältnissen  von  dem  lateinischen  UnteiTichte  in  realgymnasialen 
Anstalten  sagen.  In  gröfseren  Orten  lag  die  Sache  etwas  besser.  Wenn 
hier  eine  höhere  Schule  nicht  ausreichte,  so  war  durch  Errichtung  mehrerer, 
den  verschiedenen  Gattungen  angehöriger  Anstalten  den  Eltern  die  Möglich- 
keit gegeben,  die  Art  der  Schulbildung,  die  sie  ihren  Kindern  zu  teil  werden 
lassen  wollten,  innerhalb  gewisser  Grenzen  ihren  Wünschen  anzupassen. 
Bestehen  blieb  aber  auch  hier  der  Übelstand,  dafs  einerseits  die  Ent- 
scheidung über  die  Art  der  Vorbildung  schon  zu  einer  Zeit  getroffen  werden 
mufste,  in  welcher  die  Anlage  für  bestimmte  Berufe  und  die  Neigung 
für  besondere  Zweige  des  Wissens  nicht  mit  einiger  Sicherheit  festgestellt 
werden  konnten,  und  dafs  andererseits  der  Übergang  von  einer  Schulgattung 
auf  eine  andere  um  so  schwieriger  war,  je  später  er  erfolgte. 
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Der  Wunsch,  diesen  Übelständen  abzuhelfen,  hatte  seiner  Zeit  dahin 
geführt,  dafs  die  Lehrpläne  der  Gymnasien  und  der  lateintreibenden  Real- 
^hulen  in  den  unteren  Klassen  möglichst  angenähert  wurden.  Dadurch 
wurde  eine  Kombination  beider  Schulgattungen  in  der  Weise  ermöglicht, 
dafs  die  künftigen  Gymnasiasten  wie  die  künftigen  Realschüler  bis  zum 
Eintritt  in  diejenige  Klasse,  in  der  das  Griechische  begann,  gemeinsam 
unterrichtet  wurden.  So  entstanden  die  Doppelanstalten,  bei  denen  sich 
an  die  gemeinsamen  unteren  Klassen  ein  gymnasialer  und  ein  real- 
gymnasialer Zweig  angliederte.  Bis  zum  Jahre  1882  konnte  der  gemein- 
same Unterbau  nur  die  Klassen  Sexta  und  Quinta  umfassen ;  später  wurde 
es  durch  die  Verlegung  des  Beginnes  des  griechischen  Unterrichts  nach 
Tertia  möglich,  ihn  auf  die  Quarta  auszudehnen.  Eine  derartige  Ein- 
richtung konnte  jedoch  nur  an  Orten  getroffen  werden,  an  denen  für  beide 
Zweige  auf  eine  genügende  Schülerzahl  gerechnet  werden  konnte.  Au 
kleineren  Orten  suchte  man  den  oben  geschilderten  Übelständen  dadurch 
entgegenzutreten,  dafs  zwar  die  Anstalt  grundsätzlich  als  Gymnasium  ein- 
gerichtet, dafs  aber  bis  Untersekunda  aufwärts  Befreiung  vom  griechischen 
Unterrichte  zugelassen  und  für  die  betreffenden  Schüler  Ersatzunterricht 
im  Englischen  und  in  den  Realien  eingeführt  wurde. 

Der  Zwang  zur  Erlernung  der  lateinischen  Sprache  blieb  jedoch  hier- 
bei bestehen;  die  Verlegung  der  Entscheidung,  ob  der  Schüler  in  dieser 
Sprache  überhaupt  unterrichtet  werden  solle,  auf  einen  späteren  Zeitpunkt 
wurde  nicht  erreicht.  Das  Bedürfnis  einer  derartigen  Verlegung  nahm  in- 
dessen in  dem  Mafse  zu,  wie  die  lateinlosen  Anstalten  sich  als  wesentliches 
Glied  in  dem  Organismus  unseres  höheren  Schulwesens  Anerkennung  ver- 
schafften. Seine  Befriedigung  wurde  zum  ersten  Male  durch  Kombination 
einer  lateintreibenden  mit  einer  lateinlosen  Realanstalt  auf  gemeinsamem 
Unterbau  versucht. 

Der  erste  Versuch  nach  dieser  Richtung  wurde  in  Altena  gemacht. 
Hier  wurde  im  Jahre  1871  eine  lateinlose  Realschule  zweiter  Ordnung  mit 
der  bereits  in  den  Satzungen  ausgesprochenen  Mafsgabe  gegründet,  dafs, 
„soweit  es  die  Frequenz  der  Schule  irgend  gestattet,  auf  die  Errichtung 
von  Parallelklassen,  in  denen  im  allgemeinen  der  Lehrplan  einer  Realschule 
erster  Ordnung  zur  Anwendung  kommt,  Bedacht  genommen  werden  soll". 
Dieser  Gedanke  wurde  im  Jahre  1878  in  der  Weise  durchgeführt,  dafs  von 
Tertia  ab  neben  den  bisherigen  Klassen  einer  lateinlosen  Realschule  zweiter 
Ordnung  allmählich  neue  Klassen  mit  allgemeinverbindlichem  Unterricht  im 
Lateinischen  errichtet  wurden.  Die  Schule  hatte  nunmehr  auf  dem  gemein- 
samen Unterbau  der  drei  unteren  lateinlosen  Klassen  zwei  völlig  getrennte 
Oberabteilungen,  in  deren  einer  wie  bisher  nach  dem  Lehrplane  einer  latein- 
losen Realschule  zweiter  Ordnung  unterrichtet  wurde,  deren  andere  aber  das 
Ziel  einer  Realschule  erster  Ordnung  verfolgen  sollte.  Selbstverständlich 
konnte  sich  der  Lehrplan  in  dem  zweiten  Zweige  des  Oberbaues ,  da  der 
lateinische  Unterricht  erst  in  Tertia  begann,  für  die  einzelnen  Klassen  mit 
demjenigen  einer  Realschule  erster  Ordnung  nicht  vollständig  decken.  Er 
war  aber  so  angelegt,  dafs  mit  dem  Abschlüsse  der  Untersekunda  die 
volle  Übereinstimmung  erreicht  war.  Die  Verteilung  der  Lehrstunden  ist 
im  Abschnitt  III,  4  angegeben.  Ostern  1881  wui'den  diejenigen  Schüler, 
welche  den  Lehrgang  der  ein  Jahr  zuvor  errichteten  Untersekunda  des 
zweiten  Zweiges  durchgemacht  hatten,  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften 
für  die  damaligen  vollberechtigten  höheren  Bürgerschulen  unter  Leitung 
eines  Kommissars  des  zuständigen  Provinzialschulkollegiums  einer  schrift- 
lichen und  mündlichen  Prüfung  unterzogen.    Durch  das  Ergebnis  derselben 
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wurde  dargelegt,  dafs  die  Leistungen  in  allen  Gegenständen  mit  Ein- 
schlufs  des  Lateinischen  im  wesentlichen  denjenigen  Forderungen  ent- 
sprechen, die  das  Lehrziel  der  Untersekunda  einer  Realschule  erster 
Ordnung  bilden.  Die  neueingerichteten  Parallelklassen  wurden  nun- 
mehr in  allen  Beziehungen,  insbesondere  auch  im  Sinne  der  Wehr- 
ordnung, als  Klassen  einer  Realschule  erster  Ordnung  anerkannt.  Im 
Jahre  1882  wurden  in  der  inneren  Verfassung  der  Anstalt  einige 
Änderungen  vorgenommen,  die  durch  die  damals  eingeführten  Lehrpläne 
bedingt  waren.  An  dem  Charakter  der  Anstalt  wurde  jedoch  nichts  ge- 
ändert. Sie  umfafste  nach  dem  damals  eingeführten  Sprachgebrauch  ein 
Realgymnasium  und  eine  Realschule  mit  einem  gemeinsamen,  bis  Quarta 
einschliefslich  reichenden  Unterbau.  Der  Lehrplan  der  lateinlosen  Ab* 
teilung  wich  allerdings  von  dem  gewöhnlichen  Plane  der  Realschule  in- 
sofern ab,  als  der  Unterricht  im  Englischen  bereits  in  Quarta  begann. 
Diese  Einrichtung  wurde  für  notwendig  gehalten,  da  in  Untertertia  der 
Unterricht  im  Lateinischen  beginnen  sollte  und  es  nicht  angebracht  schien^ 
daneben  den  Beginn  des  Unterrichts  im  Englischen  in  die  nämliche  Klasse 
zu  verlegen. 

Die  so  entstandene  Schule  erfuhr,  entsprechend  dem  Beschlüsse  II  2  b 
der  Schulkonferenz  von  1892,  in  Nr.  2  des  Zusatzes  zu  I  A~D  der  all- 
gemeinen Lehrpläne  von  1892  erneute  Anerkennung.  Hier  wurde  die  Ver- 
bindung eines  Realgymnasiums  mit  einer  lateinlosen  Realschule  „nach  dem 
sogen.  Altonaer  System"  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  unter  der 
Bedingung  zugelassen,  dafs  die  Zahl  der  Wochenstunden  der  einzelnen 
Klassen  die  der  Realschule  bezw.  des  Realgymnasiums  nicht  übersteigt^ 
und  dafs  das  Turnen  die  in  den  allgemeinen  Lehrplänen  vorgesehene  Ver- 
mehrung der  Stundenzahl  erfthrt. 

Der  Altonaer  Lehrplan  zeigte  den  Weg,  auf  dem  ein  über  die  Quarta 
hinausreichender  gemeinsamer  Unterbau  hergestellt  und  schliefslich  die 
Möglichkeit  einer  Kombination  aller  drei  überhaupt  vorhandenen  Schul- 
gattungen gegeben  werden  konnte.  Von  selbst  drängte  sich  nämlich  der 
Gedanke  auf,  den  gemeinsamen  Unterbau,  der  dort  für  das  Realgymnasium 
und  die  Realschule  geschaffen  war,  auch  als  Unterbau  für  ein  Gymnasium 
zu  benutzen.  Dann  aber  lag  es  nahe,  ebenso  wie  den  Unterricht  im 
Lateinischen  so  auch  den  im  Griechischen  am  Gymnasium  und  den  im 
Englischen  am  Realgymnasium  zu  einer  späteren  Zeit,  als  es  bisher  üblich 
gewesen  war,  beginnen  zu  lassen. 

In  den  Lehrplänen  von  1892  wurde  über  die  Zulässigkeit  so  weit- 
gehender Abweichungen  von  der  Regel  nichts  gesagt.  Vielmehr  wurde 
nur  (in  Nr.  1  der  Zusätze  zu  A— D)  bemerkt,  dafs  der  bis  auf  weiteres 
zugelassene  gymnasiale  Unterbau  bis  Untersekunda  mit  nicht  allgemein- 
verbindlichem Griechisch  und  dessen  Ersatz  durch  Englisch  und  daran  an- 
schliefsend  der  Oberbau  des  Gymnasiums  oder  der  Oberrealschule  eines 
besonderen  Lehrplanes  nicht  bedürfe,  sondern  dafs  dafür,  abgesehen  von 
der  angegebenen  Änderung  bezüglich  des  Griechischen  und  des  Englischen^ 
der  Lehrplan  des  Gymnasiums  und  neben  demselben  von  Obersekunda  an 
derjenige  der  Oberrealschule  gelte,  und  dafs  zur  Einführung  dieser  Form 
die  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  erforderlich  sei.  Hierbei  kam  aller- 
dings sowohl  das  Realgymnasium  als  auch  die  Oberrealschule  zu  kurz. 
Denn  dem  ersteren  fehlten  die  obersten  Klassen,  und  bei  letzterer  mufsten 
die  Schüler  bis  zur  Untersekunda  einschliefslich  am  lateinischen  Unterricht 
teilnehmen.  Jene  Bestimmung  der  Lehrpläne  war  aber  die  notwendige 
Folge  des  auf  der  Schulkonferenz  gefafsten  Beschlusses,  durch  welchen  das 
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Realgymnasium  gewissermafsen  auf  den  Aussterbeetat  gesetzt  wurde. 
Diesem  Beschlüsse  entsprach  es  auch,  dafs  die  Frage  eines  gemeinsamen 
Unterbaues  für  alle  drei  Schulgattungen  überhaupt  nicht  Gegenstand  der 
Beschlufsfassung  wurde  ^). 

Die  Hofihung,  dafs  die  Realgymnasien  sich  auch  fernerhin  als  lebensvolles 
Glied  in  dem  Systeme  unseres  höheren  Schulwesens  erweisen  würden,  war 
jedoch  bei  den  Freunden  dieser  Schulgattung  trotz  des  Ergebnisses  der 
Schulkonferenz  nicht  erloschen.  Dadurch  erklärt  es  sich,  dafs  die  Frage 
einer  Ausdehnung  des  gemeinsamen  Unterbaues  für  das  Gymnasium  und 
das  Realgymnasium,  sowie  die  damit  in  Verbindung  stehende  Frage  der 
Herstellung  eines  solchen  Unterbaues  für  alle  drei  Schulgattungen  erneuter 
Erwägung  unterzogen  wurde. 

Der  erste  Versuch,  sie  praktisch  zu  lösen,  wurde  in  Frankfurt  a.  M. 
bald  nach  der  Schulkonferenz  und  noch  vor  dem  Inkrafttreten  der  Lehrpläne 
von  1892  gemacht.  Er  knüpfte  im  wesentlichen  an  die  Gedanken  an,  die 
oben  als  die  natürliche  Folge  des  Altonaer  Systems  bezeichnet  wurden.  Die 
Ausgestaltung  dieses  Gedankens  mufste  aber  eine  etwas  andere  sein  als  in 
Altena,  da,  wenn  im  Gymnasium  der  Unterricht  im  Griechischen  zu  einem 
späteren  Zeitpunkte  beginnen  sollte  als  nach  den  allgemeinen  Lehrplänen,  in 
gleicher  Weise  mit  dem  Unterricht  im  Englischen  am  Realgymnasium  ver^ 
fahren  werden  mufste.  Deshalb  konnte  der  Lehrplan  des  Unterbaues  bis  ein- 
schliefslich  zur  Quarta  mit  demjenigen  der  Realschulen  in  Übereinstimmung 
gebracht  werden.  Bei  dem  Beginne  des  Lehrganges  der  Tertia  wurde  in 
den  Klassen  des  Gymnasiums  und  des  Realgymnasiums  der  Unterricht  im 
Lateinischen,  mit  Untersekunda  im  ersteren  der  Unterricht  im  Griechischen, 
im  letzteren  der  im  Englischen  angefangen.  Eine  volle  Gleichheit  in  den 
Lehrplänen  der  Tertia  der  beiden  Anstalten  wurde  allerdings  nicht  in  Aus- 
sicht genommen ;  vielmehr  wurde  am  Gymnasium  der  lateinische,  am  Real- 
gymnasium der  französische  Unterricht  mit  zwei  Wochenstunden  mehr  be- 
dacht als  an  der  anderen  dieser  beiden  Schulgattungen.  Dieser  Unterschied 
ist  aber  nicht  so  grofs,  dafs  der  Übergang  von  der  einen  Anstalt  auf  die 
andere  schon  in  der  Tertia  auf  besondere  Schwierigkeiten  stöfst.  Nachdem 
die  hiemach  ausgearbeiteten  Lehrpläne  (wegen  der  Stundenverteilung  vgl. 
Abschnitt  III,  4)  am  12.  Dezember  1891  die  Genehmigung  des  Unterrichts- 
ministers gefunden  hatten,  wurde  mit  ihrer  Einführung  in  einem  der 
Gymnasien  und  in  zwei  Realgymnasien  der  Stadt  Frankfurt  begonnen')^). 


*)  Wohl  aber  wurde  durch  den  Beschluß  II  Ziffer  1  die  Frage,  ob  sich  ein  ge- 
meinsamer Unterbau  für  Gymnasien  und  lateinlose  Schulen  empfehle,  in  verneinendem 
Sinne  beantwortet.  Hier  lag  auch  die  Sache  insofern  anders,  als  das  vermittelnde  Real- 
gymnasium mit  seinem  teils  an  das  Gymnasium,  teils  an  die  Oberrealschule  anknüpfenden 
Lehrplane  fehlte. 

')  Vgl.  hierzu:  Reinhardt,  Die  Frankfurter  Lehrpläne,  Frankfurt  a.  M.  1892. 

')  Wollte  man  im  wesentlichen  Anschlüsse  an  die  Frankfurter  Lehrpläne  eine 
kombinierte,  alle  drei  Schulgattunffen  umfassende  Anstalt  einrichten,  so  würde  die 
Anordnung  der  Klassen  nach  folgendem  Schema  zu  erfolgen  haben: 

Gymnasium  Realgymnasium  Oberrealschule 

I  I  I 

0  II  0  II  0  II 

ü  U  U  II  ü  II 


^^ 


0  III  0  III 

ü  III  ü  III 

IV 

V 

VI 
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Wegen  der  bedeutenden  Abweichung  des  Frankfurter  Lehrplanes  von 
den  allgemeinen  Plänen,  insbesondere  im  Hinblick  auf  den  späteren  Beginn 
des  griechischen  Unterrichts  am  Gymnasium  und  des  englischen  am  Real- 
gymnasium, mufsten  über  die  Anforderungen,  die  bei  der  an  anderer  Stelle 
zu  besprechenden  Abschlufsprüfung  (vgl.  Abschnitt  I,  8)  zu  stellen  sind, 
besondere  Vorschriften  getroffen  werden. 

6.   Die  Schulkonferenz  von  1900. 

Die  soeben  geschildeilen  Einrichtungen  in  Altena  und  in  Frankfurt  a.  M. 
fanden  bald  Nachahmung.  Bis  zum  Jahre  1900  waren  dem  Altonaer  Vor- 
gange fünf,  dem  Frankfurter  16  höhere  Schulen  gefolgt*).  Von  diesen 
letzteren  sind  einige,  wie  die  drei  hierhergehörigen  Frankfurter  Anstalten, 
lediglich  Gymnasien  bezw.  Realgymnasien  mit  lateinlosem,  bis  einschliefs- 
lich  Quarta  reichendem  Unterbau,  andere  sind  Kombinationen  eines  Gym- 
nasiums mit  einem  Realgymnasium  auf  gemeinsamem,  bis  einschliefslich 
Tertia  reichendem  Unter-  und  Mittelbau,  noch  andere  endlich  Kombinationen 
eines  Realgymnasiums  oder  eines  Gymnasiums  mit  einer  Realschule  auf 
gemeinsamem,  bis  einschliefslich  Quarta  reichendem  Unterbau.  Eine  Kom- 
bination aller  drei  Schulgattungen,  wie  sie  auf  S.  27  dargestellt  ist,  ist 
noch  nicht  versucht  worden. 

Dem  Altonaer  und  in  noch  hervorragenderem  Mafse  dem  Frankfurter 
System  lag  der  Gedanke  zu  Grunde,  den  Lehrplan  einer  höheren  Schule 
so  zu  gestalten,  dafs  den  Eltern  die  Entscheidung  aber  die  besondere  Art 
der  wissenschaftlichen  Vorbildung,  die  sie  ihren  Söhnen  zu  teil  werden 
lassen  wollen,  erst  in  einem  möglichst  späten  Zeitpunkte  zugemutet  wird. 
Die  hiermit  ohne  Zweifel  verbundenen  praktischen  Vorteile  schienen  ein- 
zelnen Kreisen  so  bedeutend,  dafs  diese  glaubten,  sie  zu  einem  Allgemein- 
gute der  gesamten  auf  die  höheren  Schulen  angewiesenen  Bevölkerung 
machen  zu  müssen.  Es  entwickelte  sich  infolgedessen  eine  lebhafte  Agitation 
für  eine  Verallgemeinerung  der  Frankfurter  bezw.  Altonaer  Lehrpläne  in 
dem  Sinne,  dafs  an  allen  höheren  Schulen  der  fremdsprachliche  Unterricht 
mit  dem  Französischen  beginnen  und  dafs  das  Lateinische  erst  in  Tertia  ein- 
setzen sollte.  Diese  Forderung  stiefs  bei  denjenigen,  die  an  der  Erhaltung 
des  Gymnasiums  in  seiner  bisherigen  Eigenart  interessiert  waren,  zum  Teil 
auf  scharfen  Widerspruch.  Sie  fürchteten,  dafs  bei  der  Erfüllung  derselben 
bewährte  Einrichtungen  ohne  Grund  preisgegeben  und  dem  Unterrichte 
in  den  Gymnasien  seine  humanistische  Grundlage  genommen  werden  möchte. 

Die  Erhaltung  der  Eigenart  des  Gymnasiums  war  allerdings  gefährdet, 
wenn  bei  der  Gestaltung  seines  Lehrplanes  der  modernen,  lediglich  das 
praktische  Bedürfnis  ins  Auge  fassenden  Richtung  erhebliche  Zugeständ- 
nisse gemacht  wurden.  Vielfach  wurde  die  Meinung  vertreten,  dafs  schon 
die  Schulkonferenz  von  1890  in  diesen  Zugeständnissen  zu  weit  gegangen 
sei.  Den  Forderungen  nach  noch  weiterer  Ausdehnung  derselben  konnte 
indessen,  so  lange  das  Gymnasium  wegen  seiner  umfassenderen  Berechti- 

^)  Zu  erwähnen  ist  bei  dieser  Gelegenheit,  dafe  auch  das  Französische  Gymnasium 
in  Berlin  seit  1898  einen  allerdings  nur  die  Sexta  und  Quinta  umfassenden  lateinlosen 
Unterbau  hat  und  mit  dem  Griechischen  erst  in  Obertertia  beginnt.  Für  diese  Ein- 
richtung sind  jedoch  nicht  die  gleichen  Erwägungen  wie  in  Altona  und  Frankfurt, 
sondern  in  erster  Linie  die  eigenartigen  Verhältnisse  der  Anstalt  mafegebend  gewesen. 
Die  Pflege,  die  an  ihr  die  französische  Sprache  nach  der  ursprünglichen  Bestimmung 
dieser  Schule  fand,  machte  es  notwendig,  mit  dem  Unterricht  in  derselben  bereits  in 
Sexta  zu  beginnen.  Damit  war  die  Verlegung  des  Beginnes  des  lateinischen  Unterrichtes 
auf  eine  höhere  Stufe  aus  pädagogischen  Gründen  von  selbst  gegeben. 
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guDgen  auch  von  zahlreichen  Schülern  besucht  wurde,  die  sich  praktischen 
Berufszweigen  zu  widmen  beabsichtigten,  nicht  mit  dem  gehörigen  Nach- 
drucke entgegengetreten  werden.  Hierdurch  erklärt  es  sich,  dafs  die  von 
den  Freunden  der  Realanstalten  erhobene  Forderung  nach  Gleichstellung 
der  drei  Schul gattungen  hinsichtlich  der  Berechtigungen  auch  bei  den  An- 
hängern der  humanistischen  Gymnasien  Entgegenkommen  fand.  Die  Unter- 
richtsverwaltung glaubte  sich  dieser  Forderung  gegenüber  nicht  grundsätzlich 
ablehnend  verhalten  zu  dürfen.  Denn  sie  konnte  sich  der  Wahrnehmung 
nicht  verschliefsen ,  dafs  weite  Kreise  der  Bevölkerung,  obgleich  sie  der 
realistischen  Bildung  vor  der  humanistischen  den  Vorzug  geben,  ihre 
Kinder  von  den  Realanstalten  lediglich  wegen  der  Benachteiligung  dieser 
Schulen  bezüglich  der  Berechtigungen  fernhielten  und  den  Gymnasien  an- 
vertrauten. Sie  wollte  jedoch  mit  Änderungen  des  durch  die  Schulreform 
von  1892  herbeigeführten  Zustandes  nicht  vorgehen,  ohne  zuvor  in  ähn- 
licher Weise  wie  im  Jahre  1890  den  Rat  sachverständiger  und  erfahrener 
Männer  eingeholt  zu  haben  ^).  So  kam  die  Schulkonferenz  zu  stände, 
die  am  6.,  7.  und  8.  Juni  1900  in  Berlin  stattgefunden  hat^).    Es  lag  in 

')  Schon  in  der  Zeit  vom  15.  bis  19.  November  1897  bat  in  Berlin  auf  Einladung 
des  Unterrichtsministers  eine  Besprechung  von  Schulmännern  und  sonstigen  Sach- 
verständigen über  „einige  schleunigst  zu  erledigende  Fragen''  stattgefunden.  Die  Be- 
ratung hatte  jedoch  vertraulichen  Charakter;  ein  amtlicher  Bericht  über  dieselbe  ist 
nicht  veröffentlicht  worden.  Gegenstände  der  Verhandlung  waren:  die  neue  Ordnung 
der  Prüfung  für  das  Lehramt  an  höheren  Schulen  (vergl.  Abschnitt  VII,  4)  und  die 
anderweitige  Regelung  der  festen  Zulage  für  die  Oberlehrer  (vergl.  Abschnitt  IX,  S\ 
Zu  dieser  Konferenz  waren  eingeladen:  die  Geheimen  Regierungs-  und  Provinzial* 
schulräte  Dr.  Lahmeyer  in  Gassei,  Dr.  Kruse  in  Danzig,  Dr.  Pilger  in  Berlin, 
Dr.  Deiters  in  Coblenz;  Oberregierungsrat  Trosien  in  Magdeburg  und  Provinzial- 
schulrat  Dr.  Carnuth  in  Königsberg;  Geheimer  Oberregierungsrat  Dr.  Hinzpeter 
in  Bielefeld;  die  Professoren  Dr.  Lortzing  am  Sophiengymnasium  in  Berlin,  Schmidt 
am  Realgymnasium  zum  heiligen  Geist  in  Breslau,  Dr.  Jonas  am  Stadtgymnasium  in 
Stettin;  Geheimer  Regierungsrat  und  ord.  Honorarprofessor  Dr.  Münch  in  Berlin,  sowie 
die  Abgeordneten  Dr.  Dittrich,  Dr.  Sattler  und  Dr.  Kropatscheck.  Aufserdem 
wohnten  der  Minister,  der  ünterstaatssekretär  sowie  der  Direktor  und  Mitglieder  der  ersten 
ünterrichtsabteilung  des  Ministeriums  den  Besprechungen  bei.  Für  jeden  der  beiden  oben 
bezeichneten  Hauptgegenstände  wurde  ein  besonderer  Ausschufs  gebildet;  in  dennenigen  für 
die  Prüfungsordnung  führten  abwechselnd  die  Abgeordneten  Dr.  Dittrich  und  Dr.  Kro- 
patscheck, in  dem  anderen  führte  der  Abgeordnete  Dr.  Sattler  den  Vorsitz. 

')  Der  amtliche  Bericht  über  die  „Verhandlungen  über  Fragen  des  höheren  Unter- 
richts^ ist  1901  im  Verlage  der  Buchhandlung  des  Waisenhauses  zu  Halle  a.  S.  er- 
schienen.   Mitglieder  der  Konferenz  waren: 

1.  Dr.  Alb  recht,  Geheimer  Regierungs-  und  Oberschulrat  in  Strasburg  i.  E.; 

2.  Dr.  V.  Bezold,  Geheimer  Regierungsrat  und  ord.  Professor  in  Berlin; 

8.  Dr.  Böttinger,  Fabrikbesitzer  in  Elberfeld,  Mitglied  des  H.  d.  Abgeordneten f 

4.  Dr.  van  der  Boreht,  etatsmälsiger  Professor  an  der  Technischen  Hochschule 
in  Aachen,  Mitglied  des  H.  d.  Abgeordneten; 

5.  Dr.  Diels,  Geneimer  Regierungsrat  und  ord.  Professor  in  Berlin; 

6.  Dr.  Dilthey,  Geheimer  Uegierungsrat  und  ord.  Professor  in  Berlin; 

7.  Dr.  Dittrich,  ord.  Professor  am  Lyceum  Hosianum  in  Braunsberg,  Mitglied 
des  H.  d.  Abgeordneten; 

8.  Dr.  Graf  Douglas,  Majoratsbesitzer  auf  Ralswiek  bei  Bergen  (Rügen),  Mit- 

flied  des  Staatsrates  und  des  H.  d.  Abgeordneten; 
)r.  Emil  Fischer,  Geheimer  Regierungsrat  und  ord.  Professor  in  Berlin; 

10.  Frhr.  v.  Funck,  General  der  Infanterie,  General-Inspekteur  des  Militär-Er- 
ziehungs-  und  Bildungswesens; 

11.  Dr.  Ger  mar.  Wirklicher  Geheimer  Oberfinanzrat  in  Berlin; 

12.  D.  Dr.  Harnack,  ord.  Professor  in  Berlin; 

Id.  Dr.  Hauck,  Geheimer  Regierungsrat  und  etatsmälsiger  Professor  an  der  Tech- 
nischen Hoclischule  in  Charlottenburg; 

14.  Dr.  Hinzpeter,  Wirklicher  Geheimer  Oberregierungsrat  in  Bielefeld; 

15.  Dr.  Holtgreven,  Geheimer  Oberjustizrat  in  Berlin; 

16.  Dr.  Jaeger,  Geheimer  Regierungsrat  und  Gymnasialdirektor  in  Cöln; 
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der  Natur  der  Sache,  dafs  auf  ihr  zugleich  die  übrigen  Punkte  erörtert 
wurden,  hinsichtlich  deren  die  nach  der  Schulkonferenz  von  1890  getroffenen 
Mafsregeln  einer  Änderung  oder  Ergänzung  bedürftig  erschienen.  Der 
Konferenz  von  1900  wurde  ebenfalls  eine  Beihe  von  Fragen  vorgelegt;  für 
jede  derselben  wurde  ein  Berichterstatter  bestellt  mit  dem  Auftrage,  seine 
Vorschläge  am  Schlüsse  seines  Vortrages  in  kurze  Leitsätze  zusammen- 
zufassen^). Aufserdem  wurden  den  Mitgliedern  der  Konferenz  die  Gut- 
achten vorgelegt,  welche  dem  Minister  vorher  über  mehrere  auf  das  Gebiet 
des  höheren  Schulwesens  bezügliche  Fragen  von  Fachmännern  erstattet 
worden  waren*). 

Die  Richtschnur  für  die  im  Anschlüsse  an  die  Schulkonferenz  von  1900 
zu  treffenden  Mafsregeln  wurde  durch  folgenden  Allerhöchsten  Erlafs  vom 
26.  November  1900  gegeben: 

Auf  den  Bericht  vom  20.  November  dieses  Jahres  erkläre  Ich  Mich  damit 
einverstanden,  dals  die  von  Mir  im  Jahre  1892  eingeleitete  Reform  der  höheren 
Schalen  nach  folgenden  Gesichtspunkten  weitergeführt  wird. 

1.  Bezüglich  der  Berechtigungen  ist  davon  auszugehen,  dafs  das  Gymnasium, 
das  Realgymnasium  und  die  Oberrealschule  in  der  Erziehung  zur  aUgemeinen 
Geistesbildung  als  gleichwertig  anzusehen  sind  und  nur  insofern  eine  Ergänzung 
erforderlich  bleibt,  als  es  für  manche  Studien  und  Berufgzweige  noch  besonderer 
Vorkenntnisse  bedarf,  deren  Vermittelung  nicht  oder  doch  nicht  in  demselben 
Umfange  zu  den  Aufgaben  jeder  Anstalt  gehört  Dementsprechend  ist  auf  die 
Ausdehnung  der  Berechtigungen  der  realistischen  Anstalten  Bedacht  zu  nehmen. 
Damit  ist  zugleich  der  beste  Weg  gewiesen,  das  Ansehen  und  den  Besuch  dieser 
Anstalten  zu  fördern  und  so  auf  die  gröfeere  Verallgemeinerung  des  realistischen 
Wissens  hinzuwirken. 


17.  Intze,    Geheimer  Regierungsrat  und  etatsmälsiger  Professor  an  der  Tech- 
nischen Hochschule  in  Aachen; 

18.  Dr.  Klein,  Geheimer  Regierungsrat  und  ord.  Professor  in  Göttingen; 

19.  Dr.  Eos  er,  Generaldirektor  der  Staatsarchive  in  CharlottenburjB^; 

20.  Dr.  Grafv.  Kospoth,  Kurator  der  Ritterakademie  zu  Liegnitz,  Majorats- 
besitzer  auf  Brien,  Mitglied  des  Herrenhauses ; 

21.  Dr.  Kropatscheck,  Professor,  Mitglied  des  Reichstages  und  des  H.  d.  Abg.; 

22.  Dr.  KQbler,  Geheimer  Regierungsrat  und  Gymnasialdirektor  in  Berlin; 

23.  Launhardt,    Geheimer  Resierungsrat  und  etatsmäfsiger  Professor  an   der 
Technischen  Hochschule  in  Hannover,  Mitglied  des  Herrenhauses; 

24.  Dr.  Mommsen,  ord.  Professor  in  Charlottenburg; 

25.  Dr.  M  ü n  ch ,  Provinzialschulrat  a.  D.,  Geheimer  Regierungsrat  und  ord.  Honorar- 
professor in  Berlin; 

26.  Dr.  Reinhardt,  Gymnasialdirektor  in  Frankfurt  a.  M.; 

27.  Dr.  Schwalbe,  Realgymnasialdirektor  in  Berlin. 

28.  Frh  r.  V.  S  e  c  k  e  n  d  0  r  f f ,  Generalmajor,  Kommandeur  des  Kadettencorps  in  Berlin ; 

29.  Dr.  Slaby,  Geheimer  Regierungsrat  und  etatsmä&iger  Professor  an  der  Tech- 
nischen Hochschule  in  Charlottenburff,  Mitglied  des  Herrenhauses; 

80.  Dr.  Thiel,  Wirklicher  Geheimer  Oberregierungsrat  und  Ministerialdirektor 

im  Ministerium  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten; 
31.  Truppel,  Kapitän  zur  See,  Abteilungsvorsteher  im  Reichsmarineamt; 
82.  Dr.  Virchow,  Geheimer  Medizinalrat  und  ord.  Professor  in  Berlin; 

33.  D.  Dr.  Weifs,  ord.  Professor  und  Wirklicher  Oberkonsistorialrat  in  Berlin; 

34.  Dr.  V.  Wilamowitz-MöUendorff,  Geheimer  Regierungsrat  und  ord.  Pro- 
fessor in  Berlin; 

Die  Verhandlungen  wurden  vom  Unterrichtsminister  Dr.  Studt  geleitet;  als  Regierunffs- 
kommissare  wohnten  der  Direktor  und  die  Mitglieder  der  mit  der  Bearbeitung  des 
höheren  Schulwesens  betrauten  Abteilung  des  Unterrichtsministeriums  bei. 

^)  Die  der  Konferenz  vorgelegten  Fragen  und  die  zu  ihnen  gefafsten  Beschlüsse 
sind  im  Anhange  (Beilage  lU^  abgedruckt. 

*)  Die  zur  Begutacntung  gestellten  Fragen  und  die  Namen  der  Verfasser  der  Gut- 
achten sind  im  Anhange  (Beilage  IV)  abgedruckt. 
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2.  Durch  die  grundsätzliche  Anerkennung  der  Gleichwertigkeit  der  drei 
höheren  Lehranstalten  wird  die  Möglichkeit  geboten,  die  Eigenart  einer  jeden 
kräftiger  zu  betonen.  Mit  Rücksicht  hierauf  will  Ich  nichts  dagegen  erinnern, 
dals  im  Lehrplan  der  Gymnasien  und  Realgymnasien  das  Lateinische  eine  ent- 
sprechende Verstärkung  erfährt  Besonderen  Wert  aber  lege  Ich  darauf,  daCs  bei 
der  grolsen  Bedeutung,  welche  die  Kenntnis  des  Englischengewonnen  hat,  diese 
Sprache  auf  den  Gymnasien  eingehender  berücksichtigt  wird.  Deshalb  ist  überall 
neben  dem  Griechischen  englischer  Ersatzunterricht  bis  Untersekunda  zu  gestatten 
und  aulserdem  in  den  drei  oberen  Klassen  der  Gymnasien,  wo  die  örtlichen  Ver- 
hältnisse dafür  sprechen,  das  Englische  an  Stelle  des  Französischen  unter  Bei- 
behaltung des  letzteren  als  fakultativen  Unterrichtsgegenstandes  obligatorisch  zu 
machen.  Auch  erscheint  es  Mir  angezeigt,  dals  im  Lehrplan  der  Oberrealschulen, 
welcher  nach  der  Stundenzahl  noch  Raum  dazu  bietet,  die  Erdkunde  eine  aus- 
l^ebigere  Fürsorge  findet. 

3.  In  dem  Unterrichtsbetriebe  sind  seit  1892  auf  verschiedenen  Gebieten  un- 
verkennbare Fortschritte  gemacht.  Es  muls  aber  noch  mehr  geschehen.  Nament- 
lich werden  die  Direktoren  eingedenk  der  Mahnung:  „Multum,  non  multa"  in 
verstärktem  Malse  darauf  zu  achten  haben,  dals  nicht  für  alle  Unterrichtsfächer 
gleich  hohe  Anforderungen  gestellt,  sondern  die  wichtigsten  unter  ihnen  nach 
der  Eigenart  der  verschiedenen  Anstalten  in  den  Vordergrund  gerückt  und  ver- 
tieft werden. 

Für  den  griechischen  Unterricht  ist  entscheidendes  Gewicht  auf  die  Be- 
seitigung unnützer  Formalien  zu  legen  und  vornehmlich  im  Auge  zu  behalten, 
4a&  neben  der  ästhetischen  Auffassung  auch  die  den  Zusammenhang  zwischen 
der  antiken  Welt  und  der  modernen  Kultur  aufweisende  Betrachtung  zu  ihrem 
Rechte  kommt. 

Bei  den  neueren  Sprachen  ist  mit  besonderem  Nachdruck  Gewandtheit  im 
Sprechen  und  sicheres  Verständnis  der  gangbaren  Schriftsteller  anzustreben. 

Im  Geschichtsunterricht  machen  sich  noch  immer  zwei  Lücken  fühlbar:  die 
Vernachlässigung  wichtiger  Abschnitte  der  alten  Geschichte  und  die  zu  wenig 
«ingehende  Behandlung  der  deutschen  Geschichte  des  19.  Jahrhunderts  mit  ihren 
•erhebenden  Erinnerungen  und  gro£sen  Errungenschaften  für  das  Vaterland. 

Für  die  Erdkunde  bleibt  sowohl  auf  den  Gymnasien  wie  auf  den  Realgym- 
nasien zu  wünschen,  dals  der  Unterricht  in  die  Hand  von  Fachlehrern  gelegt  wird. 

Im  naturwissenschaftlichen  Unterricht  haben  die  Anschauung  und  das  Ex- 
periment einen  grö&eren  Raum  einzunehmen  und  häufigere  Exkursionen  den 
Unterricht  zu  beleben;  bei  Physik  und  Chemie  ist  die  angewandte  und  technische 
Seite  nicht  zu  vernachlässigen. 

Für  den  Zeichenunterricht,  bei  dem  übrigens  auch  die  Befähigung,  das  An- 
geschaute in  rascher  Skizze  darzustellen,  Berücksichtigung  verdient,  ist  bei  den 
Gymnasien  dahin  zu  wirken,  dafs  namentlich  diejenigen  Schüler,  welche  sich  der 
Technik,  den  Naturwissenschaften,  der  Mathematik  oder  der  Medizin  zu  widmen 
gedenken,  vom  fakultativen  Zeichenunterricht  fleifsig  Gebrauch  machen. 

Au(ser  den  körperlichen  Übungen,  die  in  ausgiebigerer  Weise  zu  betreiben 
sind,  hat  auch  die  Anordnung  des  Stundenplans  mehr  der  Gesundheit  Rechnung 
zu  tragen,  insbesondere  durch  angemessene  I^age  und  wesentliche  Verstärkung 
der  bisher  zu  kurz  bemessenen  Pausen« 

4.  Da  die  Abschlulsprüfüng  den  bei  ihrer  Einführung  gehegten  Erwartungen 
nicht  entsprochen  und  namentlich  dem  übermä&igen  Andränge  zum  Universitäts- 
studium eher  Vorschub  (releistet  als  Einhalt  gethan  hat,  so  ist  dieselbe  baldigst 
zu  beseitigen. 

5.  Die  Einrichtung  von  Schulen  nach  den  Altonaer  und  Frankfurter  Lehr- 
plänen hat  sich  für  die  Orte,  wo  sie  besteht,  nach  den  bisherigen  Erfahrungen 


—    32     — 

im  ganzen  bewährt.  Durch  den  die  Realschulen  mitumfassenden  gemeinsamen 
Unterbau  bietet  sie  zugleich  einen  nicht  zu  unterschätzenden  socialen  Vorteil. 
Ich  wünsche  daher,  dafs  der  Versuch  nicht  nur  in  zweckentsprechender  Weise 
fortgefürt,  sondern  auch,  w^o  die  Voraussetzungen  zutreffen,  auf  breiterer  Grund- 
lage erprobt  wird. 

Ich  gebe  Mich  der  Hoffnung  hin,  da(8  die  hiemach  zu  treffenden  Ma&nahmen, 
für  deren  Durchführung  Ich  auf  die  allzeit  bewährte  Pflichttreue  und  verständnis- 
volle Hingebung  der  Lehrerschaft  rechne,  unseren  höheren  Schulen  zum  Segen 
gereichen  und  an  ihrem  Teile  dazu  beitragen  werden,  die  Gegensätze  zwischen 
den  Vertretern  der  humanistischen  und  realistischen  Richtung  zu  mildem  und 
einem  versöhnenden  Ausgleiche  entgegenzuführen. 

Gegeben  Kiel,  den  26.  November  1900.   An  Bord  M.  S.  „Kaiser  Wilhelm  IL" 

Wilhelm  R. 

Studt. 
All  den  Minister  der  geistlichen  pp.  Angelegenheiten. 

Die  nächste  Folge  dieses  Erlasses  war,  dafs  durch  Verfügung  des 
Unterrichtsministers  vom  20.  Dezember  1900  (C.-Bl.  1901  S.  191)  für  die 
YoUanstalten  die  Abschlufsprüfung  aufgehoben  wurde.  Sodann  bestimmte 
der  Minister  durch  Verfügung  vom  26.  Februar  1901  (C.-Bl.  S.  279),  dafs 
die  Abiturienten  der  Realgymnasien  und  der  Oberrealschulen  in  gleicher 
Weise  wie  diejenigen  der  Gymnasien  zu  der  Prüfung  für  das  Lehramt  an 
höheren  Schulen  zuzulassen  sind^).  Später  wurde  durch  eine  neue  vom 
Bundesrate  beschlossene  Prüfungsordnung  für  Ärzte  auch  den  Abiturienten 
der  Realgymnasien  die  Zulassung  zu  den  ärztlichen  Prüfungen  gesichert. 

Von  den  übrigen  Mafsregeln  ist  die  wichtigste  die  Einführung  neuer 
Lehrpläne  für  die  verschiedenen  Arten  von  höheren  Schulen*);  sie  erfolgte 
durch  Erlafs  vom  3.  April  1901  vom  Beginn  des  Sommerhalbjahres  an. 
Die  ilufsere  Anordnung  der  Pläne  ist  im  wesentlichen  die  der  Lehr- 
pläne von  1892,  nur  mit  der  Mafsgabe,  dafs  die  Gesichtspunkte  für  die 
Bemessung  der  Hausarbeit  nicht  einen  besonderen  Abschnitt  bilden^ 
sondern  dem  letzten  Abschnitte  „Allgemeine  Bemerkungen''  eingefügt  sind. 
Die  Änderungen^),  die  in  der  Verteilung  der  Stunden  auf  die  einzelnen 
Lehrgegenstände  herbeigeführt  sind,  bestehen  der  Hauptsache  nach  an  den 
Gymnasien  und  Realgymnasien  in  einer  Verstärkung  des  lateinischen  Unter- 
richts^), bei  den  lateinlosen  Realanstalten  in  einer  kleinen  Vermehrung  der 
für  die  Geschichte  und  die  Erdkunde  angesetzten  Stundenzahl.  Dem 
Gymnasium  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  in  den  obersten  Klassen  die 
Stellung  des  französischen  Unterrichts  mit  derjenigen  des  englischen  zu 
vertauschen,  also  den  ersteren  wahlfrei,  den  letzteren  allgemeinverbindlich 
zu  machen.  Für  die  Gestaltung  des  Ersatzunterrichts,  der  nach  dem  König- 
lichen Erlasse  vom  26.  November  1900  nunmehr  allgemein  gestattet  ist,. 
sind  bestimmte  Vorschriften  gegeben  worden. 

')  Über  die  hierdurch  bedinffte  Änderung  der  Prüfungsordnung  vergl.  Abschnitt  VII,  4. 

')  C.-Bl.  S.  471,  Sonderabdruck :  Lehrpläne  und  Lehraufgaben  für  die  höheren 
Schulen  in  Preu&en.     Halle  a.  S.  1901.    Verlag  der  Buchhandlung  des  Waisenhauses. 

')  V^l.  über  diese  Änderungen  die  dem  Hause  der  Abgeordneten  vorgelegte  Denk- 
schrift, mit  welcher  die  durch  die  Ausführung  der  Lehrpläne  bedingten  Mehrfordenmgen 
begründet  wurden  ^(XIX.  Legislaturperiode,  Session  3,  Drucksachen  Nr.  82> 

^)  Von  einer  Änderung  des  Lehrplanes  in  dem  Sinne,  dafs  überall  der  fremdsprach- 
liche Unterricht  nach  dem  Frankfurter  oder  Altonaer  Vorbilde  mit  dem  Französischen 
zu  beginnen  habe,  ist  also  Abstand  genommen  worden  (vgl.  die  Verhandlungen  der  Schul- 
konferenz von  1900  S.  48  und  die  auf  diesen  Gegenstand  bezügliche  Stelle  des  Aller- 
höchsten Erlasses  vom  26.  November  1900). 
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Bei  den  im  zweiten  Abschnitte  der  Lehrpläne  von  1901  für  die  ein- 
zelnen Fächer  angegebenen  Lehraufgaben  wird  die  Pflege  der  Muttersprache 
und  des  nationalen  Sinnes  noch  entschiedener  hervorgehoben,  als  das  bisher 
geschehen  ist.  Die  Pflege  der  Muttersprache  soll  auch  der  mathematische 
Unterricht  berücksichtigen,  und  dieser  Gesichtspunkt  besonders  bei  der 
Korrektur  der  schriftlichen  Arbeiten  beachtet  werden.  Der  Pflege  des 
nationalen  Sinnes  soll  namentlich  auch  der  Unterricht  im  Deutschen 
dienen,  und  deshalb  ist  dieser  mit  dem  in  der  Geschichte  iu  enge  Ver- 
bindung zu  bringen.  Soweit  der  Unterricht  überhaupt  dazu  Anlafs 
bietet,  ist  der  Schüler  auf  seine  künftige  Aufgabe  als  Bürger  eines 
nationalen,  monarchischen  Staates  und  als  Glied  seiner  Religionsgemein- 
schaft hinzuweisen.  In  diesem  letzteren  Sinne  ist  es  bemerkenswert, 
dafs  nicht  nur  alle  Hemmnisse  der  religiös-kirchlichen  Entwicklung  be- 
seitigt, sondern  diese  Bethätigung  auch  in  positiver  Weise  gefördert 
und  dafs  im  evangelischen  Religionsunterricht  auf  der  Oberstufe  auch 
das  Wichtigste  aus  der  Verfassung  der  preufsischen  Landeskirche  ge- 
lehrt werden  soll.  In  den  alten  Sprachen  wird  die  Kenntnis  der  Grammatik 
stärker  betont  als  in  den  Lehrplänen  von  1892,  demgemäfs  sind  für  die 
oberen  Klassen  der  Gymnasien  die  Übersetzungen  aus  dem  Deutschen  ins 
Griechische  wieder  eingeführt  worden.  Bei  dem  Unterricht  in  den  neueren 
Sprachen  wird  auf  die  Herbeiführung  einer  guten  Aussprache  und  auf 
Übung  im  mündlichen  Gebrauche  der  fremden  Sprache  erhöhter  Wert  ge- 
legt; die  Lehrer  sollen,  soweit  es  erspriefslich  erscheint,  namentlich  bei 
litteratur-  und  kulturgeschichtlichen  Belehrungen  sich  der  fremden  Sprache 
bedienen,  dagegen  sind  schwierigere  und  tiefer  gehende  Erklärungen, 
namentlich  grammatische  Unterweisungen,  in  der  Muttersprache  zu 
geben.  In  der  Mathematik  ist  die  Lehraufgabe  der  Gymnasien  durch 
Aufnahme  der  Kombinatorik  und  der  Elemente  der  Wahrscheinlichkeits- 
rechnung erweitert  worden,  das  Gleiche  ist  bei  Realgymnasien  mit  der 
Lehraufgabe  der  Chemie  geschehen,  indem  die  Kenntnis  der  chemischen 
Verbindungen  sich  zwar  vorzugsweise  auf  die  anorganischen  erstrecken, 
aber  auf  diese  nicht  notwendig  beschränkt  bleiben  soll.  Sehr  ausgedehnt 
sind  die  methodischen  Bemerkungen  über  den  Unterricht  in  den  Natur- 
wissenschaften. An  ihrer  Spitze  stehen  die  Sätze,  dafs  die  Aneignung  einer 
Summe  einzelner,  im  Leben  verwendbarer  Kenntnisse,  so  schätzenswert  sie 
an  sich  sei,  doch  nicht  das  Endziel,  sondern  nur  ein  Mittel  zur  Förderung 
der  allgemeinen  Bildung  sei,  dafs  der  Schüler  vor  allen  Dingen  zu  lernen 
habe,  seine  Sinne  richtig  zu  gebrauchen  und  das  Beobachtete  richtig  zu 
beschreiben,  dafs  ihm  ein  Einblick  verschafft  werde  in  den  gesetzmäfsigen 
Zusammenhang  der  Naturerscheinungen  und  in  die  Bedeutung  der  Natur- 
gesetze für  das  Leben,  dafs  er  endlich,  so  weit  dies  auf  der  Schule  mög- 
Bch  ist,  die  Wege  verstehen  lernen  solle,  auf  denen  man  zur  Erkenntnis 
dieser  Gesetze  gelangt  ist  und  gelangen  kann.  Diese  Sätze  sind  dann  im 
weiteren  Verlaufe  für  die  einzelnen  Zweige  des  naturwissenschaftlichen 
Unterrichts  ausgestaltet  worden.  Bezüglich  des  Turnunterrichts  ist  zu  er- 
wähnen, dafs  er,  so  weit  wie  möglich,  im  Freien  erteilt  werden  soll  und 
dafs  über  die  turnerischen  Befehlsformen  bindende  Vorschriften  gegeben 
werden.  Schliefslich  mag  hier  noch  hervorgehoben  werden,  dafs  den  An- 
stalten für  die  Verteilung  des  Lehrstoffes  in  der  Oberstufe  ein  gewisser 
Spielraum  gegeben  und  deshalb  in  mehreren  Gegenständen  der  Lehr- 
stoff einheitlich  für  die  drei  obersten  Klassen  festgestellt  worden  ist, 
die  Unterverteilung  auf  jede  einzelne  Stufe  also  den  Anstalten  über- 
lassen bleibt. 

Wiese,  Sehnlwesen.    IV.  3 
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Die  neue  Verteilung  der  Lehrstunden  ist  nach  dem  Erlasse  des  Unter- 
richtsministers vom  3.  April  1901  bereits  mit  dem  Beginne  des  Sommer- 
halbjahres 1901  in  Kraft  getreten. 


7.  Die  Prüfungen  an  hSheren  Schulen. 

Mit  der  Gestaltung  der  Lehrpläne  steht  die  Ordnung  der  an  den 
höheren  Schulen  zu  veranstaltenden  Prüfungen  in  engem  Zusammenhange. 
Deshalb  wurden  gleichzeitig  mit  den  Lehrplänen  von  1882  auch  neue 
Prüfungsordnungen  erlassen.  Bezüglich  der  Gymnasien,  der  Real- 
gymnasien (der  bisherigen  Realschulen  erster  Ordnung)  und  der  Real- 
progymnasien (der  bisherigen  lateintreibenden  höheren  Bürgerschulen) 
handelte  es  sich  nur  um  Änderungen  der  älteren  Ordnungen.  Für  die 
übrigen  Schulgattungen  waren  bisher  überhaupt  keine  allgemeinen  An- 
ordnungen ergangen. 

Über  die  Einzelheiten  der  „Ordnung  der  Entlassungsprüfungen  an  den 
höheren  Schulen"  vom  27.  Mai  1882*)  wird  im  Abschnitt  VI,  2  berichtet 
werden.  Hier  mögen  folgende  Bemerkungen  genügen.  Am  Gymnasium 
wurde  der  lateinische  Aufsatz  beibehalten;  an  die  Stelle  des  griechischen 
Exercitiums  trat  eine  Übersetzung  aus  dem  Griechischen  ins  Deutsche,  und 
im  Französischen  fand  nur  eine  mündliche  Prüfung  (früher  nur  eine 
schriftliche)  statt.  Am  Realgymnasium  wurde  die  Prüfung  bei  der  Ver- 
setzung von  Obersekunda  nach  Prima  abgeschafft  und  eine  schriftliche 
Prüfung  im  Lateinischen  neu  eingeführt,  nämlich  eine  Übersetzung  aus  dem 
Lateinischen  ins  Deutsche ;  aufserdem  trat  eine  Vereinfachung  der  Prüfung 
in  den  neueren  Sprachen  und  in  den  Realien  ein.  Ferner  wurden  all- 
gemeine Vorschriften  gegeben  für  diejenigen,  die,  ohne  Schüler  einer  höheren 
Lehranstalt  zu  sein,  sich  der  Reifeprüfung  unterziehen.  Für  diejenigen, 
welche  dieselbe  an  einer  Oberrealschule  oder  einem  Realgymnasium  bereits 
bestanden  hatten,  sie  aber  nachträglich  an  einer  mit  ausgedehnterer  Be- 
rechtigung versehenen  Anstalt  ablegen  wollten,  wurde  eine  vereinfachte  Form 
der  Prüfung  zugelassen. 

Die  Änderungen,  die  im  Jahre  1892  mit  den  Lehrplänen  der  höheren 
Schulen  vorgenommen  waren,  führten  ebenfalls  zum  Erlasse  neuer  Reife- 
prüfungsordnungen ^).  Diese  unterscheiden  sich,  rein  äufserlich  genommen^ 
sehr  wenig  von  den  Ordnungen  des  Jahres  1882.  Die  Gruppierung  des 
Stoffes  ist  im  wesentlichen  die  gleiche,  und  eine  ganze  Reihe  von  Bestim- 
mungen der  früheren  Ordnungen  ist  wörtlich  wiederholt  worden.  Und  doch 
hat  im  Jahre  1892  das  Prüfungswesen  eine  erheblich  veränderte  Gestalt 
gewonnen. 

Für  diese  Umgestaltung  waren  die  gleichen  Gesichtspunkte  mafs- 
gebend  wie  für  die  der  Lehrpläne.  Wie  durch  letztere  der  von  den 
Schülern  aufzunehmende  Gedächtnisstoff  beschränkt  und  das  Hauptgewicht 
auf  die  geistige  Erfassung  der  in  der  Schule  behandelten  Gegenstände  ge- 
legt wurde,  so  wurden  auch  aus  der  Ordnung  der  Reifeprüfung,  soweit 
thunlich,  diejenigen  Bestimmungen  entfernt,  durch  die  lediglich  die  Be- 
herrschung eines  umfassenden  Gedächtnisstoffes  dargethan  werden  sollte. 
Durch   die   älteren  Vorschriften   war  nicht  verhindert  worden,   dafs  ein 


')  Abgedr.  bei  Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  393. 

«)  Erlafs  vom  6.  Januar  1892,  C.-Bl.  S.  281  ff.,  Beier,  S.  70.    Ein  Sonderabdruck 
ist  im  Besserschen  Verlage  (Wilhelm  Hertz)  erschienen. 
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grofser  Teil  des  Unterrichts  in  den  obersten  Klassen  zur  Vorbereitung 
auf  die  Reifeprüfung,  namentlich  auf  ihren  mündlichen  Teil,  verwendet 
iB7urde.  Der  Unterricht  konnte  daher  seiner  eigentlichen  Aiifgabe,  der 
Vertiefung  der  in  den  früheren  Klassen  gewonnenen  Kenntnisse,  nicht  in 
erwünschtem  Mafse  genügen. 

Unter  diesen  Umständen  konnte  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  nicht 
die  Reifeprüfung  vollständig  zu  beseitigen  sei.  Sie  kam  indessen  bei  den  Yer- 
liandlungen  im  Jahre  1890  nicht  ernsthaft  in  Betracht.  Vielmehr  bestand  in 
den  mafsgebenden  Kreisen  über  die  Beibehaltung  der  Reifeprüfung  volles 
Einverständnis,  und  bei  der  Abstimmung  in  der  Schulkonferenz  war  nur 
ein  Mitglied  abweichender  Meinung.  Die  Beibehaltung  der  Prüfung  schien 
erwünscht ^):  1.  wegen  der  an  das  Bestehen  derselben  geknüpften  Berech- 
tigungen und  zur  Feststellung  eines  möglichst  objektiven  Urteils  über  die 
Befähigung  und  Tüchtigkeit  derer,  die  sie  beanspruchen;  2.  im  Interesse 
4er  Schulen  zur  Sicherung  der  von  ihnen  zu  erstrebenden  Ziele;  3.  im 
Interesse  *  der  Lehrer  zur  Wahrung  der  ihnen  gebührenden  Anerkennung 
ihrer  Unparteilichkeit;  4.  im  Interesse  der  Schüler  zur  Förderung  ihres 
Sinnes  für  pflichtmäfsige  Arbeit  und  zur  Gewinnung  einer  richtigen  Selbst- 
schätzung ihres  Wissens  und  ihres  Könnens. 

Die  Beseitigung  der  Übelstände,  die  mit  der  Entlassungsprüfung  ver- 
bunden waren,  konnte  also  nur  auf  dem  Wege  einer  Vereinfachung  der- 
selben erstrebt  werden.  Um  eine  solche  zu  erreichen,  wurde  u.  a.  am 
Gymnasium  der  lateinische  Aufsatz  sowie  die  mündliche  Prüfung  im 
Französischen,  am  Realgymnasium  die  im  Lateinischen  beseitigt,  an  den 
Oberrealschulen  wurde  die  schriftliche  Prüfung  in  den  Naturwissen- 
schaften auf  einen  Gegenstand,  die  Physik  oder  die  Chemie  beschränkt. 
Die  bedeutsamste  Änderung  trat  aber  in  der  allgemeinen  Gestaltung  der 
mündlichen  Prüfung  ein.  In  der  Beratung  der  Prüfungskommission,  die 
derselben  vorausging,  war  nach  den  früheren  Vorschriften  u.  a.  über 
diejenigen  Schüler,  die  wegen  ungenügender  Leistungen  von  der  weiteren 
Prüfung  auszuschliefsen  oder  von  der  Ablegung  derselben  zu  befreien  sind, 
Beschlufs  zu  fassen.  Für  die  einzelnen  Schüler  war  nach  dem  Wort- 
laute dieser  Vorschrift  nur  die  Möglichkeit  der  gänzlichen  Befreiung 
von  der  mündlichen  Prüfung,  nicht  aber  die  der  Befreiung  von  einzelnen 
Gegenständen  gegeben.  Wer  nicht  auf  Grund  des  §  10,4  der  Prüfungs- 
ordnungen *)  von  der  ganzen  mündlichen  Prüfung  befreit  war ,  raufste 
sich  in  denselben  Gegenständen  wie  alle  übrigen  Schüler,  auch  soweit 
er  gute  oder  vorzügliche  Leistungen  aufgewiesen  hatte,  der  mündlichen 
Prüfung  unterziehen.  Im  Gegensatze  zu  diesen  Vorschriften  gestattete 
die  Prüfungsordnung  von  1892  der  Prüfungskommission,  für  einzelne 
Schüler  auch  eine  Befreiung  von  Teilen  der  mündlichen  Prüfung 
eintreten  zu  lassen.  Sie  gestaltete  ferner  die  Bedingungen  für  die  Be- 
freiung so  aus,   dafs   die   mündliche  Prüfung  überhaupt  nicht  mehr  die 


')  In  der  obigen  Fassung  sind  die  Gründe  in  den  Leitsätzen  formuliert  worden,  die 
der  Geh.  Regierunffsrat  und  Prov.  Schulrat  Dr.  Kl  ix  als  Berichterstatter  der  Konferenz 
vorgelegt  hatte  (vgl.  Verhandlungen  S.  52). 

*)  „Wenn  die  Leistunsen  eines  Schülers  während  der  Lehrzeit  der  Prima  nach 
dem  einstinunigen  Urteile  der  Lehrer  befriedigt  haben  und  die  schriftlichen  Arbeiten 
der  Entlassungsprüfung  sämtlich  genügend,  einige  darunter  besser  ausgefallen  sind,  so 
kann  derselbe  von  der  mündlichen  Prüfung  befreit  werden.  Ein  dahin  gehender  Be- 
schlufs muis  einstimmig  gefaßt  sein. 

Bei  Anwendung  dieser  Bestimmung  ist  auf  die  sittliche  Führung  des  betreffenden 
Schülers  während  seiner  Lehrzeit  in  der  Prima  entsprechende  Rücksicht  zu  nehmen.^ 

3* 
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Begel  bildete,  sondern  der  Hauptsache  nach  nur  zur  Ermittlung  der  Reife 
einzelner  Schüler  dienen  sollte,  soweit  darüber  nach  den  Klassenleistungen 
und  dem  Ergebnisse  der  schriftlichen  Prüfung  Zweifel  bestanden  oder 
anderweitige  besondere  Gründe  vorlagen.  Die  mündliche  Prüfung  voUzog^ 
sich  demgemäfs  selbst  bei  einer  gröfseren  Anzahl  von  Schülern  in  ver- 
hältnismäfsig  kurzer  Zeit,  und  bei  günstigem  Ausfalle  der  schriftlichen 
Arbeiten  trat  nicht  selten  der  Fall  ein,  dafs  die  Thätigkeit  der  Kommission 
an  dem  für  die  mündliche  Prüfung  angesetzten  Tage  auf  die  Beratung 
und  Abstimmung  in  ihrem  engeren  Kreise  sowie  auf  die  Teilnahme  an 
der  Verkündigung  des  Gesamtergebnisses  beschränkt  war. 

Die  auf  diese  Weise  herbeigeführte  Abkürzung  der  mündlichen  Prü- 
fung hatte  indessen  auch  ihre  Schattenseiten.  Zunächst  minderte  sie  in 
den  Augen  der  Schüler  die  Bedeutung  der  Prüfung.  Sodann  führte  sie 
zu  einer  Bevorzugung  derjenigen  Schüler,  die  in  allen  Gegenständen 
nur  Durchschnittsleistungen  aufzuweisen  haben,  gegenüber  tüchtigen 
Schülern,  deren  Leistungen  in  der  Mehrzahl  der  Gegenstände  über  das 
Durchschnittsmafs  hinausgehen  und  nur  in  einem  Gegenstande  hinter 
demselben  zurückbleiben ;  erstere  konnten  von  der  ganzen  Prüfung  befreit 
werden,  letztere  nicht.  Endlich  war  nach  dem  System  von  1892  der  münd- 
lichen Prüfung  lediglich  die  Aufgabe  zugewiesen,  Zweifel  an  der  Reife 
zu  beseitigen  oder  ihre  Berechtigung  ersichtlich  zu  machen,  dagegen 
konnte  sie  zum  Erweise  hervorragender  Kenntnisse  in  der  Regel  nicht 
benutzt  werden. 

Erwägungen  dieser  Art  haben  die  Unterrichtsverwaltung  veranlafst^ 
in  den  neuen  Reifeprüfungsordnungen,  deren  Erlafs  durch  die  Ein- 
führung der  Lehrpläne  von  1901  notwendig  geworden  ist,  hinsichtlich  des 
Umfanges  der  Befreiung  von  der  mündlichen  Prüfung  an  YoUanstalten 
in  der  Hauptsache  zu  dem  früheren  System  zurückzukehren.  Über  den 
Inhalt  der  neuen  „Ordnung  der  Reifeprüfung  an  den  neunstufigen  höheren 
Schulen"*)  wird  im  Abschnitt  VI,  4  Näheres  mitgeteilt  werden.  Die 
Änderungen,  die  bei  der  Reifeprüfung  an  Nichtvollanstalten  eingetreten 
sind,  stehen  mit  der  Beseitigung  der  nunmehr  zu  besprechenden  Abschlufs- 
prüfung  in  unmittelbarem  Zusammenhange. 

Auf  S.  22  und  23  sind  die  Gründe  dargelegt  worden,  die  im  Jahre 
1892  zu  einer  Ausgestaltung  des  Lehrplanes  der  Vollanstalten  in  dem 
Sinne  veranlafsten,  dafs  der  Schüler  nach  Vollendung  des  Lehrganges  der 
Untersekunda  einen  gewissen  Abschlufs  seiner  Bildung  erreichte.  Es  lag 
nahe,  diesen  Abschlufs  auch  äufserlich  zum  Ausdrucke  zu  bringen  und  die 
Zuerkennung  der  Reife  für  Obersekunda  von  dem  Bestehen  einer  Prüfung 
abhängig  zu  machen. 

Für  die  Einrichtung  einer  solchen  konnten  auch  praktische  Gründe 
geltend  gemacht  werden,  die  mit  dem  Berechtigungswesen  in  engstem  Zu- 
sammenhange standen.  Durch  den  erfolgreichen  einjährigen  Besuch  der 
Sekunda  wird  die  wissenschaftliche  Befähigung  für  den  einjährig-freiwilligen 
Militärdienst  nachgewiesen.  An  Nichtvollanstalten  konnte,  da  diese  nach 
der  Reform  des  Jahres  1892  mit  dem  sechsten  Jahreslehrgange  abschlössen, 
jene  Berechtigung  nur  durch  die  Ablegung  der  Entlassungsprüfung  erlangt 
werden.  Man  fürchtete  deshalb,  dafs,  wenn  ihre  Erwerbung  an  Voll- 
anstalten   ohne    Ableistung    einer    Prüfung    möglich   war,    die    NichtvoU- 


^)  Vom  27.  Oktober  1901;  ein  Sonderabdruck  ist  in  Halle  a.  S.  im  Verlage  der 
Buchhandlung  des  Waisenhauses  erschienen. 
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«nstalten  im  Publikum  nicht  die  erwünschte  Beliebtheit  gewinnen  und 
in  ihrer  Entwicklung  gehemmt  werden  möchten.  Bei  Progymnasien  und 
Realprogymnasien  hatte,  da  sie  meistens  die  einzigen  Anstalten  des 
Ortes  waren,  jene  Befürchtung  nur  geringe  Bedeutung.  Für  die  Real- 
schulen liefs  sie  sich  indessen  allerdings  nicht  ganz  von  der  Hand 
weisen,  da  diese  bei  weitem  nicht  in  dem  Mafse,  wie  die  lateintreibenden 
l^ichtvoUanstalten ,  die  Tendenz  zeigten,  sich  zu  Vollanstalten  zu  ent- 
wickeln, sondern  sich  auch  in  gröTseren  Orten,  an  denen  neunstufige 
höhere  Schulen  bestanden,  die  Zuneigung  der  Bevölkerung  schnell  er- 
warben und  sich  auf  diese  Art  zu  einem  selbständigen  und  unentbehr- 
lichen Gliede  in  dem  Organismus  unseres  höheren  Schulwesens  heraus- 
bildeten. Das  Interesse,  das  deshalb  die  Unterrichtsverwaltung  an  ihrer 
:gedeihlichen  Fortentwicklung  hatte,  und  der  Wunsch,  die  Benutzung 
der  Vollanstalten  durch  Schüler,  welche  diese  nur  zum  Zwecke  der  Er- 
langung des  Militärzeugnisses  besuchten,  nach  Möglichkeit  zu  verringern, 
veranlafste  im  Jahre  1892  die  Einführung  einer  Abschlufsprüfung  ^) ,  die 
An  allen  Vollanstalten  zum  Nachweise  der  Reife  für  Obersekunda  abgelegt 
werden  mufste. 

Die  näheren  Bestimmungen  hierüber  wurden  in  der  „Ordnung  der 
Abschlufsprüfung  nach  dem  sechsten  Jahrgange  neunstufiger  höherer 
Schulen  *'^)  getrofifen.  Sie  schlössen  sich  im  ganzen  an  diejenigen  an, 
die  für  die  Reifeprüfungen  an  Nichtvollanstalten  ergangen  waren.  Der 
wesentlichste  Unterschied  bestand  darin,  dafs  die  Abschlufsprüfung  sich 
minder  feierlich  gestalten  sollte.  Sie  war,  wie  in  den  zur  Prüfungs- 
ordnung ergangenen  Erläuterungen  und  Ausführungsbestimmungen  hervor- 
gehoben wird,  im  Grunde  nichts  anderes  als  eine  mit  gewissen  Formen 
versehene  Versetzungsprüfung.  Das  Verfahren  sollte  möglichst  einfach 
sein,  jede  unnötige  Ausdehnung  der  Prüfung  vermieden  werden,  damit 
diese  in  keiner  Weise  den  Charakter  eines  aufserordentlichen  Ereignisses 
gewänne;  auch  sollte  eine  Störung  des  ordentlichen  Unterrichtes  nach 
Möglichkeit  unterbleiben. 

Aber  schon  bei  den  ersten  Abschlufsprüfungen,  die  nach  dem  Inkraft- 
treten der  Prüfungsordnung  von  1892  abgehalten  wurden,  erhoben  sich 
Zweifel  über  die  Zweckmäfsigkeit  der  Mafsregel.  Es  trat  eine  Reihe  von 
Fällen  ein,  in  denen  eine  gewissenhafte,  an  den  Wortlaut  sich  haltende 
Handhabung  der  Prüfungsordnung  zu  schweren  Härten  führte.  Die  Unter- 
richtsverwaltung suchte  denselben  allerdings  sofort  durch  erläuternde  An- 
x)rdnungen  für  spätere  Fälle  vorzubeugen.  Obgleich  es  auf  diese  Weise 
möglich  wurde,  eine  unnötige  Erschwerung  der  Erlangung  der  Reife  für 
Obersekunda  zu  vermeiden,  und  auch  im  übrigen  die  Provinzialschul- 
lollegien,  die  Prüfungskommissare  und  die  prüfenden  Lehrer  der  Mahnung, 
die  Prüfung  zu  vereinfachen,  nach  Möglichkeit  Rechnung  trugen,  so  wurde 
diese  doch  mehr  und  mehr  als  ein  den  Unterricht  beunruhigendes  Moment 


^)  Um  ihre  Notwendigkeit  zu  begründen,  wurde  noch  besonders  auf  die  Erfahrungen 
hingewiesen,  die  vor  der  Üeform  des  Jahres  1892  mit  den  siebenstnfigen  Progymnasien, 
Kealprogymnasien  und  Realschulen  eemacht  worden  waren.  Bei  manchen  derselben 
mulste  der  Verdacht  entstehen,  dals  die  Obersekunda  hauptsächlich  den  Zweck  habe, 
die  Ersitzung  des  Militärzeugnisses  zu  ermöglichen.  Hierüber  geben  die  Ausfuhrungen 
des  Oberrealschuldirektors  Dr.  Holzmüller  und  des  Gymnasiädirektors  Dr.  Schulze 
«uf  der  Schulkonferenz  von  1890  (vgl.  Verhandlungen  S.  869,  783)  bemerkenswerte  Auf- 
schlüsse. Seit  der  Beschränkung  der  Nichtvollansttuten  auf  sechs  Jahresstufen  hat  dieser 
Umstand  allerdings  eine  geringere  Bedeutung. 

*)  Vgl.  Beier,  S.  112,  wegen  des  Sonderabdrucks  oben  S.  84  Anm.  2. 
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empfunden.    Das  galt  am  meisten  bezüglich  der  Zeit,  die  für  die  schrift- 
liche Prüfung  in  Anspruch  genommen  wurde. 

Unter  diesen  Umständen  war  es  erklärlich,  dafs  bald  der  Wunsch  nach 
Wiederaufhebung  der  Abschlufsprüfung  laut  wurde,  und  dafs  auch  der 
Schulkonferenz  von  1900  eine  hierauf  bezügliche  Frage  *)  vorgelegt  wurde* 
Durch  die  Verhandlungen")  über  dieselbe  wurde  festgestellt,  dafs  die  Er- 
wartungen, die  bei  der  Einführung  der  Abschlufsprüfung  an  diese  geknüpft 
worden  waren,  sich  nicht  erfüllt  haben,  dafs  eine  Entlastung  der  Voll- 
anstalten von  denjenigen  Schülern,  welche  sie  nur  zum  Zwecke  der  Er- 
langung der  Reife  für  Obersekunda  besuchten,  nicht  eingetreten  ist,  dafs 
gerade  minderbegabte  Schüler  durch  das  Bestehen  der  Prüfung  und  die 
dadurch  hervorgerufene  Überschätzung  ihrer  Kräfte  veranlafst  worden  sind, 
auch  die  obersten  Klassen  zu  besuchen,  und  dafs  endlich  die  mit  der 
Prüfung  naturgemäfs  verbundene  Anspannung  der  Kräfte  nach  erfolgter 
Versetzung  in  die  höhere  Klasse  ein  den  Erfolg  des  Unterrichtes  in  Ober- 
sekunda beinträchtigendes  Nachlassen  der  Kräfte  zur  Folge  gehabt  hat. 

Die  Schulkonferenz  von  1900  sprach  sich  deshalb  einstimmig  für  die 
Beseitigung  der  Abschlufsprüfung  aus,  und  der  Unterrichtsminister  trug 
diesem  Wunsche  Rechnung,  indem  er  durch  Erlafs  vom  20.  Dezember  1900 
(C.-Bl.  1901  S.  191)  bestimmte,  dafs  jene  Prüfung,  soweit  es  sich  um 
den  Nachweis  der  Reife  für  die  Obersekunda  handle,  in  Fortfall  komme» 
Bald  darauf  wurden  auch,  soweit  bisher  einzelne  Berechtigungen  aus- 
drücklich an  das  Bestehen  der  Abschlufsprüfung  geknüpft  waren,  die 
hierauf  bezüglichen  Bestimmungen  dahin  abgeändert'),  dafs  für  die 
Schüler  der  Vollanstalten  der  Nachweis  der  Versetzung  nach  Ober- 
sekunda genügt. 

Die  Aufhebung  der  Abschlufsprüfung  machte  eine  Abänderung  der 
Bestimmungen  über  die  Reifeprüfung  an  sechsstufigen  Anstalten  erforderlich« 
Bliebe  es  nämlich  bei  den  bisherigen  Vorschriften,  so  träte  das  ein,  wa& 
seiner  Zeit  durch  die  Einführung  der  Abschlufsprüfung  verhindert  werden 
sollte,  dafs  nämlich  an  Vollanstalten  die  Reife  für  Obersekunda  und  die 
damit  verbundenen  Berechtigungen  wesentlich  leichter  zu  erwerben  wären 
als  an  NichtvoUanstalten,  und  dafs  dadurch  die  Entwicklung  der  letzteren^ 
namentlich  diejenige  der  Realschulen,  in  unerwünschter  Weise  gehemmt 
würde.  Dem  wurde,  da  eine  Beseitigung  der  Reifeprüfungen  an  Nicht- 
voUanstalten nicht  in  Frage  kommen  konnte ,  durch  eine  möglichst  weit- 
gehende Vereinfachung  derselben  vorgebeugt.  Eine  solche  ist  durch  die 
neuen  „Bestimmungen  über  die  Schlufsprüfung  an  den  sechsstufigen  höheren 
Schulen**  vom  29.  Oktober  1901  eingetreten.  Nach  diesen  sollen  für  die 
Vornahme  der  Prüfung  diejenigen  Grundsätze  mafsgebend  sein,  welche  an 
Vollanstalten  für  die  Versetzung  nach  Obersekunda  gelten.    Diese  Vorschrift 


n  Fräse  10  Ziffer  1  {vgl  Anhang  Beilage  III). 

*)  Verhandlungen  S.  175  ff. 

')  Vgl.  die  mit  Genehmigung  Seiner  Majestät  des  Königs  ergansene  Bekannt- 
machung  des  Staatsministeriums  vom  28.  Januar  1901  (den  Provinzialschulkollegien 
durch  Verfügung  des  Unterrichtsministers  vom  11.  Februar  dess.  J.  mitseteiltf  C.-Bl. 
S.  274),  sowie  bezüglich  der  Zulassung  zum  Sekretariatsdienste  der  Milit&r-lntendantureB 
den  Erlafe  des  Kriegsministers  vom  £K^.  Januar  1901  (den  Provinzialschulkollegien  durch 
Erlalk  des  Unterrichtsministers  vom  2.  März  1901  mitgeteilt,  C.-Bl.  S.  290).  Diejenigen 
Schüler  einer  Gymnasial^Untersekunda,  die  vom  Unterricht  im  Griechischen  befreit  ge- 
wesen sind  und  statt  dessen  am  Ersatzunterrichte  teilgenommen  haben,  müssen  sich 
zum  Nachweise  der  wissenschaftlichen  Befähigung  für  den  einjährig-freiwilligen  Militär- 
dienst nach  wie  vor  einer  Prüfung  unterziehen  (vgl.  über  diese  Abschnitt  Ilf,  4). 
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findet  durch  die  am  25.  Oktober  1901  erlassenen  „Bestimmungen  über  die 
Versetzung  der  Schüler  an  höheren  Lehranstalten"  ihre  Ergänzung. 

An  fast  allen  höheren  Schulen  bestand  früher  die  Einrichtung  der  so- 
genannten öffentlichen  Prüfungen  am  Schlüsse  des  Schuljahres. 
Diese  Prüfungen  fanden  in  einem  für  die  Aufnahme  einer  gröfseren  Anzahl 
von  Zuhörern  geeigneten  Räume,  meistens  in  der  Aula  der  Anstalt  statt; 
sie  erstreckten  sich  für  jede  Klasse  auf  einen  oder  mehrere  vom  Direktor 
vorher  bestimmte  und  durch  das  Programm  kundgegebene  Lehrgegenstände 
und  wurden  von  den  betreffenden  Lehrern  unter  Leitung  des  Direktors 
abgehalten.  Der  Zutritt  stand,  soweit  der  Raum  reichte,  jedermann  frei. 
Das  Publikum  bestand  der  Hauptsache  nach  aus  den  Eltern  und  sonstigen 
Angehörigen  der  Schüler. 

Da  für  die  Prüfung  der  einzelnen  Klassen  nur  ein  verhältnismäfsig 
kurzer  Zeitraum  zur  Verfügung  gestellt  werden  konnte,  und  da  anderer- 
seits im  Hinblick  auf  die  Anwesenheit  der  Eltern  Wert  darauf  gelegt  wurde, 
dafs  jeder  Schüler  mit  einer  Frage  bedacht  wurde,  so  war  es  begreiflich, 
dafs  die  Art  der  Antworten  auf  die  den  Schülern  zu  erteilenden  Zeugnisse 
und  insbesondere  auf  ihre  Versetzungen  in  höhere  Klassen  im  allgemeinen 
keinen  Einflufs  hatte.  Trotzdem  glaubte  man  früher  an  den  öffentlichen 
Prüfungen  festhalten  zu  müssen.  Man  nahm  nämlich  an,  dafs  sie  den 
Eltern  und  den  sonstigen  Interessenten  einen  Einblick  in  den  Unterrichts- 
betrieb und  die  schätzenswerte  Gelegenheit  gäben,  auch  von  der  amtlichen 
Thätigkeit  der  Lehrer  Kenntnis  zu  nehmen.  In  diesem  Sinne  war  man 
geneigt,  in  der  Einrichtung  ein  der  sorgfältigen  Pflege  bedürftiges  Binde- 
glied zwischen  Schule  und  Haus  zu  erblicken. 

Die  Teilnahme  des  Publikums  an  den  öffentlichen  Prüfungen  nahm 
aber  seit  den  siebziger  Jahren  mehr  und  mehr  ab.  Sie  richtete  sich  haupt- 
sächlich auf  die  untersten  Klassen,  auf  die  Vorträge  von  Gedichten  durch 
die  kleinsten  Schüler,  auf  die  Gesänge,  die  einen  Bestandteil  jeder  öffent- 
lichen Prüfung  bildeten,  und  daneben  vielleicht  noch  auf  die  ausgestellten 
Zeichnungen  der  älteren  Schüler.  Aus  diesem  Grunde  wurde  zunächst  von 
einer  Vorführung  der  Schüler  der  mittleren  und  der  oberen  Klassen  zur 
Prüfung  in  wissenschaftlichen  Unterrichtsgegenständen  Abstand  genommen. 
Aber  auch  in  der  dadurch  herbeigeführten  Beschränkung  vermochten  die 
öffentlichen  Prüfungen  sich  nicht  eine  unbedingte  Daseinsberechtigung  zu 
sichern.  Im  Publikum  erkannte  man,  dafs  sie  im  wesentlichen  eine  Schau- 
stellung seien.  Diese  Wahrnehmung  mufste  sich  vielfach  auch  den  Schülern 
aufdrängen,  namentlich  wenn,  was  hier  und  da  vorkam,  weniger  gewissen- 
hafte Lehrer,  um  nach  aufsen  zu  glänzen,  der  Prüfung  durch  die  Art  der 
Vorbereitung  jenen  Charakter  in  unzweideutiger  Weise  aufprägten.  Anderer- 
seits fühlten  gerade  ernste  und  tüchtige  Lehrer  sich  durch  die  Verpflichtung, 
ihre  unterrichtliche  Thätigkeit  in  gewissem  Sinne  der  Öffentlichkeit  preis- 
zugeben, und  durch  den  Gedanken,  nach  aufsen  hin  als  Mitwirkende  bei 
einer  Schaustellung  zu  erscheinen,  nicht  selten  beengt  und  beunruhigt. 

Unter  diesen  Umständen  konnte  auch  die  Unterrichtsverwaltung  nicht 
umhin,  die  Frage,  ob  die  öffentlichen  Prüfungen  beizubehalten  seien,  einer 
erneuten  Erwägung  zu  unterziehen.  Zunächst  wurden  im  Jahre  1893  die 
Provinzialschulkollegien  beauftragt,  sich  nach  Anhörung  der  Direktoren 
und  der  nichtstaatlichen  Patronate  über  den  Gegenstand  gutachtlich  zu 
äufsem.  Die  darauf  ergangenen  Berichte  sprachen  sich  in  ihrer  über- 
wiegenden Mehrheit  gegen  die  öffentlichen  Prüfungen  aus,  stellten  jedoch 
fest,  dafs  einzelne  Direktoren  und  nicht  staatliche  Patronate  auf  ihre  Bei- 
behaltung Wert  legten.     Der  Unterrichtsminister  ermächtigte  deshalb  in 
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einem  Erlasse  vom  7.  Oktober  1893  (C.-Bl.  S.  779)  die  Provinzialschulkollegien, 
jene  Prüfungen  an  allen  denjenigen  höheren  Schulen  in  Fortfall  zu  bringen, 
an  denen  nicht,  wie  an  manchen  nichtstaatlichen  Anstalten,  die  Bei- 
behaltung der  alten  Einrichtung  ausdrücklich  gewünscht  werde.  Zugleich 
beauftragte  er  sie,  Sorge  zu  tragen,  dafs  die  öflfentlichen  Feierlichkeiten 
an  den  hergebrachten  Festtagen  der  Schule  .ein  möglichst  lebhaftes  In- 
teresse für  das  Publikum  gewännen  und  der  Förderung  engerer  Be- 
ziehungen zwischen  Schule  und  Elternhaus  nach  Möglichkeit  dienstbar  ge- 
macht würden. 

8.  Beziehungen  der  hfiheren  Schulen  zum  Religionsbekenntnisse. 

Bis  zum  Beginne  der  siebziger  Jahre  war  jeder  höheren  Schule  ein  be- 
stimmter konfessioneller  Charakter  dauernd  aufgeprägt,  indem  sie 
entweder  als  evangelisch,  katholisch  oder  simultan  bezeichnet  wurde.  Die 
Bezeichnung  einer  Anstalt  als  evangelisch  oder  katholisch  hatte  jedoch  im 
allgemeinen  nicht  die  Folge,  dafs  dieselbe  nur  Schüler  des  einen  Religions- 
bekenntnisses aufnahm.  Diese  Folge  war  schon  dadurch  ausgeschlossen, 
dafs  nach  §  10  Tit.  12,  II  des  Allgemeinen  Landrechtes  niemandem  wegen 
Verschiedenheit  des  Glaubensbekenntnisses  der  Zutritt  in  öffentliche  Schulen 
versagt  werden  soll.  Die  grundsätzliche  Beschränkung  auf  Schüler  eines 
bestimmten  Bekenntnisses  war  nur  da  möglich,  wo  sie  durch  landesherrlich 
erlassene  oder  bestätigte  Satzungen  ausdrücklich  vorgeschrieben  war  (wie 
z.  B.  bei  einigen  mit  Alumnaten  verbundenen  Anstalten).  An  allen  übrigen 
war  der  Anspruch  auf  Aufnahme  von  dem  Religionsbekenntnisse  un- 
abhängig. War  die  Anzahl  der  dem  Bekenntnisse  der  Anstalt  nicht  an- 
gehörigen  Schüler  grofs  genug,  so  wurde  für  diese  nicht  selten  ein  be- 
sonderer Religionsunterricht  eingerichtet.  Die  Konfessionalität  einer  Anstalt 
äufserte  sich  demnach  auch  nicht  ausnahmslos  in  dem  Bekenntnisse,  das 
dem  Religionsunterrichte  zu  Grunde  gelegt  wurde. 

Wohl  aber  kam  die  Konfessionalität  früher  in  der  Zusammensetzung 
des  Lehrerkollegiums  zum  Ausdrucke.  Demgemäfs  äufserte  sich  am 
25.  Januar  1869  der  Minister  v.  Mühler  in  dem  einem  Rabbiner  auf  seine 
Eingabe  wegen  Zulassung  von  Juden  zum  Lehramt  an  höheren  Schulen  er- 
teilten Bescheide^)  dahin,  „dafs  die  Lehrerkollegien  an  höheren  Lehr- 
anstalten in  der  Regel  nur  aus  Personen  bestehen  dürfen,  deren  Bekenntnis 
dem  religiösen  Charakter  der  betreffenden  Anstalt  entspricht".  Auch  in 
dem  am  10.  Februar  dess.  J.  mit  Bezug  auf  den  sogenannten  Breslauer 
Schulstreit ^)  an  den  Minister  v.  Mühler  ergangenen  Allerhöchsten  Erlasse 
wurde  betont,  dafs  der  religiöse  Charakter  einer  höheren  Lehranstalt  für 
die  künftige  Zusammensetzung  des  Lehrerkollegiums  wesentlich  mafsgebend 
sei.  Demnach  bildeten  früher  an  katholischen  Anstalten  evangelische  und 
an  evangelischen  Anstalten  katholische  Lehrer  eine  seltene  Ausnahme, 
und  an  manchen  Simultananstalten  wurde  bei  der  Besetzung  der  Lehrer- 
stellen nach  den  Satzungen  oder  herkömmlich  an  einer  ziffernmäfsig  gleichen 
Beteiligung  der  beiden  Bekenntnisse,  bei  der  Besetzung  der  Direktorstelle 
an  einem  Wechsel  zwischen  denselben  festgehalten. 

Am  deutlichsten  kam  jedoch  der  konfessionelle  Charakter  einer 
höheren  Schule  in  den  Schulandachten  und  den  Schulgottesdiensten  sowie 


^)  Dieser  Bescheid  ist  in  Bd.  II  S.  29  uud  30  dem  Wortlaute  nach  wiedergegeben. 
^  Vgl.  über  diesen  Schulstreit  Bd.  III  S.  17. 
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in  dem  Grade  der  Rücksichtnahme  auf  die  Feiertage  und  Gedenktage  eines 
bestimmten  Religionsbekenntnisses  zum  Ausdruck. 

Bis  zum  Jahre  1868  wurde  auch  in  der  dem  Staatshaushalte  bei- 
gegebenen Übersicht  über  die  höheren  Lehranstalten  bei  jeder  derselben 
^er  konfessionelle  Charakter  angegeben.  In  diesem  Jahre  richtete  aber 
das  Abgeordnetenhaus  auf  Antrag  des  Abg.  Grumbrecht  an  die  Staats- 
regierung die  Aufforderung,  bei  den  hannoverschen  Anstalten  die  Be- 
zeichnung der  Eonfession  ,,als  Dicht  zu  Recht  bestehend  und  nicht  zu- 
treffend^ fortzulassen.  Nach  Annahme  dieses  Antrages  erklärte  der  Minister 
V.  M  ü  h  1  e  r ,  dafs  jene  unterscheidende  Bezeichnung  im  Staatshaushaltsetat 
fortan  bei  allen  Anstalten  fortfallen  werde.  Durch  diese  Erklärung  sollte 
jedoch  nur  der  erforderlichen  Gleichmäfsigkeit  und  der  in  zahlreichen 
Fällen  bestehenden  Schwierigkeit  der  Bestimmung  des  konfessionellen 
Charakters  Rechnung  getragen  werden.  An  der  Thatsache  des  Vor- 
handenseins der  konfessionellen  Unterschiede  bezüglich  der  einzelnen  An- 
stalten sollte  nichts  geändert  werden. 

Zu  Beginn  der  siebziger  Jahre  vollzog  sich  jedoch  in  den  Anschau- 
ungen der  Staatsregierung  über  die  Notwendigkeit,  den  höheren  Schulen 
einen  bestimmten  konfessionellen  Charakter  beizulegen,  eine  wesentliche 
Wandlung.  Diese  Wandlung  entsprach  der  damaligen  Zeitströmung  und 
wurde  durch  die  Folgen,  die  sich  an  den  zu  jener  Zeit  entbrannten  Kampf 
zwischen  dem  Staat  und  der  katholischen  Kirche  knüpften  oder  von  ihm 
erwartet  wurden,  beträchtlich  gefördert.  Das  Nähere  hierüber  ist  in 
Bd.  III,  S.  17  ff.  dargelegt  worden.  Die  Entwicklung  führte  zunächst  dahin, 
dafs  die  Unterrichts  Verwaltung  bei  neugegründeten  Anstalten  auf  eine  be- 
stimmte konfessionelle  Bezeichnung  verzichtete,  dafs  bei  bestehenden  An- 
stalten der  konfessionelle  Charakter  nur  berücksichtigt  wurde,  wenn  er 
urkundlich  feststand,  und  dafs  auch  da,  wo  das  der  Fall  war,  von  der 
Forderung  der  Einheitlichkeit  in  der  Zusammensetzung  des  Lehrerkollegiums 
in  stärkerem  Mafse  als  bisher  abgegangen  wurde. 

Das  alles  geschah  allerdings  nicht  ohne  Widerspruch.  Am  stärksten 
wurde  derselbe  auf  katholischer  Seite  laut.  Hier  erblickte  man  in  der 
Berufung  evangelischer  Lehrer  an  Anstalten,  die  von  alters  her  als 
katholisch  betrachtet  wurden,  eine  Zurücksetzung  der  Katholiken  und  in- 
sofern einen  Bruch  mit  der  für  Preufsen  gewährleisteten  Parität  der 
Religionsbekenntnisse.  Diesen  Vorwurf  konnte  indessen  die  Unterrichts- 
verwaltung durch  den  Hinweis  auf  Anstalten,  an  die,  obgleich  sie  früher 
als  evangelisch  bezeichnet  wurden,  katholische  Lehrer  berufen  worden 
sind,  mit  Leichtigkeit  entkräften.  Aber  gerade  diese  Thatsache  ver- 
anlafste  auch  evangelische  Kreise  zum  Widerspruche  gegen  die  Aufgabe 
der  früher  bezüglich  der  Konfessionalität  der  höheren  Schulen  von  der 
Unterrichtsverwaltung  beobachteten  Haltung. 

Die  Unterrichtsverwaltung  unterzog  deshalb  im  Jahre  1883,  nachdem 
inzwischen  der  Kampf  zwischen  dem  Staate  und  der  katholischen  Kirche, 
der  auf  die  Änderung  ihrer  Haltung  nicht  ohne  Einflufs  gewesen  war,  der 
Hauptsache  nach  beigelegt  war,  den  Gegenstand  von  neuem  einer  ein- 
gehenden Prüfung.  Bei  dieser  stellte  sich  heraus,  dafs  bei  nicht  wenigen 
höheren  Lehranstalten,  denen  bei  ihrer  Gründung  ein  bestimmtes  kon- 
fessionelles Gepräge  gegeben  und  bei  denen  dieses  auch  in  der  Zusammen- 
setzung des  Lehrerkollegiums  zum  Ausdrucke  gekommen  war,  die  Zahl  der 
dem  anderen  Bekenntnisse  angehörigen  Schüler,  allmählich  stark  an- 
gewachsen  war.    Aus   der   damals   angestellten   Übersicht  über   die  Be- 
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teiligung  der  verschiedenen   Bekenntnisse  an  dem  Besuche  der  einzelnen 
Anstalten  heben  wir  folgende  Zahlen  hervor: 


Ort  und  Bezeichnung 

des 

Gymnasiums 


Vorgezeichneter 

konfessioneller 

Charakter 


Zahl 
der  Schaler 


ev. 


kath. 


Zahl 
der  angestellten  Lehrer 


ev. 


kath. 


Neustadt  i.  Westpr.    .    . 
Ostrowo  (Posen) .... 

Sagan     * 

Arnsberg 

Cleve  

Cöln,  Friedr.  Wilh.-  Gym. 
DOsseldorf 


kath. 
kath. 
kath. 
kath. 

ev. 

ev. 
kath. 


148 
112 
111 
102 
70 
257 
262 


92 
191 

58 
122 

92 
195 
258 


6 

11 

1 


10 

15 
9 

10 
2 
9 

16 


Die  Unterrichtsverwaltung  hat  nun  zwar  stets  anerkannt,  dafs  auch 
die  höheren  Schulen  nicht  lediglich  dem  Unterrichte  zu  dienen  haben^ 
sondern  in  hervorragendem  Marse  berufen  sind,  der  ihnen  anvertrauten 
Jugend  eine  sittlich-religiöse  Durchbildung  zu  geben,  und  dafs  diese  Durch* 
bildung  von  dem  Bekenntnisse  nicht  losgelöst  werden  kann.  Ebenso  hat 
sie  stets  zugegeben,  dafs  auch  andere  Unterrichtsgegenstände  als  die 
Religion  die  Lehrer  nötigen,  auf  die  Gegensätze  zwischen  den  Religions* 
bekenntnissen  einzugehen,  dafs  hierzu  namentlich  der  Geschichtsunterricht 
oft  genug  die  Veranlassung  bietet,  und  dafs  endlich  in  allen  derartigen 
Fällen  die  Erteilung  des  Unterrichtes  —  rein  äufserlich  genommen  — 
wesentlich  erleichtert  wird,  wenn  sie  im  Sinne  eines  bestimmten  Bekennt- 
nisses erfolgen  kann.  Ein  derartiger  Unterricht  wfirde  aber  bei  den 
heutigen  Anschauungen,  die  dem  Lehrer  die  peinlichste  Schonung  kon- 
fessioneller Gefühle  zur  Pflicht  machen  und  jede  irgendwie  geartete  Be- 
einflussung  der  einem  anderen  Bekenntnisse  angehörigen  Schüler  ver- 
bieten, nur  in  einer  konfessionell  einheitlich  zusammengesetzten  Klasse 
möglich  sein. 

Aus  der  oben  erwähnten  Übersicht  ergab  sich  nun,  dafs  auch  durch 
die  Bezeichnung  einer  Anstalt  als  evangelisch  oder  katholisch  eine  Ein- 
heitlichkeit für  die  konfessionelle  Zusammensetzung  der  Klassen  vielfach 
selbst  nicht  annähernd  gesichert  werden  konnte.  Ja  noch  mehr,  die  aua 
jener  Übersicht  hier  angeführten  Beispiele  zeigen,  dafs  der  vorgezeichnete 
konfessionelle  Charakter  nicht  einmal  in  der  Mehrheit  der  Schüler  aus- 
nahmslos seinen  Ausdruck  findet.  Damit  entfiel  für  die  Unterrichtsver- 
waltung der  Hauptgrund  für  die  Rückkehr  zu  der  Haltung,  die  sie  be- 
züglich der  Konfessionalität  der  höheren  Schulen  bis  zum  Jahre  1870 
beobachtet  hatte. 

Demnach  wird  zwar,  soweit  bei  bereits  bestehenden  Anstalten  der 
konfessionelle  Charakter  rechtlich  festgelegt  ist,  auf  denselben  auch  jetzt 
noch  Rücksicht  genommen.  Aber  diese  Rücksichtnahme  geht  nicht  so  weit, 
dafs  die  Berufung  von  Lehrern  des  anderen  Bekenntnisses  als  eine  Aus- 
nahme erscheint,  die  nur  durch  besondere  Gründe  gerechtfertigt  werden 
kann.  Vielmehr  gilt  jetzt,  falls  nicht  etwa  Stiftungsurkunden  über  die 
Zusammensetzung  des  Lehrerkollegiums  Vorschriften  enthalten,  der  kon- 
fessionelle Charakter  der  Anstalt  als  ausreichend  gewahrt,  wenn  er  bei 
der  Mehrheit  der  Lehrer  zum  Ausdrucke  kommt. 

Bei  den  übrigen  Anstalten  sind  für  ihre  Beziehung  zu  den  Religions- 
bekenntnissen allein   die  jeweiligen  konfessionellen  Verhältnisse  mafs- 
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gebend.  Jene  Beziehung  ist  zwar  nicht  völlig  beseitigt,  aber  sie  ist  nicht 
darch  eine  für  die  Dauer  bestimmte  Bezeichnung  festgelegt ;  eine  durch  die 
Bedarfnisse  der  Schüler  gerechtfertigte  Änderung  ist  demnach  nicht  aus- 
geschlossen*). Eine  Anstalt,  die  fast  ausschliefslich  evangelische  Schüler 
bezw.  katholische  enthält,  wird  also  auch  jetzt  noch  thatsächlich  als  eine 
evangelische  bezw.  katholische  gelten.  Aber  es  besteht  kein  Zwang,  nur 
evangelische  bezw.  katholische  Lehrer  zu  berufen.  Die  Berufung  eines 
dem  anderen  Bekenntnisse  angehörigen  Lehrers  wird  vielmehr  unbedenklich 
vorgenommen,  wenn  angenommen  werden  kann,  dafs  durch  sie  dem  im 
besonderen  Falle  vorhandenen  Bedürfnisse  am  besten  entsprochen  wird. 

Die  stetig  fortschreitende  Mischung  der  Konfessionen,  die  Bildung  und 
das  allmähliche  Anwachsen  konfessioneller  Minderheiten  In  Gebieten,  die 
früher  in  Bezug  auf  den  Bekenntnisstand  das  Bild  der  Einheitlichkeit 
dargeboten  hatten,  blieb  auch  auf  die  Einrichtungen,  die  hinsichtlich  des 
Religionsunterrichtes  getroffen  wurden,  nicht  ohne  Einflufs.  Sie  hatte  zur 
Folge,  dafs  die  Zahl  der  Anstalten,  an  denen  Religionsunterricht 
für  die  konfessionelle  Minderheit  eingeführt  wurde,  sich  stetig 
vermehrte.  An  den  vom  Staate  unterhaltenen  Schulen  wurde,  selbst- 
verständlich unter  voller  Wahrung  der  Parität,  mit  der  Einrichtung  eines 
derartigen  Unterrichtes  stets  vorgegangen,  wenn  sie  durch  die  Zahl  der 
dem  betreffenden  Bekenntnisse  angehörigen  Schüler  einigermafsen  gerecht- 
fertigt werden  konnte').  Auch  für  nichtstaatliche  Anstalten  stellten  die 
meisten  Patronate ,  sobald  an  ihnen  das  Bedürfnis  nach  jener  Einrichtung 
sich  geltend  machte,  die  erforderlichen  Mittel  in  der  Regel  freiwillig  zur 
Verfügung.  Wo  das  nicht  geschah,  suchte  die  staatliche  Aufsichtsbehörde 
durch  geeignete  Einwirkung  auf  die  Patronate  die  Bereitstellung  herbei- 
zuführen. 

In  gröfseren  Städten  war  die  Möglichkeit  vorhanden,  für  mehrere 
Anstalten  einen  gemeinsamen  Religionsunterricht  für  die  konfessionelle 
Minderheit  einzurichten.  Ein  solcher  hat  den  Vorteil,  dafs,  auch  wenn 
die  Minderheit  in  den  einzelnen  Anstalten  nur  klein  ist,  eine  gröfsere 
Anzahl  aufsteigender  Stufen  gebildet  und  dadurch  die  Notwendigkeit  der 
Vereinigung  von  Schülern  verschiedener  Klassen  zu  gemeinsamem  Unter- 
richte beschränkt  werden  kann.  Wo  die  bei  einer  derartigen  Einrichtung 
beteiligten  Anstalten  nicht  demselben  Patronatsbereiche  angehörten,  mufsten 
selbstverständlich  zwischen  den  Unterhaltungspflichtigen  wegen  der  Auf- 
bringung der  Kosten  Vereinbarungen  getroffen  werden.  Das  geschah  zuerst 
während  der  siebziger  Jahre  in  Berlin,  und  das  hier  gegebene  Beispiel 
fand  bald  in  anderen  Städten  Nachahmung. 

Soweit  auf  die  eine  oder  die  andere  Art  von  Amts  wegen  für  den 
Religionsunterricht  der  konfessionellen  Minderheit  gesorgt  worden  ist,  bildet 
derselbe  einen  Bestandteil  des  Lehrplanes  und  ist  verbindlich  für  alle  dem 


')  Auf  diese  Weise  wird  die  Notwendigkeit  vermieden,  durch  nachträgliche  Ver- 
änderung der  konfessionellen  Bezeichnung  einer  Anstalt  den  thatsächlichen  Verhältnissen 
Rechnung  zu  tragen,  wie  dies  zu  Beginn  der  siebziger  Jahre  au&er  bei  mehreren 
städtischen  Schulen  auch  bei  dem  Königlichen  Gymnasium  in  Ratibor  geschah.  Diesea 
war  als  evangelische  Anstalt  gegründet  worden,  wurde  jedoch  im  Jahre  1871  durch 
Königlichen  Erlalk  in  eine  paritätische  Anstalt  verwandelt. 

^  Nach  einem  Erlasse  des  Unterrichtsministers  vom  6.  Dezember  1878  (Wiese- 
Kühler  Bd.  I,  S.  168)  wird  im  allgemeinen  bei  mindestens  25  Schülern  einer  christlich 
konfessionellen  Minderheit  die  Notwendigkeit  der  Einrichtung  eines  besonderen  Religions- 
unterrichtes für  dieselbe  angenommen.  Dies  schliefst  aber  nicht  aus,  da6,  wenn  die 
Verhältnisse  es  erfordern  und  die  nötigen  Mittel  vorhanden  sind,  auch  bei  einer  ge- 
ringeren Zahl  von  Schülern  eine  derartige  Einrichtung  getroffen  wird. 
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betreffenden  Bekenntnisse  angehörigen  Schüler.  Befreiungen  sind  daher 
nur  so  weit  zulässig,  wie  sie  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  über  den 
Religionsunterricht  gestattet  sind. 

Als  Religionsbekenntnisse  kommen  hierbei  nur  das  katholische  und 
das  evangelische  in  Betracht.  Eine  Trennung  der  evangelischen  Schüler 
in  lutherische  und  reformierte  findet  für  den  Religionsunter- 
richt auch  in  denjenigen  Landesteilen  nicht  statt,  in  denen,  wie  in  der 
Provinz  Hannover,  die  Union  nicht  durchgeführt  ist.  Andererseits  hat  die 
Unterrichtsverwaltung  es  sich  angelegen  sein  lassen,  alles  zu  vermeiden, 
was  in  dem  Verhältnisse  jener  beiden  evangelischen  Bekenntnisse  zu  ein- 
ander als  Gewissenszwang  ausgelegt  werden  könnte.  Einen  derartigen 
Äwang  wollte  die  Gesamtsynode  der  reformierten  Kirche  der  Provinz 
Hannover  in  den  auf  den  evangelischen  Religionsunterricht  bezüglichen 
Vorschriften  der  Lehrpläne  von  1892  erblicken,  da  hier  überall  der 
lutherische  Katechismus  zu  Grunde  gelegt  wird.  Hieraus  folgerte  sie 
nämlich,  dafs  auch  die  der  reformierten  Kirche  angehörigen  Schüler 
genötigt  sein  sollen,  sich  den  lutherischen  Katechismus  anzueignen. 
Der  Unterrichtsminister  erklärte  jedoch  in  einem  an  den  Ausschufs  jener 
Synode  unter  dem  18.  Mai  1893  ergangenen  Bescheide  jene  Anschauung 
unter  Hinweis  auf  das  in  den  Lehrplänen  unter  1  a  angegebene  allgemeine 
Lehrziel  des  Religionsunterrichtes*)  für  irrtümlich.  Die  Zugrundelegung 
des  lutherischen  Katechismus  für  die  Katechismuspensen  der  einzelnen 
Klassen  wurde  in  jenem  Bescheide  dadurch  begründet,  dafs  dieser 
Katechismus  bei  der  grofsen  Mehrzahl  der  Schüler  zur  Anwendung  zu 
kommen  habe.  Dadurch  sollte  aber  nicht  ausgeschlossen  sein,  dafs  Schüler 
reformierten  Bekenntnisses  sich  den  Katechismusinhalt  nach  dem  von  ihrer 
Kirchengemeinschaft  angenommenen  Katechismus  aneignen.  Demgemäfs 
wurde  bestimmt,  dafs  in  denjenigen  Schulen  der  Provinz  Hannover,  in 
denen  die  reformierten  Schüler  einen  sehr  erheblichen  Teil  der  Gesamtheit 
^.usmachen,  je  nach  dem  Bekenntnisse  der  lutherische  oder  der  Heidel- 
berger Katechismus  dem  betreffenden  Unterrichte  zu  Grunde  zu  legen  sei. 
Da,  wo  sich  nur  wenige  reformierte  Schüler  befinden,  sollten  diese  nicht 
genötigt  werden,  entgegen  dem  Willen  ihrer  Eltern  oder  Vormünder  nach 
^em  lutherischen  Katechismus  zu  lernen,  sondern  es  sollte  ihnen  freigestellt 
werden,  den  erforderlichen  Gedächtnisstoff  sich  nach  dem  bei  ihrer  Re- 
ligionsgemeinschaft angenommenen  Katechismus  anzueignen. 

Nachdem  die  Unterrichtsverwaltung  sich  entschlossen  hatte,  in  dem 
Religionsbekenntnisse  eines  Lehrers  kein  grundsätzliches  Hindernis  gegen 
seine  Anstellung  an  einer  dem  anderen  Bekenntnisse  angehörigen  Anstalt 
zu  erblicken,  glaubte  sie  auch  den  Erwägungen,  die  sie  bisher  von  der  An- 
stellung jüdischer  Lehrer  zurückgehalten  hatten,  nicht  mehr  die 
frühere  Bedeutung  beilegen  zu  müssen.  Zwar  bestimmte  noch  das  Reg- 
lement für  die  Prüfung  der  Kandidaten  des  höheren  Schulamtes  vom 
12.  Dezember  1866^)  in  §  7,  dafs  jüdische  Schulamtskandidaten  durch  das 
Bestehen  der  Prüfung  keinen  Anspruch  auf  Zulassung  zum  Probejahre  oder 
auf  Anstellung  an  den  dem  christlichen  Religionsbekenntnisse  angehörigen 
höheren  Lehranstalten  der  Monarchie  erwerben.     Hiernach  wurde  die  An- 


^)  Der  evangelische  Religionsunterricht  an  höheren  Schulen  verfolgt,  unterstützt  von 
der  Gesamtthätigkeit  derselben,  das  Ziel,  die  Jugend  in  Gottes  Wort  zu  erziehen  und 
sie  zu  befähigen,  dals  sie  dereinst  durch  Bekenntnis  und  Wandel ....  ein  wirksames 
Beispiel  gebe. 

«)  Vgl.  Wiese,  V.  u.  G.,  2.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  65flf. 
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stelluBg  jüdischer  Lehrer  erst  möglich,  nachdem  durch  die  Einverleibung 
der  vormals  freien  Stadt  Frankfurt  a.  M.  die  dort  vorhandenen  beiden  jü- 
dischen Realschulen  der  preufsischen  Unterrichtsverwaltung  unterstellt 
worden  waren.  Bald  blieb  sie  auch  nicht  auf  diese  beiden  Schulen  be- 
schränkt, und  die  weitere  Entwicklung  hat  dahin  geführt,  dafs,  soweit 
nicht  Satzungen  entgegenstehen,  die  Zugehörigkeit  zu  einem  der  christlichen 
Bekenntnisse  nicht  mehr  die  notwendige  Vorbedingung  für  die  Berufung 
eines  Lehrers  an  einer  höheren  Schule  bildet. 

Die  Aufnahme  des  jüdischen  Religionsunterrichtes  in 
den  Lehrplan  der  höheren  Schulen  wurde  —  abgesehen  von  den  beiden 
jüdischen  Realschulen  zu  Frankfurt  a.  M.  —  früher  von  der  Unterrichts- 
verwaltung nicht  genehmigt.  Zwar  verbot  diese  die  Erteilung  eines  der- 
artigen Unterrichtes  nicht  und  gestattete  auch  wohl  für  denselben  die 
Benutzung  des  Schullokals  aufserhalb  der  regelmäfsigen  Unterrichtszeit. 
Aber  sie  lehnte  es  ab,  den  jüdischen  Religionsunterricht  als  lehrplanmäfsig 
zu  betrachten  und  zur  Bestreitung  der  Kosten  Staatsmittel  zu  verwenden^ 
Zu  Anfang  der  siebziger  Jahre  griffen  jedoch  andere  Anschauungen  Platz  ^).^ 
Zunächst  wurde  nachgegeben,  dafs,  sofern  nicht  die  besonderen  Verhält- 
nisse des  Schullokals  eine  andere  Einrichtung  nötig  machten,  der  jüdische 
Religionsunterricht  im  Schulgebäude  in  der  Regel  zu  der  nämlichen  Zeit 
wie  der  christliche  der  betreffenden  Klasse  erteilt  wurde;  dem  Provinzial- 
schulkoUegium  wurde  zur  Pflicht  gemacht,  sich  von  der  Befähigung  der 
vorgeschlagenen  Religionslehrer  Kenntnis  zu  verschaffen.  Später  wurde 
gestattet,  auch  für  die  Leistungen  der  jüdischen  Schüler  im  Religions- 
unterricht ein  Prädikat  ihres  Religionslehrers  in  die  Vierteljahrs-  oder 
Halbjahrszeugnisse  aufzunehmen.  Auch  wurde  an  staatlichen  Anstalten, 
die  von  einer  genügenden  Anzahl  jüdischer  Schüler  besucht  wurden,  auf 
Antrag  der  Synagogengemeinden  jüdischer  Religionsunterricht  eingerichtet 
und  ein  Teil  der  Kosten  desselben  auf  die  Schulkasse  übernommen^).  In 
einigen  «röfseren  Städten  —  zuerst  in  Berlin  —  wurden  bezüglich  dieses- 
Unterrichts  in  ähnlicher  Weise,  wie  das  bezüglich  des  Religionsunter- 
richtes der  konfessionellen  Minderheit  geschehen  war,  für  mehrere  An- 
stalten gemeinsame  Einrichtuugen  getroffen. 

Der  jüdische  Religionsunterricht  hat  indessen  seinen  privaten  Charakter 
beibehalten.  Ein  Zwang  zur  Teilnahme  an  demselben  wird  auf  die 
jüdischen  Schüler  nicht  ausgeübt.  Die  Prüfung,  welche  die  Aufsichts- 
behörde an  dem  für  die  einzelnen  Klassen  aufgestellten  Lehrplane  vor- 
zunehmen hat,  bezieht  sich  nicht  auf  den  Inhalt  und  die  Verteilung  des  Lehr- 
stoffes, sondern  hat  allein  den  Zweck,  zu  verhüten,  dafs  die  für  jenen  Unterricht 
an  die  Schüler  gestellten  Anforderungen  die  Erfüllung  der  notwendigen 
Aufgaben  der  Schule  gefährden.  Demnach  kommen  auch  die  Zeugnisse, 
die  den  Schülern  über  ihre  Leistungen  im  jüdischen  Religionsunterricht 
ausgestellt  werden,  für  ihre  Versetzungsfähigkeit  in  eine  höhere  Klasse 
nicht  in  Betracht. 

Der  jüdische  Religionsunterricht  steht  auch  dem  wahlfreien  Unterricht  im 
Hebräischen,  im  Englischen  und  im  Zeichnen  an  den  Gymnasien  nicht  gleich. 
Dieser  Unterricht  ist  lehrplanmäfsig,  und  die  schulunterhaltungspflichtigen 
Patrone  können  gezwungen  werden,  für  seine  Einrichtung  Sorge  zu  tragen. 
Hinsichtlich  des  jüdischen  Religionsunterrichtes  ist  dagegen  eine  derartige 


^  Vgl.  hierüber  Bd.  II,  S.  90  und  Bd.  UI,  S.  20. 

^  Näheres  findet  man  in  der  Verfügung  des  Ministers  vom  dO.  April  1875  (Wiese - 
Kühler  Bd.  I,  S.  170). 
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Nötigung  nicht  zulässig  ^).  Dieser  bildet  auch  bei  der  Reifeprüfung  keinen 
Prüfungsgegenstand.  Die  jüdischen  Religionslehrer  sind  nicht  behindert, 
denjenigen  ihrer  Schüler,  die  sich  jener  Prüfung  unterziehen  wollen,  eine 
Bescheinigung  über  das  Mafs  der  erlangten  Kenntnisse  auszustellen.  Diese 
Bescheinigung  hat  jedoch  keine  öffentlich-rechtliche  Bedeutung  und  wird 
auch  nicht  in  das  Reifezeugnis  aufgenommen'). 

Der  geschilderte  Unterschied  in  der  Stellung  des  jüdischen  Religions- 
unterrichtes gegenüber  derjenigen,  die  dem  evangelischen  und  dem  katholischen 
Religionsunterricht  im  Lehrplan  unserer  höheren  Schulen  gegeben  ist, 
entspricht  der  öffentlich-rechtlichen  Stellung,  welche  die  evangelische  und 
die  katholische  Kirche  in  Preufsen  durch  die  geschichtliche  Entwicklung 
erhalten  haben.  Sie  entspricht  auch  der  im  Art.  14  der  Verfassungs- 
urkunde gegebenen  Vorschrift,  dafs  bei  denjenigen  Einrichtungen  des 
Staates,  die  mit  der  Religionsübung  im  Zusammenhange  stehen,  die  christ- 
liche Religion  zu  Grunde  zu  legen  ist.  Aus  ihr  geht  endlich  hervor,  dafs 
die  Unterrichtsverwaltung,  obgleich  sie  die  Anstellung  jüdischer  Lehrer 
zugelassen  und  ihren  Standpunkt  zu  der  Frage  der  Konfessionalität  der 
höheren  Schulen  geändert  hat,  an  dem  christlichen  Charakter  derselben 
auch  heute  noch  festhält  und  Ausnahmen  nur  da  macht,  wo,  wie  bei  den 
jüdischen  Realschulen  in  Frankfurt  a.  M.,  der  christliche  Charakter  von 
selbst  ausgeschlossen  ist. 

An  der  Beaufsichtigung  des  lehrplanmäfsigen  Religionsunterrichtes 
nehmen  die  betreffenden  Kirchen  in  der  bisherigen  Weise  durch  ihre  Organe 
teil.  Sie  haben  selbstverständlich  auch  ein  Interesse  an  der  Bestellung  geeigneter 
Religionslehrer  an  den  Schulen.  In  welcher  Weise  der  Staat  diesem  In- 
teresse bezüglich  der  evangelischen  Religionslehrer  Rechnung  trägt,  wird 
im  Abschnitt  VIII,  2  erörtert  werden.  Hier  jedoch  mögen  im  Hinblick  auf 
den  nunmehr  zu  behandelnden  Gegenstand  einige  auf  die  Entwicklung  der 
Stellung  der  Unterrichtsverwaltung  zu  der  sog.  missio  canonica  der 
katholischen  Religionslehrer  bezügliche   Bemerkungen  ihren  Platz  finden. 

Gegenüber  dem  zu  Anfang  der  siebziger  Jahre  von  den  Bischöfen  er- 
hobenen Ansprüche,  dafs  die  Bestellung  der  Religionslehrer  an  den  höheren 
Schulen  ihnen  zustehe,  sah  sich  der  Staat  genötigt,  sein  ausschliefsliches 
Recht  auf  Anstellung  bezw.  Bestätigung  dieser  Religionslehrer  mit  be- 
sonderem Nachdrucke  zu  betonen.  Die  Unterrichtsverwaltung  lehnte  es 
deshalb  ab,  für  die  von  ihr  zu  berufenden  Religionslehrer  die  sog.  missio 
eanonica,  also  die  besondere  Vollmacht  zur  Übernahme  dieses  Amtes  zu 


^)  Nach  §  62  des  Gesetzes  über  die  Verhältnisse  der  Juden  vom  23.  Juli  1847 
<6.  S.  S.  263)  ist  jede  Synagoge  verbunden,  solche  Einrichtungen  zu  treffen,  dafe  es 
keinem  iüdischen  Kinde  während  des  schulpflichtigen  Alters  am  erforderlichen  Religions- 
unterrichte fehlt.  Diese  Bestimmung  ist  durch  das  Reichsgesetz  vom  3.  Juli  1869  betr. 
die  Gleichberechtigung  der  Konfessionen  in  bürgerlicher  und  staatsbürgerlicher  Hin- 
sicht (Bundesgesetzblatt  S.  292)  nicht  beseitigt  werden.  Sie  bezieht  sich  zwar  nur  auf 
Volksschulen,  hat  aber  auch  auf  die  höheren  Schulen  analoge  Anwendung  g^efunden. 
Demnach  wird  die  Einrichtung  des  jüdischen  Religionsunterrichtes  für  dieselben  in  erster 
Linie  als  Aufgabe  der  Synagogen  angesehen  und  von  diesen,  soweit  vom  Staat  unter- 
haltene Schulen  in  Betracht  kommen,  stets  ein  Beitrag  zu  den  Kosten  jenes  Unter- 
richts verlangt. 

*)  Nach  einem  Erlasse  des  Unterrichtsministers  vom  14.  März  1899  (C.-61.  S.  428) 
kann  in  die  Reifezeugnisse  deijenigen  Schüler,  die  bis  zu  ihrem  Abgange  von  der 
Schule  an  dem  bei  dieser  eingerichteten  jüdischen  Religionsunterricht  ordnun^smäüsig 
teilgenommen  haben  und  darüher  eine  Bescheinigung  der  oben  im  Text  bezeichneten 
Art  vorlegen,  auf  ihren  Wunsch  ein  kurzer  Hinweis  auf  diese  Bescheinigung  eingetragen 
werden.  Auf  diese  Weise  wird  der  Bedeutung  des  Religionsunterrichtes  mr  die  jüdischen 
Schüler  Rechnung  getragen. 
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erwirken,  ging  vielmehr  vou  der  Auffassung  aus,  dafs  der  Bischof  zwar 
Dicht  behindert  sei,  den  Geistlichen,  der  zu  seiner  Verfügung  steht,  vor  Über- 
nahme des  Amtes  als  Religionslehrer  zur  Einholung  seiner  Genehmigung 
zu  verpüichten,  dafs  es  aber  Sache  des  Religionslehrers  sei,  sich  dieser 
Genehmigung  zu  vergewissern.  Dieser  Auffassung  gemäfs  haben  eine  Zeit 
lang  vor  der  Besetzung  von  Religionslehrerstellen  überhaupt  keine  unmittel- 
baren Verhandlungen  zwischen  der  Schulaufsichtsbehörde  und  der  geist- 
lichen Behörde  stattgefunden.  Im  Jahre  1885  sprachen  nun  die  in  Fulda 
versammelten  preufsischen  Bischöfe  den  Wunsch  aus,  dafs  bei  derartigen 
Besetzungen  die  Staatsbehörden  nicht  mehr  unmittelbar  mit  dem  in  Aus- 
sicht genommenen  Geistlichen,  sondern  mit  den  zuständigen  Diözesanoberen 
in  Verbindung  treten  möchten.  Begründet  wurde  dieser  Wunsch  durch 
den  Hinweis,  dafs  die  fraglichen  Geistlichen  dem  Diözesanbischof  unter- 
stehen und  ohne  dessen  Genehmigung  nicht  befugt  seien,  ein  Amt  der  in 
Rede  stehenden  Art  zu  übernehmen.  Die  Minister  des  Unterrichtes,  des 
Innern  und  der  Justiz  erwiderten  hierauf  mit  Zustimmung  des  Staats- 
ministeriums, dafs  es  in  der  Regel  kein  Bedenken  haben  werde,  dem 
Wunsche  der  Bischöfe  gemäfs  zu  verfahren.  Im  Anschlufs  hieran  be- 
ituftragte  der  Unterrichtsminister  durch  Erlafs  vom  21.  Mai  1886  die 
Provinzialschulkollegien ,  bei  der  Berufung  von  Religionslehrem  an 
höheren  Schulen  im  Sinne  des  den  Bischöfen  erteilten  Bescheides  zu  ver- 
fahren, die  Anfrage  an  den  zuständigen  Bischof  aber  lediglich  dahin 
zu  richten,  ob  der  Anstellung  des  pp.  als  Religionslehrer  kirchlicherseits 
Bedenken  entgegenstehen.  Durch  diese  Fassung  sollte  der  Annahme  ent- 
gegengetreten werden,  dafs  es  sich  für  die  Staatsbehörde  um  die  Er- 
wirkung der  sog.  missio  canonica,  d.  h.  um  die  Beschaffung  einer  be- 
sonderen kirchlichen  Vollmacht  zur  Ausübung  eines  Staatsamtes  handle. 
Auch  sollte  den  Provinzialschulkollegien  nicht  verwehrt  sein,  Meldungen 
von  Geistlichen  zu  Religionslehrerstellen  entgegenzunehmen  und  sich  nach 
den  Persönlichkeiten  der  Bewerber  in  der  ihnen  geeignet  erscheinenden 
Weise  zu  erkundigen.  Wohl  aber  sollte  mit  Rücksicht  auf  die  disciplinaren 
Verhältnisse  der  katholischen  Geistlichen  verhindert  werden,  dafs  mit 
solchen  wegen  der  Anstellung  im  Schuldienste  in  materielle  Verhandlungen 
eingetreten  werde,  bevor  sichergestellt  war,  dafs  ihrem  Eintritt  in  den 
Schuldienst  von  der  kirchlichen  Behörde  keine  Schwierigkeiten  würden  in 
den  Weg  gelegt  werden.  Damit  wurde  bezüglich  der  katholischen  Reli- 
gionslehrer im  wesentlichen  der  Zustand  wiederhergestellt,  der  durch  den 
Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  2.  Januar  1863*)  herbeigeführt  war. 
Über  die  Bedeutung,  welche  der  nach  dem  letzten  Vatikanischen 
Konzil  entbrannte  Streit  zwischen  dem  Staate  und  der 
katholischen  Kirche  für  das  höhere  Schulwesen  hatte,  ist  in  Bd.  III, 
S.  9  ff.  das  Nähere  mitgeteilt  worden.  Dort  ist  u.  a.  ausgeführt  worden, 
dafs  der  damalige  Unterrichtsminister  Dr.  Falk  durch  den  Fall  des  Reli- 
gionslehrers Dr.  Wollmann  am  Gymnasium  zu  Braunsberg  veranlafst  wurde, 
unter  gewissen  Bedingungen,  namentlich  beim  Nachweise  eines  aus- 
reichenden Ersatzunterrichtes,  die  Entbindung  der  Schüler  von  der  Teil- 
nahme am  schulplanmäfsigen  Religionsunterrichte  für  zulässig  zu  erklären^). 
Die  Spannung  zwischen  dem  Staate  und  der  katholischen  Kirche  nahm 
zunächst  an  Schärfe  zu.  Die  Bischöfe  erliefsen  Hirtenbriefe,  in  denen  über 
die  Mafsregeln  des  Staates  gegen  die  Kirche  Klage  geführt  wurde,  und 

»)  Vgl.  über  diesen  Erlafs  Wiese -Kubier  Bd.  II,  S.  85. 

^  Vgl.  den  Erlafs  des  ünterrichtsministers  vom  29.  Februar  1872 (W^iese- Kubier 
Bd.  I,  S.  167). 
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veranlafsten  ihre  Verlesung  in  den  Gottesdiensten.  Die  päpstliche  Bulle^ 
vom  5.  Februar  1875  erklärte  die  damals  ergangenen  kirchenpolitischen 
Gesetze,  die  sog.  Maigesetze,  für  ungültig.  Diese  Vorgänge  liefsen  be- 
fürchten, dafs  die  Oberbehörden  der  katholischen  Kirche  in  noch  gröfserem 
Umfange  als  bisher  die  Verlesung  von  Kundgebungen,  die  gegen  di& 
Gesetzgebung  und  die  Behörden  des  Staates  gerichtet  waren,  in  den  Gottes* 
diensten  anordnen  würden.  Der  Unterrichtsminister  bestimmte  deshalb 
durch  Verfügung  vom  9.  März  1875  (Wiese-K  ü  bl  er  Bd.  II,  S.  259),  dafs  der 
Erlafs  vom  18.  März  1871  (ebd.),  nach  welchem  Bekanntmachungen  der 
katholischen  kirchlichen  Oberbehörden  den  Schülern  der  höheren  Lehr- 
anstalten in  den  Schulklassen  ohne  vorgängige  Genehmigung  des  Direktors 
nicht  mitgeteilt  werden  dürfen,  auf  die  Mitteilung  solcher  Bekannt- 
machungen auch  in  den  mit  den  Unterrichtsanstalten  verbundenen  Kirchen 
ausgedehnt  werde.  Den  Versuchen,  durch  die  in  den  Schulgottesdiensten 
verrichteten  Gebete  auf  die  Lage  des  Papstes  und  der  katholischen  Kirche^ 
hinzuweisen,  trat  der  Erlafs  vom  3.  November  1875  (Wiese-Kübler  Bd.  I^ 
S.  327)  entgegen.  In  diesem  wurde  den  beteiligten  Provinzialschulkollegien 
die  Beseitigung  aller  nicht  zu  den  Schul gottesdiensten  gehörigen  oder  gar 
demonstrativen  Gebetseinlagen  zur  Pflicht  gemacht.  Im  Zusammenhange^^ 
mit  diesen  Mafsregeln  stand  eine  Reihe  von  Anordnungen,  durch  welche 
die  Nötigung  der  Schüler  zur  Teilnahme  an  gewissen  religiösen  und  kirch- 
lichen Handlungen  untersagt  wurde.  So  bestimmte  ein  —  an  daa 
Rheinische  Provinzialschulkollegium  unter  dem  24.  Okiober  1874  ergangener, 
den  übrigen  Schulkollegien  zur  Kenntnisnahme  mitgeteilter  —  Erlafs,  dafs 
ein  Zwang  zur  Teilnahme  an  den  Kommunionen  und  an  der  Nach- 
mittagsandacht der  Kommuniontage  nicht  stattfinden  ^),  dafs  die  Be- 
gleitung der  Fronleichnamsprozession  Lehrern  und  Schülern  nicht  zur 
Pilicht  gemacht  werden  und  die  Teilnahme  an  Prozessionen  während  der 
üblichen  Schulstunden  nicht  gestattet  werden  dürfe.  Die  Wirksamkeit 
dieser  Anordnungen  wurde  vielfach  dadurch  beeinträchtigt,  dafs  die  Pfarr- 
geistlichen den  höheren  Schulen  Anzeigen  über  die  Prozessionen  oder  Ein- 
ladungen zu  denselben  zugehen  liefsen.  Der  Erlafs  vom  24.  Juli  1875 
(Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze,  2.  Aufl.,  Bd.  II,  S.359)  verbot  deshalb  deit 
Direktoren  und  Lehrern  jede  Mitteilung  in  den  Schulen  über  das  Stattfinden- 
von  öffentlichen  Prozessionen,  sowie  die  Beteiligung  der  Anstalten  als  solcher 
an  diesen  Prozessionen  und  das  Einnehmen  bestimmter  Stellen  in  denselben.. 
Soweit  nun  bei  den  hier  geschilderten  Verhältnissen  lediglich  das 
kirchliche,  nicht,  wie  in  den  Landesteilen  mit  polnisch  redender  Be- 
völkerung, das  nationale  Moment  in  Frage  kam,  gelang  es  durch  Ent- 
gegenkommen von  beiden  Seiten  bald,  wenigstens  für  das  Gebiet  der 
Schule  den  Streit  zum  Schweigen  zu  bringen.  Da  die  altkatholische  Be- 
wegung nicht  den  von  manchen  Seiten  erwarteten  Erfolg  hatte,  so  entfiel 
für  den  Staat  der  Anlafs,  hinsichtlich  der  Einrichtung  des  katholischen 
Religionsunterrichtes  und  der  Bestellung  der  Religionslehrer  auf  jene  Be- 
wegung besondere  Rücksicht  zu  nehmen.  Dem  Staate  wurde  das  Ent- 
gegenkommen der  Kirche  gegenüber*)®)  wesentlich  dadurch  erleichtert, 


»)  VfL  Anm.  3. 

*)  Die  Unterrichtsverwaltung  kam  bald  zu  der  Überzeugung,  da(8  die  Belassung 
eines  katholischen  Religionslehrers ,  der  sich  in  einen  so  schroffen  Gegensatz  zur 
römisch-katholischen  Kirche  gesetzt  hatte,  wie  Dr.  Wollmann  (vgl.  Bd.  lU,  S.  10)»  in 
seiner  bisherigen  Stellung  nicht  thunlich  sei.  Der  genannte  Lehrer  wurde  deshalb  im 
Jahre  1876  als  Oberlehrer  an  das  Kaiser  Wilhelms-Gymnasium  in  Cöln  versetzt. 

')  Durch  eine  an  das  Rheinische  Provinzialschulkollegium  unter  dem  17.  Juni  1880i^ 
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dafs  diese  sich  der  Eingriffe  in  das  staatliche  Gebiet  enthielt  und  den 
katholischen  Religionslehrern  die  Erfüllung  ihrer  Pflichten  gegen  den  Staat 
in  vollem  Umfange  ermöglichte'). 


9.   Der  Gebranch  der  polnischen  Sprache  in  den  hSheren  Schulen. 

Am  schärfsten  spitzte  sich  der  Streit  zwischen  dem  Staate  und  der 
katholischen  Kirche  in  den  Gebieten  mit  polnisch  redender  Bevölkerung  zu. 
Denn  hier  erhielt  er  zugleich  eine  nationale  Färbung,  indem  er  sich  auf 
das  Gebiet  der  Sprache  miterstfeckte  und  die  Gegensätze  zwischen  den 
Beligionsbekenntnissen  vielfach  als  gleichbedeutend  mit  denen  zwischen 
den  Nationalitäten  betrachtet  wurden.  Diese  Verhältnisse  machten  natürlich 
besondere  Vorsicht  bei  der  Auswahl  der  Lehrer  an  den  höheren  Schulen 
erforderlich.  Hierdurch  erklärt  sich,  dafs,  soweit  Anstalten  der  Provinz 
Posen  in  Betracht  kamen,  dem  betreffenden  Schulkollegium  in  den  Jahren 
1873—76  von  der  Besetzung  aller,  also  auch  der  ordentlichen  Lehrerstellen*) 
für  jeden  einzelnen  Fall  die  Berichterstattung  an  den  Minister  zur  Pflicht 
gemacht  wurde. 

Die  grundlegenden  älteren  Bestimmungen  über  den  Gebrauch  der 
polnischen  Sprache  sind  für  die  Provinz  Posen  in  der  Instruktion  gegeben, 
die  mit  Königlicher  Genehmigung  vom  20.  Mai  1842  unter  dem  24.  Mai 
dess.  J.  an  das  dortige  Provinzialschulkollegium  erlassen  wurde  ^).  In  dieser 
wurde  für  das  Mariengymnasium  in  Posen,  das  Gymnasium  in  Tremessen 
und  das  für  die  südlichen  Kreise  der  Provinz  neu  zu  errichtende  Gymnasium^) 
angeordnet,  dafs  jeder  Schüler  den  Religionsunterricht  in  seiner  Mutter- 


ergangene Verfügunff  wurde  —  in  Abänderung  des  oben  (S.  48)  erwähnten  Erlasses 
vom  24.  Oktober  1874  —  bestimmt,  dafe  an  den  Nachmittagsandachten  der  Kommunion- 
tage sich  alle  römisch-katholischen  Schüler  zu  beteiligen  haben. 

^)  In  einem  vereinzelten  Falle  drohte  bei  einem  katholischen  Religionslehrer  die 
Frage  der  Eidesleistung  gewisse  Schwierigkeiten  zu  machen.  Im  Jahre  1880  wollte 
sich  ein  für  ein  Gymnasium  berufener  Religionslehrer  zur  Ableistung  des  von  allen 
Staatsbeamten  verlangten  Diensteides  nur  unter  dem  Vorbehalte  verstehen,  dals  dieser 
Eid  die  Rechte  der  Kirche  und  seine  Verpflichtungen  gegen  diese  nicht  beeinträchtigen, 
folglich  auch  seine  kirchliche  Stellung  in  nichts  ändern  könne.  In  dem  Schriftwechsel, 
der  hierdurch  zwischen  dem  Ünterrichtsminister  und  dem  zuständigen  Bischöfe  ver- 
anlaßt wurde,  führte  dieser  u.  a.  aus,  dafe  der  bezeichnete  VorbehiJt  in  einer  an  den 
Erzbischof  von  Cöln  unter  dem  25.  April  1850  ergangenen  Verfügung  für  unbedenklich 
erklärt  worden  sei,  da  der  Eid  der  Staatsbeamten  die  kirchliche  Verpflichtung  des 
Schwörenden  nicht  berühre,  sondern  nur  auf  seine  Verpflichtungen  gegen  den  Staat 
eine  Beziehung  habe  und  eine  Wirksamkeit  äu&em  könne.  liierauf  erwiderte  der 
ünterrichtsminister,  dafe  die  erwähnte  Verfügung  seines  Amtsvorgängers  auf  einem  Be- 
schlüsse des  Staatsministeriums  vom  24.  März  1850  beruhe,  dafs  aber  dieser  durch  Be- 
Bchlufs  vom  16.  März  1878  aus  Anlals  eines  Specialfalles  aufgehoben  sei,  dalk  demnach 
die  Abgabe  eines  Vorbehaltes  vor  der  Eidesleistung  in  der  früher  üblichen  Form  nicht 
geduldet  werden  könne,  und  dafe  endlich  diejenigen  katholischen  Geistlichen,  die  seit 
jenem  Beschlüsse  in  den  Staatsdienst  getreten  sind,  den  Staatsbeamteneid  vorbehaltloB 

geleistet  haben.     Schliefslich   wurde   der   Bischof  ersucht,   hierüber   den  betreffenden 
leligionslehrer  in  {geeigneter  Weise  zu  verständigen.    Die  Folge  war,  dals  dieser  den 
vorgeschriebenen  Eid  vorbehaltlos  leistete. 

*)  Vgl.  hierzu  die  Darstellung  im  Abschnitt  VIII 2  über  die  Anstellung  der  Lehrer 
an  höheren  Schulen. 

')  Vgl.  Ministerialblatt  der  inneren  Verwaltung  1842/48,  S.  198.  Die  Instruktion 
und  die  sie  genehmigende  Kabinettsordre  sind  auch  in  den  Drucksachen  des  Hauses 
der  Abgeordneten  (XV.  Legislaturperiode,  Session  I  Nr.  76)  abgednickt  worden. 

*)  Dasselbe  wurde  bald  darauf  in  Ostrowo  errichtet. 

Wiese,  Sclinlwesen.    IV.  4 
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spräche  erhalte.  In  allen  übrigen  Gegenständen  sollten  sich  die  Lehrer 
in  den  vier  unteren  Klassen  bei  dem  Unterrichte  vorzugsweise  der  polnischen 
Sprache  bedienen,  aber  die  deutsche  neben  jener  in  dem  Mafse  anwenden, 
dars  die  Schüler  spätestens  bis  zu  ihrem  Austritt  aus  Tertia  zum  leichten 
und  richtigen  Verständnisse  derselben  gelangen.  Von  der  Sekunda  an  war 
die  deutsche  Sprache  als  Hauptunterrichtssprache  zu  verwenden.  Die 
lateinischen  und  griechischen  Schriftsteller  sollten  jedoch  abwechselnd,  je 
nachdem  sich  die  Lehrer  dazu  eigneten,  polnisch  und  deutsch  übersetzt  und 
in  der  nämlichen  Sprache  erklärt  werden.  Ausdrücklich  wurde  in  der 
Instruktion  bemerkt,  dafs  nicht  die  Absicht  bestehe,  diese  Regeln  als 
unabänderlich  hinzustellen,  sondern  dafs*  es  vorbehalten  bleibe,  die  In- 
struktion jeder  Zeit  „nach  dem  wahren  Bedürfnisse,  wie  es  die  Zeit  er- 
geben wird,  im  ganzen  oder  in  einzelnen  Teilen  aufzuheben  oder  zu  modi- 
fizieren". 

Der  Wechsel,  der  bei  dem  Eintritte  der  Schüler  in  die  oberen  Klassen 
in  der  Unterrichtssprache  eintrat,  machte  sich  nun  bald  namentlich  bei 
dem  Unterricht  in  den  klassischen  Sprachen  wegen  des  verschiedenen 
grammatischen  Baues  der  deutschen  und  der  polnischen  Sprache  in  nach- 
teiliger Weise  fühlbar.  Deshalb  wurde  in  denjenigen  Anstalten,  an  denen 
nach  Mafsgabe  der  oben  erwähnten  Instruktion  verfahren  wurde  ^),  schon 
im  Jahre  1867  angeordnet,  dafs  der  griechische  Unterricht  ausschliefslich 
in  deutscher  Sprache  zu  erteilen  sei.  Die  Erfolge,  die  hierbei  erzielt 
wurden,  waren  nach  den  Berichten  des  Provinzialschulkollegiums  und  der 
beteiligten  Direktoren  so  günstig,  dafs  jene  Vorschrift  durch  Erlafs  vom 
26.  Oktober  1869  auf  den  lateinischen  Unterricht  in  Quarta  ausgedehnt 
wurde.  Die  nämlichen, Erwägungen,  die  zum  ausschliefslichen  Gebrauche 
der  deutschen  Sprache  bei  dem  Unterricht  im  Griechischen  geführt  hatten, 
veranlafsten  dann  den  Unterrichtsminister  auf  Antrag  des  Provinzialschul- 
kollegiums zu  der  Bestimmung,  dafs  an  den  hier  in  Betracht  kommenden 
Schulen  in  allen  Klassen  in  sämtlichen  Lehrgegenständen  mit  Ausschlufs 
des  Polnischen  der  Unterricht  in  deutscher  Sprache  zu  erteilen  und 
dafs  in  Sexta  die  polnische  Sprache  nur  aushilfsweise  zu  benutzen  sei, 
soweit  ihre  Mitbenutzung  zur  Erleichterung  des  Verständnisses  sich 
als  notwendig  erweise.  Die  hierauf  bezügliche  Anordnung  erging  am 
23.  Mai  1874,  wurde  jedoch  zunächst  nur  versuchsweise  getroflfen.  Sie 
hatte  die  Aufhebung  der  bisherigen  polnischen  Abteilungen  am  Marien- 
gymnasium und  an  der  Realschule  in  Posen,  sowie  am  Gymnasium  in 
Ostrowo  zur  Folge. 

Am  ausgedehntesten  war,  wenn  man  vom  Unterricht  im  Polnischen 
absieht,  der  Gebrauch  der  polnischen  Sprache  im  katholischen 
Religionsunterrichte  gewesen.  Dieser  wurde  früher  an  der  Mehr- 
zahl der  höheren  Schulen  der  Provinz  Posen  in  polnischer  Sprache  er- 
teilt, die  deutsche  wurde  für  die  der  polnischen  nicht  kundigen  Schüler 
nur  aushilfsweise  verwendet.  Durch  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom 
16.  November  1872  wurde  jedoch  angeordnet,  dafs  der  Religionsunterricht 
bezüglich  der  Unterrichtssprache  nicht  anders  zu  behandeln  sei  als  alle 
übrigen  Lehrgegenstände.  Er  war  deshalb  nunmehr,  soweit  nicht  be- 
sondere  polnische    Abteilungen   bestanden,    und    nach    Aufhebung   dieser 


^)  Dem  Mariengymnasium  in  Posen,  dem  Gymnasium  in  Ostrowo  und  der  Realschule 
in  Posen.  Die  beiden  letzten  Anstalten  hatten  in  den  unteren  Klassen  nebeneinander 
deutsche  und  polnische  Abteilungen. 
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Abteilungen  ttberall  in  deutscher  Sprache  zu  erteilen.  Durch  das  Ver- 
halten des  damaligen  Erzbischofs  von  Posen  wurde  es  indessen,  wie  in 
Bd.  III  S.  16  näher  dargelegt  ist,  an  einer  ganzen  Reihe  von  An- 
stalten unmöglich,  geeignete  Beligionslehrer  zu  gewinnen,  die  in  deutscher 
Sprache  zu  unterrichten  in  der  Lage  waren;  an  diesen  Anstalten  mufste 
demnach  der  katholische  Religionsunterricht  eine  Zeit  lang  ganz  aus- 
fallen. 

An  der  Mehrzahl  der  höheren  Schulen  der  Provinz  Posen  war  die 
polnische  Sprache,  und  zwar  an  einigen  als  allgemein  verbindlicher, 
in  den  übrigen  als  wahlfreier  Unterrichtsgegenstand  eingeführt 
Bei  der  Reifeprüfung  bildete  sie  einen  Gegenstand  der  schriftlichen  Prü- 
fung ;  in  dieser  wurde  an  Gymnasien  die  freie  Bearbeitung  eines  bestimmten 
Themas  in  polnischer  Sprache,  an  Realschulen  nach  Bestimmung  des  König- 
lichen Kommissars  ein  polnischer  Aufsatz  oder  die  Übersetzung  eines 
deutschen  Diktats  ins  Polnische  erfordert^).  An  Realschulen  konnte  den- 
jenigen Schülern,  die  am  polnischen  Unterrichte  teilnahmen,  in  den  oberen 
Klassen  die  Teilnahme  am  englischen  Unterricht  erlassen  werden').  Für 
diese  Schüler  trat  demgemäfs  bei  der  Reifeprüfung  die  polnische  Sprache 
an  die  Stelle  der  englischen'). 

Durch  einen  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  6.  Dezember  1872 
wurde  indessen  angeordnet,  dafs  der  polnische  Unterricht  nur  für  die 
polnischen  Abteilungen  am  Mariengymnasium  und  an  der  Realschule  in  Posen 
sowie  am  Gymnasium  in  Ostrowo  allgemein  verbindlich,  dagegen  an  den 
übrigen  Schulen,  wo  er  überhaupt  erteilt  werde,  wahlfrei  sein  sollte.  Mit 
der  Aufhebung  der  polnischen  Abteilungen  an  den  drei  genannten  An- 
stalten verlor  er  auch  an  diesen  seinen  verbindlichen  Charakter. 

Die  weitere  Entwicklung  in  der  Sprachenfrage  hat  sich  nun  folgender- 
mafsen  gestaltet. 

Zunächst  erhielt  die  Einrichtung,  die  bezüglich  der  Unterrichtssprache 
durch  den  Erlafs  vom  23.  Mai  1874  versuchsweise  getroffen  war,  einen 
dauernden  Charakter.  Sodann  wurde  durch  die  revidierten  Lehrpläne  vom 
31.  März  1882  der  englische  Unterricht  an  den  Realanstalten  für  all- 
gemein verbindlich  erkläit;  die  Schüler,  die  am  polnischen  Unterrichte 
teilnahmen,  durften  also  nunmehr  von  der  Teilnahme  am  englischen 
Unterrichte  nicht  mehr  entbunden  werden.  Demgemäfs  konnte  auch  bei 
der  Reifeprüfung  die  Prüfung  im  Englischen  nicht  mehr  durch  eine  solche 
im  Polnischen  ersetzt  werden.  Diejenigen  Schüler,  die  am  Unterricht  in 
der  polnischen  Sprache  teilgenommen  hatten,  wurden  einer  schriftlichen 
Prüfung  im  Polnischen  unterzogen ;  diese  bestand  aber  nunmehr  sowohl  an 
Gymnasien  als  auch  an  Realanstalten  in  der  Übersetzung  eines  nicht  zu 
schwierigen  deutschen  Diktats.  Endlich  wurde  Michaelis  1890  die  polnische 
Sprache  aus  der  Reifeprüfung  völlig  beseitigt. 

Gleichzeitig  mit  dieser  Mafsregel  wurde  eine  Umgestaltung  der  Be- 
deutung und  des  Charakters  des  Unterrichtes  in  der  polnischen  Sprache 
ins  Auge  gefafst.  Bei  der  Unterrichtsverwaltung  brach  sich  nämlich  die 
Überzeugung  Bahn,  dafs  dieser  vornehmlich  den  Zweck  haben  müsse,  den 


')  Vgl.  §  5  Abs.  II  des  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  von  1859  beigefügten 
Heglements  inr  die  Abiturientenprüfung  der  Kealschnlen  (Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  76). 

^  Vgl.  erläuternde  Bemerkungen  zu  §§  1  und  5  der  Unterrichts-  und  Prüfungs- 
ordnung (Wiese-Eüb  1er  Bd.  I,  S.  88,  94). 

')^g].  §  8  des  in  Anm.  1  erwähnten  Reglements  S.  79  a.  a.  0. 
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deutschen  Schülern  die  Erlangung  der  für  den  Verkehr  mit  der  polnisch 
redenden  Bevölkerung  bei  Ausübung  ihres  künftigen  Berufes  erforderlichen 
Gewandtheit  im  Gebrauche  jener  Sprache  zu  sichern.  In  der  Provinz 
Schlesien  war  er  bereits  in  dieser  Weise  eingerichtet.  In  der  Provinz 
Posen  indessen  und  zum  Teil  auch  in  Westpreufsen  hatte  er  lediglich  nach 
Mafsgabe  der  Bedürfnisse  der  polnischen  Bevölkerung  seine  Gestaltung  ge- 
wonnen ;  in  allen  Stufen  wurde  er  wie  der  Unterricht  in  der  Muttersprache 
behandelt,  und  auf  die  Bedürfnisse  derjenigen  Schüler,  welche  die  polnische 
Sprache  nicht  verstanden,  wurde  nicht  ausreichende  Rücksicht  genommen. 
Unter  diesen  Umständen  zeigten  die  deutschen  Schüler  im  allgemeinen 
wenig  Neigung,  am  polnischen  Unterrichte  teilzunehmen;  ihre  Auffassung, 
dafs  dieser  ausschliefslich  für  die  polnisch  sprechenden  Schüler  bestimmt  sei, 
wurde  dadurch  bestärkt,  dafs  den  Eltern  der  letzteren  von  nationalpolnischer 
Seite  zur  Pflicht  gemacht  wurde,  ihre  Kinder  an  dem  Unterrichte  teil- 
nehmen zu  lassen.  Eine  geradezu  bedenkliche  Gestalt  erhielt  dieser  an 
mehreren  Schulen  auf  der  Oberstufe.  Hier  wurde  die  polnische  Litteratur 
eingehend  behandelt,  und  die  dabei  vorkommenden  Ausblicke  in  die 
polnische  Geschichte  verleiteten  die  Lehrer  —  sie  waren  meistens  polnischer 
Abstammung  —  nicht  selten,  den  Unterricht  zur  Förderung  national- 
polnischer Bestrebungen  zu  mifsbrauchen. 

Der  Unterrichtsverwaltung  entgingen  diese  ÜbelstÄnde  nicht.  Aber 
weder  die  Anordnungen,  die  sie  zu  ihrer  Beseitigung  in  einem  Erlasse 
vom  22.  Juni  1889  traf,  noch  der  in  den  Lehrplänen  von  1892  enthaltene 
Hinweis  auf  dießelben  hatte  zunächst  den  gewünschten  Erfolg.  Der  Unter- 
richtsverwaltung wurde  deshalb  nahegelegt,  den  Unterricht  in  der 
polnischen  Sprache  ganz  zu  beseitigen.  Einen  derartigen  Schritt  hielt  sie 
indessen  nicht  für  angebracht.  Sie  ging  nämlich  von  der  Auffassung  aus, 
dafs  den  in  den  gemischtsprachigen  Bezirken  wohnenden  Deutschen  die 
Kenntnis  der  polnischen  Sprache  nur  von  Vorteil,  unter  Umständen  sogar 
für  ihr  späteres  Fortkommen  unentbehrlich  sein  könne.  Deshalb  entschlofs 
sie  sich,  jenen  Unterricht  so  umzugestalten,  dafs  er  seines  den  deutschen 
Interessen  zuwiderlaufenden  Charakters  entkleidet  würde  und  den  Schülern 
deutscher  Abstammung,  welche  diese  Sprache  erst  erlernen  wollen,  in 
erster  Linie  zu  gute  käme. 

Diesen  Absichten  trägt  ein  Erlafs  Rechnung,  welchen  der  Unter- 
richtsminister am  31.  Dezember  1900  den  Provinzialschulkollegien  in 
Posen  und  Danzig  zugehen  liefs.  Durch  ihn  wurde  zunächst  der  Beginn 
des  polnischen  Unterrichtes  von  Sexta  nach  Tertia  verlegt.  Der  von 
deutscher  Seite  vielfach  erhobenen  Beschwerde,  dafs  die  Schwierigkeiten, 
welche  die  Erlernung  der  lateinischen  Sprache  den  Schülern  der  Sexta 
darbiete,  die  Eltern  in  der  Regel  abhalten,  ihnen  gleichzeitig  die  Erlernung 
der  Anfangsgründe  einer  nicht  minder  schwierigen  neueren  Sprache  zuzu- 
muten, ist  damit  der  Boden  entzogen  worden.  Weiter  bestimmte  der 
Erlafs,  dafs  Schüler,  die  bereits  der  polnischen  Sprache  mächtig  sind, 
an  dem  die  Tertia  umfassenden  unteren  Lehrgange  des  Unterrichtes  nicht 
teilnehmen  dürfen.  Auf  diese  Weise  soll  dem  Unterricht  auf  jener  Stufe 
der  elementare  Charakter  gesichert  werden.  Ferner  wurde  angeordnet, 
dafs,  wie  es  bei  wahlfreien  Unterrichtsgegenständen  überhaupt  üblich 
sei,  diejenigen  Schüler,  die  in  allgemein  verbindlichen  Gegenständen, 
namentlich  im  Deutschen,  starke  Lücken  aufweisen,  von  der  Teilnahme 
am  polnischen  Unterricht  auszuschliefsen  seien,  dafs  mit  diesem 
Unterrichte  nur  Lehrer  deutscher  Abkunft,  die  neben  ausreichender 
Kenntnis   der   polnischen   Sprache   anregendes  Lehrgeschick  besitzen,  zu 
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betrauen  seien  und  dafs,  soweit  und  solange  solche  nicht  zu  finden  seien, 
der  Unterricht  ruhen  solle.  Durch  diese  Bestimmung  hofft  die  Unterrichts- 
verwaltung dem  Mifsbrauche  des  Unterrichtes  zur  Förderung  national- 
polnischer Bestrebungen  nach  Möglichkeit  vorgebeugt  zu  haben.  Endlich 
wurde  durch  den  erwähnten  Erlafs  das  Lehrziel  und  der  Lehrplan  so  ge- 
staltet, dars  den  Interessen  der  deutschen  Schüler,  welche  sich  die  für 
den  Verkehr  mit  der  polnisch  redenden  Bevölkerung  notwendige  Kenntnis 
der  polnischen  Sprache  aneignen  wollen,  in  erster  Linie  Rechnung  ge- 
tragen wird. 

Die  grörsten  Schwierigkeiten  machte  in  der  Provinz  Posen  die  Her- 
beiführung geordneter  Verhältnisse  bezüglich  des  katholischen  Reli- 
gionsunterrichts. Im  Jahre  1879  konnte  dieser  an  den  Gymnasien  in 
Ostrowo,  Gnesen,  Schnei demühl,  Schrimm,  Rogasen,  Lissa,  Krotoschin,  sowie 
an  den  Realschulen  in  Posen,  Fraustadt  und  Rawitsch,  also  im  ganzen  an 
elf  Anstalten  überhaupt  nicht,  am  Mariengymnasium  in  Posen  nur  in  den 
oberen  und  am  Gymnasium  in  Nakel  nur  in  den  unteren  Klassen  erteilt 
werden.  Das  Friedrich  Wilhelms-Gymnasium  in  Posen,  das  Gymnasium  und 
die  Realschule  in  Bromberg,  die  Gymnasien  in  Inowrazlaw  und  Meseritz, 
sowie  die  Progymnäsien  in  Kempen  und  Tremessen  waren  die  einzigen  An- 
stalten der  Provinz,  in  denen  er  durch  alle  Klassen  ordnungsmäfsig  erteilt 
wurde.  Die  Unterrichtsverwaltung  mufste  auch  den  Versuchen,  den  schul- 
planmäfsigen  Religionsunterricht  durch  solchen  in  Privatreligionsschulen  zu 
ersetzen,  in  denen  die  staatlichen  Anordnungen  über  die  Unterrichtssprache 
demonstrativ  umgangen  wurden,  mit  Nachdruck  entgegentreten. 

Eine  Besserung  der  Reschilderten  Verhältnisse  wurde  dadurch  ein- 
geleitet, dafs  die  Unterrichts  Verwaltung  die  Hand  bot  zur  Förderung  des 
kirchlichen  Religionsunterrichtes  für  diejenigen  Knaben,  die  noch  nicht 
zur  ersten  Kommunion  gegangen  waren.  Demgemäfs  genehmigte  der  Unter- 
richtsminister durch  einen  unter  dem  19.  Mai  1880  an  den  Oberpräsidenteu 
gerichteten  Erlafs,  dafs  die  Bestimmungen,  die  für  den  evangelischeu 
Katechumenen-  und  Konfirmandenunterricht  gelten  (Wiese-Kübler  Bd.  I, 
S.  I6Gff.)  auch  auf  den  katholischen  Beicht-  und  Konununionunterricht 
für  die  Schüler  der  unteren  und  mittleren  Klassen  der  höheren  Lehr- 
anstalten angewandt  würden. 

Die  Wiedereinführung  eines  geordneten  Religionsunterrichtes  in  den 
Schulen  machte  zunächst  längere  Verhandlungen  zwischen  dem  Ober- 
präsidenten und  dem  Erzbischofe  notwendig.  Diese  führten  dahin,  dafs  der 
letztere  sich  entschlofs,  die  in  Bd.  III  S.  16  erwähnte  Anordnung  über  die 
Sprache,  in  welcher  der  Religionsunterricht  zu  erteilen  sei,  im  Sinne  der 
von  der  Unterrichtsverwaltung  getroffenen  Bestimmungen  abzuändern.  Das 
hierauf  bezügliche  Rundschreiben  des  Erzbischofs  vom  22.  November  1888 
gab  die  Möglichkeit,  den  katholischen  Religionsunterricht  überall  da,  wo 
er  der  Sprachenfrage  wegen  fortgefallen  war,  wiederherzustellen.  Damit 
wurde  auch  sofort  begonnen,  und  im  Jahre  1889  war  für  jenen  Unterricht 
wieder  an  allen  Schulen  ausreichend  gesorgt. 

Auch  die  Schulgottesdienste  wurden  durch  die  Sprachen- 
fr  age  beeinflufst.  Da  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Erlasse  der  auf 
den  Gebrauch  der  deutschen  Sprache  bei  dem  Religionsunterrichte  be- 
züglichen Anordnungen  die  Einrichtung  von  katholischen  Schulgottes- 
diensten mit  deutscher  Predigt  und  deutschen  Gesängen  an  dem  Wider- 
stände der  Kirche  scheiterte,  so  mufste  der  Gottesdienst,  soweit  er  über-, 
haupt  noch  abgehalten  werden  konnte,  zunächst  auf  eine  Messe  beschränkt 
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werden.  Die  Gesänge  wurden  hierbei  in  lateinischer  Sprache  ausgeführt. 
Erst  im  Jahre  1892  gelang  es,  dem  Bedürfnisse  der  deutschen  katho- 
lischen Schüler  durch  Einrichtung  deutscher  Predigten  entgegenzukommen. 
Seitdem  konnte  an  manchen  Stellen  ein  geordneter  Schulgottesdienst  ein- 
geführt werden. 


10.   Die  Schnlreehtschreibnng.    Stenographie. 

Hinsichtlich  der  in  den  Schulen  anzuwendenden  Rechtschreibung 
hat  lange  Zeit  grofse  Unsicherheit  geherrscht.  Zwar  wurde  für  die  höheren 
Schulen  durch  den  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  13.  Dezember  1862  *) 
bestimmt,  dafs  sie  die  durch  das  Herkommen  festgestellte  Schreibweise 
zu  sicherer  Anwendung  einzuüben  und  dafs  die  Lehrer  derselben  Anstalt 
sich  zu  einem  übereinstimmenden  Verfahren  zu  vereinigen  haben.  Aber 
die  Zweifel  über  das,  was  in  dieser  Beziehung  als  herkömmlich  zu  gelten 
habe,  erschwerten  eine  derartige  Einigung.  Und  selbst  wenn  sie  ausführ- 
bar gewesen  wäre,  also  etwa  bei  jeder  einzelnen  Anstalt  zur  Herstellung 
eines  einheitlichen  Regel-  und  Wörterverzeichnisses  geführt  hätte,  so  würden 
die  Schüler  bei  einem  Wechsel  der  Anstalt  oft  genug  in  die  Lage  gekommen 
sein,  dafs  ihnen  die  Schreibweise,  die  bisher  von  ihnen  verlangt. wurde,  für 
einzelne  Wörter  als  Fehler  angerechnet  worden  wäre.  Diesen  Übelständen 
liefs  sich  nur  in  der  Weise  abhelfen,  dafs  von  der  Centralstelle  die  Ein- 
führung eines  bestimmten  Regelbuches  und  Wörterverzeichnisses  gleich- 
mäfsig  für  alle  ihr  unterstellten  Anstalten  vorgeschrieben  wurde. 

Die  Vertreter  der  deutschen  Schulverwaltungen,  die  im  Oktober  1872 
zur  Beratung  gemeinsamer  Angelegenheiten  in  Dre»len  zusammengetreten 
waren  (vgl.  Bd.  III,  S.  6),  wünschten  sogar  eine  noch  weitere  Aus- 
gestaltung dieses  Gedankens,  indem  sie  die  Herbeiführung  einer  ein- 
heitlichen Regelung  der  deutschen  Rechtschreibung  für  alle  Schulen  des 
Deutschen  Reiches  anregten.  Mit  der  Ausarbeitung  eines  dieser 
Einigung  zu  Grunde  zu  legenden  Entwurfes  wurde  auf  Vorschlag  jener 
Konferenz  und  mit  Zustimmung  aller  deutschen  Bundesregierungen  der 
Professor  an  der  Universität  Erlangen,  Dr.  Rudolf  v.  Raumer,  betraut. 
Dieser  hatte  bereits  im  Jahre  1855  in  der  Zeitschrift  für  österreichische 
Gymnasien  mehrere  Abhandlungen  veröffentlicht,  in  denen  die  Schwächen 
der  sogenannten  historischen  Schreibweise  dargelegt  und  nachgewiesen 
wurde,  dafs  die  deutsche  Schrift  im  wesentlichen  eine  phonetische  sei. 
Er  hielt  sich  aber  in  diesen  Abhandlungen  von  Extremen  frei  und  be- 
tonte vor  allem  die  Notwendigkeit,  bei  der  Feststellung  der  Schreib- 
weise an  das  Hergebrachte  anzuknüpfen,  etwaige  Zweifel  zu  beseitigen 
und  nur  innerhalb  enger,  wohlerwogener  Grenzen  Berichtigungen  ein- 
treten zu  lassen.  Auf  diesen  Grundsätzen  waren  die  im  Jahre  1871  zum 
ersten  Male  erschienenen,  von  fünf  Fachmännern  im  Auftrage  des  Vereins 
der  Berliner  Gymnasial-  und  Realschullehrer  bearbeiteten  „Regeln  und 
Wörterverzeichnis  für  die  deutsche  Orthographie"  (Leipzig,  Teubner)  auf- 
gebaut. Diese  verschafften  sich  in  mehreren  Provinzen  Preufsens  bald 
Eingang,  wurden  an  den  Königlichen  Kadettenanstalten  für  den  Unterricht 
amtlich  eingeführt  und  waren  im  Jahre  1880  bereits  in  zehn  Auflagen 
und  etwa  70000  Exemplaren  verbreitet. 


M  Der  Erlafs  ist  bei  Wiese,  V.  u.  G.,  2.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  71  ff.  abgedruckt. 
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An  dieses  Büchlein  knüpfte  der  Entwurf  an ,  den  Rudolf  v.  Raumer 
infolge  des  an  ihn  gerichteten  Ersuchens  ausarbeitete,  und  in  dessen  Vor- 
rede er  ausdrücklich  betonte,  dafs  er  mit  dem  Büchlein  in  allem  Wesent- 
lichen übereinstimme.  Der  Entwurf  wurde  vom  Unterrichtsminister  einer 
ans  Vertretern  der  Wissenschaft  und  der  Schulpraxis,  des  Buchdruckes 
und  des  Buchhandels  zusammengesetzten  und  im  Jahre  1876  nach  Berlin  be- 
rufenen Kommission  vorgelegt ').  Da  aber  mehrere  den  Entwurf  abändernde 
Beschlüsse  dieser  Kommission  zu  der  Besorgnis  Anlafs  gaben,  dafs  sie  auf 
eine  nicht  absehbare  Zeit  einen  scharfen  Gegensatz  zwischen  den  Forde- 
rungen der  Schule  und  dem  thatsächlichen  Gebrauche  aufserhalb  derselben 
hervorrufen  würden,  und  da  diese  Beschlüsse  auf  geringen  und  schwanken- 
den Mehrheiten  beruhten,  so  mufste  die  Unterrichtsverwaltung  bezweifeln, 
dafs  sie  die  geeignete  Grundlage  einer  auch  für  die  übrigen  deutschen 
Staaten  brauchbaren  preufsischen  Rechtschreibung  darböten. 

Dagegen  fanden  die  von  Rudolf  v.  Raumer  aufgestellten  Grundsätze 
immer  weiteren  Anklang.  Schon  im  Jahre  1879  führte  das  österreichische 
Unterrichtsministerium  ein  nach  ihnen  ausgearbeites  Buch  für  den  ortho- 
graphischen Unterricht  in  den  Volksschulen  ein.  Noch  in  demselben 
Jahre  wurde  ein  auf  den  nämlichen  Grundsätzen  beruhendes,  nur  in  ein- 
zelnen Punkten  abweichendes  Buch  in  Bayern  von  dem  zuständigen  Ministerium 
in  allen  Schulen  zur  Einführung  gebracht.  Dem  Erlasse  der  bayrischen 
Behörde  war  ein  Schriftwechsel  zwischen  dieser  und  dem  preufsischen 
Unterrichtsministerium  vorangegangen;  hierbei  war  völliges  Einverständnis 
beider  Verwaltungen  über  die  Art  der  Neuregelung  der  Rechtschreibung 
in  den  Schulen  hergestellt  worden. 

War  schon  hierdurch  der  Gedanke  nahegelegt,  auch  für  Preufsen  eine 
Regelung  dieses  Gegenstandes  nach  den  Raumerschen  Vorschlägen  herbei- 
zuführen, so  kamen  noch  zwei  andere  Umstände  hinzu,  welche  die  schleunige 
Inangriffnahme  derselben  erforderlich  erscheinen  liefsen.  Erstens  hatte 
die  extreme  Richtung,  welche  die  reine  Durchführung  des  phonetischen 
Prinzips  verlangte  und  durch  den  „ferein  für  rechtschreibung"  vertreten 
wurde,  bei  einem  Teile  der  Lehrer,  und  zwar  namentlich  im  Kreise  der 
Volksschullehrer,  Anklang  gefunden.  Zweitens  hatte  eine  Anzahl  von  Buch- 
handlungen und  Buchdruckereien  ein  von  dem  Professor  Daniel  Sanders 
ausgearbeitetes  orthographisches  Hilfsbuch  allen  beteiligten  Firmen  zur 
Annahme  empfohlen  und  an  die  deutschen  Bundesstaaten  das  Ersuchen 
gerichtet,  die  dort  angegebene  Rechtschreibung  für  die  Drucklegung 
von  Schulbüchern  vorzuschreiben  oder  doch  wenigstens  zu  genehmigen. 
In  diesem  an  sich  jedenfalls  löblichen  Unternehmen  war  der  Gang  und 
das  Ergebnis  der  unter  den  deutschen  Unterrichtsverwaltungen  gepflogenen 
Verhandlungen  und  der  thatsächlich  bereits  erreichte  Stand  des  ortho- 
graphischen Schulunterrichts  nicht  berücksichtigt  worden. 

Alle  diese  Umstände  veranlafsten  den  preufsischen  Unterrichtsminister 
(v.  Puttkamer),  nunmehr  die  Regelung,  die  er  für  richtig  hielt,  für  die 
Rechtschreibung  in  den  ihm  unterstellten  Schulen  vorzuschreiben.  Er  beauf- 
tragte drei  Fachmänner,  auf  Grund  der  ursprünglichen  Vorschläge  des  in- 
zwischen verstorbenen  Professors  Dr.  R.  v.  Raumer  ein  Regel-  und  Wörter- 
verzeichnis auszuarbeiten,  und  ordnete  nach  dessen  Fertigstellung  durch Erlafs 


')  Vgl.  Verhandlungen  der  zur  Herstellung  gröiserer  Einigung  in  der  deutschen 
Rechtschreibung  berufenen  Konferenz,  Berlin,  den  4. — 15.  Januar  1876.  Halle  1876, 
Verlag  des  Waisenhauses. 
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vom  21.  Januar  1880^J  an,  dafs  1.  dieses  Regel-  und  Wörterverzeichnis*)  vom 
Beginne  des  Schuljahres  1880/81  an  allen  Schulen  als  Richtschnur  für  den 
orthographischen  Unterricht  und  für  die  in  den  schriftlichen  Arbeiten  der 
Schüler  einzuhaltende  Rechtschreibung  zu  dienen  habe,  und  dafs  2.  alle 
zur  Einführung  in  den  Schulunterricht  zu  beantragenden  deutschen  Lese- 
bücher einschliefslich  der  neuen  Auflagen  der  bereits  im  Gebrauche  be- 
findlichen fortan^)  die  vorgeschriebene  Rechtschreibung  einzuhalten  haben. 
Aufserdem  wurde  den  Provinzialschulkollegien  zur  Pflicht  gemacht,  in  ge- 
eigneter Weise  darauf  hinzuwirken,  dafs  die  gleiche  Rechtschreibung  auch 
in  den  anderweiten  Schulbüchern  zur  Anwendung  komme,  und  dafs  ins- 
besondere in  den  Klassen  Sexta,  Quinta  und  Quarta^)  innerhalb  eines  Zeit- 
raumes von  längstens  fünf  Jahren®)  Schulbücher  von  abweichender  Recht- 
schreibung beseitigt  werden. 

Der  Erlafs  vom  21.  Januar  1880  ordnete  den  Gebrauch  der  neuen  Recht- 
schreibung nur  für  die  dem  preufsischen  Unterrichtsminister  unter- 
stellten Schulen  an.  Nach  der  obigen  Darlegung  konnte  aber  erhofft 
werden,  dafs  sie  sich  auch  im  amtlichen  Verkehre  der  preufsischen  und 
der  Reichsbehörden  einbürgern,  dafs  sie  mit  der  Zeit  in  den  übrigen  Bundes- 
staaten zur  Einführung  gelangen  und  dafs  sich  so  im  ganzen  Deutschen 
Reiche  eine  wesentlich  einheitliche  Rechtschreibung  entwickeln  werde.  Das 
Reich  verhielt  sich  allerdings  zunächst  abwartend.  Für  seine  Behörden 
wurde  aber  vom  Reichskanzler  durch  Erlafs  vom  28.  Februar  1880  angeordnet, 
dafs  an  der  bisher  üblichen  Rechtschreibung  so  lange  festgehalten  werde, 
bis  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  oder  einstimmiger  Vereinbarung  der 
Bundesstaaten  eine  Änderung  herbeigeführt  sein  würde.  In  ähnlichem  Sinne 
wurden  die  Centralbehörden  der  Bundesstaaten  durch  ein  Schreiben  des 
Staatssekretärs  des  Innern  vom  13.  März  1880  verständigt.  Der  Unterrichts- 
minister vertrat  die  Ansicht,  dafs  im  amtlichen  Verkehre  der  Staatsbehörden 
auf  die  Erhaltung  der  Gleichmäfsigkeit  des  Schreibgebrauches  Wert  zu 
legen  und  deshalb  von  einer  einseitigen  Verwendung  der  neuen  Ortho- 
graphie durch  die  Unterrichtsbehörden  Abstand  zu  nehmen  sei.  Dem- 
gemäfs  erging  unter  dem  29.  April  1880  an  die  Provinzialschulkollegien 
die  Verfügung,  dafs  sie  für  den  dienstlichen  Verkehr  innerhalbdes  Verwaltungs- 


1)  Der  ErlaCs  ist  bei  Wiese- Kubier  Bd.  1,  S.  181  abgedruckt. 

')  Regeln  und  Wörterverzeichnis  für  die  deutsche  Rechtschreibung  zum  Gebrauch 
in  den  preu&ischen  Schulen.  Berlin,  Weidmannsche  Buchhandlung.  Preis  0,15  Mk. 
Eine  Darstellung  der  Vorgeschichte  dieses  Büchleins  und  seiner  Bedeutung  gab  der 
Kommissar  des  Unterrichtsministers  in  der  Sitzung  des  Hauses  der  Abgeordneten  vom 
16.  Februar  1880  (Stenographischer  Bericht  S.  1«)8).  Vgl.  ferner  den  im  Druck  er- 
schienenen Vortrag,  den  der  Professor  Dr.  Wilmanns  im  Bonner  Bildungsverein  am 
15.  März  1880  über  die  preuGsische  Schulorthographie  gehalten  hat  (Cöln  1880.  Verlag 
von  M.  Du-Mont-Schauoerg). 

')  In  dem  Worte  „fortan''  Hegt,  dafs  die  obige  Vorschrift  nur  Platz  greifen  soll, 
sofern  die  betreffenden  Bücher  oder  ihre  neueren  Auflagen  nach  dem  Zeitpunkte  des 
Inkrafttretens  des  Erlasses,  d.  h.  nach  dem  Beginn  des  Schuljahres  1880/81  gedruckt 
worden  sind.  Das  ist  in  der  Erwiderung,  die  mehreren  Verlagsbuchhändlern  auf  ihre 
Beschwerde  wegen  angeblicher  finanzieller  Schädigung  unter  dem  3.  März  1880  zuging 
(Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  183),  ausdrücklich  bemerkt  worden. 

^)  Für  die  in  den  oberen  Klassen  verwendeten  Schulbücher  wurde  eine  Frist  nicht 
bestimmt,  weil  vorausgesetzt  wurde,  da(s  bei  den  Schülern  dieser  Klassen  von  kleinen 
Unterschieden  in  der  Rechtschreibung  ihrer  Schulbücher  weniger  nachteilige  Folgen 
zu  erwarten  sind. 

^)  Hierbei  wurde  von  der  Annahme  ausgegangen,  dafs  von  den  für  die  unteren 
Klassen  bestimmten  Schulbüchern  diejenigen,  ^velche  innerhalb  fünf  Jahre  keine  neue 
Auflage  erfahren,  kaum  für  lebensfähig  zu  eraditen  sind. 
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bereiches  des  Unterrichtsministers  die  frühere  Schreibweise  in  den  amt- 
lichen Ausfertigungen  bis  auf  weiteres  auch  künftig  anzuwenden  und  hier^ 
nach  die  nachgeordneten  Staatsbehörden  mit  der  etwa  erforderlichen  An- 
weisung zu  versehen  haben. 

Andererseits  aber  bestand  der  Unterrichtsminister  darauf,  dafs  auf 
dem  Gebiete  des  Schulunterrichts  die  neue  Orthographie  zur  Durchführung 
gelangte.  Zwar  machte  der  Berliner  Magistrat  den  Versuch,  für  die  der 
Schuldeputation  dieser  Stadt  unterstellten  Schulen  eine  vorläufige  Aus- 
schliersung  von  dem  Geltungsbereiche  des  Erlasses  vom  21.  Januar  1880  zu 
erreichen.  Er  beantragte  nämlich  in  einer  an  den  Unterrichtsminister  ge- 
richteten Eingabe,  dafs  ihm  für  die  Ausführung  jenes  Erlasses  in  den  be- 
zeichneten Schulen  Frist  gewährt  werde  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in  dem 
zwischen  den  Behörden  des  Reiches  und  Preufsens  sowie  zwischen  den  ver- 
schiedenen Staaten  des  Reiches  eine  Einigung  über  die  deutsche  Recht- 
schreibung herbeigeführt  sei.  Diese  Eingabe  wurde  jedoch  unter  eingehender 
Wiederlegung  der  für  dieselbe  beigebrachten  Gründe  unter  dem  16.  April 
1880  abschläglich  beschieden. 

Dem  Vorgange  Preufsens  folgte  im  Herbst  1880  die  Unterrichts- 
verwaltung  des  Königreichs  Sachsen,  indem  sie  anordnete,  dafs  eine  in 
ihrem  Auftrage  a))gefarste,  auf  die  Orthographie  bezügliche  Schrift^)  in 
den  Schulen  als  Richtschnur  zu  dienen  habe.  Da  die  sächsische  Recht- 
i^chreibung  sich  an  die  preufsische  anschlofs,  da  diese  sich  von  der  bayri- 
schen nur  in  unwesentlichen  Punkten  unterschied,  und  da  noch  innerhalb 
<les  Jahres  1880  das  preufsische  Regelbuch  auch  im  Fürstentum  Reufs  ein- 
geführt wurde,  so  waren  bereits  im  Jahre  1881  etwa  "/i*  der  deutschen 
Schulen  —  gerechnet  nach  den  Bevölkerungszahlen  —  bezüglich  der  durch 
sie  einzuübenden  Rechtschreibung  der  Hauptsache  nach  geeinigt.  An 
dieser  Einigung  nahmen  schon  damals  in  Bayern  auch  die  Ministerien  des 
Unterrichts,  des  Krieges  und  der  Justiz  für  ihren  amtlichen  schriftlichen 
Verkehr  teil. 

Bald  wurde  die  preufsische  Schulrechtschreibung  auch  in  zahlreichen 
Tagesblättern  und  sonstigen  periodisch  erscheinenden  Druckschriften "),  so- 
wie in  Büchern  verwendet,  die  nicht  für  den  Schulgebrauch  bestimmt  waren. 
Außerdem  wurde  das  amtliche  Wörterverzeichnis,  da  es  wegen  der  all- 
gemeinen Einführung  für  den  Schulgebrauch  fast  in  allen  Häusern  Eingang 
gefunden  hatte,  in  immer  steigendem  Mafse  auch  von  denjenigen,  die  nicht 
der  Schule  angehörten,  in  Fällen  des  Zweifels  als  Ratgeber  benutzt.  In 
dieser  Beziehung  war  die  neue  Rechtschreibung  vor  der  bis  zum  Jahre 
1880  allgemein  üblichen  im  Vorteile ;  denn  für  letztere  fehlte  es  an  einem 
Ratgeber  von  ähnlicher  Bedeutung.  So  kam  es,  dafs  die  Schulrechtschreibung 
im  Laufe  der  Zeit  ein  immer  gröfseres  Verbreitungsgebiet  erhielt.  Immer- 
hin verhielten  sich  manche  Kreise  ihr  gegenüber  völlig  ablehnend-,  andere 
glaubten  sie  nur  mit  gewissen  Abweichungen  benutzen  zu  dürfen,  und  bei 
diesen  spielte,  wie  das  in  der  Natur  der  Sache  lag,  das  Ermessen  des  ein- 
zelnen die  wichtigste  Rolle.  Im  amtlichen  Verkehre  der  Behörden  endlich 
wurde  nach  wie  vor  die  alte  Rechtschreibung  benutzt. 

Gerade  hier  aber  wurde  der  Gegensatz  zwischen  der  älteren  Recht- 
schreibung und  derjenigen  der  Schule  in  neuerer  Zeit  am  stärksten  em- 


^)  Regeln  und  Wörterverzeichnis  für  die  deutsche  Rechtschreibung  zum  Gebrauch  in 
den  sächsischen  Schulen.    Dresden,  Verlag  von  Alwin  Hahn,  Carl  Adlers  Buchhandlung. 

*)  Vgl.  hierüber  die  Schrift  des  Prozessor  Dr.  Gemfs:  Die  Schulorthographie  und 
die  deutsche  Presse  in  der  Gegenwart.    Berlin  1895.    Weidmannsche  Buchhandlung. 
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pfänden.  Denn  von  den  jüngeren  Beamten  wurde  verlangt,  dafs  sie  bei 
dem  Eintritt  in  den  öffentlichen  Dienst  sich  eine  Rechtschreibung  aneigneten, 
die  von  der  in  der  Schule  erlernten  abwich  und  für  die  keine  allgemein 
gültige  Richtschnur  vorhanden  war.  Es  war  deshalb  nur  natürlich,  dafs 
bei  den  Behörden  das  Bedürftiis  einer  einheitlichen,  für  alle  Verhältnisse 
des  Lebens  verwendbaren  Rechtschreibung  sich  in  dem  Mafse  verstärkte, 
wie  die  in  den  Schulen  nach  der  älteren  Orthographie  vorgebildeten  Be- 
amten verschwanden  und  jüngeren  Platz  machten.  Dieses  Bedürfnis  wurde 
in  den  letzten  Jahren  nicht  nur  von  der  Unterrichtsverwaltung,  sondern 
auch  in  anderen  Yerwaltungszweigen  in  vollem  Mafse  anerkannt^). 

Die  schon  seit  längerer  Zeit  erwogenen  Mafsregeln  zur  Abhilfe  nahmen 
im  Jahre  1900  greifbare  Gestalt  an.  Der  Reichskanzler  erklärte  seine  Zu- 
stimmung zu  dem  Vorschlage  des  preufsischen  XJnterrichtsministers,  durch 
kommissarische  Beratungen  die  Herbeiführung  eines  Einverständnisses  zwischen 
den  in  erster  Linie  beteiligten  Reichsämtem  und  der  Unterrichtsverwaltung 
zu  versuchen.  Auch  mit  den  beteiligten  preufsischen  Ressorts  wurden 
kommissarische  Beratungen  angebahnt.  Über  die  Vorschläge,  welche  dieser 
Regelung  zu  Grunde  zu  legen  sein  würden,  fanden  zunächst  im  Unterrichts- 
ministerium Besprechungen  mit  Fachmännern  statt.  Dabei  ging  man  von 
dem  Gedanken  aus,  dafs  an  der  im  Jahre  1880  für  die  preufsischen  Schulen 
vorgeschriebenen  Rechtschreibung  im  wesentlichen  festgehalten  werde  und 
mit  ihr  nur  die  dringend  notwendigen  Änderungen  vorzunehmen  seien.  Die 
Ergebnisse  der  oben  erwähnten  Besprechung  bildeten  die  Grundlage  der  Be- 
ratungen, die  am  17.,  18.  und  19.  Juni  1901  von  Reichs  wegen  über  den  Gegen- 
stand veranstaltet  wurden.  An  ihnen  nahmen  neben  den  Eommissarien 
der  Reichsämter  und  der  Regierungen  der  deutschen  Bundesstaaten  auch 
ein  Vertreter  des  österreichischen  Unterrichtsministeriums  und  zwei  Ver- 
treter des  Buchhandels  teiP).     Die  Beratungen   hatten   den  erfreulichen 


')  Der  schlimmste  Mangel  besteht,  wie  oben  im  Texte  bereits  dargelegt  ist,  darin, 
dafe  für  die  Behörden  gerade  bezüglich  der  Fälle,  die  zu  Zweifeln  Anlafi  flehen  können, 
überhaupt  keine  Richtschnur  vorhanden  ist.  Hieraus  erklärt  sich  eine  im  Amtsblatte 
der  Postverwaltung  (Jahrgang  1899,  Nr.  31)  veröffentlichte  Verfügung,  nach  der  bei  der 
neuen  Aussabe  einer  allgemeinen  Dienstanweisung  bezüglich  der  Rechtschreibung  der 
Text  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  zu  Grunde  zu  legen  war.  Die  Verfügung  gab 
Anlafe  zu  der  Vermutung,  dals  die  Absicht  bestehe,  jenen  Text  als  Grundlage  einer 
einheitlichen  Rechtschreibung  für  das  ganze  Reich  zu  verwenden.  Diese  Vermutung 
wurde  verstärkt,  als  im  Arcniv  für  das  Keichs-Post-  und  Telegraphenwesen  ein  Aufsatz 
erschien,  in  dem  versucht  wurde,  die  Rechtschreibung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches 
systematisch  zu  bearbeiten  (vgl.  Noether,  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  als  Vorbild 
für  die  amtliche  Schreibweise,  a.  a.  0.  Jahrgang  18^  Nr.  24).  Aber  die  Kritik,  die 
sich  schon  an  diesen  Aufsatz  knüpfte,  zeifft,  daß»  jene  Schreibweise  einer  systema- 
tischen Behandlung  spottet  Das  darf  nicht  Wunder  nehmen.  Denn  diejenigen,  welche 
die  Anordnungen  über  die  Schreibweise  des  Textes  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  zu 
treffen  hatten,  sind  hierbei  eben  nicht  systematisch  vorgegangen.  Die  oben  erwähnte 
Verfügung  war  auch  nur  ein  Notbehelf.  Durch  sie  sollte,  wie  der  Staatssekretär  des 
Reichspostamtes  in  einem  späteren  Erlasse  kundgab,  lediglich  ausgedrückt  werden,  da& 
sich  die  Reichs-Post-  und  Telegraphen -Verwaltung  im  allgemeinen  einer  Bewegung  an- 
schließt, die  auf  eine  möglichst  einheitliche  Rechtschreibung  hinzielt.  Nicht  aber 
sollten  aus  jener  vorläufigen  Maßnahme  entscheidende  Schlüsse  für  die  Zukunft  ge- 
zogen werden. 

*)  Mitglieder  der  Konferenz  waren: 

1.  für  das  Deutsche  Reich:  Scholl,  Geheimer  Legationsrat  (Auswärtiges  Amt), 
Lewald,  Geheimer  Regiemngsrat  (Reichsamt  des  Innern^  Wagener,  Ober- 
postrat (Reichspostamt); 

2.  für  Preu&en  :v.Rheinbaben,  Geheimer  Oberregierungsrat  (Staatsministerium), 
Dr.  Althoff,  Ministerialdirektor  (Unterrichtsministerium),  Dr.  Köpke,  Ge- 
heimer Oberregiemngsrat  (desgLX  Dr.  Schmidt,  Geheimer  Oberregierungsrat 
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Erfolg,  dafs  die  Vorlage  der  preufsiBchen  Unterricbtsver waltung  mit  nur 
ivenigen  Abänderungen  angenommen  wurde.  Selbstverständlich  konnten 
die  Mehrheitsbeschlüsse  der  Konferenz  nicht  unmittelbar  für  die  beteiligten 
Regierungen  bindende  Kraft  haben.  Der  Gang  der  Verhandlungen  be- 
rechtigt jedoch  zu  der  Hoffnung,  dafs  sowohl  vom  Reiche  als  auch  von 
den  einzelnen  Regierungen  demnächst  Anordnungen  im  Sinne  jener  Be- 
schlüsse werden  getroffen  werden  und  damit  die  Einheitlichkeit  der 
deutschen  Rechtschreibung  des  Deutschen  Reiches  und  der  deutschen 
Kronländer  Österreichs  sowohl  in  den  Schulen  als  auch  bei  den  Behörden 
gesichert  werden  wird. 

Gegenüber  der  Anregung,  die  Stenographie  in  die  Lehrpläne  der 
höheren  Schulen  aufzunehmen,  hat  die  Unterrichtsverwaltung  sich  nach 
wie  vor  ablehnend  verhalten.  Mafsgebend  war  in  erster  Linie  die  Ver- 
schiedenheit der  Systeme  und  die  Schwierigkeit,  über  deren  relativen  Wert 
eine  Entscheidung  zu  treffen.  Selbst  wenn  eine  solche  für  den  Augenblick 
möglich  wäre,  so  würde  sie  durch  die  Erfindung  eines  neuen  Systems  oder 
durch  die  Vervollkommnung  eines  bereits  vorhandenen  jederzeit  wieder  in 
Frage  gestellt  werden.  Bei  aller  Wertschätzung  der  Vorteile,  welche 
die  Kenntnis  der  Stenographie  darbietet,  hat  daher  die  XJnterrichts- 
verwaltung  an  dem  Standpunkte  festgehalten,  dafs  dem  einzelnen  Schüler 
bezw.  dessen  Eltern  die  Entscheidung  zu  überlassen  sei,  ob  und  in  welcher 
Weise  ihm  die  Möglichkeit  zur  Erlernung  jener  Kunst  zu  verschaffen  ist. 
Der  Staat  fördert  die  Stenographie  auf  den  höheren  Schulen  nur  in  der 
Weise,  dafs  er  die  Benutzung  der  Unterrichtsräume  für  den  privaten  Unter- 
richt im  allgemeinen  gestattet.  Nichtstaatlichen  Patronaten  bleibt  selbst- 
verständlich unbenommen,  die  gesamten  Kosten  des  Unterrichtes  in  der 
Stenographie  aus  eigenen  Mitteln  zu  bestreiten.  Der  Unterricht  behält 
aber  unter  allen  Umständen  einen  privaten  Charakter;  ein  Zwang  zur  Teil- 
nahme ist  ebensowenig  zulässig  wie  eine  amtliche  Überwachung  des  regele 
mäfsigen  Besuches  und  die  Verhängung  von  Schulstrafen  wegen  unent- 
schuldigter Versäumnis  einzelner  Stunden. 


(desgl.))  Dr.  Wilmanns,  Geheimer  Regierungsrat  und  ord.  Professor  (desgl.), 
Dr.  Duden,  Gymnasialdirektor  (desgl.); 

3.  för Bayern:  Dr.  ▼.  Orterer,  Mitgliea  des  obersten  Schulrats  und  Gymnasial- 
rektor  in  £ichst&dt,  Dr.  Brenner,  ord.  Professor  in  Würzburg; 

4.  für  das  Königreich  Sachsen:  Kockel,  Geheimer  Rat  im  UnterrichtsminiBterium, 
Dr.  Lyon,  Stadtschulrat  in  Dresden; 

5.  f&r  Württemberg:   Hau  her,  Oberstudienrat; 

6.  ftür  Baden:    Dr.  Waag,  Oberschulrat; 

7.  für  Hessen:  Nodnagel,  Geheimer  Oberschulrat; 

8.  f&r  Mecklenburg  -  Schwerin :   Dr.  Strenge,  Schulrat; 

9.  für  Sachsen  -  Weimar :   Dr.  Krumbholz,  Regierungs-  und  Schulrat; 

10.  für  Braunschweig:    Brandes,  GymnasialdireEtor; 

11.  für  Sachsen -Altenburg:   Besser,  Schulrat; 

12.  für  Anhalt:   Rümelin,  Geheimer  Oberregierungsrat; 

13.  für  Lübeck:   Dr.  Hasse,  Staatsarchivar,  Professor  a.  D. 

14.  für  Bremen:   Sander,  Schulrat; 

15.  für  Hamburg:   Dr.  Brütt,  Schulrat; 

16.  für  Elsafs- Lothringen:   Dr.  Alb  recht,  Ministerialrat,    Direktor  des  Ober- 
schulrats ; 

17.  Vertreter  des  Osterreichischen  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  Hofrat 
Dr.  Huemer; 

18.  als  Vertreter  des  Buchhandels:   Ernst  Vollert  (Weidmannsche  Buchhand- 
lang in  Berlin)  und  Dr.  Alfred  Gl  es  ecke  (B.  G.  Teubner  in  Leipzig).  — 

ProtokoUföhrer  waren:  Dr.  Duden,  G^nasialdirektor  und  Dr.  Busse,  Ober- 
lehrer am  Königl.  Wilhelms -Gymnasium  in  Berlin. 
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11.   Die  äulsere  Ordnnnj?  des  Unterrichts. 

In  den  älteren  Bestimmungen  über  die  Lehrpläne  der  höheren  Schulen 
wurden  fQr  die  vollständigen  Gymnasien  und  Realschulen  erster  Ordnung 
nur  sechs  aufsteigende  Klassen  vorgesehen  (vgl.  Bd.  I,  S.  34).  Für  die  drei 
unteren  war  ein  Lehrgang  von  je  einem,  für  die  drei  oberen  ein  solcher 
von  je  zwei  Jahren  bestimmt,  mit  der  Mafsgabe  jedoch,  dafs  das  Ziel  der 
Tertia  und  der  Sekunda  unter  Umständen  auch  in  einem  kürzeren  Zeit- 
raum erreicht  werden  konnte.  In  den  stärker  besuchten  Anstalten  wurde 
die  Tertia  und  die  Sekunda  regelmäfsig,  die  Prima  nicht  selten  in  zwei 
aufsteigende  Klassen  mit  einem  Lehrgange  von  je  einem  Jahre  geteilt. 
Im  Laufe  der  Zeit  bildete  sich  auf  diese  Weise  das  jetzige  Klassen- 
system heraus,  das  aus  neun  aufsteigenden  Jahresstufen  besteht.  Dieser 
Entwicklung  trugen  die  Lehrpläne  von  1882  Rechnung,  indem  sie  für 
jede  der  neun  aufsteigenden  Klassen  die  Zahl  der  den  einzelnen  Unterrichts- 
gegenständen zu  widmenden  Stunden  festsetzten.  Allerdings  schlössen  sie 
nicht  aus,  dafs  in  Tertia,  Sekunda  und  Prima  die  beiden  Jahresstufen 
räumlich  vereinigt  blieben ;  aber  sie  setzten  doch  fest,  dafs  die  Tertien  und 
Sekunden  in  gewissen  Gegenständen  getrennt  zu  unterrichten  seien,  und 
durch  die  Lehrpläne  von  1892  wurde  diese  Trennung  noch  weiter  aus- 
gedehnt. Das  Nähere  hierüber  wird  im  Abschnitt  III  mitgeteilt  werden. 
Hier  mag  noch  bemerkt  werden,  dafs  in  einigen  mit  Alumnaten  versehenen 
Anstalten  die  unteren  Klassen  fehlen.  Das  Verfahren  bei  Versetzungen  in 
höhere  Klassen  wird  im  Abschnitt  VI,  6  besprochen  werden. 

Den  Provinzialbehörden  war  es  früher  freigestellt,  das  Schuljahr 
zu  Ostern  oder  zu  Michaelis  beginnen  zu  lassen  (vgl.  Bd.  I,  S.  34).  Mit  der 
unten  (Abschnitt  I,  18)  näher  darzulegenden  Neuordnung  des  Programm- 
wesens im  Jahre  1875  wurde  jedoch  der  Ostertermin  als  Beginn  des 
Schuljahres  die  Regel,  und  in  den  Lehrplänen  von  1882  wurde  angeordnet, 
dafs  diese  Regel,  soweit  nicht  Wechselabteilungen  bestehen,  ausnahmslos  auch 
auf  den  Beginn  des  Lehrganges  der  einzelnen  Klassen  auszudehnen  sei.  Diese 
Lehrpläne  beseitigten  ferner  die  Willkür,  die  bis  dahin  bezüglich  der  Ver- 
teilung des  für  die  einzelnen  Klassen  festgesetzten  Lehrstoffes  innerhalb 
des  Jahreslehrganges  bestanden  hatten.  An  einigen  Anstalten  waren  früher 
die  drei  untersten  Klassen  in  zwei  übergeordnete  Abteilungen  mit  je  halb- 
jährigem Lehrgange  geteilt.  An  anderen  wurde  in  diesen  Klassen  die 
ganze  Jahresaufgabe  innerhalb  des  Jahres  zweimal  in  je  einem  halben  Jahre 
erledigt.  Diesen  Zuständen  machte  der  Erlafs,  mit  dem  die  Lehrpläne 
von  1882  amtlich  mitgeteilt  wurden^),  ein  Ende,  indem  er  bestimmte, 
dafs  das  System  der  Jahreslehrgänge  und  demgemäfs  auch  der 
Jahresversetzungen  zu  strenger  Durchführung  gelangte. 

Wo  die  grofse  Zahl  der  Schüler*)  einer  Klasse  die  Teilung  derselben 


>)  Vgl.  Beier  S.  61,  und  Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  112. 

')  Über  die  zulässige  Höchst  zahl  derSchüler  in  den  einzelnen  Klassen  ist  zum 
ersten  Male  in  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  für  Realschulen  vom  6.  Oktober  1859 
eine  allgemeine  Anordnung  ergangen.  In  den  enäutemden  Bemerkungen  wird  unter 
Ziffer  ni  zu  §§  1-4  (Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  102)  das  Maximum  der  Schülerzahl  in 
den  unteren  Klassen  auf  50,  in  den  mittleren  auf  40,  in  den  oberen  auf  30  festgesetzt. 
Diese  Zahlen  waren  zwar  zunächst  nur  f&r  Realanstalten  verbindlich,  wurden  aber, 
wie  in  dem  Erlasse  des  Unterrichtsministers  vom  28.  Februar  1867  fVViese- Kühler 
Bd.  I,  154)  bemerkt  wird,  auch  auf  Gymnasien  mehr  und  mehr  beachtet.  Eine  allgemeine 
Verpflichtung,  sie  inne  zu  halten,  wurde  damals  nicht  aufgestellt,  vielmehr  wurde  die 
Regelung  im  einzelnen  dem  Ermessen  der  Aufsichtsbehörde  überlassen,  auch  wurde  bei 
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erforderlich  macht,  könneu  entweder  parallele  oder  Wechselabteilungen 
gebildet  werden.  Bei  ersteren  beginnt  der  Jahreslehrgang  ausnahmslos 
zu  Ostern,  und  zu  diesem  Termin  findet  regelmäfsig  die  Versetzung  in  die 
höhere  Klasse  statt,  bei  letzteren  beginnt  der  Lehrgang  in  der  einen  Abteilung 
zu  Ostern,  in  der  anderen  zu  Michaelis.  Diese  Einrichtung  bietet  den  Vorteil, 
dafs  Neuaufnahmen  sowohl  zu  Ostern  als  auch  zu  Michaelis  ohne  Schwierig- 
keit erfolgen  können,  und  dafs  diejenigen  Schttler,  welche  die  Lehraufgaben 
der  Klasse  nicht  bewältigt  haben  und  deshalb  (z.  B.  zu  Ostern)  nicht 
versetzt  werden  können,  sofern  die  Lücken  ihies  Wissens  sich  nur  auf 
den  zweiten  Teil  des  Jahreslehrganges  beziehen,  in  die  andere  (Michaelis-) 
Abteilung  übertreten  können  und  dadurch  der  Notwendigkeit  enthoben 
werden,  noch  ein  ganzes  Jahr  in  der  Klasse  zu  verbleiben.  Nach  dem 
Eralsse  des  Unterrichtsministere  vom  27.  November  1885*)  ist  indessen 
die  Bildung  von  Wechsel abteilungen  nur  zulässig,  wenn  sie  mindestens  bis 
Unter-Sekunda  aufwärts  durchgeführt  ist.  In  neuerer  Zeit  wird  an  ihrer 
Zweckmäfsigkeit  vielfach  gezweifelt,  und  ungünstige  Erfahrungen,  die  man 
mit  ihnen  gemacht  hat,  haben  dahin  geführt,  dafs  sie  an  einigen  Anstalten 
durch  Parallel  abteilungen  ersetzt  worden  sind. 

Über  die  Verteilung  des  Unterrichts  auf  die  einzelnen  Tage  und 
Tageszeiten  bestehen  keine  allgemeinen  Vorschriften.  Als  selbstverständ- 
lich wird  betrachtet,  dafs  hierbei  in  erster  Linie  die  Interessen  des  Unter- 
richts sowie  die  Bücksicht  auf  die  Gesundheit  und  die  Leistungsfähigkeit 
der  Schüler  mafsgebend  sind.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  ist  von  vielen 
Kreisen  die  völlige  Beseitigung  des  Nachmittagsunterrichtes 
verlangt  werden.  Ob  und  wieweit  die  Provinzialbehörden  Anordnungen 
in  diesem  Sinne  treffen  oder  den  bezüglichen  Anträgen  der  Direktoren 
Folge  geben,  hängt  von  den  örtlichen  Verhältnissen  ab.  Eine  Richtschnur 
ist  ihnen  von  der  Zentralstelle  lediglich  in  dem  Sinne  gegeben,  dafs  sie 
wesentliche  Änderungen  nur  im  Einverständnisse  mit  der  betreffenden 
Königlichen  Regierung  vorzunehmen  und  so  wenigstens  bezüglich  der  an 
demselben  Orte  befindlichen  höheren  Unterrichtsanstalten  für  die  männliche 


aasreiehendem  Räume  ausnahmsweise  in  den  mittleren  Klassen  eine  Besuchsziffer  von 
50,  in  den  oberen  von  40  für  zulässig  erklärt  Die  Schulkonferenz  von  1890  stellte 
allerdings  die  Forderung,  da(s  die  Höchstzahl  auch  für  die  unteren  Klassen  auf  40 
herabgesetzt  werde  (vgl.  den  im  Anhange,  Beilase  II,  abgedruckten  Beschlufs  zu  Fraee  7 
und  £e  Verhandlungen  S.  898—415).  Diese  Forderung  ist  bis  jetzt  nicht  erfüllt  woraen. 
Wohl  aber  sind  in  dem  Erlasse  des  Unterrichtsministers  vom  ^.  April  1897  (C.-Bl.  S.  429) 
Überschreitungen  der  auf  den  verschiedenen  Klassenstufen  statthaften  Höchstzahlen  für 
unzulässig  erklärt,  zugleich  ist  bestimmt  worden,  dafs,  wo  einer  Uberfüllung  durch  Be- 
schränkung bei  Neuaufnahmen  von  Schülern  nicht  vorgebeugt  werden  kann,  rechtzeitig 
die  Teilunj^  der  betreffenden  Klassen  ins  Auge  zu  fassen  ist. 

Die  Teilung  von  Klassen,  die  eine  Jahresstufe  umfassen,  ist  nun  an  zahlreichen 
Anstalten  in  ausgedehntem  MaDse  durchgeführt  worden,  so  dafe  nicht  wenige  sich  zu  voll- 
ständigen Doppelanstalten  ausgewachsen  haben,  und  dals  für  einzelne  Klassen  sogar  die 
Zerlegung  in  mehr  als  zwei  Abteilungen  erforderlich  gewesen  ist.  In  Fällen  dieser  Art 
wird  es  jedoch  dem  Direktor  sehr  schwer,  wenn  nicht  unmöglich  gemacht,  sich  von  der 
Persönlichkeit  und  den  Leistungen  der  einzelnen  Schüler  Kenntnis  zu  verschaffen,  mit 
ihnen  ein  Vertrauensverhältnis  anzubahnen  und  eine  wirksame  Kontrolle  der  Beur- 
teilung ihrer  Leistungen  durch  die  Lehrer  zu  sichern.  In  Erkenntnis  der  hiermit  ver- 
bundenen Übelstände  hat  die  Schulkonferenz  von  1890  die  weitere  Forderung  gestellt, 
dafs  eine  höhere  Schule  niemals  mehr  als  400  Schüler  zählen  sollte. 

Der  auf  die  Höchstzahl  der  Schüler  in  den  einzelnen  Klassen  bezügliche  Beschlufs 
der  Schulkonferenz  von  1890  ist  in  der  Konferenz  von  1900  von  neuem  in  Erinnerung 
gebracht  worden  (vgl.  den  Beschluls  zu  Frage  IX,  Anhang  Beilage  III,  Verhandlungen 
S.  191  ff.). 

^)  Vgl.  Beier  S.  61,  Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  475. 
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und  für  die  weibliche  Jugend  gleichmäfsige  Anordnungen  herbeizuführen 
haben.  Im  allgemeinen  ist  während  der  letzten  Jahre  der  Nachmittags- 
unterricht wesentlich  beschränkt  worden.  In  ausgedehntem  Mafse  ist  das 
in  den  unteren  Klassen  geschehen.  Hier  war  sein  Fortfall  seit  Erlafs  der 
Lehrpläne  von  1892  am  leichtesten  durchzuführen,  da  durch  diese  die  Ge- 
samtzahl der  Wochenstunden  erheblich  verringert  wurde.  Soweit  eine  Be- 
seitigung jenes  Unterrichts  nicht  erreichbar  war,  ist  das  Bestreben  hervor- 
getreten, ihn  nach  Möglichkeit  für  technische  und  wahlfreie  Gegenstände 
zvL  verwenden. 

Der  Unterricht  beginnt,  abgesehen  von  den  untersten  Klassen,  am 
Morgen  regelmäfsig  um  8  Uhr,  im  Sommer  in  manchen  Anstalten  eine 
Stunde  früher.  Die  durch  ßeichsgesetz  erfolgte  Einführung  der  mittel- 
europäischen  Zeit  hat  bezüglich  des  Beginns  am  Morgen  und  des 
Schlusses  am  Nachmittag  insofern  Änderungen  notwendig  gemacht,  als  die 
älteren  an  die  vollen  Stundenzahlen  anknüpfenden  Festsetzungen  im  Winter 
nicht  überall  festgehalten  werden  konnten.  Die  Anordnungen  über  die  hier- 
nach zu  treffenden  Änderungen  sind  den  Provinzialschulkollegien  überlassen 
worden.  Im  Westen  wird  während  der  Wintermonate  der  Vormittags- 
unterricht an  vielen  Orten  um  8V2  Uhr  begonnen,  und  im  Osten  der 
Nachmittagsunterricht,  soweit  er  sonst  bis  4  Uhr  gedauert  hat,  unter  dem 
Fortfalle  der  sonst  üblichen  Zwischenpause  bereits  um  3  V2  Uhr  geschlossen. 
Die  Eisenbahnverwaltungen  haben  dem  an  sie  gerichteten  Ersuchen,  in  den 
Fahrplänen  derjenigen  Züge,  die  von  Schülern  der  höheren  Lehranstalten 
2um  Besuche  der  Schule  in  gröfserem  Umfange  benutzt  zu  werden  pflegen, 
die  durch  jene  Mafsregeln  bedingten  Änderungen  vorzunehmen,  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  Folge  tragen  können. 

Über  die  Einrichtung  von  Pausen  zwischen  den  Lehrstunden  wurden 
nach  Einholung  eines  Gutachtens  der  Wissenschaftlichen  Deputation  für 
das  Medizinalwesen  vom  Unterrichtsminister  zum  ersten  Male  durch  Er- 
lafs vom  10.  November  1884*)  eingehende  Vorschriften  getroffen.  Unter 
anderem  wurde  hier  bestimmt,  dafs  bei  vierstündigem  Vormittags-  und 
zweistündigem  Nachmittagsunterricht  ebenso  wie  bei  der  Zusammenlegung 
des  Unterrichts  auf  5  Vormittagsstunden  die  Gesamtdauer  der  Erholungs- 
pausen nicht  weniger  als  40  und  nicht  mehr  als  45  Minuten  betragen  und 
dafs  während  des  Vormittagsunterrichts  in  der  Begel  mit  längeren  und 
kürzeren  Pausen  gewechselt  werde.  Diese  Anordnungen  erwiesen  sich  jedoch, 
wie  in  dem  Allerhöchsten  Erlasse  vom  26.  November  1900  betreffend  die 
Schulreform  (vgl.  S.  30)  zum  Ausdrucke  gebracht  wurde,  nicht  als  aus- 
reichend. Der  Unterrichtsminister  ordnete  deshalb  durch  Verfügung  vom 
30.  März  1901  (C.-Bl.  S.  391)  eine  anderweitige  Bemessung  der  Pausen  nach 
folgenden  Gesichtspunkten  an:  Erstens  ist  die  Gesamtdauer  der  Pausen 
jedes  Schultages  in  der  Weise  festzusetzen,  dafs  auf  jede  Lehrstunde  zehn 
Minuten  Pause  gerechnet  werden.  Zweitens  mufs  nach  jeder  Lehrstunde 
eine  Pause  eintreten.  Jhre  Zeitdauer  ist  mindestens  so  zu  bemessen,  dafs 
eine  ausgiebige  Lufterneuerung  in  den  Klassenzimmern  eintreten  kann  und 
die  Schüler  die  Möglichkeit  haben,  sich  im  Freien  zu  bewegen ;  nach  zwei 
Lehrstunden  hat  jedesmal  eine  gröfsere  Pause  einzutreten.  Im  Rahmen 
dieser  Bestimmungen  ist  die  zur  Verfügung  stehende  Gesamtzeit  nach  dem 
Ermessen  der  Direktoren  auf  die  einzelnen  Pausen  zu  verteilen. 

Hinsichtlich  der  Ferien  ist  wiederholt  der  Wunsch  ausgesprochen 
worden,  dafs  sie  von  der  Centralstelle  für  den  ganzen  Staat  einheitlich  und 


')  Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  243. 
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gleichmäfsig  festgesetzt  werden  möchten.  Diesem  Wunsche  hat  aber  wegen 
der  grofsen  Verschiedenheit  der  klimatischen  Verhältnisse  innerhalb  des 
Staatsgebietes  nicht  Rechnung  getragen  werden  können.  Insbesondere  hat 
sich  die  gleichmäfsige  Festsetzung  der  Sommerferien  als  unthunlich  erwiesen. 
In  Westfalen,  Rheinland  und  dem  Regierungsbezirke  Wiesbaden  bestand 
im  allgemeinen  der  Wunsch,  dafs  an  dem  bisherigen  Zustande,  nach  welchem 
jene  Ferien  um  die  Mitte  des  Monats  August  beginnen  und  fünf  Wochen 
dauern,  nichts  geändert  werde.  Andrerseits  herrschte  in  den  östlichen 
Provinzen  nur  geringe  Neigiing  ,  die  besonderen  Herbstferien  preiszugeben 
und  die  Sommerferien  der  im  Westen  herrschenden  Ordnung  anzupassen. 
Die  provinziellen  Verschiedenheiten  sind  infolgedessen  bestehen  geblieben  ^). 
Allgemein  aber  wird  an  der  Regel  festgehalten,  dafs  die  Gesamtdauer 
der  Ferien  10^/2  Wochen  nicht  tibersteigt. 

Durch  eine  Verfügung  des  Unterrichtsministers  vom  18.  Mai  1872 
(Wiese-Kübler  Bd.  II,  S.  250)  wurde  bestimmt,  dafs,  sofern  nicht  besondere 
Verhaltnisse  eine  andere  Anordnung  nötig  machen,  der  Wiederanfang  des 
Unterrichts  nach  den  Ferien  nicht  am  Dienstag,  sondern  am  Montag 
erfolge.  Dadurch  wurden  die  Schüler  vielfach  veranlafst,  einen  Sonntag 
zur  Rückreise  nach  dem  Schulorte  zu  benutzen.  Im  Hinblick  auf  die  auf 
diese  Weise  herbeigeführte  Beeinträchtigung  der  Sonntagsheiligung  wurde 
durch  Erlafs  vom  15.  Januar  1892  (G.-Bl.  S.  401)  angeordnet,  dafs  den 
Schülern  für  die  Rückreise  jedesmal  der  erste  Wochents^  unmittelbar  nach 
dem  betreffenden  Sonn-  oder  Festtage  freizulassen  sei.  Damit  war  die  Unter- 
richtsverwaltung zu  dem  Standpunkte  zurückgekehrt,  den  sie  in  der  Ver- 
fügung vom  2.  April  1853  eingenommen  hatte'). 

Hinsichtlich  der  Sommerferien  nimmt  Berlin  gegenüber  den  Schulen 
der  Provinz  Brandenburg  eine  Sonderstellung  ein,  und  diese  ist  später  auf 
Potsdam  und  die  Vororte  Berlins  ausgedehnt  worden.  Sie  besteht  darin, 
dafs  die  Sommerferien  sich  gleichmäfsig  auf  5  Wochen  erstrecken,  dafür 
aber  die  Osterferien  oder  die  Herbstferien  oder  beide  entsprechend  kürzer 
bemessen  werden. 

12.   FBrsor/^e  der  Schule  für  die  ihr  anvertraute  Jugend. 

Die  Forderung,  dafs  die  Schule  die  Arbeitskraft  der  ihr  anvertrauten 
Jugend  nicht  in  einer  die  Gesundheit  gefährdenden  Ausdehnung  in  Anspruch 
nehme,  ist  von  jeher  von  der  Unterrichtsverwaltung  als  berechtigt  anerkannt 
werden.  Einer  übermäfsigen  Inanspruchnahme  jener  Arbeitskraft  durch  den 
eigentlichen  Unterricht  kann  durch  Vorschriften  über  die  Zahl  der  auf  die 
verschiedenen  Klassen  und  Fächer  entfallenden  Unterrichtsstunden,  über  die 
Verteilung  derselben  auf  die  einzelnen  Tage  und  Tageszeiten,  über  die  Pausen 
und  die  Ferien  vorgebeugt  werden,  sofern  für  eine  genaue  Kontrolle  jener  Vor- 
ischriften  durch  die  Schulaufsichtsbehörden  gesorgt  ist.  Weniger  einfach  ist 
die  Aufgabe,  der  Überbürdung  durch  die  häuslichen  Arbeiten  in 
angemessener  Weise  entgegenzutreten.  Schwierig  ist  namentlich  die  Fest- 
stellung, ob  in  einem  bestimmten  Falle  thatsächlich  eine  derartige  Überbürdung 
überhaupt  vorhanden  ist.  Ganz  besonders  schwierig  aber  ist  es,  das  Mafs 
der  häuslichen  Arbeitsleistung  durch  Angabe  der  darauf  zu  verwendenden 
Zeit  auch  nur  einigermafsen  festzulegen.    Denn  diese  Zeit  richtet  sich  nach 


^)  Die  Einzelheiten  sind  im  lY.  Abschnitte  bei  jeder  Provinz  in  den  einleitenden 
Bemerkungen  angegeben. 

*)  Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze.    1.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  196. 
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der  Individualität  des  einzelnen  Sehülers,  namentlich  nach  seiner  Begabung 
und  nach  der  Intensität,  mit  der  er  seine  Aufmerksamkeit  auf  die  ihn 
beschäftigende  Arbeit  konzentriert.  Jene  Schwierigkeiten  haben  indessen 
selbstverständlich  die  Unterrichtsverwaltung  nicht  bestimmen  dürfen ^ 
bezüglich  des  Umfanges,  in  dem  die  Schüler  durch  häusliche  Arbeiten  in 
Anspruch  genommen  werden,  sich  jeder  Kontrolle  zu  enthalten. 

Schon  in  einer  Verfügung  vom  29.Märzl829(Wiese-Kübler  Bd.I,  S,253) 
machte  der  Unterrichtsminister  den  Provinzialschulkollegien ,  Direktoren^ 
Klassenordinarien  undLehrern  zur  Pflicht,  darauf  zu  achten,  dafs  die  häuslichen 
Arbeiten  „mit  Bücksicht  auf  die  individuellen  Kräfte  und  Bedürfnisse  der 
Mehrzahl  der  jedesmaligen  Schüler**  abgemessen  werden.  Allerdings  wurde 
es  im  Hinblick  auf  die  Verschiedenheiten  in  der  Begabung  der  einzelnen 
Schüler  für  unmöglich  erklärt,  in  betreff  der  Zeit,  die  sie  auf  ihre  häus- 
liche Beschäftigung  zu  verwenden  haben,  „irgend  eine  genügende  allgemeine 
Bestimmung"  zu  treffen.  Aber  es  wurde  bemerkt,  dafs  den  Schülern  der 
oberen  Klassen  „wohl  zugemutet  werden  könne",  sich  täglich  5  Stunden 
aufser  der  Schulzeit  mit  häuslichen  Arbeiten,  einschliefslich  der  frei  ge- 
wählten, zu  beschäftigen,  während  „für  Schüler  der  unteren  Klassen 
3  Stunden  täglich  genügen  möchten". 

Die  im  Jahre  1835  erschienene  Druckschrift  des  Geheimen  Medizinal- 
rats  Dr.  Lorinser:  „Zum  Schutze  der  Gesundheit  in  den  Schulen"  bestimmte 
den  Unterrichtsminister,  die  Provinzialschulkollegien  zu  einer  eingehenden 
Berichterstattung  über  die  dort  enthaltenen  Klagen  wegen  angeblicher 
Überbürdung  zu  veranlassen.  Die  Berichte  ergaben  zwar,  dafs  die  Vor- 
würfe Lorinsers,  soweit  sie  gerechtfertigt  waren,  sich  auf  ein  sehr  bescheidenes 
Mafs  beschränken  liefsen,  dafs  insbesondere  ein  schädigender  Einflufs  der 
von  den  Gymnasien  gestellten  Anforderungen  auf  die  Gesundheit  der 
Schüler  nicht  nachzuweisen  war.  Auch  konnte  in  einem  an  den  König 
Friedrich  Wilhelm  III.  erstatteten  Immediatberichte  dargelegt  werden,  dafs 
„bezüglich  der  Tauglichkeit  für  den  Militärdienst  die  aus  den  Gymnasien 
hervorgegangenen  Jünglinge  ungleich  günstiger  dastehen  als  die  Handels- 
und Kunstbeflissenen".  Trotzdem  blieb  die  Mahnung  Dr.  Lorinsers  nicht  un- 
beachtet. Ihr  war  es  insbesondere  zuzuschreiben,  dafs  der  Unterrichtsminister 
in  einem  Erlasse  vom  24.  Oktober  1837  (Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  53flF.), 
besonders  S.  58)  über  die  häuslichen  Arbeiten  eingehende  Vorschriften  gab, 
durch  die  MifsgriiTen  bei  der  Bemessung  derselben  vorgebeugt  werden 
sollte.  Der  Erlafs  vom  20.  Mai  1854  (Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  254)  und  einige 
spätere  Verfügungen  haben  bei  besonderen  Anlässen  die  dort  enthaltenen 
Grundgedanken  weiter  ausgeführt. 

Bei  Beginn  der  siebziger  Jahre  wurden  in  der  Presse  und  in  den 
Vereinen  die  Klagen  über  angebliche  Überbürdung  der  Schüler  unserer 
höheren  Lehranstalten  von  neuem  laut.  Sie  veranlafsten  den  Unterrichts- 
minister, die  Beobachtung  der  älteren  Vorschriften  nochmals  einzuschärfen 
und  über  die  Art  ihrer  Sicherung  genauere  Anordnungen  zu  treffen.  Die 
hierauf  bezügliche  Verfügung  ist  am  14.  Oktober  1875  ergangen  (Wiese- 
Kübler  Bd.  I,  S.  255).  Sie  erinnerte  an  die  durch  die  Dienstinstruktionen 
den  Klassenordinarien  auferlegte  Verpflichtung,  bei  Beginn  jedes  Halbjahres 
in  Verständigung  mit  den  übrigen  Lehrern  der  Klasse  das  Mafs  der  für  jeden 
Lehrgegenstand  erforderlichen  häuslichen  Beschäftigung  festzusetzen  und 
die  angemessene  Verteilung  auf  die  einzelnen  Tage  zu  treffen.  Damit  eine 
wirksame  Kontrolle  über  die  Ausführung  dieser  Vorschriften  fortan  möglich 
werde,  sollte  eine  darauf  bezügliche  Erklärung  der  einzelnen  Klassen- 
ordinarien in  das  Protokoll  der  ersten  Konferenz  des  Halbjahres  aufgenommen 
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werden.  Hinsichtlich  der  schriftlichen  Arbeiten  wurde  der  Grundsatz  ein- 
geschärft, dafs  nur  solche  aufgegeben  werden  dürfen,  die  von  dem  aufgebenden 
Lehrer  aufserhalb  der  Unterrichtszeit  durchgesehen  werden  können.  Haus- 
arbeiten sollten  als  Strafe  nur  in  den  Fällen  zulässig  sein,  in  denen  sie 
durch  die  Natur  des  betreffenden  Fehlers  veranlafst  waren. 

Obgleich  nun  die  Direktoren  und  die  Provinzialschulräte  .die  Aus- 
führung des  Erlasses  vom  14.  Oktober  1875  sorgfältig  überwachten,,,  ob- 
gleich femer  in  jedem  Falle,  in  dem  bestimmte  Beschwerden  wegen  Über- 
bürdung erhoben  wurden,  ihren  Ursachen  genau  nachgeforscht  und,  sofern 
sie  begründet  waren,  Abhilfe  geschaffen  wurde,  so  verschwand  die  Über- 
bürdungsfrage  doch  nicht  von  der  Tagesordnung.  In  erster  Linie  nahmen 
sich  die  Ärzte  ihrer  an.  In  diesen  Kreisen  wurde  vielfach  der  Besorgnis 
Ausdruck  gegeben,  dafs,  wenn  man  die  Dinge  ruhig  gehen  lasse,  wie  sie 
gehen,  die  allgemeinen  Gesundheits Verhältnisse  in  unseren  gebildeten 
Klassen  schwer  benachteiligt  und  damit  die  Wehrhaftigkeit  des  Volkes 
gemindert  werden  möchte. 

Hierdurch  wurde  der  Unterrichtsminister  im  Jahre  1882  bestimmt, 
über  die  Frage  der  Überbürdung  eine  ausführliche  Denkschrift  ^)  ausarbeiten 
zu  lassen.  Diese  Denkschrift  beruhte  auf  Berichten,  welche  die  technischen 
Bäte  der  ProvinzialschulkoUegien  auf  Grund  ihrer  persönlichen  Beobach- 
tungen und  Erfahrungen  an  den  höheren  Schulen  ihres  Amtsbezirks  er- 
stattet hatten,  und  auf  den  Äufserungen,  welche  die  zuständigen  Ober- 
präsidenten auf  Grund  ihrer  eigenen  Kenntnis  der  Sache  jenen  Berichten 
beigefügt  hatten').  Aus  diesen  Berichten  war  nun  zu  entnehmen,  dafs 
über  die  Frage,  ob  und  wie  weit  eine  uberbürdung  vorhanden  sei,  die 
Meinungen  auseinandergingen.  Man  mufste  hieraus  schliefsen,  dafs  sich 
das  Vorhandensein  einer  mit  dem  .damaligen  Unterrichtsbetriebe  notwendig 
zusammenhängenden  allgemeinen  Überbürdung  der  Schüler  nicht  feststellen 
lasse.  Obgleich  hiernach  jener  Vorwurf  nur  in  beschränktem  Mafse  als 
berechtigt  zu  erachten  war,  so  hielt  die  Unterrichtsverwaltung  es  doch  für 
ihre  Pflicht,  den  Ursachen  der  Überbürdung,  soweit  eine  solche  vorhanden 
war,  nachzuforschen  und  auf  ihre  Beseitigung  Bedacht  zu  nehmen.  Bezüglich 
der  Frage,  ob  die  Überbürdung  in  einer  Steigerung  der  Lehrziele  ihren 
Grund  habe,  kam  die  Denkschrift  zu  einer  verneinenden  Antwort.  Da- 
gegen mufste  sie  zugeben,  dafs  zwei  Einrichtungen,  die  bis  zum  Inkraft- 
treten der  Lehrpläne  von  1882  bestanden  hatten  bezw.  zulässig  gewesen 
waren,  wohl  Anlafs  zu  einer  Überbürdung  gegeben  haben  konnten.  Die 
eine  bestand  darin,  dafs  in  den  drei  untersten  Klassen  des  Gymnasiums 
in  Zwischenräumen  von  je  einem  Jahre  eine  neue  fremde  Sprache  in  den 
Unterricht  eingeführt  wurde.  Die  zweite  bezog  sieh  auf  die  Verteilung 
der  Lehraufgabe  innerhalb  des  Schuljahres;  sie  bestand  darin,  dafs  mehr- 
fach, um  Neuaufnahmen  in  die  einzelnen  Klassen  und  Versetzungen  in  die 
höheren  sowohl  zu  Ostern  als  auch  zu  Michaelis  möglich  zu  machen  oder 
zu  erleichtem  y  die  auf  die  Dauer  eines  Jahres  berechnete  Lehraufgabe 
zweimal  innerhalb  eines  Jahres  durchgenommen  wurde.  Diese  Gründe  für 
die  Überbürdung  sind  jedoch,  wie  auf  S.  60  und  im  Abschnitt  III  näher 
dargelegt  ist,  mit  den  Lehrplänen  von  1882  in  Fortfall  gekommen.    Als 


^)  Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  277.     Vgl.  auch  Drucksachen  des  Hauses  der  Ab- 

Seordneten,  XY.  Legislaturperiode,  1.  Session,  Nr.  180.   Die  Denkschrift  ist  in  der  Sitzung 
ieses  Hauses  Yom  14.  Februar  1884  Gegenstand  der  Besprechung  gewesen  (vgl.  Stenogr. 
Berichte  der  XY.  Legislaturperiode,  2.  Session,  S.  1468  ff.). 

*)  Die  Berichte  waren  also  nicht,  was  wohl  bemerkt  zu  werden  verdient,  das  £r> 
gebnis  einer  koUegialen  Beratung. 

Wiese,  Seliulweseiu    IV.  5 
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weitere  Ursachen  der  Überbürdung  wurden  in  der  Denkschrift  u.  a.  die 
Überfüllung  der  Klassen  und  die  mangelhafte  didaktische  Ausbildung  der 
Lehrer  bezeichnet ;  auch  wurde  zugegeben,  dafs  eine  zu  starke  Ausbildung 
des  bei  unseren  höheren  Schulen  zum  Teil  unvermeidlichen  Fachlehrer- 
systems in  Verbindung  mit  einem  bei  grofsen  Anstalten  nicht  selten  vor- 
kommenden Mangel  an  Fühlung  zwischen  den  Lehrern  derselben  Klasse 
untereinander  und  mit  dem  Ordinarius,  sowie  mit  einer  zu  weitgehenden 
Specialisierung  des  Unterrichts  ebenfalls  zur  Überbürdung  der  Schüler 
führen  könne.  Am  Schlüsse  der  Denkschrift  erklärte  die..  Unterrichts- 
verwaltung  ihre  Bereitwilligkeit,  gleichzeitig  in  allen  für  die  Überbürdungs- 
frage  wesentlichen  Richtungen  Reformen  anzubahnen  und  dadurch  den  er- 
wähnten Besorgnissen  allmählich  den  Boden  zu  entziehen. 

Die  Denkschrift  wurde  mit  mehreren  Anlagen  —  darunter  einem 
Gutachten,  das  eine  vom  Statthalter  des  Reichslandes  Elsafs-Lothringen 
berufene  Konmiission  von  medizinischen  Sachverständigen  über  den  Gegen- 
stand abgegeben  hatte  —  der  Wissenschaftlichen  Deputation  für  das 
Medizinalwesen  durch  Verfügung  vom  31.  Januar  1883  zur  gutachtlichen 
Äufserung  übersandt.  Diese  Äufserung  ist  am  19.  Dezember  desselben 
Jahres  abgegeben  worden  (Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  289).  Aus  ihr  heben  wir 
denjenigen  Punkt  hervor,  der  sich  auf  die  Schul-  und  Arbeitszeit  bezieht. 
Die  genannte  Deputation  stellte  hier  den  Satz  auf,  dafs  das  Mafs  der 
geistigen  Belastung  der  Schüler  unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung  so- 
wohl der  für  den  Unterricht  als  auch  der  für  die  häuslichen  Schularbeiten 
in  Betracht  kommenden  Zeit  festzustellen  sei.  In  diesem  Sinne  begrenzte 
sie  das  Mafs  der  von  den  Schülern  zu  beanspruchenden  Arbeit  durch 
Zahlen,  welche  die  gesamte  auf  beide  Thätigkeiten  bezügliche  Zeit  angaben. 
Hierbei  kam  sie  zu  dem  Ergebnisse,  dafs  für  Schüler  der  Sexta  täglich 
sechs  Stunden  ein  recht  hohes  und  nicht  mehr  überschreitbares  Mafs  der 
Belastung  bilden,  und  dafs  für  die  höheren  Klassen  als  das  allgemein  zu- 
lässige Mafs  eine  Arbeitszeit  von  acht  Stunden  täglich  festzusetzen  sei. 

Der  Unterrichtsminister  bestimmte  nunmehr  durch  Erlafs  vom  10.  No- 
vember 1884  (Wiese-Kübler  Bd.I,  S.258),  dafs  die  zuletzt  erwähnten  Zahlen 
die  Grenze  der  Belastung  der  Schüler  durch  Unterricht  und  häusliche  Be- 
schäftigung zu  bilden  haben,  dafs  also  nach  Abzug  der  dem  Unterrichte  zu 
widmenden  Zeit  die  häusliche  Beschäftigung  für  die  Schule  auf  der  untersten 
Stufe  sich  auf  durchschnittlich  eine  Stunde  täglich  zu  beschränken  und 
auf  der  obersten  drei  Stunden  nicht  zu  überschreiten  habe.  Im  Anschlufs 
hieran  wurde  für  das  Steigen  der  Zeitdauer  der  täglichen  Hausarbeit 
folgende  Stufenreihe  als  eine  der  allmählichen  Zunahme  der  geistigen  Kraft 
und  den  Forderungen  der  Lehrpläne  von  1882  Rechnung  tragende  be- 
zeichnet: Sexta  1  Stunde,  Quinta  VI»,  Quarta  und  Unter-Tertia  2,  Ober- 
Tertia  und  Unter-Sekunda  2V2,  Ober-Sekunda  und  Prima  3  Stunden. 

Diese  Zahlen  sind  selbstverständlich  nur  als  Durchschnittszahlen  zu 
betrachten.  Sie  haben  nicht  die  Bedeutung,  dafs  an  keinem  Tage  die  von 
den  einzelnen  Schülern  auf  die  häuslichen  Arbeiten  zu  verwendende  Zeit 
über  das  vorgeschriebene  Mafs  hinausgehen  darf.  Eine  derartige  Be- 
deutung darf  ihnen  schon  im  Hinblick  auf  die  umfangreicheren  Arbeiten, 
die  in  gröfseren  Zwischenräumen  verlangt  zu  werden  pflegen,  nicht  bei- 
gemessen werden.  Es  ist  durchaus  verständlich,  dafs  viele  Schüler  — 
und  nicht  gerade  die  schlechtesten  —  den  Wunsch  haben,  diese  Arbeiten 
möglichst  im  Zusammenhange  zu  erledigen.  Auf  diese  Weise  kann  es  an 
einzelnen  Tagen  vorkommen,  dafs  die  vorschriftsmäfsige  Zeit  überschritten 
werden  mufs;  dafür  wird  sie  dann  an  den  anderen  Tagen  nicht  erreicht 
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werden.  Bei  richtiger  ZeiteinteiluDff ,  die  allerdings  meistens  Sache  des 
Schülers  ist,  wird  sich  die  Zahl  der  Fälle,  in  denen  jene  Zeit  über- 
schritten  wird,  auf  ein  bescheidenes  Mafs  zurückführen  lassen. 

Bei  den  angegebenen  Zahlen  wird  auch  vorausgesetzt,  dafs  es  sich  um 
Schüler  handelt,  deren  Leistungsfähigkeit  und  Begabung  mindestens  auf 
dem  Durchschnitt9Standpunkte  ihrer  Klasse  stehen.  Wenn  die  übrigen  zur 
Bewältigung  ihrer  häuslichen  Arbeiten  mehr  Zeit  gebrauchen,  so  kann  die 
Schule  hieraus  keinen  Anlafs  nehmen,  ihre  Anforderungen  herabzusetzen. 
Wohl  aber  können  dadurch,  falls  nicht  in  einzelnen  Fällen  die  Schule 
jenen  unerwünschten  Zustand  durch  frühzeitige  Versetzung  in  eine  höhere 
Klasse  verschuldet  hat,  die  Eltern  vor  die  Frage  gestellt  werden,  ob  sie 
gut  thun,  ihren  Sohn  in  einer  Schule  zu  belassen,  deren  Anforderungen 
über  seine  Leistungsfähigkeit  hinausgehen  müssen. 

Auch  in  einem  anderen  Punkte  kann  die  Überbürdung  von  den  Schülern 
nicht  ohne  Mitwirkung  der  Eltern  femgehalten  werden.  Diese  werden 
Sorge  tragen  müssen,  dafs  ihren  Kindern  nicht  durch  Privatunterricht  in 
Gegenständen,  die  nicht  in  der  Schule  getrieben  werden,  die  zur  Erholung 
bleibende  Zeit  über  Gebühr  gekürzt  werde.  Das  bezieht  sich  natürlich 
nur  auf  Privatunterricht,  der  geistige  Arbeit  beansprucht,  in  erster  Linie 
auf  Musikunterricht.  So  anerkennenswert  auch  das  Bestreben  der  Eltern 
ist,  durch  diesen  bei  ihren  Kindern  den  Kunstsinn  zu  fördern  und  ihnen 
für  die  spätere  Zeit  eine  edle  Art  der  Erholung  zu  ermöglichen,  so  darf 
es  doch  nur  so  weit  Berücksichtigung  beanspruchen,  wie  es  die  Rücksicht 
auf  die  Pflichten  gegen  die  Schule  zuläfst.  Auch  werden  die  Eltern  sich 
hüten  müssen,  ihre  eine  höhere  Schule  besuchenden  Kinder  während  der 
Zeit  der  körperlichen  Entwicklung  zu  oft  an  Gesellschaften,  Festlichkeiten 
u.  s.  w.  teilnehmen  zu  lassen.  Diese  Vorsicht  wird  leider  vielfach  aufser 
acht  gelassen. 

Die  oben  mitgeteilten  Bestimmungen  und  die  im  Anschlufs  daran 
vorgenommenen,  an  anderer  Stelle  zu  erörternden  Reformen  haben,  wie 
nicht  überraschen  kann,  die  auf  die  Überbürdung  bezüglichen  Klagen 
nicht  vollständig  verstummen  lassen.  Durch  sie  ist  aber  wenigstens  er- 
reicht worden,  dafs  den  Überbürdungen,  soweit  möglich,  vorgebeugt  ist, 
und  dafs  die  Lehrer  wissen,  was  sie  zu  thun  haben,  um  gerechtfertigte 
Klagen  zu  vermeiden. 

In  den  Fällen,  wo  nach  dieser  Richtung  hin  ein  begründeter  Vorwurf 
erhoben  werden  kann,  haben  die  Eltern  und  deren  Stellvertreter  das  Recht 
und  die  Pflicht,  durch  Mitteilung  an  den  betreffenden  Lehrer  oder  seinen 
Dienstvorgesetzten  auf  Abhilfe  hinzuwirken.  Diese  Art  des  Vorgehens 
entspricht  dem  Vertrauensverhältnisse,  das  zwischen  den  Eltern  und  der 
Schule  bestehen  mufs,  wenn  diese  ihre  Aufgabe  an  der  ihr  anvertrauten 
Jugend  in  befriedigender  Weise  lösen  soll.  Nicht  jedoch  entspricht  es  dem 
bezeichneten  Vertrauensverhältnisse,  wenn  unter  Umgehung  jener  in  erster 
Linie  zuständigen  Stellen  die  Hilfe  der  Presse  von  vornherein  in  Anspruch 
genommen  wird.  Zur  Untergrabung  jenes  Verhältnisses  mufs  es  vollends 
führen,  wenn,  wie  es  leider  neuerdings  vorgekommen  ist,  eine  Sportzeitung 
die  Eltern  und  die  Schüler  auffordert,  die  ihnen  bekannt  gewordenen  Fälle 
von  Überbürdung  ihr  zur  öffentlichen  Besprechung  mitzuteilen,  und  wenn 
diese  Aufforderung  nicht  ohne  Erfolg  bleibt.  Die  Unterrichtsverwaltung 
hat  sich  der  Untersuchung  der  auf  diesem  Wege  bekannt  gewordenen  Fälle 
natürlich  nicht  entzogen.  Sie  mufs  aber  den  lebhaften  Wunsch  haben, 
dafs  jenes  Vorkommnis  vereinzelt  bleibt,  und  dafs  wenigstens  die  Eltern  sich 

5* 


—    68    — 

der  Unterstützung  eines  Vorgehens  enthalten,  durch  welches  die  Erfüllung 
der  der  Schule  obliegenden  erziehlichen  Aufgaben  gefährdet  werden  mufs. 

Die  Mafsregeln  gegen  die  Übel^bürdung  sind  zum  Schutze  der  Gesund- 
heit der  Schüler  getroffen  worden.  Diesem  Zwecke  dient  auch  die  gewissen- 
hafte Fürsorge  für  gute  und  ausreichende  Scbulräume,  sorgfältige 
Reinigung  und  Lüftung  derselben,  brauchbare  Heizanlagen,  angemessene 
Einrichtung  der  Aborte  u.  s.  w.  Allen  diesen  Fragen  ist  in  neuerer  Zeit 
yon  den  Aufsichtsbehörden  und  den  Patronaten  erhöhte  Aufmerksamkeit 
gewidmet  worden.  In  Zeiten  der  Gholeragefahr  wurden  besondere  An- 
ordnungen, namentlich  bezüglich  des  Genusses  des  Trinkwassers  für  die 
Schulen  getroffen. 

Aber  die  Schule  beschränkt  sich  nicht  nur  auf  Mafsregeln  zur  Ab- 
wehr gesundheitsgefilhrlicher  Einflüsse,  die  mittelbar  oder  unmittelbar  in 
dem  Unterricht  ihre  Ursachen  haben,  sondern  nimmt  auch  an  der  positiven 
Förderung  der  körperlichen  Gesundheit  der  ihr  anvertrauten 
Jugend  teil.  Dieser  Förderung  sollen  die  Leibesübungen  dienen.  Dass 
ihnen  in  neuerer  Zeit  erhöhte  Fürsorge  gewidmet  wird,  ist  in  erster 
Linie  den  Anordnungen  Seiner  Majestät  des  jetzt  regierenden  Kaisers 
und  Königs  zu  verdanken.  Die  Zahl  der  dem  Turnunterrichte  gewidmeten 
Stunden  ist  vermehrt,  die  Verpflichtung  zur  regelmäfsigen  Teilnahme 
an  demselben  verschärft,  und  fast  überall  durch  Herstellung  oder  ander- 
weite Bereitstellung  von  Turnhallen  oder  Tumsälen  der  Betrieb  jenes 
Unterrichtes  vom  Wetter  und  von  der  Jahreszeit  unabhängig  gemacht 
worden.  Aufserdem  werden  neuerdings  Bewegungsspiele  aller  Art  ge- 
pflegt und  hierzu  geeignete  Plätze,  soweit  möglich,  bereitgestellt.  An 
vielen  Anstalten  wird  unter  Leitung  von  Lehrern  das  Schlittschuhlaufen 
eifrig  gefördert,  und  an  einzelnen,  namentlich  an  den  mit  Alumnaten 
verbundenen,  ist  für  Gelegenheit  zum  Baden  und  Schwimmen  Sorge  ge- 
tragen. Auch  der  Rudersport  hat  neuerdings  in  nicht  wenigen  Schulen 
Eingang  gefunden. 

Die  Unterrichtsverwaltung  hat  von  jeher  die  Auffassung  vertreten, 
dafs  die  Aufsicht  der  Schule  über  ihre  Zöglinge  sich  nicht  auf  deren 
Führung  während  des  Aufenthalts  in  den  Schulräumen  beschränkt,  sondern 
ihre  sittliche  Haltung  aufserhalb  derselben  mitumfafst.  Demgemäfs  finden 
die  Zuchtmittel  der  Schule  auch  Anwendung  bei  Übertretungen,  die,  in 
keinem  Zusammenhange  mit  dem  Unterrichte,  aufserhalb  der  Schulräume 
oder  sogar  aufserhalb  des  Schulortes  begangen  sind.  Es  ist  möglich,  dafs 
die  Schule  bei  Ausübung  ihres  Disciplinarrechtes  mit  den  Rechten  der 
Eltern  in  Widerstreit  gerät.  In  Fällen  dieser  Art  hat  die  Schule  den 
Vorzug.  Indem  die  Eltern  ihre  Kinder  der  Schule  übergeben,  unterwerfen 
sie  sich  den  Ordnungen  derselben,  mögen  diese  in  besonderen  Schulgesetzen 
oder  in  den  allgemeinen  Verfügungen  der  Schulaufsichtsbehörden  ihren 
Orund  haben.  Sie  können  sich  indessen  der  Beschränkung  ihrer  Eltern- 
rechte durch  die  Schulordnung  jederzeit  durch  Abmeldung  ihrer  Kinder 
von  der  Schule  entziehen^). 


*)  Auch  wenn  die  Abmeldung  nicht  rechtzeitig  erfolgt,  also  nicht  unter  Beobachtung 
der  vorschriftfim&lkigen  Kündigunesfrist,  erlischt  jedes  Gewaltverhältnis  der  Schule 
flegenUber  dem  abgemeldeten  Schüler  mit  dem  Augenblicke,  in  dem  er  die  Schule  Ter- 
rassen hat.  Die  Yers&umung  des  Termins  kann  jedoch  die  Verpflichtung  zur  Weiter- 
zahlung des  Schulgeldes  begründen,  auch  auf  die  Gestaltung  aes  Abgangszeugnisses 
von  Emfluik  sein  oder  die  Yersagung  eines  für  die  Eriangung  von  Berechtigungen  not- 
wendigen Zeugnisses  zur  Folge  haben. 
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Ein  Teil  unserer  Jfinglinge  besucht  die  Schule  noch  in  einem  Alter, 
in  dem  andere  junge  Leute  der  fortdauernden  Beaufsichtigung  ihres  sitt- 
lichen Verhaltens  nicht  mehr  unterworfen  sind.  Bei  diesem  Teile  liegt  die 
Versuchung  besonders  nahe,  sich  Genüsse,  Zerstreuungen  und  Unter- 
haltungen zu  verschaffen,  denen  sich  viele  andere  Personen  gleichen  Alters 
unbeschränkt  hingeben  dürfen.  Hierher  gehört  namentlich  der  Besuch 
von  Wirtshäusern,  sowie  der  Zusammenschlufs  zu  Vereinen  und  Ver- 
bindungen. 

Über  die  Bedingungen,  unter  denen  der  BesuchvonWirtshäusern, 
Konditoreien  und  ähnlichen  Lokalen  den  Schülern  der  höheren  Lehranstalten 
erlaubt  ist,  bestehen  keine  allgemeinen,  für  den  ganzen  Staat  gültigen  Vor- 
schriften. Die  hierauf  bezüglichen  Anordnungen  sind  teils  von  den  Provinzial- 
schulkoUegien ,  teils  in  den  unter  ihrer  Genehmigung  erlassenen  Schul- 
ordnungen, teils  von  den  Direktoren  im  Einverständnisse  mit  den  Lehrer- 
kollegien getroffen  worden.  Ein  Verbot,  jene  Lokale  zu  besuchen,  besteht 
in  der  Regel  nur,  soweit  eine  wirksame  Beaufsichtigung  des  Verhaltens 
der  Schüler  nicht  gesichert  ist.  Es  erstreckt  sich  demnach  meistens  nicht 
auf  den  Fall,  wo  die  Schüler  sich  in  der  Begleitung  ihrer  Eltern  oder  von 
erwachsenen  Angehörigen  oder  Freunden  der  Familie  befinden^).  In 
kleineren  Städten  werden  mehrfach  einzelne  Lokale  für  bestimmte  Zeiten 
den  Schülern  freigegeben.  Audi  wird  gegen  den  Besuch  von  Gast- 
wirtschaften auf  gröfseren  Ausflügen,  sofern  es  sich  lediglich  um  die 
Stillung  des  Hungers  oder  des  Durstes  handelt,  wohl  selbst  in  den 
Fällen  nichts  eingewendet,  in  denen  keine  der  oben  bezeichneten  An- 
gehörigen zugegen  sind. 

Bei  besonderen  festlichen  Anlässen  werden  hier  und  da  Schülerkommerse 
oder  andere  gesellige  Veranstaltungen  der  Schüler  gestattet.  Anlässe 
dieser  Art  geben  u.  a.  Jubelfeste  der  Schule,  Dienstjubiläen  der  Lehrer, 
Abschiedsfeste  für  die  Abiturienten.  Veranstaltungen  der  erwähnten  Art 
bedürfen  der  Erlaubnis  des  Direktors').  Dem  pflichtmäfsigen  Ermessen 
desselben  bleibt  es  überlassen,  zu  bestimmen,  auf  welche  Weise  un- 
liebsamen Ausschreitungen  vorzubeugen  sei.  Meistens  werden  bei  jenen 
Festen  Lehrer  zugegen  sein ;  dann  liegt  in  ihrer  Gegenwart  das  wirksam  te 
Mittel  gegen  Ungebühr.  Unter  allen  Umständen  aber  mufs  die  Schule 
darauf  bedacht  sein,  zu  verhindern,  dafs  der  mit  reichlichem  Genufse  geisti- 
ger Getränke  verbundene  Wirtshausbesuch  zu  den  Gewohnheiten  der  Schüler 
gehöre.  Namentlich  hat  sie  der  Neigung  entgegenzutreten,  die  studentischen 
Gebräuche  in  diesem  Punkte  nachzuahmen  und  von  der  akademischen 
Freiheit  vorzeitig  Gebrauch  zu  machen.  Gewifs  soll  auch  den  Schülern 
ein  gutes  Mafs  freier  Zeit  für  die  Erholung  bleiben.  Aber  die  Erholung 
haben  sie  nicht  am  Biertische  zu  suchen,  sondern  in  der  freien  Natur,  oder 
in  fröhlichem  Spiel,  oder  in  edlem  Sport,  oder  in  der  Unterhaltung  im 
Kreise  der  Freunde  und  der  Familie. 

Die  Neigung,  studentische  Gebräuche  nachzuahmen,  hat  sich  auch  auf 
dem  mit  diesem  Gegenstande  eng  zusammenhängenden  Gebiete  des  Ver- 
bindungswesens geltend  gemacht.  Vereinigungen  von  Schülern  j^ 
harmloser  Erholung,  zur  gegenseitigen  Belehrung,  zur  Pflege  der  Musik, 
der  Stenographie  u.  dergl.  werden ,  sofern  die  Kontrolle  durch  die  Lehrer 


^)  Hierbei  wird  als  selbstverständlich  Yorausgesetzt,  da&  diese  Personen  die  Schüler 

April  1884. 


nicht  zum  Besuche  von  Lokalen  veranlassen,  die  für  diese  ungeeignet  sind. 
*)  Nähere  Bestimmungen  enth&lt  ein  £rla&  des  Ünterrichtsministers  vom  2. 
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gesichert  ist^),  von  der  Schule  im  allgemeinen  liicht  gehindert.  Dagegen 
können  SchQlerverbindungen,  die  nach  Art  der  studentischen  Vereinigungen 
eingerichtet  sind  und  deshalb  meistens  zu  einem  starken  Genufse  geistiger 
Getränke  veranlassen,  von  der  Schule,  ^enn  ihr  Z^eck  nicht  schwer 
gefährdet  werden  soll,  in  keiner  Weise  geduldet  werden.  Das  Verbot, 
derartige  Verbindungen  zu  gründen  oder  sich  an  ihnen  zu  beteiligen,  ist 
leider  nicht  selten  übertreten  worden.  Mehrfach  sind  sogar  die  an  den 
einzelnen  Schulen  vorhandenen  Verbindungen  miteinander  in  Beziehung 
getreten  und  haben  sich  zu  einem  Verbände  zusammengeschlossen.  Das 
Schlimmste  dabei  ist,  dars  die  zur  Verbindung  gehörigen  Schüler,  um 
die  Entdeckung  zu  vermeiden,  oft  vor  den  verwerflichsten  Mitteln  nicht 
zurückschrecken.  Mehrfach  ist  ihnen,  soweit  es  sich  um  die  Geheimhaltung 
der  Verbindung  handelt,  die  Lüge  gegenüber  der  Schule  geradezu  zur 
Ehrenpflicht  gemacht  worden. 

Die  Schule  ist  demnach  genötigt,  gegen  das  Verbindungswesen  mit 
den  schärfsten  Mitteln  einzuschreiten.  Nähere  Bestimmungen  hierüber  traf 
der  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  29.  Mai  1880').  Nach  diesem  ist 
über  die  Teilnehmer  einer  Verbindung  das  consilium  abeundi  zu  verhängen, 
d.  h.  ihnen  und  ihren  Angehörigen  ist  zu  eröfifhen,  dafs  bei  der  nächsten 
Verletzung  der  Schulordnung®)  die  Entlassung  von  der  Anstalt  eintreten 
müsse.  Bei  erschwerenden  Umständen  soll  sofortige  Verweisung  (ohne  voran- 
gegangenes consilium  abeundi)  erfolgen.  Schüler,  die  wegen  der  Teilnahme 
an  einer  Verbindung  mit  dieser  Strafe  belegt  sind,  bedürfen  für  die  Wahl 
der  Schule,  an  der  ihre  Aufnahme  nachgesucht  werden  soll,  der  Genehmi- 
gung des  Provinzialschulkollegiums.  Dieses  ist  berechtigt,  die  Strafe  der 
Verweisung  durch  Ausschliefsung  von  allen  Schulen  der  Provinz  zu  ver- 
schärfen. Die  Ausschliefsung  eines  Schülers  von  den  höheren  Schulen 
mehrerer  Provinzen,  im  äufsersten  Falle  von  denjenigen  des  ganzen  Staates, 
bleibt  dem  Unterrichtsminister  vorbehalten^).  In  jedem  Falle,  in  welchem 
wegen  Teilnahme  an  einer  Verbindung  Schulstrafen  verhängt  worden  sind, 
hat  der  Direktor  das  ProvinzialschulkoUegium  davon  in  Kenntnis  zu  setzen 
und  dieses  dem  Minister  Bericht  zu  erstatten. 

Die  Gefahren,  welche  das  Verbindungswesen  mit  sich  führt,  sind  leider 
vom  Publikum  oft  unterschätzt  worden*).     Man  hat  in  ihm  vielfach  nur 


')  Die  Kontrolle  hat  sich  nmnentlich  darauf  zu  erstrecken,  dais  die  Thätigkeit  der 
Vereinigung  sich  im  Rahmen  der  dem  Direktor  kundgegebenen  Zweckbestimmung  hält, 
daft  der  Mitgliederkreis  auf  die  Schule  beschränkt  bleibt,  und  da6  die  Mitglieder  nicht 
in  die  Öffentlichkeit  treten. 

*)  Der  Erlaft  ist  bei  Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  889  abgedruckt  Seine  Beobachtung 
wurde  durch  eine  Verf&gung  vom  9.  Mai  1892  (G.-Bl.  S.  810)  von  neuem  eingeschärft; 
sugleich  wurde  angeordnet,   daft  ein  Auszug  aus  demselben  in  den  nächsten  Schul- 

Srogrammen  abgedruckt  und  daik  bei  Aufnahme  neuer  Schüler  von  Tertia  an  aufwärts 
ie  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  ausdrücklich  auf  die  verhängnisvoUen  Folgen  der 
Teilnahme  ihrer  Pflegebefohlenen  an  Schülerverbindungen  hingewiesen  werden. 

*)  Diese  Verletzung  braucht  nicht  in  der  erneuerten  Teilnahme  an  einer  Schüler- 
verbindung zu  bestehen. 

^)  Die  obigen  Verschärfungen  der  Strafe  können  auch  erfolgen,  wenn  die  Verweisung 
aus  anderen  Gründen  als  wegen  der  Teilnahme  an  einer  Verbindung  erfolgt  ist 

*)  Vielfach  wird  auch  von  anderen  als  Inhabern  von  Wirtshäusern  dem  Verbindungs- 
wesen mit  völligem  Bewu&tsein  Vorschub  geleistet  So  z.  B.  hat  eine  Buchhandlung  an 
die  Schuldiener  ein  gedrucktes  Anschreien  gerichtet,  in  dem  diese  gebeten  werden, 
einen  beiliegenden  Brief  dem  Primus  der  obersten  Klasse  zu  geben.  Der  Umschlag  des 
Briefes  hatte  die  Aufschrift:  „An  den  Herrn  Primus  der  obersten  Klasse**;  der  Brief 
selbst  enthielt  die  Anpreisun|[  eines  Kommersbuches,  die  Aufforderung  zur  Einzeichnung 
in  eine  beigefüffte  Subskriptionsliste  und  das  Anerbieten,  für  den  Vertrieb  auf  eine 
bestimmte  Anzahl  von  Exemplaren  je  ein  Freiexemplar  zu  liefern. 
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eine  Erscheinungsform  jugeDdlichen  Übermutes  oder  gar  nur  einer  gesteigerten 
Lebensfreudigkeit  erblicken  wollen  und  geglaubt,  dafs  ihm,  wenn  man  es 
durchaus  nicht  gewähren  lassen  wolle,  mit  Nachsicht  entgegengetreten 
werden  müsse.  Auch  ist  festgestellt  worden,  dafs  selbst  städtische  Be- 
hörden für  die  Schülerverbindungen  gegen  die  Ordnung  der  Schule  Partei 
ergriffen  und  geglaubt  haben,  in  dem  verschwenderischen  Treiben  aus- 
wärtiger Schüler  ihrer  Gemeinde  einen  Erwerb  sichern  zu  müssen^).  Es 
mag  zugegeben  werden,  dafs  bei  manchen  Schülern  jene  harmlose  Deutung 
zutrifft.  Aber  auch  bei  ihnen  besteht  die  Gefahr,  dafs  ihre  Beteiligung 
an  Verbindungen  ihre  Leistungsfähigkeit  in  der  Schule  beeinträchtigt,  und 
dafs  der  von  ihnen  zunächst  für  harmlos  gehaltene  Zeitvertreib  allmählich 
doch  in  eine  die  Gesundheit  schädigende  Völlerei  ausartet.  Das  unbedingte 
Verbot  ist  deshalb  durchaus  gerechtfertigt,  ebenso  aber  auch  die  auf  seine 
Übertretung  gesetzte  Strafe.  Diese  ist  dem  Schüler  bekannt,  und  ihre 
Schwere  zeigt  ihm,  dafs  das  Vergehen,  auf  das  sie  Anwendung  findet,  zu 
den  schlimmsten  Verletzungen  der  Schulordnung  gehört. 

Denjenigen  Schülern,  die  nicht  bei  ihren  Eltern  wohnen  können,  hat  die 
Schule  ihre  besondere  Fürsorge  zuzuwenden.  Sie  mufs  die  Sicherheit  haben, 
dafs  für  genügende  Beaufsichtigung  ihres  sittlichen  Verhaltens  aufserhalb 
der  Schulzeit  gesorgt  ist.  Schon  der  Erlafs  vom  31.  Juli  1824  (Wiese- 
K  übler  Bd.  I,  S.  347)  bestimmte,  dars  Schüler,  deren  Eltern,  Vormünder 
oder  FiBeger  nicht  am  Schulorte  wohnen,  zur  besonderen  Fürsorge  einem 
tüchtigen,  dem  Direktor  namhaft  zu  machenden  Aufseher  zu  übergeben 
seien,  und  dafs  sie  nicht  in  einem  Wirtshause  ihre  Kost  an  der  Wirtstafel 
nehmen  dürfen.  Diese  Vorschrift  ist  durch  die  Schulordnungen  der  einzelnen 
Anstalten,  durch  provinzielle  Disciplinarordnungen ,  durch  anderweitige 
Verfügungen  der  Provinzialschulkollegien,  insbesondere  aber  auch  durch 
den  obenerwähnten  Erlafs  vom  29.  Mai  1880  verschärft  worden.  In 
letzterem  wurde  dem  Direktor  die  Befugnis  gegeben,  zu  verbieten,  dafs 
Schüler  Pensionen  übergeben  werden,  die  nach  seiner  Erfahrung 
den  notwendig  zu  stellenden  Forderungen  nicht  entsprechen.  Insbesondere 
soll  er  verpflichtet  sein,  falls  auswärtige  Schüler  wegen  Teilnahme  an  einer 
Verbindung  bestraft  sind,  den  Eltern  der  noch  etwa  aufserdem  bei  dem- 
selben Pensionshalter  wohnenden  Schüler  anzuzeigen,  dafs  sie  binnen  einer 
bestimmten  Frist  ihre  Söhne  unter  eine  andere  Aufsicht  zu  bringen  haben ; 
aufserdem  soll  er  für  eine  angemessene  Zeit  nicht  gestatten,  dafs  Schüler 
der  Anstalt  in  der  betreffenden  Pension  untergebracht  werden. 

Wiederholt  ist  hervorgehoben  worden,  dafs,  wenn  die  Schule  ihre  Auf- 
gabe in  vollem  Umfange  erfüllen  soll,  zwischen  ihr  und  dem  Hause  ein 
wirkliches  Vertrauensverhältnis  bestehen  mufs.  Aber  nicht  nur  die  Eltern 
sollen  zu  den  Lehrern  das  Vertrauen  haben,  dafs  sie  die  ihnen  obliegenden 
unterrichtlichen  und  erziehlichen  Aufgaben  an  der  ihnen  anvertrauten 
Jugend  zu  erfüllen  bestrebt  sind,  sondern  auch  die  Schüler  sollen  zu  ihnen 
Vertrauen  gewinnen.  Sie  sollen  in  ihnen  nicht  lediglich  die  Männer  er- 
blicken, die  sie  in  die  Wissenschaften  einführen  und  gegen  sie  bei  Über- 
tretungen der  Schulordnung  die  Zuchtmittel  der  Schule  anwenden,  son- 
dern auch  väterliche  Freunde ,  die  ihnen  eine  Erholung  gern  gönnen  und 
selbst  Freude  an  ihren  fröhlichen  Spielen  haben.  Gewissenhafte  Lehrer 
haben  daher  gern  die  Gelegenheit  benutzt,  ihren  Schülern  auch  aufser- 
halb des  Unterrichtes  persönlich  näherzutreten.    Gelegenheiten  dieser  Art 


1)  Für  Fälle  dieser  Art  droht  der  oben  (S.  70)  erwähnte  Erlaft  vom  29.  Mai  1880 
mit  der  Schlieibimg  oder  der  Verlegung  der  betreffenden  Schalen. 
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bieten  die  Ausf  Ittge,  die  von  der  Schule,  namentlich  an  patriotischen 
Gedenktagen,  unter  Leitung  der  Lehrer  veranstaltet  werden  und  nach  dem 
siegreichen  Kriege  des  Jahres  1870/71  von  den  Aufsichtsbehörden  besonders 
gefördert  worden  sind. 

13.  Yorsehnlen. 

Für  eine  grofse  Zahl  höherer  Lehranstalten  sind  Vorschulen  eingerichtet 
Diese  stehen,  sofern  sie  mit  der  Hauptanstalt  in  allen  Beziehungen,  ins- 
besondere durch  die  Gemeinsamkeit  des  Etats  und  der  Leitung,  eine 
einheitliche  Anstalt  bilden,  wie  die  Hauptanstalt  unter  der  Aufsicht  des 
Provinzialschulkollegiums.  Besteht  eine  so  enge  Verbindung  nicht,  so  sind 
sie  vielfach,  wie  alle  Elementarschulen,  den  Bezirksregierungen  unterstellt; 
in  den  Fällen,  wo  die  Hauptanstalt  und  die  Vorschule  von  demselben 
Patron  unterhalten  werden,  diese  von  dem  Direktor  der  Hauptanstalt  mit 
beaufsichtigt  wird  und  ihr  Lehrplan  den  Bedürfnissen  der  letzteren 
angepafst  ist,  wird  dem  Antrage  auf  ihre  Unterstellung  unter  das  Provinzial- 
schulkollegium  in  der  Regel  Folge  gegeben. 

Von  einer  allgemeinen  Feststellung  der  Lehrpläne  für  die  Vorschulen 
ist  Abstand  genommen  worden.  Durch  einen  am  23.  April  1883  ergangenen 
Erlafs  (Wiese -Kubier  Bd.  I,  S.  144)  wurden  die  ProvinzialschulkoUegien 
in  dieser  Beziehung  lediglich  erinnert,  dafs  die  Vorschulen  für  diejenigen 
Schüler,  die  für  die  Sexta  einer  höheren  Schule  vorbereitet  werden  sollen, 
die  Volksschule  ersetzen  sollen.  Wohl  aber  wurden  in  jenem  Erlasse 
über  andere  Punkte,  z.  B.  über  die  höchste  zulässige  Zahl  der  Schüler  in 
den  einzelnen  Klassen  und  der  Unterrichtsstunden,  über  das  Lebensalter  der 
in  die  Vorschule  aufzunehmenden  Knaben,  sowie  über  die  Ansprüche  an  die 
häusliche  Beschäftigung  Bestimmungen  getroffen.  Als  die  empfehlenswerteste 
Form  der  Vorschule  wurde  diejenige  bezeichnet,  die  aus  drei  aufsteigenden 
Klassen  mit  je  einjährigem  Lehrgange  besteht. 

Die  Frage,  ob  die  Errichtung  der  Vorschulen  zu  fördern,  oder  ob 
nicht  vielmehr  dahin  zu  streben  sei,  dafs  die  Vorbereitung  für  die  höheren 
Schulen  grundsätzlich  in  der  allgemeinen  Volksschule  zu  erfolgen  habe, 
war  vielfach  Gegenstand  der  Erörterung  in  der  Presse,  in  pädagogischen 
Vereinen  und  in  der  Volksvertretung.  Für  die  Vorschulen  wurde  geltend 
gemacht,  dafs  sie,  weil  ihr  ganzer  Lehrplan  von  Anfang  an  ausschliefslich 
für  die  Vorbereitung  auf  die  höhere  Schule  eingerichtet  ist,  diese  Vor- 
bereitung am  schnellsten  und  sichersten  herbeizuführen  geeignet  sind.  Gegen 
die  Vorschulen  wurde  eingewendet,  dafs  sie  den  Charakter  der  Standes- 
schulen haben,  dafs  sie  zahlreiche  Kinder,  die  wegen  mangelnder  Veran- 
lagung nicht  in  die  höhere  Schule  gehören,  für  diese  gewissermafsen  vor- 
herbestimmen und  so  die  Zahl  derjenigen  vermehren,  die  nach  dem  Besuche 
der  unteren  Klassen  der  höheren  Schule  in  das  bürgerliche  Leben  treten. 

Die  Unterrichtsverwaltung  hat  diese  Frage  lediglich  vom  Standpunkte 
des  thatsächlichen  Bedürfnisses  aus  betrachtet.  Sie  konnte  sich  der  Wahr- 
nehmung nicht  verschliefsen,  dafs  da,  wo  Vorschulen  nicht  bestehen,  ein 
grofser  Teil  der  für  die  höheren  Schulen  bestimmten  Kinder  zur  Vor- 
bereitung für  dieselben  von  ihren  Eltern  nicht  der  Volksschule,  sondern 
Privatschulen  übergeben  wurde.  Damit  war  das  Vorhandensein  eines 
Bedürfnisses  für  die  Errichtung  von  Vorschulen  nachgewiesen.  Es  lag 
auch  auf  der  Hand,  dafs  dasselbe  durch  öffentliche,  mit  der  höheren 
Lehranstalt  in  Verbindung  und  unter  derselben  Leitung  stehende  Elementar- 
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schulen  in  der  Regel  besser  befriedigt  wird  als  durch  Privatschulen. 
Hieraus  folgte,  dafs  die  Unterrichtsverwaltung  die  Städte  und  sonstigen 
Sdiulpatrone  nicht  grundsätzlich  hinderte,  den  von  ihnen  unterhaltenen 
höheren  Lehranstalten  Vorschulen  anzugliedern,  und  dafs  sie  andererseits 
solche  auch  bei  einigen  der  vom  Staate  unterhaltenen  höheren  Schulen 
errichtete.  Mafsgebend  für  die  Entscheidung  in  jedem  einzelnen  Falle  war 
namentlich  der  Gesichtspunkt,  dafs  nicht  der  Staat  in  irgend  einer  Form 
Zuschüsse  zur  Unterhaltung  von  Vorschulen  lieferte  und  auf  diese  Weise 
zu  einer  unnötigen  Vermehrung  seiner  gesamten  Aufwendungen  für  den 
öffentlichen  Elementarunterricht  beitrug.  Demnach  wurden  Vorschulen  an 
den  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  nur  errichtet  und  an  den  vom 
Staate  unterstützten  Anstalten  nur  zugelassen,  wenn  die  Kosten  ihrer 
Unterhaltung  durch  die  Hebungen  von  Schülern  gedeckt  sind^)').  Hier- 
durch erklärt  sich,  dafs  im  Laufe  der  beiden  letzten  Jahrzehnte  zahlreiche 
Vorschulen  aufgelöst  und  dafs  bei  Verstaatlichungen  höherer  Lehranstalten 
die  mit  ihnen  verbundenen  Vorschulen  vom  Staate  vielfach  nicht  mit  über- 
nommen wurden.  Bei  jener  Auffassung  der  Unterrichtsverwaltung  ist  es 
selbstverständlich,  dafs  der  Staat  den  Städten  und  sonstigen  Patronen,  die 
höhere  Schulen  unterhalten,  nicht  die  Verpflichtung  auferlegt,  ihnen  Vor- 
schulen anzugliedern  oder  die  bereits  bestehenden  dauernd  zu  erhalten. 
Er  verlangt  allerdings,  dafs  bei  der  Auflösung  derselben  den  berechtigten 
Interessen  der  Schüler  Rechnung  getragen  werde.  Aus  diesem  Grunde 
wurde  z.  B.  dem  bei  einem  Frovinzialschulkollegium  gestellten  Antrage, 
eine  Vorschule  mit  dem  Beginne  des  laufenden  Schuljahres,  d.  h.  sofort 
aufzulösen,  die  Genehmigung  versagt.  Dagegen  wurde  der  Beschwerde, 
welche  über  das  rheinische  Frovinzialschulkollegium  wegen  Genehmigung 
des  Beschlusses  der  Stadtverordneten  zu  Barmen  betreffend  die  allmäh- 
liche Auflösung  der  dortigen  Vorschulen  erhoben  wurde,  vom  Minister 
keine  Folge  gegeben. 

14.  Vorbildung,  änfsere  Stellnni;  und  PjBiehten  der  Lehrer. 

Die  Änderungen  der  Vorschriften  über  die  Prüfung  für  das  höhere 
Lehramt,  über  die  praktische  Ausbildung  der  Kandidaten  und  über  die 
äufsere  Lage  der  Lehrer  sind  an  anderer  Stelle  ausführlich  besprochen 
worden  (vgl.  Abschnitt  VII,  VIII  und  IX).  Hier  mögen  folgende  Be- 
merkungen genügen. 

Das  „Reglement  für  die  Prüfung  der  Kandidaten  des  höheren 
Schulamtes**  vom  12.  Dezember  1866  wurde  durch  die  Ordnung  vom 
5.  Februar  1887  und  diese  durch  die  Ordnung  der  Prüfungen  für  das 
Lehramt  an  höheren  Schulen  vom  12.  September  1898  ersetzt.  Jede  dieser 
Ordnungen  bedeutete  gegenüber  der  durch  sie  aufser  Kraft  gesetzten 
älteren  Ordnung  einen  Fortschritt,  und  zwar  namentlich  nach  der  Richtung 
der  Schaffung  eines  qualitativ  einheitlichen  höheren  Lehrerstandes. 

Für  eine  systematische  pädagogische  und  didaktische  Aus- 
bildung derKandidaten  sorgten  früher  lediglich  die  nur  einer  kleinen 


1)  Vgl.  die  Verfügungen  des  Unterrichtsministers  vom  25.  Juli  1872  (CJBI.  S.  688) 
und  vom  15.  Dezember  1^6  (C.-Bl.  1877,  S.  81). 

*)  Von  dieser  Bedingung  wird  natQrlich  Abstand  genommen  werden  in  dem  nicht 
undenkbaren  Falle,  dafe  die  Kosten  auf  die  Erträge  von  Vermögens  stücken  angewiesen 
werden,  die  ausdrücklich  für  die  Zwecke  der  Vorschule  überwiesen  worden  sind,  oder 
dals  sie  durch  Beiträge  Dritter  sichergestellt  sind. 
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Minderzahl  zugänglichen  pädagogischen  Seminare.  Durch  die  in  den  Jahren 
1884  bis  1889  erfolgte  Einrichtung  neuer  Anstalten  dieser  Art  in  Danzig, 
Posen,  Cassel,  Münster  und  Goblenz  wurde  hieran  nichts  Wesentliches 
geändert.  Erst  durch  die  „Ordnung  der  praktischen  Ausbildung  der 
Kandidaten  für  das  Lehramt  an  höheren  Schulen^  vom  15.  März  1890 
wurde  allen  künftigen  wissenschaftlichen  Lehrern,  unter  gleichzeitiger 
Verlängerung  der  Vorbereitungszeit  auf  2  Jahre,  eine  systematische  Vor- 
bereitung für  die  praktische  Seite  ihres  Berufes  gesichert.  Endlich  ist 
neuerdings  den  bereits  angestellten  oder  doch  wenigstens  anstellungsfähigen 
Lehrern  durch  Ferienkurse  Gelegenheit  zur  Fortbildung  für  ihren  be- 
sonderen Unterrichtszweig  gegeben  worden. 

Bezüglich  der  Rangverhältnisse  trug  zunächst  der  Königliche 
Erlafs  vom  23.  Juli  1886  den  Wünschen  Rechnung,  die  bei  der  Aus- 
führung des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1873  über  die  Wohnungsgeldzuschüsse 
in  den  Kreisen  der  Lehrer  an  höheren  Schulen  laut  geworden  waren. 
Dieser  Erlafs  reihte  nämlich  die  Vorsteher  der  Nichtvollanstalten,  sowie 
alle  wissenschaftlichen  Lehrer  der  staatlichen  und  der  sonstigen  unter 
der  alleinigen  Verwaltung  des  Staates  stehenden  höheren  Schulen  in 
die  fünfte  Rangklasse  der  höheren  Beamten  der  Provinzialbehörden  ein. 
Weitere  Verbesserungen  der  Rangstellung  wurden  durch  die  Königlichen 
Erlasse  vom  28.  Juli  1892  und  vom  27.  Januar  1898  herbeigeführt.  Der 
erstere  ordnete  aufserdem  das  Titelwesen  in  der  Weise,  dafs  alle  wissen- 
schaftlichen Lehrer  die  Amtsbezeichnung  „Oberlehrer"  erhielten,  und 
dafs  einem  Dritteile  der  Gesamtheit  der  Charakter  als  Professor  verliehen 
werden  konnte. 

Sehr  weitgehende  Verbesserungen  sind  bezüglich  des  Besoldungs- 
wesens vorgenommen  worden.  Der  Versuch,  den  Lehrern  der  nicht- 
staatlichen höheren  Schulen  durch  Gesetz  das  nämliche  Einkommen  zu 
sichern  wie  denjenigen  der  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten,  scheiterte 
zwar  zunächst  zweimal  an  dem  Widerstände  des  Herrenhauses.  Aber 
nachdem  mit  dem  Normaletat  vom  4.  Mai  1892  eine  erhebliche  Auf- 
besserung der  Besoldungen  der  Lehrer  an  den  vom  Staate  unterhaltenen 
oder  unterstützten  Anstalten  herbeigeführt  worden  war,  gab  das  Gesetz 
vom  25.  Juli  desselben  Jahres  den  Bestimmungen  des  Normaletats  im 
wesentlichen  auch  für  die  Lehrer  an  den  übrigen  höheren  Schulen  Wirk- 
samkeit. Der  Hauptfortschritt,  der  durch  den  Normaletat  herbeigeführt 
wurde,  bestand  in  der  Annahme  des  Systems  der  Alterszulagen.  Dasselbe 
wurde  damals  allerdings  noch  nicht  uneingeschränkt  durchgeführt,  da  für 
die  Gewährung  der  unten  (Abschnitt  IX,  3)  näher  zu  besprechenden  festen 
Zulage  das  Dienstalter  zunächst  erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht  kam. 
Der  Normaletat  hat  bis  jetzt  vier  Nachträge  erhalten.  Durch  den  ersten, 
vom  16.  Juni  1897,  wurden  die  Gehälter  der  Lehrer  an  den  vom  Staate 
unterhaltenen  oder  unterstützten  Anstalten  in  Verbindung  mit  der  damals 
vorgeseheneu  Erhöhung  der  Besoldungen  der  höheren  und  der  mittleren  Be- 
amten wiederum  aufgebessert.  Durch  den  zweiten  Nachtrag,  vom  5.  April 
1899,  erhielt  die  feste  Zulage  für  die  dazu  qualifizierten  Lehrer  an  den 
vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  den  Charakter  einer  Alterszulage; 
für  die  Lehrer  der  vom  Staate  unterstützten  Anstalten  wurde  sie  einer 
solchen  wesentlich  angenähert.  Der  dritte  Nachtrag,  vom  10.  April  1900, 
brachte  den  technischen  und  den  Elementarlehrem  Aufbesserung.  Durch 
den  vierten  Nachtrag,  vom  3.  April  1901,  wurden  bezüglich  der  festen 
Zulage  für  die  Lehrer  an  den  vom  Staate  unterstützten  Anstalten  die 
noch   bestehenden   Unterschiede    zwischen   Vollanstalten    und   Nichtvoll- 
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anstalten  beseitigt  und  die  Verhältnisse  der  Zeichenlehrer,  sowie  der  wissen- 
schaftlichen Hilfslehrer  günstiger  gestaltet.  Die  Patronate  der  nicht  vom 
Staate  unterhaltenen  Anstalten  wurden  durch  Einstellung  entsprechender 
Beträge  in  den  Staatshaushaltsetat  in  den  Stand  gesetzt,  mit  Hilfe  staat- 
licher Zuschüsse  den  wissenschaftlichen  Lehrern  dieser  Anstalten  die  im 
Normaletat  und  seinen  Nachträgen  vorgesehenen  Besoldungen  zu  gewähren. 
Ein  fünfter  Nachtrag,  durch  welchen,  einem  Beschlüsse  des  Hauses  der 
Abgeordneten  gemäfs,  für  die  Oberlehrer  die  Aufsteigefrist  vom  Mindest- 
gehalte bis  zum  Höchstgehalt  auf  21  Jahre  abgekürzt  werden  soll,  ist  in 
Vorbereitung. 

Die  Novellen  zum  Pensionsgesetze,  die  am  31.  März  1882,  am  30.  April 
1884  und  am  20.  März  1890  erlassen  wurden,  und  durch  welche  die  Lage 
aller  in  den  Ruhestand  zu  versetzenden  Beamten  wesentlich  verbessert  wurde, 
fanden  auch  auf  die  Lehrer  an  den  nicht  vom  Staate  unterhaltenen  höheren 
Schulen  Anwendung.  Besondere  Bestimmungen  für  die  Lehrer  an  allen 
höheren  Schulen  wurden  ia  der  Novelle  vom  25.  April  1896  getroffen. 

Das  Gesetz  vom  20.  Mai  1882  über  die  Fürsorge  für  die  Witwen 
undWaisen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  und  die  dasselbe  abändern- 
den Gesetze  vom  28. März  1888  und  vom  I.Juni  1897  erstrecken  sich  nicht  auf 
die  Lehrer  an  den  vom  Staate  nicht  unterhaltenen  höheren  Schulen.  That- 
sächlich  aber  wurden  für  die  grofse  Mehrzahl  dieser  Schulen  —  in  der  Regel 
infolge  einer  Anregung  der  Unterrichtsverwaltung  —  Einrichtungen  getroffen, 
durch  welche  den  Hinterbliebenen  ihrer  Lehrer  im  wesentlichen  die  nämlichen 
Bezüge  gesichert  werden,  wie  sie  das  Gesetz  den  Hinterbliebenen  der 
unmittelbaren  Staatsbeamten  gewährt.  Soweit  die  Mittel  der  Unterhaltungs- 
pflichtigen  Patrone  nicht  ausreichen,  können  aus  den  im  Staatshaushalts- 
etat für  diesen  Zweck  bereitgestellten  Mitteln  Zuschüsse  für  die  Ein- 
richtung einer  den  staatlichen  Grundsätzen  entsprechenden  Fürsorge 
geleistet  werden.  Die  allgemeine  Witwen-  und  Waisen-Verpflegungsanstalt 
hat  demnach  für  die  Lehrer  der  höheren  Schulen  ihre  Bedeutung  verloren; 
in  der  weitaus  gröfsten  Zahl  der  Fälle  erhalten  die  Hinterbliebenen  der- 
selben Witwen-  und  Waisengeld  nach  Mafsgabe  der  gesetzlichen  Vorschriften 
über  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten, 
und  werden  Witwen-  und  Waisenbeiträge  von  den  Lehrern  nicht  mehr 
erhoben. 

Im  Laufe  der  siebziger  Jahre  wurden,  namentlich  von  Städten,  zahl- 
reiche höhere  Schulen  neu  errichtet  und  bestehende  erweitert,  so  dafs 
eine  bedeutende  Vermehrung  der  Zahl  der  Lehrerstellen  eintrat  und  sich 
zunächst  ein  starker  Bedarf  an  Lehrern  geltend  machte.  Dadurch  wurden 
für  diejenigen,  die  sich  dem  Berufe  eines  Lehrers  an  höheren  Schulen 
widmen  wollten,  die  Aussichten  auf  baldige  Erlangung  einer  auskömm- 
lichen und  gesicherten  Beamtenstellung  wesentlich  gebessert.  Die  Folge 
war  ein  ungewöhnlicher  Zudrang  zu  den  Studienzweigen,  die  zu  jenem 
Berufe  vorbereiten.  Dieser  Zudrang  dauerte  fort,  als  der  Bedarf  bereits 
gedeckt  war  und  die  Vermehrung  der  Lehrerstellen  bei  weitem  nicht  mehr 
in  gleichem  Mafse  erfolgte.  Bereits  zu  Beginn  der  achtziger  Jahre  trat 
infolgedessen  an  die  Stelle  des  früheren  Mangels  an  Lehrern  ein  Mangel 
an  Gelegenheit  zur  Beschäftigung  für  anstellungsfähige  Kandidaten.  Im 
Abschnitte  VIII,  1  ist  dargelegt  worden ,  in  welcher  Weise  die  staatliche 
Unterrichtsverwaltung  bezüglich  der  Einberufung  der  Kandidaten  zu  einer 
Beschäftigung^  gegen  Vergütung  und  bezüglich  ihrer  festen  Anstellung  die 
Berücksichtigung  des  Dienstalters  durchführte.  Die  zu  diesem  Zwecke 
getroffenen  Mafsregeln  konnten  allerdings  nur  den  Erfolg  haben,  dafs  die 
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Kandidaten  in  ihrem  Verhältnisse  zu  einander  nach  den  Grundsätzen  der 
Billigkeit  behandelt  wurden.  Dagegen  vermochten  sie  eine  allgemeine 
Verminderung  der  Wartezeit,  d.  h.  der  Zeit  von  der  Er- 
langung der  Anstellungsfähigkeit  bis  zur  festen  Anstellung, 
nicht  herbeizuführen. 

Da  die  Einführung  der  Lehrpläne  von  1892  eine  wesentliche  Minde- 
rung der  auf  die  unteren  Klassen  und  demnach  in  der  Regel  auch  der 
auf  jede  Anstalt  entfallenden  Gesamtzahl  von  Unterrichtsstunden  veran- 
lafste,  so  war  auch  diese  im  Interesse  der  Schule  getroffene  Mafsregel 
geeignet,  die  Aussichten  der  Kandidaten  zu  verschlechtem.  Dabei  waren 
die  Aussichten  an  sich  schon  ungünstig  genug.  Nach  den  von  der  Unter- 
richtsverwaltung angestellten  Erhebungen^)  waren  im  Jahre  1892  im 
ganzen  1901  anstellungsfähige  Kandidaten  vorhanden.  Von  diesen  waren 
gegen  Vergütung  thätig  an  staatlichen  Anstalten  350,  an  nichtstaatlichen 
507;  als  unbesoldete  Hilfslehrer  thätig  an  staatlichen  Anstalten  295,  an 
nichtstaatlichen  86;  zeitweise  gegen  Vergütung  beschäftigt  gewesen  240, 
in  Privatstellungen  übergetreten  oder  ins  Ausland  gegangen  423.  In  den 
vorangegangenen  letzten  drei  Jahren  waren  endgültig  angestellt  an  staat- 
lichen höheren  Schulen  230,  an  nichtstaatlichen  445,  zusammen  also  675. 
Durch  die  damals  vorhandenen  Kandidaten  war  also  jedenfalls  der  Bedarf 
an  Lehrern  auf  eine  ganze  Reihe  von  Jahren  gedeckt.  Ein  noch  un- 
günstigeres Bild  bot  sich  dar,  wenn  man  die  Zeit  berücksichtigte,  zu  der 
jene  1901  Kandidaten  anstellungsfähig  geworden  waren.  Von  ihnen 
stammten  27  aus  dem  Jahre  1891,  308  aus  1890,  330  aus  1889,  308  aus 
1888,  308  aus  1887,  220  aus  1886,  134  aus  185,  105  aus  1884,  59  aus  1883, 
34  aus  1882,  16  aus  1881,  14  aus  1880,  16  aus  1879,  13  aus  1878,  9  aus 
1877.  Wenn  man  nun  auch  annehmen  konnte,  dafs  die  68  Kandidaten  aus 
den  Jahrgängen  1877—1881  aus  besonderen,  in  ihren  persönlichen  Ver- 
hältnissen liegenden  Gründen  noch  nicht  angestellt  waren,  so  blieb  doch 
immer  noch  eine  sehr  erhebliche  Zahl  anstellungsfähiger  Kandidaten  aus 
weit  zurückliegenden  Jahrgängen  übrig. 

Unter  diesen  Umständen  hielt  sich  die  Unterrichtsverwaltung  für  ver- 
pflichtet, wirksame  Schritte  zur  Abstellung  der  „Hilfslehrernot^  zu  thun. 
Als  ein  solcher  wurde  in  erster  Linie  die  Einrichtung  neuer  fester 
Stellen  für  wissenschaftliche  Lehrer  an  staatlichen  Anstalten  betrachtet. 
Die  unvermeidlichen  Schwankungen  im  Bedarf  an  Unterrichtsstunden 
machten  es  unmöglich,  diesen  ausschliefslich  durch  festangestellte  Lehrer 
befriedigen  zu  lassen.  An  fast  allen  Anstalten  mufste  deshalb  die  Über- 
tragung einer  Anzahl  von  Unterrichtsstunden  an  Hilfslehrer  vorgesehen 
werden.  Um  der  nHilfslehrernot**  zu  steuern,  wurde  nun  auf  Antrag 
der  Staatsregierung  in  Kap.  120  Tit.  5  b  der  Ausgaben  des  Staatshaushalts- 
etats von  1893/94  zur  Umwandlung  von  Hilfslehrerstellen  in  etatsmäfsige 
Oberlehrerstellen  bei  den  vom  Staate  zu  unterhaltenden  Anstalten  ein  Be- 
trag von  30000  Mark  eingestellt.  Diese  Mafsregel  war  aber  im  Hinblick 
auf  den  nach  der  Ansicht  der  Staatsregierung  vorübergehenden  Charakter 
der  „Hilfslehremot**  zunächst  als  eine  vorübergehende  gedacht.  Sie  sollte 
die  Anstellung  mehrerer  damals  vorhandener  älterer  und  verdienter  Hilfs- 
lehrer ermöglichen,  und  die  unter  Zuhilfenahme  der  Mittel  jenes  Etats- 
titels gegründeten  Oberlehrerstellen  sollten  wieder  in  Wegfall  kommen,  je 


')  Eine  zusammenfaBsende  Darstellung  derselben  in  TabeUenform  ist  im  Anhange« 
Beilage  V,  gegeben. 


—     77    — 

nachdem  an  den  betreffenden  Anstalten  durch  Tod  oder  Pensionierung 
Stellen  frei  wurden.  Da  nach  den  damaligen  Grundsätzen  das  Anfangs- 
gehalt eines  Oberlehrers  mit  Einschlufs  des  Wohnungsgeldzuschusses  das 
Einkommen  eines  vollbeschäftigten  Hilfslehrers  um  nicht  ganz  1000  Mark 
überstieg,  so  wurde  durch  jene  30000  Mark  die  Gründung  von  31  neuen 
Oberlehrerstellen  ermöglicht. 

Bei  den  Verhandlungen,  die  über  die  Bereitstellung  der  30000  Mark 
gepflogen  wurden,  gelangte  auch  die  grundsätzliche  Frage  zur  Erörterung, 
in  welchem  Mafse  das  Unterrichtsbedürfnis  durch  Hilfslehrer  befriedigt 
werden  könne.  Früher  war  es  üblich,  dafs  an  einer  einfachen  Anstalt, 
d.  h.  an  einer  Anstalt,  bei  der  jede  der  aufsteigenden  Klassen  nur  aus 
einer  Abteilung  besteht,  eine  Hilfslehrerstelle,  an  den  Doppelanstalten  mit 
Parallel-  oder  Wechselabteilungen  zwei  Hilfslehrerstellen  eingerichtet  wurden. 
Schon  bei  dieser  Einrichtung  war  die  Zahl  der  Hilfskräfte  im  Verhältnisse 
zu  derjenigen  der  festangestellten  Beamten  nicht  unwesentlich  kleiner  als 
in  den  übrigen  Zweigen  der  staatlichen  Verwaltung.  Die  Annahme,  dafs 
in  der  geschilderten  Art  auch  fernerhin  zu  verfahren  sein  werde,  wurde 
bei  den  Verhandlungen  über  die  Einstellung  der  erwähnten  30  000  Mark 
festgehalten.  Später  jedoch  einigte  man  sich  dahin,  dafs  bis  auf  weiteres 
für  die  Zahl  der  Stellen  für  vollbeschäftigte  Hilfslehrer  im  Vergleiche  zu 
derjenigen  der  Oberlehrer  das  Verhältnis  1 :  13  mafsgebend  sein  solle. 
Demzufolge  wurde  bezüglich  der  in  den  Etat  von  1893/94  eingestellten 
30000  Mark  der  Vermerk,  dafs  sie  künftig  in  Wegfall  kommen,  be- 
seitigt; die  auf  Grund  jener  Bewilligung  neugegründeten  Stellen  erhielten 
demnach,  soweit  nicht  einzelne,  die  an  den  betreffenden  Anstalten  zur 
Erledigung  gelangt  waren,  bereits  eingezogen  waren,  nunmehr  dauernden 
Charakter. 

Gleichzeitig  wurde  aber,  im  Hinblick  auf  die  immer  noch  ungünstigen 
Aussichten  der  Hilfslehrer,  ebenso  wie  im  Jahre  1893,  eine  vorübergehende 
Umwandlung  von  Hilfslehrerstellen  in  Oberlehrerstellen  vorgenommen.  In 
Kap.  120,  Tit.  5  b  des  Staatshaushaltsetats  von  1896/97  wurden  nämlich  für 
diesen  Zweck  mit  der  Bezeichnung  „künftig  wegfallend"  50000  Mark  ein- 
gestellt, die  zur  Gründung  von  etwa  50  neuen  Oberlehrerstellen  ausreichten. 
Die  hiernach  errichteten  Stellen  wurden,  soweit  es  sich  um  die  Frage 
handelte,  ob  das  obenerwähnte  Verhältnis  1: 13  erreicht  ist,  während  der 
Dauer  ihres  Bestehens  als  Hilfslehrerstellen  in  Rechnung  gezogen.  Endlich 
wurde,  um  die  Anstellungsverhältnisse  der  Kandidaten  noch  günstiger 
zu  gestalten,  im  Jahre  1900  für  die  vom  Staate  unterhaltenen  höheren 
Schulen  das  Verhältnis  der  Zahl  der  etatsmäfsigen  wissenschaftlichen  Hilfs- 
lehrer zu  derjenigen  der  Oberlehrer  von  1 :  13  auf  1 :  16  herabgesetzt. 
Demgemäfs  wurden  11  bis  dahin  noch  als  künftig  wegfallend  bezeichnete 
Oberlehrerstellen  in  dauernde,  56  Hilfslehrerstellen  in  etatsmäfsige  Ober- 
lehrerstellen umgewandelt  und  für  letzteren  Zweck  72800  Mark  in  den 
Staatshaushaltsetat  von  1901  neu  eingestellt. 

Neben  den  Klagen  über  zu  starke  Belastung  der  Schüler  sind  neuer- 
dings auch  solche  über  eine  zu  weitgehende  Inanspruchnahme  der  Lehrer 
für  die  Zwecke  der  Schule  laut  geworden.  Die  Klagen  der  letzteren  Art 
stehen  im  engsten  Zusammenhange  mit  den  Vorschriften  über  die  Pflicht- 
stunden; wenn  sie  berechtigt  sind,  würde  ihnen  daher  in  erster  Linie 
durch  Verminderung  der  Zahl  der  Pflichtstunden  abzuhelfen  sein.  Ein 
hierauf  bezügliches  Verlangen  ist  während  des  letzten  Jahrzehnts  nicht 
nur  in  den  Kreisen  der  Lehrer,  sondern  mehrfach  auch  im  Landtage  laut 
geworden. 
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In  früherer  Zeit  wurden  Festsetzungen  über  diesen  Gegenstand,  so- 
fern sie  überhaupt  für  erforderlich  erachtet  wurden,  meistens  in  den  Be- 
rufungsurkunden getroffen.  Dadurch  erklärte  sich  ihre  grofse  Verschieden- 
heit. An  den  einzelnen  Anstalten  richtete  sich  die  Zahl  der  Pflichtstunden 
nach  der  Natur  der  Stellen;  die  Oberlehrer  hatten  weniger  Stunden  zu 
erteilen  als  die  ordentlichen  Lehrer  (im  Sinne  der  vor  1892  geltenden 
Bezeichnungen),  den  Inhabern  der  ersten  Oberlehrerstellen  wurden  vielfach 
noch  besondere  Entlastungen  gewährt. 

In  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  der  Real-  und  der  höheren 
Bürgerschulen  vom  6.  Oktober  1859  wurden  über  die  Pflichtstunden  zum 
ersten  Male  allgemeine  Vorschriften  erlassen.  In  Ziffer  III  der  erläuternden 
Bemerkungen  zu  §§  1— 4  (Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  101)  wurde  gesagt, 
dafs  diese  Zahl  bei  dem  Direktor  in  der  Regel  12  nicht  übersteigen  solle, 
„damit  er  im  stände  ist,  seinen  übrigen  Verpflichtungen  in  der  Leitung  der 
Schule  ordnungsmäfsig  nachzukommen''.  Bei  den  Oberlehrern  sollte  die 
Zahl  der  wöchentlichen  Unterrichtsstunden  in  der  Regel  auf  20,  bei  den 
ordentlichen  Lehrern  auf  22,  bei  den  wissenschaftlichen  Hilfslehrern  auf 
24  bestimmt  werden.  Dabei  wurde  aber  bemerkt,  dafs  „diese  allgemeine 
Festsetzung  im  einzelnen  nach  den  Umständen,  z.  B.  nach  der  Zahl  der 
zu  übernehmenden  Korrekturen  und  etwa  zu  berücksichtigenden  persön- 
lichen Verhältnisse,  eine  Modifikation,  d.  h.  eine  Ermäfsigung  der  an- 
gegebenen Summen  erleiden  kann". 

Etwas  weitergebende  Forderungen  stellte  der  Erlafs  des  Unterrichts- 
ministers vom  13.  Mai  1863  *)  (Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  33).  Nach 
diesem  sollte  die  Verpflichtung  bei  dem  Direktor  oder  Rektor  über  14  bis 
16,  bei  den  Oberlehrern  über  20—22,  bei  den  ordentlichen  Lehrern  über 
22—24  Stunden  nicht  hinausgehen.  Die  Übernahme  der  höheren  Stunden- 
zahl von  22—24  sollte  aber  nur  so  lange  als  zulässig  erachtet  werden,  als 
die  Frequenz  der  einzelnen  Klassen  eine  geringe  ist  und  nicht  Korrek- 
turen herbeiführt,  die  viel  Zeit  in  Anspruch  nehmen. 

In  beiden  Erlassen  wurden  die  dort  angegebenen  Zahlen  als  Maxima 
bezeichnet.  In  gleichem  Sinne  drückte  sich  eine  am  8.  Juli  1878  erlassene 
Verfügung  aus.  (C.-Bl.  S.  487,  Wiese-Kübler  Bd.  II,  S.  261.)  Hier 
wurde  besonders  betont,  dafs  es  zwar  städtischen  Patronaten  unbenommen 
sei,  die  Pflichtstundenzahl  in  den  Berufungsurkunden  geringer  zu  bemessen, 
als  in  dem  Erlasse  vom  13.  Mai  1863  vorgesehen  ist,  dafs  aber  eine  höhere 
Bemessung  nicht  zulässig  sei.  Auch  wurde  den  ]?rovinzialschulkollegien 
zur  Pflicht  gemacht,  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  „dafs  von  der  Maximal- 
grenze der  Verpflichtung  nicht  in  solchen  Fällen  Gebrauch  gemacht  werde, 
wo  dies  infolge  gröfserer  Frequenz  der  Klassen  oder  umfangreicher  Korrek- 
turen oder  des  Gesundheitszustandes  eines  Lehrers  zu  einem  Nachteile  für 
die  Schule  und  die  betreifenden  Lehrer  führen  würde". 

Der  Erlafs  vom  13.  Mai  1863  erhielt  nach  dem  Inkrafttreten  des  Normal- 
etats von  1892  eine  wichtige  Ergänzung.  Durch  Erlafs  vom  30.  Juli  1892 
(C.-Bl.  S.  730,  Beier  S.  251)  wurde  nämlich  bestimmt,  dafs  bei  der  Er- 
mittlung des  Bedarfes  an  Lehrern  für  jeden  derselben  die  in  dem  Erlasse 
vom  13.  Mai  1863  vorgesehene  Höchstzahl  von  Stunden  in  Ansatz  zu 
bringen,  dafs  in  der  Regel  alle  Lehrer  mit  dieser  Höchstzahl  heranzuziehen 
und  Entlastungen  einzelner  nur  aus  besonderen  Gründen  zulässig  seien. 


')  Durch  diesen  Erlafe  ist,  wie  in  der  Verfügung  vom  8.  Juli  1878  (Wiese-Kübler 
Bd.  II,  8.  261)  ausdrücklich  bemerkt  wird,  die  entgegenstehende  Bestimmung  in  den  Er- 
läuterungen zur  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  aufgehoben  worden. 
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Eine  weitere  Ergänzung  wurde  durch  die  Neuordnung  der  Amtsbezeich- 
nungen und  durch  die  damit  verknöpfte  Beseitigung  des  bisherigen  Unter- 
schiedes zwischen  Oberlehrern  und  ordentlichen  Lehrern  erforderlich.  Sie 
erfolgte  durch  den  Erlafs  vom  31.  Dezember  1892  (G.-BI.  von  1893  S.  232, 
B  e  i  e  r  S.  252).  Hier  wurde  bestimmt,  dafs  die  Erleichterungen,  die  frOher 
den  Oberlehrern  gewährt  wurden,  nunmehr,  nachdem  alle  wissenschaftlichen 
Lehrer  diese  Amtsbezeichnung  erhalten  hatten,  den  mit  der  festen  Zulage  (vgl. 
Abschnitt  IX,3)  bedachten  Oberlehrern  gewährt  werden.  Bei  diesen  sollte  dem- 
gemäfs  die  Pflichtstundenzahl  in  der  Regel  im  Maximum  22,  bei  den  übrigen 
24  betragen.  Als  Gründe,  die  eine  Ausnahme  von  der  Regel  rechtfertigen, 
wurden  in  einem  Eriasse  vom  3.  Mai  1893  (G.-Bl.  S.  489,  Beier  S.  252 
Anm.  2)  in  Ergänzung  der  früheren  Bestimmungen  „Alter  und  Kränk- 
lichkeit einzelner  Lehrer,  Überfüllung  der  betreffenden  Klassen,  Belastung 
mit  verschiedenen  Korrekturen,  Vermehrung  derselben  durch  die  gröfsere 
Zahl  von  Schülern,  Heranziehung  zu  besonderen  Dienstleistungen  im  In- 
teresse der  Schule,  z.  B.  bei  Religionslehrern,  u.  a/  angeführt.  Zugleich 
wurde  der  Erwartung  Ausdruck  gegeben,  dafs  die  Provinzialschulkollegien 
bei  Prüfung  dieser  Gründe  von  der  Sorge  für  das  Interesse  der  einzelnen 
Schule  und  der  an  ihr  unterrichtenden  Lehrer  sich  gleichmäfsig  würden 
leiten  lassen.  Noch  weiter  ging  in  der  Fürsorge  für  die  Lehrer  der  Erlafs 
vom  11.  Februar  1895  (G.-Bl.  S.  275,  Beier  S.  252).  Dieser  machte 
nämlich  den  Provinzialschulkollegien  zur  Pflicht,  darauf  zu  achten,  dafs 
die  Gründe,  die  im  einzelnen  Falle  für  ein  Herabgehen  unter  die  Maximal- 
stundenzahl der  Lehrer  sprechen,  überall  zur  Geltung  gebracht  werden. 
Hiermit  wurde  erreicht,  dafs  die  Belastung  der  Lehrer  mit  Pflichtstunden 
thatsächlich  nicht  stärker,  zum  Teil  geringer  war  als  unter  der  Herrschaft 
der  älteren  Bestimmungen.  Aus  einer  im  Jahre  1896  vom  Unterrichts- 
minister veranlafsten  Erhebung  ergab  sich  nämlich,  dafs  die  Inhaber  der 
damals  in  die  Etats  der  staatlichen  höheren  Schulen  aufgenommenen 
2222  Oberlehrerstellen  im  ganzen  47  756  Pflichtstunden  zu  erteilen  hatten, 
dafs  also  auf  jeden  derselben  nur  21,49  Pflichtstunden  entfielen^). 

Bei  dem  Erlasse  der  Verfügung  vom  31.  Dezember  1892  war  voraus- 
gesetzt worden,  dafs  die  feste  Zulage  der  Hälfte  der  Lehrer  an  den  Voll- 
anstalten und  dem  vierten  Teile  der  Lehrer  an  den  Nichtvollanstalten 
verliehen  werde').  Durch  den  zweiten  Nachtrag  zum  Normaletat  erhielt 
indessen  jene  Zulage  den  Charakter  einer  Alterszulage;  sie  wurde  nun- 
mehr wenigstens  an  den  vom  Staate  verwalteten  Anstalten  denjenigen  Ober- 
lehrern, die  im  übrigen  den  an  ihre  Gewährung  geknüpften  Bedingungen 
genügten,  lediglich  nach  Mafsgabe  ihres  Dienstalters  ohne  Rücksicht  auf 
die  Zahl  der  vorhandenen  Stellen  verliehen.  Die  Unterrichtsverwaltung 
legte  jedoch  damals  noch  Wert  darauf,  dafs  die  Zahl  deijenigen  Lehrer, 
die  mit  einer  Ermäfsigung  der  Zahl  der  Pflichtstunden  auf  22  bedacht 
wurden,  im  Verhältnisse  zur  Gesamtzahl  aller  Oberlehrer  nicht  wesentlich 
geändert  werde.  Der  Unterrichtsminister  setzte  deshalb  in  der  Ausfühiiings- 
verfügung  zum  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat  (vom  19.  April  1899, 
C.-Bl.  S.  425)  fest,  dafs  für  diejenigen  Oberlehrer,  welche  die  feste  Zulage 
nach  den  neuen  Bestimmungen  erhalten,  die  Ermäfsigung  der  Pflicht- 
stundenzahl    erst    nach    Erreichung     eines    Besoldungsdienstalters    von 


')  Die  Schulkonferenz  von  1890  hatte  beschlossen,  da&  die  Zahl  der  Pflichtstonden 
der  wissenschaftlichen  Lehrer  über  22  in  der  Woche  nicht  hinausgehen  solle  (vgl.  Ver- 
handlungen S.  398—415). 

*]  Vgl.  hierüber  die  DarsteUnng  im  Abschnitt  IX,  3. 
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13^/2  Jahren  einzutreten  habe,  d.  h.  ungefähr  in  demjenigen  Dienst- 
alter, bei  welchem  unmittelbar  vor  dem  Inkrafttreten  des  zweiten  Nach- 
trages die  feste  Zulage  verliehen  wurde.  Endlich  wurde  durch  eine 
Verfügung  vom  24.  April  1901  (C.-Bl.  S.  399)  bestimmt,  dafs  bei  dem 
Dienstalter  von  13 V2  Jahren  auch  für  diejenigen  Oberlehrer,  an  welche 
die  feste  Zulage  nicht  gezahlt  wird,  die  erwähnte  Ermäfsigung  ein- 
zutreten habe. 

Bei  der  Prüfung  der  Frage,  ob  aus  den  Pflichtstundenzahlen  eine 
übermäfsige  Anspannung  der  Arbeitskraft  der  Lehrer  gefolgert  werden 
kann,  ist  zu  berücksichtigen,  dafs  die  Thätigkeit  des  XJnterrichtens  eine 
ganz  besondere  Anstrengung  erfordert,  und  dafs  deshalb  die  auf  sie  ver- 
wendete Zeit  nicht  ohne  weiteres  mit  der  auf  andere  Arten  geistiger  Arbeit 
verwendeten  verglichen  werden  kann.  Jene  Anstrengung  ist  durch  die 
neueren  Reformen  auf  diesem  Gebiete  des  höheren  Unterrichtes  wesentlich 
vergröfsert  worden.  Insbesondere  verlangt  jetzt  der  Unterricht  eine  viel 
sorgfältigere  Methodik  als  früher,  da  von  den  Schülern  jede  Überbürdung 
mit  häuslichen  Arbeiten  femgehalten  werden  soll,  die  Zahl  der  Unterrichts- 
stunden verringert  worden,  aber  eine  Herabsetzung  der  Lehrziele  im  grofsen 
und  ganzen  nicht  eingetreten  ist.  Auch  die  Vorbereitung  auf  den 
Unterricht  erfordert  aus  den  nämlichen  Gründen  mehr  Zeit  als  früher. 
Femer  darf  nicht  übersehen  werden,  dafs  den  Lehrern  die  Pflicht  obliegt, 
die  häuslichen  Arbeiten  der  Schüler  gewissenhaft  durchzusehen,  und  dafs 
sie,  wenn  sie  für  den  Unterricht  in  den  höheren  Klassen  tauglich  bleiben 
wollen,  unausgesetzt  an  ihrer  wissenschaftlichen  Weiterbildung  in  ihrem 
besonderen  Fache  arbeiten  müssen. 

Von  vielen  Seiten  wurde  nun  behauptet,  dafs  unter  diesen  Gesichts- 
punkten die  Zahl  der  Pflichtstunden  zu  hoch  gegriffen  sei.  Ein  völlig 
neues  Moment  wurde  in  diese  Frage  dadurch  hineingeworfen,  dafs  eine 
Bewegung  aus  Lehrerkreisen,  die  es  sich  überhaupt  angelegen  sein  liefs, 
die  Verhältnisse  des  höheren  Lehrerstandes  in  trübem  Lichte  darzustellen, 
die  Meinung  aufgebracht  und  in  weiten  Kreisen  verbreitet  hatte,  dafs  die 
höheren  Lehrer  einer  besonders  ungünstigen  Sterblichkeit  unterlägen. 
Diese  Behauptung  fufste  auf  einer  Rechnung,  durch  welche  bewiesen  sein 
sollte,  dafs  die  Oberlehrer  durchschnittlich  vier  Jahre  früher  aus  dem 
Leben  scheiden  als  die  übrige  Bevölkerung.  Auf  Veranlassung  der  Unter- 
richtsverwaltung hat  das  Statistische  Bureau*)  für  einen  Zeitraum  von 
15  Jahren  die  Ausscheide  Verhältnisse  des  höheren  Lehrerstandes  unter- 
sucht und  dabei  festgestellt,  dafs  jene  Rechnung  falsch  war  und  dafs,  wie 
man  das  von  vomherein  auch  nicht  anders  erwarten  konnte,  die  Ober- 
lehrer nicht  schlechter,  sondem  sehr  erheblich  besser  stehen  als  die  Be- 
völkerung im  allgemeinen.  Das  dabei  benutzte  Material  war  indessen 
nicht  ganz  vollständig  und  fehlerfrei,  und  dies  hatte  in  einzelnen  Punkten 


^)  Vgl.  die  Denkschrift  in  den  Drucksachen  des  H.  der  Abg.,  XIX.  Legislaturperiode, 
2.  Session,  Nr.  59.  Den  äufseren  Anlafe  zu  den  Erhebungen  gab  die  Schrift  des 
Dr.  Heinrich  Schröder:  „Der  höhere  Lehrerstand  in  Preulsen,  seine  Arbeit  und 
sein  Lohn",  Kiel  und  Leipzig,  Verlag  von  Lipsius  &  Tischer.  Etwa  gleichzeitig  mit  der 
Denkschrift  erschien  eine  von  Prof.  Dr.  A.  Kannengiefser  verfalste  Schrift  über 
„Ausscheidealter  und  Krankheiten  der  Direktoren  und  Oberlehrer  an  den  höheren  Lehr- 
anstalten Preulsens  in  den  Jahren  1895/96  bis  1898/99*",  Schalke,  Verlag  von  E.  Kannen- 
S'efser;  diese  Schrift  kam  zu  erheblich  unffünstigeren  Ergebnissen  als  die  amtliche 
enkschrift.  über  diese  hat  Prof.  Dr.  Klatt  in  einem  Vortrage  „kritische  Be- 
merkungen** gemacht;  der  Vortrag  ist  bei  Karl  Hermann  Müller,  Berlin,  Münzstrafte  3, 
im  Druck  erschienen. 
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zu  unrichtigen  Feststellungen  geführt.  Mit  Rücksicht  darauf  liefs  die 
Unterrichtsverwaltung  die  Sache  durch  eine  besondere  Kommission^)  noch 
einmal  prüfen,  deren  Hauptaufgabe  darin  bestand,  das  unterliegende 
Material  durch  Beseitigung  der  Fehler  und  Ergänzung  der  Lücken  völlig 
einwandsfrei  herzustellen.  Die  Kommission  hat  ihre  Arbeit  abgeschlossen 
und  in  einer  mit  Genehmigung  des  Unterrichtsministeriums  veröffentlichten 
Denkschrift')  niedergelegt.  Ihre  Ergebnisse  sind  noch  etwas  günstiger, 
im   wesentlichen  aber  dieselben  wie  diejenigen  des  Statistischen  Bureaus. 

Schliefslich  ist  bezüglich  der  Pflichtstunden  noch  zu  erwähnen,  dafs 
künftig  eine  Erleichterung  für  die  ältesten  Lehrer  dadurch  eintreten  wird, 
dafs  durch  Verfügung  des  Unterrichtsministers  vom  12.  Oktober  bestimmt 
ist,  es  sollten  für  die  Folge  bei  der  Erneuerung  der  Etats  der  einzelnen 
Anstalten  für  Oberlehrer  mit  einem  Besoldungsdienstalter  von  mindestens 
24  Jahren  nur  20  Pflichtstunden  angesetzt  werden  und  die  bisher  an  die 
Erreichung  eines  Besoldungsdienstalters  von  13V2  Jahren  geknüpfte  Herab- 
setzung der  Pflichtstundenzahl  von  24  auf  22  bereits  mit  einem  Besoldungs- 
dienstalter von  12  Jahren  eintreten. 

Bezüglich  der  Übernahme  von  Nebenämtern  und  Neben- 
beschäftigungen sind  die  Lehrer  der  höheren  Schulen  den  für  die 
übrigen  öffentlichen  Beamten  erlassenen  Vorschriften  im  allgemeinen  mit- 
unterworfen ^).  Besondere  Bestimmungen  wurden  über  die  Erteilung 
von  Privatunterricht  und  die  Aufnahme  von  Pensionären  ge- 
troffen. Erstere  wurde  schon  in  früheren  Zeiten  von  der  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde  bezw.  des  Direktors  abhängig  gemacht.  Die  Aufnahme 
von  Pensionären  durch  Direktoren  und  Lehrer  höherer  Schulen  wurde  erst 
später  unter  die  Kontrolle  der  vorgesetzten  Behörden  gestellt.  Die  erste 
auf  diesen  Gegenstand  bezügliche  allgemeine  Verfügung  des  Unterrichts- 
ministers erging  am  30.  April  1875  (Wie se-K übler,  S.  264). 

Vor  der  Neuregelung  der  Besoldungen  durch  den  Normaletat  von  1892 
übten  die  Schulaufsichtsbehörden  gegenüber  dem  Nebenerwerbe  der  Lehrer 
im  Hinblick  auf  die  ungünstigen  Besoldungsverhältnisse  derselben  in  der 
Regel  eine  ziemlich  weitgehende  Nachsicht.  Demgemäfs  hatte  vielfach 
die  Anschauung  Platz  gegriffen,  dafs  die  Einnahmen  aus  Privatstunden 
und  aus  der  Aufnahme  von  Pensionären  in  gewissem  Sinne  als  Ergänzung 
des  an  sich  unzureichenden  Diensteinkommens  zu  betrachten  und  dafs 
deshalb  dem  Lehrer  die  Gelegenheit,  sich  auf  diesem  Wege  einen  Neben- 
erwerb zu  verschaffen,  nicht  zu  erschweren  sei. 

Durch  den  Normaletat  von  1892  wurde  der  Wunsch  der  Direktoren 
und  Lehrer,  dafs  ihre  Besoldungen  mit  deqjenigen  der  übrigen  akademisch 
vorgebildeten  Beamten  gleich  hoch  bemessen  werden  möchten,  wenigstens 
annähernd  erfüllt.  Damit  war  der  Anlafs  entfallen,  ihnen  lediglich  wegen 
ihres  geringen  Diensteinkommens  den  Nebenerwerb  in  ausgedehnterem 
Mafse  zu  gestatten   als  den   übrigen  Beamtenklassen.     Auch  in  Lehrer- 


^)  Vorsitzender  war  Geh.  Reg.-Bat  und  Mitglied  des  Königl.  Statistischen  Bureaus 
Freiherr  von  Fircks,  nach  dessen  Tode  Geh.  Reg.-Rat  und  ord.  Honorarprofessor  Dr. 
R.  Boeckh;  die  übrigen  Mitglieder  waren :  Dr.  H.  von  der  Borght,  damals  Professor 
an  der  Technischen  Hochschule  zu  Aachen,  Dr.  E.  Huckert,  Professor  am  Real- 
rpnnasium  zu  Neifse,  Dr.  M.  Klatt,  Professor  am  Lessing-Gymnasium  zu  Berlin,  und 
Dr.  W.  Kruse,  Professor  der  Hygiene  an  der  Universität  Bonn. 

*)  Die  Alters-  und  Sterblichkeitsverhältnisse  der  Direktoren  und  Oberlehrer  in 
Preußen,  herausgegeben  von  Richard  Boeckh  und  Max  Klatt.  Halle  a.S.,  Buch- 
handlung des  Waisenhauses,  1901. 

■)  Vgl.  den  Erlafe  des  ünterrichtsministers  vom  27.  April  1854  (Wiese-Kühler 
Bd.  II,  S.  264). 

Wiese,  Schulweeen.    lY.  6 
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kreisen  hatte  man  gegen  eine  zu  grofse  Ausdehnung  des  Nebenerwerbs  Be- 
denken. Man  vertrat  hier  sogar  vielfach  die  Auffassung,  dafs  die  Erteilung 
von  Privatstunden  und  die  Aufnahme  von  Pensionären  gegen  Entgelt  ge- 
eignet seien,  das  Ansehen  des  Standes  herabzusetzen.  Deshalb  wurde  nicht 
selten  die  Forderung  erhoben,  diese  Art  des  Nebenerwerbs  ausnahmslos  zu 
untersagen.  Die  Unterrichtsverwaltung  hat  dieser  Forderung  nicht  Fol^e  ge- 
leistet, in  der  Erwägung,  dafs  in  zahlreichen  Fällen,  namentlich  an  klemeren 
Orten,  die  Lehrer  der  höheren  Schulen  die  einzigen  sind,  die  mit  Aussicht  auf 
Erfolg  Privatunterricht  zu  erteilen  im  stände  sind,.. und  in  deren  Hause 
eine  sorgfältige  Erziehung  sowie  eine  gewissenhafte  Überwachung  von  Pen- 
sionären nach  allen  Richtungen  hin  gesichert  ist,  dafs  also  ein  Verbot  in 
dem  angedeuteten  gröfseren  oder  geringeren  Umfange  vielfach  den  be- 
rechtigten Interessen  der  Eltern  und  der  Schüler  widersprechen  würde. 
Sie  beschränkte  sich  deshalb  darauf,  eine  das  Ansehen  des  Lehrerstandes 
und  die  Interessen  der  Schule  schädigende  Art  und  Ausdehnung  des 
Nebenerwerbes  der  Lehrer  zu  verhindern  und  eine  ständige  Kontrolle 
desselben  durch  die  Aufsichtsbehörden  zu  sichern. 

Diesem  Gedanken  trägt  der  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom 
27.  November  1893  Rechnung*).  Nur  in  einem  Punkte  enthält  er  ein  un- 
bedingtes Verbot,  und  dieses  geht  dahin,  dafs  an  Prüfungsaspiranten,  die 
nicht  der  Schule  angehören,  durch  Mitglieder  derjenigen  Kommission,  vor 
der  die  Prüfung  abgelegt  werden  soll,  Ftivatunterricht  nicht  erteilt  werden 
darf.  Im  übrigen  wird  für  jeden  einzelnen  Fall  die  Erteilung  der  Ge- 
nehmigung dem  pflichtmäfsigen  Ermessen  des  Direktors  bezw.  des  Provinzial- 
schulkollegiums  überlassen. 

Die  Erteilung  oder  die  Versagung  der  Genehmigung  ist  Sache  der- 
jenigen Instanzen,  denen  die  Aufsicht  über  die  Dienstführung  der  Lehrer, 
nicht  also  derjenigen,  denen  die  Unterhaltung  der  Schule  obliegt.  Etwaige 
von  einem  nichtstaatlichen  Patronate  in  die  Berufungsurkunde  aufgenom- 
mene Bestimmungen,  in  denen  ein  Verbot  der  Übernahme  von  Neben- 
ämtern u.  dergl.  ausgesprochen  wird,  sind  demnach  rechtlich  wirkungslos, 
ebenso  wie  etwaige  Verpflichtungen,  die  ein  Lehrer  dem  Patron  gegenüber 
wegen  der  Nichtübemahme  von  Nebenbeschäftigungen  übernommen  hat. 
Hierdurch  wird  jedoch  nicht  ausgeschlossen,  dafs  den  Schulunterhaltungs- 
pflichtigen  vor  der  Entscheidung  über  ein  Gesuch  auf  Erteilung  der  Ge- 
nehmigung Gelegenheit  zur  Äufserung  gegeben  wird'). 

tn)er  den  Umfang  des  Nebenerwerbes  der  Lehrer  an  höheren  Schulen 
wurden  im  Jahre  1899  vom  Unterrichtsminister  umfassende  Erhebungen 
veranlafst.  Diese  haben  zu  dem  Ergebnisse  geführt,  dafs  sämtliche  Direk- 
toren und  Lehrer  aus  Nebenämtern  und  dem  Nebenerwerb  aus  Unter- 
richt und  Halten  von  Pensionären  einen  jährlichen  Reingewinn  von 
1664882  Mk.  beziehen,  dafs  hierbei  von  den  Direktoren  45,72%  der  Ge- 
samtzahl mit  durchschnittlich  je  657  Mk.,  von  den  Oberlehrern  50,98% 
mit  durchschnittlich  450  Mk.  und  von  den  Hilfslehrern  60%  mit  durch- 
schnittlich 462  Mk.  beteiligt  sind.  Der  Höchstbetrag  der  Nebeneinnahmen 
belief  sich  auf  4500  Mk.;  in  70  Fällen  betrug  die  Nebeneinnahme  über 
1860,  in  203  Fällen  über  1250  Mk.«). 


^)  G.-Bl.  1894  S.  272.  Die  wichtigsten  Punkte  dieses  Erlasses  sind  bei  Beier, 
8.  254,  mitgeteilt. 

')  Vgl.  den  Erlais  des  Unterrichtsministers  vom  5.  August  1887  (Wiese-Kabler 
Bd.  II,  S.  496,  im  Auszüge  bei  Bei  er,  S.  254). 

*)  Diese  Ergebnisse  sind  auf  Grund  der  eigenen  Angaben  der  Beteiligten  fest-. 
gesteUt  worden.    Vgl.  die  auch  als  Sonderabdruck  erschienene  Abhandlung  Yon  Lezis: 
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15.   Die  Behörden  fttr  höhere  Schalen. 

Die  Aufsicht  über  diejenigen  höheren  Schulen,  die  allgemeinen  Bildungs- 
zwecken  dienen,  wird  in  letzter  Instanz  vom  Minister  der  geist- 
lichen, Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten  geführt. 
Diese  Stelle  bekleidete  Dr.  Falk  bis  1879,  nach  ihm  v.  Puttkamer 
bis  1881,  Dr.  v.  Gofsler  bis  1891,  D.  Graf  v.  Zedlitz  bis  1892,  DDr. 
Bosse  bis  1899  und  seitdem  der  jetzige  Minister  Dr.  S  t  u  d  t.  Unter- 
staatssekretäre waren  Dr.  Sydow  bis  1879,  Dr.  v.  Gofsler  bis  1881, 
Lucanus  bis  1888,  Nasse  bis  1890,  Bark  hausen  bis  1891,  v.  Wey- 
rauch bis  1899,  Dr.  y.  Bartsch  bis  1900,  auf  den  letzteren  folgte  der 
jetzige  Unterstaatssekretär  We  ver.  Ministerialdirektor  Greiff  leitete  bis 
1882  die  Unterrichtsabteilung,  von  da  an  bis  1890  ausschliefslich  die  erste 
Unterrichtsabteilung;  auf  ihn  folgte  als  Leiter  der  letzteren  der  bisherige 
Leiter  der  zweiten  Unterrichtsabteilung,  Ministerialdirektor  de  la  Groix, 
und  auf  diesen  im  Jahre  1897  der  jetzige  Ministerialdirektor  Dr.  Althoff. 

Die  Aufsicht  und  die  Verwaltung  ist  in  der  Weise  decentralisiert, 
dafs  sie  im  wesentlichen  den  Provinzialbehörden  überlassen  ist,  von 
diesen  nach  Mafsgabe  der  vom  Minister  erlassenen  allgemeinen  Anord- 
nungen geführt  wird,  dafs  für  bestimmte  von  ihnen  zu  besorgende  An- 
gelegenheiten die  Genehmigung  des  Ministers  einzuholen  ist,  und  dafs  nur 
eine  kleine  Minderzahl  von  Geschäften  regelmäfsig  von  der  Centralstelle 
besorgt  wird.  Die  Decentralisation  hat  durch  den  Allerhöchsten  Erlafs 
vom  28.  Juli  1892  (C.-Bl.  S.  735.  Bei  er,  S.  180)  eine  wesentliche  Er- 
weiterung erfahren.  Denn  durch  diesen  wurde,  abgesehen  von  den  Reli- 
gionslehren, die  Beinifung  bezw.  Bestätigung  sämtlicher  Oberlehrer  der  Pro- 
vin^ialbehörde  überlassen. 

Im  dritten  Bande  (S.  61  ff.)  ist  dargestellt  worden,  wie  die  in  den 
alten  Provinzen  früher  üblich  gewesene  Teilung  der  Beaufsichtigung  des 
höheren  Schulwesens  unter  die  Bezirksregierungen  und  die  Provinzial- 
schulkollegien  allmählich  beseitigt  worden  ist.  Diese  Entwicklung  hat 
im  Jahre  1875  ihren  Abschlufs  gefunden.  Seitdem  stehen  sämtliche  dem 
Verwaltungsbereiche  des  Unterrichtsministers  angehörige,  mit  Berechti- 
gungen versehenen  öffentlichen  höheren  Schulen  unter  der  unmittelbaren 
Aufsicht  der  ProvinzialschulkoUegien. 

Die  ProvinzialschulkoUegien  führen  die  Verwaltung  und  Aufsicht  unter 
der  oberen  Leitung  des  Ministers,  also,  soweit  für  einzelne  Fälle  ihnen 
nicht  besondere  Aufträge  gegeben  werden,  nach  Mafsgabe  der  ihnen  vom 
Minister  gegebenen  allgemeinen  Anordnungen.  Diese  bilden  das  hervor- 
ragendste Mittel  zur  Erhaltung  der  Einheitlichkeit  der  Verwaltung  inner- 
halb des  gesamten  Staatsgebiets  in  allen  wichtigeren  Angelegenheiten. 
Damit  auch  im  übrigen  eine  den  Absichten  des  Ministers  nicht  entr 
sprechende  Verwaltung  nach  Möglichkeit  vermieden  werde,  sind  die  Provinzial- 
schulkoUegien verpflichtet  worden,  alle  von  ihnen  erlassenen  allgemeinen 
Verfügungen  der  Centralstelle  mitzuteilen.  Das  wichtigste  Mittel,  durch 
welches  der  Minister  vom  Zustande  des  höheren  Schulwesens  der  einzelnen 
Provinzen  Kenntnis  erhält,  sind  die  von  den  ProvinzialschulkoUegien  ein- 
zureichenden ausführlichen  Verwaltungsberichte.  Diese  werden  für 
die  Gymnasial-  und  die  Realanstalten  zu  verschiedenen  Terminen  inZwischen- 


.Nochmals  die  Lage  des  höheren  LehrecBtandes  in  Preu&en'',  in  den  Jahrhüchem  ftr 
Nationalökonomie  und  Statistik,  herausgegeben  von  Conrad,  Loening  und  Lexis.  Dritte 
Folge,  Bd.  XIX,  Heft  1.    Jena,  Gustav  Fischer. 

6* 
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räumen  von  je  vier  Jahren  erstattet.  Über  ihren  Inhalt  sind  genaue  Be- 
stimmungen erlassen  worden.  Die  Berichte  müssen  aus  einem  allgemeinen 
und  einem  besonderen  Teile  bestehen;  in  dem  letzteren  mufs  über  jede 
einzelne  •  der.  in  Betracht  kommenden  Anstalten  berichtet  werden,  und  zwar 
eingehend  über  diejenigen,  die  im  Laufe  der  Berichtsperiode  von  einem 
Kommissar  der  Aufsichtsbehörde  revidiert  worden  sind. 

Seit  dem  Inkrafttreten  des  mit  dem  Fürstentum  Wal  deck  am  18.  Juli 
1867  abgeschlossenen  Accessionsvertrages  erstreckt  sich  der  Geschäftskreis 
des  preufsischen  Unterrichtsministers  auch  auf  das  Gebiet  dieses  Bundes- 
staates. Die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  höheren  Schulen  desselben 
wird  wie  bisher  vom  Provinzialschulkollegium  zu  Cassel  geführt. 

Während  bezüglich  Waldecks  die  gesamte  Verwaltung  von  Preufsen 
übernommen  ist,  findet  in  mehreren  anderen  Bundesstaaten  eine 
Mitwirkung  preufsischer  Beamter  an  der  Beaufsichtigung 
der  höheren  Schulen  in  beschränktem  Umfange  statt.  Diese  Mit- 
wirkung ist  dadurch  veranlafst  worden,  dafs  es  den  betreffenden  Staaten 
an  Beamten  fehlte,  denen  die  technische  Aufsicht  über  den  Unterrichts- 
betrieb, insbesondere  die  fachmännischen  Revisionen  und  die  Leitung  der 
Prüfungen  übertragen  werden  konnten.,.  Jene  Staaten  wandten  sich  daher 
an  Preufsen  mit  dem  Ersuchen  um  Überlassung  von  Beamten  für  diese 
Zwecke.  Hierbei  handelte  es  sich  entweder  um  eine  einmalige  Revision 
oder  um  die  Übernahme  regelmäfsig  wiederkehrender  Geschäfte,  also  ge- 
wissermafsen  eines  dauernden  Schulaufsichtsamtes.  In  Fällen  der  ersten 
Art  wurde,  sofern  der  gesamte  Unterricht  revidiert  werden  sollte,  in  der 
Regel  ein  Rat  des  Unterrichtsministeriums,  sofern  es  sich  um  Revision  des 
technischen  Unterrichts,  z.  B.  des  Turnunterrichts,  handelte,  derjenige  Be- 
amte, dem  in  Preufsen  die  Revision  dieses  Unterrichts  übertragen  wird, 
zur  Verfügung  gestellt.  In  Fällen  der  zweiten  Art  wurden  die  in  Betracht 
kommenden  Autsichtsgeschäfte  einem  Rate  des  Schulkollegiums  derjenigen 
Provinz  übertragen,  die  mit  dem  betreffenden  Bundesstaate  durch  ihre 
geographische  Lage  die  engste  Fühlung  hat. 

In  beiden  Fällen  handelt  es  sich  jedoch  bei  den  in  Betracht  kommen- 
den preufsischen  Beamten  nicht  um  Ausübung  von  Hoheitsrechten  Preufsens, 
sondern  um  Ausübung  von  Hoheitsrechten  des  betreffenden  aufserpreufsischen 
Bundesstaates.  Wenn  also  beispielsweise  einem  der  Provinzialschulräte  in 
Magdeburg  für  das  Fürstentum  Schwarzburg-Rudolstadt  die  Revision  der 
höheren  Schulen  und  die  Leitung  der  Reifeprüfungen  übertragen  wird,  so 
wird  ihm  der  Auftrag  von  der  Fürstlich  Schwarzburgischen  Regierung 
erteilt,  bei  seiner  Ausführung  vertritt  er  diese  Regierung,  erscheint  er  als 
Träger  eines  ihm  von  dieser  übertragenen  Amtes.  Die  Sache  liegt  also 
so,  dafs  er  für  diesen  Staat  ein  Nebenamt  übernommen  hat.  Die  Mit- 
wirkung Preufsens  beschränkt  sich  auf  die  Erteilung  der  Genehmigung 
zur  Übernahme  des  Nebenamtes,  und  diese  Genehmigung  ist  von  Seiner 
Majestät  dem  Könige  zu  erbitten.  Hierdurch  erklärt  sich,  dafs  der  Auftrag 
jedesmal  nur  einem  bestimmten  Beamten  für  seine  Person  übertragen  wird, 
dafs  er  bei  dessen  Ableben  nicht  ohne  weiteres  auf  den  Amtsnachfolger 
übergeht,  sondern  dafs  er  für  diesen  erneuert  und  dafs  ebenso  die  König- 
liche Genehmigung  von  neuem  nachgesucht  werden  mufs. 

Eine  Teilnahme  an  der  Aufsicht  über  höhere  Schulen  anderer  Bundes- 
staaten ist  in  dem  angegebenen  Umfange  einem  Rate  des  Provinzialschul- 
koUegiums  zu  Magdeburg  für  das  Herzogtum  Sachsen  -  Altenburg  und 
das  Fürstentum  Schwarzburg-Rudolstadt,  einem  Rate  des  Provinzialschul- 
kollegiums  in  Hannover  für  das  Fürstentum  Schaumburg-Lippe  und  einem 
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Rate  des  ProvinzialscbulkoUegiums  zu  Münster  für  das  Fürstentum  Lippe- 
Detmold  übertragen  worden.  In  den  bezüglichen  Abmachungen  sind  die 
Schulen,  auf  die  sich  die  Aufsicht  erstrecken  soll ,  und  die  hierbei  in  Be- 
tracht kommenden  Geschäfte  einzeln  aufgeführt;  auch  ist  von  Preufsen  die 
Zusicherung  erteilt  worden,  dafs  die  Direktoren  der  beteiligten  Anstalten 
zu  den  Direktorenkonferenzen  der  betreflfenden  preufsischen  Provinz 
miteingeladen  werden  sollen. 

Die  Zuständigkeit  des  Deutschen  Beiches  erstreckt  sich  bekanntlich 
nicht  auf  das  Schulwesen,  die  Regelung  desselben  ist  vielmehr  Sache 
der  Einzelstaaten  geblieben.  Demgemäfs  steht  der  Reichsschul- 
kommission, der  einzigen  Reichscentralbehörde,  die  Beziehungen  zum 
Schulwesen  hat,  ein  Aufsichtsrecht  über  die  Schulen  der  Einzelstaaten 
oder  ein  unmittelbarer  Einflufs  auf  den  Betrieb  derselben  nicht  zu.  Sie 
hat  keine  selbständige  Thätigkeit  zu  entfalten,  sondern  lediglich  auf  Er- 
fordern des  Reichskanzlers  ihr  Gutachten  abzugeben  über  Anträge,  be- 
stimmten höheren  Lehranstalten  die  Berechtigung  zur  Ausstellung  von 
Zeugnissen  über  die  wissenschaftliche  Befähigung  für  den  einjährig-frei- 
willigen Militärdienst  zu  verleihen ,  sowie  über  Fragen ,  die  sich  auf  die 
Handhabung  dieser  Seite  des  Berechtigungswesens  beziehen.  Ihre  Zu- 
sammensetzung ist  durch  Beschlüsse  des  Bundesrates  geregelt,  zuletzt  durch 
Beschlufs  vom  19.  Februar  1875*).  Sie  besteht  aus  einem  Vorsitzenden 
und  sechs  Mitgliedern;  der  Vorsitzende  wird  vom  Reichskanzler,  je  ein 
Mitglied  von  Preufsen,  Bayern,  Sachsen  und  Württemberg,  ein  fünftes  ab- 
wechselnd von  Baden,  Hessen,  Elsafs-Lothringen  und  Mecklenburg-Schwerin, 
ein  sechstes  abwechselnd  von  den  übrigen  Bundesstaaten  nach  der  im 
Artikel  ö  der  Reichsverfassung  gegebenen  Reihenfolge  ernannt. 

16.  VereinbarnB^en  der  deutschen  Staatsrej^^i^ii!?«!!  Aber  die  gegenseitige 

Anerkennung  von  Zengnissen. 

Die  innigen  Wechselbeziehungen  zwischen  den  einzelnen  Bundesstaaten, 
der  zwischen  ihnen  in  gewissem  Umfange  sich  allmählich  vollziehende 
Austausch  der  Bevölkerung,  der  durch  die  Freizügigkeit  eine  starke 
Förderung  erfahren  hatte,  und  die  Bedeutung  der  von  höheren  Lehr- 
anstalten oder  anderweitig  von  staatlichen  Prüfungskommissionen  aus- 
gestellten Zeugnisse  für  die  verschiedenen  Lebensverhältnisse  machten  es 
erwünscht,  diesen  Zeugnissen  auch  in  anderen  Bundesstaaten  als  in  den- 
jenigen, von  deren  Behörden  sie  ausgestellt  waren,  eine  Wirksamkeit  zu 
sichern.  Soweit  über  diesen  Gegenstand  und  auf  den  damit  zusammen- 
hängenden dem  Schulwesen  angehörigen  Gebieten  einheitliche  Bestimmungen 
für  das  Deutsche  Reich  herbeigeführt  werden  sollen,  kann  das  wegen  des 
Mangels  einer  entsprechenden  Zuständigkeit  des  Reiches  nur  auf  dem  Wege 
der  Vereinbarung  zwischen  den  einzelnen  Staaten  geschehen.  Die  be- 
treffenden Bestimmungen  enthalten  dann  aber  ihre  verbindliche  Kraft 
nicht  von  Reichs  wegen,  auch  nicht  ohne  weiteres  durch  die  Vereinbarung, 
sondern  lediglich  durch  die  auf  Grund  dieser  Vereinbarung  getroffene  An- 
ordnung des  betreffenden  Bundesstaates. 

iH  Das  Bedürfnis  einer  Vereinbarung  machte  sich  zuerst  bezüglich  der 
Anerkennung   der  von  den  Gymnasien  ausgestellten  Reifezeugnisse 


')  Vgl.  u.  a.  Arndt    Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches.    S.  691.    Berlin  1901« 
Verlag  yon  0.  Häring. 
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geltend.  Hier  war  sie  auch  am  leichtesten  durchführbar,  da  der  Lehrplan 
und  das  Lehrziel  der  Gymnasien  in  allen  Bundesstaaten  wesentlich  gleich- 
artig gestaltet  waren.  Auf  diesem  Gebiete  erfolgte  die  Befriedigung  des 
Bedürfnisses  durch  die  im  April  1874  zwischen  den  deutschen  Staats- 
regierungen getroffene  Vereinbarung*).  Diese  stellte  bezüglich  der 
inneren  Einrichtung  der  Gymnasien  und  bezüglich  der  an  ihnen  ab- 
zuhaltenden Reifeprüfungen  gewisse  Grundsätze  auf,  zu  deren  Beobachtung 
sich  die  Regierungen  verpflichteten.  Unter  dieser  Voraussetzung  sollten 
die  in  einem  Bundesstaate  ausgestellten  Reifezeugnisse  in  den  übrigen  für 
die  Zulassung  zu  den  Universit&tsstudien  und  in  allen  öffentlichen  Ver- 
hältnissen volle  Geltung  haben. 

Die  Ausdehnung  dieser  Vereinbarung  auf  Realanstalten  mufste 
so  lange  verschoben  werden,  bis  auch  bezüglich  dieser  wenigstens  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  die  Gleichheit  der  inneren  Einrichtung  und  des 
Lehrzieles  in  allen  Bundesstaaten  herbeigeführt  war.  Dieser  Zustand  war, 
soweit  die  lateintreibenden  Realanstalten  in  Betracht  kamen,  zu  Anfang 
der  achtziger  Jahre  erreicht.  Um  diese  Zeit  begannen  die  Verhandlungen 
zwischen  den  Bundesregierungen  über  die  gegenseitige  Anerkennung  der 
Reifezeugnisse  der  Realgymnasien  (Realschulen  erster  Ordnung).  Da 
sie  gleichzeitig  auch  eine  Abänderung  des  Übereinkommens  von  1874  zum 
Ziele  hatten,  so  nahmen  sie  längere  Zeit  in  Anspruch,  so  dafs  sie  erst  im 
Jahre  1889.  zum  Abschlüsse  gebracht  werden  konnten. 

Das  „Übereinkommen  der  deutschen  Staatsregierungen,  betreffend  die 
gegenseitige  Anerkennung  der  an  den  Gymnasien  bezw.  Realgymnasien 
(Realschulen  erster  Ordnung)  ausgestellten  Reifezeugnisse^ '),  enthält  in  §  1 
Ziffer  1  die  grundsätzliche  Bestimmung,  dafs  das  Reifezeugnis,  das  ein 
Angehöriger  des  Deutschen  Reiches  an  einem  Gymnasium  oder  einem 
Realgymnasium  (einer  Realschule  erster  Ordnung)  erworben  hat,  in 
jedem  einzelnen  Staate  diejenigen  Berechtigungen  gewährt,  die  mit  dem 
Reifezeugnisse  eines  den!  letzteren  Staate  angehörigen  Gymnasiums 
bezw.  Realgymnasiums  (Realschule  erster  Ordnung)  verbunden  sind. 
Von  diesem  Grundsatze  werden  aber  hinsichtlich  der  Realgymnasien 
mehrere  Ausnahmen  gemacht.  Nach  §  1  Ziffer  3  werden  nämlich  den 
Reifezeugnissen  der  Realgymnasien  (Realschulen  erster  Ordnung)  eines 
anderen  Bundesstaates  nur  diejenigen  Berechtigungen  zuerkannt,  welche 
mit  diesen  Reifezeugnissen  in  dem  dieselben  ausstellenden  Staate  ver- 
bunden sind.  Das  heifst:  Wenn  im  Staate  A  das  Reifezeugnis  eines 
Realgymnasiums  umfassendere  Berechtigungen  giebt  als  im  Staate  B, 
so  soll  doch  der  Staat  A  nicht  verpflichtet  sein,  dem  im  Staate  B  aus- 
gestellten Reifezeugnisse  diese  umfassenderen  Berechtigungen  zuzuerkennen ; 
er  ist  vielmehr  nur  gehalten,  dem  Zeugnisse  diejenigen  Wirkungen  zu 
geben,  die  mit  demselben  im  Staate  B  verbunden  sind.  Für  Württemberg 
ist  noch  die  weitere  Beschränkung  festgesetzt  worden,  dafs  hier  das  in 
einem  anderen  Staate  ausgestellte  Realgymnasial-Reifezeugnis  keine  Wirk- 
samkeit hat  hinsichtlich  deijenigen  Berechtigungen,  für  die  in  Württem- 
berg das  Zeugnis  der  Reife  für  die  Immatrikulation  bei  der  staatswissen- 
schaftlichen Fakultät  der  Universität  gefordert  wird.  Der  Grund  für  diese 
Beschränkung   liegt   darin,  dafs  in  den  Realgymnasien  des  Königreichs 


1)  Vgl.  Beier,  S.  67,  und  Wiese-Kübler  Bd.  I,  8.  392;   G.-Bl.  S.  476. 

')  C.-Bl.  S.  223.  Das  Übereinkommen  wurde  vom  Unterrichtsminister  am  13.  Fe- 
bruar 1889  mit  dem  Bemerken  verkündigt,  da6  es  für  Preulsen  am  1.  März  1889  in 
Kraft  tritt    Sein  Wortlaut  ist  bei  Bei  er,  S.  69,  wiedergegeben. 
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Württemberg  der  lateinische  Unterricht  in  umfassenderem  Malse  betrieben 
wird  als  in  den  anderen  deutschen  Staaten,  dafs  demzufolge  dort  die 
Realgymnasien  den  Gymnasien  st&rker  angenähert  sind  und  ihre  Reife- 
zeugnisse weitergehende  Berechtigungen,  insbesondere  die  Berechtigung 
zum  akademischen  Studium  der  staatswissenschaftlichen  Fächer  gewähren. 

§  2  des  Übereinkommens  bezieht  sich  auf  diejenigen,  welche  als  so- 
genannte Extraneer  an  einem  Gymnasium  oder  einem  Realgymnasium  das 
Reifezeugnis  erwerben  wollen.  Nach  der  Vereinbarung  von  1874  konnte  das 
in  der  Regel  in  demjenigen  Staate  geschehen,  dem  der  Bewerber  angehört, 
und  Ausnahmen  von  dieser  Regel  sollten  nur  bei  ausreichender  Begrün- 
dung zugelassen  werden.  Zweifelhaft  war  hierbei  der  Sinn,  in  dem  das 
Wort  ^^angehört*'  zu  verstehen  ist.  Dieser  Zweifel  ist  durch  §  2  der  Über- 
einkunft von  1889  beseitigt  worden.  Hiernach  mufs  die  Prüfung  als  Extraneer, 
wenn  sie  die  in  §  1  angegebenen  rechtlichen  Wirkungen  haben  soll,  an 
einer  Anstalt  desjenigen  Staates  abgelegt  werden,  dem  der  Bewerber 
„durch  die  Staatsangehörigkeit  oder  durch  den  jeweiligen  Wohnsitz  seiner 
Eltern  angehört".  Eine  Abweichung  von  dieser  Regel  ist  nur  mit  Ge- 
nehmigung der  centralen  Unterrichtsverwaltung  des  Staates,  dem  der  Be- 
werber angehört,  zulässig. 

Nach  der  Vereinbarung  von  1874  konnten  die  für  Extraneer  erlassenen 
Bestimmungen  dadurch  umgangen  werden,  dafs  der  Bewerber  um  das  Reife- 
zeugnis auf  kurze  Zeit  die  oberste  Klasse  einer  beliebigen, .Anstalt  als 
Schüler  besuchte.  Um  das  zu  verhindern,  wurde  in  §  3  des  Übereinkom- 
mens von  1889  die  in  §  2  für  Extraneer  festgesetzte  Beschränkung  auch  auf 
den  Fall  ausgedehnt,  dafs  ein  Schüler  später,  als  mit  dem  Beginne  der 
Obersekunda  in  eine  höhere  Lehranstalt  eines  Bundesstaates  eintritt,  dem 
er  weder  durch  Staatsangehörigkeit  noch  durch  den  Wohnsitz  seiner  Eltern 
oder  deren  Stellvertreter  angehört.  §  4  des  Übereinkommens  von  1889  be- 
stimmt endlich,  dafs,  abgesehen  von  der  durch  §  3  eingeführten  Beschrän- 
kung, die  Vereinbarung  von  1874  unter  sinngemäfser  Erweiterung  ihrer 
Bestimmungen  auf  die  Realgymnasien  bestehen  bleibt. 

Die  Herbeiführung  einer  ähnlichen  Vereinbarung  bezüglich  der  Reife- 
zeugnisse sämtlicher  Oberrealschulen  ist  nicht  für  notwendig  erachtet 
worden,  da  die  Zahl  der  aufserpreufsischen  Anstalten  dieser  Art  nur 
gering  ist.  Bezüglich  dieser  Zeugnisse  wird  für  jeden  einzelnen  Fall, 
in  dem  dies  wünschenswert  erscheint,  die  gegenseitige  Anerkennung 
der  Reifezeugnisse  durch  besondere  Verhandlungen  herbeigeführt  Solche 
haben  zwischen  Preufsen  einerseits  und  Braunschweig,  Elsafs-Lothringen, 
Oldenburg  und  Hamburg  andrerseits  stattgefunden.  Ihr  Abschlufs  ist 
jedesmal  in  der  Weise  erfolgt,  dafs  gleichzeitig  von  den  beteiligten  Staats- 
regierungen amtliche  Bekanntmachungen  über  die  Anerkennung  der  Reife- 
zeugnisse und  den  Umfang  derselben  ergingen  0  ^)  ^)- 


^)  Eine  derartige  Bekanntmachung  der  preulkischen  Regierung  ist  im  Anhange 
(Beilage  VI)  abgedruckt 

y  Die  aUm&hlich  fortschreitende  Erweiterung  der  Anerkennung  der  in  auiser- 
preulsischen  Staaten  ausgesteUten  Reifezeugnisse  kommt  u.  a.  auch  in  den  Vorschriften 
aber  die  Prüfungen  der  Kandidaten  des  höheren  Schulamtes  zum  Ausdruck.  Unter 
den  Zeugnissen,  die  bei  der  Meldung  zur  Prtifung  beizubringen  sind,  wird  im  §  8  des 
Reglements  vom  12.  Dezember  1866  .aas  Gymnasialzeuf^is  der  Reife  für  die  Universit&ts- 
studien**  erwiüint  Nach  Lage  der  damaligen  Verhältnisse  konnte  damit  nur  ein  an  einem 
preufsischen  G^nasium  erworbenes  Zeugnis  gemeint  sein;  bei  Vorlegung  eines  von 
einem  auikexpreulsischen  Gymnasium  ausgestellten  Zeugnisses  blieb  für  jeden  einzelnen 
Fall  dem  Minister  die  Entscheidung  vorbehalten,  ob  dasselbe  als  vollwertiger  Ausweis 
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Schon  in  der  Konferenz,  die  im  Jahre  1872  zwischen  Vertretern  der 
deutschen  Unterrichtsverwaltungen  in  Dresden  abgehalten  wurde  (vgl.  oben 
S.  54),  kam  die  Frage  zur  Erörterung,  ob  nicht  auch  eine  Vereinbarung 
über  die  Prüfungen  für  das  höhere  Lehramt  und  über  die  gegen- 
seitige Anerkennung  der  darüber  ausgestellten  Zeugnisse  herbeigeführt 
werden  könne.  Der  Versuch,  auf  diesem  Gebiete  eine  Einheitlichkeit  her- 
zustellen, mufste  jedoch  bis  auf  weiteres  verschoben  werden.  Denn  einerseits 
waren  sowohl  die  Anforderungen,  die  damals  in  den  einzelnen  Bundesstaaten 
bei  der  Prüfung  der  Kandidaten  des  höheren  Schulamtes  gestellt  wurden,  als 
auch  das  Prüfungsverfahren  so  verschieden,  dafs  von  einer  gegenseitigen 
Anerkennung  der  Zeupisse,  die  auf  Grund  der  damals  geltenden  Ordnungen 
ausgestellt  waren,  nicht  die  Rede  sein  konnte.  Andererseits  legten  die 
meisten  Staaten  Wert  darauf,  die  besonderen  Einrichtungen  beizubehalten, 
die  sich  bei  ihnen  bewährt  und  ihnen  die  Heranbildung  tüchtiger  Lehrer 
gesichert  hatten.  Durch  dieselben  war  auch  thatsächlich  nicht  aus- 
geschlossen, dafs  einzelne  in  einem  Staate  für  tüchtig  befundene  Kandidaten 
und  Lehrer  nach  Prüfung  des  besonderen  Falles  auch  in  einem  anderen 
Staate  Anstellung  fanden. 

Obgleich  nun  hiernach  von  einer  alle  deutschen  Bundesstaaten  oder 
auch  nur  den  gröfseren  Teil  derselben  umfassenden  Vereinbarung  wegen 
der  gegenseitigen  Anerkennung  der  Zeugnisse  über  die  Lehramtsprüfung 
vor  der  Hand  Abstand  genommen  werden  mufste,  so  sah  sich  doch  dadurch 
die  preufsische  Unterrichtsverwaltung  nicht  gehindert,  wenigstens  mit  den- 
jenigen Staaten,  deren  Prüfungsordnungen  mit  der  preufsischen  im  wesent- 
lichen übereinstimmten,  eine  derartige  Vereinbarung  zu  treffen.  Diese 
Voraussetzung  traf  für  das  Königreich  Sachsen ,  das  Grofsherzogtum 
Mecklenburg-Schwerin  und  das  Beichsland  Elsafs-Lothringen  bereits  zu 
Anfang  der  siebziger  Jahre  zu.  Demgemäfs  ordnete  der  Unterrichtsminister 
durch  Verfügung  vom  28.  April  1875  (Wiese- Kubier  Bd.  II,  S.  58)  an, 
dafs  die  von  den  Prüfungskommissionen  zu  Leipzig,  zu  Bestock  und  zu 
Strafsburg  i.  E.    ausgestellten  Lehramtszeugnisse    den   von    preufsischen 


anzuerkennen  sei.  Seit  dem  Inkrafttreten  der  Vereinbarung  von  1874  waren  die  wissen- 
schaftlichen Prüfungskommissionen  zu  dieser  Anerkennung  bezüglich  der  in  einem 
deutschen  Bundesstaate  ausgestellten  Gymnasialreifezeugnisse  verpflichtet  Dadurch 
erklärt  sich,  dals  die  Prüfungsordnung  vom  5.  Februar  1887  im  §  8  die  Beibringung 
des  Keifezeugnisses  eines  deutschen  d.  h.  eines  dem  Deutschen  Reiche  angehörigen 
Gymnasiums  fordert.  Dagegen  mufete  sie  für  den  Fall,  dafs  die  Mathematik,  die  Natur- 
wissenschaften oder  die  neueren  Sprachen  die  Hauptprüfungsfächer  bilden,  die  Gleich- 
stellung der  Reifezeugnisse  der  Gymnasien  mit  denen  der  Realgymnasien  auf  die 
preufsischen  Realgvmnasien  beschränken.  Die  Erweiterung  dieser  Gleichstellung 
auf  alle  deutschen  Realgymnasien  konnte  erst  nach  dem  Inkrafttreten  des  Überein- 
kommens von  1889  erfolgen.  Hinsichtlich  der  Oberrealschulen  kommt  eine  Ausdehnung 
auf  alle  deutschen  Anstalten  aus  dem  oben  angegebenen  Grunde  überhaupt  nicht  in 
Frage.  Demgemäß  verlangt  die  Prüfungsordnung  vom  12.  September  1898  grundsätzlich 
das  Reifezeugnis  eines  deutschen  Gymnasiums  und  lä&t  als  Ersatz  desselben  in  den 
in  §  5  näher  bezeichneten  Fällen  dasjenige  eines  deutschen  Realgymnasiums  und  „einer 
preufsischen  oder  in  dieser  Hinsicht  ausdrücklich  als  gleichstehend  anerkannten 
aurserpreufsischen  Oberrealschule^  zu. 

*)  Soweit  es  sich  um  Zulassung  zu  Anstalten  des  Deutsches  Reiches  oder  zum 
Reichsdienste  handelt,  steht  selbstverständlich  die  Feststellung  der  auf  die  Schulbildung 
bezüglichen  Bedingungen  den  Reichsbehörden  zu.  Der  Natur  der  Sache  entspricht  es, 
dafs  in  den  von  diesen  getroffenen  Anordnungen  alle  dem  Deutschen  Reiche  angehörigen 
Schulen  gleicher  Gattung  als  gleichwertig  gelten.  Demnach  ist  z.  B.  in  der  Bekannt- 
machung des  Reichskanzlers  vom  12.  Dezember  1891  (vd.  Beier,  S.  122)  die  Er- 
weiterung der  Berechtigungen  der  Realanstalten  ausdrücklich  für  alle  deutschen 
Oberrealschulen  ausgesprochen. 
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wissenschaftlicihen  Prüfungskommissionen  erteilten  bis  auf  weiteres  als 
gleichwertig  betrachtet  werden. 

Diese  Anerkennung  konnte  natürlich  nur  so  lange  aufrechterhalten 
werden,  wie  die  Prüfungsordnungen  der  drei  Staaten  mit  der  preufsischen 
den  erforderlichen  Grad  der  Übereinstimmung  zeigten;  sie  wurde  ins- 
besondere mit  dem  Augenblicke  hinftllig,  in  dem  die  bisherige  preufsische 
Prüfungsordnung  durch  eine  andere  ersetzt  wurde.  Dieser  Fall  trat  zuerst 
im  Jahre  1887  ein.  Die  Anerkennuug  der  nach  dem  Inkrafttreten  der 
preufsischen  Prüfungsordnung  vom  5.  Eebruar  1887,  d.  h.  der  nach  dem 
1.  Oktober  1887  in  einem  der  obigen  drei  Staaten  ausgestellten  Zeugnisse 
mufste  daher  grundsätzlich  von  der  Bedingung  abhängig  gemacht  werden, 
dafs  auch  diese  Staaten  ihr  Prüfungswesen  im  Sinne  der  preufsischen  neuen 
Ordnung  regelten.  Da  eine  derartige  Regelung  in  Aussicht  gestellt  war, 
so  erklärte  sich  die  preufsische  Unterrichtsverwaltung  zunächst  bereit  0, 
diejenigen  von  einer  der  Prüfungskommissionen  in  Leipzig,  Rostock  oder 
Strafsburg  nach  dem  1.  Oktober  1887  ausgestellten  Zeugnisse,  deren  In- 
haber sich  nach  Ausweis  dieser  Zeugnisse  vor  jenem  Termine  zur  Prüfung 
gemeldet  hatten,  als  den  preufsischen  Zeugnissen  gleichwertig  zu  er- 
achten. Dieses  Zugeständnis  stand  in  vollem  Einklänge  mit  der  in  §  43 
der  neuen  preufsischen  Prüfungsordnung  enthaltenen  Übergangsbestimmung, 
dafs  bei  den  Prüfungen,  für  welche  die  Meldungen  vor  dem  1.  Oktober  1887 
eingegangen  waren,  in  der  Regel  das  ältere  Reglement  von  1866  zu  Grunde 
zu  legen  sei.  Diejenigen  Kandidaten,  die  auf  Grund  einer  nach  jenem 
Termine  eingegangenen  Meldung  in  Leipzig,  Rostock  oder  Strafsburg  nach 
der  bisher  dort  gültigen  Ordnung  geprüft  wurden ,  konnten  allerdings  auf 
Anerkennung  ihrer  Zeugnisse  in  Preufsen  nicht  ohne  weiteres  rechnen, 
mufsten  vielmehr  diese  Anerkennung  in  jedem  einzelnen  Falle  nachsuchen. 
Den  bezüglichen  Anträgen  wurde  jedoch  von  der  preufsischen  Unterrichts- 
verwaltung wohlwollende  Prüfung  zugesagt. 

Mittlerweile  waren  auch  noch  andere  deutsche  Staaten  infolge  einer 
vom  preufsischen  Unterrichtsminister  gegebenen  Anregung  mit  diesem 
wegen  gegenseitiger  Anerkennung  der  von  ihren  Prüfungskommissionen 
ausgestellten  Lehramtszeugnisse  in  Unterhandlung  getreten.  Hierbei  wurde 
unter  anderem  auch  der  Wunsch  geltend  gemacht,  dafs  eine  Befreiung 
von  der  Verpflichtung  zum  Besuche  preufsischer  Universitäten  in  weiterem 
Umfange,  als  sie  in  der  Kabinettsordre  vom  30.  Juni  1841  zugelassen  war, 
erwirkt  werden  möge  *).  Durch  diese  Kabinettsordre  *)  war  bestimmt  worden, 
dafs  preufsische  Unterthanen,  die  sich  nach  vorschriftsmäfsig  vollendetem 
Universitätsstudium  um  ein  öffentliches  Amt  in  Preufsen  bewerben  wollten, 
mindestens  anderthalb  Jahre  ihrer  Studienzeit  auf  einer  preufsischen  Landes- 
universität zugebracht  haben  mufsten,  dafs  der  zuständige  Minister  von 
dieser  Verpflichtung  nur  in  einzelnen  Fällen  zu  befreien  befugt  sein, 
dafs  aber  diese  Befreiung  sich  in  der  Regel  nicht  auf  das  letzte  Studien- 


—  

^)  Eine  eigentliche  Übereinkunft  wurde  nicht  abgeschlossen.  Die  preu&ische 
UnterrichtsTerwaltung  ging  tou  der  Auffassung  aus,  dats  ihre  Zusage  ausreichen 
werde,  um  die  im  Texte  genannten  drei  Staaten  zur  Gewährung  voUer  Gegenseitigkeit 
zu  veranlassen. 

')  Die  erste  Anregung  hierzu  ging  bereits  im  Jahre  1878  von  dem  Rektor  und  dem 
Senate  der  Universit&t  Strafsburg  aus;  ihr  wurde  jedoch  keine  Folge  gegeben,  weil 
damals  beabsichtigt  wurde,  den  Gegenstand  in  einem  Unterrichtsgesetze  ähnlich  zu 
reseln,  wie  dies  für  andere  gelehrte  Berufsarten  durch  die  Gesetzgebung  bereits  ge- 
scnehen  war. 

*)  Sie  ist  bei  Wiese -Kühler  Bd.  II,  S.  2  abgedruckt. 
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jähr  erstrecken  sollte.  Die  Kabinettsordre  wurde  zwar,  soweit  sie  sich  auf 
die  künftigen  Richter  bezog,  durch  die  spätere  Gesetzgebung  aufgehoben, 
hatte  aber  für  Lehrer  höherer  Schulen  zunächst  immer  noch  volle  Geltung. 
Deshalb  wurde  auf  sie  auch  in  den  Prüfungsordnungen  für  das  Lehramt 
an  höheren  Schulen  von  1866,  1887  und  1898  ausdrücklich  verwiesen. 
Es  war  nun  klar,  dafs  ihre  unveränderte  Aufrechterhaltung  gegen- 
über denjenigen  Staaten,  mit  denen  ein  Abkommen  wegen  gegenseitiger 
Anerkennung  der  Zeugnisse  über  die  Lehramtsprüfung  in  Frage  kam, 
mit  dem  durch  diese  Anerkennung  geschaffenen  oder  zu  schaffenden 
Zustande  nicht  recht  vereinbar  war.  Dieser  Erwägung  verdankte  folgende 
unter  dem  29.  Mai  1888  an  den  Unterrichtsminister  ergangene  Kabinetts- 
ordre ihren  Ursprung: 

„Auf  den  Bericht  vom  28.  d.  M.  ermächtige  ich  Sie,  von  dem  durch 
die  Kabinettsordre  vom  30.  Juni  1841  vorgeschriebenen  Erfordernisse  eines 
anderthalbjährigen  Besuches  einer  preufsischen  Universitöt  für  künftige 
Lehrer  an  höheren  Schulen  denjenigen  deutschen  Bundesstaaten  gegenüber 
allgemein  eine  Dispensation  eintreten  zu  lassen,  welche  in  einer  abzu- 
schliefsenden  Vereinbarung  über  die  gegenseitige  Anerkennung  der  Prüfungs- 
zeugnisse der  Lehrer  sich  verpflichten,  auch  ihrerseits  für  den  Besuch  ihrer 
Landesuniversitäten  die  analogen  Beschränkungen  allgemein  in  Wegfall  zu 
bringen." 

Vereinbarungen  im  Sinne  dieser  Kabinettsordre  kamen  mit  dem  König- 
reich Sachsen,  den  Grofsherzogtümem  Baden  und  Mecklenburg-Schwerin, 
dem  Grofsherzogtum  Sachsen- Weimar  und  den  herzoglich  sächsischen  Staaten, 
dem  Herzogtum  Braunschweig  und  dem  Reichslande  Elsafs-Lothringen  zu 
Stande,  nachdem  festgestellt  war,  dafs  die  inzwischen  in  diesen  Staaten 
erlassenen  Prüfungsordnungen  in  allen  wesentlichen  Punkten  mit  der 
preufsischen  Ordnung  von  1887  übereinstimmten.  Die  Vereinbarungen 
wurden  durch  den  Austausch  entsprechender  Erklärungen  zwischen  Preufsen 
und  jedem  der  beteiligten  Staaten  vollzogen.  Sobald  einer  derselben  das 
Abkommen  in  seinem  Organe  für  amtliche  Verkündigungen  bekannt  ge- 
macht hatte,  erliefs  der  preufsische  Unterrichtsminister  eine  entsprechende 
Bekanntmachung  im  Königlich  Preufsischen  Staatsanzeiger. 

Die  Vereinbarungen  mufsten  aus  den  oben  dargelegten  Gründen  mit 
dem  Inkrafttreten  der  Prüfungsordnung  von  1898  wiederum  hinfällig 
werden.  Der  Unterrichtsminister  erklärte  sich  jedoch  bereit,  wegen 
ihrer  Fortgeltung  mit  den  beteiligten  Staaten  in  erneute  Verhandlungen 
einzutreten.  Diese  Staaten  gingen  ausnahmslos  auf  das  preufsische  An- 
erbieten ein  und  fafsten  sofort  den  Erlafs  neuer,  an  die  preufsische 
Ordnung  von  1898  sich  anschliefsender  Prüfungsordnungen  ins  Auge.  Für 
die  Übergangszeit  wurden  in  ähnlicher  Weise,  wie  dies  unmittelbar  nach 
dem  Erlasse  der  Prüfungsordnung  von  1887  geschehen  war,  gemäfs  einer 
durch  Vermittelung  des  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  an  die 
beteiligten  Staaten  ergangenen  Mitteilung  folgende  Anoninungen  getroffen  ^). 
Die  in  jenen  Staaten  nach  dem  1.  April  1899,  d.  h.  nach  dem  Inkraft- 
treten der  neuen  preufsischen  Prüfungsordnung,  ausgestellten  Zeugnisse 
sollten  in  Preufsen  bedingungslos  anerkannt  werden,  wenn  ihre  Inhaber 
sich  vor  dem  1.  April  1899  zur  Prüfung  gemeldet  haben').    Die  Zeugnisse 


^)  Diese   Anordnungen    wurden    den   ProvinzialschulkoUegien    durch   Erlals    vom 
80.  September  1809  (G.-Bl.  S.  787)  mitgeteilt. 

")  Vgl.  §  42  Abs.  I  der  preu/siscEen  Prüfungsordnung  von  1898. 
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derjenigen,  die  sich  später  gemeldet  haben,  sollten  vorläufig  in  Preufsen 
nur  anerkannt  werden,  wenn  das  Ergebnis  ihrer  Prüfung  den  Bedingungen 
entspricht,  von  denen  nach  §  34  der  neuen  Prüfungsordnung  das  Be- 
stehen der  Prüfung  abhängig  gemacht  ist.  Die  Verhandlungen  über  die 
Gültigkeit  der  Vereinbarungen,  die  nach  dem  Erlasse  der  Prüfungsordnung 
von  1887  zwischen  Preufsen  und  den  obenerwähnten  deutschen  Staaten 
getroffen  waren,  führten  bald  zu  einem  günstigen  Ergebnisse,  so  dafs,  nach- 
dem dieselben  neue,  der  preufsischen  entsprechende  Prüfungsordnungen 
erlassen  hatten,  jene  Vereinbarungen,  abgesehen  von  der  mit  Baden  ge- 
troffenen, in  den  Jahren  1899  und  1900  erneuert  werden  konnten.  Die 
betreffenden  Erklärunsen  erfolgten  in  derselben  Weise  wie  früher*). 

Unter  der  Herrschaft  der  älteren,  bis  1890  gültigen  Vorschriften  über 
die  Ableistung  des  Probejahres  (Abschnitt  VII,  5)  konnte,  sofern  es 
sich  nur  um.,  den  für  die  Anstellungsfähigkeit  erforderlichen  Nachweis  der 
praktischen  Übung  im  Unterrichten  handelte,  die  Unterrichtsverwaltung  kein 
Bedenken  tragen,  diesen  Nachweis  auch  durch  die  Ableistung  des  Probejahres 
an  einer  aufserpreufsischen  höheren  Lehranstalt  des  Deutschen  Reiches 
als  erbracht  zu  erachten.  Der  Unterrichtsminister  erklärte  sich  deshalb 
schon  im  Jahre  1874  den  deutschen  Bundesregierungen  gegenüber  bereit, 
den  über  die  Ableistung  des  Probejahres  von  der  Schulaufsichtsbehörde 
eines  deutschen  Bundesstaates  ausgestellten  Zeugnissen  auch  für  Preufsen 
volle  Anerkennung  zu  sichern,  sofern  aus  denselben  hervorgeht,  ob 
und  in  welchem  Grade  der  Kandidat  sich  sowohl  in  didaktischer  Be- 
ziehung als  auch  in  der  Handhabung  der  Disciplin  für  das  Lehramt  an 
höheren  Schulen  geeignet  erwiesen  hat.  Eine  entsprechende  Anord- 
nung wurde  in  der  bereits  erwähnten,  unter  dem  28.  April  1875  an  die 
Provinzialschulkollegien  ergangenen  Verfügung  getroffen  (Wiese- Kubier 
Bd.  II,  S.  58). 

Durch  die  Ordnung  der  praktischen  Ausbildung  der  Kandidaten  für 
das  Lehramt  an  höheren  Schulen  vom  15.  März  1890  wurde  jedoch  die 
Sachlage  wesentlich  verändert.  Die  Vorbereitungszeit  wurde  auf  zwei 
Jahre  verlängert,  und  über  die  Art  ihrer  Verwendung  wurden  eingehende 
Vorschriften  erlassen.  Unter  diesen  Umständen  konnte  die  Aufrechterhaltung 
des  bestehenden  Verhältnisses  hinsichtlich  der  Anerkennung  der  aufser- 
preufsischen  Zeugnisse  über  die  Anstellungsfähigkeit  nur  in  Frage  kommen, 
soweit  in  diesen  Staaten  die  praktische  Vorbereitung  der  Kandidaten  im 
wesentlichen  Anschlufs  an  die  preufsische  Ordnung  vom  15.  März  1890 
geregelt  wurde.  Der  preufsische  Unterrichtsminister  gab  deshalb  den 
einzelnen  Regierungen  unmittelbar  nach  Erlafs  dieser  Ordnung  und  unter 
Mitteilung  derselben  zu  erwägen,  ob  nicht  durch  eine  entsprechende  An- 
passung der  bei  ihnen  geltenden  Bestimmungen  an  die  preufsische  Ordnung 
die  Fortdauer  des  bisherigen  Verhältnisses  sich  ermöglichen  lasse.  Die 
Mehrzahl  der  Staaten  erklärte  sich  bereit,  eine  derartige  Anpassung 
herbeizuführen.  Bei  den  kleineren  Staaten  machten  sich  jedoch  Schwierig- 
keiten insofern  geltend,  als  sie  wegen  der  geringen  Zahl  von  höheren 
Schulen  und  von  Kandidaten,  die  innerhalb  ihres  Gebietes  sich  zur 
praktischen  Vorbereitung  für  den  höheren  Schuldienst  meldeten,  an 
die  Einrichtung  eigener  Seminaranstalten  nicht  denken  konnten.  Diese 
Schwierigkeiten  liefsen  sich  am  einfachsten  dadurch  beseitigen,  dafs  die 
betreffenden  Staaten  bezüglich  der  Seminareinrichtungen  an  Preufsen  an- 


')  Eine  neuerdings  im  Reichsanzeiger  erlassene  Erklärung  dieser  Art  ist  im  An- 
hang (Beilage  VI  a)  abgedruckt  worden. 
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geschlossen  wurden.  Auch  hierzu  erklärte  sich  der  Unterrichtsminister 
bereit,  allerdings  nur  mit  der  Mafsgabe,  dafs  die  Zulassung  aufser- 
preufsi  scher  Kandidaten  zu  den  preußischen  Seminaranstalten  von  dem 
bedingungslosen  Bestehen  der  Lehramtsprüfung  abhängig  sein  müsse,  und 
dafs  dieselben  auf  Stipendien  während  des  Seminarjahrs  nicht  zu  rechnen 
hätten.  Hiemach  hatten  die  einzelnen  auf  den  Gegenstand  bezüglichen 
Abmachungen  einen  verschiedenen  Inhalt  Entweder  bezogen  sie  sich 
nur  auf  die  gegenseitige  Anerkennung  der  über  die  Anstellungsfähigkeit 
ausgefertigten  Zeugnisse,  oder  sie  trafen  aufserdem  Vorsorge  für  die 
Überweisung  aufserpreufsischer  Kandidaten  an  preufsische  höhere  Schulen 
zur  Ableistung  des  Seminarjahres. 

Vorbedingung  einer  derartigen  Abmachung  war  in  allen  Fällen,  dafs  der 
betreffende  Bundesstaat  für  sein  Gebiet  eine  an  die  preufsische  in  allen  wesent- 
lichen Punkten  sich  anschliefsende  Ordnung  für  die  praktische  Ausbildung 
der  Kandidaten  erliefs.  Nachdem  der  Unterrichtsminister  in  dem  einzelnen 
Falle  durch  Kenntnisnahme  der  betreffenden  Ordnung  sich  überzeugt  hatte, 
dafs  dieser  Bedingung  Genüge  geleistet  sei,  gab  er  gegenüber  denjenigen 
Staaten,  die  für  ihre  Kandidaten  keinen  Anspruch  auf  Mitbenutzung  der 
preufsischen  Seminaranstalten  erhoben,  die  Erklärung  ab,  dafs  er  „im  Falle 
der  Einführung  der  im  Entwürfe  vorgelegten  Ordnung  der  praktischen  Aus- 
bildung der  Kandidaten  des  Lehramts  für  höhere  Schulen  in (Staat) 

und  unter  Voraussetzung  voller  Gegenseitigkeit  bereit  sei,  die  von  der 

(Behörde)  ausgestellten  Zeugnissse  über  die  praktische  Ausbildung  auch  für 
Preufsen  als  gültig  anzuerkennen".  Erklärungen  dieser  Art  wurden  gegenüber 
den  Regierungen  von  Mecklenburg-Schwerin,  Mecklenburg-Strelitz,  Sachsen- 
Weimar  und  Hamburg  abgegeben.  Auch  mit  dem  Grofsherzogtum  Baden 
wurde  eine  Vereinbarung  getroffen ;  in  dieser  erhielten  indessen  wegen  der 
nicht  unerheblichen  Abweichungen  der  badischen  Vorschriften  von  den 
preufsischen  die  gegenseitigen  Verpflichtungen  beider  Staaten  eine  eigentüm- 
liche Gestalt.  Die  badische  Verordnung  über  die  praktische  Ausbildung 
der  Kandidaten  gestattet  nämlich,  dafs  die  mindestens  ein  Jahr  umfassende 
pädagogische  Vorbereitung,  die  etwa  der  Ableistung  des  preufsischen 
Seminaijahres  entspricht,  vor  oder  nach  der  Lehramtsprüfung  stattfindet. 
Im  Hinblick  hierauf  wurde  das  Verhältnis  folgendermafsen  geordnet: 
Baden  läfst  Kandidaten,  die  in  Preufsen  die  Lehramtsprüfung  bestanden 
haben,  zur  Ableistung  des  Probejahres  nur  zu,  wenn  sie  die  in  Preufsen 
geltende  Bedingung  der  Zulassung  erfüllt,  d.  h.  das  Seminarjahr  abgeleistet 
haben.  Sofern  dies  der  Fall  ist,  hat  der  Kandidat  auch  für  Baden 
den  Bedingungen  der  Zulassung  genügt.  Dagegen  macht  die  preufsische 
Unterrichtsverwaltung  die  Zulassung  eines  in  Baden  geprüften  Kan- 
didaten jedesmal  von  der  Lage  des  besonderen  Falles  abhängig  und  ge- 
währt sie  hiernach  nur,  wenn  die  pädagogisch-praktische  Ausbildung  des 
Kandidaten  als  gleichwertig  mit  der  in  Preufsen  geforderten  angesehen 
werden  kann. 

Wegen  des  Eintritts  aufserpreufsischer  Kandidaten  in  preufsische 
Seminaranstalten  sind  mit  den  Staaten  Sachsen- Altenburg,  Sachsen-Koburg- 
Gotha,  Anhalt,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Lippe,  Schaumburg-Lippe,  Lübeck 
und  Bremen  Vereinbarungen  getroffen.  Nach  diesen  sollen  die  Kandidaten 
aus  Sachsen  -  Altenburg ,  Anhalt  und  Schwarzburg-Rudolstadt  dem  Pro- 
vinzialschulkollegium  zu  Magdeburg,  die  aus  Sachsen-Koburg-Gotha  dem 
ProvinzialschulkoUegium  in  Cassel,  die  aus  Lippe  und  Schaumburg-Lippe 
dem  ProvinzialschulkoUegium  zu  Münster,  die  aus  Lübeck  dem  Provinzial- 
schulkoUegium zu  Schleswig  und  die  aus  Bremen  dem  Provinzialschul- 
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kollegium  zu  Hannover  überwiesen  werden.  In  einzelnen  Fällen  ist  vom 
Unterrichtsminister  angeordnet  worden,  dafs,  sofern  nicht  auch  das  Probe- 
jahr in  Preufsen  abgelegt  wird,  der  Bericht  über  das  Seminarjahr  unmittelbar 
an  die  Unterrichtsbehörde  des  betreffenden  aurserpreufsischen  Staates  er- 
stattet werde. 


17.  Yereini/^^UDgeii  von  Direktoren  nnd  Lehrern. 

Die  Einrichtung  der  Direktorenkonferenzen*),  die  im  Jahre  1873 
nur  für  die  Provinzen  Preufsen,  Pommern,  Posen,  Schlesien,  Sachsen  und 
Westfalen  bestand,  wurde  später  auf  Hannover,  die  Rheinprovinz  und 
Schleswig-Holstein  ausgedehnt,  so  dafs  gegenwärtig  nur  die  Provinzen 
Hessen-Nassau  und  Brandenburg  nebst  Berlin  an  ihr  nicht  teilnehmen. 
Eine  Erweiterung  hat  auch  der  Kreis  derjenigen  Personen  erfahren,  die 
zu  den  Konferenzen  eingeladen  werden.  Während  derselbe  früher  auf  die 
Direktoren  der  Gymnasien  und  Realschulen  beschränkt  war,  wurden  später 
auch  allmählich  die  Leiter  der  übrigen  höheren  Schulen  zugezogen.  Durch 
die  unten  näher  zu  besprechende  Verfügung  vom  4.  Juni  1897  wurde  den 
Provinzialschulkollegien  anheimgestellt,  in  geeigneten  Fällen  auch  hervor- 
ragende Fachmänner  aus  der  Zahl  der  Lehrer  heranzuziehen. 

Dem  Umstände,  dafs  die  Direktorenkonferenzen  ihr  Zustandekommen 
zunächst  den  Anregungen  der  betreffenden  Provinzialschulkollegien  ver- 
dankten, ist  es  zuzuschreiben,  dafs  die  Centralstelle  sich  ursprünglich  im 
wesentlichen  auf  die  Genehmigung  der  bezüglichen  Anordnungen  und  auf 
die  Kenntnisnahme  von  dem  Inhalte  der  Verhandlungen  beschränkte^) 
und  erst  verhältnismäfsig  spät  allgemeine  Vorschriften  über  diesen 
Gegenstand  erliefs.  Die  erste  derselben  erging  am  28.  Dezember  1878 
(Wiese-Kübler  Bd.  II,  S.  216);  sie  beschränkte  sich  auf  die  Art  der 
Veröffentlichung  und  den  buchhändlerischen  Vertrieb  der  Berichte  über  die 
Verhandlungen,  indem  sie  diesen  für  alle  beteiligten  Provinzen  der  Weid- 
mannschen  Verlagsbuchhandlung  in  Berlin  übertrug  und  über  gleichmäfsige 
Ausstattung,  Einsendung  von  Pflichtexemplaren  an  Behörden  u.  s.  w.  Be- 
stimmung traf.  Auch  die  Verfügung  vom  17.  Juni  1886  (Wiese-Kübler 
Bd.  II,  S.  218)  enthielt  eine  Einzelbestimmung  über  den  Druck  der  zu  ver- 
öffentlichenden Protokolle.  Allgemeine  Anordnungen,  die  sich  auf  die  Kon- 
ferenzen selbst  beziehen,  wurden  zuerst  durch  den  Erlafs  vom  4.  Juni  1897 
(C.-Bl.  S.  624)  gegeben.    Die  Hauptpunkte  dieses  Erlasses  sind  folgende: 

Die  Direktorenkonferenzen  sollen  fortan  nicht,  wie  bisher,  alle  drei, 
sondern  alle  vier  Jahre  stattfinden,  aber  nicht  in  denjenigen  Jahren,  in 
denen  Verwaltungsberichte   fällig  sind®).     Für  jede  hat  das  Provinzial- 


>)  Hier  kommen  nur  die  amtlichen  Konferenzen  in  Betracht,  die  unter  Leitung 
eines  technischen  Rates  des  ProvinzialschulkoUegiums  stattfinden.  Daneben  bestehen 
noch  in  einzelnen  Provinzen  private  Vereinigungen  von  Direktoren. 

*)  Am  deutlichsten  tritt  dieser  Zustand  durch  den  unter  dem  10.  Mai  1864  an  das 
Provinzialschulkollegium  zu  Posen  ergangenen  Erlais  des  Unterrichtsministers  in  die  Er- 
scheinung. Hier  wird  jener  Behörde  unter  Hinweis  auf  die  in  den  übrigen  Provinzen 
bestehende  Einrichtung  zu  erwägen  gegeben,  ob  nicht  auch  für  Posen  Direktoren- 
konferenzen zu  veranstalten  seien,  und  anheimgestellt,  wegen  Aufbringung  der  erforder- 
lichen Geldmittel  und  wegen  der  sonstigen  Einzelheiten  sich  mit  den  Provinzialschul- 
kollegien zu  Münster,  Stettin  und  Königsberg,  von  denen  bereits  Direktorenkonferenzen 
veranstaltet  wurden,  in  Verbindung  zu  setzen. 

*)  Infolge  dieser  Einschränkung  kann  der  Fall  eintreten,  dals  der  Zeitraum  zwischen 
zwei  aufeinanderfolgenden  Konferenzen  doch  nur  drei  Jahre  betr&gt. 
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Schulkollegium  zu  schriftlicher  Vorbereitung  in  der  Regel  nicht  mehr  als 
zwei  bestimmt  begrenzte  Aufgaben  zu  stellen  und  aufserdem  noch  eine 
beschränkte  Anzahl  von  Fragen  für  eine  blofs  mündliche  Berichterstattung 
vorzulegen.  Die  Beratungsgegenstände  sind  allen  Lehrerkollegien  des  Auf- 
sichtsbezirkes mitzuteilen;  zu  schriftlicher  Vorbereitung  ist  aber  jedes 
Thema  nur  etwa  10  Lehranstalten  und  keinem  Lehrerkollegium  mehr  als 
ein  Thema  zuzuweisen.  Die  nicht  zur  schriftlichen  Vorbereitung  gestellten 
Fragen  sind  in  Konferenzen  bei  allen  denjenigen  Anstalten  zu  beraten, 
für  die  sie  von  unmittelbarer  Bedeutung  sind.  Über  die  Erledigung  der 
zur  schriftlichen  Vorbereitung  gestellten  Aufgaben  innerhalb  des  Lehrer- 
kollegiums hat  der  Direktor  unter  Beifügung  des  Konferenzprotokolls  dem 
Provinzialschulkollegium  Bericht  zu  erstatten.  Bezüglich  der  Verhand- 
lungen über  die  übrigen  Fragen  bleibt  es  dem  Direktor  überlassen,  ob 
er  Abschnitte  aus  dem  dazugehörigen  Protokolle  schon  vorher  zur  Kenntnis 
des  Provinzialschulkollegiums  bringen  oder  die  darin  niedergelegten  Mei- 
nungsäufserungen  in  den  Direktorenversammlungen  mündlich  vortragen  will. 
Für  jede  der  zur  schriftlichen  Bearbeitung  gestellten  Aufgaben  hat  das 
Provinzialschulkollegium  zwei  Berichterstatter  zu  ernennen.  Der  Haupt- 
berichterstatter hat  das  Wesentliche  aus  den  von  den  einzelnen  Schulen  er- 
statteten Berichten  zusammenzustellen  und  die  nach  seinem  Urteile  wich- 
tigsten Punkte  in  kurzen  Leitsätzen  so  herauszuheben,  dafs  durch  diese 
eine  brauchbare  Unterlage  für  die  mündliche  Verhandlnng  gewonnen  wird. 
Der  Mitberichterstatter  hat  sich  auf  eine  etwa  nötige  Nachlese  und  die  Dar- 
legung seiner  vom  Hauptberichterstatter  abweichenden  Ansicht  zu  beschränken. 
Die  Verhandlungen  der  Direktorenkonferenz  über  die  schriftlich  bearbeiteten 
Aufgaben  sind  so  einzurichten,  dafs  mindestens  ein  Sitzungstag  für  die 
zur  mündlichen  Beratung  gestellten  Gegenstände  und  für  die  Behandlung 
sonstiger,  von  den  Mitgliedern  in  der  Konferenz  unmittelbar  angeregter  auf 
den  Schuldienst  bezüglicher  Fragen  übrig  bleibt.  Über  die  Verhandlungen 
ist  ein  Protokoll  zu  führen,  das  ihren  Gang,  ohne  sich  in  Einzelheiten  zu 
verlieren,  in  übersichtlicher  Gestalt  wiedergiebt.  Dies  Protokoll  samt  den 
Berichten  über  die  zur  schriftlichen  Bearbeitung  gestellten  Aufgaben  wird 
in  der  bisherigen  Weise  durch  den  Druck  veröffentlicht.  Soweit  Mitglieder 
preufsischer  Provinzialschulkollegien  an  der  Aufsicht  über  die  höheren 
Schulen  anderer  deutscher  Bundesstaaten  mitwirken,  werden  die  Direktoren 
dieser  Schulen  zu  den  Konferenzen  der  betreffenden  Provinz  miteingeladen  ^). 
Unabhängig  von  einer  derartigen  Mitwirkung  nehmen  die  Leiter  der 
höheren  Schulen  des  Herzogtums  Anhalt  an  den  Direktorenkonferenzen  für 
die  Provinz  Sachsen  teil.  Die  Kosten  der  Konferenzen  werden  durch 
Umlage  auf  die  einzelnen  Anstalten  verteilt  und  bezüglich  der  vom  Staate 
verwalteten  Anstalten  aus  der  Schulkasse  bestritten. 

Während  die  Direktorenkonferenzen  amtliche  Veranstaltungen  sind, 
haben  die  übrigen  Versammlungen  von  Direktoren  und  Lehrern  der  in 
einem  bestimmten  räumlichen  Gebiete  befindlichen  Anstalten  privaten 
Charakter.  Sie  werden  meistens  von  Vereinen  veranstaltet,  die  sich  im 
Laufe  der  Zeit  für  sämtliche  Provinzen  gebildet  haben.  Die  ältesten 
dieser  Provinzalvereine  sind  die  für  die  Provinz  Preufsen  und  für  die  Stadt 
Berlin;  sie  wurden  1872  gegründet.  Dann  folgten  Brandenburg  (aus- 
schliefslich  Berlins),  Pommern,  Schlesien,  Hessen-Nassau  mit  Waldeck  im 
Jahre  1873,  Sachsen  mit  Anhalt,  Westfalen,  die  Rheinprovinz  im  Jahre 


1)  Vgl.  hierüber  oben  S  84. 
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1883,  Schleswig-Holstein  und  Hannover  1884,  Posen  im  Jahre  1885  ^).  Die 
Gründung  der  ältesten  dieser  Vereine  wurde  in  erster  Linie  durch  die  da- 
maligen Verhandlungen  des  Hauses  der  Abgeordneten  über  den  Normal- 
besoldungsetat, den  Wohnungsgeldzuschurs  und  andere  auf  die  äufsere 
Lage  der  Lehrer  bezügliche  Gegenstände  veranlafst.  Aber  auch  die 
Satzungen  der  älteren  Vereine  beschränkten  deren  Thätigkeit  nicht  auf 
die  bezeichneten  Gegenstände,  sondern  erweiterten  sie  auf  die  Besprechung 
pädagogischer  und  didaktischer  Fragen,  sowie  auf  die  Förderung  der 
Kollegialität  im  höheren  Lehrerstande  der  Provinz.  Im  Laufe  der  Zeit 
hat  diese  zweite  Art  der  Thätigkeit  an  Bedeutung  zugenommen,  und  in 
mehreren  jener  Vereine  nimmt  sie  jetzt  auch  bezüglich  ihrer  Ausdehnung 
die  erste  Stelle  ein.  Die  Provinzialvereine  haben  auch  mehrfach  zur  Er- 
richtung von  Unterstützungskassen  für  die  Angehörigen  des  höheren  Lehrer- 
standes und  ihrer  Hinterbliebenen  Anregung  gegeben. 


18.  Schulprogramme, 
Beteili^ong  der  hSheren  SehnleB  an  Weltausstellnn^^en. 

In  der  mehrfach  erwähnten  Konferenz,  zu  der  sich  die  Vertreter 
deutscher  Unterrichtsverwaltungen  im  Oktober  1872  zu  Dresden  zusammen- 
gefunden hatten  (vgl.  oben  S.  54),  wurden  auch  über  die  Neuregelung 
des  Programmwesens  Vorschläge  gemacht.  Diese  wurden,  nachdem 
sie  von  allen  Begierungen  mit  Ausnahme  der  bayrischen  angenommen 
worden  waren,  den  preufsischen  Provinzialschulkollegien  durch  Erlafs  vom 
26.  April  1875  zur  Nachachtung  mitgeteilt  (Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  381). 
Ihr  wesentlicher  Inhalt  besteht  darin,  dafs  die  Notwendigkeit  regel- 
mäfsiger  Veröffentlichungen  nur  für  einen  Teil  der  Programme,  nämlich 
für  die  Schulnachrichten,  bestehen  bleibt,  dafs  dagegen  hinsichtlich  der 
Beigabe  einer  wissenschaftlichen  Abhandlung  fernerhin  kein  Zwang  mehr 
stattfinden  soll,  dafs  allein  die  mit  einer  solchen  Abhandlung  ausgestatteten 
Programme  zur  weiteren  Verbreitung  gelangen,  und  zwar  nur,  soweit  ihre 
Mitteilung  begehrt  wird,  dafs  endlich  der  Austausch  der  wissenschaftlichen 
Abhandlungen  durch  die  Teubnersche  Verlagshandlung  vermittelt  wird. 

Die  Beseitigung  des  Zwanges  zur  Beifügung  einer  wissenschaftlichen 
Abhandlung  ist  nicht  in  dem  Sinne  zu  verstehen,  dafs  die  Programme  in 
Zukunft  regelmäfsig  ausschliefslich  zur  Aufnahme  der  Schulnachrichten 
dienen,  die  Beifügung  einer  wissenschaftlichen  Abhandlung  also  die  Aus- 
nahme bilden  soll.  Der  Unterrichtsminister  hat  vielmehr  in  einer  Ver- 
fügung vom  28.  Dezember  1878  ausdrücklich  betont,  dafs  durch  die  Auf- 
hebung jenes  Zwanges  die  bisherige  Sitte  nicht  gefährdet  werden,  sondern 
nur  der  etwaigen  Veröffentlichung  von  Abhandlungen,  die  besser  un- 
gedruckt geblieben  wären,  die  Entschuldigung  mit  jenem  Zwange  hat  ent- 
zogen werden  sollen. 

Bezüglich  der  äufseren  Anordnung  und  des  Inhaltes  der  Schulnach- 
richten wurden  in  dem  Erlasse  vom  7.  Januar  1885  (Wiese-Küb.ler  Bd.  I, 
S.  376)  ausführliche,  im  wesentlichen  an  den  Erlafs  vom  23.  August  1824 
anknüpfende  Bestimmungen  getroffen.  Aufserdem  wurden  die  Provinzial- 
schulkollegien   durch    mehrere    besondere   Verfügungen   veranlafst,    den 


^)  Eine  Übersicht  aller  im  Deutschen  Reiche  vorhandenen  Vereine  ist  in  dem  in 
Leipzig  erscheinenden  -Pädagogischen  Wochenblatt  f&r  den  akademisch  gebildeten 
Lehrerstand  Deutschlands^  (IX.  Jahrgang  Nr.  30)  gegeben. 
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Direktoren  eine  sorgfältige  Prüfung  der  wissenschaftlichen  Abhandlungen 
vor  ihrer  Veröffentlichung  zur  Pflicht  zu  machen.  Bei  der  Prüfung  ist 
namentlich  zu  berücksichtigen,  dafs  es  sich  um  Veröffentlichungen  der 
Schule  handelt,  dafs  demnach  Abhandlungen,  die  wegen  ihres  Inhaltes 
nicht  in  die  Hände  der  Schüler  gelangen  dürfen,  unbeschadet  ihres  wissen- 
schaftlichen Wertes  auszuschliefsen  sind.  Auch  soll,  wie  bereits  in  einer 
Verfügung  vom  17.  Januar  1866  (Wiese -Kubier  Bd.  I,  S.  380)  betont 
wurde,  die  Bücksicht  auf  die  besondere  Schulgattung  nicht  aufser  acht 
gelassen,  demgemäfs  z.  B.  bei  Realanstalten  die  Beifügung  einer  in  latei- 
nischer Sprache  verfafsten  Abhandlung  oder  einer  Untersuchung  über  eine 
rein  philologische  Einzelfrage  u.  dgl.  vermieden  werden. 

Die  neuesten  Bestimmungen  über  die  Titel-  und  Rangverhältnisse  der 
Lehrer  machten  bezüglich  der  Reihenfolge,  in  der  diese  in  den  Programmen 
aufgeführt  werden,  eine  Abänderung  der  bisherigen  Vorschriften  erforder- 
lich. Bemerkenswert  ist  hierbei,  dafs,  soweit  die  Reihenfolge  innerhalb 
einer  bestimmten  Gattung  von  Lehrern  vom  Dienstalter  abhängig  ist,  das 
wirkliche  Dienstalter,  nicht  das  etwa  durch  Anrechnung  von  Hilfs- 
lehrer- oder  Militärdienstzeit  vordatierte,  für  die  Bewilligung  der  Alters- 
zulagen mafsgebende  Besoldungsdienstalter  (vgl.  Abschnitt  IX,  3)  in  Be- 
tracht kommt. 

Nur  an  einer  der  Weltausstellungen,  die  seit  1874  veranstaltet 
wurden,  nämlich  an  der  zu  Chicago  im  Jahre  1893,  hat  sich  das 
preufsische  Schulwesen  in  umfassendem  Mafse  beteiligt.  Die  Beteiligung 
verfolgte  den  Zweck,  von  dem  Plane,  dem  Bestände  und  den  Hilfsmitteln 
der  höheren  Schulen  ein  Bild  zu  gewähren.  Um  den  Plan  und  den  Be- 
stand ersichtlich  zu  machen,  wurden  grofse  Tableaux  hergestellt.  Aufser- 
dem  wurde  im  Auftrage  des  Unterrichtsministers  eine  Denkschrift  über 
die  geschichtlich -statistische  Entwicklung  des  höheren  Schulwesens  in 
Deutschland  während  des  19.  Jahrhunderts  ausgearbeitet*).  Um  von  den 
Hilfsmitteln  der  höheren  Schulen  ein  Bild  zu  geben,  wurde  eine  gröfsere 
Anzahl  von  Exemplaren  des  amtlichen  Verzeichnisses  der  Schulbücher 
(vgl.  Abschnitt  VI,  8)  bereitgestellt.  Dazu  kamen  sämtliche  Schulbücher 
von  namhafter  Verbreitung  und  typischer  Bedeutung,  sowie  die  von  refor- 
matorischem Charakter  in  den  einzelnen  Unterrichtszweigen,  femer  Schreib- 
und Zeichenvorlagen  zur  Veranschaulichung  der  Methode,  Schülerarbeiten 
mit  der  von  den  Lehrern  vorgenommenen  Korrektur,  Anschauungstafeln, 
Modelle,  Apparate  und  der  Wandschmuck  der  Klassenzimmer,  wie  z.  B. 
Gipsabgüsse,  Bilder  u.  s.  w.  Eine  wichtige  Abteilung  der  Ausstellung 
bildeten  die  Modelle,  sowie  die  zeichnerisch  vollständig  durchgeführten 
Pläne  von  Schulgebäuden;  dabei  wurde  der  geschichtliche  Gesichtspunkt 
behufs  Nachweises  der  auf  diesem  Gebiete  gemachten  Fortschritte  beachtet. 
Hierher  gehörten  die  Darstellungen  von  Turnhallen,  Turnplätzen  und  ihrer 
Ausstattung  mit  Geräten,  von  Schulgärten,  Schulschwimmanstalten,  Hör- 
sälen, Korridoren  und  Treppen,  Heizungsvorrichtungen,  Klassenzimmern, 
Laboratorien,  Schulbänken,  Wandtafeln  und  dergl.  Die  Firmen,  deren 
Verlage  die  einzelnen  Lehrmittel  angehörten,  haben  durch  unentgeltliche 
Darleihung  derselben  die  Zwecke  der  Ausstellung  wesentlich  gefördert.  Die 
Kosten  wurden  aus  einem  für  das  gesamte  Unterrichtswesen  bereit- 
gestellten Fonds  von  270000  Mk.  bestritten. 


')  Rethwisch,   Deutschlands  höheres  Schulwesen  im  neunzehnten  Jahrhundert. 
Berlin  1893,  R.  Gaertner. 
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19.   Die  SchnlnBterhaltnBg. 

Da,  wie  im  Abschnitt  X,  1  näher  dargelegt  werden  wird,  die  Übernahme 
der  Verpflichtung,  eine  höhere  Schule  zu  unterhalten,  auf  freiwilliger  Ent- 
schliefsung  beruht,  so  ist  innerhalb  des  Staates  die  Unterhaltungslast  unter 
die  beiden  hierbei  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Faktoren,  den 
Staat  und  die  Gemeinde,  höchst  ungleichmäfsig  verteilt.  Insbesondere  ent- 
spricht das  Verhältnis  der  Belastung  der  einzelnen  Gemeinden  mit  Zu- 
schüssen für  die  höheren  Schulen  im  allgemeinen  nicht  ihrer  Fähigkeit, 
für  gemeinnützige  Zwecke  Leistungen  zu  übernehmen.  Man  hat  sich 
deshalb  neuerdings  mehrfach  mit  der  Frage  beschäftigt,  ob  und  in  welcher 
Weise  eine  organische  Regelung  der  Leistungen  für  die  höheren  Schulen 
herbeigeführt  werden  kann  *). 

Eine  solche  organische  Regelung  würde  z.  B.  darin  bestehen,  dafs 
künftig  alle,  sowohl  die  bereits  bestehenden  als  auch  die  neu  einzurichten- 
den höheren  Schulen  vom  Staate  unterhalten  werden  und  demzufolge  den 
Gemeinden  u.  s.  w.  keinerlei  Einflufs  mehr  auf  die  Gestaltung  des  höheren 
Schulwesens  zusteht. 

Für  diese  Art  der  Regelung  werden  folgende  Gründe  geltend  gemacht. 
Der  Staat  bedarf  der  höheren  Schulen  zur  Vorbildung  seiner  Beamten. 
Die  an  einem  Orte  befindliche  höhere  Schule  wird  nicht  ausschliefslich  von 
Ortsangehörigen,  sondern  auch  von  einer  oft  sehr  grofsen  Anzahl  von 
Schülern  aus  der  näheren  oder  entfernteren  Umgebung  benutzt;  demnach 
ist  es  billig,  auch  die  Angehörigen  dieser  letzteren  zu  den  Unterhaltungs- 
kosten, die  durch  das  Schulgeld  nicht  gedeckt  werden,  wenigstens  mittelbar 
heranzuziehen.  Diese  Beteiligung  kommt ,  wenn  die  Schulen  vom  Staate 
unterhalten  werden ,  durch  die  Staatssteuem  in  angemessener  Weise  zum 
Ausdrucke.  Für  die  Übernahme  auf  den  Staat  spricht,  so  wird  behauptet, 
auch  die  im  Laufe  der  Zeit  immer  weiter  ausgedehnte  Entwickelung  des 
staatlichen  Aufsichtsrechtes.  Diese  hat  bei  den  Gemeinden  vielfach  die 
Empfindung  wachgerufen,  dafs  ihre  Selbstverwaltung  beschränkt  wird,  dafs 
sie  für  die  von  ihnen  unterhaltenen  höheren  Schulen  immer  gröfsere  Opfer 
bringen  müssen,  aber  keinen  in  passendem  Verhältnisse  dazu  stehenden 
Einmifs  auf  dieselben  besitzen. 

Diesen  Erwägungen  gegenüber  wird  geltend  gemacht,  dafs  die  höheren 
Schulen  nicht  ausschliefslich  den  künftigen  Staatsbeamten,  sondern  auch 
den  Geistlichen,  den  Beamten  der  Gemeinde  und  zahlreichen  Angehörigen 


>)  Eine  organische  Regelung  ist  für  das  Reichsland  Elsafk-IiOthrin^en  durch  das 
-Gesetz,  betreffend  die  ünterhaitang  und  die  Verwaltung  der  öffentlichen  höheren 
Schttlen**  vom  1.  November  1878  (Gesetsblatt  für  Elsals-Lothringen  S.  57)  vorgenommen 
worden.  Nach  §  3  dieses  Gesetzes  werden  die  Besoldungen  der  Direktoren  und  Lehrer, 
die  Vergütungen  für  die  Hilfslehrer ,  die  gesetzlichen  Pensionen  und  Wartegelder  der 
Direktoren  und  Lehrer,  die  gesetzlichen  Pensionen  ihrer  Witwen,  die  Reise-  und  Um- 
zngskosten  bei  Versetzungen  und  Neuberufungen,  die  Tagegelder  und  Reisekosten  für 
Dienstreisen  der  Direktoren  und  Lehrer,  sowie  die  Mittel  zur  außerordentlichen  Unter- 
stützung von  Lehrern  aus  der  Landeskasse  bestritten;  für  alle  übrigen  Bedürfnisse  hat 
die  Gemeinde  zu  sor^^en,  in  welcher  die  Schule  liegt  Das  Schulgeld  flie&t  in  die 
Landeskasse.  Zur  Errichtung  einer  neuen  öffentlichen  höheren  Schule,  zur  Umgestaltung 
einer  bestehenden  in  eine  Schule  anderer  Gattung  bedarf  es  nach  §  8  der  Zustimmung 
der  beteiligten  Gemeinde.  Die  äulsere  Verwaltung  lie{[t  für  jede  Schule  einer  „Schul- 
kommission^  ob,  die  aus  dem  Bürgermeister,  zwei  bis  vier  von  der  Landesbehörde 
ernannten  und  ebensovielen  vom  Gemeinderate  gewählten  Mitgliedern  besteht.  Der 
Direktor  der  Schule  hat  die  Interessen  derselben  als  Regierungskommissar  bei  der 
Kommission  zu  vertreten. 

Wiese,  SchulweMn.    lY.  7 
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der  sogen,  freien  Berufsarten,  insbesondere  auch  den  vorzugsweise  in  den 
gröfseren  Orten  ansässigen  Kauf  leuten  u.  s.  w. ,  die  erforderliche  wissen- 
schaftliche Vorbildung  geben  sollen.  Auch  stehen,  so  wird  weiter  gesagt, 
den  Lasten,  welche  eine  Gemeinde  mit  der  Unterhaltung  einer  oder 
mehrerer  höherer  Schulen  ttbemimmt,  gewisse  Vorteile  gegentlber.  Die 
mit  dem  Besuche  derselben  verbundenen  Opfer  sind  geringer  für  die  am 
Orte  wohnenden  Eltern  als  für  die  auswärtigen,  die  ihre  Söhne  der  Pflege 
fremder  Personen  anvertrauen  müssen.  Endlich  sind  die  Gemeinden  bisher 
durch  das  staatliche  Aufsichtsrecht  nicht  bestimmt  worden,  auf  die 
Gründung  neuer  höherer  Lehranstalten  zu  verzichten,  und  nur  in  ganz 
vereinzelten  Fällen  haben  sie  sich  veranlafst  gesehen,  die  von  ihnen  unter- 
haltenen Anstalten  aufzulösen. 

Eine  andere  Art  organischer  Regelung  der  Unterhaltungspflicht  würde 
darin  bestehen,  dafs  diese  ausschliefslich  den  Gemeinden  übertragen  wird  ^). 
Die  Zahl  der  Stimmen,  die  sich  hierfür  aussprechen,  ist  nur  gering.  Ein- 
verständnis herrscht  bei  ihnen  darüber,  dafs,  wenn  eine  derartige  Regelung 
erfolgen  würde,  der  Staat  an  viele  weniger  leistungsfähige  Städte  Bedürfnis- 
zuschüsse zur  Unterhaltung  der  höheren  Schulen  zahlen  müfste  und  die 
Zahl  der  zuschufsbedürftigen  Anstalten  noch  gröfser  werden  würde,  als  sie 
bereits  jetzt  ist.  Erwägt  man,  dafs  der  Zuschufs  nur  nach  Mafsgabe 
des  Bedürfnisses  gezahlt  und  dafs  die  Prüfung  des  Bedürfnisses  aus- 
schliefslich  der  Staatsbehörde  überlassen  werden  müfste,  so  ergiebt  sich, 
dafs  nicht  nur  die  Zahl  der  vom  Staate  finanziell  abhängigen  Gemeinden, 
sondern  auch  die  Intensität  dieser  Abhängigkeit  wachsen  würde.  Auch 
würde  man,  wenn  man  den  Gedanken,  alle  höheren  Schulen  zu  Gemeinde- 
anstalten zu  machen,  im  einzelnen  durchführen  wollte,  auf  mancherlei 
schwer  zu  überwindende  Schwierigkeiten  stofsen.  Diese  liegen  vornehm- 
lich darin,  dafs  nur  in  einer  verhältnismäfsig  kleinen  Anzahl  von  Gemeinden 
höhere  Schulen  errichtet  werden  können,  dafs  neben  diesen  Gemeinden 
bei  einer  gerechten  Verteilung  der  Unterstützungslasten  auch  die  in  ihrer 
näheren  Umgebung  befindlichen  Gemeinden  heranzuziehen  sein  würden,  dafs 
für  die  quantitative  Art  der  Heranziehung  dieser  kaum  ein  allen  An- 
forderungen der  Gerechtigkeit  entsprechender  Mafsstab  gefunden  werden 
könnte,  dafs  aber  gerade  hier ,  wo  es  sich  um  die  Auferlegung  einer  Ver- 
pflichtung handelt,  eine  jenen  Anforderungen  genügende  Verteilung  der 
Lasten  ganz  besonders  notwendig  ist.  Schon  aus  diesen  Gründen  ist  an- 
zunehmen, dafs  in  absehbarer  Zeit  ein  Übergang  aller  höheren  Schulen 
auf  die  Gemeinden  nicht  in  Betracht  kommen  wird. 

Endlich  könnte  noch  eine  systematische  Teilung  der  Unterhaltungs- 
last zwischen  dem  Staat  und  der  Gemeinde  —  vielleicht  mit  Heranziehung 
der  Kreise  —  in  Betracht  kommen').  Zuzugeben  ist,  dafs  eine  derartige 
Regelung  von  dem  thatsächlichen  Zustande  in  geringerem  Mafse  abweichen 
würde  als  jede  der  beiden  eben  besprochenen  Arten.  Aber  gegen  sie 
können,  wenn  auch  in  abgeschwächtem  Mafse,  dieselben  Bedenken  geltend 
gemacht  werden  wie  gegen  die  Übernahme  der  höheren  Schulen  durch  die 


^)  Diese  Regelung  ziehen  Schwarz  und  Strutz  in  ihrem  Werke:  »Der  Staats- 
haushalt und  die  Finanzen  Preu&ens,  Berlin  1900,  J.  Guttentag,"  Bd.  U,  S.  288,  der 
allgemeinen  Verstaatlichung  vor. 

')  Neuerdings  hahen  Schwarz  und  Strutz  in  Bd.  II,  S.  239  ihres  oben  Anm.  1 
erwähnten  Werkes  auf  die  Möglichkeit  hingewiesen,  die  Verteilung  in  der  Weise  zu  be- 
wirken, da&  nur  die  Fürsorge  für  die  Errichtung  und  Unterhaltnng  der  Gymnasial- 
anstalten dem  Staate  verbliebe,  während  aUe  Realanstalten  von  den  Gemeinden  zu  unter- 
halten wären. 
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Gemeinden  allein.    Immerhin  würde  sie  ebenfalls  einen  recht  erheblichen 
Eingriff  in  bestehende  Verhältnisse  bedeuten. 

Die  staatliche  Unterrichtsverwaltung  ist  nun  dem  Gedanken  einer 
Regelung  der  Unterhaltungspflicht  in  einer  der  oben  angegebenen  Rich- 
tungen bisher  nicht  nähergetreten.  Am  allerwenigsten  lag  für  sie  ein 
Anlafs  vor,  in  dem  Sinne  vorzugehen,  dafs  der  Anteil  des  Staates  an  der 
Unterhaltungspflicht  durch  ein  organisches  Gesetz  verringert  wird.  Auch 
ist  in  den  hierbei  in  erster  Linie  beteiligten  Kreisen  dieser  Gedanke  nur 
vereinzelt  laut  geworden.  Viel  häufiger  wurde  allerdings  der  Wunsch  aus- 
gesprochen, dafs  alle  höheren  Schulen  vom  Staate  übernommen  würden, 
demgemäfs  der  Staat  allein  berechtigt  sein  solle,  höhere  Schulen  zu  gründen, 
und  verpflichtet,  sie  zu  unterhalten.  Aber  auch  dieses  Verlangen  hat 
die  Unterrichtsverwaltung  bisher  abgewiesen.  Bestimmend  für  diese 
Haltung  war  nicht  nur  die  Besorgnis  vor  einer  übermäfsigen  Steigerung 
der  Aufwendungen  des  Staates,  sondern  auch  die  Erwägung,  dafs  aus  der 
Rücksicht  auf  das  öffentliche  Interesse  kein  Grund  hergeleitet  werden  kann, 
Gemeinden  und  sonstige  öffentliche  Körperschaften,  Privatpersonen  oder 
Stiftungen  an  der  Bethätigung  ihrer  Fürsorge  für  das  höhere  Schulwesen 
durch  Gründung  und  Unterhaltung  höherer  Schulen  zu  hindern.  Allerdings 
sind  mit  der  Übernahme  der  Unterhaltungspflicht  auch  gewisse  Rechte  ver- 
bunden, und  die  Möglichkeit  eines  Mifsbrauchs  derselben  durch  die  Unter- 
haltungspflichtigen ist  nicht  ausgeschlossen.  Der  Staat  ist  indessen  jeder- 
zeit in  der  Lage,  den  bezüglichen  Versuchen  durch  Ausübung  seines  Auf- 
sichtsrechtes wirksam  entgegenzutreten. 

Wenngleich  nun  der  Staat  bisher  dem  Gedanken  einer  Monopolisierung 
des  höheren  Unterrichtswesens  nicht  nähergetreten  ist,  so  ist  doch  that- 
sächlich  seine  Beteiligung  an  der  Unterhaltung  der  höheren  Schulen  in 
den  letzten  Jahrzehnten  stark  gestiegen.  Der  Grund  lag  vornehmlich  in 
der  gewaltigen  Steigerung  der  Unterhaltungskosten,  wie  sie  namentlich 
durch  die  Aufbesserung  des  Einkommens  der  Lehrer  veranlafst  war.  Von 
den  Gemeinden,  die  höhere  Schulen  unterhielten,  wurden  die  in  einer  auf- 
steigenden wirtschaftlichen  Entwickelung  begriffenen  durch  jene  Steigerung 
nur  wenig  berührt.  Dagegen  hatten  an  ihr  die  übrigen  um  so  schwerer  zu 
tragen.  Hier  mufste,  soiem  die  Erhaltung  der  betreffenden  Schule  im 
öffentlichen  Interesse  lag,  der  Staat  helfend  eingreifen.  Zu  werkthätiger 
Hilfe  mufste  er  sich  um  so  mehr  veranlafst  fühlen,  als  die  Erhöbung  der 
Unterhaltungskosten  durch  seine  eigenen  Mafsregeln  teils  mittelbar,  wie 
durch  Aufbesserung  der  Besoldungen  der  Lehrer  an  den  staatlichen  An- 
stalten oder  durch  günstigere  Gestaltung  der  Fürsorge  für  ihre  Hinter- 
bliebenen, teils  unmittelbar,  wie  durch  das  Gesetz  vom  25.  Juli  1892  (vgl. 
Abschnitt  IX,  3),  sowie  das  Pensionsgesetz  und  die  dazu  erlassenen  No- 
vellen, veranlafst  worden  war. 

Die  Hilfe  des  Staates  konnte  in  zwei  Formen  erfolgen,  entweder  durch 
Übernahme  der  Anstalt  auf  den  Staat  oder  durch  Gewährung  staatlicher 
Bedürfniszuschüsse  bezw.  Erhöhung  der  bereits  bewilligten  Zuschüsse. 

In  den  Fällen,  in  denen  eine  Gemeinde  sich  der  Möglichkeit  einer 
weiteren  Steigerung  ihrer  für  eine  höhere  Schule  zu  machenden  Auf- 
wendungen dauernd  entziehen  wollte,  war,  sofern  sie  sich  nicht  zur  Auf- 
hebung der  Schule  entschliefsen  mochte,  der  Antrag  auf  Verstaatlichung 
der  gewiesene  Weg.  Ob  der  Staat  ihm  nähertreten  wollte,  hing  allerdings 
in  erster  Linie  von  seinem  Interesse  an  der  Erhaltung  der  betreffenden 
höheren  Schule  ab.   Nur  wenn  ein  solches  vorhanden  war,  liefs  er  sich  auf 
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Unterhandlungen  über  die  Verstaatlichung  ein^).  Für  die  nähere  Aus- 
gestaltung, der  hierauf  bezüglichen  Vertrage  war  die  Erwägung  mafsgebend, 
dafs  die  Übernahme  in  der  Regel  nicht  eine  vollständige  Entlastung  der 
Gemeinde  von  Beiträgen  zu  den  Unterhaltungskosten  zum  Ziele  haben  und 
deshalb  nicht  ohne  Gegenleistung  erfolgen  könne.  Die  Gegenleistung  hing 
von  den  bisherigen  Aufwendungen  der  Gemeinde  für  die  höhere  Schule 
und  von  ihrer  finanziellen  Leistungsfähigkeit  ab.  Sie  bestand  meistens  in 
der  dauernden  oder  auf  eine  Reihe  von  Jahren  beschränkten  Zahlung  eines 
festen  Jahreszuschusses;  dazu  kam,  falls  die  Schulräume  den  Anforderungen 
nicht  mehr  genügten,  mehrfach  die  Übernahme  der  Verpflichtung,  ein  neues 
Schul  gebäude  zu  errichten  und  dem  Staate  bereitzustellen.  War  ein 
solches  bereits  kurz  vor  der  Verstaatlichung  errichtet  worden,  nnd  hatte 
die  Gemeinde  zur  Aufbringung  der  Kosten  eine  Anleihe  aufgenommen, 
so  bewilligte  der  Staat  nicht  selten  für  diejenige  Zeit,  innerhalb  deren  die 
planmäfsige  Tilgung  der  Anleihe  zu  bewirken  war,  einen  Nachlafs  des 
von  der  Gemeinde  zu  leistenden  Zuschusses  in  Höhe  der  für  die  Verzinsung 
und  Tilgung  aufzubringenden  Summe  ^). 

Die  Verstaatlichungen  höherer  Schulen  wurden  in  der  grofsen  Mehr- 
zahl der  Fälle  durch  die  ungünstige  Finanzlage  des  Unterhaltungspflichtigen 
Patrons  veranlafst.  Mehrfach  hatten  sie  aber  eine  gerechtere  Verteilung 
der  durch  die  Unterhaltung  der  Schulen  verursachten  Kosten  zwischen  dem 
Staate  und  der  beteiligten  Gemeinde  zum  Ziele.  Ein  solcher  Fall  trat 
z.  B.  ein,  wenn  in  einem  gröfseren  Orte,  an  dem  mehrere  höhere  Schulen 
bestanden,  die  Kosten  ihrer  Unterhaltung  ausschliefslich  von  der  Gemeinde 
getragen  wurden  und  der  Staat  die  Forderung,  an  denselben  sich  zu  be- 
teiligen, als  in  der  Billigkeit  liegend  anerkennen  mufste.  Die  Verstaat- 
lichung kam  endlich  auch  vor,  wenn  es  sich  darum  handelte,  bezüglich  der 
Unterhaltung  einer  höheren  Schule  unzweifelhafte  und  einfache  Rechts- 
verhältnisse zu  schaffen.  Hierbei  kamen  namentlich  diejenigen  Fälle  in 
Betracht,  in  denen  über  den  Träger  der  Unterhaltungspflicht  oder  über 
das  Mafs  derselben  beim  Vorhandensein  mehrerer  Unterhaltungspflichtiger 
Streit  bestand,  oder  in  denen  überhaupt  eine  Teilung  der  Unterhaltungs- 
pflicht als  ein  Übelstand  empfunden  wurde. 

In  den  Fällen  der  zuletzt  erwähnten  Art  konnte  auch  die  Beseitigung 
einer  vorhandenen  Unterhaltungspflicht  des  Staates,  also  gewissermafsen  das 
Gegenteil  einer  Verstaatlichung,  sich  als  zweckmäfsig  erweisen.  Zahl- 
reiche Beispiele  dieser  Art  liefern  die  aus  früheren  Provinzialgewerbeschulen 
hervorgegangenen  Unterrichtsanstalten.  Bezüglich  der  eigentlichen  Gewerbe- 
schulklassen war  früher ,  wie  im  Abschnitt  III,  3  näher  dargelegt  werden 
wird,  die  Unterhaltungspflicht  zwischen  dem  Staate  und  der  Stadt  geteilt. 
Infolge  der  Reform  vom  Jahre  1879  wurden  den  bisherigen  Gewerbe- 
schulen nach  unten  fünf  Klassen  angefügt;  eine  Teilnahme  an  der  Unter- 
haltung dieser  Klassen  lehnte  jedoch  der  Staat  ab.  Da  war  es  das  Ergeb- 
nis einer  natürlichen  Entwickelung ,  dafs  die  Stadt,  weil  sie  nach  dem 
Hinzutritte  der  untersten  Klassen  an  der  Unterhaltung  der  Gesamtanstalt 
quantitativ  am  stärksten  beteiligt  war,  durch  Vertrag  die  Unterhaltungspflicht 
ausschliefslich  übernahm.    Die  Gegenleistung  des  Staates  für  die  dadurch 


^)  Wegen  des  Näheren  vel.  die  im  Anhange  (Beilage  YII)  abgedruckte  Yerfagung 
des  Unterrichtsministers  vom  23.  Januar  1890. 

')  Ein  in  neuerer  Zeit  geschlossener  Vertrag  dieser  Art  ist  im  Anhanee  (Beilage 
VIII)  abgedruckt  «5    v        b 
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herbeigeführte  Entlastung  bestand  dann  in  der  Regel  in  der  Übernahme 
fester  Jahreszuschttsse. 

Die  meisten  Verstaatlichungen  höherer  Lehranstalten  fanden  während  der 
achtziger  Jahre  statt.  Neuerdings  hat  der  Staat  es  in  der  Regel  vorgezogen, 
durch  Gewährung  von  Bedttrfniszuschüssen  nach  Lage  des  Einzel- 
falles denjenigen,  welchen  die  Unterhaltung  von  höheren  Schulen  obliegt, 
die  daraus  erwachsenden  Lasten  zu  erleichtem.  In  jener  Gewährung  ist 
jedoch  nicht  eine  Anteilnahme  an  der  Unterhaltungspflicht  zu  erblicken; 
denn  sie  wird  stets  nur  in  bestimmter  Höhe  und  für  eine  bestimmte  Be- 
willigungsperiode ausgesprochen.  Auch  ist  zu  bemerken,  dafs  in  der  be- 
treffenden Mitteilung  des  Unterrichtsministers  die  Übernahme  einer  privat- 
rechtlichen Verpflichtung  ausdrücklich  abgelehnt  wird.  Die  Gewährung 
eines  staatlichen  Bedürfniszuschusses  ist  demnach  rechtlich  eine  in  jeder 
Beziehung  freiwillige  Handlung.  Der  Staat  behält  sich  das  Recht  der 
Zurückziehung  des  Zuschusses  innerhalb  der  Bewilligungsperiode  für 
bestimmte  Fälle  vor;  ebenso  behält  er  sich  die  Prüfung  vor,  ob  und  in 
welcher  Höhe  er  einen  Zuschufs  gewähren  wilL  Dabei  ist  für  ihn  in  erster 
Linie  der  Grad  des  öffentlichen  Interesses  an  der  Aufrechterhaltung  der 
betreffenden  Anstalt  und  der  Grad  der  Bedürftigkeit  des  Unterhaltungs- 
pflichtigen mafsgebend.  Leistungsfähigen  Stadtgemeinden  werden  Bedürfnis- 
zuschüsse überhaupt  nicht  gewährt.  Eine  Gemeinde,  die  den  Direktoren 
und  Lehrern  höhere  Gehälter  bewilligt  hat,  als  der  Staat  für  notwendig 
erachtet,  wird  nicht  für  bedürftig  in  dem  Sinne  betrachtet,  dafs  sie  für 
die  Gewährung  von  Bedürfniszuschüssen  in  Betracht  kommt.  Was  in 
dieser  Beziehung  als  notwendig  zu  betrachten  ist,  ist  in  §  9  des  Normal- 
etats zum  Ausdrucke  gebracht^).  Nicht  unerwähnt  darf  hier  bleiben,  Üafs 
der  Staat  die  Gewährung  von  Bedürfniszuschüssen  an  Bedingungen  knüpft, 
dafs  er  auf  diese  Weise  einen  nicht  unwesentlichen  Einflufs  auf  die  äufseren 
Angelegenheiten  der  von  ihm  unterstützten  Anstalten  erhält,  demnach  die 
Rechte  des  Unterhaltungspflichtigen  Patrons  eine  durch  die  Natur  der  Sache 
gerechtfertigte  Minderung  erfahren'). 

Die  bisherige  Art  der  Beteiligung  des  Staates  an  der  Unterhaltung 
der  höheren  Schulen  hat  im  allgemeinen  zu  befriedigenden  Verhältnissen 
geführt.  Sie  hat  sowohl  eine  dem  thatsächlichen  Bedürfnisse  entsprechende 
Förderung  des  höheren  Unterrichtswesens  als  auch  eine  zwar  nicht 
systematische,  aber  jedenfalls  den  jeweiligen  besonderen  Verhältnissen 
leicht  anzupassende  Verteilung  der  Kosten  ermöglicht.  Unter  diesen  Um- 
ständen hatte  der  Staat  um  so  weniger  Anlafs,  mit  der  geschichtlichen 
Entwickelung  zu  brechen  und  entweder  für  sich  eine  allgemeine  Verpflichtung 
zur  Unterhaltung  der  höheren  Schulen  zu  übernehmen  oder  anderen  Ver- 
bänden eine  derartige  Rechtspflicht  aufzuerlegen. 


20.  Frivatschulen« 

Zahlreiche  Privatschulen  für  die  männliche  Jugend  haben  sich  ein 
wesentlich  weiteres  Ziel  gesteckt  als  die  Volksschulen.  Aber  nur  ein 
kleiner  Bruchteil  derselben  erfüllt  die  Aufgaben  einer  höheren  Schule  in 
ihrem  vollen  Umfange,  nämlich  nur  diejenigen,  die  befugt  sind,  ihren 


»)  Vgl.  Abschnitt  IX,  8. 

^  Vgl.  das  im  Anhange  (Beilage  XVII)  abgedruckte  Formular  und  die  Darstellung 
im  Abschnitt  Ylllt  1. 
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Schülern  nach  dem  Bestehen  einer  unter  dem  Vorsitze  eines  Regierungs- 
kommissars abzuhaltenden  Prüfung  Zeugnisse  über  die  wissenschaftliche 
Befähigung  für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst  zu  erteilen.  Für 
diese  „militärberechtigten^  Privatanstalten  gelten  grundsätzlich  die  näm- 
lichen Vorschriften  wie  für  Privatschulen  überhaupt ;  insbesondere  kommen 
für  sie  die  Bestimmungen  der  Instruktion  vom  31.  Dezember  1839  (Wiese- 
Eübler  Bd.  I,  S.  31)  zur  Anwendung,  neuerdings  jedoch  mit  der  Mafs- 
gäbe,  dafs  die  staatliche  Aufsicht  ebenso  wie  bezüglich  der  öffentlichen 
höheren  Schulen  von  den  ProvinzialschulkoUegien  geführt  wird. 

Die  Errichtung  einer  Privatschule  bedarf  der  Genehmigung  der  zu- 
ständigen Aufsichtsbehörde.  Artikel  23  der  Verfassungsurkunde  besagt 
zwar,  dafs  Unterricht  zu  erteilen  und  Unterrichtsanstalten  zu  gründen  und 
zu  leiten  jedem  freistehe,  wenn  er  seine  sittliche,  wissenschaftliche  und 
technische  Befähigung  den  betreffenden  Staatsbehörden  nachgewiesen  hat. 
Dieser  Artikel  gehört  aber  zu  denjenigen,  die  noch  nicht  in  Wirksamkeit 
getreten  sind.  Denn  nach  Art.  112  soll  es  bis  zum  Erlasse  eines  Unter- 
richtsgesetzes hinsichtlich  des  Schul-  und  Unterrichtswesens  bei  den  gelten- 
den Bestimmungen  verbleiben.  Die  Vorschriften  der  obenerwähnten  In- 
struktion vom  31.  Dezember  1839  über  die  Eonzessionspflicht  bezüglich  der 
Privatschulen  und  der  Privaterziehungsanstalten  sind  also  auch  jetzt  noch 
mafsgebend. 

Die  Erteilung  der  Berechtigung  zur  Ausstellung  von  Zeugnissen  über 
die  wissenschaftliche  Befähigung  für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst 
erfolgt,  wie  bei  allen  höheren  Schulen,  so  auch  bei  den  Privatschulen 
durch  den  Reichskanzler.  Diesem  steht,  wie  oben  (S.  85)  dargelegt  worden 
ist,'  die  Reichsschulkommission  als  beratendes  Organ  zur  Seite.  Als  Grund- 
lage für  das  von  dieser  zu  erstattende  Gutachten  dient  das  Ergebnis  der 
Revision  der  Schule  durch  einen  Kommissar  des  zuständigen  Provinzial- 
schulkoUegiums.  Die  Revision  hat  sich  nicht  nur  auf  den  Lehrplan,  die 
Erfolge  des  Unterrichts  und  den  ganzen  inneren  Schulbetrieb,  sondern  auch 
auf  die  äufsere  Ausstattung  der  Anstalt,  die  Besoldungen  der  Lehrer  u.  s.  w. 
zu  richten.  Auch  wenn  die  Revision  nach  allen  Richtungen  hin  befriedigt, 
wird  die  sogen.  Militärberechtigung  den  Privatanstalten  nur  auf  Widerruf 
erteilt;  sie  ist  stets  an  die  Person  des  Anstaltsleiters  geknüpft,  erlischt 
also  von  selbst  mit  einem  Wedisel  derselben.  In  Zwischenräumen  von  je 
fünf  Jahren  haben  die  ProvinzialschulkoUegien  über  die  ihrer  Aufsicht 
unterstellten  Privatanstalten  zu  berichten.  Von  den  Berichten  erhält 
der  Reichskanzler  Kenntnis;  dieser  legt  sie  der  Reichsschulkommission 
zur  Prüfung  vor,  und  von  dem  Ergebnisse  der  Prüfung  hängt  es  ab, 
ob  gegen  die  Fortdauer  der  Berechtigung  Bedenken  erhoben  werden 
oder  nicht. 

In  dieser  Beziehung  ist  also  die  Behandlung  der  Privatanstalten  von 
der  der  öffentlichen  höheren  Schulen  erheblich  verschieden.  Der  Unter- 
schied findet  darin  seine  Erklärung,  dafs  bei  jenen  in  viel  geringerem 
Mafse  als  bei  diesen  für  die  dauernde  Erfüllung  der  Aufgaben  einer  höheren 
Schule  die  Gewähr  gegeben  ist.  Der  Bestand  und  das  Gedeihen  einer 
Privatschule  ist  in  erster  Linie  von  der  Person  ihres  Leiters  und  ihrer 
Unternehmer  abhängig.  Dabei  kommt  hinsichtlich  ihrer  Unternehmer  auch 
die  finanzielle  Leistungsfähigkeit  in  Betracht,  und  diese  kann,  ihrer  Natur 
nach,  einem  schnellen  Wechsel  unterworfen  sein.  Von  ihr  hängt  es,  ab- 
gesehen vom  guten  Willen,  z.  B.  ab,  ob  den  Lehrern  eine  auskömmliche 
Besoldung  gewährt  und  dadurch  die  Gewinnung  und  Erhaltung  genügend 
befähigter  Lehrer  gesichert  ist.    Die  Aufsichtsbehörde  hat  an  der  Auswahl 
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der  Lehrer  keinen  Anteil,  sie  hat  kein  Mittel,  zu  verhindern,  dafs  ein 
tüchtiges  Lehrerpersonal  in  kürzester  Frist  durch  ein  seinen  Aufgaben  in 
keiner  Weise  gewachsenes  ersetzt  wird. 

Wenn,  wie  bereits  oben  bemerkt  wurde,  die  Zahl  der  mit  Berechtigungen 
versehenen  Privatschulen  nur  gering  ist,  so  findet  diese  Thatsache  in  der 
vorstehenden  Darstellung  ihre  einfache  Erklärung.  Die  Privatschulen 
können  auf  Erteilung  bezw.  Aufrechterhaltung  der  Berechtigungen  nur 
rechnen,  wenn  und  solange  sie  genügend  ausgebildete  Lehrkräfte  besitzen. 
Diese  werden  jedoch  für  den  Dienst  jener  Schulen  nur  zu  gewinnen  sein, 
wenn  ihr  Einkommen  hinter  demjenigen  der  Oberlehrer  an  den  öffentlichen 
höheren  Schulen  nicht  zu  weit  zurücksteht.  Durch  die  diesen  Lehrern 
während  der  letzten  Jahre  zugebilligten  Besoldungsaufbesserungen  wurden 
die  Unternehmer  von  Privatschulen  genötigt,  den  von  ihnen  angestellten 
Lehrern  ebenfalls  gröfsere  Besoldungen  zn  gewähren  als  bisher.  Das  war 
aber  nur  möglich,  sofern  die  Einnahmen  entsprechend  gestaltet  werden 
konnten.  Wenn  also  nicht  Zuschüsse  zur  Unterhaltung  der  Schule  von 
anderer  Seite  gesichert  waren  oder  der  Unternehmer  um  eines  idealen 
Zweckes  willen  seinerseits  die  Zuschüsse  zu  leisten  bereit  war,  blieb  nichts 
übrig,  als  für  entsprechende  Einnahmen  aus  dem  Betriebe  der  Anstalt  zu 
sorgen.  Das  geschieht  jetzt  meistens  dadurch,  dafs  mit  der  Schule  eine 
Pensionsanstalt  verbunden  wird  und  die  aus  dieser  erzielten  Überschüsse 
zur  Unterhaltung  jener  mitverwendet  werden.  Aber  auch  dann  ist  eine 
Unterhaltung  der  Gesamtanstalt  aus  den  durch  den  Betrieb  erzielten  Ein- 
nahmen nur  bei  einer  verhältnismäfsig  hohen  Bemessung  des  Schulgeldes 
und  des  Pensionspreises  möglich.  Die  militärberechtigten  Privatanstalten 
können  demnach  nur  für  eine  kleine  Minderheit  von  Schülern  in  Betracht 
kommen;  denn  nur  wenige  Eltern  sind  bereit  und  im  stände,  für  die  in 
diesen  Anstalten  gebotenen  Vorteile,  die  im  wesentlichen  in  der  Möglichkeit 
einer  weit  ausgedehnten  individuellen  Behandlung  der  Schüler  bestehen, 
erhebliche  Geldopfer  zu  bringen. 

Freilich  kann  nicht  verschwiegen  werden,  dafs  den  Unternehmern  der 
militärberechtigten  Privatschulen,  selbst  wenn  sie  auf  die  zu  ihrer  Unter- 
haltung erforderlichen  Einnahmen  rechnen  können  und  in  der  Lage  sind, 
die  Lehrer  angemessen  zu  besolden,  die  Gewinnung  und  Erhaltung  tüchtiger 
Lehrer  neuerdings  stark  erschwert  wird.  Lehrer,  welche  die  Prüfung  für 
das  höhere  Schulamt  voll  bestanden  haben,  werden  nämlich  auch  bei 
Übernahme  einer  Stelle  an  einer  Privatschule  die  Hoffnung  nicht  aufgeben, 
später  an  einer  öffentlichen  höheren  Schule  angestellt  oder  wenigstens 
gegen  ausreichende  Vergütung  voll  beschäftigt  zu  werden.  Eine  spätere 
Anstellung  oder  Beschäftigung  an  einer  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalt 
sichern  sie  sich,  wie  im  Abschnitt  VIII,  1  näher  erörtert  wird,  aber  nur,  in- 
dem sie  ihre  Eintragung  in  die  Kandidatenliste  nachsuchen  und  sich 
dauernd  zur  Verfügung  des  Provinzialschulkollegiums  halten.  Sie  werden 
also  die  Kündigungsfrist  gegenüber  der  Privatschule  so  gestalten  müssen, 
dafs  sie  jederzeit  einem  etwa  an  sie  ergehenden  Rufe  des  Provinzialschul- 
kollegiums Folge  leisten  können.  Sie  werden  femer,  da  für  die  Berechnung 
der  für  ihr  künftiges  Hilfslehrergehalt  mafsgebenden  Hilfslehrerdienstzeit 
die  Zeit,  während  welcher  sie  an  Privatschulen  thätig  gewesen  sind,  nicht 
in  Betracht  kommt,  die  volle  Beschäftigung  als  Hilfslehrer  an  einer  öffent- 
lichen höheren  Schule  der  Beschäftigung  an  einer  Privatschule  in  der  Regel 
vorziehen.  Sie  werden  sogar,  im  Hinblick  auf  die  Möglichkeit  der  An- 
rechnung der  über  vier  Jahre  hinausgehenden  Hilfslehrerdienstzeit  bei 
Festsetzung  ihres  Besoldungsdienstalters  als  Oberlehrer,  geneigt  sein,  ihre 
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Stellung  an  der  Priyatschule  selbst  dann  aufzugeben,  wenn  ihnen  eine 
Beschäftigung  zwar  nicht  mit  der  vollen  Stundenzahl,  aber  doch  wenigstens 
mit  mehr  als  zwölf  Stunden  an  einer  staatlichen  höheren  Schule  angeboten 
wird.  Auf  diese  Weise  ist  es  in  der  That  dahin  gekommen,  dafs  die 
Privatschulen  durch  die  zur  Durchführung  des  Anciennetätsprinzips  in  der 
wohlwollendsten  Absicht  getroffenen  Mafsregeln  stark  beeinträchtigt  sind. 
Da  andererseits  die  völlige  Beseitigung  der  militärberechtigten  Privatschulen 
nicht  erwünscht  ist,  so  hat  sich  die  Unterrichtsverwaltung  der  Erwägung, 
auf  welche  Weise  jene  Beeinträchtigungen  abgewendet  oder  gemindert  werden 
können,  nicht  entziehen  können. 


21.  Mädehen^mnasien  und  ähnliche  Anstalten. 

In  neuerer  Zeit  haben  die  Bestrebungen,  auch  dem  weiblichen  Ge- 
schlechte den  Zutritt  zu  den  Universitäten  zu  eröffnen,  erhöhte  Bedeutung 
gewonnen.  Vielfach  hatten  sie  mit  der  sogen.  Frauenemanzipation  nichts 
zu  thun  und  ihre  eigentliche  Quelle  in  erster  Linie  in  dem  Wunsche,  die 
Erwerbsfähigkeit  des  weiblichen  Geschlechtes  zu  steigern,  sowie  in  dem  in 
manchen  Kreisen  hervorgetretenen  Verlangen,  dafs  der  weiblichen  Bevölke- 
rung die  Inanspruchnahme  genügend  ausgebildeter  und  staatlich  approbierter 
weiblicher  Ärzte  ermöglicht  werde.  Freilich  erhielten  die  erwähnten  Be- 
strebungen bei  dem  radikal  gesinnten  Teile  ihrer  Förderer  bald  einen 
stark  politischen  Beigeschmack,  indem  sie  durch  die  grundsätzliche 
Forderung  der  Beseitigung  aller  noch  bestehenden  Unterschiede  in  den 
Rechten  des  weiblichen  und  des  männlichen  Geschlechtes  unterstützt 
wurden. 

Es  ist  selbstverständlich,  dafs  die  preufsische  Unterrichtsverwaltung 
keine  Neigung  zeigte,  dieser  radikalen  Forderung  Vorschub  zu  leisten. 
Andererseits  glaubte  sie,  dem  weiblichen  Geschlechte  die  Möglichkeit,  sich 
durch  den  Besuch  der  Vorlesungen  an  den  Universitäten  eine  gründliche 
wissenschaftliche  Bildung  zu  erwerben,  nicht  völlig  entziehen  zu  dürfen, 
zumal  sie  erkennen  mufste,  dafs  die  obenerwähnten  besonderen  Gründe 
für  die  Zulassung  der  Frauen  zu  den  Universitäten  auch  in  Kreisen  geltend 
gemacht  wurden,  die  mit  dem  politischen  Radikalismus  nichts  zu  thun 
hatten.  Freilich  ist  sie  in  dem  Bewufstsein,  dafs  jedes  Zugeständnis,  das 
nach  jener  Richtung  hin  gemacht  wird,  zum  Zwecke  weitergehender 
Forderungen  gemifsbraucht  werden  kann,  nur  allmählich  und  mit  Vor- 
sicht vorgegangen.  Vor  allen  Dingen  hat  sie  diesen  Zugeständnissen  stets 
den  Charakter  der  Ausnahmen  gegeben  und  deshalb  der  Forderung,  das 
weibliche  Geschlecht  zum  Studium  auf  den  Universitäten  in  derselben  Weise 
und  unter  denselben  Bedingungen  zuzulassen  wie  das  männliche,  bisher 
keine  Folge  gegeben. 

Das  erste  Zugeständnis,  das  in  der  angedeuteten  Richtung  gemacht 
wurde,  bestand  darin,  dafs  den  Dozenten  der  Universitäten  gestattet  wurde, 
nach  ihrem  Ermessen  weibliche  Personen  als  Zuhörer  zu  ihren  Vorlesungen 
zuzulassen.  Damit  war  jedoch  dem  weiblichen  Geschlechte  der  Zutritt  zu 
den  gelehrten  Berufsarten  noch  nicht  erschlossen ;  vor  allen  Dingen  konnten 
Frauen  die  Zulassung  zu  den  betreffenden  Staatsprüfungen  nicht  bean- 
spruchen. Diese  konnte  vielmehr  erst  erreicht  werden,  wenn  die  Frauen 
hinsichtlich  der  Schulbildung  die  nämlichen  Bedingungen  erfüllten,  von 
denen  sie  für  das  männliche  Geschlecht  abhängig  gemacht  wird.  Zu  diesen 
Bedingungen  gehört  in  erster  Linie  die  Ablegung  der  Reifeprüfung  an  einer 
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neunstufigen  höheren  Schule.  Deshalb  wurde  sehr  bald  die  Forderung  ge- 
stellt, dafs  auch  den  Frauen  die  Ablegung  derselben  an  Gymnasien,  Real- 
gymnasien und  Oberrealschulen  ermöglicht  würde.  Diese  Möglichkeit 
glaubte  man  am  einfachsten  durch  Errichtung  besonderer  Anstalten  der 
bezeichneten  Art  für  das  weibliche  Geschlecht  herbeizuführen. 

Der  erste  hierauf  bezügliche  Versuch  innerhalb  Preufsens  wurde  in 
Berlin  im  Jahre  1893  gemacht.  Er  hatte  zwar  keinen  vollständigen  Erfolg ; 
denn  die  Errichtung  eines  Mädchengymnasiums,  auf  dem  die  Schülerinnen 
durch  Ablegung  der  erforderlichen  Prüfungen  die  nämlichen  Berechtigungen 
erwerben  können  wie  die  Schüler  unserer  jetzigen  Gymnasien,  kam  nicht 
zu  Stande.  Wohl  aber  wurde  die  Einrichtung  privater  Gymnasialkurse 
für  das  weibliche  Geschlecht  genehmigt;  diese  Kurse  sollten  so  gestaltet 
sein,  dafs  durch  ihren  Besuch  die  für  die  Reifeprüfung  an  einem  Gym- 
nasium erforderliche  wissenschaftliche  Vorbildung  erworben  werden  kann. 
Hiermit  war,  da  nach  den  in  Preufsen  geltenden  Bestimmungen  Privat- 
schulanstalten nur  bei  dem  Vorhandensein  eines  wirklichen  Bedürfnisses 
zugelassen  werden,  thatsächlich ,  wenn  auch  in  ganz  beschränkter  Aus- 
dehnung, das  Bedürfnis  anerkannt,  dem  weiblichen  Geschlechte  die  An- 
eignung gymnasialer  Bildung  möglich  zu  machen.  Nachdem  dies  geschehen 
war,  konnte  den  Frauen  auch  die  Möglichkeit,  die  Aneignung  dieser 
Bildung  in  der  nämlichen  Weise  wie  die  männliche  Jugend  durch  das  Be- 
stehen einer  von  einer  staatlichen  Kommission  abzunehmenden  Prüfung 
darzulegen,  nicht  mehr  versagt  werden. 

Durch  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  17.  Mai  1895  wurde  denn 
auch  zum  ersten  Male  in  Preufsen  einer  weiblichen  Person  die  Ablegung 
der  Reifeprüfung  an  einem  Gymnasium  auf  Grund  des  §  17  der  Prüfungs- 
ordnung gestattet  *).  Seitdem  ist  eine  ganze  Anzahl  ähnlicher  Gesuche  an 
den  Minister  gerichtet*)  und  ihnen  Folge  gegeben  worden,  sofern  das  Vor- 
handensein einer  genügenden  wissenschaftlichen  Vorbereitung  nachgewiesen 
war  und  nicht  besondere  Ausschliefsungsgründe  entgegenstanden. 

Die  Bewegung  für  die  Errichtung  wirklicher  Mädchengymnasien  dauerte 
jedoch  fort.  Sie  erhielt  greifbare  Gestalt,  als  eine  unzweifelhaft  leistungs- 
fähige Korporation  des  öffentlichen  Rechtes  wie  die  Stadtgemeinde  Breslau 
die  Errichtung  einer  derartigen  Anstalt  im  Anschlufs  an  eine  dort  be- 
stehende höhere  Mädchenschule  beschlofs.  Die  gymnasiale  Anstalt  sollte 
als  Reformanstalt  nach  dem  Frankfurter  System  (S.  27)  eingerichtet  werden ; 
demgemäfs  sollten  die  unteren  und  mittleren  Klassen  der  bisherigen  Mädchen- 
schiüe  als  Unterbau  dienen ;  dann  sollte  in  der  etwa  der  Tertia  entsprechen- 
den Stufe,  in  welche  die  Schülerinnen  nach  Vollendung  des  Lehrganges 
jener  Klassen  in  einem  Alter  von  etwa  12  Jahren  eintreten,  der  Unterricht 
im  Lateinischen  und  drei  Jahre  später  der  im  Griechischen  beginnen.  Der 
ganze  Lehrgang  sollte  sieben  Jahre  umfassen,  so  dafs  die  Mädchen  regel- 
mäfsig  sich  im  Alter  von  etwa  19  Jahren  der  Reifeprüfung  unterziehen 
würden. 


*)  Die  betreffende  Gesuchstellerin  gab  an,  klassische  Philologie  studieren  zu  wollen, 
nm  sich  späterhin  um  eine  Stelle  als  Lehrerin  der  alten  Sprachen  an  einem  Mädchen- 
gjmnasium  bewerben  zu  können. 

*)  Nach  den  Mitteilungen,  die  der  Unterrichtsminister  am  80.  Mai  1898  im  Ab- 
geordnetenhause gab  (Steno^aphische  Berichte,  S.  2264),  waren  es  bis  zu  lenem  Tage  24, 
und  zwar  nicht  ansschliefelich  Preufeinnen;  von  diesen  waren  16  evangelisch,  1  katho* 
lisch,  7  jüdisch.  Wegen  der  Zahlen,  die  bis  zum  Jahre  1900  erreicht  worden  sind,  vgl. 
die  am  Schlüsse  des  Abschnittes  VI,  9  gegebene  kleine  Übersicht 
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Die  Gründe,  aus  denen  dieser  Plan  von  den  staatlichen  Schulaufsichts- 
behörden nicht  genehmigt  wurde,  sind  Yom  Unterrichtsminister  am  30.  April 
1898  im  Hause  der  Abgeordneten  dargelegt  worden.  Sie  bezogen  sich  zum 
Teil  auf  die  besondere  Ausgestaltung  des  Breslauer  Mftdchengymnasiums 
und  richteten  sich  hierbei  namentlich  gegen  den  Gedanken,  für  die  erste 
Anstalt  dieser  Art  eine  Form  zu  wählen,  die  für  das  männliche  Geschlecht 
die  Probe  noch  nicht  bestanden  hatte,  also  damals  noch  als  in  den  Stadien 
des  Versuchs  befindlich  zu  betrachten  war.  Zum  Teil  aber  waren  sie  all- 
gemeiner Natur  und  gegen  die  Anlegung  einer  unseren  Gymnasien  gleich- 
artigen für  das  weibliche  Geschlecht  bestimmten  Lehranstalt  überhaupt 
gerichtet.  Die  Gründe  der  letzteren  Art  gipfelten  in  folgenden  Punkten: 
1.  Es  ist  nicht  angebracht,  Mädchen  in  einem  Alter,  in  dem  ihre  Fähigkeiten 
und  Neigungen  sich  noch  nicht  übersehen  lassen,  in  die  gymnasiale  Laufbahn 
hineinzuführen  oder  gar  hineinzul ecken;  2.  diese  Lockungen  können  sehr 
wirksam  sein,  da  ein  mit  staatlichen  Berechtigungen  versehenes  Mädchen- 
gymnasium mit  neunjährigem  Lehrgange  gegenüber  der  bisherigen  höheren 
Mädchenschule  als  die  vornehmere  Schule  gelten  und  deshalb  zum  Teil  aus 
Eitelkeitsgründen  eine  gewisse  Anziehungskraft  ausüben  würde.  Die  jetzige 
höhere  Mädchenschule,  deren  Ziel  auf  die  Yermittelung  einer  allgemeinen, 
nicht  berufsmäfsigen  weiblichen  Bildung  auf  sittlich-religiöser  Grundlage 
gerichtet  ist,  würde  demnach  dem  Mädchengymnasium  gegenüber  zu  einer 
Anstalt  zweiten  Grades  herabsinken;  3.  die  geringe  Zahl  von  Frauen,  die 
sich  bisher  zur  Reifeprüfung  an  einem  Gymnasium  gemeldet  haben,'  zeigt, 
dafs  für  öffentliche,  mit  Berechtigungen  versehene  Mädchengymnasien  kein 
Bedürfnis  besteht. 

Das  Schicksal  des  Breslauer  Planes  teilten  die  späteren  Versuche,  ein 
wirkliches,  mit  Berechtigungen  versehenes  Mädchengymnasium  in  Preufsen 
zu  gründen.  Dagegen  wurden  an  mehreren  Orten,  in  ähnlicher  Weise  wie 
1893  in  Berlin,  mit  Genehmigung  der  zuständigen  Aufsichtsbehörde  Gym- 
nasialkurse für  Mädchen  eingerichtet.  Allgemeine  Anordnungen  über  die 
Art  ihrer  Einrichtung  sind  bisher  von  der  Centralstelle  nicht  ergangen. 
In  allen  einzelnen  Fällen  jedoch,  in  denen  Anträge  auf  Genehmigung  der- 
artiger Kurse  an  den  Unterrichtsminister  gerichtet  wurden,  ist  diese  Ge- 
nehmigung davon  abhängig  gemacht  worden,  dafs  nur  Schülerinnen,  die  das 
Ziel  der  höheren  Mädchenschule  erreicht  haben,  zu  den  Kursen  zugelassen 
würden.  Auf  diese  Weise  wurde  einerseits  jede  Verquickung  mit  einer 
höheren  Mädchenschule  und  eine  Verkümmerung  der  dieser  nach  der  bis- 
herigen Ordnung  gesetzten  Ziele  vermieden;  andererseits  wurde  eine  aus- 
reichende Sicherheit  gegeben,  dafs  der  Entschlufs  der  Mädchen,  sich  für 
das  akademische  Studium  vorzubereiten ,  erst  in  reiferem  Alter  erfolgte, 
und  dafs  die  religiös-sittliche  und  ästhetische  Bildung  der  höheren  Mädchen- 
schule auch  denjenigen  Schülerinnen  zu  gute  kam,  welche  die  Lösung 
schwererer  Lebensaufgaben  auf  sich  nehmen  wollten^). 

Die  Zulassung  weiblicher  Personen  zur  Reifeprüfung  an  Gymnasien 
erfolgte  aus  der  Erwägung  heraus,  dafs  denselben  die  Möglichkeit  gegeben 
werden  sollte,  die  zum  erfolgreichen  Besuche  der  Universität  erforderliche 
wissenschaftliche  Vorbildung  nachzuweisen.  Wesentlich  anders  liegt  die 
Frage,  ob  Frauen  zur  Prüfung  für  das  Lehramt  an  höheren  Schulen  zu- 
zulassen seien.    Es  ist  durch  die  Natur  der  Sache  begründet,   dafs  diese 


^)  Vgl.  hierzu  die  Erlasse  yom  7.  März  1899  (C.-Bl.  8.  871)  und  vom  14. 
Januar  1901  (C.-Bl.  S.  213),  sowie  das  im  GentraiblaU  von  1899  S.  404  abgedruckte 
Gutachten. 
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Prüfung  nur  für  solche  Bewerber  bestimmt  ist,  welche  die  Absicht  haben, 
sich  um  ein  Lehramt  der  bezeichneten  Art  zu  bewerben,  und  denen  ein 
solches  übertragen  werden  kann.  Da  nun  Frauen  zur  Vorbereitung  für 
den  höheren  Schuldienst  nicht  zugelassen  und  demgemäfs  als  Lehrer  an 
höheren  Schulen  nicht  angestellt  werden,  so  kann  ihnen  auch  die  Be- 
fugnis nicht  zugesprochen  werden,  die  Zulassung  zur  Prüfung  für  das 
höhere  Lehramt  zu  verlangen.  Diese  Befugnis  kann  auch  nicht  etwa  aus 
der  Thatsache  hergeleitet  werden,  dafs  an  manchen  höheren  Mädchen- 
schulen mit  dem  Unterricht  in  den  oberen  Klassen  nur  Lehrer,  welche  die 
Prüfung  für  das  Lehramt  an  höheren  Schulen  bestanden  haben,  betraut 
werden  und  demgemäfs  die  Anstellung  vielfach  an  die  Bedingung  der  Ab- 
leistung dieser  Prüfung  geknüpft  wird.  Denn  der  Staat  hat  für  diejenigen 
Lehrerinnen,  welche  die  Befähigung  für  den  Unterricht  in  den  oberen  Klassen 
oder  für  die  Leitung  höherer  Mädchenschulen  darlegen  wollen,  beson- 
dere Prüfungen  eingerichtet,  die  von  der  für  das  Lehramt  an  höheren 
Schulen  wesentlich  verschieden  sind.  Es  fehlt  demnach  an  einem  den 
Frauen  zugänglichen  Amte,  für  welches  die  wissenschaftliche  Befähigung 
nur  durch  die  Ablegung  der  Prüfung  für  das  höhere  Lehramt  dargele^ 
werden  kann. 

Um  jedem  Mifsverständnisse  vorzubeugen,  mag  hier  noch  besonders 
hervorgehoben  werden,  dafs  die  Frage  der  Mädchengymnasien  und  der  Zu- 
lassung der  Frauen  zu  den  Universitätsstudien  mit  der  im  Jahre  1894  er- 
folgten Neuregelung  ^)  des  höheren  Mädchenschulwesens  nichts  zu  thun  hat. 
Denn  bei  dieser  Neuregelung  wurde  der  Grundgedanke  festgehalten,  dafs 
höhere  Mädchenschulen  ganz  anders  geartete  Unterrichtsanstalten  sind  als 
diejenigen,  die  in  Preufsen  als  höhere  Schulen  im  engeren  Sinne  bezeichnet 
werden  und  nur  dem  männlichen  Geschlechte  zugänglich  sind.  Zwar  ist 
auch  für  höhere  Mädchenschulen  die  Anstellung  akademisch  gebildeter  Lehrer 
vorgesehen ,  aber  die  akademische  Bildung  ist  nicht  die  unerläfsliche  Vor- 
bedingung für  die  Übertragung  des  Unterrichtes  in  den  oberen  Klassen 
oder  die  Leitung  einer  höheren  Mädchenschule.  Auch  für  die  besondere 
Prüfung,  durch  die  Frauen  die  Befähigung  hierzu  darlegen,  ist  das  Studium 
auf  der  Universität  nicht  Vorbedingung,  und  die  zur  Ablegung  dieser 
Prüfung  erforderliche  wissenschaftliche  Vorbildung  kann  in  der  That  auf 
anderem  Wege  als  dem  des  Universitätsstudiums  erworben  werden. 

Eine  andere  Gestaltung  wird  diese  Frage  gewinnen,  wenn,  wie  von 
manchen  Seiten  gewünscht  wird,  die  für  das  Gebiet  des  Reiches  über  die 
Approbation  von  Ärzten  erlassenen  Vorschriften  in  dem  Sinne  geändert 
werden  sollten,  dafs  auch  Frauen  die  Approbation  erteilt  werden  kann.  Es 
ist  hier  nicht  der  Ort  für  eine  Besprechung  der  Gründe,  die  dafür  und 
dawider  geltend  gemacht  werden.  Wenn  aber  den  Frauen  der  ärztliche  Beruf 
zugänglich  gemacht  werden  soll,  so  werden  bei  ihnen  auch  die  Vorbedin- 
gungen, namentlich  die  auf  die  allgemeine  wissenschaftliche  Vorbildung 
und  die  auf  die  fachwissenschaftliche  Ausbildung  bezüglichen,  im  wesent- 


^)  Mit  dieser  Neuordnung  sind  diejenigen,  welche  für  das  weibliche  Geschlecht  das 
Recht  in  Anspruch  nehmen,  me  gleiche  Yorbildung  zu  beanspruchen  wie  das  männliche, 
wenig  zufrieaen  gewesen.  Ein  Ansfluls  dieser  Ünzufriedenneit  war  ein  Gesuch,  das 
ans  Anla&  der  Schulkonferenz  von  1900  vom  Verein  „Frauenwohl"  an  den  Unterrichts- 
minister  gerichtet  wurde.  Dasselbe  ging  dahin,  da(s  die  Konferenz  sich  auch  mit  dem 
Mädchenschulwesen  besch&ftiffen  möge,  da&  die  Schaffung  von  .M&dchenrealschnlen" 
Teranla&t  werde  bezw.  die  Mädchen  zu  den  .höheren  Knabenscnulen**,  d.  h.  also  zu 
den  mit  Berechtigungen  versehenen^  höheren  Scnulen,  zugelassen  würden. 
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liehen  die  nämlichen  sein  müssen  wie  bei  Männern  ^).  Deshalb  würde  eine 
derartige  Erweiterung  der  Erwerbsfähigkeit  des  weiblichen  Geschlechtes 
sowohl  für  unser  höheres  Schulwesen  als  auch  für  unsere  Universitäten 
von  schwerwiegender  Bedeutung  sein^). 


^)  Über  die  Erfolffe,  welche  die  Bestrebunsreii,  den  Frauen  eine  gelehrte  Bildung  und 
den  Zutritt  zu  den  Universitäten  sowie  zu  den  gelehrten  Berufsarten  zu  verschaffen, 
in  aufserpreufsischen  Ländern  bisher  gehabt  haben,  geben  die  auf  den  Gegenstand 
bezüglichen  Artikel  des  „Illustrierten  Konversationslexikons  der  Frau"  (Berlin  1900, 
Verlag  von  Martin  Oldenbourg)  eine  übersichtliche  Darstellung.  Man  muß;  aber  bei  der 
Benutzung  des  Buches  im  Auge  haben,  dals  es  die  Absicht  verfolgt,  der  Herstellung 
völliger  Rechtsgleichheit  für  beide  Geschlechter,  namentlich  auch  auf  dem  Gebiete  der 
Gesetzgebung  und  der  Verwaltung,  die  Wege  zu  ebnen. 

*)  Und  zwar  auch  dann,  wenn  die  volle  Ausübung  des  ärztlichen  Berufes  auf  be- 
stimmt abeegrjsnzte  Gebiete,  z.  B.  Frauen-  und  KinderKrankheiten ,  beschränkt  bleiben 
soll  (vgl.  die  Äu&erun^en  des  Unterrichtsministers  in  der  Sitzung  des  Hauses  der  Ab- 
geordneten vom  80.  Mai  1898,  Stenographische  Berichte  S.  2277).  Anders  liegt  die  Sache, 
wenn  die  Erwerbsfähigkeit  der  Frauen  auf  dem  Gebiete  der  Heilkunde  in  dem  Sinne 
erweitert  wird,  daCs  sie  z.  B.  mit  den  körperlichen  Untersuchungen  zur  Feststellung 
der  Diensttauglichkeit  für  einen  Beamtenberuf  betraut  werden  und  bei  der  Geburts- 
hilfe in  weiterem  Umfange  als  bisher  unsere  Hebammen  eine  selbständige  Th&tigkeit 
entfalten  können.  Von  verschiedenen  Seiten  ist  darauf  aufmerksam  gemacht  worden, 
da(s  die  Ausübung  der  Heilkunde  in  diesem  beschränkten  Umfange  auch  gebildeten 
Mädchen  eine  ihren  socialen  Verhältnissen  angemessene  Erwerbsmöglichkeit  geben  und 
dab  die  Vorbereitung^  dafür  nicht  auf  den  Universitäten,  sondern  in  medizinischen,  aus- 
schließlich für  das  weibliche  Geschlecht  bestimmten  Fachschulen  zu  erfolgen  haben  würde. 


IL 

Die  Behörden  für  die  Beaufsiclitigung  und  fDr  die  Verwaltung 

der  hölieren  Schulen. 


L  Centralyerwaltimg. 

Die  Gentralverwaltung  des  gesamten  Unterrichtswesens  ruht,  abgesehen 
von  einzelnen,  fQr  bestimmte  Berufsarten  vorbereitenden  Gattungen  von 
ünterrichtsanstalten ,  in  den  Händen  des  Ministers  der  geistlichen,  Unter- 
richts- und  Medizinalangelegenheiten.  Der  Zuständigkeit  desselben  wurde 
durch  Königlichen  Erlafs  vom  14.  Oktober  1878^)  auch  das  technische 
Unterrichtswesen,  mit  Ausnahme  des  Navigationsschulwesens,  übertragen. 
Durch  Königlichen  Erlafs  vom  3.  September  1884 ')  wurden  jedoch  die  ge- 
werblichen und  kunstgewerblichen  Fachschulen  von  seinem  Yerwaltungs- 
bereiche  abgetrennt  und  wiederum  denjenigen  des  Ministers  für  Handel 
und  Gewerbe  übertragen. 

Seit  dem  Jahre  1882  bestehen  im  Ministerium  der  geistlichen  u.  s.  w. 
Angelegenheiten  für  das  Unterrichtswesen  zwei  Abteilungen ,  deren  jede 
von  einem  besonderen  Direktor  geleitet  wird.  Die  erste  Abteilung  hat 
die  Angelegenheiten  der  Universitäten  und  wissenschaftlichen  Anstalten, 
des  höheren  und  technischen  Unterrichtswesens,  sowie  der  Kunst 
und  des  Kunstgewerbes,  die  zweite  Abteilung  die  Angelegenheiten  des 
niederen  Schulwesens  einschliefslich  der  Seminare,  des  Unterrichtes  der  Taub- 
stummen, Blinden  und  Idioten,  des  Mädchenschulwesens  und  des  Turn- 
unterrichts zu  bearbeiten.  Von  der  Centralbehörde  werden  von  Zeit  zu 
Zeit  fachmännische  Revisionen  des  technischen  Unterrichts,  namentlich 
desjenigen  im  Turnen  und  im  Zeichnen,  veranlafst.  Hierdurch  wird  aber 
selbstverständlich  an  dem  Umfange  der  Befugnisse  und  der  Verpflichtungen 
der  Provinzialschulkollegien  nichts  geändert;  die  Aufsicht  derselben  er- 
streckt sich  demnach  auch  auf  die  bezüglichen  Unterrichtszweige. 

Organ  des  Ministers  für  die  Veröffentlichung  amtlicher,  auf  Unter- 
richtsangelegenheiten bezüglicher  Erlasse  ist  das  „Gentralblatt  für  die  ge- 
samte Unterrichtsverwaltung  in  Preufsen",  Verlag  von  Wilhelm  Hertz 
(Bessersche  Buchhandlung). 


1)  6es.-S.  1879,  S.  26;  Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  6. 
*)  6e8.-S.  1885,  S.  95;  W^iese-Kübler  ebd. 


Der  PersoDalbestand  des  Miaisteriums  der 

geistlichen,   Unterrichts-   und    Medizinalangelegenheiten 

war  Ende  1901  folgender: 
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Hilfsarbeiter:  Dr.  MiUcau^  Oberbibliothekar. 

Oerdes,  Regierungsassessor. 
V.  Schenck,  desgl. 
Dr.  Aschenhom,  Sanitätsrat. 
Dr.  Bti8S€j  Oberlehrer. 
Frölich,  Apothekenbesitzer,  pharmazeutischer  Assessor. 

Direktor  der  ersten  Unterrichtsabteilung  ist  Dr.  AUhoff,  tech- 
nische Räte  für  das  höhere  Unterrichtswesen  sind  die  Geh.  Ober- 
regierungsräte Dr.  Käpke,  Oruhl,  Dr.  MeinertB  und  der  Geh.  Re- 
gienmgsrat  Dr.  Matthias.  Die  äurseren  Angelegenheiten  der  höheren 
Schulen  werden  von  dem  Regierungsassessor  Tilmann  bearbeitet. 


2.  Die  ProYiDzialbehSrden. 

In  der  Provinzialinstanz  wird  jetzt  die  Verwaltung  und  Beaufsichtigung 
des  höheren  Unterrichtswesens  ausschliefslich  durch  die  Provinzialschul- 
kollegien  geführt  (vgl.  oben  S.  83). 

Am  1.  April  1874  wurde  der  Sitz  des  Provinzialschulkollegiums  für 
Schleswig-Holstein  von  Kiel  nach  Schleswig  verlegt.  Sein  Wirkungskreis 
wurde  nach  der  durch  das  Gesetz  vom  23.  Juni  1876  (Ges.S.  S.  169)  er- 
folgten Einverleibung  Lauenburgs  in  den  preufsischen  Staat  auf  das  Gebiet 
dieses  bis  dahin  selbständigen,  mit  Preufsen  nur  durch  Personalunion  ver- 
bundenen Herzogtums  ausgedehnt. 

Nachdem  durch  das  Gesetz  vom  19.  März  1877  (G.S.  S.  107)  die 
Teilung  der  bisherigen  Provinz  Preufsen  in  die  beiden  Provinzen  Ost- 
preufsen  und  Westpreufsen  angeordnet  war,  wurde  für  die  letztere  die  Er- 
richtung eines  besonderen  Provinzialschulkollegiums  erforderlich  *).  Dieses 
erhielt  seinen  Sitz  in  Danzig  und  begann  seine  Thätigkeit  am  13.  April  1878. 
Im  übrigen  sind  bezüglich  des  Sitzes  und  der  örtlichen  Zuständigkeit  der 
Provinzialschulkollegien  keine  Änderungen  eingetreten^).  Zwar  bestimmte 
das  Gesetz  über  die  allgemeine  Landesverwaltung  vom  30.  Juli  1883 
(G.S.  S.  195)  in  §  1,  dafs  die  Stadt  Berlin  aus  der  Provinz  Brandenburg 
ausscheidet  und  einen  Verwaltungsbezirk  für  sich  bildet.  Die  Folgen,  die 
sich  hieraus  auf  Grund  der  älteren  Verordnungen  (vergl.  unten  Anm.  1) 
hätten  ergeben  können,  sind  ^'edoch  durch  §  41  des  erwähnten  Gesetzes 
abgewendet  worden.  Hiernach  ist  der  Oberpräsident  der  Provinz  Branden- 
burg zugleich  Oberpräsident  von  Berlin  und  das  ProvinzialschulkoUegium 
für  die  Provinz  Brandenburg  zugleich  auch  für  den  Stadtkreis  Berlin  zu- 
ständig. 

Die  Provinzialschulkollegien  bestehen  aus  dem  Oberpräsidenten  der 
Provinz  als  Präsidenten ,  aus  technischen  Räten  (Provinzialschulräten)  und 


^)  Nach  §  15  der  Verordnung  vom  30.  April  1815  wegen  verbesserter  Einrichtung 
der  Provinzialbehörden  (6.8.  S.  85)  sollte  für  die  Kirchen-  und  Schulan^elegenheiten  im 
Hauptorte  jeder  Provinz  ein  Konsistorium  bestehen.  Durch  die  Kabmettsordre  vom 
31.  Dezember  1825  wurde  jene  Verordnung  dahin  abgeändert,  dais  die  bisherigen  Kon- 
sistorien in  zwei  Abteilungen  zerfallen  sollten,  deren  eine  unter  dem  Namen  ^Provinzial- 
schulkoUegium'' die  dem  Konsistorium  überwiesenen  Unterrichtsangelegenheiten  zu  be- 
arbeiten hatte.   Hiernach  mulste  jede  Provinz  ihr  eigenes  Provinzialschulkollegium  haben. 

*)  Das  bisherige  Provinzialschulkollegium  in  Königsberg  blieb  bestehen,  sein  Amts- 
bereich wurde  aber  auf  die  Regierungsbezirke  Königsberg  und  Gumbinnen,  d.  h.  auf  die 
neue  Provinz  Ostpreulsen,  beschränkt 
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einem  oder  mehreren  juristisch  vorgebildeten  Justitiaren  und  Verwaltungs- 
räten (Regierungsräten  bezw.  Assessoren).  Letztere  werden  mehrfach  auch 
nebenamtlich  berufen.  Die  Vertretung  des  Oberpräsidenten  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Präsident  des  Provinzialschulkollegiums  liegt,  soweit  nicht  be- 
sondere Direktoren  bestellt  sind,  dem  Regierungspräsidenten  ob,  der  zugleich 
die  laufenden  Geschäfte  des  Direktors  führt.  Mit  den  Obliegenheiten  des 
Direktors  sind  neuerdings  auch  Provinzialschulräte  betraut  worden,  während 
früher  hierfür  nur  die  Verwaltungsbeamten  in  Frage  kamen.  Die  Direk- 
toren führen,  soweit  mit  diesem  Amte  nicht  die  Regierungspräsidenten 
betraut  sind,  die  Amtsbezeichnung  „Oberregierungsrat" ;  für  das  Provinzial- 
schulkoUegium  zu  Berlin  besteht  die  Besonderheit,  dafs  nicht  ein  Mitglied 
dieser  Behörde  neben  sonstigen  Geschäften  die  Obliegenheiten  des  Direktors 
wahrzunehmen  hat,  sondern  ein  Direktor  im  Hauptamte  bestellt  ist,  der 
die  Amtsbezeichnung  „Vizepräsident**  führt. 

Im  Jahre  1901  ist  mit  der  Heranziehung  von  Oberlehrern  zur  Hilfe- 
leistung bei  den  Arbeiten  der  ProvinzialschulkoUegien  begonnen  worden. 
Die  betreffenden  Oberlehrer  sollen  die  Provinzialschulräte  durch  Übernahme 
ihrer  bureaumäfsigen  Arbeiten  oder  durch  Hilfeleistung  bei  denselben 
entlasten,  damit  diese  für  die  ordnungsmäfsige  Abhaltung  der  Schul- 
revisionen und  Reifeprüfungen  die  erforderliche  Zeit  gewinnen  und  ihnen 
überhaupt  die  persönliche  Einwirkung  auf  Lehrer  und  Schüler  in  stärkerem 
Mafse  als  bisher  ermöglicht  wird.  In  dem  Staatshaushaltsetat  von  1901 
sind  zunächst  die  Besoldungen  von  sechs  derartigen  technischen  Hilfs- 
arbeitern bereitgestellt;  in  erster  Linie  sind  dabei  die  nur  mit  einem 
technischen  Rate  für  das  höhere  Schulwesen  ausgestatteten  Provinzial- 
schulkoUegien in  Königsberg,  Danzig,  Stettin,  Posen  und  Schleswig,  sowie 
wegen  seines  bedeutenden  Geschäftsumfanges  das  Provinzialschulkollegium 
in  Berlin  in  Betracht  gekommen. 

Die  Besoldungen  betragen  für  den  Vizepräsidenten  des  Provinzial- 
schulkollegiums in  Berlin  7500—11000  Mk.  (aufserdem  Wohnungsgeld- 
zuschufs  nach  Abt.  II  des  Tarifs);  diejenigen  Direktoren,  welche  nicht 
Regierungspräsidenten  sind,  beziehen  neben  ihrem  Gehalte  als  Mitglieder 
des  Provinzialschulkollegiums  die  Zulage  der  Oberregierungsräte  von 
900  Mk.  Die  Provinzialschulräte  beginnen  mit  5700  Mk.  und  steigen  in 
Zwischenräumen  von  je  drei  Jahren  um  600  Mk.  bis  zum  Höchstgehalte  von 
7500  Mk.;  daneben  erhalten  sie  den  gesetzmäfsigen  Wohnungsgeldzuschufs 
nach  Abteilung  III  des  Tarifs.  Die  hauptamtlichen  Justitiare  und  Ver- 
waltungsräte beziehen  die  Besoldung  der  Regierungsräte  (4200—7200  Mk. 
neben  Wohnungsgeldzuschufs  nach  Abt.  III  des  Tarifs).  Die  bei  den  Pro- 
vinzialschulkoUegien beschäftigten  Oberlehrer  erhalten  neben  der  dieser 
Beamtengattung  zustehenden  Besoldung  (2700—6000  Mk.  und  Wohnungs- 
geldzuschufs nach  Abt.  III  des  Tarifs)  eine  Zulage  von  je  600  Mk. 

Der  Grundsatz,  dafs  den  Behörden  der  anerkannten  Kirch en- 
gemeinschaften,  also  der  evangelischen  und  der  katholischen  Kirche,  eine 
Teilnahme  an  der  Aufsicht  über  den  Religionsunterricht 
an  den  höheren  Schulen  zusteht,  ist  auch  in  neuerer  Zeit  als  zu  Recht 
bestehend  anerkannt  worden.  In  der  Art  der  Beaufsichtigung  durch  die 
kirchlichen  Organe  ist  keine  wesentliche  Änderung  eingetreten.  Zuständig 
sind  bezüglich  des  evangelischen  Religionsunterrichtes  die  Generalsuper- 
intendenten, bezüglich  des  katholischen  Unterrichts  die  Bischöfe.  Die  letz- 
teren üben  die  Aufsicht  persönlich  oder  durch  Kommissare  aus. 

Die  mit  der  Revision  des  Religionsunterrichts  betrauten  Organe  der 
Kirche  pflegen  ihrer  Behörde,  also  z.  B.  die  Generalsuperintendenten  im 
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Gebiete  der  Landeskirche  der  älteren  Provinzen  dem  evangelischen  Ober- 
kirchenrate, über  das  Ergebnis  der  Revision  Bericht  zu  erstatten,  und  dieser 
Bericht  wird  dem  Unterrichtsminister  vorgelegt. 

Eine  Sonderstellung  hinsichtlich  der  Aufsichtsverhältnisse  nimmt 
das  Fürstliche  Gymnasium  zu  Wernigerode  ein.  Durch  den  zwischen 
der  Krone  Preufsen  und  dem  Grafen  zu  Stolberg  -  Wernigerode  ab- 
geschlossenen Bezefs  vom  ts— k —  ,  1822  wurde  dem  von  diesem  be- 
stellten Konsistorium  zu  Wernigerode  die  selbständige  Aufsicht 
über  das  Schul-  und  Kirchenwesen  innerhalb  der  Grafschaft  unter  Ober- 
aufsicht des  Unterrichtsministers  (bezw.  später  des  evangelischen  Ober- 
kirchenrats hinsichtlich  des  Kirchenwesens)  eingeräumt.  Das  früher 
gräfliche,  jetzt  fürstliche  Konsistorium  übt  also  bezüglich  der  Aufsicht 
über  das  Gymnasium  zu  Wernigerode  die  nämlichen  Rechte  aus,  die  sonst 
dem  Provinzialschulkollegium  zustehen.  Organ  des  Ministers  für  die  Aus- 
übung seiner  Oberaufsichtsrechte  über  das  fürstliche  Konsistorium  ist  der 
Oberpräsident  der  Provinz  Sachsen.  Demgemäfs  geht  durch  dessen  Hände 
der  Schriftwechsel  zwischen  dem  Minister  und  dem  Konsistorium,  und 
diesem  werden  insbesondere  nach  einem  Erlasse  vom  19.  Januar  1863  alle 
vom  Minister  an  die  ProvinzialschulkoUegien  ergehenden  Runderlasse 
durch  den  Oberpräsidenten  mitgeteilt.  Die  Einheitlichkeit  des  höheren 
Schulwesens  innerhalb  der  ganzen  Provinz  Sachsen  ist  dadurch  gewähr- 
leistety  dafs  ein  technisches  Mitglied  des  Provinzialschulkollegiums  zu  Magde- 
burg zugleich  zum  Mitgliede  des  fürstlichen  Konsistoriums  bestellt  ist. 

Die  Frage,  ob  die  Oberlehrer  des  Gymnasiums  zu  Wernigerode  ein- 
seitig durch  den  Fürsten  zu  Stolberg  bezw.  das  fürstliche  Konsistorium 
ernannt  werden,  oder  ob  diese  Ernennung  erst  durch  die  Genehmigung 
des  Ministers  wirksam  wird,  wurde  nach  der  Kundmachung  des  König- 
lichen Erlasses  wegen  der  Titel  und  Rang  Verhältnisse  vom  28.  Juli  1892  ^) 
streitig.  Der  Streit  wurde  nach  Vorschrift  des  Rezesses  von  1822  durch 
den  mit  dem  Kammergerichte  verbundenen  Geheimen  Justizrat')  dahin 
entschieden,  dafs  dem  Fürsten  zu  Stolberg -Wernigerode  das  Recht  zustehe, 
die  „unteren  Lehrer"  am  Gymnasium  zu  Wernigerode  selbständig  anzustellen, 
dafs  er  dagegen  vor  der  Anstellung  der  ,,oberen  Lehrer"  die  Genehmigung 
des  Unterrichtsministers  einzuholen  habe®).  Im  Wege  der  Gnade  wurde 
indessen  durch  Königlichen  Erlafs  vom  1.  Februar  1899  dem  Fürsten  und 
seinem  Konsistorium  das  Recht  der  selbständigen  Ernennung  auch  bezüglich 
der  „oberen  Lehrer"  am  Gymnasium  zu  Wernigerode  bis  auf  weiteres  ein- 
geräumt. Damit  sind  dem  fürstlichen  Konsistorium  auch  bezüglich  der 
Ernennung  der  Lehrer  die  nämlichen  Befugnisse  übertragen  worden  wie 
den  ProvinzialschulkoUegien. 

Personalbestand  der  ProvinzialschulkoUegien  Ende  1901. 

1.    Frovlns  OstpreuTsen. 

Präsident:  Freiherr  v.  Bichihofen,  Oberpräsident. 
Direktor:  Prof.  Dr.  Kammer j    Ober-  und   Geheimer  Regierungsrat, 

zugleich  technischer  Rat. 


1)  Beier,  S.  180;   vgl.  auch  Abschnitt  I,  15  (S.  83)  und  Abschnitt  IX,  1. 

*)  Der  Geheime  Justizrat  ist  ein  aus  Kammergerichtsräten  gebildeter  besonderer 
Gerichtshof.  Vgl.  über  denselben  Art.  III  des  Gesetzes  vom  26.  April  1851  und  §  18 
des  preufsischen  Ausführungsgesetzes  zum  Gerichtsverfassungsgesetze  vom  24.  April  1878. 

*)  Vgl.  hierzu  die  Darstellung  im  Abschnitt  IX,  1. 

Wiese,  SclmlweBen.    lY.  8 
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Mitglieder:  Bodey  Geh.  Regierungsrat,  Provinzialschulrat. 

Hermes  j  Regierungsrat ,  Yerwaltungsrat  und  Justitiar  im 

Nebenamte. 
Dr.  PreUmUs,  Oberlehrer,  schultechnischer  Mitarbeiter. 

2.   ProTinB  WestpreuTsen. 

Präsident:  D.  Dr.  v.  Oofsler,  Staatsminister,  Oberpräsident. 

Direktor:  t;.  Holwedej  Regierungspräsident. 

Mitglieder:  Dr.  CoUmavmj  Provinzialschulrat. 

Dr.  Wolffgarten,  desgl. 

V.  Steinau- Steinrück j   Regierungsrat,   Verwaltungsrat  und 
Justitiar  im  Nebenamte. 

8.   ProTina  Brandenburg  und  Berlin. 

Präsident:  Dr.  v.  Beihmann-Hollwegj  Oberpräsident. 

Vizepräsident:  Lucanus. 

Mitglieder:  Dr.  Tilger ,  Geh.  Regierungsrat,  Provinzialschulrat. 

Herrmanny  desgl. 
Dr.  Oer^j  desgl. 

jyT.Schauenburgy  Regierungsrat,  Verwaltungsrat  und  Justitiar. 
Dr.  Vogel,  Geh.  Regierungsrat,  Provinzialschulrat. 
Moldehnj  Provinzialschulrat. 

Zacher,  Regierungsrat,  Verwaltungsrat  und  Justitiar. 
Voigiy  Provinzialschulrat. 
Dr.  Michaelis^  desgl. 
Dr.  Naihj  Oberlehrer,  schultechnischer  Mitarbeiter. 

4.    Frovins  Pommern. 

Präsident:  Freiherr  t^.  Mdlteahn,  Oberpräsident. 

Direktor:  Ouentherj  Regierungspräsident. 

Mitglieder:  Bethe^  Geh.  Regierungsrat,  Provinzialschulrat. 

V.  Stranig,  Regierungsrat,  Verwaltungsrat  und  Justitiar  im 

Nebenamte. 
Dr.  Friedet,  Provinzialschulrat. 
Prof.  Tiebe,  Oberlehrer,  schultechnischer  Mitarbeiter. 

6.   FrovinB  Posen. 

Präsident:  Dr.  t;.  BitteTy  Oberpräsident. 

Direktor:  Krahmer,  Regierungspräsident. 

Mitglieder:  Prof.  D.  Polte,  Geh.  Regierungsrat,  Provinzialschulrat. 

Luke,  desgl. 

Dr.  Peters,  Regierungsrat,  Verwaltungsrat  und  Justitiar. 
Dr.  Norrenberg,   Oberlehrer,  schultechnischer  Mitarbeiter. 

6.    Provins  Schlesien. 

Präsident:  Herzog  m  Trachenberg,  Fürst  von  Hatßfeldty  Oberpräsident. 

Direktor :  Dr.  Mager,  Oberregierungsrat,  zugleich  Verwaltungsrat  und 

Justitiar. 


t 
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Mitglieder:  Dr.  Montag,  Geh.  Regierungsrat,  Provinzialschulrat. 

Dr.  Kretschmer^  desgl. 
Dr.  Nieherdingy  Provinzialschulrat. 
Dr.  Ostermannj  desgl. 
Thalheim,  desgl. 
Dr.  Holfeld,  desgl. 

V.  UUanshij  Regierungsrat,  Verwaltungsrat  und  Justitiar 
im  Nebenamte. 

7.    FroYinE  Sachsen. 

Präsident:  Dr.  v.  Bötticher,  Staatsminister,  Oberpräsident. 

Direktor :  Trösten,  Ober-  und  Geheimer  Regierungsrat,  zugleich  tech- 
nischer Rat. 

Mitglieder:  Friese,  Provinzialschulrat. 

Dr.  Ludeke,  Regierungsrat,  Yerwaltungsrat  und  Justitiar. 
Beyer,  Provinzialschulrat. 

Dr.  Walther,  Regierungsassessor,  ständiger  juristischer  Hilfs- 
arbeiter. 

8.    ProYixui  Sohleswig^Holstein. 

Präsident:  t;.  KöUer,  Staatsminister,  Oberpräsident. 

Mitglieder:  Dr.  Bracks,  Provinzialschulrat. 

Löwer,  desgl. 
Scheuermann,  Regierungsrat,  Yerwaltungsrat  und  Justitiar 

im  Nebenamte. 
Petersefi,  Oberlehrer,  schultechnischer  Mitarbeiter. 

9.   Proyins  Hannover. 

Präsident:  Graf  zu  Stolberg -Wernigerode,  Oberpräsident. 

Direktor :  Dr.  Biedenweg,  Ober-  und  Geheimer  Regierungsrat,  zugleich 

Yerwaltungsrat  und  Justitiar. 

Mitglieder:  Dr.  Breiter,  Geh.  Regierungsrat,  Provinzialschulrat. 

Lic.  Dr.  Leimbach,  Provinzialschulrat. 
Dr.  Lenssen,  desgl. 
Oeltjen,  desgl. 

Dr.  Hoeres,  Regierungs-  und  Schulrat  in  Osnabrück,  im 
Nebenamte. 


10.    Frovins  Westfalen. 

Präsident :  Freiherr  von  der  Recke  von  der  Horst,  Staatsminister,  Ober- 
präsident. 

Direktor:  v.  Oescher^  Regierungspräsident. 

Mitglieder:  Dr.  Schub,  Geh.  Regierungsrat,  Regierungs-  und  Schulrat. 

Dr.  Rothfuchs,  Geh.  Regierungsrat,  Provinzialschulrat. 
Dr.  Hechelmann,  desgl. 
Friedrich,  Regierungs-  und  Schul  rat. 
Dr.  Weber,  Gerichtsassessor,  Justitiar  und  Yerwaltungsrat 
auftragsweise. 

8* 
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U.   Provina  Hessen-Nassau. 

Präsident :  Graf  v.  Zedlitjs  und  Trüiizsclüer^  Staatsminister,  Oberpräsident. 

Direktor :  D.  Dr.  Lahmeyer,  Ober-  und  Geheimer  Regierungsrat,  zugleich 

technischer  Rat. 

Mitglieder :  Dr.  Paehler^  Geh.  Regierungsrat,  Provinzialschulrat. 

Dr.  OUo,  Provinzialschulrat. 
Dr.  Kaiser,  desgl. 

Freiherr    Schenk   eu   Schweimherg ^    Regierungsrat,    Ver- 
waltungsrat und  Justitiar  im  Nebenamte. 

12.   BheinprovinB. 

Präsident:  Nasse,  Wirkl.  Geh.  Rat,  Oberpräsident. 

Direktor:  Freiherr  v,  Havel,  Regierungspräsident. 

Mitglieder:  Dr.  DeiterSj  Geh.  Regierungsrat,  Provinzialschulrat,  - 

Dr.  Buschmann,  desgl. 
Klewe,  Provinzialschulrat. 
Freundgen,  desgl. 
Prof.  Dr.  Nelson,  desgl. 
Dr.  Meyer,  Provinzialschulrat. 
Oofsner,  Regierungsrat,  Justitiar  und  Verwaltungsrat. 


3.  Die  Srtliclien  Behörden. 

Für  die  vom  Staate  unterhaltenen  höheren  Schulen  besteht  in  der 
Regel  keine  besondere  örtliche  Behörde.  Wo  eine  solche,  wie  zum  Beispiel 
an  einigen  Anstalten  der  Provinz  Hannover  und  der  Rheinprovinz,  nodh 
vorhanden  ist,  sind  ihre  Befugnisse  meistens  auf  einzelne  Angelegen- 
heiten der  äufseren  Verwaltung,  namentlich  auf  die  Verwaltung  von 
Schulstiftungen  beschränkt. 

Bei  Anstalten ,  die  nicht  vom  Staate  unterhalten  werden ,  kann  eine 
örtliche  Instanz  nicht  entbehrt  werden.  Ihre  Zuständigkeit  beschränkt 
sich,  soweit  sie  nicht  durch  Satzungen  eine  besondere  Regelung  erfahren 
hat,  auf  die  Austlbung  der  mit  dem  Patronate  verbundenen  Rechte  und 
Pflichten ,  d.  h.  also  im  wesentlichen  auf  die  Wahl  des  Direktors  und  der 
Lehrer,  sowie  auf  die  Verwaltung  der  äufseren  Angelegenheiten.  Auch  da, 
wo  sie  durch  die  Satzungen  einen  weiteren  Umfang  erhalten  hat,  stehen 
der  örtlichen  Instanz  selbständige  Aufsichtsrechte  über  die  inneren  An- 
gelegenheiten der  Schule,  sowie  über  die  Dienstführung  des  Direktors  und 
der  Lehrer  nicht  zu. 

Zwar  ist  bis  in  die  sechziger  Jahre  hinein  mehrfach  die  Auffassung 
vertreten  worden,  dafs  den  städtischen  Schuldeputationen  ein  Anspruch  auf 
Teilnahme  an  der  Aufsicht  über  die  inneren  Angelegenheiten  auch  der 
höheren  städtischen  Schulen  zustehe.  Dieser  Anspruch  wurde  damit 
begründet,  dafs  durch  die  Instruktion  für  die  Schuldeputationen  vom 
26.  Juni  1811  *)  diesen  die  Aufsicht  über  sämtliche  Schul-  und  Erziehungs- 
anstalten städtischen  Patronats  übertragen  sei.  Unter  Berufung  auf  diese 
Vorschrift  nahm  im  Jahre  1867  die  Schuldeputation  einer  Grofsstadt  eine 


^)  Die  Instruktion  ist  im  Auszuge  beiWiese-Kübler  Bd.  I,  S.  24,  und  vollständig 
bei  V.  Rönne,  Das  Unterrichtswesen  im  preufsischen  Staate,  Bd.  I,  S.  333,  abgedruckt. 
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specielle  Revision  des  gesamten  inneren  Zustandes  einer  städtischen  Beal* 
schule  1.  Ordnung  vor.  Der  Unterrichtsminister  erklärte  jedoch,  als  er 
von  diesem  Vorgehen  Kenntnis  erhalten  hatte,  dafs  darin  eine  Über- 
schreitung der  Befugnisse  der  Schuldeputation  liege.  In  dem  hierauf  be- 
züglichen Erlasse^)  wurde  ausgeführt,  dafs  schon  durch  §  12  der  Instruktion 
von  1811  den  Schuldeputationen  eine  positive  Einmischung  in  den  amt- 
lichen Wirkungskreis  der  „Rektoren  der  gröfseren  Schulen"  untersagt 
war,  und  dafs  im  Sinne  dieser  Bestimmung  durch  die  §§  6  und  7  der 
Dienstinstruktion  für  die  Provinzialkonsistorien  *)  vom  23.  Oktober  1817 
alle  höheren  Schulen  der  unmittelbaren  Aufsicht  der  damaligen  Konsistorien, 
der  späteren  ProvinzialschulkoUegien,  unterstellt  worden  seien. 

Soweit  also  Beziehungen  zwischen  höheren  Schulen  und  den  städtischen 
Schuldeputationen  überhaupt  noch  bestehen,  kann  es  sich  nur  um  äufsere 
Schulangelegenheiten  handeln.  Aber  auch  die  Besorgung  dieser  ist  in  der 
Regel  anderen  Instanzen  übertragen. 

In  Gemeinden,  die  höhere  Lehranstalten  unterhalten,  sind  alle  zum 
Zuständigkeitsbereiche  des  Unterhaltungspflichtigen  Patrons  gehörigen  An- 
gelegenheiten in  Ermangelung  besonderer  Bestimmungen  von  derjenigen 
Instanz  zu  bearbeiten,  welcher  überhaupt  die  Verwaltung  der  Gemeinde- 
angelegenheiten obliegt,  also  da,  wo  ein  kollegialischer  Gemeindevorstand 
(Magistrat)  besteht,  von  diesem,  in  allen  anderen  Fällen  vom  Bürger- 
meister (Gemeindevorsteher).  In  der  gleichen  Weise  wie  für  alle  übrigen 
Zweige  der  Gemeindeverwaltung  kann  aber  auch  ein  besonderes  Kollegium, 
z.  B.  im  Gebiete  der  Städteordnung  für  die  östlichen  Provinzen  eine  nach 
den  Vorschriften  des  §  59  derselben  entweder  blofs  aus  Mitgliedern  des 
Magistrats')  oder  aus  Mitgliedern  beider  Gemeindekörperschaften  mit  oder 
ohne  Zuziehung  stimmfähiger  Bürger  (Bürgerdeputierter)  gebildete  De- 
putation mit  der  Verwaltung  der  äufseren  Angelegenheiten  der  höheren 
Schulen  betraut  werden. 

Diese  örtlichen  Verwaltungsbehörden  führen  meistens  den  Namen 
^Kuratorium";  daneben  kommen  auch  die  Namen  „Verwaltungsrat",  „Scho- 
larchat", „Gymnasialkommission"  und  ähnliche  vor.  Ihre  Wirksamkeit  er- 
streckt sich  in  der  Regel  auf  eine  einzige  höhere  Schule.  Ist  dies  der  Fall,  so 
verlangt  die  Schulaufsichtsbehörde  neuerdings  stets,  dafs  der  Direktor  stän- 
diges Mitglied  ist;  im  übrigen  ist  die  Zusammensetzung  sehr  verschieden. 
Ausnahmslos  gehören  zu  ihnen  Vertreter  der  Gemeindekörperschaften, 
mehrfach  auch  Vertreter  der  staatlichen  Schulaufsichtsbehörden  und  kirch- 
licher Körperschaften;  dazu  kommen  vielfach  stimmfähige  Bürger,  die 
von  der  Gemeindevertretung  zu  wählen  sind  oder  von  den  übrigen  Mit- 
gliedern durch  Zuwahl  bestimmt  werden,  hier  und  da  auch  Geistliche  und 
andere  Personen,  denen  vermöge  ihres  Amtes  Sitz  und  Stimme  gewährt 
wird.  Der  Stellung  der  Kuratorien  als  wirklicher  Schulbehörden  ent- 
spricht es,  dafs  die  staatliche  Schulaufsichtsbehörde  sich  bezüglich  der  von 
der  Gemeindevertretung  gewählten  Mitglieder  das  Recht  der  Bestätigung 
vorbehalten  hat*).    Die  Zuständigkeit  der  Kuratorien  ist  sehr  verschieden 


*)  Vom  11.  Dezember  1867;   vgl.  den  Auszug  bei  Wiese -Kühler  Bd.  I,  S.  27. 

^  §  6  Abs.  II  dieser  yom  Könige  erlassenen  Instruktion  lautet:  „Alle  gelehrten 
Schulen  der  Provinz,  worunter  hier  diejenigen  verstanden  werden,  welche  zur  Universität 
entlassen,  stehen  hingegen  unter  unmittelbarer  Aufsicht  und  Verwaltung  des  Kon- 
sistoriums.^ 

")  In  Berlin  besteht  jetzt  eine  Deputation  des  Magistrats  fär  die  äulseren  An- 
gelegenheiten der  höheren  Schulen. 

*)  Bezüglich  der  dem  Kuratorium  angehörigen  Bürgermeister,  Beigeordneten  und 
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und  geht  vielfach  über  die  Verwaltung  der  rein  äufseren  Angelegenheiten 
hinaus.  Meistens  ist  ihnen  die  rechtliche  Vertretung  der  Anstalt,  sehr 
häufig,  namentlich  da,  wo  ein  koUegialischer  Gemeindevorstand  nicht  be- 
steht Oi  auch  die  Wahl  des  Direktors,  der  Lehrer  und  der  Beamten  der 
Anstalt  übertragen  oder  doch  wenigstens  ein  Vorschlagsrecht  bezüglich  der 
Bestellung  derselben  gegeben.  Ein  unmittelbares  Eingreifen  in  die  amt- 
liche Thätigkeit  des  Direktors  und  der  Lehrer  steht  ihnen  nicht  zu,  wohl 
aber  ist  vielfach  Fürsorge  getro£fen,  dafs  sie  von  den  wichtigen  Vorgängen 
im  inneren  Leben  der  Anstalt  Kenntnis  erhalten  und  ihre  Wünsche  wegen 
der  Abhilfe  etwa  bemerkter  Mängel  an  der  zuständigen  Stelle  zur  Sprache 
bringen  können. 

In  neuerer  Zeit  ist  in  mehreren  gröfseren  Orten  ein  einziges  Kura- 
torium für  sämtliche  dem  Patronatsbereiche  der  Gemeinde  angehörigen 
höheren  Schulen  eingerichtet  worden').  Wenn  die  Zahl  der  letzteren 
grofs  ist,  kann  die  Forderung,  dafs  dem  Kuratorium  die  Direktoren  an- 
gehören, aus  naheliegenden  Gründen  nicht  immer  aufrechterhalten 
werden.  In  Fällen  dieser  Art  kann  die  Lösung  der  Frage,  in  welcher 
Weise  die  an  sich  erwünschte  Beteiligung  der  Direktoren  in  einer  der 
Bedeutung  ihres  Amtes  entsprechenden  Gestalt  gesichert  wird,  gewisse 
Schwierigkeiten  darbieten. 

Die  Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung  und  die  Zuständigkeit 
des  Kuratoriums  werden  in  der  Regel  entweder  in  den  Satzungen  der  be- 
treffenden Schule  oder  durch  besondere  Satzungen  getroffen. 

Die  Bestellung  Königlicher  Kompatronatskommissarien')  erfolgt  jetzt 
nur  noch  in  beschränktem  Umfange.  Lediglich  durch  die  Leistung  eines 
staatlichen  Zuschusses  wird  sie  neuerdings  nicht  mehr  veranlafst;  soweit 
in  Fällen  dieser  Art  Kompatronatskommissarien  vorhanden  waren,  sind 
ihre  Stellen  bei  ihrer  Erledigung  vielfach  nicht  wiederbesetzt  worden. 


Mitglieder  des  Magistrats  wird  von  dem  Erfordernisse  der  Bestätigung  durch  die  Schul- 
aufsichtsbehörde  häufig  Abstand  genommen,  da  sie  bereits  in  ihrem  Gemeindeamte  Tom 
Könige  bezw.  der  Gemeindeaufsichtsbehörde  bestätigt  worden  sind.  Auch  f&r  die  von 
den  Stadtverordneten  sewählten  Mitglieder  wird  von  jenem  Erfordernisse  manchmal 
Abstand  genommen,  sofern  die  Wirksamkeit  des  Kuratoriums  lediglich  die  Verwaltung 
der  äufeeren  Angelegenheiten  umfalst. 

^)  Das  Fehlen  eines  koUegialischen  Gemeindevorstandes  (z.  B.  in  der  Rheinprovinz 
und  in  den  meisten  Landgemeinden,  von  denen  einzelne  jetzt  auch  höhere  Schulen  unter- 
halten) hat  vielfach  zur  fiesteUung  eines  Kuratoriums  den  Hauptanlals  gegeben.  Man 
hält  es  im  aU^emeinen  nicht  für  erwünscht,  dais  ein  kommunaler  Einzelbeamter  (Bürger- 
meister, Gemeindevorsteher)  die  Direktoren  und  Lehrer  beruft. 

Vgl.  das  im  Anhange  abgedruckte  Statut  für  die  Stadt  Breslau  (Beilage  IX> 

Vgl.  Bd.  I,  S.  10,  622,  und  V\riese-Kübler  Bd.  I,  S.  28. 


?' 


ni. 
Die  verschiedenen  Arten  der  hölieren  Schulen. 


I.  Das  Gymnasinm  und  das  Progymnasinm. 

Bei  den  im  Jahre  1856  erfolgten  Änderungen  im  Normallehrplane  der 
Gymnasien  war  dem  französischen  Unterricht  eine  reichere  Ausgestaltung 
dadurch  ermöglicht  worden,  dafs  sein  Beginn  von  der  Tertia  in  die  Quinta 
verlegt  wurde,  und  dafs  ihm  in  dieser  Klasse  3,  in  Quarta  2  Wochen- 
stunden gewidmet  wurden.  Damit  war  jedoch  der  Übelstand  verbunden, 
dafs  in  jeder  der  drei  unteren  Klassen  mit  einer  neuen  fremden  Sprache 
begonnen  wurde,  in  Sexta  mit  der  lateinischen,  in  Quinta  mit  der  fran- 
zösischen, in  Quarta  mit  der  griechischen.  Da  aufserdem  in  Quarta  der 
mathematische  und  der  eigentliche  Geschichtsunterricht  begann,  so  erhielt 
man  für  die  Erfahrung,  dafs  unter  der  Herrschaft  der  von  1856  —  1882 
geltenden  Lehrpläne  in  dieser  Klasse  ein  erheblicher  Bruchteil  der  Schüler 
die  Lehraufgabe  nicht  in  der  regelmäfsigen  Zeit  von  einem  Jahre  in  sich 
aufnehmen  konnte,  eine  natürliche  Erklärung.  Die  Lehrpläne  von 
1882  suchten  diesem  Ubelstande  dadurch  abzuhelfen,  dafs  sie  den  Beginn 
des  griechischen  Unterrichtes  in  die  Tertia  verlegten  und  ihm  in  dieser 
Klasse  sowie  in  der  Sekunda  7  Wochenstunden  zuwiesen. 

Als  ein  weiterer  Übelstand  des  bisherigen  Lehrplanes  der  Gymnasien 
wurde  der  geringe  Umfang  des  Unterrichtes  in  der  Naturkunde  empfunden. 
In  dieser  Beziehung  hatte  der  Normallehrplan  von  1856  sogar  einen 
Rückschritt  gegen  den  von  1837  bedeutet.  Denn  hier  war  die  Natur- 
beschreibung wenigstens  in  allen  Klassen  bis  Tertia  aufwärts  bedacht,  dort 
dagegen  fiel  sie  in  Quarta  völlig  aus,  und  in  Sexta  und  Quinta  durften  die 
ihr  überlassenen  Wochenstunden  für  andere  Lehrgegenstände  verwendet 
werden,  so  dafs  mancher  Schüler,  der  das  ganze  Gymnasium  durchmachte, 
nur  während  seines  Aufenthalts  in  Tertia  Unterricht  in  jenem  Gegenstande 
erhielt.  Die  Normallehrpläne  %on  1882  stellten  bezüglich  des  Unterrichtes 
in  der  Naturbeschreibung  den  Plan  von  1837  wieder  her,  indem  sie  für 
diesen  Unterricht  in  den  unteren  Klassen  bis  Obertertia  einschliefslich 
je  zwei  Wochenstunden  ansetzten.  Indem  sie  femer  die  dem  Unterricht 
in  der  Physik  in  Sekunda  gewidmete  Zahl  der  Wochenstunden  von  einer 
auf  zwei  erhöhten,  trugen  sie  der  Bedeutung  Rechnung,  welche  dieser 
Gegenstand  als  Erfordernis  allgemeiner  Bildung  gewonnen  hatte.  Durch 
die  Bestimmung,  dafs  mit  dem  Unterrichte  in  der  Physik  in  Untersekunda 
ein  kurzer  Lehrgang  der  Chemie  zu  verbinden  sei ,  wurde,  einem,  weiteren 
allgemein  empfundenen  Bedürfnisse  Rechnung  getragen.  Endlich  wurde 
in  einigen  der  unteren  Klassen  eine  Vermehrung  der  für  den  Unterricht 
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im  Deutschen,  in  der  Geschichte,  im  Rechnen  und  im  Französischen  fest- 
gesetzten Wochenstunden  herbeigeführt. 

Die  zur  Durchführung  dieser  Änderungen  erforderliche  Zeit  wurde 
durch  Verminderung  der  in  den  unteren  Klassen  für  das  Lateinische  an- 
gesetzten Stundenzahl  von  10  auf  9  gewonnen;  die  letztere  Zahl  wurde 
auch  in  Tertia  beibehalten  und  bereits  in  Sekunda  auf  8  verringert. 

Bei  dem  Nachdrucke,  mit  dem  der  griechische  Anfangsunterricht  nun- 
mehr in  Tertia  betrieben  werden  mufste,  war  es  nicht  mehr  angängig,  die- 
jenigen Schüler,  die  diesen  Unterricht  bereits  ein  Jahr  lang  genossen 
hatten,  mit  Anfängern  gemeinsam  zu  unterrichten.  Bezüglich  der  Algebra 
hatten  die  sich  aus  dem  gemeinsamen  Unterrichte  der  Tertianer  ergebenden 
Schwierigkeiten  sich  bereits  früher  geltend  gemacht.  Deshalb  wurde 
durch  die  Lehrpläne  von  1882  bestimmt,  dafs  die  Tertien,  wo  sie  noch 
vereinigt  waren,  jedenfalls  im  Griechischen  und  in  der  Mathematik  ge- 
trennt unterrichtet  würden. 


Der  Normallehrplan  von  1882*)  hatte  folgende  Gestalt: 
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^)  Um   einen  Vergleich   mit  dem   älteren   Zustande   zu   ermöglichen,   werden  im 
folgenden  die  Lehrpläne  von  1837  und  1856  wiedergegeben. 
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Zu  den  hier  angegebenen  Gegenständen  trat  noch  der  Unterricht  im 
Turnen  und  Singen,  für  Sekunda  und  Prima  wahlfreier  Unterricht  im 
Hebräischen  mit  je  zwei  Wochenstunden,  aufserdem  für  die  Schüler  von 
Tertia  an  aufwärts  wahlfreier  Unterricht  im  Zeichnen  mit  ebenfalls  zwei 
Stunden.  An  der  bisherigen  Einrichtung  des  Ersatzunterrichtes  für  die 
am  Griechischen  nicht  teilnehmenden  Schüler  im  Englischen  und  in  den 
Bealien  an  Orten,  an  denen  aufser  einer  gymnasialen  Anstalt  keine 
andere  höhere  Schule  vorhanden  war,  sollte  durch  die  Lehrpläne  von  1882 
nichts  geändert  werden.  Ebenso  blieb  an  den  Gymnasien  der  Provinz 
Hannover  bezüglich  des  verbindlichen  Unterrichtes  im  Englischen  die  bis- 
herige Einrichtung  im  wesentlichen  bestehen^).  Befreiungen  vom  Turnen 
und  in  Sexta  und  Quinta  vom  Singen  sollten  nur  auf  Grund  eines  ärzt- 
lichen Zeugnisses  zugelassen  werden ;  für  die  Befreiung  vom  Gesangunter- 
richt in  den  Klassen  von  Quarta  aufwärts  reichte  der  vom  Gesanglehrer 
festgestellte  Mangel  an  Befähigung  zum  Singen  aus. 

Grundlegende  Änderungen  im  Lehrziele  der  einzelnen  Klassen  wurden 
nicht  getroflFen.  Die  Abweichungen  von  dem  bisherigen  Zustande  hatten, 
sofern  es  sich  um  eine  Verringerung  der  Anforderungen  handelte,  eine 
Konzentration  des  Unterrichtes  auf  seine  wichtigsten  Seiten,  sofern  es 
sich  um  Mehrforderungen  handelte,  eine  Anpassung  an  die  neuere  Ent- 
wickelung  zum  Ziele.    Im  einzelnen  mögen  folgende  Bemerkungen  genügen. 

Aus  dem  deutschen  Unterrichte  wurden  die  Lektüre  mittelhochdeutscher 
Werke  und  die  Litteraturgeschichte  als  selbständiger  Lehrgegenstand  aus- 
geschieden. Dagegen  sollte  einerseits  den  Schülern  Gelegenheit  gegeben 
werden,  einzelne  Hauptwerke  der  mittelhochdeutschen  Dichtung  aus  guten 
Übersetzungen  kennen  zu  lernen,  andererseits  sollten  sie  durch  eine  gut 
ausgewählte  Klassen-  und  Privatlektüre  mit  den  Hauptepochen  der  neuen 
deutschen  Litteratur  bekannt  gemacht  werden. 

Auch  von  der  Aufnahme  der  philosophischen  Propädeutik  als  eines 
besonderen  Lehr  gegenständes  wurde  Abstand  genommen.  Bei  aller  An- 
erkennung und  Bedeutung  derselben  in  den  Händen  eines  hierfür  geeigne- 
ten Lehrers  konnte  man  sich  doch  der  Überzeugung  nicht  verschliefsen, 
dafs  solche  Lehrer  nur  selten  zu  finden  sein  würden.  Aus  diesem  Grunde 
wurde  bestimmt,  dafs  die  Entscheidung,  ob  an  einer  Anstalt  die  philo- 
sophische Propädeutik  gelehrt  werden  solle,  von  der  Lage  der  besonderen 
Verhältnisse  abhängig  zu  machen  sei. 


Lehrplan  von  185C 

\: 

VI 

V 

IV 

III 

II 

I 

Religion 

Deutsch     .    .    .    ; 

Lateinisch 

3 

2 

10 

2 
4 

2 
2 
3 

3 

2 

10 

3 
2 
3 

2 
2 
3 

2 
2 
10 
6 
2 
3 
3 

2 

2 
2 
10 
6 
2 
3 
3 

"2 

2 
2 
10 
6 
2 
3 
4 
1 

2 
3 

8 

Griechisch 

6 

Französisch 

Geschichte  und  Geographie 

Mathematik  und  Rechnen 

Physik 

2 
3 
4 
2 

Naturkunde 

Zeichnen 

Schreiben 

Summa : 

28 

30 

30 

30 

30 

30 

^)  Über  das  Nähere  vgl.  im  Abschnitt  IV  die  einleitenden  Bemerkungen  zu  den 
höheren  Schulen  der  Provinz  Hannover. 
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Die  Frage,  ob  der  lateinische  Aufsatz  beizubehalten  sei,  wurde  dies- 
mal noch  in  bejahendem  Sinne  beantwortet.  Andererseits  wurde  vor  einer 
Überspannung  des  lateinischen  grammatischen  Unterrichtes,  namentlich  vor 
einer  zu  weit  gehenden  Benutzung  der  Lektüre  für  die  Zwecke  desselben 
gewarnt.  In  noch  höherem  Mafse  wurde  eine  Einschränkung  des  Unter- 
richtes in  der  griechischen  Grammatik  verlangt,  und  diese  Einschränkung 
fand  ihren  bezeichnenden  Ausdruck  durch  die  Bestimmung,  dafs  bei 
den  Entlassungsprüfungen  nicht  mehr,  wie  bisher,  die  Übersetzung  eines 
deutschen  Textes  ins  Griechische,  sondern  umgekehrt  die  Übertragung 
eines  griechischen  Textes  ins  Deutsche  gefordert  wurde  (vergl.  hierüber 
Abschnitt  VI,  2). 

Im  Geschichtsunterrichte  sollte  vor  allen  Dingen  der  Gesichtspunkt 
Berücksichtigung  finden,  dafs  es  sich  um  die  Unterweisung  deutscher 
Schüler  handelt.  Demgemäfs  sollte  für  das  Mittelalter  und  die  neuere 
Zeit  die  Geschichte  Deutschlands  und  Preufsens  den  Mittelpunkt  bilden, 
die  anderer  Kulturvölker  nur  in  dem  Mafse  hinzugenommen  werden,  als 
zum  Verständnisse  der  vaterländischen  Geschichte  und  zur  Bildung  einer 
richtigen  Vorstellung  über  den  jeweiligen  Einflufs  auf  den  allgemeinen 
Gang  der  Geschichte  erforderlich  ist. 

Der  Unterricht  in  der  Geographie  sollte  zwar,  wie  bisher,  auch  Be- 
kanntschaft mit  den  Grundlehren  der  mathematischen  Geographie  ver- 
schaffen. Unter  diesen  Grundlehren  wurden  jedoch  nur  die  zum  Ver- 
ständnisse der  Karten  und  der  topischen  Verhältnisse  der  Erde  unent- 
behrlichen Elemente  verstanden.  Ein  weiteres  Eingehen  sollte  dem  Unter- 
richte in  der  Physik  vorbehalten  bleiben. 

Die  allgemeinen  Erwägungen,  die  zur  Einberufung  der  Schul- 
konferenz  im  Jahre  1890  und  zu  der  sich  anseht iefsenden  Reform 
des  höheren  Schulwesens  führten,  sind  bereits  im  ersten  Abschnitte  dar- 
gelegt worden  ^).  Was  insbesondere  die  Gymnasien  betrifift,  so  zeigten  schon 
die  Lehrpläne  von  1882  die  Tendenz,  den  Forderungen  des  modernen 
Lebens  in  umfassenderem  Mafse  Rechnung  zu  tragen,  als  das  bisher  ge- 
schehen war.  In  der  Schulkonferenz  von  1890  machte  sich  jedoch  mit 
unwiderstehlicher  Gewalt  die  Forderung  geltend,  dafs  in  dieser  Beziehung 
noch  weiter  gegangen  werde,  und  dafs  insbesondere  die  englische  Sprache 
bei  ihrer  Bedeutung  für  den  Verkehr  der  Völker  im  Lehrplane  der 
Gymnasien  kaum  entbehrt  werden  könne.  Allerdings  wurde  von  der  Auf- 
nahme dieses  Unterrichtes  als  eines  allgemein  verbindlichen  Gegenstandes 
abgesehen.  Aber  in  den  Lehrplänen  von  1892  wurde  bestimmt,  dafs  in 
allen  Gymnasien  den  Schülern  von  Obersekunda  aufwärts  Gelegenheit  zur 
Erlernung  des  Englischen  in  je  zwei  Wochenstunden  gegeben  werde. 

Die  Notwendigkeit,  die  Gesamtzahl  der  Lehrstunden  in  den  unteren 
Klassen  zu  vermindern,  dabei  jedoch  die  Zahl  der  Stunden  im  Deutschen 
in  einigen  Klassen  um  eine  zu  verstärken  (vgl.  S.  22^,  machte  im  Jahre 
1892  eine  Beschränkung  des  altsprachlichen  Unterrichts  unvermeidlich. 
Diese  konnte  nur  erfolgen,  wenn  als  Lehrziel  in  den  beiden  klassischen 
Sprachen  das  Verständnis  der  Schriftsteller  und  daneben  für  das  Lateinische 
die  sprachliche  Schulung  in  den  Vorderglrund  trat,  dagegen  die  gram- 
matische Schulung  lediglich  diesen  Zwecken  dienstbar  gemacht  wurde.  Im 
Lateinischen  mufste  demnach  auf  Gewandtheit  im  schriftlichen  Ausdrucke 
verzichtet  werden  und  demzufolge  der  Aufsatz  als  Gegenstand  laufender 
Haus-  und  Klassenarbeiten  sowie  der  schriftlichen  Reifeprüfung  ausscheiden. 


^)  Vgl.  die  Darstellung  auf  S.  21  flf. 
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Aus  demselben  Grunde  fielen  die  Übersetzungen  aus  dem  Deutschen  ins 
Griechische  auf  der  Stufe  des  Unterrichtes,  in  welcher  auf  die  für  das 
Verständnis  der  Schriftsteller  erforderliche  Sicherheit  in  der  Kenntnis  der 
grammatischen  Formen  gerechnet  werden  konnte,  vollständig  fort. 

Die  nämlichen  Erwägungen,  die  im  Jahre  1882  zur  Verlegung  des 
Beginnes  des  griechischen  Unterrichts  von  Quarta  nach  Untertertia  ge- 
führt hatten,  mufsten  auch  gegen  den  Beginn  des  französischen  Unter- 
richtes in  Quinta  geltend  gemacht  werden.  Die  im  Jahre  1892  erfolgte 
Verlegung  desselben  nach  Quarta  war  um  so  mehr  geboten,  als  allgemein 
angenommen  wurde,  dafs  den  Schülern  dieser  Klasse,  nachdem  sie  in  den 
untersten  Klassen  zwei  Jahre  hindurch  das  Lateinische  als  einzige  fremde 
Sprache  getrieben  hätten,  die  Erlernung  des  Französischen  wesentlich 
leichter  werden  würde  als  den  um  ein  Jahr  jüngeren  Quintanern. 

Der  Unterricht  in  der  Physik  erfuhr  mit  Bücksicht  auf  die  Forderung, 
dafs  in  der  Untersekunda  ein  gewisser  Abschlufs  der  Bildung  erreicht 
werde,  eine  wichtige  Änderung.  Er  sollte  nämlich  bereits  im  zweiten 
Halbjahre  der  Obertertia  beginnen,  in  dieser  Klasse  sowie  in  der  Unter- 
sekunda lediglich  vorbereitenden  Charakter  haben,  aber  jedenfalls  dem  Schüler 
einen  Einblick  in  alle  Gebiete  der  Physik  verschaffen.  An  der  Forderung, 
dafs  bei  dem  physikalischen  Unterricht  in  der  Untersekunda  auch  die  wich- 
tigsten chemischen  Erscheinungen  besprochen  würden,  wurde  festgehalten. 

In  richtiger  Würdigung  der  Bedeutung  des  Zeichenunterrichtes  für 
die  Entwickelung  des  ästhetischen  Gefühls  wurde  dieser  bis  Obertertia 
aufwärts  mit  je  zwei  Wochenstunden  fortgeführt.  Sein  Beginn  wurde  je- 
doch, wie  bei  den  übrigen  Schularten,  von  Sexta  nach  Quinta  verlegt. 

Die  Verteilung  der  Stunden  gestaltete  sich  nach  dem  Normal  lehr- 
plane von  1892  folgendermafsen : 
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Zu  diesen  Stunden  traten  als  allgemein  verbindlich  für  alle  Schüler  drei 
Wochenstunden  im  Turnen  und  je  zwei  Gesangstunden  in  Sexta  und  Quinta. 
Hinsichtlich  der  Befreiungen  von  dem  Unterricht  in  diesen  Gegenständen 
und  von  der  Verpflichtung  zur  Teilnahme  der  Schüler  von  Quarta  an  auf- 
wärts an  den  Übungen  im  Chorsingen  verblieb  es  bei  den  bisherigen  Vor- 
schriften. Der  Beginn  des  wahlfreien  Unterrichts  im  Hebräischen  wurde 
nach  Obersekunda  hinaufgerückt.  Über  den  wahlfreien  Unterricht  im  Eng- 
lischen ist  bereits  oben  das  Erforderliche  mitgeteilt  worden.    An  dem  all- 
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gemein  verbindlichen  Charakter  dieses  Unterrichts  in  der  Provinz  Hannover 
wurde  nichts  geändert  (vergl.  oben  S.  121  Anm.).  Gleichzeitige  Beteiligung 
eines  Schülers  an  dem  wahlfreien  Unterricht  im  Englischen  und  im 
Hebräischen  sollte  vom  Direktor  nur  ausnahmsweise  gestattet  werden. 

Über  die  Abweichungen,  die  von  der  obigen  Verteilung  unter  Berück- 
sichtigung der  örtlichen  Verhältnisse  und  der  Bedürfnisse  der  einzelnen 
Anstalten  zulässig  sein  sollten,  geben  die  den  Lehrplänen  beigefügten  Er- 
läuterungen und  Ausführungsbestimmungen  Aufschlufs.  Hier  heben  wir 
nur  hervor,  dafs  in  sprachlich  gemischten  Gegenden  das  Deutsche  in 
Quinta  und  Sexta  unter  Vermehrung  der  Gesamtstundenzahl  um  eine 
Wochenstunde  vermehrt  werden  konnte. 

Durch  einen  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  13.  Oktober  1895 
(C.-Bl.  S.  716)  wurde  auf  Antrag  der  Direktoren  eine  Vermehrung  der  für 
das  Lateinische  festgesetzten  Stundenzahl  um  je  eine  in  den  Klassen  von 
Obersekunda  an  aufwärts  mit  der  Mafsgabe  zugelassen,  dafs  diese  eine 
Mehrstunde  für  die  schriftlichen  Übungen,  sowie  für  grammatische  und 
stilistische  Wiederholungen  oder  Zusammenfassungen  behufs  Förderung  der 
Lektüre  verwendet  würde.  Dieser  Erlafs  hatte  seinen  Grund  in  der  Er- 
kenntnis, dafs  die  in  den  Lehrplänen  von  1892  angesetzte  Stundenzahl  für 
die  Aneignung  der  den  Forderungen  des  Gymnasiums  entsprechenden  Kennt- 
nisse in  der  lateinischen  Sprache  nicht  unter  allen  Umständen  ausreiche. 
Die  Erfahrungen,  die  in  den  folgenden  Jahren  gemacht  wurden,  führten  zu 
der  Überzeugung,  dafs  jene  Mafsregel  noch  nicht  genüge,  um  der  Gefahr 
einer  Verflachung  des  lateinischen  Unterrichts  wirksam  entgegenzutreten. 

Die  Lehrpläne  von  1901*)  haben  deshalb  nicht  nur  das,  was  die 
erwähnte  Verfügung  als  erlaubte  Ausnahme  von  der  Regel  zuliefs,  zur 
allgemein  verbindlichen  Vorschrift  gemacht,  sondern  auch  in  den  drei 
Mittelklassen  eine  Verstärkung  des  lateinischen  Unterrichts  um  je  eine 
Wochenstunde  angeordnet.  Damit  die  Vermehrung  der  lateinischen  Stunden 
in  den  beiden  Tertien  nicht  auch  zu  einer  unerwünschten  Vermehrung  der 
Gesamtbelastung  mit  Unterrichtsstunden  für  die  Schüler  dieser  beiden 
Klassen  führe,  ist  in  denselben  das  Französische  um  je  eine  Wochenstunde 
gekürzt  worden.  Dafür  ist  aber  dieser  Gegenstand  in  jeder  der  drei  obersten 
Klassen  mit  einer  Stunde  mehr  bedacht  worden.  Endlich  sind  noch  be- 
züglich des  Unterrichts  in  der  englischen  Sprache  wichtige  Veränderungen 
getrofifen  worden.  Erstens  nämlich  ist  für  Gymnasien,  bei  denen  die  ört- 
lichen Verhältnisse  eine  ausgiebigere  Pflege  jenes  Unterrichts  erwünscht 
erscheinen  lassen,  die  Einrichtung  zugelassen  worden,  dafs  der  allgemein 
verbindliche  Unterricht  im  Französischen  mit  dem  Abschlüsse  des  Lehr- 
ganges der  Untersekunda  aufhört  und  von  Obersekunda  an  nur  wahlfreier 
Unterricht  in  dieser  Sprache  mit  je  zwei  Wochenstunden,  dafür  aber  all- 
gemein verbindlicher  Unterricht  im  Englischen  mit  je  drei  Wochenstunden 
erteilt  wird.  Zweitens  ist  die  bisherige  Beschränkung  der  Zulässigkeit 
des  Ersatzunterrichts  für  Griechisch  an  Gymnasien  auf  Orte,  an  denen 
sich  keine  Realanstalten  finden,  beseitigt  worden.  Nach  den  Plänen 
von  1901  ist  also  Ersatzunterricht  im  Englischen  und  in  den  Realien  an 
Stelle  des  Griechischen  bis  Untersekunda  aufwärts  an  allen  gymnasialen 
Anstalten  zulässig,  an  denen  ein  Bedürfnis  dazu  hervortritt.  Die  Bestim- 
mungen über  den  Inhalt  des  Ersatzunterrichts  sind  in  der  Art  getroffen, 
dafs  die  an  demselben  teilnehmenden  Schüler  das  Lehrziel  der  Untersekunda 
eines  Realgymnasiums  erreichen  können'). 

1)  Vgl.  hierzu  die  Darstellung  auf  S.  82  u.  88. 

')  Vgl.  die  Bemerkungen  unter  Zi£fer  4  dieses  Abschnittes. 
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Die   regelmäfsige  YerteiluDg  der  Stunden  ist  nach   den   Plänen 
von  1901  folgende*): 
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Hierzu  kommt  noch  der  Unterricht  im  Singen,  Turnen,  im  Hebräischen 
und  im  Englischen  sowie  der  Zeichenunterricht  von  U  II  an  aufwärts.  In 
dieser  Beziehung  ist,  sofern  nicht  von  der  obenerwähnten  Befugnis,  in  den 
drei  obersten  Klassen  das  Englische  mit  dem  Französischen  zu  vertauschen, 
Gebrauch  gemacht  wird,  an  dem  früheren  Zustande  nichts  geändert  worden. 
Zu  erwähnen  ist  nur  noch,  dafs  für  Schüler  der  Quarta  und  Tertia  mit 
schlechter  Handschrift  besonderer  Schreibunterricht  einzurichten  ist. 

Progymnasien  sind  gymnasiale  Anstalten,  denen  die  obersten  Klassen 
fehlen,  und  zwar  bis  1892  nur  die  Prima,  seit  1892  auch  die  Obersekunda. 
Ihr  Lehrplan  entspricht  demjenigen  der  entsprechenden  Klassen  des 
Gymnasiums. 


2.  Das  Realgymnasium  und  das  Realprogymnasiam. 

• 

Durch  die  Lehrpläne  von  1882  wurde  den  bisherigen  Realschulen 
erster  Ordnung  die  Bezeichnung  „Realgymnasium^  gegeben.  Die  Änderung 
des  Namens  sollte  die  Annäherung,  die  der  Lehrplan  durch  umfassendere 
Berücksichtigung  der  lateinischen  Sprache  an  den  des  Gymnasiums  erhielt, 
zum  Ausdrucke  bringen.  Bei  den  bisherigen  Realschulen  erster  Ordnung 
hatte  der  Unterricht  in  diesem  Gegenstande  in  Sexta  mit  acht  Stunden 
begonnen;  die  Stundenzahl  sank  bereits  in  Quarta  auf  sechs  und  nahm 
in  Prima  bis  auf  drei  Stunden  ab.  Diese  starke  Abnahme  hatte  zwei 
schwere  Nachteile  gehabt.  Erstens  machte  sie  ein  einigermafsen  gründliches 
Eindringen  in  den  Geist  der  Sprache  unmöglich  und  erschwerte  dadurch 
das  Verständnis  der  Schriftsteller.  Zweitens  gab  sie  der  Auffassung  Raum, 
dafs  das  Lateinische  doch  nur  ein  Nebenfach  sei  und  deshalb  selbst 
in  den  unteren  Klassen,  wo  es  mit  einer  gröfseren  Anzahl  von  Stunden 
bedacht  war,  von  den  Schülern  auch  nicht  annähernd  die  gleiche  Teilnahme 
beanspruche  wie  auf  den  Gymnasien.  Die  Folge  war,  dafs  nach  den  fast 
allgemein  gemachten  Erfahrungen  die  Leistungen  bei  den  Reifeprüfungen 
zu  der  auf  den  Unterricht  im  ganzen  verwendeten  Zeit  in  offensichtlichem 
Mifsverhältnisse  standen.  Eine  Verstärkung  der  Stundenzahl  in  den  oberen 


')  Die  Klammem  bezeichnen  die  Zulässigkeit  einer  zeitweiligen  Verschiebung  der 
Stundenzahlen  innerhalb  der  einzelnen  Fachgruppen. 
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Klassen  erschien  deshalb  im  Jahre  1882  unabweisbar.  Indem  sie  auch  auf 
die  unteren  Klassen  ausgedehnt  wurde,  wurde  die  Möglichkeit  gegeben, 
das  Lehrziel  wesentlich  zu  erhöhen  und  das  Realgymnasium  in  umfassen- 
derem Mafse  als  bisher  die  Realschule  erster  Ordnung  zur  Vorbereitung  für 
das  Studium  der  neueren  Sprachen  zu  benutzen.  Allerdings  verlor  es 
damit  den  Charakter  einer  wirklichen  Realahstalt.  Es  war  nunmehr,  wie 
das  Gymnasium,  eine  Lehranstalt,  in  der  die  sprachliche  Seite  des  Unter- 
richtes vorherrschte,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dafs  dort  das  Griechische, 
hier  das  Englische  als  dritte  Fremdsprache  neben  das  Lateinische  und 
Französische  trat. 

Diese  Änderung  in  dem  allgemeinen  Charakter  der  bisherigen  Real- 
schule erster  Ordnung  machte  es  leicht,  die  Verstärkung  des  Unterrichtes 
im  Lateinischen  ohne  Mehrbelastung  der  Schüler  herbeizuführen.  Als  ge- 
eigneter Gegenstand  des  Ausgleiches  boten  sich  die  Realien  dar.  Der 
Unterricht  in  der  Naturbeschreibung  wurde  nicht  mehr  bis  Prima  fort- 
geführt, sondern  bereits  in  Untersekunda  abgeschlossen,  der  in  der  Chemie 
erst  in  Obersekunda  begonnen,  der  in  der  Mathematik  in  mehreren 
Klassen,  der  Zeichenunterricht  in  Prima  und  der  Schreibunterricht  in 
Sexta  um  eine  Stunde  gekürzt  und  endlich  der  letztere,  wie  auf  dem 
Gymnasium,  bereits  in  Quinta  abgeschlossen.  Dadurch  wurde  nicht  nur 
die  für  die  Verstärkung  des  lateinischen  Unterrichtes  erforderliche  Stunden- 
zahl gewonnen,  sondern  auch  die  Möglichkeit  gegeben,  den  Unterricht  in 
der  Physik  überall  um  eine  Wochenstunde  zu  vermehren. 

Da  der  Unterricht  in  der  Naturbeschreibung  in  Untersekunda  auf- 
hören, der  in  der  Chemie  erst  in  Obersekunda  beginnen  sollte,  so 
wurde  es  notwendig,  dafs,  wo  die  beiden  Sekunden  im  übrigen  vereinigt 
waren,  sie  jedenfalls  in  diesen  beiden  Gegenständen  getrennt  unterrichtet 
wurden.  Femer  wurde  in  den  Ausführungsbestimmungen  zu  den  Lehr- 
plänen von  1882,  aus  demselben  Grunde  wie  bei  den  Gymnasien  bezüglich 
des  Griechischen  und  der  Mathematik,  bei  den  Realgymnasien  bezüglich 
des  Englischen  und  der  Mathematik  für  sonst  vereinigte  Tertien  eine 
TreuQung  vorgeschrieben  und  eine  solche  bezüglich  der  Mathematik  und 
Physik  für  sonst  vereinigte  Sekunden  für  wünschenswert  erklärt. 

Die  weiteren,  minder  wichtigen  Änderungen,  die  im  Jahre  1882  ein- 
traten, ergeben  sich  aus  dem  folgenden  Normallehrplane  für  Real- 
gymnasien ^): 


^)  Die  in  der  Unterrichts*  und  Prüfungsordnung  v o n  1859  vorgeschriebene 
Stundenverteilung  gestaltete  sich  folgendermaßen: 
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Aus  dieser  Übersicht  erhellt,  dafs  die  Stundenverteilung  für  die  drei 
untersten  Klassen  im  wesentlichen  die  nämliche  war  wie  bei  den  Gymnasien, 
dafs  deshalb  ein  Übergang  von  der  einen  Anstalt  auf  die  andere  bis  ein- 
schliefslich  Quarta  nicht  mehr  auf  Schwierigkeiten  stiefs.  Hierin  lag  für  die- 
jenigen Orte,  an  denen  nur  eine  Latein  treibende  höhere  Schule  vorhanden 
war,  ein  wesentlicher  Vorteil.  Im  einzelnen  ist  bezüglich  der  Lehrziele 
folgendes  zu  bemerken: 

Im  Lateinischen  waren  bei  der  Lektüre  auch  die  lyrischen  Dichter  zu 
berücksichtigen  und  in  der  Verslehre  die  Schüler  auch  mit  den  häufiger  vor- 
kommenden Odenformen  bekannt  zu  machen.  Im  Englischen  dagegen  erfuhr 
das  Lehrziel  eine  Abschwächung ;  die  Fertigkeit  im  schriftlichen  Gebrauche 
der  Sprache  wurde  nicht  mehr  verlangt,  und  demgemäfs  fiel  bei  der  Reife- 
prüfung der  englische  Aufsatz  fort.  Dadurch  wurde  die  Möglichkeit  ge- 
gegeben, den  Schwerpunkt  des  englischen  Unterrichtes  auf  die  Erzielung 
einer  gründlichen  Kenntnis  in  der  Litteratur  zu  legen.  Dieser  Unter- 
richt trat  dadurch  zu  dem  im  Französischen  etwa  in  das  nämliche  Ver- 
hältnis wie  am  Gymnasium  der  Unterricht  im  Griechischen  zu  dem  im 
Lateinischen. 

Hinsichtlich  der  Mathematik  war  es  unter  der  Herrschaft  der  Unter- 
richts- und  Prüfungsordnung  von  1859  gestattet,  besonders  befähigte  Ab- 
teilungen auch  in  die  Differential-  und  Integralrechnung  einzuführen.  Diese 
Befugnis  wurde  durch  die  Lehrpläne  von  1882  beseitigt.  Dadurch  wurde 
den  mehrfachen  Klagen  über  zu  grofse  Anforderungen  namentlich  auf  dem 
Gebiete  der  Mathematik  eine  wesentliche  Grundlage  entzogen. 

Die  anderweitige  Verteilung  des  Unterrichts  in  den  Naturwissenschaften 
erforderte  auch  auf  diesem  Gebiet  ein  Herabgehen  im  Lehrziele;  insbesondere 
wurde  von  der  fakultativen  Aufiiahme  der  organischen  Chemie  in  den  Lehr- 
plan und  von  der  unbedingten  Forderung  praktischer  Übungen  im  Laboratorium 
Abstand  genommen,  Der  dadurch  herbeigeführten  Verminderung  der  Be- 
deutung des  Unterrichts  in  der  Chemie  entsprach  es,  dafs  bei  der  Reife- 
prüfung in  diesem  Gegenstande  die  schriftliche  Arbeit  fortfiel. 

Die  Schulkonferenz  von  1890  betrachtete,  wie  oben  (S  .23)  dar- 
gelegt worden  ist,  das  Realgymnasium  als  eine  im  Absterben  be- 
griffene Schulgattung.  Ihre  Mitglieder  waren  aber,  als  sie  den  ent- 
sprechenden Beschlufs  fafsten,  darüber  einig,  dafs  in  demselben  nicht  das 
Verlangen  der  sofortigen  Verwandlung  aller  Realgymnasien  in  Gymnasien 
oder  lateinlose  Realanstalten  liegen  sollte.    Aus  diesem  Grunde  erwies  sich 
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bei  der  im  Anschlufs  an  die  Schulkonferenz  im  Jahre  1892  erfolgten  Neu- 
gestaltung des  höheren  Schulwesens  für  das  Realgymnasium  die  Auf- 
stellung eines  Normallehrplanes  immer  noch  als  erforderlich.  Es  war  aber 
bei  der  Stellung  welche  die  Schulkonferenz  zu  den  Realgymnasien  ein- 
genommen hatte,  von  vornherein  klar,  dafs  bei  diesen  die  notwendige 
Kürzung  der  Gesamtstundenzahl  der  Hauptsache  nach  auf  Kosten  des  Latei- 
nischen werde  erfolgen  müssen.  In  der  That  wurde  denn  auch  durch  die 
Lehrpläne  von  1892  hinsichtlich  des  Umfanges  dieses  Unterrichts  in 
den  oberen  Klassen  im  wesentlichen  der  Zustand  unter  der  Herrschaft  der 
Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  von  1859  wiederhergestellt.  F.ür  die 
unteren  Klassen  blieb  allerdings  der  Gesichtspunkt  mafsgebend,  dafs  ihr  Lehr- 
plan, damit  der  Übergang  auf  das  Gymnasium  nicht  erschwert  würde,  mit 
demjenigen  des  letzteren  in  den  Hauptpunkten  übereinstimmen  müsse.  Deshalb 
wurde  für  Quinta  sogar  eine  Vermehrung  des  Lateinischen  um  eine  Wochen- 
stunde vorgesehen.  Als  allgemeines  Lehrziel  des  lateinischen  Unterrichtes 
wurde  bezeichnet:  Verständnis  leichterer  Stellen  der  in  Prima  gelesenen 
Schriftsteller  und  sprachlich  logische  Schulung. 

Wie  bei  dem  Gymnasium,  so  wurde  auch  bei  dem  Realgymnasium  der 
Beginn  des  französischen  Unterrichtes  von  Quinta  nach  Quarta,  der  des 
Zeichenunterrichtes  von  Sexta  nach  Quinta  verlegt.  Die  Gestaltung  des 
Normallehrplanes  der  Realgymnasien  von  1892  war  hiernach 
folgende : 
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Zeichnen 

— 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

16 

2 

Zusammen : 

25 

25 

29 

80 

80 

80 

80 

80 

80 

259 

-21 

Abweichungen  von  der  normalen  Verteilung  der  Stunden  wurden  be- 
züglich des  Deutschen  in  der  gleichen  Weise  gestattet  wie  bei  den  Gym- 
nasien. Die  für  das  Französische  und  für  das  Englische  festgesetzten 
Stundenzahlen  durften  gegeneinander  vertauscht  werden,  falls  eine  der- 
artige Abweichung  von  der  Regel  durch  die  Lage  des  Schulortes  und  seine 
Verkehrsverhältnisse  gerechtfertigt  erschien.  Dementsprechend  wurde  ge- 
stattet, dafs  bei  der  Reifeprüfung  an  die  Stelle  des  französischen  ein  eng- 
lischer Aufsatz  trete.  Geschah  dies,  so  durfte  für  die  schriftliche  Prüfung 
im  Französischen  nur  eine  Übersetzung  aus  dem  Deutschen  in  die  fremde 
Sprache  verlangt  werden. 

Bezüglich  des  Unterrichts  in  der  Physik  galt  dasselbe,  was  oben  bei 
den  Gymnasien  bemerkt  ist.  Da  aber  im  Realgymnasium  für  diesen  Unter- 
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rieht  in  Untersekunda  drei  Wochenstunden  angesetzt  waren,  so  war  die 
Verlegung  seines  Beginnes  nach  Obertertia  nicht  erforderlich.  Es  war 
jedoch  statthaft,  auch  hier  den  Lehrplan  für  den  naturwissenschaftlichen 
Untenicht  in  Obertertia  und  Untersekunda  ähnlich  dem  für  die  Gymnasien 
vorgeschriebenen  zu  gestalten,  vorausgesetzt,  dafs  dadurch  die  Lehraufgaben 
der  genannten  Klassen  im  ganzen  keine  Kürzung  erfuhren. 

Die  Lehrpläne  von  1892  sahen  für  die  mittleren  und  oberen  Klassen 
eine  starke  Verminderung  der  Anzahl  der  Wochenstunden  im  Lateinischen 
vor.  Diese  Verminderung  hing  eng  zusammen  mit  der  in  der  Schulkonferenz 
von  1890  durch  Mehrheitsbeschlufs  zum  Ausdrucke  gebrachten  Anschauung, 
dafs  es  fortan  nur  zwei  Hauptgattungen  höherer  Schulen,  das  humanistische 
Gymnasium  und  die  lateinlose  Bealanstalt  geben  solle.  Sie  hat  in  den 
aufserpreufsischen  deutschen  Staaten  nur  in  beschränktem  Umfange  Nach- 
ahmung gefunden. 

In  Preufsen  zeigte  sich  im  Laufe  der  folgenden  Jahre  mehr  und  mehr, 
dafs  das  Realgymnasium  doch  in  weiteren  Kreisen  der  Bevölkerung  Freunde 
besafs,  und  dafs  insbesondere  zahlreiche  Städte,  welche  derartige  Anstalten 
gegründet  hatten,  an  ihrer  Erhaltung  lebhaft  interessiert  waren.  Sollte 
dieselbe  gesichert  werden,  so  mufste  der  lateinische  Unterricht  verstärkt 
werden.  Schon  durch  die  mehrfach  erwähnte  (S.  124)  Verfügung  vom  13.  Ok- 
tober 1895  wurde  wenigstens  die  Möglichkeit  einer  bescheidenen  Ver- 
stärkung dieses  Unterrichtszweiges  vorgesehen^).  Deshalb  glaubten  aus 
ihr  die  Freunde  des  Bealgymnasiums  nicht  mit  Unrecht  entnehmen  zu 
dürfen,  dafs  sich  diese  Schulgattung  ihr  Recht  auf  Existenz  doch  dauernd 
werde  erhalten  können.  Wenn  aber  diese  Hoöhung  sich  erfüllen  sollte, 
so  mufste  aus  den  nämlichen  Gründen,  die  im  Jahre  1882  in  dieser  Be- 
ziehung für  die  Unterrichtsverwaltung  mafsgebend  gewesen  waren,  an  eine 
noch  weitergehende  Vermehrung  der  für  den  lateinischen  Unterricht  an- 
gesetzten Stundenzahl  herangetreten  werden.  Eine  solche  ist  durch  die 
Lehrpläne  von  1901  herbeigeführt  worden,  und  zwar  in  der  gleichen 
Weise  wie  bei  den  Gymnasien.  In  den  drei  oberen  Klassen  ist  die  bis- 
her nur  zulässig  gewesene  Vermehrung  um  je  eine  Wochenstunde  für  all- 
gemein verbindlich  erklärt ,  und  eine  gleiche  Vermehrung  ist  für  die 
mittleren  Klassen  angeordnet  worden.  Dafür  ist  in  der  Tertia  dem  Fran- 
zösischen und  in  der  Untersekunda  den  Naturwissenschaften  eine  Wochen- 
stunde genommen  worden. 

Infolge  der  Vermehrung  der  für  das  Lateinische  festgesetzten  Stunden- 
zahl hat  eine  Erweiterung  des  Lehrzieles  in  diesem  Gegenstande  vor- 
genommen werden  können.  Die  Notwendigkeit  grammatischer  Schulung  für 
das  Verständnis  der  Schriftsteller  ist  von  neuem  anerkannt  worden,  in  der 
Oberstufe  sollen  auch  leichtere  Oden  des  Horaz  und  Abschnitte  aus  Ta- 
citus  Germania  gelesen  werden. 

Die  Verteilung  der  Stunden  ergiebt  sich  aus  der  Tabelle  auf 
Seite  130«). 

Zu  den  hier  angegebenen  Stunden  kommen  als  wahlfrei  von  Ober- 
sekunda ab  je  zwei  Stunden  Linearzeichnen'.  In  Bezug  auf  Turnen  und 
Singen  und  in  Bezug  auf  den  für  Schüler  der  Quarta  und  Tertia  ein- 
zurichtenden Schreibunterricht  gilt  dasselbe  wie  bei  Gymnasien. 


*)  Die  hiemach  für  die  obersten  Klassen  zugelassene  Mehrstunde  im  Lateinischen 
sollte  je  nach  dem  Bedürfnisse  zur  Befestigung  und  Einübung  der  Grammatik  oder  für 
die  Lektüre  benutzt  werden. 

*)  Wegen  der  Bedeutung  der  Klammem  vgl.  S.  125  Anm.  1. 

Wie«e,  Schulwesen.    lY.  9 


—    130    — 


Vi 

V 

IV 

ü 

m 

0 
III 

ü 

n 

0 

n 

ü 
I 

0 
I 

Sa. 

Beligion 

3 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

19 

Deutsch  und 
Geschichtserzählungen   . 

!}' 

11» 

8 

8 

8 

8 

8 

8 

8 

28 

Lateinisch 

8 

8 

7 

5 

5 

4 

4 

4 

4 

49 

Französisch 

— 

— 

5 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

29 

Englisch 

— 

— 

— 

8 

3 

3 

3 

8 

3 

18 

Geschichte 

— 

— 

2 

3 

2 

2 

1' 

h 

h 

17 

Erdkunde     

2 

2 

2 

2 

2 

1 

11 

Bechnen  und  Mathematik 

4 

4 

4 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

42 

Naturwissenschaften     .    . 

2 

2 

2 

2 

2 

4 

5 

5 

5 

29 

Schreiben 

2 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

Zeichnen 

— 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

16 

Zusammen : 

25 

25 

29 

81 

80 

80  j 

81 

81 

81 

262 

Realprogymnasien  sind  Realgymnasien,  denen  die  obersten  Klassen 
fehlen,  und  zwar  bis  1892  die  Prima,  seitdem  auch  die  Obersekunda.  Ihr 
Lehrplan  entspricht  in  den  betreffenden  Klassen  demjenigen  der  Real- 
gymnasien. 


3t  Die  Oberrealschnlen. 

Die  Entwickelung ,  welche  die  lateinlosen  Realanstalten  während  der 
siebziger  Jahre  nahmen,  steht,  wie  bereits  im  ersten  Abschnitt  angedeutet 
worden  ist  (vgl.  S.  2),  in  engem  Zusammenhange  mit  den  Umgestaltungen, 
welche  die  frtlheren  Provinzialgewerbeschulen  im  Laufe  der  Jahre 
erfahren  haben.  Über  diese  sind  deshalb  zunächst  nähere  Mitteilungen 
zu  machen. 

Die  bezeichneten  Anstalten  erhielten  in  Preufsen  zum  ersten  Male  durch 
den  Organisationsplan  für  die  Provinzialgewerbeschulen  vom  5.  Juni  1850 
ihre  feste  Gestalt.  Nach  diesem  Plane  war  die  Provinzialgewerbeschule 
eine  für  Handwerker  und  die  breite  Masse  der  Gewerbetreibenden  be- 
stimmte Fachschule;  sie  setzte  nur  eine  gute  Volksschulbildung  voraus. 
Unterrichtsgegenstände  waren  Deutsch ,  Mathematik  und  Naturwissen- 
schaften, Freihand-  und  Linearzeichnen,  Baukonstruktions-  und  Maschinen- 
lehre *).  Sie  hatte  zwei  aufsteigende  Klassen  mit  je  einjährigem  Lehrgange, 
in  die  unterste  Klasse  wurden  die  Schüler  in  der  Regel  nicht  vor  vollendetem 
vierzehnten  Lebensjahre  aufgenommen.  Wo  sich  ein  Bedürfnis  zeigte, 
wurde  mit  der  Provinzialgewerbeschule  eine  Vorbereitungsklasse  verbunden, 
die  als  eine  gehobene  Elementarschule  zu  betrachten  war  und  in  der  Regel 
von  einem  tüchtigen  Elementarschullehrer  geleitet  wurde.  Denjenigen 
Schülern,  die  den  zweiten  Lehrgang  der  Gewerbeschule  mit  Erfolg  durch- 
gemacht hatten,  wurde  die  Berechtigung  zum  einjährig-freiwilligen  Militär- 
dienst unter  der  Bedingung  zuerkannt,  dafs  sie  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  in  die  Gewerbeakademie  eintraten.  Die  Unterhaltung  der  Provinzial- 
gewerbeschulen war  in  der  Weise  geregelt,  dafs  die  Gemeinde  die  Schul- 
räume hergab,  der  Staat  für  die  erste  Einrichtung  der  Lehrmittel  sorgte, 
im  übrigen  beide,  Staat  und  Gemeinde,  die  Kosten  zu  gleichen  Teilen 
trugen.  Die  oberste  Aufsicht  wurde  vom  Minister  für  Handel  und  Ge- 
werbe geführt. 


1)  Vgl.  Bd.  II,  S.  64  und  Wiese,  V.  u.  G.,  1.  Aufl.  Bd.  I,  S.  50. 
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Die  alten  Provinzialgewerbeschulen  erwiesen  sich  jedoch  bald  als  un- 
zureichend ^).  Dasjenige  Mars  von  Kenntnissen,  das  zur  Bedingung  für  die 
Aufnahme  gemacht  wurde,  genügte  nicht,  um  die  Schüler  zur  erfolgreichen 
Aufnahme  und  Verarbeitung  des  ihnen  dargebotenen  Lehrstoffes  zu  be- 
fähigen. Auch  fanden  diejenigen,  die  aus  den  mittleren  Klassen  höherer 
Schulen  in  die  Provinzialgewerbeschulen  eintraten,  hier  nicht  die  erwünschte 
Gelegenheit,  ihre  allgemeine  Bildung  zu  ergänzen  und  weiter  fortzuführen. 
Es  schien  deshalb  angebracht,  einerseits  die  Bedingungen  für  die  Auf- 
nahme in  die  Provinzialgewerbeschule  zu  verschärfen,  andererseits  in  den 
Lehrplan  derselben  diejenigen  allgemein  wissenschaftlichen  Unterrichts- 
zweige einzufügen,  deren  Kenntnis  der  Gewerbetreibende  nicht  entbehren 
kann,  wenn  er  seinen  Beruf  mit  Erfolg  ausüben  und  sich  eine  geachtete 
Stellung  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  sichern  will.  Dabei  wollte  man 
jedoch  den  Gesichtspunkt,  dafs  die  Gewerbeschulen  Fachschulen  sein  sollen, 
nicht  aus  dem  Auge  verlieren  und  glaubte  deshalb  die  neu  einzufügenden 
Unterrichtsgegenstände  auf  Deutsch,  Französisch,  Englisch,  Geschichte  und 
Geographie  beschränken  zu  müssen. 

Nach  diesen  Gesichtspunkten  wurde  unter  Berücksichtigung  der  Vor- 
schläge einer  hierzu  berufenen  Kommission,  die  aus  Gewerbeschuldirektoren, 
den  Direktoren  der  höchsten  technischen  Lehranstalten,  mehreren  Professoren 
der  Berliner  Universität  und  den  beteiligten  Räten  des  Handelsministeriums 
bestand,  für  die  Gewerbeschulen  der  Organisationsplan  vom  21.  Mai  1870 
ausgearbeitet.  Dieser  dehnte  den  bisherigen  zweijährigen  Lehrgang  auf 
drei  Jahre  aus  und  bestimmte,  dafs  die  Schüler,  die  in  die  unterste  Klasse 
eintreten  wollten,  die  allgemeine  Keife  für  die  Sekunda  eines  Gymnasiums 
oder  einer  Realschule  nachzuweisen  hätten.  In  den  beiden  unteren  Klassen 
sollte  in  der  Mathematik,  Physik,  Chemie  und  im  Zeichnen,  sowie  in  den 
Gegenständen  allgemeiner  Bildung  Unterricht  erteilt  werden.  Die  oberste 
Klasse  als  die  eigentliche  Fachklasse  sollte  die  Aufgabe  haben,  das  Er- 
lernte auf  die  Gewerbe  anzuwenden.  Mit  Rücksicht  auf  den  künftigen 
Beruf  der  Schüler  sollte  sie  in  vier  Hauptabteilungen  zerfallen,  nämlich 

A)  für  die  Vorbildung  zum  Besuche  einer  höheren  technischen  Lehranstalt, 

B)  für  die  Bautechnik,  C)  für  die  mechanisch-technischen  und  D)  für  die 
chemisch-technischen  Gewerbe*).  In  der  Fachklasse  sollte  der  Unterricht 
in  allen  zur  allgemeinen  Fortbildung  gehörigen  Unterrichtsgegenständen 
ein  gemeinsamer,  dagegen  für  das  die  Gruppe  charakterisierende  Fach 
ein  getrennter  sein.  An  den  bisherigen  Bestimmungen  über  die 
Unterhaltung  der  Schulen  wurde  nichts  geändert.  Mit  der  Leitung 
der  äufseren  Angelegenheiten  wurde  für  jede  Gewerbeschule  ein  aus  fünf 
Mitgliedern  bestehender  Schul  vorstand  betraut;  zwei  Mitglieder  desselben 
sollten  von  der  Regierung  (Landdrostei)  bestellt,  zwei  von  der  Gemeinde 
gewählt  werden,  der  Direktor  der  Schule  sollte  ihm  kraft  seines  Amtes 
angehören.  Die  Befähigung  zur  Bekleidung  der  Stelle  eines  Lehrers  für 
die  Gegenstände  allgemeiner  Bildung  war  durch  das  Zeugnis  einer  wissen- 
schaftlichen Prüfungskommission,  für  die  übrigen  Lehrer  durch  eine  Prü- 
fung vor  einer  besonderen  Kommission")  nachzuweisen.  Die  Anstellung 
aller  Lehrer  erfolgte  auf  Vorschlag  des  Schulvorstandes  durch  den 
Handelsminister.    Die  Leitung  der  Schule  sollte  einem  der  Lehrer  der  vier 


^)  Vgl.  hierzu  die  Denkschrift  in  den  Anlagen  Bd.  II  Nr.  4,  Beilage  B  des  Staats- 
haushidtsetats  von  1873. 

*)  Siehe  die  Tabelle  S.  132  Anm.  1. 

")  Reglement  für  die  Prüfungen  der  Kandidaten  des  Lehramtes  an  Gewerbeschulen. 

9* 
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folgenden  Reihen  von  Fächern  übertragen  werden:  1.  Mathematik  und 
Mechanik,  2.  Physik,  Chemie,  Mineralogie,  chemische  Technologie, 
3.  Maschinenlehre,  mechanische  Technologie,  Entwerfen  und  Berechnen 
von  Maschinen,  Linearzeichnen,  4.  Baukonstruktions-  und  Formenlehre, 
Entwerfen  von  baulichen  Anlagen,  Feldmessen,  Nivellieren  und  Linearzeichnen. 

Die  Zuerkennung  der  Reife  für  die  Fachklasse  einer  reorganisierten 
Gewerbeschule  galt  als  Nachweis  für  die  wissenschaftliche  Befähigung  zum 
einjährig-freiwilligen  Militärdienste.  Diejenigen  Schüler,  die  den  vollen  drei- 
jährigen Lehrgang  durchgemacht  und  die  Reifeprüfung  abgelegt  hatten, 
waren  zum  Studium  der  technischen  Fächer  befugt,  für  das  Maschinenfach 
zugleich  mit  der  Wirkung,  dafs  sie  sich  in  diesem  der  vorgeschriebenen 
Staatsprüfung  unterziehen  durften.  Sie  waren  also  insbesondere  berechtigt, 
in  die  damalige  Königliche  Gewerbeakademie  einzutreten.  Von  dieser  Be- 
rechtigung machte  jedoch  nur  ein  verhältnismäfsig  kleiner  Bruchteil  Ge- 
brauch, die  grofse  Mehrzahl  trat  nach  abgelegter  Reifeprüfung  unmittelbar 
in  das  praktische  Leben  über^). 

Schon  der  unten  in  der  Anmerkung  abgedruckte  Lehrplan  zeigt  einen 
der  empfindlichsten  Mängel,  die  den  reorganisierten  Gewerbeschulen  an- 
hafteten. Er  bestand  darin,  dafs  dem  Lehi*plane  jede  Spur  von  Zu- 
sammenfassung fehlte.  Eine  solche  Zusammenfassung  mufs  aber  nach  den 
allgemeinen  Grundsätzen  der  Pädagogik  gefordert  werden,  wenn  der  Schüler 
durch  den  Unterricht  nach  den  Hauptrichtungen  seines  geistigen  Lebens 


dermafsen : 


^)  Der  Lehrplan  für  die  „reorganisierten  Gewerbeschulen^  gestaltete  sich  folgen- 

a  Tean  • 


Unterrichtsgegenstände 

Klasse 

Fachklassen 

I 

II 

A 

B 

C 

D 

Deutsch 

Französisch 

Englisch 

Allgemeine  und  Handelsgeographie,  Geschichte 

Freihandzeichnen 

Mathematik • 

2 
2 
2 
4 
5 
10 
3 
3 

5 

2 
2 
2 
4 
6 
8 
2 
2 

8 
2 

2 
2 
2 
3 
5 
2 

2 
2 
2 

2 
2 
2 
2 

4 

2 

2 

2 
2 
2 

2 
2 
2 
4 
2 
4 

2 

4 
3 

8 

"2 
2 

2 
2 
2 

2 
2 
2 
2 
2 
6 

7 
2 

2 
2 

2 

Physik 

Chemie 

Wiederholungen  in  Physik  und  Chemie     .    . 

Chemische  Technologie 

Mineralogie 

Praktische  Arbeiten  im  chemischen  Labora- 
torium yerbunden  mit  Vorträgen  .... 

Linearzeichnen  (Übungen  in  Anwendung  der 
beschreibenden  Geometrie) 

Mechanik 

Feldmessen  und  Nivellieren 

Modellieren 

2 
2 
2 

15 

2 
2 

Comptoirwissenschaft 

Maschinenlehre  und  mechanische  Technologie 

Entwerfen  und  Berechnen  von  Maschinenteilen 

und  Maschinen 

2 

4 

Allgemeine  Baukonstruktionslehre     .... 
Spezielle  Baukonstruktions-  und  Formenlehre, 
Kunstgeschichte,  Lehre  v.  Steinschnitte  etc. 
Bauanschläge  und  Baumaterialienkunde    .    . 
Übungen  im  Entwerfen  von  baulichen  Anlagen 

2 

2 
2 

Summe  der  Stundenzahlen: 

36 

38 

86 

41 

39 

39 
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entwickelt  werden  soll.  Unter  den  fünfzehn  Unterrichtsgegenständen  der 
Abteilung  A  der  Fachklasse  befanden  sich  nicht  weniger  als  zwölf,  die 
nur  mit  je  zwei  Wochenstunden  bedacht  waren.  Auch  konnten  die  zwei 
Wochenstunden,  die  in  jener  Abteilung  und  in  den  beiden  unteren  Klassen 
für  Deutsch,  Französisch  und  Englisch  angesetzt  waren,  unmöglich  aus- 
reichen, um  regelmäfsig  die  Erzielung  merklicher  Erfolge  zu  sichern. 
Femer  erwies  sich  die  Vorwegnahme  des  Fachunterrichtes  als  bedenklich 
für  diejenigen,  die  später  auf  eine  technische  Hochschule  übergehen  wollten. 
Sie  hatte  die  Folge,  dafs  der  künftige  Studierende  sich  einbildete,  Dinge 
schon  zu  wissen,  die  er  auf  der  Hochschule  gründlich  betreiben  sollte,  und 
dafs  auf  diese  Weise  nicht  nur  seine  allgemeine  Ausbildung  zu  kurz  kam, 
sondern  auch  seine  spätere  fachliche  Ausbildung  gefährdet  wurde. 

Ein  zweiter  Mangel  der  reorganisierten  Gewerbeschule  bestand  darin, 
dafs  sie  mit  der  Sekunda  einsetzte  und  für  diese  die  Schüler  von  anderen 
höheren  Schulen  beziehen  wollte.  Die  letzteren  hatten  aber,  je  nachdem 
sie  gymnasiale  oder  reale  Anstalten  waren,  einen  ganz  verschiedenen  Lehr- 
plan. Die  Folge  war  eine  starke  Verschiedenheit  in  der  Art  der  Vor- 
bildung der  in  die  Gewerbeschulen  übertretenden  Schüler.  Diesem  Übel- 
stande suchten  zwar  mehrere  Gemeinden  durch  Errichtung  von  Vorklassen 
abzuhelfen,  die  ausschliefslich  von  ihnen  unterhalten  wurden.  Den  Vor- 
klassen fehlte  jedoch  die  organische  Verbindung  mit  der  Hauptanstalt 
und  namentlich  jede  geregelte  Staatsaufsicht.  Der  Handelsminister,  dem 
die  eigentliche  Gewerbeschule  unterstellt  war,  konnte  den  Vorklassen  keine 
besondere  Fürsorge  widmen,  da  sie  aufserhalb  des  Gewerbeschuletats  lagen; 
der  Unterrichtsminister  hatte  an  ihnen  wenig  Interesse,  da  sie  nur  einen 
Anhang  der  einem  anderen  Verwaltungsbereiche  angehörigen  Hauptanstalt 
bildeten. 

Unter  diesen  Umständen  war  es  erklärlich,  dafs  bereits  im  Jahre  1877, 
also  bald  nach  der  Ausführung  des  neuen  Organisationsplanes,  die  Vor- 
arbeiten für  eine  abermalige  Umgestaltung  der  Gewerbeschulen  begonnen 
wurden.  Der  Grundgedanke  dieser  Umgestaltung  bestand  darin,  dafs  die 
bisherige  Verquickung  der  beiden  auf  die  Erlangung  einer  allgemeinen  Bil- 
dung und  auf  die  fachliche  Ausbildung  gerichteten  Ziele  der  Gewerbeschule, 
wie  sie  bei  der  Abteilung  A  der  Fachschule  zum  Ausdrucke  kam,  vollständig 
beseitigt,  und  dafs  jene  Schule  nach  unten  durch  eine  nach  einem  einheit- 
lichen Lehrplan  organisierte  Klassenreihe  vervollständigt  wurde,  in  deren 
unterste  Stufe  die  Schüler  wie  bei  dem  Gymnasium  und  der  Realschule  mit 
der  Vollendung  des  neunten  Lebensjahres  aufgenommen  werden  konnten.  Die 
hiernach  neu  einzurichtenden  Schulen  sollten  in  zwei  Arten  zerfallen;  die 
erste  sollte  unter  Ausschlufs  des  eigentlichen  Fachunterrichtes  lediglich 
Vorbereitungsanstalt  für  die  höheren  technischen  Studien,  die  zweite  eine 
Lehranstalt  für  Techniker  mittleren  Ranges  sein,  die  auf  der  Grundlage 
der  Bildungsstufe  einer  höheren  Bürgerschule  noch  einen  Fachkursus  durch- 
machen wollen.  Für  die  erste  Gruppe  sollte  an  die  Stelle  der  Abteilung  A 
der  Fachklasse  mit  einjährigem  Lehrgange  eine  Prima  mit  einem  die  all- 
gemeinen wissenschaftlichen  Fächer  enthaltenden  Lehrplan  und  zweijährigem 
Lehrgange  treten,  so  dafs  also  die  hierher  gehörigen  Schulen  gerade  so  wie 
die  Gymnasien  und  die  Realschulen  erster  Ordnung  einen  neunjährigen 
Lehrgang  hatten.  Bei  der  zweiten  Gruppe  war  beabsichtigt,  den  allgemeinen 
Bildungszwecken  dienenden  Unterricht  mit  der  Untersekunda,  also  der 
untersten  Klasse  der  bisherigen  Gewerbeschule  abzuschliefsen  und  an  diesen 
Unterbau  die  Fachklassen  mit  zweijährigem  Lehrgange  anzufügen.  Für 
den  Lehrplan  der  ersten  Gruppe  wollte  man,  abgesehen  von  einer  aus- 


—    134    — 

giebigeren  Pflege  des  Zeichnens,  im  wesentlichen  den  der  beiden  Berliner 
Gewerbeschulen  (vgl.  Bd.  III,  S.  80)  als  Vorbild  nehmen.  Die  den  all- 
gemeinen Bildungszwecken  dienenden  Klassen  (Sexta  bis  Untersekunda) 
der  zur  zweiten  Gruppe  gehörigen  Schulen  sollten  einen  sechsjährigen 
Lehrgang  darstellen  und  zwei  fremde  Sprachen  in  ihren  Lehrplan  auf- 
nehmen. 

Eine  zum  2.  und  3.  August  1878  nach  Berlin  berufene  Konferenz  *),  an 
der  aufser  den  Kommissaren  des  Handelsministers  ein  Kommissar  des 
Unterrichtsministers,  namhafte  Vertreter  des  Baufaches,  der  mechanisch- 
technischen und  der  chemisch-technischen  Gewerbe,  die  Bürgermeister  der 
beteiligten  Gemeinden,  die  Direktoren  der  technischen  Hochschulen  und 
mehrere  Gewerbeschul-Direktoren  teilnahmen,  erklärte  sich  mit  den  oben 
bezeichneten  Grundztigen  einer  Reform  der  Gewerbeschulen  einverstanden. 
Der  Handelsminister  beauftragte  nunmehr  durch  Erlafs  vom  1.  November 
1878  die  Bezirksregierungen,  die  Umwandlung  der  bestehenden  Gewerbe- 
schulen nach  einer  der  beiden  Richtungen  durch  Verhandlungen  mit  den 
beteiligten  Gemeinden  in  die  Wege  zu  leiten.  Zugleich  wurde  in  Aussicht 
gestellt,  dafs  den  umgewandelten  Schulen  nach  Abschlufs  ihrer  Organisation, 
sofern  sie  bezüglich  des  Lehrplanes  den  Anforderungen  genügten,  erweiterte 
Berechtigungen  zuerkannt  werden  würden.  Das  Reifezeugnis  der  Gewerbe- 
schulen mit  neunjährigem  Lehrgange  sollte  allgemein  als  Ausweis  der  für 
die  Zulassung  zu  den  technischen  Staatsprüfungen  erforderlichen  Schul- 
bildung gelten,  und  der  erfolgreiche  einjährige  Besuch  der  Untersekunda 
gerade  so  wie  bei  Gymnasien  und  Realschulen  erster  Ordnung  zum  einjährig- 
freiwilligen Militärdienste  berechtigen.  Die  letztgenannte  Berechtigung 
sollte  bei  den  Gewerbeschulen  mit  sechsjährigem  Lehrgänge  (ausschliefslich 
der  Fachklassen)  durch  eine  am  Schlüsse  des  sechsten  Jahreslehrganges 
unter  dem  Vorsitz  eines  Regierungskommissars  abzuhaltende  Prüfung  er- 
worben werden  können.  Die  nach  dem  Plane  von  1870  eingerichteten 
Gewerbeschulen  behielten  ihre  bisherigen  Berechtigungen  nur  noch  während 
der  Zeit,  die  zu  ihrer  Umgestaltung  in  eine  der  beiden  Schulgattungen 
erforderlich  war. 

Die  Folge  der  Verfügung  des  Handelsministers  war,  dafs  von  den 
vorhandenen  Gewerbeschulen  die  Mehrzahl  in  lateinlose  Realschulen  mit 
neunjährigem  Lehrgange,  eine  kleine  Minderzahl  in  Realschulen  mit  sechs- 
jährigem Lehrgange  und  daran  angegliederte  Fachklassen  verwandelt 
wurde  und  die  übrigen  eingingen.    Jene  beiden  Schulgattungen  knüpften 


^)  Die  der  Eommi&Bion  von  der  Re^erung  voreelegten  Fragen  und  die  darauf 
erteilten  Antworten  sind  im  Deutschen  Reichs-  und  Königl.  Preußischen  Staatsanzeiger 
vom  5.  August  1878  bekannt  gemacht  worden.    Mitglieder  der  Konferenz  waren: 

A.  als  Vertreter  der  Industrie  und  der  Gewerbe:  Gropius,  Boekmann,  E.  Kase- 
lowsky  und  L.  Löwe  aus  Berlin,  Henschel  (Gassei),  Heimendahl  (Grefeld), 
L.  Simons  (Elberfeld),  Dr.  Brüning  (Frankfurt  a.  M.)  und  Lüders  (Görlitz); 

B.  als  Vertreter  beteiligter  Gemeinden:  die  Oberbürgermeister  Becker  (Köln)  und 
Bredt  (Barmen)  sowie  der  Bürgermeister  Prentzel  (Hagen); 

0.  die  Direktoren  der  Technischen  Hochschulen:  Beuleaux  (Gewerbeakademie  in 
Berlin),  Wiebe  O^auakademie  in  Berlin),  Launhardt  (Hannover)  und  Kaven 
(Aachen); 

D.  die  Gewerbeschuldirektoren:  Fiedler  (Breslau),  Ziecken  (Cöln),  Nöggerath 
(Briegl  Zehme  (Barmen^  Artop^  (Elberfeld),  Bardeleben  (HildeBheim),Wiecke 
(Gassei),  Albrecht  (Köniesber^  i.  Pr.); 

E.  als  Vertreter  des  Handeisministers:  Ministerialdirektor  Jacobi,  die  Geheimen 
Begierungsr&te  Dr.  Wehrenpfennig  und  Lüders,  Geheimer  Bergrat  Wedding; 

F.  als  Kommissar  des  Unterrichtsministers:  Geheimer  Begierungsrat  Dr.  Gandtner. 


—    135 


an  vorhandene  Gebilde  an,  die  erste  an  die  beiden  Gewerbeschulen  in 
Berlin,  die  zweite  an  die  in  mehreren  Orten  bestehenden  lateinlosen 
höheren  Bürgerschulen  ^). 

Wie  auf  diese  Art  die  lateinlosen  Realanstalten  zu  erhöhter  Bedeutung 
gelangten  und  zu  einem  wichtigen  Bestandteile  des  unter  Leitung  des  Unter- 
richtsministers  stehenden  höheren  Schulwesens  wurden,  ist  im  ersten  Ab- 
schnitte (S.  2)  erörtert,  die  Gestaltung  des  Berechtigungswesens  für  diese 
Anstalten  im  Abschnitte  VI,  7  dargelegt  worden.  Eine  einheitliche  Ge- 
staltung der  Lehreinrichtung  dieser  Anstalten  wurde  zum  ersten  Male  durch 
die  Lehrpläne  von  1882  herbeigeführt.  Nach  diesen  sollten  drei  Arten 
Yon  lateinlosen  höheren  Schulen  bestehen,  nämlich  Oberrealschulen,  Real- 
schulen und  höhere  Bürgerschulen. 

Die  Oberrealschulen  sind  nach  den  Lehrplänen  von  1882 
lateinlose  Realanstalten  mit  neunjährigem  Lehrgange.  Für  ihre  Lehr- 
einrichtung war,  wie  bereits  bemerkt  wurde,  die  der  beiden  Berliner  Ge- 
werbeschulen vorbildlich.  Diese  liefsen  dem  Unterricht  in  den  neueren 
Sprachen  und  in  den  Realien  eine  viel  ausgedehntere  Pflege  angedeihen 
als  die  Realschule  erster  Ordnung.  Allerdings  hatten  sie  durch  eine  über- 
wiegende Hingabe  an  die  mathematisch-naturwissenschaftliche  Seite  des 
Unterrichtes,  insbesondere  durch  die  Aufnahme  wichtiger  Gebiete  aus  dem 
Bereiche  der  höheren  Mathematik  in  den  Lehrplan  den  Charakter  von 
Fachschulen  noch  nicht  völlig  abgestreift.  Sollten  sie  als  Anstalten  gelten, 
die  neben  den  Gymnasien  und  Realgymnasien  die  für  die  höheren  Berufs- 
arten erforderliche  allgemeine  Bildung  gewähren,  so  mufsten  sie  sich  nach 
jener  Richtung  eine  gewisse  Beschränkung  auferlegen.  Diese  wurde  da- 
durch erreicht,  dafs  die  Integralrechnung  aus  dem  Lehrplane  völlig  be- 
seitigt und  die  Aufnahme  der  Elemente  der  Differentialrechnung  und  der 
analytischen  Geometrie  des  Raumes  zwar  gestattet,  aber  nicht  als  not- 
wendig bezeichnet  wurde.  Dadurch  wurde  ihr  Lehrziel  dem  der  Real- 
gymnasien angenähert.  Der  Unterschied  zwischen  beiden  Schulgattungen 
bestand  im  wesentlichen  darin,  dafs  die  hier  auf  das  Lateinische  verwendete 
Stundenzahl  bei  der  Oberrealschule  für  die  neueren  Sprachen  und  Realien 
mit  verwendet  wurde  und  so  einen  gründlicheren  Unterricht  in  diesen  Gegen- 
ständen ermöglichte. 

Die  Verteilung  der  Stunden  auf  die  einzelnen  Fächer  gestaltete  sich 
nach  dem  Normalplan  von  1882  folgendermafsen : 


VI 

V 

IV 

III  b 

III  a 

IIb 

na 

Ib 

la 

Sa. 

Christliche  Religionslehre     .... 

3 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

19 

Deutsch 
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4 

4 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

30 

Französisch 

8 

8 

6 

6 

6 

5 

5 

5 

5 

56 

Englisch 

— 

— 

— 

5 

5 

4 

4 

4 

4 

26 

Geschichte  und  Geographie  .... 

8 

3 

4 

4 

4 

3 

3 

3 

3 

30 

Rechnen  und  Matiiematik     .... 

5 

6 

6 

6 

6 

5 

5 

5 

5 

49 

Naturbeschreibung 

2 

2 

2 

2 

2 

3 

— 

.~- 

— 

13 

Physik 

^MM« 

^^^ 

^  ^^ 



^_^ 

4 

4 

3 

3 

14 

Chemie 

—^ 

_ 

^m^ 

^.. 

^^ 

3 

3 

3 

9 

Schreiben 

2 
2 

2 
2 

2 
2 

2 

3 

4 

4 

6 

Zeichnen 

2       3 

24 

Summa: 

^ 

29 

28 

30 

80 

32 

32 

32 

32 

>)  Vgl.  Bd.  II  S.  55,  57,  Bd.  lU  S.  80,  82. 
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An  dieser  Verteilung  wurden  durch  die  Lehrpläne  von  1892 
einige  Änderungen  vorgenommen.  Die  in  diesen  vorgesehene  Verminderung 
der  Gesamtstundenzahl  in  den  unteren  Klassen  unter  gleichzeitiger  Ver- 
mehrung der  Zahl  der  deutschen  Stunden  erfolgte  hauptsächlich  auf  Kosten 
des  Französischen.  Die  Zahl  der  für  diesen  Gegenstand  angesetzten 
Stunden  blieb  jedoch  noch  grofs  genug,  um  denselben  zum  Mittel  der 
sprachlich  logischen  Schulung  zu  machen  und  demgemäfs  dem  Unterricht 
in  der  französischen  Sprache  eine  ähnliche  Bedeutung  zu  geben,  wie  sie 
der  Unterricht  im  Lateinischen  an  den  Gymnasien  und  Realgymnasien  hat. 
Deshalb  wurde  bestimmt,  dafs  die  Grammatik  in  gröfserem  Umfange  zu 
treiben  und  das  Theoretische  gründlicher  zu  befestigen  sei  als  in  den 
Realgymnasien.  Der  Bedeutung,  die  an  der  Oberrealschule  der  Unter- 
richt in  den  Naturwissenschaften  haben  soll,  wurde  dadurch  Rechnung 
getragen,  dafs  der  Beginn  des  besonderen  chemischen  Unterrichtes  nach 
Untersekunda  zurückverlegt  und  in  dieser  Beziehung  der  Zustand,  der 
bis  1882  an  allen  Realanstalten  bestanden  hatte,  wiederhergestellt  wurde. 
Das  schien  um  so  mehr  erforderlich,  als  die  Untersekunda  einen  ge- 
wissen Abschlufs  der  Bildung  geben,  der  Lehrplan  bis  zu  dieser  Klasse 
aufwärts  im  wesentlichen  mit  dem  der  bisherigen  höheren  Bürgerschule 
übereinstimmen  sollte,  diese  aber,  wenn  sie  ihren  Zweck  erfüllen  sollte, 
die  Chemie  in  etwas  gröfserem  Umfange  treiben  mufste,  als  für  das 
Gymnasium  und  das  Realgymnasium  in  Untersekunda  vorgesehen  war. 
Ähnliche  Gesichtspunkte  waren  für  die  Verlegung  des  besonderen  Unter- 
richtes in  der  Physik  nach  Obertertia  mafsgebend. 

Die  Verteilung  der  Stunden  war  für  die  Oberrealschule  nach  den 
Normalplänen  von  1892  folgende: 
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V 

IV 

nib 

llla 

IIb 

IIa 

Ib 

la 

Zusam- 
men 

Geeen 
bisher 

Beligion 

3 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

19 

±  0 

Deutsch  und 
Geschichtserzählung  . 

}}H 

'1:1 

4 

3 

3 

3 

4 

4 

4 

34 

+  4 

Französisch 

6 

61 

6 

6 

6 

5 

4 

4 

4 

47 

9 

Englisch 

— - 

5 

4 

4 

4 

4 

4 

25 

—  1 

Geschichte  und 
Erdkunde  

2 

2 

2 
2 

2 
2 

2 
2 

2 

1 

3 

3 

3 

28 

—  2 

Bechnen  und  Mathematik 

5 

5 

6 

6 

5 

5 

5 

5 

5 

47 

—  2 

Naturbeschreibung     .    . 

2 

2 

2 

2 

21 

2) 

— 

— 

— 

12 

1 

Physik 

— 

— 

2( 

2[ 

31 

31 

31 

13 

—  1 

Chemie  und  Mineralogie 

— 

— 

— 

— 

2) 

3/     3/ 

3/ 

11 

+  2 

Schreiben 

2 

2 

2 

— 

'~— 

— 

6 

±  0 

Freihandzeichnen  .    .    . 

— 

2 

2 

2 

2 

2 

2       2 

2 

16 

-  8 

Zusammen : 

25 

25 

28 

30 

30 

30 

30 

30 

30 

Bezüglich  des  Tausches  zwischen  den  für  das  Französische  und  für 
das  Englische  angesetzten  Stunden  galt  dasselbe  wie  bei  den  Realgymnasien. 
Zu  den  oben  angegebenen  Gegenständen  traten  in  allen  Klassen  als  all- 
gemein verbindlich,  wie  bei  den  Gymnasien  und  Realgymnasien,  je  drei 
Stunden  Turnen,  in  Sexta  und  Quinta  je  zwei  Stunden  Singen,  dazu  als 
wahlfreies  Fach  Linearzeichnen  mit  je  zwei  Wochenstunden  in  den  Klassen 
von  Obertertia  bis  Prima. 
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An  der  obigen  Stundenverteilung  ist  durch  die  Lehrpläne  von 
1901  nur  in  zwei  Punkten  eine  Änderung  eingetreten.  Erstens  hat,  weil 
der  Unterricht  in  der  alten  Geschichte  der  Unterstützung  durch  altsprach- 
lichen Unterricht  entbehrt,  in  Quarta  für  jenen  eine  Verstärkung  um  eine 
Wochenstunde  stattgefunden.  Zweitens  ist  in  den  drei  oberen  Klassen 
eine  Wochenstunde  für  besonderen  Unterricht  in  der  Geographie  im  Hin- 
blick auf  die  Bedeutung  dieses  Gegenstandes  für  den  realistischen  Charakter 
der  Oberrealschulen  neu  eingestellt  worden.  Die  Stundenverteilung  ist 
nunmehr  folgende*): 
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IV 
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III 
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— 
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4 
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3 

18 

Erdkunde 

2 

2 

2 

2 

2 
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1 

1 

1 

14 

Rechnen   und  Mathematik 

5 

5 

6 

6 

5 

5 

5 

5 

5 

47 
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2 

2 

2 

2 

4 

6 

6 

6 

6 

36 
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2 

2 

2 

— 

— 
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— 

6 
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— 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

16 

Zusammen: 

25 

25 

29 

30 

30 

30 

31 

31 

31 
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Dazu  kommen  als  wahlfrei  wie  bisher  von  Obertertia  an  aufwärts 
je  2  Stunden  Linearzeichnen.  Für  den  Unterricht  im  Turnen  und  Singen, 
sowie  für  den  Schreibunterricht  der  Schüler  der  Tertia  gilt  dasselbe  wie 
am  Gymnasium. 

Realschulen  sollten  nach  den  Lehrplänen  von  1882  Oberreal- 
schulen ohne  Prima  sein,  ihr  Lehrziel  war  demnach  die  Reife  für  die 
Prima  einer  Oberrealschule. 

Schon  in  den  sechziger  Jahren  bestanden  lateinlose  höhere 
Bürgerschulen  mit  sechsjährigem  Lehrgange,  die  ihren  Schülern  eine 
abschliefsende  allgemeine  Ausbildung  für  die  bürgerlichen  Berufe  zu  geben 
bestimmt  waren,  und  deren  Reifezeugnisse  als  Ausweis  über  die  wissen- 
schaftliche Befähigung  für  den  eiDJährig-freiwilligen  Militärdienst  galten. 
Für  die  weitere  Gestaltung  dieser  Schulgattung  wurden  später  die  in 
Breslau  errichteten  Mittelschulen  vorbildlich*).  Der  während  der  siebziger 
Jahre  in  Berlin  gemachte  Versuch,  Mittelschulen  zu  gründen,  die  im 
wesentlichen  die  nämlichen  Zwecke  verfolgten,  aber  den  fremdsprachlichen 
Unterricht  auf  das  Französische  beschränkten,  scheiterte,  da  die  Zusage, 
dafs  ihnen  die  Militärberechtigung  erteilt  werden  würde,  nicht  erlangt 
werden  konnte.  Später  erfuhr  die  Zahl  der  lateinlosen  höheren  Bürger- 
schulen mit  sechsjährigem  Lehrgange  durch  die  oben  näher  dargestellte 
Umgestaltung  der  früheren  reorganisierten  Gewerbeschulen  eine  wesent- 
liche Vermehrung.     Allgemeine  Vorschriften  über  ihre  Lehrpläne  waren 


M  Wegen  der  Bedeutung  der  Klammem  vgl.  S.  125  Anm.  1. 
*)  Vgl.  die  allgemeinen  Vorbemerkungen  zu  den  Schulen  der  Stadt  Breslau  (Ab- 
schnitt IT),  sowie  Bd.  III,  S.  84,  85. 
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bis  zum  Jahre  1882  nicht  ergangen.  Bei  der  in  diesem  Jahre  er- 
folgten Neuordnung  konnte,  da  die  höheren  Bürgerschulen  eine  ab- 
schliefsende  Vorbildung  liefern  sollten,  ihre  innere  Lehrverfassung  nicht 
der  der  Oberrealschulen  in  den  entsprechenden  Klassen  angepafst  werden. 
Die  Stundenverteilung  zeigte  freilich  nur  gerioge  Unterschiede,  wie  sich 
aus  dem  folgenden  Normalplan  ergiebt. 
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Die  staatliche  Unterrichtsverwaltung  gestattete  den  Gemeinden,  die 
höhere  Bürgerschulen  errichteten,  ziemlich  weit  gehende  Abweichungen 
von  diesem  Normalplane.  Bemerkenswert  war  in  dieser  Beziehung  das 
Vorgehen  der  Stadt  Berlin,  die  vom  Jahre  1884  an  schnell  hintereinander 
eine  gröfsere  Anzahl  von  Schulen  der  erwähnten  Art  errichtete.  Sie  hatte 
dabei  das  Bestreben,  den  Übergang  von  ihren  Gemeindeschulen  auf  die 
höheren  Bürgerschulen  nach  Möglichkeit  zu  erleichtern,  indem  sie  den  Lehr- 
plan der  letzteren  so  gestaltete,  dafs  ihre  oberen  Klassen  zugleich  als 
Oberbau  für  die  elementaren  Gemeindeschulen  dienen  konnten.  Das  wurde 
dadurch  erreicht,  dafs  mit  Genehmigung  der  staatlichen  Schulaufsichts- 
behörde der  fremdsprachliche  Unterricht  nicht  bereits  in  der  untersten 
Klasse,  sondern  erst  mit  dem  Beginne  des  dritten  Jahreslehrganges 
begann  *). 

Durch  die  Lehrpläne  von  1892  wurde  die  bisherige  siebenstufige 
Realschule  mit  der  sechsstufigen  höheren  Bürgerschule  zu  einer  Schul- 
gattung, der  nunmehrigen  Realschule,  verschmolzen.  Da  zugleich,  wie  bei  den 
Gymnasien  und  Realgymnasien,  so  auch  bei  den  Oberrealschulen  der  Lehr- 
plan in  der  Weise  gestaltet  wurde,  dafs  für  einen  gewissen  Abschlufs  der 
Bildung  nach  erfolgreicher  Aneignung  der  Lehraufgaben  der  Untersekunda 
Sorge  getragen  war,  so  konnte  nunmehr  der  Realschule  gegenüber  der 
Oberrealschule  hinsichtlich  der  Verteilung  der  Stunden  im  wesentlichen 
dasselbe  Verhältnis  gegeben  werden,  welches  das  Progymnasium  zum 
Gymnasium,  das  Realprogymnasium  zum  Realgymnasium  bereits  hatte. 
Für  die  Realschulen  konnte  also  die  Stundenverteilung  der  Oberrealschule 
in  den  Klassen  Sexta  bis  Untersekunda  als  mafsgebend  erklärt  werden. 
Die  entsprechende  Bestimmung  der  Lehrpläne  (ID,  Bei  er  S.  6)  enthielt 
jedoch  den  Vorbehalt:  „unbeschadet  des  vorgeschriebenen  Abschlusses  der 
gestellten  Lehraufgabe".    Dieser  Vorbehalt  war  nicht  etwa  bedeutungslos. 


*)  Die  Stundenverteilung  an  den  Berliner  Schulen  ist  auf  S.  139  Anm.  2  angegeben. 
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Er  trat  schon  dadurch  in  die  Erscheinung,  dars  in  der  Abteilung  II  (Be- 
sondere Lehrgegenstände)  der  Lehrpläne  von  1892  den  Realschulen  unter 
D  besondere  Abschnitte  gewidmet  wurden.  Namentlich  für  die  beiden 
neueren  Sprachen  zeigte  die  Gestaltung  des  Lehrplanes  der  Realschule  Ab- 
weichungen von  dem  der  Oberrealschule.  Auch  konnte  bei  jener  in  um- 
fassenderem Mafse  als  bei  den  Oberrealschulen  die  innere  Lehrverfassung 
nach  Mafsgabe  der  örtlichen  Verhältnisse  abweichend  von  der  allgemeinen 
Regel  gestaltet  werden^)').  Das  Verhältnis  dieser  beiden  Schulgattungen 
zu  einander  zeigt  demnach  immer  noch  gewisse  Unterschiede  von  dem 
der  Gymnasien  und  Realgymnasien  zu  den  entsprechenden  NichtvoU- 
anstalten.  Diese  letzteren  sind  in  Wirklichkeit  unvollständige  Anstalten 
und  zeigen  als  solche  von  vornherein  die  Tendenz,  sich  zu  Vollanstalten 
auszuwachsen.  Daraus  erklärt  sich  ihre  geringe  Zahl  in  gröfseren  Orten 
und  die  Erscheinung,  dafs  sie  nicht  nur  hier,  sondern  vielfach  auch  an 
kleineren  Orten  nur  als  eine  Übergangsstufe  zu  betrachten  sind.  Die 
jetzigen  Realschulen  dagegen  waren  von  vornherein  bestimmt,  ihren 
Schülern  eine  abgeschlossene  Bildung  zu  geben,  und  nicht  etwa  als  Vor- 
stufen für  Vollanstalten  gedacht.     Solche  Vorstufen  wurden  sie  allerdings 


*)  £ine  u.  a.  mögliche  Art  der  Verteilung 

ist  folgende  (Di  der 
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*)  Far  Berlin  blieb  es  im  wesentlichen  bei  der  bisherigen  Einrichtung.   Die  Stunden- 
verteilung für  die  Bealschulen  dieser  Stadt  ist  folgende: 
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durch  die  Lehrpläne  von  1892,  aber  doch  nur  in  dem  Sinne,  dafs  der 
Übergang  von  ihnen  in  die  entsprechende  Klasse  der  Oberrealschule  sich 
ohne  gröfsere  Schwierigkeiten  vollzog,  und  dafs  das  an  ihnen  erworbene 
Reifezeugnis  zum  Eintritt  in  die  Obersekunda  einer  Oberrealschule  be- 
rechtigte. Die  Möglichkeit  der  Aufrechterhaltung  der  Besonderheiten 
ihres  Lehrplanes  wurde  dadurch  nicht  beseitigt.  Der  oben  dargestellte 
Unterschied  kennzeichnete  sich  übrigens  auch  darin,  dafs,  während  die 
Ordnung  der  Reifeprüfungen  an  den  Progymnasien  und  Realgymnasien  sich 
lediglich  an  diejenigen  für  die  entsprechenden  YoUanstalten  anlehnte,  für 
die  Realschulen  im  Jahre  1892  wie  10  Jahre  zuvor  eine  besondere  Ordnung 
der  Reifeprüfungen  erlassen  wurde  (vgl.  Abschnitt  VI,  2  u.  3). 

Durch  die  Lehrpläne  von  1901  trat  in  dem  Verhältnisse  der 
Realschulen  zu  den  Oberrealschulen  keine  Änderung  ein.  Auch  bezüglich 
der  Möglichkeit  selbst  erheblicher  Abweichungen  von  der  regelmäfsigen 
Stundenverteilung  verblieb  es  bei  dem  bisherigen  Zustande*). 


4.  Kombinierte  Anstalten«    Altonaer  und  Frankfdrter  System. 

Ersatznnterricht. 

Von  den  Kombinationen  verschiedener  Schul gattun gen  zu  einer  unter 
einheitlicher  Leitung  stehenden  Anstalt  ist  die  einer  gymnasialen  und  einer 
realgymnasialen  Anstalt  die  häufigste.  Der  beiden  gemeinsame  Unterbau 
kann  seit  1882  aus  den  im  ersten  Abschnitte  (S.  25)  dargelegten  Gründen 
bis  zur  Quarta  einschliefslich  durchgeführt  werden ,  ohne  dafs  es  wesent- 
licher Änderungen  des  Normallehrplanes  bedarf^).  Daneben  kommen 
neuerdings  auch  Kombinationen  einer  gymnasialen  Anstalt  und  einer  latein- 
losen Realanstalt  vor.  An  Oberrealschulen  und  Realschulen  ist,  wenn  sie 
die  einzigen  höheren  Schulen  des  Ortes  sind,  für  die  unteren  Klassen  nicht 
selten  Nebenunterricht  in  der  lateinischen  Sprache  eingerichtet. 

Die  Kombination  eines  Realgymnasiums  und  einer  Realschule  mit  ge- 
meinsamem Unterbau  nach  dem  Altonaer  System  ist  in  ihren  Grund- 


^)  Das  auf  S.  139  Anm.  1  angegebene  Beispiel  (D  i)  hat  nach  den  Plänen  von  1901 
folgende  Gestalt: 
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*)  Auch  in  den  Klassen  von  Untertibrtia  an  aufwärts  sind  für  einzelne  Gegenstände 
Kombinationen  der  gymnasialen  mit  der  realgymnasialen  Abteilung  möglich. 
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Zügen  ebenfalls  bereits  im  ersten  Abschnitte  (S.  25)  besprochen  \¥orden. 
Die  Verteilung  der  Stunden  gestaltet  sich  jetzt  nach  diesem  System  von 
Quarta  an  aufwärts  (für  die  beiden  untersten  Klassen  gilt  der  Lehrplan 
der  Realschule)  für  das  Realgymnasium  folgendermafsen : 
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Über  die  leitenden  Gedanken,  die  zur  Einrichtung  der  sogenannten 
Reformschulen  nach  dem  Frankfurter  System  geführt  hatten, 
ist  im  ersten  Abschnitte  (S.  26)  berichtet  worden.  Die  jetzige  Verteilung 
der  Stunden  ergiebt  sich  aus  den  Übersichten  auf  S.  142. 

Der  von  mehreren  Seiten  erhobenen  Forderung,  dafs  das  Frankfurter 
bezw.  Altonaer  System  verallgemeinert  werde  und  demgemäfs  der  fremd- 
sprachliche Unterricht  überall  mit  dem  Französischen  beginne,  ist,  dem 
Beschlüsse  der  Schulkonferenz  von  1900  entsprechend,  nicht  Folge  gegeben 
worden.  Wohl  aber  werden  im  Sinne  des  Allerhöchsten  Erlasses  vom 
26.  November  1900  die  Versuche  mit  den  Reformanstalten  in  zweckmäfsiger 
Weise  und,  wo  die  Voraussetzungen  vorliegen,  auf  breiterer  Grundlage  fort- 
geführt werden. 

Der  erwähnte  Erlafs  hat  aber  die  Wahl  zwischen  einem  auf  die  klas- 
sischen Sprachen  und  einem  auf  die  neueren  Sprachen  gegründeten  Unter- 
richt auch  nach  einer  anderen  Seite  hin  erleicntert.  Er  bestimmte  näm- 
lich, dafs  an  allen  gymnasialen  Anstalten  statt  des  Griechischen  Ersatz- 
unterricht im  Englischen  eingerichtet  werden  dürfe. 

An  Gymnasien  waren  früher  Befreiungen  vom  Unterricht  im  Grie- 
chischen nur  ausnahmsweise  zulässig,  und  zwar  ausschliefslich  in  Städten, 
in  denen  aufser  einer  nach  dem  Lehrplane  der  Gymnasien  eingerichteten 
Schule  keine  weitere  höhere  Lehranstalt  vorhanden  war.  Den  „Nicht- 
griechen"  wurde  jedoch  das  Zeugnis  über  die  wissenschaftliche  Befähigung 
für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst,  auch  wenn  sie  in  den  übrigen 
Lehrgegenständen  die  erforderlichen  Kenntnisse  zeigten,  nicht  ohne  weiteres 
erteilt.  Die  für  die  Erteilung  mafsgebenden  Bedingungen  wurden  zum 
ersten  Male  durch  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  11.  Oktober  1865 
(Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  245)  zusammengefafst.  Die  wichtigsten  der- 
selben bestanden  darin,  dafs  statt  des  Griechischen  den  davon  befreiten 
Schülern  zu  derselben  Zeit  Unterricht  in  den  neueren  Sprachen  und  den 
realen  Gegenständen  im  Schulhause  zu  erteilen  sei.  Eine  Zulassung  der 
vom  Griechischen  befreiten  Schüler  zur  Reifeprüfung  war  ausgeschlossen. 
Nähere  Bestimmungen   über  den  Ersatzunterricht   wurden  in  einem  Er- 
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A)  Stundenverteiluxig 
für  ein  Beformgymnaalam  naoh  dem  FrankAirter  System. 
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Hierzu  kommt  allgemein  verbindlicher  Unterricht  im  Turnen  mit  je 
drei  Wochenstunden,  Singen  wie  in  den  übrigen  Schulen  und  wahlfreier 
Unterricht  im  Englischen  und  im  Hebräischen  mit  je  zwei  Stunden  in 
Unter-  und  Oberprima. 


B)  Standenverteilung 

für  ein  Beformrealgymnaaium  nach  dem  Frankfurter  Byatem  ^). 
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lasse  des  Unterrichtsministers  vom  7.  Dezember  1882  (Wiese- Kubier 
Bd.  I,  S.  158)  getroffen.  Hier  wurde  angeordnet,  dafs  der  Ersatzunterricht 
an  derselben  Stelle  des  Lehrganges  zu  beginnen  habe,  an  welcher  der 
Unterricht  im  Griechischen  anfängt,  dafs  ihm  die  gleiche  Zahl  von  Lehr- 
stunden wie  diesem  gewidmet  werde,  dafs  die  englische  Sprache  ein  not- 
wendiger Gegenstand  des  Ersatzunterrichtes  sei,  dafs  in  dieser  die  Schüler 
das  gleiche  Mafs  von  Kenntnissen  wie  die  Schüler  der  Realgymnasien  an 
der  gleichen  Stelle  des  Lehrganges  nachzuweisen  haben  und  dafs,  wenn 
der  Ersatzunterricht  aufser  der  englischen  Sprache  noch  Gegenstände  be- 
trifft, die  für  das  Gymnasium  allgemein  verbindlich  sind,  er  in  diesen  Gegen- 


^)  In  den  Klassen  Sexta  und  Quinta  ist  die  Stundenverteilung  die  nämliche  wie  an 
den  Oberrealschulen.  Wegen  des  Unterrichts  im  Turnen,  Singen  und  Linearzeichnen 
gelten  die  gleichen  Vorschriften  wie  für  die  übrigen  Realgymnasien. 


—    143    — 

ständen  nicht  den  Charakter  eines  blofsen  Nachhilfeunterrichtes  behufs 
Erreichung  des  allen  Schülern  gesetzten  Lehrzieles,  sondern  eine  bestimmte 
von  diesem  unterschiedene  selbständige  Aufgabe  haben  müsse.  Endlich 
wurde  für  diejenigen  Schüler,  die  am  Ersatzunterrichte  teilgenommen  hatten, 
die  Erteilung  des  Zeugnisses  über  die  wissenschaftliche  Befähigung  für 
den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst  von  dem  Bestehen  einer  auf  alle 
Gebiete  des  wissenschaftlichen  Unterrichtes  sich  erstreckenden  Prüfung  ab- 
hängig gemacht^). 

Bei  diesen  Vorschriften  blieb  hinsichtlich  der  Verwendung  der  für 
den  Ersatzunterricht  bestimmten  Zeit  auf  andere  Unterrichtsgegenstände 
noch  ein  ziemlich  weiter  Spielraum.  Der  dadurch  herbeigeführten  Un- 
bestimmtheit ist  erst  durch  die  Verfügung  des  Unterrichtsministers  vom 
25.  April  1901  (C.-Bl.  S.  469)  ein  Ende  gemacht  worden.  Das  erwies  sich  als 
notwendig,  da  durch  den  Königlichen  Erlafs  vom  26.  November  1900  der  Ersatz- 
unterricht eine  erhöhte  Bedeutung  gewonnen  hatte.  Nach  der  neuesten  Ver- 
fügung des  Unterrichtsministers  sind  von  den  für  den  Ersatzunterricht  ver- 
fügbaren Wochenstunden  in  allen  drei  für  diesen  Unterricht  in  Betracht 
kommenden  Mittelklassen  je  drei  dem  Englischen  zuzuweisen,  von  den 
übrigen  kommen  in  den  Tertien  je  zwei  auf  Französisch  und  eine  auf  Rechnen 
und  Mathematik,  in  Untersekunda  eine  auf  Französisch,  zwei  auf  Mathe- 
matik und  Naturwissenschaften.  Die  Vorschriften  der  oben  erwähnten 
Verfügung  vom  7.  Dezember  1882  über  das  Lehrziel  sind  dahin  erweitert 
worden,  dafs  in  dieser  Beziehung  der  Ersatzunterricht  in  allen  Fächern 
dem  des  Realgymnasiums  anzugleichen  ist,  und  dafs  demgemäfs  das 
Zeugnis  über  die  wissenschaftliche  Befähigung  für  den  einjährig-frei- 
willigen Militärdienst  nur  erteilt  werden  kann,  wenn  die  Schüler  im  Eng- 
lischen, Französischen  und  in  der  Mathematik  wesentlich  denselben  An- 
forderungen genügen,  welche  an  die  Schüler  der  Realgymnasien  nach  Ab- 
leistung des  Lehrganges  der  Untersekunda  in  diesen  Fächern  gestellt  werden. 
Der  Nachweis  hierfür  ist  durch  das  Bestehen  einer  besonderen  Prüfung 
in  den  Fächern  des  Ersatzunterrichts  zu  erbringen  ^),  dadurch  wird  zugleich 
die  Reife..für  die  Obersekunda  eines  Realgymnasiums  dargethan,  so  dafs  es 
bei  dem  Übergange  an  eine  Anstalt  dieser  Art  einer  besonderen  Aufnahme- 
prüfung nicht  mehr  bedarf. 


5.  Die  staatliche  Anerkennung  einer  hSheren  Schule. 

Die  Bestimmung,  welcher  der  verschiedenen  Gattungen  eine  bestimmte 
öffentliche  höhere  Schule  angehören  soll,  hängt  in  erster  Linie  von  dem 
Beschlüsse  derjenigen  ab,  welche  dieselbe  unterhalten.  Dieser  Beschlufs 
bedarf,  sofern  es  sich  nicht  um  eine  vom  Staate  verwaltete  Anstalt  handelt, 
der  Genehmigung  der   staatlichen  Unterrichtsverwaltung®).     Der  Aufbau 


^)  Für  diejenigen  Schüler,  die  am  vollen  gy^mnasialen  Unterricht  teilnahmen,  war 
eine  besondere  Prüfung  zum  Nachweise  der  Beife  für  Obersekunda  damals  nicht  vor- 
geschrieben. Das  gescnah  erst  im  Jahre  1892  mit  Einführung  der  Abschlufsprüfung 
fvgl.  oben  Abschnitt  1 8,  S.  37). 

**)  Da  der  Ersatzunterricht  nur  bis  Untersekunda  einschließlich  reicht,  so  dient 
die  Anstalt  den  an  ihm  teilnehmenden  Schülern  als  Realnrogymnasium,  die  Prüfung 
ist  deshalb  erforderlich,  um  sie  nicht  vor  den  Schülern  aer  wirklichen  Realprogym- 
nasien zu  bevorzugen. 

')  Vgl.  hierüber  die  Darstellung  am  Schlüsse  des  Abschnittes  X,  4. 
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einer  neuerrichteten  höheren  Schule  oder  die  Umwandlung  einer  bestehenden 
in  eine  Anstalt  anderer  Gattung  kann  regelmäfsig  nur  allmählich  erfolgen, 
und  die  Anstalt  wird,  nachdem  die  Errichtung  oder  die  Umwandlung  ge- 
nehmigt ist,  zunächst  von  der  staatlichen  Unterrichtsverwaltung  als  eine 
in  der  Entwickelung  begriffene  Schule  der  betreffenden  Gattung  anerkannt. 
Diese  vorläufige  Anerkennung  hat  im  wesentlichen  nur  zur  Folge,  dafs  die 
Schule  in  den  Aufsichtsbereich  des  örtlich  zuständigen  Provinzialschul- 
kollegiums  tritt,  sofern  sie  demselben  nicht  bereits  angehört  hat,  und  dafs 
sie,  soweit  nicht  staatliche  Berechtigungen  in  Betracht  kommen,  als  den 
höheren  Schulen  der  betreffenden  Gattung  für  die  entsprechenden  Klassen 
gleichstehend  betrachtet  wird.  Von  der  erwähnten  vorläufigen  Anerkennung 
ist  die  eigentliche  staatliche  Anerkennung  scharf  zu  unterscheiden;  erst 
diese  giebt  der  Schule  die  staatlichen  Berechtigungen. 

Die  staatliche  Anerkennung  erfolgt  durch  den  Unterrichtsminister  auf 
Grund  des  Berichtes  des  zuständigen  Provinzialschulkollegiums.  Über  die 
Grundsätze,  nach  denen  dieses  die  staatliche  Anerkennung  vorzubereiten 
hat,  ist  neuerdings,  unter  Zusammenfassung  der  älteren  Vorschriften,  durch 
den  Erlafs  vom  23.  Mai  1901  (G.-Bl.  S.  577)  Bestimmung  getroffen  worden. 
Hiernach  ist  der  gegenwärtige  Zustand  folgender. 

Die  staatliche  Anerkennung  kann  erst  erfolgen,  wenn  nachgewiesen 
ist,  dafs  der  äufsere  Bestand  und  die  innere  Leistungsfähigkeit  der  Anstalt 
gesichert  ist.  Welche  Forderungen  bezüglich  des  Nachweises  des  äufseren 
Bestandes  zu  stellen  sind ,  ist  im  Abschnitt  X,  4  dargelegt  worden.  Die 
innere  Leistungsfähigkeit  ist  durch  das  Ergebnis  einer  besonderen  Revision 
durch  den  Departementsrat  des  Provinzialschulkollegiums  und  einer  auf 
Grund  derselben  vom  Unterrichtsminister  anzuordnenden  Prüfung  darzulegen. 
Diese  Prüfung,  die  je  nach  der  Gattung  der  Anstalt  den  Charakter  der 
Reifeprüfung  eines  Gymnasiums,  Realgymnasiums  oder  einer  Oberrealschule 
bezw.  der  Schlufsprüfung  eines  Progymnasiums,  Realprogymnasiums  oder 
einer  Realschule  hat,  mufs  von  einem  Königlichen  Kommissar  geleitet 
werden.  Eine  Stellvertretung  desselben  durch  den  Direktor  der  erst  an- 
zuerkennenden Anstalt  ist  unstatthaft;  Befreiungen  von  der  mündlichen 
Prüfung  sind  nicht  zulässig,  und  die  über  die  Prüfung  ausgestellten 
Zeugnisse  erlangen  erst  Gültigkeit,  wenn  sie  vom  Unterrichtsminister  an- 
erkannt sind. 

Bei  sechsstufigen  Anstalten  kann  hiernach  die  Anerkennung  erst  nach 
Vollendung  ihres  Aufbaues  und  bei  dem  erstmaligen  Abschlüsse  des  sechsten 
Jahreslehrganges  in  Frage  kommen.  Aber  auch  bei  den  in  der  Ent- 
wickelung zu  Vollanstalten  begriffenen  höheren  Schulen  ist  zum  Zwecke  der 
Erlangung  der  sogenannten  Militärberechtigung  bei  dem  erstmaligen  Ab- 
schlüsse des  sechsten  Jahreslehrganges  ebenso  wie  bei  sechsstufigen  Anstalten 
zu  verfahren ,  d.  h.  es  ist  mit  den  zur  Versetzung  nach  der  Obersekunda 
stehenden  Schülern  eine  Prüfung  vorzunehmen,  die  in  gleicher  Weise  zu 
handhaben  ist  wie  die  Entlassungsprüfung  einer  sechsstufigen  Schule.  Die 
nach  Mafsgabe  des  Ergebnisses  dieser  Prüfung  ausgesprochene  Anerkennung 
giebt  der  Schule  natürlich  nur  die  Rechte  einer  Nichtvollanstalt  der  be- 
treffenden Gattung;  ihre  staatliche  Anerkennung  als  Vollanstalt  kann  erst 
erfolgen,  nachdem  sie  durch  Errichtung  der  Oberprima  ihren  Abschlufs 
gefunden  hat.  In  letzterer  Beziehung  macht  es  keinen  Unterschied,  ob 
die  Schule  von  vornherein  als  Gymnasium,  Realgymnasium  oder  Ober- 
realschule gegründet  und  bei  stetig  fortschreitender  Entwickelung  zu  einer 
Vollanstalt  ausgewachsen  ist,  oder  ob  sie  erst  durch  späteren  Aufbau  der 
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Oberstufe   auf   eine    bereits   bestehende   Nichtvollanstalt   (Progymnasium, 
Bealprogymnasium,  Realschule)  entstanden  ist. 

Die  nach  Mafsgabe  der  obigen  Darstellung  erfolgte  Anerkennung  einer 
Schule  durch  den  Unterrichtsminister  giebt  dieser  noch  nicht  die  Befugnis 
zur  Ausstellung  gültiger  Zeugnisse  über  die  wissenschaftliche  Befähigung 
für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst.  Die  Erteilung  dieser  Befugnis 
ist  vielmehr  nach  §  90  der  Wehrordnung  Sache  des  Reichskanzlers.  Sie 
erfolgt  in  der  Weise,  dafs  dieser  auf  Ersuchen  des  Unterrichtsministers 
die  Aufnahme  der  Schule  in  das  amtliche  Verzeichnis  der  sogen,  militär- 
berechtigten Anstalten  verfügt. 


Wiese,  Schalwesen.    IV.  10 
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Von  den  älteren  Anstalten  haben  bezüglich  ihrer  Zugehörigkeit  zu 
einer  der  verschiedenen  Schulgattungen  die  folgenden  keine  Änderung  er- 
fahren: die  Gymnasien  zu  Bartenstein,  Braunsberg,  Gumbinnen,  Lyck, 
Memel,  Rastenburg,  Rössel,  Tilsit,  das  Gymnasium  und  Realgymnasium  zu 
Insterburg,  das  Friedrichskollegium,  das  Altstädtische  und  das  Kneiphöfische 
Gymnasium  sowie  das  städtische  Realgymnasium  zu  Königsberg  und  das 
Realgymnasium  zu  Tilsit.  Vier  von  ihnen  sind  in  lateinlose  Anstalten 
verwandelt  worden,  nämlich  das  Realgymnasium  auf  der  Burg  zu  Königs- 
berg in  eine  Oberrealschule,  die  lateintreibenden  höheren  Bürgerschulen 
zu  Gumbinnen,  Pillau  und  Wehlau  in  Realschulen,  letztere,  nachdem  sie 
von  1885 — 1899  Gymnasium  gewesen  war.  Gegenwärtig  sind  also  vor- 
handen fünfzehn  Gymnasien  (davon  eins  in  der  Entwickelung  begriifen),  ein 
mit  einem  Realgymnasium  vereinigtes  Gymnasium,  zwei  Realgymnasien, 
eine  Oberrealschule,  vier  Realschulen  und  ein  in  der  Umwandlung  zu 
einer  Realschule  begriffenes  Gymnasium.  An  der  Pillauer  Realschule  wird 
lateinischer  Nebenunterricht  erteilt. 

An  der  Mehrzahl  der  Anstalten  bestehen  Vorschulen,  an  den  Gym- 
nasien zu  Rastenburg  und  Tilsit,  sowie  an  den  Realschulen  zu  Wehlau 
und  Pillau  sind  die  Vorschulen  aufgelöst  worden. 

Vom  Staate  übernommen  sind  das  ehemals  von  einer  Kirchengemeinde 
unterhaltene  Realgymnasium  (jetzige  Oberrealschule)  auf  der  Burg  in 
Königsberg  sowie  die  jetzige  Realschule  in  Wehlau  und  das  Realgymnasium 
in  Tilsit,  die  früher  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  wurden.  Von  den 
jetzt  vorhandenen  Anstalten  werden  das  Gymnasium  zu  Osterode,  das 
Altstädtische  und  das  Kneiphöfische  Gymnasium  sowie  das  Realgymnasium 
und  die  Realschule  zu  Königsberg,  das  in  der  Entwickelung  begriffene 
Gymnasium  zu  Lötzen,  die  Realschulen  zu  Gumbinnen,  Pillau  und  Alien- 
stein, also  neun  von  der  Stadtgemeinde,  die  übrigen  fünfzehn  vom  Staate 
unterhalten. 

Das  350jährige  Jubiläum  feierte  das  Gymnasium  zu  Rastenburg  i.  J. 
(1896),  das  300  jährige  die  Gymnasien  zu  Lyck  (1887)  und  Tilsit  (1886), 
das  200jährige  das  Friedrichskollegium  zu  Königsberg  (1898)  und  das 
50jährige  das  Realgymnasium  zu  Tilsit  (1899). 

Bei  den  Realschulen  zu  Wehlau  und  Pillau  sowie  bei  dem  Progymnasium 
zu  Lötzen  fehlt  eine  Turnhalle,  so  dafs  im  Winter  kein  Turnunterricht  er- 
teilt werden  kann.  Die  übrigen  Anstalten  besitzen  entweder  eine  eigene 
Turnhalle  oder  sind  berechtigt,  eine  benachbarte  mitzubenutzen. 

Von  den  älteren  Anstalten  haben  neue  Schul gebäude  erhalten:  Die 
Gymnasien  in  Insterburg,  Memel  und  Tilsit,  das  Friedrichskollegium  und 
das  Altstädtische  Gymnasium  in  Königsberg;  für  das  Gymnasium  in  Osterode, 
das  Gymnasium  und  die  Realschule  zu  Gumbinnen  ist  ein  Neubau  geplant. 

Von  wertvollen  Lehrerbibliotheken  ist  diejenige  des  auch  mit  Stiftungen 
reich  bedachten  Gymnasiums  zu  Braunsberg  zu  nennen. 

Am  Gymnasium  zu  Tilsit  wird  wahlfreier  Unterricht  in  der  littauischen 
Sprache  erteilt. 

An  mehreren  der  in  den  kleineren  Städten  befindlichen  staatlichen 
Anstalten  wird  bis  auf  weiteres  nicht  der  die  Regel  bildende  Schulgeldsatz, 
sondern   nur  ein  solcher  von  110  Mark  erhoben. 

Mit  dem  Gymnasium  zu  Braunsberg  sind  zwei  Alumnate  verbunden: 
das  Bischöfliche  Konvikt  und  das  Seligersche  Erziehungsinstitut.  Das 
erstere  wurde  1886  wieder  eröffnet,  nachdem  1874  die  Aufnahme  neuer 
Zöglinge  untersagt  war  und  der  letzte  der  damals  vorhandenen  Zöglinge 
im  Jahre  1880  die  Anstalt  verlassen  hatte. 

10* 
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Bei  den  fet<ädtischen  Anstalten  ist  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen 
nach  Malsgabe  der  für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  geltenden  Vor- 
schriften geregelt,  und  zwar  in  Königsberg  unmittelbar  von  der  Stadt- 
gemeinde, in  den  übrigen  Orten  durch  Anschlufs  an  die  Provinzial-Witwen- 
und  Waisenkasse.  Die  an  diese  letztere  für  die  Lehrer  zu  entrichtenden 
Beiträge  werden  von  den  Schulpatronen  bezahlt,  auch  in  Königsberg  werden 
von  den  Lehrern  keine  Beiträge  erhoben. 

Neben  der  von  Amts  wegen  geregelten  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen 
der  Lehrer  besteht  noch  eine  private,  die  durch  eine  im  Jahre  1874  von 
dem  Vereine  der  Lehrer  der  höheren  Schulen  Ost-  und  Westpreufsens  be- 
gründete Waisenkasse  bewirkt  wird.  Zum  Eintritt  in  die  Kasse  sind  die 
Lehrer  beider  Provinzen  berechtigt.  Das  Vermögen  der  Kasse  belief  sich 
Ende  des  Jahres  1899  auf  31250  Mark,  die  Zahl  der  Mitglieder  betrug 
114  mit  227  versicherten  Kindern.  Bis  dahin  sind  für  63  Waisen  von  22 
verstorbenen  Lehrern  4121  Mark  gezahlt  worden.  Eine  besondere  Lehrer- 
Witwen-  und  Waisenkasse  besteht  an  der  Oberrealschule  auf  der  Burg  in 
Königsberg,  am  Gymnasium  und  am  Realgymnasium  in  Tilsit. 

Für  die  Provinzen  Ost-  und  Westpreufsen  finden  gemeinsame  Direktoren- 
konferenzen statt.  Die  Tagesordnung  wird  zwischen  beiden  beteiligten 
ProvinzialschulkoUegien  vereinbart.  Die  letzte  Konferenz  ist  am  24.,  25. 
und  26.  Mai  1899  in  Königsberg  abgehalten  worden'). 

Die  Ferien  werden  neuerdings  in  der  Weise  festgesetzt,  dafs  die 
Sommerferien  gegen  Ende  des  Monats  Juni  beginnen  und  fünf  Wochen 
umfassen,  die  Michaelisferien  eine  Woche,  die  Weihnachts-  und  die 
Osterferien  je  zwei  Wochen  und  die  Pfingstferien  nicht  ganz  eine  Woche 
dauern  *). 

Die  inneren  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  wurden  im  Pro- 
vinzialschulkoUegium  früher  von  den  Provinzialschulräten  Dr.  Göbel, 
Dr.  Schrader,  Dr.  Kruse,  Trosien  und  dem  Oberregierungsrat  Dr.  Car- 
nuth  und  werden  jetzt  von  dem  Oberregierungsrat  Dr.  Kammer  bearbeitet. 

Zur  praktischen  Ausbildung  der  Kandidaten  dient  aufser  den  auf  Grund 
des  Erlasses  vom  15.  März  1890  in  der  Provinz  eingerichteten  Seminar- 
anstalten das  pädagogische  Seminar  für  höhere  Schulen  in  Königsberg  i.  P. 
Für  dasselbe  sind  unter  dem  16.  Februar  1895  neue  jenem  Erlasse  angepafste 
Satzungen  ergangen.  Nach  diesen  steht  die  Leitung  dem  mit  der  Be- 
arbeitung der  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  betrauten  Schulrate 
des  Provinzialschulkollegiums  (j^tzt  Oberregierungsrat  Dr.  Kammer)  zu. 


^)  Die  Tagesordnung  war:  1.  Wie  ist  der  mathematische  Lehrstoff  der  0  III  und 
ü  II  innerhalb  der  durch  die  neuen  Lehrpläne  gegebenen  Grenzen  auszuwählen,  wenn 
der  durch  die  Verordnungen  vom  6.  Januar  1892  geforderte  Abschlufs  in  den  mathe- 
matischen Kenntnissen  der  Untersekundaner  ohne  zu  grofse  Belastung  der  Schüler  er- 
reicht und  zugleich  ein  sicherer  Grund  für  den  Unterricht  in  den  beiden  obersten  Klassen 
gelegt  werden  soll.  2.  Auswahl  und  methodische  Behandlung  der  deutschen  und  fremd- 
sprachlichen Privatlektüre  auf  den  oberen  Klassen. 

^)  Ferienordnung  für  das  Schuljahr  1901: 


Ostern      .    . 
Pfingsten 
Sommer    .    . 
Herbst     .    . 
Weihnachten 


Schulschlufe 


Schulbeginn 


Mittwoch,  3.  April 
Donnerstag,  23.  Mai 
Mittwoch,  26.  Juni 
Sonnabend,  28.  September 
Donnerstag,  19.  Dezember 


Donnerstag,  18.  April 
Donnerstag,  30.  Mai 
Donnerstag,  l.  August 
Dienstag,  8.  Oktober 
Freitag,  3.  Januar 
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Das  Seminar  hat  sechs  ordentliche  Mitglieder;  aurser  diesen  kann  der  Di- 
rektor Kandidaten,  die  bereits  ihr  Seminarjahr  abgeleistet  haben,  als  aufser- 
ordentliche  Mitglieder  zu  den  Sitzungen  zulassen.  Zu  ihrer  praktischen 
Ausbildung  werden  die  sämtlichen  Mitglieder  von  dem  Direktor  des  Semi- 
nars einem  der  Gymnasien  oder  der  Realgymnasien  der  Stadt  Königsberg 
überwiesen.  Auch  ihre  besondere  Thätigkeit  an  dieser  Anstalt  wird  von 
dem  Direktor  des  Seminars  überwacht,  im  übrigen  sind  sie  bezüglich  jener 
den  Anordnungen  des  Direktors  der  betreffenden  Schule  unterworfen.  Zu 
etwaiger  Erteilung  von  Unterricht  an  Privatanstalten  bedürfen  sie  der  Ge- 
nehmigung des  Direktors  des  Seminars.  Die  ordentlichen  Mitglieder  er- 
halten ein  Stipendium  von  jährlich  600  Mark ,  sind  aber  verpflichtet ,  bis 
zu  drei  Jahren  nach  Ableistung  ihres  Probejahres  die  ihnen  vom  Provinzial- 
schulkollegium  angebotenen  Lehrerstellen  anzunehmen  oder  das  Stipendium 
zurückzuzahlen. 


Begierimgsbezirk  Königsberg. 

Königrsbergr. 

(Hauptstadt  des  Samlandes,   187  897  Einwohner.) 

Hottack  und  TromnaUy  Geschichte  des  Schulwesens  der  Kgl.  Haupt-  und  Residenz- 
stadt Königsberg  mit  besonderer  Beiücksichtigung  der  niederen  Schulen,  Königsberg  1899. 

Zu  den  5  höheren  Schulen,  welche  die  Stadt  1874  besafs,  sind  seit- 
dem das  Königliche  Wilhelmsgymnasium  und  eine  von  der  Stadtgemeinde 
unterhaltene  Realschule  hinzugekommen.  Die  ehemals  von  der  reformierten 
Gemeinde  unterhaltene  Realschule  auf  der  Burg  ist  vom  Staate  über- 
nommen und  in  eine  Oberrealschule  umgewandelt  worden.  Für  den  Reli- 
gionsunterricht der  katholischen  Schüler  sämtlicher  höherer  Schulen  der 
Stadt  ist  dadurch  gesorgt  worden,  dafs  sie  in  dem  Gebäude  einer  derselben 
in  drei  Abteilungen  von  zwei  Geistlichen  unterrichtet  werden.  Die  Kosten 
werden  von  den  beiden  Königlichen  Gymnasien  getragen. 

Die  Besoldung  der  Direktoren  und  Lehrer  an  den  städtischen  höheren 
Schulen  erfolgt  nach  Mafsgabe  des  zweiten  Nachtrages  zum  Normaletat, 
die  feste  Zulage  wird  nach  den  Bestimmungen  im  §  2  desselben  gewährt. 
Für  die  Hinterbliebenen  ist  von  den  städtischen  Körperschaften  eine  Für- 
sorge nach  Mafsgabe  der  für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  geltenden 
Grundsätze  eingerichtet.  Beiträge  werden  von  den  Lehrern  nicht  erhoben. 
Den  städtischen  Schulen  steht  der  städtische  Spielplatz  (Walther  Simon- 
Platz)  vor  dem  Steindammer  Thore  zur  Verfügung. 

Kneiphöfisches  Stadtgrymnasliim  (I,  54.    11,  88.    III,  108). 

Falk,  Geschichte  der  Kathedralschule,  im  preufsischen  Archiv,  Bd.  IX,  Königs- 
berg 1798.  —  Ohlert,  Progr.  1831.  —  Slcrzeczlca,  Progr.  1865,  66.  —  Möttmann,  Die 
Bibliothek  des  Kneiph.  Gymnasiums,  Progr.  1894.  —  MoUmannj  Schulschriften  des 
Kneiph.  Stadtgymnasiums,  Progr.  1901. 

Als  Gründungsjahr  ist  das  Jahr  1304  anzusehen,  in  welchem  der  neu  gegründeten 
Kathedralschule  in  der  Heiligengeistsasse  für  die  Domherren  einige  Gebäude  zu  Wohn-, 
Wirtschafts-  und  Schul  zwecken  durch  den  Hochmeister  des  Deutschen  Ordens  zugewiesen 
wurden.  Bei  dem  Neubau  der  Kathedrale  im  Kneiphof  1333  wurde  auch  der  Platz  für 
die  Kathedralschule  an  der  sogen.  Dombr&cke  bestimmt,  und  in  dei  Fundationsurkunde 
vom  18.  September  1333  wurde  dem  Domkapitel   durch   den  Hochmeister  das  Recht 
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erteilt,  die  Leitung  der  Schule  .bonae  opinionis  viro  literato  et  morigerato"  zu  über- 
tragen. Eine  gleichzeitige  Urkunde  des  Bischofs  von  Samland  übertrug  dem  Domkapitel 
die  Schulaufsicht  und  das  Recht,  die  Lehrer  zu  berufen.  Die  als  Lateinschule  gegründete 
Kathedralschule  wurde  durch  Erlals  vom  25.  Februar  1810  in  eine  höhere  Bürgerschule 
verwandelt  und  durch  Erla&  vom  21.  August  1831  wieder  zu  einem  Gymnasium  erhoben. 
1866  wurde  der  Anstalt  eine  Vorschule  angef&gt.  Der  frühere  Zusammenhang  mit  der 
Domkirche,  der  sich  zuletzt  nur  noch  dadurch  äufserte,  dafs  der  jedesmalige  Organist 
zur  Erteilung  des  Gesangunterrichtes  verpflichtet  war,  wurde  Ostern  1896,  wo  die  An- 
stalt einen  besonderen  Gesanglehrer  erhielt,  vollständig  aufgehoben.  Im  Jahre  1818 
war  die  Anstalt  nur  von  26  Schülern  besucht,  gröfste  Schülerzahl  1877  (861  und  87  Yor- 
schüler). 

Direktor:  Dr.  Richard  Armstedt,  seit  Ostern  1900,  vorher:  FridoUn  Herrn.  Ludwig 
V.  DrygahU^  seit  Ostern  1870,  Dr.  Ferd,  Leop.  Skrzeceka  1844 — 70.  An  der  Anstalt 
wirkten  u.  a.  der  Dichter  Simon  Dach  1633 — ^,  Joh.  Gottfried  Theoph,  Lehmann  j  Dir. 
1802 — 18,  der  Begründer  des  Tugendbundes. 

10  Klassen  und  8  Yorschulklassen ;  12  Oberlehrer,  1  ZeichenL,  3  Elementarl.; 
aufser  einem  katholischen  Oberlehrer  sind  sämtliche  Lehrer  evangelisch.  Wegen  des 
katholischen  Religionsunterrichts  vgl.  die  obige  Bemerkung  unter  „Königsberg**.  Für 
den  Religionsunterricht  der  jüdischen  Schüler  ist  durch  die  Synagogengemeinde  gesorgt. 

Im  Jahre  1898  ist  das  Schulgebäude  (Grolser  Domplatz  4/5)  durch  einen  drei- 
stöckigen Anbau  (Kosten  88920  Mk.)  und  eine  Turnhalle  (Kosten  einschlielslich  der 
inneren  Ausstattung  85000  Mk.)  vergrölsert  worden.  Im  Sommer  benutzen  die  Schüler 
den  der  Stadt  gehörigen  Spielplatz  vor  dem  Steindammer  Thore  unter  Aufsicht  des 
Turnlehrers.  Die  Lehrerbibliothek  ist  1643  vom  Rektor  Mylius  gegründet  worden  und 
umfalst  jetzt  5730  Bände. 

Stiftungen:  a)  Stipendium  Lamprechtianum.  Jährlich  48  Mk.  für  Schüler  der 
Anstalt,  im  18.  Jahrhundert  von  einem  Königsberger  Bürger  eestiftet.  b)  Cholevianum. 
Das  Stiftungskapital  wurde  im  Jahre  1878  dem  Professor  Dr.  Cholevtus  bei  seinem 
Abgange  von  früheren  Schülern  überreicht;  die  Zinsen  (105  Mk.  jährlich)  sind  für 
Schüler  des  ..Gymnasiums  bestimmt  c)  Lentzianum.  Der  Professor  Dr.  LenU  schenkte 
bei  seinem  Übertritt  in  den  Ruhestand  der  Anstalt  1000  Mk.  Die  Zinsen  werden  am 
Geburtstage  des  Stifters  einem  Schüler  als  Unterstützung  verliehen,  d)  Skrzeczkianum, 
8450  Mk.,  die  unter  dem  Direktorat  Skrzeczkas  von  Schülern  durch  Monatsbeiträge 
gesammelt  waren.  Die  Zinsen  werden  am  Geburtstage  des  Stifters  zwei  fleiüsieen 
Schülern  als  Unterstützung  gegeben,  e)  Simonianum  I  und  IL  1500  bezw.  1666,67  Mk., 
die  Zinsen  werden  zur  Unterstützung  fleilsiger  Schüler  verwendet  f)  Der  Eisenbahn- 
direktor Krüger  schenkte  dem  Gymnasium  1895  aus  Anlals  des  25jährigen  Direktor- 
jubiläums von  Drygalskis  300  Mk.  Die  Zinsen  dieser  Summe  sollen  bis  auf  weiteres 
zum  Kapital  geschlagen,  später  einem  Lehrer  als  Zuschuis  für  eine  Badereise  gegeben 
werden« 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  97900  Mk., 
Zuschufs  55 130  Mk.  Schulgeld  120  Mk. ,  in  der  Vorschule  100  Mk.  Wegen  der  Be- 
soldung und  der  Fürsorge  mr  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  s.  oben  unter  „Königs- 
berg**.   Der  Direktor  hat  Dienstwohnung  im  Schulgebäude. 

AltstädtiBches  Oyiima«iiiiii  (I,  53.    II,  87.    m,  108> 

Budolf  Möller,  Geschichte  des  Altstädtischen  Gymnasiums  zu  Königsberg  von  seiner 
Gründung  bis  auf  die  neueste  Zeit,  Progr.  von  1847,  48,  49,  51,  74,  78,  81,  ^,  84,  85.  — 
Heinrich  Babudce,  Zur  Erinnerung  an  die  Übersiedelung  in  das  neue  Schulgebäude, 
Festschrift  1889. 

Die  Anstalt  wurde  ums  Jahr  1335  vom  Rate  Alt- Königsberg  als  Parochial- Stadt- 
schule gegründet  und  nach  Einführung  der  Reformation  1525  zu  einer  lateinischen 
Schule  erweitert.  1811  wurde  sie  als  Gymnasium  eingerichtet  und  ihre  Verbindung  mit 
der  altstädtischen  Kirche  gelöst  Von  da  an  bis  zur  Neueinrichtung  des  Kneiphöfischen 
Gymnasiums  1831  hielä  sie  „Städtisches  Gymnasium**  oder  „Stadt-Gymnasium**,  seitdem 
ftmrt  sie  den  Namen  „Altstädtisches  Gymnasium**.  Zwei  Yorschulklassen  wurden  im 
Jahre  1864,  die  dritte  wurde  Ostern  1888  eingerichtet  Größte  Schülerzahl  (407  und 
100  Vorschüler)  Winter  1874/75,  kleinste  (163)  im  Jahre  1815. 

Direktor:  Heinrich  Babucke,  seit  Ostern  1885,  vorher:  Dr.  l?uJoZ/'MeiZ/er  1863—85. 

10  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  12  Oberlehrer,  1  HilfsL,  2  technische  Lehrer 
im  Nebenamte  und  3  Vorschull.,  sämtlich  evangelisch.    Wegen  des  katholischen  Reli- 
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Sionsunterrichts  vgl.  o.  S.  149  unter  „Königsberg'^.    Für  die  jüdischen  Schüler  ist  von 
er  Stadtgemeinde  seit  Ostern  1899  besonderer  Keligionsunterricht  eingerichtet. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Altstädtische  Langgasse  43)  ist  Ostern  1889  bezogen  worden 
und  hat  ^257  Mk.  gekostet  Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle  auf  dem  Schulhofe, 
die  Jugendspiele  finden  auf  dem  städtischen  Spielplatze  fWalther  Simon-Platz)  vor  dem 
Steindammer  Thore  statt.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  30ö2  Werke,  darunter  bedeutende 
Zuwendungen  durch  Professor  Dr.  Walther  Simon. 

Stiftungen:  a)  Der  Unterstützungsfonds.  Entstanden  im  Jahre  1841  aus  Bei- 
trägen der  Schüler  und  einzelnen  Stiftungen.  Aus  diesem  Fonds  wird  auch  das  „EUendt- 
stipendium"  (3  Jahresportionen  von  je  60  Mk.)  und  die  „Simonsche  Prämienstiftung" 
(zwei  Portionen  von  30  bezw.  45  Mk.)  gezahlt.  Bestand  13500  Mk.  b)  Die  Schumann- 
Stiftung.  1886  durch  den  verstorbenen  Professor  Dr.  G.  BuQock  gegründet.  Ein  Schüler, 
der  sich  in  den  Naturvnssenschaften  auszeichnet,  erhält  am  Geburtstage  des  Professors 
Si^umann  einen  Preis.  Bestand  100  Mk.  c)  Die  Retzlaffstiftung.  loiB7  vom  Stadtrat 
Professor  Dr.  WdUher  Simon  gestiftet  Am  Geburtstage  des  verstorbenen  Professors 
Dr.  Retdaff  erhält  ein  Schüler  der  oberen  Klassen  für  hervorragende  Leistungen  im 
deutschen  Aufsatz  einen  Preis  im  Werte  der  Hälfte  des  jährlichen  Einkommens.  Be- 
stand 3451  Mk.  d)  Meitzenstiftung.  Vom  verstorbenen  Justizrat  M,  im  Jahre  1891 
gegründet,  zu  Unterstützungen  für  dessen  Nachkommen  und  andere  die  Anstalt  be- 
suchende Söhne  von  Anwälten.  Die  Zahlung  von  Unterstützungen  beginnt,  wenn  das  ur- 
sprüngliche Vermögen  von  30000  Mk.  sich  verdoppelt  hat.  Bestand  35490  Mk.  e)  Klein- 
stiftung. Von  dem  verstorbenen  Rektor  a.  D.  Klein  in  Friedenau  mit  3000  Mk.  ge- 
ffillndet  Yerwendungzweck  noch  nicht  festgestellt.  Vorlänfie  hat  der  Sohn  des  Stifters  den 
Kielsbrauch.  •  f )  Dr.  Walther  Simon-Stiftung.  1891  gegründet,  für  die  weiblichen  Hinter- 
bliebenen der  Lehrer.  Bestand  21853  Mk.  g)  Die  Dr.  med.  Ernst  Dalkowski  -  Stiftung. 
Im  April  1900  von  Frau  Helene  D.  mit  3000  Mk.  gegründet,  zur  Unterstützung  eines 
evangelischen  Schülers. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der 
Vorschule  100  Mk.  Ausgabe  99600  Mk.,  Zuschuß  41800  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung. Wegen  der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  vgl.  die 
Bemerkung  S.  149  unter  „Königsberg". 


Friedrichs-KoUegrinm  (I,  58.    H,  87.    m,  108). 

J,  Horkel,  Der  Holzkänmierer  Theod.  Gehr  und  die  Anfänge  des  Kgl.  Friedrichs- 
Kollegiums;  Festprogr.,  Königsberg  1855.  —  S.  G.  Wald,  Über  den  ersten  Direktor 
des  Coli.  Fridericiani  D.  Heinr.  Lysius;  Königsberg  1782.  —  Zuverlässige  Nachrichten 
von  den  jetzigen  Anstalten  des  Coli.  Fridericiani;  Königsberff  1742.  —  S,  G.  WM, 
Geschichte  und  Verfassung  des  Coli.  Fridericiani;  Königsberg  1793.  —  F.  A.  Gotthold, 
Fortgesetzte  Geschichte  des  Friedrichskollegiums ;  Progr.  1814,  18,  22.  —  F.  A,  GotthcHds 
Leben,  von  ihm  selber  beschrieben;  Königsberg  1857.  —  C.  F.  Merleker,  Annalen 
des  Kgl.  Friedrichskollegiums,  2.  Aufl.;  Königsberg  1864. —  G.  EUendt,  Einige  Nach- 
richten Über  das  Kgl.  Friedrichskollegium  und  seine  Gebäude  (1698—1892);  Königsberg 
1892.  —  Derselbe,  Lehrer  und  Abiturienten  des  Kgl.  Friedrichskollegiums  (1698 — 1898); 
Königsberg  1898.  —  G.  Zippel,  Geschichte  des  Kgl.  Friedrichskollegiums;  Königsberg  1898. 

Die  Anstalt  wurde  als  „Privat -Information"  vom  Kgl.  Holzkämmerer  Theod.  Gehr 
nach  dem  Vorbilde  der  Hallescheu  Stiftungen  A,  H.  Franckes  am  11.  August  1698  er- 
richtet, durch  ein  unter  dem  4.  März  1701  zu  Königsberg  ausgefertigtes  Privilegium 
Könie  Friedrich  L  zu  einer  „Königlichen  Schule  auf  dem  Sackheim"  erhoben  und  am 
10.  Mai  1703  als  „Collegium  Fridericiauum"  unter  die„  gelehrten  Schulen  aufgenommen. 
Die  Unterhaltung  erfolgte  aus  den  sogenannten  Holz -Übermafs- Geldern.  Das  für  die 
Anstalt  aus  eigenen  Mitteln  angekaufte  und  ausgebaute  Schulhaus  auf  der  Burgfreiheit 
am  Kreuzthore,  der  „Landhofmeisters  Saal"  wurde  am  19.  August  1703  eingeweiht  Mit 
dem  Friedrichskollegium  waren  seit  1699  Armenschulen,  von  1703 — 1853  eine  eigene 
Kirche,  1730—1810  eine  deutsche  Schule  für  Knaben  und  Mädchen,  1730—1815  eine 
Pensionsanstalt,  1790  bis  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  ein  Lehrerseminar  verbunden. 
1810  erfolgte  die  Reorganisation  der  Anstalt  unter  Abtrennung  der  deutschen  Klassen, 
am  28.  November  1810  die  Eröffnung  als  „Gymnasium";  der  damalige  Staatszuschuls 
betrug  9672  Mk.  In  den  Jahren  1853 — 55  wurde  an  der  bisherigen  Stelle  ein  neues 
Gebäude  mit  einem  Kostenaufwande  von  90000  Mk.  errichtet,  dazu  trug  die  Anstalt 
aus  ihren  Ersparnissen  33000  Mk.  bei.  Ostern  1861  wurde  eine  Vorschme  gegründet, 
nachdem  ein  besonderes  Gebäude  mit  einem  Kostenaufwande  von  16500  Mk.  aus  eigenen 
Mitteln  der  Anstalt  erworben  und  ausgebaut  war;   1876  wurde  auf  einem  bereits  1866 
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angekauften  Grundstücke  eine  Turnhalle  errichtet.  Die  Direktoren  des  18.  Jahrhunderts 
waren  im  Hauptamte  Geistliche.  Im  Jahre  1898  beging  die  Anstalt  die  Feier  ihres 
200jährigen  Bestehens.  Kleinste  Schalerzahl  (78)  im  Jahre  1802,  Ostern  1901 :  672  und 
176  Vorschüler. 

Direktor:  Dr.  Georg  Albr.  Bemh  JEllendtj  seit  Michaelis  1891,  vorher:  Ludw. 
Albert  Lehnerdt  1878—91,  Dr.  Gust  Heinr.  Wagner  1868—78.  Früher  wirkten  an  der 
Anstalt  u.  a.:  Joh,  Gottfried  Herder  1762—64,  1mm,  Kant  1732—40,  Karl  Lachmann 
1816—18. 

18  Gymnasialklassen  mit  Wechselabteilungen  und  8  Yorschulkl.;  20  Oberlehrer, 
2  wissenschaftliche  Hilfsl.,  2  technische,  5  Elementarl.,  sämtlich  evangelisch.  Wegen 
des  katholischen  Religionsunterrichts  vgl.  die  Bemerkung  S.  149  unter  „Königsberg  . 

Das  jetzige  Schulgebäude  (Jägerhofs trafse  6]  ist  in  den  Jahren  1889—92  mit  einem 
Kostenaufwande  von  680000  Mk.  (einschl.  Grunaerwerb)  errichtet,  das  neue  Tumhaus 
ist  1894,  das  Wohngebäude  1895  übergeben  worden.  Die  Grundstücke  Kollegienplatz 
1-8  und  Torkstrafke  80  wurden  der  Ooerrealschule  auf  der  Burg  überwiesen.  Turn- 
und  Spielplatz  neben  dem  Turnhause.  Die  Lehrerbibliothek  umfa(st  etwa  90(X)  Bände, 
die  10  Abteilungen  der  Schülerbibliothek  enthalten  etwa  1200  Bände,  außerdem  ist  eine 
„bibliotheca  pauperum^  vorhanden. 

Stiftungen:  a)  Stipendium  Mahraunianum.  1754  gegründet,  Bestand  5880  Mk. 
Die  Zinsen  sind  für  einen  Judaeus  conversus  und  einen  studierenden  Schüler  der  An- 
stalt bestimmt,  b)  Stipendium  Gottholdianum.  Bestand  81810  Mk.,  1862  gegründet. 
Die  Zinsen  werden  in  Beträgen  von  36 — 150  Mk.  an  10  würdige  Schüler  verteilt 
c)  Stipendium  Schurichianum.  1861  gestiftet,  Bestand  740  Mk.  Die  Zinsen  sind  für 
einen  zu  Michaelis  nach  U  III  versetzten  Schüler  bestimmt,  d)  Stipendidm  Plevianum. 
1878  gestiftet,  Bestand  8800  Mk.  Die  Zinsen  sind  zu  Weihnachtsgaben  in  Beträgen  von 
je  30  Mk.  an  würdige  Schüler  bestimmt,  e)  Professor  Schneidersche  Stiftung.  1884  ge- 
gründet, Bestand  2640  Mk.  Die  Zinsen  sind  von  Ostern  1901  ab  einem  nach  Prima 
versetzten  Schüler  als  Unterstützung  zu  verleihen,  f)  Stipendium  Simonianum  I  (ge- 
gründet 1873)  und  II  (gegründet  1881).  Bestand  1540  bezw.  1810  Mk.  Die  Zinsen  sind 
für  2 — 4  würdige  Schüler  bestimmt,  g)  Die  Jubiläumsstiftung  ehemalijjer  Schüler.  1898 
gegründet,  Bestand  4740  Mk.  Die  Zinsen  sind  von  Michaelis  1900  ab  einem  Abiturienten 
zu  verleihen,  h)  Der  Direktor  Gottholdsche  Schüler -Unterstützungsfonds.  Bestand 
13500  Mk.  Die  Zinsen  sind  zu  Schulbüchern  u.  s.  w.  zu  verwenden,  i^  Aus  dem  bei 
der  Universität  niedergelegten  Stipendienfonds  der  Professor  Aug.  Simson  -  Stiftung 
werden  jährlich  zu  Ostern  durch  die  Prüfungskommission  der  Anstalt  200  Mk.  einem 
Abiturienten  verliehen,  k)  Der  Wiebesche  Orgelbaufonds.   1851  gestiftet,  Bestand  550  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Schulgeld  120  Mk.,  für  Yorschüler 
100  Mk.  Gesamtausgabe  150895  Mk.,  Bedürfniszuschuls  70195  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Wilhelms-Gymnasiiiin. 

Verzeichnis  der  Lehrer  und  Abiturienten  der  Anstalt  in  den  ersten  25  Jahren 
ihres  Bestehens,  Progr.  1899/1900. 

Die  Anstalt  ist  vom  Staate  gegründet  und  am  15.  Oktober  1874  mit  5  Klassen  und 
einer  Vorschule  eröffnet  worden.  Die  erste  Reifeprüfung  hat  Ostern  1877  stattgefunden. 
Die  Schülerzahl  hat  stetig  zugenommen. 

Direktor:  Geheimer  Regierungsrat  Dr.  Jtmü  Grofse,  seit  Michaelis  1882,  vorher: 
Dr.  Karl  ürban,  seit  Michaelis  1874.  Au&erdem  haben  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt: 
Friedr.  Blafs  1874—76,  jetzt  Professor  an  der  Universität  Halle;  Oskar  Erdmann 
1876—85,  später  Professor  an  der  Universität  Kiel;  Franklin  Arnold  1878-88,  jetzt 
Professor  der  Theologie  zu  Breslau. 

12  Klassen  und  3  Vorschulkl.;  14  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  3  VorschulL, 
sämtlich  evangelisch.  Wegen  des  katholischen  Religionsunterrichts  s.  o.  S.  149  unter 
„Königsberg''. 

Das  jetzige  Schulgebäude  (Hintertragheim  18)  wurde  1879  vollendet  und  kostete 
240500  Mk.,  die  Turnhalle  26200  Mk.,  das  Wohnhaus  des  Direktors  41100  Mk.  Als 
Turnplatz  wird  der  Schulhof  benutzt.    Die  Lehrerbibliothdk  zählt  2948  Werke. 

Stiftungen:  a)  Fonds  zur  Unterstützung  von  Schülern.  Seit  1878  gesammelt, 
Bestand  3600  Mk.  b)  Die  im  Jahre  1890  errichtete  Stiftung  des  Geheimen  Kommerzien- 
rates  MoriU  Simon.  Kapital  1500  Mk.  Die  Zinsen  werden  einem  Schüler  am  Geburts- 
tage Kaiser  Wilhelms  I.  als  Stipendium  verliehen,    c)  Bei  der  Feier  des  25jährigen 
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Bestehens  der  Anstalt  sind  von  Abiturienten  1000  Mk.,  von  Eltern  4000  Mk.  zu  Stipen- 
dien für  Studierende  gestiftet  worden. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule 
100  Mk.  Gesamtausgabe  116625  Mk.,  Bedürfniszuschuls  61975  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Städtisches  Bealgymnasium  (I,  55.    II,  88.    III,  109). 
Vgl.  das  S.  149  angeführte  Werk  von  Höllack  und  Tromnau. 

Die  Anstalt  wurde  wahrscheinlich  bald  nach  der  Erbauung  der  Löbenichtschen 
Kirche  (1B38)  als  eine  zu  dieser  gehörige  Ffarrschule  gegründet  und  nach  Einführung 
der  Reformation  zu  einer  lateinischen  Schule  erweitert.  Das  Schulhaus  auf  dem 
Löbenichtberge,  das  1764  durch  Brand  zerstört  worden  war,  wurde  aus  königlichen 
Mitteln  wieder  aufgebaut  und  am  23.  März  1768  eingeweiht.  Die  früher  von  der 
Löbenichtschen  Kirchengemeinde  unterhaltene  Schule  ging  1810  an  die  Stadtgemeinde 
über.  1811  wurde  sie  höhere  Bürgerschule,  1859  Realschule  erster  Ordnung.  Der 
Schulbesuch,  der  nach  der  Umwandlung  in  eine  Realanstalt  schnell  gestiegen  war,  er- 
reichte 1862  eine  Höhe  von  404  Schülern  (in  jeder  der  beiden  untersten  Klassen  nahezu 
80  Schüler!).    Die  letzten  10  Jahre  zeigten  einen  Durchschnittsbesuch  von  355  Schülern. 

Direktor:  Otto  WiUrien,  seit  Michaelis  1893,  vorher:  Hugo  Kleiber,  1885—93, 
Dr.  Alexander  Schmidt,  1855 — 85  (bekannter  Shakespeare  -  Forscher). 

11  Klassen,  14  Oberlehrer,  1  technischer  und  1  Elementarl.,  sämtlich  evangelisch. 
Wegen  des  katholischen  Religionsunterrichtes  vgl.  S.  149  unter  „Königsberg''. 

Dem  1859  erbauten  Schulhause  wurde  1895  ein  Erweiterungsbau  und  eine  Turn- 
halle mit  einem  Kostenaufwande  von  120600  Mk.  angefügt.  Im  Sommer  wird  der  Spiel- 
platz vor  dem  Steindammer  Thore  wöchentlich  einmal  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek 
zählt  ungefähr  4000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Simonianum  I  und  IL  Bestand  1500  bezw.  1667,67  Mk.  für  un- 
bemittelte Schüler,  b)  Vom  verstorbenen  Direktor  Dr.  Alex.  Schmidt  sind  1000  Mk.  der 
Anstalt  mit  der  Bestimmung  überwiesen,  dafs  die  Zinsen,  wenn  sie  auf  100  Mk.  an- 
gewachsen sind,  an  einen  bedürftigen  Schüler  zur  Erleichterung  seines  Eintritts  in  den 
von  ihm  gewählten  Beruf  vergeben  werden,  c)  Stiftung  des  verstorbenen  Rektors  Klein. 
Bestand  3000  Mk.  Die  Zinsen  sollen  zu  Unterstützungen  für  Schüler  der  Anstalt  ver- 
wandt werden,  d)  Prediger  Jacobi- Stipendium.  Bestand  3000  Mk.  Von  den  Zinsen 
werden  gegenwärtig  jährlich  30  Mk.,  später  70  Mk.  an  strebsame  Schüler  verliehen. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Schul^^eld  120  Mk.  Gesamt- 
ausgabe 87593  Mk.,  Zuschuls  47003  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.  Wegen 
der  Besoldungen  u.  s.  w.  s.  o.  S.  149  unter  „Königsberg". 

Oberrealschule  auf  der  Burg  (I,  55.    II,  89.    III,  109). 
HoUack  und  Tromnau,  a.  a.  0.  S.  139—170. 

Im  Jahre  1664  gründete  der  Grolse  Kurfürst  auf  der  Burgfreiheit  eine  gelehrte 
Dildungsanstalt.  Sein  Nachfolger  dotierte  sie  mit  120  Hufen  Land  des  Amtes  Labiau 
und  überwies  sie  der  reformierten  Gemeinde  zu  Königsberg.  Nach  1812,  wo  die  Anstalt 
das  Recht  der  Entlassung  zur  Universität  verlor,  wurde  sie  in  eine  höhere  Bürgerschule 
umgewandelt.  Als  solche  erhielt  sie  am  8.  März  1832  das  Recht  zur  Abhaltung  von 
Entlassungsprüfungen.  1859  wurde  sie  unter  die  Realschulen  erster  Ordnung  auf- 
genommen. 1864  wurde  eine  Vorschule  errichtet,  1888  die  ganze  bisher  von  der  Kirchen- 
gemeinde unterhaltene  Anstalt  vom  Staate  übernommen.  Nach  1892  begann  die  Um- 
wandlung in  eine  Oberrealschule,  Ostern  1901  war  dieselbe  beendigt.  Gröfste  Schüler- 
zahl (627)  im  Jahre  1872,  kleinste  (224)  im  Jahre  1893,  seitdem  stetige  Zunahme  bis 
auf  399  im  Sommer  1901. 

Direktor:  Dr.  Max  Mirisch,  seit  Neujahr  1901,  vorher:  Dr.  Carl  Boettchei*,  seit 
Michaelis  1882,  sein  Vorgänger  war  Heinrich  Schiefferdeclcer,  1856—81. 

8  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  10  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  3  Vorschull.,  sämtlich, 
evangelisch.   Wegen  des  katholischen  Religionsunterrichtes  vgl.  S.  149  unter„Königsberg*'. 

Seit  Beginn  des  Winterhalbjahres  1895/96  befindet  sich  die  Anstalt  in  den  ehe- 
maligen Räumen  des  Friedrichs- Kollegiums  (Kollegienplatz  1  und  2),  die  einem  um- 
fassenden  Umbau   unterworfen    worden    sind   (vgl.  S.  152).     Die   Schule    besitzt   eine 
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mit    einem    Spielplatze    yerbundene   Turnhalle.     Die    Lehrerbibliothek    umfaßt    etwa 
1500  Werke. 

Stiftungen:  a)  Die  Wechslerstiftung.  Vom  Oberlehrer  W.  durch  Urkunde  vom 
21.  Mai  1888  bei  seinem  Ausscheiden  aus  dem  Amte  gegründet,  zur  Unterstützung  der 
Witwen  und  Waisen  der  Lehrer.  Die  Satzungen  sind  am  22.  Oktober  1890  festgestellt 
Bestand  1702  Mk.  b)  Die  Karpowitz Stiftung.  Vom  Pfarrer  K.  zur  Unterstützung 
fleilsiger  Schüler  gegründet.  Bestand  4598  Mk.  c)  Die  Stiftung  des  Geheimen  Eom- 
merzienrates  Simon.  Zu  Stipendien  für  fleilsige  Schüler.  Bestand  1513  Mk.  d)  Die 
Simonsche  Witwen-  und  Waisenstiftung.  Zur  Unterstützung  der  Hinterbliebenen  der 
Lehrer.  Satzungen  Tom  17.  Juni  19(>D.  Bestand  2380  Mk.  e)  Die  Lehrer -Witwen- 
und  Waisenpensionskasse.  Von  dem  Direktor  Dr.  Boettcher  am  13.  Juni  1888  ge- 
stiftet.   Die  Satzungen  sind  am  21.  März  1891  festgestellt.    Bestand  4607  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Schulgeld  120  Mk.,  in  den  Yorklassen 
100  Mk.  Gesamtausgabe  87000  Mk.,  Bedürfniszuschuis  49189  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Städtische  Bealschule. 

Die  Anstalt  wurde  am  16.  Oktober  1865  als  Mittelschule  von  der  Stadteemeinde 
gegründet  und  am  1.  Oktober  1880  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt.  Die  Vorschule 
besteht  seit  dem  1.  Oktober  1880. 

Direktor:  Essert,  seit  Michaelis  1899,  vorher:  Ferd,  Unruh,  seit  1895,  Julius 
Erdmann,  seit  1880. 

6  Klassen  und  8  Y orschulklassen ;  6  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  8  Elementarl., 
sämtlich  evangelisch. 

Der  Bau  eines  neuen  Schulhauses  in  der  Glaserstra&e  1/2  ist  begonnen  und  soll 
Michaelis  1902  vollendet  sein.  Das  jetzige  Schulhaus  befindet  sich  Mittelanger  15. 
Die  Anstalt  benutzt  an  2  Tagen  die  städtische  Turnhalle  mit  je  8  Stunden,  die  erste 
Vorschulklasse  turnt  2  Stunden  wöchentlich  in  der  Turnhalle  einer  Bürgerschule.  Im 
Sommer  wird  der  Spielplatz  vor  dem  Steindammer  Thore  wöchentlich  einmal  benutzt 

Unterstützungsfonds.  Aus  freiwilligen  Beiträgen  der  Schüler  gebildet  Bestand 
1731  Mk.    Die  Lehrerbibliothek  hat  1875  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Schulgeld  80  Mk.,  in  der 
Vorschule  72  Mk.  Gesamtausgabe  59500  Mk.,  Zuschuls  80320  Mk.  Wegen  der  Be- 
soldungen u.  s.  w.  vgl.  die  Bemerkung  unter  S.  149  unter  „Königsberg'^. 


Alienstein. 

(Er  ml  and.    24807  Einwohner.) 

Ein  vom  Staate  unterhaltenes  Gymnasium  und  eine  von  der  Stadt- 
gemeinde unterhaltene  Bealschule. 

Gymnasinm. 

Beschreibung  der  Baulichkeiten  und  der  inneren  Einrichtung  des  neuen  Gymnasial- 

?ebäudes  vom  Baurat  Faul  CarteUini  und  dem  Direktor  Dr.  Sieroka  im  Jahresbericht 
887/88,  S.  I— VIII.  —  über  die  Stiftungen  enthält  das  Programm  von  1896,  S.  21  ff. 
ausftlhrliche  Mitteilungen. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  16.  Oktober  1877  als 
Prog^mnasium  eröffnet  worden.  Bei  der  Gründung  sicherte  der  Kreis  die  Leistung  einer 
Beihilfe  zu  der  Errichtung  der  Anstalt  in  Höhe  von  45000  Mk.  zu,  dabei  behielt  er 
sich  drei  Freistellen  zu  Gunsten  der  Stadt  Wartenberg  und  des  ländlichen  Teils  des 
Kreises  vor.  Michaelis  1879  wurde  die  Prima  eröffnet  und  am  10.  September  1881  an 
der  nunmehr  zu  einem  Gymnasium  vervollständigten  Anstalt  die  erste  Keifeprüfung  ab- 

Sehalten.  Ostern  1885  wurde  die  Schule  vom  Staate  übernommen.  Das  Recht  des 
Preises  auf  die  Freistellen  ist  dabei  unberührt  geblieben.  Seit  Michaelis  1878  besitzt 
die  Anstalt  eine  Vorschule.  Die  Zahl  der  Schüler  (Ostern  1901 :  867  und  85  Yorschüler) 
ist  so  stark  angewachsen,  dafs  die  Mehrzahl  der  Klassen  geteilt  werden  mufete;  un- 
geteilt sind  gegenwärtig  nur  die  Y,  VI  und  I. 

Direktor:  Dr.  Otto  Sieroka,  seit  8.  Februar  1885,  sein  Vorgänger  war:  T>r.FranB 
Friedersdorff,  seit  Michaelis  1877. 
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12  Klassen  und  eine  Yorschulklasse ;  14  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  1  Yorschull.; 
3  Oberlehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Religionsunterricht  ist  für 
beide  Bekenntnisse  eingerichtet,  auch  lur  jüdischen  Religionsunterricht  ist  Sorge  getragen. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  von  der  Stadtgemeinde  in  den  Jahren  1886  und  1887 
mit  einem  Kostenaufwande  von  219407  Mk.  feinschl.  der  Kosten  von  20000  Mk.  für  die 
Turnhalle  und  des  Kreis beitrages  von  45000  Mk.)  erbaut  worden.  Die  Anstalt  hat 
einen  Turnplatz  und  eine  Turnhalle.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  2907  Bände. 

Stiftungen:  (Vgl.  Progr.  von  1896,  S.  21.)  a)  Der  Schülerunterstützungsfonds. 
Seit  1887  aus  freiwilligen  Beiträgen  gesammelt.  Kapitalbestand  2194  Mk.  o)  Das 
Beliansche  Legat.  Am  1.  Februar  1858  mit  300  Mk.  gestiftet.  Die  Zinsen  sind 
am  29.  September  jeden  Jahres  einem  hilfsbedürftigen  Schüler  zu  zahlen,  c)  Das 
Krausesche  Stipendium.  Statut  vom  18.  Februar  1885.  Die  Zinsen  des  sich  auf 
1250  Mk.  belaiuenden  Kapitals  sind  einem  bedürftigen,  vom  Lehrerkollegium  zu  be- 
stimmenden Schüler  der  Prima  oder  Sekunda  vor  Weihnachten  zu  übergeben,  d)  Das 
Hohensteiner  üniversitätsstipendium.  Statut  vom  14.  März  1874,  landesherrlich  genehmigt 
am  4.  Juli  1874.  Bestand  6300  Mk.  SV%  ^/o  Pfandbriefe  und  ein  Sparkassenbuch  von 
89  Mk.  Die  Zinsen  von  je  3000  Mk.  sollen  einem  hilfsbedürftigen  Abiturienten  bei 
seinem  Abgange  zur  Universität  gegeben  werden.  Die  Verleihung  steht  dem  Direktor 
zu.  —  Die  zu  b— d  genannten  Stiftungen  rühren  von  dem  aufgelösten  Königlichen 
Gymnasium  zu  Hohenstein  her  und  sind  dem  Gymnasium  zu  Allenstein  in  Gemälsheit 
des  Allerhöchsten  Erlasses  vom  9.  Juli  1895  zur  stiftungsmäisigen  Verwaltung  über- 
wiesen worden  mit  der  Anordnung,  dals  bei  der  Verwendung  in  erster  Linie  solche 
Schüler  zu  berücksichtigen  sind,  die  aus  Hohenstein  stammen  oder  das  ehemalige  dortige 
Gymnasium  besucht  haben. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Die  Stadt  zahlt  seit  der  Verstaatlichung 
einen  jährlichen  Zuschuls  von  15000  Mk.  Gesamtausgabe  97680  Mk.,  Bedürfniszuschuis 
42780  Mk.  Schulgeld  110  Mk.,  in  der  Vorschule  90  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung im  Schulgebäude. 

Bealfichnle« 

Ostern  1895  wurde  von  der  Stadtgemeinde  eine  sechsklassige  Mittelschule  gegründet, 
seit  Ostern  1900  wird  in  sämtlichen  Klassen  derselben  nach  aem  Lehrplane  einer  Real- 
schule unterrichtet.  Ostern  1901  fand  die  erste  Reifeprüfung  statt,  und  durch  Erlats 
vom  19.  April  desselben  Jahres  wurde  die  Anstalt  als  Realschule  anerkannt  Mit 
ihr  ist  seit  ihrer  Begründung  eine  Vorschule  verbunden.  Schülerzahl  Michaelis 
1901:  374. 

Direktor:   Dr.  Milihalery  seit  Michaelis  1901. 

6  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  4  Oberlehrer,  3  „Mittelschul-  und  technische 
Lehrer^,  3  Vorschull.;  1  Oberlehrer,  die  3  technischen  Lehrer  und  1  Vorschullehrer 
sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  einschl.  des  Direktors  evangelisch.  An  der  Anstalt 
ist  für  beide  Bekenntnisse  Religionsunterricht  eingerichtet. 

Das  neue  Schulgebäude  wurde  Michaelis  1900  bezogen,  die  Kosten  betrugen 
einschl.  des  Grundstückes  260000  Mk.  Die  Turnhalle  wird  von  der  städtischen  höheren 
Mädchenschule  mitbenutzt   Mit  der  Bildung  einer  Lehrerbibliothek  ist  begonnen  worden. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  55000  Mk., 
Zuschulä  des  Staates  5000  Mk.,  Schulgeld  84  Mk  ,  in  den  Vorklassen  60  Mk.  Besol- 
dungen nach  dem  Normaletat  und  dessen  Nachträgen.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer 
sind  von  der  Stadtgemeinde  bei  der  Provinzial -Witwen-  und  Waisenkasse  nach  Maß- 
gabe der  für  die  Staatsbeamten  geltenden  Vorschriften  versichert. 


Bartenstein. 

(Barten.    6799  Einwohner.) 

Gymnasium  (II,  92.    III,  112). 

Kifgner,  Geschichte  der  Bartensteiner  Bürgerschule,  Progr.  von  1860.  —  Lackner, 
Rückblick  auf  die  ersten  25  Jahre  des  Kgl.  Gymnasiums  zu  Bartenstein,  Progr.  1897. 

Schon  1377  wird  eine  Schule  in  Bartenstein  erwähnt  Nach  einer  Zeit  der  Blüte 
im  16.  Jahrhundert  geriet  sie  bald  in  Verfall.  Erst  im  18.  Jahrhundert  wuchs  sie 
wieder  empor:  durch  den  General  Friedrich  von  Anhalt  erhielt  sie  1771  ein  neues 
Schulhaus  und  1772  eine  Bibliothek,  der  größte  Teil  der  letzteren  ist  aber  wieder  ver- 
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loren  gegangen.  Bis  1802  galt  die  Anstalt  als  Gelehrtenschule,  dann  wurde  sie  Bürger- 
schule. 1840  begannen  die  Verhandlungen  zur  Herstellung  einer  höheren  Bürgerschule, 
die  Genehmigung  einer  solchen  erfolgte  am  19.  Juni  1866.  Erste  Abgangsprüfung 
Michaelis  1866.  Michaelis  1872  wurde  die  Anstalt  vom  Staate  übernommen  und  in  ein 
Gjrmnasium  umgewandelt,  Ostern  1874  die  Prima  errichtet.  Mit  dem  Gymnasium  ist  eine 
Vorschule  verbunden.  Gröfste  Schülerzahl  1876  (260  und  40  Vorschüler),  kleinste  1898 
(105  und  16  Vorschüler). 

Direktor:  Dr.  GoUhold  Sachse,  seit  1.  April  1896,  vorher:  Dr.  JuUus  SchvAz 
1875-96,  Dr.  Alfred  SchoUmüller  1872-75. 

8  Klassen  und  1  Vorschule;  8  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  2  tech- 
nische und  £lementarl.,  sämtlich  evangelisch.  Seit  Ostern  1897  wird  katholischer  Reli- 
gionsunterricht erteilt,  jetzt  in  8  Abteilungen  mit  je  2  Stunden. 

1888  ist  auf  dem  Schulhofe  eine  Turnhalle  errichtet  worden  (Kosten  des  Baues 
22670  Mk.,  der  Geräte  4380  Mk.),  Turnspiele  finden  im  Sommer  für  die  kleinen  Schüler 
auf  dem  Schulhofe,  für  die  gröfseren  auf  einem  von  der  Stadtgemeinde  bereit  gestellten 
Platze  statt.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  8450  Bände. 

Stiftungen:  Der  wissenschaftliche  Verein  in  Bartenstein  überwies  dem  Gymnasium 
im  Jahre  1875  als  Grundstock  für  eine  Stiftung  zur  Unterstützung  von  Schülern  720  Mk. 
Diese  Summe  ist  jetzt  auf  9975  Mk.  angewachsen.  Aus  den  Zinsen  werden  zu  Ostern 
jedes  Jahres  Stipendien  im  Höchstbetrage  von  150  Mk.  gewährt. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Schulgeld  110  Mk.  Die  Stadtgemeinde 
zahlt  seit  der  Verstaatlichung  einen  Zuschufs  von  jährlich  3000  Mk.  Gesamtausgabe 
65950  Mk.,  Bedürfniszuschufs  43940  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Braunsbergr. 

(Ermland.    12497  Einwohner.) 

Gymnajsiiim  (I,  57.    II,  92.    III,  111). 

Gruchotj  Zur  Geschichte  des  Braunsberger  Jesuitenkollegiums,  Progr.  1887;  Forts. 
1890.  —  Derselbe,  Zur  Geschichte  des  Gymnasiums  während  der  letzten  25  Jahre, 
Progr.  1891.  —  Meinertz,  Die  Handschriften  und  alten  Drucke  der  Gymnasialbibliothek, 
Progr.  1882. 

Die  Anstalt  ist  vom  Kardinal  Sianisl.  Hosius  am  21.  August  1565  in  dem  Franzis- 
kanerkloster zu  Braunsberg  als  gelehrte  Bildungsanstalt  des  Bistums  Ermland  gestiftet 
und  aus  dessen  Einkünften  ausgestattet  worden.  Die  Leitung  wurde  einem  Jesuiten- 
kollegium übertragen.  Nach  Aufhebung  des  Ordens  wurde  die  Schule  als  ein  „akade- 
misches Gymnasium"  unter  Königlichem  Patronat,  1811,  nach  Aufhebung  der  Professuren 
für  Philosophie  und  Theologie,  als  eigentliches  Gymnasium  eingerichtet.  Am  1.  Novem- 
ber 1811  ernielt  sie  ein  Statut.  Über  das  Konvikt  s.  u.  bei  den  Stiftungen.  Während 
der  Jahre  1868—1885  war  mit  der  Anstalt  eine  Vorschule  verbunden.  Der  im  Jahre 
1847  eingeführte  Unterricht  im  Polnischen  für  Prima  und  Sekunda  ist  1875  beseitigt 
worden.  An  dem  Streite,  der  sich  zu  Beginn  der  siebziger  Jahre  zwischen  dem  Staate 
und  der  katholischen  Kirche  entwickelt  hatte,  wurde  die  Anstalt  durch  die  Exkommuni- 
kation ihres  Kehgionslehrer  Dr.  Woümann  stark  beteiligt,  wegen  des  näheren  vgl.  Ab- 
schnitt I,  S.  47.  Gröfste  Schülerzahl  (386)  Herbst  1874,  kleinste  (264)  Herbst  1879, 
Ostern  1901:   302. 

Direktor:  Dr.  Friedr,  Preufs,  seit  Ostern  1901,  vorher:  Dr.  Martin  Wetzel,  seit 
1.  Juli  1897,  Hermann  Gruchot  1874—97,  Dr.  Otto  Meinertz  1874—83  (jetzt  Geheimer 
Oberregierungsrat  und  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium). 

10  Klassen;  12  Oberlehrer,  1  wissenschaftl.  Hilfsl.,  1  techn.  Lehrer;  2  Oberl.  und 
der  Hilfsl.  sind  evangelisch,  die  Übrigen  Lehrer  katholisch.  Evangelischer  Religions- 
unterricht wird  in  5  Abteilungen  erteilt  Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle  und  seit 
1892  einen  10  Minuten  vom  Schulgebäude  entfernten  Spielplatz  auf  einem  ihr  gehörigen, 
früher  verpachteten  Grundstücke.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  ungefähr  12000  dummem 
in  etwa  15000  Bänden. 

Stiftungen:  I.  Von  der  Gymnasialkasse  verwaltete:  a)  Die  Bursa  pauperum. 
Im  Jahre  1602  kaufte  das  Jesuitenkollegium  ein  Haus  zur  Wohnung  für  arme  Schüler, 
die  bursa  pauperum,  der  mit  der  Zeit  viel  Stiftungen  zugewendet  wurden.  1788  ^ing 
die  Verwaltung  des  Vermögens  an  den  Magistrat,  1815  an  das  Gymnasialkuratorium, 
nach  dessen  Aufhebung  1840  an  die  Gymnasialkasse  über.  Das  Haus  war  bereits 
1817  dem  Lyceum  Hosianum  überwiesen  worden.    Von  1841—1871  wurden  die  Einkünfte 
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an  das  Domkapitel  für  das  bischöfliche  Konvikt  (s.  u.)  abgeführt,  seit  1872  an  bedürftige 
katholische  Schüler  verteilt.  Gegenwärtiges  Vermögen  aufser  Grundstücken  mit  70  lidQc. 
Pachtertraff:  14703  Mk.  b)  Das  Stipendium  SchmüUingianum.  Für  bedürftige  Schüler 
der  Sekunda  und  Prima.  Kapitalbestand  927  Mk.  c)  Das  Jubiläum sstipenaium.  An- 
lälslich  der  800jährigen  Jubelfeier  (1865)  von  früheren  Schülern  gestiftet.  Bestand 
1615  Mk.  Die  Zinsen  von  1200  Mk.  werden  jährlich  einem  bedürftigen  Schüler  der 
Prima  oder  Sekunda  verliehen,  d)  Das  Beneficium  Bahr.  Bestand  316  Mk.  Verwen- 
dung zu  2  Messen  für  den  Stifter  (früheren  Religionslehrer  der  Anstalt)  und  zur  Unter- 
stützung für  kranke  Gymnasiasten. 

II.  Anderweitig  werden  zur  Verwendung  für  Schüler  des  Gymnasiums  folgende 
Stiftungen  verwaltet:  a)  Vom  ermländischen  Domkapitel  zu  Frauenburg  19  Stiftungen 
für  katholische  Schüler,  aus  denen  jährlich  im  Durchschnitt  3129  Mk.  verteilt  werden, 
b)  Das  Stipendium  Steinhallen.  1613  vom  Canonicus  Steinhallen  zu  Unterstützungen  für 
2  katholische  Schüler  gestiftet.  Kanitalbestand  5777  Mk.  c)  Aus  der  Stiftung  des 
Dr.  Arendt  vom  26.  März  1885  werden  je  5  bedürftigen  katholischen  Schülern  vom 
Jahre  1932  an  jährlich  im  ganzen  90  Mk.,  von  1952  ab  150  Mk.,  von  1972  ab  450  Mk., 
von  1992  ab  1050  Mk.  zufallen.  Die  Stiftungen  zu  b  und  c  werden  vom  Magistrat  ver- 
waltet d)  Das  Stipendium  Kampfsbach.  Vom  Pfarrer  K,  1861  zur  Verwendung  für 
einen  katholischen  aus  Braunsberg  gebürtigen  Schüler  gestiftet,  vom  £rzpriester  zu 
Braunsberg  verwaltet    Kapitalbestana  1200  Mk. 

III.  Alumnate:  a)  Das  bischöfliche  Konvikt,  am  8.  August  1843  eröffnet,  für 
Fundatisten,  die  ganz  oder  zum  Teil  von  der  Anstalt  unterhalten  werden,  und  Pen- 
sionäre. Am  11.  August  1874  wurden  neue  Aufnahmen  untersagt,  von  1880 — 86  war 
die  Anstalt  ohne  Zöglinge,  Michaelis  1886  wurde  sie  wieder  eröffnet  Gegenwärtig  zählt 
sie  60  Zöglinge,  b)  Das  Seligersche  Erziehungsinstitut  1795  vom  Oberstabs-Chirurgus 
8.  gestiftet  und  1828  eingerichtet,  für  4  evangelische  und  4  katholische  Schüler,  meist 
des  Gymnasiums,  zunächst  aus  Braunsberg  gebürtige.  Gegenwärtiger  Vermögensbestand 
aulser  einem  Grundstücke  124900  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  80043,  Bedürfniszuschufs 
41933  Mk.,  SUatszuschufe  auf  Grund  rechtlicher  Verpflichtung  3328,65  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

Memel. 

(Littauen.    20174  Einwohner.) 

Liuisen-Oymnasium  (I,  56.    II,  90.    III,  111). 

Küsel,  Zur  Geschichte  der  Anstalt,  Progr.  1886. 

Die  alte  mutmafslich  im  Reformationszeitalter  gegründete  lateinische  Kirchschule 
wurde  im  Jahre  1815  eine  „gro&e  Stadtschule^,  1832  unter  dem  Rektor  O.  Musaetu  eine 
höhere  Bürgerschule.  Sie  erhielt  am  19.  Dezember  1838  das  Recht  zur  Abhaltung  von 
Entlassungsprüfungen,  wurde  nach  Erlafe  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  Real- 
schule zweiter  Ordnung  und  1860  in  ein  Gymnasium  umgewandelt.  Ostern  1862  wurde 
die  Prima  eröffnet  Ostern  1888  wurde  die  Anstalt  vom  Staate  übernommen;  seit  dem 
7.  April  1901  führt  sie  die  Bezeichnung  Luisengymnasium.  Die  mit  ihr  verbundene 
Vorschule  ist  1860  gleichzeitig  mit  der  Umwandlung  in  ein  Gymnasium  eröffnet  worden. 

Grö&te  Schülerzahl  (311  und  85  Vorschüler)  Michaelis  1878,  kleinste  (171  und 
61  Vorschüler)  Michaelis  1891,  Ostern  1901  229  und  80  Vorschüler. 

Direktor:  Dr.  JK.  Küsel,  seit  Michaelis  1882,  vorher:  Dr.  E.  Grofse  1876—82 
und  Dr.  Düringer  1866—76. 

8  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  9  Oberlehrer,  1  technischer  und  3  Elementarl., 
sämtlich  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulgebäude  (Töpferstrafse  26)  ist  im  April  1891  eingeweiht  worden. 
Baukosten  161430  Mk.  Für  den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Turnhalle  mit- 
benutzt, mit  dem  Bau  einer  eigenen  Turnhalle  ist  begonnen  worden.  Die  Lehrer- 
bibliothek zählt  2115,  die  Schülerbibliothek  1621  Bände. 

Stiftung  des  Magisters  Joh.  Friedr,  Schultz  (1786).  Die  Verwaltung  führt  der  Maristrat, 
der  aus  dem  Legatemonds  jährlich  401  Mk.  zum  Etat,  außerdem  40  Mk.  für  den  Redner 
bei  der  Schultz-Feier  zahlt 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten,  die  Stadtgemeinde  zahlt  einen  festen 
Zuschuß  von  10000  Mk.  jährlich;  Gesamtausgabe  76105Mk.,  Bedürfniszuschufs  38015 Mk. 
Schulgeld  110  Mk.,  in  der  Vorschule  90  bezw.  72  Mk.  Der  Direktor  hat  seit  Ostern 
1899  Dienstwohnung  in  einem  besonderen  Gebäude. 
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Osterode  (Ostpreufsen). 

(Oberland.    13163  Einwolmer.) 

GymnaBium« 

Die  Anstalt  ist  aus  den  Oberklassen  einer  gehobenen  Bürgerknabenschule  herror- 
gegangen  und  Ostern  1877  von  der  Stadtgemeinde  eröffnet  worden.  1883  wurde  sie  zum 
Kealgymnasium  erweitert  und  von  Ostern  1893  allmählich  zum  Gymnasium  umgestaltet, 
die  Anerkennung  als  solches  erfolgte  am  2.  April  1896.  Mit  ihr  ist  seit  ihrer  Gründung 
eine  aus  den  Unterklassen  der  Bürgerschule  hervorgegangene  Vorschule  verbunden. 
Höchste  Schülerzahl  (258  und  64  Yorschüler)  im  Schuljahr  1900,  kleinste  (151  und 
39  Yorschüler)  Ostern  1893. 

Direktor:  Dr.  E.  L.  Wüst,  seit  Begründung  der  Anstalt 

8  Klassen,  2  Yorschulklassen ;  9  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  1  wissenschaftlicher 
Hilfsl.,  2  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Die  katholischen  Schüler  erhalten  Religions- 
unterricht in  3  Abteilungen. 

Das  jetzige  Gymnasialgebäude  war  ursprünglich  für  die  gesamten  Bürgerschulen 
der  Stadt  bestimmt    Wegen  Kaummangels  ist  ein  Neubau  in  Aussicht  genommen. 

Die  Anstalt  hat  einen  Turn-  und  Spielplatz,  die  für  die  städtischen  Schulen  be- 
stimmte Turnhalle  wird  mitbenutzt.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  2000  Bände. 
Münzkabinett  Historisch  ethnologische  Sammlung  mit  bemerkenswerten  prähisto- 
rischen Stücken. 

Bücherprämienstiftung.  Yom  früheren  Oberlehrer  Bosbiegal  1882  mit  5(X)  Mk.  gestiftet. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Schulgeld  110  Mk.,  in  der 
Vorschule  70  Mk.  Ausgabe  71460  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  20790  Mk.,  staatlicher  Be- 
dürfniszuschuüs  27500  Mk.  Der  Kreis  Osterode  zahlt  für  das  Gymnasium  jährlich 
1(XX)  Mk.  an  die  Kämmereikasse.  Die  Besoldungen  der  Lehrer  sind  nach  dem  zweiten 
Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt,  die  feste  Zulage  wird  nach  §  2  desselben  gewährt 
Der  Direktor  hat  Dienstwohnung  im  Gymnasiai^ebäude.  Die  Hinterbliebenen  der 
Lehrer  sind  bei  der  Provinzial -Witwen-  und  Waisenkasse  versichert,  die  Beiträge 
werden  von  der  Stadtgemeinde  gezahlt. 


Rastenburgr« 

(Natangen.    11 140  Einwohner.) 

Herzog  Albrechts-Gymnasium  (I,  59.    II,  93b    III,  112)i 
Heinicke,  Zur  ältesten  Geschichte  des  Kgl.  Gymnasiums  zu  Rastenburg,  Progr.  1846. 

um  für  die  neue  Universität  zu  Königsberg  Schüler  vorzubilden,  stiftete  Herzog 
Albrecht  in  seiner  vormaligen  Residenz  Rastenburg  1545  eine  „Partikularschule^.  Die 
Lehrer  wurden  von  der  Stadtobrigkeit  unter  Beirat  des  Erzpriesters  und  mit  Zustimmung 
des  herzoglichen  Amtshauptmanns  berufen,  die  Gehälter  wurden  hauptsächlich  aus  einem 
Kirchenärar  bestritten.  Zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  wurde  die  Anstalt  Gymnasium, 
1816  wurde  sie  vom  Staate  übernommen.  Die  im  Jahre  1856  eingerichteten  Real- 
abteilungen für  lY,  III  und  II  wurden  schon  nach  wenigen  Jahren  eingezogen.  1864 
wurde  die  äulsere  Verbindung  mit  der  deutschen  Pfarrkirche,  die  zuletzt  noch  in  der 
Verbindung  des  Amtes  eines  Elementarlehrers  am  Gymnasium  mit  dem  des  Kantors  an 
der  Kirche  zum  Ausdruck  kam,  vollständig  gelöst  Die  Ostern  1872  errichtete  Vor- 
schule ist  Michaelis  1890  eingegangen.  Durch  Königlichen  ErlaJB  vom  27.  Mai  1896 
wurde  der  Anstalt  der  Name  „Königliches  Herzog  Albrecht  -  Gymnasium"  verliehen,  am 
24. — 26.  Juni  desselben  Jahres  fand  die  350jährige  Jubelfeier  statt 

Direktor:  Dr.  W.  Grofsmann^  seit  Ostern  1893,  vorher:  C  Fr.  cToAn,  seit 
Michaelis  1870. 

11  Klassen  (Olli  und  U  UI  geteilt);  14  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  sämt- 
lich evangelisch.  Die  katholische  Minderheit  erhält  in  3  Abteilungen  mit  je  2  Wochen- 
stunden Religionsunterricht 

Im  Sommer  1875  ist  ein  Erweiterungsbau  zur  Aufnahme  von  3  Klassen  ausgeführt 
worden.  Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle  (Einweihung  am  17.  März  1878)  und  einen 
Turnplatz.    Die  Lehrerbibliothek  hat  2197  Nummern. 
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Stiftunffen:  a)  Eine  Begräbniskasse,  der  13  Lehrer  als  Mitglieder  angehören. 
Am  1.  April  1838  gegründet.  Das  neue  Statut  ist  am  1.  Januar  1878  in  Kraft  getreten. 
Bestand  7906  Mk.  (vgl.  Progr.  1875,  S.  19  SX  b)  Das  Claussenstipendium.  Von  Schülern 
der  Anstalt  aus  Anlals  des  Ausscheidens  aes  Professors  Cl,  aus  dem  Amte  am  18.  Fe- 
bruar 1885  gegründet  Stammkapital  8000  Mk.,  zeitliches  Resenrat  417  Mk.;  jährlich 
erh&lt  ein  Schüler  der  I  oder  der  II  100  Mk.  c)  Die  Schumannsche  Stiftung.  Zur 
Anschaffung  Yon  Büchern  für  unbemittelte  Schüler,  aus  dem  Verkaufe  der  Bücher- 
sammlung  eines  Lesezirkels  1770  gegründet,  durch  einen  Zuschuls  von  18  Mk.  jährlich 
unterhalten,  d)  Aulserdem  mehrere  Stipendien  aus  älterer  Zeit,  u.  a.  die  Königliche 
Stipendienstiftung  Friedrich  Wilhelm  III.,  900  Mk.  jährlich,  das  Stipendium  Krügeria- 
num,  1851  mit  1550  Mk.  gegründet,  und  das  Stipendium  Heinickianum,  1861  zur  Erinne- 
T\m^  an  den  früheren  Direktor  H.  mit  1450  Mk.  gegründet,  zeitiges  Reservat  209  Mk., 
sowie  das  Stipendium  Rostockianum,  zur  Erinnerung  an  einen  früheren  Schüler  1863  mit 
einem  Stammkapital  von  8000  Mk.  gegründet,  zeitiges  Reservat  436  Mk.  Die  Hippel- 
feier (vgl.  Bd.  I,  S.  60)  hat  1875  aufgehört,  die  Stiftung  ist  vom  Magistrat,  als  ihrem 
Verwalter,  auf  die  Mittelschule  übertragen  worden. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  89045  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschuls  55687  Mk.,  Schulgeld  110  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


HoesseL 

(Er  ml  and.    4345  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  60.    II,  94.    UI,  113). 
Jahresberichte  der  Anstalt  von  1841,  42,  45,  48,  80»  92,  94. 

Die  Anstalt  ist  im  Jahre  1631  als  JesuitenkoUe^^ium  gegn-ündet  worden.  Nach  der 
Aufhebung  des  Jesuitenordens  befahl  König  Friedrich  II.,  da6  sie  unter  Königlichem 
Patronat  als  katholisches  Gymnasium  fortgeführt  werde.  Krieg,  Brand  und  die 
Ungunst  der  Zeit  brachten  jedoch  die  Schule  immer  mehr  zurück,  und  in  der  Zeit  von 
18(^—15  zählte  sie  nur  noch  2  Lehrer.  1822  wurde  sie  Lateinschule,  1833  Progymnasium; 
die  Sekunda,  die  1849  provisorisch  eingerichtet  war,  wurde  ihr  1852  mit  2  Klassen 
endgültig  angefügt.  Im  Herbste  1865  wurde  die  Prima  eröffnet  und  das  Prog^nasium 
zum  Gymnasium  erweitert  Grölste  Schülerzahl  (231)  im  Jahre  1871/72,  kleinste  (119) 
zu  Anfang  des  Winters  1890L 

Direktor:  Dr.  Bernhard  Schmeter^  seit  Michaelis  1900,  vorher:  Johann  Thurau 
1897—1900,  Bobert  BuchhoU  1887—97,  Dr.  Franz  Schultz  1883—86,  Dr.  Joseph  Frey 
1867—83. 

8  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer  und 
1  evangelischer  ReligionsL,  auJker  letzterem  und  dem  Hilfslehrer  sämtlich  katholisch. 

Das  von  der  Stadtgemeinde  mit  einem  Kostenaufwande  von  48000  Mk.  erbaute 
Schulgehäude  ist  am  8.  September  1870  bezogen  worden.  Erweiterungsbau  1878.  Die 
Anstalt  nat  eine  Turnhalle;  aulserdem  wird  der  mit  feststehenden  Turngeräten  ver- 
sehene Schulhof  zum  Turnen  benutzt.  Zu  Spielen  dient  der  der  Anstalt  gehörige 
Tumgarten  und  der  etwa  IVs  km.  von  ihr  entfernte  Spielplatz.  Die  Lehrerbibliothek 
zählt  6450  Bände. 

Stiftungen:  a)  Stipendium  Dost-Lamprecht.  Zum  Andenken  an  die  um  die  Er- 
haltung der  Anstalt  verdienten  Männer,  den  Präfekten  Dost  (seit  1798  Präfekt)  und 
seinen  Mitarbeiter  Joh.  Lamprecht  (seit  1804)  von  ehemaligen  Schülern  am  29.  April  1851 
beim  Domkapitel  zu  Frauenburg  gegründet.  Die  Zinsen  (60  Mk.)  sind  für  einen  Schüler 
der  oberen  Klassen  bestimmt,  b)  Ermländische  Stiftung.  Aus  Sammlungen  (seit  1867) 
im  Jahre  1882  bei  dem  Domkapitel  gegründet  Die  Zinsen  (100  Mk)  sind  für  einen 
Schüler  des  Ermlandes  bestimmt,  c)  Stipendium  Laws,  von  dem  früheren  Lehrer  der 
Anstalt  Professor  Dr.  X.  gegründet.  Die  Zinsen  (90  Mk.,  im  Jahre  1899  zum  ersten- 
mal ausgezahlt)  sind  abwechselnd  an  einen  Sohn  und  eine  Tochter  eines  Lehrers  der 
Anstalt  zur  Unterstützung  im  Studium  bezw.  in  anderweitiger  Ausbildung  zu  vergeben, 
d)  Stipendium  Stadge.  Vom  Pfarrer  St.  (f  1897)  gegründet,  2000  Mk.;  die  Zinsen  sind 
nach  dem  Tode  der  Schwester  des  verstorbenen  Stifters  einem  Schüler  der  Anstalt, 
mit  Bevorzugung  der  in  Rössel  geborenen,  zu  zahlen. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Schulgeld  110  Mk.  Gesamtausgabe 
50380  Mk.,  Zuschuls  des  Staates  31117  Mk.  Kreis  und  Stadt  leisten  einen  Zuschuls 
von  jährlich  2700  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 
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Pillau. 

(S  am  Und.    2992  Einwohner.) 

Realschule  (II,  89.    UI,  110). 
Zander,  Zur  Entwickelungsgeschichte  des  Pillauer  Schulwesens,  Progr.  1869. 

Die  Anstalt  ist  aus  drei  Schulen  entstanden;  eine  derselben  war  in  der  Festung 
unmittelbar  nach  der  Errichtung  derselben  (1626),  die  zweite  in  dem  neben  der  Festung 
gelegenen  Orte  (1726)  gegründet  worden,  und  die  dritte  gehörte  der  reformierten  Gemeinde. 
Im  Jahre  1813  brachte  der  Magistrat  unter  Leitung  eines  Königlichen  Kommissars 
eine  auf  Verträge  gegründete  Vereinigung  der  drei  Schulen  zu  einer  4 klassigen  Real- 
schule zu  Stande.  Der  Anstalt  wurde  später,  nachdem  sie  allmählich  auf  6  Klassen 
erweitert  war,  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Abgangsprüfungen  nach  der  Instruktion 
vom  8.  März  1832  verliehen;  bis  1850  wurde  sie  als  höhere  Bürgerschule  fortgeführt. 
Von  1850  bis  1860  war  sie  Mittelschule,  dann  wurde  sie  wieder  höhere  Lehranstalt,  und 
im  Jahre  1864  wurde  sie  in  die  Reihe  der  berechtigten  höheren  Bürgerschulen  ein- 
geordnet. Als  vollberechtigtes  Realprogymnasium  wurde  sie  am  8.  Januar  1885  an- 
erkannt. Von  Ostern  1894  bis  Ostern  1900  wurde  sie  allmählich  in  eine  Realschule 
umgewandelt;  als  solche  wurde  sie  durch  Erlafs  des  Unterrichts  minister  s  vom  20.  April 
1900  anerkannt.  Seit  Ostern  1896  sind  lateinische  Nebenkurse  eingerichtet;  die  daran 
teilnehmenden  Schüler  der  V  und  VI  sind  von  den  Gesang-  und  Schreibstunden  befreit. 
Der  Kursus  im  Lateinischen  beginnt  nur  alle  zwei  Jahre  und  besteht  aus  zwei  Ab- 
teilungen; für  die  untere,  aus  Schülern  der  VI,  V  und  IV  gebildete  wird  in  6,  für  die 
obere  in  4  Stunden  wöchentlich  der  Lehrstoff  der  entsprechenden  Klassen  des  Real- 
gymnasiums behandelt.  Die  1860  errichtete  einklassige  Vorschule  ist  1879  wieder  auf- 
gehoben worden.  Am  1.  November  1886  feierte  die  Anstalt  unter  gro&er  Teilnahme  der 
Bürgerschaft  das  50jährige  Diensljubiläum  ihres  langjährigen  Rektors  Zander,  der  ihr 
während  seiner  ganzen  Amtszeit  angehört  hatte.  Kleinste  Schülerzahl  (79)  im  Winter 
1899,  seitdem  Zunahme  bis  auf  106  im  Sommer  1901. 

Direktor:  Otto  Meifsfier,  seit  Ostern  1895,  vorher:  Max  Krösing  1889—95,  provi- 
sorisch Oberlehrer  Meifsner  1888—89,  Rektor  Zander,  seit  1860. 

6  Klassen;  4  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL,  2  Elementarl.,  sämtlich 
evangelisch.  Der  Turnplatz  befindet  sich  in  der  Festungsplantage,  20  Minuten  von  der 
Anstalt  entfernt;  eine  Turnhalle  fehlt.  Die  Lehrerbibliothek  umfafst  789  Nummern  mit 
2154  Bänden. 

Stiftung:  Zanderstiftung,  durch  Sammlungen  früherer  Schüler  aus  Anlals  des 
50.  Dienstjubiläums  des  Rektors  Z,  gebildet  (vgl.  Progr.  1887)  und  bei  dessen  Versetzung 
in  den  Ruhestand  Ostern  1888  mit  einem  Kapital  von  8000  Mk.  ins  Leben  getreten. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  37360  Mk., 
ZuschuHs  der  Stadt  7298  Mk.,  des  Staates  22300  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem 
zweiten  Nachträge  zum  Normaletat  geregelt.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.  Die 
Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial-Witwen-  und  Waisenkasse  versichert; 
Beiträge  werden  von  den  Lehrern  nicht  erhoben. 


W^eWau. 

(Samland.    5138  Einwohner.) 

Gymnasimn,  in  der  Umwandlung  in  eine  Realschule  begriffen 

(I,  57.    II,  91.    III,  111). 

W.  Friederici.  Bildungsgeschichte  der  gegenwärtigen  höheren  Bürgerschule  zu 
Wehlau,  Teil  I:  bis  1740,  Progr.  1855,  Teü  II:  bis  1810,  Progr.  1857,  Teil  III:  1810-49, 
Progr.  1873. 

Die  Stadt  hatte  früher  eine  gelehrte  Schule,  deren  Anfänge  wahrscheinlich  schon 
im  16.  Jahrhundert  vorhanden  waren.  Diese  schied  nach  wechselnden  Schicksalen  1810 
aus  der  Zahl  der  höheren  Schulen  aus  und  wurde  Bürgerschule.  1843  wurde  sie  zur 
Realschule  erweitert,  Oktober  1859  unter  die  zweite  Ordnung  und  durch  Verfügung  vom 
16.  November  1865  unter  die  erste  Ordnung  der  Realschulen  aufgenommen.  Ostern  1881 
wurde  der  Lehrplan  des  Gymnasiums  zunächst  bis  U  III  aufwärts  eingeführt,  Ostern 
1885  war  die  Umwandlung  in  ein  Gymnasium  vollendet.     Mittlerweile  (1882)  war  die 
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Anstalt  vom  Staate  übernommen  worden.  Ostern  1899  begann  die  Umwandlung  in  eine 
lateinlose  Realschule  mit  Einrichtung  der  Realsexta.  Bei  der  ehemaligen  Realschule 
bestand  eine  Vorschule  seit  1859,  am  Gymnasium  bis  1898.  Am  stärksten  (über 
200  Schüler)  war  die  Anstalt  vor  ihrer  Umwandlung  in  ein  Gymnasium  besucht;  dann 
ginff  sie  allmählich  bis  auf  106  Schüler  am  1.  Februar  1899  zurück.  Im  Sommer  1901 
zählte  sie  65  Gymnasiasten  und  78  Realschüler. 

Die  Stelle  des  Direktors  ist  zur  Zeit  unbesetzt;  kommissarischer  Dirigent  ist 
Professor  Dr.  Nietski,  seit  13.  Mai  1901,  sein  Vorffänger  war  Professor  Dr.  E,  Wagner, 
seit  Ostern  1900;  von  1875—99  war  Dr.  Otto  Eichhorat  Direktor,  vorher:  W,  Friederici, 
seit  1843. 

6  Gymnasialklassen  und  3  Realklassen;  8  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL, 
1  technischer  Lehrer,  sämtlich  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  jüdischen 
Schüler  ist  Sorge  getragen^ 

Im  Sommer  wird  der  städtische  Turnplatz  benutzt;  außerdem  ist  ein  Spielplatz 
gepachtet  Da  eine  Turnhalle  fehlt,  so  kann  im  Winter  nicht  geturnt  werdfen.  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  etwa  8500  Bände. 

Stiftungen:  a)  Kommerzienrat  Ouse,  ein  früherer  Schüler  der  Anstalt,  hat  1764 
zum  Besten  der  Schule  14000  Gulden  gestiftet.  Die  Zinsen  werden  zur  Unterstützung 
von  Schülern  des  Gymnasiums  und  der  Elementarschulen  sowie  bedürftiger  Lehrerwitwen 
verwendet.  Die  Verwaltung  wird  von  einem  Kuratorium  geführt  (Mitglieder:  die  beiden 
Geistlichen  der  Pfarrkirche,  der  Direktor  und  die  drei  ersten  Oberlehrer).  Gegenwärtiger 
Kapitalbestand  15550  Mk.  b)  Kaufmann  SioUenherg,  Schüler  der  Anstalt,  stiftete  im 
Jahre  1812  2000  Thaler  zur  Verbesserung  der  Lehrergehälter.  Die  Stiftung  wird  vom 
Magistrat  verwaltet,  die  Zinsen  werden  jetzt  zur  Anschaffung  von  Schulbüchern  für 
bedürftige  Schüler  verwendet  Bestand  15625  Mk.  c)  Abiturientenstiftung.  1866  aus 
dem  Ertrage  öffentlicher  Vorträge  und  Aufführungen  gebildet,  zur  Imterstützung 
bedürftiger  Abiturienten.  Das  Kuratorium  besteht  aus  dem  Direktor,  dem  ersten  Ober- 
lehrer und  einem  Rechtsbeistande.    Bestand  rund  8000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Schulgeld  110  Mk.,  Gesamtausgabe 
56980  Mk.,  Bedürfniszuschuls  86236  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  10000  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung  im  Schulgebäude. 


Begienmgsbezirk  Gmnbiimen. 

Gumbinnen. 

(Littauen.    14003  Einwohner.) 

Ein  Königliches  Gymnasium  und  ein  von  der  Stadtgemeinde  unter- 
haltenes Realgymnasium. 

Friedrichs-Gymnasium  (I,  62.    II,  95.    III,  114). 

Clemens,  Nachrichten  von  dem  Friedrichs  -  Gymnasium  zu  Gumbinnen,  Progr.  1813. 
—  Derselbe,  Geschichte  der  ehemaligen  Friedrichsschule  zu  Gumbinnen,  Progr.  1815. 

Die  bald  nach  1724,  dem  Gründungsjahre  der  Stadt,  errichtete  zweiklassige  Stadt- 
und  Kirchschule  fQr  Knaben  wurde  1764  zu  einer  lateinischen  Provinzialschule  mit 
4  Klassen  erweitert.  Diese  erhielt  zu  Ehren  ihres  Stifters,  des  Königs  Friedrichs  II., 
den  Namen  Friedrichsschule  und  wurde  1812  zu  einem  Gymnasium  ausgestaltet.  Gleich- 
zeitig mit  dieser  Rangerhöhung  fiel  die  bisherige  Verbindung  mit  der  altstädtischen 
Kirche  fort.  Seit  1860  besitzt  die  Anstalt  eine  Vorschule;  das  Michaelis  1892  bei  ihr 
eingerichtete  Seminar  ist  Michaelis  1894  aus  Mangel  an  Kandidaten  eingegangen. 
Grö&te  Schül^rzahl  (853)  im  Jahre  1878,  kleinste  (192  und  21  Yorschüler)  im  Jahre  1891. 

Direktor:  Dr.  Hermann  Jaenicke,  seit  Ostern  1896,  vorher:  Georg  Kamow^  seit 
1890,  Dr.  A.  Viertel,  seit  1883  (jetzt  Direktor  des  Gymnasiums  und  der  wissenschaft- 
lichen Prüfungskommission  zu  Göttingen),  Dr.  J.  Amoldt,  seit  1861. 

Früher  war  an  der  Anstalt  n.  a.  thätig:  TroHen,  ord.  Lehrer  1863—69,  jetzt 
Oberregierungsrat  und  Direktor  des  Provinzialschulkollegiums  in  Magdeburg. 

9  Klassen  und  1  Yorschulklasse;  10  Oberlehrer,  1  HilfsL,  1  tedinificher  Lehrer, 
1  Vorschnll.,  sämtlich  evangelisch. 

Wiese,  Schnlwesen.    lY.  11 
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Im  Jahre  1874  wurde  auf  dem  Turnplatze  mit  einem  Aufwände  von  11550  Thalem 
eine  Turnhalle  errichtet.  Für  das  Gymnasium,  das  sich  jetzt  noch  in  der  Darkehmer- 
Btra&e  befindet,  ist  ein  Neubau  auf  der  Meiserstralse  in  Aussicht  genommen,  in  dem 
auch  die  demnächst  zu  verstaatlichende  Realschule  untergebracht  werden  soll.  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  9500  Bände. 

1896  hat  der  verstorbene  Oberlehrer  Dr.  Weinreich  der  Anstalt  als  der  Stätte 
seiner  Jugendbildung  eine  wertvolle  Sammlung  von  Kunstgegenständen,  namentlich 
Gipsabgüssen  antiker  Bildwerke,  letztwillig  hinterlassen. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  70900  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  auf  Grund  rechtlicher  Verpflichtung  553,88  Mk.,  Bedürfniszuschufe  45080  Mk. 
Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  100  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Bealschole  (II,  96.    lU,  114). 

Die  ursprünglich  vierklassige  städtische  Bürgerschule  wurde  Ostern  1864  erweitert 
und  am  5.  Februar  1868  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt,  nachdem  Ostern  1867 
die  erste  Abgangsprüfung  abgehalten  worden  war;  1872  ^ng  die  Anstalt  aus  dem  Auf- 
sichtsbereiche  der  Königlichen  Regierung  in  den  des  Provinzialschulkollegiums  über,  am 
4.  Januar  1888  wurde  sie  als  vollberechtigtes  Realprogymnasium  und  am  20.  März  1899 
als  Realschule  anerkannt.  Die  Verstaatlichunsr  ist  in  Aussicht  genommen.  Seit  1864 
ist  mit  der  Anstalt  eine  Vorschule  verbunden ;  diese  ist  1888  auf  8  Klassen  angewachsen. 
Die  Schülerzahl  hat  während  der  letzten  18  Jahre  nur  wenig  geschwankt;  Michaelis 
1899  betrug  sie  in  der  Realschule  210,  in  der  Vorschule  75. 

Direktor:  ÄnUm  Jacohi,  seit  Michaelis  1882,  vorher:  Rektor  Dr.  Schwarz^  seit 
Net]Uahr  1872. 

6  Klassen  und  3  Vorschulklassen ;  6  Oberlehrer,  1  technischer,  2  Vorschull.,  sämt- 
lich evangelisch.    Für  die  6  jüdischen  Schüler  ist  Religionsunterricht  eingerichtet 

Die  der  Anstalt  zur  Verfügung  stehende  Turnhalle  und  der  Turnplatz  werden  von 
der  städtischen  höheren  Töchterschule  und  der  Volksschule  mitbenutzt.  Die  Lehrer- 
bibliothek umfa&t  etwa  2000  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtsremeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  52140  Mk., 
StaatszuschuiB  13160  Mk.,  Schulgeld  80  Mk.  Besoldungen  der  Lehrer  nach  dem  zweiten 
Nachtrage  zum  Normaletat.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.  Die  Hinterbliebenen 
der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial -Witwen-  und  Waisenkasse  versichert,  die  Beiträge 
werden  von  der  Stadtgemeinde  gezahlt. 


Insterburgr. 

(L  i  1 1  a  u  e  n.    27  787  Einwohner.) 

Gymnasimn  und  Bealgymnaslum  (I,  62.    II,  97.    m,  115). 
Dr.  C.  Wiederhold,  Geschichte  der  Lateinschule  zu  Insterburg,  Progr.  1876,  77,  78. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  wurde  von  dem  Erzpriester-  und  Haupt- 
amt Insterburg  eine  lutherische  Kirchschule  gegründet,  die  zunächst  zur  Vorbildung 
von  Predigersöhnen  aus  dem  Amtsbezirke  bestimmt  war.  1598  wurde  sie  zu  einer 
lateinischen  Provinzialschule  gemacht,  1809  in  eine  Bürgerschule  verwandelt  und  am 
14.  April  1834  als  höhere  Bürgerschule  eingerichtet.  Am  28.  Oktober  1836  erhielt  sie 
das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen,  1859  wurde  sie  Realschule 
zweiter  Ordnung.  Michaelis  1860  wurde  sie  zu  einem  Gymnasium  mit  Realklassen  er- 
weitert; die  letzteren  wurden  am  9.  Januar  1861  als  Realschule  zweiter  und  am  15.  De- 
zember 1862  als  Realschule  erster  Ordnung  anerkannt.  Von  1863  an  bezoff  die  Anstalt 
einen  Staatszuschuis,  dessen  Bewilligung  die  Einsetzung  eines  Königlichen  Kompatronats 
zur  Folge  hatte.  Am  1.  Januar  187z  wurde  sie  vom  Staate  übernommen;  die  Stadt  ver- 
pflichtete sich  zur  Leistung  eines  jährlichen  Zuschusses  und  zur  Errichtung  eines  neuen 
Schulgebäudes.  Seit  Michaelis  1860  besitzt  das  Gymnasium  eine  Vorschule.  Sein  früherer 
Zusammenhang  mit  der  Pfarrkirche  tritt  noch  dadurch  in  die  Erscheinung,  dafs  die  Lehrer 
einen  besonderen  Stand  in  der  Kirche  besitzen.  Gröfste  Schülerzahl  1881/82  (612  und 
88  VorschülerX  kleinste  1891/92  (Gymnasium,  Realgymnasium  und  Vorschule  zusammen  448). 

Direktor:  Professor  Dr.  Ernst  Wagner ^  seit  Ostern  1901,  vorher:  Bernhard 
Ixmdien^  seit  Michaelis  1888,  Dr.  E,  Kräh,  seit  Michaelis  1858.  Früher  wirkten  an  der 
Anstalt  u.  a.:   Trosien,  ord.  Lehrer  1861---63,  jetzt  Oberregierungsrat  und  Direktor  des 
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ProvinzialschulkoUegiums    in   Magdeburg;    Dr.   Schauer ^    Oberlehrer    1860—64,    später 
Direktor  des  Joachimsthalscben  Gymnasiums  zu  Berlin. 

11  Gymnasial-,  5  Realgymnasial-,  3  Vorschulklassen;  19  Oberlehrer,  1  technischer 
und  3  Elementarl.,  sämtlich  eYangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen 
und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Reitbahnstralse  5)  ist  1878 — ^74  mit  einem  Eostenaufwande 
Ton  449880  Mk.  (einschl.  der  Nebenbauten  und  der  auf  42000  Mk.  sich  belaufenden 
Kosten  für  die  Ausschmückung  der  Aula)  erbaut  und  Ostern  1875  bezogen  worden. 
Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle;  als  Tum-  und  Spielplatz  dient  der  Schulhof.  Die 
Lehrerbibliothek  umfafst  3422  Werke  mit  7650  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Das  Stipendium  Börbstaedtianum.    1743  vom  Ratsverwandten  B, 

gestiftet  Kapital  300  Mk.  Die  Zinsen  werden  einem  lutherischen  Schüler  verliehen, 
er  sich  zu  Studien  „appliziert'',  b)  Der  Schülerunterstützungsfonds.  Durch  viertel- 
jährliche freiwillige  Beiträge  der  Schüler  1858  gegründet  und  unterhalten.  Kapital- 
bestand 14706  Mk.  c)  Krah-Stiftung.  Dem  früheren  Direktor  Dr.  K.  wurde  bei  seinem 
Scheiden  von  der  Anstalt  von  ehemaligen  Schülern  ein  Kapital  zur  Begründung  einer 
Schülerstiftung  übergeben.  Die  Zinsen  werden  zu  Unterstützunffen  für  Schüler  der  drei 
oberen  Klassen  verwendet  Gegenwärtiger  Bestand  5521  Mk.  d)  Insterbureer  Schüler- 
Stiftung.  Von  ehemaligen  Schülern  bei  Eröffnung  des  neuen  Gymnasialgeoäudes  1874 
gegründet  Bestand  6302  Mk.  Der  grö&te  Teil  der  Zinsen  wird  zu  Unterstützungen  für 
Schüler  der  II  und  der  I  verwendet  Die  Verwaltung  wird  von  einem  besonderen  Kura- 
torium geführt,  dem  u.  a.  der  Bürgermeister  als  Vorsitzender,  der  Direktor  und  ein 
Lehrer  angehören. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  145805  Mk.,  Zuschuls 
des  Staates  83405  Mk.,  der  Stadt  10500  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule 
100  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Lyck  (Ostpreufsen). 

(Masuren.    11419  Einwohner.) 

Gymnaslnm  (I,  65.    II,  99.    III,  116). 

Dr.  Ernst  Bemecker,  Geschichte  des  Kgl.  Gymnasiums  zu  Lyck.  T.  I  (Festschrift 
zur  Feier  des  300jährigen  Jubiläums),  Königsberg  1887,  T.  II,  Königsberg  1891. 

Die  Schule  wurde  1587  vom  Markgrafen  Georg  Friedrich  mit  dem  Zwecke  gegründet, 
für  die  Universität  vorzubilden,  und  zwar  in  erster  Linie  polnisch  redende  protestantische 
Theologen.  Die  Unterhaltung  wurde  durch  Vermehrung  der  Bezüge  der  bestehenden 
Lycker  Schule  um  200  Mk.  jährlich  aus  den  bisherigen  bischöflichen  Einkünften  sicher- 
gestellt Das  älteste,  aus  dem  Jahre  1594  stammende  Statut  befindet  sich  im  Staats- 
archiv zu  Königsberg  und  ist  im  Programm  von  1816  abgedruckt.  Nach  diesem  Statut 
geht  die  Oberaufsicht  an  einen  Inspektor  in  der  Person  des  jedesmaligen  Erzpriesters 
der  Lycker  Kirche  Über.  Das  Polnische  wird  stark  in  den  Vordergrund  gestellt:  das 
Hochpolnische  soll  neben  dem  Lateinischen  die  Umgangssprache  sein,  der  Nachmittags- 
unterricht mit  Gesang  und  Gebet  in  polnischer  Sprache  geschlossen  werden.  Seit  1810 
erscheint  Polnisch  nicht  mehr  im  Lehrplane  der  Schule.  1813  erfolgte  die  Umwandlung 
in  ein  humanistisches  G^^mnasium,  und  bald  danach  wurde  das  Aufsichtsrecht  des 
Erzpriesters  beseitigt.  Seit  1866  ist  mit  der  Anstalt  eine  Vorschule  verbunden.  Gröfste 
Schülerzahl  (355,  ausschl.  Vorschule),  im  Jahre  1884.  Am  28.— 30.  Juni  1887  feierte 
das  Gymnasium  sein  300jähriges  Jubiläum. 

Direktor:  August  Kotowski,  seit  Michaelis  1891,  vorher:  Dr.  JEdmund  Kammer, 
1880 — 91,  jetzt  Oberregierungsrat  und  Direktor  des  ProvinzialschulkoUegiums  in  Königs- 
berg, Dr.  Hermann  Hampke  1868 — 80,  Dr.  Carl  Schaper  1864—68,  später  Direktor  des 
Joachimsthals chen  Gymnasiums  zu  Berlin. 

9  Klassen  und  1  Vorschulklasse;  11  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl., 
sämtlich  evangelisch.    Die  jüdischen  Schüler  erhalten  Religionsunterricht. 

Stiftungen:  a)  Stipendiqm  ^adeykianum.  Von  den  Eheleuten  Daniel  und 
Christine  Barbara  Madeyka  1778  zur  Unterstützung  zweier  Schüler  bezw.  für  einen  der 
beiden  Stipendiaten  während  der  ersten  drei  Universitätsjahre  begründet.  Kapitalbestand 
3450  Mk.  b)  Stipendium  Masovianum.  Seit  1859  aus  Beiträgen  ehemaliger  Schüler  u.  s.  w. 
gesammelt.  Bestand  15655  Mk.  c)  Stipendium  Freytagianum.  Von  Fräulein  Fr,  durch 
letztwillige  Verfügung  zu  Unterstützungen  für  arme  Schüler  gestiftet.    Bestand  12898  Mk. 

II* 
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d)  Jubiläumsstiftung.  Aus  den  Beiträgen  ehemaliger  Schüler  beim  dOOjährigen  Jubiläom 
gegründet,  zur  Unterstützung  eines  Primaners.  Bestand  4190  Mk.  e^  Earkatsch- 
Stiftung.  1890  von  dem  früheren  Schüler  Karl  K.^  jetzigem  Stadtrat  in  Königsberg  i.  Pr., 
zu  Unterstützungen  für  3  Schüler  der  Anstalt  gestiftet    Bestand  30680  Mk. 

Die  Anstalt  hat  einen  Turnplatz  und  eine  Turnhalle.  Die  Lehrerbibliothek  umfalst 
etwa  7000  Bände. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  81 670 Mk.,  Bedürfniszuschols 
48804  Mk.,  Schulgeld  110  Mk.,  in  der  Vorschule  90  Mk.   Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

TUsit. 

(Hauptstadt  von  preafe.  Littauen.    34538  Einwohner.) 

Die  Stadt  hat  ein  Königliches  Gymnasium  und  ein  Realgymnasium; 
das  letztere  ist  im  Jahre  1879  vom  Staate  tibernommen  worden. 

Gymnasium  (I,  63.    U,  97.    m,  115). 

Clemens^  Nachrichten  von  einigen  realisierten  Verbesserungen  der  Kgl.  Provinzial- 
schule  zu  Tilsit,  Progr.  1801.  —  Schneider,  Geschichte  der  Provinzial-  oder  Fürsteu- 
schule zu  Tilsit  bis  zu  ihrer  Verwandlung  in  ein  Kgl.  Gymnasium,  Progr.  1853  und  54.  — 
Pöhlmann,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Gymnasiums,  Progr.  1866,  73,  74,  75  und  76.  — 
Derselbe,  Geschichte  des  Kgl.  Gymnasiums,  Festschrift  1^6. 

Die  Anstalt  wurde  vom  Markgrafen  Georg  Friedrich  von  Ansbach  am  6.  November  1586 
fdi  die  Littauer  als  Partikular-  oder  Provinzial  schule  gestiftet  und  1589  zu  einer  Fürsten- 
Bchule  erhoben.  Die  Aufsicht  über  die  inneren  Angelegenheiten  f&hrte  der  erste  Stadt- 
geistliche, über  die  äufseren  der  herzogliche  Amtshauntmann.  Am  3.  November  1812 
wurde  die  Fürstenschule  als  Gymnasium  anerkannt  Ostern  1862  erhielt  die  Anstalt 
eine  besondere  Vorschule;  die  bisherige  gemeinsame  städtische  Vorschule  für  beide 
höhere  Schulen  des  Ortes  wurde  der  Realschule  überwiesen.  In  der  littauischen 
Sprache  wird  fakultativer  Unterricht  erteilt  Am  31.  Mai,  1.  und  2.  Juni  1886  hat  das 
Gymnasium  sein  SOOjähriges  Jubelfest  begangen. 

Direktor:  Dr.  Karl  Müller,  seit  Michaelis  1892,  vorher:  Ernst  Kahle,  seit  1889, 
Dr.  Franz  Friedersdorff,  Eeit  Michaelis  1884,  Dr.  Adolf  MoUer,  seit  Michaelis  1875, 
Th.  Fabian,  seit  Michaelis  1844. 

12  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  12  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL, 
2  technische,  2  Vorschull.,  sämtlich  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katho- 
lischen und  der  jüdischen  Schüler  ist  Sorge  getragen. 

Das  neue  Schulhaus  (Kasemenstralke  38/39)  nebst  Turnhalle  und  Dienstwohnung 
für  den  Direktor  ist  am  5.  März  1900  eingeweiht  worden.  Aulser  der  Turnhalle  besitzt 
die  Anstalt  einen  Turnplatz;  zu  Turnspielen  wird  im  Sommer  der  zehn  Minuten  entfernt 
liegende  kleine  Exerzierolatz  benutzt  Die  Anstalt  hat  eine  „alte"  Bibliothek  mit  1292 
und  eine  „neue"  mit  77^  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Das  unter  Aufsicht  der  Stadt  stehende  „Pauperhaus",  1698  vom 
Vizebürgermeister  Falk  gegründet,  zur  Aufnahme  und  Unterhaltung  von  Schülern,  die 
Neigung  zu  Universitätsstudien  zeigen;  zum  Inspektor  wird  jedesmal  ein  Lehrer  des 
Gymnasiums  bestellt,  b)  Die  vom  Direktor  Fabian  gegründete,  am  29.  Februar  1864 
Allerhöchst  bestätigte  Stipendienstiftung  (Statut  im  Progr.  1866).    Bestand  17895  Mk. 

c)  Das  Stipendium  Fabianum,  gelegentlich  des  Dienstjubiläums  des  Direktors  F, 
am  25.  August  1870  für  dessen  Familie  gestiftet  (vgl.  Progr.  1871).    Bestand  8555  Mk. 

d)  Die  Jubiläumsstipendiumstiftung  vom  Jahre  1886.  Bestand  6421  Mk.  e)  Die  vom 
Direktor  Fabian  lm4  gegründete  Stiftung  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Lehrer 
(Statut  vom  7.  September  1870,  vgl.  Progr.  von  1871).  Bestand  19611  Mk.  f)  Das 
Stipendium  Gisevianum  vom  11.  Mai  1896.  Bestand  1657  Mk.  —  Aulserdem  Zuwendungen 
aus  der  Königlichen  Stiftung  Friedrich  Wilhelms  III.  für  Gymnasiasten  littauischer  Zunge 
und  einige  kleinere  Vermächtnisse. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  90  Mk.,. 
Gesamtausgabe  98363  Mk.,  Bedürfniszuschuls  48000  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Bealgrymnasiiim  (I,  64.    II,  98.    III,  116.) 

Professor  Emil  Knaake,  Geschichte  des  Kgl.  Realgymnasiums  zu  Tilsit  von 
1839—89  in  der  Jubiläumsfestschrift  1889. 

Im  Jahre   1839  gründete  die   Stadtgemeinde  eine  „Höhere  Bürgerschule^,  die  am 
30.  Oktober  desselben  Jahres  eröffnet  wurde.    Ein  Jahr  nach  ihrer  Gründung  wurde 
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mit  ihr  die  „reformierte  Schule"  vereinigt;  damals  verpflichtete  sich  die  reformierte 
Gemeinde  zur  Besoldung  des  dritten  Oberlehrers,  der  zugleich  reformierter  Prediger 
sein  mu&te,  jährlich  274  Vs  Thaler  und  für  die  Besoldung  des  Kantors  110  Thaler  zu 
zidilen.  Die  Anstalt  wurde  im  Oktober  1859  Realschule  zweiter  Ordnung,  am  10.  Mai 
1860  Realschule  erster  Ordnung.  1879  wurde  sie  vom  Staate  übernommen;  die  Stadt 
verpflichtete  sich  zur  Zahlung  eines  jährlichen  Zuschusses  von  10000  Mk.  Am  11.  No- 
vember 1878  beging  sie  das  50jährige  Dienstjubiläum  des  Kantors  Kohrt  und  im  Oktober 
1889  die  Feier  ihres  50jährigen  Bestehens.  Ostern  1898  wurden  die  zweite  und  die 
dritte  Yorschulklasse  (vgl.  die  Bemerkung  im  vorisen  Artikel)  mit  der  schwach  besuchten 
Vorschule  des  Gymnasiums  vereinigt,  Ostern  1899  auch  die  erste  Klasse  aufgehoben 
und  damit  die  besondere  Vorschule  der  Anstalt  beseitigt.  Grölste  Schülerzahl  (324)  im 
Jahre  1891,  seitdem  durchschnittlich  800  Schüler. 

Direktor:   Dangel,  seit  Oktober  1888;   sein  Vorgänger  war:   J.  Koch  1865—88. 

10  Klassen;  12  Oberlehrer,  1  Zeichenl.  und  1  Elementarl.,  sämtlich  evangelisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt 

Am  1.  Oktober  1899  ist  die  bisher  vom  Gymnasium  benutzte  Turnhalle  nebst  Turn- 
platz dem  Realgymnasium  überwiesen  worden.   Die  Lehrerbibliothek  umfalst  4300  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Unterstützungskasse  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Lehrer, 
1869  gegründet.  Bestand  6188  Mk.  b)  Die  bei  der  50jährigen  Jubelfeier  gegründete 
Stipendienstiftung  für  Schüler.    Bestand  5368  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  82950  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  42270  Mk.,  der  Stadt  10000  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 


Lötzen. 

(Masuren*    5827  Einwohner.) 

ProgymnaBiain  (Gymnasium). 
Direktor  Dr.  Böhmer^  Zur  Geschichte  der  Entwickelung  der  Anstalt,  Progr.  1880. 

Die  Schule  wurde  1875  von  der  Stadtgemeinde  errichtet  und  Ostern  1879  als  Pro- 
gymnasium anerkannt  Durch  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  3.  Dezember  1900 
wurde  die  Ausgestaltung  zum  Vollgymnasium  genehmigt;  Ostern  1901  wurde  die  Ober- 
sekunda errichtet  Die  Vorschule  besteht  seit  der  Gründung  der  Anstalt  GrÖ&te 
Schülerzahl  (219  und  31  Vorschüler)  1885/86,  kleinste  (146  und  28  Vorschüler)  Ostern  1899. 

Direktor:  Dr.  Otto  Böhmeff  seit  Gründung  der  Anstalt.  An  dieser  wirkte  früher 
als  Lehrer  u.  a.  Dr.  Beyer  1876—85,  jetzt  Provinzialschulrat  in  Magdeburg. 

7  Klassen  und  1  Vorschulklasse;  7  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl., 
1  Vorschull.,  sämtlich  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  1890  mit  einem  Kostenaufwande  von  163500  Mk.  einschl. 
der  Kosten  des  Grundstückes  errichtet  worden.  Die  Anstalt  besitzt  einen  Turnplatz, 
aber  keine  Turnhalle.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  630  Nummern  mit  1070  Bänden. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  54050  Mk., 
Zusehufe  der  Stadt  16 100  Mk.,  des  Staates  21 050  Mk.,  Schulp^eld  100  Mk.,  in  der  Vor- 
schule 75  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  Ma&ffabe  des  zweiten  Nachtrages  zum  Nor- 
maletat geregelt  (feste  Zulaee  nach  §  9,  1  c  desselben).  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 
Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial- Witwen-  und  Waisenkasse  ver- 
sichert, Beiträge  werden  von  den  Lehrern  nicht  erhoben. 


Provinz  Westpreufsen. 

(2  Regierungsbezirke.    25  582,765  qkm.    1 568  458  Einwohner.) 

I  50.    II,  84.    in,  106. 

Die  jetzige,  am  1.  April  1878  aus  den  beiden  Begierungsbezirken 
Danzig  und  Marienwerder  neugebildete  Provinz  Westpreufsen  hatte  im 
Jahre  1873  neunzehn  höhere  Schulen,  von  denen  zwei^  das  Gymnasium  und 
die  damalige  Realschule  erster  Ordnung  zu  Thom,  unter  gemeinsamer 
Leitung  standen.  Von  diesen  19  Schulen  ist  eine,  das  Bealprogymnasium 
(früher  höhere  Bürgerschule)  zu  Marienwerder,  im  Jahre  1885  aufgelöst 
worden  ^).  Neu  hinzugekommen  6ind  das  Gymnasium  zu  Pr.  Stargard  und 
das  Königliche  Gymnasium  zu  Danzig,  .die  Progymnasien  zu  Bereut,  Pr. 
Friedland,  Löbau  und  Schwetz,  die  Bealschulen  zu  Graudenz,  Biesenburg 
und  Tiegenhof,  sowie  die  mit  einem  Progymnasium  verbundene,  aus  einem 
Bealprogymnasium  entstandene  Bealschule  zu  Dirschau.  Gegenwärtig  sind 
demnach,  wenn  das  mit  einem  Bealgymnasium  verbundene  Gymnasium 
in  Thom,  ebenso  wie  die  mit  einem  Progymnasium  verbundene  Bealschule 
zu  Dirschau,  als  eine  Anstalt  gerechnet  wird,  in  der  Provinz  27  mit  Be- 
rechtigungen versehene  höhere  Schulen  vorhanden. 

Von  den  älteren  haben  bezüglich  ihrer  Zugehörigkeit  zu  einer  der 
verschiedenen  Schulgättungen  keine  Änderung  erfahren  die  Gymnasien 
zu  Marienwerder,  Strasburg,  Neustadt,  Marienburg,  Deutsch-Krone,  Conitz, 
Graudenz,  Elbing,  Culm,  die  Doppelanstalt  in  Thom  und  das  Progym- 
nasium zu  Neumark.  Die  Parallelabteilung  des  städtischen  Gymnasiums 
und  das  Bealgymnasium  zu  St.  Johann  in  Danzig  sind  in  der  Umwandlung 
nach  dem  Frankfurter  System  begriffen;  das  Bealgymnasium  zu  Elbing 
ist  in  eine  Oberrealschule  verwandelt  worden;  in  der  Umwandlung  zu 
'einer  solchen  begriffen  sind  die  Bealschulen  zu  Graudenz  und  zu  St.  Petri 
und  Pauli  in  Danzig ;  die  Bealprogymnasien  (früher  höhere  Bürgerschulen) 
za  Culm  und  Jenkau  sind  in  Bealschulen  verwandelt  und  letztere  von 
Jenkau  nach  Langfuhr  bei  Danzig  verlegt  worden.  Von  den  seit  1874 
neu  eröffneten  Schulen  sind  die  Progymnasien  zu  Pr.  Friedland  und  die 
Bealschulen  zu  Biesenburg  und  Dirschau  aus  Bealprogymnasien  entstanden. 
Zur  Zeit  sind  also  in  der  Provinz  vorhanden:  dreizehn  Gymnasien,  von 
denen  eins  mit  einem  Bealgymnasium  vereinigt  ist,  fünf  Progymnasien, 
ein  in  der  Umwandlung  zu  einer  Beformschule  nach  dem  Frankfurter  System 


^)  Die  Auflösung  erfolgte,  da  die  Stadtgemeinde  die  mit  der  Unterhaltung^  der 
Anstalt  yerbnndenen  Lasten  nicht  mehr  zu  tragen  vermochte  und  über  die  Leistung 
des  von  ihr  für  den  Fall  der  Verstaatlichung  zu  zahlenden  dauernden  Zuschusses 
zwischen  ihr  und  der  Staatsbehörde  keine  Einigung  erzielt  werden  konnte. 
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begriffenes  Realgymnasium,  eine  Oberrealschule  und  sieben  Realschulen, 
von  denen  eine  mit  einem  Progymnasium  verbunden  ist,  zwei  in  der  Ent- 
wickelung  zu  Oberrealschulen  begriffen  sind. 

Die  Vorschulen  sind  beseitigt  worden  an  den  Gymnasien  zu  Neustadt 
Marienburg,  Deutsch  -  Krone,  Conitz,  Culm,  am  städtischen  Gymnasium  zu 
Danzig  und  am  Progymnasium  zu  Löbau.  Gegenwärtig  sind  16  höhere 
Schulen  der  Provinz  mit  Vorschulen  versehen. 

Vom  Staate  übernommen  sind  die  früher  von  diesem  und  der  Stadt 
gemeinsam  unterhaltene  Doppelanstalt  in  Thom,  femer  das  Gymnasium 
zu  Pr.  Stargard,  die  Realschule  zu  Culm,  die  Progymnasien  zu  Pr.  Fried- 
land, Löbau,  Neumark,  Schwetz  und  die  Realschule  zu  Dirschau«  Diese 
Anstalten  waren  früher  städtisch;  die  Vorschulen  des  Gymnasiums  zu 
Pr.  Stargard  und  des  Progymnasiums  zu  Neumark  sind  auch  nach  der 
Verstaatlichung  der  Hauptanstalten  städtisch  geblieben. 

Von  den  jetzt  vorhandenen  höheren  Schulen  ist  eine,  nämlich  die 
Realschule  zu  Jenkau  (Gonradinum) ,  stiftisch;  das  ältere  Gynmasium,  das 
Realgymnasium  zu  St.  Johann  und  die  Realschule  zu  St.  Petri  und  Pauli 
in  Danzig,  die  Oberrealschule  zu  Elbing,  sowie  die  Realschulen  zu  Grau- 
denz  und  Riesenburg  werden  von  der  betreffenden  Stadtgemeinde,  die 
übrigen  neunzehn  Anstalten  vom  Staate  unterhalten. 

Neue  Schulgebäude  haben  erhalten  die  Gymnasien  zu  Strasburg, 
Graudenz  und  Elbing,  sowie  die  Realschulen  zu  Graudenz  und  Jenkau 
(Gonradinum). 

Bei  der  Realschule  in  Riesenburg  fehlt  eine  Turnhalle.  Bei  den 
übrigen  Anstalten  ist  entweder  eine  solche  vorhanden,  oder  es  ist  die 
Möglichkeit  gegeben,  eine  benachbarte  Halle  mitzubenutzen;  vielfach 
wird  jedoch  über  zu  starke  Belastung  der  vorhandenen  Turnhallen 
geklagt.  An  mehreren  Orten  ist  es  möglich  gewesen,  Plätze  für  Turnspiele 
bereitzustellen,  namentlich  haben  die  Militärbehörden  durch  freundliches 
Entgegenkommen  in  dieser  Beziehung  die  Leibesübungen  in  der  Schule 
gefördert. 

Von  wertvollen  Lehrerbibliotheken  verdienen  die  des  Gymnasiums  zu 
Thom  und  des  städtischen  Gymnasiums  zu  Danzig  besondere  Erwähnung. 

Ihr  fünfzigjähriges  Jubiläum  haben  gefeiert  das  Gymnasium  in  Culm 
(1887),  die  Realschule  zu  St.  Petri  und  Pauli  in  Danzig  (1880)  und  die 
Oberrealschule  zu  Elbing  (1891). 

Mit  der  Realschule  in  Jenkau  (Gonradinum)  ist  nach  wie  vor  eine 
Pensionsanstalt  verbunden;  das  Konvikt  am  Gymnasium  zu  Neustadt  ist 
1876  aufgehoben  worden. 

An  den  nicht  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  ist  die  Für- 
sorge für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  in  derselben  Weise  wie  für 
diejenigen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  geordnet,  und  zwar  am  Gon- 
radinum durch  bespnderes  Statut,  an  den  städtischen  Anstalten  durch 
Anschlufs  an  die  Pro  vinzial  -  Witwen-  und  Waisenkasse.  Die  an  J*  die 
letztere  zu  zahlenden  Beiträge  werden  von  den  betreffenden  Stadtgemein- 
den entrichtet. 

Besondere  Lehrerwitwenkassen  bestehen  an  den  ftymiiaisien  in  Thorn, 
Marienwerder,  Culm  und  am  städtischen  Gymnasium  zu  Danzig.  Über 
die  vom  Vereine  der  Lehrer  an  den  höheren  Lehranstalten  Ost-  und  West- 
preufsens  eingerichtete  Waisenkasse,  sowie  über  die  Direktorenkonferenzen 
vgl.  den  Artikel  „Ostpreufsen"  S.  146. 

Die  Ferienordnung  wird  neuerdings  in  der  Weise  festgestellt,  dafs 
die  Sommerpause  Ende  Juni  oder  Anfang  Juli  beginnt  und  vier  Wochen 
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dauert,  die  Pfingstpause  fünf  Tage  und  die  übrigen  Ferien  je  vierzehn 
Tage  umfassen^). 

Die  inneren  'Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  Westpreufsens 
wurden  nach  der  Teilung  der  früheren  Provinz  Preufsen  bis  1899  von 
dem  Geh.  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  Dr.  Kruse  und  werden  jetzt 
von  dem  Provinzialschulrat  Dr.  Coli  mann  bearbeitet. 

Für  die  Unterhaltung  westpreufsischer  Schulen  sind  folgende  Staats- 
nebenfonds von  Bedeutung: 

1.  Der  Fonds  des  aufgehobenen  Gisterzienserklosters  zu  Grone  a.  d, 
Brahe.  Seine  Verwendung  ist  durch  Königliche  Erlasse  vom  26.  März 
und  13.  April  1819,  vom  30.  November  1823  und  vom  24.  Mai  1824  ge- 
regelt. Insbesondere  ist  durch  die  beiden  letzten  Erlasse  die  Verwendung 
eines  Teiles  des  Fonds  für  katholische  Schüler  genehmigt  worden.  Aus 
demselben  erhalten  nach  dem  Etat  von  1901  das  Gymnasium  zu  Deutsch- 
Krone  2790  Mk.  und  das  Gymnasium  zu  Gulm  1500  Mk. 

2.  Der  westpreufsische  katholische  Hauptschulfonds.  Aus  diesem 
erhält  das  Gymnasium  zu  Gonitz  15403  Mk.,  das  zu  Deutsch -Krone 
11480  Mk.  und  das  zu  Gulm  810  Mk. 

3.  Der  westpreufsische  Säkularisationsfonds  ist  aus  dem  Vermögen 
der  durch  den  Königlichen  Erlafs  vom  21.  Dezember  1834  angeordneten 
Aufhebung  der  in  der  Provinz  Preufsen  noch  befindlichen  Klöster  ent- 
standen. Aus  ihm  erhält  das  Gymnasium  zu  Neustadt  990  Mk.,  das  zu 
Deutsch -Krone  1350,  das  zu  Gulm  14256  Mk. 

Das  letztgenannte  Gymnasium  erhält  auch  3199,25  Mk.  aus  der 
katholischen  Rate  des  Neuzeller  Fonds.  Das  Nähere  über  diesen  s.  unten 
S.  198. 

Über  den  dem  Oberpräsidenten  zur  Verfügung  stehenden  Stipendien- 
fonds für  Schüler  deutscher  Abkunft  vergl.  die  allgemeinen  Bemerkungen 
über  die  höheren  Schulen  der  Provinz  Posen. 

Im  Jahre  1884  wurde  in  Danzig  ein  pädagogisches  Seminar  begründet. 
Das  für  dasselbe  unterm  4.  Juni  1884  errichtete  Statut^)  steht  zwar  mit 
der  durch  den  Erlafs  vom  15.  März  1890  eingeführten  neuen  Ordnung 
nicht  im  Einklänge;  da  sich  indessen  die  älteren  Einrichtungen  diesem 
Erlasse  leicht  anpassen  liefsen,  ist  von  der  Errichtung  eines  neuen  Statuts 
Abstand  genommen  worden.  Die  Leitung  des  Seminars  steht  dem  mit 
der  Bearbeitung  der  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  betrauten 
Schulrate  des  Königlichen  Provinzialschulkollegiums  zu.  Das  Seminar 
hat  sechs  ordentliche  Mitglieder,  aufserordentliche  Mitglieder  können  nach 


^)  Ferienordnung  für  das  Schuljahr  1901: 


^ 


Ostern .  .  . 
Pfingsten .  . 
Sommer  .  . 
Herbst  .  . 
Weihnachten 


Schulschlufe 


Sonnabend,  80.  März 
Freitag,  24.  Mai 
Sonnabend,  29.  Juni 
Sonnabend,  28.  September 
Sonnabend,  21.  Dezember 


Schulbeginn 


Dienstag,  16.  April 
Donnerstag,  dO.  Mai 
Dienstag,  dO.  Juli 
Dienstag,  15.  Oktober 
Dienstag,  7.  Januar 


')  Vgl.  das  Nähere  auf  S.  842  der  Anlagen  Bd.  II  Nr.  21  zum  Staatshaushaltsetat 
für  1899. 

")  Das  Statut  ist  bei  Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze,  Bd.  II,  S.  5,  abgedruckt. 
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dem  Ermessen  des  Direktors  zur  Teilnahme  an  den  Sitzungen  zugelassen 
werden.  Die  ordentlichen  Mitglieder  erhalten  ein  Stipendium  von  je 
600  Mk.  jährlich.  Auch  in  den  übrigen  wesentlichen  Punkten  entsprechen 
die  Satzungen  denjenigen  des  pädagogischen  Seminars  zu  Königsberg  i.  Pr. ; 
eine  Verpflichtung  zur  Übernahme  einer  vom  Provinzialschulkollegium  an- 
gebotenen Stelle  ist  indessen  den  Mitgliedern  nicht  auferlegt  worden. 


Begienmgsbezirk  Danzig. 

Danzlgr. 

(Pommerellezu    140599  Einwohner.) 

Die  Stadt  hat  zwei  Gymnasien,  ein  Realgymnasium  und  eine  Real- 
schule, die  in  der  Entwickelung  zu  einer  Oberrealschule  begriffen  ist.  Das 
eine  der  Gymnasien  wird  vom  Staate,  die  anderen  Schulen  werden  von 
der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Die  Besoldungsverhältnisse  der  letzteren 
sind  dieselben  wie  bei  den  staatlichen  Anstalten.  Die  Direktoren  und 
Lehrer  der  städtischen  höheren  Schulen  sind  an  die  Provinzial-Witwen- 
und  Waisenkasse  angeschlossen,  die  Fürsorge  fOr  die  Hinterbliebenen 
ist  nach  Mafsgabe  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1897  (vgl.  Abschnitt  IX  6) 
in  derselben  Weise  geregelt  wie  für  die  Hinterbliebenen  der  Staats- 
beamten. Die  äufseren  Angelegenheiten  der  drei  städtischen  Anstalten 
werden  von  einer  Schuldeputation  beraten.  Die  jüdischen  Schüler  aller 
Danziger  Anstalten  erhalten  gemeinsamen  Religionsunterricht.  Ein  von 
der  Stadtgemeinde  für  Spiele  eingerichteter  Platz  vor  dem  Olivaer  Thore 
steht  den  städtischen  höheren  Schulen  zur  Verfügung. 

StftdtischeB  OymnaBinm  (I,  67.    U,  100.    UI,  117). 

Dr.  Th.  Hirsch,  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Danzig,  T.  I  im  Festprogr.  1887, 
T.  n  im  Festprogr.  1858. 

Am  13.  Juni  1558  gründete  die  Stadtgemeinde  in  dem  Gebäude  des  aufgehobenen 
Franziskanerklosters  zur  heiligen  Dreifaltigkeit  eine  evangelische  Gelehrtenschule.  Erster 
Rektor:  3L  J.  Hoppe  (1558-60).  Etwa  vom  Jahre  1640  an  führte  die  Anstalt  den 
Namen  „gymnasium  academicum"  oder  „gvmnasium  illustre''.  Theologische  Streitigkeiten 
brachten  die  Schule  in  Verfall,  1813  natte  sie  nur  2  Lehrer.  Darauf  wurde  sie 
reoreanisiert  und  mit  der  anderen  gelehrten  Schule  des  Ortes,  der  Oberpfarrschule  zu 
8t  Marien,  vereinigt.  Erö&ung  der  reorganisierten  Anstalt  im  November  1817.  Ostern 
1874  wurde  mit  der  Einführung  von  Wechselabteilungen  in  den  unteren  Klassen  begonnen, 
Ostern  1879  waren  sie  für  das  ganze  Gymnasium  durchseführt.  Michaelis  1898  wurde  die 
Beseitigung  dieser  Einrichtung  begonnen,  und  Michaelis  1905  wird  voraussichtlich  die 
letzte  Michaelisklasse  verschwinden.  An  die  Stelle  der  Michaelisabteilungen  treten 
gymnasiale  Parallelklassen,  in  denen  nach  den  Frankfurter  Lehrplänen  unterrichtet 
wird  (vgl.  S.  27,  141).  Die  ehemalige  Yorschulklasse  ist  1877  eingegangen.  Ostern 
1893  bis  Ostern  1896  war  mit  dem  Gymnasium  ein  Seminar  verbunden.  Die  Anstalt 
beging  1858  die  Feier  ihres  300jährigen  Bestehens;  am  25.  September  1885  feierte  der 
Professor  CxvoaUna  sein  50jähriges  Amtsjubiläum.  In  den  Jahren  1869  bis  1889  stieg 
die  Schülerzahl  von  370  bis  580;  seitdem  schwankt  sie  zwischen  450  und  520. 

Direktor:  Frang  KaMe,  seit  Juli  1892,  vorher:  Dr.  Otto  Carnuth  1876—92,  später 
Oberregierungsrat  und  Direktor  des  ProvinzialschulkoUegiums  in  Königsberg,  Dr.  Edmund 
Cauer,  1871—76,  später  Stodtschulrat  in  Berlin. 

14  gewöhnliche  Gymnasialklassen  und  8  Klassen  des  lateinlosen  Unterbaues;  20 
Oberlehrer,  1  Hilfsl.,  2  technische  Lehrer,  1  Elementarl.  Ein  Lehrer  ist  katholisch, 
alle  übrigen  sind  evangelisch.  Die  katholischen  Schüler  erhalten  Religionsunterricht 
in  8  Abteilungen  zu  je  2  Stunden  au&erhalb  der  Schulzeit  Wegen  des  jüdischen 
Religionsunterrichts  vgl.  die  obige  Bemerkung  unter  „DaQzig**. 
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Im  Sommer  1897  wurde  mit  einem  Kostenaufwande  von  75000  Mk.  der  zweite  Stock 
des  Scholhauses  (Lastadie  2)  ausgebaut.  Dadurch  wurden  ein  IQassenzimmer,  je  ein 
ünterrichtsraum  für  Physik,  Chemie  und  Zeichnen  mit  Nebenräumen,  ein  Konferenz- 
zimmer, ein  Zimmer  für  die  Münzsammlung  und  vier  Räume  für  die  Bibliothek  ge- 
wonnen. Die  auf  dem  Schulhofe  errichtete  Turnhalle  wird  seit  dem  1.  August  benutzt; 
auch  der  Schulhof  wird,  soweit  es  angeht,  für  den  Turnunterricht  benutzt. 

Die  Lehrerbibliothek  umfalst  etwa  12000  Bände.  Zu  ihren  Beständen  gehört  u.  a. 
luyenalis  familiäre  commentum  cum  Antonii  Mancinelli  viri  eruditissimi  explanatione. 
Lugduni.  Stephanus  Geynard,  1498.  Angebunden:  Ovidius  de  arte  amandi  et  de  remedio 
amoris,  Luffduni  1507.  —  Eberhard  Bötticher,  Historisch  Kirchregister  der  ^rolsen  Pfarr- 
kirche in  der  Rechten  Stadt  Dantzig  St.  Marien  oder  von  Alters  unser  heben  Frauen 
genandt.    1616.    Handschrift  759  Seiten. 

Stipendienstiftungen:  A.  Für  Schüler  und  Abiturienten.  1) Dalmerianum (1613), 
408  Mk. ;  2)  Aerarium  pauperum  studiosorum  vetus,  aus  Sammlungen  gebildet  (1658X 
18085  Mk.;  3)  Yoegedingianum  (1700),  4012  Mk.;  4)  Loevinsonianum  (1887),  3239  Mk.; 
5)  Sabine  Fischer- Stiftung  (1895),  1026  Mk.;  6)  von  Fe wson- Stiftung  (1898),  6000  Mk.  — 
B.  Für  Studenten.  7)  Oelhaffianum  (1642),  15695  Mk.;  8)  Boehmianum  (1677),  8346  Mk.; 
9)  Lueschnerianum  (1709),  2022  Mk.;  10)  Plantarium  vetus  (1728),  von  den  Zünften  und 
Gewerken  in  Danzig  gegründet,  1755  Mk.;  11)  Diesseldorffianum  (1745),  16530  Mk.; 
12)  Reimannianum  (1765),  820  Mk.;  13)  Hanovianum  (1773),  8223  Mk.;  14)  Plantarium 
novum  (1790),  Stifter  unbekannt,  1004  Mk.  —  G.  Für  die  Bibliothek.  15)  Aerarium 
novum,  (1752)  abgezweigt  vom  Aerarium  vetus  (vgl.  Nr.  2)  11115  Mk.  —  D.  Für  Lehrer- 
witwen. 16)  Die  aus  Beiträgen  der  Lehrer  angesammelte,  1748  gegründete  Gymnasial- 
lehrer-Witwenkasse. Die  jetzigen  Satzungen  sind  am  19.  März  1892  bestätigt  worden. 
Jahresbeiträge  der  Mitglieder  6—20  Mk.,  je  nach  der  Zahl  der  vorhandenen  Witwen, 
Witwenpensionen  300—600  Mk.,  Kapitalbestand  43300  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  120990 
Mk.,  Zuschuis  der  Stadt  71006  Mk.,  Schulgeld  für  einheimische  Schüler  108  Mk.,  für 
auswärtige  126  Mk. 

Königliches  Gymnaslmn« 

Geschichte  der  Gründung  im  Jahresberichte  1877. 

Die  Anstalt  wurde  Michaelis  1876  vom  Staate  gegründet,  um  die  Stadtgemeinde 
zu  entlasten,  die  bis  dahin  allein   die   Sorge  für  das  höhere  Schulwesen    des  Ortes 

Setragen  hatte.  Drei  Jahre  nach  der  £rö8hung  wurde  eine  zweite  VI  eröffnet  und 
amit  der  Grund  zu  einer  Doppelanstalt  mit  Wechselabteilungen  gelegt  Durch  Erlaß 
vom  13.  März  1878  wurde  die  Schule  als  Gjrmnasinm  anerkannt.  Im  Jahre  1898  kam 
die  Entwickelung  der  Michaelisabteilungen  mit  der  Eröffnung  einer  Michaelis-Prima  zum 
Abschlüsse.  Von  demselben  Jahre  an  werden  die  Wechselabteilungen  nach  und  nach 
■  in  Parallelabteilungen  verwandelt  Die  Anstalt  wurde  mit  84  Schülern  in  5  Gymnasial- 
klassen und  1  Yorschulklasse  eröffnet,  die  Schülerzahl  ist  allmählich  auf  530  und 
95  Vorschüler  im  Jahre  1899  gestiegen. 

Direktor:  Dr.  Heinrich  Kretschmanny  seit  Michaelis  1883,  vorher:  E,  Trösten 
1876^83,  jetzt  Oberregierungsrat  und  Direktor  des  ProvinzialschulkoUegiumsin^agdeburg. 

16  Gymnasialklassen,  3  Yorschulklassen;  19  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl., 
1  Zeichen!.,  3  VorschulL;  4  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Der 
Religionsunterricht  für  die  katholischen  Schüler  wird  von  einem  als  wissenschaftlicher 
Lehrer  in  das  Kollegium  eingestellten  katholischen  Geistlichen  erteilt 

Das  Klassengebäude  (Weidengasse  1)  wurde  1879—81  mit  einem  Kostenaufwande 
von  222400  Mk.  aufgeführt;  dazu  kommen  17500  Mk.  für  Ausstattung  mit  Geräten. 
Auf  dem  Schulfrundstücke  befindet  sich  eine  Turnhalle ;  der  Schulhof  wird  als  Turnplatz 
benutzt    Die  Lehrerbibliothek  zählt  1440  Nummern  mit  etwa  3000  Bänden. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  138020  Mk.,  Bedürfhis- 
zuBchuIs  74868  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  100  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung  im  früheren  Schulhause. 

Bealgrynmasium  zu  St.  Johann  (1,  69.    U,  101.    III,  118). 

Löschin,  Zur  Geschichte  der  Johannisschule ,  Progr.  1830,  31.  —  E,  Fanten,  Das 
neue  Schulgebäude,  Progr.  1873.  —  E,  Schumannf  Zur  Geschichte  des  Realgymnasiums 
St.  Johann  1824—48,  Progr.  1899;    1849—1900,  Progr.  1901. 
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Die  Schule  ist  wahrscheinlich  zugleich  mit  der  St.  Johanniskirche  um  die  Mitte 
des  14.  Jahrhunderts  errichtet  worden.  In  älteren  Urkunden  wird  sie  zuerst  1552  als 
evangelische  Anstalt  genannt.  Später  kam  sie  unter  das  Patronat  der  Stadtgemeinde, 
welche  sie  1570  zu  einer  lateinischen  Schule  einrichten  liefs.  Im  Jahre  1809  wurde  sie 
in  eine  -Bürgerschule**  umgewandelt,  und  1849  erlangte  sie  das  Recht  zur  Abhaltung 
▼on  Entlassunesprüfungen.  1859  wurde  sie  Realschule  zweiter  Ordnung,  1860  Real- 
schule erster  Ordnung.  1899  wurde  auf  Wunsch  der  Staatsbehörden  mit  der  Umwand- 
lung in  eine  Reformschule  nach  dem  Frankfurter  System  begonnen.  Die  Umwandlung 
vollzieht  sich  in  der  Weise,  dafs  sie  von  unten  beginnt  und  neben  der  obersten  Reform- 
klasse immer  noch  die  aussterbende  entsprechende  Klasse  des  früheren  Svstems  auf  ein 
Jahr  bestehen  bleibt.  Die  früher  mit  aer  Anstalt  verbundene  Yorschule  wurde  1892 
aufgehoben.  Gröfste  Schülerzahl  im  Jahre  1856  (494  und  74  Yorschüler).  Nach  1892 
erfolgte  eine  starke  Abnahme  der  Schülerzahl  bis  auf  285  zu  Ostern  1897. 

Direktor:  Dr.  Biehard  Fricke,  seit  Neigahr  1901,  vorher:  Dr.  JEmst  Meyer,  seit 
Ostern  1894,  jetzt  Provinzialschulrat  in  Coblenz,  Emil  Fanten,  1869—93. 

10  Klassen,  von  denen  noch  zwei  Parallelabteilungen  haben;  18  Oberlehrer,  1  wissen- 
schaftlicher Hilfsl.,  1  Zeichen-  und  SchreibL,  sämtlich  evangelisch.  Die  katholischen 
Schüler  werden  gemeinschaftlich  mit  dei^enigen  der  Realschule  in  der  Religion  unter- 
richtet. Wegen  des  jüdischen  Religionsunterrichts  vgl.  die  Bemerkung  auf  S.  169  unter 
.Danziff**.  Die  Anstalt  benutzt  gemeinsam  mit  der  Realschule  eine  der  städtischen 
Turnhallen.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  etwa  1400  Bände. 

Stiftungen:  Der  ehemalige  Direktor  Löschin  hat  der  Anstalt  einen  Teil  seiner 
Bibliothek  (1800  Werke)  als  besondere  Stiftung  vermacht  und  zugleich  bestimmt,  daik 
die  Zinsen  von  1100  Thalern,  die  ihm  von  ehemaligen  Schülern  bei  seinem  Jubiläum 
aberreicht  wurden,  zur  Vermehrung  dieser  Bibliothek  verwendet  werden. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadt^emeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  988S8  Mk., 
städtischer  Zuschuls  70198  Mk.  (Die  Ausgaben  für  den  Turnunterricht  werden  im 
Stadthaushaltsetat  geführt.)  Wegen  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer 
vgl.  S.  169  unter  „Danzig''.  Schulgeld  für  einheimische  Schüler  108  Mk.,  für  aus- 
wärtige 126  Mk. 

Sealschnle  zu  St.  Petri  und  Pauli  (in  der  Entwickelung  zur  Oberrealschule  begriffen) 

(I,  68.    II,  100.    III,  118). 

Ohlefi,  Rede  zur  Feier  der  vor  50  Jahren  erfolgten  Anerkennung  der  Petrischule 
als  höhere  Lehranstalt,  Programmabhandlung  1881. 

Die  Anstalt  wird  schon  1457  als  „alte  Schule'',  1570  als  protestantische  Lehranstalt 
erwähnt.  Patron  war  die  reformierte  Gemeinde.  Bis  1818  war  die  Anstalt  eine  lateinische 
Schule;  von  da  an  nahm  sie,  nachdem  die  Stadt  einen  Teil  der  Unterhaltung  über- 
nommen hatte,  mehr  und  mehr  die  Einrichtung  einer  Realschule  an.  Seit  dem  Jahre 
1848  ist  die  Schule  ausschließlich  städtischen  Patronats.  1859  wurde  sie  Realschule 
zweiter,  1860  Realschule  erster  Ordnung.  Ostern  1888  wurde  mit  der  Umwandlung  in 
eine  lateinlose  Anstalt  begonnen,  die  Anerkennung  derselben  als  Realschule  erfolgte  1894. 
Die  letzte  Prüfung  an  den  Realgymnasialklassen  hat  1896  stattgefunden.  Seit  Ostern  1899 
ist  die  Anstalt  in  der  Entwickelung  zu  einer  Oberrealschule  begriffen.  Der  frühere 
Zusammenhang  mit  der  Kirche  tritt  nur  noch  dadurch  in  die  Erscheinung,  da&  die 
Senioren  der  reformierten  Gemeinde,  die  früher  die  Patronatsrechte  ausübten,  5  Frei- 
stellen besetzen.  Die  früher  ziemlich  hohe  Schülerzahl  sank  1888/89  auf  281  und  stieg 
nach  Errichtung  der  lateinlosen  Klassen  allmählich  auf  600  in  den  Hauptklassen 
und  120  in  den  Yorschulklassen  (Sommer  1898).  Am  19.  August  1880  wurde  die 
Feier  der  vor  50  Jahren  erfolgten  Anerkennung  der  Petrischule  als  höhere  Lehranstalt 
begangen. 

Direktor:  Suhr,  seit  Januar  1901,  vorher:  Dr.  Fricke,  seit  Michaelis  1898,  Dr. 
Völkel  1891—98,  Dr.  Ohlert  1871—91. 

19  Klassen  und  8  Yorschulklassen;  18  Oberlehrer,  8  technische  und  Elementarl. 
8  Lehrer  sind  katholisch,  1  jüdisch,  die  übrigen  evangelisch.  Wegen  des  katholischen 
Religionsunterrichts  vgl.  oben  unter  „Realgymnasium  zu  St.  tU^hann",  wegen  des 
jüdischen  S.  170  unter  „Danzig*^. 

1876  wnrde  am  westlichen  Ende  des  zum  Schulgrundstücke  (Po^genpfuhl  49)  gehörigen 
Hofes  ein  Gebäude  für  vier  Klassen,  daneben  eine  Turnhalle,  die  jetzt  von  2  höheren 
Schnlen  benutzt  wird,  mit  einem  Kostenaufwande  von  70222  Mk.  errichtet.  Dazu  kam 
1896  ein  Neubau  mit  8  Klassen,  Festsaal  und  Lehrerzimmer  (Kosten  79252  Mk.).  Durch 
den  Umbau  des  alten  Gebäudes  im  folgenden  Jahre  (Kosten  85651  Mk.)  wurden  ein 
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Zeichensaal,  sowie  Zimmer  für  den  Unterricht  in  den  Natnrwissenschaften ,  die  Samm- 
lungen und  die  Bibliothek  gewonnen.  Später  hat  eine  Teilung  grölserer  Klassenränme 
stattfinden  müssen.    Die  Lehrerbibliothek  umfafst  5150  B&nde. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  112012  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  50066  Mk.,  Schulgeld  j&hrlich  84  Mk.,  für  Auswärtige  106  Mk.,  in 
0  II  1(^  bezw.  126  Mk.  Wegen  der  Besoldungen  u.  s.  w.  vgl.  die  Bemerkung  auf  S.  169 
unter  „Danzig*'. 


Blblngr. 

(Marien burger  Land.    52510  Einwohner.) 

Die  Stadt  besitzt  jetzt  ein  Königliches  Gymnasium  und  eine  von  der  Ge- 
meinde unterhaltene,  aus  einem  Realgymnasium  entstandene  Oberrealschule. 
Von  grofser  Bedeutung  für  das  Schulwesen  der  Stadt  ist  die  Pott-Cowlesche 
Stiftung,  die  im  Jahre  1819  mit  einem  Kapital  von  200000  Thalem  ge- 
gründet wurde  mit  der  Bestimmung,  dafs  davon  15  000  zur  Verbesserung  der 
Besoldung  der  Lehrer  des  Gymnasiums  verwendet  werden.  Die  Verwaltung  der- 
selben wird  von  einem  aus  Vertretern  der  städtischen  Körperschaften  bestehen- 
den Kuratorium  geführt.  Für  die  städtischen  Schulen  ist  eine  geräumige 
Turnhalle  und  ein  aufserhalb  der  Stadt  gelegener  Spielplatz  eingerichtet. 
Die  frühere  Gymnasialbibliothek  ist  bei  der  Übernahme  des  Gymnasiums 
auf  den  Staat  an  die  Stadtgemeinde  übergegangen;  sie  führt  seitdem  den 
Namen  „Stadtbibliothek''  und  ist  im  Gebäude  des  Gymnasiums  untergebracht. 

Oymnasiiim  (I>  72.    U,  lOa    UI,  119). 

Tölkemit,  Elbin^scher  Lehrer  Gedächtnis,  Danzig  1758.  —  Fuchs,  Nachricht  yom 
Elbingschen  Gymnasium,  Elbing  1809.  —  Derselbe,  Beschreibung  der  Stadt  Elbing  II, 
Elbing  1821 ,  8.  26  ff.  —  Beuschy  Wilhelm  Gnapheus ,  erster  Rektor  des  Elbinger  u^- 
nasiums,  Programmabhandlung  1868  und  1877.  —  Volkmann^  Das  städtische  Gymnasium 
zu  Elbing,  Elbing  1882.  —  Neubaury  Aus  der  Geschichte  des  Elbinger  Gymnasiums, 
Programmabhandlunff  des  Elbinger  Realgymnasiums  1897.  —  Derselbe,  Beiträge  zur 
älteren  Geschichte  aes  Gymnasiums  zu  Elbing,  Progr.  des  Realgymnasiums  1899.  — 
Gronau^  Zur  Geschichte  des  Kgl.  Gymnasiums  I,  Programmabhandlung  1899. 

Das  Gymnasium  ist  1585^)  als  eine  Pflanzstätte  der  Reformation  vom  Rate  der 
Stadt  errichtet  worden.  Erster  Rektor  war  Wühelm  Gfuwheus  (1585—41).  Auf  eine 
kurze  Blüte  unter  ihm  folgte  eine  Zeit  des  Verfalles,  una  bis  gegen  Ende  des  Jahr- 
hunderts fristete  die  Anstalt  ein  kaum  bemerkbares  Dasein.  Eine  Zeit  neuer  Blüte 
begann  unter  dem  Rektorat  von  Johann  Mylius  (15^-1629),  unter  dem  die  Anstalt 
einen  weit  über  die  Grenzen  der  Stadt  reichenden  Ruf  geuols.  Krieg,  Handelsstocknng 
und  Winkelschulen  brachten  aber  das  Gymnasium  wieder  zurück,  und  1802  war  die  Zahl 
der  Schüler  auf  78  gesunken.  Reformator  der  Anstalt  wurde  ihr  Rektor  Dr.  J,  W. 
Süvem  (1808 — 07),  der  das  Gymnasium  in  dem  Sinne  umgestaltete,  wie  es  später  unter 
seiner  Mitwirkung  als  Mitdirektor  der  Unterrichtsabteilung  im  Ministerium  des  Innern 
mit  allen  Gymnasien  der  Monarchie  geschah.  Am  Beginne  des  Jahres  1847  wurde 
die  Anstalt  vom  Staate  übernommen.  Mit  ihr  ist  seit  Ostern  1884  eine  Vorschule  ver- 
bunden, die  früher  als  ein  Privatuntemehmen  des  Direktors  unterhalten  wurde.  Das 
Gjrmnasium  hat  alle  50  Jahre  am  Donnerstage  vor  dem  ersten  Adventssonntage  das 
Einweihefest,  mit  dem  1699  Rektor  MyUuH  das  auf  der  alten  Stätte  neuerrichtete  Schui- 
ffebäude  eröffnete,  festlich  begangen.  Bei  der  Feier  im  Jahre  1899  wurde  aber  aua- 
Srücklich  bemerkt,  dals  das  Fest  des  400jährigen  Bestehens  im  Jahre  1985  zu  begehen  ist 

Direktor:  Dr.  Arihwr  Gron(»u,  seit  Michaelis  1894,  vorher:  Dr,  Eichard  Martern 
1898-94,  Dr.  Max  Toeppen  1882—98,  Dr.  Adolf  Benecke  1844-82. 

8  Gymnasialklassen,  2  Vorschulklassen ;  10  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  2  Vor- 
BchuU.  Sämtliche  Lehrer  sind  evangelisch.  Die  katholischen  und  die  jüdischen  Schüler 
erhalten  zusammen  mit  denen  des  Realgymnasiums  Religionsunterricht. 


^)  Hiemach  ist  die  Angabe  in  Bd.  I  zu  berichtigen;  vgl.  Reusch,  Progr.  1868. 
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Im  Jahre  1882  wurde  das  bisherige  Schulgebäude  der  Stadtgemeinde  überlassen 
und  mit  einem  Aufwände  von  299888  Mk.  ein  neues  in  der  Königsbergerstralse  15  er- 
richtet. Seit  demselben  Jahre  besitzt  die  Anstalt  eine  besondere  Turmialle  und  einen 
Turnplatz.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  4700  Bände. 

Stiftungen:  a)  Über  die  Pott-Gowlesche  Stiftung  s.  o.  Aus  derselben  erhielten 
früher  die  Lehrer  eine  Zulage.  Diese  ist  nach  der  Verstaatlichung  fortgefallen,  die 
betreffende  Summe  (2137,50  Mk.)  wird  jetzt  von  der  Stiftung  für  die  Schulkasse  ver- 
einnahmt'), b)  Aus  der  Stiftung  des  Professors  Mich,  Gottl.  Fuchs  vom  5.  Juni  1818 
(1200  Mk.)  erhält  die  älteste  Witwe  der  ordentlichen  Lehrer  jährlich  54  Mk.  c)  Stiftung 
des  Amtsrats  Eggert  (800  Mk.)  für  Prämien,  d)  Im  Jahre  1888  haben  Schüler  und 
Verehrer  des  ehemaligen  Direktors  Benecke  ein  Kapital  von  8000  Mk.  der  Anstalt  über- 
wiesen. Die  Jahreszinsen  (jetzt  185  Mk.)  werden  einem  Schüler  der  Anstalt  als  Unter- 
stützung verliehen,  e)  Die  Familie  des  am  8.  März  1895  verstorbenen  Landeshauptmanns 
im  Schutzgebiete  der  Neu-Guinea-Compagnie  Georg  Schmiele  hat  1896  dem  Gymnasium 
8000  Mk.  überwiesen.  Aus  den  Zinsen  erhält  jährlich  ein  mit  dem  Zeugnisse  der  Reife 
entlassener  Schüler  800  Mk.  Bei  der  Verleihung  haben  den  Vorrang  aer  Reihe  nach: 
1)  Verwandte  der  Familie  Schmiele,  2)  Schüler  aus  Christburg,  8)  Schüler  aus  Pr. -Holland. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  81715  Mk.,  Bedürfhis- 
zuschufe  52575  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.,  für  Vorschüler  80  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Oberrealschule  (I,  74.    II,  108.    III,  120). 

Dr.  Bnmnemannj  Geschichte  der  Anstalt  1859 — 84,  Programmabhandlung  1885.  — 
Derselbe,  Mitteilungen  aus  der  Vorgeschichte  des  Elbinger  Realgymnasiums,  Progr. 
1888.  —  Derselbe,  Die  Elbinger  höhere  Bürgerschule  1845—59,  Progr.  1890.  —  Professor 
Dr.  Darr,  Kurzer  Bericht  der  Geschichte  des  Elbinger  Realgymnasiums  zur  50jährigen 
Jubelfeier,  Elbing  1891. 

Die  Schule  wurde  1887  von  den  Predigern  Bhode  und  Midier  als  Privatanstalt 

gegründet  und  1841  von  der  Stadtgemeinde  übernommen.  Das  Jahr  1841  wird  als 
rründungsjahr  betrachtet.  Am  16.  März  desselben  erhielt  die  Anstalt  den  Namen 
„höhere  Bürgerschule*',  und  die  lateinische  Sprache  wurde  in  ihren  Lehrplan  auf- 
genommen. Am  8.  Oktober  1846  wurde  die  erste  Prüfung  zur  Erteilung  vollgültiger 
Zeugnisse  abgehalten.  1859  wurde  die  Anstalt  zur  Realschule  erster  Ordnung  erhoben. 
Ostern  1898  hegann  die  Umwandlung  in  eine  Oberrealschule,  Ostern  1899  nach  Ab- 
haltung der  ersten  Abschlufsprüfung  erhielt  diese  die  Befu^is  zur  Ausstellung  von 
Zeugnissen  über  die  wissenschaftliche  Befähigung  für  den  einjährig -freiwilligen  Militär- 
dienst. Seit  Ostern  1899  ist  die  0 II  lateinlos,  Ostem  1901  war  die  Umwandlung  vollendet, 
Ostern  1902  soll  die  erste  Reifeprüfung  an  der  nunmehrigen  Oberrealschule  stattfinden. 
Seit  1845  ist  mit  der  Anstalt  eine  bis  dahin  privatim  unterhaltene  Vorschule  verbunden. 
Höchste  Schülerzahl  1875  (585  einschl.  98  Vorschüler),  niedrigste  1895  (827  einschl.  72  Vor- 
schüler).  Im  Jahre  1891  hat  die  Anstalt  die  Feier  ihres  50jährigen  Bestehens  begangen. 

Direktor:   Dr.  Nagel,  seit  Michaelis  1891,   vorher:   Dr.  Bnmnemann  1869 — 91. 

9  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  11  Oberlehrer,  1  Zeichenl.  und  8  Vorschull., 
sämtlich  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen 
Schüler  ist  gesorgt  (vgl.  die  Bemerkung  beim  Gymnasium)^  Wegen  des  Turnunterrichts 
vgl.  die  Bemerkung  auf  S.  172  unter  der  Überschrift  „Elbing^  Die  Lehrerbibliothek 
umfalst  etwa  6000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Krevssig-Stiftung,  1881  begründet.  Die  Zinsen  (85  Mk.)  werden 
zur  Beschaffung  von  Büchern  für  versetzte  Schüler  verwendet  b)  Die  Jubiläumsstiftung, 
1891  bei  der  50jährigen  Jubelfeier  mit  8000  Mk.  begründet,  zu  Stipendien  für  frühere 
Schüler  der  Anstalt 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten;  für  die  Bearbeitung  der 
äulseren  Angelegenheiten  ist  ein  „Schulvorstand^  eingesetzt  Gesamtausgabe  85596  Mk., 
Zuschufs  der  Stadtffemeinde  80159  Mk.,  des  Staates  28500  Mk.,  Schulseld  120  Mk.  und 
2  Mk.  Bibliothekgeld,  in  der  Vorschule  72  Mk.  Lehrcrbesoldungen  nach  dem  zweiten  Nach- 
trage zum  Normaletat,  die  feste  Zulage  wie  bei  den  Lehrern  der  staatlichen  Anstalten. 
Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial- Witwen-  und  Waisenkasse 
versichert;  die  Beiträge  werden  von  der  Stadtgemeinde  gezahlt.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 


')  Vd.  über  die  weiteren  Vorgänge,  die  sich  hieran  geknüpft  haben,  Stenograph. 
Berichte  des  H.  d.  Abgeordneten,  XIX.  Legislaturperiode,  2.  Session,  S.  5214,  und  Druck- 
sachen Nr.  280. 
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Marienburgr. 

(Marienburger  Land.    10782  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  75.    U,  104.    III,  120). 

Breiter,  Die  alte  lateinische  Schule  in  Marienburg,  Pro^rammabhandlung  1864  — 
Gerfs,  Dr.  Achatius  Cureus,  der  erste  Rektor  in  Marienburg,  Progr.  1875.  —  JE.  Schmidt, 
Geschichte  des  Kgl.  Gymnasiums  zu  Marienburg  1860 — 85,  Progr.  1885. 

Die  alte  Marienburger  Gelehrtenschule  wurde  1816  in  eine  höhere  Stadtschule 
umgewandelt.  Versuche  des  Direktors  Doerk,  sie  zu  einer  Realschule  auszubauen, 
scheiterten  1840  an  der  Weigerung  des  Magistrats,  die  interimistischen  Lehrer  fest 
anzustellen  und  ihnen  ein  höheres  Gehalt  zu  zahlen.  Im  Jahre  1860  entschlossen 
sich  aber  die  städtischen  Körperschaften,  die  Bürgerschule  in  ein  Gymnasium  mit  Real- 
abteilungen umzuwandeln;  dieses  wurde  am  21.  Oktober  desselben  Jahres  vom  Staate 
übernommen;  die  Realklassen  sind  Michaelis  1873  eingegangen.  Die  Vorschule,  welche 
seit  1861  mit  dem  Gvmnasium  verbunden  war,  wurde  Ostern  1898  aus  Mangel  an  Schülern 
aufgelöst.  Die  höchste  Besuchsziffer  erreichte  die  Anstalt  1869  mit  313,  die  niedrigste 
1891  mit  158  Schülern.  Am  23.  Mai  1877  feierte  der  erste  Oberlehrer  Professor  Doerk  und 
am  1.  November  1882  der  Gesanglehrer  Kantor  Chrabowshi  sein  50jähriges  Amtsjnbiläum. 

Direktor:  Dr.  Kanter,  seit  Ostern  1898,  vorher:  Dr.  Brennecke  1894-97,  Dr. 
Gronau  1893—94,  Dr.  Martens  1884—93,  Dr.  Ray  duck  1878—84,  Dr.  StrehOce  1865—78. 
Von  früheren  Direktoren  und  Lehrern  werden  genannt:  Breiter,  Direktor  von  1860 — 65, 
jetzt  Geheimer  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Hannover;  Brocke,  Probekandidat 
1870 — 71,  jetzt  Provinzialschulrat  in  Schleswig. 

8  Gymnasialklassen;  9  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer 
Lehrer,  1  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Für  katholischen  und  jüdischen  Religions- 
unterricht ist  Sorge  getragen. 

Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle;  die  Lehrerbibliothek  zählt  3370  Nummern. 

Stiftungen:  Vier  Marienburger  Schulstipendien  vom  10.  März  1816,  eins  im 
Betrage  von  210  und  drei  im  Betrage  von  je  180  Mk.,  der  alten  Lateinschule  zur  Unter- 
stützung früherer  Marienburger  Scnüler  auf  dem  Gymnasium  zu  Elbing  und  Marien- 
werder überwiesen,  seit  1860  für  Primaner  und  Obersekundaner  der  Anstalt  bestimmt. 
Die  Verleihung  erfolgt  durch  das  ProvinzialschulkoUegium  auf  Vorschlag  des  Direktors 
und  des  Magistrats. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  68574  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  39549  Mk.,  der  Stadt  6000  Mk.,  Schulgeld  120  Mk. 


Neustadt  (Westpr.). 

(Pommerellen.    6718  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  70.    11,  102.    111,  119). 

Seemann,  Geschichte  des  Kgl.  Gymnasiums  zu  Neustadt  in  Westpreu&en,  Programm- 
abhandlung 1882. 

Die  Anstalt  wurde  im  Jahre  1857  mit  den  Klassen  VI— III  als  Königliches  Pro- 
gymnasium eröffnet  und  1861  zu  einem  Gymnasium  erweitert.  Johannis  1863  fand  die 
erste  Reifeprüfung  statt.  Michaelis  1876  wurde  das  bis  dahin  mit  dem  Gymnasium 
verbundene  Konvikt  und  zu  Michaelis  1897  die  im  Jahre  1867  eingerichtete  Vorschul- 
klasse aufgehoben.  Die  gröüste  Besuchsziffer  hatte  das  Gymnasium  im  Schu]|jahre  1863/64 
mit  361,  die  niedrigste  im  Winter  1889/90  mit  144  Schülern. 

Direktor:  Dr.  Max  Koenigabeck,  seit  1.  Oktober  1885,  vorher:  Dr.  Johannes 
Seemann,  seit  der  Gründung  der  Anstalt.* 

9  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  etatsmä&iger  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer 
Lehrer.  Von  den  12  Lehrern  sind  7  (mit  Einschluls  des  Direktors)  katholisch,  5  evan- 
gelisch. Für  beide  christliche  Bekenntnisse  ist  vollständiger  Reli^onsunterricht  ein- 
gerichtet. Der  Gottesdienst  für  die  katholischen  Schüler  wird  in  der  Pfarrkirche 
abgehalten  und  für  die  Benutzung  derselben  eine  jährliche  Vergütung  von  200  Mk. 
gezahlt.  Die  Anstalt  ist  mit  einem  Turnplatz  und  einer  Turnhalle  versehen;  die 
Bibliothek  zählt  5000  Bände. 
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Stiftungen:  a)  Ehemalige  Schüler  und  Freunde  der  Anstalt  haben  bei  der 
25.  Jubelfeier  ein  Kapital  von  3688,70  Mk.  zur  Begründung  einer  „Seemannstiftung^ 
gestiftet,  aus  deren  Erträgen  Schüler  der  oberen  Klassen  Unterstützungen  im  Betrage 
von  je  60  Mk.  erhalten  sollen.  Jenes  Kapital  ist  jetzt  auf  6250  Mk.  angewachsen, 
b)  Der  im  Jahfe  1882  verstorbene  Pfarrer  Emantuil  Wcdter  hat  der  Anstalt  ein  Ver- 
mächtnis von  2400  Mk.  ausgesetzt  mit  der  Bestimmung,  dals  die  Zinsen  zu  Unter- 
stützuuffen  für  Schüler  der  Anstalt  oder  Studierende,  die  dem  Erblasser  verwandt  sind, 
verwendet  werden  sollen.    Statut  vom  23.  März  1889. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  67165  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschuls  50050  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


PreufslBOh  -  Star^rard . 

(Pommerellen.    9687  Einwohner.) 

Königliches  Friedrichs-Gymnasinm. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1880  mit  den  Klassen 
VI  bis  lY  und  einer  Yorschulklasse  eröfihet  worden.  Sie  wurde  —  mit  Ausnahme  der 
Yorschulklasse,  die  auch  fernerhin  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  wurde,  aber 
unter  der  Aufsicht  des  Gymnasialdirektors  verblieb  —  Ostern  1881  vom  Staate  über- 
nommen. Die  Stadt  verpflichtete  sich  dagegen,  ein  neues  Gvmnasialgebäude  nebst 
Turnhalle  herzustellen  und  einen  jährlichen  Zuschufs  von  3000  Mk.  zu  zahlen.  Durch 
Allerhöchsten  Erlals  vom  10.  März  1884  wurde  der  Anstalt  der  Name  „Friedrichs- 
(jymnasium"  beigelegt;  Ostern  1887  wurde  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten.  Im  Jahre 
1^  sank  die  Schülerzahl  auf  148;  ihre  grölste  Höhe  mit  1^  erreichte  sie  in  den 
Jahren  1892  und  1894. 

Direktor:  Dr.  Dömpke,  seit  Ostern  1901,  vorher:  Wühdm  Wapenhensch,  seit 
1890,  Dr.  Hermann  Heinze^  seit  der  Gründung  der  Anstalt. 

8  Klassen  (die  städtische  Yorschule  hat  eine  Klasse);  9  Oberlehrer,  1  etatsmäfsiger 
wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer  (1  Lehrer  an  der  Yorschule).  3  Lehrer 
sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Der  katholische  Religionsunterricht  wird  von 
einem  Oberlehrer  der  Anstalt,  der  jüdische  von  einem  Rabbiner  erteilt. 

In  den  Jahren  1882—84  ist  ein  neues  Schulhaus  nebst  Turnhalle  mit  einem  Kosten- 
aufwande  von  176000  Mk.  erbaut  worden  (Beschreibung  des  Neubaues  vom  Kreisbau- 
inspektor Mebus  im  Progr.  1885).  Der  (städtischen)  Vorschule  ist  gegen  Miete  ein 
Klassenzimmer  im  Schulgebäude  überlassen.  Der  Turnunterricht  wird  bei  ffünstiger 
Witterung  auf  dem  Schulhofe  erteilt.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  1548  Bände.  Jede 
Klasse  besitzt  eine  Schülerbibliothek. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  64400  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschuß 42330  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  3000  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor 
hat  eine  Dienstwohnung  im  Gymnasialgebäude. 


Berent. 

(Pommerellen.    4914  Einwohner.) 

Prog^ymnasinin« 

Die  Anstalt  wurde  Michaelis  1875  von  einem  privaten  Schulverein  als  Progymnasial- 
schule gegründet,  später  vom  Kreise  und  der  Stadt  Berent,  Ostern  1889  vom  Staate 
übernommen  und  gleichzeitig  als  vollberechtigtes  Progymnasium  anerkannt.  Höchste 
Schülerzahl  (104)  im  Winterhalbjahr  1895/96,  seitdem  allmähliche  Abnahme  bis  auf  78 
Ostern  1901. 

Direktor:  Neeirmann^  seit  Ostern  1889,  vorher:  Dr.  Zummroti?  1883 — 89,  Qausius 
1878-88,  Huber  1875-78. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  etatsmä&iger  wissenschaftlicher 
Hilfsl.  3  Oberlehrer  und  der  technische  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer 
evangelisch.  An  der  Anstalt  wird  evangelischer,  katholischer  und  jüdischer  Religions- 
unterricht erteilt. 
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Das  jetzige,  von  der  Stadtgemeinde  erbaute  und  dem  Staate  lastenfrei  übergebene 
Schulgebäude  ist  am  8.  Januar  1894  in  Benutzung  genommen  worden;  Kostenaufwand 
105000  Mk.  Die  Anstalt  hat  einen  Turnplatz;  im  Winter  und  bei  ungünstiger 
Witterung  wird  die  Turnhalle  des  Kgl.  Lehrerseminars  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek 
umfalst  etwa  700  Werke  mit  etwa  1100  Bänden.  Bei  der  Feier  des  25iährigen  Jubel- 
festes im  Jahre  1900  wurde  ein  Überschuls  von  375  Mk.  erzielt,  der  den  Grundstock 
zu  einem  Stipendienfonds  bilden  soll. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  36944  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufe  22714  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  1000  Mk.,  Schulgeld  100  Mk. 


Dirschau. 

(12801  Einwohner.) 

Realschale  und  Progymnasinm. 

Die  Anstalt  ist  aus  der  städischen  „Knaben-Oberschule''  hervorgegangen  und 
am  1.  April  1876  als  eine  von  der  Stadtgemeinde  zu  unterhaltende  „höhere  Bürger- 
schule'' eröffnet  worden.  Im  Herbst  1880  wurde  sie  als  eine  „den  Realschulen  erster 
Ordnung  in  den  entsprechenden  Klassen  deichgestellte "  Schule  anerkannt  Ostern  1893 
begann  die  Umwandlung  in  eine  Realschule,  Ostern  1899  fand  die  erste  Abgangsprüfung 
statt,  unmittelbar  darauf  erfolgte  die  Anerkennung  als  lateinlose  Realschule.  Von 
Ostern  1894  bis  1899  wurde  allmählich  wahlfreier  Unterricht  im  Lateinischen  und 
Griechischen  eingeführt  Ostern  1901  erfolgte  die  Anerkennung  der  altsprachlichen 
Nebenklassen  als  Progymnasium.  Die  Vorschule  besteht  seit  Errichtung  der  Anstalt. 
Am  1.  April  1897  wurde  die  Schule  vom  Staate  übernommen. 

Direktor:   KiUmann,  seit  Gründung  der  Anstalt. 

6  Klassen  und  2  Vorschulklassen;  7  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche  HilfsL, 
1  technischer  und  2  Vorschull.;  von  den  Lehrern  sind  2  katholisch,  die  übrigen 
evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  jüdischen  und  der  katholischen  Schüler 
ist  gesorgt 

Das  neue  Schulgebäude  (Kosten  120000  Mk.)  wurde  Michaelis  1880  bezogen.  Die 
Anstalt  besitzt  einen  Tum-  und  Spielplatz  und  seit  1892  eine  Turnhalle.  Die  Lehrer- 
bibliothek umfafst  1145,  die  Schülerbibliothek  1318  Bände. 

Bei  Gelegenheit  der  25jährigen  Jubelfeier  schenkte  die  Stadt  der  Anstalt  500  Mk. 
als  Grundstock:  zu  einem  Unstützungsfonds  für  würdige  Schüler.  Die  Zinsen  werden 
erst  zur  Verteilung  gelangen,  wenn  der  Fonds  auf  1000  Mk.  angewachsen  ist 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  51399  Mk.,  Zuschufs 
des  Staates  25649  Mk.,  der  Stadtgemeinde  8000  Mk.,  Schulgeld  80  Mk.,  in  den  gymna- 
sialen Abteilungen  120  Mk.,  in  der  Vorschule  70  Mk. 


LangHilir  bei  Danzigr. 

Bealschule  (I>  69.    II,  101.    UI,  119). 

Nachricht  an  das  Publikum  von  den  Conradischen  Erziehungs-  und  Schulanstalten, 
Thorn,  im  September  1801.  Marienwerder,  gedruckt  bei  Daniel  Kanter  (ohne  Angabe 
des  Verfassers).  —  0.  E.  Neumcmn,  Darstellung  der  v.  Conradischen  Stiftung  von  ihrer 
Entstehung  bis  zu  ihrer  50jährigen  Stiftungsfeier.  2.  Aufl.  Danzig  1868.  —  Dr.  Ernst 
Bonstedt,  Bericht  über  die  gegenwärtige  Einrichtung  der  v.  Conradischen  Stiftung  u.  s.  w. 
Zweite  Auflage  des  Berichts  von  1881.  Danzig  1887.  —  Bericht  über  die  Einweihungs- 
feier der  neuen  Gebäude  in  Langfuhr,  Progr.  1901. 

Der  Kammerherr  Carl  Friedrich  Freiherr  v.  Conrad*  zu  Danzig  (gestorben  1798) 
hat  die  Anstalt  durch  Testament  vom  28.  November  1794  als  „Provinzialschule*^  gestiftet 
Diese  sollte  „zur  Ausbildung  der  in  den  ersten  Vorkenntnissen  unterrichteten  Jünglinge 
dergestalt  bestimmt  sein,  dafs  der  grö&ere  Teil  zu  erfahrenen  Landwirten,  zu  Schul- 
lehrern und  zu  Handwerkern  vorbereitet,  ausgezeichnete  Genies  aber  so  weit  gefördert 
werden,  dafs  sie  entweder  auf  die  Akademie  oder  auf  ein  Gymnasium  geschickt  werden 
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können**.  Die  Unterhaltunff  der  Anstalt  wurde  durch  die  Überweisung  von  Landgütern 
(814  ha),  Forsten  (639  ha),  Kapitalien  und  sonstigen  dem  Erblasser  dauernd  zustehenden 
Einkauften  sichergestellt.  Das  erste  Statut  der  Stiftung  datiert  vom  8.  Mai  1844,  das 
jetzt  gültige  revidierte  Statut  ist  am  24.  Oktober  1888  genehmigt  worden. 

Von  Michaelis  1801  bis  Ostern  1814  war  die  Anstalt  Gymnasium,  1814 — 19  war  sie 
wegen  der  durch  den  Krieg  hervorgerufenen  Erschöpfung  des  Stiftungsfonds  geschlossen, 
am  10.  Mai  1819  wurde  sie  als  ein  mit  einer  Erziehungsanstalt  verbundenes  Schullehrer- 
seminar wiedereröffnet.  Ostern  1848  wurde  das  Seminar  in  eine  höhere  Bürgerschule 
umgewandelt,  1879  wurde  diese  unter  diejenigen  Anstalten  aufgenommen,  aie  ihren 
Schülern  nach  eimährieem  Besuche  der  ersten  Klasse  die  wissenschaftliche  Befähigung 
für  den  eii^jährig-frei willigen  Militärdienst  zuerkennen  können.  Ostern  1894  wurde  die 
Umwandlung  in  eine  Realschule  begonnen;  ihr  Abscblulk  erfolgte  Ostern  1900  mit  der 
ersten  Entlassungsprüfung,  die  staatliche  Anerkennung  als  lUälschule  durch  Erlafe 
vom  1.  Mai  1900.  Gleichzeitig  wurde  eine  dreiklassip^e  Vorschule  errichtet.  Für  Schüler 
der  einen  Sexta  ist  wahlfreier  Unterricht  im  Lateinischen  (an  Stelle  des  Französischen) 
eingerichtet. 

Während  der  Gymnasialzeit  (1801  — 14)  zeichnete  sich  die  Anstalt  unter  der 
Leitung  von  Ja€^mann  und  Passoto  durch  die  Eigenartigkeit  ihres  Lehrplans  aus.  Der 
griechische  Unterricht  begann  vor  dem  lateinischen,  die  Muttersprache  fand  ihre 
besondere  Pflege,  und  die  Lektüre  des  Nibelungenliedes  wurde  in  den  Lehrplan  auf- 
genommen. 

Der  Geburtstag  des  Stifters  wird  seit  1879  als   „Stiftungsfest^  jährlich  gefeiert. 

Direktor:  Dr.  Ernst  Bonstedt,  seit  4.  April  1875,  vorher:  Dr.  Eichhorst  1868^71. 
Außerdem  waren  an  der  Anstalt  u.  a.  thätig:  Eeinh,  Bernhard  Jachmann,  Direktor 
1801 — 14,  später  Geheimer  Regierungsrat  und  Provinzialschulrat  in  Königsberg;  Franz 
Pcutsow,  zweiter  Direktor  1810—14,  später  ord.  Professor  an  der  Universität  Breslau; 
Peter  Friedr.  Kawerau,  Direktor  des  Seminars  1819 — 25,  später  Regierungs-  und  Schulrat 
in  Cöslin;  Aug.  Meinecke,  Professor  1811—14,  später  Direktor  des  Joachim sthalschen 
Gymnasiums. 

7  Klassen  (VI  geteilt)  und  8  Vorschulklassen ;  6  Oberlehrer,  1  etatsmälsiger  wissen- 
schaftlicher HilfsL,  1  technischer  und  Elementarl.,  8  YorschuU.  1  Oberlehrer  ist 
katholisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch.  Die  beiden  katholischen  Zöglinge  er- 
halten besonderen  Religionsunterricht  mit  wöchentlich  zwei  Stunden. 

Die  Anstalt  wurde  Michaelis  1900  unter  dem  alten  Namen  Conradinum  als  Real- 
schule mit  Alumnat  nach  Langfuhr  bei  Danzig  verlegt  Hier  waren  auf  einem  von  der 
Stadt  Danzig  hergegebenen  Grundstücke  ein  auf  Doppelabteilungen  berechnetes  Schul- 
gebäude, ein  Alumnatsgebäude  mit  Wohnungen  für  aen  Direktor  und  zwei  Adjunkten 
und  eine  Turnhalle  erbaut  worden.  Die  Kosten  im  Betrage  von  rund  500000  Mk. 
wurden  durch  die  vom.  Staate  bereitgestellten  Mittel  und  durch  einen  Zuschuls  der 
Stiftung  gedeckt. 

Turnhalle,  Tum*  und  Spielplatz,  sowie  Lawn  Tennis-Platz  sind  vorhanden.  Wöchent- 
lich zwei  besondere  Spielstunden,  täglich  Spaziergänge.  Die  Lehrerbibliothek  zählt 
3598  Werke  in  etwa  7200  Bänden. 

Die  Schule  wird  von  der  Conradischen  Stiftung  unterhalten.  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Direktorium,  welches  aus  einem  Danziger  Juristen,  dem  Direktor  des  Instituts, 
einem  benachbarten  Gutsbesitzer  und  zwei  in  Danzig  wohnenden  gebildeten  Männern 
besteht. 

Gesamtetat  der  Stiftung  95421  Mk.,  Ausgabe  für  das  Institut  78695  Mk.,  Zuschufs 
der  Stiftung  89955  Mk.,  Schulgeld  96  Mk.,  für  Lateinschüler  120  Mk.,  in  der  Vorschule 
84  Mk.,  Pensionspreis  ausschl.  Schulgeld  900  Mk.,  6  Freistellen  im  Alumnat,  deren 
Inhabern  auch  Bekleidung  und  Wäsche  gewährt  wird. 

Besoldungen  der  Ijehrer  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normtfletat;  die  feste 
Zulage  wird  nach  §  2  gewährt.  Der  Direktor  und  die  Alumnatsinspektoren  erhalten 
Dienstwohnung;  den  unverheirateten  wird  die  freie  Station  mit  750  Mk.  angerechnet 
Pensionsfonds  900()0  Mk.  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  erfolgt  nach  Mafs- 
gabe    der    für   die   unmittelbaren   Staatsbeamten   geltenden  Vorschriften  (Statut  vom 

ÄSSrr  ''^'  ''"^'"•^«'*  "-^'  ''^  n!  IZZt  ^898).  Beitrage  werden  voa 
den  Lehrern  nicht  erhoben. 

Wiese,  Seknlwesen.    IV.  12 
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Tlegrenhof. 

(Marienburger  Land.    2680  Einwohner.) 

Bealschole* 

Die  Anstalt  ist  aus  einer  von  der  Stadt  unterhaltenen  Mittelschule  entstanden, 
die  drei  Knaben-,  zwei  Mädchen-  und  zwei  Yorschulklassen  enthielt.  Ihre  Umwandlung 
in  eine  höhere  Bürgerschule  (Realschule)  begann  Ostern  1889;  die  Mädchenabteilung 
war  inzwischen  als  eine  besondere  höhere  Mädchenschule  abgetrennt  worden.  Die  An- 
erkennung als  Realschule  erfolffte  am  1.  November  1900,  nachdem  die  erste  Reifeprüfung 
stattgefunden  und  der  Bestand  der  Schule  u.  a.  auch  durch  Zuschüsse  der  Kreise  Marien- 
burg,  Elbing  und  Danziger  Niederung  gesichert  war. 

Direktor:   Bump,  seit  1893. 

6  Klassen  und  2  Yorschulklassen;  3  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl., 
1  technischer  Lehrer',  1  Elementarl.  und  2  VorschulL,  alle  evangelisch.  Für  den  Reli- 
gionsunterricht der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;   die  Lehrerbibliothek  enthält  2086  Nummern. 

Der  Kaufmann  Abraham  Steffens  hat  der  Stadt  ein  Kapital  von  30000  Mk.  zu- 
gewendet, dessen  Zinsen  für  Schulzwecke  verwendet  werden. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  die  Schuldeputation. 

Gesamtausgabe  33150  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  8770  Mk.,  des  Kreises  Marienburg 
2000  Mk.,  des  Kreises  Elbing  500  Mk.,  des  Kreises  Danzig- Niederung  300  Mk.,  des 
Staates  10700  Mk.  Schulgeld  72  Mk.  für  eiuheimische,  108  Mk.  für  auswärtige  Schüler, 
in  der  Vorschule  86  Mk.  bezw.  54  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum 
Normaletat.  Die  Lehrer  sind  von  der  Stadtgemeinde  an  die  Pro vinzial -Witwen-  und 
Waisenkasse  angeschlossen. 


Regierungsbezirk  Marienwerder. 

Marienwerder. 

(Pomesanien.    9685  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  76.    II,  105.    III,  121). 

Toppen,  Geschichte  der  Stadt  Marienwerder  und  ihrer  Kunstbauten,  1875.  — 
G.  Zwerg,  Übersichten  zur  Chronik  des  KkK  Gymnasiums  zu  Marienwerder,  3.  Fort* 
Setzung  1863—90;   Beigabe  zum  Jahresbericht  1^1. 

Der  Ursprung  der  Schule  reicht  wahrscheinlich  bis  ins  13.  Jahrhundert  zurück. 
Schon  gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  gehörte  sie  zu  den  bedeutenderen  evan* 
gelischen  Schulen,  im  18.  Jahrhundert  erhielt  sie  die  Befugnis,  ihre  Schüler  zur 
Universität  zu  entlassen,  und  1812  wurde  sie  als  Gymnasium  anerkannt.  Die  Vor- 
schule, die  früher  als  Privatunternehmen  des  Direktors  bestanden  hatte,  wurde  1869 
mit  der  Anstalt  verbunden.  Nach  Auflösung  des  in  Marien werder  befindlichen  Real- 
progymnasiums im  Jahre  1885  ist  die  Schülerzahl  schnell  gestiegen  bis  auf  334  Ostern 
1901.  Von  Ostern  1890  bis  Ostern  1892  war  mit  der  Anstalt  ein  pädagogisches  Seminar 
verbunden. 

Direktor:  Dr.  Martin  BaJtzer,  seit  1.  Januar  1898,  vorher:  Br.  Brooks  1880—97, 
jetzt  Provinzialschulrat  in  Schleswig,  Dr.  Toppen  1869—82.  Lehrer  der  Anstalt  war  u.  a. 
Dr.  Delbrück  1864 — 66,  jetzt  Professor  in  Jena. 

10  Gymnasialklassen,  2  Yorschulklassen.  12  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  2  VorschulL, 
die  sämtlich  evangelisch  sind.  Seit  1899  wird  katholischer  Religionsunterricht  in  3  Ab- 
teilungen erteilt.  Turnplatz  und  Turnhalle  neben  dem  Schulgebäude.  Lehrerbibliothek 
von  etwa  12500  Bänden. 

Die  Witwenkasse  für  die  Lehrer  der  Anstalt  hat  am  29.  Dezember  1884  neue 
Satzungen  erhalten.    Ihr  Kapital  belief  sich  am  1.  Februar  1901  auf  13816  Mk. 
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Die  Anstalt  wird  seit  1829  vom  Staate  unterhalten,  bis  dahin  städtisches  Koni' 
patronat.  Gesamtaasgabe  92748  Mk.,  Bedürfniszuschuls  50089  Mk.,  Schnlgeld  120  Mk., 
m  der  Vorschule  100  Mk. 


Conitz  (Westpreufsen). 

(Pommerellen.    10704  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  82.    II,  110.    III,  124}. 

Müller,  Nachrichten  von  der  Gründung  des  Jesuitenklosters  in  Conitz,  und  wie 
allmählich  das  jetzige  Gymnasium  daraus  gebildet  ist,  Progr.  1822.  —  Dr.  Thomaazewskif 
Geschichte  des  Kd.  Gymnasiums  zu  Conitz  seit  seiner  Neubegründung  im  Jahre  1815^ 
Progr.  von  1886;  Programmabhandlungen  von  1829  und  1841. 

Im  Jahre  1620  wurde  zu  Conitz  eine  Jesuitenstation  errichtet,  mit  welcher  später 
eine  Schule  verbunden  wurde.  Diese  letztere  galt  als  Vorschule  für  das  1807  aufgelöste 
katholische  Gymnasium  zu  Alt-Schottland,  einer  Vorstadt  von  Danzig.  Nach  Aufhebung 
des  Jesuitenordens  (1773)  behielt  König  Friedrich  II.  unter  Übernahme  des  Patronats 
die  Anstalt  bei.  Diese  sank  zur  Kriegszeit  1806—1807  auf  eine  Elementarschule  herab, 
wurde  aber  1815  als  Gvmnasium  neueröfihet.  Zu  jener  Zeit  „erbarmte  sich  Köniff 
Friedrich  Wilhelm  III.  oer  hiesigen  katholischen  Jugend^,  wie  das  Progr.  von  182S 
sagt,  und  „diktierte  eine  neue  Organisation  des  Gymnasiums^.  1815  wurden  die  Klassen 
VI  und  V  und  bereits  1820  die  I  eröffnet.  Die  Unterhaltung  der  Anstalt  wurde  bei 
der  Neuorganisation  in  der  Weise  sichergestellt,  daHs  aus  der  Staatskasse  jährlich 
1845  Thaler  bewilligt  wurden,  die  nach  zwei  Jahren  auf  4001  Thaler  erhöht  wurden, 
und  dafe  die  Einkünfte  des  letzten  Abtes  von  Pelplin  dem  Gymnasium  überwiesen 
wurden.  Nach  der  Aufhebung  des  Augustinerklosters  zu  Conitz  im  Jahre  1819  wurden 
dessen  Gebäude  und  Ländereien  dem- Gymnasium,  die  Mefostiftungen  der  Gymnasial- 
kirche überwiesen.  Die  von  den  Gründern  der  Schule,  den  Jesuiten,  übernommene 
Verpflichtung  zum  aushelfenden  Dienste  in  der  katholischen  Kirche  ist  durch  eine 
jährliche  Abgabe  von  240  Mk.,  die  aus  der  Gymnasialkasse  an  die  Pfarrkirche  gezahlt 
wird,  abgelöst  worden. 

In  der  1822  ff.  ausgebauten  Aus^ustinerkirche  wurde  am  1.  Januar  1826  ein  „Con- 
victorium  ad  St.  Augustinum*'  für  Katholische  Schüler  errichtet.  6  ordentliche  und 
1  aulserordentliche  Freistelle  werden  vom  Bischof  von  Culm,  die  übrigen  8  vom  Pro- 
vinzialschulkollegium  verliehen.  Au&erdem  ist  in  dem  Hause,  das  an  Stelle  des  alten 
Wohnungsgebäudes  des  Augustinerklosters  1850—51  neuerbaut  wurde,  ein  Alumnat  für 
20  katholische  Schüler  der  mittleren  und  unteren  Klassen  errichtet  worden. 

Mehrfach  wurden  Versuche  zur  Gründung  einer  Vorschule  gemacht,  zuletzt  noch 
im  Jahre  1867,  sie  scheiterten  jedoch  bald  an  zu  geringer  Schülerzahl,  die  im  Jahre 
1867  eröffnete  Vorschule  ist  1884  eingegangen. 

Die  gröfete  Schülerzahl  (über  500)  hatte  das  Gymnasium  in  den  Jahren  1869 — 75; 
später  hat  sie  zwischen  850  und  400  geschwankt.  Die  Zahl  der  katholischen  Schüler 
ist  jetzt  nur  wenig  grö&er  als  die  der  evangelischen.  Die  „Statuten  für  das  Kgl.  Gym- 
nasium zu  Conitz^  sind  am  28.  Mai  1847  bestätigt  worden. 

Direktor:  Dr.  Emil  Gmniges,  seit  Ostern  1901,  vorher:  Dr.  Bohert  Thomaszewski, 
seit  1.  Oktober  1878,  Dr.  Hermann  Deiters  1874—78,  jetzt  Geheimer  Regierungs-  und 
Provinzialschulrat  in  Coblenz.  Früher  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.:  Professor  Dr. 
Moiszisstzig,  Lehrer  von  1848 — 78,  Herausgeber  einer  bekannten  lateinischen  Grammatik, 
Dr.  Feri^.  Schultz,  Lehrer  1844 — 46,  später  Geheimer  He^ierungs-  und  Provinzialschulrat 
in  Münster;  Dr.  Goebelj  Direktor  1859 — 66,  später  Geheimer  Regierungs-  und  Provinzial- 
schulrat in  Königsberg  und  Magdeburg;  Dr.  Leo  Redner,  Keliffionslehrer  1854 — 57^ 
später  Bischof  von  Culm  (f  1898);  Dr.  Otto  Meinertz,  Oberlehrer  1863—74,  jetzt  Geheimer 
Oberregierungsrat  und  vortragender  Rat  im  Kultusministerium;  ÄiigustLuke,  Oberlehrer 
1868 — 12,  jetzt  Geheimer  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Posen. 

12  Klassen;  18  Oberlehrer,  1  etatsmäHsiger  Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer.  Direktor 
und  11  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Auch  für  die  jüdischen  Schüler 
ist  Religionsunterricht  eingerichtet. 

Im  Jahre  1879  wurde  ein  dicht  neben  dem  Gymnasium  liegendes  Gebäude  für 
28000  Mk.  angekauft  und  1883  mit  einem  Kostenaufwande  von  54327  Mk.  umgebaut. 
In  dem  unteren  Stockwerke  befinden  sich  die  Räume  für  die  Bibliothek,  für  den  Unter- 
richt in  der  Physik  und  im  Zeichnen,  sowie  die  physikalische  Sammlung,  im  oberen  die 
Dienstwohnung  des  Direktors.    Das  alte  Gymnasialgebäude  wurde  im  Jahre  1884  mit 

12* 
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einem  Kostenauf  wände  von  40000  Mk.  in  seinem  oberen  Stockwerke  erneuert  Das 
Haus  auf  dem  Mönchanger  (vgl.  I,  S.  84X  in  dem  sich  früher  die  Wohnung  des  ersten 
Oberlehrers  befand,  ist  im  Jahre  1876  verkauft  worden.  Die  Anstalt  hat  einen  Turn- 
platz und  eine  im  Jahre  1899  erweiterte  Turnhalle;  ein  im  Walde  gelegener,  von  der  Stadt 
gepachteter  Spielplatz  steht  für  bestimmte  Zeiten  zur  Verfügung  des  Gymnasiums.  Die 
Bibliothek  besteht  aus  etwa  6000  Werken  mit  11000  Bänden. 

Stiftungen:  (Vgl.  das  Progr.  von  1886,  S.  58.)  a)  Stiftung  des  Professors. 
Derengowshi,  Zu  Stipendien  für  polnische  Schüler,  die  Geistliche  weraen  wollen.  Be- 
stand 300  Mk.  b)  Stiftung  des  Propstes  Splettstößer.  Zu  Stipendien  für  Katholiken, 
besonders  Verwandte  des  Stifter^.  Bestand  600  Mk.  c)  Stiftung  des  Ritterguts- 
besitzers  V,  Badziecki.     Für   katholische   polnische  Abiturienten.     Bestand  3000  Mk. 

d)  Stiftung  des  Domherrn  Pysznicki,    Zu  Stipendien  für  Katholiken.    Bestand  800  Mk. 

e)  Jubiläumsstiftunff  von  186i5.  Für  den  würaigsten  und  dürftigsten  christlichen  Schüler 
der  Prima.  Bestana  660  Mk.  f )  Stiftung  des  Direktors  Goebel  (Goebel-Mellersches  Stipen- 
dium) von  1866.    Für  einen  würdigen  Schüler  der  oberen  Klassen.    Bestand  900  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  100461  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufs  58496  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  und  der  katholische  Religions- 
lehrer haben  Dienstwohnung. 


Culm. 

(C ulmer  Land.    11 079  Einwohner.) 

Ein  Königliches  Gymnasium  und  eine  von  der  Stadt  unterhaltene 
Realschule. 

OynmaBiam  (I,  78.    II,  107.    III,  128). 

LozynsJci,  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Culm  während  der  ersten  25  Jahre 
seines  Bestehens,  Progr.  1862.  —  Seemann,  Die  Culmer  Pfarrkirche,  Progr.  1856.  — 
Derselbe,  Das  Franziskanerkloster  zu  Culm,  Proffr.  des  Progymnasiums  zu  Neustadt  in 
Westpreufsen  1860.  —  Löffler,  Zur  Geschichte  des  Culmer  Gymnasiums  während  der 
zweiten  25  Jahre  seines  Bestehens,  Progr.  1887.  —  LozynsH,  Das  50jährige  Dienst- 
jubiläum des  Gymnasialdirektors  Lozynski,  Progr.  1882.  —  Jahresberichte  von  1884 
und  1897. 

König  Friedrich  Wilhelm  III.  genehmigte  durch  Kabinettsordre  vom  2.  Februar 
1832,  26.  Oktober  1888  und  21.  Dezember  1834  die  Einrichtung  eines  katholischen- 
Gymnasiums  in  der  Stadt  Culm.  Dasselbe  wurde  am  1.  Oktober  1837  eröffnet.  Die 
ehemalige,  1258  erbaute  Franziskanerkirche  wurde  als  Gvmnasialkirche  für  die  katho- 
lischen Schüler  wiederhergestellt  und  am  23.  April  1868  eingeweiht.  Die  früher  mit 
der  Anstalt  verbundene  Vorschule  ist  1877  eingegangen.  Gröfete  Schülerzahl  1863—70 
(über  500),  geringste  1885—96  (wenig  über  200).  Am  1.  Oktober  1881  feierte  der  Direktor 
Zozynski  sein  ÖOiähri^es  Dienstjuoiläum ,  und  am  3.  August  1887  beging  die  Anstalt 
die  Feier  ihres  50jähngen  Bestehens. 

Direktor:  Dr.  Matthias  Paulus  seit  1901,  vorher:  Dr.  Fritdrich  Preufs  1896. 
bis  1901,  Dr.  Joh.  Iltgen  1883—96,  Dr.  Ad.  LozynsU  1844—82. 

13  Klassen;  13  Oberlehrer,  2  etatsmäfsige  Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer;  5  Oberlehrer 
sind  evangelisch,  die  übrigen  Lehrer  katholisch.  Für  den  Ileligionsunterricht  der 
evangelischen  Minderheit  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt  Die  Anstalt  besitzt 
eine  Turnhalle;  zu  Turnspielen  wird  der  von  der  Militärbehörde  zur  VerfUguns  gestellte- 
Exerzierplatz  des  Jägerbataillons  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek  umfafst  4364  Werke 
mit  8556  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Vermächtnis  des  Rittergutsbesitzers  Domin,  v,  Badziecki  vom 
5.  Oktober  1850.  Für  katholische  Studierende,  hauptsächlich  polnischer  Abkunft  (1000' 
Thaler),  b)  Stipendienstiftung  des  Weihbischofs  /.  StanisL  v.  Kuiowsku  1841  für 
künftige  katholische  Theologen  gegründet  (1400  Thaler\  Verwaltung  durch  die  bischöf- 
liche Behörde  in  Pelplin.  c)  Die  im  Jahre  1860  gegründete  Lehrerwitwenkasse  mit 
einem  Bestände  von  4442  Mk.  d)  Die  1845  gegründete  Schülerkrankenkasse  mit  2033  Mk. 
Bestand,  e)  Vermächtnis  des  Propstes  /.  KraJcowshi  vom  4.  März  1865.  Für  Anver- 
wandte des  Erblassers,  event.  für  andere  würdige  Schüler  der  Anstalt.  Kapital  3000  Mk.. 
f )  Vermächtnis  des  Pfarrers  Franz  Kurkowski  vom  5.  März  1869.  Für  einen  katholischen. 
Schüler  der  Anstalt    Kapital  3000  Mk. 
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Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  91760  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufe  56011  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.,  Einschreibegebühr  für  VI,  V,  IV  3  Mk.,  für 
die  übrigen  Klassen  6  Mk.  Der  Direktor  und  der  katholische  Religionslehrer  haben 
Dienstwohnung . 

Bealschule  (I,  79.    II,  108.    UI,  124). 

Köhler^  Notizen  zu  einer  Geschichte  der  Schule,  Progr.  1833.  —  Derselbe,  Urkunden 
über  die  Gründung  und  Dotation  der  Schule,  Progr.  1855.  —  Lozifnshi,  Die  Culmer 
Akademie  im  Jahre  1554,  Progr.  des  Gymnasiums  1857.  —  W,  Eeinej  Academia  Culmensis, 
ein  Abrils  ihrer  Geschichte,  in  der  Zeitschrift  des  westpreufeischen  Geschichtsvereins, 
Heft  XII,  Danzig  1899. 

Am  9.  Februar  1887  erliefe  Papst  ürban  VL  zu  Genua  in  Erfüllung  eines  Wunsches 
des  Deutschhochmeisters  Kanrad  Zöllner  von  Botenstein  eine  Bulle,  in  welcher  die  Er- 
laubnis zur  Errichtung  einer  Universität  (Studium  generale)  nach  dem  Vorbilde  der 
zu  Bolonia  für  Culm  erteilt  wurde.  Dem  Unternehmen  konnte  jedoch  erst  etwa 
hundert  Jahre  später,  nach  dem  Abzüge  des  deutschen  Ritterordens,  nähergetreten 
werden.  Die  Unterrichtsanstalt  wurde  im  Jahre  1473  als  „Studium  particulare^  von 
Johannes  WesterwoMt  und  Gerhard  Zewerth,  zwei  Presbytern  und  Brüdern  aus  dem 
Hause  der  Kleriker  zu  Zwolle,  mit  bischöflicher  Genehmigung  vom  Rate  der  Stadt  er- 
richtet, diesen  Klerikern  im  Jahre  1489  endgültig  übertragen,  und  aulser  mit  Grundbesitz 
in  Culm  mit  den  Gütern  Gogolin  und  Stemwage  ausgestattet.  Als  Gegenleistung  für 
diese  Ausstattung  wurde  die  Unterstützung  des  Gottesdienstes  in  der  Pfarrkirche  ge- 
fordert, iedoch  sollte  dadurch  „die  Schule  keinen  Schaden,  Verlust  oder  kein  Hindernis 
erleiden^.  Krieg  und  Pest  brachten  die  Schule  bald  in  Verfall.  Zwar  wurde  sie  während 
der  Reformationszeit  vom  Rate  als  „Academicum  gymnasium^  unter  dem  Rektorat  des 
aus  Königsberg  berufenen  Magisters  Hoppe  wiedereröflfnet,  aber  nach  kurzer  Zeit  geriet 
sie  wiederum  in  Verfall.  Im  Jahre  1692  erfolgte  unter  dem  Superior  der  fratres 
missionis  Johann  Fdbri  ihre  zweite  Wiederherstellung  als  „Episcopale  academicum 
gymnasium^.  Von  1756  bis  1778  hiels  der  Leiter  der  Anstalt  Academiae  rector.  Die 
Anstalt  besals  nunmehr  aufser  der  Rhetorica,  Poesis,  Syntaxis,  Grammatica,  Subiniima 
und  Proforma  eine  juristische  und  eine  philosophische  Fakultät  ((^egen  200  Studenten) 
und  stand  als  „colonia  Gracoviensis*'  mit  der  Universität  Krakau  in  enger  Verbindung. 
Im  Jahre  1779  wurden  die  beiden  Fakultäten  aufgehoben.  Nunmehr  wurde  die  Anstalt 
eine  Werkstatt  deutscher  Geistesarbeit  Das  beweist  die  Einführung  der  deutschen 
Sprache  und  der  Realien,  zuletzt  auch  der  preuJsischen  Geschichte  als  Unterrichts- 
gegenstände.  Als  polnische  Schule  bestand  die  Anstalt  dann  wieder  von  1808  bis  zu 
ärem  1816  vollzogenen  Schlüsse» 

Im  Jahre  1818  wurden  die  Trümmer  der  ehemaligen  Akademie  mit  der  evange- 
lischen Stadtschule  vom  Magistrat  zu  einem  simultanen  „Frogymnasium"  vereinigt;  1&5 
erfolgte  unter  Beibehaltung  des  lateinischen  Unterrichts  die  Umwandlung  in  eine  höhere 
Stadtschule  und  nach  Enafs  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  von  1859  die  all- 
mähliche Entwickelung  zu  einer  vollberechtigten  höheren  Bürgerschule.  Nachdem  die 
1818  mit  der  Anstalt  vereinigte  Elementarscnule  1861  wieder  abgetrennt  war,  wurde 
1862  eine  Vorschule  errichtet.  Die  Schülerzahl  der  Anstalt  sank  im  Jahre  1870 
bis  auf  47,  so  daCs  damals  der  Plan  ihrer  Auflösung  ernsthaft  erwogen  wurde.  Dieser 
Plan  wurde  jedoch  nicht  verwirklicht.  Im  Jahre  1879  konnte  die  Anerkennung  der 
Anstalt  als  höhere  Bürgerschule  erfolgen,  und  im  Jahre  1885  wurde  das  nunmehrige 
Realprogymnasium  auf  den  Staat  übernommen.  Im  Jahre  1894  wurde  mit  der  all- 
mählichen Umwandlung  in  eine  lateinlose  Realschule  begonnen ;  dieselbe  hat  am  15.  Mai 
1900  mit  der  staatlichen  Anerkennung  ihren  Abschluß  gefunden.  Am  9.  April  1886 
fand  aus  Anlals  des  50jährigen  Amtsjubiläums  des  Oberlehrers  Mothill  eine  Schul- 
feier statt. 

Direktor:   Dr.  TT.  Heine,  seit  Michaelis  1898,  vorher:  B.  Dobel,  1875—98. 

6  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  5  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL, 
1  technischer  und  2  Elementarl.,  sämtlich  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der 
katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  Sorge  getragen. 

Die  Anstalt  besitzt  einen  Turnplatz;  im  Winter  wird  für  den  Turnunterricht  die 
Turnhalle  des  Kgl.  Gymnasiums  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  3779  Bände, 
darunter  135  von  der  Akademie  übernommene  Bände  juristischer  Werke  aus  den  Jahren 
1515  bis  1575. 

Stiftungen:  a)  Die  v.  Chappuis- Stiftung  (1837).  Zur  Unterstützung  zweier  die 
Schule  besuchender  Waisen.    Anfangskapital  424  Thaler,  Bestand  2037  Mk.    b)  Die 
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Abraham-Stiftung  (1863).    Zur  Beschaffung  von  Winterkleidern  für  Schüler  der  Anstalt. 
Anfangskapital  500  Thaler,  Bestand  2292  Mk. 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  48 145  Mk.,  Zuschufs  des 
Staates  37095  Mk.,  der  Stadtgemeinde  1000  Mk.  An  die  katholische  Pfarrkirche  werden 
für  Ablösung  des  Beitrages  zu  den  Besoldungen  des  Sakristans,  des  Organisten  und 
der  Kirchenmusiker  gemäfe  Rezels  vom  21.  November  1877  jährlich  558  Mk.  bis  zum 
1.  Mai  1934  gezahlt.    Schulgeld  48—72  Mk.,  in  der  Vorschule  36  Mk. 


Graudenz. 

(C  u  1  m  e  r  L  a  n  d.    32  800  Einwohner.) 

Die  Stadt  besitzt  jetzt  ein  Königliches  Gymnasium  und  eine  von  der 
Stadt  unterhaltene  Realschule.  Die  frühere  katholische  Gelehrtenschule 
der  Jesuiten,  die  unter  Friedrich  II.  nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens 
als  katholisches  Gymnasium  wiederhergestellt  worden  ist,  wurde  1817  in 
ein  Seminar  für  katholische  Elementarlehrer  verwandelt. 

Gymnasium  a«  77.    II,  106.    in,  122). 

FrotUchf  Die  Geschichte  des  Graudenzer  Kreises ;  Graudenz  1868  u.  72.  —  Proeramm- 
abhandlungen  von  1848,  1867,  1874,  1875,  1881.  —  Direktor  Dr.  Anger,  RQckblick  auf 
die  ersten  25  Jahre  des  Bestehens  der  Anstalt;  Progr.  1891. 

Schon  1540  bestand  eine  evangelische  Stadtschule,  diese  wurde  nach  Abzweigung 
der  bisherigen  Mädchenabteilung  im  Jahre  1827  in  eine  fünf  klassige  Bürgerschule  für 
Knaben  umffewandelt  und  am  8.  März  1832  zur  höheren  Stadtschule  (Realschule)  unter 
Beilegung  aes  Rechtes  zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen  erhoben.  Am  6.  Ok- 
tober 1859  wurde  die  Anstalt  als  Realschule  zweiter  Ordnung  (mit  obligatorischem 
Unterrichte  im  Lateinischen)  anerkannt,  und  im  Jahre  1866  beschlossen  die  städtischen 
Behörden  ihre  Umwandlung  in  ein  Gvmnasium;  zu  gleicher  Zeit  wurde  mit  ihr  eine 
Vorschule  verbunden.  Im  Jahre  1874  wurde  sie  vom  Staate  übernommen,  die  Stadt 
leistet  zur  Unterhaltung  einen  Beitrag  von  9000  Mk.  jährlich.  Die  Schülerzahl  ging  seit 
der  Umwandlung  der  am  Orte  befindlichen  Mittelschule  in  eine  höhere  Bürfferschule 
(die  jetzige  Realschule)  stetig  zurück  und  erreichte  1898  ihren  Tiefstand  mit  z87  Gym- 
nasiasten und  28  Yorschülem:  von  da  an  ist  sie  stetig  gewachsen,  im  Sommer  1901 
waren  852  Gymnasiasten  und  88  Yorschüler  vorhanden. 

Direktor:  Dr.  Siegfried  Anger  seit  Michaelis  1883,  vorher:  Dr.  H.  Kretschinann 
1879-1^8,  Dr.  Hagemann  1865—1879.  Früher  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.:  Henning 
bis  1868,  später  Provinzialschulrat  in  Coblenz;  Dr.  Ca^rmith  1868—70,  starb  als  Ober- 
reeierungsrat  und  Direktor  des  Provinzialschulkollegiums  zu  Königsberg  am  14.  Juli 
1899;  Dr.  Erdmann  1868—72,  jetzt  ord.  Professor  in  Kiel. 

11  Gymnasialklassen,  3  Vorschulklassen.  10  Oberlehrer,  3  kommissarische  wissen- 
schaftliche HilfsL,  1  technischer,  2  Elementarl.  und  1  kommissarischer  Elementarl.; 
2  Oberlehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Für  den  Religions- 
unterricht der  katholischen  Minderheit  ist  Sorge  getragen. 

Das  neue  Gymnasialgebäude  (Börgenstralse  1)  ist  am  7.  Januar  1881  einge\<reiht 
worden;- die  Kosten  betrugen  2800()OMk.,  davon  entfielen  40000  auf  den  Grunderwerb. 
Die  Anstalt  hat  eine  Turnhalle  und  einen  Turnplatz.  Die  Lehrerbibliothek  umfa&t 
2000  Werke  mit  4500  Bänden.  .      . 

Stiftungen:  a)  Vermächtnis  des  Ratsherrn  Schelske  vom  7.  Januar  1881,  zu 
Unterstützungen  von  Schülern,  wenn  das  Kapital  auf  8000  Mk.  angewachsen  ist.  Gegen- 
wärtiger Bestand  1789  Mk.  b)  Stiftung  des  Zimmermeisters  Scharrer  vom  20.  September 
1884  für  bedürftige  Schüler,  namentlich  der  Obertertia.  1000  M.  c)  Jubiläumsstiftung, 
am  14.  November  1891  von  früheren  Schülern  der  Anstalt  gegründet,  zu  Prämien  bei 
Schul-  und  Turnfesten,  Bestand  780  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  84175  Mk.,  Zuschuls 
des  Staates  40845  Mk.,  der  Stadt  9000  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  100  Mk.; 
der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 
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Bealschnle  (Oberrealschule). 

Die  Anstalt  ist  aus  einer  im  Jahre  1858  gegründeten  Mittelschule  hervorgegangen 
und  am  1.  November  1888  als  höhere  Schule  anerkannt  worden.  Ostern  1906  wurde  mit 
der  Erweiterung  zu  einer  Oberrealschule  begonnen  und  Ostern  1901  die  Prima  eröffnet 
Gleichzeitig  mit  der  Umwandlung  in  eine  Kealschule  wurde  eine  Vorschule  errichtet. 
Die  Zahl  der  Schüler  hat  stetig  zugenommen  und  betrug  Ostern  1901  in  der  Hauptanstalt 
438,  in  der  Vorschule  178. 

Direktor:  Maximilian  Grott  seit  April  1891,  vorher:  Fritg  Böder,  Rektor  seit 
1881.  15  Klassen  und  5  Vorschulklassen.  13  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche  Hilfsl., 
8  Elementar-  und  Vorschullehrer;  2  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  neue  Schulhaus  (Börgenstrafee  lb\  das  mit  einem  Kostenaufwande  von  250000  Mk. 
(50000  Mk.  für  die  innere  Einrichtung)  errichtet  worden  ist,  wurde  am  17.  April  1901  ein- 
geweiht. Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle  und  einen  Turnplatz.  Im  Sommer  werden 
Tumspiele  mit  Genehmigung  der  Kommandantur  auf  dem  kleinen  Exerzierplatze  ab- 
gehalten. Die  städtische  Badeanstalt  ist  der  Realschule  für  bestimmte  Zeiten  unent- 
geltlich zur  Verfügung  gestellt  Die  Lehrerbibliothek  umfa&te  Ostern  1899  1496  Werke 
mit  2596  Bänden. 

Stiftungen:  Scheskestiftung  1000  Thaler,  deren  Zinsen  zu  Prämien  für  tüchtige 
Schüler  der  damaligen  Mittelschule,  jetzigen  Realschule  zu  verwenden  sind. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Die  städtische  Schuldeputation 
giebt  vor  der  Beschlufsfassung  durch  die  städtischen  Körperschaften  bei  allen  An- 
gelegenheiten der  Realschule  ihr  Gutachten  ab. 

Gesamtausgabe  66569  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  11469  Mk.,  Bedürfniszuschuls 
des  Staates  16500  Mk.,  Schulgeld  für  einheimische  Schüler  in  I  und  0  II  120  Mk.,  in 
ü  II  bis  VI  96  Mk.,  in  der  Vorschule  72  Mk.  Für  auswärtige  Schüler  wird  ein  Zu- 
schlag von  12  Mk.  erhoben.  Besoldung  der  Lehrer  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum 
Normaletat  Die  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial- Witwen-  und  Waisenkasse  versichert, 
ihre  Hinterbliebenen  erhalte  aus  derselben,  ohne  daß  ihnen  eine  Beitragleistung  ob- 
liegt, Witwen-  und  Waisengelder  nach  Ma&gabe  der  Bestimmungen  für  die  Staats- 
beamten. 


DeutBOh  -  Krone. 

(Netzedistrikt    7282  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  84.    II,  111.    III,  125). 
Programme  von  1844  u.  1856. 

König  Friedrich  befahl  im  Jahre  1781,  die  ehemalige  Jesuitenschule  als  katho- 
lisches Gymnasium  „für  die  eigentlichen  grammatischen  Studien**  einzurichten.  Wäh- 
rend der  Kriegszeiten  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  kam  die  Anstalt  in  harte 
Bedrängnisse,  und  im  Jahre  1812  hörte  sie  auf,  ein  Gymnasium  zu  sein.  Demnächst 
wurde  sie  eine  „lateinische  Schule**,  1823  Progymnasium  und  durch  Kabinettsordre 
vom  23.  Juni  1855  wiederum  zum  Gymnasium  erhoben.  Die  Prima  wurde  am 
25.  September  1855  eröffnet  Höchste  Schülerzahl  1869  mit  325,  kleinste  (193)  im 
Jahre  1898.  Die  im  Jahre  1867  als  Privatuntemehmen  des  Direktors  eingerichtete  und 
1872  mit  dem  Gymnasium  in  organische  Verbindung  gebrachte  Vorschule  ist  1876 
eingegangen. 

Direktor:  Dr.  Johann  Stührmann  seit  Oktober  1890,  vorher:  Lowinski  seit 
Michaelis  1866.  Lehrer  am  Progymnasium  war  u.  a.  1842—48  der  Mathematiker  Karl 
WeierstrafSy  später  Mitglied  der  Akademie  der  Wissenschaften  und  ord.  Professor  an 
der  Universität  Berlin. 

8  Klassen,  10  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer.  5  Oberlehrer  sind  evangelisch, 
die  übrigen  Lehrer  und  der  Direktor  katholisch.  Die  Anstalt  hat  jetzt  wie  auch  in 
den  früheren  Jahrzehnten  mehr  evangelische  als  katholische  Schüler.  Der  Religions- 
unterricht für  beide  christliche  Bekenntnisse  wird  von  etatsmälsigen  Oberlehrern  erteilt. 
Die  jüdischen  Schüler  erhalten  Religionsunterricht  in  2  Abteilungen  mit  je  2  Stunden 
wöchentlich. 
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Die  Gesamtkosten  des  in  den  Jahren  1874/75  erbauten  Direktorwohnhauses  (Bd.  III 
S.  125)  betrugen  mit  Einschluls  der  Ausgaben  filr  die  späteren  Ergänzungsarbeiten 
81 713  Mk.  Der  in  den  Jahren  1880/81  ausgeführte  Aulaueubau  hat  15  771  Mk.  ge- 
kostet. Die  Turnhalle  liegt  auf  dem  8 — 4  Minuten  von  der  Anstalt  entfernten  Turn- 
plätze. Auch  auf  dem  Schulhofe  sind  Turngeräte  aufgestellt.  Die  Lehrerbibliothek 
umfaist  4000  Bände. 

Stiftungen:  Der  1896  in  Potsdam  verstorbene  Professor  Dr.  Laws,  welcher  von 
1839 — 1851  Lehrer  am  Progymnasium  war,  hat  dem  Gymnasium  ein  Kapital  von  1200  Mk. 
mit  der  Bestinunung  hinterlassen,  dals  die  Zinsen  zu  Unterstützungen  f^r  Schüler  der 
Anstalt  verwendet  werden. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  68825  Mk ,  Bedürfnis- 
zuschuls  47709  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  450  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Strasburg:  (Westpreufsen). 

(Pomesanien.     7249  Einwohner.) 

Gymnasium  (III,  122). 

Dr.  Eckardt,  Gründungsgeschichte  der  Anstalt^  Programmabhandlung  1874.  — 
A.  Scotland,  Die  ersten  25  Jahre  der  Anstalt,  Progr.  1898. 

Das  Gymnasium  wurde  am  19.  Mai  1878  mit  den  Klassen  VI  bis  II  und  einer  Vor- 
schulklasse eröffnet.  Ostern  1874  wurde  eine  I  hinzugefügt;  die  Vorschulklasse  wurde 
im  Jahre  1896  wegen  zu  geringer  Schülerzahl  beseitigt.  Für  den  Gottesdienst  der 
katholischen  Schüler  steht  die  Pfarrkirche  an  je  2  Wochentagen  um  7  Uhr  morgens 
und  an  den  Sonntaeen  von  SVg  bis  10  Uhr  morgens  zur  Verfügung.  Die  Anstalt  zahlt 
dafür  jährlich  300  Mk.  Die  höchste  Besuchsziner  mit  210  Schülern  wurde  im  Sommer 
1900,  die  niedrigste  mit  126  im  Winter  1885/86  erreicht 

Direktor:  Alfred  ScoOand  seit  Ostern  1886,  vorher  Dr.  Kimigsbeck  1879—1885, 
Dr.  Heinrich  Kretschmann  1876—79,  Dr.  Eckardt  1873—76. 

8  Klassen ;  9  etatsmäfsige  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarlehrer.  7  Lehrer 
sind  evangelisch ,  4  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  jüdischen  Schüler  ist 
gesorgt. 

Seit  1877  besitzt  die  Anstalt  ein  neues  Klassengebäude  nebst  Wohnhaus  für  den 
Direktor  und  einer  Turnhalle.  Die  Kosten  des  Baues  oetrugen  201000  Mk.  Die  Anstalt 
hat  einen  eigenen  Turnplatz,  die  Lehrbibliothek  zählt  etwa  3600  Bände. 

Stiftungen:  a)  Vermächtnis  des  verstorbenen  Kaufmanns  Bosenoto  von  3000  Mk. 
Aus  den  Zinsen  erhält  jährlich  ein  in  Strasburg  geborener  Schüler,  und  zwar 
abwechselnd  ein  jüdischer  und  ein  christlicher,  ein  Stipendium,  b)  Bei  dem 
25jährigen  Jubiläum  der  Anstalt  haben  ehemali^^e  Schüler  1434  Mk.  als  Grundstock  zu 
einem  Stipendienfonds  überwiesen.  Das  Kapital  ist  durch  die  Zinsen  bisher  auf  1455  Mk. 
angewachsen. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  64210  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschuis  44210  Mk.,  Zuschufs  der  Stadtgemeinde  3000  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Thorn. 

(C  u  1  m  e  r  L  a  n  d.    29  626  Einwohner.) 

Gymjiasium  und  Bealgymnasiom  (I,  81.    II,  109.    III,  124). 

Joh.  Samuel  Sammetj  Noctes  Thorunenses  IL  —  Joh.  Em,  Wermcke,  Geschichte 
der  Stadt  Thorn.  —  Karl  Friedr.  Aua,  Brohmy  Geschichte  des  Gymnasiums;  Programm- 
abhandlung 1819 — 21.  —  A,  Lehnerdty  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Thorn,  1.  Teil. 
Beitrag  zum  Festprogramm  der  Säkularfeier  1868. 

Das  Gymnasium  ist  im  Jahre  1568  vom  Rate  der  Stadt  Thorn  durch  Vereinigung 
der  alten  Johannisschule  mit  der  wenige  Jahre  zuvor  im  Marienkloster  errichteten,  aber 
schnell  in  Verfall  geratenen  Oberschule  ins  Leben   gerufen  worden.    Eine  „cönstitutio 
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-scholae  Thorunensis"  wurde  damals  von  dem  ersten  Rektor  Matthias  Breu  entM'orfen 
und  vom  Rate  bestätigt.  Im  Jahre  1594  erweiterte  der  Bürgermeister  Heinrich  Stroband 
das  bisherii^e  „gymnasium  classicum''  zum  gymnasium  academicum  durch  Errichtung 
«iner  „classis  (curia)  suprema'',  in  welcher  die  Elemente  der  vier  Fakultätsstudien  gelehrt 
wurden.  Nach  langen  Zeiten  fortschreitenden  Verfalls  wurde  das  Gjrmnasium  1817  auf  der 
Grundlage  der  für  Preufsen  geltenden  Bestimmungen  einer  durchgreifenden  Neugestaltung 
unterzogen,  Michaelis  1855  eine  Realabteilung  und  1858  eine  Vorschule  eingerichtet; 
die  Realabteilung  wurde  im  Jahre  1861  unter  die  damaligen  Realschulen  erster  Ordnung 
Aufgenommen.  Die  Anstalt  wurde  bis  1879  vom  Staate  und  der  Stadtgemeinde  gemein- 
sam unterhalten,  aber  in  jenem  Jahre  in  die  ausschlieCsliche  Unterhaltung  des  Staates 
übernommen.    Am  8.  März  1868  wurde  die  Feier  des  800jährigen  Jubiläums  begangen. 

Jetziger  Direktor:  Dr.  Michael  Hayduck seit  Michaelis  1884,  vorher:  Dr. Friedrich 
StreMke  1878—84;  ÄJb.  Lehnerdt  1865—78.  —  Von  früheren  Direktoren  und  Lehrern  sind 
zu  erwähnen:  M  Chr.  Harthnoch  1644 — 77,  Professor  an  der  Anstalt,  als  Kirchen- 
historiker bekannt;  Joh.  Wilh.  Sikjem,  Rektor  1800 — 1808,  später  Mitdirektor  der 
Unterrichtsabteilung  des  Ministeriums  des  Innern;  Professor  Leop.  ProwCy  Lehrer  von 
1844—87. 

12  Gymnasial-,  5  Realgymnasial-  und  2  Vorschulklassen;  19  Oberlehrer,  1  techn. 
und  2  Elementarlehrer.  Ein  Oberlehrer  (klass.  Phil.)  ist  jüdisch,  die  übrigen  sind 
evangelisch.  Für  die  katholischen  und  die  jüdischen  Schüler  ist  Religionsunterricht 
eingerichtet. 

Das  jetzige  Gymnasialgebäude  (Hohe  Strafee  18)  stammt  aus  dem  Jahre  1855;  die 
Kosten  mit  Einschluls  derjenigen  für  das  Wohnhaus  betrugen  120000  Thaler.  Im  Jahre 
1899  hat  die  Anstalt  einen  eigenen  Turnplatz  nebst  Turnhalle  erhalten. 

Die  Lehrerbibliothek  zählt  über  15000  Bände.  Sie  ist  durch  Vereinigung  der  Bibliothek 
des  Marienklosters  mit  der  alten  Ratsbibliothek  gebildet  und  wiederholt  durch  ansehn- 
liche Zuwendungen  bereichert  worden.  Allerdings  hat  sie  im  Jahre  1724  und  zu  An- 
fang dieses  Jahrhunderts  durch  die  Ungunst  der  Zeiten  viel,  namentlich  manche  wertvolle 
Handschriften,  verloren.  Aber  auch  jetzt  noch  besitzt  sie  96  Handschriften,  die  zum 
Teil  mit  kunstvollen  Malereien  geschmückt  sind,  und  eine  Reihe  wertvoller  Drucke,  u.  a. 
Biblia  Basil.  1487,  Biblia  St.  Hieronymi,  Argentorati  1497,  Sachsenspiegel,  Leipzig  1490, 
Digesta,  Venet.  1499  (vgl.  hierüber  die  Programmabhandlungen  1875,  77,  78). 

Stiftungen:  a)  Kriessches  Legat  vom  5.  August  1820.  Die  Zinsen  sollen  teils 
zur  Anschaffung  von  mathematischen  und  physikalischen  Apparaten,  teils  zur  Vermehrung 
des  Kapitals  verwendet  werden.  Gegenwärtiger  Bestand  12112  Mk.  b)  Der  Dr.  med. 
Jo7».  GotUieb  SchuÜg  hat  im  Jahre  1827  dem  (Gymnasium  ein  Gartengrundstück  von  etwa 
12  Morgen  vermacht  Dasselbe  soll  zur  Förderung  des  botanischen  Unterrichts  verwendet 
werden  und  ist  an  einen  Gärtner  verpachtet,  der  unter  Aufsicht  des  Lehrers  der 
Botanik  die  für  den  Unterricht  erforderlichen  Pflanzen  zu  erhalten  bezw.  zu  ergänzen  hat. 
Gegenwärtiger  Kapitalbestand  7964  Mk.  c)  Wisniewskische  Stiftung.  1865  zur  Anlegung 
einer  Unterstützungsbibliothek  für  unbemittelte  Schüler  gegründet.  Kapitalbestand  800  Mk. 
d)  Die  Gymnasiallehrerwitwenkasse ,  am  2.  Januar  1787  von  den  damaligen  Lehrern  des 
Oymnasiums  gegründet.  Dasjetzige  Statut  stammt  aus  dem  Jahre  1884,  Kapitalbestand 
9085  Mk.  e)  Im  Jahre  1828  vermachte  der  Stadtrat  Friedr.  Langwald  der  Anstalt 
12000  Thaler,  deren  Zinsen  zur  einen  Hälfte  einem  aus  Thom,  zur  anderen  einem  aas 
Dirschau  gebürtigen  Studierenden  als  Stipendium  verliehen  werden  sollen.  Jetziger 
Kapitalbestand  64225  Mk.  f)  Die  Philipp  Louis  Henriette  Elkan-Stiftung  am  20.  Mai 
1870  zur  Unterstützung  bedürftiger  jüdischer  Schüler  und  Studierender  gegründet. 
Kapitalbestand  6829  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  185750  Mk.  Zuschuß 
des  Staates  66846  Mk.,  der  Stadt  17000  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule 
98  Mk.  (Klasse  I)  und  87  Mk.  (Kl.  II).  Der  Direktor  und  der  älteste  Oberlehrer  haben 
Dienstwohnungen. 

Ppeufsisch-  Friedland. 

(Pommerellen.    8758  Einwohner.) 

« 

Progymnasium« 

C.  Brabäfider,  Programmabhdl.  1875. 

Die  Anstalt  wurde  Michaelis  1872  von  der  Stadtgemeinde  gegründet,  1879  als 
höhere  Bürgerschule,  1888  als  Progymnasium  anerkannt,  1887  vom  Staate  übernommen. 
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Die    Stadtgemeinde    zahlt    seitdem  einen  jährlichen  Zuschulk    von   8000  Mk.    Gröfste 
Schalerzahl  (184)  im  Jahre  1876,  kleinste  (79)  Ostern  1898. 

Direktor:  0.  Przygode  seit  Ostern  1898,  vorher:  Dr.  H.  Kanter  1894—98, 
Dr.  Brennecke  1883—94,  Dr.  Petersdorff  1879—83,  Dr.  Brabänder  1872—79. 

6  Klassen;  5  Oherlehrer,  1  technischer  Lehrer,  2  Lehrer  sind  katholisch,  die 
ührigen  evangelisch.  Für  die  katholischen  und  die  jüdischen  Schüler  sind  wöchent- 
lich je  4  Stunden  Keligionsunterricht  eingerichtet.  Das  jetzige  Schulhaus  ist  in  den 
Jahren  1876  und  77  mit  einem  Kostenaurwande  von  etwa  70000  Mk.  erbaut  worden. 
Die  Anstalt  hat  einen  eigenen  Spielplatz;  für  den  Turnunterricht  werden  die  Turnhalle 
und  zum  Teil  die  Turngeräte  des  Königlichen  Schullehrerseminars  mitbenutzt.  Die 
Lehrerbibliothek  umfafet  1202  Nummern. 

Stiftungen:  In  den  Jahren  1880—86  wurde  unter  den  Rektoren  Dr.  Petersdorff 
und  Dr.  Brennecke  ein  Unterstützungsfonds  gesammelt,  zu  dem  die  Bewohner  von 
Pr.  Friedland  und  Umgebung  beigesteuert  haben.  Von  den  Zinsen  werden  ärmere 
Schüler  unterstützt  und  Bücher  für  die  Bibliotheca  pauperum  gesammelt.  Gegenwärtiger 
Vermögensstand  2500  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  34116  Mk.,  Zuschufs  des 
Staates  17930  Mk.,  der  Stadt  8000  Mk.,  Schulgeld  100  Mk. 

LObau  (Westpreufsen). 

(C ulmer  Land.    4453  Einwohner.) 

Progymnasium* 

Die  Anstalt  verdankt  ihre  Gründung  dem  „Löbauer  Schulverein",  zu  dem  sich 
unter  Führung  des  Geh.  Justizrats  Obtich  eine  Beihe  thatkräftiger  und  opferwilliger 
Bürger  zusammengeschlossen  hatten.  Den  Bemühungen  des  Vereins  gelang  es,  durch 
freiwillige  Zeichnungen  jährliche  Beiträge  in  einer  Gesamthöhe  von  8000  Mk.  zusammen- 
zubringen; darunter  befanden  sich  Einzelbeiträge  von  200,  300  und  600  Mk.  Am 
13.  Oktober  1873  wurde  die  Anstalt  mit  113  Schülern  in  den  von  der  Stadtgemeinde  im 
Stadtschulgebäude  dem  Vereine  mietsfrei  überlassenen  Räumen  eröflfhet  Schon  im  Jahre 
1875  erklärten  die  Stadtverordneten  sich  bereit,  der  Übernahme  der  Schule  auf  die 
Stadt  zuzustimmen,  wenn  der  Staat  einen  entsprechenden  Zuschuls  gewähren  würde. 
Diese  Bedingung  wurde  1878  erfüllt  und  demzufolge  die  Anstalt  von  der  Stadt  über- 
nommen. Am  7.  April  1879  wurde  sie  als  vollberechtigtes  Progymnasium  anerkannt; 
Ostern  1888  ging  sie  auf  den  Staat  über,  die  Stadt  verpflichtete  sich  zu  einem  jähr- 
lichen Zuschüsse  von  2000  Mk.  und  zur  Errichtung  eines  neuen  Schulgebäudes.  Von 
dem  Neubau  ist  zwar  zunächst  Abstand  genommen  worden,  die  Stadt  hat  jedoch  für 
alle  Fälle  an  das  Progymnasium  einen  Bauplatz  von  69  Ar  abgetreten.  Die  mit  der 
Anstalt  verbundene  Vorschule  ist  1887  eingegangen.  Höchste  Schülerzahl  (198  und 
19  Vorschüler)  im  Schu^ahre  1882/83,  kleinste  (95)  Michaelis  1899. 

Direktor:  Bichard  Hache  seit  Michaelis  1873. 

6  Oberlehrer  und  1  technischer  Lehrer;  der  Direktor,  3  Oberlehrer  und  der  tech- 
nische Lehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen  Lehrer  katholisch.  Für  den  Religions- 
unterricht der  jüdischen  Schüler  ist  Sorge  getragen. 

Der  Turnunterricht  wird  in  der  Turnhalle  des  Könglichen  Schullehrerseminars 
erteilt;  außerdem  ist  der  Schule  seit  dem  Jahre  1896  von  der  Stadt  ein  grofeer  Spiel- 
platz zur  Verfügung  gestellt  Die  Lehrerbibliothek  enthält  1436,  die  Schülerbibliothek 
1776  Bände. 

Stiftungen:  Zur  Beschaffung  des  Schulgeldes  und  der  Schulbücher  für  hilfs- 
bedürftige Schüler  ist  im  Jahre  1888  vom  Direktor  ein  Verein  gegründet  worden,  der 
für  den  genannten  Zweck  bis  jetzt  5047  Mk.  ausgegeben  hat 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  37570  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschuls  26540  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  3000  Mk.,  Schulgeld  100  Mk. 

Neumark  (Kreis  Löbau). 

(Pomesanien.    3142  Einwohner.) 

Progymnasium  (III,  123). 
PreupB,  Geschichte  des  Königlichen  Progymnasiums,  Jahresbericht  von  1893. 

Das  Progymnasium  ist  aus  einer  im  Jahre  1858  vom  Pfarrer  Hunt  in  Kauernik 
errichteten  und  1868  nach  Neumark  verlegten  Privatanstalt  hervorgegangen.    Dieselbe 
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wurde  1869  von  der  Stadtgemeinde  und  Ostern  1887  vom  Staate  übernommen.  Am 
4.  Dezember  1873  wurde  sie  als  ein  vollberechtigtes  Progymnasium  anerkannt.  Grö&te 
Schalerzahl  (226)  Ostern  1872,  kleinste  (104)  Ostern  1892;  Michaelis  1899:  144  Schüler 
und  27  Vorschüler. 

Direktor:  Dr.  WiOUltn  WtlbeHz  seit  Ostern  1896,  vorher:  Dr.  Friedr.  Preufs  seit 
1886,  TF.  A.  Scoüand  seit  1878  (von  1876—78  provisorisch),  M,  Michels  seit  1873. 

6  Klassen.  Die  noch  vorhandene,  aber  vom  Staate  nicht  mit  übernommene  Vor- 
schule ist  einklassi^.  6  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  Vorschull.;  5  Oberl.  und  der 
technische  Lehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen  und  der  Direktor  katholisch.  Die  jüdi- 
schen Schüler  erhalten  Religionsunterricht  in  2  Abteilungen  mit  wöchentlich  je 
2  Stunden. 

Das  Schulgebäude  wurde  1870/71  mit  einem  Kostenanfwande  von  30000  Mk.  von 
der  Stadt  errichtet  Die  Anstalt  hat  eine  Turnhalle,  einen  Spielplatz  und  einen  Lawn 
Tennis-Platz.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  2971  Bände. 

Durch  Zuwendungen  von  Vereinen  und  durch  musikalische  Aufführungen  ist  all- 
mählich ein  Stipendienfonds  angesammelt  worden.    Kapitalbestand  4343  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  37829  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufe  24959  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  3000  Mk.,  Schulgeld  100  Mk. 

Schweiz. 

(Pommerellen.    7010  Einwohner.) 

Progymnasium. 

Zur  Geschichte  des  Schwetzer  Schulwesens,  Progr.  1877. 

Die  Anstalt  wurde  Michaelis  1876  von  der  Stadtsemeinde  gep^ündet,  ginff  durch 
Erlafe  vom  11.  Februar  1878  in  den  Aufsichtsbereich  des  Provinzialschulkoriegiums 
über,  wurde  durch  Erlafs  vom  27.  Juli  1881  als  Progymnasinm  anerkannt  und  Ostern 
1884  vom  Staate  übernommen.  Mit  ihr  war  von  Anfang  an  eine  Vorschule  verbunden. 
Höchste  Schülerzahl  1878—88  (bis  zu  148  Schülern  und  61  Vorschülern),  niedrigste  1889 
(87  und  26  Vorschüler). 

Direktor:  Dr.  Gaeäe  seit  April  1901,  vorher:  Dr.  Doempke  seit  Ostern  1898, 
Dr.  BdUzer  1893—98,  Dr.  Gronau  1882—93,  Dr.  Brocke  1880—82  Cjetzt  Provinzialschul- 
rat  in  Schleswig). 

6  Klassen  und  eine  Vorschulklasse;  6  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  Vor- 
schull.; 2  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht 
der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  Sorge  getragen. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  im  Herbst  1882  bezogen  worden.  Kosten  des  Baues 
57500  Mk.,  der  inneren  Einrichtung  12500  Mk.  Die  Anstalt  hat  eine  Turnhalle,  als 
Turnplatz  dient  der  Schulhof.    Die  Lehrerbibliothek  hat  2253  Nummern. 

Als  Grundstock  für  eine  Stipendienstiftung  wurden  der  Anstalt  am  28.  August  1878 
vom  Rechtsanwalt  Müüer  zu  Scnwetz  100  Mk.  überwiesen;  der  Fonds  ist  jetzt  auf 
644  Mk.  angewachsen.  Au&erdem  sind  ein  kleiner  Stipendienfonds  und  ein  Unterstützungs- 
fonds vorhanden. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  40925  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  22348  Mk.,  der  Stadt  6000  Mk.,  Schulgeld  100  Mk. 

Rlesenburgr. 

(Pomesanien.    4760  Einwohner.) 

Realschule« 

Die  Schule  ist  1870  von  der  Stadtgemeinde  und  den  Kuratoren  der  Weberschen 
Stiftung  gegründet  worden.  Diese  letztere  leistete  zu  der  Unterhaltung  einen  beträcht- 
lichen Jahreszuschuls  (bis  zu  12  000  Mk.).  1881  wurde  die  Anstalt  als  vollberechtigte 
höhere  Bürgerschule  anerkannt.  In  der  Zeit  von  1894  bis  Ostern  1900  wurde  das 
Realprogymnasium  allmählich  in  eine  lateinlose  Realschule  umgewandelt;  als  solche 
wurde  die  Anstalt  durch  Erlais  des  Unterrichtsministers  vom  30.  April  1900  anerkannt. 
Die  Vorschule  besteht  seit  1887.  Höchste  Schülerzahl  1887—93  (143  einschl.  der  Vor- 
schüler) kleinste  Ostern  1898  (109). 


—    188    — 

Direktor:  Gustav  MOÜer,  seit  Ostern  1870. 

6  Klassen  und  1  Yorschulklasse ;  4  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl., 
1  YorschulL,  sämtlich  evangelisch. 

Die  Anstalt  besitzt  einen  Turnplatz  und  die  erforderlichen  Turngeräte.  Die  Lehrer- 
bibliothek zählt  1486  Bände.^ 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ausgabe  38360  Mk.,  Zu- 
schuls  aus  der  Weber-Stiftung  7500  Mk.,  Staat szuschuDs  22700  Mk.,  Schulgeld,  je  nach 
der  Klasse,  für  Einheimische  66—90  Mk.,  für  Auswärtige  72—96  Mk.,  für  Vorschäler  60  Mk. 
Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung. Den  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial- Witwen-  und  Waisen- 
kasse die  gleichen  Bezüge  gesichert  wie  denen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten;  die 
Beiträge  an  die  Provinzialkasse  werden  aus  der  Schulkasse  gezahlt. 


Privatanstalt. 

Unter  der  Aufsicht  des  Kgl.  ProvinzialschulkoUegiums  zu  Danzig  steht  auch  noch 
das  Gollegium  Marianum  zu  Pelplin.  Es  stammt  aus  einer  18Sd  vom  Bischof  von 
Gulm,  Dr.  AncLstMius  Sedlag  ^  gestifteten  .Domsingschule^ ;  zu  ihrem  Unterhalte  be- 
stimmte der  Bischof  später  seinen  ganzen  Nachlals  im  Betrage  von  88850  Mk.  Zweck 
der  Anstalt  war  die  .Erziehung  junger  Leute  für  die  eine  allgemeine  wissenschaftliche 
Bildung  bedingende  blasse  der  Gesellschaft,  vorzüglich  aber  der  Priester^.  Unter  dem 
Bischöfe  Johannes  v.  d,  Martoitz  wurde  die  Schule  bis  zur  0  II  erweitert  In  den 
folgenden  Jahren  wurde  die  Entwickelung  der  Anstalt  gehemmt  durch  den  Mangel  an 
Priestern  und  ausreichenden  Lehrkräften.  Seit  Einführung  der  Abschlulsprüfang  ver- 
lassen die  Schüler  die  Anstalt  meistens  nach  Abschluls  der  0  III,  um  sich  an  eine 
Vollanstalt  zu  begeben.  Das  Stiftungsvermögen  beträgt  jetzt  237893  Mk.;  für  die 
Zöglinge  sind  48. Studienstiftungen  vorhanden,  davon  20  ganze  und  28  halbe  Freistellen. 

Direktor:  Fehlt  seit  Oktober  1901,  bis  dahin:  Domkapitular  Professor  J.  Lands- 
berg  seit  1.  Juli  1896,  vorher:  Ehrendomherr  Michael  Sieg  1865—96. 

8  Oberlehrer,  4  geistliche  Lehrer,  1  YorschuU.  und  1  technischer  Lehrer,  alle 
katholisch. 

Tum-  und  Spielplatz  sind  vorhanden.    Schulgeld  64,  Pensionsgeld  240  Mk. 


Die  Provinz  Brandenburg  und  die  Stadt  Berlin. 

(2  Regierungsbezirke  und  der  Stadtbezirk  Berlin.   39900,821  qkm.   4996335  Einwohner. 

Ohne  Berlin :  39  837,494  qkm.    3 108  009  Einwohner.) 

Durch  §  1  des  Gesetzes  über  die  allgemeine  Landesverwaltung  vom 
30.  Juni  1883  ist  bestimmt  worden,  dars  die  Stadt  Berlin  aus  der  Provinz 
Brandenburg  ausscheidet  und  einen  Verwaltungsbezirk  für  sich  bildet. 
Nach  §  41  des  Gesetzes  ist  jedoch  der  Oberpräsident  der  Provinz  Branden- 
burg zugleich  Oberpräsident  von  Berlin,  und  fungiert  das  Provinzialschul- 
koUegium  für  die  Provinz  Brandenburg  auch  für  den  Stadtkreis  Berlin. 
Die  durch  jenes  Gesetz  innerhalb  der  Provinz  Brandenburg  herbeigeführte 
Änderung  der  Verwaltungsorganisation  kommt  demnach  für  die  höheren 
Schulen  nicht  in  Betracht. 

Die  Entwickelung,  welche  das  höhere  Schulwesen  in  Berlin  während 
der  letzten  Jahrzehnte  genommen  hat,  ist  jedoch  von  derjenigen  in  der 
Provinz  so  verschieden,  dafs  eine  gesonderte  Betrachtung  beider  Gebiete 
geboten  erscheint.  Dabei  empfiehlt  es  sich,  die  eigenartigen  Verhältnisse 
der  Berliner  Vororte  durch  eine  zusammenfassende  Betrachtung  derselben 
auch  äufserlich  zum  Ausdrucke  zu  bringen.  Als  Vororte  werden  hierbei 
Charlottenburg,  Schöneberg,  Rixdorf,  Friedenau,  Pankow,  Wilmersdorf, 
Steglitz,  Grofs-Lichterfelde,  Zehlendorf,  Cöpenik,  Spandau  und  Friedrichs- 
hagen betrachtet  werden. 

Im  Jahre  1873  hatte  die  ganze  damalige  Provinz  Brandenburg  55 
höhere  Schulen,  nämlich  28  Gymnasien,  2  Progymnasien,  12  Bealschulen 
1.,  4  Realschulen  2.  Ordnung  und  9  höhere  Bürgerschulen.  Von  letzteren 
und  von  den  Realschulen  1.  Ordnung  waren  je  2  mit  Gymnasien  zu  Doppel- 
anstalten unter  gemeinsamer  Leitung  vereinigt.  Rechnet  man  die  Doppel- 
anstalten einfach,  so  verringert  sich  die  obige  Zahl  auf  51.  Von  diesen  ent- 
fielen 19  (10  Gymnasien,  6  Realschulen  1.,  2  Realschulen  2.  Ordnung  und 
eine  höhere  Bürgerschule)  auf  Berlin,  2  (die  Gymnasien  zu  Gharlottenburg 
und  Spandau)  auf  die  Vororte. 

Von  den  Berliner  Anstalten  ist  eine,  das  Joachimsthalsche  Gym- 
nasium, durch  seine  Verlegung  nach  Wilmersdorf  ausgeschieden.  Neu  hinzu- 
gekommen sind  das  Askanische,  das  Humboldt-,  das  Leibniz-,  das  König* 
städtische,  das  Lessing-  und  das  Luisen-Gymnasium,  das  Falk-Realgymnasium 
und  12  lateinlose  Realschulen.  Gegenwärtig  sind  demnach  in  der  eigent- 
lichen Stadt  Berlin  37  höhere  Schulen  vorhanden.  Eine  derselben,  das 
Andreas-Realgymnasium,  hat  sich  aus  einer  latein treibenden  höheren  Bürger- 
schule zu  einer  Vollanstalt  entwickelt.  Die  beiden  ehemaligen  Realschulen 
2.  Ordnunc,  die  früher  den  Namen  „Gewerbeschulen''  führten,  sind  jetzt 
Oberrealscnulen ;  diese  Änderung  des  Namens  hat  indessen  eine  wesentliche 
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Änderung  der  Lehrverfassung  nicht  zur  Folge  gehabt.  Denn  jene  beiden 
Gewerbeschulen  sind,  wie  oben  S.  135  dargelegt  worden  ist,  als  Vorbild 
für  unsere  heutigen  Ober  real  schulen  zu  betrachten.  Auch  bei  den  übrigen 
Anstalten  sind,  abgesehen  von  dem  allmählichen  Aufbau  der  in  der  Zwischen- 
zeit neugegründeten,  keine  Änderungen  bezüglich  ihrer  Zugehörigkeit  zu 
einer  der  verschiedenen  Schulgattungen  eingetreten.  In  Berlin  sind  dem- 
nach gegenwärtig  15  Gymnasien,  8  Realgymnasien,  2  Oberrealschulen  und 
12  Bealschulen. 

Die  Vermehrung  der  Zahl  der  Berliner  höheren  Schulen  hat  in  der 
gewaltigen  Zunahme  der  Bevölkerung  ihren  natürlichen  Grund.  Sie  ver- 
teilt sich  auf  die  verschiedenen  Schulgattungen  sehr  ungleichmäfsig ;  am 
schwächsten  sind  die  Realgymnasien,  am  stärksten  die  lateinlosen  Real- 
schulen beteiligt.  Seit  dem  Jahre  1884,  wo  die  erste  Realschule  (damals 
höhere  Bürgerschule)  eröffnet  worden  ist,  gehören  die  neuerrichteten 
höheren  Schulen  ausnahmslos  dieser  Gattung  an.  Das  Verdienst,  sie  in 
Berlin  gefördert  zu  haben,  gebührt  der  Stadtgemeinde.  Diese  hatte  den 
Wunsch,  sie  bezüglich  ihrer  Lehrverfassung  mit  ihren  Gemeindeschulen 
in  Verbindung  zu  bringen  in  der  Weise,  dafs  die  letzteren  gewissermafsen 
den  Unterbau  zu  den  Realschulen  bildeten  und  so  der  Übergang  von 
jenen  auf  diese  erleichtert  wurde.  Die  staatliche  Aufsichtsbehörde  hat 
deshalb  für  den  Lehrplan  der  Berliner  Realschulen  die  wesentliche  Ab- 
weichung zugelassen,  dafs  der  Unterricht  im  Französischen  erst  mit  dem 
dritten,  der  im  Englischen  mit  dem  vierten  Jahreslehrgange  beginnt  *).  Die 
Realschulen  haben  sich  schnell  die  Gunst  der  Bevölkerung  erobert  und 
insbesondere  die  Realgymnasien  merklich  entlastet.  Das  zeigt  sich  am 
auffallendsten  in  der  Thatsache,  dafs  in  mehreren  der  letzteren  die  Schüler- 
zahl herabgegangen  ist,  obgleich  trotz  der  Zunahme  der  Bevölkerung  seit 
zwei  Jahrzehnten  keine  neuen  Realgymnasien  gegründet  worden  sind.  Aufser 
bei  den  Realschulen  weicht  auch  bei  dem  Französischen  Gymnasium  die 
Lehrverfassung  von  der  durch  die  allgemeinen  Lehrpläne  bedingten  nicht 
unwesentlich  ab;  die  Abweichungen  haben  in  der  durch  die  geschichtliche 
Entwickelung  gerechtfertigten  Eigenartigkeit  der  Anstalt  ihren  Grund. 

Die  überwiegende  Zahl  der  Klassen  hat  Wechselabteilungen,  so  dafs 
viele  Anstalten  als  aus  zwei  gleichartigen  Schulen,  einer  mit  Michaelislehrgang 
und  einer  mit  Osterlehrgang ,  bestehend  betrachtet  werden  können.  An 
den  Realschulen  sind  wegen  ihres  obenerwähnten  Verhältnisses  zu  den 
Gemeindeschulen  keine  Vorschulen  errichtet  worden.  Alle  Vollanstalten, 
mit  Ausnahme  des  Gymnasiums  zum  Grauen  Kloster  und  der  Friedrich- 
Werderschen  Oberrealschule,  haben  Vorschulen. 

Änderungen  in  den  Patronatsverhältnissen  haben  nicht  stattgefunden. 
Von  den  neuerrichteten  Anstalten  ist  nur  eine,  das  Luisengymnasium, 
vom  Staate  gegründet  worden.  Dieser  unterhält  gegenwärtig  in  Berlin 
das  Französische  Gymnasium ,  das  Friedrich-Wilhelms-Gymnasium ,  das 
Wilhelms-Gymnasium,  das  Luisen-Gymnasium  und  das  Kaiser  Wilhelms- 
Realgymnasium  ;  die  übrigen  höheren  Schulen  werden  von  der  Stadtgemeinde 
unterhalten. 

Das  Kaiser  Wilhelms-Realgymnasium  hat  seit  1879  einen  eigenen 
Direktor,  doch  ist  der  Zusammenhang  mit  dem  Friedrich  Wilhelms-Gymnasium 
und  der  Elisabethschule  noch  in  vielen  Punkten  aufrechterhalten;  ins- 
besondere wird  für  die  „Vereinigten  Anstalten"  auch  jetzt  noch  ein  gemein- 
samer Etat  aufgestellt. 


^)  Der  Lehrplan  einer  Berliner  Realschule  ist  auf  S.  189  abgedruckt* 
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Bezüglich  des  Religionsunterrichtes  der  katholischen  Schüler  sind 
durch  Vereinbarung  zwischen  dem  ProvinzialschulkoUegium  und  dem 
Magistrat  für  alle  Berliner  höheren  Schulen  gemeinsame  Einrichtungen 
getroffen,  an  denen  auch  das  Joachimsthal  sehe  Gymnasium  und  die  Handels- 
schule (s.  unten  bei  den  Privatanstalten)  teilnehmen.  Der  Unterricht  wird 
in  3—5  Stufen  erteilt.  Die  Anstalten  sind  in  acht  Gruppen  geteilt;  die 
jeder  derselben  angehörigen  Schüler  der  einzelnen  Stufen  werden  gemeinsam 
unterrichtet.  Eine  ähnliche  Einrichtung  besteht  für  den  Religionsunterricht 
der  jüdischen  Schüler. 

Die  Verwaltung  der  ftufseren  Angelegenheiten  der  von  der  Stadt- 
gemeinde unterhalten  Vollanstaltenen  wird  von  einer  nach  §  59  der  Städte- 
ordnung gebildeten  Deputation  des  Magistrats  geführt;  die  Realschulen 
werden  von  der  Schuldeputation  verwaltet.  Das  Kuratorium  für  die 
Friedrich  Werdersche  Gewerbeschule  (jetzt  Oberrealschule)  ist  aufgelöst 
worden.  Dagegen  hat  sich  für  das  Köllnische  und  das  Werdersche  Gym- 
nasium noch  das  Institut  der  aus  der  Mitte  des  Magistrats  ernannten 
^ Gymnasiarchen"  erhalten,  denen  gewisse  Verwaltungsbefugnisse  vor- 
behalten sind.  Der  letzte  Rest  des  früheren  engen  Zusammenhanges  mit 
der  Kirche  tritt  noch  bei  dem  Berlinischen  und  dem  Köllnischen  Gymnasium 
durch  das  Amt  des  Ephorus  in  die  Erscheinung.  Der  Inhalt  desselben  besteht 
aber  lediglich  in  der  Teilnahme  an  einzelnen  Verwaltungsangelegenheiten, 
im  übrigen  gewährt  es  seinen  Trägern  —  den  jeweiligen  Pröpsten  zu  Berlin 
und  zu  KöUn  —  der  Schule  gegenüber  nur  eine  Ehrenstellung.  Technische 
Referenten  für  das  städtische  höhere  Unterrichtswesen  waren  die  Stadt^ 
schulräte  Dr.  Hoff  mann  (bis  1875),  Dr.  Cauer  (bis  1882),  Geh.  Re- 
gierungsrat Fürstenau  (bis  1901) ;  diesem  folgte  der  jetzige  Stadtsehulrat 
Dr.  Voigt.  Besonderer  Referent  für  die  Realschulen  war  bis  1898  der 
Stadtschulrat  Geh.  Regierungsrat  Bertram. 

Das  300jährige  Jubelfest  feierte  das  Gymnasium  zum  Grauen  Kloster 
(1874),  das  150jährige  das  Kaiser  Wilhelms-Realgymnasium  (1897,  früher 
Königliche  Realschule  genannt) ,  das  100jährige  das  Friedrich  Wilhelms- 
Gymnasium  (1897),  das  50jährige  folgende  Realgymnasien:  das  König- 
städtische (1882),  das  Dorotheenstädtische  und  das  Luisenstädtische  (1886). 

Neue  Gebäude  haben  von  den  älteren  Anstalten  erhalten:  das 
Friedrich  Werdersche  Gymnasium,  das  Friedrich  Wilhelms  -  Gymnasium, 
das  Königstädtische  und  das  Dorotheenstädtische  Realgymnasium. 

Für  den  Turnunterricht  sind  überall  die  erforderlichen  Einrichtungen 
getroffen.  Aber  nicht  alle  von  der  Stadt  unterhaltenen  Anstalten  besitzen 
eigene  Turnhallen,  so  dafs  mehrere  von  ihnen  auf  die  Benutzung  benach- 
barter Hallen  bezw.  der  städtischen  Centraltumhalle  in  der  Prinzenstrafse 
angewiesen  sind.  Hierdurch  erklärt  sich,  dafs  die  meisten  mit  den 
städtischen  höheren  Schulen  verbundenen  Turnhallen  überlastet  sind.  Nur 
die  Realschulen  machen  in  dieser  Beziehung  eine  Ausnahme.  Die  Für- 
sorge für  die  auf  das  Turnwesen  bezüglichen  äufseren  Angelegenheiten 
der  städtischen  höheren  Schulen  steht  dem  „Kuratorium  für  das  städtische 
Tuniwesen"  zu,  einer  nach  §  59  der  Städteordnung  gebildeten  Verwaltungs- 
deputation. 

Der  in  der  Hasenheide  gelegene  grofse  Turnplatz  steht  noch  immer  dem 
Friedrich  Wilhelms-Gymnasium  und  dem  Kaiser  Wilhelms-Realgymnasium 
zur  Verfügung.  Im  übrigen  sind  kleine  Turnplätze  in  der  Nähe  der  be- 
treffenden Turnhallen  angelegt,  oder  die  Erteilung  des  Turnunterrichtes 
im  Freien  ist  dadurch  ermöglicht  worden,  da(is  auf  dem  Schulhofe  die  er- 
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forderlichen  Vorrichtungen  angebracht  sind.  Für  die  Bereitstellung  gröfserer 
Plätze  zu  Bewegungsspielen  ist  überall  gesorgt  worden.  Die  Stadtgemeinde 
stellt  zu  diesem  Zwecke  den  von  ihr  unterhaltenen  Schulen  für  bestimmte 
Stunden  Basenplätze  in  den  städtischen  Parkanlagen  zur  Verfügung. 

Unter  den  Schulbibliotheken  verdient  diejenige  des  Gymnasiums  zum 
Grauen  Kloster  hervorgehoben  zu  werden.  Die  genannte  Anstalt  verfügt 
auch  über  die  reichsten  Stiftungen;  für  einen  Teil  derselben  ist  ein  be- 
sonderes Kuratorium  bestellt*).  Wegen  ihrer  Stiftungen  sind  aufserdem 
das  Köllnische  und  das  Friedrich-Werdersche  Gymnasium  zu  erwähnen. 

Für  die  von  der  Stadtgemeinde  unterhaltenen  höheren  Schulen  ist 
das  Etatswesen  stark  centralisiert.  Im  Stadthaushaltsetat  wird  nicht  für 
jede  Anstalt  ein  besonderer  Abschnitt  gemacht,  sondern  die  wichtigsten 
Einnahmen  und  Ausgaben  werden  sowohl  für  alle  Vollanstalten  als  auch 
für  alle  Bealschulen  summarisch  eingestellt^).  Die  etatsmäfsigen  Gesamt- 
ausgaben betrugen  im  Jahre  1900  für  die  Vollanstalten  3119598  Mk.,  für  die 
Realschulen  1 102783  Mk.,  der  Zuschufs  der  Stadt  1 696910  bezw.  692245  Mk. 

Die  Gehaltsverhältnisse  sind  für  die  Direktoren  und  die  Elementar- 
lehrer an  den  städtischen  höheren  Schulen  etwas  günstiger  geordnet  als 
bei  den  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten.  Die  Direktoren  der  Voll- 
anstalten  beginnen  mit  einem  Gehalte  von  6900  und  steigen  in  Zwischen- 
räumen von  drei  Dienstjahren  dreimal  um  je  300  Mk.  bis  zum  Höchstgehalte 
von  7800  Mk.;  die  Direktoren  der  Realschulen  beginnen  mit  einem  Ge- 
halte von  6600  Mk.  und  steigen  in  den  gleichen  Zwischenräumen  zweimal 
um  je  300  Mk,  bis  zum  Höchstgehalte  von  7200  Mk.  Für  die  Berechnung 
des  Dienstalters  und  die  Gewährung  einer  Dienstwohnung  oder  der  an 
ihre  Stelle  tretenden  Mietsentschädigung  gelten  die  nämlichen  Bestimmungen, 
die  im  Normaletat  vom  4.  Mai  1892  getroffen  sind  (vergl.  Abschnitt  IX,  3). 
Die  „Lehrer"  an  den  Realschulen  beginnen  mit  einem  Gehalte  von  2700  Mk. 
und  steigen  in  Zwischenräumen  von  drei,  zuletzt  von  zwei  Jahren  nach 
achtzehn  Jahren  bis  zu  einem  Höchstgehalte  von  4800  Mk. ,  beziehen  aber 
daneben  keinen  Wohnungsgeldzuschufs.  Die  Vorschullehrer  werden  wie 
die  Gemeindeschullehrer  besoldet  und  erhalten  aufserdem,  solange  sie  das 
Amt  eines  Vorschullehrers  bekleiden,  eine  pensionsberechtigte  Funktions- 
zulage von  300  Mk.,  ihre  Gehälter  bewegen  sich  demnach  mit  Einschlufs 
der  Mietsentschädigung  zwischen  2  648  und  4548  Mk.  Die  Besoldung  der 
Oberlehrer  an  den  Vollanstalten  und  an  den  Realschulen  erfolgt  nach 
Mafsgabe  der  Vorschriften  des  zweiten  Nachtrages  zum  Normalbesoldungs- 
etat; die  feste  Zulage  wird  nach  §  2  desselben  gewährt. 

Das  Schulgeld  beträgt  an  allen  Berliner  Vollanstalten  130  Mk.,  an 
den  Vorschulen  110  Mk.,  an  den  Realschulen  80  Mk.  für  einheimische, 
130  Mk.  für  auswärtige  Schüler.  An  den  städtischen  Schulen  dürfen  Frei- 
stellen, abgesehen  von  den  observanzmäfsigen  Freistellen  für  Lehrersöhne, 


')  Die  Bezeichnung  des  Patronats  der  Anstalt  als  „städtisch,  zum  Teil  stiftisch" 
(Bd.  I,  S.  98)  kann  jedoch  nicht  aufrechterhalten  werden ,  denn  die  Unterhaltungspflicht 
liegt  ausschließlich  der  Stadtgemeinde  ob;  sie  allein  hat,  soweit  die  Ausgaben  der 
Anstalt  durch  deren  eigene  Einnahmen  nicht  gedeckt  werden,  für  den  Rest  einzustehen. 

')  Der  Charakter  der  einzelnen  Schule  als  einer  selbständigen  Rechtspersönlichkeit 
wird  also  im  Etat  nicht  ersichtlich,  die  Schulen  erscheinen  hier  vielmehr  lediglich  als 
städtische  Anstalten,  ihre  Einnahmen  und  Ausgaben  —  sofern  es  sich  nicht  um  be- 
sondere Stiftungen  handelt  —  als  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Stadt.  Die  selbständige 
Rechtspersönlichkeit  der  einzelnen  Schulen  kann  hierdurch  natürlich  nicht  beeinfiuist 
werden.  Über  den  Gegensatz  zwischen  dieser  etatsrechtlichen  Behandlung  und  der- 
jenigen der  vom  Staate  unterhaltenen  höheren  Schulen  vgl.  Abschnitt  X,  2. 
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dritte  Brüder  u.  s.  w.,  bis  zur  Höhe  von  lO^/o  der  Schüler  bewilligt 
werden. 

Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  an  den  städtischen 
höheren  Schulen  ist  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften  für  die  unmittelbaren 
Staatsbeamten  geregelt.  Besondere  zum  Teile  bedeutende  Witwenkassen 
sind  am  Berlinischen,  Köllnischen,  Friedrich-Werderschen ,  Französischen, 
Wilhelms-,  Luisenstädtischen,  Sophien-,  Leibniz-  und  Königstädtischen 
Gymnasium,  am  Luisenstädtischen,  Königstädtischen,  Kaiser  Wilhelms-, 
Sophien-,  Andreas-  und  Falk-Realgymnasium  und  an  der  Friedrich  Werder- 
schen  Oberrealschule  vorhanden.  Eine  gemeinsame  Witwenkasse  haben  das 
Friedrich  Wilhelms-Gymnasium  und  das  Kaiser  Wilhelms-Realgymnasium, 
sowie  das  Friedrichs-Gymnasium  und  das  Friedrichs-Realgymnasium.  Aufser* 
dem  sind  für  das  Berlinische  Gymnasium  zum  Grauen  Kloster  bei  der 
„Grofsen  Berliner  Prediger-  und  Lehrerwitwenkasse"  6  Stellen  vorbehalten. 

Erhebliche  Zuwendungen  können  ehemaligen  Schülern  der  städtischen 
Realgymnasien  und  Oberrealschulen  aus  der  Wilhelm  Bor chert- Stiftung 
gemacht  werden.  Aus  den  Zinsen  des  Stiftungskapitals  von  450000  Mk. 
werden  Stipendien  von  jährlich  nicht  unter  600  Mk.  oder  halbjährliche 
Unterstützungen  von  150  oder  180  Mk.  solchen  Studierenden  der  Uni- 
versitäten, der  technischen  Hochschulen,  der  Hochschule  für  Musik  und  der 
Hochschule  der  bildenden  Künste  gewährt,  die  in  Berlin  ortsangehörig 
sind  und  an  einer  der  genannten  Schulen  ein  gutes  Reifezeugnis  erworben 
haben.  Über  die  Verteilung  beschliefst  ein  Kuratorium,  das  aus  dem 
Stadtschulrate  für  die  höheren  Schulen,  zwei  Stadtverordneten  und  den 
Direktoren  der  von  der  Stadtgemeinde  unterhaltenen  Realgymnasien  und 
Oberrealschulen  besteht. 

Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  dafs  die  Einkünfte  der  Reichardt-Stiftung 
zu  Stipendien  der  Schüler  des  Berlinischen,  des  Köllnischen,  des  Friedrich- 
Werderschen  und  des  Joachimsthalschen  Gymnasiums  verwendet  werden. 

In  den  Berliner  Vororten  bestanden  im  Jahre  1873  nur  zwei  höhere 
Schulen ,  nämlich  je  ein  Gymnasium  in  Gharlottenburg  und  Spandau.  Die 
in  der  Umgebung  der  Hauptstadt  befindlichen  Orte  haben  nun  bekanntlich 
während  der  letzten  drei  Jahrzehnte  einen  ungeahnten  Aufschwung  ge- 
nommen. Aus  Landstädten  sind  Grofsstädte  geworden,  ebenso  aus  den 
Orten  Rixdorf  und  Schöneberg,  die  vor  30  Jahren  nicht  nur  dem  Namen 
nach,  sondern  in  Wirklichkeit  Landgemeinden  waren.  Ein  Teil  der  um 
Berlin  liegenden  Landgemeinden  hat  zwar  noch  nicht  städtische  Verfassung, 
äufserlich  aber  schon  seit  geraumer  Zeit  städtischen  Charakter  erhalten. 
Dieser  Entwickelung  entspricht  auch  die  Ausgestaltung  des  höheren  Schul- 
wesens. Hier  trat  in  den  östlichen  Provinzen  zum  ersten  Male  der  Fall 
ein,  dafs  Landgemeinden  höhere  Schulen  einrichteten  und  die  Last  ihrer 
Unterhaltung  ohne  staatliche  Unterstützung  auf  sich  nahmen.  Die 
zeitliche  Reihenfolge  der  Neugründungen  ist:  Das  Gymnasium  in  Grofs- 
Lichterfelde  (1881),  das  Realgymnasium  in  Charlottenburg  (1884),  das 
Gymnasium  in  Steglitz  (1886),  das  Prinz  Heinrich-Gymnasium  in  Schöne- 
berg (1890),  die  Oberrealschule  in  Charlottenburg  (1890),  die  Realschule 
in  Steglitz  (1893),  das  Bismarck-Gymnasium  in  Wilmersdorf  (1894),  die 
Realschule  in  Grofs-Lichterfelde  (1895),  das  Progymnasium  in  Zehlendorf 
(1895),  die  Realschule  (mit  gymnasialen  Nebenklassen)  in  Köpenick  (1895), 
die  in  der  Entwickelung  zu  einem  Gymnasium  und  einer  Realschule  nach 
dem  „Reformsystem"  begriffenen  höheren  Lehranstalten  zu  Schöneberg 
(Hohenzollernschule ,  1896)  und  Charlottenburg  (Kaiser  Friedrich-Schule, 
1897),  das  Gymnasium  mit  Realklassen  zu  Rixdorf  (1897),  die  Realschule 
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in  Pankow  (1898),  das  Gymnasium  in  Friedenau,  das  Progymnasium  in 
Friedrichshagen,  die  Realschulen  in  Gharlottenburg  und  Wilmersdorf  (1900), 
das  städtische  Gymnasium  in  Gharlottenburg  (1901).  Das  Prinz  Heinrich- 
Gymnasium  wird  vom  Staate,  die  übrigen  neu  gegründeten  Anstalten 
werden  von  den  betreffenden  Gemeinden  unterhalten. 

Als  gegenwärtigen  Bestand  erhält  man  daher,  wenn  man  berück- 
sichtigt, dafs  das  Joachimsthalsche  Gymnasium  i.  J.  1880  aus  Berlin  auf 
Wilmersdorfer  Gebiet  verlegt  worden  ist,  für  die  Vororte  22  höhere  Lehr- 
anstalten,   nämlich    9  Gymnasien,    1   Realgymnasium,   1   Oberrealschule, 

2  Progymnasien,  6  Realschulen  und  3  aus  Gymnasium  und  Realschule  be- 
stehende Doppelanstalten,  von  denen  2  als  „Reformschulen**  eingerichtet 
werden  sollen.    10  dieser  Anstalten,  nämlich  3  Gymnasien,  1  Progymnasium, 

3  Realschulen  und  die  3  Doppelanstalten,  sind  noch  in  der  Entwickelung 
begriffen.  1  Gymnasium  (das  Joachimsthalsche)  ist  eine  stiftische  Anstalt 
landesherrlichen  Patronats,  3  werden  vom  Staate,  die  übrigen  18  Anstalten 
von  Gemeinden  unterhalten. 

Für  jede  der  letzteren,  mit  Ausnahme  der  Anstalten  in  Gharlotten- 
burg und  Schöneberg,  sowie  der  Realschule  zu  Wilmersdorf,  ist  ein  be- 
sonderes Kuratorium  bestellt,  dem  auch  der  Direktor  angehört.  Für  die 
äufsere  Verwaltung  der  Gharlottenburger  städtischen  höheren  Schulen  ist 
eine  einzige,  nach  §  59  der  Städteordnung  gebildete,  gemischte  Deputation 
bestellt.  Die  Direktoren  nehmen  an  den  Sitzungen  derselben  nur  als 
technische  Mitglieder  mit  beratender  Stimme  für  die  Angelegenheiten  der 
von  ihnen  geleiteten  Anstalten  teil. 

Mit  dem  Joachimsthalschen  Gynmasium  ist  ein  Alumnat  verbunden. 
Abgesehen  von  dieser  Anstalt  und  von  der  Realschule  zu  Steglitz  sind 
überall  Vorschulen  vorhanden. 

Das  Gymnasium  zu  Gharlottenburg  feierte  im  Jahre  1876  sein  50  jähriges 
Jubelfest;  aufser  diesem  hat  von  den  älteren  Anstalten  noch  das  Joachims- 
thalsche Gymnasium  ein  neues  Gebäude  erhalten.  Dieses  Gymnasium  verdient 
auch  wegen  seiner  wertvollen  Bibliothek  und  seiner  zahlreichen  Stiftungen 
besondere  Erwähnung. 

Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Anstalten  besitzt  eine  eigene  Turn- 
halle; wo  eine  solche  nicht  vorhanden  ist,  ist  anderweitig  für  die  zum 
Turnunterricht  erforderlichen  Einrichtungen  gesorgt.  Das  Joachimsthalsche 
Gymnasium  verfügt  über  eine  Badeanstalt. 

An  den  nicht  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  ist  die  Fürsorge 
für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer,  zum  Teil  durch  Anschlufs  an  die 
Pro vinzial- Witwen-  und  Waisenkasse,  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften  für 
die  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  geregelt.  Eine  be- 
sondere Witwenkasse  ist  nur  am  Gymnasium  zu  Spandau  vorhanden. 
Hier  ist  auch  der  frühere  Zusammenhang  der  Kirche  mit  der  Schule  in- 
sofern noch  nicht  völlig  gelöst,  als  der  erste  Pfarrer  von  St.  Nikolai  noch 
jetzt  an  der  Besetzung  der  Lehrerstellen  beteiligt  ist. 

Am  Joachimsthalschen  Gymnasium  beträgt  das  Schulgeld  140  Mk.  An 
mehreren  der  von  den  Gemeinden  unterhaltenen  Schulen  werden  für  aus- 
wärtige Schüler  höhere  Sätze  als  für  einheimische  erhoben. 

Fafst  man  das  Gebiet  Berlins  und  seiner  Vororte  in  der  oben  fest- 
gehaltenen Umgrenzung,  also  bis  Spandau  und  Köpenick  einschliefslich, 
als  eine  Einheit  zusammen,  so  kommt  man  zu  folgendem  Ergebnisse: 
Während  im  Jahre  1873  nur  21  höhere  Schulen,  nämlich  12  Gymnasien, 
6  Realschulen  erster,  2  Realschulen  zweiter  Ordnung  und  1  höhere  Bürgerschule 
vorhanden  waren,  sind  jetzt  59  Anstalten  vorhanden,  nämlich  24  Gymnasien, 
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9  Realgymnasien,  3  Oberrealschulen,  2  Progymnasien,  18  Realschulen  und 
3  aus  Gymnasium  und  Realschule  bestehende  Doppelanstalten.  Unter 
jenen  59  Anstalten  befinden  sich  eine  stiftische  landesherrlichen  Patronats 
und  8  vom  Staate  unterhaltene ;  die  übrigen  50  werden  von  den  betrefifen- 
den  Cremeinden  unterhalten. 

In  dem  nach  Ausscheidung  der  Vororte  übrig  bleibenden 
Teile  der  Provinz  Brandenburg  waren  1873  im  ganzen  30  höhere  Schulen 
vorhanden,  nämlich  16  Gymnasien  (von  denen  je  2  mit  Realschulen  1.  Ord- 
nung bezw.  höheren  Bürgerschulen  verbunden  waren),  4  Realschulen  1.  Ord- 
nung, 2  Progymnasien,  2  Realschulen  2.  Ordnung  und  6  höhere  Bürgerschulen. 

Neu  hinzugekommen  sind  7  Anstalten,  nämlich  die  aus  einer  früheren 
Provinzialgewerbeschule  entstandene  Realschule  zu  Potsdam  *  (diese  war  eine 
Zeit  lang  Oberrealschule),  das  Gymnasium  (ursprünglich  Progymnasium) 
zu  Schwedt  a.  d.  0.,  die  Realschulen  zu  Havelberg,  Wittenberge,  Cottbus, 
Arnswalde  und  das  mit  einer  Realschule  (früher  Realprogymnasium)  ver- 
bundene Progymnasium  zu  Forst. 

Bezüglich  ihrer  Zugehörigkeit  zu  einer  der  verschiedenen  Arten  von 
höheren  Schulen  haben  keine  Änderung  erfahren  das  Gymnasium  und  das 
Realgymnasium  zu  Potsdam,  die  Ritterakademie,  das  Gymnasium  und  das 
Realgymnasium  zu  Brandenburg,  die  Gymnasien  zu  Freienwalde,  Wittstock, 
Königsberg  N.-M.,  Güstrin,  Luckau,  Sorau,  Züllichau,  das  Gymnasium  und 
das  Realgymnasium  zu  Frankfurt  a.  d.  0.,  das  Realgymnasium  zu  Perle- 
berg, die  Realprogymnasien  zu  Nauen,  Wriezen  und  Luckenwalde. 

Das  Progymnasium  zu  Friedeberg  N.-M.  ist  zu  einem  Gymnasium  er- 
weitert, die  höheren  Bürgerschulen  zu  Eberswalde  und  Fürstenwalde  sind 
in  Gymnasien  (letztere,  nachdem  sie  eine  Zeit  lang  Progymnasium  gewesen 
war),  das  Realgymnasium  in  Rathenow  in  ein  Progymnasium  mit  Real- 
abteilungen umgewandelt  worden.  Aus  der  Realschule  2.  Ordnung  in 
Spremberg  ist  ein  Realprogymnasium,  aus  der  höheren  Bürgerschule  in 
Kressen  a.  0.  sowie  der  Realschule  2.  Ordnung  in  Lübben  sind  Realschulen 
gemacht  worden  (letztere  Anstalt  war  zunächst  eine  lateintreibende  höhere 
Bürgerschule).  Die  mit  den  Gymnasien  zu  Prenzlau  und  Cottbus  ver- 
bundenen Realgymnasien  sind  aufgelöst,  die  mit  den  Gymnasien  in  Guben 
und  Landsberg  a.  W.  verbundenen  in  Realschulen  umgewandelt,  am  Gym- 
nasium zu  Neu-Ruppin  ist  Ersatzunterricht  eingeführt  worden. 

Gegenwärtig  sind  also  in  der  eigentlichen  Provinz  Brandenburg  (mit 
Ausschlufs  der  Vororte  Berlins)  37  höhere  Schulen  vorhanden,  nämlich 
20  Gymnasien  (darunter  2  mit  Realschulen  vereinigt,  1  mit  Nebenunter- 
rieht  und  1,  die  Ritterakademie  zu  Brandenburg,  ohne  Sexta),  4  Real- 
gymnasien, 4  Realprogymnasien,  7  Realschulen  (davon  3  mit  gymnasialem 
Nebenunterricht)  und  2  mit  einer  Realschule  verbundene  Progymnasien. 

Vorschulen  sind  bei  der  Mehrzahl  der  hier  in  Betracht  kommenden  An- 
stalten vorhanden,  die  vorhandenen  sind  aber  nicht  ausnahmslos  organisch 
mit  der  Hauptanstalt  verbunden.  Für  die  der  Realschule  zu  Potsdam  und 
des  Realgymnasiums  zu  Perleberg  werden  besondere  Etats  aufgestellt, 
die  letztere  steht  unter  der  Aufsicht  der  Königlichen  Regierung;  die 
Vorschule  am  Gymnasium  zu  Freienwalde  ist  bei  dessen  Verstaatlichung 
vom  Staate  nicht  mit  übernommen  worden,  die  für  das  Gymnasium  zu 
Sorau  ist  auch  jetzt  noch  eine  Privatanstalt.  Die  frühere  private  Vor- 
schule für  das  Gymnasium  in  Prenzlau  ist  von  der  Stadtgemeinde  über- 
nommen worden.  Aufgelöst  sind  die  Vorschulen  an  den  Gymnasien  zu 
Wittstock,  Friedeberg  N.-M.,  Luckau,  Cüstrin,  sowie  am  Realprogymnasium 
zu  Wriezen. 

13* 


—    196    — 

Vom  Staate  übernommen  wurden  die  Gymnasien  zu  Freienwalde, 
Wittstock,  Friedeberg  N.-M.,  Cottbus,  Cüstrin,  Landsberg  a.  W.,  Luckau, 
Sorau,  Frankfurt  a.  0.  und  Potsdam,  sowie  das  Realgymnasium  zu  Perle- 
berg. Die  Potsdamer  Realschule,  die  früher  als  reorganisierte  Gewerbe- 
schule vom  Staate  und  der  Stadt  gemeinschaftlich  unterhalten  wurde,  ist 
in  die  alleinige  Unterhaltung  der  Stadtgemeinde  übergegangen.  Von  den 
vorhandenen  37  höheren  Schulen  werden  jetzt  nur  die  soeben  genannten  10 
vom  Staate  unterhalten  (abgesehen  von  Berlin  und  seinen  Vororten  gab  es 
im  Jahre  1873  in  der  Provinz  keine  vom  Staate  unterhaltene  Schule),  eine, 
das  Pädagogium  (Gymnasium)  zu  Züllichau,  ist  stiftisch,  eine,  die  Ritter- 
akademie zu  Brandenburg,  wird  von  der  kurmärkischen  Ritterschaft,  die 
übrigen  25  werden  von  den  betreffenden  Städten  unterhalten. 

An  den  wenigen  Anstalten,  für  deren  äufsere  Verwaltung  besondere 
Kuratorien  bestellt  sind ,  sind  die  Direktoren  Mitglieder  derselben ,  das 
letztere  gilt  auch  für  Spremberg,  wo  der  Wirkungskreis  der  städtischen 
Schuldeputation  sich  auf  die  Verwaltung  der  Realschule  miterstreckt. 

Das  Alumnat  am  Friedrichs-Gymnasium  zu  Frankfurt  a.  0.  ist  auf- 
gelöst worden;  gegenwärtig  bestehen  Alumnate  nur  noch  an  der  Ritter- 
akademie zu  Brandenburg  und  am  Pädagogium  (Gymnasium)  zu  Züllichau. 

Das  350jährige  Jubelfest  feierte  das  Gymnasium  zu  Prenzlau  (1893), 
das  300  jährige  das  Saldernsche  Realgymnasium  zu  Brandenburg  (1889); 
das  200  jährige  das  Friedrichs-Gymnasium  zu  Frankfurt  a.  0.  (1894)  und 
das  50jährige  die  Realschule  zu  Lübben  (1887). 

Die  überwiegende  Anzahl  der  Anstalten  hat  eigene  Turnhallen ;  soweit 
solche  nicht  vorhanden  sind,  ist  die  Mitbenutzung  der  für  den  Turnunter- 
richt erforderlichen  Einrichtungen  anderer  Anstalten  oder  der  Gemeinde 
u.  s.  w.  gesichert.  Am  Friedrichs-Gymnasium  und  am  Realgymnasium  zu 
Frankfurt  a.  0.  besteht  ein  Ruderverein. 

Wegen  ihrer  reichhaltigen  Bibliotheken  sind  die  Gymnasien  zu  Frank- 
furt a.  0.  und  Sorau  zu  erwähnen ;  das  Realgymnasium  zu  Potsdam  besitzt 
eine  wertvolle,  ihm  vom  König  Friedrich  Wilhelm  IV.  geschenkte  Mineralien- 
ammlung. 

Neue  Schulgebäude  haben  von  älteren  Anstalten  erhalten  die  Gymnasien 
zu  Frankfurt  a.  0.,  Luckau,  Sorau  und  das  Progymnasium  zu  Rathenow. 
Die  Realschulen  zu  Cottbus,  Kressen  und  Lübben  müssen  das  für  ihren 
Gebrauch  bestimmte  Gebäude  mit  anderen  Schulen  teilen. 

Für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  auch  an  den  nicht  vom  Staate 
unterhaltenen  Anstalten  in  der  nämlichen  Weise  wie  für  die  Hinterbliebenen 
der  unmittelbaren  Staatsbeamten  —  zum  Teil  durch  Anschlufs  an  die 
Provinzial-Witwen-  und  Waisenkasse  —  gesorgt.  Neben  dieser  amtlichen 
Fürsorge  besteht  noch  eine  private  Fürsorge  durch  besondere  Kassen  an 
den  Gymnasien  zu  Freienwalde,  Cottbus,  Landsberg  a.  W.  und  Sorau. 
Am  Friedrichs-Gymnasium  zu  Frankfurt  a.  0.  sind  die  jedesmaligen  dienst- 
ältesten Lehrer  Mitglieder  der  evangelischen  Special-Stadtschullehrer- 
Witwen-  und  Begräbniskasse  der  Provinzen  Brandenburg  und  Pommern. 
Die  besonderen  Witwenkassen  an  den  Gymnasien  zu  Prenzlau  und  zu  Neu- 
Ruppin  sind  an  die  Stadtgemeinde  übergegangen,  nachdem  diese  sich  ver- 
pflichtet hatte,  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  nach 
Mafsgabe  der  Vorschriften  für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  zu  regeln. 

An  einigen  städtischen  Schulen  wird  für  auswärtige  Schüler  ein 
höheres  Schulgeld  erhoben  als  für  einheimische. 

Das  Gesamtergebnis  für  die  Provinz  Brandenburg  mit 
Einschlufs  Berlins  ist  folgendes: 
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Zu  den  im  Jahre  1873  vorhandenen  51  höheren  Schulen  sind  45  hinzu* 
getreten.  Die  Zahl  der  Gymnasien  hat  sich  von  28  auf  47,  die  der  Real- 
gymnasien von  10*)  auf  13,  die  der  Progymnasien  von  1  auf  4  vermehrt, 
die  der  Realprogymnasien  (höheren  Bürgerschulen)  von  7  auf  4  vermindert; 
an  die  Stelle  der  4  Realschulen  2.  Ordnung  sind  3  Oberrealschulen  und 
25  Realschulen  getreten.  An  der  Vermehrung  sind  vorzugsweise  die 
Gymnasien  und  die  Realschulen  beteiligt.  Von  den  1873  vorhandenen 
51  Anstalten  waren  2  stiftisch,  1  wurde  von  der  kurmärkischen  Ritter- 
schaft, 6  wurden  vom  Staate,  die  übrigen  42  von  den  betreffenden  Ge- 
meinden unterhalten.  Von  den  jetzt  vorhandenen  96  Anstalten  werden 
1(>  Gymnasien  und  2  Realgymnasien  vom  Staate  unterhalten,  2  sind 
stiftisch,  1  wird  wie  bisher  von  der  kurmärkischen  Ritterschaft,  die 
übrigen  75  werden  von  Gemeinden  (darunter  9  von  Landgemeinden) 
unterhalten. 

Die  Ferien  wurden  früher  für  Berlin  und  die  Provinz  Brandenburg 
einheitlich  bestimmt,  und  zwar  meistens  in  der  Weise,  dafs  sie  im  Sommer 
4  Wochen,  zu  Pfingsten  ^'a  Woche,  zu  Weihnachten,  Ostern  und  Michaelis 
je  14  Tage  betrugen.  Im  Jahre  1877  wurden  jedoch  in  Folge  einer  An- 
regung der  Berliner  Gemeindekörperschaften  für  die  höheren  Schulen  der 
Stadt  Berlin  die  Sommerferien  auf  5  Wochen  festgesetzt  und  eine  ent- 
sprechende Kürzung  an  den  Herbstferien  vorgenommen.  Allmählich  wurde 
die  Verlängerung  der  Sommerferien  auf  die  Vororte  (zuletzt  mit  Einschlufs 
von  Potsdam,  Spandau  und  Köpenick)  ausgedehnt.  Je  nach  der  Lage  des 
Osterfestes  werden  die  Osterferien  oder  die  Michaelisferien,  mehrfach  auch 
beide  entsprechend  gekürzt^). 

Die  inneren  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  wurden  beim 
ProvinzialschulkoUegium  früher  von  den  Provinzialschulräten  Dr.  Klix*), 
Dr.  G  a  n  d  t  n  e  r  *),  F  ü  r  s  t  e  n  a  u  *),  G  r  u  h  1 «),  Dr.  H  o  c  h  h  e  i  m  ^), 
Dr.  Becher®)  und  werden  jetzt  von  den  Provinzialschulräten  Geh.  Re- 
gierungsrat  Dr.  Pilger  (seit  1884),   Geh.  Regierungsrat  Dr.  Genz  (seit 


^)  Die  mit  Gymnasien  verbundenen  Realanstalten  sind  hierbei  nicht  als  besondere 
Schulen  gerechnet. 

s)  Ferienordnung  für  1901: 


Schulschluft 


Schulbeginn 


Ostern  . 
Pfingsten 

Sommer: 


f&r  Berlin,  Spanäftn.  Pots- 
dam, Gharlottenbniv,  Sohöne- 
bew,  Steglits,  Oron-Lichter- 
felde,Wilmer8doif,Friedenaa, 
Zehlendorf,  Bizdorf,  Pankow, 
Köpenick,  Friedricliehagen 

v^^M.«««.  I    f^  die  übrigen  TeUe  der 

bommer:  |  p„«^„ 

tiA.i,.a« .     1  A'  Berlin  und  die  oben  ga- 
Herbst:     {  nannten  Vororte      ^ 

Herbst:    { 
Weihnachten 


für  die  ftbrigen  Teile  der 
ProTini 


Sonnabend,  80.  März 
Freitag,  24.  Mai 

Freitag,  5.  Juli 

Freitag,  5.  Juli 

Sonnabend,  28.  September 

Sonnabend,  28.  September 
Sonnabend,  21.  Dezember 


Dienstag,  16.  April 
Donnerstag,  80.  Mai 

Dienstag,  13.  August 

Dienstag,  6.  August 

Dienstag,  8.  Oktober 

Dienstag,  15.  Oktober 
Dienstag,  7.  Januar 


«)  t  5.  Februar  1894.  *)  Wurde  1876  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium, 
1886  Kurator  der  Universität  Bonn,  t  1895.  »J  Wurde  1882  Stadtschulrat  in  Berlin, 
trat  1901  in  den  Ruhestand.  *)  Bis  1894,  jetzt  Geh.  Oberregierungsrat  und  vor- 
tragender Rat  im  ünterrichtsministenum.        ')  f  5.  August  1898.        ")  f  ^«  Mai  1900. 
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1894),  Geh.  Regierungsrat  Dr.  Vogel  (seit  1899)  und  Dr.  Michaelis 
(seit  1901)  bearbeitet. 

Direktorenkonferenzen  finden  im  Bezirke  des  Provinzialschulkollegiums 
zu  Berlin  nicht  statt. 

Für  die  Unterhaltung  eines  Teiles  der  höheren  Schulen  der  Provinz 
Brandenburg  ist  die  evangelische  Rate  des  Neuzeller  Fonds  von  Bedeutung. 
Da  das  ehemalige  Gisterzienserkloster  Neuzelle  in  dem  Gebiete  der 
jetzigen  Provinz  Brandenburg  lag,  so  mögen  die  wichtigsten  Mittheilungen 
Ober  den  Neuzeller  Fonds  hier  Platz  finden. 

Durch  die  Kabinettsordre  vom  8.  Februar  1817  wurde  die  Säkularisation 
des  genannten  Klosters  verfügt  mit  der  Bestimmung,  dafs  die  Fonds  aus- 
nahmslos zu  kirchlichen,  wohlthätigen  und  der  öffentlichen  Erziehung 
gewidmeten  Zwecken  verwendet  werden.  Zunächst  sollte  ein  hinreichendes 
Kapital  zur  Dotation  der  Kirche  und  zur  Unterhaltung  des  Gottesdienstes 
für  die  eingepfarrte  katholische  Gemeinde,  sowie  zur  Unterhaltung  der  zu 
Neuzelle  gehörigen  Dorfschulen  bestimmt  bleiben.  Aufserdem  sollten  die 
bisherigen  Aufwendungen  des  Klosters  für  katholische  Kirchen  innerhalb 
des  preufsischen  Staatsgebietes  fortdauern,  bis  für  die  Deckung  der  Be- 
dürfnisse dieser  Kirchen  anderweitig  gesorgt  ist.  Der  Rest  sollte  dergestalt 
feteilt  werden,  dafs  die  Hälfte  der  Regierung  zu  Frankfurt  a.  0.  zu  einem 
onds  zur  Verbesserung  der  evangelischen  Schulen  ihres  Gebiets,  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  Niederlausitz  überwiesen,  die  andere  Hälfte 
für  katholische  Unterrichtsanstalten  im  ganzen  Umfange  der  Monarchie  ver- 
wendet wird.  Der  nach  Dotierung  der  Kirchen  u.  s.  w.  verbliebene  Rest 
des  Fonds  wird  jetzt  unter  der  Leitung  der  Regierung  zu  Frankfurt  a.  0. 
von  einem  Stiftsrentmeister  verwaltet,  der  Etat  vom  Unterrichtsminister  und 
vom  Finanzminister  festgestellt.  Von  dem  auf  die  evangelische  Rate  des  Fonds 
entfallenden  Anteile  der  Erträge  (etwa  57000  Mk.)  wurden  im  Jahre  1901  ver- 
wendet: für  das  Friedrichs-Gymnasium  in  Frankfurt  a.  0.  1500  Mk.,  für  das 
Friedrich  Wilhelms-Gymnasium  zu  Cottbus  3300  Mk.,  für  das  Gymnasium 
zu  Luckau  3675  Mk.,  für  das  zu  Sorau  2385  Mk.,  für  das  zu  Guben 
2100  Mk.,  für  das  zu  Königsberg  N.-M.  735  Mk.,  für  das  zu  Züllichau 
120  Mk.  und  für  die  Realschule  zu  Lübben  2970  Mk. 

In  Frankfurt  a.  0.  besteht  ein  „Centralverein  zur  Unterstüzung  hilfs- 
bedürftiger Gymnasiasten  des  Regierungsbezirkes".  Der  Verein  berück- 
sichtigt satzungsmäfsig  die  Gymnasien  in  Frankfurt  a.  0.,  Guben.  Königs- 
berg N.-M.,  Züllichau,  Luckau,  Sorau  und  Cottbus. 

Unter  Aufsicht  des  Provinzialschulkollegiums  stehen  auch  drei  mit  Be- 
rechtigungen versehene  Privatschulen,  nämlich  die  Handelsschule  zu  Berlin, 
das  Pädagogium  des  evangelischen  Johannisstiftes  zu  Plötzensee  bei  Berlin 
(Progymnasium  und  Erziehungsanstalt)  und  das  Viktoria-Institut  (Real- 
gymnasium und  Erziehungsanstalt)  zu  Falkenberg. 

Für  die  praktische  Vorbildung  der  Kandidaten  besteht  neben  den  nach 
dem  Erlasse  vom  15.  März  1890  eingerichteten  Seminaranstalten  noch  die 
im  Jahre  1787  als  „Pepinifere  für  Lehrer  von  gelehrten  Schulen"  in  Berlin  ge- 
gründete, später  unter  dem  Namen  „Königliches  Seminar  für  gelehrte  Schulen** 
fortgeführte  Anstalt*).  Unter  dem  18.  Mai  1895  hat  sie  neue  Satzungen ■) 
erhalten;  seitdem  führt  sie  den  Namen  „Königliches  Pädagogisches 


M  Vgl.  über  die  ältere  Geschichte  Bd.  1,  S.  533. 


,  Das  bis  dahin  gültige,  am  18.  August  1869  erlassene  Statut  ist  bei  Wiese,  Ver- 
ordnungen und  Gesetze,  Bd.  II,  S.  7,  abgedruckt. 
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Seminar  für  höhere  Schulen".  Der  Direktor  wird  vom  Unterrichts- 
minißter  ernannt,  und  zwar  ist  es  in  der  Regel  ein  mit  der  Bearbeitung 
der  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  betrauter  technischer  Rat  des 
Provinzialschulkollegiums.  Mitglieder  des  Seminars  können  nur  Kandidaten 
werden,  die  ein  Oberlehrerzeugnis  (im  Sinne  der  Prüfungsordnung  vom 
5.  Februar  1887)  besitzen  und  das  30.  Lebensjahr  noch  nicht  überschritten 
haben.  Die  Zahl  der  Mitglieder  ist  auf  12  festgesetzt;  davon  sollen  7  dem 
ersten,  5  dem  zweiten  Jahre  der  praktischen  Ausbildung  angehören.  Die 
7  im  Seminarjahre  befindlichen  Kandidaten  werden  derselben  höheren  Lehr- 
anstalt, die  übrigen  in  der  Regel  anderen  zur  pr«nktischen  Ausbildung  über- 
wiesen. Die  Dauer  der  Mitgliedschaft  betragt  ein,  höchstens  zwei  Jahre. 
Die  7  im  Seminarjahre  befindlichen  Mitglieder  erhalten  ein  Jahresstipendium 
von  je  600,  die  im  Probejahre  befindlichen  ein  solches  von  je  570  Mk.  Sollte 
ein  Kandidat  sich  als  unwürdig  oder  untüchtig  erweisen,  so  kann  ihm 
das  Stipendium  entzogen  bezw.  die  Rückzahlung  der  bereits  gezahlten 
Beträge  auferlegt  werden.  Mit  der  Leitung  des  Seminars  waren  betraut: 
bis  Michaelis  1875  der  Gymnasial-Direkter  Geh.  Regierungsrat  Dr.  Bonitz, 
von  1875  bis  Michaelis  1879  der  Gymnasial-Direkter  a.  D.  Geh.  Regierungs- 
rat Dr.  Kiefsling,  von  da  bis  1882  die  Provinzialschulräte  Geh.  Re- 
gierungsrat Dr.  Kl  ix  und  Fürstenau  gemeinsam,  von  Michaelis  1882 
bis  April  1895  der  Direktor  des  Köllnischen  Gymnasiums,  F.  Kern:  seit- 
dem ruht  sie  in  den  Händen  des  Geh.  Regierungs-  und  Provinzialschulrats 
Dr.  Genz. 

Neben  dem  Königlichen  Pädagogischen  Seminar  sind  hier  noch  zwei 
aus  der  früheren  Zeit  stammende  Anstalten  zu  erwähnen,  die  zur  Aus- 
bildung von  Lehrern  für  besondere  Unterrichtszweige  bestimmt  waren, 
nämlich  das  Seminar  für  Lehrer  der  Mathematik  und  Physik 
und  das  für  Lehrer  der  neueren  Sprachen. 

Zu  besonderer  Anleitung  in  der  Mathematik  und  Physik  wurden  seit 
1855  dem  Professor  Dr.  Schellbach  am  Friedrich  Wilhelms-Gymnasium 
mehrere  Kandidaten  überwiesen.  Auf  diese  Weise  entstand  das  „Institut  für 
Ausbildung  von  Lehrern  der  Mathematik  und  Physik";  dasselbe  war,  solange 
Schellbach  im  Amte  war,  dauernd  mit  jener  Anstalt  verbunden.  Ostern 
wurde  die  Einrichtung  in  der  Weise  verallgemeinert,  dafs  dem  Direktor  des 
Friedrich  Wilhelms-Gymnasiums,  Dr.  Kern,  Kandidaten  ohne  Rücksicht  auf 
die  Fächer,  in  denen  sie  die  Lehrbefähigung  erworben  hatten,  zur  theore- 
tischen und  praktischen  Ausbildung  überwiesen  wurden.  Seit  dem  Jahre 
1890  hat  die  Anstalt  ihre  Eigenart  verloren. 

Das  Institut  zur  Ausbildung  von  Lehrern  für  die  neueren  Sprachen 
ist  Ostern  1860  vom  Professor  Dr.  Herrig  in  gleicher  Weise  wie  das  eben 
besprochene  mathematische  Seminar  an  dem  mit  einer  Realschule  ver- 
bundenen Friedrichs-Gymnasium  zu  Berlin  gegründet  worden.  Als  Herr  ig 
aus  seiner  Stellung  an  jener  Anstalt  ausschied,  wurde  die  Leitung  dem 
Direktor  des  Französischen  Gymnasiums,  Dr.  Schnatter,  nach  dessen  Ab- 
leben seinem  Amtsnachfolger,  dem  Gymnasialdirektor  , Dr.  Schulze,  über- 
tragen. Die  auf  die  englische  Sprache  bezüglichen  Übungen  wurden  nach 
Herrigs  Abgang  vom  Professor  Dr.  Scholle,  seit  1888  vom  Professor 
Dr.  Mangold  geleitet.  Die  Anstalt  war  ursprünglich  keine  Seminar- 
anstalt im  heutigen  Sinne,  da  sie  in  erster  Linie  das  Ziel  verfolgte, 
ihren  Mitgliedern  zu  Fertigkeit  und  Gewandtheit  im  mündlichen  Ge- 
brauche der  beiden  neueren  Sprachen  zu  verhelfen.  Neuerdings  aber  hat 
sie  sich  zu  einer  Seminaranstalt  im  Sinne  des  Erlasses  vom  15.  März  1890 
entwickelt. 
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Berlin. 

(Haupt-  und  Residenzstadt.    Mittelmark.    1888326  Einwohner.) 

Berlinisches  Gymnasium  zum  Grauen  Kloster  (I,  90.    II,  116.    III,  129). 

Martin  Biterich,  Berlinische  Kloster-  und  Schulhistorien;  Berlin  1732.  —  Friedrich 
Büschingy  Geschichte  des  Gymnasiums  zum  Grauen  Kloster;  Berlin  1774.  —  Julius  Heide- 
mann,  Geschichte  des  G.  z.  Gr.  Kloster  z.  B.  1874.  —  Joachim  Bellermann  i.  d.  Progr. 
1823—26. 

Das  Berlinische  Gymnasium,  das  älteste  der  Stadt,  ist  1574  durch  Verlegung  der 
Lateinschule  zu  St.  Nikolai  in  die  Ruinen  des  Franziskanerklosters  und  Neugestaltung 
des  Unterrichtsplanes  gegründet  worden.  Die  Überweisung  der  Räume  erfolgte  durch 
den  Kurfürsten  Johann  Georg  auf  Bitten  des  Magistrats,  auf  Fürsprache  des  Kanzlers 
Distelmeier  und  des  Lehnssekretärs  Steinbrecher.  Die  Eröfihung  geschah  am  13.  Juli 
1574.  Zum  Schulfonds  schenkte  der  Magistrat  4000  Thaler,  durch  milde  Beiträge 
wurden  1700  Thaler  aufgebracht,  die  allgemeine  Kirchen-  und  Schulkasse  leistete  einen 
jährlichen  Beitrag,  und  Steinbrecher,  einer  der  vier  bestellten  Schulprovisoren,  gab  für 
Herrichtung  der  Klassen  aus  seiner  Tasche  1000  Gulden.  Die  Schüler  zahlten  ein 
mäfsiges  Schulgeld.  Aus  der  von  Steinbrecher  entworfenen  Schulordnung,  welche  noch 
abschriftlich  vorhanden  ist,  202  Seiten  umfa&t  und  in  88  Kapiteln  für  jede  einzelne 
Klasse  die  Pensen  und  ihre  methodische  Behandlung  bespricht,  ergiebt  sich,  dafe  die 
Schule  in  vollem  Maise  ein  humanistisches  Gymnasium  im  Sinne  des  16.  und  17.  Jahr- 
hunderts war.  In  der  Zeit  von  1636 — 39  wurde  zweimal  durch  Epidemien  und  Finanz- 
not eine  Schliefsung  der  Schule  herbeigeführt.  Unter  dem  Oberkonsistorialrat  Dr.  A. 
Fr.  Busching  (1766—93)  wurden  die  drei  oberen  Klassen  III— I  des  stark  herab- 
gekommenen Köllnischen  Gymnasiums  mit  denen  des  Grauen  Klosters  im  Lokale  des 
letzteren  unter  dem  Namen  „Vereinigtes  Berlinisch-Köllnisches  Gymnasium''  zusammen- 
gelegt, die  drei  unteren  Klassen  der  beiden  Schulen  aber  in  den  alten  Lokalen,  jede 
mr  sich,  unter  dem  Namen  „Berlinische  Stadtschule''  oder  „Klosterschule"  und  „Köllnische 
Stadtschule"  als  Vorstufe  für  das  Gymnasium  und  zugleich  als  Bürgerschule  belassen; 
die  Leitung  der  drei  Anstalten  wurde  vom  Direktor  des  alten  Berlinischen  Gymnasiums 
geführt  und  die  Special  aufsieht  über  die  beiden  Stadtschulen  einem  Prorektor  über- 
tragen. 1813  zogen  134  Schüler  des  Gymnasiums  als  Freiwillige  in  den  Krieg;  63 
weitere  folgten  ihnen  im  Jahre  1815.  Am  1.  Oktober  1824,  als  die  Gesamtanstalt  693 
Schüler  zählte  (300  im  Gymnasium,  258  in  der  berlinischen,  135  in  der  köllnischen 
Stadtschule)  wurde  die  dreiklassige  köUnische  Stadtschule  abgezweigt,  das  Gjrmna^ium 
aber  mit  der  Klosterschule  unter  dem  alten  Namen  „Berlinisches  Gymnasium  zum 
Grauen  Kloster"  als  sechsklassige  Gelehrtenschule  mit  den  damaligen  neun  Abteilungen 
eingerichtet.  Im  Jahre  1874  rand  das  300jährige  Jubelfest  der  Anstalt  statt.  Ihr 
50 jähriges  Diensfjubiläum  begingen  der  Direktor  Dr.  Hofmann  am  1.  Oktober  1893 
und  der  Professor  Bollmann  am  1.  April  1895.  Am  18.  Dezember  1901  wohnten  auf 
Befehl  Sr.  Majestät  des  Kaisers  und  fcönigs  die  Lehrer  und  Schüler  der  Anstalt  der 
Enthüllung  des  Denkmals  des  Kurfürsten  Johann  Georg  in  der  Siegesallee  bei. 

Direktor:  D.  Dr.  Gustav  Bellermann  seit  1.  Oktober  1893,  vorher:  D.  Dt.  Friedrich 
Hoflncmn  1875—93  (vorher  Stadtschulrat  in  Berlin),  D.  Dr.  Hermann  Bonitz  1867—75,  später 
Wirklicher  Geh.  Oberregierungsrat  und  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium. 

Früher  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.  Friedrich  BiMching,  Direktor  1766—93,  bekannt 
durch  sein  1754  erschienenes  Werk  „Erdbeschreibung":  Friedrich  Gedicke ,  Direktor 
1793—1803,  der  Verfasser  der  Vorschriften  über  die  Keifeprüfungen;  Joh.  Joachim 
Bdlermann,  Direktor  1804-1828;  Friedrich  Bdiermann,  Direktor  1847—67,  Sohn  des 
Vorigen;  Otto  Schule  1812—26,  später  Provinzialschulrat  in  Berlin;  Friedr.  Aug,  Schulte 
1822—23,  später  Stadtschulrat  in  Berlin ;  Gustav  Droysen  1830—40,  später  ord.  Professor 
der  Geschichte  in  Berlin ;  Wilhelm  Wilmanns  1867—74,  später  ord.  Professor  in  Greifs- 
wald und  Bonn;  Eugen  Bormann  1871 — 81,  später  ord.  Professor  in  Marburg  und  Wien; 
Heinrich  Bellermxmn,  Gesanglehrer  1853 — 98,  Professor  der  Musik  an  der  Universität 
Berlin. 

16  Klassen;  18  Oberlehrer,  2  technische  Lehrer,  1  Elementarlehrer,  alle  evangelisch. 
Wegen  des  Religionsunterrichtes  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler,  sowie  der 
Einrichtungen  für  den  Turnunterricht  s.  oben  S.  191  unter  „Berlin". 

Die  Lehrerbibliothek  umfaCst  über  25000  Bände,  darunter  eine  sehr  wertvolle 
Sammlung  von  90  Bänden  gedruckter  Grabreden  aus  dem  16.,  17.  und  18.  Jahrhundert 
mit  Personalnotizen  über  verstorbene  Kurfürsten,  Fürsten,  Edelleute,  Beamte,  Geistliche 
und  Bürger. 
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über  die  wichtigsten  Stiftungen  ist  folgendes  zu  bemerken:  a)  Schon  im  16.  Jahr- 
hundert entwickelte  sich  aus  Schenkungen  berliner  Bürger  eine  Stiftung  zur  Unter- 
st&tzung  der  Schüler,  genannt  „Kommunität^.  Ein  dieser  vom  Kaufmann  Henze  ge- 
schenktes Stück  Ackerland  ist  lo98  für  IVa  Million  Mk.  verkauft  worden,  und  ein  Teil 
des  Erlöses  wird  zu  einem  Neubau  auf  einem  neuerworbenen  Nachbargriindstücke  ver- 
wendet werden,  b)  Im  Jahre  1704  gründete  das  Lehrerkollegium  eine  Witwenkasse,  die 
anfänglich  nur  durch  Beiträge  ihrer  Mitglieder  gespeist  wurde.  Durch  mehrfache 
Schenxun^n  und  günstige  Verwaltung  ist  das  Kapital  ietzt  auf  506000  Mk.  gestiegen. 
Aus  den  Zinsen  werden  aufser  450  Mk.  Sterbegeld  jeder  Witwe  1500  Mk.,  jeder  un- 
verheirateten Tochter  780  Mk.  jährlich  gezahlt.  Der  Mitgliederbeitrag  beläuft  sich  auf 
00  Mk.  jährlich.  Dieser  Witwenkasse  fiierst  auch  die  Hälfte  der  Einnahmen  aus  dem 
Hause  Poststrafse  15  zu,  welches  1785  die  Frau  Marie  Louise  Horch  der  Predigerwitwen- 
kasse von  St.  Marien  und  Nikolai,  sowie  der  Witwenkasse  des  Berlinischen  Gymnasiums 
vermachte,  c)  Bei  der  grofsen  Berliner  Prediger-  und  Lehrerwitwenkasse  sind  für  das 
Graue  Kloster  6  Stellen  vorbehalten,  d)  Sigismund  Streit  (1687—1775),  Schüler  des 
Klosters  um  1700,  der  sich  als  Kaufmann  in  Venedig  ein  bedeutendes  Vermögen  er- 
worben hatte,  ist  der  Urheber  der  ^Streitschen  Stiftung^.  Nachdem  er  1752  dem 
Gymnasium  10000  Thaler  und  der .  Witwenkasse  dOOO  Thaler  geschenkt  hatte,  vollzog 
er  die  Hauptstiftung  1760  durch  Überweisung  von  50000  Thalem.  Die  Zinsen  dieses 
Kapitals,  das  dem  Willen  des  Stifters  gemäfe  bis  1793  sich  durch  Zuschlag  der  Zinsen 
vermehrte  t  sollten  verwendet  werden  zur  Besoldung  der  Lehrer,  zum  Unterhalt  eines 
Alumnats  von  12  Schülern  (der  Streitschen  „Wohnkommunität%  zu  Universitätsstipendien, 
zu  Unterstützungen  aller  Art  an  bedürftige  Schüler,  zur  Vermehrung  der  Bibliothek 
und  der  sonstigen  Sammlungen,  auch  der  vom  Stifter  geschenkten  Gemäldegalerie,  zur 
Pflege  des  Gesanges  und  der  Musik  u.  s.  w.  Die  Verwaltung  der  Stiftung  wird  von 
einem  Direktorium  geführt,  das,  unter  Beiordnung  eines  Rechtsbeistandes,  aus  dem 
Propst  von  Berlin,  dem  Direktor  und  dem  ersten  Lenrer  des  Gymnasiums,  zwei  höheren 
Verwaltungsbeamten  und  einem  Kaufmann  besteht.  Diesem  Direktorium  wurden  später 
mehlfach  andere  Kapitalschenkungen  zur  Verwaltung  überwiesen,  nämlich  die  beiden 
Steinschen  Stiftungen  von  zusammen  16000  Thalem  (jetzt  94000  Mk.)  zu  Gehaltszulagen 
für  Lehrer  und  zu  Wohnungs^eldzuschüssen  für  emeritierte  Lehrer;  die  Kegemannsche 
Stiftung  von  11000  Thalern  (ietzt  68000  Mk.)  zu  Universitätsstipendien;  die  Seideische 
Stipendienstiftung,  60(X)  Mk.;  die  Stiftung  des  Sanitätsrats  Dr.  Braun  zu  einem  Stipendium 
für  einen  jüdischen  Studierenden  der  Medizin  oder  der  Naturwissenschaften,  Bestand 
^(MX)  Mk.;  die  Jubiläumsstiftung,  1874  beim  800jährigen  Jubelfest  durch  Sammlung  von 
Schülern  mit  15000  Mk.  ins  Leben  gerufen,  gegenwärtig  9QQ0  Mk.  für  ein  Universitäts- 
stipendium, 24(X)0  Mk.  zur  Unterstützung  von  Töchtern  verstorbener  Lehrer;  die  Brose- 
sche  Stiftung,  1879  begründet,  als  Stipendium  für  einen  Philologen  oder  Archäologen 
zu  einer  Studienreise  nach  Italien,  Bestand  10000  Mk.  (die  Benutzung  der  Zinsen  zu 
dem  erwähnten  Zwecke  findet  erst  statt,  wenn  diese  15(X)  Mk.  betragen);  die  Kürschner- 
sche  Stiftung  des  1894  verstorbenen  Sanitätsrats  Dr.  Kürschner,  der  sein  Vermögen  im 
Betrage  von  62000  Mk.  der  Anstalt  zur  Unterstützung  unbemittelter  Schwestern  und 
Eltern  verstorbener  Lehrer  des  Klosters  vermacht  hat.  Das  Gesamtvermögen  der  Haupt- 
kassen und  der  Nebenkassen  beträgt  gegenwärtig  ungefähr  eine  Million. 

Das  Gymnasium  (Gebäude  Klosterstrafse  74)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unter- 
halten. Ephorus  ist  von  alters  her  der  Propst  von  Berlin,  jetzt  Generalsuperintendent 
D.  Faber.  Wetten  des  Schulgeldes,  der  Besoldungen,  der  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen s.  S.  192  unter  „Berlin".    Der  Direktor  und  5  Lehrer  haben  Dienstwohnung. 

Köllnlsches  Gymnasium  ^  104.    II,  115.    III,  134). 

Büsdhing,  Nachrichten  von  der  Verfassung  des  Berlinischen  Gymnasiums,  Progr.  von 
1768,  au&erdem  die  Progr.  von  1778,  87,  91  u.  98.  —  Gediehe,  Berlin-KöUn.  Gymnasium, 
Progr.  1796.  —  Schmidt,  Verfassung  des  KöUner  Gymnasiums  bis  zu  seiner  Vereinigung 
mit  dem  Berlinischen,  Progr.  von  1818.  —  Klöden  und  Schmidt,  Die  ältere  Geschichte 
des  Köllnischeu  Gymnasiums,  Progr.  von  1825.  —  Progr.  von  1829,  30—38,  40,  42,  43,  50, 61. 

Aus  einer  schon  1276  erwähnten  Schule  der  St.  Petri-Kirche  zu  KöUn  a.  d.  Spree 
ist  das  Köllnische  oder  Petriner-Gymnasium  hervorgegangen.  Als  bei  dem  ersten  Brande 
der  Kirche  1730  auch  das  Schulhaus  eingeäschert  worden  war,  siedelte  das  Gymnasium 
nach  dem  köllnischen  Rathause  über.  Infolge  des  Siebenjähriffen  Krieges  geriet  die  Schule 
in  Verfall;  ihre  oberen  Klassen  wurden  deshalb  mit  denen  des  Berlinischen  Gymnasiums 
vereinigt  (vgl.  den  vorigen  Artikel);  aus  den  unteren  wurde  unter  Belassung  in  dem 
bisherigen  Gebäude  die  Köllnische  Stadtschule  gebildet.  Diese  wurde  1824  wiederum 
zu  einer  höheren  Lehranstalt  ausgestaltet;  in  ihr  i^oIlten  aber  nicht  ausschliefslich  die 
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alten  Sprachen,  sondern  auch  die  Mathematik,  die  Naturwissenschaften  und  die  neueren 
Sprachen  ausgiebig  gepflegt  werden.  Die  Anstalt  erhielt  demnach  die  Bezeichnung 
„Köllnisches  Realgymnasium*^.  Am  20.  Juli  1889  wurden  ihr  für  die  am  Griechischen 
teilnehmenden  Schüler  die  vollen  Rechte  eines  Gymnasiums  beigelegt;  bezüglich  der 
übrigen  Schüler  erhielt  sie  am  2S,  Januar  1860  die  Rechte  einer  Realschule  erster  Ordnung. 
Michaelis  1868  wurde  sie  wiederum  ein  reines  Gymnasium ;  zugleich  bezo^  sie  das  neue 
Gebäude  in  der  Inselstralse  2 — 5.  Der  Petrikirchenchor,  den  das  Gymnasium  nachweis- 
bar seit  1541  stellte,  ist  am  Schlüsse  des  Jahres  1877  aufgelöst  worden,  gleichzeitig 
fielen  die  Zahlungen  der  Kirche  an  das  Gymnasium  fort.  Reste  der  früheren  engen 
Verbindung  beider  sind  au(ser  in  dem  Amte  des  Ephorus  noch  darin  zu  finden,  aa& 
die  Söhne  der  Geistlichen  vom  Schulgelde  und  die  Lehrer  von  den  Gebühren  für  ge- 
wisse kirchliche  Handlungen  befreit  sind.  Das  Gymnasium  hat  seit  1870  eine  Vorschule. 
Mit  ihm  war  1882—94  das  Königliche  Pädagogische  Seminar  für  gelehrte  Schulen  ver- 
bunden. Ostern  1878  feierte  der  Professor  Selchnann  sein  50 jähriges  Dienstjnbiläum. 
Größte  Schülerzahlen  (597)  im  Winter  1877/78  und  (553)  im  Sommer  1885,  seitdem  fast 
stetige  Abnahme. 

Direktor:  Dr.  Heinrich  Meusel  seit  1.  April  1895,  vorher:  Frane Kern  1881 — 95, 
Dr.  Adalbert  Kuhn  1870—81.  Außerdem  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.  Gustav  Jahn, 
Oberlehrer  1864^90,  jetzt  ord.  Professor  der  orientalischen  Sprachen  in  Königsberg. 

15  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  18  Oberlehrer.  2  techn.  Lehrer,  8  Vorschull.; 
1  Lehrer  ist  iüdisch ,  die  übrigen  sind  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichtes 
für  die  katholischen  und  die  jüdischen  Schüler  s.  oben  S.  192  unter  „Berlin^. 

Turnhalle  und  Turnnlatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerb  Hb  liothek  enthält  9000 
Bände.  Einen  besonderen  Bestandtheil  bildet  die  Bibliotheca  Hermesiana,  eine  Schenkung 
des  Professors  0.  Hermes,  hauptsächlich  aus  Ausgaben  griechischer  und  lateinischer 
Klassiker  aus  dem  16.,  17.  und  18.  Jahrhundert  bestehend. 

Stiftungen:  a)  Die  Kommunitätskasse  (ursprünglich  zur  Unterhaltung  auswärtiger 
Schüler)  gewährt  jährlich  etwa  1000  Mk.  Schülerstipenaien.  b)  Die  Stiftung  des  Professors 
Valentin  Schmidt,  für  Studierende  (jährlich  180  Mk.),  und  für  künftige  Handel-  und  Gewerbe- 
treibende (jährlich  800  Mk.).  c)  Die  August-Stiftung,  1869  beim  Jubiläum  des  Direktors 
Auqust  gegründet,  Kapital  10785  Mk.;  jährlich  wird  ein  Stipendium  von  800  Mk.  se« 
währt  o)  Die  Agathon  Benary-Stiftung  gewährt  Schulgeld  und  Schulbücher  für  5  Schüler 
und  2  Stipendien  für  einen  Studierenden  der  Philologie  oder  für  einen  künftigen  Kaufmann. 
Bestand  28800  Mk.  e)  Die  Reichardt-Stiftung  aus  dem  Jahre  1828,  zugleich  für  das 
Berlinische,  Joachimsthalsche  und  Friedrich -Werdersche  Gymnasium.  Bestand  6000  Mk. 
f)  Die  Barentin-Stiftung.  Die  Zinsen  sind  zur  Hälfte  für  hilfsbedürftige  Schüler,  zur 
Hälfte  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  bestimmt;  Bestand  45000  Mk.  Barentin  war 
der  erste  Abiturient  des  Köllnischen  Realgymnasiums,  später  Lehrer  der  Anstalt  1884—56, 
dann  Lehrer  an  der  Friedrich -Werderschen  Oberrealschule,  gestorben  1886.  s)  Die 
Kuhn-Stiftung,  Bestand  8875  Mk.,  soll  erst  in  Kraft  treten,  wenn  das  Kapital  10000  Mk. 
beträgt,  h)  Die  Lehrerwitwenkasse,  1700  gegründet,  zahlt  der  Witwe  jedes  Lehrers 
jährlich  1500  Mk.    Bestand  467900  Mk. 

Die  Anstalt  (Gebäude  Inselstrafse  2 — 5)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 
Ephorus  ist  von  alters  her  der  Propst  von  St  Petri,  jetzt  Wirklicher  Oberkonsistorial- 
rat  D.  Freiherr  von  der  Goltz.  Außerdem  sind  einzelne  Befugnisse  den  8  „Gymnasiarchen'' 
verblieben  (jetzt  Stadtschulräte  Dr.  Gersienberg,  Dr.  Voigt  und  Stadtrat  KocMiann). 

Wegen  der  Besoldungen^  des  Schulgeldes  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen 
s.  oben  S.  192  unter  „Berlin^. 

Friedrich -Werdersches^'Gyinnfusiiim  (I,  101.    II,  122.    III,  182). 

Gedicke,  Geschichte  des  Friedrich- Werderschen  Gymnasiums!;  Progr.  1781.  —  Dr.  A,  C 
Maller,  Geschichte  des  Friedrich-Werderschen  Gymnasiums ;  Berlin  loSl,  Weidmannsche 
Buchhandlung. 

Im  Jahre  1681  befahl  der  Gro&e  Kurfürst  dem  Magistrat  von  Friedrich -Werder, 
eine  öffentliche  Schule  anzulegen.  Zur  Einrichtung  und  Erhaltung  bestimmte  er  einen 
Fonds  „teils  aus  dem  Verkauf  dreier  Präbenden  im  Clevischen,  teils  aus  den  Einkünften 
der  Friedrich-Werderschen  Mühlen,  teils  aus  eingenommenen  Straf  gefallen.  Im  Jahre 
1701  wurde  die  Schule  zum  Gymnasium  erhoben  und  erhielt  den  S^amen  ^Friedrichs* 
Gymnasium**.  1704  ordnete  König  Friedrich  I.  an,  dals  bei  Absang  des  Rektors  Lange  fortan 
als  Rektor  ein  Reformierter,  als  Prorektor  ein  Lutherischer,  ais  Konrektor  ein  Reformierter, 
als  Subrektor  ein  Reformierter  angestellt,  von  den  beiden  .Gantores**  der  eine  reformiert, 
der  andere  lutherisch  sein  solle.     Diese  Vorschrift  wurde  durch  Kabinettsordre  vom 
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25.  Januar  1800  aufgehoben.  1746  wurde  das  6  Jahre  vorher  auf  Befehl  König  Friedrich 
Wilhelms  I.  gestiftete,  aber  wegen  unzulänglicher  Ausstattung  nicht  emporkommende 
Friedrichsstädtische  Gymnasium^)  mit  dem  Werderschen  vereinigt.  Ursprünglich  be- 
fand sich  das  letztere  im  oberen  Stockwerke  des  Werderschen  Kathauses,  es  mu&te 
aber  das  Lokal  wiederholt  wechseln  und  war  von  1825  bis  zur  Fertigstellung  des 
jetzigen  Schulgebäudes  im  Fürstenhause  (Kurstrafee,  am  Werderschen  Markte,  jetzt 
durch  einen  Neubau  ersetzt)  untergebracht;  die  Verlegung  nach  dem  Nordwesten  der 
Stadt  steht  bevor.  1856  wurde  der  Name  .Friedrichs-Gymnasium"  auf  die  neugegründete 
höhere  Schule  in  der  Friedrich  Wilhelms-Stadt  übertragen;  seitdem  wird  ausschlielslich 
der  heutige  Name  gebraucht    Die  Vorschule  ist  Michaiis  1875  errichtet  worden. 

Direktor:  Dr.  Rudolf  Lange  seit  Michaelis  1899,  vorher:  Dr.  Friedrieh  Junge 
1897—99,  Dr.  Bernhard  Büchsenschütz  1875—97,  Dr.  C.  Ed.  Bonnell  1838—75.  Aufserdem 
haben  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt:  Friedrich  Gedicke,  Direktor  1779—93;  Bertram, 
Oberlehrer  bis  1868,  später  Stadtschulrat  in  Berlin;  Dove,  ord.  Lehrer  1828 — 34, 
später  ord.  Professor  der  Physik  in  Berlin;  Dr.  Gustav  Droysen,  ord.  Lehrer  1829 — 30, 
später  ord.  Professor  der  Geschichte  in  Berlin;  du  Bois-Reymond,  ord.  Lehrer  1863—65, 
später  ord.  Professor  in  Berlin ;  Dr.  G.  Ga^le,  ord.  Lehrer  1833—35,  später  Direktor  der 
Sternwerte  zu  Breslau,  der  Entdecker  des  Planeten  Neptun;  Giesebrecht^  Lehrer  1826 — ^28, 
später  Provizialschulrat  in  Königsberg;  GoUschickf  Lehrer  1836—47,  später  Provinzial- 
schnlrat  in  Berlin;  de  Lagarde,  Lehrer  1854—55  und  1858—66,  später  ord.  Professor 
in  Göttingen;  Dr.  Wehrenpfewnig,  Lehrer  1855,  später  Wirklicher  Geh.  Oberregierungs- 
rat und  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium. 

15  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  18  Oberlehrer,  2  technische  Lehrer,  3  Vorschull., 
mit  einer  Ausnahme  (Zeichenl.  katholisch)  alle  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunter- 
richtes der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  s.  oben  S.  191  unter  „Berlin^. 

Das  gegenwärtige  Schulhaus')  in  der  Dorotheenstralse  18/14  wurde  im  Jahre  1875 
vollendet.  In  unmittelbarer  Nähe  befindet  sich  die  Turnhalle,  die  vom  Gymnasium  und 
dem  benachbarten  Dorotheenstädtischen  Realgymnasium  gemeinschaftlich  benutzt  wird. 

Die  Lehrerbibliothek  entstand  1753  aus  einer  dem  Gymnasium  vom  Fürstlich 
Barbyschen  Hofrate  Christoph  Heinr.  Buchhole  vermachten  Büchersammlung.  Sie  um- 
fafst  gegenwärtig  etwa  10000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Vermächtnis  der  Frau  Geh.  Hofrat  Bethge  von  1862  zu  Universitäts- 
stipendien, Bestand  78673  Mk.  b}  Der  Bonnell-Töchterfonds.  1873  von  Schülern  Bonneils 
gesammelt,  zur  Unterstützung  hilfsbedürftiger  Töchter  der  Lehrer.    Bestand  15300  Mk. 

c)  Bonnell-Gutmann-Stiftung.  Vom  Arzt  Dr.  G.  zu  New  York  im  Jahre  1899  gegründet. 
Zu  Stipendien    für  Studierende   (mit  Ausschlufs    der  Theologie).    Bestand  27^30  Mk. 

d)  Brumbey-Stiftiing.  1794  wurde  das  Gymnasium  Universalerbe  der  Witwe  des  Arztes 
Dr.  Bruwbey.  Die  Erträge  des  Nachlasses  sollten  „zur  Versorgung  der  Söhne  christ- 
licher Eltern  mit  Speise  und  Trank^  verwendet  werden.  Bestand  97000  Mk.  e)  Falbesches 
Vermächtnis  von  1849.  Zu  Schulstipendien.  Bestand  3000  Mk.  f)  Vermächtnis  der 
Witwe  Jonas.  Zu  Universitätsstipendien.  Bestand  34300  Mk.  g)  Die  Kommunitäts- 
kasse.  Wahrscheinlich  1709  gegründet.  Zur  Unterstützung  von  Schülern  mit  Speise- 
geldem,  mit  Freitischen  oder  auch  mit  Büchern.  Bestand  18675  Mk.  h)  Die  v.  Lamprecht- 
Robert-Stiftung  von  1865.  Zu  Schulstipendien.  Bestand  6900  Mk.  i)  Die  am  21.  Juni  1878 
verstorbene  Frau  Adelheid  Clara  Lange  geb.  Schucke  hat  der  Anstalt  eine  immerwährende 
Rente  von  3450  Mk.  jährlich  vermacht.  Davon  sind  2  Stipendien  von  je  900  Mk.  Schülern, 
welche  die  Reifeprüfung  bestanden  haben,  zu  sewähren,  300  Mk.  unter  die  Witwen  und 
Waisen  der  Lehrer  zu  verteilen,  450  Mk.  zur  Unterstützung  von  Töchtern  verstorbener 
Lehrer  und  der  Rest  zu  Schülerstipendien  zu  verwenden.  Aus  nicht  verwendeten  Zinsen 
ist  bis  jetzt  ein  Kapital  von  2353o  Mk.  erspart  worden,  k)  Oelrichssches  Vermächtnis. 
1799  vom  Geh.  Legationsrat  0.  gegründet,  zur  Einrichtung  des  juristisch-propädeutischen 
Unterrichts,  zur  Vermehrung  der  Bibliothek  und  zur  Belohnung  für  die  beste  lateinische 
Rede.  Bestand  7825  Mk.  e)  Reichardtsches  Vermächtnis.  Von  der  1828  verstorbenen 
Elise  Sabine  B.  gestiftet.  Von  den  Zinsen  eines  anfangs  8000  Thaler  betragenden 
Kapitales  soll  ein  Stipendium  von  300  Mk.  an  einen  Studierenden  der  Theologie  oder  der 
Rechte  bürgerlichen  Standes  auf  2  Jahre  verliehen  worden.  (3  deiche  Stipendien  sind  für 
ehemalige  Schüler  des  Berlinischen,  Köllnischen  und  Joachim stnalschen  Gymnasiums  aus- 
gesetzt.) Dazu  kommen  4000  Thaler,  deren  Zinsen  zu  Gehaltszulagen  für  die  Stellen  der 
ersten  Lehrer  zu  verwenden  sind,  m)  Säkularstipendium.  Am  20.  Juni  1883  vom  Direktor 
Dr.  BüchsenschMz  aus  verschiedenen   ihm  überwiesenen  Summen   gegründet.     Bestand 


')  Das  Gebäude  des  Friedrichsstädt.  Gymnasiums  wurde  später  von  Hecker  tUr 
die  Realschule  angekauft 

^  Vgl.  hierzu  den  Artikel  über  das  Dorotheenstäd tische  Realgymnasium. 
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4800  Mk.  n)  Vermächtnis  der  1888  verstorbenen  Gattin  des  Geh.  Rats  Wtuikenroder.  Zur 
Verbesserung  der  Lehrergehälter  und  zu  Universitätsstipendien.  Bestand  198600  Mk. 
o)  Stiftung  aef>  Geh.  Kommerzienrats  Warschauer  von  1881.  Zu  Beihilfen  far  Lehrer 
und  deren  Angehörige.  Bestand  80000  Mk.  p)  Stiftung  des  Predigers  Witte  von  1889. 
Zu  Prämien.  Bestand  8421  Mk.  q)  Das  Vermächtnis  des  Kaufmanns  Benoni  Friedländer, 
1858  gestiftet.  200  Thaler  zur  Unterstützung  von  Schülern  durch  Prämien  und  Stipendien , 
unter  Umständen  soll  auch  das  Kapital  nach  dem  Ermessen  des  Direktors  zur  Anschaffung 
von  Lehrmitteln  verwendet  werden,  r)  Das  Pülzsche  Vermächtnis.  Nach  dem  am 
24.  März  1786  veröffentlichten  Testament  des  Geh.  Kriegsrats  P.  werden  aus  den  Miets- 
ertragen des  Hauses  BreitestraCse  10  jährlich  800  Mk.  an  das  Werdersche  Gymnasium 
zur  Beschaffung  von  Prämien  gezahlt.  Aus  den  Ersparnissen  ist  ein  Kapital  von 
1860  Mk.  angesammelt  worden,  s)  Die  Lehrerwitwenkasse,  1709  durch  eine  Schenkung 
(100  Thaler)  des  Kammer-  und  Konsistorialrats  Hans  Heinr.  v.  Flemming,  begründet. 
Bestand  186610  Mk.  (einschliefslich  des  mit  der  Witwenkasse  gemeinsam  verwalteten 
Langeschen  Töchterfonds). 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  8  Gymnasiarchen 
vgl.  den  vorigen  Artikel,  wegen  der  Besoldungen,  des  Schulgeldes,  der  Fürsorge  für  die 
Hinterbliebenen  s.  oben  S.  192  unter  „Berlin".     Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Französisches  Gymnasium  (1,  99.    II,  121.    UI,  131). 

Ermariy  Memoire  bist,  sur  la  fondation  du  College  royal  fran^ais;  Berlin  1789.  — 
Foumier^  Notices  historiques,  Progr.  1839.  —  Dr.  G,  Schuhe,  Bericht  über  das  König- 
liche Französische  Gymnasium  1689—1889;  in  der  Festschrift  zur  200jährigen  Jubelfeier, 
Berlin  1890.  —  Derselbe,  der  jetzige  Lehrplan  des  Französischen  Gymnasiums,  Progr.  1895. 

Durch  Patent  vom  1.  Dezember  1689  gründete  Kurfürst  Friedrich  UI.  für  die 
französischen  Reformierten  eine  Gelehrtenschule,  der  die  Schulen  gleicher  Art  in 
Saumur  und  Sedan  als  Muster  dienen  sollten.  Der  Kurfürst  bewilligte  einen  Jahres- 
zuschufs  von  540,  später  von  912  Thalern;  das  französische  Konsistorium  verpflichtete 
sich,  100  Thaler  jährlich  zur  Unterhaltung  beizutragen.  Die  Schule  war  zu  Anfang  in 
der  Stralauer  Stralse  untergebracht  und  siedelte  1703  in  ein  Haus  auf  dem  Friedrichs- 
Werder  (Niederlagstralse)  über;  hier  ist  sie  bis  1878  verblieben.  Nach  dem  vom  König 
Friedrich  I.  erlassenen  Statut  vom  14.  Mai  1708  stand  die  Leitung  der  Schule  einem 
aus  9  Mitgliedern  bestehenden  conseil  acad^mique  zu,  das  unter  der  Aufsicht  des 
Ministers  für  das  französische  Kolonie-Departement  stand.  1811  kam  das  College 
unter  die  unmittelbare  Aufsicht  der  Unterrichtssektion  des  Ministeriums  des  Inneren 
und  1816  unter  diejenige  der  Provinzialunterrichtsbehörde.  König  Friedrich  Wilhelm  III. 
schenkte  1812  aus  den  Beständen  des  vormaligen  französischen  Oberdirektorium 8 
26750  Thaler  und  erhöhte  1816  den  laufenden  Staatszuschuls  auf  2000  Thaler. 
Seit  dieser  Zeit  ist  die  französische  Sprache  in  den  drei  unteren  Klassen  Unterrichts- 
ffesenstand,  in  den  drei  oberen  Unterrichtssprache.  Die  Beiträge  der  französischen 
Kolonie  sind  in  Wegfall  gekommen.  Mit  dem  Gymnasium  ist  seit  1878  das  im  Jahre 
1859  von  Professor  Dr.  Herrig  begründete  Institut  zur  Ausbildung  von  Lehrern  der 
neueren  Sprachen  verbunden;  dasselbe  ersetzt  jetzt  eine  Seminaranstalt.  Ostern  1893 
erfuhr  der  Lehrplan  eine  durchgreifende  Änderung;  seitdem  beginnt  der  französische 
Unterricht  in  VI,  der  lateinische  in  IV,  der  griechische  in  0  III.  Im  Jahre  1890 
wurde  in  Gegenwart  Seiner  Majestät  des  Kaisers  und  Königs  die  200jährige  Jubelfeier 
der  Anstalt  begangen. 

Direktor:  Dr.  G.  Schulze  seit  Ostern  1888,  vorher:  Dr.  Schnatter  1869—88. 
Früher  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.  Oberkonsistorialrat  J,  P.  Ertnan,  Direktor 
1766—1824;  Dr.  Aug.  Foumier,  Direktor  1837—42,  später  Konsistorialrat  in  Berlin; 
Dr.  Gust.  Kramer,  Dir.  1842—53,  später  Direktor  der  Franclveschen  Stiftungen  in  Halle; 
Dr.  Ferd,  Joachimsthal,  Lehrer  1846—53,  später  Professor  der  Mathematik  in  Breslau; 
Dr.  C.  PloetZf  Lehrer  1852—59,  der  Verfasser  der  bekannten  Schulbücher. 

15  Klassen  und  3  Yorschulklassen;  19  Oberlehrer,  1  techn.  Lehrer,  8  Elementarl., 
alle  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichtes  der  katholischen  und  der  jüdischen 
Schüler  s.  oben  S.  191  unter  „Berlin". 

Das  neue  Schulhaus  in  der  Dorotheenstrafse  ist  am  13.  Oktober  1873  in  Gegen- 
wart des  damaligen  Kronprinzen,  späteren  Kaisers  Friedrich  III.,  eingeweiht  worden. 
Auf  dem  Schulgrundstücke  befindet  sich  eine  Turnhalle;  der  Schulplatz  dient  als  Turn- 
platz. Die  Schülerbibliothek  ist  1894  von  der  Lehrerbibliothek  getrennt  und  in  Klasseu- 
bibliotheken  zerlegt  worden. 
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Stiftungen:  a)  Die  Stipendienstiftungen  von  Monoä  und  Odridis,  b)  Das 
V.  Jordansche  Vermächtnis  vom  24.  Mai  1849.  Zur  Aufbesserung  der  Lehrersehälter. 
Bestand  59800  Mk.  c)  Das  Reisestipendium.  Zur  Vervollkommnung  der  Lehrer  im 
Gebrauche  der  französischen  Sprache  (Allerhöchste  Genehmigung  vom  22.  Januar  1894). 
Bestand  etwa  17  000  Mk.  d)  Die  KoUegianer-Stiftung.  Am  27.  September  1873  errichtet, 
zur  Unterstützung  von  Schülern.  Bestand  8150  Mk.  e)  Die  Reichenheim-Stiftung.  Desgl. 
Am  1.  Juli  1886  errichtet.  Bestand  16600  Mk.  f)  Die  Schnatter-Stiftung.  Desgl.  Am 
8.  März  1888  errichtet.  Bestand  1800  Mk.  g)  Die  Felix  Meyer-Stiftung.  Desgl.  Am 
15.  Oktober  1898  errichtet.  Bestand  5000  Mk.  h)  Die  1842  gegründete  Lehrer- 
Witwenkasse.    Bestand  47811  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  145810  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufs  98780  Mk.,  Schulgeld  130  Mk.,  in  der  Vorschule  110  Mk. 

Friedrich  Wilhelms-Gymnasinm  (I,  98.    II,  119.    III,  131). 

Beiträge  über  die  Geschichte  der  vereinigten  Anstalten  liefern  die  Piogr. 
Jui.  Heckers  von  1744,  46,  48,  Andreas  Jul.  Heckers  von  1780,  81,  82,  83,  85,  98,  97,  98, 
1801,  02,  16,  Ferd,  Bankes  von  1844,  47,  59,  61  —  Festschrift  zur  Einweihung  des  neuen 
Gymnasialgebäudes;  1890  (gedruckt  bei  Mittler  und  Sohn)  —  Festschrift  zur  100jährigen 
Jubelfeier;  1897  (Druck  von  Gebr.  Unger). 

Bei  der  Feier  des  50jährigen  Bestehens  der  Königlichen  Realschule  wurde  das 
bisher  mit  dieser  verbundene  Pädagogium  (vgl.  den  Art.  über  das  Kaiser  Wilhelras- 
Realgymnasium  S.  211)  zu  einer  selbständigen  Anstalt  erklärt.  König  Friedrich  Wilhelm  II. 
gab  dieser  den  Namen  -Friedrich  Wilhelms-Gymnasium"  und  bewilligte  ihr  einen  jähr- 
lichen Zuschufs  von  4000  Thalem.  König  Friedricl^  Wilhelm  III.  bewilligte  1803  zum 
Neubau  des  Gymnasiums  an  der  Ecke  der  Koch-  und  Friedrichstrafse  ^  170  Thaler; 
das  neue  Haus  wurde  im  Jahre  1805  bezogen.  1811  erfolgte  die  völlige  Trennung  des 
Gymnasiums  von  der  Realschule  bezüglich  des  Unterrichtes  und  der  Lehrer,  nur  die 
Oberleitung  und  die  Kassenführung  blieb  eine  gemeinsame.  1818  eilten  3  Lehrer  und 
etwa  80  Schüler  des  Gymnasiums  und  der  Realschule  zu  den  Fahnen.  Im  Jahre  1842 
wurde  die  mit  dem  Gymnasium  verbundene  Pensionsanstalt  aufgehoben.  Michaelis  1848 
wurde  für  das  Gymnasium  und  die  Realschule  eine  gemeinsame  Vorschule  eingerichtet, 
1844  der  Turnplatz  in  der  Hasenheide  eingeweiht  una  1849  das  Gymnasialgebäude  durch 
einen  Neubau  erweitert  (Kosten  einschlielslich  des  Turmes  mit  dem  Observatorium 
20000  Thaler).  Bis  Ostern  1876  war  für  die  besondere  Aufsicht  über  die  Realschule 
und  die  Elisabethschule  je  ein  stellvertretender  Dirigent  bestellt  In  diesem  Jahre 
wurde  die  Elisabethschule,  im  Jahre  1879  die  Realschule,  unter  Bestellung  eines  be- 
sonderen Direktors  für  jede  dieser  Schulen,  vom  Gymnasium  abgetrennt;  doch  haben 
die  drei  Anstalten  und  die  Vorschule  auch  jetzt  noch  einen  gemeinsamen  Etat.  Die 
in  den  Gebäuden  des  Realgymnasiums  untergebrachte  Vorschule  ist  nach  wie  vor  dem 
Gymnasium  und  dem  Realgymnasium  gemeinsam;  für  sie  ist  ein  Direktonalgehilfe  be- 
stellt, der  unter  der  Oberleitung  des  Gymnasialdirektors  steht.  Am  8.  Mai  1897  beging 
das  Gvmnasium  die  Feier  seines  lOOjährigen  Bestehens.  Die  gemeinsame  Abendmahls- 
feier aer  vereinigten  Anstalten  in  der  Dreifaltigkeitskirche  ist  seit  den  siebziger  Jahren 
in  Fortfall  gekommen.    Gröfste  Schülerzahl  (800)  im  Jahre  1892. 

Direktor:  Geh.  Regierungsrat  Dr.  Rieh,  Nötel  seit  Ostern  1891,  vorher :  Dr.  Hermann 
Kern  1876—91,  D.  Dr.  Ferdinand  Bänke  1842—76.  Früher  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a. 
Dr.  Wiese,  Lehrer  1829—1839,  später  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium,  ge- 
storben 1900  als  Wirklicher  Geh.  Rat  in  Potsdam;  Dr.  Karl  ScheUhach  1841  —  1889, 
hervorragend  als  Lehrer,  Begründer  des  Seminars  für  Lehrer  der  Mathematik. 

18  Gymnasialklassen  mit  Wechselabteilunffen ,  12  Vorschulklassen,  28  Oberlehrer, 
12  Vorschnll.;  1  Oberlehrer  ist  jüdisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch.  Wegen 
des  Religionsunterrichtes  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  s.  oben  S.  191 
unter  „Berlin''. 

Das  jetzige  Schulhaus,  Kochstralse  18,  ist  Michaelis  1890  in  Gebrauch  genommen 
worden  (Baukosten  511117  Mk.).  Auf  dem  Schulgrundstücke  befindet  sich  eine  Turn- 
halle, der  Schulhof  ist  mit  Turngeräten  versehen;  der  in  der  Hasenheide  befindliche 
mit  dem  Standbilde  Jahns  versehene  Turnplatz  wird  vom  Gymnasium  und  dem  Real- 
gymnasium gemeinschaftlich  benutzt. 

Die  Lehrerbibliothek  zählt  11850  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Witwenkasse  für  die  Lehrer  der  früher  vereinigten  Anstalten. 
1858  Begründet.  Bestand  rund  83000  Mk.  b)  Die  Stipendienstiftung  König  Friedrich 
Wilhelms  III.  (Kabinettsordre  vom  28.  Juni  1826,  500  Thaler  jährlich  zu  10  Stipendien). 
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c)  Vermächtnis  der  Tochter  des  Oberkonsistorialrats  NoUe  vom  Jahre  1846  zu  Stipendien. 
2000  Thaler.  d)  Die  im  Jahre  1860  von  Dr.  3£ax  Strack  gegründete  Schülerstipendien- 
Stiflung:  „Gott  helfe  weiter."  Bestand  rund  27000  Mk.  e)  Vermächtnis  des  Fräuleins 
Agnes  wm  Baumer  von  1898.  Zur  Pflege  des  Sinnes  für  das  klassische  Altertum  unter 
den  Schalem;  aus  den  Zinsen  erhalten  Primaner  oder  gewesene  Primaner  Geld-  oder 
Bücherprämien ;  Theologen  oder  Alt-Philologen  sind  ausgeschlossen.  Kapital  20000  Mk. 
f)  Das  Oelrichsche  Viaticum.  1798  gestiftet,  jährlich  60  Mk.  für  Abiturienten,  g)  Der 
im  Jahre  1875  gegründete  Kankefonds.    Jährlich  etwa  80  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 
Gesamtausgabe  für  das  Gymnasium,  das  Realgymnasium  und  die  Elisabethschule 
457715  Mk.,  Bedürfniszuschufs  188795  Mk.    Schulgeld  IBO  Mk.,  in  der  Vorschule  110  Mk. 

Friedrichs-Gymnasium  (I,  103.    II,  122.    III,  132). 

Croldschmiätj  Zur  Geschichte  des  Friedrichs-Gymnasiums,  Progr.  von  1875  u.  1900. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  worden;  sie  sollte  ein  Gymnasium 
und  eine  Realschule  in  der  Weise  in  sich  vereinigen,  dafs  auf  den  gemeinsamen  ünter- 
und  Mittelklassen  die  oberen  Klassen  des  Gymnasiums  (U  III  bis  I)  und  der  damaligen 
Realschule  (U  n,  0  n,  I)  aufgebaut  wurden.  Die  neue  Anstalt  wurde  am  11.  April 
1850  im  Hause  FriedrichstraCse  126  eröffnet.  Im  Jahre  1850  trat  sie  mit  der  Dorotheen- 
städtischen  Realschule  in  Verbindung.  Die  oberen  Klassen  der  letzteren  wurden  nach 
der  Friedrichstralse  126  verlegt-,  die  eine  Abteilung  der  gemeinsamen  Unterklassen 
wurde  in  der  Dorotheenstadt,  die  andere  in  der  Friedrichstra&e  126  untergebracht. 
Aber  bereits  1856  wurde  diese  Verbindung  wieder  gelöst.  Die  Lehranstalt  die  bis  da- 
hin die  Bezeichnung  „Neue  höhere  Lehranstalt  in  der  Friedrichstralse  126^  oder 
„Friedrich-Wilhelmstädtische  höhere  Lehranstalt"  geführt  hatte,  erhielt  nunmehr  zu 
Ehren  Friedrichs  des  Grofsen  durch  Kabinettsordre  vom  7.  Mai  1856  den  Namen 
„Friedrichs-Gymnasium  und  Realschule''^).  Die  Realklassen  wurden  am  6.  Oktober 
1859  unter  die  Realschulen  erster  Ordnung  aufgenommen.  Ostern  1870  wurde  die 
Anstalt  in  zwei  Schulen,  „das  Friedrichs-Gymnasium''  und  die  „Friedrichs-Realschule", 
geteilt  und  für  jede  derselben  ein  besonderer  Direktor  bestellt;  das  Gymnasium  nahm 
vorzugsweise  den  vorderen,  die  Realschule  den  hinteren  Teil  des  Gebäudes  ein.  Mit 
der  Fertigstellung  des  neuen  Realschulgebäudes  in  der  Albrechtstrafse  erfolgte  auch 
die  räumliche  Trennung  beider  Schulen.  Ostern  1900  feierte  das  Gymnasium  das  Fest 
seines  50jährigen  Bestehens.  Von  1866 — 70  war  das  von  Herrig  begründete  Seminar 
für  Lehrer  der  neueren  Sprachen,  1896—98  das  Königliche  Pädagogische  Seminar  für 
höhere  Schulen  (vgl.  oben  S.  199)  mit  dem  Gymnasium  verbunden.  Seit  Ostern  1870  hat 
dieses  eine  eigene  Vorschule.  Gröfste  Schülerzahl  des  Gymnasiums  (814  einschliefs- 
lich  Vorschule)  im  Jahre  1880,  kleinste  (640)  im  Jahre  1896. 

Direktor:  Die  Stelle  ist  zur  Zeit  noch  nicht  besetzt.  Ihre  früheren  Inhaber 
waren:  Dr.  Ernst  Voigt  1892—1901,  jetzt  Stadtschulrat  in  Berlin;  Dr.  Karl  Kempf 
1870^92.  An  der  Anstalt  wirkten  u.  a.  auch  L.  Herrig  (s.  S.  215  unter  „Friedrichs- 
Realgymnasium'').  K,  Sachs  1857—58,  Verfasser  des  Wörterbuches  der  französischen 
Sprache;  Dr.  Wehrenpfennig  1857—60,  später  Wirklicher  Geh.  Oberregierungsrat  und 
vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium ;  Dr.  E.  Laos  1860—68,  später  ord.  Professor 
in  Strafsburg;  Alfred  Dove  1868—70,  jetzt  ord.  Professor  zu  Freiburg 'i.  Br. 

15  Klassen  und  3  Vorschulklassen ;  19  Oberlehrer,  2  technische  Lehrer,  3  Vorschnll. ; 
davon  sind  2  katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichtes  der 
katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  s.  oben  S.  191  unter  „Berßn". 

Das  bisherige  Schulgebäude  in  der  Friedrichstralse  126  ist  durch  ein  neues  Hinter- 
haus, die  südliche  Fortsetzung  des  alten,  in  den  Jahren  1887—89  erweitert  worden. 

Für  den  Turnunterricht  werden  die  Turnhalle  und  der  Turnplatz  des  Friedrichs- 
Realgymnasiums  mitbenutzt;  als  Spielplatz  dient  der  Exerzierplatz  hinter  der  Ulanen- 
kaseme.    Die  Lehrerbibliothek  umfa&t  3000  Werke  in  8900  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Der  Unterstützungsfonds  für  Schüler.  1858  aus  dem  Vermögen 
eines  aufgelösten  Vorschulsvereins  gebildet  Bestand  3000  Mk.  Die  Zinsen,  112  Mk. 
jährlich,  kommen  abwechselnd  dem  Gymnasium  und  dem  Realgymnasium  zu  gute,  b)  Die 
Witwenkasse,  1867  begründet,  ist  auch  jetzt  noch  den  Lehrern  des  Gymnasiums,  des 
Realg3rmnasiums  und  der  Vorschule  gemeinsam.     Bestand  48125  Mk.     c)  Die  Krech- 


^)  Der  Name  „Friedrichs-Gymnasium"  wurde  früher  vom  jetzigen  Friedrich-Werder- 
schen-Gymnasium  geführt;   vgl.  oben  S.  202. 
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Stiftung.  Für  Studierende,  vorzugsweise  während  des  ersten  Studieigahres ,  1869  von 
Schülern    und    Freunden   des   Direktors    Dr.   Krech   gegründet     Bestand   16875  Mk. 

d)  Die  Harry  Kreismanu-Stiftung.  1886  gegründet,  zu  Schülerstipendieu.  Bestand  20000  Mk. 

e)  Die  Hermann  Grosse-Stiftung.  1898  begründet,  zu  Prämien  für  die  Wettspiele  bei  den 
Sommerausflügen.  Bestand  2700  Mk.  f)  Die  Jubiläumsstiftung.  Ostern  1900  zum 
50jährigen  Jubiläum  der  Anstalt  begründet;  aus  den  Zinsen  des  Kapitals  (10000  Mk.) 
sollen  würdigen  und  bedürftigen  Schülern  die  Mittel  zu  einer  Erholungsreise  gewährt 
werden. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  des  Schul- 
geldes, der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  fUr  die  Hinterbliebenen  s.  oben  S.  192 
unter  ^Berlin".    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Wilhelms-Gymnmium  (I>  103.    11,  128.    111,  133). 

Progr.  von  1881,  83,  85,  86.  —  L.  Wiese,  Lebenserinnerungen,  Berlin  1886,  Bd.  I, 
S.  187  ff.  —  Eduard  Beichenau,  Erinnerungen,  Gotha  1890,  S.  231  ff.  —  John  Pierson 
und  R.  Hennig ^  Aus  unserer  Schule,  herausgegeben  von  der  Vereiniguuff  ehemaliger 
Schüler  des  Wilhelms -Gymnasiums,  Berlin  1896—99.  —  Gleditsch,  Das  Kgl.  Wilhelms- 
Gymnasium  1858—1900,  Berlin,  Wiegandt  &  Grieben. 

Die  Anstalt  wurde  am  17.  Mai  1858  als  Progvmnasium  auf  dem  aus  dem  Ver- 
möffen  des  Joachimsthalschen  Gymnasiums  für  68000  Thaler  angekauften  Grundstücke 
Bellevuestrafse  15  mit  den  Klassen  VI— III  und  2  Elementarklassen  eröffnet.  Eine 
eigene  Dotation  besafs  sie  zu  Anfang  nicht.  Am  21.  März  1861  verlieh  König  Wilhelm 
ihr  die  Rechte  eines  Kgl.  Gymnasiums,  übernahm  das  Patronat.  und  gab  ihr  den  Namen 
„Wilhelms-Gymnasium^.  Michaelis  1861  wurde  die  I  eingerichtet,  am  8.  Juni  1863  in  Gegen- 
wart des  Königs  Wilhelm  I.  der  Grundstein  zu  dem  neuen  Schul^ebäude  gelegt  und  am 
24.  Oktober  1865  dieses  letztere,  ebenfalls  in  Gegenwart  des  Königs,  eingeweiht.  Durch 
Königliche  Stiftungsurkunde  von  demselben  Tage  wurde  das  Grundstück  in  seiner 
ganzen  Ausdehnung  nebst  dem  darauf  errichteten  Klassengebäude  dem  Wilhelms-Gym- 
nasium „zum  Eigentum  geschenkt,  übereignet  und  überlassen'^.  1873  wurde  das  Gym- 
nasium vom  Staate  übernommen;  Michaelis  1890  bis  Michaelis  1900  war  mit  dem- 
selben eine  Seminaranstalt  verbunden.  Alljährlich  findet  in  der  St.  Matthäi- Kirche  eine 
gemeinsame  Abendmahlsfeier  der  Lehrer  und  ihrer  Angehörigen  statt;  ebendorthin 
nnden  die  Kirchgänge  der  Schüler  bei  kirchlichen  Gedenkfesten  statt.  Am  1.  Oktober 
1898  feierte  der  Yorschullehrer  Aug,  Unglaube  sein  50jähriges  Dienstjubiläum. 

Direktor:  Geheimer  Regierungsrat  J)r.  OUo  Kubier,  seit  Michaelis  1863(1860—63 
Dirigent),  vorher:  Rektor  Dr.  Jtdius  Krause.  Am  Gymnasium  wirkten  aufserdem  u.  a.r 
Dr.  JErnst  Höpfner  1862—64  und  1866—68,  später  Geheimer  Oberreijierungsrat  und  vor- 
tragender Rat  im  Unterrichtsministerium,  jetzt  Kurator  der  Universität  Göttingen; 
Dr.  Bob.  Püqer  1861 — 75,  jetzt  Geheimer  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Berlin; 
Adolf  Wendland  1862—69,  zuletzt  Geheimer  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in 
Hannover;  Dr.  Ernst  Laos  1868—72,  später  ord.  Professor  in  Strafsburg;  Dr.  Carl 
Bttrdt  1867—77,  jetzt  Direktor  des  Joachimsthalschen  Gymnasiums. 

18  Klassen  (je  2  Wechselabteilungen)  und  5  Yorschulklassen;  22  Oberlehrer, 
1  etatsmäfsiger  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  3  technische  Lehrer,  5  Elementarl.;  1  technischer 
Lehrer  ist  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch.  Wegen  des  Religions- 
unterrichts der  katholischen  und  jüdischen  Schüler  vgl.  o.  S.  191  unter  „Berlin''. 

Seit  1871  besitzt  die  Anstalt  eine  eigene  Turnhalle  und  einen  daran  anstoßenden 
Turnplatz.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  etwa  16000  Bände;  den  Grundstock  (4000  Bände) 
bildet  die  1861  angekaufte  Büchersammlung  des  Provinzialschulrats  Dr.  MützeU. 

Der  Platz  vor  dem  Schulhause  (Belle vuestrafee  15)  ist  als  Garten  mit  der  Be- 
stimmung eingerichtet,  die  einheimischen  Bäume  und  Kulturpflanzen,  sowie  Gesteine  in 
grofsen  Blöcken  zur  Anschauung  zu  bringen. 

Stiftungen:  a)  Die  Büchselstiftung.  Von  einem  ungenannten  Wohlthäter  1863 
gegründet,  zur  Unterstützung  von  Schülern,    die  in  St.  Matthäus  oder  St.  Lttkas  ein- 

fesegnet  sind.  Betrag  3200  Mk.  b)  Die  Wilhelm- Stiftung,  Lehrer- Witwen-  und  Waisen- 
asse. 1864  gegründet,  (Statuten  vom  27.  Januar  1883).  Bestand  64000  Mk.  c)  Stipendien- 
stiftung ehemaliger  Schüler  vom  17.  Mai  1883.  Für  Studierende.  Bestand  12500  Mk. 
d)  Küblerstiftung.  Prämienfonds,  zur  Erinnerung  an  den  70.  Geburtstag  des  Direktors 
Dr.  K,  gesammelt. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  205100  Mk.,  Be- 
dfirfniszuschuls  82480' Mk.,  Schulgeld  130  Mk.,  in  der  Vorschule  110  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 
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liOlsenstftdtisches  Gymnasium  (II,  124.    III,  133). 

Das  Gymnasium  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  10.  Oktober  1864 
mit  den  Klassen  VI— III  eröffnet  worden.  Ostern  1866  wurde  das  neue  Schulhaus 
bezogen,  Ostern  1870  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten  und  Michaelis  1873  die  Vor- 
schule eröfihet.    Grö&te  Schülerzahl  (617  und  171  Vorschüli^r)  im  Jahre  1888. 

Direktor:  Dr.  Ä  Mutter,  seit  Ostern  1884,  vorher:  Dr.  Riemens  1882—83,  Dr. 
Kock  1866 — 82.  Außerdem  haben  an  der  Anstalt  als  Lehrer  u.  a.  gewirkt :  Dr.  H,  Stahl 
1867—82,  jetzt  ord.  Professor  der  Mathematik  an  der  technischen  Hochschule  in  Aachen; 
Dr.  A.  Phüippi  1868 — 71,  später  ord.  Professor  der  Philologie  in  Giefsen,  Dr.  M.  Lehmann 
1870 — 75,  jetzt  ord.  Professor  der  Geschichte  in  Giefsen. 

15  Klassen  und  3  Vorschulklassen ;  18  Oberlehrer,  2  technische  und  3  Elenientarl., 
alle  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  der  katholischen  und  jüdischen 
Schüler  vgl.  S.  191  unter  „Berlin". 

Das  Schulhaus  (Brandenburgstralse  37)  ist  1863/64,  der  Anbau  für  die  Vorschule 
1873  hergestellt  worden.  Gesamtkosten  416000  Mk.  Für  den  Turnunterricht  wiid  die 
groise  städtische  Turnhalle,  Prinzenstraise  70,  mitbenutzt.  Die  Lehrerbibliothek  enthält 
etwa  4000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Der  Schülerunterstützungsfonds.  Bestand  17535  Mk.  b)  Die 
Lehrer -Witwen-  und  Waibenunterstützungskasse.  Jahresbeitrag  der  Mitglieder  12  Mk. 
Bestand  30600  Mk.  c)  Die  Adolf  Reichenheim-Stiftung.  Durch  Testament  des  Kaufmanns 
Adolf  B,  im  Jahre  1886  begründet,  zu  Prämien  und  Unterstützungen  für  Schüler. 
Bestand  15000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  des  Schulgeldes, 
der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  s.  o.  S.  192  unter  ^Berlin". 
Der  Direktor  hat  Dienstwohnnng. 


Sophien-Gymnmium  (II,  124.    UI,  133). 

Die  (nach  der  benachbarten  Sophienkirche  benannte)  Anstalt  ist  von  der  Stadt- 
gemeinde gegründet  und  am  24.  April  1865  in  einem  gemieteten  Lokal  eröffnet  w^orden. 
Michaelis  1867  siedelte  sie  in  das  neue  Gebäude  Weinmeisterstra(se  15  über.  Michaelis 
1868  wurde  die  Vorschule  eröffnet  und  Michaelis  1871  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten. 
Die  Schülerzahl  ist  seit  Begründung  der  Anstalt  ziemlich  gleichmäfsig  gestiegen. 

Direktor:   Dr.  Theod.  Didäe,  seit  Ostern  1895,  vorher:   Dr.  W.  Paul  1868—95. 

18  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  21  Oberlehrer,  3  technische,  3  Elementar-  und 
Vor^chulL;  1  Lehrer  ist  katholisch,  alle  übrigen  sind  evangelisch.  Wegen  des  Religions- 
unterrichts der  katholischen  und  jüdischen  Schüler  s.  o.  S.  191  unter  „Berlin''. 

Das  Schulgebäude  (Weinmeisterstrafee  15)  bildet  mit  demjenigen  des  Sophien- 
Realgymnasiums  ein  Ganzes.  Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden^).  Die  Lehrer- 
bibliothek umfa&t  882  Bücher. 

Stiftungen:  a)  Der  Komitee- Stipendienfonds.  Von  früheren  Schülern  im  Jahre 
1883  gegründet,  für  Studierende;  die  Verwaltung  wird  vom  Magistrat  geführt.  Bestand 
5460  Mk.  b)  Die  Stipendienstiftung  für  Schüler.  Das  Statut  hat  am  29.  März  1899 
die  Allerhöchste  Genenmigung  erhalten.  Bestand  etwa  8100  Mk.  c)  Die  Lehrer- Witw^en- 
und  Waisenkasse.    Bestand  17256  Mk. 

Das  Gymasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.    Wegen  des  Schulgeldes, 
der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  s.  S.  192. 


Askanisches  Gymnasium. 

Das  Gymnasium  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Michaelis  1875  in  dem 
Neubaut  Hallesche  Stralse  24—26,  eröfihet  worden.  Ostern  1879  wurde  die  Oberprima 
eröffnet,  und  Ostern  1880  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten.  Mit  dem  Gymnasium  ist 
von  Anfang  an  eine  Vorschule  verbunden  gewesen.  Die  Schülerzahl  hat  seit  Errichtung 
der  Oberprima  zwischen  585  und  658  (ausschl.  Vorschule)  geschwankt;  sie  hat  infolge 
der  Gründung  mehrerer  Realschulen  einen  Rückgang  erfahren. 

Direktor:   Dr.  Woldemar  Bibheck  seit  Michaelis  1875. 


')  Vgl.  hierzu  auch  den  Artikel  „Sophien-Realgymnasium",  S.  215. 
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18  Klassen  und  8  Yorschulklassen;   19  Oberlehrer,   2  technische,  8  VorschulL; 

1  Lehrer  ist  katholisch,  die  übrigen  sind  evangelisch.    Wegen  des  Religionsunterrichts 
der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  vgl.  S.  191. 

Das  Schulhaus  (Hallesche  Stra&e  24—26)  und  die  Nebengebäude  sind  in  den  Jahren 
1874  und  1875  mit  einem  Kostenaufwande  von  548840  Mk.  errichtet  worden.  Die  auf 
dem  Gymnasialgrundstücke  befindliche  Turnhalle  wird  von  mehreren  städtischen  Schulen 
mitbenutzt;  als  Turnplatz  dient  der  Schulhof.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  700  Werke 
in  etwa  2000  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Die  Lessing-Stiftung.  Ein  ungenannter  Wohlthäter  sandte  unter 
dem  Namen  „Lessina^  100  Mk.  ein;  dieser  Betrag  wurde  bis  1890  jährlich  um  100  Mk. 
vermehrt.  Sobald  dfie  Jahreszinsen  den  Betrag  von  750  Mk.  erreicht  haben,  sollen  sie 
zur  Unterstützung  von  Schülern  und  Studierenden  verwendet  werden.  Bestand  20000  Mk. 
b)  Die  Gustav  Levinstein-Stiftung.    Zu  üniversitätsstipendien.    Bestand  21400  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  des  Schulgeldes, 
der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  vgl.  S.  192.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

Hnmboldt-Gjniinasiiiiii. 

Das  Gymnasium  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Michaelis  1875  in  dem 
neuen  Gebäude,  Gartenstralse  29,  mit  den  Klassen  Vi— 0  III  eröffnet  worden.  Ostern 
1876  wurde  die  Sekunda,  Ostern  1878  die  Prima,  Ostern  1887  eine  zweite  Prima  ein- 
gerichtet. Die  Anerkennung  der  Anstalt  als  Gymnasium  war  bereits  am  81.  März  1877 
erfolgt  Die  Anstalt  besitzt  seit  ihrer  Gründung  eine  Vorschule.  Grölste  Schülerzahl 
(728  einschl.  Vorschule)  im  Winter  1887/88,  kleinste  (418)  im  Winter  1899/1900. 

Direktor:  Dr.  Crustav  Lange ^  seit  Ostern  1884,  vorher:  Dr.  Alfred  SchoUmüller 
1875-81. 

15  Klassen  und  8  Vorschul klassen ;  18  Oberlehrer,  8  technische  und  8  VorschulL; 

2  Oberlehrer  sind  katholisch,   1  jüdisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.    Wegen  des 
Religionsunterrichts  der  katholischen  und  jüdischen  Schüler  vgl.  S.  191. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  zu  Turnspielen  wird  im  Sommer  an  zwei  Nachmit- 
tagen der  städtische  Spielplatz  im  HumboldÖiain  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek  hat 
2692,  die  Schülerbibliothek  1874  Nummern. 

Oktober  1882  wurde  unter  dem  Namen  „Humboldt-Stiftung^  ein  Fonds  für  Schüler- 
stipendien gegründet  Die  Zinsen  sind  im  Jahre  1900  zum  ersten  Male  für  den  Stiftungszweck 
(Satzungen  vom  24.  Dezember  1900)  zur  Verwendung  gekommen.   Bestand  etwa  7000  Mk. 

Das  Gvmnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  des  Schul- 
geldes, der  Besoldungen,  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  vgl.  S.  192.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

Lieibniz-Gymnasium. 

Zur  Geschichte  der  Anstalt  in  den  Jahren  1876 — 1901,  Progr.  1901. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Michaelis  1876  in  dem  Neu- 
bau am  Mariannenplatz  erö£fhet  worden ;  als  Gymnasium  wurde  sie  durch  Erlals  des 
Unterrichtsministers  vom  28.  Februar  1879  anerkannt.  Sie  hat  von  Anfang  an  eine  Vor- 
schule besessen.   Gröfete  Schülerzahl  (695  einschl.  Vorschule)  1886/87,  kleinste  (519)  1898/99. 

Direktor:  Dr.  Friedländer,  seit  Michaelis  1877,  vorher  kommissarischer  Dirigent. 

15  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  18  Oberlehrer,  4  technische,  8  VorschulL; 
1  Lehrer  ist  jüdisch,  die  übrigen  &ind  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  der 
katholischen  und  jüdischen  Schüler  vgl.  S.  191. 

Das  Schulhaus  (Mariannenplatz  27 — 28)  ist  in  den  Jahren  1875—76  mit  einem 
Kostenaufwande  von  818972  Mk.  (ausschl.  des  Wohnhauses)  erbaut  worden.  Auf  dem 
Gymnasial^ndstücke  befindet  sich  eine  Turnhalle;  für  Turnspiele  wird  im  Sommer 
ein  Platz  im  Treptower  Park  benutzt.  Aus  Schülern  der  Prima  und  Sekunda  ist  eine 
Ruderabteilung  gebildet;  die  zwei  ihr  gehörigen  Boote  stehen  im  Bootshause  des 
Berliner  Ruderklubs. 

Stiftungen:  a)  Die  Lehrer -Witwen-  und  Waisenkasse.  1878  genündet;  Statut 
vom  7.  September  1887,  aus  laufenden  Beiträgen  der  Mitglieder  gebildet,  Beitrag  jährlich 
12  Mk.  Eintrittsgeld  80  Mk.,  Bestand  12800  Mk.  b)  Die  Schülerunterstützungskasse. 
Durch  Sammlungen  gebildet    Bestand  8000  Mk. 

Wiese,  Sclmlwesen.    IV.  14 
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Die  Anstalt  wird  von  der  Stadt^emeinde  unterhalten.  Wegen  des  Schulgeldes,  der 
Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  s.  o.  S.  192.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

KOnigstftdtisches  Gymnasium. 

Das  Gymnasium  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Michaelis  1877  im 
Nc  ibau  Elisabethstrafse  57/58  mit  den  Klassen  Vi — 0  III  und  3  Yorschulkla^sen 
eröfiiiet  worden.  Durch  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  7.  März  1879  wurde  die 
Anstalt  als  Gymnasium  anerkannt;  Ostern  1882  fand  die  erste  Reifeprüfung  statt.  Mit 
dem  Gymnasium  war  1890—91,  1892—93  und  1895—99  eine  Seminaranstalt  verbunden. 
Gröfste  Schülerzahl  (536  und  164  Yorschüler)  im  Sommer  1887,  kleinste  (394  und  164 
Yorschüler)  im  Sommer  1897.  Der  Rückgang  war  durch  die  Gründung  neuer  Real- 
schulen in  der  Nachbarschaft  veranlagst  worden. 

Direktor:  Dr.  Eduard  Wellmann ^  seit  Michaelis  1893,  vorher:  Dr.  Ludtciq 
Bellemiami  1877—93.  An  der  Anstalt  wirkte  u.  a.  Dr.  Hermann  Diele,  Lehrer  1878—80, 
jetzt  ord.  Professor  an  der  Universität  Berlin. 

15  Klassen  und  3  Vorschulklassen ;  18  Oberlehrer.  2  technische  Lehrer,  3  Vor- 
schulL;  1  Oberlehrer  ist  jüdisch,  1  technischer  Lehrer  katholisch,  die  übrigen  Lehrer 
sind  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  der  katholischen  und  jüdischen 
Schüler  s.  o.  S.  191. 

Das  Gymnasium  nimmt  den  westlichen  Teil  des  zugleich  für  das  Realgymnasium 
(vgl.  S.  212)  bestimmten,  in  den  Jahren  1876—77  erbauten  Klassengebäudes  Elisabeth- 
strafse 57/58  ein.  Die  Höfe  beider  Schulen  sind  durch  ein  niedriges  Gitter  getrennt, 
der  Eingang  ist  gemeinschaftlieh.  Auf  dem  Schul^rundstücke  befindet  sich  die  von 
beiden  Anstalten  benutzte  Turnhalle.    Die  Lehrerbibhothek  zählt  etwa  2000  Bände. 

Am  1.  April  1879  wurde  eine  Lehrer -Witwen-  und  Waisenkasse  gegründet.  Ihr 
Vermögen  ist  durch  die  Beiträge  der  Mitglieder,  Ansammlung  der  Zinsen  u.  s.  w.  auf 
14 150  Mk.  angewachsen. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtsemeinde  unterhalten.  Wegen  des  Schulgeldes,  der 
Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  vgl.  S.  192.  Der  Direktor' hat 
Dienstwohnung. 

Liessing^-Gymnasiuin« 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  17.  April  1882  in  dem 
Gebäude  einer  Gemeindeschule,  Pankstrafse  8,  als  Progymnasium  mit  Vorschulklassen 
eröffnet  worden.  Michaelis  desselben  Jahres  siedelte  sie  in  gemietete  Räume  Pank- 
strafee  6a  über,  und  im  August  1886  bezog  sie  das  neue  Gebäude  Pankstrafse  9/10. 
Am  29.  Mai  1886  erhielt  sie  das  Recht  zur  Ausstellung  von  Zeugnissen  über  die  wissen- 
schaftliche Befähigung  für  den  einjährig -freiwilligen  Militärdienst.  Ostern  1887  wurde 
sie  zu  einer  Vollanstalt  erweitert  und  erhielt  den  Namen  „Lessing-Gymnasium*^.  Ostern 
1889  fand  die  erste  Reifeprüfung  statt.  Seit  Ostern  1899  ist  mit  dem  Gymnasium  eine 
Seminaranstalt  verbunden.  Gröfste  Schülerzahl  (490  und  141  Vorschüler)  im  Jahre  1891, 
kleinste  (411)  im  Jahre  1897. 

Direktor:  Dr.  Johannes  Quaatg,  seit  Ostern  1882. 

15  Klassen  (Wechselabteilungen)  und  3  Vorschulklassen;  18  Oberlehrer,  3  tech- 
nische Lehrer,  3  VorschulL,  alle  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  der 
katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  s.  S.  191. 

Das  Schulgebäude  ist  in  den  Jahren  1885/86  mit  einem  Kostenaufwande  von 
562000  Mk.  erbaut  worden.  Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden;  im  Sommer 
wird  der  Spielplatz  im  Humboldthain  für  Bewegungsspiele  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  1684  Bände. 

Zur  Unterstützung  von  Schülern  ist  ein  Fonds  gebildet,  der  gegenwärtig  sich  auf 
2417  Mk.  beläuft. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  des  Schulgeldes, 
der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  vgl.  S.  191.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

liUisen-Gyiiuiasiiiin. 

Im  Progr.  von  1883  ist  die  Eröffnung  geschildert,  im  Progr.  von  1892  eine  Dar- 
stellung der  Entwickelung  in  den  ersten  zehn  Jahren  gegeben. 
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Das  Gymnasium  ist  vom  Staate  gegründet  und  am  24.  April  1882  mit  den  Klassen 
VI — 0  III  und  den  Yorschulklassen  in  dem  Neubau  NW.,  Turmstraüie  87,  eröffnet  worden. 
Die  Eröffnungsfeierlichkeit  fand  am  Dienstag,  den  4  Mai,  statt  Die  Schiilerzahl  nahm 
schnell  zu;  schon  Michaelis  1888  mufete  die  U  I  nnd  Michaelis  1889  die  0  I  geteilt 
werden.  Nachdem  der  Besuch  am  1.  Februar  1896  mit  707  Schülern  und  810  Vor- 
schülern seinen  höchsten  Stand  erreicht  hatte,  trat  infolge  größerer  Beschränkungen 
bei  der  Neuaufiiahme  eine  Herabminderung  bis  auf  675  Schüler  im  Gymnasium  und  303 
in  der  Vorschule  am  1.  Februar  1899  ein.  Ostern  1899  feierte  der  Direktor  Dr.  SchwartZj 
Michaelis  1901  der  Direktor  Kern  sein  25 jähriges  Direktorjubiläuni,  Michaelis  1894 
ersterer  sein  50jähriges  Amtsjubiläum. 

Direktor:  Georg  Kern  seit  Michaelis  1894,  vorher:  Dr.  Wilhelm  Schwartz  1882 — 94. 
Aufserdem  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.:  ^ic.  Deutsch  1882—85,  jetzt  Professor  der 
Theologie  und  Konsistorialrat  in  Berlin;  Dr.  Petersen  1886,  jetzt  Direktor  des  archäo- 
logischen Instituts  in  Rom;  Dr.  Gercke^  Kandidat  1886—88,  jetzt  ord.  Professor  an  der 
Universität  Greifswald. 

18  Klassen  und  6  Vorschulklassen;  21  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  6  Vor- 
schull. ,  alle  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  der  katholischen  und  der 
jüdischen  Schüler  s.  o.  S.  191. 

Das  Gymnasialgebäude  nebst  Turnhalle  ist  Ostern  1882  fertiggestellt  worden; 
die  Baukosten  haben  402418  Mk.  betragen.  Das  neue  Vorschulgebäude  wurde  Michaelis 
1890  bezogen,  Baukosten  157431  Mk.  Au&er  der  Turnhalle  ist  ein  Turnplatz  vor- 
handen.   Die  Lehrerbibliothek  umfafst  etwa  4500  Werke. 

Im  Jahre  1887  wurde  durch  Sammlungen  unter  den  ersten  Abiturienten  mit  150  Mk. 
der  Grundstock  zu  einem  Fonds  für  Schülerstipendien  gebildet,  daraus  entwickelte  sich 
die  jetzige  Schwartz-Stiftung  (so  genannt  seit  1895).    Bestand  5450  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Qesamtausgabe  174250  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufe  62160  Mk.  Schulgeld  130  Mk.,  in  der  Vorschule  110  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Kaiser  Wilhelms-Bealgrymnasium  (I,  97.    II,  119.    III,  131). 

Simon,  Die  Kgl.  Realschule  und  die  Militärzeugnisse  1814 — 92,  Progr.  1893.  — 
Derselbe,  Abrife  der  Geschichte  der  Kgl.  Realschule  1747—1814,  Progr.  1897.  —  Die 
oben  auf  S.  205  beim  Friedrich  Wilhelms  -  Gymnasium  angegebenen  Programme. 

Johann  Julius  Hecker ,  ein  Schüler  A,  H.  Franckes,  seit  1739  Prediger  an  der 
Dreifaltigkeitskirche,  nahm  sich  der  Verbesserung  der  Schulen  dieses  Kirchspiels  an 
und  gab  denselben  einen  Mittelpunkt  in  der  ökonomisch-mathematischen  Realschule, 
die  er  am  9.  Mai  1747  in  dem  ursprünglich  für  das  Friedrichstädtische  Gymnasium 
bestimmten  Gebäude  M  eröffnete.  Die  Schule  sollte  eine  Universal-Unterrichtsanstalt  für 
die  Jugend  aller  Stände  und  beider  Geschlechter  werden  und  ebenso  die  lateinische 
wie  die  gemeine  deutsche  Schule  in  sich  schliefsen.  Die  Realschule  insbesondere  war 
für  diejenigen  bestimmt,  „welche  dem  Studium  nicht  eigentlich  gewidmet  sind,  und  die 
wir  demnach  zur  Feder,  zur  Handlung,  zum  Pachten,  zum  Wirtschaften  auf  dem  Lande, 
zu  schönen  Künsten,  zu  Manufakturen  u.  s.  w.  fähig  und  tüchtig  finden^.  Dem  Gründer 
der  von  Friedrich  IL  privilegierten  Schulen  wurde  volle  Freiheit  gelassen;  erst  1809 
traten  diese  in  die  Reihe  der  übrigen,  dem  Departement  des  öffentlichen  Unterrichts 
untergeordneten  höheren  Schulen.  Das  Lehrerseminar,  das  1748  mit  der  Realschule 
verbunden  war,  wurde  1753  als  „C hurmärkisches  Landschullehrerseminar *^  ein  König- 
liches Institut  und  1817  nach  Potsdam,  1851  nach  Köpenick  verlegt. 

Der  Besuch  der  Schulen  mehrte  sich  sehr  schnell.  Feste  Einnahmen  fehlten  der 
Anstalt,  die  Mittel  zu  ihrer  Unterhaltung  fanden  sich  in  den  Beiträgen  von  Freunden 
und  Gönnern,  sowie  im  Ertrage  des  Schul-  und  Pensionsgeldes.  Der  Anschauungsapparat 
der  Anstalt  bestand  in  zahlreichen  Modellen;  die  Werkstätten  der  Handwerker  und 
Fabrikanten  wurden  besucht  und  die  Meisterstücke  in  der  Schule  vorgezeigt.  Eine 
Maulbeerplantage  für  den  Seidenbau,  ein  botanischer  Garten  (der  Schulgarten)'),  eine 
privilegierte  Buchhandlung  und  eine  Druckerei  dienten  ebenfalls  den  Zwecken  der  Anstalt. 

Nach  Heckers  Tode  1768  wurde  Esaias  SilherscMag  Direktor  der  Realschule;  er 
verband  mit  dieser  Stelle  das  Amt  eines  Predigers  an  der  Dreifaltigkeitskirche,  eines 


')  Vgl.  hierüber  den  Artikel  über  das  Friedrich- Werdersche-Gymnasium,  S.  202. 
*)  Vor  dem  Potsdamer  Thor,  daher  der  frühere  Name  „Schulgartenstra&e^  für  den 
zwischen  dem  Tbore  und  der  Lenn^strafse  liegenden  Teil  der  heutigen  Königgrätzerstrafse. 

14* 
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Oberkonsistorialrats  und  eines  Oberbaurats.  Er  unterschied:  1)  das  Pädagogium  oder  die 
lateinische  Schule,  2)  die  Kunstschule  für  Künstler,  Ökonomen,  Kauf  ieute,  Saubefiissene, 
Militärs  u.  s.  w.  und  3)  die  deutsche  oder  die  Handwerkerschule.  Sein  Nachfolger 
wurde  1787  Andr,  Jak.  Hecker,  der  Neffe  des  Stifters.  Er  nannte  die  Anstalt  zuerst 
„Königliche  Realschule'',  und  unter  ihm  trennte  sich  1797  das  Pädagogium  als  selb- 
ständige Anstalt  mit  dem  Namen  „Friedrich  Wilhelms -Gymnasium^  von  den  übrigen 
Schulen  ab. 

Die  Realschule  erhielt  am  4.  Juli  1833  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entla&>ungs- 

ßrüfungen  nach  der  Instruktion  von  1832  und  wurde  am  6.  Oktober  1859  unter  die  erste 
rdnung  aufgenommen.  Michaelis  1879  erhielt  sie  einen  eigenen  Direktor;  die  Vorschule  ^) 
hatte  sie  stets  mit  dem  Gymnasium  gemein.  Am  7.  Mai  1897  feierte  die  Realschule 
ihr  lÖOjähriges  Jubelfest.  Seine  Majestät  der  Kaiser  und  König  verlieh  ihr  aus  diesem 
Anlasse  den  Namen  „Kaiser  Wilhelms-Real^mnasium"  und  schenkte  ihr  sein  Bild  für  den 
Hörsaal.  Durch  eine  bei  derselben  Gelegenheit  veranstaltete  Sammlung  der  ehemaligen 
Schüler  (über  6300  Mk.)  wurden  die  Mittel  beschafft,  um  die  Aula  neu  zu  malen  und 
mit  den  Bildern  und  Büsten  der  preuMschen  Könige  seit  1747,  sowie  des  Stifters  Joh, 
Jtd,  Heeker  zu  schmücken  (v^l.  den  Festbericht  im  Progr.  1898).  Der  frühere  enge 
Zusammenhang  mit  der  D  reif  alt  igkeitskirche  besteht  seit  längerer  Zeit  nicht  mehr; 
Albr.  Hildebrcmdt,  der  Gehilfe  Jak.  Andr.  Heckers  bei  der  Direktion  der  Realschule, 
war  der  erste  Schulmann  in  diesem  Amte,  der  nicht  zugleich  Geistlicher  war.  Gröfste 
Schülerzahl  (681)  im  Jahre  1876;  in  den  letzten  Jahren  machte  sich  ein  allmählicher 
Rückgang  (Ostern  1900:  504  Schüler)  infolge  Gründung  neuer  Realanstalten  bemerkbar. 

Direktor:  Dr.  Heinrich  Kiehl,  seit  1.  April  1900,  vorher:  Dr.  Otto  Simon  seit 
Michaelis  1879,  Dr.  Hermann  Kern  1876—79,  D.  Dr.  Ferd.  Ranke  1842  -76.  Der  letzte  Pro- 
rektor der  Realschule  vor  Bestellung  eines  eigenen  Direktors  war  Dr.  Max  Strack  1864—78. 

15  Klassen  (je  2  Wechselabteilungen  von  VI— U  II);  18  Oberlehrer,  6  technische 
Lehrer,  alle  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  der  katholischen  und  der 
jüdischen  Schüler  s.  o.  S.  191. 

Das  Vordergebäude  des  Realgymnasiums  Kochstraise  66  ist  1878 — 79  neu  errichtet 
und  Ostern  1880  in  Gebrauch  genommen  worden;  es  enthält  u.  a.  auch  die  Amtswohnung 
des  Direktors  des  Friedrich  Wilhelms  -  Gymnasiums.  Auf  dem  Hofe  befindet  sich  die 
Turnhalle,  die  von  der  Elisabethschule  mitbenutzt  wird;  der  Turnplatz  in  der  Hasen- 
heide ist  dem  Realgymnasium  und  dem  Gymnasium  gemeinsam.  Die  Lehrerbibliothek 
nmfaM  7100,  die  Schülerbibliothek  3150  Bände. 

Stiftungen:  a)  Das  Schülerstipendium.  1854  unter  Bänke  begründet  Bestand 
115(X)  Mk.  b)  Der  Stipendienfonds  für  Abiturienten.  1870  vom  Prorektor  Dr.  Strack 
begründet.  Bestand  59000  Mk.  c)  Das  Max  Schwabe- Stipendium.  1873  gestiftet.  Be- 
stand 7500  Mk.  d)  Das  Vermächtnis  des  Oberlehrers  Budolf  (Schüler  1821-32)  von 
1896.  Zur  Zahlung  des  Schulgeldes  für  einen  bedürftigen  Schüler.  Bestand  3800  Mk. 
e)  Professor  Huberdt  (Lehrer  der  Anstalt  1822—74)  errichtete  1887  eine  Stiftung  für 
die  Witwen  und  Waisen  der  Lehrer  der  Realschule  und  der  Vorschule.  Die  Satzungen 
sind  am  13.  August  1891  genehmigt  worden.  Bestand  190000  Mk.  f)  Die  Parochial- 
schullehrer- Witwen-  und  Sterbekasse  (vgl.  Progr.  1897).  Bestand  (nebst  der  zugeordneten 
Propst  Hanstein-Stiftung)  52000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten  und  hat  mit  dem  Friedrich  Wilhelms- 
Gvmnasium  und  der  Elisabethschule  einen  gemeinsamen  Etat  (vgl.  S.  206).  Schulgeld 
130  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Könlgstttdtisches  Bealgrymnasium  (I,  106.    II,  125.    III,  135). 
Dr.  Heinriths,  Geschichte  der  Königstädtischen  Realschule,  Progr.  1877. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  1.  Mai  1832  unter  dem 
Namen  „Königstädtische  höhere  Stadtschule''  im  Hause  Keibelstraise  32  (früher  Schieis- 
gasse) eröffnet  worden.  Am  29.  August  1837  erhielt  sie  das  Recht  zur  Abhaltung  von 
Entlassunesprüfungen  nach  der  Instruktion  von  1832,  am  6.  Dezember  1850  den  Namen 
„Realschule^,  und  durch  die  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  vom  6.  Oktober  1859 
kam  sie  in  die  erste  Ordnung  der  Realschulen.  Ostern  1877  siedelte  sie  in  das  neue 
Gebäude  Elisabethstrafse  57/^  über,  und  am  1.  Mai  1882  feierte  sie  ihr  50jährigeB 
Jubelfest.     Seit  Ostern  1890  ist  mit  der  Schule  eine  Seminaranstalt  verbunden.     Die 


')  Vgl.  hierüber  den  Artikel  über  das  Friedrich  Wilhelms-Gymnasium,  S.  205. 
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Vorschule  ist  1850  aus  den  Elementarklassen  der  damaligen  Stadtschule  gebildet  worden. 
Am  28.  September  1901  feierte  der  Vorschullehrer  Vogel  sein  50 jähriges  Dienstjubiläum. 

Direktor:  Dr.  J.  Lange,  seit  1.  Januar  1899,  vorher:  Dr.  Otto  Vogel  1881 — 98, 
jetzt  Geheimer  Regierunes-  und  ProTinzialschulrat  in  Berlin»  Dr.  Franz  Wenelaff  1869 — 81. 
Aufeerdem  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.:  Dt,  Bertram^  Lehrer  1853—55,  später  Geheimer 
Kegierungs-  und  Stadtschulrat;  Dr.  F.  A.  Clebsch  1855—58,  später  ord.  Professor  der 
Mathematik  in  Göttingen. 

16  Klassen  und  4  Vorschulklassen;  19  Oberlehrer,  2  technische  Lehrer,  4  VorschulL; 
2  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrisen  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  der 
katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  s.  oben  S.  191  unter  „Berlin^,  wegen  des  Schul- 

febäudes  und  der  Turnhalle  vgl.  den  Artikel   .Königstädtisches  Gymnasium"  S.  210. 
)ie  Lehrerbibliothek  enthält  1469  Werke  in  4088  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Die  Peisker-Stiftung.  Am  1.  Mai  1857  zu  Ehren  des  ältesten 
Lehrers  der  Anstalt,  Professor  P.,  von  früheren  Schülern  gegründet  Bestand  2225  Mk. 
b)  Die  WenzIafF- Stiftung.  1873  von  ehemaligen  Schülern  gegründet,  zu  Stipendien  für 
Studierende.  Bestand  10900  Mk.  c)  Die  Vogel-Stiftung.  Vom  Direktor  Dr.  V,  begründet, 
zu  Schülerstipendien.  Bestand  2800  Mk.  d)  Die  Lehrer -Witwen-  und  Waisen  -  Unter- 
stütznngskasse,  1869  von  den  Lehrern  gegründet,  erhielt  beim  Jubiläum  von  ehemaligen 
Schülern  5000  Mk.,  von  der  Tochter  des  verstorbenen  Direktors  Herter  (des  ersten 
Direktors  der  alten  Stadtschule)  500  Mk.  Bestand  29900  Mk.  Jahresbeitrag  der  Mit- 
glieder  24  Mk.    e)  Zwei  Stiftungen  mit  einem  Bestand  von  zusammen  900  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  des  Schulgeldes, 
der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  vgl.  S.  192.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

Ltiiisenstftdtisches  Bealgjnmnasluin  (I,  105.    II,  125.    III,  134). 

Fofs,  Bericht  über  Gründung  und  Wachstum  der  Schule  zur  Feier  des  50jährigen 
Bestehens  derselben  1886.  —  Grohnertj  Rede  bei  der  Feier  des  25iähriffen  Bestehens, 
Progr.  1862. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  10.  Oktober  1836  mit 
63  Schülern  in  3  Klassen  als  ,jLuisenstädtische  höhere  Stadtschule"  eröffnet  worden. 
Ihre  Entwickelung  gestaltete  sich  ähnlich  der  des  Königstädtischen  Realgymnasiams. 
Ostern  1840  erhielt  sie  eine  Prima  und  am  4.  Juni  1842  die  Befuenis  zur  Abhaltung 
von  Entlassungsprüfungen  nach  der  Instruktion  von  1832.  Im  Jahre  1850  erhielt  sie 
den  Namen  „Realschule'^,  zugleich  wurde  die  Sexta  und  eine  Vorschule  eingerichtet; 
beim  Erlasse  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  vom  6.  Mai  1859  wurde  die  Anstalt 
unter  die  Realschulen  erster  Ordnung  aufgenommen.  Am  10.  Oktober  1886  feierte  sie 
ihr  50jähriges  Jubelfest. 

Direktor:  Dr.  A.  G,  Meyer  seit  Ostern  1900,  vorher:  Dr.  G,  Böse  1894—99, 
Dr.  Sud.  Fofs  1873-94. 

15  Klassen  und  3  Vorschnlklassen ;  18  Oberlehrer,  2  technische  und  3  VorschulL, 
alle  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  der  katholischen  und  der  jüdischen 
Schüler  s.  o.  S.  191. 

Für  den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Turnhalle  in  der  Prinzenstra&e  mit- 
benutzt   Die  Lehrerbibliothek  enthält  4426  Bände. 

Stiftu'nffen:  Die  Grohnert-Fois-Stiftung.  Am  1.  Oktober  1887  zu  Ehren  der  beiden 
früheren  Direktoren  gegründet,  zur  Unterstützung  von  Schülern.  Vorläufig  werden  die 
Zinsen  zum  Kapital  ffeschlagen,  bis  dasselbe  auf  15000  Mk.  angewachsen  ist  Bestand 
6000  Mk.  b)  Die  Beeutz-Stiftung.  Die  Zinsen  sind  zum  Besten  der  0  IV  zu  verwenden. 
Bestand  1000  Mk.  c)  Die  Witwen-  und  Waisenkasse.  Am  17.  Oktober  1878  ffeeründet 
BesUnd  18000  Mk.  «  »  • 

Die  Anstalt  TGebäude:  SebastianstraCse  26)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 
Wegen  des  Schnleeldes,  der  Besoldung  der  Lehrer  und  der  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen s.  S.  192.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

DorotheeiiBtftcItiscIles  Bealgymnaslum  (I,  107.    II,  126.    III,  135). 

Dr.  Schioalbe,  Das  50jährige  Bestehen  des  Dorotheenstädtischen  Realgymnasiums, 
Progr.  1887.  —  Dr.  L.  Kleiber^  Zur  Geschichte  der  Dorotheenstädtischen  Realschule. 
Progr.  1873/74.  —  Progr.  1864  und  1843. 
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Die  frühere  Privatschule  des  Parochiallehrers  Kupsch  wurde  im  Jahre  1836  von 
der  Stadtffemeinde  ühemommen  und  am  11.  April  1886  als  DorotheenstädtiBche  höhere 
Stadtschule  mit  114  Schülern  in  4  Klassen  neu  eröffnet.  Am  26.  Mai  1840  erhielt  sie 
das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfuneen  nach  der  Instruktion  von  183SL 
Im  Jahre  1850  wurden  die  untersten  Klassen  als  Vorschule  abgegrenzt.  1853  gingen 
die  drei  obersten  Klassen  an  die  höhere  Lehranstalt  in  der  Friedrich -Wilhelmstadt 
über  (vgl.  unter  ^Friedrichsgvmnasium",  S.  206).  Während  der  Zeit  dieses  Zusammen- 
hanges mufste  die  Anstalt  aen  ihr  1850  gewährten  Namen  „Realschule^  mit  der  Be- 
zeichnung „höhere  Bürgerschule^  vertauschen;  auch  verlor  sie  aus  dem  nämlichen 
Grunde  mr  einige  Jahre  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen.  1857 
erhielt  sie  wiederum  eine  0  II ,  1860  wurde  sie  als  Realschule  zweiter  und  am  8.  April 
1861  als  Realschule  erster  Ordnung  anerkannt.  Am  8.  April  1886  feierte  sie  ihr 
50jähriges  Jubelfest;  aus  diesem  Anlasse  wurde  vom  Lehrerkollegium  eine  acht  Abhand- 
lungen enthaltende  Festschrift  herausgegeben.  Seit  Ostern  1890  ist  mit  der  Schule  eine 
Seminaranstalt  verbunden.  Gröfste  Schülerzahl  (650  und  160  Vorschüler)  im  Jahre  1889, 
kleinste  (550  und  105  Vorschüler)  im  Jahre  1896. 

Direktor:  Dr.  ülbrich  seit  Michaelis  1901,  vorher:  Geheimer  Regierungsrat 
Dr.  Schwalbe  1879-1901,  Dr.  Kleiber  1856—79. 

16  Klassen  und  8  Yorschulklassen;  18  Oberlehrer,  2  technische  und  8  VorschuU.; 
2  Lehrer  sind  jüdisch,  1  katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Wegen  des  Religions- 
unterrichts für  die  katholischen  und  die  jüdischen  Schüler  s.  S.  191. 

Im  Oktober  1874  siedelte  die  Realschule  aus  ihren  bisherigen  Räumen  in  das  neue 
Schulgebäude,  Georgenstralse  80/81,  über.  Dasselbe  wurde  auf  zwei  von  der  Charlotten- 
strafee  bis  zur  GeorgenstraCse  durchgehenden,  in  den  Jahren  1865  und  1867  für  den 
Preis  von  795000  Mk.  angekauften  Grundstücken  errichtet.  Das  Realgymnasium  erhielt 
den  nach  der  Georgenstralse  gelegenen,  das  PViedrich-Werdersche  Gymnasium  den  nach 
der  Dorotheenstrafse  gelegenen  Teil.  Das  Wohnhaus  enthält  die  Dienstwohnungen  für 
die  beiden  Direktoren;  auch  die  Turnhalle  ist  beiden  Anstalten  gemeinsam.  Die  Bau- 
kosten der  beiden  Klassengebäude  beliefen  sich  auf  716704  Mk.,  der  Turnhalle  auf 
201459  Mk.,  des  Wohnhauses  auf  147057  Mk.  Beim  Durchbruche  der  Charlottensti  afse 
1889/90  wurden  einige  bauliche  Veränderungen  erforderlich,  gleichzeitig  wurde  die  bis- 
herige, vielfach  bemängelte  Luftheizung  durch  eine  Warmwasserheizung  ersetzt. 

Die  Lehrerbibliothek  enthält  2054  Werke  in  etwa  7100  Bänden;  au&erdem  be>itzt 
sie  seit  1892  die  Büchersammlung  der  ehemaligen  Berlinischen  Gesellschaft  für  deutsche 
Sprache  mit  830  Werken  in  1280  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Die  Kleiber- Stiftung.  Bestand  1120  Mk.  b)  Die  Jubiläums- 
Stiftung,  6700  Mk.,  durch  Sammlungen  und  Aufführungen  zusammengebracht,  c)  Der 
Fonds  zur  Unterstützung  unbemittelter  Schüler.  Bestand  2200  Mk.  d)  5  kleine  Stiftungen 
mit  einem  Gesamtbetrage  von  2100  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  des  Schulgeldes, 
der  Besoldungen,  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  s.  S.  191.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Andreas-Bealgrymnasium  (I,  108.    II,  128.    III,  187). 

Die  Stadtgemeinde  eröffnete  am  7.  Oktober  1833  im  Stralauer  Stadtviertel  eine 
Elementarschule  für  Knaben  und  Mädchen,  die  „Stralauer  Stadtschule^.  Dieselbe  wurde, 
nachdem  an  Stelle  des  wahlfreien  Unterrichts  in  den  fremden  Sprachen  obligatorischer 
Unterricht  im  Lateinischen  und  Französischen  eingeführt  und  die  Mädchenabteilung 
aufgehoben  war,  allmählich  erweitert,  von  Ostern  1860  ab  zu  einer  höheren  Bürger- 
schule umgestaltet  und  am  15.  März  1865  als  solche  anerkannt.  Sie  erhielt  nunmehr 
nach  der  dem  Schulgebäude  gegenüberliegenden  Kirche  den  Namen  „Andreasschnle". 
Schon  damals  wurde  der  Plan  gefafst,  sie  zu  einer  Realschule  zu  erweitern,  deri>elbe 
wurde  aber  zunächst  aufgegeben,  und  die  mittlerweile  errichtete  Prima  mufste  Ostern 
1869  eingezogen  werden.  Michaelis  1873  siedelte  die  Andreasschule  aus  den  un- 
zureichenden Räumlichkeiten  am  Stralauer  Platz  in  den  Neubau  in  der  Langen  Strafee 
über.  Nunmehr  wurde  der  Plan  ihrer  Erweiterung  wieder  aufgenommen  und  schnell 
verwirklicht.  1874  wurde  die  0  II,  Ostern  1876  die  Prima  geendet,  und  Michaelis 
1877  fand  an  der  nunmehrigen  Realschule  erster  Ordnung  die  erste  Reifeprüfung  statt. 
Die  Vorschule  besteht  seit  1860.  Grölste  Schülerzahl  (646  und  181  Vorschüler)  im 
Sommer  1883;  seitdem  hat  infolge  der  Neubegründung  von  Realschulen  ein  allmählicher 
Rückgang  stattgefunden. 

Direktor:  Dr.  Cr.  Kiesel  seit  1.  November  1898,  vorher:  A.  Hamann  1895—98, 
Dr.  G.  Bolze  1875—95,  C.  Härtung,  1855—75.    Au&erdem  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.: 
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Lic.  Dr.  Weingarten,  Lehrer  1864  -  73,  später  ord.  Professor  der  Theologie  in  Marburg; 
Dr.  Wangerift^  wissenschaftlicher  Hilfslehrer  1867,  jetzt  ord.  Professor  der  Mathematik 
in  Halle;  Dr.  Brefslau,  Lehrer  1872—77,  jetzt  ord.  Professor  an  der  Universität  Strafsburg. 

16  Klassen  und  8  Yorschulklassen;  18  Oberlehrer,  5  technische  Lehrer,  8  Ele- 
mentarL;  1  Oberlehrer  ist  jüdisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch.  Wegen  des 
Religionsunterrichts  für  die  katholischen  und  die  jüdischen  Schüler  s.  S.  191. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Lange  Stralse  18)  ist  1871—78  erbaut.  Für  die  Anstalt  ist 
jedoch  wegen  der  Unzulänglichkeit  der  Räume  und  we^en  des  störenden  durch 
die  Stadtbahn  verursachten  Geräusches  ein  Neubau  auf  dem  Grundstücke  Eoppen- 
stra&e  75/76  in  Aussicht  genommen  worden.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  während 
des  Sommers  wird  wöchentlich  an  zwei  Nachmittagen  der  Spielplatz  im  Treptower  Park 
benutzt.    Die  Lehrerbibliothek  umfafst  8800,  die  Schülerbibliotbek  1800  Bände. 

Stift  untren:  a)  Die  Schüler -Unterstützungskasse.  1860  gegründet.  Bestand 
5080  Mk.  b)  Die  Lehrer- Witwen-  und  Waisenkasse.  1887  von  den  Lehrern  gegründet. 
Bestand  9718  Mk.,  Eintrittsgeld  80  Mk.,  Jahresbeitrag  20  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  des  Schulgeldes, 
der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  s.  o.  S.  192.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

Friedrichs-Bealgymnaslnm  (I,  108.    II,  122.    UI,  185). 

Goldschmidt,  im  Progr.  des  Friedrichs-Gymnasiums  1875.  —  Gerstenberg,  Geschichte 
des  Friedrichs-Realgymnasiums,  Progr.  1900. 

über  die  Geschichte  der  Anstalt  bis  1870  s.  oben  unter  „Friedrichs-Gymnasium** 
S.  206.  Am  2.  Februar  1874  bezog  die  Realschule  ihr  neues  Gebäude  in  der  Albrecht- 
strafse.  Am  15.  Oktober  1887  feierte  der  Direktor  Dr.  Ruwfe  sein  50jähriges  Dienst- 
jubiläum; vom  81.  März  bis  4.  April  1900  wurde  das  50jährige  Jubelfest  der  An- 
stalt gefeiert. 

Direktor:  Dr.  SMeicfi  seit  Sommer  1901,  vorher:  Dr.  Carl  Gerstenberg,  1892—1901 
(jetzt  Stadtschulrat  in  Berlin),  Dr  A.  Runge  1870—89.  Au&erdem  wirkte  an  der  An- 
stalt u.  a.:  Dr.  Ludwig  Herrig  1858 — 78,  später  Professor  und  Studiendirektor  am 
Kadettencorps,  Begründer  des  früher  mit  der  Friedrichs -Realschule  verbundenen 
Seminars  für  Lehrer  der  neueren  Sprachen. 

15  Klassen  und  8  Yorschulklassen;  19  Oberlehrer,  2  technische,  8  Vorschull.,  alle 
evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  der  katholischen  und  der  jüdischen 
Schüler  s.  o.  S.  191. 

Das  neue  Schulgebäude  ist  in  den  Jahren  1871 — 74  errichtet  worden.  Auf  dem 
Schulgrundstücke  befinden  sich  eine  Turnhalle  und  ein  Turnplatz;  im  Sommer  wird  auf 
einem  Exerzierplatz  an  jedem  Sonnabend  unter  Leitung  von  4  Lehrern  gespielt.  Aus 
Schülern  der  ooersten  Klasse  hat  sich  ein  Ruderverein  gebildet  (zur  Zeit  10  Mitglieder), 
der  ein  eigenes  Boot  besitzt  und  sich  an  dem  Wettrudem  auf  der  Oberspree  beteiligt 
hat.  Die  Kosten  des  Bootes  sind  aus  dem  Ertrage  der  von  den  Lehrern  gehaltenen 
Vorträge  bestritten  worden. 

Die  Lehrerbibliothek  enthält  1651  Werke  und  aulserdem  die  der  Anstalt  vermachte 
Büchersammlung  ihres  früheren  Direktors  Dr.  Runge  (im  ganzen  182  Werke). 

Stiftungen:  a)  Die  Runge -Stiftung,  zu  Schülerstipendien.  Bestand  5548  Mk. 
b)  Die  Köppen-Stiftung.  Von  Schülern  des  Oberlehrers  K,  gegründet,  zu  einem  Stipen- 
dium für  einen  Primaner.  Bestand  8409  Mk.  c)  Die  Krecn-Stiftung.  1878  gegründet, 
zu  Stipendien  für  Abiturienten.  Bestand  17860  Mk.  d)  Die  Witwenkasse  und  der  Unter- 
stützungsfonds; vgl.  über  dieselben  den  Artikel  über  das  „Friedrichs-Gymnasium^,  S.  206. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  des  Schulgeldes, 
der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  vgl.  S.  192.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

Sophien-Bealerymnasium  (11,  129.    III,  136 . 
Rückblick  auf  das  25jährige  Bestehen  der  Schule,  Progr.  1893,  S.  27—81. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1868  als  höhere 
Bürgerschule  mit  222  Schülern  in  den  Klassen  Vi  bis  III  und  8  Vorschulklassen  eröffnet 
worden.  Schon  Michaelis  1868  musten  VI  und  V,  Osteni  1869  auch  die  IV  geteilt 
werden;  gleichzeitig  wurde  die  III  in  0  III  und  U  III  zerlegt  und  eine  II  errichtet. 
Am  26.  März  1870  wurde  die  Anstalt  als  vollberechtigte  höhere  Bürgerschule  anerkannt, 
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und  Ostern  1871  wurde  sie  zu  einer  Realschule  erster  Ordnung  erweitert;  statt  der 
bisherigen  Bezeichnung  „höhere  Bürgerschule  in  der  Steinstra&e"  führte  sie  nunmehr 
den  Namen  „Sophien-Kealschule^.  Die  erste  Reifeprüfung  fand  am  10.  März  1873  statt. 
Die  Vorschule  besteht  seit  Gründung  der  Anstalt. 

Direktor:  Hermann  Martus  seit  Michaelis  1880,  vorher:  Dr.  Theodor  Bach 
1875 — 80,  Dr.  Heinrich  Bertram  1868—74,  später  Geheimer  Regierungsrat  und  Stadt- 
schulrat in  Berlin. 

15  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  18  Oberlehrer,  2  technische  Lehrer  und  3  Vor- 
schulL,  auCserdem  4  Hilfslehrer  und  5  Turnlehrer;  2  Lehrer  sind  katholisch  und 
3  jüdisch,  die  übrigen  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  für  die  katholischen 
und  die  jüdischen  Schüler  vgl.  S.  191. 

Das  Ostern  1868  fertiggestellte  Gebäude  (Steinstralse  34—31)  bildet  mit  denjenigen 
des  Sophiengymnasiums  ein  Ganzes;  dem  Realgymnasium  ist  der  nach  der  Steinstralse 
gelegene  Teil  überwiesen  ^).  Im  Jahre  1899  wurde  auf  dem  an  der  Steinstralse  gelegenen 
Flügel  an  der  Hofseite  ein  Stockwerk  aufgesetzt  (Kosten  40000  Mk.)  und  m  dieses 
der  Zeichensaal  und  der  Gesangssaal  verlegt. 

Die  auf  dem  Schulgrundstücke  befindliche  Turnhalle  und  der  anstol&ende  Turn- 

Slatz  werden  aufser  vom  Real^mnasium  noch  vom  Gymnasium  und  einer  höheren 
[ädchenschule  (Sophienschule)  benutzt.  Im  Sommer  werden  auf  einem  im  Norden 
gelegenen  Exerzierplatze  wöchentlich  einmal  Turnspiele  veranstaltet.  Die  Lehrer- 
bibliothek umfalst  2753,  die  Schülerbibliothek  für  die  Klassen  I  bis  IV  1775  Bände. 
Für  jede  der  untersten  Klassen  sind  besondere  Bibliotheken  eingerichtet.  Außerdem 
ist  eine  Hilfsbibliothek  für  unbemittelte  Schüler  vorhanden. 

Stiftungen:  a)  Die  Lehrer- Witwen  und  Waisenkasse.  1877  eegründet,  Mitglieder- 
beitrag iährlicn  20  Mk.  Vermögensbestand  14500  Mk.  b)  Die  Schüler-Unterstützungs- 
kasse. 1874  gegründet  und  hauptsächlich  durch  den  Ertrag  von  Aufführungen  allmählich 
vermehrt.  Bestand  4500  Mk.  c)  Die  Martus-Stiftung.  Am  11.  Mai  1901  von  ehemaligen 
Schülern  beg[ründet,  zur  Unterstützung  früherer  Scnüler  der  oberen  Klassen  für  ihre 
weitere  Ausbildung. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  des  Schulgeldes,  der 
Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  vgl.  S.  192.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Falk-Bealgryniiiaslain. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gejnündet  und  am  1.  Oktober  1880  in  dem 
neuerbauten  Hause  Lützowstra&e  84c,d  mit  SBS  Schülern  in  7  Realschulklassen  und 
3  Vorschulklassen  eröffiiet  worden.  Ihren  Namen  führt  sie  zu  Ehren  des  früheren  Unter- 
richtsministers Dr.  Fctüc.  Ostern  1882  erhielt  sie  die  Berechtigung  zur  Ausstellung  von 
Zeugnissen  über  die  wissenschaftliche  Befähigung  für  den  eiivjährig  •  freiwilligen 
Militärdienst.    Grölste  Schülerzahl  1894  (867  einschl.  Vorschule). 

Direktor:  Dr.  Paul  ScheUbach  seit  1.  Oktober  1896,  vorher:  Dr.  Theodor  Bach 
1880 — 96.  An  der  Anstalt  hat  au&erdem  u.  a.  gewirkt:  Albert  Becker ^  Gesanglehrer 
1892—99,  zugleich  Direktor  des  Königlichen  Domchors. 

16  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  19  Oberlehrer,  3  techn.  Lehrer  und  3  Vor- 
schullehrer; 1  Lehrer  ist  katholisch,  1  jüdisch,  die  übrigen  sind  evangelisch. 

Das  Schulhaus,  Lützowstralse  84  c,  d,  ist  in  den  Jahren  1879  und  1880  erbaut  Die 
Kosten  des  Baues  beliefen  sich  auf  293200  Mk.;  dazu  kamen  57.000  Mk.  für  die  Turn- 
halle und  33566  Mk.  für  die  innere  Einrichtung.  Ein  Teil  des  Schulhofes  kann  zu  Spring- 
übunffen  und  zum  Spiele  benutzt  werden.  Im  Sommer  wird  für  die  Tumspiele  der  Exer- 
zierplatz auf  dem  Tempelhofer  Felde  benutzt.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  1101  Werke. 

Stiftungen:  &)  Die  Lehrer  -  Witwen-  und  Waisen -Unter  Stützungskasse,  ge- 
gründet im  Jahre  1881,  Bestand  12  500  Mk.  b)  Die  Schüler -Unterstützungskasse,  ge- 
gründet im  Jahre  1880,  Bestand  9724  Mk.  c)  Die  Walter-Ernst-Stiftung,  von  Frau  Elsa 
Ernst  Cochoy  zum  Andenken  an  ihren  verstorbenen  Sohn  im  Jahre  1895  gegründet,  zu 
einem  Reisestipendium  für  Schüler.  Bestand  2500  Mk.  d)  Die  Bach  -  Stiftung ,  1899 
gegründet,  zu  Stipendien  bei  Schülerreisen.    Bestand  900  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  des  Schulgeldes, 
der  Besoldunffen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  s.  oben  S.  192.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 


^)  Eine  Beschreibung  des  Gebäudes  ist  im  Programme  der  Anstalt  von  1869,  S.  38, 
gegeben. 
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Frledricha-Werdersche  OberreaLschule.  Gewerbeschule 

a,  107.    II,  127.    III,  186). 

Jugenderinnerungen  Karl  Friedrichs  v.  Klöden,  herausgegeben  von  Max  Jahns, 
Leipzig  1874.  —  GdUenkamp,  Die  Friedr. -Werdersche  Gewerbeschule  in  Berlin  nach 
ihrer  prinzipiellen  Stellunj^  und  ihrer  historischen  Entwickelung,  Berlin  1874.  Fest- 
schrift zum  5Qjährigen  Jubiläum  der  Anstalt.  —  J.  Lange,  Jakob  Steiners  Lebensjahre 
in  Beriin  1821— ÖS,  Progr.  1899  —  Progr.  1850,  91,  95,  99. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  worden  als  eine  Unterrichts- 
anstalt „für  diejenigen,  welche  sich  den  Gewerben  widmen  und  dazu  eine  gründliche 
wiKsenschaftliche  Vorbildung  erlangen  wollen*'.  Durch  das  am  24.  August  1824  er- 
richtete Statut  wurden  dem  Kuratorium  ziemlich  weitgehende  Aufsichtsbefuffnisse,  z.  T. 
auch  über  innere  Angelegenheiten,  übertragen.  Die  Anstalt  wurde  unter  aem  Namen 
^Berlinische  Gewerbeschule'^  mit  2  Klassen,  deren  Lehrgang  IVaiährig  sein  sollte,  im 
ehemaligen  Fürstenhause  (Kurstra&e  25)  eröffnet.  Schon  1824  muiste  eine  dritte  Klasse 
hinzugefügt  und  für  jede  Klasse  eine  eiigährige  Dauer  des  Lehrganges  festgesetzt 
werden.  Die  3  Klassen  sollten  ungefUir  der  III,  II,  I  einer  höheren  Schule  entsprechen. 
Ihre  Zahl  vermehrte  sich  durch  Anfügung  einer  Yorbereituuffsklasse  und  Teilung  der 
III  bis  1838  um  2,  und  die  Dauer  des  Lehrganges  stieg  auf  5  Jahre.  Sp&ter  wurde  eine 
VI  und  eine  V  mit  je  halbjährigem  Kursus  hinzugefügt,  und  Ostern  1874  wurde  endlich 
der  ffesamte  Lehrgang  gleich  dem  der  Gymnasien  und  der  Realschulen  I.  Ordnung  auf 
9  Jahre  erhöht. 

Lehrgegenstände  waren  ursprünglich  Religion,  Deutsch,  Französisch,  Englisch, 
reine  und  angewandte  Mathematik,  Physik,  Chemie,  Waren-,  Münz-  und  Gewichtskunde, 
kaufmännisches  Rechnen,  Naturgeschichte,  Technologie,  Geographie,  Geschichte  und 
populäre  Rechtslehre.  Unter  dem  Direktor  GaUenkamp  wurde  der  Lehrplan  unter  Aus- 
schliefeung  aller  entbehrlichen  Gegenstände,  wie  Waren-,  Münz-,  Gewichtskunde,  kaufm. 
Rechnen,  Technologie,  Rechtslehre,  vereinfacht  und  das  Übergewicht  der  mathematisch- 
naturwissenschaftlichen Fächer  wesentlich  verstärkt 

Die  Berechtigung  zum  eiigährig-frei willigen  Militärdienste  wurde  am  10.  September 
1824  den  in  die  2.  Klasse  versetzten  Schülern  gewährt;  1863 — 76  war  dazu  ein  erfolg- 
reicher Besuch  der  Prima  notwendig,  seit  dem  24.  April  1876  genügt  der  eiigährige 
Besuch  der  Sekunda.  Durch  die  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  vom  6.  Oktober  1859 
wurde  die  Gewerbeschule  trotz  ihres  neunjährigen  Lehrganges  nur  Realschule  zweiter 
Ordnung.  Gleichwohl  erhielten  ihre  Abiturienten  am  1.  November  1878  die  Berech- 
tigung zum  Studium  auf  der  technischen  Hochschule.  Diese  Berechtigung  wurde  ihnen 
am  6.  Juli  1886  wieder  entzogen.  Indessen  die  Schulreform  von  1890  und  der  Aller- 
höchste Erlals  vom  1.  Dezember  1891  ^)  gaben  ihnen  dieselbe  nicht  nur  zurück,  sondern 
fügten  ihr  noch  andere  Berechtigungen  hinzu.  Seit  März  1894  ist  mit  der  Schule  eine 
Seminaranstalt  verbunden.    £ine  Vorschule  hat  an  ihr  niemals  bestanden. 

Die  Anstalt  hat  ihren  Namen  mehrfach  gewechselt.  Anfänglich  hiefe  sie  Berlinische 
Gewerbeschule,  1866  und  67  Städtische  Gewerbeschule  im  Friedrichs- Werder,  1867—82 
Friedrichs- Werdersche  Gewerbeschule,  1883—91  Friedrichs- Werdersche  Gewerbeschule 
(Oberrealschule);  seit  1892  führt  sie  ihren  jetzigen  Namen.  Gröfete  Schülerzahl  (655) 
Michaelis  1865.  Seit  1891  nimmt  die  Schülerzahl  in  den  oberen  Klassen  stetig  zu  (von 
(18  auf  140),  in  den  unteren  allmählich  ab  (von  455  auf  328). 

Direktor:  Dr.  Nahrtcoldy  seit  Neigahr  1902,  vorher:  Dr.  Oskar  XJlhrich  1891 
bis  1901,  W.  Gallehkamp  1861—90.  Außerdem  haben  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt 
K.  Fr,  V.  Klöden,  Direktor  1824 — 55;  Jakob  Steiner,  der  Begründer  der  neueren  synthe- 
tischen Geometrie,  Lehrer  1825—1835,  Lcug.  Fuchs ^  Lehrer  1863—67,  jetzt  ora.  Pro- 
fessor der  Mathematik  a.  d.  Univ.  Berlin;  H.  Prulz  1872—75,  jetzt  ord.  Professor  der 
Geschichte  in  Königsberg;  H,  Böse,  Hilfsl.  1824 — ^25,  später  ord.  Professor  der  Minera- 
logie a.  d.  Univ.  Berlin,  J7.  G,  Magnus,  Hilfsl.  1831 — 32,  später  ord.  Professor  der 
Physik  a.  d.  Univ.  Berlin. 

18  Klassen  (Wechselabteilungen);  22  Oberlehrer,  2  Zeichenl.,  1  Gesangl.,  1  Schreibl.,, 
2  Tuml.;  1  Lehrer  ist  katholisch,  2  sind  jüdisch,  die  übrigen  evangelisch.  Wegen  des 
Religionsunterrichts  für  die  katholischen  und  jüdischen  Schüler  s.  S.  191. 

Das  jetzige  Gebäude  (Niederwallstralse  12,  früher  Palais  des  Ministers  Grafen 
Hertzberg)  ist  der  Anstalt  im  Jahre  1826  überwiesen  worden;  es  wurde  in  den  Jahren 
1894^5    durch    einen   Erweiterungsbau    (Kosten    130000   Mk.)    ergänzt,    der  jetzt   die 


')  Vgl.  Beier,  S.  120. 
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Turnhalle,  die  Aula  und  3  Klassenzimmer  enthält  Ein  Teil  des  Schulhofes  wird 
als  Turnplatz  benutzt.  Die  Anstalt  besitzt  zwei  Boote,  welche  im  Kaiserlichen  Boots- 
hause verwahrt  werden. 

Stiftungen:  a)  Prämien-  und  Stipendienfonds ^),  vom  Bankier  v.  Halle  u.  a.  ge- 
stiftet, die  Stadt  zahlt  iährlich  einen  Zuschuß  von  600  Mk.,  Jahreseinnahme  2295  Mk., 
Vermögensbestand  44200  Mk.  b)  Köhler-Stiftung,  zu  Ehren  des  am  6.  Dezember  1871 
verstorhenen  Direktors  K.  von  Schülern  und  Freunden  der  Anstalt  gegründet,  zu 
Schülerstipendien.  Statut  vom  18.  Oktober  1874,  Bestand  19052  Mk.  c)  Lehrer -Witwen- 
und  Waisenkasse,  gegründet  am  29.  September  1833;  den  Grundstock  bildete  ein  Ver- 
mächtnis des  Bildhauers  Ehen  und  seiner  Witwe  von  31 146  Mk. ,  Bestand  93  000  Mk. 
d)  Dr.  Albrecht  Kunthsche  Prämienstiftung  vom  3.  Oktober  1871  für  gute  Leistungen 
in  den  Naturwissenschaften,  Bestand  700  Mk.  e)  Gallenkamp-Stiftung,  zur  Unterstützung 
von  Schülern  mit  Geld  oder  mit  Lehrmitteln,  Bestand  5123  Mk.  f)  Julius  Länge-Stiftung, 
zu  einer  Prämie  für  gute  Leistungen  in  der  Physik,  Bestand  500  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Das  Kuratorium  (s.  oben) 
ist  1896  aufgelöst  worden.  Wegen  des  Schulgeldes,  der  Besoldungen  und  der  Fürsorge 
für  die  Hinterbliebenen  vgl.  S.  192.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Liuisenstftdtische  Oberrealschule,  Gewerbeschule  (II,  127.    III,  137). 
Dr.  K.  Bandaw,  Zur  Geschichte  der  Luisenst.  Oberrealschule,  Progr.  1890. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  1.  April  1865  als  „Luisen- 
städtische  Gewerbeschule"  mit  den  Klassen  VI ,  V,  U IV  und  3  Vorschulklassen  er- 
öffiiet  worden.  Bezüglich  ihrer  Lehreinrichtung  war  im  wesentlichen  die  Friedrichs- 
Werdersche  Gewerbeschule  vorbildlich.  Ostern  1869  wurde  die  Prima  eröffnet.  Wie 
jene  Anstalt,  so  erhielt  auch  die  Luisenstädtische  Gewerbeschule  Ostern  1874  einen 
neuigährigen  Lehrgang  und  am  24  April  1876  die  Befugnis,  ihren  Schülern  nach  erfolg- 
reichem einjährigem  Besuche  der  Sekunda  Zeugnisse  über  die  wissenschaftliche  Be- 
fähigung für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst  zu  erteilen.  Seitdem  ist  die  innere 
Entwickelung  beider  Anstalten  die  gleiche  gewesen.  Gröfste  Schülerzahl  (571  ausf^chl. 
Vorschule)  im  Winter  1878/79,  kleinste  (501)  im  Sommer  1891. 

Direktor:  Dr.  Max  Marcuse  seit  1.  Oktober  1899,  vorher:  Dr.  K.  Bandow  1876 — 99, 
Dr.  H.  Kern  1865—76.  Aufserdem  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.:  Dr.  Emü  Lampe^  jetzt 
ord.  Professor  an  der  Technischen  Hochschule  in  Charlottenburg. 

16  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  19  Oberlehrer,  3  technische  und  3  VorschuU.; 
2  Oberlehrer  sind  katholisch,  1  jüdisch,  die  übrigen  evangelisch.  Wegen  des  Religions- 
unterrichts für  die  katholischen  und  die  jüdischen  Schüler  s.  oben  S.  191. 

Für  den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Turnhalle  in  der  Prinzenstraüse  be- 
nutzt.   Die  Lehrerbibliothek  umfafst  4810  Werke. 

Stiftungen:  a)  Die  Schüler-Unterstützungs-  und  Stipendienkasse,  1879  vom 
Lehrerkollegium  gegründet,  Bestand  5000  Mk.  b)  Die  Bandow-Stiftung,  1890  gegründet, 
zur  Belohnung  deijenigen  Schüler  der  I  oder  OII,  die  den  besten  Prüfungsaufsatz  liefern, 
Bestand  925  Mk.  c)  Zu  einer  Lehrer-Unterstützungskasse  ist  1890  der  Grundstock  ge- 
bildet worden.    Bestand  700  Mk. 

Die  Anstalt  (Gebäude:  Dresdenerstralse  113)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unter- 
halten. Wesen  des  Schulgeldes,  der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  Älr  die  Hintei- 
bliebenen  vgl.  S.  192.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Brate  Bealschule. 

Die  Erste  Realschule  ist  am  13.  Oktober  1884  in  dem  für  2  Gemeindeschulen  be- 
stimmten Gebäude  Wasserthorstrafse  31  mit  den  Klassen  VI,  V  und  IV  unter  dem 
Namen  „Städtische  Höhere  Bürgerschule''  eröfinet  worden.  Am  3.  März  1888  fand  die 
erste  Reifeprüfung  statt,  und  am  11.  April  dess.  J.  wurde  die  Anstalt  mit  den  an  diese 
geknüpften  Berechtigungen  versehen.  Gröfete  Schülerzahl  (506)  im  Winter  1892(93.  Er- 
hebliche Schwankungen  in  der  Schülerzahl  sind  seitdem  nicht  eingetreten.  Über  die 
Besonderheiten  des  Lehrplanes  s.  S.  139,  Anm.  2  u.  S.  189. 

Direktor:  Dr.  B,  Fohle  seit  Ostern  1901,  vorher:  Dr.  Carl  Midaelis  seit  Oktober 
1898  (jetzt  Provinzialschulrat  in  Beriin),  Dr.  Wüh.  Gerberding  1888-97,  Dr.  Gtorg 
Schulze  1884—88. 


')  Näheres  hierüber  im  Progr.  v,  1865. 
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12  Klassen  mit  Wechselabteilungen;  12  Oberlehrer,  1  ordentl.  Lehrer,  2  techn. 
Lehrer;  1  Oberlehrer  ist  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch.  Wegen  des 
Religionsunterrichts  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  vgl.  S.  191. 

Das  jetzige  Schulhaus,  Alexandrinenstrafse  5/6,  ist  in  den  Jahren  1886  und  1887 
erbaut  und  am  18.  April  1887  in  Benutzung  genommen  worden.  Eine  Turnhalle  ist 
vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  umfalst  2200,  die  Schülerbibliothek  2273  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen  Ver- 
waltungsbehörde, des  Schulgeldes,  der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen vgl.  S.  191  u.  192.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


ZiKreite  BeaLschule. 

Die  Schule  wurde  als  höhere  Bürgerschule  Michaelis  1886  mit  den  Klassen  VI, 
V,  lY  und  131  Schülern  in  den  Räumen  der  105.  Gemeindeschnle  in  der  Prenzlauer 
Allee  eröffnet.  Ostern  1890  fand  die  erste  Reifeprüfung  statt,  am  11.  Juni  dess.  J. 
wurde  die  Anstalt  als  Realschule  anerkannt  und  erhielt  die  Berechtigung  zur  Aus- 
stellung von  Zeugnissen  über  die  wissenschaftliche  Befähigung  für  den  einjährig-frei- 
willigen Militärdienst.    Gröfete  Schülerzahl  (479)  im  Sommer  1901. 

Direktor:  Dr.  Reinhardt  seit  Ostern  1891,  vorher:  Dr.  ÜJbnc^  1886-91. 

12  Klassen  mit  Wechselabteilungen ;  13  Oberlehrer,  2  techn.  L.;  1  Oberlehrer  ist 
jüdisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch. 

Das  in  der  WeilsenburgerstraCse  4  a  mit  einem  Kostenaufwande  von  321580  Mk. 
(dazu  kamen  die  Kosten  des  Grundstücks  mit  120000  Mk.)  errichtete  Schulhaus  wurde 
im  August  1889  in  Benutzung  genommen.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Im  Sommer 
werden  wöchentlich  einmal  auf  einem  in  der  Nähe  gelegenen  Platze  Bewegungsspiele 
unter  Aufsicht  von  Lehrern  veranstaltet.    Die  Lehrerbibliothek  umfa&t  1268  Werke. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Vgl.  im  übrigen  S.  191  u.  192 
unter  „Berlin".    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Dritte  BeaLschule. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Michaelis  1887  als  „Höhere 
Bürgerschule^  eröfinet  worden.  Am  14.  März  1891  wurde  sie  als  Realschule  anerkannt 
und  am  23.  März  dess.  J.  erhielt  sie  die  Berechtigung  zur  Ausstellung  von  Zeugnissen 
über  die  wissenschaftliche  Befähigung  für  den  eimährig-freiwilligen  Militärdienst.    Ihre 

Sröfste  Schülerzahl  (526)  erreichte  sie  im  Winter  1895/96.    Seitdem  ist  die  Zahl  infolge 
er  Gründung  neuer  höherer  Schulen  in  den  westlichen  Vororten  etwas  herabgegangen. 

Direktor:  Dr.  Lücking  seit  Gründung  der  Schule.  12  Klassen  mit  Wechsel- 
abteilungen; 13  Oberlehrer,  2  techn.  Lehrer;  1  Lehrer  ist  jüdisch,  die  übrigen  sind 
evangelisch. 

Das  neue  Schulhaus,  Steglitzerstra&e  8a,  ist  Michaelis  1891  bezogen  worden;  das 
Grundstück  hat  280620  Mk.,  der  Bau  310324  Mk.  gekostet.  Die  Anstalt  besitzt  eine 
Turnhalle  zu  ihrem  ausschliefslichen  Gebrauche;  auch  auf  dem  Schulhofe  sind  Turn- 
geräte angebracht.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  2022  Bände. 

Aus  den  Reinerträgen  von  Abendunterhaltungen  und  Beiträgen  der  Abiturienten 
wird  eine  Schülerunterstützungskasse  gebildet.   Gegenwärtiger  Vermögensbestand  601  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung.   Vgl.  im  übrigen  S.  191  u.  192. 


Vierte  BealBchale. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  13.  Oktober  1887  eröffnet 
worden.  Sie  hat  sich  regelmälsig  entwickelt  und  am  14.  April  1891  nach  Abhaltung 
der  ersten  Reifeprüfung  die  damit  verbundenen  Berechtigungen  erhalten.  Seit  Ab- 
schlufs  ihres  Klassensystems  hat  sich  die  Schülerzahl  ziemlich  auf  gleicher  Höhe  (durch- 
schnittlich 475)  erhalten. 

Direktor:  Fhüipp  Flattner  seit  Mai  1892,  vorher:  Dr.  Beinhardt. 

12  Klassen;  13  Oberlehrer,  2  techn.  Lehrer;  der  Direktor  ist  katholisch,  alle 
übrigen  liehrer  sind  evangelisch. 
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Das  jetzige  Schulhaus  in  der  Diestelmeverstralse  ist  in  den  Jahren  1890—92  er- 
baut worden.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  1703  B&nde. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung.   Vgl.  im  übrigen  S.  191  u.  192. 

Fünfte  Realschule. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Michaelis  1888  im  Hause 
Turmstrafee  86  erö£fhet  worden.    Am  8.  Juni  1892  wurde  sie  als  Realschule  anerkannt. 

Direktor:  Dr.  P.  HeUwig  seit  Ostern  1900,  vorher:  Dr.  Alfred  O.  Me^  seit 
Michaelis  1888. 

12  Klassen;  13  Oberlehrer,  2  techn.  Lehrer;  1  Lehrer  ist  jüdisch,  die  übrigen  sind 
evangelisch. 

Das  jetzige  Schulgebäude,  Stephans tralse  2,  ist  in  den  Jahren  1890/91  erbaut 
worden.    Eine  Turnhalle  ist  vorhanden. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung.   Vgl.  im  übrigen  S.  191  u.  192. 

Sechste  Bealschule. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  ffesründet  und  Michaelis  1889  mit  den 
Klassen  VI,  Y,  lY  eröffnet  worden.  Ostern  1890  traten  eine  zweite  lY  und  eine  III, 
Michaelis  1890  eine  zweite  III,  Ostern  1891  eine  n,  Michaelis  1891  eine  zweite  II, 
Ostern  1892  eine  zweite  Y  und  eine  I  hinzu.  Die  Anerkennung  als  Realschule  erfolgte 
durch  Erlais  des  Unterrichtsministers  vom  13.  Mai  1893.  Seit  Michaelis  1892  haben 
alle  Klassen  zwei  Wechselabteilungen.  Grölste  Schülerzahl  (417)  im  J.  1894,  seitdem 
durchschnittlich  400. 

Direktor:  Dr.  Hermann  Hdhnhorst  seit  Begründung  der  Schule. 

12  Klassen;  13  Oberlehrer,  2  techn.  Lehrer;  1  Oberlehrer  ist  jüdisch,  die  übrigen 
Lehrer  sind  evangelisch« 

Der  Bau  des  Schulhauses  (Belle -Alliance-Stra&e  80)  hat  314455  Mk.,  das  Grund- 
stück 245760  Wl.  gekostet.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  um- 
fafst  1650  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadteemeinde  unterhalten.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung.   Ygl.  im  übrigen  S.  191  u.  192. 

Siebente  Realschule. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  13.  Oktober  1890  er- 
öffnet worden.  Ostern  1894  wurde  sie  als  Realschule  anerkannt.  Das  jetzige  Schul- 
haus, Mariannenstra&e  47,  wurde  am  1.  Oktober  1893  bezogen. 

Direktor:  Dr.  Miülenhoff  seit  1.  April  1898,  vorher:  Dr.  K.  Michaelis  1890—98, 
jetzt  Provinzialschulrat  in  Berlin. 

12  Klassen;  13  Oberlehrer,  2  techn.  und  Elementarl. ;  2  Oberlehrer  sind  katholisch, 
1  jüdisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch. 

Im  Sommer  werden  wöchentlich  einmal  in  schulfreier  Zeit  auf  dem  Tempelhofer 
Felde  Bewegungsspiele  veranstaltet 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtffemeinde  unterhalten.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung.   Ygl.  im  übrigen  S.  191  u.  192. 

Achte  Realschule. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadt^emeinde  gegründet  und  Michaelis  1890  eröffnet 
worden.    Am  25.  April  1894  wurde  sie  als  Realschule  anerkannt. 

Direktor:  Wullemoeber  seit  1.  Oktober  1899,  vorher:  Dr.  Mcurcuse  seit  Gründung 
der  Anstalt 

12  Klassen ;  13  Oberlehrer,  2Jtechn.  Lehrer ;  2  Oberlehrer  sind  jüdisch,  die  übrigen 
Lehrer  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulgebäude,  Rheinsbergerstralse  4/5,  wurde  1891—93  mit  einem  Auf- 
wände von  322882  Mk.  (einschU  der  Turnhalle  und  des  Wohnhauses)  errichtet  und  am 
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27.  Juni   1893  eingeweiht    Das   Grundstück   hat   197  860  Mk.   gekostet.     Die   Lehrer- 
bibliothek enthält  980  Werke. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung.   Vgl.  im  übrigen  S.  191  u.  192. 

Neunte  Bealschule. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadteemeinde  gegründet  und  am  21.  April  1892  eröffnet 
worden.    Am  29.  Oktober  1895  wurde  sie  als  Kealschule  anerkannt. 

Direktor:  Dr.  Httgo  Bosenow  seit  Gründung  der  Anstalt. 

12  Klassen;  13  Oberlehrer,  1  wissensch.  HilfsL,  2  techn.  L.;  1  Oberlehrer  ist 
jüdisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch. 

Das  neue  Schulhaus,  N.  Badstrafse  22,  ist  1893—94  mit  einem  Kostenaufwande 
von  815152  Mk.  erbaut  und  am  24.  April  1894  eingeweiht  worden.  Die  Schule  besitzt 
eine  Turnhalle  zu  alleiniger  Benutzung.  Auch  der  Schulhof  kann  zu  Turnübungen 
benutzt  werden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  1055  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung.   Im  übrigen  vgl.  S.  191  u.  192. 

Zehnte  Bealschule. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1893  in  gemieteten 
Räumen  eröffnet  worden.  Michaelis  1896  wurde  die  erste  Entlassungsprüfung  abgehalten, 
von  demselben  Zeitpunkte  ab  wurde  die  Anstalt  als  Kealschule  anerkannt.  Gröfste 
Schülerzahl  (564)  Michaelis  1900. 

Direktor:  Dr.  Friedrich  Zelle  seit  Gründung  der  Schule. 

14  Klassen;  die  erste  ist  vierfach,  alle  übrigen  sind  doppelt  vorhanden;  14  Ober- 
lehrer, 2  techn.  L. ;  2  Oberlehrer  sind  jüdisch,  die  übrigen  Lenrer  evangelisch. 

Der  Bau  des  jetzigen,  seit  Michaelis  1895  benutzten  Schulhauses,  Auguststraise  21, 
hat  256900,  das  Grundstück  346500  Mk.  gekostet.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  als 
Turnplatz  dient  der  Schulhof.  Im  Sommer  werden  wöchentlich  einmal  Bewegungsspiele 
auf  dem  Exerzierplatz  in  der  Schönhauser  Allee  veranstaltet.  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  450  Werke. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadteemeinde  unterhalten.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung.   Im  übrigen  vgl.  S.  191  u.  192. 

Elfte  Realschule. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtsemeinde  gegn-ündet  und  am  12.  Oktober  1893  im 
Gebäude  der  183.  Gemeindeschule,  Gräfestra&e  85/88,  eröffnet  worden.  Michaelis  1896 
bezog  sie  das  in  der  Boeckhstrafee  9/10  für  sie  errichtete  Gebäude  und  wurde  als  Real- 
schule anerkannt  Die  Schülerzahl  ist  bis  zum  Ausbau  des  Klassensystems  ziemlich 
regelmä&ig  gestiegen  und  hat  sich  seitdem  auf  etwa  400  gehalten. 

Direktor:  Die  Stelle  ist  Ende  1901  frei  geworden,  ihr  bisheriger  Inhaber  war 
Dr.  Bobert  Nahrwold  seit  Gründung  der  Schule. 

12  Klassen;  13  Oberlehrer,  2  technische  Lehrer;  1  Oberlehrer  ist  jüdisch,  die 
übrigen  Lehrer  sind  evangelisch. 

Die  Kosten  des  neuen  Schulgebäudes  belaufen  sich  auf  321840  Mk.;  davon  ent- 
fallen 96089  Mk.  auf  das  Wohnhaus,  20955  Mk.  auf  die  Turnhalle,  17063  Mk.  auf  die 
innere  Einrichtung  des  Schulhauses,  4399  Mk.  auf  diejenige  der  Turnhalle.  Aulser  dieser 
letzteren  kann  auch  der  Schulhof  zu  Turnübungen  vei-^endet  werden.  Die  Lehrer- 
bibliothek umfalst  415  Werke  in  etwa  1000  Bänden. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Yergl.  im  übrigen  S.  191  u.  192. 

Zwölfte  Bealschule. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtcemeinde  gegründet  und  am  23.  April  1895  mit 
145  Schülern  und  den  Klassen  VI — III  im  Gemeindeschulgebäude  Tilsiterstralse  4/5  er- 
öffnet worden.  Ostern  1896  siedelte  sie  in  gemietete  Räume  des  Hauses  Koppenstrafse 
96  über.    Hier  stieg  die  Zahl  der  Schüler  bald  auf  377,  die  der  Klassen  auf  12.    Ostern 
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1898  fand  die  erste  Entlassungsprüfung  statt,  und  am  18.  Mai  desselben  Jahres  wurde 
die  Anstalt  als  Realschule  mit  rückwirkender  Kraft  vom  Ostertermin  anerkannt.  Seit 
dieser  Zeit  hat  sie  ihr  neues  Geb&ude,  Rigaerstrafee  8,  inne. 

Direktor:   Dr.  WöUer  seit  Ostern  1900,  vorher:  Dr.  Hausknecht  seit  Gründung  der 
Schule. 

12  Klassen ;  18  Oberlehrer,  2  technische  Lehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL,  1  Tuml., 
2  technische  HilfsL;  4  Lehrer  sind  jüdisch,  die  übrigen  evangelisch. 

Das  neue  Schulgebäude  hat  362688  Mk.  gekostet.    Eine  Turnhalle  ist  vorhanden. 
Die  Lehrerbibliothek  umfafst  1578  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadteemeinde  unterhalten.    Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung.   Im  übrigen  vgl.  S.  191  u.  192. 


Regienmgsbezirk  Potsdam. 

Deutsch  -AVllmersdopf. 

(Mittel mark.    80671  Einwohner.) 

Das  Joachimsthalsche  Gymnasium  liegt  zwar  im  Gebiete  der  Gemeinde, 
aber  an  der  äufsersten  Grenze  und  wird  auch  von  den  Einwohnern  der 
benachbarten  Teile  Gharlott^nburgs  und  Berlins  stark  benutzt.  Das  schnelle 
Anwachsen  der  Bevölkerung  Wilmersdorfs  veranlafste  die  Gemeinde  zur 
Gründung  eines  eigenen  Gymnasiums ;  zu  diesem  ist  neuerdings  eine  eben- 
falls von  der  Gemeinde  unterhaltene  Realschule  hinzugekommen. 

Joachimsthalsches  Gymnasium  (I,  94.    II,  117.    III,  129). 

Küster,  Altes  und  neues  Berlin;  Berlin  1737--69,  II  S.  913  ff.  —  Hering,  Beiträge 
zur  Geschichte  der  evangelisch-reformierten  Kirche  in  den  preufsisch-brandenburgischen 
Ländern;  Breslau  1875,  II  S.  217  ff.  —  Proer.  1808,  1824  und  1825.  —  SchnUdt,  Tres 
ffymnasii  Joachimici  aetates ;  in  den  Symholae  Joachimicae  1880.  —  C.  Todt,  Biographisches- 
Dihliographisches  Verzeichnis  der  Lehrer  des  Joachimsthalschen  Gymnasiums  seit  1826, 
Progr.  1899.  -   FriUe,  Desgl.  von  der  Gründung  der  Anstalt  bis  1826,  Progr.  1900. 

Die  Anstalt  ist  yom  Kurfürsten  Joachim  Friedrich  am  24.  Auffust  1607  zu 
Joachimsthal  in  der  Uckermark  gegründet  und  reichlich  ausgestattet  worden.  Sie  war 
nach  dem  Muster  der  sächsischen  Fürstenschulen  für  120  Zöglinge  eingerichtet;  die 
Eröffnung  fand  am  Stiftungstage  in  Gegenwai-t  des  gesamten  Hofes  statt.  In  der  Nacht 
vom  4.  zum  5.  Januar  1686  wurden  die  Stadt  und  die  Schule  von  kursächsischen  Soldaten 
zerstört  Der  Groise  Kurfürst  stellte  die  Schule  in  Berlin  als  Kurfürstlich  Joachims- 
thalsches Gymnasium  wieder  her  und  nahm  sie  1650  vorläufig  im  Schlosse  auf.  Nach- 
dem sie  nochmals  das  Lokal  gewechselt  hatte,  siedelte  sie  1686  in  die  Gehäude  in  der 
Burgstrafee  und  der  Heiligengeiststrafse  über.  Die  Alumnen  erhielten  hier  erst  1717 
Wohnung;  bis  dahin  erhielten  sie  nur  Unterricht  und  Freitisch.  Bis  zum  Jahre  1809 
war  die  Aufsichtsbehörde  der  Anstalt  das  unmittelbar  unter  dem  Landesherrn  stehende 
Joachimsthalsche  Schuldirektorium.  In  dem  genannten  Jahre  wurde  das  Gymnasium  der 
Aufsicht  der  Sektion  des  Öffentlichen  Unterrichts  im  Ministerium  des  Innern  und  1817  der- 
jenigen der  Provinzialunterrichtsbehörde  unterstellt  Zu  besonderen  Alnmneninspektoren 
waren  Predigtamtskandidaten  bestellt;  später  wurde  diesen  auch  Unterricht  übertragen.  Seit 
1838  hiefsen  sie  Adjunkten  oder  ordentliche  Lehrer  und  wurden  sie  auch  nicht  mehr 
ausschlielslich  aus  den  Theologen  entnommen.  Im  Jahre  1880  siedelte  das  Gymnasium 
nach  Deutsch-Wilmersdorf  über;  dort  wurde  für  dasselbe  eine  eigene  Kirchengemeinde 

Gebildet  (vergl.  Prosr.  1883).  Am  26.  Oktober  1900  wohnten  auf  Befehl  Seiner  Majestät 
es  Kaisers  und  Königs  sämtliche  Lehrer  und  Schüler  der  Anstalt  der  Enthüllung 
des  Denkmals  des  Kurfürsten  Joachim  Friedrich  in  der  Sieges -Allee  bei.  Grölste 
Schülerzahl  (579)  im  Sommer  1890,  kleinste  (841)  im  Winter  1879.  Im  Alumnat  sind 
120  Stellen  verfügbar,  davon  20  Freistellen.  Aufserdem  werden  80  Pensionäre  auf- 
genommen; die  drei  Pensionsstellen,  für  welche  ein  geringerer  Jahresbetrag  zu  zahlen 
ist,  sind  vorzugsweise  für  Alumnatsanwärter  bestimmt. 

Direktor:  Dr.  Carl  Bardt  seit  Ostern  1887,  vorher:  Dr.  Carl  Schaper  1872—86. 
Früher  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.  D.  Deutsch ,  Lehrer  bis  1882,  jetzt  Konsistorialrat 
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und  Professor  an  der  Universität  Berlin;  Dr.  Kiefsling^  Direktor  1857—72;  Dr.  Kirchhoff, 
Lehrer  bis  1865,  später  ord.  Professor  der  Philologie  an  der  Universität  Berlin ;  Dr.  Wiese^ 
I^ehrer  1838—52,  dann  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium,  gestorben  1900  als 
Wirklicher  Geh.  Rat  in  Potsdam;  Dr.  Julius  MützeU  1883—57,  später  Provinzialschulrat 
in  Berlin:  Dr.  A.  Twesten  1814,  später  Oberkonsistorialrat  und  ord.  Professor  der 
Theologie  in  Berlin;  Dr.  A.  Meifiecke,  Direktor  1826-57;  J.  IT,  Meierotto,  Rektor  1775-80. 
Oherschul-  und  Kirchenrat. 

15  Klassen,  aulser  der  VI,  V,  IV  alle  in  je  zwei  Parallelabteilungen  geteilt ;  19  Ober- 
lehrer, 1  technischer,  1  Elementarlehrer,  alle  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunter- 
richtes der  katholischen  Schüler  s.  oben  S.  191. 

Das  Grundstück  (Deutsch-Wilmersdorf,  Kaiser- Allee),  auf  dem  die  Anstalt  sich 
jetzt  befindet,  wurde  1873  für  808742  Mk.  angekauft;  dazu  wurde  1882  der  0,8830  ha 
groise  Spielplatz  des  Alumnats  für  150000  Mk.  erworben.  Die  Baukosten  betrugen  für 
das  Hauptgebäude  1909597,  für  die  5  Villen  258119,  für  das  Krankenhaus  61461,  für 
die  Badeanstalt  96503,  für  die  Turnhalle  98752  und  für  die  Nebenanlagen  172538  Mk., 
zusammen  2596970  Mk.  Die  Baulichkeiten  wurden  am  22.  Oktober  1880  in  Gegenwart  des 
Kaisers  Wilhelm  I.  und  des  Kronprinzen,  nachmaligen  Kaisers  Friedrich  III.,  eingeweiht. 

Die  Lehrerbibliothek  zählt  etwa  35000  Bände,  darunter  ansehnliche  Zuwendungen 
des  Professors  Dr.  Schmoller  und  aus  älterer  Zeit  die  Bibliothek  der  Prinzessin  Amalia, 
Schwester  König  Friedrichs  IL,  die  Bibliothek  des  Geh.  Legationsrats  J.  C,  C.  Odrichs 
und  des  Staatsmiuisters  v,  Thulemeier, 

Stiftungen:  a)  Volkmannsches  Stipendium.  Vom  Rektor  und  Professor  Dr.  VoJk- 
mann  im  Jahre  1721  mit  4000  Thalem  gestiftet.  Aus  den  Zinsen  erhalten  4  Studierende 
3  Jahre  hindurch  je  200  Mk.  Verwandte  der  Frau  V.  sollen  den  Vorzug  haben. 
Kommen  solche  nicht  in  Betracht,  so  sind  nur  Studierende  der  Theologie  zu  bedenken. 
Bestand  20690  Mk.  b)  v.  Labessches  Stipendium.  Durch  eine  Schenkung  der  Freiin 
f;.  Labes  vom  9.  Januar  1796  begründet,  zur  Zeit  3  Universitätsstipendien  von  je  180  Mk. 
Bestand  15800  Mk.  c)  Adlersches  Stipendium.  Stammkapital  33000  Mk.  Von  den 
Zinsen  sollen  nach  §  2  des  vom  König  Friedrich  Wilhelm  III.  unter  dem  8.  März  1825 
bestätigten  Statuts  vom  22.  Februar  1825  neun  Zehntel  zu  Universitätsstipendien,  der 
Rest  zu  anderweiten  Zwecken  oder  zur  Vermehrung  des  Kapitals  verwendet  werden.  Die 
Stipendien  sollen  in  der  Regel  zur  Hälfte  je  300  Mk.,  zur  anderen  Hälfte  nicht  unter 
150  Mk.  betragen  und  auf  3  Jahre  verliehen  werden  (gegenwärtig  3  zu  je  300  Mk.,  2  zu 
je  250  Mk.).  Bestand  71600  Mk.  d)  Kubitzsches  Vermächtnis.  Zum  Ankaufe  von 
Büchern  für  einen  armen  Schüler.  Bestand  1200  Mk.  e)  Täubersches  Universitäts- 
stipendium. Durch  Testament  des  verstorbenen  Professors  Täuber  vom  28.  April  1863 
mit  einem  Kapital  von  12000  Mk.  gegründet;  zu  2  Universitätsstipendien,  in  der  Regel 
auf  je  2  Jahre,  vorzugsweise  für  Studierende  der  Theologie  oder  Pnilologie ;  Juden  sind 
ausgeschlossen.  In  erster  Linie  sind  Abkömmlinge  des  Realschuldirektors  Brennecke 
in  Posen  zu  berücksichtigen,  auch  wenn  sie  nicht  Schüler  des  Joachimsthalschen 
Gymnasiums  gewesen  sind  und  nicht  Theologie  oder  Philologie  studieren.  Ein  Stipendium 
ist  aber  unter  allen  Umständen  einem  ehemaligen  Abiturienten  dieser  Anstalt  zuzuwenden. 
Bestand  14800  Mk.;  jetzt  werden  2  Stipendien  zu  je  250  Mk.  verliehen,  f)  Täuberscher 
Unterstützungsfonds.  In  erster  Linie  för  bedürftige  und  würdige  Schüler  der  beiden 
oberen  Klassen;  eventuell  sollen  die  Zinsen  einem  der  nach  e)  zu  verteilenden  Stipendien 
zugeschlagen  werden.  Bestand  4200  Mk.  g)  Köpke-Collensches  Stipendium.  Durch 
Testament  des  verstorbenen  Professors  Dr.  Köpke  vom  15.  Juni  1866  begründet,  zu 
Universitätsstipendien  von  je  600  eventuell  von  750  Mk.  auf  je  3  Jahre  und  zur  Unter- 
haltung der  Grabstätte  des  Stifters.  Für  die  Verleihung  kommen  nur  Studierende  der 
Geschichte,  Theologie  oder  Philologie  in  Betracht,  welche  von  Geburt  Preufeen  sind 
und  dem  evangelischen  Bekenntnisse  angehören.  Gegenwärtig  werden  2  Stipendien  zu 
je  600  Mk.  vergeben.  Bestand  42700  Mk.  (vgl.  Progr.  von  1888  S.  56,  58).  h)  Die 
H.  Meinecke-Stiftung.  Bestand  5500  Mk.  i)  Die  H.  Seyffert-Stiftung.  Bestand  600  Mk. 
k)  Das  Joachimsthalsche  Stipendium  von  1880  (Statut  im  Progr.  1^2,  S.  20).  Bestand 
11700  Mk.  1)  Der  Ingenieur  iT^/^Jfar  vermachte  der  Anstalt  100000  Mk.,  die  ihr  nach 
dem  Tode  der  Erben  übereignet  werden  sollen  (vgl.  Prosr.  1888  S.  58).  Die  Annahme 
der  Zuwendung  ist  durch  Königlichen  Erlaß  vom  15.  Februar  1888  genehmigt  worden, 
die  Zinsen  werden  vom  1.  April  1901  ab  zur  Verleihung  von  5  ganzen  Internatstellen 
zu  600  Mk.  und  einer  halben  Stelle  zu  300  Mk.  verwendet. 

Das  Gymnasium  ist  eine  Anstalt  landesherrlichen  Patronats.  Gesamtausgabe 
325000  Mk.  Einnahme  aus  eigenem  Vermögen  194  774  Mk.,  Bedürfniszuschufs  (seit  1897) 
143(X)  Mk.,  aufserdem  ein  auf  rechtlicher  Verpflichtung  beruhender  StaatszuschuCs  von 
27  7 10  Mk..  Schulgeld  140  Mk.  Hausgeld  der  Alumnen  für  25  Stellen  je  250  Mk.,  für 
50  Stellen  je  150  Mk.,  für  25  je  120  Mk.,  20  Stellen  sind  frei;  Pensionsgeld  für  27  Pensionäre 
je  900  Mk.,  für  3  je  600  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat, 
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die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  durch  Statut  (letzter  Nachtrag  vom  13.  Januar 
1898)  in  derselben  Weise  wie  für  die  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  ge- 
regelt.  Der  Direktor  und  die  fest  angestellten  Lehrer  und  Beamten  haben  Dienstwohnung. 

Bismarck-Gymnajsiuin. 

Die  Gemeindevertretung  beschloß  am  8.  Juli  1894,  in  Wilmersdorf  ein  Progymnasium  zu 
gründen.  Die  Anstalt  wurde  am  1.  Oktober  desselben  Jahres  als  „höhere  Knabenschule^ 
in  Mietsräumen  mit  einer  Sexta  und  2  Yorschulklassen  eröffnet  und  am  6.  August  1896 
als  ein  in  der  Entwickelung  begriffenes  Gymnasium  anerkannt  Das  Statut,  das  für 
sie  am  27.  Juli  desselben  Jahres  errichtet  war,  erhielt  am  31.  August  die  Genehmigung 
der  staatlichen  Aufsichtsbehörde.  Durch  Kabinettsordre  vom  9.  März  1898  erhielt  die 
Schule  den  Namen  „Bismarck-Gymnasium"  und  am  20.  April  desselben  Jahres  siedelte 
sie  in  das  für  sie  errichtete  neue  Gebäude  über.  Ostern  1900  erhielt  sie  die  Berechtigung 
zur  Ausstellung  von  Zeugnissen  über  die  wissenschaftliche  Befähigung  für  den  einjährig- 
freiwilligen  Militärdienst.    Ostern  1901  wurde  die  Unterprima  eröffnet. 

Direktor:    Dr.  Coste  seit  1.  April  1895. 

14  Klassen  (VI — U  I)  und  6  Vorschulklassen;  13  Oberlehrer,  2  technische  Lehrer, 
5  VorschulL,  dem  Statut  gemäfs  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der 
katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Die  Kosten  des  von  der  Gemeinde  errichteten  neuen  Schulgebäudes  betragen 
570000  Mk.  ausschlielslich  des  Grundstückes.  Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden ; 
auch  ist  für  die  Erteilung  von  Handfertigkeitsunterricht  gesorgt.  Die  Bibliothek  ist 
noch  in  der  Bildung  begriffen. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Gemeinde  Wilmersdorf  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungs- 
behörde ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Gemeindevorsteher,  dem  Direktor,  drei 
Mitgliedern  der  Gemeindevertretung  und  zwei  geeigneten  Gemeindeangehörigen.  Die 
Mitglieder  des  Kuratoriums  müssen  evangelisch  sein. 

Gesamtausgabe  81400  Mk.,  Zuschuls  der  Gemeinde  15141  Mk.,  Schulgeld  120  Mk., 
für  Auswärtige  130  Mk.,  in  der  Vorschule  100  Mk.  bezw.  110  Mk.  Die  Hinterbliebenen 
sind  bei  der  Provinzial-Witwen-  und  Waisenanstalt  versichert.  Die  Beiträge  werden  von 
der  Gemeinde  gezahlt.  Besoldungen  nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat,  feste  Zu- 
lage nach  §  2* des  zweiten  Nachtrages;  Wohnungsgeldzuschufs  der  Oberlehrer  900  Mk. 
Der  Direcktor  hat  Dienstwohnung. 

BealBchule. 

Infolge  des  schnellen  Anwachsens  der  Bevölkerung  und  der  dadurch  herbeigeführten 
vollständigen  Besetzung  der  unteren  Klassen  des  Gymnasiums  beschloß  die  Gemeinde- 
vertretung die  Errichtung  einer  Realschule.  Diese  wurde  Ostern  1900  mit  den  Klassen 
VI  und  Y  eröffnet,  Ostern  1901  trat  die  IV  hinzu.  Die  Anstalt  ist  vorläufig  in  dem 
Gebäude  des  Bismarck-Gymnasiums  untergebracht;  die  Vorschule  desselben  dient  auch 
den  Zwecken  der  Realschule. 

Direktor:   provisorisch  der  Direktor  des  Bismarck- Gymnasiums  Dr.  Coste. 

3  Klassen;  3  Oberlehrer,  1  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Schulgeld  120  Mk.;  auswärtige  130  Mk.  Besoldungen  u.  s.  w.  wie  beim  Bismarck- 
Gymnasium. 


Schöneberg*.  . 

(Mittelmark.    96059  Einwohner.) 

Dem  schnellen  Wachstum  des  Ortes,  der  in  drei  Jahrzehnten  die  Ent- 
wickelung von  einem  Dorfe  zu  einer  Grofsstadt  durchgemacht  hat,  entspricht 
auch  die  Entwickelung  seines  höheren  Schulwesens.  Da  sich  sehr  bald 
herausstellte,  dafs  das  1890  vom  Staate  gegründete  Prinz  Heinrichs- 
Gymnasium,  welches  zwar  auf  Schöneberger  Gebiet  errichtet  war,  aber 
auch  zahlreiche  Schüler  aus  den  westlichen  Teilen  Berlins  aufnehmen 
mufste,  zur  Befriedigung  des  vorhandenen  Bedürfnisses  nicht  ausreichen 
werde,  beschlofs  die  Gemeinde,  die  Einrichtung  einer  höheren  Lehranstalt 
selbst  in  die  Hand  zu  nehmen.     Der  Plan  wurde   schnell   verwirklicht. 
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Obgleich  die  neue  städtische  Schule  noch  in  der  Entwickelung  begriffen 
ist,  zählte  sie  doch  zu  Beginn  des  neuen  Jahrhunderts  nach  erst 
3  »/* jährigem  Bestehen  bereits  643  Schüler. 

Die  katholischen  Schüler  der  beiden  am  Orte  befindlichen  höheren 
Lehranstalten  erhalten  Religionsunterricht  in  drei  Abteilungen  in  den 
Räumen  des  Prinz  Heinrichs-Gymnasiums. 


Prinz  Heinrichs-Gymnasium« 

Programm  von  1891  und  1894. 

Die  Schule  ist  vom  Staate  gegründet  und  am  13.  Oktober  1890  eröffnet  worden. 
Am  Tage  der  Einweihung  des  neuen  Schulhauses  (18.  Oktober  1893)  erhielt  sie  den 
Namen  „Prinz  Heinrichs-Cjymnasium^  (Königliche  Kabinettsordre  vom  8.  AugustX  Ostern 
1894  erhielt  sie  die  Berechtigung  zur  Ausstellung  von  Zeugnissen  über  die  wissenschaftr 
liche  Befähigung  für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst,  Ostern  1897  wurde  die 
erste  Beifeprüfun^  abgehalten.  Mit  dem  Gymnasium  ist  seit  seiner  Begründung  eine 
Vorschule  und  seit  Ostern  1898  das  Königliche  Pädagogische  Seminar  verbunden. 

Direktor:   Dr.  Otto  Bichter  seit  Gründung  der  Schule. 

18  Klassen  mit  Wechselabteilungen  und  3  Vorschulklassen;  22  Oberlehrer,  2  tech- 
nische Lehrer,  3  Yorschull.,  alle  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  der 
katholischen  Schüler  s.  oben. 

Auf  dem  von  der  Gemeinde  Schöneberg  geschenkten  Grundstücke  Grunewaldstrafse 
105  wurde  in  den  Jahren  1891—93  das  neue  Schulgebäude  mit  einem  Kostenaufwande 
von  685550  Mk.  errichtet.  Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrer- 
bibliothek zählt  4300  Bände. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  147 140  Mk.,  Be- 
dürfniszuschufe  59595  Mk.  Schulgeld  130  Mk.,  in  der  Vorschule  110  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 


Hohenzollemschule  (Gymnasium  und  Oberrealschule  auf  gemeinsamem  Unterbau, 

in  der  Entwickelung  begriffen). 

Die  Anstalt  ist  von  der  früheren  Landgemeinde  Schöneberg  als  Realschule  ge- 
gründet und  Ostern  1896  mit  den  Klassen  VI,  V  und  der  untersten  Vorschulklasse  er- 
öffnet worden.  Schon  bei  der  Begründung  bestand  die  Absicht,  sie  zu  einem  Reform- 
gymnasium nach  dem  Frankfurter  »ystem  auszugestalten.  Demgemäß  wurde  Ostern  1898 
neben  der  realen  die  gymnasiale  U  III  und  Ostern  1899  die  doppelte  0  III  eröffnet. 
Im  Herbste  1898  wurde  die  Schule  als  ein  in  der  Entwickelung  begriffenes  Gymnasium 
nebst  Realschule  mit  gemeinsamem  Unterbau  anerkannt.  Durch  Allerhöchsten  Erlaß 
vom  31.  Januar  1900  wurde  ihr  der  Name  „HohenzoUemschule^  verliehen.  Am  9.  März 
1901  wurde  der  Ausbau  der  Realschule  zu  einer  Oberrealschule  genehmigt,  und  am 
12.  April  1901  wurde  die  Anstalt  als  Gymnasium  nebst  Realschule  anerkannt. 

Direktor:   Dr.  JErich  Bartels  seit  Eröffnung  der  Anstalt. 

14  Klassen  (6  für  den  Unterbau,  je  4  [Ulli  bis  Olli  im  gymnasialen  und  realen 
Oberbau)  und  6  Vorschulklassen;  17  Oberlehrer,  2  HilfsL,  2  technische  und  6  Vorschul- 
lehrer, alle  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  der  katholischen  Schüler 
s.  oben. 

Das  neue  Schnlgebäude  Beiziger  Stra&e  48 — 52  ist  in  den  drei  Jahren  1897—99  er- 
baut und  am  4.  Januar  1900  bezogen  worden.  Die  Kosten  haben  sich  einschlieiälich 
derjenigen  für  das  Grundstück  auf  ungefähr  1100000  Mk.  belaufen.  Turnhalle  und 
Turnplatz  sind  vorhanden;  Sonnabends  werden  auf  dem  grolsen  Exerzierplatze  am 
Kreuzberge  Jugendspiele  veranstaltet.    Die  Lehrerbibliothek  ist  in  der  Bildung  begriffen. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  125510  Mk., 
Zuschufe  der  Stadt  37850  Mk.;  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  100  Mk.  Die  Be- 
soldungen sind  nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat  (feste  Zulage  nach  §  2),  die  Für- 
sorge für  die  Hinterbliebenen  ist  nach  Ma&gabe  der  für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten 
geltenden  Vorschriften  geregelt.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Wiese,  Schuliresen«    IV.  15 
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Chaplottenburg'. 

(Mittelmark.    189290  Einwohner.) 

Infolge  des  starken  Anwachsens  der  Bevölkerung  erwies  sich  das 
Königliche  Gymnasium  sehr  bald  als  nicht  mehr  ausreichend  zur  Be- 
friedigung des  auf  dem  Gebiete  des  höheren  Unterrichts  hervorgetretenen 
Bedürfnisses.  Die  Stadtgemeinde  beschlofs  demnach,  an  derselben  sich 
unmittelbar  zu  beteiligen,  und  gründete  nacheinander  fünf  höhere  Lehr- 
anstalten, von  denen  die  beiden  älteren  sich  bereits  zu  einem  Real- 
gymnasium bezw.  zu  einer  Oberrealschule  entwickelt  haben,  die  dritte  in 
der  Entwickelung  zu  einem  Gymnasium  mit  einer  Realschule  auf  gemein- 
samem Unterbau,  die  vierte  in  der  Entwickelung  zu  einem  Gymnasium, 
die  letzte  in  der  Entwickelung  zu  einer  Realschule  begriffen  ist. 

Für  die  katholischen  Schüler  sämtlicher  höherer  Lehranstalten  ist 
gemeinsamer  Religionsunterricht  eingerichtet. 

Für  die  von  der  Stadtgemeinde  unterhaltenen  höheren  Schulen  ist 
örtliche  Verwaltungsbehörde  eine  aus  drei  Magistratsmitgliedem ,  vier 
Stadtverordneten,  sowie  zwei  stimmfähigen  Bürgern  bestehende  Deputation. 
An  den  Sitzungen  derselben  nehmen  die  Direktoren  der  Schulen  als  tech- 
nische Mitglieder  ohne  Stimmrecht  teil.  Die  Besoldungen  der  Direktoren 
betragen  6300 — 7800  Mk.,  in  fünf  Stufen  und  in  Zwischenräumen  von  je 
drei  Jahren  steigend ;  die  Oberlehrer  erhalten  100  Mk.  mehr  als  nach  den 
Nachträgen  zum  Normaletat,  die  feste  Zulage  von  300,  600,  900  Mk.  bereits 
nach  6,  9,  12  Dienstjahren.  Die  Zeichenlehrer  erhalten  2200—4600  Mk., 
die  Vorschullehrer  beziehen  das  Gehalt  der  Charlottenburger  Gemeinde- 
schullehrer (1900—4150  Mk.),  beide  Klassen  aufserdem  den  tarifmäfsigen 
Wohnungsgeldzuschufs.  Die  Oberlehrer  erhalten  Wohnungsgeldzuschufs 
nach  Abteilung  A  des  Tarifs,  aber  davon  sind  nur  660  Mk.  pensionsfähig. 
Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  von  der  Stadtgemeinde  in  der 
Weise  geregelt  worden,  dafs  diesen  dieselben  Bezüge  gesichert  sind  wie 
den  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten. 

Kaiserin  Augrusta-Gynrnasiam  (I,  111.    II,  129.    III,  188). 

Cati^,  Nachrichten  über  die  Cauersche  Erziehungsanstalt;  Progr.  1828  u.  1884.  — 
Das  Kaiserin  Augusta-Gymnasium :  Denkschrift  zur  Einweihung  des  neuen  Schulgebäudes 
Michaelis  1899. 

Die  Ostern  1818  von  12  Schülern  Fichtes  mit  Privatmitteln  in  der  Münzstralse  27 
zu  Berlin  begründete  Unterrichts-  und  Pensionsanstalt  wurde  1826  nach  Charlottenburg 
verlegt.  Ludwig  Cauer  kaufte  das  Grundstück  in  der  Berliner  Strafse  47  und  wurde 
alleiniger  Leiter  der  nunmehr  nach  ihm  benannten  Anstalt.  Als  diese  infolge  schlimmer 
Zeiten  (Cholera)  ihrem  Untergange  nahe  war,  beteiligte  sich  der  Staat  an  ihrer  Unter- 
haltung, indem  er  das  Grundstück  mit  den  darauf  befindlichen  Gebäuden  für  86  000  Thaler 
erwarb  und  jährlich  1600  Thaler  für  zwei  Lehrerstellen  bereitstellte  (Kab.-Ord.  v.  1.  Sept., 
18.  Nov.  1884;  8.  Juni  18851  1840  wurde  der  neu  organisierten  Anstalt  der  Name 
„Pädagogium^  verliehen,  1858  wurde  sie  unter  Aufhebung  des  Pensionats  in  ein  öffent- 
liches Progymnasium  verwandelt.  1866  erhielt  sie  das  Recht,  Zeugnisse  über  die  wissen- 
schaftliche Befähigung  für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst  auszustellen,  Ostern  1869 
wurde  sie  zu  einem  Gvmnasium  erhoben  und  1878  vom  Staate  übernommen.  1876  feierte 
sie  das  Fest  ihres  50jährigen  Bestehens  und  erhielt  den  Namen  „Kaiserin  Augusta- 
Gymnasium^.    Die  Vorschule  besteht  seit  Gründung  der  Anstalt. 

Direktor:  Prof.  Dr.  Rethwisch  seit  Oktober  1901,  vorher:  Geh.  Regierungsrat 
Dr.  Ferdinand  Schultz  1869-1901.  Früher  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.  Dr.  BeinkcHd 
Köpke,  jetzt  Geh.  Oberregierungsrat  und  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium. 

Die  Schülerzahl  hat  in  den  letzten  Jahren  stetig  zugenommen  (Ostern  1901:  488 
und  167  Vorschüler),  so  dafs  zur  Teilung  der  Klassen  geschritten  werden  mufste. 
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18  Klassen  (VI  bis  U III  doppelt)  und  4  Yorschulklassen ;  14  Oberlehrer,  1  Zeichen- 
lehrer, 1  Elementarl.,  2  Gesangl.  im  Nebenamte,  4  YorschalL,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  in  der  Cauerstralse  96  ist  am  10.  Oktober  1899  eingeweiht 
worden;  die  Kosten  des  Baues  haben  500000  Mk.  betragen.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden. 
Die  Lehrerbibliothek  zählt  etwa  3000  Bände. 

Im  Jahre  1894  wurde  von  Lehrern,  ehemaligen  SchQlem  und  Freunden  der  Anstalt 
die  Jubiläumsstiftung  zur  Unterstützung  von  Schülern  gegründet.  Die  Stadt  Charlotten- 
burg hat  derselben  1000  Mk.  zugewendet.    Bestand  18000  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Schalgeld  180  Mk.,  in  der  Vor- 
schule 110  Mk.  Gesamtausgabe  116  200  Mk.,  Bedürfniszuschufs  48  000  Mk.,  Zuschufs 
der  Stadt  8000  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Kaiser  Friedrich -Sehnte 

(Gymnasium  und  Realschule  mit  gemeinsamem  Unterbau). 

Die  Anstalt  ist  Ostern  1897  von  der  Stadtgemeinde  unter  dem  Namen  „Neue 
städtiische  höhere  Lehranstalt"  in  der  Absicht  gegründet  worden,  sie  zu  einem  Gymnasium 
und  einer  Realschule  mit  gemeinsamem  Unterbau  auszugestalten.  Die  Entwickelung 
war  Ostern  1901  bis  zur  gymnasialen  und  der  realen  0  III  vorgeschritten.  Durch  Bildung 
neuer  Abteilungen  ist  eine  Überfüllung  der  Klassen  vermieden  worden.  Durch  Erla& 
des  Unterrichtsministers  vom  28.  März  1900  wurde  die  Anstalt  als  ein  in  der  Entwickelung 
begriffenes  neunstufiges  Gvmnasium  mit  sechsstufiger  Realschule  nach  dem  Frankfurter 
System  anerkannt  Durch  Allerhöchste  Kabinettsordre  vom  11.  Mai  1901  wurde  ge- 
nehmigt, dafs  sie  den  Namen  „Kaiser  Friedrich-Schule*'  führe.  Seit  ihrer  Gründung  ist 
mit  ihr  eine  Vorschule  verbunden. 

Direktor:  Dr.  A.  Zemecke  seit  1.  Mai  1898;  bis  dahin  war  Oberlehrer  Wilke 
interimistischer  Dirigent. 

11  Klassen  (V  u.IV  in  je  zwei,  IV  in  drei  Parallelabteilungen,  je  eine  U  III  u.  0  III 
des  Gvmnasiums  sowie  je  eine  U  III  u.  0  in  der  Realschule)  und  6  Vorschulklassen 
(3  Stufen  mit  je  2  Parallelabteilungeii).  18  Oberlehrer,  7  technische,  Elementar-  und  Vor- 
schull.,  alle  evangelisch.  Für  den  Keligionsunterricht  der  katholischen  (vgl.  o.  S.  226 
unter  ^Charlottenburg**)  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt 

Das  Schulhaus  (Knesebeckstralse  25)  ist  am  27.  Februar  1901  bezogen  worden-, 
die  Kosten  haben  sich  auf  etwa  600000  Mk.  belaufen.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden. 
Die  Lehrerbibliothek  ist  in  der  Bildung  begriffen.  Eine  gröfsere  Zuwendung  hat 
sie  neuerdings  vom  Geheimen  Oberregierungsrat  Bdhte,  zur  Zeit  in  Dresden-Blasewitz, 
erhalten. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Schulgeld  110  Mk.,  in  der 
Vorschule  100  Mk.  Gesamtausgabe  142811  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  75407  Mk.  Im 
übrigen  s.  o.  S.  226  unter  „Charlottenburg''.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Städtisches  Gymnajsiam  (in  der  Entwickelung  begriffen). 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  16.  April  1901  in  der 
Passaner  Strafse  8  mit  einer  Sexta  und  8  Vorschulklassen  eröffnet  worden. 

Direktor:  Bis  auf  weiteres  der  Direktor  der  Kaiser  Friedrich-Schule  Dr.  ZeriMcke, 
Aulser  diesem  wirken  an  der  Schule  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.  und  8  Vorschull. 

Schulgeld  in  der  Vorschule  100  Mk.,  in  der  Sexta  110  Mk.  Wegen  der  Besoldungen 
u.  3.  w.  siehe  oben  S.  226  unter  „Charlottenburg''. 

Bealgymnasiuin. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet,  im  Jahre  1884  als  ein  mit  einer 
Knabenmittelschule  verbundenes  Realprogymnasium  eröffnet  und  1886  selbständig  ge- 
macht worden.  Ostern  1889  wurde  sie  durch  Errichtung  der  Prima  zu  einem  Real- 
gymnasium erweitert;  als  solches  wurde  sie  am  29.  September  1891  anerkannt.  Die 
Vorschule  besteht  seit  der  Zeit,  wo  die  Anstalt  selbständig  wurde. 

Direktor:  Dr.  Oskar  Hubatsch  seit  Oktober  1889,  vorher:  Dr.  Oeorg  Haag, 
21  Klassen  und  6  Vorschulklassen;  22  Oberlehrer,  2  technische  Lehrer  und  6  Vor- 
schullehrer, mit  einer  Ausnahme  (katholisch)  alle  evangelisch.    Wegen  des  Religions- 

15* 
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anterrichts  der  katholischen  Schüler  s.  oben  S.  226  unter  Charlottenburg;   die  judischen 
Schaler  der  Anstalt  erhalten  besonderen  Religionsunterricht. 

Das  jetzige  Klassengebäude  wird  seit  dem  1.  April  1888  benutzt;  die  Baukosten 
betrugen  4800%  Mk.  Das  Wohnhaus  für  den  Direktor  ist  am  1.  Juli  1896  vollendet 
worden  und  hat  30  000  Mk.  gekostet.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Für  Freiübungen 
wird  der  Schulhof,  für  Turnspiele  ein  freier  Platz  außerhalb  der  Stadt  benutzt.  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  2145  Bände. 

Stiftungen:  a)  Der  Prämienfonds,  Bestand  1115  Mk.  b)  Der  Stipendienfondä  für 
Studierende  ist  dem  Realgymnasium  mit  der  Oberrealschule  gemeinsam.  Er  ist  aus  dem 
bis  Ende  1895  angesammelten  Pensionsfonds  für  die  Lehrer  beider  Anstalten  entstanden. 
Die  jährlichen  Stipendien,  eins  für  jede  Anstalt,  betragen  400  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Schulgeld  110  Mk.,  in  der 
Vorschule  100  Mk.  Gesamtausgabe  161 181  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  75  490  Mk.  Wegen 
der  örtlichen  Verwaltungsbehörde,  der  Besoldungen,  des  Schulgeldes  und  der  Fürsorge 
für  die  Hinterbliebenen  s.  oben  S.  226  unter  „Charlottenburg".  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung. 

Oberrealschule. 

Die  ehemalige  städtische  „Bürgerknabenschule"  wurde  Ostern  1890  von  der  Stadt- 
gemeinde als  höhere  Bürgerschule  eingerichtet.  Ostern  1896  begann  ihre  Erweiterung 
zu  einer  Oberrealschule,  und  Ostern  1899  fand  dieselbe  mit  der  ersten  Reifeprüfung 
ihren  Abschlufs. 

Direktor:    Dr.  Ernst  Gropp  seit  Ostern  1890. 

16  Klassen  und  6  Vorschlulklassen;  19  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  6  Vor- 
schull.,  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  (vgl.  S.  226)  und 
der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Schlofsstrafse  27)  ist  in  den  Jahren  1890  und  1891  mit 
einem  Eostenaufwande  von  490000  Mk.  (ausschl.  des  Grundstückes)  erbaut  worden.  Die 
Anstalt  hat  eine  ihr  ausschliefsHch  zur  Verfügung  stehende  Turnhalle;  als  Turnplatz 
dient  der  Schulhof.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  2143  Werke  in  2601  Bänden. 

Wegen  der  Stipendienstiftung  vgl.  den  vorangehenden  Artikel. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  142811  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  75407  Mk.  Schulgeld  in  der  Vorschule  100  Mk.,  in  den  Klassen 
VI  bis  U  n  80  Mk.,  in  den  obersten  Klassen  110  Mk.  Im  übrigen  s.  o.  S.  226  unter 
„Charlottenburg". 

Bealschnle. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1900  in  gemieteten 
Räumen  mit  einer  Sexta  eröffnet  worden. 

Mit  der  Leitung  ist  bis  auf  weiteres  der  Direktor  der  Oberrealschule  Dr.  Gropp 
betraut  worden.    4  Klassen  (Parallelabteilungen);   4  Oberlehrer,  1  Elementarl. 

Der  Bau  eines  eigenen  Schulhauses  für  die  Anstalt  ist  begonnen  worden.  Für 
den  Turnunterricht  wird  die  Turnhalle  einer  anderen  städtischen  Schule   mitbenutzt. 

Schulgeld  80  Mk.    Wegen  der  Besoldungen  u.  s.  w.  s.  o.  unter  „Charlottenburg''. 


Rixdorf. 

(Mittel mark.    90421  Einwohner.) 

Realschule  und  Prosrymnasium. 

Die  Gemeindekörperschaften  dieses  Ortes,  der,  wie  Schöneberg,  in  drei  Jahrzehnten 
die  Entwickelung  von  einem  Dorfe  zur  Grofsstadt  durchgemacht  hat,  beschlossen 
im  Jahre  1898  eine  höhere  Lehranstalt  zu  gründen.  Der  Plan  war  ursprünglich  auf 
eine  Realschule  gerichtet,  wurde  aber  bald  dahin  erweitert,  daCs  dieser  ffjrmnasiale 
Klassen  angegliedert  werden  sollten.  Neuerdings  ist  beschlossen  worden,  die  gymna- 
sialen Klassen  zu  einem  Vollgymnasium  zu  erweitern.  Ostern  1899  wurde  die  Schule 
mit  den  Realklassen  VI  bis  U  III,  einer  gymnasialen  VI  und  8  Vorschulklassen  in  den 
Räumen  einer  Gemeindeschule,  Ostern  1901  die  Untersekunda  der  Realschule  eröffnet. 
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Direktor:   Dr.  Denicke  seit  L  April  1899. 

6  Realklassen,  3  Gymnasialklassen,  4  Vorschulklassen;  8  Oberlehrer,  6  Elementar!., 
alle  evangelisch. 

Das  im  Bau  begriffene  für  die  Anstalt  bestimmte  Gebäude  wird  Toraussichtlich 
Michaelis  1902  bezogen  werden  können.  Bis  dahin  ist  die  Anstalt  in  einem  neuerbauten 
Gemeindeschulgebäude  untergebracht.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  300  Werke. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  eine  Deputation,  bestehend  aus  2  Mitgliedern  des  Magistrats,  5  Stadtverordneten 
und  2  weiteren  Mitgliedern  der  Bürgerschaft ;  unter  letzteren  mu&  sich  der  jedesmalige 
Direktor  befinden. 

Gesamtausgabe  53500  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  22250  Mk.,  Schulgeld  80  Mk.  Die 
Besoldungen  der  Lehrer  sind  nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat  (teste  Zulage  nach 
I  2  des  zweiten  Nachtrages),  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  nach  Malsgabe 
der  Vorschriften  für  die  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  geregelt. 


Pankow. 

(Mittelmark.    21 529  Einwohner.) 

Bealftchule. 

Nachdem  die  Gemeinde  Pankow  bereits  Ostern  1896  eine  dreiklassige  Vorschule 
für  eine  später'  zu  errichtende  höhere  Lehranstalt  eröffnet  hatte ,  ergänzte  sie  diese 
Ostern  1897  zu  einer  höheren  Knabenschule  mit  der  Absicht,  sie  zu  einer  Realschule 
auszugestalten.  Die  Anstalt  erhielt  am  7.  Februar  1899  ein  Statut,  wurde  am  11.  Oktober 
desselben  Jahres  als  eine  in  der  Entwickelung  begriffenen  Realschule  anerkannt  und 
trat  infolgedessen  aus  dem  Aufsichtsbereiche  der  Regierung  zu  Potsdam  in  den  des 
Provinzialschulkollegiums  über.  Die  Entwickelung  war  Ostern  1901  mit  der  ersten  Schlufs- 
Prüfung  zum  Abschlüsse  gebracht. 

Interimistischer  Dirigent:    Dr.  Hemumn  Sternbeck  seit  Ostern  1896. 

12  Klassen  (Wechselabteilungen)  und  3  Vorschulklassen.  Aufeer  dem  Dirigenten 
wirken  an  der  Anstalt  vorläufig  8  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche  Hilfsl.,  1  technischer 
Lehrer,  2  Elementarl.  und  3  VorschuU.,  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht 
der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Der  Bau  des  neuen  Realschulgebäudes  nebst  Turnhalle  ist  im  Laufe  des  Jahras 
1900  vollendet  worden  (Kostenanschlag  290000  Mk.).  Die  notwendigsten  Turngeräte  sind 
vorhanden.    Mit  der  Einrichtung  einer  Lehrerbibliothek  ist  begonnen  worden. 

Die  Schule  wird  von  der  Gemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist 
das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Gemeindevorsteher,  4  Mitgliedern  £r  Gemeinde 
und  dem  Direktor.  Gesamtausgabe  71099  Mk.,  Zuschulä  der  Gemeinde  26260  Mk., 
Schulgeld  100  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem  ersten  Nachtrage  zum  Normaletat 
geregelt.  Feste  Zulage  nach  §  2  des  zweiten  Nachtrages  zum  Normaletat.  Wohnungs- 
geldzuschuß  für  die  wissenscnaftlichen  Lehrer  750  Mk.  Der  interimistische  Dirigent 
erhält  neben  seinem  Gehalte  eine  Funktionszulage  von  500  Mk.  Die  Fürsorge  för  die 
Hinterbliebenen  ist  durch  Statut  geregelt. 


Fried  enau. 

(Mittelmark.    11050  Einwohner.) 

GymnaBinm  (in  der  Entwickelung  begriffen). 

Die  Schule  wurde  von  der  Gemeinde  gegründet,  1897  als  höhere  Knabenschule 
eröffoet  und  1900  als  ein  in  der  Entwickelung  begriffenes  Gymnasium  anerkannt.  In  dem 
nämlichen  Jahre  wurde  ein  Statut  errichtet;  nach  diesem  sollen  der  Direktor  und 
die  Lehrer  christlichen  Glaubens  sein.  Die  Vorschule  besteht  seit  der  Gründung  der 
Anstalt. 

Interimistischer  Dirigent:    Dr.  W.  Busch, 
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5  Klassen  (VI  bis  0  III)  und  3  Yorschulklassen;  6  Oberlehrer,  3  VorschulL,  alle 
evangelisch. 

Ein  eigenes  Schulhaus  ist  im  Bau  begriffen;  die  Kosten  des  Baues  sind  auf 
550000  Mk.  veranschlagt,  der  Preis  des  Grundstückes  hat  etwa  128000  Mk.  betragen. 
Die  Lehrerbibliothek  zählt  400  Werke. 

Gesamtausgabe  47126  Mk.,  Zuschufs  der  Gemeinde  8201  Mk.  Besoldungen  wie  an 
staatlichen  Anstalten.  Schulgeld  120  Mk. ;  auswärtige  Schüler  haben  20  Mk.  Zuschlag 
zu  zahlen. 


Grofs-Lichterfelde. 

(M  i  1 1  e  1  m  a  r  k.    23  175  Einwohner.) 

Der  Ort  ist  unter  den  ländlichen  Y orortsgemeinden  Berlins  mit  Einschlufs 
derjenigen,  die  neuerdings  Städte  geworden  sind,  der  erste,  der  eine 
höhere  Lehranstalt  aus  eigenen  Mitteln  errichtet  hat.  Gegenwärtig  unter- 
hält die  Gemeinde  ein  Gymnasium  und  eine  Realschule.  Für  die  katho- 
lischen Schüler  beider  Anstalten  sind  bezüglich  des  Religionsunterrichtes 
gemeinsame  Einrichtungen  getroffen.  Die  Besoldungen  sind  nach  den  Nach- 
trägen zum  Normaletat  (die  feste  Zulage  nach  §  2)  und  die  Fürsorge  für 
die  Hinterbliebenen  ist  nach  Mafsgabe  der  für  die  unmittelbaren  Staats- 
beamten geltenden  Vorschriften  geregelt  worden. 

Oyinnadsium« 

Otto  Hempd,  Die  Feierlichkeiten  hei  Eröfihung  des  Progymnasiums  am  20.  April 
1885,  Progr.   1886.  —  Die  Feier  der  Verrollständigung  des  Gymnasiums,  Progr.  1^4. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Gemeinde  gegründet  und  als  eine  für  das  Gymnasium  vor- 
bereitende „höhere  Knabenschule"  am  20.  April  1881  mit  einer  Sexta  und  3  Vorschul- 
klassen in  gemieteten  Räumen  eröffnet  worden.  Michaelis  1884  erhielt  sie  ein  eigenes 
Gebäude,  das  seitdem  durch  Erweiterungsbauten  dem  steigenden  Bedürfhisse  angepaßt 
worden  ist.  Am  20.  Januar  1885  wurde  die  inzwischen  bis  0  III  aufgebaute  Schule  als 
ein  in  der  Entwickelung  begriffenes  Progymnasium  anerkannt  und  dem  Amtsbereiche 
des  ProvinzialschlulkoUegiums  überwiesen.  Ostern  1887  fand  die  erste  Reifeprüfung 
(damals  noch  für  Prima)  an  dem  nunmehr  in  seinem  Aufbau  vollendeten  Progymnasium 
statt.  Ostern  1898  wurde  die  Prima  eröffnet,  und  am  19.  März  1895  fand  an  dem  nun- 
mehr vollständigen  Gymnasium  die  erste  Reifeprüfung  statt. 

Direktor:  Dr.  Otto Hempd  seit  Michaelis  1882  (zunächst  als  Rektor  der  höheren 
Knabenschule  und  des  Progymnasiums). 

15  Klassen  (VI  bis  U II  in  je  2  Parallelabteilungen)  und  3  Vorschulklassen ;  17  Ober- 
lehrer, 1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Zeichenl.  und  3  VorschulL,  alle  evangelisch.  Wegen 
des  Religionsunterrichts  der  katholischen  Schüler  s.  oben. 

Die  jetzt  von  der  Schule  benutzten  Gebäude  sind  seit  dem  Jahre  1883  allmählich 
hergestellt  worden  und  haben  bisher  einen  Kostenaufwand  von  257800  Mk.  verursacht; 
die  Herstellung  der  Räumlichkeiten  wird  aber  erst  nach  Vollendung  eines  Erweiterungs- 
baues, der  eine  neue  Aula,  Turnhalle  u.  s.  w.  enthalten  soll,  ihren  Abschluß  finden. 
Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  umfafet  2352,  die 
Schülerbibliothek  836  Werke. 

Die  Schulvorsteherin  Fräulein  Krahmer  hat  der  Anstalt  am  8.  April  1897  zur 
Gründung  eines  Prämienfonds  1000  Mk.  geschenkt. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Gemeinde  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungs- 
behörde ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Gemeindevorsteher,  2  Schöffien,  3  Ge- 
meindeverordneten, 2  weiteren  Gemeindeanffehörigen  und  dem  Direktor.  Dem 
Kuratorium  liegt  u.  a.  auch  die  Wahl  der  Lehrer  und  die  rechtliche  Vertretung  des 
Gymnasiums  ob. 

Gesamtausgabe  115085  Mk.,  Zuschufs  der  Gemeinde  38488  Mk.  Schulgeld  130  Mk. 
für  einheimische,  160  Mk.  für  auswärtige  Gymnasiasten,  130  Mk.  für  Vorschüler.  Wegen 
der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  s.  o.  unter  •  ^Grofs- 
Lichterfelde". 
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Realschule. 

Die  Schule  ist  von  der  Gemeinde  gegründet  und  mit  einer  VI  und  3  Yorschul- 
klassen  am  2S.  April  1895  eröffnet  worden.  Sie  hat  sich  seitdem  jährlich  um  eine 
Osterklasse  und  seit  Michaelis  1896,  wo  wegen  der  Zunahme  der  Schüler  eine  zweite 
VI  eröffiiet  werden  mufste,  auch  um  je  eine  Michaelisklasse  vermehrt.  Durch  Erlafs 
des  Ünterrichtsministers  vom  18.  März  1901  wurde  sie  als  Realschule  anerkannt. 

Direktor:   Dr.  Eichard  Schröder,  seit  Gründung  der  Anstalt. 

12  Realklassen  (Wechsel ahteilungen)  und  8  Vorschulklassen;  12  Oberlehrer, 
1  Zeichenl.,  1  Elementarl.,  8  VorschulL;  2  Lehrer  sind  katholisch,  die  Übrigen  evan- 
gelisch. Wegen  des  Religionsunterrichts  der  katholischen  Schüler  s.  o.  S.  2S0  unter 
„G  rofs-Lichterf elde  " . 

Der  im  Jahre  1896  vollendete  Bau  des  Schulhauses  (Ringstra&e  2/8)  hat  195000  Mk. 
gekostet.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  als  Spielplatz  dient  der  Schulhof.  Mit  der 
Anlage  einer  Lehrerbibliothek  ist  begonnen  worden. 

Die  Schule  wird  von  der  Gemeinde  unterhalten  und  hat  ein  eigenes  Kuratorium 
(Statut  vom  22.  Februar  1898),  für  dessen  Zusammensetzung  und  Zuständigkeit  dieselben 
Bestimmungen  gelten  wie  für  das  Kuratorium  des  Gymnasiums  (vgl.  den  vorigen  Artikel). 

Gesamtausgabe  55556  Mk.,  Gemeindezuschufs  18787  Mk.,  Schulgeld  100  Mk.  für 
einheimische,  120  Mk.  für  auswärtige  Realschüler,  180  Mk.  für  Yorschüler.  Wegen  der 
Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  s.  o.  S.  280  unter 
„Grofe-Lichterfelde^.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


stegriltz. 

(M  i  1 1  e  1  m  a  r  k.    21 428  Einwohner.) 

Der  Ort  hat  jetzt  zwei  höhere  Schulen,  ein  Gymnasium  und  eine  Real- 
schule, die  beide  von  der  Gemeinde  unterhalten  werden.  Beiden  sind  die 
örtliche  Verwaltungsbehörde,  die  Lehrerbibliothek  und  die  Einrichtungen 
für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  gemeinsam.  Erstere 
besteht  aus  dem  Gemeindevorsteher,  6  Gemeindemitgliedem ,  von  denen 
mindestens  2  dem  Gemeindevorstande  angehören  müssen,  und  den  Direktoren 
der  beiden  höheren  Schulen,  Zu  ihren  Befugnissen  gehört  u.  a.  auch 
die  Wahl  der  Direktoren,  der  Lehrer  und  ^ier  Beamten  der  Schulen.  Die 
gemeinsame  Lehrerbibliothek  umfafst  1646  Werke  in  2711  Bänden. 

Die  Besoldungen  sind  nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat  (feste  Zu- 
lage nach  §  2,  Wohnungsgeldzuschufs  nach  den  Sätzen  der  ersten  Servis- 
klasse),  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  in  derselben 
Weise  wie  für  die  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  geregelt. 

Gyiiuia4äiuiii. 

Dr.  Lückj  Zur  Geschichte  der  Anstalt,  Progr.  1887.  —  Dr.  Lück  und  Techowy 
Nachrichten  üher  das  Progymnasium  zu  Steglitz  und  üher  das  neue  Schulgebäude,  in 
der  Festschrift  zur  Einweihung  des  neuen  Scnulgebäudes  1890. 

Die  Anstalt   ist  aus   einer   1873  errichteten  höheren   Privatknabenschule   hervor- 

fegangen.  Diese  wurde  Ostern  1886  von  der  Gemeinde  übernommen  und  zu  einem 
rogymnasium  mit  einer  Vorschule  umgestaltet.  1891  wurde  sie  zu  einem  Gymnasium 
erweitert,  und  Ostern  1893  wurde  an  demselben  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten. 
Die  Realklassen,  mit  deren  Angliederung  damals  begonnen  wurde,  sind  Ostern  1896  als 
selbständige  Schule  abgezweigt  worden.  Ostern  1898  begann  die  Bildung  von  Doppel- 
klassen mit  Wechselabteilungen.  Seit  Ostern  1901  ist  mit  dem  Gymnasium  eine  Seminar- 
anstalt verbunden. 

Direktor:    Dr.  Bobert  Lik:k  seit  Ostern  1886. 

14  Klassen  und  6  Vorschulklassen;  15  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  5  VorschulL,  alle 
evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  der  katholischen  Schüler  s.  o.  unter 
„Steglitz**. 
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Das  neue  Schulgebäude  (Heesestra&e  8  a)  mit  der  Turnhalle  ist  in  den  Jahren 
1889  und  1890  mit  einem  Kostenaufwande  von  etwa  500000  Mk.  (einschl.  des  Bauplatzes) 
fertiggestellt  worden.  In  den  Jahren  1898  und  1899  sind  die  beiden  Flügel  des  iLlassen- 
gebäudes  erweitert  (Kosten  130000  Mk),  im  Jahre  1900  ist  ein  Direktorwohnhaus  er- 
richtet worden  (Kosten  40000  Mk.).    Der  Schulhof  dient  als  Turnplatz. 

Stiftungen:  a)  Aus  dem  Ertrage  einer  bei  der  Einweihungsfeier  des  neuen 
Schulffebäudes  ^10.  November  1890)  unter  den  Einwohnern  von  Steglitz  veranstalteten 
Sammlung  ist  ein  Fonds  für  Prämien  und  Unterstützungen  von  Schülern  gebildet  worden. 
Bestand  1280  Mk.  b)  Ein  Ungenannter  schenkte  bei  der  Einrichtung  der  Prima  Michaelis 
1891  der  Gemeinde  1000  Mk.  zur  Bildung  eines  ünterstützungsfonds  für  die  Hinter- 
bliebenen der  Lehrer.    Bestand  1317  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Gemeinde  unterhalten.  Schulgeld  180  Mk.,  in  der 
Vorschule  110  Mk.,  für  Auswärtige  150  bezw.  130  Mk.  Gesamtausgabe  101645  Mk., 
Zuschuß  der  Gemeinde  80587  Mk.  Wegen  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde,  der  Be- 
soldungen, der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  und  der  Lehrerbibliothek  s.  o.  unter 
„Steglitz".    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Realschule. 

Bei  dem  von  der  Gemeinde  unterhaltenen  Gymnasium  wurde  Ostern  1898  mit  der 
Angliederung  von  Realklassen,  und  zwar  zunächst  der  VI  und  V,  begonnen;  alljährlich 
kam  eine  neue  Klassenstufe  hinzu.  Ostern  1896  wurden  die  Realklassen  vom  Gymnasium 
als  selbständige  Schule  abgezweigt,  und  am  26.  April  1898  wurde  diese  als  Realschule 
anerkannt. 

Direktor:    Dr.  Lüdeke  seit  Ostern  1896. 

12  Klassen  (je  2  Wechselabteilungen);  12  Oberlehrer,  Stechnische  und  Elementarl., 
alle  evangelisch. 

Das  neue  Schulgebäude  ist  Ostern  1896  bezogen  worden;  die  Baukosten  beliefen 
sich  auf  827(^94  Mk.;  davon  entfielen  60000  Mk.  auf  den  Bauplatz  und  33214  Mk.  auf 
die  innere  Einrichtung.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  für  einzelne  Arten  von  Turn- 
übungen kann  auch  der  Schulhof  benutzt  werden. 

Die  Schule  wird  von  der  Gemeinde  unterhalten.  Schulgeld  100  Mk.  für  ein- 
heimische, 120  Mk.  für  auswärtige  Schüler.  Gesamtausgabe  70970  Mk.,  Zuschuls  der 
Gemeinde  35068  Mk.  Wegen  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde,  der  Besoldungen,  der 
Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  und  der  Lehrerbibliothek  s.  o.  unter 
„Steglitz"".    Der  Direktor  erhält  1200  Mk.  Mietsentschädigung. 


Zehlendorf. 

(Mittelmark.    8837  Einwohner.) 

Prog^ymnasimn  (in  der  Entwickelung  zu  einem  Gymnasium  begriffen). 

Die  Anstalt  ist  Ostern  1895  von  der  Gemeinde  Zehlendorf  als  höhere  Knabenschule 
gegründet  worden.  Ein  Statut  erhielt  sie,  nachdem  sie  als  ein  in  der  Entwickelung 
begriffenes  Progymnasium  anerkannt  (16.  Juli  1898)  und  in  den  Aufsichtsbe reich  des 
Provinzialschulkollegiums  übergegangen  war.  Jedes  Jahr  wurde  eine  neue  Klasse, 
Ostern  1900  die  U  II  eröffnet.  Ostern  1901  war  mit  der  Abhaltung  der  ersten  Ab- 
Bchlulsprüfting  der  Aufbau  des  Progymnasiums  beendigt;  unmittelbar  darauf  wurde  mit 
der  Erweiterung  der  Anstalt  zu  einem  Gymnasium  durch  Errichtung  der  0  II  begonnen. 
Die  Schule  ist  augenblicklich  noch  in  einem  Gemeindeschulhause  untergebracht;  der 
Bau  eines  eigenen  Gebäudes  ist  vorbereitet  worden.  Die  Vorschule  besteht  seit  Gründung 
der  Anstalt. 

Direktor:    Dr.  Albert  Fischer. 

7  Klassen  und  3  Vorschulklassen ;  6  Oberlehrer  und  3  VorschulL,  alle  evangelisch. 

Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  ist  in  der  Bildung 
begriffen. 

Die  Schule  wird  von  der  Gemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist 
das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Gemeindevorsteher  als  Vorsitzendem,  7  Mitgliedern 
der  Gemeinde,  von  denen  2  dem  Gemeindevorstande,  3  der  Gemeindevertretung  an- 
gehören müssen,  und  dem  Direktor. 
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Gesamtausgabe  4^688  Mk.,  Zuschuß  der  Gemeinde  17588  Mk.,  Schulgeld  180  Mk., 
in  der  Vorschule  110  Mk.  Die  Besoldungen  der  Lehrer  sind  nach  den  Nachträgen 
zum  Kormaletat,  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  nach  Malsgabe  der  für  die 
unmittelbaren  Staatsbeamten  geltenden  Vorschriften  geregelt. 


KöpeBlck. 

(Mittelmark.    20924  Einwohner. 

Bealschule. 

Die  Ostern  1885  gegründete  Mittelschule  wurde  Ostern  1895  von  der  Stadtgemeinde 
in  eine  Realschule  umgewandelt  Ostern  1899  erhielt  sie  nach  Abhaltung  der  ersten 
Reifeprüfung  die  Berechtigung  zur  Ausstellung  von  Zeugnissen  über  die  wissenschaft- 
liche Befähigung  für  den  einjährig -freiwilligen  Militärdienst.  Ostern  1901  ist  mit  der 
Errichtung  gymnasialer  Nebenklassen  begoßen  worden.  Die  Vorschule  besteht  seit 
Begründung  der  Anstalt. 

Direktor:  Karl  Block  seit  Ostern  1899,  vorher  (seit  1895)  interimistischer  Dirigent. 

6  Realklassen,  1  Gymnasialsexta  und  3  Vorschulklassen;  5  Oberlehrer,  1  tech- 
nischer, 5  Elementar-  und  Vorschull.,  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht 
der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Turnhalle,  Turnplatz  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  umfa(st 
764  Werke  in  1025  Bänden. 

Um  die  Gründung  der  Schule  zu  erleichtern,  hat  der  Geheime  Kommerzienrat 
C.  Spindler  der  Stadtgemeinde  20000  Mk.  geschenkt;  die  Zinsen  dieser  Summe  werden 
in  den  Schuletat  als  Einnahme  eingestellt. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  47988  Mk., 
Zuschufs  der  Stadt  23111  Mk.  Zur  Aufbringung  der  Ruhegehälter,  sowie  der  Witwen- 
und  Waisengelder  sind  besondere  Fonds  gebildet.  Schulgeld  a)  für  einheimische  Schüler 
70  Mk.  in  den  Klassen  VI  und  V,  80  Mk.  in  den  Klassen  IV  und  III,  100  Mk.  in  II 
und  I,  40  Mk.  in  der  Vorschule;  b)  für  auswärtige  Schüler  in  der  Realschule  100  Mk., 
in  den  Gymnasialklassen  120  Mk.,  in  der  Vorschule  80  Mk.  Die  Besoldungen  sind 
nach  dem  Normaletat  und  seinen  ersten  drei  Nachträgen  geregelt  (die  feste  Zulage  nach 
I  9,  1  a — c).  Der  Wohnungsgeldzuschuls  der  technischen  und  Elementarlehrer  beträgt 
400  Mk.  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  durch  Statut  in  der- 
selben Weise  geordnet  wie  für  die  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten. 


Spandau. 

(Mittelmark.    65014  Einwohner.) 

GynmaBiam  (I,  115.    II,  134.    lU,  141). 

Gädke,  Mitteilung  aus  der  Geschichte  der  grofsen  Schule  zu  Spandau;  1855.  — 
Derselbe,  Geschichte  der  Reorganisation  der  Schule;  Progr.  1854.  —  Progr.  1855,  62  und  68. 

Die  aus  städtischen  und  kirchlichen  Mitteln  schon  vor  der  Reformation  gegründete 
„gro&e  Schule*'  hatte  die  Bestimmung,  zur  Universität  vorzubereiten.  Ihre  gröfste  Blüte- 
zeit fällt  in  das  16.,  17.  und  18.  Jahrhundert;  später  sank  sie  jedoch  zu  einer  drei- 
klasBigen  allgemeinen  Stadtschule  herab.  Am  15.  Oktober  1853  wurde  sie  als  höhere, 
von  der  Stadtgemeinde  unterhaltene  Schule  mit  den  Klassen  VI  bis  IV  neu  eröffnet, 
nach  Hinzuf&gung  einer  III  und  II  am  11.  Dezember  1860  als  vollberechtigtes  Pro- 
gymnasium und  nach  Errichtung  der  Prima  am  30.  Oktober  1862  als  Gymnasium  an- 
erkannt. Der  bisherige  enge  Zusammenhang  mit  der  St.-Nikolaikirche  wurde  am 
1.  Oktober   1880  unter  Aufhebung  aller  gegenseitigen   Rechte   und    Verbindlichkeiten 

Selöst:  nur  die  dem  Oberpfarrer  von  St.  Nikolai  zustehende  Beteiligung  an  der  Wahl 
er  Lehrer  blieb  aufrechterhalten.  Am  1.  April  1890  wurde  das  Gymnasium  mit  der 
Vorschule  vom  Staate  übernommen;  die  Stadt  verp&ichtete  sich  zur  Leistung  eines 
jährlichen  Zuschusses  von  17000  Mk. 

Direktor:   Dr.  Chr.  Grofs  seit  1.  Juli  1894,  vorher:   A.  Pf  autsch  1863—94. 

8  Klassen  (0  I  und  Ü  I  sind  vereinigt)  und  3  Vorschulklassen;  10  Oberlehrer, 
8  Vorschull.,  2  technische  Lehrer,  alle  evangelisch. 
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Michaelis  1885  wurden  die  sämtlichen  Räume  der  Judenstraüse  19 — ^21  gelegenen 
alten  Bürgerschule  dem  Gymnasium  überwiesen.  Gemäfe  der  bei  der  Verstaatlichung 
übernommenen  Verpflichtung  liefe  die  Stadtgemeinde  auf  das  Klassengebäude  in  der 
Judenstrafse  zur  Aufnahme  eines  Zeichensaales  und  zweier  Klassenzimmer  ein  neues 
Stockwerk  setzen;  ferner  richtete  sie  eine  physikalische  Klasse  ein  nnd  erbaute  auf  einem 
an  den  Schulhof  angrenzenden  GrundstücKe  eine  Turnhalle.  Die  Kosten  dieser  Anlagen 
haben  91000  Mk.  betragen.  Die  Anstalt  hat  einen  eigenen,  an  der  Feldstrafse  gelegenen 
Turnplatz.  Zu  Tumspielen  wird  der  grofse  Exerzierplatz  an  der  Wilhelmstrafee  benutzt. 
Für  den  im  Jahre  1895  für  die  Prima  gegründeten  Uuderverein  sind  aus  Beiträgen  von 
Freunden  der  Anstalt  zwei  Boote  beschafft  worden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält 
1618  Werke  in  4767  Bänden,  die  Schülerbibliothek  1092  Werke  in  2086  Bänden,  die 
ünterstützungsbibliothek  1998  Werke  in  2213  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Die  1869  gegründete  Lehrer -Witwen-  und  Waisenkasse  hat  vom 
Kantor  Büchmcmn  ein  Vermächtnis  von  3000  Mk.  und  vom  Regierungs  -  Supemumerar 
Paul  Tusche  ein  solches  von  1500  Mk.  erhalten;  Mitgliederbeiträ^e  6  Mk.  jänrlich.  Be- 
stand 19612  Mk.  b)  Die  Schülerstipendienstiftung.  Satzungen  vom  8.  März  1884.  Be- 
stand 5212  Mk.  c)  Michaelis  1877,  beim  Ausscheiden  des  Kantors  Büchmann  aus  dem 
Amte  wurde  von  ehemaligen  Schülern  eine  „Büchmann-Stiftung^  mit  einem  Kapital  von 
200  Mk.  gegründet,  der  Kantor  Büchmann  selbst  setzte  derselben  ein  Vermächtnis  von 
6000  Mk.  aus.  Bestand  6856  Mk.  d)  Die  Stiftung  des  Stadtverordneten  Vorstehers 
Fr,  Wilh,  Beinicke  (gestorben  am  2.  März  1867),  zu  Schülerstipendien;  Verwaltung  durch 
den  Magistrat.  Bestand  9000  Mk.  e)  Die  Schleihahn  sehe  Schenkung  des  Kaufmanns 
SM.j  zum  Andenken  an  seinen  1863  verstorbenen  Sohn,  jährlich  30  Mk.  f )  Die  Kilksche 
Stiftung  vom  31.  März  1864,  Bestand  600  Mk.,  die  Rüppelsche  Stiftung  vom  Jahre  1878, 
Bestand  8300  Mk.,  die  Schenkung  eines  Ungenannten,  Bestand  150  Mk.,  sämtlidi  zur 
Beschaffung  von  Schulbüchern  für  bedürftige  Schüler,  g)  Zu  einer  zweiten  Schüler- 
stipendienstiftung ist  bis  jetzt  ein  Fonds  von  1151  Mk.  angesammelt  worden. 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtauseabe  76000  Mk.,  Bedüifnis- 
zuschuls  24100  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  17000  Mk.,  Schulgeld  120  Mk. 


Frledrlchshag'en. 

(M  i  1 1  e  1  m  a  r  k.    11 289  Einwohner.) 

ProgymnaBiiun  (in  der  Entwickelung  begriffen). 

Die  Schule  wurde  von  der  Gemeinde  gegründet  und  als  ein  in  der  Entwickeluns 
begriffenes  Progymnasium  Ostern  1900  eröffnet  Die  Satzungen  sind  am  13.  März  1900 
vom  Gemeindevorstande  ausgefertigt  und  durch  Erlafs  des  ünterrichtsministers  vom  11.  Mai 
1900  bestätigt  worden.  Vorläufig  ist  die  Anstalt  in  einem  älteren,  für  sie  ausschlielslich 
bestimmten  Hause  untergebracht. 

Interimistischer  Dirigent:  Oberlehrer  Dr.  Bernhard  Boaenplenter. 

8  Klassen  (VI — IV)  und  8  Vorschulklassen;  3  Oberlehrer,  3  Vorschullehrer,  alle 
evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler 
ist  gesorgt. 

Für  den  Turnunterricht  wird  die  Turnhalle  der  Gemeindeknabenschule  und  der 
daneben  gelegene  mit  Garten  versehene  Hof  benutzt.  Eine  Lehrerbibliothek  ist  im  Ent- 
stehen begriffen. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Gemeinde  unterhalten,  örtliche  Verwaltungsbehörde  ist 
das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Gemeindevorsteher,  den  vier  Schöf^n  und  dem 
Direktor.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  100  Mk.  Besoldungen  der  Lehrer  wie 
an  den  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten;  die  Fürsorge  flür  die  Hinterbliebenen  ist 

durch  Statut  vom       '     — q-  1900  geregelt. 

Potsdam. 

(Mittelmark.    59814  Einwohner). 

Zu  dem  Gymnasium  und  dem  Realgymnasium  ist  neuerdings  in  der 
aus  der  früheren  Provinzialgewerbeschule  entstandenen  Realschule  eine 
dritte    allgemeinen  Bildungszwecken  dienende  höhere  Lehranstalt  hinzu- 
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gekommen.  Das  Bealgymnasium  und  die  Realschule  werden  von  der  Stadt- 
gemeinde unterhalten.  Das  Gymnasium  ist  im  Jahre  1901  verstaatlicht 
worden.  Für  den  Beligionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen 
Schiller  sind  gemeinsame  Einrichtungen  getroffen.  Die  Besoldungen  der 
Lehrer  an  den  von  der  Stadt  unterhaltenen  Anstalten  sind  nach  dem 
zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt  (feste  Zulage  nach  §  9)  \  für 
die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  in  derselben  Weise  gesorgt  worden,  wie 
für  die  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten. 

Aufser  den  gewöhnlichen  Freistellen  können  solche  auch  aus  der 
Eisenhart-Stiftung  in  allen  drei  Anstalten  verliehen  werden.  Die  be- 
deutendste der  wohlthätigen  Stiftungen  ist  das  1822  vom  Begierungs-  und 
Schulrat  Türk  gegründete  Givilwaisenhaus^),  dessen  Zöglinge  den  Unterricht 
einer  der  drei  höheren  Schulen  besuchen. 


Yiktoria-OymnMium  (I,  109.    II,  190.    III,  139). 
Schmidt^  Geschichte  des  Gyipnasiams,  Progr.  1889. 

Im  Jahre  1788  beschlofs  König  Friedrich  Wilhelm  I.,  die  am  Orte  vorhandene 
lateinische  Schale  (auch  „literarische*'  oder  „gelehrte**  Schule  genannt)  zu  erweitern 
nnd  für  sie  ein  neues  Gebäude  zu  errichten.  Er  bewilliffte  zur  Verbesserung  der  Lehrer- 
stellen ein  Kapital  von  6000  Thalem  und  später  noch  eine  Präbende  des  Domstifts 
Minden.  Die  JSröfihung  der  erweiterten,  unter  dem  Patronate  der  Stadt  belassenen  An- 
stalt erfolgte  am  17.  August  1789.  Bei  EinfÜhrune  eines  neuen  Lehn>lans  zur  Vor- 
bereitung auf  die  Universität  (1784)  vertauschte  sie  aen  Namen  „grolse  Dchule**  mit  der 
Bezeichnung  „Lyceum**.  Dieses  wurde  am  12.  Novbr.  1812  als  Gymnasium  anerkannt 
und  1817  durch  eine  V  und  VI  erweitert.  Die  in  jener  Zeit  erfolgte  Bewilligung  eines 
Staatszuschusses  hatte  die  Einsetzung  eines  Königlichen  Kompatronats  zur  Folffe. 
Ostern  1885  wurden  dem  Gymnasium  8  Realklassen  angefügt;  diese  erhielten  am  1.  No- 
vember 1888  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen  nach  der  Instruktion 
von  1832,  wurden  aber  Ostern  1854  vom  Gymnasium  abgetrennt  und  zu  einer  selbstän- 
digen Schule  ausgestaltet.  Ostern  1870  wurde  die  städtische  Vorbereitungsschule  als 
Vorschule  dem  Direktor  des  Gymnasiums  unterstellt:  seit  dem  27.  November  1888  steht 
die  letztere  unter  der  Aufsicht  des  Provinzialschulkoliegiums.  Durch  Kabinettsordre 
vom  28.  August  1878  wurde  genehmigt,  dals  die  Anstalt  den  Namen  .Viktoria- 
Gymnasium**  führe;  im  Jahre  1901  wurde  sie  vom  Staate  übernommen,  die  Vorschule 
blieb  städtisch.  Kleinste  Schülerzahl  (454)  Ostern  1891,  von  da  allmähliches  Ansteigen 
bis  auf  608  im  Sommer  1901. 

Direktor:  Dr.  Treu  seit  Ostern  1898,  vorher:  Dr.  VoU  1874—93. 

18  Klassen  und  6 (städtische) Vorschulklassen;  20  Oberlehrer,  3  techn.  u.  Elementarl., 
8  Vorschull.,  alle  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  der  katholischen  und 
der  jüdischen  Schüler  s.  oben  unter  „Potsdam**. 


')  Das  1862  bezogene  neue  Anstaltsgebäude  ist  auf  50  Zöglinge  berechnet.  Bisher 
sind  47  Stellen  gestiftet,  von  denen  1  durch  Kapitalaufteilung  wieder  eingegangen  ist 
und  6  wegen  Geldmangels  zur  Zeit  nicht  besetzt  werden  können.  8  Stellen  besetzt  das 
Reichspostamt,  8  das  Finanzministerium,  4  das  Landwirtschaftsministerium,  4  das  Justiz- 
ministerium, 8  das  Minist,  des  Innern,  je  1  das  Unterrichtsministerium,  das  Minist,  für 
Handel  und  Gewerbe  sowie  das  Minist,  für  öffentliche  Arbeiten  abwechselnd,  die  Ober- 
rechnungskammer, die  Seehandlung,  die  Reichsbank,  das  Kgl.  eroise  Militärwaisenhaus, 
das  Landgericht  und  der  klassische  Gesangverein  zu  Potsdam,  die  Provinz  Brandenburg, 
die  V.  Reufssche  und  die  Knaksche  Stiftung;  18  Stellen  sind  aus  den  eigenen  Mitteln 
der  Anstalt  durch  Ansammlung  von  Kapitalien  gestiftet  (§  16  der  Grundgesetze).  Zur 
Stiftung  einer  Stelle  ist  die  Einzahlung  eines  Kapitals  eribrderlich ;.  die  letzten,  in  den 
Jahren  1891  und  1898  gestifteten  Stellen  sind  mit  je  20000  Mk.  ausgestattet  worden. 
Aufnahmefähig  sind  nach  §§  1  und  5  der  Grundgesetze  vaterlose  Knaben  „solcher  Be- 
amten des  Staates  und  der  Kommunen,  welche  zu  ihrer  Wirksamkeit  eine  sorgfältigere 
Vorbildung  bedurft  haben**.  Die  Zöglinge  haben  in  der  Anstalt  alles  frei  einschliefslich 
Kleidung  und  Schulgeld.  Die  Verwaltung  wird  unter  Aufsicht  des  Staates  und  der  Stifts- 
versammlung  von  einem  aus  11  Personen  bestehenden  „Civilwaisenamt**  gefuhrt. 
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Das  neue  Gvmnasialgebäude  (Nauener  Kommunikation  49)  ist  mit  einem  Kosten- 
aufwande  von  304  325  Mk.  erbaut  und  am  21.  Oktober  1878  in  Gegenwart  des  Kron- 
prinzen und  des  Prinzen  Wilhelm,  jetzigen  Kaisers  Majestät,  eingeweiht  worden. 
3  Klassen  der  städtischen  Vorschule,  die  im  Gymnasialgebäude  nicht  mehr  Platz  haben, 
sind  in  gemieteten  Räumen  Blücherweg  1  untergebracht.  Turnhalle  und  Turnplatz  sind 
vorhanden.  Zu  Turnspielen  wird  der  von  König  Friedrich  Wilhelm  IV.  geschenkte 
Platz  auf  dem  Brauhausberge  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek  umfafet  etwa  4300  Werke 
in  10000  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Die  Lehrer -Witwen-  und  Waisenkasse  hat  unter  dem  9.  Januar 
1895  neue  Satzungen  erhalten,  Bestand  28  800  Mk.  b)  Die  Schmidt-Stiftung  gewährt  ein 
zweijähriges    Stipendium   von   75    Mk.,    die   Verleihung   eifolgt   durch    den   Magistrat. 

c)  Die  Flesche- Stiftung  I  gewährt  Studierenden,  deren  Eltern  wenigstens  10  Jahre  in 
Potsdam  gewohnt  haben,   Universitätsstipendien  von  je  150  Mk.,  Verleihung  wie  bei  b. 

d)  Die  Fies  che- Stiftung  II  für  Studierende  der  Baukunst,  Pharmazie,  Chirur^e,  Tierarznei- 
kunde, für  künftige  Bildhauer,  Maler,  Kupferstecher;  Stipendien  von  je  75  Mk.  auf 
3  Jahre,  Verleihung  wie  zu  b.  e)  Die  v.  PfuUsche  Stiftung  gewährt  Studierenden  der 
Theologie,  der  Rechte,  der  Philologie  und  der  Philosophie,  falls  solche  sich  nicht 
bewerben,  auch  Baubeflissenen,  Pnarmazeuten  u.  s.  w.  Stipendien  von  je  75  Mk. 
jährlich,  f)  Bauersche  Stiftung.  */io  der  Einnahme  (jährlich  etwa  160  Mk.)  sind  Söhnen 
von  Einwohnern  Potsdams  als  Unterstützung  zur  Vollendung  ihrer  Ausbildung  für  ihren 
Beruf  zu  gewähren,  Verleihung  durch  den  Oberbürgegneister,  den  Stadtverordnetenvor- 
steher und  den  Gymnasialdirektor,  g)  v.  Oehlschlägersches  Stipendium  für  juuffe  Leute, 
deren  Eltern  in  Potsdam  wohnen,  zur  Erleichterung  ihrer  wissenschaftlichen,  tecnnischen 
oder  künstlerischen  Ausbildung,  vorläufig  jährlich  300  Mk.;  die  Verleihung  erfolgt  ab- 
wechselnd an  Abiturienten  des  Gymnasiums  und  des  Realgymnasiums,  Bestand  81 4(X)  Mk. 
h)  Die  Hugo  Roestel-Stiftung;  vgl.  unter  „Realschule^,  S.  238.  —  Die  Stiftungen  b  bis  g 
sind  dem  Gymnasium  und  dem  Realgymnasium  gemeinsam. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Königlicher  Kompatronatskommis- 
sarius  war  früher  der  Wirkl.  Geh.  Rat  Dr.  Wiese.  Gesamtausgabe  133300  Mk.,  Be- 
dürfhiszuschufe  37  200  M.,  Zuschuls  der  Stadt  34000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  und  1  Mk. 
Lesegeld,  in  der  Vorschule  100  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Bealg:3rmna«ium  (I,  110.    II,  131.    lU,  139). 
Progr.  von  1855,  1859  und  1879. 

Die  Anstalt  ist  aus  den  Realklassen  des  Gymnasiums  hervorgegangen  (vgl.  den 
vorigen  Artikel)  und  am  24.  April  1854  als  selbständige  Schule  mit  den  Klassen  VI — ^I 
erömiet  worden.  Am  6.  Oktober  1859  wurde  sie  als  Realschule  I.  Ordnung  anerkannt 
und  demgemäß  in  den  Aufsichtsbereich  des  ProvinzialschulkoUegiums  übernommen. 
Als  Schulgebäude  erhielt  sie  bei  ihrer  Eröffnung  die  früher  von  der  Stadtgemeinde  er- 
worbenen Räume  des  nach  Köpenick  verlegten  Schullehrer-Seminars  (vgl.  S.  211  unter 
„Kaiser  Wilhelms-Realgymnasium").  Bis  zum  Jahre  1868  mufste  sie  dieses  Gebäude  mit 
der  Provinzialgewerbeschule  teilen.  Die  Vorbereitungen  zur  Errichtung  eines  neuen 
Schulgebäudes,  f&r  welches  bereits  ein  Grundstück  erworben  ist,  sind  getroffen.  Die 
Vorschule  besteht  seit  1884.  Grö&te  Schülerzahl  (372)  im  Winter  1875/76,  kleinste  (178) 
i.  J.  1886. 

Direktor:  Ernst  Wcdther  seit  Michaelis  1891,  vorher:  Dr.  Ernst  Baumgardt 
1854—90. 

8  Klassen  (0  I  und  U  I  sind  vereinigt)  und  3  Vorschulklassen ;  10  Oberlehrer, 
1  Zeichenl.,  2  Vorschull. ,  alle  evangelisch.  Wegen  des  katholischen  und  jüdischen 
Religionsunterrichts  s.  oben  unter  „Potsdam". 

Bis  1879  benutzte  die  Anstalt  für  den  Turnunterricht  im  Sommer  den  auf  dem 
Brauhausberge  gelegenen  Platz  (s.  den  vorigen  Artikel).  Seitdem  wird  der  Unterricht 
in  der  städtischen  Centralturnhalle  erteilt. 

Die  Lehrerbibliothek  umfaist  Über  7290  Bände,  darunter  1800  Bände,  die  ihr 
1858/59  von  der  Märkischen  ökonomischen  Gesellschaft  geschenkt  wurden. 

König  Friedrich  Wilhelm  IV.  schenkte  der  Anstalt  1854/55  eine  kostbare  und  reich- 
haltige Mineraliensammlung;  aufserdem  sind  ihr  wertvolle  Herbarien,  darunter  ein  durch 
Vollständigkeit  und  Zuverlässigkeit  ausgezeichnetes  Flechtenherbarium  zugewendet 
worden.  Die  erste  Einrichtung  des  physikalischen  Kabinetts  im  Werte  von  800  Thalem 
rührt  vom  Stadtrat  und  Fabrikbesitzer  Jacobs  her. 

Stiftungen:  a)  Mit  dem  Gymnasium  gemeinsam  sind  die  im  vorigen  Artikel  bei 
b— g  angeführten,    b)  Das  Jubiläumsstipendium,  zur  Feier  des  75jährigen  Bestehens  der 
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Anstalt  von  der  Stadtgemeinde  gegründet,  300  Mk.  jährlich,  für  Abiturienten,  welche 
die  Universität,  Berg-,  Forstakademie  oder  eine  technische  Hochschule  besuchen;  Yer« 
leihung  durch  Magistrat  und  Stadtverordnete. 

Die  Anstalt  (Gebäude:  Am  Kanal  62)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 
Gesamtauseabe  76  790  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  38412  Mk.,  des  Staates  13000  Mk. 
Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  90  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem  zweiten 
Nachtrabe  zum  Normaletat  (feste  Zulage  nach  §  9,  1  a — c),  die  Fürsorge  f&r  die 
Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  in  derselben  Weise  wie  für  diejenigen  der  unmittelbaren 
Staatsbeamten  geregelt.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Realschule« 

Friedr,  Langhoff ,  Beitrag  zur  Geschichte  der  preußischen  Provinzial  -  Gewerbe- 
schulen,  Potsdam  1860.  —  Schuhy  Zur  Geschichte  der  Schule  seit  1822,   Progr.  1897. 

Die  Anstalt,  aus  der  die  jetzige  Realschule  nach  vielen  Umwandlungen  hervor- 
gegangen ist,  wurde  am  7.  Januar  1822  als  -Königliche  Handwerkerschule''  eröffnet. 
Später  erhielt  sie  den  Namen  Provinzialgewerbeschule.  Auf  Grund  der  Verordnungen 
vom  5.  Juni  1850  über  die  Organisation  der  Gewerbeschulen  wurde  sie  umgestaltet  und 
in  der  neuen  Gestalt  am  17.  Oktober  1853  eröffnet.  Während  bis  dahin  der  Staat  die 
Unterhaltungskosten  allein  bestritt,  übernahm  nunmehr  die  Stadtgemeinde  die  Hälfte 
derselben,  auch  errichtete  sie  der  Anstalt  ein  eigenes  Gebäude.  Am  27.  September  1856 
erhielt  diese  die  Befugnis  zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen.  Das  Bestehen 
derselben  gab  die  Berechtigung  zum  Eintritt  in  das  damalige  Königliche  Gewerbe- 
institut und  lieferte  den  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Befähi^ng  für  den  einjährig- 
freiwilligen  Militärdienst.  Im  Oktober  1873  traten  neue  wichtige  Veränderungen  ein. 
Die  unterste  Klasse  einer  allein  von  der  Stadt  zu  unterhaltenden  Mittelschule  wurde 
eröffiiet,  und  die  letztere  sollte  die  Bestimmung  haben,  als  Vorbereitung  für  die  Ge- 
werbeschule zu  dienen.  Diese  hatte  nunmehr  nur  noch  die  Klassen  II  und  I,  sowie 
eine  Fachklasse*,  die  Berechtigung  zum  einjährig-freiwilligen  Dienste  wurde  an  die  Ver- 
setzung aus  I  in  die  Fachklasse  geknüpft.  Nachdem  die  Anstalt  in  den  Bereich  der 
Unterrichtsverwaltung  übergegangen  war,  wurde  sie  der  Aufsicht  des  Provinzialschul- 
kollegiums  unterstellt.  Ostern  lo82  begann  ihre  Umwandlung  in  eine  Oberrealschule; 
gleichzeitig  übernahm  die  Stadt  allein  die  Unterhaltung,  der  Staat  verpflichtete  sich  zur 
Leistung  eines  dauernden  Zuschusses.  Die  letzten  Abiturienten  der  ehemaligen  Ge- 
werbesoiule  wurden  Michaelis  1883  entlassen,  und  am  5.  September  1885  fand  die  erste 
Reifeprüfung  an  der  Oberrealschule  statt.  Aber  bereits  1886  wurde  diese  in  eine  Real- 
schule mit  siebenjährigem  Lehrgang  und  nach  dem  Erlasse  der  neuen  Lehrpläne  in 
eine  solche  mit  sechsjährigem  Lehrgang  umgewandelt.  Die  jetzige  Vorschule  ist  aus 
den  3  untersten  Klassen  der  Mittelschule  entstanden  (s.  oben);  sie  untersteht  zwar  der 
Aufsicht  des  Direktors,  ihr  Etat  ist  aber  nicht  mit  dem  der  Realschule  vereinigt, 
sondern  im  Stadthaushaltsetat  enthalten. 

Direktor:  Friedrich  Schulz  seit  Michaelis  1893,  vorher:  Friedr,  La/nghoff,  Als 
Lehrer  hat  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt  Dr.  Slaby,  jetzt  Geh.  Reg.-Rat  und  ord. 
Professor  an  der  Techn.  Hochschule  in  Charlottenburg. 

11  Klassen  (VI— 0  III  einschl.  doppelt),  6  Vorschulklassen ;  10  Oberlehrer,  2  techn. 
und  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  der  katholischen 
und  der  jüdischen  Schüler  s.  oben  unter  „Potsdam". 

Für  den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Centralturnhalle  benutzt. 

Aus  der  Hugo  Röstel-Stiftung  können  Freistellen  oder  Stipendien  an  Schüler  der 
Realschule  und  des  Gymnasiums  verliehen  werden. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  63  140  Mk., 
Zuschuls  der  Stadt  32208  Mk.,  des  Staates  13000  Mk.  Schulgeld  für  VI  u.  V  66  Mk., 
für  IV  u.  III  80  Mk.,  für  U  II  100  Mk.,  für  die  Vorschule  66  Mk.  Wegen  der  Besol- 
dungen und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  s.  oben  S.  235  unter  „Potsdam".  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Brandenburg:. 

(Alte  Hauptstadt  der  Mittelmark.    49263  Einwohner.) 

In  der  Stadt  bestehen,  wie  früher,  drei  höhere  Schulen,  die  Ritter- 
akademie    am    Dom,    das    Gymnasium    und   das   v.    Saldemsche    Real- 
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gymnasium.  Die  beiden  letzteren  werden  von  der  Stadtgemeinde  unter- 
halten ;  sie  benutzen  für  den  Turnunterricht  die  städtische  Turnhalle.  Die 
Besoldungen  sind  in  allen  drei  Anstalten  nach  dem  Normaletat  und 
seinen  Nachträgen,  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist 
in  derselben  Weise  wie  für  diejenigen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten 
geregelt. 

Bitterakademie  (l,  112.    II,  182.    III,  140). 

J.  B.  Arnold  y  Kurze  Geschichte  der  Ritterakademie  zu  Dom  Brandenburg  im 
ersten  Jahrhundert,  1805.  —  A.  Schröder,  Zur  Geschichte  des  Bistums  Brandenburg, 
Säkularschrift  1849.  —  Köpke^  „Ritterakademie^,  in  Schmids  ^Encyklopädie  des  gesamten 
Erziehungs-  und  Unterrichtswesens  VII,  8.  171  ff. ,  besonders  S.  181,  182.  —  0.  Heinty 
.Ritterakademie''  in  Reins  pädagog.  Encyklopädie  V,  S.  902  ff.  —  Wertvolle  handschrift- 
liche Aufzeichnungen  Köpke'%  im  Archiv  der  Anstalt. 

Die  Anstalt  wurde  vom  Domkapitel  des  Hochstifts  Brandenburg  zu  besserer  Aus- 
bildung des  Adels,  zunächst  des  mittelmärkischen,  gegründet  Am  26.  Januar  1705  wurde 
sie  in  einer  Domkurie  eröfinet  und  am  8.  Juni  1706  in  die  Räume  des  ehemaligen 
Prämonstratenserklosters  verlebt.  Der  Lehrplan  umfalste  zum  Teil  auch  akademische 
Disciplinen.  1809  wurde  die  Ritterakademie  unter  die  Aufsicht  der  ünterrichtsbehörden 
gestellt.  1818  zerstreuten  sich  Schüler  und  Lehrer;  die  meisten  zogen  zu  Felde.  1815 
wurde  die  Anstalt  wiedereröffhet  und  1829  wurde  sie  zu  einer  gelehrten  Schule  reorgani- 
siert; 1888  fand  die  erste  Reifeprüfung  statt.  Am  29.  März  1849  erfolgte  die  Aufhebung 
der  Anstalt  ohne  Königliche  Genehmigung,  ohne  Anhörung  des  Domkapitels  und  der 
Ritterschaft.  Nachdem  diese  sich  verpflichtet  hatte ,  die  erforderlichen  Unterhaltungs- 
kosten, soweit  sie  nicht  durch  anderweitige  Einnahmen  gedeckt  sind,  aufzubringen, 
wurde  die  Ritterakademie  wiederhergestellt  und  am  21.  Oktober  1856  in  Gesenwart 
König  Friedrich  Wilhelms  IV.  von  neuem  eröffnet.  Nach  dem  Reglement  vom  24.  Juni 
1856  und  der  Kabinettsordre  vom  11.  August  1862  und  vom  14.  Mai  1878  ist  sie  eine 
evangelische  Erziehungsanstalt  für  Söhne  des  Adels  und  des  höheren  Bürgerstandes. 
Ihr  Lehrplan  ist  der  eines  Gymnasiums,  sie  besteht  aus  6  Klassen  (0  I — IV)  und 
einer  Yorbereitnngsanstalt,  die  nötigenfalls  2  Abteilungen,  gegenwärtig  nur  die  V 
umfafet.  Neben  den  im  Internat  befindlichen  Zöglingen  werden  auch  Schüler  auf- 
genommen, die  nur  den  Unterricht  besuchen.  Die  Kitterakademie  ist  zur  bischöflichen 
Stiftskirche  auf  Dom  Brandenburg  eingepfarrt,  ihr  Pfarrer  ist  der  Ober-Domprediser. 
Die  Schülerzahl  war  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrzehnts  stark  zurückgegangen  (1899: 
21  Zöglinge,  44  Hospiten),  aber  bis  Ostern  1901  wieder  auf  44  Zöglinge  und  43  Hospiten 
gestiegen. 

Direktor  (zugleich  Domherr  des  Hochstifts  Brandenburg):  Dr.  H.  Kehr  seit 
1.  April  1899,  vorher:  Dr.  0.  Eeine  1884—99,  Dr.  E,  Köpke  1856--83. 

7  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  Elementar-  und  techn.  Lehrer,  1  Wissenschaft!.  Hilfsl., 
alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Klassengebäude  ist  Michaelis  1870  in  Gebrauch  genommen  worden. 
Turnhalle,  Tum-  und  Spielplatz  sind  vorhanden,  aufserdem  eine  Kegelbahn,  eine  Fahr- 
radbahn und  ein  Lawn  Tennis-Spielplatz.  Alle  Zöglinge  erhalten  Schwimm-,  Fecht-  und 
Tanzunterricht.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  8500  Bände. 

Stiftungen:  a)  Aus  der  Cuno  von  Priortschen  Faroilienstiftung  (am  5.  April  1684 
mit  einem  Kapital  von  180(X)  Mk.  gegründet),  deren  Verwaltung  dem  Domkapitel  ob- 
liegt, können  4  Stipendien  an  Söhne  havelländischer  Rittergutsbesitzer  auf  die  Dauer 
von  6  Jahren  verliehen  werden  (in  III  je  600  Mk.,  in  II  je  750  Mk.,  in  I  je  900  Mk.). 
b)  Die  Anstalt  verfügt  über  8  ganze  und  8  halbe,  auf  Königlicher  Stiftung  beruhende 
Freistellen  für  Zöglinge,  deren  Väter  kurmärkische  Rittergutsbesitzer  sind. 

Patron  ist  das  Domkapitel  des  evangelischen  Hochstifts  Brandenburg,  die  Unter- 
haltungspflicht liegt  der  kurmärkischen  Ritterschaft  ob.  Die  örtliche  Verwaltung  führt 
in  Vertretung  des  Domkapitels  und  zur  Wahrung  der  Interessen  der  kurmärkischen 
Ritterschaft  seit  1856  ein  aus  der  Mitte  der  letzteren  gewählter  Kurator,  der  durch  die 
Königliche  Bestätigung  zugleich  Mitglied  des  Domkapitels  wird  (z.  Z.  Major  a.  D.,  Mit- 
glied des  Herrenhauses,  Rittergutsbesitzer  v.  Bredow  auf  Buchow-Carpzow  im  Kreise  Ost- 
Havelland).  Dieser  übt  das  Wahlrecht  für  sämtliche  Stellen,  das  Domkapitel  das 
Berufungsrecht  aus. 

Gesamtausgaben  112980  Mk.,  Zuschuis  auf  Grund  rechtlicher  Verpflichtung  aus  all- 
gemeinen Staatsfonds  16200  Mk.,  Zuschuis  der  Ritterschaft  88200  Mk.    Schulgeld  ilir 
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Hospiten  120  Mk.;  Zöglinge  zahlen  jährlich  1050  Mk.  Pension,  fUr  zweites  Frühstück 
und  Vesperbrot  iährlich  102  Mk.  Der  Direktor  hat  eine  Domkurie  als  Wohnung. 
Wegen  der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ygl.  die 
Bemerkung  unter  „Brandenburg*'  S.  238). 

Gymnasium  (I,  113.    II,  ISa    lU,  140). 

E.  Basmus  j  Beitr&ee  zur  Geschichte  des  Vereinigten  alt-  und  neustädtischen 
Gymnasiums,   Progr.  1897  und  1898. 

Die  neustädtische  Schule,  ursprünglich  eine  Kirchschule,  kam  nach  Einführung 
der  Reformation  unter  das  Patronat  des  Rates  der  Stadt.  Nach  'wechselnden  Schick- 
salen wurde  sie  im  Jahre  1797  in  der  Weise  reorganisiert,  dafs  ihre  gelehrten  Klassen 
I — III  mit  denen  des  altstädtischen  Lyceums  vereinigt  und  mit  ihren  Bürgerschulklassen 
(VI— IV)  in  dem  neuen  Schulhause  auf  der  Neustadt  untergebracht  wurden.  Gleich- 
zeitig erhielt  die  Anstalt  den  Namen:  „Vereinigtes  alt-  und  neustädtisches  Gymnasium". 
Die  Bürgerschulklassen  der  altstädtischen  Anstalt  blieben  in  ihren  bisherigen  Räumen 
und  zunächst  unter  der  Aufsicht  des  Gymnasialdirektors.  In  den  Jahren  1817 — 1818 
wurde  das  Gymnasium  als  6 klassige  Gelehrtenschule  eingerichtet,  gleichzeitig  wurden 
die  in  der  Altstadt  verbliebenen  Bürgerschulklassen  von  ihm  völlig  abgetrennt  (vgl. 
den  folgenden  Artikel).  Durch  Bewilligung  eines  Staatszuschusses  von  i800  Thalem 
entstand  damals  ein  Königliches  Kompatronat.  Früher  bestand  ein  enger  Zusammen- 
hang mit  der  Katharinenkirche.  Derselbe  äulsert  sich  jetzt  nur  noch  darin,  dafs  der 
Schülerchor  gegen  Vergütung  aus  der  neustädtischen  Kurrendkasse  die  liturgischen 
Gesänge  in  der  Katharinenkirche  ausführt.  Dagegen  steht  den  Predigern  auf  Schul- 
eeldbefreiung  und  den  Lehrern  auf  Befreiung  von  Stolgebühren  laut  Entscheidung  des 
Karomergerichts  vom  12.  März  1897  kein  Anrecht  mehr  zu. 

Direktor:  Dr.  Eduard  Rasmus  seit  Ostern  1878,  vorher:  Dr.  A.  Imhof  1869--78, 

8  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  Gesangl.  (zugleich  Kantor  an  der  Katharinenkirche), 
1  Elementar-,  Zeichen-  und  Turnl.,  alle  evangelisch. 

Das  im  Jahre  1797  errichtete  Schulhaus  (Katharinenkirchplatz  9)  ist  1885  mit 
einem  Kostenaufwande  von  18000  Mk.  umgebaut  worden.  Wegen  des  Turnunterrichts 
6.  oben  unter  „Brandenburg".    Die  Lehrerbibliothek  enthält  8100  Bände. 

Stiftungen:  a)  Städtisches  Universitätsstipendium,  1671  gegründet,  jährlich 
300  Mk.  b)  Konsul  Peter  Müllersches  Stipendium,  für  Juristen,  1677  gegründet,  jähr- 
lich 160  Mk.  c)  V.  Kleist-Heinssches  Universitätsstipendium,  1741  gegründet,  Bestand 
3000  Mk.  d)  Joachim  Christ.  Heinssche  Stiftung,  1770  gegründet,  für  die  Stelle  des 
Lehrers  der  Mathematik,  jährlich  2493  Mk.,  für  den  mathematischen  Apparat  jährlich 
141  Mk.  e)  Das  Vermächtnis  der  Witwe  des  Rektors  Lüdecke j  1779  gegründet,  zum 
Besten  der  Witwen  des  Rektors  und  des  Prorektors,  wird  seit  1871  in  der  vorgeschriebenen 
Weise  verwendet,  Bestand  8800  Mk.  f)  Stiftungen  des  Bürgermeisters  Weifsc  (1798  ge- 
gründet, Bestand  1500  Mk.)  und  des  Stadtältesten  Jul.  Lemcke  (1836  gegründet,  Bestand 
2100  Mk.)  zu  Prämien  für  fleilsige  Schüler,  g)  Stiftung  des  Generalkonsuls  Joh,  Friedr. 
MoMrer  für  hilfsbedürftige  Gymnasiasten  oder  Seminaristen,  3000  Mk.  h)  Die  Lucius- 
Stiftung,  für  den  Konrektor,  Bestand  1050  Mk.  i)  Das  Schmidt-Scheuermannsche  Uni- 
versitätsstipendium,  1836  gegründet,  Bestand  6000  Mk.  k)  Direktor  Braut- Stiftung,  1869, 
gegründet,  für  Büchergeschenke,  Bestand  1072  Mk.  1)  Die  Briest- Stiftung,  1898  ge- 
gründet, 1  Stipendium  von  150  Mk.  für  einen  Gymnasiasten,  1  desgl.  für  einen  Studenten. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ein  Königlicher  Kompatro- 
natskommissarius  ist  seit  1876  nicht  mehr  ernannt  worden. 

Gesamtausgabe  73400  Mk.,  Zuschul^  der  Stadt  28475  Mk.,  des  Staates  21800  Mk. 
Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor,  der  Subrektor  und  der  Kantor  haben  Dienstwohnung. 

Y.  Saldemsches  Bealgymna«ium  (I,  114.    II,  133.    III,  141). 

L,  J.  Schlicht,  Historische  Nachricht  von  dem  Ursprünge  und  den  Fatis  der  luthe- 
rischen und  insonderheit  der  Salderischen  Schule  in  der  Chur-  und  Hauptstadt  Alt- 
Brandenburg.  Brandenburg  1713.  —  S.  Struensee,  Einladungschrift  u.  s.  w.,  wobev  von 
der  Salderischen  Schule,  deren  Wachstum  und  jetzigen  Verfassunng  eine  kurze  Nach- 
richt erteilt  wird.  Brdb.  1760.  —  0.  Tschirsch  und  iuanti,  Beiträge  zur  Geschichte  der 
Saldria,  Festschrift  zur  800jährigen  Jubelfeier.    Brdb.  1889. 
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Die  Schule  bestand  bereits  im  Mittelalter  als  Pfarrschule  der  St.-6otthardt8kirche 
in  der  Altstadt  Br.  und  wird  im  Jahre  1381  zuerst  erwähnt,  ürsprünj^lich  stand  sie 
unter  dem  Patronat  des  Domkapitels ;  1541,  nach  Einfuhrung  der  eyangeiischen  Kirchen- 
ordnung, ging  sie  in  das  Patronat  des  altstädtischen  Rates  über  und  wurde  von  diesem 
zunächst  aus  den  Einkünften  des  Kirchenvermögens  unterhalten.  1589  wurde  sie  in  den 
von  Frau  Gertrud  v,  Scddem  geb.  v.  Hake  geschenkten  Bischofshof  verlegt;  seitdem 
fuhrt  sie  den  Namen  „Salderische  Schule"  (Saldria).  Bis  zum  Jahre  1797  war  sie  eine 
Lateinschule  (Salderisches  oder  Altstädtisches  Lyceum).  Nunmehr  wurden  ihre  oberen 
Klassen  mit  denen  der  neustädtischen  Gelehrtenschule  vereinigt  (vgl.  den  vorigen  Ar- 
tikel); die  unteren  Klassen  verblieben  in  der  Altstadt.  Letztere  bildeten  1817 — 1885  als 
Brandenburgische  Stadtschule  eine  vierstufige  höhere  Bürgerschule;  diese  erhielt  1835 
eine  fünfte,  1843  eine  sechste  Klassenstufe.  Nach  der  ersten  Prüfung  Michaelis  1847 
erhielt  sie  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen  nach  der  Instruktion 
von  1882,  1859  wurde  sie  Realschule  I.  Ordnung.  Im  Jahre  1889  feierte  sie  das 
300jährige  Jubelfest  der  Saldemschen  Stiftung.  Die  auf  älteren  Rezessen  benihenden 
Geldleistungen  der  St.-Gotthardt8kirche  sind  eingestellt  worden  und  bilden  gegenwärtig 
den  Gegenstand  eines  Rechtsstreites.  Seit  Ostern  1850  ist  mit  der  Anstalt  eine  Vor- 
schule verbunden.  Gröfete  Schülerzahl  (368  und  118  Vorschüler)  1877,  kleinste  (240 
und  63)  i.  J.  1896. 

Direktor:  Karl  Hacker  seit  Ostern  1900,  vorher:  Dr.  Beyer  1895—99,  jetzt  Pro- 
vinzialschulrat  in  Magdeburg,  Dr.  Hochheim  1885—94,  später  Provinzialschulrat  in  Berlin, 
t  1898,  Dr.  Biebe,  1843—85.  Außerdem  wirkten  an  der  Anstalt  u.a.:  Vrof,  Dr,  K.  SavhR 
1858 — 94,  Verfasser  des  bekannten  französischen  Wörterbuches. 

10  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  11  Oberlehrer,  1  wissensch.  Hilfsl.,  2  techn. 
und  3  Vorschull.,  alle  evangelisch. 

Wegen  des  Turnunterrichts  s.  oben  S.  238  unter  „Brandenburg".  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  1270  Werke. 

Stiftungen:  a)  Schrammsches  Vermächtnis,  ein  Herbarium  und  ein  Kapital  von 
1200  Mk.   zur   Erhaltung   desselben   und   zur   Ergänzung   der  botanischen   Bibliothek. 

b)  Das  V.  Gömesche  Legat,   1777  gestiftet,   zu  Schülerstipendien,   Bestand  8300  Mk. 

c)  Der  V.  Werbelowsche  Konviktenfonds,  Bestand  2400  Mk.  d)  Die  Riebe-Stiftung,  1886 
gegründet,  Bestand  3800  Mk.,  zu  Stipendien,  e)  Mehrere  andere  Vermächtnisse  im  Ge- 
samtbetrage von  8360  Mk.,  für  allgemeine  Schulzwecke,  f)  Die  Raschig- Stiftung,  vom 
Stadtrat  AugiMt  K  i.  J.  1900  gegründet,  4000  Mk.,  zur  Neuanschaffung  von  Apparaten, 
g)  Das  Gumpertsche  Vermächtnis,  1884  gestiftet,  600  Mk.,  in  drei  einmaligen  Stipendien 
von  je  2Q0  Mk.  an  einen  evangelischen,  einen  katholischen  und  einen  jüdischen  Abiturienten 
zu  zahlen  (noch  nicht  verwendet),  h)  Die  Briest-Stiftung ,  von  Migor  a.  D.  Beimer  und 
dessen  Ehefrau  geb.  Briest  zum  Gedächtnis  des  Weinmeisters  Br.  i.  J.  1889  gegründet, 
300  Mk.  jährlich  für  einen  Schüler  oder  Studenten. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  98  925  Mk., 
Zuschuls  der  Stadt  42365  Mk.,  des  Staates  19  000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vor- 
schule 80  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Bberswalde. 

(Barnim.    21619  Einwohner). 

GymnaBimn  (I,  120.    II,  139.    III,  144> 
Pauli,  Kurze  Geschichte  der  Anstalt  während  des  25jährigen  Bestehens ;  Progr.  1878. 

Die  seit  einer  Reihe  von  Jahren  bestehende  höhere  Knabenschule  wurde  1862 
als  höhere  Bürgerschule  ausgestaltet  und  erhielt  als  solche  die  staatliche  Anerkennung 
nach  der  ersten  Abgangsprüfung  Ostern  1863.  Ostern  1878  wurde  mit  der  Umwandlung 
in  ein  Gymnasium  begonnen,  am  14.  Juli  1880  erhielt  dieses  die  staatliche  Anerkennung; 
Ostern  1881  ^ng  die  letzte  Realklasse  ein,  und  am  23.  Februar  1883  wurde  am 
Gymnasium  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten.  Michaelis  1883  wurde  die  II  in  eine 
U  n  und  eine  0  II  geteilt.  In  der  Maria-Magdalenenkirche ,  als  der  Pfarrkirche  des 
Gymnasiums,  findet  jährlich  eine  gemeinsame  Abendmahlsfeier  statt.  Mit  der  Schule 
ist  von  Anfang  an  eine  Vorschule  verbunden  gewesen. 

Direktor:   Dr.  Klein  seit  Ostern  1883,  vorher:    Dr.  von  Bamberg  1878—83. 

8  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  9  Oberlehrer,  3  technische  und  Elementarlehrer, 
alle  evangelisch. 


—    241     — 

Seit  18d8  besitzt  das  Gymnasium  eine  eigene  Turnhalle ;  im  Sommer  wird  auf  dem 
städtischen  Turnplatze  im  Walde  geturnt  Die  Lehrerbibliothek  enthält  ungefähr 
4000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Der  Rentier  Adolf  v.  Amman  hat  dem  Gymnasium  50000  Mk. 
vermacht,  deren  Zinsen  nach  dem  Ableben  des  jetzigen  Nutzniefsers  zu  Stipendien  zu 
verwenden  sind,  und  zwar  je  zur  Hälfte  für  einen  frühereu  Abiturienten,  der  Universitäts- 
Studien  betreibt,  und  einen  solchen,  der  Landwirtschafts-  und  Forstwissenschaften  studiert. 
b)  Aus  dem  vom  Direktor  Dr.  v,  Bamberg  begründeten  und  vom  Direktor  Dr.  Klein 
durch  Erträge  von  Aufführungen,  durch  Sammlungen  u.  s.  w.  vermehrten  Stipendien- 
fonds werden  3  Stipendien  zu  je  120  Mk.  an  Studierende  auf  8—4  Jahre  verliehen  (das 
Plew-Stipendium ,  das  v.  Bamberg-Stipendium  und  das  Michaelis-Stipendium).  Bestand 
fast  11000  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  73 100  Mk., 
Zuschuis  der  Stadt  29600  Mk.,  des  Staates  9300  Mk.  Die  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen der  Lehrer  ist  in  derselben  Weise  wie  für  diejenigen  der  unmittelbaren  Staats- 
beamten geregelt. 

Freien walde  a.  O. 

(Barnim.    7989  Einwohner.) 

Gymna«inm  (I,  120.    II,  139.    III,  144}. 
Dr.  Braumann,  Geschichte  des  Gymnasiums,  Progr.  1893. 

Eine  1851  von  einem  Frivatvereine  gegründete  höhere  Knabenschule  wurde  von  der 
Stadtgemeinde  übernommen  und  am  14.  April  1863  in  gemieteten  Räumen  als  Pro- 
crmnasium  neu  eröffnet.  Michaelis  1864  wurde  die  Sekunda  errichtet;  am  17.  Februar 
1865  erhielt  die  Anstalt  die  vollen  Berechtigungen  der  Progymnasien,  und  1867  bezog 
sie  das  neue  für  sie  bestimmte  Gebäude.  Ostern  1868  wurde  sie  durch  Eröffnung  der 
Prima  zu  einem  Gymnasium  erweitert,  und  Ostern  1870  fand  an  demselben  die  erste 
Reifeprüfung  statt.  Ostern  1889  wurde  das  Gymnasium  vom  Staate  übernommen;  die 
Stadtgemeinde  verpflichtete  sich,  jährlich  14500  Mk.  Zuschufs  zu  zahlen.  Die  1882  ge- 
gründete Vorschule  wurde  nicht  mitübernommen,  sie  benutzt  gegenwärtig  gegen  Miete 
ein  Klassenzimmer  des  Gymnasiums.  Gröfste  Schülerzahl  (252)  im  Schuljahr  1883/84, 
kleinste  (151)  1900/01. 

Direktor:  Dr.  Edmtmd  Hedicke  seit  1.  Mai  1898,  vorher:  Dr.  Gustav  Braumann 
1891—98,  Dr.  Hermann  Genz  1881—91,  jetzt  Geh.  Regierungsrat  und  Provinzialschulrat 
in  Berlin,  Dr.  Waldemar  Kopp  1868—81. 

8  Klassen  (0  I  und  U  I  sind  vereinigt);  8  Oberlehrer,  1  etatsmäüäiger  wissenschaft- 
licher Hilfsl.,  1  Elementarl.  und  1  technischer  Lehrer,  alle  evangelisch. 

Das  Schulgebäude  erhielt  1881  einen  Anbau,  dadurch  wurde  für  eine  Klasse,  ein 
Zimmer  für  den  Unterricht  in  der  Physik  und  für  einen  Zeichensaal  Platz  gewonnen; 
1890  wurde  neben  dem  Hauptgebäude  eine  Turnhalle  errichtet.  Ein  Turnplatz  ist  vor- 
handen. Während  des  Sommers  finden  auf  einem  von  der  Stadt  zur  Verfügung  gestellten 
Platz  unter  Aufsicht  eines  Lehrers  Spiele  statt.  Die  Lehrerbibliothek  umfaßt  2249  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Hank witz- Stiftung.  Zu  Stipendien  für  Schüler  der  Prima 
und  Sekunda;  die  Verleihung  erfolgt  durch  ein  besonderes  Kuratorium  (Bürgermeister, 
Stadtverordnetenvorsteher,  Direktor  und  der  jüngste  Stadtverordnete).    Bestand  45(X)  Mk. 

b)  Die  Frei enwaldia- Stiftung  zur  Beschaffung  wertvoller  Bücher  für  Schüler  der  Sekunda 
und  Prima,   1893  von  Freunden  und  früheren  Schülern  gegründet     Bestand  1800  Mk. 

c)  Die  Lehrer- Witwen-  und  Waisenkasse,  1874  gegründet.    Bestand  15879  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  64920  Mk.  Be- 
dürfhiszuschufs  32720  Mk.,  Zuschuis  der  Stadt  14500  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der 
Vorschule  72  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Prenzlau. 

(Hauptstadt  der  Uckermark.    20228  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  118.    II,  138.    UI,  144). 

Lycei   Primislaviensis    historiae    scribendae   rationem   indicat   C,   Andreas  Greiffy 
Rektor  1781.  (Progr.)  —  Derselbe,  Erster  Versuch  einer  Geschichte  der  Prenzl.  Schule, 

Wiese,  Schulwesen.    IV.  16 
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Progr.  1792,  Fortsetzung  1798  u.  94.  —  K,  L.  Kawuegiefser y  Über  den  älteren  Zustand 
des  Gymnasiums,  Progr.  1822.  —  C.  F,  Dütmer,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Gymnasiums 
zu  Prenzlau,  Proffr.  1825.  —  Geschichte  des  Gymnasiums  von  1548 — 1898  in  der  Fest- 
schrift zur  Feier  des  350jährigen  Bestehens. 

Die  in  Prenzlau  vorhandene  Schule,  von  deren  Existenz  sich  Spuren  bis  zurück 
zum  Jahre  1336  verfolgen  lassen,  wurde  1548  evangelisch.  Patron  war  der  Bat  der 
Stadt.  Die  „lateinische  Schule"  war  nach  den  Weisungen  des  Visitationsbüchleins 
Mektnchthons  eingerichtet;  der  Katechismus  und  die  lateinische  Sprache  standen  im 
Mittelpunkte,  griechischer  Unterricht  wird  zuerst  um  1582  erwähnt.  Später  wurden 
die  Unterrichtsgegenstände  vermehrt  und  vertieft,  und  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
fanden  auch  die  Kealien  ausgiebige  Pflege.  Der  Plan,  die  Anstalt  zu  einer  Bealschule 
nach  dem  Muster  der  Berliner  umzugestalten,  wurde  jedoch  nicht  verwirklicht,  vielmehr 
wendete  sich  die  Schule  gegen  Ende  des  Jahrhunderts  unter  dem  Bektor  Greiff  (1779  bis 
1795)  dem  neu  erwachten  Humanismus  zu.  Am  12.  November  1812  wurde  die  Anstalt, 
welche  bis  dahin  „Lyceum''  oder  „grolse  Stadtschule*'  genannt  wurde,  zu  einem 
Gymnasium  erhoben.  Zu  dem  bisherigen  städtischen  Patronate  trat  1817  nach  Be- 
willigung einer  staatlichen  Beihilfe  ein  Königliches  Kompatronat.  Von  1854  bis  1888  be- 
standen von  lY  an  besondere  Bealklassen,  zuletzt  bis  zur  Prima  aufwärts;  von  1884 
bis  1891  waren  für  mehrere  Gymnasialklassen  Wechselabteilungen  eingerichtet.  Jetzt 
ist  die  Schule  ein  einfaches  Gymnasium.  Die  Vorschule,  die  im  Jahre  1827  als  Privat- 
anstalt eingerichtet  wurde,  wurde  1877  von  der  Stadt  übernommen.  Mit  der  Anstalt  war 
1890—99  ein  pädagogisches  Seminar  verbunden.  Für  die  Lehrer  und  die  konfirmierten 
Schüler  findet  jährlich  eine  gemeinsame  Abendmahlsfeier  in  der  St.-Marienkirche  statt. 
1893  wurde  die  350jährige  Jubelfeier  begangen;  Ostern  1878  feierte  der  Professor  BuU- 
mann  und  Michaelis  1880  der  Oberlehrer  Dr.  DiheUus  sein  50jährige8  Dienstjubiläum. 
Grö&te  Schülerzahl  (526)  Winter  1873/74. 

Direktor:  Prof.  Wilhdm  Schaffer  seit  1.  August  1894,  vorher:  Dr.  Arnoldt  1883  bis 
1894,  Georg  Kern  1876—1882,  C.  Schmelzer  1869—1876.  Aufserdem  wirkte  an  der  Anstalt 
als  Lehrer  Dr.  L.  Wiese  1833—38,  später  Wirklicher  Geh.  Bat  in  Potsdam. 

9  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  10  Oberlehrer,  2  technische  und  1  Elementarlehrer, 
alle  evangelisch. 

Die  auf  dem  Turnplatz  errichtete  Turnhalle  wird  von  mehreren  anderen  städtischen 
Schulen  und  von  einem  Vereine  mitbenutzt.  Zu  Spieleu  ist  der  vor  dem  Stettiner  Thore 
gelesene  kleine  Exerzierplatz  für  zwei  Nachmittage  wöchentlich  zur  Verfügung  gestellt 
worden.  Die  Lehrerbibliothek  umfafst  8855  Werke  in  8480  Bänden,  darunter  eine  Beihe 
wertvoller  alter  Drucke  (vergl.  hierüber  Progr.  1878). 

Stiftungen:  a)  Die  Winterfeldt- Stiftung.  1848  von  Frau  v.  Winterfeldt,  geb.  v.  Berg, 
gegründet,  zu  Schülerstipendien,  jährlich  1050  Mk.  b)  Die  Schülerstipendien- Stiftung 
des  Landrats  v,  StiÜpnageUDarpitz,  Bestand  3986  Mk.  c)  Das  Stissersche  Stipendium. 
Von  Frau  Direktor  Stisser  gestiftet,  für  Studierende;  Verwandte  der  Stifterin  haben  den 
Vorzug.  Bestand  8786  Mk.  d)  Das  Dibelius- Stipendium.  Beim  Abgange  des  Ober- 
lehrers Dr.  Dibelius  am  1.  Oktober  1885  von  einem  früheren  Schüler  gestiftet,  für 
Studierende.  Bestand  3096  Mk.  e)  Die  Pökel -Stipendien.  Von  der  Schwester  des 
früheren  Oberlehrers  Dr.  Pökel  nach  dessen  Tode  gestiftet,  für  3  Studierende.  Be- 
stand 30484  Mk.  f)  Die  Strahlsche  Stiftung.  Vom  früheren  Konrektor  Strahl  durch 
Sammlungen  gegründet,  zur  Beschafinng  von  Schulbüchern  für  bedürftige  Schüler. 
Bestand:  eine  Bibliothek  von  2200  Bänden  und  11280  Mk.  g)  Die  Schillerfreis teilen. 
8  Freistellen  über  die  regelmäfsige  Zahl  hinaus,  vom  Magistrat  am  10.  November  1859 
gestiftet,  h)  Das  Kapital  der  vom  Lehrerkollegium  1879  gegründeten  und  auf  12544  Mk. 
angewachsenen  Witwen-  und  Waisenkasse  ist  1892  der  Stadt^emeinde  überwiesen 
worden,  um  dieser  die  von  ihr  übernommene  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  zu 
erleichtem. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Königlicher  Kom- 
patronatskommissarius  ist  der  Geh.  Begierungsrat  v.  Winterfeldt  auf  Menkin  bei 
Brüssow.  Gesamtausgabe  93095  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  35  691  Mk.,  des  Staates 
23900  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  60  Mk.;  Besoldungen  nach  den 
Nachträgen  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  9,  1  c.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung. Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial-Witwen-  und  Waisen- 
kasse versichert. 
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Neu-Ruppin. 

(Grafschaft  Ruppin.    17182  Einwohner). 

Friedrich  Wilhelms-Gymnasium  (I,  116.    U,  135.    III,  142). 

Rektor  Bake,  Schola  Ruppinensis;  1718.  —  Krüger,  Abrifs  der  Geschichte  des 
Friedrich  Wilhelms-Gymnasiums  zu  Neu-Ruppin,  Progr.  1037.  —  (Jhr.  Joh.  Hoppe^  Rektores 
der  Neu-Ruppinischen  Schule;  Neu-Ruppin  1744. 

Die  bereits  vor  der  Reformation  gegründete  lateinische  Schule  wurde  1541  auf 
Befehl  des  Kurfürsten  Joachim  IL  gleich  anderen  evangelisch  gewordenen  Schulen  re- 
organisiert. In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  ging  sie  stark  zurück;  der 
Versuch,  sie  unter  Zurückdrängung  der  alten  Sprachen  nach  Rousseau-Basedowschen 
Grundsätzen  umzugestalten,  scheiterte  an  der  Kärglichkeit  der  für  die  Besoldungen  zur 
Verfügung  stehenoen  Mittel.  Eine  Feuersbrunst  zerstörte  am  26.  August  1787  das 
Schulhaus.  König  Friedrich  Wilhelm  II.  liefs  ein  neues  erbauen;  ihm  zu  Ehren  erhielt 
die  Anstalt  den  Sfamen  Friedrich  Wilhelms-Schule.  Am  12.  November  1812,  nachdem 
das  Klassensystem  an  die  Stelle  des  Fachsystems  getreten  war,  wurde  sie  als  Gymnasium 
anerkannt;  1816  führte  die  Bewilligung  eines  Staatszuschusses  von  2050  Thalem  zur 
Einrichtung  eines  Königlichen  Kompatronats.  Seit  Ostern  1894  wird  statt  des  Griechischen 
in  den  Klassen  U  III— Uli  Ersatzunterricht  im  Englischen  und  in  den  Realien  erteilt; 
1897  erhielt  die  Anstalt  die  Berechtigung,  auch  den  Schülern,  die  an  diesem  Ersatz- 
unterrichte teilgenommen  haben,  Zeugnisse  über  die  wissenschaftliche  Befähiguns  für 
den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst  auszustellen.  Die  Vorschule  hat  1885  ihre  dritte 
Klasse  erhalten.  Gröfste  Schülerzahl  (390)  im  Winter  1872/73,  kleinste  (226)  im  Jahre  1891. 

Direktor:  Dr.  Heinrich  Begenmnn  seit  Michaelis  1889,  vorher:  Dr.  Gustav  FalHn 
1885—89,  Dr.  Küstei'  1872-85. 

9  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  10  Oberlehrer,  3  technische,  2  Vorschullehrer 
(der  erste  Gesanglehrer  ist  zugleich  Kantor,  der  zweite  Organist  an  der  Pfarrkirche), 
alle  evangelisch. 

Das  Anstalts^ebäude  wurde  in  den  Jahren  1889—98  allmählich  mit  einem  durch- 
schnittlichen jährlichen  Aufwände  von  3500  Mk.  in  allen  seinen  Teilen  ausgebessert 
oder  erneuert.  Für  den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Turnhalle  mitbenutzt,  för 
Jugendspiele  steht  dem  Gymnasium  wöchentlich  an  zwei  Nachmittagen  der  mitten  in 
der  Staoi  gelegene  Friedrich  Wilhelms-Platz  zur  Verfügung. 

Die  Lehrerbibliothek  zählt  10794,  die  Schülerbibliothek  2204,  die  Hilfsbibliothek 
856,  die  „Litteratura  gymnasii"  117  Bände.  Das  vom  Landrate  Grafen  v.  Zielen 
gegründete  „Zietensche  Museum",  eine  Sammlung  ethnographischer  Gegenstände  und 
vaterländischer  Altertümer,  enthält  753  Nummern  mit  1068  Stücken,  darunter  546  vor- 
geschichtliche Gegenstände. 

Stiftungen:  a)  Die  Günther-Ebell-Stifung.  Zur  Unterstützung  von  Hinterbliebenen 
der  Lehrer.  Bestand  21 146  Mk.  b)  Die  Starke-Stiftung.  Zu  Schülerstipendien.  Bestand 
3395  Mk.  c)  Die  Juncker- Kien itz- Stiftung.  Vom  Rechtsanwalt  Herrn. «/.  1885  begründet, 
ht  bestimmt,  tüchtige  Lehrer  in  Neu-Ruppin  festzuhalten ;  Vs  der  Zinsen  wird  alQährlich 
unter  die  Lehrer  verteilt.  Bestand  61 902  Mk.  d)  Das  Vermächtnis  des  Geschichtsmalers 
E.  G.  0.  Schneider.  Die  Hälfte  der  Zinsen  soll  zu  Stipendien  für  Schüler,  die  Anlagen 
för  bildende  Kunst  zeigen,  verwendet  werden.  Bestana  25334  Mk.  e)  Das  Vermächtnis 
des  Professors  Lenhoff  und  Frau.  Zu  Schülerstipendien.  1500  Mk.  f)  Der  Kreis 
Ruppin  hat  1893  auf  Antrag  des  Direktors  3  Freistellen  errichtet,  g)  4  üniversitäts- 
stipendien.  Bestand  5567,  12675,  3235,  4910  Mk.  h)  Die  aus  dem  Böhmschen  Ver- 
mächtnisse (Bd.  II  S.  136)  gegründete  Lehrerwitwenkasse  wurde  1895  der  Stadtgemeinde 
überwiesen,  als  diese  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  übernahm, 
i)  Die  Wilke- Stiftung.  Zur  Förderung  des  Gesangunterrichts.  Bestand  36090  Mk. 
k)  Fonds  zur  Pflege  der  Jugendspiele  und  zur  Unterstützung  bei  Tumfahrten  (1890  ge- 
gründet, Bestand  §62  Mk.),  sowie  zu  Prämien  am  Geburtstage  Sr.  Majestät  des  Kaisers 
und  Königs  (1901  gegrünaet,  Bestand  263  Mk.).  —  Die  Stiftungen  zu  a— h  werden  vom 
Magistrat  verwaltet. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Königlicher  Kompatronats- 
kommissarius  ist  seit  1889  der  Landrat  Frhr.  v.  dem  Knesebeck-Mylendonch  Gesamt- 
ausgabe 98923  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  29838  Mk.,  des  Staates  31800  Mk.  Schulgeld 
120  Mk.,  in  der  Vorschule  90  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum 
Normaletat,  die  feste  Zulage  nach  §  9,  1  a — c.  Der  Direktor  und  4  Oberlehrer  haben 
Dienstwohnung.  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  durch  Statut  vom  28.  Mai 
1885  und  Nachtrag  vom  25.  September  1899  geordnet. 

16* 


—    244    — 
Schwedt  a.  O. 

(Herrschaft  Schwedt.    9781  Einwohner.) 

Hohenzollem-Gymnasiuiii« 

Dr.  H.  Zschau,  Die  Entwickelung  des  höheren  Schulwesens  der  Stadt  Schwedt» 
Progr.  1889. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet,  Michaelis  1878  als  Progymnasium 
eröffnet  und  als  solches  durch  Erlafs  vom  31.  Januar  1883  anerkannt  worden.  Durch 
Erlafe  vom  12.  Oktober  dess.  J.  wurde  ihre  Erweiterung  zu  einem  Gymnasium  genehmigt, 
als  solches  wurde  sie  am  19.  April  1886  anerkannt.  Durch  Königliche  Kabinettsordre 
vom  4  Juli  1888  wurde  ihr  die  Bezeichnung  „Hohenzollem-Gymnasium"  beigelegt.  Seit 
ihrer  Gründung  besitzt  sie  eine  Vorschule. 

Direktor:  Dr.  Albert  Wodrig  seit  dem  1.  Januar  1896,  vorher:  Dr.  Hermann 
Zschau  1878—95. 

7  Klassen  (0  I  und  U  I  sind  vereinigt ,  0  II  und  U  II  nur  in  7  Stunden  getrennt), 
2  Yorschulklassen;  7  Oberlehrer,  3  techn.  und  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  im  Jahre  1876  mit  einem  Kostenaufwande  von  90321  Mk. 
erbaut  worden.  Das  Gymnasium  nimmt  nur  die  eine  Hälfte  desselben  ein,  die  andere 
ist  der  Knaben-Volksschule  überwiesen.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  Lehrer- 
bibliothek zählt  4146  Bände. 

Am  19.  Januar  1788  hat  der  damalige  Inhaber  der  Majoratsherrschaflen  Schwedt 
und  Wildenbruch,  Friedrich  Heinrich  Prinz  von  Preufeen,  ein  Kapital  von  2000  Thalern 

Sestiftet,  dessen  Zinsen  in  erster  Linie  zu  Stipendien  für  zwei  Studierende  aus  der 
lajoratsherrschaft,  eventuell  zum  Besten  der  Stadtschule,  als  zur  AnschafiFung  von  In- 
strumenten, Büchern  u.  dgl.  verwendet  werden  sollen.  Der  hieraus  entstandene  Mark- 
gräfliche Stipendien -ÜberschuCsfonds  beträgt  jetzt  3000  Mk.  und  wird  vom  Kronfidei- 
kommife-Rentamt  verwaltet.  Die  Zinsen  werden  jährlich  dem  Direktor  des  Gymnasiums 
ausgehändigt. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  54450  Mk., 
Zuschufs  der  Stadt  28 184  Mk.,  des  Staates  7900  Mk.  Schulgeld  in  VI  und  V  80  Mk., 
IV  90,  in  100,  II  und  I  120  Mk.,  in  der  Vorschule  60  bezw.  48  Mk. 

Die  Besoldungen  sind  nach  dem  Normaletat  vom  4.  Mai  1892  geregelt.  Die 
Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial- Witwen-  und  Waisenkasse  versichert. 


^Vittstock. 

(P  r  i  e  g  n  i  t  z.    7452  Einwohner.) 

Oymnasiiun  (I,  118.    U,  137.    UI,  143). 
Grosser,  Überblick  über  die  ersten  25  Jahre  des  Gymnasiums,  Progr.  1894. 

Die  1835  errichtete  städtische  Knabenschule  wurde  Michaelis  1858  zu  einer  Real- 
schule erweitert  und  als  solche  mit  den  Klassen  VI— II  und  2  Vorschulk lasen  eröffnet. 
Am  22.  Juni  1863  wurde  sie  als  Realschule  2.  Ordnung,  am  28.  September  1864  als 
Realschule  1.  Ordnung  anerkannt.  Michaelis  1867  begann  die  Umwandlung  in  ein 
Gymnasium,  Ostern  1869  war  dieselbe  vollendet,  und  Michaelis  1870  wurde  die  erste 
Reifeprüfung  an  dem  nunmehrigen  Gymnasium  abgehalten.  Ostern  1888  wurde  die  An- 
stalt vom  Staate  übernommen,  ein  Jahr  darauf  wurde  die  Vorschule  aufgehoben.  Gröfete 
Schülerzahl  (255)  1872/73,  kleinste  (122)  1897/98. 

Direktor:  Dr.  Wefsd  seit  Ostern  1900,  vorher:  Dr.  Hermann  Menge  1894—1900, 
Dr.  Grosser  1875-94,  Dr.  Volz  1872—74. 

8  Klassen  (Ol  und  UI  sind  vereinigt);  8  Oberlehrer,  1  etatsmäüsiger  wissensch. 
Hilfsl,  1  techn.  Lehrer;  der  Hilfslehrer  ist  jüdisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  3200  Werke  in 
5977  Bänden. 

Aus  dem  Ertrage  wissenschaftlicher  Vorträge  wurde  am  17.  Jan.  1864  ein  Schul- 
stipendium gegründet.    Bestand  2788  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Schulgeld  120  Mk.  Gesamtausgabe 
64450  Mk.,  Bedürfniszuschufs  35450  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


—    245    — 
Perlebergr. 

(Hauptstadt  der  Priegnitz.    8456  Einwohner.) 

Realgrymnaslum  (I,  117.    II,  186.    III,  143). 

NicksCy  Beiträge  zur  Geschichte  der  Stadt  Perleberg,  Progr.  1854.  —  Progr. 
1861 — 63. 

Die  seit  älterer  Zeit  bestehende  „grofse  Stadtschule"  entliefs,  obwohl  sie  nicht 
mehr  als  4  Lehrer  zählte,  bis  gegen  das  Ende  des  18.  Jahrhunderts  ihre  Schüler  zur 
Universität.  Dann  aber  geriet  sie  durch  den  Krieg  und  den  häufigen  Wechsel  der 
Rektoren   schnell   in  Verfall.    Während  der  30er  Jahre  wurde  sie  in  der  Weise  um- 

festaltet,  dafe  sie  eine  3 klassige  Elementarschule,  eine  1  klassige  Mittelschule  und  eine 
klassige  höhere  Bürgerschule  in  sich  vereinigte,  und  bis  zum  Jahre  1840  hob  sie  sich 
so  weit,  dafs  ihr  die  Befugnis  zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen  nach  der  In- 
struktion von  1832  erteilt  werden  konnte.  Am  7.  April  1853  erhielt  sie  den  Namen 
„Realschule",  am  6.  Oktober  1859  kam  sie  in  die  2.  Ordnung,  und  am  11.  Juni  1861 
wurde  sie  in  die  1.  Ordnung  der  Realschulen  versetzt.  Am  30.  Mai  1890  wurde  das 
nunmehrige  Realgymnasium  vom  Staate  übernommen.  Die  Ostern  1864  eröffnete  Vor- 
schule ist  Ostern  1882  aus  dem  Etat  des  Realgymnasiums  ausgeschieden  und  der  Auf- 
sicht der  Königlichen  Regierung  unterstellt  worden,  jedoch  unter  der  Leitung  des  Direktors 
des  Realgymnasiums  verblieben.  Mit  diesem  ist  seit  Michaelis  1890  eine  Seminar- 
anstalt verbunden.  Gröfete  Schülerzahl  (324  und  62  Vorschüler)  im  Sommer  1875,  seit- 
dem allmählicher  Rückgang  bis  auf  100  +  30  im  Sommer  1899,  wahrscheinlich  infolge 
der  Gründung  höherer  Schulen  in  benachbarten  Städten  und  der  Erhöhung  des  Schul- 
geldes.   Ostern  1891  feierte  der  Vorschullehrer  Bogge  sein  50jähriges  Dienstjubiläum. 

Direktor:  0.  Vogd  seit  Michaelis  1876,  vorher:  Dr.  Ed.  Laubert  1869—76. 
Außerdem  hat  an  der  Anstalt  u.  a.  unterrichtet  i  Nelson  (1884—86),  jetzt  Provinzial- 
schnlrat  in  Koblenz. 

8  Klassen;  8  Oberlehrer,  3  techn.  und  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Für  den  Turnunterricht  steht  die  von  der  Stadt  erbaute  Turnhalle  zur  Verfügung. 
Die  Lehrerbibliothek  zählt  2504  Bände. 

Die  Anstalt  besitzt  einen  Stipendienfonds  von  500  Mk.  und  einen  Prämienfonds 
von  300  Mk. 

Das  Realgymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  62880  Mk., 
Bedürfniszuschulk  32  580  Mk.    Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  70  Mk. 


Luckenwalde^ 

(Mittelmark.    20986  Einwohner.) 

Bealprogymnaslum  (III,  139). 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1863  mit  den  beiden 
Progymnasialklassen  VI  und  V  eröffnet  worden.  Sie  wurde  dann  zu  einer  höheren 
Bürgerschule  entwickelt,  erhielt  1869  die  Berechtigung  zur  Abhaltune  von  Abffangs- 
prüiungen  und  wurde  1880  als  eine  in  allen  ihren  Klassen  den  entsprechenden  Klassen 
einer  Realschule  gleichstehende  höhere  Bürgerschule  anerkannt.  Seit  1870  besteht 
eine  Vorschulklasse.  Grö&te  Schülerzahl  (137  und  41  Vorschüler)  i.  J.  1876/77,  kleinste 
(80  +  13)  am  1.  Febr.  1880. 

Direktor:  Dr.  Vogel  seit  Ostern  1875,  vorher:  Pauli  1869—75. 

6  Klassen  und  1  Vorschulklasse ;  5  Oberlehrer,  1  techn.  und  Elementarl.,  1  Vor- 
schull.,  alle  evangelisch. 

Die  Turnhalle  und  der  Turnplatz  werden  von  den  übrigen  städtischen  Schulen 
mitbenutzt.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  2228  Werke. 

Am  31.  März  1888  wurde  von  früheren  Schülern  eine  Prämien  Stiftung  gegründet, 
Bestand  1468  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  42  769  Mk., 
Zuschulß  der  Stadt  19  991  Mk.,  des  Staates  11450  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vor- 
schule 60  Mk. 


—    246    — 
Nauen. 

(M  i  1 1  e  1  m  a  r  k.    8603  Einwohner.) 

BealprogymnaAluin. 

Stwreebein,  Kurze  aktenmäfeige  Geschichte  der  Entwickelung  der  höheren  Bürger- 
schule, Progr.  1876. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Gemeinde  gegründet  und  Ostern  1869  erö£Ehet  worden. 
Nach  Abhaltung  der  ersten  Reifeprüfung  wurde  sie  am  7.  Mai  1875  als  höhere  Bürger- 
schule anerkannt.  Seit  ihrer  Gründung  besitzt  sie  eine  Vorschule.  Grö&te  Schüier- 
zahl  (193)  im  Sommer  1877,  kleinste  (88)  im  Winter  1896/97. 

Direktor:  Dr.  Ludwig  Fries  seit  1.  Oktober  1896,  vorher:  Dr.  Friedrich  Schaper 
1882—96,  Liebhold  1876—82,  Oberpfarrer  Dr.  Stürzehein  provisorisch  Michaelis  1875  bis 
Ostern  1876,  Fd.  Sommerfeld  Ostern  bis  Michaelis  1875,  Dr.  Stürzebein  provisorisch 
Michaelis  1874  bis  Ostern  1875,  Dr.  Leist  1873—74. 

6  Klassen  und  2  Vorschulklassen;  5  Oberlehrer,  1  wissensch.  Hilfsl.,  1  techn.  und 
Elementarl.,  1  Vorschull.;   1  Oberl.  ist  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden,  für  Spiele  wird  ein  Platz  in  den  sog.  Anlagen  be- 
nutzt.   Die  Lehrerbibliothek  enthält  1800  Bände. 

Aus  dem  Ertrage  von  Vorträgen  der  Lehrer  ist  ein  Unterstützungsfonds  für  be- 
dürftige Schüler  gebildet  worden,  Bestand  958  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  einem  Mitgliede  des  Magistrats, 
2  Stadtverordneten,  dem  ersten  Geistlichen  und  dem  Direktor.  Gesamtausgabe  50  M8  Mk., 
Zuschufe  der  Stadt  26019  Mk.,  des  Staates  14650  Mk.  Besoldungen  nach  dem  dritten 
Nachtrage  zum  Normaletat,  die  feste  Zulage  nach  §  9,  1  a— c.  Schulgeld  in  II 
108  Mk.,  in  III— VI  100  Mk.,  in  der  iV^orschule  60  Mk. 


Rathenow. 

(M  i  1 1  e  1  m  a  r  k.    21 043  Einwohner.) 

Prog^ymnasiuin  mit  Realabteilungen  (II,  134.    III,  142). 

Die  alte,  bald  nach  Einführung  der  Reformation  gegründete  evangelische  lateinische 
Schule,  die  „große  Stadtschule",  wurde  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  eine  4kla88ige 
Stadtschule;  damit  war  sie  aus  der  Zahl  der  gelehrten  Schulen  ausgeschieden.  1854 
wurden  auf  der  Unterlage  von  3  Elementarklassen  2  Gymnasial-  und  2  Realklassen 
aufgebaut,  Michaelis  1865  wurde  die  neue  Anstalt  als  höhere  Bürgerschule  reorganisiert 
und  als  solche  1868  anerkannt,  1897  erhielt  sie  die  erweiterten  Berechtigungen  dieser 
Schulgattung.    Ostern  1896  wurde  mit  der  Umwandlung  in  eine  Realschule  und  Ostern 

1898  mit  der  Angliederung  von  Gymnasialabteilungen  begonnen.  Das  Progymnasium 
wurde  am  27.  April  1901  anerkannt.  Die  6  Klassen  der  Anstalt  sind  für  den  Unten-icht 
in  den  fremden  Sprachen  je  in  eine  reale  und  eine  gymnasiale  Abteilung  geschieden; 
in  den  übrigen  Fächern  werden  beide  Abteilungen,  soweit  angängig,  gemeinsam  unter- 
richtet.   Die  Vorschule  besteht  seit  1874. 

Direktor:  G,  Weisker  seit  Ostern  1872. 

6  Klassen  und  2  Vorschulklassen;  7  Oberlehrer',  1  wissensch.  Hilfsl.,  2  techn., 
2  Vorschull.,  alle  evangelisch. 

1884  wurde  eine  Turnhalle  gebaut  (Kosten  15000  Mk).  Dicht  daneben  liegt  der 
neue  Turnplatz;  der  alte  Turnplatz  im  Walde  wird  für  die  Jugendspiele  benutzt.  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  10  200  Bände. 

An  der  Bergmannschen  Stiftung  (gegründet  4.  Juni  1696,  Bestand  25  725  Mk.)  und 
der  Schubart-Stiftune  (gegründet  24.  Dezember  1781,  Bestand  12366  Mk.)  für  „Prediger- 
und Schulkollegen-Witwen"  haben  der  Direktor  und  mehrere  Lehrer  Anteil. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  65600  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  25  369  Mk.,  des  Staates  14  200  Mk.  Schulgeld  100  Mk.,  in  der  Vor- 
schule 80  Mk. 

Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  durch  Statut  vom    ^J  ■,..  . 

*o^/v  1  Iß«  Mai 

1899  geregelt. 


—    247     - 
Wrlezen. 

(Barnim.    7015  Einwohner.) 

Bealprogrymnasium  (II,  140.    III,  145). 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  als  höhere  Bürgerschule  gegründet  und 
Ostern  1864  mit  den  Klassen  VI  bis  III  eröffnet  worden.  Ostern  1865  erhielt  sie  eine 
Sekunda  und  Ostern  1866  eine  Yorschulklasse ;  Ostern  1867,  nach  Abhaltung  der  ersten 
Entlassungsprüfun^ ,  wurde  sie  als  höhere  Bürgerschule  staatlich  anerkannt.  Ostern 
1870  erhielt  sie  die  erweiterten  Berechtigungen  der  höheren  Bürgerschulen,  d.  h.  sie 
wurde  bezüglich  ihrer  Klassen  den  der  Realschulen  erster  Ordnung  vollständig  gleich- 
gestellt. Durch  Genehmigung  eines  Staatszuschusses  wurde  1874  ein  Königliches  Kom- 
patronat  begründet.  Ostern  1893  wurde  die  Vorschule  eingezogen.  Gröfste  Schülerzahl 
(210)  im  Sommer  1874,  kleinste  (72)  im  Winter  1896/97. 

Direktor:   E.  Gentz  seit  1.  April  1867. 

6  Klassen;   5  Oberlehrer,  1  Elementarl.,  1  technischer  Lehrer,  alle  evangelisch. 

Für  den  Turnunterricht  werden  die  Turnhalle  und  der  Turnplatz  des  Männer- 
turnvereins gegen  Miete  benutzt.  Für  Jugendspiele  steht  ein  unmittelbar  neben  dem 
Schulhause  liegender  Platz  zur  Verfügung.   Die  Lehrerbibliothek  umfalst  etwa  856  Werke. 

Stiftungen:  a)  Vermächtnis  der  Frau  Deichhauptmann  Stnaoe  vom  Jahre  1802, 
jährlich  84  Mk.,  zu  Unterstützungen  für  2  Schüler,  b)  Der  Prämienfonds,  vom  Dr.  Sträter 
gegründet.    Bestand  1013  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  49875  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  23065  Mk.,  des  Staates  19 175  Mk.,  Schulgeld  100  Mk.  Besoldungen 
nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  9,  1  a — c.  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Havelbersr. 

(Priegnitz.    6651  Einwohner.) 

Realschule. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  als  höhere  Bürgerschule  gegründet  und' 
Ostern  1880  mit  den  Klassen  VI  bis  IV  eröffiiet  worden.  Am  25.  März  1884  wurde 
sie,  nachdem  sie  sich  inzwischen  bis  zur  0  II  entwickelt  hatte,  als  Realprogymnasium 
anerkannt  Der  von  Ostern  1885  an  allmählich  eingeführte  gymnasiale  Nebenunterricht 
wurde  Ostern  1888  aufgehoben.  Nachdem  Ostern  1892  infolge  der  Schulreform  die  0  II 
in  Wegfall  gekommen  war,  beschlossen  die  städtischen  Körperschaften  die  Umwandlung 
in  eine  Realschule.  Dieselbe  war  Ostern  1900  so  weit  gediehen,  dafe  die  erste  Ent- 
lassungsprüfunff  abgehalten  werden  konnte.  Die  Vorschule  besteht  seit  der  Gründung 
der  Anstalt.  Grö&te  Schülerzahl  (zwischen  154  und  157  einschl.  Vorschüler)  in  den 
Jahren  1882-87,  kleinste  (100-98)  in  den  Jahren  1893—96. 

Direktor:  0.  Tüselmann  seit  Ostern  1900,  vorher:  John  seit  Gründung  der  Schule. 

6  Klassen  und  2  Vorschulklassen ;  5  Oberlehrer,  1  technischer  und  2  Elementarl., 
alle  evangelisch. 

Ein  Turnplatz  ist  vorhanden;  im  Winter  wird  für  den  Turnunterricht  ein  gemieteter 
Saal  benutzt.    Die  Lehrerbibliothek  besteht  aus  514  Bänden. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  einem  weiteren  Mitgliede  des 
Magistrats,  zwei  Stadtverordneten,  dem  Oberpfarrer  und  dem  Direktor. 

Gesamtausgabe  44500  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  19775  Mk.,  des  Staates  15450  Mk., 
Schulgeld  80  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste 
Zulage  nach  §9,  1  a — c.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial- 
Witwen-  und  Waisenkasse  versichert. 

W^lttenbepgre. 

(Priegnitz.    16258  Einwohner.) 

Bealschule. 

Am  18.  April  1895  wurde  eine  Privatknabenschule  mit  den  nach  dem  Lehrplane 
der  Realschule  eingerichteten  Klassen  VI  und  V  eröfinet.    Ostern  1898  wurde  sie  von 
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der  Stadtgemeinde  übernommen,  Ostern  1899  als  eine  in  der  Entwickelung  begriffene 
Realschule  anerkannt  und  dem  Aufsichtsbereiche  des  ProvinzialschulkoUegiums  über- 
wiesen. Seit  Ostern  1900  besitzt  sie  die  vollen  Rechte  einer  Realschule.  Mit  den 
Klassen  VI  bis  IV  sind  Parallelkurse  für  wahlfreien  Unterricht  im  Lateinischen  ver- 
bunden. Die  Schüler,  welche  an  demselben  teilnehmen,  sind  von  dem  in  den  Real- 
klassen erteilten  Unterricht  im  Französischen  befreit  und  erhalten  in  diesem  Gegenstande, 
unter  Entbindung  vom  Schreibunterricht,  besonderen  Unterricht. 

Direktor:   Dr.  Wamecke  seit  Ostern  1899. 

6  Klassen;  4  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Zeichenl.,  1  Elementar!., 
alle  evangelisch. 

Das  neue  Schulhaus  ist  Ostern  1901  bezogen  worden;  Kostenanschlag  100000  Mk. 
Für  den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Turnhalle  mitbenutzt.  Die  Lehrerbibliothek 
zählt  300  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Stadtverordneten- 
vorsteher, dem  Direktor,  2  Mitgliedern  des  Magistrats,  8  Stadtverordneten  und  2  stimm- 
fähigen Bürgern. 

Gesamtausgabe  87004  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  19794  Mk.,  Schulgeld  100  Mk., 
für  auswärtige  Schüler  120  Mk.,  für  Nebenunterricht  im  Lateinischen  40  Mk.  Be- 
soldungen nach  dem  dritten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  9,  1  a— c. 
Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  wie  an  Staatsanstalten. 


Regiemngsbezirk  Frankftirt  0. 

Frankfurt  a.  O. 

(Mittel mark.    61885  Einwohner.) 

Hinsichtlich  der  höheren  Schulen  hat  sich  seit  mehreren  Jahrzehnten 
nichts  geändert.  Nach  wie  vor  besteht  neben  dem  vom  Staate  unter- 
haltenen Friedrichs  -  Gymnasium  nur  noch  das  von  der  Stadtgemeinde 
unterhaltene  Realgymnasium  (Oberschule). 

Friedrlchs-OymnaBium  (l,  121.    II,  140.    III,  146). 

Hering,  Beiträge  zur  Geschichte  der  evangelisch -reformierten  Kirche  in  den 
preuftisch-brandenburgischen  Ländern,  Bd.  I,  S.  78  ff.;  Breslau  1784.  —  Geschichte  der 
Kri.  Friedrichs-Schule,  Säkularschrift,  Frankfurt  1794.  —  Progr.  1779, 1783,  1813,  1863.  — 
Schwarze,  Geschichte  des  Friedrichs -Gymnasiums,  Progr.  1869.  —  Schneider,  desgl, 
1869—94,  in  der  Festschrift  zur  200jährigen  Jubelfeier,  Frankfurt  1894  (Trowitzsch  k  Sohn). 

Durch  Urkunde  vom  24.  Februar  1694  erteilte  Kurfürst  Friedrich  III.  der  evan- 
gelisch-reformierten  Gemeinde  die  Konzession  zur  Errichtung  einer  Schule,  in  der  nicht 
nur  die  Elementarkenntnisse  gelehrt,  sondern  auch  die  heranwachsende  Jugend  für  die 
Universität  vorbereitet  werden  sollte.  Als  Schulhaus  war  das  alte  Rathaus  in  der 
Oderstralse  angekauft  worden;  zu  dessen  Ausbau  gingen  von  nah  und  fem  Beiträge  ein. 
Am  12.  Juli  1694,  dem  Geburtstage  des  Kurfürsten,  wurde  die  Schule  eröffiiet.  Ihre 
Unterhaltung  wurde  durch  eine  Schenkung  des  Freiherrn  Franz  v.  Schönaich  ermöglicht, 
welcher  eine  unablösliche,  auf  ewige  Zeiten  mit  6®/o  verzinsliche  Schuld  von  5000  Thalem 
auf  sein  Gut  Gersdorf  eintragen  liefs.  Auch  später  erhielt  die  Anstalt  mannigfache 
Zuwendungen.  Trotzdem  hatte  sie  zu  Ende  des  18.  und  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
mit  finanziellen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen.  Im  Jahre  1813  gingen,  nachdem  die 
Oberschule  (s.  den  folgenden  Artikel)  in  eine  Stadtschule  umgewandelt  war,  die  beiden 
obersten  Lehrerstellen  derselben  mit  ihrer  Dotation  an  die  Friedrichs- Schule  über;  zu- 
gleich   wurde    ein    neuer   Staatszuschufs   von    700  Thalern   jährlich    zugesichert.     Die 


')  In  Frankfurt  besteht  der  -Centralverein  zur  Unterstützung  hilfsbedürftiger  Gym- 
nasiasten des  Regierungsbezirks  Frankfurt".  Der  Verein  hat  in  allen  Gymnasialntädteu 
des  Bezirkes  Zweigvereine.    Vgl.  auch  die  Bemerkung  auf  S.  198. 
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Anstalt  wurde  als  Gymnasium  reorganisiert,  als  solches  am  12.  Oktober  1818  neu 
eröffiiet  und  erhielt  am  26.  November  1814  den  Namen  „Friedrichs-Gymnasium '^.  An 
dem  Patronat  waren  nunmehr  aulser  der  Kirchengemeinde  auch  die  Stadtgemeinde  und 
seit  1817  der  Staat  beteiligt;  die  Eigentumsrechte  der  Stadtgemeinde  an  dem  von  der 
Oberschule  übergegang[enen  Fonds  blieben  unangetastet.  Michaelis  1867  wurde  die  als 
Privatunternehmen  eiTichtete  Vorschule  mit  dem  Gymnasium  vereinigt.  Auf  Grund  des 
Vertrages  vom  10.  Dezember  1874  wurde  die  Anstalt  vom  Staate  übernommen;  die 
Stadtgemeinde  verpflichtete  sich,  zur  Unterhaltung  jährlich  9000  Mk.  beizutragen.  Seit 
Michaelis  1899  ist  mit  dem  Gymnasium  ein  pädagogisches  Seminar  verbunden. 

Das  am  1.  Februar  1777  gegründete  Alumnat  (Kommunität)  wurde  Michaelis  1882 
aufgelöst.  Die  Fonds  desselben  gingen  bei  der  Verstaatlichung  in  das  Eigentum  der 
reformierten  Gemeinde  über.  Der  Verpflichtung  zu  ihrer  bestimmungsmäßigen  Ver- 
wendung wird  jetzt  in  der  Gestalt  von  Geldzahlungen  an  bedürftige  Schüler  genügt. 

Am  5.  Juli  1894  feierte  die  Anstalt  das  Jubelfest  ihres  200jährigen  Bestehens. 
Gröfete  Schülerzahl  (541  ausschl.  Vorschüler)  im  Sommer  1886,  kleinste  (389)  im 
Sommer  1895. 

Direktor:  Dr.  Georg  Schneider  seit  1.  Oktober  1901,  vorher:  Dr.  Conrad  Beth- 
wisch  1894—1901,  Georg  Aem  1882—94,  Dr.  K.  Kock  1868—82.  Außerdem  haben  an 
der  Anstalt  u.  a.  gewirkt:  Dr.  Leop.  Bänke,  Lehrer  1818—25,  später  Wirklicher  Geheimer 
Rat  und  Professor  der  Geschichte  in  Berlin,  gestorben  1886;  Dr.  KliXj  Probekandidat 
Michaelis  1845/46,  später  Geheimer  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Berlin,  Dr.  Gern, 
ord.  Lehrer  1867— o8,  jetzt  Geheimer  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Berlin.  Zu 
den  ehemaligen  Schülern  gehört  u.  a.  der  verstorbene  Reichskanzler  Graf  Caprivi. 

16  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  17  Oberlehrer,  1  technischer  und  1  Elementarl. ; 
1  Oberlehrer  ist  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch.  Für  den  Religions- 
unterricht der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Gubener  Strafee  18)  ist  Michaelis  1882  in  Benutzung  genommen 
worden;  Gesamtkosten  einschl.  des  Wohnhauses,  der  Turnhalle  und  der  Nebenbauten 
350000  Mk.  Als  Turnplatz  dient  der  Schulhof  An  der  Anstalt  besteht  ein  Gymnasial- 
Tuniverein,  ein  Gymnasial-Ruderverein  und  ein  „Wissenschaftlicher  Verein". 

Die  Lehrerbibliothek  besteht  aus  drei  Abteilungen,  der  Westermannschen  (Ge- 
schenk des  Professors  Dr.  W,  1748)  mit  10700  Bänden,  der  Popposchen  (Geschenk  des 
Direktors  Dr.  P.,  gestorben  1868)  mit  3800  Bänden  und  der  Harmesschen  (Geschenk  des 
1892  verstorbenen  Oberlehrers  ff.)  mit  2500  Bänden.  Die  Schülerbibliothek  umfafst 
4200  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Oelrichssche  Stiftung  vom  Jahre  1799.  Zu  einem  Universitäts- 
stipendium  für  den  Schüler,  der  die  beste  lateinische  Rede  öffentlich  hält.  Bestand 
1500  Mk.  b)  Die  Popposche  Stiftung,  diente  zur  Vergütung  des  Malunterrichts.  Bestand 
8289  Mk.  c)  Die  Stiftung  des  1865  verstorbenen  Oberkonsistorialrats  ffavenstein.  Zu 
einem  Universitätsstipendium.  Bestand  8000  Mk.  dl  Die  v.  Schön aichsche  Stiftung  vom 
15.  Oktober  1694.  Zu  Zuwendungen  von  je  80  M:k.  an  Schüler.  Bestand  8000  Mk. 
e)  Die  Sedan- Stiftung.  1895  gegründet,  zur  Unterstützung  ehemaliger  Abiturienten 
während  der  Vorbereitung  für  den  Beruf;  die  Zinsen  sind  zum  Kapital  zu  schlagen, 
bis  dasselbe  auf  5000  Mk.  angewachsen  ist.    Bestand  1281  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  148710  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufe  79510  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  9000  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule 
100  Mk.  Die  jedesmaligen  vier  dienstältesten  Oberlehrer  sind  Mitglieder  der  Evange- 
lischen Special-Stadtschullehrer- Witwen-  und  Begräbniskasse  der  Provinzen  Brandenburg 
und  Pommern.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Bealerymnasinm,  Oberschule  (I,  128.    II,  142.    III,  146). 

B,  Schwarze^  Geschichte  des  ehemaligen  städtischen  Lyceums  zu  Frankfurt  von 
1829—1873,  in  den  Mitteilungen  des  Historisch -Statistischen  Vereins,  Heft  9—12.  — 
Wieckf,  Kurze  Geschichte  der  höheren  Bürgerschule  zu  Frankfurt,  Progr.  1848. 

Nur  wenige  urkundliche  Nachrichten  bezeugen  das  Vorhandensein  einer  Stadt- 
schule vor  der  Reformation,  und  erst  in  dem  ältesten  Stadtbuche  aus  der  Zeit  um  das 
Jahr  1425  sind  genauere  Angaben  zu  finden.  Nach  Einführung  der  Reformation  wurde 
durch  die  Kirchenvisitation  die  Lehrweise  der  lateinischen  Schule  (später  auch  Lyceum 
genannt)  geregelt.  Lange  Zeit  blieb  diese  in  dürftiger  Verfassung;  namentlich  machte 
sich  bei  ihr  der  Niedergang  des  Wohlstandes  der  Stadt  infolge  des  Dreifsigjährigen 
Krieges  geltend.     1789  wuroe  die  Schule   in  ein  neues,  dreistöckiges  Gebäude  auf  dem 
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sogenannten  Stadthofe,  gegenüber  der  Oberkirche,  verlegt ;  seitdem  führte  sie  den  heute 
noch  üblichen  Namen  Oberschule.  Zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  war  das  städtische 
Lyceum  infolge  unzureichender  Mittel  ganz  heruntergekommen  und  unfähig  geworden, 
die  Konkurrenz  der  Friedrichs-Schule  zu  ertragen.  Die  langen  Verhandlungen  zwischen 
der  Regierung  und  der  Stadtgemeinde  führten  endlich  dahin,  dafe  (Kabinettsordre  vom 
8.  Januar  1813)  fortan  nur  die  Friedrichs- Schule  als  Gymnasium  anerkannt,  die  Ober- 
schule zu  einer  Bürgerschule  umgewandelt  wurde  und  ihre  beiden  ersten  Lehrerstellen 
mit  ihren  Einkünften  an  die  Friedrichs -Schule  übergingen  (vgl.  den  vorigen  Artikel). 
Am  27.  April  1813  wurde  die  Oberschule  als  dreiklassige  Stadtschule  mit  drei  Yor- 
bereitungsklassen  neueröffnet.  1815  mulste  sie  ihre  schönen  Räumlichkeiten  der  nach 
Frankfurt  verlegten  Regierung  überlassen  und  sich  für  einige  Zeit  mit  einer  ehemaligen 
Stallmeisterwohnung  begnügen.  Am  26.  November  1824  bezog  sie  das  mit  einem  Kosten- 
aufwande  von  20827  Thalern  neuhergestellte  Kollegiengebände  der  früheren  Universität^). 
Ihre  Neugestaltung  wurde  so  thatkräftig  und  erfolgreich  weitergeführt,  da(s  ihr  nach 
Abhaltung  der  ersten  Abgangsprüfung  am  19.  Se])tember  1835  die  in  der  Instruktion 
von  1832  vorgesehenen  Berechtigungen  erteilt  werden  konnten.  Bei  Erlafs  der  Unter- 
richts- und  Prüfungsordnung  von  1859  wurde  sie  Realschule  zweiter  Ordnung,  und  am 
2.  November  1861  in  die  erste  Ordnung  erhoben.  GrÖfste  Schülerzahl  (488  und  96  Vor- 
schüler) Ostern  1901,  kleinste  (376  und  150  Vorschüler)  im  Jahre  1868. 

Direktor:  Dr.  Karl  Noack  seit  Michaelis  1899,  vorher:  Dr.  Karl  Laubert  1869—99. 

15  Klassen  (VI  bis  Uli  in  Wechselabteilungen)  und  3  Vorschulklassen;  15  Ober- 
lehrer, 2  wissenschaftliche  Hilfsl.,  1  Elementarl.,  1  Zeichen!.,  1  Gesangl.'X  ^  VorschuU., 
alle  evangelisch.  Die  wenigen  katholischen  Schüler  nehmen  an  dem  im  Friedrichs- 
Gymnasium  eingerichteten  Religionsunterrichte  teil;  die  jüdischen  Schüler  erhalten  be- 
sonderen Religionsunterricht. 

Turnplatz  und  Turnhalle  sind  vorhanden ;  die  Lehrerbibliothek  umfa&t  2923  Bände. 

Stiftungen:  a)  Vermächtnis  des  Dr.  med.  Daniel  Weifse  (gestorben  1797),  zu 
Schülerstipendien.  Bestand  745  Mk.  b)  Ein  ehemaliger  Schüler,  der  ungenannt  bleiben 
will,  schenkte  1867  ein  Kapital  von  1()00  Thalem,  dessen  Zinsen  zur  Beschafiung  von 
Schulbüchern  für  bedürftige  Schüler  zu  verwenden  sind,  c)  Die  Laubert-Stiftung.  Zu 
Ehren  des  Michaelis  1899  aus  dem  Dienste  ffeschiedenen  Direktors  Dr.  L.  von  Freunden 
und  ehemaligen  Schülern  desselben  gegründet,  zur  Unterstützung  bedürftiger  Schüler. 
Bestand  1065  Mk.  d)  Der  1899  verstorbene  Mühlenbesitzer  Max  OrUmder  hat  der  Stadt- 
gemeinde 5000  Mk.  vermacht,  deren  Zinsen  einem  würdigen  Sekundaner  zu  zahlen  sind. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Die  aus  drei  Mitgliedern 
des  Magistrats,  drei  Stadtverordneten  und  dem  Direktor  bestehende  „Realschuldeputation*' 
hat  im  wesentlichen  nur  eine  gutachtliche  Thätigkeit.  Gesamtausgabe  117385  Mk., 
Zuschuß  der  Stadtgemeinde  56  966  Mk.,  des  Staates  7000  Mk.  Schulgeld  100  Mk..  in 
der  Vorschule  72  Mk.,  für  auswärtige  Schüler  120  bezw.  90  Mk. 


CottbuB. 

(Herrschaft  Cottbus.    39327  Einwohner.) 

Das  früher  mit  Bealgymnasialklassen  verbundene  und  von  der  Stadt- 
gemeinde unterhaltene  Gymnasium  ist  vom  Staate  übernommen  worden. 
Nachdem  die  Stadt  eine  Realschule  gegründet  hatte,  nahm  der  Besuch 
jener  Realgymnasialklassen  stark  ab,  so  dafs  ihre  Auflösung  angezeigt  er- 
schien. Dieselbe  ist  im  Jahre  1894  zum  Abschlufs  gekommen.  In  der 
Stadt  befinden  sich  demnach  jetzt  an  höheren  Schulen  ein  vom  Staate 
unterhaltenes  Gymnasium  und  eine  von  der  Gemeinde  unterhaltene  Real- 
schule. 

Friedrich  Wilhelms-GymnaBiuiii  (l,  133.    II,  150.    III,  150). 

Guide ^  Nachrichten  zur  Geschichte  der  Stadt  und  Herrschaft  Cottbus;  Görlitz 
1786   und  87.  —   Lademann^  Kirchengeschichte    der   Stadt    und    Herrschaft    Cottbus; 


^)  Das  Gebäude  trägt  jetzt  noch  die  alte  Inschrift:   Ad  populos  exaitabo  Signum 
meum  et  afferent  filios  tuos  in  ulnis.    Jes.  XLIX. 

')  Als  solcher  wird  von  alters  her  der  Kantor  der  St.  Marienkirche  berufen. 
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Cottbas  1798.  —  Tzschimer^  Die  Benefizien  des  Gymnasiums,  Progr.  1859.  —  Progi*. 
1821,  48,  56—58,  60.  —  Prenzel,  Auf  dem  Cottbuser  Gymnasium  vor  drei  Jahrzehnten, 
Cottbus  1895  (Dissert.).  —  G.  Ebers,  Die  Geschichte  meines  Lebens,  Stuttgart,  Deutsche 
Yerlags-Anstalt,  1895. 

Die  den  Heiligen  Albinus  und  Äegidiu8  gewidmete  Schule  wurde  nach  Einführung 
der  Reformation  (1537)  eine  lutherische  lateinische  Schule,  blieb  aber  ein  Annexum  der 
Ober -(St.  Nikolai-)  Kirche.  Mit  den  zunehmenden  Vermögensverlusten  der  letzteren, 
namentlich  seit  dem  Dreifsigjährigen  Kriege,  gewann  der  Rat  der  Stadt  einen  erölseren 
Einflnfe  auf  die  Schule;  er  wirkte  bei  allen  neuen  Einrichtungen  mit  und  stellte  zwei 
Mitglieder  eines  Scholarchats,  dessen  Vorsitzender  der  geistliche  Inspektor  (Super- 
intendent) war.  Die  Anstalt  entliefs  seit  alter  Zeit  zur  Universität.  In  den  Jahren 
1817  und  1818  beschlofs  die  Stadt  eine  Reorganisation;  sie  wurde  dabei  durch  einen 
Zuschufs  aus  der  evangelischen  Rate  des  Neuzeller  Fonds  unterstützt,  mufste  sich 
allerdings  infolgedessen  die  Einrichtung  eines  Könifflichen  Kompatronats  gefallen 
lassen.  Am  20.  März  1820  wurde  das  Lyceum  als  fünfklassiges  Gymnasium  neu  eröffnet, 
und  durch  Kabinettsordre  vom  18.  Juni  desselben  Jahres  erhielt  es  die  Bezeichnung 
„Friedrich  Wilhelms -Gymnasium**.  Die  erste  Reifeprüfung  wurde  Michaelis  1821  ab- 
gehalten. 1855  wurde  die  VI  eingerichtet;  Ostern  1862,  nach  Einzug  in  das  neue  Gym- 
nasialgebäude (vgl.  die  Abbildung  in  Bd.  II),  wurde  die  III,  Michaelis  1869  die  II, 
Ostern  1897  die  I  geteilt.  Der  Michaelis  1856  eingerichtete  wahlfreie  Unterricht  im 
Wendischen  —  die  alte  Bezeichnung  des  Gymnasiums  als  „Wenden- Universität**  lebt 
auch  heute  noch  fort  —  hat  Ostern  1888  aufgehört.  Der  Versuch,  ihn  zu  Gunsten  der 
(jeistlichen  wieder  ins  Leben  zu  rufen,  scheiterte  an  dem  Mangel  eines  geeigneten  Lehrers. 

Ostern  1867  wurden  dem  Gymnasium  die  Realklassen  V  und  IV  angegliedert, 
Ostern  1868  trat  eine  VI  und  eine  III,  Ostern  1870  eine  II  hinzu.  Am  6.  Mai  1872 
wurden  die  Realklassen  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt,  und  am  29.  April  1875  er- 
hielten sie  die  erweiterten  Berechtigungen  dieser  Anstalten.  Die  Bealklassen  wurden 
indessen,  nachdem  die  untersten  in  Parallelabteilungen  der  entsjprechenden  Gymnasial- 
klassen umgewandelt  worden,  allmählich  einbezogen,  zuletzt  (Ostern  1894)  die  U  IL 
Ihr  Besuch  hatte,  seit  die  Stadtgemeinde  eine  lateinlose  Realschule  mit  erheblich 
niedrigeren  Schulgeldsätzen  eröffnet  hatte,  allmählich  abgenommen. 

,    ,      „                        6./9.  Dezember  1886         ,      ,. 
Auf  Grund  des  Vertrages  vom  4   Anril  1887 —   wurde  die  Anstalt  vom  Staate 

übernommen.  Die  Stadtgemeinde  zahlt  einen  jährlichen  Zuschuls  von  12081  Mk.  und 
kommt  auch  für  die  von  der  Kirchenkasse  bisher  gelieferten  Zahlungen  im  Gesamt- 
betrage von  1849  Mk.  jährlich  auf.  Die  Kirchengemeinde,  die  vom  Magistrate  zu  den 
Verhandlungen  über  die  Verstaatlichung  nicht  hinzugezogen  war,  hat  nämlich  die  Fort- 
zahlung jener  Zahlungen  verweigert  und  den  deshalb  angestrengten  Rechtsstreit  in  letzter 
Instanz  gewonnen* 

Bis  1741  versahen  zwei  Schüler  des  Lvceums  das  Amt  des  Küsters  der  deutschen 
und  der  wendischen  Kirche  und  bezogen  aafür  die  vollen  Einkünfte  desselben.  Seit- 
dem üben  sie  das  Vizeküsteramt  drei  Jahre  lang  aus  und  erhalten  als  Entgelt  beim 
Abgange  ein  städtisches  Universitätsstipendium  (jetzt  131,75  Mk.  jährlich).  Die  zum 
Teil  unklaren  Verhältnisse  zwischen  dem  Gymnasium  und  der  Kirche,  soweit  sie  die 
Befreiung  der  Geistlichen  vom  Schulgelde  für  ihre  Söhne  und  der  Lehrer  von  den 
Stolgebühren  betreffen,  werden  voraussichtlich  demnächst  zu  beiderseitiger  Zufriedenheit 
endgültig  geregelt  werden.  Dann  wird  aufser  jenem  Vizeküsteramte  zweier  Schüler  von 
dem  früneren  engen  Zusammenhange  der  Kirche  mit  dem  Gymnasium  nur  noch  die 
Schulkommunion  übrig  bleiben. 

Die  früher  gesondert  verwaltete  Vorschule  ist  1867  mit  dem  (jymnasium  verbunden 
worden.  Gröfste  Schülerzahl  des  Gymnasiums  (419  ausschl.  der  Kealklassen  und  der 
Vorschule)  im  Jahre  1888,  kleinste  (284)  im  Jahre  1893. 

Direktor:  Dr.  Bernhard  PreUsch  seit  1.  Oktober  1901,  vorher:  Dr.  Gearff  Schneider 
1891—1901,  Gotaob  Dütmar  1882-91,  Richard  NöUl  1873—82.  An  der  Anstalt  haben 
aulserdem  u.  a.  gewirkt:  Dr.  J.  Traugott  Tzsvhimer  1855—59,  Dr.  G»  Ad.  Klix  1848—52» 
beide  später  Frovinzialschulrat  in  Berlin. 

9  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  10  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  3  Vor- 
schull.,  alle  evangelisch. 

Für  den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Turnhalle  auf  Grund  des  Verstaat- 
lichungsvertrages mitbenutzt.  Seit  1898  besteht  ein  Fulsballklub ,  dem  für  seine  Spiele 
die  Benutzung  des  kleinen  Exerzierplatzes  gestattet  ist.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  etwa 
3500  Werke.  Daneben  besteht  die  Wendische  Bibliothek  mit  141  Werken,  darunter  die 
Handschrift  des  Joh.  Choinanus:  linguae  Vandalicae  ad  dialectum  districtus  Cottbusiani 
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formandae  aliqualis  conatus  1650.  Die  Sammlung  wendischer  Altertümer  (Bd.  I,  S.  1B4) 
ist  an  das  märkische  Provinzialmuseum  zu  Berlin  widerruflich  abgegeben  worden. 

S  t  i  f  t u  n g e  n ^) :  a)  Das  Vermächtnis  des  Kaufmanns  Ferd,  Lohedan,  Zu  Universitäts- 
Stipendien,  1845  mit  5000  Thalern  gestiftet,  jetzt  jährlich  zwei  Stipendien  zu  je  848  Mk. 
b)Der  seit  1820  bestehende  Gymnasialhilfsverein  und  der  am  I.Juli  1863  vom  Geheimen 
Sanitätsrat  Dr.  W,  Liersch  gegründete  jüngere  Schülerunterstützungsverein  (Bd.  II,  S.  151) 
haben  sich  zu  einem  neuen  Schüleruuterstützungsvereln  vereinigt.  Gesamtvermögen 
12000  Mk.  c)  Vermächtnis  des  Apothekers  Richter  von  1865.  Zur  Unterstützung  eines 
Schülers  der  0  III.  Bestand  600  Mk.  d)  Die  Fritz  Müllersche  Stiftung.  Zu  Universitäts- 
stipendien, 1873  mit  5000  Thalern  gegründet;  jetziger  Bestand  17400  Mk.  e)  Die  Auguste 
Contalsche  Stiftung,  desel.,  1877  mit  9000  Mk.  begründet,  f)  Die  Stiftung  des  Sub- 
rektors  Dr.  Rotter  von  1878.    Für  einen  Schüler  der  U  II.    Bestand  1251  Mk.    g)  Die 

1.  April  1896 
Lehrer -Witwen-  und  Waisenkasse,   Satzungen  vom  15   tlc»- — TSÖ7'    '^^^^^^^  ^OCK)  Mk. 

h)  Das  Stadt-  und  Kirchenstipendium  (Blasendorfsche),  im  Jahre  1639  zuerst  erwähnt, 
jährlich  131  Mk.,  für  studierende  Stadtkinder;  Verleihung  durch  den  Gemeindekirchenrat. 
i)  Das  Hofrat  Giesesche  Stipendium,  am  28.  August  1728  gegründet.  2  Stipendien  von 
je  73  Mk.  für  Cottbuser  Stadtkinder,  k)  Das  Prediger  Seiffertsche  Stipendium  für  Theo- 
logen, die  aus  Gottbus  gebürtig  sind,  am  25.  Mai  1794  gegründet,  jährlich  52  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  81850  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschuis  32520  Mk.  (außerdem  485  Mk.  aus  Staatsfonds  vermöge  rechtlicher  Verpflich- 
tung), Zuschufs  der  Stadt  12130  Mk.,  Schulgeld  120  Mk. 

Realschule. 

Die  Anstalt  ist  aus  einer  städtischen  Mittelschule  entstanden  und  am  1.  Mai  1889 
als  höhere  Bürgerschule  eröffnet  worden.  Ostern  1895  wurde  die  erste  Reifeprüfung 
abgehalten,  und  am  26.  Februar  1896  wurde  die  Schule  als  berechtigte  Realschule  an- 
erkannt.   Seit  ihrer  Gründung  besitzt  sie  eine  Vorschule. 

Direktor:  Dr.  Wilhelm  Ruchhöft  seit  1.  April  1899,  vorher:  Dr.  Rudolf  Heine 
seit  Begründung  der  Schule. 

12  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  8  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  8  Mittelschull.  und 
5  Vorschull.  1  Lehrer  ist  katholisch,  die  übrigen  sind  evangelisch.  Für  den  Religions- 
unterricht der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  Schulffebäude  (Bahnhofstralse  11)  ist  im  Jahre  1889/90  mit  einem  Kosten- 
aufwande  von  ^000  Mk.  errichtet  worden  j  es  wird  auiser  von  der  Realschule  noch 
von  der  Knabenmittelschule  und  der  Fortbildungsschule  benutzt.  Eine  Turnhalle  ist 
vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  umfafet  698  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium ,  bestehend  aus  dem  ersten  Bürgermeister  oder  dessen  Vertreter, 
zwei  von  ihm  zu  bezeichnenden  Mitgliedern  des  Magistrats,  3  Stadtverordneten  und  dem 
Direktor.  Gesamtausgabe  70300  Mk.,  ZuschuCs  der  Stadt  15650  Mk.,  des  Staates 
12000  Mk.  Schulgeld  in  den  drei  unteren  Klassen  84  Mk.,  in  den  oberen  96  Mk.,  in 
der  Vorschule  60  Mk.,  für  auswärtige  Schüler  in  allen  Klassen  24  Mk.  mehr.  Die  Be- 
soldungen der  wissenschaftlichen  Lehrer  sind  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normal- 
etat geregelt  (feste  Zulage  nach  §  2).  Die  „Mittelschullehrer"  erhalten  neben  dem  Ge- 
halte der  Vorschullehrer  eine  Zulage  von  StiO  Mk.  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen 
der  Lehrer  ist  in  gleicher  Weise  wie  für  die  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staats- 
beamten geordnet. 

Cüstrin. 

(Hauptstadt  der  Neumark.    16463  Einwohner.) 

GymnMium  (l,  124.    II,  143.    III,  147). 

Tschiersch,  Zur  Geschichte  des  Cüstriner  Gymnasiums,  Progr.  1898.  —  Bartholdy, 
Kurzgefafste  Geschichte  der  Rats-  und  Friedrichsschule,  Progr.  1861.  —  Derselbe,  Ge- 
schichte der  Schule  bis  zum  Jahre  1814,  Progr.  1864  und  1865. 


0  Der  Prämienfonds  (Bd.  1,  S.  134)  besteht  nicht  mehr. 
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Seit  der  Reformation  bestand  in  Güstrin  eine  lutherische  Lateinschule,  die  Kats- 
schule ;  zu  dieser  kam  unter  König  Friedrich  I.  die  reformierte  Friedrichs-Schule.  Beide 
Singen  bei  dem  Bombardement  durch  die  Russen  am  15.  Auffust  1758  zu  Grunde.  Als 
er  Wiederaufbau  in  Frage  kam,  bestand  der  Minister  Münclmaiisen  auf  der  Vereinigung 
beider  Schulen.  So  entstand  die  „Rats-  und  Friedrichsschule'^,  welche  am  2.  Oktober 
1778  eingeweiht  wurde').  1791  wurde  ein  neuer  Lehrplan  eingeführt,  nach  welchem 
zwar  die  oberen  Klassen  auch  fernerhin  zur  Universität  vorbereiten ,  die  unteren  da- 
gegen die  allgemeine  Vorbildung  für  gewerbliche  und  nicht  wissenschaftliche  Berufe 
feben  sollten.  Durch  den  Krieg  und  die  unzureichende  Dotation  geriet  die  Schule  in 
erfall,  und  1810  ordnete  die  Sektion  für  das  öffentliche  Unterrichtswesen  ihre  Um- 
gestaltung in  eine  Bürgerschule  an.  Während  der  dreifsiger  Jahre  wurde  sie  als  höhere 
Bürgerschule  reorganisiert,  und  am  19.  Dezember  1838  erhielt  sie  das  Recht  zur  Ab- 
haltung von  Entlassungsprüfungen  nach  der  Instruktion  von  1832.  Später  wurden  die 
vorhandenen  Klassen  in  Real-  und  Vorbereitungsklassen  getrennt,  und  bei  Erlafs  der 
Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  von  1859  wurde  die  Anstalt  eine  Realschule  zweiter 
Ordnung.  Am  8.  März  1866  wurde  ihie  Umwandlung  in  ein  Gymnasium  genehmigt; 
die  Eröffnung  desselben  erfolgte  Ostein  1868;  die  lateinlosen  Klassen  waren  bereits 
Michaelis  1867  als  Mittelschule  eingerichtet  worden.  An  der  Ausübung  der  Patronats- 
rechte  waren  früher  auch  die  Staatkirche  und  die  Schlo&kirche  beteiligt;  aulserdem 
begründete  die  Gewährung  von  Staatszuschüssen  ein  Königliches  Kompatronat.  Nach 
langen  Verhandlungen  wurde  Ostern  1890  das  Gymnasium  vom  Staate  übernommen; 
die  Stadtgemeinde  zahlt  seitdem  einen  iährlichen  Zuschuis  von  10000  Mk.  Der  frühere 
Znsammenhang  des  Gymnasiums  mit  der  Kirche  tritt  jetzt  nur  noch  durch  die  jähr- 
lichen Zahlungen  der  Pfarrkirche,  der  Schloßkirche  und  der  Hospitalkasse  an  die 
Gymnasialkasse  (Gesamtbetrag  1227  Mk.)  in  die  Erscheinung.  Die  im  Jahre  1882  ge- 
gründete Vorschule  ging  bei  der  Verstaatlichung  des  Gymnasiums  nicht  auf  den  Staat 
über,  sondern  blieb  in  städtischer  Verwaltung.  Da  sie  Zuschüsse  erforderte,  beschlossen 
die  städtischen  Körperschaften  ihre  Auflösung.  Gröfste  Schülerzahl  (221)  im  Sommer 
1870,  kleinste  (147)  im  Winter  1890/91. 

Direktor:  Dr.  Otto  Tschiersch  seit  Michaelis  1880,  vorher:  Dr.  Beinhöld  Köpke 
1873 — 80,  jetzt  Geh.  Oberregierungsrat  und  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium. 

8  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  etatsmä&iger  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Elementarl., 
alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulgebäude  ist  am  18.  Oktober  1870  eingeweiht  und  bezogen  worden. 
Zu  den  Baukosten,  die  sich  auf  93324  Mk.  beliefen,  hat  der  Staat  15000  Mk.  beigetragen. 
Das  Gymnasium  hat  eine  eigene  Turnhalle  und  einen  eigenen  Spielplatz. 

Die  Lehrerbibliothek  umfafst  etwa  7800  Bände.  Eine  größere  Zahl  von  Büchern 
erhielt  sie  durch  die  ihr  letztwillig  zugewendeten  Sammlungen  des  Oberlehrers  Blech 
(März  1886),  des  Kreisgerichts rats  Siel  in  Soldin  (August  1886)  und  des  Archivars  Becker 
in  Wiesbaden  (Januar  1888). 

Stiftungen:  a)  Ein  Vermächtnis  des  Geheimen  Regierungsrats  Backdmann  vom 
Jahre  1870,  jährlich  2S2  Mk.,  zur  Unterstützung  von  Schülern  und  zu  Prämien,  b)  Der 
Geh.  Reg.-Rat  Backelmann  hat  dem  Gymnasium  aufserdem  durch  Vermächtnis  von  1872 
36000  Mk.  hinterlassen.  Von  den  Zinsen  sind  jetzt  6(X)  Mk.  zur  Unterstützung  von 
Schülern,  480  Mk.  zu  besonderen  Ausgaben  im  Interesse  des  Gymnasiums,  367  Mk.  zu 
Lehrmitteln  zu  verwenden,  c)  Das  Rielsche  Vermächtnis,  Stifter  Kreisgerichtsrat  Biel 
in  Soldin;  zur  Unterstützung  von  Studierenden,  in  erster  Linie  von  Archäologen,  namentlich 
Ägyptologen,  in  zweiter  Linie  von  Naturforschem  und  Historikern.  Kapital  12000  Mk. 
d)  Das  Rothesche  Veimächtnis  vom  Jahre  1825.  600  Mk.,  zur  Unterstützung  von 
Schülern,     e)  Die  Knauertsche  Stiftung.     1837  gegründet,  1856  Mk.,  für  Schulprämien. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  68300  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufe  31745  Mk.  (aufserdem  aus  Staatsfonds  2817  Mk.  vermöge  rechtlicher  Ver- 
pflichtung), Zuschuis  der  Stadt  11126  Mk.,  Schulgeld  120  Mk. 

Fpiedebergr. 

(Neumark.    6063  Einwohner.) 

Gymnajsiam  (11,  145.    lU,  148). 

F.  Schneider,  Übersicht  der  Entwickelung  der  Schule,  in  der  Festschrift  zur 
25jährigen  Jubelfeier,  Beilage  zum  Progr.  1896. 


')  Die  Schule  war  demnach  eine  „paritätische",  aber  nicht  in  dem  modernen  Sinne, 
sondern  nur  in  dem  Sinne,  da&  das  lutherische  und  das  reformierte  Bekenntnis  als  gleich- 
berechtigt gelten  sollten. 
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Seit  der  Reformation  unterhielt  die  Stadt  unter  dem  Namen  „Bürgerschule*^  oder 
„grofse  Schule"  eine  mehrklassige  Rektoratsschule,  an  der  von  mindestens  zwei  akade- 
misch gebildeten  Lehrern  auch  in  fremden  Sprachen,  insbesondere  im  Lateinischen, 
unterrichtet  wurde.  Von  1767—1815  war  mit  dem  Rektorat  das  Amt  des  Diakonus 
verbunden.  1816—62  wurden  die  Fremdsprachen  in  -öffentlichen  Frivatstunden"  erteilt 
und  hörten  auf  obligatorisch  zu  sein,  dafür  wurden  die  Realien  stärker  betont. 
Michaelis  1867  begannen  die  städtischen  Körperschaften  mit  der  Ausfuhrung  ihres 
Planes,  die  Schule  zu  einem  Progymnasium  umzugestalten.  Die  nötigen  Räume  wurden 
dadurch  gewonnen,  daß  auf  das  Gebäude  der  aufeer  der  Bürgerschtde  am  Orte  befind- 
lichen Knabenschule  ein  drittes  Stockwerk  aufgesetzt  wurde.  Die  reorganisierte  An- 
stalt wurde  mit  den  Klassen  YI,  V,  IV  neu  eröffnet  und  entwickelte  sich  regelmäßig. 
Am  16.  Juli  1870  ging  sie  in  den  Auf  Sichtsbereich  des  ProvinzialschulkoUegiums  über 
und  am  29.  Juni  1871  wurde  sie  als  vollberechtigtes  Progymnasium  anerkannt  Ostern 
1880  erhielt  sie  eine  Prima  und  am  28.  Juli  1881  wurde  sie  als  Gymnasium  anerkannt 
Fast  zu  gleicher  Zeit  erhielt  sie  das  bisher  mit  der  Knabenschule  geteilte  Gebäude 
zur  ausschlielslichen  Benutzung-,  von  der  Leitung  der  Knabenschule,  die  eine  Zeitlang  mit 
deijenigen  des  Progymnasiums  in  einer  Hand  gelegen  hatte,  war  der  Direktor  bereits  1880 
befreit  worden.  Durch  Vertrag  vom  24.  März  lo87  wurde  das  Gymnasium  vom  Staate 
übernommen;  die  Stadtsemeinde  verpflichtete  sich  zur  Leistung  eines  jährlichen  Bei- 
trages von  18  000  Mk.  Die  Michaelis  1880  gegründete  Vorschule  wurde  vom  Staate 
nicht  mitübernommen  und  ging  Michaelis  1890  ein.  Am  27.  September  1897  feierte  der 
Kantor  Wemicke  sein  50jähriges  Dienstjubiläum.  Gröfste  Schülerzahl  (224)  im  Sommer 
1882,  kleinste  (117)  im  Sommer  1891. 

Direktor:  Ferd.  Schneidtr  seit  Michaelis  1877,  vorher:  Dr.  Brock  1872—77. 

8  Klassen  (0  1  und  U  I  sind  in  allen,  0  III  und  U  III  in  7  Stunden  vereinigt); 
8  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  techn.  Lehrer,  alle  evangelisch.  Der  Ge- 
sangunterricht  wird  vom  Organisten  der  Stadtkirche  erteilt 

Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  2980  Bände, 
darunter  sind  700  ein  Geschenk  des  verstorbenen  Kreisgerichtsrats  Biel  in  Soldin. 

Stiftungen:  a)  Der  Grunersche  Fonds  zur  Beschaffung  von  Schulgeld  für  bedürftige 
einheimische  Schüler;  die  Verwaltung  wird  von  der  städtischen  Schuldeputation  geführt, 
Bestand  6000  Mk.  b)  Die  Boodstein -  Stiftung ,  zu  Prämien,  Bestand  500  Mk.  c)  Das 
Vermächtnis  des  Justizrats  Krüger,  zu  Schulstipendien,  Bestand  1500  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  63950  Mk.,  Be- 
dürfniszuschufs  29  825  Mk.    Schulgeld  120  Mk.,   in  der  Vorschule  100  Mk. 


Fürsten  walde. 

(Leb US.    16  662  Einwohner.) 

Gymnasinm  (II,  142.    III,  146). 

Die  seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  bestehende  lateinische  Schule,  die  eine 
Zeit  lang  zur  Universität  entliefe,  war  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  zu  einer  Ele- 
mentarschule herabgesunken.  Sie  wurde  1865  von  der  Stadtgemeinde  als  höhere  Bürger- 
schule eingerichtet  und  als  solche  am  4.  Mai  1867  anerkannt.  Ostern  1874  wurde  sie 
in  ein  Progymnasium  umgewandelt,  am  30.  Dezember  1876  als  solches  anerkannt  und 
1877  durch  Einrichtung  der  Prima  zu  einem  Gymnasium  erweitert.  Seit  ihrer  Begrün- 
dung besitzt  die  Anstalt  eine  Vorschule;  die  in  den  Jahren  1893  und  1894  aufgehobenen 
unteren  Abteilungen  derselben  sind  Ostern  1897  von  neuem  eingerichtet  worden.  Gröfste 
Schülerzahl  (211  ausschl.  Vorschule)  Sommer  1886,  kleinste  (137)  Winter  1897/98. 

Direktor:  Dr.  Otto  Buchwald  seit  Ostern  1874,  vorher:  Dr.  Jerdzsch^  Rektor  der 
höh.  Bürgerschule  1864—73. 

7  Klassen  (die  0  I  und  U  I  sind  vereinigt,  die  0  II  und  U  II  nur  in  der  Mathe- 
matik und  in  der  Geschichte  getrennt)  und  2  Vorschulklassen;  7  Oberlehrer,  1  etatsmäls. 
wissensch.  Hilfsl.,  1  techn.  Lehrer,  2  Vorschull.,  alle  evangelisch. 

An  das  Schulhaus  sind  im  Sommer  1877  zwei  neue  Flügel  angebaut  worden, 
Kosten  73800  Mk.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden,  der  Schulhof  dient  als  Turnplatz, 
außerdem  ist  der  Anstalt  ein  Spielplatz  im  Stadtpark  angewiesen.  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  2880  Bände,  darunter  die  von  den  Erben  des  früheren  Lehrers  Schauer  ge- 
schenkte Sammlung  desselben  (400  Bände)  und  die  der  Anstalt  letztwillig  zugewendete 
Sammlung  des  früheren  Stadtverordnetenvorstehers,  Assessors  a.  D.  ScmftriteAt 
(848  Bände). 
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Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Das  Kuratorium  ist  1874 
aufgehoben  worden.  Gesamtausgaben  61350  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  32580  Mk.,  des 
Staates  7900  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  72  Mk.  Die  Besoldungen  sind 
nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt,  die  feste  Zulage  wird  nach 
Mafegabe  der  Vorschrift  in  §  9,  1  c  gewährt. 

Guben. 

(Nieder-Lausitz.    33096  Einwohner.) 

Gymnasium  und  Realschule  (I,  130.    II,  148.    III,  149). 

Poppo,  Nachrichten  über  das  Kirchen-  und  Schulwesen  zu  Guben,  Guben  1768. 
—  BichteTy  Ursprung  und  Wachstum  der  gelehrten  Schule  zu  Guben,  Progr.  1817.  — 
Schusse,  Nachr.  über  den  Zustand  des  Schulwesens  in  Guben  1669—1748,  Progr.  von 
1851.  —  Hamdarff,  50  Jahre  Geschichte  des  Realschulwesens  in  Guben  (1834—84),  Progr. 
1884.  —  Derselbe,  Das  Realgymnasium  zu  Guben  1874—1900,   Progr.  1900. 

Die  bereits  vor  der  Refoi*mation  gegründete  und  mit  der  Kirche  verbundene  Schule 
wird  zunächst  in  der  Meifsnischeu  Bistumsmatrikel  erwähnt.  Nach  Einführung  der 
Reformation  (1523)  wurde  sie  vom  Rate  der  Stadt  übernommen,  und  dieser  lie£  das 
1536  abgebrannte  Schulhau8..(Schulstraf8e  15,  jetzt  Gebäude  der  höheren  Töchterschule) 
neu  aufbauen.  Nach  dem  Übergange  der  Stadt  an  Preulsen  wurde  das  damals  5  klassige 
Lyceum  (lateinische  Stadtschule)  als  Gymnasium  anerkannt  (22.  Febr.  1818),  nachdem 
kurz  zuvor  König  Friedrich  Wilhelm  III.  einen  Staatszuschufs  von  700  Thalern  aus  der 
evangelischen  Rate  des  Neuzeller  Fonds  bewilligt  hatte  und  infolgedessen  ein  König- 
liches Kompatronat  eingesetzt  war.  1833  kam  das  bisher  mit  der  Stelle  des  Ober- 
pfarrers veroundene  Ephorat  über  das  Gymnasium  in  Fortfall.  Durch  Kabinetts  ordre 
vom  3.  Januar  1844  bewilligte  König  Friedrich  Wilhelm  IV.  zur  Verstärkung  der  Do- 
tation der  Anstalt  ein  Kapital  von  ^900  Thalem,  dasselbe  war  eine  Abfindung  für  die 
Summe,  die  1813  der  General  v.  BorsteU  von  der  damals  sächsischen  Stadt  Guben  er- 
hoben und  um  deren  Wiedererlangung  die  Stadt  sich  oft  vergebens  bemüht  hatte. 

Mit  dem  Gymnasium  wurden  1834  Realklassen  verbunden,  die  zu  einer  höheren 
Bürgerschule  ausgestaltet  werden  sollten,  von  1846  an  aber  nur  während  der  griechischen 
Unterrichtsstunden  realistischen  Unterricht  hatten  und  1856  vollständig  aufgelöst  wurden. 
1864  wurden  aufs  neue  Realklassen  errichtet,  diese  wurden  1869  als  höhere  Bürger- 
schule und  1876  als  Realschule  I.  Ordnung  anerkannt.  1893  begann  die  Umwandlung 
des  Realgymnasiums  in  eine  Realschule;  die  letztere  hat  1898  die  mit  der  Entlassungs- 
prüfung verbundenen  Berechtigungen  erlangt.  Das  Realgymnasium  ist  Ostern  1900  voll- 
ständig aufgelöst  worden. 

Der  frühere  Zusammenhang  des  Gymnasiums  mit  der  Stadt-  und  Hauptkirche  ist 
beseitigt.  Der  Organist  ist  zwar  noch  Gesanglehrer  am  Gymnasium,  aber  nur  im 
Nebenamte  und  auf  Kündigung,  die  organische  Verbindung  beider  Ämter  hat  1879  auf- 
gehört. Auch  der  liturgische  Chor  besteht  nicht  mehr'j^  bei  der  Vermögensausein- 
andersetzung zwischen  der  Stadt  und  der  Kirchengemeinde  ist  auf  ihn  keine  Rücksicht 
genommen  worden.    Seit  1864  ist  mit  der  Anstalt  eine  Vorschule  verbunden. 

Direktor:  Dr.  Karl  Hamdorff  seit  1884,  vorher:  Dr.  Aetnüius  Wagler  1862—83. 
Aufserdem  sind  an  der  Anstalt  u.  a.  thätig  gewesen:  Dr.  Köpke,  jetzt  Geh.  Ober-Reg.- 
Rat  und  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium,  Dr.  Genjg,  jetzt  Geh.  Regierungs- 
und Provinzialschulrat  in  Berlin,  Dr.  Holfddy  jetzt  Provinzialschulrat  in  Breslau. 

9  Gymnasial-,  6  Realschulklassen  und  3  Vorschulklassen;  15  Oberlehrer,  2  Hilfsl., 
2  techn.  und  Elementarl.,  3  Vorschull.,  alle  evangelisch.  Die  katholischen  Schüler  er- 
halten in  2  Abteilungen  je  2  Stunden  wöchentlich  Religionsunterricht. 

Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  9800  Bände 
(einschl.  der  Programme). 

Der  Geh.  Kommerzienrat  Wilke  hat  für  die  Aula  zwei  wertvolle  Ölgemälde  ge- 
schenkt. Das  eine,  von  Äug.  v,  Heyden  gemalt,  stellt  die  Einführung  des  Christentums 
in  der  Niederlausitz,  das  andere,  nach  einem  Entwürfe  des  Prof.  Knitte  vom  Maler 
Demuth  in  Berlin  ausgeführt,  die  Wiederherstellung  des  Deutschen  Reiches  dar. 


^)  Die  9  Schüler,  denen  auf  Grund  ihrer  Zugehörigkeit  zu  demselben  Freischule 
gewährt  wurde  (Bd.  II,  S.  148),  werden  in  die  bestimmungsmäCsige  Zahl  der  Freischüler 
(10®/o)  eingerechnet. 
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Stiftungen:  a)  Der  Fabrikbesitzer  und  Stadtrat  Schemel  hat  1888  in  seiner  letzt- 
willigen Verfügung  2400  Mk.  ausgesetzt,  deren  Zinsen  einem  würdigen  Schüler,  in  erster 
liinie  dem  Sohne  eines  Gewerbetreibenden,  zufliefsen  sollen,  b)  Aus  den  Erträgen  von 
Schüleraufführungen  und  Konzerten  sind  zur  Unterstützung  von  Schülern  vom  jetzigen 
Geh.  Ober-Reg.-Rat  Dr.  Köpke,  dem  jetzigen  Provinzialschulrat  Dr.  Holfdd  in  Breslau 
und  dem  Prof.  Hoffmann  lM)nds  gegründet  worden,  die  gegenwärtig  einen  Bestand  von 
1026,  2450  und  1045  Mk.  haben  i). 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtsemeinde  unterhalten.  Königlicher  Kompatronats- 
kommissar  ist  Prinz  Heinrich  zu  Smönaich-Carolath  auf  Amtitz.  Der  Anspruch  des 
Staates  auf  Besetzung  der  Stelle  des  Konrektors  (zweiten  Oberlehrers)  ist  1867  fallen 
gelassen  worden.  Gesamtausgabe  119  900  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  50450  Mk.,  des 
Staates  28  900  Mk.     Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Realschule  und  der  Vorschule  60  Mk. 


KönlgBbergr  (N.-M.). 
(Neumark.    5980  Einwohner.) 

FHedrich  Wilhelms-Gymnasium  (I,  126.    II,  146.    III,  148). 

Siefert,  Kurze  Geschichte  des  Friedrich  Wilhelms  -  Lyceums  zu  Königsberg  N.-M., 
Proer.  1804  und  1805.  —  Thiel,  desgl.,  Progr.  1823.  —  Schwarz,  Das  Schulwesen  der 
Stadt  Königsberg  N.-M.  von  der  ältesten  Zeit  bis  zur  Stiftung  des  Gymnasiums  1817, 
Festschrift,  1892;  Königsb.  N.-M.  (bei  J.  G.  Striese). 

Die  Anstalt  ist  aus  der  vom  Rate  der  Stadt  im  13.  Jahrhundert  gestifteten  „grofsen 
Schule",  der  ältesten  der  Neumark,  hervorgegangen.  Diese  wurde  nach  Einführung  der 
Reformation  eine  gelehrte  Schule  und  erhielt  zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  ein  neues 
Gebäude.  1698  wurde  sie  in  das  Augustinerkloster  verlegt,  1791  liefs  König  Friedrich 
Wilhelm  II.  zwei  Kasernen  zu  einem  neuen  Schulhause  ausbauen  und  verlieh  der  An- 
stalt den  Namen  ^Friedrich  Wilhelms-Lyceum".  Die  Bewilligung  eines  Staatszuschusses 
von  2875  Thalem  jährlich  (Kabinettsordre  vom  20.  Aug.  1815  und  6.  Mai  1816)  hatte 
die  Einsetzung  eines  Königlichen  Kompatronats  zur  Folge.  Nach  Einrichtung  einer 
Sekunda  und  einer  Prima  wurde  das  Lyceum  am  22.  November  1818  als  Gymnasium 
anerkannt.  Das  mit  der  Pfarrstelle  an  St.  Marien  verbundene  Ephorat  hat  aufgehört, 
ebenso  wie  die  Vereinigung  der  Stelle  des  Kantorats  mit  einer  Lehrerstelle  am  Gym- 
nasium. Der  ehemalige  ense  Zusammenhang  mit  der  St.  Marienkirche  und  der  früheren 
Klosterkirche  tritt  noch  dadurch  in  die  Erscheinung,  da(s  die  Kirchenkasse  jährlich 
1207,50  Mk.  an  die  Gymnasialkasse  zahlt.  Gröfste  Schülerzahl  (287)  i.  J.  1868,  kleinste 
(115)  im  Winter  1887/88. 

Direktor:  Dr.  Moritz  BöUger  seit  Oktober  1892,  vorher:  Dr.  Franz  Devantier 
1888—92,  Dr.  Bohl  1883—88,  Drenckmann  1883,  Dr.  Nauck  1849—83. 

8  Klassen ;  8  Oberlehrer,  1  wissensch.Hilfsl.,  1  techn.  und  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Turnplatz  und  Turnhalle  sind  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  3570  Bde. 

Stiftungen'):  a)  Die  von  König  Friedrich  Wilhelm  III.  durch  Statut  vom  28.  Mai 
1817  gegründeten  Stipendien  fQr  Schüler,  1  zu  150  Mk.,  1  zu  90  Mk.;  die  Verleihung 
erfolgt  durch  das  Provinzialschulkollegium  auf  Vorschlag  des  Magistrats  und  des 
Lehrerkollegiums,  b)  Die  Heiligendörfer  Stiftung  (1859)  zur  Erinnerung  an  den  Ober- 
lehrer H  (1817—1854)  gegründet;  Föns  pietatis  (1859).  Jährlich  werden  2  Prämien  zu 
je  60  Mk.  verteilt.  Bestand  4859  Mk.  <^  Die  Jubiläums-Stiftung,  aus  einer  Sammlung 
während  der  Feier  des  75jährigen  Jubiläums  1892  gegründet,  zu  einem  üniversitüts- 
stipendium,  Bestand  929  MJc. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  64870  Mk., 
Zuschuls  der  Stadt  15  727  Mk.,  des  Staates  25  200  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.  Die  Be- 
soldungen sind  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  die  feste  Zulage  nach  §  9, 


^)  Die  von  dem  Staatsrat  t;.  Schüberth  geplante  Bildung  eines  Unterstützungsfonds 
Ü\T  Lehrerwitwen  und  -Waisen  (Bd.  I,  S.  130),  ist  nicht  zu  stände  gekommen,  da  v.  Seh. 
sein  Testament  geändert  hatte.  Aus  seinem  Vermächtnisse  fliefsen  dem  Gymnasium  zur 
Zeit  nur  17,50  Mk.  jährlich  zu,  die  der  Hauptsache  nach  für  die  Hilfsbibliothek  ver- 
wendet werden. 

*)  Von  dem  Hilfsvereine  für  bedürftige  Schüler  im  Regierungsbezirk  Frankfurt  (vsl. 
S.  248,  Anm.  1)  werden  jährlich  4 — 6  Schüler  des  Gymnasiums  mit  Stipendien  von  50 
bis  70  Mk.  bedacht. 
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1  a— c,  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  durch  Statnt  vom  29.  November  18B5 

Seregelt.    Bestand  des  Pensionsfonda  15903  Mk.,  jährlicher  Zuschufe  2S60Mk.;  Bestand 
es  Reliktenfonds  18  722  Mk.,  jährlicher  Zuschufs  4144  Mk.    Der  Direktor  und  die  beiden 
ältesten  Oberlehrer  haben  Dienstwohnung. 

LandBbergr  a.  d.  AV. 

(Neumark.    38597  Einwohner.) 

Gymnasium  und  Realschule  (I,  125.    II,  144.    III,  147). 

Dr.  Tzschimer,  Zur  Erinnerung  an  die  Feier  der  Einweihung  des  Gymnasiums, 
Progr.  1860.  —  Derselbe,  Zur  Geschichte  der  Schule  II ,  Progr.  1862.  —  Dr.  Babucke, 
Geschichte  der  latein.  Schule  u.  s.  w.  zu  Landsberg  a.  W.  1462—1884,  Festschrift  zur 
25jährigen  Jubelfeier  des  G3rmnasiums,  1884. 

Die  alte,  vom  Rate  der  Stadt  verwaltete  Lateinschule,  über  welche  die  frühesten 
Nachrichten  bis  ins  Jahr  1462  zurückreichen,  entliefe  bis  zum  Jahre  1790  zur  Universität. 
In  den  folgenden  Jahren  nahm  sie  als  höhere  Stadtschule  den  Charakter  eines  Pro- 
gymnasiums an.  1832  wurde  sie  als  höhere  Bürgerschule  eingerichtet,  als  solche 
erhielt  sie  am  10.  August  1836  das  Recht  zur  Abnaltung  von  Entlassungsnrüfungen 
nach  der  Instruktion  von  1832.  Am  17.  Oktober  1859  begann  die  Umwandlung  der 
mittlerweile  auf  6  Klassen  angewachsenen  Realschule  in  ein  Gymnasium  mit  narallelen 
Realklassen.  Diese  letzteren  wurden  Michaelis  1862  als  Realschule  I.  Ordnung  an- 
erkannt, gleichzeitig  fand  am  Gymnasium  die  erste  Reifeprüfung  statt.  Ostern  1889 
wurde  die  Anstalt  vom  Staate  übernommen.  Ostern  1894  begann  die  Umwandlung  des 
Realgymnasiums  in  eine  Realschule;  diese  wurde  am  7.  Ajpril  1899  nach  Abhaltung 
der  ersten  Entlassungsprüfung  als  berechtigt  anerkannt  Ostern  1901  ist  das  Real- 
^mnasium  eingegangen.  Die  Vorschule  besteht  seit  Ostern  1864.  Grö&te  Schülerzahl 
(716  einschl.  Vorschule)  im  Sommer  1878,  kleinste  (428)  im  Winter  1891/92. 

Direktor:  Heiimc^  Äne  seit  Michaelis  1896,  vorher:  Dr.  Ludwig  Sehnige  1885 
bis  96,  Dr.  Balnicke  1883-85,  Dr.  Köpke  1880^83,  jetzt  Geh.  Ober-Reg.-Rat  und  vor- 
tragender Rat  im  Unterrichtsministerium,  Dr.  iräm|>f  1862— 80>  Dr.  Tsschimer  1859  bis 
1862,  später  Provinzialschulrat  in  Berlin. 

8  Gymnasialklassen,  6  Realschulklassen  und  3  Vorschulklassen;  15  Oberlehrer, 
1  wissensch.  HilfsL,  5  techn.,  Elementar-  und  Vorschull.,  alle  evangelisch.  Für  den 
Religionsunterricht  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Der  Bau  einer  Turnhalle  wurde  im  Laufe  des  Jahres  1900  vollendet,  die  Stadt- 
gemeinde stellt  der  Schule  einen  Spielplatz  zur  Verfügung.  Die  Lehrerbibliothek  um- 
fafet  3658  Werke. 

Stiftungen:  a)  Zwei  Prämienfonds  (1859)  von  900  Mk.  und  300  Mk.  b)  Das 
Friedr.  Grofssche  Stipendium,  1863  gegründet,  soll  einem  Schüler  Freischule  und  die 
nötigen  Schulbücher  gewähren,  c)  4  Kleinere  Stiftungen  für  Schüler  mit  einem  Gesamt- 
betrage von  1156  Mk.  d)  Die  Gymnasial -Witwen-  und  Waisenkasse,  von  den  Lehrern 
1879  begründet,  Bestand  15425  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  116150  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufe  45920  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  28000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vor- 
schule 100  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Luokau. 

(Alte  Hauptstadt  der  Nieder-Lausitz.    4387  Einwohner.) 

Gymnasium  a,  134.    II,  151.    III,  151). 

Tschiersch,  Geschichte  des  Luckauer  Schulwesens  bis  zum  Neubau  des  Schul- 
hauses 1726,  Progr.  1880.  —  Derselbe,  Matriculae  Lvcei  Lucaviensis.  Ex  actis  conqui- 
sitae  et  descriptae,  Progr.  1881.  —  Progr.  1805,  1806,  1808—21,  1852. 

Die  lange  Zeit  vor  der  Reformation  gegründete  Pfarrschule  zu  St  Nikolai  wurde 
1533  in  eine  lateinische  Schule  verwandelt,  die  zur  Universität  vorbereitete.  Das 
Patronat  ging  auf  den  Rat  der  Stadt  über,  die  Aufsicht  verblieb  bei  dem  Pfarrer.  Zur 
Zeit  der  Besitzergreifung  Luckaus   durch  Preufsen  waren  nur  die   obersten  Klassen 

Wiese,  Sclmlweseii.    lY.  17 
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eigentliche  Gymnasialklassen ,  die  übrigen  entsprachen  denen  einer  BürjH^ergchule  bezw. 
einer  Elementarschale.  Zur  Reorganisation  der  Anstalt  wurde  unter  Einrichtung  eines 
Königlichen  Kompatronats  ein  Staatszuschuls  von  650  Thalem  aus  der  evangelischen 
Rate  des  Neuzeller  Fonds  bewilligt.  Das  inzwischen  durch  eine  III  erweiterte  Lyceam 
wurde  am  22.  Februar  1818  als  Gymnasium  anerkannt  und  mit  Hilfe  neuer  Staats- 
auschi'isse  1824  durch  eine  lY,  1854  durch  eine  Y,  1856  durch  eine  YI  vervollständigt; 
demnächst  wurde  von  ihr  die  Bürger-  und  die  Elementarschule  abgezweigt.  Ostern  1&9 
wurde  das  Gymnasium  vom  Staate  übernommen.  Die  in  den  60  er  Jahren  eingerichtete 
Yorschule  ist  Ostern  1888  aufgehoben  worden.  Das  Gymnasium  stellt  für  die  Kirche 
den  Singechor  (vgl.  Bd.  I,  S.  687).  Am  1.  November  1899  feiet te  der  Lehrer  Berger 
sein  50 jähriges  Dienstjubiläum. 

Direktor:  Dr.  Jvlius  Ebinger  seit  Mich.  1880,  vorher:  T>r,  Bohert  Pilger  1875—80, 
jetzt  Geh.  Reg.-Rat  und  Provinzialschulrat  in  Berlin,  Förstemo/nn  1873—75. 

7  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  Elementarlehrer,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  am  5.  Auffust  1880  eingeweiht  worden.  Die  Kosten  des 
Klassengeoäudes  waren  mit  60000  Mk.,  die  der  Turnhalle  mit  15  000  Mk.  veranschlagt 
Auf  dem  Schulhofe  befindet  sich  ein  Lawn-Tennis-Platz ,  außerdem  ist  ein  Spielplatz 
gemietet  Die  Lehrerbibliothek  nmfafet  6700  Bände.  (Das  Yerzeichnis  der  alten  Drucke 
ist  im  Progr.  1878  gegeben.) 

Stiftungen:  a)  Yermächtnis  des  Pastors  emer.  Rektors  Schulze  vom  J.  1856,  für 
einen  Abiturienten,  Bestand  1518  Mk.  b)  Yermächtnis  des  Staatsrats  v,  86h%tberthy  vom 
J.  1864,  zu  Prämien,  606  Mk.  c)  Yermächtnis  der  Katharina  Beufs  von  1642  ftir  den 
Sängerchor,  Bestand  15506  Mk. 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  68685  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschuik  44  210  Mk. ,  Zuschufs  der  Stadt  10 179  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 


Sorau. 

(Nieder-Lausitz.    15945  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  181.    U,  149.    III,  150). 

Wofhs,  Kirchen-,  Prediger-  und  Schulgeschichte  der  Herrschaften  Sorau  und  Triebel; 
Sorau  u.  Görlitz  1808.  —  Kühn,  Nachrichten  über  die  Geschichte  der  Schule,  Progr. 
1770—86.  —  Adler,  Yon  dem  Yermögenszustande  der  Schule,  Progr.  1825.  —  Klink- 
müSer,  Die  Umgestaltung  des  Sorauer  Gymnasiums  unter  preu&ischer  Oberhoheit,  Progr. 
1862  u.  68.  —  Progr.  1&8,  89. 

Die  aus  älterer  Zeit  stammende  Kirchschule  des  Orts  wurde  1551  vom  Rate  über- 
nommen und  entließ  schon  1560  zur  Universität.  Sehr  gefördert  wurde  sie  lange  Zeit 
durch  die  Grafen  v.  Promnitz,  welche  1558—1767  Grundherren  von  Sorau  waren.  Unter 
der  nreu&ischen  Regierung  wurde  die  Schule,  die  bisher  Lyceum  oder  lateinische  Stadt- 
schule genannt  wurde,  am  22.  Februar  1818  zu  einem  Gymnasium  erhoben.  Seit  dem 
27.  Juni  1817  bezieht  sie  einen  Zuschuls  aus  der  evangelischen  Rate  des  Neuzeller  Fonds ; 
dadurch  wurde  ein  Königliches  Kompatronat  begründet.  Eine  wesentliche  Yerbesserung 
ihrer  Finanzlage  verdankte  die  Schule  einem  früheren  Zöglinge,  dem  Buchhalter  J.  GotÜoo 
Schüler  (f  6.  Juli  181^),  welcher  seinen  gesamten  Nachlals  zur  Bildung  eines  eisernen 
Fonds,  hauptsächlich  für  Erhöhung  der  Lehrergehälter,  bestimmt  hat.  Ostern  1854 
wurde  das  Klassensystem  durch  eine  YI  vervollständigt,  Ostern  1880  die  III,  Ostern 
1882  die  II  geteilt.  Ostern  1889  wurde  das  Gymnasium  vom  Staate  übernommen.  Der 
sogenannte  kleine  Singechor  ist  nach  alter  Gewohnheit  zum  Singen  in  der  Hauptkirche 
verbunden  und  erhält  dafür  eine  kleine  Geldentschädigung.  Für  die  fünf  ersten  Lehrer 
und  die  vier  Geistlichen  besteht  eine  gemeinsame  Witwen-  und  Waisenkasse.  Die  Yor- 
schule ist  ein  Privatuntemehmen,  wird  aber  vom  Direktor  des  Gymnasiums  beaufsichtigt. 
Michaelis  1877  wurde  das  50jährige  Amtsjubiläum  des  Subrektors  Dr.  Klinhnuller  ge- 
feiert.   Größte  Schülerzahl  (229)  im  J.  1883,  kleinste  (149)  im  J.  1889. 

Direktor:  Dr.  ScMee  seit  2.  Mai  1898,  vorher:  Dr.  Hedicke  1885—98,  Dr.  LudMoig 
Schulze  1879—85,  Dr.  Herrn.  Liehdldt  1856—79.  Aufeerdem  haben  an  der  Anstalt  u.  a. 
gewirkt:  Dr.  W.  Schrader  1853—56,  ietzt  Kurator  der  Universität  Halle;  Dr.  Genz  1868 
bis  1874,  jetzt  Geh.  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Berlin. 

8  Klassen  (Ol  und  UI  sind  vereinigt);  8  Oberlehrer,  1  wissensch.  Hilfsl.,  1  Ele- 
mentarl.,  1  Gesangl.  im  Nebenamte,  alle  evangelisch. 
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Das  jetziffe  Schulgeb&ude  wurde  1887  und  88  mit  einem  Kostenaufwande  von 
172720  Mk.  erbaut  und  am  5.  Juli  1888  eingeweiht.  Eine  Turnhalle  ist  Yorhanden, 
der  Schulhof  dient  als  Turnplatz.  Die  Lehrerbibliothek  umfafet  etwa  12000  Bände, 
darunter  die  1803  erfolgte  Zuwendung  des  Gottfried  Erdm.  Pe^\  6700  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Stiftung  des  Joh,  Oottl,  Schüler  aus  dem  Jahre  1828  (s.  obenX 
die  Zinsen  flie&en  jetzt  in  die  Gymnasialkasse,  Bestand  126601  Mk.  b)  Die  Stiftungen 
des  Joh.  Friedr,  v,  Strobschütz  vom  Jahre  1797,  15021  Mk.,  des  Konrektors  Ltrmius 
vom  Jahre  1861,  3285  Mk.,  des  Senators  Jöh,  Gottl  Pein,  im  Jahre  1807  gegründet, 
5299  Mk.,  des  Skabins  Gottfr,  Erdma/nn  Petri,  1803  gegründet,  1678  Mk.,  des  Senators 
Just,  1869  gegründet,  6181  Mk.,  des  Direktors  Idebädt,  1879  gegründet,  600  fific,  des 
Dr.  GreUert,  1882  gegründet,  alle  zu  Schülerstipendien,  c)  Die  Stiftung  des  Kommerzien- 
rats  Erdm.  Hoffmann,  1875  cregründet,  für  Studierende  der  Theologie,  Bestand  10596  Mk. 
d)  Die  Stiftung  des  Dr.  med.  Maisch,  1776  gegründet,  zur  Unterstützung  der  Witwen 
und  Waisen  der  fünf  ersten  Lehrer,  einschl.  des  Direktors,  Bestand  24 1&  Mk.  e)  Die 
jüngere  Witwen-  und  Waisenkasse  des  geistlichen  Ministerii  und  Schulkollegii  vom 
Jahre  1788,  desgl.,  Bestand  76028  Mk.')  —  Außerdem  eine  Reihe  von  Stiftungen,  die 
vom  Magistrat  verwaltet  werden  und  Schülern  des  Gymnasiums  zu  gute  kommen* 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  66825  Mk.,  Bedürfhis- 
zuschufe  36  060  Mk.  (auJserdem  549  Mk.  ans  Staatsfonds  vermöge  rechtlicher  Verpflich- 
tung), Zuschufe  der  Stadt  5736  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 


Zülllchau. 

(Herzogtum  Kressen.    7628  Einwohner.) 

Pftdagroginm  und  Waisenhaus  (I,  127.    II,  146.    III,  149). 

6r.  S.  Steinbgrtj  Nachrichten  von  einer  zu  ZüUichau  errichteten  Erziehungsanstalt 
und  Schale  der  Ökonomie,  1782;  Nachricht  von  der  Verfassuns  der  Erziehungsanstalten 
zu  ZüUichau,  1786,  1798,  1804.  —  MuOer,  Geschichte  des  Waisenhauses  und  der  damit 
verbundenen  Anstalten  bei  ZüUichau  in  dem  ersten  Jahrhundert  ihrer  Dauer,  1819.  «— 
Hanaw,  Bericht  über  die  Verhältnisse  der  Steinbartschen  u.  s.  w.  Anstalten  bei  ZüUichau, 
Progr.  1852. 

Der  Nadlermeister  Signmnd  Steifibart  fafete  nach  einem  Besuche  bei  seinem  Sohne 
auf  der  lateinischen  Hauptschule  in  Halle  den  Entschluß;,  nach  dem  Muster  der 
Franckeschen  Stiftungen  em  evangelisches  Waisenhaus  für  Knaben  und  Mädchen  in 
seiner  Heimatsstadt  ZüUichau  zu  errichten.  Sein  unternehmen  erhielt  am  12.  Juli  1719 
die  Genehmigung  des  Königs  Friedrich  Wilhelm  I.  Zunächst  standen  nur  6  Dukaten 
und  10  Thaler  zur  Yerfilgunff,  bald  aber  liefen  vom  Könige  und  von  Privatpersonen 
Geschenke  ein.  Nach  dem  Hauptprivilegium  vom  9.  November  1726  soll  das  Waisen- 
haus als  ein  pium  corpus  angesenen,  der  Gründer  dessen  Direktor  und  er  wie  alle 
übrigen  Direktoren  zur  Ernennung  des  Nachfolgers  berechtigt  sein;  auch  im  übrigen 
wurde  dem  Direktor  bezüglich  der  Verwaltung  volle  Freiheit  gelassen.  Dem  Waisen- 
hause gingen  zi^lreiche  in  Giiindbesitz  und  in  Kapitalien  bestehende  Vermächtnisse  zu, 
so  da&  eine  Zeit  lang  60 — ^70  Waisen  unterhalten  werden  konnten. 

Seit  1766  wurden  die  Einrichtungen  des  Waisenhauses  auch  nicht  verwaisten  Knaben 
zugänglich  gemacht.  Nach  dem  Vorbilde  des  Klosters  Berge  wurde  eine  evangelische 
Pensionsschule  eingerichtet,  die  sich  wesentlich  aus  den  Pensionsgeldem  erhalten  sollte, 
im  übrigen  aber  die  nämlichen  Lehrer  hatte  und  die  nämlichen  Räume  benutzte  wie 
das  Waisenhaus.  Der  neuen  Schule  wurde  am  20.  März  1766  der  Name  „Königliches 
Pädagogium*^  verliehen;  sie  behielt  aber  ihren  Privatcharakter  bei  und  blieb  ein 
Annexum  des  Waisenhauses.  Bis  1820  umfalste  das  Pädagogium  eine  gelehrte  Schule 
(3  Klassen),  eine  Realschule  (3  Klassen)  und  eine  deutsche  Schule.  Das  Seminar,  das 
mit  ihr  1788  verbunden  wurde,  ist  1817  nach  Neuzelle  verlegt  worden.    Später  wurde 


^)  Die  Stiftungen  zu  d  und  e  stammen  aus  einer  Zeit ,  wo  an  der  Schule  5  fest- 
angestellte Lehrer  (Rektor,  Konrektor,  Kantor,  Signator,  Auditor)  wirkten.  Die  zu  d 
wird  abwechselnd  von  den  beteiligten  Lehrern  verwaltet.  An  der  Stiftung  zu  e  sind 
auch  die  Geistlichen  Soraus  (s.  oben)  beteiUgt ;  alle  Mitglieder  der  Kasse  haben  gleiche 
Rechte,  die  Verwaltung  wird  gegen  Vergütung  von  einem  von  den  Mitgliedern  aus  ihrer 
Mitte  gewählten  Kassenwart  geführt.  Beiträge  werden  bei  keiner  der  beiden  Stiftungen 
erhoben. 

17* 
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das  Pädagogium  ein  reines  Gymnasium,   und  das  Waisenhaus   ist   allmählich   in   ein 

28.  März 
Alumnat  des  Pädagogiums  aufgegangen.    Seit  Erlafe  des  Statuts  vom  g   August  ^^^') 

fuhrt  die  Anstalt  den  Namen  „Königliches  Pädagogium  und  Waisenhaus**.  Nach  §  1  des- 
selhen  soll  sie  armen,  vei-waisten  Knaben  und  anderen,  die  ihrer  Obhut  anvertraut  werden, 
Erziehung  und  Unterricht  gewähren  und  auserdem  Knaben,  die  nur  einen  höheren 
Unterricht  genielsen  wollen,  m  das  Pädagogium  aufnehmen.  Alle  ihre  Zöglinge  nehmen 
am  Unterrichte  des  Pädagogiums  teil.  Bis  1841  ruhte  die  Studiendirektion  auf  dem 
Inspektor  (ersten  Oberlehrer),  weil  die  Direktoren  sich  am  Unterrichte  nicht  beteiligten. 
Nach  mehrmaligem  Wechsel  ging  am  4.  August  1851  die  gesamte  Aufsicht  über  das 
Pädagogium  und  das  Waisenhaus  auf  das  Provinzialschulkollegium  über.  Die  Anstalt 
bildet  eine  besondere  Parochie,  deren  Prediger  —  laut  §  33,  1  des  Statuts  zugleich 
Oberlehrer  —  unter  der  unmittelbaren  Aufsicht  des  Konsistoriums  steht;  eine  eigene 
Kirche  hat  sie  seit  1753.  Im  Januar  1873  wurden  die  beiden  untersten  Klassen  des 
Pädagogiums  (VI  und  V)  eingezogen.  Im  Mai  1880  feierte  der  Musikdirektor  (raebler  und 
im  Apnl  1891  der  Professor  Dr.  Erler  sein  50jähriges  Dienstjubiläum.  Grö&te  Schüler- 
zahl (311,  darunter  128  Hauszö^linge)  im  Jahre  1872,  seitdem  andauernder  Rückgang, 
der  allerdings  zunächst  durch  die  Auflösung  der  VI  und  V  veranlafst  wuitle  (Sommer 
1901:  106  Schüler,  darunter  46  HauszöglingeX 

Direktor:  Dr.  Friedrich  Hanotc^  Sohn  seines  Vorgängers  Dr.  Rudolph  Hanow, 
seit  Januar  1873.  Zu  den  früheren  Lehrern  gehörte  u.  a.  Dr.  Klix  1852—54,  später 
Geheimer  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Berlin. 

7  Klassen  (VI  und  V  fehlen,  U  I  und  0  II  sind  für  einen  Teil  der  liehrstunden 
vereinifft);  9  Oberlehrer,  davon  2  zugleich  Adjunkten  des  Alumnats,  1  technischer  Lehrer, 
1  Turnlehrer,  alle  evapgelisch^;. 

Das  seit  1819  vorhandene  Klassengebäude  wurde  1880  umgebaut  1887—91  wurde 
ein  neues  grplses  Alunmaitsgebäude  nebst  Turnhalle,  Ökonomiegebäude  und  einem  Wohn- 
hause für  die  Ünterbeamten  errichtet.  Zu  den  Gesamtkosten  von  mehr  als  500000  Mk. 
hat  der  Staat  über  300000  Mk.  beigetragen. 

Ein  Tum-  und  Spielplatz  ist  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  6158  Bande, 
dai-uüter  befindet  sich  die  650  Bände  umfassende  Sammlung  des  verstorbenen  Professors 
Ot  Böhmer,  die  der  Anstalt,  so  weit  ihr  nicht  ein  Teil  bereits  durch  letztwillige  Ver- 
fügung desselben  zugewendet  war,  von  den  Erben  geschenkt  worden  ist. 

Stiftungen:  a)  Das  Vermächtnis  des  Apothekers  Kniapd  vom  Jahre  1865. 
40100  Mk.,  deren  Zinsen  zu  Stipendien  und  zur  Gewährung  von  Freistellen  zu  ver- 
wenden sind,  b)  Die  Marquard  -  Stiftung ,  Statut  vom  19.  März  1866  (C.-Bl.  von  1866, 
S.  532),  3800  Mk.  zu  Umversitätsstipendien.  c)  Die  „Hanovia^.  Aus  Anlals  des 
.25jährigen  Jubiläums  des  früheren  Direktors  1867  gegründet,  zur  Unterstützung  der 
Witwen  und  Waisen  der  Lehrer  und  der  Rendanten.  Bestand  16379  Mk.  Das  Kapital 
fällt,  sobald  keine  zum  Bezüge  von  Unterstützungen  aus  der  Stiftung  berechtigte  Per- 
sonen mehr  vorhanden  sind,  dem  Reliktenfonds  der  Anstalt  zu  (s.  u.).  Mit  ihr  verbunden 
sind  die  Jubiläumsstiftung  (nur  für  Hinterbliebene  der  Lehrer,  Bestand  4867  Mk.).  und 
die  Erler- Spende  (seit  1891,  Bestand  3241  Mk.).  d)  Das  Vermächtnis  des  Obei'kon- 
sistorialrats  Havenstein  vom  Jahre  1864.  4800  Mk.,  deren  Zinsen  zu  Universitäts- 
stipendien  zu  verwenden  sind,  e)  Die  Gaebler- Stiftung.  Zur  Unterstützung  von  Zög- 
lingen und  Schülern,  besonders  musikalisch  veranlagten.  Bestand  3200  Mk.  f)  Erler- 
Stiftung.  Zur  Unterstützung  von  Abiturienten.  Bestand  6000  Mk.  g)  Vermächtnis  des 
Superintendenten  a.  D.  D.  Wilke  in  Bitterfeld.  Für  Waisenzöglinge.  Bestand  1500  Mk. 
h)  Vermächtnis  des  Pastors  Chrote  in  Nowawes.  Vorzugsweise  für  Waisen.  Bestand 
1006  Mk.  i)  Stiftung  des  Sanitätsrats  Dr.  H.  SchiUing  in  Beriin.  Zu  Schülerstipendien. 
Bestand  30()0  Mk.  k)  Fräulein  Anna  Hannemann  in  Halle  a.  S.  hat  bestimmt,  dafs  die 
Erträge  ihres  Züllichauer  Weinberges  nach  ihrem  Tode  zum  Besten  der  Waisenzöglinge 
verwendet  werden.  1)  Die  Hanow-Stiftung,  1875  vom  Direktor  Budolph  Htmow  mit  einem 
Kapital  von  10800  Mk.  errichtet,  zu  Stipendien  für  Studierende  der  Universität  oder 
einer  höheren  Fachschule,  sowie  zur  Unterstützung  von  Schülern,  m)  Aus  Anlafs  der 
Jubelfeier  im  Jahre  1866  haben  frühere  Schüler  und  Freunde  der  Anstalt  einen  „Päda- 
gogiumfonds" rdamals  14900  Thaler)  aufgebracht.  Die  Zinsen  sollten  gesammelt  werden, 
bis  das  Kapital  auf  60000  Thaler  angewachsen  ist,  von  da  an  sind  sie  zur  Entrichtung 
der  Pension  und  des  Schulgeldes  für  Unbemittelte  zu  verwenden.  Der  Bestand  des  Fonds 
hat  jetzt  die  vorgeschriebene  Höhe  von  180000  Mk.  erreicht. 


^)  Der  wesentliche  Inhalt  desselben  ist  bei  Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze. 
2.  Aufl.  1875,  Bd.  I.  S.  250  angegeben. 
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Die  Anstalt  ist  stiftisch.  Die  yei*waltanff  wird  vom  Staate  geführt,  hinsichtlich 
ihrer  gewährt  bezw.  belä&t  aber  das  Statut  dem  Direktor  ziemlich  ausgedehnte  Be- 
fugnisse. Ihm  steht  die  Wahl  des  Anstaltsgeistlichen  sowie  des  Organisten  und  Gesang- 
lehrers zu;  er  ist  befugt,  bei  Lebzeiten  oder  durch  letztwillige  YenÜgung  seinen  Nach- 
folger im  Direktorat  zu  ernennen.  Auch  ein  etwa  vom  Staate  ernannter  Direktor 
ebenso  wie  der  Staat  selbst  haben  vorzugsweise  geeignete  Nachkommen  des  Stifters 
Sigmund  Steinhart  oder  des  Direktors  Eudolf  Hanow  bei  Besetzung  des  Direktorats  zu 
berücksichtigen  ^). 

Gesamtausgabe  112800  Mk.,  Bedürfniszuschufs  45950  Mk.,  Schulgeld  130  Mk.,  mit 
Möglichkeit  der  Ermäßigung  auf  120,  110  und  90  Mk.  für  eine  Anzahl  von  Schülern. 
Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat. 

Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrdr  ist  durch  Statut  vom  90.  No- 

27.  September 
veraber  1891  nebst  Nachtrag  vom    ig   Oktober     ^^^  geregelt.    Dienstwohnungen  sind 

vorhanden  für  den  Direktor,  vier  verheiratete  Oberlehrer  und  vier  unverheiratete  Lehrer 
(Adjunkten);  unter  den  letzteren  befinden  sich  drei  Oberlehrer. 


Forst  (N.-L.). 
(Nieder-Lausitz.    32041  Einwohner.) 

Progymnasium  und  BeaLachule. 

Dr.  ZitscheTy  Die  Gründung  der  Schule  und  ihre  Entwickelung,  Progr.  1886. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1880  als  Progymnasium 
eröffnet  worden.    Ostern  1884  wurde  mit  diesem  ein  Realgymnasium  verbunden.   Dieses 

19.  April 
wie  das  Progymnasium  sind  seit  Ostern  1886  vollberechtigt.   Am    -,    Juli"  ^^^  ^^^  ^^® 

Anstalt  ein  Statut  erhalten.  Ostern  1899  begann  die  Umwandlung  des  Realgymnasiums 
in  eine  Realschule,  die  letzte  Klasse  des  Realgymnasiums  wird  voraussichtlich  Ostern 
1904  eingehen.    Seit  Ostern  1881  ist  eine  Vorschule  vorhanden. 

Direktor:   Dr.  Ferdinand  Zitscher  seit  Begründung  der  Anstalt 

6  Klassen  des  Progymnasiums,  3  Realklassen  (VI,  Y,  lY)  und  3  Realgymnasial- 
klassen; 8  Oberlehrer,  1  etatsmä&iger  wissenschaftlicher  HilfsL,  1  technischer  Lehrer, 
1  VorschulL,  alle  evangelisch. 

Das  neue  Schulhaus  ist  im  Dezember  1886  bezogen  worden,  die  Baukosten  be- 
trugen 140000  Mk.  Zur  Aufbringung  derselben  hatten  der  Rentier  Jakobi  und  seine 
Ehefrau  54000  Mk.  im  Jahre  1882  beigetragen.    Die  an  der  Grenze  des  Gymnasial- 

grundstückes   errichtete  städtische  Turnhalle    steht  der  Anstalt  für  ihre  Zwecke  zu 
eier  VeiiÜgung,  der  Schulhof  kann  als  Turnplatz  benutzt  werden.  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  2300  Bände. 

Um  das  Bestehen  der  Schule  zu  sichern,  wurde  1883  durch  freiwillige  Beiträge 
der   Bürgerschaft  ein   Dotationsfonds  von  22000  Mk.  gesammelt,   dessen   Verwaltung 

80.  März 
durch  Statut  vom   ^5  Mai    ^^^  geordnet  wurde.    Der  Fonds  ist  jetzt  auf  43500  Mk. 

angewachsen.  Sobald  er  die  Höhe  von  50000  Mk.  erreicht  hat,  wird  nach  Vorschrift 
des  Statuts  die  Hälfte  der  Zinsen  für  die  Unterhaltung  der  Schule  verwendet  und  die 
andere  Hälfte  zum  Kapital  geschlagen  werden. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtansgabe  55650  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  28235  Mk.,  des  Staates  12150  Mk.,  Schulgeld  in  der  Vorschule  und 
in  den  drei  unteren  Klassen  der  Hauptanstalt  80  Mk.,  in  den  oberen  100  Mk.,  in 
letzteren  werden  jedoch  bis  zur  Eröffhuns  der  entsprechenden  Realklassen  noch  die 
älteren  höheren  Sätze  (120^150  Mk.)  erhoben.  Besoldungen  nach  den  Nachträgen  zum 
Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  9,  1  a— c.    Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der 

11.  Januar  21.  Februar 

Lehrer  ist  durch  Statut  vom  09  Ma^pz  ^^^  nebst  Nachtrag  vom    |y  Anril   ^       geregelt. 


^)  Nachfolger  des  Stifters  als  Direktoren  der  Anstalt  waren  J.  Chr.  Steinbart 
(1739—67),  Oberschulrat  Ootihöld  Sam.  Steinhart  (1767—1809),  Hofrat  Friedr.  Aug.  Stein- 
hart (1809—40),  Dr.  Bud.  Hanow  (1841 — 73);  der  letztere  Schwiegersohn  seines  Vor- 
gängers. 
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Sprembersr. 

(Nieder-LauBitz.    10927  Einwohner.) 

Bealprogrymnasium  (I,  132.    II,  U9.    III,  150). 

Die  am  Orte  bestehende  allgemeine  Stadtschule  wurde  von  der  Stadtgemeinde  zu 
einer  Realschule  umgestaltet  und  als  solche  mit  den  Klassen  VI,  V,  lY  Michaelis  1861 
eröffiiet.  Ostern  1865  wurde  sie  als  höhere  Bürgerschule,  Michaelis  1866  als  Realschule 
zweiter  Ordnung  (mit  Latein)  anerkannt,  Michaelis  1882  wurde  sie  Realprogymnasium. 
Seit  ihrem  Bestehen  hat  sie  eine  Vorschule.  Am  1.  Oktober  1892  feierte  der  Direktor 
Schmidt  sein  50jähriges  Dienstjubiläum.  Gröfete  Schülerzahl  (197  und  89  Vorschüler) 
im  Winter  1871/72^  kleinste  (85  und  35  Vorschüler)  im  Winter  1894/95. 

Direktor:  Dr.  Gustav  Köhler  seit  1.  Oktober  1894,  vorher:  Karl  Schmidt  ISßl— 94, 

6  Klassen  und  8  Vorschulklassen ;  6  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  2  Vorschull., 
alle  evangelisch. 

Für  die  Leibesübungen  wird  die  städtische  Turnhalle  und  der  daneben  liegende 
Spielplatz  mitbenutzt.    Die  Lehrerbibliothek  umfalst  1233  Werke  in  2273  Bänden. 

Bei  Gelegenheit  des  25jährigen  Jubiläums  der  Anstalt  wurde  von  ehemaligen 
Schülern  derselben  eine  Direktor  Schmidt  -  Stiftung  zur  Unterstützung  von  Schülern 
gegründet.    Bestand  1260  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
(zugleich  für  die  übrigen  Schulen  der  Stadt)  ist  die  Städtische  Schul -Deputation, 
bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Beigeordneten,  dem  Stadtverordnetenvorsteher, 
einem  Stadtverordneten,  dem  Direktor  und  dem  ersten  Geistlichen. 

Gesamtausgabe  49400  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  29890  Mk.,  des  Staates  8700  Mk., 
Schulgeld  100  Mk.,  in  der  Vorschule  36  bezw.  30  Mk.  Die  Lehrer  der  Anstalt  sind  an 
die  allgemeine  städtische  Witwen-  und  Waisenkasse  angeschlossen. 


Arnswalde. 

(Neumark.    8667  Einwohner.) 

BealBchuIe. 

Die  Anstalt  ist  aus  der  ehemaligen  sechsklassigen  städtischen  Mittelschule  her>'or- 

Seganffen  und  am  1.  April  1892  als  eine  in  der  Entwickelung  begriffene  Realschule  mit 
en  Klassen  VI  bis  III  und  8  Vorschulklassen  eröffiiet  worden.  Am  11.  Juni  1895 
wurde  sie  als  Realschule  anerkannt.  Für  die  drei  unteren  Klassen  ist  Nebenunterricht 
im  Lateinischen  eingerichtet 

Direktor:  Dr.  Eugen  Rom  seit  Gründung  der  Anstalt 

6  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  4  Oberlehrer,  1  MittelschulL,  1  technischer 
Lehrer,  3  Vorschull.,  alle  evangelisch. 

Die  Realschule  ist  in  dem  1871  für  die  damalige  Stadtschule  errichteten  Gebäude 
untergebracht.  Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  zählt 
464  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  39640  Mk., 
Zuschufk  der  Stadt  16688  Mk.,  des  Staates  3500  Mk.,  Schulgeld  80  Mk.,  für  auswärtige 
Schüler  92  Mk.,  in  der  Vorschule  36  Mk.  Aufserdem  sind  für  die  Teilnahme  am 
Nebenunterrichte  im  Latein  jährlich  24  Mk.  zu  zahlen.  Die  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen der  Lehrer  ist  in  derselben  Weise  wie  für  die  der  unmittelbaren  Staats- 
beamten geregelt 

KroBsen  a.  O. 

(Herzogtum  Krossen.    7361  Einwohner.) 

Realschule  mit  gymnasialem  Nebenunterricht  (I,  129.    II,  147.    III,  152). 

Päermann,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Schule,  Progr.  1862.  —  Ehrharfit,  Pres- 
byterologie  des  evangelischen  Schlesiens,  Liegnitz  1780,  11,  C.  2,  S.  627  i^ud  C.  5, 
S.  650 ff.  —  Petermann j  Die  Liberei- Stiftung  der  Stadt  Krossen,  Progr.  1870  -^  Berbig, 
Nachrichten  und  Urkunden  der  lateinischen  Schule  zu  Krossen,  Progr.  1889,  94,  99. 
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Die  Anstalt  ist  als  lateinische  Stadtschule  im  Jahre  1527  vom  Rate  der  Stadt 
begründet  worden.  Auf  Grund  einer  Verfügung  der  Markgr&iin  ifatiWinna,  geborenen 
Prinzessin  von  Braunschweig -Wolfenbüttel,  der  Witwe  des  Markgrafen  Johann,  wurde 
sie  1574^)  zu  einer  gelehrten  Schule  erweitert  Bis  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
entliefe  sie  zur  Universität;  zu  Anfang  des  folgenden  sank  sie  jedoch  allmählich  bis 
zu  einer  zweiklassigen  Stadtschule  herab;  erst  später  erhielt  sie  eine  dritte  und  eine 
vierte  Klasse.  1861  wurde  sie,  unter  Anfügung  einer  fünften  Klasse,  reorganisiert  und 
am  21.  Mai  1862  als  höhere  Bürgerschule  im  Sinne  der  Unterrichts-  und  Prüfungs- 
ordnung anerkannt,  am  20.  Juni  1879  erhielt  sie  die  erweiterten  Berechtigungen.  Im  Jahre 
1868  war  für  sie  ein  Statut  errichtet  worden.  Seit  Ostern  1884  wurden  allmählich  für  die 
Klassen  von  U  III  an  aufwärts  gymnasiale  Nebenkurse  eingerichtet,  und  am  28.  April 
1887  erhielt  die  Anstalt  bezügnch  dieser  Nebenkurse  die  üblichen  Berechtigungen. 
Ostern  1893  begann  die  Umwandlung  in  eine  Realschule  mit  gymnasialem  Nebenunter- 
richt in  den  drei  unteren  Klassen;  als  solche  wurde  sie  am  12.  April  1899  anerkannt. 
Da  indessen  die  Umwandlung  in  eine  Realschule  den  daran  geknüpften  Erwartungen 
nicht  entsprochen  hat,  so  haben  die  städtischen  Körperschaften  die  Rückumwandlung 
in  ein  Progymnasium  nebst  Realprogymnasium  beschlossen.  Dieser  Beschluß  ist  durch 
Erlals  des  Unterrichtsministers  vom  16.  März  1901  genehmigt  worden.  Die  Vorschule 
besteht  seit  Ostern  1883.    Größte  Schülerzahl  (165)  Ostern  1884,  kleinste  (69)  Ostern  1899. 

Direktor:  Dr.  Friedrich  Bohert  Oskar  Berhig  seit  Michaelis  1876,  vorher:  Dr. 
C.  Fr,  Petermann  1860—76. 

6  Klassen  und  1  Vorschulklasse;  5  Oberlehrer,  1  etatsmäfsiger  wissenschaftlicher 
Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer,  alle  evangelisch. 

Im  dem  seit  1846  benutzten  Gebäude  sind  aufser  der  Realschule  vier  Klassen  der 
Knaben-Volksschule  und  eine  siebenklassige  Mädchen- Volksschule  untergebracht.  Turn- 
halle und  Turnplatz  sind  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  1469  JSände. 

Stiftungen:  a)  Aus  der  „Liberei-Stiftung'^  des  Rates  der  Stadt  vom  Jahre  1552 
werden  jährlich  60  Mk.  zum  Ankaufe  von  Prämien  verwendet,  b)  Die  Stiftung  des 
Fräulein  Henriette  Luise  Gleifsenberg  (von  1817  und  1821).  Zum  Besten  der  Lehrer- 
bibliothek.   Bestand  800  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  zwei  Mitgliedern  des  Magistrats,  zwei  Stadtver- 
ordneten, dem  Direktor,  dem  Oberpfarrer  und  einem  gewollten  weiteren  Mitgliede. 

Gesamtausgabe  44685  Mk.,  Zuschnls  der  Stadtgemeinde  27818  Mk.,  des  Staates 
9950  Mk.,  Schulgeld  80  Mk.,  für  Gymnasialschüler  120  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach 
dem  zweiten  und  dritten  Nachtrage   zum  Normaletat  geregelt    Die  Fürsorge  für  die 

1.  November  1893 
Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  durch  Statut  vom  og   Februar  1894   ^^^  ^^^  Nachtrag 

30.  August 
hierzu  vom  7   Oktober  ^^^^  geordnet.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Lübben. 

(Nieder -Lausitz.    6810  Einwohner.) 

Realschule  a.  135.    II,  152.    III,  151). 

Wagner y  Zur  Geschichte  der  Schulen  Lübbens,  Progr.  1867.  ~  Weineck j  Zur  Ge- 
schichte des  Realprogymnasiums  zu  Lübben,  Progr.  1887  und  89. 

Das  seit  alter  Zeit  bestehende  städtische  Lyceum  erlitt  durch  die  nach  der 
preußischen  Besitzergreifung  erfolffte  Auflösung  der  lausitzischen  Landeskollegien  eine 
so  starke  Verminderung  der  Schülerzahl,  da(s  die  ohnedies  ungenügend  ausgestattete 
Anstalt  1816  das  Recht  zur  Entlassung  zur  Universität  verlor  und  am  23.  März  1817 
in  die  Reihe  der  Bürgerschulen  trat.  Mit  Hilfe  von  Zuschüssen  des  Staates  aus  der 
evangelischen  Rate  des  Neuzeller  Fonds  wurde  sie  von  1830  an  allmählich  zu  einer 
höheren  Bürgerschule  (mit  Lateinisch  und  Französich,  aber  ohne  Englisch)  ausgestaltet; 
am  28.  Oktober  1836  erhielt  sie  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen 
nach  der  Instruktion  von  1832.  (Erste  Prüfung  Ostern  1837.)  Im  Jahre  1859  wurden 
von  den  vorhandenen  acht  Klassen  die  beiden  untersten  als  Vorschule  eingerichtet, 
und  Ostern  1860  wurde  die  Anstalt  Realschule  zweiter  Ordnung  mit  achtjährigem  Lehr- 


^)  Markgraf  Hans  starb  bereits  im  Januar  1571;   die  im  Texte  angegebene  Ver- 
fügung kann  also  nicht,  wie  Bd.  I,  S.  129  angegeben  ist,  von  ihm  ausgegangen  sein. 
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gan^e.  Ostern  1876  wurde  sie  vollberechtigte  höhere  Bürgerschule  und  von  1893—99 
in  eine  lateinlose  Realschule  umgewandelt;  als  solche  wurde  sie  am  7.  April  1899  an- 
erkannt.   Am  8.  Juli  1887  feierte  sie  ihr  50jähriges  Jubelfest. 

Direktor^):   Dr.  Franz  Weineck  seit  1876,  vorher:  Karl  Wagner  seit  1847. 

6  Klassen  und  2  Vorschulklassen ;  5  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl., 
1  VorschulL,  alle  evangelisch. 

In  dem  Schulhause  ist  auch  die  Bürgerschule  untergebracht  (besonderer  Ein- 
gang). Turnhalle,  Tum-  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält 
1870  Werke  in  mehr  als  2600  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Die  Paulische  Stiftung  (1882)  und  die  Wagner- Stiftung  (1877),  zu 
Schülerprämien,  b)  Die  Schülerjubelstiftung  (1887),  jährlich  132  Mk.  zu  Geldprämien, 
c)  Die  Scheuerwassersche  Stiftung,  desgl.  oder  zu  besonderen  Anschaffungen  für  Schul- 
zwecke.   Bestand  2286  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Die  Angelegenheiten  der 
Realschule  werden  für  die  Beschlufsfassung  des  Magistrats  von  der  Schuldeputation 
vorbereitet. 

Gesamtausgabe  45380  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  20951  Mk.,  des  Staates  14300  ^Ik., 
Schulgeld  in  VI  und  V  74  Mk.,  in  IV  und  III  80  Mk.,  in  H  und  I  90  Mk.,  in  der  Vor- 
schule 48  bezw.  60  Mk.;  Auswärtige  zahlen  in  allen  Klassen  6  Mk.  mehr.  Die  Be- 
soldungen sind  nach  dem  ersten  Nachtrage  zum  Kormaletat,  die  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen der  Lehrer  ist  in  derselben  Weise  wie  für  diejenigen  der  unmittelbaren  Staats- 
beamten geregelt. 

PpI  vatan  stalten . 

Handelsschule  in  Berlin. 

Diese  Anstalt  wurde  von  Dr.  Sigismwnd  Schwetteer  mit  der  Absicht  gegiündet,  den 
in  das  praktische  kaufmännische  Leben  tretenden  Schülern  eine  tüchtige  theoretische 
Vorbildung  für  ihren  künftigen  Beruf  zu  geben,  ohne  im  übrisen  die  sonst  nötige  all- 
gemeine Bildung  dabei  zu  vernachlässigen.  Sie  wurde  am  2.  Oktober  1848  eröffnet  und 
erhielt  am  15.  Mai  1856  das  Recht,  nach  einem  unter  demselben  Datum  erlassenen 
Reglement  Entlassungsprüfungen  abzuhalten,  durch  deren  Bestehen  die  wissenschaftliche 
Berahigung  für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst  dargelegt  wurde.  Der  Lehrplan 
hat  mancherlei  Änderungen  erfahren;  der  jetzige,  seit  Ostern  1898  giltige,  schliefet  sich 
im  wesentlichen  an  deigenigen  der  Realschule  an,  enthält  aber  aulser  den  zu  dieser 
Schulgattung  gehörigen  Unterrichtsgegenständen  noch  Buchführung,  Eomptoirarbeiten, 
sowie  Handels-  und  Warenkunde  mit  zusammen  nicht  mehr  als  drei  Stunden.  Die 
Handelsschule  hat  seit  Ostern  1886  eine  Vorschule  und  Ostern  1896  ihr  neues  Gebäude 
in  der  Dresdener  Stralse  90  bezogen.  Sie  steht  unter  der  unmittelbaren  Aufsicht  der 
Städtischen  Schuldeputation ;  die  Oberaufsicht  wird  vom  Provinzialschulkollegium  geführt. 
Das  besondere  Kuratorium  der  Anstalt  besteht  aus  einem  Ältesten  der  Kaufmannschaft, 
dem  zuständigen  Kreisschulinspektor,  einem  Mitgliede  der  Schuldeputation  und  einem 
Stadtverordneten.    Schulgeld  100  Mk.  bis  192  Mk. 

Direktor:  Dr.  P.  Lach  seit  Ostern  1891,  vorher:  Dr.  Lange  1880—91,  Dr,  Katte 
1870-80. 

An  der  Anstalt  bestehen  zwei  Stiftungen  zur  Unterstützung  hilfsbedürftiger  Schüler, 
die  Katte- Stiftung  mit  einem  Vermögen  von  6486  Mk.  und  die  Stiftung  des  Vereins 
ehemaliger  Handelsschüler  mit  einem  Vermögen  von  830  Mk.  Au&erdem  ist  eine  »Ver- 
tretungSKasse**  vorhanden,  aus  der  die  Kosten  für  die  Vertretung  behinderter  Lehrer 
bestritten  werden.  An  diese  Kasse  hat  jeder  Lehrer  vierteljährlich  ^/s  ®/o  seines  Gehaltes 
zu  zahlen. 

Am  1.  Oktober  1898  feierte  die  Handelsschule  das  Fest  ihres  50jährigen  Bestehens. 
Nähere  Mitteilungen  über  ihre  Geschichte  enthalten  die  den  Programmen  von  1878  und 
1898  beigefügten  Abhandlungen  ihrer  Direktoren  Zr.  Katte  und  P.  Lach, 

Viktoria-Institut  zu  Falkenbergr  bei  Freienwalde. 

Die  Anstalt  wurde  im  Jahre  1859  unter  dem  Protektorate  des  damaligen  Prinzen 
Friedrich  Wilhelm,  späteren  Kaisers  Friedrich,  und  unter  dem  Beirate  des  Professors 


^)  Seit  1877  liegt  die  Leitung  der  übrigen   städtischen  Schulen  nicht  mehr  dem 
Direktor  ob. 
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Dr.  Ludwig  Herrig,  von  Frcmz  JReachke  und  J,  Schwemi  gegründet.  Sie  sollte  eine  Er- 
ziehungs-  und  Unterrichtsanstalt  für  Knaben  aus  den  gebildeten  Ständen  sein  und 
durch  die  beschränkte  Zahl  der  Zöglinge  die  Möglichkeit  gewähren,  jedem  Schüler  die 
seiner  Individualität  entsprechende  Fürsorge  angedeihen  zu  lassen.  Durch  Erlafs  des 
Reichskanzlers  vom  3.  März  1872  erhielt  sie  die  Berechtigung,  ihren  Schülern  auf 
Grund  der  bestandenen  Abgangsprüfung  gültige  Zeugnisse  über  die  wissenschaftliche 
Befähigung  für  den  einjähng-freiwilligen  Militärdienst  zu  erteilen.  Die  Zahl  der  Zög- 
linge hat  seit  1888  zwischen  56  und  62  geschwankt,  der  Unterrichtsplan  ist  der  eines 
Realprogymnasiums.  Im  Jahre  1877  ging  die  Anstalt  in  den  ausschließlichen  Besitz 
des  Kaufmanns  Fram  BescMce  über,  seit  1885  wird  sie  von  dessen  Sohn  unterhalten. 
Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.  Der  Pensionspreis  einschl.  des  Schulgeldes 
beträgt  1500  Mk.  jährlich. 

Direktor:  Albert  Siebert  seit  1877,  vorher:  Dr.  Jmmawue?  Sc/rwtd^ (später  Professor 
an  der  Haupt-Kadetten-Anstalt  in  Lichterfelde). 

Pärdagogrium  am  Ehrangelischen  Johannesstift  in  Plötzensee  bei  Berlin. 

Das  Johannes -Stift  wurde  im  Jahre  1858  von  D.  Wiehern  als  Erziehungs-  und 
Unterrichts  an  stalt  für  evangelische  Knaben  gegründet  Die  Internatszöglinge  sind  in 
Gruppen  von  je  zwölf  Knaben  eingeteilt,  die  von  zwei  för  den  Dienst  der  inneren  Mission 
ausgebildeten  „Brüdern*^  und  einem  Kandidaten  der  Theologie  beaufsichtigt  werden. 
Im  Sommer  1865  wurde  für  begabtere  Schüler  der  Anstalt  fremdsprachlicher  Unterricht 
eingeführt.  Eine  Schenkung  des  Heichsgrafen  v.  Wartensleben  gewährte  im  Jahre  1886 
dem  Stifte  die  Mittel,  auch  Knaben  besserer  Stände  aufzunehmen  und  für  diese  eine 
besondere  Unterrichtsanstalt,  das  „Pädagogium'^,  mit  gymnasialem  Charakter  zu  gründen. 
Dieser  wurden,  nachdem  Ostern  1897  die  erste  Abschluisprüfung  abgehalten  worden 
war,  die  mit  dem  Prosymnasium  verbundenen  Berechtigungen,  zunächst  bis  Michaelis 
1899,  später  zeitlich  unbeschränkt,  zuerkannt.  Am  Pädagogium  unterrichten  aufeer  dem 
Dirigenten  4  vollbeschäftigte  wissenschaftliche  Lehrer,  2  Pastoren  und  4  nichtvoll- 
besdiäftigte  Kandidaten  des  Predigtamtes.  Der  Pensionspreis  beträgt  500  bis  1500  Mk., 
das  Schulgeld  der  auswärtisren  Zöglinge  200  Mk.,  bei  Teilnahme  an  der  Arbeitsstunde 
900  Mk.  Tumsaal  und  Badeeinricntune  sind  vorhanden.  Stifts  Vorsteher  ist  der  Pfarrer 
W.  FhiUppSj  Unterrichtsleiter  der  Oberlehrer  Th,  Mensel  seit  1894. 


Provinz  Pommern. 

(3  Regierungsbezirke.    30119  qkm.    1634654  Einwohner.) 

Im  Jahre  1873  hatte  die  Provinz  28  höhere  Schulen,  unter  diesen  (i,  die 
3  Doppelanstalten  bildeten.  Bei  zweien  der  letzteren  war  ein  Gymnasium  mit 
einer  Realschule  erster  Ordnung,  bei  der  dritten  mit  einer  lateintreibenden 
höheren  Bürgerschule  unter  einer  gemeinsamen  Leitung  vereinigt.  Neu 
hinzugekommen  sind  die  Realschule  (früher  Realprogymnasium)  zu  Stargard, 
das  König  Wilhelms-Gymnasium  zu  Stettin,  das  Progymnasium  zu  Pasewalk 
und  das  Realprogymnasium  zu  Swinemünde.  Gegenwärtig  sind  daher,  wenn 
die  3  Doppelanstalten  einfach  gerechnet  werden,  29  höhere  Schulen  vor- 
handen. 

Von  den  älteren  haben  bezüglich  ihrer  Zugehörigkeit  zu  einer  der 
verschiedenen  Schulgattungen  keine  Änderung  erfahren:  die  Gymnasien 
zu  Anklam,  Beigard,  Cöslin,  Demmin,  Dramburg,  Greifenberg  i.  P.,  Neu- 
stettin, Putbus,  Pyritz,  Stargard,  Stralsund,  Treptow,  das  Marienstifts- 
Gymnasium  und  das  Stadt-Gymnasium  zu  Stettin,  die  Colberger  Doppel- 
anstalt, das  Friedrich  Wilhelms-Realgymnasium  zu  Stettin,  das  Progymnasium 
zu  Schlawe  und  das  Realprogymnasium  zu  Wollin.  Die  Progynmasien  zu 
Beigard  und  zu  Gartz  sind  zu  einem  Gymnasium  erweitert  worden.  Die 
ehemalige  lateinlose  Realschule  zweiter  Ordnung  zu  Stettin  ist  nach 
mehrmaligen  Änderungen  zu  einem  Realgymnasium  ausgestaltet,  die  latein- 
treibende höhere  Bürgerschule  zn  Lauenburg  in  ein  Progymnasium,  die 
mit  dem  Gymnasium  zu  Stolp  verbundene  lateintreibende  höhere  Bürger- 
schule, sowie  das  mit  dem  Gymnasium  zu  Greifswald  verbundene  Real- 
gymnasium in  eine  Realschule  verwandelt  worden,  letzteres,  nachdem  es 
eine  Zeit  lang  Realprogymnasium  gewesen  war. 

Zur  Zeit  sind  demnach  vorhanden:  19  Gymnasien  (von  denen  1  mit 
einem  Realgymnasium,  2  mit  einer  Realschule  vereinigt  sind),  3  Pro- 
gymnasien (mit  Ersatzunterricht),  3  Realgymnasien  und  4  Realprogymnasien 
(von  denen  1  in  der  Umwandlung  zu  einer  Realschule  begriffen  ist,  1  unter 
Angliederung  einer  solchen  nach  dem  Frankfurter  System  eingerichtet 
werden  soll). 

An  16  Anstalten  bestehen  Vorschulen ;  eine  dieser  Vorschulen,  die  des 
Realgymnasiums  zu  Wollin,  dient  zugleich  den  Zwecken  der  in  dem  näm- 
lichen Gebäude  untergebrachten  höheren  Mädchenschule,  in  ihr  werden 
demnach  Knaben  und  Mädchen  gemeinsam  unterrichtet.  Aufgehoben  worden 
sind  die  Vorschulen  der  Gymnasien  zu  Anklam,  Demmin,  Draniburg, 
Greifenberg,  Neustettin  und  Pyritz. 

Verstaatlicht  worden  sind  das  ehemals  stiftische  unter  landesherrlichem 
Patronate  stehende  Pädagogium  (Gymnasium)  zu  Putbus,  die  früher 
städtischen  Gymnasien  zu  Cöslin,  Colberg  (nebst  Realgymnasium),  Demmin, 
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Dramburg  und  Pyritz.  Von  den  jetzt  bestehenden  29  Anstalten  werden 
10,  nftmlich  die  Gymnasien  zu  Göslin,  Demmin,  Dramburg,  Neustettin, 
Putbus,  Pyritz,  Stargard,  Treptow,  das  Gymnasium  und  das  Realgymnasium 
zu  Colberg  und  das  Wilhelms-Gymnasium  zu  Stettin  vom  Staate,  1,  näm- 
lich das  Marienstifts-Gymnasium,  vom  Marienstifte  und  die  übrigen  18  von 
Stadtgemeinden  unterhalten. 

Für  die  von  Stadtgemeinden  unterhaltenen  Anstalten  sind  fast  überall 
besondere  örtliche  Verwaltungsbehörden  (Kuratorien ,  Gymnasial  -  Depu- 
tationen) bestellt,  denen  der  Direktor  von  Amts  wegen  angehört  (wenn  sie 
für  mehrere  Schulen  zuständig  sind,  die  beteiligten  Direktoren).  Ein  ge- 
meinsames Scholarchat  für  die  beiden  städtischen  höheren  Schulen  besteht 
in  Stralsund,  in  Stargard  ist  ein  gemeinschaftliches  Kuratorium  für  das 
Realprogymnasium  und  die  höhere  Mädchenschule  bestellt. 

Aufserdem  bestehen  noch  an  dem  Gymnasium  zu  Putbus  und  zu 
Stargard  besondere  Kuratorien  mit  beschränkten  Verwaltungspflichten. 
Dasjenige  zu  Putbus  ernennt  die  (nicht  zu  den  Lehrern  gehörigen)  Be- 
amten der  Anstalt,  das  zu  Stargard  verwaltet  die  zweite  Gröningsche 
Stiftung  und  hat  in  gewissen  Fällen  eine  Mitwirkung  bei  der  Wahl  der 
Lehrer. 

Alumnate  sind  mit  den  Gymnasien  zu  Putbus  und  Treptow,  sowie 
mit  dem  Stadt- Gymnasium  zu  Stettin  verbunden. 

Das  350  jährige  Jubelfest  feierte  das  Marienstifts-Gymnasium  zu  Stettin 
(1894),  das  250jährige  das  Gymnasium  zu  Neustettin  (1890),  das  50jährige 
das  Friedrich  Wilbelms-Realgymnasium  zu  Stettin  (1890),  das  Gymnasium 
zu  Colberg  (1895)  und  das  zu  Anklam  (1897).  Das  Alumnat  des  Stadt- 
gymnasiums zu  Stettin  konnte  im  Jahre  1899  sein  500 jähriges  Jubelfest 
feiern. 

Neue  Schulgebäude  sind  für  die  Gymnasien  zu  Göslin,  Greifenberg, 
Stargard,  Crartz,  das  Progymnasium  zu  Lauenburg  und  das  Schiller-Real- 
gymnasium zu  Stettin  errichtet  worden. 

Für  den  Turnunterricht  bestehen  an  allen  Anstalten  die  erforderliehen 
Einrichtungen.  An  den  wenigen,  die  nicht  eigene  Turnhalle  haben,  ist 
wenigstens  die  Mitbenutzung  benachbarter  Hallen  gesichert.  Zwei  Gymnasien 
fördern  den  Rudersport  mit  eigenen  Booten,  eins  besitzt  eine  Badeanstalt. 

Wertvolle  und  umfangreiche  Bibliotheken  besitzen  das  Gymnasium  zu 
Stargard  und  das  Marienstifts-Gymnasium  zu  Stettin;  diese  beiden  An- 
stalten sowie  die  Gymnasien  zu  Neustettin,  Stralsund  und  das  Friedrich 
Wilhelms-Realgymnasium  zu  Stettin  sind  auch  durch  ihre  Stiftungen  be- 
merkenswert. 

Der  frühere  Zusammenhang  mit  Kirchen  tritt  noch  bei  den  Gymnasien 
zu  Neustettin,  Putbus  und  Stolp,  sowie  bei  dem  Progymnasium  zu  Pasewalk 
durch  gewisse  Leistungen  und  Gegenleistungen  in  die  Erscheinung. 

An  den  städtischen  Anstalten  zu  Stettin  steigt  in  den  oberen  Klassen 
das  Schulgeld  bis  auf  150  Mk. 

An  allen  nicht  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  ist  die  Fürsorge 
für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  von  den  Patronaten  in  der  nämlichen 
Weise  wie  für  die  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  ge- 
regelt. Daneben  besteht  als  private  Veranstaltung  die  vom  Vereine  der  Lehrer 
an  den  höheren  Lehranstalten  der  Provinz  gegründete  Waisenkasse  (Statut 

19   Mai 
vom   ^^.'  ^  ,.  1877).   Besondere  Witwenkassen  bestehen  an  den  Gymnasien  zu 
18.  Juli         ' 

Belgardy  Göslin,  Treptow,  dem  Stadt-Gymnasium,  dem  Friedrich  Wilhelms- 
Realgymnasium  und  dem  Marienstifts-Gymnasium  zu  Stettin,  sowie  dem 
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Gymnasium  zu  Stralsund.  An  den  beiden  letztgenannten  Anstalten  sind 
die  Kassen,  nachdem  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  von  Amts  wegen 
gesorgt  ist,  für  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  geschlossen;  vorläufig 
werden  aus  ihnen  noch  die  satzungsmäfsigen  Pensionen  an  die  bereits  vor- 
handenen Mitglieder  gezahlt,  im  übrigen  sind  sie  den  betreffenden  Patronats- 
behörden  überlassen  worden. 

Am  31.  Mai  1897  hat  das  Provinzialschulkollegium  für  sämtliche 
Schulen  seines  Aufsichtsbereiches  eine  von  der  Direktorenkonferenz  vor- 
beratene Schulordnung  erlassen. 

Direktorenkonferenzen  haben  in  Zwischenräumen  von  3  oder  4  Jahren 
stattgefunden,  die  letzte  (13.)  im  Jahre  1899*).  Die  Kosten  werden  vom 
Marienstift  (s.  unten)  bestritten. 

Die  Ferienordnung  ist  in  der  letzten  Zeit  so  gestaltet  worden,  dafs 
die  Pfingstferien  V2  Woche ,  die  Sommerferien  etwas  über  4 ,  die  Herbst- 
ferien etwas  unter  2  Wochen,  die  Ferien  zu  Ostern  und  zu  Weihnachten 
je  2  Wochen  betrugen  2). 

Für  die  Unterhaltung  der  höheren  Schulen  Pommerns  ist  das  Marien- 
stift®) von  hoher  Bedeutung.  Es  wurde  von  Herzog  Barnim  I.  von  Pommern 
gegründet,  der  im  Jahre  1263  aus  der  vorhandenen  Marienkapelle  eine 
zur  Kamminschen  Kathedralkirche  gehörige  Kollegiatkirche  machte,  nach 
der  neuen  Marienkirche  das  von  ihm  2  Jahre  vorher  bei  der  Petrikirche 
zu  Stettin  gestiftete  Kollegium  von  12  Kanonikern  verlegte  und  dieses 
Marienstift  aufser  dem  mit  dem  Petristift  auf  dasselbe  übergegangenen  Ver- 
mögen nach  und  nach  mit  mehreren  Liegenschaften  beschenkte,  sowie  ein 
Seminar  dabei  errichtete.  Nach  der  Reformation  vereinigten  die  Pommer- 
schen  Herzöge  die  Güter  des  Marienstifts  mit  dem  im  Jahre  1346  ge- 
gründeten Ottostift  nnd  errichteten  aus  den  Einkünften  beider  ein  Päda- 
gogium (vgl.  unten  S.  271).  Dieses  wurde  nach  Beendigung  des  30jährigen 
Krieges  von  König  Karl  XL  von  Schweden  zu  einem  gynmasium  academi- 
cum  erhoben;  die  Kapitularstellen  wurden  eingezogen.  Im  Jahre  1789 
wurde  die  Kirche  durch  einen  Blitzstrahl  so  geschädigt,  dafs  sie  nieder- 


^)  Gegenstände  der  Tagesordnung  waren  folgende  Fragen: 

A)  Zur  schriftlichen  Bearbeitung: 

I.  Wie  ist  der  französische  Unterricht  an  den  höheren  Schulen  zu  gestalten, 

um  das  Lehrziel  der  Lehrpläne  yom  6.  Januar  1892  zu  erreichen? 
IL  Welche  Verteilung  des  erdkundlichen  Unterrichts  auf  die  einzelnen  Klassen 
ist  wünschenswert? 

B)  Zur  mündlichen  Beratung: 

I.  Welche  Grundsätze  sind  bei  den  Versetzungen  der  Schüler  zur  Geltung 

zu  bringen? 
IL  Einrichtung,  Zahl  und  Wahl  der  sogenannten  freien  Ausarbeitungen. 
III.  Welche  Enahrungen   sind  mit  der  Ordnung  der  Reifeprüfungen  an   den 
höheren  Schulen  vom  6.  Januar  1892  gemacht  worden? 

*)  Ferienordnung  für  1901: 


Ostern     .    . 
Pfingsten 
Sommer  .    . 
Herbst    .    . 
Weihnachten 


Schulschlufe 


Mittwoch,  3.  April 
Freitag,  24.  Mai  nachmittags 
Freitag,  5.  Juli 
Mittwoch,  25.  September 
Sonnabend,  21.  Dezember 


Schulbeginn 


Donnerstag,  18.  April 
Donnerstag,  30.  Mai 
Dienstag,  6.  August 
Donnerstag,  10.  Oktober 
Dienstag,  7.  Januar 


')  Da  das  Marienstift  Rechtspersönlichkeit  hat,  so  werden  seine  Einnahmen  und 
Ausgaben  in  den  Staatshaushaltsetat  nicht  eingestellt  (vgl.  Abschnitt  X,  2). 
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gelegt  werden  mufste ;  die  zu  ..ihr  gehörige  kleine  Gemeinde  wurde  auf 
die  Schlofskirche  angewiesen.  Über  das  Stift  wurde  durch  die  Königliche 
Instruktion  vom  30.  Dezember  1804  u.  a.  bestimmt,  dafs  es  als  selbständiges 
Institut  bestehen  bleibe,  dafs  aber  sein  Zweck  mit  der  Unterhaltung  des 
Gymnasiums  und  der  Kirchenanstalt  nicht  erschöpft  sein,  sondern  dafs  es 
künftig  ein  allgemeiner  Hilfsfonds  für  die  gelehrten  und  demnächst  allen- 
falls Mittel-  und  Realschulen  Pommerns  werden  und  dafs  nach  dem  Aus- 
scheiden des  noch  vorhandenen  Mariengemeinde-Predigers  und  der  übrigen 
Kirchenbeamten  beim  Marienstift  alle  Kirchenanstalt  aufhören  solle.  Die 
Verwaltung  wird  von  einem  Kuratorium  geführt ;  dasselbe  besteht  aus  zwei 
vom  Unterrichtsminister  ernannten  und  2  vom  Provinzialausschusse  ge- 
wählten Mitgliedern.  Die  vom  Minister  ernannten  Kuratoren  sollen  nach 
der  Geschäftsinstruktion  vom  6.  Oktober  1849  in  der  Regel  aus  den  Mit- 
gliedern der  Provinzialunterrichtsbehörde  entnommen  werden.  Die  Gesamt- 
einnahmen betragen  117  750  Mk.,  davon  fliefsen  26271,38  Mk.  aus  dem 
Grundeigentum,  91348,63  Mk.  aus  Kapitalvermögen.  Für  Zwecke  der 
höheren  Schulen  werden  folgende  Zuschüsse  geleistet :  Für  das  Marienstifts- 
Gymnasium  zu  Stettin  63423  Mk. ,  für  Beköstigung  von  Schülern  dieses 
Gymnasiums  3600  Mk.,  für  das  Seminar  für  gelehrte  Schulen  in  Stettin 
4170  Mk.,  für  das  Gymnasium  in  Anklam  1800  Mk.,  für  das  in  Treptow  a.  R. 
3000  Mk.,  für  das  in  StoJp  1200  Mk.,  für  das  König  Wilhelms-Gymnasium 
in  Stettin  4550  Mk.,  für  allgemeine  Zwecke  des  höheren  Schulwesens 
der  Provinz  400  Mk. 

Die  inneren  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  wurden  am  Provinzial- 
schulkoUegium  früher  von  den  Provinzialschulräten  Dr.  Wehrmann 
(11892)  und  Dr.  Bouterwek  (f  1901)  und  werden  jetzt  von  dem  Pro- 
vinzialschulrat  Dr.  Fr i edel  bearbeitet. 

Für  die  praktische  Ausbildung  von  Kandidaten  des  höheren  Schul- 
amtes besteht  das  im  Jahre  1804  in  Stettin  errichtete  und  aus  den  Mitteln 
des  Marienstiftes  unterhaltene  pädagogische  Seminar  ^).  Seitdem  von  dem- 
selben die  für  Lehrer  an  Volksschulen  bestimmte  Abteilung  abgesondert 
ist,  steht  es  in  engster  Verbindung  mit  dem  Marienstifts-Gymnasium.  Bei 
Besetzung  der  an  diesem  zu  erteilenden  Unterrichtsstunden  mufste  von 
jeher  auf  eine  erhebliche  Beteiligung  der  Mitglieder  des  Seminars  ge- 
rechnet werden.  Aus  diesem  Grunde  war  es  nicht  angängig,  diese  nur 
bis  zu  der  in  dem  Erlasse  vom  15.  März  1890  für  das  Seminarjahr  fest- 
gesetzten Stundenzahl  heranzuziehen.  Um  eine  stärkere  Heranziehung 
auch  für  die  Folgezeit  zu  ermöglichen,  wurde  in  dem  neuen  unter  dem 
24.  April  1897  genehmigten  Statut  festgesetzt,  dafs  das  „Königliche  Seminar 
für  gelehrte  Schulen  zu  Stettin^  den  Zwecken  des  zweiten  Vorbereitungs- 
jahres, des  Probejahres,  zu  dienen  habe.  Diejenigen  Kandidaten,  die  sich 
um  die  Aufnahme  bewerben,  haben  die  Ableistung  des  Seminarjahres  nach- 
zuweisen; unter  ihnen  sind  in  erster  Linie  Angehörige  der  Provinz  Pommern 
zu  berücksichtigen.  Die  enge  Verbindung  des  Seminars  mit  dem  Marien- 
stifts-Gymnasium kommt  dadurch  zum  Ausdrucke,  dafs  nach  den  Satzungen 
die  Mitglieder  zugleich  Hilfslehrer  an  diesem  Gymnasium  sind  und  dem 
Direktor  desselben  die  unmittelbare  Leitung  des  Seminars  zusteht.  Der 
beim  ProvinzialschulkoUegium  mit  der  Bearbeitung  der  Angelegenheiten 
der  höheren  Schulen  betraute  Schulrat  ist  befugt,  jederzeit  von  den  Ver- 


1)  Über  die  ältere  Geschichte  der  Anstalt  vgl.  Bd.  I,  S.  585.  Das  am  3.  Juli  1844 
errichtete  Statut,  das  bis  zum  Jahre  1897  in  Kraft  geblieben  ist,  ist  bei  Wiese-Kübler» 
Verordnungen  und  Gesetze,  Bd.  II,  S.  9  abgedruckt 


—    270    — 

hältnissen  des  Seminars  Kenntnis  zu  nehmen,  den  Lehrttbungen  beizu- 
wohnen und  in  den  Konferenzen  der  Mitglieder  den  Vorsitz  zu  führen. 
Die  Zahl  der  Mitglieder  ist  auf  4  festgesetzt.  Diese  haben  sich  am  Unter- 
richt in  der  Regel  mit  10 — 12  Stunden  zu  beteiligen  und  erhalten  jähr- 
lich ein  Stipendium  von  450  Mk.,  aufserdem  in  dem  für  Zwecke  des 
Seminars  vom  Marienstifte  überwiesenen  Gebäude  freie  möblierte  Wohnung 
und,  sofern  die  Mittel  es  gestatten,  eine  Vergütung  für  Brennmaterial. 


Regierungsbezirk  Stettin. 

Stettin. 

(Hauptstadt  von  Alt-Vorpommern.    210680  Einwohner.) 

Die  Stadt  besitzt  gegenwärtig  3  Gymnasien  und  2  Realgymnasien. 
Von  ersteren  ist  eins  landesherrlichen  Patronats,  eins  wird  vom  Staate 
unterhalten ;  die  3  übrigen  Anstalten  werden  von  der  Stadtgemeinde  unter- 
halten. 

Aus  der  provisorischen  städtischen  höheren  Lehranstalt,  die  im  Jahre 
1868  mit  gymnasialen  und  realen  Parallelabteilungen  errichtet  wurde,  ist 
das  Stadt-Gymnasium  und  das  Schiller  -  Realgymnasium  hervorgegangen. 
Letzteres  hat  erst  nach  mehrfachen  Schwankungen  die  lateinische  Sprache 
endgültig  in  seinen  Lehrplan  aufgenommen. 

Die  wissenschaftlichen  Lehrer  an  den  städtischen  höheren  Schulen 
werden  nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat  besoldet;  die  Fürsorge  für 
die  Hinterbliebenen  ist  in  derselben  Weise  geregelt  wie  für  die  der 
unmittelbaren  Staatsbeamten.  Das  Schulgeld  beträgt  in  den  Klassen  I,  II, 
III  160  Mk.,  in  IV,  V,  VI  120  und  in  den  Vorschulklassen  100  Mk.;  für 
auswärtige  Schüler  sind  36  Mk.  mehr  zu  zahlen.  Die  äufseren  Angelegen- 
heiten der  städtischen  höheren  Schulen  werden  von  einem  dem  Magistrat  an- 
gehörigen  Stadtschulrate  (jetzt  Dr.  R  ü  h  1 ,  vorher  Dr.  K  r  o  s  t  a)  bearbeitet. 

Stadtgymna^ium  (II,  156.    III,  155). 

Zaehariä^  Historische  Nachrichten  yon  der  Rats-  und  Stadtschule  zu  Alten-Stettin, 
1760.  —  Ko(^,  Geschichte  des  Lyceums  in  Stettin,  1804.  —  Limcke^  Beiträge  zur  Ge- 
schichte der  Stettiner  Katsschule  in  fünf  Jahrhunderten,  Progr.  von  1893,  94  und  95. 

Von  dem  Provisorat  der  Pfarrkirche  zu  St  Jakohi  wurde,  da  die  bestehende  Dom- 
schule nicht  ausreichte,  im  Jahre  1391  eine  eyangelische  Eirchschule  gegründet.  Sp&ter 
entwickelte  sich  dieselbe  unter  städtischem  Patronate  zu  einer  höheren  Schule,  die 
„Ratsschule",  auch  „Eatslyceum'^  genannt  und  bis  1805  ununterbrochen  fortgeführt 
wurde.  Ihre  damals  herbeigeführte  Vereinigung  mit  dem  Marienstifte  wurde,  wie  im 
vorigen  Artikel  dargelegt  ist,  im  Jahre  1868  aufgehoben.  Am  27.  April  dess.  J.  trat  die 
ehemalige  Ratsschule  als  „städtische  provisorische  höhere  Lehranstalt*'  unter  das  alleinige 
Patronat  der  Stadtgemeinde  zurück.  Die  Anstalt  sollte  den  Grundstock  für  die  Weiter- 
entwickelung des  Stettiner  städtischen  höheren  Schulwesens  bilden,  sie  war  mit  parallelen 
Gymnasial-  und  Realabteilungen  und  einer  Vorschule  versehen.  Die  ersteren  erhielten 
am  1.  Oktober  1869  als  selbständige  Schule  den  Namen  „Stadtgymnasium,  ehemaliges 
Stadtlyceum**  und  wurden  am  18.  Oktober  1873  als  Gymnasium  anerkannt;  aus  den  Real- 
abteilungen entstand  das  Schiller-Realgymnasium  (s.  unten  S.  274).  Mit  der  Unterhaltungs- 
pflicht hatte  die  Stadt  auch  das  dem  Katsgymnasium  aus  alter  Zeit  zustehende  Stiftungs- 
vermögen übernommen.  Dadurch  erklärt  sich  u.  a.,  da(s  die  unten  zu  erwähnende  JaRe- 
teuffelsche  Alumnatsstiftung  jetzt  zum  Stadtgymnasium  gehört.  Ein  Statut  ist  fQr  die 
Anstalt  am  17.  August  1869  errichtet  worden.  Grölste  Schülerzahl  in  den  Gymnasial- 
klassen (516)  im  Winter  1884,  seitdem  stetiger  Rückgang  bis  auf  852  im  Winter  1899/1900. 

Direktor:  Dr.  Hugo  Lemcke  seit  Michaelis  1881,  vorher:  Franz  Kern  seit 
Ostern  1871. 
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17  KUBsen  und  8  Vorschulklassen ;  18  Oberlehrer,  2  wissensck.  Hilfsl.,  2  techn., 
4  Elementar-  und  YorschuU.,  alle  evangelisch. 

Das  neue  Schulhaus  (Orüne  Schanze  8)  ist  1871  für  240000  Mk.  erbaut  worden, 
reichte  jedoch  schon  nach  zwei  Jahren  nicht  mehr  aus.  Zwei  Gymnasialklaijsen  und 
die  3  Vorschulklassen  sind  in  einem  städtischen  Schulgeb&ude,  Elisabethstr.  52,  unter- 

febracht  Der  Turnunterricht  wird  in  der  Halle  einer  20  Minuten  entfernt  liegenden 
)lementai*8chule  erteilt,  ein  Turnplatz  ist  nicht  vorhanden.  Die  LehrerbiblioUiek  um- 
fafst  gegen  7000  Bände,  darunter  Schenkungen  aus  dem  Nachlasse  des  Professors 
Dr.  CUesehrecht,  des  Geh.  Medizinalrats  Dr.  Steffen,  des  Pastors  Karate  und  des  Pro- 
fessors Müller  (Berlin). 

Stiftungen:  a)  Das  Jageteuffelsche  CoUeeium,  eine  1412  gegründete  Alumnats- 
stiftung für  A  Schüler  der  damaligen  Ratsschule,  des  jetzigen  Stadtgymnasiums. 
Näheres  hierüber  aufeer  in  Bd.  I,  8.  140  bei  Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze,  zweite 
Aufl.  I,  S.  254.  Inspektor  der  Stiftung  ist  der  Syndikus  des  Magistrats,  die  Erziehung 
und  Studienleitung  der  Alumnen  wird  einem  als  Resumtor  colleeii  (baccalaureus)  be- 
stellten Oberlehrer  des  Stadtgymnasiums  übertragen,  b)  Eine  Reihe  von  Vermächt- 
nissen, die  zur  Verfügung  des  Magistrats  stehen,  im  Gesamtkapitalbetrage  von  187025  Mk. 
c)  Hollmannsches  Legat  zu  Schülerprämien,  Bestand  2200  Mk.  d)  Die  Lehrer-Witwen* 
und  Waisenkasse,  begründet  1876,  Bestand  20 146  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  185  949  Mk., 
Zuschuls  der  Stadt  63212  Mk.  Wesen  der  Besoldungen,  der  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen und  des  Schulgeldes  vgl.  die  Bemerkungen  auf  S.  270  unter  „Stettin''. 

MarienBtiftB-Gymiia4siiim  (I,  140.    II,  155.    HI,  154). 

Hermg,  Historische  Nachrichten  von  der  Stiftung  der  zwey  Collegiatkirchen  in 
der  berühmten  Stadt  Alten-Stettin,  1725.  —  Derselbe,  Immerwährendes  Denkmahl  der 
Güte  Gottes  an  dem  K.  akadem.  Gymnasio  zu  Alten-Stettin,  1744.  —  ZcK^riae,  Nach- 
richten von  der  Raths-  und  Stadtschule  zu  Alten-Stettin,  1760.  —  SeU^  Ueber  die  Ver- 
änderungen, welche  das  K.  Gymnas.  im  18.  Jahrhundert  erfahren  hat,  Progr:  1^  und 
1804.  —  Koch,  Progr.  1804,  1820,  1823.  —  Basselbaeh,  Proer.  1832,  1838,  1840,  1844^ 
1851  und  1852.  —  Dr.  M.  Wehrmann ,  Die  Geschichte  der  AnsUlt  1544—1894,  in  der 
Festschrift  zum  350jährigen  Jubiläum.  —  Derselbe,  Aus  Pommerns  Vergangenheit, 
Stettin  1891,  S.  92^100.  —  Derselbe,  Geschichte  der  Bibliothek  des  Marienstiftsgymna- 
siums, Baltische  Studien  XLIV,  S.  195—226.  —  O.  Wandel,  Studien  und  Charakteristiken, 
Anklam  1888,  S.  92—365.  —  X.  Streit,  Blätter  zur  Geschichte  und  SUtistik  der  höheren 
Schulen  in  Pommern,  Golberg  1881/82,  S.  18—31.  —  Sievert,  Beiträge  zur  Geschichte 
des  Settiner  Schulwesens,  Progr.  der  Stadt.  Realschule  von  1881.  —  Monatsblätter  der 
Gesellschaft  für  Pommersche  Geschichte  1891  (S.  71  ff.,  82  ff.,  101  ff.,  121  ff.,  152  ff., 
180  ff.),  1892  (S.  100  ff  X  1893  (S.  22  ff.,  75,  101  ff.,  145  ff.)  und  1894  (S.  83  ff.)L 

Infolge  der  Einwirkung  des  Reformators  J.  Buggenhaaen  stifteten  die  pommerschen 
Herzöge  Baiiiim  XI. ')  und  Philipp  I.  am  25.  Oktober  i543  aus  dem  Vermögen  von 
KoUegiatstiften,  die  mit  den  evangelischen  Kirchen  zu  St.  Marien  und  St.  Otten  ver- 
bunden waren,  ein  „fürstliches  Paedagogium",  das  zum  Teil  den  Charakter  einer  Uni- 
versität hatte.  Carl  XI.  von  Schweden  verwandelte  die  Anstalt  in  ein  akademisches 
-Gvmnasium  Carolinum**.  Während  des  18.  Jahrhunderts  wurden  die  Vorlesungen  über 
Fakultätswissenschaften  allmählich  eingestellt  und  1790  nach  einer  Revision  durch 
Meierotto  Vorbereitungsklassen  für  den  Sprachunterricht  hinzugefügt.  Durch  die  In- 
sti-uktion  König  Friedrich  Wilhelms  III.  vom  30.  Dezember  1804  wurde  das  Vermögen 
des  Marienstifts  zu  einem  allgemeinen  Hilfsfonds  für  die  Schulen  Pommerns,  namentlich 
für  die  höheren,  bestimmt  und  im  Jahre  1805  das  Marienstifts  -  Gymnasium  mit  den 
oberen  Klassen  des  bisherigen,  im  14.  Jahrhundert  als  evangeliscne  Kirchschule  zu 
St.  Jakobi  gegründeten  „Rats-Lyceums^  vereinigt.  Die  vereinigte  Anstalt  erhielt  den 
Namen  „Königliches  und  Stadt-Gymnasium"  und  stand  unter  gemischtem  Patronat.  Im 
Jahre  1868  entschlols  sich  aber  der  Magistrat,  sein  Kompatronat  aufzugeben  und  eine  aus- 
schliefBlich  städtische  gymnasiale  Anstalt  zu  gründen.  Nach  dem  hierüber  abgeschlossenen 
Vertrage  übernahm  das  Marienstift  die  alleinige  Unterhaltung  des  alten  Gymnasiums, 
die  bisherigen  Leistungen  der  Kirchengemeinden  gingen  an  die  neue  städtische  höhere 


^)  Nicht  Barnim  IV.,  wie  es  in  Bd.  I,  S.  139  heilst.  Weitere  Mitteilungen  über  das 
Marienstift  sind  in  den  Vorbemerkungen  des  auf  die  Provinz  Pommern  bezüglichen  Teiles 
dieses  Abschnittes  (S.  268)  gegeben. 
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Schule  über.  Der  Yertraff  ist  Michaelis  1869  in  Kraft  getreten.  Das  alte  Königliche 
Gymnasium  erhielt  nunmehr  den  Namen  „Marienstiftsgymnasium'  und  führt  jetzt  nach 
einer  Verfügung  vom  20.  März  1876  die  Bezeichnung  „Königliches  Marienstifts-Gymna- 
sium'^').  In  den  letzten  Jahren  sind  allmählich  Wechselabteilungen  bis  einschl.  0  II 
eingerichtet.  Die  1842  vom  Lehrer  TF.  Stahr  eingerichtete  Vorschule  wurde  1857  mit 
dem  Gymnasium  verbunden;  ihre  frühere  besondere  Kassenverwaltung  ist  beseitigt,  und 
seit  1872  erscheinen  ihre  Einnahmen  und  Ausgaben  im  £tat  des  Gymnasiums.  Säkular- 
feiem  sind  1744  und  1844  begangen  worden.  1872  feierte  der  Professor  Hering  sein 
50jähriges  Amtsjubiläum  (vgl.  rrogr.  1873),  und  im  Jahre  1894  fand  die  850jährige  Jubel- 
feier der  Anstalt  statt  (vgl.  Progr.  1895).  Gröfste  Schülerzahl  während  der  letzten  Zeit 
im  Jahre  1888  (492  und  178  Vorschüler),  kleinste  im  Winter  1891  (451  +  137X  seitdem 
stetiges  Steigen  bis  auf  546  +  169  im  Sommer  1901. 

Direktor:  Dr.  G,  Weicher  seit  Ostern  1878,  sein  Amtsvorsänger  war:  A.  Heyde- 
mann  1856 — 77.  Früher  haben  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt:  Dr.  C  Peter  1854—56, 
später  Kektor  der  Landesschule  in  Pforta;  Dr.  C,  O.  Scheibert  1828—40,  später  Geh. 
Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Breslau,  f  1898;  Dr.  H.  Bonitz  1842—49,  später 
Wirkl.  Geh.  Ober-Reg.-Rat 

16  Gymnasial-,  6  Vorschulklassen ;  17  Oberlehrer,  2  techn.  L.,  5  Elementarl.,  1  Ge- 
sangl.,  alle  evangelisch.    Ober  das  Königliche  Seminar  für  gelehrte  Schulen  vgl.  S.  269. 

Das  Hauptgebäude  der  Anstalt,  am  Marienplatze  1,  ist  1884  mit  einem  Aufwände 
von  rund  80000  Mk.  erweitert,  die  Turnhalle  1877  mit  einem  solchen  von  46500  Mk. 
umgebaut  und  durch  ein  Wohnhaus  vervollständij^  worden.  Die  Lehrerbibliothek  zählt 
84  558  Bände,  sie  ist  nach  dem  Zugänge  der  Bibhotkek  des  Prof.  Quo  (6000  Bände,  vgl. 
Bd.  in,  S.  155)  besonders  durch  die  Vermächtnisse  des  Oberregierungsrats  v.  Gronefäd 
(vgl.  Progr.  1892  u.  98)  und  des  Regie mngsassessors  J,  MOUtr  (vgl.  Progr.  1894  u.  96) 
vermehrt  worden. 

Stiftungen:  a)  Unterstützungsfonds  für  Schüler,  aus  dem  Vermögen  des  1821 
gegründeten  „Vereins  zur  Unterstützung  hülfsbedürftiger  Schüler  des  Gymnasiums^  ge- 
bildet; selbständige  Stiftung  seit  16.  September  1865;  Bestand  14038  Mk.  b)  Die  1804 
gegründete  Lehrerwitwenkasse  ist  seit  1892  für  Aufnahme  neuer  Mitglieder  geschlossen 
und  zur  Überleitung  in  die  bei  dem  Gymnasium  neu  gebildete  Reliktenkasse  bestimmt 
(vgl.  Progr.  1898,  S.  23  ff.).  Bestand  57  542  Mk.  c)  Das  Fr.  Kochsche  Universitäts- 
stipendium, für  einen  ehemaligen  Schüler  des  Gymnasiums,  am  15.  Mai  1839  vom  Direktor 
Konsistorialrat  Dr.  JT.  am  15.  Mai  1839  mit  einem  Kapital  von  3150  Mk.  begründet 
d)  Das  Hasselbach-Grafemannsche  Universitätsstipendium,  zur  Erinnerung  an  die  50jährige 
Lehrthätigkeit  des  Direktors  Dr.  ff,  und  des  Professors  Gr,  im  J.  1^2  mit  6000  Mk. 

gestiftet  e)  Das  Giesebrechtsche  Universitätsstipendium,  zum  50jährigen  Amt^ubiläum 
es  Prof.  Dr.  G.  am  5.  Mai  1866  mit  7500  Mk.  gegründet  f)  Das  erste  Calow- 
Lobachsche  Stipendium  für  Studierende,  aus  dem  Nachlasse  des  am  24.  Septbr.  1872 
gestorbenen  Professors  C,  von  dessen  Bruder,  dem  Justizrat  C,  mit  einem  Kapital 
von  4200  Mk.  gegründet,  g)  Das  zweite  Calow-Lobachsche  Stipendium,  vom  Justizrat 
Aug,  C,  (t  1875),  für  Studierende,  mit  einem  Kapital  von  3000  Mk.  gegründet,  h)  Mehrere 
Schülerstipendien,  nämlich  eine  Stiftung  der  Witwe  des  verstorbenen  Direktors  Heyde- 
mann  vom  Jahre  1879,  Bestand  3600  Mk.,  das  Walthersche  Legat  von  1892,  Bestand 
300  Mk.,  das  zu  Ehren  des  Prof.  Dr.  ffering  gestiftete  Stipendium  (Kapital  8400  Mk., 
vgl.  Bd.  III,  S.  155),  das  seit  dem  1.  Februar  für  Schüler  verfügbar  ist,  sowie  die 
Stiftung  des  verstorbenen  Professors  Dr.  Wienkey  aus  letzterer  werden  noch  keine 
Stipendien  gezahlt  (vgl.  Progr.  1899).  i)  Von  einem  Vereine  früherer  Schüler  wurden 
von  1892  bis  zu  seiner  Auflösung  im  J.  1900  Gaben  bis  zu  200  Mk.  jährlich  zur  Unter- 
stützung von  Schülern  überwiesen. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Marienstift  unterhalten  und  gehört  zu  den  An8talten 
landesherrlichen  Patronats.  Die  örtliche  Verwaltung  wird  vom  Marienstiftsknratorium 
geführt  (vgl.  S.  268).  Königlich  ernannte  Mitglieder  desselben  sind  jetzt:  Ihovinzial- 
schulrat  Dr.  Friedet  seit  1901,  und  Regierungsrat  t\  Stranitz  seit  1890. 

Gesamtausgabe  131 100  Mk.,  davon  aus  dem  Fonds  der  Stiftung  63  423  Mk.,  Schul- 
geld 120  Mk.,  in  der  Vorschule  90  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem  zweiten  Nach- 
trage zum  Normaletat  geregelt;  seit  dem  1.  Juli  1892  ist  eine  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen der  Lehrer  nach  Ma&gabe  der  für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  geltenden 
Vorschriften  eingerichtet    Der  Direktor  und  zwei  Oberlehrer  haben  Dienstwohnungen. 

')  Der  Bd.  I,  S.  151  beschriebene  Zusammenhang  mit  der  Kirche  besteht  nicht 
mehr,  doch  werden  den  Lehrern  und  den  Schülern  herkömmlich  noch  einige  feste  Plätze 
in  der  Schlofskirche  gewählt. 
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König  Wilhelms-Gymnasinin. 

Die  Anstalt  ist  vom  Staate  anter  Beihilfe  des  Marienstifts  gegiündet  und  am 
11.  Oktober  1880  mit  4  Gymnasialklassen  und  2  Vorschulklassen  erömiet  worden.  Das 
Marienstift  errichtete  auf  einem  vom  Bauverein  Westend-Stettin  geschenkten  Bauplatze 
das  provisorische  Schulsebäude  (das  jetzige  Vorschulgebäude)  mit  einem  Kostenaufwande 
von  111785  Mk.  und  leistete  bis  Ostern  1899  einen  jährlichen  Zuschuft  von  17  000Mk., 
seitdem  einen  solchen  von  4550  Mk.  Am  2.  Januar  1888  erhielt  die  Anstalt  die  Be- 
rechtigung zur  Ausstellung  von  Zeugnissen  über  die  wissenschaftliche  Befähigung  für 
den  einj.-freiw.  Militärdienst;  Ostern  1885  wurde  die  Oberprima  eingerichtet  und  Ostern 
1886  die  erste  Reifeprüfung  gehalten.  Ostern  1890—93  war  mit  dem  Gymnasium  eine 
Seminaranstalt  verbunden. 

Direktor:  Dr.  Koppin  seit  Ostern  1898,  vorher,  seit  Eröfihung  der  Anstalt: 
Dr.  Muffy  der  jetzige  Rektor  der  Landesschule  zu  Pforta. 

9  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  11  Oberlehrer,  4  techn.  und  Elementarl.,  alle 
evangelisch. 

Das  jetzige  Schulgebände,  ein  Renaissancebau,  ist  in  den  Jahren  1885—^7  mit 
einem  Kostenaufwande  von  192840  Mk.  und  18505  Mk.  für  die  innere  Ausstattung  er- 
richtet worden.  Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle  und  einen  Turnplatz.  Unter  den 
Schülern  bestehen  ein  Turnverein  und  ein  Ruderverein.  Die  Lehrerbibliothek  umfafst 
1548  Bände. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Ausgabe  92  725  Mk.,  Staatszuschufs 
55475  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  90  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung. 

Friedrich  Wilhelms-Bealgymnasinm  (I,  141.    II,  156.    lU,  155). 

Scheiberty  Nachrichten  über  Bejpründuns  und  Fortgang  der  höheren  Bürgerschule 
in  Stettin,  Progr.  1842.  —  H.  FriUcney  Geschichte  der  Friedrich  Wilhelms -Schule,  in 
der  Festschrift  zum  50jährigen  Jubiläum,  Stettin  1890. 

Die  Anstalt  wurde  durch  Statut  vom  8.  Dezember  1840  von  der  Stadtgemeinde  als 
höhere  Bürgerschule  gegründet  und  am  15.  Oktober  dess.  J.  eröffnet  König  Friedrich 
Wilhelm  IV.  bewilligte  ihr  den  Namen  „Friedrich  Wilhelms- Schule''.  Michaelis  1844 
fand  die  erste  Entlassungsprüfung  statt,  1845  wurde  die  Anstalt  als  berechtigt  im  Sinne 
der  Instruktion  vom  8.  März  1832  anerkannt,  und  1859  wurde  sie  unter  die  Realschulen 
erster  Ordnung  aufgenommen.  Seit  einigen  Jahren  wird  sie  amtlich  als  .Friedrich 
Wilhelms-Realpymnasium^  bezeichnet  Seit  dem  Jahre  1858  ist  mit  ihr  eine  Vorschule 
verbunden.  Bis  zum  Jahre  1865  hat  das  Marienstift  einen  Zuschuß  von  4500  Mk.  ge- 
leistet Michaelis  1884  feierte  Professor  Dr.  Etmmann  sein  50iähriges  Jubiläum,  und 
am  28.,  29.  u.  80.  September  1890  fand  die  50Jährige  Jubelfeier  der  friedrich  Wilhelms- 
Schule  statt  GrÖ(ste  Schülerzahl  (678  ausschl.  Vorschule)  im  Sommer  1866,  kleinste  (814) 
im  Winter  1898/99. 

Direktor:  Dr.  C.  J.  Grafsmann  seit  Michaelis  1901,  vorher:  Dr.  Hermann  Fritsche 
1888—1901,  Dr.  Wilhelm  Kleinsorge  1855—88.  Früher  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a. :  Dr.  Karl 
G.  Scheiberi  1840 — 55,  später  Geh.  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Breslau, 
t  19.  Februar  1898. 

15  Klassen  in  Wechselabteilungen  von  VI  bis  U  II,  aulserdem  3  Vorschulklassen; 
15  Oberlehrer,  2  wissensch.  Hilfsl.,  2  techn.  Lehrer,  1  Elementarl.,  8  VorschuIL,  alle 
evangelisch. 

Im  Winter  turnen  die  Schüler  in  einer  nahegelegenen,  von  mehreren  Schulen  be- 
nutzten Turnhalle,  im  Sommer  auf  einem  Turnplatze.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  nmd 
9800  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Scheibert- Kleinsorge -Stiftung,  am  8.  Oktober  aus  Samm- 
lungen gegründet,  zu  Unterstützungen  für  Schüler  und  Studierende.  Verwaltung  durch 
ein  Kuratorium,  an  dessen  Spitze  der  Direktor  steht.  Bestand  10275  Mk.  b)  Klein- 
sorge-Stiftung, gegründet  am  6.  Oktober  1881,  als  K.  25  Jahre  lang  Direktor  war. 
Bestand  10  976  Mk.;  im  übrigen  alles  wie  bei  a.  c)  Hellwigsche  Stiftung,  Vermächtnis 
der  Stadtrat  Hellwigschen  Eheleute,  1876  ins  Leben  getreten.  Bestand  12000  Mk.  Von 
den  540  Mk.  Zinsen  erhält  die  Witwen-  und  Waisenkasse  der  Anstalt  216  Mk.;  der 
Rest  von  824  Mk.  wird  zu  einem  Stipendium  verwendet  d)  Die  Witwen-  und  Waisen- 
kasse der  Lehrer,  durch  Statut  vom  6.  Januar  1868  (abgeändert  am  20.  Mai  1889)  er- 
richtet   Bestand  24882  Mk. 

Die  Schule  (Gebäude  in  der  Elisabethstrafse  51)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unter- 
halten.   Von  1840—1885  bestand  ein  besonderes  Kuratorium. 

Wiese,  Schulwesen.    lY.  18 
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Gesamtausgabe  125  999  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  66  735  Mk.  Wegen  des  Schul- 
geldes, der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  vgl.  S.  270  unter 
„Stettin".    Der  Direktor  hat  DienstM'ohnung. 

Schiller-Bealgymnasium  (II,  156.    III,  156). 
Sievert,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Stettiner  Schulwesens,  Progr.  1881. 

Die  Anstalt  ist  Ostern  1871  aus  der  Realabteilung  der  oben  S.  270  beim  Stadt- 
gymnasium erwähnten,  am  27.  April  1868  eröffneten  städtischen  proviBorischen  höheren 
Lehranstalt  entstanden.  Anfänglich  hatte  sie  zwei  Abteilungen,  deren  eine  lateinlos 
war;  da  die  Abteilung  mit  lateinischem  Unterrichte  weniger  besucht  war  als  die  andere, 
so  lie&  man  sie  zunächst  allmählich  wieder  eingehen.  Die  lateinlose  Abteilung  wurde 
am  21.  September  1877  Healschule  zweiter  Ordnung.  Bald  aber  wurden  von  neuem 
lateintreibende  Klassen  errichtet,  und  diese  wurde  am  21.  September  1877  als  Beal- 
schule  erster  Ordnung  anerkannt.  Die  letzten  Abteilungen  der  Realschule  zweiter 
Ordnung  gingen  1881  ein.  Im  Juli  1890  erhielt  die  Anstalt  den  Namen  „Schiller- 
Realgymnasium^.  Seit  ihrem  selbständigen  Bestehen  hat  sie  eine  eigene  Vorschule. 
Die  Zahl  der  Schüler  ist  in  den  letzten  zenn  Jahren  allmählich  von  530  auf  730  gestiegen. 

Direktor:   Dr.  Lehmann  seit  April  1890,  vorher:   Crustav  Sievert  seit  1867. 

16  Klassen  und  6  Yorschulklassen ;  17  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl., 
1  Zeichenl.,  1  Gesangl.,  1  Elementarl.,  6  YorschulL,  alle  evangelisch. 

Das  neue  Schulsebäude  (Schiller- Strafse  7)  nebst  Turnhalle  (Moltke-Stralse)  ist 
1880—81  mit  einem  iTostenaufwande  von  340000  Mk.  errichtet  worden.  Als  Turnplatz 
dient  der  Schulhof.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  3500  Werke. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  122921  Mk., 
ZuBchuIs  der  Stadt  38941  Mk.  Wegen  des  Schulgeldes,  der  Besoldungen  und  der  Für- 
sorge für  die  Hinterbliebenen  vgl.  S.  270  unter  „Stettin". 


Anklam. 

(Alt-Vorpommern.    14602  Einwohner.) 

Gymnasium  (l,  142.  II,  157.  m,  156). 

J.  F.  Sprengd,  Kirchengeschichte  der  Stadt  Anklam  (Anhang  zu  K.  Fr.  Stavenhcufen^ 
Topographische  und  chronologische  Beschreibung  der  Stadt  Anklam,  Greifswald  1773, 
in  den  §§  9—13).  —  Progr.  von  1848.  —  Max  Sander,  Stammbuch  des  Anklamer  Gym- 
nasiums; Anklam  1897.  —  Derselbe,  Gymnasium  Tanglimense.  Nachträgliches  und 
Statistisches.  Anklam  1897.  —  Derselbe,  Anklamer  Jubeltage.  Anklam  1897.  —  Derselbe, 
Festbericht  über  das  Jubiläum  1898,  Progr.  1898. 

Die  Ratsschule,  die  bereits  im  15.  Jahrhundert  als  Lateinschule  bestand,  wurde 
am  26.  Juni  1811  in  eine  Stadtschule  mit  progymnasialem  Charakter  umgewandelt  und 
am  15.  Oktober  1847  zu  einem  Gymnasium  erweitert.  Die  im  Jahre  1852  errichtete 
Vorbereitungsklasse  wurde  Ostern  1893  aufgehoben.  Am  15.  Oktober  1897  feierte  das 
Gymnasium  sein  50 jähriges  Jubiläum.  Grölste  Schfilerzahl  (405)  im  Sommer  1864, 
kleinste  (186)  im  Winter  1894/95. 

Direktor:  Theodor  Reime  seit  Michaelis  1873,  vorher:  Dr.  Karl  Haeckennann, 
später  Geheimer  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Hannover.  Früher  wirkten  an 
der  Anstalt  u.  a.:  Dr.  Peter,  Direktor  1853 — 54,  später  Rektor  der  Landesschule 
in  Pforta;  Dr.  Jul.  Sommerbrodt  1854—59,  später  Geheimer  Regierungs-  und  Pro- 
vinzialschulrat in  Breslau. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  Elementarl,  1  Zeichenl.,  sämtlich  evangelisch.  Mit- 
benutzung des  Turnplatzes  und  der  Turnhalle  der  Stadtschule  (seit  Ostern  1881).  Die 
Lehrerbibliothek  zerfällt  in  zwei  Abteilungen:  die  Hauptbibliothek  mit  5297  Bänden 
und  die  Julius  Lauersche  Bibliothek,  eine  Schenkung  aus  dem  Jahre  1853,  mit  etwa 
1580  Bänden,  namentlich  aus  der  Homer-Litteratur. 

Stiftungen:  a)  Blockdorf sches  Schullegat.  Durch  Urkunden  vom  16.  März  1714 
und  19.  April  1716  gegründet;  die  Zinsen  sind  zur  Beschaffung  von  Prämien  zu  ver- 
wenden. Kapital  1500  Mk.  b)  Littwitzsches  Vermächtnis  vom  17.  Mai  1755.  Zum 
Ankaufe  von  Schulbüchern.  Bestand  6O0  Mk.  c)  Heyn-  v.  Güldnersches  Schullegat 
vom  30.  Januar  1768.    Zur  Unterstützung   einheimischer  Schüler.     Bestand  300  Mk. 
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d)  Wiesenausches  Legat  Yom  27.  Juni  1820.    Zu  Schülerstipendien.    Bestand  900  Mk. 

e)  Karstädtsches  Legat  vom  27.  November  1844.  Zur  Unterstützung  Anklamscher 
Schuhmachersöhne.  Bestand  1500  Mk.  f)  Schulstipendium  der  Stadt  Anklam  vom 
18.  März  1858.  Bestand  1950  Mk.  g)  Dietzelsches  Legat  vom  11.  April  1847.  Für  die 
bibliotheca  pauperum.  Bestand  750  Mk.  h)  Barteltsches  Legat  vom  3.  August  1866. 
Zur  Unterstützung  von  Schülern,  deren  Eltern  einschlieJl»lich  des  Peendammes  wohnen 
oder  ffewohnt  haben.  Bestand  3000  Mk.  i)  Die  Jubiläumsstiftung  für  Schüler- 
stipendien vom  15.  Oktober  1897.  Grundkapital  4200  :Mk.,  davon  1800  Mk.  aus  dem 
Ertrage  von  Vorträgen,  2400  Mk.  als  Festgabe  des  Vereins  ehemaliger  Schüler,  k)  Das 
Putzarsche  Legat  von  1618.    Jährlich  84  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Die  Örtliche  Verwaltungs- 
behörde ist  das  Kuratorium;  es  besteht  aus  dem  Bürgermeister,  dem  ersten  Geistlichen, 
einem  juristischen  Mitgliede,  dem  Direktor  und  zwei  von  den  Stadtverordneten  ge- 
w^ählten  Mitgliedern. 

Gesamtausgabe  79875  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  36220  Mk.,  des  Staates  18900  Mk., 
Schulgeld  120  Mk.,  Besoldungen  der  Lehrer  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normal- 
etat. Seit  dem  1.  April  189d  gehören  der  Direktor  und  die  wissenschaftlichen  Lehrer 
der  Wkwen-  und  Waisenkasse  der  Stadt  Anklam  an.  Die  Beiträge  werden  von  der 
Kämmereikasse  gezahlt. 

Demmiii. 

(Alt-Vorpommern.    12084  Einwohner.) 

Gymnasium  (1, 148.  II,  158.  III,  157> 

Schmeckebier,  Vorgeschichte  der  Anstalt,  Progr.  1858.  —  Derselbe,  Einweihung  des 
neuen  Schulgebäudes,  Progr.  1863.  --  Progr.  von  1866,  71,  88. 

Aus  der  alten  Lateinschule  ist  1843  eine  höhere  Stadtschule  hervorgegangen,  die 
später  zu  vier  Gymnasial-  und  zwei  Vorschulklassen  erweitert  wurde  und  am  3.  Februar 
1857  den  Namen  Progjmnasium  erhielt  Dieses  wurde  Michaelis  1864  durch  eine 
Sekunda  vervollständig  und  am  3.  Januar  1866  als  berechtig[t  anerkannt  Die  Er- 
weiterung zu  einem  Gvmnasium  wurde  am  19.  April  1870  genehmigt,  die  Prima  Michaelis 
desselben  Jahres  erömiet  und  die  erste  Reifeprüfung  Michaelis  1871  abgehalten.  Ostern 
1877  wurde  die  III,  Ostern  1892  die  II  geteilt.  Am  1.  April  1887  wurde  die  Anstalt 
vom  Staate  übernommen.  Die  frühere  Verpflichtung  der  Schüler,  in  der  evangelischen 
Pfarrkirche  zu  St.  Bartholomäus  zu  singen  (vgl.  Bd.  I,  S.  144X  ist  erloschen.  Die  Vor- 
schule ist  Ostern  1894  aufgelöst  worden.  Höchste  Schülerzahl  (223)  Sommer  1875, 
kleinste  (156)  Sommmer  1901. 

Direktor:  Dr.  Christian  Beuter  seit  Michaelis  1901.  Die  Stelle  wurde  vom  Juni 
1899  bis  1.  Mai  1901  von  Dr.  Heinrich  KiehL  (jetzt  Direktor  des  Kaiser  Wilhelms-Real- 
gymnasiums in  Berlin)  kommissarisch  verwaltet;  vorher:  Wilhelm  Schneider  1895 — 99. 

8  Klassen ;  9  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  Gesangl.  im  Nebenamte,  sämtlich 
evangelisch. 

Im  Jahre  1885  wurde  für  sämtliche  städtischen  Schulen  eine  Turnhalle  erbaut  und 
nebst  dem  daran sto&enden  Turnplätze  am  3.  November  der  Benutzung  übergeben. 
Dem  Gymnasium  ist  bei  der  Verstaatlichung  das  Recht  der  Mitbenutzung  durch  Ver- 
trag gesichert  worden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  1400  Werke  in  ^00  Bänden, 
darunter  etwa  350  Bände  aus  der  Bibliothek  des  verstorbenen  Direktors  Schmeckebier. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  59350  Mk.,  Bedürfnis- 
znschufs  23650  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  16400  Mk.,  Schulgeld  120  Mk. 


Gartz  a.  O. 

(Alt-Vorpommern.    4063  Einwohner.) 

Gymnasium  (III,  157). 

Dr.  Vitz,  Bericht  über  die  Gründung  und  Eröffnung  des  Progymnasiums,  Progr. 
1872.  —  L,  Streity  Blätter  zur  Geschichte  und  Statistik  der  höheren  Schulen  in  Pommern. 
Colberg  1881  und  82.  S.  114  und  115.  —  Dr.  ViU,  Die  Einweihung  des  neuen  Gvm- 
nasialgebäudes,  Progr.  1881.  —  Derselbe,  Die  Feier  des  25  jährigen  Jubfläums,  Progr.  1897. 

18* 
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Die  Anstalt  wurde  Ostern  1871  von  der  Stadtgemeinde  als  Progymnasiam  er- 
lichtet  und  mit  den  Klassen  VI,  Y,  IV  eröffnet  (Statut  vom  28.  März  187(^  Ostern  1872 
wurde  die  m,  Ostern  1874  die  II  aufgesetzt,  und  am  25.  Mai  1875  das  Progjmnasium 
als  vollberechtigt  anerkannt  Ostern  1885  wurde  die  Prima  eröffnet  und  die  Anstalt 
zu  einem  Gymnasium  erweitert  (Statut  vom  15.  Januar  1885).  Die  im  Jahre  1871 
errichtete  einklassige  Vorschule  ist  Ostern  1897  eingegangen.  Grö&te  Schülerzahl 
(148  und  27  Vorschüler)  im  Winter  1875/76,  kleinste  (79  und  14  Vorschüler)  im  Winter 
1888/89. 

Direktor:  Professor  Dr.  Paul  Weylatid  seit  Ostern  1901,  vorher:  Dr.  WUMm  Vitz 
1871—1900. 

6  Klassen  (die  Tertia  und  die  Sekunda  werden  in  den  meisten  Stunden  getrennt 
unterrichtet);   7  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  sämtlich  evangelisch. 

Das  neue  Gymnasialgebäude  (Kosten  95952  Mk.)  wurde  am  14.  Oktober  1880  ein- 
geweiht; in  demselben  befindet  sich  der  Turnsaal;  als  Turnplatz  dient  der  Schulhof. 
Die  Lehrerbibliothek  zählt  487  Werke. 

Stiftungen:  a)  Der  Prämienfonds.  Vom  Oberlehrer  Friedr.  Schneider  Michaelis 
1877  mit  200  Mk.  gegründet  Gegenwärtiger  Bestand  701  Mk.  b)  Unter  Stützungsfonds, 
6(X)  Mk.  vom  Lehrer  a.  D.  Preist  und  900  Mk.  vom  Direktor  Dr.  Vite  geschenkt.  Die 
Zinsen  erhalten  zwei  Schüler  als  Beihilfe  zum  Schulgeld. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  dem  ersten  Geist- 
lichen, je  zwei  Mitgliedern  des  Magistrats  und  der  Stadtverordneten- Versammlung. 

Gesamtausgabe  57600  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  29220  Mk.,  des  Staates  14600  Mk., 
Schulgeld  VI  bis  0  III  120  Mk.,  U  II  bis  I  130  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten 
Nachtraf^e  zum  Normaletat  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.  Die  Fürsorge  für  die 
Hinterbliebenen  ist  durch  Statut  vom  18.  Februar  1899  nach  Malsgabe  der  fClr  die 
unmittelbaren  Staatsbeamten  geltenden  Vorschriften  geregelt 


Greifenbergr  i.  Pommern. 

(Hinterpommern.    6477  Einwohner.) 

Friedlich  Wilhelms-Gymnasium  (I,  146.    II,  160.    III,  159). 

H.  Biemann,  Geschichte  der  Stadt  Greifenberg,  1862,  S.  108  ff.  --  Karl  TodU 
Kückblick  auf  die  ersten  25  Jahre  des  Kgl.  Friedrich  Wilhelms-Gymnasiums,  Progr.  1877. 

Die  aus  der  „grolsen  Stadtschule^  hervorgegangene  „Bürgerschule'^  wurde  im 
Jahre  1852  von  der  Stadtffemeinde  in  ein  Gymnasium  umgewandelt  (Statut  vom  24.  Mai 
1852).  Durch  Kabinettsordre  vom  13.  November  desselben  Jahres  erhielt  sie  nach  dem 
Könige  Friedrich  Wilhelm  IV.  den  Namen  „Friedrich  Wilhelms-Gymnasium''.  Bei  ihrer 
Gründung  wurden  der  Anstalt  aus  der  Kirchen- Hospital-  und  Klosterkasse  zusammen 
496  Mk.  überwiesen;  von  1858  an  erhielt  sie  einen  Zuschuls  vom  Marienstifte  und  seit 
1878  einen  Staatszuschuls.  Am  1.  April  1891  wurde  sie  vom  Staate  übernommen.  Die 
im  Jahre  1850  eingerichtete  Vorschule  wurde  nicht  mitübernommen  und  bis  Ostern 
1897  von  der  Stadtgemeinde  weitergeführt.  Gröfste  Schülerzahl  (271)  im  Jahre  1868, 
kleinste  (122)  im  Jahre  1897.  Im  Jahre  1881  feierte  der  Direktor  Dr.  Campe  sein 
50jähriges  Doktor-  und  Amtsjubiläum. 

Direktor:  Dr.  Com'I  Conradt  seit  1.  Januar  1889;  seine  Amtsvorgänger  waren: 
Dr.  Biemann  1881—88,  Dr.  Campe  1852—81.  An  der  Anstalt  wirkten  u.  a.  als  Lehrer: 
Bertram  1852,  später  Geheimer  Regierungs-  und  Stadtschulrat  in  Berlin;  G.  Tf>tir?< 
1854 — 56,  jetzt  Oberschulrat  in  Karlsruhe. 

8  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  sämtlich  evangelisch. 

Das  frühere  Schulhaus  wurde  1891—92  mit  einem  Aufwände  von  75000  Mk.  udk 
gebaut  Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle  und  einen  Turnplatz;  aulserdem  steht  ihr 
in  den  städtischen  Anlagen  ein  geräumiger  Tum-  und  Spielplatz  zur  Verfügung.  Die 
Lehrerbibliothek  umfa&t  etwa  6000  Bände. 

Prämienstiftung  des  Archidiakonus  Hahn,  Seit  1.  Oktober  1869  in  Wirksamkeit. 
Bestand  600  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  63965  Mk.,  Bedüifnis- 
zuBchufs  44705  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  4500  Mk.,  Schulgeld  120  Mk. 
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Pypitz. 

(Hinterpommern.    8187  Einwohner.) 

Bismarck-Gymnasium  (I,  144.    II,  158.    III,  158). 

Zimawi  Entstehung  und  Eröffnung  des  Gymnasiums,  Progr.  1860.  —  Derselbe, 
Geschichte  und  Feier  des  25jährigen  Jubiläums,  Progr.  1885. 

Durch  Statut  vom  14.  Mai  1859  errichteten  die  städtischen  Körperschaften  ein 
Gymnasium,  welches  in  dem  Gebäude  des  Franziskanerklosters  am  11.  Oktober  desselben 
Jahres  mit  4  Gymnasial-  und  1  Vorschulklasse  eröffnet  wurde.  Michaelis  1860  erhielt  die 
Anstalt  die  Sekunda,  ein  Jahr  darauf  die  Prima;  am  1.  April  1885  wurde  sie  vom 
Staate  übernommen,  die  Stadt  verpflichtete  sich  zur  Leistung  eines  Zuschusses  von 
jährlich  11000  Mk.  Durch  Allerhöchsten  Erla&  vom  4.  Mai  1886  wurde  genehmigt, 
dals  die  Schule  den  Namen  „Bismarck-Gymnasium"  ftkhre.  Die  Vorschule  wurde  Ostern 
1898  aufffehoben.  Die  Lehrer  und  die  Schüler  haben  bestimmte  Plätze  in  der  Pfarr- 
kirche-, der  Gymnasialchor  singt  einmal  im  Jahre  bei  der  Liturgie  des  Hauptgottes- 
dienstes. Die  Lehrer  erhalten  mit  ihren  Familien,  wenn  sie  in  Pyritz  sterben,  freies 
Begräbnis.  GröCste  Schülerzahl  (242  ohne  Vorschule)  Sommer  1882,  kleinste  (151) 
Winter  1892/93. 

Direktor:  Dr.  Peter  Wehrmann  seit  Michaelis  1892,  vorher:  Dr.  Adolf  Zinzow 
seit  Michaelis  1859. 

8  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Die  Anstalt  hat  einen  Turnplatz;  im  Winter  wird  die  Seminarturnhalle  mitbenutzt. 
Die  Lehrerbibliothek  zählt  4040  Bände. 

Stiftungen:  a)  Jubiläumsstiftung.  Für  bedüraige  Schüler,  1884  begründet. 
Bestand  1070  Mk.  b)  Zinzowsche  Stipendienstiftung.  Für  frühere  Schüler,  die  Theo- 
logie oder  Philologie  studieren,  aus  dem  Ertrage  der  von  Lehrern  der  Anstalt  ge- 
haltenen Vorträge  im  Jahre  1875  gegründet.  Bestand  8726  Mk.  c)  Karl  Friedr. 
Kohtsche  Stiftung.  Vermächtnis  des  verstorbenen  Buchbindermeisters  K,  vom  Jahre 
1889,  zu  einem  Stipendium  für  einen  die  Universität  besuchenden  Pyritzer  Bürgerssohn. 
Bestand  1802  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  61400  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  38285  Mk.,  der  Stadt  11000  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Stargrard  i.  Pommern. 

(Hauptstadt  von  Hinterpommern.    26858  Einwohner.) 

Die  Stadt  besitzt  ein  Königliches  Gymnasium  und  ein  von  der  Ge- 
meinde unterhaltenes,  in  der  Umwandlung  in  eine  Realschule  begrififenes 
Realprogymnasium. 

Ktoigliches  und  GrSningsches  Gymnasium  (I,  144.    II,  169.    III,  158). 

Werner^  Hunder^ähriges  Ehrengedächtnis  Herrn  P.  Grömngs,  Stargard  1738.  — 
Falbe  ^  Geschichte  des  Gymnasiums  und  der  Schulanstalten  zu  Stargard  nebst  den 
beiden  Testamenten  des  hochverdienten  B&rgermeisters  P.  Chöning^  Stargard  1831.  — 
Freese,  Gotth.  Sam.  Falbes  Leben  und  Nachlaß,  Progr.  1850.  —  Schmidt ^  Geschichte 
der  Entstehung  und  Ausbildung  der  öffentlichen  Schulanstalten  Stargards  auf  der  Ihna, 
Progr.  1854.  —  L,  Streit  ^  Blätter  zur  Geschichte  und  Statistik  der  höheren  Schulen 
Pommerns,  Golber^  1881/82,  S.  45—49.  —  Bohert  Schmidt,  Beiträge  z^r  ältesten  Ge- 
schichte des  CoUegium  Groeningianum,  Progr.  1886. 

Die  seit  der  Reformationszeit  bestehende  „Ratsschule"  genügte  dem  Bedürfnisse 
nicht,  da  ihre  Schüler,  um  die  Befähigung  zum  erfolgreichen  Besuche  der  Universität  zu 
erlangen,  nach  dem  Abgange  noch  eine  grölsere  gelehrte  Schule  besuchen  mufften. 
Um  diesem  Mangel  abzuhelfen,  bestimmte  der  Bürgermeister  Peter  Oröning  durch  sein 
zweites  Testament  vom  28.  Januar  1631  die  Summe  von  20000  Gulden  zur  „An-  und 
Aufrichtung  eines  christlichen  und  löblichen  Gollegii".  Dasselbe  wurde  am  28.  Sep- 
tember   1633   in  einem  Anbau  der  Ratsschule  eröffiiet    König  Friedrich  Wilhelm  I. 
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reorganisierte  die  Anstalt  im  Jahre  1714,  bestätigte  die  im  Laufe  der  Zeit  entstandene 
Einrichtung  des  „Kuratoriums  der  zweiten  Gröningschen  Testamentsstiftung^  und  schuf 
ftir  das  „collegium  illustre **  oder  „akademische  Gymnasium"  fbnf  Professuren.  Die 
Ratsschule  wurde  Vorbereitungsschule  für  das  Gymnasium;  bis  1796  hatten  beide 
Schulen  einen  gemeinsamen  Hektor,  und  im  Jahre  1804  wurden  sie  mit  der  seit  1759 
bestehenden  Wangerowschen  Kealschule  vereinigt.  Am  30.  September  1812  erhielt  die 
Gesamtanstalt,  der  mittlerweile  fortlaufende  Zuschüsse  aus  dem  Marienstifte  und  aus 
Staatsmitteln  bewilligt  waren,  den  Namen  „Vereinigtes  Königliches  und  Stadtgymnasium". 
Durch  Bezefs  vom  9.  Mai  1844  trat  die  Stadtgemeinde  ihren  bisherigen  Anteil  am 
Patronate  an  den  Staat  ab;  seitdem  heifst  die  Anstalt:  „Königliches  und  Gröningsches 
Gymnasium'^. 

Die  1659  begonnene  und  mit  einigen  Unterbrechungen  bis  jetzt  weitergeführte 
Matrikel  der  Anstalt  enthält  eine  Constitutio  scholae  Stargardiensis  (abgedruckt  in  dem 
obenerwähnten  Progr.  von  J2.  Schmidt,  S.  43 — 44;  ebenda  S.  45 — 50  sind  die  Le^es 
collegii  Groeningiani  wiedergegeben).  Seit  dem  Jahre  1857  ist  mit  der  Anstalt  eme 
Vorschule  verbunden.  Während  der  letzten  25  Jahre  war  die  Schülerzahl  am  gröfsten 
(452  und  87  Vorschüler)  im  Winter  1878,  am  kleinsten  (228  und  55  Vorschüler)  im 
WMnter  1394. 

Direktor:  Dr.  Karl  SchirliU  seit  1.  Januar  1895,  vorher:  Dr.  Ludvc,  Streit 
1887—94,  Dr.  Lolhhohs  1872—87.  Von  den  früheren  Direktoren  ist  namentlich  GoUhilf 
Sam.  Falbe  (1812—1843)  zu  erwähnen  (vgl.  unter  Stiftungen  bei  d). 

9  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  11  Oberlehrer,  3  technische  und  Elementarl.,  alle 
evangelisch.    Die  jüdischen  Schüler  erhalten  Religionsunterricht  (zusammen  6  Stunden)^ 

Die  neuen  Baulichkeiten  (Blücher- Stralse  13  und  Ihna-Stralse  la)  sind  in  den 
Jahren  1879 — 82  errichtet  worden.  Das  Klassengebäude  hat  mit  EinschluCs  der  inneren 
Einrichtung  220168  Mk.,  das  Direktorwohnhaus  36455  Mk.,  die  Turnhalle  26496  Mk. 

Sekostet,  dazu  kommen  für  Nebenanlagen  und  die  Bauleitung  48975  Mk.,  so  dafe  sich 
ie  Gesamtkosten   auf  332094  Mk.  stellen.    Aufser  der  Turnhalle  besitzt  die  Anstalt 
einen  Turnplatz,  auch  wird  ihr  für  Jugendspiele  die  Benutzung  des  der  Stadtgemeinde 

fehörigen    kleinen    Exerzierplatzes     gestattet.      Die    liehrerbibliothek    enthält    etwa 
3500  Bände.    Ein  Verzeichnis  der  Inkunabeln  und  der  vor  1550  gedruckten  Bücher 
hat  Kühnke  in  dem  Programm  von  1877  gegeben'). 

Stiftungen:  a)  Die  zweite  Gröninesche  Stiftung.  Durch  Testament  vom 
28.  Januar  1631  begründet  Bestand  101476  Mk.,  deren  Zinsen  zum  Teil  als  Zuschufe 
für  das  Gymnasium,  zum  Teil  zu  Stipendien  verwendet  werden,  b)  Die  Grentzsche 
Stiftung.  Im  Jahre  1695  vom  Kaufmann  Gr,  begründet,  zu  Stipendien  für  Studierende. 
Kapital  15900  Mk.  Die  Verwaltung  wird  vom  ersten  Prediger  von  St  Marien  und  vom 
Oberbürgermeister  geführt  c)  Die  Stahlkopfsche  Stiftung.  1809  begründet,  zu  Stipendien 
für  Studierende,  Bücherprämien  für  Schüler  und  zum  kleinen  Teile  zu  Remunerationen 
für  Lehrer.  Kapital  19200  Mk.  d)  Die  Falbesche  Stiftung.  Durch  Testament  vom 
2.  Oktober  1847  begründet,  zu  Speisegeldem  für  Schüler,  Geschenken  für  Abiturienten, 
für  die  Lehrerwitwenkasse,  zu  einem  Feste  der  Lehrer,  zu  Prämien  für  gute  Arbeiten 
und  zur  Vermehrung  der  Lehrerbibliothek.  Kapital  46400  Mk.  e)  Die  Joseph-Stiftunff. 
Am  15.  Mai  1872  gegründet,  für  bedürftige  Schüler  des  Gymnasiums  oder  des  Real- 
progymnasiums.  Kapital  6000  Mk.  f)  Die  Kersten- Stiftung.  Durch  Testament  vom, 
20.  Dezember  1867  begründet,  zur  Unterstützung  von  Schülern.  Kapital  5729  Mk. 
g)  Das  Wilms- Stipendium.  Zum  Andenken  an  den  Geheimen  Medizinalrat  Dr.  Wilma 
vom  Gymnasialdirektor  Lothholg  für  Studierende  der  Medizin  gestiftet.  Kapital  450  Mk. 
h)  Der  Kanzleirat  Haasesche  Stipendienfonds.  Durch  Testament  vom  29.  August  1888 
(gegründet,  zu  vier  Stipendien  für  evangelische  Studenten.  Kapital  etwa  11400  Mk. 
i)  Das  Kecksche  Legat  von  1881.  Zu  Prämien  för  die  beiden  besten  Zeichner  unter 
den  Schülern.  Kapital  3(X)  Mk.  k)  Das  Movius  -  Stipendium.  Durch  Testament  vom 
15.  April  1747  begründet,  zu  Unterstützungen  für  fünf  Schüler  der  oberen  Klassen,  an 
jeden  auf  drei  Jahre.  Die  Verwaltung  wird  vom  zweiten  Geistlichen  der  Marienkirche 
geführt  Kapital  6000  Mk.  1)  Das  von  Edlingsche  Stipendium.  Für  einen  Primaner. 
Kapital  300  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Die  Verwaltung  der  zweiten  Gröning- 
schen Stiftung  wird  von  einem  Kuratorium  geführt,  das  aus  einem  Magistratsmitgliede, 
zwei   Notaren  und   vier  Ältesten  des  Schneidergewerks  besteht.     Die   Teilnahme  der 


')  Die  seit  1820  mit  der  Gymnasialbibliothek  vereinigten,  vor  einigen  Jahren 
reklamierten  Bücher  der  ehemaligen  Marienkirchbibliothek  (3()0  Bände ;  vgl.  Bd.  I,  S.  146) 
sind  mit  Genehmigung  des  Provinzialschulkollegiums  unter  Vorbehalt  zurückgegeben 
worden. 
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Stiftung  an  der  Berufung  der  Lehrer  ist  durch  Verfügung  des  Unterrichtsministers  vom 
8.  März  1898  in  der  Weise  geordnet,  dafs  fCkr  eine  von  je  vier  zur  Erledigung  kommenden 
Oberlehrerstellen  das  Kuratorium  unter  zwei  vom  Provinzialschulkollegium  zu  be- 
nennenden Kandidaten  die  Wahl  trifft. 

Gesamtausgabe  90150  Mk.,  Bedüifniszuschuls  49970  Mk.,  Zuschuß  aus  der  Stiftung 
4010  Mk.   Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  90  Mk.   Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Bealprogymnasium  (Realschule)  (III,  158). 
Progr.  1879. 

Die  Schule  ist  durch  Statut  vom  17.  Dezember  1860  von  der  Stadtgemeinde  als 
Realanstalt  gegründet  worden.  Am  17.  Dezember  1877  wurde  sie  als  berechtigte  höhere 
Bürgerschule  anerkannt,  und  1897  wurde  ihre  Umwandlung  in  eine  lateinlose  Realschule 
begonnen.  Die  Vorschule  besteht  seit  Begründung  der  Anstalt  GröCste  Schülerzahl 
des  Realprogymnasiums  (289)  im  Jahre  188§,  kleinste  (185)  Ostern  1899. 

Direktor:  BohUder  seit  Ostern  1884,  vorher:  Rektor  Bingtr  seit  1860. 

6  Realklassen,  1  Elementarklasse  und  3  Vorschulklassen;  7  Oberlehrer,  1  tech- 
nischer und  3  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Die  jüdischen  Schüler  erhalten  in  8  Ab- 
teilungen Religionsunterricht 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  das  frühere  Gymnasialgebäude.  Die  Anstalt  besitzt  eine 
Turnhalle.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  3814  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Joseph  -  Stiftung.  Am  15.  Mai  1872  gegründet  (vgl.  den 
voriffen  Artikel  unter  „Stiftungen^  bei  e),  zwei  Stipendien  für  Schüler  von  ungefähr  je 
53  Mk.  b)  Die  Kleist- Stiftung.  Am  25.  April  1839  gegründet,  zu  Prämien  für  Schüler  der 
städtischen  Lehranstalten.  Kapital  19000  Mk.  Das  Realprogymnasium  erhält  aus  den 
Zinsen  jährlich  75  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  (zugleich  für  die  städtische  höhere  Mädchenschule)  das  „Kuratorium  der  städtischen 
höheren  Schulen  in  Stargard**.  Es  besteht  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Stadtverordneten- 
Vorsteher,  je  zwei  Mitgliedern  des  Magistrats  und  der  Stadtverordneten-Versammlung 
und  den  Direktoren  der  beiden  beteiligten  Schulen. 

Ausgabe  66872  Mk.,  Zuschufe  der  Stadt  34972  Mk.,  Bedürfniszuschufs  des  Staates 
9450  Mk.,  Schulgeld  100  Mk.,  in  der  Vorschule  li  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten 
Nachtrage  zum  Kormaletat  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  nach 
Maßgabe   der  für   die   unmittelbaren  Staatsbeamten  geltenden  Vorschriften  geordnet. 


Treptow  a.  d.  Regra. 

(Uinterpommern.    6646  Einwohner.) 

Bngrenhagensches  Gymnasium  (I,  147.    II,  160.    III,  160). 

'Friedemann^  Dr.  Johann  Buqenhagen  PomertmuSf  Progr.  von  1835.  —  Geier,  Chronik 
der  Anstalt,  Progr.  1857  und  5Ö.  —  Derselbe,  Petri  Vincentii  oratio  de  J.  Bugenhagii 
Pom.  vita  et  meritis,  Progr.  1858.  —  Dr.  Boutertcekf  Geschichte  der  Anstalt;  in  der 
Festschrift  zum  25jährigen  Jubiläum  1881. 

Die  wahrscheinlich  1170  gegründete  ngrofse  Schule^  gelangte  unter  Dr.  Johann 
Bugenhagens  Rektorat  1504 — 21  zu  grolser  Blüte.  Später  geriet  sie  aber  allmählich  in 
Verfall;  schon  im  18.  Jahrhundert  „dimittierte"  die  „Ratsschule"  nicht  mehr,  und  zu 
Anfang  des  19.  war  sie  nur  noch  Mittelschule.  Anfang  der  dreilsiger  Jahre  wurde  sie 
als  höhere  Bürgerschule  eingerichtet  und  nach  der  ersten  Entlassungsprüfung  Ostern  1835 
als  berechtigt  nach  der  Instruktion  von  1832  anerkannt  Im  Jahre  1856  beschlossen 
die  städtischen  Körperschaften,  die  Anstalt  in  ein  Gymnasium  zu  verwandeln,  und  als 
solches  wurde  diese  am  26.  März  1857  anerkannt  Seitdem  fuhrt  sie  den  Namen 
„Bugenhagens ches  Gymnasium".  Die  Bestimmung  in  §  2  des  am  30.  März  1857  be- 
stätigten Statuts,  dafs  das  Gymnasium  eine  Anstalt  der  evangelisch-lutherischen  Kirche 
sein  soll,  ist  im  Jahre  1873  dahin  abgeändert  worden,  dafs  „die  christliche  Erziehung 
der  Schüler  auf  dem  Grunde  des  Wortes  Gottes,  wie  solches  in  dem  lutherischen 
Katechismus  ausgelegt  und  bezeugt  ist",  als  Zweck  des  Gymnasiums  bezeichnet  wird. 
Die   erste  Reifeprüfung   am  vollständigen  Gymnasium  wurde  Ostern   1860  abgehalten. 
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Seit  1857  ist  mit  der  Anstalt  eine  Vorschule  und  ein  Alumnat  verbunden.  Über  das 
letztere  vergl.  Wiese,  Yerordn.  und  Gesetze,  zweite  Aufl.  I  S.  255.  Die  beiden  dort  er- 
wähnten Abteilungen  sind  Ostern  1879  vereinigt  worden. 

Am  1.  April  1887  wurde  die  Anstalt  verstaatlicht.  Gleichzeitig  wurde  das  bis- 
herige Alumnatskuratorium  aufgelöst  und  die  Beaufsichtigung  des  Alumnats  dem  Direktor 
übertragen.  Gröilste  Schülerzahl  (314  und  47  Vorschüler)  im  Sommer  1875,  kleinste 
(127  u.  6)  im  Sommer  1896. 

Direktor:  JJbert  Haake  seit  Michaelis  1893,  vorher :  Lic.  Dr.  Alex.  Kolbe  1882 — 93 ; 
Dr.  Boutertoek  1873—82,  später  Provinzialschulrat  in  Stettin,  f  1^1-  Früher  wirkten 
an  der  Anstalt  u.  a.:  Dr.  Hermann  Perthes  ^  Direktor  1870-— 73,  jetzt  Grofsherzoglich 
Badischer  Geh.  Hofrat  in  Karlsruhe;  Dr.  Todt,  ordentlicher  Lehrer  1856—61,  später 
Provinzialschulrat  in  Magdeburg;  D.  Haupt,  Oberlehrer  1865—78,  jetzt  ordentlicher 
Professor  der  Theologie  in  Halle. 

9  Klassen  und  2  Yorschulklassen;  9  Oberlehrer,  1  Elementarl.,  2  Yorschull., 
1  Gesangl.  im  Nebenamte,  alle  evangelisch. 

Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle  und  einen  Tuinplatz,  der  Spielplatz  liegt  10 
Minuten  aufserhalb  der  Stadt.  Unter  den  Schülern  besteht  seit  1894  ein  Ruderverein, 
welcher  2  Boote  besitzt,  ein  Turnverein  seit  1895,  ein  Tumspielverein  seit  1899.  Die 
Lehrerbibliothek  umfafst  4113  Werke  und  erhielt  neuerdings  von  der  Witwe  des  ver- 
storbenen Direktors  Dr.  Kolbe  dessen  Büchersammlung  zum  Geschenke. 

Stiftungen:  a)  Das  Legat  des  verstorbenen  Stadtrats  Gadehusch  vom  23.  Juni 
1823;  die  Zinsen  (jährlich  etwa  72  Mk.)  werden  zu  Bücherprämien  verwendet,  b)  Das 
Behrendsche  Stipendium.  1884  vom  Dr.  med.  Behrend  gestiftet,  für  einen  Abiturienten. 
Bestand  8724  Mk.  c)  Das  Geiersche  Stipendium.  Vom  Direktor  Dr.  Geier  mit  150  Mk. 
gestiftet;  Verwendung  für  einen  Abitunenten,  der  Theologie  oder  Philolone  studiert/ 
sobald  die  Zinsen  iSO  Mk.  betragen.  Gegenwärtiger  Bestand  2985  Mk.  d)  Das  vom 
Direktor  Dr.  Kolbe  1884  ins  Leben  gerufene  Bugenhagen-Stipendium  für  einen  Abiturienten, 
der  Theologie  studiert  Die  Zuwendungen  sollen  beginnen,  wenn  das  Kapital  3000  Mk. 
beträgt.  Jetziffer  Bestand  2271  Mk.  e)  Die  Witwen-  und  Waisenkasse.  1881  durch 
ein  Geschenk  früherer  Schüler  (1100  Mk.)  gegründet.    Bestand  7640  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  74900  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufs  45280  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  12030  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.  (auch  in  der 
Vorschule). 

Pasewalk. 

(Alt- Vorpommern.    10300  Einwohner.) 

Progymnasioni« 

Dr.  Chr.  RetUer,  Beiträge  zur  Pasewalker  Schulgeschichte,  Progr.  1901. 

Die  Anstalt  ist  aus  einer  lateinischen  Schule  entstanden,  die  im  Anschlufs  an  die 
von  BuaenJuMgen  u.  a.  im  Jahre  1535  vorgenommene  Kirchenvisitation  von  der  Stadt 
Pasewalk  gegründet  wurde.  Im  zweiten  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts  wurde  sie  eine 
höhere  Bürgerschule  (nach  dem  damaligen  Sprachgebrauche);  allmählich  wurde  der 
altsprachliche  Unterricht  verstärkt,  und  seit  18v2  wurde  nach  dem  Lehrplane  des  Gym- 
nasiums unterrichtet  1896  wurde  die  Obertertia,  1897  die  Sekunda  errichtet,  zugleich 
wurde  Ersatzunterricht  eingerichtet.  Ostern  1900  erhielt  die  Anstalt  als  Progjrmnasium 
mit  Ersatzunterricht  die  Befuenis,  Zeugnisse  über  die  wissenschaftliche  Befähigung  für 
den  eiigährig- freiwilligen  Militärdienst  auszustellen.  Der  frühere  Zusammenhang  mit 
der  Kirche  (z.  B.  war  der  Rektor  bis  1900  Hilfsprediger)  äufsert  sich  noch  darin,  dafs 
die  Kirchenkasse  an  das  Progymnasium  jährlich  1306,21  Mk.  entrichtet,  die  sie  früher 
für  die  Stelle  des  Konrektors,  des  Subrektors  und  des  Kantors  gezahlt  hat. 

Direktor:  Dr.  Konrad  Cold  seit  Michaelis  1901,  vorher:  Dr.  Christian  Beuter 
1900—1901. 

6  Klassen;  6  Oberlehrer  (2  Stellen  sind  vorläufig  noch  durch  Mittel schuUehrer  be- 
setzt) 1  wissenschaftlicher  Hilfslehrer,  1  technischer  Lehrer,  alle  evangelisch. 

Für  den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Turnhalle  mitbenutzt.  Die  Schüler 
der  oberen  Klassen  haben  einen  Fu&ballverein  gestiftet.  Die  Bibliothek  enthält  1950  Bände, 
darunter  eine  Schenkung  des  Generalmajors  Keibel, 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  zwei  Vertretern 


—    281     — 

der  Stadtverordnetenversammlung  und  zwei  zugewählten  Bürgern,  von  denen  einer  ein 
Geistlicher  sein  mußt. 

Gesamtauseabe  43500  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  15220  Mk.,  des  Staates  18000  Mk. 
Schulgeld  100  Mk.,  für  Auswärtige  120  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage 
zum  Normaletat.  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  nach  Malsgabe  der  Vor- 
schriften für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  geregelt. 

AVollln  1.  Pommern. 

(Alt-Vorpommern.    4679  £inwohner.) 

Bealprogymjtasiuin  (III,  159). 
Bobrik,  Progr.  1867. 

Die  seit  alter  Zeit  bestehende  Stadtschule  wurde  von  der  Stadtgemeinde  in  eine 
mit  einer  Töchterschule  und  einer  Vorschule  verbundene  höhere  Lehranstalt  umgewandelt 
und  als  solche  am  7.  Oktober  1864  erö£fhet.  Diese  wurde  als  höhere  Bürgerschule  am 
1.  JuK  1872  der  Aufsicht  des  Provinzialschulkollegiums  unterstellt;  das  am  22.  August 
desselben  Jahres  errichtete  Statut  wurde  am  13.  Januar  1878  bestätigt.  Am  5.  April 
1879  wurde  die  Anstalt  als  vollberechtigte  höhere  Bürgerschule  anerkannt.  Noch  jetzt 
benutzt  die  höhere  Töchterschule  mit  dem  Realprogymnasium  dasselbe  Gebäude,  und 
in'  der  Vorschule  sind  beide  Geschlechter  vereinigt    Nur  auf  diese  Weise  hat  die  Stadt- 

gemeinde  die  Unterhaltung  der  Töchterschule  und  der  Vorschule  ohne  Zuschufs  ermöglicht, 
rölste  Schülerzahl  des  Kealgymnasiums  (137)  im  Jahre   1885 ,  kleinste  (72)  im  Schul- 
jahre 1877/78. 

Direktor:  Hans  Clausius  seit  9.  November  1888,  zugleich  Leiter  der  höheren 
Töchterschule,  vorher:   Dr.  Smat  Meyer  seit  1872  (jetzt  Provinzialschulrat  in  Coblenz). 

6  Klassen,  3  Vorschulklassen  (über  diese  vgl.  oben);  4  Oberlehrer,  1  wissen- 
schaftlicher HilfsL,  1  technischer,  1  Elementarlehrer,  1  Vorsehullehrer,  alle  evangelisch. 
Der  Direktor  und  4  Lehrer  des  Realprogymnasiums  erteilen  17  Stunden  an  der  höheren 
Töchterschule. 

Das  neue  Schulgebäude  (für  alle  drei  Schulen  s.  oben)  ist  1871/72  mit  einem 
Kostenaufwande  von  42000  Mk.  erbaut  und  am  15.  Oktober  1872  eingeweiht  worden. 
Turnplatz  und  Spielplatz  sind  vorhanden;  im  Winter  wird  für  den  Turnunterricht  ein 
gemieteter  Saal  benutzt  Die  Lehrerbibliothek  (jährlich  2O0  Mk.  Zuschufe)  ist  im  Ent- 
stehen begriffen. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtsemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium;  es  besteht  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  dem  ersten  Geist- 
lichen und  vier  weiteren  Mitgliedern. 

Ausgaben  für  das  Realgymnasium  37444  Mk.;  Zuschufs  der  Stadt  12162  Mk. 
(zum  Pensionsfonds  600  Mk.),  staatlicher  Bedürfniszuschufs  16750  Mk.,  Schulgeld  100  Mk. 
Die  Besoldungen  sind  nach  dem  zweiten  und  dritten  Nachtrage  zum  Normaletat,  die 
Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften  für  die  unmittel- 
baren Staatsbeamten  geregelt.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Swinemünde. 

(Alt-Vorpommern.    10251  Einwohner.) 

Oberschule  (Realprogymnasium). 
Dr.  Faber,  Die  beiden  Oberschulen  zu  Swinemünde,  Progr.  1878. 

Die  Schule  ist  aus   der  sogenannten  Rektorscimle  entstanden,  die  um  das  Jahr 
1770  von  der  Gemeinde  errichtet  wurde,  nachdem  der  Ort  im  Jahre  1765  volle  Stadt- 

gerechtigkeit  erhalten  hatte.  In  den  Lehrplan  wurden  u.  a.  Latein,  Französisch  und 
fathematik  aufgenommen.  Im  Jahre  1850  wurde  die  Anstalt,  in  der  bisher  beide  Ge- 
schlechter unterrichtet  wurden,  in  eine  obere  Knabenschule  (von  1878  Oberschule  ge- 
nannt) und  eine  obere  Mädchenschule  geteilt  und  für  jede  ein  besonderer  Rektor  be- 
stellt. 1877  wurden  beide  Schulen  wieder  vereinigt,  und  1898  wurde  die  Knabenabteilung 
endgültig  als  eine  selbständige  Schule  unter  eigenem  Rektor  eingerichtet.  In  der 
Knabenabteilung   wurde  bereits  seit  1878  in  der  Hauptsache  nach  dem  Lehrplane  einer 
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lateintreibenden  höheren  Bürgerschule  (Kealprogymnasium)  unterrichtet  Seit  1893  wurde 
dieser  Lehrplan  streng  durchgeführt  und  der  regelmäßige  Ausbau  der  Schule  zu  einem 
Realpro|:ymna8ium  begonnen.  Als  solche  wurde  die  Anstalt,  nachdem  Ostern  1901  die 
erste  Keifeprüfong  stattgefunden  hatte,  am  18.  Juli  desselben  Jahres  anerkannt.  Ostern 
1902  soll,  unter  Anglieaerung  von  Realklassen,  am  Realprogymnasium  der  Frankfurter 
Lehrplan  (s.  oben  S.  27  u.  142)  eingeführt  werden. 

Dirigent:   Dr.  Faber  seit  1877. 

4  Oberlehrer,  5  Elementarlehrer,  alle  evangelisch;  6  Klassen  und  8  Vorschulklassen. 
Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  eine  Lehrerbibliothek  ist  in  der  Entstehung  begriffen. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten;  die  örtliche  Verwaltung  wird 
vorläufig  von  der  Schuldeputation  geführt. 

Gesammtausgabe  35000  Mk.;  Zuschufs  der  Stadt  18000  Mk.  Schulgeld  in  der  Vor- 
schule 54  Mk.,  in  VI,  V,  IV :  72  Mk.,  in  III  und  II :  84  Mk.  Die  endgültige  Regelung 
der  Besoldungen  steht  noch  aus. 


Regierangsbezirk  Cöslin. 

COslln. 

(Herzogtum  Kassuben.    20418  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  148.    II,  161.    III,  160). 

Streit,  Blätter  zur  Geschichte  und  Statistik  der  höheren  Schulen  in  Pommern» 
1881,  S.  55—84.  —  MüUer,  Einrichtung  des  Königlichen  und  Stadtgymnasiums  zu  Cöslin, 
Fron*.  1821.  —  Dr.  Hüser,  Die  äufsere  Grandungsgeschichte  und  im  besonderen  der 
Eröffnungstag  des  Gymnasiums  zu  Cöslin,  Progr.  1§75.  —  Steinbruch ,  Zur  Geschichte 
des  Cösliner  Gymnasiums,  Progr.  1897  und  98. 

Die  nach  der  Reformation  gegründete  „grotse  Schule^  wurde  1816  eine  „höhere 
Stadtschule^  mit  progymnasialem  Charakter  und  im  Jahre  1821  unter  dem  Namen 
„Königliches  und  Stadt-Gymnasium"  zu  einer  Vollanstalt  erweitert.  Die  erste  Ent- 
lassungsprüfung fand  Ostern  1825  statt.  Durch  Vertrag  vom  17.  September  1874  wurde 
die  bisher  unter  königlichem  und  städtischem  Patronate  stehende  Anstalt  vom  Staate 
übernommen.    Gröfete  Schülerzahl  (889)  im  Sommer  1881. 

Direktor:  Prof.  Dr.  Richard  Jonas  seit  1.  Juli  1901,  vorher:  Dr.  F.  Thümen 
1898—1901,  Dr.  G.  Sorof  1882—98,  Dr.  Pttann  1870—82.  Au&erdem  wirkte  an  der 
Anstalt  u.  a.:  Dr.  K,  Hädcermann,  ordentlicher  Lehrer  von  1856—59,  später  Geh.  Re- 
gierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Hannover. 

10  Klassen;  10  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarlehrer,  sämtlich  evangelisch. 

Die  Gebäude  (Bergstralse  58)  sind  in  den  Jahren  1877—79  mit  einem  Kosten- 
aufwände  von  insgesamt  196811  Mk.  errichtet  worden;  davon  entfallen  25695  Mk.  auf 
das  Direktorialgebäude.  Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle  und  einen  Turnplatz.  Die 
Lehrerbibliothek  zählt  etwa  9500  Bände. 

Stiftungen:  a)  Braunschweiffscher  Stipendienfonds,  1881  von  den  Geschwistern  Br. 
gestiftet  Bestand  7111  Mk.  Jährlich  2  Stipendien  zu  ie  120  Mk.  für  Studierende,  die 
Schüler  der  Anstalt  gewesen  sind,  b^  Die  Kaufifmannsche  Stiftung,  gegründet  1829,  ge- 
währt jährlich  54  Mk.  zur  Beschaffung  von  Bücherprämien,  c)  Der  Geh.  Justizrat 
Hildebrandsche  Legatenfonds  von  12000  Mk.,  begründet  am  7.  August  1869.  Die  Zinsen 
werden  jährlich  an  bedürftige  Schüler  verteilt,  d)  Der  Fonds  zur  Unterstützung  würdiger 
Schüler,  am  1.  Januar  182B  begründet.  Bestand  5642  Mk.  e)  Aus  der  Sorof-Stiftung, 
(bekundet  am  21.  August  1898)  im  Betrage  von  1924  Mk.  wurde  ein  Ölgemälde  Seiner 
Maj.  des  Kaisers  und  Königs  angekauft;  der  Rest  von  1244  Mk.  soll  zur  Beschaffung 
von  Unterrichtsmitteln  für  bedürftige  Schüler  verwendet  werden,  f)  Die  v.  Dassowsche 
Familienstiftung,  be^^ründet  am  21.  November  1899,  hat  ein  Kapital  von  28819  Mk. 
Die  Zinsen  werden  in  fünf  Teilen  jungen  Leuten  gegeben,  um  innen  den  Besuch  des 
Gymnasiums  oder  einer  Universität  zu  erleichtem. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten«  Gesamtausgabe  81525  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschulk  44880  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  6158  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  |Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 
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Belgrard. 

(Hinterpommern.    8045  Einwohner.) 

Gymnasium  (III,  161). 
Jahresberichte  von  1874  und  1875. 

Die  nachweislich  schon  vor  1442  bestehende  lateinische  Schule,  die  während  des 
18.  Jahrhunderts  ihre  Schüler  zur  Universität  entliefe,  wurde  1788  in  eine  „deutsche 
Schule"  umgewandelt.  Seit  1813  tritt  der  lateinische  Unterricht  im  Lehrplane  wieder 
auf,  Michaelis  1856  wurden  3  lateinische  Klassen  abgesondert,  und  am  SO.  Jan.  1868 
beschlossen  die  städtischen  Körperschaften  die  Umwandlung  der  Schule  zu  einer  höheren 
Lehranstalt  Dieselbe  wurde  Michaelis  desselben  Jahres  als  Progymnasium  eröffnet, 
am  12.  Oktober  1870  als  solches  und  am  30.  November  1874  als  Gymnasium  anerkannt 
Mit  der  Anstalt  war  von  Anfang  an  eine  Vorschule  verbunden.  Grölste  Schülerzahl  der 
Gesamtanstalt  (262  und  93  Yorschüler)  am  1.  Dezember  1875,  des  Gymnasiums  (295)  am 
1.  Juni  1880,  kleinste  (127  und  14)  im  Winter  1899/1900. 

Direktor:  Hennann  Stier  seit  Ostern  1891,  vorher:  Dr.  B.  Bobrick  seit  Gründung 
der  Anstalt  An  der  Schule  wirkte  früher  u.  a.:  Dr.  Camuth  1870 — 72,  später  Ober- 
regierungsrat und  Direktor  des  ProvinzialschulkoUegiums  zu  Königsberg,  gestorben  1899. 

8  Klassen  (la  und  Ib  vereinigt^  und  2  Vorschulklassen;  8  Oberlehrer,  1  wissen- 
schaftlicher Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer,  2  Vorschullehrer,  sämtlich  evangelisch.  Die 
Anstalt  hat  eine  Turnhalle  und  einen  Turnplatz.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  etwa 
3000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Studienstiftung.  Durch  einen  bei  Einweihung  des  neuen  Schul- 
gebäudes am  16.  Oktober  1873  erlassenen  Aufruf  gesammelt,  durch  Königlichen  Erlafs 
vom  2.  Februar  1887  genehmigt;  aus  ihr  werden  vom  Direktor  jährlich  100  Mk.  an  einen 
Studierenden  verliehen,  der  das  Gymnasium  mit  dem  Zeugnisse  der  Reife  verlassen  hat, 
und  dessen  Eltern  Einwohner  der  Stadt  Beigard  sind.  Bestand  5105  Mk.  b)  Waiseu- 
stiftung.  Zur  Erinnerung  an  den  Tag  der  goldenen  Hochzeit  des  Kaisers  Wilhelm  L 
begründet,  um  vaterlosen  Waisen  ganz  oder  teilweise  freien  Schulbesuch  zu  ermöglichen. 
Bestand  1820  Mk.  Bisher  sind  die  Zinsen  noch  nicht  zur  Verteilung  gelangt  c)  Prämien- 
stiftung, begründet  1874.  Bestand  689  Mk.  d)  Verein  zur  Unterstützung  hilfsbedürftiger 
Schüler,  begründet  am  80.  Juni  1869.  Die  Jahresbeiträge  und  die  Zinsen  des  Vermögens 
werden  zu  Unterstützungen  verwendet  Mitgliederzahl  55,  Vermögensstand  2922  Mk. 
e)  Sterbe- Witwen-  und  Waisenkasse  der  Lehrer  (vgl.  Progr.  1875).    Bestand  6270  Mk.^). 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  dem  ersten  Orts- 
geistlichen, je  zwei  Mitgliedern  des  Magistrats  und  der  Stadtverordnetenversammlung. 

Gesamtausgabe  71820  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  28589  Mk.,  des  Staates  24580  Mk. 
Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  9,  1  a— c. 
Schulgeld  in  den  Vorklassen  60  Mk.,  in  VI:  100  Mk.,  V:  108  Mk.,  IV:  116  Mk.,  III: 
124  Wi.y  II:  182  Mk.,  I:  140  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.  Die  Fürsorge  für 
die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  von  der  Stadtgemeinde  nach  Ma&gabe  der  für  die 
unmittelbaren  Staatsbeamten  geltenden  Vorschriften  übernommen  worden. 


Coibepgr. 

(Hauptstadt  des  Herzogtums  Kassuben.    20241  Einwohner.) 

Gymnasium  und  Realgymnasium  (1, 150.  II,  162.  III,  161). 

EbertSj  Chronolog.  Verzeichnis  derer  bei  der  [großen  Ratsschule  in  Colberg  von 
1548  bis  auf  gegenwärtige  Zeiten  gestandenen  Rektoren.  1783.  —  Stedhow,  Progr.  von 
1859, 60, 61  u.  62.  —  Ä^ier,  Frogr.  1868  u.  1867.  —  Biemann,  Geschichte  der  Stadt  C;  Colberg 
1878.  —  Dr.  L,  Streu,  Blätter  zur  Geschichte  und  Statistik  des  Kgl.  Domgymnasiums; 
Colberg  1883.  —  Dr.  «71  Becker,  Das  Kgl.  Domgymnasium  zi^  Colberg  in  seinen  ersten 
50  Jahren.  Festschrift  zum  15.  Oktober  1895.  —  Das  Statut  des  Gymnasiums  ist  bei 
Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze,  1.  Aufl.  1867  Bd.  I  S.  313,  abgedruckt. 


^)  Die  Bd.  UI,  S.  162  erwähnten  Stiftungen  aus  der  Zeit  der  alten  lateinischen 
Schule  sind  dem  Gymnasium  nicht  überwiesen  worden. 
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Die  alte  Domschule  an  der  Marienkirche  wurde  bald  nach  der  Reformation  in  ein 
„Lyceum"  verwandelt.  Die  Anstalt  hiels  bis  ins  19.  Jahrhundert  auch  Ratsschule,  Rats- 
lyceum  oder  ^rofse  Schule.  1818  erhielt  sie  nach  ihrer  Yereiniffung  mit  der  reformierten 
Schule  die  Einrichtung  einer  Stadtschule  für  Knaben  und  ^födcnen,  1845  wurde  sie 
nach  Abtrennung  der  M&dchenklassen  als  höhere  Bürgerschule  organisiert  und  1848 
unter  die  zu  Entlassungsprüfungen  berechtigten  Schulen  aufgenommen.  Im  Jahre  1857 
wurde  sie  in  ein  Gymnasium  mit  parallelen  Realklassen  umgewandelt  und  als  solches 
am  18.  April  1858  mit  5  Gymnasial-  und  4  Realklassen  eröffnet.  Seit  dem  ^.  August 
desselben  Jahres  führt  sie  die  Bezeichnung  -Domgymnasium"  ^).  Die  Realklassen  wurden 
am  7.  Aug.  1868  als  Realschule  zweiter  und  am  11.  Februar  1865  als  Realschule  erster 
Ordnung  anerkannt.  Am  1.  April  1875  wurde  die  Anstalt  vom  Staate  übernommen; 
die  Staat  yerpflichtete  sich  zur  Zahlung  eines  jährlichen  Zuschusses  von  12000  Mk. 
Die  lüs  Privatuntemehmen  des  Direktors  1846  gegründete  Vorschule  wurde  1850  von 
der  Stadt  übernommen  und  ist  bei  der  Verstaatlichung  der  Anstalt  auf  den  Staat 
mitübergegangen.  Von  Ostern  1892—94  bestand  an  der  Schule  ein  pädagogisches 
Seminar.  Am  15.  Oktober  1895  feierte  die  Anstalt  ihr  50jähriges  Jubiläum.  Im  Jahre 
1902  wird  voraussichtlich  mit  der  Umwandlung  des  Realgymnasiums  in  eine  Realschule 
begonnen  werden. 

Direktor:  Dr.  Joh,  Bedcer  seit  Michaelis  1887,  vorher:  Dr.  Ludwig  Streit  seit 
Ostern  1878,  Dr.  P.  Schmieder  1868—1878,  G.  Stier  1862—68. 

8  Gymnasial-,  5  Realgymnasial-,  3  Vorschulklassen;  15  Oberlehrer,  4  technische 
und  Elementarlehrer,  sämtlich  evangelisch.  Seit  Ostern  1876  ist  jüdischer  Religions- 
unterricht eingerichtet. 

Die  Anstalt  hat  eine  Turnhalle ;  aufserdem  ist  ein  Spielplatz  gemietet.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  8350  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Lehrerwitwen-Pensionskasse,  Statuten  vom  8.  Januar  1807. 
Vermögen  33872  Mk.  b)  Die  Ramler- Stiftung.  Nach  dem  in  Golberg  geborenen  Dichter 
K.  W.  Bamler  benannt,  von  dem  „Verein  zur  Stiftung  und  Erhaltung  des  Ramlerschen 
Denkmals"  gegründet.  Vermögensbestand  5189  Mk.  Die  Stiftung  zahlt  jährlich  einem 
Primaner  des  Gymnasiums  100  Mk.  als  Preis  für  den  besten  Aufsatz.  Das  Kuratorium 
besteht  aus  8  Mitgliedern,  darunter  der  Direktor,  c)  Die  erste  Jubiläumsstiftung  vom 
81.  Mai  1883.  Bestand  4824  Mk.  Jährlich  ein  Hochschulstipendium  von  etwa  106  Mk. 
für  ehemalige  Schüler  der  Anstalt  d)  Sülfflow-Stiftuns  aus  dem  Jahre  1849.  Bestand 
242  Mk.  Aus  den  Zinsen  erhält  ein  Untersekundaner  Bücher,  e)  Das  Heidemannsche 
Legat,  am  9.  Dezember  1696  gestiftet  Vermögen  200  Mk.  Die  Zinsen  sind  f&r  zwei 
arme  Schüler  bestimmt  f)  Der  am  11  Juli  1850  gegründete  .Verein  zur  Unterstützung 
armer  Schüler  des  Gymnasiums**  verwendet  jährlich  150  Mk.  g)  Mehrere  kleinere 
Stiftungen,  die  vom  Magistrat  verwaltet  werden*). 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  106330  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufii  56850  Mk.,  Zuschulk  der  Stadt  12000  Mk. 


DramburfiT- 

(Hinter pommern.    5884  Einwohner.) 

Gymnasium  (II,  163.    III,  162). 

Dr.  Queck,  Bericht  über  die  Gründung  und  Eröffnung,  Progr.  1868.  —  August  Brand, 
Bericht  über  das  25jährige  Bestehen  der  Anstalt,  Progr.  1893. 

Ostern  1867  wurde  von  der  Stadt^emeinde  ein  Progymnasium  mit  den  Klassen 
VI,  V,  IV  und  einer  Vorschulklasse  eröfmet  Die  Anstalt  erhielt  aus  der  .Eastenkasse^, 
einer  aus  früherer  Zeit  stammenden,  für  die  Unterstützung  der  Stadt  „bei  der  Bestreitung 
der  städtischen  Schullasten"  bestimmten  Stiftung,  einen  Zuschuß).  Ostern  1868  wurde 
die  III,  Ostern  1869  die  U  eröffnet  Das  Progymnasium  wurde  im  Jahre  1870  zu  einem 
Gymnasium  erweitert  und  als  solches  am  1.  April  1888  vom  Staate  übernommen.    Zu 


^)  Eine  Unterhaltungspflicht  des  Domkapitels,  wie  sie  in  Bd.  I,  S.  180  angenommen 
wurde,  hat  nicht  bestanden  (vgl.  die  obenerwähnte  Festschrift  des  Direktors  Dr.  Becker, 
S.  6).    Das  Domkapitel  hat  allerdings  einen  Teil  der  Dotationsmittel  hereeffeben. 

')  Der  in  Bd.  I,  S.  151  erwähnte  „Dorotheentag"  wird  jetzt  in  der  Volksschule  ab- 
gehalten. 
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gleicher  Zeit  wurde  die  bisher  mit  der  Anst&lt  verbundene  Vorschule  aufgelöst  Grö&te 
Schülerzahl  (324)  im  Schu^ahre  1879/80,  kleinste  (149)  Sommer  1901.  Am  25.  Juni  1867 
ist  für  die  Anstalt  ein  Statut  errichtet  worden. 

Direktor:  Dr.  H,  Kleist  seit  November  1892;  sein  Amtsvorgänger  war  Dr.  Qtieclc 
seit  1867. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer^  sämtlich  evangelisch.  Die  Anstalt 
besitzt  einen  Turnplatz;  für  den  Turnunterricht  im  Winter  wird  die  Turnhalle  des 
Königlichen  Lehrerseminars  mitbenutzt.    Die  Lehrerbibliothek  umfafet  1126  Nummern. 

Stiftungen:  a)  Die  Stipendienstiftung,  Michaelis  1867  vom  ehemaligen  Kuratorium 
des  Progymnasiums  aus  freiwilligen  Beiträgen  gegründet,  zur  Unterstützung  orts- 
angehöriger  Schüler  der  Sekunda  oder  Prima.  Bestand  3630  Mk.  b)  Die  Queck- Stiftung, 
gegründet  vom  Direktor  Dr.  Queck  aus  dem  Ertrage  einer  aus  AnlaTs  seines  25jährigen 
Diens^ubiläums  von  früheren  Schülern  veranstalteten  Sammlung,  zu  Bücherspenden  und 
Geldspenden  an  Schüler.    Bestand  1240  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  66600  Mk.,  Bedürfnifs- 
zuschuls  87736  Mk.,  Zuschufe  der  Stadt  10000  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 


Neustettin. 

(Herzogtum  Kassuben.    10026  Einwohner.) 

Ffirstin  Hedwig-Gymnasium  (I,  151.    II,  164.    lU,  163). 

Kludt,  Die  Lehrer  des  Kgl.  Gvmnasii,  Progr.  zur  Jubelfeier  1740.  —  Derselbe, 
Verzeichnis  einieer  Gelehrter,  die  aus  aem  Gvmnasio  in  Neustettin  hervorgekommen  u.  s.  w., 
Progr.  1752  (in  der  Gymnasialbibliothek  zu  Stargard  in  Pommemi  —  Derselbe,  Nachricht 
von  der  Stiftung  der  Armen-Schüler-Büchse,  Colberg  1741.  —  Kremerj  Die  Einrichtunff 
des  Fürstl.  Hedwig-Gymnasiums,  Progr.  1788.  —  Kctmfufs,  Nachrichten  von  dem  Zustand 
des  Kgl.  Gymnasiums  zu  Neustettin,  Progr.  1880.  —  öiesebrechtj  Geschichte  des  Fürstl. 
Hedwig -Gymnasiums  während  der  ersten  zwei  Jahrhunderte  seines  Bestehens,  Göslin 
1840.  —  JaeyeTy  Geschichte  des  KgL  Gymnasiums  zu  Neustettin,  Festschrift,  Neustettin 
1890.  —  Derselbe,  Die  ältesten  Schüler  und  Gönner  des  Neustettiner  Gymnasiums, 
Progr.  1898,  94,  96,  98. 

Das  Gymnasium  ist  1640  von  der  Fürstin  Hedwig,  der  Witwe  des  1622  ver- 
storbenen Herzogs  Ulrich  von  Pommern,  .Gott  zu  Ehren,  zur  Erbauung;  und  Erhaltung 
seiner  Kirche,  zu  mehrerem  Aufnehmen,  besserer  Beförderung  und  Beibehaltung  guter 
Künste"  gegründet  worden.  Stiftungskapital  5400  Gulden.  In  der  Anweisung,  die  dem 
ersten  Rektor  NttsBe  von  der  Stifterin  gegeben  wurde,  heifst  es  u.  a.:  dals  ihr  die  Jugend 
zur  Gottesfurcht  und  heiligem  Leben  haltet,  sie  in  Unguis  et  artibus  liberallbus  et 
humanioribus  sonderlich  in  arte  dicendi  et  studio  eloquentiae  mit  Anrichtung  öffentlicher 
Deklamationen  und  anderen  exercitiis  unterweiset**  u.  s.  w.  Mit  der  Anstut  war  eine 
Zeit  lang  eine  Küsterschule  vereinigt,  in  der  sich  auch  eine  Mädchenabteilung  befand. 
Nach  einer  Revision  durch  MeieroUo  wurde  diese  abgetrennt  und  das  Recht  aes  Gym- 
nasiums, zur  Universität  zu  entlassen,  förmlich  anerkannt.  1825  wurde  die  Stadtschule 
endgültig  abgetrennt;  1861  verzichtete  die  Stadt  auf  das  ihr  früher  zugestandene 
Kompatronat  Seit  dem  6.  Februar  1862  wird  die  Anstalt  nach  ihrer  Stifterin  benannt. 
Die  Michaelis  1861  errichtete  Vorschule  wurde  Michaelis  1890  aufgelöst.  Am  26.  Oktober 
1740  wurde  die  100jährige,  am  15.  Oktober  1840  die  200jährige  und  am  14.— 16.  Oktober 
1890  die  250jährige  Jubelfeier  der  Anstalt  begangen.  Grö&te  Schülerzahl  (404  und 
40  Vorschüler)  im  Jahre  1876;   1766  war  kein  Schüler  vorhanden. 

Direktor:  Dr.  Christian  Bogge  seit  Ostern  1895,  vorher:  Dr.  SchirUtz  1879 — 94, 
Dr.  Lehmann  1861—79.  Früher  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.:  Dr.  Ädler^  Lehrer  von 
1836—47,  später  Direktor  der  Frauckeschen  Stiftungen  in  Halle. 

8  Klassen;  9  Oberlehrer,  2  technische  Lehrer,  alle  evangelisch.  Für  die  jüdischen 
Schüler  ist  Religionsunterricht  eingerichtet. 

1872/74  wurde  ein  Gebäude  für  die  Wohnung  des  Direktors,  ein  Klassenzimmer, 
den  Zeichensaal,  die  Bibliothek  u.  s.  w.  errichtet,  1877  auf  dem  Turnplatze  eine  Turn- 
halle erbaut.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  etwa  6400  Bände. 

Stiftungen:  a)  Seit  1827  besteht  ein  Verein  zur  Unterstützung  hilfsbedürftiger 
Gymnasiasten.  Vermögensbestand  7100  Mk.  b)  Das  Kypkesche  Legat  vom  14.  Mai  1838, 
600   Mk.,    die  Zinsen   sind   zur  Unterstützung   von   Schülern   zu  verwenden,     c)  Das 
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T.  Zastrowsche  Legat  vom  4.  Dezember  1852,  900  Mk. ;  die  Zinsen  sind  zur  Beschaffung 
von  Bacherprämien  für  bedürftige  SchQler,  namentlich  der  HI,  zu  verwenden,  d)  Das 
Rhensiussche  Legat  vom  23.  August  1852,  1500  Mk. ;  die  Zinsen  sind  zu  einem  Universitäts- 
Stipendium  zu  verwenden,  e)  Die  Köder- Stiftung  vom  20.  Mai  1861.  Kapital  600  Mk. 
Zu  Prämien  f&r  Schüler  der  drei  oberen  Klassen,    f )  Die  Lehmannsche  Stiftung.    Am 

15.  Oktober  1871  errichtet.  Kapital  2689  Mk.  Für  studierende  Söhne  der  Lehrer  des 
Gymnasiums,  g)  Die  Bernhard  Behrendsche  Stiftung.  Am  3.  Oktober  1875  errichtet. 
Kapital  3518  Mk.  Für  einen  Abiturienten,  der  sich  dem  Gewerbe-,  Bau-  oder  kauf- 
männischen Fache  widmet,  h)  Vermächtnis  des  Rentiers  Chrunau  in  Stolp  3000  Mk.; 
die  Zinsen  flie&en  in  die  Kasse  des  zu  a  genannten  Vereins,  i)  Das  Grunausche 
Stipendium.  Am  7.  Oktober  1876  gestiftet.  Kapital  15000  Mk.  Die  Zinsen  werden 
Verwandten  des  Erblassers  und  Söhnen  von  Lehrern  des  Gymnasiums  während  ihrer 
Studienzeit  verliehen,  k)  Jubiläumsstiftung.  Vom  Kreise  Neustettin  am  15.  Oktober  1890 
mit  einem  Kapital  von  5000  Mk.  gegründet,  zur  Vervollständigung  der  Bibliothek  und 
der  Lehrmittel.     1)   Die  Fürstl.  Hedwigsche  Stiftung.     Von  der  Fürstin  Hedwig  am 

16.  Juni  1647  mit  6000  Gulden  gegründet  Jetziges  Kapital  27  700  Mk.  Aus  den 
Zinsen  werden  vier  adelige  Stipendien  zu  je  150  Mk.  und  fünf  bürgerliche  zu  je  75  Mk. 
verliehen. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Das  ehemalige  Kuratorium  (Bd.  I,  S.  153) 
wurde  1880  aufgehoben.  Die  Lehrer  sind  frei  von  allen  kirchlichen  Abgaben;  aus  der 
^.Armenschülerbüchse*^  werden  jährlich  24  Mk.  an  das  Gymnasium  gezahlt;  dafür  hat 
der  Gemeindekirchenrat  das  Recht,  auf  Vorschlag  des  Direktors  vier  Freistellen  zu 
besetzen.  Gesamtausgabe  70193  Mk.,  Bedürfniszuschufe  44540  Mk.,  Schulgeld  120  Mk. 
Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Stolp. 

(Hinterpommern.    27  272  Einwohner.) 

Gymnasium  und  Realschule  (I,  153.    II,  164.    III,  164). 

SchuU^  Beitrag  zur  Geschichte  der  höheren  Bürgerschule  in  Stolp,  Progr.  1858.  — 
Kock,  Feier  der  Schulhauseinweihung  1859.  —  Progr.  1858,  60,  61,  63. 

Die  alte  evangelische  Parochialschule  zu  St.  Marien  wurde  zu  einer  „lateinischen 
Schule*^  (Lyceum)  erhoben.  Dieselbe  kam  aber  im  Laufe  der  Zeit  zurück  und  war  zu 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  nur  noch  eine  gehobene  Elementarschule.  Zufolge  eines 
Beschlusses  der  städtischen  Körperschaften  wurde  1833  mit  der  Ausgestaltung  der 
„Ratsschule"  zu  einer  höheren  Bürgerschule  begonnen.  Diese  wurde,  nachdem  Ostern 
1836  die  erste  Entlassungsprüfung  abgehalten  war,  am  11.  August  1837  als  berechtigt 
im  Sinne  der  Instruktion  von  1832  anerkannt.  Am  1.  Februar  1854  nahm  sie  den 
Namen  „Realschule"  an.  1857  wurde  mit  der  Einrichtung  von  Gymnasialklassen  be- 
gonnen ;  diese  wurde  Ostern  1859  mit  der  Eröffnung  der  Prima  zum  Abschlüsse  gebracht. 
Die  Realklassen  wurden  am  17.  März  1860  als  eine  höhere  Bürgerschule  im  Sinne  der 
Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  vom  6.  Oktober  1859  anerkannt,  aber  von  Ostern  1894 
bis  1900  allmählich  in  eine  lateinlose  Realschule  umgewandelt;  ihre  Anerkennung  als  solche 
erfolgte  am  20.  April  1900.  Die  St.-Marienkirche  zahlt  an  die  Schulkasse  781  Mk.; 
die  Söhne  der  Geistlichen  genielsen  Befreiung  vom  Schulgelde,  den  Schülern  sind  feste 
Plätze  in  der  Kirche  eingeräumt.  Die  Vorschule  besteht  seit  1861.  Mit  der  Anstalt 
ist  seit  Michaelis  1899  ein  Seminar  verbunden.  Gröfste  Schülerzahl  (651)  im  Sommer 
1873,  kleinste  (324)  Michaelis  1893. 

Direktor:  Dr.  Alfred  Goethe  seit  Michaelis  1894,  vorher:  Dr.  Arnold  Betischer 
1871—94.  Früher  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.:  Dr.  Häckermann  1859—66,  später  Ge- 
heimer Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Hannover. 

8  Gymnasialklassen  (die  beiden  Primen  sind  vereinigt),  6  Realklassen,  2  Vorschul- 
klassen; 15  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  2  technische  und  2  VorschulL,  alle 
evangelisch.    Die  jüdischen  Schüler  erhalten  Religionsunterricht 

Der  Turnplatz  und  die  Turnhalle  befinden  sich  neben  dem  Schulgebäude  (Wasser- 
Strafse  15),  der  Spielplatz  auf  dem  Aucker  außerhalb  der  Stadt.  Die  Bibliothek  zählt 
5000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Unterstützungsfonds  für  Schüler.  Von  Lehrern  aus  dem  Ertrage 
von  Vorträgen  gegründet.  Bestand  1187  Mk.  b)  7  Stipendien  für  Studierende,  nämlich: 
das  V.  Kameckesche,  Kapital  1800  Mk.;  das  Spechtsche,  Kapital  2127  Mk.;  das 
Schvallysche,  Kapital  919  Mk.;  das  v.  Massow-Günsderbergsche,  Kapital  4314  Mk.;  das 
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V.  Hebronsche,  Kapital  21081  Mk.;  das  Schulz-Dickermannscli«,  Kapital  2147  Mk.;  die 
Jahreszinsen  betragen  zusammen  1800  Mk.  c)  Das  Seyffertsche  Stipendium  für  zwei 
Abiturienten.  Bestand  6900  Mk.  d)  Das  Geerssche  Stipendium.  Vom  Kommerzienrat 
Oeers  für  Abiturienten,  die  Theologie  studieren,  gestiftet.    Bestand  26000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Die  örtliche  Verwaltungs- 
behörde ist  das  Gymnasialkuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor, 
dem  ersten  Geistlichen  der  St.  Marienkirche,  je  zwei  Mitgliedern  des  Magistrats  und 
der  Stadtverordneten  -Versammlung. 

Gesamtausgabe  115112  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  58  622  Mk.,  staatlicher  Bedürfnis- 
zuschufe  21200  Mk.,  Schulgeld  im  Gymnasium  120  Mk.,  in  der  Realschule  80  Mk.,  in 
der  Vorschule  72  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat, 
{feste  Zulage  nach  §  2),  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  durch  Ortsstatut 
nach  Mafegabe  der  Bestimmungen  für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  geregelt  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Lauenburgr  1.  Pommern. 

(Herrschaft  Lauenburg.    10486  Einwohner.) 

Progymnasiom  (I,  154.    II,  165.    III,  164). 

L.  Streit,  Zur  Geschichte  und  Statistik  der  höheren  Schulen  in  Pommern,  Golberg 
1880/81,  S.  118-121. 

Die  aus  einer  alten  lateinischen  Schulen  hervorgegangene,  am  19.  Oktober  1860 
von  der  Stadtgemeinde  errichtete  höhere  Bürgerschule  erhielt  am  5.  Juli  1862  das 
Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen.  Ostern  1876  begann  ihre  Umwandlung 
in  ein  Progvmnasium ,  und  nach  der  zu  Ostern  1878  abgehaltenen  Entlassungsprüfung 
trat  sie  in  die  Reihe  der  berechtigten  Anstalten  dieser  Art  ein.  Nachdem  Ostern  1894 
Nebenunterricht  im  Englischen  und  im  Rechnen  eingeführt  war,  wurde  sie  als  ein 
zu  Dispensationen  im  Griechischen  befugtes  Progymnasium  mit  realistischem  Ersatz- 
unterricht anerkannt.  Seit  ihrer  Gründung  besitzt  sie  eine  Vorschule.  Grölste  Schüler- 
zahl (202  und  48  Vorschüler)  im  Jahre  1878,  kleinste  (188  einschließlich  Vorschule)  im 
Jahre  1894. 

Direktor:    EdtAard  Sommerfeldt  seit  1875,  vorher:  Dr.  Johannes  Streit  seit  1868. 

6  Klassen  (die  beiden  III  sind  in  der  Religion,  Geschichte  und  Erdkunde  vereinigt), 
8  in  einigen  Gegenständen  vereinigte  Vorschulklassen-,  7  Oberlehrer,  1  technischer  und 
Elementarl.,  1  YorschulL,  alle  evangelisch.  Für  den  Reli^onsunterricht  der  katholischen 
(2  Stunden)  und  der  jüdischen  Schüler  (4  Stunden)  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Neuendorfer  Stralse  86)  ist  in  den  Jahren  1878/79  mit  einem 
Kostenaufwanoe  von  130000  Mk.  (ausschl.  der  inneren  Einrichtung)  erbaut  und  am 
13.  Oktober  1879  eingeweiht  worden.  Der  Anstalt  stehen  ein  Turnplatz  und  die  1897 
auf  ihm  errichtete  Turnhalle  zur  Verfügung.  Die  Lehrerbibliothek  umfafet  3144  Bände ; 
daneben  bestehen  eine  Schülerbibliothek  und  eine  Schülerhilfsbibliothek. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Beigeordneten,  zwei  Stadt- 
verordneten, dem  Direktor  und  dem  ersten  Geistlichen. 

Gesamtausgabe  56500  Mk.,  davon  für  den  Pensionsfonds  2570  Mk.,  für  den  Relikten- 
fonds 4135  Mk.,  städtischer  Zuschuls  24253  Mk.,  staatlicher  BedürfhiszuschuCs  19050  Mk., 
Schulgeld  100  Mk.,  in  der  Vorschule  66  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem  zweiten 
Nachtrage  zum  Normaletat,  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  nach  Mafsgabe 
der  Vorschriften  für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  geregelt.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Schlawe. 

(Hinterpommern.    5969  Einwohner.) 

Prosrymnafiiam  (III,  163). 
Jahresberichte  von  1879,  80  und  97. 

Die  Schule  wurde  als  gymnasiale  Anstalt  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und 
am  14.  Oktober  1872  eröffnet.    Am  10.  Mai  1874  erhielt  sie  ein  Statut.    Am  8.  Mai 
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1878  wurde  sie  als  Progymnasium  anerkannt,  und  am  8.  Juni  1897  erhielt  sie  die  Be- 
fugnis, auch  den  vom  Griechischen  befreiten  Schülern,  welche  dafür  am  Ersatzunter- 
ricnte  teilzunehmen  hatten,  vollgültige  Zeugnisse  auszustellen.  Die  seit  ihrer  Eröfihung 
bestehende  Vorschule  ist  nicht  organisch  mit  ihr  verbunden.  GröOste  Schülerzahl  (177) 
im  Schu^ahre  1879,  kleinste  (101)  im  Jahre  1888. 

Direktor:  Gustav  Straihmann  seit  I.April  1898,  vorher:  Max  Krösing  1895—97, 
Dr.  Bogge  1888—95. 

6  Klassen  (1  Vorschulklasse);  6  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  (1  VorschulL),  alle 
evangelisch. 

Das  neue  Schulgebäude  ist  in  den  Jahren  1878/79  mit  einem  Kostenaufwande  von 
106  488  Mk.  errichtet  worden.  Die  Anstalt  hat  eine  Turnhalle  und  zwei  Turnplätze.  Die 
Lehrerbibliothek  zählt  1688  Werke. 

Der  am  14.  Oktober  1872  gegründete  Verein  zur  Unterstützung  hilfsbedürftiger 
Schüler  (vgl.  Bd.  III,  S.  164)  hat  jetzt  8046  Mk.  Vermögen;  die  Zinsen  werden  für  die 
Erhaltung  und  Vergrößerung  einer  Schülerunterstützungsbibliothek  verwendet.  Mit- 
gliederbeiträge  werden  nicht  mehr  erhoben. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtsemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  oem  Bürgermeister,  einem  Mitgliede  des  Magistrats, 
drei  Stadtverordneten,  dem  Direktor  und  dem  Ortsschulinspektor. 

Ausgaben  89515  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  14776  Mk.,  staatlicher  Bedürfniszuschufe 
14950  Mk.,  Schulgeld  100  Mk.,  in  der  Vorschule  40—50  Mk.  Die  Besoldungen  sind 
nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  die  Fürsorge  fQr  die  Hinterbliebenen  ist 
nach  Mafsgabe  der  Vorschriften  für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  geregelt.  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Regiernngsbezirk  Stralsund. 

Stralsund. 

(Hauptstadt  von  Neu-Vorpommern.    31088  Einwohner.) 

Ein  Gymnasium  und  ein  Realgymnasium,  beide  von  der  Stadtgemeinde 
unterhalten.  Beide  haben  eine  gemeinsame  örtliche  Verwaltungsbehörde, 
das  Scholarchat  Dieses  besteht  aus  den  beiden  Bürgermeistern,  den  beiden 
Direktoren,  dem  Stadtsuperintendenten  und  (seit  1899)  zwei  Mitgliedern 
des  bürgerschaftlichen  Kollegiums.  Die  städtische  Turnhalle  und  der 
Turnplatz  werden  von  sämtlichen  städtischen  Schulen  benutzt.  Die  Be- 
soldungen der  wissenschaftlichen  Lehrer  sind  nach  dem  zweiten  Nachtrage 
zum  Normaletat  (die  feste  Zulage  nach  §  9  a— c),  die  Fürsorge  für  die 
Hinterbliebenen  ist  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften  für  die  unmittelbaren 
Staatsbeamten  geregelt. 

Gymnasium  (I,  155.    II,  166.    III,  165). 

Zober,  Urkundliche  Geschichte  des  Stralsunder  Gymnasiums  von  1560—1860  (Stral- 
sund 1889—60).  —  Streit,  Blätter  zur  Geschichte  und  Statistik  der  höheren  Schulen  in 
Pommern,  Colberg  1881/82,  S.  32  ff.  —  K,  Wähdel,  Zur  Geschichte  des  Stralsunder 
Gymnasiums,  Progr.  1891.  —  W.  Panel,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Stralsunder  Schul- 
wesens, Progr.  1899. 

Der  Rat  der  Stadt  vereinigte  die  evangelischen  Pfarrschulen  von  8t.  Nicolai, 
St.  Jacobi  und  St  Marien  zu  einer  gelehrten  Schule  und  eröffnete  dieselbe  wahr- 
scheinlich im  Jahre  1556*).  Die  damalige  Bezeichnung  war  „Neue  Schule"  oder  „Grofse 
Schule";  die  Bezeichnung  „Gymnasium"  wurde  erst  später  üblich.  Im  Jahre  1819  wurde 
die  preulsische  Entlassungsprüfung  eingeführt    Im  Jahre  1844  wurden  zwei  Realklassen 

0  Vgl.  das  obenerwähnte  Programm.  Die  Bemerkung  in  Bd.  I,  S.  155  ist  hiernach 
zu  ergänzen. 
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(lY  und  III)  eröffnet;  beide  wurden  1852  zu  einer  selbständigen  Realschule  abgezweigt. 
1860  wurde  die  300jährige  Jubelfeier  der  Anstalt  begangen,  1861  das  50jährige  Amts- 
jubiläum des  Direktors  Dr.  Nizze  gefeiert.  Grölste  Schülerzahl  (311)  im  Sommer  1883, 
kleinste  (126)  im  Schuljahre  1894/95. 

Direktor:  Dr.  Rudolf  PeppmüOer  seit  Ostern  1889,  vorher:  Dr.  Winter  1873—88. 

8  Klassen;  11  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Der 
Turnunterricht  wird  in  der  städtischen  Turnhalle  erteilt.  Die  Lehrerbibliothek  hat  etwa 
8000  Bände  (vgl.  hierzu  auch  unten  bei  k  und  1). 

Stiftungen:  a)  Im  Jahre  1710  stiftete  der  Pfarrer  von  St.  Marien  3fatt)^.  Kienast 
1000  Thaler  zu  Stipendien  für  Studierende  der  Theologie;  dazu  wurde  in  den  Jahren 
1842,  65,  77,  79  je  ein  Nebenstipendium  zu  je  180  Mk.  eegründet,  bei  dessen  Verleihung 
nicht  ausschliefslich  Theologen  in  Betracht  kommen.  Bestand  der  Stiftung  26679  Mk. 
b)  Der  Kgl.  Schwedische  Kanzleirat  Christian  Stande  schenkte  2000  Thaler,  deren 
Zinsen  dem  Sohne  des  Rektors  beim  Antritte  seiner  akademischen  Studien  auf  fünf 
Jahre  zu  verleihen  sind,  c)  Das  Gesangstipendium.  Zu  Prämien  für  Schüler,  die  sich 
im  Singen  auszeichnen.  Bestand  770  Mk.  d)  Die  Säkularstiftung  von  1860.  Zur  Bei- 
hilfe für  Zahlung  des  Schulgeldes.  Bestand  318  Mk.  e)  800  Mk.,  die  als  Ertrag  der 
aus  Anlals  des  Lutherfestes  1888  gehaltenen  Vorträge  dem  Direktor  mit  der  Bestimmung 
übergeben  worden  sind,  dafe  die  Zinsen  für  die  bibliotheca  pauperum  verwendet  werden, 
f)  Hermann  Wendorffsche  Stiftung.  Vom  Landgerichtsdirektor  W.  1885  zu  einem 
Stipendium  für  einen  Schüler  der  0  III  gegründet.  Kapital  500  Mk.  g)  Die  im  Jahre 
1750  gegründete  Lehrer -Witwen-  und  Waisenkasse.  Ihr  Bestand  belief  sich  1894  auf 
14643  Mk.  Diese  Summe  wurde  auf  Wunsch  des  Rates  der  Stadt  nach  Beschluls 
des  Lehrerkollegiums  der  Stadtgemeinde  überlassen,  als  diese  die  Fürsorge  für  die 
Hinterbliebenen  der  Lehrer  nach  Malsgabe  der  Vorschriften  für  die  unmittelbaren 
Staatsbeamten  regelte.  Die  Zinsen  werden  vorläufig  noch  an  die  zu  ihrem  Genüsse 
berechtigten  Witwen  gezahlt,  ebenso  die  im  Jubeljahre  1860  für  diesen  Zweck  der  An- 
stalt geschenkten  360  Mk.  h)  Seit  1890  werden  aus  der  Stiftung  des  verstorbenen 
Generalkonsuls  Haase  jährlich  100  Mk.  an  vier  tüchtige  Schüler  und  je  100  Mk.  an 
vier  Lehrer  zu  einer  Sommerreise  gezahlt,  i)  v.  Wackenrodersches  Legat  Die  Zinsen 
des  Kapitals  (2000  Thaler  Gold)  erhalten  der  Direktor  und  der  Konrektor  zu  gleichen 
Teilen  (gegenwärtig  je  119  Mk.).  k)  Stiftung  des  Ratsverwandten  Colberg  vom  Jahre 
1842  zur  Anschaffung  von  Büchern  für  unbemittelte  Schüler  und  zur  Vermehrung  der 
Bibliothek.  1)  Mehrere  kleinere  Vermächtnisse  für  den  Primanerfonds,  die  Lehrer- 
bibliothek und  die  Schülerbibliothek.  Gesamtbetrag  4422  Mk.  m)  Der  Pachtertrag  des 
durch  Urkunde  vom  23.  Dezember  1691  dem  Gymnasium  vom  Aldermann  des  Gewand- 
hauses Chr,  Klinkow  geschenkten  Ackergrundstückes  in  der  Tribseevor Stadt  (im  Betrage 
von  60  Mk.  jährlich)  wird  unter  die  Lehrer  verteilt. 

Die  Anstalt  (Gebäude  Mönchstra&e  26)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 
Wegen  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde,  der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die 
Hinterbliebenen  vgl.  die  Bemerkung  auf  S.  288  unter  „Stralsund''.  Gesamtausgabe 
71716  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  44596  Mk.,  des  Staates  13000  Mk.,  Schulgeld  120  Mk. 

Realgyiima«lum  (I,  156.    II,  166.    III,  165). 

Die  Realklassen  des  Gymnasiums  (vgl.  den  vorigen  Artikel)  wurden  Michaelis  1852 
von  diesem  abgezweigt  und  einer  mit  drei  Klassen  eröffneten  selbständigen  Realschule 
überwiesen.  Die  erste  Entlassungsprüfung  fand  Ostern  1854  statt.  Am  6.  Oktober  1859 
wurde  die  Anstalt  als  Realschule  zweiter,  am  80.  Juli  1862  als  Realschule  erster  Ordnung 
anerkannt.    Grölste  Schülerzahl  (430)  im  Jahre  1884,  kleinste  (224)  im  Jahre  1895. 

Direktor:  Prof.  Dr.  Eduard  Boese  seit  Oktober  1898,  vorher:  Dr.  Thümen  1892 
bis  1898,  Dr.  E.  Brandt  1867—92.  Früher  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.:  Dr.  Kruse 
1852—66,  später  Geheimer  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Danzig. 

10  Klassen;    12  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Blei-Stra(se  4)  ist  1870—72  mit  einem  Kostenaufwande  von 
rund  210000  Mk.  errichtet  worden.  Wegen  des  Turnunterrichtes  vgl.  S.  288  unter 
„Stralsund".    Die  Lehrerbibliothek  zählt  etwa  1400  Bände. 

Am  27.  April  1877  gründeten  frühere  Schüler  einen  Stipendienfonds  für  Studierende. 
Bestand  3788  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen  Ver- 
waltungsbehörde, der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  s.  oben 
S.  288  unter  „Stralsund"".  Gesamtausgabe  85945  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  43560  Mk., 
des  Staates  16100  Mk.,  Schulgeld  120  Mk. 

Wiese,  Schulwesen.    IV.  19 
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Grelle  wald. 

(Neu -Vorpommern.    22d40  Einwohner.) 

Gymnasium  und  Realschule  (I,  156.    II,  167.    III,  166). 

BreUhaupty  Greifswaldische  Schulgeschichten,  Progr.  1827  und  29.  —  Lehmanny 
Geschichte  des  Gymnasiums  zu  G.,  Greifswald  1861.  —  Nitzsch,  Schulnachrichten  im 
Progr.  1862.  —  £,  Streit,  Blätter  zur  Geschichte  der  höheren  Schulen  in  Pommern, 
Colberg  1881  und  82,  S.  40-48. 

Die  am  Orte  bestehenden  drei  Privatschulen  wurden  1561  zu  einer  evangelischen 
Partikularschule  (Ratsschule,  Klosterschule)  vereinigt  Gegen  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts wurde  der  Unterricht  in  den  alten  Sprachen  auf  die  oberen  Klassen  beschr&nkt; 
1812  wurde  die  „Gelehrten-  und  Bürgerschule"  in  ein  Gymnasium,  die  „gelehrte  Stadt- 
schule", umgewandelt.  Bis  dahin  wurden  die  Lehrer  von  den  Rektoren  gewählt  1819 
wurde  die  Entlassungsprüfung  eingeführt,  1848  Realklassen  eingerichtet;  diese  wurden 
1859  als  Realschule  zweiter,  1867  als  Realschule  erster  Ordnung  anerkannt  Ostern 
1887  wurde  das  Realgymnasium  in  ein  Realprogymnasium  umgewandelt  und  Michaelis 
1894  mit  der  Umwandlung  desselben  in  eine  Realschule  begonnen;  die  letztere  wurde 
am  10.  April  1900  anerkannt  Von  Michaelis  1890  bis  Michaelis  1898  war  mit  der 
Anstalt  ein  Seminar  verbunden.  Die  Vorschule  besteht  seit  Michaelis  1871  (vgl.  Streit 
a.  a.  0.  S.  41).  Am  29.  Juni  1861  feierte  die  Anstalt  ihr  SOOjähriges  Bestehen.  Grö&te 
Schülerzahl  (Gymnasium  369,  Realschule  108,  Vorschule  128)  im  Jahre  1875. 

Direktor:  Dr.  Philipp  Wegener  seit  Ostern  1898;  seine  Vorgänger  waren: 
Dr.  Fritz  Steinhausen  1876-98,  Dr.  C.  Kruse  1868—76,  später  Provinzialschulrat  in  Danzig, 
t  1900.  Früher  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.:  G.  Friedrich  Schoemann  1817—86,  später 
ord.  Professor  in  Greifswald;  F.  Gruhl  1858—64,  jetzt  Geheimer  Oberregierungsrat  und 
vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium. 

11  Gymnasial-,  6  Real-,  4  Vorschulklassen;  18  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  1  Elementar!., 
1  Turnl.,  4  Vorschull.,  sämtlich  evangelisch. 

Die  Schule  besitzt  einen  Turnplatz  und  eine  Turnhalle« 

Stiftungen:  a)  Die  Säkularstiftung.  Bei  der  Jubelfeier  1861  aus  Sammlungen 
früherer  Schüler  mit  827  Thalem  15  Groschen  gegründet  Bestand  8197  Mk.  Verleihung 
durch  das  Lehrerkollegium,  b)  Stiftung  des  Ratsherrn  Schröder  (gestorben  1878).  Für 
Schüler  des  Gymnasiums,  der  Realschule  und  der  Bürgerschule  behufs  Schulgeld- 
befreiung. Bestand  15282  Mk.  Verleihung  durch  den  Magistrat  auf  Vorschlag  des 
Lehrerkollegiums  (vgl.  Dr.  R.  Siegm.  Schtätze,  Geschichte  der  Stiftungen  städtischen 
Patronats  zu  G.,  Greifswald  1899,  S.  149).  c)  Die  Gonradsche  Stiftung.  Zur  Zahlung 
des  Schulgeldes  für  Söhne  unbemittelter  Greifswalder  Schuhmacher  (vgl.  Progr.  1887 
und  Schnitze  a.  a.  0.  S.  52  ff.),  d)  Die  Johann  Friedr.  Thoms-Stiftung.  Se^ündet  1884 
von  einem  Komitee  und  durch  Zuwendung  des  Professors  ThomSy  zu  Stipendien  für 
Schüler  der  Anstalt  während  der  Zeit  des  akademischen  Studiums.  Bestand  8786  Mk. 
Verleihung  durch  das  Lehrerkollegium  (vgl.  Progr.  1887,  Schnitze  a.  a.  0.  S.  194). 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  die  Gymnasialdeputation,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  je  einem 
Mitgliede  des  Magistrats  und  des  bürgerschaftlichen  Kollegiums.  Gesamtausgabe 
128508  Mk.,  fester  Zuschufe  der  Stadt  28490  Mk.,  veränderlicher  80698  Mk.,  Staats- 
zuschufs  21800  Mk.,  Schulgeld:  Gymnasium  120  Mk.,  Realschule  und  Vorschule  80  Mk., 
au&erdem  6  Mk.  Turngeld.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat ; 
die  feste  Zulage  wird  nach  §  9,  1  d  gewährt.  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist 
nach  den  für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  geltenden  Vorschriften  geregelt. 

Putbuß. 

(Fürstentum  Rügen.) 

Padagogiom  (1, 157.  H,  169.  XU,  167). 

L.  Streit,  Zur  Geschichte  und  Statistik  der  höheren  Schulen  in  Pommern,  Colberg 
1881/82,  S.  58.  —  F.  Loebe,  Geschichte  des  Kgl.  Pädagogiums,  in  der  Jubiläumsfest- 
schrift von  1886. 

Die  Anstalt  ist  am  7.  Oktober  1886  vom  Fürsten  Malte  mu  Puthus  gegründet  und 
mit  Gebäuden,  einer  Bibliothek  von  über  9000  Bänden,  einem  Teile  des  Inventars  und 
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einem  Kapital  von  HOOOO  Thalern  ausgestattet  worden.  Die  Hälfte  der  Baukosten,  in 
Höhe  von  15000  Thalem,  ist  bis  zum  Jahre  1840  zurückgezahlt  worden.  Die  Verhält- 
nisse der  Anstalt  sind  durch  die  beiden  Rezesse  vom  äO.  Januar  1886  und  20.  April 
1849  eere^elt.  Nach  §  1  des  ersten  Rezesses  sollte  die  mit  einem  Alumnat  verbundene 
Anstalt  nicht  nur  für  die  Fakultätsstudien,  sondern  auch  für  die  praktischen  Berufe 
vorbereiten.  Die  anfangs  eingerichteten  Realabteilungen  sind  jedoch  allmählich  ein- 
gegangen. 1887  wurde  die  Prima  errichtet;  die  VI  wurde  1880  aufgehoben,  1882  wieder 
erö£fhet  und  Ostern  1900  wegen  geringen  Besuches  von  neuem  aufgehoben;  dafür  wurde 
zu  dem  zuletzt  erwähnten  Zeitpunkte  die  Prima  geteilt.  Für  das  Alumnat  wurde 
am  17.  Juni  1887  die  noch  jetzt  gültige  „Haus-  und  Tagesordnung^  erlassen.  Die 
Anstalt,  welche  bis  1874  als  stiftisch  und  unter  landesherrlichem  Patronate  stehend 
betrachtet  wurde,  ist  am  1.  Januar  desselben  Jahres  vom  Staate  übernommen 
worden.  Am  7.  Oktober  1886  wurde  das  50jährige  Jubiläum  begangen.  Grö&te 
Schülerzahl  (182,  darunter  99  Alumnen)  im  Jahre  1876,  kleinste  (55,  darunter  24  Alumnen) 
im  Jahre  1847. 

Direktor:  M. Kroesing  seit  Michaelis  1897,  vorher:  L.  Spreer  seit  1882,  Dr.Sorof 
seit  Michaelis  1866.  An  der  Anstalt  wirkten  früher  u.  a.:  Dr.  Häckermann  18517-56, 
später  Geheimer  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Hannover;  A.  Gottschicky  Direktor, 
lo53— 64,  später  Provinzialschulrat  in  Berlin,  gestorben  am  2.  Januar  1871. 

8  Klassen;  8  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche  Hilfsl.,  2  technische  und  Elementarl., 
sämtlich  evangelisch.  1870  wurde  ein  Turnsaal  erbaut  und  ein  Teil  des  Schulhofes 
als  Turnplatz  eingerichtet.  Veranstaltungen  für  Seebäder  und  warme  Bäder  Qur  die 
Alumnen  unentgeltlich)  sind  vorhanden,  zwei  Lawn  Tennis-Plätze  sind  1899  vom  Fürsten 
bereitgestellt  worden;   auch  für  Tanzunterricht  ist  gesorgt. 

Die  Lehrerbibliothek  zählt  jetzt  2853  Werke  in  über  5000  Bänden;  besonders 
wertvolle  Zuwendungen  hat  sie  aus  dem  Nachlasse  des  Professors  Dr.  Ccuo  erhalten. 
Die  vom  Fürsten  malte  bei  der  Gründung  der  Anstalt  geschenkte  Bibliothek  (s.  oben), 
die  zuletzt  in  einem  Saale  des  fürstlichen  Schlosses  aufgestellt  war,  ist  bei  dem  Brande 
desselben  Weihnachten  1865  ein  Raub  der  Flammen  geworden. 

Stiftungen'):  a)  Seit  1849  80  Benefiziatenstellen  (20  königliche  und  10  fürst- 
liche), bei  denen  nur  300  Mk ,  und  seit  Ostern  1870  weitere  15,  bei  denen  400  Mk.  zu 
zahlen  sind  (s.  unten),    b)  Die  erste  Jubiläumsstiftung.    Für  unbemittelte  Schüler,  1861 

fegründet.  Bestand  3150  Mk.  c)  Die  zweite  Jubiläums  Stiftung,  vom  7.  Oktober  1886. 
'ür  frühere  mit  dem  Reifezeugnisse  entlassene  Schüler,  1^  gegründet  Bestand 
5300  Mk.  d)  Die  Ritterschaftliche  Stiftung.  Von  Rittergutsbesitzern  der  Insel  Rügen 
für  Söhne  christlicher  Besitzer  derjenigen  Rittergüter  des  Kreises  Rügen,  für  die  zur 
Aufbringung  des  Stiftungskapitals  die  ausgeschriebene  Beitragsquote  gezahlt  ist.  Kapital 
5650  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Die  Ernennung  des  Rendanten,  des 
Hausarztes  und  der  Unterbeamten  steht  dem  Kuratorium  zu;  dasselbe  besteht  aus  dem 
Fürsten  und  Besitzer  der  Herrschaft  Putbus,  dem  Direktor,  dem  Superintendenten  der 
Diözese  Garz  auf  Rügen,  seit  1869  einem  Vertreter  der  Rügenschen  Ritterschaft  und 
seit  1844  einem  Syndikus^.  Der  frühere  Zusammenhang  der  Anstalt  mit  der  Schlots- 
kirche,  der  sich  bis  1891  in  der  Vereinigung  des  Amtes  des  Schlofspredigers  mit  dem- 
jenigen des  Religionslehrers  äufeerte,  tritt  jetzt  noch  dadurch  in  die  Erscneinung,  dafs 
der  Schlolsprediger  auch  nach  der  Trennung  beider  Ämter  das  frühere  Gehalt  des 
Religionslehrers  geeen  Fortleistung  gewisser  geistlicher  Verrichtungen  für  die  Anstalt 
und  deren  Schüler  fortbezieht. 

Gesamtausgabe  102600  Mk.,  Bedürfniszuschufs  33351  Mk.;  außerdem  zahlt  der 
Staat  vermöge  rechtlicher  Verpflichtung  5941,50  Mk.  Die  Alumnatsgelder  betragen 
einschl.  Schulgeld  800  Mk.,  für  Benefiziaten  (s.  oben)  400  bezw.  800  Mk.;  für  die  nicht 
zum  Alumnat  gehörigen  Schüler  beträgt  das  Schulgeld,  wenn  die  Eltern  in  Putbus  an- 
sässig sind,  120  Mk.,  sonst  150  Mk.  Au&erdem  sind  17  Mk.  Aufnahmegebühr,  16  Mk. 
zur  Vergnügungskasse  und  3  Mk.  für  die  Bibliothek  jährlich  zu  entrichten. 

Der  Direktor,  fünf  verheiratete  und  vier  unverheiratete  Lehrer,  sowie  zwei  tech- 
nische Lehrer  haben  Dienstwohnung. 


')  Mitteilungen  über  Stiftungen  und  Freistellen  sind  dem  Programm  von  1890  bei- 
gefügt. 

«)  Von  1838—1851  war  der  erste  Ortsgeistliche  und  bis  1878  der  erste  Oberlehrer 
Mitglied  des  Kuratoriums. 

19* 
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Wolgrast. 

(Herzogtum  Wolgast,  Vorpommern.     8255  Einwohner.) 

Wilhelms-Schule  (Realprogymnasium)  (II,  168.  III,  166). 
Dr.  Ed.  Schmidt,  Zur  Geschichte  der  Anstalt,  Progr.  1870,  S.  12—14. 

Die  unter  Herzog  Philipp  I.  von  Pommem-Wolgast  1537  (gegründete  „Grofee 
Stadtschule"  wurde  1792  unter  L.  G.  Kosegarten  dahin  reorganisiert,  da&  von  den 
damaligen  vier  Klassen  die  drei  oberen  für  diejenigen  bestimmt  wurden,  welche  .teils 
eine  erweiterte  Ausbildung  wünschen,  teils  auch  besonders  sich  den  Studiis  widmen 
wollen^.  Am  20.  April  1870  wurde  sie  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt  und  am 
21.  August  1874  in  die  Kategorie  der  in  §  154,  2  d  der  Ersatzinstruktion  genannten  An- 
stalten aufgenommen.  Zum  Bau  des  Schulhauses,  der  1857  begonnen  und  am  8.  Oktober 
1858  eingeweiht  wurde,  schenkte  der  Kommerzienrat  Wilhelm  Homeyer  der  Stadtgemeinde 
5000  Thaler;  seitdem  führt  die  Anstalt  den  Namen  „Wilhelms-Schule".  Seit  Oktober 
1866  ist  mit  ihr  eine  zweiklassige  Vorschule  verbunden. 

Direktor:  Dr.  Johannes  Kröcher  seit  Ostern  1885,  vorher:  Dr.  Ed.  Schmidt  seit 
Michaelis  1866. 

6  Klassen  (die  Tertien  sind  in  Religion,  Deutsch,  Geschichte  und  Erdkunde  ver- 
einigt), 2  Vorschulklassen;  5  Oberlehrer,  1  technischer,  2  Elementarl.,  alle  evangelisch. 
Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle.    Die  Lehrerbibliothek  umfa&t  1428  Bände. 

Die  Unterhaltungspflicht  liegt  der  Stadtgemeinde  ob.  Die  örtliche  Verwaltungs- 
behörde ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  dem  Super- 
intendenten, je  zwei  Mitgliedern  des  Magistrats  und  des  bürgerschaftlichen  Kollegiums. 

Gesamtausgabe  42650  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  14110  Mk.,  des  Staates  16950  Mk.; 
Schulgeld  in  der  Vorschule  und  in  VI:  80  Mk.,  in  V  und  IV:  100  Mk.,  in  den  übrigen 
Klassen  120  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat, 
die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  nach  Ma&gabe  der  Vorschriften  für  die  un- 
mittelbaren Staatsbeamten  geregelt 


Provinz  Posen, 

(2  Regierungsbezirke.    28  969388  qkm.    1 888  055  Einwohner.) 

Die  Provinz  hatte  im  Jahre  1873  19  mit  Berechtigungen  versehene 
höhere  Lehranstalten.  Zu  diesen  ist  nur  das  Progymnasium  zu  Kempen 
hinzugekommen;  dasselbe  besteht  zwar  bereits  seit  längerer  Zeit,  hat  aber 
erst  1879  die  vollen  Berechtigungen  erhalten. 

Von  jenen  19  älteren  Anstalten  sind  die  Progymnasien  zu  Rogasen 
und  Nakel  zu  Gymnasien  erweitert  worden.  In  Gymnasien  umgewandelt 
wurden  die  Realgymnasien  in  Fraustadt  und  Rawitsch;  bei  letzterem 
sind  reale  Nebenkurse  eingerichtet.  Von  den  gegenwärtig  bestehenden 
20  höheren  Schulen  sind  16  Gymnasien,  2  Progymnasien,  1  Realgymnasium 
und  1,  das  ehemalige  Berger-Realgymnasium,  ein  mit  einer  Oberrealschule 
verbundenes  Gymnasium. 

Mit  7  Anstalten  sind  Vorschulen  verbunden;  die  drei  in  der  Stadt 
Posen  befindlichen  höheren  Lehranstalten  haben  eine  gemeinsame  Vorschule ; 
an  einer  Anstalt  besteht  eine  private  Vorbereitungschule ;  an  den  Gymnasien 
zu  Fraustadt,  Lissa,  Ostrowo,  Wongrowitz,  Rawitsch,  am  Realgymnasium 
zu  Bromberg  und  am  Progymnasium  zu  Tremessen  sind  die  Vorschulen 
aufgelöst  worden. 

Vom  Staate  übernommen  sind  die  Gymnasien  zu  Rogasen,  Rawitsch, 
Nakel,  das  Realgymnasium  zu  Bromberg  und  das  Berger-Realgynmasium 
zu  Posen,  sowie  das  Progymnasium  zu  Kempen ;  alle  diese  Anstalten  waren 
früher  städtisch.  Nunmehr  werden  sämtliche  höheren  Lehranstalten  der 
Provinz  vom  Staate  unterhalten. 

Neue  Schulgebäude  haben  erhalten  die  Gymnasien  zu  Bromberg, 
Fraustadt,  Krotoschin,  Lissa,  Wongrowitz  und  Nakel. 

Alle  Anstalten  besitzen  ausreichende  Einrichtungen  für  den  Turn- 
unterricht ,  mehreren  .stehen  besondere  Spielplätze  zur  Verfügung ,  einige 
haben  sich  Boote  zur  Übung  des  Rudersports  angeschafft,  und  zwei  besitzen 
eine  eigene  Badeanstalt.  Für  die  Pflege  der  Leibesübungen  ist  demnach 
an  den  höheren  Schulen  der  Provinz  im  allgemeinen  vortrefflich  gesorgt. 

Das  300jährige  Jubiläum  ist  vom  Marien-Gymnasium  in  Posen  (1873), 
das  50jährige  vom  Gymnasium  in  Meseritz  (1883),  vom  Friedrich  Wilhelms- 
Gymnasium  in  Posen  (1884),  sowie  von  den  Gymnasien  zu  Krotoschin  (1886), 
Ostrowo  (1895)  und  vom  Realgymnasium  in  Bromberg  (1901)  gefeiert  worden. 

Das  mit  dem  Marien-Gymnasium  in  Posen  verbundene  Alumnat  ist  1874 
geschlossen  worden. 

An  einer  Reihe  von  Anstalten  beträgt  das  Schulgeld  110  Mk.,  in  den 
Oberrealschulklassen  des  Berger-Gymnasiums  gehen  die  Sätze  noch  bis 
zu  80  Mk.  herab. 
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Zahlreiche  und  zum  Teil  reiche  Stiftungen  bestehen  am  Gymnasium 
zu  Lissa  und  am  Marien-Gymnasium  in  Posen;  besondere  Lehrer-Witwen- 
und  Waisenkassen  sind  an  den  Gymnasien  zu  Bromberg,  Meseritz  und 
Wongrowitz  vorhanden.  Die  am  Berger-Gymnasium  bestehende  Kasse  dieser 
Art  ist  im  Jahre  1895  aufgelöst  und  der  Anstalt  als  besondere  Stiftung 
zur  Unterstützung  der  Witwen  und  Waisen  der  Lehrer  übereignet  worden. 

Direktorenkonferenzen  wurden  in  Zwischenräumen  von  3—4  Jahren, 
die  letzte  am  24.,  25.,  26.  Mai  1899  0  abgehalten. 

Die  Ferienordnung  ist  in  der  Begel  so  eingerichtet,  dafs  die  Sommer- 
ferien etwa  4  Wochen,  die  Ferien  zu  Weihnachten,  Ostern  und  Michaelis 
je  etwa  14  Tage,  zu  Mngsten  ^k  Woche")  betragen. 

Aus  dem  Fonds,  der  dem  Oberpräsidenten  aus  der  in  Kap.  58  Tit.  12  a^) 
des  Staatshaushaltsetats  bereitgestellten  Summe  zur  Vei-fügung  gestellt 
wird,  werden  Schülern  deutscher  Abkunft  Stipendien  im  Betrage  von  150 
bis  300  Mk.  bewilligt. 

Für  die  Unterhaltung  der  höheren  Schulen  der  Provinz  sind  folgende 
Staatsnebenfonds  von  Bedeutung: 

1)  Der  Provinzialschulfonds.  Er  ist  aus  dem  Vermögen  des  auf- 
gelösten Jesuitenordens  gebildet.  Die  Konfiskation  dieses  Vermögens  und 
seine  Überweisung  an  die  Schulbehörde,  welche  alle  höheren  Lehranstalten^ 
die  katholischen  wie  die  evangelischen,  zu  unterhalten  hatte,  erfolgte  durch 
den  polnischen  Landtag  im  Jahre  1775.  Bei  der  preufsischen  Besitz- 
ergreifung war  daher  dieser  Fonds  weder  ein  katholischer  noch  überhaupt 
ein  kirchlicher,  sondern  ein  staatlicher,  der  zur  Unterhaltung  der  Schulen 
bestimmt  war.  Für  den  preufsischen  Staat  ist  von  dem  reichen  Vermögen 
der  Jesuiten  schliefslich  wenig  übriggeblieben.  Erstens  behielt  Rufsland 
nach  den  Freiheitskriegen  den  in  seinem  Gebiete  befindlichen  Teil,  zweitens 
hatten  die  Verwalter  des  Fonds  schon  in  polnischer  Zeit  diesen  erheblich 
geschädigt,  indem  ein  Teil  des  Vermögens  vielfach  ohne  genügende  Sicher- 
heit ausgethan  wurde  und  verloren  ging.    Aus  dem  Fonds  erhält  das  Gym- 


')  Beratungsgegenstände  waren  folgende  Fragen: 
L  In  den  Lenri>länen  vom  6.  Januar  1892  wird  als  allgemeines  Ziel  des  lateini- 
schen Unterrichtes  „Verständnis  der  bedeutenderen  klassischen  Schriftsteller 
der  Römer  und  sprachlich  logische  Schulung"  bezeichnet.  Wie  ist  das  Lehr- 
verfahren in  diesem  ünterrichtsgegenstande  zu  gestalten,  damit  das  bezeich- 
nete Ziel  ungeachtet  der  seitdem  eingetretenen  Verminderung  der  Stunden  für 
das  Lateinische  erreicht  wird? 
IL  Ziel  und  Methode  des  Unterrichts  in  der  Erdkunde  nach  den  neuen  Lehr- 
plänen. 

")  Im  Jahre  1901  war  die  Ferienordnung  folgende: 


Schulschlufe 


Schulbeginn 


Ostern .  .  . 
Pfingsten .  . 
Sommer  .  . 
Michaelis.  . 
Weihnachten 


Sonnabend,  SO.  März 
Freitag,  24.  Mai,  nachm.  4  Uhr 
Sonnabend,  6.  Juli 
Dienstag,  1.  Oktober 
Sonnabend,  21.  Dezember 


Dienstag,  16.  April 
Donnerstag,  30.  Mai 
Mittwoch,  7.  August 
Dienstag,  15.  Oktober 
Dienstag,  7.  Januar 


')  Dispositionsfonds  des  Oberpräsidenten  zur  Förderung  und  Befestigung  des 
Deutschtums  in  den  Provinzen  Posen  und  Westpreu&en  sowie  im  Regierungsbezirk 
Oppeln  und  in  den  nördlichen  Kreisen  der  Provinz  Schleswig -Holstein,  600000  Mk. 
(Im  Etatsentwurfe  für  1902 :  1 000  000  Mk.)  Mit  diesem  Fonds  ist  neuerdinffs  der  frühere, 
flir  Schüler  der  höheren  Lehranstalten  in  Kap.  120,  Tit.  8  a  bereit  gestellte  besondere 
Fonds  vereinigt  worden. 
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nasium  in  Lissa  11  795,15  Mk.,  das  zu  Ostrowo  2010  Mk.,  das  Friedrich 
Wilhelms -Gymnasium  zu  Posen  18675  Mk. ,  das  Marien -Gymnasium  zu 
Posen  18465  Mk.  und  das  Gymnasium  zu  Schrimm  527,53  Mk. 

2)  Der  Säkularisationsfonds.  Er  ist  aus  dem  Vermögen  der 
durch  den  Königlichen  Erlars  vom  31.  März  1833  aufgehobenen  Klöster 
der  Provinz  gebildet  worden.  Aus  ihm  erhält  das  Friedrich  Wilhelms- 
Gymnasium  zu  Posen  5250  Mk.,  das  Marien-Gymnasium  zu  Posen  7215  Mk., 
das  Gymnasium  zu  Schrimm  2520  Mk.,  das  zu  Gnesen  5760  Mk.,  das  zu 
Nakel  1320  Mk. ,  das  zu  Wongrowitz  21750  Mk.  und  das  Progymnasium 
zu  Tremessen  7350  Mk. 

3)  Der  Schul-  und  Ablösungsfonds.  Aus  ihm  erhält  das  Gym- 
nasium zu  Meseritz  8130,75  Mk. 

Die  inneren  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  der  Provinz  werden 
seit  1872  von  dem  Geh.  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  D.  Polte 
bearbeitet;  der  Provinzialschulrat  Dr.  Tschackert,  welcher  mit  ihm 
zusammen  seit  1873  die  inneren  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  zu 
bearbeiten  hatte,  wurde  1883  in  gleicher  Eigenschaft  nach  Breslau  versetzt. 

Neben  den  auf  Grund  des  Erlasses  vom  15.  März  1890  in  der  Provinz 
eingerichteten  Seminaranstalten  dient  das  im  Jahre  1884  gegründete  König- 
liche pädagogische  Seminar  in  Posen  der  didaktischen  und  pädogogischen 
Ausbildung  der  Kandidaten.  Das  damals  aufgestellte  Statut  (vgl.  Wiese- 
Kübler  Bd.  II,  S.  12)  ist  durch  ein  neues  vom  15.  Januar  1895  ersetzt 
worden.  In  diesem  ist  ausdrücklich  bestimmt,  dafs  das  im  Seminar  ab- 
geleistete Jahr  praktischer  Thätigkeit  als  Seminarjahr  nach  der  Ordnung 
vom  15.  März  1890  gelten  solle.  Die  auf  die  Leitung  des  Seminars,  die  Zahl 
der  Mitglieder  und  die  Höhe  des  Stipendiums  bezüglichen  Bestimmungen 
entsprechen  denen  der  Satzungen  des  pädagogischen  Seminars  zu  Danzig. 


Regierungsbezirk  Posen. 

Posen. 

(Hauptstadt  des  Grofsherzogtums,  vormals  Grofspolen.    117014  Einwohner.) 

Die  Stadt  besitzt  gegenwärtig  drei  höhere  Lehranstalten,  zwei 
Gymnasien  und  eine  Doppelanstalt,  die  ihre  Umwandlung  aus  einem  Real- 
gymnasium in  ein  mit  einer  Oberrealschule  verbundenes  Gymnasium  bald 
vollendet  haben  wird.  Die  letztere,  früher  ein  von  der  Stadtgemeinde 
unterhaltenes  Realgymnasium,  ist  1890  vom  Staate  übernommen  worden, 
so  dafs  jetzt  alle  drei  höheren  Schulen  Posens  staatlich  sind.  Die  be- 
sonderen Vorschulen,  welche  für  jede  derselben  bis  1895  bestanden  haben, 
sind  Michaelis  desselben  Jahres  zu  einer  „Vereinigten  Vorschule  der  staat- 
lichen höheren  Lehranstalten  Posens"  verschmolzen  worden.  Diese  wird 
gemeinsam  mit  dem  Friedrich  Wilhelms-Gymnasium  verwaltet  und  ist  dessen 
Direktor  mit  unterstellt. 

Marien-Gymnasium  (I,  210.    II,  210.    III,  169). 

Wolfram,  Nachrichten  von  dem  neuorganisierten  K.  Gymnasium  zu  Posen,  Progr. 
1804.  —  KaüffufSj  Darstellung  der  Einrichtung  des  K.  Gymnasiums  zu  Posen,  Progr. 
1817.  —  Schicaninski y  Entwurf  zu  einer  Geschichte  des  K.  Marien-Gymnasiums,  Progr. 
1848.  —  Warnka,  Das  K.  Marien-Gymnasium  seit  1804,  Progr.  1873. 
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Der  Jesuitenorden  gründete  am  25.  Januar  1578  in  Posen  eine  Jesuitenschule  mit 
15  Klassen.  Zu  den  Unterrichtsgegenständen  derselben  gehörten  u.  a.  auch  Theologie 
und  Philosophie.  Die  bedeutenden  Stiftungen,  mit  denen  die  Anstalt  von  Magnaten 
des  Reiches  bedacht  war,  machten  es  möglich,  sie  mit  wissenschaftlichen  Hilfsmitteln 
aller  Art  reichlich  auszustatten.  Das  physikalische  Kabinett  und  das  astronomische 
Observatorium  hatten  vielleicht  in  ffanz  Polen  nicht  ihresgleichen.  Ausfer  einer  reich- 
haltigen Bibliothek  hatte  die  Schule  eine  Buchdruckerei.  Zu  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts siedelte  sie  aus  dem  jetzigen  Regierungsgeb&ude  in  ein  benachbartes  Haus 
über;  in  diesem  verblieb  sie  bis  1858.  Nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens  ging 
auch  die  Schule  ein.  An  ihre  Stelle  setzte  die  Erziehungskommission  zu  Warschau 
eine  „Nationalschule^,  in  der  u.  a.  Acker-  und  Gartenbau,  Mechanik,  Architektur,  politische 
Ökonomie,  Natur-  und  Staatsrecht  gelehrt  wurden.  Nach  den  Ereignissen  des  Jahres 
1792  verwandelte  die  preußische  Regierung  die  Nationalschule  in  ein  Simultan^Gymnasium. 
Dasselbe  wurde  am  11.  April  1804  erönnet,  geriet  aber  während  der  Kriegsereignisse 
bald  in  Verfall  und  erreichte  als  „Departementsschule^  im  Jahre  1808  mit  150  Schülern 
die  niedrigste  Schülerzahl,  welche  die  Anstalt  ie  gehabt  hatte.  Nach  der  endgültigen 
Besitzergreifung  Posens  durch  PreuCsen  wurde  die  Departementsschule  ein  „Königliches 
Gymnasium*^.  Das  Polnische  blieb  zunächst  UnterrichtssDrache,  nur  in  einzelnen  Gegen- 
ständen wurde  in  deutscher  Sprache  unterrichtet.  1822  wurden  die  drei  untersten 
Klassen  als  Vorbereitungsschule  abgezweigt,  und  1884  wurde  die  Anstalt  in  zwei  Gym- 
nasien, ein  katholisches  und  ein  evangelisches,  geteilt,  indem  die  seit  1825  bestehenden 
deutschen  Parallelabteilungen  der  Klassen  VI — III  zu  einem  neuen  Gymnasium,  dem 
Friedrich  Wilhelms-Gymnasium,  erweitert  wurden.  Die  katholische  Anstalt  blieb  in 
den  bisherigen  Räumen  und  erhielt  den  Namen  „Marien-Gymnasium".  Durch  Instruktion 
vom  24.  Mai  1842  wurde  bestimmt,  dafs  das  Polnische  in  den  unteren  und  mittleren 
Klassen  die  Hauptunterrichtssprache  sei.  Im  Jahre  1849  wurden  neben  den  oberen 
Klassen  parallele  Realklassen  eingerichtet;  diese  wurden  aber  schon  1858  zu  einer 
selbständigen  Schule  ausgestaltet.  Seit  1874  wird  in  allen  Klassen  in  deutscher  Sprache 
unterrichtet.  In  demselben  Jahre  wurde  das  seit  1836  mit  dem  Gymnasium  verbundene 
Alumnat  für  bedürftige  katholische  Schüler,  die  Theologie  studieren  wollten,  geschlossen 
und  sein  Gebäude  der  Anstalt  für  Schulzwecke  überwiesen.  Das  Marien-Gymnasium 
hat  eine  eigene  Kirche,  die  unmittelbar  neben  dem  Schulgebäude  gelegene  Bemhardiner- 
kirche.  Am  25.  Juni  1873  feierte  die  Anstalt  ihr  300jährige8  Jubiläum.  Wegen  der 
Vorschule  vgl.  oben  S.  295  unter  „Posen^.  Grölste  Schülerzahl  (731)  im  Schuljahre 
1865/66. 

Direktor:  Prof.  Dr.  Heinrich  Schröer  seit  Michaelis  1895,  vorher:  Dr.  Mcinertz 
1888—95,  jetzt  Geh.  Oberregierungsrat  und  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium; 
Dr.  Deiters  1878  —  83,  jetzt  Geh.  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Coblenz; 
Dr.  üppenkamp  1873—78. 

18  Klassen  (Parallelabteilungen);  24  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  2  tech- 
nische Lehrer;  3  Oberlehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen  Lehrer  katholisch.  Für  den 
Religionsunterricht  der  evangelischen  Schüler  ist  Sorce  getragen.  Wegen  der  Ein- 
richtung des  Religionsunterrichts  für  jüdische  Schüler  schweben  zur  Zeit  Verhandlungen. 

Schulhaus:  0.  Grolise  Gerberstralse  56.  Ein  Teil  der  Schulräume  ist  im  Gebäude 
des  ehemaligen  Alumnats,  Gerberstra&e  57,  untergebracht  Die  Anstalt  besitzt  eine 
Turnhalle  und  einen  Turnplatz,  einen  Achter-Gig  und  einen  Zweier-Gig.  Die  Lehrer- 
bibliothek umfalst  etwa  16(j00  Bände. 

Stiftungen:  a)  Stipendienstiftung  für  Schüler.  Bestand  1637  Mk.  b)  Die 
V.  Lubranskische  Stiftung  zu  Unterstützungen  für  katholische  Schüler,  entstanden  aus 
der  vom  Posener  Bischof  Joh.  v.  L.  gestifteten  Akademie  durch  Dekret  der  Erziehungs- 
kommission zu  Warschau  vom  11.  Mai  1788.  Bestand  62450  Mk.  c)  Die  v.  Szoldrskische 
Stiftung  zur  Unterhaltung  von  6  Konviktoren  im  Gesamtbeträge  von  1805  Mk.  Die  Ver- 
waltung wird  vom  Metropolitan-Domkapitel  geführt,  d)  Die  v.  Przvluskische  Stiftung, 
zur  Unterhaltung  von  2  Konviktoren  im  Gesamtbetrage  von  560  Mk.,  sonst  wie  zu  c. 
e)  Die  Witkowskische  Stiftung  zur  Unterhaltung  von  zwei  Schülern  im  Gesamtbetrage 
von  490  Mk.,  sonst  wie  zu  c.  f)  Die  Graf  Mielzynskische  Stiftung  zu  einem  Universitäts- 
stipendium, 1842  gegründet.  Kapital  4975  Mk.  g)  Die  v.  Kaminskische  Prämienstiftung. 
Kapital  587  Mk.  h)  Die  Jakubowskische  Prämienstiftung,  jährlich  13  Vk  Mk.,  unter  Ver- 
waltung des  Metropolitan-Domkapitels.  i)  Die  Propst  Siwickische  Stiftung,  1870  ge- 
gründet, für  den  fleißigsten  Schüler  des  Gymnasiums.  Bestand  1500  Mk.  Die  Ver- 
waltung wird  vom  Erzbischofe  geführt 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  156921  Mk.,  Bedür&iis- 
zuschufe  92391  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung  im  Schal- 
gebäude, ein  Oberlehrer  und  der  technische  Lehrer  im  Alumnatsgebäude. 
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Friedrich  Wilhelms-Gymnasium  (I,  212.    II,  211.    III,  170). 

Starke,  Zur  Geschichte  des  Königlichen  Friedrich  Wilhelms-Gymnasiums  in  Posen, 
Progr.  1884. 

Das  Ton  dem  früheren  Königlichen  Simultangymnasium  abgezweigte  evangelische 
Gymnasium  (vgl.  den  vorigen  Artikel)  wurde  am  80.  September  1884  eröffnet  und  erhielt 
nach  seinem  Stifter  den  Namen  .Friedrich  Wilhelms-Gymnasium".  Für  dieses  war 
bereits   das  Gebäude   Schützenstraise  97  angekauft  und  für   den  Schulgebrauch  ein- 

ferichtet  worden.  Die  erste  Entlassungsprüfung  fand  Michaelis  1835  statt  Von  1851 
lis  1858  bestanden  an  der  Anstalt  Realklassen  (vgl.  hierüber  den  folgenden  Artikel); 
seit  1856  ist  mit  ihr  eine  Vorschule  verbunden  (vgl.  auch  die  Bemerkung  auf  S.  295 
unter  ,,Po8en^).  Am  26.  September  1884  beging  das  Gymnasium  die  Feier  seines 
50jährigen  Bestehens.  Gröfete  Schülerzahl  (6^)  im  SchuQahre  1879/80,  kleinste  (515) 
im  Jahre  1893/94. 

Direktor:  Prof.  Dr.  Friedrich  Thümen  seit  1.  Juni  1901,  vorher:  Geh.  Regierungs- 
rat Leuehtenberger    1891—1901,  Mtd  1882-91,  Dr.  Fri^r.  Wüh.  SchwaHe  1872—82. 

Früher  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.  Dr.  F.  G.  Kiefsling,  Direktor  1843 — 50,  später 
Provinzialschulrat,  dann  Direktor  des  Joachimsthals chen  Gymnasiums  zu  Berlin ;  G.  iVendt, 
Lehrer  1848 — 51,  jetzt  Mitglied  des  Grolsh.  Bad.  Oberschulrats. 

18  Klassen  und  3  Vorschulklassen  (Parallelabteilungen);  18  Oberlehrer,  2  technische 
und  EleroentarLy  2  Vorschull.  im  Nebenamte ;  1  Vorschullehrer  ist  katholisch,  die  übrigen 
Lehrer  sind  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle  und  2  Boote,  die  in  einem  gemieteten  Boots- 
hause untergebracht  sind;  als  Turnplatz  dient  der  Schulhof.  Die  Lehrerbibliothek 
zählt  90(X)  Bände  und  enthält  u.  a.:  Monumenta  Germaniae  historica  und  Corpus  in- 
scriptionum  graecarum  et  latinarum. 

Stiftungen:  a)  Stipendienstiftung  für  Abiturienten,  welche  evangelisch  und 
bürgerlicher  Herkunft  sind  und  die  Universität  beziehen.  Bestand  14215  M&.  b)  Bern- 
hard Jaff^scher  Fonds,  1874  gegründet.  Bestand  3145  Mk.  c)  Samuel  Jaff^scher  Fonds, 
1879  gegründet.  Bestand  5695  Mk.  d)  Louis  Jaff^^scher  Fonds,  1880  gegründet  8053  Mk. 
e)  Hermann  Lubczynskischer  Fonds,  1884  gegründet  1289  Mk.  f)  Jubiläumsstipendien- 
fonds,  1884  gegründet  Bestand  5768  Mk.  —  Die  Fonds  b— f  sind  zu  Stipendien  für 
Abiturienten  bestimmt,  g)  Der  Schulbücherfonds.  Bestand  1464  Mk.  h)  Die  Dr.  Buschke- 
sche  Stiftung.  Zur  Unterstützung  eines  würdigen  Schülers.  Bestand  3000  Mk.  i)  Die 
Leuchtenbergersche  Prämienstiftung,  Ostern  1901  mit  222  Mk.  gegründet. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  136308  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufs  69750  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Berger-Gymnasium  nebst  Oberrealschule  (I,  213.    II,  212.    III,  170). 
Becky  Gründungsgesichte  des  Realgymnasiums  zu  Posen. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  15.  Oktober  1853  er- 
öffnet worden.  Da  sie  die  bis  dahin  mit  dem  Marien-Gymnasium  und  dem  Friedrich 
Wilhelms-Gymnasium  verbundenen  und  von  der  Stadtgemeinde  unterhaltenen  Real- 
abteilungen in  sich  aufnahm,  konnte  sie  mit  der  vollen  Klassenzahl  eröffnet  werden  und 
bereits  Michaelis  1854  die  erste  Abgangsprüfung  abhalten.  Am  18.  Dezember  1854 
wurde  sie  als  berechtigt  im  Sinne  der  Instruktion  von  1832  anerkannt  und  am  6.  Ok- 
tober 1859  unter  die  Realschulen  erster  Ordnung  aufgenommen.  1890  wurde  sie  vom 
Staate  übernommen,  bald  darauf  erhielt  sie  den  Namen  „Berger-Realgymnasium"  (s.  unten) ; 
und  1896  begann  ihre  Umwandlung  in  ein  mit  einer  Oberrealschule  vereinigtes  Gym- 
nasium. Ostern  1901  ging  die  letzte  Realgymnasialklasse  ein ;  gleichzeitig  wurden  je 
eine  Oberprima  des  Gymnasiums  und  der  Oberrealschule  eröffnet.  Die  Anerkennung 
als  Gymnasium,  sowie  diejenige  der  Realklassen  als  Realschule  erfolgte  am  13.  April 
1899,  diejenige  der  Oberrealschule  am  7.  Januar  1900.  Von  1853—74  hatte  die  Schule 
für  VI— III  Parallelabteilungen  mit  deutscher  und  mit  polnischer  Unterrichtssprache. 
In  Sekunda  fand  diese  Trennung  nur  beim  Unterricht  in  der  Religion,  der  Geschichte, 
dem  Polnischen  und  dem  Deutschen  statt,  in  Prima  nur  in  den  drei  erstgenannten 
Gegenständen;  im  übrigen  war  Deutsch  die  Unterrichtssprache.  Seit  1874  wird  in  allen 
Klassen  in  deutscher  Sprache  unterrichtet  (vgl.  oben  S.  49  ff.).  Die  Ostern  1855  vom  da- 
maligen Direktor  Brenneeke  als  Privatuntemehmen  errichtete  Vorschule  wurde  nach 
dessen  Tode  von  der  Stadtgemeinde  und  1890  bei  der  Verstaatlichung  des  Realgymnasiums 
mit  diesem  vom  Staate  übernommen.     1895  wurde  sie  mit  der  Vorschule  aer  beiden 
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Gymnasien  vereinigt  (vgl.  hierüber  die  Bemerkung  anf  S.  295  unter  „Posen").    Grölste 
Schülerzahl  (581)  im  Jahre  1882,  kleinste  (307)  im  Jahre  1889. 

Direktor:  Dr.  Moritz  Frühe  seit  Ostern  1895,  vorher:  Dr.  Hermann  Geist  1873 
bis  1895.  Früher  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.:  Konsistorialrat  Carus,  evangelischer 
Religionslehrer  1855—64,  später  Generalsuperintendent  in  Königsberg  in  Pr.;  Dr.  Holfeld, 
Oberlehrer  1872—76,  jetzt  Provinzialschulrat  in  Breslau. 

9  Gymnasial-,  8  Oberrealschulklassen  (Ober-  und  Unterprima  sind  vereinigt),  zu- 
sammen 17  Klassen.  22  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  UilfsL,  1  Zeichenl.  und  2 
Elementarlehrer;  3  Oberlehrer  sind  katholisch,  2  jüdisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch. 
Für  katholischen  und  jüdischen  Religionsunterricht  ist  gesorgt. 

1866  bezog  die  Anstalt  das  in  der  Schützenstrafse  4  gelegene  neue  Gebäude,  das 
der  Stadtrat  und  Rittergutsbesitzer  Berger  errichtet  und  der  Stadt^emeinde  zum  Ge- 
schenke gemacht  hatte.  Die  Baukosten  betrugen  65000  Thaler;  für  die  Umwehrung  und 
die  innere  Einrichtung  verausgabte  die  Stadtgemeinde  15000  Thaler.  Die  Anstalt  besitzt 
eine  Turnhalle  und  zwei  Ruderboote,  als  Turnplatz  wird  der  Schulhof  benutzt,  zu  Spielen 
steht  ein  grofser  Exerzierplatz  zweimal  wöchentlich  einige  Stunden  zur  VerH^gung.  Die 
Lehrerbibliothek  zählt  6141  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  von  den  Lehrern  der  Anstalt  1867  gegründete  Witwen-  und 
Waisenkasse  wurde  1895  in  der  Weise  aufgelöst,  dafe  ihr  Vermögen  dem  Realgymnasium 
als  „Fonds  zur  Unterstützung  von  W^itwen  und  Waisen  von  Lehrern  der  Anstalt"  über- 
eignet wurde.  Bestand  5785  Mk.  b)  Kronprinz  Friedrich  Wilhelm-  und  Prinzessin 
YuEtoria-Stiftung,  von  der  Stadt  Posen  1859  gegründet.  180  Mk.  jährlich  zur  Unter- 
stützung von  Schülern,  c)  Erstes  und  zweites  Berger-Stipendium,  1866  von  der  Stadt  Posen 
gegründet,  i  ährlich  je  600  Mk.  djNaumann-Rosenthal-Stiftung,  vom  Oberbürgermeister^,  und 
dem  Bankdirektor  S.  1871  gegründet,  jährlich  300  Mk.,  sonst  wie  zu  b.  —  Die  Vergebung 
der  Stipendien  zu  b — d  steht  der  Stadt  Posen  zu.  e)  Graf  Skorzetcski  stiftete  1ö55— 58 
3  Prämien,  für  die  jährlich  49  Mk.  zur  Verfügung  stehen,  und  Oberlehrer  Dr.  Warschauei" 
eine  mit  jährlich  10,50  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  138700  Mk.,  Zuschufs 
des  Staates  65568  Mk.,  der  Stadt  20000  Mk.  Schulgeld  in  den  Gymnasialklassen  sowie 
in  der  0  II  und  der  Prima  der  Oberrealschule  120  Mk.,  in  den  übrigen  Oberrealschul- 
klassen  80  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Fraustadt. 

(Vormals  Grofspolen.    7457  Einwohner.) 

Gymnasium  (L,  217.  II,  216.  lU,  173). 

Die  aus  einer  alten  Jesuitenschule  hervorgegangene  simultane  „Bürgerschule''  wurde 
1825  mit  der  lateinischen  Schule  der  evangelisch-lutherischen  Gemeinde  vereinigt  und 
nach  Erhöhung  der  Dotation  aus  Mitteln  des  Staates  und  der  Stadtgemeinde  1853  in 
eine  Realschule  umgewandelt.  Am  10.  Oktober  1856  erhielt  sie  das  Redit  zur  Abhaltung 
von  Entlassungsprüfungen  nach  der  Instruktion  von  1832;  am  6.  Oktober  1859  wurde 
sie  in  die  zweite,  am  19.  Juli  1860  in  die  erste  Ordnung  der  Realschulen  aufgenommen. 
In  den  Jahren  1889 — 92  erfolgte  die  Umwandlung  in  ein  Gymnasium;  die  erste  Reife- 
prüfung wurde  an  diesem  Ostern  1892  abgehalten.  Die  Vorschulklasse  ist  eingegangen. 
Gröfste  Schülerzahl  (208)  im  Jahre  1895,  kleinste  (94)  im  Jahre  1883. 

Direktor:  Prof.  Dr.  Bernhard  Wege  seit  Michaelis  1901,  vorher:  Theodor  Matschkf/ 
1895—1901,  Dr.  MoHtz  Friebe  1885—95.  August  Krüger  1853—85. 

8  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer;  1  Ober- 
lehrer ist  jüdisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch.  Die  katholischen  Schüler  er- 
halten Religionsunterricht  in  3  Abteilungen  mit  7  Stunden. 

Seit  Ostern  1898  ist  die  Anstalt  in  dem  neuen,  mit  einem  Kostenaufwande  von 
205000  Mk.  errichteten  Gebäude  untergebracht.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die 
Lehrerbibliothek  umfafet  1800  Werke  in  4200  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Die  Krüger- Stiftung.  Nach  dem  langjährigen  ehemaligen  Direktor 
K.  benannt,  1878  von  ehemaligen  Schülern  aus  Sammlungen  bei  dem  25jährigen  Jubiläum 
der  Anstalt  zu  einem  Stipendium  für  einen  Abiturienten  gegründet.  Bestand  3500  Mk. 
b)  Fuchs-Stiftung  der  Gebrüder  Simon  und  Viktor  F.,  1888  in  Kraft  getreten.  Zwei  Drittel 
der  Zinsen  sind  für  Abiturienten,  ein  Drittel  f&r  sonstige  Schüler  bestimmt.  Bestand 
4500  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staat  unterhalten.  Gesamtausgabe  54390  Mk.,  Zuschufs  des 
Staates  31 070  Mk.,  der  Stadt  6039  Mk.  Schulgeld  110  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 
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Krotoschiii. 

(Vormals  Grofs polen.    12378  Einwohner.) 

Wilhelms-Gymnasium  (I,  218.    II,  217.    III,  174). 

G.  Leuchtemberffer,  Geschichte  der  höheren  Lehranstalt  zu  Krotoschin  während  ihres 
50jährigen  Bestehens.    Krotoschin  1886. 

Die  von  der  Stadtgemeinde  gegründete,  in  einem  früheren  Trinitarierkloster  am 
13.  Oktober  1836  eröffnete  Kreisschule  erhielt  1844  die  Organisation  einer  Realschule 
und  am  1.  Dezember  1847  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entfassungsprüfungen  nach  der 
Instruktion  von  1882.  Von  1849 — 54  erfolgte  die  Umwandlung  in  ein  Gymnasium,  Ostern 
1857  wurde  an  diesem  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten.  Durch  Kabinettsordre  vom 
12.  Dezember  1864  wurde  die  Anstalt  vom  Staate  übernommen,  dabei  erhielt  sie  den 
Namen  „Wilhelms-Gymnasium^;  am  5.  Oktober  1886  beging  sie  die  Feier  ihres  50jährigen 
Bestehens.  Die  im  Jahre  1885  als  Privatuntemehmen  gegründete  Vorschule  wurde  am 
1.  April  1887  mit  dem  Gymnasium  vereinigt  Die  Schülerzahl  ist  allmählich  gestiegen 
und  nat  in  den  letzten  Jahren  durchschnittlich  300  betragen. 

Direktor:  Theodor  Matschky  seit  1.  Juli  1901,  vorher:  Prof.  Dr.  Bichard  Jonas 
1888—1901,  G.  Leuchtenberger  1875-88,  Aug.  Glaäisch  1849—75. 

9  Klassen  und  1  Vorschulklasse ;  9  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  tech- 
nischer, 1  Vorschullehrer,  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen 
Schüler  ist  gesorgt 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  in  den  Jahren  1878—81  mit  einem  Kostenaufwande  von 
etwa  120000  Mk.  erbaut  worden.  Die  Anstalt  besitzt  einen  Turnplatz  und  eine  Turn- 
halle.   Die  Lehrerbibliothek  zählt  ungefähr  7300  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Rhan-Stiftung ,  1872  gegründet,  aus  ihr  erhält  am  Sedan- 
taee  ein  Schüler  eine  Prämie.  Kapital  8(K)  Mk.  b)  Die  Jubiläumsstiftung,  am  5.  Oktober 
1886  von  ehemaligen  Gymnasiasten  zur  Unterstützung  von  Schülern  gesendet  Bestand 
4420  Mk.  e)  Prämienstiftung  des  Domherrn  Kegel,  1894  gegründet,  zu  einer  Bücher- 
prämie für  einen  katholischen  Schüler.    Kapital:   300  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  71780  Mk.,  Zuschufs 
des  SUates  31111  Mk.,  der  Stadt  9000  Mk.  Schulgeld  110  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Llssa  L  Posen. 

(Vormals  Grofspolen.    14282  Einwohner.) 

Comenins-Oymnasiam  (I,  215.    II,  215.    III,  173). 
Programme  von  1821,  1846,  1855  und  56. 

Die  Anstalt  ist  1555  (als  Gründungstag  gilt  der  13.  November)  von  den  aus  der 
Heimat  geflüchteten  Böhmischen  Brüdern  gegründet  worden  mit  der  Bestimmung,  den 
Kindern  der  Vertriebenen  den  ersten  und  notwendigsten  Unterricht  zu  geben.  Im  Jahre 
1624  wurde  sie  durch  den  Grafen  Raphael  IV.  Leszczynski  zu  einem  Gymnasium  er- 
weitert, und  im  Jahre  1821  ging  sie  nach  Zutritt  der  Rektorklasse  der  lutherischen 
Parochialschule  auf  den  Staat  über.  Am  Tage  der  Einweihung  des  Comenius-Denkmals 
zu  Lissa  (27.  August  1898)  wurde  ihr  der  Name  „Gomenius-Gymnasium"  verliehen.  Von 
1882 — 94  war  eine  Vorschule  mit  ihr  verbunden.  Am  13.'  November  1855  fand  die 
300jährige  Jubelfeier  statt  Gröfste  Schülerzahl  (390)  im  Jahre  1854,  kleinste  (207)  im 
Jahre  1^2. 

Das  früher  sehr  enge  Verhältnis  der  Anstalt  zu  der  reformierten  Johanniskirche  ist 

durch  Vergleich  vom   97' y  u    toto   neu  geregelt  worden.   Die  Söhne  der  Geistlichen  an 

jener  Kirche  zahlen  kein  Schulgeld,  diejenigen  der  Gemeindeglieder  in  den  3  unteren 
Klassen  Vt,  in  den  Übrigen  die  Hälfte  des  regelmäfsigen  Betrages;  3  derselben,  deren 
Bestimmung  dem  Presbyterium  zusteht,  sind  von  der  Zahlung  des  Schulgeldes  befreit 
Der  älteste  Geistliche  hat  Stimmrecht  bei  den  Reifeprüfungen.  Aufserdem  sind  von  der 
Kirche  an  das  Gymnasium  und  umgekehrt  gewisse  Jahreszahlungen  zu  leisten. 

Direktor:  Prof.  Alfred  v,  Sonden  seit  1.  August  1895,  vorher:  Dr.  Karl  Kunze 
1888—1895,  Dr.  H.  Eckardt  1876—1888,  Ad.  Ziegler  1844—1876. 
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Früher  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a  :  Jöh.  Arnos  Comenius  1628—41  als  Lehrer, 
1641—56  als  Rektor.  Sein  Enkel,  Danid  Ernst  Jäblonski,  war  1686—91  Rektor,  von 
1738  an  Leibniz  Nachfolger  als  Präsident  der  Berliner  Akademie  der  Wissenschaften. 
Von  1716 — 1824  warde  die  Anstalt  fast  ununterbrochen  von  Mitgliedern  der  Familie 
Cassius  geleitet,  nämlich  1716—83  von  David  Cassius,  1739—87  von  J.  Alex.  C,  1787—97 
von  Chr.  GotÜ.  C,  1800—1824  von  Bogusl.  Borna  C. 

10  Klassen  (die  Ulli  ist  in  zwei  Parallelklassen  geteilt);  11  Oberlehrer,  1  tech- 
nischer Lehrer,  3  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evanp^elisch.  Die  katholischen 
Schüler  erhalten  in  4  Abteilungen  wöchentlich  9,  die  jüdischen  ebenso  8  Stunden 
Religionsunterricht. 

Das  jetzige  Schulhaus  wurde  1879—82  mit  einem  Kostenaufwande  von  156516  Mk. 
erbaut  und  Ostern  1882  eingeweiht.  Die  bereits  1876  erbaute  Turnhalle  hat  21597  Mk. 
gekostet;  der  Gesamtaufwand  für  die  neuen  Baulichkeiten   einschlielslich  der  Neben- 

Sebäude,   Einfriedigung,  Pflasterung  betrug  205608  Mk.    Aufser  der  Turnhalle  besitzt 
ie  Anstalt  einen  Turnplatz  und  auf  dem  Schulhofe  ein  Badebassin.   Die  Lehrerbibliothek 
umfalst  3805  Werke  in  mehr  als  9000  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Schönaichianum  oder  Amtitzianum,  jährlich  247,20  Mk.  zur 
Unterstützung  für  4  das  Gymnasium  besuchende  Söhne  von  Predigern  oder  reformierten 
Lissaer  Bürgern,    b)  v.  Pistrowskische  Stiftung  vom  2.  Januar  1748,  jährlich  37,50  Mk. 

c)  V.  Zaydlitzsche  Stiftung.  360  Mk.  jährlich  für  einen  armen  adligen  Knaben  aus  der  Unität. 

d)  Mollard-Stiftung,  vom  Oberlandesgerichtsrat  a.D.3f.  zu  einem  Schülerstipendium  1855  ge- 

f  rundet.  Bestand  1518  Mk.  e)  Levy-Stiftung,  vom  Bankier  S.  Levy  zu  gleichem  Zwecke  i.  J. 
855  gegründet.  Bestand  1565  Mk.  f)  Ziegler-Stiftunff,  von  ehemaligen  Schülern  zu 
gleichem  Zwecke  am  12.  Juni  1869  gegründet.  Bestand  34^9  Mk.  g)  Löbel-Joel-Halberstadt- 
Stiftung,  durch  Testament  vom  28.  März  1860  gegründet.  90  Mk.  jährlich  für  3  Schüler  als 
Beihilfe  zum  Schulgelde,  h)  Joseph  Abraham  Moll-Stiftung,  vom  Kommerzienrat  M.  1874 
gegründet^  für  Schüler  zu  gleichem  Zwecke.  Bestand  1605  Mk.  i)  HoUsteinsche 
Stiftung,  vom  Geh.  Sanitätsrat  H.  am  11.  Mai  1875  gegründet.  Zu  Stipendien  für  je 
einen  christlichen  und  einen  jüdischen  Schüler  und  zur  Anschaffung  von  Schulbüchern 
für  bedürftige  Schüler.  Bestand  4802  Mk.  k)  Töplitz-Stiftung,  von  ehemaligen  Schülern 
des  Professors  Dr.  T.  zu  einem  Stipendium  für  einen  Abiturienten  am  24.  September 
1895  gegründet.  Bestand  4654  Mk.  1)  Jubiläums-Stiftung  der  Stadt  Lissa  vom  Jahre 
1855.  90  Mk.  für  einen  Schüler  von  III  an  aufwärts,  m)  Bertha  Salisch-Stiftung  vom 
24.  März  1880.  55  Mk.  jährlich  für  3  jüdische  und  2  christliche  Schüler,  n)  Carl 
Mankiewicz-Stiftung,  durch  Testament  vom  Jahre  1896  vom  Generalkonsul  M.  mr  ein 
Schülerstipendium  gegründet.  Bestand  5000  Mk.  o)  Aulserdem  4  kleinere  Stiftungen 
mit  einem  Gesamtkapitale  von  1398  Mk.  und  eine  mit  13,50  Mk.  jährlich.  —  Die  zu 
a— c  genannten  Stiftungen  werden  vom  Kirchenkollegium  der  reformierten  Gemeinde, 
die  zu  n  vom  Magistrat,  die  zu  m  vom  Synagogenvorstand  verwaltet. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  79700  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschuls  52088,  Schulgeld  110  Mk.  Der  Direktor  und  der  technische  Lehrer  haben 
Dienstwohnung. 

Meseritz. 

(Vormals  Grofspolen.    5655  Einwohner.) 

Gymnasium  a»  214.  II,  213.  III,  171). 

Xötr,  Rückblick  auf  die  ersten  25  Jahre  der  Schule,  Progr.  1858.  —  Marg,  Ge- 
schichte der  höheren  Lehranstalt  zu  Meseritz  während  ihres  50jährigen  Bestehens, 
Progr.  1883. 

Durch  Kabinettsordre  vom  18.  Dezember  1830  bestimmte  König  Friedrich  Wilhelm  III., 
dafe  in  Meseritz  eine  höhere  Bürfferschule  errichtet  werde,  nachdem  die  Stadtgemeinde 
sich  zur  Herstellung  eines  Schulgebäudes  verpflichtet  hatte.  Die  Schule  wurde  am 
7.  Mai  1833  eröffiiet  und  erhielt  am  10.  Juni  1837  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Ent- 
lasBungsprüfun^en  nach  der  Instruktion  von  1832.  In  den  ersten  Jahren  versuchte 
sie  durch  Erteilung  von  Parallelunterricht  auch  für  die  Universität  vorzubereiten,  von 
1844  an  beschränkte  sie  sich  jedoch  auf  den  Lehrplan  der  Realschulen,  und  1859 
wurde  sie  unter  die  erste  Ordnung  derselben  aufgenommen.    Auf  Wunsch  der  Stadt- 

femeinde,  die  sich  zugleich  zur  Zahlung  eines  Zuschusses  erbot,  wurde  sie  im  Jahre 
868  in  ein  Gvmnasium  umgewandelt.  Am  7.  Mai  1883  wurde  das  Fest  ihres  50jährigen 
Bestehens  und  am  1.  Oktober  1888  das  50  jährige  Dienstjubiläum  des  Professors  Hahmieder 
gefeiert.    Gröfste  Schülerzahl  (222)  im  Sommer  1901,  kleinste  (137)  im  Winter  1868. 


—    301    — 

Direktor:  Prof.  Theodor  Quadt  seit  Michaelis  1898,  vorher:  Dr.  Hampke  1889 
bis  1898,  Bud.  Marg  1872—89.  Früher  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.:  Sam.  Gottfried  Kerst, 
Direktor  1887—49,  dann  Generalsekretär  der  Marine,  trat  1850  als  Geheimer  Regienings- 
rat  in  den  Ruhestand;  D.  PolUf  Direktor  1868 — 72,  jetzt  Geheimer  Regierungs-  und 
Provinzialschulrat  in  Posen. 

8  Klassen;  9  Oberlehrer;  1  Oberlehrer  ist  jüdisch,  die  übrigen  sind  evangelisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

'  Das  Schulgebäude  (s.  oben)  ist  noch  heute  Eigentum  der  Stadt.  Die  Anstalt  hat 
einen  Turnplatz  und  eine  Turnhalle;  aufserdem  wird  ein  von  der  Stadt  gepachteter 
Spielplatz  benutzt.    Die  Lehrerbibliothek  umfa&t  etwa  8800  Werke  in  12400  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Die  Witwen-  und  Waisenkasse.  Am  14.  Juni  1862  gegründet. 
Bestand  9798  Mk.  b)  Jubiläumsstiftung  vom  7.  Mai  1888.  Von  ehemaligen  Schülern 
und  Freunden  der  Anstalt  zu  Stipendien  für  Primaner  und  Sekundaner  gegründet. 
Bestand  8199  Mk.  c)  Marg-  und  Kuhn-Stiftung.  Vom  Direktor  M.  und  dem  Oberlehrer 
K.  zu  einer  Bücherprämie  für  den  besten  deutschen  Aufsatz  bestimmt.   Bestand  508  Mk. 

d)  Wolff- Stiftung.  Vom  Apotheker  W.  gegründet.  Aus  den  Zinsen  des  Stiftungskapitals 
soll  bei  Lebzeiten  der  Witwe  des  Stifters  Pastorensöhnen  das  Schulgeld  bis  zum  Ge- 
samtbetrage von  1000  Mk.  gewährt  werden.  Nach  ihrem  Ableben  soll  in  dem  der 
Stiftung  gehörigen  Hause  (s.  unten)  ein  Pensionat  mit  Freistellen  für  Pastorensöhne 
errichtet  werden.  Das  Vermögen  der  Stiftung  besteht  1)  aus  einem  Hause,  das  gegen- 
wärtig der  Witwe  des  Erblassers  Wohnung  gewährt  und  außerdem  800  Mk.  Miete 
bringt,  2)  einem  Kapital  von  75000  Mk.  und  einem  Baarbetrage  von  556  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  57675  Mk.,  Zuschuls 
des  Staates  82250  Mk.,  der  Stadt  8000  Mk.,  Schulgeld  110  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Ostrowo. 

(Vormals  Grofspolen.    11808  Einwohner.) 

Gymnasium  (I*  ^19.  II,  217.  III,  174). 
Festschrift  zur  Feier  des  50jährigen  Bestehens  des  Gymnasiums  zu  Ostrowo,  1895. 

Durch  Kabinettsordre  vom  20.  Mai  1842  wurde  für  die  katholische  Bevölkerung 
der  Kreise  Schildberg,  Adelnau  und  Pleschen  die  Errichtung  eines  Gymnasiums  in 
Ostrowo  verfugt.  Dasselbe  wurde  Ostern  1846  eröfbet;  die  erste  Entlassungsprüfung 
fand  Michaelis  1849  statt.  In  den  unteren  Klassen  war  ursprünglich  das  Polnische  die 
Unterrichtssprache;  erst  1850  wurden  deutsche  Parallelklassen  eingerichtet.  Durch 
Erla&  des  Unterrichtsministers  vom  28.  Mai  1874  (vgl.  oben  S.  49  ff.)  wurde  bestimmt, 
da&  auch  in  den  drei  unteren  Klassen  der  gesamte  Unterricht,  mit  Ausnahme  des 
Polnischen  und  der  Religion,  in  deutscher  Sprache  erteilt  werde;  die  polnischen  Parallel- 
abteilungen wurden  demgemäß  Michaelis  desselben  Jahres  aufgehoben.  Am  4.  April 
1895  wurde  das  50jährige  Jubiläum  des  Gymnasiums  begangen.  Die  im  Jahre  1872 
eingerichtete  Vorschule  ist  1896  aufgehoben  worden.  Gröfste  Schülerzahl  (494)  im 
Winter  1871/72.  Infolge  der  Erschwerungen  der  Aufnahme  von  Schülern  aus  Russisch- 
Polen  und  seit  1890  auch  sonstiger  auswärtiger  Schüler  sank  die  Zahl  bis  auf  810  im 
Jahre  1899. 

Direktor:  Prof.  Dr.  Konstantin  Schlüter  seit  1.  Mai  1900,  vorher:  Dr.  Btckhaus 
seit  1.  November  1878,  Dr.  Tschackert  Ostern  bis  Michaelis  1878,  später  Provinzialschulrat 
in  Posen,  dann  in  Breslau. 

11  Klassen;  14  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  alle  katholisch.  Für  den  Reli- 
gionsunterricht der  evangelischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Die  Anstalt  hat  eine  Turnhalle,  einen  Turnplatz  und  einen  Spielplatz.  Die 
Lehrerbibliothek  umfalst  1788  Werke. 

Stiftungen:  a)  Migor  Kretschmerscher  Stipendienfonds.  Für  zwei  evangelische, 
aus  Ostrowo  gebürtige  Schüler,  1868  gegründet.  Bestand  5700  Mk.  b)  Stiftung  der 
Frau  Landschaftsrat  Zeeh,  1871  gegründet,  für  einen  bedürftigen  Schüler.  Bestand 
4500  Mk.  c)  Propst  Leporowskischer  Stipendienfonds.  Für  katholische  Schüler,  1874 
gegründet.  Bestand  1500  Mk.  d)  Propst  Siwickischer  Stipendienfonds.  1869  gegründet, 
unter  Verwaltung   des   erzbischöflichen  Konsistoriums  m   Posen.     Bestand   1500  Mk. 

e)  Kaufmann  Robinskischer  Stipendienfonds.  Für  katholische  Schüler,  1888  ffeeründet. 
Bestand  1000  Mk.  f )  Weitere  fünf  kleinere  Stipendienstiftungen  von  800—600  Mk.  mit 
einem  Gesamtbestande  von  2100  Mk. 
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Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  92450  Mk.,  Zuschuls 
des  Staates  62960  Mk.,  Schulgeld  110  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Rawitsoh. 

(Vormals  Grofspolen.    11739  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  214.  II,  214.  III,  172). 
Wecky  Jubelalmanach  zur  Feier  des  25jährigen  Bestehens  der  Anstalt,  1877. 

Die  Anstalt  wurde  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  4.  April  1853  als 
Realschule  und  Progvmnasium  eröffnet,  bald  aber  auf  den  Realschullehrplan  beschr&nkt. 
Am  15.  Oktober  1860  wurde  sie  als  Realschule  zweiter  Ordnung  anerkannt,  am  16.  Ok- 
tober 1863  in  die  erste  Ordnung  aufgenommen.  Zu  Anfane  des  Jahres  1874  ging  sie 
an  den  Staat  über;  die  Stadt  verpflichtete  sich  u.  a.  zur  Zahlung  eines  Jahreszuschusses 
von  9000  Mk.  Ostern  1896  begann  die  Umwandlung  in  ein  Gymnasium  mit  realen 
Neben kursen,  die  bis  zur  U  II  reichen  sollen;  nachdem  die  erste  Abschlußprüfung,  die 
auch  die  Nebenkurse  mitumfafete,  abgehalten  war,  wurden  die  Klassen  bis  U  II  aufwärts 
als  G^nasium  anerkannt.  Die  Umwandlung  war  Ostern  1900  vollendet;  gleichzeitig 
fiel  die  letzte  Realgymnasialklasse  fort.  Ostern  1901  wurde  am  Gymnasium  die  erste 
Reifeprüfung  abgehalten.  Die  Ostern  1878  errichtete  Vorschule  wurde  Ostern  1896 
aufgelöst  Gröfste  Schülerzahl  (303  und  74  Vorschüler)  im  Jahre  1873,  kleinste  (165) 
Michaelis  1882. 

Direktor:  Prof.  Dr.  ßrnst  Naumann  seit  Ostern  1900,  vorher:  Dr.  Kiehl  seit 
Ostern  1896,  Dr.  Liersemann  1880-96,  Dr.  Weck  1875—80,  Dr.  Steinhart  1872—75. 

8  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  Zeichenl.  und  4  aufseretatsmäfsige  Lehrer.  Der  Direktor 
und  11  Lehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht 
der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Ein  Neubau  des  Schulhauses  wird  beabsichtigt;  die  Stadtgemeinde  hat  14000  Mk. 
zur  Erwerbung  eines  Bauplatzes  hergegeben.  Die  Mitbenutzung  der  städtischen  Turn- 
halle (vgl.  Bd.  III,  S.  172^  hat  aufgehört ;  jetzt  wird  die  Turnhalle  des  Schullehrerseminars 
benutzt:  als  Spielplatz  aient  der  Exerzierplatz  des  50.  Regiments.  Die  Bibliothek  ent- 
hält QOdO  Werke  m  5155  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Rodowicz- Stiftung.  1875  gegründet,  zu  einem  Stipendium  für 
einen  Studierenden.  Bestand  1741  Mk.  b)  Der  Prämienfonds.  1853  vom  Kreisgerichts- 
sekretär  Schulze  mit  1600  Mk.  gegründet;  dazu  trat  das  Vermächtnis  des  Kentiers 
Menzel  von  1200  Mk.  Gesamtbestand  3271  Mk.  c)  Die  Viebig- Stiftung.  Zu  einem 
Stipendium  für  einen  Primaner,  1875  gegründet.  Bestand  1603  Mk.  d)  Die  Stiftung 
des  Brauereibesitzers  Seidel,  1868  gegründet,  zur  Beschaffung  des  Schulgeldes  für  zehn 
Kinder  bedürftiger  Einwohner  der  Stadt  Rawitsch,  zur  Veranstaltung  eines  Schulspazier- 
ganges (150  Mk.  jähriich)  und  zu  Prämien  (45  Mk).  Bestand  32  595  Mk.  e)  Stiftung  des 
Staatältesten  Boesner,  durch  Testament  vom  11.  Oktober  1867  gegründet,  zur  Unter- 
stützung eines  Gymnasiasten,  seit  Ostern  1899  in  Wirksamkeit.  Bestand  1500  Mk. 
f)  Gymnasiallehrer -Witwen-  und  Waisenkasse.  Vom  Professor  Dr.  Geisler  gegründet. 
Bestand  1533  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  65640  Mk.,  Zuschuls 
des  Staates  35190  Mk.,  der  Stadt  10700  Mk.,  Schulgeld  110  Mk.,  Aufnahmegebühr  3  Mk. 

Rograsen. 

(Vormals  Grofspolen.    5020  Einwohner.) 

OymnMiuin  (II,  213.    DI,  171). 

Die  von  dem  Pastor  Dr.  Emil  Francke  im  Jahre  1849  gegründete  Privatlehranstalt 
wurde,  nachdem  sie  Michaelis  1862  von  der  Stadtgemeinde  Übernommen  worden  war, 
in  ein  Progvmnasium  umgewandelt  und  als  solches  am  24.  Oktober  1868  anerkannt. 
Anfang  1873  wurde  sie  vom  Staate  übernommen  und  zu  einem  Gymnasium  erweitert. 
Die  Stadt  verpflichtete  sich  u.  a.  zur  Zahhms  eines  jährlichen  Zuschusses  von  3000  Mk. 
Die  Vorschule  wurde  Ostern  1892  aufgehoben.  Gröfste  Schülerzahl  (257)  im  Jahre 
1876/77,  kleinste  (127)  im  Winter  1892/93. 

Direktor:  Dr.  SüviuB  Dolega  seit  Michaelis  1882,  vorher:  Dr.  C,  Kunze  seit 
Michaelis  1873. 
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8  Klassen  (0  I  und  U  I  vereinigt);  7  Oberlehrer,  1  wissenschaftliclier  Hilfslehrer, 
1  technischer  Lehrer.  Der  Direktor  und  1  Oberlehrer  sind  katholisch,  die  übrigen 
Lehrer  evangelisch.  An  der  Anstalt  wird  evangelischer,  katholischer  und  jüdischer 
Religionsunterricht  erteilt. 

Die  Anstalt  besitzt  einen  Turnplatz  und  seit  1881  eine  Turnhalle,  aufserdem  einen 
Bootsschuppen  mit  zwei  Ruderbooten,  sowie  seit  1898  einen  dicht  bei  der  Stadt  gelegenen 
Spielplatz.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  3140  Werke. 

Der  Propst  Wqjcynaki  schenkte  am  26.  Juli  1871  300  Mk.  zu  einem  Stipendium 
für  katholische  Schüler,  die  sich  in  der  Religion  und  durch  Kirchenbesuch  auszeichnen. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  49885  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufs  81365  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  3000  Mk.,  Schulgeld  110  Mk. 


Schrlmm. 

(Vormals  Grofspolen.    5698  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  215.  II,  215.  III,  172). 

Als  Osteiii  1853  die  simultane  Stadtschule  in  eine  evangelische  und  eine  katho- 
lische Schule  geteilt  wurde,  schritt  die  Stadtgemeinde  zur  Errichtung  einer  „Rektorats- 
klasse^,  mit  der  bestimmten  Absicht,  dieselbe  nach  und  nach  zu  einer  höheren  Schule 
auszubauen.  Diese  Absicht  wurde  Ostern  1858  ausgeführt.  Die  damals  mit  den 
Klassen  VI  bis  III  gegründete  höhere  Lehranstalt  wurde  am  9.  Oktober  1861  als  Pro- 
gymnasium anerkannt,  darauf  zu  einem  Gymnasium  erweitert  und  als  solches  am 
2o.  Februar  1866  anerkannt.  Im  Allerhöchsten  Erlasse  vom  28.  Mai  desselben  Jahres 
wurde  sie  als  „Simultangymnasium  mit  deutscher  Unterrichtssprache"  bezeichnet.  Am 
1.  April  1868  ging  sie  in  die  Unterhaltung  des  Staates  über;  die  Stadtgemeinde  über- 
nahm die  Verpflichtung,  ein  neues  Klassengebäude  nebst  Wohnung  für  den  Direktor 
zu  errichten  und  mit  dem  erforderlichen  Inventar  und  Lehrmitteln  auszustatten,  einen 
Turnplatz  herzugeben  und  mit  Geräten  zu  versehen  und  einen  Jahreszuschufs  von 
2000  Thalern  zu  leisten.  Seit  1873  besteht  eine  private  einklassige  Vorschule,  der  im 
Gymnasialgebäude  ein  Klassenraum  zur  Benutzung  überwiesen  ist  Grölste  Schülerzahl 
(361)  im  V?inter  1872/73,  kleinste  (164)  im  Sommer  1877. 

Direktor:  Prof.  Julian  Ziaja  seit  1.  November  1898,  vorher:  Heinrich  SmoUca  1895 
bis  1898,  Dr.  Martin  1889—95,  Wüh.  Schneider  1877-89,  Dr.  Oidtmann  1873—77  (bis  1875 
provisorisch),  Jul  Stephan  1865—73. 

9  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer;  der  Direktor,  2  Oberlehrer  und 
der  technische  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Für  die  An- 
gehörigen beider  christlichen  Bekenntnisse,  sowie  für  die  jüdischen  Schüler  ist  ReUgions- 
unterncht  eingerichtet. 

Die  Anstalt  besitzt  einen  Turnplatz  und  eine  Turnhalle;  au&erdem  ist  von  der 
Stadtgemeinde  ein  Spielplatz  von  über  4  ha  Flächeninhalt  gepachtet  worden.  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  1690  Werke  in  3072  Bänden. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  58080  Mk.,  Zu- 
schuß des  Staates  87080  Mk.,  der  Stadt  6000  Mk.,  Schulgeld  110  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

Kempen. 

(Vormals  Grofspolen.    5707  Einwohner.) 

Prog3nnna«iiim  (III,  174). 
Korneck,  Die  Vorgeschichte  des  städtischen  Progymnasiums,  Progr.  1898  und  99. 

Die  Schule  ist  Ostein  1865  als  gehobene  Bürgerschule  von  der  Stadtgemeinde 
gegründet,  am  11.  August  1874  als  Progymnasium  umgestaltet,  am  25.  Septemoer  1878 
als  vollberechtigt  anerkannt  und  am  1.  April  1900  vom  Staate  übernommen  worden. 
Die  Stadt  verpflichtete  sich  zur  Zahlung  eines  Zuschusses  von  9(X)0  Mk.  Mit  der  Ver- 
staatlichung ging  die  seit  1871  bestehende  Vorschule  an  die  städtische  höhere  Mädchen- 
schule über.  Grötste  Schülerzahl  (168  und  37  Vorschüler)  1885/86,  kleinste  (88  und 
13  Vorschüler)  1894/94. 

Direktor:  Paul  Mahn  seit  1.  Januar  1890,  vorher:   Dr.  Martin  1873—90. 
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6  Klassen  und  1  Vorschulklasse;  5  Oberlehrer  und  1  technischer  Lehrer,  alle 
evangelisch.    Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt 

Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.   Die  Lehrerbibliothek  enthält  2568  Bände. 

Stiftungen:  a)  Der  frühere  Stadtverordnete  Valentin  Henschel  überwies  im  Jahre 
1874  der  Anstalt  800  Mk.  und  der  Katsherr  Herrn,  Schdem  im  Jahre  1875  die  Summe 
von  150  Mk. ;  die  Zinsen  sollen  zur  Beschaffung  von  Prämien  verwendet  werden,  b)  Der 
frühere  Rektor  Dr.  Martin  sammelte  einen  Stipendienfonds,  der  jetzt  auf  5979  Mk.  an- 

Sewachsen  ist.    Der  Fonds  wird  von  einem  besonderen  Kuratorium  verwaltet,  das  aus 
em  Direktor  und  den  beiden  ältesten  Oberlehrern  besteht 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  86490  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  18000  Mk.,  der  Stadt  9000  Mk.,  Schulgeld  100  Mk. 


Regiernngsbezirk  Bromberg. 

Brombergr* 

(Cujavien,  Netzedistrikt.    52  154  Einwohner.) 

Die  Stadt  besitzt  ein  Gymnasium  und  ein  Realgymnasium;  jenes  war 
von  Anfang  an  königlich,  dieses  ist  am  1.  April  1890  vom  Staate  über- 
nommen worden. 

Gymnasium  (I,  220.    11,  218.    III,  175). 

Breda,  Geschichte  des  Bromberger  Gymnasiums,  Progr.  zum  50jährigen  Jubiläum. 
1867  —  Chittinannj  Zur  Vorgeschichte  des  K.  Gymnasiums  zu  Bromberg,  Progr.  1889. 

Die  Schule,  welche  die  preußische  Regierung  1815  im  ehemaligen  Jesuitenkollegium 
der  Stadt  Bromberg  noch  vorfand,  war  eine  elementare,  nach  Art  der  in  den  übrigen 
grölseren  Städten  der  Provinz  befindlichen  Kreisschulen  eingerichtete,  überwiegend 
evangelische  Stadtschule.  Kein  einziger  ihrer  Lehrer  hatte  akademische  Studien  ge- 
macht. In  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1817  wurde  das  an  der  neuen  Pfarrstralse  ge- 
legene Gebäude  der  Stadtschule  mit  einem  Aufwände  von  6000  Thalem  umgebaut  und 
am  4.  August  in  demselben  eine  gymnasiale  Anstalt,  zunächst  mit  den  Klassen  VI — III, 
eröffnet.  Die  Unterhaltung  der  Anstalt  als  einer  landesherrlichen  Stiftung  war  in 
der  Kabinettsordre  vom  7.  November  1816  durch  einen  jährlichen  Staatszuschuls  von 
8000  Thalem  sichergestellt  worden.  Michaelis  1821  wurde  an  dem  nunmehr  vollständig 
entwickelten  Gymnasium  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten.  Von  1819—1844  hatte  die 
Anstalt  einen  besonderen  Lokalkommissarius,  zuerst  Regierun^srat  Dr.  Beidihdm,  dann 
Regierungs-  und  Schulrat  Runge.  Im  Jahre  1864  wurde  die  seit  1845  vorhandene 
private  Yorbereitungsklasse  mit  dem  Gymnasium  als  dessen  Vorschule  vereinigt.  1878 
bis  1882  traten  an  die  Stelle  der  Parallelabteilungen  Wechselabteilungen;  Ostern  1892 
waren  diese  jedoch  wieder  in  Parallelabteilungen  umgewandelt.  Die  an  dem  Gymnasium 
eingerichtete  Seminaranstalt  ist  vor  einigen  Jahren  mangels  Kandidaten  eingegangen. 
Gröfste  Schülerzahl  (618  und  162  Vorschüler)  im  Jahre  1884. 

Direktor:  Geh.  Regierungsrat  Dr.  Wilhelm  (hiUmann  seit  Ostern  1877,  vorher: 
Karl  Friedr.  Breda  1868-77,  Dr.  Deinhardt  1844—67.  Früher  wirkte  an  der  Anstalt 
u.  a.  Dr.  Sturm  1863 — 72,  jetzt  Professor  der  Mathematik  a.  d.  Universität  Breslau. 

18  Klassen  (alle  Klassen  von  VI— Ol  sind  geteilt)  und  8  Vorschulklassen;  20  Ober- 
lehrer, 2  technische  und  8  Vorschullehrer,  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht 
der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Anstaltsgebäude  wurde  1875  —  77  mit  einem  Kostenaufwande  von 
806956  Mk.  errichtet  und  am  8.  Januar  1878  eingeweiht.  ,1879  erhielt  das  Gymnasium 
eine  Turnhalle  mit  daranstolsendem  Turnplätze.  Ein  Jueendspielplatz  ist  in  der  Anlage 
begriffen.  Die  Lehrerbibliothek  umfalst  8271  Bände,  darunter  die  Monumenta  Germ, 
bist,  und  eine  Anzahl  wertvoller,  ausschlielslich  der  altklassischen  Litteratur  an- 
gehöriger  Drucke  aus  dem  15.  und  16.  Jahrhundert 

Stiftungen:  A.  Zur  Unterstützung  von  Schülern,  a)  Die  Kretschmar-Stiftung. 
Zur  Erinnerung  an  den  Religionslehrer  der  Anstalt  1855  von  dessen  ehemaligen  Schülern 
gegründet,  zu  Bücherprämien.  Bestand  1105  Mk.  b)  Die  deutsche  Prämie,  von  Direktor 
Dr.  Deinhardt  gestiftet,  für  den  besten  deutschen  Aufsatz  in  der  Prima.  Bestand  300  Mk. 
c)  Direktor  Müller- Stiftung.    1867  vom  Rechtsanwalt  Senff  gegründet    Bestand  600  Mk. 
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d)  Jubelprämienstiftung,  im  Jahre  1867  von  Schülern  gegründet,  zu  einer  Bücher- 
gabe für  den  besten  Lateiner  in  Prima.  Bestand  563  Idk.  e)  Jubiläumsstiftung  ehe- 
maliger Schüler  (1867),  für  einen  Abiturienten  als  Universitätsstipendium.  Bestand 
4847  Mk.  f)  Stiftung  der  Stadtgemeinde  Bromberg  vom  Jahre  1867.  Bestand  495  Mk. 
g)  Fechner-Stiftung,  zur  Erinnerung  an  den  Professor  F,  von  ehemaligen  Schülern  1888 

gegründet,  für  einen  Abiturienten,  der  zur  Universität  übergeht.  Bestand  1225  Mk. 
)  Breda- Stiftung,  zum  Andenken  an  den  Direktor  Br.  von  Primanern  1877  gegründet, 
zu  einer  Büchergabe  für  Schüler,  die  sich  in  der  Geschichte  und  Erdkunde  auszeichnen. 
Bestand  780  Mk.  i)  Heffter-Stiftung,  1889  von  Schülern  der  oberen  Klassen  zum  An- 
denken an  den  Professor  H.  gegründet,  zu  einer  Büchergabe  für  einen  Oberprimaner, 
der  sich  in  den  Naturwissenschaften  auszeichnet  k)  Koronowoer  Kloster-Stiftung,  jähr- 
lich 150  Mk.,  seit  1828  vom  Staate  aus  dem  Fonds  des  aufgehobenen  Cistercienserklosters 
K.  zu  Crone  a.  B.  an  katholische  Schüler  verliehen.  1)  Gesangsprämienstiftung  aus 
Einnahmeüberschüssen  scenischer  Aufführungen.  Bestand  907  Mk.  B.  Zur  Unter- 
stützung der  Lehrer  und  ihrer  Hinterbliebenen,  m)  Der  Unterstützungsverein  för 
Witwen  und  Waisen  verstorbener  Lehrer,  1857  ffen*ündet;  die  Sterbekasse  hat  einen 
Bestand  von  6179  Mk.,  die  Witwenkasse  von  37288  Mk.  n)  Stiftung  des  Direktors 
Dr.  Deinhardt  für  unverheiratete  Töchter  verstorbener  Lehrer,  1858  gegründet.  Bestand 
5575  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  144900  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufs  68980  Mk.,  Zuschufs  aus  Staatsmitteln  vermöge  rechtlicher  Verpflichtung 
3328  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  100  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung. 

Bealgymnasiiim  (I,  220.    II,  219.    III,  176). 

Progr.  von  1877.  —  Kefseler,  Zur  Geschichte  des  Kgl.  Realgymnasiums  zu  Bromberg, 
Festschrift  1901. 

Die  Gebäude  des  1801  aufgehobenen  Karmeliterklosters  wurden  1816  der  Stadt  von 
der  Regierung  zur  Errichtung  einer  Knabenschule  überwiesen;  1851  wurde  dieselbe, 
nachdem  inzwischen  (1841)  der  Stadtrat  Franke  500  Thaler  zur  Gründung  einer  Real- 
schule geschenkt  hatte,  in  eine  Schule  dieser  Art  verwandelt  Nach  der  ersten  Ab- 
Sangsprüfun^  Ostern  1855^)  wurde  die  Anstalt  am  80.  April  1856  als  berechtigt  nach 
er  Instruktion  von  1832  anerkannt;  am  5.  März  1860  wurde  sie  in  die  erste  Ordnung 
der  Realschulen  aufgenommen,  und  am  1.  April  1890  ging  sie  an  den  Staat  über. 
Die  frühere  Vorschule  wurde  Ostern  1891  aufgelöst.  Seit  Ostern  1901  ist  mit  der 
Anstalt  ein  Seminar  verbunden.  Grölste  Schülerzahl  (616  einschlielslich  der  Vorschule) 
1869/70,  kleinste  (398)  1893/94.  Am  1.  Oktober  1887  feierte  der  ord.  Lehrer  Bundschu 
sein  50jähriges  Amtsjubiläum;  am  11.  Mai  1901  wurde  die  50jährige  Jubelfeier  der  An- 
stalt begangen. 

Direktor:  August  Kefseler  seit  1.  Juli  1896,  vorher:  Dr.  Heinrich  KieM  1886—96, 
Dr.  Gustav  Gerber  1£&1— 86  (Ehrenbürger  der  Stadt  Bromberg). 

15  Klassen  (Parallelabteilungen  für  VI — Ulli);  16  Oberlehrer,  1  technischer  und 
1  Elementarl.;  2  Oberlehrer  sind  katholisch,  1  jüdisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch. 
Für  den  katholischen  und  den  jüdischen  Religionsunterricht  ist  gesorgt.  Die  Anstalt 
(Gebäude  Burgstrafse  10/11)  besitzt  eine  Turnhalle,  einen  Spielplatz  sowie  an  der  unteren 
Brahe  ein  Bootshaus  mit  2  Booten.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  5600  Bände. 

Stiftungen:  a)  v.  Foller-Stiftung,  am  4.  Juni  1869  gegründet,  für  einen  hilfst 
bedürftigen  Schüler.  Bestand  1500  Mk.  b)  Gerber-Stiftung,  gegründet  am  12.  März 
1876.  Die  Zinsen  sind  nach  Bestimmung  des  Direktors  unbemittelten  Schülern,  welche 
eine  Hochschule  beziehen  wollen,  zu  verleihen.  Bestand  2446  Mk.  c)  Bundschu-Stiftung, 
gegründet  am  1.  Oktober  1887,  zur  Anschaffung  von  Büchern  für  bedürftige  Schüler. 
Bestand  456  Mk.  d)  Die  Jubiläumsstiftung,  am  11.  Mai  1901  mit  10000  Mk. 
gegründet.  Aus  den  Zinsen  soll  würdigen  und  hilfsbedürftigen  Schülern  der  Anstalt, 
namentlich  der  drei  unteren  Klassen,  ganze  oder  halbe  Freischule  gewährt  werden. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  108150  Mk.,  Zuschufs 
des  Staates  44713  Mk.,  der  Stadt  18000  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 


')  Hiemach  ist  die  Angabe  in  Bd.  I,  S.  221  zu  berichtigen. 

^iese,  Scbiilwefi«n.    IV.  20 
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Gnesen. 

(Ehemals  Hauptstadt  Grofspolens.    21693  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  222.    II,  220.    III,  177). 
Geschichte  der  Anstalt  im  Progr.  1888. 

Die  Anstalt  ist  Michaelis  1863  als  „höhere  Knahenschule"  mit  den  Gymnasialklassen 
VI — III  einschliefslich  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  worden.  Sie  warde  Michaelis 
1864  Progymnasium,  Michaelis  1865  Gymnasium  und  am  26.  Mai  1866  vom  Staate  über- 
nommen. Die  früher  vom  Direktor  als  Privatunternehmen  unterhaltene  Vorschule  ist 
Ostern  1880  mit  dem  Gymnasium  verbunden  worden.  Gröfste  Schülerzahl  (406)  im  Sommer 
1888,  kleinste  (227)  im  Winter  1874. 

Direktor:  Dr.  Carl  Martin  seit  Oktober  1895,  vorher:  Dr.  Heinrich  Schröer  1891 
biß  1895,  Dr.  Jul  Methner  1865—91. 

12  Klassen  (von  VI  bis  U  III  einschlielslich  geteilt)  und  1  Vorschulklasse; 
13  Oberlehrer,  1  etatsmäfeiger  wissenschaftlicher  HilfsL,  1  technischer  Lehrer,  1  Vor- 
schullehrer. 3  Oberlehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Für  den 
Eeligionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Die  Anstalt  hat  einen  Turnplatz  und  eine  im  Jahre  1874/75  mit  einem  Kosten- 
aufwande  von  21 500  Mk.  errichtete  Turnhalle.  Die  Lehrerbibliothek  umfafste  Ende  des 
Jahres  1899  1844  Werke  in  2053  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Prämienfonds,  im  Jahre  1871  vom  Gymnasiallehrer  Ktibicki  ge- 
sammelt. Bestand  500  Mk.  b)  Methner-Stiftung ,  Michaelis  1888  zu  Prämien  gesammelt. 
Bestand  484  Mk.  c)  Die  Heilbronn-Stiftung.  Kapital  1500  Mk.  d)  Die  Roh.  Hirschberg- 
Stiftung.  Kapital  1000  Mk.  e)  Die  Dr.  Methner-Stiftung,  1500  Mk.,  1888  gegründet, 
f)  Der  Knaben-Waisenfonds,  in  den  letzten  drei  Jahrzehnten  allmählich  angesammelt. 
Bestand  17713  Mk.  Aus  den  Zinsen  der  Stiftungen  zu  c— f  zahlt  die  Stadt  Unter- 
stützungen an  bedürftige  Schüler. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  88050  Mk.,  Zuschufs 
des  Staates  46040  Mk.,  der  Stadt  6000  Mk.  Schulgeld  110  Mk.,  für  die  Vorschule  100  Mk. 
Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


InoiTirrazlaw. 

(Ehemals  Hauptstadt  von  Cujavien,  Netzedistrikt.    26141  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  222.    II,  222.    III,  178). 

Günther  f  Kurze  Geschichte  der  höheren  Stadtschule  zu  Inowrazlaw  bis  zu  ihrer 
Erhebung  zu  einem  Gymnasium,  Progr.  1864. 

König  Friedrich  Wilhelm  III.  schenkte  der  evangelischen  und  der  katholischen 
Gemeinde  des  Ortes  die  Gebäude  und  die  Grundstücke  des  ehemaligen  Franziskaner- 
klosters für  Schulzwecke.  Nachdem  die  Verwaltung  dieses  Vermögens  auf  den  Magistrat 
übergegangen  war,  wurde  die  obere  Klasse  der  evangelischen  mit  derjenigen  der  katho- 
lischen Knabenschule  zu  einer  zweiklassigen  Realanstalt  vereinigt  Die  allmählich  er- 
weiterte Schule  erhielt  am  16.  Oktober  ISS)  die  Rechte  eines  Progymnasiums  und  wurde 
bei  der  Errichtung  der  Prima  Ostern  1863  als  Gymnasium  anerkannt.  Seit  Ostern  1861 
4>esitzt  sie  eine  Vorschule.  1869  wurde  sie  vom  Staate  übernommen;  die  Stadtgemeinde 
zahlt  seitdem  einen  Zuschuls  von  4500  Mk.  Gröikte  Schülerzahl  (294)  Sommer  1886, 
darauf  ein  kleiner,  durch  die  Gründung  der  städtischen  Mittelschule  veranla&ter  Rück- 
gang, aber  im  Sommer  1901  wieder  292. 

Direktor:  Dr.  Ernst  Eu^ner  seit  Ostern  1883,  vorher:  C.  Fr.  Mmed  seit 
Ostern  1872. 

9  Klassen  und  1  Vorschulklasse ;  9  Oberlehrer,  1  technischer  und  1  Vorschullehrer ; 
2  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der 
katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Die  Anstalt  hat  einen  Turnplatz  und  eine  Turnhalle.  Die  Lehrerbibliothek  enthält 
über  4(X)0  Bände,  darunter  1S4,  die  ihr  aus  dem  Nachlasse  des  Rittergutsbesitzers 
V.  Bülaw  auf  Baranowo  geschenkt  worden  sind. 

Stiftungen:  a)  Der  Inowrazlawer  Schüler-Unterstützunesfonds ,  vom  Magistrat 
aus  den  Beständen  einer  aufgelösten  Kasinogesellschaft  gegründet,  im  Jahre  18^  dem 
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Gymnasium  zur  Unterstützung  würdiger  Schüler  überlassen.  Die  Auswahl  derselben 
enolgt  durch  den  Magistrat  auf  Vorschlag  des  Lehrerkollegiums.  Bestand  1540  Mk. 
b^  Die  Schmidt-Stiftung,  durch  Beiträge  früherer  Schüler  beim  Ausscheiden  des  Professors 
sS.  aus  dem  Amte  (1893)  unter  Mitverwendung  eines  seit  1888  angesammelten  Fonds  ge- 

gründet    Ein  Teil  der  Zinsen  soll  zur  Unterstützung  von  Schülern  verwendet  werden; 
er  Rest  soll  so  lange  zum  Kapital  geschlagen  weraen,  bis  dasselbe  auf  5000  Mk.  an- 
gewachsen ist    Bestand  2880  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  71050  Mk.,  Zuschufe 
des  Staates  35460,  der  Stadt  4500  Mk.  Schulgeld  110  Mk.,  in  der  Vorschule  84  Mk. 
Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

NakeL 

(Netzedistrikt    7781  Einwohner.) 

GymnMinm  (III,  176). 

Bwnztj  Bericht  über  die  Gründung  des  Progymnasiums,  Pro^r.  1873.  —  IL  Beidrich, 
Dr.  Joh.  Richter,  Direktor  des  Kgl.  Gymnasiums  zu  Nakel.  Sein  Leben  und  Wirken, 
Progr.  1891.  —  Festschrift  zur  Feier  des  25jährigen  Bestehens  der  Anstalt,  Progr.  1901. 

Die  Knabenabteilung  der  im  Jahre  1866  errichteten  städtischen  höheren  Knaben- 
und  Mädchenschule  wurde  am  12.  Juni  1878  als  Progymnasium  anerkannt  Dieses 
wurde  bald  darauf  zu  einem  Gymnasium  erweitert  und  als  solches  am  9.  Dezember  1876 
vom  Staate  übernommen.  Die  Stadtgemeinde  hatte  sich  durch  Vertrag  vom  18./21.  August 
1875  zu  einem  jährlichen  Zuschüsse  von  6000  Mk.  verpflichtet  Die  Vorschule  besteht 
seit  der  Gründung  der  Anstalt  Gröfete  Schülerzahl  (254)  im  Jahre  1889,  kleinste  (177) 
im  Jahre  1897. 

Direktor:  Dr.  Bvtdolph  Heidrich  seit  Ostern  1891,  vorher:  Dr.  Joh,  BiMer  1877—90, 
W:  Schneider  1873-77. 

8  Klassen  und  1  Vorschulklasse;  9  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  Elementarl.; 
1  Lehrer  ist  katholisch,  die  übrigen  sind  evangelisch.  Die  katholischen  und  die  jüdischen 
Schüler  erhalten  Religionsunterricht  in  je  drei  Abteilungen. 

Das  Schulhaus  ist  von  der  Stadt  gebaut  und  am  12.  Oktober  1874  eingeweiht 
worden.  Der  Schulhof  ist  zugleich  Turnplatz;  auf  demselben  befindet  sich  die  Turnhalle. 
Die  Lehrerbibliothek  umfa&t  2012  Bände. 

Für  einen  Stipendienfonds  wird  noch  gesammelt  Zur  Zeit  sind  durch  Vorträge 
der  Lehrer,  Beiträge  von  Schülern  u.  s.  w.  3002  Mk.  zusammengebracht. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  66000  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  40314  Mk.,  der  Stadt  6000  Mk.  Schulgeld  110  Mk.  Der  Dii^ktor  hat 
Dienstwohnung. 

Sohneldemühl. 

(Netzedistrikt    19785  Einwohner.) 

GynrnMimii  (l,  221.    II,  219.    III,  176). 

Die  von  der  Stadtgemeinde  am  1.  Oktober  1858  eröffnete  höhere  Knabenschule 
wurde  1863  Progymnasium  und  Michaelis  1868  durch  Einrichtung  der  Prima  zu  einem 
Gymnasium  erweitert.    Im  Oktober  1869  wurde  sie  vom  Staate  übernommen;  die  Stadt- 

femeinde  verpflichtete  sich  zur  Zahlung  eines  Zuschusses  von  6000  Mk.  Die  von  einem 
liementarlehrer  als  Privatuntemehmen  eingerichtete  Vorschule  wurde  im  Jahre  1883 
mit  dem  Gymnasium  vereinigt.  Grö&te  Schülerzahl  (343  und  52  Vorschüler)  zu  Anfang 
des  Schu^ahres  1887/88. 

Direktor:  B.  Braun  seit  Ostern  1893,  vorher:  Thälheim  1888-93  (jetzt  Provinzial- 
«chulrat  in  Breslau),  Dr.  Kuntze  1882—88,  Jül.  Hanow  1869—82. 

12  Klassen  (die  Klassen  V  bis  0  III  sind  provisorisch  geteilt,  die  Primen  sind 
vereinigt)  und  3  Vorschulklassen ;  9  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  2  Vorschull.,  alle  evangelisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  Sorge  getragen. 

Das  Schulgebäude  (Friedrichstraise  13/14)  wird  gegenwärtig  erweitert;  die  Kosten 
des  Baues  sind  auf  106000  Mk.  veranschlagt.  Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle  und 
•einen  Turnplatz.    Die  Lehrerbibliothek  umfafst  1549  Werke. 

20* 
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Der  nach  und  nach  anwachsende  Schüler-Unterstützungsfonds  hatte  im  März  1901 
einen  Bestand  ron  1980  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  76250  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  39406  Mk.,  der  Stadt  6000  Mk.  Schulgeld  110  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

WongTOwitz. 

(Vormals  Grofspolen.    5862  Einwohner.) 

Oymnasiam  (1X1,  178). 
Jahresberichte  von  1878  und  1897. 

Das  Gymnasium  wurde  durch  Allerhöchsten  Erlafe  vom  18.  August  1869  gegründet 
und  am  6.  Mai  1872  mit  den  Klassen  VI  bis  III  und  einer  Vorschulklasse  erö&net  Die 
Stadtgemeinde  überliefs  dem  Staate  einen  Platz  für  das  Schulhaus  und  steuerte  zum 
Bau  desselben  18000  Mk.  bei;  die  Kreisstände  bewilligten  zu  dem  gleichen  Zwecke 
60000  Mk.  Die  Oberprima  wurde  im  Schuljahre  1876/77  eröfihet;  in  dem  nämlichen 
Jahre  ging  die  Vorschule  ein.  Am  12.  November  1886  feierte  die  Anstalt  das  50jäbrige 
Dienstjubiläum  des  Lehrers  August  Nowicki,  Grö&te  Schülerzahl  (228)  im  Jahre  1894/95, 
kleinste  (165)  in  den  Jahren  1889/90  und  1891/92. 

Direktor:  B,  Glomhick  seit  1.  Mai  1901,  vorher:  Dr.  Simon  Widtnann  seit  Ostern 
1899,  Dr.  Joh.  Zenzes  1891—98,  Dr.  Heinrich  Schröer  1889—91,  Wüh.  Bänke  1877—89, 
Dr.  -MattÄ.  Sigism.  Dyckhoff  1872—77. 

8  Klassen  (ü  I  und  0  I  sind  vereinigt);  9  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementar- 
lehrer, sämtlich  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  Schüler  ist 
Sorge  getragen. 

Das  Schulhaus  ist  in  den  Jahren  1875—78  erbaut  und  am  29.  April  1878  ein- 
geweiht worden.  Das  Gymnasium  besitzt  eine  mit  dem  Schulhause  durch  eine  Wandel- 
halle verbundene  Turnhalle,  einen  Spielplatz,  ein  Bootshaus  für  die  Boote  des  Gym- 
nasialrudervereins und  eine  Badeanstalt. 

Die  Lehrerbibliothek  umfalst  4257  Bände:  mit  ihr  ist  eine  aus  Geschenken  ent- 
standene kleine  Sammlung  vorgeschichtlicher  Altertümer  aus  der  Umgegend  verbunden. 

Stiftungen:  a)  Nowicki  -  Stiftung.  Zur  Beschaffung  von  Bücherprämien,  sobald 
das  Kapital  auf  500  Mk.  angewachsen  ist;  vom  Gymnasiallehrer  a.  D.  JV.  am  1.  April 
1889  gegründet.  Bestand  449  Mk.  b)  Stiftun;^  der  Stadt  Wongrowitz  vom  4.  Juni  1897. 
Zu  einem  Geschenke  für  den  besten  einheimischen  Schüler.  Bestand  608  Mk.  c)  Das 
Musolffsche  Alumnat.  Am  8.  Mai  1870  vom  Kanonikus  Oeorg  M.  gestiftet,  für  katholische 
Schüler,  die  Theologie  studieren  wollen.  Die  Verwaltung  wird  von  einem  Kuratorium 
geführt,  das  aus  dem  Pfarrer  von  Lengowo-Tarnowo,  dem  Pfarrer  von  Wongrowitz  und 
dem  Religionslehrer  des  Gymnasiums  besteht.  Das  Stiftungskapital  von  37o70  Mk.  ist 
jetzt  auf  55710  Mk.  angewachsen. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  59570  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  89477  Mk.    Schulgeld  110  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Tremessen. 

(Vormals  Grofspolen.    5028  Einwohner.) 

Progrymnasiam  (II,  221.    III,  177). 

Sara.  Uebersicht  über  die  Entwickelung  des  höheren  Schulwesens  in  Trzemeszno, 
Progr.  1867.  —  Ansprache  des  Rektors  bei  der  Einweihung  des  neuen  SchulgebäudeSt 
Progr.  1868.  —  A.  Werner,  Zur  Geschichte  von  Tremessen  und  Umgegend  (Vortrag), 
Tremessen  1892. 

Das  ehemalige  katholische  Gymnasium,  welches  aus  einer  im  14.  Jahrhundert  ge- 
gründeten, von  Chorherren  unternaltenen  Schule  hervorgesangen  war,  wurde  durch 
Kabinettsordre  vom  16.  Dezember  1863  aufgehoben  (vgl.  über  die  Geschichte  dieser 
Anstalt  Bd.  I,  S.  208  und  Bd.  II  a.  a.  OX  Als  Ersatz  für  dasselbe  richtete  der  Staat 
am  8.  Januar  1866  eine  dreiklassige  Simultanknabenschule  mit  ausschliefslich  deutscher 
Unterrichtssprache  ein  und  überwies  dieser  einen  Teil  des  Inventars  und  der  Lehr- 
mittel des  früheren  Gymnasiums.  Die  neue  Anstalt  wurde  in  dem  staatlich  eingezogenen 
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T.  Kosmowskischen  Alumnatsgebäude  untergebracht.  Sie  erhielt  simultanen  Charakter 
und  sollte  ihre  Zöglinge  für  die  UI  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  vor- 
bereiten. Am  3.  Januar  1868  siedelte  sie  in  das  Gebäude  des  ehemaligen  Gymnasiums 
über;  1868  wurde  die  III,  Ostern  1871  die  II  errichtet,  und  am  14.  Februar  1873  wurde 
die  Anstalt  als  ein  berechtigtes  Progymnasium  anerkannt  Die  im  Jahre  1866  errichtete 
Yorbereitungsklasse  ist  Michaelis  lo76  eingegangen.  Die  Schülerzahl  ist  von  1888  bis 
1898/94  allmählich  von  71  auf  133  gestiegen  und  seitdem  ziemlich  gleichmä&ig  auf  dieser 
Höhe  geblieben. 

Direktor:  Dr.  Rittau  seit  1900,  vorher:  Dr.  Bernhard  Schmeier  seit  Michaelis 
1898,  Dr.  Josef  Weisweiler  1895—98,  Smolka  1889—95,  Dr.  Ad.  Sarg  1866—89. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  1  wissen schaftl.  Hilfsl.  und  1  techn.  Lehrer;  der  Direktor, 
1  Oberlehrer  und  der  Hilfslehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch. 

Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle  und  ein  Ruderboot;  als  Turnplatz  dient  der 
Schulhof;  zur  Veranstaltung  von  Jugend-  und  Tumspielen  ist  der  Turnplatz  des  ehe- 
maligen Gymnasiums  gepachtet.    Die  Lehrerbibliothek  umfa&t  etwa  4000  Bände. 

Aus  der  vom  Abte  von  Kosmowski  (gest.  10.  Dezember  1804)  begründeten  Stiftung 
erhalten  auf  Präsentation  des  Erzbischofs  von  Gnesen  und  Posen  vom  Provinzialschul- 
kollegium  seit  dem  1.  Oktober  1888  12  adlige  polnische  Schüler  des  Progymnasiums 
neben  freiem  Schulgelde  ein  Jahresstipendium  von  500  oder  von  300  Mk.  Dies  wird 
gewöhnlich  unter  Vorbehalt  des  jederzeitigen  Widerrufes  auf  6  Jahre  bewilligt 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  50100  Mk.,  Zuschuß) 
des  Staates  22465  Mk.,  der  Stadt  3900  Mk.,  aus  staatlich  verwalteten  Stiftungsfonds 
12700  Mk.    Schulgeld  100  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Privatanstalt. 

Pftdagrogriuin  zu  Ostrau  bei  Filehne. 

Im  Jahre  1850  erwarb  Dr.  Alexander  Beheim-Sahvoarzhach  in  Ostrau  ein  600  Morgen 
grofses  Grundstück  in  der  Absicht,  auf  demselben  eine  Schule  mit  Internat  zu  errichten. 
Am  20.  November  1851  erhielt  er  für  die  .höhere  Schul-  und  Erziehungsanstalt'^  die 
Konzession  der  Schulaufsichtsbehörde;  am  25.  September  1861  erhielt  die  Anstalt  den 
Namen  „Pädagogium".  Am  3.  Januar  1863  wurde  ihr  die  Berechtigung  zuerkannt,  den- 
jenigen Schülern,  die  nach  zweijährigem  Aufenthalte  in  der  Sekunda  die  Entlassuiufs- 
prüfung  bestanden  haben,  das  Zeugnis  über  die  wissenschaftliche  Befähi^^ung  für  den 
einiährig-freiwilligen  Militärdienst  auszustellen.  Am  9.  August  1872  wurde  ihr  diese  Be- 
rechtigung mit  der  Mafegabe  segeben,  dafs  die  Prüfung  schon  nach  eiigährigem  Aufent- 
halte m  der  Sekunda  stattfinden  durfte.  Am  19.  Dezember  1884  wurde  das  Pädagogium 
der  Aufsicht  des  ProvinzialschulkoUegiums  unterstellt.  Bisher  war  es  ein  mit  einem 
Realprogymnasium  kombiniertes  Progymnasium;  im  Herbst  1901  wurde  jedoch  mit  der 
Umwandlung  der  Realgymnasialklassen  in  lateinlose  Realklassen  begonnen.  Die  Vor- 
schule, die  früher  mit  dem  Pädagogium  verbunden  war,  ist  im  Jahre  1895  aufgelöst  worden. 

Dirigent:  Dr.  Max  Beheim- Schwarzbaeh  seit  Ostern  1894,  Nachfolger  seines 
Vaters  Dr.  Alexander  Beheim-SchwarzbcKh. 

9  Proffvmnasialklassen ,  7  Realprogymnasialklassen  (2  Sekunden  und  5  Tertien) 
4  Realschulklassen  (2  Quarten,  ie  eine  Quinta  und  Sexta);  12  wissenschaftliche 
Lehrer  einschl.  des  Direktors,  4  Elementar-  und  technische  Lehrer,  8  wissenschaftliche 
Hilfslehrer,  Erzieher  und  Inspektoren,  2  Geistliche.  Turnhalle  und  Spielplatz  sind 
vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  7000  Bände  und  einige  Handschriften  Blikhers. 
Schulgeld  120  Mk.  Die  Stadt  und  der  Kreis  Filehne  haben  je  zwei  Freistellen.  Die 
Lehrer  sind  seit  dem  1.  Januar  1896  bei  dem  deutschen  Privatbeamtenverein  in  der  Weise 
versichert,  dals  sie  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  eine  Pension  erhalten.  Am  1.  Januar 
1901  wurde  eine  Witwenkasse  begründet  Über  die  Geschichte  der  Anstalt  vd.  die 
vom  Direktor  aus  Anlab  des  50jähri^en  Jubiläums  verfa&te  Festschrift :  .Gedenkblätter 
aus  den  Jahren  1850—1900,  Pädagogium  Ostrau,  den  13.  Dezember  1900.^ 


Provinz  Schlesien. 

(8  Regierungsbezirke.    40819,19  qkm.    4  668857  Einwohner.) 

Im  Jahre  1873  hatte  die  Provinz  49  höhere  Schulen.  Von  diesen  sind 
3  ausgeschieden,  nämlich  die  höhere  Bürgerschule  zu  Guhrau  0,  die  Waisen- 
hausschule zu  Bunzlau  und  das  Bealgymnasium  zu  Görlitz.  Das  letztere 
war  1883 — 99  mit  dem  in  derselben  Stadt  befindlichen  Gymnasium  unter 
einer  Direktion  vereinigt. 

Neu  hinzugekommen  sind :  das  König  Wilhelms-Gymnasium  zu  Breslau, 
das  in  der  Entwickelung  begriffene  Gymnasium  zu  Myslowitz,  die  Pro- 
gymnasien zu  Frankenstein  und  Zaborze  (letzteres  noch  in  der  Entwickelung 
begriffen),  das  Realprogymnasium  zu  Ratibor,  die  Oberrealschulen  zu 
Breslau  und  Gleiwitz  —  beide  aus  Gewerbeschulen  entstanden'),  ^^^  ^^^ 
Aufsichtsbereiche  des  Handelsministers  angehörten  —  und  die  in  der  Ent- 
wickelung begriffene  Oberrealschule  in  Kattowitz,  2  Realschulen  in  Breslau, 
die  Realschulen  in  Freiburg,  Görlitz  (mit  Realgymnasium  nach  dem  Frank- 
furter System),  Liegnitz,  sowie  die  in  der  Entwickelung  begriffene  Real- 
schule in  Beuthen.  Mit  den  beiden  letzteren  sind  daher  gegenwärtig 
61  öffentliche  höhere  Schulen  vorhanden.  Die  Übernahme  der  Privatanstalt 
zu  Gosel  auf  die  Stadtgemeinde  und  die  Ausgestaltung  der  an  der  Real- 
schule zu  Görlitz  gebildeten  Realgymnasialklassen  zu  einem  selbständigen 
Realgynmasium  und  somit  die  Vermehrung  jener  Zahl  auf  63  steht  bevor. 

Von  den  älteren  Anstalten  haben  bezüglich  ihrer  Zugehörigkeit  zu  einer 
der  verschiedenen  Schul  gattungen  keine  Änderung  erfahren:  das  St.  Elisabeth- 
Gymnasium,  das  Magdalenen-Gymnasium,  das  St.  Matthias-Gymnasium,  das 
Johannes-Gymnasium  in  Breslau,  die  Gymnasien  zu  Ohlau,  Brieg,  Glatz, 
Öls,  Waidenburg,  Strehlen,  Wohlau,  die  beiden  Gymnasien  zu  Glogau, 
das  Gymnasium  und  die  Ritterakademie  in  Liegnitz,  die  Gymnasien  in 
Hirschberg  y  Jauer,  Lauban,  Sagan,  Kattowitz,  Beuthen  O.-S.,  Gleiwitz, 
Patschkau,  Kreuzburg,  Leobschütz,  Neifse,  Neustadt  O.-S.,  Oppeln,  Plefs, 
Ratibor,  (jrr.-Strehlitz ,  das  Realgymnasium  am  Zwinger  und  die  evan- 
gelische Realschule  I  in  Breslau,  die  Realgymnasien  zu  Reichenbach,  Grün- 
berg, Landeshut,  Neifsje  und  Tarnowitz. 

Am  Friedrichs-Gymnasium  zu  Breslau  ist  mit  der  Angliederung  einer 
Klassenreihe  begonnen  worden,  in  der  nach  dem  Frankfurter  Lehrplan 
unterrichtet  wird ;  das  Realgymnasium  zum  Heiligen  Geist  ist  in  der  Um- 

^)  Die  Anstalt  war  nur  schwach  besucht,  und  ihre  Erhaltung  legte  der  Stadt- 
Gemeinde  so  schwere  Opfer  auf,  dafe  sie  nicht  im  stände  war,  dem  Mittels chulwesen  die 
im  Hinblick  auf  die  örtlichen  Verhältnisse  erwünschte  Förderung  angedeihen  zu  lassen. 
Die  Auflösung  erfolgte  in  der  Weise,  dafe  Ostern  1888  die  VI  und  bis  Ostern  1884  die 
übrigen  Klassen  geschlossen  wurden. 

')  Auch  die  ehemaliee  Gewerbeschule  in  Brieg  wurde  in  eine  Oberrealschule  um- 
gewandelt, diese  ist  jedodi  wegen  geringer  Schülerzahl  Ostern  1^36  aufgelöst  worden. 
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Wandlung  in  eine  aus  einem  Gymnasium  und  einem  Bealgymnasium  be- 
stehende „Beformanstalt^  mit  gemeinsamem,  bis  0  III  reichendem,  bis  IV 
lateinlosem  Unterbau  begriffen.  Das  Realgymnasium  zu  Sprottau  ist  in  ein 
Realprogymnasium  und  später  in  ein  Progymnasium  mit  Ersatzunterricht 
umgewandelt,  das  Progymnasium  in  Königshütte  zu  einem  Gymnasium 
erweitert  worden;  diesem  letzteren  sind  neuerdings  Realklassen  angegliedert 
worden.  Die  lateintreibende  höhere  Bürgerschule  in  Striegau  ist  in  ein 
Progymnasium  mit  Ersatzunterricht,  die  Schule  gleicher  Art  zu  Löwenberg 
in  eine  Realschule  umgewandelt  und  am  Gymnasium  zu  Schweidnitz  Ersatz- 
unterricht eingerichtet  worden.  Am  Gymnasium  zu  Bunzlau  sind  die  Beal- 
klassen  aufgehoben  worden,  die  Schule  steht  seit  1886  unter  der  Leitung 
des  Direktors  der  dortigen  Königlichen  Waisen-  und  Schulanstalt. 

Zur  Zeit  sind  demnach  vorhanden:  38  Gymnasien  (darunter  1  mit 
„Beformklassen" ,  1  in  der  Entwickelung  begriffenes  und  1  mit  einer  in 
der  Entwickelung  begriffenen  Bealschule),  4  Progymnasien  (darunter  2  in 
der  Enwickelung  begriffene,  2  mit  Ersatzunterricht),  7  Bealgymnasien 
(darunter  1  in  der  Entwickelung  zu  einer  „Beformschule''  begriffenes), 
1  Bealprogymnasium,  3  Oberrealschulen  (darunter  1  in  der  Entwickelung 
begriffene)  und  8  Bealschulen  (darunter  1  in  der  Entwickelung  begriffene). 

An  13  Anstalten  des  Begierungsbezirks  Breslau  und  an  3  des  Be- 
gierungsbezirks Liegnitz  bestehen  Vorschulen,  die  mit  der  Hauptanstalt 
organisch  verbunden  sind.  Aufserdem  sind  in  diesen  beiden  Bezirken  noch 
5  selbständige,  zur  Vorbereitung  für  die  Hauptanstalt  bestimmte,  aber  im 
übrigen  von  dieser  unabhängige  Vorschulen  vorhanden.  Von  den  Anstalten 
des  Begierungsbezirks  Oppeln  ist  nur  eine  mit  einer  Vorschule  verbunden. 
Eingegangen  sind  die  Voi*schulen  am  St.  Matthias-Gymnasium  zu  Breslau, 
an  den  Gymnasien  zu  Bunzlau,  Wohlau,  Kattowitz,  Königshütte,  am  Beal- 
gjrmnasium  zu  Grünberg,  an  den  Bealschulen  zu  Freiburg  und  Löwenberg, 
sowie  die  Privatvorschulen  am  evangelischen  Gymnasium  zu  Glogau  und 
am  Gymnasium  zu  Batibor.  An  den  Gymnasien  zu  Ohlau  und  Waidenburg 
ist  der  organische  Zusammenhang  der  Vorschule  mit  der  Hauptanstalt  gelöst 
worden,  am  Gymnasium  zu  Jauer  an  die  Stelle  der  aufgelösten  Vorschule 
eine  private  Vorbereitungsanstalt  getreten. 

Verstaatlicht  wurden  das  früher  unter  dem  Patronat  des  Presbyteriums 
der  Hofkirche  stehende  Friedrichs-Gymnasium  zu  Breslau,  das  früher  unter 
dem  gemeinsamen  Patronate  des  Thronlehns  und  der  Stadt  stehende  Gjm- 
nasum  zu  Öls  und  das  ehemals  standesherrliche  Gymnasium  zu  Plefs,  die 
Ritterakademie  zu  Liegnitz,  sowie  folgende  bisher  von  Stadtgemeinden 
unterhaltenen  Anstalten :  die  Gymnasien  zu  Strehlen,  Wohlau,  Jauer,  Lauban,. 
Beuthen  O.-S.,  Königshütte,  Kreuzburg,  Neustadt  O.-S.,  Gr.-Strehlitz ,  das 
Realgymnasium  zu  Tarnowitz  und  das  Gymnasium  zu  Bunzlau.  Die 
früher  vom  Staate  und  der  Stadt  gemeinsam  unterhaltene  Oberrealschule 
zu  Breslau  ist  ganz  von  der  Stadtgemeinde  übernommen  worden. 

Von  den  Ende  1901  vorhandenen  61  höheren  Schulen  werden  31  von 
Städten,  1  vom  Staate  und  von  der  Stadtgemeinde  gemeinsam,  die  übrigen 
29  ausschliefslich  vom  Staate  unterhalten.  Die  Verstaatlichung  des  Gym- 
nasiums zu  Patschkau  steht  bevor. 

In  Breslau  und  in  Görlitz  ist  für  die  von  der  Stadt  unterhaltenen 
höheren  Schulen  eine  gemeinsame  Verwaltungsbehörde  bestellt  worden. 
In  Liegnitz  und  in  Batibor  werden  die  äufseren  Angelegenheiten  der 
städtischen  höheren  Schulen  von  der  Schuldeputation  mitbearbeitet.  Für 
die  Mehrzahl  der  übrigen  städtischen  Anstalten  sind  besondere  Kuratorien 
eingesetzt,  denen  auch  der  Direktor  als  Mitglied  angehört. 
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Staatliche  Eonvikte  bezw.  Alumnate  bestehen  an  dem  Gymnasium  zu 
Glatz,  der  Waisen-  und  Schulanstalt  (Gymnasium)  zu  Bunzlau  und  der 
Ritterakademie  zu  Liegnitz;  die  mit  dem  Gymnasium  zu  Neifse  und  dem 
Matthias  -  Gymnasium  zu  Breslau  verbundenen  Eonvikte  sind  aufgehoben 
worden,  an  ihre  Stelle  sind  bischöfliche  Enabenseminare  getreten.  Anstalten 
der  letzteren  Art  bestehen  aufserdem  in  Glogau  und  Beuthen,  in  Gleiwitz 
ist  eine  solche  im  Bau  begriffen.  Am  Gymnasium  in  Plefs  besteht  ein 
von  einem  Privatverein  unterhaltenes  Alumnat. 

Das  300  jährige  Jubelfest  feierten  die  Gymnasien  zu  Öls  (1894)  und 
Glatz  (1897),  das  250  jährige  das  Magdalenen-Gymnasium  zu  Breslau  (1893) 
und  das  katholische  Gymnasium  zu  Glogau  (1876),  das  50jährige  das  Gym- 
nasium zu  Sagan  (1896),  die  Realgymnasien  am  Zwinger  (1886)  und  zum 
Heiligen  Geist  (1899)  in  Breslau,  sowie  die  Realgymnasien  zu  Neifse  (1882) 
und  Landeshut  (1886). 

Neue  Schulgebäude  sind  für  die  Gymnasien  zu  Ohlau,  Eönigshütte, 
Eattowitz,  Ereuzburg,  Neustadt  O.-S.,  Plefs,  Waidenburg,  Strehlen,  Wohlau, 
das  Friedrichs-Gymnasium  zu  Breslau  und  das  Progymnasium  zu  Striegau 
hergestellt  worden.  Für  das  Elisabeth-Gymnasium  in  Breslau,  die  (Gym- 
nasien in  Leobschütz,  Öls  und  Myslowitz,  das  Progymnasium  in  Zaborze  und 
die  Realschule  in  Beuthen  sind  Neubauten  in  Angriff  genommen  worden. 

Die  Mehrzahl  der  Anstalten  besitzt  eigene  Turnplätze  und  Turnhallen ; 
soweit  solche  nicht  vorhanden  sind,  werden  für  den  Turnunterricht  die 
Einrichtungen  benachbarter  Schulen  benutzt,  so  dafs  überall  jener  Unter- 
richt während  des  ganzen  Jahres  erteilt  werden  kann.  An  der  Ritter- 
akademie zu  Liegnitz  wird  den  Alumnen  auch  Unterricht  im  Reiten  und 
Fechten  erteilt. 

Reichhaltige  und  wertvolle  Bibliotheken  besitzen  das  Friedrichs-  und 
das  St.  Matthias-Gymnasium  in  Breslau,  die  Gymnasien  zu  Neifse,  Gleiwitz 
und  Oppeln.  Das  Gymnasium  zu  Schweidnitz  besitzt  eine  wertvolle 
Mineraliensammlung.  Wegen  ihrer  Stiftungen  sind  die  Gymnasien  St.  Elisa- 
beth und  St.  Matthias,  sowie  das  Gymnasium  und  Realgymnasium  zum 
Heiligen  Geist  und  das  Friedrichs-Gymnasium  in  Breslau,  die  Gymnasien 
zu  Glatz,  Jauer,  Hirschberg,  Sagan,  Brieg,  Öls,  Glogau,  (Jörlitz,  Liegnitz, 
Gleiwitz,  Neifse,  Neustadt  O.-S.,  Ratibor,  die  Waisen-  und  Schulanstalt 
zu  Bunzlau  und  das  Realgymnasium  zu  Landeshut  hervorzuheben.  Eine 
besondere  Pflege  ist  in  der  Provinz  Schlesien,  namentlich  an  katholischen 
Anstalten,  den  Schüler-Erankenkassen  zu  teil  geworden.  Eassen  dieser 
Art  bestehen  am  St.  Matthias-Gymnasium  in  Breslau,  am  katholischen 
Gymnasium  in  Glogau,  an  den  Gymnasien  zu  Sagan,  Gleiwitz,  Leobschütz, 
Neifse,  Beuthen  und  Ratibor. 

Bei  den  nicht  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  ist  die  Fürsorge 
für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  in  derselben  Weise  wie  für  diejenigen 
der  unmittelbaren  Staatsbeamten  und  zwar  teils  durch  Anstaltsstatut,  teils 
durch  Übernahme  auf  die  Gemeindekasse,  teils  durch  Anschlufs  an  die 
vom  Provinzialverbande  eingerichtete  Fürsorge  geregelt.  Soweit  sie  in 
der  letzten  Form  bewirkt  ist,  werden  die  Beiträge  von  den  Städten  ge- 
leistet. An  mehreren  Schulen  sind  Stiftungen  zur  Unterstützung  von  Witwen 
und  Waisen  der  Lehrer  vorhanden.  Eine  besondere  private  Lehrer- Witwen- 
und  Waisenkasse  besteht  am  Gynmasium  zu  Hirschberg;  in  Schweidnitz 
besteht  eine  Easse  dieser  Art  „für  die  Lehrer  der  lateinischen  und  der 
deutschen  Schule". 

In  Breslau,  Görlitz  und  Striegau  wird  an  den  städtischen  Schulen 
für  auswärtige  Schüler  höheres  Schulgeld  erhoben. 
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Die  letzte  (12.)  Direktorenversammlung  hat  im  Jahre  1901  statt- 
gefunden *). 

Die  Ferien  sind  in  der  Regel  so  geordnet  worden,  dars  sie  im  Sommer 
nahezu  5  Wochen,  im  Herbst  etwas  über  eine  Woche,  zu  Pfingsten  5  bis 
6  Tage,  zu  Weihnachten  und  zu  Ostern  etwa  je  14  Tage  betrugen  *). 

Die  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  wurden  bei  dem  Provinzial- 
^ulkollegium  früher  von  den  Provinzialschulräten  Dr.  Dillenburger 
(bis  1882),  Dr.  Sommerbrodt  (bis  1887),  Dr.  Tsch ackert  (1883-95), 
Hoppe  (1889—97),  Dr.  Leimbach  (1894—1900),  Dr.  Mein  er  tz  (1895 
bis  1897,  jetzt  Geh.  Ober-Reg.-  und  vortragender  Rat  im  Unterrichts- 
ministerium), Dr.  Kammer  (1894—99)  und  werden  jetzt  von  den  Pro- 
vinzialschulräten Dr.  Nieberding  (seit  1894),  Thalheim  (seit  1900), 
Dr.  Holfeld  (desgl.)  und  Geh.  Regierungsrat  Dr.  Montag  bearbeitet. 

Für  die  Unterhaltung  der  katholischen  höheren  Schulen  Schlesiens  ist  der 
schlesische  katholische  Hauptschulfonds  von  Bedeutung.  Über  seine  Ent- 
stehung ist  folgendes  zu  bemerken.  Die  katholischen  Gynmasien  Schlesiens 
standen  bis  zur  Aufhebung  des  Jesuitenordens  gröfstenteils  unter  dessen  Auf- 
sicht und  Verwaltung.  Nachdem  König  Friedrich  II.  das  päpstliche  Breve, 
das  die  Aufhebung  des  Ordens  aussprach,  veröffentlicht  hatte,  ordnete  er 
an  (26.  August  1776),  dafs  die  vormaligen  Ordensglieder,  die  sich  nach  wie 
vor  dem  Unterricht  der  Jugend  hauptsächlich  zu  widmen  hätten,  in  einem 
Corps  unter  dem  Namen  der  „Piiester  des  Königlichen  Schulinstituts  ver- 
einigt bleiben"* ,  dafs  dem  Institut  „der  ungestörte  Besitz  der  dem  vor- 
maligen Orden  zugehörigen  Güter"  aus  Allerhöchsten  Gnaden  konfirmiert 
werden  solle.  Im  Jahre  1787  wurden  die  Landgüter  des  vormaligen 
Jesuitenordens  zum  gröfsten  Teile  verkauft;  die  Verwaltung  der  so  ge- 
wonnenen und  der  sonst  noch  vorhandenen  Kapitalien  wurde  der  Kammer 
in  Breslau  übertragen.  Durch  Königlichen  Erlafs  vom  26.  Juli  1800  wurde 
das  Institut  aufgelöst  und  das  Miteigentum  seiner  Mitglieder  an  dessen 
Gesamtvermögen  aufgehoben.  Zugleich  wurde  aber  ausdrücklich  bestimmt, 
dafs  das  Vermögen  des  Instituts  „auf  ewige  Zeiten  zum  römisch-katholischen 
sehlesischen  Schulfonds  gewidmet''  werde. 

Die  Einkünfte  dieses  Fonds  wurden  anfangs  zur  Unterhaltung  der 
Universität  Breslau  und  der  katholischen  schlesischen  Gymnasien  ver- 
wendet.   Durch  Kabinettsordre  vom  3.  August  1811  wurde  jedoch  der  an 


^)  Beratungsgegenstände  waren: 

1.  Wie  ist  die  Yon  den  neuen  Lehrpl&nen  verlangte  nähere  Verbindung  der  Prosa- 
lektüre mit  der  Geschichte  in  den  einzelnen  Klassen  herzustellen? 

2.  Wie  sind  an  den  höheren  Lehranstalten  nach  Umfans  und  Inhalt  die  Sprech- 
übungen im  Französischen  einzurichten,  ohne  dals  der  wissenschaftliche 
Charakter  des  Unterrichtes  gefährdet  wird? 

3.  Zahl  und  Einrichtung  der  Schulzeugnisse. 

4.  Über  den  Wegfall  des  Nachmittagsunterrichtes. 

Die  Fragen  unter  1  und  2  waren  zur  schriftlichen,  die  unter  3  und  4  zur  münd- 
lichen Berichterstattung  bestimmt. 

*)  Ferienordnung  im  Schu^ahr  1900/01: 


Ostern      .    . 
Pfingsten 
Sommer   .    . 
Herbst     .    . 
Weihnachten 


Schulschluls 


Donnerstag,  28.  März 
Freitag,  24.  Mai 
Donnerstag,  4.  Juli 
Dienstag,  1.  Oktober 
Donnerstag,  19.  Dezember 


Schulbeginn 


Freitag,  12.  April 
Freitag,  31.  Mai 
Donnerstag,  8.  August 
Freitag,  11.  Oktober 
Freitag,  3.  Januar 
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die  Universität  gezahlte  Betrag  von  den  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Fonds  abgesetzt  und  auf  den  allgemeinen  Staatsfonds  zur  unmittelbaren 
Leistung  an  dieUniversitAtskasse  angewiesen.  Seitdem  dient  der  Schulfonds, 
dessen  Verwaltung  von  der  Schulendeputation  der  Regierung  zu  Breslau 
später  auf  das  Provinzialschulkollegium  übergegangen  ist,  fast  ausschliefslich 
zur  Unterstützung  der  unten  näher  bezeichneten  katholischen  Gymnasien. 

Die  Einnahmen  des  Fonds  betragen  jährlich  139000  Mk.  Von  diesen 
werden  verwendet:  1)  Zu  Zuschüssen  an  Gymnasien  103375,40  Mk.,  und 
zwar  an  das  Matthias-Gymnasien  zu  Breslau  11422,80  Mk.,  an  das  Gym- 
nasium zu  Glatz  12  905  Mk. ,  Gleiwitz  10  500  Mk. ,  Glogau  23  270  Mk., 
Leobschütz  3000  Mk.,  Neifse  12273  Mk.,  Oppeln  13266,60  Mk.  Sagan 
16738  Mk.  2)  Zur  baulichen  Unterhaltung  der  vorgenannten  Anstalten 
(ausschlierslich  Leobschütz)  19350  Mk.  3)  Zu  Stipendien  für  katholische 
Schüler  4168,50  Mk.»). 

Aus  der  katholischen  Rate  des  Neuzeller  Fonds  (vergL  über  diesen 
S.  198)  erhält  das  Gymnasium  zu  Beuthen  einen  Zuschufs  von  4500  Mk. 

In  der  Provinz  Schlesien  befinden  sich  drei  unter  der  Aufsicht  dea 
Provinzialschulkollegiums  stehende  höhere  Privatschulen,  nämlich  die  Pro- 
gymnasial-Privatanstalt  Cosel  (vgl.  oben  S.  310),  das  Pädagogium  zu  Miesky 
und  die  Realschule  zu  Gnadenfrei;  die  beiden  letzteren  Anstalten  werden 
von  der  Brüdergemeinde  unterhalten  und  sind  zugleich  Erziehungsanstalten. 

In  Breslau  besteht  schon  seit  1813  ein  pädagogisches  Seminar  für  ge- 
lehrte Schulen.  Nach  der  revidierten  Instruktion  vom  11.  April  1863  ■) 
sollte  dasselbe  6  ordentliche  Mitglieder,  3  katholische  und  3  evangelische, 
haben.  Die  Leitung  sollte  von  den  beiden  Provinzialschulräten  geführt 
werden,  und  zwar  in  der  Weise,  dafs  jeder  derselben  abwechselnd  für  zwei 
Jahre  das  Amt  des  ersten  Direktors,  im  übrigen  die  besondere  Unterweisung 
der  seinem  Religionsbekenntnisse  angehörigen  Mitglieder  übernimmt.  In 
dem  am  16.  Juli  1895  genehmigten  neuen  Statut  sind  über  die  Verteilung 
der  Zahl  der  Kandidaten  unter  die  beiden  Religionsbekenntnisse  keine 
zwingenden  Bestimmungen  getrofifen;  es  ist  nur  festgesetzt  worden,  dafs 
bei  der  Auswahl  die  beiden  christlichen  Bekenntnisse  gleichmäfsig  zu 
berücksichtigen  sind.  Die  Leitung  soll  in  den  Händen  zweier  der  mit 
der  Bearbeitung  der  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  betrauten 
technischen  Rflte  des  Provinzialschulkollegiums  liegen.  Einer  derselben 
übernimmt,  Jahr  um  Jahr  abwechselnd,  die  Leitung  der  wöchentlichen 
Sitzungen,  erstattet  dem  Minister  den  Jahresbericht  und  legt  über  die  An- 
schaifungen  für  die,.  Bibliothek  Rechnung.  Die  Beteiligung  des  zweiten 
Direktors  an  den  Übungen  des  Seminars  u.  s.  w.  bleibt  der  besonderen 
Vereinbarung  überlassen.  Der  erste  Direktor  hält  bei  Beginn  des  Schuljahres 
mit  den  Direktoren  derjenigen  Schulen,  denen  Mitglieder  des  Seminars  zur 
praktischen  Ausbildung  überwiesen  werden,  eine  Konferenz,  zu  der  nach 
Bedürfnis  auch  die  bei  der  Anleitung  der  Kandidaten  beteiligten  Ober- 
lehrer zugezogen  werden  können.  In  dieser  Konferenz  wird  über  den  An- 
teil der  Einzelnen  bei  der  praktischen  Anleitung  das  Erforderliche  fest- 
gestellt. Die  Aufnahme  der  Kandidaten  erfolgt  nur  zu  Ostern  und  auf 
ein  Jahr;  jedes  Mitglied  erhält  ein  Jahresstipendium  von  600  Mk. 


^)  Da  der  Fonds  nicht  juristisclie  Persönlichkeit  besitzt,  werden  seine  Einnahmen 
und  Ausgaben  in  den  Staatsnaushaltsetat  eingestellt,  erstere  jedoch  nicht  in  der  vollea 
Höhe,  sondern  nach  Abzuff  einer  vom  Staate  an  den  Fonds  zu  leistenden  Entschädigungs- 
rente von  64296,36  Mk.  Vgl.  über  den  Fonds  auch  die  Aiüagen  zum  Staatshaushalts- 
etat  1898/99,  Bd.  II  S.  385. 

*)  Abgedruckt  bei  Wiese -Kühler,  Verordnungen  und  Gesetze,  Bd.  II,  S.  12. 
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Regiernngsbezirk  Breslau. 

Breslau. 

(Hauptstadt  der  Provinz.    422709  Einwohner.) 

7  Gymnasien  (darunter  1  mit  einem  Realgymnasium  verbundenes),  1  Real- 
gymnasium, 1  Oberrealschule,  3  Realschulen. 

Die  Zahl  der  höheren  Schulen  der  Stadt  ist  seit  1874  um  vier,  da» 
König  Wilhelms-Gymnasium,  die  Oberrealschule  und  2  Realschulen,  vermehrt 
worden.  Die  Oberrealschule  bestand  zwar  als  Gewerbeschule  schon  vor  1874, 
ist  aber  seitdem  aus  dem  Aufsichtsbereiche  des  Handelsministers  in  den  dea 
Unterrichtsministers  übergegangen  und  nach  Abtrennung  der  Fachklassen 
ausschliefslich  allgemeinen  Bildungszwecken  dienstbar  gemacht  worden.  Daa 
Realgymnasium  zum  Heiligen  Geist  wird  seit  1895  in  eine  aus  einem  Gym- 
nasium und  einem  Realgymnasium  mit  gemeinsamem,  bis  0  III  reichendem, 
bis  IV  lateinlosem  Unterbau  verwandelt.  Die  3  Realschulen  sind  aus  den 
früheren  Mittelschulen  entstanden.  Der  Lehrplan  dieser  Mittelschulen,  die 
ihrer  ganzen  Anlage  nach  als  höhere  Lehranstalten  zu  betrachten  waren 
und  deshalb  nicht  mit  unseren  heutigen  Mittelschulen  zu  verwechseln  sind, 
ist  in  gewissem  Sinne  für  die  späteren  höheren  Bürgerschulen,  die  heutigen 
Realschulen,  vorbildlich  gewesen  (vgl.  auch  Bd.  III,  S.  84). 

Die  finanziellen  Schwierigkeiten,  mit  denen  das  Friedrichs-Gymnasium 
zu  kämpfen  hatte  und  durch  welche  eine  Zeit  lang  sogar  seine  Existenz 
als  Gymnasium  in  Frage  gestellt  werden  konnte,  haben  durch  die  Über* 
nähme  der  Anstalt  auf  den  Staat  ihre  endgültige  Erledigung  gefunden. 
Neben  dieser  werden,  da  der  Staat  seinen  Anteil  an  dem  Patronat  der  Ober- 
realschule nunmehr  aufgegeben  hat,  nur  noch  das  Matthias- Gymnasium 
und  das  König  Wilhelms-Gymnasium  vom  Staate  unterhalten. 

Die  Besoldungen  der  wissenschaftlichen  Lehrer  an  den  von  der  Stadt 
unterhaltenen  höheren  Schulen  sind  nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat 
(feste  Zulagen  nach  §  2)  geregelt.  Nur  das  Gehalt  der  Direktoren  ist 
etwas  höher  bemessen;  es  steigt  an  Vollanstalten  von  6000  bis  7G00  Mk., 
an  den  Realschulen  von  5200  bis  7200  Mk.  Die  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen ist  von  der  Stadtgemeinde  durch  ein  Statut  in  derselben  Weise 
geregelt  worden,  wie  dies  für  die  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staats- 
beamten geschehen  ist. 

Für  die  äufsere  Verwaltung  der  sämtlichen  städtischen  höheren 
Schulen  ist  jetzt,  unter  Aufhebung  der  bisherigen  besonderen  Kuratorien, 
durch  Ortsstatut  vom  16.  Oktober  1899  eine  Gymnasialdeputation  gebildet 
worden,  als  deren  Organ  für  jede  einzelne  Schule  ein  Kurator  bestellt 
wird.    (Das  Statut  ist  im  Anhange,  Beilage  IX,  abgedruckt.) 

Das  Schulgeld  beträgt  an  den  städtischen  Gymnasien  und  Real- 
gymnasien 120  Mk.  für  einheimische,  150  Mk.  für  auswärtige  Schüler,  in 
der  Vorschule  99  bezw.  135  Mk.,  in  den  Realschulen  90  bezw.  120  Mk., 
in  deren  Vorschulen  72  bezw.  96  Mk. 

Ma«rdaleneii-Oymna«ium  (I,  167.    II,  174.    111,  183). 

Ehrhardt,  Presbyterologie  I,  S.  104 flf.  —  Schönhorn,  Progr.  von  1843,  44,  48,  55,  57.  — 
Dr.  Ferdinand  Meister,  Znr  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  St.  Maria  Magdalena.  Sonder- 
abdmck  ans  der  Festschrift  zur  250jährigen  Jubelfeier  1893. 

Der  Rat  der  Stadt  gründete  1266  mit  Erlaubnis  des  päpstlichen  Legaten  Kardinal 
Guido  bei  der  Kirche  zu  St  Maria  Magdalena  eine  lateinische  Schule.    Das  Patronat 
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wurde  zunächst  vom  Matthias-Stift  ausgeübt,  gine  aber  nach  Einführung  der  Reformation 
(zwischen  1520  und  1525)  auf  den  Rat  der  Stadt  aber.  Am  30.  Apnl  1643  wurde  die 
Schule  ein  Gymnasium ;  von  da  an  hatte  sie  mit  dem  Elisabeth-Gymnasium  gleiche  Lehr- 
einrichtung. Nach  dem  Siebenjährigen  Kriege  wurde  an  der  Schule  die  realistische  Rich- 
tung begünstigt  und  der  Lehrplan  m  mehreren  Punkten  nach  dem  Vorbilde  der  Berliner 
Realschule  gestaltet,  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  aber  wurde  die  Anstalt  wieder  ein 
reines  Gymnasium.  1885—1855  bestanden  neben  den  Klassen  IV — ^11  Realabteilungen  für 
Schüler,  die  nicht  am  griechischen  Unterrichte  teilnahmen.  Der  frühere  Zusammenhang 
mit  der  Magdalenenkirche  ist  jetzt  völlig  gelöst.  Die  Vorschule  besteht  seit  1825.  Am 
30.  April  1893  wurde  das  250jährige  Bestehen  der  Anstalt  als  Gymnasium  gefeiert 

Direktor:  Dr.  Moller  seit  L  Juli  1884,  vorher:  Dr.  Hein^  1870—83.  An  der 
Anstalt  haben  außerdem  u.  a.  gewirkt:  Dr.  /.  Tzachimer  1836—55,  später  Provinzial- 
Rchulrat  in  Berlin,  Dr.  O.  Cauer  1851  —63,  später  Stadtschulrat  in  Berlin. 

16  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  20  Oberlehrer,  2  technische  und  3  Elementar- 
lehrer, alle  evangelisch.  Die  katholischen  Schüler  erhalten  gemeinsam  mit  den  Schülern 
des  Elisabeth -Gymnasiums  Religionsunterricht;  auch  für  aen  Religionsunterricht  der 
jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Für  den  Turnunterricht  wird  die  Halle  einer  andern  städtischen  Schule  mitbenutzt. 
Die  Lehrerbibliothek  umfalst  etwa  8600  Bände. 

Stiftungen:  a)  Stiftung  des  Rentiers  Krause  von  4500  Mk.,  am  7.  August  1855 
gegründet.  Verwendungszweck  wie  bei  der  Stiftung  desselben  am  Elisabeth-Gymnasium 
(vgl.  dort  bei  Stiftungen  unter  c).  b)  Die  Stiftung  des  Gerichtsrats  Lunge.  Am  28.  De- 
zember 1881  gegründet,  zur  Unterstützung  eines  oder  zweier  Abiturienten.  Kapital 
3000  Mk.  c)  Die  Stiftung  des  Geheimen  Kommerzienrats  Morite  Ekhbom.  Am  9.  März 
1895  gegründet,  zu  Prämien  für  einen  Primaner.  Bestand  1000  Mk.  d)  Die  Schönbom- 
Stiftung.  Für  Witwen  und  Waisen  von  Lehrern  (vgl.  Bd.  111,  S.  183).  Bestand  37000  Mk. 
e)  Die  Emil  Caro-Stiftun^.  Am  7.  Mai  1875  gegründet,  zu  Stipendien  für  Abiturienten, 
in  erster  Linie  solche,  die  sich  der  Malerei  oder  der  Bildhauerkunst  widmen,  jährlich 
675  Mk.  f )  Das  Vermächtnis  des  Kommerzienrats  Ernst  Beimann.  Am  3.  September 
1865  gegründet,  für  einen  Abiturienten  (abwechselnd  einen  christlichen  und  einen 
mosaischen),  jährlich  40  Mk.  g)  Stiftung  eines  Ungenannten  vom  27.  März  1870.  Für 
drei  Primaner  und  zwei  Sekundaner,  zu  Geschenken  von  Geld  oder  Büchern,  physika- 
lischen Instrumenten  u.  dgl.,  jährlich  150  Mk.  h)  Desgl.  vom  19.  April  1880.  Zur 
Unterstützung  von  Schülern,  jährlich  30  Mk.  i)  Heinrich  Korn- Stiftung  vom  7.  Dezember 
1877.  Zur  Unterstützung  eines  Lehrers,  einer  Lehrerwitwe  oder  bedürftiger  Schüler, 
jährlich  105  Mk.    k)  Fünf  kleinere  Stiftungen  mit  einem  Jahresbetrage  von  85  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  182811  Mk., 
Zuschufs  der  Stadt  118901  Mk.  Wegen  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde  u.  s.  w.  vgl. 
oben  S.  315.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Gymnasium  zu  St.  Elisabeth  (I,  166.    11,  174.    111,  182). 

Ehrhardt,  Presbvterologie,  Bd.  I,  S.  92  ff.  —  SHeff,  Historia  iubilaeorum  scholasti- 
corum  in  gymnas.  Wratisl.  £lis.,  Breslau  1737.  —  Sammlung  der  Schriften  bei  der 
200jährigen  Jubelfeier  des  Gymnasiums,  Breslau  1762.  —  S.  G,  Beiche,  Geschichte  des 
Gymnasiums  St.  Elisabeth,  Progr.  von  1843.  —  B.  Fickert,  Progr.  zur  Säkularfeier  1862 
und  das  ord.  Progr.  desselben  Jahres.  —  Schmeidler,  Die  evangelische  Pfarrkirche  zu 
St.  Elisabeth,  Breslau  1857.  —  Mart.  Hankii  Vratislavienses  eruditionis  propagatores, 
Vratislav.  1767.  —  Bauche  Aktenstücke  zur  Geschichte  des  Breslauer  Scnulwesens  im 
16.  Jahrhundert,  Progr.  der  Realschule  11  zu  Breslau  1898.  —  Biudkowski^  Die  Stiftungen 
des  Elisabeth-Gymnasiums,  Progr.  1899,  1900,  1901. 

Mit  Erlaubnis  des  Bischofs  Johann  111.  wurde  1293  bei  der  Kirche  zu  St.  Elisabeth 
eine  Schule  errichtet.  Diese  erhob  sich  schon  um  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  Über 
das  Mals  einer  Trivialschule.  Als  nach  der  Reformation  das  Patronat  mit  denjenigen 
der  Magdalenen- Schule  an  den  Magistrat  übergegangen  war,  erhielt  sie  evangelischen 
Charakter.  1562  nahm  sie  den  Namen  Gymnasium  an;  auf  der  obersten  Stufe  war  der 
Unterricht  akademisch  und  besonders  für  Theologen  berechnet.  Durch  Klassenteilungen 
war  wiüirend  der  siebziger  Jahre  des  letzten  Jahrhunderts  die  Zahl  der  aufsteiffenden 
Klassenstufen  allmählich  auf  zwölf  mit  zum  Teil  halbjährigem  Lehrgange  una  Ver- 
setzungen gestiegen.  Die  Lehrpläne  von  1882  nötigten  zu  einer  Abänderung  dieser  Ein- 
richtung in  dem  Sinne ,  dals  überall  bis  einschl.  U  11  Wechselabteilungen  mit  Jahres- 
lehrgang eingerichtet  und  so  die  Klassenzahl  auf  15  erhöht  wurde.  Der  Zusammenhaue 
mit  der  Kirche  zu  St.  Elisabeth  äufsert  sich  nur  noch  darin,  dafs  in  derselben  zweimal 
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im  Jahre  eine  Schulkommunion  stattfindet  Am  90.  September  1884  feierte  der  Prorektor 
Professor  Kambly  sein  50jähriges  Amtsjubiläum.  Seit  dem  Jahre  1845  hat  das  Gym- 
nasium eine  Vorschule.  Grölste  Schülerzahl  (570  und  184  Vorschüler)  im  Jahre  lb86. 
Seit  die  Verlegung  der  Anstalt  beschlossen  worden  ist,  hat  die  Schülerzahl  stark  ab- 
genommen; im  Jahre  1901  betrug  sie  nur  noch  335  und  65  Vorschüler. 

Direktor:  T>t.  Johannes  Paech  seit  Ostern  1881,  vorher:  Rektor  Dr,  Rud,  Fickert 
1845—81.  An  der  Anstalt  wirkten  u.  a.  der  durch  seine  mathematischen  Lehrbücher 
in  weiteren  Kreisen  bekannt  gewordene  Professor  Dr.  L.  Kambly  1836—84  und  Theod. 
Tkcilheim  1873 — 82,  jetzt  Provinzialschulrat  in  Breslau. 

15  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  18  Oberlehrer,  1  etatsmäfsiger  wissenschaft- 
licher Hilfsl.,  2  technische  Lehrer,  3  Vorschull.,  alle  evangelisch.  Die  jüdischen  Schüler 
von  VI  bis  III  erhalten  besonderen  Religionsunterricht;  wegen  des  katholischen  Religions- 
unterrichts vgl.  S.  316  unter  „Magdalenen-Gymnasium". 

Um  bessere  Räume  für  die  Vorschulklassen  zu  gewinnen  und  die  Direktorwohnung 
einheitlich  zu  gestalten,  wurde  1881  die  überhohe  Turnhalle  umgebaut.  1883  wurde 
dem  Seitengebäude  ein  drittes  Stockwerk  aufgesetzt.  Mit  dem  Neubau  auf  den  Teich- 
äckem,  nacn  denen  die  Anstalt  verlegt  werden  soll,  ist  im  Jahre  1901  begonnen  worden. 

Für  Leibesübungen  wird  gemeinsam  mit  anderen  städtischen  Schulen  im  Sommer 
der  Turnplatz  auf  dem  Schiefswerder  und  der  Rennplatz  in  Scheitnig,  im  Winter  die 
Turnhalle  in  der  Neuen  Antonienstra&e  benutzt. 

Die  Lehrerbibliothek  enthält  4327  Werke  in  9862  Bänden,  darunter  Zuwendungen 
aus  den  Nachlässen  des  Direktors  Dr.  Fickert  und  des  Professors  Dr.  Kambly, 

Von  den  zahlreichen  (36)  Stiftungen  werden  hier  nur  die  wichtigsten  aufgeführt: 
a)  Die  Arletius-Stiftung.  Zur  Ausstattung  von  Töchtern  der  acht  ältesten  Lehrer,  für 
deren  Witwen,  für  pensionierte  Lehrer  u.  s.  w.  Bestand  145600  Mk.;  eine  im  Jahre 
1901  sich  verheiratende  „Elisabethanische  Jungfer"  würde  den  Jahreszinsbetraff  von 
5302  Mk.  erhalten,  b)  Stipendienstiftung  des  Rittergutsbesitzers  W.  OelsneTy  jährlich 
219  Mk.  c)  Stiftung  des  Kentiers  Joh.  Fr,  Sam.  Krause,  Zur  Gewährung  von  Frei- 
schule  für  einen  Schüler,  zur  Beschaffung  von  Unterrichtsbedürfnissen  und  zur 
Belohnung  eines  Primaners  für  eine  Rede.  Kapital  4500  Mk.  d)  Die  Kambly- 
Jubiläumsstiftung,  zu  Schülerstipendien,  jährlich  115  Mk.  e)  Die  Ludwig  Kambly- 
Stiftung.  Für  Witwen  und  Waisen  von  Lehrern,  jährlich  210  Mk.  f)  Das  Karl 
Cohnscne  Vermächtnis.  Zur  Anschaffung  naturwissenschaftlicher  Bücher  für  einen 
Schüler,  jährlich  73,50  Mk.  g)  Das  ökonomiastipendium  des  Magistrats.  Als  Ersatz 
für  die  aufgehobene  Stelle  des  oeconorous  scholae  1896  gegründet,  bestehend  in  ganzer 
Freischule  und  jährlich  130  Mk.  h)  Das  Legat  Lemberg  vom  Jahre  1848.  Zu  einem 
Schülerstipendium,  jährlich  265  Mk.  i)  Das  Legat  des  Andreas  SirehliU  vom  Jahre  1723. 
Für  Primaner  als  Belohnung  für  Reden,  54  Mk.  jährlich,  k)  Desselben  Legat  zur 
Beschaffung  mathematischer  Instrumente,  jährlich  49  Mk.  1)  Eine  Reihe  weiterer  Stif- 
tungen des  Joh.  Caspar  Arletius  (s.  oben  unter  a)  im  Gesamtbetrage  von  jährlich  1593  Mk» 
m)  Legat  Löbel  Guttentag.  Für  einen  jüdischen  und  einen  christlichen  Schüler,  jährlich 
120  Mk.  n)  Legat  des  Pastors  J.  G,  Letzner.  Für  einen  armen  Schüler,  1879  gegründet, 
jährlich  108  Mk.  o)  Rektor  Fickert- Jubiläumsstiftung.  Für  unverheiratete  Lehrer- 
töcht^rT'im  Jahre  1882  gegründet  Bestand  6000  Mk.  p)  Legat  des  Kreis^erichtsrats 
Hopf  vom  Jahre  1888.  Für  einen  Studierenden  der  evangelischen  Theologie,  jährlich 
150  Mk.  q)  Der  Arzt  Dr.  David  Grünfeld  hat  im  Jahre  1899  letztwillig  1500  Mk.  dem 
Freischulfonds  überwiesen. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  146965  Mk., 
Zuschufs  der  Stadt  97615  Mk.  Wegen  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde  s.  oben  S.  315. 
Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

St.  Matthia«-Gymna«iiim  (I,  169.    II,  176.    III,  184). 

Beinkens,  Die  Universität  zu  Breslau  vor  der  Vereinigung  der  Frankfurter  Viadrina 
mit  der  Leopoldina,  Breslau  1861.  —  Wissowa^  Beiträge  zur  Geschichte  des  Gvmnasiums, 
Progr.  1843,  45,  61.  —  Hausdorf  Das  Konviktorium  zu  St.  Joseph,  Progr.  1828. 

Die  Schule  hat  ihren  Ursprung  in  einer  von  den  Jesuiten  1638  gegründeten  Stiftung. 
1659  schenkte  Kaiser  Leopold  dem  Orden  die  kaiserliche  Burg  in  Breslau  zur  Errichtung- 
eines  Kollegiums  und  Gjrmnasiums;  letzteres  wurde  am  2.  November  desselben  Jahres 
eröfinet.  Es  vereinigte  mit  den  Vorbereitun^sstufen  die  akademischen  Studien  fast 
aller  theologischen  und  philosophischen  Disciplinen.  Eine  Stiftung  des  Grafen  Thun 
und  eine  jährliche  Unterstützung  aus  der  Kaiserlichen  Kammerkasse  sollten  die  Be- 
streitung der  Bedürfnisse  der  Anstalt  sichern.    1666  wurde  eine  vollständige  theologische 
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Fakultät  errichtet,  und  1702  ging  aus  dem  akademiBchen  Gymnasium  die  Leopoldinische 
Uniyersität  henror.  Beide  blieben  jedoch  bis  1811  in  enger  Verbindung.  In  diesem 
Jahre  f&hrte  die  Verlegung  der  Universität  Frankfurt  nach  Breslau  die  Abtrennung 
4eB  Gymnasiums  herbei;  letzteres  wurde  in  das  durch  Aufhebung  des  Ordens  leer  ge- 
wordene Gebäude  der  Kreuzherren  mit  dem  roten  Stern  verlegt  Die  im  Jahre  l&S 
errichtete  Vorschule  ist  1885  aufgelöst  worden.  Grölste  Schülerzahl  (707)  im  Jahre  1896, 
kleinste  (573)  im  Sommer  1899.  Im  Jahre  1896  mu&te  eine  Beschränkung  der  Aufnahme 
neuer  Schüler  angeordnet  werden.  An  der  Anstalt  wird  wahlfreier  Unterricht  im  Pol- 
nischen erteilt. 

Durch  ein  reiches  Vermächtnis  des  Kanonikus  Gehauer  wurde  bei  der  Eröffnung 
des  Gymnasiums  die  Errichtung  eines  Konviktoriums  für  arme  Schüler  ermöglicht.  Im 
Jahre  1874  wurde  auf  Grund  eines  Allerhöchsten  Erlasses  vom  Unterrichtsminister  seine 
Aufhebung  verfügt  und  bestimmt,  dals  seine  Einkünfte  zu  Stipendien  verwendet  werden 
<vgl.  unten  bei  Stiftungen  unter  m). 

Direktor:  Peter  Jungeis  seit  1.  Oktober  1897,  vorher:  Dr.  Bohert  Nieherdina 
Mai  bis  Juli  1897  (jetzt  Provinzialschulrat  in  Breslau),  Dr.  Joh.  Oberdick  1882—97, 
Dr.  A,  c7.  Beisacker  1868—82,  gestorben  1882  als  Provinzialschulrat  in  Breslau. 

18  Klassen;  22  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  1  Elementarl.,  alle  katholisch.  Der  im 
Jahre  1883  eingerichtete  evangelische  Religionsunterricht  wurde  Michaelis  1898  wegen 
Mangels  von  Teilnehmern  aufgehoben. 

1888  und  1899  wurden  aus  ehemaligen  Dienstwohnungen  neue  Klassenzimmer  ge- 
bildet. Weitere  bauliche  Veränderungen  fanden  in  den  Jahren  1895  und  1896  statt. 
Für  den  Turnunterricht  ist  ein  Raum  des  Klassengebäudes  hergerichtet;  im  Sommer 
wird  bei  günstiger  Witterung  der  Schulhof  zu  Freiübungen,  der  Tumearten  zu  den 
Gerätübungen  benutzt.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  6317  Werke  in  12779  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Vermächtnis  des  Kommerzienrats  JEWtst  ^etmann  von  1867.  Zur 
Unterstützung  eines  Abiturienten.  Bestand  1074  Mk.  b)  Vermächtnis  des  Pfarrers 
Dr.  Hoffmann  von  1856.  Für  einen  Primaner  oder  Sekundaner,  welcher  Theologie 
studieren  will.  Bestand  1174  Mk.  c)  Jubelstiftung.  Aus  Beiträgen  ehemaliger  Schüler 
1861  gegründet,  zur  Unterstützung  von  zwei  bedürftigen  Schülern  der  Prima  oder  der 
Sekunda.  Bestand  3757  Mk.  d)  Vermächtnis  des  Kanonikus  und  Universitätsprofessors 
Dr.  Anton  Jungnitz.  Für  zwei  bedürftige  katholische  Schüler  von  V  oder  lY  ab.  Be- 
stand 3131  Mk.  e)  Vermächtnis  des  Rentiers  JoK  Sam,  Krause.  Verwendungszweck 
wie  bei  der  Stiftung  desselben  am  Elisabeth-Gymnasium,  vffl.  S.  317.  Bestand  m44  Mk. 
f)  Vermächtnis  des  Realschuldirektors  a.  D.  Dr.  Karl  Sonahaus.  Für  einen  für  Mathe- 
matik beanlagten  Schüler.  Bestand  3080  Mk.  g)  Wissowa  -  Stiftung.  Aus  einer 
Schenkung  des  Lehrerkollegiums  zu  Ehren  des  Direktors  Dr.  W.  begründet,  für  einen 
Schüler  der  beiden  oberen  Klassen.  Bestand  1622  Mk.  h)  Schulbücherstiftunff.  Be- 
stand 2056  Mk.  i)  Prämienstiftung  eines  Unbekannten  seit  1820.  Bestand  1516  Mk. 
k)  Die  Ostern  1822  aus  Sammlungen  des  Religionslehrers  Zahn  begründete  Schüler- 
krankenkasse.  Bestand  36730  Mk.  1)  Die  Wissowa- Witwen-  und  Waisenstiftung.  1875 
zum  Andenken  an  den  Direktor  Dr.  W.  aus  Beiträgen  ehemaliger  Schüler  u.  s.  w.  ge- 

f'ündet,  für  bedürftige  Hinterbliebene  von  Lehrern.  Bestand  7738  Mk.  m)  Der  im 
tat  des  schlesischen  katholischen  Hauptschulfonds  ursprünglich  für  das  KoaiulU  aus- 
gesetzte Zuschuls  Tvgl.  oben")  im  Betrage  von  4168,50  Mk.  jährlich  wird  zu  Stipendien 
verwendet.  Aufseraem  bestenen  noch  folgende,  zu  dem  gleicnen  Zwecke  zu  verwendende 
Konviktsstiftungen:  n)  Das  Dispositionskapital  des  Konvikts  von  15684  Mk.  o)  Stiftung 
des  Reffens  Professor  Hausdorf  von  1838.  Bestand  2935  Mk.  p)  Stiftung  des  Augen- 
arztes Dr.  med.  Lindner  von  1840.  Bestand  3487  Mk.  q)  Vermächtnis  des  Joh.  ChriHoph 
V,  Skreischkowskif  seit  1726  bestehend.  In  erster  Linie  für  Verwandte  des  Stifters;  unter 
Verwaltung  des  Kgl.  Amtsgerichts.  Bestand  14 100  Mk.   r)  Einige  kleinere  Vermächtnisse. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  erhalten.  Gesamtansgabe  151220  Mk.,  Zuschuls  des 
Staates  81742  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  und  drei  Oberiehrer  haben 
Dienstwohnung. 

Friedrichs-Oymnasiiim  (I,  168.    II,  176.    III,  183). 

/.  B.  Wunstery  Nachricht  von  der  Friedrichs- Schule,  Progr.  von  1808—13.  — 
J.  G.  Kunisch,  Geschichte  der  Schule,  Progr.  1845.  —  VoUi  Zur  Geschichte  des  Kgl. 
Friedrichs-Gymnasiums,  Progr.  1897. 

Das  Presbyterium  der  evangelisch-reformierten  Gemeinde  zu  Breslau  gründete  im 
Jahre  1765  eine  Realschule,  die  erste  in  Schlesien.  Die  Mittel  zu  ihrer  Erhaltung  gaben 
<)er  Ertrag  von  Kollekten  bei  reformierten  Gemeinden  und  verschiedene  königliche  Zu- 
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Wendungen.  König  Friedrich  IL  gab  durch  Kabinettsordre  vom  23.  Oktober  1776  der 
Anstalt  den  Namen  Schola  Fridericiana  und  bestimmte,  dafe  die  drei  ersten  Lehrer 
den  Titel  Professor  führen.  Die  Leitung  der  Schule  führte  bis  1815  der  jedesmalige 
erste  Geistliche  der  reformierten  Kirche.  Bis  1812  war  mit  der  Schule  ein  Alumnat 
verbunden.  Am  17.  November  1812  trat  dieselbe  unter  dem  Namen  „Friedrichs-Gymnasium" 
in  die  Reihe  der  Gymnasien  ein ;  von  1822  an  bestellte  das  Presbyterium  der  Gemeinde 
eines  seiner  Mitglieder  zum  Kurator.  Ostern  1884  wurde  die  Schule,  die  nur  noch 
durch  Leistung  eines  erheblichen  Staatszuschusses  erhalten  werden  konnte,  vom  Staate 
übernommen.  Ostern  1896  wurde  die  erste  „Reformklasse"  nach  dem  Frankfurter  System 
eröffnet;  seitdem  wird  in  jedem  Jahre  eine  neue  Klasse  dieser  Art  eröffnet  (Ostern  1900  die 
O  III);  daneben  bleiben  die  alten  Gymnasialklassen  unverändert  bestehen.  Das  Michaelis 
1891  an  der  Anstalt  eingerichtete  Seminar  wurde  Michaelis  1898  nach  Königshütte  ver- 
legt. Die  Vorschule  besteht  seit  1844.  Gröfste  Schülerzahl  (407  einschl.  Vorschule)  im 
Jiäre  1885/86,  kleinste  (198)  im  Jahre  1895/96. 

Direktor:  Dr.Feü  seit  Ostern  1900,  vorher:  Dr,  Berth.  VoU  1898—99,  Dr.  Treu 
1888-93,  Dr.  Lange  1860—83. 

9  Klassen  in  der  Gymnasialabteilung,  6  in  der  „Reform abteilung",  8  in  der  Vor- 
schule; 17  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Zeichenl.,  1  Elementarl.  und  2  Vor- 
schullehrer, alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Minderheit 
ist  gesorgt. 

Am  15.  April  1896  siedelte  die  Anstalt  aus  den  alten,  unzulänglichen  Räumen  in 
der  Karlsstrafse  hinter  der  Hofkirche  nach  dem  neuen  Schulhause  in  der  Matthias- 
strafse  117  über.  Die  Stadt  hatte  den  Bauplatz  geschenkt;  die  Baukosten  des  für 
850  Schüler  berechneten  Klassengebäudes,  des  Direktorwohnhauses,  der  Turnhalle  neben 
dem  Turnplatze  u.  s.  w.  waren  auf  497000  Mk.  veranschlagt  worden. 

Die  Lehrerbibliothek  (begründet  1765  durch  den  Direktor  Dan.  Heinricfi  Henwj, 
der  ihr  seine  eigene  Büchersammlung  schenkte)  zählt  etwa  10000  Bände  (4  Inkunabeln) 
und  23  Handschriften. 

Stiftungen:  a)  Keschnersche  Fundation.  Zur  Gewährung  von  Mitteln  für  freie 
Schule  und  Schulbücher,  1787  gegründet.  Bestand  6338  Mk.  b)  Aus  der  Heringschen 
Fundation  (1807)  sind  zur  Gewährung  der  Mittel  zu  freier  Schule  für  vier  Schüler 
jährlich  480  Mk.  verfügbar.  Bestand  24087  Mk.  c)  Kayfelersches  Reformationsstipendium 
(1817),  für  zwei  christliche  Studierende.  Bestand  11341  Mk.  d)  Der  Säkularstipendien- 
fonds  (1865),  zur  Unterstützung  eines  bedürftigen  ehemaligen  Schülers.  Bestand  10705Mk. 
Der  Verwaltungsrat  besteht  aus  dem  Direktor  und  vier  früheren  Schülern,  e)  Einige 
kleinere  Stiftungen. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  130390  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufs  82452  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Oyinnasimii  and  Bealgyinna«iuin  zum  Heiligen  Geist 

(I,  171.    II,  177.    m,  185). 

Michael  Margenhesser,  Geschichte  des  Hospitals  und  der  Schule  zum  Heiligen  Geist 
zu  Breslau,  zum  Andenken  der  600jährigen  Dauer  des  Hospitals  1814.  —  Ernst  Maetschkej 
Vorgeschichte  und  Geschichte  des  Realgymnasiums  zum  Heiligen  Geist,  in  der  Fest- 
schrift 1899.  —  Wilhelm  Bichter,  Anhang  zur  Chronik,  Darstellung  der  gegenwärtigen 
Lehrverfassung  und  Plan  der  weiteren  Ausgestaltung  der  Anstalt  als  Reformschule 
a.  a.  0.  —  tjudwig  SHeff^  Chronologisches  Verzeichnis  der  Direktoren  und  Lehrer 
1849-1899,  a.  a.  0.  —  mmst  MaetscMe,  Frequenztabelle  von  1849—1899,  a   a.  0. 

Die  Schule  wurde  1538  vom  Hospital  zum  Heiligen  Geist  auf  Veranlassung  des  Propstes 
Fram  Hanisch  als  Chorschule  gegründet  und  zunächst  aus  Hospital  mittein  erhalten. 
1823  erhielt  sie  den  Namen  „Bürgerschule  zum  Heiligen  Geist^;  zugleich  wurde  sie  auf 
drei  und  bald  darauf  auf  vier  Klassen  erweitert;  1842  trat  eine  fünfte  Klasse  hinzu. 
1849  wurde  die  Anstalt  mit  Eröffnung  einer  sechsten  Klasse  zu  einer  höheren  Bürger- 
schule erhoben  und  in  einem  neuen  Gebäude  (Kaiserin  Augusta-Platz  1)  untergebracht, 
zu  dem  ein  Bürger  der  Stadt,  Kaufmann  Ciaassen ,  15000  Thaler  beigesteuert  hatte. 
Ostern  1853  wurde  die  Prima  eröffnet,  Ostern  1855  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten, 
und  bei  Erlafe  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  von  1859  wurde  die  Anstalt 
unter  die  Realschulen  erster  Ordnung  aufgenommen.  Ostern  1895  begann  ihre  Um- 
wandlung in  eine  aus  einem  Gymnasium  und  einem  Realgymnasium  bestehende  Doppel- 
anstalt  mit  gemeinsamem,  die  Klassen  VI  bis  0  III  umfassendem  und  bis  IV  aufwärts 
lateinlosem  Unterbau.  Als  solche  wurde  sie  durch  Erlals  des  Unterrichtsministers  vom 
11.  April  1901  anerkannt.  Am  26.  März  1899  feierte  sie  ihr  50jähriges  Bestehen  als 
höhere  Lehranstalt    Mit  ihr  ist  seit  1849  eine  Vorschule  verbunden. 
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Direktor:  Dr.  Wüh.  Bichier  seit  1.  Januar  1895,  vorher:  Dr.  Beimann  1873—94, 
Dr.  Ernst  Höpfner  1868—78,  später  Geheimer  Oberregiemngsrat  und  vortragender  Rat 
im  Unterrichtsministerium,  jetzt  Kurator  der  Universit&t  Göttingen. 

16  Klassen  (nämlich  10  für  den  gemeinsamen  Unterbau,  je  zwei  sich  an  diesen 
anschlieCsenden  U  II  und  0  II  des  Gymnasiums  und  des  Realgymnasiums ,  au/serdem 
noch  als  Reste  des  nach  dem  allgemeinen  Lehrplane  arbeitenden  Realgymnasiums  je 
eine  0  II  und  eine  Prima)  und  3  Yorschulklassen;  18  Oberlehrer,  1  technischer,  8  Vor- 
schullehrer, alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler 
ist  gesorgt 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  als  Turnplatz  dient  der  Schulhof.  Die  Lehrer- 
bibliothek umfalste  Ostern  1899  2061  Werke  in  4492  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Agricola-Stiftung.  Zur  Aufbesserung  der  Lehrergehälter.  Be- 
stand 1200  Mk.  b)  Kellner-Stiftung,  desgl.  Bestand  955  Mk.  c)  Oelsner-Stiftung,  desgl. 
Bestand  1688  Mk.  d)  Säbisch- Stiftung,  desgl.  Bestand  2160  Mk.  e)  v.  Seiler-Stiftung, 
desgl.  7800  Mk.  f)  Schulfe- Stiftung,  desgl.  Bestand  1844  Mk.  g)  Mehrere  kleinere 
Stiftungen  zu  demselben  Zwecke.  Gesamtbetrag  etw^a  6000  Mk.  h)  Friede-Stiftune. 
Zur  Bezahlung  des  Schulgeldes  und  der  Bücher  für  einen  Schüler.  Bestand  1000  Mk. 
i)  Krause-Stiftung,  desgl.  Bestand  4802  Mk.  k)  Heimann-Stiftung.  Bestand  1052  Mk. 
Für  einen  Abiturienten,  der  am  Schlüsse  des  Schu^ahres  eine  Rede  hält.  1)  Stiftung 
des  Pastors  Letzner.  Für  einen  Schüler.  Bestand  2iOO  Mk.  ro)  Stiftung  des  Rektors 
LetzncT^  desgl.  Bestand  3000  Mk.  n)  Jubiläumsstiftung.  Ostern  1899  von  früheren 
Schülern  gegründet,  zur  Unterstützung  von  Schülern.  Bestand  10500  Mk.  o)  Mehrere 
kleine  Stiftungen  zu  Unterstützungen  für  Schüler.    Gesamtkapital  4105  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  168420  Mk., 
Zuschuis  der  Stadt  121960  Mk.  Wegen  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde  u.  s.  w.  vgl. 
oben  S.  315  unter  „Breslau".    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Johannes-Gymnasium  (III,  184). 
Progr.  1874. 

Die  Verhandlungen,  welche  sich  an  die  Beschlufsfassung  der  städtischen  Körper- 
schaften über  die  Gründung  der  Anstalt  knüpften  und  zu  dem  sogenannten  Breslauer 
Schulstreite  geführt  haben,  sind  in  Bd.  III,  S.  17  ff.  geschildert  worden.  Das  Gymnasium 
wurde  am  14.  Oktober  1872  mit  allen  Klassen,  VI  bis  I  (davon  III  und  II  geteilt),  und 
drei  Vorschulklassen  eröffnet  Mit  Genehmigung  des  Ministers  wurde  festgesetzt,  dals 
es  keinen  bestimmten  konfessionellen  Charakter  haben  solle.  Die  Zahl  der  Klassen 
stieg  infolge  der  Teilung  der  Prima  in  U  I  und  0  I  und  der  übrigen  Klassen  in  Wechsel- 
abteilungen bald  auf  16.  Am  23.  Juni  1894  feierte  der  Vorschullehrer  Liewdld  sein 
50iähriges  Amtsjubiläum.  Gröfste  Schülerzahl  (544  ausschl.  122  Vorschüler)  im  Sommer 
1901,  kleinste  (864)  im  Jahre  1895. 

Direktor:  Bernha/rd  Laudien  seit  Ostern  1901,  vorher:  PaulBichter  seit  Michaelis 
1897,  Dr.  C.  F,  W.  Müller  1872-97. 

16  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  18  Oberlehrer,  2  technische  Lehrer,  1  Elementarl., 
3  Vorschull.;  4  Oberlehrer  sind  katholisch,  5  jüdisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch. 
An  der  Anstalt  wird  evangelischer,  katholischer  und  jüdischer  Religionsunterricht  erteilt 

Das  früher  auch  von  anderen  Schulen  benutzte  Klassengebäude  in  der  Paradies- 
strafse  8  mufste  der  wachsenden  Schülerzahl  wegen  bald  ausschlielslich  dem  Gymnasium 
zur  Verfügung  gestellt  werden;  später  wurde  noch  ein  Erweiterungsbau  vorgenommen. 
Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle,  einen  Spielplatz  und  ein  Ruderboot  Die  Lehrer- 
bibliothek zählt  1183  Werke  in  3130  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Stiftung  des  Kommerzienrats  Ledermann  von  1884,  zu  Schüler- 
prämien. Bestand  2775  Mk.  b)  Ehemalige  Schüler  sammelten  aus  Anlafe  des  25jährigen 
Jubiläums  der  Anstalt  850  Mk.  und  stellten  sie  dem  Direktor  zur  Verfügung,  c)  Zwei 
kleinere  Stiftungen  im  Gesamtbetrage  von  203  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  152207  Mk., 
Zuschuis  der  Stadt  85917  Mk.  Wegen  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde  u.  s.  w.  siehe 
oben  S.  315. 

König  Wilhelms-Gymnasinm. 

Die  Anstalt  ist  vom  Staate  gegründet  und  am  13.  April  1885  mit  den  Klassen  VI, 
V,  IV  und  drei  Vorschulklassen  eröffnet  worden.    Von  da  ab  wurde  jährlich  eine  neue 
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Klassenstufe  aufgesetzt.  Am  25.  Aasust  1889  erhielt  die  Schule  die  Militärberechtigung. 
Ostern  1890  wurde  die  Prima  eröfimet  und  am  '26.  März  1892  die  erste  Reifeprüfung 
abgehalten.  Die  wachsende  Schülerzahl  machte  Teilungen  der  Klassen  erforderlich; 
gegenwärtig  sind  nur  0  II  und  U  I  ungeteilt 

Direktor:  Dr.  Friedr.  Herrn,  Eckardt  seit  Ostern  1888;  vorher  war  interimistischer 
Dirigent  Oberlehrer  Theodor  ThaJheini  (jetzt  Provinzialschulrat  in  Breslau). 

16  Klassen  und  3  Yorschulklassen;  19  Oberlehrer,  2  etatsmäfeige  HilfsL,  dVorschulL; 
5  Oberlehrer  und  1  Yorschull ehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  Schuleebäude  (Sonnenstraise  11c)  ist  1883—85  errichtet  worden  und  hat  mit 
Einschluis  der  Nebengebäude  348000  Mk.  gekostet.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  als 
Turnplatz  dient  der  Schulhof.    Die  Lehrerbibliothek  unfafst  803  Werke  in  2006  Bänden. 

Die  Zinsen  von  500  Mk.,  die  von  dem  Vater  eines  Schülers  (er  will  ungenannt 
bleiben)  der  Anstalt  überwiesen  sind,  stehen  dem  Direktor  zur  Unterstützung  von  be- 
dürftigen Schülern  zur  Verfügung. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  133540  Mk.,  Bedürfnis- 
Zuschuß  76672  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  100  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Bealgymnasium  am  Zwinger  (I,  171.    II,  178.    III,  185). 

Dr.  B,  LudwiQy  Die  Vorgeschichte  und  Geschichte  des  Realgymnasiums  am  Zwinger, 
in  der  Jubiläumsfestschrift  von  1886.  —  Progr.  1855,  57,  59,  62,  87. 

Die  Schule  ist  am  1.  November  1817  als  „Bürgerschule  für  die  Jugend  aller  christ- 
lichen Konfessionen  zum  Gedächtnis  der  dritten  Säkularfeier  der  durch  Dr.  Martin  Luther 
bewirkten  Kirchenreformation^  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  worden.  Der  Schulbau, 
zu  welchem  an  jenem  Tase  auf  der  Hummerei  der  Grundstein  gelegt  wurde,  kam  jedoch 
hier  nicht  zu  stände,  sondern  wurde  1823  auf  dem  Zwingerplatz,  gegenüber  dem  Gebäude 
der  Kaufmännischen  Zwingerressource,  in  Angriff  genommen,  Ende  1825  vollendet  und 
zunächst  vom  Elisabeth-Gymnasium,  für  welches  ein  neues  Gebäude  errichtet  wurde,  be- 
nutzt In  der  Zwischenzeit  wurde  der  ursprüngliche  Gedanke  dahin  abgeändert,  dais  eine 
„höhere  Bürgerschule'^  gegründet  werden  sollte;  eine  solche  wurde,  nachdem  für  sie 
unter  dem  9.  April  1836  ein  Statut  errichtet  war,  am  15.  Oktober  1836  in  dem  für  die 
neue  Schule  bestimmten  Gebäude  mit..  215  Schülern  in  den  Klassen  VI  bis  III  eröffnet. 
Ihre  Unterhaltung  wurde  durch  die  Übernahme  auf  die  Stadt,  die  Stiftungen  des  Rats 
J.  G.  Memel  (45000  Mk.),  des  Kaufmanns  C.  F.  Roppan  (39000  Mk.),  des  Stadtrates 
Pollack  {SOOOO  Mk.),  dessen  Bruders  (6000  Mk.),  und  des  Kaufmanns  Ciaassen  (30000  Mk.) 
sichergestellt.  (Gegenwärtig  beträgt  das  Vermögen  der  Anstalt  170100  Mk.)  Bei  Erlaßt 
der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  von  1859  wurde  die  Anstalt  unter  die  Realschulen 
erster  Ordnung  aufgenommen.  Die  im  Jahre  1838  errichtete  Vorschule  war  bereits  1843 
eingegangen;  die  jetzige  ist  Michaelis  1886  eingerichtet  worden  Am  15.  Oktober  1886 
feierte  das  Realgymnasium  sein  50 jähriges  Jubiläum.  Grölste  Schülerzahl  (719)  Ostern 
1859,  kleinste  (412  ausschl.  Vorschule)  Ostern  1896. 

Direktor:  Dr.  Bobert  LudtDtg  seit  dem  1.  April  1897,  vorher:  Dr.  Franz  Meffert 
1877—97,  Dr.  Caesar  Alb.  Kletke  1836—77.  Aulserdem  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.: 
Dr.  Theodor  Lindner  1868 — 76,  jetzt  Professor  der  Geschichte  an  der  Universität  Halle. 

15  Klassen  (von  VI  bis  U  II  Wechselabteilunsren)  und  8  Vorschulklassen;  18  Ober- 
lehrer, 2  technische,  4  Elementarl.;  6  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler,  für  letztere 
bis  II  aufwärts,  ist  gesorgt. 

Die  Klassen  VI  und  V  turnen  in  einer  dem  Schulhause  nahegelegenen  Turnhalle, 
die  übrigen  im  Sommer  auf  einem  Vs  Stunde  entfernten  Turnplatze  und  im  Winter  in 
einer  auch  von  anderen  höheren  Schulen  benutzten,  Va  Stunde  entfernten  Turnhalle. 
Außerdem  steht  für  Turnspiele  ein  Platz  im  Südpark  zur  Verfügung. 

Die  Lehrerbibliothek  umfa&te  Ostern  1901  4110  Werke  in  7635  Bänden,  darunter 
Hans  Sachs  Werke,  5  Bd.  Fol.,  Nürnberg  1560,  L.  Eulers  Mechanica,  theoria  motus 
corporum,  Goi^ectura  physica  circa  propagationem  soni  ac  luminis,  Berlin  1750. 

Stiftungen:  a)  Das  Vermächtnis  des  Kommerzienrats  Ernst  Heimann  für  einen 
Abiturienten  (vgl.  die  Stiftung  unter  a)  beim  St.  Matthias-Gymnasium,  S.  SIT),  1867  ge- 
gründet. Bestand  989  Mk.  b)  Die  Prämienstiftung  des  Direktors  Dr.  Kletke,  am  11.  No- 
vember 1866  gegründet.  Bestand  3400  Mk.  c)  Vermächtnis  des  Rentiers  Johann  Samuel 
Krause,   mit  gleichem  Verwendungszwecke  wie   die  Stiftung  unter  c)  beim  Elisabeth* 

Wies«,  Schnlwesen.    lY.  21 
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Gymnasium  (s.  o.  S.  317),  1865  gegründet.  Bestand  4650  Mk.  d)  Ein  im  Jahre  1847 
gegründeter  Legatprämienfonds  zur  Beschaffung  von  Büchern.  Bestand  2925  Mk. 
e)  Die  Promnitzsche  Stiftung.  Zu  Stipendien  für  Studierende,  am  14.  August  1884  ce- 
gründet.  Bestand  8000  Mk.  f)  Die  Juhiläumsstiftung  von  1886.  Zur  Förderung  der 
Interessen  jeweiliger  Schüler,  sowie  auch  ehemaliger  Lehrer  der  Anstalt  und  der  An- 
gehörigen aieser  letzteren.  Bestand  17744  Mk.  g)  Die  Jakoh  OUendorff-Stiftung,  am 
24.  März  1899  gegründet,  1000  Mk.,  und  das  Gustav  Friedebergsche  Vermächtnis,  am 
10.  August  1872  gegründet,  800  Mk.,  beide  für  Schüler,  h)  Die  Walter  Weife-Stiftung. 
Zu  Prämien.    Bestand  500  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  153463  Mk., 
ZuschuCs  der  Stadt  78213  Mk.  Wegen  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde  u.  s.  w.  vgl. 
S.  815  unter  „Breslau*^.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Oberrealschule. 

K  Glatnd,  Geschichte  und  Organisation  der  Königlichen  Fachschule  für  technische 
Chemie  und  Hüttenkunde  zu  Breslau,  Progr,  1898.  —  Frogr.  von  1870—80. 

Die  Schule  ist  als  eine  nach  den  Verordnungen  vom  21.  März  1870  reorganisierte 
Gewerbeschule  gemeinsam  vom  Staate  und  der  Staatgemeinde  gegründet  und  am  22.  Ok- 
tober 1874  eröffnet  worden.  Michaelis  1876  wurde  als  Vorklasse  der  Gewerbeschul- 
klassen die  0  111  einer  Realschule  angegliedert;  die  Errichtung  der  unteren  Klassen 
einer  solchen  folgte  allmählich  nach.  Am  28.  Januar  1877  erhielt  die  Anstalt  das 
Recht,  Zeugnisse  über  die  wissenschaftliche  Befähigung  für  den  einiährig-frei¥rilligen 
Militärdienst,  und  durch  Erlals  des  Handelsministers  vom  12.  Oktober  1877  die  Befugnis, 
Reifezeugnisse  einer  Gewerbeschule  auszustellen.  Im  Jahre  1878  wurde  sie  als  neun- 
stufige höhere  Lehranstalt  ohne  Latein  reorganisiert,  an  die  vier  Fachklassen  (zwei 
bautechnisch-mechanische  und  zwei  chemisch-technische)  für  Schüler  mit  der  Reife  für 
0 II  und  eine  Baugewerkschule  ansegliedert  wurden.  Die  Anerkennung  als  höhere 
Lehranstalt  der  bezeichneten  Art  erfolgte  am  14.  Juni  1879,  und  Michaelis  1880  wurde 
die  erste  Reifeprüfung  abgehalten.  Ostern  1897  wurden  die  Baugewerkschule,  sowie  die 
bautechnischen  Fachklassen,  letztere  als  Maschinenbauschule,  unter  völliger  Aufgabe 
der  chemisch-technischen  Fachklassen  von  der  Oberrealschule  losgelöst  Die  beiden 
ersten  Anstalten  wurden  königlich;  die  letztere  blieb  zunächst  unter  dem  gemeinschaft- 
lichen Patronate  des  Staates  und  der  Stadtgemeinde,  wurde  aber  am  1.  April  1900  ganz 
von  der  letzteren  übernommen. 

Direktor:  Ferdinand  Unruh  seit  Michaelis  1899,  vorher:  Geh.  Regierungsrat 
Dr.  Fiedler  seit  Ostern  1876. 

14  Klassen ;  17  Oberlehrer,  2  Elementarl. ;  2  Oberlehrer  sind  katholisch,  1  jüdisch, 
die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Die  katholischen  Schüler  erhalten  Religionsunterricht 
von  zwei  Domvikaren  (zusammen  15  Stunden  wöchentlich). 

Das  Schulhaus  (Lehmdamm  3)  ist  1879  mit  einem  Kostenaufwande  von  385000  Mk. 
errichtet  worden.  Die  Lehrerbibliothek  umfa&t  (mit  Einschluls  derjenigen  der  Bau- 
gewerkschule)  6000  Bände. 

Stiftungen:  5  Stipendien  zu  je  300  Mk.  aus  der  Künzelschen  Stiftung  zu 
Frankenstein  sind,  sofern  nicht  Verwandte  des  Stifters  von  anderen  Gewerbeschulen  in 
Betracht  kommen,  Schülern  der  Oberrealschule  aus  Frankenstein  bezw.  der  Provinz 
Schlesien  zu  verleihen  (vgl.  unten  S.  331). 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  120553  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  54683  Mk.,  des  Staates  26900  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung. 

ErangeliBche  Realschule  I  (III,  186). 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  Breslau  gegründet  und  am  1.  Mai  1863 
als  evangelische  Mittelschule  eröffnet  worden  (vgl.  hierüber  S.  315  unter  -Breslaa"). 
Ostern  1873  fand  die  erste  Abgangsprüfung  statt,  und  Ostern  1874  wurde  die  Anstalt 
als  lateinlose  höhere  Bürgerschule  anerkannt  Die  drei  untersten  Klassen  der  früheren 
Mittelschule  haben  sich  allmählich  zu  Vorschulklassen  ausgestaltet  Im  Jahre  1893 
feierte  der  Lehrer  JFV.  TT.  Baum  sein  50jähriges  Amtsjubiläum.  Grölkte  Schülerzahl 
(488  und  222  Vorschüler)  im  Jahre  1881,  kleinste  (868  und  177  Vorschüler)  im  Jahre  1887. 

Direktor:  Dr.  Frone  Wiedemann  seit  Ostern  1895,  vorher:  Dr.  Wilhelm  Richter 
1892—95,  Dr.  FriU  Carstädt  1875—91,  Dr.  Theodor  BaOi  1864—75. 
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12  Klassen  und  3  Vorschalklassen:  18  Oberlehrer,  5  technische  und  Elementarl. ; 
1  Oberlehrer  ist  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch.  Die  jüdischen  Schüler 
erhalten  in  zwei  Abteilungen  Religionsunterricht 

Die  Anstalt  ist  mit  der  katholischen  Jlealschule  unter  einem  Dache  vereinigt,  jeder 
Schule  ist  ein  von  dem  anderen  getrennter  Teil  des  1867  mit  einem  Kostenaufwande  von 
806000  Mk.  errichteten  Gebäudes  (Nikolaistadtgraben  20)  überwiesen.  Die  neben  dem 
Schulgrundstücke  liegende  Turnhalle  und  der  Turnplatz  werden  von  drei  anderen  höheren 
Schulen  mitbenutzt    Die  Lehrerbibliothek  enthält  1186  Werke  in  2698  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Das  Stephansche  Legat  Vom  ehemaligen  Steuereinnehmer  Si, 
am  11.  September  1879  zum  Anlkaufe  von  Prämien  gegründet  Bestand  5116  Mk.  b)  Die 
Carstädt-Stiftung.  Von  ehemaligen  Schülern  des  verstorbenen  Rektors  Dr.  C  am  18.  Mai 
1892  gegründet,  zu  Schülerstipendien.  Bestand  1278  Mk.  c)  Die  Schulstiftung.  Durch 
freiwillige  Zuwendungen,  Einnahmen  aus  Vorträgen  u.  s.  w.  am  1.  Mai  1873  entstanden, 
zu  Prämien,  zur  Unterstützung  von  Schülern  und  zu  anderen  Schulzwecken.  Bestand 
1870  Mk. 

Die  Realschule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  105912  Mk., 
Zuschuls  der  Stadt  56782  Mk.  Wegen  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde  u.  s.  w.  s.  oben 
S.  815  unter  „Breslau**.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

SSrangeliBche  Realschule  II. 

Die  Schule  ist  als  evangelische  Mittelschule  von  der  Stadtgemeinde  gegründet 
worden  und  seit  1870  selbständig.  Im  Jahre  1878  wurde  sie  zu  einer  lateinlosen  höheren 
Bürgerschule  ausgebaut  und  am  16.  Oktober  1874  erhielt  sie,  nachdem  sie  als  solche 
anerkannt  war,  die  Militärberechtigung.  Die  drei  unteren  Klassen  der  früheren  Mittel- 
schule bilden  seit  1878  die  Vorschule.  Grölste  Schülerzahl  (492  und  244  Vorschüler) 
im  Schuljahre  1880/81,  kleinste  (312  und  88  Vorschüler)  im  Winter  1897/98. 

Direktor:  August  Bohnemann  seit  22.  Dezember  1897,  vorher:  Dr.  Breittpref^ier 
1891—1897. 

11  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  9  Oberlehrer,  1  Lehrer,  1  Zeichenl.  und 
5  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der 
jüdischen  Schüler  ist  gesorgt 

Das  Schulgebäude  (Vorwerkstralse  86/88)  ist  in  den  Jahren  1876/77  mit  einem 
Kostenaufwande  von  219000  Mk.  errichtet  worden.  Für  den  Turnunterricht  wird  die 
städtische  Lessing -Turnhalle  bereitgestellt    Die  Lehrerbibliothek  umfafst  1088  Werke. 

Der  Rektor  Letgner  aus  Breslau  hat  der  Anstalt  8000  Mk.  zu  einem  Stipendium 
für  einen  Schüler  der  beiden  oberen  Klassen  vermacht 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  100228  Mk., 
Zuschuls  der  Stadt  57728  Mk.  Wegen  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde  u.  s.  w.  s.  oben 
S.  315.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Katholische  Realschule. 

Am  15.  Februar  1866  wurde  von  den  Stadtverordneten  im  Einverständnisse  mit 
dem  Magistrat  beschlossen,  eine  katholische  Mittelschule  zu  errichten.  Die  Eröffnung 
derselben  fand  am  2.  Mai  1868  statt  Der  ursprüngliche  Lehrplan,  der  als  Fremd- 
sprachen Latein  und  Französisch  enthielt,  wurde  Ostern  1871  durch  einen  anderen 
ersetzt,  nach  dem  Französisch  und  Englisch  die  Gegenstände  des  fremdsprachlichen 
Unterrichts  sein  sollten.  Nachdem  Ostern  1875  die  erste  Reifeprüfung  stattgefunden 
hatte,  erhielt  die  Schule  die  Militärberechtigung  und  zugleich  den  Kamen  „höhere 
Bürgerschule".  Die  jetzige  Vorschule  ist  aus  den  drei  unteren  Klassen  der  früheren 
Mittelschule  entstanden. 

Direktor:   Dr.  August  Höhnen  seit  1872,  vorher:  Dr.  Clemens  Volmer. 

9  Klassen  (die  drei  unteren  sind  geteilt)  und  8  Vorschulklassen;  8  Oberlehrer, 
8  technische  und  Elementarl.,  8  VorschulT.,  alle  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht 
der  evangelischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Wegen  des  Schulgebäudes  vgl.  oben  den  Artikel  über  die  evangelische  Realschule  I. 
Der  Turnunterricht  wird  in  einer  städtischen  Turnhalle  und  auf  dem  daneben  befindlichen 
Platze  erteilt    Die  Lehrerbibliothek  umfafst  1995  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  88712  Mk.^ 
Znachufe  der  Stadt  57872  Mk.  Wegen  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde  u.  s.  w.  vgl. 
oben  S.  815. 

21» 
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(Fürstentum  Brieg.    24114  Einwohner.) 

Gymnasium  (1, 174.  11,180.  111,188). 

Weinschenk,  Historisclie  Nachrichten  von  der  Stiftung  und  den  Schicksalen  des 
Kais,  gymnasium  illustre  zu  Brieg,  1764.  —  Ehrharät^  Presbyterologie  des  evangelischen 
Schlesiens,  Liegnitz  1780—89,  Bd.  11,  S.  113—124  und  533.  —  Schmieder,  Ein  Blick  in 
das  Schulleben,  wie  es  vor  hundert  Jahren  war,  Progr.  1832.  —  Matthison,  Momente 
aus  der  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Brieg,  Progr.  1842.  —  Sehöntcälder,  Urkunden 
zur  Geschichte  des  Hedwigstifts  uüd  des  Gymnasiums  zu  Brieg,  Progr.  1848. 

Die  unter  dem  Namen  „Stadtschule'*  durch  Yereiniffung  der  Domschule  und  Stadt- 
pfarrschule  im  Jahre  1529  entstandene  evangelische  Lenranstalt  wurde  auf  Bitten  des 
Kates  der  Stadt  von  Georg  II.,  Herzog  von  Liegnitz  und  Brieg,  im  Jahre  1564  zu  einem 
ffymnasium  illustre  erhoben.  Die  Ausstattung  erfolgte  hauptsächlich  aus  den  Einkünften 
des  lutherischen  Stiftes  zur  heiligen  Hedwig ").  Schon  in  der  ältesten  Zeit  umfa&te  der 
Lehrplan  der  Schule  neben  Elementarunterricht  akademische,  selbst  juristische  Studien. 
Im  Jahre  1791  wurde  die  Anstalt  als  Gymnasium  und  Bürgerschule  eingerichtet  und 
ihr  Lehrplan  aus  Rücksicht  auf  vermeintliche  Anforderungen  des  praktischen  Lebens 
stark  überladen.  In  der  Zeit  von  1811 — 14  wurde  sie  als  Gymnasium  reorganisiert  und 
1814  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten.  Bis  1857  bestand  eine  besondere  Klasse  Ar 
die  vom  Griechischen  befreiten  Schüler.  Größte  Schülerzahl  (400)  im  Jahre  1863» 
kleinste  (167)  im  Februar  1888. 

Direktor:  Dr.  PaeteoU  seit  1.  Oktober  1892,  vorher:  Dr.Badtke  1888—92,  Hoppe 
1882—88  (starb  als  Geheimer  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Breslau),  Dr.  (häu 
mann  1857—82. 

8  Klassen  (0  I  und  U  I  sind  vereinigt);  9  Oberlehrer,  1  etatsmäfeiger  wissenschaft- 
licher Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer,  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der 
katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

In  den  Jahren  1896/97  ist  das  Schulgebäude  mit  einem  Aufwände  von  90000  Mk. 
umgebaut  und  eine  Turnhalle  errichtet  worden  (Kosten  22000  Mk.).  Die  Bibliothek 
umfafst  etwa  13000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Treblin- Stiftung.  Der  im  März  1899  in  Breslau  verstorbene 
Propst  TrMin  und  sein  Bruder,  der  Appellationsgerichtsrat  Tr.,  haben  durch  Vermächtnis 
einen  Stipendienfonds  von  30  (KX)  Mk.  begründet.  In  erster  Linie  sind  Verwandte  des 
Stifters,  dann  Schüler  des  Brieger  Gymnasiums  zu  berücksichtigen,  b)  Die  Jubiläums- 
stiftung, zu  Schülerstipendien,  jährlich  231  Mk.  c)  Die  Schönwälder- Stiftung,  desgl., 
jährlich  67  Mk.  d)  Die  Guttmann- Stiftung,  desgl.,  jähriich  87  Mk.  e)  Die  Schmieder- 
Stiftung.  Zur  Beschaffung  von  Büchern  fUr  bedürftige  Schüler,  jährlich  35  Mk.  f)  Zwei 
kleinere  Stiftungen,  zusammen  jährlich  19  Mk.  g)  Aus  der  Stiftung  des  Herzosrs  Johann 
Christian  (s.  unten  Anm.  2)  werden  jährlich  vier  Stipendien  zu  180  Mk.  una  eins  zu 
150  Mk.  an  Studierende  gezahlt. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  65110  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschuA  22110  Mk.,  Zuschuis  des  Stiftomts  16700  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor 
und  5  Oberlehrer  haben  Dienstwohnung. 


')  Wegen  der  früher  am  Orte  befindlichen  Oberrealschule  vgl.  Anm.  2  auf  S.  310. 

^  Im  Jahre  1371  gründete  Herzog  Ludwig  der  Gerechte  in  Brieg  ein  Domstift,  das 
den  Namen  der  heiligen  Hedwig  führte,  und  stattete  es  mit  Grundbesitz,  Geld  und 
Naturalgefällen  aus.  Als  Herzog  Friedrich  II.  im  Jahre  1524  zur  Reformation  Übertrat» 
zog  er  das  Stift  zu.  seinen  Domänen  ein.  Um  dem  ungerechten  Vorwurfe  entgegen- 
zutreten, dals  der  Übertritt  in  der  Absicht  der  Bereicherung  geschehen  sei,  bestimmte 
der  Nachfolger  Herzog  Friedrichs  IL,  Herzog  Georg  II.,  dals  die  Einkünfte  des  Stifts, 
das  nunmehr  den  Namen  „St.  Hedwigs-Gestin'^  führte,  zum  Unterhalt  der  .fürstlichen 
Schlo&kirchen  samt  der  Schulen^  verwendet  werden.  Eine  Stiftungsurkunae  ist  nicht 
mehr  zu  ermitteln.  In  den  Jahren  1625  und  1626  gründete  Herzoff  Johann  Christian 
eine  neue  Stiftung  aus  Vorsorge  ^für  Kirchen  und  Schulen  unserer  allein  seligmachenden 
Religion  Augsburgrischer  Confession^.  Beide  Stiftungen  wurden  im  Laufe  der  Zeit  unter 
dem  -Stiftsamt  Brieg^  vereinigt  und  stehen  jetzt  unter  der  Verwaltung  des  Provinzial- 
Schulkollegiums  zu  Breslau.  Dem  Stiftsamte  liegen  auiser  der  Unterhaltung  des  Gymnasiums 
noch  zahlreiche  andere  Leistungen  ob,  und  zwar  Gehälter,  Abgeltungsbeträge  für  Ge- 
treidedeputate, Holzgeldentschädigungen  für  Geistliche  und  Lehrer,  gutsherrliche  und 
Patronatsbeiträge  zu  Kirchen-  und  Schulbauten,  Studienunterstützun^en  u.  s.  w.  Das 
Stiftsamt  hat  Rechtspersönlichkeit;  seine  Einnahmen  und  Ausgaben  sind  deshalb  nicht 
in  den  Staatshaushaltsetat  eingestellt  (vgl.  Abschnitt  X,  2). 
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Gymnasiiim  a*  178.  II,  188.  IH,  191). 

LanwTy  Drei  Aktenstücke,  die  Jesuiten  und  ihr  Kollegium  in  Glatz  betr.,  Progr. 
1831.  —  Fischer,  Einige  Nachrichten  über  das  Konviktorium  in  Glatz,  Progr.  1832.  — 
Miülery  Nachrichten  üoer  die  Gründung  und  allmähliche  Ausdehnung  des  Egl.  Gym- 
nasiums in  Glatz,  Progr.  1842.  —  Festschrift  zur  Feier  des  SOOi&hrigen  Jubil&ums  des 
Kgl.  katholischen  Gymnasiums  zu  Glatz  1897.  ~  Patil  Hahnel^  Geschichte  des  Kgl. 
Eonvikts  zu  Glatz,  Progr.  1899. 

Im  Mittelalter  bestanden  in  Glatz  zwei  Lateinschulen.  Die  ältere  befand  sich  bei 
der  Pfarrkirche  £.  Mariae  V.;  sie  verdankt  ihren  Ursprung  der  Kommende  der  Jo- 
hanniter, wird  1310  zum  ersten  Male  erwähnt,  {^ng  vor  1561  an  den  Rat  der  Stadt 
über  und  wurde  1565  in  eine  vierklassige  evangelische  Schule  verwandelt.  Die  jüngere 
wurde  1365  bei  dem  Augustiner-Chorherrenstifte  gegründet  und  ging  1597  mit  dem  Stifte 
an  die  Jesuiten  über.  Diese  eröffneten  ein  sechsklassiges  Kollegium,  das  vom  Kaiser 
Rudolf  II  unter  dem  22.  April  1602  eine  Bestätigunesurkunde  erhielt  und  schon  1613 
mit  der  obersten  Klasse,  der  Rhetorik,  seinen  Abscnlufk  erhielt.  Im  Jahre  1618,  bei 
Beginn  des  Dreifsigjährigen  Krieges,  wurden  die  Jesuiten  vertrieben  und  ihr  KoUenum 
verwüstet.  1623  kehrten  sie  zurück,  und  im  Jahre  1626  wurde  ihnen  durch  kaiserliche 
Kommissarien  die  Kommende  der  Johanniter  mit  der  Pfarrkirche,  den  Schulen  und  dem 
Grundbesitze  übergeben.  Die  evangelische  Schule  war  1622  eingegangen.  Für  das 
wieder  eröffnete  Jesuitenkollegium  wurde  am  11.  April  1656  der  Grundstein  des  noch 
jetzt  bestehenden  Gebäudes  gelegt,  aber  erst  1689  wurde  der  umfangreiche  Bau  voll- 
endet Nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens  im  Jahre  1776  wurde  das  Kollegium 
ein  Königliches  Gymnasium;  die  Unterhaltung  ging  nach  Veräufserung  der  Güter  der 
Jesuiten  im  Jahre  1788  auf  den  Schlesischen  katholischen  Hauptschalfonds  über. 
Im  Mai  1819  wurde  nach  Einführung  eines  Schulgeldes  von  2  bis  8  Thalem  eine  be- 
sondere Gymnasialkassenverwaltung  gegründet  und  aieser  der  erste  Etat  vorgelegt.  Seit 
1832  wird  an  der  Anstalt  evangelischer  Religionsunterricht  erteilt.  Die  im  Jahre  1840 
neben  lY  und  III  eingerichtete  Realklasse  ist  1842  wieder  eingegangen.  Das  alte  Ge- 
bäude des  Jesuitenkoflegiums  wird  vom  Gymnasium  und  der  katholischen  Stadtpfarrei 
gemeinschaftlich  benutzt.  Über  die  Eigentumsverhältnisse  und  die  baulichen  Ver- 
pflichtungen ist  am  31.  Januar  1871  ein  Rezef^  abgeschlossen  worden.  Der  Gymnasial- 
gottesdienst fand  früher  in  der  katholischen  Stadtpfarrkirche  und  findet  seit  den 
vierziger  Jahren  in  dem  SaceUum  des  Gymnasiums  statt  Im  Jahre  1897  wurde  das 
dOOjährige  Jubiläum  der  Anstalt  gefeiert  Gröfste  Schülerzahl  (425)  im  Jahre  1873, 
kleinste  (279)  im  Jahre  1891. 

Mit  dem  Gymnasium  ist  ein  Königliches  Konvikt  verbunden.  Das  Seminar,  das 
die  Jesuiten  neben  dem  ihnen  überwiesenen  Augustinerstifte  im  Jahre  1616  für  ihre 
Zöglinge  eingerichtet  hatten,  wurde  1618  zerstört,  aber  nach  ihrer  Rückkehr  in  einem 
Hause  an  der  Grünen-  und  Judengasse  neu  eingerichtet  Der  Kaiserliche  Rat  MeUinger 
V.  KäUenstein,  der  Weihbischof  Joh.  Balth.  Lisch  v,  Homau^  der  Dechant  Hier.  Keck 
und  der  Kaiserliche  Leibarzt  Kaspar  Jaschke  gaben  dem  Seminar  durch  Überweisung 
von  Gütern  und  Kapitalien  eine  feste  Grundlage.  Das  jetzige  Konviktsgebäude  wurde 
1695  vollendet  Im  Jahre  1787  wurden  die  Güter  des  Seminars  verkauft;  das  Kapital- 
vermögen ging  auf  den  Schlesischen  katholischen  Hauptschulfonds  über,  und  dieser 
leistet  jetzt  an  das  Konvikt  einen  Zuschufs  von  5625  Mk.  Gegenwärtig  werden  12  Funda- 
tisten  und  7  Halbfundatisten  unterhalten;  letztere  zahlen  jährlich  175  Mk.;  Nachkommen 
der  Stifter  sind  bei  der  Besetzung  der  fundierten  Stellen  zu  bevorzugen.    Aufserdem 

fiebt  es  fünf  Privatfundatisten  ^).    In  das  Konvikt  werden  auch  Pensionäre  (zur  Zeit  27, 
*ension  jährlich  350  Mk.)  aufgenommen.    Die  Leitung  führen  der  Religionslehrer  der 
Anstalt  als  Regens  und  ein  Subregens. 

Direktor:  Dr.  Wühetm  SehülU,  seit  1.  April  1897,  vorher:  Dr.  Heifwich  Kanrad 
Stein  1877—96,  Johami  Oberdick  1870—76. 

11  Klassen;  13  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Zeichenl.,  alle  katholisch. 
Wegen  des  evangelischen  Religionsunterrichts  (zusammen  9  Stunden)  s.  oben.  Die  Anstalt 
hat  einen  Turnplatz  mit  Gerätschuppen:  im  Winter  werden  die  Turnübungen  in  drei 
Erdgeschofsräumen  des  Schulgebäuaes  abgehalten. 


^)  Vgl.  über  diese  unten  unter  Stiftungen  B)  und  die  Anmerkung  dazu. 
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Die  Lehrerbibliothek  zählt  8309  Werke  in  9082  Bänden.  Ihre  Grundlage  bildet 
die  Bibliothek  des  ehemaligen  Jesnitenkollegiums;  ergänzt  wurde  sie  zu  Anfang  dieses 
Jahrhunderts  durch  Werke  aus  den  Bibliotheken  der  Minoriten  zu  Glatz  und  der 
Cisterzienser  zu  Heinrichau.  Dieser  ältere  Bestand  umfafst  vorzugsweise  theologische 
und  juristische  Werke,  darunter  auch  Handschriften  und  seltene  Drucke  (vgl.  hierüber 
Schramm  in  dem  Progr.  von  1875). 

Stiftungen:  A)  Für  das  Gymnasium,  a)  Reichsgräflich  Herbersteinsche  Prämien- 
Stiftung  von  1690.  Bestand  2598  Mk.  b)  Stiftung  des  Regens  Alotfs  Bach,  Für  Theo- 
logen. Bestand  10486  Mk.  c)  Stiftung  desselben  für  iunge  Elenker,  die  eine  Preis- 
aufgabe bearbeitet  haben.  Bestand  2262  Mk.  d)  Stipendienstiftung  der  Josepha  KuacheL 
Für  zwei  arme  Schüler.  Bestand  1207  Mk.  e)  Stiftung  des  Assessors  iMcas.  Zur 
Beschafiiing  von  Kleidungsstücken  zur  Weihnachtszeit  für  einen  katholischen  und  einen 
evangelischen  Schüler.  Bestand  1550  Mk.  f)  Eonsistorialrat  Sckeyde-(pirektor  Schober)- 
sche  Stiftung.  Zu  einem  Stipendium  für  Studierende,  vorzugsweise  Söhne  von  Lehrern 
und  Beamten  der  Anstalt.  Bestand  4701  Mk.  g)  Stiftung  des  Professors  Dr.  Stüiramm. 
Zu  Stipendien  fbr  zwei  Schüler.  Bestand  2433  Mk.  h)  Stiftung  des  Sanitätsrats  Dr. 
Chroetgner.  Zur  Beschaffung  von  Kleidern,  Büchern  und  Prämien  für  zwei  Schüler,  in 
erster  Linie  dem  Konvikt  angehörige.  Bestand  8105  Mk.  i)  Geheim  rat  Dr.  Kutsche- 
und  Finsterbuschsche  Stiftung.  Zu  Stipendien  für  zwei  künftige  katholische  Theologen 
oder  Mediziner.  Bestand  12486  Mk.  k)  Stiftung  des  Partikuliers  Felix  Griesner.  Zu 
zwei  Schülerstipendien.  Bestand  5868  Mk.  1)  Jubiläumsstiftung  vom  4.  März  1898. 
Zur  Unterstützung  von  Schülern.  Bestand  5588  Mk.  m)  Romanus  Wieteck-Stiftung  des 
Reichsgrafen  A.  v,  Magnis.  Zur  Erziehungsbeihilfe  für  einen  katholischen  Schüler,  in 
erster  Linie  den  Sohn  eines  Angestellten  oder  Arbeiters  in  den  Magnisschen  Betrieben; 
Bestand  6000  Mk.    n)  Einige  kleinere  Stiftungen  im  Gesamtbetrage  von  1857  Mk. 

B)  Privatfundationen  für  das  Konvikt^).  o)  Stiftung  des  Ritters  Wengdv.  Haugwäz 
vom  10.  Mai  1789.  Anverwandte  sind  zu  bevorzugen;  dem  Fundatisten  ist  während 
der  Studien  der  Zinsertrag  als  Stipendium  zu  zahlen.  Bestand  8712  Mk.  p)  Stiftung 
des  Gymnasialdirektors  ^nder.  Verwandte  des  Stifters,  sowie  solche,  die  aus  Lomnitz 
(Kreis  Habelschwerdt)  stammen,  sind  zu  bevorzugen.  Bestand  6187  Mk.  q)  Stiftung 
des  Pfarrers  Steiner  von  1881  und  1836.  Verwandte  und  solche,  die  aus  der  Kirchen- 
gemeinde Bärdorf  (Kreis  Münsterberg)  stammen,  sind  zu  bevorzugen.  Bestand  8000  Mk. 
r)  Florian  Simonsche  Stiftung.  Für  katholische  Knaben  aus  der  Nachkommenschaüft 
des  Freibauer- Auszüglers  FL  S.  oder  aus  der  Gremeinde  Plomnitz  oder  aus  der  Kirchen- 

äemeinde  Kieslingswalde  oder  aus  der  Grafschaft  Glatz.    Bestand  2247  Mk.    s)  Stiftung 
es  Pfarrers  Hätzd  vom  26.  Februar  1884.    Für  einen  katholischen  Knaben  aus  der 
Grafschaft  Glatz.    Bestand  4884  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  100570  Mk.,  Bedürfinis- 
zuschufs  51 424  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  1892  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor, 
1  Oberlehrer,  der  katholische  Religionslehrer  und  der  Subregens  des  Konvikts  haben 
Dienstwohnung» 

Öls. 

(Fürstentum  Öls.    10580  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  178.    II,  179.    III,  187). 

Leifsnig,  Versuch  einer  Geschichte  des  Herzoglichen  Gymnasiums  zu  Öls,  I,  II, 
Progr.  1841  und  42.  —  Leehra,  Beiträge  zu  einer  Geschichte  der  Schulanstalten  im 
Fürstentum  Öls,  1794—1801,  Jubiläumsschrift.  —  M.  Bdim^  Fortsetzung  der  Geschichte 
des  Gymnasiums  (bis  1787),  Pronr.  1860.  —  Ernst  Werner,  Geschichte  des  Kgl.  Gym- 
nasiums zu  01s,  Jubiläums-^Festscnrift  1894. 

mm 

Die  Anstalt  wurde  1556  vom  Herzog  Johann  IL  von  Münsterberg- 01s  als  Latein- 
schule gegründet  und  am  5.  Dezember  1594  vom  Herzog  Karl  II.  zu  einem  gymnasium 
illustre  erweitert  1812  wurde  sie  als  ein  Gymnasium  anerkannt,  das  seine  Schüler 
zur  Universität  entläfst  Seit  1688  scheint  städtisches  Kompatronat  bestanden  zuhaben; 
1827  wurde  durch  Leistung  eines  Staatsznschusses  ein  Königliches  Kompatronat  be- 
gründet. Nach  dein  Tode  des  letzten  Herzogs  von  Braunschweig  (1884)  wurde  das 
Gymnasium  vom  1.  April  1886  ab  vom  Staate  übernommen;   die  Stadt  Öls  verpflichtete 


^)  Da  die  Erträge  der  Stiftungen  o— s  zur  Verpflegung  eines  Zöelings  im  Konvikte 
nicht  ausreichen,  so  ist  der  Zinsertrag  dem  Fundatisten  bar  auszuzahlen. 
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sich  zur  Zahlunff  eines  ZaschasBes  von  jährlich  4500  Mk.  und  der  Kronprinz  von 
Preufsen,  als  Nachfolger  im  Besitze  des  Thronlehns  Öls,  zur  Zahlung  eines  solchen  von 
3137  Mk.  Beide  Yerpflichtunffen  wurden  später  mit  dem  25fachen  Betrage  der  Jahres- 
zahlung abgelöst  Die  Anstalt  stand  früher  in  engem  Zusammenhange  mit  der  Schlofs- 
und  Pfarrkirche;  der  Direktor  war  bis  1813  zugleich  Hofpredif^er,  und  die  Lehrer  waren 
bis  1873  Yon  kirchlichen  Zahlungen,  die  Söhne  der  Geistlichen  und  die  Chorsänger 
vom  Schulgelde  befreit  Reste  dieses  Zusammenhanges  bestehen  nur  noch  insofern, 
als  den  Lehrern  und  Schülern  besondere  Plätze  in  der  Kirche  vorbehalten  sind.  Seit 
1874  besteht  eine  private  Vorschule  unter  Leitung  des  Direktors.  Am  4.  Oktober  1894 
feierte  das  Gymnasium  sein  300iähnges  Jubiläum.  Gröfste  Schülerzahl  (887)  im  Schul- 
jahre 1871/72;  seitdem  allmählicher  Kückgang  infolge  Neugründung  höherer  Schulen  in 
benachbarten  Orten. 

Direktor:  Dr.  Leopold  Brock  seit  1895,  vorher:   Dr.  Karl  AhicM  1870—95. 

8  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Für 
den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Minderheit  ist  gesorgt 

Das  Schulhaus  (Breslauer  Strafse  29)  soll  demnächst  durch  einen  Neubau  er- 
setzt werden.  Derselbe  ist  bereits  in  Angriff  genommen  und  wird  eine  Turnhalle  und 
einen  Turnplatz  mitumfassen.  Zu  Jugendsjpielen  hat  die  Stadtgemeinde  einen  Platz 
überwiesen.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  7856  Werke. 

Stiftungen:  a)  Das  Schröersche  Legat  (1705),  4769  Mk.;  das  Kleinertsche  Legat 
(1784),  5000  Mk.;  die  Bareinsche  Stiftung  (1788),  4200  Mk.;  das  Günthersche  Legat 
(1826),  8338  Mk.;  die  Stiftunff  der  Ritterschaft  des  Fürstentums  01s  (1831)  7459  Mk., 
alle  zur  Verbesserung  der  Lehrergehälter,  b)  Aus  Fonds  der  Gräflich  v.  Kospothschen 
Stiftung  jährlich  21w  Mk.  zur  \^rbesserung  der  Lehrergehälter,  c)  Einige  kleinere 
Stiftungen  für  bauliche  Unterhaltung,  Anschafiune  von  Apparaten,  Schulfeste  und 
sonstige  Schulzwecke,  266  Mk.  jährlich  und  Kapitalbestände  von  zusammen  4039  Mk. 
d)  Gräflich  Kospothsche  Stiftung.  Schulgeldfreiheit  für  sechs  adelige  und  sechs  bürger- 
liche Schüler  (mscripti)  und  Geldun terstützunff  für  erstere  von  280  Mk.,  für  letztere 
90  Mk.  jährlich  nebst  etwa  5  Mk.  Büchergeld,  femer  90  Mk.  für  sechs  bürgerliche 
(adscripti),  Prämien  für  3  Fundatisten  in  Höhe  von  30,  24  und  18  Mk.,  aufserdem  in 
ICrankheitsfällen  freie  ärztliche  Behandlung  und  Arzneimittel  und  alle  vier  Jahre  freier 
Tanzunterricht,  endlich  ein  Universitätsstipendium  von  je  900  bezw.  300  Mk.  auf  drei 
Jahre.  Die  Stiftung  steht  unter  einer  besonderen  Verwaltung,  e)  Bareinsche  Stiftung 
(1788).  Bestand  8470  Mk.  Freischule  und  die  Jahreszinsen  für  einen  Schüler  auf  vier 
Jahre  und  auf  drei  Universitätuahre.  f)  Hahnsches  Universitätsstipendium,  1727  ^[egründet 
Bestand  2057  Mk.  k)  v.  Seydlitz-  und  Grapowsche  Stiftung  (1795).  Zu  einem  Universitäts- 
stipendium. Bestana  3437  Mk.  h)  Heiland- Stiftung.  Zu  Ehren  des  Direktors  (späteren 
Provinzialschulrats)  H,  1854  gegründet  für  Schüler.  Bestand  10566  Mk.  i)  Bielscnofsky- 
Stiftung.  Zur  Unterstützung  eines  Schülers.  Bestand  1561  Mk.  k)  Die  v.  Prittwitz- 
Stiftung,  jährlich  120  Mk.  für  Schüler  von  IV  an  aufwärts,  hat  eine  besondere  Ver- 
waltung. 1)  Die  Jakob  v.  Schmidt- Stiftung,  jährlich  29  Mk.;  die  Weinhold- Stiftung, 
jährlich  45  Mk.;  die  Wuttke-Stiftung,  jährlich  107  Mk.  und  die  Kurz-Stiftung,  jährlich 
14  Mk.  Für  Schüler,  unter  Verwaltung  des  Magistrats,  m)  Einiffe  kleinere  Stiftungen 
für  Studierende  und  Schüler  mit  einem  Gesamtbetrage  von  2560  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  69395  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufs  37886  Mk.,  Zuschufs  der  SUdt  5350  Mk.,  Schulgeld  120  Mk. 


Ohlau. 

(Fürstentum  Brieg.    9234  Einwohner.) 

Gymnfusimn  (II,  180.    III,  188). 

Schwarzkopffy  Die  höhere  Bürgerschule  in  Ohlau,  Progr.  1856.  —  GuUmamn^  Zur  Eni* 
wickelungSKeschichte  der  Anstalt,  Progr.  1869.  —  Dr.  PeUr,  Übersicht  über  die  Ent- 
Wickelung  des  höheren  Schulwesens  in  Ohlau,  Festschrift  1897. 

Die  Ostern  1853  von  der  Stadtgemeinde  gegründete  evangelische  mittlere  Bürger- 
schule wurde  Ostern  1856  als  höhere  Bürgerschule  reorganisiert  1868  in  ein  simultanes 
Progymnasium  umgewandelt,  1872  zu  einem  Gymnasium  erweitert  und  am  9.  November 
desselben  Jahres  als  solches  anerkannt.  Die  im  Jahre  1868  errichtete  Vorschule  ist 
seit  1892  nicht  mehr  organisch  mit  dem  Gymnasium  verbünden.  Größte  Schülerzahl 
(312)  im  Schuljahre  1879/80,  kleinste  (144  und  23  Vorschüler)  im  Jahre  1900. 

Direktor:    Dr.  Otto  Miller  seit  Michaelis  1900,   vorher:   Alfred  Bähnisch  seit 
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16.  Augast  1895,  Dr.  Paul  Feit  1888<-95,  Dr.  Alienburg  1884—88,  Dr.  Treu  1877-~88, 
Dr.  Kirchner  1872—77. 

8  Klassen  (1  Vorschulklasse);  9  Oberlehrer  und  1  technischer  Lehrer,  davon  zwei 
katholisch,  die  übrigen  einschl.  des  Direktors  evangelisch.  F&r  den  Religionsunterricht 
der  katholischen  Minderheit  ist  gesorgt. 

Das  jetzige,  1873  für  die  Volksschule  errichtete  Gebäude  wird  seit  1876  vom  Gym- 
nasium benutzt.  Die  im  Jahre  1896  erbaute  Turnhalle  und  der  austo&ende  Turnplatz  werden 
von  zwei  anderen  Schulen  mitbenutzt    Die  Lehrerbibliothek  enthält  1277  Nummern. 

Stiftungen:  a)  Zwei  Fonds  für  Schülerstipendien.  Aus  dem  Ertrage  von  Vor- 
trägen u.  s.  w.  angesammelt,  Statut  vom  25.  Januar  1878  bezw.  27.  April  1885.  Bestand 
UOO  bezw.  2825  Mk.  b)  Die  Halke-Stiftung.  Vom  Justizrat  IT.  gegründet,  SUtut  vom 
4.  Dezember  1880,  zu  einem  Universitätsstipendium.  Bestand  IISO  Mk.  c)  Die  WoUner- 
Stiftun^,  Bestand  300  Mk.  d)  Die  Jubiläumsstiftung.  1897  gegründet,  zu  Schüler- 
stipendien; Statut  vom  24.  Januar  1898.    Bestand  1520  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungs- 
behörde ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  zwei 
Mitgliedern  des  Magistrats  und  drei  Stadtverordneten.  Gesamtausgabe  68831  Mk.,  Zu- 
schuls  der  Stadt  38  489  Mk.,  staatlicher  Bedürfniszuschufs  8200  Mk.  Schulgeld  100  Mk. 
für  einheimische,  120  Mk.  für  auswärtige  Schüler,  in  der  Vorschule  72  bezw.  84  Mk* 
Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Soliweidnltz. 

(Fürstentum  Schweidnitz.    28432  Einwohner.) 

Gymnasium  (I*  176.    II,  181.    III,  190). 

Joh,  Benj.  Becker,  Geschichte  des  Lyceums  bei  der  evangelischen  Friedenskirche 
zu  Schweidnitz,  Reichenbach  1808.  —  K.  W,  Halbkart,  Geschichte  der  hundertjährigen 
Jubelfeier  des  Lyceums  zu  Schweidnitz,  Reichenbach  1809.  —  F,  W.  Kr  As,  Beiträge 
zur  Geschichte  des  Gymnasiums,  Progr.  des  Hahn- Otto  sehen  Prämialredeaktus  1835.  — 
Julius  Schmidt,  Das  Gymnasium  zu  Schweidnitz  in  den  Jahren  1830—66,  Progr.  1874  u.  76. 

Nachdem  1561 — 1629  bei  der  damals  evangelischen  Pfarrkirche  schon  eine  Latein- 
schule vorhanden  gewesen  war,  gestattete  die  Altranstädter  Konvention  (22.  August  1707) 
den  drei  schlesischen  Friedenskirchen  und  den  sechs  neubewilligten  Gnadenkirchen  die 
Errichtung  von  Schulen.  Nach  der  vorläufigen  Einrichtung  eines  notdürftigen  Schul- 
unterrichts am  5.  Oktober  1707  eröffnete  das  Kirchenkollegium  der  Friedenslcirche  am 
26.  Januar  1708  das  „Lyceum^.  Dieses  wurde  1814  zum  Gymnasium  erhoben  und  1822 
von  der  Stadtgemeinde  übernommen;  der  Staat  zahlte  einen  Zuschufe.  Bald  darauf 
haben  die  inneren  Verhältnisse  der  Anstalt  allem  Anscheine  nach  viel  zu  wünschen 
übriggelassen;  denn  nach  einer  im  Jahre  1828  abgehaltenen  Visitation  erfolgte  von 
Aufsichts  wegen  eine  „Degradation  der  Klassen'^,  und  1  Vi  Jahr  durfte  keine  Reifeprüfung 
stattfinden.  Der  Rektor  Sehönbom  1830—34  schaffte  jedoch  Ordnung  durch  strenge 
Mafsregeln,  und  bald  stieg  Ruf  und  Besuch  der  Schule.  Unter  seinem  Nachfolger,  dem 
Direktor  Held,  wuchs  die  Schülerzahl  bis  auf  445  an.  Für  die  vom  Griechischen  be- 
freiten Schüler  ist  Ersatzunterricht  eingerichtet. 

Direktor:   Dr.  Hugo  Monse  seit  1.  April  1889,  vorher:   August  Friede  1866—88. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  alle  evangelisch.  Für  den  Reli- 
gionsunterricht der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Der  Turnunterricht  wird  in  der  städtischen  Turnhalle  erteilt.  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  14000  Bände,  darunter  die  ihr  vermachten  Sammlungen  des  Konrektors  Dr.  Vogd- 
sang  (gestorben  1830)  mit  993  Werken  und  des  Direktors  Meld  (gestorben  1864)  mit  über 
2000  Bänden.  Das  (rymnasium  besitzt  aufserdem  zwei  wertvolle  Mineraliensammlungen, 
Geschenke  König  Friedrich  Wilhelms  IV  (1846)  und  des  Bergrats  Steiner  (1872). 

Stiftungen:  a)  Eine  grö&ere  Anzahl  von  Stiftungen  aus  älterer  Zeit,  für  die 
Lehrer,  Studierende  und  Schüler  mit  einem  Vermögen  von  über  36(X)0  Mk.  b)  Die 
Schullehrer -Witwen-  und  Waisenkasse  der  lateinischen  und  deutschen  Schullehrer  zu 
Schweidnitz.  Von  einer  ungenannten  Wohlthäterin  1787  gegründet.    Bestand  24458  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Königlichen  Kompatronats- 
kommissarius,  dem  Direktor,  dem  ersten  Geistlichen,  dem  Stadtverordnetenvorsteher,  einem 
Mitgliede  des  Magistrats  und  einem  Mitgliede  der  Bürgerschaft.  Gesamtausgabe  73860  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  21906  Mk,  des  Staates  19300  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 
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Strehlen  1.  Schi. 

(Fürstentum  Brieg.    8944  Einwohner.) 

Gymnasinm  (in,  188). 

Dr.  Bud.  Petendorff^  Die  ersten  25  Jahre  des  Gymnasiums  zu  Strehlen,  Jubil&ums- 
festschrift,  Strehlen  1898. 

Das  Gymnasium  ist  als  Ersatz  f&r  die  frühere  „Partikularschule'',  die  infolge  der 
Kriege  und  sonstigen  Notst&nde  allmählich  zu  einer  Elementarschule  herabgesunken 
war,  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Michaelis  1878  eröffiiet  worden.  Nach  den 
damals  errichteten  Statuten  soll  es  einen  christlich-simultanen  Charakter  haben.  Ostern 
1876  erhielt  es  die  Militärberechtigung;  am  23.  Juli  1878  wurde  die  erste  Reifeprüfung 
abgehalten.  Ostern  1887  wurde  aie  Anstalt  vom  Staate  übernommen;  die  Stadt  ver- 
pflichtete sich  zur  Zahlung  eines  Zuschusses  von  14000  Mk.  jährlich.  Seit  Michaelis 
1874  ist  mit  dem  Gymnasium  eine  Vorschule  yerbunden. 

Direktor:   Dr.  Bud.  Peter adorff  seit  Ostern  1883,  vorher:  Dr.  Otto  Korn  1878—88. 

8  Klassen  und  1  Yorschulklasse ;  9  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer  und  1  Yor- 
schuU.;   zwei  Oberlehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulgebäude  ist  1875/76  mit  einem  Kostenaufwande  von  126000  Mk. 
errichtet  worden.  Die  Anstalt  besitzt  einen  Turnplatz  und  einen  Spielplatz,  seit  1889 
eine  Turnhalle  (15995  Mk.)  und  einen  kleinen  botanischen  Garten.  Die  Lehrerbibliothek 
zählt  1205  Werke  in  2631  Bänden,  die  Schülerbibliothek  2318  Nummern. 

Stiftungen:  a)  Die  Walter-Stiftung.  Vom  Stadtrat  W.  im  Jahre  1873  zum  Kaufe 
von  Bücherprämien  gegründet.  Bestand  ^  Mk.  b)  Die  Stipendienstiftung.  Vom  Lehrer- 
kollegium im  Winter  1874/75  begründet,  für  Studierende.  Bestand  4155  Mk.  c)  Fonds 
zur  Errichtung  eines  Denkmals  für  Kaiser  Wilhelm  L,  1893  begründet  und  aus  den  Er- 
trägen von  Schüleraufführungen  u.  s.  w.  durch  den  Direktor  angesammelt.  Bestand  30(X)  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  69220  Mk.,  Be- 
dürfhiszuschnfs  32660  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  14000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung. 

"Waldenburg. 

(Fürstentum  Schweidnitz.    15106  Einwohner.) 

Gymnasium  (lll,  190). 
8<Mding,  Die  ersten  25  Jahre  des  Waldenburger  Gymnasiums,  Progr.  1896. 

Die  Schule  ist,  nachdem  die  Waldenburger  Bergbauhilfskasse,  zunächst  auf  15  Jahre, 
einen  Zuschuls  von  je  6000  Mk.  zugesagt  hatte,  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und 
Michaelis  1870  mit  den  Klassen  VI  bis  III  eröfbet  worden.     Die  erste  Keifeprüfung 

27.  Oktober 
hat  am  29.  März  1876  stattgefunden.    Das  Statut  der  Anstalt  vom  gg  November  ^ 

ist  am  30.  Dezember  desselben  Jahres  von  der  Aufsichtsbehörde  genehmiet  worden. 
Der  Bestand  des  Gymnasiums,  das  fast  ausschliefelich  von  Schülern  aus  dem  Kreise 
Waidenburg  besucht  wird,  hängt  im  wesentlichen  von  der  Lage  des  dortigen  Bergbaues 
und  der  Industrie  ab.  Diese  Abhängigkeit  kommt  auch  in  den  Besuchsziffem  zum 
Ausdrucke.  Grö&te  Schülerzahl  (282)  im  Jahre  1876,  kleinste  (223)  im  Jahre  1894.  Die 
einklassige  Vorschule  ist  seit  1894  vom  G^nasium  getrennt  und  untersteht  der  Auf- 
sicht der  Eegierung,  der  Direktor  ist  zum  Ortsschulinspektor  für  sie  bestellt 

Direktor:  Dr.  C.  Bötticher  seit  Ostern  1900,  vorher:  Dr.  Hermann  Sdheiding  seit 
der  Begründung  der  Schule. 

8  Klassen  (O I  und  U  I  werden  ffemeinschaftlich  unterrichtet)  und  I  Yorschulklasse; 
9  Oberlehrer,  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholisdien  Minderheit 
ist  gesorgt. 

Das  Gymnasialgebäude  (Auenstralse  31)  wurde  in-  den  Jahren  1874  und  1875  mit 
einem  Kostenaufwanae  von  259184  Mk.  errichtet;  Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vor- 
handen. Die  Lehrerbibliothek  umfa&t  4800  Werke,  darunter  die  der  Anstalt  geschenkte 
Bibliothek  des  verstorbenen  Gutsbesitzers  Hayn  mit  etwa  10(X)  Bänden. 

.    Stiftungen:   a)  Bei  der  Gründung  der  Anstalt  wurde  der  Grundstock  fQr  eine 
Stipendienstiftung  durch  Sammlungen  gebildet    Bestand  2400  Mk.    b)  Aus  derselben 
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Yeranlassung    schenkte   Rechtsanwalt  Maske   zu   einem    Schülerstipendiam    1500   Mk. 

c)  Gerichtsrat  a.  D.  Dr.  r.  Treuker  stiftete  8000  Mk.  für  Schul-  und  ünterrichtszwecke. 

d)  Rektor  CHramm  vermachte  dem  Gymnasium  8000  Mk.  zu  Schul^eldbefreiungen.  e)  Die 
Professoren  Dr.  Püsdiel,  Dr.  Storch  und  Pflug  überwiesen  beim  25j&hrigen  Jubiläum 
der  Schule  einen  durch  Vortr&ge  gesammelten  Vonds  als  Grundstock  für  ein  Universit&ts- 
Btipendium.    Bestand  4200  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  je  2  Mitgliedern  des  Magistrats  und  der  Stadt- 
verordnetenversammlung, einem  weiteren  stimmfähigen  Bürger,  dem  Landrate,  dem 
Direktor  und  einem  Mitgliede  der  Niederschlesischen  Bergbauhilfskasse.  Gesamtausgabe 
60680  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  17450  Mk.,  des  Staates  14000  Mk.,  der  Bergbauhilfs- 
kasse  jetzt  4000  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Wohlau. 

(Fürstentum  Wohlau.    4698  Einwohner.) 

Gymnasium  (III,  186). 
Dr.  Roehne,  Chronik  der  ersten  25  Jahre  des  Wohlauer  Gymnasiums,  Progr.  1898. 

Das  Gymnasium  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  11.  Oktober  1878 
eröffnet  worden.  Am  16.  Februar  1876  erhielt  es  die  Militärberechtigung.  Ostern  1880 
wurde  die  erste  Reifeprüfang  abgehalten.  Am  80.  April  1886  wurde  die  Anstalt  vom 
Staate  übernommen.  Die  im  Jahre  1874  eingerichtete  Vorschulklasse  ist  eingegangen. 
Gröfste  Schülerzahl  (206)  im  Jahre  1878,  kleinste  (107)  im  Sommer  1894. 

Direktor:  Dr.  LeopM  Reinhardt,  seit  Ostern  1899,  vorher:  Dr.  Oskar  AUetiburg 
1888—99,  Dr.  Gustav  Bame  1881—88,  Dr.  Gustav  EUner  1873—81. 

8  IQassen;  8  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer;  1  Ober- 
lehrer ist  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht 
der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  mit  einem  Kostenaufwande  von  114000  Mk.  (einschl.  des  Wertes  der  aus 
eigenem  Besitze  der  Stadt  entnommenen  Rohmaterialien)  errichtete  Gvmnasialffeb&nde 
wurde  am  5.  M&rz  1877  eingeweiht  Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle;  der  »chulhof 
dient  als  Turnplatz.    Die  Bibliothek  z&hlt  etwa  2600  B&nde. 

Ein  Stipendienfonds  ist  seit  1874  im  Entstehen  begriffen.  Bestand  861  Mk.  Ein 
zur  Verschönerung  der  Aula  aus  den  Erträgen  von  Aufführungen  angesammelter  Fonds 
ist  fast' vollständig  verbraucht. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  56670  Mk.,  Zu- 
schuß des  Staates  82550  Mk.,  der  Stadt  7000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

Frankenstein. 

(Fürstentum  Münsterberg.    7890  Einwohner.) 

Progymnasinm. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  7.  Oktober  1878  mit  den 
Klassen  VI  und  V  eröfihet  worden.    Das  am  6.  April  1880  errichtete  Statut  wurde  am 

1^  xj^l  1893  in  mehreren  Punkten  abgeändert  Am  21.  Februar  1884  wurde  die  An- 
stalt als  vollberechtigtes  Progymnasium  anerkannt.  Grö&te  Schülerzahl  (144)  im  Winter 
1883/84,  kleinste  (94)  im  Winter  1891/92. 

Direktor:  Dr.  Otto  SdM  seit  Ostern  1897,  vorher:  Dr. Simon  Wük.  Tftom^ seit  1878. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarlehrer,  alle  katholisch.  Für 
den  Religionsunterricht  der  evangelischen  Minderheit  ist  nach  Vorschrift  der  Statuten 
Sorge  getragen. 

Das  SchulhauB  ist  in  den  Jahren  1878  und  79  mit  einem  Kostenaufwande  von 
85771  Mk.  erbaut  worden.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden,  im  Sommer  steht  zu  Spielen 
und  Freiübungen  ein  Platz  zur  Verfügung.    Die  Lehrerbibliothek  umfalst  1858  Bände. 

Stiftungen:  a)  Der  Schülerprämienfonds,  seit  1880  angesammelt  Bestand  1100  Mk. 
b)  Der  Erzpriester  Hoffmann  zu  Polnisch-Wette  (gestorben  189$  hat  ein  Stipendium  für 
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einen  katholischen  Schüler  (Verleihung  auf  sechs  Jahre)  gegründet  Bestand  8000  Mk. 
c)  Aus  der  Stiftung  des  am  80.  August  1891  zu  Breslau  verstorbenen  Rentners  Wüh, 
Küngd  werden  sechs  Stipendien  jährlich  zu  je  200  Mk.  an  christliche  Schüler  gezahlt 
(ygL  oben  den  Artikel  über  die  Oberrealschule  zu  Breslau  S.  822). 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  einem  Mitgliede 
des  Magistrats,  dem  Vorsteher  und  zwei  Mitgliedern  der  Stadtverordnetenversammlung. 

Gesamtausgabe  40724  Mk.,  ZuschuCs  der  Stadt  28254  Mk.,  des  Staates  5750  Mk., 
Schulgeld  100  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  den  Nachträsen  zum  Normaletat  ge- 
regelt; feste  Zulage  nach  §  9,  1  a — c.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der 
Provinzial-Witwen-  und  Waisenkasse  versichert 


Striegrau. 

(Fürstentum  Schweidnitz.    12858  Einwohner.) 

Progymnasiiuii  (III,  189)l 
Dr.  GemoU,  Festschrift  zum  25  jährigen  Jubiläum  der  Anstalt  1870—95. 

Die  Anstalt  wurde  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Michaelis  1870  eröf&iet 
Nach  dem  am  5.  September  1872  errichteten  Statute  sollte  sie  zunächst  als  eine  simul- 
tane höhere  Bürgerschule  eingerichtet  werden,  der  Rektor  sollte  evangelisch  sein. 
Diese  Vorschrift  blieb  auch  in  dem  abgeänderten  Statute  vom  6.  November  1877  be- 
stehen. Ostern  1881  wurde  die  höhere  Bürgerschule  in  ein  Progvmnasium  umgewandelt 
und  Ostern  1894  Ersatzunterricht  eingeführt  Seit  Ostern  1871  besteht  eine  Vorschule. 
Grö&te  Schülerzahl  (141  und  61  Vorschüler)  Ostern  1875,  kleinste  (82  und  21  Vor- 
schüler) Ostern  1895. 

Direktor:  Dr.  Alb.  GemoU,  seit  Ostern  1884,  vorher:  Dr.  Wilh.  Gemoll  1881—84, 
Dr.  Ä  BöfsUr  1870—80. 

6  Klassen  und  2  Vorschnlklassen;  5  Oberlehrer,  1  etatsmäftiger  wissenschaftlicher 
Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer,  1  Vorschull.,  1  Gesangl.  im  Nebenamte;  2  Oberlehrer 
sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Für  den  Beligionsunterricht  der 
katholischen  Minderheit  ist  gesorgt 

Das  Schulhaus  an  der  Promenade  Nr.  2  ist  im  Jahre  1874  mit  einem  Kosten- 
aufwande  von  104550  Mk.  erbaut  worden.  In  demselben  befindet  sich  der  Tumsaal; 
als  Turnplatz  dient  der  Schulhof;  der  städtische  Festplatz  wird  als  Spielplatz  benutzt 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  1724  Werke,  darunter  u.  a.  das  handschriftliche  Diarium 
Butschkianum. 

Stiftungen:  a)  Die  Paul  Bartsch-Stiftung.  1871  zu  Stipendien  gegründet  Be- 
stand 2119  Mk.  b)  Die  Roegner- Stiftung.  Für  Witwen  und  Waisen  der  Lehrer,  1895 
von  Frau  Em.  B.  zu  Görlitz  gegründet  Kapital  10000  Mk.  c)  Die  Julius  Bartsch- 
Stiftung.  1878  gegründet,  zur  Beschaffung  von  Lehrmitteln.  Bestand  615  Mk.  d)  Die 
Günther-Stadt-Stifiung.  1878  gegründet,  zu  Schülerstipendien.  Bestand  695  Mk.  e)  Fünf 
kleinere  Stiftungen  (Badeanstaltfonds,  Bibliothekfonds,  Tumfonds,  Schulfahrtfonds  u.  dgl.). 
Bestand  im  ganzen  848  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  41850  Mk., 
Znschulk  der  Stadt  28288  Mk.,  des  Staates  8950  Mk.  Schulgeld  100  Mk.,  in  der  Vor- 
schule 40  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Relohenbach  1.  Schi. 

(Fürstentum  Schweidnitz.    15052  Einwohner.) 

König  Wilhelms-Schnle  (Realgymnasium)  (II,  182.    III,  191). 

Liersemcmn,  Bericht  über  die  Gründung  der  Anstalt,  Progr.  Jahrgang  I.  —  Wecky 
Rede  beim  25jährigen  Jubiläum,  Progr.  Jahrgang  XXVI. 

Am  8.  Februar  1860  konstituierte  sich  in  Reichenbach  ein  Verein  zur  Gründung 
einer  Realschule  erster  Ordnung;  Vorsitzender  war  zuerst  der  Bürgermeister  Wagner, 
später  der  Justizrat  Hundrich.  Durch  freiwillige  Beiträge,  die  unkündbar  und  unver- 
zinslich waren,  aber  mit  1800  Mk.  jährlich  zurückgezahlt  werden,  wurde  ein  Kapital 
von  etwa  106000  Mk.  aufgebracht,  das  durch  Schenkungen  u.  s.  w.  auf  128000  Mk. 
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angewachsen  ist.  Zu  dem  GrQndungskapital  kamen  ein  von  der  Stadt  zugesagter  Beitrag 
Ton  jährlich  3000  Mk.  und  ein  vom  Kreise  auf  10  Jahre  zugesagter  Beitrag  von  j&hrlicn 
1500  Mk.,  sowie  die  Erträgnisse  einer  Stiftung  des  Kaufmanns  C,  Sctdebeck.  Nachdem  so 
erhebliche  Zuschüsse  zur  Unterhaltung  gesichert  waren,  wurde  die  Schule  vom  Staate 
am  15.  Oktober  1868  eröffaet;  durch  ^abinettsordre  vom  3.  Oktober  desselben  Jahres 
war  gestattet  worden,  dals  sie  den  Namen  „König  Wilhelms-Schule''  führe.  Der  Zu- 
schuß des  Kreises  wird  seit  Ablauf  der  zehigähngen  Frist  nicht  mehr  gezahlt;  die 
Tilgung  der  das  Baukapital  darstellenden  .Realschul -Yorschuisscheine^  wird  jetzt  Ton 
der  Stadtgemeinde  im  Betrage  von  1800  Mk.  jährlich  durch  Verwendung  eines  gleich 
hohen  Teiles  des  von  ihr  zu  leistenden  Zuschusses  bewirkt.  Die  Erträgnisse  der 
Sadebeckschen  Ländereien  belaufen  sich  jetzt  auf  1787  Mk.  jährlich,  und  das  Kapital 
der  Sadebeck- Stiftung  beträgt  11000  Mk.  Die  im  Jahre  1880  vom  Direktor  Weck  er- 
richtete Vorschule  ist  am  1.  Juli  1882  vom  Staate  übernommen  worden.  Grölste  Schüler- 
zahl (291)  im  Jahre  1876,  kleinste  (120  ausschl.  Vorschule)  Michaelis  1891. 

Direktor:  Dr.  Gustav  Wedc  seit  Ostern  1880,  vorher:  Dr.  Karl  Liersemann  seit 
Michaelis  1868. 

8  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  7  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  1  VorschulL,  alle 
evangelisch.  Die  katholischen  Schüler  erhalten  in  4  Abteilungen  zusammen  9  Stunden 
Eeligionsunterricht. 

Die  Anstalt  besitzt  einen  Turnplatz  und  seit  1880  eine  Turnhalle.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  1625  Werke. 

Stiftungen:  a)  Olearius-Stiftung.  Zu  Ehren  des  früheren  Landrats  0.  gegründet, 
zu  einem  Stipendium  für  einen  Primaner.  Bestand  4088  Mk.  b)  Der  Kommerzienrat 
Beichenheim  hat  bestimmt,  da&  mehrere  von  ihm  überlassene  „Realvorschulsscheine'' 
im  Betrage  von  6000  Mk.  nach  erfolgter  Auslosung  zur  Bildung  eines  Stipendienfonds 
verwendet  werden.  Die  Verwaltung  und  Verleihung  steht  dem  Magistrat  zu.  Statut 
vom  15.  März  1884;  jetzt  werden  zwei  Stipendien  im  Betrage  von  je  61  Mk.  gewUirt. 
c)  Die  Vorschulstiftung.  Vom  Direktor  Dr.  Weck  im  Jahre  1882  ins  Leben  gerufen, 
zur  Zahlung  von  Schulgeld  für  einen  Vorschüler.    Bestand  2998  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  62295  Mk.,  Zuschufe 
des  Staates  89155  Mk.,  der  Stadt  1200  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Frelbupgr. 

(Fürstentum  Schweidnitz.    9917  Einwohner.) 

Bealschnle. 

Ein  kurzer  Bericht  über  die  ersten  25  Jahre  des  Bestehens  der  Anstalt  ist  in  dem 
Progr.  1899  gegeben. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  13.  April  1874  eröffnet 
worden.  Nach  dem  am  26.  August  dseselben  Jahres  errichteten  Statute  sollte  sie  eine 
simultane  höhere  Bürgerschule  sein.  Ihre  Umwandlung  in  eine  lateinlose  Kealschule 
begann  Ostern  1898  und  fand  Ostern  1899  mit  der  ersten  Reifeprüfung  ihren  Abschluß. 
Die  1874  gegründete  Vorschule  ging  Ostern  1893  wieder  ein.  Kleinste  Schülerzahl 
(66—87)  in  den  Jahren  1888^92;  seiuiem  hat  eine  fortgesetzte  Zunahme  bis  auf  180  im 
Sommer  1901  stattgefunden. 

Direktor:  Dr.  August  Klipstein  seit  1.  April  1894,  vorher:   Dr.  Meyer  1874—93. 

6  Klassen;  10  Lehrer;  2  sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Auch  für  die 
katholischen  Schüler  ist  Religionsunterricht  eingerichtet  (im  ganzen  5  Stunden). 

Das  Schulhaus  und  die  Turnhalle  sind  in  den  Jahren  1875—77  mit  einem  Kosten- 
aufwande  von  139414  Mk.  erbaut  worden.  Vor  der  Turnhalle  liegt  ein  Turn-  und 
Spielplatz.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  2167  Werke. 

Stiftungen:  a)  Die  Neumann-Stiftung.  Von  den  Erben  des  Stadt&ltesten  N,  am 
6.  April  1880  gegründet,  zu  Unterstützungen  für  einen  oder  zwei  Schüler.  JBestand 
1500  Mk.  b)  Die  Meyer-Stiftung.  Von  Lehrern  und  früheren  Schülern  bei  dem  übertritt 
des  Direktors  Dr.  M.  in  den  Ruhestand  am  1.  April  1898  gegründet,  zu  gleichem 
Zwecke  wie  bei  a).  Bestand  1500  Mk.  c)  Die  Jubiläumsstiftung.  Von  früheren  Schülern 
zu  Schülerstipendien  am  19.  März  1899  gegründet.  Bestand  2500  Mk.  d)  Zwei  kleinere 
Stiftungen  für  Schüler  im  Gesamtbetrage  von  800  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadteemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  einem  Mitgliede 


—    333    — 

des  Magistrats  und  zwei  Stadtverordneten.  Gesamtausgabe  37955  Mk.,  Zuschuls  der 
Stadt  21182  Mk.,  des  Staates  6450  Mk.  Schulgeld  80  Mk.  Die  Hinterbliebenen  der 
Lehrer  sind  bei  der  Provinzial -Witwen  und  Waisen -Yersorgungsanstalt  versichert.  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Regierungsbezirk  Liegnitz. 

Llegriiitz. 

(Fürstentum  Liegnitz.    54839  Einwohner.) 

Aufser  der  Bitterakädemie ,  in  der  nach  dem  Lehrplane  des  Gym- 
nasiums unterrichtet  wird,  besitzt  die  Stadt  ein  Gymnasium  und  eine 
Realschule,  die  beide  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  werden.  Die 
Ritterakademie  ist  vom  Staate  übernommen  worden. 

Die  äufseren  Angelegenheiten  der  städtischen  Schulen  werden  in  der 
Schuldeputation  vorberaten.  Dieselbe  besteht  aus  4  Mitgliedern  des 
Magistrats,  4  Mitgliedern  der  Stadtverordnetenversammlung,  sowie  den 
Pfarrern  der  Liebfrauenkirche  und  der  katholischen  Kirche ;  die  Direktoren 
des  Gymnasiums  und  der  Realschule  haben  in  ihr  Sitz  und  Stimme,  soweit 
Angelegenheiten  der  von  ihnen  geleiteten  Anstalten  in  Betracht  kommen» 

Die  Gehalter  der  Direktoren  und  der  Lehrer  an  den  städtischen 
höheren  Schulen  sind  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  die 
Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften  für 
die  unmittelbaren  Staatsbeamten  geregelt. 

Gymnasium  (I,  180.    II,  185.    III,  192). 

Werdermanny  Geschichte  der  Liegnitzschen  Schule,  Progjr.  1802  und  1805.  —  KMeVr 
Geschichtliche  Mitteilungen  üher  das  Gymnasium  zu  Liegnitz,  Progr.  1887  und  41.  — 
Derselbe,  Geschichte  der  frommen  Stiftungen  zum  Besten  oes  Gymnasiums,  Aktus-Progr. 
von  1880.  —  Kraffertf  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Liegnitz,  Progr.  1869.  —  C  Md, 
GüthUng,  Beiträge  zur  Statistik  des  Gymnasiums  1867—77,  Progr.  1878. 

Als  Gründungstag  ist  der  81.  Dezember  1809  zu  betrachten.  An  diesem  verlieh 
der  Breslauer  Bischof  Heinrich  v.  Würben  einer  bereits  vorhandenen  Trivialschule  das 
„Privilegium  quod  legantur  libri  artium  grammaticales,  logicales  et  alii  quicumque  ad 
quos  audiehdum  se  facultas  extendit*',  d.  h.  er  erhob  sie  zur  Gelehrtenschule.  Am 
zl.  Oktober  1585  erhielt  der  Rat  das  Patronatsrecht  über  die  Kirchen  und  Schulen  der 
Stadt.  Am  1.  Dezember  1657  vereinigte  Herzog  Ludwig  IV.  die  Stadtschule  mit  der 
fürstlichen  Johannisstiftsschule ').  In  die  Unterhaltungskosten  teilten  sich  Fürst  und 
Rat  so,  dafs')  „hinführo  der  Rektor,  Conrektor,  Cantor  undt  Auditor  wie  vormahls  von 
ünfs  vociret  und  von  unserem  Fürstlichen  Stieflfte  besoldet  werden,  hingegen  der  Pro- 
rektor, die  Gantores  bey  der  Ober-  und  Niederkirche  undt  Auditores  ihr  salarium  alfs 
wie  zuvohr  von  den  hierzu  bestimbten  Schull-renten  zu  gewarten  haben  sollen^.  Das 
-praesidium  undt  inspection'^  der  vereinigten  Schulen  wurde  dem  Fürsten  vorbehalten. 
Seit  1804  zahlte  der  Staat  einen  Zuschuß  von  800Thalem;  die  Anstalt  erhielt  infolge- 
dessen die  Bezeichnung  „Könisliches  und  Städtisches  Gymnasium^.  Durch  den  Rezels 
vom  2.  Juni  1865  wurde  aber  die  frühere  Verbindung  mit  dem  Johannisstift  eelöst,  der 
Staatszuschufe  fiel  fort,  und  die  Anstalt  wird  seitdem  ausschließlich  von  der  Stadt- 
gemeinde unterhalten.  Seit  1882  wird  katholischer  Religionsunterricht  erteilt;  im  Jahre 
1868  wurde  eine  Vorbereitungsklasse,  nachdem  eine  solche  bereits  von  1845 — 47  be- 
standen hatte,  von  neuem  errichtet  Im  Schuljahre  1891/92  war  mit  dem  Gymnasium 
eine  Seminaranstalt  verbunden.  Der  sonntägliche  Eirchenbesuch  der  Gymnasiasten 
findet  in  der  Liebfrauenkirche  statt;    ein  Geistlicher  derselben  unterrichtet  die  Kon- 


^)  S.  über  diese  den  folgenden  Artikel  S.  884. 

^  Vgl.  das  im  Stadtarchiv  658  c  befindliche  Diplom  über  die  Konjunktion  der  beiden 
Schulen. 
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firmanden  des  Gymnasiums,  und  mit  deren  Konfirmation  wird  die  Remeinsame  Abend- 
mahlsfeier der  Anstalt  verbunden.  Den  höchsten  Stand  hatte  die  Scnalerzahl  im  Jahre 
1882/83  (381  und  155  Vorschäler);  seitdem  ist  sie  infolge  der  Eröffiiung  der  Wilhelms- 
Schule  merklich  gesunken  (Winter  1899/1900:  297  und  129  Vorschäler). 

Direktor:  Dr.  WUh.  C.  GemoU  seit  Ostern  1889,  vorher:  Dr.  C.  Ed.  GvthUng 
1867—89.  An  der  Anstalt  wirkten  früher  u.  a.:  Dr.  C.  Jßi.  Kummer j  ord.  Lehrer 
1838 — 42,  später  ord.  Professor  der  Mathematik  in  Berlin,  Alem.  Hoppe,  Schulamts- 
kandidat  1861—62,  später  Geh.  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Breslau. 

11  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  11  Oberlehrer,  5  technische  und  £lementarl.,  alle 
evangelisch.  Auch  die  katholischen  und  die  jüdischen  Schüler  erhalten  Religionsunterricht. 

In  dem  Gymnasialgebäude  (Baumgartstralse  4)  ist  auch  das  Königliche  Schul- 
lehrerseminar untergebracht.  Das  Gymnasium  benutzt  seit  dem  20.  November  1899  die 
städtische  Turnhalle  IV  und  den  dazugehörigen  Turnplatz.  Die  Lehrerbibliothek  zählt 
etwa  9000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Bauersche  Stiftung.  Vom  Gutsbesitzer  B.  im  Jahre  1734 
gegründet,  zu  einem  Schüler  Stipendium.  Bestand  1300  Mk.  b)  Das  Stahnsche  Ver- 
mächtnis. Vom  Oberamts  -  Regierungsrat  Sam.  Bud.  St,  1787  Igeffründet,  zu  Unter- 
stützungen für  zwei  Primaner  und  zwei  Sekundaner.  Bestand  270(X)  Mk.  c)  Das  Ver- 
mächtnis des  Hofrats  Dr.  Benj.  Baupach  vom  Jahre  1852.  Zu  drei  Stipendien  für 
evangelische  Studenten,  zwei  zu  je  750  Mk.,  eins  zu  225  Mk.  Bestand  48135  Mk. 
d)  Das  Vermächtnis  der  Frau  Pastor  Feige  vom  11.  März  1879,  zu  Stipendien  für  ehe- 
malige Schüler  der  Anstalt,  die  eine  Kunst-  oder  Gewerbeschule  besuchen.  Bestand 
3^3  Mk.  e)  Das  Vermächtnis  des  Partikuliers  Theod.  Hovpe,  Zu  Stipendien  für  je 
einen  Schüler  der  Prima  und  der  Sekunda.  Bestand  1209  Mk.  f)  Drei  kleinere 
Stiftungen  zu  Prämien  mit  einem  Gesamtbetrage  von  820  Mk.  g)  Mehrere  Stiftungen, 
bei  deren  Verleihung  die  Schule  überhaupt  nicht  oder  nicht  ausschlielslich  mitwirkt. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen 
Verwaltungsoehörde  u.  s.  w.  s.  oben  S.  333.  Gesamtausgabe  101400  Mk.,  Zuschuls  der 
Stadt  48020  Mk.    Schulgeld  120  Mk.  jährlich.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Bitterakademie  (I,  182.    II,  185.    III,  192). 

Becker y  Die  Kgl.  Ritterakademie  und  ihre  Verfassung,  Progr.  1812.  —  v.  Briesen, 
Progr.  1824.  —  Kawmannj  Geschichte  der  Ritterakademie,  Progr.  1829.  —  Blau,  desgl. 
bis  1809,  Progr.  1840—42.  —  SchuUze,  Die  Bibliothek  der  Ritterakademie,  Progr.  1822 
und  24.  —  V.  ^weinüzy  Progr.  1843.  —  Wendi,  Geschichte  der  Kgl.  Ritterakademie,  Teil  I, 
1708—1840,  Progr.  1893. 

Im  Jahre  1646  errichtete  der  Herzog  Georg  Rudolph  von  Liegnitz  und  Wohlau 
„zu  £hren  des  höchsten  allgewaltigen  Gottes  und  zur  Erhaltung  seiner  christlichen 
evangelischen  Schulen,  insonderheit  zur  Besoldung  und  Unterhaltung  derer  bey  der 
Fürstl.  Stieffts-Kirchen  zu  St.  Johannis  in  unserer  Stadt  Liegniz*^  das  „Fürstl.  Gestiefft 
St  Johannis"  und  überwies  ihm  aulser  den  Kapitalien  der  Johanniskirche  und  den 
Einkünften  des  im  30jährigen  Kriege  aufgelösten  Gymnasiums  zu  Goldberg  aus  seinem 
Privatvermögen  Kapitalien  und  Güter.  Nach  Aussterben  der  Piasten  schenkte  die 
österreichische  Regierung  die  Johanniskirche  den  Jesuiten  und  gründete  aus  dem  in- 
zwischen durch  Ersparnisse  angewachsenen  Vermögen  des  St.  Johannisstifts  eine,  auch 
katholischen  Zöglingen  zugängliche  Ritterakademie  „vor  die  Jugend  adelichen  Ritters 
und  höheren  Standes**.  Die  Anstalt  wurde  auf  Grund  der  „Privilegien**  vom  19.  April 
1708  am  11.  November  dess.  Jahres  eröffnet.  Zum  Bau  des  Akademiegebändes  oe- 
willig^en  die  Stände  Schlesiens  im  Jahre  1709  eine  Beihilfe  von  40000  Gulden.  Der 
Unterricht  hatte  einige  Zeit  lang,  auch  nach  der  Besitznahme  Schlesiens  durch  Preufeen, 
akademischen  Charakter.  Auf  Grund  des  Reskripts  der  Sektion  für  öffentlichen  Unter- 
richt im  Ministerium  des  Innern  vom  16.  September  1809  wurde  der  Lehrplan  von 
Ostern  1811  an  im  wesentlichen  dem  eines  Gymnasiums  gleichgestellt,  auch  die  Teil- 
nahme von  „au&erhalb  des  Akademiegebäudes  wohnenden  jungen  Leuten  adligen  und 
bürgerlichen  Standes**,  den  sog.  Stadtschülem,  am  Unterrichte  gestattet,  während  das 
aus  freien  Alumnen-  und  zahlenden  Pensionärstellen  bestehende  Internat  vorzugsweise 
adligen  „Zöglingen**  vorbehalten  blieb.  Seit  dem  Jahre  1853  wird  die  Ritterakademie 
von  einem  Direktorium,  bestehend  aus  einem  vom  Könige  ernannten  Kurator  (jetzt  Graf 
V.  Kosptfihf  Majoratsherr  auf  Briese,  Kreis  Öls,  vorher:  LandschaftsdireKtor  Graf 
0.  Bothkirch'Tram  auf  Panthenau  1886—97;  Regierungspräsident  Freiherr  v,  Zeälüg- 
Neukirch  1874—86;  Regierungspräsident  Graf  v.  ZedUtz-TrutesMer  1853—74)  und  dem 
Direktor  verwaltet.    Die  Befugnisse  des  Direktoriums  sind  durch  die  Instruktion  vom 
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2^  AagaBt  1897  neu  geordnet  Die  Leitung  und  Beaufsichtiffung  des  Pensionats  steht 
dem  Kurator  zu;  dieser  nimmt  auch  die  Zöglinge  auf.  Die  letzteren  tragen  eine 
militärische  Uniform;  zu  ihrer  Beaufsichtigung  Verden  seit  Michaelis  1897  bezw.  1898 
zwei  Offiziere  als  Gouverneur  und  Inspektor  Kommandiert.  Das  Gymnasium,  das  bis 
dahin  zu  den  stiftischen  Anstalten  landesherrlichen  Patronats  gerechnet  wurde,  ist  am 
1.  April  1901  vom  Etat  der  Ritterakademie  getrennt  und  vom  Staate  übernommen 
worden. 

Am  16.  Juni  1897  besuchte  Se.  Majest&t  der  Kaiser  und  Eönicr  bei  Gelegenheit 
der  hundertjährigen  Jubelfeier  des  Grenadier-Begiments  König  Wilhelm  I.  auch  die 
Ritterakademie.  Im  Jahre  1899/1900  hat  diese  ihre  gröCste  Ausdehnung  mit  266  Schülern 
(einschl.  60  Zöglingen)  erreicht 

Direktor:  Dr.  Friedrich  Kirehfier  seit  16.  Juni  1885,  vorher:  Dr.  Ewald  Stechow 
1862-85. 

9  Klassen  (VI  bis  0  I);  11  Oberlehrer,  1  Lehrer,  alle  evangelisch.  Für  den 
Religionsunterricht  der  katholischen  Minderheit  ist  gesorgt. 

Die  Anstalt  besitzt  seit  1891  eine  Turnhalle  (die  Baukosten  von  81000  Mk.  sind  aus 
dem  Anstaltsvermögen  bestritten  worden),  eine  Reitbahn,  einen  Spielplatz  im  Akademie- 
garten; die  Schüler  der  oberen  Klassen  erhalten  Unterricht  im  Fecnten,  die  Zöglinge 
auch  im  Reiten. 

Die  Lehrerbibliothek  umfafst  8000  Bände,  die  Bibliotheca  Rudolphina  5000  Bände 
darunter  eine  wertvolle  Sammlung  von  Musikalien,  251  Stück,  teilweise  seltene  Originale). 

Stiftungen:  a)  Eine  Anzahl  königlicher  Fundatistenstellen.  b)  v.  Rothkirchsche 
Fundatistenstellen.    Für  evangelische  Familienmitglieder  oder  Offizierssöhne,  1842  ge- 

f  rundet  Bestand  80000  Mk.  c)  Zwei  v.  Kospothsche  Fundatistenstellen.  1729  gegründet, 
'ür  Familienmitglieder  oder  adlise  Angehörige  des  Fürstentums  01s.  Bestand  ^000  Mk. 
d)  Vermächtnis  des  Professors  J.  Fr.  Baupach  (1819).  Zu  Prämien  für  mathematische 
Arbeiten.  Bestand  900  Mk.  e)  Drei  Stipenaien  der  schlesischen  Generallandschaft  Für 
Söhne  schlesischer  Gutsbesitzer,  welcne  die  II  verlassen,  um  Landwirte  zu  werden, 
f )  Zwei  Stipendien  der  schlesischen  Genossenschaft  des  Johanniterordens  zu  je  600  Mk. 
für  Söhne  schlesischer  Johanniterritter. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtaussabe  79270  Mk.,  fester 
Zuschuls  ans  dem  Akademiefonds  46000  Mk.,  staatlicher  Bedürfniszuschuis  11 120  Mk. 
Schulgeld  120  Mk.,  Eintrittsgeld  9  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Wilhelms-Scliule  (Realschule). 

Die  im  Jahre  1867  errichtete  städtische  Mittelschule,  welche  durch  Königliche 
Kabinettsordre  vom  6.  Mai  desselben  Jahres  den  Namen  „Wilhelms -Schule"  erhielt, 
wurde  Ostern  1884  in  eine  höhere  Bürgerschule  umgewandelt  und  als  solche  am 
20.  Mai  desselben  Jahres  anerkannt  Seit  ihrer  Gründung  ist  mit  ihr  eine  Vorschule 
verbunden. 

Direktor:  Dr.  Friedr,  Wük.  Frank^iilbach,  seit  Gründung  der  Anstalt 

9  Klassen  (die  Klassen  VI  bis  IV  haben  je  zwei  Parallelabteilungen)  und  4  Vor^ 
schulklassen ;  7  Oberlehrer,  4  technische  und  Elementarl,  4Vorschull.,  alle  evangelisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt 

Das  Schulhaus  (Marienplatz  6)  ist  im  Jahre  1887  mit  einem  Kostenaufwande  von 
256000  Mk.  erbaut  und  Ostern  1888  bezogen  worden.  Die  anstoßende  Kirche  ist  mit 
dem  Neubau  verbunden  und  durch  Lef^ung  einer  Zwischendecke  als  Aula  und  Turn- 
halle nutzbar  gemacht.    Die  Lehrerbibhothek  nmfaist  1155  Werke  in  2290  Bänden. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  72100  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  39280  Mk.  Schulgeld  90  Mk.  für  einheimische,  110  Mk.  für  aus- 
wärtige Schüler,  in  der  Vorschule  60  bezw.  72  Mk.  Wegen  der  örtlichen  Verwaltungs- 
behörde u.  B.  w.  s.  oben  S.  883  unter  „Liegnitz^. 


Bunzlau. 

(Fürstentum  Jauer.    14590  Finwohner.) 

KSnlgliche  Waisen-  und  Schulanstalt  (I,  190.    II,  191.    III,  195). 

Siolsenburg,  Geschichte  des  Bunzlauer  Waisenhauses,  Breslau  1854.  —  Derselbe, 
Das  Jubelfest  des  Bunzlauer  Waisenhauses,  1854.  —  Lang,  Überblick  über  die  Ge- 
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schichte  des  Waisenhauses,  in  dem  Progr.  desselben  von  1871.  —  Beisertf  Progr.  des 
Gymnasiums  von  1861,  62,  68,  65. 

Der  Maurermeister  Gottfr.  Zahn  unternahm,  von  Aug,  Herrn.  Franches  Beispiel 
angeregt  und  von  Hecker  (dem  Gründer  der  Berliner  Realschule)  und  Steinbart  (aem 
zweiten  Direktor  des  Züllichauer  Waisenhauses)  ermutigt,  1753  die  Gründung  eines 
evangelischen  Waisenhauses  in  Bunzlau.  Die  Anstalt  wurde  am  14.  März  1754  eröffiiet. 
Sie  nahm  drei  Arten  von  Zöglingen  auf,  Waisenknaben,  Alumnen  oder  Freischüler, 
Kostgänger  oder  Pensionäre;  Unterstützungen  gingen  ihr  von  zahlreichen  Seiten  und  in 
den  verschiedensten  Formen  zu.  Am  9.  Januar  1760  erhielt  sie  eine  Königliche  Fun- 
dationsurkunde,  durch  die  sie  als  pium  corpus  anerkannt  wurde.  1764— lolO  entliefe 
sie  zur  Universität  Noch  heute  besitzt  sie  die  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts erworbene  Druckerei,  durch  welche  es  ihr  möglich  wurde,  die  Zeiten  der  Not 
zu  Ende  jenes  Jahrhunderts  zu  überwinden.  Ein  noch  grö&erer  Notstand,  der  zu  An- 
fang des  19.  Jahrhunderts  eintrat,  wurde  durch  Übernahme  der  Schulden  des  Waisen- 
hauses auf  die  Staatskasse  und  durch  Bewilligung  eines  fortlaufenden  Staatszuschusses 
beseitigt.  Durch  Fundationsurkunde  vom  22.  Januar  1805  wurde  die  Anstalt  eine 
„Königliche  evangelische  Waisen-  und  Schulanstalt'';  am  23.  Dezember  1814  wurde 
unter  Aufhebung  der  Gymnasialklassen  bestimmt,  dals  sie  als  eine  gute  Bürgerschule  ein- 
gerichtet, auf  ihren  ursprünglichen  Zweck  zurückgeführt  werde,  zugleich  aber  als  Lehr- 
und  Erziehungsanstalt  für  Pensionäre  diene  und  für  solche  Knaben,  die  nur  den  Unter- 
richt besuchen,  gebraucht  werde  und  diejenigen  Waisenknaben,  welche  Anlage  und 
Neigung  zum  Lehramte  haben,  auf  dieses  vorbereite.  Demgemäß  wurde  mit  ihr  im 
Jahre  1816  ein  bis  dahin  in  Liegnitz  untergebrachtes  Schullehrerseminar  verbunden. 
Seit  dem  Jahre  1860  gab  der  Unterricht  in  der  Waisenhausschule  die  Vorbildung  für 
die  Sekunda  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule;  auf  zwei  gemeinsamen  Unter- 
klassen, VI  und  Y,  bauten  sich  zwei  Gymnasial-  und  zwei  Realklassen,  IV  und  111,  auf; 
daneben  bestand  die  „deutsche  Schule*'  als  zweiklassige  Elementarschule^).  Im  Jahre 
1877  wurden  die  beiden  Realklassen  aufgehoben  und  an  Stelle  der  bisherigen  deutschen 
Schule  eine  vierklassige  Mittelschule  eingerichtet;  die  Gjmnasialklassen  blieben  bestehen, 
und  aus  ihrer  obersten  (III)  traten  die  Zöglinge  in  die  Uli  des  am  Orte  bestehenden 
städtischen  oder  eines  anderen  benachbarten  Gymnasiums  über.  Als  im  Jahre  1886  das 
städtische  Gymnasium  vom  Staate  übernommen  wurde  (s.  unten),  gingen  auch  die  Gym- 
nasialklassen des  Waisenhauses  ein,  und  ihre  Schüler  wurden  dem  nunmehr  verstaat- 
lichten Gymnasium  überwiesen,  das  sie  jetzt  bis  zur  Reifeprüfung  besuchen  düifen. 
Um  für  die  Benefiziaten,  welche  die  Mittelschule  besuchen,  einen  Ausgleich  zu  schaffen 
für  die  Begünstigung  der  Gymnasiasten,  die  nunmehr  vier  Jahre  länger  dem  Hause 
angehören  können,  wurde  Ostern  1889  eine  „Seminar-Präparandenanstalt"  —  bis  jetzt 
als  private  Unternehmung  mit  eigenem  Etat  —  eingerichtet,  weiche  den  Übergang  zum 
Schullehrerseminar  des  Waisenhauses  vermittelt. 

Dem  höheren  Unterrichte  dient  also  gegenwärtig  nur  noch  das  nunmehr  staatliche 
Gymnasium,  über  welches  unten  besonders  berichtet  werden  wird.  Das  Waisenhaus 
und  das  Alumnat  sind  aber  für  das  Gymnasium  insofern  von  Bedeutung,  als  dort  eine 
erofse  Anzahl  von  Schülern  des  Gymnasiums  (am  1.  Februar  1899  waren  es  106  unter 
250)  untergebracht  sind. 

An  der  Erziehungsanstalt  des  Waisenhauses  bestehen  74  Stellen  für  Waisen  und 
15  für  Fundatisten;  die  Inhaber  beider  Arten  erhalten  unentgeltlich  Unterhalt,  Kleidung, 
Unterricht  und  Bücher  und  tragen  militärische  Uniform.  Au&erdem  sind  34  Stellen  ftXr 
Alumnen,  12  für  Extraalumnen  und  28  für  Pensionäre  vorhanden.  Die  Alumnen  zahlen 
80  Mk.,  im  Gymnasium  146  Mk.,  die  Extraalumnen  200  Mk.,  im  Gymnasium  266  Mk., 
die  Pensionäre  480  Mk.,  im  Gymnasium  520  Mk. 

Seit  der  Übernahme  des  vormals  städtischen  Gymnasiums  auf  den  Staat  stehen 
das  Gymnasium  und  die  mit  dem  Waisenhaus  verbundenen  Anstalten  unter  dem  ge- 
meinsamen Namen  „Königliche  Waisen-  und  Schulanstalt''  unter  einem  Direktor.  Diesem 
ist  für  jede  der  drei  Schulen  (Gymnasium,  Waisenhaus,  Seminar)  in  einem  Oberlehrer 
derselben  ein  ständiger  Vertreter  bestellt,  und  zwar  für  das  Waisenhaus  als  Inspektor 
der  Oberlehrer  Dr.  Stephan. 

Direktor:  Ostendorf  seit  Ostern  1895,  vorher:  Regierunffs-  und  Schulrat  Sander 
seit  der  Vereinigung  mit  dem  Gymnasium  1886,  Schulrat  Lang  1870—86.  Früher  haben 
am  Waisenhause  u.  a.  gewirkt:  G.  Ad.  Wätzotd,  Direktor  1862—67,  später  Geheimer 


^)  Bis  1868  eine  Hilfsklasse  mit  4  Abteilungen,  in  der  unbegabte  und  vom  fremd- 
sprachlichen Unterrichte  befreite  Knaben  während  dieses  Unterrichts  mit  Lesen,  Schreiben 
and  Rechnen  beschäftigt  wurden. 
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Oberregieruuffsrat  und  yortra|^eDder  Rat  im  Unterrichtsministeriam;  Dr.  C,  J,  Fr.  Schneider, 
Direktor  1867—70,  sp&ter  Wirklicher  Geheimer  Oberregierungsrat  und  vortragender  Rat 
im  Unterrichtsministerium. 

Stiftungen:  a)  Aus  dem  Vermächtnisse  des  Kgl.  Kreisgerichtsdirektors  a.  D. 
Hüse  (gestorben  am  9.  Januar  1882  in  Breslau),  im  Betrage  von  90000  Mk.,  und  seiner 
Ehefrau  (gestorben  am  24.  März  1888),  im  Betrage  von  60000  Mk.,  wurden  18  Fundatisten- 
stellen  gegründet,  die  wegen  des  niedrigen  Zinsfußes  jetzt  auf  11  zurückgeführt  sind. 
Durch  Ersi^arnisse  ist  ein  Kapital  von  8448  Mk.  angesammelt  worden,  b)  Die  (>raf 
Hermann-Stiftung,  von  der  verwitweten  Gräfin  zu  Solms-Klitsrhdorf  gegründet,  för  eine 
weitere  Fundatistenstelle.  c)  Die  Stiftung  des  Professors  Clemens  im  Betrage  von 
12000  Mk.  wird  zunächst  noch  durch  Zahlungen  an  Verwandte  in  Anspruch  genommen, 
d)  Die  Vereinigte  Stiftung,  zur  demnächstigen  Errichtung  von  Waisen-  und  Fundatisten- 
stellen,  Bestand  9972  Mk.  e)  Die  Rödersche  Stiftung,  desffl.,  Bestand  16959  Mk.  f)  Die 
Louise  Schneider-Stiftung,  von  der  Witwe  des  WaisenhausTehrers  Kunlh  gegründet,  desffl. 
Bestand  10680  Mk.  g\  Der  Augustenfonds.  Vom  früheren  Direktor  Dr.  Schneider 
(s.  oben)  ins  Leben  genuen,  zur  Unterstützung  abgegangener  Waisen.  Bestand  18794Mk. 
h)  Sammlung  der  Schlesischen  Stände  (1808)  zur  Unterhaltung  von  fünf  Alumnen.  Be- 
stand 10  980  Mk.  i)  Die  Stiftung  des  grolsbritannischen  Hilfsvereins.  Bestand  15  507  Mk. 
k)  Vermächtnis  des  Superintendenten  Henke.  Bestand  5310  Mk.  1)  Vermächtnis  des 
Waisenhausrendanten  Peterke.  Bestand  27  850  Mk.  m)  Geschenk  des  Königs  Friedrich 
Wilhelm  IV.  bei  der  100jährigen  Jubelfeier  der  Anstalt.  Bestand  80  000  Mk.  n)  Stiftung 
ehemaliger  Anstaltszöglinge,  bei  derselben  Gelegenheit  gegründet.  Bestand  45()0  Mk. 
o)  V.  Richthofensche  Familienfundation.  Bestand  8660  Mk.  p)  Schäftersche  Stiftung  für 
zwei  Freistellen.  Bestand  12500  Mk.  —  Die  Stiftungen  zu  i — n  sind  zur  Unterhaltung 
von  Waisenknaben  bestimmt. 

Die  dem  Seminar  gehörige  Turnhalle  und  der  Turnplatz  werden  von  allen  drei 
Schulen  benutzt. 

Die  Bibliothek  zählt  ungefähr  4100  Werke  in  6700  Bänden,  darunter:  1)  Das 
durchleutigist  werck  der  gantzen  heiligen  geschrifft  mit  schönen  figuren,  die  historien 
bedeutende,  gedruckt  durch  anthonium  Coburger.  Nürnberg  1482,  2)  Mercator,  G.  Atlas 
sive  Cosmographicae  meditationes  de  fabrica  mundi  et  fabricati  figura.  Duisburg  1574; 
beide  Werke  wurden  aus  der  Zerstörung  der  Bibliothek  im  Jahre  1818  gerettet. 

Wegen  der  Gebühren  im  Alumnat  siehe  oben.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung  und 
erhält  8140  Mk.  aus  der  Kasse  des  Waisenhauses,  daneben  das  Gehalt  eines  Seminar- 
direktors; auf  dieses  kommen  jedoch  1440  Mk.  des  von  dem'Waisenhause  gezahlten 
Gehaltes  in  Anrechnung. 

GymnaBinm« 

Die  aus  der  Reformationszeit  stammende  Stadtschule,  welche  eine  Zeitlang  als 
gelehrte  Schule  ein  grolses  Ansehen  genofs,  war  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  zu 
einer  Bürgerschule  herabgesunken.  1858  beschlols  die  Stadt  Bunzlau  eine  Reorganisation 
ihres  Schulwesens.  Demgemäfs  wurde  am  15.  April  desselben  Jahres  eine  höhere  Stadt- 
schule, deren  Ausgestaltuns  in  ein  Progymnasium  beabsichtigt  war,  mit  41  Schülern  in 
den  Klassen  VI  bis  IV  erönnet.  Bereits  im  Jahre  1861  war  die  Schule  zu  einem  Gym- 
nasium vervollständigt.  Am  8.  August  1864  wurde  das  mit  einem  Kostenaufwande  von 
68000  Thalern  neu  errichtete  Schulhaus  bezogen.  Die  bald  darauf  neben  den  Klassen 
IV  big  II  eingerichteten  Realabteilungen  hatten  keinen  Bestand;  die  letzte  derselben 
wurde  Ostern  1875  aufgehoben.  Am  1.  April  1886  trat  die  Stadtsemeinde  das  Gym- 
nasium mit  seinem  Zubehör  und  einer  Abfindungssumme  von  400000  Mk.  an  den  Staat 
ab  unter  der  Bedingung,  dals  die  Schule  als  höhere  Lehranstalt,  deren  Reifezeug- 
nisse zur  Immatrikulation  bei  allen  Fakultäten  berechtigen,  dauernd  bestehen  bleibe. 
Das  nunmehr  Königliche  Gymnasium  wurde,  unter  Aufrechterhaltung  seiner  selbständigen 
Rechtspersönlichkeit,  mit  der  Königlichen  Waisen-  und  Schulanstalt  vereinigt.  Bald 
darauf  wurde  die  1861  am  Gymnasium  errichtete  Vorschule  aufgehoben.  Kleinste  Schüler- 
zahl (188)  im  Schuljahr  1881/82.  Durch  den  Zutritt  der  Gymnasialschüler  des  Waisen- 
hauses wuchs  die  Zahl  schnell  bis  auf  240  im  Jahre  1887;  seitdem  hat  sie  sich  zwischen 
den  Grenzen  225  im  Jahre  1889  und  265  im  Jahre  1895  gehalten. 

Direktor:  Ostendorf  (wegen  des  Näheren  s.  den  vorangehenden  Artikel),  ständiger 
Stellvertreter  desselben  (s.  ebendas.)  Professor  Dr.  Schwarz  seit  1900,  vorher:  Professor 
Dr.  Tegge  seit  1894,  Professor  Fährmann  seit  1886.  Vor  der  Vereini^ng  mit  dem  Waisen- 
hause waren  Direktoren:  Dr.  Bouterwek  1882—86,  später  Provinzialschulrat  in  Stettin, 
und  Dr.  Fr.  Beisert  1861-82. 

8  Klassen  (U  I  und  0  I  vereinigt);  11  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl., 
alle  evangelisch  (1  Altlutheraner).  Die  katholischen  Schüler  erhalten  mit  denen  der 
Mittelschule  gemeinsamen  Religionsunterricht  (zusammen  5  Stunden). 

Wi«ie,  Sclmlwefen.    lY.  22 
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Wegen  der  Turnhalle  Tgl.  den  vorhergehenden  Artikel.  Die  Lehrerbibliothek  ent- 
hält 8260  Bände. 

Stiftungen:  a)  Stipendienfonds.  1887  gegründet,  für  Abiturienten.  Bestand 
1171  Mk.  b)  Dr.  Schmidt-Rhode-Stiftung.  Von  den  ord.  Lehrern  Dr.  Schmidt  und  Bhode 
aus  dem  Honorar  für  den  englischen  Unterricht  gegründet,  zu  Prämien.  Bestand  2698  Mk. 
c)  Beisert- Stiftung.  Am  18.  November  1882  von  Schülern  des  Direktors  B.  gegründet, 
zu  Prämien.  Bestand  2984  Mk.  d)  Schiller-Stiftunff.  1859  bei  der  Schillerfeier  gegründet, 
zur  Verteilung  von  Schillers  Werken.  Bestand  886  Mk.  e)  Kaiser  Wilhelm- Stiftung. 
Aus  Sammlungen  und  Eonzerterträgen  seit  1872  gebildet,  för  Abkömmlinge  der  Teil- 
nehmer am  Kriege  1870/71.  Bestand  3457  Mk.  f )  Folgende  Stipendien,  die  vom  Magistrat 
an  Studierende  aus  Bunzlau  vergeben  werden :  Aus  dem  Vermächtnisse  Jocuhims  v.  Berge^ 
Hermdorf  und  Cladau  (1599),  jährlich  144  Mk.;  Stiftung  des  Kaufmanns  Christoph  BuUert 
(1745X  jährlich  108  Mk.;  Stiftuns  des  Dr.  J.  G.  McMiäiin  Glogau  (1785),  jährlich  182  Mk.; 
Vermächtnis  des  Kaufmanns  Scnuizy  jährlich  120  Mk.;  Stiftung  der  verwitweten  Haupt- 
mann JBeyerleinf  jährlich  185  Mk.;   Stiftung  des  Apothekers  Wolf,  jährlich  120  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  68550  Mk.,  Be- 
dürfhiszuschuls  84082  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Wegen  des  Alumnats  und  des  Gehalts 
för  den  Direktor  s.  den  vorhergehenden  Artikel. 

Glograu. 

(Fürstentum  Glogau.    22147  Einwohner.) 

Die  Stadt  besitzt  ein  evangelisches  und  ein  katholisches  Gymnasium. 
Beide  Anstalten  werden  vom  Staate  unterhalten  und  sind  in  gemein- 
schaftlichem Besitze  der  Turnhalle  und  des  Turnplatzes. 

ErangeliBChes  Gymnasinm  (I,  185.    II,  187.    III,  198). 

Ehrhardtj  Presbyterologie  des  evangelischen  Schlesiens,  Bd.  III,  1,  S.  182  ff.  — 
Morgeribesaer,  Geschichte  der  evangelisch-lutherischen  Schule  zu  Glogau,  Progr.  1809.  ~ 
KliXj  Bückblicke  auf  die  Geschichte  des  Gymnasiums,  Progr.  1858. 

Die  bei  Einführung  der  Reformation  errichtete  evangelische  Pfarrschule,  welche 
zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  in  grolsem  Ansehen  stand,  wurde  nach  wechselnden 
Schicksalen  1651  von  der  österreichischen  Regierung  endgültig  aufgehoben.  Auf  Grund 
des  Art  I  §  2  der  Altranstädter  Konvention  wurde  am  1.  November  1708  das  „evangelisch- 
lutherische Seminarium  von  Grols- Glogau^  von  der  evangelischen  Friedenskirche  er- 
richtet. Es  umfaiste  nach  heutigen  Begriffen  Gymnasial-  und  BürgerschuLklassen  und 
führt  seit  1812  den  Namen  „Gymnasium^.  1816  wurden  die  Bürgerschnlklassen  ab- 
getrennt; 1817  übernahm  der  Staat  das  Kompatronat.  Am  80.  Oktober  1884  ging  das 
Gymnasium  vollständig  auf  den  Staat  über,  nachdem  die  Kirchengemeinde  auf  ihr 
Patronat  unter  der  Bedingung  verzichtet  hatte,  dafs  es  stets  evangelischen  Charakter 
behalten  und  in  Glogau  verbleiben  solle.  Sämtlichen  Söhnen  der  Geistlichen  in  der 
evangelischen  Pfarrkirche  wurde  Freischule  gewährleistet;  hiervon  abgesehen  ist  der 
Zusammenhang  des  Gymnasiums  mit  der  Kirche  jetzt  gelöst.  Die  vom  Direktor  Dr.  Klix 
als  Privatuntemehmen  gegründete  Vorschule  ist  Ostern  1898  eingegangen.  Grölste 
Schülerzahl  (über  850)  unter  Klix  (s.  unten),  kleinste  (161)  am  1.  Februar  1899. 

Direktor:  Dr.  Oskar  AUenbwrg  seit  1.  April  1899,  vorher:  Dr.  Arnold  Langen 
1891—98,  Dr.  Ludwig  Hasper  1867—90.  Früher  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.  Dr.  Klix, 
Direktor  1854 — 67,  später  Geheimer  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Berlin. 

8  Klassen  (0  I  und  UI  sind  vereinigt);  9  Oberlehrer,  1  Elementarl.,  8  technische 
Lehrer  im  Nebenamte,  alle  evangelisch.  Auch  für  die  jüdischen  Schüler  ist  Religions- 
unterricht eingerichtet.  Wegen  des  Turnunterrichts  s.  oben  unter  ^Glogau*'.  Die  Lehrer- 
bibliothek zählt  8180  Bände. 

Stiftungen:  a)  Stiftung  der  Frau  Palm  (1820).  Zur  Unterstützung  von  Schülern. 
Bestand  19222  Mk.  b)  Stiftung  des  Senators  David  (1885),  desgl.,  Bestand  900  Mk. 
c)  Stiftung  des  Dr.  Beer-Lehfdd  (1844),  desgl.,  Bestand  1742  Mk.  d)  Stiftung  des  Medi- 
zinalrats Dr.  Dittrich  und  Frau  (1858),  desgl.,  Bestand  6181  Mk.  e)  Schumann-Stiftung 
(1858),  desgl.,  Bestand  8112  Mk.  f)  Stiftung  des  Fräulein  SatHg  (1871),  desgl.,  Bestand 
8148  Mk.    g)  Stiftung  der  Erben  des  Geheimen  Kommerzienrats  Strahl  in  Glogau  vom 
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Oberlehrers  Binde  (1869).  Für  einen  Abiturienten,  der  Philosophie  studiert.  Bestand 
2620  Mk.  1)  Stiftunff  des  Kaufinanns  HirscM  (1879).  Zu  Schulbüchern.  Bestand  1044  Mk. 
m)  Fünf  kleinere  Stiftungen  für  Schüler.  Gesamtbetrag  8340  Mk.  n)  Stiftung  des 
Medizinalrats  Dr.  IHUrich  (1825).  Für  die  naturwissenschaftliche  Sammlung.  Bestand 
1449  Mk.  o)  Jubil&umsstiftung  vom  25.  November  1858.  Zu  Unterstützungen  für  Lehrer, 
Schüler  und  Beamte.  Bestand  12960  Mk.  p)  Prausnitz-Stiftung  (1865).  Für  Lehrerwitwen. 
Bestand  2109  Mk.  q)  Stiftung  des  Kommerzienrats  Kempner  yom  4.  Oktober  1895.  Für 
die  Hinterbliebenen  der  Lehrer.  Bestand  10000  Mk.  Weitere  17 128  Mk.  Stiftungsgelder 
befinden  sich  in  der  Verwaltung  des  Kirchenkollegiums. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  68900  Mk.  Bedürfnis- 
zuschuis  46760  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Katholisches  Gymnasium  (I,  186.    II,  188.    lU,  198). 

Ender,  Zur  Geschichte  des  EgL  katholischen  Gymnasiums  zu  Gro&-Glogau  I  u.  11, 
1626—1740,  Progr.  1828  und  1824.  —  Bemäty  Beiträge  zur  Geschichte  des  Egl.  katho- 
lischen Gymnasiums,  Glogau  (Mosche). 

Die  Schule  wurde  1626  vom  Jesuitenorden  gegründet  und  1629  vom  Kaiser  Ferdinand  n. 
zur  Würde  eines  Kollegiums  erhoben.  Dieser  stellte  ihre  Unterhaltung  durch  eine 
vom  Baron  v.  Sehönaich  in  Carolath  zu  zahlende  Summe  von  54444  Thalem  sicher; 
auch  flössen  dem  Kollegium  zahlreiche  Stiftungen  zu.  Die  Schule  blieb  bis  zur  Auf- 
hebung des  Ordens  Eigentum  der  Jesuiten  und  kam  1776  unter  die  Verwaltung  des 
Staates.  Das  Vermögen  des  Kollegiums  war  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  durch  Prozesse, 
Kriege  und  Brände  fast  völlig  verloren  gegangen.  1804  erhielt  die  Schule  den  ersten 
weltlichen  Lehrer;  seit  1856  wird  evangelischer  Religionsunterricht  erteilt.  Am  19.  und 
20.  Mai  1876  beging  das  Gymnasium  die  Feier  seines  250jährigen  Bestehens.  Gröfste 
Schülerzahl  (814)  1872/73,  kleinste  (164)  1897/98. 

Direktor:  Dr.  Jos.  Aug.  DiM  seit  Michaelis  1897,  vorher:  Joh.  PeUr  Jungds 
1885—97,  Dr.  Sdi/roeUr  1882—85,  Heinr.  Menge  1875—82,  F.  TT.  v.  Baczek  1874—75. 
Außer  diesen  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.:  Dr.  Nieberding,  Oberlehrer  1875—82,  jetzt 
Provinzialschulrat  in  Breslau. 

8  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  etatsmälsiger  wissenschaftlicher 
Hilfsl.,  alle  katholisch.    Für  den  Keligionsunterricht  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  Innere  der  Gymnasialkirche  ist  neuerdings  restauriert  worden.  Wegen  des 
Turnunterrichts  s.  oben  unter  „Glogau''.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  7098  Werke.  Die 
Anstalt  besitzt  neben  den  üblichen  Sammlungen  eine  Münzsammlung. 

Stiftungen:  a)  Die  Konviktstiftune.  Nach  Aufhebung  des  Konvikts  zur  Unter- 
stützung katholischer  Schüler,  jährlich  6060  Mk.  b)  Die  mit  dem  Konvikt  verbundene 
Gärtnersche  Stiftuue,  zu  gleichem  Zwecke,  120  Mk.  jährlich,  c)  Der  Bekleidungsfonds 
des  Konvikts,  jährlich  2<K)  Mk.  d)  Die  Palmsche  Stiftung.  Zur  Unterstützung  von 
Schülern.  766  Mk.  jährlich,  e)  Die  Machui  -  Gärtnersche  Stiftung,  desgl.  (vom  Archi- 
diakonus  verwaltet),  52  Mk.  jährlich,  f )  Die  Mosersche  Stiftung,  desgl.,  56  Mk.  jährlich, 
g)  Die  Endersche  Stiftung,  desgl.,  49  Mk.  Jährlich,  h)  Die  Wentzelsche  Stiftung,  desgl., 
120  Mk.  jährlich,  i)  Die  Heymannsche  Stiftung,  desgl.,  120  Mk.  jährlich,  k)  Die  Stiftung 
des  Domkapitulars  Klopsck,  desgl.,  54  Mk.  jährlich.  1)  Die  Hemoldsche  Stiftung.  Zur 
Unterstützung  kranker  Schüler.  185  Mk.  jährlich,  m)  Die  Fürstbisch.  Heinnchsche 
Stiftung.  Für  einen  Schüler,  der  Theologe  werden  will.  92  Mk.  jährlich,  n)  Die 
Krankenkasse  des  Konvikts.  180  Mk.  jährlich,  o)  Zwei  kleinere  Stipendien  für  Schüler, 
zusammen  16,85  Mk.  p)  Die  Bambergsche  Stiftung.  Zur  Zahlung  des  Schulgeldes  für 
arme  Schüler.  191  Mk.  jährlich,  q)  Vier  Stiftungen  zu  Prämien,  zusammen  190  Mk. 
jährlich,  r)  Vier  Stiftungen  zur  Beschaffung  von  Schulbüchern  und  Büchern  für  die 
Abiturienten,  zusammen  196  Mk.  jährlich,  s)  Die  Stiftung  des  Kommerzienrats  Hugo 
Kempner.  Zur  Unterstützung  der  Hinterbliebenen  der  wissenschaftlichen  Lehrer. 
450  Mk.  jährlich. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  72340  Mk.,  Be- 
dürfiiiszuschuls  47888  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  und  vier  Oberlehrer  haben 
Dienstwohnung. 

Görlitz. 

(Alte  Hauptstadt  der  Oberlausitz.    80981  Einwohner.) 

Die  Stadt  besitzt  gegenwärtig  ein  Gymnasium  und  eine  Realschule. 
Die  frühere  Bealschule  erster  Ordnung  wurde  1883  mit  dem  Gymnasium 
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unter  einem  Direktor  vereinigt  und  ging  Ostern  1899  ein.  Örtliche  Ver- 
waltungsbehörde für  die  höheren  Schulen  der  Stadt  (einschliefslich  der 
höheren  Mädchenschulen)  ist  eine  Verwaltungsdeputation ,  bestehend  aus 
2  Mitgliedern  des  Magistrats,  4  stimmfähigen  Bürgern  (darunter  2  Stadt- 
verordnete) und  den  Leitern  der  Schulen.  Die  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen der  Lehrer  ist  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften  für  die  Hinter- 
bliebenen der  unmittelbaren  Staatsbeamten  geregelt. 

Oyiiiiia4Siiim  Aagustnm  (L,  198.    U,  194.    in,  196). 

Christian  Knauthen,  Das  Gymnasium  Augustum  zu  Görlitz  u.  s.  w.,  Görlitz,  bei 
Job.  Friedr.  Fickelscberer,  1765.  —  Schutt,  Zur  Gescbicbte  des  städtiscben  Grrmnasiums 
zu  Görlitz  bis  1786;  StTuve,  Zur  Geschiebte  des  städtiscben  Gymnasiums  zu  Görlitz  von 
1736—1865,  beide  Abbandlungen  im  Festprogramm  1865. 

Die  Scbule  vurde  1565  von  der  Stadt  gegründet,  nacbdem  dieser  der  Kaiser 
Ferdinand  L  am  5.  Februar  1564  das  Kloster  aes  Franziskanerordens  dazu  überlassen 
batte.  Als  Zweck  der  Scbule  wurde  damals  bezeichnet:  ^ro  juventute  promovenda 
bonisi^ue  artibus  ad  veram  et  debitam  disciplinam  erudienaa.  Am  24.  August  1567 
überwies  Kaiser  Maximilian  der  Scbule  jäbrlicb  200  Tbaler  zu  je  70  Kreuzer;  diese 
Summe  wird  nocb  jetzt  in  der  Höbe  von  588,88  Mk.  vom  Staate  an  die  Scbule  gezahlt. 
Von  1888 — 99  war  das  Gymnasium  mit  dem  Real^prmnasium,  das  bis  dahin  als  besondere 
Anstalt  bestanden  hatte,  unter  einem  Direktor  mit  gemeinsamen  Klassen  VI  bis  lY  yer- 
einigt.    Die  Vorschule  besteht  seit  1896. 

Direktor:   Prof.  Stutzer  seit  Ostern  1898,  vorher:   Dr.  Eitner. 

15  Klassen  und  8  Yorscbulklassen ;  18  Oberlehrer,  6  technische  und  Elementarl., 
2  Yorschull.,  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  kathoUschen  Minderheit 
ist  gesorgt. 

Das  Gymnasium  hat  eine  Turnhalle  und  benutzt  auiserdem  den  gemeinsamen  Turn- 
platz der  städtischen  Schulen.    Die  Lehrerbibliothek  umfafet  ungefähr  10500  Bände. 

Stiftungen:  Die  Antonsche,  die  Eiflerscbe,  die  v.  Gersdorfsche,  die  Gymnasial- 
Jubiläumsstiftung,  die  Hahnfeldsche,  die  Katzsche,  die  Schütt-Kaumannsche,  die  Sylver- 
steinsche,  die  Lochmannsche,  die  Hahnfeld-Tbammsche  und  die  Stiftungen,  welche  die 
Landstände  des  Preußischen  Markgrafentums  Oberlausitz  vergeben.  Jährlicher  Gesamt- 
betrag etwa  2800  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen 
Yerwaltungsoehörde  u.  s.  w.  s.  oben  unter  „Görlitz".  Gesamtausgabe  182868  Mk.,  Zu- 
schulk  der  Stadt  69917  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  für  einheimische,  144  Mk.  für  aus- 
wärtige  Schüler. 

BealBchnle  (mit  Realgymnasialklassen  nach  dem  Frankfurter  System). 

Die  am  Orte  bestehende  neunklassige  städtische  Mittelschule  wurde  im  Jahre  1887 
in  eine  lateinlose  höhere  Bürgerschule  umgewandelt  Im  Jahre  1898  wurde  für  die 
Anstalt  ein  unter  dem  7.  August  desselben  Jahres  bestätigtes  Statut  errichtet,  und  Ostern 
1899  wurde  mit  der  Ausgestaltung  der  einen  Gruppe  dreifacher  Klassen  YI  bis  ü  lU 
zu  einem  Realgymnasium  nach  dem  Frankfurter  System  begonnen.  Die  Abtrennung^ 
desselben  von  der  Realschule  steht  Ostern  1902  bevor.  Eine  Vorschule  besteht  seit  der 
Gründung  der  Anstalt. 

Direktor:  Dr.  JEmst  Baron  seit  Mai  1890,  vorher:   Julius  Orofs  seit  1887. 

12  Klassen  der  Realschule,  6  des  Realgvmnasiums  und  6  Yorscbulklassen;  13  Ober- 
lehrer, 14  technische  und  Elementarl.;  1  Lehrer  ist  katholisch,  die  übrigen  sind 
evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler 
ist  gesorgt 

Das  Schulhaus  (Elisabetb-Stralse  18)  ist  im  Jahre  1875  erbaut  worden.  Für  den 
Turnunterricht  wird  die  für  die  Gemeindeschulen  und  die  Mädchenmittelschulen  bestimmte 
Turnhalle  mitbenutzt  Die  Lehrerbibliothek  der  Realschule  umfalst  etwa  1600  Bände,, 
die  des  Realgymnasiums  8600  Bände. 

Stiftungen:  a)  */io  der  Zinsen  der  von  der  Stadtgemeinde  am  15.  Oktober  1840* 
gegründeten  Friedrich  Wilbelms-Huldigungsstiftung  werden  zu  Schulstipendien  verwendet 
Bestand  der  Stiftung  28  865  Mk.  b)  Aus  der  Stiftung  des  Kommerzienrats  Ephraim  für 
Schüler,  die  sich  dem  Gewerbestande  widmen  wollen,  erhält  die  Anstalt  jährlich  etwa. 
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150  Mk.  c)  Die  Conti-Stiftung,  vom  Kaufmann  C.  1881  gegründet,  zur  Unterstützung  von 
Schülern.  Bestand  6000  Mk.  d)  Die  Gro&- Stiftung,  von  Freunden  und  ehemaligen 
Schülern  des  verstorbenen  Rektors  Chrofs  ffesründet,  zu  Schülerprämien.  Bestand  4000  Mk. 

e)  Die  Eduard  Schulze- Stiftung;   die  j&nriichen  Zinsen  (25  Mk.)  erhält  ein  Abiturient 

f)  Die  Schütt-Kaumann-Stiftung,  am  18.  Oktober  1881  durch  Sammlungen  begründet; 
die  Zinsen  werden  abwechselnd  einem  Schüler  des  Gymnasiums  und  des  Kealgymnasiums 
überwiesen.    Bestand  8096  Mk. 

Die  Anstalt  wird  Ton  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen  Ver- 
waltungsbehörde u.  s.  w.  s.  oben  S.  339  unter  „Görlitz**.  Gesamtausgabe  111094  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  49456  Mk.  Schulgeld  für  einheimische  Schüler  80  Mk.,  für  aus- 
wärtige 104  Mk. 

Hlrschbergr. 

(Fürstentum  Jauer.    17  865  Einwohner.) 

G3nima4Siiiin  (1, 197.  II,  196.  HI,  197). 

Ehrhardt,  Presbyterologie,  Bd.  III,  2  S.  200  ff.  —  Dietru^,  Zur  Geschichte  des  Gjm- 
nasiums,  Progr.  1862  u.  1863.  --  Vogt,  Illustrierte  Chronik  der  Stadt  Hirschberg,  1875,  S.  470ff. 

Zu  den  schlesischen  Städten,  denen  Karl  XII.  von  Schweden  in  der  Altranstädter 
Konvention  die  Erlaubnis  zur  Errichtung  einer  evangelischen  Kirche  und  Schule  von 
Kaiser  Joseph  I.  erwirkte,  gehörte  auch  Hirschberg.  Das  vom  KirchenkoUeginm  der 
evangelischen  Gnadenkirche  erbaute  Lyceum  wurde  am  28.  September  1712  eingeweiht  Der 
Lehrplan  enthielt  lange  Zeit  hindurch  eine  Mischunff  von  akademischem  und  Elementar- 
unterricht; Ende  des  18.  Jahrhunderts  erhielten  nicht  nur  die  Theologen,  sondern  auch 
die  Juristen  und  die  Mediziner  propädeutischen  Unterricht.  Zu  Anlang  des  19.  Jahr- 
hunderts kam  der  Staat  der  Anstalt  mit  Zuschüssen  zu  Hilfe  und  gab  ihr  statt  der 
früheren  Bezeichnung  „Lyceum*'  den  Namen  „Gymnasium**.  Die  Zuschüsse  führten  1817 
zur  Einführung  eines  Königlichen  Kompatronats.  Am  1.  April  1858  wurde  das  Gvm- 
nasium  vom  Staate  übernommen.  Die  evangelische  Kirchengemeinde  zahlt  seitdem 
jährlich  810  Mk.  zur  baulichen  Unterhaltung  und  Beheizung  des  Gymnasiums,  hat  aber 
das  Recht,  6  Freistellen  zu  besetzen.  Seit  Ostern  1899  ist  mit  dem  Gymnasium  ein 
Seminar  verbunden.  Grölste  Schülerzahl  (317)  im  Sommer  1887,  kleinste  (146)  im 
Winter  1874/75. 

Direktor:  Dr,  Theodor  Bindseü  seit  Ostern  1900,  vorher:  Theodor  Thalheim  1893 
bis  1900,  jetzt  Provinzialschulrat  in  Breslau,  Dr.  Gustav  Lindner  1870—93. 

9  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL,  1  technischer  u.  Elementarl., 
alle  evangelisch.  Die  katholischen  Schüler  erhalten  Religionsunterricht  in  3  Abteilunsen 
mit  zusammen  7  Stunden,  die  jüdischen  in  2  Abteilungen  mit  zusammen  4  Stunden 
wöchentlich. 

Turnplatz  und  Turnhalle  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  nmfa&t  10660  Bände. 
Bemerkenswert  ist  u.  a.  die  300  Seiten  Fol.  umfassende  Handschrift:  ^Kurtz  ffefaftte 
Nachrichten  von  den  merkwürdigsten  Begebenheiten  in  Schlesien,  besonders  in  Hirsch- 
berg  1740—63,  geschrieben  von  Gottfried  Gottwald**.   (Mitteilungen  daraus  im  Progr.  1874.) 

Stiftungen:  a)  Stipendium  academicum,  aus  dem  Ertrage  von  Yorträeen  ent- 
standen,  Statuten  vom  18.  Oktober  1866  und  vom  14.  Juni  1879.    Kapital  6000  Mk. 

b)  Die  Lehrerwitwenkasse  (Statut  vom  3.  Juli  1874)  mit  einem  Kapital  von  31 754  Mk. 

c)  Mehrere  kleinere  Stiftungen. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  70650  Mk.,  Bedürfhis- 
zuschuls  41 667  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  1050  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

Jauer. 

(Fürstentum  Jauer.    13024  Einwohner.) 

Oyiima4siiim  (H,  197.    III,  198). 
Völkmann,  Die  Errichtung  des  Gymnasiums  zu  Jauer,  Progr.  1866. 

Am  23.  Juli  1708  wurde  vom  Kirchenkollegium  der  evangelischen  Friedenskirche 
auf  Grund  der  Altranstädter  Konvention  eine  gelehrte  Schule  unter  dem  Namen  „Lyceum*^ 
errichtet.  Im  Jahre  1811  wurde  sie  in  eine  höhere  Bürgerschule  umgewandelt  mit  der 
Berechtigung,  auch  in  den  Elementen  des  Lateinischen  zu  unterrichten.  Bis  1864  wurde 
sie  von  der  evangelischen  Friedenskirche  unterhalten.    Nachdem  sie  in  dem  genannten 
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Jahre  an  die  Stadtgemeinde  übergegangen  war,  beschlossen  die  Gemeindekörperschaften 
ihre  Umwandlunff  in  ein  Gymnasium.  Am  9.  Oktober  1865  wurde  dasselbe  mit  4  Klassen 
und  1  Vorschulklasse  eröfraet  und  Ostern  1868  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten.  Am 
1.  April  1890  wurde  es  vom  Staate  übernommen ;  gleichzeitig  wurde  die  Vorschule  auf- 

Sehooen.   Die  Stadtsemeinde  hat  aber  Ostern  1894  von  neuem  eine  Vorschule  errichtet, 
ie  unter  der  Aufsicht  des  Gymnasialdirektors  steht   Grö&te  Schülerzahl  (279)  im  Jahre 
1871,  kleinste  (108)  im  Jahre  1898. 

Direktor:  Dr.  Hugo  Michael  seit  16.  August  1892,  vorher:  Dr.  lUchard  Volkmann 
1865—92. 

8  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Die 
katholischen  Schüler  erhalten  in  3  Abteilungen  Religionsunterricht. 

Das  Gymnasium  benutzt  die  für  die  städtischen  Volksschulen  bestimmte  Turnhalle 
und  den  dazu  gehörigen  Turnplatz.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  1797  Werke. 

Stiftungen:  a)  Allgemeiner  Legatenfonds  zur  Beschaflfüng  von  Schulgeld  für  be- 
dürftige Schüler.  Bestand  16  566  Mk.  b)  Greydt-Klose-Stiftung,  desgl.,  1868  gegründet 
Bestand  5671  Mk.  c)  Isidor  Guhrauer-Stiftung,  1879  gegründet,  zur  Unterstützung  eines 
Schülers  der  Prima  oder  Sekunda.  Bestana  1636  Mk.  d)  Verm&chtnis  des  Staats- 
anwalts LaUotfy  zur  Unterstützung  armer  Schüler  bei  Beschaffung  des  Schulgeldes,  1868 
gegründet.  Bestand  1500  Mk.  e)  Zwei  kleinere  Stiftungen  zur  Unterstützunj;  von 
chülern.  Bestand  zusammen  912  Mk.  f)  Aus  der  unter  der  Verwaltung  des  Magistrats 
stehenden  Stiftung  des  1893  gestorbenen  Erzpriesters  Mudie  von  etwa  700000  Mk. 
können  auch  Schüler  des  Gymnasiums  Stipendien  erhalten. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  56380  Mk.,  Be- 
dürfniszuschufe  24562  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  15000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Lauban. 

(0  b  e  r  1  a  u  s  i  t  z.    13  793  Einwohner.) 

Gymnasinm  (I,  196.    II,  195.    III,  197). 

J.  G.  Biedermann^  Acta  scholastica  1741—45,  I  u.  V.  —  Müller ^  Kirchengeschichte 
der  Stadt  Lauban,  Görlitz  1818,  S.  518 ff.  —  Haym,  Zur  Geschichte  Laubans.  Das 
Gymnasium.  Laubaner  Brandaktus  1859.  —  E.  Sommerbrodt,  Rede  zur  Einweihung  des 
neuen  Gymnasialgeb&udes,  Progr.  1894. 

Die  Anstalt  wurde  im  13.  Jahrhundert  als  Pfarrschule  gegründet  und  stand  im 
16.  Jahrhundert  in  grofeem  Ansehen.  Die  unteren  Klassen  ersetzten  lange  Zeit  die 
Elementarschule  des  Ortes,  w&hrend  in  den  oberen  Klassen  der  Unterricht  akademisch 
ausgestaltet  war.  1827  erhielt  sie  den  Namen  Gymnasium.  Am  1.  April  1891  wurde  das 
Gymnasium,  welches  bis  dahin  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  worden  war,  vom 
Staate  übernommen.    Grö(ste  Schülerzahl  (213)  im  Jahre  1875/76. 

Direktor:  Dr.  JE!  Sommerbrodt  seit  1.  April  1890,  vorher:  H,  Qvhrauer  1882-90, 
Alem.  Hoppe  1872 — 82,  später  Provinzialschulrat  in  Breslau. 

8  Klassen  (0  I  und  U  I  sind  vereinigt^;  8  Oberlehrer,  1  etatsmäfeiger  wissenschaft- 
licher Hilfsl.,  1  technischer  und  Elementar!.,  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunter- 
richt der  katholischen  Minderheit  ist  gesorgt 

Das  neue  Schulgeb&ude  nebst  Turnhalle  hat  225  000  Mk.  gekostet  und  ist  Michaelis 
1893  eingeweiht  worden.  Die  Anstalt  besitzt  einen  greisen  Spielplatz.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  4602  Bände. 

Stiftungen:  a)  Das  Harrersche  (1827),  Kirchbachsche  (1758),  Friesesche,  Brot- 
schüler- Legat  und  das  Günthersche  Kollegenlegat  werden  zur  Besoldung  der  Lehrer 
verwendet  Gesamtbetrag  der  jährlichen  Zinsen  256  Mk.  b)  Die  Günthersche  und 
Roschesche  Witwenkasse  (1722),  für  Lehrerwitwen,  jährlich  243  Mk.  c)  Das  Brot- 
schüler-, das  Stolische  (1814),  Böttnersche  (1735),  Skabin  Voigtsche  (1837),  Rammingsche 
(1841),  Ottilie  Hofimannsche,  Fischersche,  Kirchhofsche,  Seiffertsche,  Chorschüler-,  Paul 
Hoffmannsche  (1522),  Fladesche,  Füllebomsche  (1889),  Friesesche  Vermächtnis,  das 
Günthersche  Armenlegat,  die  Schiller-  (1860),  Luther-  (1883),  Schwarz-  (1875)  und  Garda- 
Stiftung  (1876X  zu  Unterstützungen  und  zur  Beschaffung  von  Prämien  für  Schüler,  jährlich 
zusammen  456  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  58610Mk.,  Zuschuft 
des  SUates  26  804  Mk.,  der  Stadt  14  250  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 
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Sag'an. 

(Fürstentnm  Sagan.    18  370  Einwohner). 

Gymnasium  (1, 188.  11,189.  111,194). 

Fra/nike,  Prosr.  von  1889.  —  Flögel,  Beiträge  znr  Geschichte  des  Gymnasiums, 
Progr.  1846,  47,  50,  58,  56,  61,  65.  —  ifieberding,  Geschichte  des  Gymnasiums  seit  seiner 
Wiederherstellung  im  Jahre  1746,  Progr.  von  1896. 

Die  vom  Markgrafen  Waldemar  von  Brandenburg  als  dem  Pfandbesitzer  des  Fürsten- 
tums Sagan  für  die  %arfülsermönche  errichteten  Kirchen-  und  Schnlgebäude  wurden  1541 
vom  Herzog  Heinrich  v.  Sachsen  dem  Rate  der  Stadt  für  lutherische  Zwecke  über- 
wiesen. Nach  der  Wiedereroberune  der  Stadt  gab  Wallen  stein  dieselben  den  Jesuiten, 
indem  er  zu  ihrer  Unterhaltung  gleichzeitig  eine  ansehnliche  Landdotation  aussetzte. 
Nach  dem  Schulreglement  vom  11.  Dezember  1774  sollte  die  Anstalt  eine  grammatische 
und  ästhetische  Yorbereitungsschule  für  die  Universität  Breslau  sein.  Nach  Aufhebung 
des  Jesuitenordens  wurde  sie  ein  katholisches  Gymnasium  unter  königlichem  Patronate ; 
1802  jedoch  wurden  wegen  der  geringen  Schülerzahl  die  oberen  Klassen  aufgehoben  und 
mit  vier  Lehrern  dem  Gymnasium  zu  Leobschütz  überwiesen.  An  die  Stelle  der  damals 
aufgekommenen  Bezeichnung  „Lateinschule*'  trat  1829  der  Name  .Progymnasium** ; 
Michaelis  1840  erhielt  dieses  eine  Sekunda.  Da  mittlerweile  die  Schülerzahl  gestiegen 
war,  genehmigte  König  Friedrich  Wilhelm  lY.  die  Erweiterung  des  Progymnasiums  zu 
einem  Gymnasium.  Michaelis  1848  wurde  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten;  die  Real- 
klassen, die  einige  Jahre  hindurch  neben  IV— II  bestanden  hatten,  wurden  1852  auf- 
gehoben. Die  Anstalt  hat  in  der  St  Petri  und  Pauli-Kirche  ihre  eigene  Gymnasialkirche. 
Die  im  Jahre  1846  errichtete  Vorschule  ist  Ostern  1867  eingegangen,  im  Jahre  1896 
feierte  die  Anstalt  das  50jährige  Jubelfest  ihrer  Wiederherstellung  als  Gymnasium. 
Gröiste  Schülerzahl  (über  200)  in  den  Jahren  1874—77,  kleinste  (185)  im  Schuljahr  1894/95. 

Direktor:  Dr.  Bruno  Larisch  seit  1.  Mai  1897,  vorher:  Dr.  Bobert  Nieherding 
1886—97  (jetzt  Provinzialschulrat  in  Breslau),  Dr.  H.  Wentael  1888—85,  Dr.  W,  Kayur 
1874—88.  Früher  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a. :  Dr.  Theodor  Weber,  Religionslehrer  1862 
bis  1864,  jetzt  altkatholischer  Bischof. 

8  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  Elementarl., 
mit  einer  Ausnahme  alle  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen 
Schüler  ist  gesorgt 

Die  Anstalt  besitzt  seit  1882  eine  Turnhalle,  als  Turnplatz  dient  der  Schulhof, 
für  die  Beweffunffssniele  wird  im  Sommer  der  städtische  Turnplatz  benutzt.  Die  Lehrer- 
bibliothek zänlt  6248  Bände,  darunter:  „Gregorii  Magni  papäe  epistolae,  Coloniae  1479"  und 
80  Ausgaben  lateinischer,  7  Ausgaben  griechischer  Schriftsteller  aus  derselben  Zeit 

Stiftungen:  a)  Die  Freiherrlich  v.  Gamiersche  Stipendienstiftung,  1678  errichtet, 
empfangsberechtigt  sind  in  erster  Linie  Sagansche  Stadt-  und  Landkinder,  dann  £in- 

Seborene  des  preußischen  Anteils  der  Lausitz,  in  letzter  Linie  sonstige  Angehörige 
er  Provinz  Schlesien;  jährlich  etwa  3788  Mk.  b)  Die  Krankenkasse,  1844  gegründet, 
sewährt  den  Schülern  freie  Arznei  und  ärztliche  Behandlung,  Beitrag  jährlich  1,20  Mk. 
Vermögensbestand  6800  Mk.  c)  Hildebrand -Stiftung,  von  ehemaligen  Schülern  zum 
Andenken  an  den  Oberlehrer  Dr.  H.  gegründet,  zu  Geldprämien  für  Schüler.  Be- 
stand 2000  Mk.  d)  Jubiläumsstiftung,  1896  zu  gleichen  Teilen  von  der  SUdt  Sagan 
und  dem  Festausschusse  gegründet,  zur  Unterstützung  von  Schülern  aus  Sagan.  Be- 
stand 2000  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtaussabe  66557  Mk.,  Be- 
dürfniszuschuä  47 194  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  und  4  Oberlehrer  haben 
Dienstwohnung. 

Sprottau. 

(Fürstentum  Glogau.    7846  Einwohner.) 

Progynmaslain  (II,  190.    EI,  194). 

Dr.  SimoPf  Die  Gründung  und  Eröffnung  der  höheren  Bürgerschule,  Progr.  1867,  — 
Dr.  Jockei,  Zur  Geschichte  der  Anstalt,  Progr.  1891.  —  Progr.  1865. 

Die  städtischen  Körperschaften  beschlosRen  im  Jahre  1864  die  Gründung  einer 
Realanstalt  mit  dem  Ziele,  diese  zu  einer  Realschule  1.  Ordnung  auszugestalten.   Ostern 


—    844    — 

1866  wurde  die  Anstalt  mit  den  Klassen  VI— III  als  höhere  Bürgerschule  eröffiiet,  und 
Michaelis  1867  konnte  die  II  eingerichtet  werden.  Das  am  8.  April  1867  errichtete 
Statut  erhielt  nach  Erledigung  einiger  Beanstandungen  am  21.  Dezember  1869  die  staat- 
liche Genehmigung.  Im  November  1869  ging  die  Schule  in  den  Aufsichtsbereich  des 
Provinzialschulkollegiums  über,  und  am  8.  Januar  1870  wurde  sie  als  Realschule  erster 
Ordnung  anerkannt.  Ostern  1894  begann  die  Umwandlung  des  nunmehrigen  Realgjrm- 
nasiums  in  ein  Progymnasium  mit  Ersatzunterricht  für  die  vom  Griechischen  befreiten 
Schüler.    Als  solches  wurde  die  Schule,  nachdem  inzwischen  (Ostern  1896)  die  Klassen 

0  II  und  Prima  aufgelöst  waren,  am  12.  Mai  1898  mit  rückwirkender  Kraft  von  Ostern 
1897  an  anerkannt.  Die  im  Jahre  1867  errichtete  Vorschule  ist  1894  aufgehoben 
worden.  Jetzt  ist  aber  eine  dreiklassige  Privatvorschule,  über  welche  der  Direktor  die 
Aufsicht  führt,  im  Gymnasialgebäude  untergebracht  Grö&te  Schülerzahl  (190  ausschl. 
Vorschule)  im  Jahre  1876,  kleinste  (79)  im  Jahre  1893/94. 

Direktor:  Dr.  Wilhelm  Sdnicenkenbecher  seit  Ostern  1884,  vorher:  Dr.  Boberi 
Böfsler  1880—83,  Dr.  Otto  Simon  1866—79. 

6  Klassen  (0  III  und  U  III  sind  in  mehreren  Gegenständen  vereinigt);  4  Oberlehrer, 

1  etatsmälsiger  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Zeichenl.,  1  ElementarL,  alle  evangelisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Minderheit  ist  gesorgt 

Die  Anstalt  hat  eine  Turnhalle;  im  Sommer  wird  der  städtische  Turnplatz  be- 
nutzt   Die  Lehrerbibliothek  zählt  3511  Bände. 

Stiftungen:  a)  Der  bei  der  Eröffnung  der  Anstalt  besründete  Stipendienfonds. 
Bestand  2806  Mk.  b)  Das  von  der  Loge  „Augusta"  im  Jahre  1876  gestiftete  Stipendium. 
Bestand  600  Mk.  c)  Das  Jubiläumsstipendium,  bei  der  Feier  des  25jährigen  Bestehens 
der  Anstolt  am  10.  April  1891  begründet,  für  Schüler.    BesUnd  1020  Mk. 

Das  Proeymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungs- 
behörde ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  2  Mitgliedern  des  Magistrats,  2  Stadtver- 
ordneten und  dem  Direktor.  Gesamtausgabe  41 975  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  27  008  Mk., 
des  Staates  7000  Mk.  Schulgeld  100  Mk.  Die  Besoldungen  der  Lehrer  sind  nach  den 
Nachträgen  zum  Normaletat,  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  nach  Malsgabe 
der  Vorschriften  für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  geregelt 


Orünberg*  i.  Sohl. 

(Fürstentum  Glogau.    20983  Einwohner.) 

Friedrich  WilhelmB-Schnle  (Realgymnasium)  (I,  187.    II,  189.    III,  193). 

Decker^  Mitteilungen  aus  der  Geschichte  des  evangelischen  Schulwesens  von  Grün- 
berg, Progr.  1869.  —  Fritache,  Nachrichten  über  die  Friedrich  Wilhelms-Schule,  zur 
Feier  ihres  25jährigen  Bestehens,  Grünberg  1878. 

Die  ältere  evangelische  Lateinschule  des  Ortes  wurde  1651  aufgelöst.  1741  wurde 
eine  neue  Schule  gleicher  Art  errichtet,  diese  wurde  1790  „Bürgerschule"  und  durch 
Erlafe  vom  9.  Februar  1853  zu  einer  höheren  Bürgerschule  erhoben.  Im  Jahre  1856 
erhielt  sie  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassunesprüfungen,  1859  wurde  sie  Real- 
schule zweiter  Ordnun^^  und  am  19.  März  1860  Realschule  erster  Ordnung.  Seit  dem 
24.  Juni  1857  führt  sie  den  Namen  Friedrich  Wilhelms -Schule.  Das  am  17.  Juli 
desselben  Jahres  errichtete  Statut  hat  am  31.  Juli  1883  einige  Abänderungen  erhalten 
und  ist  mit  diesen  am  9.  August  1883  von  neuem  bestätigt  worden,  von  1872  bis 
Ostern  1895  hat  eine  Vorschule  bestanden.  Gröfete  Schülerzahl  (bis  291)  in  den  Jahren 
1871 — 80,  kleinste  (bis  abwärts  auf  179,  hauptsächlich  infolge  der  Erhöhung  des  Schul- 
geldes) in  den  Jahren  1893—95. 

Direktor:  Dr.  Hans  Boeder  seit  Michaelis  1889,  vorher:  Dt.  PfundheOer  1884-89, 
Dr.  Hermann  Fritsche  1869-83. 

8  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  technischer,  1  Gesang!.,  alle  evangelisch.  Für  den 
Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesor^.    Der  Tur- 

Elatz  und  die  Turnhalle  werden  von  den  übrigen  städtischen  Schulen  mitbenutzt;  im 
ommer  werden  Turnspiele  veranstaltet     Eine  zweite  Turnhalle  ist  im  Bau  begriffen. 
Die  Bibliothek  zählt  6045  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Nathan  Abraham-Stiftung.  Am  17.  Februar  1880  gegründet, 
Beitrag  zum  Schulgelde.  56  Mk.  jährlich,  b)  Lisette  Laskau-Stiftung.  Am  &.  März 
1880  gegründet,  desgl.    Jährlich  120  Mk.    c)  Die  Aumann-Stiftung.    Von  Freunden  des 
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Prorektors  A.  am  18.  März  1877  gegründet  und  vom  Lehrerkollegium  vermehrt,  zu 
Unterstützungen  für  Studierende,  llo  Mk.  jährlich,  d)  Pirschersches  Stipendium.  Am 
12.  Februar  1828  gegründet.  151  Mk.  jährlich,  e)  Reichin-Jeuthesches  Stipendium.  Am 
17.  November  1611  gegründet,  desgl.  206  Mk.  jährlich,  f)  Atzler-Stipendium.  Desgl. 
Von  Freunden  des  Kealschullehrers  A.  am  26.  März  1874  geendet  und  vom  Lehrer- 
kollegium vergrößert.  60  Mk.  jährlich,  g)  Helbigsches  Stipendium.  Desgl.  Am  16.  März 
1877  gegründet    52  Mk.  jährlich. 

Das  Realgymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten,  örtliche  Verwal- 
tungsbehörde ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  einem  Magistrats- 
mitgliede,  dem  Direktor,  dem  Vorsteher  und  einem  weiteren  Mitgliede  der  Stadt- 
verordnetenversammlung. Gesamtausgabe  63160  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  25600  Mk., 
des  Staates  10200  Mk.  Schulgeld  1^  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem  zweiten 
Nachtrage  zum  Nonnaletat  geregelt  (feste  Zulage  nach  §  9,  1  a — c),  die  Lehrer  an  die 
vom  Provinzialverbande  eingerichtete  Fürsorge  für  Witwen-  und  Waisen  angeschlossen. 


Landeshut. 

(Fürstentum  Schweidnitz.    8241  Einwohner.) 

Bealgymnaslnm  (1, 199.  II,  198.  III,  198). 

Beier,  Geschichte  des  Realgymnasiums  zu  Landeshut,  Festschrift  zur  50jährigen 
Jubelfeier,  Landeshut  1886. 

Die  Anstalt  wurde  auf  Grund  der  Altranstädter  Konvention  im  Jahre  1710 
von  der  evangelischen  Kirchen  gemeinde  als  Lateinschule  eröffinet.  Der  Gemeinde 
wurden  bald  darauf  drei  Stiftungen  für  Schulzwecke  überwiesen,  nämlich  1718  vom 
Kirchen  Vorsteher  Kaufmann  Kirsm  1000  Gulden,  1721  vom  Kirchenvorsteher  Kaufmann 
Btuper  800  Thaler  und  1725  von  der  Gräfin  Elisabeth  von  Hochherq  auf  Fürstenstein 
1000  Thaler.  Bis  zur  Zeit  des  siebenjährigen  Krieges  entliefe  die  Schule  zur  Universität; 
nach  einer  darauffolgenden  Zeit  des  Niederganges  wurde  sie  zu  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts auf  realer  Grundlage  wiederhergestellt  und  am  1.  November  l886  als  höhere 
Bürgerschule  anerkannt  Nach  Erlals  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnune  von  1859 
wurde  sie  Realschule  zweiter  Ordnung  und  am  5.  März  1865  in  die  erste  Ordnung  auf- 

fenommen.     Ihre  Verbindung  mit  der  Kirche  ist  1877  endgiltig  gelöst  worden.     Am 
.  November  1886  beging  sie  das  50jährige  Jubiläum  ihres  Bestehens  als  staatlich  an- 
erkannte Realanstalt. 

Direktor:  Theodor  Beier  seit  dem  1.  März  1884,  vorher:  Dr.  Oakar  Jaemtch 
1864—88.    Schüler  der  unteren  Klassen  war  u.  a.  der  Staatsminister  Dr.  Falk, 

9  Klassen;  7  Oberlehrer,  1  technischer -Lehrer  und  1  Lehrer  am  Realgymnasium, 
alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 
Die  Anstalt  benutzt  miets weise  die  einem  Turnvereine  gehörige  Turnhalle  und  den  oa- 
neben  liegenden  Turnplatz.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  774  Werke  in  2020  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Zur  Unterstützung  von  Schülern  bei  Zahlung  des  Schulgeldes: 
Die  V.  Beuchel-Stiftung,  2000  Mk.;  die  Hoffimann-Stiftung,  600  Mk.;  die  Kirsch-Stiftung, 
2000  Mk.;  die  Graf  Hochberg-Stiftunff,  1500  Mk.;  die  Kalinsky-Stiftung,  900  Mk.;  die 
Otto-Stiftung,  600  Mk.  b)  Zu  den  alten,  für  die  Unterhaltung  der  Schule  bestimmten 
Stiftungen  von  Bayaer  (400  Thaler),  AntM  v.  Kluge  (50  Thaler)  Rektor  Kranz  (425  Vi  Thaler), 
Frau  V.  Burg  (100  Thaler),  Wilh.  v.  Kluge  (21 207 «/•  Thaler),  PoM  (50  Thaler)  und  der  Schul- 
bücherfundation  (1110  Thaler)  ist  ein  Kapital  von  12000  Mk.  ninzugekommen ,  welches 
der  Rentner  Otto  Wiese  in  Stralsund  im  Jahre  1898  der  Schule  vermacht  hat.  c)  Zur 
Unterstützung  von  Schülern  und  zu  Prämienzwecken  sind  bestimmt:  Die  Jubiläums- 
stiftung mit  einem  Bestände  von  1209  Mk.;  die  Stiftung  zu  Ehren  des  verstorbenen 
Prorektors  Roger  mit  617  Mk. ;  die  Stiftung  des  Direktors  Dr.  Kayser  mit  818  Mk.; 
des  Zimmermeisters  Bürgel,  940  Mk. ;  des  Kommissionsrats  Schulze  616  Mk.;  des 
Fabrikbesitzers  Hamburger  (1895)  (letztere  in  erster  Linie  zur  Zahlung  des  Schulgeldes, 
der  Rest  für  Prämien)  mit  8600  Mk. 

Das  Realgymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Das  Kuratorium 
besteht  aus  dem  Bürgermeister,  einem  Miteliede  des  Magistrats,  zwei  Stadtverordneten, 
einem  Bürger-Deputierten,  dem  Direktor  und  dem  Königlichen  Kompatronatskommissarius. 
Gesamtausgabe  58415  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  16220  Mk.,  des  Staates  15000  Mk. 
Schulgeld  120  Mk.  Die  Lehrer  sind  an  die  vom  Provinzialverbande  eingerichtete  Für- 
sorge für  Witwen  und  Waisen  angeschlossen.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 
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Löwenbergr. 

(Fürstentum  Jauer.    5293  Einwohner.) 

BealBchnle  (III,  197). 
Progr.  Ton  1871  und  1895. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  (Statut  vom  5.  März  1870)  und 
am  1.  Mai  desselben  Jahres  mit  den  unteren  Klassen  eröffnet  worden.  1874  wurde  sie 
als  höhere  Bürgerschule  anerkannt  und  der  Aufsicht  des  ProvinzialschulkoUegiums 
unterstellt;  am  ^.  Januar  1880  wurde  ihre  Aufnahme  in  die  Kategorie  2  b  des  §  90 
der  Wehrordnung  zugesagt  Die  Umwandlung  in  eine  lateinlose  Realschule  begann 
Ostern  1893  und  fand  Ostern  1899  mit  der  ersten  Entlassungsprüfung  und  der  An- 
erkennung als  Realschule  ihren  Abschluß.  Die  im  Jahre  1870  errichtete  Vorschule 
ist  bereits  1875  eingegangen.  Größte  Schülerzahl  (100)  Ostern  1901,  kleinste  (56)  im 
Jahre  1893. 

Direktor:  Johannes  Steinvorth  seit  Ostern  1875,  vorher:  Dr.  Wüh.  Vößhering 
seit  Ostern  1874. 

6  Klassen;  4  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Für  den 
Religionsunterricht  der  katholischen  Minderheit  ist  gesorgt 

Tumsaal  und  Turnplatz  sind  vorhanden.   Die  Lehrerbibliothek  enthält  2465  Bände. 

Bei  der  Feier  des  25jährigen  Bestehens  wurde  ein  Fonds  gebildet,  dessen  Zinsen, 
wenn  er  die  Höhe  von  1000  Mk.  erreicht  hat,  zum  Besten  der  Schüler,  namentlich  bei 
Tumfahrten,  verwendet  werden  sollen.    Bestand  858  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Das  Kuratorium  besteht 
nach  dem  Statut  aus  dem  Bürgermeister,  einem  Mitgliede  des  Magistrats,  zwei  Stadt- 
verordneten, dem  Direktor  una  einem  vom  Magistrat  zu  wählenden  Sachverständigen 
des  Schulwesens.  Gesamtausgabe  84132Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  17730  Mk.,  des  Staates 
7950  Mk.  Schulgeld  90  Mk.  Die  Lehrer  sind  an  die  vom  Provinzialverbande  ein- 
gerichtete Fürsorge  für  Witwen  und  Waisen  angeschlossen. 


Regienmgsbezirk  Oppeln. 

Oppeln. 

(Fürstentum  Oppeln.    30112  Einwohner.) 

Gjrmnaslum  (I,  200.  II,  198.  III,  199). 

PiehaUekj  Aus  der  Geschichte  der  Jesuiten  und  des  von  ihnen  gegründeten  Gym- 
nasiums zu  ChDpeln,  Progr.  1839.  —  Idgikowshif  Geschichte  der  Stadt  Oppeln»  Oppeln 
1863.  —  Dr.  Ernst  WdfvMr,  Versuch  einer  Geschichte  des  Jesuitenkollegiums  bezw.  Gym- 
nasiums zu  Oppeln,  Progr.  1875. 

Mit  Genehmigung  des  Kaisers  Ferdinand  II.  vom  22.  März  1632  vermachte  FeUciane 
von  Zmigrod  den  Jesuiten  ihr  ganzes  Vermögen  zur  Errichtung  einer  Residenz.  Die 
Stiftung  wurde  durch  das  Vermächtnis  des  Generals  Leo  CroveUo  v,  Medicis  im  Be- 
trage von  20000  Gulden  vermehrt.  Die  Residenz  wurde  am  24.  Februar  1668  eröfihet, 
das  bald  darauf  mit  ihr  verbundene  Gymnasium  hatte  im  Jahre  1671  schon  190  Schüler 
in  sechs  Klassen;  1673  wurde  die  Residenz  zu  einem  Kollegium  erhoben.  Johann 
Stephetius,  Kanzler  des  Domstifts  Breslau,  schenkte  dem  Kollegium  um  die  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  2100  Thaler;  6000  Gulden  flössen  ihm  aus  einer  für  die  Gesellschaft 
Jesu  in  Nei&e  errichteten  Stiftung  des  Bischofs  von  Breslau  und  Plock,  Prinzen  Karl 
Ferdinand  von  Polen  und  Schweden,  zu.  Weitere  Zuwendungen  von  Grundbesitz  folgten 
in  den  Jahren  1676,  1679  und  1693.  Ein  Vermächtnis  Philipps  v.  Eautten  und  die  oben- 
erwähnte Schenkung  des  Johann  Stephetius  ermöglichten  im  Jahre  1714  die  Eröffnung 
eines  Seminars  oder  Konvikts.  Nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens  wurde  die  Anstalt 
aus  dem  schlesischen  katholischen  Hauptschulfonds  dotiert  und  als  Königliches  Gym- 
nasium erhalten.  1802  wurde  das  Konvikt  aufgehoben;  1801  wurden  die  bisherigen 
5  Klassen  um  eine  VI  vermehrt ;  seit  1819  wird  evangelischer  Religionsunterricht  erteilt 
und  Schulgeld  erhoben.  Im  Jahre  1878  beging  der  Direktor  Dr.  SUnner  bei  seinem 
Übertritt  in  den  Ruhestand  sein  50jähriges  Dienstjubiläum. 
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Direktor:  Dr.  Osteoid  May  seit  19.  Oktober  1898,  Torher:  Dr.  Karl  Brüa 
1883—98,  Dr.  H.  WenUd  1879—83,  Dr.  Stinner  1842—78.  An  der  Anstalt  wirkte  als 
Lehrer  u.  a.  Dr.  Julius  Zupitza  (1867 — 68),  später  ord.  Professor  an  der  Universität  Berlin. 

14  Klassen;  15  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche  Hilfsl.,  2  technische  Lehrer;  3  Lehrer 
sind  evangelisch,  die  übrigen  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen 
Minderheit  ist  gesorgt. 

Das  im  Jahre  1858/59  errichtete  Klassenhaus  wurde  im  Sommer  1898  durch  einen 
Erweiterungsbau  vervollständigt  (Kosten  25000  Mk.).  Turnhalle  und  Turnplatz  sind 
vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  6807  Werke  in  13667  Bänden,  darunter  eine 
wertvolle  Schenkung  aus  dem  Nachlasse  des  Oberlehrers  Dr.  Ochmann,  der  1829—68 
am  Gymnasium  thätig  war. 

Stiftungen:  a)  Zu  Schülerstipendien  erhält  die  Anstalt  aus  dem  schlesischen 
katholischen  Hauptschulfonds  die  Zinsen  von  9600  Mk.  b)  Das  Schnaubeltsche  Ver- 
mächtnis. Für  Schüler,  die  Theologie  studieren  wollen,  vom  26.  August  1856.  Bestand 
1292  Mk.  c)  Die  Stinner- Stiftung.  Zu  Schülerstipendien.  Bestand  2468  Mk.  d)  Die 
Ochmann-Stiftung  (s.  oben)  Zu  Stipendien  für  je  einen  Schüler  der  Prima  und  der 
Sekunda.  Bestand  3(X31  Mk.  e)  Die  Monstranzstiftung.  Aus  dem  Erlöse  einer  vom 
Fürstbischof  von  Breslau  verkauften  Monstranz,  1191  Mk.  f)  Das  Wartenbergs  che 
Vermächtnis.  Für  Schüler  ohne  Unterschied  des  Bekenntnisses,  1514  Mk.  g)  Sieben 
kleinere  Stiftungen  mit  einem  Betrage  von  zusammen  8819  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  93080  Mk.,  Be- 
dürfniszuschufe  47756  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Beuthen  (Oberschlesien). 

(Fürstentum  Beuthen.    51404  Einwohner.) 

Ein  königliches  Gymnasium  und  eine  von  der  Stadtgemeinde  unter- 
haltene Realschule.  Die  Entwickelung  der  letzteren  ist  noch  nicht  zum 
Abschlüsse  gekommen. 

Gymnasimn  (II,  203.    III,  204). 

Progr.  von  1867  u,  1890. 

Das  Gymnasium  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  29.  April  1867  er- 
öffiiet  worden.  Nach  dem  Statut  vom  24.  Dezember  1866  soll  es  katholischen  Charakter 
haben.  Am  1.  April  1889  wurde  es  vom  Staate  übernommen.  Die  Schülerzahl  hat  seit 
der  Begründung  der  Anstalt  fast  stetig  zugenommen. 

Direktor:  Bobert  BuchhoJz  seit  1.  April  1897,  vorher:  Dr.  Wühdm  SdvulU 
1884—97,  Dr.  BriOl  1879—83,  Dr.  Wef^zd  1874^79.  Früher  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a. 
Dr.  ITiTÄ.  Schuppe,  Oberlehrer  bis  1873,  jetzt  ord.  Professor  der  Philosophie  in  Greifswald. 

17  Klassen;  19  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche  Hilfsl.,  2  technische  Lehrer,  alle 
katholisch.    Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt 

Das  Schulhaus  in  der  Gymnasialstrafee  ist  im  Jahre  1869/70  mit  einem  Kosten- 
aufwande  von  200000  Mk.  errichtet  worden.    Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;   als  Spiel- 

Slatz  dient  der  Schulhof.    Die  Lehrerbibliothek  umfa&t  1966  Werke  in  4295  Bänden, 
ie  Schülerbibliothek  2136  Werke  in  4096  Bänden. 

Stiftungen  (zur  Unterstützung  von  Schülern):  a)  Graf  Schafigotsch  -  Stiftung. 
Statut  vom  26.  April  1867.  Bestand  3000  Mk.  b)  Adrian  Wlodarski- Stiftung.  Statut 
vom  31.  März  1867.  1500  Mk.  c)  Graf  Schaffgotsch-Solger-Stiftung.  Statut  vom  9.  Mai 
1874  3000  Mk.  d)  Ressource-Stipendienstiftung.  Statut  vom  9.  Dezember  1884.  1500  Mk. 
e)  Die  Bergrat  Köhler -Stipendienstiftung  des  Spitzelvereins.  Statut  vom  20.  Januar 
1892.  1000  Mk.  f)  Die  Jubiläumsstipendienstiftung.  Statut  vom  26.  August  1892. 
3612  Mk.  g)  Karl  Rudzki-Stiftung.  Statut  vom  17.  Februar  1893.  3000  Mk.  h)  Leopold 
Nerrlich-StStung.  Statut  vom  15.  August  1895.  1077  Mk.  i)  Friedrich  Hoffrichter- 
Stiftunar.  Statut  vom  28.  Dezember  1895.  1067  Mk.  k)  Vier  kleinere  Stiftungen  im 
Gesamtbeträge  von  2923  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  114680  Mk.,  Be- 
dürfniszuschub  49635  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  12000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung. 
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Realschule« 

Progr.  1898. 

Die  Schule  ist  tod  der  SUdtgemeinde  gegründet  nnd  mm  1.  Mai  1897  eröffaet 
worden;  naeh  dem  Beschlösse  der  städtischen  Köiperschaften  soll  sie  katholischen 
Charakter  hahen.  Ihre  Entwickelnng  war  Ostern  1901  bis  rar  O  m  Torgeschritten. 
An  die  Realschule  sollen  2  Handelskhtssen  angegliedert  werden. 

Direktor:  Dr.  Hemumn  FJasahd  seit  24.  Jnli  1898,  roriier  interimistischer 
Dirigent. 

8  Klassen  (lY,  Y,  VI  in  je  zwei  Abteilungen);  5  Oberlehrer,  1  ZeichenL,  2  Elementar- 
lehrer,  alle  katholisch.  Ffir  den  erangelischen  und  den  jüdischen  Religionsunterricht 
ist  gesorgt. 

Der  Bau  eines  neuen  Schulgebäudes  ist  in  Aussicht  genommen  (Kostenanschlag 
450000  Mk).  Für  den  Turnunterricht  wird  Torläufig  die  Turnhalle  des  Gymnasiums  mit- 
benutzt   Die  in  der  Bildung  begriffene  Lehrerbibliothek  zählt  278  Bände. 

Stiftungen  für  Schülerstipendien:  a)  Des  Bürgenrereins,  gegründet  am  90.  März 
1898,  600  Mk.;  b)  des  Stadtrats  Wohlfahrt,  gegründet  im  Mai  1896,  1000  Mk.;  c)  des 
Stadtverordneten  J,  Hakuba,  gegründet  am  90.  Januar  1899,  8000  Mk.;  d)  des  Stadtrats 
Prtikltng,  gegründet  am  1.  April  1898,  1000  Mk.;  e)  des  yerstorbenen  Stadtrats  J^.  Sd^aai, 
gegründet  am  18.  Juni  1899,  1000  Mk.;  f)  des  Kommerzienrats  Zerkowski,  gegründet  am 
24.  April  1900,  1500  Mk. 

Die  Schule  wird  tou  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  60880  Mk., 
Zuschuls  der  Stadt  28075  Mk.,  des  Staates  4000  Mk.    Schulgeld  100  Wn. 


Oleiwitz. 

(Fürstentum  Oppeln.    52362  Einwohner) 

Die  Stadt  besitzt  ein  Königliches  Gymnasium  und  eine  aus  einer 
Gewerbeschule  entstandene  Oberrealschule.  Letztere  wird  Tom  Staate  und 
der  Stadt  gemeinsam  unterhalten. 

OymnMinm  (J,  204.  U,  202.  III,  202). 

Nieberding,  Gründung  und  Entwickelung  des  Gymnasiums  zu  Gleiwitz,  Progr.  1866.  — 
Bonke,  Die  letzten  25  Jahre  des  Gymnasiums  zu  Gleiwitz.  —  Nietsthe,  Die  lateinische 
Schule  des  Cisterzienserklosters  Randen  1744—1816,  eine  Yorläuferin  des  Gymnasiums 
zu  Gleiwitz,  Progr.  1891  und  92.  ~  Derselbe,  Geschichte  der  Stadt  Gleiwitz,  Gleiwitz 
1886,  S.  640—705. 

Die  bei  der  Säkularisation  der  Klöster  reservierten  Dotationen  der  lateinischen 
Schulen  zu  Grüssau  (4000  Thaler)  und  Räuden  (2500  Thaler)  wurden  vom  Staate  dem 
schlesischen  katholischen  Hauptschulfonds  zur  Errichtung  eines  katholischen  Gymnasiums 
in  Gleiwitz  überwiesen.  Dasselbe  wurde  am  29.  April  1816  im  ehemaligen  Franziskaner- 
kloster  eröffnet  und  im  August  1818  durch  die  Prima  veryollständigt  August  1820  fand 
die  erste  Reifeprüfung  statt  Die  im  Jahre  1848  eingerichteten  Realnebenklassen  für 
lY  und  III  mulsten  1849  wegen  mangelnder  Teilnahme  aufgelöst  werden.  Von  1866 
bis  1870  bestand  eine  Vorschule.  Am  4.  Oktober  1880  feierte  der  Direktor  Nia)erding 
sein  50pährif^es  Amtsjubiläum.  Auf  dem  dem  Gymnasium  gehörigen  Lindenolatze  be- 
findet sich  ein  von  ehemaligen  Schülern  und  Freunden  gestiftetes  und  am  17.  x^ovember 
1895  enthülltes  Denkmal  desselben.  Kleinste  Schülerzahl  (324)  im  Jahre  1889  infolge 
der  Beschr&nkun^^en  der  Neuaufnahme  wegen  mangelnden  Raumes.  Die  darauf  vor- 
genommene bauliche  Erweiterung  machte  die  Unterbringung  einer  größeren  Anzahl 
von  Schülern  möglich;  seitdem  hat  auch  der  Besuch  der  Anstalt  fast  stetig  zu- 
genommen. 

Direktor:  Heinrich  Smolka  seit  Michaelis  1898,  vorher:  WUhdm Ranke  1889—98, 
Dr.  von  Haut  1887—88,  Dr.  Reimann  1885—86,  Karl  A.  Nieberding  1856—85.  Lehrer 
an  der  Anstalt  war  u.  a.  Dr.  Schuppe  1864 — 67,  jetzt  ord.  Professor  der  Philosophie 
in  Greifswald. 

16  Klassen  (VI  bis  0  II  sind  in  Parallelklassen  geteilt);  18  Oberlehrer,  1  wissen- 
schaftlicher Hilfsl.,  1  Zeichenl.,  1  technischer  und  Elementarl.;  2  Lehrer  sind  evangelisch. 
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die  übrif^en  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  und  der  jüdischen 
Schüler  ist  gesorgt. 

Das  Klassengebäude  (Coseler  Stralse  1)  ist  im  Jahre  1898  durch  Aufsetzung  eines 
dritten  Stockwerkes  vergrö&ert  worden  (Kosten  52000  Mk.).  Ein  grolser  Erweiterungs- 
bau wird  1902  begonnen  werden.  Turnplatz  und  Turnhalle  sind  vorhanden.  Die 
Lehrerbibliothek  zählt  6681  Werke  in  14045  Bänden,  die  Schülerbibliothek  3256  Werke 
in  6182  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Staatsstipendien  für  Schüler,  jährlich  3000  Mk.  b)  Die  Dr.  Kabath- 
Stiftung.  1864  gegründet,  für  die  beste  deutsche  Arbeit  in  Prima.  Bestand  1538  Mk. 
c)  Die  Philipp  Gzerny- Stiftung.  1863  gegründet,  für  Schüler,  die  Handwerkersöhne 
sind.  Bestand  8185  Mk.  d)  Die  Nieberding- Stiftung.  1880  gegründet,  für  einen  Schüler. 
Bestand  1882  Mk.  e)  Die  Babka- Stiftung.  1881  gegründet,  dessL,  Bestand  2006  Mk. 
f)  Die  Waller -Stiftung,  1881  gegründet,  für  einen  Verwandten  des  Stifters.  Bestand 
^29  Mk.  g)  Die  Gymnasialkrankenkasse,  1856  gegründet,  für  kranke  Schüler.  Be- 
stand 8227  Mk.  h)  Die  Stiftung  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Lehrer.  1867  ge- 
gründet. Bestand  14  684  Mk.  i)  Elf  kleinere  Stiftungen  zu  Unterstützungen  oder  zu 
Prämien  für  Schüler  (zum  Teil  für  die  besten  Arbeiten  in  bestimmten  Gegenständen). 
Gesamtbestand  5339  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  112120  Mk.,  Bedürfnis- 
zu schüfe  57572  Mk.  (darunter  10500  Mk.  aus  dem  schlesischen  katholischen  Haupt- 
schulfonds). Schulgeld  120  Mk.  jährlich.  Der  Direktor  und  fünf  Oberlehrer  haben 
Dienstwohnung. 

OberreaLschnle. 

Wemicke,  Geschichte  der  Kgl.  Oberrealschule  in  Gleiwitz  während  der  erstea 
25  Jahre  ihres  Bestehens,  Progr.  1894. 

Der  Staat  und  die  Stadt  Gleiwitz  gründeten  am  1.  April  1869  in  Gleiwitz  eine 
.Königliche  Gewerbeschule^  mit  der  Ma&gabe,  daß  die  drei  unteren  Klassen  (die  niedere 
GewerDeschule)  ausschlieislich  von  der  Stadtgemeinde ,  die  drei  oberen  Klassen  gemein- 
sam vom  Staate  und  von  der  Stadt  unterhalten  werden  sollen.  Am  1.  April  1879  trat 
die  Anstalt,  die  bisher  dem  Handelsminister  unterstellt  war,  in  den  Aufsichtsbereich 
des  Unterrichtsministers  über;  seitdem  ist  ihr  Lehrgang  neuinährig.  Zugleich  wurden 
die  Fachklassen  mit  eiigähriger  Lehrdauer  in  eine  mittlere  Fachschule  mit  zweijähriger 
Lehrdauer  zur  Ausbildung  von  Maschinenbauern  und  Hüttenleuten  verwandelt.  Diese 
Fachschule  wurde  zum  grölsten  Teile  aus  freiwilligen  Beiträgen  der  oberschlesischen 
Großindustriellen  und  Hüttenwerke  unterhalten.  Am  1.  April  1896  wurde  die  technische 
Mittelschule  in  eine  Königliche  Maschinenbau-  und  Hüttenschule  verwandelt  und  der 
Oberaufsicht  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  unterstellt;  die  Leitung  hat  zur 
Zeit  noch  der  Direktor  der  Oberrealschule.  Grölste  Schülerzahl  (313)  im  Schuljahre 
1892/93,  kleinste  (260)  im  Jahre  1897/98. 

Direktor:   Dr.  Saufsknecht  seit  1.  April  1894,  vorher:  Adolf  WertUcke  1869—94. 

8  Klassen  (Ol  und  UI  vereinigt);  8  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL, 
2  Zeichen-  und  Turnlehrer,  1  Elementarl.;  davon  sind  2  katholisch,  die  übrigen  evan- 
^lisch.  An  der  Anstalt  wird  evangelischer,  katholischer  und  jüdischer  Religionsunter- 
richt erteilt. 

Für  den  Turnunterricht  wird  der  Schulhof  oder  die  neue  städtische  Turnhalle 
benutzt.    Die  Lehrerbibliothek  umfa&t  3790  Bände. 

Stiftungen  zur  Unterstützung  von  Schülern:  a)  Die  Humboldt-Stiftung.  Durch 
Sammlungen  beim  100jährigen  Geburtstage  Alex,  v,  n.8  gegründet.  Bestand  7750  Mk. 
b)  Der  Stipendienfonds.  Bestand  3347  Mk.  c)  Die  Hegenscheidt-Wemicke -Stiftung. 
Vom  Kommerzienrat  H,  gegründet,  zu  Stipendien  für  je  einen  Abiturienten  der  Ober- 
realschule  und  der  Fachschule,  sowie  zu  Unterstützungen  von  Schülern  und  zum  An- 
kaufe von  Prämien.    Bestand  26979  Mk. 

Die  Anstalt  wird  gemeinsam  vom  Staate  und  von  der  Stadt  (seit  1893  zu  gleichea 
Teilen),  das  Schulgebäuae  (Oberwallstra&e  29)  ausschließlich  von  der  Stadt  unterhalten. 
Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  zwei  vom  Staate  er- 
nannten Mitgliedern,  dem  ersten  Bürgermeister,  einem  Stadtverordneten  und  dem 
Direktor.  Gesamtausgabe  75267  Mk.,  Zuschufe  des  Staates  und  der  Stadt  je  22348  Mk. 
Schulgeld  in  VI  und  V  100  Mk.,  in  den  übrigen  Klassen  120  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung.  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  durch  Statut 
geregelt. 
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Kattowitz. 

(FQrBtentum  Beuthen.    81788  Einwohner.) 

Die  Starke  Zunahme  der  Bevölkerung  hat  die  Stadtgemeinde  neuer- 
dings veranlafst,  neben  dem  von  ihr  unterhaltenen  Gymnasium  eine  Real- 
schule zu  errichten;   diese  soll  zu  einer  Oberrealschule  erweitert  werden. 

Die  Besoldungen  der  Lehrer  sind  nach  den  Nachträgen  zum  Normal- 
etat und  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  nach  Mafsgabe  der  Vor- 
schriften für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten,  für  das  Gymnasium  durch 

besonderes  Statut  vom  or"'vfa      1004.  geregelt. 

Gymnasium  (III,  203). 

Dr.  JEmst  Midier^  Zur  GeRchichte  der  Gründung  des  Gymnasiums  zu  Kattowitz, 
Progr.  1872.  —  Derselbe,  Die  ersten  25  Jahre  des  Gymnasiums  zu  Kattowitz,  Progr.  1897. 

Das  Gymnasium  wurde  1871  als  Simultananstalt  mit  christlichem  Charakter  Ton 
der  Stadtgemeinde  gegründet.  Die  Obers  chlesische  Steinkohlen -Bergbau -Hilfskasse 
leistete  einen  einmaligen  Beitrag  von  5000  Thalern  und  sicherte  auf  20  Jahre  einen 
jährlichen  Zuschuls  Ton  2000  Thalem  zu;  Herr  v.  Tide-WitMer  schenkte  den  Platz  f&r 
das  Schulgebäude,  einen  Teil  des  Baumaterials  und  8000  Thaler;  weitere  6800  Thaler 
wurden  von  Bürgern  der  Stadt  aufgebracht.  Michaelis  1871  wurde  die  Anstalt  mit  den 
vier  Klassen  VI  bis  III  eröffnet  Das  am  5.  Juni  desselben  Jahres  errichtete  Statnt 
wurde  am  5.  April  1872  bestätigt.  Am  5.  August  1874  erfolgte  die  Anerkennung  als 
Gymnasium,  una  Ostern  1877  wurde  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten;  die  Ostern  1878 
errichtete  Vorschule  ging  bereits  Michaelis  1876  wieder  ein.  Für  die  katholischen 
Schulgottesdienste  werden  an  die  katholische  Gemeinde  jährlich  150  Mk.,  für  die 
Plätze  der  Schüler  in  der  evangelischen  Kirche  50  Mk.  gezahlt.  Kleinste  Schülerzahl 
(240)  im  Winter  1880/81,  von  da  an  stetiges  Ansteigen  bis  auf  420  im  Sommer  18d8; 
seitdem  mulste  die  Aufnahme  neuer  Schüler  beschränkt  werden. 

Direktor:   Dr.  Ernst  Miäler  seit  Michaelis  1871. 

12  Klassen;  14  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  1  Elementarl.;  der  Direktor,  4 Oberlehrer  und 
der  Elementarlehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Für  den  Religions- 
unterricht der  evangelischen,  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt 

Das  jetzige  Schulhaus  (an  der  Ecke  der  August  Schneider-Stralse  und  des  Tiele- 
Winkler-Platzes)  ist  im  Herbst  1900  fertiggestellt  worden  (Kostenanschlag  880000  Mk.l 
Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  8500,  die  Schülerbibliothek 
1171  Bände. 

Stiftungen:  a)  Stipendium  der  Freimaurerloge.  1872  gegründet.  Bestand  450  Mk. 
b)  Desgl.  des  Maurermeisters  Jul.  Haase.  1876  gegründet.  Bestand  900  Mk.  c)  Desgl. 
des  Lehrers  E.  Sachs.  1879  gegründet  Bestana  §00  Mk.  d)  Desgl.  des  Musikvereins. 
1887  gegründet.  Bestand  600  Mk.,  und  ein  zweites  desselben  Vereins,  das  jetzt  556  Mk. 
beträgt  und  auf  600  Mk.  erhöht  werden  soll,  e)  Das  Gymnasial-Eröffiiungsstipendium. 
1889  gegründet  Bestand  600  Mk.  f )  Die  aus  den  Konzerterträgen  vom  verstorbenen 
Lehrer  EiegUr  angesammelte  Stipendienstiftung.  Bestand  666  Mk.  g)  Das  Schuabel- 
Haase  -  Schneidersche  Stipendium.  Bestand  761  Mk.  h)  Die  Müller-Stiftung.  1896  ge- 
gründet, zu  Schülerstipendien.  Bestand  5000  Mk.  i)  Die  Diskowsky-Stiftuns.  1900 
gegründet    Bestand  1000  Mk.    k)  Zwei  kleinere  Stiftungen  von  zusammen  600  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungs- 
behörde ist  das  Kuratorium;  dasselbe  besteht  aus  den  beiden  Bürgermeistern,  dem 
Direktor,  einem  Vertreter  der  Gutsherrschaft,  einem  evangelischen,  einem  katholischen 
und  einem  jüdischen  Stadtverordneten.  Gesamtausgabe  91358  Mk.,  ZuschuCs  der  Stadt 
^400  Mk.,  des  Staates  12000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  für  auswärtige  Schüler  150  Mk. 
IVegen  der  Besoldungen  u.  s.  w.  vgl.  oben  unter  „Kattowitz''. 

Realschule. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1898  eröffnet  worden. 
'Sie  soll  nach  §  8  des  unter  dem  18.  Juli  desselben  Jahres  bestätigten  Statuts  keinen 
bestimmten  konfessionelleo  Charakter  haben.  Ihr  Ausbau  als  Realschule  wurde  Ostern 
1901  durch  Errichtung  der  obersten  Klasse  beendigt;  die  Erweiterung  zur  Oberrealschule 
^teht  bevor. 
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Direktor:  Dr.  Jakob  Hacka,  endgültig  seit  4.  November  1899  (vorher  hat  der- 
selbe die  Anstalt  interimistisch  geleitet, 

10  Klassen  (die  Klassen  VI ,  Y,  lY,  U  III  sind  geteilt);  8  Oberlehrer,  5  technische 
Lehrer;  2  Lehrer  sind  katholisch,  1  iüdisch,  die  Qbriffen  evanffelisch.  Für  den  Religions- 
unterricht der  evangelischen ,  der  katholischen  und  der  jüaischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Die  Anstalt  ist  in  einem  für  Yolksschulzwecke  errichteten  Gebäude  untergebracht. 
Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  in  der  Bildung  begriffene  Lehrerbibliothek  enthält 
240  Bände. 

Gesamtausgabe  87250  Mk.,  Zuschufe  der  Stadtsemeinde  15500  Mk.  Schulgeld 
80  Mk.  Wegen  der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  Tür  die  Hinterbliebenen  s.  oben 
unter  „Kattowitz''. 

Könlgrshütte. 

(Fürstentum  Beuthen.    57919  Einwohner.) 

Gymnasium  und  Bealschnle  (III,  208). 

Eine  im  Jahre  1869  errichtete  „Familienvereinsschule",  welche  Ostern  1872  aulser 
den  Yorbereitungsklassen  die  Klassen  YI  bis  III  eines  Gymnasiums  umfaiste,  wurde 
Michaelis  1872  von  der  Stadtgemeinde  übernommen  und  Michaelis  1877  zu  einem  pari- 
tätischen Gymnasium  (nebst  Yorschule)  erweitert    Ostern  1878  wurde  die  Prima  errichtet 

und  Ostern  1880  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten.    Durch  Yertrag  vom  sr-^ — ~Tqq7 

a1.  Jan«  loo4 

ging  die  Unterhaltungspflicht  auf  den  Staat  über.  Die  Stadtgemeinde  verpflichtete  sich 
u.  a.  zur  Zahlung  eines  jährlichen  Zuschusses  von  6000  Mk.  und  zur  Erbauung  eines 
Schulgebäudes  nebst  Turnhalle;  bei  der  Angliederung  der  Realklassen  am  28.  Mai  1897 
übernahm  sie  noch  weitere  finanzielle  und  bauliche  Yerpflichtungen.  Die  Yorschule 
wurde  Ostern  1887  aufgehoben.  Ostern  1901  wurde  die  oberste  Realklasse  eröffnet 
Michaelis  1898  wurde  mit  dem  Gymnasium  eine  Seminaranstalt  verbunden.  Die  Schüler- 
zahl ist  fast  stetig  gewachsen. 

Direktor:  Prof.  Pa«Z  Prohasel  seit  Ostern  1900,  vorher:  Dr.  Paul  Feit  seit  1.  Juli 
1895,  Dr.  Leopold  Brock  1877-95. 

10  Gymnasialklassen  (0  I  und  U  I  vereinigt,  U  III  und  YI  geteilt),  6  Realschul- 
klassen; 16  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche  Hilisl.,  4  technische  Lehrer;  der  Direktor, 
5  Oberlehrer  und  2  technische  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch. 
Die  evangelischen  Schüler  erhalten  in  6,  die  katholischen  in  10  und  die  jüdischen  in 
5  Abteilungen  Religionsunterricht. 

Das  Gvmnasialgebäude  (Tempelstralse  6)  wurde  Ostern  1892,  der  Anbau  für  die 
Realschule  C)stem  18Sb  bezogen;  die  Baukosten  des  ersteren  betrugen  190(^1  Mk.  Eine 
Turnhalle  ist  vorhanden;  als  Turnplatz  dient  der  Schulhof.  Die  Lehrerbibliothek  zählt 
8451  Bände. 

Stiftungen:  a)  Der  1878  gegründete  Yerein  zur  Unterstützuns  bedürftiger  Schüler; 
aus  den  Beiträgen  und  den  Zinsen  des  Yermögens  werden  '/s  zu  Schülerstipendien  und  zur 
Yermehrung  der  Hilfsbibliothek  verwendet;  Yermögen  4882  Mk.  b)  Stiftung  des  Pfarrers 
lAiikasMceyk  von  St  Barbara.  1892  gegründet,  für  einen  katholischen  Schüler,  der 
studieren  will.  Bestand  1000  Mk.  Yerleihung  durch  den  Pfarrer  von  St  Barbara  auf 
Yorschlag  des  Direktors,    c)  Drei  kleinere  Stiftungen  für  Schüler. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  100100  Mk.,  Zuschuis 
des  Staates  89780  Mk.,  der  Stadt  9000  Mk.  Schulgeld  ISNJ  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

KreuzbuPST« 

(Fürstentum  Brieg.    10280  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  201.  II,  199.  lU,  199). 
Progr.  1873. 

Die  seit  längerer  Zeit  am  Orte  bestehende  evangelische  gehobene  Stadtschule  wurde 
von  der  Stadtgemeinde  zu  einer  höheren  Bürgerschule  ausgestaltet  und  als  solche  am 
2.  Oktober  1860,  zunächst  mit  den  Klassen  YI,  Y,  lY,  eröffnet    Am  28.  Januar  1868 

Surde  sie  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt  Ostern  1878  begann  die  Umwandlung  in  ein 
ymnasium  mit  den  drei  untersten  Klassen,  Michaelis  1879  war  sie  mit  der  ersten  Reife- 
Srüfung  abgeschlossen.  Am  L  April  1891  wurde  die  Anstalt  vom  Staate  übernommen, 
rölste  Schülerzahl  (290)  am  1.  Februar  1895,  kleinste  (140)  am  1.  Februar  1885. 
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Direktor:  Alfred  BcPmiseh  seit  1.  Juli  1900,  vorher:  Dr.  Theodor  Bindseü  seit 
Ostern  1896,  Dr.  Hermann  Jaenicke  1889—96,  Dr.  Wilhdm  GemoU  1884—89,  Dr.  Rudolf 
Steinmeyer  1879--84,  Dr.  BehdanU  1878—79. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Für 
den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt 

Das  Gvmnasialgeb&ude  ist  in  den  Jahren  1876—78  erbaut  worden;  die  eine  H&lfte 
der  Kosten  (180000  Mk.)  hat  die  Stadtgemeinde,  die  andere  der  Geheime  Kommerzienrat 
5.  Cohn  übernommen.  Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  zählt 
1656  Werke  in  2890  Bänden.  Dazu  kommt  die  aus  dem  Ertrase  von  Sammlungen  an- 
gekaufte Bibliothek  des  früheren  Direktors  Dr.  Behdcmtz  mit  2846  Werken  in  4054  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Eine  durch  Sammlungen  zusammengebrachte  Stipendienstiftung. 
Bestand  2786  Mk.    b)  Die  Stipendienstiftung  des  Dr.  Otto  Weifs.    Bestand  1100  Mk. 

c)  Die  Simon  Cohnsche  Stipendienstiftung.  Die  Zinsen  werden  an  vier  Schüler  verteilt. 
Bestand  10000  Mk.  d)  Das  Lange -Schrötersche  Stipendium.  Bestand  900  Mk.  e)  Die 
W.  Passeksche  Stiftung.  Zu  vier  Stipendien  für  Schüler,  die  aus  Kreuzburg  stammen. 
Bestand  17650  Mk.  f )  Die  Kiliansche  Stiftung.  Zu  Schülerstipendien.  Bestand  8000  Mk. 
Die  Verwaltung  der  Stiftungen  zu  c,  d,  e  wird  vom  Magistrat  gefuhrt 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  68600  Mk.,  Zu- 
schufs  des  Staates  88820  Mk.,  der  Stadt  7200  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

LeobBChütz. 

(Hauptstadt  des  preufsischen  Anteils  am  Fürstentum  Jägerndorf. 

12629  Einwohner.) 

Oymnasinni  (I,  205.    II,  204.    III,  205). 

Mit  Königlicher  Genehmigung  vom  4.  Oktober  1751  und  erzbischöflicher  Zustimmung 
richteten  die  Franziskanermönche  eine  lateinische  Schule  ein,  nachdem  die  Stadt- 
gemeinde sich  verpflichtet  hatte,  ein  Schulgebäude  neben  dem  Kloster  herzustellen, 
auch  andere  Natural-  und  Geldbeiträge  zu  leisten.  Im  Jahre  1802  wurde  die  Schule 
durch  die  aufgehobenen  Klassen  des  Gymnasiums  zu  Sagan  (vgl.  S.  848)  vervollständigt 
und  als  Königliches  katholisches  Gymnasium  reorganisiert  August  1814  fand  die  erste  Reife- 
prüfung statt   Grölste  Schülerzahl  (517)  im  Jahre  1881/82,  kleinste  (246)  im  Jahre  1895/96. 

Direktor:  Dr.  Heinrich  HöUeck  seit  1.  Oktober  1896,  vorher:  Karl  Hansel 
1886-96,  W,  Bösner  1874—85. 

10  Klassen  (U  III  ceteilt);  10  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  ElemenUrl., 
mit  Ausnahme  des  Hilfslehrers  alle  katholisch.  Die  evangelischen  Schüler  erhalten 
Religionsunterricht  in  drei  Abteilungen  mit  zusammen  7  Stunden,  die  jüdischen  in  drei 
Abteilungen  mit  zusammen  4  Stunden. 

Der  Bau  eines  neuen  Schulhauses  ist  begonnen,  dasselbe  soll  Michaelis  1902  be- 
zogen werden;  Kostenanschlag  210100  Mk.  Die  Stadt  hat  die  Verpflichtung  über- 
nommen, dem  Gymnasium  einen  Bauplatz,  einen  Turnplatz  und  eine  Turnhalle  zu  über- 
weisen. Die  Lehrerbibliothek  enthält  4248  Werke  in  9552  Bänden,  darunter  ein  wohl 
aus  dem  15.  Jahrhunderte  stammendes  und  eine  Sammlung  von  Postillen  enthaltendes 
Manuskript  und  22  Inkunabeln  (Boetii  de  consolatione  philosophiae ,  Davantiae  1490; 
biblia  cum  concordantiis  veteris  et  novi  testamenti,  s.  l.  1491,  Fol.  u.  s.  w.). 

Stiftungen:  a)  Des  Kanonikus  Gärtner,  Bestand  8418  Mk.;  b)  des  Pfarrers  Kaluza, 
Bestand  8245  Mk. ;  c)  des  Kardinal-Fürst-Erzbischofs  Maximilian  Joseph,  Bestand  1200  Mk. ; 

d)  des  Professors  Schramm,  Statut  vom  20.  Mai  1850,  1585  Mk.;  e)  des  Pfarrers  Kremser, 
Statut  vom  4.  Dezember  1852,  Bestand  8000  Mk.;  f)  der  Frau  Dr.  Matihes,  vom  27.  Juni 
1870,  Bestand  8000  Mk.;  g)  des  Benjamin  Holländer,  Statut  vom  18.  August  1874,  Be- 
stand 1812  Mk.;  h)  des  Beigeordneten  Franz  Engel,  Statut  vom  15.  Dezember  1877, 
Bestand  8000  Mk.  i)  Direktor  Rösner-Stiftung.  Statut  vom  28.  April  1882.  Bestand  1518  Mk. 
k)  Professor  Kirsch-Stiftung.  Statut  vom  28.  Oktober  1888.  Bestand  8000  Mk.  l)  Stiftung 
des  katholischen  Feldpropstes  Bischof  Lp.  Afsmann  (früher  Schüler  des  Gymnasiums), 
für  katholische  Schüler,  verwandte  des  Stifters  haben  den  Vorzug.  Bestand  6185  Mk. 
m)  Pfarrer  Kollar  in  Co  sei,  Oberschlesien,  schenkte  1896  zu  einem  Stipendium  996  Mk. 
n)  Graf  Hans  Ulrich  v,  Schaffgotsch  auf  Koppitz  schenkte  2100  Mk.  und  Fürst  Blücher 
V.  Wahlstatt  1500  Mk.  zur  Beschaffung  von  Prämien,  o)  Die  Krankenkasse.  Bestand 
18040  Mk.    p)  Mehrere  kleinere  Stiftungen  im  Gesamtbetrage  von  8568  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  75626  Mk.,  Be- 
dürfniszu8chu&  42982  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 
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Neifbe. 

(Fürstentam  Neifse.    24267  Einwohner.) 

Ein  vom  Staate  unterhaltenes  Gymnasium  und  ein  von  der  Stadt- 
gemeinde unterhaltenes  Realgymnasium. 

07iima4Siiim  (I,  202.    II,  200.    III,  200). 

SchoU,  Geschichte  des  Gymnasiums,  Progr.  1822,  23,  24.  —  Kastner,  Geschichte 
der  Stadt  Neifee,  Bd.  II,  1854  (S.  869  ff.,  578  ff.).  —  Derselbe,  Stiftungsbriefe  des  Neuser 
Gymnasiums,  Neifse  1858.  —  Schröter,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Gymnasiums,  Progr.  1896. 

Erzherzog  Karl  von  Österreich,  Fürstbischof  von  Breslau,  Bruder  des  Kaisers 
Ferdinand  IL,  berief  1622  die  Jesuiten  nach  Nei&e.  Diese  gründeten  am  20.  August 
1624  ein  Gymnasium,  und  ihnen  schenkte,  laut  Stiftungsurkunde  vom  4.  November  1624, 
Erzherzog  Karl  zum  Bau  einer  Kirche,  eines  Gymnasiums,  eines  Konvikts  u.  s.  w. 
u.  a.  Kloster  und  Kirche  der  Kreuzherren,  14  daranstoisende  Bürgerhäuser,  weiteren 
Grundbesitz  in  der  Stadt,  sowie  die  Herrschaft  Olbersdorf  bei  Jägemdoif  mit  sieben 
dazu  gehörenden  Gemeinden  und  die  Erbvogtei  in  Ziegenhals  mit  dem  dazugehörigen 
Vorwerke  Rothfest  in  Langendorf.  Im  Jahre  1680  gründete  die  Witwe  des  Bürger- 
meisters Gebauer  ein  Konvikt,  in  dem  musikalische  Gymnasiasten  unter  Aufsicht 
eines  Jesuiten  wohnten  und  grö&tenteils  unentgeltlich  unterhalten  wurden.  Der 
Unterricht  im  Gymnasium  hatte  zum  Teil  akademischen  Charakter;  der  Plan,  die 
Anstalt  zu  einer  Universität  auszugestalten,  wurde  jedoch  durch  den  Tod  des  Erz- 
herzogs zerstört.  Trotz  der  Aufhebung  des  Jesuitenordens  liefs  Friedrich  IL  die 
Jesuiten  und  ihre  Schulen  in  Neifse  weiterbestehen.  Erst  später  legten  sie  Namen 
und  Ordenskleid  ab;  sie  hielsen  von  da  an  „Priester  des  Kgl.  Schuleninstituts^.  Die 
Güter  des  Ordens  verblieben  dem  Kgl.  Schuleninstitute  unter  einer  »Kgl.  Preulsischen 
General-Schulen-Deputation".  Seit  dem  Jahre  1776  steht  die  Anstalt  unter  Königlichem 
Patronat  Als  bei  der  Belagerung  von  Neifse  im  Jahre  1807  die  ersten  feindlichen 
Kugeln  in  die  Stadt  flogen,  wurde  der  Unterricht  geschlossen,  und  die  Schüler  wurden 
entTassen;  ein  Teil  des  Kollegiengebäudes  wurde  ein  Raub  der  Flammen.  Um  den 
Unterricht  wieder  zu  ermöglichen,  wurde  das  Gebäude  aus  Staatsmitteln  wiederher- 
gestellt. Während  des  Freiheitskrieges  standen  die  oberen  Klassen  leer,  da  alle  Schüler 
zu  den  Fahnen  geeilt  waren.  Im  Jahre  1816  wurde  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten, 
1819  zum  ersten  Male  Schulgeld  erhoben  (4,  6,  8  Thaler,  je  nach  den  Yermögensverhält- 
nissen)  und  eine  eigene  Kassenverwaltung  für  das  Gymnasium  eingerichtet.  Im  Jahre 
1873  wurde  das  Konvikt  aufgehoben.  Am  22.  September  1895  wurde  am  Orte  ein 
bischöfliches  Knabenseminar  eröffnet,  das  unter  Leitung  des  Religionslehrers  steht. 
Dem  Willen  des  Gründers  gemäfe  wird  das  Stiftungsfest  des  Gymnasiums  jährlich  am 
4.  November  unter  Freigabe  des  Unterrichts  gefeiert. 

Direktor:  Dr.  Karl  BrüU  seit  Michaelis  1898,  vorher:  Dr.  Chustav  Schröter 
1885—98,  Dr.  JW.  Zastra  1848—85. 

15  Klassen;  15  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  1  Lehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  alle 
katholisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  und  der  jüdischen  Schüler 
ist  gesorgt.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  12548  Werke 
in  17778  Bänden,  die  Schülerbibliothek  7784  Werke  in  9515  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Das  Wolffsche  Vermächtnis,  vom  10.  Juli  1849.  Für  einen  Schüler; 
Angehörige  der  Familie  der  Stifterin  Henriette  W,  sind  zu  bevorzugen.  Die  Verleihung 
erfolgt  durch  den  Stadtpfarrer.  Bestand  2726  Mk.  b)  Der  Wolffsche  Reservefonds.  Zu 
demselben  Zwecke;  die  Zinsen  werden  kapitalisiert,  bis  sie  150  Mk.  betrasen.  Bestand 
2818  Mk.  c)  Die  Stipendienstiftunff  des  Kaufmanns  Nave.  Für  vier  Schüler.  Bestand 
8052  Mk.  d)  Die  Stiftung  des  Direktors  Dr.  Zastra  vom  6.  Mai  1878.  Für  einen  Schüler. 
Bestand  1820  Mk.  e)  Die  Stipendienstiftung  des  Kaufmanns  Lux  vom  14.  März  1880.  Für 
Schüler,  die  katholische  Theologie  studieren  wollen.  Bestand  8159  Mk.  f )  Der  Prämien- 
fonds. Von  Abiturienten  gesammelt.  Bestand  1611  Mk.  g)  Das  Vermächtnis  des 
Pfarrers  Scholz  vom  12.  Oktober  1880.  Für  Schüler  (vorzugsweise  aus  der  Parochie 
Lindenau  oder  Neustadt  O.-S.).  Bestand  1662  Mk.  h)  Die  StStung  des  Pfarrers  Kempf. 
Für  einen  Schüler.  Bestand  1521  Mk.  i)  Die  Franz  und  Marie  Kinne-Stiftung.  Zu 
Schülerstipendien.  Bestand  1500  Mk.  k)  Eine  Stiftung  von  2000  Mk.  für  die  Gymnasial- 
hibliothek.  \)  Die  ehemaligen  Konviktgelder.  10  Stipendien  zu  je  180  Mk.  und  1  zu 
113  Mk.  m)  Die  Krankenkasse,  mit  einem  Vermögen  von  11286  Mk.  n)  Mehrere  kleinere 
Stiftungen  im  Gesamtbetrage  von  etwa  2600  Mk.  o)  11  Stiftungen  mr  die  Gymnasial- 
kirche  im  Gesamtbetrage  von  etwa  10000  Mk. 

Wieee«  Sclialireseii.    lY.  28 
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Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  88159  Mk.,  Be- 
dürfniszuschuls  41092  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  und  zwei  Oberlehrer 
haben  Dienstwohnung. 

Bealgynmasliim  (I,  203.    II,  200.    III,  200). 

GaMienj  Geschichte  der  Realschule  zu  Neilke  von  1832—82,  in  der  Festschrift  zum 
50jährigen  Jubiläum,  Neifee  1882.  —  Derselbe,  Statistisches  über  das  Realgymnasium 
für  die  Zeit  1882—92,  Progr.  1892. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  8.  Oktober  1832  als  Real- 
schule eröffnet  worden.  Am  18.  April  1838  erhielt  sie  das  Recht  zur  Abhaltung  von 
Entlassungsprüfungen  nach  der  Instruktion  von  1832;  bei  £rla(s  der  Unterrichts-  und 
Prüfungsordnung  wurde  sie  Realschule  zweiter  Ordnung  und  am  24.  Dezember  1863 
als  Realschule  erster  Ordnung  anerkannt.  Am  8.  Oktober  1882  wurde  das  50jährige 
Jubiläum  der  Anstalt  gefeiert.  Grölste  Schülerzahl  (245)  im  Jahre  1888,  seitdem  fast 
stetige  Abnahme ;  der  dadurch  veraula&te  Plan,  die  Schule  in  ein  Realprogymnasium  zu 
verwandeln,  ist  aufgegeben  worden. 

Direktor:  Wilhelm  GdOien  seit  Ostern  1882,  vorher:  hv.  Carl  8wähauf8  1852—81. 
Außerdem  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.:  Dr.  Poleck,  früher  Apotheker  in  Nei&e,  gab 
1852—67  chemischen  Unterricht,  jetzt  ord.  Professor  der  Chemie  in  Breslau;  Dr.  König, 
Oberlehrer  1868—82,  jetzt  Dompropst  und  Honorarprofessor  der  Dogmatik  in  Breslau. 

8  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  bis  auf  1  Altkatholiken  alle  katholisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt.  Ein  Tumsaal  ist 
vorhanden;  der  Schulhof  wird  als  Turnplatz  benutzt  Die  Lehrerbibliothek  zählt 
3440  Werke  in  8460  Bänden. 

Stiftungen  (alle  für  Schülerstipendien):  a)  Die  Petzeid -Stiftung.  Nach  dem 
ersten  Direktor  der  Realschule  benannt,  bei  dem  50jährigen  Jubiläum  1882  von  ehe- 
maligen Schülern  gegründet.  Bestand  5710  Mk.  b)  Die  Stiftung  des  Direktors  Sand- 
hauls,  Bestand  8360  Mk.  c)  Das  Vermächtnis  des  Oberlehrers  Au^Folü  vom  Jahre 
1890.  Bestand  5150  Mk.  d)  Das  Vermächtnis  des  Sanitätsrats  Dr.  K<Mper  vom  Jahre 
1898.    Bestand  6000  Mk.     e)  Zwei  kleinere  Stiftungen  im  Gesamtbetrage  von  12^0  JMQc. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  62166  Mk., 
Zuschufs  der  Stadt  37325  Mk.,  des  Staates  6825  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung.  Besoldungen  nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat,  feste  Zulage 
nach  §  2.    Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  durch  Ortsstatut  geregelt. 


Neustadt  (Oberschlesien). 

(Fürstentum  Oppeln.    20139  Einwohner.) 

Gymnasium  (II,  201.    III,  201). 

Dr.  Jung,  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Neustadt,  O.-S.  bis  zu  seiner  Übernahme 
auf  den  Staat,  Progr.  1890.  —  Augustin  Weltzd,  Geschichte  der  Stadt  Neustadt,  O.-S., 
1870  (Verlag  von  A.  Pietsch),  S.  760,  763,  766,  769  flf.  —  Progr.  1864  und  68. 

Die  Anstalt  ist  aus  den  gehobenen  Klassen  der  katholischen  Elementarschule 
hervorgegangen  und  am  1.  Oktober  1860  als  höhere  Bürgerschule  eröffnet  worden.  Als 
solche  wurde  sie  am  7.  Juli  1865  anerkannt.  Bereits  im  folgenden  Jahre  wurde  ihr 
Ausbau  zu  einer  Yollanstalt  begonnen  und  am  20.  Januar  1868  durch  ihre  An- 
erkennung als  Realschule  erster  Ordnung  zum  Abschlüsse  gebracht.  In  den  Jahren 
1869—74  wurde  die  Schule  in  ein  Gvmnasium  verwandelt,  und  am  1.  April  1889  ging 
die  Unterhaitun  ff  spflicht  von  der  Staatgemeinde  auf  den  Staat  über.    Der  Gymnasiaf 

Sottesdienst  wird  seit  1899  in  der  Kirche  des  Klosters  der  Barmherzigen  Brüder  gefeiert; 
ie  Gymnasialkasse  zahlt  dem  Kloster  jährlich  240  Mk.  als  Entschädigung. 

Direktor:  Dr.  Auaust  Jung  seit  1.  Oktober  1874,  vorher:  F.  W.  v.  Baceek 
1867—74,  später  Provinzialschulrat  in  Koblenz,  1879  gestorben.  An  der  Anstalt  wirkte 
u.  a.  auch  Dr.  Nieberding,  ord.  Lehrer  1870 — 75,  jetzt  Provinzialschulrat  in  Breslau. 

9  Klassen;  11  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  alle  katholisch«  Für  den  Reli- 
gionsunterricht der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  dem  Yerstaatlichungsvertraffe  gemäß  in  den  Jahren 
1897—98  von  der  Stadt  erbaut  (Kosten  152069  Mk.  und  10424  Mk.  für  die  innere  Ein- 
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richtung)  und  am  11.  und  12.  Oktober  1898  eingeweiht  worden.  Ein  Turnplatz  ist  vor- 
handen; die  st&dtische  Turnhalle  wird  mitbenutzt.  Die  Lehrerbibliothek  besteht  aus 
1189  Werken  in  9445  Bänden,  die  Schülerbibliothek  aus  2427  Werken  in  8549  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Der  Stipendienfonds.  Durch  Sammlungen  gebildet,  für  Schüler. 
Bestand  8658  Mk.  b)  Die  Stiftung  des  Geheimen  Kommerzienrats  jSitiiii.  Fränkelj  desgl. 
Bestand  4826  Mk.  c)  Die  Stiftung  des  Kommerzienrats  Abraham  Fränkd  von  1898. 
Für  einen  Studierenden.  Bestand  4000  Mk.  d)  Die  Stiftung  des  Erzpriesters  Franz 
Hein  von  1898.  Für  zwei  katholische  Schüler  aus  Neustadt,  O.-S.  Bestand  8000  Mk. 
e)  Die  Stiftung  des  Geheimen  Kommerzienrats  Pinkus.  Für  einen  Schüler  der  0  Ü, 
dessen  Angehörige  in  einem  Arbeitsverhältnisse  zur  Firma  Frätikel  in  Neustadt  stehen, 
bis  zur  Beendigung  seiner  (vierjährifl^en)  Studienzeit.  Bestand  6000  Mk.  f)  Die  Stiftung 
des  Kommerzienrats  Albert  Fränkef.  Für  einen  Studierenden;  die  Verwaltung  steht 
dem  Magistrat  zu.  Bestand  6000  Mk.  g)  Drei  kleinere  Stiftungen  zu  Prämien  für 
Schüler,  mit  einem  Gesamtbetrage  von  1320  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  67925  Mk.,  Zuschufs 
des  Staates  28945  Mk.,  der  Stadt  12500  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

PatBohkau. 

(Fürstentum  Neifse.    5902  Einwohner.) 

Gymnasium  (III,  201). 
Progr.  1871,  1877,  1896. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  8.  Oktober  1870  mit  den 
3  untersten  Klassen  eröffnet  worden.  Nach  ofem  unter  dem  21.  Juni  dess.  J.  errichteten 
Statut  soll  sie  katholisch  sein.  Im  Juli  1876  fand  die  erste  Beifeprüfung  statt  Grölste 
Schülerzahl  (270)  im  Sommer  1901,  kleinste  (165)  im  J.  1890/91.  Die  Übernahme  auf  den 
Staat  steht  Ostern  1902  bevor. 

Direktor:  Dr.  Joseph  Franke  seit  1.  September  1899,  vorher:  Dr.  Franz  Adam 
1876—99,  Dr.  Anton  GMüz  1874—76. 

9  Klassen ;  10  Oberlehrer,  1  etatsm.  wissensch.  Hilfsl.,  1  techn.  L.,  alle  katholisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt 

Die  Anstalt  hat  eine  Turnhalle  (1899  erbaut),  einen  Turnplatz  und  an  der  Neifte 
«inen  Spielplatz.    Die  Lehrerbibliothek  umfaüst  1780  Werke  in  8772  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Stiftung  des  Pfarrers  Jos.  Schneider  zu  Stipendien  für  2  katholische 
Schüler  der  Sekunda  oder  Prima,  Statut  vom  27.  Januar  1882.  Bestand  3002  Mk. 
b)  Stiftung  des  Frl.  Karoline  Bittner,  zu  SchülerstipendieiK  durch  Testament  vom  J.  1893 
«rrichtet  Bestand  4000  Mk.  c)  Stiftung  des  Stadtältesten  Lindner,  desgl.,  am  14.  Mai  1899 
in  Kraft  getreten.  Bestand  1200  Mk.  d)  Stiftung  des  techn.  hehrersMudolf  Brinschwitz, 
desgl.,  am  25.  Februar  1878  errichtet  Bestand  11  071  Mk.  e)  Stiftung  des  Prof.  Gabriel 
Neumann,  desgl.,  am  1.  Januar  1897  errichtet.  Bestand  4(X)0  Mk.  f)  Eine  Krankenkasse 
ist  in  der  Bildung  begriffen. 

Die  Anstalt  wird  (bis  Ostern  1902,  s.  eben)  von  der  Stadt^emeinde  unterhalten.  Das 
Kuratorium  besteht  aus  2  katholischen  Mitgliedern  des  Magistrats,  dem  Direktor  und 
2  katholischen  Stadtverordneten. 

Gesamtausgabe  63  913  Mk. ,  Zuschulä  der  Stadt  31 404  Mk. ,  des  Staates  8300  Mk. 
Schulgeld  120  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste 
Zulage  nach  §  9,  1  a— c.  Der  l3irektor  und  der  katholische  Religionslehrer  haben  Dienst- 
wohnung. Die  Lehrer  sind  an  die  vom  Provinzialverbande  eingerichtete  Fürsorge  für 
Witwen  und  Waisen  angeschlossen. 

Plefs. 

(Fürstentum  Plefs.    4811  Einwohner.) 
'Iirangelische  Ffirstenschule  Hochbergrianiim  (Gymnasium)  (II,  206.    III,  206). 

•  

Dr.  Schönhomt  Zar  Vorgeschichte  der  evangelischen  Fürstenschule  in  Ple&,  Progr. 
1895.  —  Progr.  1874. 

Am  8.  Dezember  1742  erteilte  König  Friedrich  IL  dem  Grafen  Erdmann  zu 
Promnitz  als  Besitzer  der  Standesherrschaft  Plels  die  Konzession  zur  Errichtung  einer 

23* 
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«vangelischen  Schule.  Diese  wuchs  rasch  empor  und  forderte  eine  Zeitlang  einzelne 
ihrer  Schüler  so  weit,  da&  sie  nach  ihrem  Abgange  die  Universität  besuchen  konnten; 
zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  sank  sie  jedoch  zu  einer  Elementarschule  herab,  nur 
in  der  ersten  Klasse  wurde  noch  Latein  gelehrt.  Michaelis  1867  wurde  sie  vom  Fürsten 
von  Plels  zu  einem  Progymnasium  umgestaltet,  nachdem  die  evangelische  Gemeinde  sich 
bereit  erklärt  hatte,  eine  Volksschule  zu  unterhalten.  Der  Fürst  sicherte  der  Anstalt 
eine  feste  Rente  von  4500  Mk.  (so  viel  hatten  bisher  die  Kosten  der  von  ihm  unter- 
haltenen Schule  betragen;  die  Rente  wurde  bald  darauf  durch  eine  Kapitalzahlung  ab- 
gelöst) zu  und  übernahm  aufserdem  die  Deckung  etwaiger  Fehlbeträge.  Ihren  jetzigen 
Namen  erhielt  die  Anstalt  durch  ihr  am  17.  Januar  1869  errichtetes  Statut.  Nachdem 
Ostern  1872  eine  Prima  eingerichtet  war,  wurde  sie  am  18.  Juli  dess.  J.  als  Gymnasium 
anerkannt,  und  am  1.  April  1877  wurde  sie  vom  Staate  übernommen.  Gröftte  Scbüler- 
zahl  (224)  zu  Anfang  des  Schuljahres  1896/97,  kleinste  (151)  im  Sommer  1876. 

Am  21.  Oktober  1900  wurde  ein  vom  Plelser  Alumnatverein  gegründetes,  zur  Auf- 
nahme von  18  —  zunächst  evangelischen  —  Schülern  bestimmtes  Alumnat  eröffnet. 

Direktor:  Dr.  Johannes  Bo8t  seit  1.  April  1899,  vorher:  Dr.  Emil  Schänbom 
1870-99. 

8  Klassen:  9  Oberlehrer,  1  techn.  Lehrer,  alle  evangelisch.  Für  den  Religions- 
unterricht der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Grymnasialgebäude  ist  in  den  Jahren  1879—81  mit  einem  Kostenauf- 
wande  von  etwa  20()(XX)  Mk.  errichtet  und  am  1.  Dezember  1881  bezogen  worden.  Die 
Anstidt  besitzt  eine  Turnhalle,  sowie  einen  Tum-  und  Spielplatz.  Die  Lehrerbibliothek 
zählt  755  Werke  in  2300  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Der  Fürst  von  Ple&  gewährt  jährlich  612  Mk.  für  12  Schüler- 
stipendien, b)  Vermächtnis  des  Fürstlichen  Kammerrats  Heinrich  Wtlh,  Ferd.  Schäffer 
vom  8.  Januar  1859,  zur  Anschaffung  einer  Bibliothek,  physikalischer  und  anderer  Samm- 
lungen, Landkarten  u.  s.  w.  Bestand  2287  M.  c)  Aus  älterer  Zeit  sind  vorhanden  die 
Stiftungen  des  Justizrats  v.  Twardawa,  vom  Jahre  1796,  2804  Mk.,  der  Frau  Präsident 
V,  Marklofoahu,  vom  Jahre  1805,  jetzt  8889  Mk.,  des  Tuchmachermeisters  Chr.  Schmidt, 
vom  Jahre  1^,  jetzt  1661  Mk.,  und  des  Postmeisters  Biidzinshiy  jetzt  1024  Mk.  Im  Hin- 
blick auf  die  Stipendien  zu  a)  werden  die  Zinsen  dieser  Stiftungen  vorläufig  noch  zum 
Kapital  geschlagen. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  68215  Mk.,  Bedürfhis- 
zuschuls  30 188  Mk.,  Zuschuts  des  Fürsten  v.  Pleft  6000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Ratibor. 

(Fürstentum  Ratibor.    25  250  Einwohner.) 

Die  Stadt  besitzt  neben  dem  Königlichen  Gymnasium  ein  von  der 
Stadtgemeinde  unterhaltenes  Bealprogymnasium. 

Gymnasium  (I,  206.    II,  205.    III,  205). 

Dr.  Gädke,  Geschichte  der  ersten  50  Jahre  der  Anstalt,  Festprogramm  zur 
50j&hrigen  Jubelfeier  am  2.  Juni  1869. 

Durch  Eabinettsordre  vom  5.  Juni  1818  genehmigte  König  Friedrich  Wilhelm  III. 
die  Errichtung  eines  vom  Staate  zu  unterhaltenden  evangelischen  Gymnasiums  in 
Ratibor.  Die  Schule  wurde  am  2.  Juni  1819  eröfinet  und  Michaelis  1880  durch  die  VI 
vervollständigt.  Durch  Eabinettsordre  vom  14.  August  1872  wurde  genehmigt,  da& 
auch  katholische  Lehrer  angestellt  werden  können,  an  dem  evangelischen  Charakter  der 
Anstalt  sollte  aber  hierdurch,  wie  ein  Erlal^  vom  12.  Oktober  18o6  sagt,  nichts  geändert 
werden.  Die  im  Jahre  1875  vom  damaligen  Direktor  als  Privatuntemehmen  eröffnete  Vor- 
schule ist  1886  eingegangen.    Größte  Schülerzahl  (707)  i.  J.  1872,  kleinste  (842)  i.  J.  1887. 

Direktor:  Dr.  Gustav  BadUce  seit  Michaelis  1892,  vorher:  Dr.  S.  Thiele  1884—92» 
Dr.  Otto  Korn  1882—83,  Dr.  Friedr.  Kirchner  1877—82,  Budolf  KimsÜer  1873—77. 
Früher  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.  Dr.  Julius  Sommerbrodt,  Direktor  1853,  später  Geh. 
Regierungs-  und  Provinzial schulrat  in  Kiel  und  Breslau. 

15  Klassen  (VI  bis  ü  II  bestehen  aus  je  2  Parallelklassen);  17  Oberlehrer,  1  wissen- 
schaftl.  Hilfsl.,  1  Zeichenl.,  2  techn.  Lehrer.  4  Oberlehrer,  der  Zeichenl.  und  ein  techn. 
Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  einschl.  des  Direktors  evangelisch.    Au&er 
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f&r  die  eyangelischen  und  die  katholischen  Schüler  ist  aach  für  die  jüdischen  Religions- 
unterricht eingerichtet 

Im  Jahre  1880 — 81  wurde  das  Gymnasialgeb&ude  Kirchplatz  8  durch  einen  Anbau 
erweitert,  in  dem  u.  a.  auch  die  Aula  untergebracht  ist  (Kosten  192000  Mk.).  Tum- 
halle  und  Turnplatz  sind  vorhanden;  die  Lehrerbibliothek  umfaßt  5708  Werke  in 
12047  B&nden. 

Stiftungen:  a)  Der  Kelchsche  Prämienfonds  (600 Bfk.)  und  der  Kelchsche  Stipen- 
dienfonds (27lS  Mk.),  vom  Oberlehrer  IST.  gegründet  b)  Die  Stipendienstiftung  des  ueh. 
Medizinalrats  Prof.  Dr.  Traube  und  des  Dr.  Louis  Traube^  für  einen  Studierenden.  Be- 
stand 1500  Mk.  c)  Die  Stipendienstiftung  ehemaliger  Schüler,  am  2.  Juni  1869  gegründet 
Bestand  6500  Mk.  d)  Das  Vermächtnis  des  Justizrats  Kneusd^  1874  begründet,  für 
Schüler.  Bestand  15()0  Wl.  e)  Die  Künstler -Stiftung,  yon  ehemaligen  Schülern  des 
Direktors  JT.  gegründet,  zur  Unterstützung  von  Schülern.  Bestand  1550  Mk.  f)  Die 
Naemi  Kneusel- Stiftung,  für  katholische  Schüler.  Bestand  6(XX)  Mk.  g)  Die  Gustav 
Guttmann-Stiftang,  für  bedürftige  Witwen  und  Waisen  der  Lehrer.  Bestand  10528  Mk. 
h)  Die  Dankes-Stiftung,  von  ehemaligen  Schülern  begründet,  zu  einer  Hilfskasse  für  die 
Lehrer  der  Anstalt  ausgestaltet,  durch  Erlals  vom  5.  M&rz  1900  von  Sr.  Majestät  dem 
Köniee  genehmigt  Bestand  11818  Mk.  1)  Die  Gymnasialkrankenkasse,  zu  der  die 
Schüler  einen  treiwilligen  Beitrug  von  je  10  Pf.  monatlich  beisteuern«  Bestand  etwa 
12  850  Mk.    k)  Das  Skeydesche  Vermächtnis  von  860  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.    Gesamtausgabe  109  214  Mk^  Bedürfnis- 
zuschuft  58  684  Mk.  Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

BealprogymnaBlmii. 

Dr.  E.  Knape,  Die  Entstehungsgeschichte  der  Anstalt,  Prog[r.  1875.  —  Derselbe, 
Mittheilungen  aus  der  Geschichte  der  Anstalt  im  ersten  Yierteljahrhundert  ihres  Be- 
Progr.  1900. 

Die  Schule  ist  aus  einer  Bürgerschule  hervorgegangen,  von  ^er  Stadtgemeinde  ge- 
gründet und  Michaelis  1874  als  lateinlose  höhere  Bürgerschule  eingerichtet  worden.  Als 
solche  wurde  sie  am  16.  Oktober  1878  anerkannt  Ostern  1880  wurde  Latein  in  ihren 
Lehrplan  aufgenommen,  die  damit  begonnene  Entwickelunff  zu  einem  Realprogymnasium 
wurde  am  22.  Februar  1887  durch  die  Anerkennung  desselben  zum  Abschlüsse  gebracht. 
Größte  Schülerzahl  (277)  im  Jahre  1887/88,  kleinste  (181)  im  Sommer  1901. 

Direktor:  Dr.  Knape  seit  Gründung  der  Schule. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  2  techn.  und  Elementarl.,  4  Lehrer  (einschl.  des  Direktors) 
sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Für  die  Schüler  beider  christlichen  Bekennt- 
nisse, sowie  für  die  jüdischen  Schüler  ist  Religionsunterricht  eingerichtet 

Der  städtische  Turnplatz  und  die  städtische  Turnhalle  werden  mitbenutzt;  die 
Lehrerbibliothek  enthält  820  Werke  in  1700  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Der  Stipendienfonds,  durch  Sammlunaen  entstanden.  Bestand 
1255  Mk.  b)  Die  Stipendien stinung  des  Rechnungsrats  JBartecii,  für  einen  katholischen 
Schüler  der  Sekunda  oder  Prima.  Bestand  1030  Mk.  c)  Das  Naemi  Kneuselsche  Ver- 
mächtnis, für  einen  katholischen  Schüler.  Bestand  1500  Mk.  d)  Die  Jubiläumsstiftunff, 
am  28.  September  1899  (gegründet,  zur  Unterstützung  von  Schülern.  Bestand  2000  Mk. 
e)  Das  Vermächtnis  des  Justizrats  KneMel,  desgl.   Bestand  600  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Die  äufteren  Angelegen- 
heiten werden  von  der  städtischen  Schuldeputation  beraten. 

Gesamtausgabe  44700  Mk.,  Zuschuß  der  SUdt  24870  Mk.,  des  Staates  2900  Mk. 
Schulgeld  80  Mk.  für  einheimische,  100  Mk.  für  auswärtige  Schüler.  Die  Versorgung 
der  Hinterbliebenen  ist  durch  Ortsstatut  geregelt 


Grolb-Strehllts. 

(Fürstentum  Oppeln.    5775  Einwohner.) 

Gymnasium  Johamienm  (11,  202.    III,  202). 
B.  Larisch,  Die  Gründung  und  bisherige  Entwickelung  der  Anstalt,   Progr.  1894. 

Die  Schule  wurde  von  der  Stadtgemeinde  gesründet  und  am  17.  Oktober  1868  als 
katholisches  Progymnasium  eröffiiet.  Zu  Ehren  des  Standesherm  von  Grefe -Strehlitz, 
Grafen  Johannes  v.  Renard,  der  den  Grund  und  Boden  zum  Schulgeb&ude  geschenkt 
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hatte,  wurde  sie  Johanneum  genannt.  Am  5.  Juli  1871  erhielt  sie  die  Berechtigung  zur 
Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen,  Michaelis  1872  wurde  sie  durch  eine  Prima  er- 
weitert, 1874  vom  Staate  übernommen  und  als  Gymnasium  anerkannt.  Grölste  Schüler- 
zahl (247)  im  Sommer  1897,  kleinste  (178)  im  Winter  1887. 

Direktor:  Joseph  Sprotte  seit  1.  Mai  1897,  vorher:  Dr.  Bruno  Larisch  1886—97, 
Dr.  B.  Nieberding  1882—86  (jetzt  Provinzialschulrat  in  Breslau).  Dr.  G.  Schröter  1874-82. 

8  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  techn.  Lehrer;  8  Lehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen 
katholisch.  Für  den  Beligionsunterricht  der  evangelischen  Minderheit  (4  Abteilungen) 
und  der  jüdischen  Schüler  (2  Abteilungen)  ist  gesorgt.  Au&er  dem  Turnplätze  besitzt 
das  Gymnasium  seit  1890  eine  Turnhalle  (Baukosten  18000  Mk.).  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  1455  Werke  in  8255  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Graf  Johannes  Renardsches  Prämium,  1874  gegründet,  für  die 
besten  Leistungen  in  den  Naturwissenschaften.  Bestand  8000  Mk.  b)  Graf  Joh.  Renard 
hat  im  Jahre  1874  8  Stipendien  für  Schüler  aus  dem  Kreise  Grofs-Strehlitz  gestiftet 
Bestand  60000  Mk.  c)  Die  Stiftung  des  Sanitätsrats  Dr.  Enqdbrecht  für  die  beste 
lateinische  Arbeit  eines  Schülers  der  Prima  und  Sekunda  (abwechselnd).  Bestand 
1500  Mk.    d)  2  kleinere  Stiftungen  im  Betrage  von  zusammen  1023  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  64870  Mk.,  Be- 
dürfniszuschuls  86570  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  8000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Di- 
rektor und  der  katholische  Religionslehrer  haben  Dienstwohnung. 

Tarnowltz. 

(Fürstentum  Beuthen.    11858  Einwohner.) 

BealgymnaBimn  (III,  204). 
Dr.  TTosMdlo,  Geschichte  der  Anstalt,  Progr.  1895. 

• 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  worden,  nachdem  die  ober- 
schlesische  Bergbauhilfskasse,  sowie  mehrere  GroJserundbesitzer,  Grolsindustrielle  und 
andere  Private  sich  zu  Unterstützungsbeiträgen  auf  längere  Zeit,  zum  Teil  auf  25  Jahre, 
verpflichtet  hatten.  Sie  wurde  am  28.  April  1870  mit  den  Klassen  VI— IV  eröffnet, 
allmählich  zu  einer  vollständigen  Realschule  I.  Ordnuns  entwickelt  (erste  Reifeprüfung 
Ostern  1877)  und  am  17.  Oktober  1891  vom  Staate  üoemommen.  Die  katholischen 
Schulgottesdienste  werden  in  der  Pfarrkirche  abgehalten.  GrÖ&te  Schülerzahl  (219)  im 
Sommer  1875,  kleinste  (159)  im  Jahre  1888. 

Direktor:  Eduard  Oroetschel  seit  Ostern  1900,  vorher:  Dr.  Wossidio  seit  Grün' 
düng  der  Schule.  Als  Lehrer  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.  Dr.  Mantagy  jetzt  Geh.  Re- 
gierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Breslau. 

8  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  wissensch.  Hilfsl.,  1  techn.  Lehrer;  der  Direktor  und 
8  Oberlehrer  sind  katholisch,  alle  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Die  Schüler  beider 
christlichen  Bekenntnisse  erhalten  lehrplanmälsig  Religionsunterricht 

Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle;  zu  Tumspielen  wird  der  städische  Viehmarkt 
gegen  Miete  benutzt    Die  Lehrerbibliothek  zählt  ungefähr  2600  Bände. 

Stiftungen  (alle  für  Schüler):  a)  Die  Klausa- Stiftung.  Bestand  9800  Mk.  b)  Der 
allgemeine  Stipendienfonds,  aus  dem  Ertrage  von  Vorträgen  und  aus  Beiträgen  der  Lehrer 
gebildet  Bestand  1500  Mk.  c)  Die  Wossidio -Stiftung,  von  ehemaligen  Schülern  und 
Freunden  der  Anstalt  gegründet.  Betrag  6500  Mk. 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  61 800  Mk.,  Zuschuß  des 
Staates  84840  Mk.,  der  Stadt  7000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung. 

Myslowltz. 

(Fürstentum  Plefs.    13858  Einwohner.) 

Progymnasinm« 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1900  erofihet  worden. 
Das  für  Sie  errichtete  Statut  hat  am  19.  April  dess.  J.  die  staatliche  (Gfenehmieung 
erhalten.  Ostern  1901  war  mit  Einrichtung  der  Untersekunda  der  Aufbau  der  Schule 
beendigt ;  die  Erweiterung  zu  einem  Gymnasium  steht  bevor.  Vorläufig  ist  die  Anstalt 
in  einem  städtischen  Gebäude  untergebracht 
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Dirigent:  Oberlehrer  Dr.  Aust  (kommissariscii). 

6  Klassen;  6  Oberlehrer,  1  techn.  Lehrer;  2  Lehrer  sind  katholisch,  1  jüdisch,  die 
Übriffen  evangelisch.  Die  evangelischen,  die  katholischen  und  die  jüdischen  Schüler 
erhalten  in  je  8  Abteilungen  Religionsunterricht 

Für  den  Bau  eines  neuen  Schulgebftudes  sind  225000  Mk.  bereitgestellt  worden. 
Erst  nach  dessen  Vollendung  werden  ausreichende  Einrichtungen  zur  Pflege  der  Leibes- 
übungen vorhanden  sein.    Mit  der  Bildung  einer  Lehrerbibliothek  ist  begonnen  worden. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Beigeordneten,  den  zwei 
dienstältesten  Mitgliedern  des  Magistrats,  dem  Direktor,  dem  evangelischen  und  dem 
katholischen  Pfarrer,  dem  Rabbiner  und  8  Stadtverordneten.  Gesamtausgabe  42888  Mk., 
Zuschuls  der  Stadt  25648  Mk.  Schulgeld  in  den  Klassen  VI  bis  IV  120  Mk.,  in  den 
übrigen  144  Mk.  Die  Besoldung  des  Direktors  und  der  Oberlehrer,  sowie  die  Fürsorge 
för  die  Hinterbliebenen  sind  nach  dem  Statut  der  Anstalt  ebenso  zu  regeln  wie  für 
die  Direktoren  und  Lehrer  an  den  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten. 


Zaborze. 

(Fürstentum  Beuthen.) 

Progymnasinni. 

Die  Anstalt  wurde  von  der  Gemeinde  Zaborze  geeründet  und  am  1.  April  1900 
mit  2  Sexten,  je  einer  Quinta  und  Quarta,  sowie  drei  Yorschulklassen  eröffnet,  Ostern 
1901  wurde  die  Tertia  angegliedert. 

Dirigent:  Dr.  Drechsler  (kommissarisch). 

6  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  5  Oberlehrer,  8  Elementarl.;  4  Lehrer  sind 
evangelisch,  die  übrigen  katholisch.  An  der  Anstalt  wird  evangelischer,  katholischer 
und  Jüdischer  Religionsunterricht  erteilt. 

Das  im  Bau  befindliche  neue  Schulhaus  (Kostenanschlag  etwa  150000  Mk.)  soll 
Ostern  1902  bezogen  werden. 

Die  Anstalt  wird  von.  der  Zaborzer  Gemeinde  unterhalten.  Alt-Zabrze  leistet  einen 
Zuschuls  von  5000  Mk.  Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium.  Gesamtans* 
gäbe  89780  Mk.,  Zuschuls  von  Zaborze  10000  Mk.  Die  Lehrer  sind  an  die  vom  Pro- 
vinzialverbande  eingerichtete  Fürsorge  für  Witwen  und  Waisen  angeschlossen. 


Prlvatanstalten. 

ProgrynmaBial-PriTatanstalt  Cosel. 

Sie  wurde  im  Jahre  1877  von  einem  Vereine  von  Familienvätern  begründet  und 
«rhielt  Ostern  1889  das  Recht  zur  Ausstellung  von  Zeugnissen  über  die  wissenschaft- 
liche Befähigung  für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst  Die  Verwaltung  der  Schule 
wird  durch  eine  ursprünglich  von  jenem  Vereine  ffewählte  Körperschaft  geführt,  die 
sich  seit  der  Auflösung  des  Vereins  durch  Zuwani  ergänzt  Das  Schulhaus  ist  im 
Jahre  1888  erbaut  und  1890  erweitert  worden.  Die  durch  freiwillige  Beihilfen  er- 
mäßigten Kosten  betrugen  42  000  Mk.  Ostern  1902  soll  die  Schule  als  öffentliches  Pro- 
gymnasium von  der  Stadtgemeinde  übernommen  werden. 

Dirigent:  Schwarskopf  seit  Ostern  1877. 

Schulgeld  108—180  Mk.  Die  Stadt  leistet  einen  Zuschulb  von  8000,  der  Kreis  von- 
1500  Mk.  jährlich. 

Pädagogrimn  zu  Xiesky. 

Dasselbe  ist  eine  Gründung  der  „evangelischen  Brüderunität" ;  es  hatte  ursprünglich 
seinen  Sitz  in  Marienbom,  war  dort  im  Jahre  1741  vom  ehemaligen  Rektor  des  Zittauer 
Gymnasiums  Polykarp  Müller  gegründet  worden  und  umfalste  die  mittleren  und  die 
oberen  Klassen  eines  Gymnasiums.  1760  wurde  es  nach  Niesky,  1789  nach  Barby  und 
1808  wieder  nach  Niesky  verlegt.  1874  wurde  ihm  die  Berechtigung  erteilt,  dals  die 
von  ihm  ausgestellten  Reifezeugnisse  als  Ausweis  der  wissenschaftlichen  Befähigung  für 
den  eimährig-freiwilligen  Militärdienst  gelten  sollten.  1892  wurde  diese  Berechtigung 
an  das  Bestehen  der  Abschlußprüfung  nach  dem  6.  Jahrgange  geknüpft    Seit  1898  ist 
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es  mit  einer  bis  dahin  unter  besonderer  Verwaltung  stehenden  Knaben-Erziehungsanstalt 
(bei  getrenntem  Alumnat  der  Klassen  I  bis  III  a  und  Illb  bis  VI)  verbunden.  Das 
Pädagogium  ist  als  Progymnasium  anzusehen,  sein  Lehrgang  geht  jedoch  über  die  U  II 
hinaus.  Für  die  oberen  Klassen  wurde  1865  ein  neues  Schulgebäude  erbaut  (Kosten 
240000  Mk.)>  für  die  unteren  das  bisherige  Haus  umgebaut  und  erweitert  (Kosten 
140  000  Mk.)    Turnplatz,  Turnhalle,  Spielplätze  u.  s.  w.  sind  vorhanden. 

Die  Schule  nimmt  nur  evangelische  Schüler  auf.  Sie  wird  von  der  Direktion  der 
•Evangelischen  Brüderunität  in  Deutschland"  unterhalten,  die  in  Berthelsdorf  bei 
Herrnhut  in  Sachsen  ihren  Sitz  hat. 

Ein  besonderer  Etat  wird  für  die  Schule  nicht  aufgestellt;  die  auf  sie  entfallenden 
Einnahmen  und  Ausgaben  sind  im  Etat  der  Unitätsverwaltung  enthalten.  An  der  An- 
stalt werden  nur  evangelische  Lehrer  angestellt.  Die  Besoldungen  derselben  sind  ver- 
schieden, je  nachdem  sie  der  Brüdergemeinde  angehören  oder  nicht;  nur  im  letzteren 
Falle  werden  die  Sätze  des  zweiten  Nachtrages  zum  Normaletat  gezahlt  Die  Fürsorge 
für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  erfolgt  nach  Malsgabe  der  für  Staatsbeamte  geltenden 
Bestimmungen. 

Dirigent:  Fr.  BreaHer  seit  1899,  vorher:  H.  Bauer  1885—99,  Frans  Müller 
bis  1885. 

Vgl.  Gammerty  Geschichte  des  Pädagogiums  der  evangelischen  Brüderunität,  Niesky 
1859.  —  12.  Müller f  Ewig  jung,  ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Nieskyer  Anstalten, 
Niesky  1889.  —  Progr.  der  Anstalt  von  1899.  —  Schmids  Encyklopädie  III,  S.  463  ff. 

BealBchule  der  Brüdersremeinde  zu  Gnadenfkrei. 

Sie  ist  aus  einer  im  Jahre  1814  von  der  evangelischen  Brüderunität  gegründeten 
Unterrichts-  und  Erziehungsanstalt  entstanden.  1878  wurde  sie  Mittelschule,  1§88  wurde 
der  Lehrplan  der  lateinlosen  höheren  Bürgerschule  an  ihr  eingeführt,  und  1888  erhielt 
sie  die  Berechtigung,  Zeugnisse  über  die  wissenschaftliche  Befähigung  für  den  einjährig- 
freiwilligen  Militärdienst  auszustellen.  Im  Jahre  1898  wurde  der  bisherige  Name 
„Höhere  Privat-Bürger schule^  durch  die  Bezeichnung  ^Realschule  der  Brüdergemeinde^ 
ersetzt.  An  der  Anstalt  hat  1819—82  ^rntt  v,  Seydlttg,  der  Verfasser  des  bekannten 
Leitfadens  für  die  Geographie,  als  Vorsteher  gewirkt. 

Dirigent:  Gottfried  LenU  seit  1888;  vorher  wurde  die  Anstalt  von  einem  Geist- 
lichen des  Ortes  nebenamtlich  geleitet. 

8  Klassen  und  1  Vorschulklasse ;  5  akademisch  gebildete  Lehrer  (darunter  2  Hilfs- 
lehrer), au&erdem  8  Theologen  und  3  Elementarlehrer,  die  vorzugsweise  bei  der  Beauf- 
sichtigung und  Erziehung  der  Pensionäre  beteiligt  sind.  1  Lehrer  ist  Mennonit,  die 
übrigen  sind  evangelisch. 

Die  Anstalt  hat  1896  ein  neues  Gebäude  erhalten;  Turnhalle,  Spielplatz  und  Bade- 
anstalt sind  vorhanden.  Die  Pensionäre  zahlen  kein  Schulgeld;  diejenigen  Schüler,  die 
bei  ihren  Eltern  am  Orte  wohnen,  zahlen  86—100  Mk.,  in  der  Vorschule  20—40  Mk., 
die  ausnahmsweise  in  „Privatpensionen"  zugelassenen  Schüler  60 — 150  Mk.,  in  der  Vor- 
schule 40—60  Mk.  Die  Besoldung  der  akademisch  gebildeten  Lehrer  ist  nach  dem 
Normaletat  von  1892  geregelt,  jedoch  wird  keine  feste  Zulage  gewährt;  im  übrigen  vgl. 
wegen  der  Besoldungen,  des  Etats,  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  den  vorigen 
Artikel.  Näheres  über  die  Anstalt  bei  Lentz,  Mittheilungen  aus  der  Geschichte  der 
Knabenanstalt  (Realschule  der  Brüdergemeinde)  zu  Gnadenfrei  1814—1896. 


Provinz  Sachsen. 

(3  Regierungsbezirke.    25255,29  qkm.    2832616  Einwohner.) 

Die  Provinz  hatte  1873:  24  Gymnasien,  2  Progymnasien,  8  Real- 
schulen (darunter  1  in  der  Entwickelung  begriiFen,  1  der  zweiten  Ordnung) 
und  6  höhere  Bürgerschulen.  Von  diesen  waren  das  Progynmasium  und 
die  höhere  Bürgerschule  zu  Weifsenfels  unter  einer  Leitung  vereinigt. 
Das  Realprogymnasium  zu  Mühlhausen  ist  neuerdings  aufgelöst  worden  ^). 
Neu  hinzugekommen  sind:  Das  Wilhelms-Gymnasium  in  Magdeburg,  das 
Gymnasium  in  Neuhaldenslebeu ,  das  Progymnasium  in  Genthin,  die  Ober- 
realschulen zu  Halle  und  Halberstadt  (letztere  aus  einer  reorganisierten 
Gewerbeschule  entstanden,  die  dem  Verwaltungsbereiche  des  Handelsministers 
angehörte),  sowie  die  Realschulen  zu  Erfurt,  Magdeburg,  Mühlhausen, 
Quedlinburg,  Bitterfeld,  Gardelegen  (früher  höhere  Bürgerschule  mit 
Latein),  Aschersleben,  Schönebeck  und  Suhl.  Gegenwärtig  bestehen  da- 
her, da  die  in  eine  Oberrealschule  umgewandelte  frühere  Doppel- 
anstalt zu  Weifsenfels  jetzt  einfach  zu  rechnen  ist,  in  der  Provinz  52 
öffentliche  mit  Berechtigungen  versehene  Schulen. 

Von  den  älteren  Schulen  haben  die  folgenden  bezüglich  ihrer  Zu- 
gehörigkeit zu  einer  der  verschiedenen  Schulgattungen  keine  Änderung 
erfahren:  die  Gymnasien  zu  Burg,  Eisleben,  Erfurt,  Halberstadt,  die 
Latina  und  das  Stadtgymnasium  zu  Halle,  das  Gymnasium  zu  Heiligen- 
stadt, das  Pädagogium  Unser  Lieben  Frauen  und  das  Domgymnasium  zu 
Magdeburg,  die  Gymnasien  zu  Merseburg,  Mühlhausen,  Naumburg,  Nord- 
hausen, Pforta,  Quedlinburg,  Rofsleben,  Salzwedel,  Schleusingen,  Stendal, 
Torgau,  Wittenberg,  Zeitz  und  Wernigerode,  die  Realgymnasien  zu  Erfurt, 
Halberstadt,  Nordhausen,  die  Oberrealschule  (Guericke-Schule)  zu  Magde- 
burg, die  Realprogymnasien  zu  Eilenburg  und  Langensalza. 

Das  frühere  Realgymnasium  zu  Aschersleben  wurde  in  ein  mit  einem 
Realgymnasium  verbundenes  Gymnasium  verwandelt;  die  Realgymnasial- 
klassen sind  jetzt  in  der  Entwickelung  zu  einer  Realschule  begriffen.  Das 
frühere  Progymnasium  zu  Sangerhausen  wurde  zu  einer  Vollanstalt  ent- 
wickelt und  hat  nach  mehrfachen  Schwankungen  den  gymnasialen  Charakter 
wiedererhalten;  die  vorhandenen  Realklassen  sind  in  der  Auflösung  be- 
griffen. Das  Realgymnasium  der  Franckeschen  Stiftungen  in  Halle  und  die 
frühere  Doppelanstalt  in  Weifsenfels  sind  in  eine  Oberrealschule  verwandelt 
worden.  Bei  der  Realanstalt  in  Eisleben  ist  der  Plan,  sie  zu  einer  Real- 
anstalt erster  Ordnung  zu  gestalten,  nicht  zur  Ausführung  gekommen;  die 
Anstalt  wurde  zunächst  lateintreibende  höhere  Bürgerschule  und  neuer- 


')  Vgl.  unten  den  Artikel  über  „Mühlhausen". 
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dings  in  eine  Realschule  mit  Nebenunterricht  im  Lateinischen  verwandelt. 
In  Realschulen  sind  von  den  älteren  Anstalten  aurserdem  das  Gymnasium 
zu  Seehausen,  sowie  die  ehemals  lateintreibenden  höheren  Bürgerschulen 
(Bealprogymnasien)  in  Delitzsch  (mit  Nebenunterricht  im  Latein)  und  Naum- 
burg verwandelt  worden.  Die  an  dem  Realgymnasium  in  Magdeburg  er- 
richteten Gymnasialklassen  sind  an  das  neugegrOndete  Wilhelms-Gymnasium 
übergegangen ,  und  die  ehemals  lateinlose  Realschule  zweiter  Ordnung  in 
Magdeburg  (Guericke-Schule)  ist  in  eine  Doppelanstalt  verwandelt  worden^ 
deren  einer  Zweig  ein  „Reformrealgymnasium"  darstellt.  Am  Domgym- 
nasium ist  mit  der  Angliederung  von  „Reformklassen"  nach  dem  Frank- 
furter System,  an  der  Realschule  zu  Naumburg  mit  der  Angliederung  real- 
gymnasialer „Reformklassen"  begonnen  worden. 

Gegenwärtig  sind  also  in  der  Provinz  vorhanden:  27  Gymnasien^ 
1  Progymnasium,  4  Realgymnasien,  5  Oberrealschulen  (davon  1  mit  einem 
„Reformrealgymnasium"  verbunden),  2  Realprogymnasien  und  13  Real- 
schulen (darunter  4  mit  Nebenunterricht  im  Lateinischen  bezw.  gymnasialen 
Nebenabteilungen).  Von  den  Gymnasien  fehlen  bei  2  (Pforta  und  Rofs- 
leben)  die  untersten  Klassen. 

Vorschulen  sind  nur  an  wenigen  Anstalten  vorhanden.  Die  frühere  private 
Vorschule  am  Gymnasium  zu  Quedlinburg  ist  vom  Staate  übernommen 
worden,  so  dafs  sie  nunmehr  mit  dem  Gymnasium  einheitlich  verwaltet 
wird.  Aufgehoben  sind  die  Vorschulen  an  dem  Gymnasium,  dem  Real- 
gymnasium und  der  Realschule  zu  Erfurt,  den  Gymnasien  zu  Torgau  und 
zu  Wernigerode,  am  Realprogymnasium  zu  Langensalza  und  an  der  Real- 
schule zu  Delitzsch,  sowie  diejenige,  die  früher  neben  den  Gymnasien  zu 
Sangerhausen  und  Wittenberg  bestanden  hatten,  ohne  organisch  mit  ihnen 
verbunden  zu  sein. 

Verstaatlicht  wurden  die  Gymnasien  zu  Burg  und  Merseburg,  das 
Gymnasium  und  das  Realgymnasium  zu  Nordhausen,  das  Gymnasium  zu 
Salzwedel  und  das  Realgymnasium  zu  Erfurt.  Alle  diese  Anstalten,  mit 
Ausnahme  des  Gymnasiums  zu  Merseburg,  das  vormals  stiftisch  war,  wurden 
früher  von  den  betreffenden  Stadtgemeinden  unterhalten.  Die  Oberreal- 
schule zu  Halberstadt,  die  früher  vom  Staate  und  der  Stadt  gemeinsam 
unterhalten  wurde,  wird  jetzt  ausschliefslich  von  der  Stadtgemeinde  unter- 
halten. Das  früher  von  der  Stadtgemeinde  unterhaltene  Gymnasium  zu 
Wernigerode  ist  vom  Fürsten  zu  Stolberg  übernommen  worden. 

Von  den  52  vorhandenen  höheren  Schulen  sind  6,  nämlich  die  Latina  und 
eine  Oberrealschule  in  Halle ,  das  Pädagogium  U.  L.  Frauen  in  Magdeburgs 
das  Gymnasium  zu  Naumburg,  die  Landesschule  zu  Pforta  und  die  Kloster- 
schule zu  Rofsleben  stiftisch,  das  Gymnasium  zu  Wernigerode  wird  vom 
Fürsten  Stolberg,  die  Gymnasien  zu  Burg,  Eisleben,  Erfurt,  Halberstadt» 
Heiligenstadt,  Merseburg,  Nordhausen,  Quedlinburg,  Salzwedel,  Schleusingen 
und  Zeitz,  das  Domgymnasium  zu  Magdeburg,  die  Realgymnasien  zu 
Erfurt  und  Nordhausen  sowie  die  Realschule  zu  Suhl  (zusammen  15) 
werden  vom  Staate,  die  übrigen  30  höheren  Schulen  von  den  betreffenden 
Stadtgemeinden  unterhalten.  Von  den  städtischen  Anstalten  sind  9  Gym- 
nasien, 2  Realgymnasien,  4  Oberrealschulen  (darunter  1  mit  einem 
„Reformrealgymnasium"  verbunden),  1  Progymnasium,  2  Realprogymnasien 
und  12  Realschulen. 

Für  das  Stadtgymnasium  und  die  städtische  Oberrealschule  zu  Halle 
ist  ein  gemeinsames  Kuratorium  eingesetzt,  dem  auch  die  Direktoren  der 
beiden  Anstalten  angehören.  Die  äufseren  Angelegenheiten  der  Realschule 
zu  Erfurt  werden  von  der  den  Volksschulen  vorgesetzten  Schulkommission 
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mitbearbeitet;  für  einen  Teil  der  übrigen  städtischen  höheren  Lehranstalten 
der  Provinz  sind  besondere  Kuratorien  bezw.  Verwaltungskommissionen 
eingesetzt;  zu  den  Mitgliedern  derselben  gehört  in  allen  Fällen  auch  der 
Direktor  der  Schule. 

An  der  Landesschule  zu  Pforta  werden  bezüglich  der  zu  ihr  gehörigen 
Kirchen  und  niederen  Schulen  die  Patronatsrechte  durch  die  aus  dem 
Rektor,  dem  Prokurator  und  dem  geistlichen  Inspektor  bestehende  Kirchen- 
und  Schulinspektion  ausgeübt.  Am  Gymnasium  zu  Wernigerode  wird 
die  Verwaltung  der  äufseren  Angelegenheiten,  soweit  nicht  der  Direktor 
allein  zuständig  ist,  durch  die  aus  diesem  und  einem  fürstlichen  Beamten 
bestehende  Gymnasial- Verwaltungskommission  besorgt.  (Über  die  besondere 
Aufsichtsbehörde  für  diese  Anstalt  vgl.  oben  S.  113.) 

Alumnate  sind  verbunden  mit  den  beiden  von  den  Franckeschen 
Stiftungen  unterhaltenen  höheren  Schulen  in  Halle,  dem  Pädagogium 
U.  L.  Frauen  in  Magdeburg,  der  Landesschule  in  Pforta,  der  Klosterschule 
in  Rofsleben  und  dem  Gymnasium  in  Schleusingen.  Das  frühere  bischöf- 
liche Konvikt  am  Gymnasium  in  Heiligenstadt  wurde  1873  aufgehoben;  an 
seine  Stelle  trat  1866  ein  bischöfliches  Knabenseminar. 

Das  550jährige  Jubelfest  feierte  das  Gymnasium  zu  Stendal  (1888),  das 
350jährige  feierten  die  Landesschule  in  Pforta  (1893),  die  Gymnasien  zu 
Eisleben  (1896),  Mühlhausen  (1893),  Nordhausen  (1874),  Quedlinburg  (1890), 
Merseburg  (1875)  und  Wernigerode  (1900)  sowie  das  Realgymnasium  zu 
Halberstadt  (1895) ;  das  300jährige  die  Gynmasien  zu  Heiligenstadt  (1875) 
und  Schleusingen  (1877);  das  200jährige  das  Gymnasium  zu  Halberstadt 
(1875),  das  Domgymnasium  (1875)  und  das  Pädagogium  U.  L.  Frauen  in 
Magdeburg  (1898);  das  50jährige  das  Gymnasium  zu  Burg  (1894),  die 
Realgymnasien  zu  Erfurt  (1894)  und  Nordhausen  (1885)  sowie  das  Real- 
gymnasium der  Franckeschen  Stiftungen  zu  Halle  (1885).  Diese  Stiftungen 
selbst  haben  1898  ihr  200jähriges  Jubelfest  gefeiert. 

Neue  Schulgebäude  sind  für  die  Gymnasien  zu  Aschersleben,  Burg, 
Eisleben,  Erfurt,  Halberstadt,  das  Domgymnasium  und  die  Guericke-Schule 
in  Magdeburg,  die  Gymnasien  in  Merseburg,  Neuhaldensleben,  Salzwedel, 
Schleusingen,  Stendal,  Wittenberg,  sowie  das  Gymnasium  und  das  Real- 
gymnasium in  Nordhausen  (für  beide  gemeinsam)  errichtet  worden.  Das 
Wilhelms-Gymnasium  in  Magdeburg  soll  Ostern  1902  ein  neues  Gebäude 
beziehen.  Die  Realschulen  in  Naumburg,  Bitterfeld  und  Oschersleben 
müssen  das  Gebäude  mit  Bürgerschulen  bezw.  Mädchenschulen  teilen. 

Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Schulen  besitzt  eigene  Turnhallen 
und  Turnplätze;  soweit  dies  nicht  der  Fall  ist,  werden  die  Einrichtungen 
benachbarter  Schulen  mitbenutzt  oder  stehen  anderweitig  die  erforderlichen 
Räume  zur  Verfügung.  Für  das  Gymnasium  zu  Zeitz,  das  noch -keine 
Turnhalle  besitzt,  ist  der  Bau  einer  solchen  in  Aussicht  genommen.  An 
der  Landesschule  in  Pforta  wird  der  Pflege  des  Körpers  nicht  nur  durch 
Turnen,  sondern  auch  durch  Tanzen,  Baden  und  Schwimmen,  sowie  durch 
Spiele  aller  Art  besondere  Fürsorge  gewidmet. 

Durch  ihre  Reichhaltigkeit  bezw.  durch  ihren  wertvollen  Inhalt  sind 
ausgezeichnet  die  Bibliotheken  der  Gymnasien  zu  Eisleben,  Erfurt,  Halber- 
stadt, Heiligenstadt,  Quedlinburg,  des  Pädagogiums  XJ.  L.  Frauen  und 
des  Domgymnasiums  zu  Magdeburg,  der  Franckeschen  Stiftungen  (Haupt- 
bibliothek) und  der  Landesschule  in  Pforta.  An  diesen  Anstalten  bestehen 
auch  viele,  zum  Teil  reiche  Stiftungen. 

An  den  nicht  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  ist  die  Fürsorge 
für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften  für 
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die  HiDterbliebenen  der  Staatsbeamten,  zum  Teil  durch  Anschlufs  an  die 
betreffende  Einrichtung  des  Provinzialverbandes  geregelt.  Abgesehen  von 
Stiftungen  für  Lehrerwitwen  und  -Waisen  sind  besondere  Witwenkassen 
noch  an  den  Gymnasien  zu  Burg,  Wernigerode  und  Merseburg  sowie  dem 
Realgymnasium  zu  Magdeburg  vorhanden.  Den  Lehrern  am  Gymnasium 
zu  Wernigerode  wird  der  Einkauf  in  eine  bestimmte  Lebensversicherung 
durch  Leistungen  des  Fürsten  zu  Stolberg  erleichtert;  aufserdem  sind  sie 
berechtigt,  gegen  Zahlung  der  satzungsmäfsigen  Beiträge  der  für  die  fürst- 
lichen Beamten  eingerichteten  Witwenkasse  beizutreten.  Am  Gymnasium 
zu  Quedlinburg  ist  neuerdings  eine  Hilfskasse  für  die  Lehrer  und  Be- 
amten, sowie  ihre  Hinterbliebenen  eingerichtet  worden. 

An  mehreren  der  städtischen  Anstalten  wird  für  auswärtige  Schüler 
höheres  Schulgeld  (in  Halle  bis  zu  200,  in  Magdeburg  bis  zu  180  Mk.) 
als  von  einheimischen  erhoben. 

Direktorenkonferenzen  haben  in  Zwischenräumen  von  in  der  Regel 
4  Jahren  stattgefunden  ^). 

Die  Ferienordnung  wird  meistens  so  eingerichtet,  dafs  im  Sommer  eine 
Pause  von  4  Wochen,  zu  Pfingsten  von  */«  Woche  und  zu  Weihnachten, 
Ostern  und  Michaelis  von  je  14  Tagen  gemacht  wird'). 

Die  inneren  Angelegenheiten  der  höneren  Schulen  der  Provinz  wurden 
bei  dem  ProvinvialschulkoUegium  früher  von  den  Provinzialschulräten  Geh. 
Regierungrat  Dr.  Todt,  (1869—91),  Geh.  Regierungsrat  Dr-  Goebel 
(1875—92),    Dr.  Kramer    (1892—98),    und    werden  jetzt   vom   Ober- 


')  Tagesordnung  der  für  die  Pfingstwoche  des  Jahres  1903  in  Aussicht  genommenen 
Direktorenkonferenz  in  Erfurt: 

A.  Zur  schriftlichen  Berichterstattung: 

1.  Über  die  Pflicht  der  höheren  Schulen,  in  die  Philosophie  einzuführen 

a)  durch  propädeutischen  Unterricht  in  den  Grundzügen  der  Logik  und  Psycho- 
logie, 

h)  durch  Erörterung  geeigneter  Stoffe  in  der  Schriftstellerlektüre  und  im  übrigen 
Unterricht 

2.  Wie  führt  der  Unterricht  die  Schüler  der  höheren  Lehranstalten  am  leichtesten 
und  sichersten  zu  einer  angemessenen  Selbständigkeit  und  Freiheit  in  der  Be- 
herrschunjy;  der  französischen  und  englischen  Sprache?  Zu  berücksichtigen 
sind  dabei 

a)  die  Aneicpung  und  Befestigung  des  erforderlichen  Wort-  und  Phrasenschatzes, 
h)  der  Inhalt  und  Umfang;  der  Sprechübungen, 

c)  die  Ansprüche  an  Fertigkeit  und  Genauigkeit  bei  den  Übersetzungen  aus  der 
fremden  Sprache  in  die  deutsche  und  umgekehrt, 

d)  die  Auswahl  der  Lektüre,  besonders  für  die  oberen  Klassen. 

B.  Zur  mündlichen  Verhandlung: 

L  Bedeutung  und  Stellung  der  freien  Vorträge  im  deutschen  Unterricht  in  den 
oberen  Klassen  und  die  Gestaltung  dieses  Ünterrichtszweiges. 

2.  Wie  haben  sich  die  höheren  Schulen  zur  Fremdwörterfrage  zu  stellen? 

8.  Welche  Erfahrungen  sind  mit  dem  Betriebe  des  Mittelhochdeutschen  in  0  II 
gemacht  worden,  und  wie  empfiehlt  es  sich  diesen  Unterrichtszweig  zu  ge- 
stalten? 

*)  Ferienordnnng  für  das  Schuljahr  1901: 


Ostern .  .  . 
Pfingsten .  . 
Sommer  .  . 
Herbst  .  . 
Weihnachten 


•    .    . 


Schulschlufs 


Sonnabend,  80.  März 
Freitag,  24.  Mai 
Sonnabend,  6.  Juli 
Sonnabend,  5.  Oktober 
Sonnabend,  21.  Dezember 


Schulbeginn 


Dienstag,  16.  April 
Donnerstag,  80.  Mai 
Dienstag,  o.  August 
Dienstag,  22.  Oktober 
Dienstag,  7.  Januar 
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regierungsrat  Trosien  (1891—97  Provinzialschulrat  in  Magdeburg)  und 
dem  Provinzialschulrat  Dr.  Beyer  (seit  1899)  bearbeitet. 

Für  die  vom  Staate  den  höheren  Schulen  der  Provinz  zu  leistenden 
Zuschüsse  kommen  folgende  Nebenfonds  in  Betracht:  der  Kloster  Berge- 
sche Stiftungsfonds,  der  Kirchen-  und  Schulfonds  und  der  Exjesuitenfonds 
in  Erfurt,  der  Erfurter  Universitätsfonds,  die  Prokuratur  Meifsen,  die 
Prokuratur  Zeitz,  der  Kirchenkasten  zu  Zeitz  und  der  Wittenberger 
Universitätsfonds.  Über  die  drei  letzten  Fonds  sind  unten  bei  den  Gym- 
nasien zu  Wittenberg  und  Zeitz  nähere  Mitteilungen  gemacht  worden; 
über  die  anderen  ist  hier  folgendes  zu  bemerken: 

Auf  dem  Riddags-  oder  Johannisberge  bei  Magdeburg  bestand  seit 
alter  Zeit  ein  Kloster,  dieses  trat  im  Jahre  1565  der  Beformation  bei  und 
wurde  später  in  ein  Pädagogium  verwandelt.  Unter  der  Fremdherrschaft 
wurde  das  Pädagogium  aufgehoben  und  bestimmt  (Dekret  vom  10.  Dezember 
1809),  dafs  seine  Einkünfte  zur  Erhaltung  der  damaligen  3  Landes- 
universitäten verwendet  werden;  aus  dem  Vermögen  des  Klosters  Berge 
wurde  ein  besonderer  Fonds  gebildet  Nach  der  Wiedervereinigung  mit 
Preufsen  wurden  die  Einkünfte  des  Fonds  zur  Unterstützung  der  Universität 
Halle  und  der  Franckeschen  Stiftungen  und  später,  als  sie  eine  wesentliche 
Steigerung  erfuhren,  daneben  auch  zur  Unterhaltung  höherer  Schulen 
verwendet.  Im  Jahre  1876  wurden  die  für  letztere  aus  dem  Fonds  bereit- 
gestellten Mittel  wesentlich  gekürzt  und  durch  Erhöhung  der  aus  all- 
gemeinen Staatsfonds  zu  leistenden  Zuschüsse  Ersatz  geschafft.  Die  Gfe- 
samteinnahmen  des  Fonds  betragen  280377  Mk.  Daraus  erhalten  gegen- 
wärtig :  Das  Pädagogium  U.  L.  Frauen  zu  Magdeburg  600  Mk.,  das  dortige 
Domgymnasium  1350  Mk.,  das  Gymnasium  zu  Halberstadt  510  Mk.,  die 
Gymnasien  zu  Quedlinburg  und  Salzwedel  je  570  Mk.  und  das  zu  Stendal 
600  Mk. 

Der  Kirchen-  und  Schulfonds  zu  Erfurt  ist  gemäfs  der 
Königlichen  Kabinettsordre  vom  19.  Oktober  1818  aus  dem  Vermögen  der 
durch  diese  endgültig  aufgehobenen  Mannsklöster  ( Augustinum  und  Schotten- 
kloster) sowie  der  Frauenklöster  {Neuwerk,  Cyriakuskloster  und  Martins- 
kloster) entstanden.  Seine  Einkünfte  betragen  69237  Mk.;  aus  ihnen  er- 
hält das  Gymnasium  in  Heiligenstadt  255  Mk. 

Der  Erfurter  Universitätsfonds  ist  gemäfs  der  Kabinettsordre 
vom  24.  September  1816  aus  dem  Vermögen  der  durch  diese  aufgehobenen 
Universität  Erfurt  gebildet  worden.  In  einem  bald  darauf  ergangenen  Er- 
lasse wurde  bestimmt,  dafs  seine  Einkünfte  „für  das  Unterrichtswesen  zur 
Hälfte  der  evangelischen  und  zur  Hälfte  der  katholischen  Konfession"  ver- 
wendet werden,  und  zwar  die  der  ersteren  zufallende  Hälfte  zur  Verbesserung 
des  evangelischen  Schulwesens  in  Erfurt  und  zunächst  des  evangelischen 
Gymnasiums  daselbst.  Die  Gesamteinkünfte  des  Fonds  betragen  16817,50  Mk. 
Davon  erhält  das  Gymnasium  zu  Erfurt  3183,50  Mk. 

Der  Exjesuitenfonds  zu  Erfurt  ist  aus  dem  Vermögen  des  im 
Jahre  1773  vom  Kurfürsten  Emmerich  Joseph  von  Mainz  aufgehobenen 
Jesuitenkollegiums  entstanden.  Unter  der  Fremdherrschaft  wurden,  nachdem 
er  zur  Domäne  erklärt  worden  war,  seine  Vermögensbestandteile  vielfach 
unter  ihrem  Werte  versilbert.  Nach  der  Wiedervereinigung  Erfurts  mit 
Preufsen  wurde  jedoch  durch  Erlafs  des  Finanzministers  vom  7.  Juni  1816 
für  den  Fonds  wiederum  eine  abgesonderte  Verwaltung  bestellt,  seine  Ein- 
künfte (22830  Mk.)  werden  zur  Verbesserung  des  katholischen  Kirchen- 
und  Schulwesens  im  Regierungsbezirke  Erfurt  verwendet.  Das  Gymnasium 
in  Erfurt  erhält  936  Mk.,  das  zu  Heiligenstadt  1500  Mk. 
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Der  Stiftungsfonds  der  Prokuratur  Meifsen  ist  aus  den  Ein- 
künften der  zur  Zeit  der  Reformation  vom  Landesherrn  eingezogenen 
Kanonikate  und  Vikarien  des  Hochstifts  Meifsen  gebildet  worden.  Er 
wurde  vom  Landesherm  unter  dem  Namen  „erledigtes  geistliches  Lehen*' 
«inem  Prokurator  zur  Verwaltung  übergeben.  Später  schlug  man  zur 
Prokuratur  noch  die  Einkünfte  der  Almosenstiftung,  zu  der  das  sogenannte 
Saalhaus  oder  Amts- Weiberhospital  zu  St.  Lorenz  gehörte,  bestritt  aber 
aus  jenen  Einkünften  auch  die  auf  diesen  Stiftungen  haftenden  Abgaben. 
Die  Auseinandersetzung  wegen  der  Einkünfte  des  Fonds  zwischen  Preufsen 
und  Sachsen  erfolgte  in  der  Hauptkouvention  vom  28.  August  1819.  Die 
Verwaltung  des  preufsischen  Anteils  wurde  zunächst  von  der  Regierung 
zu  Merseburg,  später  vom  Provinzialschulkollegium  zu  Magdeburg  geführt. 
Die  Einnahmen  betragen  11602  Mk. ;  davon  erhalten  das  Gymnasium  zu 
Torgau  5818,63  Mk.,  das  Domgymnasium  zu  Merseburg  2197  Mk.,  das 
Stiftsgymnasium  zu  Zeitz  450  Mk. 

Unter  der  Aufsicht  des  Provinzialschulkollegiums  stehen  aufser  den 
mit  Berechtigungen  versehenen  öffentlichen  höheren  Schulen  noch  die 
Klosterschule  zu  Donndorf,  die  private  Realschule  zu  Sachsa  und  die 
höhere  Handelsschule  in  Erfurt;  die  letztere  soll  Ostern  1902  eingehen. 
Mit  den  beiden  ersteren  sind  Alumnate  verbunden. 

In  der  Provinz  befinden  sich  zwei  aus  älterer  Zeit  stammende  Seminar- 
anstalten zur  Ausbildung  von  Lehrern  an  höheren  Schulen.  Über  die  eine 
<lerselben,  des  seminarium  praceptorum  bei  den  Franckeschen  Stiftungen, 
ist  in  dem  auf  diese  bezüglichen  Artikel  (vgl.  unten  S.  387)  das  Nähere 
mitgeteilt.  Die  zweite,  aus  der  das  jetzige  pädagogische  Seminar  in 
Magdeburg  entstanden  ist,  hat  im  Jahre  1884  eine  wichtige  Veränderung 
erfahren,  über  die  an  dieser  Stelle  näher  zu  berichten  ist^). 

Die  theologische  Fakultät  zu  Halle  hatte  früher  u.  a.  auch  die  Auf- 
gabe, Lehrer  der  höheren  Schulen  heranzubilden.  Hierdurch  erklärt  sich 
<lie  Verbindung  des  an  der  Universität  bestehenden  theologischen  Seminars 
mit  einem  pädagogischen  Seminar.  Auch  die  Leitung  des  letzteren  wurde 
demgemäfs  einem  Professor  der  Theologie  übertragen.  In  dem  Mafse  je- 
doch, wie  einerseits  die  Eutwickelung  der  theologischen  Wissenschaft  den 


^)  Die  ältere  Geschichte  ist  in  Bd.  I  S.  540  dargestellt  worden.  Zur  Ergänzung 
mögen  hier  noch  folgende  Bemerkungen  ihren  Platz  finden.  Dem  theologischen  Seminar 
an  der  Universität  Halle,  auf  dessen  Herstellung  schon  bei  der  Einrichtung  dieser 
Hochschule  Bedacht  genommen  wurde,  wurde  von  Anfane  an  zugleich  die  Richtung  auf 
die  pädagogische  Ausbildung  der  Lehrer  an  höheren  Schulen  gegeben.  Der  Bestand 
eines  pädagogischen  Seminars  lä&t  sich  seit  dem  Jahre  1791  nachweisen,  jedoch  damals 
-eigentlich  nur  als  eines  der  sogenannten  Freikollegien  und  ohne  Verbindung  mit  dem 
theologischen  Seminar.  Die  Kosten  des  letzteren  einschlielslich  der  ihm  von  Anfang 
4kn  zugewiesenen  pädagogischen  Aufgaben  wurden  ursprünglich  mit  aus  den  Einkünften 
des  Klosters  Hillersleben  im  Herzogthum  Magdeburg  bestritten.  Im  Jahre  1720  wurde 
diese  Anweisung  auf  die  Elostereinkünfte  beseitigt  und  der  theologischen  Fakultät  f&r 
Zwecke  des  Seminars  ein  Fonds  von  20000  Thalem  überwiesen.  Die  Zinsen  dieses 
Kapitals  wurden  im  Laufe  der  Zeit  auch  für  andere  Zwecke  mitverwendet;  durch  die 
Allerhöchste  Ordre  vom  14.  August  1804  wurde  indessen  bestimmt,  dab  der  Zinsertrag 
4es  Gründungskapitals  von  den  anderweiten  Leistungen  für  die  Universität  befreit  sein 
und  ausschlielslich  für  das  Seminar  verwendet  werden  solle.  Dieses  sollte  in  eine 
theologische  und  eine  pädagogische  Klasse  geteilt  und  jede  derselben  einem  .besonderen 
Direktor  unterstellt  werden.  Zur  Zeit  der  oben  im  Texte  näher  erörterten  Übertragung 
der  pädagogischen  Abteilung  nach  Magdeburg  hatte  das  Kapital  einen  Betrag  von 
^217  940  Mk.  und  einen  Zinsertrag  von  10  657  Mk.;  davon  wurden  5185  Mk.  für  die  ver- 
schiedenen Abteilungen  des  theologischen  Seminars,  4100  Mk.  für  das  pädagogische 
Seminar  verwendet;  1872  Mk.  blieben  für  außerordentliche  Ausgaben  bezw.  Vermehrung 
•des  Kapitalvermögens  verfügbar. 
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Umfang  der  an  ihre  Hochschullehrer  zu  stellenden  Anforderungen  steigerte, 
andererseits  die  Vorbereitung  für  das  höhere  Lehramt  erhöhte  Ansprüche 
stellte  uiid  das  höhere  Lehrfach  allmählich  sich  zu  einem  selbständigen, 
von  dem  notwendigen  Zusammenhange  mit  dem  des  Geistlichen  losgelösten 
Berufe  herausbildete,  steigeiten  sich  die  Schwierigkeiten,  unter  den 
Professoren  der  Theologie  geeignete  Leiter  des  pädagogischen  Seminars 
zu  gewinnen.  Diesen  Schwierigkeiten  wurde  zunächst  in  der  Weise  ab- 
geholfen, dafs  bewährte  Schulmänner,  die  für  die  Leitung.,  der  Anstalt  be- 
sonders geeignet  schienen ,  lediglich  im  Hinblick  auf  die  Übeilragung  der- 
selben zu  Professoren  der  Theologie  ernannt  wurden,  obgleich  sie  mit  der 
theologischen  Fakultät  nur  durch  jene  Leitung  und  durch  das  Halten 
von  Vorlesungen  in  Verbindung  standen.  Die  Möglichkeit,  in  dieser  Weise 
Abhilfe  zu  schaffen,  war  jedoch  insofern  vom  Zufalle  abhängig,  als  bei 
jeder  Erledigung  des  Amtes  in  Frage  kam,  ob  sich  in  Halle  ein  hervor- 
ragender Schulmann  fand,  der  zugleich  zum  Professor  der  Theologie  er- 
nannt werden  konnte.  Dazu  kam,  dafs  im  Laufe  der  Zeit  das  päd- 
gogische  Seminar  den  inneren  Zusammenhang  mit  der  Universität  verlor. 
Ein  solcher  war  nur  aufrecht  zu  erhalten,  solange  die  Mitglieder  aus- 
schliefslich  oder  doch  gröfstenteils  Studierende  waren.  Im  Laufe  der 
Jahre  hatte  jedoch  die  Erkenntnis  Platz  gegriffen,  dafs  die  planmäfsige 
und  praktische  Vorbereitung  für  das  höhere  Lehramt  erst  beginnen  dürfe, 
nachdem  die  Kandidaten  ihre  wissenschaftliche  Befähigung  dargelegt  haben. 
Diese  Erkenntnis  kam  thatsächlich  seit  dem  Anfange  der  achtziger  Jahre 
dadurch  zum  Ausdrucke,  dafs  als  ordentliche  Mitglieder  des  Seminars  in 
der  Regel  Kandidaten,  welche  die  wissenschaftliche  Prüfung  für  das  Lehr- 
amt an  höheren  Schulen  bereits  bestanden  hatten,  und  nur  ausnahmsweise 
Studierende  der  höheren  Semester  aufgenommen  wurden.  War  schon  hier- 
durch das  pädagogische  Seminar  in  Halle  den  zu  gleichem  Zwecke  bestimmten 
Anstalten  in  Königsberg,  Berlin  und  Breslau  angenähert,  so  lag  es  nahe, 
auch  bezüglich  der  Leitung  die  nämlichen  Einrichtungen  zu  treffen,  wie 
sie  in  diesen  Städten  bestanden,  d.  h.  die  Leitung  den  Provinzialschulräten 
zu  übertragen.  Diese  Erwägungen  führten  zu  dem  Königlichen  Erlasse  vom 
21.  Januar  1884,  durch  welchen  die  Verbindung  zwischen  dem  theologischen 
und  dem  pädagogischen  Seminar  sowie  der  Zusammenhang  des  letzteren  mit 
der  Universität  gelöst,  sein  Sitz  nach  Magdeburg  verlegt  und  die  Auf- 
sicht dem  dortigen  Provinzialschulkollegium  übertragen  wurde.  Demgemäfs 
wurde  das  zwei  Jahre  vorher  (am  16.  September  1882)  errichtete  Statut 
durch  ein  neues  ersetzt,  das  unter  dem  11.  März  1884  erging  und  sich 
im  grofsen  und  ganzen  an  die  Statuten  der  pädagogischen  Seminare  in 
Königsberg  und  Breslau  anschliefst.  Über  die  Ausstattung  des  Magde- 
burger Seminares  mit  Mitteln  der  bisher  vereinigten  Anstalten  an  der 
Universität  Halle  hat  der  erwähnte  Allerhöchste  Erlafs  ebenfalls  Be- 
stimmung ^)  getroffen.  Die  durch  den  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom 
15.  März  1890  herbeigeführte  Änderung  in  der  praktischen  Vorbereitung 
der  Kandidaten  des  höheren  Schulamtes  machte  die  Errichtung  eines  neuen, 
an  diesen  Erlafs  sich  anschliefsenden  Statuts  notwendig.  Dasselbe  ist 
unter  dem  8.  Juni  1895  ergangen.    Nach  seinem  §  2  geschieht  die  Leitung 


^)  Solange  der  Zinsertrag  des  im  Jahre  1720  auf  Königlichen  Befehl  zur  Erhaltung 
des  theologischen  und  pädagogischen  Seminars  bestimmten  Kapitals  (vgl.  die  vorige  Anm^ 
nicht  unter  8200  Mk.  herabsinkt,  sind  aus  diesem  Ertrage  jährlich  4100  Mk.  von  der 
Universit&tskasse  zu  Halle  für  das  pädagogische  Seminar  zu  Magdeburg  zur  Verfügung 
zu  steUen. 
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des  Seminars  nach  Bestimmung  des  Ministers  durch  einen  der  mit  der 
Bearbeitung  der  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  betrauten  tech- 
nischen Räte  des  ProvinzialschulkoUegiums.  Die  Zahl  der  Mitglieder  ist 
auf  6  festgesetzt,  die  Mitgliedschaft  dauert  1  Jahr  (Seminarjahr),  jedes 
Mitglied  erhält  ein  Stipendium  von  600  Mk. 

Direktoren  des  pädagogischen  Seminars  waren:  der  Direktor  der 
Franckeschen  Stiftungen  Dr.  Krame r  1853—1881,  der  frühere  Rektor 
der  Landesschule  Pforta  Dr.  Herbst  bis  1882,  von  da  bis  zur  Verlegung 
nach  Magdeburg  vertrat  der  ordentliche  Professor  Geh.  Regierungsrat 
Dr.  Keil  den  Direktor,  dann  folgten  als  Direktoren  die  Provinzialschul- 
räte  Dr.  Todt,  Dr.  Goebel,  immer  abwechselnd  auf  je  1  Jahr,  1891—96 
Provinzialschulrat  Trosien,  dann  bis  1898  Provinzialschulrat  Dr.  Krämer, 
1899  der  damals  bei  dem  ProvinzialschulkoUegium  beschldftigte  Gymnasial- 
direktor Dr.  Kiehl,  seitdem  der  Provinzialschulrat  Dr.  Beyer. 


Regiernngsbezirk  Magdeburg. 

Masrdeburgr. 

(Hauptstadt  der  Provinz,  Herzogtum  Magdeburg.    229667  Einwohner.) 

Zu  den  älteren  höheren  Schulen  ist  im  Jahre  1886  das  König 
Wilhelms-Gymnasium  und  1890  eine  Realschule  hinzugetreten.  Die  Stadt 
besitzt  demnach  jetzt  3  Gymnasien,  1  Bealgymnasium,  eine  ursprünglich  nach 
dem  Altonaer  System  eingerichtete,  neuerdings  dem  Frankfurter  System 
angenäherte,  mit  Realgymnasialklassen  verbundene  Oberrealschule  und  eine 
Realschule.  Am  Domgymnasium  ist  mit  der  Angliederung  von  „Reform- 
klassen**  nach  dem  Frankfurter  System  begonnen  worden.  Die  katholischen 
Schüler  aller  Anstalten  erhalten  im  Domgymnasium  gemeinsamen  Religions- 
unterricht. (Augenblicklich  ist  das  Kloster  daran  nicht  beteiligt,  da  es 
keine  katholischen  Schüler  hat.)  Das  Pädagogium  U.  L.  Frauen  ist  eine 
stiftische  Anstalt  landesherrlichen  Patronats;  das  Domgymnasium  wird 
vom  Staate,  das  Wilhelms-Gymnasium  und  die  drei  Realanstalten  werden 
von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 

An  den  drei  städtischen  höheren  Yollanstalten  beträgt  das  Schulgeld 
120  Mk.  für  einheimische,  180  Mk.  für  auswärtige  Schüler.  Die  Besoldungen 
sind  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt,  die  feste  Zu- 
lage wird  nach  §  2  desselben  gewährt.  Die  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen der  Lehrer  ist  bei  allen  vier  städtischen  höheren  Anstalten  ebenso 
wie  für  die  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  geregelt 

Pädagogriiini  des  Klosters  Unser  Iiieben  Frauen 

(I,  227.    II,  225.    III,  208). 

Leuckfedt,  Antiqa.  Praemonstr.,  Magdeburg  und  Leipzig  1721.  —  Hertd,  Urkunden- 
bucli  des  Klosters  Unser  Lieben  Frauen  zu  Magdeburg,  Halle  1878  (Hendel).  —  Bor- 
mann-Rertelf  Geschichte  des  Klosters  U.  L.  F.,  Magdeburg  1885  (Rathke).  —  HerUl, 
Bückblick  auf  die  Entwickelung  des  Klosters  U.  L.  F.,  Progr.  1898.  —  Urhany  „Nach- 
träge^ und  ^Zur  Geschichte  des  Pädagogiums**,  Progr.  1899. 

Am  18.  Dezember  1015^)  wurde  das  Kloster  Unser  Lieben  Frauen  errichtet  und 
mit  Landbesitz  ausgestattet.    Das  ursprüngliche  KoUegiatstift  wurde  1129  vom  Gründer 


*)  Hiemach  ist  die  Angabe  in  Bd.  I  S.  227  zu  berichtigen. 
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des  Prämonstratenserordens,  Erzbischof  Norbert  (gest.  6.  Juni  1134,  heiligges^ochen 
15821  in  ein  Prämonstratenserkloster  umeewandelt.  Die  erste  evangelische  Fredigt 
wurde  in  der  Klosterkirche  am  25.  M&rz  1591  vom  Domprediger  Siegflried  Sack  gehalten. 
Der  damalige  Propst  Helfenstein  und  ein  Teil  des  Konvents  blieb  noch  katholisch ;  der 
erste  evangelische  Propst  war  Adam  Lader  (1597—1612).  Seit  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts wurden  wiederholt  von  den  Pröpsten  arme  Studierende  zur  Vollendung  ihrer 
theologischen  Studien  als  Konventualen  aufgenommen.  Der  Administrator  des  Erst- 
stiftes, Herzog  August  zu  Sachsen,  ordnete  1656  an,  dals  die  Konventualen  eine  Anzahl 
Knaben  „in  pietate  moribus  et  doctrina''  unterweisen  sollten ,  und  der  Grolse  Kurfürst 
bestimmte  lo88,  da&  in  jedem  evangelischen  Kloster  nicht  unter  sechs  Knaben  erzogen 
werden  sollten.  Aber  erst  in  der  Anweisung  des  Propstes  Phüipp  MÜÜer  vom  1.  Juni 
1698,  „treuliche  Ermahnung,  Erbieten  und  Bitte,  die  Erziehung  und  Unterricht  der  in- 
ländischen Jugend  bei  diesem  Closter  zu  Gemeinem  Besten  zu  befördern*',  kann  die 
eigentliche  Stiftung  des  „Pädagogiums  zum  Kloster  Unser  lieben  Frauen^  erblickt 
werden.  Im  Jahre  1725  bestimmte  König  Friedrich  Wilhelm  L,  da&  in  das  Pädagogium 
Knaben  gegen  eine  Pension  von  70  Thalem  jährlich' aufgenommen  werden  sollen.  Unter 
dem  Propst  Bötger  1780—1881  hatte  das  Kloster  105  Schüler,  darunter  45  Alumnen. 
Unter  dem  Propst  Konsistorialrat  C.  Chr.  Gottl.  Zerrenner  (1832—1851)  wurde  die  An- 
stalt lediglich  zu  einer  höheren  Unterrichts-  und  Pensionsanstalt  erklärt  und  in  dasselbe 
Verhältnis  zu  dem  ProvinzialschulkoUegium  wie  die  übrigen  Gymnasien  gebracht  Die 
Vermögensverwaltung  wurde  einem  Prokurator  übergeben.  Später  wurden  die  bis  dahin 
getrennten  Amter  des  Propstes,  der  keinen  Unterricht  erteilte,  und  des  Rektors  des 
Pädagogiums  zu  einem  Amte  verschmolzen.  Am  2.  Februar  1884  wurden  die  Verhält- 
nisse des  Pädagogiums  durch  ein  Statut  geregelt  und  durch  Kabinettsordre  vom  26.  März 
1856  die  Einrichtung  eines  Kandidatenkonvikts  ^\  sowie  die  Einsetzung  eines  geistlichen 
Inspektors  genehmigt.  Das  Statut  von  1834,  das  die  Selbständigkeit  des  Klosters  ein- 
schränkte, ist  am  21.  Novbr.  1888  durch  ein  neues  Organisationsstatut  ersetzt  worden; 
durch  dieses  wurde  dem  Kloster  wieder  der  Besitz  seines  gesamten  Vermögens  und  der 
bisherige  Charakter  als  Gymnasium  und  Alumnat  gewährleistet  In  der  Klosterkirche 
predigt  seit  ihrer  Wiederherstellung  alle  14  Tage  der  geistliche  Inspektor;  außerdem 
wurden  einzelne  Predigen  von  einem  der  beiden  Generalsuperintendeten  übernommen. 
Am  1. — 8.  Juni  1898  feierte  das  Pädagogium  das  Fest  seines  200jährigen  Bestehens. 

Direktor  und  Propst:  Dr.  hon.  Karl  Urhan  seit  Michaelis  1882,  vorher:  Albert 
Bormann  1873—82.  Früher  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.  Friedr  Blase  1870—73,  jetzt  ord. 
Professor  der  Philologie  in  Halle;  Johannes  Gottschicic,  geistl.  Inspektor  1878---82,  jetzt 
ord.  Professor  der  Theologie  in  Tübingen;  Gustav  Kawerau^  desgl.  1882—86,  jetzt  Kon- 
sistorialrat und  ord.  Professor  der  Theologie  in  Breslau;  Wilh.  Bomemann  desgl.  1886—98, 
jetzt  Professor  der  Theologie  in  Basel. 

12  Klassen  (3  mit  Parallelabteilungen);  1  geistl.  Inspektor,  18  Oberlehrer,  1  Ele- 
mentar- und  Turnlehrer,  2  techn.  Lehrer,  sämtlich  evangelisch. 

Die  Schulräume  sind  in  den  Jahren  1883 — 87  gründlich  ausgebessert,  die  alte 
Kirche  mit  ihrer  Krynta  aus  dem  11.  Jahrhundert  ist  im  Jahre  1891  mit  einem  Kosten- 
aufwande  von  60000  Mk.  aus  den  Mitteln  des  Klosters  wiederhergestellt  worden.  Das 
Pädaffogium  hat  eine  Turnhalle  und  einen  Turnplatz.  Die  Lehrerbibliothek  hat  etwa 
18  000  Bände,  darunter  eine  Anzahl  alter  Drucke  und  Handschriften  (vgl.  hierüber  die 
Abhandlung  von  Knaut  im  Progr.  1877). 

Stiftungen:  a)  Die  v.  Klevenowsche  Stipendienstiftung,  1882  gegründet  Be- 
stand 22900  Mk.  b)  Das  Klosterstipendium,  seit  1868,  für  Studierende,  jährlich  je 
150  Mk.  c)  Das  Abgangsstipendium,  y5  Mk.  jährlich  für  einen  Studierenden,  d)  Beim 
Jubiläum  1898  überwies  die  Stadtgemeinde  dem  Pädagogium  6000  Mk.  zu  einem  Univer- 
sitätsstipendium, e)  Das  Schwalbe  -  Stipendium ;  vgl.  hierüber  den  Artikel  über  das 
Gymnasium  zu  Eisleben  (S.  385).  f)  Die  Theodor  Dschenfzig-Stiftung  von  1880..  Bestand 
idOO  Mk.  g)  Die  Fritz  und  Georg  Dschenfzig-Stiftung  von  1886.  Bestand  2000  M. 
h)  Die  Ernst  Dschenfzig-Stiftung  von  1892.  Bestand  1000  Mk.  Die  Zinsen  der  Beträge 
zu  f,  g,  h  werden  zu  Unterstützungen  und  Bücherprämien  für  Schüler  verwendet  i)  Die 
Heiland-Stiftung  (seit  1869),  400  Mk.,  zur  Prämiierung  von  Valediktionsarbeiten  der 
Schüler,  k)  Das  Kloster  Bergesche  Schülerstipendium,  für  4  Schüler  jährlich  je  150  Mk. 
1)  Das  V.  Münchhausensche  Stipendium,  meistens  300  Mk.,  in  einzelnen  Jahren  150  Mk. 
jährlich,    m)  Bei  dem  Jubiläum  1898  wurde   von  ehemaligen  Schülern   ein  Fonds   zur 


^)  Vgl.  hierüber  Wiese-Kübler,  Verordnungen  und  Gesetze,  Bd.  II  S.  15.  Zum 
Konvikt  gehören  6  Kandidaten;  der  Kursus  dauert  2  Jahre  und  beginnt  zu  Michaelis. 
Im  Falle  der  Erprobung  wird  den  Mitgliedern  das  Seminaijahr  und  das  Probejahr 
erlassen. 

Wiese,  Schulwesen.    lY.  24 
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BeBchaffilng  einer  neuen  Orgel  in  der  Klosterkirche  gesammelt:  derselbe  ist  jetzt  auf 
12400  Mk.  angewachsen,  n)  Die  Ribbentrop- Stiftung.  Bestana  800  Mk.;  Zinsen  för 
einen  Studierenden. 

Die  Anstalt  ist  landesherrlichen  Patronats  und  erhält  sich  aus  eigenen  Mitteln. 
Gesamtausgabe  199000  Mk.,  Einnahme  aus  Pachten  68988,  aus  der  Forstverwaltung 
12  500,  Zinsen  57  858  Mk.,  Bedürfhiszuschuls  600  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.,  Pension  im 
Alumnat  >)  für  22  Stellen  je  600  Mk.,  für  15  halbe  Freistellen  je  800  Mk.,  für  15  Drei- 
viertelfreistcllen  je  150  Mk.  (au&erdem  20  Freistellen).  Die  Besoldungen  der  Lehrer 
sind  nach  dem  Normaletat  und  seinen  Nachträgen  geregelt.  Der  Propst,  der  geistliche 
Inspektor,  6  Oberlehrer,  8  Alumnatsinspektoren,  der  Prokurator  und  6  ünterbeamte 
haben  Dienstwohnung  im  Kloster.  Für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  und  Beamten 
ist  unter  Teilnahme  des  Klosters  Berge  eine  Reliktenkasse  (Bestand  62700  Mk.)  ein- 
gerichtet worden. 

DomgymnaBium  (I,  229.    II,  226.    III,  209). 

MaifhiaSy  Progr.  1829.  —  Wiggerty  Progr.  von  1850,  54,  59.  —  Dr.  Holstein,  Ge- 
schichte des  Kgl.  Domrvmnasiums  zu  Magdeburg;  in  der  Festschrift  zum  200jährigen 
Jubiläum,  Magdeburg  1875. 

Die  Anstalt  ist  1675  vom  Domkapitel  als  evangelische  Schule  gegründet  worden. 
1810  zog  die  westfälische  Regierung  mit  dem  Vermögen  des  Domkapitels  auch  den 
Domschulfonds  ein;  die  Lehrergehälter  und  die  sonstigen  Ausgaben  wurden  auf  die 
Staatskasse  übernommen.  Im  Jahre  1814  ging  die  Unterhaltung  der  Anstalt  an  den 
preußischen  Staat  über.  1822  wurde  die  Bezeichnung  „Domschule''  mit  dem  Namen 
„Domgymnasium"  vertauscht.  1862—1870  hatte  die  Anstalt  eine  Vorklasse.  Am  17.  bis 
20.  September  1875  feierte  sie  das  Fest  ihres  200jährigen  Bestehens  und  im  Oktober 
dess.  J.  der  Elementarlehrer  Weise  das  50  jährige  Amt^ubiläum.  Ostern  1901  ist 
mit  der  An^liederung  eines  ^Reforfflgymnasiums**  nach  dem  Frankfurter  System  durch 
Eröffnung  einer  lateinlosen  Sexta  begonnen  worden.  Das  Domsymnasium  nat  im  Dom 
40  Sitzplätze  gegen  eine  jährliche  Miete  von  120  Mk.;  die  konfirmierten  Schüler  gehen 
regelmäßig  alle  drei  Wochen  unter  Aufsicht  eines  Lehrers  zum  Gottesdienste.  Für  die 
Lehrer  und  die  konfirmierten  Schüler  findet  zweimal  jährlich  die  Feier  des  heiligen 
Abendmahls  statt,  für  diese  Schulkommunion  sind  in  den  Etat  der  Anstalt  jährlich 
189,50  Mk.  eingesetzt.  Größte  Schülerzahl  (498)  Ostern  1901,  kleinste  (280)  im  Herbst  1895. 

Direktor:  Friedrich  Holzwei fsig  seit  Michaelis  1895,  vorher:  Eugen  Briegieb 
1876—95,  George  Wiehert  1862—76. 

15  Klassen  (lY  bis  einschl.  0  II  doppelt,  1  lateintreibende  und  1  lateinlose  Sexta); 
15  Oberlehrer,  1  wissensch.  Hilfsl.,  8  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Wegen  des  katho- 
lischen Religionsunterrichtes  vgl.  oben  S.  868. 

Das  jetzige  Schulgebäude  Augustastr.  5  ist  1881  in  Benutzung  genommen  worden. 
Die  Baukosten  haben  mr  das  Klassengebäude  189967,  für  das  Direktorhaus  40889,  für 
die  Turnhalle  81805  Mk.  betragen.  Für  einen  Erweiterungsbau,  der  1899  begonnen 
worden  ist,  sind  87  900  Mk.  in  den  Etat  eingestellt.  Das  physikalische  Lehrzimmer  hat 
Anschluß  an  die  elektrische  Centrale  erhalten  (Kosten  gegen  2000  Mk.).  Außer  der 
Turnhalle  besitzt  die  Anstalt  auf  dem  Schulhofe  einen  Spiel-  und  Turnplatz.  Für  die 
Schüler  der  mittleren  Klassen  ist  ein  Fußballverein  gegründet 

Die  Lehrerbibliothek  zählt  ungefähr  20000  Bände,  darunter  278  Manuskripte  und 
541  Inkunabeln  (vgl.  hierüber  die  Programme  von  1878,  79,  80). 

Stiftungen:  a)  Aus  der  Kloster  Berge-Stiftung  werden  an  Schüler  der  obersten 
Klassen  jährlich  1850  Mk.  gezahlt,  b)  v.  Morgenstemsches  Stipendium,  1858  vom  K.  Russ. 
Staatsrat  v.  M,  gegründet,  für  Schüler  der  oberen  Klassen.  Bestand  8221  Mk.  c^  Wiggert- 
Stiftung,  1864  zu  Ehren  des  ehemaligen  Direktors  W.  durch  freiwillige  Beiträge  ge- 
gründet, für  Studierende.  Bestand  4lfö  Mk.  d)  Dr.  Rahmer-Stiftung,  in  erster  Linie 
für  jüdische  Schüler,  502  Mk.  e)  Das  Domstipendium  der  Stadt  Magdeburg,  1875  bei 
der  Jubelfeier  gegründet,  für  Studierende;  jährlich  800  Mk.  f)  Die  Fax-Stiftung,  1867 
begründet,  und.  aas  Vermächtnis  der  Witwe  Fax  von  1899,  für  Schüler.  Bestand  1876 
bezw.  5600  Mk.  g)  Die  Scheifler-Prigge-Stiftung,  1880  vom  Lehrer  Seh.  gegründet,  für 
den  besten  Lateiner  in  ü  III,  in  ü  II  und  in  L  Bestand  8109  Mk.  h)  Die  Fischer- 
Stiftung,  1898  vom  Pastor  Dr.  F.  eeffründet,  fUr  Studierende.  Bestand  6156  Mk.  i)  Das 
V.  Münchhausensche  Stipendium,  1728  vom  Domkapitular  v.  M.  mit  einem  Kapital  von 
800  Thalem  gegründet.   Die  Zinsen,  jetzt  150  Mk.,  sind  abwechselnd  einem  Schüler  des 


^)  Über  das  Alumnat  vgl.  Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze,  II.  Aufl.,  Bd.  I  S.  275i 
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Domgymnasiums  und  des  Klosters  U.  L.  F.  zu  verleihen.  Die  Verwaltung  wird  von  der 
Kloster  Bergeschen  Stiftung  geführt,  k)  Die  Funk-Stiftung,  1819  zu  Ehren  des  früheren 
Eektors  der  Domschule  Gottfr.  Bened.  F.  für  Abiturienten  und  Schüler  der  Anstalt  mit 
2468  Thalem  gegründet  und  1898  durch  Vermächtnis  des  Oberbürgermeisters  Funk  in 
Dessau  um  30  (KX)  Mk.  vermehrt;  von  den  Zinsen  sind  zunächst  jährlich  1000  Mk,  der 
Witwe  des  letzteren  zu  zahlen.  Bestand  60425  Mk.  1)  Eine  Lehrer- Witwen-  und  Waisen- 
kasse, durch  Schenkungen  von  B.  Freise,  RieMe,  Th.  Freiae,  Scfdefs  begründet  und 
vermehrt    Bestand  10426  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  97  825  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufe  82  216  Mk.,  außerdem  24  777  Mk.  staatlicher  Zuschufs  vermöge  rechtlicher  Ver- 
pflichtung. Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  und  zwei  Oberlehrer  haben  Dienstwohnung, 
letztere  in  dem  der  Anstalt  gehörigen  Hause  Kreuzgangstralse  5. 

König  Wilhelms-GymiiaBiiiin. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gecpründet  und  Ostern  1886  mit  den 
Klassen  VI  bis  0  II  eröffnet  worden.  Dabei  wurden  die  bisherigen  Gymnasialklassen 
des  Realgymnasiums  (vgl.  den  folgenden  Artikel)  übernommen. 

Direktor:  Dr.  Karl  Knaut  seit  1886. 

14  Klassen;  13  Oberlehrer,  2  Elementarl.;  mit  Ausnahme  eines  jüdischen  Ober- 
lehrers alle  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichtes  der  katholischen  und  der 
Jüdischen  Schüler  vgl.  S.  868. 

Das  jetzige,  mit  einem  Kostenaufwande  von  140000  Mk.  errichtete  provisorische 
Schulhaus  (Grüne  Armstrafse  14)  ist  dem  Gymnasium  Ostern  1887  überwiesen  worden, 
das  im  Bau  begriffene  neue  Schulhaus  in  der  Falkenberserstrafse  (Kostenanschlag 
415  000  Mk.)  wird  voraussichtlich  im  Jahre  1902  bezogen  werden. 

Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle,  als  Turnplatz  wird  der  Schulhof  benutzt.  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  ungefähr  2660  Bände,  darunter  umfangreiche  Zuwendungen  aus 
der  Sammlung  des  verstorbenen  Professors  Dittmar, 

Frau  CiemenUne  Beer  in  Hambure  hat  am  20.  April  1888  der  Anstalt  900  Mk. 
mit  der  Bestimmung  überwiesen,  dafs  die  Jahreszinsen  abwechselnd  einem  christlichen 
und  einem  jüdischen  Schüler  verliehen  werden. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgaben 
91 600  Mk. ,  Zuschufe  der  Stadt  59 100  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.  Wegen 
des  Schulgeldes  u.  s.  w.  vgl  S.  868  unter  „Magdeburg". 

Bealgymnasinm  (I,  231.    II,  227.    III,  209). 

Eine  von  der  Stadtgemeinde  gegründete  und  am  8.  Mai  1819  eröffnete  „Handels- 
schule" erwarb  nach  manchem  Wechsel  im  Lehrplan  mit  dem  Tage  des  Inkrafttretens 
der  Instruktion  vom  8.  März  1882  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen 
und  behielt  dasselbe  auch,  nachdem  das  Lateinische  aus  ihrem  Lehrplane  entfernt  war. 
Nach  dem  Erlasse  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  wurde  sie  Realschule  zweiter 
und  am  21.  März  1861  Realschule  erster  Ordnung.  Ostern  1883  wurde  von  U  III  auf- 
wärts eine  Gabelung  in  Gymnasial-  und  Realgymnasialklassen  begonnen,  die  ersteren 
gingen  Ostern  1886  an  das  neugegründete  Wilhelms-Gymnasium  über  (vgl.  den  vorigen 
Artikel).  Die  bisherigen  Wechselabteiluneen  werden  seit  1897  allmählich  beseitigt  und 
die  einzelnen  Klassenstufen  auf  zwei  Parallelabteilungen  beschränkt  Am  10.  November 
1884  wurde  das  50jährige  Diensljubiläum  des  Direktors  Dr.  Holzapfel  gefeiert.  Grö&te 
Schülerzahl  (856)  im  Winter  1885/86,  seitdem  ist  eine  allmähliche  Verminderung  herbei- 
geführt worden. 

Direktor:  Dr.  Karl  Schirmer  seit  1.  Oktober  1897,  vorher:  Dr.  Friedr.  Junge 
1891—97,  K.  Paülsiek  lfi!S7— 91,  Dr.  Holzapfel  1851—87. 

18  Klassen;  20  Oberlehrer,  4  Elementarlehrer;  1  Oberlehrer  ist  katholisch,  die 
.übrigen  Lehrer  sind  evangelisch.  Wegen  des  katholischen  Religionsunterrichts  vgl. 
S.  36B  unter  „Magdeburg**. 

Das  Realgymnasium  (Grebäude  Brandenbur^erstra&e  3  a)  hat  die  Turnhalle  mit  der 
Guericke-Schule  gemeinsam,  ebenso  die  Lehrerbibliothek  (zusammen  4500  Bändet 

Stiftungen:  a)  Beim  75jährigen  Jubiläum  der  Anstalt  am  5.  Mai  1894  gründeten 
frühere  Schüler  die  Direktor  Junge- Stiftung  zur  Unterstützung  würdiger  Schüler.  Be- 
stand 4405  Mk.  b)  Die  Lehrer- Witwen-  und  Waisenkasse,  bei  Gelegenheit  des  50jähr. 
Jubiläums  am  8.  Mai  1869  gegründet,  Jahresbeitrag  10  Mk.,  Witwengeld  150  Mk.    Be- 

24* 


-~    372    — 

stand  21518Mk.  c)  Die  Holzapfel-Stiftung,  beim  50j&hrigen  Jubil&um  des  Direktors 
Dr.  H.  von  früheren  Schülern  „zur  Förderung  akademischer  Studien^  gegründet,  Be- 
stand 6984  Mk. 

Das  Realgymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe 
181 050  Mk.,  ZuBchuis  der  Stadt  98  750  Mk.    Wegen  des  Schulgeldes  u.  s.  w.  vgl.  S.  868. 

Guertcke-Schnle  (Oberrealschule  und  Realgymnasium)  (II,  227.    III,  209). 
Isevaety  Die  Guericke-Schule  in  den  ersten  25  Jahren  ihres  Bestehens. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  worden  und  sollte,  in  Entlastung 
der  Realschule  1.  Ordnung,  zu  allen  Berufsarten  des  praktischen  Lebens,  besonders  zu 
den  technischen  Studien  vorbereiten.  Sie  wurde  Michaelis  1868  unter  dem  Namen 
„Höhere  Gewerbeschule^  als  lateinlose  Realschule  mit  7jährigem  Lehrgange  eröffnet. 
Am  2.  Januar  1873  erhielt  sie  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen, 
Michaelis  1877  wurde  sie  um  zwei  Jahreslehrgänge  erweitert  und  am  20.  Oktober  1879 
als  lateinlose  Realschule  von  9jährigem  Lehrgänge  anerkannt.  Am  18.  Dezember  1879 
wurde  genehmigt,  dals  sie  den  Namen  Guencke- Schule  führe.  Von  Ostern  1887  an 
wurde  ihr  auf  einem  gemeinsamen  lateinlosen  Unterbau  (YI  bis  lY)  ein  realgymnasialer 
Zweig  angegliedert,  in  welchem  das  Lateinische  von  U  IH  an  in  verstärkter  Stunden- 
zahl obligatorischer  Lehrgegenstand  war  (bis  1897  Altonaer  System,  seitdem  wird  der 
Lehrplan  dem  Frankfurter  angenähert,  vgl.  S.  27  und  142;  der  Unterricht  im  Englischen 
beginnt  in  U  II).  Dieser  Zweig  wurde  am  16.  Juni  1890  als  Realgymnasium  anerkannt, 
und  Ostern  1898  fand  hier  die  erste  Reifeprüfung  statt  Gröute  Schülerzahl  (920) 
Sommer  1897, 

Direktor:  Dr.  Isensee  seit  1.  November  1891,  vorher:  Dr.  Junge  1888—91,  Karl 
Paulsiek  1869—87.  Aulkerdem  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.  Dr.  Hodweim,  Oberlehrer 
1869—85,  später  Provinzialschulrat  in  Berlin. 

25  Klassen,  und  zwar  als  gemeinsamer  Unterbau  VI,  Y,  lY  mit  je  2  Klassen,  im 
Mittel-  und  Oberbau  14  Oberrealschul-  und  5  Realgymnasialklassen;  24  Oberlehrer, 
8  etatsm.  wissensch.  Hilfsl.,  7  techn.  und  ElementarL,  alle  evangelisch.  Für  den  Reli- 
gionsunterricht der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt,  wegen  der  katholischen  Schüler  vgl. 
S.  868  unter  „Magdeburg". 

Das  Ostern  1874  bezogene  Schulhaus  (Ravensbergerstr.  1)  reicht  für  die  Anstalt 
nicht  mehr  aus ;  zur  Zeit  sind  9  Klassen  in  einem  anderen  Gebäude  (Brandenburgerstr.  8) 
untergebracht.    Wegen  der  Turnhalle  und  der  Lehrerbibliothek  vgl.  den  vor.  Artikel. 

Durch  allmähliche  Sammlungen  seit  1878  ist  ein  Studienfonds  gebildet  worden, 
aus  dem  bedürftige,  von  der  Schule  vorgebildete  Studierende  einmalige  Zuwendungen 
erhalten.    Bestand  2100  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  179800  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  48  600  Mk.  Wegen  des  Schulgeldes  u.  s.  w.  vgl.  S.  368.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

Bealschnle. 

Um  die  überfüllten  mittleren  und  unteren  Klassen  des  Realgymnasiums  und  der 
Guericke-Schule  zu  entlasten,  beschlossen  die  städtischen  Körperschaften  die  Gründung 
einer  lateinlosen  Realschule.  Dieselbe  wurde  Ostern  1890  mit  den  Klassen  YI  und  V 
eröffiiet  und  am  6.  Januar  1892  staatlich  anerkannt  Bis  auf  weiteres  ist  sie  in  einem 
für  eine  städtische  Bürgerschule  bestimmten  Gebäude  (Grofee  Steinemetischstra&e  3) 
untergebracht 

Direktor:  Dr.  Frane  Hummel  seit  Michaelis  1894,  vorher:  Dr.  Ernst  HinUmann 
seit  1890. 

10  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  wissensch.  Hilfsl.,  1  techn.  und  8  ElementarL,  alle 
evangelisch. 

Für  den  Turnunterricht  wird  eine  für  mehrere  städtische  Schulen  bestimmte  Turn- 
halle mitbenutzt    Die  Lehrerbibliothek  zählt  606  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten;  Gesamtausgabe  60000  Mk.> 
Zuschuik  der  Stadt  30  800  Mk.,  Schulgeld  für  Einheimische  100,  für  Auswärtige  180  Mk. 
Der  Direktor  hat  Dienstwohnung;  sein  Gehalt  entspricht  dengenigen,  welches  der  Nach- 
trag zum  Normaletat  für  Direktoren  von  Yollanstalten  in  den  nicht  der  ersten  Servis- 
klasse  angehörigen  Städten  mit  weniger  als  50000  Einwohnern  festgesetzt  hat  Ygl.  im 
übrigen  S.  868. 
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Asoliersleben. 

(Fürstentum  Halberstadt.    27  245  Einwohner.) 

Gymnasium  mit  Bealfichnle  (I,  246.    II,  234.    UI,  214). 

Stocher,  Neue  Einrichtung  der  Lektionen  in  der  Schule  zu  Aschersleben,  1715.  — 
Derselbe,  Vita  Ullmanni,  1716.  —  Derselbe,  Die  Über  der  Schule  zu  Aschersleben 
waltende  Vorsorge  Gottes,  1745.  —  G.  Heyscy  Zur  Geschichte  und  Statistik  der  Real- 
schule zu  Aschersleben,  Prosr.  1866.  —  Das  Realgymnasium  unter  dem  Direktorate 
Dr.  HüserSf  Progr.  1885.  —  Strafshwrger,  Geschichte  der  höheren  Schule  zu  Aschers* 
leben,  Progr.  18^. 

Die  Schule  wird  als  Pfarrschule  zuerst  im  Jahre  1825  erwähnt.  Das  Patronat 
ging  1526  vom  Kloster  ü.  L.  Frauen  auf  den  Rat  der  Stadt  über.  Die  nunmehrige  Rats- 
schule wurde  eine  lateinische  Schule  und  ist  eine  solche  unter  dem  Namen  Gymnasium 
oder  Stephaneum  bis  zum  Jahre  1886  geblieben.  In  diesem  wurde  sie  höhere  Bürger- 
schule, 1859  Realschule  zweiter,  1864  Realschule  erster  Ordnung.  Im  Jahre  1888  wurde 
sie  in  ein  mit  einem  Realprogymnasium  verbundenes  Gymnasium  umgewandelt  An  die 
Stelle  des  Realprogymnasiums  sind  seit  Ostern  1896  fdr  Ulli,  Olli  und  Uli  realistische 
Nebenabteilungen  getreten,  die  allmählich  zu  einer  Realschule  erweitert  werden  sollen; 
die  VI  derselben  wurde  Ostern  1899  eröffiiet.  Die  zu  Ostern  1882  eingerichtete  Vor- 
schule wurde  1899  mit  der  Hauptanstalt  organisch  verbunden.  Grölste  Schülerzahl  (846) 
Ostern  1876. 

Direktor:  Dr.  Budolf  Steinmeyer  seit  1.  Oktober  1884,  vorher:  Dt.  Ludwig  Hüser 
1858—^.  Früher  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.  Dr.  Luäw,  Eduard  Suffrian  (1825—88), 
später  Geheimer  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Münster. 

8  Klassen  des  Gymnasiums,  8  Realschulklassen  und  8  Vorschulklassen;  11  Ober- 
lehrer, 1  technischer  Lehrer,  5  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  in  den  Jahren  1878  und  74  mit  einem  Kostenaufwande 
von  248000  Mk.  erbaut  worden.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  etwa  8000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Hüser- Stiftung.  Für  Schüler,  am  18.  April  1888  gegründet. 
Bestand  8772  Mk.  b)  Vogt -Stiftung.  Zur  Beschaffung  von  Prämien,  am  18.  Mai  1894 
gegründet.    Bestand  600  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  84282  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  52669  Mk.,  des  Staates  9000  Mk.  Schulgeld  im  Gymnasium,  VI  und 
V  100  Mk.  für  einheimische,  120  Mk.  für  auswärtige  Schüler,  in  den  Klassen  IV  bis  I 
120  Mk.;  in  der  Realschule  VI  und  V  80  Mk.,  in  IV  100  Mk.;  in  der  Vorschule  60  Mk. 
Die  Besoldungen  sind  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt;  die 
Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  von  der  Stadtgemeinde  bei  der  Provinzial- Witwen-  und 
Waisen-Versorgungsanstalt  versichert 


Burs:  b.  Masrdeburs:. 

(Herzogtum  Magdeburg.    22482  Einwohner.) 

Yiktoria-Gymmasium  (I,  282.    II,  228.    IH,  210). 

Frick,  Die  Geschichte  der  alten  Lateinschule  in  Burgr,  Prom*.  1865.  —  Matthias, 
Beiträge  zur  Geschichte  der  Realschule  und  des  Gymnasiums,  Festschrift,  Burg  b.  M.  1894. 

Die  Anstalt  ist  am  18.  Mai  1844  von  der  Stadtgemeinde  als  Realschule  gegründet 
worden,  wurde  nach  der  ersten  Entlassungsprüfung  Michaelis  1849  als  berechtigt  im 
Sinne  der  Instruktion  von  1882  und  im  Jahre  1859  als  Realschule  zweiter  Ordnung  an- 
erkannt Ostern  1864  begann  die  Umwandlung  in  ein  Gymnasium,  und  Michaelis  1867 
wurde  an  diesem  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten.  Ostern  1889  wurde  das  Gym- 
nasium vom  Staate  übernommen,  die  mit  ihm  seit  Ostern  1854  verbundene  Vorschule 
blieb  städtisch.  Von  Ostern  1894  bis  Michaelis  1900  hat  an  der  Anstalt  ein  Seminar 
bestanden.  Am  29.  September  1894  beging  diese  das  Fest  ihres  50jährigen  Bestehens ; 
am  1.  Oktober  1896  feierte  der  Gesang-  und  Vorschullehrer  Einbeck  sein  50jähriges  Amts- 
jubiläum. Grö&te  Schülerzahl  (880  und  89  Vorschüler)  Ostern  1872,  kleinste  (152  und 
45  Vorschüler)  Ostern  1900. 

Direktor:  Dr.  Eemumn  Bassow  seit  16.  November  1900,  vorher:  Dr.  Friedr, 
My  seit  Michaelis  1895,  Dr.  Friedrich  Hohnceifsig  1888—95,  Dr.  Härtung  1874—88. 
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Früher  wirkte  an   der  Anstalt  u.  a.   Dr.   Otto  Frick  (1864—68),  später  Direktor  der 
Franckeschen  Stiftungen  zu  Halle  a.  S. 

8  Klassen  (die  Ol  und  UI  sind  vereinigt)  und  2  Vorschulklassen:  9  Oberlehrer, 
1  technischer  und  £lementarl.,  2  Yorschull.,  alle  evangelisch. 

Das  neue  Schulgebäude  wurde  am  29.  August  1874  eingeweiht;  die  Baukosten 
betrugen  270  000  Mk.  Die  Anstalt  hat  eine  Turnhalle  und  einen  Turnplatz.  Die  Lehrer- 
bibliothek umfalst  4718  Werke  in  etwa  5000  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Die  am  11.  Oktober  1866  gegründete  Lehrer- Witwen-  und  Waisen- 
kasse wird  eingehen.  Bestand  3984  Mk.  b)  Der  Gymnasialunterstützungsfonds.  Am 
8.  Juli  1865  aus  Sammlungen  bei  Gelegenheit  einer  Schulfeier  gegrünoet.  Bestand 
2821  Mk.  c)  Die  Flickschu-Stiftunff.  Am  10.  Juni  1880  vom  Stadtrat  Fl  zu  Stipendien 
für  Schüler  gegründet  Bestand  5000  Mk.  d)  Haseloffsches  Stipendium.  Am  22.  Sep- 
tember 1864  vom  Fabrikanten  Werner  R.  gegründet  Kapital  o200  Mk.  e)  Das  Sieg- 
mund Fordemannsche  Stipendium.  Für  einen  Studierenden,  am  18^  November  1864  vom 
Stadtrat  F.  gegründet  Jährlich  120  Mk.  Yerleihune  durch  den  Magistrat  auf  Vor- 
schlag des  Lehrerkollegiums,  f )  Das  Diözesan-Stipeninum.  Im  November  1867  von  den 
Geistlichen  der  Diözese  gegründet,  für  Prediger-  und  Lehrersöhne,  die  das  Gymnasium 
zu  Burg  besuchen.  Bestand  1500  Mk.  Verleihung  durch  die  Frübjahrskonferenz  der 
Geistlichen. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  64705  Mk.,  Zuschufs 
des  Staates  81789  Mk.,  der  Stadt  15000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule 
72  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Halberstadt. 

(Fürstentum  Halberstadt    42810  Einwohner.) 

Zu  den  beiden  älteren  höheren  Schulen,  dem  Stephaneum,  jetzigen 
Gymnasium,  und  dem  Martineum,  jetzigen  Realgymnasium,  ist  als  dritte  die 
Oberrealschule  hinzugekommen.  Sie  war  ursprünglich  eine  Provinzial- 
gewerbeschule ,  wurde  jedoch  später  in  eine  allgemeinen  Unterrichts- 
zwecken dienende  höhere  Schule  verwandelt  und  in  die  alleinige  Unter- 
haltung der  Stadtgemeinde  übernommen.  Mit  dem  ebenfalls  von  dieser 
unterhaltenen  Sealgjrmnasium  ist  sie  bezüglich  des  Turnunterrichtes  auf 
die  städtische  Turnhalle  angewiesen.  Bei  beiden  Anstalten  sind  die  Be- 
soldungen nach  dem  zweiten  bezw.  dritten  Nachtrage  zum  Normaletat  ge- 
regelt; die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial-Witwen- 
und  Waisen -Versorgungsanstalt  versichert. 

DomgynmaBiiim  (1,  289.    H,  281.    ni,  212). 

Fischer,  Nachrichten  von  der  Domschule,  Progr.  1784 — 87.  —  Derselbe,  Fra^ente 
zur  Geschichte  der  Domschule,  in  den  Denkschriften  einer  doppelten  Jubelfeier  m  der 
hohen  Stiftskirche  zu  Halberstadt  1791.  —  NctchUgcU,  Neue  Nachrichten  von  der  Dom- 
schule, 1806.  —  W.  KörU,  J.  W.  L.  Glehns  Schule  der  Humanität,  Halberstadt  1816.  — 
Progr.  1825,  29,  40,  41,  47,  57,  61,  62.  —  Dr.  Arthur  lUchter,  Beiträge  zur  Geschichte 
des  Stephaneums  zu  Halberstadt,  Festschrift,  Halberstadt  1875. 

Die  Gründung  des  Bistums  Halberstadt  und  der  mit  ihm  verbundenen  Kathedral- 
Pom-  oder  Stiftsscnule  wird  auf  Karl  den  Gro&en  zurückgeführt.  Die  Schule  wurde 
nach  wechselnden  Schicksalen  nach  dem  Dreiisigjährigen  Kriege  reorganisiert  und  am 
80.  November  1674  neu  eröfibet  Seitdem  entläfst  sie  zur  Universität  Im  Jahre  1778, 
unter  dem  Rektor  Eonsistorialrat  Chr,  GoUfr.  Struensee,  wurde  sie  mit  einem  Schul- 
lehrerseminar verbunden.  Unter  der  westfälischen  Zwischenherrschaft  wurde  das 
Domstift  eingezogen  und  der  der  Anstalt  von  dort  zuflietsende  Dotationsteil  auf  die 
Staatskasse  übernommen.  Die  Zahlunsen  wurden  jedoch  von  der  westfälischen  Regie- 
rung nicht  pünktlich  geleistet;  erst  die  preuisische  Regierung  trug  für  die  Erfüllung 
der  von  ihrer  Yoreängerin  übernommenen  Verpflichtungen  Sorge.  1819  wurde  die  Ab- 
trennung des  Schullehrerseminars  verfügt  An  Stelle  der  von  dem  Dichter  J,  W.  L,  Gleim 
beabsichtigten  Humanitätsschule,  für  deren  Erhaltung  die  Gleimsche  Familienstiftung 
eine  Abfinaung  von  24000  Thalern  und  ein  Haus  übergeben  hatte,  trat  1827  eine  „Selekta**; 
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in  dieser  wurde  tüchtigen  Primanern  zar  Erweiterung  ihrer  Kenntnisse  im  Griechischen, 
Lateinischen  und  in  der  Mathematik  Gelegenheit  gegeben.  Die  Selekta  ging  allm&hlich 
in  die  Oberprima  über;  der  gesonderte  Unterricht  beschränkt  sich  jetzt  auf  das  Grie- 
chische. Die  Schule  hie&  früher  Stephaneum,  seit  1818  Domgymnasium.  Die  Lehrer 
sind  von  der  Zahlung  der  Accidenz  für  Danksagungen,  Taufen  und  Trauungen  in  der 
Domkirche  befreit  Seit  Michaelis  1871  ist  mit  der  Anstalt  wieder  eine  Vorschule  ver- 
bunden (die  frühere  Vorschule  war  1856  eingegangen).  Am  22.,  28.  und  24.  September 
1875  wurde  die  200jährige  Jubelfeier  der  Wiederherstellung  des  Domgymnasiums  be- 
gangen. 

Direktor:  Dr.  fferm.  Bohl  seit  9.  Mai  1892,  vorher:  Dr.  Gustav  Schmidt  1871-92. 
An  der  Anstalt  wirkten  früher  u.  a.  Dr.  Bernhard  Thiersch  (1823—38),  der  Dichter  des 
Preufeenliedes,  und  Dr.  Baumeister  (Direktor  1870 — 1\\  welcher  später  das  höhere  Schul- 
wesen in  Elsals-Lothringen  organisierte. 

9  Klassen  (wegen  der  Selekta  s.  oben)  und  3  Vorschulklassen;  11  Oberlehrer, 
2  Lehrer  am  Gymnasium,  2  Vorschullehrer,  alle  evangelisch. 

Das  neue  Schulgebäude  (Domplatz  16/17)  ist  in  den  Jahren  1875  und  76  mit  einem 
Kostenaufwande  von  263000  Mk.  errichtet  worden.  Auf  dem  Schulhofe,  der  als  Turn- 
platz dient,  befindet  sich  eine  Turnhalle.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  rund  85000  Bände, 
darunter  eine  bedeutende  Sammlung  von  Schriften  (7000),  die  sich  auf  die  Geschichte 
Halberstadts  beziehen,  femer  die  im  Jahre  1877  hinzugekommene  reichhaltige  Horaz- 
Bibliothek  des  Direktors  Theodor  Schmidt  sowie  eine  Anzahl  Handschriften  (vgl.  über 
diese  Progr.  1878  und  81). 

Stiftungen:  a)  Die  Gleim-Stiftnng,  s.  oben  und  den  unter  den  Quellen  genannten 
Aufsatz  von  BiMer.  b)  528  Mk.  jährlich  zu  Stipendien  für  Studierende,  vom  Dom- 
kapitel 1800  gestiftet,  1  zu  120  Mk.,  8  zu  je  96  Mk.,  2  zu  je  60  Mk.  c)  Die  Jubiläums- 
stiftung. 1875  gegründet,  für  Abiturienten.  Bestand  41^  Mk.  d)  Seit  1819  jährlich 
510  Mk.  zu  Unterstützungen  für  Schüler  ans  dem  Kloster  Bergeschen  Fonds,  e)  21  Sti- 
pendien zu  je  108  Mk.  für  Schüler,  16  sogen.  Litteraten  und  5  Choristen,  an  Stelle  der 
trüber  durch  das  Konviktorium  gewährten  Naturalverpflegung,  vom  Domkapitel  im  Laufe 
des  18.  Jahrhunderts  gegründet  f)  Schmidsche  Bücherprämienstiftung.  Bei  dem 
50jährigen  Amtsjubiläum  des  Direktors  Schm.  im  Jahre  1870  gestiftet.  Bestand  600  Mk. 
g)  Wulnsches  Stipendium.  Für  zwei  Schüler,  aus  der  Stiftung  des  Domvikars  W,  vom 
Jahre  1566.  Bestand  1500  Mk.  h)  Wulfische  Bücherprämie  (vgl.  unter  g).  Bestand  900  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgaben  93650  Mk.,  Bedürfnis- 
zuBchufs  51410  Mk.,  außerdem  vermöge  rechtlicher  Verpflichtung  aus  Staatsfonds 
2268  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  100  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung. 

Bealgymnaslnm  (I,  241.    II,  282.    III,  212). 

Siderer^  Geschichte  des  Halberstadter  Martineums,  Progr.  1845.  —  SpiÜecke,  Progr. 
1862.  —  Eshusius,  Das  Martineum  zu  Halberstadt  unter  der  Leitung  Spuleckes,  Progr. 
1884.  —  Stutzer^  Festschrift  zur  Erinnerung  an  das  350jährigc  Jubiläum,  Progr.  1896. 

Schon  vor  der  Reformation  war  in  der  Martini-Parochie  eine  nach  deren  Schutz- 
patron Martin  von  Tours  benannte  Schule  vorhanden.  Aus  dieser  ging,  nachdem  die 
Stadt  Luthers  Lehre  angenommen,  die  vom  Rate  im  Dezember  1545  gegründete  evan- 
gelische höhere  Stadtschule  hervor.  Die  letztere  führte  zu  Ehren  Luthers  den  Namen 
„Schola  Martiniana^  oder  „Martineum".  Sie  war  in  den  letzten  Jahren  des  18.  und 
während  der  ersten  Zeit  des  19.  Jahrhunderts  mit  einem  Schullehrerseminar  verbunden. 
Ostern  1809  entliels  sie  zum  letzten  Male  zur  Universität;  damit  hörte  sie  auf,  Gelehrten- 
schule zu  sein.  Im  Jahre  1822  wurde  sie,  unter  Abtrennung  des  Schullehrerseminars, 
als  höhere  Bürgerschule  eingerichtet  und  am  19.  Dezember  1839  erhielt  sie  das  Recht 
zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen  nach  der  Instruktion  von  1832.  Michaelis 
1859  wurde  sie  als  Realschule  zweiter  und  am  19.  August  1863  als  Realschule  erster 
Ordnung  anerkannt.  Die  Vorschule  besteht  seit  1825.  Alle  drei  Wochen  findet  Kirch- 
ffang  der  evangelischen  Schüler  nach  der  Martinikirche  statt  Im  Jahre  1845  wurde 
die  300jährige ,  am  7.  und  8.  Dezember  1895  die  350jährige  Jubelfeier  der  Anstalt  be- 
gangen.   Gröfete  Schülerzahl  (556)  im  Jahre  1875. 

Direktor:  Dr.  Arndt  seit  1.  April  1899,  vorher:  Stutzer  1895-*98,  Dr.  Bud,  Franz 
1889—94,  Dr.  Oskar  Hubatsch  1883-89,  Dr.  Spülecke  1854—83. 

8  Klassen  und  3  Vorschuiklassen;  9  Oberlehrer,  4  technische  und  Elementarl., 
alle  evangelisch. 

Wegen  des  Turnunterrichts  s.  oben.    Die  Lehrerbibliothek  umfaftt  3611  Bände. 
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Stiftungen:  a)  Spillecke-Stiftun^.  Von  früheren  Schülern  des  Direktors  Sp,  am 
6.   September   1879    zu    einem   Universitätsstipendium    gegründet     Bestand   8715  Mk. 

b)  Das  Vermächtnis  des  Kommerzienrats  A>8erUhal  (1706).  Das  Stammkapital  Ton 
6000  Mk.  ist  nicht  mehr  vorhanden,    wird  jedoch   von   der  Kämmereikasse   verzinst. 

c)  Das  Vermächtnis  des  Innungsmeisters  Winter  (1794)  von  8000  Mk.  d)  Acht  kleinere 
Vermächtnisse,  e)  Die  Jubiläumsstiftung.  1895  von  früheren  Schülern  gegründet  Be- 
stand 1700  Mk.  —  Die  Stiftungen  unter  b — d  sind  zur  Unterstützung  bedürftiger  Schüler 
bestimmt,  die  bei  e  verfüj^baren  Beträge  einem  oder  mehreren  Schülern  für  Wohlver- 
balten und  Fleils  zu  verleihen. 

Die  Anstalt  (Gebäude:  Johannesbrunnen  84)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unter- 
halten. Die  örtliche  Verwaltungsbehörde,  das  Kuratorium,  besteht  aus  dem  Bürger- 
meister, einem  Mitgliede  des  Magistrats,  zwei  Stadtverordneten  und  dem  Direktor. 
Gesamtausgabe  100772  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  56972  Mk.,  des  Staates  12700  Mk. 
Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  100  bezw.  80  Mk.  Wegen  der  Besoldungen  u.  s.  w. 
vgl.  oben  unter  „Halberstadt". 

Oberrealschule. 

Die  Anstalt  wurde  am  1.  Oktober  1841  als  Königliche  Provinzialgewerbeschule 
eröffnet  Ihre  Unterhaltung  wurde  durch  Überweisung  der  Einkünfte  des  soffen.  Gilde- 
Innunffsfonds  sichergestellt  Dieser  Fonds  stammte  aus  dem  Vermögen  der  in  der 
westfälischen  Zeit  aufgehobenen  Innungen  im  Fürstentum  Halberstadt,  und  die  Ein- 
nahmen aus  demselben  werden  noch  heute  im  Etat  der  Oberrealschule  mit  4586  Mk. 
als  „Berechtigung*'  aufgeführt.  Die  Schule  wurde  zunächst  vom  Staate  und  der  Stadt- 
gemeinde gemeinsam  unterhalten.  Michaelis  1874  wurde  sie  in  eine  „reorganisierte 
Gewerbeschule  umgestaltet;  bei  Beginn  dieser  Umgestaltung  wurden  von  der  Stadt- 
gemeinde Vorbereitungsklassen  errichtet,  die  den  Klassen  V  bis  III  einer  lateinlosen 
Realschule  entsprachen.  Am  8.  Januar  1881  wurde  die  Anstalt  als  Realschule  ohne 
Latein  mit  neunjährigem  Lehrgänge  anerkannt,  und  am  1.  April  1882  übernahm  die 
Stadtgemeinde  die  ausschlielsliche  Unterhaltung.  Bis  Ostern  l8o4  war  ihr  eine  gewerb- 
liche Fachschule  angegliedert  Am  20.  September  1891  feierte  der  Direktor  Herrn, 
Crampe  sein  50 jähriges  Amt^jubiläum.  Gröfste  Schülerzahl  (270  bei  7  Klassen)  Ostern 
1889,  kleinste  (288  bei  10  Klassen)  Ostern  1901. 

Direktor:  Dr.  Friedrich  Perle  seit  I.April  1892,  vorher:  Herrn,  Crampe  1841—91. 

10  Klassen;    10  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  1  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Wegen  des  Turnunterrichts  vgl.  den  vorigen  Artikel.  Die  Lehrerbibliothek  um- 
faßt 1496  Werke. 

Stiftungen:  a)  Vermächtnis  des  Kaufmanns  Köhler  vom  2.  Februar  1870.  Aus 
den  Zinsen  sollen  jährlich  vier  Schüler,  die  im  Zeichnen  oder  Modellieren  sich  aus- 
zeichnen, Preise  erhalten.  Kapital  8600  Mk.  b)  Vermächtnis  des  Naturarztes  Otto  (1898). 
Zur  Beschaffung  einer  Bücherprämie  für  einen  Schüler  der  U  II.    Kapital  200  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  80856  Mk., 
Zuschufs  der  Stadt  27158  Mk.,  des  Staates  21448  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Wegen  der 
Besoldungen  u.  s.  w.  vgl.  unter  „Halberstadt**. 


Neuhaldensleben. 

(Herzogtum  Magdeburg.    10180  Einwohner.) 

Gymnasium. 

Dr.  Theodor  Sorgenfrey,  Das  höhere  Schulwesen  der  Stadt  Neuhaldensleben,  Progr. 
1876.  —  Progr.  1898. 

Die  Stadtgemeinde  eröffnete  am  8.  April  1872  eine  höhere  Lehranstalt  Diese 
wurde  Ostern  1877  Progymnasium,  Ostern  1888  erhielt  sie  die  Prima,  und  Ostern  1885 
wurde  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten.  Grö&te  Schülerzahl  (208)  im  Sommer  1901, 
kleinste  (110)  im  Sommer  1882. 

Direktor:  Dr.  Theodor  v,  Hagen  seit  1.  April  1898,  vorher:  Dr.  Fhüipp  Wegener 
1886—98,  Dr.  Theodor  Sorgenfrey  1875-86,  Dr.  Karl  Thiele  1873—75. 

8  Klassen;  7  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsU*  2  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Gvmnasialgebäude  wurde  in  den  Jahren  1875  und  76  mit  einem  Kosten- 
auf wände  von  84000  Mk.  errichtet  und  am  20.  April  1876  bezogen.    Der  Anstalt  steht 
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eine  Turnhalle  zur  Verfügung;    für  das  Turnen  im  Freien  und  für  Bewegungsspiele 
sind  ausreichende  Plätze  vorhanden. 

Die  Lehrerbibliothek  zählt  1888  Werke.  Das  Gymnasium  besitzt  eine  im  wesent- 
lichen Yon  dem  früheren  Direktor  Dr.  Wegener  angelegte,  in  der  Aula  aufbewahrte 
Sammlung  prähistorischer  Gegenstände^  darunter  Stücke  von  großer  Wichtigkeit  und 
Seltenheit 

Stiftungen:  a)  Fonds  für  die  Unterstützung  bedürftiger  Schüler.  Durch  Samm- 
lungen aufgebracht.  Bestand  1954  Mk.  b)  Als  Grundstock  für  eine  Lehrerwitwenkasse 
besteht  ein  in  gleicher  Weise  aufgebrachter  Fonds  von  1045  Mk. 

Das  G3rmnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  61 240  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  26740  Mk.,  des  Staates  11200  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  für  ein- 
heimische, 140  Mk.  für  auswärtige  Schüler.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage 
zum  Normaletat  (feste  Zulage  nach  §  9,  1  a — c). 


Quedllnburgr. 

(Reichsstift  Quedlinburg.    28878  Einwohner.) 

Neben  dem  Königlichen  Gymnasium  besteht  seit  1892  eine  von  der 
Stadtgemeinde  unterhaltene  Realschule. 

GymnaBlnm  a»  244.    II,  288.    III,  213). 

F,  E,  KettneTj  Kirchen-  und  Keformationshistorie  des  kaiserl.  freyen  weltlichen 
Stifts  Quedlinburg,  1710.  —  J.  H.  Fritschy  Geschichte  des  vormaligen  Reichsstifts  und 
der  Stadt  Quedlinburg,  1828,  Bd.  L,  S.  846  ff.,  Bd.  II,  S.  267  ff.  und  101  ff.  —  Schmidt^ 
Beiträge  zur  Geschichte  des  Gymnasiums,  Progr.  1854.  —  Ad.  Büningy  Geschichte  des 
Gymnasiums  zu  Quedlinburg,  in  der  Festschrin  zum  850jährigen  Jubelfeste,  1890. 

Nach  Annahme  der  Reformation  (1589)  vereinigte  die  Äbtissin  Anna  IL,  Gräfin  zu 
Stolberg- Wernigerode,  die  beiden  schon  seit  dem  14.  Jahrhunderte  bestehenden  höheren 
Schulen  zu  einer  fünf  klassigen  lutherischen  Gelehrtenschule.  Als  Schullokal  überwies  sie 
dem  Rate  der  Stadt  unter  dem  Beding  der  baulichen  Unterhai tunff  das  vormalige  Franzis- 
kanerkloster;  die  Ernennung  der  Lehrer  und  die  Ergänzung  ihrer  Gehälter  blieb  der 
Stiftsregierung  vorbehalten.  Im  Jahre  1624  hatte  das  „grmnasium  illustre*'  9  Klassen 
mit  9  liChrern.  Im  18.  Jahrhundert  verminderte  sich  ihr  Umfang  infolge  der  unzuläng- 
lichen Dotation.  König  Friedrich  Wilhelm  III.  bewilligte  durch  Kabinettsordre  vom 
4.  März  1819  einen  Dotationszuschuis  von  1200  Thalern  und  schenkte  der  Anstalt 
1882  die  von  der  Äbtissin  Anna  Dorothea,  Herzogin  zu  Sachsen- Weimar,  1686  gestiftete 
St.  Servatii- Bibliothek;  mit  dieser  haben  demnächst  die  St  Benediktkirche  und  die 
Stadtgemeinde  ihre  Bibliotheken,  vorbehaltlich  ihres  Eigentumsrechtes,  verbunden.  In 
der  Zeit  von  1840 — 60  war  für  die  am  griechischen  Unterrichte  nicht  teilnehmenden 
Schüler  Ersatzunterricht  eingerichtet  An  Stelle  der  Frühpredigt,  welche  der  Rektor 
früher  an  den  drei  hohen  Festen  in  der  Schlofskirche  zu  halten  hatte,  sind  die  Schul- 
reden zur  Vorbereitung  der  Schüler  auf  diese  Feste  getreten.  Die  im  Jahre  1855  vom 
Musikdirektor  Wäckermann  als  Privatuntemehmen  gegründete  Vorschule  ist  Ostern  1885 
vom  Staate  übernommen  und  dem  Gymnasium  orffanisch  angefügt  worden.  Im  Jahre 
1898  wurde  die  der  Stadtgemeinde  obliegende  bauliche  Unterhaltungspfiicht  gegen 
Zahlung  einer  Jahresrente  von  800  Mk.  vom  Staate  übernommen.  In  der  Kirche 
St  Benedicti  finden  die  jährlichen  Schulkommunionen  statt,  und  die  Kurrende  des  Gym- 
nasiums singt  jährlich  an  14  Sonntasen  im  Gottesdienste.  Am  24. — 26.  Juni  1890  be- 
fing  die  Anstalt  ihr  850jähriges  Jubelfest;  aus  Anlals  desselben  gaben  die  Lehrer  eine 
'estschrift  heraus. 

Direktor:  Dr.  Julius  Ritter  seit  Ostern  1900,  vorher:  Geheimer  Regierungsrat 
Dr.  August  Dthle  seit  Michaelis  1872,  Fran£  Bichter  1887—72. 

9  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  11  Oberlehrer,  4  technische  und  Elementarl., 
alle  evangelisch. 

Seit  1899  besitzt  die  Schule  eine  eigene  Turnhalle  und  daneben  einen  kleinen 
Turnplatz.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  mit  Einschluls  der  St.  Servatii-Bibliothek  und 
der  Bibliothek  der  Kirche  St  Benedicti  (s.  oben)  12000  Bände. 

Stiftungen:  A.  Für  Studierende,  a)  Das  Jakobische  Stinendium  (1811),  8000  Mk.; 
aulserdem  für  eine  naturwissenschaftliche  Bibliothek  2525  Mk.  b)  Das  Kranzsche 
Stipendium  (1850).    Bestand  8850  Mk.     c)  Das  Emstsche  Stipendium  (1877).     Bestand 


—    378    — 

3075  Mk,  d)  Das  Heinrichgehe  Stipendium,  eigentlich  Familienstiftung,  (1876).  Bestand 
8225  Mk.  e)  Das  Dihle- Stipendium  (1897).  Bestand  4700  Mk.  B.  Far  Schüler,  f)  Jähr- 
lich 570  Mk.  aus  dem  Kloster  Bergeschen  Fonds,  g)  Die  Yolksche  Stiftung  (1852)l 
Bestand  3S00  Mk.  h)  Die  Ihlefeld- Stiftung  (18551  Bestand  19275  Mk.,  darunter  be- 
deutende YermAchtnisse  der  Frau  Professor  Ihlefeld,  Frau  Professor  Kdüefibach,  des 
Justizrats  l^ordmann  und  Frau,  des  Buchhändlers  Ernst  i)  Die  Eggertsche  Stiftung 
(1876).  Bestand  8725  Mk.  k)  Die  Dihle- Stiftung  (1893).  Bestand  400^  Mk.  1)  Für  die 
Knrrendaner  das  Danneilsche  Legat  von  600  Mk.,  das  Nordmannsche  von  500  Mk.  und 
ein  Emstsches  von  5(X)  Mk.  m)  Die  Stipendienstiftung  von  1874,  in  Wirksamkeit  seit 
1900.  Aus  den  Reinerträgen  bei  musikalischen  AullÜhrungen  seit  1874  gesammelt 
Bestand  10800  Mk.  C.  Für  andere  Zwecke,  n)  Zu  den  in  Bd.  I  und  II  erwähnten 
Vermächtnissen  sind  hinzugekommen  ein  Nordmannsches  Legat  von  6800  Mk.  zur  Ver- 
mehrung der  Sammlungen  und  für  die  Lehrer  (1886),  ein  Emstsches  Legat  von  5000  Mk. 
zu  Unterrichtsmitteln  und  für  die  Lehrer,  o)  Im  Jahre  1899  wurde  eine  Hilfskasse  für 
die  Lehrer,  deren  Angehörige  und  die  Beamten  gegründet.    Bestand  8050  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  87120  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschuls  45622  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  2691  Mk.,  aus  Stiftungsfonds  6548  Mk.  Schul- 
geld 120  Mk.,  in  der  Vorschule  100  Mk.  bezw.  90  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

OfttsmnthB-Bealschule. 

Dr.  Harnisch,  Geschichte  der  Realschule,  Progr.  1895. 

Die  Realschule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet,  am  1.  April  1892  eröffnet 
und  am  9.  März  1896  als  Realschule  anerkannt  worden.  Durch  Erlais  des  Unter- 
richtsministers vom  81.  Mai  1900  wurde  genehmigt,  dals  sie  den  Namen  Gutsmuths- 
Realschule  führt. 

Direktor:  Dr.  Hermann  Lorenz  seit  1.  AprU  1895,  vorher:  Dr.  Alb.  Harnisch 
1892—95. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  2  Elementarl.,  1  kommiss.  Zeichenl.,  alle  evangelisch. 

In  dem  jetzigen  Schulhause,  das  1891—92  mit  einem  Kostenaufwande  von  250000  Mk. 
errichtet  worden  ist,  sind  auch  die  Knabenvolksschule  und  die  Knabenmittelschule  unter- 
gebracht Der  Bau  eines  neuen  Gebäudes  für  die  Realschule  ist  in  Aussicht  genommen. 
Die  städtische  Turnhalle  und  der  danebenliegende  Turnplatz  werden  mitbenutzt.  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  etwa  780  Werke  in  1200  Bänden. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Die  äufeeren  Angelegenheiten 
werden  von  dem  Verwaltungsrate  bearbeitet;  derselbe  besteht  aus  dem  Bürgermeister, 
dem  Direktor,  zwei  Mitgliedern  des  Magistrats,  drei  Stadtverordneten  und  drei  weiteren 
Mitgliedern  der  Bürfferschaft.  Gesamtausgabe  40800  Mk.,  Zuschuß  der  Stadtgemeinde 
25  600  Mk.  Schulgeld  90  Mk.  für  einheimische,  100  Mk.  für  auswärtige  Schüler.  Die  Be- 
soldungen sind  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt  (feste  Zulage  nach  §  2). 


Salzwedel. 

(A 1 1  m  a  r  k.    10 189  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  235.    II,  230.    III,  211). 

Danneü,  Nachrichten  Über  die  jetzige  innere  Einrichtung  des  Gymnasiums  zu 
Salzwedel,  Pron*.  1821.  —  Derselbe,  Geschichte  des  Gymnasiums,  Progr.  1822,  24,  80, 
81,  88,  44.  —  «T  A.  6r.  Wolterstarfff  Die  erste  l(X)jährige  Jubelfeier  des  Gymnasiums  zu 
Salzwedel,  Salzwedel  1844.  —  P.  Sclxtcarz^  Einiges  zur  Geschichte  des  Salzwedeier 
Gymnasiums,  in  der  Festschrift  zur  Einweihung  des  neuen  Schulgebäudes,  Salzwedel  1882. 

Salzwedel  bestand  früher  aus  zwei  völlig  von  einander  getrennten  Städten,  der 
Altstadt  mit  der  St  Marienkirche  und  der  Neustadt  mit  der  St.  Katharinenkirche.  In 
jeder  derselben  bestand  schon  lange  vor  der  Reformation  eine  unter  dem  Patronate  des 
Rates  stehende,  zur  Universität  entlassende  Kirchschule.  Nachdem  am  13.  Dezember 
1718  die  Altstadt  und  die  Neustadt  zu  einer  Stadt  vereinigt  waren,  gelang  es  nach 
vielen  Mühen,  die  seit  1541  in  jedem  Visitationsbescheide  empfohlene  Vereinigung  beider 
Schulen  herbeizuführen.  Am  11.  September  1744  wurde  die  „Vereinigte  lateinische 
Stadtschule"  eröffnet;  späterhin  führte  sie  die  Bezeichnung  Lyceum,  und  1819  nahm  sie 
mit  dem  Namen  Gymnasium  den  allgemeinen  Gymnasiallehrplan  an.    Zur  Durchführung 
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der  Reorganisation  und  Einrichtunff  einer  VI  bewilligte  König  Friedrich  Wilhelm  III. 
damals  einen  Staatszuschuft  von  1600  Thalern.  Anfang;  1874  wurde  das  Gymnasium  Tom 
Staate  übernommen,  die  Stadtgemeinde  verpflichtete  sich  zu  einem  jährlichen  Zuschüsse 
von  2000  Thalem.  Die  zweimalige  Kommunion,  abwechselnd  in  den  beiden  Pfarrkirchen 
der  Stadt,  ist  noch  erhalten.  Der  Schalerchor  hat  seit  1896  die  liturgischen  Gesänge 
beim  Gottesdienste  nicht  mehr  auszuführen,  statt  dessen  wirkt  er  an  einzelnen  Fest- 
tagen bei  größeren  Gesängen  mit.  Gröfste  Schalerzahl  (854)  im  Jahre  1883,  kleinste 
(199)  im  Jahre  1894. 

Direktor:  Dr.  Friedr.  Wüh,  Gustav  Legerlatz  seit  Ostern  1876,  vorher  Dr,  Adolf 
Asmus  1869-76. 

Schaler  der  Anstalt  war  u.  a.  der  Turnvater  Friedr,  Ludw.  Jahn  1791—94. 

11  Klassen  (0  I  und  U  I  sind  in  einigen  Fächern  vereinigt,  U  II  und  0  III  sind  in 
zwei  Parallelklassen  geteilt);  10  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  UilfsL,  2  Elementarl., 
alle  evangelisch. 

Das  neue  Gymnasialgebäude  ist  in  den  Jahren  1880—82  mit  einem  Kostenaufwande 
von  802000  Mk.  errichtet  und  am  1.  November  1882  eingeweiht  worden.  Auf  dem 
Gymnasialgrundstücke  befinden  sich  eine  Turnhalle  und  ein  Turnplatz,  sowie  eine  Bade- 
und  Schwimmanstalt  (an  der  Jeetze).    Die  Lehrerbibliothek  zählt  8572  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Kloster  Bergeschen  Stipendien,  jährlich  570  Mk.  h)  Das 
Schulzesche  Stipendium.  Für  vaterlose  Studierende.  Bestand  4584  Mk.  c)  Das  Witte- 
sche Stipendium.  Zu  Prämien  für  die  Bearbeitung  von  Aufgaben.  Bestand  2008  Mk. 
d)  Das  Wolterstorfifische  Stipendium.  Für  Schüler,  die  sich  im  Hebräischen  auszeichnen. 
Bestand  8204  Mk.  e)  Das  am  2.  November  1882  bei  der  Einweihung  des  neuen  Ge- 
bäudes gegründete  Feststipendium.  Zur  Unterstützung  von  Schülern  oder  Studierenden. 
Bestand  9314  Mk.  f)  Die  Danneil- Stiftung.  Zu  Stipendien  für  Primaner,  in  erster  Linie 
Angehörige  der  Familie  des  Stifters.  Bestand  8886  Mk.  g)  Die  Legerlotz-Stiftung.  Am 
21.  April  1901  aus  Anlafe  des  25jährigen  Direktoijubiläums  des  Direktors  Dr.  L.  durch 
Sammlungen  gegründet.    Ertrag  der  Sammlungen  bis  jetzt  etwa  1800  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  78890  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschulk  46216  Mk.,  Zuschufe  der  Stadt  6000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

StendaL 

(Altmark.    22075  Einwohner.) 

GymnaBlum  (I,  288.    U,  229.    III,  210). 

Haackej  Urkundl.  Nachrichten  von  dem  Lyceum  zu  Stendal,  Progr.  1819  und  21.  — 
Festschrift  zum  550jährigen  Jubiläum  der  Anstalt,  1888.  —  L.  Götze ^  Geschichte  des 
Gymnasiums  zu  Stendal,  nach  archivalischen  Quellen,  Stendal  1865.  —  Progr.  von  1841, 
55,  60,  99. 

Weil  die  vom  Domstift  St  Nikolai  unterhaltene  Schule  dem  Bedürfnisse  nicht  ent- 
sprach, eröfihete  der  Rat  der  Stadt  1888  im  Kirchspiele  von  St.  Marien  eine  Latein- 
schule. Der  Einspruch  des  Domstiftes  bestimmte  den  Bischof,  die  Auflösung  der 
letzteren  anzuordnen;  als  dieser  Anordnung  nicht  Folge  geleistet  wurde,  exkommuni- 
zierte er  die  Schoppen,  Ratsherren  und  Gildemeister  und  belegte  die  Stadt  mit  dem 
Interdikt.  In  dem  dadurch  entstandenen  Kampfe  stand  Rudolf  v.  Bismarck,  ein  Urahn 
des  verstorbenen  Reichskanzlers,  auf  selten  des  Rates.  Am  9.  März  1842  gestand  in 
einem  landesherrlich  bestätigten  Vertrage  das  Stift  der  Stadt  das  Recht  zu,  eine  freie 
Schule  zu  halten ;  später  wurde  die  Ratsschule  mit  der  Stiftsschule  vereinigt.  Bei  Ein- 
führung der  Reformation  wurden  die  Güter  des  Domstifts  der  Universität  Frankfurt 
überwiesen;  die  Schule  geriet  dadurch  in  schwere  Bedrängnis,  wurde  aber  bald  darauf 
mit  4  gelehrten  Präceptores  wiederhergestellt  und  siedelte  am  80.  September  1541  in 
das  Gebäude  der  ehemaligen  Franziskaner  über.  In  der  Zeit  der  westfälischen  Zwischen- 
regierung war  sie  ein  4 klassiges  Lyceum,  1814  wurden  alle  5  Primaner  Kriegsfreiwilliffe, 
1818 — 20  erfolgte  mit  Hilfe  eines  Staatsznschusses  von  1400  Thalern,  nach  dessen  Be- 
willigung^ ein  Königliches  Kompatronat  eingesetzt  wurde,  die  Umwandlung  in  ein 
Gymnasium.  Im  Jahre  1888  feierte  die  Anstalt  das  Fest  ihres  550jährigen  Bestehens. 
Der  seit  alter  Zeit  bestehende  Zusammenhang  mit  der  St.-Marienkirche  äußert  sich 
heute  noch  in  der  Schulkommunion,  der  Befreiung  von  kirchlichen  Gebühren  und  der 
Freischulberechtigung  der  Söhne  des  Pfarrers,  des  Küsters  und  des  Organisten.  Die 
seit  1867  bestehende  Vorschule  ist  nicht  mit  dem  Gymnasium  organisch  verbunden. 
Gröftte  Schülerzahl  (870)  i;  J.  1864,  kleinste  (246)  i.  J.  1898. 
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Direktor:  Dr.  Arnold  Zehnte  seit  1901,  vorher:  Dr.  Gutsche  1888—1901,  Dr.  FrieM 
1882—88,  jetzt  Provinzialschulrat  in  Stettin,  Dr.  Krahner  1858 — 82.  Früher  wirkte  an 
der  Anstalt  u.  a.  Dr.  C.  G.  Heüand,  Direktor  1854—56,  später  Provinzialschulrat  in 
Magdeburg. 

8  Klassen;  11  Oberlehrer,  1  Elementarl.,  1  Zeichen-  und  Tuml.,  alle  evangelisch. 

Das  mit  einem  Eostenaufwande  von  243  893  Mk.  errichtete  neue  63rmnasialgeb&ude 
wurde  im  Jahre  1898  eingeweiht  Die  auf  dem  Schulgrundstücke  errichtete  städtische 
Turnhalle  wird  vom  Gymnasium  mitbenutzt,  als  Turnplatz  dient  der  Schulhof.  Die 
Lehrerbibliothek  umfa&t  etwa  5600  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Schönebeck-Stiftung,  yon  dem  BUTf^eimeister  Berth.  Sdionebetk 
(gest.  1607)  und  seinem  Sohne,  dem  kurfürstl.  Geh.  Rate  Christian  Seh.  (gest  1669)  zum 
Besten  der  Lehrer  gegründet,  dient  daneben  auch  verschiedenen  anderen  Zwecken,  z.  6. 
zu  Schülerstipendien,  zur  Beschaffung  von  Büchergeschenken,  b)  Die  Haacke-  und 
Eichler- Stiftung,  welche  für  Lehrerwitwen  bestimmt  war,  wird  von  der  Stadt  für  die 
von  ihr  übernommene  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  verwendet.  Bestand 
12  878  Mk.  c)  Der  Kloster  Bergesche  Studienfonds  gewährt  jährlich  600  Mk.  Stipen- 
dien für  Schüler  der  oberen  Klassen,  d)  Das  Schwienhagensche  Vermächtnis,  zur  Ge- 
währung von  Freischule.  Bestand  15624  Mk.  e)  Die  Ernst  Behnke- Stiftung,  1876  ge- 
gründet, zu  Stipendien  für  Studierende.  Bestand  2699  Mk.  f)  Die  Krahner-Stiftung,  zu 
dem  gleichen  Zwecke,  1882  gegründet,  noch  nicht  ins  Leben  getreten.  Bestand  etwa 
1000  Mk.  g)  Die  Stiftung  des  verst.  Pastors  Steffens^  im  Jahre  1864  gegründet,  jährlich 
54  Mk.  für  die  ünterstützungsbibliothek  und  für  Prämien. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  69252  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  15402,  des  Staates  22900  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor 
und  3  Oberlehrer  haben  Dienstwohnung. 


Wernigrerode. 

(Grafschaft  Stolberg-Wernigerode.    11567  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  242.    U,  282.    III,  213). 

Dr.  H.  Drees,  Geschichte  des  Fürstlich  Stolbergschen  G^rmnasiums,  der  Oberschule 
zu  Wernigerode;  in  der  Zeitschrift  des  Harzvereins  mr  Geschichte  und  Altertumskunde 
1898,  S.  1  ff.  —  J.  Chr.  Fr.  Kallenbach,  Geschichte  des  Lyceums  zu  W.  1850.  —  Progr. 
1862  und  1863. 

Im  Jahre  1262  wird  als  Rektor  einer  vom  Rate  der  Stadt  errichteten  Lateinschule 
ein  Augustiner  des  benachbarten  Klosters  Himmelpforte  genannt  (Johannes  de  Anvorde); 
1265,  bei  der  Gründung  des  S.  Sylvesterstiftes,  wurde  diesem  durch  die  Grafen  Gebhard 
und  Konrad  von  Wernigerode  die  Leitung  der  Schule  übertragen.  Am  29.  März  1538 
trat  das  Stift  die  Schule  an  die  Stadt  ab,  die  schon  1531  dem  Rektor  und  dem  Kon- 
rektor ein  festes  Gehalt  gezahlt  hatte.  1550  gab  Heinrich  Hom,  Dechant  des  Lieb- 
frauenstifts und  Offizial  des  Bistums  Halberstadt,  die  Mittel  zum  Bau  eines  neuen,  1554 
eingeweihten  ^chulhauses.  In  seinem  Testamente  vom  26.  Dezember  1553  dotierte  er 
die  Lehrerstellen  so  reichlich,  dafe  die  Stadt  lange  keinen  Zuschuß  zu  leisten  und  kein 
Schulgeld  zu  erheben  brauchte.  Da  Hom  auf  diese  Weise  das  Bestehen  der  städtischen 
Lateinschule  —  des  später  nach  ihm  genannten  Homeums,  auch  Lyceums  —  als  eines 
zur  Universität  vorbereitenden  humanistischen  Gymnasiums  gesichert  hat,  so  |^ilt  er  als 
der  eigentliche  Begründer  und  1550  als  das  Gründung^ahr  der  Anstalt.  Diese  hatte 
anfangs  ganz  den  Charakter  einer  evangelischen  Lateinschule.  Im  Jahre  1743  ge- 
wälirte  sie  nach  dem  Vorbilde  der  Franckeschen  Stiftungen  dem  Unterricht  im  Deutschen 
und  in  den  neuem  Fremdsprachen  Eingang,  und  1792  nahmen  die  drei  unteren  Klassen, 
indem  in  ihnen  die  Befreiung  vom  Unterrichte  im  Lateinischen  zugelassen  wurde,  zu- 
gleich den  Charakter  einer  Bürgerschule  an.  In  der  Zeit  von  1797—1825  war  mit  den 
obersten  Klassen  ein  Seminar  für  4—6  künftige  Volksschullehrer  —  unter  Befreiung  der 
Betreffenden  vom  Griechischen  und  Hebräischen  —  verbunden.  1825  verliefe  der  letzte 
Abiturient  die  Schule,  und  1826  wurde  diese  durch  Erlafe  des  regierenden  Grafen  Hein- 
rich in  eine  vierklassige  Vorbereitungsschule  für  die  Oberklassen  eines  preufeischen 
Gymnasiums  verwandelt  1846  wurde  tur  Nichtgriechen  Nebenunterricht  in  den  Realien 
eingeführt,  dieser  wurde  jedoch  bereits  1860  beseitigt.  Am  1.  November  1862  wurde  die 
Schule  als  Progymnasium,  am  5.  Oktober  1863  als  Vollgymnasium  anerkannt  In  dem 
bei   dieser  Gelegenheit  errichteten,  am  20.  Oktober  dess.  J.  genehmigten  Statut  wird 
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bestimmt,  dafe  der  Rektor  vom  regierenden  Grafen  ernannt,  die  übrigen  Lehrer  von  der 
städtischen  Patronatsbehörde  gewählt  werden  und  alle  evangelisch  sein  müssen.    Durch 

A   Oktober  

Vertrag  vom  ^^ r— 1867  wurde  die  Anstalt  vom  Grafen  Otto  zu  Stolberg- Wernigerode 

übernommen.  Die  im  Jahre  1846  errichtete  Yorschulklasse  ist  1880  eingegangen.  Der 
frühere  enge  Zusammenhang  des  Gymnasiums  mit  der  Oberpfarrkirche  zu  S.  Silvester 
ist  seit  188o  eelöst,  doch  findet  in  derselben  noch  jährlich  eine  gemeinsame  Abendmahls- 
feier  der  Lehrer  mit  ihren  Familien  und  den  konfirmierten  Schülern  statt  Am  27., 
2ß.,  29.  Juni  1900  feierte  die  Anstalt  das  Fest  ihres  d50jährigen  Bestehens.  Größste 
Schülerzahl  (290)  im  Jahre  1884.  Seit  Michaelis  1890  ist  mit  der  Anstalt  ein  Seminar 
verbunden. 

Direktor:  Dr.  Älhrecht  Jordan  seit  1901,  vorher:  Dr.  Otto  Friedel  seit  Michaelis 
1888,  jetzt  Provinzialschulrat  in  Stettin,  Wühelm  Bachmann  1860—88. 

9  Klassen;   10  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  1869/70  mit  einem  Kosten  aufwände  von  246  247  Mk. 
(ausschl.  der  inneren  Einrichtung)  erbaut  und  am  28.  August  1871  eingeweiht  worden. 
Das  Gynmasium  besitzt  einen  Turnplatz  und  seit  1893  eine  Turnhalle  (Kosten  26688Mk.). 
Für  die  Bewegungsspiele  ist  eine  außerhalb  der  Stadt  gelegene  Wiesenfläche  ge- 
pachtet 

Die  Lehrerbibliothek  umfa&t  5000  Bände,  mit  ihr  ist  die  Meineckesche  philo- 
logische Büchersammlung  verbunden  (2000  Bände),  die  im  Jahre  1870  aus  dem  Nachlafe 
des  Geheimen  Regierungsrats  Meinedce  erworben  wurde.  1885  erhielt  die  Bibliothek 
durch  Vermächtnis  die  Büchersammlung  des  Assessors  Weye,  1898  durch  Über- 
weisung des  Patrons  einen  Teil  der  Hetzerschen  Sammlung.  Die  Schülerbibliothek  zählt 
5000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Pastor  Kelsler-Stiftung,  1824  errichtet,  zur  Verbesserung  des 
Einkommens  eines  Lehrers.  Bestand  1500  Mk.  b)  Hampesches  Legat,  1850  errichtet, 
zur  Verbesserung  der  Besoldungen  oder  zu  sonstigen  Schulzwecken,  6220  Mk.  c)  Hofrat 
Bode-Stiftung,  1828  errichtet,  von  der  Stadt  verwaltet,  die  Überschüsse  (1898/99: 1929  Mk.) 
sollen  zu  Besoldungsaufbesserungen  der  Lehrer  verwendet  werden,  d)  Köhlersches 
Vermächtnis,  1870  errichtet,  nach  dem  Ableben  der  jetzigen  Nutznielserin  zur  Anscha£fung 
von  Büchern  für  Schüler  verwendbar.  Bestand  8000  Mk.  e)  Die  Jubiläums  Stiftung  von 
1883,  zu  Schülerstipendien,  Bestand  1657  Mk.  f)  August  Wilhelm  Grube- Stiftung,  1886 
errichtet,  zu  Stipendien  für  Schüler,  die  sich  als  Philologen  dem  Lehrfache  widmen 
wollen.    Bestand  6160  Mk.    g)  Karl  Wilh.  Kallenbach-Stiftung,  1883  errichtet,    zur  Be- 

gründun^  eines  Universitätsstipendiums,  in  erster  Linie  für  Theologen.  Bestand  4521  Mk. 
)  Schreiber-Stiftung,  1885  errichtet,  1892  ins  Leben  getreten,  zu  Schülerstipendien, 
Bestand  3085  Mk.  i)  Die  Stipendienkasse  für  Schüler,  aus  dem  im  Jahre  1748  vom 
Grafen  Christian  Ernst  gegründeten  Konviktorium  gebildet  In  diesem  wurden  fleißigen 
und  würdigen  Schülern  Freitische  gewährt.  Die  Umwandlung  des  Konviktoriums  in  die 
Stipendienkasse  ist  durch  Statut  vom  15.  Oktober  1880  erfolgt.  Jetziger  Vermögens- 
stand 18060  Mk.  1899  wurden  5  Stipendien  zu  je  100  und  5  zu  je  50  Mk.  verliehen. 
Die  Verleihung  steht  dem  Superintendenten  der  Grafschaft  zu,  der  sich  vorher  mit  dem 
Direktor  ins  Benehmen  zu  setzen  und  die  Genehmigung  des  Fürstlichen  Konsistoriums 
einzuholen  hat  k)  Der  Pensionsfonds  für  Lehrer,  Bestand  11 870  Mk.  1)  Mehrere 
kleinere  Vermächtnisse,  m)  Die  Gymnasiallehrerwitwenkasse,  seit  1862  bestehend,  mit 
einem  Vermögen  von  4820  Mk.,  «fahresbeitrag  10  Mk.  n)  Bei  der  liebensversicherung 
eines  Lehrers  beim  preul^ischen  Beamtenvereine  bewilligt  der  Fürst  Stoibers  —  wie 
bisher  bei  der  Gothaischen  Lebensversicherung  —  lO^/o  der  Prämie  von  einer  10000  Mk. 
nicht  übersteigenden  Versicherungssumme  als  Beihilfe.  • 

Das  Gymnasium  wird  vom  Fürsten  zu  Stoibers -Wernigerode  unterhalten.  Die 
äu&eren  Angelegenheiten  werden,  soweit  nicht  der  Direktor  allein  zuständig  ist,  von 
der  Gymnasialverwaltungskommission  bearbeitet,  die  aus  einem  Fürstlichen  Verwaltungs- 
beamten und  dem  Direktor  besteht  (Geschäftsordnung  vom  1.  Okt  1892).  Die  nächste 
Aufsichtsbehörde  des  Gymnasiums  ist  das  Fürstliche  Konsistorium;  vgl.  das  Nähere 
hierüber  im  zweiten  Abschnitte  (S.  113). 

Gesamtausgabe  69000  M.,  Patronatszuschufs  34734  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Die 
Besoldungen  sind  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  die  Fürsorge  für  die 
Hinterelieoenen  der  Lehrer  nach  Malsgabe  der  Vorschriften  für  die  unmittelbaren 
Staatsbeamten  geregelt.  Die  Lehrer  sind  aufserdem  berechtigt,  der  Fürstlichen  Beamten- 
Witwenkasse  beizutreten;  bei  dieser  sind  je  nach  der  Höhe  des  Einkommens  Jahres- 
beiträge von  12—72  Mk.  zu  zahlen  (vgl.  femer  die  Stiftungen  zu  m  und  n).  Der  Direktor 
und  drei  Lehrer  haben  Dienstwohnungen. 
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(Herzogtum  Magdeburg.    5549  Einwohner.) 

Progymnasimii. 

Die  Schule  wurde  1880  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  mit  den  Klassen  VI, 
y,  lY  eröffnet  Nach  den  unter  dem  2.  Juli  18^  bestätigten  Statuten  sollen  nur 
«vangelische  Lehrer  angestellt  werden.  Am  11.  März  1885  wurde  die  Anstalt  als  Pro- 
gymnasium anerkannt 

Direktor:  Heinrich  Müller  seit  Eröffnung  der  Schule. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  1  Elementarlehrer,  2  techn.  Lehrer  im  Nebenamte,  alle 
evangelisch  (s.  oben). 

Das  mit  einem  Kostenaufwande  von  60000  Mk.  errichtete  Schulhaus  wurde  Ostern 
1884  in  Benutzung  genommen.  Die  Anstalt  hat  eine  Turnhalle  und  einen  Turnplatz. 
Die  Lehrerbibliothek  zählt  1137  Bände. 

Das  Progymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Das  Kuratorium 
(Bürgermeister  und  sein  Stellvertreter,  2  Stadtverordnete,  der  Direktor,  der  erste  Geist- 
liche der  Stadt,  ein  wissenschaftlich  gebildetes  Mitglied  der  Bürgerschaft)  hat  nur  be- 
ratende Stimme. 

GesamUusgabe  39874  Mk.,  Zuschuis  der  Stadt  24224  Mk.,  des  Staates  9750  Mk. 
Schulgeld  100  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normal- 
etat geregelt  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Pro vinzial- Witwen-  und 
Waisen -Versorgungsanstalt  versichert 

Gardelegren. 

(Alt mark.    7799  Einwohner.) 

Bealschnle. 

Die  im  Jahre  1864  von  der  Stadtgemeinde  gegründete  .gehobene  Mittelschule** 
wurde  1873  als  höhere  Bürgerschule  eingerichtet  und  am  18.  Februar  1876  als  solche 
anerkannt.  Nach  Erweiterung  des  liehrganges  der  III  zu  einem  zwegährigen  erhielt 
sie  am  20.  Juni  1877  die  vollen  Berechtigungen  der  Anstalten  dieser  Art.  Ostern  1893 
begann  die  Umwandlung  in  eine  Realschule  mit  lateinischen  Nebenabteilungen.  Diese 
Umwandlung  war  Ostern  1899  beendigt,  und  am  27.  April  dess.  J.  wurde  die  Anstalt 
als  Realschule  anerkannt 

Direktor:  Friedr,  Francke  seit  Michaelis  1891,  vorher  Dr.  Isensee. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  Elementarl., 
alle  evangelisch. 

Das  Schulhaus  ist  das  der  früheren  Mittelschule.  Turnhalle  und  Turnplatz  sind 
vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  132  Werke  in  902  Bänden. 

Der  im  Jahre  1879  verstorbene  Kreisphysikus  Dr.  Fröhlieh  vermachte  der  Schule 
•6000  Mk.,  deren  Zinsen  zur  Beschaffung  von  Lehrmitteln,  hauptsächlich  für  den  Unter- 
richt in  den  Naturwissenschaften,  zu  verwenden  sind. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  44750  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  20080,  des  Staates  8950  Mk.    Schulgeld  jähriich  66—108  Mk.,  je 

I  nach  der  Klasse;  auswärtige  Schüler  zahlen  24  Mk.  mehr.    Die  Besoldungen  sind  nach 

dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt,  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  bei 

I  -der  Pro  vinzial- Witwen-  und  Waisen -Yersorg^ungsanstalt  versichert 

I  Osohersleben. 

(Fürstentum  Halberstadt    13405  Einwohner.) 

Realschule  (mit  Nebenunterricht  im  Lateinischen). 

Dr.  DieboWj  Zur  Geschichte  des  Schulwesens  Oscherslebens;  im  ersten  Jahres- 
berichte. 

I 


I 


Die  Schule  ist  aus  einer  lateintreibenden  Nebenabteilung  der  früheren  städtischen 
Rektorschule,  jetzigen  Mittelschule  hervorgegangen.  Von  dieser  wurden  die  Latein- 
klassen Ostern  1892  von  der  Stadtgemeinde  mit  der  Absicht  losgelöst,   sie  zu  einem 
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Proff^mnasium  auszuffestalten.  Diese  Absicht  kam  aber  nicht  zur  Durchf&hrung,  die 
stäotischen  Eörperscnaften  beschlossen  vielmehr  bereits  im  folgenden  Jahre  unter 
gleichzeitiger  Gründung  einer  realen  VI  und  Y  die  Einrichtung  einer  Realschule  mit 
angegliederten  Gymnasialnebenklassen.  Der  Aufbau  war  1897  vollendet,  und  am  16.  April 
18SB  erfolgte  die  Anerkennung  der  Anstalt  als  Realschule. 

Direktor:  Dr.  Dieboto  seit  11.  Mai  1898,  seit  Ostern  1895  bis  dahin  provisorisch. 

6  Realklasssen  (8  Lateinnebenklassen);  5  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfst, 
und  3  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Seit  Ostern  1896  ist  die  Realschule  in  dem  früher  von  der  Mädchen-Bürger-  und 
Mittelschule  benutzten  Gebäude  untergebracht.  Für  den  Turnunterricht  wird  die 
städtische  Turnhalle  mitbenutzt    Die  Lehrerbibliothek  umfallet  850  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  8  Mitgliedern  des  Magistrats,  8  Stadtverordneten, 
3  weiteren  Mitgliedern  der  Bürgerschaft  und  dem  Direktor.  Gesamtausgabe  ^650  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  21 996  Mk.,  des  Staates  4000  Mk.  Schulgeld  jährlich  100  Mk.  für 
einheimische,  120  Mk.  für  auswärtige  Schüler.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem  zweiten 
Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt.  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  erfolfft  durch 
eine  von  der  Stadt  fUr  die  Gemeindebeamten  gegründete  Kasse  nach  Malsgabe  aer  Vor- 
schriften für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten. 


Sohönebeok  a.  d.  Elbe. 

(Herzogtum  Magdeburg.    16261  Einwohner.) 

Realschule  (mit  Nebenunterricht  im  Lateinischen). 

Die  Anstalt  wurde  am  6.  April  1875  als'  höhere  Bürgerschule  eröfihet;  Ostern  1899 
begann  ihre  Umwandlung  in  eine  Realschule  mit  lateinischem  Nebenunterricht  in  den 
drei  unteren  Klassen.  Gröfste  Schülerzahl  (216)  in  den  Jahren  1877  u.  78,  kleinste  (117) 
im  Jahre  1884.    Die  Vorschule  ist  nicht  organisch  mit  der  Realschule  verbunden. 

Direktor:  GiAstav  Klug  seit  Michaelis  1894,  vorher:  Dr.  Gustav  Vökker  1882—94, 
Dr.  Theod,  Marichal  1875-82. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  1  technischer  und  2  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Gebäude  der  Realschule  ist  1871  errichtet  worden.  Für  die  Leibes- 
übuneen  werden  die  städtische  Turnhalle  und  ein  grofeer  Spielplatz  im  Stadtpark  benutzt. 
Die  Lehrerbibliothek  umfaist  1638  Bände. 

Stiftungen:  a)  Ein  durch  Sammlungen  im  Jahre  1894  gebildeter  Fonds  zu  Schüler- 
prämien. Bestand  1100  Mk.  b)  Das  Vermächtnis  des  früheren  Bürgermeisters  Krause, 
vom  Jahre  1896,  zur  Unterstützung  abgehender  Schüler.  Bestand  2^  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  42800  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  23000  Mk.,  des  Staates  7500  Mk.  Schulgeld  80  Mk.,  Auswärtige 
100  Mk.,  Lateinschüler  zahlen  40  Mk.  mehr.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem  zweiten 
Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt,  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  bei  der  Provinzial- 
Witwen-  und  Waisen -Versorgungsanstalt  versichert. 

Seehausen. 

(Altmark.    3530  Einwohner.) 

BealBchule  (in  der  Entwickelung  begriffen)  (I,  235.    II,  229.    III,  211). 
THhU,  Nachrichten  über  die  Stadtschule  zu  Seehausen,  Progr.  1864. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  als  Progymnasium  gegründet,  am  20.  April  1863 
mit  den  3  Klassen  VI — IV  eröffnet  und  im  Jahre  1865  zu  einem  Vollgymnasium  erweitert 
worden.  Ostern  1869  wurde  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten.  Für  das  Progymnasium  wurde 

.„  23.  Dezember  1862    ^^         Gymnasium  am  S^^^  1885  ein  Statut  errichtet. 

19.  Januar  1863  ^  21.  Oktober 

Ostern  1896  begann  die  Umwandlung  der  Anstalt  in  eine  Realschule;  Ostern  1901  wurde 
die  oberste  Klasse  der  letzteren  eröffnet;  gleichzeitig  gingen  die  beiden  letzten  Klassen 
des  Gymnasiums  ein.  In  den  beteiligten  Kreisen  wird  aber  vielfach  bezweifelt,  ob  die 
Umwandlung  in  eine  Realschule  dauernden  Bestand  haben  werde.    Die  an  sich  auf- 
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fallende  Tliatsache,  daft  die  Stelle  des  Direktors  seit  Ostern  1896  unbesetzt  ist,  findet 
dadurch  ihre  Erklärung. 

Provisorischer  Leiter  (s.  oben):  Prof.  Dr.  i(fi8c^  seit  Michaelis  1899,  vorher: 
Prof.  Dr.  Pöhlig  1896—99.  Der  letzte  Direktor  war  Dr.  Bindseil  1889—96,  vorher:  Dr.  Pepp- 
mimer  1886—89,  Dr.  Eenkel  1878—86. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL,  1  Zeichenl.,  1  Elementarl. 

Im  Sommer  wird  auf  einem  in  der  Nähe  der  Stadt  liegenden  Platze,  im  Winter  in 
einem  gemieteten  Saale  eeturnt.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  über  4000  Bände.  Einen 
wertvollen  Bestandteil  bildet  die  über  1200  Bände  umfassende  Bibliothek  des  verstorbenen 
Provinzialschulrats  JSeüand^  die  von  dessen  Witwe  der  Schule  im  Jahre  1867  zum  Ge- 
schenk  gemacht  wurde. 

Stiftungen:  a)  Der  am  8.  Juni  1871  verstorbene  Kaufmann  J.  C,  SchuUe  (s.  oben) 
hat  durch  letztwillige  YerfÜgunff  80  000  Mk.  zur  Verwendung  für  gemeinnützige  Zwecke 
ausgesetzt  Zur  Zeit  werden  die  Zinsen  zur  Unterstützung  von  Schülern  des  Gym- 
nasiums verwendet.  Bestand  84527  Mk.  b)  Der  Prämienfonds,  vom  früheren  Direktor 
Dr.  DiMe  gegründet.    Bestand  gegen  1500  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Das  frühere  Kuratorium  des 
Gymnasiums  ist  Ostern  1901  aufgehoben  worden.  Gesamtausgabe  49350  Mk.,  Zuschuls 
der  Stadt  22787  Mk.  (ausschlie(8lich  der  Kosten  der  baulichen  Unterhaltung),  Zuschuis 
des  Staates  18  200  Mk.  Schulgeld  80  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem  vierten  Nach- 
trage zum  Normaletat  geregelt;  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial- 
Witwen-  und  Waisen- Versorgungsanstalt  versichert.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Regiernngsbezirk  Merseburg. 

Meraeburs:. 

(Herzogtum  Sachsen.    19118  Einwohner.) 

Dom-Gymnasium  (I,  247.    11,  235.    III,  214). 
WitUf  Geschichte  des  Domgymnasiums  zu  Merseburg,  Progr.  1875,  76,  90,  91. 

Auf  Wunsch  des  Domkapitels  und  der  Stifts  stände  genehmigte  am  1.  Juli  1574 
Kurfürst  August  von  Sachsen  als  Administrator  des  Stiftes  die  Gründung  einer  luthe- 
rischen Gelehrtenschule  in  Merseburg.  Dieselbe  wurde  mit  Einkünften  des  Peters- 
klosters,  des  Domkapitels,  der  Stadt  und  des  Stiftsherm  ausgestattet  und  am  19.  De- 
zember 1575  eröffnet.  Mit  ihr  war  längere  Zeit  ein  Alumnat  verbunden.  Bei  der 
>> Besitzergreifung  durch  Preulsen  im  Jahre  1815  wurde  die  „Domschule^  nach  dem  all- 

femeinen  Gymnasiallehrplan  umgestaltet;  seitdem  führt  sie  den  Namen  „Domgymnasium". 
^as  Gymnasium,  das  bisher  vom  Staate  und  vom  Domkapitel  gemeinsam  unterhalten 
wurde,  ist  Ostern  1899  vom  Staate  übernommen  worden.  Die  Schule  stellt  nach  wie 
vor  den  Singchor  im  Dome,  und  jährlich  einmal  finden  Schulkommunionen  statt;  der 
Stiftssnperintendent  bildet  auch  jetzt  noch  als  Inspektor  des  Gymnasiums  bei  der  Ver- 
leihunp  von  Stinendien  eine  vermittelnde  Instanz;  der  Domdiakonus  erteilt  Religions- 
unterricht und  der  Domorganist  Gesangunterricht  am  Gymnasium.  Am  29.  und  80.  Juni 
und  am  1.  Juli  1875  feierte  das  Gymnasium  das  Fest  seines  SOOjährigen  Bestehens. 
Grö&te  Schülerzahl  (232)  im  Jahre  1888. 

Direktor:  l^eer  seit  1.  Oktober  1897,  vorher:  Rektor  Dr.  Afmus  1876—97, 
Dr.  Schede  1855-76. 

8  Klassen  (0  I  und  U  I  sind  vereinigt);  8  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche  HilfsL, 
1  technischer  Lehrer,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  im  Jahre  1880  mit  einem  Kostenaufwande  von  168000  Mk. 
erbaut  worden.  Die  Anstalt  hat  eine  Turnhalle;  der  Schulhof  dient  als  Turnplatz;  die 
Lehrerbibliothek  umfa&t  7118  Bände.  Über  die  Handschriften  und  seltenen  Drucke 
vgl.  Afsmus,  Progr.  1879. 

Stiftungen:  a)20  Schülerstipendien.  Vom  Kurfürsten  Friedrich  August  im  Jahre 
1574  gegründet.  2  werden  vom  Domkapitel,  4  von  den  Stiftsständen,  5  von  der  Stadt 
Merseburg,  je  2  von  den  Städten  Lützen,  Schkeuditz,  Lauchs tedt,  Zwenkau,  1  von  der 
Stadt  Schafstedt  verliehen,  b)  Die  Böhringsche  Stiftung.  Zu  drei  Schülerstipendien, 
1770  von  der  Witwe  Martha  Begine  B,  mit  einem  Kapital  von  2500  Thalem  gegründet 
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Verleihung  durch  den  Stifts  Superintendenten,  c)  Das  Ziegksche  und  das  Gutmannsche 
Legat  fiür  Chorsänger,  d)  Die  Reisestij^endienstiftung.  Beim  300jährigen  Jubiläum  der 
Anstalt  gegründet.  Alle  fünf  Jahre  wird  ein  Stipendium  von  500  Mk.  vom  Direktor, 
den  drei  ältesten  Oberlehrern  und  dem  ersten  Bürgermeister  verliehen.  Bestand  3910  Mk. 
e)  Die  Stiftung  des  Rechtsanwalts  Else  von  189o.  Zu  einer  Bücherprämie.  Bestand 
500  Mk.  f )  Die  am  1.  April  1865  gegründete  Witwenkasse  nimmt  seit  1892  keine  neuen 
Mitglieder  mehr  auf.    Bestand  78&  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  61750  Mk.,  Zuschuls 
des  Domkapitels  15566  Mk.,  der  Prokuratur  Meifsen  2197  Mk.,  Bedürfniszuschuls 
23950  Mk.,  au&erdem  4713  Mk.  Staatszuschufs  vermöge  rechtlicher  Verpflichtung. 
Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Bisleben. 

(Grafschaft  Mansfeld.    23898  Einwohner.) 

Die  Stadt  besitzt  ein  vom  Staate  unterhaltenes  Gymnasium  und  eine 
von  der  Stadtgemeinde  unterhaltene  Realschule. 

Gymnasium  (I,  263.    II,  246.    III,  220). 

EUendt,  Geschichte  des  Kgl.  Gymnasiums  zu  Eislehen,  1846.  —  Progr.  1846,  47, 
49.  —  Fr.  VoUheim,  Geschichte  des  Agl.  Gymnasiums  zu  Eisleben  von  18&— 96  (Fort- 
setzung der  EUendtschen  Schrift).  —  Grerhardt,  Die  höheren  Schulen  in  Eisleben  von 
1525—1600,  in  den  Symbolae  Islebienses,  1883. 

Graf  Albrecht  von  Mansfeld  errichtete  1525  eine  lateinische  Schule  bei  der 
St  Andreaskirche  in  Eisleben.  Im  Jahre  1546  bewirkte  Luther  die  Vereinigung  dieser 
Schule  mit  einer  zweiten  Andreasschule.  Die  vereinigte  Schule  erhielt  die  Bezeichnung 
Gjmnasium,  wurde  vom  Landesherrn  reichlich  ausgestattet  und  stand  mit  der  Andreas- 
kirche in  engster  Verbindung.  Auch  die  Bürger  förderten  die  Schule,  indem  viele  von 
ihnen  auswärtigen  Schülern  gegen  die  Verpflichtung  zur  Erteilung  von  Privatunterricht 
Unterhalt  gewährten  (hospitia).  1601  wurde  bei  einem  grofeen  Brande  der  Stadt  auch 
das  Gymnasium  grölstenteils  zerstört;  die  Wiederherstellung  erfolgte  aus  dem  Ertrage 
von  Sammlungen  im  evangelischen  Deutschland.  Am  4.  Oktober  1673  wurden  die  Ge- 
werkschaften verpflichtet,  die  Besoldungen  der  Lehrer  auf  den  „geistlichen  Fünfzigsten'' 
(cuprum  sacrum)  zu  übernehmen.  Nach  der  Schlacht  bei  Leipzie  wurde  das  Schulhaus 
zum  Lazarett  Bis  1829  stand  das  Gymnasium  unter  dem  geistlichen  Ephorat  des  jedes- 
maligen Superintendenten,  welcher  in  Verbindung  mit  einem  weltlichen  Rate  die  Schul- 
aufsicht funrte.  Alljährlich  an  Luthers  Geburtstage  findet  Morgenandacht  mit  Ab- 
singung des  Liedes  n^i^'  ^^^te  Burg''  statt.  Die  früher  von  dem  Gymnasium  an  die 
St  Andreaskirche  erhobenen  Geldansprüche  sind  in  neuerer  Zeit  niedergeschlagen 
worden;  dafür  ist  seit  1867  der  Diakonus  von  St.  Andreas  durch  seine  Berufungs- 
urkunde verpflichtet,  wöchentlich  vier  Beli^onsstunden  am  Gymnasium  zu  erteilen. 
Jährlich  findet  in  der  Andreaskirche  gemeinsame  Abendmahlsfeier  der  Lehrer  und 
Schüler  statt  Die  Geistlichen  dieser  lurche  erteilen  abwechselnd  den  Konfirmanden- 
unterricht an  die  Gymnasiasten.  Jeden  Sonntag  nimmt  eine  Klasse  an  dem  Gottes- 
dienste teil;  dem  Gymnasium  sind  zu  diesem  Zwecke  besondere  Plätze  in  der  Kirche 
eingeräumt  Der  dem  Gymnasium  aus  den  Berggeldem  zukommende  Teil  des  »geist- 
lichen  Fünfzigsten"  (s.  oben)  wurde  am  12.  April  1880  durch  eine  Kapitalziüilung  von 
573074,75  Mk.  abgelöst  Diese  Summe  bildet  den  Grundstock  des  Gymnasialvermögens. 
Ihr  50 jähriges  Dienstjubiläum  feierten  der  Direktor  SchwaXbe  am  11.  April  1875,  der 
Direktor  Dr.  Gerhardt  am  25.  September  1888,  der  Zeichenlehrer  Bu^echt  am  2.  August 
1898.  Im  Mai  1896  beging  die  Anstalt  das  Fest  ihres  350jährigen  Bestehens.  Grö&te 
Schülerzahl  (312)  im  Jahre  1883,  kleinste  (163)  im  Jahre  1893. 

Direktor:  Weicher  seit  Michaelis  1891,  vorher:  Dr.  Gerhardt  1876—91,  Herrn, 
SchwdJlhe  1855—76. 

8  Klassen  (Ol  und  ÜI  sind  vereinigt);  9  Oberlehrer,  1  Elementarl.,  außerdem 
2  gegen  Remuneration  beschäftigte  technische  Lehrer,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  wurde  am  31.  Oktober  1883  eingeweiht;  der  Bau  hat 
257894  Mk.  gekostet,  die  mit  Einschlufs  der  Kosten  des  Grundstückes  (33798  Mk.)  dem 
Vermögen  der  Anstalt  entnommen  wurden. 

Die  Anstalt  hat  einen  Turnplatz  und  eine  Turnhalle;  letztere  wird  vom  Kgl.  Lehrer- 
seminar und  der  Präparandenanstalt  mitbenutzt. 

Wiese,  Schulwesen.    lY.  25 
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Die  Gymnasialbibliothek  besteht  aus  drei  Abteilungen.  1^  Die  eigentliche  Lehrer- 
bibliothek umfa&t  2700  Nummern,  darunter  eine  Persamenthanaschrift  in  4^  enthaltend 
20  Reden  Ciceros  (ygl.  hierüber  die  Programm abhandlung  von  Mönch  1857),  eine  Papier- 
handschrift in  4^  enthaltend  L.  A.  Senecae  ad  Lucilium  epistolae  (1—88),  Bonifacii  de 
Ripa  liber  de  vita  scholastica  und  Senecae  de  virtutibus  cardinalibus  Über,  außerdem 
seltene  Eisleber  Drucke.  2)  Die  von  dem  Bergrat  Dr.  Plümicke  (gestorben  1866)  durch 
Vermächtnis  dem  Gymnasium  zugewendete  Bibliothek  von  982  Nummern,  darunter  ältere 

Seschichtliche  Werke  und  Handschriften,  z.  B.  Liber  spiritualis  gratiae  der  heiligen 
[athilde  (Perfl;amenthandschrift ,  Fol.)  und  Urteile  des  Magdeburger  Schöffenstuhles  in 
Eisleber  Angelegenheiten  (Pergamenthandschrift,  Fol.)  8)  Der  Wirkliche  Geheime  Erie^s- 
rat  Lehmann  hat  1894  den  gröfsten  Teil  der  von  seinem  Vater,  dem  Geheimrat  Dr.  £aW 
GotUob  L.,  hinterlassenen  Bibliothek  (448  Nummern)  dem  Gymnasium  überwiesen.  Die 
gesamte  Bibliothek  desselben  umfaist  somit  4180  Nummern. 

Stiftungen:  a)  Die  Langesche  Stiftung  von  1742.  Aus  ihr  erhalten  jährlich 
zwölf  Schüler  je  108  Mk.  Verleihung  durch  den  Senior  der  Familie  Lange,  b)  Die 
Böttgersche  Stiftung.  Jährlich  erhalten  zwei  Studierende  die  Zinsen  von  6000  Mk. 
und  sechs  Schüler  zu  gleichen  Teilen  die  Zinsen  von  dO(X)  Mk.  c)  Die  Schwalbe- 
Stipendienstiftung.  Aus  Anlals  des  50jährigen  Amtsiubiläums  des  Direktors  Schw. 
(s.  oben)  durch  Sammlungen  begründet,  fär  einen  Studenten,  der  vom  Eisleber  G]rm- 
nasium  oder  vom  Kloster  U.  L.  F.  in  Magdeburg  abgegangen  ist.  Die  Verleihung 
erfolgt  abwechselnd  durch  die  Lehrerkollegien  der  beiden  Gymnasien.  Bestand  3000  Mk. 
d)  Die  Stipendienstiftung  des  Amtsrats  von  Dötinchen.  Für  einen  Schüler,  dessen 
Vater  Staatsbeamter  oder  Lehrer  ist.  Bestand  3000  Mk.  e)  Die  Stiftung  des  Pastors 
Bönicke,  1894  in  Wirksamkeit  getreten  (vgl.  Bd.  UI,  S.  220),  zu  einem  Schüler- 
stipendium. Bestand  6000  Mk.  f)  Die  Jubiläumsstiftunff.  Vom  Direktor  Dr.  Gerhard 
bei  der  850jährigen  Jubelfeier  der  Anstalt  mit  3000  Mk.  gegründet,  zur  Fortfuhrung 
der  Sammlung  ausgestopfter  Vögel  (jährlich  50  Mk)  und  zu  einem  Schülerstipendium, 
ff)  Der  am  19.  September  1896  verstorbene  Rentier  Franz  Hanf  hat  dem  Gvmnasium 
10000  Mk.  vermacht.  Die  Zinsen  sollen  zunächst  dem  gegenwärtigen  Zeicnenlehrer 
der  Anstalt  überlassen,  nach  dessen  Tode  zur  Unterstützung  von  Schülern  verwendet 
werden,  h)  Die  Stiftung  des  Pastors  Wacker  vom  Jahre  1821,  9000  Mk.  Die  Zinsen 
werden  an  vier  Schüler  vom  Superintendenten  der  Stadt  gleichmä&ig  verteilt  (gegen- 
wärtig je  70  Mk.).  i)  Das  Luther-Stipendium.  Aus  Sammlungen  und  letztwilligen  Zu- 
wendungen gebildet;  aus  den  Zinsen  werden  nach  der  Bestimmung  des  Vorstandes  der 
Luther-Stiftung  jährlich  40  Mk.  an  drei  Schüler  der  oberen  Klassen  gezahlt;  Satzungen 
vom  3.  September  1850.  k)  Mehrere  kleine  Stiftungen,  über  die  vom  Direktor  zu  ver- 
fügen ist. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  69350  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufe  29040  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Bealschale  (III,  220). 

Boesche^  Rückblick  auf  die  25jährige  Geschichte  der  städtischen  höheren  Real- 
anstalt zu  Eisleben,  Progr.  1896. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Michaelis  1870  mit  den 
Klassen  VI  bis  IV  einer  Realschule  eröfihet  worden,  mit  der  Absicht,  sie  allmählich 
zu  einer  Realschule  erster  Ordnung  auszugestalten.  Sie  entwickelte  sich  bald  zu  einer 
höheren  Bürgerschule,  wurde  aber  von  Ostern  1892  allmählich  in  eine  lateinlose  Real- 
schule umgewandelt  und  als  solche  am  7.  April  1897  anerkannt.  An  der  Anstalt  wird 
Nebenunterricht  im  Lateinischen  erteilt;  derselbe  geht  jedoch  seit  Ostern  1901  all- 
mählich ein.   Grölste  Schülerzahl  (234)  im  Sommer  1901,  kleinste  (163)  im  Winter  1897/98. 

Direktor:  Dr.  Herrn,  Half  mann  seit  Michaelis  1897,  vorher:  Gustav  Boesche. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl.;  1  Lehrer  ist  katholisch, 
die  übrigen  sind  evangelisch.  Für  den  Turnunterricht  wird  eine  gemietete  Halle  benutzt 
Die  Lehrerbibliothek  umfaist  etwa  1400  Werke. 

Die  Richtersche  Prämien-  und  Stipendienstiftung  ist  1879  vom  Direktor  B,  mit 
einem  Bestände  von  150  Mk.  gegründet  worden  und  jetzt  auf  etwa  5807  Mk.  angewachsen. 

Die. Anstalt  (Gebäude:  Andreaskirchplatz  10)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unter- 
halten. Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürger- 
meister, einem  zweiten  Magistratsmitgliede,  zwei  Stadtverordneten  und  dem  Direktor. 

Gesamtausgabe  48046  Mk.,  Zuschuls  der  Stadtgemeinde  20046  Mk.,  des  Staates 
10600  Mk.  Schulgeld  80  Mk.  für  einheimische,  120  Mk.  für  auswärtige  Schüler,  30  Mk. 
für  die  Teilnahme  am  Unterricht  im  Lateinischen. 
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Halle  a.  d.  Saale. 

(Altpreufsisch  Sachsen.    Saalkreis.    156609  Einwohner.) 

An  der  Fürsorge  für  das  höhere  Schulwesen  sind  die  Franckeschen 
Stiftungen  und  die  Stadtgemeinde  beteiligt;  beide  unterhalten  jetzt  je  ein 
Gymnasium  und  eine  Oberrealschule;  die  Oberrealschule  der  Franckeschen 
Stiftungen  ist  aus  dem  früheren  Realgymnasium  (Realschule  erster  Ordnung) 
hervergegangen.  Für  die  katholischen  Schüler  aller  vier  Anstalten  ist  ge- 
meinsamer Religionsunterricht  eingerichtet. 

Die  beiden  städtischen  Anstalten  haben  eine  gemeinsame  öitliche  Ver- 
waltungsbehörde,  das  „Kuratorium  für  das  Gymnasium  und  die  Oberreal- 
schule der  Stadt  Halle  a.  S.**.  Es  besteht  aus  zwei  Mitgliedern  des 
Magistrats  (Oberbürgermeister  und  Stadtschulrat),  3  Stadtverordneten,  den 
Direktoren  der  beiden  Anstalten  und  zwei  von  den  Mitgliedern  des  Kura- 
toriums zugewählten  Männern  von  wissenschaftlicher  Bildung.  Die  Be- 
soldung der  wissenschaftlichen  Lehrer  ist  nach  dem  Normaletat  und  seinen 
Nachträgen,  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  nach  Mafsgabe  der  Vor- 
schriften für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  geregelt.  Das  Schulgeld 
beträgt  für  Einheimische  135  für  das  erste,  115  für  das  zweite,  100  Mk. 
für  jedes  folgende  Kind,  für  Auswärtige  bezw.  200,  180,  150  Mk. 

Franckesche  Stiftiungen  (I,  251.    II,  886.    III,  215). 

Beschreibung  des  Hallischen  Waisenhauses  u.  s.  w.,  Halle  1799.  —  Sehiüze,  Knapp 
und  Niemejfer,  Franckens  Stiftungen,  Bd.  I— ni,  Halle  1792—96.  —  G.  A.  Francke,  Der 
Yon  Gott  m  dem  Waysenhause  zu  Glaucha  zubereitete  Tisch,  1729.  —  Die  Stiftungen 
A.  H.  FranckeSy  vom  Direktorium  der  Stiftungen,  1868.  —  Frickf  Die  Franckeschen 
Stiftungen,  1892.  —  Frieg,  Die  Franckeschen  Stiftunsen  in  ihrem  zweiten  Jahrhundert^ 
1898.  —  Hertzberg,  A.  H,  Francke  und  sein  Hallisches  Waisenhaus,  1898.  —  Lübbert, 
Bericht  über  die  200jährige  Jubelfeier,  1898. 

Als  Aitgtist  Hermann  Francke^  seit  1692  Pastor  in  Glaucha  vor  Halle,  1695  in  der 
Almosenbüchse,  die  er  in  seinem  Hause  angebracht  hatte^  die  von  der  Frau  Knorr  ihm 
geschenkten  sieben  Gulden  vorfand,  rief  er  aus:  „Das  ist  ein  ehrlich  Kapital,  davon 
muls  man  etwas  Eechtes  stiften;  ich  will  eine  Armenschule  anfangen.^  In  seiner 
Studierstube  begann  der  Unterricht.  Bald  reichte  seine  Wohnung  zur  Aufnahme  der 
Kinder  nicht  mehr  aus;  es  mufeten  Stuben  in  benachbarten  Häusern  gemietet  werden. 
Noch  im  Jahre  1695  kaufte  A.  H  Francke  zur  Aufnahme  von  Waisen  ein  benachbartes 
Haus,  das  heutige  Glauchaer  Predi^erhaus ;  dieses  ist  der  Ausgangspunkt  aller  Francke- 
schen Stiftungen  geworden.  Die  Kosten  der  Unterhaltung  wurden  aus  den  freiwilligen 
Gaben  bestritten,  die  Francke  für  sein  Liebes  werk  von  allen  Seiten  zugingen. 

Im  Jahre  1695  wurde  „um  Pfingsten  auch  ein  Anfang  gemacht  mit  Unterrichtung 
adeliger  und  anderer  junger  Leute,  die  auf  ihrer  Eltern  Kosten  hier  lebeten  und  von 
mir  mit  Informatoribus  versehen  wurden,  welche  nach  meiner  Einrichtung  die  Informa- 
tion and  Edukation  wahrnahmen''.  Auf  diese  Weise  entstand  das  spätere  Pädagogium^), 
eine  mit  einem  Pensionat  verbundene  gelehrte  Schule,  die  ursprünglich  als  eine  Über- 
schuls  abwerfende  Anstalt  gedacht  und  bestimmt  war,  zur  Deckung  der  Kosten  der  von 
den  Stiftungen  unterhaltenen  Wohlthäti^keitsanstalten  mitbeizutragen.  Als  dann  später 
anter  der  angewachsenen  Zahl  von  Waisenkindern  sich  Knaben  von  guten  Fähigkeiten 
fanden,  wurde  auch  für  diese  ein  höherer  Schulunterricht  eingeführt  und  so  der  An- 
fang der  lateinischen  Schule  gemacht  (1697). 

Die  Stiftungen,  in  ihrer  Gesamtheit  ursprünglich  ,2Glauchische  Anstalten^  oder 
„Waisenhaus  zu  Glaucha  an  (vor,  bei)  Halle^,  etwa  seit  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
allgemein  „Franckesche  Stiftungen"  senannt,  umfalsten  bei  dem  Tode  ihres  Gründers 
(1727)  neun  Unterrichtsanstalten,  drei  Erziehungsanstalten,  eine  Lehrerbildungsanstalt  und 
fünf  erwerbende  Anstalten ;  dazu  kamen  noch  mehrere  andere  Anstalten  und  Stiftungen, 
wie  die  v.  Cansteinsche  Bibelanstalt,   die  Ostindische  Missionsanstalt,   die   Streitsche 


')  König  Friedrich  I.  verlieh  der  Anstalt  den  Namen  „Paedagogium  regium". 
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Stiftung  zur  Unterstützung  der  evangelischen  Gemeinden  in  Nordamerika  n.  s.  w.  Die 
erwerbenden  Anstalten,  namentlich  die  Buchhandlung  (gegründet  1698),  die  Buchdruckerei 
(1701),  sowie  die  Waisenhaus- Apotheke  und  die  Medikamentenexpedition  (1698),  bildeten 
▼iele  Jahre  lang  die  Haupteinnahmequelle  der  Stiftungen.  Wesentliche  Förderung  er- 
fuhren diese  durch  die  preu&ischen  Könige,  die  ihnen  iure  Huld  in  den  yerschiedensten 
Formen,  in  der  ersten  Zeit  insbesondere  durch  die  Erteilung  wertvoller  Privilegien, 
bekundeten.  Auch  während  der  Zeit  der  Fremdherrschaft  war  es  möglich,  den  Stiftungen 
ihr  Vermögen  und  ihren  Bestand  im  wesentlichen  zu  erhalten.  Eine  Änderung  trat 
nur  dadurch  ein,  dafe  das  frühere  lutherische  Stadtgymnasium  und  das  reformierte 
Gymnasium  in  Halle  als  selbständige  Schulen  aufgehoben  und  mit  der  lateinischen 
Schule  der  Franckeschen  Stiftungen  zur  nunmehrigen  lateinischen  Hauptschule  ver- 
banden wurden. 

Nach  der  Wiedervereinigung  der  Stadt  Halle  mit  Preufeen  nahm  sich  der  Staat  durch 
Gewährung  von  Zuschüssen  der  Stiftungen  an.  Nichtsdestoweniger  nahmen  die  finanziellen 
Schwierigkeiten,  die  mit  der  Unterhaltung  der  umfangreichen  Anstalten  verbunden  waren, 
fast  stetig  zu.    Sie  machten  sich  am  empfindlichsten  bezüglich  der  höheren  Schulen 

?eltend.  Der  Mangel  an  Mitteln  hatte  zur  Folge,  dafs  die  Zahl  der  etatsmälsig  angestellten 
iOhrer  durchaus  unzureichend  und  demgegenüber  die  Zahl  der  sogenannten  Extra- 
stunden, d.  h.  der  durch  die  Pflichtstunden  jener  Lehrer  nicht  Redecktien  Stunden,  eine 
übermäßig  grobe  war.  Im  Jahre  1858  wurden  für  jede  dieser  Extrastunden  regelmäßig 
2Vs  Silbergroschen,  in  Ausnahmefällen  5  bis  höchstens  7V2  Silbergroschen  bezahlt.  Die 
Gebälter  betrugen  am  Pädagogium  160-517  Thaler,  an  der  Latina  281—600  Thaler,  an 
der  Realschule  200^500  Thaler.  Im  Jahre  1865  waren  sie  zwar  etwas  höher,  blieben 
aber  hinter  den  Sätzen  des  damaligen  Normaletats  wesentlich  zurück. 

Die  geschilderten  ungünstigen  Finanzverhältnisse  führten  im  Jahre  1873  zur  Auf-- 
hebung  des  Pädagogiums,  der  ältesten  der  von  den  Stiftungen  unterhaltenen  höheren 
Schulen.  Die  Aufhebung  schien  um  so  mehr  geboten,  als  das  Pädagogium  schon  seit 
geraumer  Zeit,  statt  Überschüsse  abzuwerfen,  Zuschüsse  aus  Stiftungsmitteln  erforderte. 
Sie  traf  jedoch  nur  die  Unterrichtsanstalt;  als  Pensionsanstalt  für  Schüler  der  von  den 
Stiftungen  unterhaltenen  höheren  Schulen  ist  das  Pädagogium  bestehen  geblieben.  In 
seinen  früheren  Klassenräumen  ist  jetzt  ein  Teil  der  Klassen  der  Latina  untergebracht; 
die  Hoffnung,  es  als  selbständige  Schulanstalt  wiedererstehen  zu  lassen,  hat  nicht  ver- 
wirklicht werden  können. 

Die  Verfassung  der  Stiftungen  und  ihr  Verhältnis  zu  den  Staatsbehörden  ist  zuletzt 
durch  das  Reglement  vom  29.  August  1882  näher  festgestellt  worden.  Nach  diesem  ist 
der  jedesmalige  Direktor  befugt,  bei  seinen  Lebzeiten,  nicht  aber  durch  letztwillige  Ver- 
fügungen, seinen  Nachfolger  zu  bestellen;  nur  wenn  eine  solche  Ernennung  nicht  er- 
folgt ist  oder  dem  Ernannten  die  Königliche  Bestätigung  versagt  wird,  erfolgt  die 
Ernennung  des  Direktors  durch  den  Köni^.  Der  Direktor  ernennt  den  „Kondirektor 
und  bestimmt  diesen  auch,  damit  die  Stetigkeit  und  Einheitlichkeit  der  Überlieferung 
und  Leitung  gewahrt  werde,  in  der  Regel  als  seinen  Nachfolger.  Der  Kondirektor  ist 
herkömmlich  Rektor  der  Latina.  Der  Direktor  war,  solange  das  Pädagogium  als  Unter- 
richtsanstalt bestand,  als  Leiter  desselben  auch  am  Unterrichte  beteiligt.  Bisher  ist> 
von  einer  Ausnahme  abgesehen,  allen  Direktoren  der  Stiftungen  eine  Professur  der 
Theologie  an  der  Universität  übertragen  worden.  Der  Kondirektor  ist  dem  Direktor  unter- 
geordnet und  bildet  mit  diesem  das  Direktorium  der  Stiftungen.  Von  letzterem  geht  die 
Anstellung  sämtlicher  Lehrer  und  Beamten  der  Stiftungen  aus;  für  die  höheren  Stellen 
ist  der  Staatsbehörde  das  Bestätiffungsrecht  vorbehalten.  Die  Verwaltung  der  äulseren 
und  der  inneren  Angelegenheiten  der  Stiftungen  erfolgt  nach  Malsgabe  des  vom  Minister 
aufgestellten  Etats  unter  Aufsicht  des  Provinzialschulkollegiums  durch  das  Direktorium. 
Diesem  ist  durch  die  Verfassung  und  die  Privile^en  der  Stiftungen  innerhalb  des  Etats 
eine  gewisse  Freiheit  der  Bewegung  gewährleistet.  Von  den  höheren  Schulen  der 
FrancKOSchen  Stiftungen  bestehen  gegenwärtig  nur  noch  die  lateinische  Hauptschule 
und  die  Oberrealschule;  von  den  Erziehungsanstalten  kommen  für  Schüler  derselben  in 
Betracht  die  Waisenanstalt  für  Knaben,  die  Pensionsanstalt  (beide  1695  gegründet)  und 
das  im  Jahre  1870  erneuerte  Alumnat  des  Königlichen  Pädagogiums^). 

Der  Grundbesitz  der  Stiftungen  umfaist  innerhalb  der  Stadt  Halle  eine  Fläche  von 
etwa  72  Morgen,  davon  sind  etwa  22  Morgen  bebaut.  Dazu  kommen  aulser  verschiedenen 
Ackerplänen  in  der  Stadtflur  von  Halle  und  im  Saalkreise  (gegenwärtig  etwa  200  Morgen) 
mehrere  Rittergüter  in  der  Provinz  Sachsen.  Innerhalb  der  Stiftungen  besteht  das  im 
Jahre  1696  gegründete,  1785  eingegangene,  1881  von  neuem  eröffnete  Seminarium  prae- 


M  Über  die  Erziehungsanstalten  vgl.  Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze,  II.  Aufl. 
1875,  Bd.  I  S.  278  ff. 
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ceptorum.  Es  war  ursprünelich  eine  Privatanstalt  des  Direktors;  seine  Einrichtung  ist 
Ar  mehrere  der  in  dem  Erlasse  vom  15.  März  1890  über  die  praktische  Vorbildung  der 
Kandidaten  des  höheren  Schulamtes  getroffenen  Bestimmungen  vorbildlich  gewesen.  Seit 
1891  wird  das  Seminarium  praeceptorum  als  staatliches  Seminar  im  Sinne  des  Erlasses 
Tom  15.  März  1890  betrachtet;  an  Stelle  der  bisher  von  dem  Ermessen  des  Direktors 
der  Stiftungen  abhängigen  Aufnahme  der  Kandidaten  tritt  nunmehr  ihre  Überweisung 
durch  das  Frovinzialschulkollegium.  Die  Leitung  des  Seminars  wird  vom  Direktor  der 
Franckeschen  Stiftungen  gefuhrt;  ihm  stehen  die  Direktoren  der  Latina  und  der  Ober- 
realschule zur  Seite.  Die  Kandidaten  verbleiben  nach  dem  Seminaijahr  auch  für  die 
Ableistung  des  Probejahres  bei  den  von  den  Stiftungen  unterhaltenen  höheren  Schulen. 
Diese  Ausnahme  von  der  Regel  in  §  2  Nr.  B.  des  Erlasses  vom  15.  März  1890  hat  vor- 
nehmlich ihren  Grund  in  der  Erwägung,  daCs  die  Stiftungen  stets  eine  Anzahl  jüngerer 
Männer  als  Unterinspektoren  bei  den  Alumnaten  und  als  Hilfslehrer  beschäftigen  müssen, 
hierzu  aber  nur  solche  junge  Männer  verwenden  können,  von  deren  Leistungen  sie  sich 
durch  fortgesetzte  Beobachtung  zuvor  haben  Kenntnis  verschaffen  können.  Zur  Vor- 
bereitung für  die  Latina  und  die  Oberrealschule  dient  eine  von  dem  Inspektor  der 
deutschen  Schulen  geleitete  Vorschule,  die  im  Jahre  1845  gegründete  „Parallelschule". 

Am  1.  Juli  1898  wurde  die  zweite  Jahrhundertfeier  der  Stiftungen  und  der  Latina 
festlich  begangen^). 

Direktor:    Geheimer  Regierungsrat  D.  Dr.  WtOiebn  Fries  seit  Ostern  1892,  vor- 
her: Dr.  Otto  Fridc  1880—92,  Dr.  Theodor  Adler  1878—80,  Dr.  Gustav  Kramer  1853—78. 

Für  die  Schulen  der  Franckeschen  Stiftungen  sind  zwei  Turnhallen  und  zwei  Tum- 
und  Spielplätze  eingerichtet. 

Die  Hauptbibliothek  der  Stiftungen  ist  durch  Geschenke  und  Vermächtnisse  im 
Jahre  1708  begründet  worden;  sie  befindet  sich  in  einem  besonderen,  1728  errichteten 
Gebäude.  Mit  ihr  wurde  die  1780  begründete  und  durch  die  Bestände  des  lutherischen 
und  des  reformierten  Gymnasiums  im  Jahre  1808  vermehrte  Bibliothek  der  Latina  ver- 
bunden. Sie  enthält  neben  ihren  etwa  45000  Bänden,  besonders  aus  dem  Gebiete  der 
Theologie  und  der  Orientalia,  der  Geschichte  und  Geographie,  der  deutschen  und 
klassischen  Philologie,  auch  eine  Reihe  von  Handschriften  (vgl.  über  diese  die  Nach- 
richten von  Joh.  Schmidt,  Schum  und  Aug.  Müller  im  Progr.  der  Latina  von  1876). 
Als  öffentliche  Bibliothek  leiht  sie  Bücher  gegen  Legitimation  aus,  nach  auswärts  nur 
mit  Erlaubnis  des  Direktoriums. 

Die  Besoldungen  werden  nach  Mafsgabe  des  zweiten  Nachtrages  zum  Normaletat, 
die  feste  Zulage  wird  nach  §  2  desselben  gewährt  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen 
der  Lehrer  an  den  von  den  Stiftungen  unterhaltenen  höheren  Schulen  ist  in  derselben 
Weise  wie  für  die  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  geregelt. 

Gesamtausgabe  287608  Mk.,  darunter  für  Besoldungen  20900  Mk.,  Wohnungs- 
geldzuschüBse  1296  Mk.,  sonstige  persönliche  Ausgaben  7148  Mk.,  Beiträge  zum  Relikten- 
fonds 8867  Mk.,  Zuschuls  für  die  lateinische  Hauptschule  19924  Mk.,  für  die  Oberreal- 
schule 18615  Mk.  Einnahmen  vom  Grundeigentum  83754  Mk.,  aus  Zinsen  von 
Kapitalien  48465  Mk.,  Staatszuschulk  57000  Mk. 

liatelnlsche  Hauptschale  (I,  255.    H,  240.    HI,  217). 

Bausch,  Bericht  über  die  200jährige  Jubelfeier  der  Latina  am  1.  Juli  1898,  Progr. 
1899.  —  Vgl.  auch  außerdem  die  Litteraturangaben  zum  vorhergehenden  Artikel. 

Über  die  Gründung  der  lateinischen  Schule  ist  bereits  berichtet  worden.  A.H»Francke 
selbst  sagt  hierüber:  „Anno  1697  im  September  ist  eine  Schule  ä  part  für  diejenigen 
Knaben,  welche  die  Eltern  gern  in  den  fundamentis  studiorum  wollten  unterrichten 
lassen,  eingerichtet  —  Anno  1699  aber  ist  diese  Schule  ko^jungieret  mit  der  Klasse 
deijenigen  Waisenkinder,  so  in  Sprachen  und  Wissenschaften  unterrichtet  werden.^ 
Schon  1709  hatte  die  lateinische  Schule  256  Schüler  (darunter  64  Waisen)  unter  einem 
Inspektor  und  26  Lehrern.  Die  Lehrer  waren  im  18.  Jahrhundert  fast  ausschliefelich 
Studenten,  die  in  der  Anstalt  und  zum  Teil  mit  den  Schülern  zus ammen wohnten ,  und 
deren  Hauptbesoldung  in  der  freien  Wohnung  und  dem  freien  Tisch  bestand.  Erst  seit 
1800  wurden  Lehrer  fest  angestellt  Durch  einen  Erlafe  des  Königs  von  Westfalen 
vom  17.  Juli  1808  wurden  das  lutherische  Stadtgymnasium  und  das  reformierte  Gym- 
nasium in  Halle  als  selbständige  Anstalten  aufgehoben  und  mit  der  lateinischen  Schule 
verbunden;   diese  führt  seitdem  den  Namen  „lateinische  Hauptschule''.    Die  Lehrer  der 


^)  Aus  Anlals  der  Jubelfeier  ist  eine  Festschrift  (Halle  1898)  herausgegeben  worden. 
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beiden  aufgehobenen  G^pnnasien  traten,  soweit  sie  nicht  in  den  Bühestand  versetzt 
wurden,  in  die  Latina  ein.  Die  Stadt  zahlte  zu  ihrer  Besoldung  jährlich  2500  Th&ler; 
diese  Summe  wurde  aber  später  auf  1000  Thaler  herabgesetzt,  und  ein  Viertel  dieses 
Betrages  wurde  zur  Unterhaltung  des  früher  mit  dem  lutherischen  Gymnasium  Ter- 
bundenen  städtischen  Sängerchors  verknüpft,  so  dals  die  ganze  Maferegel  eine  erhebliche 
Belastung  der  Stiftungen  zu  Gunsten  der  Stadt  darstellte.  Die  lateinische  Hau^tschule 
wurde  am  24.  Oktober  1808  in  ihrer  neuen  Gestalt  eröfinet;  gleichzeitiff  wurden  in  Fort- 
führung einer  schon  am  lutherischen  Gymnasium  bestehenden  Einrichtung  zwei  Beal- 
klassen  gegründet.  Aus  diesen  letzteren  ist  die  Oberrealschule  der  Franckeschen 
Stiftungen  entstanden.  Die  Latina  ist  jetzt  ein  Doppel^ymnasium  mit  19  Klassen;  die 
eine  Beihe  derselben  ist  in  den  Klassenräumen  des  ehemaligen  Pädagogiums  untergebracht 

Direktor:  Bektor  Dr.  Alfred  Christian  Theod.  Bausch,  zugleich  Kondirektor  der 
Franckeschen  Stiftungen,  seit  1.  Oktober  1897,  vorher:  Dr.  Ferd.  Becher  1892—97,  später 
Provinzialschulrat  in  Berlin,  Dr.  WiJh,  Fries  1881—92,  Dr.  OUo  Frick  1878—81,  Dr.  Theodor 
Adler  1863-78. 

Als  Lehrer  wirkten  früher  an  der  Latina  u.  a. :  Dr.  PnuJ  Kramer  1879—84,  später 
Direktor  des  Bealgvmnasiums,  dann  Provinzialschulrat  in  Magdeburg;  Dr.  Btidölf  menge 
1886—95,  jetzt  Groish.  oldenburgischer  Oberschulrat. 

19  Klassen  (Wechselabteilungen);  22  Oberlehrer,  3  technische  und  Eleinentarl.,  alle 
evanffelisch.  Wegen  des  Beligionsunterrichts  der  katholischen  Schüler  v^l.  S.  887  unter 
.Halle  a.  S.^,  wegen  des  Turnunterrichts  S.  389  unter  „Franckesche  Stiftungen*^.  Die 
frühere  Lehrerbibliothek  der  Latina  ist  im  Jahre  1834  mit  der  Hauptbibliothek  der 
Franckeschen  Stiftungen  vereinigt  worden  (vgl.  hierüber  S.  389). 

Stiftungen:  a)  Das  Bethmann-Bemdessche  Familienstipendium  vom  19.  September 
1871.  325  Mk.  jährlich,  in  erster  Linie  für  Familienmitglieder,  event  für  andere  würdige 
und  bedürftige  Schüler,    b)  v.  Linsingensche  Familienstipendien,  904  Mk.  jährlich,  1868 

Begründet,  in  Ermangelung  geei^eter  Familienmitglieder  für  würdige  und  bedürftige 
öglinge  der  Pensionsanstalt,  c)  Tiebe-Legat  105  Mk.  jährlich,  zu  Prämien,  d)  Dicksches 
Legat.  Jährlich  425  Mk.  Für  Abiturienten  zu  Universitätsstipendien  auf  drei  Jahre, 
e)  Jubiläumsstipendium  der  Stadt  Halle.  Zur  200jährigen  Geburtstagsfeier  A,  H.  Franckes 
am  20.  März  1863  gegründet  150  Mk.  jährlich  für  einen  Schüler,  der  mit  dem  Beife- 
Zeugnis  abgeht  f )  Zwei  kleinere  Vermächtnisse,  jährlich  15  bezw.  21  Mk.  g)  Bei  der 
Feier  im  Jahre  1898  gründeten  ehemalige  Schüler  des  Pädaffogiums  und  der  Latina  eine 
^Jubiläumsstiftung**  mit  einem  Kapital  von  21500  Mk.  und  der  Bestimmung,  dafe  die 
Jährlichen  Zinsen  in  der  Begel  einem  absehenden  oder  abgegangenen  würdigen  und  be- 
dürftigen Schüler  zugewendet  werden,  damit  ihm  der  Eintritt  in  einen  Beruf  und  das 
Fortkommen  in  demselben  erleichtert  werde. 

Der  Direktor,  6  Oberlehrer,  sowie  1  technischer  Lehrer  erhalten  Dienstwohnung: 
Wegen  der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  vgl.  S.  389  unter 
.Franckesche  Stiftungen^.  Gesamtausgabe  146142  Mk.,  staatlicher  Bedürfniszuschuls 
50000  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  3000  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 

Stadtgrymnasium  (II,  242.    lU,  218). 

0.  Nasemann^  Kurze  Geschichte  der  Aufhebung  des  lutherischen  und  der  Gründung 
des  neuen  Stadtgymnasiums. 

Nachdem  das  lutherische  Stadtgymnasium  und  das  reformierte  Gymnasium  von 
der  westfälischen  Beeierung  als  selbständige  Anstalten  aufgehoben  und  mit  der  lateinischen 
Hauptschule  verbunden  worden  waren,  sorgten  zunächst  ausschlielslich  die  Franckeschen 
Stiftungen  für  das  höhere  Unterrichtswesen  der  Stadt  Halle.  Durch  die  UberfuUung 
der  von  diesen  unterhaltenen  beiden  höheren  Schulen  wurden  jedoch  die  städtischen 
Körperschaften  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  veranlaßt,  auch  ihrerseits  sich 
der  Pflege  des  höheren  Schulwesens  anzunehmen.  Sie  errichteten  zunächst  im  Jahre 
1860  eine  „Vorschule  für  Gymnasien  und  Bealschulen^,  beschlossen  dann  deren  Er- 
weiterung zu  einem  Progymnasium  und  später  zu  einem  vollständigen  Gymnasium.  Als 
solches  wurde  die  Anstalt  am  23.  April  1868  anerkannt;  ihr  Statut  hatte  sie  bereits  am 
10.  Oktober  1867  erhalten.  Ostern  19Ö1  erreichte  sie  mit  612  Gymnasiasten  und  192  Yor- 
schülern  ihre  grö&te  Ausdehnung. 

Direktor:  Dr.  Franz  Friedersdiirff  seit  Ostern  1889,  vorher:  D.  Dr.  Otto  Nase- 
mann  1868—89.  Früher  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.  Dr.  Georg  Gerland  1870—75, 
später  ordentlicher  Professor  der  Erdkunde  in  Stra&burg;  D.  Brieger  1870—71,  später 
ordentlicher  Professor  der  Kirchengeschichte  in  Leipzig;  D.  Johannes  Gottschick  1871 
bis  1873,  später  ordentlicher  Professor  der  Theologie  in  Tübingen;  D.  Wilh.  ITerrmann 
1874—78,  später  ordentlicher  Professor  der  Theologie  in  Marburg. 
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20  Klassen  (Wechselabteilungen)  und  6  Y orschulklassen ;  22  Oberlehrer,  1  tech- 
nischer, 6  Elementarlehrer,  alle  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichtes  für  die 
katholischen  Schüler  vgl.  S.  387  unter  „Halle *'. 

Die  Turnhalle  der  Anstalt  wird  von  der  Oberrealschule  mitbenutzt  Die  Lehrer- 
bibliothek umfalst  gegen  5000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Das  vom  Hallischen  Leben sversicherungs vereine  gestiftete  Schüler- 
stipendium. Bestand  1650  Mk.  b)  Prämienstiftung  ehemaliger  Abitunenten  aus  Anlafs 
des  Abganges  des  Direktors  D.  Dr.  Nasemann,    Bestand  2300  Mk. 

Das  Gymnasium  (Gebäude  Sophienstralse  37)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unter- 
halten.   Wegen  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde  u.  s.  w.  vgl.  oben  S.  387  unter  „Halle". 

Gesamtausgabe  153050  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  62000  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Oberrealschale  der  Franekesehen  Stiftungen  (I,  257.    U,  241.    III,  217). 

ZienianHy  Rückblick  auf  die  10  Jahre  des  Bestehens  der  Realschule,  Progr  1845.  — 
Derselbe,  Zur  Erinnerung  an  die  Feier  der  Einweihung  des  neuen  Realschulgebäudes. 
Progr.  1858.  —  Dr.  P.  Kramer ,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Realgymnasiums  der 
Franekesehen  Stiftungen,  Progr.  1885. 

« 

Die  im  Jahre  1808  an  der  lateinischen  Hauptschule  eingerichteten  Realklassen 
wurden  1810  mit  der  sogenannten  neuen  Bürgerschule  der  Franekesehen  Stiftungen  ver- 
einigt und  mit  dieser  als  selbständige  „Realschule*  eingerichtet  Diese  letztere  war  zu- 
nächst dem  Wesen  nach  eine  gewöhnliche  Bürgerschule.  Später  wurde  sie  als  höhere 
Bürgerschule  nach  der  Instruktion  von  1832  neu  eingerichtet,  von  der  Latina  gänzlich 
getrennt  und  der  besonderen  Leitung  eines  Inspektors  unterstellt  Latein  war  ursprüng- 
lich fakultativ  und  wurde  erst  nach  und  nach  obligatorisch.  Nach  der  ersten  Abgangs- 
prüfung am  18.  April  1838  erhielt  die  Anstalt  für  die  am  Lateinischen  teilnehmendfen 
Schüler  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen  nach  der  Instruktion  von 
1832;  im  Jahre  1859  wurde  sie  unter  die  2.  und  am  4.  Juni  1861  unter  die  1.  Ordnung 
der  Realschulen  aufgenommen.  Ostern  1891  begann  die  Umwandlung  in  eine  Ober- 
realschule ;  Ostern  1897  wurden  die  umgewandelten  Klassen  als  Realschule,  am  17.  März 
1900  wurde  die  Anstalt  als  Oberrealschule  anerkannt  1885  feierte  das  Realgymnasium 
sein  50 jähriges  Jubiläum,  1898  nahm  es  am  200jähriffen  Jubiläum  der  Franekesehen 
Stiftungen  teil.  Wegen  der  Vorschule  vgl.  S.  389.  Gröfste  Schülerzahl  (574)  im  Winter 
1878/79,  kleinste  (282)  im  Winter  1890  91. 

Direktor:  Dr.  Gustav  Strien  seit  Ostern  1893,  vorher:  Dr.  Patd  Kramer  1884 
bis  1892,  Dr.  Wilh.  Schröder  1868—84.  Früher  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.:  Dr. 
W,  Hankel  1836—49,  später  Professor  der  Physik  an  der  Universität  Leipzig;  Dr.  Gustav 
Herrn.  Siebeck  1868---7o,  später  ordentlicher  Professor  an  der  Universität  Gie&en. 

12  Klassen  (Ulli,  Olli,  Uli  mit  Parallelabteilungen);  11  Oberlehrer,  1  Zeichen- 
lehrer und  1  Elementarlehrer,  alle  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  vgl. 
S.  387  unter  „Halle",  wegen  des  Turnunterrichts  S.  389  unter  „Franckesche  Stiftungen". 

Die  Lehrerbibliothek  enthält  4500  Bände.  Die  von  dem  Hofrat  Keferatein  (ge- 
storben 1866)  geschenkte,  meist  aus  mineralogischen  und  geoloffischen  Werken  bestehende 
Bibliothek  umfalst  1700  Bände.  Zu  ihrer  Unterhaltung  und  Vermehrung  werden  die 
Zinsen  eines  vom  Stifter  überwiesenen  Kapitals  von  15^  Mk.  verwendet 

Stiftungen:  a)  Ziemann-Stiftung,  1868  gegründet,  aus  Sammlungen  von  Lehrern 
und  Schülern  hervorgegangen,  zu  einem  Stipendium  für  einen  Schüler  der  Prima  oder 
Obersekunda.  Bestand  3400  Mk.  b)  Francke-Stipendium,  jährlich  150  Mk.  für  einen 
Abiturienten,  von  der  Stadt  Halle  1863  gestiftet  c)  Schrader-Stipendium,  vom  früheren 
Direktor  Sehr,  1884  gestiftet,  für  einen  Studierenden  der  Mathematik.  Bestand  6000  Mk. 
d)  Trotha-Stiftung ,  vom  Professor  Dr,  Adolf  Tr.  im  Jahre  1883  zu  Stipendien  für  zwei 
Abiturienten  gegründet  Bestand  16500  Mk.  e)  Jubiläumsstipendium  für  abgehende 
Schüler,  von  ehemaligen  Realschülern  1898  gestiftet  Bestand  3000  Mk.  f)  Weihnachts- 
fonds, vom  Direktor  Dr.  Schrader  gegründet  und  von  ehemaligen  Schülern  1898  um 
2000  Mk.  vermehrt,  zu  Bücher-  oder  Bildprämien  am  Weihnachtsfeste.  Bestand  3200  Mk. 
g)  Ueber  das  Kefersteinsche  Vermächtnis  s.  oben. 

Dienstwohnungen  erhalten  der  Direktor,  der  Zeichenlehrer  und  die  beiden  jüngsten 
Oberlehrer,  letztere  als  Erzieher  an  der  Pensionsanstalt  bezw.  dem  Alumnate. 

Wegen  der  Besoldung  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  vsl.  oben  S.  389 
unter  „Franckesche  Stiftungen^.  Gesamtausgabe  79200  Mk.,  staatlicher  Bedürfniszuschufs 
20900  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 


—    392    — 

Städtische  Oberrealschule. 

Die  Stadtgemeinde  Halle  hatte  ursprünglich  die  Gründuns  einer  siebenklassiffen 
Realschule  beschlossen  und  eröffnete  dieselbe  Ostern  1884  mit  der  VI.  Im  Jahre  1892 
wurde  bedingungsweise  die  Erweiterung  zur  Oberrealschule  genehmigt;  als  solche  wurde 
die  Anstalt  endgültig  am  25.  April  1893  anerkannt. 

Direktor:  Dr.  Heinrich  Sdiotten  seit  Michaelis  1896,  vorher:  Dr.  Jlbrecht  Thaer 
1891^96,  Dr.  Karl  Lackemann  1887—91.  Bis  zum  Herbst  1886  wurde  die  Anstalt  vom 
Gymnasialdirektor  Dr.  Nasemann  mitgeleitet. 

18  Klassen  (Wechselabteilungen);  23  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarlehrer, 
alle  evangelisch.  Wegen  des  Turnunterrichts  vgl.  den  Artikel  „ Stadtgymnasium '^.  Die 
Bibliothek  umfafst  etwa  955  Werke  in  1600  Bänden. 

Der  Dr.  med.  Paroto  überwies  der  Anstalt  3000  Mk.,  deren  Zinsen  zur  Unter- 
stützung armer  Schüler  verwendet  werden  sollten  (vgl.  Progr.  1888). 

Ein  Neubau  auf  dem  sogenannten  Pfarracker  an  Stelle  des  bisherigen  Schulhauses 
Sophienstrafse  37  ist  in  Vorbereitung  und  soll  Ostern  1903  vollendet  sein. 

Gesamtausgabe  116382  Mk.  Zuschufs  der  Stadt  56536  Mk. 


NaumbuTfi:  a.  d.  Saale. 

(Hochstift  Kaumburg  i.  Thüringen.    23192  Einwohner.) 

Aufser  dem  Domgymnasium  besitzt  die  Stadt  eine  aus  dem  frühereu 
Bealgymnasium  entstandene  Realschule;  das  erstere  wird  vom  Dom- 
stifte, die  letztere  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Bei  der  Real- 
schule ist  neuerdings  mit  der  Angliederung  real  gymnasialer  Klassen  nach 
dem  Frankfurter  System  begonnen  worden. 

DomgrymnaBiam  (I,  265.    II,  247.    III,  222). 

J,  G,  Hämmern,  Kachrichten  über  die  Domschule  aus  früherer  Zeit,  Halle  1741.  — 
Wemsdarf,  Nachrichten  über  die  Domschule,  Progr.  1817,  19,  21,  24.  —  LütHch,  Über 
den  Naumburger  Dom,  Progr.  1898  (bes.  S.  22—24). 

Die  ältesten  Nachrichten  über  das  Vorhandensein  einer  Schule  am  Hochstifte  zu 
Naumburg  erhalten  wir  aus  mehreren  im  Archive  des  Domkapitels  befindlichen,  aus  der 
Zeit  von  1122  bis  1147  stammenden  Urkunden,  in  denen  der  Domherr  Henricus  Wer- 
lebergensis  als  magister,  magister  scolarum,  scholasticus  erwähnt  wird.  Eine  Stiftung 
von  1278  bestimmt,  dafs  jährlich  am  Feste  Allerheiligen  den  armen  scolares,  die  im 
Chor  der  Naumburger  ecclesia  msgor  Dienst  thun,  Geld  zur  Beschaffung  von  Schuhen 
gegeben  werde.  Der  erste  urkundlich  nachweisbare  Rektor  ist  Crojnoinus'j  er  wird  in 
einer  am  11.  April  1289  ausgestellten  Urkunde  als  Zeuge  genannt  und  hier  als  magister 
G.  rector  scolarum  bezeichnet;  er  ist  nicht  Domher,  wie  der  scholasticus.  In  der 
zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  waren  die  Lehrer  der  Domschule  vicarii  der 
Domherren  und  verpflichtet,  deren  horae  canonicae  zu  besuchen  (Schulordnung  von 
1771).  Zur  Förderung  der  Schule  wurden  nach  der  cndgültiffen  Besitzergreifung  der 
Stadt  durch  Preufsen  Staatszuschüsse  bewilligt,  aus  denen  ein  Königliches  Kompatronat 
entstanden  ist.  Seit  1822  führt  die  Domschule  den  Namen  „Domgymnasium^.  Ein  ans 
50 — 60  Domschülem  zusammengesetzter  Chor  führt  in  den  Hauptgottesdiensten  des 
Doms  die  liturgischen  Gesänge  aus,  dafür  werden  vom  Domstifte  jährlich  2612  Mk. 
dem  Gymnasium  zur  Verteilung  an  die  Choristen  überwiesen. 

Direktor:  Dr.  Albracht  seit  dem  2.  August  1892,  vorher:  Dr.  BöM  1888—1892, 
Dr.  Anton  1874—1888.  Früher  wirkte  am  Domgymnasium  u.  a.  Hermann  Sauppe  bis 
1827,  später  ordentlicher  Professor  der  Philologie  in  Göttingen,  Dr.  Blafs,  jetzt  ordent- 
licher Professor  der  Philologie  in  Halle. 

9  Klassen;  1  Oberlehrer,  1  Elementarlehrer,  alle  evangelisch.  Die  katholischen 
Schüler  erhalten  an  zwei  Nachmittagen  Religionsunterricht. 

In  den  Jahren  1893—95  wurde  das  alte  Schulgebäude  innen  und  aufsen  durch 
Umbau  verschönert  und  wesentlich  verbessert;  gleichzeitig  wurde  mit  einem  Kosten- 
aufwande  von  88000  Mk.  eine  Turnhalle  erbaut.  Ausser  dieser  stehen  dem  Dom- 
gymnasium zwei  Spielplätze,  ein  Turnplatz,  eine  Schwimmanstalt  und  ein  grofser  Wald- 
platz zur  Verfügung.    Die  Lehrerbibliothek  umfa&t  etwa  8500  Bände. 
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Stiftungen:    a)  Fünf  Lutherstipendien,  bei  den  beiden  Säkularfesten  1870  und 

1880  gegründet,  für  Studierende.  Kapitalbestand  8239  Mk.  b)  Das  Alumneum,  1804 
geg^ndet,  gewährt  8  Schülern  jährlich  60  Mk.  Kostgeld,  c)  Die  Fletzscher- Stiftung, 
von  der  Gattin  des  Oberforstmeisters  Marschall^  geb.  Freiin  v.  FleUscher,  1762  für 
Lehrerwitwen  gegründet.  Bestand  27688  Mk.  d)  Das  Mainzer- Stipendium,  für  Schüler, 
am  5.  Dezember  1514  gegründet,  jährlich  82  Mk.    e)  das  Ampachsche  Vermächtnis, 

1881  gegründet,  zu  Schülerstipendien.  Bestand  1500  Mk.  f )  Das  Niednersche  Stipendium, 
für  Schüler,  vom  12.  April  1824.  Bestand  5400  Mk.  g)  Das  v.  Werthemsche  Vermächtnis, 
desel.,  am  17.  April  1885  gegründet.  Bestand  600  Mk.  h)  Das  v.  Leutschsche  Ver- 
mächtnis, desgl.,  vom  28.  April  1885.,  Bestand  600  Mk.  i)  Das  Schulzesche  Vermächtnis, 
desgl.,  vom  4.  Dezember  1857.  Bestand  8586  Mk.  k)  Die  Förtsch-Stiftung,  desgl.,  vom 
2S.  September  1874.  Bestand  1190  Mk.  1)  Das  v.  Leipzigersche  Vermächtnis  vom 
17.  Oktober  1855.  Bestand  825  Mk.  m)  Zwei  kleinere  Vermächtnisse.  Bestand  zusammen 
625  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Domkapitel  unterhalten.  Gesamtausgabe  84400  Mk.,  Zu- 
schuss  aus  der  Stiftskasse  24841  Mk.,  Bedürfniszuschuls  16600  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 

Die  Besoldungen  sind  nach  dem  vierten  Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt;  die  Hinter- 
bliebenen der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial-Witwen  und  -Waisenkasse  versichert. 

Realschule  und  Bealgymnasium  (II,  247.    III,  222). 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  13.  April  1868  mit  den  Klassen 
VI — IV  eröffnet  worden.  Am  81.  Oktober  1867  wurde  sie  als  höhere  Bürgerschule  an- 
erkannt. Am  1.  April  1892  begann  die  Umwandlung  des  nunmehrigen  Realprogymnasiums 
in  eine  lateinlose  Realschule ;  als  solche  wurde  die  Anstalt  am  21.  April  1898  anerkannt« 
Seit  Ostern  1900  entwickelt  sich  neben  der  Realschule  auf  gemeinsamem  Unterbau  ein 
Realgymnasium  nach  dem  Frankfurter  Sytem.  Seit  Ostern  1865  ist  mit  der  Anstalt 
eine  Vorschule  verbunden. 

Direktor:  Dr.  ff,  Fischer  seit  Michaelis  1895,  vorher:  Dr.  JB.  Schröder  1886—95, 
Dr.  G.  NeumuUer  1865—86. 

6  Klassen  der  Realschule,  2  des  Realgymnasiums  und  8  Vorschulklassen;  7  Ober- 
lehrer, 1  Zeichenl.,  8  Vorschull.,  alle  evangelisch.  Die  Anstalt  hat  seit  1899  eine  Turn- 
halle; die  Lehrerbibliothek  umfa(st  875  Werke. 

Seit  1878  sind  die  Realschule  und  die  Vorschule  in  einem  Flügel  des  Bürgerschul- 
gebäudes untergebracht. 

Die  Rasch- Jubiläumsstiftung,  1864  gegründet,  zur  Beschaffung  von  Bücherprämien. 
Bestand  2310  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten,  die  auf  ihre  Verwaltung  be- 
züglichen Angelegenheiten  werden  von  einem  aus  6  Mitgliedern  bestehenden  Kuratorium 
vorberaten. 

Gesamtausgaben  45500  Mk.;  Zuschufs  der  Stadt  22500  Mk.,  des  Staates  8800  Mk. 
Schulgeld  in  den  Klassen  VI— IV  100  Mk.,  III-I  120  Mk.,  in  der  Vorschule  54,  60 
und  66  Mk.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial-Witwen-  und 
Waisenkasse  versichert. 


LandessohiQe  Pforta. 

(Thüringen»).    410  Einwohner.) 

(1,267.  n,250.  m,228.) 

Justinuff  Bertuchf  Pfortaisches  Chronikon,  ed.  J,  M,  Schomeliua,  Leipzig  1884.  — 
F.  ff.  Weifahuhn,  Briefe  über  Schulpforta,  1785.  —  C.  A.  BötHger,  Über  die  gegen- 
wärtige Beschaffenheit  von  Schulpforta,  Leipzig  1791.  —  C.  F.  v.  Vechdde,  Schulpforta, 
Braunschweig  1885.  —  L,  Puttrich,  Schulpforta,  seine  Kirche  und  sonstigen  Altertümer, 
Leipzig  1888.  —  Kraft  und  Schmidt,  Die  Landesschule  Pforta,  Schleusingen  1828.  — 
C,  F.  jBittdier,  Pförtneralbum,  Leipzig  1848.  —  Kirchner,  Die  Landesschule  Pforta  seit 
Anfang  des  19.  Jahrhunderts,  Festprogr.  1848  und  Säkularbericht,  Naumburg  1858.  — 


')  Zum  Stiftseebiete  Zeitz -Naumburg,  wie  in  den  früheren  Bänden  angenommen 
wurde,  hat  Schulpforta  nicht  gehört.  Nur  in  kirchlicher  Beziehung  hat  es  bis  zur  Ein- 
führung der  Reformation  unter  dem  Naumburger  Bischöfe  gestanden. 
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G.  Ad.  Ackermann,  Die  milden  Stiftungen  im  Königreich  Sachsen,  Leipzig  1851  (S.  317  ff., 
512  ff.).  —  M.  Hoffmann,  Pförtnerstammbuch  1543-1893,  Berlin  1893.  Mit  Nachträgen 
1894  und  1898.  —  B.  Bogge,  Pförtnerleben,  Leipzig  1893  (schildert  die  Zeit  1840—50).  — 
Böhme,  Urkundenbuch  des  Klosters  Pforta  1132-1300,  Halle  1893.  —  A.  Bofsner,  Der 
Name  des  Klosters  Pforta,  Halle  1893.  —  P.  Flemming,  Briefe  und  Aktenstücke  zur 
ältesten  Geschichte  von  Schulpforta  (1543—48),  Progr.  1900.  —  P.  Flemming,  Beiträge 
zur  Geschichte  von  Schulpforta  in  den  Jahren  15&— 53,  Festschrift  zur  350jiÜirigen 
Jubelfeier  der  Fürstenschule  Grimma,  1900. 

Nachdem  die  1137  gestiftete  Cistercienserabtei  St.  Marien  zu  Pforta  1540  säkulari- 
siert worden  war,  bescnlofs  Herzog  Moritz  zu  Sachsen,  aus  den  erledi^n  Gütern  in 
Meiften,  Merseburg^)  und  Pforta  drei  evangelische  Schulen  zu  errichten.  Dieser  Beschluls 
wurde  durch  Landesordnung  vom  21.  Mai  1543  bekannt  gemacht.  Wie  die  Schule  zu 
Mei&en  so  erhielt  auch  die  zu  Pforta,  weil  sie  dem  ganzen  Lande  dienen  sollte,  den  Namen 
Fürstenschule ').  Im  Jahre  1543  wurden  42  Zöglinge  aufgenommen.  Die  ersten  Statuten 
wurden  im  August  1546*)  aufgestellt.  Schon  1^  zählte  die  Schule  160^)  Schüler  und  im 
Jahre  1584/85  187  Schüler.  Während  des  30jährigen  Krieges  wurde  die  Anstalt  ab- 
wechselnd von  den  Franzosen  und  den  Schweden  wiederholt  gebrandschatzt  1784 
wurde  ein  Chirurgus,  1788  ein  Schularzt  angestellt,  und  unter  dem  Rektorate  des 
Konsistorialrats  Dr.  C,  David  llgen  (1802—31,  vorher  Professor  der  Theologie  in  Jena) 
wurden  mit  einem  Aufwände  von  38668  Thalem  die  bisherigen  kleinen  Schülerzellen  in 
gro&e  Wohnstuben  umgewandelt,  besondere  Schlafsäle,  ein  Auditorium  und  ein  Tanz- 
saal hergestellt.  Unter  dem  nämlichen  Rektor  wurden  auch  im  inneren  Leben  der 
Anstalt  Kieformen  eingeführt:  u.  a.  wurde  die  Schulzucht  strenger  gehandhabt,  und  sechs 
KoUaboratoren  wurden  zur  Beaufsichtigung  der  Zöglinge  berufen,  in  der  Kriegszeit  1813 
wurde  Pforta  im  allgemeinen  von  Freund  und  Feind  schonend  behandelt.  In  dem  zwischen 
Preu&en  und  Sachsen  abgeschlossenen  Frieden  wurde  von  Preuisen  zugesichert,  dafe 
die  Anstalt  in  ihren  rechtmäfsigen  Besitzungen  und  Einkünften  ungeschmälert  bleiben 
und  die  vollen  Rechte  eines  preufsischen  Gymnasiums  geniefsen  solle.  Durch  den 
Friedensschluüs  wurden  auch  2S  Städte  im  Herzogtum  Sachsen  für  den  Verlust  des 
Besetzungsrechtes  von  27  Freistellen  an  den  Fürstenschulen  in  Meifeen  und  Grimma 
durch  ebensoviel  Freistellen  in  Pforta  entschädigt.  1818  erhielt  das  Konsistorium  zu 
Magdeburg  die  innere  Leitung  und  das  Recht  der  Besetzung  der  Alumnenstellen;  1826 
wurde  die  gesamte  Aufsicht  und  Verwaltung  dem  Provinzialschulkollegium  übertragen. 
An  die  Stelle  der  KoUaboratoren  traten  4  Adjunkten,  deren  Zahl  später  auf  5  ver- 
mehrt wurde. 

Die  Aufnahmebedingungen  sind  unter  dem  20.  Juni  1874  (vgl.  Wiese,  Verordn.  u. 
Gesetze,  2.  Aufl.  1875,  I,  S.  264)  und  unter  dem  23.  Januar  1887  mit  mehreren  Um- 
änderungen neu  veröffentlicht  worden;  ihre  jetzige  Gestalt  haben  sie  am  31.  März  1898 
erhalten.  Seit  1884  ist  das  mehreren  Städten  zustehende  Besetzungsrecht  von  insgesamt 
23  Freistellen  durch  Kauf  von  staatlichen  Behörden  erworben  worden.  Demnach  steht 
jetzt  die  Besetzung  zu :  von  3  Stellen  dem  Unterrichtsminister  fUr  Söhne  der  ihm  unter- 
stellten höheren  Beamten,  von  8  Stellen  dem  Kriegsminister  für  Söhne  von  Offizieren, 
Sanitätsoffizieren  und  höheren  Beamten  der  Heeresverwaltung;,  von  9  Stellen  dem 
evangelischen  Oberkirchenrat  für  Söhne  von  evangelischen  Geistlichen,  von  1  Stelle 
dem  Kammergerichte  zu  Berlin  für  vaterlose  Söhne  von  Justizbeamten  seines  Bezirkes, 
von  2  Stellen  der  Justizoffizianten-Witwenkasse  zu  Gunsten  vaterloser  Söhne  von  Justiz- 
beamten. Aufeer  den  erwähnten  23  Stellen  bestehen  noch  100  Stellen  (60  Freistellen, 
20  alte  und  20  neue  Koststellen),  die  von  Königlichen  Behörden  besetzt  werden,  femer 
46  städtische,  5  stiftische,  5  Geschlechts-  und  1  Organistenstelle.  Die  1^  von  könig- 
lichen Behörden  zu  besetzenden  Stellen  sind  seit  dem  Jahre  1886  Bewerbern  aus  allen 
Ereu&ischen  Landesteilen  zugänglich;  der  Zusammenhang  der  Schule  mit  ihrem  alten 
tammlande  ist  daher  stark  gelockert  worden.  Au&er  den  Alumnenstellen  sind  Stellen 
für  Extraneer  vorhanden,  die  bei  einem  Lehrer  der  Anstalt  in  Pension  gegeben  werden 


')  Die  Schule  zu  Merseburg  (Bd.  I,  S.  267)  ist  nicht  zu  stände  gekommen;  zum  £i^ 
satze  wurde  die  Schule  in  Pforta  vergröbert 

')  Das  säkularisierte  Kloster  wie  die  Schule  standen  bis  zur  preufsischen  Besitz- 
ergreifung stets  unter  der  unmittelbarem  Verwaltung  der  Landesregierung  zu  Dresden. 

')  Nicht  1543,  wie  in  Bd.  I  angenommen  worden  ist.  Die  ebenda  erwähnte  Fundation 
von  1550  ist  nie  vollzogen  worden,  sondern  ein  Entwurf  geblieben. 

')  Die  Angabe  in  Bd.  I,  dafs  schon  im  Jahre  1568  Kurfürst  August  die  Zahl  der 
Alumnenstellen  von  100  auf  150  erhöht  habe,  scheint  demnach  nicht  zutreffend  zu  sein. 
Nach  einem  amtlichen  Berichte  von  1544  sah  man  schon  damals  120  als  die  Normal- 
zahl an. 
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(Pensionspreis  1200  Mk.>  Am  8.  Januar  1880  feierte  der  Musikdirektor  Seiffert  sein 
50iähriges  Amtsjubiläum.  Am  21.  Mai  1893  feierte  die  Anstalt  die  Einweihung  des 
Scnulhausneubaues,  am  21.  Mai  1898  ihr  d50jähriges  Jubelfest. 

Rektor:  Dr.  Christian  Muff  seit  Michaelis  1898,  vorher:  Dr.  Volkmann  1878—98, 
D.  Dr.  Herbst  1873—78.  Aulser  den  in  den  beiden  ersten  Bänden  Genannten  wirkten 
früher  an  der  Anstalt  u.  a.  Prof.  Dr.  Siegfried  1865—75,  später  ord.  Professor  der 
Theologie  in  Jena,  Prof.  Dr.  Plüfs  1873—81,  später  Professor  an  der  Universität  Basel. 

7  Klassen  (von  U  III  an  aufwärts);  13  Oberlehrer,  1  geitsl.  Inspektor,  1  wissensch. 
Hilfsl.,  1  Gesangl.;  die  Stelle  des  Zeichenlehrers  wird  vom  Baumeister  der  Anstalt 
nebenamtlich  versehen.  Mit  den  sechs  ersten  Oberlehrerstellen  ist  der  Professortitel 
verbunden  (Patent  des  Königs  Friedrich  August  von  Sachsen  vom  5.  Oktober  1808, 
Verf.  des  Unterrichtsministers  vom  7.  August  1893).  Die  Lehrer  und  die  Schüler  der 
Anstalt  müssen  evangelisch  sein. 

1878  wurde  ein  neuer  Ausfahrtweg  für  den  Wagenverkehr  des  Schulgutes  in  der 
Nordseite  der  Mauer  hergestellt  (Kosten  12  041  Mk.)  und  eine  Gasanstalt  erbaut  (Kosten 
25688  Mk.).  In  den  Jahren  1879—83  wurde  der  Westflügel  des  Schulgebäudes  nach 
Verlegung  des  Saalelaufes  neu  erbaut  (Baukosten  282785  Mk.,  Mobiliar  ^1  Mk.).  An 
Stelle  der  Lehrerwohnnng  im  Querbau  über  dem  westlichen  Teile  des  Kreuzhanges  sind 
5  neue  Schülerstuben  und  ein  zweiter  Schülerabort  hergestellt  (29  972  Mk!).  Für  die 
Aufwärter  wurde  ein  neues  Wohngebäude  (27  282  Mk.)  aufgeführt.  Für  den  Pächter  des 
Schulguts  Pforta  wurde  1885—86  ein  herrschaftliches  Wohnhaus  gebaut  (70282  Mk.);  zur 
Herstellung  von  Wirtschaftsräumen  für  den  Speisepächter,  für  den  Umbau  des  alten 
Amtshauses  u.  s.  w.  wurden  zusammen  30  165  Mk.  aufgewendet.  Femer  wurde  1890 
die  baufällig  gewordene  Adjunktur  über  der  Ostseite  des  Kreuzganges  provisorisch  durch 
einen  Fachwerksbau  ersetzt,  gleichzeitig  die  Nordseite  der  Sir(3ie  von  entstellenden 
Anbauten  befreit  (37  920  Mk.)  und  der  Kapitelsaal  wieder  freigelegt.  1891  wurde  die 
Kirche  mit  Heizanlage  versehen  (27  613  Mk.),  die  Gasanstalt  erweitert  (23 118  Mk.)  und 
eine  Warmbadeanstalt  für  Schüler  neu  gebaut  (14881  Mk.).  1892—93  wurde  die  Abts- 
kapelle zum  Theil  restauriert  und  für  die  dadurch  bedingten  Umbauten  im  Fürsten- 
hause  8743  Mk.  verausgabt.  1895  wurde  das  neue  Wasserwerk  fertiggestellt  und  in 
Betrieb  gesetzt  (34097  Mk.).  Gleichzeitig  begannen  der  Neubau  der  im  Februar  1895 
abgebrannten  Krankenanstalt  (86435  Mk.)  und  die  Ersatzbauten  für  die  ebenfalls  ein- 

?eäscherten  Speicher  und  Schuppen  des  Schulgutes.  Die  neue  Krankenanstalt  konnte 
896  in  Benutzung  genommen  werden.  1895  machte  der  Fabrikbesitzer  Dr.  hon.  Henry 
T.  Böttinger  in  Elberfeld  der  Landesschule  ein  für  Schüler  und  Lehrer  bestimmtes 
Kegelbahngebäude  mit  vollständiger  Ausstattung  zum  Geschenk  (Wert  26  000  Mk. ;  nach 
dem  im  Jahre  1900  stattgefundenen  Erweiterungsbau  stiegen  die  Gesamtkosten  der  An- 
lage auf  32000  Mk.).  Im  Herbste  desselben  Jahres  ergab  sich  auch  die  Baufälligkeit 
des  Fürstenhauses.  1896  begannen  Beratungen  über  seinen  Neubau.  Die  Pläne  sind 
bereits  entworfen;  zunächst  soll  ein  kleines  Lehrerwohnhaus,  das  für  zwei  Familien 
Raum  bietet,  errichtet  werden. 

Für  das  Turnen  und  Spielen  sind  ein  geräumiger  Platz  im  Schulffarten,  2  Lawn 
Tennis -Plätze  und  5  Sommerkegelbahnen  vorhanden.  Bei  schlechtem  Wetter  und  im 
Winter  wird  in  der  Turnhalle  geturnt,  die  seit  den  letzten  Jahren  auch  als  Festsaal 
für  die  Theateraufführungen,  sowie  für  Schulbälle  benutzt  wird.  Gebadet  wird  im 
Sommer  in  der  Grolsen  Saale  an  einem  besonders  dafür  hergerichteten  Platze  unter 
Aufsicht  des  Arztes  oder  eines  Lehrers.  Jeder  Schüler  muls  Schwimmunterricht 
nehmen.  Schwimmlehrer  sind  geeignete  Unterbeamte  der  Anstalt  und  Primaner,  die 
eine  besondere  Prüfung  hierfür  abgelegt  haben.  Seit  1886  werden  die  Zähne  der  Schüler 
jährlich  zweimal  auf  ihre  Schadhaftigkeit  durch  einen  Zahnarzt  untersucht.  Tanz- 
unterricht wird  jetzt  in  4  Stunden  wöchentlich  erteilt  und  ist  nur  für  Untersekundaner 
verbindlich,  für  Obersekundaner  wahlfrei.    Die  Kosten  trägt  die  Anstalt 

1896  wurde  eine  freiwillige  Schülerfeuerwehr  eingerichtet  mit  eigenen  Löschgeräten 
und  Ausrüstungen  unter  Leitung  des  Turnlehrers.  Ihre  Verwendung  zur  Hilfeleistung 
bei  Bränden  in  Nachbarorten  ist  ausgeschlossen. 

Die  Lehrerbibliothek  zählt  25  000  Bände,  darunter  die  größtenteils  aus  der  ehe- 
maligen Kobersteinschen  Sammlung  gebildete  germanistische  Bibliothek  mit  4000  Bänden 
Cvgl.  Bd.  ni,  S.  223)  und  die  in  der  Bildung  begriffene  Klopstock-Sammlung  (Handschriften, 
Bücher,  Porträts)  mit  etwa  250  Nummern.  Die  Handschriften,  Urkunden  und  Inkunabeln 
sind  in  den  Programmabhandlungen  von  1879  (erschienen  1880)  und  1883  aufgeführt. 

Stiftungen:  A.  Für  Schüler,  a)  Die  Hilfskasse,  vom  Professor  JaÄ;o&»  gegründet, 
Statut  vom  5.  Februar  1859;  gewährt  jährlich  Stipendien  bis  zum  Gesamtbetrage  von 
300  Mk.  und  Reiseunterstützungen  bis  zur  Höhe  von  200  Mk.  Bestand  18  000  Mk. 
b)  Die  Jakobi-Stiftung,   1855  von  Schülern  und  Verehrern  des  Prof.  J.  gegründet,  ge- 
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währt  2  Schalerstipendien  zu  60  Mk.  und  etwa  30  Mk.  Keiseunterstützungen.  Statut 
vom  21.  März  1859.  Bestand  4450  Mk.  c)  Die  Hugo  Hanke-Stiftung,  von  der  Witwe 
des  Baumeisters  H,  mit  einem  Kapital  von  80  000  Mk.  gegründet,  für  Söhne  verstorbener 
Arzte  und  Juristen,  Statut  vom  6.  Februar  1899.  d)  Die  Baldamus-Stiftung  gewährt 
einem  Abiturienten  600  Mk.  mit  der  Verpflichtung,  am  Geburtstage  des  Stifters  eine 
Gedächtnisrede  zu  halten.  Statut  vom  22.  April  1861.  Bestand  17  850  Mk.  c)  Aus  der 
Schulkasse  werden  jährlich  1150  Mk.  an  Keiseunterstützungen  gezahlt.  —  B.  F&r 
Studenten,  f)  Die  Kurfürstlich  Moritzschen  Stipendien,  i.  J.  1550  gestiftet,  im  Gesamt- 
betrage von  jährlich  809  Mk.  werden  aus  der  Kgl.  sächsischen  Staatskasse  an  Pförtner 
fezahlt,  die  in  Leipzig  studieren  (vgl.  Bd.  I,  S.  270,  Anm.  1).  g)  Die  Ilgen-Stiftung, 
4  Mk.  jährlich,  welche  vom  Universitätsamt  in  Leipzig  gezahlt  werden,  Statut  vom 
17.  September  1844.  h)  Die  Gutschow- Stiftung.  Bestand  1650  Mk.  i)  Vier  königliche 
Stipendien  von  je  150  Mk.  jährlich  für  Studierende  preu&ischer  Universitäten  (Kabinetts- 
ordre  vom  16.  Januar  1864).  k)  Das  Keil- Stipendium.  Bestand  5400  Mk.;  Statut  vom 
14.  Januar  1868.  1)  Das  Koberstein-Stipendium,  Statut  vom  80.  März  1872,  für  einen 
Studierenden  des  germanistischen  Faches.  Bestand  8650  Mk.  m)  Das  Steinhart- Stipen- 
dium, durch  Statut  vom  28.  Januar  1878  gegründet.  Bestand  2850  Mk.  n)  Das  Peter- 
Stipendium,  zum  Andenken  an  den  ehemaligen  Rektor  D.  Peter  (1856^78)  durch  Statut 
vom  17.  März  1874  gegründet  Kapital  4600  Mk.  o)  Vier  Kaiser  Wilhelm-Stipendien 
zu  je  800  Mk.  jährlich,  aus  der  Scnulkasse  zu  zahlen,  p)  Die  Hesse-Stiftung,  Statut 
vom  28.  Februar  1872.  Bestand  17 100  Mk.  q)  Das  Viatikum  des  Vereins  ehemaliger 
Fürstenschüler  zu  Dresden,  jedesmal  zu  Ostern  200  Mk.  für  einen  Abiturienten.  — 
C.  Für  Lehrer  und  Beamte.  Die  Pförtner -Witwenkasse  nimmt,  seit  die  Fürsorge  für 
die  Hinterbliebenen  nach  Mafsgabe  der  für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  geltenden 
Vorschriften  neu  geregelt  ist,  keine  neuen  Mitglieder  mehr  auf.  Mit  dem  Tode  des 
letzten  Hinterbliebenen  der  1890  vorhandenen  Mitglieder  wird  das  Kapital  der  Kasse 
der  Landesschule  anheimfallen.    Bestand  25 100  Mk. 

Schulpforta  gehört  zu  den  Anstalten  landesherrlichen  Patronats  und  erhält  sich 
aus  eigenen  Mitteln.  Die  Vermögensverwaltung  u.  s.  w.  besorgt  seit  1858  ein  Pto- 
kurator  als  Kommissar  des  Provinzialschulkollegiums  mit  einem  Baumeister,  einem  Forst- 
assessor  und  2  Rentbeamten.  Die  Landesschule  übt  in  14  Ortschaften  mit  12  Kirchen, 
6  Pfarrgebäuden,  8  Schulgebäuden,  7  Pfarrstellen  und  8  Schulstellen  Patronatsrechte 
durch  ihren  vom  ProvinzialschulkoUegium  beauftragten  Rektor  und  Prokurator  aus. 
Diese  bilden  in  Gemeinschaft  mit  dem  geistlichen  Inspektor  für  die  Kirche  und  die 
Volksschule  in  Pforta  die  Kirchen-  und  Schulinspektion. 

Gesamtausgabe  806  050  Mk.,  Einnahme  aus  eigenem  Vermögen  280  581  Mk.,  Staats- 
zuBchufe  vermöge  rechtlicher  Verpflichtung  1765  Mk.  Inhaber  einer  neufundierten  Kost- 
stelle haben  jährlich  54  Mk.  Schuloeitrag  zu  zahlen,  Inhaber  der  übrigen  Alumnenstellen 
86  Mk.;  Extraneer  zahlen  180  Mk.,  Notextraneer  im  Falle  der  Bedürftigkeit  162  Mk. 
Aufnahmegeld  82  Mk.,  außerdem  als  Eintrittsgeld  zur  Bibliothek  8  Mk.  (Extraneer  ge- 
wöhnlich 9  Mk.).  Die  Besoldung  der  Lehrer  ist  nach  dem  zweiten  Nachträge  zum  Normal- 
etat, die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  nach  Maßgabe  der  Vorschriften  für  die  un- 
mittelbaren Staatsbeamten  geregelt.  Alle  Lehrer  und  Beamten  haben  Dienstwohnung. 
An  Beamten  sind  angestellt:  1  Schularzt,  1  Hausverwalter,  zugleich  Sekretär  des 
Rektors  und  Rendant  der  Alumnenkasse,  1  Bautechniker  und  9  Unterbeamte. 

Rofsleben. 

(Thüringen.    Goldene  Aue.    2240  Einwohner.) 

Klosterschule  (Gymnasium)  (I,  271.    II,  251.    III,  224). 

Dr.  Theodor  Herold,  Geschichte  der  von  der  Familie  v.  Witzleben  gestifteten  Kloster- 
schule Rofsleben  von  1554^-1854,  Halle  a.  S.  1854.  —  Album  der  Schüler  zu  Kloster 
Rofsleben  1742—1854,  Halle  a.  S.  1854.  —  Dr.  Matthes,  Aktenstücke  zur  Geschichte  der 
Schule  und  Kirche  R.,  Progr.  1894  u.  96. 

Das  seit  1142  bestehende  Augustiner-Nonnenkloster  Rofsleben  wurde  1540  säkulari- 
siert und  von  dem  Schutzherm  und  Schirmvogt  Dr.  Heinrich  v.  Wtizleben  in  eine 
Unterrichts-  und  Erziehungsanstalt  für  junge  Leute  evangelischer  Konfession  vom 
reiferen  Knabenalter  bis  zum  Übergange  auf  die  Universität  umgewandelt.  Die  neue 
Anstalt  wurde  1554  eröffnet;  ihre  Unterhaltung  wurde  durch  Zuwendung  des  Vermögens 
des  Klosters  sichergestellt  Für  ihre  innere  Einrichtung  war  die  Fürstenschule  zu  Meusen 
vorbildlich.  Unter  den  Wirren  des  80jährigen  Krieges  kam  sie  in  eine  schwere  Notlage 
und  um  das  Jahr  1689  wurde  sie  von  ihren  letzten  Schülern  verlassen,  nur  die  Lehrer 
blieben  zurück.    Erst  im  Jahre  1675  wurde  die  Anstalt  wieder  eröffnet  Elf  Jahre  später. 
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am  2.  April  1686,  wurde  sie  ein  Raub  der  Flammen,  und  die  Alumnen  wurden  auf  un- 
bestimmte Zeit  entlassen.  Nachdem  ein  neues  Gebäude  hergestellt  war,  wurde  die 
Anstalt  am  2.  Januar  1742  mit  einem  Schüler,  dem  Sohne  des  Erbadministrators,  wieder 
eröfinet.  1772  wurde  ein  Lehrer  für  Mathematik  und  die  französische  Sprache  an- 
gestellt, 1840  die  lY  eingerichtet  Im  Jahre  1854  wurde  das  SOOjährige  Jubiläum  der 
Anstalt  gefeiert.    Gröfste  Schülerzahl  (137)  im  Sommer  1882. 

Unter  den  Zöglingen  werden  unterschieden:  Alumnen  mit  Freistelle,  Alumnen  ohne 
Freistelle  und  Eztraneer;  letztere  finden  bei  einem  Lehrer  gegen  Zahlung;  von  1200  Mk. 
Pension  Aufnahme.  Von  den  80  Freistellen  vergiebt  der  Erbadministrator  8,  die 
Wolmirstädt- Blauenhöfische  Linie,  vertreten  durch  Dr.  Heinrich  Grafen  v.  Witzleben- 
Altdöhem  im  Kreise  Kalau  6,  die  Wolmirstädt- Rothenburgische  Linie,  vertreten  durch 
den  Major  a.  D.  Edmund  v.  WitsJeben  auf  Schlofe  Moys  bei  Görlitz  6,  die  Wartenburgische 
Linie,  vertreten  durch  den  Rittmeister  Max  v.  WiUlehen,  6. 

Die  Anstalt  bildet  zusammen  mit  den  Bewohnern  von  14  im  Dorfe  gelesenen 
Häusern  (ehemaligen  Kloster -Fronhäusem)  eine  eieene  Parochie;  die  Kirche  befindet 
sich  im  Anstaltsgebäude.  Der  Erbadministrator  ist  Kirchenpatron  und  beruft  als  solcher 
nach  Verständigung  mit  dem  Provinzialschulkollegium  den  Pfarrer,  der  zugleich  Religions- 
lehrer ist. 

Rektor:  Dr.  Gustav  Sorof  seit  Ostern  1899,  vorher:  Dr.  Heümann  1892—98, 
Jtaius  Neumann  1887—92,  Fr.  Ludw.  Scheibe  1888—87,  Dr.  Wentrup  1869--88. 

7  Klassen  von  lY  an  aufwärts;  7  Oberlehrer,  1  Religionsl.  (Klosterpredi^er;  s.  obenX 
2  wissenschaftliche  Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer,  alle  evangelisch.  Den  Leibesübungen 
dient  aufeer  dem  gro&en  Spielplatze  (mit  Turngeräten,  Tennis-  und  Fu&ballplätzen)  und 
der  Badeanstalt  in  der  Unstrut  die  Turnhalle  in  einem  besonderen  Gebäude,  in  dem 
auch  Fechtunterricht  erteilt  wird.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  5400  Bände. 

Stiftungen:  a)  Aus  Sammlungen  früherer  Schüler  ist  der  Kirchenbaufonds  her- 
vorgegangen.   Bestand  47  000  Mk. 

Die  Klosterschule  erhält  sich  aus  ihren  eigenen  Mitteln.  Die  Verwaltung  ftlhrt 
ein  von  der  Familie  v.  Witzleben  aus  ihrer  Mitte  gewählter,  von  Sr.  Majestät  dem  Könige 
bestätigter  Erbadministrator,  gegenwärtiff  Oberkammerherr  Arthur  v.  Witzlehen- Kief 8- 
Hng3u>alde  zu  Görlitz.  Gesamtausgabe  124000  Mk.,  Einnahmen  aus  eigenem  Vermögen 
60080  Mk.  Alumnen  ohne  Freistelle  haben  1000  Mk.,  Alumnen  mit  Freistelle  400  Mk., 
Extraneer  400  Mk.  für  die  Anstalt  und  1200  Mk.  für  das  Extemat,  die  sonstigen  Schüler 
(s.  oben)  160  Mk.  an  die  Anstaltskasse  zu  zahlen.  AuCserdem  sind  bei  der  Aufnahme 
and  beim  Abgange  50  Mk.  zu  entrichten.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem  zweiten 
Nachtrabe  zum  Normaletat  (feste  Zulage  nach  §  9,  1  a—  c)  geregelt,  die  Fürsorge  für  die 
Hinterbliebenen  ist  nach  Mafegabe  der  mr  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  geltenden  Vor- 
schriften durch  den  Witwen-  und  Waisenfonds  der  Anstalt  (Bestand  26650  Mk.)  gesichert. 
Der  Rektor,  die  vier  ältesten  und  zwei  unverheiratete  Lehrer  erhalten  Dienstwohnung. 

Saiifirerhauseii. 

(Ehem.  Herzogtum  Sachsen-Weifsenfels.    12073  Einwohner.) 

Gymnasium  und  Realschule  (III,  223). 

Dr.  Albert  Fulda,  Kurze  Geschichte  des  höheren  Schulwesens  der  Stadt  S.,  Progr» 
1872.  —  Fr.  Hintze,  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  S.,  Progr.  1896. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1871  eröffnet  worden 
(Statut  vom  19.  Dezember  1870).     Am  31.  Juli  1875  erhielt  sie  die  Rechte  eines  Pro- 

rinasiums;  bald  darauf  wurde  sie  zu  einem  Gymnasium  erweitert  und  als  solches  am 
September  1877  anerkannt  (Statut  vom  16.  Januar  1878>  Ostern  1894  begann  die 
Umwandlung  in  eine  Realschule;  Ostern  1898  wurde  genehmiart,  daß  neben  dieser  die 
sechs  unteren  Klassen  des  Gymnasiums  als  Progymnasium  beibenalten  werden,  und  Ostern 
1901  wurde  zur  Erhaltung  des  Vollgymnasiums  die  Genehmigung  erteilt,  zugleich 
wurden  die  vorhandenen  Gymnasialklassen  als  Progymnasium  anerkannt  Die  beiden 
früheren  Vorschulklassen,  die  der  Bürserschule  angehörten,  aber  der  Aufsicht  des 
Gymnasialdirektors  unterstanden,  sind  1887  beseitigt  worden.  Gröfete  Schülerzahl  (257) 
im  SchuUahre  1883/84. 

Direktor:  Dr.  Gustav  Dannehl  seit  Michaelis  1895,  vorher:  Dr.  Hermann  Menge 
1886-95,  Dr.  Alb.  Fulda  1871-1886. 

8  Gymnasialklassen  (VI — 0  II  und  0  I),  5  Realschulklassen  (die  unterste  Klasse  ist 
aufgelöst);  7  Oberlehrer,  8  wissenschaftliche  Hilfsl.,  2  technische  Lehrer,  alle  evangelisch.. 
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Ein  Turnplatz  ist  vorhanden;  im  Winter  wird  die  einem  Männertumvereine  ge- 
hörige Turnhalle  benutzt.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  etwa  8800  Bände. 

Zum  Andenken  an  den  1886  verstorbenen  Direktor  Dr.  Fulda  wurde  ein  Fonds 
zur  Gewährung  von  Schulgeld  für  Schüler  des  Gymnasiums  gegründet.   Bestand  1279  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten,  örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister  und  einem  weiteren  Mitgliede 
des  Magistrats,  dem  Stadtverordnetenvorsteher  und  zwei  weiteren  Stadtverordneten, 
dem  Kompatronatskomniissar  und  dem  Direktor.  Gesamtausgabe  55818  Mk.,  Zuschufs 
der  Stadt  27  028  Mk.,  des  Staates  11 800  Mk.  Schulgeld  im  Gymnasium  120  Mk.,  in  der 
Realschule  I  u.  II  100  Mk.,  III  u.  IV  90  Mk.,  V  u.  VI  80  Mk.;  auswärtige  Schüler 
zahlen  überall  20  Mk.  mehr.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial- 
Witwen-  und  Waisenkasse  versichert.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Topgrau. 

(Herzogtum  Sachsen.    11807  Einwohner.) 

Gymnasium  a,  261.    II,  244.    III,  219). 

Kocht  De  scholae  Torgaviensis  constitutione  ac  forma  fatisoue  eins  rec,  Progr. 
1815.  —  SauppCj  Beitrag  zur  Geschichte  des  Gvmnasiums  i.  T.,  Progr.  1846,  1850.  — 
Otto  Taubert,  Geschichte  der  Pflege  der  Musik  i.  T.,  Progr.  1868.  —  Äug,  Bürger,  Chronik 
der  Stadt  T.,  1855.  —  Dr.  Ludw.  Francke^  Mitteilungen  über  die  Gymnasialbibliothek, 
1875.  —  Progr.  von  1818,  25,  35,  87,  89,  57,  58,  61. 

Die  ersten  Urkunden,  in  denen  ein  Rektor  und  Chorschüler  erwähnt  werden, 
stammen  aus  den  Jahren  1371,  1380  und  1386;  einer  Schule  in  Torgau  mit  einem  Rektor 
und  einem  Baccalaureus  wird  1480  gedacht.  Die  Stadt  liefe  1493  der  Kirche  Unser  L. 
Frauen  gegenüber  ein  neues  Schulhaus  errichten.  Bei  der  Einführung  der  Reformation 
stand  die  Schule  in  grossem  Ansehen;  auch  Marthin  Luther  übergab  ihr  seinen  Sohn. 
Damals  hatte  sie  in  4  Klassen  170  Schüler;  an  ihr  unterrichteten  5  Lehrer,  nämlich 
der  Schulmeister,  der  Pädagogus,  der  Kantor,  der  Baccalaureus  und  der  Infimus;  die 
vier  letzteren  führten  die  Bezeichnung:  „Koadjuvanten^.  1557  kaufte  die  Stadt  dem 
Kurfürsten  das  ehemalige  Franziskanerkloster  für  1000  Gulden  ab,  und  dieses  hat  bis 
1835  als  Schulgebäude  gedient.  Die  drei  unteren  Klassen  gestalteten  sich  mehr  und 
mehr  zu  einer  Bürgerschule,  die  obersten  zu  einer  Gelehrtenschule  (Lycenm)  und  die 
mittlere  zu  einer  Vorbereitungsschule  für  das  Lyceum,  das  letztere  vertrat  zugleich 
die  Stelle  eines  Landschullehrerseminars.  Die  Gesamtanstalt  führte  den  Namen  „Stadt- 
schule**.  Während  des  Befreiungskrieges  1818  mu&te  der  Unterricht  ausgesetzt  und 
das  Schullokal  zu  Lazarettzwecken  geräumt  werden;  erst  1818  wurde  in  demselben 
der  Unterricht  wieder  aufgenommen.  Nach  dem  Übergang  an  Preufsen  wurde  das 
Lvceum  mit  Hilfe  von  Zuschüssen  aus  der  Prokuratur  Meißen  reorganisiert,  und  seit 
1825,  wo  die  Bürgerschule  abgetrennt  wurde,  führt  es  den  Namen  „Gymnasium*^.  1834 
wurde  es  durch  eine  V,  1844  durch  eine  VI  vervollständigt.  Nach  dem  Verkaufe  des 
alten  Schullokals  im  Franziskanerkloster  an  den  Militärfiskus  stellte  die  Stadt  ein 
zugleich  von  dem  früheren  Alumnat  und  mehreren  anderen  städtischen  Schulen  be- 
nutztes neues  Schulgebäude  her,  welches  am  31.  Oktober  1835  (am  Reformationstage) 
«ingeweiht  wurde.  Im  Jahre  1852  wurden  Realklassen  eingerichtet;  diese  erwarben 
am  29.  Mai  1857  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassunpprüfungen  nach  der  In- 
struktion von  1832,  wurden  1859  als  Realschule  zweiter  Ordnung  anerkannt,  aber  be- 
reits 1861  auf  eine  höhere  Bürgerschule  zurückgeführt  und  1866  gänzlich  aufgehoben. 
Von  1864 — 91  war  mit  dem  Gymnasium  eine  Vorschule  verbunden.  Das  Gymnasium 
stellt  von  alters  her  der  Stadtkirche  den  Sängerchor;  zur  Unterhaltung  desselben  sind 
mehrere  Vermächtnisse  ausgesetzt 

Schon  auf  Anraten  Luthers  wurden  in  dem  dem  Lyceum  überwiesenen  Franziskaner- 
kloster  einige  Räume  für  Alumnen  ein^jerichtet.  Diese  Schülerwohnungen  (für  24 
Knaben)  gingen  jedoch  während  des  Krieges  1813  ein.  Bei  Errichtung  des  neuen 
Gymnasialgebäudes  wurden  auch  die  für  ein  Alumnat  erforderlichen  Räume  bereit- 
l^estellt  Das  Alumnat,  das  auf  56  in  7  Stuben  unterzubringende  Zöglinge  berechnet 
war,  wurde  im  Jahre  1893  aufgehoben. 

Direktor:  Dr.  Pata  Schmidt  seit  Michaelis  1897,  vorher:  Dr.  Karl  Knabe  1892 
bis  1897,  Dr.  August  Haacke  1863 — 92.  Früher  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a. :  Dr.  Gru/9^ert 
von  1821 — 28,  später  ordentlicher  Professor  der  Mathematik  in  Greifswald. 

8  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfslehrer,  1  technischer  Lehrer, 
alle  evangelisch. 
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Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle  und  benutzt  einen  au&erhalb  der  Stadt  ge- 
legenen Spielplatz.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  10796  B&nde. 

Stiftungen:  a)  Stiftung  des  Rektors  J.  Fr.  Schröder  (1744—56),  am  3.  Mai  1749 
gegründet.  Die  Zinsen  im  Betrage  von  952  Mk.  werden  an  die  Chorschüler  und  an  die- 
lenigen  Schüler  verteilt,  die  beim  sogenannten  Schröderschen  Stiftungsaktus  Reden  ge- 
halten haben,  b)  Die  Georg  Gottfried  Christianische  Stiftung  vom  o.  September  1778. 
Die  Zinsen  im  Betrage  von  96  Mk.  werden  unter  6  nicht  aus  Torgau  gebürtige  Schüler  der 
Prima  und  Sekunda  verteilt,  c)  General  v,  Eberstein  und  Frau  stifteten  aus  Anlalk  des 
25jährigen  Jubiläums  des  Direktors  Dr.  Hcuicke  am  15.  Oktober  1888  5000  Mk.,  deren 
Zinsen  zu  Erholungsreisen  von  Lehrern  und  deren  Angehörigen  zu  verwenden  sind, 
d)  Vom  Kommerzienrat  Ättg.  Bürger  erhielt  die  Anstalt  laut  Vermächtnis  vom  28.  No- 
vember 1898  im  Jahre  1899  20000  Mk.  zu  Stipendien  für  Schüler,  e)  Der  Justizrat 
Glasewald  schenkte  1500  Mk.,  deren  Zinsen  zur  Anschaffung  von  Lehrmitteln  für 
Realien  verwendet  werden  sollen,  f)  Aulserdem  eine  Reihe  kleinerer  Vermächtnisse 
zu  Prämien  u.  s.  w. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtsemeinde  unterhalten;  ein  Königlicher  Kompatronats- 
kommissar  wird  nicht  mehr  bestellt.  Gesamtausgabe  80437  Mk.;  Zuschuls  der  Stadt 
26665  Mk.,  des  Staates  30232  Mk.,  Schulgeld  120  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach 
dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt,  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  bei 
der  Pro vinzial -Witwen-  und  Waisenkasse  versichert.  Der  Direktor  und  ein  Lehrer 
haben  Dienstwohnung. 

Wittenberg:. 

(Hauptstadt  des  sächsischen  Kurkreises.    18345  Einwohner.) 

Melanchthon-Gymnasinm  (I,  259.    U,  244.    lU,  219). 

Spitzner  j  Kurze  Darstellung  der  früheren  Geschichte  und  neuen  Einrichtung  des 
Lyceums  zu  Wittenberg,  Progr.  von  1817.  —  W,  Bernhardt^  Das  Gymnasium  zu  W.  von 
1520 — 1868,  in  der  Festschrift  zur  Einweihung  des  neuen  Schulgebäudes,  1888.  —  Gahraviery 
Das  Wandbild  in  der  Aula,  Progr.  1898. 

Eine  lateinische  evangelische  Schule  zu  Wittenberg  wird  schon  1522  erwähnt.  Sie 
wurde  vom  Rate  der  Stadt  unterhalten ;  das  Einkommen  der  Lehrer  flols  aus  Naturalien, 
aus  der  Kurrende  und  aus  Kirchendiensten.  Die  damals  vorhandenen  Stiftungen  sind 
verloren  gegangen.  Gegen  Ende  des  18.  Jahrhunders  trat  der  gelehrte  Charakter  der 
Schule  zurück;  die  obersten  Klassen  waren  eine  Art  Progvmnasium,  die  mittleren 
Bürgerschule,  die  unteren  Volksschule.  Nach  der  preufsiscnen  Besitzergreifung  be- 
wiUigte  König  Friedrich  Wilhelm  III.  aus  der  Wittenberger  Fundation  i)  und  aus  Staats- 
mitteln Zuschüsse  zur  Umwandlung  der  oberen  Klassen  in  ein  Gymnasium;  dadurch 
wurde  die  Einsetzung  eines  Königlichen  Kompatronats  veranlagt.  1827  wurde  die 
Bürgerschule  von  der  Anstalt  abgezweigt,  1837  eine  Y,  1853  eine  VI  hinzugefügt. 
Seit  1827  führt  die  Schule  die  Bezeichnung  „Gymnasium*',  und  im  Februar  1897  erhielt 
sie  bei  der  Säkularfeier  von  Melanchthons  Geburtstag  den  Namen  ^elanchthon- 
Gymnasium^.  Die  im  Jahre  1872  errichtete  Vorschule  hat  bereits  seit  1^82  nicht  mehr 
in  organischer  Verbindung  mit  dem  Gymnasium   gestanden  und  ist  Ostern   1901   ein- 

fegangen.     Gröfete  Schülerzahl  (226)  im   Jahre  1899.     Am   1.  April  1888  feierte   der 
rofessor  Dr.  Bernhard  sein  50jähriges  Amtsjubiläum. 

Direktor:   H.  Guhrauer  seit  Ostern  1890,  vorher:  A.  Bhode  1868—90. 

8  Klassen  (Ol  und  UI  vereinigt);  9  Oberlehrer,  1  etatsmäfsiger  wissenschaftlicher 
Hilfslehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  Gesanglehrer,  alle  evangelisch. 

Seit  dem  10.  Januar  1888  ist  die  Anstalt  in  einem  von  Franz  Schwechten  er- 
richteten Gebäude,  Ecke  der  verläni^erten  Neustrafse  und  der  Lutherstra&e  unter- 
gebracht (Baukosten  370 150  Mk.  einschlieislich  der  inneren  Einrichtung).   Die  Aula  ist  mit 


^)  Bei  der  Vereinigung  der  Universitäten  Halle  und  Wittenberg  wurde  bestimmt, 
dalk  die  Fonds  der  Universität  Wittenberg  unter  dem  Namen  „Wittenberger  Fundation ^ 
besonders  verwaltet  und  daraus  u.  a.  die  für  das  dortige  Lyceum  angewiesenen  Zahlungen 
geleistet  werden  sollten.  Der  Fonds  hat  nicht  Rechtspersönlichkeit,  seine  Einnahmen 
und  Ausgaben  werden  daher  in  den  Staatshaushaltsetat  eingestellt  (vgl.  Abschnitt  X,  2). 
Näheres  wird  über  ihn  in  den  Anlagen  Bd.  II  Nr.  21  S.  462  des  Staatshaushaltsetats 
von  1901  berichtet. 
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einem  grofsen  Wandbilde  (Luther  in  Worms)  Ton  Woldemar  Friedridi  geschmückt.  Für 
dieses  und  das  darunter  befindliche  Holzpanneel  wurden  aus  Staatsmitteln  26500  Mk. 
bereitgestellt  Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  z&hlt 
etwa  5700  Bände. 

Stiftungen:  a)  Aus  der  Wittenberger  Fundation  von  1817  900  Mk.  jährlich  zu 
Schülerstipendien,  2  zu  je  120  Mk.,  4  zu  je  90  Mk.,  5  zu  je  60  Mk.  b)  Das  Schmidt- 
Stipendium,  zu  Ehren  des  früheren  Direktors  S.  von  früheren  Schülern  durch  Samm- 
lungen gegründet,  für  demjenigen  Abiturienten,  der  die  beste  Valediktionsarbeit  geliefert 
hat.  Bestand  8000  Mk.  c)  Der  Kaufmann  Gafs  in  Dresden  schenkte  3000  Mk.,  deren 
Zinsen  teils  zur  Vermehrung  der  Biblioth.  paup.,  teils  zur  Unterstützung  armer  Schüler 
verwendet  werden  sollen.  Verwaltung  durch  den  Magistrat,  d)  Mehrere  kleinere  Legate 
für  Lehrer  und  zu  Schülerprämien,  sowie  eine  grölsere  Anzahl  von  Freitischen  bei  Ein- 
wohnern der  Stadt,  e)  Die  Melanchthon- Stiftung,  am  16.  Februar  1869  vom  Komitee 
für  das  Wittenberger  Melanchthondenkmal  aus  Überschüssen  gegründet,  800  Mk.  jährlich 
für  zwei  evangelische  Schüler  der  Oberklassen;  Verwaltung  durch  den  Magistrat,  Ver- 
leihung durch  das  Lehrerkollegium. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten ;  ein  Königlicher  Kompatronats- 
kommissarius  wird  seit  1884  nicht  mehr  bestellt.  Gesamtausgabe  86014  Mk.;  ZuschuCs 
der  Stadt  24811  Mk.,  Bedürfniszu schüfe  des  Staates  25887  Mk.,  des  Universitätsfonds 
zu  Wittenberg  6264  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem  zweiten 
Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt,  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  bei  der  Provinzial- 
Witwen-  und  Waisen -Versorgungsanstalt  versichert 

Zeitz. 

(Stiftsgebiet  von  Naumburg-Zeitz,  Thüringen.    27891  Einwohner.) 

Stifts-Oymnasiiim  (I,  274.    II,  252.    III,  225). 

M.  Christ,  Ooitfr.  Müller ,  Über  einige  neuere  Einrichtungen  bei  der  Stiftsschule 
zu  Z.,  Progr.  1795.  —  Derselbe,  Beiträge  zu  einer  Geschichte  der  Stiftsschule  im  18. 
Jahrhundert,  Progr.  1800.  —  Derselbe,  Geschichte  und  Merkwürdigkeiten  der  Stifts- 
bibliothek in  Z.,  Progr.  1808.  —  Derselbe,  Die  Verdienste  der  beiden  Herzöge  Moritz  und 
Moritz  Wilhelm  um  die  Stiftsschule  in  Z.,  Progr.  1814.  —  Philippy  ArchidiakonuSf  Ge- 
schichte der  Stiftsschule  in  Z.,  Handschrift  in  4^  aus  der  Zeit  von  1880.  —  F.  K.  Wehr- 
mann,  Die  ältere  Geschichte  der  Stiftsschule,  Progr.  1854.  —  Wagener,  Verzeichnis  der 
auf  der  Stiftsbibliothek  befindlichen  Handschriften,  Progr.  1876. 

Die  Schule  ist  sehr  alt.  Einer  der  Kapitularen  des  Kolle^iatstiftes  Zeitz,  das  seit 
1029  besteht,  hatte  den  Titel  scholasticus ;  um  1150  wird  in  einer  Urkunde  ein  Dekan 
als  magister  scholarum  bei  der  Stiftskirche  zu  Zeitz  erwähnt').    Diese  schola  episco- 

Ealis,  auch  lateinische  Schule  im  Dom  genannt,  befand  sich  bis  zur  Reformation  im 
ischöflichen  Schlosse.  Höchstwahrscheinlich  verbesserte  sie  der  lutherische  Bischof 
Nikolaus  v.  Amsdorf  1542  und  richtete  sie  lutherisch  ein;  gewifs  ist  es,  dafe  er  sie  aus 
dem  Schlosse  in  das  1541  aufgelöste  Franziskanerkloster  verlegte;  hier  ist  sie  jetzt  noch 
untergebracht  Die  Unterhaltung  wurde  sichergestellt  durch  Gründung  eines  Kirchen- 
kastens, der  aus  dem  Vermögen  der  beiden  aufgehobenen  Klöster  der  Stadt  gebildet 
war.  Dazu  kam  die  1668  vom  Herzog  Moritz  eingerichtete  Prokuratur,  die  zur  Unter- 
stützung von  Kirchen  und  Schulen  bestimmt  war;  ihre  Mittel  flössen  aus  dem,  was  das 
Kapitel  hatte  abtreten  müssen,  und  aus  einigen  anderen  milden  Stiftungen  und  Einkünften 
des  Stifts 'X  Im  Jahre  1820  erhielt  die  Schule  den  Namen  „Stiftssymnasium'';  1840 
wurden  für  die  am  griechischen  Unterrichte  nicht  teilnehmenden  Schüler  Parallelklassen 
eingerichtet;  dieselben  wurden  aber  1861  wieder  aufgehoben.  Während  der  interimistischen 
Rektorats  Verwaltung  1845—54  war  die  Schülerzahl  so  gesunken,  dals  die  Auflösung  der 


^)  Vgl.  Schöttgen,  Geschichte  Conrad!  M.  Marggrafen  zu  Mei&en  1745,  S.  802, 
und  Grubner,  Historische  Nachrichten  von  den  Dekanen  zu  Zeitz,  1756,  S.  7. 

')  Nähere  Angaben  über  den  Fonds  liefern  die  Anlagen  Bd.  II  Nr.  21  S.  440  zum 
Staatshaushaltsetat  für  1901.  Die  Gesamteinnahmen  betraffen  17  622,50  Mk.  Das  Ver- 
mögen stammt  aus  den  eingezogenen  Präbenden  des  Stiftes  Naumburg-Zeitz.  Der  Fonds 
ist  durch  die  Hauptkonvention  vom  28.  August  1819  ganz  auf  Preu&en  übergegangen. 
Seine  Jahreseinnahmen  betragen  44900  Mk.  Er  sowohl  als  auch  der  Kirchenkasten 
haben  Rechtspersönlichkeit;  die  Einnahmen  und  Ausgaben  werden  daher  nicht  in  den 
Staatshaushaltsetat  eingestellt  (vgl.  Abschnitt  X,  2). 
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Anstalt  in  Frage  kam;  die  Zweifel  an  ihrer  Lebensfähigkeit  wurden  jedoch  unter  dem 
Rektorat  22.  Th,  Wehrmanns  1858--56  bald  beseitigt.  Größte  Schülerzahl  (305)  im  Jahre 
1879,  kleinste  (187)  im  Jahre  1898. 

Direktor:  G.  Kamow  seit  Ostern  1896,  vorher:  Lic,  J,  Taiufcker  1872—96. 
Früher  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.:  M.  Christoph  Cellarius,  Rektor  1676—89,  später 
Professor  an  der  Universität  Halle;  Dr.  Wehrmann  (s.  oben),  später  Provinzialschulrat 
in  Stettin ;  Dr.  Fr.  G.  Kiefsling  1880—35,  später  Provinzialschulrat  und  zuletzt  Direktor 
des  Joachimsthalschen  Gymnasiums  zu  Berlin. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  technischer  und  1  Elementarlehrer,  alle  evangelisch. 

Ein  Erweiterungsbau,  der  fünf  Klassen,  einen  Zeichensaal,  Schuldienerwohnung 
u.  s.  w.  enthalten  soll,  ist  in  Angriff  genommen. 

Die  Anstalt  besitzt  einen  Turnplatz  am  Tiergarten.  Die  Lehrerbibliothek  enthält 
5000  Bände.  Aulserdem  ist  mit  dem  Gymnasium  die  Stiftsbibliothek  verbunden,  die 
etwa  20000  Bände  enthält  und  an  Werken  aus  der  Reformationszeit  besonders  reich  ist. 

Stiftungen:  a)  Naumannsches  Tuchvermächtnis  von  1614.  Zum  Ankaufe  etlicher 
zeitzischer  Mitteltuche.  Bestand  1312  Mk.  b)  Die  Milke-Stiftung.  Für  Lehrerwitwen, 
1788  gegründet  Bestand  32700  Mk.  c)  Huthsches  Vermächtnis  von  1881.  Von  den 
Zinsen  sind  ^/s  für  Tuch,  ^k  für  Bücher  und  Vs  zu  „einem  heiteren  Symposion''  für 
diejenigen  Lehrer  bestimmt,  die  bei  der  Verteilung  mitwirken.  Bestand  6350  Mk. 
d)  Das  Tischersche  Schulstipendium.  Am  6.  März  1769  gegründet,  für  zwei  Primaner. 
Bestand  600  Mk.    e)  Aufeeraem  eine  Reihe  kleinerer  Vermächtnisse. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  76725  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschuls  23825  Mk.,  Zuschuls  des  Kollegiatstiftes  Zeitz  10050  Mk.,  des  Prokuraturamtes 
12855  Mk.,  aus  der  Prokuratur  Meilsen  in  Magdeburg  450  Mk.  Schulgeld  jährlich 
120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

EilenbuTs:. 

(Herzogtum  Sachsen.    15145  Einwohner.) 

BealprogymnaBimn  (III,  219). 

Im  Jahre  1864  beschlossen  die  städtischen  Körperschaften  die  Gründung  einer 
höheren  Schule.  Diese  sollte  zunächst  die  Klassen  V,  IV,  III  erhalten ,  und  die  drei 
unteren  Abteilungen  der  Bürgerschule  sollten  zu  ihnen  die  Vorstufe  bilden.  Ostern 
1865  wurde  die  Quinta  mit  33  Schülern  eröffnet;  in  den  folgenden  Jahren  wurden  die 
Klassen  bis  II  hinzugefügt  und  von  unten  eine  VI  angegliedert.   Am  16.  Dezember  1872 

fing  die  Anstalt  in  den  Aufsichtsbereich  des  Provinzialschulkollegiums  über,  und  am 
5.  August  1879  wurde  sie  als  höhere  Bügerschule  anerkannt. 

Direktor:   Dr.  Bedlich  seit  Ostern  1897,  vorher:  Dr.  Wiemann  1871—96. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Die  Schule  ist  auch  jetzt  noch  in  dem  früheren ,  zur  Aufnahme  von  Schulklassen 
umgestalteten  Siechenhause  untergebracht.  Für  den  Turnunterricht  werden  die  zur  Volks- 
schule gehörige  Halle  und  der  daneben  befindliche  Platz  mitbenutzt.  Die  Lehrer- 
bibliothek zählt  1800  Bände. 

Der  Magistrat  verwaltet  eine  vom  Sohne  des  früheren  Zeichenlehrers  Lindia  am 
1.  Juli  1891  begründete  Stiftung;  die  Zinsen  sollen  zur  Hälfte  einem  Schüler  des  Keal- 
progymnasiums  nach  Bestimmung  des  Direktors  und  der  in  der  Sekunda  unterrichtenden 
Lehrer  zufallen.    Bestand  1000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Das  Kuratorium,  bestehend 
aus  dem  Bürgermeister,  dem  Stadtverordnetenvorsteher,  einem  Stadtverordneten,  dem 
Direktor  und  dem  Oberpfarrer,  hat  beratende  Stimme.  Gesamtausgabe  40  601  Mk.,  Zu- 
schuls der  Stadt  23251  Mk.,  des  Staates  9450  Mk.  Schulgeld  100  Mk.  Die  Besol- 
dungen sind  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt  (feste  Zulage  nach 
§  9,  1  a — c);  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial -Witwen-  und 
Waisenkasse  versichert. 

^Veirsenfels. 

(Ehemaliges  Herzogtum  Sachsen-Weifsenfels.    28201  Einwohner.) 

Oberrealschnle  (III,  221). 

Dr.  Bosalsky,  Rückblick  auf  die  Geschichte  der  Anstalt,  Progr.  1892. 

Eine  im  Jahre  1862  errichtete  höhere  Privatschule  wurde  Johannis  1869  von  der 
Stadtgemeinde  übernommen  und  erhielt  Michaelis  1871  die  Form  einer  höheren  Bürger- 
Wiese,  Schulwesen.    IV.  26 
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schule  mit  gymnasialen  Nebenklassen.  Der  Plan  war,  die  Schale  sich  in  der  realen 
und  gymnasialen  Richtung  bis  Sekunda  entwickeln  zu  lassen,  mit  dem  Vorbehalte, 
geeignetenfalls  später  eine  Gymnasialprima  aufzusetzen.  Am  16.  Mai  1872  wurde  die 
Anstalt  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt.  Im  Jahre  1875  beschlossen  die  städtischen 
Körperschaften,  den  Plan  der  Doppelanstalt  fallen  zu  lassen  und  nur  das  Gymnasium 
zu  entwickeln.  Darauf  erfolgte  am  81.  Juli  1877  die  Anerkennung  als  Progymnasium 
und  Ostern  1879  die  völlige  Aufhebung  der  Realklassen.  Im  Jahre  1895  wurde  nach 
längeren  Verhandlungen  die  Umwandlung  des  Progymnasiums  in  eine  Oberrealschule 
mit  Angliederung  von  Nebenunterricht  im  Lateinischen  für  die  drei  unteren  Klassen 
beschlossen.  Nachdem  Ostern  1899  die  erste  Reifeprüfung  stattgefunden  hatte,  erfolgte 
am  17.  Mai  1899  die  Anerkennung  als  Realschule.  Gleichzeitiff  wurde  die  Obersekunda 
eröffnet,  und  Ostern  1900  wurde  die  Schule  durch  die  Errichtung  der  Prima  TervoU- 
ständigt.  Eine  Vorschule  besteht  seit  Gründung  der  Anstalt.  Gröfete  Schülerzahl 
(177  und  85  Vorschüler)  im  Jahre  1883,  kleinste  (115  und  47  Vorschüler)  im  Jahre  1896. 

Direktor:   Dr.  Bosahky  seit  1.  Oktober  1871. 

8  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  10  Oberlehrer,  1  Zeichen-  und  Schreibl.,  2  Vor- 
schullehrer, alle  evangelisch. 

Für  den  Turnunterricht  wird  die  Turnhalle  der  zweiten  Volksschule  mitbenutzt. 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  8600  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Humboldt- Stiftung.  Von  den  städtischen  Körperschaften 
und  angesehenen  Bürgern  der  Stadt  gegründet,  zu  Schülerstipendien.  Bestand  4875  Wl. 
b)  Die  Naundorf- Stiftung.  Für  ein  Schülerstipendium.  Bestand  1500  Mk.  c)  Die 
Stiftung  des  Fräulein  C.  H.  Schulze,  zu  gleichem  Zwecke.  Bestand  1500  Mk.  d)  Die 
Stipendienstiftung  des  Apothekers  Trecket  Bestand  8857  Mk.  e)  Aus  der  von  der 
Stadtgemeinde  gegründeten  Bezzenbereer  Stiftung  (zu  Ehren  des  Geheimen  Regierungs- 
und Schulrats  B.)  werden  jährlich  45  Mk.  zur  Beschaffung  von  Prämien  verwendet 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  60351  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  29001  Mk.,  des  Staates  18150  Mk.  Schulgeld  144  Mk.,  in  der  Vor- 
schule 84  Mk.  Die  Besoldungen  der  Lehrer  sind  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum 
Normaletat  geregelt,  die  Hinterbliebenen  bei  der  Provinzial- Witwen-  und  Waisen- 
Versorgungsanstalt  versichert. 

Bitterfeld. 

(Herzogtum  Sachsen.    11889  Einwohner.) 

Bealschule. 

Dr.  Fricke,  Die  bisherige  Geschichte  der  Anstalt  und  die  Ziele  der  Realschule, 
Progr.  1898. 

Die  im  Jahre  1874  gegründete  städtische  Mittelschule  wurde  im  Jahre  1893  in 
eine  Realschule  umgewanaelt  und  als  solche  am  9.  Mai  desselben  Jahres  anerkannt. 
Mit  derselben  ist  eine  Vorschule  verbunden. 

Direktor:  Walter  Franke  seit  1.  November  1898,  vorher:  Dr.  Biehard  Frickt 
seit  1898. 

6  Klassen  und  2  Vorschulkiassen ;  5  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  Elementarl., 
2  VorschuU.,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  in  den  Jahren  1886 — 88  erbaut  und  enthält  zugleich  die 
ffehobene  Mädchenschule.  Von  den  Gesamtkosten  des  Baues,  die  sich  auf  1CS558  Mk. 
belaufen,  entfallen  115818  Mk.  auf  die  Realschule.  Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vor- 
handen.   Die  Lehrerbibliothek  zählt  1016  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  46800  Mk., 
Zuschuls  der  Stadt  19844  Mk.,  des  Staates  5000  Mk.  Schulgeld  90  Mk.,  in  der  Vor- 
schule 54  bezw.  48  Mk.  Die  JBesoldungen  der  Lehrer  sind  nach  den  Nachträgen  zum 
Normaletat  geregelt,  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  bei  der  Provinzial -Witwen-  und 
Waisen  -Versorgungsanstalt  versichert. 

Delltzsoh. 

(Herzogtum  Sachsen.    10479  Einwohner.) 

Bealschule  (II,  248.    IH,  218). 

Die  am  21.  Juni  1858  von  der  Stadtgemeinde  gegründete  höhere  Lehranstalt  wurde 
am  10.  Juli  1865  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt  und  erhielt  am  28.  Oktober  1868 
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die  erweiterten  Berechtigungen  der  Schulen  dieser  Art.  Ostern  1894  begann  die  Um- 
wandlung in  eine  Realschule  mit  lateinischem  Nebenunterricht  in  den  Klassen  VI  bis  IV; 
Ostern  1900  wurde  die  Anstalt  als  solche  anerkannt  Die  Vorschule  ist  Ostern  1895 
aufgehoben  worden. 

Direktor:  Dr.  U.  Wähle  seit  Michaelis  1898,  vorher:  H.  Kayser  1868—98. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  2  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Von  1886—90  wurde  während  des  Winters  in  der  Turnhalle  des  Kgl.  Schullehrer* 
Seminars  geturnt;  seitdem  wird  au&er  dem  Turnplätze  die  städtische  Turnhalle  benutzt. 
Die  Lehrerbibliothek  umfafet  680  Werke. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  45133  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  24483  Mk.,  des  SUates  9000  Mk.  Schulgeld  80  Mk.,  für  die  am 
lateinischen  Unterrichte  teilnehmenden  Schüler  120  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach 
dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt;  die  Hinterbliebenen  der  wissenschaft- 
lichen Lehrer  sind  bei  der  Provinzial -Witwen-  und  Waisen -Versorgungsanstalt  ver- 
sichert.   Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Begierungsbezirk  Erfart. 

BrfUrt. 

(Hauptstadt  von  Thüringen.    85202  Einwohner.) 

Neben  den  beiden  älteren  höheren  Schulen,  dem  Königlichen  Gym- 
nasium und  dem  im  Jahre  1885  vom  Staate  übernommenen  Realgymnasium, 
besteht  eine  von  der  Stadtgemeinde  im  Jahre  1879  gegründete  Realschule. 
Die  unter  der  Aufsicht  des  Königlichen  ProvinzialschulKoUegiums  stehende, 
als  Privatunternehmen  betriebene  höhere  Handelsschule  soll  Ostern  1902 
eingehen. 

Gymnasinm  (Ii  278.    IT,  254.    III,  226). 

Dr.  Bichard  Thiele,  Festrede,  gehalten  am  8.  Juli  1896  zur  Einweihung  des  neuen 
Gymnasialgebäudes,  Erfurt  1896.  —  Außerdem  in  der  vom  Lehrerkollegium  bei  der 
Einweihung  des  neuen  Schulgebäudes  herausgegebenen  Festschrift  folgende  Aufsätze: 
1)  Boetel  und  Bueck,  Beschreibung  der  Bauanlage;  2)  Brünnert,  Übersicht  über 
die  Geschichte  des  Gymnasiums  1870—96,  3)  Thiele,  Die  Gründung  des  evangelischen 
Ratsgymnasiums  zu  Erfurt 

Der  Vorbereitung  zur  Universität  diente  frühzeitig  eine  Schule  beim  EoUegiatstifte 
St.  Severi.  Im  Jahre  1561  wurden  die  beiden  obersten  Klassen  dieser  Schule  vom  Rate 
zu  einer  neuen  Schule  ausgestaltet,  für  welche  das  Lokal,  wahrscheinlich  auch  die  Ein- 
kniete  des  ehemaligen  Augustinerklosters  bereitgestellt  wurden.  In  der  neuen  Schule, 
dem  eyangelischen  Ratsgymnasium,  wurde  am  10.  Januar  1562  der  regelmä&iffe  Unter- 
richt begonnen.  Die  Unterhaltung  des  Gymnasiums  lag  bis  zum  Jahre  1820  der  Stadt 
Erfurt  OD.  Im  Frühling  desselben  erging  eine  Verfügung  des  Ministers,  durch  welche 
dem  Gymnasium  zu  seiner  Unterhaltung  aulser  den  Schulgeldeinnahmen  die  bisherigen, 
damals  auf  814  Thaler  14  Groschen  berechneten  Einnahmen  des  Ratsgymnasiums  und 
ein  Zuschuß  aus  Königlichen  Kassen  von  vorläufig  5000  Thalem  überwiesen  wurden. 
Weiteren  Zuwendungen  aus  dem  Einesuitenfonds  und  aus  dem  Universitätsfonds  stand 
als  Gegenleistung  die  Gewähruns  der  Besoldung  eines  katholisshen  Religionslehrers 
gesenüber;  1834  wurde  die  Bestellung  eines  solchen  dem  Gymnasium  als  Verpflichtung 
auferlegt.  Der  Name  «Gemeinschaftliches  Gymnasium'^,  welchen  die  Anstalt  in  den  ersten 
Jahren  nach  1820  führte,  findet  seine  Erklärung  in  der  Teilung  der  Verwaltung  zwischen 
dem  Staate  und  der  Stadtgemeinde  ^)l  Der  Staat  wollte  nämlich  im  Jahre  1820  die  Ver- 
waltung der  Stadt  überlassen  und  behielt  sich  nur  die  Ernennung  des  Direktors  vor. 
Weil  aber  der  Stadt  keine  geeigneten  Lehrkräfte  zur  Verfügung  standen,  so  schluff  er 
vor,  da&  zum  ersten  Male  auch  alle  Lehrer  von  ihm  ernannt  würden.    In  dieser  Weise 


^)  Diese  Bezeichnung  war  also  nicht,  wie  aus  der  Darstellung  in  Bd.  I  hergeleitet 
werden  könnte,  in  konfessionellem  Sinne  aufzufassen. 

26* 
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wurde  auch  in  späteren  Fällen  verfahren,  so  dafe  also  die  Stadt  yon  dem  ihr  zustehenden 
Rechte  der  Wahl  der  Lehrer  nicht  Gebrauch  gemacht  hat.  So  ist  denn  die  Schule 
allmählich  in  die  alleinige  Verwaltung  des  Staates  übergegangen.  Die  Ostern  1866  ge- 
gründete Vorschule  wurde  Michaelis  1882  aufgehoben.  Am  1.  Mai  1898  feierte  das 
Gymnasium  das  50jährige  Dienstjubiläum  des  Professors  Dr.  Kayser  (vgl.  Progr.  von 
1899,  S.  12—21).   Grölste  Schülerzahl  (496)  Ostern  1901,  kleinste  (837)  zu  Anfang  1876/77. 

Direktor:  Dr.  Bichard  Thiele  seit  1.  Juli  1892,  vorher:  Georg  Eefs  1891—92» 
GoUl  Leuchtenherger  1888—91,  Dr.  Alb.  Hortung  1882—87,  Dr.  Alb,  Dietrich  1868—82. 

16  Klassen;  16  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  2  Elementarl.;  1  Oberlehrer  ist 
katholisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der 
katholischen  Minderheit  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Schillerstra(se  8)  ist  in  den  Jahren  1894 — 96  erbaut  und 
am  8.  Juli  1896  eingeweiht  worden;  die  Kosten  betrugen  mit  Einschluß  deijenigen  für 
das  Wohnhaus  des  Direktors  505000  Mk.  Turnplatz  und  Turnhalle  sind  vorhanden. 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  11000  Bände. 

Bei  dem  50jährigen  Diensljubiläum  des  Professors  Dr.  ^oy^er  wurden  diesem  von 
ehemaligen  Schülern  1000  Mk.  überwiesen.  Dr.  Kayser  legte  äOO  Mk.  zu  und  übergab 
die  ganze  Summe  dem  Gymnasium  mit  der  Bestimmung,  dals  die  Zinsen  jährlich  zu 
Ostern  denjenigen  Oberprimaner,  der  bei  der  Reifeprüfung  die  besten  Leistungen  in  der 
Mathematik  nachgewiesen  hat,  als  Prämie  verliehen  werden  sollen. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  115490  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  62709  Mk.,  der  Stadt  2557  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Bealgymnasimn  (I,  282.    II,  254.    III,  226). 

Dr.  Friedrich  Zange ,  Geschichte  des  Erfurter  Realgymnasiums,  in  der  Festschrift 
zum  50jährigen  Jubelfeste  der  Anstalt  1894. 

Die  Anstalt  wurde  am  10.  April  1844  unter  Aufhebung  der  „Knabenoberschule'' 
mit  4  Real'  und  2  Vorbereitungsklassen  eröffnet.  Am  1.  Juli  1849  erhielt  sie  das  Recht 
zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfunj^en  nach  der  Instruktion  von  1882,  und  am 
9.  November  1859  wurde  sie  unter  die  Realschulen  erster  Ordnung  aufgenommen. 
Ostern  1885  wurde  sie  vom  Staate  übernommen;  die  Vorschule  war  bereits  Ostern  1882 
eingegangen.  Im  Jahre  1894  wurde  das  50jährige  Jubelfest  der  Anstalt  begangen. 
Grölste  Schülerzahl  (509  ausschl.  Vorschule)  im  Jahre  1883,  kleinste  (820)  im  Jahre  1890. 

Direktor:  Friedrich  Zange  seit  Michaelis  1885,  vorher:  Dr.  Carl  Ferd,  Kodk 
1844 — 85.  Früher  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.:  Dr.  A.  Kirchhoff,  jetzt  ord.  Professor 
in  Halle. 

15  Klassen;  14  Oberlehrer,  1  etatsmäfeiger  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Zeichenl., 
3  Elementarl.;  2  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Für  den  Religions- 
unterricht der  katholischen  Minderheit  ist  gesorgt 

Das  Realgymnasium  besitzt  eine  Turnhalle;  die  Lehrerbibliothek  enthält  1591  Werke 
in  8300  Bänden. 

Aus  den  Zinsen  der  am  4.  Januar  1878  gegründeten  Bernhard  Seitz-Stiftung  (Kapital 
1500  Mk.)  werden  jährlich  Bücherprämien  für  fünf  Untersekundaner  beschafft. 

Die  Anstalt  (Gebäude:  Marktstralse  6,  -Himmelspforte'')  wird  vom  Staate  unter- 
halten. Gesamtausgabe  104200  Mk.,  Zuschuls  des  Staates  46960  Mk.,  der  Stadt  15000  Mk« 
Schulgeld  120  Mk. 

Realschule. 

Infolge  übereinstimmender  Beschlüsse  der  beiden  städtischen  Körperschaften  wurd& 
Ostern  1879  die  städtische  Mittelschule  für  Knaben  in  eine  lateinlose  höhere  Bürger- 
schule verwandelt  Bei  ihrer  Eröffnung  am  17.  April  1879  hatte  dieselbe  die  Klassen 
VI  bis  III,  Ostern  1881  wurde  die  oberste  Klasse  emgerichtet  und  Ostern  1882  die  erste 
Entlassungsprüfung  abgehalten.  Die  Vorschule  wurde  Ostern  1886  aufgelöst  Als 
Schulhaus  (Michaelisstralse  18)  dient  das  alte  coUegium  migus  der  ehemaligen  Uni- 
versität und  ein  dahinter  aufgebauter  Hauptflügel. 

Direktor:  Dr.  Venediger  seit  1.  April  1892,  vorher:  Neubauer  seit  1882,  Köhne 
seit  1879. 

11  Klassen;  7  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Zeichenl.,  8  Elementarl.» 
sämtlich  evangelisch.    Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt^ 
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FQr  den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Turnhalle  mitbenutzt  Die  Lehrer- 
bibliothek umfallt  2872,  die  Schülerbibliothek  645  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ihre  äulseren  Angelegenheiten 
werden  von  der  städtischen  Schulkommission  bearbeitet.  Gesamtausgabe  60600  Mk.,  Zu- 
schüfe  aus  der  Kämmereikasse  80400  Mk.  Schulgeld  100  Mk.  für  einheimische,  150  Mk. 
für  auswärtige  Schüler.  Die  Besoldung  des  Direktors  und  der  wissenschaftlichen  Lehrer 
erfolgt  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat  (feste  Zulage  nach  §  2).  Die 
Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Proyinzial-Witwen-Yersorgungsanstalt  versichert. 


Helllsrenstadt. 

(Hauptstadt  des  Eichsfeldes.    7249  Einwohner.) 

Oymna«ium  (I,  284.    U,  257.    HI,  228). 

J,  Wolf,  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Heiligenstadt  von  1575—1774,  Göttingen 
1818.  —  Binke,  Geschichte  des  Gymnasiums  1575 — 1880,  Progr.  1887.  —  Oafgmann, 
Rückblick  auf  die  letzten  80  Jahre  des  Gymnasiums,  Progr.  1862.  —  Grimme,  Geschichte 
des  Gymnasiums  zu  Heiligenstadt,  in  der  Festschrift  zur  dritten  Säkularfeier,  Heiligen- 
stadt 1875.  —  BruU,  Urkundliches  zur  Geschichte  des  Heiligenst.  Jesuitenkollegiums, 
Progr.  1897. 

Eine  in  Heiligenstadt  unter  dem  Schutze  des  Kurfürsten  von  Mainz  gegründete 
Jesuitenresidenz  eröffnete  dort  1575  eine  Schule,  die  später  den  Namen  Kofiegium  er- 
hielt und  bei  ihrem  weitverbreiteten  Ansehen  zeitweise  auch  von  Evangelischen  unter- 
stützt wurde.  Infolge  der  Aufhebung  des  Jesuitenordens  wurde  das  Kollegium  am 
10.  September  1778  aufgelöst  und  sein  vermögen  als  „Eijesuitenfonds  zu  Heiligenstadt'' 
zu  einem  Fonds  für  Verbesserung  des  katholischen  Schul-  und  Kirchenwesens  in 
Heiligenstadt  bestimmt  Am  8.  Januar  1774. wurde  die  Anstalt  als  „Kurmainzisches 
Gymnasium**  wiedereröffnet  und  nach  dem  Übergang  an  Preulsen  (1802)  in  eine  ^fie- 
lehrten-  und  Bürgerschule**  umgeändert  Die  west&ische  Regierung  hielt  den  damalieen 
Zustand  aufrecht.  Bis  1820  stand  mit  dem  Gymnasium  eine  Töchterschule,  von  1814 
ab  eine  Zeitlang  auch  ein  Schullehrerseminar  in  Yerbindunff.  Ostern  1884  wurde  das 
katholische  Progymnasium  zu  Erfurt  mit  dem  Heiligenstäater  Gymnasium  vereinigt 
und  dieses  aus  den  Dotationsbezügen  des  ersteren  erweitert  Der  Schulgottesdienst 
findet  herkömmlicherweise  in  der  an  das  Gymnasium  anstolsenden  Altstädter  Pfarr- 
kirche ad  B.  Mariam  Y.  statt  Die  Jubelfeier  des  800jährigen  Bestehens  der  Anstalt 
fand  am  8.  Juli  1875  statt 

Der  Bischof  Dr.  Kanrtid  Martin  errichtete,  um  dem  Priestermangel  im  Eichsfelde 
abzuhelfen,  im  Jahre  1858  ein  Konvikt  unter  dem  Namen  „Seminarium  Bonifacianum**. 
Das  Konvikt  wurde  Ende  1878  aufgehoben  und  durch  ein  von  Privaten  unteihaltenes 
Gymnasiastenpensionat  ersetzt  Dieses  wurde  am  14.  Mai  1875  durch  Verfügung  des 
ünterrichtsministers  geschlossen.  Ostern  1888  wurde  eine  ähnliche  Anstalt  errichtet; 
dem  Gymnasialdirektor  stand  das  Recht  des  inspizierenden  Besuches  zu.  Am  22.  Oktbr. 
1886  wurde  das  „Bischöfliche  Knabenseminar  (Seminarium  Bonifacianum)**  von  neuem 
errichtet;  jetzt  sind  der  Direktor  und  der  Religionslehrer  des  Gymnasiums  Mitglieder 
des  Kuratoriums.  Das  Seminar  steht  unter  der  Leitung  von  Weltgeistlichen,  ist  zwar 
in  erster  Linie  für  künftige  Geistliche  bestimmt,  nimmt  aber  auch  andere  Gymnasiasten 
auf.    Ostern  1899  hatte  es  122  Zöglinge. 

Direktor:  Dr.  Joh.  BriUl  seit  Ostern  1885,  vorher:  Dr.  Friedr.  Wüh.  Grimme 
1872—1885. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  etatsm.  wissensch.  Hilfsl.,  1  techn.  und  Elementarl^ 
sämtlich  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  Minderheit  ist 
gesorgt 

Die  Klassenräume  wurden  im  Jahre  1897  durch  Einbeziehung  der  bisherigen 
Direktorwohnung  erweitert;  der  Umbau  und  die  Neueinrichtung  erforderten  einen 
Kostenaufwand  von  20000  Mk. 

Für  den  Turnunterricht  ist  von  der  Stadt  ein  Platz  gemietet;  im  Winter  wird  die 
Turnhalle  des  Kgl.  Lehrerseminars  benutzt 

Stiftungen:  a)  Haberkornsches  Legat,  durch  Testament  vom  18.  April  1789  ge- 
gründet Für  Studierende.  Bestand  2100  Mk.  b)  Allgemeiner  Unterstützungsfonds  vir 
Schüler  (vgl.  Progr.  von  1887),  aus  den  von  den  Jesuiten  für  diesen  Zweck  gesammelten 
Beträgen  und  dem  Vermächtnisse  des  Pfarrers  Grofsheim  vom  17.  Oktober  lo38  gebildet. 
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Bestand  4499  Mk.  c)  Hartmannsche  Stipendienstiftung  vom  7.  August  1848.  Bestand  1500  Mk. 

d)  Fütterersche  Stipendienstiftung,  am  23.  Februar  1856  gegründet    Bestand  9284  Mk. 

e)  Beckmannsche  Stiftung,  von  dem  i.  J.  1873  verstorbenen  Pfarrer  B,  für  katholische 
Schüler  begründet.  Bestand  3150  Mk.  f)  Burchardsche  Stipendienstiftung,  vom  ehe- 
maligen Oberlehrer  B.  aus  Gaben  früherer  Amtsgenossen  und  Schüler  am  24.  Novbr. 
1865  begründet.  Bestand  1640  Mk.  g)  Prämienstiftung  des  Prof.  Dr.  SdmeiderwirQ^. 
Kapital  300  Mk.  h)  Ehemalise  Schüler  stifteten  zum  Andenken  an  den  1896  gestorbenen 
Oberlehrer  WMmann  am  25.  Januar  1898  ein  Stipendium  mit  einem  Kapital  von 
3500  Mk.  i)  Aulserdem  mehrere  den  Schülern  der  Anstalt  zu  gute  kommende  Stif- 
tungen, die  unter  der  Verwaltung  des  Magistrats  bezw.  des  bischöflichen  geistlichen 
Kommissariats  stehen. 

Die  Lehrerbibliothek  mit  etwa  15000  Bänden  umfa&t  neben  der  eigentlichen 
Gymnasialbibliothek  ansehnliche  Bestände  aus  dem  ehemaligen  JesuitenkpUegium,  sowie 
aus  den  1802  aufgehobenen  Abteien  und  Klöstern  des  Eichsfeldes.  Über  die  Manu- 
skripte und  die  zahlreichen  alten  Drucke  vgl.  Brüü  a.  a.  0.  und  KmUgenj  Verzeichnis 
der  im  Besitze  des  Gymnasiums  befindlichen  Inkunabeln,  Progr.  1888. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  65  903  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschuCs  38  538  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 


Mühlliausen  JU  Thüringen» 

(Vormals  freie  Beichsstadt.    Eichsfeld.    33428  Einwohner.) 

Die  Stadt  besitzt  ein  Gymnasium  und  eine  in  der  Entwickelung  be- 
griffene Realschule.  Beide  werden  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten 
und  benutzen  die  städtische  Turnhalle.  Das  Bealprogymnasium  (vgl. 
Bd.  III,  S.  227)  ist  wegen  Mangels  an  Schülern  aufgelöst  worden. 
Michaelis  1880  guigen  die  untersten  Klassen  (VI  bis  IV)  ein,  die  übrigen 
wurden  vorläufig  dem  Direktor  des  Gymnasiums  unterstellt  und  in  der 
Zeit  von  1899  bis  Ostern  1901  aufgelöst.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem 
zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt,  die  festen  Zulagen  werden 
nach  §  9  a — c  desselben  gezahlt ;  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei 
der  Pro vinzial- Witwen-  und  Waisen -Versorgungsanstalt  mit  denselben  Be- 
trägen versichert,  auf  welche  die  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staats- 
beamten Anspruch  haben. 

Gymnasium  (I.  288.    II,  256.    III,  227). 

FfitsdUer,  De  historia  gymnasii  Mulhasini,  Progr.  1699.  —  Gerlach,  Origines 
scholae  Malh.  und  vitae  der  4  ersten  Rektoren,  Prospr.  1788 — 87.  —  Boetger,  De  ortn 
et  progresBu  gymnasii,  Progr.  1776.  —  Hübner,  Mühlnänser  Schulchronik,  Mühlhausen, 
1841.  —  Drenckhahn,  Bilder  aus  der  Geschichte  des  Mühlh.  Gymnasiums,  Progr.  1894. 
—  Jordan,  Beiträge  zur  Geschichte  des  st&dt.  Gymnasiums  zu  Mühlhausen,  Progr. 
1895—97,  99. 

Zur  Reformationszeit  bestanden  am  Orte  zwei  alte  Pfarrschulen,  die  vom  Deutschen 
Ord^n  unterhalten  wurden.  Die  Güter  des  letzteren  gingen  1534  pachtweise,  1599  durch 
endgültigen  Kauf  an  die  Stadt  über.  Diese  wurde  dabei  ausdrücklich  verpflichtet,  „die 
evaneelischen  Kirchen  und  Schulen  von  den  Einkünften  der  Güter  zu  erhalten,  auch 
den  Kirchen-  und  Schuldienern  ihre  Besoldung  ordentlich  und  ehrlich  zu  zahlen**.  Aus 
jenen  beiden  Schulen  gründete  der  Rat  der  Stadt  1548  eine  Stadthauptschule.  Dieselbe 
wurde  nach  der  Schlacht  bei  Mühlberg  1547  aufgehoben,  aber  auf  Betreiben  des  Super- 
intendenten Tilesius  und  des  Komturs  des  Deutschen  Ordens  Hans  v.  Germar  1563  neu 
gegründet.  Seit  1626  führt  sie  den  Namen  ^Gymnasium*';  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
vereinigte  sie  mit  dessen  Aufgaben  auch  diejenigen  einer  Bürgerschule.  1800  wurde 
sie  in  aer  Weise  reorganisiert,  dafe  sie  in  den  unteren  Klassen  (VIII— IV)  eine  Bürger- 
schule mit  Latein,  in  der  mittleren  (U  III)  eine  gehobene  Bürgerschule  und  in  den 
obersten  Klassen  ein  Gymnasium  war.  1821  erhielt  das  Gymnasium  die  IV,  1837  die  Y, 
1840  wurden  die  Elementarklassen  als  selbständige  Knabenbürgerschule  abgetrennt, 
Ostern  1861  die  VI  errichtet  und  Ostern  1869  die  höhere  Bürgerschule  als  selbständige 
Anstalt  abgezweigt    Über  die  weitere  Entwickelung  und  die  Auflösung  der  letzteren 
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8.  oben  unter  „Mühlhausen".    Am  27.-29.  August  1893  feierte  das   Gymnasium  sein 
350jährige8  Jubelfest    Grölkte  Schalerzahl  (294)  im  Sommer  1881. 

Direktor:  Otto  Drenckhähn  seit  Michaelis  1887,  vorher:  Karl  Wüh.  Osterwald 
1865—87. 

8  Klassen  (0  I  und  U  I  vereinigt);  9  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  1  Turnl.,  1  Gesangl., 
alle  evangelisch. 

Wegen  der  Turnhalle  vgl.  S.  406  unter  „Mühlhausen*'.  Die  Lehrerbibliothek  um- 
faßt etwa  8000  Bände. 

Stift unsen:  a)  Die  Schuhspende  vom  Jahre  1589  und  das  Stephans^eld,  zusammen 
73  Mk.  j&hrlicn.  b)  Das  Witzenhausen  sehe  Stipendium  vom  Jahre  1615,  jährlich  39  Mk. 
c)  Das  Lutteroth-Hauswaldsche  Stipendium  vom  Jahre  1826,  jährlich  24  Mk.  d)  Das 
Ltttteroth-Debussche  Stipendium  vom  Jahre  1827,  jährlich  8iS  Mk.  e)  Das  Lutteroth- 
Lutterothsche  Vermächtnis  vom  Jahre  1827,  jährlich  24  Mk.  f)  Das  Dr.  ürbachsche  und 
das  Hansteinsche  Vermächtnis,  10  bezw.  21  Mk.  jährlich,  g)  Die  Tilesius-Stiftung,  vom 
Kais.  russ.  Wirkl.  Geh.  Staatsrat  Adolf  Nikolaus  TiUsius  r.  Tüenau,  dem  letzten 
Sprö&linge  des  Mühlhäuser  Reformators,  durch  Testament  vom  7.  Juni  1880  gegründet. 
Die  Stadt  erhöhte  das  Stiftungskapital  durch  einen  Zuschuls  auf  24  000  Mk.  Aus  den 
Zinsen  erhalten  2  Schüler  ein  Universitätsstipendium  von  je  420  Mk.  Die  Verleihung 
erfolgt  durch  das  Lehrerkollegium. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  69304  Mk., 
Zuschuls  der  Stadt  24504  Mk.,  des  Staates  19800  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  für  ein- 
heimische,  120  Mk.  f&r  auswärtige  Schüler.    Wegen  der  Besoldungen  u.  s.  w.  s.  oben. 

Bealschule  (in  der  Entwickelung  begriifen). 

Im  Hinblick  auf  das  stetige  Herabgehen  der  Schülerzahl  des  Realprogymnasiums 
(s.  oben)  beschlossen  die  städtischen  Körperanstalten,  dieses  durch  eine  Realschule  zu 
ersetzen.  Der  Aufbau  einer  derartigen  Anstalt  wurde  Ostern  1896  mit  der  VI  be- 
gonnen und  Ostern  1901  durch  Errichtung  der  obersten  Klasse  beendigt. 

Ein  Direktor  ist  bisher  noch  nicht  ernannt;  die  Leitung  der  Schule  wird  einst- 
weilen vom  Professor  Jahn  geführt 

6  Klassen;  6  Oberlehrer,  1  Elementar!.,  1  Zeichenl.,  1  Tuml.,  alle  evangelisch. 

Wegen  des  Turnunterrichts  vgl.  oben  S.  406  unter  „Mühlhausen".  Die  Lehrer- 
bibliothek umfaßt  370  Werke  mit  etwa  950  Bänden. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Die  äuCseren  Angelegenheiten 
werden  von  der  städtischen  Schulkommission  vorberaten.  Gesamtausgabe  42  634  Mk., 
Zuschuls  der  Stadt  21 680  Mk.,  des  Staates  3150  Mk.  Schulgeld  100  Mk.  für  einheimische, 
120  Mk.  für  auswärtige  Schüler.  Wegen  der  Besoldungen  und  der  Fürsorge  für  die 
Hinterbliebenen  vgl.  oben  S.  406  unter  „Mühlhausen*^. 


Nordhausen  a.  Harz. 

(Ehem.  freie  Reichsstadt,  Goldene  Aue,  Eichsfeld.    28497  Einwohner.) 

In  der  Stadt  befinden  sich  ein  Gymnasium  und  ein  Realgymnasium; 
beide  wurden  früher  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten,  sind  aber  am 
1.  April  1889  vom  Staate  übernommen  worden.  Das  jetzige  Schul gebäude 
(Taschenberg  14),  in  dem  beide  Anstalten  untergebracht  sind,  ist  1876—78 
von  der  Stadt  mit  .einem  Kostenaufwande  von  301944  Mk.  errichtet 
worden.  Nach  dem  Übergang  an  den  Staat  wurde  es  durch  eine  Turn- 
halle und  eine  Aula  vergröfsert  und  ein  Direktor wohnh  aus  errichtet.  Auch 
die  Kosten  dieser  Bauten  im  Betrage  von  102546  Mk.  sind  von  der  Stadt 
bestritten  worden.  Aufser  der  Turnhalle  steht  beiden  Schulen  ein  von  der 
Stadt  gepachteter  Turnplatz  zur  Verfügung.  Die  dem  Gymnasium  an- 
gegliederte Vorschule  dient  ebenfalls  den  Zwecken  beider  Anstalten. 

Gymnasium  (I,  287.    II,  257.    III,  228). 

Nachricht  üher  die  nene  Einrichtung  der  Schulanstalten  zu  Nordhansen  von  den 
Gliedern  der  Schulinspektion,  Nordhausen   1808  (Fortsetzungen   sind   mit  Ausnahme 


—    408    — 

weniger  Jahre  bis  1824  vorhanden).  —  E,  G.  Förstemannj  Mitteilungen  zu  einer  Ge- 
schichte der  Schulen  in  Nordhausen;  gegeben  bei  der  doppelten  Jubelfeier  des  Oryin- 
nasiums  am  8.  und  4.  Oktober  1824  (Fortsetzung  im  Progr.  von  1826).  —  Derselbe,  Die 
Schulordnung  des  Nordhausener  Gymnasiums  von  1583,  Progr.  1826.  —  Dr.  Th.  Perschmami, 
Die  Doppelfeier  des  Gymnasiums  am  8.  und  4.  Januar  1868,  Nordhausen  1868.  — 
Dr.  G,  Schfmdty  Die  Schulordnung  von  1640  und  Rektor  Joh.  Gtrhertus,  Progr.  1870.  — 
Derselbe,  Dr.  Th.  Clajus  d.  Ä.  Leoen  und  Schriften,  Festschrift  zur  8t50jähngen  Jubel- 
feier des  Gymnasiums,  Nordhausen  1874.  —  Dr.  Teil,  Bericht  über  das  850j&hrige 
Jubiläum  des  Gymnasiums,  Nordhausen  1874. 

Die  vom  Rate  gestiftete  evangelische  Schule,  auch  „grolse  Schule"  oder  „lateinische 
Schule"  genannt,  wurde  im  Jahre  1524  durch  Magister  Joh.  Spangenberg,  Pfarrer  zu  St.  Blasii, 
eröffnet.  Unter  der  westfälischen  Regierung  wurde  sie  als  sechsklassiges  Gymnasium 
reorganisiert,  und  während  der  ersten  Jahrzehnte  des  19.  Jahrhunderts  war  mit  diesem 
ein  Schullehrerseminar  verbunden.  Eine  im  Jahre  1813  eingerichtete  Realklasse  hat 
sich  nur  wenige  Jahre  erhalten.  Am  1.  April  1889  wurde  das  Gymnasium  gleichzeitig 
mit  dem  Realgymnasium  vom  Staate  Qbemommen;  im  Sommer  lo91  siedelte  es  in  das 
jetzige  Gebäude  über.  Die  Vorschule  besteht  seit  1842  und  dient  zugleich  als  Vor- 
schule für  das  Realgymnasium.  Am  8.,  4.,  5.  Oktober  1824  fand  die  Doppelfeier  des 
300jährigen  Bestehens  der  Schule  und  der  50jährigen  Amtsthätigkeit  des  KoUaborators 
Chr.  Fr,  Wolfram  (vgl.  Förstemann  a.  a.  0.),  am  3.  und  4.  Januar  1868  die  Doppelfeier 
der  Einweihung  eines  neuen  Schulgebäudes  und  der  50jährigen  Amtsthätigkeit  des 
Direktors  Dr.  Sdnrlitz,  am  2.  und  3.  Juli  1874  die  850jährige  Jubelfeier  der  Schule  statt. 
Grölste  Schülerzahl  (565,  darunter  57  Vorschüler)  im  Jahre  1885. 

Direktor:  Dr.  Ludtoig  Schulze  seit  Michaelis  1896,  vorher:  Dr.  Gustav  Grosch 
1874—95,  Dr.  Bothmaler  1872—74.  Früher  wirkten  an  der  Schule  u.  a.:  Michael  Neander 
1547—50,  der  Begründer  der  Elosterschule  zu  Ufeld;  Dr.  Krämer  1840—48,  bekannt 
durch  seine  Erfindunffen  auf  dem  Gebiete  der  Telegraphie;  Dr.  Todt  1861 — 64,  später 
Provinzialschulrat  in  Magdeburg. 

11  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  13  Oberlehrer,  1  Zeichen-  und  Tuml.,  1  Lehrer 
am  Gymnasium,  2  Vorschull.,  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katho- 
lischen und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Wegen  des  Schulgebäudes,  der  Turnhalle  und  des  Turnplatzes  s.  oben  unter 
„Nordhausen^. 

Die  eigentliche  Lehrerbibliothek  umfa&t  etwa  7600  Bände.  Dazu  kommen  noch 
etwa  1200  Bände,  welche  die  im  Jahre  1830  gegründete  historische  Lesegesellschaft 
geschenkt  hat.  Nach  den  Satzungen  derselben  werden  die  Bücher,  nachdem  sie  bei 
allen  Mitgliedern  die  Runde  gemacht  haben,  der  Lehrerbibliothek  als  Eigentum  über- 
wiesen. Mit  dieser  ist  eine  wertvolle  Münzsammlung,  das  Geschenk  eines  Privatmannes 
aus  Nordhausen,  verbunden. 

Stiftungen:  a)  Hecklauersches  Legat  von  1674.  3015  Mk.  Die  Zinsen  sollten 
ursprünglich  teils  den  Lehrern  teils  den  Kurrendeschülern  ausgezahlt  werden.  Der 
für  den  ersten  Zweck  bestimmte  Betrag  wird  nach  den  Gehaltsaufbesserungen  zur 
Schulkasse  eingezogen.  Da  die  Kurrende  nicht  mehr  besteht,  wird  der  für  sie  bestimmte 
Teil  zur  Gewährung  von  Freischule  für  Mitglieder  des  an  ihre  Stelle  getretenen  Gvmnasial- 
singechors  verwendet  b)  Das  Obbariussche  Legat  Zu  Schülerprämien.  Bestand  869  Mk. 
c)  Das  Vermächtnis  des  Gerichtsrats  Wilh.  M^ler,  Im  Jahre  1851  zur  Verbesserung 
der  Lehrergehälter  und  zur  Unterstützung  von  zwei  Schülern  begründet.  (Wegen  der 
Verwendung  der  für  den  ersten  Zweck  bestimmten  Hälfte  vgl.  oben  unter  a.)  Bestand 
3183  Mk.  Au&erdem  sind  die  Zinsen  für  besonders  ausgeworfene  318  Mk.  dem  Direktor 
für  die  am  Geburtstage  zu  haltende  Gedächtnisrede  zu  zahlen,  d)  Vermächtnis  des 
Gottlieb  Bichter  vom  Jahre  1855.  Zur  Beschaffung  von  Bücherprämien.  Bestand  2972  Mk. 
e)  Stiftungen  der  Bankiers  Bacht  Vater  und  Sohn,  vom  Jahre  1885.  Die  eine  Hälfte 
der  Zinsen  ist  zur  Anschaffung  von  Prämienbüchern  zu  verwenden,  die  andere  erhält 
der  Magistrat  zur  Verteilung  an  Arme.    Bestand  8393  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  für  das  Gymnasium  und 
das  Realgymnasium  179835  Mk.,  Bedürfniszuschufs  70626  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt 
40000  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Bealgrymnasium  (I,  288.    II,  258.    III,  229). 

Dr.  C.  W.  Burghardty  Chronik  der  Realschule,  im  Progr.  1862.  —  Dr.  H.  0,  Wiesing, 
Das  Realgy^mnasium  zu  Nordhausen  von  1885—85,  in  der  Jubiläumsfestschrift,  Nord- 
hausen  18^5. 
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Die  Anstalt  wurde  im  Jahre  1885  auf  Veranlassung  des  Mathematikus  am  Gym- 
nasium Dr.  Fischer  von  der  Stadtgemeinde  als  lateinlose  höhere  Bürgerschule  gegründet. 
1841  wurde  das  Lateinische  in  den  Lehrplan  der  drei  oberen  Klassen  als  wahlfreier 
Unterrichts  gegenständ  aufgenommen,  aber  schon  Ostern  1842  wurde  es  allgemeinver- 
bindlich. Nach  Erlafe  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  von  1859  wurde  die  An- 
stalt unter  die  zweite  und  am  23.  Juni  1865  unter  die  erste  Ordnung  der  Realschulen 
aufgenommen.  Am  17.,  18.,  19.  Mai  1885  feierte  sie  ihr  50jähriges  Jubiläum,  am 
1.  April  1889  wurde  sie  zugleich  mit  dem  Gymnasium  vom  Staate  übernommen.  GröCste 
Schülerzahl  (415)  im  Sommer  1889,  kleinste  (253)  im  Winter  1895/96.  Wegen  der  Vor- 
schule vgl.  oben  S.  407  unter  „Nordhausen". 

Direktor:  Dr.  Wiesing  seit  1.  April  1878,  vorher:  Dr.  Burghardt  1854—78.  Erster 
Direktor  war  Dr.  Fischer  (s.  oben). 

11  Klassen  (0  II,  0  III,  U  III  sind  geteilt,  0  I  und  U  I  vereinigt);  11  Oberlehrer, 
3  technische  und  Elementar!.,  alle  evangelisch.  Die  katholischen  und  die  jüdischen 
Schüler  erhalten  mit  denen  des  Gymnasiums  gemeinsamen  Religionsunterricht. 

Wegen  des  Schulgebäudes,  der  Turnhalle  und  des  Turnplatzes  s.  oben  S.  407  unter 
„Nordhausen ^.  Seit  einer  Reihe  von  Jahren  finden  auf  einem  von  der  Stadtgemeinde 
zur  Verfügung  gestellten  Platze  aulserhalb  der  Stadt  Jugendspiele  statt  Die  Lehrer- 
bibliothek umfarst  etwa  5250  Bände. 

Stiftungen:  a)  Stipendium  „des  vormaligen  reichsstädtischen  Stadtsyndikus  Kaiser- 
lichen Rates  und  Königlich  preufeischen  Hofrates  Wilhelm  Müüer  und  des  Königlich 
Sreu&ischen  Gerichtsrates  Wuh,  MiÜUr".  Für  Studierende  der  Naturwissenschaften, 
urch  Testament  vom  15.  Mai  1844  gegründet.  Bestand  4500  Mk.  b)  Stiftung  desselben 
zur  Anschaffung  physikalischer  Apparate.  Zinsen  jetzt  55  Mk.  c)  Vermächtnis  des 
Dr.  Joh.  Chr,  GotUob  Bichter.  Durch  TesUment  vom  3.  Mai  1855  zu  Prämien  für  Schüler 
der  vier  unteren  Klassen  gestiftet.  Zinsen  1898:  52  Mk.  d)  Jubiläumsstiftung  der  ehe- 
mali{[en  Schüler.  Zu  Schülerstipendien,  im  Jahre  1885  gegründet  Bestand  7510  Mk 
e)  Stiftung  des  Kommerzienrats  JBach  und  seines  Sohnes  von  je  1000  Mk.  Zu  Prämien, 
1885  bezw.  1889  gegründet    f)  Außerdem  zwei  kleinere  Stiftungen. 

Das  Realgymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Wegen  der  Ausgaben  s.  oben 
den  Artikel  über  das  Gymnasium.    Schulgeld  120  Mk. 


SohleuBinsren. 

(Hauptstadt  der  früheren  gefürsteten  Grafschaft  Henneberg. 

4188  Einwohner.) 

Gynmasiiim  (I,  289.    II,  259.    III,  229). 

M.  Christian  Juncker,  Ehre  der  Grafschaft  Henneberg,  1707.  —  Dietmannf  Kirchen- 
und  Schulgeschichte  der  gefürsteten  Grafschaft  Henneberg,  1781.  —  Dr.  O.  Weickert  Abrifs 
der  Geschichte  des  hennebergischen  Gvmnasiums  zu  Schleusingen,  Festprogramm  1877.  — 
Th.  Gefsner,  Geschichte  der  Stadt  Schleusingen  bis  zum  Tode  des  letzten  Grafen  von 
Henneberg,  Schleusingen  1861.  —  A,  G»  Waldi,  Von  den  milden  Stiftungen  ,bei  dem 
Henneberger  Gymnasio,  Progr.  1776. 

Die  schon  vor  der  Reformation  in  Schleusingen  bestehende  Schule  wurde  nach 
Einführung  der  Reformation  (1544)  durch  Georg  Ernst,  Grafen  von  Henneberg  im  Jahre 
1577  zu  emer  „Landschule"  der  Grafschaft  erhoben.  Die  Dotation  wurde  durch  fort- 
laufende Zuschüsse  aus  der  gräflichen  Rentei  und  durch  Beiträge  aus  dem  durch  Ein- 
ziehung von  Kloster-  und  Stittsgütem  gebildeten  „Landschulk asten **  beschafft.  Im  Jahre 
1577  wurde  mit  der  Schule  ein  Alumnat  verbunden.  Nach  dem  Aussterben  der  Grafen 
von  Henneberg  war  das  Patronat  über  das  Gymnasium  zwischen  den  Linien  Sachsen- 
Zeitz,  Sachsen- Altenburg,  Sachsen-Gotha  und  Sachsen -Weimar  geteilt  Nach  der  Ver- 
einigung Schleusingens  mit  Preu&en  wurden  Verhandlungen  wegen  Beseitigung  aller 
aulserpreufsischen  .Patronatsanteile  eingeleitet;  dieselben  kamen  aber  erst  1843  zum 
Abschlüsse.  Ein  Überbleibsel  aus  der  früheren  Zeit  hat  sich  noch  insofern  erhalten, 
als  zwei  Alumnatsstellen  von  der  Grofsherzofflich  sächsischen  Regierung  besetzt  werden. 
Im  übrigen  v^l.  über  das  Alumnat  Wiese,  V.  u.  G.,  2.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  285.  Das  Gym- 
nasium ist  mit  der  Pfarrkirche  stiftungsffemäCs  verbunden ;  Lehrer  und  Schüler  haoen 
feste  Plätze  in  der  Kirche;  der  Oberptarrer  hält  zweimal  jährlich  eine  gesonderte 
Abendmahlsfeier  für  das  Gymnasium  ab,  dafür  ist  das  Gymnasium  zu  bestimmten  Ge- 
sangsleistungen im  Gottesdienste  verpflichtet.    Am  2.-4.  Juli  1877  beging  das  Gym- 
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nasium  die  Feier  seines  800jährigen  Bestehens.    Größte  Schülerzahl  in  der  neuesten 
Zeit  (205)  im  Jahre  1899,  kleinste  (62)  im  Jahre  1840. 

Direktor:  Dr.  Alwin  Schmidt  seit  19.  Mai  1897,  vorher:  Dr.  Paul  Schmieder 
1878—97,  Dr.  Gustav  Weicker  1869 — 78,  jetzt  Direktor  am  Marienstiftsgymnasium  zu 
Stettin.  Als  Lehrer  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.:  Dr.  Paul  Kramer  1888—79,  später 
Proyinzialschulrat  in  Magdeburg. 

9  Klassen;  8  Oberlehrer,  2  etatsmäßige  wissenschaftliche  Hilfsl.,  1  Elementarl., 
alle  evangelisch. 

1876  wurde  der  mit  einem  Kostenaufwande  von  222356  Mk.  errichtete  Neubau  des 
Gymnasiums  und  des  Alumnats  in  Gebrauch  genommen.  Die  Anstalt  besitzt  eine  Turn- 
halle (seit  1878,  Kosten  27750  Mk.)  und  einen  Turnplatz;  von  der  Stadtgemeinde  ist  ihr 
ein  Spiel-  und  ein  Lawn  Tennis -Platz  zur  Verfügung  gestellt  worden.  Die  Lehrer- 
bibliothek zählt  9000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Seit  1876  sind  im  Alumnat  50  Stellen  für  evan^lische  Schüler 
vorhanden.  Der  volle  Pensionspreis  beträgt  460  Mk.  Die  20  Freistellen  sind  in  80  Viertel 
zu  je  100  Mk.  zerlegt  und  werden  in  der  Weise  verliehen,  dals  mit  einem  Viertel  be- 

Sonnen  wird  und  Primaner  in  den  GenuGs  der  vollen  Freistelle  treten  können.  Die  an 
ie  Alumnatskasse  zu  zahlende  Pension  ermäßigt  sich  auf  diese  Weise  allmählich  bis 
auf  60  Mk.  b)  Aus  dem  Brottischstipendium  erhalten  seit  1876  21  Schüler  unter  Ver- 
pflichtung bestimmter  Gesangsleistungen  beim  Gottesdienste  je  50  Mk.  jährlich,  c)  Das 
Ke&lersche  Vermächtnis,  1824  gestiftet.  Zur  Unterstützung  eines  Oberlehrers,  zu  einem 
Universitätsstipendium  ^r  einen  Theologen  und  zur  Beschaffung  von  Schulbüchern. 
Bestand  4860  Mk.  d)  Das  Heerleinsche  Universitätsstipendium.  Im  Jahre  1^  gegründet. 
Bestand  600  Mk.  e)  Das  Abessersche  Stipendium,  desgl.  Bestand  900  Mk.  f)  Das 
Eisfeldsche  Vermächtnis.  1878  gestiftet,  für  einen  Studierenden  der  Theologie.  Bestand 
600  Mk.  g)  Mehrere  kleinere  Stiftungen  für  Chorschüler.  Gesamtbetrag  etwa  1200  Mk. 
h)  Das  Germannsche  Legat  Gestiftet  im  Jahre  1900,  für  Schüler  aus  bestimmten 
meiningischen  Orten.    Bestand  1000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  82880  Mk.,  Bedürfois- 
zuschuß  41 180  Mk.,  au&erdem  4401  Mk.  Zuschuf^  des  Staates  vermöge  rechtlicher  Ver- 
pflichtung. Schulgeld  für  I  und  II  120  Mk.,  für  III  und  IV  100  Mk.,  für  V  und  VI 
90  Mk.  Der  Direktor  und  der  Elementarlehrer  (letzterer  ist  zugleich  Quästor  des 
Alumnats  und  Hausinspektor)  erhalten  Dienstwohnung. 


Langrensalza. 

(Ehem.  Hauptstadt  des  kursächsischen  Thüringens.    11926  Einwohner.) 

Bealprogymnaslnin  (II,  255.    III,  227). 

Ein  aus  älterer  Zeit  stammendes  Lyceum  wurde  1828  aufgehoben.  Die  nf^ehobene 
Bürgerschule",  die  an  ihre  Stelle  trat,  wurde  1852  von  der  Staatgemeinde  erweitert  und 
erhielt  die  Bestimmung,  für  die  III  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  vorzu- 
bereiten. Im  Jahre  1858,  wo  sie  bereits  5  Klassen  umfa&te,  erhielt  sie  die  Einrichtung 
einer  höheren  Bürgerschule;  für  diejenigen  Schüler,  die  später  auf  ein  Gymnasium 
übergehen  wollten,  wurde  statt  des  Englischen  Nebenunterricht  im  Griechischen  ein- 
geführt. Am  2.  Mai  1864  wurde  die  Anstalt  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt  Die 
Michaelis  1865  errichtete  Vorschule  ist  Ostern  1896  nach  Einrichtung  einer  Knaben- 
mittelschule eingegangen.  Gröfste  Schülerzahl  (144)  Sommer  1876,  kleinste  (77)  Winter 
1900/01. 

Direktor:  Dr.  Aug.  Dobbertin  seit  Ostern  1896,  vorher:  Dr.  Wtlh.  Ulrich  1879 
bis  96,  Dr.  C.  Th.  lAan  1867—79. 

6  Klassen;   5  Oberlehrer  und  2  Elementarlehrer,  alle  evangelisch. 

Das  Realprogymnasium  benutzt  gemeinsam  mit  den  übrigen  städtischen  Schulen 
eine  1885  erbaute,  etwa  8  Minuten  entfernt  lie^jende  Turnhalle  und  den  bei  dieser 
liegenden  Schulhof  als  Turnplatz.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  2127  Bände. 

Am  15.  Januar  1885  schenkte  der  Professor  Dr.  Schiefer  1500  Mk.  als  Grundstock 
zu  einem  Prämien-  und  Stipendienfonds.    Jetziger  Bestand  1868  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  42  645  Mk., 
Zuschufe  der  Stadt  19  895  Mk.,  des  Staates  13 150  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem 
zweiten  und  dritten  Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt,  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer 
bei  der  Provinzial- Witwen-  und  Waisen -Versorgungsanstalt  versichert. 
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Suhl. 

(Farstentum  Eisenach.    12622  Einwohner.) 

Realschule. 

Die  Anstalt  wurde  vom  Staate  gegründet  und  am  19.  April  1900  mit  der  Sexta 
eiöffneU  Die  Stadtgemeinde  hat  die  Verpflichtung  übernommen,  ein  Schulgebäude  nebst 
Turnhalle  zu  errichten,  bis  zur  Übergabe  desselben  dem  Staate  die  für  die  Schule 
erforderlichen  Räume  unentgeltlich  anderweitig  zur  Verfügung  zu  stellen  und  au&erdem 
zur  Unterhaltung  der  Anstalt  einen  festen  Zuschuls  zu  leisten,  der  zunächst  1000  Mk. 
jährlich  betragt  und  dann  allmählich  bis  8000  Mk.  nach  6  Jahren  steigt 

Dirigent  (provisorisch):  Oberlehrer  Dr.  Voelker. 

2  Klassen;  2  Oberlehrer  und  1  Elementarlehrer. 

Für  den  Turnunterricht  wird  vorläufig  die  Turnhalle  der  Volksschule  mitbenutzt. 
Die  Lehrerbibliothek  ist  noch  in  der  Entstehung  begriffen. 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  15  600  Mk.,  Bedürfhis- 
zuschuls  6450  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  8000  Mk.    Schulgeld  80  Mk. 

Privatanstalten. 

KlosterBchule  zn  Donndorf. 

Die  Anstalt  ist  aus  dem  aufgehobenen  Cistercienser-Nonnenkloster  Donndorf  in 
der  Herrschaft  Wiehe  entstanden.  Die  Schutdierren  der  letzteren,  die  Freiherren 
zu  Werthem,  bestimmten  das  vormalige  Kloster  zu  einer  Schul-  und  Erziehungsanstalt 
für  evangelische  Knaben.  Diese  wurde  am  12.  Juli  1561  eröffnet.  Durch  spätere 
Rezesse  und  Reglements  wurde  bestimmt,  dafe  die  Verwaltung  der  Schule  von  dem 
ältesten  Mitgliede  der  Wieheschen  Linie  geführt  werden  solle.  Die  Zahl  der  Freistellen 
betrug  ursprünglich  12,  wurde  dann  auf  18  und  Michaelis  1887  auf  24  vermehrt.  Au&er 
.Freischülern''  werden  „Kostschüler**  (gegenwärtig  24)  zugelassen,  so  da&  im  ganzen 
48  Schüler  aufgenommen  werden  können.  Diese  werden  alle  von  der  Anstalt  aus  be- 
köstigt Das  Lehrziel  derselben  ist  nach  wie  vor  die  Vorbereitung  auf  die  III  eines 
Gymnasiums;  zu  den  beiden  seit  längerer  Zeit  bestehenden  Klassen  V  und  IV  ist  neuer- 
dings eine  VI  getreten.  Die  Schüler  und  Lehrer  der  Anstalt  müssen  evangelisch  sein. 
Die  Patronatsrechte  werden  jetzt  von  der  Linie  Werthem-Bachra  ausgeübt;  die  Ver- 
leihung der  Freistellen  erfolgt  durch  die  Vertreter  sämtlicher  am  Kloster  beteiligten 
Linien.  Im  Jahre  1887  hat  die  Anstalt  ein  neues  Schulhaus  erhalten.  Aulber  dem 
Rektor  Prof.  Dr.  Bichard  Kraft  (seit  Michaelis  1870)  wirken  an  ihr  2  Oberlehrer 
und  1  Elementarlehrer.  Ein  Turnplatz  ist  vorhanden.  Pensionsgeld  für  Freistellen 
150  Mk.,  für  Koststellen  550  Mk. ;  duür  wird  Unterricht,  Wohnung,  Heizung,  Beköstigung 
und  ärztliche  Behandlunff  gewährt.  Gesamtausgabe  36  591  Mk.,  Einnahmen  aus  Kapi- 
talien u.  s.  w.  der  Anstalt  9250  Mk.,  Zuschufe;  aus  dem  Kapitalienfonds  der  Kloster- 
schule Donndorf  4000  Mk. 

Bealschale  zu  Sachsa. 

Die  Anstalt  ist  aus  einer  im  Jahre  1889  von  ihrem  gegenwärtigen  Dirigenten 
Wübromd  Ehoiert  in  Rofela  gegründeten  Schul-  und  Erziehnnffsanstalt  hervorgegangen. 
Sie  wurde  Ostern  1891  von  Rofsla  nach  Sachsa  verlegt,  allmälilich  zu  einer  lateinlosen 
Realschule  entwickelt  und  als  solche  1894  anerkannt.  Sie  ist  ein  Privatnntemehmen 
ihres  Leiters;  die  Unterhaltung  ist  vorzugsweise  durch  die  Einnahmen  aus  dem  Alum- 
nate sichergestellt  Im  Winter  1899  zählte  sie  124  Schüler  (darunter  95  Alumnen)  in 
9  Klassen  (die  obersten  sind  geteilt).  Das  Schulhaus  ist  1890  erbaut  und  1897  bedeutend 
verffrölsert  worden.  TumhalTe  und  Turnplatz  sind  vorhanden;  die  Lehrerbibliothek 
zählt  etwa  1500  Bände.  Aulser  dem  Direktor  Wübrand  Bhotert  unterrichten  an  der 
Anstalt  6  akademisch  gebildete  Lehrer,  1  Mittelschullehrer,  1  technischer  und  2  Ele- 
mentarlehrer. Schulgeld  für  Stadtschüler  100—180  Mk.,  Pensionspreis  1000—1500  Mk. 
einschl.  Schulgeld. 

Höhere  Handelsschule  zn  Erfurt  (soll  Ostern  1902  eingehen). 

Die  Anstalt  wurde  am  1.  Februar  1868  von  Dr.  M,  C.  Wahl  in  der  Absicht  ge- 
gründet, ,ydie  Berufsbildung  des  Kaufmanns  auf  der  Grundlage  einer  allgemeinen  wissen- 
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schaftlichen  Bildung  zu  erstreben*'.  Die  Unterhaltung  mufete  aus  den  eingehenden 
Schulgeldern  bestritten  werden.  Am  28.  September  1873  erhielt  die  Anstalt  das  Recht, 
Zeugnisse  über  die  wissenschaftliche  Beföniffung  für  den  einjährig-freiwilligen  Dienst 
auszustellen.  Ostern  1891  wurde  der  Lehrplan  dem  einer  lateinlosen  Realschule  an- 
genähert; der  letztere  wird  durch  die  allgemeinen  bildenden  Disciplinen  der  Handels- 
wissenschaften den  Zwecken  der  Schule  entsprechend  ergänzt.  Inhaber  und  Leiter  der 
Schule  ist  seit  1888  Dr.  Albin  Körner;  sein  Vorgänger  war  Dr.  M.  C.  Wahl  1868—87. 
Aul^er  dem  Leiter  wirken  an  der  Anstalt  4  wissenschaftliche  Lehrer  hauptamtlich,  1  tech- 
nischer und  8  Elementarlehrer  nebenamtlich.  4  Klassen  (IV  bis  U  II).  Außer  dem 
technischen  Lehrer  sind  alle  Lehrer  evangelisch.  Die  Turnübungen  werden  in  der 
Turnhalle  des  Lehrerseminars  abgehalten;  im  Sommer  werden  abends  Tumspiele  auf 
dem  Petersberffe  veranstaltet.  Schulgeld  (einschl.  Vergütung  für  die  täglichen  Arbeits- 
stunden) 860  Mk.    Schulhaus  Wilhelmstra&e  81. 
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Progymnasium,  später  in  ein  Gymnasium  mit  einer  Realschule  (die  letztere 
ist  aus  einem  Realprogymnasium  entstanden)  verwandelt  worden. 

Gegenwärtig  sind  demnach  in  der  Provinz  25  höhere  Schulen  vor- 
handen, nämlich  12  Gymnasien  (darunter  je  2  mit  Realgymnasien  und 
Realschulen  verbundene,  4  mit  Ersatzunterricht),  1  mit  einer  Realschule 
nach  dem  Altonaer  System  verbundenes  Realgymnasium,  2  Oberrealschulen 
(darunter  1  mit  realgymnasialen  „Reformklassen ^,  1  mit  einer  Landwirt- 
schaftsschule verbundene),  1  mit  einer  Realschule  verbundenes  Progymnasium 
und  9  Realschulen.  Von  den  letzteren  ist  die  zu  Lauenburg  in  der  Auf- 
lösung begriffen. 

Bei  der  Mehrzahl  der  Anstalten  sind  Vorschulen  vorhanden;  bei  den 
Gymnasien  zu  Altena,  Glückstadt  und  Husum  sowie  bei  der  Realschule 
in  Sonderburg  sind  die  Vorschulen  aufgelöst  worden. 

Änderungen  bezüglich  der  Unterhaltungspflicht  haben  aufser  bei  der 
Realschule  zu  Sonderburg,  die  vom  Staate  übernommen  worden  ist,  nur  noch 
bei  dem  Realprogymnasium  zu  Marne  und  dem  Gymnasium  zu  Ratzeburg  statt- 
gefunden. Während  jenes  früher  ausschliefslich  von  der  Kirchspielsgemeinde 
unterhalten  wurde,  ist  an  seiner  Unterhaltung  jetzt  auch  die  Stadtgemeinde 
beteiligt;  bezüglich  des  Gymnasiums  zu  Ratzeburg  ist  die  Unterhaltungs- 
pflicht von  der  Ritterschaft  und  Landschaft  des  ehemaligen  Herzogtums 
Lauenburg  auf  den  Kreiskommunalverband  übergegangen. 

Gegenwärtig  ist  von  den  vorhandenen  25  höheren  Schulen  die  Albinus- 
Schule  (Realschule)  in  Lauenburg  stiftisch,  11  werden  vom  Staate,  11  von 
Städten,  eine  aus  einem  von  zwei  Gemeinden  gebildeten  Schulverbande, 
1  gemeinschaftlich  von  der  Stadtgemeinde  und  der  Kirchspielsgemeinde, 
1  vom  Kreiskommunalverbande  unterhalten. 

Für  die  Gymnasien  in  Ploen  und  Ratzeburg  hat  der  „Verein  zur 
Gründung  und  Unterhaltung  evangelischer  Alumnate  in  Schleswig-Holstein** 
Alumnate  errichtet. 

In  Kiel  und  Altena  besteht  für  die  städtischen  höheren  Schulen  je 
ein  gemeinsames  Kuratorium.  Für  jede  der  übrigen  nicht  vom  Staate 
unterhaltenen  Anstalten  ist  ein  besonderes  Kuratorium  bestellt,  zu  dessen 
Mitgliedern  in  jedem  Falle  der  Direktor  gehört.  In  Marne  ist  die  örtliche 
Verwaltung  zwischen  2  Kollegien,  dem  Kuratorium  und  der  Verwaltungs- 
kommission, geteilt ;  der  Direktor  hat  nur  im  Kuratorium  Sitz  und  Stimme. 

Das  Gymnasium  zu  Meldorf  feierte  1891  das  350jährige,  das  Gymnasium 
zu  Altena  1888  das  150jährige,  das  zu  Ratzeburg  1895  das  50  jährige  Jubelfest. 

Neue  Schulgebäude  erhielten  die  Gymnasien  zu  Rendsburg,  Wandsbek 
und  Ploen,  die  Oberrealschule  in  Flensburg,  das  Progymnasium  zu  Neu- 
münster und  die  Realschule  in  Kiel.  Bei  einigen  der  vom  Staate  unter- 
lialtenen  Anstalten  sind  noch  die  Städte  Eigentümerinnen  der  Schul- 
gebäude ;  bei  dem  Gymnasium  zu  Kiel  ist  das  Eigentum  der  Gebäude  von 
der  Stadt  auf  den  Staat  übergegangen. 

Die  grofse  Mehrzahl  der  Anstalten  besitzt  eigene  Turnhallen;  für  die 
übrigen  sind  die  zum  Turnunterricht  erforderlichen  Einrichtungen  auf 
andere  Weise  beschafft.  Die  Gymnasien  zu  Flensburg,  Ploen  und  Ratze- 
burg besitzen  ein  Ruderboot,  die  beiden  letzteren  eine  eigene  Badeanstalt. 

Wegen  ihrer  reichen  Stiftungen  verdienen  die  Gymnasien  zu  Altena, 
Flensburg  und  Husum,  wegen  ihrer  umfangreichen  und  wertvollen  Biblio- 
theken aufser  diesen  die  Gymnasien  zu  Kiel,  Schleswig  und  Hadersleben 
«rwähnt  zu  werden. 

An  den  nicht  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  ist  die  Fürsorge 
für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  in  der  gleichen  Weise  geregelt   wie 
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für  die  Hinterbliebenen  der  Staatsbeamten,  meistens  durch  Anschlurs  an 
die  Provinzial- Witwen-  und  Waisen-Yersorgungsanstalt.  Daneben  bestehen 
noch  besondere  Witwenkassen  an  den  Gymnasien  zu  Batzeburg  und  Wands- 
bek.  Die  Lehrer  der  beiden  von  der  Stadt  Altena  unterhaltenen  höhereu 
Schulen  sind  berechtigt,  der  Pensionszuschufskasse  für  Witwen  und  Waisen 
der  Lehrer  beizutreten/ 

Die  inneren  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  wurden  bei  dem 
ProvinzialschulkoUegium  früher  von  den  Provinzialschulräten  Dr.  Lah- 
meyer  (1873—83),  Dr.  Köpke  (1883—91,  jetzt  Geh.  Oberregierungsrat 
und  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium),  Dr.  Kammer  (1891—97) 
und  werden  jetzt  vom  Provinzialschulrat  Dr.  Brocks  (seit  1897)  bearbeitet. 

Direktorenversammlungen  haben  in  Zwischenräumen  von  3  und  4  Jahren 
stattgefunden,  die  letzte  am  10.,  11.  und  12.  Oktober  1899  in  KieP)- 

Die  Ferienordnung')  ist  in  der  Begel  so  gestaltet,  dars  die  Ferien  im 
Sommer  4  Wochen,  zu  Pfingsten  ^!%  Woche,  zu  Weihnachten,  Ostern  und 
Michaelis  je  14  Tage  betragen.  Soweit  an  einzelnen  Anstalten  der  Unter* 
rieht  aus  örtlichen  Gründen  an  bestimmten  Tagen  ausgesetzt  wird,  sind 
die  vom  ProvinzialschulkoUegium  festgesetzten  Michaelisferien  entsprechend 
zu  kürzen. 

Dem  Staate  stehen  für  Zuschüsse  zu  höheren  Schulen  der  Provinz  zwei 
Nebenfonds,  der  schleswig-holsteinische  lateinische  Schulfonds  und  die 
Garstenssche  Stiftung  zu  Schleswig  zur  Verfügung. 

Die  Gründung  des  Schleswig-Holsteinischen  lateinischen  Schulfonds 
hängt  zusammen  mit  dem  Königlichen  Privilegium,  durch  das  im  Jahre 
1780  mehreren  Wohlthätigkeitsanstalten  der  Druck  und  Verlag  eines  neu 
herauszugebenden  Gesangbuches  gestattet  wurde.  Der  Preis  eines  Gesang- 
buches „von  feinerem  Druck"  wurde  auf  10  lübische  Schillinge  festgesetzt; 
da  es  aber  für  9  Schillinge  geliefert  werden  konnte,  so  wurde  bestimmt, 
dafs  der  überschüssige  eine  Schilling  für  jedes  Exemplar  mit  feinerem  Drucke 


>)  Für  die  schriftliche  Berichterstattung  waren  folgende  Gegenstände  bestimmt: 

1.  Wie  hat  sich  im  Deutschen  die  von  den  neuen  Lehrolänen  für  III  und  ü  II 
vorgeschriebene  Lektüre  in  unseren  Schulen  bewährt?  uegebenenfaUs :  sind  Ab- 
änoerungen  erwünscht?  Welche  Art  Aufsahen  empfehlen  sich  besonders  f&r 
die  deutschen  Reifeprüfungsaufsätze,  und  welcher  Ma&stab  ist  bei  der  Be- 
urteilung dieser  Aufsätze  anzulegen? 

2.  Wie  ist  der  mathematische  Unterricht  zu  gestalten,  damit  die  Schüler  mehr 
lernen,  das  Mathematische  in  den  im  Leoen  sich  ihnen  darbietenden  Er- 
scheinungen zu  erkennen? 

Gegenstände  der  mündlichen  Besprechung  waren  folgende  Fragen: 

1.  Wie  ist  dem  viel  beobachteten  Rückgange  der  Kenntnis  und  des  Verständnisses 
des  Altertums  (in  Mythologie,  Litteratur,  Sitte,  Kunst  und  Denken  der  Alten) 
zu  besegnen? 

2.  Betrieb  der  Sprechübungen  im  neusprachlichen  Unterrichte  nach  Umfang  und 
Inhalt  a)  an  aen  Realanstalten,  b)  an  den  Gymnasien. 

3.  Die  zweckmäßige  Einrichtung  der  von  den  höheren  Schulen  zu  liefernden 
statistischen  Nachweise. 

*)  Ferienordnung  für  das  Jahr  1901: 


Schulschluiä 


Schulbeginn 


Ostern     .    . 
Pfingsten 
Sommer  .    . 
Herbst    .    . 
Weihnachten 


Mittwoch,  27.  März 
Freitag,  24.  Mai 
Sonnabend,  29.  Juni 
Mittwoch,  2.  Oktober 
Sonnabend,  21.  Dezember 


Donnerstag,  11.  April 
Donnerstae,  30.  Mai 
Dienstag,  80.  Juli 
Donnerstag,  17.  Oktober 
Dienstag,  7.  Januar 
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zur  Stiftung  eines  Fonds  für  die  lateinischen  Schulen  verwendet  werde. 
Durch  eine  Königliche  Entschliefsung  vom  16.  Dezember  1785  wurde  so- 
dann den  obenerwähnten  Wohlthätigkeitsanstalten  und  dem  lateinischen 
Schulfonds  ein  Privilegium  auf  Druck  und  Verlag  des  sogenannten  Landes- 
katechismus verliehen.  Über  die  Einkünfte  des  Fonds  wird  auf  Vorschlag 
des  Provinzialschulkollegiums  vom  Unterrichtsminister  verfügt;  sie  werden 
zu  laufenden  und  aufserordentlichen  Zuschüssen  für  höhere  Schulen  der 
Provinz  verwendet.  Die  Kassen-  und  Rechnungsführung  wird  von  der 
Regierungshauptkasse  in  Schleswig  besorgt.  Seit  dem  1.  April  1898  erhält 
aus  dem  Fonds  das  Gymnasium  zu  Kiel  eine  Zuwendung  in  Höhe  von 
576  Mk.  jährlich.  Der  Rest  der  Einnahme  wird  zur  Aufbringung  des  in 
Kap.  120  Tit.  6  des  Staatshaushaltsetats  vorgesehenen  „Dispositionsfonds 
zu  sonstigen  Ausgaben  für  das  höhere  Unterrichtswesen"  verwendet*). 

Die  Carstenssche  Stiftung  ist  durch  das  am  1.  Juni  1792  errichtete 
Testament  des  Geheimrats  und  Kanzlers  Carstens  begründet  worden.  Dieser 
setzte  „das  Publikum"  zu  Erben  seines  Vermögens  (126720  Thaler  preufs. 
Kurant)  ein  mit  der  Mafsgabe,  dafs  der  König  über  die  jährlichen  Ein- 
künfte zum  Besten  vorhandener  oder  künftiger  öffentlicher  Anstalten  des 
Herzogtums  verfüge.  Nach  dem  Ableben  des  Erblassers  wurde  im  Jahre 
1798  durch  Königliche  Verordnung  bestimmt,  dafs  jene  Einkünfte  zunächst 
zur  Verbesserung  des  Schulwesens,  insonderheit  zur  Anlegung  guter  Real- 
schulen, verwendet  würden.  Die  Einnahmen  des  Fonds  betrugen  im  Ge- 
schäftsjahre 1901  14013,25  Mk.,  davon  sind  3000  Mk.  zu  Bedürfniszuschüssen 
für  Realschulen,  3513,25  Mk.  zu  anderweitigen  Aufwendungen  behufs  Ver- 
besserung des  Schulwesens  bereitgestellt'). 

Erwähnenswert  ist  hier  noch  die  Thätigkeit  der  in  mehreren  Orten  be- 
findlichen Spar-  und  Darlehnskassenvereine.  Diese  haben  mehrfach  höhere 
Schulen  gegründet  oder  deren  Gründung  durch  namhafte  Beiträge  ermög- 
licht und  solche  auch  dauernd  für  ihre  Unterstützung  geleistet. 


Kiel. 

(Herzogtum  Holstein.    121824  Einwohner.) 

Nachdem  aus  einem  Teile  der  Klassen  der  Oberrealschule  eine  selbständige 
Lehranstalt  gebildet  worden  ist,  besitzt  die  Stadt  nunmehr  3  höhere 
Schulen,  ein  vom  Staate  unterhaltenes  Gymnasium,  eine  Oberrealschule 
mit  Kealgymnasialklassen  auf  gemeinsamem  lateinlosem  Unterbau  und  eine 
Realschule ;  die  beiden  letzteren  werden  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 
Die  katholischen  Schüler  aller  drei  Schulen  erhalten  gemeinsamen  Religions- 
unterricht in  drei  Abteilungen  mit  je  2  Stunden.  Die  Kosten  (540  Mk.) 
werden  zur  Hälfte  vom  Gymnasium,  zur  Hälfte  von  der  Stadtgemeinde  be- 
stritten. Für  die  Verwaltung  der  äufseren  Angelegenheiten  der  von  der 
Stadtgemeinde  unterhaltenen  höheren  Schulen  (einschliefslich  der  höheren 
Mädchenschule)  ist  eine  besondere  Kommission  eingesetzt  (vgl.  den  Ar- 
tikel über  die  Oberrealschule).  Die  Besoldungen  der  Lehrer  sind  nach 
den  Nachträgen  zum  Normaletat  geregelt,  die  feste  Zulage  wird  nach 
§  2  desselben  gewährt. 


^)  Der  Schulfonds  hat  keine  Rechtspersönlichkeit;  seine  Einnahmen  und  Ausgaben 
werden  deshalb  in  den  Staatshaushaltsetat  eingestellt  (Tgl.  Abschnitt  X,  2). 

*)  Die  Carstenssche  Stiftung  hat  Rechtspersönlichkeit;  ihre  Einnahmen  und  Aus- 
gaben erscheinen  deshalb  nicht  im  Staatshaushaltsetat 
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Gymnafifum  (H,  351.    III,  233). 
Dr.  J,  Fr,  IamM,  Mitteilungen  zur  Geschichte  der  Schule,  Progr.  1853 

Am  Sonntage  Invocavit  des  Jahres  1320  erteilte  Graf  Johann  der  Milde  einem 
schwerinischen  Magister  Hinricus  de  Culmine  ein  Privilegium,  in  Kiel  eine  Schule  zu 
errichten.  Durch  das  Regulativ  vom  28.  Januar  1848,  welches  am  1.  Oktober  dess.  J.  in 
Kraft  trat,  wurde,  nach  längerem  Streite  zwischen  dem  Staate  und  der  Stadt,  die  nun- 
mehr sechsklassige  Gelehrtenschule  eine  reine  Staatsanstalt;  der  Stadt  verblieb  nur  die 
Verpflichtung,  die  Gebäude  zu  unterhalten.  Auf  Grund  eines  Vertrages  vom  8./12.  April 
1890  ist  das  Eigentum  derselben  mit  der  ünterhaltungspflicht  auf  den  Staat  über- 
gegangen. Die  Stadt  zahlt  jährlich  5600  Mk.  Die  Vorschule  ist  seit  1853  vorhanden. 
Seit  1890  ist  mit  dem  Gymnasium  eine  Seminaranstalt  verbunden.  Gröfste  Schülerzahl 
(464  ausschl.  Vorschule)  i.  J.  1895. 

Direktor:  Loeber,  seit  Michaelis  1900,  vorher:  Dr.  Wilhelm CoUmann  seit  Ostern  1892 
(jetzt  Provinzialschulrat  in  Danzig),  Wilhelm  Wegehaupt  1890—92,  Dr.  Konrad  Niemeyer 
1869-90. 

15  Klassen  und  4  Vorschulklassen;  17  Oberlehrer,  5  techn.  Elementar-  und  Vor- 
schullehrer, 1  Zeichenl.  im  Nebenamte;  alle  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts 
der  katholischen  Schüler  s.  oben  unter  „Kiel''. 

Michaelis  1884  wurde  das  mit  einem  Kostenaufwande  von  59  939  Mk.  erbaute  sog. 
kleine  Klassenhaus  in  Benutzung  genommen;  in  demselben  befinden  sich  aufeer  dem 
Zeichensaal  8  Klassenzimmer.  Seit  Januar  1899  besitzt  die  Anstalt  eine  Turnhalle  (Kosten 
einschl.  der  inneren  Einrichtung  39401  Mk.);  als  Turnplatz  wird  der  Schulhof  benutzt. 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  3784  Werke  in  etwa  9000  Bänden,  darunter  Zuwendungen 
des  Oberlehrers  Dr.  Siruve(l88l),  der  Frau  v.  Kronstern  (lS86)f  des  Geh.  Justizrats  Bendtorjf 
(1889X  des  Prof.  Dr.  Jansen  (1895)  und  Sr.  Königl.  Hoheit  des  Prinzen  Heinrich  (1897). 

Stiftungen:  a)  Das  Kamlasche  Stipendium,  zur  Beschaffung  von  Schulbüchern. 
Kapital  1800  Mk.    b)  Au&erdem  einige  kleinere  Stiftungen. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  128  965  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufe  66  653  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  5600  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule 
80  Mk.    Der  Direktor  und  ein  Oberlehrer  haben  Dienstwohnung. 

Oberrealschale  nebst  Bealg^ymnaslmii  (III,  233). 

Die  Anstalt  ist  aus  einer  Michaelis  1861  gegründeten  höheren  Knabenbürgerschule 
hervorgegangen,  erhielt  am  20.  Juni  1873  ein  Statut  (vgl.  Programm  1874),  wurde  am 
27.  April  1874  als  Realschule  2.  Ordnung  mit  7jährigem  Lehrgange  und  am  4.  April 
1882  als  Oberrealschule  anerkannt.  Ostern  1897  wurde  mit  der  Angliederung  von  „Reform- 
realgymnasialklassen^  begonnen,  deichzeitig  wurde  ein  Teil  der  Klassen  der  Oberreal- 
schule abgetrennt  und  als  neue  Keallschule  konstituiert  (vgl.  den  folgenden  Artikel). 
Die  Anerkennung  der  Realgymnasialklassen  als  Realgymnasium  erfolgte  am  20.  April  1900. 

Direktor:  Dr.  Emil  Hausknecht  seit  Ostern  1900,  vorher:  Dr.  Lu^pe  1895 — 99, 
Dr.  Meißel  1882—95.  An  der  Anstalt  wirkte  u.  a.  auch  Dr.  Stimming,  Oberlehrer 
1870—76,  jetzt  ord.  Professor  der  neueren  Sprachen  in  Göttingen. 

6  Klassen  für  den  gemeinsamen  Unterbau  (je  2  Parallelklassen),  6  Oberrealschul-, 
5  Realgymnasialklassen  und  4  Vorschulklassen;  17  Oberlehrer,  2  wissenschaftl.  Hilfsl., 
2  technische,  1  Elementar-,  4  Vorschullehrer,  alle  evangelisch.  Wegen  des  katholischen 
Religionsunterrichts  s.  oben  unter  „Kiel". 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  2250  Bände. 

Stiftungen:   a)  Das  Vermächtnis   des   Rentners   Hegemsch  (1861),   zu   Schüler- 

Srämien.    Bestand  1500  Mk.    b)  Die  Dietz-Stiftung,   1899  gegründet,  zur  Beschaffung 
es  Schulgeldes  für  bedürftige  Schüler.    Bestand  3500  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  die  Oberrealschulkommission,  bestehend  aus  einem  Mitgliede  des  Magistrats,  zwei 
Stadtverordneten,  zwei  stimmfähigen  Bürgern  und  einem  Geistlichen^). 

Gesammtausgabe  119954  Mk.,  Zuschuis  der  Stadt  54904  Mk.  Schulgeld  120  Mk., 
in  der  Vorschule  80  Mk.,  auswärtige  Schüler  zahlen  50  ^/o  Zuschlag.  Die  Hinter- 
bliebenen der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial-Witwen-  und  Waisenkasse  versichert. 


^)  Die  Oberrealschulkommission  bearbeitet  auch  die  Angelegenheiten  der  Realschule 
und  der  städtischen  höheren  Töchterschule.  Zu  den  oben  angegebenen  Mitgliedern 
treten  noch  die  Direktoren  der  drei  Schulen  hinzu,  jeder  aber  nur  mit  Stimmrecht  in 
den  Angelegenheiten  der  von  ihm  geleiteten  Schule. 

Wiese,  Sehnlweien.    lY.  27 
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Bealschnle. 

Progr.  1898,  S.  13-18;  1899,  S.  14—18;  1900,  S.  16—21;  1901,  S.  16-19. 

Die  UberfuUung  der  Oberrealschule  veranlafste  die  Abtrennung  eines  Teiles  der 
Klassen  derselben  zur  Bildung  einer  selbständigen  Realschule.  Diese  wurde  mit  8  Yor- 
schulklassen  und  je  einer  der  drei  Sexten,  Quinten  und  Quarten  der  Oberrealschule 
am  22.  April  1897  im  Schulgebäude  Brunswikerstra&e  51 A  eröffiiet.  Ihre  Anerkennung 
als  Realschule  erfolgte  am  11.  April  1900. 

Direktor:  Dr.  Karl  Baer  seit  Gründung  der  Anstalt. 

11  Klassen  und  4  Yorschulklassen ;  11  Oberlehrer,  1  etatsm.  wissensch.  Hilfsl., 
1  technischer,  5  Elementar-  und  Yorschullehrer;  alle  evangelisch.  Wegen  des  katho- 
lischen Religionsunterrichtes  s.  oben  unter  n^iel*';  &uch  f&r  die  jüdischen  Schüler  ist 
Religionsunterricht  eingerichtet 

Die  Zunahme  der  Klassenzahl  hat  die  Mitbenutzung  der  Räume  in  dem  Anbau  der 
Oberrealschule  und  in  anderen  Schulgebäuden  notwendig  gemacht.  Die  Errichtung  eines 
Neubaues  für  die  Realschule  in  der  W  aitzstr.  86/42  ist  im  Sommer  1900  begonnen  worden. 

Der  Turnunterricht  wird  teils  in  der  Turnhalle  der  Oberrealschule,  teils  in  der- 
jenigen einer  Yolksschule  erteilt,  während  des  Sommers  wird  zweimal  wöchentlich  der 
städtische  Spielplatz  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek  umfafst  518  Werke  in  818  Bänden. 
Im  Etat  sind  für  dieselbe  600  Mk.  ausgesetzt. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Yerwaltunffsbehörde 
ist  die  Oberrealschulkommission ^).  Gesamtausgabe  82886  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt 
21668  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  für  einheimische,  180  Mk.  für  auswärtige  Schüler,  in 
der  Yorschule  80  kezw.  120  Mk.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Pro- 
vinzial-Witwen-  und  Waisenkasse  versichert. 


Schleswig:. 

(Herzogtum  Schleswig.    17  910  Einwohner.) 

Domschule  (Gymnasium  und  Realschule)  (II,  848.    III,  280). 

Jungclaussen ,  Die  ältere  Geschichte  der  Domschule,  Progr.  1842.  —  Derselbe,  Bei- 
träge zur  neuesten  Geschichte  der  Domschule,  Progr.  1852.  —  G,  F.  Schunuicher,  Genre- 
bilder aus  dem  Leben  eines  siebzigjährigen  Schulmannes  ernsten  und  humoristischen 
Inhalts,  Schleswig  1841.  —  Dr.  A.  Sachj  Die  schola  trivialis  s.  particularis  und  das 
paedagogium  publicum  in  Schleswig  während  des  16.  Jahrhunderts,  Progr.  1878. 

Die  Domschule  wird  1807  zuerst  erwähnt  und  war  ursprünglich  eine  unter  Auf- 
sicht eines  Domherrn  stehende  Kapitelschule.  Seit  dem  17.  Jahrhundert,  nach  Ein- 
ziehung des  Yermögens  des  Domkapitels  durch  den  Staat,  wird  sie  von  diesem  unter- 
halten. 1851  traten  5  neue  gröfstenteils  dänische  Lehrer  ein.  Ostern  1852  wurden  eine 
Yorschulklasse  und  8  Parallelklassen  für  Realschüler  errichtet.  1864  verlielsen  alle 
Lehrer  bis  auf  zwei  ihre  Stellen,  sie  wurden  infolgedessen  von  der  obersten  Civil- 
behörde  ihrer  Ämter  verlustig  erklärt  und  durch  deutsche  Lehrer  ersetzt  Die  Real- 
klassen erhielten  am  20.  November  1878  die  Berechtigungen  der  höheren  Bürger- 
schulen. Ostern  1898  begann  der  Aufbau  einer  lateinlosen  Realschule,  mit  seiner 
Yollendung,  Ostern  1898,  ging  das  Realprogymnasium  ein.  Am  8.  Mai  1899  erhielt  die 
Realschule  das  Recht  zur  Ausstellung  von  Militärzeugnissen.  Das  Privilegium  der  im 
Domkirchspiele  wohnenden  Lehrer  auf  Befreiung  von  der  Entrichtung  der  Stolgebühren 
wird  neuerdings  nicht  mehr  in  Anspruch  genommen  und  gilt  als  beseitigt.  Gröfste 
Schülerzahl  (349)  im  Sommer  1880,  kleinste  (202)  am  1.  Februar  1892. 

Direktor:  Emil  Wolf  seit  1.  Oktober  1898,  vorher:  Dr.  Gidionsen  1870—98. 

8  Gymnasial-,  6  Realklassen,  1  Yorschulklasse;  15  Oberlehrer,  1  wissensch.  Hilfsl., 
2  Elementarl.,  1  YorschulL,  alle  evangelisch. 

Seit  Ostern  1901  besitzt  die  Anstalt  eine  neue  Turnhalle,  ein  Spielplatz  ist  vor- 
handen. Die  Lehrerbibliothek  zählt  ungefähr  18  000  Bände.  Zu  ihrer  Unterhaltung 
und  Yermehrung  werden  die  Erträge  der  Stiftung  des  Geh.  Rats  v.  Münch  (1758)  mit- 
verwendet (Bestand  450  Mk.). 

Stiftungen:  a)  Die  Stiftung  des  Kantors  Eichenrodt  (1814)  zum  Besten  der 
Witwen   „beim   Kompastorat  des  Doms   und   den  gelehrten  Schulen  der  Domschule**. 

^)  Ygl.  die  Anm.  zum  vorigen  Artikel. 
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Bestand  3900  Mk.    b)  Das  Schülerstipendlum  des  Generalsuperintendenteu  CaUisen^  1842 

festiftet.  Bestand  2880  Mk.  c)  Stipendium  der  Friedrichsberger  Spar-  und  Leihkasse, 
869  gegründet,  für  Schuler  auf  8  Jahre.  Bestand  8288  Mk.  d)  Kecksches  Schüler- 
Stipendium,  1870  aus  den  Erträgen  von  Vorträgen  gestiftet.  Bestand  8041  Mk.  e)  Das 
Olga  Godt-Stipendium ,  vom  Generalsuperintendenten  D.  Godt  1875  gestiftet,  für  einen 
im  Gesänge  tüchtigen  Schüler.  Bestand  1892  Mk.  f)  Das  Stipendium  der  Friedrichs- 
berj^er  Sparkasse  von  1876,  auf  je  2  Jahre  an  einen  Abiturienten  zum  Studium  auf  der 
Universität  Kiel  zu  vergeben.    Bestand  8459  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe:  99  660  Mk.,  Be- 
dürfniszuschufs  65  390  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  7218  Mk.  Der  Direktor  und  drei  Ober- 
lehrer haben  Dienstwohnung. 

Altona. 

(Herzogtum  Holstein.    161501  Einwohner.) 

Die  ehemalige  lateinlose  Realschule  zweiter  Ordnung  hat  sich  zu  einem 
Bealgymnasium  und  einer  Realschule  mit  gemeinsamem  Unterbau  entwickelt. 
Nach  der  Eingemeindung  der  früher  selbständigen  Stadt  Ottensen  ist  auch 
die  von  dieser  errichtete  Anstalt  an  die  Stadt  Altona  übergegangen.  Hier 
befinden  sich  nunmehr  drei  höhere  Lehranstalten,  das  vom  Staate  unter- 
haltene Gymnasium  und  die  beiden  erwähnten  von  der  Stadt  unterhaltenen 
Realanstalten. 

Durch  das  Statut  vom  10.  Mai  1884  (s.  den  folgenden  Artikel)  wurde 
die  bisher  zwischen  den  beiden  öffentlichen  Behörden,  dem  „ Schulkollegium *" 
und  der  „Schulkommission**  geteilte  städtische  Verwaltung  durch  eine  ein- 
heitliche Verwaltung  ersetzt  und  für  diese  das  Kuratorium  bestellt.  Diesem 
wurde  nach  Einverleibung  Ottensens  auch  die  Bearbeitung  der  Angelegen- 
heiten der  dortigen  Realschule  übertragen.  Es  führt  jetzt  den  Namen 
„Kuratorium  der  städtischen  Realanstalten**  nnd  besteht  aus  dem  Ober- 
bürgermeister als  Vorsitzendem,  dem  Stadtschulrat,  5  Stadtverordneten,  den 
Direktoren  der  beiden  Realanstalten  und  dem  Kirchenpropst. 

Das  Schulgeld  in  den  beiden  städtischen  höheren  Schulen  beträgt  für 
einheimische  Schüler  144  Mk.,  in  den  Vorschulen  120  Mk.;  für  auswärtige 
216  bezw.  180  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem  dritten  Nachtrage 
zum  Normaletat  geregelt,  die  feste  Zulage  wird  nach  §  2  desselben  ge- 
währt. Die  Hinterbliebenen  sind  bei  der  Provinzial-Witwen-  und  Waisen- 
kasse versichert.  Aufserdem  sind  die  Lehrer  befugt,  der  Pensionszuschufs- 
kasse  für  Witwen  und  Waisen  der  städtischen  Lehrer  Altenas  beizutreten 
(§3  Absatz  2  a  des  Statuts  dieser  Kasse). 

Christianeum  (Gymnasinm)  (II,  361.    III,  238). 

J.  A.  FleasOf  De  fatis  rei  scholasticae  Altonanae ,  Progr.  1744.  —  J.  H.  C.  Egaei's, 
beschichte  der  ehemaligen  grofsen  lateinischen  Schule  in  Altena,  Progr.  1831.  —  i)er- 
{ielbe,  Geschichte  des  Gymnasiums  und  des  damit  verbundenen  Pädagogiums*  Progr. 
1834,  38,  44.  —  Derselbe,  Darstellung  der  gegenwärtigen  Einrichtunc  des  K.  Christia- 
neums,  Progr.  1829  und  1849.  —  M.  J.  F.  Lucht,  Nachrichten  über  die  Bibliothek  und 
die  Stipendien  des  Gymnasiums,  .Progr.  1856.  —  Seh.  Frandsen,  Eückblick  auf  das 
Gymnasium,  1838.  —  (reorg  Hefa,  Übersicht  über  die  Geschichte  des  Christianeums,  1888. 

In  Ausführung  eines  Königlichen  Befehls  an  den  „Stadtmagistrat  mit  der  Priester- 
schaft und  den  Kämmereibürgem"  wurde  auf  dem  Platze  des  heutigen  Gymnasiums  ein 
Schulhaus  errichtet  und  hier  im  April  1725  die  „grofse  lateinische  Stadtschule*'  —  auch 
wohl  Friedrichs-Schule  nach  dem  Könige  Friedrich  IV.  genannt  —  eröffnet.  Diese 
Schule  gedieh  zwar  anfangs  gut ,  kam  aber  bald  in  Verfall  und  ging  1738  ihrem  Ende 
entgegen.  Am  3.  Februar  dieses  Jahres  legte  aber  der  König  Christian  VI.  den  Grund 
zu  einer  neuen  großartigen  Schulschöpfung,  indem  er  genehmigte,  dals  die  Altonaer 
Schnle   unter  dem  Namen  „Christianeum"   zu   einem  Gymnasium  umgewandelt  werde. 

27* 
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Dieses  wurde  als  eine  Anstalt  landesherrlichen  Patronats  zu  Anfang  des  Jahres  1739 
eröffnet.  Ihm  wurden  mit  ungemeiner  Freigebigkeit  Mittel  und,  insbesondere  durch 
den  königlichen  Fundationsbrief  vom  11.  Mai  1744,  Vergünstigungen  und  Rechte 
zugewiesen,  wie  sie  kaum  ein  anderes  deutsches  Gymnasium  jemals  gehabt  hat.  Die 
Anstalt  bestand  1.  aus  einem  „gymnasium  academicum^,  einer  Selekta  mit  akademischem 
Charakter,  in  welcher  Theologie,  die  Rechte,  Medizin,  Philologie,  Philosophie,  Mathe- 
matik u.  s.  w.  ffelehrt  wurde ,  2.  aus  dem  Pädagogium ,  das  die  I,  II  und  ill  enthielt, 
3.  aus  einer  Vorbereitungsschule  in  mehreren  Abteilungen.  Eine  Zeit  lang  wechselte 
das  Direktorat  unter  den  Professoren  wie  auf  den  Universitäten.  1773  verschwand  der 
Name  Pädagogium;  das  Gymnasium  und  das  Pädagogium  wurden  unter  dem  gemein- 
samen Namen  Gymnasium  zusammengefaßt,  und  1793  wurde  das  beständige  Direktorat 
endgültig  eingeführt.  Am  10.  Februar  1844  wurde  durch  eine  neue  Gymnasialordnung 
die  Vorbereitungsschule  mit  dem  Gymnasium  zu  einem  5  klassigen  Gymnasium  ver- 
einigt, 1853  eine  VI  und  VII  hinzugefügt  und  die  letztere  als  Vorbereitungsklasse  be- 
zeichnet Diese  Klasse  wurde  Ostern  1885  aufgelöst,  damit  die  Teilung  der  U  II  er- 
möglicht würde.  Seit  Ostern  1890  ist  mit  dem  Gymnasium  eine  Seminaranstalt  ver- 
bunden. Am  23.  Februar  1880  feierte  die  Schule  das  50jährige  Dienstjubiläum  ihres 
Direktors  Dr.  Lucht  und  am  19.  September  1888  den  150jährigen  Gedenktag  an  ihre 
Erhebung  zum  Königlichen  Gymnasium. 

Direktor:  Dr.  Bichard  Amoldt  seit  I.August  1894,  vorher:  Dr.  Gern  1891—94 
(jetzt  Geh.  Regienings-  und  Provinzialschulrat  in  Berlin),  Georg  Hefa  1882—91,  Dr.  M. 
J.  F.  Lucht  1855—82. 

13  Klassen;  16  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarlehrer,  alle  evangelisch. 

Durch  Vertrag  vom  3./11.  September  1872  trat  die  Stadtgemeinde  ihr  Eigentum  an 
dem  Schulgrundstücke  und  den  darauf  befindlichen  Gebäuden  (vgl.  Bd.  II,  S.  363)  an 
den  Staat  ab.  Diese  wurden  in  den  Jahren  1879  und  80  einer  völligen  Umgestaltung 
unterzogen.  Das  neue  Hauptgebäude  (Hoheschulstralse  2/12)  wurde  1880  vollendet  una 
erforderte  einen  Kostenaufwand  von  190000  Mk.;  zur  Deckung  wurde  das  ganze  Kapital- 
vermögen der  Anstalt  im  Betrage  von  150000  Mk.  verwendet  Im  Erdgeschosse  be- 
findet sich  die  Turnhalle;  zu  Turnspielen  wird  der  von  der  Stadt  eingerichtete  gro&e 
Spielplatz  an  der  Allee  benutzt. 

Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  26000  Bände  und  ist  durch  zahlreiche  Zu- 
wendungen bereichert  worden,  neuerdings  insbesondere  durch  die  Sammlung  des  Pro- 
fessors Christian  Kirchhoff  (1894)  und  durch  diejenige  der  Frau  Hedtoig  v,  Nyegaard. 
Nähere  Angaben  über  die  Bestände  liefern:  Lucht,  Die  Bibliothek  des  Gymnasiums  und 
ihre  Handschriften,  1878;  Joh  Claussen,  Nachrichten  über  die  Bibliotnek  nebst  Ver- 
zeichnis ihrer  Drucke  aus  dem  15.  Jahrhundert,  1897. 

Stiftungen:  a)  Die  Schrödersche  Stiftung,  2  Universitätsstipendien  zu  je  360  Mk., 
11  Stipendien  für  Schüler  der  höheren  Klassen  zu  je  120  Mk.,  für  die  Bibliothek 
360  Mk.,  für  den  Bibliothekar  108  Mk.  jährlich  (vgl.  Progr.  von  1856).  b)  Das  Gähler- 
sche  Stipendium  für  Studierende,  600  Mk.  jährlich  (vgl.  Pro|fr.  1856  und  1876).  c)  Das 
Levysche  Stipendium  für  Studierende,  72  Mk.  jährlich,  d)  Die  Leidersdorffsche  Stiftung, 
am  1.  Juni  1852  vom  Bankier  i.  gegründet,  eine  Jahresrente  von  900  Mk.,  abwechselnd 
für  den  Direktor  und  die  vier  obersten  Lehrer;  zwei  Universitätsstipendien  von  je  900  Mk., 
ein  kleineres  von  225  Mk.  e)  Das  Funkesche  Klassenstipendium,  für  einen  Schüler  der 
Prima  oder  der  Sekunda,  38,50  Mk.  jährlich,  f)  Der  Klausensche  Unterstützungs-  und 
Aufmunterungsfonds,  jährlich  260  Mk.  e)  Die  Lucht-Stiftung,  1880  gegründet,  zu  Uni- 
versitätsstipendien. Bestand  4000  Mk.  h)  Die  Stiftung  des  Dr.  med.  Heinrich  Thau^ 
1882  errichtet,  desgl.  Bestand  5000  Mk.  i)  Die  Stiftung  des  Unterstützungsinstituts  zu 
Altona  vom  20.  Oktober  1883,  zur  Anschaffung  von  Büchern  für  unbemittelte  Schüler. 
Bestand  5000  Mk.  k)  Die  Syndikus  Müllersche  Stipendienstiftung,  durch  Vermächtnis 
der  am  18.  März  1898  verstorbenen  Frau  Hedwig  v.  Nyegaard  geb.  Müller  gegründet, 
zu  Stipendien  für  Studierende  und  für  Schüler  der  3  obersten  Klassen.  Bestand 
60  000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  120770  Mk.,  Zuschufs 
des  Staates  78  590  Mk.,  der  Stadt  4500  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  für  auswärtige  nicht- 
preufsische  Schüler  180  Mk.    Der  Direktor  und  2  Ooerlehrer  haben  Dienstwohnung. 

Bealgrynuiasiain  und  Bealschnle  (III,  238). 

Dr.  Ernst  Schke,  Die  Geschichte  des  Altonaer  Realgymnasiums  in  den  ersten 
25  Jahren  seines  Bestehens,  Festschrift  zum  20.  April  1896.  —  Progr.  1872,  78,  84. 

Eine  seit  längerer  Zeit  bestehende  Privatschule  wurde  von  der  Stadtsemeinde  zu 
einer  lateinlosen  Realschule  umgestaltet  (Statut  vom  23.  Dezember  1870)  und  als  solche 
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am  20.  April  1871  mit  den  Klassen  VI  bis  0  II  eröffnet.  Die  Anstalt  entwickelte  sich 
zunächst  zu  einer  lateinlosen  Do^pelrealschule  2.  Ordnuno:  mit  Wechselabteilungen  und 
achtjährigem  Lehreange;  sie  erhielt  am  25.  Oktober  1872  die  den  Schulen  dieser  Art 
damals  zukommenden  Berechtigungen.  Ostern  1878  wurde  sie  mit  einer  Realschule 
1.  Ordnung  in  der  oben  auf  S.  25  dargestellten  Art  verbunden.  Zugleich  wurde  der 
Lehrgang  der  lateinlosen  Realschule  wie  bei  anderen  Anstalten  dieser  Gattung  auf 
7  Jahre  herabgesetzt.  Am  28.  April  1881  wurden  die  lateinischen  Klassen  als  Real- 
schule erster  Ordnung  anerkannt.  Am  10.  Mai  1884  erhielt  die  Schule  ein  neues 
Statut;  die  Vereinigung  der  früheren  Ottenser  Realschule  mit  dem  Altonaer  Schul- 
system hatte  am  26.  November  1889  die  Errichtung  eines  dritten  Statuts  zur  Folge. 
1895—96  war  mit  der  Anstalt  ein  Seminar  verbunden.  Die  Vorschule  besteht  seit  1878. 
Der  Zudrang  zur  Anstalt  war  stets  gröfser  als  ihre  Aufnahmefähigkeit.  Gröfste  Schüler- 
zahl (548  ohne  Vorschule)  im  Jahre  1891,  seitdem  wurde  die  Zahl  durch  Einschränkungen 
bei  der  Aufnahme  auf  durchschnittlich  500  herabgedrückt. 

Direktor:  Geh.  Regierungsrat  Dr.  Ernst  ScKlee  seit  Begründung  der  Schule. 

14  Klassen  und  5  Vorschulklassen;  16  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  Elementar- 
lehrer und  5  VorschuU.;  2  Oberl.  sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Für 
den  Religionsunterricht  der  jüdischen  Schüler  wird  aufserhalb  der  Schulzeit  ein  Klassen- 
zimmer bereitgestellt. 

Seit  1891  hat  die  Anstalt  eine  eigene  Turnhalle,  zu  Bewegungsspielen  wird  der 
Schulhof  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  8055,  die  unter  die  einzelnen  Klassen 
vei-teilte  Schülerbibliothek  1736  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Schenkunff  des  Altonaischen  Unterstützunf^sinstituts  zur  An- 
schaffung von  Schulbüchern.  Bestand  5188  Mk.  b)  Zur  Feier  des  25jährigen  Bestehens 
der  Schule  (am  20.  April  1896)  stiftete  die  Stadteemeinde  ein  Stipendium  von  600  Mk. 
jährlich  für  Abiturienten,  welche  eine  Hochschule  —  in  erster  Linie  eine  technische  — 
oesuchen.  c)  Zu  derselben  Feier  begründeten  frühere  Schüler  die  Schlee-Stiftung,  zur 
Gewährune  von  Beihilfen  an  Schüler  nach  ihrem  Abgange  für  ihre  Weiterbildung.  Be- 
stand 7583  Mk.  d)  Zu  derselben  Feier  stiftete  Herr  iSus  Warburg  das  „Steinheim- 
Stipendium*^  für  einen  Studierenden  an  einer  Universität  oder  einer  technischen  Hoch- 
schule.   Bestand  15000  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen  Ver- 
waltungsbehörde s.  oben  unter  „Altena".  Gesamtausgabe  186  220  Mk.,  Zuschufs  der 
Stadt  41 220  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Bealschule  za  Ottensen« 

Die  Anstalt  wurde  von  der  ehemaligen  Stadtgemeinde  Ottensen  geg^ndet  und 
Michaelis  1882  eröffiiet.  Bei  der  Eingemeindung  Ottensens  in  den  Stadtbezirk  Altena 
am  1.  Juli  1889  wurde  sie  von  der  Staatgemeinde  Altena  übernommen.  Seit  Ostern  1900 
wird  in  der  einen  Sekunda  im  Rahmen  der  Realschule  handelswissenschaftlicher  Unter- 
richt erteilt,  seit  1901  findet  derselbe  in  Prima  seine  Fortsetzung.  Er  erstreckt  sich 
auf  Spanisch,  kaufmännisches  Rechnen,  Handelskorrespondenz,  Warenkunde  und 
Schreioen.  Die  erforderliche  Zeit  wird  durch  Fortfall  des  Zeichenunterrichts  gewonnen. 
Die  Vorschule  besteht  seit  Eröffnung  der  Anstalt. 

Direktor:  Augtut  StreHow  seit  der  Gründung  der  Schule. 

12  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  11  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  8  Elementar- 
lehrer, 8  VorschulL,  alle  evangelisch-lutherisch. 

Das  neue  Schnlhaus  (Ecke  Fischers-Allee  und  Treskow-AUee)  ist  in  den  Jahren  1895 
und  1896  errichtet  (Kosten  des  Baues  254  000  Mk.,  der  inneren  Einrichtung  81 000  Mk.). 
Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle,  als  Turnplatz  dient  der  Schulhof,  ein  Spielplatz  wird 
von  der  Stadt  zur  Verfügung  gestellt.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  1274  Bände. 

Die  Realschule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen 
Verwaltungsbehörde  u.  s.  w.  s.  oben  S.  419.  Gesamtausgabe  78210  Mk.,  Zuschufs  der 
Stadt  22210  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Flensburg:. 

(Herzogtum  Schleswig.    48922  Einwohner.) 

Ein  vom  Staate  unterhaltenes  Gymnasium  und  eine  von  der  Stadt- 
gemeinde unterhaltene  Oberrealschule  mit  wahlfreiem  Unterricht  in  der 
Handelswissenschaft. 
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Gymnasinm  nnd  Bealgymnasium  (II,  345.    ni,  231). 

0.  M.  Braschy  Collaborator,  Flensborgs  Latin  ok  Realskolens  Historie,  Foerste 
Deel  1566—1797.  —  Dr.  Dütnumn,  Die  Wohlthäter  der  alten  und  neuen  Schule,  Progr. 
1860.  —  K.  Flehbe,  Ludolf  Naaman^  der  Gründer  des  Flensburger  Gymnasiums,  Progr. 
1885.  —  Progr.  1800  und  1867. 

Durch  Stiftungsurkunde  vom  19.  Juli  1566  genehmigte  König  Friedrich  IL  von 
Dänemark,  da(s  der  Minoriter- Mönch  Lutke  Naaman  auf  dem  „Klosterkirchhof"  am 
Südende  der  Stadt  ein  „gymnasium  trilingue  et  theologicum  orthodoxae  ecclesiae"  er- 
richte. Noch  zu  Naamans  Lebzeiten  wurde  die  von  ihm  zur  Sicherung  der  katholischen 
Kirche  gegründete  Anstalt  evangelisch;  sie  führte  den  Namen  „Lateinische  Schule",  später 
(1806)  „Lateinische  und  Realschule"  oder  „Gelehrtenschule".    Unter  dem  nicht  klassisch 

Gebildeten  Rektor  N.  J.  Simesen  1851 — 64  trat  an  der  Anstalt  die  klassische  Seite  des 
fnterrichts  gegen  die  realistische  völlig  zurück,  aber  nach  Beendigung  des  Feldzuges 
erhielt  der  klassische  Unterricht  wiederum  das  für  die  gymnasiale  Bildung  erforderliche 
Mais  der  Berücksichtigung.  Gleichzeitig  wurden  parallele  Realklassen  bis  II  gebildet; 
Ostern  1871  kam  eine  Prima  hinzu,  und  am  9.  Dezember  1871  wurden  jene  als  Real- 
schule erster  Ordnung  anerkannt.  Die  Vorschule  besteht  seit  1864.  Gröfste  Schüler- 
zahl (253  im  Gymnasium,  123  in  der  Realschule,  86  Yorschüler)  Michaelis  1874,  kleinste 
(146  im  Gymnasium,  51  im  Realgymnasium,  23  Vorschüler)  im  Winter  1894;  Schülerzahl 
Ostern  1901:  254  im  Gymnasium,  73  im  Realgymnasium,  68  Vorschüler. 

Direktor:  Dr.  Heilmann  seit  1.  Januar  1899,  vorher:  Dr.  Cauer  1896 — 98, 
Dr.  Albert  Müller  1874—96.  Aufserdem  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a. :  Dr.  Diels  1872—73, 
jetzt  Geheimer  Regierungsrat,  ord.  Professor  und  Sekretär  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften in  Berlin. 

9  Gymnasialklassen,  5  Realgvmnasialklassen  und  3  Vorschulklassen;  15  Oberlehrer, 
1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  tecnnischer,  2  Vorschull.,  alle  evangelisch. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  39000  Bände,  darunter 
beachtenswerte  Werke  über  deutsche  und  namentlich  nordische  Geschichte. 

Stiftungen:  a)  Aus  älterer  Zeit  (1599)  stammen  das  Vermächtnis  des  Bürger- 
meisters Geert  von  Meerfeldt  in  Höhe  von  25000  Mk.,  femer  die  großartigen  Stiftungen 
von  GoUhard  und  Anna  Hansen  (1802),  die  zur  Verbesserung  der  Gehälter  und  zur  Be- 
reicherung der  Sammlungen  verwendet  worden  sind,  b)  Durch  Schenkungsurkunde  vom 
14.  Januar  1887  wurde  ein  Drittel  des  Vermögens  der  früheren  „Herzog  Friedrich- 
Stiftung"^)  der  Schule  zu  Stiftungen  überwiesen,  welche  die  Pflege  deutschen  Geistes 
und  deutscher  Sitte  und  die  Erweckung  und  Befestigung  des  deutschen  Nationalgefühls 
in  der  heranwachsenden  Jugend  zum  Zwecke  haben.  Die  Zinsen  des  etwa  50000  Mk. 
betragenden  Kapitals  werden  nach  Abzug  eines  Vorvermächtnisses  und  der  Verwaltungs- 
koBten  zur  Unterstützung  von  Schülern  und  eines  Studenten,  zur  Verteilung  von  Prämien 
bei  der  Feier  vaterländischer  Gedenktage,  zur  Vervollständigung  der  Lehrerbibliothek 
auf  dem  Gebiete  der  deutschen  Litteratur  und  Geschichte  verwendet  (im  letzten  Jahre 
waren  für  diese  Zwecke  1268  Mk.  Zinsen  verfügbar). 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  96025  Mk.,  Zuschufs 
des  Staates  50414  Mk.,  der  Stadt  4818  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  90  Mk. 
Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Oberrealschule  (mit  wahlfreiem  Unterricht  in  der  Handels  Wissenschaft). 

Der  seit  Michaelis  1875  in  Flensburg  bestehenden  Landwirtschaftsschule  wurde  von 
der  Stadtgemeinde  Ostern  1884  eine  Handelsschule  angegliedert.  Ostern  1888  wurde 
diese  mit  den  gemeinsamen  Vorklassen  beider  Anstalten  einem  besonderen  Direktor 
unterstellt  Nachdem  Ostern  1889  die  erste  Entlassun^sprüfung  stattgefunden  hatte, 
erhielt  die  Anstalt  die  Berechtigung ,  Zeugnisse  über  die  wissenschaftliche  Beföhigung 
für  den  eiivjährig-freiwilligen  Militärdienst  auszustellen.  Um  ihr  auch  die  weiteren  Be- 
rechtiguxigen  der  lateinlosen  höheren  Schulen  zu  verschaffen,  wurde  sie  Ostern  1893 
in  eine  Realschule  mit  wahlfreiem  Unterricht  in  der  Handelswissenschaft  verwandelt 
und  dem  ProvinzialschulkoUegium  unterstellt.     Ostern  1894  wurde  die  Obersekundat 


1)  Eine  Darlehnskasse,  die  vom  Schleswie^^olsteinschen  Verein  in  Hamburff  und 
dem  Hamburger  Frauen -Verein  für  Schleswig-Holstein  zur  Linderung  des  durcn  die 
Kriegsereignisse  herbeigeführten  Notstandes  gegründet  worden  war. 
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Ostern  1895  die  Prima  eingerichtet,  und  nach  Abhaltung  einer  Reifeprüfung  zu  Ostern 
1897  die  Anstalt  als  Oberrealschule  mit  wahlfreiem  Unterricht  in  der  HandelswisBen- 
schaft  anerkannt  Seit  Michaelis  1896  ist  auch  die  Landwirtschaftsschule  dem  Direktor 
der  Oberrealschule  unterstellt  Die  Vorschule  besteht  seit  1888.  Die  Schülerzahl  der 
Anstalt  hat  stetig  zuffenommeii  und  betrug  Ostern  1901  in  der  Hauptanstalt  485,  in 
der  Vorschule  72,  in  der  Landwirtschaftsschule  55. 

Direktor:   Dr.  Karl  Flebbe  seit  Michaelis  1888,  vorher:   Gustav  lAedke. 

14  Klassen,  3  Vorschulklassen  und  3  Klassen  der  Landwirtschaftsschule ^).  An 
der  Oberrealschule  und  an  der  Landwirtschaftsschule  wirken  16  Oberlehrer,  3  wissen- 
schaftliche HilfsL,  1  technischer  Lehrer,  2  Elementar-  und  3  Vorschullehrer,  alle 
evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Friedrich- Strafee  20)  ist  am  17.  Oktober  1896  eingeweiht 
worden;  sein  Bau  hat  326366  Mk.  gekostet  Turnsaal,  Turn-  und  Spielplatz  sind  vor- 
handen.   Die  gemeinsame  Bibliothek  beider  Schulen  enthält  5500  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadt^emeinde  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  aem  ersten  Bürgermeister  als  Vorsitzendem,  einem 
Mitgliede  des  Magistrats,  vier  Stadtverordneten,  dem  Direktor  und  einem  Geistlichen. 
Gesamtausgabe  131415  Mk.  (für  beide  Schulen),  Zuschufs  der  Stadt  51115  Mk.  Schul' 
geld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  90  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  und  dritten 
Nachtrage  zum  Normaletat,  die  feste  Zulage  wird  nach  §  9,  b  und  c  gewährt. 


Glückstadt. 

(Herzogtum  Holstein.    6586  Einwohner.) 

Gymnasium  (II,  358.    III,  238). 

J.  P.  A.  Jungdaufsen,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Schule,  Progr.  1822«  —  J.  F.  Rom, 
Über  die  jetzige  Einrichtung  der  Gelehrtenschule,  Progr.  1850.  —  D.  Detlefsen,  Geschichte 
des  Kgl.  Gymnasiums  zu  Glückstadt  von  seinem  Ursprung  bis  zum  Jahre  1837. 

Bei  der  Gründung  der  Stadt  Glückstadt  im  Jahre  1617  mu&te  nach  Vorschrift  der 
Schleswig-Holsteinschen  Kirchenordnung  vom  Jahre  1542  eine  Schule  eingerichtet  werden, 
„danrn  man  Latin  lehre".  Die  erste  Erwähnung  der  schon  bestehenden  Schule  erfolgte 
im  Jahre  1622.  Diese  war  eine  Stadtschule,  zu  deren  Unterhaltung  die  Stadtgemeinde 
samt  dem  zur  Stadtkirche  eingepfarrten  Landdistrikte  verpflichtet  war.  Nach  dem 
am  3.  April  1786  erlassenen  Scnulreglement  zerfiel  sie  in  zwei  Abteilungen,  die 
lateinische  und  die  deutsche.  Die  lateinische  wurde  durch  die  am  24.  August  1814 
erlassene  .Allgemeine  Schulordnung  für  die  Herzogtümer  Schleswig  und  Holstein'^ 
von  der  deutschen  ffetrennt  und  zu  einer  Landesanstalt  gemacht,  die  „Gelehrten- 
schule" genannt  wurde.  Die  Neueinrichtung  konnte  jedoch  erst  Ostern  1821  nach  Er- 
bauung eines  eigenen  'Schulgebäudes  durchgeführt  werden.  Die  Michaelis  1864  ein- 
gerichtete Vorschulklasse  ist  Ostern  1884  wegen  unzureichenden  Besuchs  wieder  ein- 
gegangen. 

Direktor:  8.  DeÜef  Friedr.  Detlef sen,  seit  Ostern  1879,  vorher:  E,  G.  Chr,  VöObehr 
1864-79. 

8  Klassen;  7  Oberlehrer,  1  etatsmäfeiger  wissenschaftlicher  HilfsL,  1  Elementarl., 
alle  evangelisch. 

In  den  Jahren  1879/80  wurde  durch  einen  Erweiterungsbau  eine  Direktorwohnung, 
eine  Turnhalle  und  eine  Schuldienerwohnung  mit  einem  Kostenaufwande  von  85000  Mk. 
hergestellt  1888/89  wurde  ein  eigenes  Gebäude  für  den  Unterricht  in  der  Physik  und 
im  Zeichnen  hinzugefügt  (Kosten  15  390  Mk).  An  der  Aufbringung  der  Kosten  hat  sich 
beide  Male  die  Stadt  durch  einen  Beitrag  beteiligt 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  zu  Spielen  im  Freien  ist  von  der  Stadt  eine  Wiese 
bereitgestellt  worden.  Die  Lehrerbibliothek  umfaist  etwa  2850  Werke,  darunter  Ver- 
mächtnisse des  Dr.  H.  Schröder  und  des  früheren  Oberlehrers  Dr.  Chr,  Fetersen. 


*)  Für  die  Landwirtschaftsschule  ist  ein  besonderer  Ausschuß  eingesetzt;  bei  wich- 
tigen Fragen  tritt  dieser  mit  dem  Kuratorium  der  Oberrealschule  zu  gemeinsamer  Be- 
ratung unter  dem  Vorsitze  des  Regierungspräsidenten  zusammen. 
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Stiftungen:  a)  Stiftung  des  Justizrats,  Ober-  und  Landgerichtsadvokaten 
Chr,  CälUsen.  Zu  Schiilerstipendien.  Bestand  3600  Mk.  b)  Das  Stipendium  von  1886. 
Vom  Lehrerkollegium  gegründet,  für  einen  Schüler.  Bestand  1000  Mk.  c)  Das  Henriette 
Meyer-Stipendium.  1894  gegründet,  für  einen  Schüler  bei  seinem  Abgange  zur  Universität 
Bestand  8000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtauseabe  51620  Mk.,  Bedür&is- 
zuschufs  88413  Mk.,  Zuschuis  der  Stadt  1586  Mk.,  der  Kirchenkasse  1896  Mk.;  die 
Stadt  ist  zur  Unterhaltung  des  Schulgebäudes  und  seines  Inventars  verpflichtet.  Schul- 
geld 120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Hadersleben. 

(Herzogtum  Schleswig.    9201  Einwohner.) 

Gymnasium  (II,  847.    III,  232). 

C.  A,  Brauneiser^  Abrifb  der  Geschichte  der  Gelehrtenschule  zu  Hadersleben,  Progr. 
1828.  —  B.  Thrige,  Bidrag  til  Haderslev  laerde  Skoles  aeldre  Historie,  Progr.  1863.  — 
Jessen,  Die  Schule  im  letzten  Kampf  zwischen  Deutsch  und  Dänisch,  Progr.  1865.  — 
Chr,  Jessen,  Vorgeschichte  der  Haderslebener  Lateinischen  Schule,  ProRr.  1867.  — 
A.  Zemecke,  Die  Haderslebener  Gelehrtenschule  vor  100  Jahren,  Progr.  1898. 

Die  Anfänge  der  Schule  stehen  in  engem  Zusammenhange  mit  dem  KoUegiatstift 
in  Hadersleben,  dessen  zuerst  1273  Erwähnung  geschieht.  1^  wird  ein  Lektorat  ge- 
gründet ;  Schenkungen  an  dasselbe  werden  erwähnt,  desgleichen  ärmere  und  Chorschüler. 
Das  KoUegiatstift  erreichte  1530  sein  Ende;  die  Verhältnisse  der  Schule  lassen  sich 
zunächst  nicht  weiter  verfolgen.  1567  wurde  letztere  vom  Herzog  Johann  dem  Älteren 
von  neuem  dotiert,  deshalb  wurde  dieser  öfter  der  Stifter  und  die  Anstalt  selbst 
Johanneum  genannt.  Im  Jahre  1656  wurde  ein  neues  Schulregulativ  erlassen,  in  dem 
es  u.  a.  hei£t:  „drittens  sollen  die  lateinischen  und  griechiscnen  Autores,  diese  mit 
Latein,  jene  aber  mit  Deutsch  und  nicht  dänischer  Sprache  interpretiert,  auch  kein 
Dänisch  mit  den  Discipeln  geredet  werden.^  Nach  einer  Zeit  des  Niederganges  wurde 
die  Schule  1827  durch  ein  neues  Regulativ  den  übrigen  gelehrten  Schulen  des  Landes 
{[leichgestellt.  Nach  den  Kriegsjahren  von  1848  an  wurde  sie  ganz  dänisch.  Das  Schul- 
jahr wurde  dem  dänischen  gleichgemacht,  lateinlose  Realklassen  wurden  eingerichtet  und 
der  fremdsprachliche  Unterricht  wurde  mit  den  neueren  Sprachen  begonnen.  Im  Winter 
1864  wurde  die  Anstalt,  nachdem  sie  einige  Monate  geschlossen  war,  als  Gymnasium 
mit  120  Schülern  von  neuem  eröfbet  Die  neben  dem  Gymnasium  eingerichteten  Real- 
klassen wurden  Ostern  1884  aufgehoben,  dann  aber  sofort  von  neuem  eröfihet  Ostern 
1893  wurden  sie  wiederum  aufgehoben,  an  ihrer  Stelle  wurde  Ersatzunterricht  eingeführt. 
Seit  1896  besteht  eine  Vorschule.  Ostern  1901  wurde  die  höchste  Schülerzahl  {2QS  und 
64  Vorschüler)  erreicht. 

Direktor:  Dr.  Jch.  SpanuÜh  seit  1.  Juli  1898,  vorher:  Dr.  AU  Zernecke  1895—98, 
Ostendorf  1889—95,  P.  H.  Jessen  1864—89. 

8  Klassen  (0  I  und  U  I  sind  vereinigt)  und  8  Vorschulklassen;  11  Oberlehrer, 
1  technischer  Lenrer,  2  Vorschull.  (davon  1  kommissarisch),  alle  evangelisch-lutherisch. 

Turnsaal  und  Turnplatz  sind  vorhanden ;  volkstümliche  Spiele  werden  auf  einem 
von  der  Stadt  bereitgestellten  Platze  veranstaltet;  jährlich  findet  ein  Spielfest  und  ein 
Schwimmfest  mit  Verteilung  von  Prämien  statt  Die  Bibliothek  hat  liegen  15000  Bände, 
darunter  wertvolle  Bestände  aus  dem  Gebiete  der  nordischen  Geschichte. 

Stiftungen^):  a)  Aus  dem  Vermögen  der  Herzog  Friedrich  -  Stiftung  sind  dem 
Gvmnasium  47190  Mk.  überwiesen.  Wegen  des  Verwendungszweckes  vgl.  den  Artikel 
über  das  Gymnasium  zu  Flensburg  (S.  422)  unter  „Stiftungen^  bei  b.  d)  Die  Jessen- 
Stiftung.  Zu  Ehren  des  Direktors  J.  1878  von  dessen  früheren  Schülern  gegründet,  zu 
Schülerstipendien. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  76500  Mk.,  Be- 
dürfniszuschufe  53400  Mk.,  Schulgeld  90  Mk.,  in  der  Vorschule  72  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 


^)  Mit  den  Bd.  H  S.  349  angeführten  Stiftungen  hat  die  Schule  keinen  unmittel- 
baren Zusammenhang. 
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Husum. 

(Herzogtum  Schleswig.    8268  Einwohner.) 

Gymnaaliim  (U,  849.    III,  282). 

Eggers,  Darstellung  der  inneren  Einrichtung.der  Stadtschule  zu  Husum  im  Jahre 
1637,  Progr.  von  1817  und  18.  —  Dr.  Schreiter ,  Übersicht  der  Reformationsgeschichte 
der  Herzogtümer  Schleswig-Holstein,  Progr.  1850.  —  Karl  Friedr.  Krafft,  Kurzer  Abrifs 
der  Schule  zu  Husum,  1755.  —  Schaumannj  Stand  der  Husumer  Schule,  1759.  —  Eggers. 
Älteste  Verfassung  der  Stadtschule  zu  Husum,  Abt  I,  1814.  —  Frise,  Der  Stiftungs- 
fonds der  Husumer  Gelehrtenschule,  1821.  —  J.  G.  WiU,  S.  A,  WiU  und  M.  G.  mit, 
Bolemnia  saccularia  tertia  scholae  Husumensis,  zur  Jubelfeier  der  Gelehrtenschule  in 
Husum,  1827. 

Die  Schule  wurde  um  1527  vom  Vikar  Hermann  Tcat,  der  in  Husum  seit  1522  als 
der  erste  in  den  Herzogtümern  die  lutherische  Lehre  verkündete,  mit  Unterstützung  der 
Kirchenvorsteher  und  besonders  des  angesehenen  Bürgers  MatthiM  Knutzen  gegründet. 
Die  Mittel  wurden  zunächt  von  den  Einwohnern  hergegeben,  später  beteiligten  sich  aber 
auch  die  Herzöge  an  der  Ausstattung  der  Schule.  Früher  hiels  sie  „srofee  Stadtschule'', 
auch  „Hauptscnule*',  seit  1817  .Gelehrtenschule^,  auf  dem  Scnulsieffel  „Lyceum 
Husumense**.  Im  Jahre  1851  wurde  die  Gelehrtenschule  aufgehoben  und  durch  eine 
Bürgerschule  ersetzt;  infolge  der  danisierenden  Tendenz  sank  deren  Schülerzahl  1868 
bis  auf  21.  Nach  dem  Imischwunge  der  Verhältnisse  wurde  die  Anstalt  1864  als 
Gelehrtenschule  mit  Realklassen  eingerichtet;  Michaelis  1867  war  ihr  Wiederaufbau 
vollendet,  sie  enthielt  damals  8  Gymnasialklassen,  8  Realklassen  (IV  bis  II)  und  1  Vor- 
schulklasse. Die  Vorschulklasse  wurde  1881,  das  Realprogymnasium,  welches  im  Jahre 
1880  mit  87  seine  höchste  Schülerzahl  erreicht  hatte,  Ostern  1889  aufgehoben,  nachdem 
diese  inzwischen  auf  8  sesunken  war.  Nach  der  Aufhebung  des  Realprogymnasiums 
wurde  in  den  Klassen  U IH  bis  U II  für  die  am  Griechischen  nicht  teilnehmenden 
Schüler  Ersatzunterricht  eingeführt. 

Direktor:  Dr.  Gustav  Graeher  seit  1.  April  1899,  vorher:  Dr.  Huldreich  Kehr 
1892—99,  Dr.  TT.  Cotlmann  1887—92,  jetzt  Provinzialschulrat  in  Danzig,  Dr.  C.  H.  Keck 
1870-87. 

8  Klassen  (U  I  und  Ol  sind  vereinigt);  10  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  alle 
evangelisch. 

Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden,  au&erdem  steht  ein  städtischer  Platz  für 
Tumspiele  zur  Verfügung.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  16000  Bände,  darunter 
bedeutende  Zuwendungen  des  Landrats  Grafen  v.  SevenÜaw  (1878)  und  der  Witwe  des 
früheren  Direktors  Dr.  Keck  (1896> 

Stiftungen:  a)  Das  Gelehrtenschulregister,  entstanden  aus  62  verschiedenen 
Schenkungen,  die  der  Schule  in  der  Zeit  von  1582  bis  1802  zugewendet  sind.  Für  die 
allgemeinen  Zwecke  der  Schule,  zum  Ankauf  einer  Bücherprämie  und  zur  Unterstützung 
eines  Primaners,  der  Theologie  studieren  will.  Bestand  59582  Mk.  b)  Die  Stiftnns  des 
Dr.  Burdtardi.  1785  gegründet,  zur  Unterstützung  der  Lehrerwitwen.  Bestand  54590  Mk. 
c)  Aus  den  Zinsen  des  Vermächtnisses  des  Justizrats  Matth,  F.  Brinkmann  erhält  das 
Gymnasium  384  Mk.  zur  Verwendung  für  allgemeine  Schulzwecke,  d)  Von  den  Zinsen 
des  Vermächtnisses  des  Bürgermeisters  Sdmäl  (Bestand  89087  Mk.)  erhält  das  Gym- 
nasium '/i6,  dazu  den  Ertrag  des  Landbesitzes  (zur  Zeit  580  Mk.)  zur  Verwendung  für 
allgemeine  Schulzwecke,  e)  Der  Rentier  J.  N.  Blumensaat  überwies  am  7.  Oktober  1884 
der  Schule  ein  Grundstück,  dessen  Ertrag  (zur  Zeit  75  Mk.)  zu  gleichen  Teilen  der 
beste  Schüler  der  HI  und  der  beste  Turner  der  Anstalt  erhalten  sollen,  f )  Die  Stiftung 
des  Weinhändlers  Werner  vom  17.  Mai  1879.  Für  einen  Schüler  der  Sekunda  oder 
Prima.  Bestand  1066  Mk.  g)  Die  Stiftung  des  Pastors  Joh.  Herr  vom  10.  Juni  1883. 
Für  zwei  Schüler  der  Prima.  Bestand  2093  Mk.  h)  Aus  der  Asmussen-Woldsen-Stiftung 
erhalten  jährlich  je  zwei  Schüler  der  Gymnasial-  und  Realabteilung  ein  Stipendium  von 
170  Bankthalem  »  882,50  Mk.  Vermögen  der  Stiftung  298722  Mk.  Q  Die  Peter 
Momsen- Stiftung.  Durch  Testament  des  Dr.  P.  M.  begründet,  8000  Mk.,  für  einen  be- 
dürftigen Schüler  der  oberen  Klassen. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate,  die  Gebäude  werden  von  der  Stadtgemeinde 
unterhalten.  Der  Direktor  und  zwei  Lehrer  haben  Dienstwohnung.  Gesamtausgabe 
60075  Mk.,  Bedürfniszuschufe  40639  Mk.,  Schulgeld  120  Mk. 
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Meldorf. 

(Dithmarschen.    3803  Einwohner.) 

GymnaAlnm  (II,  357.    III,  235). 

Dr.  Dohm,  Progr.  von  1815,  28—32,  40.  —  Kohterj  Aktenstücke  zur  Geschichte 
der  Schule  von  Meldorf,  Progr.  von  1875.  —  TT.  Lorenz  Geschichte  des  Gymnasiums  zu 
Meldorf  his  zum  Jahre  1777,  Festschrift  zum  350jährigen  Jubiläum,  Meldorf  1891  (mit 
Benutzung  bis  dahin  unbekannter  Aktenstücke  aus  dem  Staatsarchiv  zu  Schleswig)^). 

Nachdem  im  Jahre  1526  das  Dominikanerkloster  in  Meldorf  aufgehoben  und  1532  die 
Reformation  eingeführt  war,  beschlofs  die  Regierune  der  Bauemrepublik  Dithmarschen 
—  die  sogenannten  48  Regenten  — ,  in  dem  Gebäude  des  Klosters  und  mit  dem  Vermögen 
desselben  eine  „gemeine  Schule  vor  de  Jognt  des  gantzen  Landes"  einzurichten.  Die 
Stiftungsurkunde  wurde  am  19.  Juni  1540  ausgestellt;  Ziel  der  Schule  war  Vorbereitung 
auf  das  Universitätsstudium.  1559  ging  die  Verwaltung  des  Schulvermögens  auf  die 
Kirche  über,  die  Schule  wurde  thatsächlich  Kirchschule.  Bei  den  geringen  Mitteln 
fristete  sie  viele  Jahre  hindurch  ein  kümmerliches  Dasein,  und  nach  einer  Zeit  der 
Blüte  unter  dem  Rektor  Gottloh  Jäger  1772 — 1813,  zu  dessen  Schülern  u.  a.  Niebuhr  und 
Klaus  Harms  gehörten,  hätte  sie  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  eingehen  müssen, 
wenn  nicht  ihr  Fortbestand  durch  ein  ansehnliches  Vermächtnis  des  Landesbevoll- 
mächtigten Chr.  Bütjey  des  ersten  von  Jäger  aufgenommenen  Primaners,  gesichert  worden 
wäre.  Bald  darauf  wurde  die  Schule  eine  Staatsanstalt,  aber  erst  durch  das  Regulativ 
von  1848  wurde  sie  unter  die  alleinige  Aufsicht  des  Staates  gestellt.  Vorübergehend 
bestanden  in  den  sechziger  und  siebziger  Jahren  Parallelabteilungen  neben  IV,  III,  II 
für  die  am  Griechischen  nicht  teilnehmenden  Schüler.  Im  Jahre  1891  feierte  die  Anstalt 
ihr  350jährige8  Jubelfest. 

Direktor:  G.  Bräuning  seit  Michaelis  1893,  vorher:  W.  Lorenz  1875—93, 
W.  H.  Kolster  1851—75. 

8  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  Elementar-  und  technischer  Lehrer,  alle  evangelisch. 

Eine  Erweiterung  des  Schulgebäudes  ist  Ostern  1901  vollendet  worden  (Kosten- 
anschlag 28000  Mk.).  In  demselben  Jahre  wurde  ein  Hausgrundstück  als  Dienstwohnung 
für  den  Direktor  erworben.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  Bibliothek  zählt  etwa 
7500  Bände,  dazu  kommt  die  vom  Etatsrat  Jochims  1844  vermachte  Sammlung  mit 
etwa  2000  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Die  Bütie  -  Stiftung  (s.  oben)  bestand  ursprünglich  aus  einem 
Kapital  von  etwa  30000  Mk.  und  bedeutenden  Ländereien.  Jetzt  erhält  das  Gymnasium 
'/s  der  Zinsen.  Aufserdem  fallen  ihm  die  Einkünfte  eines  Grundstückes  in  Höhe  von 
etwa  500  Mk.  zu.  Das  Kapital  der  Stiftung  beläuft  sich  auf  327  796  Mk.  b)  Das  Ver- 
mächtnis der  Witwe  Hanssen  vom  Jahre  1813,  zur  Aufbesserung  der  Lehrergehälter. 
Bestand  3570  Mk.  c)  Ein  Kapital  von  1800  Mk.,  im  Jahre  1818  von  der  Landschaft 
Süderdithmarschen  geschenkt,  zur  Vergrößerung  der  Schülerbibliothek,  d)  Die  Kolster- 
Stiftunff.  Bestand  3000  Mk.  e)  Die  Jubiläums  Stiftung.  1891  von  früheren  Schülern 
begründet,  1200  Mk.  —  Die  Einkünfte  der  Stiftungen  zu  a  und  c  werden  zur  Unter- 
haltung der  Schule»  zu  d  und  e  zu  Stipendien  für  Schüler  verwendet. 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  53840  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufe  30045  Mk.,  Zuschuls  der  Kirchenkasse  (seit  1877)  3390  Mk.  Schulgeld  120  Mk. 
Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Ploen. 

(Herzogtum  Holstein.    3726  Einwohner.) 

Augrnste  Viktoria -Gymnasiam  (II,  353.    III,  234). 

Dr.  TredCj  Mitteilungen  aus  der  Geschichte  der  Ploener  Gelehrten  schule,  Progr. 
1844.  —  Zur  Geschichte  der  Ploener  Gelehrtenschule  1821—48,  anonym,  Ploen  1852. 
Beide  Abhandlungen  sind  im  Progr.  von  1860  wieder  abgedruckt  worden. 

Im  Jahre  1704  gründete  Christoph  Gensch  v.  Breitenau  eine  „oeffentliche  evangelisch- 
lutherische lateinische  auch  Schreib-  und  Rechenschule^  (Breitenavianum)  durch  Stiftung 

^)  Nach  dieser  Schrift  sind  einzelne  der  in  Bd.  II  (S.  357)  enthaltenen  Angaben 
berichtigt  worden. 
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von  10000  Reichsthalern  und  Überweisung  der  erforderlichen  Gebäude  (Urkunde  vom 
20.  Juni  1704).  Die  Gründungsstatuten  („förmliche  Fundation^)  sind  nachträglich  am 
4.  September  1780  errichtet  worden.  Am  24.  August  1814  wurde  aus  den  obersten 
Klassen  eine  Gelehrtenschule  gebildet,  1818  die  Bürgerschule  abgetrennt,  und  die  Ge- 
lehrtenschule, als  deren  Patron  nach  dem  Tode  Breiienaus  die  Familie  v.  Heespen  zu 
betrachten  war,  ging  nunmehr  auf  den  Staat  über.  Während  der  siebziger  Jahre  be- 
standen in  IV  und  UI  Nebenabteilungen  für  die  am  griechischen  Unterrichte  nicht  teil- 
nehmenden Schüler.  Die  Vorschule  wurde  1870  eingerichtet.  Seit  Ostern  1889  besteht 
ein  Alumnat,  das  vom  Vereine  zur  Gründung  und  Unterhaltung  evangelischer  Alumnate 
in  Schleswig-Holstein  errichtet  worden  ist.  Am  22.  Dezember  1897  erhielt  die  Anstalt 
den  Namen  Auguste  Viktoria-Gymnasium. 

Direktor:  August  Fink  seit  Ostern  1889,  vorher :  Dr.  Christian  Heimreich  1874 — 88. 
An  der  Anstalt  hat  u.  a.  gewirkt  Dr.  Eugen  Feterseny  Oberlehrer  1869—73,  jetzt  Direktor 
des  archäologischen  Instituts  zu  Rom. 

8  Klassen  und  1  Vorschulklasse;  7  Oberlehrer,  1  etatsmätsiger  wissenschaftlicher 
HilfsL,  1  Elementarl.,  1  Vorschull.,  alle  evangelisch. 

Das  neue  Schulgebäude  ist  in  den  Jahren  1897—99  auf  einem  von  der  Stadt  ge- 
schenkten Platze  errichtet  und  am  1.  Mai  1899  eingeweiht  worden.  Die  Kosten  des 
Baues  einschl.  der  Turnhalle  und  der  Badeanstalt  nahen  rund  230000  Mk.  betrugen. 
Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden. 

Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  7000  Bände-,  einen  gröfseren  Zuwachs  hat  sie 
im  Jahre  1874  durch  Zuwendung  der  Sammlung  des  Professors  Dr.  Klancler  (680  Werke) 
erhalten. 

Vermächtnis  des  Professors  Dr.  Christ.  Albr.  Klandtr  (gestorben  1874);  vom  Jahre 
1908  an  fallen  die  Zinsen  von  41 449  Mk.  abwechselnd  für  je  fünf  Jahre  dem  Gymnasium 
und  der  Stadt  Ploen  zu. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  58920  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufs  86190  Mk. ,  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  und  ein  Oberlehrer  haben 
Dienstwohnung. 

Ratzeburgr. 

(Herzogtum  Lauenburg.    4324  Einwohner.) 

Gymnasium  (Lauenburgische  Gelehrtenschule)  (U,  492.    III,  329). 

J.  G.  Bufswurmj  Nachrichten  über  die  gegenwärtigen  Einrichtungen  der  Batze- 
burger  Domschule,  Progr.  von  1820.  —  C.  L.  F.  Arndts  Bruchstücke  der  älteren  Ge- 
schichte der  Domschule,  Progr.  1821.  —  Mascha  Geschichte  des  Bistums  Batzeburg, 
Lübeck  1835.  —  Dr.  J.  Wafsner,  Geschichte  der  ersten  50  Jahre  der  Lauenburgischen 
Gelehrtenschule  zu  Ratzeburg,  1896. 

Die  Schule  ist  Nachfolgerin  der  bis  zurück  in  das  14.  Jahrhundert  nachweisbaren,  1845 
aufgelösten  Domschule  auf  dem  Palmberge,  dem  jetzigen  Mecklenbure-Strelitzschen  An- 
teile der  Stadt  Auf  Anregung  CatenhusenSj  des  damaligen  Sujperintendenten  des  Herzog- 
tums Lauenburg,  ordnete  König  Christian  VIII.  am  14.  März  1845  die  Errichtung  einer 
Gelehrten  schule  zu  Ratzeburg  an.  Diese  wurde  am  20.  Oktober  desselben  Jahres  er- 
öffnet und  war  vorläufig  in  den  von  der  Mecklenburg-Strelitzschen  Regierung  gemieteten 
Räumen  der  alten  Domschule  untergebracht  Nach  dem  Überlange  Lauenburgs  an  die 
Krone  Preulsens  stand  die  Anstalt  zunächst  unter  landesherrlichem  Patronat;  daneben 
bestand  ein  Kompatronat  der  Ritterschaft  und  Landschaft  des  Herzogtums.  Auf  Grand 
des  Statuts  vom  29.  Dezember  1873,  durch  welches  das  alte  Regulativ  von  1846  auf- 
gehoben wurde,  wurde  die  Ritterschaft  und  Landschaft  alleiniger  Patron ;  die  staatliche 
Aufsicht  wurde  in  erster  Instanz  vom  Konsistorium  geführt  Nach  der  Einverleibung 
des  Herzogtums  in  Preufsen  und  seiner  Angliederang  an  die  Provinz  Schleswig-Holstein 

fing  die  staatliche  Aufsicht  auf  das  Provinzialschulkollegium  über.  Nach  dem  neuesten 
tatut  vom  18.  Mai  1885  ging  das  Patronat  von  der  Ritter-  und  Landschaft  auf  den 
Kreiskommunalverband ,  die  Ausübung  der  damit  verbundenen  Rechte  auf  den  Kreis- 
au88chu6  über.  Ostern  1895  erfolgte  die  Errichtung  eines  Alumnats  durch  den  Verein 
zur  Gründung  und  Unterhaltung  evangelischer  Alumnate  in  Schleswig- Holstein.  Seit 
Ostern  1869  wird  von  IV  an  aufwärts  wahlfreier  englischer  Unterricht  erteilt  Seit  1874 
ist  mit  dem  Gymnasium  eine  Vorschule  organisch  verbunden.  Am  20.  und  21.  Oktober 
1895  feierte  die  Anstalt  ihr  50jähriges  Jubelfest  Gröftte  Schülerzahl  (195)  im  Jahre 
1900,  kleinste  (82)  im  Jahre  1893. 
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Direktor:  Dr.  Julius  Wafsner  seit  Michaelis  1898,  vorher:  Dr.  Karl  Stdnm/etz 
1872—98.  Aulserdem  haben  an  der  Anstalt  u.a.  gewirkt:  Dr.  Beinhold  Frank  1851—58, 
später  ord.  Professor  der  Theologie  in  £rlangen;  E»  G.  A.  Haack  1874 — 76,  später 
Ooerkirchenrat  in  Schwerin. 

8  Klassen  und  1  Yorschulklasse ;  9  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl., 
1  Yorschull.,  alle  evangelisch. 

Im  Jahre  1882  wurde  eine  Turnhalle  erbaut  (Kosten  10700  Mk.),  1896  wurde  das 
Klassengebäude  durch  einen  Anbau  vergrölsert  (Kosten  80000  Mk.).  Neben  der  Turn- 
halle befindet  sich  ein  Spielplatz.  Im  Jsihre  1896  schenkte  der  Unterrichtsminister  dem 
Gymnasium  ein  Ruderboot,  infolgedessen  wurde  ein  Schüler-Ruderklub  gebildet.  Die 
Lehrerbibliothek  umfa&t  etwa  11000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Lehrer -Witwen-  und  Waisenkasse.  1882  gegründet,  Mit- 
ffliederbeitrag  Vi  ^/o  des  Gehalts,  Jahresbeitrag  des  Kreiskommunalverbandes  100  Mk. 
Vermögensbestand  2760  Mk.  b)  Jubiläumsfonds.  Von  ehemaligen  Schülern  am  20.  Ok- 
tober 1895  gegründet,  zur  Beschaffung  von  Bücherprämien.    Bestand  2010  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Kreiskommunalverband  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungs- 
behörde ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Landrat,  dem  Direktor  und  dem  Super- 
intendenten. Gesamtausgabe  52040  Mk.,  Zuschuß  des  Kreises  86666  Mk.,  Schulgeld 
120  Mk.,  in  der  Vorschule  80  Mk.  Besoldungen  nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat, 
feste  Zulage  nach  §  2  des  zweiten  Nachtrages. 


Rendsburg:. 

(Herzogtum  Holstein.    14757  Einwohner.) 

Gymnaalmu  und  Realgymnasium  (U,  854.   III,  285). 

Dr.  P.  8,  Fra/ndsen,  Geschichte  der  Gelehrtenschule  zu  Rendsburg  bis  1880, 
Progr.  1857. 

Die  seit  1590  bestehende,  mit  der  St  Marienkirche  verbundene  lateinische  Schule 
wurde  am  1.  Novemder  1819  in  eine  Gelehrtenschule  umgewandelt,  nachdem  deren  Unter- 
haltung von  der  Stadtgemeinde,  durch  Beiträge  von  Privaten,  durch  Überweisung^  der 
Einkünfte  des  eingegangenen  Diakonats  und  der  älteren  Fonds  der  Lateinschule  sicher- 
gestellt war.  Der  Magistrat,  der  als  Patron  der  St.  Marienkirche  auch  das  Patronat 
ttber  die  lateinische  Schule  führte,  mufste  dasselbe  bezüfflich  der  Gelehrtenschule  auf- 
geben. Nach  wechselnden  Schicksalen  wurden  1854,  nachdem  die  Stadt  sich  zur  Leistung 
beträchtlicher  Zuschüsse  bereit  erklärt  hatte,  neben  den  Gymnasialklassen  Realklassen 
eingerichtet.  Die  feierliche  Eröfihung  des  .Realgymnasiums"  fand  am  24.  Oktober  1854 
statt.  Nach  der  preu&ischen  Besitzergreifung  wurden  die  Realklassen  zunächst  als 
Realschule  zweiter  Ordnung,  am  25.  Oltober  1869  als  Realschule  erster  Ordnung  an- 
erkannt Die  Vorschule  besteht  seit  1878.  Grölste  Schülerzahl  (177  im  Gymnasium, 
101  in  der  Realschule,  54  in  der  Vorschule)  im  Jahre  1880,  kleinste  (88  -f  85  +  45)  im 
Jahre  1894,  Ostern  1901:  148  +  54-1-  50. 

Direktor:   Dr.  WällidiS  seit  Ostern  1882,  vorher:  JoK  Hefs  1870—82. 

7  Gymnasialklassen,  3  Realgymnasialklassen,  2  Vorschulklassen;  12  Oberlehrer, 
1  technischer  Lehrer,  2  VorschuU.,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  von  der  Stadt  mit  einem  Kostenauf  wände  von  400000  Mk«  erbaute 
Schulhaus  wurde  1877  eingeweiht    Eine  Turnhalle  ist  vorhanden. 

Die  Lehrerbibliothek  enthält  9650  Bände,  darunter  1)  die  Gudesche  Sammlung, 
586  Foliobände  in  Schweinsleder,  theologischen  und  philologischen  Inhalts,  Eigen- 
tümerin ist  noch  die  St.  Marienkirche;  2)  die  v.  Brackeischen  Bücher,  ffröfstenteils 
juristischen  Inhalts,  548  Bände;  8)  die  von  dem  früheren  Direktor  Dr.  Frandsen  ge- 
schenkte Sammlung  von  455  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Die  Verwaltung  der  Spar-  und  Leihkasse  schenkte  1862  der  Anstalt 
2000  Thaler  zu  einem  Stipendium  mr  einen  Studierenden.  Im  Jahre  1875  schenkte 
dieselbe  Kasse  1000  Mk.  zur  Begründung  einer  Bücherstipendienstiftung.  1877  endlich 
stiftete  sie  ein  Stipendium  von  jährlich  200  Mk.  für  einen  oder  zwei  Schüler,  b)  Stiftung 
des  Justizrats  Wiggers  von  1888,  für  einen  Schüler.  Bestand  500  Mk.  c)  Frühere  Schüler 
stellten  im  Jahre  1898  dem  Professor  Dr.  Schulthes  1600  Mk.  zur  Verft\png;  dieser 
bestimmte,  dafe  sie  zur  Förderung  des  Schülerruderklubs  verwendet  werden,  d)  Der 
Direktor  Meyn  von  der  Karlshütte  schenkte  am  22.  März  1900  ein  Kapital  von  lOOO  Mk. 
zur  Belohnung  tüchtiger  Schüler. 
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Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtansgabe  80110  Mk.,  Bedürfiiis- 
zuschufe  51440  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  2475  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule 
90  Mk.    Ein  Oberlehrer  hat  Dienstwohnung. 

AVandsbek. 

(Herzogtum  Holstein.    27  966  Einwohner.) 

Matthias  Claudlns-Gymnasiiiin  nebst  Realschule  (III,  239). 

Dr.  Rudolf  Dram,  Das  Wandsbeker  (xymnasium  in  den  ersten  25  Jahren,  Fest- 
schrift zur  Feier  des  25jährigen  Bestehens,  Wandsbek  1897. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtpemeinde  gegründet  und  sollte  ursprünglich  zu  einer 
höheren  Bürgerschule  mit  Gymnasialklassen  ausgestaltet  werden.    Ihre  Eröffnung  fand 

18.  Juni 
Michaelis  1872  statt;  unter  dem  oa  j„i;  1^4  erhielt  sie  ihr  erstes  Statut.  Am  25.  Ok- 
tober 1875  wurde  ihr  Ausbau  zu  einem  Gymnasium  mit  einer  höheren  Bürgerschule 
beschlossen;  am  24.  Mai  1877  wurde  beiden  Schulen  die  Militärberechtigung  verliehen. 
Am  9.  März  1880  fand  am  Gymnasium  die  erste  Reifeprüfung  statt  Ostern  1892  wurde 
die  Umwandlung  des  nunmehrigen  Realprogymnasiums  in  eine  Realschule  begonnen; 
diese  erhielt  am  29.  April  1896,  nach  Abhaltung  der  ersten  Reifeprüfung,  die  staatliche 
Anerkennung.  Bei  der  150.  Wiederkehr  des  Geburtstages  des  Wandsbeker  Boten,  am 
15.  August  1890,  erhielt  die  Anstalt  den  Namen  „Matthias  Claudius-Gymnasium*'.  Seit 
ihrer  Gründung  besitzt  sie  eine  Vorschule.  Kleinste  Schülerzahl  ^95)  im  Jahre  1892, 
seitdem  Zunahme  auf  637  einschl.  Vorschule  (299  im  Gymnasium,  226  in  der  Realschule). 

Direktor:  Dr.  Rudcif  Franz  seit  1.  Oktober  1894,  vorher:  Dr.  Hermann  Klapp 
1872—94.  Als  Oberlehrer  war  u.  a.  thätig:  Dr.  TT.  CoUmann  (1878—87),  jetzt  Prorinzial- 
schulrat  in  Danzig. 

9  Gymnasialklassen,  6  Realschulklassen,  3  Vorschulklassen;  13  Oberlehrer,  2  wissen- 
schaftliche Hilfsl.,  6  technische.  Elementar-  und  Vorschull.,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  in  den  Jahren  1887  und  88  mit  einem  Kostenaufwande 
von  192000  Mk.  erbaut  worden.  Das  Gymnasium  benutzt  die  dem  hiesigen  Turnvereine 
gehörige  Turnhalle  nebst  Turnplatz;  außerdem  steht  ihr  für  Tumspiele  ein  größerer 
Platz  zur  Verfügung.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  3724  Werke. 

Stiftungen:  a)  A.  Homannsche  Stinendienstiftung  von  1882.  Für  Studierende. 
Bestand  1000  Mk.  b)  Die  Stiftung  der  Geschwister  Harjes  von  1899.  Zu  Bücherprämien. 
Bestand  1000  Mk.  c)  Die  Lehrer- Witwen-  und  Waisenkasse,  am  1.  Januar  1885  gegründet. 
Bestand  7500  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  ersten  und  dem  zweiten  Bürgermeister,  zwei 
Stadtverordneten,  drei  weiteren  Mitgliedern  der  Bürgerschaft,  dem  Direktor  und  einem 
Geistlichen  der  evangelisch-lutherischen  Kirchen  gemeinde.  Gesamtausgabe  111000  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  21300  Mk.,  des  Staates  16800  Mk.  Schulgeld  für  einheimische 
Schüler  120  Mk.,  in  der  Vorschule  80  Mk.;  für  auswärtige  im  Gymnasium  190  Mk.,  in 
der  Realschule  144  Mk.,  in  der  Vorschule  120  Mk. 


Neumünster. 

(Herzogtum  Holstein.    27  335  Einwohner.) 

Progymnasimn  und  Realschule  (III,  234). 

Spangenberg,  Zur  Geschichte  der  Anstalt  in  den  ersten  25  Jahren,  Festschrift  im 
Progr.  1896. 

Eine  von  mehreren  Interessenten  errichtete  höhere  Privatschule  wurde  1870  von 
der  Stadtgemeinde  übernommen  und  am  3.  Januar  1871  mit  den  Klassen  VI  bis  III 
einer  Realschule  (zweiter  Ordnung,  mit  fakultativem  Unterricht  im  Lateinischen)  neu- 
eröffiiet.  Das  für  die  Anstalt  errichtete  Statut  erhielt  am  24.  Mai  1871  die  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde.  1881  begann  die  Umwandlung  in  ein  Progvmnasium  mit  einem 
Realprogymnasium;  als  solches  wurde  die  Schule  am  8.  Mai  1886  anerkannt.  Die  im 
Jahre  1895  begonnene  Umwandlung  des  Realprogymnasiums  in  eine  Realschule  war 
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Ostern  1901  vollendet;  durch  Erlais  vom  11.  April  desselben  Jahres  wurde  die  Anstalt 
als  Realschule  anerkannt.  In  den  Klassen  VI  bis  IV  ist  der  Unterricht  der  gymnasiiüen 
und  der  realen  Abteilung  bis  auf  demjenigen  in  den  fremden  Sprachen  gemeinsam. 
Durch  die  Bewilligung  eines  Staatszuschusses  im  Jahre  1874  wurde  ein  Königliches 
Kompatronat  begründet'). 

Direktor:  Dr.  Heinrich  Schmitt  seit  Ostern  1900,  vorher:  Dr.  Karl  Spangenberg 
1889—99,  A.  Ostendorf  1882-89. 

6  Pro^mnasialklassen,  6  Realklassen,  8  Vorschulklassen;  9  Oberlehrer,  1  etats- 
mälsiger  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  ElementarL,  8  VorschulL,  alle 
evangelisch. 

Das  mit  einem  Kostenaufwande  von  75000  Mk.  erbaute  Schulhaus  (Brachenfelder- 
stralse  23)  wurde  am  8.  August  1878  bezogen.  Im  Sommer  1901  ist  ein  Neubau  begonnen 
worden  (Altonaer  Stralse  40,  Kostenanschlag  275000  Mk.).  Als  Ersatz  der  Turnhalle 
dient  vorläufig  ein  notdürftig  ausgestatteter  Bretterschuppen;  der  Schulhof  wird  als 
Tumplats  benutzt.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  über  8800  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Stipendien  Stiftung  des  verstorbenen  Stadtrats  Hans  Lorens 
Benck.  Für  Abiturienten  zu  Beihilfen  für  ihre  weitere  Ausbildung.  Bestand  25000  Mk. 
b)  Desselben  Stiftung  zur  Hebung  der  höheren  Schule;  die  Verwendung  erfolgt  nach 
Beschlufs  der  städtischen  Körperschaften.  Bestand  210000  Mk.  c)  Das  Jubiläums- 
stipendium. Von  ehemaligen  Schülern  und  von  Freunden  der  Anstalt  gegründet.  Be- 
stand 3000  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadteemeinde  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister  als  Vorsitzendem,  dem  Direktor, 
einem  Mitgliede  des  Magistrats,  zwei  Stadtverordneten,  zwei  weiteren  Mitgliedern  der 
Bürgerschaft  und  dem  Königlichen  Kompatronatskommissar.  Gesamtausgabe  60669  Mk., 
Zuschufs  der  Stadt  28374  Mk.,  des  Staates  18900  Mk.  Schulgeld  m  VI:  80  Mk., 
V:  90  Mk.,  IV  und  Ulli:  100  Mk.,  Olli:  110,  II:  120  Mk.,  in  der  Vorschule  60  Mk. 
Besoldungen  nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat,  die  feste  Zulage  wird  nach 
§  9,  1  a— c  gewährt.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial-Witwen- 
uud  Waisenkasse  versichert. 


Marne. 

(Dithmarschen.    3158  Einwohner.) 

BealBchule  (III,  286). 

Bericht  über  die  Verwaltung  und  den  Stand  der  Gemeindeangelegenheiten  der 
Stadt  Marne  1891—95,  Marne  1896  (Druck  von  L.  Altmüller). 

Die  Aktionäre  der  Marner  Spar-  und  Leihkasse  erklärten  sich  durch  Beschluß 
vom  15.  Dezember  1859  bereit,  die  Unterhaltungskosten  einer  am  Orte  zu  errichtenden 
höheren  Schule,  soweit  solche  nicht  aus  den  Schulgeldern  bestritten  werden  könnten, 
für  die  ersten  fünf  Jahre  bis  zum  Betrage  von  800  Thalern  jährlich  zu  decken.  Nach- 
dem somit  der  Bestand  der  Schule  vorläufig  gesichert  war,  wurde  diese  als  Privatanstalt 
am  1.  Mai  1860  mit  zwei  Klassen  und  18  Schülern  eröffnet.  Ostern  1871  wurde  sie, 
nachdem  die  Spar-  und  Leihkasse  sich  zu  weiteren  Leistungen  verpflichtet  hatte,  von 
der  Kirchspielsgemeinde  Marne  übernommen.  1873  besann  ihre  Ausgestaltung  zu  einer 
höheren  Bürgerschule;  am  12.  Mai  1874  erhielt  sie  die  Befugnis  zur  Abhaltung  von 
Entlassungsprüfungen  und  am  25.  September  1878  die  vollen  Berechtigungen  der  höheren 
Bürgerschulen.  Ostern  1896  begann  die  Umwandlung  in  eine  lateinlose  Realschule; 
dieselbe  war  Ostern  1901  bis  zur  Untersekunda  gediehen  und  wird  voraussichtlich 
Ostern  1902  nach  Ablegung  der  ersten  Reifeprüfung  zum  Abschlufs  kommen.  Die 
Unterhaltung  der  Anstalt  ist  jetzt  in  der  Weise  geregelt,  dafs  von  den  durch  Einnahmen 
nicht  gedeckten  Ausgaben  die  Stadt  Marne  zunächst  den  vierten  Teil  trägt  und  dafs 
die  übrigen  drei  Vierteile  von  der  Stadtgemeinde  und  der  Kirchspielsgemeinde  nach 
dein  Verhältnisse  von  100  ®/o  der  Einkommensteuer  und  50  ®/o  der  Grund-,  Gebäude- 
und  Gewerbesteuer  aufgebracht  werden.    Das  für  die  Anstalt  am  6./24.  März  1874  er- 

richtete  Statut  ist  mehrfach,  zuletzt  am  k—j^-  — r —  1899  abgeändert  worden.    Grö&te 

Schülerzahl  (93)  im  Jahre  1881,  kleinste  (60)  zu  Anfang  der  90er  Jahre. 


^)  Seit  1894  ist  ein  Kompatronatskommissar  nicht  mehr  bestellt  worden. 
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Direktor:  Dr.  Bichard  v.  HcUy  tmd  Ponientsiete  seh  Michaelis  1887,  vorher: 
Fram  Schwalbach  1881—87,  Dr.  K.  Settz  1871—81. 

6  Klassen;  4  Oberlehrer,  2  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Ein  Turnplatz  ist  vorhanden ;  im  Winter  wird  für  den  Turnunterricht  ein  gemieteter 
Saal  benutzt.    Die  Bibliothek  enthält  etwa  890  Werke  in  2138  Bänden. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadt^emeinde  und  der  Kirchspielslandgemeinde  Marne 
unterhalten  (wegen  der  Art  der  Verteilung  s.  oben).  Die  örtliche  Verwaltung  ist  unter 
das  Kuratorium  und  die  Verwaltungskommission  geteilt;  der  Direktor  gehört  nur  dem 
Kuratorium  an.  Gesamtausgabe  88^7  Mk.,  Zuschufe  des  Staates  9050  Mk.  Schulgeld 
100  Mk.  Der  Direktor  und  der  erste  Oberlehrer  haben  Dienstwohnung.  Besoldungen 
nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Nonnaletat,  die  feste  Zulage  wird  nach  §  9,  1  b  und  c 
gewährt.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provmzial-Witwen-  und  Waisen- 
kasse versichert. 


Blankenese. 

(Herrschaft  Pinneberg,  Herzogtum  Holstein.    4786  Einwohner.) 

Realschule. 

Die  Ortschaften  Blankenese  und  Dockenhnden  vereinigten  sich  im  Frülgahr  1892 
zu  einem  Schulverbande  und  beschlossen  am  22.  April  desselben  Jahres,  eine  Real- 
schule zu  gründen.  Dieselbe  wurde  am  10.  Oktober  1892  mit  den  Klassen  VI  und  V 
und  einer  zweiklassigen  Vorschule  eröfinet  und,  nachdem  Ostern  1897  die  erste  Reife- 
prüfung abgehalten  worden  war,  von  diesem  Termin  an  als  berechtigte  Realschule  an- 
erkannt. Das  Statut  für  den  Schulverband  sowie  dasjenige  für  die  Realschule  ist  am 
14.  Februar  1894  errichtet  worden,  ersteres  hat  am  20.  Februar  1894,  letzteres  am 
21.  März  1894  die  Genehmigung  der  zuständigen  Behörde  erhalten. 

Direktor:   Dr.  Walther  Kirschten  seit  81.  Juli  1894. 

6  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  5  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  2  Elementar- 
und  2  Vorschullehrer,  alle  evangelisch-lutherisch. 

Das  Schulhaus  wurde  1898/94  mit  einem  Kostenaufwande  von  145  0(X)  Mk.  erbaut 
und  am  81.  Juli  1894  eingeweiht.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek 
umfafst  790  Bände. 

Der  vierte  Teil  der  Zinsen  der  am  12.  Dezember  1899  in  Kraft  getretenen  Johann 
Carsten-Bauer-Stiftung  kann  für  begabte  Schüler  der  Anstalt,  deren  Eltern  zur  Zahlung 
des  Schulgeldes  auiser  stände  sind,  verwendet  werden.  Im  Jahre  1900  wurden  über 
1000  Mk.  verteilt. 

Die  Anstalt  wird  von  dem  aus  den  beiden  Gemeinden  Blankenese  und  Docken- 
huden  gebildeten  Schulverbande  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungsbehörde  ist  das 
Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Vorsitzenden  des  Schulverbandes  und  dessen  Stell- 
vertreter, drei  Mitgliedern  der  Blankeneser,  zwei  der  Dockenhudener  Gemeindevertretung, 
dem  Direktor  und  einem  der  Geistlichen  des  Kirchspiels  Nienstedten.  Gesamtausgabe 
56  850  Mk.,  Zuschuß  der  Gemeinden  24  647  Mk.  Schulgeld  in  der  Vorschule  80  Mk., 
in  VI  120  Mk.,  für  jede  folgende  Klasse  12  Mk.  mehr,  Auswärtige  80  Mk.  mehr,  Aus- 
länder in  allen  Klassen  200  Mk. 


Elmshorn. 

(Grafschaft  Ranzau.    18640  Einwohner.) 

Realschule. 

Die  Realschule  wurde  1898  von  der  Stadtgemeinde  durch  Umwandlung  einer  bereits 
bestehenden  Mittelschule  gegründet  und  durch  Erlafs  vom  25.  Oktober  1895  dem  Pro- 
vinzialschulkoUegium  unterstellt.  Nachdem  die  erste  Reifeprüfung  stattgefunden  hatte, 
wurde  sie  vom  Ostertermin  1899  ab  als  berechtigte  Realschule  anerkannt.  Seit  Ostern 
1887  wird  in  den  drei  untersten  Klassen  lateinischer  Nebenunterricht  erteilt    Das  Statut 

der  Anstalt  datiert  vom  „«— i^ r —  1895.    Die  Vorschule  besteht  seit  1898. 

22.  November 

Direktor:  Dr.  Gotihelf  Wiüenberg  seit  1.  April  1896,  vorher:  Rektor  Helmuth 
Meyer  1898-96. 
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6  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  5  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL,  1  tech- 
nischer und  Elementarlehrer,  3  YorschulL,  alle  evangelisch. 

Das  neue  Schulhaus  wurde  in  den  Jahren  1895 — 97  mit  einem  Kostenaufwande  von 
298  616  Mk.  errichtet  und  am  29.  April  1897  eingeweiht.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden, 
für  Jugendspiele  steht  eine  Wiese  zur  Verfügung.   Die  Lehrerbibliothek  enthält  597  Werke. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  einem  Mitgliede  des  Magistrats, 
drei  Stadtverordneten,  zwei  weiteren  stimmfähigen  Bürgern,  dem  Direktor  und  einem 
Geistlichen.  Gesamtausgabe  52245  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  29695  Mk.  Schuleeld 
120  Mk.  für  Einheimische,  150  Mk.  für  Auswärtige,  in  der  Vorschule  60  bezw.  75  Mk. 
Die  Besoldungen  sind  nach  dem  ersten  Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt. 


Itzehoe. 

(Herzogtum  Holstein.    15649  Einwohner.) 

BealBchnle  (H,  864.    III,  237). 

<7.  Euter,  Kurzgefafste  Darstellung  der  Gründung  und  Entwickeiung  der  höheren 
Bürgerschule,  Ostern  1869.  —  Dr.  K.  Seite,  Aktenstücke  zur  Geschichte  der  früheren 
lateinischen  Schule  zu  Itzehoe,  Progr.  1888—96. 

Nachdem  eine  Gesellschaft  von  Bürgern  und  die  Spar-  und  Leihkasse  Beiträge 
für  eine  zu  gründende  evangelische  Realanstalt  in  Aussicht  gestellt  hatten,  wurde  die 
Anstalt  Ostern  1866  mit  58  Schülern  feierlich  eröffnet.  Die  Stadtgemeinde  hatte  die 
Unterhaltungspflicht  übernommen.  Am  24.  Mai  1873  erhielt  die  Anstalt  die  Militär- 
berechtigung, und  Ostern  1892  begann  die  Umwandlung  des  nunmehrigen  Realpro- 
gymnasiums in  eine  Realschule  mit  lateinischem  Nebenunterricht  in  den  drei  unteren 
Klassen.  Ostern  1897  fand  an  dieser  die  erste  Reifeprüfung  statt,  und  die  Anstalt 
erhielt  von  diesem  Termine  ab  die  mit  der  Prüfung  verbundenen  Berechtigungen.  Seit 
Ostern  1874  ist  mit  ihr  eine  Vorschule  verbunden.  Das  für  die  Anstalt  errichtete  neue 
Statut  ist  am  9.  April  1900  genehmigt  worden.  Kleinste  Schülerzahl  (66  und  23  Vor- 
schüler) Michaelis  1881,  seitdem  ist  der  Besuch  ziemlich  stetig  gewachsen  (Sommer  1901: 
180  und  31  Vorschüler). 

Direktor:  Dr.  Seitz  seit  1.  Oktober  1881,  vorher:  J.  Büier  1866—81. 

6  Klassen  und  1  Vorschulklasse;  5  Oberlehrer^  2  technische  und  Elementarl., 
1  Vorschull.,  alle  evangelisch. 

In  den  Jahren  1888/90  stiftete  die  Spar-  und  Leihkasse  drei  gemalte  Fenster  für 
die  Aula,  den  Großen  Kurfürsten,  Friedrich  den  Grofeen  und  Kaiser  Wilhelm  I.  in 
Lebensgröfse  darstellend. 

Aufeer  dem  Turnplätze  ist  eine  Turnhalle  vorhanden,  die  im  Jahre  1886  mit  einem 
Kostenaufwande  von  16712  Mk.  (ausschließlich  der  Kosten  des  Grundstücks  von  2400  Mk.) 
erbaut  wurde.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  über  2689  Bände,  darunter  einen  Manuskripten- 
band vom  Jahre  1576  (Dat  Borgerrecht  tho  Flensborg  und  Tort  Degens  Recht)  und 
118  Originalbriefe  von  J.  G,  MüUer. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtsemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  einem  Magistratsmitgliede,  zwei 
Stadtverordneten,  dem  Direktor,  dem  Hauptpastor  und  einem  der  beiden  Koinpastoren. 
Gesamtausgabe  45986  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  23448  Mk.,  des  Staates  12150  Mk. 
Schulgeld  80  Mk.,  in  der  Vorschule  48  Mk.  Besoldungen  nach  den  Nachträgen  zum 
Normaletat,  die  feste  Zulage  nach  §  9,  1  b  und  c.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind 
bei  der  Provinzial- Witwen-  und  Waisenkasse  versichert. 


Lauenburgr. 

(Alte  Hauptstadt  des  Herzogtums  Lauenburg.    5346  Einwohner.) 

Albinusschnle  (Realschule,  in  der  Auflösung  begriffen)  (III,  329). 

BtUz,  Die  Entstehungs-  und  Entwickelungsgeschichte  der  Anstalt,  Pronr.  1873.  — 
Derselbe,  Beiträge  zur  Geschichte  der  ersten  25  Jahre  der  Albinusschnle,  Festschrift, 
Lauenburg  1890. 
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Der  Jastizrat  und  Elbzollffegenschreiber  Chr.  Fr.  L.  Älbinus  bestimmte  1882,  dals 
sein  Vermögen  nach  seinem  Tode  zu  gemeinnützigen  Zwecken  verwendet  werde.  U.  a. 
fiollten  sein  Wohnhaus  und  seine  Gärten,  sowie  die  Einkünfte  der  yon  ihm  gestifteten 
Spar-  und  LeihkasBe  einer  zu  gründenden  Realschule  zu  gute  kommen.  Die  Schule 
wurde  Michaelis  1865  mit  81  Schülern  in  2  Klassen  eröffnet.  Das  für  sie  errichtete 
Statut  wurde  am  11.  Mai  1871  von  der  damaligen  Herzoglich  lauenburgischen  Regierung 
genehmigt.  Am  26.  November  1872  wurde  die  Anstalt  als  höhere  Bürgerschule  an- 
erkannt, und  am  2.  Oktober  1874  erhielt  sie  die  vollen  Berechtigungen  dieser  Schul - 
Gattung.  Ihre  allmähliche  Umwandlung  in  eine  Realschule  wurde  Ostern  1898  durch 
ie  Abhaltung  der  ersten  Reifeprüfung  zum  Abschlufse  gebracht.  Gleichzeitig  mufste 
aber  wegen  ungenügender  finanzieller  Fundierung  der  Anstalt  mit  der  Auflösung  be- 

?onnen  werden.    Letztere  wird  voraussichtlich  Ostern  1904  beendigt  sein.    Die  im  Jahre 
872  errichtete  Vorschule  ist  Ostern  1894  aufgehoben  worden. 

Die  Direktorstelle  ist  seit  1892  unbesetzt  Kommissarischer  Dirigent  ist  Professor 
Dr.  Günther  seit  1894,  vorher:  Professor  G.  Baydt  1892—94;  Direktor  war  W.  Buts 
1878—92,  vorher:  Wendland  1868—72,  später  Geh.  Regierungs-  und  Provinzialschulrat 
in  Hannover. 

8  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  alle  evangelisch. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  au&erdem  steht  ein  von  der  Stadt  bereitgestellter 
Spielplatz  zur  Verfügung.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  2891  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Albinus-Stiftung  unterhalten.  Die  Direktion  derselben 
besteht  aus  dem  Amtsrichter  als  Vorsitzendem,  dem  Direktor  der  Schule,  dem  Haupt- 
pastor, einem  Vertreter  des  Kreises,  dem  Bürgermeister,  einem  Stadtverordneten  und 
einem  Mitgliede  des  Vorstandes  der  Sparkasse.  Gesamtausgabe  88000  Mk.,  Zuschufs 
der  Stiftung  22506  Mk.,  des  Staates  2580  Mk.  Schulgeld  80  Mk.  Besoldungen  nach 
den  Nachträgen  zum  Normaletat;  die  feste  Zulage  wird  nach  §  9,  1  c  gewährt.  Die 
Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Witwen-  und  Waisenkasse  des  iTreises  Lauen- 
burg versichert    Der  Dirigent  der  Anstalt  hat  Dienstwohnung. 

Oldesloe. 

(Herzogtum  Holstein.    4985  Einwohner.) 

Bealschiile« 

Dr.  Fr.  Bangert,  Rückblick  auf  die  Geschichte  der  Anstalt,  Progr.  1900. 

Eine  im  Jahre  1869  errichtete  und  von  der  am  Orte  befindlichen  Spar-  und  Leih- 
kasse unterstützte  |,Höhere  Privat -Knabenschule"  wurde  Ostern  1875  von  der  Stadt- 
gemeinde übernommen  und  vorläufig  als  Mittelschule  eingerichtet.  Am  11.  August  1880 
wurde  ihre  Umwandlung  in  eine  höhere  Bürgerschule  genehmigt,  Ostern  1881  fand  be- 
reits die  erste  Entlassungsprüfung  statt,  und  am  7.  Mai  1881  erhielt  die  Anstalt  die 
vollen  Berechtigungen  einer  Schule  der  bezeichneten  Art  Das  für  dieselbe  am  11.  Juni 
1882  errichtete  Statut  erhielt  unter  dem  28.  Juni  desselben  Jahres  die  Genehmigung  der 
Aufsichtsbehörde.  Ostern  1895  begann  die  Umwandlung  des  Realprogymnasiums  in  eine 
Realschule  mit  wahlfreiem  lateinischem  Unterrichte  in  den  drei  unteren  Klassen;  Ostern 

1900  wurde  dieselbe  mit  der  Eröffnung  der  U  II  der  Realschule  beendigt;  am  18.  April 

1901  erfolgte  die  Anerkennung  der  Anstalt  als  Realschule.  Die  Vorschule  besteht  seit 
Michaelis  1877.  Die  Schülerzahl  hat  sich  seit  der  Umwandlung  der  Anstalt  in  eine 
Realschule  ziemlich  stetig  gehoben  und  betrug  Ostern  1901  in  der  Hauptanstalt  145,  in 
der  Vorschule  87. 

Direktor:  Dr.  Friedrich  Bangert  seit  1.  Oktober  1885,  vorher:  Dr.  Martin  SchuÜze 
1877—85. 

6  Klassen  und  1  Vorschulklasse;  4  Oberlehrer,  1  etatsmäfsiger  wissenschaftlicher 
Hilfsl.,  8  Elementarl.,  alle  evangelisch-lutherisch. 

Das  jetzige  Schulgebäude  (früher  Kaserne)  ist  mit  einem  Kostenaufwande  von 
18818  Mk.  für  Schulzwecke  eingerichtet  worden.  Die  Anstalt  hat  das  Recht  der  Mit- 
benutzung der  städtischen  Turnhalle  und  des  dazugehörigen  Spielplatzes  bei  der  Stadt- 
schule, au&erdem  steht  ihr  der  ehemalige  Exerzierplatz  für  die  Jugendspiele  zur  Ver- 
fügung.   Die  Lehrerbibliothek  enthält  826  Werke  in  1776  Bänden. 

Der  Spar-  und  Leihverein  hat  bis  jetzt  jährlich  1000  Mk.  far  10  Freistellen  bereit- 
gestellt 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister  als  Vorsitzendem,  einem  weiteren 

Wiese,  SehnlweMn.    IT.  28 
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Mit^liede  des  Magistrats,  zwei  Stadtverordneten,  dem  Direktor,  einem  Geistlichen  und 
zwei  stimmfähigen  Bürgern.  Gesamtausgabe  46  612  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  20  419  Mk., 
des  Staates  12450  Mk.  Schulgeld  100  Mk.  für  einheimische,  125  Mk.  für  auswärtige 
Schüler,  in  der  Vorschule  50  Mk.  bezw.  62,50  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten 
Nachtrage  zum  Normaletat,  die  feste  Zulage  wird  nach  §  9  1  a— c  gewährt.  Die  Hinter- 
bliebenen der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzial-Witwen-  und  Waisenkasse  versichert 


Sonderburgr  a.  Alsen. 

(Herzogtum  Schleswig.    5522  Einwohner.) 

Realschule  (III,  232). 

Dr.  77i.  Hansen,  Die  Realschule  in  Sonderburs,  zugleich  ein  Votum  über  die  Real- 
schule überhaupt  in  unserem  Heimatlande,  Sonderburg  1866. 

Die  Schule  wurde  am  9.  Mai  1865  als  Privatanstalt  eröfiPnet  und  durch  wider- 
rufliche Beihilfen  der  Regierung,  der  Sparkasse  der  Stadt  Sonderburg,  sowie  aus  der 
Momsenschen  und  aus  der  Carstensschen  Stiftung  unterstützt    Für  das  Schullokal  (in 

Semieteten  Räumen),  Heizung  und  Beleuchtung  sorgte  die  Stadt.  Die  Schule,  welche 
en  Lehrplan  einer  Realschule  verfolgte,  ging  1870  in  den  Aufsichtsbereich  des  Provinzial- 
schulkollegiums  über,  wurde  1871  höhere  Bürgerschule  und  von  der  Stadtgemeinde  über- 
nommen. Am  18.  September  1878  erhielt  sie  die  Befugnis  zur  Abhaltung  von  Ent- 
lassungsprüfungen und  am  16.  Juli  1875  die  vollen  Berechtigungen  der  höheren  Bürger- 
schulen. Das  am  14.  August  1871  errichtete  Statut  wurde  am  7.  September  dess.  J. 
bestätigt.  Am  1.  April  1879  wurde  die  Anstalt  vom  Staate  übernommen.  Die  Stadt 
blieb  Eigentümerin  des  Schulgrundstücks  und  der  darauf  befindlichen  Gebäude,  ver- 

Eflichtete  sich  jedoch,  dieselben  der  Schule  zur  Benutzung  zu  überlassen  und  zu  unter- 
alten, außerdem  einen  jährlichen  Zuschuis  zu  leisten.  1892  begann  die  Umwandlung 
des  nunmehrigen  Realprogymnasiums  in  eine  höhere  Bürgerschule  (Realschule)  mit 
lateinischem  Nebenunterricht  in  VI,  V  und  IV.  Die  Kosten  des  letzteren  werden  von 
der  Stadtgemeinde  bestritten.  Nach  Abhaltung  der  ersten  Reifeprüfung  am  17.  März  1899 
erfolgte  am  8.  Mai  desselben  Jahres  die  staatliche  Anerkennung  der  Anstalt  als  einer 
mit  Berechtigungen  versehenen  Realschule.   Die  Vorschule  ist  Ostern  1894  eingegangen. 

Direktor:  Dr.  Bichard  Schenk  seit  1.  Oktober  1898,  vorher:  Dr.  Spanuth  1896—98, 
Dr.  Döring  1867—96  (bis  1871  Rektor  der  Privatschule). 

6  Klassen;  4  Oberlehrer,  1  etatsmälsiger  wissenschaftlicher  HilfsL,  1  technischer 
Lehrer,  1  Elementarl.»  alle  evangelisch. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  2379  Werke  in 
4815  Bänden  (s.  unten). 

Zur  Ben-ündung  und  Unterhaltung  einer  Lehrer-  und  Schülerbibliothek,  welche  zur 
weiteren  Verbreitung  deutschen  Geistes  und  deutscher  Bildung  auch  der  übrigen  Ein- 
wohnerschaft zugänglich  gemacht  werden  soll,  schenkte  der  ehemalige  Sechsunddreilsiger- 

Ausschufe  ein  Kapital  (jetziger  Bestand  8850  Mk.).   Statut  vom  ^^' f^'^' }E!^. 

Z.  Jan.  lo75 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  40070  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschuls  22673  Mk.,  Zuschutb  der  Stadt  9500  Mk.,  aus  der  Carstensschen  Stiftung  (s.  oben 
S.  416)  3000  Mk.  Schulgeld  80  Mk.,  für  Nebenunterricht  aufserdem  40  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 
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Umgestaltung  des  Lehrplanes  nach  dem  Altonaer  System)  angegliedert 
worden,  die  lateintreibende  höhere  Bürgerschule  zu  Münden  ist  in  ein 
Gymnasium,  die  zu  Northeim  und  Nienburg  in  ein  Progymnasium  mit  Er- 
satzunterricht bezw.  Realgymnasialklassen,  die  zu  Ottemdorf  in  eine 
Realschule  verwandelt  worden.  An  den  beiden  Gymnasien  in  Hildes- 
heim, den  in  Clausthal,  Göttingen,  Lingen,  Stade  und  Emden  sind  die 
Realgymnasialklassen,  am  Realprogymnasium  zu  Einbeck  die  Gymnasial- 
klassen aufgehoben  worden;  die  letztere  Anstalt  sowie  das  Realprogymnasium 
zu  Ülzen  sind  in  der  Erweiterung  zu  einem  Realgymnasium  begriffen. 
Die  höhere  Bürgerschule,  die  früher  mit  dem  Gymnasium  in  Celle  ver- 
bunden war,  ist  von  diesem  abgetrennt  und  später  in  eine  lateinlose 
Realschule  umgewandelt  worden.  Die  Stelle  eines  besonderen  Dirigenten 
für  das  mit  dem  Gymnasium  in  Lüneburg  verbundene  Realgymnasium  ist 
in  Wegfall  gekommen;  beide  Anstalten  stehen  jetzt  unter  einheitlicher 
Leitung. 

Gegenwärtig  sind  also  im  ganzen  51  höhere  Schulen  vorhanden ,  näm- 
lich 26  Gymnasien  (darunter  1,  die  Klosterschule  zu  Ilfeld,  ohne  die  3 
unteren  Jahresstufen,  4  mit  Realgymnasium,  1  mit  einem  Realprogymnasium 
verbunden  und  6  mit  Ersatzunterricht),  6  Realgymnasien  (darunter  3  mit 
Realschulen  nach  Altonaer  System  verbunden),  1  Oberrealschule,  3  Pro- 
gymnasien (mit  Ersatzunterricht),  3  Realprogymnasien  (darunter  2  in  der 
Entwickelung  zu  Realgymnasien  begriffen)  und  12  Realschulen  (darunter 
1  mit  Nebenunterricht  im  Lateinischen  und  2  in  ihrer  Entwickelung  noch 
nicht  abgeschlossen). 

An  den  Gymnasien  der  Provinz  Hannover  bildet  die  englische  Sprache 
einen  obligatorischen  Unterrichtsgegenstand.  Diese  Einrichtung  stammt 
aus  der  Zeit  der  staatlichen  Selbständigkeit  Hannovers.  Sie  wird  zwar 
in  der  ersten  auf  alle  Gymnasien  bezüglichen  Anordnung,  nämlich  in  der 
Königlichen  Verordnung  vom  11.  September  1829  über  die  Abiturienten- 
prüfungen und  die  Klassifikation  der  höheren  Schulen  sowie  in  der  dazu 
ergangenen  Ministerialinstruktion  vom  30.  November  desselben  Jahres  nicht 
erwähnt,  wahrscheinlich  deshalb  nicht,  weil  beide  den  in  Preufsen  ergangenen 
Erlassen  nachgebildet  waren.  Indessen  schon  eine  Ministerialverfügung  vom 
7.  Januar  1831  bestimmte,  dafs  an  denjenigen  Anstalten,  an  denen  die  englische 
Sprache  öffentlich  gelehrt  wird,  die  Prüfungskommissionen  eine  Probe  mit 
der  Übersetzung  englischer  Schriftsteller  vornehmen  und  das  Ergebnis  in  das 
Zeugnis  aufnehmen  sollen.  In  der  unter  dem  22.  Mai  1839  ergangenen 
neuen  Instruktion  für  die  Reifeprüfung  ist  diese  Vorschrift  dahin  gefafst 
worden,  dafs  an  den  obenerwähnten  Schulen  zur  Aufmunterung  für  die 
Lehrer  und  Schüler  auch  eine  Probe  der  Übersetzung  aus  einem  englischen 
Autor  gegeben  werden  kann.  Im  Jahre  1846  erging  die  Weisung,  den 
englischen  Unterricht  nach  Möglichkeit  zu  fördern,  und  diese  Förderung 
wurde  wesentlich  erleichtert,  nachdem  in  den  Jahren  1849  und  1850  für 
die  Ausbildung  von  Lehrern  der  neueren  Sprachen  staatliche  Beihilfen  be- 
reitgestellt waren.  Infolgedessen  war  im  Jahre  1861  der  thatsächliche 
Zustand  der,  dafs  die  englische  Sprache  fast  in  allen  Schulen  von  II  an, 
in  mehreren  sogar  schon  von  III  an  einen  mit  2  Wochenstunden  bedachten 
verbindlichen  Lehrgegenstand  bildete.  Diesem  thatsächlichen  Zustande 
trug  die  letzte  Redaktion  (vom  31.  Juli  1861)  des  Hannoverschen  Reglements 
für  die  Reifeprüfungen  durch  die  Bestimmung  Rechnung,  dafs  die  münd- 
liche Prüfung  im  Englischen  als  obligatorisch  für  alle  Abiturienten  auf- 
geführt wurde.  Dieser  Zustand  erfuhr  nach  der  Vereinigung  Hannovers 
mit  Preufsen  nur  nach  der  Richtung  hin  eine  Änderung,  dafs  das  Provinzial- 
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Schulkollegium  den  englischen  Unterricht  aus  der  III  beseitigte,  und  dafs 
in  dem  Erlasse  des  Unterrichtsministers  vom  13.  Februar  1875  die  eng- 
lische Sprache  als  fakultativer  Gegenstand  der  Reifeprüfung  bezeichnet 
wurde.  Der  Unterricht  blieb  jedoch  allgemeinverbindlich,  nur  mit  der 
Beschränkung,  dafs  von  denjenigen  Schülern,  die  aus  nicht-hannoverschen 
Gymnasien  in  die  Prima  eintraten,  die  Teilnahme  an  ihm  nicht  überall 
verlangt  wurde.  Endlich  führte  der  Lehrermangel  dahin,  dafs  an  einzelnen 
Anstalten  von  diesem  Unterrichte  zeitweise  ganz  abgesehen  werden  mufste. 
In  einem  vom  Unterrichtsminister  im  Jahre  1880  geforderten  Berichte 
sprach  sich  nun  das  Provinzialschulkollegium  dahin  aus,  dafs  der  verbind- 
liche Unterricht  im  Englischen  weder  eine  Oberbürdung  der  Schüler  mit 
häuslichen  Arbeiten  noch  eine  Beeinträchtigung  ihrer  Leistungen  in  anderen 
Unterrichtsgegenständen  zur  Folge  gehabt  habe,  dafs  in  ihm  ein  besonderer 
Vorzug  der  hannoverschen  Gymnasien  zu  erblicken  imd  deshalb  seine  Bei- 
behaltung zu  empfehlen  sei.  Diese  Empfehlung  wurde  namentlich  auch 
auf  die  geschichtliche  Tradition  der  Provinz  und  die  damit,  sowie  durch 
ihre  vielfachen  Beziehungen  zum  Auslande  gegebene  Vorliebe  für  das 
Englische  gestützt.  Der  Unterrichtsminister  ordnete  im  Sinne  des  er- 
wähnten Berichtes  durch  Erlafs  vom  23.  Januar  1882  an,  dafs  dem 
englischen  Unterrichte  2  Wochenstunden  in  Sekunda  und  Prima  gewidmet 
werden,  und  dafs  er  in  diesen  Klassen  einen  wesentlich  obligatorischen 
Charakter  haben  solle.  Die  Direktoren  sollten  aber  ermächtigt  werden, 
einzelne  Schüler  aus  besonderen  Gründen ,  z.  B.  in  Rücksicht  auf  einen  in 
den  obersten  Klassen  eingetretenen  Anstaltswechsel  oder  auf  ihren  Gesund- 
heitszustand oder  auf  ihre  geringe  Arbeitskraft,  auf  Antrag  ihrer  Eltern 
von  jenem  Unterrichte  zu  befreien,  und  aus  dieser  Befreiung  sollte  ihnen 
bei  der  Beurteilung  ihrer  Schulleistungen  kein  Nachteil  erwachsen.  Für 
die  nicht  befreiten  Schüler  bildete  der  englische  Unterricht  einen  Gegen- 
stand der  mündlichen  Reifeprüfung,  und  das  aus  dem  Ergebnisse  desselben 
und  aus  der  mündlichen  Prüfung  zu  gewinnende  Urteil  war  in  die  Reife- 
zeugnisse mit  aufzunnehmen. 

Die  eigenartige  Stellung  des  englischen  Unterrichts  tritt  auch  dadurch 
in  die  Erscheinung,  dafs  an  einigen  lateinlosen  Anstalten  der  Provinz  der 
fremdsprachliche  Unterricht  in  Sexta  mit  dem  Englischen  beginnt  und  das 
Französische  erst  in  Quarta  einsetzt. 

Nur  bei  der  Minderzahl  der  Anstalten  bestehen  Vorschulen.  Auf- 
gehoben sind  die  Vorschulen  an  den  Gymnasien  zu  Clausthal,  Emden, 
Göttingen,  Aurich,  Leer,  Lingen,  Norden,  am  Ratsgymnasium  und  am 
Realgymnasium  zu  Osnabrück,  am  Progymnasium  zu  Duderstadt,  an  den 
Realgymnasien  zu  Einbeck  und  Papenburg,  sowie  an  der  Realschule  zu 
Ottemdorf. 

Verstaatlicht  wurden  die  Gymnasien  in  Emden,  Göttingen,  Stade 
und  Celle  (letzteres  ohne  die  Realklassen,  die  sich  zu  einer  selbständigen 
Anstalt  entwickelten),  die  Realgymnasien  zu  Leer  und  zu  Osnabrück 
sowie  die  Realschule  zu  Ottemdorf.  Die  letztere  wurde  früher  von  der 
Eirchengemeinde,  die  übrigen  wurden  von  den  betreffenden  Städten  unter- 
halten. 

Von  den  vorhandenen  höheren  Schulen  ist  die  Klosterschule  zu  Ufeld 
eine  stiftische  Anstalt  landesherrlichen  Patronats ,  das  Gymnasium  Josephi- 
num  zu  Hildesheim  ist  bischöflich,  21  werden  vom  Staate,  die  übrigen 
28  von  Stadtgemeinden  unterhalten. 

Für  die  äufsere  Verwaltung  sämtlicher  von  der  Stadtgemeinde  Hannover 
unterhaltenen  höheren  Schulen  ist  eine  Kommission  eingesetzt.     Für  die 
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überwiegende  Mehrzahl  der  übrigen  von  Stadtgemeinden  unterhaltenen 
Anstalten  der  Provinz  bestehen  besondere  Kuratorien  (Verwaltungsrat, 
Schulkommission),  zu  deren  Mitgliedern  in  jedem  Falle  der  Direktor  ge- 
hört. Derartige  örtliche  Behörden  bestehen  auch  jetzt  noch  für  zwei 
vom  Staate  unterhaltene  Anstalten,  das  Progymnasium  zu  Nienburg  und 
das  Gymnasium  zu  Norden.  Hier  beschränkt  sich  jedoch  ihre  Aufgabe  im 
wesentlichen  auf  die  Verwaltung  des  Stiftungsvermögens ;  den  Vorsitz 
führt  der  Direktor. 

Alumnate  bezw.  Konvikte  sind  vorhanden  bei  der  Klosterschule 
(Gymnasium)  zu  Ufeld,  bei  dem  Gymnasium  Carolinum  zu  Osnabrück, 
dem  Gymnasium  Josephinum  in  Hildesheim  und  dem  Gymnasium  zu  Meppen. 
Erziehungshäuser  des  Klosters  Loccum  finden  sich  bei  dem  Realgymnasium 
in  Goslar  und  dem  Gymnasium  in  Münden. 

Das  550jährige  Jubelfest  feierte  das  Lyceum  I  in  Hannover  (1898), 
das  350jährige  die  Klosterschule  zu  Ilfeld  (1896),  das  300jährige  die 
Gymnasien  zu  Göttingen  (1886),  Verden  (1878)  und  das  Ratsgymnasium 
zu  Osnabrück  (1895),  das  250jährige  das  Gymnasium  zu  Aurich  (1896), 
das  200jährige  das  Gymnasium  zu  Lingen  (1880),  das  50jährige  das  mit 
dem  Gymnasium  zu  Lüneburg  verbundene  Realgymnasium  (1884)  und  das 
Realgymnasium  I  zu  Hannover  (1885). 

Neue  Schulgebäude  sind  errichtet  worden  für  die  Gymnasien  zu  Emden, 
Norden,  Goslar,  Hameln  und  Stade,  sowie  für  die  Realschule  zu  Otterndorf 
und  das  Realgymnasium  zu  Harburg. 

Die  Mehrzahl  der  Anstalten  hat  eigene  Turnhallen  und  Turnplätze; 
wo  solche  fehlen,  ist  die  Mitbenutzung  anderweitig  vorhandener  Ein- 
richtungen für  den  Turnunterricht  gesichert.  Die  Klosterschule  zu  Ilfeld 
besitzt  einen  eigenen  Badeteich,  das  Gymnasium  zu  Lingen  ein  Bootshaus 
mit  Ruderbooten. 

Beträchtliche  Stiftungen  bestehen  an  den  beiden  Gymnasien  in  Osna- 
brück und  an  der  Klosterschule  zu  Ilfeld;  wegen  der  Bibliothek  verdient 
aufser  diesen  Anstalten  auch  das  Domgymnasium  zu  Verden  besondere 
Erwähnung. 

Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  an  den  nicht 
vom  Staate  unterhaltenen  Schulen,  mit  Ausnahme  der  Klosterschule  zu 
Ilfeld,  des  Gymnasiums  Josphinum  zu  Hildesheim  und  des  Ratsgymnasiums 
zu  Osnabrück,  durch  Anschlufs  an  die  Provinzial-Witwen-  und  Waisenkasse 
geregelt,  die  an  diese  zu  zahlenden  Beiträge  werden  von  den  betreffenden 
Städten  oder  aus  den  Schulkassen  bestritten.  Die  Leistungen  der  Provinzial- 
kasse  (vgl.  S.  441)  bleiben  jedoch  der  Regel  nach  hinter  denjenigen  zurück, 
welche  der  Staat  den  Hinterbliebenen  seiner  unmittelbaren  Beamten  zu- 
gesichert hat.  Die  Patronate  derjenigen  der  erwähnten  Anstalten,  die 
staatliche  Bedürfniszuschüsse  erhalten,  haben  sich  verpflichtet,  den  Minder- 
betrag in  jedem  einzelnen  Falle  aus  eigenen  Mitteln  zuzuschiefsen.  An 
der  Klosterschule  zu  Ilfeld  und  dem  Gymnasium  Josephinum  zu  Hildesheim 
ist  jene  Fürsorge  durch  Statut  nach  Mafsgabe  derjenigen  für  die  Hinter- 
bliebenen der  unmittelbaren  Staatsbeamten  geregelt.  Die  im  Jahre  1796 
bei  dem  Stifte  Ilfeld  errichtete  Witwenkasse  ist  1893  geschlossen  und  ihr 
Vermögen  dem  Stift  Ilfeld  übereignet  worden.  Bei  dem  Ratsgymnasium 
zu  Osnabrück  wird  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  aus- 
schliefslich  aus  der  an  der  Anstalt  im  Jahre  1770  errichteten  Lehrer- 
witwenkasse bewirkt.  Die  Leistungen  derselben  sind  in  den  meisten 
Fällen  gröfser  als  diejenigen  des  Staates  nach  Mafsgabe  der  Gesetze 
vom  20.  Mai  1882  und  vom  1.  Juni  1897;   die  Lehrer  müssen  sich  aber. 
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falls  die  Einnahmen  der  Kasse  zur  Zahlung  der  Witwen*  und  Waisengelder 
nicht  ausreichen,  die  Heranziehung  zu  Beiträgen  gefallen  lassen. 

Neben  der  amtlichen  Fürsorge  besteht  noch  eine  private  Fürsorge 
durch  besondere  Witwenkassen  an  dem  Gymnasium  Andreanum  zu  Hildes- 
heim, dem  Gymnasium  zu  Goslar  und  dem  Lyceum  I  in  Hannover;  am 
letzteren  ist  aber  die  Kasse  nur  für  die  Inhaber  der  5  obersten  Stellen  und 
zugleich  für  die  Lehrer  der  Töchterschule  bestimmt. 

Die  Mehrzahl  der  höheren  Schulen  der  Provinz  erhält  Zuschüsse  aus 
dem  Hannoverschen  Klosterfonds.  Dieser  ist  aus  dem  Vermögen  der 
früheren  Klöster  und  anderer  Stiftungen  im  vormaligen  Königreiche 
Hannover  gebildet  worden.  Seine  Einnahmen  sind  zu  Zuschüssen  für  die 
Universität  Göttingen,  für  Kirchen  und  Schulen  der  Provinz  sowie  zu  milden 
Zwecken  aller  Art  bestimmt.  Die  Verwaltung  wird  von  einer  besonderen 
Behörde,  der  Klosterkammer  zu  Hannover,  geführt.  Der  Etat  wird  in 
einer  Beilage  zum  Staatshaushaltsetat  (Anlagen  Bd.  II  Nr.  16,  Kultusetat) 
mitgeteilt.  Im  Geschäftsjahre  1901  waren  2750840  Mk.  Einnahmen  vor- 
gesehen ;  davon  wurden  u.  a.  für  die  Verwaltung  des  Fonds  737  400,20  Mk. 
(Besoldungszuschüsse  und  sonstige  persönliche  Ausgaben  220  877 J5  Mk.) 
für  höhere  Schulen  157 103  Mk.,  zu  Unterstützungen  für  pensionierte  Be- 
amte des  ProvinzialschulkoUegiums  und  der  Universität  Göttingen,  für  aus- 
geschiedene Lehrer  und  Lehrerinnen  an  höheren  und  niederen  Schulen  sowie 
für  Beiträge  zu  Lehrer-Witwen-  und  Waisenkassen  50094,61  Mk.  angesetzt^). 

Die  letzte  (achte)  Direktorenversammlung  hat  am  1.,  2.,  3.  Juni  1898') 
in  Hannover  stattgefunden. 

Die  Ferienordnungen  sind  so  eingerichtet,  dafs  die  Sommerferien  vier 
Wochen,  die  Pfingstferien  Va  Woche,  die  Ferien  zu  Weihnachten,  zu  Ostern 
und  zu  Michaelis   14  Tage  dauern^). 

Die  inneren  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  wurden  bei  dem 
Provinzialschulkollegium  früher  von  den  Provinzialschulräten  Geh.  Regierungs- 
rat Dr.  Hack  ermann  (1873—1900),  Geh.  Regierungsrat  S  pieker  (1868 
bis  1889),  Geh.  Regierungsrat  Wendland  (1889 — 99)   und  werden  jetzt 


^)  Nähere  Mitteiluii(;eu  über  den  Fonds  geben  Schwartz  und  Strutz:  „Der  Staats- 
haushaltsetat  und  die  Finanzen  Preu&ens'',  Bd.  II  S.  9,  sowie  eine  dem  Abgeordneten- 
haase  vom  Unterrichtsminister  vorgelegte  Denkschrift  (Session  1877/78,  Drucksache  Nr.  63). 

')  Tagesordnung: 

1.  Welche  Erfahrungen  haben  die  neunstufigen  Unterrichtsanstalten  mit  den 
Abschlußprüfungen  gemacht? 

2.  Über  die  Stellung  der  alten  Geschichte  im  Lehrplane  der  Gymnasien. 

3.  Die  Behandlung  der  deutschen  Grammatik  nach  Umfang  und  Methode  in  den 
unteren  und  mittleren  Klassen  mit  Abgrenzung  der  Pensen  für  die  einzelnen 
Klassen. 

4.  Wie  ist  der  Bestand  der  Jugendspiele  auf  die  Dauer  zu  sichern? 

5.  Die  Verteilung  der  Lehraufgaben  für  die  Mathematik  in  den  mittleren  Klassen. 

6.  Diskussion  über  die  Schulprogramme. 

')  Ferienordnung  für  das  Jahr  1901: 


Ostern      .    .  . 

Pfingsten      .  • 

Sommer    .    .  . 

Herbst     .    .  . 

Weihnachten  . 


Schulschlufö 


Schulbeginn 


Sonnabend,  30.  März 
Sonnabend,  25.  Mai 
Sonnabend,  29.  Juni 
Sonnabend,  28.  September 
Freitag,  20.  Dezember 


Dienstag,  16.  April 
Freitag,  31.  Mai 
Dienstag,  80.  Juli 
Dienstag,  15.  Oktober 
Freitag,  3.  Januar 
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Ton  den  Provinzialsehulräten  Geh.  Regierungsrat  Dr.  Breiter  (seit  1869), 
Lic  Dr.  Leimbach  (seit  1900)  und  Dr.  Lenfsen  (seit  1900)  bearbeitet. 
Pur  die  praktische  Vorbereitung  der  Kandidaten  ist  aufser  denjenigen 
Seminaranstalten,  die  auf  Grund  des  Erlasses  vom  15.  März  1890  ein- 
gerichtet sind,  das  aus  der  älteren  Zeit  stammende  Seminar  in  Göttingen 
bestimmt.  Dasselbe  ist  durch  Statut^)  vom  27.  Februar  1846  als  päda- 
gogisches Seminar  begründet  worden.  Es  sollte  nach  diesem  Statut  aus 
zwei  Abteilungen  bestehen;  die  erste  war  für  Studierende,  die  zweite  für 
Kandidaten  bestimmt,  die  bereits  die  Prüfung  für  das  Lehramt  abgelegt 
hatten.  Jene  stand  in  engster  Verbindung  mit  der  Universität,  ihr  Direktor 
war  ein  ordentlicher  Professor  derselben;  mit  dem  Betriebe  der  Schule 
stand  sie  nicht  in  unmittelbarem  Zusammenhange.  Wollte  eines  ihrer 
Mitglieder  Gelegenheit  erhalten,  durch  Anwesenheit  oder  durch  eigene 
Versuche  im  Gymnasialunterrichte  „einen  Vorgeschmack  seines  künftigen 
Berufes  zu  bekommen",  so  hatte  es  sich  an  den  Direktor  der  zweiten  Ab- 
teilung zu  wenden.  Diese  hatte  ursprünglich  vier  Mitglieder;  die  Dauer 
der  Mitgliedschaft  betrug  2  Jahre.  Sie  stand  in  engster  Verbindung  mit 
dem  (damals  städtischen)  Gymnasium,  ihr  Direktor  war  der  Gymnasial- 
direktor; zu  Mitgliedern  wurden  Kandidaten  berufen,  die  in  der  Staats- 
prüfung wenigstens  in  einem  Hauptfache  die  Lehrbefähigung  für  alle 
Klassen  erworben  hatten;  sie  waren  verpflichtet,  am  Gymnasium  wöchent- 
lich etwa  12  Unterrichtsstunden  zu  erteilen,  und  erhielten  ursprünglich 
halbjährlich  50  Thaler  und  einen  Königlichen  Freitisch.  Später  wurde 
die  Zahl  der  Mitglieder  auf  2,  das  Jahresstipendium  auf  je  750  Mk.  fest- 
gesetzt. Nach  der  Neuordnung  der  praktischen  Vorbereitung  für  das 
höhere  Lehramt  wurde  die  Einrichtung  der  zweiten  Abteilung  dem  Erlasse 
vom  15.  März  1890  in  der  Weise  angepafst,  dafs  nur  Kandidaten,  die  in 
das  zweite  Vorbereitungsjahr ^)  eintreten  wollten,  aufgenommen  wurden. 
Mafsgebend  waren  hierbei  die  nämlichen  Gründe  wie  bei  dem  pädagogischen 
Seminar  zu  Stettin  (S.  269)  und  dem  seminarium  praeceptorum  der  Francke- 
schen  Stiftungen  in  Halle.  In  dem  am  28.  Juni  1899  erlassenen  neuen 
Statut  ist  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  Rechnung  getragen  worden. 
Die  auf  die  erste  Abteilung  bezüglichen  Vorschriften  sind  in  Wegfall  ge- 
kommen, da  diese  bereits  seit  geraumer  Zeit  nicht  metir  besteht  und  ein 
Teil  ihrer  Aufgaben  an  der  bei  dem  Gymnasium  für  das  erste  Vorbereitungs- 
jahr eingerichteten  neuen  Seminaranstalt  erfüllt  wird.  Die  noch  übrig- 
gebliebene zweite  Abteilung  des  früheren  pädagogischen  Seminars  heifst 
jetzt:  „Seminar  für  Probekandidaten  am  Gymnasium  zu  Göttingen**.  Die 
Zahl  der  Mitglieder  ist  auf  zwei  festgesetzt;  zugelassen  werden  nur 
Kandidaten,  die  nach  der  Prüfungsordnung  vom  12.  September  1898  die 
Lehrbefähigung  in  zwei  Fächern  für  die  erste  Stufe  nachgewiesen  haben. 
Die  Dauer  der  Mitgliedschaft  beträgt  1  Jahr;  nur  bei  einem  Mangel  an 
geeigneten  Kandidaten  kann  mit  Genehmigung  des  Unterrichtsministers 
die  Mitgliedschaft  auf  ein  zweites  Jahr  ausgedehnt  werden.  Dies  zweite 
Jahr  wird  auf  die  Hilfslehrerdienstzeit  angerechnet,  sofern  während  desselben 
der  Kandidat  mit  mindestens  12  Stunden  beschäftigt  gewesen  ist.  Jedes 
der  Mitglieder  erhält  aus  der  Kasse  des  Klosterfonds  ein  Stipendium  von 
750  Mk.  jährlich.     Für  das  Göttinger  Seminar  ist,  abweichend  von  den 


^)  Das  Statut  ist  in  Bd.  11,  S.  604  und  bei  Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze, 
2.  Auflage  1875,  Bd.  II,  S.  82,  abgedruckt. 

^  Den  Zwecken  des  ersten  Vorbereitung^ahres  dient  die  an  dem  Oöttinger  Gym- 
nasium in  Gemä&heit  des  Erlasses  vom  15.  März  eingerichtete  neue  Seminaranstalt. 


Bestimmungen  für  die  QbrigeD  aus  der  älteren  Zeit  stammenden  päda- 
gogischen Seminare,  die  Erstattung  jährlicher  Bericht«  an  den  Unterrichts- 
minister nicht  vorgeschrieben. 
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Altstadt.  Schul-Historia,  1748.  —  Buhhnannj  Neue  Beiträge  zur  Geschichte  der  Altstadt. 
Schule,  1786.  —  G.  Fr.  Grotefend,  Geschichte  des  Lyceums  1783—1833,  Progr.  zur 
Jubelfeier  der  städtischen  Reformation  1833.  —  Erinnerungsblätter  an  das  500jährige 
Jubiläum  des  Lyceums  1848,  Progr.  von  1851  ff.  —  CapeUe,  Das  städtische  Lvceum  zu 
Hannover  während  des  Zeitraumes  1848 — 98,  dargestellt  in  Veranlassung  seiner  550jährigen 
Jubelfeier,  Hannover  1898.  —  Derselbe,  Zur  Erinnerung  an  die  550jährige  Jubelfeier, 
Progr.  1898. 

Die  Schule  wird  als  Trivialschule  zum  ersten  Male  im  Jahre  1267  erwähnt.  Herzog 
Otto  der  Strenge  gab  1282  den  Burgmannen  der  Burg  Lauenrode  bei  der  Stadt  und  der 
Bürgerschaft  das  Hecht,  vereint  den  Rektor  zu  präsentieren.  Am  2.  Februar  1348  gingen 
alle  Rechte  der  Herzöge  und  der  Burgmannen  an  der  Schule  auf  die  Stadt  über;  dieser 
Tag  wird  deshalb  als  der  Stiftungstag  betrachtet  Nach  der  Einführung  der  Refor- 
mation (1533)  wurden  die  Lehrerstellen  aus  Mitteln  der  Kirche  fundiert:  demzufolge 
erhielt  diese  auch  einen  Anteil  am  Patronat.  Der  Lehrplan  wurde  erweitert  und  die 
Schule  eine  höhere  Lateinschule.  Im  18.  Jahrhundert  entwickelte  sie  sich  zu  einer 
kombinierten  Gelehrten-  und  Bürgerschule  in  der  Art,  dals  die  untersten  Klassen 
V  und  IV  vorzugsweise  für  den  bürgerlichen  Unterricht  bestimmt  wurden,  I  und  II 
gj^mnasial  blieben,  und  die  III  beiden  Zwecken  diente.  Später  wurde  dann  für  III  und  II 
eine  besondere  Realabteilung  eingerichtet;  dieselbe  wurde  aber  wesen  uneenügenden, 
Besuches  bald  durch  Nebenunterricht  in  den  neueren  Sprachen  und  den  Realien  ersetzt. 
Die  Eröffnung  der  höheren  Bürgerschule  Michaelis  1835  (s.  den  Artikel  Über  das  Real- 
gymnasium S.  442)  führte  zur  Beseitigung  des  Nebenunterrichts,  das  Lyceum  wurde  reines 
Gymnasium,  und  die  bisherige  VI,  die  als  Vorbereitungsklasse  diente,  wurde  ebenfalls 
beseitigt,  weil  die  Vorschule  der  neuen  Realanstalt  auch  den  Zwecken  des  Lyceums 
dienen  sollte.  Ein  festes  Klassensystem  mit  jährlichen  Versetzungen  wurde  eingeführt 
und  die  Schule  in  neun  aufsteigenden  Klassen  mit  einjährigem  Lehrgange  aufgebaut. 
Ostern  1855  wurde  eine  Vorschule  eingerichtet.  Die  wachsende  Schülerzahl  nötigte 
zur  Einrichtung  von  Parallelklassen  (zum  Teil  drei);  aus  einer  Abteilung  derselben 
wurde  dann  1871  das  Lyceum  II  gebildet  (s.  den  folgenden  Artikel).  Die  Teilnahme 
der  Kirche  an  der  Verwaltung;  der  Schule  ist  im  Jahre  1891  mit  Aufhebung  der  Ver- 
waltungskommission vollständig  beseitig  worden.  Seit  1890  ist  mit  dem  Lyceum  eine 
Seminaranstalt  verbunden.  Am  4.  Apnl  1876  feierte  die  Anstalt  'das  50 jährige  Jubi- 
läum des  Professors  Dr.  Lehners  und  am  2.  Februar  1898  das  Jubelfest  ihres  550jährigen 
Bestehens. 

Direktor:  Dr.  CapeUe  seit  Michaelis  1879,  vorher:  Dr.  H,  L.  Ahrens  1849—79. 
An  der  Anstalt  haben  früher  u.  a.  gewirkt:  Dr.  Ldhmeyer  1849 — 56,  jetzt  Geheimer 
Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Cassel;  Dr.  Herrn.  Chithe  1849 — 63,  später  Pro- 
fessor an  der  technischen  Hochschule  zu  Hannover. 

9  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  12  Oberlehrer,  6  technische  und  Elementarl., 
alle  evangelisch. 

Die  im  Erdgeschosse  des  Schulhauses  (Georgsplatz  16)  befindliche  Turnhalle  und 
eine  7  Minuten  entfernte,  mit  einem  grölseren  Turnplätze  verbundene  Turnhalle  werden 
von  dem  Lyceum  und  dem  Realgymnasium  gemeinsam  benutzt.  Au&erdem  wird  von 
der  Stadtgemeinde  ein  Spielplatz  für  Tumspiele  bereitgestellt.  Die  Lehrerbibliothek 
umfa&t  2572  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Badel- Stiftung.  Für  bedürftige  Lehrerwitwen.  1826  mit  einem 
Kapital  von  2000  Thalem  Gold  gegründet,  jetzt  230  Mk.  Zinsen,  b)  Die  Witwenkasse. 
1^  für  die  Lehrer  des  Lyceums  und  der  Stadt-Töchterschule  gegründet.  Zur  Teilnahme 
sind  nur  die  Inhaber  der  fünf  obersten  Stellen  berechtigt,  c)  Die  Jubiläumsstiftung. 
1848  gegründet,  zu  einer  Geldprämie  für  Schüler.  Bestand  1500  Mk.  d)  Das  Schildsche 
Vermächtnis.  1725  begründet.  Die  Jahreszinsen  (jetzt  68,25  Mk.)  sind  für  Lehrerwitwen 
bestimmt  e)  Die  Lehners-Stiftung.  Bei  dem  SOjähriffen  Dienstjubiläum  des  Professors 
Dr.  L.  (s.  oben)  gegründet,  für  Studierende,  die  sich  dem  höheren  Lehrfache  widmen 
wollen.    Bestand  5(X)0  Mk. 

Das  Lyceum  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wesen  der  örtlichen  Ver- 
waltungsbehörde u.  s.  w.  s.  oben  S.  ^1.  Gesamtausgabe  106578  Mk.,  Zuschuls  der 
Stadt  38  866  Mk. 

Lyceum  II  (III,  241). 

Ostern  1868  wurden  von  dem  damaligen  einzigen  Lyceum  (jetzt  Lyceum  I),  dessen 
untere  und  mittlere  Klassen  doppelte,  zum  Teil  dreifache  Parallelabteilungen,  hatten, 
5  Gvmnasialklassen  (VI  bis  0  III),  sowie  3  Vorschulklassen  in  einem  besonderen  Ge- 
bäude untergebracht.    Aus  diesen  Klassen  wurde  Ostern  1871  eine  selbständige  Schule 
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unter  einem  eigenen  Direktor  gebildet.  Die  neue  Anstalt  entwickelte  sich  sehr  schnell 
zu  einem  vollständigen  Gymnasium  und  wurde  als  solches  am  28.  Februar  1874  an- 
erkannt. Größte  Schülerzahl  (424  und  170  Vorschüler)  im  Sommer  1879,  kleinste  (265  und 
87  Vorschüler)  im  Winter  1894/95. 

Direktor:  H,  Sehaefer  seit  18.  August  1896,  vorher:  J.  Radtck  1888—96,  Dr.  WiXh. 
WiedoBch  1871-88. 

9  Klassen  und  3  Yorschulklassen ;  11  Oberlehrer,  2  technische,  4  Elementar-  und 
Yorschull.,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhans  (Goethestrafse  24)  ist  in  den  Jahren  1888—90  mit  einem 
Kostenaufwande  von  436200  Mk.  erbaut  und  seit  dem  30.  Oktober  1890  in  Gebrauch. 
Außer  der  1892  errichteten  Turnhalle  besitzt  die  Anstalt  für  Leibesübungen  einen  ge- 
räumigen Spielplatz.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  2244  Bände. 

Stiftungen:  a)  Im  Jahre  1882  begründete  der  damalige  Direktor  Dr.  W%edasch 
die  „Alfred- Stiftung**  zur  Unterstützung  von  Schülern  der  Anstalt  für  ihre  Studien  auf 
Hochschulen,  unter  Umständen  schon  während  der  Schulzeit.  Bestand  8000  Mk.  b)  Für 
eine  zweite  Stipendienstiftung  ist  der  Grundstock  mit  2800  Mk.  vorhanden. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen  Ver- 
waltungsbehörde u.  8.  w.  8.  oben  S.  441.  Gesamtausgabe  110443  Mk.,  Zuschuß;  der 
Stadt  54743  Mk. 

Kaiser  Wilhelms-Gymnasimn« 

Die  Anstalt  wurde,  um  die  übrigen,  überfüllten  Gymnasien  der  Stadt  zu  entlasten,  vom 
Staate  gegründet  und  Michaelis  1875  mit  den  Klassen  VI,  Y,  lY  und  3  Yorschulklassen 
in  gemieteten  Räumen  eröffnet.  Michaelis  1878  erhielt  sie  die  Militärberechtigung. 
Ostern  1879  wurde  die  Prima  errichtet  und  Ostern  1881  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten. 

Direktor:  Dr.  Wachsmuth  seit  Gründung  des  Gymnasiums. 

12  Klassen  und  3  Yorschulklassen;  14  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  3  Elementarl.f  alle 
evangelisch.    Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulgebäude  (Leonhardtstralse  2)  ist  mit  einem  Kostenaufwande  von 
412996  Mk.  errichtet  und  Ostern  1881  bezogen  worden.  Die  Turnhalle  wird  von  dem 
Schullehrerseminar  mitbenutzt.  Die  Lehrerbibliothek  umfafet  etwa  6000  Bände,  darunter 
eine  grö&ere  Zuwendung  aus  der  Bibliothek  des  russischen  Staatsrats  Voigt. 

Der  Rechnungsrat  Schütte  hat  ein  Schülerstipendium  gestiftet.    Bestand  1200  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  119290  Mk.,  Be- 
dürfniszuschufe  56200  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Bealgymnasinm  I  (II,  375.    III,  242)l 

Dr.  Ä.  TeUkampff  Die  höhere  Bürgerschule  in  Hannover,  1860  (Fr.  Culemann).  — 
Dr.  A,  Schuster,  Das  Realgymnasium  I  zu  Hannover  während  des  Zeitraumes  1860—85, 
Hannover  1885  (Fr.  Culemann). 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  als  höhere  Bürgerschule  gegründet  und  im 
Jahre  1835  mit  5  Klassen  und  2  Yorschulklassen  eröffnet  worden.  Ostern  1867  wurde 
sie  als  Realschule  erster  Ordnung  anerkannt.  Am  9.  Oktober  1885  feierte  sie  das  Fest 
ihres  50jährigen  Bestehens.  Ihr  50jährige8  Dienstjubiläum  feierten  Lehrer  Oppermann 
am  24.  April  1877,  Lehrer  Colshom  am  10.  November  1890,  Direktor  Dr.  Schugter  am 
29.  September  1894.  Größte  Schülerzahl  (648  und  374  Yorschüler)  im  Jahre  1874,  kleinste 
(445  und  107  Yorschüler)  am  1.  Februar  1896. 

Direktor:  TF. Fiehn  seit  1894,  vorher:  Dr. Schuster  1869—94,  Dr. Teilkampf  1S85— 69. 

15  Klassen  und  3  Yorschulklassen;  19  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL, 
7  technische  und  Elementarl.;  1  Lehrer  ist  katholisch,  1  reformiert,  die  übrigen  sind 
evangelisch. 

Für  den  Turnunterricht  werden  zwei  Turnhallen  mit  dem  Lyceum  I  gemeinsam 
benutzt  (s.  S.  442);    Die  Hauptbibliothek  enthält  1854,  die  Handbibliothek  203  Werke. 

Stiftungen:  a)  Die  Teilkampf-Stiftung.  1860  gegründet,  zu  Schülerstipendien. 
Bestand  5000  Mk.  b)  Jubiläumsstiftung.  Am  29.  Juni  1887  gegründet,  zum  Besten 
unbemittelter  Töchter  verstorbener  oder  im  Ruhestande  befindlicher  Lehrer.  Bestand 
5100  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  (örtlichen  Yer- 
waltungsbehörde  u.  s.  w.  s.  oben  S.  441.  Gesamtausgabe  170541  Mk.,  Zuschuß  der 
Stadt  85931  Mk. 


—    444    —      . 

Lieibnls  -  Schule 

(Gymnasium  und  Realgymnasium  nach  dem  Frankfurter  System). 

Progr.  1879  und  1899. 

Ostern  1874  wurde  von  der  Stadtgemeinde  mit  der  untersten  Yorschulklasse  der 
Grund  zu  einer  neuen  Realschule  erster  Ordnung  gelegt.  Seit  Ostern  1881  besitzt  die 
Anstalt  die  Militärberechtigung,  am  11.  Juli  wurde  sie  als  Realgymnasium  anerkannt, 
und  Ostern  1884  wurde  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten.  1895  wurde  mit  der  Um- 
wandlung in  eine  aus  einem  Gymnasium  und  Realgymnasium  bestehende  Doppelanstalt 
mit  lateinlosem  Unterbau  (Frankfurter  System)  begonnen.  Ostern  1901  war  dieselbe  bis 
zur  OII  vorgeschritten;  nach  dem  allgemeinen  Lehrplane  des  Realgymnasiums  wurde 
nur  noch  in  Prima  unterrichtet. 

Direktor:  Ernst  Ramdohr  seit  Michaelis  1887,  vorher:  Dr.  K.  W.  Meyer  1877—87, 
bis  1877  interimistischer  Dirigent  der  Schule. 

17  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  19  Oberlehrer^  6  technische  und  Elementarl., 
alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  mit  einem  Kostenaufwande  von  430000  Mk.  erbaut  und 
am  25.  April  1878  eingeweiht  worden.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  Lehrer- 
bibliothek hat  1973  Bände. 

Im  Jahre  1899  wurde  ein  Fonds  von  10000  Mk.  gesammelt  aus  diesem  wurde,  nach- 
dem die  Stadtgemeinde  noch  2000  Mk.  zugelegt  hatte,  die  „Jubiläumsstiftung  der  Leibnlz- 
Schule"  gebildet;  die  Einkünfte  sollen  Schülern  oder  früheren  Schülern  zu  gute  kommen. 
Bestand  12127  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen  Ver- 
waltung u.  8.  w.  s.  oben  S.  441.   Gesamtausgabe  146859  Mk.,  Zuschuis  der  Stadt  52759  Mk. 

Oberrealschule  (D,  376.    III,  242). 

Cällin,  Rückblick  auf  die  15jährige  Geschichte  der  Mittelschule,  Progr.  1868.  — 
Progr.  1894  und  98. 

Ostern  1858  gründete  die  Stadtgemeinde  eine  achtklassige  Mittelschule,  deren  untere 
Klassen  auch  für  eine  lateintreibende  höhere  Bürgerschule  und  für  das  Lyceum  vor^ 
bereiten  sollten.  Nach  Vervollständigung  des  Klassensystems  wurde  Ostern  1869  eine 
Abgangsprüfung  abgehalten  und  im  Anschlut^e  daran  aie  Schule  als  lateinlose  höhere 
Bürgerschule  anerkannt.  Ostern  1894  wurde  die  Erweiterung  der  nunmehrigen  Real- 
schule zu  einer  Oberrealschule  begonnen.  Die  Entwickelung  zu  einer  solchen  fand 
Ostern  1897  mit  der  ersten  Reifeprüfung  ihren  Abschluß.  Die  Vorschule  besteht  seit 
der  Gründung  der  Anstalt  Michaelis  1900  wurde  mit  der  Verlegung  der  einen  Hälfte 
der  sechs  vorhandenen  Vorschulklassen  nach  der  Realschule  III  begonnen. 

Direktor:  Adolf  Hemme  seit  Ostern  1890,  vorher:   Dr.  G.  Meyer  1874—90. 

16  Klassen  und  4  Vorschulklassen;  16  Oberlehrer,  4  technische  und  7  Elementarl., 
alle  evangelisch. 

Eine  Turnhalle  steht  zur  Verfügung ;  im  Sommer  werden  auf  einem  Exerzierplatze 
Jugendspiele  veranstaltet  Die  Lehrerbibliothek  enthält  2894,  die  Schülerbibliothek 
791  Bände. 

Die  Schule  (Cleverthorstra&e  S/4)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen 
der  örtlichen  Verwaltungsbehörde  u.  s.  w.  s.  oben  S.  441.  Gesamtausgabe  153682  Mk., 
ZuschuCs  der  Stadt  67606  Mk. 

Bealschnle  I« 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  21.  April  1876  eröffnet 
worden.  Seit  Ostern  1884  sind  alle  Klassenstufen  doppelt  vorhanden.  Am  16.  April 
1885  wurde  die  Anstalt  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt.  Die  Vorschule  hat  von 
Anfang  an  bestanden. 

Direktor:  Dr.  F.  Kosenthai  seit  1876. 

12  Klassen  und  6  Vorschulklassen;  11  Oberlehrer,  2  technische,  3  Elementarl., 
6  Vorschull.,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Wolfstrafse  17)  wurde  Ostern  1886  bezogen.  Eine  Tum« 
halle  ist  vorhanden. 
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Der  Direktor  gründete  unter  Benutzung  eines  bereits  vorhandenen  Fonds  yon  84  Mk. 
im  Jahre  1885  zum  Andenken  an  seinen  verstorbenen  Sohn  eine  „Fritz  Rosenthal-Stiftung^ 
mit  1500  Mk.  zu  Schülerstipendien.    Jetziger  Bestand  4098  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wecen  der  örtlichen  Ver- 
waltungsbehörde u.  8.  w.  8.  oben  S.  441.  Gesamtausgabe  97904  Mk.,  Zuschulk  der 
Stadt  49604  Mk. 

Realschule  II. 

Progr.  1895. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1890  eröffnet  worden; 
am  3.  Juli  1896  wurde  sie  als  Realschule  anerkannt. 

Direktor:  Dr.  Thöne  seit  Ostern  1897,  vorher:  Baydt  1894—97,  Dr.  Bamdohr 
bis  1894. 

12  Klassen;  12  Oberlehrer,  2  technische  Lehrer,  4  Elementarl.,  alle  evangelisch- 
lutherisch. 

Das  neue  Schulhaus  (Tellkampfstra&e  7)  ist  in  den  Jahren  1893/94  erbaut  worden. 
Die  Kosten  des  Hauptgebäudes  betrugen  223262  Mk.;  dazu  kamen  für  Nebengebäude 
u.  s.  w.  20398  Mk.  und  für  die  innere  Einrichtung  34726  Mk.,   zusammen  278881  Mk. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  der  Schulhof  dient  als  Turnplatz.  Für  Jugend- 
spiele wird  der  Platz  auf  der  „Kleinen  Bulf  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek  umfafst 
682  Bände. 

Zu  einer  Stipendienstiftung  ist  der  Grundstock  mit  422  Mk.  vorhanden. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen  Ver- 
waltungsbehörde u.  s.  w.  s.  oben  S.  441.  Gesamtausgabe  SllSb  Mk.,  Zuschufe  der 
Stadt  &850  Mk. 

Bealsehnle  m  (in  der  Entwickelung  begriffen). 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1897  eröffnet  worden. 
Bis  zur  Fertigstellung  des  neuen  Schulhauses  (s.  unten)  war  sie  im  Gebäude  der  Leibniz- 
Schule  untergebracht  Michaelis  1900  wurde  mit  der  Angliederung  eines  Teiles  der 
Yorschulklassen  der  Oberrealschule  begonnen. 

Direktor:  Hermann  Boeder  seit  Michaelis  1900;  bis  dahin  führte  vorläufig  der 
Direktor  der  Leibniz-Schule  Dr.  Bamdohr  die  Leitung. 

8  Klassen ;  7  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  5  technische  und  Elementar- 
lehrer, alle  evangelisch. 

Das  neue  Schulgebäude  (Hahnenstrafse  54)  wurde  Michaelis  1900  bezogen.  Kosten 
des  Baues  410000  Mk.,  des  Grundstücks  140000  Mk.,  der  inneren  Einrichtung  50500  Mk. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  430  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen  Ver- 
waltungsbehörde u.  s.  w.  vgl.  oben  S.  441.  Gesamtausgabe  34236  Mk.,  Zuschuß  der 
Stadt  15986  Mk. 


Hameln. 

(Fürstentum  Galenberg.    18965  Einwohner.) 

Gymnasium  und  Bealprogrymnasium  (II,  377.    III,  243). 
Sprenger^  Geschichte  der  Stadt  Hameln,  1826.  —  Dr.  EheUng^  Progr.  von  1868. 

Das  frühere  städtische  Progymnasium  wurde  durch  Beschluls  der  Gemeindekörper- 
schaften mit  Genehmigung  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  Ostern  1867  in  ein  Gym- 
nasium umgewandelt.  Damals  bestanden  außer  einer  Vorschulklasse  mit  dregährigem 
Lehrgange  die  Klassen  VI  bis  II,  und  zwar  für  lY  und  III  je  eine  Gymnasial-  und  eine 
Realabteilung,  die  allerdings  in  der  Mehrzahl  der  Stunden  vereinigt  waren.  Nach  den 
Sommerferien  1867  erhielt  die  Anstalt  eine  Prima,  die  einen  Teil  der  Schüler  des  um 
diese  Zeit  geschlossenen  Pädagogiums  zu  Ilfeld  aufnahm,  und  Ostern  1869  wurde  in 
Sekunda  für  die  vom  Griechischen  befreiten  Schüler  Ersatzunterricht  eingerichtet  Ostern 
1871  wurden  die  Realabteilungen  der  lY  und  III  von  den  Gynmasialabteilungen  voll- 
ständig getrennt  und  außerdem  eine  Realsekunda  errichtet.  Am  13.  Mai  1875  wurden 
die  RealKlassen  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt.    Ostern  1901  wurde  mit  der  An- 
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ffliederung  einer  Realschale  begonnen  mit  der  Absicht,  diese  an  die  Stelle  des  jetzigen 
Kealprogymnasiums  treten  zu  lassen.  Das  Statut  der  Anstalt  datiert  vom  23.  März  iSßl. 
Am  27.  September  1884  wurde  das  50jährige  Diens^ubiläum  des  in  den  Ruhestand 
.tretenden  Direktors  Dr.  Eegel  gefeiert. 

Direktor:  Dr.  Ludolf  Dörries  seit  1.  Oktober  1884  (tritt  Ostern  1902  in  den  Ruhe- 
stand, zu  seinem  Nachfolger  ist  Dr.  Primhom  gewählt  worden),  vorher:  Dr.  Gust,  Begd 

1868—84. 

10  G^mnasialklassen  (die  IV  ist  geteilt),  3  Klassen  (Uli,  Olli,  Ulli)  des  Real- 

Erogymnasiums,  1  Realschulklasse  und  3  Yorschulklassen ;   13  Oberlehrer,  2  technische 
lehrer  Im  Nebenamte,  5  Elementar-  und  Yorschull.,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Gröninger-Stralse  7)  ist  in  den  Jahren  1896/97  mit  einem 
Kostenaufwande  von  222369  Mk.  erbaut  und  am  24.  September  1897  eingeweiht  worden. 
Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  für  Jugendspiele  steht  ein  Platz  bereit. 

Die  Lehrerbibliothek  zählt  8111  Bände.  Ihr  ist  durch  Vertrag  vom  21.  Ausust 
1871  die  frühere  Bibliothek  des  geistlichen  Ministeriums  zu  Hameln  einverleibt  worden; 
für  den  Fall  der  Aufhebung  des  Gymnasiums  ist  Zurücknahme  der  betreffenden  Bücber 
vorbehalten.  Der  am  Orte  gebildete  Leseverein  wendet  den  gröfsten  Teil  der  von  ihm 
angeschafften  Bücher  nach  beendigtem  Umlaufe  der  Bibliothek  zu. 

Der  1894  verstorbene  Ökonom  Julius  Fischer  stiftete  1884  3000  Mk.  zu  Stipendien 
für  zwei  Konfirmanden.  Die  Verleihung  erfolgt  durch  den  Magistrat  auf  Vorschlag  des 
Direktors. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  der  Schulausschuls,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  einem  Senator,  zwei  Bürger- 
vorstehern und  dem  Direktor.  Gesamtausgabe  85740  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  21467  Mk., 
des  Staates  17000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  80  Mk.  Die  Besoldungen 
sind  nach  dem  zweiten  und  dntten  Nachtrage  des  Normaletats  geregelt;  die  feste  Zulage 
wird  nach  §  9,  1  a — c  gewährt 

Linden. 

(Fürstentum  Calenberg.    50628  Einwohner.) 

In  dem  schnell  emporwachsenden  Orte  hat  der  Staat  im  Jahre  1884 
ein  Gymnasium  errichtet.  Neuerdings  hat  die  Stadtgemeinde  mit  dem 
Aufbau  einer  Realschule  begonnen. 

Kaiserin  Aagrnste  Tiktoria-Gymnasiam. 

Die  Schule  ist  vom  Staate  gegründet  und  am  21.  April  1884  eröffnet  worden.  Sie 
führte  zunächst  den  Namen  „Königliche  höhere  Lehranstalt*'  und  erhielt  durch  Erlafs 
des  Unterrichtsministers  vom  9.  August  1886  gymnasialen  Charakter.  Durch  Erlafe  vom 
17.  Juni  1890  wurde  ihr  die  Militärberechtigung  zuerkannt  und  durch  Kabinettsordre 
vom  21.  Januar  1890  der  Name  „Kaiserin  Auguste  Viktoria-Gymnasium"  beigelegt.  Ihr 
Aufbau  zu  einem  YoUgymnasium  hat  sich  regelmäßig  entwickelt. 

Direktor:  Dr.  Qrafshof  seit  Ostern  1891,  vorher:  kommissarischer  Dirigent  Ober- 
lehrer Dr.  Hansel 

9  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  alle  evangelisch.  Für  den  Religions- 
unterricht der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  Schulhaus  (Falkenstrafee  19)  ist  in  den  Jahren  1887—89  errichtet  worden;  der 
fiau  hat  (einschl.  des  Direktorwohnhauses)  825800  Mk.  p^ekostet.  Der  Bauplatz  ist  von  der 
Stadt  Linden  bereitgestellt  worden.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  ein  Spielplatz  wird 
gegen  Miete  benutzt.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  2248  Bände. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  75970  Mk.,  Be- 
dürfhiszuschufe  48825  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 

Bealschnle. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadt^emeinde  gegründet  und  Ostern  1899  in  dem  Gebäude 
der  „städtischen  gehobenen  Schule^  (Darmstädter-Strafse  14)  mit  der  VI  eröffnet  worden. 
Ostern  1901  war  die  Entwickelung  bis  zur  IV  vorgeschritten. 

Interimistischer  Dirigent  ist  (im  Nebenamte)  Dr.  E.  Oehlmanttj  Professor  am 
Kgl.  Gymnasium.  Außerdem  unterrichten  2  Oberlehrer  und  2  Elementarl.,  alle  evan- 
gelisch-lutherisch. 
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Die  Anstalt  benutzt  vorläufig  die  Turnhalle  und  den  Spielplatz  der  „Gehobenen 
Schule".    Die  Lehrerbibliothek  ist  in  der  Bildung  begriffen. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadteemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  14550  Mk., 
Zuschufs  der  Stadt  2358  Mk.  Schulgeld  für  Einheimische  92  Mk.,  f&r  Auswärtige 
112  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste  Zulage 
nach  §  9,  1  a — c. 

Nlenburgr. 

(GrafschaftHoya.    9638  Einwohner.) 

ProgTumasinm  (II,  378.    III,  243). 

Heinrich  Gade,  Geschichte  der  Stadt  Nienburg,  1868.  —  Jardens,  Mitteilungen  aus 
der  Geschichte  der  lateinischen  Schule  zu  Nienburg,  Progr.  1870,  71.  —  Mustmann^  Die 
Bürgerschule  zu  Nienburg,  1894. 

Nach  Einführung  der  Reformation,  etwa  um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts,  wurde 
in  Nienburg  eine  ^Stadtschule^  gegründet.  Nachdem  in  dieser  lange  Zeit  zwei  lateinische 
Klassen  mit  der  Elementarklasse  zu  einem  Ganzen  verbunden  gewesen  waren  und  auch 
nach  dem  Jahre  1829,  in  dem  jene  Klassen  den  Progymnasien  zugezählt  wurden,  die 
Trennung  noch  nicht  durchgeführt  war,  wurde  im  Jahre  1850  die  bereits  auf  vier  Klassen 
angewachsene  Anstalt  von  der  städtischen  Volksschule  vollständig  losgelöst  und  auf 
fünf  Klassen  (einscbl.  Vorschule)  gebracht.  Am  4.  Mai  1869  wurde  sie  als  höhere 
Bürgerschule  mit  gymnasialem  Nebenunterricht  anerkannt,  Ostern  1882  in  ein  Real- 
progymnasium nebst  Progymnasium  umgewandelt,  und  durch  Erlals  vom  30.  Juni  1884 
wurde  die  umgewandelte  Anstalt  als  vollberechtigt  anerkannt.  Seit  Ostern  1896  ist 
sie  ein  Pro^ymnasium  mit  Ersatzunterricht  im  Englischen  und  in  den  Realien  für  die 
vom  Griechischen  befreiten  Schüler.  Der  frühere  Zusammenhang  mit  der  evangelisch- 
lutherischen Martinskirche  ist  vollständig  gelöst,  nachdem  neuerdings  die  von  der  Kirche 
geleisteten  Zahlungen  in  Fortfall  gekommen  sind. 

Direktor:   Kuhns  seit  Ostern  1894,  vorher:  Dr.  Ritter  1871—94. 

6  Klassen,  1  Vorschulklasse;  5  Oberlehrer,  2  Elementar-  und  technische  Lehrer, 
alle  evangelisch. 

Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle,  einen  Turnplatz  und  einen  Spielplatz.  Die 
Lehrerbibliothek  zählt  etwa  6300  Bände,  darunter  2000,  welche  nach  Auflösung  eines 
am  Orte  befindlichen  Lesevereins  dem  Progymnasium  geschenkt  worden  sind. 

Aus  einem  1765  von  dem  Freisassen  Heinr.  WUh.  Schriever  in  Nienburg  gestifteten 
Kapital  von  200  Thalern  Gold  und  einem  im  Jahre  1780  von  dessen  Sohn  Willi  Sehr. 
gestifteten  Kapital  von  500  Thalem  Gold,  sowie  den  inzwischen  angesammelten  Zinsen 
sind  im  Jahre  1846  Fonds  gebildet  worden,  deren  Zinsen  den  Witwen  des  Rektors  und 
des  Konrektors,  falls  solche  nicht  vorhanden  sind,  dem  jeweiligen  Rektor  und  Kon- 
rektor zustehen. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Einzelne  Verwaltungsbefugnisse  werden 
von  der  Schulkommission  ausgeübt;  diese  besteht  aus  dem  Direktor  als  Vorsitzendem, 
dem  Bürgermeister  und  einem  Mitgliede  des  Bürgervorsteherkollegiums.  Gesamtausgabe 
42880  Mk.,  Bedürfniszuschuts  des  Staates  203&  Mk.,  au&erdem  aus  der  Kasse  der 
Klosterkammer  5745  Mk.    Schulgeld  100  Mk. 


Regiernngsbezirk  HUdesheim. 

Hildeshelni. 

(Fürstentum  Hildesheim.    42973  Einwohner.) 

Da  die  bisherigen  Räume  des  aus  einem  Gymnasium  und  einem  Real- 
gymnasium bestehenden  Andreanums  sich  als  unzureichend  erwiesen,  so 
wurden  beide  Anstalten  Ostern  1885  getrennt.  Seitdem  bestehen  in  der 
Stadt  3  höhere  Schulen,  das  bischöfliche  Gymnasium  Josephinum,  das  Gym- 
nasium Andreanum  und  das  Andreas-Realgymnasium.  Die  beiden  letzteren 
werden  vom  Staate  unterhalten.  Eine  Vorschule  ist  nur  mit  dem  Gymnasium 
Andreanum  verbunden. 
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Gymnasium  Josephinnm  (II,  411.    III,  253). 

Beiträge  zur  hildesheimischen  Geschichte,  Bd.  III.  —  «71  G,  Müller,  Zur  Geschichte 
des  Gymnasii  und  Collegii  Josephini,  Progr.  1868.  —  Dr.  Joh.  BalkenhoU,  Fortsetzung 
der  Geschichte  des  Gymnasii  und  Collegii  Josephini  vom  Jahre  1643—1773,  Progr.  1898. 

Im  ersten  Viertel  des  9.  Jahrhunderts  wurde  gleichzeitig  mit  der  Errichtung  des 
Bistums  Hildesheim  eine  Domschule  gegründet;  ihre  Unterhaltung  wurde  vom  Domstift 
ühemommen.  Nachdem  1588  die  Jesuiten  berufen  waren,  gründeten  diese  1590  eine 
Residenz,  übernahmen  die  Domschule  1595  und  erhoben  die  Residenz  sehr  bald  zu 
einem  Kollegium  (1598—1601).  Bis  1607  entwickelte  sich  die  Schule  zu  einem  G3rmna8ium 
mit  5  aufsteigenden  Klassen,  denen  die  Domelementarschule  als  Vorschule  diente. 
1661  wurde  sie  durch  eine  ordentliche  philosophische  Klasse  erweitert  und  in  den 
folgenden  Jahren  bis  1670  bildete  sie  sich  in  ihrer  Spitze  zu  einer  vollständigen  philo- 
sophisch-theologischen Lehranstalt  aus.  Nach  Aufnebung  des  Jesuitenordens  1773 
bestand  sie  als  collegium  et  gymnasium  episcopale  zunächst  mit  fast  unverändertem 
Studiengange  unter  geistlichen  Lehrern  fort.  Im  Jahre  1780  wurde  ein  Klerikal- 
seminar eingerichtet.  1880  wurde  das  Gymnasium  nach  dem  vom  Königlich  hannover- 
schen Oberschulkollegium  vorgeschriebenen  Unterrichts  plane  reorganisiert,  und  1881 
fand  die  erste  Reifeprüfung  statt.  Die  philosophisch -theologische  Lehranstalt  wurde 
vom  Gymnasium  abgetrennt  und  in  das  Gebäude  des  Klerikalseminars  verlegt.  1847 
wurde  am  Gymnasium  Realunterricht  eingeführt,  und  durch  Erlais  vom  30.  Juli  1868 
wurden  die  mittlerweile  vervollständigten  bezw.  neu  eingerichteten  Realklassen  als  höhere 
Bürgerschule  anerkannt.  Ostern  1893  wurde  das  Realprogymnasium  wegen  Mangels  an 
Schülern  aufgehoben.  Gymnasialkirche  ist  die  mit  der  Anstalt  in  Verbindung  stehende 
Jesuiten(Antonius-)kirche,  die  Pfarrkirche  des  Doms.  Größte  Schülerzahl  (891)  im  Jahre  1893. 

Direktor:  Christoph  BeeUe  seit  L  April  1895,  vorher:  Addf  Kirchhoff  1878—94, 
Jos.  Oodeh.  MüUer  1866 — 78.  Außerdem  haben  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt:  Eduard 
Jakob  Wedtkin,  Lehrer  1820-29,  später  (1850)  Bischof  von  Hildesheim;  Dan.  WtlK 
Sommerweek  gen.  Jakobi  1846—68,  später  (18*71)  Bischof  von  Hildesheim;  Johanfies 
Leu/ni8  1824—78. 

9  Klassen;  11  Oberlehrer  (die  4  technischen  Lehrer  sind  nicht  etatsmäfsig),  alle 
katholisch. 

Die  Turnhalle  ist  1895  mit  einem  Kostenaufwande  von  38358  Mk.  erbaut  und  aus- 
gestattet worden.  Die  Anstalt  besitzt  außerdem  einen  Sommertumplatz,  und  für  Jugend- 
spiele wird  ihr  die  Benutzung  einer  städtischen  Wiese  gestattet  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  15000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Der  allgemeine  Stipendienfonds,  jährlich  5900  Mk.  b)  Die  Dom- 
kurrendenstiftung, zu  Stipendien,  jährlich  945  Mk.  c)  Die  Beverinsche  Stiftung.  1673 
gegründet,  zu  Stipendien.  Jährlich  etwa  1800  Mk.  d)  Der  Karthausfonds.  Von  Fräulein 
Auguste  Jakobi  1888  für  Angehörige  der  Familie  Sommerweek- Jakobi  gestiftet;  die 
Stiftung  tritt  erst  nach  dem  Tode  der  jetzigen  Nießbraucher  des  Kapitals  ins  Leben, 
e)  Der  Prämienfonds.  Vom  Domherrn  Schnenlage  (gestorben  1695)  gegründet  Bestand 
16288  Mk.  f)  Vermächtnis  der  Witwe  des  Rechtsanwalts  Fischer,  Jmse  geb.  Neufs. 
Zur  Begründung  eines  Fonds  ftir  die  Witwen  und  Waisen  der  Lehrer.  Bestand  22599  Mk. 
g)  Der  Bibliothekfonds,  8966  Mk. 

Die  Anstalt  ist  bischöflich;  ihr  gesamtes  Vermögen  wird  vom  bischöflichen  General- 
Yikariat  verwaltet  Gesamtausgabe  82o00  Mk.,  Einnahme  aus  eigenem  Vermögen  42916  Mk. 
Der  Pensionsfonds  beläuft  sich  auf  88812  Mk.,  der  Baufonds  auf  115149  Mk.  Zuschuß 
des  Staates  vermöge  rechtlicher  Verpflichtung  750  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor 
und  neun  Oberlehrer  haben  Dienstwohnung. 

Andreas-Gymnasium  (II,  413.    III,  253). 

Lauenstein  j  Hildesheimer  Kirchen-  und  Reformationshistorie,  1736,  Bd.  X.  —  Der- 
selbe, Diplom.  Historie  des  Bistums  Hildesheim,  1740.  —  Wachsmuthj  Geschichte  vom 
Hochstift  und  Stadt  Hildesheim,  1863.  —  Buhkoph,  Charakteristik  einer  besonderen 
Schulgeschichte  nach  ihren  Hauptgrundzügen  in  Bezug  auf  das  Andreas- Gymnasium, 
1798.  —  Ctudius,  Nachrichten  vom  jetzigen  Zustande  und  der  Verfassung  des  Andreas- 
Gymnasiums  zu  Hildesheim  1817.  —  Fischer^  Geschichte  des  Gymnasium  Andreanum  von 
1548—1815,  Hildesheim  1862  (Boysen). 

Neben  der  alten  Domschule  wird  schon  1228  eine  Kapitelschule  bei  dem  Stift 
St  Andreas  erwähnt.  Im  15.  und  16.  Jahrhundert  bestehen  sogar  vier  Schulen  bei  der 
Andreaskirche,   von   denen   sich  aber  eine,   schlechthin  die  „Schule^  genannt,  allein 
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erhalten  hat.  Diese  wird  1347  zuerst  eiwähnt  and  hat  schon  früh  den  Namen  Andreas- 
schule (Andreannm)  erhalten.  Sie  scheint,  im  Gegensatze  zu  den  übriffen  Schulen,  von 
Tome  herein  eine  Anstalt  des  Rates  der  Stadt  gewesen  zu  sein.  1542  nahm  die  Stadt 
das  lutherische  Bekenntnis  an.  Auf  Ersuchen  des  Rates  arbeiteten  Bugenhageny  Corvinus 
und  Winkel  eine  Kirchenordnung  aus,  deren  zweiter  Teil  die  Schulordnung  fUr  das 
Andreannm  enthielt.  Als  Hildesheim  an  Hannover  fiel,  wurde  die  Schule  königlich. 
Später  wurde  für  die  Klassen  II,  III,  lY  paralleler  Nebenunterricht  in  den  neueren 
Sprachen  und  den  Realien  eingerichtet,  una  Michaelis  1849  wurden  drei  selbständige 
Realklassen  gebildet.  Nach  Einverleibung  Hannovers  in  Preulsen  wurden  die  Real- 
klassen zu  einer  Realschule  ausgestaltet  und  als  solche  am  21.  Oktober  1868  anerkannt 
Ostern  1885  wurde  die  Doppelanstalt  in  zwei  selbständige  Schulen,  ein  Gymnasium  und 
ein  Realgymnasium,  zerlegt.  Gröfkte  Schülerzahl  des  ersteren  nach  der  Trennung 
(490  und  104  Yorschüler)  im  Jahre  1885,  kleinste  (367  und  62  Vorschüler)  Ostern  1895. 

Direktor:  Dr.  Max  Hevnacher  seit  1.  Oktober  1896,  vorher:  Dr.  Max  Hocke 
1873—96,  D.  Dr.  Lahmeyer  1868—73,  jetzt  Ober-  und  Geheimer  Regierungsrat  in 
Cassel. 

16  Klassen  und  3  Yorschulklassen ;  19  Oberlehrer,  3  technische  und  Elementar!., 
alle  evangelisch. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  der  Turnplatz  ist  1899  mit  den  erforderlichen  Geräten 
versehen  worden. 

Die  Lehrerbibliothek  enthält  9235  Bände,  darunter  ältere  Drucke  römischer  und 

g-iechischer  Klassiker  aus  dem  15.  und  16.  Jahrhundert,  Bibeldrucke,  Schriften  aus  der 
eformationszeit  u.  s.  w.  (vgl.  Progr.  1876). 

Stiftungen:  a)  Das  Rehleckesche  Yermächtnis  (1640),  jetzt  jährlich  24,50  Mk., 
für  arme  Schüler,  b)  Die  Stiftung  des  Professors  Dr.  Wadismuthy  100  Thaler,  für  Schüler- 
prämien, c)  Aus  der  Knrrendestiftung  (Bestand  65675  Mk.)  erhält  das  Gymnasium  jähr- 
lich 1020  Mk.  zu  Schulgeldbefreiungen  für  17  Schüler,  d)  Die  Lehrer -Witwen-  und 
Waisenkasse  (0r  das  Gymnasium  und  das  Realgymnasium),  am  1.  Januar  1876  vom 
Direktor  Dr.  Hocke  ins  Leben  gerufen.  Bestand  8564  Mk.  e)  Die  Bibliothek  bezieht 
die  Zinsen  mehrerer  Yermächtnisse  (zusammen  76  Mk.)  zum  Ankaufe  von  Schulbüchern 
für  bedürftige  Schüler,  f)  Die  Erträge  mehrerer  Yermächtnisse  aus  älterer  Zeit  im 
Gesamtbetrage  von  472  Mk.  flieften  in  die  Schulkasse. 

Die  Anstalt  (Schulgebäude  Goslarsche  Strafee  4)  wird  vom  Staate  unterhalten.  Die 
Schulkommission  ist  am  1.  April  1885  aufgelöst  worden.  Gesamtausgabe  188090  Mk., 
Bedürfniszuschuß  44962  Mk.,  aus  dem  Klosterfonds  36097  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in 
der  Yorschule  100  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Andreas-Bealgymnasiiiin  nebst  Realschule» 

Ostern  1885  wurde  aus  den  Realklassen  des  Andreanums  (vgl.  den  vorhergehenden 
Artikel)  ein  besonderes  Realgymnasium  gebildet.  Die  Stadtgemeinde  hatte  sich  durch 
Yertrag  vom  2./10.  Oktober  1883  verpflicntet,  zur  Aufnahme  desselben  das  ehemalige 
Gewerbeschulgebäude  einzurichten  una  dem  Staate  mit  allem  Zubehör  abzutreten.  Ostern 
1893  begann  die  Umgestaltung  des  Realgymnasiums  in  eine  Doppelanstalt  nach  dem 
sogenannten  Altonaer  System.  Seit  Yollendung  derselben  (Ostern  1900)  schlie&en  sich 
an  den  aus  den  drei  lateinlosen  Klassen  Yl,  Y  und  lY  bestehenden  Unterbau  drei 
Realklassen  und  fünf  Realgymnasialklassen  an.  Die  Realklassen  wurden  Ostern  1899 
als  Realschule  anerkannt.  Grö&te  Schülerzahl  (390)  Ostern  1893;  seitdem  hat  eine  lang- 
same Abnahme  stattgefunden. 

Direktor:  Kaickkoff  %e\i  Ostern  1885. 

12  Klassen;  13  Oberlehrer,  2  Hilfsl.,  2  technische  und  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Die  Neueinrichtung  des  Schulgebäudes  (s.  obenX  Bergsteinweg  1,  hat  einen  Kosten- 
aufwand von  105417  ^Oc.  erfordert.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  in  der  Nähe  der 
Anstalt  liegt  der  große,  für  alle  Schulen  des  Ortes  bestimmte  städtische  Spielplatz. 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  3409  Bände. 

An  der  Kurrendestiftung  (siehe  den  vorigen  Artikel)  ist  das  Realgymnasium  mit 
13  Stipendien  zu  je  90  Mk.  beteiligt  Die  Lehrer-Witwen-  und  Waisenkasse  (s.  ebenda) 
ist  dem  Gymnasium  und  dem  Realgymnasium  gemeinsam. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  87300  Mk.,  Bedürfnis- 
znschul^  50740  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 

Wi«86,  Sclmlweseo.    lY.  29 
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Göttlngren. 

(Fürstentum  Göttingen.    80234  Einwohner.) 

Das  mit  dem  Königlichen  Gymnasium  verbundene  Realgymnasium  ist 
aufgehoben  worden;  dafür  hat  die  Stadtgemeinde  eine  lateinlose  Beal- 
schule  errichtet,  so  dafs  am  Orte  jetzt  zwei  höhere  Schulen  bestehen. 

Gymnasium  (II,  428.    III,  256). 

Petreus,  GottinsenBium  ad  Lainum  paedagogii  delineatio  cum  statutis  et  lej^bus, 
Francof.  ad  Moen.  1^6.  —  Seyne^  Neue  Schulverfassung  für  die  Stadtschule  zu  Göttingen, 
1798.  —  A,  Pannenberg i  Zur  Geschichte  des  Göttinger  Gymnasiums,  Progr.  1886.  — 
Progr.  1827,  29,  32,  88,  40,  42. 

Eine  nach  Einführung  der  Reformation  vom  Rate  der  Stadt  im  Jahre  4542  ge- 
gründete, aber  schon  nach  zwei  Jahren  wieder  eingegangene  Schule  wurde  am  28.  April  1^6 
von  neuem  eröffnet  Mit  ihr  wurde  eine  ältere  oreiklassige  lateinische  Schule  als  Unter- 
stufe verbunden.  Der  Unterricht  im  „Pädagogium'^  hatte  akademischen  Charakter;  u.  a. 
wurden  juristische  und  theologische  Vorlesungen  gehalten,  und  manche  Schüler  traten 
aus  dem  Pädagogium  unmittelbar  in  ein  Predigtamt  ein.  1734  wurde  behufs  Gründung 
der  Universität  das  Gymnasium  eingezogen  und  die  Bibliothek  desselben  der  Universitäts- 
bibliothek einverleibt.  Unmittelbar  darauf  wurde  aber  eine  neue  Stadtschule  (Trivial- 
schule) gegründet,  und  diese  entwickelte  sich  sehr  bald  zu  einem  Gymnasium.  Ende 
der  dreißiger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  begann  die  Bildung  von  Parallelabteilungen 
filr  diejenigen  Schüler,  die  am  griechischen  Unterrichte  nicht  teilnehmen;  1854  waren 
neben  IV,  III  und  II  drei  vollständige  Realklassen  vorhanden.  Später  wurde  noch 
eine  Realprima  eingerichtet,  und  am  4.  Juni  1868  wurden  die  Realklassen  als  Real- 
schule erster  Ordnung  anerkannt  Ostern  1877  wurde  die  Gesamtanstalt  vom  Staate 
übernommen.  Die  Stadt  verpflichtete  sich  zu  einem  Jahre szuschusse  von  18000  Mk^ 
der  vom  Jahre  1897  ab  für  die  Dauer  des  Bestehens  der  jetzigen  Kaiser  Wilhelms  IL- 
Realschule  auf  jährlich  10000  Mk.  herabgesetzt  wurde.  In  der  Zeit  von  1892  bis  1897 
wurde  das  mit  dem  Gymnasium  verbundene  Realgymnasium  allmählich  aufgelöst,  und 
im  Jahre  1894  ging  die  Vorschule  ein.  Am  27.-29.  April  1886  fand  die  Feier  des 
800jährigen  Bestehens  der  Anstalt  statt 

Über  das  ältere  pädagogische  Seminar  vgl.  oben  S.  440.  Neben  diesem  besteht 
am  Gymnasium  eine  (neuere)  Seminaranstalt  für  Kandidaten,  die  im  ersten  Jahre  der 
Vorbereitungszeit  stehen. 

Direktor:  Dr.  Anton  Viertel  seit  1.  Dezember  1889,  vorher:  Dr.  E.  H,  Hampke 
1880—89,  B.  J.  A.  Schoning  1863 — 80.  Außerdem  haben  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt: 
Ferd.  Bänke,  Direktor  1837—47,  später  Direktor  des  Friedrich  Wilhelm-Gymnasiums  in 
Berlin;  Augugt  Fick  1864 — 76,  später  ord.  Professor  für  vergleichende  Sprachwissen- 
schaften in  Breslau;  Georg  Kaufinann  1865—73,  jetzt  ord.  Professor  der  Geschichte 
in  Breslau. 

11  Klassen;  13  Oberlehrer,  3  technische  und  ElementarL,  alle  evangelisch.  Für 
den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulsebäude  (Theaterplatz  10)  ist  am  1.  Februar  1884  fertiggestellt 
worden;    die  Kosten  haben  437592  Mk.  betragen. 

Eine  Turnhalle  ist  seit  1884  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  umfafst  7475  Bände. 
Das  Lehrerkollegium  überweist  ihr  jährlich  etwa  100  Mk.  zur  Beschaffung  von  Zeit- 
schriften.   Die  Seminarbibliothek  zählt  274  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Jubiläumsstiftung.  Für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer,  aus 
Anlals  des  300jährigen  Jubiläums  von  früheren  Schülern  begründet  Bestand  etwa 
12000  Mk.    b)  Zwei  kleinere  Stiftungen  für  Schüler. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  106060  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschuJs  43398  Mk.,  Zuschuß  der  Klosterkammer  12033  Mk.,  der  Stadt  10000  Mk. 
Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  und  sieben  Oberlehrer  haben  Dienstwohnung. 

Kaiser  Wilhelm  II.-Bealschale. 

Ahrens,  Geschichte  der  Entstehung  der  Anstalt  und  ihre  Entwickelung  in  den 
ersten  zwei  Jahren,  Progr.  1893. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  17.  April  1890  mit  den 
beiden  untersten  Klassen  eröffiiet  worden.    Sie  war  bestimmt,  an.  die  Stelle  der  mit  dem 
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GymnaBium  verbundenen  schwach  besuchten  Realgjmnasialklassen  zu  treten  [vgl.  den 
voriffen  Artikel).  Aus  Anlals  der  Einweihung  des  neuen  Schulgebäudes  erhielt  sie 
dural  Königliche  Kabinettsordre  vom  28.  März  1892  ihren  jetzigen  Namen,  und  am 
18.  Februar  1895  wurde  für  sie  ein  Statut  errichtet.  Nach  der  ersten  Reifeprüfung  am 
13.  und  14.  März  desselben  Jahres  wurde  sie  durch  Erlals  vom  80.  März  als  berechtigte 
Realschule  anerkannt.  Damals  hatte  sie  mit  247  ihre  gröiste  Schülerzahl  erreicht; 
seitdem  ist  ein  kleiner  Rückgang  eingetreten. 

Direktor:  Hermann  Ahrens  seit  1.  April  1891;  vorher  war  der  Direktor  der 
städtischen  Volksschulen  Personn  interimistischer  Leiter. 

7  Klassen;  5  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL,  1  technischer,  1  Elementarl., 
alle  evangelisch-lutherisch. 

Das  neue  Schulhaus  (Lotzestrafiie  16/18)  wurde  1891/92  mit  einem  Kostenaufwande 
von  148700  Mk.  errichtet  und  am  20.  April  1892  eingeweiht  Für  den  Turnunterricht 
wird  die  städtische  Turnhalle  mitbenutzt;  au&erdem  steht  die  hinter  derselben  befind- 
liche Wiese  für  Tum-  und  Jugendspiele  zur  Verfügung.  Die  Lehrerbibliothek  enthält 
794  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  ans  zwei  Mitgliedern  des  Magistrats,  zwei  Stadtverord- 
neten und  dem  Direktor.  Gesamtausgabe  43059  Mk.,  Zuschufe  der  Stadt  23770  Mk. 
Schulgeld  in  den  Klassen  VI— IV  92  Mk.,  in  den  übrigen  112  Mk.,  für  Auswärtige 
112  bezw.  132  Mk. 

Goslar. 

(Fürstentum  Hildesheim.    16403  Einwohner.) 

Bealg^ymnasinm  und  Oyinnasiuin  (11,  416.    III,  253). 

Dr.  Muller,  Geschichtliche  Nachrichten  über  das  höhere  Schulwesen  der  Stadt 
Goslar,  Progr.  1868  und  69.  —  Volckmar,  Bruchstücke  zur  Geschichte  von  Goslar,  be- 
sonders des  Kirchen-  und  Schulwesens,  im  Vaterländischen  Archiv  1836,  Bd.  III. 

Die  Schule  ist  1529  vom  Rate  der  Stadt  unter  Beihilfe  des  Reformators  Nikolaus 
Amstorf  als  Latein-  und  Gelehrtenschule,  im  Gegensatze  zu  der  katholischen,  1530  be- 
seitigten Domschule,  gegründet  worden.  Die  Unterhaltung  erfolgte  aus  dem  „Kisten- 
amte",  d.  h.  dem  aus  dem  Vermögen  der  Klöster  und  Bruderschaften  angesammelten 
Fonds.  Als  Göttingen  1802  an  PreuCsen  kam,  bestimmte  König  Friedrich  Wilhelm  III., 
dafs  der  aus  dem  Vermögen  der  Stifte  St.  Simonis  et  Andreae  (Domstift)  und  St  Petri 

febildete  „ Stifts güterfonds^  der  Stadt  für  Kirchen-  und  Schulzwecke  überwiesen  werde. 
804  wurde  das  bisherige  Gymnasium  in  eine  höhere  Bürgerschule  verwandelt,  1^2 
wurde  dieser  smnnasialer  Unterricht  angef^liedert,  1830  wurde  sie  Progvmnasium,  und 
1866  begann  aie  Umwandlung  desselben  in  eine  Realschule.  Am  11.  November  1^S8 
wurde  die  Anstalt  als  Realschule  erster  Ordnung  anerkannt  Aber  schon  damals  war 
den  Schülern,  die  später  auf  ein  Gymnasium  übergehen  wollten,  au&er  der  Schulzeit 
Gelegenheit  zur  Erlernung  des  Griechischen  gegeben.  Im  Jahre  1882  wurden  dem  nun- 
mehngen  Realgymnasium  allmählich  Gvmnasialklassen  angegliedert,  und  schlielslich  hat 
sich  die  Schule  zu  einer  Doppelanstalt  entwickelt  Ostern  1889  fand  am  Gymnasium 
die  erste  Reifeprüfung  statt.  Seit  1890  ist  mit  der  Schule  eine  Seminaranstalt  verbunden. 
Die  Vorschule  besteht  seit  1868. 

Direktor:  Dr.  Philipp  Both  seit  1.  April  1895,  vorher:  Lic.  Dr.  C.  Leimbach 
1876—94  (jetzt  Provinzialschulrat  in  Hannover),  Dr.  Agthe  1863—76. 

18  Klassen  (je  6  Klassen  des  gemeinsamen  Unterbaues,  des  Gymnasiums  und  des 
Realgymnasiums),  1  Vorschulklasse;  17  Oberlehrer,  2  HilfsL,  3  technische  und  Elemen- 
tarlehrer, alle  evangelisch. 

Der  Neubau  des  Schulhauses  ist  1888  vollendet  worden  und  hat  300000  Mk.  ge- 
kostet Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  als  Turnplatz  wird  der  das  Schulgebäude  um- 
gebende Platz  benutzt.    Die  Lehrerbibliothek  entnält  2530  Bände. 

S  t i  f  t  u  nge  n :  a)  Die  Lehrer- Witwen-  und  Waisenkasse,  am  1.  August  1886  gegründet. 
Bestand  13837  Mk.  b)  Die  Sterbekasse  des  Lehrerkollegiums,  seit  1.  Januar  1886  in 
Wirksamkeit  Bestand  2873  Mk.  c)  Die  Agthe-Stiftung.  Zum  Andenken  an  den  früheren 
Direktor  Dr.  A.  gegründet  und  bei  der  Einweihung  des  neuen  Schulhauses  1888  ins 
Leben  getreten,  zur  Unterstützung  von  Schülern.    Bestand  8554  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Kgl.  Kompatronatskommissar, 

29* 
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dem  Direktor,  einem  vom  Magistrat  und  vom  BürRervorsteherkollegium  gewählten  Mitgliede. 
GeBamtausgabe  125500  Mk.,  Zuschufe  der  SUdt  29755  Mk.,  des  Staates  5800  Mk.,  des 
Klosterfonds  4300  Mk.  Schulgeld  132  Mk.  Die  feste  Zulage  wird  nach  §  2  der  Nach- 
träge zum  Normaletat  gewährt 

Ilfeld. 

(Grafschaft  Hohnstein.) 

Klosterschnle  (Gymnasium)  (II,  427.    III,  257). 

Jo,  Mart.  Biedel  ^  Catalogus  veterum  recentiorumque  hojus  lycei  praeceptorum» 
Helmstadii  1733;  Festschrift  —  K,  VoMcmar,  Laurentius  Rhodomanus,  Lobpreaigt  auf 
Ilfeld,  übersetzt  nebst  einem  Anhange  ähnlicher  Gedichte,  Progr.  1854.  —  R.  muller, 
Michael  Neanders  pädagogische  Erfahrungen  und  Grundsätze,  Progr.  1863.  —  K  Bouter^ 
toekj  Michael  Neanders  Bericht  vom  Kloster  Ilfeld,  Progr.  1873.  —  H.  KüMewein,  Mit- 
teilungen zur  ältesten  Geschichte  der  Klosterschule,  Progr.  1886.  —  1)  Kühlewein,  Die 
Zinsheberolle  des  Prämonstratenserklosters  S.  Mariae  in  Ilfeld  (Ulm  1300);  2)  P.  Freyer^ 
Michael  Neanders  carmen  scholasticum;  3)  Drei  Urkunden;  in  der  Festschrift  der  Kloster- 
schule zum  3.  Juli  1896. 

Graf  liger  III.  von  Hohnstein  vollendete  1190  den  von  seinem  Vater  begonnenen 
Bau  eines  Klosters,  das  zuerst  Benediktinern  übergeben  wurde,  in  der  Mitte  des  13.  Jahr- 
hunderts aber  die  Ordensregel  der  Prämonstratenser  annahm.  Der  Grundbesitz  des 
Klosters  wurde  allmählich  durch  Kauf  und  Schenkungen  erweitert,  und  das  Kloster 
selbst  bestand  über  300  Jahre  frei  von  weltlichem  Einflüsse  mit  voller  administrativer 
Selbständigkeit  Die  Grafschaft  Hohnstein  ging  zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  an  daa 
dem  Ilgerschen  verwandte  Stoiberger  Grafenhaus  über. 

Thomas  Stange,  der  20.  Abt  von  Ilfeld,  gründete  auf  den  Rat  Luthers,  Melanch- 
thons,  Jonas',  Platners  u.  a.  mit  Genehmigung  des  Grafen  v.  Stolberg  1546  beim  Kloster 
eine  aus  dessen  Mitteln  zu  unterhaltende  evangelische  Schule.  Er  nahm  12  arme  und 
begabte  Knaben  auf  und  liefs  sie  unterrichten.  Zum  Lehrer  berief  er  Michael  Neander, 
einen  Schüler  Luthers  und  Melanchthons.  Dieser  ist  der  Begründer  des  Ruhmes  der 
Ilfelder  Schule  und  wurde  nach  Stanges  Tode  dessen  Nachfolger,  Rektor  der  Schule 
und  zugleich  Stifts-  und  Klosteradministrator.  Im  Jahre  1626,  als  die  kaiserlichen 
Truppen  das  Schlote  und  Amt  Hohnstein  besetzten  und  Ilfeld  nebst  seinen  Vorwerken 

geplündert  und  gebrandschatzt  wurde,  verliefen  die  Lehrer  und  die  Alumnen  das 
[loster.  Infolge  des  Kaiserlichen  Restitutionsedikts  vom  6.  März  1629  zog  Berthold 
Nihusius  mit  mehreren  Prämonstratensermönchen  in  das  Kloster  ein  und  blieb  2  Jahre 
lang  Abt,  ergriff  aber  nach  dem  Siege  Gustav  Adolfs  bei  Leipzig  1631  mit  seinem 
Konvent  die  Flucht  1634  konnte  die  Schule  wieder  eröffnet  werden.  Aber  in  der 
zunächst  folgenden  Zeit  konnte  sie  nicht  recht  emporkommen.  Erst  1707  nahm  sie 
einen  erfreulichen  Aufschwung,  der  sich  auch  in  der  grö&eren  Besuchsziffer  kundgab 
und  durch  die  Vermehrung  der  Einkünfte  des  Klosters  wesentlich  gefördert  wurde. 
1826  wurde  der  Unterricht  im  Griechischen  und  in  der  Mathematik  erweitert;  an  die 
Stelle  des  Fachsystems  trat  das  Klassensystem.  1831  wurden  die  bisher  für  die  Klassen 
gebrauchten  Namen  Suprema,  Ob.-Media,  Unter-Media,  Präparatoria  durch  die  sonst 
üblichen  Prima,  Sekunda,  Tertia  ersetzt.  Die  preu&ische  Regierung  sah  sich  nach  der 
Besitzergreifung  genötigt,  die  Anstalt  auf  einige  Monate  zu  schlielsen;  ihre  Wieder- 
eröffnung fand  am  15.  Oktober  1867  statt  Am  5.  November  1873  vertauschte  sie  die 
bisherige  Bezeichnung  „Pädagogium*'  mit  dem  Namen  „Königliche  Klosterschule**. 

Die  Rechtsverhältnisse  des  Stiftes  und  der  Schule  sind  lanee  Zeit  Gegenstand  des 
Streites  gewesen.  Da  nach  der  Säkularisation  des  Klosters  der  Ordensschutz  fort- 
gefallen war,  bat  Thomas  Stange  die  Grafen  zu  Stolberg  um  Schutz  und  Beistand  bei 
Ausführung  seines  Werkes;  dadurch  hatte  er  thatsächlich  ein  Patronat  derselben  herbei- 
geführt. Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  hörte  aber  die  Ausübung  der  damit  ver- 
bundenen Rechte  allmählich  auf,  und  1763  ist  zum  letzten  Male  ein  jn*äflicher  Kom- 
missarius  bei  der  Einführung  eines  neuen  Rektors  zugegen  gewesen.  Rechtlich  wurde 
der  Streit  zwischen  Hannover  und  Stolberg  durch  den  Reze&  vom  4./8.  August  1821 
beendigt;  kraft  desselben  empfing  das  gräfliche  Haus  Stolbere- Stolberg  gegen  eine  Ein* 
lösungssumme  von  235000  Thalern  seinen  Anteil  an  der  Grafschaft  Hohnstein  zurück, 
entsagte  dagegen  allen  Ansprüchen  auf  das  Stift  Ilfeld  und  die  Verwaltung  des  Päd- 
agogiums; nur  in  Ansehung  der  Besetzung  der  Freistellen  an  demselben  blieben  seine 
bisherigen  Rechte  (s.  unten)  aufrechterhalten.  Seitdem  steht  das  Stift  und  das  Päd- 
agogium unter  ausschlielslicher  Aufsicht  der  Landesregierung.     Die  Güter-  und  Ver^ 
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mögensverwaltong  des  Stifts  wird  von  der  Klosterkammer  zu  Hannover  durch  einea  Be- 
amten (Stiftsrentmeister)  besorgt,  und  zwar  seit  dem  Obergange  Hannovers  an  JPreu&en 
unter  Eontrolle  des  Provinzial- Schulkollegiums.  Das  Stift  und  der  Flecken  Ufeld  haben 
eine  gemeinsame  Pfarrkirche. 

Am  2.  bis  4.  Juli  1896  fand  das  350iährige  Jubelfest  der  Anstalt  statt  (vgl.  Progr. 
1897J.  Die  Schülerzahl  hat  sich  nach  18o8,  wo  sie  nur  43  betrug,  allmählich  gehoben 
und  1901  mit  130  (darunter  95  Alumnen)  ihren  Höhepunkt  erreicht. 

Direktor:  Dr.  Mücke  seit  Michaelis  1898,  vorher:  Dr.  Sehimmdpfeng  1870—98. 
Aufeerdem  haben  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt:  Dr.  Weickef  1867—69,  jetzt  Geh.  Re- 
gierungsrat  und  Direktor  des  Marienstiftsgymnasiums  zu  Stettin;  Dr.  Bouterwe  1871—73, 
t  1901  als  Provinzialschulrat  in  Stettin;  Dr.  Becher  1877—90,  f  1900  als  Provinzial- 
schulrat  in  Berlin. 

6  Klassen  (von  U  III  an  aufwärts);  10  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl., 
1  technischer  Lehrer,  alle  evangelisch. 

1881—84  wurden  der  Südwestflügel,  der  Querflügel,  die  Krankenstation  mit  dem 
Badehause,  das  Nordportal,  die  Wasserleitung  und  die  Kegelbahn  hergestellt,  1889—91 
ein  Wohnhaus  für  vier  verheiratete  Lehrer  errichtet.    Gesamtkosten  etwa  500000  Mk. 

Turnhalle  (1879  erbaut),  Turnplatz,  Spielplätze  und  Badeteich  sind  vorhanden.  Der 
Schulgarten  ist  im  Herbst  1900  um  fast  ein  Drittel  erweitert  worden. 

Die  Lehrerbibliothek  enthält  13600  Bände  und  33  Handschriften.  Unter  letzteren 
sind  bemerkenswert:  Ein  Fragment  einer  Handschrift  von  Ovids  Fasten  (vgl.  Conr.  Nahm- 
macher, De  fragm.  lib.  II,  III,  IV  fast.  Ovid.,  Progr.  1765,  und  R.  Merkel,  P.  Ovid.  Nas. 
fast,  libri  VI,  Berolini  1841,  p.  273  ff.);  eine  Handschrift  des  Psalterium  germanicum 
(vgl.  Freyer  i.  d.  Zeitschrift  für  lutherische  Theologie,  1873,  S.  417  ff.).  Über  wertvolle 
Drucke  der  Bibliothek  vgl.  Progr.  1876. 

Stiftungen:  a)  Freistellen,  nämlich  acht  ganze  und  acht  halbe  königliche,  acht 
gräfliche,  von  denen  vier  vom  Hause  Stolberg- Wernigerode,  zwei  von  Stoibers- Stolberg, 
zwei  von  Stolberg« Rolsla  vergeben  werden,  b)  Nach  dem  Königlichen  Erlasse  vom 
22.  Dezember  1877  werden  aus  den  Einkünften  des  Stiftes  jährlich  1000  Mk.  als  Unter- 
stützungen an  Zöglinge  der  Klosterschule  verteilt,  c)  Die  Wilhelm -Augusta- Stiftung, 
durch  Sammlungen  zur  Erinnerung  an  die  goldene  Hochzeit  des  Kaiserpaares  (11.  Juni 
1879)  gegründet,  zu  einem  Stipendium  für  einen  Schüler,  Statut  vom  11.  Juni  1882. 
Bestand  2500  Mk.  d)  Die  Schimmelpfeng- Stiftung,  Statut  vom  27.  April  1891,  Yer- 
wendun$[szweck  wie  bei  c.  Bestand  2500  Mk.  e)  Das  durch  Reglement  vom  28.  April 
1796  errichtete  Witwen-  und  Waisen -Yersorffungsinstitut  ist  1893  geschlossen,  das  Ver- 
mögen dem  Stifte  übereignet  worden,  das  dafür  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen 
der  Lehrer  nach  Mafegabe  der  für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  geltenden  Vor- 
schriften übernommen  hat« 

Die  Anstalt  ist  landesherrlichen  Patronats  und  wird  vom  Stift  Ufeld  unterhalten. 
Gesamtausgabe  118110  Mk.,  Zuschuß  aus  Stiftsfonds  52545  Mk.  Schulgeld  120  Mk. 
Der  Direktor,  6  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche  Hilfslehrer  und  der  technische  Lehrer 
haben  Dienstwohnung. 

KlauBthal. 

(Fürstentum  Grubenhagen.    8565  Einwohner.) 

Gymnasium  (mit  Ersatzunterricht)  (II,  418.    III,  254). 

A.  C,  F.  Diechmcmn,  Beiträge  zur  Kenntnis  des  Lyceums  und  anderer  Lehranstalten 
in  der  Bergstadt  Klausthal,  Pro«-.  1824.  —  F.  Günther,  Festschrift  zu  der  am  8.  und 
9.  Juni  1897  zu  Klausthal  stattfindenden  Versammlung  früherer  Schüler  des  Gymnasiums, 
Leipzig  1897  (Breitkopf  &  Härtel). 

Die  Entwickelung  der  Schule  lä&t  sich  bis  zum  Anfang  des  17.  Jahrhunderts 
zurückverfolgen,  aber  ein  bestimmtes  Gründung^ahr  kann  nicht  angegeben  werden. 
Die  ältere  Geschichte  ist  dunkel,  weil  fast  alle  Quellen  bei  den  gro&en  Bränden  von 
1634,  1725  und  1844  verloren  gegangen  sind.  Bis  1660  war  das  Amt  des  Rektors  des 
„Lyceums"  mit  der  zweiten  Predigerstelle  vereinigt.  Die  Lehrverfassung  zeigte  bis  1830 
ein  ziemlich  wechselvolles  Bild :  Direktoren,  Generalsuperintendenten  und  Berghauptleute 
haben  am  Lyceum  ihre  Ideen  in  Thaten  umgesetzt,  und  die  örtliche  Rucksicht  auf  die 
praktischen  Berufsarten  neben  der  Vorbildung  für  die  Universität  hat  schon  früh  der 
Alleinherrschaft  des  Humanismus  entgegengearbeitet  Im  Jahre  1830  wurde  die  Anstalt 
als  sechsklassiges  Gymnasium  eingerichtet.    Zuvörderst  waren  aber  mehrere  Klassen 
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immer  noch  in  vielen  Fächern  vereinigt,  und  die  oberen  Klassen  waren  in  der  Mathe- 
matik und  den  Naturwissenschaften  noch  während  einer  Reihe  von  Jahren  auf  die 
Lehrer  der  Königlichen  Bergschule  angewiesen.  Ostern  1886  wurde  ein  eigener  Mathe- 
matiklehrer berufen,  und  erst  Ostern  1861  das  Gymnasium  auch  bezüglich  des  Unter- 
richts in  der  Physik  auf  eigene  Füfse  gestellt.  1846  wurde  mit  der  Einrichtung  von 
Realabteilungen  begonnen.  Diese  wurden  am  22.  Dezember  1868  als  höhere  Bürj^er- 
schule  anerkannt,  aber  im  Jahre  1881  aufgehoben;  seitdem  erhalten  die  vom  Untemcht 
im  Griechischen  befreiten  Schüler  Ersatzunterricht  mit  der  Mafsgabe,  dafs  auch  ihnen 
nach  vorschriftsmäßiger  Prüfung  das  Militärzeugnis  erteilt  werden  kann.  Die  im  Jahre 
1866  errichtete  Vorschule  ist  Ostern  1894  eingegangen. 

Direktor:  A.  Wittneben  seit  Michaelis  1895,  vorher:  Joh.  Seebeck  1890—95;  Dr.  Juh 
Lattmann  1870—90.  Früher  hat  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt:  L,  Wiese  1831—38,  starb 
1900  als  Wirkl.  Geheimer  Rat  in  Potsdam. 

8  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  Elementarl., 
1  Gesangl.  im  Nebenamte,  alle  evangelisch. 

Das  Schulgebäude  ist  Eigentum  der  Stadtgemeinde  und  wird  von  dieser  unter- 
halten; die  Kaufsumme  wird  von  der  Gymnasialkasse  mit  5®/o  verzinst. 

Für  den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Turnhalle  benutzt;  ein  Spielplatz  be- 
findet sich  neben  dem  Schulhause;  außerdem  hat  die  Stadt  für  Tum-  und  Jugendspiele 
den  Schützenplatz  oberhalb  der  Stadt  zur  Verfügung  gestellt  Die  neue  Bibliothek  (die 
alte  ist  1844  durch  den  Brand  vernichtet  worden)  zählt  etwa  3000  Werke  in  4000  Bänden. 

Stiftungen:  Die  Wiese- Stiftung,  zur  Erinnerung  an  den  vor  50  Jahren  erfolgten 
Eintritt  L.  Wteses  ins  Lehrerkollegium,  am  17.  Oktober  1881  vom  Jubilar  ins  Leben 
gerufen,  zu  einem  Praemium  pietatis.  Bestand  2444  Mk.  b)  Die  Linnebrügge-Stiftung, 
von  einem  früheren  Schüler  lo97  gegründet,  zu  Beihilfen  für  Lehrerstöchter.  Bestand 
1642  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Die  frühere  örtliche  Schulkommission 
ist  1885  aufgehoben  worden.  Gesamtausgabe  56000  Mk.,  Bedürfniszuschufk  24631  Mk., 
aus  dem  Klosterfonds  7416  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Duderstadt. 

(Eichsfeld,  ehemals  kurmainzisch.    5327  Einwohner.) 

Progrymnasiiiin  (mit  Ersatzunterricht). 

Die  Schale  ist  vom  Staate  gegründet  und  am  18.  Oktober  1876  als  simultane 
höhere  Bürgerschule  mit  den  Klassen  VI,  V,  IV  und  der  \Corschule  eröffnet  worden. 
Michaelis  1^  erhielt  sie  Militärberechtigung,  und  am  5.  April  1881  wurde  die  erste 
Entlassnngsprüfung  abgehalten.  Mittlerweile  waren  auch  Gymnasialklassen  eingerichtet 
worden,  und  am  15.  März  1883  wurde  die  erste  Prüfung  für  die  Reife  für  Prima  eines 
Gymnasiums  abgehalten.  Später  wurde  die  Schule  allmählich  in  ein  Progymnasium  mit 
Ersatzunterricht  im  Engliscnen  und  in  den  Realien  übergeleitet;  diese  Umwandlung  ist 
Ostern  1898  zum  Abschlüsse  gekommen.  Die  Vorschule  ist  am  1.  Oktober  1893  auf- 
gehoben worden. 

Direktor:  Dr.  Frang  Jacobi  seit  Ostern  1900,  vorher:  A.  Meyer  seit  Gründung 
der  Schule. 

6  Klassen;  6  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  1  katholischer  und  1  jüdischer 
Religionsl.;  3  Oberlehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch. 

Das  Schulhaus  ist  1875/76  mit  einem  Kostenaufwande  von  150000  Mk.  erbaut 
worden.    Die  Schulbibliothek  enthält  etwa  5000  Bände. 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  37000  Mk.,  Bedürfnis* 
zuschuls  30232  Mk.    Schulgeld  90  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Münden. 

(Fürstentum  Göttingen.    9236  Einwohner.) 

Gymnasium  (mit  Ersatzunterricht)  (11,  426.    III,  256). 

Biscamp,  Zeit^  und  Geschicht-Beschreibung  von  Münden,  1751.  —  QtAentin,  Von  der 
Mündenschen  Kirchenreformation,  1773.  —  Willwerod^  Geschichte  von  Münden,  1808.  — 
Lotze,  desgl.,  1878.  —  Buchholz  im  Progr.  von  1899.  ' 
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Die  g[egen  Ende  des  15.  Jahrhunderts  zum  ersten  Male  erwähnte  Ratsschule  ent« 
wickelte  sich  nach  Einführung  der  Reformation  zu  einer  Lateinschule.  Im  17.  Jahr- 
hundert hatte  sie  unter  den  Kriegen  schwer  zu  leiden,  aber  von  1784  an  hob  sie  sich 
wieder,  und  in  mehreren  der  folgenden  Jahre  entliefs  sie  12 — 14  Schüler  zur  Universität. 
Zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  machte  sich  die  realistische  Richtung  im  Lehrplane 
geltend,  und  bald  wurde  der  gymnasiale  Charakter,  nachdem  er  während  kurzer  Zeit 
wieder  stärker  hervorgetreten  war,  allmählich  beseitigt.  1850  erhielt  die  Schule  die 
amtliche  Bezeichnung  „Realschule*',  und  nach  dem  Übergang  Hannovers  an  Preu&en 
wurde  sie  als  höhere  Bürgerschule  eingerichtet.  Die  erste  Abgangsprüfung  fand  Ostern 
1871  statt.    Aus  pro  gymnasialen  Nebenabteilungen,  die  Ostern  1875  für  Iv  und  III  ein- 

gerichtet  wurden,  entwickelten  sich  die  ^mnasialen  Klassen  IV,  III  und  II;  diese  er- 
ielten  am  25.  September  1879  die  staatlichen  Berechtigungen.  Ostern  1882  nahm  die 
Schule  die  Bezeichnung  „Realprogymnasium  und  Prog^ mnasium^  an.  Ostern  1894  wurde 
mit  der  Einziehung  der  Realklassen  begonnen.  Seit  Ostern  1896  helfet  die  Schule 
„Progymnasium'',  doch  wird  in  den  drei  obersten  Klassen  Ersatzunterricht  erteilt. 
Ostern  1998  begann  die  Entwickelung  der  Schule  zu  einem  Vollgymnasium,  Ostern  1899 
wurde  die  Unter-Prima,  Ostern  1900  die  Ober-Prima  eingerichtet-,  durch  Erlafe  vom 
19.  April  1901  wurde  die  Anstalt  als  Gymnasium  anerkannt.   Die  Vorschule  besteht  seit  1868# 

Direktor:   Dr.  K  Buchholz  seit  Ostern  1892,  vorher:  Dr.  H,  A.  Bahrdt  1868—92. 

9  Klassen  und  2  Yorschulklassen;  9  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL, 
1  technischer  Lehrer,  2  Yorschull.,  alle  evangelisch. 

Für  den  Turnunterricht  werden  die  neue  städtische  Turnhalle  und  der  bei  derselben 
gelegene  Spielplatz  benutzt.    Die  Lehrerbibliothek  umfaftt  etwa  8500  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Königlichen  Kompatronats- 
kommissar,  dem  Direktor,  einem  Senator  und  einem  Bürgervorsteher.  Gesamtausgabe 
58  764  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  12  716  Mk.,  des  Staates  11 000  Mk.,  des  Klosterfonds 
750  Mk.    Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  100  Mk. 


Northelm. 

(Fürstentum  Göttingen.    7888  Einwohner.) 

Frogrymiiasinm  (mit  Ersatzunterricht)  (II,  422.    III,  255). 

Venniaerhole ,  Übersicht  über  die  Entwickelung;  der  höheren  Schulen  in  Northeim, 
Progr.  1870.  —  Derselbe,  Beschreibung  und  Geschichte  der  Stadt  Kortheim  und  ihrer 
nächsten  Umgebung.    Northeim  1894.    Bd.  I  S.  54  ff.,  Bd.  11  S.  216  ff.  und  810  ff. 

Die  im  Jahre  1477  vom  Rate  der  Stadt  gegründete  Schule  war  lange  Zeit  die 
einzige  der  Stadt  und  suchte  deshalb  die  Aufgaben  einer  Lateinschule  mit  deijenigen 
einer  Volksschule  zu  vereinigen.  Bei  der  Reorganisation  des  Jahres  1829  wurde  sie 
wegen  unzureichender  Dotation  in  die  zweite  Klasse  der  höheren  Schulen  versetzt  und 
als  „Progymnasium''  bezeichnet  Die  Volksschule  wurde  von  ihr  erst  im  Jahre  1857 
abgetrennt.  In  dem  Progymnasium  machte  sich  bald  die  realistische  Richtung  stark 
geltend,  und  bei  dem  Übergänge  Hannovers  an  Preulsen  wurde  die  Anstalt  unter  die 
höheren  Bürgerschulen  aufgenommen-  Für  diejenigen  Schüler,  die  von  ihr  auf  das 
Gymnasium  übergehen  wollten,  wurde  besonderer  Unterricht  im  Lateinischen  und  im 
Griechischen  eingeführt.  Ostern  1869  fand  die  erste  Abgangsprüfung  statt,  und  im 
Jahre  1875  wurde  die  Anstalt  als  vollberechtigte  höhere  Bürgerschule  anerkannt. 
Während  der  neunziger  Jahre  wurden  Gymnasialklassen  eingericbtet,  und  diese  Ent- 
wickelung fand  1898  ihren  Abschluls,  indem  die  Anstalt  nunmehr  als  vollberechtigtes 
Progymnasium  mit  Realprogymnasial-Abteilungen  für  III  und  U  anerkannt  wurde.  Die 
Vorschule  besteht  seit  1857;  sie  hat  ihren  eigenen  Etat,  steht  aber  unter  der  Aufsicht 
des  Direktors. 

Direktor:  Dr.  Georg  Eoeaener  seit  Ostern  1888,  vorher:  G.  J.VennigerhoU  1856—88. 

6  Klassen  und  1  Vorschulklasse ;  5  Oberlehrer,  1  wissenschaftl.  Hilfsl.,  2  technische 
und  Elementarl.,  1  Vorschull.;  1  Lehrer  ist  reformiert,  die  übrigen  sind  evangelisch- 
lutherisch. 

Die  Turnhalle  des  am  Orte  befindlichen  Seminars  wird  vertragsmä&ig  vom  Pro- 
gynmasium  mitbenutzt    Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  4000  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  ans  dem  Bürgermeister,  dem  Königlichen  Kompatronats- 
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kommisBar,  dem  Direktor,  einem  Senator,  zwei  Barf^ervorBtehem  und  einem  aus  den 
Tätern  der  Schüler  vom  Maeistrat  ernanntem  Mitgliede.  Gesamtausgabe  42  100  Mk., 
Zuschuls  der  Stadt  15426  Mk.,  des  Staates  11000  Mk,  des  Klosterfonds  3165  Mk. 
Schulgeld  100  Mk.,  in  der  Vorschule  60  Mk. 


Osterode  a.  Harz. 

(Fürstentum  Grubenhagen.    7096  Einwohner.) 

Bealgymnasium  (II,  420.    III,  254). 

H.  Wendt,  Chronica  oder  Zeitbuch  und  wahrhaftige  Beschreibung  der  löblichen 
Stadt  Osterode,  1680.  —  Mävers^  Etwas  über  Stadtschulen,  Göttingen  1798.  —  Benners, 
Historisch-topographisch-statistische  Notizen  von  der  Stadt  Osterode  a.  H.,  Osterode 
1888.  —  Blauel,  Beitr&ee  zur  Geschichte  des  Schulwesens  in  Osterode,  Progr.  Ton 
1870  und  78.  —  Dr.  J.  Naumann,  Vorgeschichte  und  das  erste  Dezennium  der  Real- 
schule, Progr.  1880. 

Die  Schule  hat  mutma&lich  schon  1218  unter  König  Otto  IV.  und  seiner  Vogtei 
als  Klosterschule  bestanden.  Der  erste  schriftliche  Nachweis  über  sie  findet  sich  1287 
in  der  Erwähnung  eines  „Conradus,  rector  scholarum  Osterodensium".  Die  älteste  Ur- 
kunde über  die  Schule  stammt  aus  dem  Jahre  1420.  Durch  dieselbe  übertrugen  die 
Herzöge  zu  Braunschweig-Lüneburg,  Friedrich,  Erich  und  Otto,  dem  Osteroder  Magistrat 
das  -Schullehen  mit  aller  Zubehör**.  Seitdem  war  die  Schule  eine  städtische  Latein- 
schule. Nach  einer  Zeit  der  Blüte  im  18.  Jahrhundert  wurde  sie  unter  die  Progjrmnasien 
gestellt  Nach  der  preulsischen  Besitzergreifung  begann  die  Umwandlung  in  eine  Real- 
anstalt; am  16.  Apnl  1869  wurde  die  Anstalt  zunächst  als  höhere  Bürgerschule,  aber 
bereits  am  29.  März  1870  als  Realschule  erster  Ordnung  anerkannt.  Die  seit  1852  be- 
stehende Vorschule  ist  Ostern  1898  aufgehoben  worden.  Grö&te  Schülerzahl  (242  und 
41  Vorschüler)  im  Jahre  1879/80. 

Direktor:  Dr.  Karl  MÜhlenfeld  seit  1.  Oktober  1901,  vorher:  Dr.  J.  Naumann 
1875—1901,  A.  Blauel  1886—74.  An  der  Schule  hat  als  Rektor  u.  a.  gewirkt:  Friedr. 
Aug,  Wolf,  später  Professor  in  Halle  und  technischer  Beirat  bei  der  mngestaltung  des 
preuisischen  Schulwesens  nach  dem  Frieden  zu  Tilsit. 

6  Klassen;  7  Oberlehrer,  1  Elementarl.,  1  Gesangl.,  alle  evangelisch. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  aulserdem  steht  ein  Spielplatz  zur  Verfügung.  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  1404  Werke  in  8161  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Tuckermannsches  Vermächtnis,  aus  der  Herzoglich  braun- 
Bchweigischen  Kammerkasse  zahlbar,  jährlich  86  Mk.  Zinsen,  b)  Müller -Hedemann- 
Nappscnes  Vermächtnis,  aus  der  städtischen  Kämmereikasse  zahlbar,  jährlich  18  Mk. 
Zinsen. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Königl.  Kompatronats- 
kommissar,  dem  Direktor,  einem  Senator,  einem  Bürservorsteher  und  einem  Geist- 
lichen. Gesamtausgabe  47  870  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  7870  Mk.,  des  Staates  19  800  Mk^ 
des  Klosterfonds  1875  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Feste  Zulage  nach  §  9,  1  a^c  der 
Nachträge  zum  Normaletat. 

Blnbeok. 

(Fürstentum  Grubenhagen.    7914  Einwohner.) 

Bealprogymnasimn  (Realgymnasium)  (II,  421.    III,  255). 
H.  L.  Harland,  Geschichte  der  Stadt  Einbeck,  Einbeck  1859  (Ehlers). 

Die  erste  evangelische  Schule  in  Einbeck,  die  „schola  senatoria^  (Ratsschule),  wurde 
1529  vom  Rate  der  Stadt  gegründet.  Infolge  einer  Feuersbrunst,  die  das  Schulgebäude 
zerstörte,  ging  sie  1540  ein,  sie  wurde  aber  1578  wiederhergestellt.  Seit  1748  ist  sie  die 
einzige  höhere  Schule  der  Stadt.  Bei  der  Reorganisation  des  höheren  Schulwesens  im 
Königreich  Hannover  wurde  sie  unter  die  Progymnasien  aufgenommen,  bei  dem  Über- 
gange Hannovers  an  Preu&en  in  eine  höhere  Bürgerschule  mit  progymnasialen  Neben- 
klassen umgewandelt.  Nach  Abhaltung  der  ersten  Abgangsprüfung  erhielt  sie  am 
28.  März  1871  die  üblichen  Berechtigungen.    Ostern  1901   wurde  durch  Errichtung  der 
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Obersekunda  mit  ihrem  Ausbaa  zum  Realgymnasium  begonnen.  Die  mit  ihr  eine  Zeit 
lanff  verbundene  Vorschule  besteht  nicht  mehr;  auch  die  pro^ymnasialen  Abteilungen 
sind  eingegangen.  Am  1.  Januar  1897  feierte  der  Lehrer  Bicktneyer  sein  50j&hriges 
Dienstjubiläum. 

Direktor:  Dt.  Lenk  seit  1890,  vorher:  Hemme  1877—90,  G.  Schambach  1849—77. 

7  Blassen;  6  Oberlehrer,  1  Elementarlehrer,  alle  evangelisch-lutherisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  mit  einem  Kostenaufwande  von  95  000  Mk.  erbaut  und 
am  20.  April  1874  eingeweiht  worden.  Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  8526  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  dem  Königlichen 
Kompatronatskommissar ,  einem  Senator  und  einem  Bürgervorsteher.  Gesamtausgabe 
87lä0  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  10740  Mk.,  des  Staates  11500  Mk.,  des  Klosterfonds 
2955  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 

Peine. 

(Bistum  Hildesheim.    15421  Einwohner.) 

Realschule. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1895  eröffnet  worden. 
Am  6.  Mai  1898  wurde  sie  als  Keal schule  anerkannt  Jeder  der  drei  unteren  Klassen 
ist  eine  Nebenabteilung  mit  gymnasialem  Unterrichte  (Latein,  in  IV  Französisch)  an- 
gegliedert; in  allen  übrigen  Gegenständen  werden  die  Schüler  der  betreffenden  Klasse 
gemeinsam  unterrichtet. 

Direktor:  Hermann  Hogrebe  seit  Gründung  der  Anstalt. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  1  katholischer  Religionsl.,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl., 
1  technischer  Lehrer,  2  Elementarl.,  mit  Ausnahme  des  katholischen  Religionslehrers 
alle  evangelisch. 

Das  Schulhaus  ist  in  den  Jahren  1896 — 98  mit  einem  Kostenaufwande  von  145000  Mk. 
(einschliefslich  der  inneren  Einrichtung)  erbaut  worden.  Turnhalle  und  Spielplatz  sind 
vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  400  Werke. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ihre  äu&eren  Angelegen- 
heiten werden  von  der  .Schulkommission**  vorberaten;  dieselbe  besteht  aus  dem  Bürger- 
meister, einem  Mitglieae  des  Magistrats,  zwei  Bürgervorstehem,  zwei  weiteren  Bürgern 
und  dem  Direktor.  Gesamtausgabe  88780  Mk.,  ZuschnüB  der  Stadt  21624  Mk.,  des 
Staates  8000  Mk.  Schulgeld  80  Mk.;  für  diejenigen,  die  am  Nebenunterrichte  teil- 
nehmen, 120  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  die  feste 
Zulage  nach  §  2. 


Regiernngsbezirk  Ltmeburg. 

LtLneburg:. 

(Hauptstadt  des  Fürstentums  Lüneburg.    24693  Einwohner.) 

Johanneum  (Gymnasium  und  Realgymnasium)  (II,  400.    III,  250). 

übbdohde,  Mitteilungen  über  ältere  Lüneburger  Schulordnungen,  Progr.  1881.  — 
W,  Göraes,  Lucas  Lossius,  ein  Schulmann  des  16.  Janrhunderts,  Proffr.  1884.  —  Derselbe, 
Kurze  Geschichte  des  Johanneums,  Progr.  1869.  —  Dt*  F,  KöMrauscn,  Kurze  Geschichte 
der  Realschule  seit  1865,  Progr.  1884. 

Im  Jahre  1407  errichtete  der  Rat  der  Stadt  in  der  Parochie  St  Johannis  eine 
lateinische  Schule.  Als  die  Reformation  in  der  Stadt  eingeführt  war,  blühte  sie  bald 
auf,  namentlich  unter  dem  auf  Melanchthons  Empfehlung  berufenen  Rektor  Tulichius 
und  dem  Konrektor  Lucas  Lossius  {LoUe,  gest.  1582).  Nach  wechselnden  Schicksalen 
und  einer  Zeit  sehr  schwachen  Besuches  während  der  Krie^swirren  nahm  sie  von  1815 
an  einen  neuen  Aufschwung;  Ostern  1830  fand  an  ihr  die  erste  Reifeprüfung  statt. 
Michaelis  1834  wurden  zwei  Realklassen  eingerichtet;  aus  ihnen  entwickelte  sich,  nach« 
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dem  sie  inzwischen  vermehrt  worden  waren,  eine  Realschule  erster  Ordnung,  die  als 
solche  am  25.  Oktober  1867  anerkannt  wurde.  Für  die  Realschule  wurde  damals 
ein  besonderer  Dirigent  bestellt;  erst  seit  Ostern  1889  ist  die  Leitung  der  Doppelanstalt 
in  einer  Hand  vereinigt.  Am  22.  Januar  1876  erhielt  die  Anstalt  ein  neues  Statut; 
nach  §  1  ist  das  Johanneum  eine  städtische  und  ihrem  konfessionellen  Charakter  nach 
eine  evangelisch-lutherische  Schule.  Seit  1815  besteht  eine  Vorschule.  Der  Schülerchor 
führt  noch  von  Zeit  zu  Zeit  im  Hauptgottesdienste  der  beiden  Kirchen  städtischen 
Patronats,  der  Johannis-  und  der  Nikolaikirche,  Gesänge  aus.  Am  15.  Oktober  1884 
wurde  das  50jährige  Bestehen  der  Realschule  festlich  begangen,  an  demselben  Tage 
feierte  der  Oberlehrer  Karl  Kuhns  sein  50 jähriges  Dienstiubiläum.  Das  gleiche  Fest 
feierte  am  26.  September  1888  der  Rektor  und  Dirigent  der  Realklassen  Dr.  Friedrich 
Kohlrausck,  und  am  29.  September  1894  feierte  D.  Bud,  Haage  sein  25jähriges  Jubiläum 
als  Direktor  der  Anstalt 

Direktor:  \>r.  Au(i%i8t  Nebe  seit  Ostern  1901,  vorher:  D.  Rudolf  Haage  1869—1901. 

9  Gymnasial-,  8  Realgymnasial-  und  8  Yorschulklassen ;  18  Oberlehrer,  1  etats- 
mäfkiger  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  5  technische  und  Elementar!,,  alle  evangelisch. 

1875  wurde  das  Erdgeschoß  des  alten,  am  Spielplatze  der  Schule  gelegenen 
Ealandsgebäudes  zu  einer  Turnhalle  ausgebaut;  der  zwischen  dem  Kaland  und  dem 
Schulgebäude  gelegene  grolse  Platz  wird  als  Turnplatz  benutzt  Aulserdem  stehen  für 
Tumspiele  der  Schützenplatz  und  ein  zu  diesem  Zwecke  angekaufter  Platz  in  der 
städtischen  Forst  zur  Yextügung. 

Die  im  Jahre  1650  gestiftete  Lehrerbibliothek  ist  1845  durch  die  ihr  vermachte 
historische  Bibliothek  des  Oberamtmanns  Wedekind  (1100  Bände)  und  durch  zahlreiche 
altphilologische  Werke  aus  der  Bibliothek  der  1852  aufgehobenen  Ritterakademie  er- 
weitert worden.    Gegenwärtiger  Bestand  etwa  8000  Bände. 

1886  ist  mit  der  Gründung  eines  Stipendienfonds  begonnen.    Bestand  950  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vpn  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltunf^sbehörde 
ist  die  Schulkommission,  bestehend  aus  dem  ersten  Bürgermeister,  dem  Syndikus,  dem 
Direktor,  dem  Stadtsuperintendenten,  dem  Königlichen  Kompatronatskommissar  und  zwei 
Bürgervorstehern.  Gesamtausgabe  181250  Mk..  Zuschuß  der  Stadt  81980  Mk.,  des 
Staates  80875  Mk.,  des  Klosterfonds  8525  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  für  Auswärtige  180  Mk., 
in  der  Vorschule  82  Mk.  Die  feste  Zulage  wird  nach  §  9,  1  a— c  des  zweiten  Nach- 
trages zum  Normaletat  gewährt 

Celle. 

(Fürstentum  Lüneburg.    19888  Einwohner.) 

Die  bisherige  Doppelanstalt  (Gymnasium  und  Realschule  erster 
Ordnung)  wurde  während  der  siebziger  Jahre  in  zwei  selbständige  Schulen 
zerlegt.  Schon  vorher  war  für  das  Gymnasium  die  Unterhaltungspflicht 
vom  Staate  übernommen  worden.  Das  Realgymnasium,  bezüglich  dessen 
die  Unterhaltungspflicht  bei  der  Stadtgemeinde  verblieben  war,  ist  in  eine 
lateinlose  Realschule  verwandelt  worden. 

Gymnasium  (II,  408.    lU,  252). 

Neues  vaterländisches  Archiv,  1799,  1804,  1807,  1818.  —  (Spangenberg),  Historisch- 
topomphische  Beschreibung  der  Stadt  Celle,  1826.  —  L,  Fh,  Hüpeden^  Nacnrichten  über 
das  Lyceum  zu  Gelle,  Progr.  1881.  —  E.  v.  Hammerstein,  Das  Gymnasium  zu  Celle, 
1848.  —  Meyer,  Zur  Statistik  des  Gymnasiums  zu  Celle,  Progr.  1861. 

Das  Lyceum  verdankt  seinen  Ursprung  der  von  den  Herzögen  von  Braunschweig- 
Lüneburg  gegründeten  Kalandsbrüderschaft,  welche,  als  Herzog  Otto  der  Strenge  12§0 
die  Stadt  von  dem  jetzigen  Dorf  Altencelle  an  ihren  gegenwärtigen  Platz  verlegt  hatte, 
um  1826  ebenfalls  von  Altencelle  dorthin  übersiedelte.  In  den  Urkunden  jener  Brüder- 
schaft wird  mehrmals  des  gvmnasii,  des  ludimagistri,  rectoris,  cantoris,  der  scholasticorum 
Erwähnung  gethan.  Bei  der  Einführung  der  Reformation  löste  Herzog  Ernst  der  Be- 
kenner  die  Brüderschaft  auf  und  überwies  die  Verwaltung  ihrer  Einkünfte  dem  Rate 
der  Stadt  zur  Besoldung  der  Stadtprediger  und  der  Lehrer  der  lateinischen  Schule. 
So  ging  ein  Teil  des  Patronats  an  den  Rat  der  Stadt  über,  ohne  da&  diese  damit  die 
ausschne&liche  Unterhaltungspflicht  übernahm.    Nach  dem  Siebenjährigen  Kriege  geriet 
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die  Schale  in  Verfall.  Zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  wurde  sie  reorganisiert,  und 
bald  gelang  es,  sie  zu  neuer  Blüte  und  neuem  Ansehen  zu  bringen.  Aus  den  im  Jahres- 
bericht von  1885  zuerst  erwähnten  Nebenabteilungen  für  die  vom  Griechischen  befreiten 
Schüler  entwickelten  sich  im  Jahre  1847  Realklassen;  diese  wurden  1867  als  höhere 
Bürgerschule  organisiert  und  erhielten  am  29.  November  1869  die  mit  dieser  Schul- 

Sattung  verbundenen  Berechtigungen.  Die  höhere  Bürgerschule  wurde,  wie  auch  vorher 
ie  Realklassen,  ausschlielslich  von  der  Stadteemeinde  unterhalten  und  entwickelte  sich 
später  zu  einer  selbständigen  Realanstalt  (s.  den  folgenden  Artikel).  Durch  Vertrag  vom 
4!/25.  Februar  1874  wurde  das  Gymnasium  (ohne  die  Realklassen)  vom  Staate  übernommen. 

Direktor:  Dr.  J,  Seeheck  seit  Michaelis  1895,  vorher:  D.  Dr.  A,  Eheling  1868—95. 

8  Klassen ;  9  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl.,  alle  evangelisch-lutherisch. 

Für  den  Turnunterricht  werden  die  Einrichtungen  der  Realschule  (Turnhalle  und 
Turnplatz)  mitbenutzt    Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  2400  Werke. 

Stiftungen:  a)  Das  Bacmeistersche  Vermächtnis  von  1718,  zum  Ankaufe  von 
Schulbüchern.  Jähf Uch  40  Mk.  b)  Der  ehemalige  Rektor  GnJmd>uBch  hat  für  die  Witwe 
des  „ersten  Lehrers^  ein  Vermächtnis  gestiftet.  Bestand  18  700  Mk.  c)  Das  Gymnasium 
hat  Anteil  an  den  Stinendien  aus  dem  Fonds  der  ehemaligen  Ritterakademie  in  Lüne- 
burg,   d)  Wegen  der  Meyer-Stiftung  vgl.  den  folgenden  Artikel. 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  69690  Mk.,  Bedürfniszuschufii 
42816  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  600  Mk.,  aus  dem  Klosterfonds  4346  Mk.   Schulgeld  120  Mk. 

Bealschnle. 

Die  mit  dem  Gymnasium  verbundene  höhere  Bürgerschule  (s.  den  vorigen  Artikel) 
wurde  zu  einer  Realschule  erster  Ordnung  erweitert,  als  solche  am  2.  Mai  1876  an- 
erkannt und  Michaelis  1877  vom  Gymnasium  getrennt.  Die  Unterhaltungspflicht  war 
auch  nach  der  Verstaatlichung  des  Gymnasiums  bei  der  Stadtgemeinde  verblieben. 
Ostern  1898  begann  die  Umwandlung  des  nunmehrigen  Realgymnasiums  in  eine  Real- 
schule, Ostern  1899  erhielt  sie  mit  der  Anerkennung  der  letzteren  ihren  Abschluß.  Die 
Prima  des  Realgymnasiums  ist  Ostern  1900  eingegangen.  Die  Vorschule  besteht  seit  der 
Abtrennung  vom  Gymnasium.  Grö&te  Schülerzahl  (249  und  121  Vorschüler)  1881,  kleinste 
(152  und  85  Vorschüler)  im  Jahre  1894. 

Direktor:  Dr.  Eduard  Böfsler  seit  Michaelis  1897,  vorher:  Dr.  Hugo  Endemann 
1889-97,  Dr.  Aug,  Franke  1877—89,  D.  Dr.  Aug.  Eheling  bis  Michaelis  1877  (zugleich 
Gymnasialdirektor). 

6  Klassen  und  5  Vorschulklassen;  5  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl., 
6  technische  und  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Das  Schulhaus  (Schuhstralse  85)  ist  in  den  Jahren  1875 — 77  mit  einem  Kostenauf- 
wande  von  231 103  Mk.  (ausschl.  Turnhalle)  erbaut  worden.  Turnhalle  (1879  erbaut, 
Kosten  26084  Mk.)  und  Turnplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält 
3931  Bände. 

Bei  der  Versetzung  des  Oberlehrers  Meyer  in  den  Ruhestand  am  3.  Oktober  1886 
wurde  ein  Fonds  von  2759  Mk.  zur  Gründung  einer  Mever-Stiftung  gesammelt.  Sobald 
er  durch  die  Zinsen  auf  5000  Mk.  angewachsen  ist,  sollen  ^4  der  weiteren  Zinsen  ab- 
wechselnd von  Jahr  zu  Jahr  einem  Schüler  des  Gymnasiums  und  der  Realschule,  welcher 
die  Prima  besuchen  will,  zugewendet  werden.  Bestand  4700  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  ersten  Bürgermeister,  dem  Direktor,  einem  Mit- 
gliede  des  Magistrats,  zwei  Bürgervorstehern  und  zwei  Vätern  von  Schülern.  Gesamt- 
ausgaben 58652  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  16  667  Mk.,  staatlicher  Bedüriniszuschufs 
12500  Mk.  Schulgeld  in  der  Vorschule,  in  VI  uifd  V  60  Mk.,  in  IV  und  III  80  Mk., 
in  I  und  II  100  Mk.  Kinder,  deren  Eltern  keine  städtischen  Steuern  entrichten,  haben 
je  12  Mk.  mehr  zu  zahlen.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat, 
feste  Zulage  nach  §  9,  1  a — c. 


Harburgr. 

(Fürstentum  Lüneburg.    49153  Einwohner.) 

Bealgymnaslmn  und  Bealschnle  (nach  Altonaer  System)  (II,  405.    III,  251). 

Dr.  SckuUze,  Die  Verwandlung  der  höheren  Bürgerschule  zu  Harburg  in  eine  Real- 
schule erster  Ordnung,  Progr.  1870.  —  Progr.  1850  S.  Iff.,  1876  8. 24f.,  1878  S.  18, 1894  S.27ff. 
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Schon  im  Anfange  des  90jährigen  Krieges  bestand  am  Orte  eine  lateinische  Schule; 
Georg  I.  verlieh  1710  der  Stadt  das  Patronat  über  dieselbe.  1806  wurde  sie  in  eine 
Bürgerschule,  1890  in  ein  Progymnasium,  1849  in  eine  höhere  Bürgerschule  um- 
gewandelt. Nach  der  preu&ischen  Besitzergreifung  wurde  sie  durch  Erlais  vom  24.  No- 
vember 1868  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt  und,  nachdem  sie  inzwischen  durch 
eine  Prima  vervollständigt  war,  durch  Erlais  vom  14.  April  1870  unter  die  Realschulen 
erster  Ordnung  aufgenommen.  Die  zu  Michaelis  1869  eingerichteten  lateinlosen  Real- 
klassen VI,  y  und  IV  wurden  bereits  1874  wieder  aufgehoben.  Besseren  Erfolg  hatte 
die  Bildung  derartiger  Klassen  im  Jahre  1894,  als  sich  die  Stadtgemeinde  entschlofs, 
die  Schule  zu  einer  Doppelanstalt  nach  dem  Altonaer  System  umzugestalten.  Ostern 
1900  ist  die  Angliederung  der  Realschule  mit  der  Abhaltung  der  ersten  Reifeprüfung 
und  der  darauf  erfolgten  staatlichen  Anerkennung  (Erla(s  des  Unterrichtsministers  vom 
22.  März)  zum  Abscnlusse  gekommen.  Seit  1867  ist  eine  Vorschule  vorhanden;  für 
diese  wird  jedoch,  da  sie  ausschließlich  aus  städtischen  Mitteln  unterhalten  wird,  ein 
besonderer  Etat  aufgestellt 

Direktor:  Herrn.  Demona  seit  Ostern  1901,  vorher :  Fram  Schwalbach  seit  7.  Mai  1887, 
Hertn,  Braune  1881—86,  Dr.  SchüUze  1875—80,  Hansen  1849—74.  An  der  Anstalt  wirkte 
u.  a.  Dr.  Becher  1875—77,  später  Provinzialschulrat  in  Berlin,  gestorben  1900. 

12  Klassen  (4  für  den  Unterbau,  8  Realschulklassen,  5  Realgymnasialklassen)  und 
8  Vorschulklassen;  10  Oberlehrer,  1  etatsmälsiger  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  4  technische 
und  Elementarl.,  8  Vorschull.;  1  Oberlehrer  ist  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  sind 
evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  wurde  Michaelis  1877  bezogen;  die  Aula  und  die  Turnhalle 
wurden  1878  vollendet.  Gesamtkosten  172061  Mk.  Ein  mit  Turngeräten  versehener 
Spielplatz  befindet  sich  unmittelbar  am  Schulgebäude ;  für  Tumspiele  steht  an  den 
Nachmittagen  der  Exerzierplatz  zur  Verfügung.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  2800  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadteemeinde  unterhalten,  örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  dem  Königlichen 
Kompatronatskommissar ,  einem  Mitgliede  des  Magistrats  und  einem  Bürgervorsteher. 
Gesamtausgabe  88  740  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  26  820  Mk.,  des  Staates  20  600  Mk.,  des 
Klosterfonds  6660  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  für  einheimische,  160  Mk.  für  auswärtige 
Schüler,  in  der  Vorschule  80  bezw.  100  Mk.  Feste  Zulage  nach  §  9,  1  a—c  der  Nach- 
träge zum  Normaletat. 

Ülzen. 

(Fürstentum  Lünjeburg.    8621  Einwohner.) 

BealprogS^nmasimii  (Realgymnasium)  (II,  406.    III,  251). 

Der  in  Ulzen  geborene  Herzog  zu  Lüneburg,  Ernst  der  Bekenner,  schenkte  1527 
sein  Geburtshaus  zur  Begründung  einer  lateinischen  Schule.  Wegen  der  Aufsicht  über 
dieselbe  fanden  vielfach  Streitigkeiten  zwischen  dem  Rate  der  Stadt  und  dem  Propste 
statt.  Nach  der  Reorganisation  des  hannoverschen  höheren  Schulwesens  im  Jahre  1830 
wurde  die  Anstalt  zunächst  unter  die  Progymnasien  aufgenommen,  aber  schon  ein  Jahr 
später  als  „deutsche  Bürgerschule^  bezeichnet  Nach  der  preuMschen  Besitzergreifung 
wurde  sie  als  höhere  Bürgerschule  im  Sinne  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  von 
1859  eingerichtet  und  als  solche  am  80.  Juni  1870  anerkannt;  am  25.  Juli  1875  erhielt 
sie  die  erweiterten  Berechtigungen.  Ostern  1901  wurde  durch  Errichtung  der  Ober- 
Sekunda  mit  der  Ausgestaltung  des  Realprogymnasiums  zu  einem  Realgymnasium  be- 
gonnen.   Die  Vorschule  besteht  seit  der  Begründung  der  Anstalt. 

Direktor:  Luäivig  Sehober  seit  Michaelis  1884,  vorher:  Pauli  1876—84,  C.  HolU 
1870—76. 

7  Klassen  und  1  Vorschulklasse;  5  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  Elementarl^ 
1  Vorschull.,  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  am  12.  August  1872  eingeweiht  worden;  sein  Bau  hat 
mit  Einschluis  der  städtischen  Turnhalle  \&  076  Mk.  gekostet  Au&er  der  letzteren  wird 
von  der  Anstalt  auch  der  städische  Turnplatz  mitbenutzt.  Die  Lehrerbibliothek  enthält 
1281  Werke. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Magistrat,  dem  Propst,  dem  Königlicnen  Kom- 
patronatskommissar und  dem  Direktor.  Gesamtausgabe  40  755  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt 
10 161  Mk.,  des  Staates  11 200  Mk.  Schulgeld  in  der  Vorschule  und  bis  IV  aufwärts 
100  Mk.,  von  da  bis  U II  108  Mk.,  in  den  ^Igenden  Klassen  150  Mk. 
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Regierungsbezirk  Stade. 

Stade» 

(Herzogtum  Bremen.    10545  Einwohner.) 

GymnaBinm  (mit  Ersatzunterricht)  (II,  394.    III,  249). 

Stada  scholastica  von  Jdh.  Hinr.  Fraije,  Manuskript  der  Bremer  Stadtbibliothek.  — 
Aä.  Beibstein,  Zur  Geschichte  des  Stader  Gymnasiums,  Denkschrift  zu  der  vor  300  Jahren 
erfolgten  Neugestaltung  der  Schule,  Stade  1888. 

Schon  früh  wird  bei  dem  1132  gegründeten  St  Georgskloster  eines  Rektors  und 
dreier  Schulgesellen  Erwähnung  gethan.  1551  war,  zweifelsonne  infolge  der  Reformation, 
der  Konvent  aufgelöst;  die  Klostergüter  befanden  sich  im  Besitze  des  Erzbischofs 
Christoph,  eines  Bruders  Heinrichs  des  Jüngeren,  Herzogs  von  Braunschweig  -  Wolfen- 
büttel. 1557  wird  zum  ersten  Male  ein  evangelischer  Rektor  erwähnt ;  1587  ist  auch  von 
einem  Konrektor  die  Rede,  und  es  wird  mitgeteilt,  da&  die  Klostergüter  vom  bremischen 
Domkapitel  der  Stadt  überlassen  worden  sind.    Nach  1632  war  eine  Zeit  lang  das  Schul- 

?ebäude  in  den  Händen  der  Augustiner;  Lehrer  und  Schüler  hatten  sich  zerstreut. 
633  wurde  die  Anstalt  von  neuem  eröffnet,  1649  ein  Konviktorium  errichtet;  die  Königin 
Christine  verzichtete  auf  die  Klostergüter  unter  der  Bedingung,  da&  die  Stadt  zwölf  Frei- 
tische gewähre;  sechs  davon  wurden  1695  auf  das  Domgymnasinm  zu  Verden  übertragen. 
Bei  der  Zurücknahme  der  Schenkungen  unter  Karl  XL  mulste  die  Stadt  die  Kloster- 

giter  zurückgeben;  das  Konviktorium  verblieb  und  wurde  später  in  Geldbenefizien  aus 
egierungsfonds  verwandelt  Nach  Einrichtung  des  Oberschulkollegiums  in  Hannover 
wurde  die  lateinische  Schule  1829  in  ein  Gymnasium  verwandelt,  1845  für  diejenigen 
Schüler,  die  nicht  studieren  wollten,  Ersatzunterricht  eingeführt  Später  wurden  Real- 
klassen errichtet  und  diese  am  23.  August  1870  unter  die  höheren  Bürgerschulen  auf- 
Senommen.  Anfang  des  Jahres  1874  wurde  die  Anstalt  vom  Staate  übernommen;  in 
emselben  Jahre  wurde  die  städtische  Mittelschule,  die  bis  dahin  mit  dem  Gymnasium, 
in  organischer  Verbindung  gestanden  hatte  und  dem  Gymnasialdirektor  unterstellt  war, 
von  jenem  vollständig  abgetrennt.  Die  Realklassen  (IV  bis  11)  wurden  am  11.  November 
1880  mit  den  erweiterten  Berechtigungen  versehen,  aber  in  den  Jahren  1892 — 94  stufen- 
weise aufgehoben.  An  ihre  Stelle  ist  Ersatzunterricht  für  die  am  Griechischen  nicht 
teilnehmenden  Schüler  getreten. 

Direktor:  K.  A.  Steiger  seit  1.  Juni  1893,  vorher:  K.  F.  J.  Koppin  1878—93, 
C.  H.  Plafa  1851—78. 

8  Klassen  (0  I  und  U  I  sind  vereinigt);  8  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL, 
2  technische  und  Elementarlehrer,  alle  evangelisch. 

Der  1899  begonnene  Neubau  des  Schulgebäudes  ist  im  Sommer  1901  fertiggestellt 
worden  (Kosten  etwa  180  000  Mk.).  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  LehrerbiBliothek 
umfa&t  etwa  6760  Bände  einschließlich  der  dem  Gymnasium  vermachten  Sammlung  des 
Professors  Kiene  mit  etwa  1000  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Der  Professor  ^anJers  an  der  Domschule  zu  Bremen  stiftete  1842 
für  die  Domschule  zu  Verden  und  das  Gymnasium  zu  Stade  je  2000  Thaler  Gold  zur 
Begründung  von  Witwenkassen;  gegenwärtig  erhalten  aus  der  Kasse  des  Stader  Gym- 
nasiums vier  Witwen  Pensionen.  Bestand  16  722  Mk.  b)  Die  obenerwähnten  Freitisch- 
stipendien im  Betrage  von  je  171,30  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  71 090  Mk.,  Zuschufe 
des  Staates  34  760  Mk.,  des  Klosterfonds  6765  Mk.,  der  Stadt  75(K)  Mk.  Schulgeld  120  Mk. 
Der  Direktor  und  zwei  Oberlehrer  haben  Dienstwohnung. 


Verden. 

(Herzogtum  Verden.    9842  Einwohner.) 

DomgymnaBinm  (mit  Ersatzunterricht)  (II,  398.    UI,  250> 

0.  Kohbe,  Geschichte  und  Landesbeschreibun^  der  Herzogtümer  Bremen  und  Verden, 
1825.  —  J,  H.  Prtx^e,  Kurzgefaßter  Versuch  einer  Verdener  Schulgeschichte,  Stade 
1764.  —  Sonne,  Die  beiden  ersten  Jahrhunderte  der  lateinischen  Domschule  zu  Verden, 
im  Festprogramm  zum  300jährigen  Jubiläum  1878. 
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Die  lateinische  Domschule  wurde  1578  vom  ersten  evangelischen  Bischof,  Eberhard 
V,  Holle,  seinem  Domkapitel  und  der  Stadt^meinde  gegründet.  In  der  vom  Bischof 
unterzeichneten  Schulfundation  (abgedruckt  im  Progr.  y.  1869  S.  81  ff.)  heilst  es  u.  a., 
es  solle  eine  Schule  gegründet  werden  .inn  welcher,  gleichwie  in  anderen  benachparten 
Fürstenthumben,  Graffschaften  und  Stetten  der  Augspurgischen  Eonfession  Yerwanten, 
die  Jugend  in  wahrer  Gottesfurcht,  gutter  Zucht  und  Disciplin,  unnd  dann  sonderlich 
inn  lateinischer  und  griechischer  Sprach,  . . .  auferzogen  und  präparirt  werden**.  Das 
bei  der  Gründung  der  Schule  zur  Sicherheit  der  Lehrergeh&Iter  gestiftete  Kapital  be- 
trug 4600  Thaler.  1880  wurde  die  Schule  unter  die  Gymnasien  aufgenommen  und  die 
erste  Reifeprüfung  abgehalten.  1886  wurde  die  bisherige  Örtliche  Verwaltungsbehörde, 
das  Scholarchat,  unter  Übertragung  seiner  Befugnisse  auf  den  Direktor  aufgehoben. 
Seit  Ostern  1893  ist  für  die  Schüler,  die  am  Griechischen  nicht  teilnehmen,  Ersatz- 
unterricht eingerichtet.    1878  feierte  die  Anstalt  ihr  300jähriges  Jubiläum. 

Direktor:  J>t.  Friedrich  DiecJc  seit  Ostern  1890,  vorher:  August  Freytag  ISlß— 90, 
Imm.  Bernhard  1871—75. 

9  Klassen  (0  I  und  U  I  sind  teilweise  vereinigt);  9  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche 
Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer,  alle  evangelisch. 

Eine  Turnhalle,  ein  Turnplatz  und  ein  Spielplatz  sind  vorhanden;  für  Gelegenheit 
zum  Baden  unter  Aufsicht  eines  vom  Gymnasium  bestellten  Bademeisters  ist  gesorgt 
Die  Lehrerbibliothek  zählt  etwa  12000  Bände,  darunter  die  der  Anstalt  vom  Landrat 
und  Bürgermeister  Pfannkuche  (gest  1868)  vermachte  Sammlung. 

Stiftungen:  a)  Sechs  sogen.  Freitischstipendien  zu  je  171,80  Mk.  (s.  den  vorigen 
Artikel),  1695  von  der  schwedischen  Regierung  aus  Stader  Klostergütem  als  wirkliche 
Freitische  gestiftet,  1880  in  Geldstipendien  verwandelt  b)  Die  Plals-Stiftung,  aus  Anlals 
des  50jährigen  Dienstjubiläums  des  Direktors  PI.  1868  gegründet,  zu  Schülerstipendien. 
Bestand  3675  Mk.  c)  Die  Lehrer-Stiftung,  1876—87  aus  dem  Ertrage  von  Vorträgen  der 
Lehrer  gestiftet,  zu  Stipendien  für  Schüler.  Bestand  2300  Mk.  d)  Der  Jubiläumsstipendien- 
fonds, am  29.  März  1878  von  früheren  Schülern  gegründet,  zu  einem  Schülerstipendium. 
Bestand  2000  Mk.  e)  Die  Abiturientenstiftunff,  1880  von  Abiturienten  ins  Leben  gerufen, 
zu  einem  Schülerstipendium.  Bestand  1299  Mk.  f)  Die  Sanderssche  Stiftung;  vgl.  den 
'  vorigen  Artikel  bei  Stiftungen  unter  a. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  64470  Mk^  Zuschuls 
des  Staates  26  588  Mk.,  der  Stadt  842  Mk.,  der  Domstruktur  6676  Mk.  und  3422  Mk., 
des  Klosterfonds  5388  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  und  drei  Oberlehrer  haben 
Dienstwohnung. 

4 

Buxtehude. 

(Herzogtum  Bremen.    3654  Einwohner.) 

Bealschule. 

Die  Anstalt  ist  aus  einer  1552  bei  der  Einführung  der  Reformation  gegründeten 
lateinischen  Schule  hervorgegangen.  Diese  hat  bis  1876  als  sog.  Rektorschule  be- 
standen, wurde  dann  von  der  Stadtgemeinde  als  höhere  Schule  im  neueren  Sinne  aus- 
gestaltet  und  trat  1880  in  den  Aufsichtsbereich  des  Provinzialschulkollegiums  über. 
Ostern  1881  wurde  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten,  und  am  7.  Mai  desselben  Jahres 
wurde  die  Anstalt  als  vollberechtigte  höhere  Bürgerschule  anerkannt  Ostern  1898  be- 
gann die  Umwandlung  des  nunmehrigen  Realprogymnasiums  in  eine  lateinlose  Real- 
schule; als  solche  wurde  die  Anstalt  nach  der  ersten  Reifeprüfung  am  17.  April  1899 
anerkannt  Mit  ihr  ist  eine  dreiklassige  Vorschule  verbunden,  für  die  ein  besonderer 
Etat  geführt  wird. 

Direktor:  Dr.  Bernhard  Pausch  seit  Ostern  1880. 

6  Klassen  (ohne  die  Vorschule);  4  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl.,  2  Lehrer 
an  der  Vorschule,  alle  evangelisch. 

Das  neue  Schulhaus  wurde  Weihnachten  1898  eingeweiht;  sein  Bau  hat  67  000  Mk. 
gekostet,  dazu  kommen  die  Kosten  der  Erwerbung  des  Grundstücks  mit  12000  Mk. 

Ein  Spielplatz  ist  vorhanden;  die  Schule  ist  auf  die  Mitbenutzung  der  städtischen 
Turnhalle  angewiesen.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  etwa  2000  Bände. 

Stiftungen:  Die  Halepaghen- Stiftung  aus  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  und 
einige  andere  Stiftungen  aus  älterer  Zeit.    Gesamteinnahme  jährlich  2076  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  36925  Mk., 
Zuschuls  der  Stadt  11 128  Mk.,  des  Staates  11 200  Mk.  Schulffeld  in  VI  80  Mk.,  in  V 
und  IV  90  Mk.,  in  III  und  II  100  Mk.,  in  I  110  Mk.;   Auswärtige  zahlen  30  Mk.  mehr. 
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(Herzogtum  Bremen.    20116  Einwohner.) 

Bealschnle. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  (^enründet  und  Ostern  1878  als  ProRvmnasium 
eröffnet  worden.  Das  für  dieses  am  10.  Juni  1877  errichtete  Statut  wurde  am  23.  August 
desselben  Jahres  genehmigt.  In  den  Jahren  1885 — 91  wurde  das  Progymnasium  allmählich 
in  eine  lateinlose  Itealschule  verwandelt  Seit  Ostern  1887  wird  in  den  beiden  untersten 
Klassen  Englisch  als  einzige  Fremdsprache  getrieben.  Die  Vorschule  besteht  seit  der 
Gründung  der  Anstalt. 

Direktor:   Dr.  Eilker  seit  Ostern  1886,  vorher:  Dr.  Holstein. 

6  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  5  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl.; 
1  Oberlehrer  ist  katholisch,  die  Qbrigen  Lehrer  sind  evangelisch. 

Das  jetzige,  mit  einem  Aufwände  von  150000  Mk.  erbaute  Schulhans  ist  Ostern 
1889  bezogen  worden. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  auch  auf  dem  Schulhofe  befinden  sich  Turngeräte. 
Im  Sommer  werden  Tum-  und  Jugendspiele  veranstaltet.  Die  Lehrerbibliothek  enthält 
2400,  die  Schulerbibliothek  360  Bände. 

Stiftungen:  a)  Aus  den  Erträgen  öffentlicher  Vorträge  ist  in  den  Jahren  1878 — 81 
ein  Fonds  zur  Unterstützung  von  Schülern  gebildet  worden.  Bestand  2070  Mk.  b)  Die 
Bickmers-Stiftung,  am  15.  Mai  1886  gegründet,  zu  Prämien  für  Schüler.  Bestand  2000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  dem  Kompatronats- 
kommissar  und  zwei  von  der  Gemeinde  gewählten,  vom  Kgl.  ProvinzialschulKollenum 
bestätigten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  46610  Mk.,  Zuschuls  der  Gemeinde  14297  Mk., 
des  Staates  16  000  Mk.  Schulgeld  in  den  Klassen  VI— IV  für  Einheimische  80  Mk.,  für 
Auswärtige  100  Mk.;  in  II  und  I  100  bezw.  120  Mk.,  in  der  Vorschule  60  Mk.  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Ottemdorf. 

(LandHadeln.    1888  Einwohner  i).) 

Bealaehule  (II,  896.    III,  249). 

Joh.  Martin  MüMer,  Das  gelehrte  Hadeln,  1754.  —  Joh,  Heinrich  Vofs,  Briefe, 
Bd.  II  u.  m,  1840.  —  W.  Herbst,  Joh.  Heinr.  Vofe,  erster  Teil,  1872.  —  G.  W.  Äuhagen, 
Joh.  Heinr.  Volk  in  Otterndorf,  1878.  --  X.  KükeOian,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Königl. 
Bealprogymnasiums  zu  Ottemdorf,  Progr.  1892. 

Unter  der  Begierung  des  Herzogs  Magnus  II.  von  Sachsen-Lauenburg  wurde  eine 
vom  Jahre  1526  datierte,  vermutlich  erst  1529  abgefafste  Kirchen-  und  Schulordnung 
erlassen,  in  welcher  der  Kirchengemeinde  die  Anstellung  eines  Lehrers  aufgegeben  und 
bestimmt  wurde,  dafs  dieser  die  Knaben  in  Religion,  Lateinisch,  Logik  und  Musik 
unterrichte,  zu  seiner  Unterstützung  aber  gegen  Entschädigung  aus  der  Kirchenkasse 
von  20  Mk.  einen  Lokaten  halten  solle.  Der  Name  eines  Rektors  tritt  zuerst  in  den 
80  er  Jabren  des  16.  Jahrhunderts  auf.  Die  Anstalt,  welche  zeitweise  den  Namen  Lyceum 
führte,  entliefe  die  Schüler  ihrer  ersten  Klasse  bis  1829  zur  Universität.  In  diesem  Jahre 
wurde  sie  vom  Ministerium  unter  die  Progymnasien  versetzt.  Von  1834  an  wurde  zu 
Gunsten  der  ins  praktische  Leben  übertretenden  Schüler  den  Realien  eine  gröfeere  Be- 
rücksichtigung gewährt.  1848  erhielt  die  Anstalt  die  Einrichtung  einer  höheren  Büreer- 
schule  mit  5  IClassen  und  1  Vorschulklasse ;  für  den  Unterricht  in  den  alten  Sprachen 
wurden  Parallelstunden  eingerichtet.  Am  22.  Dezember  1868  wurde  der  Schule  das  Recht 
beigelegt,  Entlassungsprüfungen  abzuhalten;  am  3.  August  1875  erhielt  sie  die  erweiterten 
Berechtigungen  der  höheren  Bürgerschulen.  Ostern  1893  begann  ihre  Umwandlung 
in  eine  latemlose  Realschule,  Ostern  1894  hörte  der  Nebenunterricht  im  Griechischen 
auf,  und  Ostern  1899  hatte  mit  der  Abhaltung  der  ersten  Reifeprüfung  an  der  Real- 
schule jene  Umwandlung  ihren  Abschlufe  gefunden.     Die  Vorschule  wurde  1893  auf- 


^)  Die  aus  der  Stadt,  dem  Osterende  und  dem  Westerende  bestehende  Kirchen- 
gemeinde hat  4155  Einwohner. 
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gehoben.  Patron  der  Anstalt  war  früher  die  Kirchengemeinde  der  drei  Orte:  Stadt  Ottern- 
orf, Osterende  nnd  Westerende.  Die  örtliche  Verwaltung  wurde  bis  1885  von  einem 
Scholarchat  geführt,  das  aus  dem  Bürgermeister,  zwei  Schultheilsen  und  dem  Direktor 
bestand.  Am  1.  April  1885  wurde  die  Anstalt  vom  Staate  übernommen.  Die  Eirchen- 
gemeinde  verpflichtete  sich  zur  Zahlung  eines  Zuschusses  von  jährlich  5200  Mk.,  die 
Stadtgemeinde  zur  Zahlung  eines  solchen  von  450  Mk.  und  der  Kreis  zur  Zahlung  eines 
solchen  von  8000  Mk.  Aulserdem  hatte  die  Kirchengemeinde  für  den  Bau  eines  neuen 
Schulhauses  ein  Grundstück  bereitzustellen  und  einen  einmaligen  Beitrag  von  40  000  Mk. 
zu  leisten. 

Direktor:  Dr.  Loui8  Kükelhan  seit  1.  Oktober  1885,  vorher:  Ferdinand  Völlbrechi 
1856—85.    Früher  wirkte  an  der  Schule  u.  a.  Johann  Heinrich  VofSy  Rektor  1778—82. 

6  Klassen;  4  Oberlehrer,  1  etatsmäCsiger  wissenschaftlicher  Hilfs-  und  2  Elementar- 
lehrer;  1  Lehrer  ist  reformiert,  die  übrigen  sind  evangelisch-lutherisch. 

Das  jetzise  Schulgebäude  wurde  1889 — 91  mit  einem  Kostenaufwande  von  184  000  Mk. 
erbaut.  Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält 
3262  Bände;  daneben  besteht  die  von  Vollbrecht  begründete  Yofe-Bibliothek  (125  Bände), 
deren  Hauptbestandteil  Vols'  Werke,  sowie  Abhandlungen  über  ihn  bilden.  Die  Schüler- 
bibliothek ist  nach  Klassen  gesondert. 

Zum  Andenken  an  den  100  Jahre  vorher  erfolgten  Einzug  Joh.  Heinr.  Vofs*  wurde 
am  25.  Oktober  1878  eine  VoDs-Stiftunf;  ins  Leben  gerufen,  deren  Zinsen  zum  Ankauf 
einer  Bücherprämie  für  einen  Schüler  jeder  Klasse  zum  25.  Oktober  zu  verwenden  sind. 
Bestand  800  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  85  440  Mk.,  Zuschufe  des 
Staates  15482  Mk.,  der  Stadt  450  Mk.,  des  Klosterfonds  4446  Mk.  Der  Direktor  und 
zwei  Oberlehrer  haben  Dienstwohnungen. 


Regienmgsbezirk  Osnabrück. 

Osnabrflok. 

(Fürstentum  Osnabrück.    51578  Einwohner.) 

Das  Realgymnasium  ist  vom  Staate  übernommen  und  in  eine  nach 
dem  Altonaer  System  eingerichtete  Doppelanstalt  (Realgymnasium  und 
Realschule  mit  gemeinsamem  Unterbau)  verwandelt  worden.  Aufserdem 
bestehen  wie  bisher  am  Orte  zwei  Gymnasien,  das  vom  Staate  unterhaltene 
Carolinum  und  das  von  der  Stadtgemeinde  unterhaltene  Ratsgymnasium. 

OsmmaBiiim  Carolinum  (II,  379.    III,  244). 

Hartmannj  Beiträge  zur  Geschichte  des  Schulwesens  in  der  Stadt  Osnabrück,  1860, 
und  Progr.  des  Ratsgvmnasiums  von  1865.  —  Stüve,  J.  Chr.  Strodtmanns  Historie  des 
Schulwesens  und  der  Akademie  zu  Osnabrück,  Progr.  des  Ratsgymnasiums  von  1869.  — 
Iber,  Geschichte  des  Gymnasium  Carolinum,  Progr.  1889  u.  1891. 

Die  Anstalt  ist  nach  dem  Stifter  des  Osnabrücker  Bistums,  Karl  dem  Grofsen,  be- 
nannt und  aus  der  von  ihm  zugleich  mit  dem  Domstifte  gegründeten  Domschule  hervor* 
gegangen.  Zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts,  bei  dem  Wiedererwachen  des  Humanismus, 
wurde  sie  durch  eine  vom  Kate  der  Stadt  eingerichtete  lutherische  Schule  schwer  ge- 
fährdet. Diese  wurde  jedoch  nach  kurzem  Bestehen  (1543—48)  auf  kaiserlichen  Befehl 
geschlossen.  Das  Domkapitel  suchte  nunmehr  die  Domschule  wieder  emporzubringen 
und  zog  sogar  lutherische  Lehrer  heran,  denen  hinsichtlich  der  Heligion  volle  Freiheit 
gelassen  wurde.  1595  wurde  jedoch  allen  lutherischen  Lehrern  gekündigt  und  ein  neuer, 
streng  katholischer  Rektor  (Matthias  Timpe)  aus  Münster  nebst  drei  katholischen  Lehrern 
aus  Cöln  berufen.  1625  berief  der  Bischof  Eitel  Friedrich  von  Hohenzollem  die  ersten 
Jesuiten  nach  Osnabrück,  und  diesen  übertrug  sein  Nachfolger  den  Unterricht  an  der 
Domschule.  Unter  ihnen  erhielt  die  Anstalt,  die  früher  ausschließlich  vom  Domkapitel 
unterhalten  wurde,  eigene  Mittel,  indem  ihr  verschiedene  Benefizien,  Präbenden,  Schen- 
kunffen  und  Vermächtnisse  überwiesen  wurden;  aus  diesen  ist  dann  der  jetzige  Schul- 
fonds entstanden.   Von  der  Aufhebung  des  Jesuitenordens  (1773)  an  bis  zur  Säkularisation 
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besorgten  Franziskaner  den  Unterricht  am  Garolinum;  dann  traten  Weltgeistliche  und 
später  daneben  auch  weltliche  Lehrer  an  ihre  Stelle.  Die  im  Jahre  1847  am  Garolinum 
eingerichteten  Realklassen  wurden  nach  Einrichtung  der  städtischen  Realschule  beseitigt; 
die  Vorschule  ist  Michaelis  1886  aufgehoben  worden.  1887  wurde  die  Prima  geteilt 
und  jede  Yereinisung  von  Klassen,  aulser  im  Hebräischen,  beseitigt.  Das  Gymnasium 
hat  eine  eigene  Kirche,  die  Jesuitenkirche  zum  heiligen  Paulus. 

Das  Garolinum  wurde  früher  als  eine  kirchliche  Anstalt  angesehen;  auch  nach  der 
Säkularisation  führte  noch  eine  Zeit  lang  der  Weihbischof  die  Aufsicht  und  bestellte 
die  Lehrer.  Das  hannoversche  Ministerium  nahm  jedoch  die  Anstalt  für  den  Staat  in 
Anspruch  und  erledigte  den  hierüber  mit  dem  Bischof  entstandenen  Streit  vorläufig 
dadurch,  da&  es  für  das  Garolinum  eine  aus  drei  geistlichen  und  zwei  weltlichen  Mit- 
gliedern bestehende  Schulkommission  einrichtete  und  dem  Weihbischofe  den  Vorsitz 
übertrug.  1885  wurde  diese  Schulkommission  aufgehoben;  ihre  Befugnisse  gingen  auf 
den  Direktor  über. 

Direktor:  Dr.  Kctsimir  Bichter  seit  1.  November  1884,  vorher:  Dr.  Stephan  Bohle 
1867—84. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  Elementarl., 
alle  katholisch. 

Im  Sommer  1899  wurde  der  die  Aula,  den  Zeichensaal,  das  Konferenzzimmer,  das 
Zimmer  des  Direktors  und  ein  Zimmer  für  die  Sammlungen  enthaltende  Erweiterungsbau 
vollendet  (Kosten  105000  Mk.).  Für  den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Turnhalle 
mitbenutzt  Die  Lehrerbibliothek  zählt  23000  Bände  (vgl.  hierüber  Thyen  in  den  Progr. 
von  1875—79  und  Iber,  a.  a.  0.,  Bd.  II,  S.  25). 

Stiftungen:  a)  Die  v.  Schnetlage-Stiftung  (1683),  zur  Erziehung  und  zum  Unter- 
richte der  Söhne  adeliger  und  sonstiger  achtbarer  Familien;  das  Vermöffen  besteht  jetzt 
aus  dem  im  Jahre  1879  für  54  000  Mk.  erworbenen  Konviktsgebäude  in  der  Hakenstralse 
und  einem  Kapital  von  40000  Mk.  b)  Die  Varendorf-Thulen-Eversmann- Stiftung,  zur 
Unterstützung  bedürftiger  Schüler.    Bestand  38400  Mk. 

Die  Anstalt  (Schulgebäude:  Groise  Domfreiheit  1)  wird  vom  Staate  unterhalten. 
Gesamtausgabe  75  725  Mk.,  Bedürftiiszuschuls  80954  Mk.,  Zuschuls  des  Klosterfonds 
10  370  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 

Batsgymnaslum  (II,  382.    III,  244> 

Stüvey  a.  a.  0.  (s.  den  vorigen  Artikel).  —  G.  A»  Harttnann,  Geschichte  des  Rats- 
gymnasinms  zu  Osnabrück,  Progr.  1865  und  1872.  —  F.  Bunge,  Geschichte  des  Rats- 
gymnasiums  zu  Osnabrück,  Festschrift  zur  300jährigen  Jubelfeier  1895. 

Die  vom  Rate  im  Jahre  1543  gegründete  evangelische  Schule  mulkte  im  Jahre  1548 
infolge  des  unglücklichen  Ausganges  des  Schmalkaldischen  Krieges  wieder  geschlossen 
werden.  Erst  am  16.  Oktober  1595  gelang  es  dem  Rate  der  Stadt,  eine  neue  „Latein- 
oder Partikularschule**  zu  errichten.  Dieser  wurden  die  Räume  der  bisherigen  Kirch- 
spielsschule zu  Unserer  Lieben  Frauen  überwiesen.  Schon  damals  wurde  ein  Schul- 
fonds gebildet,  der  im  Laufe  der  Zeit  durch  Schenkungen  beträchtlich  vermehrt  wurde; 
später  wurde  die  geistliche  Güterkasse  zur  Besoldung  der  Lehrer  herangezogen,  und 
auch  jetzt  noch  erhält  die  Anstalt  aus  dem  evanffeiischen  Kirchen-  una  Schulfonds 
einen  Beitrag.  Während  eines  langen  Streites  mit  dem  Domkapitel,  das  für  sich  das 
alleinige  Recnt  zur  Haltung  von  Partikularschulen  in  der  Staat  beanspruchte,  blühte 
die  neue  Schule  rasch  empor;  schon  zu  Ende  des  16.  Jahrhunderts  hatte  sie  6  Klassen 
mit  6  Lehrern.  Am  24.  Oktober  1817  siedelte  sie  in  die  ihr  von  der  Regierung  geschenkte 
früher  Böselagersche  Kurie  über.  Die  im  Jahre  1846  eingerichteten  realen  Parallelklassen 
wurden  1867  aufgehoben;  statt  ihrer  wurde  eine  vom  Gymnasium  unabhängige  Realanstalt 
eingerichtet.  In  der  St.  Marien  und  in  der  St.  Katharinenkirche  ist  für  die  Schüler  noch 
eine  Anzahl  von  Plätzen  vorbehalten.  Die  im  Jahre  1861  eingerichtete  und  1869  zu 
drei  Klassen  ausgestaltete  Vorschule  wurde  1889—91  allmählich  aufgehoben.  Am  25. 
bis  28.  September  1895  feierte  das  Gymnasium  sein  300jähriges  Jubelfest 

Direktor:  Friedrich  Knoke  seit  1892,  vorher:  Heinrich  Bunge  1868—92. 

9  Klassen ;  9  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer,  aufserdem 
im  Nebenamte  1  Zeichenlehrer,  1  Gesang-  und  8  Turnlehrer,  alle  evangelisch. 

Für  den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Gentralturnanstalt  mitbenutzt  Die 
Lehrerbibliothek  zählt  etwa  30  OCX)  Bände.  Sie  ist  wesentlich  bereichert  worden  durch 
die  Übereignung  der  ehemaligen  Bibliothek  des  säkularisierten  Domkapitels  (1816),  durch 

Wiese,  Schulwesen.    IV.  30 
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die  Sammlung  des  evangelischen  Landeskonsistoriums,  durch  die  Rathausbibliothek  (1817X 
einen  Teil  der  Kirchenbibliothek  von  St.  Katharinen  (1823),  durch  den  B&cherschatz 
Justus  Mosers  (1817)  sowie  durch  die  Sammlungen  des  Sanitätsrats  Dr.  Hildel^afidt  (1S96) 
und  des  Pastors  I).  Spiegel  (1895);  sie  enthält  auch  mehrere  Handschriften  und  wertvolle 
Drucke  aus  der  Heformationszeit 

Stiftungen:  &)  Die  zur  Unterhaltung  der  Anstalt  bestimmten  Kapitalien  (bei  der 
Gründung  im  Jahre  1595:  850  Thaler)  sind  auf  171739  Mk.  angewachsen,  b)  Im  Jahre 
1770  wurde  durch  ein  Geschenk  von  1000  Thalern  der  Grund  zu  einer  Lehrer-Witwen- 
kasse  gelegt;  das  Vermögen  derselben  ist  gegenwärtig  auf  173642  Mk.  angewachsen, 
c)  Der  vom  Buschesche  Stipendienfonds,  1730  gegründet.  Bestand  45  174  Mk.  d)  Der 
Wahlfeldsche  Fonds,  1749  gegründet.  Bestand  5218  Mk.  e)  Der  Studienfonds,  1890  vom 
Ministerialdirektor  Dr.  Droop  gegründet.  Bestand  7095  Mk.  f)  Die  Stiftung  des  General- 
direktors Wiüldm  Hackländery  für  bedürftige  Schüler,  1893  gegründet.  Bestand  10900Mk. 
g)  Zu  dem  gleichen  Zwecke  stiftete  der  Fabrikant  Kromschröaer  in  Osnabrück  aus  Anlals 
des  300jährigen  Jubiläums   der  Anstalt  5000  Mk.     h)  Aus  gleichem  Anlasse  und  zu 

fleichem  Zwecke   wurde  von   ehemaligen  Schülern  ein  Fonds   angesammelt.    Bestand 
933  Mk.    i)  Der  Buschsche  Chorfonds.  Bestand  1825  Mk. 

Die  Schule  (Gebäude:  Domhof  11/12)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten;  die 
Patronatsrechte  werden  vom  „evangelischen  Magistrat**  ausgeübt  (Statut  vom  13.  Mai 
1874),  und  zwar  teilweise  durch  die  Schulkommission,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister, 
dem  Stadtsyndikus,  dem  Direktor,  dem  Stadtsuperintendenten  und  dem  Königlichen 
Kompatronatskommissar. 

Gesamtausgabe  73  240  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  19  240  Mk.,  des  Staates  8300  lilk., 
des  Klosterfonds  14  316  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen 
der  Lehrer  liegt  der  Witwenkasse  der  Anstalt  ob.  Die  Witwen  erhalten  24*^/o  des 
letzten  Gehaltes  des  Verstorbenen  und  außerdem  150  Mk.,  die  Vollwaisen  in  der  Regel  ^/s, 
die  Halbwaisen  Vs  des  Witwengeldes  der  Mutter,  erstere  bis  zum  vollendeten  21.,  letztere 
bis  zum  18.  Lebensjahre.    Vgl.  hierüber  auch  oben  S.  438. 

Bealgymnasium  and  Bealschnle  (II,  384.    III,  245). 

Fischer,  Über  die  Aufgabe  und  Methode  des  Unterrichts  der  Realschule,  Progr. 
1868.  —  Derselbe,  Zur  Geschichte  des  Königlichen  Realgymnasiums  während  der  25  Jahre 
seines  Bestehens,  Progr.  1893. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  als  Realschule  zweiter  Ordnung  gegründet, 
Michaelis  1867  mit  den  Klassen  VI  bis  II  eröffnet  und  Ostern  1869  als  Realschule  erster 
Ordnung  anerkannt  worden.  Ostern  1886  wurde  sie  vom  Staate  übernommen,  nachdem 
die  Stadtgemeinde  durch  Vertrag  vom  13.  September  1885  sich  zur  Zahlung  eines  jähr- 
lichen Zuschusses  von  15  000  Mk.  verpflichtet  hatte.  Von  Ostern  1894  ab  wurde  dem 
Realgymnasium  allmählich  eine  Realschule  in  der  Weise  angegliedert,  dalk  die  drei 
unteren  Klassen  für  beide  Schulen  den  gemeinsamen  Unterbau  bilden,  der  fremdsprach- 
liche Unterricht  in  VI  mit  Englisch,  in  IV  der  französische  Unterricht  und  in  der  U  in 
des  Realgymnasiums  der  lateinische  Unterricht  mit  verstärkter  Stundenzahl  beginnt. 
Diese  Umwandlung  hat  Ostern  1900  mit  der  Anerkennung  der  Realklassen  als  Real- 
schule ihren  Abschlufs  gefunden.  Die  Ostern  1868  gegründete  Vorschule  ist  1883  ein- 
gegangen. Das  Statut  fir  die  Realschule  zweiter  Ordnung  (unterzeichnet  J.  Miqud)  ist 
vom  7.  Januar  1868,  das  für  die  Realschule  erster  Ordnung  vom  6.  Juni  1874  datiert 
Am  1.  Juli  1898  feierte  der  Direktor  Fischer  sein  50jähriges  Dienstjubiläum. 

Direktor:  Dr.  Hermes  seit  Ostern  1899,  vorher:  0.  Fischer  1867—99. 

13  Klassen  (nämlich  4  für  den  gemeinsamen  Unterbau,  3  Realschulklassen  und 
6  Realgymnasialklassen);  13  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL,  1  technischer  Lehrer, 
1  Elementarl.;  letzterer  ist  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch.  Für  den 
Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  (drei  Abteilungen)  ist  gesorgt 

Durch  den  Vers taatlichungs vertrag  ist  der  Anstalt  das  Recht  auf  Mitbenutzung  der 
städtischen  Turnhalle  gesichert;  der  Schulhof  kann  als  Turnplatz  für  bestimmte  Arten 
von  Übungen  benutzt  werden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  2177  Werke. 

Aus  Anlafs  der  50jährigen  Jubelfeier  1898  begründete  der  Direktor  Fischer  1898  die 
Jubiläumsstiftung.  Die  Zinsen  sind  für  bedürftige  Schüler  zur  Bestreitung  der  Kosten 
bei  Klassenausflügen  bestimmt    Kapital  1000  Mk. 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  92  200  Mk.,  Zuschufs  des 
Staates  39  000  Mk.,  der  Stadt  15  000  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 
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(Grafschaft  Lingen.    7048  Einwohner.) 

Gymnasium  Gheorg^anum  (mit  Ersatzunterricht)  (II,  384    III,  245). 

B,  A.  GoldsdwUdt,  Geschichte  der  Grafschaft  Lingen,  Osnabrück  1850.  —  Dr.  Winkel- 
tnann,  Geschichte  der  lateinischen  Schule,  des  Seminars  und  des  gymnasium  aca- 
demicum;  Dr.  LüUgert,  Die  erste  Einrichtung  des  Egl.  Gymnasiums  zu  Lingen,  beide 
Abhandlungen  in  der  Festschrift  zum  200jährigen  Jubiläum,  Lingen  1880. 

1680  Rundete  der  Statthalter  der  Niederlande,  Wilhelm  Heinrich  Prinz  v.  Oranien, 
später  König  ▼.  England,  in  der  seit  etwa  100  Jahren  seiner  Familie  gehörigen  Stadt 
Lineen  eine  „illustre"  lateinische  oder  Trivialschule  „zur  Förderung  des  Wohlstandes  von 
Stadt  und  Land  und  zur  Fortsetzung  der  Reformation**.  Zur  Unterhaltung  wurden  Mittel 
aus  der  „geistlichen  Gutskasse",  an  deren  Stelle  später  die  Domänenkasse  trat,  und 
städtische  Mittel  bereitgestellt.  1697  erhob  der  König -Erb  Statthalter  die  Schule  zu 
einem  gymnasium  academicum  mit  der  Bestimmung,  daß  f&r  iede  Fakultät  ein  Professor 
angestellt  werde.  Da  der  Besuch  der  Akademie  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  immer 
schwächer  wurde,  hob  die  hannoversche  Regierung  dieselbe  auf  und  gründete  an  ihrer 
Stelle  ein  Gymnasium  „zur  Unterweisung  junger  Leute  aus  beiden  Konfessionen".  In 
den  Jahren  1888 — 48  war  mit  dem  Gymnasium  ein  Alumnat  verbunden.  1847  wurde 
dem  .Humanunterrichte"  in  den  drei  mittleren  Klassen  Realunterricht  zur  Seite  gestellt; 
aus  aieser  Einrichtung  entwickelten  sich  reale  Nebenklassen;  diese  wurden  am  27.  Juli 
1868  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt,  gingen  jedoch  1875  wieder  ein.  Ihren  jetzigen 
Namen  führt  die  Anstalt  nach  dem  König  Georg  V.,  in  dessen  Gegenwart  1859  das  neue 
Schulgebäude  eingeweiht  wurde.  Ostern  1895  wurde  für  die  am  Griechischen  nicht  teil- 
nehmenden Schüler  Ersatzunterricht  im  Englischen  und  im  bürgerlichen  Rechnen  ein- 
geführt. Die  im  Jahre  1820  eingerichtete  Schulkommission  ist  durch  ErlaCs  des  Unter- 
richtsministers vom  6.  August  lc»3,  die  im  Jahre  1834  errichtete  —  von  1879  bis  1882 
auch  von  Mädchen  besuchte  —  Vorschule  Ostern  1887  aufgehoben  worden.  Am  22.  Januar 
1880  feierte  die  Anstalt  ihr  200jähriges  Jubelfest.  GröTste  Schülerzahl  (189  ohne  Vor- 
schule) im  Sommer  1901,  kleinste  (105)  im  Jahre  1892. 

Direktor:  Dr.  Konrcid  Herrmann  seit  Ostern  1895,  vorher:  Dr.  Fricke  1893—94, 
Ad.  Freytag  1890—93,  Dr.  LüUgert  1871—90.  An  der  Anstalt  hat  u.  a.  gewirkt  Dr.  Loh- 
meyer,  Direktor  1866—68,  jetzt  Ober-  und  Geh.  Regierungsrat  in  Cassel. 

8  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Uilfsl.,  1  technischer  und  Elementar!.; 
4  OberL  sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  einschl.  des  Direktors  evangelisch.  Am 
Gymnasium  wird  evangelischer  und  katholischer  Religionsunterricht  erteilt. 

1898  ist  das  Schul^ebäude  erweitert  worden  (Kosten  18 100  Mk.).  Eine  Turnhalle 
ist  vorhanden;  der  vor  ihr  liegende  Platz  kann  für  einzelne  Arten  von  Turnübungen  be- 
nutzt werden.  Ein  Bootshaus  mit  zwei  Sportsbooten  und  einem  kleineren  Boote  steht 
zur  Verfügung.  Für  die  Benutzung  der  städtischen  Badeanstalt  durch  die  Schüler  zahlt 
die  Gymnasialkasse  jährlich  90  Mk.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  7400  Bände,  darunter 
wertvolle  ältere  Werke  aus  dem  Bestände  der  Bibliothek  der  ehemaligen  Akademie. 

Der  Magistrat  hat  für  frühere  Schüler  bei  Gelegenheit  des  Jubiläums  1880  einen 
Stipendienfonds  gestiftet.    Bestand  1942  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  60850  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  34  724  Mk.,  des  Klosterfonds  3675  Mk.,  der  Stadt  1741  Mk.  Schulgeld 
120  Mk.    Der  Direktor  und  ein  Oberlehrer  haben  Dienstwohnung. 


Meppen. 

(Herzogtum  Aremberg.    4402  Einwohner.) 

Gymnasium  (II,  386.    III,  246). 

Dr.  Wilken,  Zur  Geschichte  des  Gvmnasiums,  Progr.  1868  u.  69.  —  Dr.  Buhe,  Aus 
der  Chronik  des  Gymnasiums,  Progr.  1ö96. 

In  Meppen  bestand  nachweisbar  bereits  seit  1478  eine  mit  der  Pfarrkirche  ver- 
bundene, in  eine  deutsche  und  eine  lateinische  Abteilung  geschiedene  Schule.    Diese 

30* 
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wurde  1642  mit  Genehmignng  Ferdinands,  Kurfürsten  von  Cöln  und  Fürstbischofs  von 
Münster,  von  den  Jesuiten,  die  als  Missionare  die  Pfarre  von  Meppen  verwalteten,  in 
eine  höhere  Lehranstalt  umgewandelt.  Zur  Unterhaltung  der  Schiile  wies  der  Fürst- 
bischof aus  seinen  Kammergütem  400  Reichsthaler  jährlich  und  die  Einkünfte  der  drei 
Vikarien  in  Aschendorf,  Haselünne  und  Fresenborg  an.  Au&erdem  wurden  die  Jesuiten 
durch  Schenkungen  und  Vermächtnisse  im  17.  und  18.  Jahrhundert  reichlich  unterstützt. 
Nachdem  1773  der  Jesuitenorden  aufgelöst  war,  wurden  seine  Güter  im  Amte  Meppen 
vom  fürstbischöflichen  Minister  und  Generalvikar  Fürstenberg  für  den  Fürstbiscnof 
Max  Friedrich  in  Besitz  genommen,  um  nach  Malsgabe  eines  vom  Kaiser  bestätigten 
Reichshofrats-Gutachtens  „auch  femer  zum  Besten  des  öffentlichen  Unterrichts  und  der 
Gottesverehrune"  verwendet  zu  werden.  Durch  den  Reichsdeputationshauptschluß  ging 
1803  das  Amt  Meppen  und  damit  das  Vermögen  der  Schule  an  das  Herzoglich  Arem- 
bergische  Haus  über.  Nach  der  hannoverschen  Besitzergreifung  wurde  die  Verwaltung 
des  Anstaltsvermögens  von  der  Landdrostei  Osnabrück  übernommen;  diese  überwies 
alsbald  der  Schule  einen  jährlichen  Zuschuß  von  600  Thalem  und  die  Einkünfte  des 
später  für  11 111  Thaler  abgelösten  Dersumer  Zehnten.  Der  Unterricht  im  Gymnasium 
wurde  von  1773 — 76  von  Eigesuiten,  1776 — 1816  von  Franziskanern  fortgesetzt;  seitdem 
traten  allmählich  Weltffeistliche  an  ihre  Stelle.  1817  wurde  die  von  der  hannoverschen 
Regierung  bestätigte  Schulkommission  gebildet;  dieselbe  hat  bis  1886  bestanden.  Aufser- 
dem  wurde  ein  Schulgeld  eingeführt  und  das  Kapitalvermögen  der  Anstalt  durch  wieder- 
holte Beiträge  der  Regierung  erhöht.  1820  wurde  die  sechste  Klasse  eingerichtet,  1830 
übernahm  das  neu  eingerichtete  Oberschulkollegium  die  Verwaltung  des  Vermögens 
der  Anstalt.  Seit  1853  ist  mit  ihr  ein  bischöfliches  Konvikt  für  30  Zöglinge  ver- 
bunden; die  Leitung  führt  ein  vom  Bischöfe  bestellter  geistlicher  Präses,  dem  ein 
Präzeptor  zur  Seite  steht.  Das  Gymnasium  besitzt  in  der  ehemaligen  Jesuitenkirche  eine 
eigene  Kirche. 

Direktor:  Dr.  Buhe  seit  3.  August  1895,  vorher:  Dr.  Hüne  1883—95,  Dr.Völcker 
(interimistisch)  1881—83,  Dr.  Wilken  1850—81. 

9  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Zeichenl.,  1  technischer  und 
Elementarl.,  alle  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  Schüler 
ist  gesorgt 

Im  Jahre  1878  wurde  eine  Turnhalle  erbaut;  für  die  Leibesübungen  wird  außerdem 
ein  gemieteter  Spielplatz  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek  umfa&t  5760  Bände.  Der  ver- 
storbene Staatsminister  Dr.  Windthorst  hat  ihr  855  Bände  durch  letztwillige  Verfügung 
überwiesen. 

Stiftungen:  a)  Die  Fundatio  Meppensis  des  Joh.Fabri,  Rektors  der  Pfarrkirche, 
ans  dem  Jahre  1516;  sie  wird  vom  Verwaltungsrate  des  Studienfonds  in  Köln  ver- 
waltet und  jetzt,  ihrer  ursprünglichen  Bestimmung  gemäüs,  für  bedürftige  Schüler  des 
Meppener  Gymnasiums  verwendet,  b)  Die  Windthorst- Stiftung,  1898  vom  Kommerzienrat 
W.  A,  Biedmcmn  gegründet,  für  katholische  Schüler;  die  Verwaltung  wird  vom  bischöf- 
lichen Stuhle  in  Osnabrück  geführt    Bestand  25000  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  63 120  Mk.,  Zuschulk 
des  Staates  28355  Mk.,  des  Klosterfonds  3710  Mk.,  der  Stadt  1225  Mk.  Schulgeld 
120  Mk.    Zwei  geistliche  Oberlehrer  haben  Dienstwohnung. 


Quakenbrück. 

(Fürstentum  Osnabrück.    3074  Einwohner.) 

Bealgymnasinm  (II,  387.    III,  247). 

Bindel,  Zur  Geschichte  der  höheren  Lehranstalt,  Nr.  5645—5651  des  Quakenbrücker 
Kreisblattes.  —  Dr.  Winter^  Über  die  Entwickelung  der  höheren  Lehranstalt  zu  Quaken- 
brück, Progr.  1887. 

In  einer  Urkunde  vom  24.  Oktober  1354  wird  zum  ersten  Male  in  Quakenbrück 
ein  rector  scholarum  erwähnt.  Die  Lateinschule  hatte  um  das  Jahr  1470  zwei  Lehrer 
und  gab  lediglich  die  Vorbereitung  für  die  Gelehrtenschule.  In  dem  Aktenstücke,  das 
den  Stand  des  Normalijahres  1624  festsetzt,  wird  das  Rechtsverhältnis,  da&  „der  Rektor 
von  der  Obrigkeit  der  Stadt  an-  und  nach  Befinden  abgesetzet  und  behauset  werde", 
^Is  „von  unvordenklicher  Zeit  her"  bestehend  bezeichnet.     1832  wurde  die  nunmehr 
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dreiklassig  (gewordene  Rektorschale  unter  die  Progymnasien  aufgenommen.  Finanzielle 
SchwierigKeiten,  Sinken  der  Schülerzahl  und  andere  Mi&stände  führten  1859  zur  Um- 
wandlung in  eine  höhere  Stadtschule.  Im  Jahre  1868  begann  deren  Ausgestaltung  zu 
einer  höheren  Bealanstalt.  Am  12.  Oktober  1870  wurde  diese  als  höhere  JBürgerschule 
anerkannt;  am  18.  März  1874  wurde  das  noch  jetzt  gültige  Statut  bestätigt,  Ostern  1876 
(zunächst  privatim)  die  Prima  eröffnet,  am  11.  März  1878  die  erste  Reifeprüfung  ab- 
gehalten und  unmittelbar  nach  Schluß  des  Schuljahres  1877/78  die  Schide  zu  einer 
Realschule  erster  Ordnung  erhoben.  Grö&te  Schülerzahl  (181)  im  Sommer  1888,  kleinste 
(113)  im  Jahre  1898. 

Direktor:  Auaust  Fastenrath  seit  1.  Juli  1894,  vorher:  Dr.  B.  WifOer  1884—94, 
Theodor  Gefsner  1860—84. 

8  Klassen;  7  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL,  1  Zeichenl.,  alle  evangelisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  mit  einem  Eostenaufwande  von  25  596  Thalem  errichtete  Schulgebäude  wurde 
am  18.  Oktober  1874  feierlich  eingeweiht  Ein  Anbau  für  den  Zeichensaal,  das  Physik- 
zimmer, ein  Konferenzzimmer  und  zwei  Schulzimmer  ist  im  Jahre  1901  vollendet  worden 
(Kostenanschlag  15000  Mk.). 

Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden;  für  Ballspiele  u.  s.  w.  ist  vom  Manstrat 
der  Anstalt  ein  passender  Platz  überwiesen.  Die  Lehreroibliothek  enthält  1875  Werke 
in  etwa  4500  Bänden. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  einem  Mitgliede  des  Magistrats,  dem  Königlichen 
Kompatronatskommissar,  dem  Direktor  und  vier  vom  Magistrat  gewählten,  von  der  Auf- 
sichtsbehörde bestätigten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  50440  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt 
14  502  Mk.,  des  Staates  15  500  Mk.,  des  Klosterfonds  5625  Mk.  Schulgeld  in  VI  80  Mk., 
V  90  Mk.,  IV  100  Mk.,  III  120  Mk.,  II  130  Mk.,  I  140  Mk. 


Papenburgr. 

(Herzogtum  Aremberg-Meppen.    7611  Einwohner.) 

BealprogymnaBiimi  (III,  246). 

Dr.  Th.  EräfiMmn^  Geschichte  der  Schule  seit  der  Gründung  bis  Ostern  1874, 
Progr.  1875.  —  Dr.  G,  OverhoUhaus,  Rückblick  auf  die  25jährige  Geschichte  der  Anstalt, 
Progr.  1895. 

• 

Eine  von  einem  Privatverein  unterhaltene  höhere  Schule  wur4e  von  der  Stadt- 
gemeinde übernommen  und  Michaelis  1869  als  eine  in  der  Entwickelung  begriffene 
höhere  Bürj^erschule  mit  drei  Klassen  und  einer  Vorschulklasse  eröffiiet  Die  neue 
Anstalt  erhielt  unter  dem  27.  April  1871  ein  Statut,  in  welchem  sie  als  eine  von  der 
Stadtgemeinde  zu  unterhaltende  katholische  Anstalt  bezeichnet  wurde.  Am  80.  Mai  1874 
wurde  sie  als  höhere  Bürgerschule,  am  29.  September  1883  als  vollberechtigtes  Real- 
progymnasium anerkannt.  Die  Vorschule  wurde  Ostern  1881  wegen  zu  schwachen  Be- 
suches aufgehoben.    Grö&te  Schülerzahl  (142)  im  Jahre  1877,  kleinste  (85)  im  Jahre  1883. 

Direktor:  Dr.  Gustav  OverhöUhaus  seit  1.  Mai  1888,  vorher:  Dr.  Theodor  Erd^ 
mann  1874—88. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  alle  katholisch«  Für  den 
Religionsunterricht  der  evangelischen  Minderheit  ist  gesorgt 

Für  den  Turnunterricht  wird  seit  1899  die  neuerbaute  städtische  Turnhalle  be- 
nutzt Die  Lehrerbibliothek  zählt  971  Werke  in  2105  Bänden.  Im  Jahre  1870  wurden 
ihr  vom  Oberkommerzienrat  Hahn  in  Hannover  100  Bände  meist  wissenschaftlichen 
Inhalts  geschenkt 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtsemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungs- 
behörde ist  die  Schulkommission,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  einem  zweiten 
Mitgliede  des  Magistrats,  zwei  Bürgervorstehem,  dem  Direktor  und  dem  katholischen 
Hauptpfarrer.  Gesamtausgabe  3d9(]&  Mk.,  Zuschußi  der  Stadt  11643  Mk.,  des  Staates 
12000  Mk.,  des  Klosterfonds  1800  Mk.  Schulgeld  für  VI  60  Mk.,  V  und  IV  80  Mk., 
III  und  U  100  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  die 
feste  Zulage  nach  §  9,  1  a— c.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 
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Regierungsbezirk  Anrieh. 

Aurloh. 

(Fürstentum  Ostfrie Bland.    6018  Einwohner.) 

Gymnasium  (II,  888.    III,  247). 

Fomimer,  Kurze  Nachricht  von  der  Ulrichs -Schule  zu  Aurich,  Progr.  1821.  — 
Dr.  Max  Heynacher,  Festschrift  zur  250jfthrigen  Stiftungsfeier  d^s  KgL  Grvmnasiums  zu  A.» 
Aurich  1890  (Tapper  &  Sohn).  —  Progr.  1861.  —  Dr.  Rudolf  MiJicke,  Beiträge  zur  Ge- 
schichte der  höheren  Schulen'  im  18.  Jahrhundert,  Göttingen  1901  (Beilage  zum  Pro- 
gramm der  Klosterschule  zu  Ilfeld). 

Eine  einklassige  Lateinschule  hat  in  Aurich  schon  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hunderts hestanden.  1646  stiftete  Ulrich  IL,  Graf  und  Herr  zu  Ostfriesland,  auf  Be- 
treihen des  lutherischen  Superintendenten  Brcmdanus  Daetrius  eine  dreiklassiffe  Schule. 
Die  Mittel  zur  Erhaltung  derselben  wurden  teils  durch..  Geschenke  und  Kollekten, 
teils  durch  Zuwendungen  des  Grafen  Ulrich,  teils  durch  Überweisung  von  Einkünften 
des  säkularisierten  Klosters  zusammengebracht.  Nach  einer  Zeit  des  Rückganges 
während  der  napoleonischen  Zeit  wurde  die  Schule  1822  zu  einem  „Lyceum**  erweitert. 
Eine  Zeit  lang  war  für  die  am  Griechischen  nicht  teilnehmenden  Schüler  Nebenunter- 
richt eingerichtet;  diese  Einrichtung  wurde  aber  1869  aufgegeben,  da  die  Stadtgemeinde 
die  Zahlunff  des  hierfür  von  ihr  geforderten  Beitrages  ablehnte.  Am  16.  und  17.  Sep- 
tember 189d  feierte  die  Anstalt  das  Fest  ihres  250jährigen  Bestehens.  Die  seit  der 
hannoverschen  Zeit  bestehende  Vorschule  (vor  Ostern  1868  Sexta  ohne  Latein)  wurde 
Michaelis  1882  aufgehoben. 

Direktor:  Dr.  Hugo  v.  Kleist  seit  22.  März  1899,  vorher:  Dr.  Budolf  Mücke 
1896—98,  Dr.  Max  Heymacher  1892—96,  Dr.  Becher  1890—92  (gest.  1900  als  Provinzial- 
schulrat  in  Berlin),  Dr.  Anton  Dräger  1872—90. 

8  Klassen  (0  I  und  U  I  vereinigt);  9  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL^ 
1  Elementar!.,  alle  evangelisch  (einer  reformiert).  Für  den  Religionsunterricht  der 
katholischen  Schüler  ist  gesorgt 

Das  Gymnasium  besitzt  eine  Turnhalle,  einen  Turnplatz  und  eine  Badeanstalt.  Die 
Bibliothek  enthält  ungefähr  10000  Bände. 

Bei  der  Jubelfeier  1896  stiftete  Professor  JL  Meyer  in  Clausthal  800  Mk.  zu  einer 
Prämie  für  den  besten  und  würdigsten  Turner. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  62 100  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  84  118  Mk.,  des  Klosterfonds  9427  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

Bmden. 

(Fürstentum  Ostfriesland.    16458  Einwohner.) 

Die  am  Gymnasium  vorhandenen  Realgymnasialklassen  wurden  nach 
der  Einrichtung  der  Realschule  aufgehoben.  Seit  1886  bestehen  in  der 
Stadt  2  höhere  Schulen,  ein  Gymnasium  und  eine  Realschule;  jenes  wird 
vom  Staate,  diese  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 

Wilhelmus-GyiimasinnDi  (II,  »90.    III,  248). 

L.  Furbringer,  Die  Stadt  Emden  in  Gegenwart  und  Vergangenheit,  Emden  1892 
(Schwalbe),  S.  88  u.  101. 

Die  lateinische  Schule,  aus  der  das  Gymnasium  erwachsen  ist,  ist  lange  vor  der 
Reformation  von  der  Gro&en  Kirche  gegründet  worden.  Nach  Einführung  der  Re- 
formation nahm  sich  ihrer  der  Rat  der  Stadt  an;  1366  z&hlte  sie  sechs  Klassen,  davon 
war  die  unterste  Yorbereitungsklasse.  Bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts  ging  indessen 
die  Zahl  der  Klassen  auf  drei  zurück,  und  erst  1836  wurde  die  Schule  von  neuem  als 
Gymnasium  eingerichtet,  nachdem  die  erforderlichen  Mittel  von  der  Stadtgemeinde  be- 
willigt waren.    Neben  der  IV,  III  und  II  bestanden  seit  der  Neueinrichtung  des  Gym- 
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nasiums  Realklassen;  sie  wurden  nach  der  Dreulsischen  Besitzergreifung  als  höhere 
Bürgerschule  anerkannt  Am  1.  Januar  1873  wurde  die  Anstalt  vom  Staate  über- 
nommen, am  10.  Januar  1877  erhielt  sie  den  Namen  „Wilhelms-Gymnasium'*,  und  in  der 
Zeit  von  1886--88  wurden,  nachdem  inzwischen  die  Stadtgemeinde  eine  Realschule  ge- 
gründet hatte,  die  Klassen  des  Realprogymnasiums  aufgehoben.  Die  im  Jahre  le68 
eingerichtete  Vorschule  ist  1886  eingegangen.  Am  15.  März  1883  beging  der  Direktor 
Dr.  Schweckendieck  sein  50j&hriges  Dienstjubiläum. 

Direktor:  Dr.  Otto  SehüfsUr  seit  Ostern  1891,  vorher:  Dr.  Max  Grafshof  ISSS—dh 
Dr.  W.  Sctwjtckmdieck  1849— 8a 

9  Klassen;  11  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  alle  evangelisch  (zwei 
reformiert). 

Das  jetzige  Schulhaus  (Wilhelmstrafee  107)  ist  in  den  Jahren  1874—77  mit  einem 
Kostenaufwande  von  291000  Mk.   (ausschl.  des   von    der  Stadt   unentgeltlich   bereit- 

festellten  Grundstücks)  erbaut  worden.    Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.    Die 
lehrerbibliothek  enthält  5246  Bände,  dazu  59  Abteilungen  Karten  und  Bildwerke. 

Stiftungen:  a)  Das  Vermächtnis  des  Predigers  Wenz  (1836),  für  Söhne  armer 
Landprediger,  in  erster  Linie  reformierter.  Bestand  995  Mk.  b)  Die  Schweckendieck- 
Stiftung,  zu  Schülerstipendien  (Statut  vom  8.  September  1884,  vgl.  Progr.  1885).  Bestand 
3715  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  72  830  Mk.,  Zuschufs 
des  Staates  45  646  Mk.,  der  Stadt  4752  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Kaiser  Friedrichs-Bealschnle. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  29.  April  1886  mit  den 
beiden  Klassen  VI  und  V  eröffnet  worden.  Der  Staat  unterstützte  die  Gemeinde  in  der 
Weise,  dafs  er  ihr,  um  ihr  die  Unterhaltung  der  Realschule  zu  erleichtern,  von  dem 
vereinbarten  jährlichen  Zuschüsse  für  das  Gymnasium  durch  Vertrag  vom  2./12.  April  1888 
6000  Mk.  erliefe.  Durch  Königlichen  Erlais  vom  10.  August  1888  wurde  der  Realschule 
der  Name  „Kaiser  Friedrichs-Realschule''  verliehen,  am  29.  Juli  1891  erhielt  sie  die 

Militarberechtigung,  und  unter  dem  n^-^ — "tösö  wurde  ein  Statut  für  sie  errichtet. 

t^.  Jan.  loi742 

Seit  Ostern  1901  beginnt  der  fremdsprachliche  Unterricht  in  Sexta  mit  dem  Englischen; 

das  Französische  soll  demgemäß  erst  in  Quarta  beginnen.    Bis  zur  FertigsteUung  des 

neuen  Gebäudes  waren  die  Klassen  der  Realschule  teils  im  Gebäude  der  städtischen 

Handelsschule,  teils  in  dem  der  Navigationsschule  untergebracht.     Grölste  Schülerzahl 

(194)  Sommer  1901,  kleinste  (144)  im  Jahre  1897/98. 

Direktor:  Dr.  Friedr,  NiemöUer  seit  1896,  vorher:  Hemmo  Suur  1888-95.  Bis 
1888  waren  intermistische  Dirigenten:  der  Direktor  der  Töchterschule  Zwüzers  und  der 
Oberlehrer  Steffier. 

6  Klassen-,  4  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  2  Elementarl.,  alle  evangelisch  (drei  reformiert). 

Das  neue  Schulhaus  ist  am  25.  April  1889  feierlich  eingeweiht  worden;  die  Bau- 
kosten betrugen  81000  Mk.;  dazu  kamen  für  den  Erwerb  des  Grundstücks  13  200  Mk. 
Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  fürTumspiele  ist  vom  Magistrat  ein  Platz  bereitgestellt. 
Die  Bibliothek  enthält  609  Werke  in  928  Bänden. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Ersten  Bürgermeister,  zwei  Senatoren,  drei 
Bürgervorstehern  und  dem  Direktor.  Gesamtausgabe  36580  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt 
18298  Mk.,  des  Staates  6000  Mk.  Schulgeld  80  Mk.;  für  Auswärtige,  die  in  der  Stadt 
nicht  volle  Pension  haben,  100  Mk.  Die  an  die  Provinzial -Witwen-  und  Waisenkasse 
zu  zahlenden  Beiträge  für  die  Versicherung  der  Hinterbliebenen  der  Lehrer  werden  zu 
*k  von  der  Stadt,  zu  Vs  vom  Staate  geleistet. 

Leer. 

(Fürstentum  Ostfriesland.    12301  Einwohner.) 

Bealgymnasium  und  Gymnasimn  (II,  392.    in,  248). 

Die  Anstalt  wurde  von  den  städtischen  Körperschaften  gegründet  und  am  16.  Ok- 
tober 1834  mit  2  Klassen  eröffiiet;  1850  war  sie  bereits  auf  5  Klassen  angewachsen. 
Ostern  1868  wurde  sie  zu  einer  höheren  Bürgerschule  ausgestaltet  und  am  3.  November 
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desselben  Jahres  als  solche  anerkannt.  Für  diejenigen  Schüler,  die  später  studieren 
wollten,  wurde  gymnasialer  Nebenunterricht  eingeführt.  Am  8.  Mai  lo69  erhielt  die 
Anstalt,  nachdem  sie  inzwischen  durch  eine  Prima  vervollständigt  war,  die  Anerkennung 
als  Healschule  erster  Ordnung.  Ostern  1874  wurde  sie  vom  Staate  übernommen.  Aus 
den  Nebenabteilungen  bildeten  sich  allmählich  Gymnasialklassen,  und  diese  wurden  am 
81.  März  1877  als  vollberechtigtes  Progymnasium  anerkannt.  Ostern  1880  wurde  eine 
Gymnasialprima  eingerichtet,  und  am  9.  Mai  1881  wurden  die  Gymnasialklassen  als  voll- 
ständiges Gymnasium  anerkannt.  An  diesem  fand  die  erste  Reifeprüfung  Ostern  1882 
statt.  Die  Michaelis  1874  eingerichtete  Vorschule  ist  Ostern  1896  aufgehoben  worden. 
Seit  Michaelis  1890  ist  mit  dem  Gymnasium  eine  Seminaranstalt  verbunden. 

Direktor:  Dr.  Otto  Lücke  seit  1.  Januar  1901,  vorher:  Adolf  Quapp  1873—19019 
Frarus  Giesel  1868—73. 

11  Klassen,  davon  entfallen  3  auf  den  gemeinsamen  Unterbau,  5  auf  das  Gymnasium 
(0  I  und  U  I  sind  vereinigt^  3  (I,  II,  III)  auf  das  Realgymnasium;  11  Oberlehrer,  2  wissen- 
schaftliche Hilfsl.,  1  Zeichenl.,  1  technischer  Lehrer;  1  Oberlehrer  ist  katholisch,  die 
übrigen  Lehrer  sind  evangelisch.  Auch  für  die  katholische  Minderheit  ist  Religions- 
unterricht (3  Abteilungen  mit  je  2  Stunden)  eingerichtet. 

Für  den  Turnunterricht  ist  die  Halle  des  Turnvereins  gemietet,  auch  wird  der 
Schulhof  f\XT  das  Turnen  benutzt.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  ungefähr  6000  Bände. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  80880  Mk.,  Zuschufs 
des  Staates  37088  Mk.,  des  Klosterfonds  1635  Mk.,  der  Stadt  14610  Mk.   Schulgeld  120  Mk. 


Norden. 

(Fürstentum  Ostfriesland.    7048  Einwohner.) 

Ulrich8-G3nimasiam  (mit  Ersatzunterricht)  (II,  889.    III,  248). 

Ä,  Heidelberg,  Die  Ulrichs-Schule  zu  Norden,  Festprogramm  zum  30.  Dezember  1867.  — 
H.  Babudce,  Geschichte  des  Königl.  Progymnasiums  m  Norden,  Emden  1877  (Haynel). 

Die  Schule  ist  1567  von  den  Brüdern  Johann  und  Edzard,  Grafen  von  Ostfriesland, 
als  „lateinische  Schule^  gegründet  worden.  Sie  stand  unter  landesherrlichem  Patronate ; 
die  Mittel  zu  ihrer  Unterhaltung  lieferten  teils  die  Säkularisation  des  Kirchengutes, 
teils  Schenkungen  des  gräflichen  Hauses  und  der  Bewohner  von  Norden  und  Umgebung. 
Graf  Ulrich  II.  erweiterte  die  Schule  zu  einem  „Paedagogium  illustre"  (schola  Ulricana); 
seitdem  bereitete  sie  für  die  Universität  vor.  1834  wurde  sie  als  „Progymnasium  erster 
Klasse  nebst  höherer  Bürgerschule*^  eingerichtet,  am  15.  November  1870  als  voll- 
berechtigtes Progymnasium  und  1877  als  Gymnasium  anerkannt.  1893  wurde  Ersatz- 
unterricht für  die  vom  Griechischen  befreiten  Schüler  eingerichtet.  Ein  Zusammenhang 
mit  der  lutherischen  Kirche  äulsert  sich  noch  in  der  dieser  zustehenden  Beteiligung  an 
der  Schulkommission  (s.  unten).  Die  Kirche  zahlt  an  die  Gynrnasialkasse  jährlich  etwa 
770  Mk.  Die  im  Jahre  1871  eingerichtete  Vorschule  ist  1886  eingegangen.  Gröfete 
Schülerzahl  (204)  im  Jahre  1892. 

Direktor:  Friedrich  Hermann  seit  1.  Oktober  1887,  vorher:  Dr.  Franz  Münnich 
1881—87,  Dr.  lUchard  Schneider  1875—81,  Dr.  Babucke  1873—75. 

8  Klassen ;  9  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  Elementar]., 
alle  evangelisch. 

Das  Klassengebäude  ist  1875  mit  einem  Kostenaufwande  von  77  100  Mk.  errichtet 
worden.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  als  Spielplatz  dient  der  Schulhof.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  etwa  5000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Stipendienstiftung  des  Grafen  Ulrich  IL,  Rest  einer  Schenkung 
zur  Einrichtung  eines  Konvikts.  Jährlich  129  Mk.  für  bedürftige  Schüler,  b)  Im  Jahre 
1873  wurde  aus  dem  Ertrage  von  Vorträgen  der  Lehrer  eine  Stipendienstiftuncr  ge- 
gründet. Bestand  2550  Mk.  c)  Die  Frerichs- Stiftung,  1876  von  Schülern  des  Ober- 
lehrers Dr.  Fr,  gegründet  und  durch  Zuschüsse  desselben  vergrö(sert,  zu  Universitäts- 
stipendien. Wert  des  Vermögens  (darunter  ein  Grundstück)  etwa  17000  Mk.  d)  Die 
Sterbekasse  der  Lehrer,  zur  Unterstützung  der  Hinterbliebenen.    Bestand  1400  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Das  Anstaltsvermögen  wird  von 
einer  Schulkommission  verwaltet,  diese  besteht  aus  dem  Direktor  als  Vorsitzendem,  zwei 
vom  Kirchenvorstande  der  lutherischen  Gemeinde  und  zwei  von  den  städtischen  Kollegien 

Sewählten  Mitffliedem.     Gesamtausgabe  64870  Mk.,   Zuschuts  des  Staates  34123  Mk., 
es  Klosterfonds  4902  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 
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AVilhelmsliaven« 

(Früher  zu  Oldenburg  gehörig.    22682  Einwohner.) 

Ein  Gymnasium  und  eine  in  der  Entwickelung  begriffene  Realschule. 

Gymnasiam  (mit  Ersatzunterricht). 

Eine  am  1.  Mai  1879  eröffnete  Privatschule  wurde  am  1.  April  1882  vom  Staate 
übernommen  und  zu  einem  Gymnasium  ausgestaltet.  Ostern  1884  erhielt  sie  die  Be- 
rechtigung, Zeugnisse  über  die  wissenschaftliche  Befähigung  für  den  eii^j^rig^freiwilliffen 
Militärdienst  auszustellen,  Ostern  1885  wurde  die  Prima  eröffiiet,  und  1887  entliefs  das 
Gymnasium  die  ersten  Abiturienten  zur  Universität.  Ostern  1895  wurde  Ersatzunterricht 
eingerichtet.    Die  Vorschule  besteht  seit  1882. 

Direktor:  Zimmermann  seit  Ostern  1901,  vorher:  Dr.  Holatein  1885—1901. 

8  Klassen  (0  I  u.  U  I  vereinigt)  und  3  Vorschulklassen;  9  Oberlehrer,  1  wissen- 
schaftlicher HilfsL,  3  technische  und  Vorschullehrer,  alle  evangelisch.  Die  katholischen 
Schüler  erhalten  in  8  Abteilungen  mit  je  2  Stunden  Religionsunterricht. 

Für  den  Umbau  des  Gymnasialeebändes  (KönigstraCse  36),  das  der  Reichsfiskus 
1881  abgetreten  hat,  hat  die  Stadt  90000  Mk.,  der  Staat  20000  Mk.  bereitgestellt.  Im 
Sommer  1897  wurde  mit  einem  Eostenaufwande  von  24000  Mk.  ein  Erweiterungsbau 
ausgeföhrt.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  der  Schulhof  wird  als  Turnplatz  benutzt. 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  1895  Werke  in  etwa  3000  Bänden. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  70  340  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  39769  Mk.,  der  Stadt  1200  Mk.    Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  100  Mk. 

Städtische  Bealschule« 

Die  von  der  Stadtgemeinde  unterhaltene  Knabenmittelschule  in  Wilhelmshaven 
wurde  durch  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  26.  März  1900  als  eine  in  der  Ent- 
wickelung  begriffene  Realschule  anerkannt.  Am  11.  März  1901  fand  die  erste  Reife- 
prüfung statt;  bald  darauf  erfolgte  die  Anerkennung  der  Anstalt  als  Realschule.  Am 
15.  Januar  1901  ist  das  für  dieselbe  errichtete  Statut  bestätigt  worden. 

Direktor:  Dr.  Albert  Dewitz. 

9  Klassen  (VI,  V  u.  IV  geteilt)  und  3  Vorschulklassen ;  8  Oberlehrer,  2  Mittelschull., 
1  technischer  Lehrer,  6  VorschulL,  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der 
katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Die  Schule  ist  vorläufig  noch  im  Gebäude  der  früheren  Mittelschule  untergebracht, 
für  die  Vorschulklassen  sind  Räume  in  der  Gewerbeschule  gemietet;  ein  Neubau  ist  be- 
schlossen worden.  Für  den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Turnhalle  mitbenutzt. 
Mit  der  Bildung  einer  Lehrerbibliothek  und  einer  Schülerbibliothek  ist  begonnen  worden. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Zur  Mitwirkung  bei  der  Ver- 
waltung ihrer  äufseren  Angelegenheiten  ist  ein  Realschul  vorstand  bestellt,  welchem  der 
Direktor  als  ständiges  Mitglied  angehört.  Gesamtausgabe  52  200  Mk.,  Zuscnufs  der  Stadt 
25175  Mk.  Schulgeld  80  Mk.,  auswärtige  Schüler  zahlen  25®/o  Zuschlag;  in  der  Vor- 
schule 50  Mk.,  auswärtige  Schüler  zahlen  50®/o  Zuschlag. 


Privatanstalten. 

Ahnsche  Bealschule  in  Laaterberg  a.  Harz. 

Die  Schule  wurde  im  Jahre  1883  vom  Realgymnasialoberlehrer  a.  D.  Dr.  Ahn 
gegründet.  Nach  der  Absicht  ihres  Begründers  sollte  sie  lediglich  em  für  interne 
Zöglinge  bestimmtes  Enabenpensionat  und  Schulsanatorium  sein.  Aber  bereits  im 
Gründun^sjahre  wurden  Söhne  von  Lauterberger  Bürgern  zur  Teilnahme  am  Unterrichte 
der  Pensionäre  zugelassen,  und  Ostern  1886  fanden  Aufnahmen  auswärtiger  Schüler  in 
größerem  Umfange  statt.  Die  dadurch  notwendig  gewordene  Gliederung  nach  Klassen 
fand  Ostern  1901  ihren  Abschluls;  die  Anstalt  hatte  nunmehr  den  Charakter  einer  latein- 
losen Realschule.  Am  21.  Mai  1892  wurde  sie  unter  die  militärberechtigten  Privat- 
anstalten aufgenommen. 

Direktor:  Dr.  Fatü  Bartels  seit  Ostern  1894,  vorher:  Dr.  Ahn. 
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6  Klassen  und  eine  dreistufige  Vorschule;  5  wissenschaftliche,  2  technische  und 
Elementarlehrer,  mit  einer  Ausnahme  alle  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  im  Jahre  1889  eingeweiht  worden.  Turnhalle,  Spielhof 
und  Pflanzengarten  sind  vorhanden. 

Die  Anstalt  wurde  ursprünglich  vom  Begründer  allein  unterhalten;  seit  1891  be- 
streitet die  Stadtgemeinde  den  ffrö&ten  Teil  der  Unterhaltungskosten.  Für  die  Ver- 
waltung ist  ein  Kuratoriufai  bestellt.  Schulgeld  60 — 150  Mk.  Für  die  Lehrer  wurde  1892 
auf  Veranlassung  der  Reichsschulkommission  eine  Pensionskasse  eingerichtet. 

Noellesche  Handelsschnle  in  Osnabrfick« 

Die  Schule  wurde  im  Jahre  1838  vom  Gymnasiallehrer  Nodle  gegründet.  Am  4.  August 
1868  erhielt  sie  die  Militärberechtigung;  gleichzeitig  wurde  em  Keglement  für  die  an 
ihr  abzuhaltenden  Abgangsprüfungen  erlassen.  Ihre  drei  Klassen  haben  den  Lehrplan 
der  drei  oberen  Klassen  einer  Realschule  mit  den  durch  den  Charakter  der  Anstalt  als 
Handelsschule  bedingten  Abweichengen.    1887  wurde  das  jetzige  Schulhaus  eingeweiht. 

Direktor:   Dr.  Lindemann  seit  Ostern  1882,  vorher:  Dr.  Sletuner. 

5  evangelische,  3  katholische  Lehrer. 

Schulgeld  200  Mk.  für  Deutsche,  800  Mk.  für  Ausländer.  Für  die  Lehrer  ist  eine 
Ruhegehaltskasse  eingerichtet,  zu  welcher  die  Stadtgemeinde  einen  Zuschulk  von  1000  Mk; 
jährlich  leistet. 


Provinz  Westfalen. 

(3  Regierungsbezirke.    20  210,61  qkm.    3  187  777  Einwohner.) 

Die  Provinz  Westfalen  zählte  im  Jahre  1873 :  20  Gymnasien,  9  Real- 
schulen 1.  Ordnung,  3  Progymnasien,  5  höhere  Bürgerschulen.  4  Real- 
schulen waren  mit  Gymnasien  unter  gemeinsamer  Leitung  vereinigt.  Zählt 
man  diese  Doppelanstalten  einfach,  so  waren  im  ganzen  33  höhere  Schulen 
vorhanden. 

Das  Progymnasium  zu  Vreden^)  und  die  höhere  Bürgerschule  in 
Unna')  sind  fortgefallen.  Neu  hinzugekommen  sind:  das  Gymnasium  in 
Schalke  (ursprünglich  lateintreibende  höhere  Bürgerschule,  später  Real- 
gymnasium, jetzt  in  der  Umwandlung  zu  einem  Gymnasium  mit  Ersatz- 
unterricht begriffen),  das  aus  der  Abtrennung  der  Realklassen  vom  Gym- 
nasium entstandene  Realgymnasium  zu  Dortmund,  die  Oberrealschule  zu 
Bochum  (aus  einer  reorganisierten  Gewerbeschule  entstanden,  zunächst 
Realschule),  die  Progymnasien  zu  Hattingen,  Horde,  Schwerte,  Münster, 
Altena  und  Wattenscheid  (die  beiden  letzteren  früher  Realprogymnasien), 
die  aus  einer  Landwirtschaftsschule  entstandene  und  mit  dieser  auch  jetzt 
noch  verbundene  Realschule  zu  Herford,  die  Realschulen  zu  Bulmke,  Unna, 
Bielefeld,  Gevelsberg,  Hamm,  Herne  und  die  in  der  Entwickelung  zu  einer 
Oberrealschule  begriffenen  Realschulen  zu  Hagen  (aus  einer  Provinzial- 
gewerbeschule  entstanden)  und  Dortmund.  Im  ganzen  sind  16  Anstalten 
hinzugekommen,  so  dafs  gegenwärtig  49  vorhanden  sind. 

Von  den  älteren  haben  bezüglich  ihrer  Zugehörigkeit  zu  einer  der 
verschiedenen  Schul gattungen  keine  Änderung  erfahren:  die  Gymnasien 
zu  Münster,  Coesfeld,  Recklinghausen,  Rheine,  Warendorf,  Gütersloh, 
Höxter,  Paderborn,  Arnsberg,  Attendorn,  Bochum,  Brilon,  Soest,  das  mit 
einem  Realgymnasium  verbundene  Gymnasium  in  Bielefeld,  das  Real- 
gymnasium zu  Siegen  und  das  Progymnasium  zu  Rietberg.  An  den 
Gymnasien    zu    Burgsteinfurt,    Hamm    und    Dortmund    sind    die    Real- 


^)  Da  die  Stadtgemeinde  sich  auiser  stände  erklärte,  die  zur  Erhaltung  des  Pro- 
gymnasiums,  insbesondere  zur  Gew&hrung  angemessener  Lehrerbesoldungen  erforder- 
lichen Summen  bereitzustellen,  so  wurde  durch  Erlafs  des  ünterrichtsministers  vom 
6.  Juni  1878  bestimmt,  dafe  jene  bisher  als  JProffymnasium'^  bezeichnete  Anstalt  vom 
1.  Oktober  j.  J.  an  aus  der  Zahl  der  höheren  Schulen  ausscheidet  (vgl.  über  das  frühere 
Progymnasium  I,  804,  U,  267,  III,  261). 

')  Die  städtischen  Körperschaften  lehnten  es  ab,  die  für  eine  angemessene  Aus- 
stattung der  Anstalt  und  eine  ausreichende  Besoldung  der  Lehrer  erforderlichen  Mittel 
zu  bewilligen.  Durch  Erlafe  des  Unterrichtsministers  vom  14.  Juni  1881  wurde  daher 
bestimmt,  daft  die  bisherige  höhere  Bürgerschule  mit  dem  Schlüsse  des  Schuljahres  aus 
der  Zahl  der  höheren  Schulen  ausscheide  (vgl.  III,  270). 
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klassen  fortgefallen,  bei  letzterem  unter  ihrer  Verwendung  zur  Errichtung 
eines  selbständigen  Realgymnasiums,  bei  den  beiden  ersteren  unter  Ein- 
richtung von  Ersatzunterricht.  Am  Realg}'mnasium  zu  Münster  ist  die 
früher  mit  ihm  verbundene  Provinzialgewerbeschule ,  am  Gymnasium  in 
Herford  der  Ersatzunterricht  fortgefallen.  Die  erstgenannte  dieser  beiden 
Anstalten  ist  in  der  Umwandlung  in  ein  mit  einer  Realschule  verbundenes 
Gymnasium  begriffen.  Die  frühere  Realschule  1.  Ordnung  in  Hagen  ist 
durch  allmähliche  Angliederung  von  Gymnasialklassen  in  ein  mit  einem 
Realgymnasium  vereinigtes  Gymnasium  umgewandelt.  Den  Realgymnasien 
in  Iserlohn  und  Lippstadt  sind  Realschulen  unter  gleichzeitiger  Ein- 
führung des  Altonaer  Systems  angegliedert;  das  Realprogymnasium  zu 
Bocholt  ist  in  ein  (jetzt  in  der  Entwickelung  zum  Gymnasium  be- 
griffenes)  Progymnasium  mit  Ersatzunterricht,  das  zu  Schwelm  und  das 
zu  Lüdenscheid  in  ein  mit  einer  Realschule  verbundenes  Progymnasium 
(das  erstere  mit  Ersatzunterricht)  umgewandelt  worden.  Bei  der  letzt- 
genannten Anstalt  ist  indessen  mit  der  Rückumwandlung  der  gynmasialen 
Klassen  in  ein  Realgymnasium  begonnen  worden,  dieses  soll  mit  der  Real- 
schule einen  gemeinsamen  Unterbau  nach  dem  Altonaer  System  erhalten. 
Das  Progymnasium  in  Warburg  ist  zu  einem  Gymnasium  erweitert  worden ; 
die  Progymnasien  zu  Bocholt,  Dorsten  und  Wattenscheid  sind  in  dieser 
Erweiterung  begriffen,  das  Progynmasium  zu  Altena  wird  in  ein  Real- 
gymnasium umgewandelt.  Das  Realprogymnasium  in  Witten  ist  zu  einem 
Realgymnasium  mit  Realschule  erweitert  worden;  das  Realgymnasium  ist 
neuerdings  nach  dem  Frankfurter  System  umgestaltet  worden.  Das  mit 
dem  Gymnasium  zu  Minden  verbundene  Realgymnasium  ist  in  oine  Real- 
schule umgewandelt. 

Gregenwärtig  befinden  sich  unter  den  49  überhaupt  vorhandenen 
höheren  Schulen  21  Gymnasien  (darunter  2  mit  Ersatzunterricht,  2  mit 
einem  Realgymnasium,  1  mit  einer  Realschule  verbunden),  7  Real- 
gymnasien (darunter  3,  die  mit  Realschulen  nach  dem  Altonaer  bezw. 
Frankfurter  System  verbunden  sind),  1  Oberrealschule,  11  Progymnasien 
(darunter  2  mit  Ersatzunterricht,  1  mit  einer  Realschule  und  1  mit  einer 
Realschule  und  Ersatzunterricht;  ferner  sind  3  in  der  Erweiterung  zu 
einem  Gymnasium,  1  ist  in  der  Umwandlung  zu  einem  mit  einer  Real- 
schule nach  dem  Altonaer  System  verbundenen  Realgymnasium  be- 
griffen) und  9  Realschulen  (darunter  1  mit  einer  Landwirtschaftsschule 
verbunden). 

Nachdem  die  Vorschulen  an  den  Gymnasien  zu  Bielefeld,  Höxter, 
Bochum  und  am  Realgymnasium  zu  Witten  aufgelöst  worden  sind,  sind 
nunmehr  mit  keiner  höheren  Schule  der  Provinz  Vorschulen  verbunden. 

Vom  Staate  sind  die  früher  städtischen  Gymnasien  zu  Warendorf, 
Minden  und  Hamm,  sowie  das  bisher  stiftische  Gymnasium  zu  Soest  über- 
nommen worden.  Die  Oberrealschule  zu  Bochum  und  die  Realschule  zu 
Hagen,  die  aus  Provinzialgewerbeschulen  entstanden  sind  und  demgemäfs 
früher  vom  Staate  und  der  Stadtgemeinde  gemeinsam  unterhalten  wurden, 
werden  jetzt  ausschliefslich  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Bezüglich 
des  Gymnasiums  und  Realgymnasiums  zu  Bielefeld  ist  die  früher  zweifel- 
hafte Unterhaltungspflicht  in  dem  Sinne  geordnet,  dafs  sie  nunmehr  vom 
Staate  und  von  der  Stadtgemeinde  zu  gleichen  Teilen  getragen  wird. 

Gegenwärtig  sind  2  Anstalten  stiftisch,  10  werden  vom  Staate  allein, 
1  vom  Staate  und  der  Stadtgemeinde,  1  von  der  Stadtgemeinde  und  dem 
Kreise,  1  vom  Kreise,  die  übrigen  34  ausschliefslich  von  der  betreffenden 
Stadtgemeinde  unterhalten. 
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Ein  gemeinsames  Kuratorium  besteht  für  die  beiden  von  der  Stadt- 
gemeinde Dortmund  unterhaltenen  Anstalten  (Realgymnasium  und  Real- 
schule); jeder  der  Direktoren  hat  hier  nur  bezüglich  der  besonderen  An- 
gelegenheiten der  von  ihm  geleiteten  Schule  Stimmrecht.  Für  die  übrigen 
nicht  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  sind  ausnahmslos  besondere 
Kuratorien  bestellt;  in  fast  allen  hat  der  Direktor  volles  Stimmrecht; 
bei  manchen  wird  ein  Teil  der  Mitglieder  vom  Provinzialschulkollegium 
bestellt.  Auch  bei  einigen  der  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  be- 
stehen noch  besondere  Kuratorien  (beim  Gymnasium  zu  Paderborn  lediglich 
für  die  Verwaltung  des  Alumnats). 

Alumnate  bestehen  an  den  Gymnasien  zu  Attendorn,  Brilon,  Gütersloh, 
Höxter,  Münster,  Paderborn,  Recklinghausen,  Warburg. 

Das  1100jährige  Jubelfest  feierte  das  Gymnasium  zu  Münster  (1898), 
das  350jährige  die  Gymnasien  zu  Minden  (1880),  Herford  (1890)  und  Dort- 
mund (1893),  das  300jährige  das  Gymnasium  zu  Burgsteinfurt  (1888)  und 
das  Progymnasium  zu  Schwelm  (1897),  das  250jährige  das  Gymnasium  zu 
Arnsberg  (1893),  das  200  jährige  das  Gymnasium  zu  Rheine  (1875),  das 
100jährige  das  Gymnasium  zu  Hagen  (1899),  das  50  jährige  das  Gymnasium 
zu  Gütersloh  (1901)  und  das  Realgymnasium  zu  Lippstadt  (1901). 

Neue  Schulgebäude  sind  errichtet  worden  für  die  Gymnasien  zu 
Münster,  Minden,  Arnsberg,  Bochum,  Hagen  und  Hamm,  für  die  Pro- 
gymnasien zu  Hattingen,  Horde,  Schwerte,  Wattenscheid,  für  die  Real- 
gymnasien zu  Dortmund  und  Witten,  die  Oberrealschule  zu  Bochum  sowie 
für  die  Realschulen  zu  Herford,  Hagen,  Lüdenscheid  und  Bielefeld.  Für 
die  Progymnasien  zu  Altena  und  Dorsten  ist  ein  Neubau,  für  das  zu  Bocholt 
ein  Erweiterungsbau  in  Angriff  genommen. 

Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Anstalten  hat  eine  eigene  Turnhalle, 
die  übrigen  haben  sich  die  Mitbenutzung  anderweitiger  Räumlichkeiten  und 
Einrichtungen  für  den  Turnunterricht  gesichert.  Am  Realgymnasium  zu 
Witten  ist  für  die  Schüler  ein  Ruderklub  gebildet  worden. 

Wegen  ihrer  Stiftungen  sind  das  Gymnasium  zu  Bielefeld  und  das  Real- 
gymnasium zu  Iserlohn,  wegen  ihrer  reichen  und  wertvollen  Bibliotheken 
die  Gymnasien  zu  Minden  und  Paderborn  zu  erwähnen.  Die  Schulgeld- 
sätze sind  an  den  nicht  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  sehr  ver- 
schieden bemessen;  an  mehreren  sind  sie  für  auswärtige  Schüler  höher 
als  für  einheimische:  an  einzelnen  Orten  richten  sie  sich  aufserdem  nach 
der  Steuerstufe,  in  der  die  zu  seiner  Zahlung  verpflichteten  Personen 
zur  Staatseinkommensteuer  veranlagt  sind,  und  steigen  demgemäfs  bis  auf 
224  Mk. 

Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  an  den  nicht  vom 
Staate  unterhaltenen  Anstalten  ist  überall  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften 
für  die  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten ,  zum  Teil  durch 
Anschlufs  an  die  Provinzial-Witwen-  und  Waisen- Versorgungskasse  geregelt. 
Daneben  bestehen  besondere  Witwenkassen  an  den  Gymnasien  zu  Höxter 
und  Bielefeld,  an  den  Realgymnasien  zu  Iserlohn  und  Siegen,  sowie  am 
Progymnasium  zu  Schwelm.  Die  Einnahmen  der  grösseren  der  beiden  am 
Gymnasium  zu  Bielefeld  bestehenden  Kassen  (Bansi-Stiftung),  die  Witwen- 
kasse am  Gymnasium  zu  Dortmund  und  diejenige  am  Realgymnasium  zu 
Lippstadt  werden  jetzt  für  die  Zwecke  der  von  den  Patronaten  über- 
nommenen Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  mitverwendet. 
Am  Progymnasium  zu  Schwelm  besteht  neben  der  Witwenkasse  noch  eine 
besondere  Stiftung,  deren  Erträge  ausschliefslich  den  Witwen  und  Waisen 
der  Direktoren  zu  gute  kommen. 
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Für  sämtliche  höhere  Schulen  der  Provinz  ist  unter  dem  19.  April 
1879  eine  Disciplinarordnung  ergangen. 

Direktorenkonferenzen  haben  in  Zwischenräumen  von  3—4  Jahren 
stattgefunden,  die  letzte  im  Jahre  1899^). 

Die  Ferienordnungen  weichen  von  denjenigen  der  östlichen  Provinzen 
dadurch  ab,  dafs  die  Hauptferien  um  die  Mitte  des  Monats  August  beginnen, 
dafs  mit  dem  Beginn  dieser  Ferien  das  Sommersemester  schliefst,  und  dafs 
Herbstferien  nicht  bestehen*). 

Ein  Teil  der  Zuschüsse,  die  der  Staat  den  höheren  Lehranstalten  der 
Provinz  gewährt,  wird  aus  dem  Münsterschen  Studienfonds,  dem  Paderborner 
Studienfonds,  dem  Haus  Bürenschen  Fonds  und  der  katholischen  Rate  des 
Neuzeller  Fonds  geleistet.  Über  die  Entstehungsgeschichte  und  die  weitere 
Entwickelung  des  letzteren  ist  das  Nähere  bereits  oben  (S.  198)  mitgeteilt 
worden.    Über  die  drei  anderen  Fonds  ist  hier  folgendes  zu  bemerken: 

Der  Münstersche  Studienfonds  rührt  aus  früherem  Jesuiten- 
gut und  dem  Vermögen  des  Klosters  Überwasser  in  Münster  her.  Der 
Kurfürst  von  Köln  und  Fürstbischof  von  Münster,  Maximilian  Friedrich, 
bestimmte  im  Jahre  1773  das  Jesuitengut  im  Bereiche  des  Hochstiftes 
Münster  nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens  zur  Unterhaltung  der  früher 
von  den  Jesuiten  geleiteten  Unterrichtsanstalten ,  einschliefslich  des  theo- 
logischen und  philosophischen  Kursus  bei  dem  Gymnasium  zu  Münster, 


')  Tagesordnung  der  Direktorenkonferenz  von  1899: 
I.  Zur  schriftlichen  Berichterstattung: 

1.  Die  Aufnahme  und  Versetzung  der  Schüler.  Dabei  sind  besonders  zu 
beachten : 

a)  Die  Berücksichtigung  der  eingereichten  Schnlzeagnisse, 

b)  die  Anforderungen  bei  der  Aufnahmeprüfung, 

c)  die  Gestaltung  der  Aufnahmeprüfung, 

d)  die  Vorbereitungen  der  Versetzung  (Prüfungen,  Konferenzen), 

e)  die  allgemeinen  Grundsätze  der  Versetzung, 

f)  Anstaltswechsel. 

2.  Die  Behandlung  des  lateinischen  Unterrichts  am  Realgymnasium  von  Unter- 
tertia aufwärts.  Von  Vorschlägen  auf  Abänderung  der  Lehrpläne  ist  dabei 
abzusehen. 

IL  Zur  blofs  mündlichen  Erörterung: 

1.  Über  Lehrziel,  Lehrstoff,  Lehrweise  und  Hilfsmittel  des  erdkundlichen 
Unterrichts.    Dabei  sind  besonders  zu  berücksichtigen: 

a)  Der  Unterricht  in  der  Heimatskunde, 
m  das  Kartenzeichnen, 

c)  die  Wiederholungen  der  physischen  und  der  politischen  Erdkunde  auf 
der  Oberstufe. 

2.  Welcherlei  Hilfsmittel  für  das  Übersetzen  in  das  Deutsche  bezw.  für  die 
fremdsprachliche  Lektüre  (Übersetzungen,  gedruckte  Präparationen,  Voka- 
bularien, erklärende  Schriftstellerausgaben,  Spezial-,  Universal-  und  Real- 
lexika) sind  seitens  der  Schule  für  die  Schüler  zuzulassen?  Dabei  ist  zu 
erwägen,  wie  die  zulässigen  Hilfsmittel  angelegt  bezw.  eingerichtet  sein, 
auf  welche  Klassenstufen  und  Schriftsteller  sie  beschränkt  werden  müssen, 
und  inwieweit  das  Mitbringen  in  die  Unterrichtsstunden  gestattet  werden  kann. 

■)  Ferienordnung  für  1901 : 


Ostern  .  .  . 
Pfingsten  .  . 
Sommer  .  . 
Weihnachten 
Ostern  1902  . 


Schulschlul^ 


Dienstag,  2.  April 
Sonnabend,  25.  Mai 
Mittwoch,  7.  August 
Sonnabend,  21.  Dezember 
Dienstag  in  der  Karwoche 


Schulbeginn 


Mittwoch,  24.  A^ril 
Dienstag,  4.  Juni 
Donnerstag,  12.  September 
Freitag,  3.  Januar 
Mittwoch  nach  Misericordia 
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und  das  Vermögen  des  aufgehobenen  Klosters  Überwasser  zur  Errichtung 
einer  vollständigen  Universität  in  Münster.  Später  wurden  die  Exjesuiten- 
kasse  und  die  Überwasserkasse  zu  einer  einheitlichen  Kasse  verschmolzen. 
Das  Vermögen  derselben  wurde  unter  der  französischen  Regierung  mit 
den  Domänen  vereinigt.  Nach  Wiedervereinigung  des  Landes  mit  Preufsen 
wurden  durch  Kabinettsordre  vom  18.  Oktober  1818  die  Universitäten 
zu  Duisburg,  Paderborn  und  Münster  aufgehoben.  In  Ansehung  der  für 
Münster  bestimmten  Fonds  wurde  bestimmt,  dafs  sie  zur  Unterhaltung 
eines  „theologisch- wissenschaftlichen **  und  zur  Vorbereitung  darauf  eines 
„philosophisch  und  allgemein  wissenschaftlichen*^  Kursus  für  künftige 
Geistliche  der  Diözese  Münster,  zur  Verbesserung  des  Gymnasiums  in 
Münster  und  unter  gewissen  Bedingungen  überhaupt  zum  Besten  des 
Unterrichtswesens  im  Lande  oder  in  der  Stadt  Münster  verwendet  werden. 
Seitdem  werden  jene  Fonds  unter  der  Bezeichnung  „Münsterscher  Studien- 
fonds"  vom  Provinzialschulkollegium  unter  Vermittelung  eines  besonderen 
Rentmeisters  verwaltet;  der  Etat  wird  vom  Unterrichtsminister  und  vom 
Finanzminister  festgesetzt.  Die  Einnahmen  betragen  190230  Mk.;  davon 
erhält  das  Gymnasium  zu  Münster  46037  Mk.,  das  zu  Coesfeld  9600  Mk., 
weitere  4750  Mk.  werden  zur  Bestreitung  der  Kosten  für  das  pädagogische 
Seminar  in  Münster  verwendet. 

Der  Paderborner  Studienfonds  ist  ebenfalls  aus  Jesuitengut 
entstanden  (vgl.  hierüber  den  Artikel  über  das  Gymnasium  Theodorianum 
zu  Paderborn).  Nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens  bestimmte  der  Bischof 
Wilhelm  Anton  von  Paderborn,  dafs  das  Vermögen  des  dortigen  Jesuiten- 
kollegiums zur  Unterhaltung  der  Universität  und  des  Gymnasiums  auch 
fernerhin  zu  verwenden  sei.  Nach  der  Beseitigung  der  Fremdherrschaft 
wurde  der  Fonds  in  gröfster  Unordnung  vorgefunden.  Die  bereits  oben 
erwähnte  Kabinettsordre  vom  18.  Oktober  1818  bestimmte,  dafs  er  zur  Ver- 
besserung des  Gymnasiums  in  Paderborn  und  zur  Unterhaltung  eines  hier 
zu  errichtenden  bischöflichen  Seminars  verwendet  werde;  die  Verwaltung 
wird  in  derselben  Weise  geführt  wie  die  des  Münsterschen  Studienfonds. 
Von  der  Einnahme ,  die  sich  auf  25  193,45  Mk.  beläuft,  werden  3849  Mk. 
für  das  Gymnasium  Theodorianum  in  Paderborn  verwendet. 

Der  Haus  Bürensche  Fonds  hat  seinen  Namen  von  dem  im 
Jahre  1661  verstorbenen  Moritz  von  Büren,  der  zum  Erben  seines  gesamten 
Nachlasses,  darunter  auch  der  Herrschaft  Büren,  den  Jesuitenorden  ein- 
gesetzt hatte.  Dieser  errichtete  in  Büren  ein  Kollegium  und  rüstete  es 
mit  einem  grofsen  Gebäude  und  einer  Kirche  aus.  Nach  Aufhebung  des 
Ordens  bestimmte  der  Bischof  Wilhelm  Anton  von  Paderborn,  dafs  das 
Kollegium  zu  Büren  bis  auf  weiteres  dem  bisherigen  Gebrauche  über- 
lassen bleibe.  Die  Einnahmen  aus  dem  Vermögen  des  Kollegiums  wurden, 
soweit  sie  nicht  durch  den  Unterhalt  der  bisherigen  Mitglieder  aufgezehrt 
wurden,  zu  geistlichen  und  Unterrichtszwecken  verwendet.  Durch  Kabinetts- 
ordre vom  30.  November  1823  wurden  nähere  Bestimmungen  über  die  Ver- 
waltung und  die  Verwendung  des  Fonds  getroffen.  Die  Verwaltung  wird 
jetzt  unter  Aufsicht  des  Ministers  für  Landwirtschaft  u.  s.  w.  von  der 
Königlichen  Regierung  zu  Minden  geführt.  Die  Einnahmen  betragen 
97  070  Mk.;  davon  .werden  12  411  Mk.  zur  Unterhaltung  des  Gymnasiums 
in  Paderborn  verwendet*). 


^)  Die  drei  obengenannten  Fonds  haben  keine  selbständige  Rechtspersönlichkeit; 
ihre  Einnahmen  und  Ansgaben  werden  deshalb  in  den  Staatsnanshaltsetat  eingestellt 
(vgl.  Abschnitt  X,  2). 
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Aus  der  katholischen  Rate  des  Neuzeller  Fonds  erhält  das  Gymnasium 
zu  Rheine  4050  Mk.,  das  zu  Warburg  2904  Mk.,  das  zu  Attendorn  und 
das  Progymnasium  zu  Rietberg  je  900  Mk. 

Die  inneren  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  wurden  bei  dem 
ProvinzialschulkoUegium  früher  von  den  Provinzialschulräten  Geh.  Re- 
gierungsrat Dr.  Suffrian  (1850—76),  Geh.  Regierungsrat  Dr.  Schulz 
(1866—93)  und  Dr.  Propst  (1876—86)  und  werden  jetzt  von  den  Pro- 
vinzialschulräten Geh.  Regierungsräten  Dr.  Roth  fuchs  (seit  1887)  und 
Dr.  Hechelmann  (seit  1893)  bearbeitet. 

Für  eine  methodische  Ausbildung  der  Kandidaten  des  höheren  Schulamts 
war  in  früherer  Zeit  nur  dürftig  gesorgt.  Das  an  der  theologischen  und 
philosophischen  Akademie  zu  Münster  im  Jahre  1824  errichtete  „philologisch- 
pädagogische^  Seminar  (vgl.  Bd.I  S.  542)  hat  zwar,  solange  es  unter  Leitung 
das  Gymnasialdirektors  Nadermann  stand,  seinen  Mitgliedern  auch  für 
die  praktischen  Zwecke  des  Unterrichts  Anleitung  gegeben.  Aber  es  war 
nur  für  diejenigen  bestimmt,  die  in  den  alten  Sprachen  die  Lehrbefähigung 
erwerben  wollten.  Aufserdem  trat  nach  dem  Tode  Nadermanns  die  Vor- 
bereitung seiner  Mitglieder  für  die  praktischen  Zwecke  der  Schule  mehr 
und  mehr  zurück,  so  dafs  es  schliefslich  lediglich  eine  Anstalt  zur  Pflege 
der  philologischen  Wissenschaften  wurde.  Die  Unterrichtsverwaltung  trat 
deshalb  im  Jahre  1886  der  Errichtung  eines  pädagogischen  Seminars  in 
Münster  näher;  dieselbe  kam  aber  erst  durch  das  unter  dem  9.  April  1888 
errichtete  Statut  zum  Abschlüsse.  Die  durch  den  Erlafs  vom  15.  März 
1890  herbeigeführte  anderweitige  Ordnung  der  praktischen  Vorbildung  der 
Kandidaten  hat  den  Ersatz  jenes  Statuts  durch  ein  neues  erforderlich  ge- 
macht, dieses  ist  unter  dem  30.  Januar  1895  genehmigt  worden.  Die  Leitung 
des  Seminars  geschieht  durch  einen  der  mit  der  Bearbeitung  der  Angelegen- 
heiten der  höheren  Schulen  betrauten  technischen  Räte  des  Provinzial- 
schulkollegiums.  Die  Zahl  der  ordentlichen  Mitglieder  beträgt  6;  die 
Mitgliedschaft  ist  auf  die  Zeit  des  Seminarjahres  beschränkt;  jedes  Mit- 
glied erhält  ein  Stipendium  von  600  Mk.  Der  Direktor  des  Seminars 
bildet  unter  Berücksichtigung  der  für  die  Anleitung  in  der  Methodik  der 
einzelnen  Fächer  besonders  geeigneten  Lehrkräfte  des  Gymnasiums  und  des 
Realgymnasiums  aus  den  Mitgliedern  zwei  Gruppen  und  überweist  je  eine 
derselben  nach  eingeholter  Zustimmung  des  ProvinzialschulkoUegiums  jenen 
beiden  Schulen  zur  praktischen  Ausbildung.  Er  giebt  den  Mitgliedern  in 
zwei  Wochenstunden  planmäfsig  geordnete  pädagogische  Unterweisungen, 
verfügt  über  ihre  mündlichen  und  schriftlichen  Referate,  sowie  über  die 
von  ihnen  einzuliefernden  schriftlichen  Arbeiten  und  besucht  ihre  Probe- 
stunden in  regelmäfsiger  Folge.  Die  weiteren  Vorschriften  der  Satzungen 
entsprechen  im  wesentlichen  denjenigen  der  Satzungen  der  übrigen,  in 
gleicher  Weise  organisirten  älteren  pädagogischen  Seminare. 

Direktor  des  Seminars  war  bis  1893  der  Geh.  Regierungs-  und  Provinzial- 
schulrat  Dr.  Schultz;  seitdem  liegt  die  Leitung  in  den  Händen  des  Geh. 
Regierungs-  und  Provinzialschulrats  Dr.  Hechelmann. 

Regiernngsbezirk  Münster. 

Münster. 

(Hauptstadt  der  Provinz,  Fürstbistum  Münster.    63754  Einwohner.) 

Zu  den  beiden  älteren  höheren  Schulen,  dem  vom  Staate  unterhaltenen 
Gymnasium  Paulinum  und  dem  von  der  Stadtgemeinde  unterhaltenen  in 
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der  Umwandlung  zu  einem  Gymnasium  nebst  Realschule  begriffenen  Real- 
gymnasium, ist  das  im  Jahre  1900  vom  Staat  errichtete  Progymnasium 
hinzugekommen. 

Oymnasinm  Panliniim  (I,  296.    II,  263.    III,  259). 

J,  König  y  Geschichtliche  Nachrichten  über  das  Gymnasium  zu  Münster  seit  der 
Stiftung  bis  auf  die  Jesuiten,  Progr.  1821.  —  G.  v.  Dettenf  Die  Domschule  der  alten 
Bischofsstadt  Münster,  Frankfurt  a.  M.  1898.  —  B.  Beichling,  Zur  Geschichte  der 
Münst.  Domschule  in  der  Blütezeit  des  Humanismus,  Festschrift,  Münster  1898,  S.  1  ff.  — 
Derselbe,  Die  Keform  der  Domschule  zu  Münster,  bei  Kehrbachj  Texte  und  Forschungen 
zur  Geschichte  der  Erziehung  und  des  Unterrichts,  1900.  —  B,  Sokdand,  Geschichte  des 
Münsterschen  Gymnasiums  von  1588 — 1630,  Progr.  1826.  —  Derselbe,  Umgestaltung  des 
Münsterschen  Gymnasiums  durch  den  Minister  Franz  v.  Fürster^erg,  Progr.  1828.  —  Frey, 
Das  Paulinische  Gymnasium  zu  Münster,  ein  geschichtlicher  Rückblick,  Progr.  1897.  — 
H,  Tebhe,  Pädagogen  und  Präceptoren  am  Gymnasium  zu  Münster,  Festschrift  1898,  S.  105  ff. 

Die  Domschule,  aus  welcher  das  Gymnasium  hervorgegangen  ist,  nach  dem  Patron 
des  ganzen  Hochstiftes  und  der  Kathedralkirche  die  Paulinische  genannt,  ist  etwa  um 
796  vom  heiligen  Ludgerus^  dem  ersten  Bischöfe  von  Münster,  zur  Heranbildung  von 
Geistlichen  gegründet  worden.  1500  wurde  sie  durch  den  Domherrn  Rudolf  von  Langen 
zu  einem  humanistischen  Gymnasium  umgestaltet.  Die  Berufung  der  Lehrer  erfolgte 
durch  das  Domkapitel;  Kurator  der  Anstalt  war  nach  wie  vor  der  Domscholaster. 
1588  wurde  dieselbe  den  Jesuiten  übergeben;  diese  verbanden  mit  ihr  einen  philo- 
sophischen und  einen  theologischen  Kursus.  Während  des  dreißigjährigen  Krieges  war 
sie,  zum  Teil  auch  der  Pest  wegen,  eine  Zeit  lans  geschlossen.  Eine  für  die  allgemeine 
Geschichte  des  höheren  Schulwesens  in  Deutschland  denkwürdige  Regeneration  erfuhr 
sie  durch  den  Domherrn  und  Minister  Franz  von  Fürstenberg,  welchen  der  Kurfürst  von 
Cöln  1762  an  die  Spitze  der  Verwaltung  des  ganzen  Hochstifts  gesetzt  hatte.  In  der 
von  Fürstenberg  entworfenen  Münsterschen  Schulordnung  wird  als  Ziel  des  Gymnasial- 
unterrichts nicht  sowohl  die  Bereicherung  mit  positiven  Kenntnissen  als  vielmehr  die 
Bildung  der  höheren  Seelenkräfte  angesehen.  Die  neue  Schulordnung  brachte  am  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  das  Gymnasium  zu  hoher  Blüte.  Die  mit  ihm  verbundenen  theo- 
logischen und  philosophischen  Klassen  wurden  1780  mit  der  neuge^ründeten  Universität 
in  Münster  vereinigt.  Die  preulsische  Regierung  fand  nur  Geistliche  als  Lehrer  des 
Gymnasiums  vor;  sie  gine  aber  nach  der  Besitzergreifung  allmählich  mit  der  Anstellung 
weltlicher  Lehrer  vor.  lo21  wurde  evangelischer  Religionsunterricht  eingerichtet.  Die 
Erinnerung  an  das  1100jährige  Bestehen  des  Gymnasiums  wurde  mit  der  Einweihung 
des  neuen  Schulgebäudes  (Pferde^asse  9)  am  27.  April  1898  verbunden.  Am  8.  Mai  1900 
fand  eine  Erinnerungsfeier  an  die  400  Jahre  vorher  erfolgte  Umgestaltung  der  Dom- 
schule zu  einem  humanistischen  Gymnasium  statt.  50jährige  Dienstjubiläen  feierten 
der  Professor  Theod.  Bernhard  Weiter  am  14.  April  1872  und  der  Professor  Dr.  Johann 
Hermann  Middendorf  im  Jahre  1879. 

Direktor:  Geheimer  Regierungsrat  Dr.  Josef  Frey  seit  1.  April  1883,  vorher: 
Dr.  Joh.  Oberdick  1877—82,  Dr.  Franz  Peters  1866—75.  Früher  wirkten  an  der  Anstalt 
u.  a. :  Dr.  Stieve,  Direktor  1842 — 52,  später  Geheimer  Oberregierungsrat  und  vortragender 
Rat  im  Unterrichtsministerium ;  Ferd,  Schultz,  Direktor  1856--66,  später  Geh.  Regierungs- 
und Provinzialschulrat. 

20  Klassen;  23  Oberlehrer,  3  technische  und  Elementarl.,  mit  Ausnahme  des  evan- 
gelischen Religionslehrers  alle  katholisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  wurde  in  den  Jahren  1896—98  mit  einem  Kostenaufwande 
von  322419  Mk.  erbaut.  Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  jetzige  Lehrer- 
bibliothek ist  erst  1874  eingerichtet  worden  und  umfalst  5000  Bände.  Die  alte  von  den 
Jesuiten  gegründete  Gymnasialbibliothek  ist  s.  Z.  mit  etwa  30000  Bänden  in  die  „König- 
liche Paulinische  Bibliothek"  übergegangen. 

Stiftungen  (sämtlich  zu  Stipendien):  a)  Die  v.  Behrensche  Stiftung  (16091  Be- 
stand 10250  Mk.  b)  Die  Welter-Stiftung.  Von  Schülern  und  Verehrern  des  Professors 
W.  1872  mit  4200  Mk.  gegründet,  dieser  fügte  300  Mk.  hinzu,  c)  Die  Aloysius-Stiftung. 
1856  vom  Professor  Aug.  üölscher  gegründet  Bestand  4500  Mk.  d)  Die  Dr.  Ferdinand 
Schulz-Stiftung,  aus  Anlafs  des  50jährigen  Diensljubiläums  des  Geheimen  Regierungs- 
und Provinziaischulrats  Dr.  Schulz  gegründet.  Bestand  2500  Mk.  e)  Das  Vermächtnis 
des  Professors  Dr.  Hülsenbeck  (1896).    Bestand  3000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  157750  Mk.,  Zuschuls 
aus  allgemeinen  Staatsfonds  84087  Mk.  (davon  aus  dem  Studienfonds  zu  Münster  46037  Mk.). 
Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Wiese,  Schulwesen.    IV.  31 
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Progrynuiasiaiu. 

Die  Anstalt  ist  vom  Staate  gegründet  und  Ostem  1901  in  der  Johannesstrafse  12 
iBröffnet  worden. 

Direktor:  Dr.  Otto  Hoffmann  seit  18.  Juli  1900  (bis  dahin  kommissarisch);  5  Ober- 
lehrer, 1  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

£in  Klassenzimmer  des  vorläufig  als  Schulhaus  dienenden  ehemaligen  Hauptgebäudes 
des  Paulinischen  Gymnasiums  ist  als  Turnhalle  hergerichtet.  Die  im  Entstehen  be- 
griffene Lehrerbibliothek  enthält  262  Bände. 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  35030  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufe  23975  Mk.    Schulgeld  100  Mk. 

Realgrymnasiuin  (Gymnasium  und  Realschule) 
a,  299.    II,  264.    m,  259). 

Münch,  Geschichtliche  Nachrichten  über  die  Dominikanerkirche  zu  Münster,  Progr. 
1890.  —  Jansen,  Geschichtlicher  Rückblick  über  die  Entwickelung  der  mit  dem  Real- 
gymnasium verbundenen  Handwerker-Fortbildungsschule  von  1822— -96,  Progr.  der  Fort- 
bildungsschule 1895/96.  —  Progr.  1852,  54,  59,  60. 

Die  im  Jahre  1822  errichtete  Gewerbeschule  wurde  1850  aufgelöst.  An  ihre  Stelle 
trat  eine  vereinigte  städtische  Real-  und  Handwerkerschule  und  königliche  Provinzial- 
gewerbeschule.  1857  erhielt  die  Realschule  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassungs- 
prüfungen nach  der  Instruktion  von  1832,  bei  Erlafs  der  Unterrichts-  und  Prüfungs- 
ordnung von  1859  wurde  sie  in  die  erste  Ordnung  der  Realschulen  aufgenommen.  Iö60 
hörte  die  Vereinigung  einzelner  Klassen  für  den  Unterricht  von  Real-  und  Gewerbeschülem 

?änzlich  auf;  die  Provinzialgewerbeschule  wurde  am  1.  Oktober  1874  aufgelöst.  Ostern 
889  wurde  der  Anstalt  zur  Abhaltung  der  Schulgottesdienste  die  im  Eigentume  der  Stadt 
befindliche  Dominikaner-  oder  Josefskirche  überwiesen.  Ostern  1900  wurde  durch  Ein- 
richtung einer  Gymnasial-Untertertia  mit  der  Umwandlung  der  Anstalt  in  ein  Gymnasium 
und  gleichzeitig  mit  der  Angliederung  einer  Realschule  begonnen.  Am  1.  Oktober  1890 
feierte  der  Direktor  Dr.  Peter  Münch  sein  50jähriges  Dienstjubiläum.  Gröfete  Schüler- 
zahl (472)  im  Sommer  1901,  kleinste  (309)  im  Jahre  1883.  Von  dem  in  Münster  seit  1888 
bestehenden  pädagogischen  Seminar  (vgl.  S.  480)  werden  dem  Realgymnasium  in  der 
Regel  drei  Mitglieder  überwiesen. 

Direktor:  Dr.  Karl  Jansen  seit  1.  Oktober  1893,  vorher:  Dr.  Peter  Münch 
1858-93. 

16  Klassen,  nämlich  6  Realgymnasialklassen,  8  Gymnasial-,  2  Realklassen;  15  Ober- 
lehrer, 1  HilfsL,  1  evangelischer  und  2  katholische  ReligionsL,  5  technische  und  Ele- 
mentarl.,  mit  Ausnahme  des  evangelischen  Religionslehrers  alle  katholisch. 

Im  Herbste  1898  wurde  ein  Erweiterungsbau  vollendet,  der  die  Turnhalle,  das 

Shysikalische  Kabinett,  das  chemische  Laboratorium  und  den  Hörsaal  für  Physik  und 
hemie  enthält  (Kosten  112900  Mk.  einschl.  45000  Mk.  für  den  Bauplatz).  Zwei  Klassen 
sind  seit  Ostem  1901  bis  auf  weiteres  in  dem  früheren  Yolksschulgebäude  Servatii- 
Kirchplatz  4/6  untergebracht 

Tum-  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  umfafst  etwa 
2500  Werke. 

Stiftungen:  a)  Bei  Gelegenheit  des  25jährigen  Direktoijubiläums  des  Dr.  Münch 
stiftete  die  Stadt  ein  jährliches  Stipendium  von  75  Mk.  b)  Bei  derselben  Gelegenheit 
jorründeten  ehemalige  Schüler  eine  „Münch  -  Stiftung**  zu  Schülerstipendien.  Bestand 
3775  Mk.  c)  Bei  dem  50jährigen  Amtsiubiläum  Münchs  gründete  die  Stadtgemeinde  zwei 
Stipendien  von  je  100  Mk.  d)  Die  Stipendienstiftung  des  Lehrers  Overoerg.  Bestand 
6000  Mk.  e)  Aus  der  am  6.  Mai  1633  errichteten  Stiftung  „Zumsande^  stehen  jährlich 
135  Mk.  dem  Direktor  zur  Beschaffung  von  Kleidern  und  Lehrbüchern  für  unbemittelte 
Schüler  zur  Yerfüffung.  f)  Seit  dem  Jahre  1899  erhält  ein  Schüler  ein  Stipendium 
(gegenwärtig  100  Mk.)  aus  der  Pagenstecherschen  Familienstiftung. 

Die ..  Anstalt  (Gebäude  Syndikatsplatz  1)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unter- 
halten. Ortliche  Verwaltungsbehörde  (zugleich  für  die  Handwerker-Fortbildungsschule) 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  ersten  Bürgermeister,  dem  Direktor,  einem 
katholischen  Geistlichen,  einem  Mitgliede  des  Magistrats  und  einem  Stadtverordneten. 
Gesamtausgabe  112210  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  70572  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Be- 
soldungen nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  2. 
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BurgBteInfUrt. 

(Grafschaft  Steinfurt.    5200  Einwohner.) 

Gymnasium  Amoldinnm  (I,  802.    II,  266.    III,  261). 

G,  Heuermann,  Geschichte  des  reformierten  gräflich  Bentheimschen  Gymnasium 
illustre  Arnoldinum,  Burgsteinfurt  1878.  —  Dr.  Guat,  Bromia,  Die  Einweihunesfeier  der 
Anstalt,  Frogr.  1853.  —  Gedenkblätter  zur  300jährigen  Stiftungsfeier  des  15o8  gegrün- 
deten Gymnasii  Amoldini,  Burgsteinfurt  1888.  —  Progr.  1861,  79,  89. 

Graf  Arnold  IV.,  der  alleinige  Besitzer  der  Grafschaften  Bentheim,  Steinfurt,  Teklen- 
burg,  gründete  zum  Schutze  und  zur  Förderung  der  reformierten  Lehre  im  Kloster 
Schüttorf  (Grafschaft  Bentheim)  eine  höhere  Schule,  und  zwar  zunächst  eine  sieben- 
klassige  Trivialschule.  Da  die  offene  Stadt  Schüttorf  keinen  Schutz  gegen  die  räuberi- 
schen Einfalle  von  den  Niederlanden  her  bot,  so  verlegte  der  Graf  die  Schule  1591 
nach  Steinfurt  (seit  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  meistens  Burgsteinfurt  genannt!  Hier 
wurde  die  Trivialschule  allmählich  durch  eine  Akademie  erweitert.  Im  jiahre  1d88  und 
in  der  Zeit  von  1647 — 51  befand  sich  das  Arnoldinum  wieder  in  Schüttorf.  Während 
der  Napoleonischen  Wirren  sank  die  Anstalt  zu  einer  Trivialschule  herab.  Die  Ver- 
handlungen wegen  der  Wiederherstellung  des  G3rmnasiumB  fanden  erst  durch  den  am 
6./12.  Januar  IS^O  zwischen  der  preußischen  Regierung  und  den  fürstlichen  Häusern 
Bentheim  -  Steinfurt  und  Bentheim -Teklenburg  geschlossenen  Vertrag  ihren  Abschluß. 
Durch  diesen  wurde  dem  Arnoldinum  eine  feste  jährliche  Einnahme  von  etwa  12000  Mk. 
gesichert,  welche  teils  aus  dem  Ertrage  des  der  Schule  zurückgegebenen  Grund-  und 
Kapitalvermögens,  teils  aus  einer  von  den  fürstlichen  Häusern  ihr  überwiesene  Jahres- 
rente von  6000  Mk.  aufgebracht  wird.  Aufserdem  übernahm  die  Stadtgemeinde  die 
Gewährleistung  fär  eine  Schulgeldeinnahme  von  5400  Mk.  So  konnte  die  Anstalt  am 
4.  April  1853  wiedereröffnet  werden.  Die  Absicht  war,  sie  zu  einem  Gymnasium  und 
Realgymnasium  auf  gemeinsamem  Unterbau  (VI  und  V)  zu  entwickeln.  Die  ersten 
Reifeprüfungen  am  Gymnasium  und  an  der  Realschule  fanden  im  Jahre  1861  statt.  Am 
10.  März  1864  wurden  die  Realklassen  als  Realschule  erster  Ordnung  anerkannt.  Wegen 
des  Rückganges  ihres  Besuches  wurde  aber  1889  mit  ihrer  Aufhebung  begonnen,  und 
Ostern  1^4  war  dieselbe  mit  der  Entlassung  der  letzten  Realgymnasialabiturienten 
beendig.  Doch  ist  für  die  am  Griechischen  nicht  teilnehmenden  Schüler  Ersatzunter- 
richt eingerichtet.  Die  Schüler  sind  verpflichtet,  an  Sonn-  und  Festtagen  den  Haupt- 
fottesdienst  zu  besuchen,  und  haben  besondere  Plätze  in  der  reformierten  Kirche.  Am 
8.  Juli  jedes  Jahres  wird  vertragsmälsip^  der  Amolditag  zur  Erinnerung  an  den  Stifter 
der  Anstalt  gefeiert.  Am  21.  Mai  1880  feierte  der  Elementarlehrer  Lefhole  sein  50jähriges 
Dienstjubiläum.  Am  14.  und  15.  August  1888  beging  die  Anstalt  die  Feier  ihres 
3()0jährigen  Bestehens. 

Direktor:  Dr.  Friedrich  Schroeter  seit  1.  Januar  1893,  vorher:  Dr.  Rudolf 
Bauterwek  1886—92  (später  Provinzialschulrat  in  Stettin),  Wilhelm  Bohdewald  1859—86. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  Elemen- 
tarlehrer, alle  evangelisch. 

Das  Schulhaus  wurde  1879  durch  einen  Anbau  erweitert.  Die  Kosten,  im  Betrage 
von  570()0  Mk.,  wurden  aus  dem  Anstaltsvermögen  bestritten. 

Seit  1877  besitzt  die  Anstalt  eine  Turnhalle  (Baukosten  15750  Mk.);  au&erdem 
sind  ein  Turnplatz  und  eine  Schwimmanstalt  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält 
1681  Werke  in  5026  Bänden,  darunter  eine  prachtvolle  Handschrift  des  Codex  Justinianus 
aus  dem  14.  Jahrhundert  und  die  vom  Geheimen  Regierungsrat  Dr.  Sufjfrian  (gestorben 
1876)  letztwillig  zugewendete  Sammlung. 

Die  im  Jahre  1863  gegründete  Stiftung  des  Postexpediteurs  Jtistus  Botmann  wird 
vorzugsweise  zur  Vermehrung  der  bibliotheca  pauperum  verwandt.    Bestand  1280  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten,  doch  sind  den  Chefs  der  beiden  fürst- 
lichen Häuser  gewisse  Ehrenrechte  vorbehalten.  Gesamtausgabe  71500  Mk.,  staatlicher 
Bedürfniszuschuls  37500  Mk.\  aufserdem  staatlicher  ZuschulB  vermöge  rechtlicher  Ver- 
pflichtung 6000  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  1500  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

Coesfeld, 

(Fürstbistum  Münster.    7445  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  305.    II,  267.    III,  262). 

Chr.  Marx,  Geschichte  des  Gymnasiums  in  Coesfeld,  Coesfeld  1829.  —  Sökelanä, 
Progr.  von  1832  und  Geschichte  der  Stadt  Coesfeld,  1839. 
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Ferdinand  L,  Herzog  von  Baiem,  Erzbischof  und  Kurfürst  von  Cöln  und  Fürstbischof 
von  Münster,  liefe  1627  am  Orte  eine  Jesuiten -Residenz  einrichten.  Die  Jesuiten 
gründeten  in  demselben  Jahre  ein  Gymnasium,  nachdem  die  Stadtgemeinde  sich  bereit 
erklärt  hatte,  den  Präfekten  und  fünf  Lehrer  zu  unterhalten.  Nach  der  Aufhebung  des 
Jesuitenordens  weigerten  sich  die  Exjesuiten,  den  Unterricht  fortzusetzen;  zwar  nahmen 
sich  desselben  Franziskanermdnche  an,  die  Schule  konnte  jedoch  nur  mühsam  ihr 
Dasein  fristen.  Nach  der  preufsischen  Besitzergreifung  begann  der  Staat,  der  in  die 
Patronatsrechte  eingetreten  war,  mit  dem  Wiederaufbau  der  Schule.  1821  waren  wieder 
drei  getrennte  Klassen  (VI,  V,  IV)  vorhanden,  und  am  20.  Oktober  182^  wurde  nach 
vorhergegangener  Erhöhung  der  Dotation  die  Schule  wieder  als  ein  vollständiges  Gym- 
nasium eröffnet.  Wegen  des  Zuschusses  der  Stadt,  der  jetzt  mit  1050  Mk.  in  den  Etat 
der  Anstalt  eingesetzt  ist,  ist  früher  Streit  geführt  worden.  Das  Gymnasium  hat 
in  der  früheren  Jesuitenkirche  eine  eigene  Kirche,  die  evangelische  Gemeinde  ist  jedoch 
zu  deren  Mitbenutzung  berechtigt.  Am  8.  Oktober  1873  feierte  Professor  Huppe  ^  am 
1.  Mai  1877  Professor  Dr.  Bump  sein  50 jähriges  Dienstjubiläum.  Grölste  Schüierzahl 
(840)  im  Sommer  1899. 

Direktor:  Dr.  Franz  Darpe  seit  1.  Oktober  1896,  vorher:  Dr.  Ludwig  Hoff 
18g0— 96,  Dr.  Franz  Peters  1877—79,  Dr.  Josef  Scherer  1871—77. 

13  Klassen  (0  I,  U  I,  0  II  und  Uli  sind  geteilt);  15  Oberlehrer,  1  wissenschaft- 
licher Hilfsl.,  1  technischer  und  Elementarl.,  mit  Ausnahme  des  evangelischen  Religions- 
lehrers alle  katholisch. 

Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  8810  Werke 
in  etwa  6098  Bänden. 

Stiftungen  zur  Unterstützung  bedüftiger  Schüler:  a)  Stiftung  der  Gertrud  Möller^ 
1842  gegründet  Bestand  705  Mk.  b)  Stiftung  des  Oberlehrers  Dr.  Teipel,  1861  ge- 
gründet. Bestand  1055  Mk.  c)  Stiftung  des  ord.  Lehrers  Esch,  1878  gegründet.  Be- 
stand 952  Mk.  d)  Stiftung  des  Professors  Rump,  1877  gegründet  Bestand  698  Mk. 
e)  Stiftung  des  Professors  Dr.  Hulsenheck,  1896  gegründet    Bestand  8000  Mk. 

Die  Anstalt  (Gebäude:  Kupferstralse  8)  wird  vom  Staate  unterhalten.  Örtliche 
Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium  (Dienstin struktion  vom  18.  Oktober  1887),  be- 
stehend aus  dem  Landrat  als  Vorsitzendem,  dem  Direktor,  dem  ersten  Stadtpfarrer, 
dem  Rendanten  der  Gvmnasialkasse  und  zwei  anderen  Ortsbewohnern.  Gesamtausgabe 
95000  Mk.,  Zuschuls  des  Staates  44270  Mk.  (darunter  9600  Mk.  aus  dem  Westfälischen 
Studienfonds),  der  Stadt  1050  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Reokllngrliauseii. 

(Grafschaft  Recklinghausen.    84019  Einwohner.) 

Gymnasium  (l,  307.    II,  270.    III,  268). 

CasperSf  Beitrag  zur  Geschichte  des  Gymnasiums,  Progr.  1888.  —  Bone^  Überblick 
über  die  Geschichte  der  Anstalt,  Progr.  1856.  —  Dr.  Hotte ^  Zur  Geschichte  des  Gym- 
nasiums zu  Recklinghausen,  Progr.  1901. 

Im  Jahre  1780  gelang  es  den  Bemühungen  der  Bürger,  die  Wiedereröffnung 
einer  im  Jahre  1642  von  den  Franziskanern  gegründeten,  1686  bei  dem  Brande  des 
Franziskanerklosters  eingegangenen  Schule  zu  erwirken.  Im  Jahre  1804,  wo  die  Schule 
nur  sieben  Schüler  zählte,  drohte  sie  vollständig  zu  verfallen.  Nach  der  preulsischen 
Besitzergreifung  wurde  sie  unter  gänzlicher  Trennung  vom  Kloster  1820  als  höhere 
Stadtschule  neu  eröffiiet,  Ostern  1822  zum  Progymnasium  erhoben,  und  am  20.  Oktober 
1829  war  sie  zu  einem  vollständigen  Gymnasium  entwickelt  1879  wurde  die  III,  1890^ 
die  II,  1895  die  I  geteilt  Gymnasialkirche  ist  die  unmittelbar  mit  dem  Schuljzebäude 
zusammenhäneende  frühere  Kirche  der  Franziskaner,  sie  ist  am  1.  Oktober  1898  vom 
Bischof  von  Münster  zum  Range  einer  Rektoratskirche  erhoben  worden.  Die  zur 
Unterhaltung  der  Anstalt  gesammelten  Fonds  sind  allmählich  durch  verschiedene  Zu- 
wendungen vermehrt  worden,  namentlich  1825  durch  eine  Schenkung  des  Herzogs 
Brosper  Ludwig  von  Aremberg  von  6000  Thalem  und  1826  durch  ein  von  der  Bürger- 
schaft bereitgestelltes  Kapital  von  12000  Thalem. 

Direktor:  Dr.  Heinrich  Vockeradt  seit  15.  November  1884,  vorher:  Dr.  Bernhard 
Hölscher  1859—84  Früher  hat  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt:  Dr.  Franz  Stieve,  Direktor 
1888 — 42,  später  Geheimer  Oberregierungsrat  und  vortragender  Rat  im  Unterrichts- 
ministerium. 
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9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  alle  katholisch.  Für  den 
Beligionsunterricht  der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  Gymnasialgebäude  ist  im  Jahre  1897  umgebaut  worden;  die  bisher  darin 
befindliche  Dienstwohnung  des  Direktors  ist  für  Elassenräume  verwendet  worden. 
Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  5880  Bände. 
Bei  ihrer  Einrichtung  1829  schenkte  der  Herzog  von  Aremberg  600  Thaler. 

Stiftungen:  a)  Ft&vl  Agathe  Biesten  vermachte  dem  Gymnasium  750  Mk.  mit  der 
Bestimmung,  dafs  die  Zinsen  zwei  bedürftigen  Schülern  zu  gleichen  Teilen  überwiesen 
werden,    b)  Die  Nieberding- Stiftung,  zur  Beschaffung  von  Schülerprämien,  858  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtoemeinde  unterhalten;  das  frühere  Königliche  Korn- 
patronat  besteht  seit  1.  April  1899  nicht  mehr.  Ortliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kura- 
torium, bestehend  aus  sechs  vom  Magistrat  gewählten  Mitgliedern  und  dem  Direktor  sowie 
dem  katholischen  Pfarrer  als  ständigen  und  weiteren  vom  Magistrat  gewählten  Mit- 
gliedern. Gesamtausgabe  73610  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  26  750  Mk.  Schulgeld  in 
VI:  100  Mk.,  V:  106  Mk.,  IV:  112  Mk.,  UI:  128  Mk.,  H:  184  Mk.,  I:  140  Mk.;  auswärtige 
Schüler  bezahlen  in  allen  Klassen  20  Mk.  mehr.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind 
bei  der  Witwen-  und  Waisenkasse  der  Provinz  versichert. 


Rheine. 

(Fürstbistum  Münster.    10371  Einwohner.) 

Gymnasium  Dionysiannm  (I,  801.    II,  265.    III,  260). 

Grosfeld ^  Geschichte  des  Gymnasiums  in  Rheine,  Progr.  1862.  —  Derselbe,  Rück- 
blick auf  die  Geschichte  der  Anstalt  seit  ihrer  Erweiterung  im  Jahre  1861,  Progr.  1876. 

Am  4.  September  1658  erhielt  der  am  Orte  seit  1685  residierende  Franziskaner- 
konvent vom  aamaligen  Landesherm,  Fürstbischof  Grafen  GaJen,  „die  Macht  und  die 
Gewalt,  die  Jugend  zu  instruieren  und  zu  solchem  Ende  „a  syntaxi  excl.  usque  ad 
rhetoricam  incl.^  Schulen  zu  errichten.  Daraufhin  eröffnete  er  eine  Kloster  schule.  Auf 
Grund  eines  Vertrages  zwischen  der  Stadt  und  dem  Kloster  wurde  die  Schule  in 
erweiterter  Gestalt  im  Herbst  1675  neu  eröffnet  und  als  „Gymnasium  Dionysianum*' 
unter  den  Schutz  des  heiligen  Dionysius,  des  Patrons  der  Pfarrkirche,  gestellt  Als 
die  westfälische  Regierung  1812  das  Kloster  aufgehoben  hatte,  setzten  die  Franziskaner 
gegen  eine  geringe  Vergütung  freiwillig  den  Unterricht  fort,  bis  1818  die  Anstalt  in  eine 
höhere  Stadtschule  (Progymnasium)  umgewandelt  wurde.  Als  die  Stadt  durch  ein  Ver- 
mächtnis des  Kaufmanns  MatHas  Bonse  (12500  Thaler)  und  durch  freiwillige  Beiträge 
(2500  Thaler)  reichere  Mittel  zur  Unterhaltung  der  Schule  erhalten  hatte,  wurde  diese 
am  8.  Oktober  1861  zu  einem  Gymnasium  erweitert,  und  im  Sommer  1868  fand  die 
erste  Reifeprüfung  statt  Zuschüsse  aus  der  katholischen  Rate  des  Neuzeller  Fonds 
(seit  1847)  hatten  1857  ein  Königliches  Kompatronat  befandet  Am  7.  September  1875 
wurde  das  Fest  des  2(X)jährigen  Bestehens  des  Gymnasiums  gefeiert. 

Direktor:  Dr.  Anton  Führer  seit  1.  April  1899,  vorher:  Dr.  P.  Grosfeld 
1861—98. 

9  Klassen;  11  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementar!.,  alle  katholisch.  Für  den 
Religionsunterricht  der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  Schulgebäude  ist  im  Jahre  1888  umgebaut  worden.  Für  den  Turnunterricht 
wird  die  städtische  Turnhalle  mitbenutzt;  außerdem  steht  ein  außerhalb  der  Stadt 
gelegener  Spielplatz  zur  Verfügung. 

Stiftungen:  a)  Die  Stiftung  des  Fabrikbesitzers  ^I/Ved  Zump^^,  1894  gegründet 
Für  Oberlehrer,  die  an  Ferienkursen  und  dgl.  teilnehmen  wollen.  Bestand  5000  Mk. 
b)  Die  Stiftung  des  Professors  Dr.  Karl  Hülsenbeck,  1896  gegründet  Für  Schüler,  die 
katholische  llieologie  studieren  wollen.  Bestand  3000  Mk.  c)  Die  Grosfeld -Stiftung, 
1899  vom  früheren  Direktor  Grosfdd  gegründet,  zu  Schülerstipendien.  Bestand  1850  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat). 
Der  Direktor  und  der  erste  Oberlehrer  werden  seit  1878  vom  Staate  ernannt  Ortliche 
Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  (Statut  vom  19.  November  1869)  aus 
zwei  vom  Magistrat,  zwei  vom  ProvinzialschulkoUegium  aus  dem  Bürger-  und  Beamten- 
stande zu  ernennenden  Mitgliedern,  dem  Direktor  und  dem  katholischen  Pfarrer.  Ge- 
samtausgabe 75  200  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  25  058  Mk.,  des  Staates  18  900  Mk.  Schul- 
g>ld  in  VI  und  V  100  Mk.,  in  IV  110  Mk.,  III  120  Mk.,  II  130  Mk.,  I  140  Mk.  Der 
irektor  und  ein  Oberlehrer  haben  Dienstwohnung. 
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^Warendorf. 

(Fürstbistum  Münster.    6044  Einwohner.) 

Gymnasium  LAarentlaniim  (I,  300.    II,  265.    III,  260). 
Bunnefdd^  Geschichte  der  höheren  Lehranstalt  zu  Warendorf,  Progr.  1897. 

Bei  der  Pfarrkirche  St.  Laurentii  bestand  schon  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts 
eine  Schule  mit  drei  Lehrern.  Ein  Dekret  des  Bischofs  Tun  Münster,  Freiherm  r.  GnUn^ 
vom  12.  September  1668  übertrug  dem  Franziskanerkonvent  den  Unterricht;  am  29.  Aagust 
1675  übernahm  die  Stadt  vertra^m&isi((  die  DoUtion  der  AnsUlt  1821  entliefe  diese 
ihre  letzten  Schüler  zur  Universität;  sie  wurde  nunmehr  als  Progymnasium  fortgeführt 
Die  mehrfachen  Bewilligungen  staatlicher  Zuschüsse  begründeten  ein  Königliches  Köm- 
patronat.  Eine  Zeit  lang  war  die  Schule  Realanstalt;  nach  dem  Aufblühen  der  Real- 
schule in  Münster  wurde  jedoch  der  Realunterricht  aufgegeben.  1857  wurde  cUe  Schule 
zu  einem  Gymnasium  erweitert,  und  im  Sommer  desselbien  Jahres  wurde  an  diesem  die 
erste  Reifeprüfung  abgehalten.  Die  Anstalt  führt  nunmehr  wieder  ihren  alten  Namen 
Gymnasium  Laurentianum.  1875  wurde  sie  vom  Staate  übernommen;  dieser  behielt 
sich  vor,  ihr,  falls  die  Umstände  es  ansemessen  erscheinen  lassen,  einen  paritätischen 
Charakter  zu  geben;  die  Stadt  verpflichtete  sich,  zu  den  Unterhaltungskosten  jährlich 
6900  Mk.  beizutragen.  1874  feierte  der  ord.  Lehrer  Ftese  sein  50jährige8  Dienst- 
jubiläum. 

Direktor:  Dr.  Jouf  Oansz  seit  1.  Oktober  1878,  vorher:  Dr.  Ialcqs  1857—72. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  ElemenUrU 
alle  katholisch.     Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  Schüler   ist  gesorgt. 

1896  wurde  die  bisherige  Direktorwohnuns  in  Klassenräume  umgewandelt  und  eine 
Turnhalle,  die  zugleich  als  Aula  dient,  erbaut  (Kosten  83000  Mk.).  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  4000  Bände. 

Im  Jahre  1880  schenkte  der  Rentner  Lü/nninghaus  dem  Gymnasium  eine  wertvolle 
Mineraliensammlung;   1890  wurde  eine  Münz-  und  Antiquitäten-Sammlung  angelegt. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  72000  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufe  39850  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  6900  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 


Bocholt. 

(Fürstbistum  Münster.    21278  Einwohner.) 

Proflrymnasinm  (Gymnasium)  (II,  268.    III,  262). 
Progr.  1870. 

Am  1.  Juni  1825  eröffnete  der  Vikar  v.  d,  MauUn  eine  Privatschule ,  die  für  III 
eines  Gymnasiums  vorbereiten  sollte.  Nach  langen  Verhandlungen  wurde  diese  von  der 
Stadt  übernommen  und  als  höhere  Bürgerschule  am  15.  Oktober  1861  neu  eröffnet  Am 
3.  Dezember  1869  erhielt  sie  die  Befugnis  zur  Abhaltung  von  Entlassung8prüfiin|en. 
Ostern  1893  begann  ihre  Umwandlung  m  ein  Pro^mnasium  mit  wahlfreiem  Untemcht 
im  Englischen  statt  des  Griechischen,  und  am  23.  März  1895  wurde  sie  als  solches  an- 
erkannt Ostern  1900  wurde  durch  Errichtung  der  Obersekunda  mit  der  Erweiterung 
der  Anstalt  zu  einem  Gymnasium  begonnen. 

Direktor:  JohantieB  Waldau  seit  Michaelis  1861. 

8  Klassen  (die  Klassen  ü  III ,  0  III  und  U  II  sind  wegen  des  Ersatzunterrichts  in 
6  Stunden  geteilt);  9  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  £le- 
mentarl.,  alle  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  und  der  jüdischen 
Schüler  ist  gesorgt. 

Ein  im  Herbst  1900  besonnener  Erweiterungsbau,  durch  den  für  neue  Klassen- 
zimmer Raum  geschaffen  werden  sollte,  ist  im  Laufe  des  Jahres  19(y2  vollendet  worden. 
Die  städtische  Turnhalle  und  der  vor  derselben  gelegene  Turnplatz  werden  vom  Pro- 
gymnasium mitbenutzt    Die  Lehrerbibliothek  enthält  1388  Werke  in  2876  Bänden. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtsemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltimgsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  dem  Pfarrer  von 
St.  Georgen  und  drei  von  der  Stadtverordnetenversammlunff  auf  drei  Jahre  gewählten 
Mitgliedern.  Gesamtausgabe  43640  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  29060  Mk.,  des  Staates 
^m  Mk.  Schulseld  bis  U  II  aufwärts  120  Mk.,  in  den  oberen  Klassen  130  Mk.  Be- 
soldungen nach  aem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  9,  1  a— c 
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Dorsten. 

(5100  Einwohner.) 

Progymnasium  (Gymnasium)  (I,  306.    11,  269.    III,  262). 

M,  J.  Kork,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Progymnasiums,  Progr.  1867  und  68.  — 
Btterhaunij  Beschreibuns  der  zweiten  Säkularfeier  des  Progymnasiums  zu  Dorsten, 
Münster  1848  (Coppenrath> 


Die  Schule  ist  1642  von  der  Stadtgemeinde  auf  Grund  einer  vom  Kurfürsten  Ferdinand 
von  Coeln  unter  dem  26.  September  desselben  Jahres  ausgestellten  Stiftungsurkunde 
gegründet  worden.  Den  Unterricht  übernahmen  die  Mönche  des  in  der  Stadt  befind- 
lichen Franziskanerklosters.  Als  Gegenleistung  übernahm  die  Stadt  gewisse  Zahlungen 
für  die  Lehrer  sowie  die  Verpflichtung,  auf  dem  Grundstücke  des  Klosters  ein  Schul- 
gebäude zu  errichten  und  zu  unterhalten.  Die  Schule  war  ursprünglich  Lateinschule 
mit  dem  vollen  gymnasialen  Unterricht,  als  Oberstufe  war  ein  philosophischer  Kursus 
angegliedert.  lo23  erhielt  sie  den  ersten  weltlichen  Lehrer;  sie  hatte  seitdem  den 
Charakter  eines  Progymnasiums  und  wurde  als  solches  im  Jahre  1862  anerkannt.  Ostern 
1900  wurde  Ersatzunterricht  eingerichtet,  Ostern  1901  wurde  durch  Errichtung  der  Ober- 
sekunda mit  der  Erweiterung  des  Progymnasiums  zu  einem  Gymnasium  begonnen. 

Direktor:  Dr^Wüh.  Schwäre  seit  September  1901,  vorher:  Br,  Be8t£  1885—1901, 
Dr.  Krampe,  1876—84,  Max  Josef  Kork  1866—76. 

7  Klassen;  7  Oberlehrer,  1  Elementar-  und  technischer  Lehrer,  alle  katholisch. 
Für  den  Keligionsunterricht  der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  neue  Schulhaus  und  die  nebenliegende  Turnhalle  werden  im  Laufe  des  Jahres 
1902  vollendet  werden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  878  Werke  in  1850  Bänden. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Direktor,  dem  Ortrofarrer,  zwei  vom  Magistrat, 
zwei  von  den  Stadtverordneten  gewählten  und  zwei  vom  Provinzialschulkollegium  auf 
Vorschlag  des  Kuratoriums  ernannten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  88589  Mk^  Zuschuß 
der  Stadt  22661  Mk.,  des  Staates  6000  Mk.  Schulgeld  in  VI  100  Mk.,  in  V  106  Mk., 
IV  112  Mk.,  III  128  Mk.,  II  184  Mk.,  I  140  Mk.,  auswärtige  Schüler  haben  20  Mk. 
mehr  zu  zahlen.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste  Zu- 
lage nach  §  9,  1  a — c.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Witwen-  und 
Waisenkasse  der  Provinz  Westfalen  versichert. 


Regierungsbezirk  Minden. 

Minden. 

(Fürstentum  Minden.    24315  Einwohner.) 

Gymnasium  nnd  Realschule  (I,  308.    II,  270.    III,  263). 

Wüma,  Zur  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Minden,  erstes  Heft,  „Die  Reformation 
in  Minden",  1860.  —  Deicke,  Versuch  einer  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Minden,  zur 
Jubelfeier  des  Gymnasiums  1830.  —  Schröder,  Geschichte  des  Gymnasiums  1800—1822 
und  Geschichte  aes  Neubaues  des  Gymnasiums,  Festschriften  zur  Jubelfeier  1880. 

Die  Anstalt  ist  vom  Rate  der  Stadt  als  Stadtschule  gegründet  und  im  Jahre  1580 
im  Gebäude  des  Dominikaner- (Pauliner- )Klosters  eröfihet  worden.  Durch  Allerhöchsten 
Erlais  vom  15.  Dezember  1821  wurde  ihr  der  erste  Staatszuschufe  bewilligt  und  ein 
Königliches  Eompatronat  begründet.  Im  Jahre  1838  wurde  mit  der  Einrichtung  von 
Realklassen  begonnen,  1841  wurde  der  Realschule  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Ent- 
lassungsprüfungen nach  der  Instruktion  von  1832  erteilt ;  1859  wurde  sie  unter  die  Real- 
schulen erster  Ordnung  aufgenommen.  1886  wurde  die  Anstalt  vom  Staate  übernommen. 
1897  wurde  das  Realgymnasium  aufgelöst,  gleichzeitig  wurde,  von  der  VI  beginnend,  mit 
der  allmüilichen  Angliederung  lateinloser  Realklassen  begonnen.  Diese  war  Ostern  1901 
bis  zur  Obertertia  fortgeführt.  Seit  1.  Oktober  1890  ist  mit  dem  Gvmnasium  eine 
Seminaranstalt  verbunden.  Im  November  1880  wurde  gleichzeitig  mit  aer  Einweihung 
des  neuen  Schulgebäudes  das  350jährige  Jubiläum  des  Gymnasiums  gefeiert;  1886  be- 
ging der  Elementarlehrer  Kniebe  und  im  Oktober  1890  der  Professor  Dr.  Domheim  sein 
50jähriges  Dienstjubiläum. 
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Direktor:  Dt.  Heime  seit  1890,  vorher:  Dr.  Grautoff  1872—90.  FrOher  wirkten 
an  der  Anstalt  u.a.:  Dr.  Gandtnerj  Direktor  1861 — 71,  später  Geheimer  Oberregierungs- 
rat und  Kurator  der  Universität  Bonn;  Suffrian,  Direktor  1848—49,  später  Provinzial- 
schulrat  in  Münster. 

9  Gymnasialklassen,  5  Realschulklassen  (VI  bis  0  III);  14  Oberlehrer,  1  etatsmälsiser 
wissenschaftlicher  HilfsL,  3  technische  und  Elementar!.,  alle  evangelisch.  Für  den 
Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  Sorge  getragen. 

Das  jetzige  Schulgebäude  (Immanuelstralse  4)  ist  1878—80  auf  einem  der  Stadt  ee- 
hörigen  Bauplatze  mit  einem  Kostenaufwande  von  240000  Mk.  (einschl.  des  Wertes  des 
Bauplatzes,  der  Geräte  der  Turnhalle  und  der  Ausschmückung  der  Aula)  errichtet 
woraen.  Die  Aula  ist  mit  kostbaren  von  Professor  Thumann  in  Berlin  hergestellten 
Ölgemälden  (Kosten  24 (KM)  Mk.)  ausgestattet.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa 
25000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Brockmannsche  Stiftung,  1768  gegründet.  Die  Zinsen  sind 
für  den  Direktor,  fünf  Oberlehrer  und  vier  GeisUiche  bestimmt.  Bestand  1929  Mk. 
b)  Die  Lehrer -Witwen-  und  Waisenkasse,  1852  vom  Direktor  WUms  ins  Leben  ge- 
rufen. Bestand  12473  Mk.  c)  Die  Büntesche  Stiftung.  Für  Lehrerwitwen,  1866  ge- 
gründet. Bestand  1500  Mk.  d)  Der  Hüttemannsche  Stipendienfonds.  Für  Schüler,  1784 
gestiftet.  Bestand  3550  Mk.  e)  Die  Stiftung  I  des  Oberpräsidenten  Freiherm  r.  Vindce 
von  1830.  Für  einen  Abiturienten  des  Gymnasiums.  Bestand  3000  Mk.  f)  Die  Stiftung  II 
desselben.  Für  einen  Abiturienten  des  Realgymnasiums.  Bestand  3454  Mk.  g)  Der 
Dotationsfonds  Kurfürst  Friedrichs  III.  von  1d99.  Die  Zinsen  sind  unter  die  Lehrer 
am  18.  Januar  zu  verteilen.  Bestand  600  Mk.  h)  Die  Stiftung  des  Professors  Jakob 
Wolfers.    Für  den  besten  deutschen  Aufsatz  in  Prima.    Bestand  600  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  108320  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufs  69  550  Mk.;  die  Stadt  zahlt  bis  1914  jährlich  500  Mk.,  von  da  an  10  500  filk. 
Zuschuls.  Schulgeld  im  Gymnasium  120  Mk.,  in  der  Realschule  100  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 


Bielefeld. 

(Alte  Hauptstadt  der  Grafschaft  Ravensberg.    63046  Einwohner.) 

Ein  vom  Staate  und  der  Stadt  gemeinde  gemeinsam  unterhaltenes 
Gymnasium  und  Realgymnasium  sowie  eine  ausschliefslich  von  der  Stadt- 
gemeinde unterhaltene  Realschule. 

Gymnasium  und  Bealgrynmasium  (I,  311.    II,  272.    III,  264). 

Schaafy  Bruchstücke  aus  der  früheren  Geschichte  des  Gvmnasiums,  Proer.  1828.  — 
Himpeter,  Zur  Geschichte  des  Gymnasiums,  Festprogramm  1858.  —  Progr.  1830  und  31. 

Die  mit  einem  Collegium  canonicorum  zu  St.  Marien  auf  der  Neustadt  ver- 
bundene Stifts-(Trivial-)Schule  wurde  nach  £infi\hrun^  der  Reformation  1558  erweitert 
und  zu  einem  Gymnasium  ausgestaltet.  Als  nach  kirchlichen  Streitigkeiten  das  Stift 
sich  von  der  Schule  losgesagt  hatte,  muCste  diese  nach  der  Altstadt  verlegt  werden. 
Die  Fonds  der  Schule  scheinen  lange  Zeit  nur  in  Privatzuwendungen  bestanden  zu 
haben;  dadurch  erklärt  sich,  da(s  früher  kein  Unterhaltungspflichtiger  Patron  vor- 
handen war.  Nach  dem  Ende  der  westfälischen  Zwischenherrschaft  wurde  die  Anstalt 
mit  Hilfe  von  Staatszuschüssen  reorganisiert  Im  Jahre  1832  wurden  realistische 
Nebenabteilungen  eingerichtet;  die  aus  diesen  entstandenen  Realklassen  wurden  am 
22.  Mai  1862  als  Realschule  zweiter  und  am  12.  März  1867  als  Realschule  erster 
Ordnung  anerkannt.     Die  Unterhaltungspflicht  der  Anstalt  wurde  durch  den  zwischen 

dem   Staate   und   der   Stadtgemeinde  abgeschlossenen  Vertrag  vom  — 5r~M  •  Ift?'^ — 

dahin  geregelt,  dafe  jeder  die  Hälfte  des  etwa  eifordcrlichen  Zuschusses  zu  leisten 
haben,  die  Baulast  jedoch  ausschliefslich  der  Stadt  obliegen  soll.  Die  Vorschule 
ist  in  den  Jahren  1892—94  allmählich  eingegangen.  Ihr  50jähriges  Dienstjubiläum 
feierten  Professor  Jüngst  am  15.  Oktober  1877  und  Direktor  Dr.  Otto  Nitzsch  am 
1.  April  1897. 

Direktor:  Dr.  Christian  Hencig  seit  1.  Oktober  1898j^vorher :  Dr.  Otto  Nitzsch 
1867—98.     Aufserdem  wirkte    an   der  Anstalt  u.  a.:    Dr.   Wilhelm  Fries  f  Oberlehrer 
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1871—75,  jetzt    Geheimer  Regierungsrat   und  Direktor   der  Franckeschen   Stiftungen 
in  Halle. 

18  Klassen ;  18  Oberlehrer,  4  technische  und  Elementarl. ;  1  Lehrer  ist  altkatholisch, 
die  übrigen  sind  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der 
jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Der  Bau  des  seit  1870  benutzten  Schulhauses  am  Nebelswall  1  hat  210000  Mk. 
gekostet.  Die  Aula  wurde  1890  mit  sechs  Wandgemälden  von  Hüdebrand  geschmückt, 
die  teils  auf  die  Reformationsgeschichte,  teils  auf  die  Besuche  des  Grofsen  Kurfürsten 
Bezug  haben.  Die  Turnhalle  ist  im  Jahre  1880  mit  einem  Kostenaufwande  von  14519  Mk. 
erbaut  worden.  Turnspiele  werden  während  des  Sommers  wöchentlich  einmal  auf  einem 
grofsen  städtischen  Platze  geübt. 

Die  eigentliche  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  9000  Bände.  Aufserdem  gehört  dem 
Gymnasium  die  ihm  durch  letztwillige  Verfügung  überwiesene  Bibliothek  des  Bonner 
Professors  Geheimen  Regierungsrats  Dr.  Loebelh  Diese  wird  aus  den  Zinsen  eines 
aufserdem  von  demselben  für  diesen  Zweck  ausgesetzten  Kapitals  von  9000  Mk. 
besonders  mit  geschichtlichen  "Werken  bereichert  und  enthält  gegenwärtig  etwa 
8000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Lehrer-Witwen- und  Waisenkasse,  vom  Kommerzienrat  Banst 
gegründet.  Bestand  19477  Mk.  Seit  1892  werden  keine  neuen  Mitglieder  mehr  auf- 
genommen; das  Vermögen  wird  nach  Erfüllung  aller  der  Kasse  obliegenden  Verpflich- 
tungen zu  der  von  der  Anstalt  übernommenen  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der 
Lehrer  verwendet  werden,  b)  Die  Lehrer-Witwenkasse,  hervorgegangen  aus  einem  von 
der  Witwe  Berkenkamp  geschenkten  Kapital.  Bestand  6566  Mk.  c)  Die  Kisker-Stiftung, 
1882  gegründet  zu  Unterstützungen  für  Lehrerwitwen.  Bestand  8125  Mk.  d)  Der  Berken- 
kampsche  Stipendienfonds  fdr  Schüler,  1860  gegründet.  Bestand  7490  Mk.  e)  Die 
Bertelsmann- Stiftung,  1868  zur  Unterstützung  fleifsiger  Schüler  gegründet.  Bestand 
1755  Mk.  f)  Die  Freiherrlich  v.  Spiegel-Peckelsheimsche  Stiftung,  1870  gegründet,  zu 
einem  Schülerstipendium.  Bestand  1224  Mk.  g)  Die  Stadtdirektor  Delius-Stiftung;,  1858 
gegründet,  zu  einem  Schülerstipendium.  Bestand  1532  Mk.  h)  Die  Windthorst-Stiftung, 
in  Anerkennung  der  Verdienste  des  Kreisgerichtsrats  W,  1877  von  Bürgern  der  Stadt 
durch  Sammlungen  gegründet,  zu  einem  Universitätsstipendium  für  einen  Abiturienten. 
Bestand  12 159  Mk. 

Die  Anstalt  wird  gemeinschaftlich  vom  Staate  und  von  der  Stadtgemeinde  unter- 
halten, örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  den  beiden 
Bürgermeistern,  dem  Direktor,  dem  ältesten  Ortspfarrer,  zwei  von  der  Stadtverordneten- 
versammlung gewählten  und  zwei  vom  Provinzialschulkollegium  berufenen  Mitgliedern. 
Gesamtausgabe  151 000  Mk.,  Zuschufs  des  Staates  und  der  Stadt  je  43  932  Mk.;  aufserdem 
ein  Staatszuschufs  vermöge  rechtlicher  Verpflichtung  von  1313,05  Mk.  Schulgeld  120  Mk. 


Realschule. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1896  eröffnet  worden. 
Das  unter  dem  10.  November  1896  errichtete  Statut  wurde  am  7.  Januar  1897  von  der 
Aufsichtsbehörde  bestätigt.  Durch  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  9.  März  1901 
wurde  die  Anstalt  als  Realschule  anerkannt. 

Direktor:   Dr.  Eudolf  Reese  seit  Gründung  der  Schule  1896. 

11  Klassen;  11  Oberlehrer,  1  Zeichenl.  und  2  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Die 
katholischen  und  die  jüdischen  Schüler  nehmen  an  dem  vom  Gymnasium  eingerichteten 
Religionsunterrichte  teil  (vgl.  den  vorigen  Artikel). 

Das  Schulgebäude  (Paulusstraise  8)  ist  am  25.  Mai  1899  eingeweiht  worden  (Kosten 
200000  Mk.).  Für  den  Turnunterricht  wird  die  Turnhalle  des  Gymnasiums  mitbenutzt, 
Turnspiele  werden  auf  dem  Schulhofe  und  auf  dem  städtischen  Tumspielplatze  an  der 
Ölmühlenstrafse  geübt.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  etwa  400  Bände.  Zu  ihrer  Be- 
gründung überwies  die  Buchhandlung  von  Velhagen  &  Klasing  die  von  der  Schule  ge- 
wünschten Werke  ihres  Verlages. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  der  Schulvorstand,  bestehend  aus  zwei  Mitgliedern  des  Magistrats,  zwei  Stadtver- 
ordneten, einem  an  der  Schule  beteiligten  Hausvater,  einem  des  Schulwesens  kundigen 
Bürger  und  dem  Direktor.  Gesamtausgabe  43350  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  20828  Mk. 
Schulgeld  in  VI  und  V  100  Mk.,  in  IV  und  Ulli  110  Mk.,  in  Olli  und  Uli  120  Mk., 
für  auswärtige  Schüler  überall  20  Mk.  Zuschlag.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nach- 
trage zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  2. 
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Qütersloli. 

(Grafschaft  Teklenburg.    7100  Einwohner.) 

Gyiiina«iiim  (I,  312.    II,  274.    III,  265). 

Bumpel,  Nachrichten  über  die  Entstehung  und  den  Fortgang  des  evanffelischen 
Gymnasiums  zu  Gütersloh,  Progr.  1856.  —  Hucheermeierj  Die  ersten  25  Jahre  oes  evan- 

gelischen  Gymnasiums  zu  Gütersloh,  1876,  Verlag  von  Bertelsmann.  —  Lünener,  Zar 
ihroniJc  des  Gütersloher  Gymnasiums,   im  Gütersloher  Jahrbuche,   1891,  Verlag  von 
Bertelsmann. 

Das  Evangelische  Gymnasium  wurde  im  Jahre  1851  von  einem  aus  12  Mitgliedern 
bestehenden  Kuratorium  gegründet.  Man  beabsichtigte  mit  der  Gründung,  einen  aus  der 
Gegenströmung  gegen  die  revolutionären  Bewegungen  des  Jahres  1848  hervorgegangenen 
Beschlufs  der  Evangelischen  Gesellschaft  für  Deutschland  zu  verwirklichen.  Diese  wollte 
in  der  Erkenntnis,  dals  alle  erfolgreiche  nationale  Erziehung  auf  christlicher  Grundlage 
beruhen  müsse,  durch  Jene  Gründung  auch  ihrerseits  dazu  beitragen,  dafs  der  in  so  er- 
schreckender Weise  onenbar  gewordenen  Entfremdung  unseres  Volkes  vom  Christentum 
gesteuert  werde.  Das  zur  Unterhaltung  nötige  Kapital  wurde  durch  Zeichnung  frei- 
williger Beiträge  zusammengebracht.  Nach  den  unter  dem  30.  Dezember  1854  ge- 
nehmigten Statuten  sollen  sämtliche  Lehrer  des  Gymnasiums  evangelisch  sein.  Die  erste 
Reifeprüfung  fand  Ostern  1853  statt.  Am  22.  Dezember  1854  wurden  der  Anstalt  alle 
Rechte  und  Pflichten  eines  öffentlichen  Gymnasiums  beigelegt;  am  19.  Juni  1901  beging 
sie  ihr  50jähriges  Jubelfest.    Grölste  Schülerzahl  (392)  im  Jahre  1880/81. 

Direktor:  Dr.  Lüngner  seit  Ostern  1887,  vorher:  Dr.  Bothfuchs  1876—87  Jetzt 
Geh.  Regierungsrat  und  Provinzialschulrat  in  Münster^  Dr.  Klingender  1868—76.  Der 
erste  Direktor  Dr.  Bumpel  wurde  1868  als  Provinzialschulrat  nach  Cassel  berufen. 

9  Klassen;  11  Oberlehrer  und  1  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  4630  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Stiftung  des  Kolonen  Meyer-Heinrich  (1862),  zur  Unterstützung 
von  Schülern.  Bestand  2400  Mk.  d)  Die  Göhringsche  Stiftung,  1871  zu  gleichem  Zwecke 
gegründet.  Bestand  1800  Mk.  c)  Das  Wiegmann-Stipendium,  1874  vom  Superintendenten 
W,  gegründet,  für  denjenigen  Schüler,  der  die  beste  hebräische  Arbeit  geschrieben  hat. 
Bestand  1500  Mk.  d)  Das  Fliednersche  Familienstipendium,  von  den  sieben  Gebrüdem 
Fl.  1876  gegründet;  ist  kein  Mitglied  der  Familie  bezugsberechtigt,  so  fallen  die  Zinsen 
an  die  Gymnasialkasse.  Bestand  3000  Mk.  e)  Das  v.  Yinckesche  Stipendium,  1877  von 
der  Freifrau  Helene  v.  F.,  geb.  Gräfin  v.  d.  Schulenburg -Wolfsburg,  gegründet,  für  einen 
Studenten  der  Theolone.  Bestand  13  200  Mk.  f)  Das  v.  Bentheim-Teklenburgische 
Stipendium,  1885  von  der  verwitweten  Prinzessin  Anna  zu  B,-T.-Eheday  geb.  Prinzessin 
Reufs  j.  L.,  gegründet,  für  Studenten  der  Theologie.  Bestand  6900  Mk.  g)  Stiftung 
Gottessegen,  1^9  von  einem  ungenannten  Wohlthäter  gegründet,  geeigneten  Falls  zu 
einer  persönlichen  Zulage  zum  Gehalte  eines  Lehrers.  Bestand  12700  Mk.  h)  Stiftung 
des  Generalsuperintendenten  D.  Braun  zu  Berlin  von  1898,  für  bedürftige  Schüler. 
Bestand  6000  Mk. 

Das  Gymnasium  erhält  sich  vorwiegend  aus  eigenen  Mitteln.  Die  rechtliche  Ver- 
tretung führt  das  Kuratorium;  es  besteht  aus  zwölf  evangelischen  Mitgliedern,  die  sich 
durch  Zuwahl  ergänzen  und  erneuern;  zu  ihnen  tritt  der  Direktor  der  Anstalt  als 
ständiges  Mitglied.  Gesamtausgabe  85700  Mk.,  Einnahme  aus  eigenem  Vermögen 
30  388  Mk.,  Zuschuß  des  Staates  13  000  Mk.,  der  Stadt  8025  Mk.  Schulgeld  120  Mk. 
Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum 
Normaletat,  die  feste  Zulage  nach  §  9,  1  a— c.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind 
bei  der  Provinzial -Witwen-  und  Waisenkasse  versichert. 


Herford. 

(Grafschaft  Ravensberg.    25109  Einwohner.) 

Der  Landwirtschaftsschule ,  die  von  der  Stadtgemeinde  und  dem 
Kreise  gemeinschaftlich  unterhalten  wird ,  ist  neuerdings  eine  Realschule 
angegliedert  worden.  Daneben  besteht  am  Orte  das  aus  älterer  Zeit 
stammende  ausschliefslich  von  der  Stadtgemeinde  unterhaltene  Friedrichs- 
Gymnasium. 
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Frleflrich8-Gyiima«iiiiii  a.  310.    II,  271.    III,  264). 

Hermann  Hamdmanny  Historia  renati  evangelii  in  urbe  Hervordiensi  (in  opp. 
8.  p.  295),  Jubiläumsprogr.  v.  1740.  —  E.  Knefel,  Geschichte  des  Friedrichs-Gymnasiums, 
Herford  1817.  —  A,  i.  Tranckcy  Geschichte  des  Friedrichs-Gymnasiums,  Herford  1840.  — 
Dr.  X.  HöUcher,  Jahrbücher  der  Geschichte  des  Gymnasiums  seit  1840,  in  der  Fest- 
schrift zur  350jährigen  Jubelfeier  1891.  —  BemleTy  Die  merkwürdigsten  Umstände  aus 
meinem  Leben,  zur  Nachricht  für  meine  Familie;  zum  Druck  vorbereitet  von  Daniel 
V.  Cotta;  als  Manuskript  gedruckt. 

Herford,  die  erste  westfälische  Stadt,  welche  die  Reformation  annahm,  war  früher 
reich  an  Klöstern  und  kirchlichen  Genossenschaften.  Das  Vermögen  derselben  ist  zum 
Teil  dem  jetzigen  Gymnasium  zu  gute  gekommen.  Dieses  ist  aus  einer  lateinischen 
Schule  bei  dem  Kaiserlichen  freiweltlichen  Reichsstift  hervorgegangen,  die  Spuren  der- 
selben reichen  bis  1285  hinauf.  Am  80.  Juni  1540  wurde  das  Augustinerkloster  vom 
Prior  dem  Rate  der  Stadt  unter  der  Bedingung  übergeben,  dafs  die  Stiftsschule  dahin 
verlegt  werde.  Das  Patronat  stand  bis  164d  dem  Rate  der  Stadt  und  der  Äbtissin  des 
Stifts  gemeinsam,  von  da  ab  dem  Rate  ausschliefslicli  zu.  1766  gestattete  König 
Friedrich  II.,  dafe  die  Anstalt  den  Namen  „Gymnasium  Fridericianum''  führe.  1854 
wurde  bei  der  Neuregelung  der  Patronats-  und  Besoldungsverhältnisse  ein  Königliches 
Kompatronat  bestellt  Im  Jahre  1859  wurde  für  die  am  Griechischen  nicht  teil- 
nehmenden Schüler  Ersatzunterricht  eingerichtet;  derselbe  ist  aber  1893  foTrtgefallen. 
Am  1.  Juli  1890  wurde  das  350jährige  Jubelfest  der  Anstalt  gefeiert. 

Direktor:  Dr.  Hans  Windel  seit  1.  Oktober  1895,  vorher:  Dr.  Bernhard  Steusloff 
1884—95,  Dr.  J.  F.  ßode  1864—84. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  Elementarl., 
alle  (stiftungsmälsig)  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler 
ist  gesorgt. 

Im  Jahre  1899  wurde  für  die  Schule  ein  zweites  Haus  errichtet;  es  enthält  die 
Turnhalle,  zwei  Klassenräume,  die  Bibliothek,  die  physikalische  Sammlung  und  das 
physikalische  Lehrzimmer.  Im  alten  Hause  wurde  die  Aula  vergröbert  und  mehrere 
Klassenzimmer  umgebaut.  Die  Gesamtkosten  betrugen  50000  Mk.  Die  Stadt  hat  für 
Tumspiele  einen  Platz  zur  Verfügung  gestellt.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa 
12000  Bände,  zu  ihrer  Yergrölserung  wird  die  Hälfte  der  Zinsen  des  1840  bei  der 
Jubelfeier  gegründeten  „Stipendium  Knefelianum*^  (Bd.  II,  S.  272)  verwendet. 

Stiftungen:  a)  Die  Nanischen  oder  Dwergschen  Stipendien,  1430  mit  4000  rhein. 
Gulden  vom  päpstlichen  Pronotarius  Hermann  tho.  gegründet,  zwei  evangelische  Sti- 
pendien zu  je  102  Mk.  und  sechs  kleinere  katholische  zu  je  30  bezw.  45  Mk.  b)  Hölschers 
Schülerstipendium,  bei  der  Yersetzuns  des  Professors  Dr.  H  in  den  Ruhestand  von 
dessen  Schülern  gegründet.  Bestand  2050  Mk.  c)  Die  Lehrer -Witwenkasse;  der  Grund- 
stock wurde  aus  dem  Honorar  für  ein  Buch  und  aus  den  Erträgen  von  Vorträgen  der 
Lehrer  sebildet  Bestand  5778  Mk.  d)  Die  Stiftung  der  Frau  Pastor  Hempelmann  vom 
29.  Oktober  1900,  zu  Stipendien  für  evangelische  Theologen.    Bestand  3000  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungs- 
behörde ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  zwei  Mitgliedern  des  Magistrats,  zwei  Stadt- 
verordneten, dem  Direktor  und  drei  vom  Provinzialschulkollegium  ernannten  Mitgliedern. 
Gesamtausffabe  72340  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  17  772  Mk.,  des  Staates  21000  Mk. 
Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor,  drei  Oberlehrer  und  ein  Elementarlehrer  haben  Dienst- 
wohnung. Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Westfälischen  Provinzial- 
Witwenkasse  versichert. 


LandwirtBchafte-  und  Realschule. 

Die  Anstalt  wurde  als  „Landwirtschaftliche  Lehranstalt*'  mit  Staatsunterstützung 
vom  Direktor  Burgtorf  gegründet  und  am  10.  Oktober  1865  in  Osnabrück  eröffnet.  Am 
12.  Oktober  1868  siedelte  sie  nach  Herford  über.  Ihre  Unterhaltung  wurde  von  der 
Stadtgemeinde  und  vom  Kreise  Herford  sichergestellt,  der  Staat  gewährte  eine  Unter- 
stützung, und  auch  die  Provinzialstände  sowie  der  Kreis  Bielefeld  stellten  jährliche  Zu- 
schüsse bereit.  Nachdem  Ostern  1878  die  erste  Reifeprüfung  stattgefunden  hatte,  wurde 
der  Anstalt  die  Militärberechtigung  verliehen.  Mit  dem  Erlasse  des  neuen  Reglements 
für  Landwirtschaftsschulen  von  1892  verschwand  das  Englische  aus  dem  Lenrplane. 
Ostern  1896  wurde  die  Einrichtung  der  Anstalt  dahin  abgeändert,  dals  einem  gemein- 
samen Unterbau  drei  landwirtschaftliche  Fachklassen  und  die  Klassen  III— I  einer  Real- 
schule angegliedert  wurden.     Am  10.  März  1899  erhielt  die  Realschule,  nachdem  die 
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«rste  Reifeprüfung  stattgefunden  hatte,  die  mit  dieser  Schulgattung  verbundenen  Be- 
rechtigungen. Das  für  die  Schule  am  12.  November  1898  errichtete  Statut  erhielt  am 
^.  März  1899  die  Genehmigung  der  zuständigen  Minister,  nach  ihm  steht  die  Anstalt 
bezüglich  des  Unterrichts  unter  der  Aufsicht  des  Provinzialschulkollegiums ,  bezüglich 
der  äufseren  Angelegenheiten  unter  derjenigen  der  Regierung  zu  Minden. 

Direktor:  Dr.  K,  Droysen  seit  1.  April  1896,  vorher:  Ferd.  Burgtorf  1865—96. 

9  Klassen  (3  für  den  gemeinsamen  Unterbau,  3  Realklassen  und  3  Landwirtschafts- 
klassen);  9  Oberlehrer,  1  technischer  und  4  £lementarl.,  alle  evangelisch.  Für  den 
Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  neue  Schulflrebäude  (Elisabethstrafse  20)  wurde  am  29.  Juli  1896  bezogen,  sein 
Bau  kostete  172468  Mk.  Die  Schule  benutzt  die  Turnhalle  des  Gymnasiums  und  ent- 
hält in  ihrem  Gebäude  ein  Brausebad  für  Schüler  mit  zehn  Zellen.  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  etwa  1500  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  und  vom  Kreise  Herford  gemeinschaftlich 
unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  einem 
vom  Landwirtschaftsminister  im  Einverständnisse  mit  dem  Unterrichtsminister  ernannten 
Mitgliede,  dem  Landrate  des  Kreises  Herford,  dem  Direktor,  einem  Mitgliede  des  Pro- 
vinziallandtages,  einem  Mitgliede  des  Ausschusses  des  Minden-Ravensbergischen  land- 
wirtschaftlichen Hauptvereins,  zwei  Mitgliedern  des  Kreistages,  dem  Bürgermeister,  einem 
Stadtverordneten  und  einem  von  den  Stadtverordneten  und  dem  Kreisausschusse  ge- 
wählten Geistlichen.  Gesamtausgabe  78896Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  19800Mk.,  sonstige 
Zuschüsse  33  700  Mk.  Schulgeld  für  die  drei  unteren  Klassen  100  Mk.,  fär  die  übrigen 
120  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem  zweiten  und  dritten  Nachtrage  zum  Normal- 
etat geregelt,  die  feste  Zulage  wird  nach  neun  Diensljahren  mit  150  Mk,  nach  zwölf  mit 
300  Mk.,  nach  fünfzehn  mit  450  Mk.  gewährt.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei 
der  Westfälischen  Witwen-  und  Waisenanstalt  versichert. 


Höxter. 

(Fürstentum  Corvey.    7625  Einwohner.) 

König  Wilhelms-Gyiima«ium  (II,  276.    III,  266). 

H.  Petri,  Jahrbücher  über  die  ersten  25  Jahre  des  König  Wilhelm s-Gymnasinms  zu 
Höxter,  Progr.  1892. 

Die  Schule  wurde  von  der  Stadtgemeinde  unter  Übernahme  einer  bereits  vor- 
handenen Privatanstalt  gegründet,  Ostern  1867  als  Progymnasium  eröffiiet  und  als  solches 
am  17.  Februar  1868  staatlich  anerkannt  Durch  AUernöchsten  Erlafe  vom  18.  Dezember 
1868  erhielt  sie  den  Namen  „Köniff  Wilhelms-Progymnasium".  Im  Jahre  1870  wurde  für 
sie  ein  Statut  errichtet  Am  21.  November  1872  wurde  sie  als  Gymnasium  anerkannt, 
seitdem  führt  sie  den  Namen  „König  Wilhelms-Gymnasium".  Die  1868  errichtete  Vor- 
schule ist  Ostern  1897  eingegangen.  Grölste  Schülerzahl  (255)  im  Jahre  1883,  kleinste 
<137)  im  Jahre  1873. 

Direktor:  Dr.  Fauth  seit  Ostern  1901,  vorher:  Hermann  Petri  1868—1900  (bis  1872 
Rektor  des  Progymnasiums). 

9  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  Elementarl.,  alle  (nach  den  Statuten)  evangelisch;  für 
den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  3830  Bände, 
darunter  die  vom  Professor  Giefers  in  Paderborn  vermachte  Sammlung. 

Stiftungen:  a)  Zur  Begründung  eines  Alumnats  stifteten  Freunde  der  Anstalt 
am  21.  April  1871  einen  Fonds  von  850  Thalem;  das  Alumnat  wurde  Ostern  1879  er- 
öfihet.  b)  Der  Kaufmann  Ed.  KUngeniann  stiftete  1870  ein  Kapital  von  4040  Thalem 
zu  Schülerstipendien;  die  Stiftung  trat  Ostern  1891  in  Wirksamkeit  c)  Vermächtnis  des 
Gerichtsrates  Adam  Wiegand  (gest  2.  August  1883)  von  19  000  Mk.,  für  allgemeine  Schul- 
zwecke, d)  Die  Gymnasial -Waisenkasse,  Statut  vom  19.  November  1877.  Bestand 
5031  Mk.  e)  Fonds  zur  Unterstützung  bedürftiger  Schüler,  Statut  vom  8.  April  1896. 
Bestand  6245  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat). 
Ortliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister  und 
drei  weiteren  Vertretern  der  Stadt,  dem  Direktor,  dem  ersten  evangelischen  Geistlichen 
der  St.  Kiliankirche   und   zwei    vom   ProvinzialschulkoUegium   bestellten   Mitgliedern. 
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Gesamtausgabe  62400  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  20050  Mk.,  des  Staates  20000  Mk. 
Schulgeld  in  VI  96  Mk.,  V  104  Mk.,  IV  110  Mk.,  III  120  Mk.,  II  140  Mk.,  I  150  Mk. 
Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Westfälischen  Witwen-  und  Waisenkasse 
Tersichert. 


Paderborn. 

(Fürstentum  Paderborn.    23538  Einwohner.) 

Gymna«ium  Theodorianum  (I,  314.    II,  275.    III,  266). 

Grundolff  Paderborn  und  dessen  höhere  Bildungsanstalten,  Progr.  1824.  —  Bade^ 
Geschichtliche  Nachrichten  über  das  Gymnasium  zu  Paderborn,  Progr.  1845  und  46.  — 
Hense,  Das  Gymnasium  Theodorianum  zu  Paderborn  unter  der  preuisischen  Regierung: 
1802-95,  Progr.  1895. 

Die  Anstalt  hat  sich  allmählich  aus  der  Domschule  (schola  ecclesiae  cathedralis) 
entwickelt,  die  von  Hethumar,  dem  ersten  Bischöfe  von  Paderborn,  zu  Anfang  des 
9.  Jahrhunderts  zur  Heranbildung  junger  Priester  gegründet  worden  ist.  In  der  zweiten 
Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  übergab  der  fürstbischöfliche  Verwalter  Graf  Salentin  von 
Isenburg  der  Schule  das  von  den  Minoriten  verlassene  Johanniskloster  und  gründete 
aus  dessen  Einkünften  und  sonstigen  Zuschüssen  einen  Schulfonds.  Die  Anstalt  wurde 
nunmehr  GoUegium  oder  gymnasium  Salentinianum  genannt.  1585  b^raute  Bischof 
Theodor  von  Fürstenherg  die  Jesuiten,  die  fünf  Jahre  vorher  durch  das  Domkapitel 
von  Heiligenstadt  nach  Paderborn  berufen  waren,  mit  der  Leitung  der  Schule.  Am 
5.  Juni  1596  leete  er  den  Grundstein  zu  dem  noch  jetzt  stehenden  Jesuitenkollegium 
und  am  31.  Juli  1612  zu  dem  jetzigen  Gymnasium,  dem  Gymnasium  Theodorianum. 
1614  stiftete  Fürstbischof  Theodor  zum  Studium  der  Philosophie  und  Theologie  eine 
Universität  und  setzte  für  beide  räumlich  verbundenen  Anstalten,  das  Gymnasium  und 
die  Universität,  eine  beträchtliche  Dotation  aus.  Am  13.  August  1682  legte  Fürstbischof 
Ferdinand  von  Füratenberg  den  Grundstein  zu  einer  herrlichen  Kirche  an  der  Westseite 
des  Gymnasiums;  diese  wird  auch  ietzt  noch  für  die  Schulgottesdienste  benutzt,  wurde 
jedoch  1784  der  Markkirchgemeinde  „bis  auf  weiteres'^  zur  Mitbenutzung  überwiesen. 
Nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens  wurde  den  Jesuiten  als  Weltpriestern  der  Unter- 
richt am  Gymnasium  und  an  der  Universität  belassen;  die  Güter  des  Jesuitenkollegiums 
wurden  als  Schulfonds  der  Verwaltung  der  „Exjesuitenkommission'^  unterstellt.  An  die 
Stelle  der  durch  Tod  abgehenden  Jesuiten  traten  allmählich  Weltpriester  ein;  der 
erste  weltliche  Lehrer  wurde  1827  bestellt.  Nach  der  preufsischen  Besitzergreifung 
wurden  auf  Grund  des  Beichsdeputationshauptschlusses  die  fürstbischöflichen  Domänen 
und  die  Güter  aller  Stifter  von  der  preufsischen  Eegierung  säkularisiert,  jedoch  blieben 
die  Besitzungen  der  früheren  Jesuiten  als  Schulfonds  vorläufig  unangetastet.  Am 
18.  Oktober  1818  wurde  die  Universität  aufgehoben  mit  der  Bestimmung,  dafs  die  für 
sie  bestimmten  Mittel  zur  Aufbesserung  und  Erweiterung  des  nunmehrigen  Königlichen 
Gymnasiums  und  des  bischöflichen  Priesterseminars  benutzt  werden  sollten.  1821  wurde 
die  erste  Reifeprüfung  abgehalten;  1825  wurde  der  bisherige  Schulfonds  unter  dem 
Namen  „Paderbomer  Studienfonds"  (vgl.  hierüber  oben  S.  479)  der  Verwaltunpj  des 
Provinzialschulkollegiums  unterstellt.  Seit  1835  ist  am  Gymnasium  auch  evangelischer 
Eeligionsunterricht  eingerichtet.  Größte  Schülerzahl  (650)  im  Jahre  1871/72,  seit  1881 
stets  über  500. 

Mit  dem  Gymnasium  steht  das  im  Jahre  1847  vom  Bischöfe  Fram  Drepper  ge- 
stiftete Alumnat  in  Verbindunff.  Der  Vorsteher  desselben  wird  vom  Bischöfe  ernannt, 
bedarf  aber  der  Bestätigung  dies  Provinzialschulkollegiums;  die  Verwaltung  wird  von 
einem  besonderen  Kuratorium  (Direktor  des  Gvmnasiums  und  Vorsteher  des  Alumnats) 
geführt,  die  staatliche  Aufsicht  vom  ProvinzialschulkoUegium  ausgeübt. 

Direktor:  Dr.  Josef  Hense  seit  Herbst  1893,  vorher:  Dr.  Adolf  Hechelmann  (erster 
weltlicher  Direktor)  1884—93,  jetzt  Geh.  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Münster ; 
Dr.  Anion  Schmidt  1864—84. 

17  Klassen ;  20  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  2  technische  und  Elementar- 
lehrer, alle  katholisch.  Für  den  Religionsfinterricht  der  evangelischen  Schüler  ist 
gesorgt. 

In  den  Jahren  1890—93  wurde  das  Gymnasium  (Kainpstrafse  4 — 6)  mit  einem 
Kostenaufwande  von  175000  Mk.  umeebaut  Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden. 
Die  Lehrerbibliothek  (bibliotheca  Theodoriana)  zählt  ungefähr  23000  Bände,  sie  ist 
reich  an  wertvollen  Handschriften  und  bemerkenswerten  Inkunabeln. 
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Stiftungen:  a)  Die  Stipendienstiftung  des  Bischofs  Friedr,  Clemens  Freiherrn 
V.  Ledebur,  1837  gegründet.  Für  vier  Schüler  der  oberen  Klassen,  welche  katholische 
Geistliche  werden  wollen.  Kapital  8000  Thaler.  b)  Die  y,  Clevomsche  Stiftung,  1817 
vom  Pagen-Instruktor  v.  CL  errichtet,  zu  Schülerstipendien.  Jährlich  etwa  120  Mk. 
c)  Die  Stiftung  des  Domkapitulars  Clemens  Aug.  van  Mengersen,  Für  arme  Schüler. 
Jährlich  20  Thaler.  d)  Die  Stiftung  des  Pfarrers  Bartholomäus  Odendäa.  Für  katho- 
lische Schüler.  Kapital  1000  Thaler.  e)  Das  Schmitzsche  Stipendium,  vom  Pfarrer 
Martin  Schm,  1851  gegründet,  für  Gymnasiasten  aus  Bühne  oder  Neuhaus.  Bestand 
1308  Mk.  f)  Die  Theodor  Benseier- Stiftung,  vom  Bruder  des  am  6.  April  1900  ver- 
storbenen Oberlehrers  Professor  B.  aus  dessen  Nachlafs  gestiftet,  zu  Stipendien  für 
fünf  bedürftige  Schüler.    Bestand  5000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  188860  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufs  72060  Mk.,  davon  aus  dem  Paderbomer  Studienfonds  3849  Mk.,  aus  dem  Hans 
Bürenschen  Fonds  12411  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 


'Wapbupfi:. 

(Fürstentum  Paderborn.    5132  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  317.    II,  277.    III,  267). 

Haveneckf^j  Kurze  Geschichte  der  älteren  höheren  Lehranstalt  und  des  späteren 
katholischen  Progymnasiums  zu  Warburg,  Progr.  1867. 

Henricus  Thöne,  Scholaster  der  Kollepatkirche  ad  S.  Victorem  bei  Mainz,  ein 
l^eborener  Warburger,  schenkte  am  11.  Juli  1642  der  Stadt  und  den  Dominikanern  zu 
Warburg   eine    Obligation    von   2000  Gulden,    damit  sie   damit   eine  gelehrte   Schule 

Gründeten.  Aber  erst  1657  wurde  das  Kapital  durch  Yermittelung  des  Bischofs  von 
aderborn  auf  das  Stift  übertragen.  Wann  die  Klosterschule  erö&et  ist,  kann  nicht 
mit  Sicherheit  festgestellt  werden.  Jedenfalls  gab  die  Stiftung  des  Henr,  Thane  der 
Stadt  Veranlassung,  sich  die  Gründung  eines  Gymnasiums  zu  sichern.  Denn  diese 
schloß  am  18.  März  1643  mit  dem  Kloster  den  vergleich,  dafs  der  Konvent  „quinque 
magistros  pro  infima  ad  rhetoricam  alles  inklusive**  stellen  sollte,  und  verpflichtete  sich 
dagegen ,  für  jeden  Lehrer  pro  salario  30  Thaler  zu  zahlen.  Die  Klosterschule  bildete 
von  da,  ab,  wenn  für  die  oberen  Klassen  Schüler  da  waren,  ein  nach  alter  Einteilung 
vollständiges  Gymnasium;  in  den  Urkunden  führt  sie  mitunter  den  Namen  Gymnasium 
Marianum.  Nach  Aufhebung  des  Klosters  durch  die  Westfälische  Regierung  (1810) 
setzten  die  Mitglieder  des  Konvents  den  Unterricht  fort.  Nachdem  in  den  Jahren  1824 
und  1825  aus  den  Fonds  des  ehemaligen  Klosters  Mittel  für  die  Besoldung  der  Lehrer 
bewilligt  waren,  wurde  die  Schule  im  Herbste  1826  als  Prosymnasium  neu  eröf&iet  Am 
10.  Oktober  1866  erhielt  sie  die  Berechtigung  zur  Ausstellung  von  Militärzeugnissen ; 
Ostern  1874  wurde  die  Prima  eröffnet  und  die  Schule  als  Gymnasium  anerkannt.  Nach 
dem  von  den  städtischen  Körperschaften  errichteten  von  der  Aufsichtsbehörde  am 
^.  Februar  1874  bestätigten  Statut  soll  sie  paritätisch  sein.  Der  letzte  geistliche  Lehrer, 
mit  dessen  Schulamt  ein  Kirchenamt  verbunden  war,  schied  am  1.  Oktober  1884  aus. 
Gröfste  Schülerzahl  (330)  im  Jahre  1895/96. 

Direktor:  Dr.  BalGiasar  Hüser  seit  Oktober  1893,  vorher:  Dr.  Josef  Rense 
1884—93,  Dr.  Ad,  Rechelmann  1874 — 84  (jetzt  Geh.  Begierungs-  und  Provinzial schulrat 
in  Münster). 

9  Klassen ;  10  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementar!.,  alle  katholisch  (mit  Aus- 
nahme des  evangelischen  Religionslehrers).  An  der  Anstalt  wird  katholischer,  evange- 
lischer und  jüdischer  Religionsunterricht  erteilt 

Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden;  zu  Bewegungsspielen  wird  der  Markt- 
platz benutzt.  Die  Mitbenutzung  einer  Bade-  und  Schwimmanstalt  ist  den  Schülern 
des  Gymnasiums  für  bestimmte  Stunden  zu  ermäßigten  Preisen  gesichert.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  2054  Werke  in  3725  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Der  Rektor  des  ehemaligen  Progymnasiums  August  Ravenecker 
(gestorben  am  28.  Dezember  1878)  vermachte  der  Anstalt  1500  Mk.  zur  Unterstützung 
eines  katholischen  Schülers,  b)  Die  v.  Geyr- Stiftung.  Zu  Stipendien  für  zwei  katho- 
lische Schüler.  Bestand  3000  Mk.  c)  Der  Stipendienfonds.  Für  einen  Schüler  ohne 
Unterschied  des  Bekenntnisses,  620  Mk.  d)  Die  Schüngel-Stiftung,  zu  gleichem  Zwecke. 
Bestand  648  Mk.  e)  Die  Stiftung  des  Bürgermeisters  Fischer.  Für  einen  katholischen 
Schüler.    Bestand  3000  Mk. 
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Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat). 
Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister, 
dem  Direktor,  dem  katholischen  Pfarrer  der  Altstadt,  dem  katholischen  Pfarrer  der 
Neustadt,  dem  evangelischen  Pfarrer,  zwei  Stadtverordneten  und  zwei  vom  Provinzial- 
Schulkollegium  ernannten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  72400  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt 
15162  Mk.,  des  SUates  24000  Mk.  Schulgeld  in  VI  und  V  110  Mk.,  IV  115  Mk., 
III  120  Mk.,  U  125  Mk.,  I  130  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum 
Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  9,  1  a — c. 


Rietberg:. 

(Grafschaft  Rietberg.    1901  Einwohner.) 

ProgymnaAium  (I,  814.     II,  274.     III,  265). 

Am  1.  März  1748  schenkte  Graf  Maximilian  Ulrich  von  Kaunits- Bietberg  dem 
Franziskanerkonvent  in  Rietberg  10000  rhein.  Gulden  zu  verschiedenen  Stiftungen, 
darunter  einer,  die  zur  Errichtung  einer  lateinischen  Schule  „usque  ad  rhetoricam  in- 
clusive^ bestimmt  war.  Die  Schule  wurde  in  dem  nämlichen  Jahre  eröffiiet  Zu  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  war  sie  nur  noch  eine  Elementarschule.  Nach  Aufhebung  des 
Franziskanerklosters  1818  wurde  zunächst  ihre  notdürftige  Fortführung  durch  freiwillige 
Beiträge  ermöglicht;  dann  wurde  sie  als  landesherrliche  Stiftung  vom  Staate  mit  Vor- 
behalt übernommen,  als  Progymnasium  eingerichtet,  später  (am  o.  Februar  1856)  unter 
die  anerkannten  Schulen  dieser  Gattung  aufgenommen  und  am  8.  Juli  1867  mit  den 
vollen  Berechtigungen  derselben  ausgestattet. 

Direktor:  Die  Stelle  wird  zur  Zeit  kommissarisch  verwaltet;  ihr  Inhaber  war 
Dr.  Heinrich  Muefs  1879—1901,  vorher:  Heinrich  Nieberg  1876—79,  Conrad  Schallau 
1872—76. 

5  Klassen  (0  III  und  U  III  sind  vereinigt);  4  Oberlehrer,  1  technischer  und  Ele- 
mentarlehrer, alle  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  und  der 
jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.   Die  Lehrerbibliothek  enthält  1740  Werke. 

Die  Schule  ist  stiftisch.  Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  be- 
stehend aus  dem  Direktor,  dem  katholischen  Pfarrer  und  fünf  Mitgliedern,  die  auf  Vor- 
schlag des  Kuratoriums  vom  Provinzialschulkollegium  ernannt  werden.  Gesamtausgabe 
84016  Mk.,  Zuschuß  aus  unmittelbarem  Staatsfonds  16150  Mk.  (davon  aus  der  katholischen 
Rate  des  Neuzeller  Fonds  900  Mk.),  Zuschuß  der  Stadt  9895  Mk.  Schulgeld  90  bis 
110  Mk.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Westfälischen  Provinzial-Witwen- 
and  Waisen -Versorgungsanstalt  versichert. 


Regiernngsbezirk  Arnsberg. 

Arnsberg:. 

(Herzogtum  Westfalen.    8490  Einwohner.) 

Gymna«inm  liaurentlanum  (I,  818.    II,  277.    III,  267). 

1)  F^aux  de  Lacroix,  Die  Gründung  des  Amsberger  Gymnasiums;  2)  Brieden,  Franz 
Josef  Fischer,  der  letzte  Abt  von  Wedinghausen;  beide  Abhandlungen  in  der  Festschrift 
zum  Jubelfest  am  18.  Oktober  1898,  Arnsberg  1893.  —  Progr.  von  1882,  85,  48,  94. 

Neben  den  mit  dem  Norbertinerkloster  zu  Wedinghausen  bei  Arnsberg  seit  längerer 
Zeit  verbundenen  drei  Schulen  errichtete  der  Abt  Kellner  1648  eine  vierte,  die  vier 
humanistische  Klassen  enthielt.  Diese  führte  später  nach  dem  Patron  des  Ordens  und 
der  Kirche  den  Namen  „Gymnasium  Norberto  Laurentianum*'.  Die  hessische  Regierung 
hob  1808  auf  Grund  des  Reichsdeputationshauptschlusses  das  Kloster  auf,  erklärte  das 
Gymnasium  zu  einer  lande sherrlicnen  Anstalt,  übertrug  den  Unterricht  Weltgeistlichen 
und  führte  die  Reifeprüfung  ein.  Unter  der  preußischen  Regierung  wurden  allmählich 
weltliche  Lehrer  berufen  und  durch  Überweisung  des  alten  Bonner  Universitätsfonds 
die  Einnahmen  der  Schule  wesentlich  erhöht    Seit  Ostern  1891  ist  mit  dem  Gymnasium 
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eine  Seminaranstalt  verbunden.  Der  Schulgotteedienst  findet  für  die  katholischen  Schüler 
an  Wochentagen  in  der  Pfarrkirche,  an  Sonntagen  in  der  Stadtkapelle  statt.  Am 
18.  Oktober  1893  wurde  das  250jährige  Jubiläum  des  Gymnasiums  gefeiert. 

Direktor:  Hermann  Gruchot  seit  1.  Juli  1897,  vorher:  Dr.  Fram  Josef  Scherer 
1877—97,  Dr.  Joh.  Oherdick  1876-77,  Dr.  Franz  Xaver  Hoegg  1842-76. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  etatsmäfsiger  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer 
Lehrer,  alle  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  Schüler  ist 
gesorgt. 

Das  neue  Schulhaus  ist  mit  einem  Kostenaufwande  von  204600  Mk.  erbaut  und 
am  18.  Oktober  1879  bezogen  worden.  Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden,  für 
Turnspiele  wird  im  Sommer  eine  gepachtete  Wiese  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek  ent- 
hält etwa  5000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Kumbecker-Stiftung,  1820  begründet,  für  katholische  Schüler. 
Jetzt  80  Mk.  Zinsen  jährlich,  b)  Der  Unterstützungsfonds,  ans  Beiträgen  neu  ernannter 
Pfarrer  zur  Zeit  der  Grofsherzoglich  Hessischen  Regierung  (1807—17)  gebildet  Bestand 
5120  Mk.  c)  Die  Stiftung  des  Wissenschaftlichen  Vereins  zu  Arnsberg;  die  Zinsen 
sollen  später  vom  Lehrerkollegium  an  bedürftige  Schüler  verteilt  werden.  Bestand 
3344  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Das  Kuratorium  ist  im  März  1901 
aufgelöst  worden.  Gesamtausgabe  71 700  Mk.,  Zuschufs  des  Staates  43  310  Mk.  Schul- 
geld 120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Attendorn. 

(Sauerland,  Herzogtum  Westfalen.    3337  Einwohner.) 

Gymnasinm  a»  329.    II,  287.    III,  273). 

Wiedmann,  Nachrichten  über  das  höhere  Unterrichtswesen  zu  Attendorn,  1860.  — 
Derselbe,  Statistische  Nachrichten  über  das  Progymnasium  zu  Attendorn,  Progr.  1862.  — 
Derselbe,  Kurze  Nachricht  über  die  Vervollständigung  des  Progymnasiums  zu  Attendorn 
zu  einem  Gymnasium,  Progr.  1874. 

Eine  seit  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  bestehende  höhere  Schule  wurde  1639  von 
den  Franziskanern  zu  einem  „Gymnasium  Marianum  Seraphicum*^  ausgestaltet.  Nach 
Aufhebung  des  Franziskanerklosters  wurde  sie  1804  eine  „lateinische^  oder  „höhere 
Stadtschule^;  diese  liefs  die  Stadtgemeinde  1825  zu  einem  dreiklassigen  Prog^mnasium 
(VI — IV)  einrichten,  nachdem  König  Friedrich  Wilhelm  III.  ihr  die  Kircne  und  die  übrigen 
Gebäude  des  Klosters  nebst  den  zugehörigen  Grundstücken  übereignet  hatte.  1862  wurde 
die  II  eingerichtet  und  die  Anstalt  als  berechtigtes  Progymnasium  anerkannt,  Ostern  1874 
wurde  sie  zu  einem  Gymnasium  erweitert.  Durch  Vertrag  zwischen  der  Stadtsremeinde 
und  dem  Bischöfe  von  Paderborn  vom  6.  Februar  1865  ist  festgesetzt  worden,  dafs  zwei 
Lehrer  katholische  Geistliche  sein  müssen,  dafs  aber  dafür  die  Einkünfte  zweier  Vikarien 
(1898:  1597  Mk.)  in  die  Gymnasialkasse  fließen.  Gröfste  Schülerzahl  (235)  im  Jahre 
1893/94,  kleinste  (68)  im  Jahre  1874. 

Direktor:  Dr.  Christoph  Brufskem  seit  9.  September  1880,  vorher:  Dr.  Lfidtcig 
Hoff  1875—80,  Bernhard  Wiedmann  1874—75  (1834—74  Rektor  des  Progymnasiums). 

9  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  alle  katholisch.  Für  den 
Religionsunterricht  der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.  Während  des  Sommers  werden  zweimal 
wöchentlich  Bewegungsspiele  veranstaltet.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  1243  Werke  in 
etwa  5000  Bänden. 

Zur  Unterstützung  von  Schülern  wurde  am  4.  März  1880  die  Wilhelm -Augusta- 
Stiftung  gegründet    Bestand  1000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat). 
Ortliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem 
Direktor,  dem  evangelischen  und  dem  katholischen  Pfarrer,  einem  vom  Provinzialschul- 
kolleginm  ernannten  und  zwei  von  den  Gemeindekörperschaften  gewählten  Mitgliedern. 
Gesamtausgabe  64000  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  6600  Mk.,  des  Staates  28900  Mk. 
Schulffeld  120  Mk.  Besoldungen  nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat,  feste  Zulage 
nach  f  2.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Westfälischen  Provinzial-Witwen- 
und  Waisen- Versorgungsanstalt  versichert 
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Bochum. 

(Grafschaft  Mark.    65  551  Einwohner.) 

Ein  Gymnasium  und  eine  Oberrealschule,  beide  von  der  Stadtgemeinde 
unterhalten.  Die  Oberrealschule  ist  aus  der  früheren  Königlichen  Frovinzial- 
gewerbeschule  [entstanden.  Die  Besoldungen  sind  nach  den  Nachträgen 
zum  Normaletat  (feste  Zulage  nach  §  2),  die  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen ist  durch  Ortsstatut  geregelt.  Schulgeld  120  Mk.,  für  Schüler 
aus  den  Ämtern  Bochum  I  (Nord),  Bochum  II  (Süd  und  Weitmar)  sind 
50  ^/o,  für  die  übrigen  auswärtigen  Schüler  25  ^/o  Zuschlag  zu  zahlen. 

GynmaBium  (II,  286.    III,  278). 

Dr.  Krampe,  Geschichte  der  Anstalt  seit  ihrer  Gründung  bis  zu  ihrer  Erhebung 
zum  Gymnasium,  Progr.  1872.  —  Bluth  und  Braicher,  Das  neue  Schulhaus  des  Gym- 
nasiums zu  Bochum,  Progr.  1892. 

Michaelis  1860  wurde  in  Bochum  eine  paritätische  höhere  Stadtschule  errichtet. 
Nachdem  diese  Ostern  1864  als  höhere  Bürgerschule  vollständig  entwickelt  war,  wurde 
eine  Vorschule  angefügt.  Ostern  1865  wurden  neben  IV  und  III  besondere  Gymnasial- 
klassen eingerichtet,  1867  eine  Gymnasialsekunda  hinzugefügt.  Im  Jahre  1872  wurde 
die  Anstalt,  nachdem  die  Kealklassen  beseitigt  waren,  zu  einem  Gymnasium  erweitert. 
Dieses  soll  nach  dem  am  25.  März  1871  errichteten  Statut  paritätisch  sein,  die  Stelle 
des  Direktors  abwechselnd  mit  einem  evangelischen  und  einem  katholischen  Schul- 
manne besetzt  werden.  Die  Vorschule  ist  Ostern  1881  eingegangen.  Grölste  Schüler- 
zahl (446)  im  Jahre  1887/88,  kleinste  (855)  im  Sommer  1901. 

Direktor:  Dr.  H.  Spiefs  seit  Ostern  1901,  vorher:  Dr.  Ernst  Jakob  Brcicher 
1879—1901,  Dr.  Bidiard  Seidel  1864—78  (zunächst  Rektor  des  Progvmnasiums).  Aufserdem 
haben  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt:  Dr.  BobertPähler  (Lehrer  1865—86,  jetzt  Provinzial- 
schulrat  in  Cassel),  Dt.  Adolf  Matthias  (Oberlehrer  1880—82,  jetzt  Geh.  Regierungs-  und 
vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium). 

15  Klassen;  19  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  Elementar!.;  der  Direktor  und 
12  Lehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen  katholisch.  An  der  Anstalt  wird  evangelischer 
und  katholischer  Religionsunterricht  erteilt;  auch  für  den  Religionsunterricht  der  jüdischen 
Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Bismarckstra&e  14)  ist  1890/91  mit  einem  Kostenaufwande 
von  416850  Mk.  (ausschl.  Grundstück)  erbaut  und  am  11.  Januar  1892  eingeweiht 
worden.  Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden,  zu  Spielen  ist  ein  Platz  im  neuen 
Teile  des  Stadtparkes  zur  Verfügung  gestellt  Seit  1888  besteht  zur  Pflege  des  Turnens 
unter  Aufsicht  des  Direktors  eine  besondere  Schülervereinigung.  Die  Bibliothek  enthält 
rund  8600  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  einem  evangelischen 
Pfarrer,  dem  katholischen  Propst  und  vier  von  der  Stadtverordnetenversammlung  ge- 
wählten Mitgliedern.    Gesamtausgabe  110588  Mk.,  Zuschuft  der  Stadt  61678  Mk. 

Obeirealschnle. 

Die  Anstalt  ist  aus  der  im  Jahre  1851  gegründeten  Königlichen  Provinzialgewerbe- 
schule  hervorgegangen.  Diese  wurde  1871  eine  „Reorganisierte  Gewerbeschule"  und 
1882  von  der  Stadtgemeinde  als  lateinlose  höhere  Bürgerschule  eingerichtet.  Am 
26.  Januar  1888  wurde  das  noch  jetzt  gültige  Statut  errichtet  1887  wurde  die  Anstalt 
zu  einer  siel}enklas8igen  Realschule,  1892  zu  einer  Oberrealschule  erweitert  und  am 
9.  Mai  1898  als  solche  anerkannt. 

Direktor:  Dr.  Carl  Wehrmann  seit  1.  April  1900,  vorher:  W.  lAehhoHd  1882—99. 

14  Klassen;  14  Oberlehrer,  4Elementarl.  (davon  8  nMittelschuUehrer^  1  technischer 
Lehrer,  1  katholischer  Religionsl.;  1  Lehrer  ist  altkatholisch,  4  Ijehrer  sind  katholisch, 
die  übrigen  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Goethestralse  3)  ist  1897/98  mit  einem  Kostenaufwande  von 
497  (X)0  Mk.  erbaut  worden.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  ent- 
hält etwa  6000  Bände. 

Wiese,  Selralweaea.    IV.  82 
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Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltunffsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  zwei  vom  Magistrat 
und  vier  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Mitgliedern.  Gesamtansgabe 
103  944  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  41 425  Mk. 

Brilon. 

(Herzogtum  Westfalen.    4802  Einwohner.) 

Gymnasium  Peirlnum  (I,  320.    II,  278.    III,  268) 
Seiherte,  Chronik  des  Minoritenklosters  zu  Brilon. 

Der  Vikar  Bernhard  Bröckeier  zu  Brilon  stiftete  durch  Testament  vom  27.  Juli  1820 
eine  „gelehrte  Schulanstalt^,  indem  er  zwei  geistliche  Lehrerstellen  grandete,  deren  In- 
haber verpflichtet  sein  sollten,  aulser  in  der  Religion  in  denjenigen  Gegenständen  zu 
unterrichten,  die  in  einer  Trivialschule  von  der  Svntaxis  an  gelehrt  werden.  Zur  Be- 
soldung der  Lehrer  bestimmte  er  ein  Eanital  von  18  000  Gulden,  aulserdem  1000  Thaler 
zur  Instandsetzung  der  Lehrzimmer  und  aer  Lehrerwohnungen  im  Gebäude  des  früheren 
Minoritenklosters,  sowie  für  den  Gottesdienst  in  der  Gymnasialkirche.  Durch  Kabinetts- 
ordre  vom  8.  Februar  1821  wurde  die  Stiftung  genehmigt  und  der  Schule  aus  dem 
westfälischen  Schulfonds  ein  jährlicher  Zuschufs  von  500  Thalem  bewilligt.  Zugleich 
wurden  die  der  Stadtgemeinde  gehörigen  Baulichkeiten  des  Minoritenklosters  für  die  zu 
gründende  Lehranstalt  überwiesen.  Im  Herbst  1821  wurde  die  Schule  eröfi&iet  Sie 
nihrte  zwar  sofort  den  Namen  „Progymnasium",  wurde  als  solches  aber  erst  am  8.  De- 
zember 1855  anerkannt.  Nachdem  durch  städtische  Zuschüsse  die  Erweiterung  des 
Progymnasiums  zu  einem  Gymnasium  gesichert  war,  wurde  dieses  unter  dem  Namen 
„Gymnasium  Petrinum"  am  20.  Oktober  1858  eröffnet.  Die  erste  Reifeprüfung  fand  im 
Juli  1859  statt.  Kleinste  Schülerzahl  (107)  im  Sommer  1878;  seitdem  hat  eine  stetige 
Zunahme  stattgefunden. 

Direktor:  Dr.  Theodor  Niggemeyer  seit  1.  April  1894,  vorher:  Dr.  BdUhasar  Hüaer 
1881-93,  C.  Boeren  1864—81. 

12  Klassen  (die  ü  II,  0  II  und  U  I  sind  geteilt);  11  Oberlehrer,  1  Elementarl.,  alle 
katholisch.    Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Die  Turnhalle  wurde  1892  mit  einem  Kostenaufwande  von  14000  Mk.  erbaut;  f&r 
Bewegungsspiele  ist  ein  Platz  gepachtet  Die  Lehrerbibliothek  umfa&t  etwa  3000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Der  im  Jahre  1861  verstorbene  Rentmeister  Krimer  zu  Brilon 
vermachte  dem  Gymnasium  ein  Kapital  zur  Dotierung  einer  neuen  geistlichen  Lehrer- 
stelle. Bestand  11202  Mk.  b)  Der  1867  verstorbene  Landdechant  und  Ehrendomherr 
SMüter  vermachte  der  Anstalt  ein  Kapital  von  27602  Mk.  und  Grundstücke  mit  einem 
Pachtertrage  von  gegenwärtig  349  Mk.  jährlich,  c)  Der  Gymnasialdirektor  Schmidt, 
gest  1886,  hat  der  Anstalt  £^00  Mk.  letztwillig  zugewendet.  —  Der  Jahresertrag  der 
beiden  Vermächtnisse  zu  b  und  c  wird  für  die  Befriedigung  der  laufenden  Bedümiisse 
der  Anstalt  verwendet. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat). 
Ortliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  je  einem  Mitgliede  des 
Magistrats  und  der  Stadtverordnetenversammlung,  dem  Direktor,  dem  katholischen 
Staatpfarrer  und  zwei  vom  ProvinziaischulkoUe^ium  ernannten  Mitgliedern.  Sämtliche 
Mitglieder  des  Kuratoriums  müssen  katholisch  sein.  Gesamtausgabe  70  800  Mk.,  Zuschufs 
der  Stadt  19  650  Mk.,  des  Staates  11000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnunff.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste 
Zulage  nach  g  2.  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  durch  Orts- 
statut geregelt 

Dortmund. 

(Vormals  freie  Reichsstadt;  Grafschaft  Dortmund.    142 733 Einwohner.) 

Im  Jahre  1874  besafs  die  Stadt  eine  höhere  Schule,  nämlich  das  mit 
einer  Realschule  1.  Ordnung  verbundene  Gymnasium.  Von  diesem  sind 
die  Realklassen  als  selbständiges  Realgymnasium  abgetrennt,  und  die  ehe- 
malige Handwerkerschule,  spätere  Gewerbeschule  ist  in  eine  lateinlose 
Realschule  umgewandelt  worden.    Demnach  bestehen  am  Orte  jetzt  3  höhere 
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Schulen,  das  Gymnasium,  das  Realgymnasium  und  die  Realschule;  alle 
drei  werden  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 

Für  das  Realgymnasium,  die  Realschule  und  die  höhere  Mädchen- 
schule ist  ein  „Städtisches  Schulkuratorium''  eingerichtet.  Dasselbe  besteht 
aus  dem  ersten  Bürgermeister,  zwei  Mitgliedern  des  Magistrats,  4  stimm- 
fähigen Bürgern,  von  denen  mindestens  einer  Stadtverordneter  sein  mufs, 
und  den  Direktoren  der  genannten  3  Anstalten.  Jeder  der  letzteren  hat 
jedoch  nur  in  den  Angelegenheiten  der  ihm  unterstellten  Schule  Stimmrecht. 

Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebejien  der  Lehrer  ist  in  derselben 
Weise  wie  für  diejenigen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  geregelt. 

Gyiima«iiim  (I,  327.   U,  281.    XU,  270). 

Hamelmannj  Hist.  renati  evangelii  in  urbe  Tremoniensi  (Opp.  p.  1080  ff.).  —  Th,  Mett- 
^nanti,  Das  Archigymnasium  zu  Dortmund;  eine  geschichtliche  Darstellung;  1807.  — 
Tliierschy  Geschichte  des  Gymnasiums  bis  IdOO,  Proer.  1842.  —  A,  Döring,  desgl.,  I—IY, 
Progr.  1872 — 75.  —  A.  Mette,  Festschrift  zur  350jährigen  Feier  der  Stiftung  des  Gym- 
nasiums, Dortmund  1893. 

Die  Anstalt  ist  1543  unter  dem  Namen  „Grofee  Schule^  oder  „Akademie"  oder 
^Archigymnasium  illustre"  von  dem  Stadtrate  errichtet  und  nach  päpstlicher  Einwilligung 
mit  Beuten  aus  Kapellen  und  Vikarien  „gar  wohl  versehen"  worden.  Bei  ihrer  Eröffnung 
am  24.  August  (St.  Bartholomäi)  bestanden  drei  Professuren  (Theologie,  Jurisprudenz 
und  Philosophie);  aufserdem  waren  sieben  Lektoren  vorhanden.  1562  nahm  die  Stadt 
die  Beformation  an,  und  die  Schule  wurde  demsemäls  ebenfalls  evangelisch.  Die  ur- 
sprüngliche Einrichtung  erhielt  sich  im  wesentfichen  bis  zur  Aufhebung  der  reichs- 
städtischen Verfassung  (1808).  In  den  folgenden  Jahren  verfolgte  die  Anstalt  in  den 
oberen  Klassen  (II  und  D  die  Ziele  einer  uelehrtenschule,  in  den  unteren  (Y — 111)  die- 
jenigen einer  Bürgerschule.  1816  wurde  sie  nach  dem  allgemeinen  Lehrplane  der  Gym- 
nasien reorganisiert  und  durch  einen  Staatszuschuis  ein  Königliches  Kompatronat  be- 
gründet. Der  alte  Name  „Archigymnasium"  war  mittlerweile  au£er  Gebrauch  gekommen. 
Um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  wurde  mit  der  Einrichtung  von  Nebenunterricht 
statt  des  Griechischen  besonnen.  Hieraus  bildeten  sich  allmählich  besondere  Beal- 
klassen ;  diese  wurden  Micnaelis  1858  bis  zur  Prima  fortgeführt,  und  Ostern  1860  wurde 
an  ihnen  die  erste  Entlassungsprüfung  abgehalten.  Am  6.  Mai  1861  wurden  sie  als 
Bealschule  zweiter  Ordnung  anerkannt  und  am  18.  Januar  1862  in  die  erste  Ordnung  auf- 
genommen. Eine  seit  1851  bestehende  Vorschule  wurde  Neijgahr  1864  mit  der  Doppel- 
anstalt organisch  verbunden,  aber  bereits  Ostern  1869  aufgehoben.  Im  Herbst  1879 
wurden  die  Bealklassen  als  selbständige  Anstalt  mit  eigenem  Direktor  und  eigenen 
Lehrern  vom  Gymnasium  abgetrennt  Das  Stiftungsvermögen  des  letzteren  beträgt  jetzt 
^03  960  Mk.   Am  28.  bis  30.  September  1893  feierte  die  Anstalt  ihr  350jähriges  Jubiläum. 

Direktor:  Die  Stelle  ist  zur  Zeit  nicht  besetzt,  ihre  früheren  Inhaber  waren: 
Dr.  A.  Weidner  1883—1902,  Dr.  A.  Dönng  1870-83. 

24  Klassen  (VI  bis  Uli  dreifach,  die  übrigen  doppelt);  29  Oberlehrer,  4  technische 
Lehrer,  alle  evangelisch.  Auch  für  den  Beligionsunterricht  der  katholischen  und  der 
jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  Schulgebäude  (Ostwallerstrafse  64),  in  dem  bis  1886  auch  das  Bealgymnasium 
untergebracht  war,  dient  jetzt  ausschlielslicli  den  Zwecken  des  Gymnasiums  und  ist  im 
Jahre  1899  mit  einem  Kostenaufwande  von  42000  Mk.  erweitert  worden. 

Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Bibliothek  umfaßt  etwa  5000  Bände, 
tiulkerdem  eine  Künste  und  Lehrmittelsammlung. 

Stiftungen:  a)  Das  Feldhoffsche  Vermächtnis  zur  Zahlung  des  Schulgeldes,  in 
erster  Linie  für  Verwandte  des  Stifters.  Bestand  6550  Mk.  b)  Das  Kuithansche  Ver- 
mächtnis, zu  gleichem  Zwecke.  Bestand  3166  Mk.  c)  Das  v.  Bosenthalsche  Ver- 
mächtnis, 1826  gestiftet,  für  die  bibliotheca  pauperum  und  zu  einem  Viatikum  für  einen 
Abiturienten.  Bestand  2871  Mk.  d)  Das  Bauerhaussche  Vermächtnis;  Verwendung  wie 
zu  a.  Bestand  4254  Mk.  —  Die  frühere  Witwen-  und  Waisenkasse  ist  an  die  Stadt- 
.gemeinde  übergegangen,  seitdem  diese  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer 
nach  Maisgabe  der  tur  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  geltenden  Bestimmungen  über- 
nommen hat. 

Das  Gymnasium  wird  ansschlie&lich  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten,  das  frühere 
Königliche  Kompatronat  ist  fortgefallen.     Ortliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kura- 
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torium,  bestehend  aus  dem  ersten  Bürgermeister,  dem  ersten  eyangelischen  Geistlichei» 
der  Stadt,  dem  Direktor,  einem  Mitgliede  des  Magistrats  und  drei  Stadtverordneten. 
Die  Mitglieder  des  Kuratoriums  müssen  evangelisch  sein.  Gesamtausgabe  205445  Mk.^ 
Zuschufe  der  Stadt  110427  Mk.,  Ertrag  des  Anstaltsyermögens  9797  Mk.  Schulgeld 
140  Mk.,  für  Auswärtige  200  Mk.  Der  Direktor  erhält  neben  den  Sätzen  des  Nachtrags 
zum  Normaletat  eine  Direktorialzulage  von  500  Mk.  Die  Oberlehrer  erhalten  die  feste 
Zulage  nach  7,  10,  18  Jahren;  im  übrigen  sind  ihre  Besoldungen  nach  dem  zweiten 
Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Bealgymnasimn« 

Progr.  1879/80.  —  Rokohl,  Zur  Geschichte  und  Statistik  des  Realgymnasiums  zu 
Dortmund,  Progr.  1888. 

Ostern  1879  wurde  die  mit  dem  Gymnasium  verbundene  Realschule  erster  Ordnung 
(vgl.  den  vorigen  Artikel)  selbständig  und  erhielt  einen  eigenen  Direktor  und  eigene 
Lehrer,  sowie  unter  dem  11.  April  1881  ein  eigenes  Statut.  Bis  1886  war  sie  im  Ge- 
bäude des  Gymnasiums  untergebracht.  Seit  1.  Oktober  1896  ist  mit  dem  Realgymnasium 
eine  Seminaranstalt  verbunden.  Kleinste  Schülerzahl  (229)  im  Jahre  1885/86,  gröfste 
(527)  im  Sommer  1901. 

Direktor:  Wilhelm  Auler  seit  Ostern  1894,  vorher:  Dr.  Ernst  Meyer  1888—94 
(jetzt  Provinzialschulrat  in  Coblenz),  Dr.  Heinru^  Bömer  1879—88. 

19  Klassen;  22  Oberlehrer,  4  technische  und  Elementarl.;  8  Lehrer  sind  katholisch,, 
die  übrigen  evangelisch.  Auch  für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der 
jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Luisenstralke  16)  ist  1886  vollendet,  die  Turnhalle  1897 
erbaut  worden.  Ostern  1900  wurde  das  Haus  Luisenstralse  17  angekauft;  hier  wurden 
drei  Klassen,  die  Lehrerbibliothek  und  die  Wohnung  des  Direktors  untergebracht.  Die 
Gesamtkosten  betrugen  (einschl.  des  Grundstücks)  405967  Mk.  Ein  Turnplatz  und  eine 
Turnhalle  sind  auf  dem  Schulgrundstücke  vorhanden.  Die  Lehrerbibhothek  enthält 
etwa  2000  Bände. 

Der  Kommerzienrat  Wühelm  Overheck  stiftete  1864  ein  Vermächtnis  zur  Bestreitung 
des  Schulgeldes  für  zwei  Schüler.    Bestand  4490  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  149  054  Mk., 
Zuschuß  der  SUdt  84  250  Mk.  Schulgeld  140  Mk.,  für  Auswärtige  200  Mk.  Der  Direktor 
erhält  neben  den  Sätzen  des  zweiten  Nachtrages  zum  Normaletat  eine  Direktorialzulage 
von  500  Mk.    Im  übrigen  vergl.  oben  unter  „Dortmund'^  und  den  vorigen  Artikel. 

Bealschnle  (Oberrealschule). 

Dr.  0,  Schneider  y  Geschichte  der  Dortmunder  Gewerbeschule  1866 — 91,  Dortmund 
1891  (Jaeger  &  Co.). 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  16.  November  1866  mit 
80  Schülern  in  zwei  Klassen  als  „Handwerkerschule''  eröfihet  worden.  Am  15.  September 
1868  erhielt  sie  den  Namen  „Städtische  Gewerbeschule''  und  vom  26.  Oktober  1877  an 
arbeitete  sie  nach  dem  Lehrplane  der  lateinlosen  höheren  Bürgerschulen.  Als  solche 
erhielt  sie  am  5.  Mai  1879  die  Militärberechtigung.  Ostern  1900  wurde  durch  Errichtung 
der  Obersekunda  mit  dem  Ausbau  der  Realschule  zur  Oberrealschule  begonnen.  Größte 
Schülerzahl  (651)  im  Jahre  1898. 

Direktor:  Dr.  StoUe  seit  Michaelis  1894,  vorher:  Dr.  Behie  1866—94. 

20  Klassen  (die  Klassenstufen  bis  ü  II  aufwärts  sind  dreifach  besetzt);  20  Ober- 
lehrer, 2  Zeichenl.,  5  Elementarl.  (davon  8  Mitteischuli.);  2  Lehrer  sind  katholisch, 
2  altkatholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen 
und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulhaus  (am  Hohen  Wall  9)  ist  1879  vollendet  worden;  der  Bau 
hat  804880  Mk.  gekostet.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  als  Tum-  und  Spielplatz  dient 
der  Schulhof.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  2986,  die  Schülerbibliothek  1290  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  158  500  Mk., 
ZuBchufe  der  Stadt  96  004  Mk.  Schulgeld  bis  U  II  aufwärts  100  Mk.,  für  Auswärtise 
150  Mk.,  in  I  140  bezw.  200  Mk.  Der  Direktor  erhält  neben  den  Sätzen  des  Nach^ 
träges  zum  Normaletat  eine  pensionsfähiffe  Direktorial zulage  von  500  Mk.  Im  übrigea 
vgl.  oben  unter  „Dortmund"  und  den  Artikel  über  das  Gymnasium. 
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Hagren. 

(Grafschaft  Mark.    66699  Einwohner.) 

Die  frühere  Realschule  1.  Ordnung  ist  zu  einer  ein  Gymnasium  und 
ein  Realgymnasium  umfassenden  Doppelanstalt  erweitert  und  die  frühere 
Provinzialgewerbeschule  in  eine  Realschule  umgewandelt  worden.  Beide 
Anstalten  werden  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten;  das  Schulgeld  ist 
nach  den  Einkommensteuersätzen  abgestuft.  Besoldungen  nach  dem  zweiten 
Nachtrage  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  2.  Die  Hinterbliebenen 
der  Lehrer  sind  bei  der  Westfälischen  Witwen-  und  Waisen-Versorgungskasse 
versichert. 

Bealgrymna«liim  und  Gymna«iam  (I,  328.    II,  288.    III,  271). 

HcuMtert,  Zur  Geschichte  des  Hagener  Bealgymnasiums,  Progr.  1899.  —  Festschrift 
zur  Feier  des  100jährigen  Bestehens  der  Anstalt,  Hagen  1899  (Gustav  Butz). 

Die  Schule  wurde  vom  Inspektor  des  märkischen  Ministerii  Prediger  Joh.  Frie&r. 
Dahlenkamp,  dem  Fabriken-Inspektor  Peter  Harkort  und  dem  Handlungsschul-Direktor 
Joh,  Christ.  Wiedemaim  unter  lebhafter  Anteilnahme  des  Oberpräsidenten  Freiherm 
van  u,  eum  Stein  ins  Leben  gerufen  und  am  4.  November  1799  als  Handlungs-,  Bürger- 
imd  lateinische  Schule  eröfimet.  Zu  ihrer  Unterhaltung  wurde  ihr  das  Vermögen  der 
1753  eröffneten,  aber  bald  darauf  eingegangenen  Bektoratsschule  und  als  Schulgebäude 
das  von  der  lutherischen  Gemeinde  am  Eirchplatze  erbaute  Schulhaus  überwiesen.  1817 
erhielt  die  Schule  den  Namen  höhere  Stadtschule  (Bürger-  oder  Bektoratsschule);  von 
diesem  Jahre  an  bildete  sie  die  obere  Abteilung  der  vereinigten  evangelischen  Elementar-, 
Bürger-  und  Lateinschulen.  1846  hatte  diese  Vereinigung  ihr  Ende  gefunden,  und  die 
höhere  Schule  war  jetzt  eine  selbständige  zweiklassige  Anstalt.  Nachdem  die  Klassen- 
zahl allmählich  vermehrt  war,  wurde  sie  am  8.  Januar  1861  Bealschule  zweiter  Ordnung 
und  am  80.  September  1862  unter  die  erste  Ordnung  aufgenommen.  Ostern  1877  wurde 
mit  der  Anfügung  von  Gymnasialklassen  begonnen,  und  durch  Erlafs  des  Unterrichts- 
ministers vom  8.  jDezember  1883  wurde  die  Schule  als  eine  aus  einem  Bealgymnasium 
und  einem  Gymnasium  bestehende  Doppelanstalt  anerkannt.  Am  8.  Januar  1895  feierte 
der  Direktor  Dr.  Stahlberg  sein  50jähriges  Dienstjubiläum  und  am  4.  November  1899 
die  Anstalt  das  Fest  ihres  100jährigen  Bestehens. 

Direktor:  Dr.  Beinhold  Braun  seit  Neigahr  1901,  vorher:  Dr.  Lebrecht  Lenssefi, 
jetzt  Provinzialschulrat  in  Hannover,  seit  3.  August  1895,  Dr.  StaMberg  1858 — 95.  Au&er- 
dem  hat  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt:  QtuM,  Prorektor  1864 — 68,  jetzt  Geheimer  Ober- 
regierungsrat und  vortragender  Bat  im  Unterrichtsministerium. 

17  Klassen,  und  zwar  6  für  den  gemeinsamen  Unterbau,  5  Bealgymnasial-  und 
6  Gymnasialklassen;  21  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  Elementarl.,  sämtlich 
evangelisch.  Für  den  Beligionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler 
ist  gesorgt 

Das  jetzige  Schulgebäude  (Goldbergstrafee  20)  ist  in  den  Jahren  1875-— 77  errichtet 
und  zweimal  (1892/93  und  1895/96)  erweitert  worden;  die  Gesamtkosten  betrugen 
313166  Mk.  Für  den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Turnhalle  benutzt;  auch  oe- 
finden  sich  Turngeräte  auf  dem  Schulhofe.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  1650  Werke 
in  5006  Bänden. 

Der  Stahlbergsche  Witwen-  und  Waisenfonds  (Statut  vom  2.  März  1869)  hat  jetzt 
einen  Bestand  von  35876  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  ersten  Bürgermeister,  dem  Direktor,  drei  Stadt- 
verordneten und  drei  vom  Provinzialschulkollegium  zu  ernennenden  Mitgliedern,  unter 
denen  sich  stets  ein  evangelischer  Pfarrer  befinden  mufe.  Gesamtausgabe  1385()0  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  61845  Mk.,  des  Staates  15600  Mk.  Das  Schulgeld  beträgt  1)  wenn 
die  Eltern  mit  weniger  als  6  Mk.  zur  Einkommensteuer  veranlagt  sind,  in  Vi  und  V 
80  Mk.,  in  IV  und  III  90  Mk.,  in  II  102  Mk.,  in  I  112  Mk.;  2)  bei  9  und  12  Mk.  Ein- 
kommensteuer 90,  104,  118,  132  Mk.;  3)  bei  16  und  21  Mk.  Einkommensteuer  102,  116, 
136,  152  Mk.;  4)  bei  24  bis  52  Mk.  Steuer  112,  130,  154,  172  Mk.;  bei  60  Mk.  und  mehr 
Steuer  124,  143,  172,  192  Mk.;  5)  für  Auswärtige  156,  176,  204,  224  Mk. 
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Realschule  (Oberrealschale). 
Dr.  HohmüUer,  Geschichte  der  Hagener  Gewerbeschule  1824 — 50,  Progr.  1885. 

Im  Jahre  1824  wurde  auf  Anregung  Beuths  in  Hagen  eine  Königliche  Provinzial- 
gewerbeschule  errichtet  Diese  wurSe  1878  von  der  Stadtgemeinde  übernommen  und 
als  lateinlose  höhere  Bürgerschule  eingerichtet;  sie  erhielt  Ostern  1880  nach  Abhaltung 
der  ersten  Entlassungsprüfung  die  Militärberechtigung.  Ostern  1901  wurde  durch  Er- 
richtung der  Obersekunda  mit  der  Erweiterung  der  Realschule  zu  einer  Oberrealschule 
begonnen.  Die  in  den  Jahren  1878 — 83  vom  Staate  und  der  Stadtgemeinde  gemein- 
schaftlich unterhaltene,  mit  der  Anstalt  verbundene  maschinentechnische  Fachschule 
ist  1888  von  der  Stadt  übernommen  und  am  1.  April  1896  von  der  Realschule  völlig  ab- 
getrennt worden.    Grö&te  Schülerzahl  der  Realschule  (501)  im  Jahre  1890/91. 

Direktor:  Dr.  Wilhelm  Bicken  seit  1.  April  1897,  vorher:  Dr.  Gustaiv  Holemüller 
1874-1897. 

14  Klassen;  13  Oberlehrer,  4  technische  und  Elementarl.  (Mittelschullehrer);  8  Ober- 
lehrer sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht 
der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt 

Das  jetzige  Schulgebäude  (Ecke  Haidenstrafee  und  Gewerbeschulstralse)  ist  in  den 
Jahren  1891 — 94  mit  einem  Kostenaufwande  von  513701  Mk.  errichtet  worden.  Für 
den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Turnhalle  mitbenutzt,  auch  sind  auf  dem  Schul- 
hofe Turngeräte  angebracht    Die  Lehrerbibliothek  enthält  3910  Bände. 

Im  Jahre  1899  ist  mit  der  Ansammlung  eines  Fonds  zur  Beschaffung  von  Schul- 
büchern för  bedürftige  Schüler  begonnen  worden.    Bestand  680  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium  (Dienstinstruktion  vom  23.  Dezember  1884),  bestehend  aus  dem 
ersten  Bürgermeister,  dem  Direktor,  vier  von  der  Stadtverordnetenversammlung  ge- 
wählten und  zwei  vom  ProvinzialschulkoUegium  berufenen  Mitgliedern.  Gesamtausgabe 
110650  Mk.,  Zuschufe  der  Stadt  40230  Mk.,  des  Staates  11200  Mk.  Bezüglich  des 
Schulgeldes  (80—172  Mk.)  sind  die  gleichen  Stufen  im  Steuersatze  gebildet  wie  bei  dem 
Gymnasium  (vgl.  den  vorigen  Artikel).  Die  Besoldungen  sind  die  nämlichen  wie  bei 
Yollanstalten  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat  (feste  Zulage  nach  §  2); 
im  übrigen  s.  oben  unter  „Hagen". 


Hamm. 

(Grafschaft  Mark.    31371  Einwohner.) 

Die  Stadt  besitzt  neben  einem  vom  Staate  unterhaltenen  Gymnasium 
seit  Ostern  1902  eine  von  der  Gemeinde  unterhaltene,  in  der  Entwickelung 
begriffene  Realschule. 

Gymiia«iiiin  (L,  324.     II,  281.    III,  269). 

WachteTj  Geschichtliche  Nachrichten  über  das  Hammsche  Gymnasium,  Progr.  1818, 
20,  21.  —  Wendt,  Zur  Geschichte  des  Gymnasiums,  Festprogr.  1867.  —  C.  ^mdzer, 
Festschrift  zur  Einweihung  des  neuen  Schulgebäudes  1880.  —  Derselbe,  Bericht  über 
die  Einweihung  des  neuen  Schulgebäudes,  Progr.  1880. 

Infolge  wiederholter  Anträge  der  Stadt  befahl  der  Grolse  Kurfürst  am  16.  Februar 
1650,  verschiedene  Vikarien  einzuziehen  und  u.  a.  zur  Errichtung  „eines  beständigen 
Gymnasii  oder  einer  guten  Schule"  zu  verwenden.  Die  Eröffnung  des  „gymnasium  illustre*' 
fand  am  28.  Mai  1d57  statt.  Im  Jahre  1778  wurde  die  Vereinigung  des  Gymnasiums, 
unter  Beseitigung^  seiner  akademischen  Einrichtung,  mit  der  am  Orte  bestehenden 
lateinischen  Trivial-  oder  Klassikalschule  genehmigt;  die  Eröffnung  der  vereinifften 
Schule  fand  am  25.  April  1781  statt  1874  wurde  das  Gymnasium  vom  Staate  über- 
nommen. Im  Jahre  1875  wurde  mit  der  Einrichtung  von  Uealklassen  begonnen;  diese 
wurden  am  14.  Mai  1879  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt,  aber  im  Jahre  1888  auf- 
gehoben; an  ihre  Stelle  trat  Ersatzunterricht  für  die  am  Griechischen  nicht  teil- 
nehmenden Schüler.  1890  erhielt  die  Anstalt  das  Recht,  auch  deigenigen  Schülern,  die 
an  diesem  Ersatzunterricht  erfolgreich  teilgenommen  haben,  das  Zeugnis  für  die 
Militärberechtigung  zu  erteilen. 

Direktor:  Dr.  Wim,  OetUng  seit  1900,  vorher:  Dr.  Friedrich  Beneke  seit  1895, 
Karl  Schmelzer  1876—95,  Adolf  Freitag  1871—76.   Außerdem  haben  u.  a.  an  der  Anstalt 
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eewirkt:  Dr.  Gustav  Wendt^  Direktor  1857—67,  jetzt  Oberschulrat  und  Direktor  des 
Lyceums  in  Karlsruhe;  Dr.  Eduard  Cauer,  Direktor  1868—71,  später  Stadtschulrat  in 
Berlin,  gestorben  1881;  Dr.  Theodor  Breiter^  ord.  Lehrer  1852—58,  jetzt  Geheimer  Re- 
gierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Hannover;  Dr.  Hermann  Gern,  Oberlehrer  1874—79, 
jetzt  Geheimer  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Berlin. 

11  Klassen;  12  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Elementarl.,  alle  (stiftungs- 
m&isig)  evangelisch.  Die  katholischen  Schaler  erhalten  zusammen  neun  Stunden  wöchent- 
lich Religionsunterricht. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Brüderstra&e  60)  ist  mit  einem  Kostenaufwande  von 
277496  Mk.  erbaut  und  am  18.  Januar  1880  eingeweiht  worden.  Die  Baukosten  sind 
zum  Teil  aus  dem  Vermögen  der  Anstalt  bestritten  worden. 

Turnhalle,  Tum-  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält 
2454  Werke  in  etwa  8000  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Der  Kempersche  Stipendienfonds,  1742  gegründet.  Für  drei  oder 
vier  Studierende  der  Theologie,  in  erster  Linie  aus  der  Verwandtschaft  des  Stifters. 
Bestand  28482  Mk.  b)  Die  Spezial -Witwen-  und  Waisenkasse,  im  Programm  von  1825 
zuerst  erwähnt.    Bestand  4645  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  An  Stelle  des  ehemaligen  Kuratoriums 
ist  ein  Verwaltungsrat  getreten,  bestehend  aus  einem  Königlichen  Kommissar  als  Vor- 
sitzendem, dem  Direktor,  dem  ersten  Bürgermeister,  einem  weiteren  Magistratsmitgliede, 
dem  ersten  evangelischen  Geistlichen  der  Stadt  und  einem  Schriftführer.  Gesamtausgabe 
79800  Mk.,  Bedürfniszuschuls  36740  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  1500  Mk.  Schulgeld 
120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Soest. 

(Nebenquartier  der  Grafschaft  Mark.    16721  Einwohner.) 

ArchlgymnaAlom  (I,  822.    II,  281.    III,  269). 

Hermanni  Hamelmanni  opera  genealogico-historica  de  Westphalia  et  Saxonia 
inferiori ,  Lemgow  1761  (Ed.  Wasserbach).  —  J.  F.  BartUng,  Geschichte  des  Archigym- 
nasiums  zu  Soest,  1819  (gedruckt  bei  Nasse).  —  Vogeler,  Geschichte  des  Soester  Archi- 
gymnasiums,  Progr.  1888,  85,  87,  90. 

Nach  Einführung  der  Reformation  wurde  in  Soest  1584  eine  evangelische  Latein- 
schule geflpründet.  Zu  ihrer  Unterhaltung  wurden  ihr  die  Einkünfte  einiger  Vikarien  und 
ein  Teil  der  Einkünfte  des  Pilgrimhauses  überwiesen.  Im  Jahre  1570  wurde  sie  aus 
dem  bisherigen  Gebäude  in  der  sog.  Schulgasse  in  das  neuerrichtete  Haus  am  Friedhofe 
verlest.  Von  diesem  Ereignisse  sind  die  heiden  Säkularfeiem  datiert.  1606  nahm  die 
Schule  den  jetzt  noch  gebräuchlichen  Namen  Archigymnasium  an.  1817  wurde  sie 
unter  Bereitstellung  eines  Staatszuschusses  von  2860  Thalem  als  fünfklassiges  Gym- 
nasium neu  eingerichtet.  Das  jetzige  Schulgebäude  ist  1820  eingeweiht  worden.  Der  im 
Herbst  1854  eingerichtete  Ersatzunterricht  ist  Ostern  1881  wegen  Mangels  an  Teilnehmenr 
eingegangen.  Die  Anstalt  galt  früher  als  stiftisch,  da  weder  der  Staat  noch  die  Stadt- 
gemeinde eine  ünterhaltungspflicht  anerkannten.  Ostern  1900  wurde  das  Gymnasium 
vom  Staate  übernommen. 

Direktor:  Carl  Goehel  seit  Michaelis  1875,  vorher:  C. -4.  Jordan  1858— 74.  Früher 
hat  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt:  Wilh.  Landfermann,  ord.  Lehrer  1881 — 35,  später 
Provinzialschulrat  in  Coblenz. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Für 
den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Für  den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Turnhalle  und  der  davor  liegende 
Platz  benutzt,  für  Bewegungsspiele  steht  ein  grolser  in  der  Nähe  der  Stadt  gelegener 
Platz  zur  Verfügung.  Die  Ijehrerbibliothek  enthält  etwa  4200  Bände,  darunter  die  wert- 
volle Sammlung  germanistischer  Werke  des  verstorbenen  Rektors  S<ich8  in  Berlin. 

Stiftungen:  a)  Anton  Sybelsches  Stipendium,  1745  gestiftet,  für  Studierende  der 
Theologie  aus  der  Sybelschen  Familie.  Bestand  1289  Mk.  b)  Patzesches  Stipendium. 
Vom  Gymnasialdirektor  P.  1855  gegründet,  für  studierende  Söhne  von  Lehrern  des 
Gvmnasiums.  Bestand  2820  Mk.  c)  Uflackersches  Stipendium.  Von  der  Witwe  Ü> 
lo85  gestiftet,  für  Studenten,  in  erster  Linie  Verwandte  oer  Stifterin  und  ihres  Mannes. 
Bestand  6087  Mk.  d)  Das  Marquardsche  Universitätsstipendium,  1638  gestiftet,  jährlich 
75  Mk.    e)  Das  Blankenagelsche  Stipendium,  1626  gestiftet.   Bestand  2500  Mk.    f)  Drei 
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kleinere  Stipendien  mit  einem  Bestände  von  zusammen  869  Mk.  und  ein  Stipendium 
mit  einem  Jahresbetrage  von  18  Mk. 

Gesamtausgabe  79220  Mk.,  Zuschufs  des  Staates  34870  Mk.,  der  Stadt  15300  Mk. 
Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  und  der  älteste  Oberlehrer  haben  Dienstwohnung. 

Altena. 

(Grafschaft  Mark.    12766  Einwohner.) 

Progymnasimn. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  im  Herbste  1871  als  „höhere 
Lehranstalt^  eröffnet  worden.  Ostern  1877  wurde  sie  höhere  Bürgerschule,  Ostern  1882 
Realprogymnasium,  1896  Progymnasium  mit  Ersatzunterricht  für  die  am  Griechischen 
nicht  teilnehmenden  Schüler.    Statut  vom  22.  Juli  1891. 

Direktor:  Dr.  0.  Behling  seit  Ostern  1888,  vorher:   K.  Mummenthey. 

6  Klassen;  6  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Für 
den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Der  mit  200000  Mk.  veranschlagte  Neubau  des  Schulffebäudes  wird  demnächst  in 
Angriff  genommen  werden.  Für  den  Turnunterricht  im  Winter  und  bei  ungünstiger 
Witterung  ist  die  Turnhalle  des  evangelischen  Vereinshauses  gemietet.  Zum  Turnen 
im  Freien  wird  der  frühere  Rathausgarten  benutzt,  eine  Wiese  im  Norden  der  Stadt 
dient  als  Spielplatz.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  700  Werke. 

Stiftungen:  a)  Die  Geschwister  SeUdnghaus  haben  im  März  1884  testamentarisch 
18000  Mk.  zur  Verbesserung  der  vormaligen  höheren  Bürgerschule  vermacht..  Gegen- 
wärtiger Bestand  der  Stiftung  30000  Mk.  b)  Die  Yolswinkel- Stiftung,  bei  dem  Übertritte 
des  Rektors  Dr.  V.  in  den  Ruhestand  begründet,  am  2.  Januar  1878  genehmigt,  zu  einem 
Schülerstipendium.    Bestand  760  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Der  Yerwaltungsrat  besteht 
aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  dem  ersten  evangelischen  Pfarrer,  einem  Mit- 
gliede  des  Magistrats,  drei  Stadtverordneten.  Falls  sich  unter  den  vorstehenden  Mit- 
gliedern kein  Arzt  befindet,  tritt  ein  solcher  mit  beratender  Stimme  hinzu.  Gesamt- 
ausgabe 50500  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  22960  Mk.,  des  Staates  15000  Mk.  Schulgeld 
für  VI  100  Mk.,  V  110  Mk.,  IV  120  Mk.,  Hl  130  Mk.,  II  150  Mk.  Die  Hinterbliebenen 
der  Lehrer  sind  bei  der  Westfälischen  Witwen-  und  Waisen-Versorgungskasse  versichert. 

Hattlngren. 

(Grafschaft  Mark.    8975  Einwohner.) 

Progymnasium  (in  der  Entwickelung  begriffen). 

Die  Anfänge  einer  am  Orte  befindlichen  mit  der  lutherischen  Kirchengemeinde  in 
Verbindung  stehenden  lateinischen  Schule  lassen  sich  bis  in  die  Reformationszeit  ver- 
folgen. Nach  einer  Angabe  vom  Jahre  1731  wurden  die  Schüler  soweit  gebracht,  dafs 
sie  nach  ihrer  Entlassung  aus  der  obersten  Klasse  die  Universität  beziehen  konnten. 
1885  hörte  die  Verbindung  mit  der  Kirchengemeinde  völlig  auf,  und  die  Anstalt  war 
nunmehr  eine  von  der  Stadt  unterhaltene  „Rektorschule^.  Im  Schuljahre  1898/99  wurde 
ihre  Ausgestaltung  zu  einer  höheren  Schule  begonnen,  Ostern  1900  trat  sie  unter  die 
Aufsicht  des  Provinzialschulkollegiums  und  am  6.  März  1901  wurde  sie  als  Progym- 
nasium mit  Ersatzunterricht  anerkannt.  Das  für  sie  errichtete  Statut  wurde  am  5.  De- 
zember 1900  genehmigt. 

Direktor:   Otto  Traeger  seit  Ostern  1901. 

6  Klassen;  6  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  Elementarl., 
alle  evangelisch.    Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  neue  Progvmnasialgebäude  ist  im  Herbst  1901  bezogen  worden;  die  Kosten 
sind  auf  etwa  20000(}  Mk.  veranschlagt    Die  Lehrerbibliothek  zählt  1800  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltunffsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  zwei  vom  Magistrat 
und  fünf  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe 
49381  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  38481  Mk.  Schulgeld  in  VI  100  Mk.,  in  jeder  folp^enden  Klasse 
um  10  Mk.  steigend.  Auswärtige  haben  20  Mk.  Zuschlag  zu  zahlen.  Die  Hinterbliebenen 
der  Lehrer  sind  bei  der  Westfälischen  Witwen-  und  Waisen -Versorgungskasse  versichert. 
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Herne. 

(Grafschaft  Mark.     19304  Einwohner.) 

Bealschale  ancl  Progrynuiasiam. 

Die  Anstalt  ist  Ostern  1902  eröffiiet  worden. 

Horde. 

(Grafschaft  Mark.    25126  Einwohner.) 

Progymnasiam. 

Progr.  1901. 

Die  Anstalt  ist  aus  einer  Rektoratschule  entstanden,  die  1847  als  Privatunter- 
nehmen eröffnet,  1850  von  der  Stadtgemeinde  übernommen  wurde.  Ostern  1877  erhielt 
die  nunmehrige  „höhere  Stadtschule''  gymnasialen  Charakter,  für  die  vom  Griechischen 
befreiten  Schüler  wurde  Ersatzunterricht  eingerichtet.  Ostern  1900  wurde  die  Unter- 
sekunda eröffnet,  und  durch  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  27.  Februar  1901  wurde 
die  Anstalt  als  Progymnasium  anerkannt.  Das  jetzt  gültige  Statut  ist  im  Jahre  1900 
errichtet  worden,  nach  §  2  soll  die  Anstalt  streng  paritätisch  sein.  Größte  Schüler- 
zahl (168)  im  Sommer  1901. 

Direktor:   Dr.  Adams  seit  Ostern  1900. 

6  Klassen;  7  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.;  1  Lehrer  ist  katholisch, 
2  sind  altkatholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Auch  für  den  Religionsunterricht  der 
katholischen,  der  altkatholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Mit  dem  Neubau  eines  Schulhauses  ist  begonnen  worden,  die  Kosten  sind  auf 
140000  Mk.  veranschlagt.  Bis  zur  Fertigstellung  desselben  wird  ausschlieMich  der  mit 
den  erforderlichen  Geräten  versehene  Schulhof  zu  den  Turnübungen  benutzt.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  etwa  1000  Bände. 

Das  Progymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungs- 
behörde ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister  und  einem  weiteren  Mit- 
gliede  des  Magistrats,  drei  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  stimm- 
fähigen Bürgern  und  dem  Direktor.  Gesamtausgabe  54437  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt 
^0^  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  für  auswärtige  Schüler  150  Mk.  Die  Hinterbliebenen 
der  Lehrer  sind  bei  der  Westfälischen  Witwen-  und  Waisen- Yersorgungskasse  versichert 


Lüdenscheid. 

(Grafschaft  Mark.    25509  Einwohner.) 

Bealgymnasiam  (in  der  Entwickelung)  und  Realschule 

(I,  329.    U,  284.    III,  272). 

SchuUe-Tigges,  Geschichtliche  Entwickelung  der  höheren  Knabenschule  zu  Lüden- 
scheid, Progr.  iÖOl. 

Eine  seit  langer  Zeit  bestehende  evangelische  Rektorschule  wurde  Ostern  1858  von 
der  Stadtgemeinde  zu  einer  höheren  Bürgerschule  umgestaltet  und  als  solche  am 
13.  Auffust  1862  anerkannt.  Zu  ihrer  Unterhaltung  wurden  die  Zinsen  der  aus  dem  Ver- 
kaufe aes  Rektoratsgutes  Köllmarshorst  und  anderer  der  Schule  gehöriger  Grundstücke 
•erhaltenen  Summen  (jetzt  37  253  Mk.)  verwendet.  Am  24.  November  1864  wurden  ihr 
die  erweiterten  Berechtigungen  der  höheren  Bürgerschulen  verliehen.  Nach  Einführung 
•der  Lehrpläne  von  1891  wurde  das  nunmehrige  Kealprogymnasium  in  ein  Progymnasium 
verwandelt  und  diesem  eine  lateinlose  Realschule  angegliedert;  ersteres  war  Ostern 
1896,  letztere  Ostern  1899  vollständig  aufgebaut.  Das  Progymnasium  wurde  jedoch 
bald  darauf  in  ein  Realgymnasium  zurückverwandelt,  und  Ostern  1901  wurde  durch 
Einrichtung  einer  zweiten  Realsexta  mit  der  Ausgestaltung  des  Realgymnasiums  nach 
dem  Frankfurter  System  begonnen. 

Direktor:  F.  Ä.  Schtdte'Tigges  seit  Ostern  1900,  vorher:  Dr.  WUhdin  OeUing  seit 
1.  Oktober  1883,  Isidor  Meyer  1842—83. 

12  Klassen ,  nämlich  die  ü  II  des  Progymnasiums  (soll  Ostern  1902  eingehen),  die 
Klassen  0  III  bis  V  eines  Realgymnasiums  und  7  Realklassen  (VI  doppelt);  9  Oberlehrer, 
1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  3  technische  und  Elementarl.,  3  Lehrer  im  Nebenamte,  alle 
evangelisch.    Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 
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Im  Herbst  1890  bezog  die  Anstalt,  die  seit  1875  im  Rathause  untergebracht  war, 
das  neue  mit  einem  Kosten  aufwände  von  120000  Mk.  erbaute  Schulhaus  Staberger- 
strafte  10.  Die  Vermehrunff  der  Klassenräume  machte  einen  Anbau  nötig,  der  25000  Mk. 
gekostet  hat  und  Ostern  lo98  bezogen  wurde. 

Für  den  Turnunterricht  wird  die  Halle  eines  Turnvereins  und  die  von  der  Stadt 
zu  Tumzwecken  eingerichtete  „alte  Schützenhalle^  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek  ent- 
hält 2650  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  bezw.  einem  anderen  Mitglieds 
des  Magistrats,  dem  Direktor,  zwei  evangelischen  Geistlichen  und  vier  von  der  Stadt- 
verordnetenversammlung gewählten  Mitgliedern;  seine  Mitglieder  müssen  evangelisch 
sein.  Gesamtausgabe  70700  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  d2750Mk.,  des  Staates  12650  Mk. 
Schulgeld  in  der  Kealschule  70 — 150  Mk.,  in  den  mittleren  Klassen  des  Realgymnasiums 
90 — 170  Mk.,  in  den  oberen  Klassen  110 — 190  Mk.  je  nach  dem  Steuerbetrage.  Besoldungen 
nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat^  feste  Zulage  nach  §  2.  Die  Hinterbliebenen  der 
Lehrer  sind  bei  der  Westfälischen  Witwen-  und  Waisen -Versorgungskasse  versichert. 


Schwelm. 

(Grafschaft  Mark.    16890  Einwohner.) 

Progymnasinm  nnd  Bealschule  (II,  285.    III,  272j. 
Dr.  W,  Tobten,  Geschichte  der  lateinischen  Schule  in  Schwelm  1597—1897,  Festschrift. 

Nach  Einführung  der  Reformation,  gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts,  jedenfalls 
vor  1597,  wurde  am  Orte  eine  lateinische  Schule  gegründet  Dieselbe  war  um  die  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  zweiklassig;  Patron  war  das  Konsistorium  der  lutherischen  Gre- 
meinde.  1807  wurde  am  Orte  eine  neue  Schul  Verfassung  eingerichtet;  sämtliche  Schulen 
wurden  einer  Schulkommission  unterstellt,  auf  diese  gingen  die  Patronatsrechte  der 
bisherigen  Lateinschule  über,  und  die  letztere  wurde  in  eine  höhere  Bürgerschule 
umgewandelt  1858  wurde  sie  von  der  Stadtgemeinde  übernommen,  am  8.  August  1868 
unter  die  höheren  Bürgerschulen  aufgenommen,  und  am  28.  März  1871  erhielt  sie  die 
erweiterten  Berechtigungen.  Seit  189o  ist  sie  Progymnasium  mit  wahlfreiem  Englisch. 
1899  erhielt  die  diesem  allmählich  angegliederte  Realschule  die  staatliche  Anerkennung. 
Der  frühere  Zusammenhang  mit  der  lutherischen  Pfarrkirche  wurde  schon  zu  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  gelöst,  an  ihn  erinnern  nur  noch  die  Geldleistun^n  (jährlich 
155  Mk.)  der  Kirche  an  die  Schule.  Im  März  1897  wurde  das  300jähnge  Jubelfest 
der  Anstalt  gefeiert 

Direktor:  Dr.  Wilhelm  Tohien  seit  Januar  1892,  vorher:  Eduard  KöUgen  1858—90. 

6  Progymnasialklassen  (8  Nebenabteilunffen  für  Ersatzunterricht),  6  Realschul- 
klassen; 9  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  1  Mitteischuli.,  1  technischer  und  Elementarl.,  alle 
evangelisch.    Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt 

Die  städtische  Turnhalle  wird  mitbenutzt.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  1300  Werke 
in  2800  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Das  Vermächtnis  des  Rektors  C!a«tor/f  (gestorben  1803).  Für  die 
Witwen  und  Waisen  der  Amtsnachfolger  des  Stifters.  Bestand  64600  Mk.  b)  Stiftung 
des  Konrektors  Karl  Keller  (gestorben  1878)^  Zur  Anschaffung  von  Büchern  für  be- 
dürftige Schüler.  Bestand  500  Mk.  c)  Stiftung  des  Oberlehrers  Ludwig  Dreyer.  Zu 
demselben  Zwecke.  Bestand  5(X)  Mk.  d)  Stipendienstiftung  für  Schüler.  Vom  Rektor 
Eduard  Kattgen  gegründet  Bestand  2(X)0  Mk.  e)  Die  Lehrer-Witwen-  und  Waisenkasse. 
Bestand  4000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat). 
Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister, 
dem  Direktor,  dem  Königlichen  Kompatronatskommissar ,  zwei  vom  Magistrat  und  vier 
von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  61600  Mk.» 
Zuschuß  der  Stadt  30300  Mk.,  des  Staates  13000  Mk.  Schulgeld  nach  den  Steuer- 
leistungen abgestuft:  in  VI  der  Realschule  44—160  Mk.,  des  Progymnasiums  44—184  Mk.; 
V  der  Realschule  48—164  Mk.,  des  Progymnasinm»  48—188,60  Slk.;  IV  der  Realschule 
52—168  Mk.,  des  Progymnasiums  52-193,20  Mk.;  III  der  Realschule  56—172  Mk., 
um  des  Progymnasiums  56—197,80  Mk.,  Olli  des  Progymnasiums  60—202,40  Mk.; 
II  der  Realschule  60—176  Mk.,  des  Progymnasiums  64— z07  Mk.;  I  der  Realschule 
90—180  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind 
bei  der  Westfälischen  Witwen-  und  Waisen-Versorgungskasse  versichert. 
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Schwerte. 

(Grafschaft  Mark.     12  261  Einwohner.) 

Progymnasimn  (mit  Ersatzunterricht). 

Eine  am  Orte  bestehende  Privatschule  wurde  Ostern  1857  in  eine  höhere  Stadt- 
schule umgewandelt.  Ostern  1900  ging  sie  als  ein  in  der  Entwickelung  begriffenes  Pro- 
gymnasinm  in  den  Aufsichtsbereich  des  Provinzialschulkollegiums  über.  Das  für  sie 
am  17.  Juli  1900  errichtete  Statut  wurde  am  5.  September  desselben  Jahres  genehmigt. 
Durch  Erlafe  des  Unterrichtsministers  vom  6.  März  1901  wurde  sie  als  Progymnasium 
mit  Ersatzunterricht  anerkannt.  Das  Progymnasium  hat  ein  Vermögen  von  10477  Mk.^ 
welches  von  der  früheren  evangelischen  Rektoratsschule  stammt  und  an  dieses  auf  Grund 
eines  zwischen  der  .Stadtgemeinde  und  der  Kirchengemeinde  bei  der  Abtrennung  der 
dritten  Pfarrstelle  von  der  Rektoratsschule  geschlossenen  Vertrages  übergegangen  war. 

Direktor:  Dr.  Benz  seit  Ostern  1900. 

6  Klassen;  6  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  Elementarl., 
alle  evangelisch.    Für  den  Religion sunterrickt  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt 

Die  Kosten  des  soeben  fertiggestellten  neuen  Schulhauses  sind  auf  180000  Mk. 
veranschlagt  worden. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  zwei  weiteren  Mitgliedern  des 
Magistrats,  dem  Stadtverordneten  Vorsteher  und  seinem  Stellvertreter,  drei  von  der  Stadt- 
verordnetenversammlung gewählten  stimmfähigen  Bürgern  und  dem  Direktor.  Gesamt- 
ausgabe 49404  Mk.,  Zuschufe  der  Stadt  868^  Mk.  Schulgeld  in  VI  für  Einheimische 
70  Mk.,  für  Angehörige  des  Evangelischen  Kirchspiels  80  Mk.,  für  Auswärtige  90  Mk., 
in  V  80,  90,  100  Mk.,  in  jeder  folgenden  Klasse  1()  Mk.  mehr. 

AVattensoheid . 

(Grafschaft  Mark.    20295  Einwohner.) 

Prog^ymnasiniii. 

Dr.  Anton  Gottschalk,  Chronik  der  Anstalt  und  die  Feier  der  Einweihung  des 
neuen  Schulgebäudes,  Progr.  1876.  —  Dr.  Anton  Führer,  Die  Entwickelung  der  Anstalt 
seit  1878,  Progr.  1890. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gearündet  und  am  3.  Mai  1873  als  ,2höhere 
Stadtschule*'  eröffnet  worden.  Am  1.  Mai  1^2  ging  sie  in  den  Aufsichtsbereich  des 
Provinzialschulkollegiums  über,  unter  dem  17.  Dezember  1887  erhielt  sie  ein  Statut,  am 
13.  Februar  1890  wurde  die  erste  Entlassungsprüfung  abgehalten,  und  am  10.  April  des- 
selben Jahres  wurde  die  Anstalt  als  vollständiges  Realprogymnasium  anerkannt  Ostern 
1892  wurde  sie,  nachdem  inzwischen  zunächst  wahlfreier  Unterricht  im  Griechischen  ein- 

feführt  war,  in  ein  Progvmnasium  mit  Ersatzunterricht  für  die  im  Griechischen  befreiten 
chüler  umgewandelt  (jstern  1901  wurde  durch  Errichtung  einer  Obersekunda  mit  der 
Erweiterung  des  Progymnasiums  zu  einem  Gymnasium  begonnen.  Gröfste  Schülerzahl 
(219)  im  Sommer  1901,  kleinste  (65)  im  Jahre  1886/87. 

Direktor:  Dr.  Otto  Hellinghaus  seit  Ostern  1899,  vorher:  Dr.  Anton  Führer 
1889—99,  Dr.  Anton  Gottschalk  1873—78.  (Von  1878—89  wurde  die  Stelle  kommissarisch 
verwaltet) 

7  Klassen;  6  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche  Hilfsl.,  1  Zeichenl.,  1  Elementarl.; 
4  Lehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen  katholisch.  An  der  Anstalt  wird  evangelischer 
und  katholischer  Religionsunterricht  erteilt. 

Das  Schulhaus  (Hochstrafse  14)  wurde  1874/75  mit  einem  Kostenaufwande  von 
250000  Mk.  erbaut;  im  Jahre  1897  wurde  der  für  die  Dienstwohnung  des  Direktors  be- 
stimmte Teil  durch  einen  Anbau  (Kosten  7100  Mk.)  erweitert 

Turnplatz  und  Turnhalle  (1892  mit  einem  Kostenaufwande  von  23000  Mk.  errichtet) 
sind  vorhanden,  werden  aber  von  den  anderen  städtischen  Schulen  mitbenutzt  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  etwa  1600  Bände:  an  sie  gehen  die  Bücher  eines  vom  Direktor 
gestifteten  Lesevereins  nach  ihrem  Umlaufe  unter  aen  Mitgliedern  über. 

Das  Progymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungs- 
behörde ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  dem 
katholischen  Pfarrer,    dem   ältesten    evangelischen  Pfarrer  und   drei  von  der   Stadt- 
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yerordnetenversammlung  gewählten  ß&rgern.  Über  die  Konfession,  welcher  die  Mit- 
j^lieder  angehören  müssen,  sind  besondere  Vorschriften  getroffen.  Gesamtausgabe 
52175  Mk.,  Zuschuis  der  Stadt  19675  Mk.,  des  Staates  18100  Mk.  Schulgeld  120  Mk., 
Auswärtige  zahlen  80  Mk.  Zuschlag,  10  ^/o  Freischüler.  Der  Direktor  erhält  aufser  den 
Sätzen  des  Normaletats  600  Mk.  pensionsfähige  Zulage,  im  übrigen  sind  die  Besoldungen 
nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat  geregelt.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind 
bei  der  Westfälischen  Witwen-  und  Waisen-Versorgungskasse  versichert. 


Iserlohn. 

(G  r  a  f 8  c  h  a f t  M  a  r  k.    27  265  Einwohner.) 

Bealgryniiiasiiiiii  und  BealBchule  (II,  284.    III,  271). 

Fr.  Woeste,  Nachrichten  über  die  Iserlohner  evangelischen  Schulen,  1865  in 
Baedeckers  „Erzähler",  einem  Beiblatte  der  Iserlohner  Zeitung,  veröffentlicht  — 
Orofscurthy  Lvceum  Iserlohnense,  zwei  Aufsätze  in  der  Iserlohner  Zeitung,  im  Sonder- 
abdruck erschienen.  —  Dr.  Langgfuih,  Festrede  zum  25jährigen  Jubelfeste,  Progr.  1888. 

Im  Jahre  1609  wurde  vom  Kate  und  der  Bürgerschaft  eine  Lateinschule  gegründet 
und  „mit  genügsamen  Renten  versehen" ;  letztere  stammten  vorzugsweise  ans  kirchlichen 
Quellen.  Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  dng  es  mit  dem  Lyceum  allmählich  abwärts» 
so  dafs  dieses  zu  Anfang  des  folgenden  Jahrhunderts  nicht  unter  die  zur  Abhaltung 
von  Reifeprüfungen  befugten  gelehrten  Schulen  aufgenommen  werden  konnte.  Im  Jahre 
1817  wuraen  sämtliche  fserlohner  Schulen  zu  einer  Gesamtschule  vereinigt  und  dieser 
das  frühere  Lyceum  unter  dem  Namen  „höhere  Stadtschule"  als  oberste  Stufe  eingefugt. 
Aber  auch  die  höhere  Stadtschule  fristete  in  den  folgenden  Jahrzehnten  nur  kümmer- 
lich ihr  Dasein.  Erst  im  Jahre  1857  begannen  bessere  Zeiten.  Man  falste  den  Plan, 
die  Anstalt  in  eine  Realschule  umzuwandeln,  und  nach  langen  Verhandlungen  zwischen 
der  Stadt  und  dem  Presbyterinm  der  evangelischen  Gemeinde  erklärte  dieses  sich  bereit, 
allen  Ansprüchen  auf  die  Fonds  der  Schule  und  auf  die  sonstigen  bezüglich  der  Schule 
ihm  zustellenden  Rechte  unter  der  Bedingung  zu  entsagen,  dafs  die  neu  zu  gründende 
Anstalt  einen  evangelischen  Charakter  habe  und  ihre  Lehrer  dem  evangelischen  Be- 
kenntnisse angehörten.  Am  30.  April  1863  wurde  die  Schule  als  eine  in  der  flntwickelung 
begriffene  Realschule  erster  Ordnung  neu  eröffnet.  Ostern  1866  wurde  die  Prima  er- 
richtet, Ostern  1868  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten  und  am  10.  Juni  desselben 
Jahres  die  Anstalt  als  Realschule  zweiter  Ordnung  anerkannt.  Das  am  18.  November  1868 
errichtete  Statut  wurde  am  28.  desselben  Monats  genehmigt,  und  am  21.  Oktober  1869 
wurde  die  Anstalt  unter  die  Realschulen  erster  Ordnung  aufgenommen.  Von  dem  aus 
kirchlichen  Quellen  stammenden  Gnindeigentum  bezieht  die  Schule  jährlich  noch  798  Mk., 
das  Kapitalvermögen  beträgt  etwa  32000  Mk.  Ostern  1892  begann,  unter  allmählicher 
Anglieoerung  lateinloser  Realklassen,  die  Umwandlung  der  Schule  in  eine  Doppelanstalt 
nach  dem  Altonaer  System  (vgl.  S.  24).  Am  25.  März  1897  wurden  die  lateinlosen  Klassen 
als  Realschule  anerkannt,  und  Ostern  1900  wurde  mit  denjenigen  Realgymnasiasten,  die 
mit  dem  Lateinischen  erst  in  U  III  begonnen  haben,  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten. 
Am  1.  Oktober  1899  feierte  der  Professor  Banz  sein  50  jähriges  Diensljubiläum. 

Direktor:  ffemmo  SvMr  seit  November  1895,  vorher:  Dr.  Htigo  Langguth  1869—95. 

14  Klassen;  18  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  8  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Für  den 
Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden,  als  Turnplatz  muls  der  Schulhof  benutzt  werden. 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  ungefähr  8200  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  C.  W.  Herberssche  Stiftung,  1877  gegründet,  zur  Unter- 
stützung von  Schülern  der  oberen  Klassen.  Bestand  9000  Mk.  b)  Die  Stiftung  der  Ge- 
schwister Ludwig  Wilhelm  und  Hermine  Marie  Herbers,  zu  dem  gleichen  Zwecke,  1891 
fegründet.  Bestand  3000  Mk.  c)  Die  erste  Kissing- Stiftung,  vom  Kommerzienrat  6r.  K, 
873  gegründet;  die  Zinsen  erhält  der  Direktor.  Bestand  27800  Mk.  d)  Die  zweite 
Kissing- Stiftung,  von  den  Erben  des  Stifters  zu  c  im  Jahre  1880  gegründet,  zur  An- 
schaffung physikalischer  und  chemischer  Lehrmittel.  Bestand  10000  Mk.  e)  Die  Stiftung 
des  Kommerzienrats  Dr.  FleUmann  vom  Jahre  1900,  zur  Vervollständigung  der  natur- 
wissenschaftlichen Sammlungen  bezw.  zur  Unterstützung  von  Schülern,  die  Naturwissen- 
schaften studieren.  Bestand  5000  Mk.  f)  Die  Stiftung  des  Geheimen  Kommerzienrats 
Hugo  Ebbinghaus,  für  die  Witwen  von  Lehrern,  die  Mitglieder  der  unter  g  bezeichneten 
Kasse  geworden  sind,  1882  gegründet.  Bestand  34  824  Mk.  g)  Die  Lehrer-Witwenkasse, 
am  10.  Januar  1880  von  den  Lehrern  der  Anstalt  gegründet,  Jahresbeitrag  20  Mk. 
Bestand  11797  Mk. 
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Die  Anstalt  wird  von  der  Stadteemeinde  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium ;  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  einem  Mitglieds 
des  Magistrats,  zwei  Stadtverordneten  und  drei  vom  ProvinzialschulkoUegium  zu  be- 
rufenden Mitgliedern.  Alle  Mitglieder  des  Kuratoriums  müssen  evangelisch  sein.  Gesamt- 
ausgabe 98050  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  89447  Mk.,  des  Staates  18S00  Mk.  Schulgeld 
in  VI  80  Mk.,  V  96  Mk,  IV  112  Mk.,  lU  128  Mk.,  II  144  Mk.,  I  160  Mk.;  Auswärtige 
zahlen  in  den  Klassen  VI  bis  IV  20  Mk.,  in  den  höheren  30  Mk.  mehr.  Besoldungen 
nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  2.  Die  Hinterbliebenen  der 
Lehrer  sind  bei  der  Westfälischen  Witwen-  und  Waisen -Versorgungskasse  versichert. 

LippBtadt. 

(Nebenquartier  der  Grafschaft  Mark.    12533  Einwohner.) 

Bealgyiima«liim  und  Realschule  (I,  321.    II,  279.    III,  268). 

J.  A.  Ä.  Möller,  Spezialgeschichte  der  Stadt  Lippstadt,  1788,  S.  288—299.  — 
Hesselbarth,  Aus  der  Geschichte  des  Lippstädter  Gymnasiums  1773—1810,  Progr.  1889. — 
Dr.  K.  Schirmer,  Mitteilungen  über  die  Neugestaltung  der  Anstalt,  Progr.  1895.  —  Fest- 
schrift zur  Jubelfeier  1901. 

Eine  höhere  Schule  war  in  Lippstadt  schon  vor  der  Reformation  vorhanden.  Nach 
Einführung  derselben  wurde  sie  als  lateinische  Schule  nach  den  Grundsätzen  der  Re- 
formatoren eingerichtet;  der  Rat  der  Stadt  besoldete  die  Lehrer,  diese  bezogen  auXserdem 
die  Einnahmen  aus  dem  Schulgelde.  Gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  vereinigte  die 
Anstalt  die  Aufgaben  einer  Gelehrten  schule  (U  und  I)  mit  deigenigen  einer  Bürgerschule 
(V — III).  Zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  geriet  sie  in  Verfall;  1819  hörte  sie  auf,  Ge- 
lehrtenschule zu  sein,  und  1819-21  wurde  sie  in  eine  höhere  Stadtschule  umgewandelt. 
Die  seit  1848  angestrebte  Umwandlung  in  eine  Realschule  wurde  ermöglicht,  als  die 
Stadtgemeinde  die  nach  Aufhebung  der  Lippeschen  Hoheitsrechte  dem  städtischen  Schul- 
fondfi  von  Lippe  zugesicherte  Rente  von  1075  Thalern  der  Scl^uie  jjber^sen  hatte. 
Zunächst  wurden  vier  Realklassen  gebildet;  Ostern  1^5  wurde  die  Pnma*  errichtet,  am 
31.  August  1857  erhielt  die  Schule  das  Recht  zur  Abhaltuns  von  Entlassungsprüfungen 
nach  der  Instruktion  von  1832  und  am  6.  Oktober  1859  wurde  sie  als  Realschule  erster 
Ordnung  anerkannt.  Das  für  sie  errichtete  Statut  hat  am  31.  März  1857  die  Bestätigiing 
der  Autsichtsbehörde  erhalten.  Die  Schule  ist  seit  1872  paritätisch.  1895  begann  ihre 
Umwandlung  in  ein  mit  einer  Realschule  verbundenes  „Eeformrealgymnasium** ;  diese  wird 
voraussichtlich  Ostern  1904  beendigt  sein.  Die  Realkassen  wurden  durch  Erlais  des 
Unterrichtsministers  vom  27.  Februar  1901  als  Realschule  anerkannt.  Am  22.  und 
28.  Mai  1901  feierte  die  Anstalt  das  Fest  ihres  50jährigen  Bestehens.  Gröfste  Schüler- 
zahl (339)  im  Jahre  1870,  kleinste  (157)  am  1.  Februar  1894. 

Direktor:  G.  Bösche  seit  Michaelis  1897,  vorher:  K.  Schirmer  1898—97,  Dr.  Friedr, 
Schröter  1881—93,  Dr.  Ludwig  Aust  1872—80,  Ostendorf  1857—72. 

6  Realschulklassen  (VI  bis  U  II),  5  Realgymnasialklassen  (III— I);  9  Oberlehrer,^ 
2  wissenschaftliche  HilfsL,  2  technische  Lehrer,  1  Elementarl.;  4  Lehrer  sind  katholisch, 
die  übrigen  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen 
Schüler  (4  Stunden  in  2  Abteilungen)  ist  gesorgt. 

Au&er  einer  TurnhaUe  besitzt  die  Schule  auch  eine  Schwimmanstalt.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  1936  Werke. 

Stiftungen:  a)  Der  Eiskerf onds,  1873  gegründet,  zur  Deckung  unvorhergesehener 
Bedürfnisse  der  Schule.  Bestand  6800  Mk.  b)  Die  Ostendorf- Stiftung,  1879  gegründet;, 
zunächst  eine  Familienstiftung,  später  für  bedürftige  Schüler.  Bestand  5182  Mk.  c)  Die 
Müller-Stiftung,  1884  gegründet;  zunächst  Familienstiftung,  später  für  Studierende  der 
Naturwissenschaften,  d)  Die  Lehrer -Witwen-  und  Waisenkasse,  1882  gegründet;  am 
1.  April  1897  dem  Kisker-Fonds  (s.  oben  bei  a)  überwiesen.  Die  Beiträge  der  Lehrer 
haben  aufgehört.    Bestand  9187  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten,  örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Eönielichen  Kompatronats- 
kommissar,  dem  Stadtverordnetenvorsteher,  einem  von  der  Aufsichtsbehörde  zu  be- 
istimmenden evangelischen  Pfarrer,  dem  katholischen  Pfarrer  und  zwei  stimmfähigen 
Bürgern.  Gesamtausgabe  72300  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  31680  Mk.,  des  Staates  17900  Mk. 
Schulgeld  in  der  Realschule  80  Mk.,  in  den  Lateinklassen  120  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste  Zu- 
lage nach  §  2.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Westfälischen  Witwen- 
und  Waisen -Versorgungskasse  versichert. 
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Sehalke. 

(Grafschaft  Mark.    26074  Einwohner.) 

Realgymnasium  (Gymnasium  mit  Ersatzunterricht). 

Am  6.  Juni  1878  wurde  die  Gründung  einer  Realanstalt  in  dem  seit  1860 
aus  einem  Dorfe  mit  600  Einwohnern  schnell  emporgewachsenen  Orte  beschlossen. 
Friedsrich  GriUOf  der  Begründer  der  Schalker  Industrie,  schenkte  für  diesen  Zweck 
^1 000  Mk.,  der  Vorstand  der  evangelischen  Rektoratschule  in  dem  benachbarten  Geisen- 
kirchen  stellte  sein  Schulvermögen  im  Betrage  von  9000  Mk.  zur  Verfügung,  und  die 
industriellen  Werke  sicherten  auf  fünf  Jahre  namhafte  Beiträge  für  die  Erhaltung  der 
Schule  zu.  Diese  wurde  Ostern  1876  als  lateintreibende  Realanstalt  mit  den  Klassen  VI 
und  y  eröffnet.  Am  8.  April  1882  fand  die  erste  Reifeprüfung  statt,  und  am  10.  Mai 
1882  wurde  die  Anstalt  als  vollberechtigtes  Realprogvmnasium  anerkannt.  Ostern  1885 
wurde  die  Prima  eingerichtet,  und  am  28.  April  1887  kam  die  Erweiterung  des  Real- 
progymnasiums zu  einem  Realgvmnasium  durch  dessen  staatliche  Anerkennung  zum 
Abschlüsse.  Am  16.  Februar  1898  erhielt  der  Beschluls,  die  Anstalt  in  ein  Gymnasium 
mit  Ersatzunterricht  umzuwandeln,  die  Allerhöchste  Bestätigung.  Zunächst  wurde 
Ostern  1898  eine  Gymnasial -U  IIl  errichtet;  seitdem  hat  die  Entwickelung  ihren 
regelmälsigen  Fortgang  genommen,  so  da(s  voraussichtlich  Ostern  1904  am  Gymnasium 
die  erste  Keifeprüfung  wird  stattfinden  können.  Die  im  Statut  von  1875  enthaltene 
Bestimmung,  dais  der  Direktor  evangelisch  sein  müsse,  ist  in  dem  neuen  Statut  von 
1884  nicht  mehr  enthalten.  Die  Schiflerzahl  hat  seit  der  Anerkennung  der  Schule  als 
YoUanstalt  zwischen  186  und  221  geschwankt    . 

Direktor:  Dr.  Axd  Wükrt  seit  2.  Mai  1887. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer;  der  Direktor  ist  evangelisch,  die 
Lehrer  sind  zu  gleichen  Teilen  evangelisch  und  katholisch.  Religionsunterncht  ist  für 
die  evangelischen,  die  katholischen  und  die  jüdischen  Schüler  eingerichtet. 

Der  Bau  des  Schulgebäudes  hat  120000  Mk.  gekostet.  Der  Turnunterricht  wird 
im  Sommer  auf  dem  Schulhof,  im  Winter  in  einem  gemieteten  Saale  erteilt;  für  Turn- 
«piele  wird  ein  gemieteter  Platz  benutzt.  Der  Bau  einer  Turnhalle  ist  vorbereitet. 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  920  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Gemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist 
das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Amtmann,  dem  Direktor  und  sechs  von  der  Ge- 
meindevertretung gewählten  Bürgern.  Gesamtausgabe  69  000  Mk.,  Zuschuls  der  Gemeinde 
27  650  Mk.,  des  Staates  8800  Mk.  Schulgeld  für  Einheimische  180  Mk.,  für  Auswärtige 
180  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei 
4er  Westfälischen  Witwen-  und  Waisen -Yersorgungskasse  versichert. 

Siegren. 

(Fürstentum  Siegen.    22109  Einwohner.) 

Bealgjnnnasium  (I,  880.    II,  287.    III,  274). 

J.  H.  Steubingy  Kirchen-  und  Reformationsgeschichte  der  Oranien- Nassauischen 
Lande,  Hadamar  1804.  —  Lorsbaehj  Beiträge  zur  Geschichte  der  ehemaligen  Latein- 
schule zu  Siegen,  Progr.  1841,  44,  49,  55,  59.  —  G.  Eskttche,  Melanchthon  und  das  Siegener 
Realgymnasium,  Sieben  1897.  —  Derselbe,  Zur  Geschichte  der  Bibliothek  des  Siegener 
Realgymnasiums,  1897. 

Die  schon  vor  der  Reformation  bestehende  Stadtschule  wurde  nach  deren  Ein- 
führung auf  Veranlassung  Wilhelms  des  Reichen,  Grafen  v.  Katzenellenbogen,  in  eine 
lateinische  umgewandelt;  die  Unterhaltungspfiicht  verblieb  bei  der  Stadt  Nach  dem 
Übergange  des  Fürstentums  an  Preufsen  wurde  sie  als  Progymnasium  neu  eingerichtet, 
mit  der  Bestimmung,  für  die  Sekunda  eines  Gvmnasiums  vorzubereiten.  Zur  Umwand- 
lung in  eine  Realschule  wurde  im  Jahre  1828  von  König  Friedrich  Wilhelm  III.  ein 
fortlaufender  Staatszuschufs  bewilligt,  und  am  17.  Oktober  1886  wurde  die  Realschule 
mit  den  Klassen  VI  und  III  eröffnet.  Am  28.  Oktober  1836  erhielt  sie  das  Recht  zur 
Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen,  und  durch  die  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung 
vom  6.  Oktober  1859  wurde  sie  unter  die  Realschulen  erster  Ordnung  aufgenommen.  Das 
für  die  Anstalt  durch  Geschenke  und  Ersparnisse  angesammelte  Vermögen  beträgt  24294  Mk. 

Direktor:  Dr.  J.  C.  Wilhdtn  Tägert  seit  1.  Oktober  1875,  vorher:  Dr.  Carl  Schnabel 
1849—75.  An  der  Anstalt  wirkte  früher  u.  a.:  Dr.  Suffrian,  erster  Direktor  1886—48, 
später  Geh.  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  zu  Münster. 
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8  Klassen;  12  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  Elementarl.,  alle  evangelisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt 

Das  Schulgebäude  (Oranienstrafse  11)  ist  in  den  Jahren  1872/78  mit  einem  Kosten- 
aufwande  von  248876  Mk.  errichtet  worden.  Die  auf  dem  Schulhofe  befindliche  Turn- 
halle wird  von  der  höheren  Mädchenschule  mitbenutzt.  Die  Lehrerbibliothek  enthält 
1876  Werke  in  8977  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Die  Einweihungs  -  Stiftung ,  1887  durch  freiwillige  Beiträge  be- 
gründet, bildet  jetzt  den  Grundstock  des  Kapitalvermögens  der  Anstalt  (s.  oben),  d)  Die 
Keallehrer -Witwen-  und  Waisenkasse,  Statut  vom  26.  Januar  1870.  Jahresbeitrag 
für  verheiratete  Mitglieder  12  Mk.,  für  unverheiratete  6  Mk.;  Vermögen  25186  Mk. 
c)  Die  Schnabelsche  Töchter-Stiftung,  vom  früheren  Direktor  Dr.  Sehn,  gegründet,  zur 
Unterstützung  unverheirateter  Töchter  der  Mitglieder  der  Kasse  zu  b;  Statut  vom 
4.  Mai  1876.  Bestand  10905  Mk.  d)  Die  Stiftung  des  Fabrikbesitzers  Joh.  Heinr. 
Dresler  III,  zu  Schülerstipendien;  Statut  vom  22.  Mai  1876.  Bestand  6000  Mk.  e)  Die 
Ebbinghaus-Stiftunff,  am  19.  Oktober  1866  vom  Kommerzienrat  Hugo  E,  mit  einem 
Kapital  von  8000  Mk.  gegründet,  zu  Unterstützungen  von  Abiturienten;  die  Stipendiaten 
sina  verpflichtet,  die  erhaltenen  Geldbeträge  später  zurückzuzahlen;  Statut  vom 
11./20.  November  1886. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat; 
der  Staat  besetzt  die  Stellen  des  Direktors  und  zweier  Oberlehrer).  Örtliche  Ver- 
waltungsbehörde ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor, 
drei  von  den  Stadtverordneten  zu  wählenden  und  drei  vom  Provinzialschulkollegium  zu 
berufenden  Mitgliedern ;  unter  letzteren  muls  sich  einer  der  evangelischen  Ortsgeistlichen 
befinden  (vgl.  Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze,  2.  Aufl.,  1875,  Bd.  I,  S.  804).  Gesamt- 
ausgabe 87  400  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  88  640  Mk.,  des  Staates  18  500  Mk.  Schulgeld 
120  Mk.    Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach 

2.    Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Westfälischen  Witwen-  und  Waisen- 

ersorgungskasse  versichert. 


i 


W^ltten. 

(Grafschaft  Mark.    83517  Einwohner.) 

Realgymnasium  (II,  282.  III,  271). 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  28.  April  1860  als  höhere 
Stadtschule  mit  zwei  Klassen  eröffnet  worden.  Am  19.  Juli  1869  wurde  sie  als  höhere 
Bürgerschule  im  Sinne  der  Prüfungsordnung  anerkannt,  am  11.  Juli  1872  dem  Auf- 
sichtsbereiche des  ProvinzialschulkoUegiums  überwiesen  und  am  9.  September  desselben 
Jahres  mit  den  erweiterten  Berechtigungen  ausgestattet.  Die  im  Jahre  1877  eingerichtete 
Prima  mulste  wieder  aufgelöst  werden,  die  Erweiterung  zu  einer  Realschule  erster 
Ordnung  kam  erst  am  16.  September  1880  zum  Abschlüsse.  Ostern  1896  begann  die 
Umwandlung  des  nunmehrigen  Realgymnasiums  in  eine  Doppelanstalt  (nach  dem  Frank- 
furter System)  mit  lateinlosem  Unterbau,  an  den  sich  ein  Realgymnasium  und  eine 
Realschule  anschlieisen  sollen;  Ostern  1901  wurde  die  letzte  reale  Klasse  aufgesetzt. 
Die  Ostern  1866  errichtete  Vorschule  ist  Ostern  1877  aufgelöst  worden. 

Direktor:  Dr.  Georg  MaUhes  seit  80.  Januar  1892,  vorher:  Dr.  Karl  Zerlang 
1865-91. 

15  Klassen  (6  Klassen  des  lateinlosen  Unterbaues,  8  Realklassen  und  6  Klassen  des 
Realgymnasiums);  14  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  2  Elementarl.,  alle  evangelisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  Schulhaus  (Breitestrafse  54)  ist  in  den  Jahren  1897/98  mit  einem  Kostenauf- 
wande  von  104  448  Mk.  umgebaut  und  erweitert  worden.  Die  städtische  Turnhalle  wird 
mitbenutzt,  für  Bewegungsspiele  ist  von  der  Stadt  ein  Platz  bereitgestellt  worden.  Unter 
den  Schülern  besteht  ein  Schwimm-  und  Ruderklub,  sowie  ein  Turnverein.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  1958  Bände. 

Der  Rentner  und  Hüttenbesitzer  Berger  wendete  der  Schule  ein  Kapital  von 
6000  Mk.  zu,  die  Zinsen  werden  jetzt  zur  Vermehrung  der  Freistellen  verwenaet. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  (Statut  vom  4.  April  1881)  aus  dem  Bürgermeister,  dem 
Direktor  und  fünf  teils  vom  Magistrat,  teis  von  der  Stadtverordnetenversammlung  ge- 
wählten Mitgliedern.  Gesamtausgabe  115000  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  84700  Mk.  Schul- 
geld in  VI  fO  Mk.;  mit  jeder  höheren  Klasse  um  10  Mk.  bis  zu  120  Mk.  für  I  steigend; 
Auswärtige  zahlen  um  ein  Dritteil  mehr. 
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(Herrschaft  Hecklingbausen,  Erzstift  Cöln.) 

Bealschnle  (in  der  Entwickelung  begriffen). 

Die  Anstalt  wurde  vom  Kommunal  verbände  des  Kreises  Gelsenkircben  gegründet 
und  am  1.  April  1900  eröffnet  Das  für  sie  vom  Kreistage  erricbtete  Statut  ist  unter 
dem  29.  Dezember  1900  bestätigt  worden. 

Eommissariscber  Dirigent:  Oberlebrer  E.  Fritzsche. 

2  Klassen;  1  Oberlebrer  (evangeliscb)  und  1  Elementarl.  (katboliscb).  Auch  f&r  die 
katholische  Minderheit  der  Schüler  ist  Religionsunterricht  eingerichtet 

Der  Turnunterricht  wird  auf  dem  mit  Geräten  versehenen  Schulplatze  der  Volks- 
schule erteilt    Die  Lehrerbibliothek  ist  noch  in  der  Entstehung  begriffen. 

Die  Schule  wird  vom  Landkreise  ^Gelsenkirchen  (mit  Ausnahme  der  Gemeinden 
Wattenscheid  und  Schalke)  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium, 
bestehend  aus  dem  Landrate,  einem  Mitgliede  des  Kreisausschusses,  sechs  vom  Kreis- 
tage gewählten  Mitgliedern  und  dem  Direktor.  Gesamtausgabe  12900  Mk.,  Zuschufs 
des  Kreises  2700  Mk.  Schulgeld  für  Kreiseingesessene  (ausschl.  Wattenscheid  und 
Schalke)  120  Mk.,  für  andere  140  Mk.  Bezüglich  der  Gehälter  und  der  Fürsorge  für 
die  Hinterbliebenen  sind  nach  den  Statuten  die  jeweiligen  Bestimmungen  für  die  staat- 
lichen höheren  Schulen  malsgebend.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der 
Westfälischen  Witwen-  und  Waisen -Versorgungskasse  versichert. 

Unna. 

(Grafschaft  Mark.    14912  Einwohner.) 

BealBchule. 

Ober  die  ältere  höhere  Bürgerschule  s.  oben  S.  473.  Die  aus  der  alten  Rektorats- 
schule entstandene  höhere  Stadtschule  wurde  in  den  Jahren  1898 — 95  in  eine  Realschule 
umgewandelt.  Ihre  Anerkennung  als  solche  erfolgte  am  28.  April  1895  nach  Abhaltunff 
der  ersten  Reifeprüfung.  Ostern  1893  wurde  ein  Statut  errichtet  Für  die  Klassen  VI 
bis  0  III  ist  wahlfreier  lateinischer  Unterricht  eingerichtet. 

Direktor:    G,  Wittenbrinck  seit  Herbst  1894. 

8  Klassen;  7  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Für  den 
Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  ursprünglich  für  mehrere  Schulen  bestimmte  Gebäude  (Südrine  21) 
dient  seit  Ostern  1898  ausschlielslich  den  Zwecken  der  Realschule.  Eine  TumhaUe  ist 
vorhanden;  der  das  Schulgebäude  umgebende  Platz  wird  zu  Bewegungsspielen  benutzt 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  ungefähr  1200  Bände. 

Eine  „Wilhelm -Augusta- Stiftung"  ist  zu  dem  Zwecke  gegründet  worden,  drei  be- 
dürftigen Schülern  Freischule  zu  gewähren. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtsemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  einem  Mitgliede 
des  Magistrats  und  vier  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Bürgern.  Ge- 
samtausgabe 65248  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  38084  Mk.,  des  Staates  8000  Mk.  Die 
Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Westfälischen  Witwen-  und  Waisen- Versorgungs- 
kasse  versichert. 

QevelBbergr. 

(Grafschaft  Mark.    18499  Einwohner.) 

Realschule. 

Eine   am  Orte   bestehende  private  Rektoratsschule  wurde   1892  von  der   Stadt- 

Semeinde  übernommen  und  Ostern  1898  als  höhere  Knabenschule  (Statut  vom  18.  Januar 
esselben  Jahres)  mit  dem  Lehrplane  einer  Realschule  neu  eingerichtet.  Ostern  1899 
fand  die  erste  Reifeprüfung  statt,  und  am  24.  Mai  desselben  Jahres  wurde  die  Anstalt 
als  Realschule  staatlich  anerkannt  Für  diese  sind  am  15.  September  1898  neue 
Satzungen  errichtet  worden.  Nach  §  5  derselben  soll  die  Anzahl  und  die  Qualifikation 
der  Lehrer,  sowie  die  Höhe  ihrer  Besoldungen  sich  nach  den  für  staatliche  Anstalten 
gleicher  Art  geltenden  Bestimmungen  richten. 
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Direktor:  Früjs  Haverscheid  seit  Ostern  1898. 

6  Klassen;  4  Oberlehrer,  3  technische  und  Elementarl.,  alle  evangelisch. 

Die  Schule  ist  vorläufig  in  der  Wasserstrafse  3,  an  der  Ennepe,  untergebracht 
Ein  neues  Gebäude  soll  an  der  Neustralse  errichtet  und  bis  Herbst  1902  vollendet  sein. 
Für  den  Turnunterricht  wird  die  im  November  1900  eröffnete  städtische  Turnhalle  mit- 
benutzt.   Die  Lehrerbibliothek  zählt  300  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor  und  sechs  von 
der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  34300  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  15813  Mk.  Schulgeld  bei  6—12  Mk.  Einkommensteuer  60  Mk.,  bei 
16—26  Mk.  Steuer  84  Mk.,  bei  31—52  Mk.  Steuer  108  Mk.,  bei  60—104  Mk.  Steuer 
132  Mk.,  bei  114—160  Mk.  Steuer  156  Mk.,  in  den  höheren  Stufen  180  Mk.;  Auswärtige 
zahlen  auf  allen  Stufen  20  Mk.  mehr.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der 
Westfälischen  Witwen-  und  Waisen -Versorgungskasse  versichert. 


Privatan  stalten. 

Bealschule  von  H.  Beismann  in  Faderborn. 

Die  Anstalt  besteht  in  Paderborn  seit  1888;  mit  ihr  ist  ein  Pensionat  verbunden. 
Der  Magistrat  hatte  damals  für  sechs  Jahre  einen  jährlichen  Zuschufe  von  2000  Mk. 
bereitgestellt  Nachdem  am  9.  November  1892  die  erste  Reifeprüfung  stattgefunden 
hatte,  wurde  der  Schule  das  Recht  zur  Ausstellunff  des  Zeugnisses  über  die  wissen- 
schaftliche Befähigung  für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst  erteilt  Am  1.  Oktober 
1898  siedelte  sie  in  ein  für  sie  errichtetes  neues  Gebäude  am  Giersthore  über. 

Vorsteher:  H.  Beismann;  auiserdem  7  Lehrer,  darunter  3  akademisch  gebildete 
und  1  geistlicher  Religionslehrer.  Schulgeld  100  Mk.  für  VI  bis  IV,  120  Mk.  für  III  und  II. 
Pensionspreis  700  Mk.    Zahl  der  Schüler  in  den  letzten  3  Jahren  durchschnittlich  150. 

Knickenbergsches  Institut  zu  Telgrte. 

Die  Anstalt  wurde  Michaelis  1859  vom  Vater  des  jetzigen  Inhabers,  Joseph  Kn,, 
gegrtlndet  Sie  verfolgte  ursprünglich  den  Lehrplan  eines  Progymnasiums  mit  Ersatz- 
unterricht. 1869  erhielt  sie  die  Berechti^n^  zur  Ausstellung  von  Zeugnissen  über  die 
wissenschaftliche  Befähigung  für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst.  Im  Jahre  1884 
wurde  der  progymnasialen  Abteilung  eine  andere  angegliedert,  in  der  nach  dem  Lehr- 
plane der  Realschule  unterrichtet  wird.    Mit  der  Schule  ist  ein  Pensionat  verbunden. 

Direktor:   Dr.  F)rang  Knickenberg  seit  1884;  aulser  ihm  15  Lehrer. 

Für  den  Religionsunterricht  der  in  der  Minderheit  befindlichen  evangelischeu 
Schüler  ist  gesorgt. 

Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa 
500  Bände.  Schulgeld  140  Mk.,  Pensionsgeld  einschl.  Schulgeld  640  Mk.  Zahl  der  Schüler 
in  den  letzten  3  Jahren  durchschnittlich  135  im  Progymnasium,  160  in  der  Realschule. 


Wiese,  SclmlweMii.    IV.  33 


Provinz  Hessen-Nassau. 

(2  Regierungsbezirke.    15  699,28  qkm.    1 897  981  Einwohner.) 

t 

Die  Provinz  hatte  im  Jahre  1873  im  ganzen  36  höhere  Schulen,  nämlich 
12  Gymnasien,  3  Realschulen  erster,  5  zweiter  Ordnung  und  16  höhere 
Bürgerschulen.  Fortgefallen  sind  seitdem  die  höheren  Bargerschulen  zu 
Hersfeld  und  zu  Frankfurt  a.  M.  Aus  der  ersteren  wurden  die  (jetzt  auf- 
gehobenen) Realgymnasialklassen  des  Gymnasiums  gebildet;  die  Knaben^ 
abteilung  der  letzteren  (Bethmann-Schule)  hat  einen  grofsen  Teil  ihrer 
Schüler  an  zwei  neugegründete  Schulen,  die  Klinger-Schule  und  die  Adler- 
flycht-Schule,  abgegeben.  Neu  hinzugekommen  sind  das  Wilhelms-Gymnasium 
und  die  Realschule  in  Cassel,  das  Kaiser -Friedrichs -Gymnasium,  die 
Wöhler-Schule,  die  Klinger-Schule,  die  Adlerflycht-Schule,  die  Liebig-Real- 
schule  und  die  Sachsenhäuser  Realschule  in  Frankfurt  a.  M.,  sowie  das 
frühere  Progymnasium,  jetzige  Gymnasium  zu  Höchst.  Aus  dem  früheren 
städtischen  Gymnasium  in  Frankfurt  a.  M.  sind  zwei  höhere  Schulen,  das 
Goethe-Gymnasium  und  das  Lessing-Gymnasium,  gebildet  worden.  Gregen- 
wärtig  sind  also  im  ganzen  44  höhere  Schulen  vorhanden. 

Von  den  älteren  Anstalten  haben  bezüglich  ihrer  Zugehörigkeit  zu 
einer  der  verschiedenen  Schulgattungen  keine  Änderung  erfahren  das 
Friedrichs-Gymnasium  in  Cassel,  die  Gymnasien  in  Fulda,  Hanau,  Rinteln, 
Marburg,  Wiesbaden,  Dillenburg,  Hadamar,  Montabaur,  Weilburg,  das 
Realgymnasium  in  Cassel  sowie  die  Realprogymnasien  in  Biedenkopf  und 
Oberlahnstein.  Von  den  beiden  Anstalten,  in  welche  das  alte  städtische 
Gymnasium  zu  Frankfurt  a.  M.  zerlegt  worden  ist,  ist  an  der  einen,  dem 
Goethe- Gymnasium,  der  Lehrplan  in  der  Weise  umgestaltet  worden,  dafs 
der  französische  Unterricht  in  VI,  der  lateinische  in  U III,  der  griechische 
erst  in  U  II  beginnt.  Eine  entsprechende  Umgestaltung  hat  der  Lehrplan 
der  Musterschule  erfahren-,  diese  ist  zwar  Realgymnasium  geblieben,  aber 
auch  bei  ihr  beginnt  der  französische  Unterricht  in  VI,  der  lateinische 
erst  in  U  III.  Das  Gymnasium  in  Hersfeld  übernahm  seiner  Zeit  die 
Klassen  des  eingegangenen  Realprogymnasiums;  diese  sind  jedoch  später 
unter  Einrichtung  von  Ersatzunterricht  aufgelöst  worden.  Die  lateinlose 
höhere  Bürgerschule  zu  Cassel,  die  Klinger-Schule  (früher  lateinlose  Real- 
schule zweiter  Ordnung),  die  Realschule  zweiter  Ordnung  zu  Hanau,  die 
lateinlose  höhere  Bürgerschule  in  Wiesbaden  und  das  Realprogymnasium 
in  Marburg  sind  Oberrealschulen  geworden,  die  beiden  letzten,  nachdem 
sie  eine  Zeit  lang  Realschulen  gewesen  waren.  Das  Realprogymnasium  zu 
Hofgeismar  ist  in  ein  Progymnasium  mit  Ersatz  Unterricht  umgewandelt 
worden ;  an  dem  Realprogymnasium  zu  Höchst  sind  die  früheren  gymnasialen 
Nebenklassen  zu  einem  Progymnasium,  neuerdings  zu  einem  Gymnasium 


—    515    — 

erweitert  worden,  die  Klassen  des  Realprogymnasiums  werden  allm&hlich  2^ 
einer  Realschule  ausgestaltet;  die  Gymnasialklassen  am  Realprogymnasium 
zu  Limburg  a.  L.  sind  zu  einem  Progymnasium  entwickelt  worden ,  dieses 
ist  jetzt  in  der  Erweiterung  zu  einem  Gymnasium  begriffen.  Die  Real- 
progymnasien zu  Fulda  und  Diez,  die  beiden  jüdischen  Realschulen  zweiter 
Ordnung  in  Frankfurt  a.  M.,  die  Realprogymnasien  zu  Schmalkalden, 
Biebrich,  Geisenheim  und  Ems  sind  in  Realschulen  (die  letzten  4  Anstalten 
mit  Nebenunterricht  im  Lateinischen,  dieser  wird  jedoch  in  Ems  wieder 
aufgehoben)  umgewandelt  worden;  die  Realschule  zu  Fulda  ist  in  der 
Erweiterung  zu  einer  Oberrealschule  begriffen.  Dem  Realprogymnasium 
zu  Oberlahnstein  ist  ein  Progymnasium  angegliedert,  die  Erweiterung  des- 
selben zu  einem  Gymnasium  ist  genehmigt  worden.  Die  mit  gymnasialen 
Nebenabteilungen  versehenen  Realschulen  zweiter  Ordnung  in  Eschwege 
und  Homburg  v.  d.  H.  wurden  zunächst  in  Realprogymnasien  mit  Pro- 
gymnasien verwandelt,  später  wurden  an  beiden  Anstalten  die  Real- 
progymnasien zu  Realschulen  umgestaltet,  bei  der  Anstalt  zu  Homburg 
ist  das  Progymnasium  neuerdings  zu  einem  Gymnasium  erweitert  worden. 
Das  Realgymnasium  zu  Wiesbaden  wurde  durch  die  Klassen  VI,  V  und  IV 
vervollständigt;  eine  Zeit  lang  waren  demselben  Gymnasialklassen  an- 
gegliedert. Bei  der  Selektenschule  in  Frankfurt  a.  M.  kommen,  nachdem 
die  II  fortgefallen  ist,  die  staatlichen  Berechtigungen  nicht  mehr  zur 
Anwendung. 

Unter  den  gegenwärtig  bestehenden  Anstalten  sind  17  Gymnasien 
(darunter  2    mit  Realschulen    verbundene,    1   mit   Ersatzunterricht  und 

1  „Reformgymnasium*),  4  Realgymnasien  (darunter  1  vollständig,  1  in  der 
einen  Klassenreihe  als  „Reformschule**  eingerichtet),  5  Oberrealschulen, 
3  Progymnasien  (darunter  1  mit  Ersatzunterricht ,  1  mit  einem  Real- 
progymnasium,  1  mit  einer  Realschule  verbunden),  2  Realprogymnasien 
(darunter  1  mit  einem  in  der  Entwickelung  begriffenen  Progymnasium  Ver- 
bunden), 12  Realschulen  (darunter  3  mit  gymnasialem  Nebenunterricht) 
und  1  unvollständige  Realschule  mit  Progymnasialklassen. 

Nur  an  der  Minderzahl  der  Anstalten  sind  Vorschulen  vorhanden;  an 
dem  Progymnasium  zu  Homburg  v.  d.  H.,  dem  Realprogymnasium  zu  Ober- 
lahnstein, dem  Realgymnasium  und  der  ehemaligen  lateinlosen  höheren 
Bürgerschule  (jetzt  Oberrealschule)  zu  Cassel  sind  die  Vorschulen  ein- 
gegangen; aus  denjenigen  der  beiden  Casseler  Anstalten  ist  eine  selb- 
ständige Vorbereitungsanstalt  fttr  die  höheren  Schulen  gebildet  worden. 

Das  Realprogynmasium  zu  Biedenkopf  wurde  vom  Staate,  die  früher 
von  der  polytechnischen  Gesellschaft  unterhaltene  Wöhler-Schule  in  Frank- 
furt a.  M.  von  der  Stadtgemeinde  übernommen.  Mit  der  Einverleibung 
Bockenheims  in  Frankfurt  a.  M.  ging  auch  die  bisher  von  der  Gemeinde 
Bockenheim  unterhaltene  Realschule  (jetzt  Liebig-Realschule)  an  die  Stadt 
Frankfurt  über. 

Von  den  vorhandenen  44  höheren  Schulen  werden  14,  nämlich 
12  Gymnasien,   1  Realgymnasium  und  1  Realprogymnasium,  vom  Staate, 

2  Realschulen  von  jüdischen  Religionsgesellschaften,  die  übrigen  28  Anstalten 
von  den  betreffenden  Stadtgemeinden  unterhalten. 

Für  die  örtliche  Verwaltung  der  von  der  Stadtgemeinde  Frankfurt 
unterhaltenen  höheren  Schulen  ist  ein  gemeinschaftliches  Kuratorium  be- 
stellt. Dasselbe  besteht  aus  je  drei  Vertretern  des  Magistrats  und  der 
Stadtverordnetenversammlung ,  je  einem  Vertreter  der  evangelisch- 
lutherischen,  der  reformierten  und  der  katholischen  Gemeinde  und  dem 

33* 
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Stadtschulrate;  die  Direktoren  werden  zu  seinen  Verhandlungen  nur  zu- 
gezogen, soweit  es  sieh  um  die  Angelegenheiten  der  von  itmen  geleiteten 
Anstalten  handelt.  An  jeder  der  übrigen  nicht  vom  Staate  unterhaltenen 
Anstalten  besteht  ein  besonderes  Kuratorium,  dem  fast  überall  der  Direktor 
angehört.  Am  Gymnasium  zu  Hersfeld  und  am  Realprogymnasium  zu 
Biedenkopf  sind  die  besonderen  örtlichen  Verwaltungsbehörden  aufgehoben 
worden. 

Bischöfliche  Konvikte  bestehen  in  Hadamar  und  Montabaur  für  die 
Schüler  der  dortigen  Gymnasien. 

Das  350  jährige  Jubelfest  feierte  das  Gymnasium  zu  Weilburg  (1890), 
das  100jährige  das  Friedrichs-Gymnasium  zu  Cassel  (1879),  das  50  jährige 
die  Gymnasien  zu  Wiesbaden  und  Hadamar  (1894),  das  Realgymnasium 
zu  Wiesbaden  (1895),  die  Oberrealschule  zu  Cassel  (1893),  die  Real- 
schule zu  Schmalkalden  (1896)  und  die  Friedrich- Wilhelmsschule  zu  Eseh- 
wege  (1890). 

Neue  Gebäude  sind  errichtet  worden  für  die  Gymnasien  in  Rinteln 
und  Montabaur,  das  Goethe-Gymnasium,  die  Musterschule  und  die  Real- 
schule der  israelitischen  Religionsgesellschaft  in  FrankAirt  a.  M.,  die  Ober- 
realschulen in  Cassel  und  Hanau,  die  Realprogymnasien  in  Biedenkopf,  Ober- 
lahnstein und  Ems,  sowie  die  Realschulen  in  Eschwege  und  Geisenheim. 
Die  Liebig-Realschule  in  Frankfurt  a.  M.  mufs  das  Gebäude  mit  einer 
Mädchenschule  teilen. 

Für  die  zum  dauernden  Betriebe  des  Turnunterrichts  erforderlichen 
Einrichtungen  ist  fast  überall  gesorgt;  die  überwiegende  Mehrzahl  der 
Anstalten  besitzt  eine  eigene  Turnhalle.  Die  Gymnasien  zu  Hersfeld, 
Hadamar  und  Rinteln  haben  eine  Badeanstalt,  diejenige  des  Gymnasiums 
zu  Weilburg  ist  im  Sommer  des  Jahres  1899  vom  Hochwasser  zerstört 
worden.  An  den  höheren  Schulen  zu  Frankfurt  wird  der  Rudersport 
eifriggepflegt. 

Wegen  ihrer  Bibliotheken  sind  die  Gymnasien  zu  Rinteln  und  Weil- 
burg, sowie  das  Friedrichs-Gymnasium  zu  Cassel,  wegen  seiner  Stiftungen 
ist  aufser  diesem  letzteren  das  Philanthropin  (jüdische  Realschule  in  Frank- 
furt) zu  erwähnen. 

Die  Besoldungsordnung  der  Direktoren  und  Lehrer  der  von  der  Stadt 
Frankfurt  a.  M.  unterhaltenen  höheren  Schulen  geht  zum  Teil  über  die 
Sätze  der  Nachträge  zum  Normaletat  hinaus. 

Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  im  Patron  ats- 
bereiche  der  Stadt  Frankfurt  in  der  Weise  geregelt,  dafs  das  Witwen- 
und  Waisengeld  nicht  von  dem  Ruhegehalte,  sondern  von  dem  Dienst- 
einkommen des  Ehemanns  bezw.  des  Vaters  abhängig  ist.  An  den  übrigen 
nichtstaatlichen  Anstalten  ist  die  Fürsorge  für  die  Witwen-  und  Waisen 
in  gleicher  Weise  geregelt  wie  bei  den  unmittelbaren  Staatsbeamten,  und 
zwar  meistens  durch  Anschlufs  der  Lehrer  an  die  Witwenkasse  des  zu- 
ständigen gröfseren  Eommunalverbandes  ^). 

Für  die  Lehrer  des  Goethe-Gymnasiums  und  des  Lessing-Gymnasiums 
zu  Frankfurt  a.  M.  besteht  eine  gemeinsame  Witwenkasse,  aus  der  ihre 
Hinterbliebenen  neben  der  von  der  Stadtgemeinde  zu  zahlenden  Pension 
namhafte  Zuwendungen  erhalten.  Die  Lehrer  der  Musterschule  sind  an 
einer  für  diese  und  für  eine  Mädchenschule  eingerichteten  Witwenkasse 
beteiligt. 

*)  D.  h.  des  Regierungsbezirkes;  jeder  derselben  bildet  in  der  Provinz  Hessen- 
Nassau  nocb  einen  besonderen  Kommunalverband. 
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Die  Ordnung  der  Ferien  ist  durch  die  Verfügung  des  Provinzial- 
schulkoUegiums  vom  31.  März  1892  bewirkt  worden;  diese  ist  mit  Er- 
mächtigung des  Ministers  für  dauernd  mafsgebend  erklärt  worden.  Hier- 
nach beträgt  die  Gesamtdauer  während  des  Jahres  10  Vs  Wochen.  Bezüg- 
lich ihrer  Verteilung  ist  zu  unterscheiden  zwischen  A)  dem  Kegierungsbezirk 
Cassel,  dem  Fürstentum  Waldeck  (s.  unten),  den  Städten  Frankfurt  a.  M., 
Höchst  a.  M..y  Homburg,  Weil  bürg  und  Dillenburg  ^),  B)  dem  Regierungs- 
bezirk Wiesbaden  mit  Ausschlufs  der  fünf  zu  A  genannten  Städte. 
In  dem  bei  A  genannten  Gebiete  dauern  die  Osterferien  14  Tage  vom 
Sonntage  Palmarum  ab,  die  Pfingstferien  vom  ersten  Festtage  bis  zum 
Mittwoch  nach  Pfingsten  (einschliefslich),  die  Sommerferien  4  Wochen  vom 
1.  Sonntag  im  Juli  an  mit  der  Mafsgabe,  dafs  der  Unterricht  erst  am 
Dienstag  der  5.  Woche  wiederbeginnt,  die  Herbstferien  14  Tage  vom 
Sonntage  der  Michaeliswoche  ab,  die  Weihnachtsferien  vom  24.  Dezember 
bis  zum  6.  Januar.  Der  Unterricht  ist  vor  den  Weihnachtsferien  am  23. 
mittags  zu  schliefsen  und  soll,  wenn  der  7.  Januar  auf  einen  Sonntag  oder 
Montag  fällt,  erst  am  folgenden  Dienstag  wieder  beginnen^).  In  dem  Ge- 
biete zu  B  dauern  die  Osterferien  vom  Freitag  vor  dem  Palmsonntage  bis 
zum  Sonntage  Quasimodogeniti '),  die  Pfingstferien  vom  ersten  Pfingstfest- 
tage  bis  zum  Montage  (einschliefslich)  nach  Trinitatis,  die  Sommerferien 
vom  15.  August  bis  zum  18.  September  (einschliefslich)  mit  der  Mafsgabe, 
dafs  der  Unterricht  am  Mittag  des  14.  August  zu  schliefsen  und  dafs, 
wenn  der  19.  September  auf  einen  Sonntag  oder  Montag  fällt,  mit  dem 
Schulunterricht  erst  am  folgenden  Dienstag  zu  beginnen  ist ;  die  Weihnachts- 
ferien umfassen  den  gleichen  Zeitraum  wie  in  dem  Gebiete  zu  A.  In 
dem  Gebiete  zu  B  sind  also  die  Sommerferieu  und  die  Herbstferien  in 
gleicher  Weise  zusammengelegt  wie  in  den  Provinzen  Westfalen  und 
Rheinland;  der  Beginn  der  Sommerferien  bildet  zugleich  den  Schlufs  des 
Schulhalbjahres.  Im  ganzen  Bereiche  der  Provinz  gilt  aufserdem  noch 
die  Bestimmung ,  dafs  der  auf  die  Osterferien  folgende  Montag  zur  Auf- 
nahmeprüfung und  zu  Mitteilungen  an  die  am  Orte  befindlichen  Schüler 
zu  verwenden  ist,  demgemäfs  der  Unterricht  erst  am  Dienstag  beginnt. 

Direktorenversammlungen  finden  in  der  Provinz  Hessen-Nässau  nicht 
statt. 

Die  inneren  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  wurden  bei  dem  Pro- 
vinzialschulkollegium  früher  vom  Provinzialschulrat  Dr.  Kumpel  (1868—83) 
und  werden  jetzt  vom  Ober-  und  (jeh.  Regierungsrat  D.  Dr.  Lahmeyer 
(1883 — 1901  Provinzialschulrat),  von  dem  Geh.  Regierung»-  und  Provinzial- 
schulrat Dr.  Paehler  (seit  1894)  und  dem  Provinzialschulrat  Dr.  Kaiser 
(seit  1901)  bearbeitet. 

Dem  Aufsichtskreise  des  ProvinzialschulkoUegiums  zu  Cassel  sind  auch 
die  höheren  Schulen  des  Fürstentums  Waldeck,  nämlich  das  Landes- 
gymnasium zu  Gorbach,  das  Realprogymnasium  zu  Arolsen  und  die 
Realschule  zu  Nieder-Wildungen,  überwiesen  worden^). 

Für  die  Unterhaltung  der  höheren  Schulen  der  Provinz  sind  der 
Nassauische  Central-Studienfonds  und  der  Lyceumsfonds  in  Rasdorf  von 
Bedeutung.    Über  diese  ist  folgendes  zu  bemerken: 


^)  Die  Orte  Höchst  a.  M.,  Weilburg  und  Dillenburg  sind  erst  später  uuter  die  Ord- 
nung A  aufgenommen  worden. 

')  Wesen  der  Abweichungen  von  dieser  Recel  in  Marburg  s.  unten  S.  526. 

')  Fällt  das  Osterfest  sehr  fr&h,  so  werden  die  Ferien  vom  Provinzialschulkollegium 
auf  die  Zeit  vom  Palmsonntaff  bis  zum  Dienstasr  nach  Quasimodogeniti  verlegt. 

^)  Vgl.  hierzu  die  Bemerkung  oben  auf  S.  84. 
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Der  Nassauisehe  Gentral-Studienfonds  ist  auf  Grund  des  Herzoglichen 
Edikts  vom  24.  März  1817  über  die  Einrichtung  der  öffentlichen  Unterrichts- 
anstalten (Sammlung  der  landesherrlichen  Edikte  des  Herzogtums  Nassau 
Bd.  III,  S.  285)  durch  Zusammenfassung  aller  zum  öffentlichen  Unterrichte 
bestimmten  Fonds  und  Stiftungen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Konfession,  ge- 
bildet worden  (§  29  a.  a.  0.).  Ihm  wurde  u.  a.  die  Verpflichtung  auf- 
erlegt, die  Besoldungen  der  bei  den  Pädagogien  und  den  Gymnasien  an- 
gestellten öffentlichen  Lehrer  und  Nebenlehrer,  die  Kosten  der  Anschaffung 
und  der  Unterhaltung  der  für  diese  Anstalten  notwendigen  Gebäude,  der 
Instrumente,  Apparate,  Bibliotheken  und  sonstigen  Bedürfnisse  zu  be- 
streiten (§  30).  Soweit  seine  Einnahmen  hierzu  nicht  ausreichten,  sollte  der 
erforderliche  Zuschufs  aus  allgemeinen  Staatsmitteln  bereitgestellt  werden. 
Demgemäfs  bildeten  früher  die  Etats  der  auf  den  Gentral-Studienfonds  an- 
gewiesenen Anstalten  einen  Bestandteil  des  für  diesen  Fonds  aufgestellten 
Etats.  Erst  seit  1872  wird  für  jede  dieser  Schulen  ein  besonderer  Etat 
aufgestellt  und  demgemäfs  der  früher  dem  Studienfonds  gezahlte  staat- 
liche Zuschufs  unmittelbar  in  den  betreffenden  Schuletat  eingestellt  und 
an  die  Schulkasse  gezahlt.  Der  Etat  des  Fonds  wird  vom  Unterrichts- 
minister und  vom  Finanzminister  festgestellt,  die  Verwaltung  von  der  Re- 
gierung zu  Wiesbaden  geführt.  Die  Einnahmen  des  Fonds  betragen 
167420  Mk.;  davon  erhält  das  Gymnasium  zu  Wiesbaden  82950  Mk.,  das 
Realgymnasium  zu  Wiesbaden  22187  Mk.,  das  Gymnasium  zu  Weilburg 
23400  Mk.,  das  zu  Hadamar  26000  Mk.,  das  zu  Dillenburg  17090  Mk. 

Der  Lyceumsfonds  zu  Rasdorf  ist  im  Jahre  1804  vom  damaligen  Landes- 
herm  des  Fürstentums  Fulda,  dem  Erbprinzen  Wilhelm  von  Uranien,  aus 
dem  Eigentum  des  ehemaligen  KoUegiatstiftes  zu  Rasdorf,  dem  Exjesuiten- 
fonds,  soweit  er  bisher  für  das  Gymnasium  verwendet  worden  war,  und  den 
Fonds  der  bisherigen  Universität  gebildet  worden.  Aus  den  Einkünften 
des  Fonds  sollte  ein  in  der  Stadt  Fulda  zu  gründendes  Lyceum  unter- 
halten werden.  (Das  Nähere  siehe  unten  bei  der  Darstellung  der  Geschichte 
des  Gymnasiums  zu  Fulda  S.  523.)  Die  Einnahmen  des  Fonds  betragen 
23887,81  Mk.;  davon  werden  14500  Mk.  für  das  Gymnasium  zu  Fulda 
verwendet  *). 

Neben  den  auf  Grund  des  Erlasses  vom  15.  März  1890  errichteten 
Seminaranstalten  dient  auch  das  ältere  pädagogische  Seminar  zu  Cassel 
den  Zwecken  der  Ausbildung  der  Kandidaten.  Sein  erstes  Statut  ist  am 
16.  Mai  1885  errichtet  worden;  es  schliefst  sich  in  allen  wesentlichen 
Punkten  demjenigen  für  das  pädagogische  Seminar  in  Danzig  (S.  168)  an. 
Durch  die  neue,  am  17.  Oktober  1894  genehmigte  Fassung  ist  es  dem 
Erlasse  vom  15.  März  1890  angepafst  worden.  Die  Leitung  des  Seminars 
geschieht  durch  einen  der  mit  der  Bearbeitung  der  Angelegenheiten  der 
höheren  Schulen  betrauten  Schulräte  beim  ProvinzialschulkoUegium  (bis 
Michaelis  1901  Geh.  Regierungsrat  D.  Dr.  L ahme y er,  seitdem  jährlich 
abwechselnd  die  Provinzialschulräte  Dr.  Kaiser  und  Geh.  Regierungsrat 
Dr.  Paehler).  Die  Zahl  der  Mitglieder  beträgt  sechs;  jedes  erhält  ein 
Stipendium  von  600  Mk.  jährlich;  die  Aufnahme  erfolgt  für  das  zu 
Michaelis  beginnende  Seminaijahr.  Die  Mitglieder  werden  zur  Einführung 
in  den  praktischen  Betrieb  des  Unterrichts  dem  Friedrichs-Gymnasium,  dem 
Wilhelms-Gymnasium  oder  dem  Realgymnasium  zu  Cassel  überwiesen. 


^)  Sowohl  der  LycemnsfondB  als  auch  der  Gentral-Studienfonds  sind  selbständige 
juristische  Personen;  ihre  Einnahmen  und  Ausgaben  erscheinen  deshalb  nicht  im  Staats- 
haoshaltsetat  (vgl.  unten  Abschnitt  X,  2). 
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Regienmgsberirk  CasseL 

Cassel. 

(Niederhessen,  Hauptstadt  der  Provinz.    106084  Einwohner.) 

Die  Stadt  besafs  1874  ein  Gymnasium  (Lyceum  Fridericianum) ,  eine 
Realschule  erster  Ordnung  und  eine  lateinlose  höhere  Bürgerschule.  Die 
letztere  hat  sich  zu  einer  Oberrealschule  entwickelt.  Sowohl  bei  ihr  als 
auch  bei  dem  Lyceum  Fridericianum,  dessen  einzelne  Elassenstufen  eine 
Zeit  lang  doppelt,  zum  Teil  sogar  dreifach  vorhanden  waren,  ist  eine 
Reihe  von  Klassen  zur  Bildung  neuer,  selbständiger  Anstalten,  des  Wilhelms- 
Gymnasiums  und  der  Realschule,  verwendet  worden.  In  der  Stadt  bestehen 
demnach  jetzt  5  höhere  Schulen,  nämlich  2  Gymnasien,  1  Realgymnasium, 
1  Oberrealschule  und  1  Realschule;  die  beiden  Gymnasien  werden  vom 
Staate,  die  anderen  3  Schulen  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 

Für  die  beiden  Gymnasien  ist  gemeinsamer  katholischer  Religions- 
unterricht (5  Abteilungen  mit  zusammen  11  Wochenstunden)  in  den  Räumen 
des  Wilhelms-Gymnasiums  eingerichtet.  Die  katholischen  Schüler  der 
städtischen  Anstalten  erhalten  gleichfalls  gemeinsam  Religionsunterricht  in 
5  Abteilungen  mit  zusammen  11  Wochenstunden.  An  diesen  Anstalten  ist 
auch  für  die  jüdischen  Schüler  bis  zum  13.  Jahre  gemeinsamer  Religions- 
unterricht eingerichtet. 

An  den  3  städtischen  Anstalten  sind  die  Besoldungen  der  Oberlehrer 
nach  dem  zweiten  Nachtrage  mit  der  Mafsgabe  geregelt,  dafs  die  feste  Zulage 
von  je  300  Mk.  bereits  bei  der  Vollendung  des  8.,  11.  und  14.  Dienstjahres  ge- 
währt wird.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  kommunalständischen 
Witwen-  und  Waisenkasse  des  Regierungsbezirkes  Cassel  versichert. 

Friedriehs-Oyiimasiiim  (II,  443.    III,  276). 

C.  Fr.  Weher,  Geschichte  der  städtischen  Gelehrtenschale  zu  Cassel,  Cassel  1846.  ~ 
Dr.  OrofSy  Statistische  Rückblicke  auf  die  Geschichte  des  Gymnasiums  (1885—60),  Proffr. 
1861.  —  Derselbe,  Zur  Statistik  des  Lyceums  Fridericianum  (die  Zeit  von  1775— lw5 
umfassend),  Progr.  1880.  —  Oid.  Vogt,  Statistischer  Rückblick  auf  die  Geschichte  des 
Gymnasiums  (die  Zeit  von  1860 — 85  umfassend),  Progr.  1885. 

Landgraf  Philipp  der  Groftmütige  vereinigte  1589  die  bis  dahin  einzeln  bestehenden 
Schulen  der  sogenannten  Freiheit,  der  Altstadt  und  der  Neustadt  zu  einer  einzigen, 
welche  nunmehr  lateinische  Schule,  Stadtschule  oder  Pädagogium  genannt  wurde.  Die 
Kosten  wurden  zunächst  aus  städtischen  Mitteln  und  ans  den  Einkünften  aufgehobener 
Klöster  bestritten;  Bürgermeister  und  Rat  hatten  das  Präsentationsrecht  Im  Jahre 
1779,  als  der  Landgraf  Friedrich  IL  für  die  Anstalt  ein  Gebäude  für  den  Preis  von 
18000  Thalem  ankaufte  und  der  Stadt  zum  Geschenke  machte,  erhielt  jene  den  Namen 
„Lyceum  Fridericianum".  Während  der  westfälischen  Zwischenregierung  wurde  sie  zu 
einer  Landesschule  erhoben;  sie  bestand  aus  zwei  Abteilungen,  einer  Bürgerschule  und 
einer  Gelehrten  schule,  nur  die  letztere  führte  den  Namen  Lyceum.  Nach  der  Rückkehr 
des  Kurfürsten  wurde  sie  in  derselben  Weise,  wie  sie  früher  bestanden  hatte,  wieder- 
hergestellt und  die  Bürgerschule  von  ihr  abgetrennt.  Bald  darauf  aber  begann  zwischen 
der  Staatsreffierung  und  dem  Stadtrate  ein  Streit  um  das  Präsentationsrecht  bei  Be- 
setzung der  Lehrerstellen.  Da  die  Stadt  auf  dieses  nicht  verzichten  wollte,  gründete 
der  Staat  ein  Gymnasium  und  bestimmte  1834,  dals  das  Lyceum  daneben  nur  noch  als 
dreiklassige  lateinische  Schule  fortbestehen  solle.  Nachdem  der  Stadtrat  ohne  Erfolg 
den  Rechtsweg  beschritten  hatte,  kam  es  am  6.  Januar  1840  zu  einem  Vergleiche, 
nach  welchem  die  Stadt  auf  ihr  Präsentationsrecht  verzichtete  und  das  Gebäude  des 
Lyceums  dem  Staat  überliefe.  Nunmehr  wurde  das  neue  Gymnasium  mit  dem  Lyceum 
zu  einer  Schule  vereinigt  und  dieser  die  amtliche  Bezeichnung  „Gymnasium  zu  Cassel, 
genannt  Lyceum    Fridericianum"   gegeben.     Für   die   innere    Einrichtung   diente   das 

Sreulkische  Muster  zum  Vorbilde.    Die  Zahl  der  Klassen  naiim,  entsprechend  deijenigen 
er  Schüler,  allmählich  zu  und  war  1884  auf  21  gestiegen.    Ostern  1886  wurden  die  neun 
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Herbstklassen  Ton  VI  bis  0  I  und  je  eine  Abteilung  der^  Oster-Doppelklassen  VI  bis  IV 
an  das  neuerrichtete  WilhelmB-Gymnasinm  (s.  den  folgenden  Artikel)  abgegeben;  das 
Lyceum  Fridericianum ,  das  jetzt  nur  noch  aus  den  neun  Osterklassen  VI  bis  Ol  be- 
stand, erhielt  den  Namen  Friedrichs -Gymnasium.  Jährlich  findet  eine  gemeinsame 
Abendmahlsfeier  in  der  St  Martinskirche  statt  Wegen  der  Seminaranstalt  vgl.  oben 
S.  518.  Am  14.  August  1879  beging  das  Lyceum  Fridericianum  seine  erste  S&kularfeier 
(vgl.  Prog.  188Q),  und  am  11.  Mai  1885  wurde  das  Andenken  an  die  vor  50  Jahren 
enolgte  Gründung  des  staatlichen  Gymnasiums  (s.  oben)  durch  einen  öffentlichen  Schul- 
aktus  und  einen  am  Abende  sich  anschliefsenden  Festkommers  gefeiert  (vgl.  Progr.  1886). 
Grö&te  Schülerzahl  (714)  im  Jahre  1876/77,  seit  der  Abgabe  einer  Reihe  von  Klassen 
an  das  Wilhelms  -  Gymnasium  Ostern  1897  (813);  seitdem  sind  Beschränkungen  in  der 
Aufnahme  neuer  Schüler  eingetreten. 

Beine  Majestät  der  Kaiser  Wilhelm  n.  trat  als  Prina  Wilhelm  von  PreoAen 
HiohaeliB  1874  in  die  O II  des  Oymnasiams  ein  und  bestand  Bnde  Januar  1877 
die  Beifeprüfting.  Allerhoohstderselbe  wohnte  im  August  1879  der  Säkular- 
feier bei  und  hat  auch  später  die  Anstalt  und  ihre  Ijehrer  duroh  Beweise 
Seiner  Huld  ausgeseiohnet. 

Direktor:  Dr.  Friedrich  Heufsner  seit  Ostern  1893,  vorher:  Dr.  Gideon  Vogt 
1870—93.  Außerdem  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.:  Dr.  Hermann  OMoff  1871—74,  jetzt 
ord.  Professor  der  Philologie  in  Heidelberg. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  Elementar-  und  Tuml.;  1  Oberlehrer  ist  katholisch, 
die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch.  Wegen  des  katholischen  Religionsunterrichts  siehe 
oben  S.  519  unter  „Gassel^. 

Im  Jahre  1898  wurde  mit  einem  Kostenaufwande  von  19000  Mk.  auf  dem  Schul- 
hause (Wolfsschlucht  20)  ein  Aufbau  errichtet,  in  dem  drei  Klassen  Platz  gefunden 
haben;  im  Jahre  1901  wurde  daneben  noch  ein  Zeichensaal  aufgebaut  (Kosten  21000  Mk.). 
Turnhalle  (1883  erbaut)  und  Turnplatz  sind  vorhanden;  Tumspiele  finden  teils  aiä* 
letzterem,  teils  in  der  Forst  statt.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  ungefähr  18400  Bände. 

^  Stiftungen:  a)  Das  Schönfeldsche  Beneficium  für  Studierende  der  Theologie, 
1628  gestiftet,  b)  Das  Eckhardsche  Beneficium  für  Studierende,  von  dem  1622  ver- 
storbenen Superintendenten  E.  gestiftet,  c)  Im  Januar  1877,  beim  Abgänge  des  da- 
maligen Prinzen  Wilhelm,  stifteten  Ihre  Kaiaerl.  und  K5nigl.  Hoheiten  der 
Kronprins  und  die  KronprinsesBin  das  „Prins  Wilhelm-Stipendium^  im  Betrage 
von  1000  Mk.  Jährlich  fär  Studierende»  die  das  Friedriohs-Gymnasium  besuoht 
haben,  in  erster  liinie  f iir  85hne  von  Lehrern,  d)  Bei  der  Säkularfeier  1879  wurde 
eine  Jubiläumsstiftung  zu  Schülerstipendien  gegründet  Bestand  4581  Mk.  e)  Bei  der- 
selben Gelegenheit  gründete  der  Institutsvorstener  Komemann  in  Paris  eine  Stipendien- 
Stif^g  für  Studierende  der  neueren  Sprachen.  Bestand  20806  Mk.  f)  Die  Friedrich 
Gro&sche  Stiftung,  vom  früheren  Lehrer  der  Anstalt  Dr.  F,  Or.  (gestorben  1879)  ge- 
gründet, zu  Schülerstipendien,  in  erster  Linie  für  Verwandte  des  Stifters.  Bestand 
£n)66  Mk.  g)  Das  Lotzsche  Stipendium,  1879  gegründet,  für  Söhne  von  Lehrern  des 
Gymnasiums.  Bestand  6379  Mk.  h)  Das  Lutherstipendium,  am  10.  November  1883  von 
den  evangelischen  Lehrern  der  Anstalt  gegründet,  för  Studierende  der  Theologie.  Be- 
stand 417o  Mk.  i)  Die  Gideon  Yogt-Stinung,  1893  bei  dem  Ausscheiden  des  Direktors 
Dr.  V.  gegründet,  für  Schüler,  vorzugsweise  zu  Beihilfen  zur  Bestreitung  der  Kosten 
einer  Badekur  u.  dgl.  Bestand  4959  Mk.  k)  Die  Flügel-Stiftuni^  zu  Universitätsstipendien, 
von  Schülern  des  Professors  Fl  im  Jahre  1870  gegründet.    Bestand  4682  Mk.^). 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  83030  Mk.,  Bedürihis- 
zuschufe  44840  Mk.,  Zuschuß  des  Staates  infolge  rechtlicher  Verpflichtung  3852  Mk. 
Schulgeld  120  Mk. 

Willielins-Gyninasiain. 

Das  Wilhelms-Gymnasium  ist  vom  Staate  zur  Entlastung  des  Lyceums  gegründet 
worden;  die  Stadt  gab  den  Grund  und  Boden  für  das  Schulgebäude  und  verpflichtete 
sich  zur  Leistung  eines  Zuschusses  von  jährlich  10000  Mk.  Die  Eröffnung  fand  am 
4.  Mai  1886  mit  18  Klassen  statt,  davon  wurden  12  vom  Lyceum  abgegeben  (s.  den 
vorigen  Artikel).  Wegen  der  Seminaranstalt  s.  oben  S.  518.  Neuerdings  ist  mit  dem 
Ersätze  der  Herbstkfassen  durch  parallele  Osterklassen  begonnen  worden.  Gröfste 
Schülerzahl  (638)  Ostern  1901. 


1)  Die  Bd.  III,  S.  276  erwähnte  Stiftung  des  Prof.  Flügd  ist  nicht  zu  stände  ^e^ 
kommen,  da  dieser  sein  Testament  geändert  hat.  Er  hat  aber  3000  Mk.  der  oben  im 
Texte  erwähnten  Flügel-Stiftung  vermacht 
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Direktor:  Dr.  Faul  Vogt  seit  1.  November  1898,  vorher:  Dr.  Christian  Muff 
1898—98  (jetzt  Rektor  der  Landesschule  in  Pforta),  Dr.  Friedr.  Heufsner  1886--93. 

18  Klassen;  22  Oberlehrer,  8  technische  und  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Wegen 
des  katholischen  Religionsunterrichts  s.  oben  S.  519. 

Das  Schulhaus  (Humboldtstrafee  1)  ist  in  den  Jahren  1888 — 86  mit  einem  Kosten- 
aufwände  von  850000  Mk.  erbaut  worden.  Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden. 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  5000  Bände. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  149830  Mk.,  Zu- 
schuß des  Staates  75010  Mk.,  der  Stadt  10000  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 

Bealgynmasium  (II,  445.    III,  276). 

Dr.  Wittich,  Rückschau  auf  die  25jährige  Geschichte  des  Casseler  Realgymnasiums, 
Progr.  1894. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  14.  April  1869  mit 
299  Schülern  in  vier  Doppelklassen  eröffnet  worden.  Das  für  sie  errichtete  Statut  hat 
am  9.  März  1869  die  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörden  erhalten.  Von  einem  staatlichen 
Zuschüsse  von  54(X)  Mk.,  den  die  ältere  lateinlose  Realschule  (s.  den  folgenden  Artikel) 
aus  der  kurhessischen  Zeit  her  auf  Grund  rechtlicher  Verpflichtung  erhielt,  wurde  die 
Hälfte  unter  gleichzeitiger  Begründung  eines  Königlichen  Kompatronats  auf  die  neue 
Schule  übertracren.  Dieses  Kompatronat  ist  1890,  bei  gleichzeitigem  Verzichte  der  Stadt« 
gemeinde  auf  den  Zuschufs,  in  Wegfall  gekommen.  Am  20.  September  1878  erhielt  die 
Anstalt  die  Militärberechtigung;  Michaelis  1874  fand  an  der  nunmehr  vollständigen  Real- 
schule erster  Ordnung  die  erste  Reifeprüfung  statt.  Die  Vorschule,  die  seit  1871  be- 
stand, wurde  im  Jahre  1882  mit  derjenigen  der  höheren  Bürgerschule  zu  einer  selb- 
ständigen Anstalt,  der  städtischen  Vorschule,  vereinigt.  Am  81.  Mai  1895  beging  der 
Lehrer  Spangenberg  sein  50jähriges  Dienst ubiläum.  Gröfste  Schülerzahl  (584)  im  Sommer 
1890,  kleinste  (898)  im  Winter  1898.  Seine  Königliche  Hoheit  Prinz  Heinrich  von  Preußen 
hat  von  Michaelis  1876  bis  zum  20.  Januar  1877  als  Hospitant  an  dem  unterrichte  der 
Obersekunda  teilgenommen. 

Direktor:  Dr.  WiXhelm  WiUich  seit  Ostern  1888,  vorher:  Dr.  August  Preinne 
1872-82. 

.  18  Klassen;  21  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  2  Elementarl.;  3  Lehrer  sind  katholisch, 
die  übrigen  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  der  katholischen  und  der 
jüdischen  Schüler  s.  oben  S.  519. 

Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.   Die  Lehrerbibliothek  zählt  2740  Werke. 

Nach  dem  Tode  des  Direktors  Dr.  Preime  wurde  der  Grundstock  für  eine  „Preime- 
Stiftung"  zur  Unterstützung  von  Schülern  bei  ihrer  wissenschaftlichen.  Ausbildung 
während  und  nach  der  Schulzeit  gelegt  Satzungen  vom  27.  Juni  1887.  Bestand  8826  Mk. 

Die  Schule  (Gebäude:  Schomburgstra&e  2)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 
Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Oberbürgermeister, 
einem  Mitgliede  des  Magistrats,  einem  Stadtverordneten,  zwei  dem  Handels-  und  Ge- 
werbestande  angehörigen  Mitgliedern,  dem  Direktor  und  dem  Stadtschulrat  oder  statt 
dessen  einem  evangelischen  Geistlichen.  Gesamtausgabe  146970  Mk.,  ZuschuCs  der  Stadt 
89470  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  für  einheimische,  160  Mk.  für  auswärtige  Schüler.  Wegen 
der  Besoldungen  u.  s.  w.  s.  oben  S.  519. 

Oberrealschale  (II,  445.    III,  277). 

Ackermann,  Statistische  Rückblicke  auf  100  Semester  der  Realschule  in  der  Hedwig- 
stra&e.  Gassei  1898.  —  Knabe,  Vorgeschichte  und  Entwickelung  der  Oberrealschule  zu 
Cassel,  Festschrift  zur  50jährigen  Jubelfeier,  Cassel  1898. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtj^emeinde  gesründet  und  am  4.  Mai  1848  eröffnet 
worden.  Zu  ihrer  Unterhaltung  sicherte  der  Staat  einen  jährlichen  Zuschufs  von 
3150  Mk.  zu;  später  gewährte  er  aus  dem  Realschulfonds  eine  weitere  Beihilfe  von 
zunächst  ISOiO  Mk.,  dann  2700  Mk.  Im  ersten  Jahre  ihres  Bestehens  umfa&te  die 
Anstalt  eine  Elementarschule  mit  drei  und  die  eigentliche  Realschule  mit  sechs  ein- 
jährigen Klassenstufen.  Die  ünterrichtsgegenstände  und  das  Lehrziel  entsprachen  un- 
gefähr denen  der  späteren  lateinlosen  Realschulen  zweiter  Ordnung.  Da  aber  mit  dem 
Besuche  der  obersten  Klasse  keine  Berechtigungen  verbunden  waren,  so  wurde  diese 
bald  nur  noch  schwach  besucht,  so  dalfl  sie  Ostern  1854  aufgehoben  werden  mu&te. 
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Ostern  1869  wurde  die  Schale  als  lateinlose  höhere  Bürgerschule  mit  sechs  eiigähriffen 
Klassenstufen  eingerichtet;  sp&ter  erhielt  sie  eine  siebente  Stufe,  und  am  29.  Juni  Io79 
wurde  sie  als  Realschule  zweiter  Ordnung  anerkannt  Ostern  1882  erhielt  sie  wieder 
die  alte  Bezeichnung  Realschule,  Ostern  lo88  wurde  ein  Teil  ihrer  Klassen  zur  Bildung 
einer  neuen  Realschule  verwendet  (vgl.  den  folgenden  Artikel).  Im  März  1892  wurde 
beschlossen,  die  Schule  zu  einer  Oberrealschule  zu  erweitem;  als  solche  wurde  sie 
Ostern  1898  anerkannt.  In  der  Zeit  von  Ostern  1895  bis  Ostern  1898  waren  die  Klassen 
von  VI  bis  ü  II  Je  dreimal  vorhanden;  1898  ging  je  eine  der  noch  vorhandenen  drei- 
fachen Parallelklassen  an  die  neuge^r&ndete  Realschule  über.  Am  4.  und  5.  Mai  1893 
feierte  die  Anstalt  das  Fest  ihres  dOjfthrigen  Bestehens;  am  11.  Oktober  1886  beging  der 
Oberlehrer  Dr.  Kefsler  und  im  März  1893  der  Schreiblehrer  Jäger  sein  50j&hriges  Dienst- 
jubiläum.   Grölflte  Schülerzahl  (711)  Ostern  1898. 

Direktor:  Dr.  Karl  QuiM  seit  1.  April  1895,  vorher:  Dr.  Karl  Ackermann 
1888—95,  Dr.  Karl  Buderus  1871-87. 

17  Klassen  (VI  bis  UI  doppelt);  19  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  2  Elementarl.; 
1  Lehrer  ist  katholisch,  die  übrigen  sind  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts 
der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  s.  oben  S.  519. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Kölnische  Stra&e  89)  ist  mit  einem  Kostenaufwande  von 
402700  Mk.  (einschl.  der  inneren  Ausstattung  und  des  Grundstückes)  erbaut  und  Ostern 
1898  bezogen  worden  (Beschreibung  im  Progr.  1899). 

Turnhalle,  Turnplatz  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  ent- 
hält 4768  Werke. 

Bei  der  50jährigen  Jubelfeier  wurde  eine  „Jubiläumsstiftung''  zu  Stipendien  ins 
Leben  gerufen.    Bestand  6100  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten;  ihr  Kuratorium  (Statut  vom 
6.  Juli  1869)  ist  nach  den  gleichen  Vorschriften  zusammengesetzt  wie  da»enige  des 
Realgvmnasiums.    Gesamtausgabe   123850  Mk.,  ZuschuCB  der  Stadt  62750  Mk.    Schnl- 

§eld  m  den  Klassen  VI  bis  ü  II  108  Mk.  für  einheimische,  144  Mk.  fEkr  auswärtige 
chüler,  in  den  übrigen  Klassen  120  bezw.  160  Mk.    Wegen  der  Besoldungen  und  der 
Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  s.  oben  S.  519  unter  „Gassei". 

BealBchule. 

An  die  Stelle  einer  Ostern  1888  aufsehobenen  städtischen  Vorschule  zur  Köniolichen 
Gewerbe-  und  Handelsschule  traten  äie  sogenannten  c-Klassen  der  Oberrealschule 
(s.  den  vorigen  Artikel);  diese  wurden  Ostern  1889  als  selbständige  Realschule  ein- 
gerichtet Letztere  führte  bis  1895  den  Namen  „Neue  Realschule'';  seitdem  heiftt  sie 
schlechthin  Realschule.  Am  27.  November  1890  erhielt  sie  die  mit  dieser  Schulgattung 
verbundenen  Berechtigunj^en,  und  Ostern  1898  siedelte  sie  aus  ihren  bisherigen  Räumen 
in  der  Gewerbehalle  am  Friedrich  Wilhelms-Platz  nach  dem  bis  dahin  von  der  Oberreal- 
schule benutzten  Gebäude  in  der  Hedwigstra&e  1  über.  Gleichzeitig  Übernahm  sie  vier 
Parallelklassen  der  Oberrealschule  (II  bis  V;   s.  den  vorigen  Artikel). 

Direktor:  Dr.  Albert  Harnisch  seit  Ostern  1895,  vorher:  Dr.  Karl  QuieM 
1889-95. 

12  Klassen;  14  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  2  Elementarl.;  1  Lehrer  ist  Mennonit,  die 
übrigen  sind  evangelisch.  Wegen  des  Religionsunterrichts  der  katholischen  und  der 
jüdischen  Schüler  s.  oben  S.  519. 

Die  der  Anstalt  gehörige  Turnhalle  wird  von  einer  benachbarten  Bürgerschule 
mitbenutzt    Die  Lehrerbibliothek  enthält  3065  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  86100  Mk., 
Zuschufe  der  Stadt  48500  Mk.  Schulgeld  für  Einheimische  108  Mk.,  für  Auswärtige 
144  Mk.    Wegen  der  Besoldungen  u.  s.  w.  s.  oben  S.  519. 


Fulda. 

(Früher  Residenz  der  Fürstbischöfe  und  Fürstäbte  von  Fulda. 

16  900  Einwohner.) 

Ein  Gymnasium  alter  Stiftung  und  eine  Realschule.  Ein  bischöfliches 
Knabenseminar  besteht  seit  1852;  jetzt  werden  nur  Schüler  des  Gymnasiums 
aufgenommen. 
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OymnaBtiim  (II,  452.    lU,  280). 

Nie,  Baeh,  JOroftaniM  Jfaun»,  der  Schöpfer  des  deutschen  Schalwesens,  Progr. 
1885.  —  Pf  off,  Von  der  ältesten  Gelehrtenschule  xu  Fulda,  Progr.  1817.  —  E.  KSh&r^ 
Hräbonns  MomuB  und  die  Schule  zu  Fulda,  Leipzig  1869,  Dissert.  —  Gegevhaur^  Bei- 
träge  zur  Geschichte  der  Gelehrtenschule  Fuldas,  Progr.  1856.  —  Derselbe,  Ein  Jahr* 
hundert  aus  der  Geschichte  der  höheren  Schulen  Fuldas  1794/1885,  Festschrift  im  Progr. 
Ton  1885.  —  Dr.  K&rber,  Die  Lehrer  des  Gymnasiums  1885—85,  Progr.  1885. 

Fulda  ist  Sitz  der  ältesten  Gelehrtenschule  Deutschlands.  Die  Klosterschule  führt 
ihren  Ursprung  bis  in  die  Zeiten  des  Apostels  Bonifatius  zurück  und  war  schon  im 
9.  Jahrhundert  eine  Pflanzstätte  der  Gelehrsamkeit  in  Deutschland.  Sie  hat  sich  bis 
in  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  erhalten.  Am  20.  Oktober  1570  wurde  von  den  nach 
Fulda  berufenen  Jesuiten  ein  fünfklassiges  Gymnasium  mit  zwei  sich  anschliefsenden 
philosophischen  Kursen  eröffnet  Kadi  Aufhebung  des  Jesuitenordens  1778  wurde  der 
Jesuitenfonds  von  dem  Fürstbischof  und  Abt  Heinrich  Vni.  von  Bibra  „pro  dotatione 
seminarii  episcopalis'^,  jedoch  mit  der  Bedingung  angewiesen,  da6  der  Klerus  das  Gym- 
nasium una  die  Unterhaltung  eines  Direktors  und  cTer  nötigen  Lehrer  übernehme.  Das 
^hochfürstliche  Gymnasium**  stand  nunmehr,  wie  die  1784  vom  Fürstabt  Ad,  v.  DaHberg 
in  Fulda  gestiftete  Universität,  unter  Leitung  der  Benediktiner.  Gegen  Ende  des 
18.  Jahrhunderts  wurde  den  Realien  im  Unterrichtsplane  eine  grölsere  Bedeutuns  bei- 

«elegt.  Nach  der  Säkularisation  des  Bistums  1803  trat  an  Stelle  der  aufgehobenen 
fniversität  unter  dem  Prinzen  Wilhelm  Friedrich  von  Oranien,  Fürsten  zu  Fulda,  ein 
konfessionell  gemischtes  „akademisches  Lyceum"  mit  drei  Jahreslehrgängen,  und  mit 
diesem  wurde  das  aus  einer  Yorbereitungsklasse  (etwa  der  jetzigen  Y  entsprechend)  und 
drei  Klassen  bestehende  Gymnasium  Terbunden.  Zur  Unterhaltung  der  Anstalt  gründete 
der  Prinz  den  sogenannten  Lyceumsfonds ').  1885  wurde  jene  als  sechsklassiges  kur- 
fürstliches Gymnasium  nach  dem  Muster  der  preußischen  eingerichtet;  aus  dem  Lyceums- 
fonds wurde  ein  gröberer  jährlicher  Beitrag  gewährt  und  au&erdem  ein  nach  aem  Be- 
dürfnisse bemessener  Staatszuschuls  zugesagt.  Auf  der  Abteikirche  der  Benediktiner 
ruht  die  Servitut,  dafe  sie  dem  katholischen  uymnasialgottesdienste  zur  Verfügung  steht. 
Gröftte  Schülerzahl  (888)  im  Jahre  1900,  kleinste  (206)  im  Jahre  1872. 

Direktor:  Dr.  Georg  Wesener  seit  1.  Januar  1898,  vorher:  Dr.  Eduard  Ooehd 
1868—68.  Früher  hat  an  der  Anstalt  u.  a.  Franz  DingeUUäi  als  Lehrer  (1838--41)  gewirkt. 

18  Klassen;  12  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  2  Elementarl.;  4  Oberlehrer 
sind  evangelisch,  die  übrigen  Lehrer,  einschl.  des  Direktors,  katholisch.  Für  den 
Religionsunterricht  der  evangelischen  Minderheit  ist  gesorgt. 

Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.   Die  Lehrerbibliothek  enthält  9571  Bände. 

Stiftungen:   a)  Staatsstipendium  für  Schüler,  jährlich  129  Mk.    b)  Das  1709  se- 

§  rundete  Ochsche  Stipendium  ist  seit  1866  mit  dem  vom  Professor  Hahersack  1826  für 
tndenten  jrestifteten  Stipendium  vereinigt.  Bestand  60(X)  Mk.  c)  Die  Stiftung  des 
Professors  Trielbnef ,  zu  Schülerstipendien.  Bestand  1028  Mk.  d)  Die  Stipendienstiftung  der 
verwitweten  Frau  Obergerichtsrat  SchmiUy  für  Schüler.  Bestand  1714  Mk.  e)  Die  Schüler- 
stipendienstiftung des  Pfarrers  Kobd  (gestorben  1888).  Bestand  8098  Mk.  f)  Die  1852 
gegründete  sogenannte  Wohlthäterstiftung*).  Bestand  6540  Mk.  tt\  Die  Jubiläums- 
sfiltung,  1885  gegründet,  zur  Unterstützung  von  Schülern.    Bestand  4762  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe-  70855  Mk.,  Zu- 
Bchuft  des  Staates  24895  Mk.,  des  Lyceumsfonds  145(X).  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Bealschule  (U,  455.    III,  280). 

Dr.  Wagner  j  Die  Realschule  zu  Fulda  von  ihrer  Gründung  bis  zu  ihrer  jetzigen 
Verfassung,  Progr.  1878. 

Zur  Vorbereitung  für  die  höhere  Gewerbeschule  in  Cassel  wurde  1886  in  Fulda 
eine  einklassige  Realschule  eröffnet.  1889  erhielt  dieselbe  eine  zweite,  1852  eine  dritte, 
Ostern  1866  zwei  weitere  Klassen.  Ostern  1869  begann  ihre  Umwandlung  in  eine  höhere 
Bürgerschule;  als  solche  wurde  sie  am  21.  September  1872  anerkannt,  und  1878  erhielt 
sie  die  vollen  Berechtiguneen  dieser  Schulgattun^.  Nach  dem  am  6.  April  1877  von 
der  Aufsichtsbehörde  genenmigten  Statut  sollte  sie  von  der  Stadt  unterhalten  werden, 


? 


')  Das  Nähere  über  den  Fonds  s.  oben  S.  518. 
Die  Hauskollekten  zur  Vermehrung  der  Stipendien  sind  eingesteUt. 
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aber  dem  Staate  wurde  eine  ßeteiligong  am  Patronate  zugesichert.  Ostern  1892  wurde 
die  Umwandlung  in  eine  lateinlose  Realschule  begonnen,  Ostern  1898  fand  sie  mit  der 
ersten  Reifeprüfung  und  der  darauf  erfolgten  Anerkennung  der  Anstalt  als  Realschule 
ihren  Abschluß.  Die  Erweiterung  zu  einer  Oberrealschule  wurde  Ostern  1900  mit  Er- 
Hchtung  der  Obersekunda  begonnen.  Ostern  1901  wurde  eine  dreiklassige  Vorschule 
Bingerichtet.    Gröfste  Schalerzahl  (212)  im  Jahre  1901. 

Direktor:  Dr.  Adolf  Bergmann  seit  November  1876,  vorher:  Hugo  Thde  1873—76. 

8  Klassen  und  3  Yorschulklassen ;  7  Oberlehrer,  1  Elementarl.,  2  Yorschull.; 
4  Lehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen  katholisch. 

Für  den  Turnunterricht  wird  die  st&d tische  Turnhalle  mitbenutzt;  ein  Teil  der 
städtischen  Badeanstalt  in  der  Fulda  ist  den  Schülern  der  Realschule  vorbehalten.  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  1138  Bände. 

Die  verstorbenen  Eheleute  Michael  König  und  CHitd  König  ffründeten  im  Jahre 
1888  eine  Stipendienstiftung  für  acht  jüdische  Schüler.    Bestand  18000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  nach  §  8  des  Statuts  das  Kuratorium,  bestehend  aus  zwei  vom  Provinzialschul- 
kollegium  zu  ernennenden  Mitgliedern,  deren  eines  den  Vorsitz  führt,  dem  Oberbürger- 
meister, der  zugleich  Stellvertreter  des  Vorsitzenden  ist,  dem  Direktor  und  einem  Mit- 
gliede  der  städtischen  Körperschaften.  Gesamtausgabe  39950  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt 
15590  Mk.,  des  Staates  10000  Mk.  Schulffeld  80  Mk.  Besoldungen  nach  den  Kach- 
trägen zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §2. 


Hanau. 

(Grafschaft  Hanau.    29847  Einwohner.) 

Die  Stadt  hatte  früher  2  Gymnasien,  ein  reformiertes  und  ein  lutherisches ; 
jenes  ist  als  Gymnasium  bestehen  geblieben,  aus  diesem  ist  eine  Oberreal- 
schule hervorgegangen.  Das  Gymnasium  wird  vom  Staate,  die  Oberreal- 
schule von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 

Gymnasium  (11*  ^^-    lU,  281). 

Dr.  Piderity  Geschichte  der  Gründung  und  Einweihung  des  Gymnasiums  zu  Hanau, 
Hanau,  Waisenhaus,  1865.  —  L.  Koppen,  Zur  Geschichte  der  hohen  Landesschale, 
Mitteilungen  des  Vereins  fUr  hessische  Geschichte  1892,  S.  47—49,  Cassel  1898. 

Die  Schule,  früher  aUgemein  „hohe  Landesschule^  genannt,  wurde  1607  vom  Grafen 
Philipp  Ludwig  11.  von  Hanau-Münzenherg  gegründet.  Die  Stiftungsurkunde  vom  18.  Juli 
desselben  Jahres  bestimmte,  dafe  die  bestehende,  in  Verfall  geratene  Stadtschule  zu 
einem  Gymnasium  oder  „paeda^ogium  illustre'^  erweitert  werde.  Zur  Unterhaltung  der 
Schule  wurden  besondere  Subsidien,  Abgaben  von  Erbschaften,  Kaufverträgen  u.  8.  w. 
angeordnet,  dazu  kamen  Beiträge  von  der  gräflichen  Herrschaft  und  von  Privaten. 
Unter  der  Vormundschaft  der  Gemahlin  des  Grafen  Philip])  Ludwig  II.  wurde  die  An- 
stalt erweitert;  sie  umfalste  nunmehr  als  höheres  paeda^ogium  illustre  ein  sogenanntes 
akademisches  Gymnasium,  in  dem  die  vier  Fakultätswissenschaftem  gelehrt  wurden, 
und  eine  auf  die  Universitätsstudien  vorbereitende  vierklassige  Schule.  Im  Jahre  1812 
wurde  sie  unter  Beseitigung  ihres  akademischen  Teils  in  ein  vierklassi^es  Gymnasium 
umgewandelt  und  .1838  nacn  dem  Muster  der  preu&ischen  Gymnasien  eingerichtet  In 
der  ursprünglich  reformierten  Marienkirche  findet  die  gemeinsame  Abendmahlsfeier  der 
Lehrer  und  Schüler  statt    Grö&te  Schülerzahl  (253)  im  Jahre  1885. 

Direktor:  Dr.  Ph.  Braun  seit  Ostern  1888,  vorher:  Dr.  Theodor  Hartwig  1884—88, 
Dr.  W.  Fürstenau  1875—84,  Dr.  C.  W.  Piderit  1858—75.  Außerdem  waren  an  der  An- 
stalt u.  a.  thätig:  Dr.  Jul.  Bothfuchs,  Oberlehrer  1875—77,  jetzt  Geheimer  Regierungs- 
und Provinzialschulrat  in  Münster;   der  Dichter  Friedricfi  Bückert,  Lehrer  1812—13. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  ZeichenL,  alle  evangelisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Minderheit  ist  gesorgt 

Der  Turnunterricht  wird  in  einer  gemieteten  Turnhalle  erteilt.  Die  Lehrer- 
bibliothek zählt  etwa  9450  Bände,  darunter  die  Presbyterialbibliothek  der  Marienkirche, 
das  sogenannte  Campesche  Vermächtnis,  die  Waj^ersche  Büchersammlung  und  die 
Bibliothek   des  aufgehobenen  lutherischen   Gymnasiums  (vgl.  den  folgenden  Artikel). 
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Ein  Verzeichnis  der  alten  Drucke  ist  in  der  Programmabhandlung  von  1877  des  Dr.  Alb. 
Duneker  geliefert. 

Stiftungen:  a)  Das  Jubiläumsstipendium  für  Schüler,  zwei  Abteilungen.  Be- 
stand 5800  Mk.  b)  Die  Pedro  Jung-Stirtunff,  1899  ins  Leben  getreten,  zu  Freistellen 
oder  Stipendien  für  Schüler.  Kapital  20000  Mk.  c)  Das  Vermächtnis  des  Ratsherrn 
C.  Pds  von  1699,  zur  Anschaffung  von  Schulbüchern  für  bedürftige  Schüler.  Bestand 
1500  Mk. 

Die  Anstalt  (Gebäude:  Schirmstra&e  8)  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamt- 
ausgabe 72480  Mk.,  Bedürfniszuschufs  45500  Mk.;  Zuschuls  des  Staates  vermöge  recht- 
licher Verpflichtung  5761  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 

Oberrealflchule  Ql,  458.    III,  281). 

Dr.  Herwig^  Beiträge  zur  Geschichte  des  ehemaligen  lutherischen  Gymnasiums  zu 
Hanau  Y  Progr.  1869.  —  C.  Fltedner,  Kurze  Geschichte  der  Realschule  von  1813—58, 
Progr.  1854. 

Die  Schule  ist  aus  dem  um  das  Jahr  1668  gegründeten  lutherischen  Gymnasium 
hervorgegangen.  Sie  hatte  im  Jahre  1753  vier  Klassen  und  vier  Lehrer;  die  Besoldungen 
waren  gering,  der  Rektor  erhielt  kaum  400,  die  übrigen  Lehrer  kaum  800  Gulden.  Am 
18.  Januar  1818  bestimmte  das  Gro(sherzoglich  Frankfurtische  Generalkuratorium  des 
öffentlichen  Unterrichts,  dals  das  bisherige  lutherische  Gymnasium  in  eine  Bürger-  und 
Realschule  zu  verwandeln  sei.  Die  Erömiung  derselben  fand  am  1.  Februar  1818  mit 
21  Schülern  statt;  nach  acht  Monaten  war  diese  Zahl  bereits  auf  157  Bestiegen.  Später 
bewilligen,  da  sich  finanzielle  Bedrängnisse  einstellten,  der  Staat  und  die  Stadtgemeinde 
einen  jährlichen  Zuschuls  von  je  1500  Gulden.  1848  erhielt  die  Schule  den  Namen 
„Realschule^ ;  die  Zahl  der  Klassen  wurde  auf  zehn  (einschl.  vier  Elementarklassen)  und 
diejenige  der  Lehrer  auf  17  vermehrt  Nach  der  preuisischen  Besitzergreifung  wurde 
das  Lateinische  als  obligatorischer  Lehrgegenstand  eingeführt  (Ostern  1867)  und  die 
Skhnle  als  Realschule  zweiter  Ordnung  anerkannt.  Im  Jahre  1872  wurde  sie  von  der 
Stadtgemeinde  übernommen  und  der  lateinische  Unterricht  wieder  beseitigt.  Ein  mit 
dem  Kirchenärar  geführter  Rechtsstreit  wegen  der  Fortleistun^  der  von  diesem  bisher 
für  die  Stelle  des  Rektors  und  des  Prorektors  geleisteten  Beiträge  wurde  zu  Gunsten 
der  Schule  entschieden.  Die  Entwickelung  derselben  kam  am  4.  Januar  1897  mit  ihrer 
Anerkennung  als  Oberrealschule  zum  Abschlulb.  Die  jetzige  Vorschule  ist  aus  den  von 
Anfang  an  bestehenden  Elementarklassen  hervorgegangen;  der  Name  „Vorschulklassen** 
ist  seit  1847  im  Gebrauch.  Ihr  50iähriges  Dienstiubiläum  feierten  der  Zeichenlehrer 
Stephan  Ziegler  am  19.  Oktober  1898  und  der  Yorschullehrer  Hermann  Bömer  am 
7.  Januar  1897.  Grölste  Schülerzahl  (890  und  170  Vorschüler)  im  Jahre  1897/98,  kleinste 
(266  und  140  Vorschüler)  im  Jahre  1891/92. 

Direktor:  Dr.  Ferdinand  Schmidt  seit  1.  Januar  1889,  vorher:  Friedrich  Becker 
1876-88,  Dr.  Hartmg  1856—76. 

15  Klassen  (von  VI  bis  Uli  je  zwei  Abteilungen)  und  5  Vorschulklassen;  18  Ober* 
lehrer^  9  technische  und  Elementarlehrer;  1  Lehrer  ist  katholisch,  1  altkatholisch,  die 
übrigen  sind  evangelisch.  Die  katholischen  Schüler  erhalten  zusammen  11  Stunden 
Religionsunterricht 

Das  jetzige  Schulgebäude  (Grimmstrafse  25)  ist  mit  einem  Kostenaufwande  von 
271 772  Mk.  ernchtet  und  am  18.  Oktober  1875  eingeweiht  worden.  Turnhalle  und  Spiel- 
platz sind  vorhanden.    Die  Bibliothek  umfa&t  ungefähr  6000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Otto  Lindenbauer  schenkte  im  Jahre  1871  der  Stadt  Hanau 
40  000  Gulden  mit  der  Bestimmung,  dals  80  000  Gulden  zu  Schulbauten  verwendet  werden 
und  aus  dem  Rest  ein  bleibender  Fonds  zur  Unterstützung  bedürftiger  Schüler  gebildet 
werde,  b)  Die  Frau  Auguste  Jung  geb.  Haak  setzte  der  Stadt  Hanau  durch  Testament 
vom  24.  August  1896  ein  Vermächtnis  von  150000  Mk.  aus  mit  der  Bestimmung, 
dafe  Ve  der  Zinsen  zum  Erlalfl  des  Schulgeldes  für  Schüler  der  Oberrealschule  ver- 
wendet werde. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Oberbürgermeister,  dem  Direktor,  dem  städtischen 
Schulinspektor,  einem  Mitgliede  des  Magistrats,  einem  Stadtverordneten  und  zwei  An- 
gehörigen des  Handels-  und  Gewerbestandes.  Gesamtausgabe  116486  Mk.,  Zuschuls 
der  Stadt  57  000  Mk.  Schulseld  in  den  Klassen  VI  bis  U  U  120  Mk.,  in  den  übrigen 
150  Mk.,  in  der  Vorschule  90  Mk.  Besoldungen  der  Oberlehrer  nach  den  Nachträgen 
zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  2. 
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Herafeld. 

(FürBtentum  Hersfeld.    7906  Einwohner.) 

Gymnasium  (mit  Ersatzunterricht)  >)  (II,  449.    III,  279). 

Das  Gymnasium  ist  aus  der  seit  der  Zeit  Karls  des  Gro&en  bestehenden  Kloster- 
schule hervorgegan^^en.  Diese  wurde  infolge  der  durch  die  Reformation  gegebenen  An- 
reffung  vom  Abt  Michael  am  2.  Juli  1570  neu  eingerichtet  und  ausgestattet  Zur  Unter- 
haltung wies  der  Abt  aus  seinem  Yermöffen  ein  Kapital  von  40000  Gulden  an.  Von 
1618—1786  war  mit  dem  Rektorat  der  Scnule  die  Stelle  eines  Inspektors  der  Kirchen 
und  Schulen  des  Stifts  und  des  ersten  Stiftsnredigers  verbunden.  1888  erhielt  die  An- 
stalt mit  den  übrigen  hessischen  Gymnasien  die  Organisation,  die  ihrer  Einrichtung  im 
wesentlichen  noch  heute  zu  Grunde  liegt    Im  Interesse  der  von  der  Stadtgemeinde  ge- 

S rundeten  Realschule  wurden  1865  und  1866  die  beiden  untersten  Klassen  aufgelöst; 
ieselben  sind  aber  bald  nach  der  preulsischen  Besitzergreifung  wiederhergestellt  worden. 
Im  Jahre  1882  wurde  die  aus  der  Realschule  entstandene  höhere  Bürserschule  mit  dem 
Gymnasium  zu  einer  Doppelanstalt  verbunden,  die  den  Namen  „Königuches  Gvnmasium 
und  Realprogymnasium''  erhielt.  Die  Stadteemeinde  zahlte  zur  Erhaltung  aer  Real- 
klassen  einen  iährlichen  Zuschufe  von  400(j  Mk.  Diese  Klassen  wurden  jedoch  von 
Ostern  1894  allmählich  aufgelöst;  an  ihre  Stelle  trat  Ersatzunterricht  mr  die  am 
Griechischen  nicht  teilnehmenden  SchtUer.  Die  Anstalt  ist  seit  dem  27.  April  1897  be- 
fugt, auch  denjenigen  Schülern,  die  an  diesem  Ersatzunterrichte  vorschrinsmäfeig  teil- 
genommen haben,  das  Militftrzeugnis  zu  erteilen. 

Direktor:  Dr.  Konrad  Duden  seit  1.  Oktober  1876,  vorher :  Dr.  G,  F.  EyseH  1868—76. 

11  Klassen;  14  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL,  1  Zeichenl.,  1  Elementarl.; 
1  Lehrer  ist  katholisch,  die  übrigen  sind  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der 
katholischen  Minderheit  ist  gesorgt 

Im  Jahre  1876  wurde  das  Schulhaus  (Untergasse  4)  durch  einen  Neubau  erweitert, 
der  die  Turnhalle,  die  Aula  und  zwei  Klassenzimmer  enthält  (Kosten  60  780  Mk.).  Eine 
Badeanstalt  und  ein  Turnplatz  sind  vorhanden;  au&erdem  steht  ein  von  der  Stadt  ge- 
mieteter Spielplatz  zur  Verfügung.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  8025  Bände. 

Stiftungen:  a)  40  halbe  Freitischstellen,  1570  vom  Abt  Michael  gegründet 
b)  Ein  Schimmelpfengsches  (12  Mk.  jährlich)  und  ein  Molitorsches  Familienbeneficium 

S672  gegründet,  146  Mk.  jährlich),    c)  Die  Münscher- Stiftung,  bei  dem  Jubiläum  des 
irektors  TT.  M,  1867  gegründet,  zu  Schülerstipendien.    Bestand  2459  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Die  besondere  Verwaltungskommission 
ist  1882  aufgehoben  worden.  Gesamtausgabe  105  480  Mk.,  Bedürfniszuschuls  67  270  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  4000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  und  ein  Oberlehrer 
haben  Dienstwohnung. 

Marburgr. 

(Oberhessen.    17581  Einwohner.) 

Das  Bealprogymnasium  ist  in  eine  Oberrealschule  verwandelt  worden. 
Aufser  dieser  von  der  Stadtgemeinde  unterhaltenen  Anstalt  besteht  am 
Orte  noch  das  aus  der  Beformationszeit  stammende,  vom  Staate  unter- 
haltene Gymnasium.  Bezfiglich  der  Ferien  besteht  seit  1901  die  Abweichung 
von  der  Begel  (s.  oben  S.  517),  dafs  die  Pfingstferien  vom  ersten  Festtage 
bis  zum  Montag  nach  Trinitatis  (einschl.)  dauern,  die  Sommerferien  am 
dritten  Sonntage  im  Juli  beginnen  und  die  Herbstferien  vom  Sonntage  nach 
der  Michaeliswoche  ab  IVs  Woche  dauern. 

Gymnasium  (II>  448.  III,  278). 

Kochf  Geschichte  des  akademischen  Pädagogiums  in  Marburg,  Progr.  1868.  — 
Fr.  Münscher,  Geschichte  des  Gymnasiums  bis  1868,  ebd.  —  Derselbe,  Chronik  des 
Gymnasiums  von  1833—83,  Progr.  1883. 

Nach  Einführung  der  Keformation  stiftete  Philipp  der  Gro&mütige  1527  (jleich- 
zeitig  mit  der  Universität  und  in  unmittelbarer  Yerbinaung  mit  ihr  ein  akademisches 


^)  Die  frühere  höhere  Bürgerschule  ist  aufgehoben;  vgl.  darüber  den  Text  des  Artikels. 
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Pädaeogium.  1888  wurde  dasselbe  von  der  Universität  abgetrennt  und  in  ein  selb- 
ständiges Gymnaiinm  umgewandelt;  erster  Direktor  war  Dr.  Fr.  Chr.  Vümar,  später 
ord.  Professor  der  Theologie  in  Marburg  (gest.  ISßSi  50jährige  Dienstjubiläen  feierten 
Direktor.  Münacher  am  22.  April  1888,  Professor  Coumann  am  4.  Mai  1885  und  Direktor 
Dr.  Buchenau  am  9.  November  1899.    Grö&te  Schülerzahl  (888)  am  1.  Februar  1895. 

Direktor:  Dr.  Friedr.  Äly  seit  Michaelis  1900,  vorher:  Geh.  Reeierungsrat 
Dr.  Buchenau  1884^1900,  Dr.  Fr,  Münscher  1850--84.  Aulserdem  waren  an  der  Anstalt 
u.  a.  thätig:  Fürstenau  (Oberlehrer  1856—78,  später  Geh.  Regierungs-  und  Stadtschulrat 
in  Berlin),  Dr.  Boihfuchs  (Oberlehrer  1864—75,  jetzt  Geh.  Kegierungs-  und  Provinzial- 
^chulrat  in  Münster). 

10  Klassen;  18  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  Elementarl.,  alle  evangelisch. 
Die  katholischen  Schüler  erhalten  in  drei  Abteilungen  im  ganzen  wöchentlich  sieben 
Stunden  Religionsuntemcht. 

Im  Herbst  1896  wurde  ein  grö&erer  An-  und  Umbau  des  Schulhauses  vollendet 
(Kosten  157  500  Mk).  Seit  Dezember  1882  besitzt  die  Anstalt  eine  Turnhalle.  Die  Lehrer- 
bibliothek zählt  etwa  8000  Bände. 

Stiftungen  (zur  Unterstützung  von  Schülern):  a)  Die  Münscher-Stiftun^,  bei  dem 
50jährigen  Jubiläum  des  Direktors  Jlf.  gegründet.  Bestand  1654  Mk.  b)  Die  Stiftung 
früherer  Schüler,  1892  gegründet  und  am  o.  Oktober  1894  genehmigt  Bestand  1049  Mk. 
c)  Die  Buchenausche  Jubüäumsstiftung,  am  9.  November  1900  mit  1000  Mk.  begründet. 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  92185  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufs  59  375  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

OberrealBchnle  (III,  278> 

Dr.  Hempfing,  Rückblick  auf  das  25jähriee  Bestehen  des  Realprogymnasiums  zu 
Marburg,  Festprogr.  1892.  —  Dr.  Kn(ü>€,  Die  Oberrealschule  zu  Marburg,  Progr.  1899. 

Am  8.  Oktober  1888  wurde  in  Marburg  eine  Realschule  mit  der  Bestimmung  ge- 
gründet, ihre  Schüler  in  erster  Linie  für  die  höhere  Gewerbeschule  in  Gassei  vor- 
zubereiten. An  der  Unterhaltung  waren  der  Staat  und  die  Stadt  beteiligt;  die  Gröfee 
ihres  Anteils  hat  mehrfach  geschwankt.  Später  wurde  die  Unterhaitun gsjpflicht  aus- 
schliel^lich  der  Stadt  auferlegt,  der  Staat  beteiligt  sich  nur  durch  Bedürmiszuschüsse. 
Nach  der  preuMschen  BesitzerjnreifiinB  wurde  die  Anstalt  als  höhere  Bürgerschule  ein- 
gerichtet, am  21.  September  1878  erhielt  sie  die  Befugnis  zur  Abhaltung  von  Entlassungs- 
prüfungen und  am  l3.  Februar  1878  die  mit  jener  Schulgattung  verbundenen  erweiterten 
Berechtigungen.  Nach  der  Schulreform  von  1892  begann  ihre  Umwandlung  in  eine  latein- 
lose Schule;  am  9.  April  1898  wurde  sie  als  Realschule  und  am  29.  Mai  1899  als 
Oberrealschule  anerkannt.  Ihr  50jähriges  Dienstjubiläum  feierten  am  26.  September  1890 
der  ordentliche  Lehrer  Leimbadi  und  am  11.  September  1892  der  Rektor  Dr.  Hempfing. 

Direktor:  Dr.  Karl  Knabe  seit  1.  April  1898,  vorher:  Dr.  Christian  Hempfing 
1867—98.  Außerdem  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.:  Dr.  SUgmanfn,  später  Professor  der 
Mathematik  an  der  Universität  Marburg. 

8  Klassen  (0  I  und  U  I  sind  vereinigt);  7  Oberlehrer,  2  etatsmäfsige  wissenschaft- 
liche Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer,  1  Elementarl.;  1  Oberlehrer  ist  katholisch,  die  übrigen 
Lehrer  sind  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Minderheit  ist 
gesorgt. 

Turnhalle  und  Turnspielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält 
8000  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadteemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Oberbürgermeister,  dem  Direktor,  einem  Geist- 
lichen, einem  Mitgliede  des  Magistrats  und  einem  Stadtverordneten.  Gesamtausgabe 
68  520  Mk.,  Zuschufe  der  Stadt  88  600  Mk.,  des  Staates  7500  Mk.  Schulgeld  in  den 
Klassen  VI  bis  U  II  90  Mk.  für  einheimische,  110  Mk.  für  auswärtige  Schüler,  in  den 
Klassen  0  II  und  I  für  alle  Schüler  120  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage 
zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  9,  1  a — c. 

Rinteln. 

(Grafschaft  Schaumburg.    4765  Einwohner.) 

Gymnasium  (II,  459.    III,  282). 
Dr.  Biefs^  Mitteilungen  aus  der  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Rinteln,  Progr.  1868. 
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Die  Anstalt  ist  aus  den  bisherigen  beiden  Rektorschulen,  einer  latherischen  und 
einer  reformierten,  gebildet  und  am  1.  November  1817  mit  vier  Klassen  eröffiiet  worden. 
In  der  Zeit  von  18£) — 68  haben  neben  den  Klassen  lY  und  III  Realklassen  bestanden. 

Direktor:  Dr.  Karl  Heldnumn  seit  Michaelis  1894,  vorher:  Dr.  Ferd.  Büagen 
1884—94,  Dr.  Buchenau  1878—84,  Dr.  Frick  1874—78  (später  Direktor  der  Franckeschen 
Stiftungen  in  Halle). 

8  Klassen  (0  I  und  U  I  sind  nur  im  mathematischen  Unterrichte  geteilt);  9  Ober- 
lehrer, 1  technischer  Lehrer,  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katho- 
lischen Minderheit  ist  gesorgt. 

In  den  Jahren  1875  und  1876  wurde  ein  neues  Schulhaus  mit  einem  Kostenauf- 
wande  von  140  850  Mk.  erbaut.  Turnhalle,  Tumearten,  Schwimm-  und  Badeanstalt  sind 
vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  zählt  etwa  20  000  Bände,  darunter  ziemlich  bedeutende 
Reste  der  alten  Universitätsbibliothek. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  60810  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschufii  44890  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Bsohwegre. 

(Niederhessen.    11 113  Einwohner.) 

Friedrich  Wilhelms-Schale,  Realschule  und  Progrymnasium 

(II,  446.    III,  278). 

Stenddly  Geschichte  der  Friedrich  Wilhelms -Schule  1840—90,  in  der  Festschrift 
zum  50jährigen  Jubiläum  1890. 

Die  Anstalt  ist  am  26.  Oktober  1840  mit  56  Schülern  in  zwei  kombinierten  Real-  und 
Gvmnasialklassen  und  einer  Realklasse  eröffnet  worden.  1841  wurde  eine  dritte  kombinierte 
Klasse  eingerichtet;  Latein  war  seit  1843  für  Realschüler  nicht  mehr  obligatorisch. 
Das  Ziel  der  ersten  Progymnasialklasse  war  etwa  das  der  U  III  eines  Gymnasiums,  das 
der  ersten  Realklasse  entsprach  etwa  demjenigen  der  ersten  Klasse  einer  preulsischen 
lateinlosen  Bürgerschule.  Ostern  1868  wurde  die  Anstalt  als  lateinlose  Realschule 
zweiter  Ordnung  reorganisiert;  als  solche  wurde  sie  am  28.  April  1869  anerkannt;  für 
diejenigen  Schüler,  die  auf  ein  Gymnasium  überj^ehen  wollten,  wurden  Nebenabteilungen 
mit  Unterricht  im  Lateinischen  und  im  Griechischen  eingerichtet.  Ostern  1888  wurde 
die  Schule  in  ein  Realprogymnasium  umgewandelt;  die  Nebenabteilungen  wurden  zu 
einem  Progymnasium  vervollständigt;  die  Entwickelung  des  letzteren  fand  Ostern  1887, 
die  des  Realnrogymnasiums  Ostern  1890  ihren  Abschluis.  Dieses  wurde  von  Ostern  1892 
bis  Ostern  lo98  wiederum  in  eine  lateinlose  Realschule  umgewandelt.  Gröfste  Schüler- 
zahl (218)  im  Sommer  1901.  Am  27.  September  1890  feierte  die  Anstalt  ihr  50jährige8 
Jubelfest    Die  Vorschule  besteht  seit  I068. 

Direktor:  Edward  StendeU  seit  1.  Mai  1899,  vorher:  Dr.  OUo  Arndt  1894—99, 
Dr.  Karl  Schirmer  1886-93,  Karl  Vogt  1878-85,  Dr.  EeinhoU  Kiefsler  1872-78. 

6  Gymnasial-,  6  Real-  und  8  Yorschnlklassen;  9  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer, 
2  Yorschull.;  1  Lehrer  ist  katholisch,  die  übrigen  sind  evangelisch.  Auch  für  den 
Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  in  den  Jahren  1876  und  1877  errichtet  worden ;  die  Kosten 
des  Baues  betrugen  145657  Mk.,  die  der  inneren  Einrichtung  8227  Mk.  Der  Turn- 
unterricht wird  m  einer  städtischen  Turnhalle  erteilt,  im  Sommer  werden  Tumspiele 
auf  einem  der  Stadt  gehörigen  Anger  veranstaltet.  Die  Lehrerbibliothek  umfafst  etwa 
1600  Werke. 

Stiftungen:  a)  Die  Jubiläumsstiftung,  1890  von  früheren  Schülern  gegründet,  zu 
Beihilfen  für  das  Schulgeld  oder  zur  Beschaffung  von  Lehrmitteln  für  bedüntige  Schüler. 
BesUnd  2000  Mk.  b)  Der  Kreis  Eschwege  hat  der  Anstalt  1000  Mk.  überwiesen,  deren 
Zinsen  zur  Pflege  der  Jugendspiele  zu  verwenden  sind,  c)  Stiftung  des  am  24.  Juni  1899 
verstorbenen  ehemaligen  Oberlehrers  Christian  Wessely  60(X)  Mk.;  zu  zwei  Stipendien 
für  Schüler  und  ev.  zur  Anschaffung  von  Bücherprämien. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat). 
Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Landrat  als  Vor- 
sitzendem, dem  Pfarrer  der  Altstädter  Gemeinde,  dem  Bürgermeister,  dem  Stadtverordneten- 
vorsteher und  dem  Direktor.  Gesamtausgabe  59  623  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  16  461  Mk., 
des  Staates  20  750  Mk.  Schulgeld  im  Progymnasium  100  Mk.,  in  den  Realklassen  III 
und  U  II  90  Mk.,  in  den  übrigen  80  Mk.,  in  der  Vorschule  60  Mk.  Besoldungen  nach 
dem  zweiten  Nachtrage  zum  Nonnaletat,  feste  Zulage  nach  §  9,  1  a— c. 


Progr.  von  1897. 
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Hoferelsmar. 

(Niederhessen.    4621  EinwolmerO 
Progyiima«iiim  (III,  277). 


Seit  1856  bestand  am  Orte  eine  Realschule  mit  prog^mnasialem  Nebennnterrichte ; 
dieselbe  hatte  zuletzt  die  vier  Klassen  VI  bis  III.  Ostern  i870  wurde  sie  von  der  Stadt- 
gemeinde zu  einer  höheren  Bürgerschule  ausgestaltet;  als  solche  wurde  sie  am  26.  Mai 
1872  anerkannt  Ostern  1892  wurde  sie  in  ein  ProBvmnasium  mit  wahlfreiem  Unter- 
richte im  Englischen  statt  des  Griechischen  umgewandelt,  und  am  16.  Juni  1893  erhielt 
sie  die  mit  dieser  Schulgattung  verbundenen  Berechtigungen. 

Direktor:  Friedrich  Krösch  seit  Ostern  1888,  vorher:  Karl  Homburg  1879—83, 
Joh,  Wieacker  1870—79. 

6  Klassen;  4  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  Elementarl.» 
alle  evangelisch. 

Die  1894  errichtete  Turnhalle  wird  vom  Progymnasium  und  von  der  Stadtschule 
benutzt    Die  Lehrerbibliothek  enthält  854  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat). 
Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Landrat,  dem 
Bürgermeister,  dem  Direktor,  einem  Geistlichen,  je  einem  Mitgliede  des  Magistrats  und 
der  Stadtverordnetenversammlung.  Gesamtausgabe  35  550  Mk.,  Zuschufe  der  Stadt 
9480  Mk.,  des  Staates  17  050  Mk.  Schulgeld  100  Mk.  Die  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen der  Lehrer  ist  durch  Ortsstatut  geregelt 


Sohinalkaldeii. 

(Grafschaft  Henneberg.    8726  Einwohner.) 

Bealschale  (II,  451.    III,  280). 

K,  Homburg,  Geschichte  der  höheren  Schule  in  Schmalkalden  seit  ihrer  Neu- 
gründung im  Jahre  1846;  in  der  Festschrift  zur  50jährigen  Jubelfeier,  Schmalkalden  1896. 

Am  5.  Januar  1846  wurde  die  Anstalt  als  „Realschule  mit  Progymnasium''  eröffnet. 
Der  Staat  (gewährte  zu  den  Kosten  der  ersten  Einrichtung  900  Thaler  und  au&erdem 
einen  jährlichen  Beitrag  zur  Unterhaltung  der  Schule.  Die  Progymnasialabteilungen 
wurden  1853  aufgehoben,  1856  wieder  eingeführt,  1866  von  neuem  aufgehoben.  1867 
wurde  die  Anstalt  in  eine  höhere  Bürgerschule  umgewandelt,  1871  erhielt  sie  die  Be- 
fugnis zur  Abhaltung  von  Abgangsprüfungen.  Von  Ostern  1894  ab  wurde  das  nun- 
mehrige Realprogymnasium  in  eine  Realschule  mit  gymnasialen  Parallelklassen  für  VI, 
y  und  lY  umgewandelt  Ostern  1900  fand  die  erste  Reifeprüfung  statt;  am  5.  Mai 
dess.  J.  wurde  die  Anstalt  als  Realschule  anerkannt.  Am  19.,  20.  und  21.  Juni  1896 
wurde  die  Feier  des  50iährigen  Bestehens  der  Anstalt  besangen.  Gröfste  Schülerzahl 
(141)  im  Sommer  1879,  kleinste  (104)  im  Winter  1898/94;  seitdem  hat  eine  stetige  Zunahme 
stattgefunden. 

Direktor:  Karl  Hombura  seit  15.  März  1883,  vorher:  Dr.  Heinrich  Hasselbach 
1865—88  (1860—65  provisorisch).  Außerdem  hat  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt :  Lic. 
Dr.  Leimbach  (ord.  Lehrer  1869—74,  jetzt  Provinzialschulrat  in  Hannover). 

6  Klassen,  au&erdem  3  gymnasiale  Nebenabteiluneen  für  VI,  Y,  lY;  6  Oberlehrer, 
1  wissenschaftl.  Hilfsl.,  1  Elementarl.,  1  technischer  Lehrer,  alle  evangelisch. 

Das  Schulhaus  ist  im  Jahre  1881  erweitert  worden.  Zu  den  Kosten  des  Er- 
weiterungsbaues (9087  Mk.)  hat  der  Kreis  2000  Mk.,  der  Staat  3766  Mk.  beigetragen. 
Turnhalle,  Tum-  und  Spielplatz  sind  vorhanden;  erstere  wird  von  den  übrigen  Schulen  und 
einem  Turnverein  mitbenutzt.   Die  Lehrerbibliothek  enthält  1208  Werke  in  2449  Bänden. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtsemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat). 
Örtliche  Yerwaltungsbehörde  ist  der  „Königliche  Realschulvorstand^,  bestehend  aus  dem 
Landrat,  dem  Direktor  und  dem  Bürgermeister.  Gesamtauseabe  38369  Mk*,  Zuschuß 
der  Stadt  9738  Mk.,  des  Staates  18000  Mk.  Schulgeld  für  die  Gymnasialklassen  und 
für  die  Klassen  III  bis  I  der  Realschule  100  Mk.,  für  lY  der  Realschule  90  Mk.,  für  Y 
85  Mk.,  für  YI  80  Mk.  Besoldungen  nach  dem  Kormaletat  und  dessen  Nachträgen.  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Wiese,  Schnlwesen.    IV.  34 
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Regierungsbezirk  Wiesbaden. 

Wiesbaden. 

(Alt-Nassau,  Hauptstadt  des  Yormaligen  Herzogtums. 

86  111  Einwohner.) 

In  der  Stadt  befinden  sich  nach  wie  vor  3  höhere  Schulen,  das  Gym- 
nasium, das  Realgymnasium  und  die  aus  der  höheren  Bürgerschule  ent- 
standene Oberrealschule.  Die  letztere  wird  von  der  Stadtgemeinde,  die 
beiden  ersteren  werden  vom  Staate  unterhalten. 

Oyiima«lum  (II,  465.    lU,  283). 

Fr.  Otto,  Geschichte  der  Friedrichs-Schule,  Progr.  1880.  —  Ä  Paehler,  Geschichte 
des  Wiesbadener  Pädagogiums  bis  zum  Jahre  1822,  in  der  Festschrift  zur  50j&hrigen 
Jubelfeier  1894. 

Im  Jahre  1543  wurde  die  schon  bestehende  Stadtschule  zu  einer  Lateinschule  in 
der  Weise  erweitert,  dals  sie  fortan  aus  zwei  Klassen,  einer  lateinischen  und  einer 
deutschen,  bestand.  Die  Besoldung  des  Rektors  fiofs  aus  den  Einkünften  eingezogener 
Stiftsgttter.  Die  Schule  genügte  im  Lateinischen  nur  für  den  Anfangsunterricht,  für 
die  weitere  Ausbildung  waren  die  Schüler  auf  Anstalten  in  den  Nachbarorten  angewiesen. 
Als  durch  die  grofeen  Veränderungen  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  das  Gebiet  der 
Fürsten  von  Nassau  stark  vergrölsert  und  Wiesbaden  Landeshauptstadt  geworden  war, 
wurde  die  lateinische  Schule  erweitert  (1806)  und  mit  einer  höheren  Mädchenschule 
verbunden;  in  der  ersten  Klasse  der  Knabenabteilung  wurde  Cäsar  und  Ovid  gelesen, 
aber  Griechisch  war  vom  Lehrplane  zunächst  noch  ausgeschlossen.  Die  Anstalt  führte 
nunmehr  nach  dem  ersten  Herzoge  von  Nassau  Friedrich  August  den  Namen  Friedrichs- 
Schule.  1817  wurde  diese  in  ein  Pädagogium  umgewandelt,  Griechisch  wurde  als  Unter- 
richtsgegenstand aufgenommen,  die  Anstalt  erhielt  den  Charakter  eines  Progymnasiums 
und  wurde  als  Yorbereitungsanstalt  für  das  Landesgvmnasium  in  Weilburg  (vgl.  S.  344) 
betrachtet.  Weil  die  Klassen  des  letzteren  überfüllt  waren  und  inzwischen  die  Ein- 
wohnerzahl Wiesbadens  sich  stark  vermehrt  hatte,  wurde  1844  das  Pädagogium  in  ein 
vollständiges  Gymnasium  umgewandelt,  das,  zum  Unterschiede  von  dem  gleichzeitig  er- 
richteten Realgymnasium,  die  amtliche  Bezeichnung  Gelehrtengymnasium  erhielt.  Ostern 
1847  konnten  die  ersten  Schüler  mit  dem  Zeugnisse  der  Keife  für  die  Universität  ent- 
lassen werden.  Nach  der  preußischen  Besitzergreifung  wurden  die  preußischen  Klassen- 
bezeichnungen eingeführt.  Am  14.  August  1894^)  wurde  die  Feier  des  50jährigen  Be- 
stehens der  Anstalt  als  Gymnasium  begangen.  Seit  Ostern  1890  ist  mit  dem  Gymnasium 
eine  Seminaranstalt  verbunden. 

Direktor:  Dr.  Karl  Fischer  seit  1.  Oktober  1894,  vorher:  Dr.  Bobert  Paehler 
1874 — 94,  jetzt  Geh.  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Cassel. 

18  Klassen  (Parallelabteilungen);  21  Oberlehrer,  4  technische  und  Elementarl.; 
4  Lehrer  sind  katholisch,  der  Direktor  und  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Auch  für 
den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  umfafst  etwa  9500  Bände, 
darunter  fünf  Inkunabeln. 

Am  6.  Mai  1884  wurde  zu  Ehren  des  Professors  Otto  von  frühei'en  Schülern  eine 
„Otto-Stiftung^  zu  Unterstützungen  von  Schülern  während  ihrer  Schul-  und  Studienzeit 
gegründet    Bestand  5102  Mk. 

Das  Gymnasium  (Gebäude:  Luisenplatz  4)  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamt- 
ausgabe 148510  Mk.,  Bedürfniszuschufs  51330  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  6190  Mk.,  aus 
dem  Central-Studienfonds  32950  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung. 


^)  Dieser  Tag  (Beginn  der  Sommerferien)  wurde  aus  pädagogischen  Rücksichten 
hlt;   ( 


gewählt;   der  eigentliche  Stiftungstag  war  der  10.  Juni. 
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Bealgrymnasiiim  (II,  467.    III,  283). 

BelUnger,  Zur  Geschichte  des  realistischen  Schulwesens  im  Herzogtum  Nassau  von 
1817—61,  Progr.  1869.  —  Dr.  Ckuselmann,  Über  den  Lehrplan  des  Kealgymnasiums, 
Progr.  1867.  —  Die  Geschichte  der  Anstalt  während  der  ersten  25  Jahre,  Progr.  1867.  — 
Festschrift  zur  Feier  des  50jährigen  Bestehens  der  Anstalt,  Wiesbaden  1895. 

Eine  im  Jahre  1840  von  der  Stadtsemeinde  gegründete  Realschule  vermochte,  da 
sie  sich  in  ihren  Leistungen  nur  wenig  üoer  die  Elementarschulen  erhob,  den  Wünschen 
der  Landesvertretung  nicht  zu  entsprechen;  ihr  wurde  deshalb  bei  der  Reorganisation 
des  nassauischen  Schulwesens  im  Jahre  1844  ein  Realgymnasium  angegliedert  Nach 
§§  2  und  3  des  nassauischen  Gesetzes  vom  22.  Juni  1844  sollte  dieses  eine  Landes- 
anstalt sein  (die  mit  ihm  zunächst  noch  verbundene  Realschule  blieb  städtisch; 
s.  den  folgenden  Artikel)  und  denjenigen,  die  unmittelbar  in  einen  technisch-praktischen 
Beruf  übertreten  oder  ihre  Studien  auf  einer  höheren  Fachschule  fortsetzen  wollen, 
eine  allgemeine  wissenschaftliche  Vorbildung  geben;  Latein  sollte  in  den  Lehrplan  auf- 
genommen werden.  §  4  enthielt  die  bemerkenswerte  Bestimmung,  daCs  der  Direktor 
und  die  Lehrer  dei\jenigen  der  Gelehrtengymnasien  in  Rang  und  Gehalt  gleichgestellt 
sein  sollten.  Im  Jahre  1857  wurde  die  städtisch  gebliebene  Realschule  vom  Realgym- 
nasium abgetrennt  und  zu  einer  selbständigen  lateinlosen  Schule  ausgestaltet  (vgl.  den 
folgenden  Artikel).  Als  Vorbereitungsklassen  für  das  Realgymnasium,  das  mit  seinen 
drei  Klassen  bisher  nur  die  Spitze  der  Realschule  gebildet  hatte,  galten  nunmehr  die 
vier  unteren  Klassen  des  Gymnasiums.  Bei  der  preußischen  Besitzergreifung  wurde 
die  Anstalt  in  die  erste  Ordnung  der  Realschulen  aufgenommen  (22.  Juli  1867)  und  der 
Lehrplan  dementsprechend  gestaltet;  immerhin  blieben  noch  mancherlei  Besonderheiten 
bastenen.  Ostern  1874  begann  die  Erweiterung  des  Realg]rmnasiums  nach  unten  hin, 
Ostern  1875  wurde  die  V  und  die  VI  eingerichtet.  1884  wurde  je  eine  der  in  den  drei 
unteren  Klassen  des  humanistischen  Gymnasiums  vorhandenen  Doppelabteilungen  dem 
Realgymnasium  überwiesen  und  dementsprechend  in  dessen  drei  untersten  Klassen  der 
gymnasiale  Lehrplan  eingeführt:  Ostern  1895  fielen  indessen,  nachdem  inzwischen  der 
Erweiterungsbau  des  Gymnasiums  vollendet  war,  jene  Klassen  an  das  letztere  wieder 
zurück.  Im  Jahre  1895  wurde  das  50jährige  Jubiläum  der  Anstalt  gefeiert  Gröfste 
Schülerzahl  (411)  im  Jahre  1878/79. 

Direktor:  H.  Breuer  seit  .1.  Januar  1895,  vorher:  Dr.  Fischer  1891—94, 
F.  Sjpangetiberp  1876—90,  E.  Fürsienau  1873—76,  später  Provinzialschulrat ,  zuletzt 
Geheimer  Regierungs-  und  Stadtschulrat  in  Berlin. 

12  Klassen;  12  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche  Hilfsl.,  1  Zeichenl.,  2  Elementarl.; 
der  Direktor  und  3  Oberlehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Auch 
für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt  (gemeinsam 
mit  dem  Gymnasium). 

Seit  Ostern  1901  hat  das  Realgymnasium  eine  eigene,  neben  dem  Schulgebäude 
Luisenstralse  28  errichtete  Turnhalle.  Zu  Spielen  und  körperlichen  Übungen  stellt  die 
Militärbehörde  der  Anstalt  den  Exerzierplatz  an  der  Schiersteiner  Strafse  zur  Verfügung. 
Die  früher  gemeinsame  Bibliothek  des  Gymnasiums  und  des  Realgymnasiums  wurde 
1880  geteilt  Die  Lehrer  beider  Anstalten  sind  auch  heute  noch  zur  Benutzung  beider 
Bibliotheken  berechtigt 

Aus  Anlals  des  50jährigen  Jubiläums  wurde  durch  Sammlung  eine  Summe  von 
80(X)  Mk.  zusammengebracht,  die  gegenwärtig  auf  über  10  (XK)  Mk.  angewachsen  ist. 
Die  Zinsen  werden  nunmehr  zur  Unterstüzung  ehemaliger  Abiturienten  verwendet  Das 
Kuratorium  der  Stiftung  besteht  aus  dem  Direktor  und  den  drei  ältesten  Oberlehrern. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  92050  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  36200  Mk.,  der  Stadt  22187  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Oberrealschule  (II,  469.    III,  283). 

t7.  F.  A,  Polack,  Mitteilungen  über  den  Zweck,  die  Einrichtung  und  den  Lehrplan 
der  höheren  Bürgerschule,  Progr.  1858.  —  A.  Oüth,  Geschichte  der  Realschule  zweiter 
Ordnung  zu  Wiesbaden,  Progr.  1882. 

Die  im  Jahre  1840  gegründete  und  von  1845 — 57  mit  dem  Realgymnasium  ver- 
bundene städtische  Realschule  (vgl.  den  vorigen  Artikel)  wurde  durch  Abtrennung  von 
diesem  am  11.  Mai  1857  als  selbständige  lateinlose  höhere  Bürgerschule  eröffnet  Nach 
der  preußischen  Besitzergreifung  wurde  sie  am  11.  März  1867  bis  auf  weiteres  als 
höhere  Bürgerschule  im  Sinne  der  damaligen  Militärersatzinstruktion  angesehen.    Am 

34* 
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6.  August  1875  erhielt  sie  «in  Statut,  Ostern  1880  wnrde  sie  Realschule  zweiter  Ord- 
nung, Ostern  1882  Realschule,  1884/85  war  sie  vorübergehend  Oberrealschule,  dann 
wurde  sie  wiederum  Realschule.  Ostern  1892  wurde  sie  von  neuem  zu  einer  Oberreal- 
schule erweitert  und  am  80.  August  1892  endgültig  als  solche  anerkannt.  Ostern  1894 
fand  die  erste  Reifeprüfung  statt.  Die  Vorschule,  die  1848  als  selbständige  städtische 
Anstalt  begründet  wurde,  ist  seit  1859  mit  der  höheren  Bürgerschule  organisch 
verbunden  und  dient  zugleich  zur  Vorbereitung  für  das  Gymnasium  und  das  Real- 
gymnasium. Am  1.  Oktober  1898  feierte  der  Lehrer  August  Jung  sein  SOjähriges 
Diensljubiläum. 

Direktor:  Dr.  AnUm  Güth  seit  Neujahr  1901,  vorher:  Dr.  Ludteig  Kaiser 
1886—1901  (jetzt  Provinzialschulrat  in  Cassel),  Wilhelm  Unverzagt  1877—85,  J.  F.  A. 
JPolack  1858—77.  Au&erdem  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.:  Dr.  Wtlhelm  Vietor  1878-82, 
jetzt  ord.  Professor  in  Marburg. 

15  Klassen  und  6  Vorschulklassen;  17  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  1  Elementarl.,  6  Vor- 
«chulL;  der  Direktor,  1  Oberlehrer  und  1  Vorschullehrer  sind  katholisch,  die  übrigen 
Lehrer  evangelisch.  Auch  für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen 
Schüler  ist  gesorgt 

Ein  für  die  Aufnahme  der  Vorschulklassen  und  des  Zeichensaals  bestimmter  Seiten- 
bau wnrde  im  Februar  1898  bezogen;  die  Baukosten,  einschl.  deijenigen  für  das 
astronomische  Observatorium,  betrugen  63629  Mk. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  die  Lehrerbibliothek  enthält  1885,  die  Schüler- 
bibliothek 1319  Werke. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium  (Instruktion  vom  6.  August  1874),  bestehend  aus  dem  Oberbürger- 
meister, dem  städtischen  Schulreferenten,  dem  Direktor  und  sechs  gewählten  Mitgliedern. 
Gesamtausgabe  130963  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  64463  Mk.  Schulgeld  108  Mk.  mit  Er- 
mälsigung  auf  Vz  für  den  zweiten  und  auf  die  Hälfte  für  jeden  folgenden  Bruder;  für 
Auswärtige  tritt  ein  Zuschlag  von  33V8®/o  ein;  Aufnahmegeld  12  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 


DiUenburfir« 

(Alt- Nassau.    4488  Einwohner.) 

Gymnasium  (U,  478.  III,  287). 

J,  C.  Kretzer,  Kurze  geschichtliche  Darstellung  der  alten  lateinischen  Schule  und 
des  darauf  gefolgten  ehemaligen  Pädagogiums  zu  Dillenburg,  Progr.  1818.  —  Progr.  1859, 
68  und  87. 

Nach  Einführung  der  Reformation  (1530)  legte  Wilhelm  der  Reiche,  Graf  von 
Nassau-Katzenelnbogen,  in  den  Städten  lateinische  Schulen  an.  Die  Dillenburger  Schule 
wurde  1538  errichtet;  sie  hatte  mit  Einschlufs  der  Elementarschule  drei  Klassen  und 
wurde  von  der  gräflichen  Kellereikasse  unterhalten.  Unter  dem  Prinzen  Wilhelm  V. 
von  Oranien  wurde  sie  als  Pädagogium  1774  reorganisiert  und  durch  das  Edikt  vom 
24.  März  1817  auf  vier  Klassen  gebracht  Die  Unterhaltungskosten  wurden  aus  dem 
Nassauischen  Gentral-Studienfonds  bestritten,  dem  gerade  aus  Dillenburg  viel  zugeflossen 
war.  1858—66  war  Ersatzunterricht  eingerichtet.  Nach  der  preußischen  Besitzergreifung 
wurde  das  Pädagogium  in  ein  Progymnasium  umgewandelt  und  am  14.  April  1870  unter 
die  vollberechtigten  Anstalten  dieser  Gattung  aufgenommen.  Nach  Einrichtung  der 
Prima  wurde  es  am  26.  März  1874  als  Gymnasium  anerkannt. 

Direktor:  Dr,  Langsdorf  seit  Ostern  1895,  vorher:  Schfnidt  1891—95,  Dr,  Fischer 
1886-91. 

9  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  Elementarl.;  1  Lehrer  ist  katholisch,  die  übrigen^ 
einschl.  des  Direktors,  sind  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen 
Minderheit  ist  gesorgt. 

Eine  Turnhalle  ist  seit  1876  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  8300  Bände« 

Am  9.  August  1887  wurde  die  „Spiefs-Stiftung"  von  früheren  Schülern  des  Direktors 
Sp.  gegründet,  die  Zinsen  sollen  zur  Belohnung  tüchtiger  Schüler  verwendet  werden« 
Bestand  1066  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  61800  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  20308  Mk.,  des  Nassauischen  Gentral-Studienfonds  17090  Mk.,  der  Stadt 
4500  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 
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(Vormals  freie  Reichsstadt    288989  Einwohner.) 

Im  Jahre  1873  hatte  die  Stadt  nur  1  Gymnasium,  1  Realschule 
erster  Ordnung  (Mustersehule),  2  Realschulen  zweiter  Ordnung  (jüdische)  und 
2  höhere  Bürgerschulen.  Seitdem  hat  das  höhere  Schulwesen  Frankfurts 
nicht  nur  in  Bezug  auf  die  Zahl,  sondern  auch  in  Bezug  auf  die  innere 
Verfassung  der  Anstalten  eine  erhebliche  Umgestaltung  erfahren.  Zu- 
nächst trat  zur  Musterschule  mit  der  durch  die  Stadtgemeinde  von  der 
Polytechnischen  Gesellschaft  übernommenen  Wöhler-Schule  eine  zweite  Real- 
schule erster  Ordnung  hinzu.  Sodann  bildeten  sich  im  Anschlufs  an  die 
ehemalige  höhere  Bürgerschule,  die  spätere  Bethmann-Schule,  zwei  latein- 
lose höhere  Schulen,  nämlich  die  Klinger-Schule  und  die  Adlerflycht-Schule ; 
jene  wurde  später  als  Oberrealschule,  diese  als  Realschule  ausgestaltet. 
Die  Bethmann-Schule  blieb  zwar  bestehen,  schied  aber,  nachdem  sie  die 
Berechtigungen  verloren  hatte,  aus  der  Reihe  der  höheren  Lehranstalten 
aus.  Seit  1888  hat  sich  auch  der  Staat  durch  Gründung  und  Unter- 
haltung des  Kaiser  Friedrichs-Gymnasiums  an  der  Fürsorge  für  das  höhere 
Schulwesen  der  Stadt  beteiligt.  Die  beiden  israelitischen  Realschulen 
zweiter  Ordnung  wurden  Realschulen  im  Sinne  der  Lehrpläne  von  1892, 
und  zu  den  vorhandenen  Anstalten  dieser  Gattung  trat  nach  der  Ein- 
gemeindung der  Stadt  Bockenheim  die  Liebig-Realschule  und  neuerdings 
die  Sachsenhäuser  Realschule  hinzu. 

Diese  Änderungen  sind  vorzugsweise  durch  die  Vermehrung  der  Be- 
völkerung veranlafst  worden.  Noch  bedeutsamer  aber  sind  die  Änderungen,  die 
in  der  Lehrverfassung  mehrerer  Anstalten  herbeigeführt  worden  sind,  und  die 
unter  der  Bezeichnung  „Frankfurter  System**  oder  „Frankfurter  Lehrpläne "" 
mehrfach  auch  für  andere  Orte  vorbildlich  gewesen  sind  (vgl.  oben  S.  27  u.  142). 

Im  Jahre  1892  wurde  dieses  System  in  einer  Klassenreihe  des  alten 
städtischen  Gymnasiums,  sowie  in  der  Musterschule  und  in  der  einen 
Klassenreihe  der  Wöhler-Schule  eingeführt.  Später  wurde  das  städtische 
Gymnasium,  das  thatsächlich  schon  seit  geraumer  Zeit  eine  Doppelanstalt 
war,  in  zwei  selbständige  Schulen,  das  Goethe -Gymnasium  und  das 
Lessing-Gymnasium ,  zerlegt;  ersteres  enthielt  diejenige  Klassenreihe,  in 
der  nach  dem  „Frankfurter  System*^  unterrichtet  wurde. 

In  Frankfurt  a.  M.  befinden  sich  nunmehr  3  Gymnasien,  2  Real- 
gymnasien, 1  Oberrealschule  und  6  Realschulen,  also  im  ganzen  12  höhere 
Schulen;  an  einer  derselben,  der  Selektenschule ,  sind  aber  die  Be- 
rechtigungen, seit  die  Untersekunda  eingegangen  ist,  nicht  mehr  zur  An- 
wendung gekommen,  und  die  zuletzt  gegründete  Sachsenhäuser  Realschule 
ist  noch  in  der  Entwickelung  begriffen.  Eine  von  jenen  12  Anstalten  wird 
vom  Staate,  zwei  werden  von  jüdischen  Religionsgesellschaften,  die  übrigen 
von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 

Für  die  Verwaltung  sämtlicher  von  der  Stadtgemeinde  unterhaltenen 
höheren  Schulen  ist  durch  Statut  vom  28.  November  1871  ein  Kuratorium 
bestellt  (vgl.  oben  S.  515).  Für  die  Lehrer  dieser  Schulen  ist  am  3.  De- 
zember 1897  folgende  Gehaltsordnung  festgesetzt  worden: 

Direktoren  der  Vollanstalten  7200,  7600,  8000,  8400,  8700,  9000  Mk., 
der  NichtvoUanstalten  6200,  6600,  7000,  7400,  7700,  8000  Mk.  Für  Dienst- 
wohnung werden  1000  Mk.  vom  Gehalte  abgezogen. 

Für  die  Oberlehrer  sind  zwei  Klassen  gebildet.  Die  (Behälter  der 
ersten  Klasse  betragen  5700,  6000,  6300,  6000,  6900,  7200,  die  der  zweiten 
Klasse  3900,  4200,  4500,  4800,  5100,  5400,  5700,  6000,  6300  Mk.    In  die  erste 
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Klasse  können  nur  diejenigen  eingereiht  werden,  die  ihre  wissenschaftliche 
und  praktische  Befähigung  durch  längere  Thätigkeit  nachgewiesen  haben. 
Grundsätzlich  soll  auf  die  erste  Klasse  nur  die  Hälfte  der  Gesamtzahl  aller 
Oberlehrer  entfallen.  Diese  Zahl  darf  aber  in  dem  Falle  und  so  weit  Qber- 
schritten  werden,  als  Lehrer  der  zweiten  Klasse  seit  länger  als  11  Jahren 
fest  angestellt  sind.  Das  Aufsteigen  im  Gehalte  erfolgt  bei  den  Direktoren 
und  bei  den  Oberlehrern  gleichmäfsig  nach  je  3  Dienstjahren.  Die  Ge- 
hälter der  technischen,  Elementar-  und  YorschuUehrer  bemessen  sich  nach 
den  Gehaltssätzen  der  städtischen  Volksschullehrer,  diejenigen,  welche  die 
Rektorats-,  Mittelschullehrerprüfung  oder  die  PrtLfung  als  Zeichenlehrer  an 
höheren  Schulen  bestanden  haben,  erhalten  aufserdem  in  allen  Stufen  eine 
Zulage  von  400  Mk. 

Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  an  den  städtischen 
höheren  Schulen  ist  von  der  Stadtgemeinde  übernommen  worden  (Regulativ, 
die  Versorgung  der  Witwen  und  Waisen  der  Gemeindebeamten,  ordentlichen 
Lehrer  und  Schuldiener  der  Stadt  Frankfurt  betreffend,  vom  10.  April  1885, 
abgeändert  am  28.  Dezember  1888).  Die  Witwe  erhält  Vs  des  zuletzt  vom 
Ehemanne  bezogenen  Gehaltes,  mindestens  aber  300  Mk.,  und  aufserdem, 
wenn  1  oder  2  Kinder  vorhanden  sind  Vso,  bei  3  oder  4  Kindern  ^/2o,  bei 
mehr  Kindern  '/so  des  Gehalts,  jedoch  mit  Einschlufs  des  Witwengeldes 
nicht  mehr  als  ®/ao,  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre  des  betreffenden 
Kindes.  Wenn  die  Mutter  nicht  mehr  lebt,  beträgt  das  Waisengeld  für 
jedes  Kind  Vio,  aber  insgesamt  nicht  über  V20  des  Gehalts.  Beiträge  werden 
von  den  Beamten  u.  s.  w.  nicht  erhoben. 

Aufserdem  bestehen  zwei  Privatwitwenkassen  für  Lehrer,  eine  evan- 
gelische und  eine  katholische.  Beim  Eintritt  in  die  erstere  ist  ein  Eiu- 
standsgeld  von  250  Mk.  zu  zahlen ;  der  jährliche  Mitgliederbeitrag  beträgt 
24  Mk.  Dafür  hat  die  Witwe  Anspruch  auf  520  Mk.  Witwengeld.  Gegen 
einen  besonderen  Beitrag  von  4  Mk.  kann  auch  Sterbegeld  versichert 
werden.  Das  Vermögen  der  Kasse  betrug  am  1.  April  1899  420000  Mk., 
die  Zahl  der  Mitglieder  244.  Beim  Eintritt  in  die  katholische  Witwenkasse 
sind  400  Mk.  zu  zahlen,  der  Jahresbeitrag  beläuft  sich  auf  48  Mk.,  das 
Witwengeld  auf  200 — 500  Mk.  je  nach  der  Dauer  der  Mitgliedschaft. 

Das  Schulgeld  beträgt  an  den  Gymnasien  und  Realgymnasien  150  Mk., 
an  den  übrigen  städtischen  Anstalten  (mit  Ausnahme  der  Selektenschule) 
100  Mk. 

Goethe-Gymnajsium  (II,  481.    III,  289). 

Proffr.  des  Städtischen  Gymnasiums  von  1747,  64,  72,  79, 1805, 1806,  1807—21,  23,  29, 
37,  39,  54  —  Dr.  Tycho  Mommsen^  Zur  Geschichte  des  Gymnasiums,  Progr.  1869.  — 
Dr.  K.  Reinhardt^  M.  Henrici  Hirtzwigii  de  gymnasii  Moeno-Francofortani  ratione  et 
statu  epistola,  Progr.  1891.  —  Dr.  H,  Grotefend,  Archivrat,  Der  „Prorektor"  und  das 
Frankfurter  Gymnasium  am  Ende  des  voriffen  Jahrhunderts,  1891.  —  Dr.  Karl  Beinhardi, 
Die  Frankfurter  Lehrpläne ,  1892.  —  Dr.  O,  lAermann,  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  des 
Gymnasiums  und  zur  Frankforter  Gelehrteneeschichte,  in  der  Festschrift  zur  Ein- 
weihung des  Goethe-Gymnasiums,  1897.  —  Dr.  ö.  lAermann^  Henricus  Petreus  Herdesianua 
und  die  Frankfurter  Lehrpläne  nehst  Schulordnungen  von  1579  und  1599;  eine  kultur- 
historische Studie,  Progr.  1901. 

Das  Goethe-Gvmnasium  ist,  wie  das  im  nächsten  Artikel  behandelte  Lessing-Gym- 
nasium,  durch  Teilung  des  früheren  städtischen  Gymnasiums  entstanden.  Das  letztere 
ist  1520^)  vom  Rate  aer  Stadt  gegründet  worden.    1529  wurde  es  in  dem  Gebäude  des 

')  Die  vom  Magistrat  ausgestellte  Anstellungsurkunde  für  den  ersten  Rektor,  die 
im  städtischen  Archiv  noch  erhalten  ist,  datiert  vom  14.  September  1520;  die  im  zweiten 
Bande  vertretene  Auffassung,  da(k  1529  als  Gründungsjahr  zu  betrachten  ist,  scheint 
deshalb  nicht  mehr  haltbar. 
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aufgehobenen  Barfü&erklosters  untergebracht,  von  da  an  hiels  es  „Schule  zu  den  Bar- 
föfeem''.  Der  Name  „Gymnasium''  kam  unter  dem  Rektor  H.  HirUswig  (1616—26)  auff 
dieser  erweiterte  den  I^ehrplan  durch  philosophische  Disciplinen  und  yeranstaltete 
öffentliche  Disputationen  der  Schüler  unter  Leitung  eines  eigens  für  diesen  Zweck  be* 
rufenen  Lehrers.  Gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  wurden  die  Realhicher  und  die 
neueren  Sprachen  in  den  Lehrplan  des  Gymnasiums  gezogen.  Der  Fürst-Primas  wn 
I>aXberg  vereinigte  das  1790  vom  Kurjfürsten  von  Mainz  gegründete  katholische  Gymnasium 
mit  dem  alten,  bisher  streng  lutherischen,  nunmehrigen  „Gro&herzoglichen  Gymnasium''« 
Dadurch  erhielt  dieses  thatsächlich  einen  paritätischen  Charakter.  In  uen  Jahren 
1812 — 14  war  dem  Gymnasium  ein  namenUicn  für  die  Realien  und  die  höhere  Mathe- 
matik bestimmtes  „Lyceum  Carolinum"  übergeordnet.  1814,  nach  Aufhebung  des 
Lyceums,  wurden  am  öymnasium  Parallelklassen  für  die  höheren  Realfächer  eingerichtet; 
diese  wurden  aber  bereits  1818  wieder  aufgehoben.  Nach  der  Einverleibung  der  Stadt 
in  Prenfeen  wurden  die  von  der  Anstalt  ausgestellten  Reifezeugnisse  als  gleichwertig 
mit  den  altpreufsischen  erklärt.  Die  Patronats-,  Verwaltungs-  und  Unterhaltungsverhält- 
nisse waren  damals  ziemlich  unklar;  sie  wurden  dahin  geregelt,  dals  der  Stadt  die 
Unterhaltungspflicht  überwiesen  wurde.  Ostern  1876  wurde  das  Gymnasium  aus  dem 
Amsburger  Hofe  in  das  1872  für  die  Wöhler-Schule  in  der  Jungnofstra&e  errichtete 
Gebäude  verlegt.  Ostern  1892  wurde  in  der  ersten  Reihe  der  vorhandenen  Doppel- 
abteilungen der  sogenannte  Frankfurter  Lehrplan  (vgl.  oben  S.  27, 142  u.  538)  eingeführt. 
Am  7.  Januar  wurde  diese  Klassenreihe  als  besondere  Schule  unter  dem  Namen  „Goethe- 
Gymnasium"  eingerichtet;  Michaelis  1900  ging  die  letzte  nach  dem  allgemeinen  Lehr- 
plane unterrichtete  Klasse  ein;  Ostern  1901  fand  die  erste  Reifeprüfimg  der  nach  dem 
neuen  Lehrplane  vorgebildeten  Schüler  statt.  Das  alte  städtische  Gymnasium  erreichte 
1896  seine  gröfste  Schülerzahl  (679);  das  Goethe-Gymnasium  enthielt  bei  der  Abzweigung 
805  Schüler. 

Direktor:  Geheimer  Regierungsrat  Dr.  Karl  Beinhardt  seit  8.  Mai  1886  (zunächst 
am  alten  städtischen  Gymnasium),  vorher:  Dr.  Tyeho  Mommsen  1864—86. 

14  Klassen;   19  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl.;   1  Lehrer  ist  jüdisch, 

3  sind  katholisch,  der  Direktor  und  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Die  katholischen 
Schüler  erhalten  in  drei  Abteilungen  Religionsunterricht. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  1895/96  mit  einem  Kostenaufwande  von  560344  Mk.  (aus- 
schlieislich  des  bereits  im  städtischen  Eigentume  befindlich  gewesenen  Grundstückes) 
erbaut  worden.  Der  Gesamtwert  steht  mit  860325  Mk.  zu  Buch.  (Baubeschreibung  im 
Progr.  1897,  S.  11—18.)  Ein  geräumiger  botanischer  Garten  ist  in  unmittelbarem  Zu^ 
sammenhange  mit  dem  Schulhofe  angelegt. 

Turnhalle,  Tumhof  und  zwei  Spielhöfe  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  ist 
bei  der  Eröffiiung  des  Goethe -Gymnasiums  von  der  Stadt  mit  9000  Mk.  (einschließlich 
Schülerbibliothek)  dotiert  worden  und  zählt  gegen  2000  Bände,  die  Schülerbibliothek 
750  Bände.  Die  Bibliothek  des  alten  städtischen  Gymnasiums  ist  dem  Lessing-Gymnasium 
überwiesen  worden. 

Stiftungen:  a)  Die  Johannisgelder  (v.  Cronstettsches  Stift),  fünf  Stipendien  zu 
je  50  Mk.  für  bedürftige  evangelische  Schüler;  Verteilung  durch  den  Direktor  nach  Be- 
schluß der  Lehrerkonferenz,  b)  Die  Lehrer-Witwen-  und  Waisenkasse,  revidiertes  Statut 
vom  12.  April  1887,  mit  Zusätzen  bezw.  Abänderungen  vom  30.  Dezember  1896  und 
12.  März  1899.    Vermögen  244235  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen  Ver- 
waltungsbehörde u.  s.  w.  s.  oben  S.  533.  Gesamtausgabe  126570  Mk.,  Zuschufs  der 
Stadt  73270  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Liessingr-GymnaiSiiiiii. 

Progr.  1897,  S.  88  ff.  und  Progr.  des  alten  städtischen  Gymnasiums  von  1893,  S.  68.  — 
Festschrift  zur  Einweihung  des  Goethe-Gymnasiums,  Frankfurt  a.  M.  1897,  S.  3  ff. 

Die  Anstalt  ist  aus  der  seit  1892  bestehenden  zweiten  Abteilung  des  alten 
städtischen  Gymnasiums  (s.  den  vorigen  Artikel)  hervorgegangen  und  am  7.  Januar  1897 
als  selbständiges  Gymnasium  eröffnet  worden.  Die  zunehmende  Schülerzahl  machte 
bald  Klassenteilungen  erforderlich. 

Direktor:   Dr.  Christian  Baier  seit  Neujahr  1897. 

11  Klassen;   14  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl. |   1  Lehrer  ist  jüdisch, 

4  sind  katholisch,  der  Direktor  und  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Die  katholischen 
Schüler  erhalten  in  drei  Abteilungen  Religionsunterricht 

Die  Anstalt   ist  in  dem   Gebäude   des   alten  städtischen   Gymnasiums  (Junghof- 
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strafte  16)  untergebracht.  Dasselbe  ist  in  den  Jahren  1888  und  84  mit  einem  Kosten- 
aufwände  von  112000  Mk.  (ansschl.  des  Grundstückes)  erweitert  worden.  Der  Gesamt- 
wert steht  mit  816900  Mk.  zu  Buch.  Der  für  die  Anstalt  bestimmte  Neubau  an  der 
Ecke  des  Hansarings  und  der  Fürstenberger  StraCse  geht  seiner  Vollendung  entgegen. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  für  Frei&bungen  und  Turnspiele  wird  der  Schul- 
hof benutzt. 

Die  Lehrerbibliothek  umfafet  etwa  9000  Bände;  den  Hauptbestand  bildet  die 
Sammlung  des  alten  städtischen  Gymnasiums.  Die  dazu  gehörige  wertvolle  Sammlung 
von  Musikalien  (vgl.  Progr.  von  1872)  wird  jetzt  in  der  Stadtbibliothek  aufbewahrt. 

Stiftungen:  a)  Johannisgelder  wie  beim  Goethe  -  Gymnasium,  b)  Die  Lehrer- 
witwenkasse ist  der  Anstalt  mit  dem  Goethe-Gymnasium  gemeinsam. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen 
Verwaltungsbehörde  u.  s.  w.  s.  oben  S.  583.  Gesamtausgabe  107185  Mk.,  Zuschuß  der 
Stadt  55599  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Kaiser  FriedrichB-GymnaiSiain. 

Das  Gymnasium  ist  vom  Staate  gegründet  und  hat  bei  der  Eröffiiung  am  11.  April 
1888  den  Namen  „Kaiser  Friedrichs-Gymnasium'*  erhalten  (Allerhöchster  Erlals  vom 
8.  April  1888).    Mit  ihm  war  von  Anfang  an  eine  Vorschule  verbunden. 

Direktor:  Geheimer  Regierungsrat  Dr.  Theodor  Hartwig  seit  Gründung  der  Anstalt. 

9  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  10  Oberlehrer,  1  technischer  und  8  Elementar!.; 
2  Oberlehrer  und  1  Elementarlehrer  sind  katholisch,  der  Direktor  und  die  übrigen 
Lehrer  evangelisch.  Die  katholischen  Schüler  erhalten  Religionsunterricht  in  vier  Ab- 
teilungen mit  zusammen  neun  Wochenstunden. 

Das  Schulhaus  wurde  1884—88  mit  einem  Kostenaufwande  von  484900  Mk.  erbaut; 
das  Grundstück  wurde  von  der  Stadtgemeinde  unentgeltlich  überlassen.  Die  Aula  des 
Schulhauses  hat  1901  durch  Wandgemälde  des  Malers  Steinhausen  künstlerische  Aus- 
schmückung erhalten.  Turnhalle,  Turn-  und  Spielplatz  sind  vorhanden;  für  Bewegungs- 
spiele wird  im  Sommer  eine  von  der  Stadt  gepachtete  Wiese  benutzt,  für  Schwimm- 
üDungen  ist  während  bestimmter  Stunden  eine  Privatbadeanstalt  dem  Gymnasium  gegen 
Miete  überlassen.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  ungefähr  2000  Bände. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  92210  Mk.,  Bedürfhis- 
zuschuft  47880  Mk.    Schulgeld  150  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Miisterschule  (Realgymnasium)  (II,  485.    III,  290). 

Dr.  C.  Kühner,  Verfassung  der  Musterschule,  Progr.  1855.  —  Derselbe,  Beiträge 
zur  Geschichte  der  Musterschule,  Progr.  1865.  —  EiseUn,  Dr.  Karl  Kühner,  Direktor 
der  Musterschule,  Progr.  1878.  —  Derselbe,  Geschichte  des  deutschen  Schulwesens  in 
Frankfurt  a.  M.  bis  zur  Gründung  der  Musterschule,  Progr.  1880. 

Als  im  Jahre  1808  der  Inhaber  einer  Privatschule,  Lehrer  Geiler,  starb,  kaufte  der 
Senat  den  Erben  desselben  die  Schulgerechtigkeit  ab  und  beschloß,  die  Schule  so  um- 
zneestalten,  ^als  sie  den  übrigen  als  Vorbild  und  Antrieb  zur  Nachahmung  dienen 
sollte''.  Zur  Unterhaltung  der  neuen  Anstalt,  die  durch  Senatsbeschluls  vom  6.  Oktober 
1804  den  Kamen  „Musterschule''  erhalten  hatte,  wurden  die  Zinsen  des  der  Stadt  letzt- 
willig zugewandten  Vermögens  des  Schöffen  t?.  üffenhach  (24986  Gulden,  Jahreszinsen 
999  Gulden),  sowie  der  vom  Senior  und  Konsistorialrat  Hufnagel  der  Stadt  geschenkte 
Ertrag  seiner  Säkularnredigt  (2000  Gulden)  verwendet.  1818  wurde  die  Anstalt  als  höhere 
Bürgerschule  und  Realschule  mit  einer  Mädchenschule  organisiert,  1852  noch  bestimmter 
als  Realschule  mit  höherer  Töchterschule.  Nach  der  Einverleibung  Frankfurts  in  Preu&en 
wurde  der  Lehrplan  teilweise  umgestaltet  und  die  Realschule  zunächst  in  die  zweite  Ord- 
nung (9.  November  1867)  aufgenommen,  später  (14.  März  1878)  als  Realschule  erster  Ord- 
nung anerkannt.  Die  Mädchenabteilung  wurde  im  Jahre  1876  als  selbständige  Schule 
abgetrennt.  Das  Realgymnasium  arbeitet  seit  Ostern  1892  nach  dem  Lehrplane  der 
„Reformanstalten^.   Ostern  1901  wurde  mit  den  nach  diesem  Plane  vorgebildeten  Schülern 

I  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten.     Die  Anstalt  bildete  ursprünglich  einen  von   den 

Elementarklassen  ab  sich  aufbauenden  Schulkörper;  nach  ihrer  Anerkennung  als  Real- 

!  schule   im  preuisischen  Sinne  wurden  die  drei   untersten  Klassen   als  Vorschule  bei- 

I  behalten.    Grö&te   Schülerzahl  (611  einschlieMich  Vorschule)  im  Jahre  1875,  kleinste 

I  (241)  am  1.  Februar  1894. 

i  Direktor:  Max  Walter  seit  Ostern  1894,  vorher:  Dr.  Friedrich  Eisden  1867—94. 

Früher  hat  an  der  Anstalt  u.  a.  Diesterweg  (1811 — 18)  als  Lehrer  gewirkt. 
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9  Klassen  und  8  Yorschnlklassen;  11  Oberlehrer,  4  technische  und  Elementarl.; 
1  Lehrer  ist  katholisch,  der  Direktor  und  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch.  Auch 
für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  frühere  Schulhaus  (Hermes weg  34)  ist  am  11.  Oktober  1880  eingeweiht  worden. 
Im  Sommer  1901  siedelte  die  Anstalt  in  das  für  sie  errichtete  Gebäude  an  dem  Ober- 
weg über. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  auch  auf  dem  Schulhofe  befinden  sich  Turngeräte. 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  5046,  die  Schülerbibliothek  1261  Bände. 

1897  wurde  eine  Münzsammlung  angelegt;  sie  bestand  Ostern  1901  aus  84  griechi- 
schen und  231  römischen  Münzen.  Ihre  planmäßige  Erweiterung  erfolgt  im  Sinne  ihrer 
Ausgestaltung  als  Erläuterungs-  und  Anschauungsmittel  für  den  Unterricht  in  der  alten 
Geschichte  und  für  die  Lektüre  der  klassischen  Schriftsteller. 

Die  im  Jahre  1808  durch  Gaben  dankbarer  Eitern  gegründete  Witwenkasse  ist  der  An- 
stalt mit  der  höheren  Mädchenschule  (Elisabethen-Schule)  gemeinsam.  Vermögen  244826  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtsemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen  Ver- 
waltungsbehörde u.  8.  w.  s.  oben  S.  5So.  Gesamtausgabe  104630  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt 
50380  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Wöhler-Schule  (Realgymnasium). 

Am  12.  Juni  1862  gründete  die  Polytechnische  Gesellschaft,  die  in  Frankfurt  a.  M. 
bereits  seit  längerer  Zeit  eine  Gewerbeschule  unterhielt,  eine  Handelsschule  mit  Lehr- 
lingsabteilungen. Die  letzteren  wurden  1865  wieder  aufgehoben.  Die  Handelsschule 
erhielt  1868  die  Berechtigung  zur  Ausstellung  von  Zeugnissen  über  die  wissenschaft- 
liche Befähigung  für  den  einjährig -freiwilligen  Militärdienst.  Ostern  1870  errichtete 
die  Gesellschaft  in  der  Absicht,  der  Handelsschule  und  der  Gewerbeschule  durch  einen 
gemeinsamen  Unterbau  den  Zugang  gleichmäfsig  vorbereiteter  und  nicht  zu  alter  Schüler 
zu  sichern,  gleichzeitig  aber  auch  für  die  westlichen  Teile  der  Stadt  eine  hier  noch 
fehlende  höhere  Lehranstalt  zu  schaffen,  eine  Realschule  erster  Ordnung,  die  Wöhler- 
Schule.  Am  1.  April  1876  gingen  sämtliche  Schulen  der  Gesellschaft  mit  ihren  Grund- 
stücken durch  Kauf  an  die  Stadtgemeinde  über.  Bald  darauf  wurde  die  Gewerbeschule 
von  der  Wöhler-Schule  abgetrennt  und  mit  der  neugegründeten  Klinger-Schule  zu  einer 
Realschule  zweiter  Ordnung  vereinigt.  Michaelis  1877  waren  die  Realklassen  der  Wöhler- 
Schule  bis  zur  0  II  angewachsen.  Diese  wurde  nunmehr  nach  dem  Plane  einer  Real- 
schule erster  Ordnung  weitergeführt,  während  die  Handelsklassen  mit  höher  gesteckten 
Lehrzielen  als  Nebenabteilungen  zur  0  II  und  I  in  der  Weise  hinzutraten,  dafs  in  den 
gleichen  Fächern  der  Unterricht  gemeinsam  erteilt  werden  konnte.  Ostern  1898  wurden 
indessen  die  Handelsklassen  von  den  Realgymnasialklassen  vollständig  getrennt;  sie 
bilden  nunmehr  eine  besondere.  Abteilung  der  Anstalt,  und  der  Eintritt  setzt  die  Reife 
für  0 II  voraus.  Bis  Ostern  1892  war  die  Wöhler-Schule  eine  Doppelanstalt  mit  Wechsel- 
abteilungen. In  diesem  Zeitpunkte  wurde  mit  der  Aufhebung  der  Michaelisabteiluuffen 
begonnen;  die  aufgehobenen  Abteilungen  wurden  durch  Klassen  ersetzt,  die  nach  dem 
Lehrplane  eines  Reformrealgymnasiums  arbeiten.  Diese  Einrichtung  ist  Ostern  1901 
mit  der  ersten  Reifeprüfung  zum  Abschlüsse  gekommen.  Eine  im  Herbst  1872  ein- 
gerichtete besondere  Klasse  für  Ausländer,  die  des  Deutschen  noch  nicht  mächtig  sind, 
ist  1895  eingegangen.  Mit  Rücksicht  auf  den  Umfang  der  Anstalt  ist  dem  Direktor  seit 
1899  ein  Direktionsgehilfe  beigegeben.  Die  Vorschule  besteht  seit  1870.  Grö&te  Schüler- 
zahl (885  einschlieMich  Vorschule)  im  Sommer  1875,  kleinste  (580)  im  Winter  1880/81. 

Direktor:  Dr.  Otto  lAermann  seit  Michaelis  1901,  vorher:  Dr.  JMus  Ziehen 
1896 — 1901,  jetzt  Oberstudiendirektor  an  der  Kgl.  Hauptkadettenanstalt  in  Berlin, 
Dr.  ArOiwr  Kortegam  1880—97,  Friedrich  Kreyfsig  1871—79.  Direktion sgehilfe:  Prof.  Marx. 

9  Klassen  mit  dem  gewöhnlichen,  9  Klassen  mit  dem  Frankfurter  Lehrplane, 
8  Klassen  der  Handelsabteüung,  6  Vorschulklassen;  26  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche 
Hilfsl.,  2  technische  Lehrer,  6  Elementarl. ;  3  Lehrer  sind  katholisch,  2  jüdisch,  der 
Direktor  und  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Auch  für  den  Religionsunterricht  der 
katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulhaus  (GuioUetstra&e  66)  ist  in  der  Jahren  1879 — 81  erbaut  worden; 
es  ist  mit  499 100  Ws..  gegen  Feuersgefahr  versichert.  Grundstückswert  237  500  Mk. 
Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  8961  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen  Ver- 
waltungsbehörde u.  s.  w.  s.  oben  S.  533.  Schulgeld  150  Mk.,  in  oen  Handelsklassen  für 
Schüler,  deren  Eltern  nicht  in  Frankfurt  wohnen,  350  Mk.  Gesamtausgabe  194025  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  93725  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 
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Kllngrer-Schule  (Oberrealschule)  (11,  486.    III,  291). 

Die  Anstalt  ist  aus  der  ehemaligen  höheren  Bürgerschule  entstanden,  die  zum 
Andenken  an  ihren  Wohlthäter  Sim,  Moritz  v.  Bethmann  1876  den  Namen  Bethmann- 
Schule  erhalten  hatte.  Diese  verlor  Ostern  1877  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Ab- 
gangsprüfungen und  damit  die  Militärberechtigung.  Dafür  wurde  aber  den  Eltern  der 
Schüler  ihrer  Knabenabteilung  eröffnet,  dafe  diese  in  der  neu  zu  errichtenden  Klinger- 
Schule  Aufnahme  finden  würden.  So  konnte  die  Klinger- Schule  Ostern  1877  mit 
19  Klassen  und  717  Schülern,  von  denen  über  500  von  der  Bethmann-Schule  ent- 
stammten, in  dem  für  ihre  Zwecke  eingerichteten  früheren  Waisenhause  als  lateinlose 
paritätische  Realschule  zweiter  Ordnung  eröffnet  werden.  Die  Mehrzahl  der  Lehrer  von 
der  Knabenabteilung  der  Bethmann-Schule  ging  an  die  Klinger-Schule  über,  und  die 
Bethmann-Schule  wurde  eine  evangelisch-lutherische  gehobene  Bürgerschule  fär  Knaben 
und  Mädchen.  Die  höhere  Gewerbeschule,  die  bei  Gründung  der  £[linger-Schule  an 
diese  übergegangen  war  Tvgl.  den  vorigen  Artikel),  wurde  im  Herbst  1878,  nachdem  die 
Schüler  der  Oberklasse  aie  Reifeprüfung  bestanden  hatten,  vollständig  aufgelöst.  Nach 
Einführung  der  neuen  Lehrpläne  von  1ö82  begann  die  Erweiterung  der  Kiinger- Schule 
in  eine  Oberrealschule;  als  solche  wurde  die  Anstalt  am  26.  Juni  1884  anerkannt. 
Infolge  der  grofsen  Ausdehnung  der  Schule  ist  dem  Direktor  seit  dem  Jahre  1894  ein 
Direktionsgehilfe  beigeordnet  Seit  Ostern  1892  ist  mit  der  Oberrealschule  eine  Seminar- 
anstalt verbunden. 

Direktor:  Dr.  Paul  Bode  seit  Herbst  1901,  vorher:  Dr.  Morite  Simon  1889—1901, 
Dr.  SchuUze  1880—89,  Dr.  Rudolf  Jäger  1877—80.  Direktionsgehilfe :  Professor  Dr.  Söfler 
seit  Januar  1896,  vorher:  Professor  Dr.  Weiffenbach  1895 — 96,  Professor  Dr.  Lorey  1894. 
(Rektoren  der  höheren  Bürgerschule  waren:  Dr.  PcUdamus  1857 — 73,  ordentl.  Lehrer 
Dr.  Scholderer,  provisorisch  bis  1876,  von  da  ab  Bohert  Jäger.) 

16  Klassen  und  6  Vorschulklassen;  20  Oberlehrer,  2  technische  Lehrer,  7  Elementarl.; 
5  Lehrer  sind  katholisch,  der  Direktor  und  die  übrigen  Lehrer  evangelisch. 

Die  Schule  war  früher  in  dem  Gebäude  des  Waisenhauses,  Seilerstra&e  81,  unter- 
gebracht, wurde  aber  im  Sommer  1901  nach  dem  zu  diesem  Zwecke  teilweise  um- 
gebauten und  erweiterten  bisherigen  Gebäude  der  Musterschule,  Hermesweg  84,  verlegt. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  1950,  die  Schüler- 
bibliothek 477  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Schulgeld  100  Mk.  Wesen 
der  örtlichen  Verwaltungsbehörde  u.  s.  w.  s.  oben  S.  583.  Gesamtausgabe  163955  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  87655  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Adlerflycht-Schule  (Realschule). 

Wie  die  Gründung  der  Klinger -Schule,  so  steht  auch  diejenige  der  Adlerflycht- 
Schule  mit  der  Entwickelung  der  aus  der  höheren  Bürgerschule  hervorgegangenen 
Bethmann-Schule  in  engem  Zusammenhang  (vgl.  oben  den  Artikel  „Klinger- Schule"). 
Die  Adlerflycht-Schule  erhielt  ihren  Namen  davon,  dafs  an  der  Stelle,  wo  ihr  Schul- 

Sebäude  errichtet  war,  der  Hof  des  Frankfurter  Patriziergeschlechtes  derer  von  Adler- 
ycht,  einer  aus  Schweden  eingewanderten  Familie,  gestanden  hat  Ihr  Aufbau  begann 
Ostern  1876  mit  der  Errichtung  der  letzten  Yorschulklasse,  und  im  Herbst  1884^  er- 
hielten die  ersten  Schüler  der  Anstalt  das  Zeugnis  über  die  wissenschaftliche  Be- 
föhigung  für  den  eixgährig-freiwilligen  Militärdienst  Die  VI  und  die  Y  waren  vorüber- 
gehend dreifach  besetzt  Durch  die  Gründung  der  Realschule  in  Sachsenhausen  ist 
die  Anstalt  wesentlich  entlastet  worden. 

Direktor:  Dr.  Oskar  Winneberger  seit  Ostern  1902,  vorher:  Dr.  Paul  Bode  1896 
bis  Michaelis  1901,  Dr.  E.  Scholäerer  von  der  Gründung  der  Anstalt  bis  1896. 

12  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  14  Oberlehrer,  5  technische  und  Elementarl., 
alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen 
Schüler  ist  gleichfalls  gesorgt. 

Das  in  den  Jahren  1874 — 76  errichtete  Schulgebäude  (Adlerflychtstralse  24)  steht 
mit  einem  Werte  von  666875  Mk.  zu  Buch.  Von  der  Adlerflycht-Schule  wurde  es  erst 
im  Herbst  1881  bezogen,  bis  dahin  wurde  es  von  der  Wöhler- Schule  benutzt;  die 
Adlerflycht-Schule  muls  es  mit  der  Humboldt- Schule  (höheren  Mädchenschule)  teilen. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  einzelne  Arten  von  Turnübungen  können  auch  auf 
dem  Schnlhofe  stattfinden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  ungefähr  1500  Bände. 

Seit  1897  wird  wahlfreier  Handfertigkeitsunterricht  (Pappen  und  Schnitzen)  erteilt 
Die  reichen  naturwissenschaftlichen  Sammlungen  sind  bemerkenswert;  ein  botanischer 
Garten  von  2  Ar  leistet  beim  Unterrichte  gro&e  Dienste. 
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Die  Schale  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wesen  der  örtlichen  Ver- 
waltungsbehörde u.  8.  w.  8.  oben  S.  533.  Gesamtausgabe  121 100  Mk. ,  Zuschuß  der 
SUdt  64800  Mk.    Schulgeld  100  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Lieblg-Bealschule* 

Die  Schule  wurde  im  Jahre  1855  in  dem  Gebiete  der  Stadt  Bockenheim  auf  An- 
ordnung der  Kurfürstlich  Hessischen  Re$[ierung  zu  Hanau  im  Widerspruche  mit  der 
Yertretunf^  der  Stadt  gesnilndet  Sie  erhielt  den  Namen  „Höhere  Bürgerschule"  und 
umfa&te  m  der  ersten  Zeit  eine  Knaben-  und  eine  M&dchenabteilung.  Ostern  1877 
wurde  die  letztere  abgetrennt,  und  am  3.  Mai  1879  wurde  erstere  als  Realschule  zweiter 
Ordnung  anerkannt;  später  als  Realschule.  Bei  der  Vereinigung  Bockenheims  mit  Frank- 
furt a.  M.  ging  die  Unterhaltungspflicht  auf  diese  letztere  Stadt  über.  Die  Anstalt 
erhielt  nunmehr  die  Benennung  „Liebig-Realschule".  Die  Vorschule  besteht  seit  der 
Gründung  der  Anstalt 

Direktor:  Franz  Dörr  seit  1.  Oktober  1894,  yorher:  Max  Walter  1890—94, 
QiMiav  Wiegahd  1875—89. 

8  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  8  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl., 
5  technische  und  £lementarl.;  2  Lehrer  sind  katholisch,  der  Direktor  und  die  übrigen 
Lehrer  eyangelisch.  Auch  für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen 
Schüler  ist  gesorgt. 

Das  Schulhaus  (Bockenheim,  Falkstra&e  71),  das  die  Anstalt  gemeinsam  mit  der 
Viktoria-Schule  (höheren  Mädchenschule)  benutzt,  ist  1876/77  mit  einem  Kostenaufwande 
von  450000  Mk.  errichtet  worden.  Auch  die  Turnhalle  dient  den  Zwecken  beider 
Schulen;  auf  dem  Schulhofe  sind  ebenfalls  Turngeräte  aufgestellt.  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  2930  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtsemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen  Ver- 
waltungsbehörde u.  8.  w.  s.  oben  S.  53d.  Gesamtausgabe  79270  II&.,  Zuschuß  der  Stadt 
48970  Mk.    Schulgeld  100  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Realschule  der  israelitischen  Gemeinde  (Philanthropin). 

(II,  488.    UI,  292.) 

Dr.  M.  HefSj  Die  Bürger-  und  Realschule  der  israelitischen  Gemeinde,  Frank- 
furt a.  M.  1857.  —  Dr.  H.  Baerwald,  Das  Philanthropin,  Progr.  1869  und  75. 

Am  1.  Januar  1804  trat  Sigm.  Geisetiheimer  mit  einigen  Freunden  zusammen,  um 
für  arme  jüdische  Kinder  ein  „Philanthropin"  zu  gründen.  Die  Geldmittel  wurden  aurch 
freiwillige  Beiträge  aufgebracht  Die  in  die  Anstalt  aufgenommenen  Kinder  wurden  in 
dieser  zunächst  nur  im  Hebräischen  unterrichtet,  im  übrigen  der  soeben  gegründeten 
Muster  schule  anvertraut.  Im  Jahre  1806  wurde  das  Philanthropin  als  eine  selbständige 
Schule  eröffnet;  der  Fürst-Primas  gewährte  ihm  sogleich  eine  regelmälsige  Beihilfe  aus 
Staatsmitteln  und  überwies  ihm  die  durch  das  Absterben  der  Nutznießer  freigewordenen 
Zinsen  mehrerer  bei  der  israelitischen  Gemeinde  bestehenden  Stiftungen.  Durch  das 
Organisationsdekret  für  das  gesamte  Unterrichtswesen  im  GroMerzogtum  Frankfurt 
vom  12.  Februar  1812  wurde  das  Philanthropin,  das  bereits  sechs  Knaben-  und  fünf 
Mädchenklassen  hatte,  als  eine  mit  einer  Volksschule  verbundene  „Bürger-  und  Real- 
schule" den  öffentlichen  Schulen  eingereiht.  Nach  der  Wiederherstellung  der  Selb- 
ständigkeit Frankfurts  geriet  es  in  bedrängte  Lage,  da  ihm  die  bisherigen  Zuschüsse 
aus  öffentlichen  Mitteln  und  Stiftungen  vorenthalten  wurden.  Erst  am  13.  Februar  1819 
wurden  ihm  die  obenerwähnten  Zinsen  der  milden  Stiftungen  rechtlich  zuerkannt,  und 
im  Jahre  1822  erhielt  es  eine  von  der  Kirchen-  und  Schulkommission  bestätigte  Schul- 
ordnung. Im  Jahre  1848  wurde  die  Unterhaltungspfiicht  der  Anstalt  von  der  israeli- 
tischen Gemeinde  übernommen.  Nach  der  preulsischen  Besitzergreifung  wurde  das 
Philanthropin  als  Realschule  zweiter  Ordnung  anerkannt  (25.  Juni  1867),  mit  der  Ein- 
schränkung, da&  christliche  Schüler  auf  ihm  keinerlei  Berechtigung  erwerben  können. 
Diese  Einschränkung  wurde  indessen  bereits  im  Jahre  1871  beseitigt.  Die  mit  der 
Realschule  verbundene  Volksschule  hat  nur  bis  1855  bestanden,  aber  erst  1889  ver- 
schwand die  Bezeichnung  „Volksschule^  aus  dem  Namen  der  Anstalt.  Die  für  den 
Elementarunterricht  bestimmten  Klassen  werden  seit  1878  unter  der  Bezeichnung  „Vor- 
schule" zusammengefaßt.  Ostern  1901  wurde  der  Realschule  ein  Fachkursus  in  den 
Handel 8 Wissenschaften  angegliedert.  Zur  Aufnahme  in  denselben  sind  diejenigen  Schüler 
bezw.  Schülerinnen  berechtigt,  welche  die  erste  Klasse  der  Realschule  bezw.  der  höheren 
Mädchenschule  ordnungsmä&ig  absolviert  haben.  Grö&te  Schülerzahl  (827  ausschliels- 
lich  Vorschule)  im  Jahre  1884;  seitdem  findet  eine  allmähliche  Abnahme  statt. 
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Direktor:  Dr.  Solo  Adler  seit  Ostern  1900,  vorher:  Dr.  Hermann  Baerwald 
1868-99. 

6  Klassen  nnd  8  Vorschulklassen;  13  Oberlehrer,  1  Religionsl.,  5  technische  und 
Elementar!.,  1  technischer  Hilfsl.;  2  Lehrer  sind  katholisch,  1  evangelisch,  der  Direktor 
und  die  übrigen  Lehrer  jüdisch.  Die  Mehrzahl  der  Lehrer  unterrichtet  zugleich  an 
der  mit  der  Anstalt  verbundenen  höheren  Mädchenschule. 

Im  Jahre  1882  wurde  ein  Nebengebäude  fertiggestellt,  das  den  Tumsaal,  die  Vor- 
schule und  die  Dienstwohnung  des  Direktors  enthielt  (Baukosten  81977  Mk.).  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  etwa  4000  Bände,  darunter  die  von  Frau  Jöh.  Bindskopf  1871 
vermachte  Sammlung  (1800  Bände)  und  zahlreiche  von  Frau  Dr.  Michael  Beis  geschenkte 
maüiematische  Werke. 

Stiftungen:  a)  Die  Creizenach-Stiftung,  Witwen-,  Waisen-  und  Hilfskasse,  nach 
dem  ehemaligen  Lehrer  der  Anstalt  Dr.  Cr.  benannt;  Statut  vom  8.  September  1843. 
Vermögen  218203  Mk.  Annexe  sind:  1)  Die  B.  H.  Goldschmidt- Stiftung,  1873  von 
B.  H,  G,  in  Paris  gegründet,  Vermögen  36000  Mk.;  2)  die  Perez  und  Auguste  Sabel- 
Stiftung,  1884  gegründet,  Bestand  5000  Mk.  b)  Die  Lotmarschen  Vermächtnisse  (1860), 
fär  Schulzwecke.  Bestand  10860  Mk.  c)  Die  Stiftung  des  Verlagsbuchhäudlers  Josef 
Bütten  (1878),  für  Lehrer  der  neueren  Sprachen  zu  einem  Ferienaufenthalte  im  Auslande 
und  für  alle  anderen  Lehrer  zum  Besucne  von  Wanderversammlungen  und  Ausstellungen. 
Bestond  10000  Mk.  d)  Die  Julius  May-Stiftung  (1890),  für  Schulzwecke  und  zu  Stipen- 
dien. Bestand  35000  Mk.  e)  Die  Bücherstiftung,  von  Michael  Josef  Speyer  mit 
1000  Gulden  gegründet,  zur  Beschaffung  von  Büchern  u.  s.  w.  für  arme  Schüler,  f)  Die 
Beer-Kannsche  Stiftung,  1736  mit  einem  Kamtal  von  30000  Gulden  gegründet;  die  Zinsen 
von  12000  Gulden  sind  zur  Gewährung  von  Freischule  zu  verwenden  (jetzt  12  Freistellen), 
g)  Die  Freiherr  A.  M.  v.  Rothschild-Stiftung,  1849  mit  einem  Kapital  von  5000  Gulden 
gegründet,  zu  drei  Freistellen,  h)  Jacques  Lauterbadh  in  Paris  vermachte  testamenta- 
risch 2000  Fr.  Rente  zur  Beschaffung  von  Schulgeld,  Büchern,  Kleidung  und,  wenn  er- 
forderlich, auch  Beköstigung  armer  Schüler,  i)  Die  Stiftung  des  Kaufmanns  Em,  P, 
Höchberg  (gestorben  1871),  zu  Freistellen  und  zur  Beschaffung  von  Schulbüchern.  Be- 
stand wOSO  Mk.  k)  Die  Leasing- Stiftung,  zur  Beschaffung  von  Schulgeld.  Bestand 
1900  Mk.  1)  Die  Samuel  Maassche  Stiftung,  zur  Bezahlung  rückständiger  Schulgelder. 
Bestand  5200  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  jüdischen  Gemeinde  unterhalten.  Die  Wahl  der  Lehrer 
erfolgt  durch  den  Gemeindevorstand.  Im  übrigen  ist  Orj^an  der  Gemeinde  in  Schul- 
angelegenheiten  der  Schulrat,  bestehend  aus  neun  Mitgliedern,  von  denen  drei  vom 
Gemeindevorstande,  zwei  vom  Gemeindeausschusse,  vier  von  der  Gemeinde  gewählt 
werden.  Gesamtausgabe  für  das  ganze  Philanthropin  (einschlieislich  Mädchenschule) 
147  107  Mk.,  Zuschuls  der  Gemeinde  88021  Mk.  Schulgeld  in  den  beiden  untersten 
Vorschulklassen  100  Mk.,  in  der  ersten  und  in  VI  125  Mk.,  in  den  übrigen  Realklassen 
150  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach 
§  9,  1  a— c.  Der  Direktor  erhält  Dienstwohnung.  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen 
der  Lehrer  erfolgt  zunächst  aus  den  Mitteln  der  Greizenach-Stütung  (s.  oben).  Die 
Witwe  erhält,  je  nach  der  Zahl  der  Kinder,  1200,  1500  oder  1800  Mk..,  mindestens  aber 
so  viel,  wie  den  Witwen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  nach  Ma&gabe  des  Staats- 
gesetzes vom  20.  Mai  1882  gewährt  wurde. 

Realschule  der  israelitischen  Beliflrionsgresellschaft  (II,  490.    III,  292). 

Dr.  Mendel  Hirsch,  Die  ünterrichtsanstalt  der  israelitischen  Religionsgesellschaft, 
in  der  Zeitschrift  Jeschurun,  Jahrgang  V,  VI,  VII,  Frankfurt  a.  M.  1859—61.  —  Derselbe, 
Samson  Baphael  Hirsch  und  die  israelitische  Religionsgesellschaft,  Mainz  1897. 

Die  Anstalt  ist  von  Anhängern  des  gesetzestreuen  Judentums  im  Gegensätze  zu 
der  im  vorigen  Artikel  behandelten  gegründet  worden.  Sie  wurde  am  1.  April  1858 
zunächst  mit  vier  Klassen  eröffnet;  in  den  drei  untersten  Klassen  wurden  Mädchen  und 
Knaben  gemeinschaftlich  unterrichtet  Diese  Vereinigung  wurde  jedoch  bald  aufgehoben, 
die  Klassenzahl  wurde  vermehrt,  und  bei  der  preußischen  Besitzergreifung  hatte  die 
Anstalt  sieben  Klassen,  von  denen  die  II  in  zwei  Klassen  mit  je  eii^änrigem  Lehrgange 

Seteilt  war,  drei  Vorschulklassen  und  neun  Mädchenklassen  nebst  einer  Selekta  für 
lädchen.  Am  ^.  Juni  1867  wurde  die  Knabenabteilung  unter  die  Realschulen  zweiter 
Ordnung  aufgenommen.  Mit  Beginn  des  Schuljahres  1892/93  wurde  sie  als  Realschule 
im  Sinne  der  neuen  Lehrpläne  eingerichtet. 

Direktor:  Dr.  G.  Lange  seit  Ostern  1901,  vorher:  Dr.  Mendel  Hirsch  1877—1900, 
Samson  Bajf^iad  Hirsch  seit  Gründung  der  Anstalt 
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6  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  9  Oberldirer,  6  technische  und  Elementarl. 
(zugleich  für  die  Mädchenschule);  1  Lehrer  ist  katholisch,  8  sind  evangelisch,  der 
Direktor  und  die  übrigen  Lehrer  jüdisch. 

Das  jetzige,  am  Tiergarten  52  gelegene  Schulhaus  wurde  im  Januar  1882  bezogen ; 
der  Bauplatz  kostete  112000  Mk.,  der  Bau  324000  Mk.,  die  innere  Einrichtung  50000  Mk. 
Zu  den  Kosten  trugen  Freiherr  und  Freifrau  TT.  C.  v.  BothschUd  300  000  Mk.  bei.  Turn- 
halle und  Spielplatz  sind  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  670  Bände. 

Stiftungen:  a)  Pensionsfonds  von  138000  Mk.,  Witwen-  und  Waisenkasse  von 
146000  Mk.,  beide  durch  freiwillige  Gaben  entstanden,  b)  Der  Freischülerfonds.  Be- 
stand 186  000  Mk.  Gegenwärtig  werden  jährlich  5000  Mk.  für  den  Stiftungszweck  ver- 
wendet c)  Ein  unangreifbarer  Schulfonds,  vom  Freiherm  TT.  C  v.  RoihschM  gegründet. 
114  000  Mk.  d)  Die  Selig  und  Glementine  Goldschmidt-Stiftung,  zu  demselben  Zwecke. 
Bestand  25000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  israelitischen  Reliffionsgesellschaft  unterhalten;  Organ 
derselben  ist  der  Vorstand  und  für  Schulangelegenneiten  insbesondere  eine  von  diesem 
bestellte  Yerwaltungskommission,  „der  Schulrat**.  Die  Lehrer  werden  auf  Vorschlag  des 
Direktors  vom  „Schulrat^  gewählt.  Gesamtausgaben  106800  Mk.,  Zuschuls  der  Religions- 
ffesellschaft  13400  Mk.  Schulgeld  für  die  beiden  untersten  Vorschulklassen  130  Mk., 
rar  die  erste,  VI  und  V  160  Mk.,  für  die  übrigen  Realklassen  190  Mk.  Besoldungen 
nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  9,  1  a— c.  Die  Für- 
sorge für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  erfolgt  nach  Mafsgabe  des  Staatsgesetzes  vom 
20.  Mai  1882  (vgl.  oben  unter  Stiftungen  a). 

Selektenschule  (Realschule  ohne  II,  mit  Progymnasialabteilungen)  (II,  487,  III,  291). 

Denkschrift  der  katholischen  Gemeinde  der  freien  Stadt  Frankfurt  an  die  deutsche 
Bundesversammlung,  die  verfassungsmälsig  anzuordnenden  und  sicherzustellenden  Ver- 
hältnisse der  katholischen  Gemeinde  betreffend,  Frankfurt  a.  M.  1817.  —  Denkschriften 
ähnlichen  Inhalts  von  1828,  30  und  44.  —  Wedewer,  Zur  Geschichte  der  Selektenschule, 
Progr.  1868. 

Das  1790- vom  Kurfürsten  von  Mainz  Friedrich  C,v.  Erthel  ffegründete  Gymnasium, 
das  sogenannte  Fridericianum,  wurde  1810  mit  dem  alten  lutherischen  Ratsgymnasium  zu 
einer  paritätischen  Anstalt  vereinigt  (vgl.  oben  S.  585)  und  nach  Vernichtung  der  Napo- 
leonischen Herrschaft  nicht  wiederhergestetlt  Die  Katholiken  hatten  als  eigene  Schule 
nur  die  Bürgerschule  am  Dom.  Mit  dieser  verband  die  Gemeinde  zunächst  eine  Selekta, 
in  welche  vorzugsweise  die  Kinder  der  Honoratioren  aufgenommen  wurden.  Auf  dieser 
Gundlage  wurde  fort^ebaut,  und  1816  war  die  Selekta  bereits  zu  einer  Schule  von  drei 
Klassen  mit  je  zwe^ährigem  liChrgange  erwachsen.  Unterrichtsgegenstände  waren  die 
neueren  Sprachen  und  die  Realien;  daneben  diente  die  Schule,  indem  sie  die  Anfangs- 
gründe des  Lateinischen  in  ihren  Lehrplan  aufnahm,  der  Vorbereitung  für  das  Gym- 
nasium. 1868  bewilligte  die  Stadtgemeinde  die  Mittel  zur  Errichtung  neuer  Klassen; 
die  Anstalt  wurde  nunmehr  zu  einer  höheren  Bürgerschule  mit  Progymnasialabteilunffen 
umgestaltet  und  erhielt  am  24.  September  1870  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Ent- 
lassungsprüfungen. Die  Unterhaltungspflicht  war  mittlerweile  von  der  Stadtgemeinde 
übernommen  worden;  das  Eigentum  der  Gebäude  war  bei  der  katholischen  Kirchen- 
gemeinde verblieben.  Ostern  1883  wurden  je  zwei  der  bestehenden  Klassen  zusammen- 
gelegt, die  Sekunda  kam  in  Wegfall,  so  dals  seitdem  nur  vier  Klassen  mit  je  zwei- 
1  ährigem  Lehrgange  (einschlielslich  der  Vorschule  mit  dre^ährigem  Lehrgange)  bestehen. 
)er  Schulgottesdienst  wird  wöchentlich  zweimal  in  der  Liebfrauenkirche  abgehalten. 

Die  Stelle  des  Direktors  ist  seit  August  1881  (bis  dahin  Dr.  Becker  seit  1872)  un- 
besetzt.   Stellvertretender  Inspektor  ist  Professor  Dr.  Thormann. 

4  Klassen  (in  der  Realschule  5,  in  der  Vorschule  3  Jahreslehrgänge);  4  Oberlehrer, 
2  Elementarl.,  alle  katholisch. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  1600  Bände. 

Die  Anstalt  (Gebäude  im  Schärtergä&chen)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unter- 
halten. Wegen  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde  u.  s.  w.  siehe  oben  S.  533.  Gesamt- 
ausgabe 36  820  Mk.,  Zuschul^  der  Stadt  26  370  Mk.    Schulgeld  52  Mk. 

Saehsenhftuser  Bealschnle. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1901  mit  den  Klassen 
VI  bis  ni  und  3  Vorschulklassen  eröffnet  worden. 

Direktor:  WUhelm  Eduard  Zint  seit  Ostern  1901. 
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7  Klassen  (VI  und  Y  doppelt)  und  8  Yorschulklassen;  6  Oberlehrer,  2  technische 
und  Elementarl.,  2  Hilfsl.;  mit  einer  Ausnahme  alle  evangelisch.  Far  den  Religions- 
unterricht der  katholischen  Minderheit  ist  gesorgt. 

Die  Gesamtkosten  des  der  Anstalt  bereitgestellten  Gebäudes  (einschlielslich  Turn- 
halle und  Wohngebäude)  belaufen  sich  auf  581 891  Mk.  Auf  dem  Schulhofe  sind  einige 
Turngeräte  aufgestellt  und  Vorrichtungen  für  Sprungübungen  angebracht 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen  Ver- 
waltungsbehörde u.  s.  w.  s.  oben  S.  588  unter  ^Frankfurt".  Gesamtausgabe  56  080  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  84  780  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Hadamar. 

(Alt-Nassau.    2241  Einwohner.) 

Gymnasium  (U,  475.  m,  286). 

Historia  soc.  Jesu  Hadamariae  coepta  ab  a.  1680  (bis  1771).  Die  Schrift  befindet  sich 
als  Manuskript  im  Archiv  der  katholischen  Pfarrei  zu  Hadamar.  —  Kehrein^  Geschichte 
des  Gymnasiums  zu  Hadamar,  Progr.  1848.  —  M,  Meister <,  Zur  Geschichte  des  Gym- 
nasiums, Progr.  1869/70.  —  Dr.  Feters,  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Hadamar,  in  der 
Festschrift  zur  50jährigen  Jubelfeier,  Frankfurt  a.  M.  1894  (Enz  &  Rudolf). 

Johann  Ludwig,  Fürst  von  Nassau -Hadamar,  der  1629  von  der  reformierten  zur 
katholischen  Kirche  übergetreten  war  und  1680  die  Jesuiten  nach  Hadamar  berufen  hatte, 

gründete  für  diese  durch  Urkunde  vom  8.  Oktober  1652  ein  Kollegium,  mit  dem  ein 
ymnasium  verbunden  wurde.  Durch  Aufhebung  des  Ordens  im  Jahre  1778  wurde  der 
Unterricht  unterbrochen,  und  erst  am  6.  September  1792  konnte  er  auf  Grund  eines 
Erlasses  des  Prinzen  Wilhelm  von  Oranien  wieder  eröffnet  werden.  Bei  den  Ver- 
änderungen, die  der  neuen  Konstituierung  des  Herzogtums  Nassau  1816  folgten,  wurde 
die  Schule  zu  Hadamar  vom  Herzog  Wilhelm  von  Nassau- Weilburg  unter  die  Pädagogien 
des  Landes  (Progymnasien)  aufgenommen.  Die  Unterhaltung,  die  früher  durch  Zuwen- 
dung von  liegenden  Gütern,  Zehnten,  Grundzinsen  u.  s.  w.  sichergestellt  war,  wurde 
von  der  nassauischen  Regierung  übernommen.  Diese  verwendete  dazu  den  Central- 
Studienfonds,  dem  u.  a.  auch  die  Einkünfte  des  Hadamarschen  Jesuitenfonds  einverleibt 
worden  waren.  Durch  Edikt  des  Herzogs  Adolf  vom  22.  Juni  1844  wurde  das  Päd- 
agogium zu  einem  Gymnasium  erhoben  und  bestimmt,  dals  dieses  vorzugsweise  mit 
katholischen  Lehrern  besetzt  werden  solle.  Im  Jahre  1846  war  der  Aufbau  der  Anstalt 
mit  Eröffnung  der  Prima  vollendet.  Am  18.  August  1894  wurde  das  Fest  des  50jährigen 
Bestehens  des  Gymnasiums  gefeiert.  Grölste  ochülerzahl  (bis  zu  208)  in  den  Jahren 
1876—80,  kleinste  (140)  in  der  Zeit  von  1892—97.  Im  Jahre  1851  gründete  der  Bischof 
von  Limburg  für  katholische  Schüler  der  Anstalt  ein  Konvikt  (vgl.  hierüber  Wiese, 
V.  u.  G.,  2.  Aufl.,  Abteil.  I,  S.  292). 

Direktor:  Dr.  Simon  Feter  Widmann  seit  Ostern  1901,  vorher:  Dr.  Lorenz  Feters 
1874—1901,  Oberschulrat  Dr.  Wesener  1862—78.  Am  Gymnasium  wirkte  früher  u.  a.: 
Dr.  Haim  1847—49,  später  ord.  Professor  in  München,  gestorben  1882. 

8  Klassen;  9  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl.;  2  Oberlehrer  sind  evange- 
lisch, der  Direktor  und  die  übrigen  Lehrer  katholisch.  Die  evangelischen  Schüler  er- 
halten Religionsunterricht  in  vier  Abteilungen. 

*   Turnplatz  und  Turnhalle  sind  vorhanden;   ein  Neubau  der  letzteren  ist  in  Angriff 

5:enommen   worden.     Die   Lehrerbibliothek    enthält   6088  Bände,    darunter   wertvolle 
nkunabeln. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  62700  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschuls  20020  Mk.,  Zuschuß  aus  dem  Nassauischen  Gentral-Studienfonds  26000  Mk. 
Schulgeld  120  Mk.,  Eintrittsgeld  9  Mk.     Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Höchst  a.  M. 

(14 121  Einwohner.) 

Gymna^iuni  und  Bealprogymnasium  (Realschule). 

Die  Anstalt  ist  als  Ersatz  für  die  ehemalige  vierklassige  nassauische  Realschule 
Ostern  1884  als  höhere  Schule  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  worden.     Das  am 
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27.  Juli  1888  errichtete  Statut  wurde  am  4.  Februar  1889  genehmigt  Die  Gymnasial- 
abteilung der  ursprünglich  als  Realprogymnasium  (anerkannt  am  19.  Mai  1890)  mit 
parallelen  Gymnasialklassen  von  U III  an  angelesten  Schule  wurde  1898—1901  zu  einem 
VoUffymnasium  ausgestaltet,  Ostern  1898  wurde  die  Obersekunda,  Ostern  1899  die  Prima 
errichtet  Ostern  1898  begann  auch  die  Umwandlung  des  Reali)rogymnasiums  in  eine 
Realschule;  am  1.  April  1902  war  die  Entwickelung  der  letzteren  bis  zur  11  vorgeschritten. 
Das  Gymnasium  wurde  durch  Erlafe  des  Unterrichtsministers  vom  19.  Oktober  1900 
anerkannt    Die  Vorschule  besteht  seit  Ostern  1885. 

Direktor:  Dr.  Adolf  Lange  seit  22.  Mai  1899,  vorher:  Josef  MatfU  1890—99. 

14  Klassen  (8  Gymnasial-,  1  Realgymnasial-,  5  Realschulklassen)  und  3  Yorschul- 
klassen;  16  Oberlehrer,  4  technische  und  Elementarl.;  9  Lehrer  sind  katholisch,  der 
Direktor  und  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  An  der  Anstalt  wird  evanffelischer  und 
katholischer  Religionsunterricht  erteilt;  auch  für  den  Religionsunterricht  der  jüdischen 
Schüler  ist  Sorge  getragen. 

Das  im  Jahre  1890  erbaute  Schulhaus  (Luciusstralse  2)  ist  1899  erweitert  worden; 
Kosten  des  ersten  Baues  225000  Mk.,  des  Erweiterungsbaues  90000  Mk. 

Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa 
8000  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtffemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister  als  Vorsitzendem,  dem  Direktor 
und  fünf  Vertretern  der  Bürgerschaft,  von  denen  einer  akademische  Bildung  haben  mu6. 
Gesamtausgabe  92000  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  62050  Mk.  Schulgeld  im  Gymnasium 
120  Mk.,  in  der  II  des  Realgymnasiums  100  Mk.,  in  der  III  90  Mk.,  in  den  übrigen 
Realklassen  und  in  der  Vorschule  80  Mk.;  Auswärtige  haben  25®/o  Zuschlag  zu  zahlen. 


Homburgr  v.  d.  Höhe. 

(Hauptort  der  vormaligen  Landgrafschaft  Hessen-Homburg. 

12498  Einwohner.) 

Kaiserin  Friedrich-Gymnasium  und  Realschule  (II,  491.    III,  288). 

TT.  Goepd,  Entwickelungsgang  der  Realschule  zu  Homburg,  Progr.  1870.  —  Schuhe, 
Bericht  über  die  25jährige  Erinnerungsfeier  1890,  Progr.  1891  S.  18 if. 

Auf  Anregung  des  Gemeindevorstandes  wurde  im  März  1865  die  Gründung  einer 
höheren  Knabenschule  beschlossen.  Die  Anstalt  wurde  am  16.  Oktober  1865  als  Real- 
schule mit  Nebenunterricht  in  den  alten  Sprachen  eröffnet.  Nach  dem  Überlange  des 
Landes  an  Preulsen  wurde  sie  Realschule  zweiter  Ordnung,  die  Progvmnasialabteilung 
wurde  durch  eine  Sekunda  erweitert.  In  den  Jahren  1884—90  'wurde  die  Realschule 
allmählich  in  ein  Realprogymnasium  umgewandelt;  das  nunmehrige  „Realprogymnasium 

14.  Juli 
nebst  Progymnasium**  wurde  am  17.  Mai  1890  anerkannt  und  erhielt  unter  dem  f^r^Jj^gt 

1891  ein  Statut.  Aber  schon  vor  Errichtung  desselben  (Ostern  1891)  hatte  die  Um- 
gestaltung des  Realprogymnasiums  in  eine  RealschiAe  besonnen;  sie  kam  mit  der  An- 
erkennung der  Realschule  am  3.  April  1897  zum  Abscnluls.  Am  23.  Oktober  des- 
selben Jahres  wurde  die  Erweiterung  aes  Progymnasiums  zu  einem  Gymnasium  genehmigt, 
durch  Erlais  des  Unterrichtsministers  vom  27.  Dezember  1899  erhielt  sie  mit  der  staat- 
lichen Anerkennung  des  Gymnasiums  ihren  Abschlufs.  Durch  Allerhöchsten  Erlals  vom 
21.  Februar  19(X)  wurde  genehmigt,  daCs  die  Schule  den  Namen  .Kaiserin  Friedrich- 
Gymnasium*'  führe.  Die  Klassen  VI  und  V  der  gymnasialen  una  der  Realabteilung 
werden  mit  Ausnahme  der  fremden  Sprachen  gemeinschaftlich  unterrichtet  Die  bei 
der  Begründung  eingerichtete  Vorschule  wurde  Ostern  1897  aufgehoben.  Gröfste  Schüler- 
zahl (215)  im  Sommer  1901,  kleinste  (140)  im  Februar  1891. 

Direktor:  Dr.  Ernst  Schulze  seit  1888,  vorher:  Wilhelm  Goepel  1865-88. 

6  Realschulklassen,  8  Gymnasialklassen  (0  I  und  U  I  sind  vereinigt;  wegen  der  VI 
und  V  s.  oben);  12  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Auch 
für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  (je  drei  Ab- 
teilungen) ist  gesorgt. 

1897  wurde  ein  Anbau  errichtet,  in  dem  vier  Klassen,  der  Zeichensaal  und  die 
Bibliothek  untergebracht  sind  (Kosten  36600  Mk.);  1899  wurde  eine  Turnhalle  erbaut 
(Kosten  30000  Mk.,  außerdem  2000  Mk.  für  Geräte).  Im  Sommer  wird  der  Schulhof  als 
Turnplatz  benutzt;  außerdem  steht  ein  Teil  des  im  Walde  gelegenen  Exerzierplatzes 
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am  Sonnabendnachmittag  zum  Spielen  zur  Verfügung.     Die   Lehrerbibliothek  enthält 
1286  Werke  in  2538  Bänden. 

Zn  einer  Stipendienstiftung  ist  im  Jahre  1894  durch  Geschenke  der  Grundstock 
gebildet  worden.    Bestand  604  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  StadU^emeinde  unterhalten  (Königliches  Eompatronat). 
Ortliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister  als 
Vorsitzendem,  dem  Äönielichen  Kompatronatskommissarius  als  dessen  Stellvertreter,  dem 
Direktor  und  zwei  Stadtverordneten.  Gesamtausgabe  80428  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt 
44088  Mk.,  des  Staates  15450  Mk.  Schulgeld  für  Einheimische  in  den  oberen  Gym- 
nasialklassen  (II  u.  I)  120  Mk.,  sonst  100  Mk.,  Auswärtige  haben  in  allen  Klassen  120  Mk. 
zu  zahlen;  wenn  Brüder  die  Anstalt  besuchen,  so  verringert  sich  das  Schulgeld  für 
die  jüngeren  um  ein  Viertel.  Besoldungen  nach  dem  dritten  Nachtrage  zum  Normaletat, 
feste  Zulage  nach  §  2. 

Montabaur. 

(Früher  kurtrierisch.    8555  Einwohner.) 

Kaiser  Wilhelms-GymnaBium  (II,  477.    III,  287). 

Dr.  Bohert  Paehler,  1)  Zur  Geschichte  des  alten  Gymnasiums  zu  Montabaur;  2)  Die 
Gründung  des  Progymnasiums  und  seine  bisherige  Entwickelung,  Progr.  1870.  — 
Dr.  Josef  WaMe,  Die  ersten  25  Jahre  des  Kaiser  Wilhelms- Gymnasiums,  Progr.  1898. 

Die  am  Orte  seit  dem  16.  Jahrhundert  bestehende  höhere  Bürgerschule  entwickelte 
sich  im  18.  Jahrhundert  zu  einem  mit  einer  Normalschule  für  den  Volksschulunterricht 
verbundenen  Gymnasium.  Das  mehrfach  erwähnte  Edikt  vom  24.  März  1817  setzte  eine 
Realschule  an  seine  Stelle.  Diese  wurde  durch  Beschluß  der  Gemeindekörperschaften 
im  Herbst  1868  in  ein  Progymnasium  umgewandelt  Am  14.  August  1871  wurde  die 
Anstalt  als  Gymnasium  anerkannt  und  durch  Allerhöchsten  Erlais  vom  11.  Oktober 
desselben  Jahres  erhielt  sie  den  Ehrennamen  Kaiser  Wilhelms-Gvmnasium.  Ostern  1878 
wurde  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten.  Das  am  19.  Juni  1886  genehmigte  Statut  be- 
stimmt, dafe  die  Wahl  des  Direktors  und  der  Lehrer,  solanee  die  Zahl  der  katholischen 
Schüler  überwiegt,  vorzugsweise  auf  Angehörige  dieses  Bekenntnisses  fallen  soll.  Für 
Schüler  des  Gymnasiums  ist  am  1.  April  1866  vom  Bischöfe  von  Limburg  ein  bischöf- 
liches Konvikt  gegründet  Näheres  hierüber  bei  Wiese,  V.  u.  G.,  2.  Aufl.,  Abteil.  I, 
S.  293. 

Direktor:  Dr.  WMe  seit  Ostern  1896,  vorher:  Dr.  Wemeke  1874—96,  Dr.  Paehlfr 
1868—74,  jetzt  Geh.  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Gassei. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl. ;  1  Oberlehrer  ist  evangelisch, 
der  Direktor  und  die  übrigen  Lehrer  sind  katholisch.  Auch  für  den  Religionsunterricht 
der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  alte  Schulhaus  ist  in  den  Jahren  1895  und  96  mit  einem  Kostenaufwande  von 
45000  Mk.  erweitert  und  umgebaut  worden. 

Ein  Tum-  und  Spielplatz  ist  vorhanden ;  im  Winter  wird  die  Turnhalle  des  König- 
lichen Lehrerseminars  gegen  Miete  mitbenutzt.  Die  Bibliothek  enthält  4670  Bände, 
darunter  die  letztwillig  (1890)  zugewendete  Sammlung  (844  Bände)  des  Pfarrers  Dr.  F,  A. 
MiUh  zu  Dombach. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat). 
Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister, 
dem  Königlichen  Kompatronatskommissar,  dem  Direktor,  dem  katholischen  Pfarrer,  dem 
Reeens  des  Konvikts,  solange  dasselbe  mindestens  70  Zöglinge  hat.  Gesamtausgabe 
64878  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  12845  Mk.,  des  Staates  24^6)0  Mk.  Schulgeld  120  Mk. 
Besoldungen  nach  dem  Normaletat  und  seinen  Nachträgen. 

Wellburgr. 

(Alt-Nassau.    3722  Einwohner.) 

Gymnasium  (11,  472.  III,  285). 

Dr.  N,  G.  Eichhoff,  (beschichte  des  Herzofflich  Nassauischen  Landesgymnasiums, 
Weilburg  1840.  —  Derselbe,  Zur  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Weilburg  in  den  letzten 
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50  Jahren,  Progr.  1890.  —  Dr.  F.  ffeumach,  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Weilburir 
1540-1817,  Progr.  1898. 

Graf  Philipp  III  gründete  im  Jahre  1540  zur  Hebung  und  Kräftigung  der  Refor- 
mation die  „lateinische  Freischule**.  Die  Unterhaltung  wurde  durch  Schenkung  ver- 
schiedener üomanial- Grundstücke  sowie  durch  jährliche  Leistungen  von  Geld  und 
Früchten  sichergestellt  Die  ersten  Statuten  erhielt  die  Schule  1699.  1765  wurde  sie 
ein  Gymnasium  mit  zwei  Klassen  zu  je  vier  Unterabteilungen;  sie  stand  in  enger  Ver- 
bindung mit  der  Kirche,  da  ihre  Rektoren  und  Lehrer  abwechselnd  zu  predigen  hatten. 
1817  wurde  sie  paritätische  Centralanstalt  für  das  ganze  Herzogtum,  sie  war  jetzt  die 
einzige  Anstalt  desselben,  die  unmittelbar  zur  Universität  entließ.  Yorbereitungsanstalten 
waren  die  in  Wiesbaden,  Idstein,  Dillenburg  und  Hadamar  errichteten  Pädagogien  (Pro- 
gymnasien), in  denen  die  Schüler  in  der  Kegel  bis  zum  15.  Leben^ahre  blieben.  Da 
diese  Anstalten,  ebenso  wie  das  Gymnasium  in  Weilburg,  vier  Jahreskurse  hatten,  so 
betrug  der  ganze  gymnasiale  Lehrgang  damals  acht  Jahre.  Mit  dem  Jahre  1844,  in 
welchem  die  Schulen  in  Wiesbaden  und  Hadamar  zu  Gymnasien  erweitert  wurden, 
verlor  die  Weilburger  Schule  ihre  Stellung  als  Landescentralanstalt,  sie  erhielt  nun 
auch  die  unteren  Gjrmnasialklassen.  Die  Verbindung  mit  der  evangelischen  Pfarrkirche 
äufeert  sich  aufser  in  den  Schulkommunionen  nur  noch  darin,  dals  die  Schüler  einen 
um  den  anderen  Sonntag  unter  Leitung  eines  Lehrers  den  Gottesdienst  besuchen,  und 
dals  für  sie  besondere  Plätze  bereitstehen.  Am  14.  Augpast  1890  feierte  die  Anstalt  das 
Fest  ihres  350jährigen  Bestehens.  Seit  Herbst  1892  ist  mit  dem  Gymnasium  eine  Seminar- 
anstalt verbunden. 

Direktor:  Dr.  Siegmund  Paulus  seit  1.  Oktober  1892,  vorher:  Dr.  Emanuel 
Bernhardt  1875—92,  Oberschulrat  Dr.  H,  L,  Schmitt  1858—75. 

9  Klassen;  11  Oberlehrer,  1  Elementarl. ;  1  Oberlehrer  ist  katholisch,  der  Direktor 
und  die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch.  Auch  für  den  Religionsunterricht  der  katho- 
lischen und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Seit  1892  ist  eine  Turnhalle  vorhanden;  auch  ist  ein  geräumiger  Spielplatz  her- 
gestellt. Die  Badeanstalt  wurde  im  Sommer  1899  vom  Hochwasser  zerstört.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  ungefähr  20000  Bände,  darunter  fünf  alte  Handschriften  und  316 
Inkunabeln. 

Seit  dem  4.  März  1897  besteht  eine  „Stiftung  früherer  Schüler",  zur  Unterstützung 
von  Schülern  der  drei  oberen  Klassen.    Bestand  1250  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  73320  Mk.,  Bedürfnis- 
zuschu&  25640  Mk.,  Zuschuls  aus  dem  Nassauischen  Central-Studienfonds  23400  Mk. 
Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Llmbxirgr  a.  d.  Lahn. 

(Früher  kurtrierisch.    8465  Einwohner.) 

Bealprogymnasiuin  und  Progymnaslum  (Gymnasium  i.  £.)  (U,  474.    III,  286). 

Ein  kurzer  Überblick  Über  die  ältere  Geschichte  der  Schule  befindet  sich  in  dem 
gemeinsamen  Programm  der  Realschulen  von  Ems,  Diez  und  Limburg  von  1867. 

Im  Jahre  1846  wurde  am  Orte  mit  Genehmigung  der  Herzoglich  Nassauischen  Re- 
gierung eine  Realschule  mit  Parallelklassen  für  lateintreibende  Schüler  errichtet  Die 
Unterhaltungspfiicht  lag  der  Stadtgemeinde  ob,  der  Staat  stellte  später  einen  jährlichen 
Zuschuß  von  1300  Gulden  bereit.  Als  Nassau  an  Preufeen  übergegangen  war,  entschied 
man  sich  nach  einigem  Schwanken,  die  Anstalt  als  höhere  Bürgerschule  mit  gymnasialen 
Parallelklassen  auszugestalten;  im  Jahre  1867  wurde  für  sie  ein  Statut  errichtet.  Im 
Jahre  1869  war  der  Ausbau  der  Schule  vollendet,  und  am  24.  September  1870  wurde 
sie  als  berechtigte  höhere  Bürgerschule  anerkannt;  die  Anerkennung  der  Gymnasial- 
klassen als  Progymnasium  erfolgte  erst  im  Jahre  1889.  Ostern  1900  wurde  mit  der  Er- 
weiterung des  Progymnasiums  zu  einem  Gymnasium  begonnen,  Ostern  1901  die  Prima 
errichtet.    Die  Vorschule  besteht  seit  1871. 

Direktor:  Josef  Klau  seit  27.  April  1897,  vorher:  Peter  Haas  1868—96. 

3  gemeinschaftliche  Unterklassen  (VI,  V,  IV),  3  Realffymnasial-,  5  Gymnasialklassen 
und  eine  Vorschulklasse;  10  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche  Hilfsl.,  1  Zeichenl.  (zugleich 
Vorschnllehrer),  1  Elementarl.;  5  Lehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen  (einschl.  des 
Direktors)  katholisch. 

Im  Jahre  1894  erhielt  das  Schulhaas  einen  Anbau  mit  sechs  Klassenräumen,  die 
Kosten  betrugen  27  000  Mk.;   ein  Neubau  für  die  Anstalt  ist  geplant 

Wiese,  Selinlwesen.    IV.  35 
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Ein  Turnplatz  ist  vorhanden;  die  Anstalt  hat  sich  die  Mitbenutzung  der  städtischen 
Turnhalle  gesichert.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  1383  Werke. 

Stiftungen:  a)  Der  Dr.jur.  Carl  Trombetta  vermachte  der  Anstalt  im  Jahre  1871 
ein  Kapital  von  10000  Gulden  zur  Verwendung  für  die  allgemeinen  Bedürfnisse  der  Schule. 
Bestand  17  575  Mk.  -  b^  Antonie  WcUter  und  Katharina  Lehnard  begründeten  1883  die 
.Bathe-Müller-Stiftung^  mit  einem  Kapital  von  8000  Mk.,  die  Zinsen  sind  zur  Zahlnne 
des  Schulgeldes  für  einen  unbemittelten  katholischen  Schüler  zu  verwenden.  Bestand 
3840  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat). 
Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister  als 
Vorsitzendem,  dem  Landrate  als  Königlichem  Kompatronatskommissar,  dem  Direktor 
und  vier  bis  fünf  vom  Magistrat  gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  52695  Mk^ 
Zuschuß  der  Stadt  17 185  Mk.,  des  Staates  16  200  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vor- 
schule 72  Mk.    Besoldungen  nach  dem  Normaletat  und  seinen  Nachträgen. 

Biedenkopf. 

(Hessisches  Hinterland.    2858  Einwohner.) 

BeaIprogyinna>siain  (lU,  288). 

Im  Jahre  1846  wurde  unter  Gro&herzoglich  Hessischer  Herrschaft  am  Orte  eine  Real- 
schule gegründet  und  mit  ihr  eine  Selektenschule  für  10— 14jährige  Mädchen  verbanden. 
Sie  hing  mit  der  Elementarschule  insofern  zusammen,  als  an  ihr  auch  deren  Lehrer  in 
mehreren  Gegenständen  unterrichteten.  Die  akademisch  gebildeten  Lehrer  unterrichteten 
allerdings  ausschliefslich  an  der  höheren  Schule  und  wurden  von  der  Staatsregierung 
bestellt.  Im  Jahre  1855  wurde  die  Selektenschule  abgetrennt  und  zu  einer  selbständigen 
höheren  Mädchenschule  entwickelt  Im  Juli  1870  trat  die  Anstalt,  die  bis  dahin  seit 
der  nreuCsischen  Besitzergreifung  der  Bezirksregierung  unterstellt  war,  als  höhere  Bürger- 
schule in  den  Aufsichtsbereich  des  Provinzialschulkollegiums  über,  am  15.  April  1874 
erhielt  sie  die  Befugnis  zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen,  und  am  80.  Dezember 
1879  wurde  sie  in  Bezug  auf  ihre  Berechtigungen  den  entsprechenden  Klassen  der 
Realschulen  erster  Ordnune  gleichgestellt.  Im  Jahre  1875  war  die  Verpflichtung  des 
Staates  zur  Unterhaltung  der  Schule  endgültig  anerkannt  worden;  die  Gemeinde  hatte 
bereits  1872  die  Zahlung  eines  festen  Zuschusses  und  die  Errichtung  eines  Gebäudes 
übernommen.    Grö&te  Schülerzahl  (108)  im  Jahre  1886/87,  kleinste  (57)  im  Februar  1875. 

Direktor:  Julius  Esau  seit  8.  Mai  1898,  vorher:  Dr.  Adolf  Gruno  1878—98, 
C.  E.  Vogt  1871—78. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  1  Elementarl.;  1  Lehrer  ist  katholisch,  der  Direktor  und 
die  übrigen  Lehrer  sind  evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  1879—81  mit  einem  Kostenaufwande  von  40000  Mk.  er- 
richtet und  am  18.  Oktober  1881  eingeweiht  worden. 

Eine  Turnhalle  wird  von  der  Schule  mitbenutzt;  die  Stadtgemeinde  stellt  einen 
Spielplatz  bereit.    Die  Lehrerbibliothek  zählt  2229  Bände. 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  Das  Kuratorium  ist  im  Jahre  1882  auf- 
gelöst worden.  Gesamtausgabe  82  515  Mk.,  Zuschuls  des  Staates  28605  Mk.,  der  Stadt 
9000  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 

Oberlahnsteln. 

(Früher  kurmainzisch.    7969  Einwohner.) 

BealproeryinnaBiiuii  mit  Progrsnainasinin  (Gymnasium  i.  E.)  (III,  816). 

Abt,  Notizen  über  Entstehung  und  Einrichtung  der  Schule,  Progr.  1874.  —  ScMaadt, 
Bericht  über  den  Ausbau  der  Schule,  Progr.  1900  und  1901. 

Eine  im  Jahre  1870  gegründete  Privatschule  wurde  von  der  Stadtgemeinde  über- 
nommen und  am  15.  Oktober  1878  als  eine  in  der  Entwickelung  begriffene  höhere 
Bürgerschule  mit  101  Schülern  in  vier  Klassen  eröffnet.  Das  am  15.  August  1874  er- 
richtete Statut  wurde  am  24.  August  desselben  Jahres  genehmigt.  Durch  Erlals 
des  Unterrichtsmini Bters  vom  26.  September  1878  wurde  die  Anstalt  den  Realschulen 
erster  Ordnung  in  den  entsprechenden  Klassen  gleichgestellt.  Die  Gewährung  des  ersten 
staatlichen  Zuschusses  begründete  im  Jahre  1884  ein  Königliches  Kompatronat.    Ostern 
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1899  wurde  versuchsweise  mit  der  Errichtung  gymnasialer  Nebenabteilungen  begonnen ; 
durch  Erlais  des  Unterrichtsministers  vom  14.  Januar  1901  wurde  deren  Ausgestaltung 
zu  einem  Progymnasium  genehmigt.  Am  4.  Februar  1902  wurde  die  Genehmigung  der 
Yervollständigung  derselben  zum  Gymnasium  erteilt,  Ostern  d.  J.  die  0  II  errichtet. 

Direktor:  Wilhelm  Schlaadt  seit  1.  April  1899,  Torher:  Dr.  S.  Widmann  1885—99, 
Dr.  B.  Wirsei  1875—85,  A,  Abt  1873—75,  später  Domkapitular  in  Limburg,  gest.  1895. 

10  Klassen  (3  des  gemeinsamen  Unterbaues,  3  des  Realprogymnasiums  und  4  des 
Gymnasiums);  6  Oberlehrer,  3  wissenschaftliche  Hilfsl.,  1  Elementarl.;  3  Lehrer  sind 
evangelisch,  der  Direktor  und  die  übrigen  Lehrer  katholisch.  Auch  für  den  Religions- 
unterricht der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  in  den  Jahren  1896  und  97  erbaute  neue  Schulhaus  wurde  am  2.  Oktober  1897 
«ingeweiht  Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält 
2200  Bände. 

Bei  der  Einweihung  des  neuen  Schulgebäudes  stifteten  frühere  Schüler  868  Mk. 
als  Grundstock  zu  einem  Prämienfonds.    Bestand  jetzt  etwa  1000  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat). 
Oitliche  Yerwaltu^behörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister, 
dem  Königlichen  Kompatronatskommissar,  dem  Direktor  und  vier  vom  Gemeinderate 
gewählten  Mitgliedern,  von  denen  eins  akademische  Bildung  haben  muls.    Gesamtaus- 

fabe  39  200  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  14  620  Mk.,  des  Staates  12  450  Mk.    Schulgeld  für 
1  und  V  80  Mk.,  für  IV  90  Mk.,  für  ü  III  100  Mk.,  für  0  lU  und  U  II  120  Mk.;  aus- 
wärtige Schüler  (ausschl.  Niederlahnstein  und  Braubach)  zahlen  30  Mk.  mehr. 


Biebrioh. 

(Alt-Nassau.    15048  Einwohner.) 

Bealschule  (II,  470.  III,  284.) 
S.  Pfeiffer,  Kurze  Geschichte  der  erstsn  25  Jahre  der  Anstalt,  Progr.  1873. 

In  dem  ehemaligen  Flecken  Biebrich-Mosbach  (seit  1893  Stadt  Biebrlch)  wurde 
am  14.  Mai  1847  eine  nassauische  Realschule  mit  drei  Knaben-  und  zwei  Mädchen- 
klassen eröffnet.  1849  wurden  die  Knaben-  und  Mädchenklassen  vereinigt,  getrennter 
Unterricht  fand  nur  in  der  Mathematik  statt  Nach  der  preulsischen  Besitzergreifung 
beschlofs  der  Gemeinderat,  die  Schule  unter  Abtrennung  der  Mädchenklassen  zu  einer 
höheren  Bürgerschule  auszugestalten.  Demgemäß  trat  diese  am  1.  September  1868  in  den 
Aufsichtsbereich  des  Provinzialschulkollegiums  über;  Ostern  1871  wurde  die  erste  Ab- 
gangsprüfung abgehalten,  am  20.  Mai  desselben  Jahres  wurden  der  Schule  die  daran 
geknüpften  Berechtigungen  und  am  12.  September  1879  die  erweiterten  Berechtigungen 
erteilt.  Statut  vom  28.  April  1876.  In  den  Jahren  1893—99  wurde  die  Anstalt  m  eine 
lateinlose  Realschule  umgewandelt  Seit  Ostern  1897  sind  mit  den  Klassen  VI  bis  IV 
cjanasiale  Nebenabteilungen  verbunden.  Die  Vorschule  besteht  seit  1876.  Grö&te 
Schülerzahl  (187  einschl.  Vorschnle)  im  Jahre  1895/96,  kleinste  (123)  im  Jahre  1881/82. 

Direktor:  Ludmg  Siritter  seit  I.Februar  1889  (1887—89  kommissarisch),  vorher: 
Dr.  Heinrich  Schäfer  1866--87. 

6  Realklassen,  3  gymnasiale  Parallelklassen  und  3  Vorschulklassen;  5  Oberlehrer* 
1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  3  Elementar-  und  technische  Lehrer;  1  Lehrer  ist  katholisch, 
die  übrigen  sind  evangelisch.  Der  Direktor  mufs  nach  dem  Statut  evangelisch  sein. 
Auch  für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt 

Im  Jahre  1887  wurde  das  Schulhaus  (Schulstrafee  6)  durch  einen  Anbau  versrö&ert 
(Kosten  22500  Mk.).  Der  Schulhof  dient  als  Turnplatz;  die  städtische  Turnhalle  wird 
mitbenutzt;  zur  Abhaltung  von  Tumspielen  steht  ein  städtischer  Platz  zur  Verfügung. 
Die  Lehrerbibliothek  zählt  etwa  650  Werke  in  etwa  1200  Bänden  und  Heften. 

Im  Jahre  1893  wurde  der  Grundstock  zu  einer  Stiftung  far  die  Gewährung  von 
Freistellen  gelegt    Bestand  850  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat). 
Ortliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister  als 
Vorsitzendem,  dem  Königlichen  Kompatronatskommissar,  dem  Direktor  und  vier  vom 
Magistrat  gewählten  Bürgern,  unter  denen  einer  akademische  Bildung  haben  mufs. 
Gesamtausgabe  47324  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  19249  Mk.,  des  Staates  16000  Mk. 
Schulgeld  So  Mk.,  in  den  Gymnasialklassen  120  Mk.,  in  der  Vorschule  80  Mk.;  Ein- 
trittsgeld 12  Mk. 

35"» 
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Diez. 

(Alt-Nassau.    4308  Einwohner.) 

BealBchule  (III,  285). 

Kurze  Geschichte  im  gemeinsamen  Programm  der  Realschulen  von  Ems,  Diez  und 
Limburg  von  1867. 

Im  Nassauischen  Edikt  vom  24.  März  1817  wurde  bestimmt,  daCs  die  seit  1567  am 
Orte  bestehende  Lateinschule  aufgehoben  und  durch  eine  Realschule  ersetzt  werden 
solle.  Letztere  wurde  am  1.  Juli  1820  mit  einer  Klasse  eröffnet,  nahm  1840  den  Unter- 
richt im  Französischen  und  im  Zeichnen  in  ihren  Lehrplan  auf,  wurde  1863  auf  vier 
Klassen  gebracht  und  nach  der  preuisischen  Besitzergreifung  zu  einer  höheren  Bürgei^ 
schule  ausgestaltet.  Als  solche  wurde  sie  am  2.  Oktober  1872  anerkannt,  und  am 
25.  Juni  1879  erhielt  sie  die  erweiterten  Berechtigungen  jener  Schulgattung.  Ihre  nach 
Einführung  der  neuen  Lehrpläne  von  1892  begonnene  Umwandlung  in  eine  lateinlose 
Anstalt  ist  Ostern  1899  durch  Anerkennung  als  Realschule  zum  Abschlüsse  gekommen. 
Die  Vorschule  besteht  seit  1872. 

Direktor:  Werner  Hdd  seist  Ostern  1895,  vorher:   August  Chun  1874—94. 

6  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  5  Oberlehrer,  1  Elementarl.,  1  technischer  und 
Yorschull.,  alle  wie  der  Direktor  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katho- 
lischen Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Rosenstra(se  26)  wurde  1872  durch  Umbau  eines  Privat- 
hauses mit  einem  Kostenaufwande  von  40689  Mk.  hergestellt,  das  Yorschulgebäude 
1875  errichtet  (Kosten  13  690  Mk.). 

Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden^    Die  Lehrerbibliothek  enthält  2300  Werke. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat)L 
Ortliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem 
Königlichen  Kompatronatskommissar,  dem  Direktor  und  vier  vom  Magistrat  gewählten 
Bürgern,  von  denen  einer  akademische  Bildung  besitzen  muls.  Gesamtausgabe  So910  Mk.> 
Zuschuß  deF  Stadt  11898  Mk.,  des  Staates  15300  Mk.  Schulgeld  in  den  drei  oberen 
Klassen  100  Mk.,  in  den  übrigen  90  Mk.,  in  der  Vorschule  72  Mk.  Besoldungen  nach 
dem  Normaletat  und  seinen  Nachträgen.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Ems. 

(Alt-Nassau.    6492  Einwohner.) 

Realschule  (II,  471.  III,  285). 
OiUe,  Geschichte  der  Anstalt  1846—1900,  Progr.  1900. 

Durch  Verfügung  der  Nassauischen  Regierung  vom  9.  März  1846  wurde  in  Ems 
die  Errichtung  einer  Realschule  angeordnet.  Der  Gemeinde  lag  die  Unterhaltungspflicht 
ob,  die  Regierung  leistete  jedoch  erhebliche  Zuschüsse.  In  den  Lehrplan  der  mit  zwei 
Klassen  eröfiheten  Schule  war  von  vornherein  Französisch  und  Englisch  aufgenommen« 
Nach  der  preulsischen  Besitzergreifung  wurde  die  Schule  zu  einer  höheren  Bürger- 
schule umgestaltet,  am  80.  Mai  1874  erhielt  sie  die  Befugnis  zur  Abhaltung  von  Ent- 
lassungsprüfungen. Bis  1899  war  sie  Realprogymnasium ;  mit  diesem  Zeitpunkte  war  ihre 
nach  Einführung  der  neuen  Lehrpläne  von  lo92  begonnene  Umwandlung  in  eine  Real- 
schule vollendet;  als  solche  wurde  die  Anstalt  durch  Erla(^  des  Unterrichtsministers 
vom  21.  März  desselben  Jahres  anerkannt.  Für  die  Klassen  VI  und  V  war  seither 
Nebenunterricht  im  Lateinischen  eingerichtet,  jedoch  wurde  Ostern  1902  mit  dessen 
Beseitigung  begonnen.  Nach  dem  am  27.  November  1867  errichteten  Statut  soll  zwar 
die  Schule  evangelisch,  doch  darf  das  Lehrerkollegium  bis  zu  einem  Dritteil  katholisch 
sein.  Herkömmlich  besuchen  die  evangelischen  Schüler  an  bestimmten  Sonntasen  unter 
Aufsicht  eines  Lehrers  den  Gottesdienst.  Gröfete  Schülerzahl  (durchschnittlicn  100)  in 
den  Jahren  1873—79,  kleinste  (55)  im  Jahre  1896. 

Direktor:  Dr.  Albert  Güle  seit  Ostern  1896,  vorher:  Hermann  Wagner  1866—96» 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Zeichen-  und  Elementarl., 
alle  evangelisch.    Auch  für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  Schulhaus  wurde  1878  fertiggesteUt,  der  Bau  hat  91417  Mk.  gekostet.  Der 
Schulhof  dient  als  Tum-  und  Spielplatz;  im  Winter  wird  der  Turnunterricht  in  einem 
gemieteten  Saale  erteilt.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  880  Werke  in  1967  Bänden. 
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Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Das  Kuratorium  besteht  aus 
dem  Bürgermeister  als  Vorsitzendem,  dem  Direktor  uad  fünf  vom  Magistrat  gewählten 
Mitgliedern.  Gesamtausgabe  87  603  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  21142  Mk.,  des  Staates 
11 800  Mk.  Schulgeld  80  Mk.,  für  die  am  lateinischen  Unterricht  teilnehmenden  Schüler 
120  Mk.    Besoldungen  nach  dem  Normaletat  und  seinen  Nachträgen. 

Oeisenhelm. 

(Früher  kurmainzisch.    8773  Einwohner.) 

Bealfichule  (II,  470.    III,  284). 
üthUin,  Geschichte  der  Realschule  zu  Geisenheim,  Progr.  1867. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Gemeinde  gegründet  und  am  2.  Juni  1845  als  zweiklassige 
Realschule  eröffnet  worden.  Nach  der  preußischen  Besitzergreifung  wurde  sie  zu  einer 
höheren  Bürgerschule  ausgestaltet,  und  am  24.  September  1870  erhielt  sie  das  Recht 
zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen.  In  der  Zeit  von  1893 — 99  wurde  sie  in  eine 
lateinlose  Schule  umgewandelt,  und  am  15.  April  1899  war  die  Umwandlung  durch  ihre 
Anerkennung  als  Realschule  beendigt  In  den  drei  unteren  Klassen  ist  Nebenunter- 
richt im  Lateinischen  eingerichtet  Durch  mehrere  Verträge  haben  sich  die  Nachbar- 
gemeinden Rüdesheim,  Johannisberg  und  östrich  sowie  der  Rheingaukreis  zur  Leistung 
von  Zuschüssen  verpflichtet  Grö&te  Schülerzahl  (153)  im  Jahre  1895,  kleinste  (81)  im 
Sommer  1892. 

Direktor:  Hermann  Koch  seit  1.  April  1892,  vorher:   üiMein  1862—92. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.;  2  Lehrer  sind  evangelisch, 
der  Direktor  und  die  übrigen  Lehrer  katholisch.  An  der  Anstalt  wird  katholischer  und 
evangelischer  Religionsunterricht  erteilt 

Das  jetzige  Schulhaus  wurde  am  29.  Mai  1883  eingeweiht  Zur  Verwendung  für 
den  Bau  hatte  der  1877  verstorbene  Gutsbesitzer  Jakob  Bvrgeff  6000  Gulden  durch 
letztwillige  Verfügung  überwiesen. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  der  Schulhof  wird  als  Turnplatz  benutzt  Die 
Lehrerbibliothek  umfalst  etwa  1500  Werke  in  2500  Bänden,  darunter  die  vom  früheren 
Landrat  Geheimen  Regierungsrat  Fonk  geschenkte  Sammlung  (200  Bände). 

Am  2.  Juni  1870  wurde  von  früheren  Schülern  eine  Stiftung  zur  Unterstützung 
unbemittelter  Schüler,  hauptsächlich  durch  Gewährung  von  Lehrmitteln,  gegründet  Be- 
stand 650  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  Geisenheim  unterhalten.  Örtliche  Ver- 
waltungsbehörde ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister  als  Vorsitzendem, 
dem  Königlichen  Kom^atronatskommissarius,  dem  Direktor  und  sechs  weiteren  Mit- 
gliedern, von  denen  vier  von  der  Gemeinde  Geisenheim,  je  eins  von  Rüdesheim  und 
vom  Rheingaukreise  gewählt  werden.  Gesamtausgabe  40450  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt 
11385  Mk.,  der  Gemeinde  Rüdesheim  und  des  Rheingaukreises  je  2000  Mk.,  der  Ge- 
meinden Östrich  und  Winkel  je  200  Mk.,  Johannisberg  100  Mk.,  des  Staates  130()0  Mk. 
Schulgeld  in  VI  80  Mk.,  von  da  an  mit  jeder  Klasse  um  10  Mk.  bis  zu  130  Mk.  in  U II 
steigend,  die  am  lateinischen  Unterrichte  teilnehmenden  Schüler  der  unteren  Klassen 
haben  120  Mk.  zu  zahlen;  Eintrittsgeld  9  Mk. 


Fürstentum  Waldeck. 

Corbaoh. 

(2610  Einwohner.) 

Fürstliches  Landesgyiimasium  (II,  494.    III,  293). 

Eine  umfangreiche,  leider  unvollendet  gebliebene  Geschichte  des  Gymnasiums  ist 
in  dem  Werke  des  Direktors  Dr.  L.  Curtze:  Beiträge  zur  Geschichte  der  Fürstentümer 
Waldeck  und  Pyrmont^,  drei  Bände,  enthalten. 

An  Stelle  der  bestehenden  Stadtschule  gründeten  die  Grafen  Wolrad  und  Philipp 
von  Waldeck  im  Jahre  1579  ein  Gymnasium,  das  in  den  beiden  obersten  Klassen  zu- 
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SIeich  einen  akademischen  Charakter  tragen  sollte.  Sie  statteten  dasselbe  mit  Einkünften 
es  Klosters  Berich  ans,  während  die  Stadt  Corbach  versprach,  dem  Gymnasiom  ihre 
bisherigen  Leistungen  für  die  Lateinschule  zufließen  zu  lassen  und  die  bauliche  Unter- 
haltung des  ihm  zum  Gebrauche  überwiesenen  Franziskanerklosters  zu  übernehmen. 
Die  feierliche  Eröffnung  des  Gymnasiums  fand  am  8.  Mai  1579  statt.  Schwieriffkeiten 
aller  Art,  beständiger  Lehrerweehsel  und  Knappheit  der  Mittel  nötigten  bald,  die 
akademischen  Klassen  fallen  zu  lassen  und  das  Gymnasium  auf  sechs  Klassen  einschl. 
der  Elementarklassen  zu  beschränken.  Im  Jahre  1846  wurde  die  VI  (Elementarklasse) 
vom  Gymnasium  abgetrennt  und  mit  der  neu  errichteten  Bürgerschule  vereinigt.  1854 
wurden  am  Gymnasium  Realklassen  eingerichtet;  diese  wurden  mit  der  von  Wildungen 
nach  Corbach  verlegten  Prdparandenschule  unter  die  Leitung  eines  besonderen  „Rek- 
tors^ gestellt.  Unter  dem  Direktor  Dr.  Gideon  Vogt  (1862—66,  später  Direktor  des 
Friednchs-Gvmnasiums  in  Cassel)  wurde  diese  Doppeldirektion  beseitigt,  und  die  Lehr- 
pläne sowie  die  Forderungen  für  die  Reifeprüfung  wurden  den  preußischen  Vorschriften 
angepaßt.  Infolge  des  mit  Preußen  geschlossenen  Accessionsvertrages  trat  die  Anstalt 
am  1.  April  1869  unter  die  Aufsicht  des  Provinzialschulkollegiums  zu  Cassel  (vgl.  oben  S.  84). 
Ostern  1879  wurde  das  800jährige  Stiftungsfest  des  Gymnasiums  gefeiert. 

Direktor:  Dr.  August  Wiskemann  seit  Ostern  1885,  vorher:  Dr.  Theodor  Hartwig 
1878—85,  Dr.  Genthe  1875—78,  C.  Diemer  1867—75. 

8  Klassen ;  7  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  Elementar!., 
alle  evangelisch. 

In  den  Jahren  1884/85  wurde  eine  neue  Aula  mit  einem  Kostenaufwand  von 
22  000  Mk.  erbaut. 

Die  Turnhalle  ist  gemeinschaftliches  Eigentum  des  Gymnasiums  und  der  Stadt- 
gemeinde. Die  Lehrerbibliothek  umfaßt  etwa  7000  Bände,  sie  hat  durch  die  ihr  letzt- 
willig zugewendete  Bibliothek  des  Ritters  JoH<m  von  Bunsen  (gestorben  1882)  einen 
namhaften  Zuwachs  erhalten. 

Stiftungen  zur  Unterstützung  von  Schülern:  a)  Vermächtnis  des  Hofrats  Wcddeck 
und  Frau  vom  Jahre  1820.  Bestand  300  Mk.  b)  Die  Strube-Stiftung,  zum  Andenken 
an  den  Direktor  Str.  (gestorben  1886)  gestiftet.  Bestand  1200  Mk.  c)  Die  v.  Bunsensche 
Stiftung,  von  den  Söhnen  des  vormaligen  Königl.  preußischen  Gesandten,  Ritters 
Christian  Karl  Josias  von  Bunsen  im  Jahre  1879  gestiftet,  in  dem  Vermächtnisse  eines 
Grundstückes  bestehend;  Pachtertrag  118  Mk.  jährlich,  d)  Die  Jubiläumsstiftung,  1879 
gegründet;  Bestand  6800  Mk.  e)  Die  Simon  und  Rebekka-Stiftung,  vom  Kaufmann 
Jakob  Wittgenstein  in  Berlin  1884  gegründet;   Bestand  16000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  Waldeck  unterhalten.  Das  Kuratorium  ist  1896  auf- 
gelöst worden.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem  Normaletat  und  seinen  Nachträgen 
Geregelt.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der 
,ehrer  liegt  der  staatlichen  Witwenkasse  des  Fürstentums  Waldeck  ob,  diese  erhebt 
noch  jährliche  Beiträge  von  den  Lehrern.    Schulgeld  120  Mk. 


Arolsen. 

(Fürstliche  Residenz.    2734  Einwohner.) 

BealprogymnaBium  (II,  496.    III,  293). 

Im  Jahre  1851  wurde  die  Stadtschule  mit  der  ebenfalls  von  deren  Rektor  geleiteten 
Privatschule  verbunden  und  ihre  Ausgestaltung  zu  einer  höheren  Bürgerschule  in  An- 
griff genommen.  Die  Anstalt  hat  sich  aber  lange  Zeit  in  einem  Übereangszustande 
befunden  und  ist  erst  am  21.  September  1872  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt  worden. 
Statut  vom  25.  September  1875.  Die  Vorschule  war  bis  1869  Privatanstalt,  wurde  dann 
von  der  Stadtgemeinde  übernommen,  hat  aber  ihren  besonderen  Etat.  Größte  Schüler- 
zahl (113)  im  Jahre  1887,  kleinste  (76)  im  Jahre  1882. 

Direktor:  Schulrat  Dr.  Karl  Ehershach  seit  Michaelis  1883,  vorher:  Rektor 
Bosch  1873—83. 

6  Klassen;  4  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Elementar!.,  1  technischer 
Lehrer,  alle  evangelisch. 

Seit  Ostern  1891  dient  das  sogenannte  alte  Schulhaus  ausschließlich  den  Zwecken 
des  Realprogymnasiums;  für  die  Volksschule,  die  höhere  Mädchenschule  und  die  Vor- 
schule ist  ein  besonderes  Gebäude  errichtet  worden. 

Die  Anstalt  besitzt  einen  Turnplatz;  die  Mitbenutzung  einer  Turnhalle  und  der 
Militärschwimmanstalt  ist  gesichert.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  ungefähr  1100  Bände. 
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Die  Schale  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist. das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  zwei  vom  Ge- 
meinderate zu  wählenden  Bürgern  und  einem  Kommissar  des  ProvinzialschulkollegiumB 
zu  Cassel.  Gesamtausgabe  83678  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  15870  Mk.,  des  Staates 
9825  Mk.  Schulgeld  in  VI  und  V  80  Mk.,  in  IV  und  U  III  100  Mk.,  in  0  lU  und  ü  II 
120  Mk.  Die  Besoldungen  sind  nach  dem  Normaletat  von  1892  und  seinen  Nachträgen 
geregelt    Wegen  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  siehe  den  vorigen  Artikel. 

Nleder-AVlIdungren. 

Realschule. 

Am  Orte  befand  sich  seit  längerer  Zeit  eine  städtische  Schule,  die  unter  dem 
Namen  „Lyceum**  gleichzeitig  als  Lateinschule  und  als  Volksschule  diente.  In  der  Zeit 
unmittelbar  nach  dem  Inkrafttreten  des  Accessionsvertrages  zwischen  Waldeck  und 
Preuisen  stellte  sie  ihren  aus  der  ersten  Klasse  abgehenden  Schülern  gültige  Zeugnisse 
über  die  wissenschaftliche  Befähigung  für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst  aus; 
im  Jahre  1868  wurde  ihr  jedoch  diese  Berechtigung  entzogen  (vgl.  Wiese,  Erinnerungen 
und  Amtserfahrungen,  Bd.  I,  S.  291).  Sie  war  dann  zunächst  eine  unklare  Vereinigung 
einer  Volksschule  mit  einer  Mittelschule.  Ostern  1891  wurde  sie  reorganisiert  und 
erhielt  vier  getrennte  Abteilungen;  eine  derselben,  die  höhere  Knabenschule,  sollte  die 
Schüler  für  die  Tertia  eines  Gymnasiums  oder  eines  Realgymnasiums  vorbereiten.  Diese 
wurde  bereits  1892  nach  dem  Lehrplan  der  preu&ischen  Realschulen  mit  Nebenunter- 
richt im  Lateinischen  umgestaltet;  1895  wurde  die  oberste  Klasse  aufgesetzt.  Am 
26.  Mai  1900  erfolgte  die  Anerkennung  der  Anstalt  als  Realschule.  Das  für  sie  er- 
richtete Statut  ist  von  der  vorgesetzten  Behörde  unter  dem  6.  Juni  1901  bestätigt  worden. 

Direktor:   Dr.  August  Koch  seit  1901  (vorher  Rektor  der  Stadtschule). 

6  Klassen ;  4  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  Elementarl.« 
alle  evangelisch. 

Die  Frage  der  Verlegung  der  Anstalt  in  das  neue,  1896/97  mit  einem  Kosten- 
aufwände  von  180000  Mk.  (einschl.  der  inneren  Einrichtung)  für  andere  Schulen  des  Ortes 
errichtete  Gebäude  schwebt  zur  Zeit  noch. 

Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  umfa&t  etwa 
1600  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Gemeinde  unterhalten.  Nach  dem  Statut  (s.  oben)  wird 
die  örtliche  Verwaltung  von  einem  Kuratorium  geführt,  das  aus  dem  Bürgermeister, 
dem  Direktor,  einem  vom  Provinzialschulkollegium  ernannten  und  zwei  vom  Gemeinde- 
rate gewählten  Mitgliedern  besteht.  Gesamtausgabe  81100  Mk.,  Zuschufe  der  Stadt 
28878  Mk.  Schulgeld  bis  IV  aufwärts  80  Mk.,  für  die  übrigen  Klassen  120  Mk.  Be- 
soldungen nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat. 


Privatanstalten. 

Hasselsches  Institut  zu  Frankfurt  a.  M. 

Das  Institut  ist  am  7.  April  1884  von  Georg  Hassel  als  Privatanstalt  gegründet 
worden.    Am  28.  März  1871  wurde  es  unter  die  militärberechtigten  Privatanstalten  auf- 

Senommen;  im  Jahre  1884  feierte  es  sein  50 jähriges  Jubelfest.    Der  Lehrplan  ist  jetzt 
eijenige  der  Realschule. 

Leiter:    C.  Schwarz, 

6  Realklassen  und  8  Vorschulklassen:  7  akademisch  gebildete,  2  technische,  4  Ele- 
mentarlehrer ;   1  Lehrer  ist  jüdisch,  2  sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch. 

£ine  Turnhalle  ist  vorhanden.    Schulgeld  250  Mk. 

Gamlersche  Lehr-  und  Erziehungsanstalt  in  Friedrichsdorf  (Taunus). 

Die  Anstalt  wurde  am  1.  Mai  1836  vom  Studienrat  L.  FrSdSric  Garnier  gegründet. 
1861  begann  ihr  damaliger  Leiter  Professor  Schenk  sie  den  preußischen  Realschulen 
anzupassen.  Im  Herbst  1868  wurde  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten,  und  am  14.  April 
1870  wurde  das  Institut  unter  die  militärberechtigten  Privatanstalten  aufgenommen ;  seit 
Ostern  1875  gehört  es  dem  Aufsichtsbereich  des  Provinzialschulkollegiums  an. 


—    552    — 

Leiter:  Dr.  X.  Proescholdt  seit  Ostern  1889. 

9  Klassen  (die  VI  fehlt);  8  akademisch  gebildete,  5  technische  und  Elementarlehrer; 
2  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  wie  der  Leiter  evangelisch. 

Turnhalle  und  Spielplatz  sind  Yorhanden,  auf  dem  letzteren  sind  auch  einige 
Turngeräte  aufgestellt.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  1500  Bände.  Schulgeld  164  Mk., 
Pensionspreis  1060  Mk.  Näheres  über  das  Institut  enthält  die  vom  Vorsteher 
Dr.  Ptoestholdt  zur  Feier  des  60jährigen  Bestehens  herausgegebene  Festschrift,  Hom- 
burg y.  d.  Höhe  1896. 

Institut  Hofmann  in  St.  Goarshausen  (Realschule). 

Dasselbe  wurde  im  August  1853  vom  Dr.  Wilh.  Hofmann  als  eine  mit  Internat 
verbundene  Lehr-  und  Erziehungsanstalt  gegründet.  Durch  Erla&  des  Unterrichts- 
ministers vom  8.  Juli  1869  wurde  es  unter  die  militärberechtifften  höheren  Bürger- 
schulen aufgenommen,  seitdem  hat  es  den  Charakter  einer  secnsstufigen  Realschule. 
1875  ging  es  in  den  Aufsichtsbereich  des  Provinzialschulkollegiums  über. 

Leiter:   Dr.  G.  Müller  seit  Ostern  1895,  vorher:  K.  Hadach. 

8  Klassen  (die  beiden  Oberstufen  sind  in  zwei  Abteilungen  mit  je  halbjährigem 
Lehrgange  geteilt).  Die  Lehrer  sind  überwiegend  evangelisch.  Für  den  Religionsunter- 
richt der  katholischen  Minderheit  der  Schüler  ist  gesorgt.  Schulgeld  für  die  Externen 
in  den  unteren  Klassen  100  Mk.,  in  den  oberen  200  Mk. 

Pftdasrogrium  zu  Pyrmont. 

Die  Anstalt  ist  Ostern  1891  vom  Dr.  Caspari  gegründet  worden  und  stellte  zunächst 
eine  Vereinigung  von  Progymnasium  und  Realprogymnasium  dar,  das  letztere  wurde 
jedoch  später  in  eine  Realschule  umgewandelt.  Sie  besitzt  die  Berechtigung,  den 
Schülern,  welche  die  Reifeprüfung  bestanden  haben',  Zeugnisse  über  die  wissenschaft- 
liche Befähigung  für  den  eiqjährig-freiwilligen  Militärdienst  auszustellen. 

Leiter:  Dr.  C,  CaBpa/ri, 

Die  Mehrzahl  der  Lehrer  ist  evangelisch;  für  den  Reliffionsunterricht  der  katho- 
lischen Minderheit  der  Schüler  ist  gesorgt.    Schulgeld  100—200  Mk. 


Rheinprovinz  und  HohenzoUern. 

(6  Regierungsbezirke.    26995,000  +  1142,27  qkm.    5  759  798  +  66  780  Einwohner.) 

Im  Jahre  1873  waren  in  der  Rheinprovinz  mit  Einschlufs  der  Hohen- 
zollernschen  Lande  26  Gymnasien,  12  Realschulen  erster,  3  zweiter  Ordnung, 
15  Progymnasien  und  16  höhere  Bürgerschulen  vorhanden.  3  der  Realschulen 
und  2  der  höheren  Bürgerschulen  waren  mit  je  einem  Gymnasium  unter 
einheitlicher  Leitung  verbunden.  Rechnet  man  die  so  entstandenen 
Doppelanstalten  einfach,  so  waren  demnach  67  höhere  Schulen  vorhanden. 

Von  diesen  sind  das  Progymnasium  zu  Erkelenz*)  sowie  die  höheren 
Bürgerschulen  zu  Kerpen*)  und  Mayen*)  fortgefallen,  das  Progymnasium 
und  die  höhere  Bürgerschule  zu  München-Gladbach  zu  einer  Anstalt  ver- 
einigt worden. 

Neu  hinzugekommen  sind:  das  mit  einer  Oberrealschule  verbundene 
städtische  Gymnasium  in  Bonn  (ursprünglich  lateinlose  höhere  Bürgerschule), 
das  Kaiser  Wilhelms-Gymnasium  in  Aachen  und  das  Gymnasium  in  Brühl ; 
die  Realgymnasien  in  Goblenz  (aus  einer  Provinzialgewerbeschule  entstanden, 
die  zunächst  in  eine  Oberrealschule  umgewandelt  wurde),  Duisburg  (durch 
Abtrennung  der  Realgymnasialklassen  vom  Gymnasium  entstanden)  und 
Barmen  (desgl.,  jetzt  mit  einer  Realschule  auf  lateinlosem  Unterbau  ver- 
bunden), die  Oberrealschulen  zu  Cöln  (aus  einer  Provinzialgewerbeschule  ent- 
standen), Saarbrücken  (desgl.),  Aachen  (desgl.,  mit  Fachklassen),  Elberfeld 
(erst  lateinlose  Gewerbeschule,  dann  Oberrealschule,  später  Realschule,  jetzt 
wieder  Oberrealschule),  Essen  (durch  Abtrennung  der  lateinlosen  Klassen 
des  Realgymnasiums  entstanden),  Grefeld  (aus  einer  Provinzialgewerbe- 
schule entstanden,  dann  Oberrealschule  mit  Fachklassen,  später  ohne  solche, 
dann  Realschule,  jetzt  wieder  Oberrealschule)  und  München-Gladbach  (ur- 
sprünglich Realschule);  die  Progymnasien  zu  Cöln-Ehrenfeld,  Euskirchen, 


')  Die  Anstalt  hatte  noch  keine  Berechtigungen  erhalten,  die  an  ihr  errichtete 
Sekunda  mulste  bald  wieder  eingehen.  Da  sie  mit  geeigneten  Lehrkräften  nicht  aus- 
reichend auseestattet  war  und  die  Stadt^emeinde  die  zur  Gewährung  hinlänglicher  Be- 
soldungen erforderlichen  Mittel  nicht  bereitstellte,  so  wurde  durch  Erlafs  des  Unterrichts- 
ministers vom  26.  Juni  1878  bestimmt,  dals  sie  vom  Ende  des  Schulhalbjahres  an  die 
Bezeichnung  „Progymnasium^  nicht  mehr  zu  führen  habe  und  aus  der  Reihe  der  höheren 
Schulen  ausscheide  (vgl.  Bd.  III,  S.  d24). 

')  Da  die  Gemeinde  sich  aulser  stände  erklärte,  die  zu  einer  angemessenen  Be- 
soldung der  Lehrer  erforderlichen  Mittel  bereitzustellen,  so  wurden  der  Schule  durch 
Erlafe  des  Unterrichtsministers  vom  18.  Februar  1878  vom  Ende  des  Schuljahres  ab  die 
Berechtigungen  entzogen  (vel.  Bd.  III,  S.  299). 

')  Die   unterhaltungspnichtige    Stadtgemeinde    weigerte    sich,    den    Lehrern    an- 

feraessene  Besoldungen  zu  gewähren;    der  Anstalt  wurden  deshalb  durch  Erlats  vom 
3.  Dezember  1880  vom  Schlüsse   des   Schuljahres  ab   die   staatlichen  Berechtigungen 
entzogen  (vgl.  Bd.  III,  S.  319). 
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Kalk  (mit  Ersatzunterricht  und  Realklassen),  Neunkirchen  (mit  Ersatz- 
unterricht, die  Anstalt  nahm  erst  nach  mehrfachen  Schwankungen  die 
jetzige  Gestalt  an  und  soll  in  ein  Realgymnasium  umgewandelt  werden), 
Eschweiler  (mit  Realprogymnasium),  Viersen  (desgl.),  Grevenbroich  (mit  Er- 
satzunterricht), Steele,  Mayen,  Rüttenscheid  und  Borbeck  (von  diesen  Pro- 
gymnasien sind  die  in  Cöln-Ehrenfeld ,  Euskirchen,  Eschweiler,  Viersen, 
Steele  und  Borbeck  jetzt  in  der  Entwickelung  zu  Gymnasien  begriffen), 
das  Realprogymnasium  in  Langenberg,  die  Realschulen  in  Cöln,  Kreuznach, 
Düsseldorf,  Barmen  (aus  einer  lateinlosen  Gewerbeschule  entstanden,  früher 
mit  Fachklassen  versehen),  Elberfeld,  Meiderich  und  Gummersbach  sowie  die 
Handelsschule  in  Cöln,  die  im  wesentlichen  ebenfalls  als  Realschule  zu  be- 
trachten ist.  Gegenwärtig  sind  also  im  ganzen  96  höhere  Schulen  vorhanden. 
Von  den  älteren  haben  bezüglich  ihrer  Zugehörigkeit  zu  einer  der 
verschiedenen  Schularten  keine  Änderung  erfahren:  die  Gymnasien  an 
Marzellen  und  an  Aposteln,  sowie  das  Kaiser  Wilhelms- Gymnasium  in 
Cöln,  die  Ritterakademie  in  Bedburg,  die  Gymnasien  in  Bonn,  Münster- 
eifel,  Coblenz,  Kreuznach  (hier  ist  der  Ersatzunterricht  beseitigt),  Wetzlar 
(mit  Ersatzunterricht),  Trier,  Prüm,  Saarbrücken,  das  Kaiser  Karl- 
Gymnasium  in  Aachen,  die  Gymnasien  in  Düren,  Elberfeld,  Emmerich,  Essen, 
Kempen,  Kleve,  Neufs  und  Sigmaringen,  das  Königliche  Gymnasium  in 
Düsseldorf;  die  Realgymnasien  in  Elberfeld  und  Ruhrort,  die  Pro- 
gymnasien in  Wipperfürth,  Andernach,  Boppard,  Linz,  St.  Wendel,  Jülich, 
Malmedy.  Von  dem  Friedrich  Wilhelms-Gymnasium  zu  Cöln,  den  Pro- 
gymnasien zu  Rheinbach  und  St.  Wendel,  den  Gymnasien  zu  Barmen 
und  Duisburg  sind  die  Realabteilungen  abgetrennt  worden,  und  zwar  bei 
den  letztgenannten  beiden  Anstalten  unter  Verwendung  zur  Bildung  selb- 
ständiger Realgymnasien.  Die  Progymnasien  zu  Siegburg,  Trarbach,  Prüm 
und  Mors  sind  zu  Gymnasien  erweitert,  den  Realgymnasien  in  der  Kreuz- 
gasse zu  Cöln  und  zu  Düsseldorf  sind  Gymnasien  angegliedert,  die  an 
letzterer  Anstalt  errichtete  lateinlose  Abteilung  ist  später  abgetrennt  und 
zur  Bildung  einer  Oberrealschule  verwendet  worden;  dem  Realgymnasium 
zu  Trier  ist  nach  Aufhebung  der  früher  mit  ihm  verbundenen  Gewerbe- 
schule ein  Gymnasium,  dem  zu  Aachen  sind  Handelsklassen  angegliedert 
worden.  Auch  dem  Realgymnasium  zu  Mülheim  a.  d.  Ruhr  wurde  ein 
Gymnasium  angegliedert,  jenes  wurde  dann  in  ein  Realprogymnasium  und 
später  in  eine  Realschule  umgewandelt;  die  frühere  Verbindung  der  Anstalt 
mit  der  Mädchenschule  ist  gelöst.  Das  Realgymnasium  zu  Mülheim  a.  Rhein 
ist  in  ein  Gymnasium  mit  einer  Realschule  umgewandelt  worden.  Am 
Gymnasium  in  Wesel  wurden  die  Realgymnasialklassen  aufgehoben  und 
statt  ihrer  Ersatzunterricht  eingeführt;  neuerdings  ist  mit  der  Einrichtung 
von  Realschulklassen  unter  allmählicher  Aufhebung  der  Ersatzabteilungen 
begonnen  worden.  Von  den  früheren  Realschulen  2.  Ordnung  ist  die  zu 
Barmen  zunächst  in  eine  Handelsschule,  dann  in  eine  Oberrealschule ,  die 
zu  Remscheid  in  ein  Realprogymnasium  mit  lateinlosen  Nebenklassen, 
später  in  ein  Realgymnasium  mit  einer  Realschule  auf  einem  gemeinsamen 
lateinlosen  Unterbau  und  die  zu  Essen  zunächst  in  ein  Realgymnasium  mit 
lateinloser  höherer  Bürgerschule  auf  gemeinsamem  Unterbau ,  dann ,  unter 
Abtrennung  der  lateinlosen  Klassen  und  ihrer  Ausgestaltung  zu  einer  selb- 
ständigen Schule,  in  ein  gewöhnliches  Realgymnasium  umgewandelt  worden, 
diesem  letzteren  werden  neuerdings  wiederum  Realklassen  angegliedert. 
Die  früheren  lateinlosen  Klassen  am  Realgymnasium  zu  Düsseldorf  sind 
zur  Bildung  einer  selbständigen  lateinlosen  höheren  Bürgerschule  ver- 
wendet, und  diese  ist  später  zu  einer  Oberrealschule  ausgestaltet  worden. 
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Das  Realprogymnasium  zu  Crefeld  ist  in  ein  Gymnasium,  das  zu  Eupen 
in  ein  Progymnasium  mit  Ersatzunterricht,  das  zu  Dülken  und  das  zu 
Lennep  in  eine  Realschule  mit  Nebenunterricht  im  Lateinischen,  das  zu 
Hechingen  in  eine  Realschule,  das  zu  Bonn  in  eine  Oberrealschule  umge- 
wandelt, der  letzteren  ist  neuerdings  ein  Gymnasium  angefügt  worden. 
Das  Realprogymnasium  zu  Saarlouis  ist  in  ein  Progymnasium  umgewandelt 
und  später  zu  einem  Gymnasium  erweitert  worden.  Das  Realprogymnasium 
in  Dttren  erhielt  einen  lateinlosen  Oberbau,  dieser  wird  aber  jetzt  all- 
mählich durch  Realgymnasialklassen  ersetzt;  das  Realprogymnasium  zu 
Rheydt  ist  zunächst  in  eine  Realschule  mit  gymnasialen  Nebenklassen,  später  in 
eine  mit  einem  Progymnasium  verbundene  Oberrealschule,  das  zu  Solingen 
in  ein  Gymnasium  mit  einer  Realschule  auf  gemeinsamem  lateinlosem 
Unterbau  umgewandelt  worden.  Auch  die  Anstalt  zu  Rheydt  soll  jetzt 
einen  lateinlosen  Unterbau  erhalten,  und  ihre  gymnasialen  Klassen  sollen 
zu  einem  Vollgymnasium  erweitert  werden.  Das  Realprogymnasium  zu  Ober- 
hausen wurde  zu  einem  Realgymnasium  erweitert,  dem  zu  Neuwied  ein 
Rrogymnasium  angefügt  und  dieses  zu  einem  Gymnasium  erweitert.  Die 
beiden  höheren  Schulen,  die  früher  in  München-Gladbach  bestanden,  wurden 
zunächst  zu  einer  ein  Progymnasium  und  ein  Realgymnasium  enthaltenden 
Doppelanstalt  vereinigt,  die  Realklassen  wurden  später  aufgelöst,  und 
schliefslich  wurde  das  Progymnasium  zu  einem  Gymnasium  erweitert. 

Gegenwärtig  sind  vorhanden:  42  Gymnasien  (darunter  3  mit  Real- 
gymnasium, 1  mit  einer  Oberrealschule,  3  mit  Realschulen,  1  mit  einem 
Realprogymnasium  verbunden,  1  mit  Realklassen,  1  mit  Ersatzunterricht), 

10  Realgymnasien  (darunter  2  mit  Realschulen  auf  gemeinsamen  Unterbau 
verbunden,  1  mit  Realklassen,  1  mit  Fachklassen),  11  Oberrealschulen 
(darunter  2  mit  einem  Realprogymnasium,  1  mit  einem  Progymnasium  ver- 
bunden, 1  mit  Fachklassen),  20  Progymnasien  (darunter  6  in  der  Erweiterung 
zu  einem  Gymnasium  begriffen,  2  mit  Realprogymnasium,  3  mit  Ersatzunter- 
richt, 1    mit   Realklassen    und   Ersatzunterricht),    1   Realprogymnasium, 

11  Realschulen  (davon  2  mit  Nebenunterricht)  und  1  im  wesentlichen 
nach  dem  Lehrplane  einer  Realschule  eingerichtete  Handelsschule. 

Vorschulen  sind  nur  mit  der  Minderzahl  der  Anstalten  verbunden. 
Am  Gymnasium  und  am  Realgymnasium  zu  Trier,  an  den  Gymnasien  zu 
Emmerich,  Crefeld  und  Wesel ,  am  Realgymnasium  zu  Remscheid,  an  den 
Oberrealschulen  zu  Barmen  und  Rheydt,  am  Progymnasium  zu  Eupen  und 
am  Gymnasium  zu  Barmen  ist  die  Vorschule  fortgefallen,  bei  der  letzt- 
genannten Anstalt  unter  Angliederung  an  eine  andere  am  Orte  befindliche 
höhere  Schule.  Die  am  Kaiser  Karl-Gymnasium  befindliche  Vorschule 
wird  nicht,  wie  die  Hauptanstalt,  vom  Staate  und  von  der  Stadt  gemeinsam, 
sondern  ausschliefslich  von  der  Stadt  unterhalten. 

Hinsichtlich  der  Oberrealschulen  zu  Cöln,  Aachen,  Crefeld  und  des 
Realgymnasiums  zu  Coblenz,  die  aus  Provinzialgewerbeschulen  entstanden 
sind  und  früher  vom  Staate  und  der  betreffenden  Stadt  gemeinsam  unter- 
halten wurden,  liegt  jetzt  die  Unterhaltungspflicht  ausschliefslich  der 
Stadt  ob.  Das  früher  von  der  Kirchengemeinde  unterhaltene  Gymnasium 
in  München-Gladbach  ist  von  der  Stadtgemeinde,  die  früher  stiftischen 
Gymnasien  an  Marzellen,  an  Aposteln  zu  Köln,  zu  Duisburg  und  zu  Trier,  femer 
die  Gymnasien  zu  Siegburg,  Neuwied,  Trarbach,  Neufs  und  Wesel,  die 
Progymnasien  zu  Linz  und  Jülich,  die  alle  früher  von  der  betreffenden 
Stadtgemeinde  unterhalten  wurden,  sowie  die  früher  vom  Staate,  dem 
Kreise  und  den  Städten  St  Johann  und  Saarbrücken  gemeinsam  unterhaltene 
Oberrealschule  zu  Saarbrücken  sind  vom  Staate  übernommen  worden. 


—    556    — 

Gegenwärtig  sind  in  der  Provinz  zwei  stiftische  Anstalten  vorhanden, 

1  wird    von    der   Genossenschaft    des   rheinischen   ritterbttrtigen    Adels, 

2  werden  gemeinsam  vom  Staate  und  den  betreffenden  Stadtgemeinden, 
31  ausschließlich  vom  Staate  und  die  übrigen  60  ausschliefslich  von 
Gemeinden  unterhalten.  Von  den  seit  1873  neu  hinzugekommenen  Anstalten 
werden  2  vom  Staate,  die  übrigen  31  von  Gemeinden  unterhalten.  An  der 
Gründung  des  Kaiser  Wilhelms-Gymnasiums  zu  Aachen  hat  sich  die 
Aachener  und  Münchener  Feuerversicherungsgesellschaft  mit  einem  Geld- 
betrage von  weit  über  300000  Mk.  beteiligt. 

Für  die  äufsere  Verwaltung  der  von  der  Stadt  Düsseldorf  unterhaltenen 
höheren  Schulen  ist  ein  gemeinsames  Kuratorium  bestellt  worden,  dem  die 
Direktoren  als  Mitglieder  angehören.  Im  übrigen  haben  fast  alle  nicht 
vom  Staate  unterhaltenen  ihre  besonderen  Kuratorien;  diesen  gehört,  von 
wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  der  Direktor  als  Mitglied  mit  vollem 
Stimmrechte  an.  Die  Verwaltung  der  Gymnasial-  und  Stiftungsfonds  der 
staatlichen  Gymnasien  in  Göln  liegt  nach  wie  vor  dem  dort  bestehenden 
Verwaltungsrate  ob;  auch  an  mehreren  der  übrigen  vom  Staate  unter- 
haltenen Schulen  sind  die  besonderen  Verwaltungsräte  bestehen  geblieben, 
an  einigen  derselben  führt  der  Direktor  den  Vorsitz.  Am  Progymnasium 
zu  Linz  erstreckt  sich  der  Geschäftskreis  des  Verwaltungsrates  nur  noch 
auf  die  Anstaltskirche;  an  dem  Gymnasium  zu  Saarbrücken  und  Mors 
ist  der  Verwaltungsrat  bezw.  das  Scholarchat  aufgelöst  worden. 

Konvikte  bezw.  Alumnate  bestehen  an  den  Gymnasien  zu  Münstereifel, 
Prüm,  Emmerich,  Mors,  Neufs  und  Trarbach,  an  den  Progymnasien  zu 
Brühl  und  Kheinbach  sowie  an  der  Kealschule  zu  Lennep.  Das  Konvikt 
zu  Neufs  ist  im  Jahre  1874  geschlossen,  aber  im  Jahre  1888  wieder  er- 
öffnet worden.  Die  Alumnate  zur  Trarbach  und  zu  Lennep  sind  vom 
Verein  für  die  Gründung  und  Erhaltung  evangelischer  Alumnate  in  der 
Rheinprovinz  errichtet  worden. 

Das  300jährige  Jubelfest  feierten  die  Gymnasien  zu  Goblenz  (1882), 
Neufs  (1889)  und  Elberfeld  (1893);  das  100  jährige  das  Gymnasium  zu 
Wetzlar  (1899);  das  50jährige  das  Friedrich  Wilhelms-Gymnasium  (1875) 
und  das  Gymnasium  in  der  Kreuzgasse  zu  Cöln  (1878),  die  Gymnasien 
zu  Münstereifel  (1875),  Neuwied  (1875),  Düren  (1876)  und  Emmerich  (1882), 
das  städtische  Gymnasium  und  Realgymnasium  zu  Düsseldorf  (1888)  und 
das  Kaiser  Wilhelms-Gymnasium  zu  Trier  (1896),  die  Ritterakademie  zu 
Bedburg  (1892),  die  Realgymnasien  zu  Elberfeld  (1880),  Mülheim  a.Rh.  (1880), 
Duisburg  (1881)  und  Aachen  (1885),  die  Oberrealschulen  zu  Elberfeld  (1876) 
und  Rheydt  (1878) ,  das  Realprogymnasium  zu  Solingen  (1891)  und  das 
Progymnasium  zu  Euskirchen  (1901). 

Neue  Gebäude  sind  errichtet  worden  für  das  Friedrich  Wilhelms- 
Gymnasium  zu  Göln,  das  Königliche  Gymnasium  in  Bonn,  die  Gymnasien  in 
Brühl,  Goblenz,  Saarbrücken,  Düren,  Barmen,  Mors,  Neufs  und  Sigmaringen, 
das  Gymnasium,  das  Realgymnasium  und  die  Oberrealschule  in  Elber- 
feld, die  Progymnasien  in  Linz,  St.  Wendel  und  Solingen,  die  Realgymnasien 
in  Essen  und  Remscheid.  Begonnen  ist  ein  Neubau  ifür  das  Gymnasium 
in  Kleve  und  die  Oberrealschule  in  Saarbrücken.  Das  Gebäude  des  Gym- 
nasiums in  Münstereifel  ist  vom  Staate  übernommen  worden. 

Für  die  zum  Turnunterricht  erforderlichen  Einrichtungen  ist  fast 
überall  ausreichend  gesorgt;  für  mehrere  Anstalten  sind  auch  geräumige 
Spielplätze  bereitgestellt,  an  einzelnen  mufs  allerdings  die  Turnhalle  zu- 
gleich als  Aula  dienen. 
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Wegen  ihrer  Bibliotheken  verdienen  die  Gymnasien  zu  Münstereifel, 
Coblenz  und  Elberfeld,  sowie  das  Realgymnasium  zu  Grefeld,  wegen  ihrer 
Stiftungen  das  Gymnasium  in  der  Kreuzgasse  zu  Göln,  die  Gymnasien 
in  Coblenz  und  Emmerich,  die  beiden  höheren  Schulen  in  Düren,  das 
Gymnasium,  das  Realgymnasium  und  die  Oberrealschule  in  Elberfeld  sowie 
das  Progymnasium  in  Eupen  erwähnt  zu  werden. 

Das  Schulgeld  ist  an  den  von  Städten  unterhaltenen  Anstalten  viel- 
fach für  auswärtige  Schüler  höher  bemessen  als  für  einheimische.  An 
mehreren  Orten  ist  es  nach  dem  von  den  Zahlungspflichtigen  zu  zahlenden 
Staatssteuerbetrage  bemessen;  für  die  höchsten  Steuerstufen  steigt  es  bis 
auf  240  Mk.  (München-Gladbach). 

An  einigen  der  von  Städten  unterhaltenen  Anstalten  sind  die  Be- 
soldungen der  Direktoren  höher  bemessen  als  nach  den  Nachträgen  zum 
Normaletat. 

Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  an  den  nicht 
vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften  für 
die  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  geregelt  und  zwar 
teils  durch  Anstaltsstatut,  teils  durch  Ortsstatut,  teils  durch  Anschlufs  an 
die  Provinzial -Witwen-  und  Waisenkasse.  An  mehreren  Anstalten  sind 
Stiftungen  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Lehrer  vorhanden.  Besondere 
Witwenkassen,  zu  denen  von  den  Mitgliedern  Beiträge  gezahlt  werden, 
und  aus  denen  den  Hinterbliebenen  derselben  unabhängig  von  dem  von 
Amts  wegen  zu  gewährenden  Witwen-  und  Waisengelde  Zuwendungen  ge- 
macht werden,  bestehen  noch  an  dem  mit  einer  Oberrealschule  verbundenen 
Gymnasium  in  Barmen,  am  Gymnasium  in  Saarbrücken,  am  Realgymnasium 
in  Düsseldorf,  an  den  Progymnasien  zu  Solingen  und  Viersen  sowie  an 
der  Oberrealschule,  dem  Gymnasium  und  dem  Realgymnasium  in  Elberfeld; 
an  den  beiden  letzteren  Anstalten  ist  das  Vermögen  der  Kasse  ziemlich 
erheblich.  Die  besonderen  Kassen  am  Gymnasium  an  Marzellen  in  Köln, 
am  Realgymnasium  zu  Remscheid  und  an  der  Realschule  zu  Lennep  sind 
aufgelöst  worden.  Die  Lehrer  der  Oberrealschule  in  Düren  sind  be- 
rechtigt, der  bei  der  evangelischen  Gemeinde  bestehenden  Unterstützungs- 
kasse für  Witwen  und  Waisen  der  Pfarrer  und  Lehrer  beizutreten. 

In  der  Rheinprovinz  sind  ebenso  wie  in  Westfalen  und  im  Regierungs- 
bezirke Wiesbaden  die  Sommerferien  und  die  Herbstferien  zusammengelegt. 
Zwar  ist  in  einigen  Kreisen  der  Wunsch  laut  geworden,  die  Ferien  im 
wesentlichen  ebenso  zu  gestalten  wie  in  den  östlichen  Provinzen.  Diesem 
Wunsche  ist  aber  im  Hinblick  auf  die  klimatische  Eigenart  der  westlichen 
Provinzen  keine  Folge  gegeben  worden.  Neuerdings  werden  die  Ferien 
für  die  Rheinprovinz  und  Westfalen  nach  Vereinbarung  zwischen  den 
beiderseitigen  Schulkollegien  gleichmäfsig  festgesetzt^). 

Die  letzte  (siebente)  Direktorenversammlung  fand  am  25.,  26.  und 
27.  Mai  1899  in  Bonn  statt«). 


*)  Das  Nähere  hierüber  s.  oben  S.  63  u.  478. 
^)  Beratungsgegenstände  waren  folgende  Fragen: 

A)  Für  die  schriftliche  Berichterstattung: 

1.  Welche  zur  Yerbesserung  der  mathematischen  Lehrweise  in  neuerer  Zeit 
gemachten  Vorschläge  verdienen  im  Unterricht  an  den  höheren  Lehr- 
anstalten verwertet  zu  werden? 

2.  Die  Bedeutung  und  Stellung  des  Turnens  und  Spielens  im  Organismus  der 
höheren  Schulen. 

B)  Für  die  mündliche  Beratung: 

1.  In  welcher  Weise  sind  die  englischen  und  französischen  Sprechübungen 


—    558    — 

Die  inneren  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  wurden  bei  dem 
ProvinzialschulkoUegium  früher  von  den  Provinzialschulräten  Dr,  Höpfner 
(1873—88,  später  Geh.  Oberregierungsrat  und  vortragender  Rat  im  Unter- 
richtsministerium, jetzt  Kurator  der  Universität  Göttingen),  Dr.  Stauder 
(1874 — 75,  später  Wirkl.  Geh.  Oberregierungsrat  und  vortragender  Rat  im 
Unterrichtsministerium),  v.  Raczek  (1876—80),  Dr.  Vogt  (1880—85), 
Dr.  Münch  (1888—97),  Dr.  Matthias  (1898—99,  jetzt  Geh.  Regierungsrat 
und  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium)  und  werden  jetzt  von 
den  Provinzialschulräten  Geh.  Regierungsrat  Dr.  Deiters  (seit  1885), 
Geh.  Regierungsrat  Dr.  Buschmann  (seit  1894),  Dr.  Nelson  (seit  1900) 
und  Dr.  Meyer  (seit  1900)  bearbeitet. 

Für  die  Bestreitung  der  Kosten  des  höheren  Unterrichtswesens  in  der 
Rheinprovinz  sind  der  Bergische  Schulfonds  und  der  gemeinschaftliche 
Fonds  der  drei  katholischen  Gymnasien  in  Göln  von  Bedeutung.  Über 
diese  ist  folgendes  zu  bemerken. 

Der  Bergische  Schulfonds  stammt  aus  Jesuitengut.  Nach  Aufhebung 
des  Jesuitenordens  bestimmte  der  Kurfürst  und  Pfalzgraf  Karl  Theodor  von 
Bayern  für  seine  Lande,  insbesondere  für  die  zu  Bayern  gehörigen  Fürsten- 
tümer Jülich  und  Berg,  dafs  die  Einkünfte  des  Ordens,  soweit  sie  nicht 
zur  Zahlung  von  Pensionen  an  die  ehemaligen  Mitglieder  erforder- 
lich waren,  zur  Unterhaltung  der  bis  dahin  von  den  Jesuiten  geleiteten 
Unterrichtsanstalten  verwendet  werden.  Nach  der  Abtretung  des  Herzog- 
tums Jülich  und  der  dort  belegenen  Jesuitengüter  an  Frankreich  wurde 
die  Verwaltung  des  Schulfonds  durch  landesherrliche  Verordnung  vom 
25.  August  1802  einer  besonderen  Schulkommission  übertragen.  Der  Fonds 
erfuhr  bald  darauf  eine  bedeutende  Vermehrung  durch  Zuweisung  rechts- 
rheinischer Güter  der  auf  dem  linken  Rheinufer  belegenen  Stiftungen  u.  s.  w., 
die  in  Ausführung  des  Reichsdeputationshauptschlusses  dem  Landes- 
herm  zugefallen  waren,  und  infolge  der  von  Kurfürst  Max  Joseph  in 
den  Jahren  1802  und  1803  angeordneten  Säkularisation  der  Klöster.  Nach 
der  Bildung  des  Grofsherzogtums  Berg  wurde  der  Schulkommission  das 
ganze  Schulwesen  des  Landes  übertragen.  Im  Jahre  1811  wurde  der 
Schulfonds  der  Staatsdomäne  überwiesen,  nach  der  preufsischen  Besitz- 
ergreifung erhielt  er  indessen  wieder  seine  gesonderte  Verwaltung,  and  es 
wurde  bestimmt,  dafs  seine  Einkünfte  innerhalb  des  ehemaligen  Herzog- 
thums  Berg  für  Schulzwecke  und  für  die  Kunstakademie  in  Düsseldorf 
verwendet  werden.  Durch  Kabinettsordre  vom  18.  Dezember  1846  wurde 
dieser  Verwendungszweck  näher  dahin  erläutert,  dafs  derjenige  Teil  des 
Fonds,  der  aus  ehemaligen  Jesuitengütem  herrührt,  als  katholisches  Schul- 
gut betrachtet  und  daher  nur  für  katholische  Unterrichtszwecke  verwendet 
werden,  im  übrigen  jedoch  die  evangelischen  Schulanstalten  von  einer 
Teilnahme  an  seinen  Einkünften  nicht  auszuschliefsen  sind.  Die  Verwaltung 
des  Fonds  wird  von  der  Regierung  in  Düsseldorf  geführt,  der  Etat  vom 
Unterrichtsminister  und  vom  Finanzminister  festgesetzt.    Die  Einnahmen 


an  den  höheren  Schulen  nach  Art   und  Gegenstand  und  unter  Berück- 
sichtigung der  zu  Gebote  stehenden  Zeit  zu  gestalten? 

2.  Empfiehlt  es  sich,  eine  Einrichtung  dahin  zu  treffen,  dals  die  im  Unter- 
richt gebrauchten  Schulbücher  seitens  der  Schule  angeschafft  und  auf- 
bewahrt werden,  damit  den  Schülern  die  Mühe  des  Hin-  und  Hertragens 
erspart  bleibe? 

3.  Über  die  Stellung  der  Schule  zur  Fremdwörterfrage. 

4.  Ist  die  Förderung  von  Schülervereini^ungen  zum  Zwecke  leiblicher  Übungen, 
wissenschaftlicher  Studien  oder  musikalischer  Aufführungen  zu  empfehlen? 
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betrugen  im  Jahre  1901:  159496  Mk.;  davon  erhielten  das  Gymnasium  zu 
Düsseldorf  33455  Mk.,  das  zu  Mühlheim  a.  d.  Ruhr  2700  Mk.,  das  zu  Sieg- 
burg 9700  Mk.  und  das  Progymnasium  zu  Wipperfürth  6000  Mk*). 

Der  gemeinschaftliche  Fonds  der  drei  katholischen  Gymnasien  zu  Göln 
stammt  aus  dem  Vermögen  der  im  Jahre  1773  aufgelösten  Jesuiten- 
niederlassung in  Cöln,  den  Fonds  der  unter  französischer  Herrschaft  auf- 
gehobenen Universität  zu  Cöln  und  den  Fonds  der  drei  älteren  Cölner 
Gymnasien  (Montanum,  Laurentianum  und  Tricoronatum).  Das  Vermögen 
der  Jesuitenniederlassung  wurde  im  Anschlufs  an  ein  Dekret  des  Reichs- 
hofrats auf  Grund  eines  Abkommens  zwischen  dem  Erzbischof  und  der 
freien  Reichsstadt  Cöln  letzterer  mit  der  Bestimmung  überlassen,  dafs  es 
nicht  dem  städtischen  Vermögen  einverleibt  werden,  sondern  einen  be- 
sonderen Schulfonds  bilden  solle.  Der  Fonds  wurde  für  die  Universität  und 
die  drei  Gymnasien  verwendet.  Unter  der  Fremdherrschaft  wurden  nach 
Aufhebung  dieser  Anstalten  die  Einkünfte  zur  Unterhaltung  derjenigen 
Schulanstalten  verwendet,  die  an  ihre  Stelle  getreten  waren;  der  Fonds 
behielt  jedoch  seine  Selbständigkeit.  Nach  der  Wiedervereinigung  Cölns 
mit  Preufsen  bestanden  eine  Zeit  laog  für  die  Verwaltung  der  dortigen 
höheren  Schulen  zwei  Kollegien,  der  Gymnasialverwaltungsrat  und  der 
Verwaltungsrat  der  Studienstiftungen.  Zur  endgültigen  Regelung  der 
Rechtsverhältnisse  des  Fonds  erging  der  Erlafs  vom  25.  Mai  1868').  Nach 
diesem  wird  die  Verwaltung  des  Fonds  der  in  der  Stadt  Cöln  bestehenden 
Gymnasien-  und  Studienstiftungen  einer  gemeinschaftlichen  Behörde,  dem 
„Verwaltungsrat  der  Gymnasial-  und  Stiftungsfonds"  übertragen;  die 
verschiedenen  Gymnasial-  und  Stiftungsfonds  sind  getrennt  zu  verwalten. 
Die  Fonds,  die  von  den  ehemaligen,  zur  Zeit  der  Fremdherrschaft 
aufgehobenen  Gymnasien  in  der  Stadt  Cöln  herrühren,  dürfen  nur 
für  die  damals  in  Cöln  bestehenden  katholischen  Gymnasien  und  die 
mit  Hilfe  dieses  Fonds  noch  etwa  ferner  zu  errichtenden  Unterrichts- 
anstalten verwendet  werden.  Der  sogenannte  gemeinschaftliche  Gymnasial- 
fonds dient  jetzt  zur  Unterhaltung  der  drei  katholischen  Gymnasien 
(Marzellen,  Aposteln  und  Kaiser  Wilhelms).  Aufsichtsbehörde  ist  das 
Provinzialschulkollegium,  in  letzter  Instanz  der  Unterrichtsminister;  ersteres 
setzt  den  Etat  fest^).  Die  Einnahmen  des  Fonds  betragen  106850  Mk., 
davon  werden  9730  Mk.  zu  den  Kosten  der  Verwaltung,  26900  Mk.  zu 
Zuschüssen  für  das  Gymnasium  an  Marzellen,  30000  Mk.  für  dasjenige  an 
Aposteln  und  30100  Mk.  für  das  Kaiser  Wilhelms-Gymnasium  verwendet. 

Unter  der  Aufsicht  des  Provinzialschulkollegiums  stehen  vier  mit 
Pensionaten  verbundene  Privatanstalten,  das  Collegium  Augustinianum  zu 
Gaesdonk,  das  evangelische  Pädagogium  zu  Godesberg,  die  katholische 
Unterrichts-  und  Erziehungsanstalt  im  Kemperhof  und  die  Unterrichts- 
und Erziehungsanstalt  in  Obercassel  bei  Bonn. 

Für  die  praktische  Unterweisung  der  Kandidaten  wurde  im  Jahre 
1889  in  Coblenz  ein  pädagogisches  Seminar  begründet.  Das  unter  dem 
15.  August  desselben  Jahres  erlassene  Statut  schliefst  sich,  abgesehen  von 
der  auf  die  Person  des  Direktors  bezüglichen  Vorschrift,  in  allen  wesent- 


')  Der  Bergische  Schulfonds  hat  keine  selbständige  Kechtspersönlichkeit,  seine  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  werden  deshalb  in  den  Staatshaushaltsetat  eingestellt  (vgl.  Ab- 
schnitt X,  2). 

*)  Der  Erlaß  ist  in  der  Gesetzsammlung  von  1868,  S.  589  veröffentlicht. 

')  Dem  gemeinschaftlichen  Fonds  steht  eigene  Rechtspersönlichkeit  zu,  seine  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  erscheinen  daher  nicht  im  Staatshaushaltsetat  (vgl.  Abschn.  X,  2). 
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liehen  Punkten  an  dasjenige  für  das  pädagogische  Seminar  in  Danzig  ^)  an. 
An  seine  Stelle  ist  das  unter  dem  18.  Juni  erlassene,  dem  Erlasse 
vom  15.  März  1890  angeparste  neue  Statut  getreten.  Nach  diesem 
geschieht  die  Leitung  durch  zwei  der  mit  der  Bearbeitung  der  An- 
gelegenheiten der  höheren  Schulen  betrauten  Schulräte  des  Provinzial- 
schulkollegiums.  Einer  derselben  übernimmt,  Jahr  um  Jahr  mit  dem 
anderen  abwechselnd,  die  specielle  Leitung  des  Seminars.  Im  übrigen  ist 
die  Verteilung  der  Geschäfte  unter  die  beiden  Direktoren  sowie  die  Be- 
teiligung der  Direktoren  der  Schulen,  denen  die  Kandidaten  überwiesen 
werden,  an  der  praktischen  Anleitung  derselben  in  ähnlicher  Weise  ge- 
ordnet wie  bei  dem  pädagogischen  Seminar  in  Breslau*).  Die  Zahl  der 
Mitglieder  beträgt  sechs,  die  Dauer  der  Mitgliedschaft  erstreckt  sich  auf 
das  Seminarjahr,  die  Aufnahme  findet  nur  zu  Ostern  statt.  Die  theoretische 
Anleitung  der  Kandidaten  erfolgt  ausschliefslich  durch  den  Direktor  des 
Seminars.  Die  Mitglieder  erhalten  ein  Jahresstipendium  von  600  Mk.;  zur 
Erteilung  von  Unterricht  an  Privatanstalten  bedürfen  sie  der  Genehmigung 
des  leitenden  Seminardirektors.  Direktoren  des  Seminars  waren  bis  1897 
abwechselnd  die  Geh.  Regierungs-  und  Provinzialschulräte  Dr.  Deiters 
und  Dr.  Münch,  später  Dr.  Deiters  und  Provinzialschulrat  Geh. 
Kegierungsrat  Dr.  Buschmann,  zuletzt,  mit  dem  letzteren  abwechselnd, 
Provinzialschulrat  Dr.  Meyer. 


Regiernngsbezirk  Coblenz. 

Coblenz. 

(Früher  zum  Kurfürstentum  Trier  gehörig.    45147  Einwohner.) 

Ein  vom  Staate  unterhaltenes  Gymnasium  und  ein  von  der  Stadt- 
gemeinde unterhaltenes  Kealgymnasium.  Das  letztere  ist  aus  einer  früheren 
Provinzialgewerbeschule  entstanden. 

Kaiserin  Augrusta-GymnaBium  (I,  382.    II,  820.    III,  316). 

Broweri  et  Masenii  Metropolis  ecciesiae  Treviricae.  Ed.  de  Stramberg,  Coblenz 
1855/56.  —  Klein,  Zur  Geschichte  des  Marienklosters  in  der  Leer  binnen  Coblenz,  Progr. 
1888  und  1847.  —  Dominicus,  Geschichte  des  Coblenzer  Gymnasiums,  Progr.  1862.  — 
Derselbe,  Coblenz  vor  100  Jahren,  Progr.  1869.  —  Derselbe,  Geschichte  des  Kollegiums 
der  soc.  Jesu  zu  Coblenz,  Progr.  1872.  —  Worbs,  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Coblenz 
von  1582—1882,  Festschrift  zum  800jährigen  Jubiläum,  Coblenz  1882. 

Die  vom  Kurfürsten  Jakob  III.  von  £lz  1580  nach  Coblenz  berufenen  Jesuiten 
gründeten  hier  unter  dessen  Nachfolger  Johannes  VII.  von  Schönburg  in  dem  früheren 
Marienkloster  der  Cisterziensemonnen  ein  Studium  humaniorum  literarum.  Das  Gym- 
nasium wurde  allmählich  mit  Schenkungen  an  liegenden  Gründen  reich  ausgestattet. 
Nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens  übernahm  Kurfürst  Clemens  Wenzeslaus  das 
Kollegium  als  Kurfürstliches  Gymnasium  und  liefs  den  Unterricht  von  Exjesuiten  weiter- 
führen. Infolge  der  französischen  Besetzung  geriet  die  Anstalt  schnell  in  VerfaU;  die 
Gehälter  der  Lehrer  wurden  auf  die  Weingüter  der  Schule  angewiesen  und  darum 
16  Jahre  lane  niemals  am  Fälligkeitsteimine  bezahlt,  die  Bibliothek  wurde  verschleppt, 
und  in  den  oberen  Klassen  waren  selten  mehr  als  vier  Schüler.  Im  Jahre  1816  wurde 
die  Schule  als  preußisches  Gymnasium  reorganisiert  und  evangelischer  Religionsunter- 
richt eingerichtet.  Von  1826  an  wurde  längere  Zeit  hindurch  Nebenunterricht  in  den 
Realien  erteilt.  Am  28.  November  1882  feierte  das  Gymnasium  das  Fest  seines 
800jährigen  Bestehens.  Seinen  jetzigen  Namen  erhielt  es  am  14.  Februar  1894  bei  der 
Einweihung  des  neuen  Schulgebäudes.    Bereits  in  den  Jahren  1818—50  war  eine  Vor- 


')  Vgl.  oben  8.  168. 
«)  Vgl.  S.  314. 
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schule  vorhanden;  die  jetzt  bestehende  ist  am  1.  Mai  1876  eingerichtet  worden.  Die 
Anstalt  besitzt  so  bedeutendes  Yennögeni  dai^  sie  sich  von  1885  an  viele  Jahre  hindurch 
ohne  Staatszaschüsse  erhalten  konnte. 

Direktor:  Dr.  Josef  Weidaen  seit  1.  Juli  1892,  vorher:  Dr.  Joh.  Peter  Binsfeld 
1875—92,  Alexander  Dominicus  1850—75. 

18  Klassen  und  8  Yorschulklassen;  24  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL, 
2  Zeichenl.,  1  ElementarL,  2  YorschulL;  4  Lehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen  katho- 
lisch. Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  neue  Schulhaus  in  der  Gymnasialstrafee  ist  in  den  Jahren  1892—94  mit  einem 
Kostenanfwande  von  425000  Mk.  erbaut  worden.  Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vor- 
handen.   Die  Lehrerbibliothek  umfalst  etwa  30  000,  Bände. 

Stiftungen:  a)  Das  Vermächtnis  des  Priesters  Gerhard  (1840),  für  den  besten 
katholischen  Schüler.  Jährlich  14  Mk.  b)  Vermächtnis  des  Priesters  C  A.  Hagemann 
(1854),  zu  Schülerstipendien.  Jährlich  105  Mk.  c)  Stiftung  des  Regierunffs-  und  Schul- 
rats  Lucas  (1858)  von  800  Mk.  zu  einer  Prämie  für  einen  Sekundaner,  a)  Vermächtnis 
des  Rentners  Rud,  Schaaffhattsen  (gestorben  1859),  zur  Vermehrung  der  physikalischen 
Sammlung  und  zur  Beschaffung  von  Schulbüchern  für  bedürftige  Schüler.  Jährlich 
199  Mk.  e)  Der  Rentier  Nürnberger  in  Winningen  vermachte  den  eröfeten  Teil  seines 
Grundeigentums  der  Schule  zu  einer  Studienstiftung;  der  Erlös  hat  beinahe  75000  Mk. 
ergeben;  die  Stiftung  tritt  erst  20  Jahre  nach  dem  Ableben  der  nutznie&enden  Erben 
in  Kraft,  f )  Stiftung  des  verstorbenen  katholischen  Priesters  Xaver  Jaeckd  zu  Kingston 
auf  Jamaika  (Testament  vom  11.  Februar  1887).  Die  Zinsen  sollen  nach  dem  Ableben 
der  Schwester  des  Stifters  jährlich  abwechselnd  einem  Gymnasiallehrer,  einem  Elemen- 
tarlehrer und  einer  Lehrerin  verliehen  werden.  Bestand  75000  Mk.  Die  Verleihung 
erfolgt  durch  den  Direktor  und  die  beiden  ältesten  Oberlehrer. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  159180  Mk.,  Ertrag 
des  eigenen  Vermögens  46642  Mk.,  Staatszuschuik  45438  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in 
der  Vorschule  100  Mk.    Der  Direktor  und  7  Oberlehrer  haben  Dienstwohnung. 

Bealgrynmasiuin. 

Die  Schule  ist  aus  einer  am  15.  Oktober  1855  gegründeten  Provinzialgewerbeschule 
hervorgegangen.  Diese  erhielt  am  3.  Juli  1875  vom  Handelsminister  das  Recht  zur  Ab- 
haltung von  Entlassungsprüfungen  nach  dem  Reglement  vom  21.  März  1870.  Durch 
Vertrag  vom  11.  Oktober  1881  wurde  sie  von  der  Stadtgemeinde  übernommen;  der  Staat 
stellte  für  zwölf  Jahre  einen  Zuschuß  von  13868  Mk.,  seit  1894  einen  solchen  von 
14568  Mk.  jährlich  bereit.  Am  1.  April  1882  wurde  die  Anstalt  eine  Oberrealschule; 
seit  Ostern  1888  ist  sie  ein  Realgymnasium. 

Direktor:  Dr.  Heinrich  Goofsens  seit  Mich.  1901,  vorher:  Dr.  Bohert  Most  1877 
bis  1901,  Dr.  Ziehen  1874—77. 

12  Klassen;  12  Oberlehrer,  8  technische  und  ElementarL;  8  Lehrer  sind  katholisch, 
die  übrigen  (einschl.  des  Direktors)  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  kon- 
fessionellen Minderheit  ist  gesorgt 

Die  Anstalt  benutzt  die  Turnhalle  der  Tumgesellschaft.  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  2500  Bände. 

Ihre  Majestät  die  Hochselige  Kaiserin  und  Königin  Augusta  hat  der  Anstalt  600  Mk. 
zu  Prämien  mr  fleilsige  Schüler  überwiesen. 

Die  Schule  (Gebäude:  Florinsmarkt  13)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 
Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  ersten  Bürger- 
meister, dem  Direktor,  zwei  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  und  einem 
vom  Provinzialschulkollegium  berufenen  Mitgliede.  Gesamtausgabe  89  875  Mk.,  Zuschuß 
der  Stadt  43  103  Mk.,  des  Staates  14  568  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Besoldungen  nach 
den  Nachträgen  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  2. 


Kreuznach. 

(Grafschaft  Sponheim,  Kurpfalz.    21  384  Einwohner.) 

Ein  vom  Staate  unterhaltenes  Gymnasium  und  eine  von  der  Stadt- 
gemeinde unterhaltene  Realschule. 

Wiese,  Schulwesen.    IV.  36 
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Gymnasium  (I,  891.    II,  326.    lU,  SIT). 

Eüers,  Wanderungen  durchs  Leben,  Leipzig  1857,  Bd.  II.  —  Wulfertf  Das  gelehrte 
Schulwesen  Kreuznachs  in  geschichtlichen  Umrissen,  Proer.  1869.  —  Otto  Lutsch ,  Das 
Kreuznacher  Gemeinde-Schulkollegium  1807—19,  Progr.  1900. 

Die  reformierte  Schule  des  Ortes  ging  1801  ein;  eine  seit  1717  mit  dem  Kanne- 
literkloster  verbundene  Lateinschule  war  schon  vorher  eingegangen.  Eine  aus  den 
Trümmern  der  reformierten  Schule  gebildete  Privatanstalt  wurde  im  Jahre  1802  in 
eine  „Ecole  secondaire  communale"  verwandelt,  jedoch  1806  wieder  aufgelöst  Im 
Jahre  1807  selang  es,  mit  Hilfe  von  privaten  Beiträgen  und  eines  Zuschusses  der 
Stadt  eine  dreiklassige  Sekundärschule  zu  errichten.  Diese  wurde,  nachdem  die 
Stadtgemeinde  sich  zur  Bereitstellung  der  erforderlichen  Räumlichkeiten  verpflichtet 
hatte,  im  Jahre  1819  vom  Staate  als  Gymnasium  eingerichtet  und  als  solches  am 
15.  November  desselben  Jahres  neu  eröffnet.  Ostern  1821  wurde  die  erste  Keifeprüfung 
abgehalten.  Michaelis  1871  wurde  auf  Kosten  der  Stadtgemeinde  für  die  vom  Griechi- 
schen befreiten  Schüler  Ersatzunterricht  eingerichtet;  die  Errichtung  einer  städtischen 
Bealschule  führte  jedoch  1896  zur  Beseitigung  desselben.  An  Stelle  der  früheren 
privaten  Vorschule  wurde  1865  mit  Genehmigung  des  Provinzialschulkollegiums  eine  neue 
Vorschule  gegründet,  und  1872  wurde  diese  mit  dem  Gymnasium  in  organische  Ver- 
bindung gebracht.  Im  November  1874  feierte  Professor  Dr.  Steiner  sein  50jähriges 
Dienstjubiläum.    Grö&te  Schülerzahl  (313)  Ostern  1891,  kleinste  (156)  am  1.  Februar  1899. 

Direktor:  Otto  Lutsch  seit  27.  Oktober  1890,  vorher:  Lic.  Dr.  W.  HoUenberg 
1883—90,  Dr.  Gustav  Wulfert  1864—83.  Erster  Direktor  der  Schule  unter  preufeischer 
Herrschaft  war  Dr.  G.  Eikrs  1819 — 33,  später  Geh.  Kegierungsrat  und  vortragender  Rat 
im  Unterrichtsministerium. 

8  Klassen  und  1  Vorschulklasse;  9  Oberlehrer,  1  seminarisch  vorgebildeter,  im  Ge- 
halte den  Zeichenlehrern  gleichgestellter  Lehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  tech- 
nischer und  Elementarl.,  1  Yorschull. ;  2  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evaneelisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesor^;  jüdischer  Religions- 
unterricht wird  ebenfalls  erteilt,  zu  der  Vergütung  trägt  jedoch  die  Schulkasse 
nichts  bei. 

1884  wurde  der  eine  Flügel  des  Schulgebäudes  niedergerissen  und  hinter  ihm  mit 
einem  Kostenaufwande  von  49000  Mk.  ein  Neubau  errichtet;  weitere  umfassende  bau- 
liche Veränderungen  und  Erweiterungen  wurden  im  Jahre  1900  beendigt  (Kosten 
48  000  Mk.). 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  der  Schulhof  dient  als  Turnplatz.  Für  Bewegungs- 
spiele hat  die  Stadt  eine  Wiese  unentgeltlich  zur  Veifügung  gestellt  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  5000  Bände,  darunter  eine  Reihe  seltener  Originalausgaben  aus  dem 
Ende  des  15.  und  dem  Anfange  des  16.  Jahrhunderts. 

Stiftungen:  a)  Das  Fritzsch-Stipendium  (1869),  für  bedürftige  Schüler  der  oberen 
Klassen.  Bestand  6800  Mk.  b)  Die  Stiftung  des  Oberlehrers  Dr.  Weinkauff  (1892),  zur 
Beschaffung  von  Preisen  für  fleilsige  und  unbemittelte  Schüler.    300  Mk.  jährlich. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.     Für  die  Besorgung  der  äu&eren  An- 

Selegenheiten  besteht  noch  ein  Verwaltungsrat  (vier  Mitelieder:  der  Landrat,  der  Direktor, 
er  Bürgermeister  und  ein  Kreuznacher  Bürger),  ein  Teil  seiner  Befugnisse  ist  jedoch 
neuerdings  dem  Direktor  übertragen  worden.  Gesamtausgabe  73210  Mk.,  Zuschul^  des 
Staates  46540  Mk.,  der  Stadt  3207  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  und  drei 
Oberlehrer  haben  Dienstwohnung. 

Realschule. 

Progr.  V.  1894,  S.  5.  —  J^ehrmanny  Die  Einweihungsfeier  des  neuen  Schulgebäudes, 
Progr.  1879. 

Die  Anstalt  wurde  von  der  Stadt  Kreuznach  gegründet,  Ostern  1892  eröffnet  und 
erhielt  Ostern  1895  die  Berechtigungen. 

Direktor:  August  Bahre  seit  Ostern  1900,  vorher:  Karl  Wehrtnann  seit  Gründung 
der  Anstalt. 

6  Klassen;  4  Oberlehrer,  3  Elementarl.;  2  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen 
evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler 
ist  gesorgt. 

Das  Schulhaus  ist  im  Jahre  1896  mit  einem  Kostenaufwande  von  235  000  Mk.  er- 
baut worden.    Ein  mit  Turngeräten  versehener  Spielplatz  ist  vorhanden;  die  Halle  des 
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Turnvereins  steht  der  Schule  während   der  Unterrichtszeit  uneingeschränkt  zur  Ver-» 
fügung.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  500  Werke. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadteemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister  als  Vorsitzendem,  dem  Direktor 
und  fünf  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe 
41600  Mk,  Zuschuß  der  Stadt  16000  Mk.,  des  Staates  8000  Mk.  Schulgeld  100  Mk., 
fQr  Auswärtige  120  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat, 
feste  Zulage  nach  §  2.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzialkasse 
versichert. 

Neuwied. 

(Grafschaft  Wied.    11003  Einwohner.) 

Gymnasium  und  Bealprogrymnasium  (I,  884.    II,  820.    III,  820). 

Götz,  Geschichte  des  höheren  Schulwesens  in  Neuwied,  Progr.  1864.  —  Derselbe, 
Geschichte  der  höheren  Bürgerschule  mit  Progymnasium  zu  Neuwied,  Festschrift  zum 
50jährigen  Jubiläum,  Neuwied  1875. 

Ein  im,  Jahre  1819  eröffnetes  Gymnasium  ging,  da  die  Stadt  sich  zur  Leistung 
des  zugesagten  Zuschusses  aulser  stände  erklärte,  schon  im  Jahre  1822  ein.  Nach 
längeren  Verhandlungen  zwischen  den  beteiligten  Behörden,  nachdem  König  Friedrich 
Wilhelm  III.  aus  Staatsmitteln  einen  Zuschuß  bewilligt  und  Fürst  August  zu  Wied 
einen  dauernden  Beitrag  bereitgestellt  hatte,  eröffiiete  die  Stadtgemeinde  am  1.  November 
1825  eine  Realanstalt  Diese  wurde  am  20.  November  1868  als  höhere  Bürgerschule 
anerkannt.  Für  die  Schüler  der  Klassen  IV  bis  II  wurde  gymnasialer  Nebenunterricht 
eingerichtet;  aus  diesem  entstanden  später  selbständige  Progymnasialklassen.  Am 
1.  Oktober  1877  wurden  letztere  zu  einem  vollständigen  Gymnasium  erweitert.  Am  1.  April 
1885  wurde  das  nunmehrige  Gymnasium  mit  Realprogymnasium  vom  Staate  übernommen; 
die  Stadt  zahlt  seitdem  einen  jährlichen  Zuschuß  von  20000  Mk.  Am  2.  und  3.  No- 
vember 1875  wurde  die  Gedenkfeier  des  50jährigen  Bestehens  der  höheren  Bürgerschule 
begangen.    Gröfste  Schülerzahl  (328)  im  Sommer  1887,  kleinste  (248)  im  Winter  1880/81. 

Direktor:  Dr.  Alfred  Biese  seit  Januar  1899,  vorher:  Dr.  Paul  Vogt  1890—98, 
Wtlh.  Wegehaupt  1881—90,  Dr.  C.  Bardt  1877—81  (jetzt  Direktor  des  Joachims thalschen 
Gpinasiums  bei  Berlin),  Lorenz  Götz  1839—77.  Früher  hat  an  der  Anstalt  u.  a.  ge- 
wirkt: Dr.  ^.  McUthiaSj  Oberlehrer  1882 — 84,  jetzt  Geh.  Regierungsrat  und  vortragender 
Rat  im  Unterrichtsministerium. 

9  Gymnasial-  und  3  Realprogymnasialklassen  (U  III,  0  III,  U  II);  12  Oberlehrer, 
1  Zeichenl.,  1  Elementarl.;  1  Ooerlehrer  ist  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  evan- 
gelisch. Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist 
gesorgt 

Das  Schulhaus  (Engerserstralse  42)  ist  in  den  Jahren  1885  und  1886  umgebaut 
worden.  Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.  Der  Gymnasial -Tum-  und  Kuder- 
verein  besitzt  ein  Bootshaus  mit  vier  Booten.  Ein  Spielplatz  am  Rhein,  für  dessen  Her- 
stellung sich  ein  Verein  gebildet  hat,  ist  in  der  Entstehung  begriffen.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  etwa  4000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Stiftung  des  Fabrikanten  Seusehf  zur  Beschaffung  von  Büchern 
und  Schreibmaterialien  für  Schüler.  Bestand  1950  Mk.  b)  Stiftung  des  Rektors  Götz, 
desgl.  Bestand  600  Mk.  c)  Die  Peters-Berger-Stiftung,  1885  bezw.  1890  gegründet,  zur 
Unterstützung  Studierender.    Bestand  1700  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  87  573  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  36 137  Mk.,  der  Stadt  20  000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Trarbaoh. 

(Grafschaft  Sponheim,    Kondominat  von   Pfalz-Zweibrücken  [Birkenfeld] 

und  Baden-Baden.    2335  Einwohner.) 

Gymnasium  (1,  390.    II,  324.    UI,  319). 

Toutony  Kurze  Nachricht  der  gegenwärtigen  Verfassung  des  Gymnasiums  zu  Trarbach 
nebst  dessen  vorigen  Schicksalen  und  Umständen,  Progr.  1781.  —  J,  H,  Böhde,  Nach- 
richten von  der  Stadt  Trarbach  und  ihren  Begebenheiten,  Zweibrücken  1782.  —  Pfender, 

36* 
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Geschichte  der  Stadt  Trarbach  und  ihres  Gymnasiums  bis  zu  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, Progr.  V.  1856.  —  Friedr.  BaeL  Geschichte  der  höheren  Schulen  zu  Trarbach 
von  1573—1618,  Trarbach  1873.  —  Dr.  J.  M,  Schmidt,  Fortsetzung  des  vorigen  Werkes 
in  der  Festschrift  zur  50jährigen  Jubelfeier,  Trarbach  1873. 

Als  Ersatz  für  ein  in  seinen  Anfängen  bereits  um  1530  nachweisbares,  im  Jahre 
1800  eingegangenes  Gymnasium  wurde  1818  eine  bisher  von  einem  Geistlichen  geleitete 
Priyatanstalt  als  höhere  Stadtschule  eingerichtet.  Dieselbe  konnte  aber  zuerst  nicht 
recht  gedeihen,  da  der  Unterricht  von  Geistlichen  nebenamtlich  erteilt  wurde.  Erst  als 
in  dem  Pfarrer  Daniel  Staffier  ein  Rektor  gewonnen  war,  der  ihr  seine  Kräfte  aus- 
Bchliefslich  widmete,  kam  sie  langsam  vorwärts.  1849  erhielt  sie  die  Mititärberechtigung, 
am  15.  Dezember  1855  wurde  sie  als  Progymnasium  anerkannt,  1893  zu  einem  Gym- 
nasium erweitert,  und  Ostern  1895  fand  aie  erste  Reifeprüfung  statt.  Die  aus  der 
früheren  Zeit  (1819)  stammende  Verpflichtung  des  zweiten  Geistlichen  von  Trarbach  und 
Traben  zur  Erteilung  einer  bestimmten  Anzahl  von  Lehrstunden  ist  aufgehoben.  Für 
Schüler  des  Gymnasiums  wurde  1892  durch  den  „Verein  zur  Begründung  und  Erhaltung 
evangelischer  Alumnate  im  Rheinlande"  ein  Alumnat  eingerichtet;  dasselbe  besitzt  seit 
1897  ein  eigenes,  für  50  Zöglinge  ausreichendes  Haus. 

Direktor:  Dr.  K.  Schmidt  seit  Herbst  1897,  vorher:  Dr.  Karl  Barlen  1888—97, 
Dr.  M,  Schmidt  1873—88. 

9  Klassen  (Ol  und  UI  sind  in  den  meisten  Fächern  vereinigt);  7  Oberlehrer, 
2  wissenschaftliche  Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer  und  1  Gesangl.,  alle  evangelisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt 

Die  Lehrerbibliothek  besteht  aus  etwa  2000  Bänden. 

Stiftungen:  a)  L.  Käfs-Stiftung  vom  Jahre  1874,  für  Schüler  aus  der  Verwandt- 
schaft des  Stifters,  in  zweiter  Linie  zu  üniversitätsstipendien.  Bestand  23900  Mk. 
b)  Die  L.  Käfe-Birk- Stiftung  vom  Jahre  1876,  zur  Gründung  einer  Lehrerstelle  für 
französische  und  englische  Sprache.  Bestand  60975  Mk.  c)  Die  Stiftung  des  Rentners 
C.  W.  Bumpel  vom  Jahre  1865  (Bestand  2759  Mk.);  die  Stiftung  des  Pfarrers  Pfeiffer 
(422  Mk.);  die  Barien- Stiftung,  Bestand  802  Mk.;  alle  für  Bibliothekszwecke.  d)Die  Stäffler- 
Stiftung,  im  Jahre  1875  gegründet,  zu  Unterstützungen  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer. 
Bestand  4020  Mk.  e)  Die  Heinrich  Haufsmann- Stiftung,  1894  gegründet,  zur  Beschafiung 
von  Unterrichtsmitteln  und  Schulgeld  für  arme  Schüler.   Bestand  4667  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  57410  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  23  660  Mk.,  der  Stadt  3000  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 

W^etzlap. 

(Vormals  freie  Reichsstadt.    8910  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  387.    II,  322.    III,  321). 

Nachrichten  für  das  Publikum  von  den  bisherigen  Verhandlungen  der  Wetzlarer 
gemeinnützigen  Gesellschaft,  1799  und  1800.  —  Obrigkeitlich  befohlener  Abdruck  des 
von  der  Schulkommission  erstatteten  Berichts  über  die  neuen  Schulanstalten,  Wetzlar 
1800.  —  F.  K.  Abicht,  Der  Kreis  Wetzlar  1836/37,  T.  III,  Anhang,  S.  499/514.  — 
Moldenhauery  Geschichte  des  höheren  Schulwesens  der  Rheinprovinz,  Köln  1895.  — 
Fehrs,  Die  Oberschule  der  Stadt  Wetzlar,  Progr.  1899. 

Die  im  Jahre  1555  errichtete  evangelische  Schule  wurde  1799  nach  Abtrennung 
der  Elementarklassen  (lutherische  Unterschule)  als  lutherische  „Oberschule"  neu  ein- 
gerichtet und  nach  dem  Eingehen  eines  seit  1695  bestehenden  katholischen  Gymnasiums 
unter  dem  Fürst-Primas  von  Balherg  zu  einem  -fürstlich-primatischen  Gymnasium  für 
alle  Religionen"  umgestaltet.  1817  wurde  sie  von  der  preufsischen  Regierung  als  evange- 
lisches Gymnasium  wiederhergestellt,  doch  wurde  schon  damals  ein  besonderer  Religions- 
lehrer für  die  katholischen  Schüler  bestellt.  Seit  1898  wird  auf  Kosten  der  Stadt- 
femeinde  den  vom  Griechischen  befreiten  Schülern  Ersatzunterricht  erteilt.  Am  5.  bis 
.  Juli  1899  beging  das  Gymnasium  sein  lOOjähriges  Jubelfest. 

Direktor:    Dr.  I^.  Fehra  seit  Ostern  1887,  vorher:   K,  A.  Pertz  1871—86. 

8  Klassen ;  9  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  Elementarl., 
alle  evangelisch.    Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

In  den  Jahren  1895 — 97  ist  ein  Gebäude  für  eine  Aula  und  die  Dienstwohnung  des 
Direktors,  sowie  eine  Turnhalle  errichtet  worden;  die  Kosten  dieser  Erweiterungsbauten 
betrugen  109000  Mk.  Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  etwa  8000  Bände. 
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Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Der  Verwaltuncsrat  besteht  nicht  mehr. 
Gesamtausgabe  65050  Mk.,  Zuschuls  des  Staates  40430  Mk.,  dazu  vermöge  rechtlicher 
Verpflichtung  2381  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  1100  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

Andernaoli. 

(Kurf.  Erzbistum  Göln.    7874  Einwohner.) 

Progynmasium  (Gymnasium  i.  E.)  (I,  385.    II,  321.    III,  319). 

Bud.  Löhbtich,  Geschichte  der  höheren  Stadtschule  zu  Andernach,  Progr.  1861.  •— 
Derselbe,  Zur  Geschichte  des  Progymnasiums  zu  Andernach,  Progr.  1873.  —  Joh.  Jos, 
Haveler,  Berichtigungen  zu  den  vorstehenden  Schriften,  Progr.  1899. 

Der  Cölner  Kurfürst  und  Erzbischof  SciUntin  von  Isenburg^Grenzau  gründete  für 
die  Andemacher  Jugend  durch  Urkunde  von  15.  April  1573  eine  Lateinschule  und 
überwies  zu  ihrer  Unterhaltung  u.  a.  sämtliche  Güter  (35  ha  Acker  und  45  ha  Wal- 
dungen) und  Gefälle  des  1572  aufgehobenen  Nonnenklosters  Malmedy,  „so  viele  im 
Gölnischen  liegen^.  In  den  Jahren  1804 — 15  war  die  Schule  eine  französische  Sekundär- 
schule. Unter  der  preußischen  Regierung  wurde  sie  1815  als  Progymnasium  eingerichtet; 
als  jedoch  um  die  Mitte  der  zwanziger  Jahre  der  Besuch  abnahm,  wurde  sie  lo31  unter 
Beseitigung  des  griechischen  Unterrichts  in  eine  höhere  Stadtschule  umgewandelt.  Am 
16.  September  1^3  wurde  sie  wiederum  unter  die  Proeymnasien  aufgenommen.  Am 
22.  Januar  1877  wurde  für  sie  ein  Statut  errichtet;  nach  §  2  desselben  wird  das  Pro- 
ffymnasium  ans  dem  Stiftunesvermögen  und  einem  städtischen  Zuschüsse  unterhalten; 
die  Schulräume  werden  von  der  Stadtgemeinde  gestellt.  Die  Anstalt  ist  jetzt  in  der  Ent- 
wickelung  zu  einem  Gymnasium  begriifen. 

Direktor:  Dr.  Joh.  Josef  Höveler  seit  Neujahr  1898,  vorher:  Dr.  Fdia  BrüJl 
1887-97,  Dr.  Jos,  Schlüter  1878—87,  K,  Schweickert  1874—78. 

8  Klassen ;  8  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  Elementarl., 
alle  katholisch.   Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  Minderheit  ist  gesorgt. 

Turnsaal  (zugleich  Aula)  und  Turnplatz  sind  vorhanden;  zu  Bewegungsspielen 
steht  ein  grolser  Rasenplatz  zur  Verfügung.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  3200  Bände. 

Stiftungen:  a)  Zur  Vermehrung  des  Schulvermögens  schenkte  1860  der  Notar 
Heinrich  88  Thaler  und  1863  Fräulein  Kaihanna  Josepha  v.  Düssddorf  500  Thaler. 
b)  Der  Rentner  H,  Jos,  Sieberg  schenkte  1869  ein  Kapital  von  400  Thalern  zur  Zahlung 
des  Schulgeldes  für  einen  bedürftigen  Schüler. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Die  Vermögensverwaltung 
wird  vom  Verwaltungsrate  geführt;  derselbe  besteht  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor, 
dem  katholischen  Pfarrer,  dem  Königlichen  Kompatronatskommissar  und  zwei  Stadt- 
verordneten. Gesamtausgabe  39160  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  12240  Mk.,  des  Staates 
12300  Mk.  Schulgeld  100  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.  Die  Fürsorge  für 
die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  durch  Ortsstatut  geregelt. 

Boppard. 

(Kurf.  Erzbistum  Trier.    5806  Einwohner.) 

Progymnasium  (Gymnasium  i.  E.)  (II,  325.    III,  317). 

Seit  alten  Zeiten  bestand  in  dem  ehemaligen  Franziskanerkloster  eine  lateinische 
Schule.  Diese  ging  nach  dem  Frieden  zu  Luneville  mit  der  Aufhebung  der  Kloster  ein. 
Zwei  der  früheren  Mönche,  Cloot  und  Philipsenj  errichteten  jedoch  bald  darauf  eine 
private  lateinische  Schule,  und  diese  wurde  durch  Dekret  Napoleons  vom  22.  Juli  1805 
(4  thermidor  an  XIII)  zu  einer  äcole  secondaire  erhoben;  die  Pflicht  der  Instandsetzung 
und  Unterhaltung  des  für  die  Schule  überlassenen  ehemaligen  Karmeliterklosters  wurde 
der  Stadtgemeinde  auferlegt.  Nach  der  preußischen  Besitzergreifung  blieb  die  Schule 
bestehen;  sie  führte  zunächst  abwechselnd  den  Namen  Gymnasium  und  höhere  Stadt- 
schule. Da  die  Schülerzabl  in  dem  Mafse  abnahm,  wie  der  Lehrplan  von  dem  des  Gtjm- 
nasiums  abwich,  so  beschlofs  die  Stadtgemeinde,  die  Schule  endgültig  als  Progymnasium 
neu  einzurichten;  als  solches  wurde  sie  am  27.  August  1866  anerkannt  Jetzt  ist 
sie  in  der  Entwickelung  zu  einem  Gymnasium  begriffen.  Grö&te  Schülerzahl  (133)  im 
Jahre  1874/75,  kleinste  (67)  am  1.  Februar  1893. 
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Direktor:  Dr.  Carl  Menge  seit  1890,  vorher:  Dr.  Martin  Scheins  1889—90, 
H.  Brüggemann  1874—88,  Dr.  Phuipp  Esaer  1865—74,  später  Geheimer  Oherregierungsrat 
und  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium. 

7  Klassen;  7  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementar!.,  alle  katholisch.  Für  den 
Religionsunterricht  der  evangelischen  Minderheit  ist  gesorgt 

Ein  Turnplatz  ist  vorhanden;  die  Turnhalle  des  Königlichen  Lehrerseminars  wird 
mitbenutzt.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  1400  Werke  in  1900  Bänden. 

Seit  dem  22.  Februar  1895  wird  aus  den  Erträgen  von  SchüleraufiEÜhrungen  u.  s.  w. 
ein  Stipendienfonds  angesammelt.    Bestand  1600  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor  und  drei  vom 
Stadtrate  gewählten  Mitgliedern,  von  denen  zwei  Stadtverordnete  sein  müssen.  Gesamt- 
ausgabe 35080  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  15893  Mk.,  des  SUates  11200  Mk  Schulgeld 
100  Mk.  für  Einheimische,  120  Mk.  fQr  Auswärtige.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 
Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzialkasse  versichert. 


Linz. 

(Kurf.  Erzbistum  Cöln.    3573  Einwohner.) 

Progynmasiiim  (I,  386.  II,  322.  lU,  320). 

Bdllas,  Geschichte  des  Studium  (Gymnasium)  Martinianum  und  des  Königlichen 
Frogymnasiums  zu  Linz  a.  Rh.,  1893.  (Zusammenfassung  der  Programmabhandlungen 
von  1860,  65,  74,  76,  82  in  Buchform.) 

Seit  alter  Zeit  wurde  am  Orte  eine  nach  dem  Patrone  der  Pfarrkirche  Gymnasium 
Martinianum  genannte  Lateinschule  unterhalten.  Nach  der  preulsischen  Besitzergreifting 
wurden  die  Dotationsverhältnisse  neu  geordnet  und  ein  Staatszuschufe  bewilligt.  Die 
Schule  hie£B  seit  1818  abwechselnd  Progymnasium  und  höhere  Stadtschule,  wurde  1846 
als  Progymnasium  eingerichtet  und  erhielt  am  18.  August  1849  die  Militärberechtiffung. 
Die  Patronatsverhältnisse  waren  lange  Zeit  im  Unklaren;  bald  wurde  die  Anstalt  als 
stiftisch,  bald  als  „städtisch  mit  Königlichem  Kompatronat''  bezeichnet.  Eine  endgültige 
Ordnung  erfolffte  am  1.  April  1891  durch  die  Übernahme  auf  den  Staat;  die  Stadt- 
gemeinde  verpflichtete  sich,  jährlich  5200  Mk.  Zuschuß  zu  zahlen,  ein  neues  Klassen- 
gebäude  zu  errichten  und  die  Anstaltskirche  (frühere  Kapuzinerkirche)  zu  unterhalten. 
Größte  Schülerzahl  (140)  im  Jahre  1899,  kleinste  (76)  im  Jahre  1881. 

Direktor:  Matthias  Clar  seit  Michaelis  1900,  vorher:  Dr.  Heinrich  Hünnekes 
seit  Michaelis  1885,  Dr.  Josef  Pohl  1869—84.  (In  der  Zwischenzeit  1884—85  war  Ober- 
lehrer BaUas  Rektoratsverweser.) 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  1  etatsmälsiger  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Elementarl., 
alle  katholisch.  Auch  für  die  evangelischen  und  für  die  jüdischen  Schüler  ist  Religions- 
unterricht eingerichtet. 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  1891 — 93  mit  einem  Kostenaufwande  von  95000  Mk.  er- 
baut worden.  Ein  Tum-  und  Spielplatz  ist  vorhanden;  die  städtische  Turnhalle  wird  mit- 
benutzt. Die  Lehrerbibliothek  enthält  2708  Werke. 

Der  Ehrenbürger  Julius  Forstmann  stiftete  im  Jahre  1881  ein  Kapital  von  5000  Mk. 
zu  Schülerstipendien.    Die  Verleihung  erfolgt  durch  den  Direktor. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Die  Befugnisse  des  früheren  Ver- 
waltungsrates sind  auf  den  Direktor  übergegangen.  Die  Verwaltung  der  Anstaltskirche 
wird  durch  eine  besondere  Kommission  gemhrt.  Gesamtausgabe  89110  Mk.,  Zuschuls 
des  Staates  22540  Mk.,  der  Stadt  5200  Mk.    Schulgeld  100  Mk. 

Mayen. 

(Kurf.  Erzbistum  Trier.    11961  Einwohner.) 

Höhere  Stadtschule  (Progymnasium  i.  E.). 

Die  ehemalige  höhere  Bürgerschule,  die  im  Jahre  1880  die  staatlichen  Berechtigungen 
verloren  hatte  (vgl.  oben  S.  553  Anm.  3),  wurde  als  höhere  Stadtschule  fortgeführt. 
Ostern  1883  nahm  sie  den  Gymnasiallehrplan  an;  durch  Erlals  vom  21.  März  1902  wurde 
ihr  Ausbau  zu  einem  Progymnasium  genehmigt,  und  Ostern  dess.  J.  die  ü  II  eröffiiet. 
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Sobemheim. 

(Grafschaft  Sponheim,  Eurpfalz.    H814  Einwohner.) 

Realschule  (iU,  818). 

Die  im  Jahre  1821  errichtete  .höhere  Stadtschule"  war  zuerst  Progymnasium;  von 
1828  an  traten  aber  die  alten  Spracnen  im  Unterrichte  gegen  die  neueren  und  die  Realien 
zurück.  Das  dadurch  veranla&te  Herabgehen  der  Schülerzahl  legte  den  Gedanken  der 
Auflösung  der  Schule  nahe;  der  damalige  Kronprinz,  nachmalige  König  Friedrich 
Wilhelm  IV.,  befürwortete  jedoch  ihre  Aufrechterhaltung.  1834  wurde  ihr  ihre  ur- 
sprüngliche progymnasiale  Einrichtung  wiedergegeben,  und  am  14.  August  1869  wurde 
sie  unter  die  vollberechtigten  Progymnasien  angenommen.    Die  Schulreform  von  1892 

fab  zur  ünwandlung  der  Anstalt  in  eine  Realschule  Anlals;  als  solche  wurde  sie  durch 
:rlal^   vom  25.  Februar    1899  anerkannt.     Grö&te  Schülerzahl  (155)  im  Jahre    1874, 
kleinste  (73)  im  Jahre  1892. 

Direktor:  Friedr.  Hagemann  seit  1.  November  1897,  vorher:  Dr.  Karl  Schmidt  1891 — 97. 

6  Klassen;  4  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Auch  für 
den  Religionsunterricht  der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Turnhalle  (seit  1890)  und  Spielplatz  sind  vorhanden;  auch  der  Schulhof  wird  zu 
Turnübungen  benutzt.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  23(X)  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat). 
Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  der  Verwaltungsrat,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister, 
dem  Königlichen  Kompatronatskommissar ,  dem  Direktor  und  drei  von  der  Stadt- 
verordnetenversammlung gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  86470  Mk.,  Zuschuls 
der  Stadt  14700  Mk.,  des  Staates  11500  Mk.  Schulgeld  iSO  Mk.  Besoldungen  nach 
dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  9,  1  a— c. 


Regiernngsbezirk  Düsseldorf. 

Düsseldorf. 

(Früher  Hauptstadt  des  Herzogtums  Berg.    218767  Einwohner.) 

Die  lateinlose  höhere  Bürgerschule,  welche  der  früheren  Realschule 
1.  Ordnung  angegliedert  war,  ist  zu  einer  selbständigen  Oberrealschule 
ausgestaltet  worden;  ein  Teil  ihrer  Klassen  hat  den  Grundstock  der  im 
Jahre  1896  errichteten  Realschule  gebildet.  Dem  Realgymnasium  ist  ein 
Gymnasium  angefügt  worden.  In  der  Stadt  bestehen  jetzt  vier  höhere 
Schulen;  das  ältere  Gymnasium  wird  vom  Staate,  die  übrigen  werden  von 
der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Für  die  jüdischen  Schüler  aller  vier  An- 
stalten ist  gemeinsamer  Religionsunterricht  eingerichtet. 

Die  Verwaltung  der  drei  städtischen  höheren  Schulen  wird  vom 
„Kuratorium  der  städtischen  höheren  Unterrichtsanstalten"  geführt.    Das- 

selbe    besteht    nach    dem    Statut    vom   —^ — ^7- 1894  aus  dem  Ober- 

31.  März 

bürgermeister,  den  Direktoren  der  Schulen,  6  von  der  Stadtverordneten- 
versammlung gewählten  Bürgern,  von  denen  4  Stadtverordnete  sein  müssen, 
einem  evangelischen  und  einem  katholischen  Pfarrer.  Die  Besoldungen  der 
Oberlehrer  sind  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt; 
den  Hinterbliebenen  sind  von  der  Stadtgemeinde  die  nämlichen  Bezüge 
gesichert,  welche  diejenigen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  nach  Mafs- 
gabe  der  Gesetze  zu  beanspruchen  haben. 

Gymnasium  (1,  352.    11,  299.    III,  302). 

Kortüm,  Nachrichten  über  das  Gymnasium  zu  Düsseldorf  im  16.  Jahrhundert, 
Progr.  1819-  —  G,  Knifflerj  Das  Jesuitengymnasium  zu  Düsseldorf,  Progr.  1892.  — 
Dr.  Ashach,  Die  napoleonische  Universität  zu  Düsseldorf,  Progr.  1898.  —  Derselbe,  Das 
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Düsseldorfer  Lyceum  unter  bayrischer  und  französischer  Herrschaft  1805—13,  Progr.  1900.  — 
Derselbe,  Entwurf  zur  Einrichtung  einer  bergischen  Landesuniversität  zu  Münster,  1901. 

Herzog  Wilhelm  IV.  von  Jülich -Cleve- Berg  ^[rundete  1545  in  Düsseldorf  eine  ur- 
sprünglich für  Schul-  und  Universitätsstudien  bestimmte  Anstalt.  Nach  einer  Zeit  der 
Blüte  war  diese  gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  eine  gewöhnliche  Stadtschule  geworden. 
1620  wurde  sie  vom  Pfalzgrafen  Wolfganff  Wilhelm  den  Jesuiten  übergeben.  Nach 
Aufhebung  des  Ordens  wurde  der  Unterricht  von  Ezjesuiten  fortgesetzt;  die  Mittel  zur 
Unterhaltung  der  Schule  lieferten  die  Erträge  der  ehemaligen  Jesuitengüter,  die  später  den 
Namen  des  Bergischen  Schulfonds  bildeten  (vgl.  oben  S.  558).  Unter  der  bayrischen 
Regierung  wurde  durch  den  Kurfürsten  Max  Joseph  mit  Hilfe  eines  Zuschusses  von 
jährlich  oOOO  Thalern  aus  dem  Klosterfonds  die  Anstalt  als  Lyceum  neu  eingerichtet 
Dieses  wurde  1814  durch  ein  für  die  damalige  Zeit  wohldotiertes  „Gvmnasium  illustre*' 
ersetzt  Die  preußische  Regierung  fand  1815  an  der  Anstalt,  die  fortan  schlechtweg 
Gymnasium  hiefe,  sechs  katholische  und  vier  evangelische  Jjehrer  vor.  1816  wurde  die 
erste  Reifeprüfung  abgehalten.  Im  Oktober  1897  feierte  der  Direktor  Dr.  üppenkamp 
sein  50 jähriges  Dienstjubiläum.  Die  Vorschule  besteht  seit  1866;  seit  Herbst  1898  ist 
mit  dem  Gymnasium  eine  Seminaranstalt  verbunden.  Der  Gottesdienst  für  die  katho- 
lischen Schüler  findet  in  der  Pfarrkirche  St.  Andreas  statt. 

Direktor:  Dr.  Julius  Asbach  seit  1.  November  1897,  vorher:  Dr.  Augtuit 
Üppenkamp  1884r-97,  Dr.  Kiead  1844—84.  Außerdem  haben  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt: 
Dr.  Kortüm,  Direktor  1813—27,  später  Geheimer  Oberregierungsrat  und  vortragender 
Rat  im  Unterrichtsministerium;  Dr.  Th,  Bruggemann,  Direktor  1827 — 81,  desgl.;  Joh. 
Gofsner,  Religionslehrer  1819 — 20. 

17  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  19  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer;  3  Vor- 
schulL;  3  Lehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht 
der  evangelischen  Minderheit  ist  gesorgt. 

In  den  letzten  Jahren  wurden  die  Innenräume  des  Schulgebäudes  (AUeestrafse  32) 
zum  größten  Teil  erneuert.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Das  Gymnasium  besitzt 
eine  Münzsammlung,  eine  ethnon'aphisch-historische  Sammlung,  eine  Kupferstichsamm- 
lung  und  eine  sehr  reichhaltige  Naturaliensammlung. 

Stiftungen:  a)  Fonds  des  ehemaligen  Seminars  ad  S.  Salvatorem  zu  Stipendien 
für  katholische  Schüler,  zur  Anschaffung  von  Büchern  und  Lehrmitteln  für  unbemittelte 
Schüler.  Bestand  27751  Mk.  b)  Stiftung  des  Landgerichtsrats  ScJUppera,  für  hilfs- 
bedürftige Schüler.  Bestand  2307  Mk.  c)  Stiftung  des  Justizrats  Friedrichs  und  des 
Religionslehrers  Krähe,  zusammen  1050  Mk.  d)  Die  lo69  gegründete  Kieseische  Studien- 
stiftung.   Bestand  4800  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  137630  Mk.,  Zu- 
schußi  des  Staates  60015  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  100  Mk.  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Stftdtisches  Gymnasimii  und  Bealgymnasiom 

(I,  354.    II,  300.    III,  303). 

Meinen,  Nachrichten  über  die  Gründung  der  Realschule,  Progr.  1839.  —  Derselbe, 
Bericht  über  die  ersten  25  Jahre  der  Anstalt,  Festprogramm  1863.  —  Dr.  Eothert,  Ge- 
schichte des  Realgymnasiums,  und  Dr.  Matthias,  Geschichte  der  Gymnasialabteilung,  in 
der  Festschrift  zur  50jährigen  Jubelfeier,  Düsseldorf  1888  (L.  Vols  &  Co.).  —  J^Vaiu 
Heinen,  Bendemanns  Wandgemälde  im  Düsseldorfer  Realgymnasium,  2.  Aufl.,  heraus- 
gegeben von  Professor  Dr.  Md.  Bothert,  Düsseldorf  1891  (Aug.  Bagel). 

Die  Anstalt  wurde  als  Realschule  gegründet  und  in  dem  vom  Könige  Friedrich 
Wilhelm  III.  geschenkten  alten  Gvmnasialgebäude  am  28.  Mai  1838  eröffnet.  Am 
11.  März  1841  erwarb  sie  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen  nach 
der  Instruktion  von  1832,  und  bei  Erlafe  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  vom 
6.  Oktober  1859  wurde  sie  unter  die  Realschulen  erster  Ordnung  aufgenommen.  Am 
11.  Oktober  1860  bezog  sie  ein  neues  Haus.  Ostern  1872  wurde  der  Realschule 
eine  lateinlose  höhere  Bürgerschule  angegliedert-,  dieselbe  erhielt  aber  Ostern  1878 
einen  selbständigen  Rektor.  Ostern  18£»  wurde  mit  der  Einrichtung  paralleler  Gym- 
nasialklassen begonnen  und  Ostern  1889  an  diesen  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten. 
Von  Michaelis  1888  an  führte  die  Anstalt  die  amtliche  Bezeichnung  „Realgymnasium 
und  Gymnasium" ;  durch  Erlaik  vom  29.  Dezember  1896  wurde  dieser  Name,  entsprechend 
der  Verschiebung  in  der  Schülerzahl  beider  Abteilungen,  in  „Gymnasium  und  Real- 
gymnasium^ geändert.  Am  27.,  28.  und  29.  Mai  1888  wurde  die  Feier  des  50jährigen 
Bestehens  der  Anstalt  begangen.    Die  Vorschule  besteht  seit  Herbst  1864. 
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Direktor:  Dr.  Paul  Cauer  seit  Herbst  1898^  vorher:  Dr.  Adolf  Matihias 
1885 — 98,  jetzt  Geheimer  Regierungsrat  und  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium ; 
Dr.  Kirchner  1883—85,  jetzt  Direktor  der  Ritterakademie  in  Liegnitz-,  Dr.  Böttcher 
1878—82,  Julius  Ostenäorf  1872—77.  Au&erdem  haben  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt: 
Dr.  Vietor,  Hilfslehrer  1876 — 78,  jetzt  Professor  der  neueren  Sprachen  an  der  UniTersität 
Marburg;  Dr.  Nelson  1879^-84,  ord.  Lehrer,  jetzt  Provinzialschulrat  in  Goblenz. 

9  Gymnasialklassen,  5  Real^ymnasialklassen ,  6  Klassen  des  gemeinsamen  Unter- 
baues und  3  VorschuLklassen;  27  Oberlehrer  und  7  weitere  Lehrer,  11  sind  katholisch, 
die  übrigen  evangelisch.  An  der  Anstalt  wird  evangelischer  und  katholischer  Religions- 
unterricht erteilt.    Wegen  des  jüdischen  Religionsunterrichts  s.  oben  S.  567. 

An  das  Schulhaus  (Klosterstrafse  7)  ist  in  den  Jahren  1898/99  ein  neuer  Flügel  für 
naturwissenschaftliche  Arbeits-  und  Unterrichtsräume  angebaut.  Eine  Turnhalle  ist 
vorhanden;  der  Schulhof  dient  als  Turnplatz.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  2536  Werke 
in  rund  5500  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Die  Witwen-  und  Waisenpensionsstiftung,  1863  mit  einem  Kapital 
von  1000  Thalern  gegründet.  Zu  ihrer  Erweiterung  wurden  bei  der  50jährigen  Jubel- 
feier von  den  alten  Schülern  12000  Mk.  aufgebracht.  Die  jetzigen  Statuten  sind  am 
11.  Januar  1892  bestätigt  worden.  Vermögensbestand  39341  Mk.  b)  Der  Aulafonds, 
aus  dem  Reinertrage  der  obenerwähnten  Heinenschen  Schrift:  „Bendemanns  Wand- 
gemälde*'  entstanden,  zum  Teil  zu  Schülerstipendien  verwendet.    Bestand  9357  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  206  100  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  121300  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  90  Mk.  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung.  Wegen  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde  u.  s.  w.  siehe 
oben  S.  567. 

Oberrealschale  (IH,  303). 
Progr.  1879  und  1897. 

Neben  der  früheren  Realschule  (dem  jetzigen  Gymnasium  nebst  Realgymnasium), 
und  zwar  zunächst  noch  als  Zubehör  derselben,  wurde  Michaelis  1872  eine  lateinlose 
höhere  Bürgerschule  eröfihet.  Nach  dem  Tode  des  Direktors  Ostendorf  wurde  sie  als 
selbständige  Schule  einem  eigenen  Rektor  unterstellt.  Das  für  sie  am  18.  Juni  1878 
errichtete  Statut  wurde  unter  dem  8.  Januar  1879  von  der  Aufsichtsbehörde  genehmigt. 
Am  21.  Dezember  1878  wurde  sie  als  vollberechtigte  höhere  Bürgerschule  anerkannt. 
Michaelis  1887  bezog  sie  ein  neues  Gebäude  in  der  Fürstenwallstraße;  dasselbe  genügte 
aber  nur  wenige  Jahre  hindurch  dem  Bedürfnisse,  denn  bald  muteten  mehrere  Klassen 
in  einem  anderen  Gebäude  untergebracht  werden.  Diese  bildeten  dann  den  Grundstock 
einer  neuen,  im  Jahre  1896  eröffneten  Realschule  (s.  den  folgenden  Artikel).  Nach  Er- 
öffnung der  letzteren  wurde  die  Erweiterung  der  älteren  Anstalt  in  eine  Oberrealschule 
in  Angriff  genommen.  Ostern  1899  wurde  die  0  I  eröffnet  und  am  13.  Mai  1899  die 
frühere  höhere  Bürgerschule  als  Oberrealschule  anerkannt.  Die  Vorschule  besteht  seit 
1878.    Größte  Schülerzahl  (631  und  117  Vorschüler)  im  Jahre  1895/96. 

Direktor:  Hugo  Viehoff  seit  1.  April  1878,  vorher:  Julius  Osfendor/*  (zugleich 
Direktor  der  früheren  Realschule  erster  Ordnung). 

14  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  17  Oberlehrer,  3  technische  und  Elementarl., 
3  Vorschull.;  9  Lehrer  sind  katholisch  (darunter  der  altkatholische  Direktor),  die  übrigen 
evaneelisch.  An  der  Anstalt  wird  evangelischer  und  katholischer  Religionsunterricht 
erteilt.    Wegen  des  jüdischen  Religionsunterrichts  s.  oben  S.  567. 

Das  jetzige  Schulgebäude  hat  einschl.  des  Grundstückes  (120000  Mk.)  348500  Mk. 
gekostet  (Beschreibung  im  Progr.  1888).  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  der  Schulhof 
wird  als  Turnplatz  benutzt.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  1584  Werke  mit  2775  Bänden. 

Das  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  118300  Mk., 
ZuschuHs  der  Stadt  66500  Mk.  Schulgeld  für  die  Vorschule  und  die  sechs  unteren 
Klassen  der  Oberrealschule  90  Mk.,  für  die  oberen  Klassen  120  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung.    Wegen  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde  u.  s.  w.  s.  oben  S.  567. 

Realschule  an  der  Prinz  Georg-Strafse. 

Die  Schule  wurde  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1896  mit 
244  Schülern  eröffnet  (vgl.  den  vorigen  Artikel).  Am  11.  und  12.  Februar  1898  fand 
die  erste  Reifeprüfung  statt,  und  am  3.  März  desselben  Jahres  wurde  die  Anstalt  als 
berechtigte  Realschule  anerkannt    Die  Vorschule  besteht  seit  Ostern  1897. 

Direktor:  Jakob  Masherg  seit  Gründung  der  Schule. 
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16  Klassen  und  3  Yorsclinlklassen;  19  Oberlehrer,  1  etatsmäfeiger  Wissenschaft^ 
lieber  Hilfsl.,  1  Zeichenl.,  2  Elementarl.,  3  YorschulL;  12  Lehrer  sind  evangelisch,  die 
übrigen  katholisch. 

Die  Schule  ist  seit  ihrer  Eröffnung  in  dem  für  sie  mit  einem  Kostenaufwande  von 
460900  Mk.  neu  errichteten  Gebäude  in  der  Prinz  Georg- Stralse  untergebracht  (Be- 
schreibung im  Progr.  1897).  Turnhalle  und  Spielhof  sind  vorhanden.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  ungefähr  750  Werke. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  104000  Mk., 
ZuschuTs  der  Stadt  61000  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.  Wegen  der  örtlichen 
Verwaltungsbehörde  u.  s.  w.  s.  oben  S.  567. 

Barmen. 

(Herzogtum  Berg.    141947  Einwohner.) 

Von  der  früheren,  aus  einem  Gymnasium  und  einer  Realschule  erster 
Ordnung  in  Gemarke  bestehenden  Doppelanstalt  ist  das  Gymnasium  im 
Jahre  1878  als  eine  selbständige  Anstalt  abgetrennt,  die  in  Barmen-Wupper- 
feld  bestehende  lateinlose  höhere  Bürgerschule  ist  zu  einer  Oberrealschule 
erweitert  und  die  frühere  Gewerbeschule  in  eine  Realschule  verwandelt 
worden.  Die  eine  Reihe  der  Parallelklassen  der  letzteren  ist  1895  an  das 
Realgymnasium  übergangen;  die  dadurch  entstandene  Doppelanstalt  hat 
einen  gemeinsamen  lateinlosen  Unterbau  erhalten.  Am  Orte  bestehen 
demnach  jetzt  vier  selbständige  höhere  Schulen,  ein  Gymnasium,  ein  nach 
dem  Frankfurter  System  eingerichtetes,  mit  einer  Realschule  verbundenes 
Realgymnasium,  eine  Oberrealschule  und  eine  Realschule;  alle  vier  An- 
stalten werden  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 

Die  Besoldungen  der  Direktoren  (einschliefslich  desjenigen  der  Real- 
schule) betragen  6000  bis  7200  Mk.;  falls  keine  Dienstwohnung  gewährt 
wird,  wird  Mietsentschädigung  im  Betrage  von  1200  Mk.  geleistet  Die 
Gehälter  der  Oberlehrer  sind  nach  Mafsgabe  des  zweiten  Nachtrages  zum 
Normaletat  geregelt  (feste  Zulage  nach  §  2).  Die  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen der  Lehrer  ist  von  der  Stadtgemeinde  in  derselben  Weise  ge- 
ordnet wie  für  diejenigen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten.  Aufserdem 
besteht  für  die  Lehrer  der  höheren  Schulen  Barmens  noch  eine  besondere 
Witwen-  und  Waisenkasse,  deren  Statuten  durch  Erlasse  vom  11.  Juni  1896 
und  am  21.  September  1898  vom  Unterrichtsminister  und  dem  Minister 
des  Innern  genehmigt  worden  sind;  die  höchsten  Pensionssätze  sind  für 
eine  Witwe  650  Mk.  jährlich,  für  eine  vaterlose  Waise  */4,  für  eine  vater- 
und  mutterlose  Waise  Vs  des  Witwenanteils;  die  Beiträge  der  im  Amte 
befindlichen  Mitglieder  der  Kasse  betragen  jährlich  45  Mk.,  der  im  Ruhe- 
stande befindlichen  15  oder  30  Mk.,  je  nach  der  Höhe  des  Ruhegehalts;  bei 
weniger  als  2000  Mk.  Ruhegehalt  ist  überhaupt  kein  Beitrag  zu  leisten. 

Gymnasium  (l,  358.    II,  304.    III,  307). 

Dr.  G.  ThieUy  Progr.  von  1857 — 68.  —  Gründungsgeschichte  der  reformierten  Ge- 
meinde zu  Gemarke  nach  Kasp.  Eherhardis  historischem  Bericht,  Barmen  1867.  —  Henke, 
Chronik  des  Gymnasiums,  Progr.  1890.  —  Langewiesche,  Elberfeld-Barmen,  Barmen  ISßSj 
S.  87  ff.  —  Ad.  Wei'th,  Die  Amtsschule,  im  dritten  Nachtrage  zur  Statistik  des  Stadt- 
kreises Barmen  betr.  die  Jahre  1872—75,  Barmen  1877,  S.  20  ff.  —  Derselbe,  Gedeiflc- 
blatt  an  die  Jubelfeier  des  300jährigen  Bestehens  der  reformierten  Amtsschule,  Barmen 
1879.  —  Zeitschrift  des  Bergischen  Geschichtsvereins,  S.  27,  301  ff.  (die  Barmer  Amts- 
schule). 

Eine  im  Jahre  1579  von  der  Gräfin  Maria  von  Waldeck  gegründete  deutsche  Schule 
wurde  1600  zugleich  eine  Lateinschule;  diese  letztere  ging  1717,  nachdem  sie  von  der 
deutschen  Schule  abgetrennt  war,  an  die  reformierte  Gemeinde  über  und  wurde  1823 
mit  der  Ewichschen  Privatanstalt  zu  einer  „höheren  Stadtschule"  verbunden;   die  Er- 
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Öffnung  derselben  fand  am  11.  November  1823  statt  Im  Jahre  1827  erhielt  sie  den 
ersten  Zuschulk  von  der  Stadt  —  bis  dahin  hatte  sie  sich  aus  eigenen  Mitteln  erhalten  — , 
und  am  22.  August  1828  wurde  sie  von  der  Stadt  übernommen.  Mit  ihr  war  bis  zum 
Jahre  1862  eine  Mädchenabteilung  verbunden.  Bei  dem  Inkrafttreten  der  Instruktion  vom 
8.  März  1832  erhielt  die  Knabenabteilung  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassungs- 

grüfungen  nach  Ma&gabe  dieser  Instruktion,  1846  wurde  ihr  der  iName  .Realschule^ 
eigelegt,  und  bei  Erlais  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  vom  6.  Oktober  1859 
wurae  sie  unter  die  erste  Ordnung  der  Realschulen  aufgenommen.  Im  Jahre  1857 
war  mit  der  Einrichtung  besonderer  Gymnasialklassen  begonnen  worden ;  das  aus  ihnen 
entstandene  Progymnasium  wurde  zu  eimem  vollständigen  Gymnasium  erweitert  und  als 
solches  durch  Kabinettsordre  vom  30.  September  1865  anerkannt.  Im  Herbst  1878 
wurde  das  Gymnasium  von  der  Realschule  erster  Ordnung  getrennt  und  letztere  als 
besondere  Anstalt  unter  einem  eigenen  Direktor  eingerichtet.  Das  Vermögen  der 
Lateinschule  wurde  dem  Gymnasium  überwiesen;  der  reformierten  Gemeinde,  als  der 
ursprünglichen  Stifterin  jener,  wurde  das  Recht  zuerkannt,  einen  ihrer  Geistlichen  in  das 
Kuratorium  des  Gymnasiums  zu  entsenden.  Das  am  10.  September  1879  errichtete 
Statut  des  Gymnasiums  wurde  am  29.  November  desselben  Jahres  genehmigt.  Nach 
§  11  desselben  ist  die  Stadt  Eigentümerin  des  Schulgebäudes  und  seines  Inventars 
„unter  dem  Fortbestehen  der  Garantie  für  das  seiner  Zeit  von  den  Stiftern  der  Schule 
aufgebrachte  und  für  Anstaltszwecke  verwandte  Kapital,  das  im  Falle  einer  Auflösung 
der  Schule  für  eine  höhere  Lehranstalt  evangelischen  Charakters  zu  reservieren  ist^ 
Das  Gleiche  soll  in  dem  erwähnten  Falle  für  die  Bibliothek,  die  naturgeschichtlichen 
Sammlungen,  die  physikalischen  und  die  chemischen  Apparate  gelten.  Das  Gvmnasium 
und  das  Realgymnasium  blieben  zunächst  noch  in  demselben  Gebäude;  1890  erhielt 
jenes  ein  neues  Schulhaus  (s.  unten).  Die  1876  neu  eingerichtete  Vorschule  ist  1898 
wieder  eingegangen. 

Direktor:  Matthias  Evers  seit  1.  Oktober  1898,  vorher:  Dr.  Oskar  Henke 
1878 — 98,  Dr.  Gustav  Thide  1858—75.  Aulserdem  haben  an  der  Anstalt  n.  a.  gewirkt: 
Dr.  Wüh,  Fries  j  jetzt  Direktor  der  Franckeschen  Stiftungen  in  Halle  a.  S.;  Dr.  Wilh, 
Münch,  später  Geh.  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Coblenz,  jetzt  Professor  hon. 
der  Philosophie  und  Pädagogik  an  der  Universität  Berlin. 

18  Klassen  (alle  doppelt);  22  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Zeichenl., 
3  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler 
ist  gesorgt. 

Das  in  den  Jahren  1885—90  erbaute  jetzige  Schulhaus  (Bleicherstralse  5)  hat  mit 
Einschlufs  der  Turnhalle,  der  Direktorwohnung,  allen  sonstigen  Zubehörs  und  des 
Grundstückes  727325  Mk.  gekostet 

Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  5000,  die  Schülerbibliothek  2000  Bände,  die 
Unterstütznngsbibliothek  1000  Schulbücher. 

Stiftungen:  I.  Universitätsstipendien,  a)  Die  Ringel-Stiftung  vom  15.  November 
1881.  Bestand  22  247  Mk.  b)  Die  Stadtstiftung  vom  20.  Mai  1879  (goldener  Hochzeits- 
tag des  Kaiserpaares).  Bestand  6000  Mk.  c)  Die  Bredt- Stiftung,  am  4.  August  1879  zu 
Ehren  des  aus  dem  Amte  scheidenden  Bürgermeisters  Br,  gegründet.  Bestand  30000  Mk. 
d)  Die  Eduard  Greeff-Stiftung,  Vermächtnis  vom  4.  Juli  l&BS.  Bestand  3000  Mk.  e)  Die 
Overweg- Stiftung,  von  Karl  Eduard  0,  (gestorben  1884)  und  dessen  Schwester  Helene 
Sophie  gestorben  1886)  begründet,  für  Studierende  der  Theologie  oder  der  Philologie 
aus  der  lutherischen  Gemeinde  Wupperfeld  oder  der  reformierten  Gemeinde  Gemarke, 
in  der  Regel  zwei  Stipendien  von  je  600  Mk.  f)  Die  Mollneus- Stiftung,  von  Eduard  M. 
und  seiner  Gattin  aus  Anlais  ihrer  silbernen  Hochzeit  gegründet.  Bestand  6000  Mk. 
II.  Stiftungen  für  Schüler,  g)  Freistellen  der  Overwes-Stinung,  jährlich  600  Mk.,  im 
übrigen  wie  zu  e.  h)  Gustav  Heuser-Stiftung  vom  10.  November  1897,  für  evangelische 
Schüler.  Bestand  2()00  Mk.  i)  Für  die  Vermehrung  der  Unterstützungsbibliothek  ist 
vom  Lehrerkollegium  ein  Kapital  von  500  Mk.  angesammelt  worden.  IH.  Sonstige 
Stiftungen,  k)  Die  Eduard  Greeff-Stiftung,  für  die  Lehrerbibliothek.  Bestand  1800  Mk. 
1)  Die  Stiftung  der  reformierten  Gemeinde,  zur  Unterhaltung  der  Anstalt.  Bestand 
40000  Mk.  m)  Die  Sterbekasse  der  Lehrer,  1865  gegründet,  Statut  vom  25.  Oktober 
1865.    Bestand  4020  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  ersten  Bürgermeister,  dem  Direktor,  zwei 
evangelischen  Predigern,  von  denen  der  eine  von  der  reformierten  Gemeinde,  der  andere 
vom  Stadtrate  zu  wählen  ist,  und  fünf  stimmfähigen  Bürgern,  unter  denen  sich  mindestens 
drei  Stadtverordnete  befinden  müssen.  Gesamtausgabe  151678  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt 
94  580  Mk.  Schulgeld  in  VI  96  Mk.,  in  V  112  Mk.,  in  IV  128  Mk.,  in  den  folgenden 
Klassen  144  Mk.;  Auswärtige  zahlen  30  Mk.  Zuschlag.  Wegen  der  Besoldungen  u.  s.  w. 
8.  oben  S.  570.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 
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Realgryiunasiuiii  und  Bealschnle« 

Wegen  der  Litteratur  vgl.  die  Angaben  im  vorigen  Artikel. 

Die  Geschichte  der  Anstalt  bis  zu  ihrer  Abtrennung  vom  Gymnasium  ist  im  vorigen 
Artikel  geschildert  worden.  Seit  dem  Jahre  1890  wird  das  Geb&ude  der  alten  Real- 
schule erster  Ordnung  ausschlie&lich  vom  nunmehrigen  Realgymnasium  benutzt  Ostern 
1895  wurden  die  B- Abteilungen  der  Gewerbe-  bezw.  Realschule  von  dieser  abgelöst 
und  mit  dem  Realgymnasium  verbunden.  Zugleich  wurde  der  Lehiplan  des  letzteren 
nach  dem  Frankfurter  Lehrplane  umgestaltet;  diese  ümgestaltunff  wird  voraussichtlich 
Ostern  1903  beendigt  sein.    Ostern  1901   ist  mit  der  Ablösung  der  Realabteilung  be- 

Sonnen  worden.  Am  22.  Mai  1896  erhielt  die  Anstalt  für  ihre  Beteiligung  an  der  mit 
er  Weltausstellung  in  Chicago  verbundenen  deutschen  Unterrichtsausstellung  eine  Aus- 
zeichnung in  Gestalt  einer  Medaille  und  eines  Diploms.  In  den  Jahren  1891 — 98  war 
mit  dem  Realgymnasium  eine  Seminaranstalt  verbunden. 

Direktor:  Gust  Ad,  Lambeck  seit  17.  Mai  1894,  vorher:  Dr.  Emil  Pfundheüer 
1889—93,  Dr.  Wilhelm  Münch  1883—88  (später  Geh.  Reeierungs-  und  Provinzialschulrat  in 
Coblenz,  jetzt  Professor  hon.  an  der  Universität  Berlin),  Emil  GruM  1878—82  (jetzt  Geh. 
Oberregierungsrat  und  vortragender  Rat  im  UnterrichtsministeriumX  Dr.  Thiele  1856 — 78. 
An  der  Anstalt  hat  außerdem  der  jetzige  Provinzialschulrat  Lenssen  in  Hannover  als 
Oberlehrer  (1887—94)  gewirkt 

16  Klassen  (nämlich  7  für  den  gemeinsamen  Unterbau,  3  Realschulklassen,  6  Real- 
ffymnasialklassen);  18  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  2  Elementarl.,  2  technische 
Lehrer,  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulgebäude  in  der  Winklerstrafee  wird  durch  einen  voraussichtlich 
im  Jahre  1903  vollendeten  Umbau  an  der  Sedanstralse  ersetzt  werden.  Eine  Turnhalle 
ist  vorhanden;  zu  Turnübungen  kann  auch  der  Schulhof  benutzt  werden.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  etwa  3500  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Ringel-Stiftung,  1881  gegründet,  zu  Hochschulstipendien;  Be- 
stand 20000  Mk.  b)  Die  Greef-Stiftung,  1883  gegründet,  zur  Beschaffung  von  Lehrmitteln 
und  für  Bibliothekszwecke,  1800  Mk.  c)  Die  Sterbekasse  der  Lehrer,  1878  mit  einem 
Kapital  von  1800  Mk.  gegründet;  Jahresbeitrag  2  Mk.,  Sterbegeld  800  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium;  bestehend  aus  dem  Oberbürgermeister,  dem  Direktor,  einem  evan- 
gelischen Prediger  und  sechs  stimmfähigen  Bürgern,  von  denen  mindestens  drei  Stadt- 
verordnete sein  müssen.  Gesamtausgabe  120725  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  67  480  Mk. 
Schulgeld  wie  beim  Gymnasium.    Wegen  der  Besoldungen  u.  s.  w.  s.  oben  S.  570. 

Oberrealschnle  in  Barmen -Wnpperfeld  (II,  305.    III,  307). 
Progr.  1886. 

Wegen  der  UberfÜUuns  der  unteren  Klassen  der  früheren  Realschule  erster  Ordnung 
und  der  Entlegenheit  Oberbarmens  von  dem  Gebäude  derselben  wurden  1861  in  diesem 
Stadtteile  eine  VI  und  eine  Y  als  Parallelklassen  der  entsprechenden  Klassen  der  Real- 
schule eröffnet  Mit  diesen  wurde  eine  Mädchenklasse  und  Ostern  1862  eine  ursprünglich 
vom  Direktor  als  Privatanstalt  eingerichtete  Vorschule  verbunden.  Zu  Neiyahr  1866 
wurde  der  Zusammenhang  aller  dieser  Klassen  mit  der  Realschule  gelöst,  die  Mädchen- 
klasse mit  der  höheren  Töchterschule  in  Gemarke  vereinigt  und  aus  den  übrigen  eine 
besondere  „höhere  Bürgerschule"  in  Wupperfeld  (Oberbarmen)  gebildet.  Diese  wurde 
Ostern  1871  in  eine  lateinlose  Realschule  zweiter  Ordnung  umgewandelt,  trat  als  solche 
Ostern  1875  in  den  Aufsichtsbereich  des  Provinzialschulkollegiums  über  und  erhielt  am 
8.  Juni  1876  die  Militärberechtigung.  1885  wurde  sie  Handelsschule,  1892  zu  einer  Ober- 
realschule ausgestaltet  und  am  24.  Mai  1893  als  solche  anerkannt.  Die  Vorschule  ist 
1898  eingegangen. 

Direktor:  Dr.  Friedrich  Kaiser  seit  1.  Oktober  1888,  früher:  Dr.  Adolf  Burmester 
seit  Neujahr  1866.  Aufserdem  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.:  Wilhelm  Bein,  Kand.  1871, 
jetzt  ord.  Professor  in  Jena. 

15  Klassen;  14  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  4  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Für  den 
Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Im  Schuljahre  1893/94  wurde  ein  dem  Schulhause  benachbartes  Gebäude  für 
48000  Mk.  erworben  und  für  Schulzwecke  eingerichtet  (Kosten  20000  Mk.);  auf  dem 
Grundstücke  desselben  wurde  eine  Turnhalle  erbaut  (Kosten  17  000  Mk.).  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  2600  Werke. 
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Stiftung:  Die  Sterbekasse  der  Lehrer;  Eintrittsgeld  3  Mk.,  Jahresbeitrag  4Mk., 
Sterbegeld  200  Mk.    Vermögen  2517  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Ersten  Bürgermeister  bezw.  dessen  Stellvertreter, 
dem  Direktor  und  sieben  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Mitgliedern; 
unter  letzteren  müssen  mindestens  vier  Stadtverordnete  sein.  Gesamtausgabe  rund 
109  282  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  61 828  Mk.  Schulgeld  wie  beim  Gymnasium  (vgl.  S.  571> 
Wegen  der  Besoldungen  u.  s.  w.  s.  oben  S.  570  unter  „Barmen". 

Realschule. 

Zehme,  Festschrift  zur  Feier  des  25 jährigen  Bestehens  der  Anstalt,  Barmen  1888. 

Die  Anstalt  wurde  von  der  Stadtgemeinde  als  „Höhere  und  niedere  Gewerbeschule" 
gegründet  und  Ostern  1868  eröfihet  (über  den  Lehrplan  vgl.  Wiese,  Verordnungen  und 
Gesetze,  2.  Auflage,  Bd.  I  S.  54).  Nach  der  Umgestaltung  des  technisdien  Unterrichts- 
wesens im  Jahre  1878  wurde  sie  eine  sechsklassige  lateinlose  höhere  Bürgerschule  mit 
zwei  maschinentechnischen  Fachklassen.  Am  6.  Oktober  1880  erhielt  sie,  nachdem  an 
ihr  Ostern  desselben  Jahres  die  erste  Entlassungsprüfung  stattgefunden  hatte,  die 
Militärberechtigung.  An  der  technischen  Fachschule  fand  1883  die  erste  Entlassungs- 
prüfung statt.  Ostern  1895  mulsten  aus  Mangel  an  Raum  die  Parallelklassen  der  Ab- 
teilung B  an  das  Realgymnasium  übergeführt  werden  (vgl.  S.  572).  Ostern  1898  wurden 
die  maschinentechnischen  Fachklassen  abgetrennt  und  als  besondere  „Königliche 
Maschinenbauschule"  dem  Handelsminister  unterstellt. 

Direktor:  Dr.  Dannemann  seit  5.  Oktober  1898,  vorher:  Dr.  Lackemann  1891 — 97, 
Dr.  Zehme  1868—90. 

7  Klassen;  6  Oberlehrer,  1  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Auch  für  die  katholischen 
Schüler  ist  Religionsunterricht  eingerichtet. 

Der  Neubau  eines  Schulhauses  nebst  Turnhalle  ist  in  Angriff  genommen.  Für  den 
Turnunterricht  steht  bis  auf  Weiteres  die  von  der  Stadt  gemietete  Halle  eines  Vereins 
sowie  an  einigen  Stunden  der  Woche  ein  Turnplatz  zur  Verfügung.  Die  Bibliothek 
enthält  1670  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Raumer-Stiftung,  1876  gegründet,  zur  Bezahlung  des  Schul- 
geldes und  Beschaffung  der  Lehrmittel  für  bedürftige  Schüler.  Bestand  6000  Mk. 
b)  Ludwig  Ringel-Stiftung  (1888),  wie  bei  a.  Bestand  15000  Mk.  c)  Eduard  Greeff- 
Stiftung  (1888),  zur  Vermehrung  der  Lehrmittel  und  der  Bibliothek.  Bestand  1800  Mk. 
d)  Wesenfeld-Stiftung  (1888),  zur  Unterstützung  abgehender  Schüler.    Bestand  2000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das. Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Ersten  Bürgermeister  als  Vorsitzendem,  dem 
Direktor  und  sieben  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  stimmfähigen 
Bürgern.  Gesamtausgabe  65  910  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  40240  Mk.,  des  Staates 
10000  Mk.  Schulgeld  80  Mk.,  für  Auswärtige  110  Mk.  Wegen  der  Besoldungen  u.  s.  w. 
8.  oben  S.  570. 

Crefeld. 

(F  ü  r  s  t  e  n  t  u  m  M  ö  r  8.    106  928  Einwohner.) 

Am  Orte  befinden  sich  ein  Gymnasium,  ein  Bealgymnasium  und  eine 
Oberrealschule;  alle  drei  werden  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Das 
Gymnasium  ist  aus  der  früheren  höheren  Bürgerschule,  die  Oberrealschule 
aus  einer  Provinzialgewerbeschule  entstanden. 

Sowohl  für  die  altkatholischen  als  auch  für  die  jüdischen  Schüler  der 
drei  Anstalten  ist  gemeinsamer  Religionsunterricht  eingerichtet.  Das 
Schulgeld  beträgt,  wenn  der  Vater  zu  weniger  16  Mk.  Einkommen- 
steuer veranlagt  ist,  90  Mk.,  bei  16—36  Mk.  Steuer  100  Mk.,  bei  36  bis 
70  Mk.  Steuer  120  Mk.,  bei  70—276  Mk.  Steuer  140  Mk.,  bei  mehr  als 
276  Mk.  Steuer  160  Mk.  und  für  Auswärtige  stets  160  Mk.  Die  Be- 
soldungen des  Direktors  und  der  wissenschaftlichen  Lehrer  sind  nach  dem 
zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt  (feste  Zulage  nach  §  2).  Die 
Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  von  der  Stadtgemeinde 
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übernommen  worden  und  in  derselben  Weise  geregelt  wie  für  die  Hinter- 
bliebenen der  unmittelbaren  Staatsbeamten. 

Gymnasium  (I,  377.    II,  316.    III,  310). 

Die  vom  katholischen  Kirchenvorstande  gegründete  und  am  7.  Oktober  1851  mit 
einer  Klasse  eröffnete  Privatschule  wurde  am  28.  November  1855  als  öffentliche  Schule 
unter  der  Benennung  „Katholische  Rektoratschule^  anerkannt.  Die  Patronatsrechte 
wurden  von  einem  Kuratorium  ausgeübt,  dessen  Vorsitzender  der  jedesmalige  Pfarrer 
der  katholischen  Dionysiuskirche  war.  Im  Jahre  1860  war  der  Aufbau  der  Schule  bis 
zur  Sekunda  vorgeschritten,  und  am  21.  Mai  1863  wurde  sie  als  höhere  Bürgerschule 
anerkannt.  In  der  Folgezeit  wurden  die  gymnasialen  Nebenabteilnngen  der  Klassen 
IT  bis  II  als  selbständige  Klassen  eingerichtet.  Durch  Erlais  vom  4.  Mai  1867  wurden  den 
Realklassen  die  erweiterten  Berechtigungen  der  höheren  Bürgerschulen  beigelegt.  Ostern 
1869  wurde  die  Anstalt  von  der  Stadtgemeinde  übernommen,  am  26.  November  1874  ging 
sie  in  den  Aufsichtsbereich  des  ProvinzialschulkoUegiums  über  und  am  1.  Juni  1875  wurde 
sie  unter  Beseitigung  ihres  bisherigen  katholischen  Charakters  für  paritätisch  erklärt.  In 
demselben  Jahre  begann  ihre  Umwandlung  in  eine  gymnasiale  Anstalt;  am  18.  April  1877 
wurde  sie  als  Gymnasium  anerkannt;  die  letzte  Realabteilung  fiel  im  Herbst  lo80  fort 
Für  die  Abhaltung  des  katholischen  Schulgottesdienstes  ist  durch  Vertrag  die  Dionysius- 
kirche gegen  100  Mk.  Jahresmiete  eingeräumt.  Die  im  Jahre  1868  an  der  früberen 
Realanstalt  eingerichtete  Vorschule  wurde  vom  Herbst  1896  allmählich  mit  der  der  Ober- 
realschule  vereinigt 

Direktor:  Dr.  Matthias  Wolheiffen  seit  15.  April  1876,  vorher:  Dr.  C.  Jumperiz 
1860—74. 

18 Klassen;  22  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL,  3  technische  und  Elementar- 
lehrer.   Auch  für  die  evangelische  Minderheit  ist  Religionsunterricht  eingerichtet 

Das  im  Jahre  1866  errichtete  Schulhaus  (Dionysiusstra&e  51)  wurde  bei  der  Um- 
wandlung der  Anstalt  in  ein  Progymnasium  ausgebaut;  später  wurde  auf  dem  Schalhofe 
ein  zweites  Gebäude  errichtet;  dieses  wurde  1900  um  ein  Stockwerk  vergrößert.  Die 
bisherigen  Baukosten  betragen  insgesamt  230000  Mk.  Die  Turnhalle  der  Anstalt  wird 
von  der  höheren  Mädchenschule  mitbenutzt  Dem  Gymnasium  stehen  außerdem  die 
Halle  eines  Turnvereins  und  ein  Platz  für  Tumspiele  zur  Verfügung.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  5000  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Oberbürgermeister  als  Vorsitzendem,  dem 
Direktor  und  sechs  Stadtverordneten.  Gesamtaussabe  124600  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt 
69 100  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.  Wegen  des  Schulgeldes  u.  s.  w.  s.  oben 
unter  „Crefeld". 

Realgymnasium  (I,  375.    II,  316.    III,  310). 
Progr.  1826,  27,  30,  32,  33,  61,  62,  63. 

Zur  Zeit  der  Fremdherrschaft  vermachte  der  frühere  Kaufmann  Adam  Scheutefi 
(gest  1801)  die  Summe  von  15000  Thalern  klevisch  nebst  seiner  physikalischen  Sammlung 
und  seiner  Bibliothek  zur  Errichtung  einer  Schule,  in  der  Knaben  nach  vollendetem 
zehnten  Lebensjahre  im  Lateinischen  und  in  den  Realien  unterrichtet  werden  sollten. 
Nachdem  das  Vermächtnis  veri'ügbar  geworden  und  durch  ein  Vermächtnis  des  Kauf- 
manns iV.  Isac^  V.  d,  Leyen  um  4000  Thaler  preufs.  Kour.  vermehrt  worden  war,  trat  die 
mit  der  Scheutenschen  Stiftung  vereinigte  höhere  Stadtschule  am  1.  Oktober  1819  als 
älteste  Reallehranstalt  der  Rheinprovinz  ins  Leben.  Am  16.  Februar  1827  erhielt  sie 
ein  Statut,  in  dem  ein  besonderes  Schulkuratorium  eingesetzt  wurde  und  die  Beziehungen 
desselben  zum  Presbyterium  der  evangelischen  Gemeinde  als  dem  Stiftungskuratorium 
ihre  Regelung  fanden.  Beim  Inkrafttreten  der  Instruktion  vom  8.  März  1832  erlangte 
sie  das  Recht,  Entlassungsprüfungen  abzuhalten;  bei  Erlaß  der  Unterrichts-  und  Prü- 
fungsordnung wurde  sie  in  die  zweite  und  am  18.  September  1867  in  die  erste  Ordnung 
der  Realschulen  aufgenommen.  Durch  das  am  16.  Jauuar  1861  genehmigte  Statut  war 
sie,  unter  Aufrechterhaltung  ihres  evangelischen  Charakters,  von  der  Stadt  übernommen 
worden.  Seit  dem  24.  Mai  1875  ist  sie  paritätisch.  1896 — ^98  wurden  ihr  allmählich  drei 
lateinlose  Unterklassen  angegliedert.  Die  Vorschule  besteht  seit  1859.  Mit  der  Anstalt 
ist  jetzt  ein  pädagodsches  Seminar  verbunden.  Am  24.  März  1893  beging  der  Direktor 
Dr.  Schauenburg  sein  50jähriges  Dienstjubiläum.  Größte  Schülerzahl  $90  und  115  Vor- 
schüler) im  Jahre  1875,  kleinste  (212  und  106  Vorschüler)  im  Jahre  1883. 
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Direktor:  Dr.  Kctrl  Schwabe  seit  1.  Oktober  1897,  vorher:  Geh.  Regierungsrat 
Dr.  Eduard  Schauenburg  1866—97.  Aufserdem  war  an  der  Anstalt  u.  a.  thätig:  Dr.  Lenssen 
1880—87,  jetzt  Provinzialschulrat  in  Hannover. 

11  Klassen  und  SVorschulklassen;  14  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  Elementarl., 
3  Yorschull.;  4  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Für  den  Religions- 
unterricht der  katholischen  Minderheit  ist  gesorgt. 

Der  Erweiterungsbau  des  Schulhauses  (Louisenstrafse  110),  Kosten  40000  Mk., 
wurde  im  Herbst  1876  in  Benutzung  genommen.  Seitdem  besitzt  die  Anstalt  eine  Turn- 
halle. Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  12000  B&nde,  darunter  eine  Sammlung  alter 
Atlanten  von  Mercator  u.  a. 

Stiftungen:   a)  Die  beim  50jährigen  Jubiläum  der  Schule  (1.  Oktober  1869)  se- 

S rundete  Lehrer-Witwen-  und  Waisenkasse,  in  neuerer  Zeit  durch  das  Vermächtnis  aes 
berlehrers  Hugo  Kapstadt  um  6000  Mk.  vermehrt    Bestand  59005  Mk.    b)  Kopstadt- 
sches  Stipendium,  für  Schüler  der  oberen  Klassen.    Bestand  6000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Oberbürgermeister  als  Vorsitzendem,  dem  Direktor 
und  mehreren  Stadtverordneten.  Gesamtausgabe  107  300  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  53 142  Mk. 
Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.    Wegen  der  Besoldungen  u.  s.  w.  s.  oben  S.  573. 

Oberrealschule. 

Dr.  BeylseU,  Die  Hauptdaten  und  statistischen  Nachrichten  aus  den  ersten  25  Jahren 
des  Bestehens  der  Gewerbeschule,  Progr.  der  Gewerbeschule  1877. 

Die  Anstalt  ist  auf  Anregung  der  Handelskammer  vom  Staate  und  der  Stadt  ge- 

Sündet  und  am  7.  Oktober  1»51  als  Provinzialgewerbeschule  in  Verbindung  mit  einer 
andwerkerschule  eröffnet  worden.  Im  Jahre  1878  wurde  sie  nach  dem  „Or^anisations- 
plane  vom  21.  März  1870^  in  eine  vierklassige  Königliche  Gewerbeschule  mit  vier  sog. 
Vorbereitungsklassen  umsewandelt  und  am  Schlüsse  des  SchuJiahreB  1874/75  als  .re- 
organisierte Gewerbeschule"  anerkannt.  Am  13.  September  1880  wurde  sie,  nachdem 
sie  mittlerweile  aus  dem  Anfsichtsbereiche  des  Handelsministers  in  denjenigen  des  Unter- 
richtsministers übergeonangen  war,  eine  lateinlose  Realschule  mit  neuigährigem  Lehr- 
fange.  Am  1.  April  1882  übernahm  die  Stadt  die  ausschliel^liche  Unterhaltungspflicht 
ezüglich  der  gresamten  Schule;  diese  wurde  in  eine  siebenklassige  Realschule  mit  zwei- 
jährigen Fachuassen  für  Chemiker,  Architekten  und  Maschinenbauer  umgestaltet;  der 
Staat  sicherte  einen  jährlichen  Zuschuß  von  18500  Mk.  zu.  Im  Schuljahre  1884/85 
wurden  die  Fachklassen  wegen  zu  geringer  Schülerzahl  aufgelöst,  und  die  Anstalt  war 
mehrere  Jahre  lang  lediglich  eine  siebenklassige  Realschule.  Am  16.  April  1892  wurde 
genehmigt,  dafs  sie  zu  einer  Oberrealschule  vervollständist  werde,  am  24.  April  1893 
wurde  sie  als  solche  anerkannt,  und  Ostern  1895  fand  die  erste  Reifeprüfung  statt. 
Die  (elementare)  Vorschule  besteht  seit  1872/73. 

Direktor:  Karl  Winfrid  Quossek  seit  1.  April  1884,  vorher:  Dr.  Ad.  Kd.  Beyfseü, 
1865—83. 

15  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  18  Oberlehrer,  1  Zeichenl.  und  1  Elementar!., 
8  VorschuU.;  12  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  und  der  Direktor  evangelisch. 
An  der  Anstalt  wird  evangelischer  und  katholischer  Religionsunterricht  erteilt. 

Für  den  Turnunterricht  werden  zwei  zugleich  für  Volksschulen  bestimmte  städtische 
Turnhallen  benutzt;  aulserdem  stehen  Spielplätze  zur  Mitbenutzung  zur  Verfügung. 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  2839  Bände. 

Stiftungen^):  a)  Die  Kirschkamp -Stiftung,  am  14.  November  1866  geop-ündet; 
Bestand  6246  Mk.  b)  Die  Jubiläumsstiitung,  1877  durch  Sammlungen  begründet;  Be- 
stand 12  602  Mk.  —  Die  Erträge  beider  Stiftungen  werden  zu  Stipendien  von  je  150  Mk. 
und  zu  Prämien  verwendet. 

Die  Schule  (Gebäude:  Westwall  14)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ört- 
liche Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Oberbürgermeister, 
dem  Direktor,  zwei  vom  Provinzialschulkollegium  berufenen  und  drei  von  der  Stadt- 
verordnetenversammlung gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  112000  Mk.,  Zuschuß 
der  Stadt  35  325  Mk.,  des  Staates  13  500  Mk.  Wegen  des  Schulgeldes,  der  Besoldungen 
und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  vgl.  oben  S.  578  unter  „Crefefd^. 
Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


^)  Die  Kapitalien  der  Stiftungen  zu  a  und  b  gehören  zum  „Stiftungsvermögen  der 
Stadtffemeinde  Grefeld"  (vgl.  den  Bericht  über  die  Gemeindeangelegenheiten  von  1897/98, 
S.  156). 
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Duisburg:. 

(Herzogtum  Kleve.    82729  Einwohner.) 

Aus  den  Realklassen  des  Gymnasiums  ist  eine  selbständige  Schule  ge- 
bildet worden.  Die  Stadt  besitzt  jetzt  zwei  höhere  Schulen,  nämlich  das 
vom  Staate  unterhaltene  Gymnasium  und  das  von  der  Stadt  unterhaltene 
Realgymnasium. 

Gymnasium  (I,  360.    II,  807.    III,  315). 

Kohnen,  Zur  Geschichte  des  Gymnasiums  in  Duisburg,  Progr.  1850  und  1851.  — 
Heinrich  Averdufik,  Geschichte  der  Stadt  Duisburg,  2  Bände,  Duisburg  1894 — 95  (Ewich)^ 
Bd.  II,  S.  662. 

Ein  im  Jahre  -1547  gemachter  Versuch,  die  seit  dem  13.  Jahrhundert  bestehende 
Stadtschule  zu  heben,  hatte  zunächst  keinen  nachhaltigen  Erfolg.  Nach  fester  Be- 
gründung der  brandenburgischen  Herrschaft  wurde  die  Stadtschule  als  Gymnasium 
reorganisiert;  zu  ihrer  Unterhaltung  wurden  ihr  eingezogene  Vikarien  und  Güter  des 
Frauenklosters  tertii  ordinis  überwiesen.  Nach  Einrichtung  der  Universität  durch  den 
Grofsen  Kurfürsten  (1655)  wurde  dieser  die  Oberleitung  der  Schule  übertrafen.  Im  Jahre 
1822  wurde  die  Anstalt  nach  langen  Zeiten  der. Not  und  des  Verfalles  als  preußisches 
sechsklassiges  Gymnasium  eingerichtet;  durch  Überweisung  der  verfügbaren  Einkünfte 
aus  den  Fonds  der  aufgehobenen  Universität  wurde  ein  Königliches  Kompatronat  be- 
gründet. 1823  fand  die  erste  Keifeprüfune  statt.  1831  wurden  Realklassen  ein- 
gerichtet; diese  erhielten  am  9.  August  1837  aas  Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassungs- 
prüfungen nach  der  Instruktion  von  1832^).  Bei  Erlafs  der  Unterrichts-  und  Prüfungs- 
ordnung vom  6.  Oktober  1859  wurden  sie  in  die  zweite  und  am  10.  März  1862  in  die 
erste  Ordnung  der  Realschulen  aufgenommen.  Am  1.  Oktober  1875  wurden  die  Real- 
klassen vom  Gymnasium  abgetrennt  und  als  selbständige  Realschule  eingerichtet.  Das 
Gymnasium  wird  seit  dem  Jahre  1830  als  „Königlich"  bezeichnet,  war  aber  früher  in 
Wirklichkeit  stiftisch.  Durch  den  am  7.  April  18oi5  zwischen  dem  Staate  und  der  Stadt 
geschlossenen  Vertrag  übernahm  jener  die  Unterhaltung  des  Gymnasiums  und  diese 
die  Fortleistung  ihres  bisherigen  Beitrages  von  4680  Mk.  Für  die  Söhne  der  Geistlichen 
an  der  evangelischen  Pfarrkirche  wird  herkömmlich  kein  Schulgld  verlangt.  Die  schon 
seit  längerer  Zeit  bestehende  Vorschule  wurde  1862  organiscn  mit  der  Hauptanstalt 
verbunden. 

Direktor:  Dr.  Richard  Schneider  seit  1.  April  1881,  vorher:  Dt.  Hermann  Genihe 
1878-81,  Dr.  Alfred  Eberhard  1875-78,  Dr.  C.  Eichhoff  1845—75.  An  der  Anstalt  hat 
außerdem  u.  a.  fjewirkt:  Dr.  Budolf  Bouterwek^  ord.  Lenrer  1867— 69,  später  Provinzial- 
schulrat  in  Stettin. 

9  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  10  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl., 
1  technischer  und  Elementar!.,  2  VorschuU.;  1  Lehrer  ist  katholisch,  die  übrigen  sind 
evangelisch.    Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Minderheit  ist  gesorgt 

Der  Anstalt  gehört  eine  vier  Morgen  grofse  Spielwiese;  die  städtische  Turnhalle, 
die  früher  dem  Gymnasium  gehörte,  wird  mitbenutzt.  Die  Lehrerbibliothek  umfa&t 
4402  Werke;  sie  enthält  u.  a.  alte,  von  der  ehemaligen  Universitätsbibliothek  her- 
stammende Drucke  und  Originalkarten  von  Mercator. 

Stiftungen:  a)  Vermächtnis  des  Oberlehrers  Hidsmann,  1575  Mk.,  für  die  beste 
lateinische  Preisarbeit,  b)  Stiftung  des  Professors  Köhnen,  für  die  mathematische  Preis- 
arbeit eines  Primaners.  Bestand  4900  Mk.  c)  Die  Stiftunff  zum  Besten  der  Witwen 
und  Waisen  von  Lehrern  des  Gymnasiums,  entstanden  durch  Vereinigung  einer  im  Jahre 
1788  gegründeten  Lehrerwitwenkasse  mit  der  Professorenwitwenkasse  der  ehemaligen 
Universität;  die  Verwaltung  wird  vom  Verwaltungsrate  geführt,  Statut  vom  12.  April 
1888.  Bestand  29012  Mk.  d)  Stiftung  eines  unbekannten  Gebers,  zur  Beschaffung  von 
Schulbüchern.  Bestand  2470  Mk.  e)  Das  Johann  Kamper  und  Anna  Weyersche 
Stipendium.    Bestand  5122  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist 
der  Verwaltungsrat,  bestehend  aus  dem  Direktor  und  vier  vom  Provinzialschulkollenum 
berufenen  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  77300  Mk.,  Zuschufs  des  Staates  18910  Mk., 
der  Stadt  4680  Mk.  Schulgeld  120  Mk. ,  in  der  Vorschule  100  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 


')  Die  erste  Entlassungsprüfung  hatte  bereits  Ostern  1834  stattgefunden. 
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Bealgymnasiuin  (L,  360.    II,  307.    III,  815). 

Eichhoffj  Die  Realschule  in  Duisburg  nach  ihrer  Entstehung  und  Entwickelung, 
Progr.  1875.  —  Steinhart  ^  Historisch-statistische  Notizen  über  die  ersten  50  Jahre  der 
Realschule  zu  Duisburg,  Festschrift,  Ostern  1881. 

Aus  den  am  Gymnasium  eingerichteten  Realklassen  (s.  oben)  wurde  am  1.  Oktober 
1875  eine  selbständige,  ausschließlich  von  der  Stadtgemeinde  zu  unterhaltende  Real- 
schule erster  Ordnung  mit  einer  Vorschule  gebildet.  Ostern  1881  wurde  das  50jfthrige 
Jubiläum  des  nunmehrigen  Realgymnasiums  gefeiert 

Direktor:    Quintin  Steinbart  seit  1.  Oktober  1875. 

14  Klassen  und  3  Yorschulklassen;  16  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer  und  3  Vor- 
schuUehrer;  3  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  und  der  Direktor  evangelisch.  Für 
den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Der  Bau  des  nach  der  Abtrennung  der  Realschule  vom  Gymnasium  bezogenen 
neuen  Schulhauses  hat  mit  Einschluß  der  Ausgaben  für  einen  1890  vorgenommenen 
Ergänzungsbau  380000  Mk.  gekostet.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  der  Schulhof 
dient  als  Tum-  und  Spielplatz.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  3911  Bände.  Die  Anstalt 
besitzt  ein  photographiscnes  Faksimile  der  in  Paris  befindlichen  Mercatorschen  Welt- 
karte (Duisburg  1569). 

Aus  Anlaß  des  50jährigen  Jubiläums  im  Jahre  1881  wurde  eine  Steinbart-Stiftung 
zur  Unterstützung  früherer  Abiturienten  der  Anstalt  gegründet   Bestand  etwa  10000  Mk. 

Das  Realgymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungs- 
behörde ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor  und  fünf 
von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Bürgern.  Gesamtausgabe  121600  Mk., 
ZuBchuIs  der  Stadt  72660  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  für  Einheimische,  150  Mk.  für  Aus- 
wärtige, in  der  Vorschule  90  bezw.  120  Mk.  Der  Direktor  erhält  aufser  dem  Gehalte 
nach  Maisgabe  des  ersten  Nachtrages  zum  Normaletat  eine  persönliche  Zulage  von  900  Mk. 


Biberfeld. 

(Herzogtum  Berg.    156966  Einwohner.) 

Am  Orte  bestehen  gegenwärtig  vier  höhere  Lehranstalten,  nämlich 
ein  Gymnasium,  ein  Realgymnasium,  eine  Oberrealschule  und  eine  Real- 
schule. Die  letztere  ist  eine  neuere  Gründung,  die  Oberrealschule  ist  aus 
der  früheren  Gewerbeschule  entstanden.  Alle  vier  Anstalten  werden  von 
der  Stadtgemeinde  unterhalten. 

Das  Schulgeld  beträgt  an  den  drei  Vollanstalten  gleichmäfsig  120  Mk., 
in  der  Vorschule  80  Mk.;  Auswärtige  zahlen  einen  Zuschlag  von  30  Mk. 
Für  Freistellen  und  Ermäfsigung  (ausschliefslich  Vorschule)  werden  lO^/o 
des  hiernach  in  Betracht  kommenden  Gesamtbetrages  angesetzt. 

Die  Gehälter  der  Direktoren  der  drei  Vollanstalten  betragen  6000  bis 
8000  Mk.;  das  Aufsteigen  geschieht  in  Zulagen  von  je  400  Mk.  nach  3,  6, 
9,  12,  15  Dienstjahren.  Das  Gehalt  des  Direktors  der  Realschule  beträgt 
5700  Mk.  bis  7400  Mk. ,  steigend  mit  je  300  Mk.  nach  3,  6  und  9,  mit  je 
400  Mk.  nach  12  und  15  Dienstjahren.  Neben  dem  Gehalte  wird  freie 
Dienstwohnung  gewährt,  die  bei  der  Bemessung  des  Ruhegehalts  mit 
1200  Mk.  angerechnet  wird.  Die  Besoldungen  der  Oberlehrer  sind  nach 
dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat  geregelt  (die  feste  Zulage  nach 
§  2).  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  durch  Orts- 
statut in  derselben  Weise  geordnet  wie  für  die  Hinterbliebenen  der  un- 
mittelbaren Staatsbeamten.  Den  drei  Vollanstalten,  sowie  der  höheren 
Mädchenschule  kommt  die  am  1.  April  1889  in  Wirksamkeit  getretene 
Stiftung  des  Kommerzienrats  Eduard  Neviandt  für  talentvolle  Schüler  und 
Schülerinnen  zu  gute.    Bestand  100000  Mk. 

Wiese,  Schulwesen.    IV.  37 
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Gymnasium  (I,  S55.    II,  801.    III,  305). 

Statistik  des  Gymnasiums  zu  £lberfeld,  in  der  Festschrift  zur  50jährigen  Jubel- 
feier 1874.  —  L.  ScMtbCy  Zeittafel  der  Geschichte  der  lateinischen  Schule  und  des  ans 
ihr  hervorgegangenen  Gymnasiums  in  Elberfeld,  Festschrift  zur  SOOjährigen  Jubelfeier 
1898.  —  Progr.  1825,  80,  81,  44,  45. 

Die  Anstalt  ist  aus  einer  1598  gegründeten  Lateinschule  der  reformierten  Gemeinde 
entstanden.  Diese  Schule  kam  zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts  der  Auflösung  nahe, 
während  die  dem  realistischen  Zuge  der  Zeit  folgenden  Privatschulen  immer  mehr 
Schüler  gewannen.  1817  wollte  die  Stadtgemeinde  die  lateinische  Schule  mit  mehreren 
anderen  Schulen  verschmelzen.  Die  reformierte  Gemeinde  legte  Widerspruch  ein,  und 
die  Königliche  Regierung  in  Düsseldorf  entschied  nun,  daCs  die  lateinische  Schule 
(Rektoratsschule)  als  eine  kirchliche,  nicht  als  eine  städtische  Schulanstalt  anzusehen, 
die  Stadt  demnach  nicht  berechtigt  sei,  über  sie  zu  verfügen.  Am  16.  Dezember 
1822  wurde  sie  als  ein  zur  Universität  entlassendes  Gymnasium  anerkannt;  1824  fand 
die  erste  Reifeprüfung  statt  Durch  das  Statut  vom  8.  Februar  1829  erhielt  auch  die 
Stadtgemeinde  Anteil  an  der  Verwaltung  des  Gymnasiums;  die  reformierte  Gemeinde 
behielt  das  Recht,  den  Direktor  und  drei  Oberlehrer  zu  wählen;  die  übrigen  Lehrer 
wurden  von  der  für  alle  Schulen  der  Stadt  bestellten  Schulkommission  gewählt.  1829 
wurden  am  Gymnasium  parallele  Realklasseu  eingerichtet,  aus  diesen  wurde  aber 
schon  1880  eine  selbständige  Realschule  gebildet  (s.  den  folgenden  Artikel).  Als  die 
Dotation  des  Gymnasiums  sich  mehr  und  mehr  als  unzureichend  erwies,  kamen  ihm 
mehrere  seiner  Freunde  zu  Hilfe,  vornehmlich  der  spätere  Minister  Freiherr  v.  d.  Heyät'^ 
durch  einen  vom  König  Friedrich  Wilhelm  III.  bewillifften  Staatszuschuls  wurde  ein 
Königliches  Kompatronat  begründet.  Am  24.  Februar  1874  wurde  das  50jährige  Jubel- 
fest des  Gymnasiums  und  am  9.  und  10.  Januar  1898  das  800 jährige  Jubelfest  der 
Schule  (von  der  Gründung  der  Lateinschule  an  gerechnet)  gefeiert.  Die  Vorschule  be- 
steht seit  1829.  Gröfste  Schülerzahl  des  Gymnasiums  (510;  im  Jahre  1888/84,  kleinste 
(848)  im  Winter  1892/98. 

Direktor:  Ludwig  Scheibe  seit  Ostern  1887,  vorher:  Dr.  Carl  Bardi  1881—87, 
jetzt  Direktor  des  Joachimsthalschen  Gymnasiums  bei  Berlin;  Dr.  Alfred  Eberhard 
1878—81;  I Hederich  Volkmann  1874—78,  später  Rektor  der  Landesschule  Pforta; 
Dr.  R,  HuJu-  1870—74.  Aufserdem  haben  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt:  Dr.  Georg 
Kaibely  Lehrer  von  1874 — 76,  jetzt  ord.  Professor  der  klassischen  Philologie  zu  Göttingen ; 
Dr.  Hans  v,  Amimy  Lehrer  1882—84,  jetzt  ord.  Professor  der  klassischen  Philologie  zu 
Rostock;  Dr.  Albrecht  Dieterich,  Lehrer  1889 — ^90,  jetzt  ord.  Professor  an  der  Uni- 
versität Gielsen. 

18  Klassen  und  8  Vorschulklassen;  20  Oberlehrer,  4  technische  und  Elementarl., 
alle  evangelisch.  Die  katholischen  Schüler  erhalten  in  fünf,  die  jüdischen  in  vier  Ab- 
teilungen Religionsunterricht. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Cölner  Strafee  41—45)  wurde  am  9.  Januar  1898  bezogen; 
die  Baukosten  betrugen  869664  Mk.  Turnhalle  sowie  ein  Spielplatz  mit  Gerätebaus 
(1,5  km  von  der  Schule  entfernt)  sind  vorhanden;  letzterer  ist  ein  Geschenk  des  Abg. 
Dr.  Henry  Böüinger  und  seiner  Gattin.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  18000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Lehrer-Pensions-,  Witwen-  und  Waisenstiftung,  1855  gegründet. 
Bestand  150  670  Mk.  b)  Die  Bouterwek-Stipendienstiftung  (1865),  für  Schüler.  Bestand 
7800  Mk.  c)  Die  Job.  Priesack  -  Stiftung  (1871),  für  studierende  Lehrersöhne.  Bestand 
7000  Mk.  d)  Die  Aug.  de  Weerth-Stiftung,  zur  Anschaffung  von  Schulbüchern  für  un- 
bemittelte Schüler.  Bestand  2700  Mk.  e)  Die  Ringel-Stiftung  (1878),  zu  Stipendien  für 
Studierende.  Bestand  20000  Mk.  f)  Die  Wilhelm  de  Weerth-Stiftung  (1888),  zu  Tum- 
preisen.  Bestand  1500  Mk.  g)  Die  Peter  von  Kamap-Stiftung  (1896)  zur  Bezahlung  des 
Schulgeldes  für  bedürftige  Schüler.  Bestand  21 565  Mk.  h)  Die  Stiftung  des  verstorbenen 
Ministers  Freih.f.  d,Heydt,  15000  Mk.;  die  Zinsen  erhalten  der  Direktor  und  drei  Oberlehrer. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungs- 
behörde ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  einem  Beigeordneten,  dem  Königlichen  Kom- 
patronatskommissar,  dem  Direktor,  je  drei  vom  Presbvterium  der  reformierten  Gemeinde 
und  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe 
147098  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  85498  Mk.,  des  Staates  8000  Mk.  Schulgeld  120  Mk., 
in  der  Vorschule  90  Mk.;  Auswärtige  zahlen  80  Mk.  mehr.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung.   Im  übrigen  s.  oben  unter  „Elberfeld". 

Realgymnasium  (I,  857.    II,  808.    III,  806). 

Dr.  Ludwig  Schacht,  Die  Realschule  zu  Elberfeld  von  ihrer  Gründung  bis  zur 
Gegenwart,  Festschrift  zur  50jährigen  Jubelfeier  1880. 
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Aus  den  im  Jahre  1829  am  Gymnasium  eingerichteten  drei  parallelen  Realklassen 
wurde  im  Jahre  1830  eine  selbständige  höhere  Bürgerschule  gebildet.  Bei  Erlafe  der 
Instruktion  vom  8.  März  1832  erhielt  sie  die  Befugnis  zur  Abhaltung  Ton  Entlassunffs- 
prüfungen.  1833  muteten  wegen  Unzulänglichkeit  der  Mittel  die  unteren  Klassen  der 
höheren  Bürgerschule  auf  kurze  Zeit  mit  denjenigen  des  Gymnasiums  vereinigt  werden ; 
seitdem  steht  auch  iene  unter  der  Aufsicht  des  rrovinzialschulkollegiums.  Bei  Erlafs 
der  Unterrichts-  una  Prüfungsordnung  vom  6.  Oktober  1859  wurde  sie  als  Realschule 
erster  Ordnung  anerkannt;  dadurch  wurde  die  Aufnahme  des  Lateinischen  in  den  Lehr- 
plan notwendig.  Im  Mai  1880  beging  die  Anstalt  die  Feier  ihres  50jährigen  Bestehens. 
Die  Vorschule  besteht  seit  1834.  Grölste  Schülerzahl  (733  ohne  Vorschule)  im  Jahre 
1890/91.  Seitdem  ist  infolge  Auflösung  der  vorhandenen  dritten  Parallelabteilungen  eine 
merkliche  Verminderung  eingetreten. 

Direktor:  Dr.  Bömer  seit  Ostern  1883,  vorher:  Dr.  Schacht  1862—82.  Au&er- 
dem  haben  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt:  Dr.  C.  Egen^  Direktor  1830—48,  später  Ge- 
heimer Regierungsrat  und  vortragender  Rat  im  Handelsministerium ;  Dr.  Herrig  1842 — 52, 
später  Studiendirektor  und  Professor  am  Kgl.  Kadettencorps  zu  Berlin. 

15  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  19  Oberlehrer,  2  Zeichenl.,  1  Gesangl.,  3  Vor- 
schulL,  mit  einer  Ausnahme  alle  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katho- 
lischen und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt 

Im  Jahre  1899  siedelte  die  Anstalt  in  das  neue  Schulgebände  in  der  Auerstrafse 
über  (Baukosten  611 000  Mk.,  Beschreibung  im  Proer.  von  1899;  Zeichnung  im  Haushalts- 
plane der  Stadt  Elberfeld  von  1899,  Anhang,  S.  39).  Turnhalle,  Turnplatz  und  Spiel- 
platz sind  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  10000  Werke. 

Stiftungen:  &)  Die  1860—63  gegründete  „Lehrer-Pensions-,  Witwen-  und  Waisen- 
stiftung. Bestand  150  856  Mk.  b)  Die  Stiftung  zum  Besten  der  Lehrer  bei  unverschul- 
deten Unglücksfällen,  1873  von  Gust.  Wolff-TiaUhoff  gegründet.  Bestand  6937  Mk. 
c)  Die  Adolf  Schmits-Stiftung ,  zur  Unterstützung  unbemittelter  Schüler,  insbesondere 
durch  Lieferung  von  Schreib-  und  Zeichenutensilien.  Bestand  5063  Mk.  d)  Die  Ringel- 
Stiftung,  1879  gegründet,  zu  Studienstipendien.  Bestand  29115  Mk.  e)  Die  Jubiläums- 
stiftung, 1880  gegründet,  zu  Unterstützungen  für  Schüler.    Bestand  13318  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtsemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium ,  bestehend  aus  dem  Oberbürgermeister,  dem  Direktor  und  fünf  von 
der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Bürgern.  Gesamtausgabe  167750  Mk.,  Zu- 
schuß der  Stadt  108 120  Mk.  Schulgeld  wie  beim  Gymnasium.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung.   Im  übrigen  s.  oben  S.  577  unter  „Elberfeld^. 


Oberrealschule. 

Bericht  über  die  Feier  der  Einweihung  des  neuen  Schulgebäudes,  Progr.  1876.  — 
Schulchronik  im  Progr.  1882.  —  Dr.  HinUmann,  Geschichte  der  Anstalt  von  1825  bis 

1900,  Progr.  1900. 

Die  Anstalt  wurde  von  der  Stadtgemeinde  als  Gewerbeschule  gegründet  und  am 
1.  Dezember  1825  eröffiiet.  Die  Schulräume  stellte  die  Stadtgemeinde ;  die  übrigen  Kosten 
wurden,  soweit  die  Einnahmen  aus  dem  Schulgelde  nicht  zureichten,  aus  dem  „Ge- 
werbefonds'' bestritten.  1830  wurde  die  Gewerbeschule  mit  der  Realschule  vereinigt, 
1834  nach  den  „Verordnungen  über  die  Organisation  der  Gewerbeschulen**  vom  5.  Juni 
1850  umgestaltet  und  von  jener  Schule  abgetrennt,  1871  auf  Grund  des  Organisations- 
planes vom  21.  März  1870  neu  eingerichtet,  1879  in  eine  lateinlose  Anstalt  mit  neun- 
jährigem Lehrgange  umgewandelt  und  nach  Einführung  der  Lehrpläne  vom  31.  März 
1882  unter  die  Oberrealschulen  aufgenommen.  Wegen  zu  geringen  Besuches  der  oberen 
Klassen  wurde  sie  1890  Realschule;  1892  wurden  jedoch  jene  wieder  eröffnet,  und  am 
15.  Mai  1898  wurde  die  Anstalt  von  neuem  als  Oberrealschule  anerkannt  Am  16.  Juni 
1876  beging  sie  die  Feier  ihres  50jährigen  Bestehens.  Die  Vorschule  besteht  seit  Ostern 
1879.    Gröfste  Schülerzahl  (522  ausschl.  Vorschule)  im  Winter  1890/91  und  im  Sommer 

1901,  kleinste  (324)  im  Winter  1895/96. 

Direktor:   Dr.  Ernst  Hintzmann  seit  Herbst  1894,  vorher:   Dr.  Hermann  Artope, 

15  Klassen  und  3  Vorschulklassen-,  20  Oberlehrer,  2  technische  Lehrer,  3  Vor- 
schull.;  3  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Auch  für  den  Religionsunter- 
richt der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulgebäude  (Weststrafse  5—7)  ist  am  16.  Juni  1876  eingeweiht  worden; 
die  Kosten  des  Baues  betrugen  625827  Mk.,  des  Bauplatzes  80613  Mk.  Turnhalle  und 
Spielplatz  sind  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  ungefähr  7548  Bände. 

37* 
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Stiftungen:   a)  Stiftung  des  Abg.  van  Kamp,  zur  Beschaffung  von  Schulbüchern. 


Lehrer-Pensions-,  Witwen-  und  Waisenstiftung.  Bestand  49091  Mk.  e)  Die  Sterbekasse 
für  Lehrer.  Bestand  11.S41  Mk.  f)  2550  Mk.  Aktien  der  aufgelösten  Rheinisch-West- 
fälischen Kompagnie  und  250  Mk.  aus  einer  Schenkung  des  Abg.  van  Kamp  werden  zu 
allgemeinen  Schulzwecken  verwendet,  g)  Ein  Kapital  von  17000  Mk.,  welches  von 
Freunden  der  Anstalt  aufgebracht  worden  war,  ist  zur  Beschaffung  des  Spielplatzes 
(s.  oben)  verwendet  worden. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister  oder  einem  Beigeordneten,  dem 
Direktor,  drei  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  und  drei  vom  Provinzial- 
schulkoUegium  berufenen  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  144415  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt 
95615  Mk.,  des  Staates  16000  Mk.  Schulgeld  wie  beim  Gymnasium.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung.     Im  übrigen  s.  oben  S.  577. 

Realschule  in  der  Nordstadt. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet,  Ostern  1893  eröffiiet  und  durch 
Erlafs  des  ünterrichtsministers  vom  4.  April  1896  als  Realschule  anerkannt  worden. 
Die  Vorschule  bestand  von  Anfang  an. 

Direktor:   B.  Ispert  seit  Ostern  1896,  vorher:   Dr.  F.  Tendering, 

12  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  16  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  3  Vor- 
schullehrer; 1  Lehrer  ist  katholisch,  die  übrigen  sind  evangelisch.  Für  den  Religions- 
unterricht der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  Schulhaus  in  der  Nord  Stadt,  am  Carnapsplatze,  wurde  in  den  Jahren  1891 — ^93 
erbaut  und  bei  der  Eröffnung  der  Anstalt  seiner  Bestimmung  übergeben;  die  Baukosten 
betrugen  667943  Mk.  Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  etwa  2789  Bände. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadt^emeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  einem  Beigeordneten  als  Vorsitzendem,  dem  Direktor, 
vier  Stadtverordneten  und  einem  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten 
Bürger.  Gesamtausgabe  102800  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  70200  Mk.  Schulgeld  80  Mk., 
für  Auswärtige  110  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.    Im  übrigen  s.  oben  S.  577. 

Bmmerloh. 

(Herzogtum  Kleve.     10  529  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  369.  U,  313.  III,  312). 

DiUenburger,  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Emmerich,  Progr.  von  1846  und  48; 
Fortsetzung  von  Klein,  im  Progr.  von  1853.  —  Dr.  Jos.  Köhler,  Rückblick  auf  die  Ent- 
wickelung  des  höheren  Schulwesens  in  Emmerich  bis  zur  Gegenwart,  in  der  Festschrift 
zum  50 jährigen  Jubiläum,  Emmerich  1882;  Nachträge  und  Berichtigungen  zu  dieser 
Abhandlung  im  Progr.  1883.  —  Dr.  Liesen ,  Die  älteste,  bisher  ungedruckte  Schul-  und 
Studien  Ordnung  des  Emmericher  Gymnasiums,  Progr.  1899. 

Bis  1811  bestand  in  Emmerich  ein  katholisches  geistliches  Stift,  das  seinen  Ur- 
sprung auf  Pipin  von  Heristall  zurückführt  und  in  alter  Zeit  vermutlich  auch  eine 
Ivapitelsschule  zur  Ausbildung  von  Klerikern  hatte.  Die  daraus  hervorgegangene  all- 
gemeine Schule  wurde  im  15.  Jahrhundert  im  Sinne  des  Humanismus  verbessert  und 
gecren  Ende  des  Jahrhunderts  den  Jesuiten  übergeben.  Nach  Aufhebung  des  Jesuiten- 
ordens liefs  Friedrich  II.  die  Schule  als  Königliche  Anstalt  fortbestehen  und  den  Unter- 
richt durch  Eigesuiten  erteilen.  1788  wurde  sie  mit  ihren  Gütern,  deren  Eigentum  ihr 
ausdrücklich  vorbehalten  blieb,  der  Leitung  und  Fürsorge  des  Kreuzbrüderkonvents 
übergeben.  181 1  wurde  von  der  französischen  Regierung  das  Vermögen  der  Schule  mit 
demjenigen  der  Kreuzherren  eingezogen,  und  die  Anstalt  ging  nunmehr  thatsächlich  ein. 
Im  Jahre  1832  wurde  sie  als  Gymnasium  wiederhergestellt,  nachdem  König  Friedrich 
Wilhelm  III.  die  Rückgabe  ihrer  an  den  preufsischen  Domänenfiskus  übergegangenen 
Fonds  und  die  Rückforderung  des  der  niederländischen  Regierung  zugefallenen  Ver- 
mögensteils angeordnet  hatte.  Am  22.  Mai  1832  wurde  sie  mit  den  drei  unteren  Klassen 
von  neuem  eröffnet,  und  Michaelis  1837  fand  die  erste  Reifeprüfung  statt.  Die  nieder- 
ländische Regierung  gab  im  Jahre  1838  verschiedene  Vermögenstefle  in  Natur  zurück 
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und  zahlte  für  den  Rest  zunächst  eine  Entschädigung  von  26300  Thalern  und  im  Jahre 
1891  nach  langwierigen  Verhandlungen  weitere  63000  Mk. ;  von  letzteren  fielen  10480  Mk. 
der  Schulkasse,  52520  Mk.  den  Stiftungen  'zu.  Am  25.  und  26.  Juli  1882  wurde  das 
50jähriffe  Jubelfest  des  Gvmnasiums  gefeiert.  Die  im  Jahre  1865  errichtete  Vorschule 
ist  im  Herbst  1875  geschlossen  worden.  Aus  dem  nicht  in  unbeweglichen  Gütern  be- 
stehenden Teile  der  Hoppeschen  Studienstiftung  (s.  unten)  im  Betrage  von  66000  Mk. 
wurde  mit  Königlicher  Grenehmigunff  (Erlals  vom  29.  Februar  1864)  ein  Konvikt  für 
katholische  Gymnasiasten  errichtet  (vgl.  Bd.  I,  S.  677,  und  Wiese,  V.  u.  G.,  2.  Aufl., 
1875,  Abt.  I,  S.  295).  Dasselbe  wurde  Ostern  1869  in  einem  eigenen  Gebäude  mit  neun 
Zöglingen  eröffnet.  Es  wird  unter  Aufsicht  des  Direktors  von  einem  Regens,  in  der 
Regel  dem  katholischen  Reli^ionslehrer  des  Gymnasiums,  geleitet  und  hat  neuerdings 
regelmäßig  72  Zöglinge;  die  Konviktskirche  wird  für  den  Gymnasialgottesdienst 
mitbenutzt. 

Direktor:  Joh,  Akens  seit  Herbst  1889,  vorher:  Josef  Köhler  1875—89,  Dr.  J.  Pr. 
Binsfdd  1871—75,  Dr.  Stauder  1864—71,  später  Wirklicher  Geheimer  Oberregierungsrat 
und  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  1  wissenschaftlicher 
Hilfsl.,  alle  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Dem  Mittelbau  des  Schulhauses  (Wollenweberstratse  140)  wurde  ein  die  Turnhalle 
und  die  Aula  enthaltender  W^estflügel  angefügt  (Gesamtkosten  65515  Mk.).  1891  wurde 
ein  dem  Gymnasium  gegenüberliegendes  Haus  erworben;  dasselbe  wird  zur  Hälfte  als 
Wohnung  für  den  Scnuldiener  benutzt,  zur  Hälfte  vermietet;  die  Kosten  (6800  Mk.) 
wurden  aus  der  von  der  niederländischen  Regierung  gezahlten  Entschädigungssumme 
gedeckt.  Für  den  Herbst  1902  ist  ein  Erweiterungs-  und  Umbau  des  Hauses  in  Aus- 
sicht genommen. 

Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  7050  Bände.  Durch  Vermächtnis  des  1898  ver« 
storbenen  Landdechanten  Jansen  zu  Galcow  wurde  der  Schule  eine  reichhaltige  Samm- 
lung von  Conchylien  überwiesen. 

Stiftungen  für  katholische  Schüler:  a)  Die  Brnins- Stiftung  vom  Jahre  1514, 
jährlich  1770  Mk.  b)  Die  Hompheus-Stiftuns  von  1553,  jährlich  320  Mk.  c)  Die  Bruck- 
hees-Stiftung  von  1599,  jährlich  3100  Mk.  d)  Die  Hoppe-Stiftung  vom  Jahre  1610,  jähr- 
lich 4000  Mk.,  dazu  2d40  Mk.  in  Form  von  Ermäfsigungen  des  Kostgeldes,  e)  Die 
Wayer-Stiftung  von  1624,  jährlich  120  Mk.  f)  Die  von  Balgoy-Stiftung  von  1610,  jähr- 
lich 57  Mk.  g)  Die  Hövel- Stiftung,  jährlich  40  Mk.  h)  Die  Speckenslager -Stiftung, 
jährlich  50  Mk.  i)  Die  v.  Dovem- Stiftung  von  1716,  jährlich  11,60  Mk.  —  Die  unter 
e—i  aufgeführten  Stiftungen  werden  mit  dem  Namen  „Präfekturstiftung''  bezeichnet, 
weil  in  älterer  Zeit  über  sie  nur  der  Präfekt  des  Gymnasiums  verfügen  konnte. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungsbehörde  ist  der 
Verwaltungsrat  von  fünf  Mitgliedern;  unter  diesen  befindet  sich  stets  der  Direktor  und 
seit  längerer  Zeit  auch  der  Bürgermeister  der  Stadt  als  Vorsitzender.  Gesamtausgabe 
67500  Mk.,  Znschufs  des  Staates  30130  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung,  ebenso  der  Religionslehrer  als  Regens  des  Konvikts. 

Essen. 

(Abtei  Essen,  Herzogtum  Kleve.    182100  Einwohner.) 

Am  Orte  befanden  sich  im  Jahre  1874  zwei  höhere  Schulen,  ein  Gym- 
nasium und  eine  lateinlose  Realschule  2.  Ordnung.  Die  letztere  wurde 
zunächst  in  eine  aus  einem  Realgymnasium  und  einer  Realschule  bestehende 
Doppelanstalt  umgewandelt;  die  Realschule  wurde  später  als  selbständige 
Anstalt  abgetrennt  und  zuletzt  zu  einer  Oberrealschule  erweitert.  Dem 
Realgymnasium  sind  neuerdings  wiederum  lateinlose  Realklassen  ange- 
gliedert worden.  Von  den  drei  höheren  Schulen,  die  nunmehr  in  Essen 
vorhanden  sind,  werden  2  ausschliefslich  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten ; 
bezüglich  des  Gymnasiums  ist  die  Unterhaltungspflicht  zwischen  dem  Staate 
und  der  Stadtgemeinde  geteilt. 

Im  Realgymnasium  und  der  Oberrealschule  beträgt  das  Schulgeld  in 
den  Klassen  VI  bis  Uli  100  Mk.,  OII  und  I  120  Mk.,  für  Auswärtige 
überall  150  Mk.  Die  Lehrer  beider  Anstalten  nehmen  an  der  von  der 
Stadt  für  die  Hinterbliebenen  ihrer  Beamten  eingerichteten  Fürsorge  teil. 
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Diese  ist  in  gleicher  Weise  geregelt  wie  für  die  Hinterbliebenen  der  un- 
mittelbaren Staatsbeamten.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum 
Normaletat  (feste  Zulage  nach  §  2). 

Gymnasium  (J*  364.    II,  309.    III,  814). 

Wüberg,  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Essen  bis  zum  Herbst  1844,  Progr.  1845.  — 
Tophoff,  Nachrichten  über  die  höheren  Schulanstalten,  welche  in  Essen  vor  der  Ver- 
einigunff  derselben  zu  dem  jetzigen  Gymnasium  bestanden  haben,  Progr.  1862.  —  Der- 
selbe, Beiträge  zur  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Essen,  Progr.  1863.  —  Dr.  K,  Eibbeck, 
Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Essen,  erster  Teil :  bis  1564,  zweiter  Teil :  die  lutherische 
Stadtschule  1564—1611,  Progr.  1896  und  98. 

Bei  der  katholischen  Stifts-  oder  Münsterkirche  war  schon  in  alter  Zeit  eine 
lateinische  Schule  vorhanden.  Die  Äbtissin  Anna  Salome  Gräfin  zu  Salm-Reifferscheid 
übertrug  1667  Jesuiten  den  Unterricht  Nach  Aufhebuns  des  Jesuitenordens  wurde  die 
Schule  den  Kapuzinern  und  ihr  Vermögen  dem  Kapitel  überleben.  Als  das  Stift  an 
Preu&en  kam  (1803),  befahl  König  Friedrich  Wilhelm  III.  die  Vereinigung  der  in  Essen 
bestehenden  einfachen  Beneficien  zu  einem  Fonds  für  Verbesserung  des  Einkommens 
der  Geistlichen  und  Lehrer  aller  Bekenntnisse.  Die  französische  Kegierung  zog  1807 
den  Fonds  zu  den  Staatsdomänen  ein,  und  die  ihrer  Einnahmen  beraubte  Anstalt  geriet 
nunmehr  in  Verfall. 

Nach  Annahme  der  Reformation  errichtete  die  Stadt  eine  lateinische  Schule.  Diese 
erhielt  1672  den  Namen  Gymnasium ;  während  des  18.  Jahrhunderts  nahm  sie  sogar  den 
Bang  eines  gymnasium  academicum  ein.  Gegen  Ende  des  18.  und  zu  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  verfiel  sie  jedoch  bald,  und  nach  einer  Regierungsverfügung  von  1806 
sollte  sie  nur  noch  den  Namen  „Bürgerschule"  führen. 

Nach  der  erneuten  Besitzergreifung  der  Stadt  Essen  durch  Preulsen  verfügte  die 
Regierung  die  Vereinigung  beider  Schulen  zu  einer  Simultanschule,  auf  die  beide  Be- 
kenntnisse völlig  gleiche  Rechte  haben  sollten.  Die  Anstalt  wurde  am  15.  November  1819 
als  „Vereinigtes  Gymnasium"  wiedereröffnet  und  erhielt  am  19.  Juli  1828  die  vollen  Rechte 
eines  Gymnasiums;  1824  fand  die  erste  Reifeprüfung  statt.  An  der  Anstalt  sind  gleich 
viel  evangelische  und  katholische  Lehrer  angestellt,  die  Direktorstelle  wird  abwechselnd 
mit  einem  evangelischen  und  einem  katholischen  Schulmanne  besetzt  Die  Berufung 
der  Lehrer  erfolgt  abwechselnd  durch  das  Provinzialschulkollegium  und  durch  das  Kura- 
torium (den  vormaligen  Verwaltungsrat).  Ostern  1901  wurde  für  eine  Gruppe  der  Schüler 
verbindlicher  Unterricht  im  Englischen  von  0 II  ab  mit  je  drei  Wochenstunden  eingeführt. 

Direktor:  Dr.  Beinlvold  Biese  seit  11.  Januar  1895,  vorher:  Br.  Leopold  Contzen 
1884—94,  Dr.  Bob.  Pilger  1880—84,  Dr.  Edm.  Vogt  1876—79,  Dr  Eerm,  Probst  1869—76. 

17  Klassen;  20  Oberlehrer,  3  technische  Lehrer;  der  Direktor  ist  evangelisch,  von 
den  Oberlehrern  sind  9  evangelisch,  9  katholisch.  An  der  Anstalt  wird  evangelischer 
und  katholischer  Religionsunterricht  erteilt;  auch  für  den  Religionsunterricht  der  alt- 
katholischen und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

In  den  Jahren  1880 — 82  wurde  das  alte  Schulgebäude  (Burgplatz  3),  die  ehemalige 
Jesuitenresidenz,  mit  einem  Kostenaufwande  von  2(X)000  Mk.  völlig  umgebaut  (vgl. 
Progr.  1883).    Das  für  den  Direktor  errichtete  Wohnhaus  ist  1902  bezogen  worden. 

Das  Gymnasium  benutzt  die  städtische  Turnhalle  nebst  dem  Turnplätze.  Der  Bau 
einer  eigenen  Turnhalle  für  das  Gymnasium  wird  vorbereitet.  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  etwa  6500  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Stiftung  „Mutig  vorwärts'',  1875  vom  damaligen  Oberlehrer, 
jetzigen  Oberbürgermeister  Dr.  Conrads  mit  600  Mk.  begründet,  zu  Geldprämien  für 
einen  bedürftigen  Schüler,  b)  Die  Prämienstiftung  vom  27.  September  1882,  zu  Prämien 
für  evangelische  Schüler.  Bestand  3(K)0  Mk.  c)  Prämienstiftung  für  israelitische  Schüler 
vom  15.  Juni  1888.  Bestand  1000  Mk.  d)  Die  Stiftung  des  Rendanten  Überfeldt  in  Essen 
vom  3.  November  1886,  zu  einem  Stipendium  für  einen  Schüler  der  oberen  Klassen. 
Bestand  1000  Mk.  e)  Mehrere  ältere  Stiftungen  für  arme  Schüler,  u.  a.  die  Stiftung: 
„Bildung  ist  die  Quelle  des  Wohlstandes.*' 

Die  Anstalt  wird  gemeinsam  vom  Staate  und  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ört- 
liche Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium  (das  Statut  ist  im  Progr.  von  1873  ab- 
gedruckt), bestehend  aus  dem  Königlichen  Kompatronatskommissar,  dem  Oberbürger- 
meister, dem  Direktor,  zwei  von  der  Stadtverordnetenversammlung  zu  wählenden  und 
zwei  vom  Provinzialschulkollegium  zu  ernennenden  Mitgliedern;  von  jeder  der  beiden 
letzten   Gruppen  mufs   einer   katholisch  und   einer  evangelisch   sein.     Gesamtausgabe 
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159750  Mk.,  Zuschufs  des  Staates  50269  Mk.  (außerdem  vermöge  rechtlicher  Verpflich- 
tung 1283  Mk.),  Zuschuß  der  Stadt  47575  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  für  Auswärtige  in 
den  Klassen  0  11  und  1  150  Mk.  Der  Direktor  und  drei  Oberlehrer  haben  Dienst- 
wohnung. Die  P^Ursorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  durch  Statut  vom 
25.  Oktober  1892  nebst  Nachtrag  vom  18.  Januar  1899  geregelt 

Bealgrymnasium  (mit  Realklassen)  (I,  366.    II,  310.    III,  814). 

Geschichte  der  Gründung,  Statut  und  Lehrplan  der  Realschule  im  Progr.  1865.  — 
Festschrift  zur  Feier  des  25jährigen  Bestehens,  tissen  1889  (Bädecker). 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Michaelis  1864  als  latein- 
lose Realschule  zweiter  Ordnung  eröffnet  worden.  Michaelis  1869  fand  die  erste  Reife- 
prüfung statt  Zu  Anfang  des  Jahres  1875  wurde  die  Schule  dem  Amtsbereiche  des 
Provinzialschulkollegiums  überwiesen  und  Ostern  1880  in  der  Weise  umgestaltet,  dafs 
auf  dem  gemeinsamen  Unterbau  der  Klassen  VI,  V,  IV  eine  Realschule  erster  Ordnung 
und  eine  lateinlose  höhere  Bürgerschule  errichtet  wurden.  Ostern  1883  wurde  eine 
lateintreibende  realgymnasiale  VI,  in  den  folgenden  Jahren  eine  V  und  eine  IV  ein- 
gerichtet, so  daft  allmählich  sich  ein  nach  dem  gewöhnlichen  Lehrplane  eingerichtetes 
Realgymnasium   herausbildete.     Diese    Umgestaltung   fand    mit    der   Ostern    1886    ab- 

Sehaltenen  Reifeprüfung  und  der  am  28.  Mai  desselben  Jahres  erfolgten  Anerkennung 
er  Anstalt  als  Realgymnasium  ihren  Abschlufs.  Ostern  1893  wurde  von  demselben  die 
bis  dahin  mit  ihm  verbundene  höhere  Bürgerschule  als  selbständige  Anstalt  abgezweigt 
Da  jedoch  der  starke  Besuch  der  letzteren  ihre  Entlastung  notwendig  machte,  wurde 
Ostern  1899  mit  der  Angliederung  von  Realklassen  an  das  Realgymnasium  begonnen. 
Mit  diesem  war  1897 — IIKK)  eine  Seminaranstalt  verbunden.  Am  12.  Januar  1895  feierte 
der  Direktor  Dr.  ITeüermann  sein  50jähriges  Amt^ubiläum. 

Direktor:  Dt,  Victor  Steinecke  seit  Michaelis  1900,  vorher:  Dr.  Hermann  Holfdd 
seit  dem  26.  März  1896  (jetzt  Provinzialschulrat  in  Breslau),  Dr.  J.  JBernh,  Heilermann 
1864—1895. 

17  Klassen  (14  Realgymnasial-,  8  Realschulklassen),  3  Vorschulklassen;  16  Ober- 
lehrer, 3  wissenschaftliche  HilfsL,  3  technische  Lehrer  und  3  Vorschull.;  7  Lehrer  sind 
katholisch,  die  übrigen,  mit  Einschlufs  des  Direktors,  evangelisch.  An  der  Anstalt  wird 
außer  evangelischem  und  katholischem  auch  jüdischer  Religionsunterricht  erteilt 

Das  jetzige  Schulhaus  (Hcinicke-Strafse  8)  ist  Ostern  1899  in  Benutzung  genommen 
worden ;  die  Baukosten  betrugen  798  000  Mk.  (einschl.  262  560  Mk.  für  das  Grundstück). 
Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  1350  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Job.  Piekenbrock -Stiftung,  gegründet  1891,  zu  Schüler- 
stipendien. Betrag  5080  Mk.  b)  Die  Karl  Sölling-Stiftung,  1892  gegründet,  desgl.  Be- 
stand 16  000  Mk.  c)  Die  Stiftung  des  Direktors  T>r.  Heil  ermann  y  1889  begründet  desgl. 
Bestand  8400  Mk.  d)  Die  Witwe  des  Sanitätsrats  Dr.  Levi  ffirschland  gründete  1897 
ein  Studienstipendium  für  Abiturienten  des  Realgynmasiums  oder  der  Oberrealschule. 
Bestand  5000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtsemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Ersten  Bürgermeister,  dem  Direktor  und  sechs 
von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Bürgern.  Gesamtausgabe  117500  Mk., 
Zuschufs  der  Stadt  69  820Mk.    Im  übrigen  s.  oben  S.  58i. 

Oberrealschule« 

Die  lateinlosen  Klassen  des  Realgymnasiums  (vgl.  den  vorigen  %4rtikel)  wurden 
Ostern  1893  von  diesem  abgetrennt  und  als  selbständige  Realschule  unter  einem  eigenen 
Direktor  eingerichtet.  Die  Erweiterung  derselben  zu  einer  Oberrealschule  wurde  Ostern 
1897  angebahnt  und  fand  am  10.  Juni  1899  mit  der  Anerkennung  der  Anstalt  als  Ober- 
realschule ihren  Abschluß.  Den  katholischen  Schülern  sind  für  die  sonntäglichen 
Gottesdienste  in  der  St.  Gertrudiskirche  besondere  Plätze  eingeräumt.  An  zwei  \Vochen- 
tagen  finden  in  der  in  der  Nähe  des  Schulgebäudes  liegenden  Klosterkirche  der  Fran- 
ziskaner Gottesdienste  statt;  für  die  Benutzung  der  Kirche  werden  jährlich  90  Mk. 
Miete  gezahlt 

Direktor:   Dr.  Welter  seit  27.  September  1893. 

17  Klassen;  21  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  3  technische  und  Elementarl.; 
8  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  An  der  Anstalt  wird  evangelischer 
und  katholischer  Religionsunterricht  erteilt;  auch  für  den  Religionsunterricht  der  alt- 
katholischen und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 
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Seit  der  Fertigstellung  des  neuen  Geb&udes  für  das  Realgymnasium  dient  das  Yon 
diesem  früher  benutzte  Gebäude  ausschlieftlich  den  Zwecken  der  Oberrealschule.  Dieser 
stehen  die  städtische  Turnhalle  und  der  Spielplatz  an  drei  Wochentagen  zur  Verfügung. 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  1893  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Stiftung  des  Rentners  Joh,  Fiektnbrock,  1891  gegründet,  zu 
Schülerstipendien.  Bestand  5080  Mk.  b)  Die  Stiftung  des  Rentners  Karl  SolUng,  1892 
gegründet,  zur  Unterstützung  vou  Schülern.  Bestand  8000  Mk.  c)  Die  Hirschland- 
Stiftung;   s.  hierüber  den  vongen  Artikel  bei  Stiftungen  unter  d. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Ersten  Bürgermeister,  dem  Direktor  und  sechs 
von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Mitgliedem.  Gesamtausgabe  148  600  Mk., 
Zuschuß  der  Stadt  83880  Mk.    Im  übrigen  s.  oben  S.  581. 


Kempen  a.  Rhein. 

(Kurf.  Erzbistum  Cöln.    6319  Einwohner.) 

Gymnasium  Thomaeum  (I,  374.    II,  815.    III,  311). 

Dr.  Hans  Keussen,  Materialien  zur  Geschichte  des  Kempener  Schulwesens  in  der 
Zeitschrift  .Die  Heimat,  Wochenblatt  für  Kunde  der  niederrheinischen  Geschieh te% 
Jahrgang  1877,  Nr.  43—52  und  1878,  Nr.  1—4.  —  Fnedr,  Nettesheim,  Geschichte  der 
Schulen  im  alten  Herzogtum  Geldern  und  in  den  benachbarten  Landesteilen,  1881.  — 
Dr.  G,  Terwdp,  Geschichte  des  Gymnasiums  Thomaeum  zu  Kempen,  Progr.  1898,  99, 
1900.  —  Derselbe,  Die  Stadt  Kempen  im  Rheinlande,  Kempen  1894  (Klöckner  &  Mausber^ 

Am  11.  Dezember  1659  wurde  am  Orte  eine  höhere  Schule  (Gymnasium,  auch  Bursa 
genannt)  eröffnet.  Schon  1664  hatte  sie  fünf  Klassen;  zu  Ehren  des  Thomas  a  Kempis 
erhielt  sie  den  Namen  Gymnasium  Thomaeum.  1798  wurde  das  Gymnasium  vom 
Kommissar  der  französischen  Regierung  aufgehoben,  1802  wieder  eröffnet,  1804  zu 
einer  ^cole  secondaire  erklärt,  1808  zu  einem  College  erhoben,  unter  der  preulsischen 
Regierung  wurde  die  Anstalt  1814  als  vierklassige  höhere  Stadtschule  eingerichtet,  1833 
in  ein  Progymnasium  mit  Nebenunterricht  in  den  Realfächem  umgewandelt,  am  3.  Mai 
1856  als  Progymnasium  und,  nachdem  Michaelis  desselben  Jahres  die  Prima  errichtet 
war,  am  23.  Februar  1857  als  Gymnasium  anerkannt.  Seitdem  führt  sie  wieder  ihren 
alten  Namen  Gymnasium  Thomaeum.  Durch  Vertrag  vom  18.  Januar  1888  ging 
die  ünterhaltungspflicht  von  der  Stadtgemeinde  auf  den  Staat  über;  die  Stadt  sicherte 
einen  festen  Jahreszuschuls  von  5000  Mk.  zu.  Gröfete  Schülerzahl  (188)  im  Jahre  1900/01, 
kleinste  (98)  im  Jahre  1880/81. 

Direktor:  Dr.  Franz  Koch  seit  Michaelis  1901,  vorher:  Dr.  Josef  Pohl  1889—1901, 
Joh,  Jos,  Akens  1884—89,  Dr.  Heinrich  Schürmann  1859—84,  Dr.  Bemard  Höting  1856—59» 
später  Bischof  von  Osnabrück,  gestorben  am  21.  Oktober  1898. 

9  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  alle  katholisch. 

Spiel-  und  Turnplatz  ist  vorhanden;  die  Turnhalle  des  Königlichen  Lehrerseminars 
wird  mitbenutzt.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  7480  Bände,  darunter  170  mit  Schriften 
von  oder  über  Thomas  a  Kempis. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  56 175  Mk.,  Zuschuß  des 
Staates  80  580  Mk.,  der  Stadt  5000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienst- 
wohnung. 

Kleve. 

(Hauptstadt  des  Herzogtums  Kleve.    14678  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  370.    U,  313.    III,  812). 

Herbst,  Kurze  Notizen  über  die  frühere  Geschichte  des  Gymnasiums,  Progr.  1860.  — 
Dr.  Probst,  Geschichte  des  Gymnasiums  1817—67,  Festschrift.  —  Progr.  1819,  47,  61,  67. 

Am  2.  Januar  1619  wurde  in  Kleve  eine  reformierte  Schule  gegründet;  die  Unter- 
haltungskosten sollten  aus  Hof-  und  Bürgerkollekten  und  einem  Beitrage  der  Stadt  von 
100  Gulden  bestritten  werden.  Die  Schme  geriet  indessen  bald  in  Verfall.  Im  Jahre 
1643  folgten  die  beiden  oberen  Klassen  der  Emmericher  reformierten  Schule,  welche 
1624  gegründet  worden  war,  den  Kurfürstlichen  Landeskollegien  nach  Kleve.   Aus  ihnen 
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entstand  eine  Anstalt,  die  nacheinander  die  Namen  Pädagogium,  lateinische  Schule, 
lateinisches  Gymnasium,  Kurfürstliches  und  Königliches  Gymnasium  führte.  Unter  der 
Fremdherrschaft  ging  sie  (1808)  ein;  der  Versuch,  in  ihrem  alten  Gehäude  eine  „^cole 
secondaire'^  zu  errichten,  mi&glückte.  Als  Kleve  an  Preu&en  zurückgefalleo  war,  wurde 
sie  mit  Hilfe  von  Staatszuschüssen  und  des  während  der  Fremdherrschaft  erhaltenen 
Teiles  ihres  Yermöffens  wiederhergestellt  und  am  21.  April  1817  als  Gymnasium  neu 
eröffiiiet.  Ostern  1820  fand  die  erste  Reifeprüfung  statt,  1828  wurde  ein  Verwaltungsrat 
eingesetzt.    Gröftte  Schülerzahl  (218)  im  Jahre  1900,  kleinste  (142)  im  Jahre  1877. 

Direktor:  Ernst  Fischer  seit  1.  Mai  1897,  vorher:  Dr.  Helmuth  Liesegang  1868—97. 
An  der  Anstalt  wirkte  u.  a. :  Dr.  W.  Münch,  ord.  Lehrer  bis  Ostern  1875,  jetzt  Geh.  Re- 
gierungsrat und  Professor  hon.  an  der  Universität  Berlin. 

8  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  Elementarl.;  5  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen 
evangelisch.  An  der  Anstalt  wird  evangelischer  und  katholischer  Religionsunterricht  erteilt. 

Der  schon  lange  geplante  Neubau  des  Schulhauses  nebst  Turnhalle  und  Direktor- 
wohnung (an  der  Ecke  der  Ring-  und  Breitenstra&e)  ist  am  1.  April  1899  begonnen 
worden.    Kostenanschlag  234000  Mk. 

Ein  Tumsaal  ist  vorhanden;  auch  auf  dem  Schulhofe  sind  Turngeräte  aufgestellt; 
zu  gröberen  Spielen  wird  der  Exerzierplatz  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa 
5400  Bände. 

Der  Gymnasialkassen-Rendant  G,  v.  Velsen,  Mitglied  des  Yerwaltungsrats,  schenkte 
1865  seiner  Vaterstadt  1850  Thaler  (Bestand  jetzt  6000  Mk.)  zur  Zahlung  des  Schulgeldes 
für  bedürftige  Schüler  des  Gymnasiums.  Derselbe  vermachte  aulserdem  der  Schule  200 
Thaler  (jetzt  1200  Mk.)  für  die  Unterstützungsbibliothek. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  der 
Verwaltungsrat;  derselbe  besteht  aus  dem  Landrate  als  Vorsitzendem,  dem  Bürger- 
meister, dem  Direktor  und  drei  weiteren  Mitgliedern  (darunter  ein  Stadtverordneter  und 
ein  Rechtsgelehrter).  Gesamtausgabe  65  550  Mk.,  Zuschuß  des  Staates  40  780  Mk.,  der 
Stadt  1500  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Mörs. 

(Hauptstadt  des  Fürstentums  Mors.    6240  Einwohner.) 

Gymnasium  Adolfinum  a.  372.    II,  814.    III,  811). 

Knebel j  Nachrichten  über  das  Gymnasium  zu  Mors,  1828.  —  J*.  W.  C.  Fcibriciusy 
Geschichtliches  über  die  evangelische  Bestimmung  des  (Gymnasiums  und  der  Studien- 
stiftungen zu  Mors,  1858.  —  Procr.  1862,  68,  69  und  74.  —  Dr.  Karl  Hirschberg,  Ge- 
schichte des  Adolfinums,  Mors  1882.  —  Th,  Frenzel,  Geschichte  des  Martinstifts,  Progr. 
1895.  —  Festschrift  zur  Feier  der  Einweihung  des  neuen  Schulgebäudes,  1896. 

Der  Graf  Adolf  von  Neuenaar  und  Mörs  gründete  1582  zur  Fortpflanzung  des 
reformierten  Glaubens  eine  „Schola  illustris^.  Infolge  der  spanischen  Occupation 
(1586—97)  mul^te  die  Schule  geschlossen  werden.  1635  wurde  sie,  nach  Verbesserung 
ihrer  Dotation  durch  gröfsere  Schenkungen  und  Bewilligung  eines  fortlaufenden  Zu- 
schusses von  500  Gulden  aus  den  eingezogenen  geistlichen  Gütern  der  Grafschaft  wieder- 
hergestellt. Nach  der  französischen  Besitzergreifung  1793  hörte  sie  auf,  Gelehrtenschule  zu 
sein.  1821  wurde  sie  ids  höhere  Stadtschule,  1824  als  vierklassiges  Progymnasium  ein- 
gerichtet; der  Unterricht  in  den  Realien  wurde  zunächst  beibehalten.  Durch  die  Opfer- 
williffkeit  der  Bewohner  der  Grafschaft,  von  denen  sich  mehrere  auf  zehn  Jahre  zu 
ansehnlichen  Beiträgen  verpflichteten,  wurde  es  möglich,  die  Schule  als  Gymnasium 
wiederherzustellen.  Am  29.  September  1860  wurde  sie  der  unmittelbaren  Aufsicht  des 
ProvinzialschulkoUegiums  unterstellt,  am  13.  August  1862  als  Progymnasium  und  am 
13.  März  1874  als  Gymnasium  anerkannt.  Die  erste  Reifeprüfung  fand  Ostern  des- 
selben Jahres  statt.  Am  1.  April  1893  wurde  die  bis  dahin  stutische  Anstalt  vom 
Staate  übernommen;  das  bisherise  Scholarchat  wurde  aufgelöst.  Am  10.  und  11.  August 
1882  wurde  das  3(X) jährige  Jubelfest  begangen.  Mit  dem  Adolfinum  sind  zwei  Alumnate 
verbunden.  Das  Martinstift  auf  Fild  bei  Mörs  wurde  1885  zum  Andenken  an  den 
300jähngen  Geburtstag  Martin  Luthers  von  dem  Verein  für  Gründung  evangelischer 
Alumnate  in  der  Rheinproviuz  errichtet.  Es  bietet  namentlich  Söhnen  von  Pfarrern 
und  Lehrern  Vergünstigungen  und  ist  für  60  Zöglinffe  bestimmt.  Das  zweite  Alumnat 
ist  das  von  der  Rheinischen  Missionsgesellschaft  erricntete,  vornehmlich  für  Missionars- 
söhne bestimmte  Johanneum;  es  liegt  ebenfalls  in  der  Nähe  der  Stadt,  nimmt  aber  auch 
andere  Zöglinge  auf.  Voller  Pensionspreis  im  Martinstift  900  Mk.,  im  Johanneum  800  Mk. 
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Direktor:  Dr.  fil  Caesar  seit  Ostern  1900,  vorher:  Dr.  JohanneB  Zahn  seit  Ostern  1870. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer  und  1  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Für  den  Religions- 
unterricht der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  neue  Schulhaus  an  der  Hombergerstrafse  wurde  am  12.  Mai  1896  eingeweiht; 
die  Stadt  Mors  hatte  den  Bauplatz  geschenkt  und  zu  den  Baukosten  (rund  156000  Mk.) 
45000  Mk.  beigetragen.  Ein  Spielplatz  ist  vorhanden;  die  Turnhalle  des  Königlichen 
Lehrerseminars  wird  mitbenutzt. 

Stiftungen:  a)  Die  Hartzingh-Clausthalsche  Fundation,  vom  Hof-  und  Berg- 
rat H,  zu  Clausthal  1680  gegründet,  zahlt  an  die  Schulkasse  8475  Mk.  und  gewährt 
einige  Üniversitätsstipendien. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  67450  Mk.,  Znschnft 
des  Staates  34456  Mk.  (aufserdem  662  Mk.  auf  Grund  rechtlicher  Verpflichtung),,  der 
Stadt  4000  Mk.;  letztere  garantiert  daneben  noch  jährlich  3475  Mk.  aus  den  Über- 
schüssen der  Fundation  (vgl.  Bd.  1,  S.  373  und  oben  unter  „Stiftungen^).  Schulgeld 
120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Mühllielm  a.  d.  Ruhr. 

(Herzogtum  Berg.    38  280  Einwohner.) 

Gymnasium  und  Realschule  (I,  368.    II,  308.    III,  315). 

Dr.  Zietzschmann,  Die  Entwickelung  des  höheren  Schulwesens  der  Stadt  Mühlheim 
(Ruhr),  Progr.  1886.  —  Progr.  1852,  53,  56,  59,  60,  62. 

Die  Anstalt  wurde  mit  Privatmitteln  und  mit  Hilfe  eines  städtischen  Zuschusses 
als  höhere  Knabenschule  gegründet  und  am  17.  November  1835  eröffnet.  1851  wurde 
sie  von  der  Stadtgemeinde  übernommen  und  am  7.  Juli  1852  als  höhere  Bürgerschule 
neu  eingerichtet.  Am  12.  November  1856  erhielt  sie  das  Recht  zur  Abhaltung  von  Ab- 
gangsprüfungen nach  der  Instruktion  von  1832,  und  durch  die  Unterrichts-  und  Prüfunss- 
ordnung  von  1859  wurde  sie  als  Realschule  erster  Ordnung  anerkannt.  Die  mit  der 
Anstalt  von  ihrer  Gründung  an  verbundene  höhere  Mädchenschule  wurde  von  ihr  Ostern 
1884  als  selbständige  Schule  abgetrennt.  In  demselben  Jahre  wurde  das  nunmehrige 
Realgymnasium  in  ein  Gymnasium  mit  parallelen  Realgymnasialkla&sen,  und  Ostern 
1888  wurden  diese  letzteren  in  lateinlose  Realklassen  umgewandelt  Am  Gymnasium 
fand  Ostern  1890,  an  der  Realschule  Ostern  1894  die  erste  Reifeprüfung  statt.  Seit 
Ostern  1900  ist  mit  der  Anstalt  eine  Vorschule  organisch  verbunden. 

Direktor:  Dr.  Georg  Zietzschmann  seit  Ostern  1883,  vorher:  Dr.  Oskar  Henke 
1879—83,  E,  Oruhl  1868 — 78,  jetzt  Geheimer  Oberregierungsrat  und  vortragender  Rat 
im  Unterrichtsministerium.  Aulserdem  haben  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt:  Dr.  Hermann 
Kern  1861 — 65,  später  Direktor  des  Friedrich  Wilhelms-Gymnasiums  zu  Berlin;  TT.  Gallen- 
kam2i  1852—61,  später  Direktor  der  Friedrichwerderschen  Oberrealschule  zu  Berlin. 

10  Gymnasial-,  10  Realklassen;  20  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  4  tech- 
nische und  Elementarl.,  3  Vorschull.;  3  Oberlehrer  und  1  Vorschullehrer  sind  katho- 
lisch, der  Direktor  und  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht 
der  katholischen  Minderheit  ist  gesorgt 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  6200  Bände. 

Im  Jahre  1874  wurde  eine  Stiftung  (Deicke-Stiftung)  zur  Unterstützung  bedürftiger 
Schüler  während  der  Schulzeit  und  zur  Vollendung  ihrer  weiteren  Ausbildung  gegründet; 
sie  wird  durch  laufende  Mitgliederbeiträge  vermehrt.    Bestand  10041  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehönle 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  einem  evangelischen 
und  einem  katholischen  Geistlichen,  zwei  Stadtverordneten  und  zwei  stimmfähigen 
Bürgern.  Gesamtausgabe  101 266  Mk.,  Zuschurs  der  Stadt  45  779  Mk.  Schulgeld  je  nach 
der  Steuerstufe  am  Gymnasium  95—150  Mk.,  an  der  Realschule  65—140  Mk.  Der 
Direktor  erhält  7200  1^.  Gehalt  und  300  Mk.  Zulage  für  die  Leitung  der  Realschule; 
im  übrigen  sind  die  Besoldungen  nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat  (feste  Zulage 
nach  §  2)  geregelt. 

Münohen-Oladbaoh. 

(Herzogtum  Jülich.    58023  Einwohner.) 

Die  beiden  früher  am  Orte  bestehenden  höheren  Schulen,  das  katho- 
lische Progymnasium  und  die  evangelische  höhere  Bürgerschule,  sind 'zu 
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einem  paritätischen  Gymnasium  vereinigt  worden.  Aufser  diesem  besteht 
jetzt  eine  in  neuerer  Zeit  errichtete  lateinlose  Oberrealschule.  Beide  An- 
stalten werden  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 

Oynmasiiim  (I,  377.    II,  317.    III,  309). 

6r.  Eckerte  und  £1  J.  Növer,  Die  Benediktinerabtei  in  München-Gladbacb,  Cöln  1853, 
S.  175—182.  —  Progr.  des  Progymnasiums  von  1863,  der  höheren  Bürgerschule  von 
1861—63,  1866-68.  —  Dr.  TT.  Hörling,  Das  höhere  Schulwesen  in  München-Gladbach 
seit  Aufhebung  der  Abtei,  Progr.  1887.  —  Dr.  Schweickertj  Festschrift  zur  Einweihung 
des  neuen  Schulgebäudes,  1892. 

Das  jetzige  Gymnasium  ist  durch  Vereinigung  des  früheren  katholischen  Pro- 
gymnasiums mit  der  evangelischen  höheren  Bürgerschule  entstanden 

Das  Progymnasium  verdankte  seinen  Ursprung  der  im  Jahre  971  gestifteten 
Benediktinerabtei;  einer  an  derselben  bestehenden  Schule  wird  zuerst  in  einer  Urkunde 
aus  dem  Jahre  1315  gedacht.  Die  Schule  wurde,  nachdem  sie  zweimal  eingegangen  und 
wiederhergestellt  war,  1829  als  „höhere  Stadtschule '^  eingerichtet.  Sie  verfolgte  den 
Lehrplan  eines  Progymnasiums  und  erhielt  Ostern  1862  die  vollständigen  Rechte  eines 
solchen.  Für  die  am  Unterricht  im  Griechischen  nicht  teilnehmenden  Schüler  der  IV 
und  III  wurden  Realabteilungen  eingerichtet  Seit  1846,  wo  der  Zuschufe  der  Stadt- 
gemeinde fortgefallen  war,  war  die  Schule  bezüglich  ihrer  Unterhaltung  lediglich  auf 
Beiträge  der  katholischen  Gemeinde,  ihre  Schulgeldeinnahmen  und  den  Ertrag  ihres 
Stiftungsvermögens  angewiesen.  Eine  im  Jahre  1841  gegründete  evangelische  Privat- 
schule wurde  lS44,  nachdem  zu  ihrer  Unterhaltung  durch  evangelische  Bürger  5653  Thaler 
aufgebracht  waren,  von  der  evangelischen  Gemeinde  übernommen.  Durch  weitere  frei- 
willige Beiträge  der  Interessenten  im  Jahre  1859  wurde  ihre  Erweiterung  zu  einer 
höheren  Bürgerschule  ermöglicht:  als  solche  wurde  sie  am  27.  Februar  1860  anerkannt; 
die  erste  Abgangsprüfung  fand  Ostern  1861  statt.  Durch  Kabinettsordre  vom  13.  Mai 
1865  erhielt  sie  die  erweiterten  Berechtigungen  jener  Schulgattung.  Nach  langwierigen 
Verhandlungen  zwischen  den  Kuratorien  des  Progymnasiums  und  der  höheren  Bürger- 
schule, der  Stadtgemeinde  und  den  Staatsbehörden  kam  am  21.  Oktober  1875  ein  Ver- 
trag über  die  Vereinigung  der  beiden  Schulen  zu  einem  paritätischen,  mit  Realklassen  ver- 
bundenen, von  der  Stadtgemeinde  zu  unterhaltenden  Gymnasium  zu  stände.  Am  26.  April 
1877  wurde  die  vereinigte  Anstalt  eröffnet;  die  erste  Keifeprüfung  am  Gymnasium  fand 
Ostern  1879  statt.  Die  beiden  bisherigen,  räumlich  getrennten  Schulffebäude  wurden 
zunächst  weiterbenutzt.  Ostern  1890  wurde,  nachdem  inzwischen  am  Orte  eine  latein- 
lose Realanstalt  errichtet  war,  mit  der  Einziehung  der  Realg^mnasialklassen  begonnen; 
seit  Ostern  1892  ist  die  Anstalt  ein  reines  Gymnasium.  Mit  ihr  war  von  Michaelis  1890 
bis  1897  eine  Seminaranstalt  verbunden. 

Direktor:  Dr.  JBk-nst  Schvjeickert  seit  1.  April  1878,  vorher:  Dr.  Hörling  1874—78, 
W,  Hoeges  1841—74.  i 

16  Klassen  fnur  0  I  und  U  I  sind  einfach);  20  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher 
Hilfsl.,  1  Zeichen!.,  1  Elementar!.;  11  Lehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen  (darunter 
der  Direktor)  katholisch.  An  der  Anstalt  wird  evangelischer  und  katholischer  Religions- 
unterricht erteilt. 

Am  2.  Juni  1892  wurde  der  Erweiterungsbau  (Abteistrafse  17)  des  früheren  Pro- 
ffjniinasialhauses  vollendet;  dadurch  wurde  es  möglich,  die  Schule  räumlich  zu  vereinigen. 
Die  Baukosten  im  Betrage  von  2B3  000  Mk.  sind  von  der  Stadt  gegen  Abtretung  der 
Grundstücke  der  früheren  höheren  Bürgerschule  getrag:en  worden.  Im  Sommer  1898 
wurde  zur  Unterbringung  der  Doppelabteilungen  ein  zweiter  Erweiterungsbau  mit  einem 
Kostenaufwande  von  28^  Mk.  errichtet. 

Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa 
6500  Bände. 

Stiftungen:  a)  Der  am  28.  Januar  1887  verstorbene  Kommerzienrat  W.  Prinzen 
hat  dem  Gymnasium  ein  Kapital  von  60000  Mk.  vermacht;  die  Zinsen  sind  zur  Ver- 
mehrung der  Sammlungen,  aer  Lehrmittel  und  zu  allgemeinen  Schulzwecken  zu  ver- 
wenden, b)  Die  Henrichs-Stiftung,  900  Mk.  c)  Die  Lambeck-Stiftung,  10384  Mk.  d)  Die 
Hansen-Stiftung,  6867  Mk.  e)  Die  Stiftung  der  Witwe  Hendrichs,  576  Mk.  f )  Die  Henrike 
Hendrichs- Stiftung,  7500  Mk.  g)  Die  Stiftung  des  Kommerzienrats  Wolff,  3000  Mk. 
h)  Die  Kaulen -Stiftung,  4200  Alk.  Die  Stiftungen  b— f  werden  vom  Kirchenvorstande 
der  katholischen  Hauptpfarre  verwaltet. 

Das  Gymnasium  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungs- 
behörde ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Oberbürgermeister,  dem  Direktor,  dem 
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Könifflichen  Kompatronatskommissar  und  je  vier  von  der  Stadtverordnetenversammlung 
und  dem  Kuratorium  gewählten  Miteliedem.  Gesamtausgabe  149500  Mk.,  Zuschufe  der 
Stadt  78748  Mk»,  des  Staates  24000  Mk.  Schulgeld  je  nach  der  Einkommensteuer  des 
Vaters:  unter  86  Mk.:  72  Mk.,  bei  86—72  Mk.:  96  Mk.,  bei  104—160  Mk:  120  Mk.,  bei 
176—300  Mk.:  144  Mk.,  bei  830-510  Mk.:  200  Mk.,  bei  mehr  als  750  Mk.:  240  Mk. 
Aufnahmegebühr  6  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Oberrealscliule. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  27.  April  1887  als  latein- 
lose höhere  Bürgerschule  eröffnet  worden.  Am  12.  Mai  1898  wurde  sie  als  Realschule 
anerkannt,  von  Ostern  1896  an  als  Oberrealschule  ausgestaltet  und  am  2.  Juli  1898  als 
solche  anerkannt. 

Direktor:  Dr,  Friedr.  KlaiMing  seit  Gründung  der  Schule. 

9  Klassen;  11  Oberlehrer,  2  Zeichenl.,  1  Elementarl.;  7  Lehrer  sind  katholisch, 
die  übrigen  evangelisch.  An  der  Anstalt  wird  evangelischer  und  katholischer  Religions- 
unterricht erteilt. 

Das  Schulhaus  (Lüpertzenderstrafse  87)  und  das  Direktorwohnhaus  sind  in  den 
Jahren  1891/92  mit  einem  Kostenaufwande  von  269  000  bezw.  26  000  Mk.  erbaut  worden. 
Die  Turnhalle  dient  zugleich  als  Aula.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  1887  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor  und  sechs  von  der 
Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  84470  Mk.,  Zu^ 
schüfe  der  Stadt  50900  Mk.,  des  Staates  6000  Mk.  Schulgeld  72--240  Mk.,  je  nach  der 
Einkommensteuer;  Auswärtige  zahlen  40  Mk.  Zuschlag,  aber  nicht  unter  120  Mk.  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Neuüs. 

(Kurf.  Erzbistum  Cöln.    28472  Einwohner.) 

Gymnasium  a,  880.    II,  819.    III,  808). 

Mci8y  Das  Geschichtliche  des  Schulwesens  der  Stadt  Neufs,  Progr.  1840.  — 
Dr»  Tücking^  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Neuls,  Progr.  1888. 

Neben  der  städtischen  Lateinschule,  die  zu  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  zum 
ersten  Male  urkundlich  erwähnt  wird,  errichteten  die  Jesuiten  in  dem  ihnen  1615  über- 
wiesenen Minoritenkloster  ein  Gymnasium.  Nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens  liefs 
der  Kurfürst  Max  Friedrich  die  Anstalt  zunächst  als  kurfürstliches  Gymnasium  unter 
Leitung  von  Exjesuiten  fortbestehen,  später  jedoch  ging  sie  an  die  Franziskaner  über, 
und  diese  führten  den  Unterricht  bis  1802  fort.  Durch  Kaiserliches  Dekret  vom 
13.  Pluviose  XII  (8.  Februar  1804)  wurde  das  Franziskanerkloster  der  Stadtgemeinde  zur 
Errichtung  einer  ^cole  secondaire  geschenkt;  diese  wurde  im  Jahre  1806  eröfihet,  unter 
der  preufsischen  Regierung  als  vierklassiges  Progymnasium  eingerichtet  und  1852  zu 
einem  Gymnasium  erweitert.  Im  August  1858  fand  an  diesem  die  erste  Reifeprüfung 
statt.  In  den  Jahren  1848—59  waren  neben  III  und  II  Realklassen  vorhanden;  lo59 — 8o 
war  Ersatzunterricht  eingerichtet.  Am  1.  Januar  1875  wurde  das  Gymnasium  vom  Staate 
übernommen.  Die  katholischen  Schüler  besuchen  an  Sonn-  und  Feiertagen  den  Haupt- 
gottesdienst und  zweimal  wöchentlich  einen  besonderen  Gottesdienst  in  der  Münster- 
kirche. Die  Vorschule  besteht  seit  dem  1.  April  1877;  die  Stadtgemeinde  übernahm 
bei  ihrer  Einrichtung  die  Verpflichtung,  bei  einem  etwaigen  Ausfall  an  Schulgeld  jähr- 
lich bis  zu  1000  Mk.  zuzuschieben. 

Am  28.  November  1852  wurde  vom  Kardinal  Erzbischof  Dr.  Jolu  von  Geissei  mit 
dem  Gymnasium  ein  erzbischöfliches  Knabenseminar  verbunden.    Dasselbe  wurde  1874 

Beschlossen,  aber  1888  wiedereröffhet;  im  Winterhalbjahr  1899/1900  zählte  es  125  Schüler 
er  Klassen  III  bis  0  I. 

Mit  der  Einweihung  des  neuen  Schulgebäudes  (s.  unten)  wurde  am  8.  Januar  1889 
die  Feier  des  800jährigen  Bestehens  der  höheren  Lehranstalt  verbunden. 

Direktor:  Dr.  Joh.  Zenees  seit  Michaelis  1898,  vorher:  Dr.  Karl  TüMng  1878 — 98. 

12  Klassen  und  1  Vorschulklasse ;  15  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  Elementarl., 
alle  katholisch.    Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 

In  den  Jahren  1886 — 88  wurde  ein  neues  Schulhaus  mit  einem  Kostenaufwande 
von  826  000  Mk.  (einschl.  innere  Einrichtung)  erbaut.  Turnhalle  und  Spielplatz  sind 
vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  über  5000  Bände. 
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Stiftungen:  a)  Die  Helwiff-Schweden-Stiftang,  am  31.  August  1878  bestätigt,  zu 
Stipendien  für  zwei  Studierende  der  Theologie.  Bestand  5400  Mk.  b)  Die  Eschweiler- 
Stiftung,  zur  Beschaffung  von  Schulbüchern  für  bedürftige  Schüler.    Bestand  1000  Mk. 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  90670  Mk.,  Zuschuls  des 
Staates  84550  Mk.,  der  Stadt  18500  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  90  Mk. 
Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

SoUngren. 

(Herzogtum  Berg.    45260  Einwohner.) 

Gymnasiuin  und  Realschule  (auf  gemeinsamem  Unterbau) 

(I,  359.    II,  305.    m,  804). 

Heine,  Geschichte  des  städtischen  Realprogymnasiums  zu  Solingen  1841—1891, 
Progr.  1892. 

Die  Anstalt  ist  aus  einer  am  15.  Oktober  1841  gegründeten  Privatschule  hervor- 
gegangen. Am  4.  April  1860  w^urde  diese  von  der  Stadtgemeinde  übernommen,  am 
21.  Februar  1865  als  eine  zu  Entlassungsprüfungen  berechtigte  höhere  Bürgerschule 
anerkannt,  und  am  80.  September  1868  wurden  ihr  die  erweiterten  Berechtigungen  dieser 
Art  von  Schulen  zuerkannt  Ostern  1892  wurde  mit  der  Umwandlung  des  nunmehrigen 
Realprogymnasiums  in  eine  mit  einem  Progymnasium  verbundene  Realschule  begonnen; 
als  solche  wurde  die  Schule  am  8.  April  1895  anerkannt  Am  Progymnasium  wurde 
für  die  am  Griechischen  nicht  teilnehmenden  Schüler  Ersatzunterricht  eingerichtet. 
Ostern  1899  begann  die  Erweiterung  des  Progymnasiums  zu  einem  Gymnasium.  Durch 
Einführung  des  sogenannten  Frankfurter  Lehrplanes  wird  für  das  Gymnasium  und  die 
Realschule  ein  gemeinsamer  Unterbau  geschaffen.  Das  für  die  Anstalt  am  14.  Dezember 
1897  errichtete  neue  Statut  ist  unter  dem  12.  Februar  1898  genehmigt  worden.  Am  15.  Ok- 
tober 1891  wurde  das  50jährige  Jubiläum  gefeiert.    Die  Vorschule  besteht  seit  1865. 

Direktor:  Dr.  SchwerlzeU  seit  1.  Januar  1899,  vorher:   Dr.  Heine  1891—99. 

15  Klassen  und  8  Yorschulklassen ;  15  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  4  Elementarl.; 
2  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der 
katholischen  Minderheit  ist  gesorgt 

Das  neue  Schulhaus  (Schwertstraise  17)  ist  im  Herbst  1897  bezogen  worden.  Die 
Kosten  des  Baues  betrugen  280000  Mk.,  des  Grundstückes  88518  Mk.  Turnhalle  und 
Turnplatz  sind  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  2602  Werke. 

Die  Lehrerwitwenkasse  (Philippi-Stiftung)  hat  ein  Vermögen  von  25048  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Oberbürgermeister,  dem  Direktor,  dem  Vor- 
sitzenden des  Presbyteriums  der  evangelischen  Gemeinde,  dem  katholischen  Pfarrer  und 
sechs  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe 
97280  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  24540  Mk.,  des  Staates  24  000  Mk.  Schulgeld  für  die 
Klassen  des  gemeinsamen  Unterbaues  110  Mk.,  der  Realschule  100  Mk,  des  Gymnasiums 
120  Mk.,  der  Vorschule  90  Mk.;  Auswärtige  zahlen  80  Mk.  mehr.  Besoldungen  nach 
dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  2;  die  Hinterbliebenen 
der  Lehrer  sind  von  der  Stadt  bei  der  Pro vinzial- Witwen-  und  Waisen- Versorgungs- 
anstalt versichert. 

Wesel. 

(Herzogtum  Kleve.    22545  Einwohner.) 

Gymnasium  und  Realschule  a>  367  >).    11,811»).    111,818). 

Heidemann,  Vorarbeiten  zu  einer  Geschichte  des  höheren  Schulwesens  in  Wesel 
(1342—1612),  Progr.  1858  und  1859.  —  Fiedler,  Beiträge  zur  Geschichte  Wesels,  Progr. 


^)  In  diesen  Angaben  ist  folgendes  zu  berichtigen:  H.  Betulejus  (1567— -1572,  also 
nicht  1568);  Joh.  Brantius  (1584—1612,  also  nicht  1581);  H.  Crantzius  (1618—1618,  also 
nicht  1616).    Ausgelassen  ist  Joh.  Santenus,  Konrektor  1618 — 82,  Rektor  1682—50. 

")  Amtzenius  hei&t  mit  Vornamen  Heniicus  (nicht  Johann).  Ausgelassen  sind: 
Jodocus  Henricus  Borckmann  1702—80;  Christoph  Albert  Eichelberg,  Konrektor  1740—44, 
Rektor  bis  1785. 
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1848.  —  Dr.  Ad,  Kleine^  Geschichte  des  Weseler  Gymnasiums  von  den  ältesten  Zeiten 
bis  zur  Gegenwart,  \\'esel  1882  (C.  Kahler). 

Nachweisbar  ist  schon  1842  in  Wesel  eine  lateinische  Schule  vorhanden  gewesen. 
Dieselbe  hiefe  grofse  Schule  und  stand  in  enger  Beziehung  zu  der  St  Wiiibroaikirche 
(der  grolsen  Kirche).  Im  17.  Jahrhundert  wurde  ihre  Dotation  durch  Überweisung  der 
Einkünfte  des  Beguinenhauses  bei  der  Mathenakirche  und  mehrerer  städtischer  Yikarien 
vermehrt.  Bei  der  Wiederbesitzergreifung  der  Stadt  nach  Beseitigung  der  französischen 
Fremdherrschaft  fand  die  preufsische  Regierung  ein  dreiklassiges  Gymnasium  in  dürftiger 
Verfassung  vor.  Dieses  war  1825  so  weit  reorganisiert,  daß  die  erste  Reifeprüfung  statt- 
finden konnte.  1885  wurde  für  die  am  Griechischen  nicht  teilnehmenden  Schüler  Ersatz- 
unterricht eingerichtet ;  die  Realklassen,  die  sich  später  hieraus  entwickelten,  wurden  am 
12.  August  1870  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt.  Durch  Vertrag  vom  6./15.  Oktober 
1886  wurde  das  Gymnasium  vom  1.  April  1887  ab  vom  Staate  übernommen.  In  dem 
Vertrage  wurde  u.  a.  festgesetzt,  daüs  der  evangelische  Charakter  der  Schule  unberührt 
bleiben  und  dals  die  Zöglinge  des  evangelischen  Waisenhauses  (Kontubernalen) ,  sowie 
die  Söhne  der  evangelischeu  Pfarrer  Wesels  von  der  Zahlung  des  Schulgeldes,  die 
Lehrer  des  Gymnasiums  von  der  Zahlung  der  kirchlichen  Steuern  und  Gebühren  befreit 
sein  sollen.  Nach  der  Verstaatlichung  des  Gymnasiums  wurde  das  städtisch  gebliebene 
Realprogymnasium  allmählich  aufgelöst;  für  die  vom  Griechischen  befreiten  Schüler  wurde 
Ersatzunterricht  in  den  neueren  Sprachen  eingerichtet.  Auf  Grund  eines  im  Jahre  1897 
mit  der  Stadtgemeinde  abgeschlossenen  Vertrages  wurde  Ostern  1897  mit  der  An- 
gliederung  einer  lateinlosen  Realschule  beffonnen,  dieselbe  war  Ostern  1902  bis  zur 
U  n  vorgeschritten.  Die  Parallelabteilungen  oes  Gymnasiums  mit  Ersatzunterricht  werden 
seit  Ostern  1900  allmählich  aufgehoben.  Die  im  Herbst  1868  gegründete  Vorschule  ist 
Ostern  1886  eingegangen. 

Direktor:   Dr.  Adolf  Kleine  seit  Ostern  1870. 

15  Klassen;  15  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  2  Elementarl.;  3  Lehrer  sind 
katholisch,  der  Direktor  und  die  übrigen  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht 
der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt  (im  ganzen  18  Stunden  wöchentlich). 

Das  Schulhaus  in  der  Pergamentstrafse  ist  in  den  Jahren  1880—82  und  1895 — 96 
mit  einem  Gesamtaufwande  von  195441  Mk.  umgebaut  und  erweitert  worden.  Von  dieser 
Summe  ist  der  gröfste  Teil  (120000  Mk.)  aus  dem  Vermögen  der  Anstalt  entnommen 
worden.  Die  Stadt  Wesel  hat  sich  verpflichtet,  vom  1.  April  1881  an  auf  25  Jahre 
1000  Mk.  jährlich  als  ihren  Anteil  an  jenen  Kosten  zu  zahlen. 

Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden;  zu  Turnspielen  wird  die  sogenannte 
Schillsche  Wiese  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  7400  Bände.  Im  Jahre 
1877  erhielt  sie  durch  die  ihr  geschenkten  Bücherbestände  der  wissenschaftlichen  Ver- 
einigung „Litteraria"  eine  wertvolle  Bereicherung. 

Stiftungen:  a)  Ein  aus  früherer  Zeit  stammender  Pensionsfonds  von  13218  Mk., 
aus  dem  noch  eine  Pension  von  450  Mk.  zu  zahlen  ist.  Nach  Fortfall  des  Bezugs- 
berechtigten wird  der  Fonds  an  den  Staat  übergehen,  b)  Die  Gymnasiallehrer- Witwen-, 
Waisen-  und  Sterbekasse,  1797  gegründet,  Eintrittsgeld  30  Mk.,  Jahresbeitrag  12  Mk., 
Statut  vom  9.  November  1868.    Vermögen  22750  Mk. 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungsbehörde  ist  der 
Verwaltungsrat;  er  besteht  zur  Zeit  aus  dem  Direktor  als  Vorsitzendem  und  drei 
weiteren  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  102726  Mk.,  Zuschufe  des  Staates  54366  Mk., 
der  Stadt  8290  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Realschule  80  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Borbeok. 

Progrymnasluin  (mit  Ersatzunterricht). 

Die  Anstalt  ist  aus  einer  vierklassigen  katholischen  Volksschule  entstanden,  die 
im  Jahre  1873  von  der  Gemeinde  zu  einer  sechsklassigen  Mittelschule  umgestaltet  wurde. 
Ostern  1900  ging  sie  in  den  Aufsichtsbereich  des  Provinzialschulkollegiums  über;  zugleich 
wurde  sie  als  ein  in  der  Entwickelung  begriffenes  Progymnasium  anerkannt.  Am 
8.  Februar  1901  fand  die  erste  Reifeprüfung  statt,  und  am  5.  März  erfolgte  die  An- 
erkennung der  Schule  als  Progymnasium  mit  Ersatzunterricht.  Das  für  sie  errichtete 
Statut  ist  durch  Erlafe  des  ünterrichtsministers  vom  26.  April   1901  bestätigt  worden. 

Direktor:   Dr.  Josef  Cüppers. 

6  Klassen;  6  Oberlehrer  und  1  Elementarl.,  alle  katholisch.  Für  den  Religions- 
unterricht der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 
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Der  für  das  Progj'mnasium  errichtete  Neubau  (Kostenanschlag  200000  Mk.)  ist 
Michaelis  1901  bezogen  worden. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Gemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium^  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  einem  katholischen 
und  einem  evangelischen  Geistlichen,  sowie  sechs  von  der  Gemeindevertretung  gewählten 
Mitgliedern.  Gesamtausgabe  45876  Mk.,  Zuschufs  der  Gemeinde  26  769  Mk.  Schulgeld 
100  Mk.,  für  auswärtige  Schüler  120  Mk. 

Grevenbroioli. 

(Herzogtum  Jülich.     3410  Einwohner.) 

Progymnasium. 

Die  Anstalt  ist  aus  einer  im  Jahre  1861  von  einer  Anzahl  von  Interessenten  ge- 
gründeten Privatschule  hervorgegangen.  Diese  wurde  im  Jahre  1875  von  der  Stadt- 
gemeinde übernommen  und  am  1.  Apnl  1896  als  Progymnasium  mit  nicht  verbindlichem 
Griechisch  und  Ersatzunterricht  anerkannt.  Das  mr  das  Progymnasium  errichtete 
Statut  wurde  unter  dem  22.  Juni  1896  von  der  Aufsichtsbehörde  genehmigt.  Kleinste 
Schülerzahl  (29)  im  Jahre  1890,  gröfete  (163)  im  Jahre  1898. 

Direktor:  Franz  Ernst  seit  Ostern  1896. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  Elementarl.; 
1  Lehrer  ist  evangelisch,  die  übrigen  sind  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht  der 
evangelischen  Minderheit  ist  gesorgt. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  ist  in  der  Bildung  begriffen. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde,  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  dem  evangelischen 
Pfarrer,  dem  katholischen  Pfarrer  und  fünf  gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe 
40910  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  14440  Mk.,  des  Staates  7000  Mk.  Schulgeld  120  Mk. 
Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  von  der  Stadtgemeinde  bei  der  Provinzial-Witwen- 
nnd  Waisen-Yersorgungsanstalt  versichert. 

Rheydt. 

(Herzogtum  Jülich.    34086  Einwohner.) 

Oberrealschttle  nebst  Progynmasiitm  (I,  379.    U,  318.    III,  308). 

Dr.  WittenhauSy  Die  höhere  Bürgerschule  und  die  höhere  Töchterschule  zu  Rheydt, 
Festschrift  zur  Feier  des  50jährigen  Jubiläums  1878.  —  Derselbe,  Die  Entwickelung 
der  höheren  Lehranstalt  zu  Rheydt,  Progr.  1894.  —  Progr.  1836,  39,  40,  41,  58,  60,  62,  63. 

Die  Schule  ist  aus  einer  im  Jahre  1827  ffegründeten  einklassigen  Privatschule 
hervorgegangen.  Diese  wurde  am  1.  Januar  1850  von  der  Stadtgemeinde  übernommen, 
am  27.  Februar  1860  als  höhere  Bürgerschule  im  Sinne  der  Unterrichts-  und  Prüfungs- 
ordnung vom  6.  Oktober  1859  anerkannt  und  in  demselben  Jahre  durch  eine  Vorschule  er- 
weitert. Durch  Kabinetsordre  vom  13.  Mai  1865  wurden  ihr  die  erweiterten  Rechte  der 
höheren  Bürgerschulen  beigelegt,  Ostern  1878  wurde  für  die  Schüler  der  lY  und  III 
Nebenunterricht  im  Griechischen  eingeführt,  Ostern  1881  mit  der  Umwandlung  der  Anstalt 
in  eine  lateinlose  Realschule  mit  gymnasialen  Nebenklassen  begonnen,  Ostern  1885  war 
der  Aufbau  der  Realschule  vollendet.  Diese  letztere  wurde  1892  zu  einer  Oberreal- 
schule erweitert;  1894  wurde  die  Oberprima  eröffnet.  Ostern  1901  wurde  mit  der 
Einrichtung  eines  gemeinsamen  Unterbaues  für  die  Oberrealschule  und  die  Gvmnasial- 
klassen  (nach  dem  Frankfurter  System)  begonnen.  Das  für  die  Anstalt  am  13.  August 
1886  errichtete  Statut  wurde  am  15.  Oktober  1896  den  bisherigen  Umwandlungen  ent- 
sprechend abgeändert.  Bis  zum  Herbst  1886  war  mit  der  Anstalt  eine  höhere  Mädchen- 
schule verbunden.  Die  Vorschule  besteht  nicht  mehr.  Am  4.  Dezember  1878  wurde 
das  50jährige  Jubelfest  gefeiert. 

Direktor:  Bolf8  seit  20.  September  1899,  vorher:  Dr.  Wittenhaus  seit  1856. 

8  Klassen  der  Oberrealschule,  5  des  Progymnasiums;  12  Oberlehrer,  1  wissen- 
schaftlicher Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer,  2  Elementarl.  und  3  Ortsgeistliche  als  Religions- 
lehrer; 5  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht 
der  katholischen  Minderheit  ist  gesorgt. 
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Für  den  Tumuntemcht  wird  die  Halle  eines  Turnvereins  benutzt  Die  Lehrer- 
bibliothek ist  in  der  Neuordnung  begriffen. 

Stiftungen:  a)  Die  Alfred  Riedel-Stiftung,  zu  Schülerstipendien.  Bestand  15000  Mk. 
b)  Die  Albei*t  Croon- Stiftung,  desgl.  und  eventl.  zur  Vermehrung  der  Lehrmittel,  1900 
gegründet.    Bestand  15000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtsemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor  und  neun  stimmfähigen  Bürirem  bestehende 
Kuratorium.  Gesamtausgabe  91000  Mk.,  Zuschufe  der  Stadt  44570  Mk.,  des  Staates 
12000  Mk.    Schulgeld  120  Mk.,  dazu  20  Mk.  Nebenkosten. 


Rüttensclield. 

(U  735  Einwohner.) 

BektoratsBchule  (Progymnasium  i.  £.). 

Durch  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  18.  März  1902  wurde  der  Ausbau  der 
im  Jahre  1899  von  der  Gemeinde  gegründeten  Rektoratsschule  zu  einem  Progymnasium 
mit  Ersatzunterricht  genehmigt.  Der  Wirkliche  Geheime  Rat  Krupp  hat  der  Gemeinde 
zum  Bau  eines  neuen  Schumauses  ein  Grundstück  im  Werte  von  170000  Mk.  un- 
entgeltlich überlassen. 


Steele. 

(Abtei  Essen.    12245  Einwohner.) 

Prog^ynuiaBiain. 

Die  Stadtgemeinde  gründete  1854  eine  Rektoratsschule  mit  drei  Lehrgängen.  Diese 
wurde  von  1889  an  zu  einer  höheren  Lehranstalt  entwickelt  und  am  22.  Feoruar  1899 
als  Progymnasium  mit  Ersatzunterricht  anerkannt.  Das  für  sie  errichtete  neue  Statut 
wurde  unter  dem  22.  Februar  1899  genehmigt.  Ostern  1901  wurde  durch  Errichtung  der 
0  n  mit  der  Erweiterung  zu  einem  Gymnasium  begonnen. 

Direktor:  Anton  Wirte  seit  15.  Mai  1901,  vorher:  Dr.  Emü  Genniges  seit 
Herbst  1898. 

7  Klassen;  7  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.  und  1  Elementarl.;  2  Lehrer 
sind  evangelisch,  der  Direktor  und  die  übrigen  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht 
der  evangelischen  Minderheit  ist  gesorgt. 

Das  Schulhaus  ist  1876  erbaut  und  hat  mit  Einschluis  des  Bauplatzes  etwa 
120000  Mk.  gekostet.  Die  Anstalt  benutzt  die  zugleich  für  die  übrigen  Schulen  der 
Stadt  bestimmte  Turnhalle  und  den  dahinterliegenden  Platz.  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  etwa  950  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister  als  Vorsitzendem,  dem  Direktor, 
dem  katholischen  und  dem  evangelischen  Pfarrer,  sowie  sechs  von  der  Stadtverordneten- 
versammlung gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  78800  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt 
58100  Mk.  Schulgeld  für  Einheimische  100  Mk.,  für  Auswärtige  120  Mk.  Die  Hinter- 
bliebenen der  Lehrer  sind  von  der  Stadt  bei  der  Provinzialkasse  versichert. 


Viersen. 

(Herzogtum  Geldern.    24  761  Einwohner.) 

Progryninasiiiiii  und  Kealprosrynmasiuin« 

Dr.  ThamS  im  Progr.  von  1877. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  23.  September  1876  als 
höhere  Bürgerschule  eröfihet  worden.  Nach  dem  am  19.  Januar  1876  genehmigten  Statut 
war  ihre  Erweiterung  zu  einer  Realschule  erster  Ordnung  in  Aussicht  genommen.  Am 
19.  Juni  1878  wurde  sie  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt;  am  81.  Oktober  desselben 
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Jahres  erhielt  sie  die  vollen  mit  dieser  Schalgattung  verbundenen  Berechtigungen.  Für 
diejenigen  Schüler,  die  später  zum  Gymnasium  übergehen  wollten,  war  in  schulfreier 
Zeit  Unterricht  im  Griecnischen  eingerichtet.  Am  7.  Januar  1893  wurde  die  Umwand- 
lung des  Realprogymnasiums  in  ein  Progymnasium  mit  Ersatzunterricht  für  die  vom 
Griechischen  befreiten  Schüler  genehmigt.  Die  Anerkennung  der  Anstalt  als  Progym- 
nasium erfolgte  am  13.  März  1894.  Ostern  1897  wurde  unter  Fortfall  des  Ersatzunter- 
richts mit  der  Angliederung  realgrymnasialer  Parallelklassen  begonnen;  die  so  ent- 
standene Realabteilune  wurde  am  28.  Februar  1899  als  Realprogirmnasium  anerkannt 
Es  wird  indessen  beabsichtigt,  diese  Abteilung  zu  beseitigen  und  von  neuem  Ersatz- 
unterricht einzurichten.  Ostern  1901  ist  durch  Errichtung  der  0  II  mit  der  Erweiterung 
der  Anstalt  zu  einem  Gymnasium  begonnen  worden.  Die  katholischen  Schüler  haben  be- 
sonderen Gottesdienst  in  der  Maria-Hilf-Kapelle. 

Direktor:  Dr.  Jo9ef  Löhrer  seit  1.  April  1899,  vorher:  Dr.  Josef  Diehmann 
1880-98,  Dr.  Wüh.  ThcmS  1876-80. 

10  Klassen;  7  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfslehrer,  1  technischer  Lehrer, 
2  Religionsl.  im  Nebenamte;  4  Lehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen  katholisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Wilhelm stratse  12)  wurde  am  28.  September  1876  eingeweiht, 
die  Baukosten  betrugen  120000  Mk.  Die  Anstalt  besitzt  eine  Turnhalle;  zu  Bewegungs- 
spielen wird  au&er  dem  Schulhofe  der  städtische  Spielplatz  benutzt  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  849  Werke. 

Aus  den  Erträgen  wissenschaftlicher  Vorträge  wurde  der  Grundstock  zu  einer 
Lehrer-Witwen-Unterstützungskasse  gebildet    Bestand  8545  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor  und  neun  von  der 
Stadtverordnetenversammlung  gewählten  stimmfähigen  Bürgern,  von  denen  sechs  katho- 
lisch, drei  evangelisch  sein  müssen.  Gesamtausgabe  50 WX)  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt 
25000  Mk.,  des  Staates  10000  Mk.  Schulgeld  in  VI  bis  IV  80  Mk.,  in  III  und  U  II 
100  Mk.,  in  0 II 120  Mk.,  für  auswärtige  Schüler  in  allen  Klassen  120  Mk.  Besoldungen 
nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  9,  1  a— c  JDie 
Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  durch  Ortsstatut  geregelt  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

Oberhausen, 

(Bürgermeisterei  im  Kreise  Duisburg.    42148  Einwohner.) 

Bealgymnasiiim  (III,  814). 

Die  Anstalt  ist  von  der  Gemeinde  Oberhausen  durch  Vereinigung  zweier  Privat- 
schnlen,  einer  katholischen  und  einer  evangelischen,  gegründet  und  am  6.  Oktober  1878 
als  paritätische  Realanstalt  eröffnet  worden.  Nachdem  das  für  sie  errichtete  Statut  am 
8.  April  1879  genehmigt  war  (Nachtrag  dazu  vom  21.  Juni  1889),  wurde  sie  im  Oktober 
1879  als  vollberechtigte  höhere  Bürgerschule  anerkannt  Ostern  1899  wurde  ihre  Ver- 
vollständigung zu  einem  Realgymnasium  genehmigt,  Ostern  1901  die  Oberprima  eröihiet, 
durch  Erlalk  vom  10.  April  1902  die  Schule  als  Realgymnasium  anerkannt  Die  bei  der 
Gründunff  der  Anstalt  vorhandene  Vorschule  ging  Ostern  1884  ein,  wurde  aber  Michaelis 
1899  wiedereröfi&iet 

Direktor:  Dr.  Ootthelf  WüUnherg  seit  Ostern  1902,  vorher:  T^t.  Hans  Fopwilreiäer 
1894-1902,  Dr.  Avikr  1889-94,  Dr.  Boesm  1878-88. 

10  Klassen  (VI  ist  geteilt)  und  2  Vorschulklassen;  11  Oberlehrer,  1  Zeichenl.  und 
2  Vorschull.;  7  Lehrer  und  der  Direktor  sind  katholisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch. 
An  der  Anstalt  wird  evangelischer  und  katholischer  Religionsunterricht  erteilt 

Das  jetzige  Schulhaus  (Schwartzstrafee  87)  ist  im  Jahre  1897  vollendet  worden, 
die  Baukosten  betrugen  215 174  Mk.  Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  1401  Bände. 

Durch  die  Wilhelm-Augusta-Stiftunff  (1879)  und  durch  die  Jubiläumsstiftung  (1897) 
sind  von  der  Stadtgemeinde  drei  Freistellen  gegründet  worden. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor  und  sieben  von 
der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Mitgliedern;  unter  letzteren  müssen  fünf 
Stadtverordnete,  drei  evangelisch,  drei  katholisch  sein,  das  siebente  abwechselnd  dem 
einen  und  dem  anderen  BeKenntnisse  angehören.  (Gesamtausgabe  95160  Mk.,  Zuschuls 
der  Stadt  55950  Mk.,  des  Staates  9500  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  80  Mk. 
Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  durch  Ortsstatut  geregelt 

Wiese,  Sehnlireseii.    lY.  88 
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Riüirort. 

(Herzogtum  Eleve.    12406  Einwohner.) 

Bealgymnasliim  (I,  866.    II,  810.    HI,  818). 

Lothj  Geschichte  der  Anstalt  von  ihrer  Gründung  his  zu  ihrer  Erhebung  zu  einer 
Realschule  erster  Ordnung,  Progr.  1868. 

Die  Anstalt  wurde  von  der  Stadtoemeinde  gegründet  und  am  18.  Mai  1857  mit 
zwei  Klassen  eröffiiet.  Am  6.  Februar  1862  wurde  sie  als  höhere  Bürgerschule  und  vom 
20.  August  1862  ab,  als  von  dem  Tage,  wo  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten  wurde, 
als  Realschule  erster  Ordnung  anerkannt.  Für  diese  wurde  1863  ein  Statut  errichtet; 
mit  ihr  ist  seit  Neujahr  1864  eine  Vorschule  verbunden.  Größte  Schülerzahl  (266  aus- 
Bchlielslich  Vorschule)  im  Jahre  1876/77,  kleinste  (174)  im  Jahre  1898/94. 

Direktor:  Ernst  v.  Lehmann  seit  Ostern  1888,  vorher:  Dt.  Wilh.  Mu$uh  1876—88, 
später  Geheimer  Regierungsrat  und  Provinzialschulrat  in  Coblenz,  jetzt  Professor  hon. 
an  der  Universität  Berlin;  Dr.  JtO.  Justus  Leih  1857—76. 

9  Klassen  und  8  Vorschulklassen ;  8  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL,  1  tech- 
nischer Lehrer,  1  Elementarl.,  1  Vorschull.;  2  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen 
evangelisch  (der  Direktor  muls  evangelisch  sein;  s.  unten).  Für  den  Religionsunterricht 
der  katholischen  und  der  jüdischen  Schüler  (unter  14  Jahren)  ist  gesorgt. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  als  Turnplatz  wird  der  Schulhof  benutzt  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  etwa  2600,  die  Schülerbibliothek  1772  Werke. 

Zu  den  Kosten  des  Schulhausbaues  (Ludwigstrafse  27)  hat  der  Geheime  Kommer- 
zienrat  Frans  Hanid  1856  aus  Anlaft  seiner  goldenen  Hochzeit  ein  Kapital  von  15000  Mk. 
unter  dem  Namen  „Haniel- Fonds **  mit  der  Bedingung  beigetragen,  dafe  seine  Familie 
sechs  Freistellen  verleihen  dürfe,  und  dals  der  Direktor  der  Schule  stets  dem  evange- 
lischen Bekenntnisse  angehöre  (genehmigt  durch  Kabinettsordre  vom  1.  September  1858). 
Bei  der  Feier  seiner  60iährigen  Vermählung  hat  Hanid  nochmals  15000  Mk.  unter  der 
Bedingung  gestiftet,  dais  seine  Familie  nunmehr  zehn  Freistellen  besetzen  dürfe. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  dem  ersten  evange- 
lischen und  dem  katholischen  Pfarrer  des  Ortes,  einem  Mitgliede  der  Familie  Hanid 
und  drei  von  der  Stadtverordnetenversammlung  zu  wählenden  Bürgern.  Gesamtausgabe 
84000  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  36787  Mk.,  des  Staates  16200  Mk.  Schulgeld  für  Ein- 
heimische 120  Mk.,  für  Auswärtige  150  Mk.;  in  der  Vorschule  100  bezw.  120  Mk.  Die 
Fürsorge  fär  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  durch  Statut  vom  Jahre  1898  geregelt 

Langrenbergr. 

(Herzogtum  Berg.    9827  Einwohner.) 

Bealprogrynuiasiain. 

Ludwig  Bender,  Geschichte  der  vormaligen  Herrschaft  Hardenberg  im  Bergischen, 
Langenberg  (J.  Joost),  S.  261  bis  270. 

Ein  Lübecker  Kaufmann,  Jürgen  DaMmanny  vermachte  am  27.  Oktober  1711  seinem 
Heimatsorte  Langenberg  ein  Kapital  von  800  Thalem  zur  Gründung  einer  Rektorats- 
schule. Diese  trat  im  Februar  1715  ins  Leben.  Durch  Schenkungen  wurde  der  Fonds 
auf  1000  Thaler  erhöht,  1787  kam  ein  eigenes  Schulgebäude  hinzu,  1818  betrug  der 
Fonds  8688  Thaler,  zu  Anfang  der  siebziger  Jahre  war  er  auf  100000  Mk.  gestiegen, 
und  gegenwärtig  beläuft  er  sich  auf  118762  Mk.:  die  Zinsen  werden  zur  Unterhaltung 
der  Anstalt  verwendet  Am  6.  Juni  1888  wurde  diese  als  Realprogymnasium  aner- 
kannt. Das  für  sie  im  Jahre  1882  errichtete  Statut  wurde  unter  dem  19.  Juli  1883 
von  der  Aufsichtsbehörde  genehmigt;  nach  demselben  soll  die  Anstalt  evangelischen 
Charakter  haben. 

Direktor:   Dr.  Theodor  Meyer  seit  Januar  1878,  vorher:   Dr.  Topp  1873—78. 

6  £[la88en;  5  Oberlehrer  und  1  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Für  den  Religions- 
unterricht der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  Jetzige  Schulhaus  wurde  1870/71  erbaut;  die  Kosten  (60  bis  70000  Mk.)  wurden 
durch  freiwillige  Beiträge  aufgebracht.  Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  714  Werke. 
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Stiftungen:  a)  Die  Bender -Stiftung,  zur  Gewährung  von  Freistellen.  Bestand 
4800  Mk.  b)  Die  Drinkmann- Stiftung,  zur  Beschaffung  von  Schulbüchern  ftlr  arme 
Schaler.    Bestand  1000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor  und  sechs  weiteren 
Mitgliedern,  die  je  zur  Hälfte  von  der  Stadtverordnetenversammlung  und  vom  Pres- 
byterium  der  evangelischen  Gemeinde  gewählt  werden.  Gesamtausgabe  41 200  Mk.,  Zu- 
schuß der  Stadt  15888  Mk.,  des  Staates  9000  Mk.  Schulgeld  100  Mk.,  für  Ärmere 
60  Mk.,  fOr  Auswärtige  140  Mk.  Die  Fürsorge  fOr  die  Hinterbliebenen  ist  durch  Orts- 
statut geregelt 

Remsoheid. 

(Herzogtum  Berg.    58103  Einwohner.) 

BealgrymnaBium  nebst  Bealschnle  (Frankfurter  System)  (lü,  804). 

Krumme t  Kurze  Darstellung  der  Geschichte  der  höheren  Bürgerschule,  Progr. 
1871.  —  Derselbe,  Die  eigentliche  nöhere  Bürgerschule,  Barmen  1878.  —  Pf^,  Personal- 
nachrichten aus  der  Geschichte  der  Anstalt  1870—95,  Progr.  1895. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  im  Mai  1849  als  lateinlose 
höhere  Bürgerschule  eröffnet  worden.  Ostern  1870  wurde  sie  als  Realschule  zweiter 
Ordnung  (Gewerbeschule)  neu  eingerichtet  und  am  26.  April  1878  unter  die  berechtigten 
Anstalten  ihrer  Kategorie  aufgenommen.  Ostern  1886  begann  ihre  Umwandlung  in  ein 
Bealprogymnasium,  Ostern  1892  entliefe  dieses  die  ersten  Abiturienten,  und  am  12.  April 
desselben  Jahres  erhielt  es  die  üblichen  Berechtigungen.  Von  Ostern  1898  an  wurden 
lateinlose  Realklassen  angegliedert;  diese  wurden  Ostern  1899  als  Realschule  anerkannt. 
Mittlerweile  war  der  Ausbau  des  Realprogymnasiums  in  ein  Real^prmnasium  begonnen 
worden;  Ostern  1900  wurde  die  Oberprima  eröffiiet  und  Ostern  1901  die  erste  Reifeprüfung 
abgehalten.  Das  Realgymnasium  wird  jetzt  nach  dem  Frankfurter  Lehrplan  eingerichtet. 
Die  im  Jahre  1870  gegründete  Vorschule  ist  Ostern  1885  eingegangen. 

Direktor:  lUcKard  von  Staa  seit  Michaelis  1897,  vorher:  Dr.  0.  Petry  1876—97, 
Dr.  Krumme  1870—76.  Außerdem  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.  Dr.  L.  Kaiser  (1877^86), 
jetzt  Provinzialschulrat  in  Gassei). 

16  Klassen  (Unterbau  6,  Realgymnasium  6,  Realschule  4);  19  Oberlehrer,  8  tech- 
nische und  Elementar!,  und  1  katholischer  ReligionsL,  mit  Ausnahme  des  letzteren  alle 
evangelisch. 

Das  jetzige  Schulhaus  wurde  in  den  Jahren  1875  und  1876  mit  einem  Kostenauf- 
wande  von  200000  Mk.  erbaut  Als  Beitrag  zu  den  Baukosten  wurde  der  Stadtoemeinde 
ein  durch  Sammlungen  innerhalb  der  Bürgerschaft  aufgebrachter  Fonds  von  63000  Mk. 
zur  Verfügung  gestellt.  Der  Bau  eines  neuen  Schulhauses  (Kostenanschlag  580000  Mk.) 
ist  begonnen  worden. 

Für  den  Turnunterricht  wird  die  Halle  des  Remscheider  Turnvereins,  für  Spiele 
eine  Wiese  und  ein  Platz  in  den  städtischen  Anlagen  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek 
enthält  etwa  2400  Bände. 

Das  Vermögen  der  Lehrerpensions-,  Witwen-  und  Waisenkasse  (28000  Mk.,  vgl. 
Bd.  III,  S.  805)  ist  an  die  Stadt  heimgefallen,  nachdem  diese  die  Fürsorge  für  £e 
Hinterbliebenen  der  Lehrer  geordnet  hatte. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  aus  neun  Mitgliedern  (darunter  der  Oberbürgermeister  und  der  Direktor)  be- 
stehende Kuratorium.  Gesamtausgabe  111260  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  60218  Mk. 
Schulgeld  120  Mk.,  für  Auswärtige  140  Mk. 


DtQken. 

(Herzogtum  Jülich.    9554  Einwohner.) 

Realschule  (III,  810). 

Dr.   Höffling,    Chronik    des    Realprogymnasiums    zu    Dülken,    Progr.    1888.   — 
Dr.  Goofsens,  Übersicht  über  die  Geschichte  der  Schule,  Progr.  1898. 

88* 
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Eine  seit  1848  bestehende  Privatschule  (Deckersche)  wurde  am  1.  Oktober  1862 
von  der  Stadtgemeinde  übernommen  und  Tom  1.  Oktober  1872  an  als  höhere  Bdrger- 
schule  ausgestaltet  Als  solche  wurde  sie,  nachdem  am  11.  März  1874  ein  Statut  för 
sie  errichtet  war,  am  17.  Oktober  desselben  Jahres  anerkannt  Am  10.  Dezember  1877 
erhielt  sie  die  erweiterten  Berechtigungen  der  höheren  Bürgerschulen.  Nach  dem  In- 
krafttreten der  Lehrpläne  von  1892  wurde  die  Umwandlung  in  eine  lateinlose  Realschule 
begonnen;  dieselbe  Kam  am  1.  April  1898  durch  Anerkennung  der  Anstalt  als  Realschule 
zum  Abschlüsse.  In  den  drei  untersten  Klassen  ist  Nebenunterricht  im  Lateinischen 
eingerichtet. 

Direktor:  van  Hactg  seit  Michaelis  1901,  vorher:  Dr.  Heiwru^  Ooofsens  seit 
1.  Oktober  1897,  Dr.  Adam  Möfßing  1874—97. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl.,  2  Lehrer  sind  evangelisch, 
die  übrigen  Lehrer  und  der  Direktor  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  evan- 
gelischen Minderheit  ist  gesorgt. 

Das  Schulhaus  wurde  in  den  Jahren  1871/72  auf  Rechnung  des  Geheimen  Kommer- 
zienrats  Matthias  Bückiers  erbaut  und  von  diesem  der  Schule  geschenkt  (Kosten 
60000  Mk.)  Ein  Turnplatz  ist  vorhanden;  ein  im  Walde  gelegener  Spielplatz  steht  der 
Anstalt  zur  Verfügung.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  8000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  HarfTsche  Stiftung,  1875  von  Simon  H.  cregründet,  zur  Unter- 
stützung armer  Schüler.  Bestand  1440  Mk.  b)  Die  Stiftung  des  Notars  Comdy  (1855X 
zur  Anschaffung  der  neuesten  Lehrmittel.  Bestand  9600  Mk.  c)  Die  Stiftung  des  Lehrers 
Decker  (1888),  zur  Zahlung  des  Schulgeldes  für  bedürftige  Schüler.  Bestand  4968  Mk. 
d)  Die  Wilhelm  Yogelsang-Stiftung  (1886),  zur  Förderung  des  Turnwesens.  Bestand 
1700  Mk.  e)  Die  Stiftung  des  Direktors  Dr.  Höffling  (1897),  zur  Zahlung  des  Schul- 
geldes für  bedürftige  Schüler.  Bestand  1740  Mk.  f J  Das  Franz  Wilhelm  Königssche 
Vermächtnis  (1882),  zur  Dotation  der  Schule.    Bestand  15000  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten,  örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor  und  sechs  von  der 
Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  40820  Mk.,  Zu- 
schuß der  Stadt  14790  Mk.,  des  Staates  14500  Mk.  Schulgeld  80  Mk.,  auswärtige 
Schüler  aus  Gemeinden  des  Kreises  Kempen  zahlen  10  Mk.,  aus  anderen  Kreisen  50  Mk. 
Zuschlag.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach 
§9,  1  a— c.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  von  der  Stadt  bei  der  Provinzial- 
Witwen-  und  Waisen-Versorgungsanstalt  versichert 

Leimep. 

(Herzogtum  Berg.    9704  Einwohner.) 

fiealschnle  (mit  Realprogymnasialklassen  nach  dem  Frankfurter  System) 

a,  860.    U,  806.    III,  805). 

Die  Anstalt  ist  aus  einer  im  Jahre  1881  gegründeten  Rektorschule  hervorgegangen. 
Diese  wurde  1855  von  der  Stadtgemeinde  übernommen  und  am  80.  April  1868  unter  die 
zu  Abgangsprüfungen  berechtigten  höheren  Bürgerschulen  aufgenommen.  Ostern  1870 
fand  die  erste  Abgangsprüfung  statt  Ostern  1898  besann  die  Umwandlung  in  eine  Real- 
schule; als  solche  wurde  die  Anstalt  Ostern  1899  anerkannt  Ostern  1894  wurde 
wahlfreier  Unterricht  im  Lateinischen  (in  den  Klassen  VI,  V,  IV)  eingerichtet  Ostern 
1902  ist  mit  der  Angliederune  eines  Realprogymnasiums  nach  dem  Frankfurter  System 
begonnen  worden;  die  Nebenkurse  im  Lateinischen  fallen  allmählich  fort  Die  im  Jahre 
1878  eingerichtete  Vorschiüe  ist  Ostern  1879  eingegangen.  Mit  der  Schule  in  engster 
Verbindung  steht  das  Bergische  Alumnat  Es  ist  vom  Vereine  für  die  Gründung  und 
Erhaltung  evangelischer  Alumnate  in  der  Rheinprovinz  als  drittes  dieser  Art  1899  in 
Lennep  errichtet  worden  und  wird  von  einem  verheirateten  Oberlehrer  der  Realschule 
unter  der  Oberaufsicht  des  Provinzialschulkollegiums  geleitet 

Direktor:  J)r,  Lämmerhirt  seit  Michaelis  1897,  vorher:  Dr.  TP.  Fischer  1874r-97. 

7  Klassen;  7  Oberlehrer,  1  Zeichenl.,  1  Elementarl.,  alle  evangelisch.  Für  den 
Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  ein  grolses  Spielfeld  ist  der  Schule  von  der  Eigen- 
tümerin, Frau  Kommerzienrat  Hardt,  zur  freien  Benutzung  überlassen.  Für  die  Schüler 
ist  eine  Sommer-  und  Winterbadeanstalt  mit  ffrofeem  Schwimmbassin  eingerichtet  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  2024  Werke.  Zur  Förderung  des  physikalischen  Unterrichts 
dient  eine  gro&e  Starkstromanlage,  für  welche  die  elektrische  Kraft  von  der  Firma 
Job.  Wülfing  &  Sohn  in  Lennep  kostenlos  geliefert  wird. 
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Das  Yennöffen  der  fraheren  Lehrerwitwenkasse  (Bd.  II,  S.  807  und  Bd.  III,  S.  905) 
im  Betrage  Ton  $6000  Mk.  ist  bei  der  Übernahme  der  Farsorge  f&r  die  Hinterbliebenen 
der  Lehrer  durch  die  Stadtsemeinde  auf  diese  übersegangen;  dabei  hat  die  Stadt  die 
Verpflichtung  übernommen,  aen  Hinterbliebenen  der  früheren  Mitglieder  der  Kasse  einen 
besonderen  Pensionszuschuis  Yon  300  Mk.  zu  zahlen.  Diesen  gewähren  auch  die 
Alb.  y.  Hardtschen  Erben  einen  wesentlichen  Pensionszuschuis. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor  und  sieben  weiteren 
Mitgliedern;  unter  letzteren  müssen  mindestens  fünf  Väter  von  Schülern  und  zwei  Mit- 

Slieder  des  Oemeinderats  sein.    Gesamtausgabe  55180  Mk.,  Zuschufe  der  Stadt  208d0  Mk., 
es  Staates  11000  Mk.    Schulgeld  100  Mk.    Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage 
zum  Normaletaty  feste  Zulage  nach  §  9,  1  a— c.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Melderloh. 

(Herzogtum  Mors.    88690  Einwohner.) 

Bealschule. 

Progr.  1896  und  1901. 

Die  Schule  wurde  yon  der  früheren  Dorfgemeinde  Meiderich  (seit  1894  Stadt)  ge- 
flTündet  und  Ostern  1891  als  höhere  Knabenschule  mit  dem  Lehrplane  der  höheren 
Bürgerschule  und  mit  wahlfreiem  Unterricht  im  Lateinischen  eröffnet  Am  1.  April 
1896  kam  ihr  Aufbau  mit  ihrer  Anerkennung  als  Realschule  zum  Abschlnfe.  Der  wahl- 
freie Unterricht  im  Lateinischen  fiel  mit  diesem  Zeitpunkte  fort.  Am  5.  Februar  1897 
wurde  für  die  nunmehrige  Bealschule  ein  Statut  errichtet  Oröftte  Schülerzahl  (ßS^) 
im  Sommer  1901. 

Direktor:  Emü  Schnüran  seit  Gründung  der  Schule. 

12  Klassen  (alle  in  je  2  Parallelabteilungen);  9  Oberlehrer,  2  technische  und  Ele- 
mentarlehrer; 2  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  und  der  Direktor  eyangelisch.  Auch 
für  den  Beligionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulhaus  wurde  1894/95  erbaut  und  Ostern  1895  bezogen;  die  Bau- 
kosten betrugen  80000  Mk.,  dazu  kamen  8000  Mk.  für  den  Erwerb  der  noch  nicht 
im  Eigentume  der  Gemeinde  befindlichen  Grundstücksteile  und  18  000  Mk.  für  die  Turn- 
halle. Für  die  Spiele  sind  zwei  Wiesen  (zusammen  über  zwei  Morgen)  gepachtet  Die 
Lehrerbibliothek  enthält  1800  Bände. 

Die  Firma  „Meidericher  Steinkohlenbergwerke''  stiftete  im  Jahre  1892  für  die 
Schule  einen  Fonds,  dessen  Zinsen  später  für  Tumfahrten  und  dgl.  Verwendung  finden 
sollen.    BesUnd  1069  Mk. 

Die  Anstalt  wird  yon  der  Stadtgemeinde  unterhalten,  örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  ans  dem  Bürgermeister  als  Vorsitzendem,  dem  Direktor, 
dem  dienstältesten  eyanffelischen  und  dem  katholischen  Pfarrer  sowie  fünf  yon  der 
Stadtyerordnetenyersamnuung  gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  56200  Mk.,  Zu- 
schuß der  Stadt  26892  Mk.  Schulffeld  90  Mk.,  für  Auswärtige  120  Mk.  Die  Hinter- 
bliebenen der  Lehrer  sind  yon  der  Stadt  bei  der  Proyinzialkasse  yersichert. 


Regierungsbezirk  Cöln. 

com. 

(Vormals  freie  Beichsstadt    872529  Einwohner.) 

Im  Jahre  1874  waren  in  der  Stadt  vorhanden  2  stiftische  Gymnasien 
(an  Marzellen  und  an  Aposteln),  2  vom  Staate  unterhaltene  Gymnasien, 
nämlich  das  Friedrich  Wilhelms-Gymnasium  und  das  Kaiser  Wilhelms- 
Gymnasium,  eine  von  der  Stadt  unterhaltene  Bealschule  1.  Ordnung  und 
eine  dem  Handelsminister  unterstellte  Königliche  Grewerbeschule.  Die  letztere 
trat  später  in  den  Aufsichtsbereich  des  Unterrichtsministers  und  wurde 
in  eine  ausschliefslich  von  der  Stadtgemeinde  unterhaltene  Oberrealschule 
umgewandelt;  die  frühere  Realschule  1.  Ordnung  entwickelte  sich  durch 
allmähliche  Angliederung  von  Gymnasialklassen  zu  einer  ein  Gymnasium 
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und  ein  Bealgymnasium  enthaltenden  Doppelanstalt.  Mittlerweile  hatte 
die  Stadtgemeinde  eine  lateinlose  höhere  Bürgerschule  (jetzt  Realschule) 
gegründet  und  später  von  dieser  die  Handelsschule  als  besondere  Anstalt 
abgetrennt.  Endlich  hat  sie  in  dem  Gebiete  der  mit  Göln  vereinigten 
Gemeinde  Ehrenfeld  ein  Progymnasium  gegründet.  Die  beiden  bisher 
stiftischen  Gymnasien  an  Marzellen  und  an  Aposteln  sind  vom  Staate  über- 
nommen worden.  Die  Stadt  zählt  nunmehr  im  ganzen  9  höhere  Schulen, 
nämlich  4  Königliche  Gymnasien,  1  Gynmasium  nebst  Realgymnasium, 
1  Oberrealschule,  1  in  der  Erweiterung  zu  einem  Gymnasium  begriffenes 
Progymnasium,  1  Realschule  und  1  im  wesentlichen  nach  dem  Lehrplane 
der  Realschulen  arbeitende  Handelsschule.  Die  letzten  5  Anstalten  werden 
von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 

Die  frühere  Commission  administrative,  welche  mit  der  Verwaltung 
des  Vermögens  der  nach  der  französischen  Besitzergreifung  aufgelösten 
älteren  Gymnasien  (Montanum,  Laurentianum  und  Cucanum  oder  Tricoro- 
natum  vgl.  Bd.  I  S.  338  und  oben  S.  559)  eingesetzt  war,  besteht  als  Ver- 
waltungsrat der  Cölnischen  Gymnasial-  und  Stiftungsfonds  fort  Dieser  hat 
mit  Einschlufs  des  Vorsitzenden  sechs  Mitglieder.  Der  Vorsitzende  und  vier 
Mitglieder  werden  vom  ProvinzialschulkoUegium  ernannt  und  müssen  katho- 
lisch sein ;  bei  der  Berufung  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dafs  sich  unter 
den  Mitgliedern  ein  Rechtsverständiger  und  ein  katholischer  Geistlicher 
befinden.  Zu  den  ernannten  Mitgliedern  tritt  der  Erste  Bürgermeister 
der  Stadt  Göln  bezw.  ein  ihn  vertretender  Beigeordneter;  aufserdem  hat 
jeder  der  Direktoren  der  beteiligten  Anstalten  in  den  Angelegenheiten  der 
von  ihm  geleiteten  Anstalt  volles  Stimmrecht. 

Für  das  städtische  Gymnasium  und  Realgynmasium ,  das  in  der  Ent- 
wickelung  zum  Gymnasium  begriffene  Progymnasium  zu  Cöln-Ehrenfeld  und 
die  städtische  Realschule  ist  ein  gemeinsames  Kuratorium  eingesetzt,  be- 
stehend aus  dem  Ersten  Bürgermeister  oder  dem  von  ihm  beauftragten  Bei- 
geordneten, sechs  von  der  Stadtverordnetenversamnüung  gewählten  Bürgern 
und  den  Direktoren  der  drei  Anstalten ;  die  letzteren  haben  nur  in  den  An- 
gelegenheiten ihrer  Schule  Stimmrecht.  Die  Besoldungen  der  Oberlehrer 
an  sämtlichen  städtischen  Anstalten  sind  nach  dem  zweiten  Nachtrage  zum 
Normaletat  geregelt  (feste  Zulage  nach  §  2).  Das  Gehalt  der  Direktoren 
beträgt  an  Vollanstalten  6000  Mk.,  steigend  alle  drei  Jahre  mit  Alters- 
zulagen von  4  mal  500  Mk.  und  einmal  400  Mk.  bis  zum  Höchstbetrage 
von  8400  Mk. ;  bei  den  Realschulen  5700  Mk.,  steigend  alle  drei  Jahre  mit 
Alterszulagen  von  je  300  Mk.  bis  zum  Höchstbetrage  von  7200  Mk. ;  falls 
eine  Dienstwohnung  nicht  bereitgestellt  ist,  wird  eine  Mietsentschädigung 
von  1000  Mk.  gewährt.  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  durch 
Ortsstatut  vom  23.  Dezember  1897  im  Sinne  der  für  die  unmittelbaren 
Staatsbeamten  ergangenen  Gesetze  geordnet  worden. 

Gymnasiiim  an  Marzellen  (I,  841.    H,  291.    III,  297> 

Müz,  Geschichte  des  Königl.  Gymnasiums  an  Marzellen,  Progr.  1886,  88  und  89.  — 
Schoenen,  Die  Cölnischen  Studienstirtungen,  Cöln  1892.  —  Milz,  Entwickelung  der  An- 
stalt in  dem  ersten  Jahrzehnt  der  preulsischen  Ära,  Progr.  1901. 

Nach  der  Vereinigung  Cölns  mit  Preuisen  wurden  die  höheren  Schulen,  die  von 
der  französischen  Begierunff  nach  Auflösung  der  drei  älteren  Gymnasien  (s.  ohen  unter 
Göln)  eingerichtet  waren,  durch  völlig  neue  nach  preulsischen  Grundsätzen  und  auf 
nationaler  Grundlage  aufgebaute  Anstalten  ersetzt.  Am  24.  April  1815  wurde  ein 
„Gymnasium"  mit  den  vier  oberen  Klassen  und  als  Yorbereitungsanstalten  desselben 
zwei  parallele  vierklassige  Progymnasien,  nämlich  das  Jesuitenkollegium  und  das 
Karmeliterkollegium  eröffnet  Aus  dem  letzteren  entstand  später  das  Friedrich  Wilhelms- 
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Gymnasium  (vgl.  den  auf  dieses  bezüglichen  Artikel).  Das  Gymnasium  und  das  Jesuiten- 
kollegium wurden  im  Gebäude  des  vormaligen  .Tricoronatum^  untergebracht  Beide 
Anstalten  wurden  1820  zu  einer  unter  dem  Namen  „Gölnisches  Gymnasium''  oder 
„Jesuiter  Gymnasium''  vereinifft.  Dieses  erhielt  1829  den  Namen  „Katholisches  Gym- 
nasium". Als  es  gegen  Ende  der  fünfziger  Jahre  auf  eine  Doppelanstalt  mit  16  Klassen 
angewachsen  war,  wurde  die  eine  Klassenreihe  als  neue  Anstalt  unter  dem  Namen 
„Gymnasium  an  Aposteln"  abgetrennt  (Michaelis  1860);  die  alte  Schule  erhielt  zunächst 
nach  ihrer  Kirche  den  Namen  „Katholisches  Gymnasium  an  der  Marienkirche",  dieser 
wurde  jedoch  kurze  Zeit  darauf  (am  6.  Juli  1860)  durch  den  jetzt  noch  geltenden 
„Kaüiolisches  Gymnasium  an  Marzellen"  (nach  der  Stra&e,  an  der  das  Schulhaus  liegt) 
ersetzt.  Am  1.  April  1889  wurde  die  bisher  stiftische  Schule  vom  Staate  übernommen. 
Der  Zusammenhang  mit  der  alten  Jesuitenkirche,  welche  der  Schule  gegenüberliegt, 
besteht  fort;  für  die  Benutzung  derselben  zu  den  Gymnasialgottesdiensten  werden 
jährlich  769,70  Mk.  gezahlt. 

Direktor:  Dr.  Martin  WeUel  seit  Ostern  1901,  vorher:  Dr.  Heinrich  Müe  seit 
15.  April  1884,  Dr.  Fhüipp  Bitaes  1856—84.     Au&erdem  haben  an  der  Anstalt  u.  a. 

Sewirkt:  Dr.  G,  Simon  Ohm  bis  lo26,  später  ord.  Professor  der  Physik  an  der  Universität 
[ünchen;  Dr.  Eonrad  Martin  1840—44,  später  Bischof  von  Paderborn;  Dr.  Johann 
Stauder  (1859—64),  später  Wirkl.  Geh.  Ober-Begierungsrat  und  Vortrag.  Bat  im  Unterrichts- 
ministerium; Dr.  SttM,  seit  1874  Professor  der  klassischen  Sprachen  zu  Münster;  Dr.  FeU^ 
Beligionslehrer,  1876—86,  später  Professor  der  alttestamentlichen  Exegese  in  Münster. 

11  Klassen;  14  Oberlehrer,  1  Elementarl.,  1  Gesangl.,  alle  katholisch  (2  altkatholisch). 
Für  den  Beligionsunterricht  der  evangelischen  Minderheit  ist  gesorgt 

An  dem  Schulhause  (Marzellenstralse  18)  wurden  in  den  Jahren  1894  und  1896  be- 
deutende Verbesserungen  mit  einem  Kostenaufwande  von  25  000  Mk.  vorgenommen. 
Eine  Turnhalle  ist  vorhanden ;  zu  Turnübungen  wird  auch  der  Schulhof  und  zu  Sswegungs- 
spielen  der  vor  dem  Eigelsteinthore  gelegene  von  der  Militärbehörde  zum  Mitgebrauch 
üoerlassene  Exerzierplatz  benutzt 

Die  Lehrerbibliothek  wurde  1885  mit  etwa  800  Werken  begründet,  die  ihr  aus  der 
früheren  Jesuiten-Bibliothek  überwiesen  worden  sind,  nachdem  diese  mit  der  städtischen 
Bibliothek  vereinigt  worden  war.    Sie  enthält  jetzt  etwa  2400  Bände. 

Die  frühere  Lehrerpensionskassef  zu  welcher  die  Lehrer  Beiträge  zu  zahlen  hatten, 
ist  bei  der  Verstaatlichung  des  Gymnasiums  eingegangen. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Wegen  des  Verwaltungsrats  s.  oben 
S.  598  unter  „Cöln".  Gesamtausgabe  101 890  Mk. ,  Zuschuft  des  Staates  82  250  Mk., 
Zuschuß  aus  dem  gemeinsamen  Fonds  der  drei  katholischen  Anstalten  Cölns  26  900  Mk. 
Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  und  vier  Oberlehrer  haben  Dienstwohnung. 

Gymnasium  an  Aposteln  (I,  342.    11,  292.    UI,  297). 

Bigge,  Die  Gründung  des  dritten  Gymnasiums  zu  Cöln,  Progr.  1861.  —  Progr.  1862 
und  1868. 

Die  Anstalt  wurde  aus  einer  Beihe  der  Parallelklassen  des  älteren  katholischen 
Gymnasiums  (s.  den  vorigen  Artikel)  gebildet  und  1860  am  Geburtstage  des  Königs 
Friedrich  Wilhelms  IV.  (15.  Oktober)  als  selbständige  Schule  eröffnet  Den  Namen 
„Katholisches  Gymnasium  an  der  Apostelkirche^  erhielt  sie  von  der  Kirche  und  dem  Platze 
in  ihrer  nächsten  Umgebung.  Die  Mittel  zu  ihrer  Unterhaltung  und  zum  Bau  ihres  Schul- 
hauses wurden  dem  bisher  ausschließlich  für  das  alte  katholische  Gymnasium  ver- 
wendeten Fonds  entnommen.  Ostern  1889  wurde  die  bisher  stiftische  Anstalt  vom 
Staate  übernommen.  Seit  Ostern  1901  ist  mit  ihr  eine  Seminaranstalt  verbunden.  Für 
den  Schulgottesdienst  wird  die  Apostelkirche  gegen  eine  jährliche  Entschädigung  von 
480  Mk.  benutzt 

Direktor:  Dr.  Sehteering  seit  Ostern  1901,  vorher:  Dr.  August  Waldeyer  1888 
bis  1891,  Heinrich  Biage  1860—88.  Zu  den  früheren  Lehrern  gehört  u.  a.  Dr.  Eäm, 
Vogt,  später  Provinzialschulrat  in  Coblenz. 

10  Klassen;  12  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Elementarl.,  1  Tuml. 
und  2  Beligionsl.  im  Nebenamte ;  au&er  dem  evangelischen  Beligionslehrer  alle  katholisch. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  8994  Bände. 

Die  Anstalt  (Gebäude:  Apostelkloster  9)  wird  vom  Staate  unterhalten.  Wegen  des 
Verwaltungsrats  s.  oben  S.  598  unter  Cöln.  Gesamtausffnbe  89  990  Mk.,  Zuschulk  des 
Staates  18870  Mk.,  Zuschulb  aus  dem  gemeinsamen  Fonds  der  drei  katholischen  Gym- 
nasien 30000  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 
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Friedrich  Wilhelms-Gymnasium  (I,  342.    U,  292.    III,  297). 

Dr.  0.  Jäger ^  Geschichte  des  Gymnasiums,  in  der  Festschrift  zum  50j&hrigen 
Jubilftum,  1875. 

Das  .Karmeliterkollegium"  (vgl.  den  Artikel  über  das  Gymnasium  an  Marzellen) 
-wurde  1820  unter  Ausscheidung  aus  dem  Verbände  des  Gymnasiums  in  eine  hAhere 
Stadtschule  verwandelt  und  als  solche  unter  Leitung  des  Eonsistorial-  und  Schal- 
rats Dr.  C.  F.  A.  Grashof  eröffnet  Als  jedoch  die  Aussicht  bestand,  dab  die 
Stadtgemeinde  demnächst  eine  Realschule  eröffnen  werde,  wurde  sie  in  ein  Gymnasium 
umgewandelt  und  als  solches  unter  dem  Kamen  „Karmeliter-Gymnasium'^  am  15.  Ok- 
tober 1825  mit  6  Klassen  eröffiaet.  Die  Unterhaltung  wurde  vom  Staate  übernommen, 
die  Stadtgemeinde  sicherte  einen  jährlichen  Beitrag  von  800  Thalern  zu.  Durch  Kabinetts- 
ordre  vom  15.  Dezember  1829  wurde  der  Anstalt  der  Name  „Evaneelisches  Gymnasium** 
und  durch  Kabinettsordre  vom  19.  Oktober  1880  der  Name  „Friearich  Wilhelms-Ghrm- 
nasium''  beigelegt  Die  Errichtung  von  Realklassen  wurde  Ostern  1862  begonnen,  1866 
mit  Eröffnung  der  Re^-Prima  vollendet;  diese  Klassen  wurden  am  29.  September  1864 
als  Realschule  erster  Ordnung  anerkannt,  sie  bestanden  aber  nur  bis  Ostern  1884  und 
wurden  allmählich  durch  Gymnasialparallelklassen  ersetzt.  Im  Jahre  1875  feierte  die 
Anstalt  das  Fest  ihres  50jährigen  Bestehens.  Sie  gilt  jetzt  als  paritätisch;  mit  ihr  ist 
seit  Ostern  1890  eine  Seminaranstalt  verbunden. 

Direktor:  Geh.  Regierungsrat  Lew^vtenberger  seit  Ostern  1901,  vorher:  Dr.  Oafeir 
Jäger  seit  15.  April  1865,  jetzt  Professor  hon.  an  der  Universität  Bonn;  Dr.  WiOuHm  Herbti 
1860—65,  später  Rektor  der  Landesschule  in  Pforta,  zuletzt  ord.  Professor  in  Halle. 
Außerdem  wirkten  an  der  Anstalt  u.  a.:  Ed.  Reis  1827—37,  später  ord.  Professor  der 
MaÜiematik  in  Münster;  Herrn,  Probti  1848^60,  später  Provinzialschulrat  in  Münster. 

19  Klassen;  22  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche  HilfsL,  2  technische  Lehrer;  11 
Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  An  der  Anstalt  wird  evanselischer  und 
katholischer  Religionsunterricht  erteilt;  auch  für  den  Religionsunterricht  der  jüdischen 
Schüler  ist  gesorgt,  von  den  Kosten  des  letzteren  trägt  die  Schulkasse  die  Hälfte. 

Der  Bau  des  Schulhauses  nebst  Direktorwohnhaus  (Severinstra&e  251)  hat 
291982  Mk.  gekostet  und  ist  April  1878  in  Benutzung  genommen  worden.  Das  Schal- 
haus wurde  1899  umgebaut,  gleichzeitig  wurde  .eine  neue  Turnhalle  hergestellt  Auf 
dem  Schulhofe  ist  ein  Klettergerüst  errichtet.   Die  Lehrerbibliothek  enthält  6500  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Jubiläumsstiftung,  am  7.  Oktober  1876  gegründet,  zu  Univer- 
sitätsstipendien. Bestand  9275  Mk.  b)  Die  «Teanette  Andreasche  Stiftung,  1869  gegründet, 
zu  einem  Stipendium  fOr  einen  jüdischen  Schüler.  Bestand  5000  Mk.  c)  Die  Link- 
Stiftung,  durcn  Vermächtnis  im  Jahre  1845  gegründet.    Bestand  750  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  157020  Mk.,  Zuschufe 
des  Staates  91 120  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Gymnasiam  und  Bealgymnasiiim  in  der  Krenzgasse 

(I,  848.    U,  298.    m,  298). 

Grashof j  Kurze  Nachrichten  über  die  höhere  Bürgerschule,  Progr.  1829.  —  Est^ 
weder,  dessrl.,  Progr.  1831.  —  Schellen^  Die  Realschule  erster  Ordnung  zu  Cöln  von  ihrer 
Gründung  bis  auf  die  Gegenwart,  Progr.  1862.  ~  Progr.  1863. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtsemeinde  gegründet  und  am  7.  November  1828  als 
höhere  Bürser-  und  Realschule  mit  §  Klassen  eröffiiet  worden.  Die  erste  Entlassungs- 
prüfung nach  der  Instruktion  von  1832  fand  Ostern  1834  statt  Durch  die  Unterrichts- 
und Prüfungsordnung  vom  6.  Oktober  1859  wurde  die  Anstalt  unter  die  Realschulen 
erster  Ordnung  aufgenommen.  Am  15.  März  1892  wurde  genehmigt,  dafe  sie  von  der 
Quarta  an  aufwärts  sich  in  ein  humanistisches  Gvmnasium  und  ein  Realgymnasium 
gabele,  Ostern  1898  fand  diese  Gabelung  ihren  Abschluß;  seitdem  führt  die  Schule 
ihren  jetzigen  Namen.  Für  die  Benutzung  der  katholischen  St.  Columbakirche  werden 
von  der  Anstalt  jährlich  580  Mk.  gezahlt.    Ostern  1889  wurde  in  einem  alten  Schul- 

gebäude  in  der  Ludwigstrafee  eine  Vorschule  eröffiiet.   Am  6.  und  7.  November  1878  wurde 
as  50jährige  Jubiläum  der  Anstalt  gefeiert 

Direktor:  Dr.  Peter  8chom  seit  1.  Oktober  1881,  vorher:  Dr.  H.  ScMlm  1858 
bis  1881.  Außerdem  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.:  Dr.  Buschmann^  jetzt  Geh.  Re- 
gierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Coblenz. 

19  Klassen  und  4  Yorschulklassen;  23  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche  Hilfsl., 
1  ZeichenL,  4  YorschulL;  10  Lehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen  katholisch.  An  der 
Anstalt  wird  evangelischer,  katholischer  und  jüdischer  Religionsunterricht  erteilt. 
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1882  wurde  eine  Turnhalle  hergestellt  und  eine  Orgel  angeschafft,  1896  erhielt  der 
Schulflügel  ein  drittes  Stockwerk,  1898  wurde  ein  Fonds  von  etwa  6000  Mk.  gestiftet, 
die  Mittel  desselben  wurden  ftir  Ausschmückung  der  Aula  mit  13  Bildern  zur  deutschen 
Geschichte  am  Bhein  (Maler  Eckhardt  in  Düsseldorf)  verwendet. 

Die  Lehrerbibliothek  z&hlt.etwa  8500,  die  Schülerbibliothek  500  Bände. 

Stiftungen  (zum  Besten  der  Schüler  und  zur  Yervollständigung  der  Sammlungen): 
a)  Die  Birkenstock -Stiftunff  (1840),  8000  Mk.    b)  Die  y.  Welter-SUftung  (1843),  3000  Mk. 


c)  Die  y.  Bever-Kayser-Stiftung  (1842),  3150  Mk.    d)  Die  ComiUe-Stiftung  (1863),  12000  Mk. 
e)  Die  Mahlberg -V- Stiftung  (1875),  9000  Mk.    f)  Die  Jubiläumsstiftung  (1878X  10200  Mk. 


israelitische  StStung  (1892X  3600  Mk.    o)  Die  Max  Heyer-Stiftung  (1896),  2000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  yon  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  181 500  Mk., 
Zuschuls  der  Stadt  93315  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  90  Mk.;  Auswärtige 
zahlen  30  Mk.  Zuschlag.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.    Im  übrigen  s.  oben  S.  5&. 

Kaiser  Wilhelmfi-Oymnasiam  (II,  293.    III,  298). 

Dr.  Wilhelm  Schmüg,  Die  Gründung  des  Progymnasiums,  Progr.  1869.  —  Derselbe, 
Die  Feier  der  Eröfbiung  des  Kaiser  Wilhelms-Gymnasiums,  Progr.  1872.  —  Derselbe,  Die 
Feier  des  25  jährigen  Bestehens  der  Anstalt,  Progr.  1894. 

Als  auch  nach  Errichtung  des  Gymnasiums  an  Aposteln  bald  wieder  eine  Über- 
füllung des  Gymnasiums  an  Marzellen  eintrat,  regte  der  Yerwaltungsrat  (s.  oben  S.  598) 
die  Gründung  eines  dritten  katholischen  Gymnasiums  an.  Infolge  dessen  wurde  am 
6«  Oktober  1868  in  einem  zum  Teil  aus  Mitteln  des  Gymnasialfonds  (s.  ebd.)  neu  er- 
bauten Hause  (Heinrichstrafee  4—6)  zunächst  ein  Progymnasium  eröffnet.  Am  14.  Sep- 
tember 1871  erhielt  dieses  den  jetzigen  Namen  und  die  Anerkennung  als  Gymnasium. 

Direktor:  Dr.  ^Rudolf  Wirsd  seit  1.  Oktober  1895,  yorher:  Dr.  WOhdm  SdmUg 
1868—95. 

10  Klassen;  13  Oberlehrer,  1  ey angelischer  Religionsl.,  2  technische  Lehrer,  1  Ele- 
mentarlehrer; aulker  dem  eyangelischen  Religionslehrer  alle  katholisch. 

Eine  Turnhalle  ist  yorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  1535  Werke. 

Die  Anstalt  wird  yom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  98985  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  29945  Mk.,  Zuschuls  aus  dem  gemeinsamen  Fonds  der  drei  katholischen 
Gymnasien  30 100  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Progymnasiiuii  zu  CÖIn-Ehrenfeld. 

Die  Anstalt  ist  yon  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  im  Herbst  1899  in  dem 
mieteten  Hause  (Vogelsangstrafee  98)  eröffiiet  worden.    Durch  Erlais  yom  24.  Februar  1 
wurde  sie  als  Progymnasium  anerkannt,  zugleich  wurde  ihre  Erweiterung  zum  Gym- 
nasium genehmigt. 

Direktor:  Dr.  Wteäel  seit  Michaelis  1900. 

10  Klassen  (VI  u.y  sind  geteilt)  und  3  Yorschulklassen;  11  Oberlehrer,  4  Elementarl. 
(darunter  ein  Mittelschull.);  3  Lehrer  sind  eyangelisch,  die  übrigen  katholisch.  Auch 
für  den  Religionsunterricht  der  eyangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Die  Anstalt  hat  zwei  Spielplätze,  auf  dem  grö&eren  sind  Turngeräte  angebracht. 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  476  Bände. 

Gesamtausgabe  60  550  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  35  350  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in 
der  Vorschule  90  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.    Im  übrigen  ygl.  S.  598. 

Oberrealschale. 

Geschichte  der  Gewerbeschule  in  den  Progr.  1877,  78,  79. 

Die  Anstalt  wurde  yom  Staate  gegründet  und  am  15.  Oktober  1833  als  Proyinzial- 
Gewerbeschule  eröffiiet  Am  1.  Oktober  1851  wurde  sie  eine  reorganisierte  Gewerbeschule, 
gleichzeitig  übernahm  die  Stadtgemeinde  die  Hälfte  der  Unterhaltungskosten;  der 
Staat  kam  für  die  erste  Einrichtung  des  Lehrapparates  für  die  erweiterte  Schule  auf, 
die  Stadt  stellte  die  Lokalitäten.  Im  Herbste  11^9  wurde  die  Anstalt  eine  lateinlose 
Realschule  mit  9  jährigem  Lehrgange,  seit  1882  führt  sie  auf  Grund  der  allgemeinen 
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Bestimmungen  den  Namen  Oberrealschule.  Durch  einen  am  8.  September  1881  geneh- 
migten Vertrag  hatte  die  Stadtgemeinde  die  ausschlielsliche  Unterhaltungspflicht,  der 
Staat  die  Zahlung  eines  festen  Zuschusses  von  je  21 000  Mk.  auf  12  Jahre  üDemommen. 
Die  Vorschule  besteht  seit  Ostern  1890.  Grö&te  Schülerzahl  (451)  im  Jahre  1896» 
kleinste  (808)  im  Jahre  1885. 

Direktor:  Dr.  Otto  E,  A.  Dickmann  seit  1.  April  1896,  vorher:  Dr.  August 
Ziehen  seit  Ostern  1877. 

15  Klassen  und  4  Vorschulklassen;  16  Oberlehrer,  2  technische  Lehrer,  2  Elementar!^ 
4  Vorschull.;  11  Lehrer  sind  evangelisch,  die  übriffen  katholisch.  Für  die  evangelischen, 
die  katholischen  und  die  jüdischen  Schüler  ist  Religionsunterricht  eingerichtet. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  7000  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  am  9.  Dezember  1862  verstorbene  Witwe  Caiharina  Schieffer 
geb.  Buchhölz  vermachte  der  Schule  3600  Mk.  zur  Unterstützung  von  Söhnen  unbemittelter 
Handwerker  in  ihren  theoretischen  Studien.  Bestand  4500  Mk.  b)  Die  Stipendien- 
Stiftung  des  Bentners  Josef  MahWerg  (gestorben  am  28.  August  1876).   Bestand  9000  Mk. 

Die  Anstalt  (Gebäude:  Humboldtstra&e  41)  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten. 
Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Ersten  Bürger- 
meister als  Vorsitzendem,  dem  Direktor,  einem  vom  Provinzialschulkollegium  er- 
nannten Mitgliede  und  zwei  Stadtverordneten.  Gesamtausgabe  158  4(X)  Mk.,  Zuschuls 
der  Stadt  66  750  Mk.,  des  Staates  21000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule 
90  Wi.]  Auswärtige  zahlen  80  Mk.  Zuschlag.  Der  Direktor  und  ein  Lehrer  haben 
Dienstwohnung. 

Bealschole. 

Die  Schule  wurde  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1878  als  lateinlose 
höhere  Bürgerschule  mit  zwei  Klassen  eröffnet  Am  27.  April  1879  wurde  ein  Statut 
für  sie  errichtet,  und  am  16.  Juni  1888  erhielt  sie  die  Militärberechtigung.  Ostern  1890 
wurde  ihr  eine  Handelsklasse  angegliedert,  Ostern  1897  wurden  die  dritten  Abteilungen  der 
Klassen  VI,  V,  IV  als  Klassen  einer  Handelsschule  eingerichtet,  Ostern  1899  die  damals 
bestehenden  vier  Handelsklassen  von  der  Bealschule  losgetrennt  und  zu  einer  Handels- 
schule unter  einem  besonderen  Direktor  ausgestaltet 

Direktor:  Dr.  Otto  Thome' seit  Ostern  1880,  vorher:  Dr.  Heinrich  Scheuen  1878—80. 

13  Oberlehrer,  2  technische  Lehrer,  2  Elementarl.;  8  Lehrer  sind  evangelisch,  die 
übrigen  katholisch.  An  der  Schule  wird  evangelischer,  katholischer  und  jüdischer 
Religionsunterricht  erteilt. 

Das  Schulhaus  (Spiesergasse  15)  wurde  in  den  Jahren  1880 — 82  mit  einem  Kosten- 
aufwande  von  850  795  Mk.  erbaut  Die  Aula  dient  zugleich  als  Turnhalle.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  etwa  3100  Bände,  davon  sind  etwa  1000  der  Schule  vom  Naturwissen- 
schaftlichen Vereine  zu  Cöln  als  Geschenk  überwiesen. 

Am  16.  März  1891  begründete  das  Mitglied  des  Kuratoriums  W.  A.  Hospdt  mit  6000  Mk. 
eine  Schülerstipendienstiftung. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Wegen  der  örtlichen  Ver* 
waltungsbehörde  s.  oben  S.  598  unter  „Cöln^.  Gesamtausgabe  103550  Mk.,  Zuschuls 
der  Stadt  69  378  Mk.  Schulgeld  90  Mk. ,  für  Auswärtige  120  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung.    Im  übrigen  s.  oben  S.  598. 

Handelsschule. 

Dr.  Thom^,  Aufgabe  und  Lehrplan  der  Ostern  1890  zu  errichtenden  Handelsklasse, 
Progr.  der  höheren  Bürgerschule  von  1890.  —  Derselbe,  Errichtung  der  Handelsschule, 
Pro|p*.  1898.  —  Dr.  Vogeht  Die  Cölner  Handelsschule,  ihre  Entwickelung  und  ihre  Or- 
ganisation, Progr.  1900,  Fortsetzung  im  Progr.  1901. 

Die  Anstalt  besteht  aus  der  Handelsklasse  und  der  eigentlichen  Handelsschule. 
Erstere  wurde  Ostern  1889  an  der  höheren  Bürgerschule  (vgl.  den  vorigen  Artikel)  ein- 
gerichtet; ihr  Lehrgang  umfafst  ein  Jahr,  das  Lehrziel  ist  vorzugsweise  auf  fachliche 
Vorbildung  für  den  Handelsstand  bestimmt  Aufgenommen  werden  nur  Schüler,  welche 
die  Berechtigung  für  den  eiigährig-freiwilliffen  Militärdienst  bereits  erlangt  haben.  Die 
Handelsschule  wurde  mit  Genehmigun|;  des  Unterrichtsministers  und  des  Handels- 
ministers am  27.  April  1897  mit  den  drei  Klassen  VI,  V,  IV  eröffnet  und  stand  zunächst 
unter  der  Leitung  des  Direktors  der  Bealschule.    Das  für  sie  errichtete  Statut  ist  am 
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7.  Januar  1898  von  der  Aufsichtsbehörde  genehmigt  worden.  Sie  ist  im  allgemeinen 
als  Bealschule  eingerichtet  (§  2  des  Statuts),  sucht  aber  innerhalb  des  Rahmens  der- 
selben den  besonderen  Bedümissen  des  Handelsstandes  entgegenzukommen.  Sie  unter- 
steht dem  Unterrichtsminister  und  dem  Handelsminister,  die  unmittelbare  staatliche 
Aufsicht  wird  vom  Provinzialschulkollegium  geführt  Die  erste  Reifeprüfung  fand 
Ostern  1901  statt;  durch  Erlals  des  ünterrichtsministers  vom  28.  März  desselben  Jahres 
wurde  die  Anstalt  als  Realschule  anerkannt  Ihre  Erweiterung  zu  einer  Oberrealschule 
(unter  Fortfall  der  Handelsklasse)  steht  in  Aussicht.  Bis  zur  Vollendung  des  neuen 
Schulhauses  war  ein  Teil  der  Klassen  im  Gebäude  der  Realschule,  der  andere  in  der 
der  Stadtgemeinde  gehörigen  „alten  Post^  untergebracht. 

Direktor:  Dr.  J.  VogeU  seit  Ostern  1899,  vorher  unterstand  die  Handelsschule 
dem  Direktor  der  Realschule. 

12  Klassen  und  1  Handelsklasse;  14  Oberlehrer,  8  Elementarl.;  4  Lehrer  sind 
evangelisch,  die  übrigen  und  der  Direktor  katholisch.  In  der  Handelsklasse  wird  der 
Unterricht  in  der  Buchführung  von  einem  Kaufmann  erteilt. 

Der  Neubau  des  Schulhauses  (Hansarincr  56/58)  ist  Ostern  1901  vollendet  worden, 
in  demselben  ist  vorläufig  auch  die  neugegrünaete  Handelshochschule  untergebracht;  die 
Kosten  sind  auf  1 150  000  Mk.  veranschlagt  (einschlielslich  867  600  Mk.  für  das  Grund- 
stück). 

Die  neue  Turnhalle  ist  im  Winter  1901/02  in  Benutzung  genommen  worden. 
(Kostenanschlag  2900  Mk.).    Die  Lehrerbibliothek  enthält  720  Bände. 

Eine  Yereinigungj  ungenannter  Bürger  überwies  der  Schule  6000  Mk.,  deren  Zinsen 
für  die  Zwecke  der  Bibliothek  zu  verwenden  sind. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtffemeinde  unterhalten,  örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Ersten  Bürgermeister  oder  einem  von  ihm  be- 
auftragten Beigeordneten,  dem  Direktor  und  sechs  von  der  Stadtverordnetenversammlung 
gewählten  Bürgern,  von  denen  drei  dem  Kaufmanns  stände  angehören  müssen.  Gesamt- 
ausgabe 71 600  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  45  316  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  für  Auswärtige 
150  Mk.,  für  Ausländer  200  Mk. 


Bedburgr. 

(Kurf.  Erzbistum  Cöln.    4714  Einwohner.) 

Bheinlsche  Bitterakademie  (I,  846.    II,  296.    III,  800). 

Seul,  Bedburg  und  seine  Geschichte,  Progr.  1854.  —  H,  Blase,  Zur  Geschichte 
und  Statistik  der  Rheinischen  Ritterakademie,  Progr.  1867.  —  J.  Litter,  desgl.,  Progr. 
1892.  —  Dr.  Di^h  Bericht  über  das  50  jährige  Jubiläum  der  Anstalt,  Progr.  1898. 

Die  Ritterakademie  ist  von  der  Genossenschaft  des  Rheinischen  ritterbürtigen 
Adels  mit  Genehmigung  des  Königs  Friedrich  Wilhelm  III.  (Kabinettsordre  vom  16.  Januar 
1886)  gegründet  und  in  dem  von  der  Familie  Salm-Beifferacheid  erworbenen  Schlosse  zu 
Bedburg  am  1.  Mai  1842  eröffnet  worden.  Die  Satzungen  wurden  vom  König  Friedrich 
Wilhelm  IV.  durch  Kabinettsordre  vom  22.  Juni  1841  bestätigt.  Ein  „Revidiertes  Regle- 
ment*^ fand  am  18.  August  1886  die  Genehmigung  des  Königs  Wilhelm  I.  Die  Ritter- 
akademie ist  zunächst  für  den  Unterricht  und  die  Erziehung  der  Söhne  aus  den 
stiftenden  Familien  bestimmt,  doch  werden  mit  Genehmigung  des  Kuratoriums  (s.  unten) 
auch  Söhne  aus  anderen  Familien  aufgenommen;  auf  Beschluls  des  Kuratoriums  kann 
eine  Aufnahme  von  Schülern  lediglich  in  das  Extemat  (Gvmnasium)  erfolgen.  Im 
August  1845  fand  die  erste  Reifeprüfung  statt.  Seit  Herbst  1897  ist  der  Generaladjutant 
Sr.  Majestät  des  Kaisers  und  Königs,  Generaloberst  Freiherr  von  Lae<,  Protektor  der 
Anstalt.  Letzterer  sind  von  Mitgliedern  der  Königlichen  Familie,  namentlich  von  weil. 
Ihrer  Majestät  der  Kaiserin  und  Königin  Au^sta  mehrfach  Zeichen  der  Huld  zu  teil 
geworden.    Im  Mai  1892  beging  sie  das  Fest  ihres  50jährigen  Bestehens. 

Direktor:  Dr.  P.  Hvhert  Poppelreuter  seit  1.  Oktober  1897,  vorher:  Dr.  August 
DUM  1884—97;  Dr.  Wiel  1869—84.  Auiserdem  haben  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt: 
Dr.  KrementZy  Religionsl.  1846—48,  später  Erzbischof  von  Cöln,  gestorben  1899;  Dr. 
A.  Goebd,  stellvertr.  Studiendirektor  1856,  später  Geh.  Reg.  und  Provinzialschulrat 
in  Magdeburg;  Jakob  Scheuffgen  (1867—71)  jetzt  Domprobst  in  Trier. 

9  Klassen;  8  Oberlehrer,  5  Hilfsl.  (zugleich  Erzieher),  2  Elementarl.,  1  Zeichenl. 
im  Nebenamte,  alle  katholisch. 

In  den  Jahren  1898  und  1899  sind  an  den  Baulichkeiten  mit  einem  Kostenaufwande 
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von  158000  Mk.   durchgreifende  Verbesserungen  und  Neueinrichtungen   Yorgenommen 
worden  (Wasserleitung,  Gasbeleuchtung,  Bäder,  Waschräume,  Bedachung  u.  s.  w.)l 

Ein  mit  Turngeräten  versehener  Raum  und  ein  Spielplatz  sind  vorhanden;  die 
Zöglinge  betreiben  fast  täglich  Bewegungsspiele,  im  Sommer  Schwimmen  und  Rudern, 
im  Winter  Schlittschuhlaufen  auf  dem  Schlofeteiche. 

Den  Stamm  der  Lehrerbibliothek  bildet  die  Schenkung  (1848)  des  verstorbenen 
Geh.  Rats  Dr.  Joh.  Friedrich  Schlosser  zu  Stift  Neuburs  bei  Heidelberg  (2000  BändeX 
Die  älteren  Drucke  sind  von  Dr.  Fufs  im  Progr.  von  1876  zusammengestellt. 

Die  Ritterakademie  wird  von  der  Genossenschaft  des  rheinischen  ritterbürtigen 
Adels  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus 
dem  Ritterhauptmann  Grafen  Frang  von  Spee  zu  Heitorf  und  f&nf  Ritterräten;  unter 
letzteren  ist  einer  als  Kommissar  des  Kuratoriums  mit  besonderen  Vollmachten  aus- 

gestattet.    Gesamtausgabe  66  300  Mk. ,  Zuschuls  48  000  Mk.    Pensionspreis  1500  Mk.  >). 
chulgeld  fär  Schuler,  die  nicht  Zöglinge  sind,  150  Mk.    Besoldungen  nach  den  Nach- 
trägen zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  2.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


Bonn. 

(Vormals  Residenz  der  Kurfürsten  von  Cöln.    50736  Einwohner.) 

Am  Orte  befinden  sich  jetzt  zwei  höhere  Schulen,  ein  vom  Staate 
unterhaltenes  Gymnasium  und  eine  von  der  Stadtgemeinde  unterhaltene 
aus  einem  Gymnasium  und  einer  Oberrealschule  bestehende  Doppelanstalt. 
Letztere  ist  aus  einer  lateinlosen  höheren  Bürgerschule  entstanden. 

Kttnlgrliches  Gymnasium  (I,  d49.    II,  298.    III,  301). 

Dominej  Geschichte  des  Gvmnasiums ,  Progr.  1825.  —  Progr.  1831,  42,  47,  50,  52, 
54,  56.  —  Buschmann^  Zur  Gescnichte  des  Bonner  Gymnasiums,  rrogr.  1891,  93,  94. 

Im  November  1678  eröffneten  die  Jesuiten  in  Bonn  ein  dreiklassiges  Gymnasium. 
Nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens  bestimmte  Kurfürst  Max  Friedrich  die  Güter  des 
Bonner  Kollegiums  zur  Dotation  des  öffentlichen  Unterrichts  und  einen  Teil  derselben 
zur  Unterhaltung  der  Exjesuitenschule ,  des  nunmehrigen  Kurfürstlichen  Gymnasiums. 
Nach  Anstellung  von  Lehrern  aus  allen  Fakultäten  gab  er  (1777)  der  Gesamtsliftung 
den  Namen  „Akademie";  diese  bestand  aus  zwei  Stufen,  dem  Gymnasium  als  der  Vor- 
bereitungsstufe  und  der  eigentlichen  Akademie  mit  12  Professoren.  Diese  letztere 
wurde  1784  durch  ein  Kaiserliches  Diplom  zur  Universität  erhoben,  als  solche  aber  erst 
1786  unter  dem  Kurfürsten  Max  Franz  eingerichtet;  auch  nach  Abtrennung  der  Gym- 
nasialklassen behielten  das  Gymnasium  und  die  Universität  eine  gemeinsame  Fondsver- 
waltune.  Beide  Anstalten  wurden  nach  der  französischen  Occupation  aufgelöst.  Nach 
Vertreibung  der  Franzosen  wurde  das  Gymnasium  unter  gleichzeitiger  Ordnuns  seiner 
Dotationsverhältnisse  nach  preußischen  Grundsätzen  reorganisiert  und  in  sein  früheres 
seit  1806  zu  einer  Spinnerei  benutztes  Gebäude  zurückverlegt.  Das  Schulvermögen  war 
ihm  trotz  der  Stürme  der  Zeit  fast  ungeschmälert  erhalten  geblieben.  1818  wurde  die 
erste  Beifeprüfung  abgehalten,  1824  evangelischer  Belicionsunterricht  eingerichtet.  Am 
15.  Juli  1877  wurde  die  Gvmnasialkirche  der  altkatholischen  Gemeinde  zur  Benutzung 
überlassen;  die  Münsterpfarre  verpflichtete  sich,  jährlich  500  Mk.,  die  altkatholische 
Gemeinde  jährlich  100  Mk.  zur  baulichen  Unterhaltung  an  das  Gymnasium  zu  zahlen.  Für 
den  Gymnasialgottesdienst  sind  jetzt  den  Schülern  in  der  Münsterkirche  gegen  eine  jährliche 
Vergütung  von  300  Mk.  Plätze  eingeräumt  Der  besondere  Verwaltungsrat  des  Gym- 
nasiums ist  1891  aufgehoben  worden.  Seit  Ostern  1890  besteht  an  diesem  eine  Seminar- 
anstalt, und  Ostern  1896  wurde  mit  ihm  eine  Vorschule  verbunden.  GröCste  Schülerzahl 
(580)  im  Jahre  1901,  kleinste  (435)  im  Jahre  1874. 

Direktor:  Dr.  Leopold  Contzen  seit  Herbst  1894,  vorher:  Dr.  Buschmcmn  1886^94, 
Dr.  Deiters  1883 — 85  (die  beiden  letzteren  ietzt  Provinzialschulräte  in  CoblenzX  Dr.  Äug. 
Wtüdeyer  1874 — 83.  Aulserdem  haben  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt:  Lic.  LeimbtuiK  Ober- 
lehrer 1875—76  (jetzt  Provinzialschulrat  in  Breslau),  Dr.  Sonnenburgy  Oberlehrer  1885—98 
(jetzt  ord.  Professor  an  der  Akademie  in  Münster). 


^)  Die  Bd.  II,  S.  296  erwähnten  fünf  Freistellen  bestehen  nicht  mehr.    Einigen 
Externen  pflegt  die  Zahlung  des  Schulgeldes  erlassen  zu  werden. 
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18  Klassen  und  S  Yorschulklassen;  22  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche  HilfsL, 
1  technischer  Lehrer,  2  YorschaU.;  3  Lehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen  katholisch. 
Die  evangelischen  Schüler  erhalten  Religionsunterricht  zu  derselben  Zeit  wie  die 
katholischen. 

Das  jetzige  Schalhans  (Goblenzerstrafte  51—53)  wurde  1888 — 91  mit  einem  Kosten- 
aufwande  von  452596  Mk.  erbaut,  der  Bauplatz  kostete  176747  Mk. 

Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  4523 
Werke,  darunter  8  Inkunabeln  theologischen  Inhalts. 

Stiftungen:  a)  Minola-Stiftung,  jährlich  90  Mk.  für  einen  in  Bonn  einheimischen 
Schüler  der  beiden  oberen  Klassen,  b)  Die  Breidenstein-  und  Kleinstiftunff,  1842  bezw. 
1886  errichtet,  seit  1886  vereinigt,  jährlich  47  Mk.  für  einen  Schüler,  c)  Die  Schopen- 
Stiftung  (1870)  zur  Unterhaltung  des  Schopendenkmals,  der  Überschuls  zur  Unterstützung 
eines  Schülers,  jährlich  48  Mk.  d)  Die  Rath-Stiftung  (1874)  für  2  Schüler,  jährlich 
265  Mk.  e)  Die  Gymnasialkrankenkasse  (1884)  jährlich  46  Mk.  f)  Die  König-Stiftung, 
für  berufsunfähig  gewordene  Lehrer  der  Anstalt  oder  deren  Witwen  und  Waisen  (188^ 
jährlich  450  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  147050  Mk.,  Zuschuls 
des  Staates  75  650  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  100  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung. 

StftdtiAches  Gymnasium  mit  Oberrealschale. 

Die  Anstalt  wurde  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1881  als  paritä- 
tische lateinlose  höhere  Bürgerschule  eröfihet;  das  Statut  wurde  am  27.  Mai  lo81  er- 
richtet Bis  zum  Jahre  1882  stand  sie  in  enger  Yerbindunff  mit  der  Kortegarnschen 
Privatrealschule,  deren  Lehrer  an  ihr  unterrichteten.  Am  13.  Mai  1891  wurde  sie  als 
Realprogjmnasium,  am  17.  Februar  1898  als  Oberrealschule  anerkannt,  am  9.  April 
1895  erhielten  die  an  dieser  im  Jahre  1892  eingerichteten  Gvmnasialklassen  (mit  £r- 
satzunterricht)  die  mit  dem  Prorfmnasium  verbundenen  Berechtigungen,  und  seit  dem 
18.  April  1898  ist  die  Anstalt  ein  Gymnasium  mit  Oberrealschule.  Der  Schulgottesdienst 
findet  an  zwei  Wochentagen  in  der  Pfarrkirche,  des  Sonntags  in  einer  anderen  Kirche 
statt  An  jede  der  beiden  Kirchen  wird  eine  Vergütung  von  150  Mk.  jähriich  gezahlt. 
Die  Vorschule  besteht  seit  1883.  Seit  Ostern  1900  ist  mit  der  Anstalt  ein  pädagogisches 
Seminar  verbunden. 

Direktor:  Dr.  Otto  Hölsd^er  seit  Ostern  1882;  Lehrer  an  der  Anstalt  war  u.  a. 
Dr.  Sudhatu,  jetzt  Professor  an  der  Universität  Kiel. 

18  Klassen  (die  Unterklassen  sind  nur  imnnasial,  von  den  Mittelklassen  ist  die 
eine  Abteilung  gymnasial,  in  der  anderen  ist  JSrsatzunterricht  eingerichtet;  die  oberen 
Klassen  haben  je  eine  gymnasiale  und  eine  Oberrealschulabteilung)  und  3  Yorschul- 
klassen;  21  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  4  Elementar-  und  YorschuU.  Die  Lehrer 
sind  zur  Hälfte  (darunter  der  Direktor)  katholisch,  zur  Hälfte  evangelisch.  Für  die 
Schüler  beider  Bekenntnisse  ist  Beligionsunterricht  eingerichtet;  auch  rar  den  Beligions- 
unterricht  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt 

Der  ältere  Teil  der  Baulichkeiten  in  der  Burgstra&e  wurde  1887,  der  neuere  1899 
hergestellt;  die  Gesamtkosten  betrugen  570000  Mk. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  ftlr  Tumspiele  wird  der  Sportplatz  gegen  300  Mk. 
Jahresmiete  benutzt    Die  Lehrerbibliothek  entnält  2850  Werke. 

Das  Lehrerkolle^um  hat  1883  eine  Witwen-  und  Waisenkasse  ftir  die  Hinter- 
bliebenen seiner  Mitglieder  gegründet,  Jahresbeitrag  12  Mk.  Yermögensbestand  8548  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Oberbürgermeister  oder  dessen  Stellvertreter, 
fünf  Bürgern,  von  denen  drei  Stadtverordnete  sein  müssen,  und  dem  Direktor.  Gesamt- 
ausgabe 131200  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  64900  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  an  der  Vor- 
schule 100  Mk.;  Auswärtige  zahlen  20  Mk.  mehr.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 
Die  Fürsorge  ftir  die  Hinterbliebenen  ist  durch  Ortsstatut  geregelt 

BrOU. 

(Vormals  Sommerresidenz  der  Kurfürsten  von  Göln.    6412  Einwohner.) 

Gymnasluni. 

Mercure  du  d^partement  de  la  Beer,  4  ann^e  (1813X  S.  80.  —  Bhein.  Antiquarius, 
Bd.  XII,  S.  495.  —  BoseOen,  Geschichte  der  Pfarreien  des  Dekanats  Brühl,  Göln  1887, 
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S.  150  ff.  —  Progr.  1879/80  and  1898/94.  —  Dr.  Mertena,  Die  höhere  Lehranstalt  zn 
Brühl  während  der  Jahre  1788—1821,  Progr.  1899/1900.  —  Derselbe,  Zur  Geschichte 
der  Anstalt  in  den  Jahren  1865—1902.    Progr.  1902. 

Am  9.  Oktober  1865  eröffaete  die  Stadt  in  einem  gemieteten  Hause  eine  höhere 
Schule  gymnasialen  Charakters  mit  einer  Klasse  und  27  Schülern.  Die  Schule  wurde 
allmählich  bis  zur  Obersekunda  weitergeführt  und  am  28.  August  1879  als  Progymnasium 
anerkannt.  Am  22.  Juni  1880  wurde  für  die  Anstalt  ein  Statut  errichtet,  und  Ostern 
1899  wurde  mit  der  Neuerrichtung  der  0 II  zugleich  die  Erweiterung  des  Progymnasiums 
zu  einem  Gymnasium  genehmigt,  als  solches  wurde  die  Anstalt  durch  Erlafe  yom 
21.  März  19i02  anerkannt  Für  katholische  Schüler  der  Anstalt  (aber  mit  dieser 
nicht  organisch  yerbunden)  wurde  Ostern  1898  in  einem  gemieteten  Hause  yon  der 
Stadtgemeinde  ein  Alumnat  eröffnet;  dasselbe  hat  Ostern  1900  einen  für  100  Zöglinge 
bestimmten  Neubau  bezogen.  Der  katholische  Schulgottesdienst  findet  in  der  Kloster- 
kirche statt. 

Direktor:  Dr.  Martin  Mertens  seit  1.  September  1898,  yorher:  Dr.  AI.  EsdiweHer 
1879—1893. 

9  Klassen;  8  Oberlehrer  (7  katholisch,  1  eyangelisch),  1  wissenschaftlicher  HilfsL, 
1  technischer  und  Elementarl.  Auch  für  den  Beligionsunterricht  der  eyangelischen 
Schüler  ist  gesorgt. 

Das  neue  Schulgebäude  nebst  Turnhalle  und  Spielplatz  ist  am  24.  April  1902  ein- 
geweiht worden.  Die  eif^entliche  Lehrerbibliothek  (ygl.  Frofr.  1896)  enthält  über  1100 
Werke,  dazu  kommen  die  1895  der  Anstalt  geschenkten  Bibliotheken  yon  Balkhausen 
(708  Werke)  und  Lerique  (384  Werke).    Die  Schülerbibliothek  enthält  380  Werke. 

Die  Anstalt  wird  yon  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürsermeister,  dem  Direktor  und  fünf  auf 
Vorschlag  des  Bürgermeisters  yom  Proyinzialscnulkollegium  berufenen  Mitgliedern.  Ge- 
samtausgabe 54200  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  18880  Mk.,  des  Staates  5800  Mk.  Schul- 
geld 120  Mk.,  für  Auswärtige  30  Mk.  mehr,  Eintrittsgeld  6  Mk.  Besoldungen  nach  dem 
zweiten  Nachtrage  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §9,1  a — c  Die  Fürsorge  für 
die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  durch  Ortsstatut  geregelt. 


MüUielm  a.  Rhein. 

(Herzogtum  Berg.    45085  Einwohner.) 

Gymna49liim  (mit  Realklassen)  (1,  344.    II,  294.    lU,  299). 

FoTBi,  Statistische  Darstellung  des  Kreises  Mülheim,  1863.  —  Progr.  1856.  -—  Dr. 
Cramer,  Geschichtliche  und  statistiscne  Mitteilungen,  die  abgelaufenen  50  Jahre  betreffend, 
Progr  1880.  —  Dr.  W.  KnoU,  Bericht  über  die  Feier  des  50jährigen  Jubiläums,  Progr.  1881. 

1830  wurde  eine  neue  gehobene  Bürgerschule  für  Knaben  und  Mädchen  mit  wahl- 
freiem Unterricht  im  Lateinischen  gefl;rünaet.  Dieselbe  wurde  1855  Progymnasium  mit 
Realunterricht,  am  6.  Juni  1865  als  höhere  Bürgerschule  eingerichtet  und  am  4.  Mai 
1867  mit  den  erweiterten  Berechtigungen  dieser  Schulgattung  ausgestattet.  Am  6.  Mai 
1873  wurde  sie  als  eine  Realschule  erster  Ordnung  anerkannt  Ostern  1892  begann  ihre 
Umgestaltung  zu  einer  Doppelanstalt  in  der  Weise,  dals  sich  an  den  gymnasialen  Unter- 
bau bis  U  II  einschließlich  (mit  Ersatzunterricht  statt  des  Griechischen)  der  Oberbau 
eines  Gymnasiums  und  einer  Oberrealschule  anschlielsen  sollte.  Die  Anerkennung  der 
Gymnasialklassen  als  Progymnasium  erfolgte  am  12.  März  1895,  als  Gymnasium  am 
1.  September  1897.  Die  Einrichtung  der  0  II  einer  Oberrealschule  wurde  aufgegeben; 
dagegen  wurde  yon  Ostern  1897  an  eine  Realschule  angegliedert,  deren  Aufbau  bis  zur 
0  Ilf  einschließlich  fortgeschritten  ist.  Am  19.  April  1880  feierte  die  Anstalt  das  Fest 
ihres  50jährigen  Bestehens. 

Direktor:  Dr.  Paul  Goldsdieider  seit  Ostern  1896,  yorher:  Dr.  Franz  Cramer 
1863—1895. 

15  Klassen  (9  Gymnasialklassen,  1  U  II  mit  Ersatzunterricht  und  5  Realschul- 
klassen); 16  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL,  1  Zeichenl.,  1  Elementarl. ;  8  Lehrer 
sind  katholisch,  1  Mennonit,  die  übrigen  (einschl.  Direktor)  eyangelisch.  An  der  Anstalt 
wird  eyangelischer  und  katholischer  Religionsunterricht  erteilt. 
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Das  Schollians  (Friedrich  Wilhelm-Straise  46)  ist  1901  durch  einen  anstoßenden 
Neubau  erweitert  worden.  Die  städtische  Turnhalle  wird  mitbenutzt  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  2828  Werke  in  5250  Bänden. 

Die  zum  Andenken  an  den  Oberlehrer  JVo/f  im  Jahre  1874  gegründete  Stipendien- 
stiftung ist  auf  4019  Mk.  angewachsen. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium^  bestehend  aus  dem  Ersten  Bürgermeister,  sechs  stimmfähigen 
Bürgern;  diesen  tntt  der  Direktor  mit  beratender  stimme  hmzu.  Gesamtausgabe 
97610  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  43127  Mk.,  des  Staates  7000  Mk.  Schulgeld  in  den 
unteren  Erlassen  100  Mk.,  in  den  mittleren  120  Mk.,  in  den  oberen  1^  Mk.  Die  Für- 
sorge für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist  durch  Ortsstatut  vom  28.  August  1894 
(abgeändert  am  25.  November  1898)  geregelt. 


MünsterelfeL 

(Herzogtum  Jülich.     2722  Einwohner.) 

Gymnasium  (1, 350.  II,  298.  HI,  302). 

Fey,  Vorbemerkung  zum  Progr.  Yon  1819.  —  KaUfey^  Geschichte  Münstereifels 
und  der  benachbarten  (Ortschaften,  Cöln  1854  und  55. 

Die  aus  Cöln  berufene  Jesuitenmission  eröfinete  1625  in  den  Sälen  des  Rathauses 
eine  höhere  Schule.  Die  Ausstattung  derselben  wurde  durch  den  Pfalzgrafen  Wolfj^ang 
Wilhelm,  Herzog  von  Neuburg,  bedeutend  vermehrt.  Nach  Aufhebung  des  Jesuiten- 
ordens liefe  der  Kurfürst  Karl  Theodor  von  Pfalzbayem  das  Gymnasium  als  Unterrichts- 
anstalt des  Staates  bestehen  und  mit  Exjesuiten  als  Weltpriestem  besetzen;  die  Unter- 
haltung wurde  aus  dem  Ertrage  des  eingezogenen  Vermöffens  bestritten.  Unter  der 
französischen  Zwischenherrschalt  wurde  der  größte  Teil  oes  Vermögens  der  Anstalt 
Staatseigentum,  nach  der  preu&ischen  Besitzergreifung  wurde  diese  fUr  die  Vermögens- 
verluste entschädigt  und  ais  Gymnasium  wiederhersestellt;  Michaelis  1827  fand  die  erste 
Reifeprüfung  statt.    Das  vom  Kardinal-Erzbischof  Dr.  J.  v.  Geissei  am  Gjrmnasium  ein- 

ferichtete  Imabenseminar  (Konvikt  zum  heil.  Josef)  wurde  1873  aufgelöst  Zu  dessen 
Irsatze  wurde  1877  bei  dem  Gymnasium  ein  Alumnat  eingerichtet  und  der  Aufsicht  des 
Direktors  unterstellt.  An  der  Stelle  desselben  wurde  in  den  Räumen  der  Schule  Ostern 
1888  das  erzbischöfliche  Konvikt  zunächst  für  die  Klassen  UI  bis  I  wiedereröffiiet  und 
Ostern  1892  eine  besondere  Abteilung,  das  kleine  Konvikt,  für  die  unteren  Klassen  hinzu- 
gefügt. Ostern  1896  siedelte  das  alte  und  Michaelis  1896  das  neue  Konvikt  in  andere 
Räume  (Neubau  vor  der  Stadt)  über.  Am  1.  April  1895  ging  das  bisher  der  Stadt- 
gemeinde gehörige  Gymnasialgrundstück  mit  sämtlichen  Gebäuden  in  das  Eigentum  des 
Staates  über,  die  Stadtgemeinde  bezahlt  seitdem  neben  ihrem  früheren  Zuschüsse  von 
1020  Mk.  noch  1500  Mk.  zur  Ablösung  ihrer  Verpflichtung  zur  baulichen  Unterhaltung. 
Am  3.  November  1875  wurde  die  Ennnerung  an  das  50jährige  Bestehen  der  Anstalt 
als  vollständiges  preuikisches  Gymnasium  festlich  begangen.  Kleinste  Schülerzahl  (92) 
im  Jahre  1887,  gröiste  (300)  im  Jahre  1899. 

Direktor:  Dr.  J.  Weistceüer  seit  1.  September  1898,  vorher:  Dr.  M.  Scheins 
1890—98,  Dr.  J.  Pohl  1884-89,  Dr.  G.  Ungermatm  1878—84,  Dr.  Betwers  1876—78, 
Dr.  K  Vogt  1875—76,  (später  Provinzialschulrat  in  Coblenz,  gestorben  1885),  Dr.  J.  Köhler 
1869—1875. 

12  Klassen  (Ol,  U I,  0  II  sind  geteilt);  14  Oberlehrer,  1  etatsmäü^iger  wissen- 
schaftlicher Hilfsl.,  1  technischer  Lehrer,  alle  katholisch. 

1896  wurde  das  Schulhaus  mit  einem  Kostenaufwande  von  70000  Mk.  umgebaut 
Turnhalle  und  Turnplatz  sind  vorhanden,  erstere  kann  auch  als  Aula  benutzt  werden; 
für  Spiele  steht  der  ansto&ende  Stadtgraben  zur  Verfügung.  Die  Lehrerbibliothek  ent- 
hält 9000  Bände,  darunter  72  Inkunabeln  und  etwa  150  alte  Druckwerke  aus  der 
Bibliothek  des  ehemaligen  Jesuitenkollegs  (vgl.  Köhler  im  Progr.  von  1873). 

Aus  der  „Katzfey-Stiftung*'  (gegründet  1843)  stehen  jährlich  etwa  250  Mk.  zu  Unter- 
stützungen für  arme  ochüler  zur  Verfügung. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  84815  Mk.,  Zuschuß 
des  Staates  44 195  Mk.,  außerdem  vermöge  rechtlicher  Verpflichtung  1890  Mk.  Schul- 
geld 120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


;( 
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Siegrburgr. 

(Herzogtum  Berg.    14 162  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  347.    n,  297.    m,  SOO). 

Heinekamp,  Die  Lateinschule  in  Siegburg  bis  zum  Jahre  1855,  Progr.  1888.  —  Der- 
selbe, Siegburgs  Vergangenheit  und  Gegenwart,  1897. 

An  Stelle  der  bisherigen  Klosterschule  gründete  der  Abt  Wilhelm  von  Hochkirchen 
in  den  neunziger  Jahren  des  16.  Jahrhunderts  eine  Latein-  oder  Trivial  schule  und  be- 
stellte für  dieselbe  einen  geistlichen  Rektor  und  einen  weltlichen  Konrektor.  Das 
Schulgebäude,  die  der  oberherrlichen  Benediktinerabtei  als  herrenloses  Gut  anheim- 
gefallene „Klause'',  wurde  1654  den  Minoriten  übergeben,  und  nun  übernahm  diese 
nebst  anderen  Verpflichtungen  auch  den  Unterricht  an  der  Lateinschule.  Auf  dieser 
Abtretung  der  Klause  an  die  Minoriten  beruhen  die  Verpflichtungen,  die  1803  bei  der 
Aufhebung  der  Klöster  der  Herzog  von  Bers  und  sp&ter  die  preußische  Regierung 
bezüglich  der  Unterhaltung  der  Lateinschule  üoemonmien  haben.  Nach  der  Aufhebung 
der  Klöster  setzte  der  pater  magister  noch  eine  Zeitlang  den  Unterricht  fort,  nach  seiner 
Versetzung  in  eine  Pfarrstelle  ein  hochbetagter  Weltgeistlicher  und  später  der  ^'edes- 
malige  Kaplan  der  Pfarrkirche.  Durch  Kabinettsordre  vom  28.  Mai  1818  bewilligte 
König  Friedrich  Wilhelm  111.,  damit  der  Elementar-  und  der  höheren  Stadtschule  — 
diesen  Namen  führte  jetzt  die  ehemalige  Lateinschule  —  eine  zweckmälsigere  Einrichtung 

Segeben  werden  könne,  einen  jährlichen  Zuschufs  von  1049  Thalem.  Trotzdem  ging 
ie  Schule  immer  mehr  zurück.  Bessere  Zeiten  begannen  erst  1855,  nachdem  sie 
inzwischen  von  der  Elementarschule,  mit  der  sie  wlüirend  der  vorhergehenden  Jahre 
verbunden  war,  losgelöst  war.  Sie  wurde  nunmehr  als  Progymnasium  umgestaltet  und 
1865  als  solches  anerkannt;  Ostern  1885  wurde  die  Prima  errichtet  Bis  zum  Jahre 
1886  war  die  Stadt  verpflichtet,  die  zur  Unterhaltung  der  Schule  erforderlichen  Zu- 
schüsse zu  leisten.  Am  1.  April  1886  wurde  jedoch  die  Schule  vom  Staate  übernommen, 
die  Stadtgemeinde  verpflichtete  sich,  neben  einer  einmaligen  Zahlung  von  5000  Mk.  einen 
jährlichen  Beitrag  von  10000  Mk.  zu  leisten.  Am  19.  Juni  1887  wurde  das  Progjmnasium 
zu  einem  Gymnasium  erhoben.  Der  Gottesdienst  für  die  katholischen  Schüler  findet  in 
der  Pfarrkirche  zum  heil.  Servatius  statt;  för  Benutzung  derselben  werden  jährlich 
180  Mk.  gezahlt.    Von  1877  bis  1886  hat  an  der  Anstalt  eine  Vorschule  bestanden. 

Direktor:  Bohr  seit  Ostern  1897,  vorher:  Dr.  Frang  vorm  Walde  1875—97, 
Dr.  Frane  Hüberti  1858—75. 

9  Klassen;  11  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL,  1  technischer  und  Elemen- 
tarlehrer, bis  auf  den  evangelischen  Religionslehrer  alle  katholisch. 

1879  wurde  die  Elementarschule  aus  dem  Schulgebäude  entfernt  und  dieses  durch 
ein  neues  Stockwerk  verp^rölsert  (Kosten  81885  Mk.);  auikerdem  wurde  zur  Wohnung  für 
den  Direktor  ein  Haus  in  der  Annastralse  zum  Preise  von  20000  Mk.  angekauft 

Für  den  Turnunterricht  wird  die  Halle  des  Königlichen  Lehrerseminars  benutzt. 
Die  Lehrerbibliothek  umfalst  beinahe  2000  Bände. 

Am  8.  November  1877  schenkte  der  Kaufmann  Oearg  KeXkr  zu  Bonn  der  Anstalt 
1500  Mk.  zur  Beschaffung  von  Schulbüchern  für  unbemittelte  Schüler  und  zum  Besten 
der  Bibliothek. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  72300  Mk.,  Staats- 
zuschuüs  86810  Mk.  (davon  9700  Mk.  aus  dem  Bergischen  Schulfonds),  Zuschuß  der 
Stadt  10000  Mk.    Schulgeld  120  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 


BuBkirohen. 

(Herzogtum  Jülich.    10286  Einwohner.) 

Progymnasium» 

Dr.  Doetsch,  Geschichte  des  Progymnasiums  zu  Euskirchen,  Festschrift  1901. 

Am  14.  November  1851  gründete  die  Stadtgemeinde  eine  höhere  Schule.  Diese 
stand,  gemäfe  ihres  ersten  Statuts  vom  Jahre  1851,  zunächst  unter  geistlicher  Leitung. 
Im  Herbst  1875  wurde  sie,  nachdem  im  Juni  desselben  Jahres  ein  neues  Statut  er- 
richtet war,  als  Progymnasium  unter  weltlicher  Leitung  eingerichtet  und  am  7.  Juni  1879 
als  vollberechtigtes  Progymnasium  anerkannt.  Kurz  vorher  (im  April  desselben  Jahres) 
hatte  sie  ein  neues  (das  dritte)  Statut  erhalten.    Ostern  1902  wurde  mit  der  Eröffiaung 
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der  0  II  ihre  Erweiterung  znm  Gymnasium  begonnen.   Grö&te  Schülerzahl  (184)  im  Jahre 
1801/92,  kleinste  (45)  im  Jahre  l»79/80  (infolge  des  fehlenden  Religionsunterrichts). 

Direktor:  Dr.  Peter  Doetsch  seit  1.  Mai  1878,  Torher:  Bernhard  Brodchues, 

7  Klassen;  7  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  alle  katholisch.  Auch  für 
den  Religionsunterricht  der  eTangelischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Für  den  Turnunterricht  ist  ein  Saal  gemietet;  der  Schulhof  wird  als  Turnplatz,  eine 
Wiese  vor  der  Stadt  als  Spielplatz  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek  umfafet  1^  Werke 
in  2384  B&nden. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  aem  Bürgermeister,  dem  Direktor  und  vier  von  der 
Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Bürgern.  Gesamtausgabe  42500  Mk.,  Zuschuß! 
der  Stadt  21050  Mk.,  des  Staates  9900  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Die  Hinterbliebenen 
der  Lehrer  sind  bei  der  Witwen-  und  Waisenanstalt  der  Rheinprovinz  versichert. 

Kalk  b.  Cöln. 

(Kurf.  Erzbistum  Cöln.    20606  Einwohner.) 

Progymnasliiin* 

Die  Anstalt  wurde  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  Ostern  1896  als  städtische 


höhere  Knabenschule  eröffnet  Am  4.  Mai  1899  wurde  ihr  Aufbau  zu  einem  Progym- 
nasium mit  Ersatzunterricht  an  Stelle  des  Griechischen  genehmigt.  Durch  Erlais  des 
Unterrichtsministers  vom  26.  Februar  1901  wurde  sie  als  solches  anerkannt. 

Direktor:  Dr.  Christoph  Stephan  seit  Sommer  1901,  vorher:  Dr,  MaHhias  PauluB 
1900-1901,  Dr.  Josef  Kohn  1896—1900. 

6  Klassen;  6  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL,  1  technischer  und  Elementarl.; 
8  Lehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen  und  der  Direktor  katholisch.  Für  den  Reli- 
gionsunterricht der  evangelischen  Minderheit  ist  gesorgt. 

Das  neue  Schulhaus  hat  150  OCX)  Mk.  (einschl.  des  Grundstückes)  gekostet  und  ist 
Ostern  1900  bezogen  worden:  für  den  Turnunterricht  wird  die  städtische  Turnhalle 
mitbenutzt.  Die  Lehrerbibliotnek  enthält  545  Bände,  darunter  188  aus  dem  Nachlasse 
des  früheren  Direktors  der  Ritterakademie  Dr.  Budolphi  und  ein  Geschenk  des 
Rechnungsrevisors  Dr.  Ptihl  vom  erzbischöflichen  Generalvikariat  in  Cöln  (184  Bände). 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Gesamtausgabe  89651  Mk«, 
Zuschulb  der  Stadt  27260  Mk.    Schulgeld  100  Mk. 

Rhelnbaoh. 

(Kurf.  Erzbistum  Cöln.    2241  Einwohner.) 

Progymnasium  (III,  801). 

Die  Schule  ist  1852  von  der  Stadtgemeinde  als  gymnasiale  Anstalt  gegründet 
worden.  1869  wurde  eine  Realabteilun^  hinzugefügt.  Am  16.  März  1874  wurde  die 
Anstalt  als  vollberechtigtes  Progjrmnasium  anerkannt;  die  Realabteilung  fiel  gleich- 
zeitig fort,  aber  noch  eine  Zeitlang  wurde  wahlfreier  englischer  Unterricht  erteilt.  An 
die  Stelle  eines  auf  Veranlassung  des  Kuratoriums  von  einem  Geistlichen  mit  städtischer 
Unterstützung  eingerichteten  Privatpensionats  für  Schüler  des  Gymnasiums  ist  Ostern  1890 
ein  erzbischöfliches  Konvikt  getreten.  Der  Schulgottesdienst  wird  in  der  katholischen 
Pfarrkirche  abgehalten. 

Direktor:  Dr.  Fraw  Schlünkes  seit  Ostern  1882,  vorher:  Dr.  üngermann  1874—79. 
(In  der  Zwischenzeit  hat  der  Oberlehrer  v,  Knorr  die  Rektoratsgeschäfte  verwaltet) 

6  Klassen;  6  Oberlehrer,  1  Elementar-  und  technischer  Lehrer,  alle  katholisch. 

Ein  Turnplatz  ist  vorhanden;  der  Bau  einer  Turnhalle  ist  in  Aussicht  genommen. 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  2050  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Ortliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  dem  Pfarrer,  vier 
von  der  Stadtverordnetenversammlung  und  einem  von  dem  Bürgermeistereirate  der  Land- 
bürgermeisterei Rheinbach  gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  89820  Mk^  Zuschuft 
der  Stadt  8890  Mk.,  des  Staates  18700  Mk.  Besoldungen  nach  dem  zweiten  Nachtrage 
zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  9,  1  a— c.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind 
bei  der  Provinzialkasse  versichert. 

"Wiese,  Sclinlweien.    lY.  89 
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Wipperfürth. 

(Herzogtum  Berg.    5453  Einwohner.) 

Progymnasium  (Gymnasium)  (I,  945.    II,  295.    HI,  800). 

Nachdem  König  Friedrich  Wilhelm  III.  durch  Eahinettsordre  vom  8.  Juni  1826 
das  Elostergebäude  der  Stadt  zur  Einrichtung  einer  Mittelschule  überlassen  hatte  und 
zur  Schonung  der  Stadtkasse  das  Pfarrbenefizium  mit  der  Rektorstelle  yerbunden 
worden  war,  gründete  die  Stadtgemeinde  im  Herbst  1829  eine  höhere  Schule.  Im  Jahre 
1845  wurde  eine  Pfarrvikarie  mit  einer  Lehrerstelle  verbunden,  1855  die  Anstalt  als 
vierklassiges  Progymnasium  eingerichtet  und  am  8.  September  1871  als  vollberechtigt 
anerkannt.  Der  Ausbau  zu  einem  Gymnasium  ist  durch  Erlafe  des  Unterrichtsministers 
vom  16.  Februar  1901  genehmigt  woraen.  Das  am  18.  Dezember  1871  genehmigte  Statut 
ist  am  23.  Juni  1894  abgeändert  worden.  GröCste  Schülerzahl  (89)  im  Sommer  1901, 
kleinste  (44)  im  Jahre  1874. 

Direktor:  Dr.  Carl  Giesen  seit  Ostern  1902,  vorher:  Peter  Josef  Breuer  1886—1902, 
G.  P.  BwrgarUs  1845—84. 

7  Klassen;  6  Oberlehrer,  1  katholischer  Beligionsl.  im  Nebenamte,  1  Elementarl.; 
1  Oberlehrer  ist  evangelisch,  die  übrigen  Lehrer  sind  katholisch.  Für  den  Religionsunter- 
richt der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Ein  Turnplatz  ist  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  2078  Werke. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  dem  katholischen 
Pfarrer  und  drei  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Mitgliedern.  Gesamt- 
ausgabe 32431  Mk.,  Zuschufs  der  Stadt  8117  Mk.,  des  Kreises  Wipperfürth  1500  Mk.,  des 
Staates  15  000  Mk.  (davon  6000  Mk.  aus  dem  Berei&chen  Schulfonds).  Schulgeld  100  Mk. 
Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Pro- 
vinzialkasse  versichert. 

Oununersbach. 

(12  525  Einwohner.) 

BeaLschule« 

Die  am  15.  Juni  1764  gegründete  und  1855  von  der  Stadtgemeinde  übernommene 
Rektorschule  arbeitet  seit  Ostern  1892  nach  dem  Lehrplane  einer  Realschule  mit  Neben- 
unterricht  im  Lateinischen.  Durch  Erlals  vom  14.  Dezember  1901  wurde  sie  als  eine 
in  der  Entwickelung  begriffene  Anstalt  dieser  Art  dem  Provinzialschulkollegium  unter- 
jstellt.    Der  Staat  stellte  einen  Jahreszuschuls  von  6000  Mk.  bereit 


Regierungsbezirk  Trier. 

Trier. 

(Vormals  Hauptstadt  des  Kurf.  Erzbistums  Trier.    43 506  Einwohner.) 

Die  Provinzialgewerbeschule,  die  früher  mit  der  Realschule  1.  Ordnung 
yerbunden  war,  ist  aufgelöst,  die  Realschule  später  durch  ein  Gymnasium 
erweitert  worden.  Aufser  der  so  entstandenen  Doppelanstalt  besitzt  die 
Stadt  noch  ein  aus  älterer  Zeit  stammendes  Gymnasium;  beide  Schulen 
werden  vom  Staate  unterhalten. 

Friedrich  Wilhelms-Oymnajsium  (I,  400.    H,  332.    HI,  325). 

Gesta  Trevirorum  (begonnen  und  durch  Jahrhunderte  von  den  Mönchen,  insbesondere 
den  Scholastem  zu  St.  Matthias,  fortgesetzt,  ed.  Müller  &  Wyttenbach,  3  Bde.,  Trier 
1836 — 39.  —  Wyttenbach ^  Beitrag  zur  Geschichte  der  Schulen  im  ehemaligen  Kur- 
fürstentum Trier,  Progr.  1841.  —  Ewen^  Zur  Geschichte  der  höheren  Trierer  Schulen, 
Progr.  1894.  —  Progr.  1847,  59,  61—63. 

Die  Geschichte  des  höheren  Schulwesens  der  Stadt  Trier  reicht  bis  in  die  fr&nkische 
Zeit  zurück.  Die  des  jetzigen  Gymnasiums  beginnt  mit  der  Ankunft  der  Jesuiten,  die 
vom  KuriÜrst  Erzbischof  Johann  VI.  Ton  der  Leyen  nach  Trier  berufen  wurden,  die 
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Vorlesungen  an  der  1473  gegründeten  Universität  übernahmen  und  am  9.  Februar  1561 
ein  Studium  humaniorum  eröffneten;  dieses  letztere  führte  später  den  Namen  GoUegium 
St  Trinitatis.  Nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens  (1773)  fielen  dessen  Güter  an  den 
Landesherren.  Dieser  bestimmte  das  Collegium  St.  Trinitatis  zu  einer  höheren  Yor- 
bereitungsschule  für  das  Priesterseminar;  der  Unterricht  an  beiden  Anstalten  verblieb 
bei  den  £xjesuiten ;  beide  hatten  Gebäude,  die  Kirche  und  den  Dotationsfonds  gemein- 
sam. Unter  der  französischen  Zwischenreffierung  erfolgte  die  Vermögensauseinander- 
setzung zwischen  dem  Priesterseminar  und  der  Ecole  secondaire,  die  an  die  Stelle  des 
Kollegiums  St  Trinitatis  getreten  war.  Nach  der  preufeischen  Besitzergreifung  wurde 
das  frühere  Kollegium  als  sechsklassises  Gymnasium  eingerichtet;  die  erste  Reifeprüfung 
fand  1816  statt.  1831  wurde  evanffelischer  Relisionsunterricht  eingerichtet  Bis  1830 
zahlte  die  Stadtgemeinde  einen  jährlichen  Zuschuls  von  1575  Thalem;  seitdem  unterhält 
die  Anstalt  sich  im  wesentlichen  aus  eigenen  Mitteln.  Im  Jahre  1874  wurde  sie  unter 
die  vom  Staate  zu  unterhaltenden  Anstalten  aufgenommen,  und  durch  Königlichen  Erlafe 
vom  31.  August  1896  erhielt  sie  den  Namen  „Friedrich  Wilhelms-Gymnasium**.  Für 
Schüler  des  Gymnasiums  besteht  seit  1840  ein  Konvikt;  dasselbe  hat  jedoch  mit  der 
Schule  keinen  organischen  Zusammenhang.  Grölste  Schülerzahl  (671)  im  Jahre  1888, 
kleinste  (469)  im  Jahre  1874. 

Direktor:  Dr.  Joh.  Ittgen  seit  Herbst  1895,  vorher:  Dr.  Rudolf  WWsd  1885—95, 
Dr.  Benvers  1878—84,  Dr.  Jöh.  Könighoff  1868—78.  Aufserdem  haben  am  Gymnasium 
u.  a.  gewirkt:  Dr.  Job.  Beisacker,  Direktor  1859—68  (später  Provinzialschulrat  in  Breslau), 
Dr.  Knoodt  (später  ord.  Professor  an  der  Universität  Bonn),  Dr.  Wilh,  Arnoldi  (Religions- 
lehrer 1824—26, 1842—64  Bischof  von  Trierl  Dr.  AnUm  &ö6e2  (Oberlehrer  1852—54,  später 
Provinzialschulrat  in  Magdebure),  Dr.  Josef  Buschmawn  1874—83  (jetzt  Provinzial- 
schulrat in  CoblenzX  Dr.  WUUbcXä  Beyschlag  (später  ord.  Professor  in  Halle). 

18  Klassen;  23  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  1  Elementarl.,  alle  katholisch. 
Für  den  Religionsunterricht  der  evangelischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt 

Eine  Turnhalle  und  zwei  Spielplätze  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  ent- 
hält 7500  Bände.  Im  Gymnasialgebäude  ist  auiserdem  die  reichhaltige  und  wertvolle 
Stadtbibliothek  untergebracht  welche,  von  den  Jesuiten  herrührend,  während  der  Fremd- 
herrschaft unter  städtische  Verwaltung  kam. 

Stiftungen:  a)  Die  Abel -Stiftung,  1876  gegründet,  10  Schülerstipendien  zu  je 
150  Mk.  jährlich,  b)  Die  von  Biberstein -Stiftung,  1871  gesründet,  55  Mk.  jährlich, 
c)  Die  Binsfeld- Stiftung,  1636  gegründet,  2  Stipendien  zu  Je  240  Mk.  d)  Die  Bois- 
Stiftnng,  1606  gegründet  2  Stipendien  zu  je  100  Mk.  e)  Die  Clotten-Stiftung,  1630  ge- 
gründet 4  Stipendien  zu  je  175  Mk.  f)  Die  Goebel-Stiftung ,  1589  gegründet  jährlich 
120  Mk.  g)  Die  Herzig-Stiftung,  1599  gegründet  jährUch  140  Mk.  h)  Die  Hompheus- 
Stiftung,  1591  gegründet,  jährlich  90  Mk.  i)  Die  Limburg -Stiftung,  1860  gegründet 
jährlich  300  Mk.  k)  Die  Loers- Stiftung,  1862  begründet,  2  Stipendien  zu  je  62  Mk. 
1)  Die  Monzel-Stiftung,  1722  gegründet,  3  Stipendien  zu  je  200  Wl,  m)  Die  Morbach- 
Stiftung,  1603  gegründet,  2  Stipendien  zu  je  90  Mk.  n)  Die  Oberkerijg-Stiftung,  1758 
gegründet,  jährlich  100  Mk.  o)  Die  Scherr-Stiftung,  1850  gegründet,  2  Stipendien  zu  je 
120  Mk.  p)  Die  Tandel-Stiftungen,  1633  gegründet  3  Stipendien  zu  je  90  Mk.  q)  Die 
Zillesius- Stiftung,  1638  gegründet,  4  Stipendien  zu  je  400  Mk.  und  2  zu  je  90  Mk. 
r)  Die  cassa  pauperum  für  arme  Studierende,  aus  verschiedenen  Stiftungen  gebildet, 
jährlich  1100  Mk.  in  Beträgen  von  30—120  Mk.  —  Näheres  über  die  Stiftungen  in  der 
Beilage  zum  Programme  von  1897.  Die  Stiftungen  zu  c  bis  q  sind  in  erster  Linie  für  An- 
verwandte des  betreffenden  Stifters  bestimmt. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Die  Verwaltung  des  Anstaltsvermögens 
führt  ein  Verwaltungsrat  bestehend  aus  dem  ersten  Bürgermeister,  dem  Direktor  und  drei 
weiteren  Mitgliedern.  (Gesamtausgabe  205250  Mk.,  Einnahme  aus  eigenem  Vermögen 
144  986  Mk.,  Bedürfniszuschuis  zur  Zeit  nicht  erforderlich.    Schulgeld  120  Mk. 

Kaiser  Wilhelms-GymiiMiiim  (und  Realgymnasium)  (I,  403.    II,  333.    UI,  325). 

Progr.  von  1847,  48,  49,  51,  60,  62,  63.  —  KeUer,  Festschrift  zur  Gedenkfeier  des 
60jährigen  Bestehens  am  25.  Mai  1882. 

Eine  vierklassige  Stadtschule  wurde  im  Jahre  1846  von  der  Stadtgemeinde  zu 
einer  höheren  Bürgerschule  erweitert  und  als  solche  am  15.  Oktober  desselben  Jahres 
eröffnet.  Nach  der  ersten  Reifeprüfung  im  August  1848  erhielt  sie  das  Recht  zur  Ab- 
haltung von  Entlassungsprüfungen  nach  der  Instruktion  vom  8.  März  1832.  Michaelis 
1847  wurde  mit  ihr  eine  zweiklassige  Provinzialgewerbeschule  verbunden,  und  am  6.  Ok- 
tober 1859  wurde  die  höhere  Bürgerschule  als  Realschule  erster  Ordnung  anerkannt 

39* 
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Michaelis  1862  wurde  ihr  eine  YorBchnle  angegliedert,  diese  ist  jedoch  im  Herbst  1897 
wieder  aufgehoben  worden.  Die  Gewerbeschule  wurde  am  1.  Januar  1878  aufgelöst. 
Ostern  1893  wurde,  nach  Übernahme  der  Schule  auf  den  Staat,  mit  der  Errichtung  von 
Gymnasialklassen  begonnen,  und  am  1.  April  1898  war  die  Erweiterung  der  Schule  zu 
einer  aus  einem  Gymnasium  und  einem  Realgymnasium  bestehenden  Doppelanstalt  be- 
endigt.  Durch  Eabinettsordre  vom  31.  August  1896  war  ihr  die  Bezeichnung  „Kaiser 
Wilhelms-Gymnasium^  beigelegt  worden.  Die  erste  Reifeprüfung  der  Gymnasialabteilung 
hat  Ostern  1899  stattgefunden.  Am  15.  Oktober  1896  wurde  das  50jährige  Jubelfest 
gefeiert.    Michaelis  18^  bis  Ostern  1901  war  mit  der  Anstalt  ein  Seminar  verbunden. 

Direktor:  Dr.  Ernst  Jakob  Broicher  seit  Ostern  1901,  vorher:  Dr.  Schwering  seit 
1.  November  1898,  Dr.  Drotiite  1875—98,  H,  Viehoff  1850—75. 

17  Klassen  (6  für  den  gemeinsamen,  bis  IV  einschl.  reichenden  Unterbau,  6  im 
Gymnasium,  5  im  Realgymnasium);  20  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  tech- 
nischer Lehrer,  2  Elementarl.;  der  Direktor,  13  Oberl.  und  die  beiden  Elementarl.  sind 
katholisch,  die  übrigen  Lehrer  evangelisch.  Auch  f&r  den  Religionsunterricht  der 
evangelischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Für  den  Turnunterricht  werden  die  städtische  Turnhalle  und  der  städtische  Turn- 
platz mitbenutzt    Die  Lehrerbibliothek  enthält  2136  Werke. 

Stiftungen:  a)  Stiftung  des  verstorbenen  Rentiers  J.  Th,  Ehses  für  Schüler,  die 
sich  einem  technischen  Fache  widmen;  15000  Mk.  b)  Stiftung  desselben  Wohlthäters,  zur 
Förderung  des  chemischen  und  physikalischen  Unterrichts,  10  000  Mk.  c)  Die  Jubiläums- 
stiftung  vom  Jahre  1882,  zu  einem  Schülerstipendium.    Kapital  4463  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  111  900  Mk.,  Zuschuls 
des  Staates  49  720  Mk.,  der  Stadt  8000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Prüm. 

(Kurf.  Erzbistum  Trier.    2666  Einwohner.) 

GymoMiiim  (I,  404.    II,  333.    III,  326> 

Pohle,  Kurze  Geschichte  der  gefürsteten  Abtei  Prüm,  Progr.  1856.  —  Progr.  1862, 
63  und  93. 

Unter  der  französischen  Verwaltung  wurden  der  Stadt  durch  Kaiserliches  Dekret 
vom  19.  Juli  1805  die  Gebäude  der  763  gestifteten  Benediktinerabtei  zur  Errichtung 
einer  Sekundärschule  überwiesen.  Die  Eröffnung  derselben  verzögerte  sich  jedoch  bis 
zum  Jahre  1814,  in  welchem  die  Stadtgemeinde  durch  den  Verkauf  von  Klostergütem 
einen  dürftigen  Schuldotationsfonds  beschafft  hatte.  Die  Schule  fristete  zunächst  nur 
mühsam  ihr  Dasein  und  wurde  im  Jahre  1841  unter  Reservierung  ihres  Vermögens 
aufgelöst  Am  6.  Juli  1852  wurde  sie  wieder  eröffnet,  Michaelis  1871  die  Sekunda 
errichtet  und  Michaelis  1874  die  Schule  unter  die  vollberechtigten  Prosymnasien  aufge- 
nommen. Nach  einer  Zeit  des  Rückganges  während  der  80  er  Jahre  hob  sie  sich  infolge 
der  Errichtung  eines  bischöflichen  Konvikts  (1887)  zusehends.  Das  am  28.  März  1893 
errichtete  Statut  wurde  am  26.  September  desselben  Jahres  von  der  Aufsichtsbehörde 
genehmigt.  Nach  §  7  desselben  soUen  die  Lehrer  (mit  Ausnahme  des  Direktors,  den 
stets  die  Staatsbehörde  beruft)  in  geordnetem  Wechsel  von  der  Staatsbehörde  und  vom 
Kuratorium  berufen  werden ;  nach  §  2  sind  die  Lehrer  in  derselben  Weise  zu  besolden, 
wie  die  Lehrer  an  staatlichen  Anstalten. 

Direktor:  Dr.  Fdix  Brüll  seit  1.  Januar  1898,  vorher:  Dr.  Julius  Asbudh  1889 
bis  1897,  Dr.  Josef  Weidgen  1886—89,  Dr.  J7.  Himnekes  1864—85. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  alle  katholisch.  Für 
den  Religionsunterricht  der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Die  Anstalt  besitzt  zwei  Spielplätze  und  benutzt  eine  anderweitig  bereitgestellte 
Turnhalle.    Die  Bibliothek  enthält  etwa  4000  Bände. 

Bei  Gelegenheit  des  goldenen  Ehejubiläums  des  Kaisers  Wilhelm  I.  und  der 
Kaiserin  Augusta  wurde  der  Grund  zu  einer  Jubiläumsstiftung  für  bedürftige  Schüler 
gelegt.    Bestand  etwa  1000  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten,  örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Königlichen  Kompatronats- 
kommissar,  dem  Direktor,  dem  katholischen  und  dem  evangelischen  Pfarrer,  sowie 
drei  von  der  Gemeindevertretung  vorgeschlagenen  Bürgern.  Gesamtausgabe  71 100  Mk., 
Zuschuls  der  Stadt  12665  Mk.,  des  Staates  28000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor 
hat  Dienstwohnung.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der  Provinzialkasse  versichert. 
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Saarbrücken. 

(Grafschaft  Saarbracken.    23237  Einwohner.) 

Ein  Gymnasium  und  eine  Oberrealschule,  beide  vom  Staate  unter- 
halten ;  die  Oberrealschule  ist  aus  einer  Provinzialgewerbeschule  entstanden. 

Gymnasium  (I,  406.    II,  335.    III,  327). 

Zimmermann j  Das  Gymnasium  zu  Saarbrücken,  Geschichtliche  Darstellune  (bis 
1625)  Progr.  1825.  —  Peter,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Gymnasiums  Progr.  1863.  — 
Holknberg,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Gymnasiums  im  17.  Jahrhundert  und  zur  Ge- 
schichte des  Stiftes  St.  Amual,  Progr.  1874.  —  Progr.  1834—36,  54,  60-62. 

Die  Schule  bestand  schon  im  Jahre  1604.  In  diesem  wurde  sie  vom  Grafen 
Ludwig  zu  Nassau  -  Saarbrück  in  einem  neuen  Gebäude  untergebracht;  der  ihr  schon 
damals  gegebene  Name  Gymnasium  und  Landschule  wurde  in  der  Stiftungsurkunde 
vom  10.  Dezember  1620  ausdrücklich  bestätigt.  Die  Dotation  wurde  auf  das  Stift 
St  Arnual  angewiesen.  Bei  der  preulsischen  Besitzergreifung  war  die  Anstalt  nur  noch 
eine  Bürgerschule  mit  drei  Klassen  und  fünf  Lehrern ;  die  Lehrer  waren,  altem  Herkommen 
gemäls,  Stiftsgeistliche.  In  der  Zeit  von  1818—23  wurde  sie,  nachdem  vom  Staate  und 
von  der  Stadt  Zuschüsse  bereitgestellt  waren,  als  ein  sechsklassiges  preußisches  Gym- 
nasium eingerichtet;  die  erste  Keifeprüfung  fand  Michaelis  1825  statt.  Nunmehr  wurde 
mit  der  Berufung  weltlicher  Lehrer  begonnen.  Die  im  Jahre  1836  auf  Kosten  der 
Stadtgemeinde  eingerichteten  Realklassen  wurden  1853  eingezogen;  an  ihre  SteUe  trat 
Ersatzunterricht  für  die  vom  Griechischen  befreiten  Schüler,  aber  auch  dieser  ist  nach 
einiger  Zeit  (1874)  eingegangen.  Der  Unklarheit  über  die  Patronatsverhältnisse  wurde 
im  JSf ai  1872  durch  Übernahme  der  Anstalt  auf  den  Staat  ein  Ende  gemacht.  Der 
frühere  Yerwaltungsrat  wurde  1895  aufgelöst,  seine  Befugnisse  ^insen  auf  den  Direktor 
über.  Die  Vorschule  besteht  seit  1835,  ist  jedoch  erst  1861  mit  dem  Gymnasium  end- 
gültig verbunden  worden. 

Direktor:  Neuber  seit  L  August  1900,  vorher:  Dr.  Nelson  1897—1900  (jetzt 
Provinzialschulrat  in  Coblenz),  Fischer  1895—97,  Breuker  1883—94,  Dr.  W,  Hollenberg 
1865-83. 

16  Klassen  und  eine  Yorschulklasse;  18  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl., 
alle  evangelisch.    Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  ist  gesorgt 

Das  jetzige  Schulhaus  (HohenzoUemstrafee  51)  ist  1891  mit  einem  Kostenaufwande 
von  300500  Mk.  erbaut  worden.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  zum  Spielen  wird  der 
Tumhof  benutzt.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  5900  Bände.  Zur  Anschaffung  eines 
wertvollen  Werkes  schenkte  im  Sommer  1898  der  Kommerzienrat  BöchUng  1000  mk. 

Stiftungen:  a)  Der  Stipendienfonds,  für  ehemalige  Schüler,  1875  vom  Direktor 
HoUenberg  gegründet  Bestand  13586  Mk.  b)  Die  Lehrerwitwen-  und  Waisenkasse, 
1866  gegründet    Bestand  21 623  Mk. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  127  265  Mk.,  Be- 
dürfniszuschuls  71350  Mk.,  Zuschufe  der  Stadt  3725  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Die 
Häuser,  die  zu  Dienstwohnungen  für  den  Direktor  und  zwei  Oberlehrer  bestimmt  sind, 
werden  gegenwärtig  umgebaut 

Oberrealschole. 

Krüger j  Jahresbericht  über  die  Königliche  Gewerbeschule  für  das  Schuljahr  1874.  — 
Derselbe,  Geschichte  der  Gewerbeschule,  Progr.  1886. 

Am  28.  Oktober  1856  wurde  eine  Provinzialgewerbeschule  eröffnet;  diese  wurde  am 
24.  Juni  1874  nach  Malsgabe  des  Organisationsplanes  vom  21.  März  1870  in  eine  .König- 
liche Gewerbeschule^  umgewandelt.  Dieselbe  bestand  aus  drei  Gewerbeschulklassen 
und  einer  Fachklasse;  zur  Vorbereitung  für  die  ersteren  diente  die  Gewerbevorschule. 
Die  obere  Abteilung  wurde  fortan  zu  *ls  vom  Staate,  zu  '/s  vom  Kreise  Saarbrücken 
und  zu  je  Vs  von  den  Städten  St.  Johann  und  Saarbrücken,  die  untere  Abteilung,  d.  h. 
die  Gewerbevorschule,  zu  Vs  vom  Kreise,  zu  je  '/s  von  den  beiden  genannten  Städten 
unterhalten.  Am  12.  Mai  1893  wurde  die  Umwandlung  der  bisher  siebenklassigen 
Gewerbeschule  in  eine  neunklassige  Oberrealschule  genehmigt.  Ostern  1895  fand  an 
dieser  die  erste  Reifeprüfung  statt  Am  1.  April  1897  übernahm  der  Staat  die  ge- 
samte Unterhaltungspflicht. 

Direktor:  Dr.  Mattrer  seit  Ostern  1901,  vorher:  Dr.  Max  Mirisch  seit  1.  Ok- 
tober 1895,  vor  diesem  Otto  KrOger, 
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15  Klassen;  16  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  8  Elementarl. ;  4  Lehrer  sind 
katholisch,  die  übrigen  evangelisch.  Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen 
Minderheit  ist  gesorgt 

Für  einen  Neubau  des  Schnlhauses  ist  von  der  Stadt  St  Johann  unentgeltlich  ein 
Grundstück  bereitgestellt  worden;  die  Kosten  des  Baues  sind  auf  etwa  400000  Mk. 
▼eranschlagt.  Das  gegenwärtige  Schulgebäude  befindet  sich  in  der  Spichererbergstralse. 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  8877  Bände. 

Die  Anstalt  wird  Tom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  108  803  Mk. ,  Zuschuft 
des  Staates  88  808  Mk.,  aus  städtischen  Fonds  8950  Mk.    Schulgeld  120  Mk. 

Neunkirchen. 

(Kurf.  Erzbistum  Trier.    27695  Einwohner.) 

ProgymnaBimn  (Realgymnasium). 

Wernicke^  Die  höhere  Schule  in  Neunkirchen  während  der  ersten  25  Jahre  ihres 
Bestehens,  Progr.  1900. 

Die  Anstalt  ist  von  der  Gemeinde  gegründet  und  als  höhere  Knabenschule  Ostern  1875 
eröfihet  worden.  Bis  Ostern  1896  ummfete  sie  nur  die  Gymnasialklassen  VI  bis  0  III. 
Ostern  1892  wurde  mit  der  Angliederung  einer  lateinlosen  Abteilung  begonnen,  die  Real- 
klassen gingen  jedoch  von  Ostern  1895  ab  stufenweise  wieder  ein,  da  die  Absicht  bestand, 
die  Anstalt  zu  einem  Realgymnasium  auszugestalten.  Dieser  Plan  wurde  zunächst  vom 
Minister  nicht  genehmigt,  dagegen  wurde  empfohlen,  die  Anstalt  zu  einem  Progymnasium 
mit  wahlfreiem  Englisch  auszugestalten  (Statut  vom  15.  April  1896).  Als  solches  wurde 
sie  Ostern  1897  anerkannt.  Auf  erneuten  Antrag  wurde  jedoch  der  Ausbau  zum  Real- 
gymnasium genehmigt;   Ostern  1901  wurde  die  Obersekunda  errichtet. 

Direktor:   E.  Wemicke  seit  Ostern  1896,  vorher:  Dr.  Kappd. 

9  Klassen;  8  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Zeichenl/,  1  Elementarl.; 
5  Lehrer  sind  katholisch,  die  Übrigen  (darunter  der  Direktor)  evanj^elisch.  Für  die 
Angehörigen  beider  christlichen  Bekenntnisse  ist  Religionsunterricht  eingerichtet 

Das  frühere  Schulhaus  wurde  1877  mit  einem  Kostenauf  wände  von  50000  Mk. 
erbaut  Das  neue  Schulhaus  ist  am  1.  August  1900  eingeweiht  worden;  die  Kosten 
einschl.  der  inneren  Einrichtung,  aber  ohne  Bauplatz  haben  sich  auf  etwa  800000  Mk. 
belaufen. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  970  Werke  in  1627 
Bänden. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Gemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist 
das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor,  einem  evangelischen 
und  einem  katholischen  Geistlichen  und  sechs  von  der  Gemeindevertretung  gewählten 
Bürgern.  Gesamtausgabe  65000  Mk.,  Zuschuis  der  Gemeinde  84  670  Mk.,  des  Staates 
4750  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.  Besoldungen  nach 
den  Nachträgen  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  2.  Die  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen ist  durch  Ortsstatut  geregelt 

SaarloulB. 

(Herzogtum  Lothringen.    7864  Einwohner.) 

Gymnasinm  (I,  405.    U,  884.    UI,  826). 

Dr.  Kramm,  Umril^  der  Geschichte  der  Anstalt,  Progr.  1899. 

Ein  bald  nach  Gründung  der  Stadt  auf  Grund  einer  Verfügung  vom  29.  November 
1687  von  Wallerfangen  übergesiedelter  Augustinerkonvent  gründete  eine  höhere  Schule, 
die  sich  aus  kleinen  Anfingen  zu  einer  humanistischen  Anstalt  mit  den  Lehr- 
zielen eines  College  entwickelte.  Die  Schule  war  mit  einem  Pensionate  verbunden, 
empfing  kleine  Zuwendungen  vom  Staate  und  von  der  Stadt,  unterhielt  sich  jedoch  im 
wesentlichen  aus  eigenen  Mitteln.  Mit  dem  Kloster  und  der  Kirche  fiel  sie  als  Opfer 
der  französischen  Involution,  aber  unter  dem  Kaiserreiche  entstand  sie  als  Sekundär- 
schule von  neuem.  Unter  der  preußischen  Regierung  war  ihr  Charakter  mannigfachem 
Wechsel  unterworfen.  In  den  ersten  50  Jahren  war  sie  nacheinander  unvollständiges 
Progymnasium,  Mittelschule,  Bürgerschule  und  vom  18.  Januar  1856  an  wieder  Progym- 


X 

i 


V 


—    615    — 

nasium.  1862  begann  ihre  Umwandlung  in  eine  lateintreibende  Realschule ;  am  26.  April 
1866  wurde  sie  als  höhere  Bürgerschule  anerkannt  Die  während  der  80  er  Jahre  oe- 
gonnene  Umwandlung  in  ein  Progymnasium  kam  am  1.  April  1891  durch  ihre  Anerkennung 
als  solches  zum  Abschlüsse.  Durch  Erlafs  vom  2.  Februar  1899  wurde  ihre  Erweiterung 
zu  einem  Gymnasium  genehmigt,  Ostern  1901  die  0  I  eröflhet. 

Direktor:  Dr.  Emü  Kramm  seit  1.  April  1895,  vorher:  J9u^o  '^ühelm  Thde 
1876—95,  Dr.  C.  Sirker  1872—76. 

9  Klassen;  10  Oberlehrer,  2  wissenschaftliche  Hilfsl.,  1  Elementarl.,  auJser  dem 
evangelischen  Religionslehrer  alle  katholisch. 

Das  ietzige  Schulhaus  ist  in  den  Jahren  1897/98  mit  einem  Eostenaufwande  von 
155000  Mk.  erbaut  worden.  Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  ungefähr  8750  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  A.  v.  Galhausche  Stiftung,  1879  gegründet,  zur  Zahlung  des 
Schulgeldes  fUr  bedürftige  und  würdige  Schüler.  Bestand  87500  Mk.  b)  Die  Gutiennesche 
Stiftung  (1857)  zur  Beschaffung  von  Prämien.  Bestand  1500  Mk.  c)  CeUne  v.  Gaühau 
hat  durch  Vermächtnis  vom  6.  März  1842  bestimmt,  dals  der  Ertrag  eines  ihrer  Grund- 
stücke zu  Schülerstipendien  verwendet  wird,  zur  Zeit  159  Mk.  jährfleh. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Eompatronat). 
Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister, 
dem  Königlichen  Kompatronatskommissar ,  dem  Direktor,  dem  evangelischen  und  dem 
katholischen  Pfarrer,  sowie  drei  Stadtverordneten.  Gesamtausgabe  57  600  Mk.,  Zuschufe 
der  Stadt  6900  Mk.;  des  Staates  11000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der  Direktor  und 
ein  Oberlehrer  haben  Dienstwohnung.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei  der 
Provinzialkasse  versichert. 


St.  Wendel. 

*  

(Hauptort  des  vormal.  Fürstentums  Lichtenberg.    5516  Einwohner.) 

Kronprinz  Friedrich  Wilhelms-Progymnasiuiii 

a,  405.    II,  884.    III,  326). 

Progr.  1856,  1868  und  1900  (vgl.  in  letzterem  den  Bericht  über  die  Festrede  des 
Direktors  S.  8—12). 

Die  Herzoglich  Sachsen-koburgische  Regierung  vereinigte  die  Stadtschule  mit  einer 
höheren  Privatschule  zu  einem  vierklassigen  Lvceum,  das  zu  akademischen  Studien 
vorbereiten  sollte,  und  eröffiiete  dasselbe  am  18.  Oktober  1824.  Im  Jahre  1832  wurde 
die  Anstalt  infolge  demagogischer  Umtriebe  aufgelöst.  Am  1.  Mai  1884  wurde  sie  als 
Realschule  wiedereröfihet;  nach  der  Abtretung  des  Fürstentums  Lichtenberg  an  Preulken 
(1884)  war  sie  eine  Zeitlang  höhere  Stadtschule,  1855  wurde  sie  als  Prog^rmnasium  neu 
eröffiiet  und  am  18.  Januar  1856  als  solches  anerkannt.  1874  wurde  sie  vom  Staate 
übernommen.  Die  Realabteilung,  die  mehrere  Jahre  hindurch  bestanden  hatte,  ging 
Michaelis  1874  ein;  das  am  11.  Mai  1874  für  das  Progymnasium  errichtete  Statut  wurde 
am  12.  August  desselben  Jahres  genehmigt. 

Direktor:  Dr.  Joseph  Baar  seit  Michaelis  1901,  vorher:  Dr.  Franz  Koch  1890 
bis  1901,  Johann  Busch  1855—89. 

6  Klassen;  5  Oberlehrer,  1  Elementarl.;  1  Lehrer  ist  evangelisch,  die  übrigen 
sind  katholisch.  An  der  Anstalt  wird  den  Schülern  beider  christlichen  Bekenntnisse 
Religionsunterricht  erteilt 

Das  jetzige  Schulhaus  wurde  am  18.  Oktober  1877  bezogen;  zu  den  Gesamtkosten 
(120570  Mk.)  hat  die  Stadtgemeinde  89000  Mk.  beigesteuert. 

Ein  Turnplatz  ist  vorhanden;  die  Mitbenutzung  einer  Turnhalle  ist  vertragsmäßig 
gesichert    Die  Lehrerbibliothek  enthält  1300  Werke  in  3100  Bänden. 

Stiftungen:  a)  Die  Getto- Jochem-Hallauersche  Prämienstiftung  (1825),  jährlich 
28  Mk.  b)  Die  Jubiläumsstiftung,  am  15.  Oktober  1899  gegründet,  zu  Schülerstipendien. 
Bestand  750  Mk. 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  der 
Yerwaltungsrat,  bestehend  aus  dem  Direktor  als  Vorsitzendem,  dem  fiürgermeister  und 
einem  Stadtverordneten.  Gesamtausgabe  41590  Mk.,  Zuschuß  des  Staates  28905  Mk., 
au&erdem  vermöge  rechtlicher  Verpflichtung  2400  Mk.,  Zuschuis  der  Stadt  1350  Mk. 
Schulgeld  100  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 
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Regierungsbezirk  Aaehen. 

Aachen. 

(Vormals  Krönungsstadt  des  Deutschen  Reiches  und  freie  Reichsstadt. 

185245  Einwohner.) 

In  der  Stadt  befinden  sich  jetzt  2  Gymnasien,  1  Realgymnasium  mit 
Handelsschulklassen  und  1  Oberrealschule  mit  Fachklassen.  Eines  der 
Gymnasien  wird  vom  Staate  und  der  Stadt  gemeinschaftlich,  das  andere 
ausschliefslich  vom  Staate,  die  übrigen  Anstalten  werden  ausschliefslich 
von  der  Stadt  unterhalten.  An  der  Gründung  des  zweiten  Gymnasiums, 
das  im  Gegensatz  zu  dem  ausschliefslich  von  katholischen  Schülern  be- 
suchten Kaiser  Earls-Gymnasium  paritätischen  Charakter  hat,  hat  sich  die 
Aachen-Münchener  Feuer-Versicherungsgesellschaft  mit  einem  Beitrage  von 
weit  über  300  000  Mk.  beteiligt.  Die  Oberrealschule  ist  aus  einer  früheren 
Provinzialgewerbeschule  entstanden. 

Kaiser  Karls-Oymnajsinm  (I,  393.    II,  327.    III,  321). 

Erckena,  Geschichtliche  Nachrichten  über  die  Schule,  Progr.  1819.  —  Progr.  1826, 
28,  32,  36,  36—48,  61.  —  Dr.  Schtoenffer,  Urkundliches  zur  Geschichte  der  Anstalt, 
Progr.  1888. 

Nach  dem  Eingehen  des  Karmeliterklosters  errichteten  die  Jesuiten  im  Jahre  1601 
ein  fünf  klassiges  Gymnasium,  das  später  durch  Lehrstühle  der  Philosophie,  Physik 
und  Theologie  erweitert  wurde.  Die  Stadt  zahlte  als  Beitrag  zur  Unterhaltung  der 
Schule  eine  Rente,  und  das  Kapitel  des  Münsterstifts  steuerte  zur  Instandhaltung  des 
Gymnasialgebäudes  jährlich  einige  hundert  Gulden  hei.  Nach  Aufhebung  des  Jesuiten- 
ordens übernahmen  Weltgeistliche  den  Unterricht  gegen  geringe  Besoldung.  Unter  der 
französischen  Regierung  mu&ten  Lehrer  und  Schüler  das  G]rmnasialgebäude  räumen; 
1802  ging  die  Schule  vollständig  ein.  Nach  der  preu&ischen  Besitzergreifung  wurde 
sie  vom  Staate  als  sechsklassiges  Gymnasium  neueingerichtet.  Die  erste  Reifeprüfung 
fand  1818  statt.  Durch  Allerhöchsten  Erlafe  vom  8.  März  1886  erhielt  die  Anstalt 
den  Namen  „Kaiser  Karls-Gymnasium''.  Gymnasialkirche  ist  die  ehemalige  Auf^stiner- 
kirche  (jetzt  der  Schule  gehörig).  Die  seit  1872  bestehende  Vorschule  wird  aus- 
scUieüslich  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Das  ÖOjährige  Dienstjubiläum  feierten 
am  22.  April  1873  der  Schreiblehrer  SchnUte,  am  2.  Mai  1874  der  Professor  Dr.  Klapper, 
am  4.  Mai  1876  der  Gesanglehrer  BouTj  am  30.  September  1880  der  Oberlehrer 
Christian  MOUer.  Größte  Schülerzahl  (545  ausschl.  Vorschule)  im  Jahre  1886,  kleinste 
(451)  im  Jahre  1892. 

Direktor:  Dr.  MarHn  Scheins  seit  1.  September  1898,  vorher  Dr.  Heiwri€h 
Schtoenger  1874—98,  Dr.  Stauder  1871—74,  später  Wirklicher  Geheimer  Oberregierungs- 
rat und  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium. 

19  Klassen  (V  und  IV  dreifach)  und  3  Vorschulklassen;  18  Oberlehrer,  1  wissen- 
schaftlicher Hilfsl.,  1  Zeichenl.f  3  Vorschullehrer,  alle  katholisch.  Auch  die  Schüler 
sind  sämtlich  katholisch. 

Der  Bau  eines  neuen  Schulhauses  ist  in  Vorbereitung.  Der  Staat  wird  einen  Zu- 
schuß; von  140000  Mk.  leisten;  das  Eigentum  und  die  Unterhaltungspflicht  verbleiben 
bei  der  Stadt. 

Der  Turnunterricht  wird  teils  in  der  Turnhalle  der  Oberrealschule,  teils  in  einer 
vornehmlich  für  Volksschulen  und  Vereine  bestimmten  städtischen  Turnhalle  „an  der 
Schanz^  erteilt. 

Die  Lehrerbibliothek  (1825  gegründet)  enthält  etwa  7000  Bände,  darunter  Geschenke 
des  Gölner  Erzbischofs  Ferdinand  August  v.  Spiegel  (297  Bände),  des  Oberregierungsrats 
BOg  (473  Werke)  und  des  Geheimen  Legationsrats  Dr.  v,  Eeumont, 

Stiftungen:  a)  Der  1822  gegründete  „Verein  zur  Unterstützung  hilfsbedürftiger 
Gymnasiasten^  verleiht  jetzt  Schülern  des  Gymnasiums,  die  sich  dem  höheren  Staats- 
oder  Kirchendienste  widmen  wollen,  Stipendien  von  50  bis  100  Mk.  Sein  Vermögen 
beträgt  34  759  Mk.    b)  Die  Schön- Stiftung,  am  14.  Oktober  1867  gegründet.    Ein  Viertel 
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der  Zinsen  wird  zum  Kapital  geschlagen,  bis  dieses  600  Mk.  Zinsen  bringt,  der  Rest 
nach  dem  Ermessen  des  Direktors  zu  Schalerstipendien  verwendet.  Bestand  14495  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  und  der  Stadt  gemeinschaftlich  unterhalten.  Örtliche 
Verwaltungsbehörde  ist  der  Yerwaltungsrat,  bestehend  aus  dem  Ersten  Bürgermeister 
als  Vorsitzendem f  dem  Direktor,  einem  vom  Stadtrate  ernannten  und  zwei  von  der 
Staatsbehörde  ernannten  Mitgliedenii  von  denen  das  eine  rechtskundig,  das  andere  mit 
Finanzsachen  vertraut  sein  soll.  Gesamtausgabe  1^843  Mk.,  Zuschuls  des  Staates 
29980  Mk.,  der  Stadt  82095  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  (städtischen)  Vorschule 
72  Mk.    Der  Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Kaiser  Wilhelms-Gyinnasium. 

Be^l,  Bericht  über  die  Eröffiiungsfeier  des  Gymnasiums,  Progr.  1887. 

Durch  Schreiben  vom  27.  April  1881  zeigte  die  Direktion  der  Aachener  und 
Münchener  Feuer  Versicherungsgesellschaft  dem  Kegierungspräsidenten  an,  dals  sie  der 
Staatsregierung  zur  Begründune  eines  neuen  Gymnasiums  für  die  Städte  Aachen  und 
Burtscheid  800000  Mk.  zur  Verniffung  stelle.  Das  Anerbieten  wurde  angenommen.  Der 
darauf  überwiesene  Betrag  von  300000  Mk.  wurde  behufs  Erweiterung  des  Bauplatzes 
für  das  Schulhaus  noch  um  ein  Ansehnliches  erhöht.  Durch  Allerhöchsten  Erlals  vom 
8.  März  1886  wurde  genehmigt,  dafs  die  neu  zu  gründende  Schule  den  Namen  „Kaiser 
Wilhelms-Gymnasium^  führe.  Dasselbe  wurde  am  1.  Mai  1886  in  seinem  Jetzigen  Ge- 
bäude eröffnet.  Ostern  1890  erhielt  es  die  Militärberechtigung.  Ostern  1892  wurde  die 
Oberprima  eröffnet,  und  ein  Jahr  später  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten.  Die  Vor- 
schule besteht  seit  der  Gründung  der  Anstalt  Gröfste  Schülerzahl  (283  ausschließlich 
Vorschule)  im  Jahre  1897,  kleinste  (246)  im  Jahre  1893. 

Direktor:   Dr.  Georg  Regel  seit  8.  April  1889,  vorher  interimistischer  Dirigent; 

9  Klassen  und  3  Vorschulklassen;  11  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  8  Elemen- 
tar- und  VorschulL;  7  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  und  der  Direktor 
evangelisch.  An  der  Anstalt  wird  evangelischer  und  katholischer  Religionsunterricht 
mit  gleicher  Stundenzahl  erteilt. 

Das  Schulhaus  (LothringerstraCse  10)  ist  in  den  Jahren  1884—86  mit  einem  Kosten- 
aufwände  von  840(X)()  Mk.  erbaut  worden.  Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  seit  Ostern 
1900  verfügt  die  Anstalt  über  einen  ihr  von  der  Aachener  und  Münchener  Feuerver- 
sicherungsgesellschaft geschenkten  Spielplatz.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  2730  Bände. 

Das  Gymnasium  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  95870Mk.,  Staats- 
zuschuls  56985  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  in  der  Vorschule  100  Mk.  Für  den  Direktor 
wurde  1889  und  90  von  der  Aachener  und  Münchener  Feuerversicherungsgesellschaft 
eine  Dienstwohnung  eingerichtet  und  dem  Gymnasium  als  Geschenk  überwiesen. 

Bealgrymnasium  (mit  Handelsschulklassen)  (I,  395.    n,  328.    III,  322). 

Bericht  über  die  Feier  des  50jährigen  Bestehens  der  Anstalt,  Progr.  1886,  S.  Vlllff.  — 
Progr.  1838,  53,  55,  61. 

Die  Schule  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  am  27.  April  1835  als  höhere 
Bürgerschule  (Realschule)  eröffnet  worden.  Bereits  am  28.  Oktober  1836  erhielt  sie 
das  Recht  zur  Abhaltung  von  Entlassungsprüfungen  nach  der  Instruktion  von  1832^  und 
im  Herbst  1838  fand  die  erste  Prüfung  dieser  Art  statt.  In  den  Jahren  1837—52  war 
mit  der  höheren  Bürgerschule  die  Königliche  Provinzialgewerbeschule  verbunden.  Bei 
Erlals  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  von  1859  wurde  jene  in  die  zweite  Ord- 
nung der  Realschulen  aufgenommen;  am  1.  Oktober  1861  wurde  sie  als  Realschule  erster 
Ordnung  anerkannt.  Ostern  1893  wurde  ihr  eine  aus  drei  den  oberen  drei  Klassen  des 
Realgymnasiums  parallelen  Klassen  bestehende  Handelsschule  angegliedert.  Den  Ent- 
lassungsprüfungen dieser  letzteren  wohnen  seit  Ostern  1899  Kommissare  des  ünter- 
richtsministers  und  des  Handelsministers  bei.  Die  Vorschule  besteht  seit  Ostern  1886. 
Grö&te  Schülerzahl  (363)  im  Jahre  1877/78,  kleinste  (281)  im  Jahre  1888/89,  seitdem  be- 
ständiges Stellten  bis  auf  441  und  118  Vorschüler  im  Schuljahre  1901.  Am  19.  Oktober 
1885  feierte  die  Anstalt  ihr  50jähriges  Bestehen. 

Direktor:  Dr.  Joh,  Jos.  Neufs  seit  14.  November  1883,  vorher:  Dr.  J.L.Hilgers 
1855 — 83.  Außerdem  wirkte  an  der  Anstalt  u.  a.:  Dr.  Ed,  Heis^  später  ord.  Professor 
der  Mathematik  an  der  Akademie  zu  Münster. 

15  Klassen  und  2  Vorschulklassen,  auGserdem  3  Handelsschulklassen;  18  Oberlehrer, 
2  wissenschaftliche  HilfsL,   2  technische  Lehrer  und  2  VorschulL;    1  Oberlehrer  (Reli- 
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fionslehrer)  ist  evangelisch,   die    übrigen  Lehrer   und  der  Direktor   sind  katholisch, 
'ür  den  Religionsnnterricht  der  evangelischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulhaus  (Jesuitenstrafse  9)  wurde  in  den  Jahren  1888 — ^91  mit  einem 
Kostenaufwande  von  840  900  Mk.  erbaut  und  am  15.  Juli  1891  bezogen.  Turnhalle  und 
Spielhof  sind  vorhanden.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  5000  Sande. 

Stiftungen:  a)  Die  „Kribben-Hilgers- Stiftung,  im  Jahre  1885  aus  Sammlungen 
begründet,  ein  Stipendium  von  jährlich  250  Mk.  b)  Die  Studienstiftung  des  Aachener 
Eamevalvereins,  1867  gegründet  durch  Zahlung  von  1000  Thalem  an  den  Aachener 
Verein  zur  Förderung  der  Arbeitsamkeit,  mit  der  Verpflichtung,  jährlich  dem  Direktor 
150  Mk.  für  ein  Schülerstipendium  auszuzahlen,  c)  Die  Stipendienstiffcung  der  Aachener 
Bealschüler  vom  Jahre  18y1,  jährlich  150  Mk.  d)  Die  Stiftung  des  Aachener  Bürger- 
kasinos, zur  Beschaffung  von  Lehrmitteln  für  bedürftige  Schüler.    Bestand  SOO  Mk. 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  £rsten  Bürgermeister,  dem  Direktor,  dem 
katholischen  und  dem  evangelischen  Pfarrer,  vier  Stadtverordneten,  zwei  stimmfähigen 
Bürgern  und  einem  Mitgliede  der  Handelskammer.  Gesamtausgabe  123170  Mk.,  Zu- 
schuft  der  Stadt  75858  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  für  Auswärtige  150  Mk.,  in  der  Vor- 
schule 72  Mk.,  an  der  Handelsschule  für  Inländer  150  Mk.,  für  Ausländer  800  Mk.  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung. 

Oberrealsehnle  (mit  Fachklassen). 
Progr.  der  Provinzialgewerbeschule  v.  1859.  —  Progr.  des  Realgymnasiums  v.  1892. 

Die  im  Jahre  1818  am  Orte  gegründete,  vom  Staate  und  der  Stadtgemeinde  gemein- 
sam unterhaltene  Provinzialgewerbeschule  wurde  1837  mit  der  höheren  Bürgerschule 
(dem  jetzigen  Realgymnasium)  vereinigt,  im  Herbst  1852  von  dieser  abgetrennt  und  mit 
einer  Vorbereitungsklasse  versehen.  Die  im  Herbst  1877  begonnene  Umgestaltuns  nach 
dem  Normalplane  vom  21.  März  1870  gelangte  nicht  zum  Abschlüsse.  Durch  Vertraff 
vom  14.  Februar  1883  wurde  die  Anstalt  ganz  von  der  Stadtgemeinde  übernommen  und 
mit  der  städtischen  Gewerbeschule  zu  einer  einheitlichen  Schule  verschmolzen,  die  aus 
einer  siebenklassigen  Realschule  und  einer  an  die  sechste  Klasse  sich  anschlielsenden 
zweiklassigen  Fachschule  für  mechanisch-technische  und  chemisch-technische  Gewerbe 
bestand.  Der  Staat  gewährte,  zunächst  auf  zwölf  Jahre,  einen  jährlichen  Zuschuß  von 
14700  Mk.  und  stellte  zur  Beschaffung  der  Lehrmittel  einen  Fonds  von  16000  Mk. 
bereit.  Ostern  1893  wurde  die  Realschule  zu  einer  Oberrealsehnle  erweitert  Die 
chemische  Abteilung  der  Fachschule  wurde  Ostern  1896  wegen  schwachen  Besuches 
aufgelöst. 

Direktor:  Dr.  Friedr.  Aheck  seit  Ostern  1900,  vorher:  Josef  PüUer  seit  1866, 
vor  diesem  Dr.  Adolf  WiUlner,  jetzt  Geheimer  Regierungsrat  und  Professor  an  der 
technischen  Hochschule  in  Aachen. 

17  Erlassen;  19  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  HilfsL,  3  technische  und  ElementarL; 
3  Lehrer  sind  evangelisch,  die  übrigen  katholisch.  Für  den  Religionsunterricht  der 
evangelischen  Minderheit  ist  gesorgt. 

Das  jetzige  Schulhaus  wurde  Ostern  1892  bezogen;  die  Baukosten  betrugen 
375000  Mk.    Die  Lehrerbibliothek  enthält  1952  Werke  in  5529  Bänden. 

Der  Geheime  Sanitätsrat  Dr.  Krihben  hat  Ostern  1900  mit  einem  Kapital  von 
6000  Mk.  ein  Schülerstipendium  (Kribben-Pützer-Stiftung)  gegründet. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Ersten  Bürgermeister  als  Vorsitzendem,  zwei 
vom  Gemeinderate  zu  wählenden,  einem  vom  Provinzialschulkollenum  zu  berufenden 
Mitgliede  und  dem  Direktor.  Gesamtausgabe  146500  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  83410  Mk., 
des  Staates  14700  Mk.  Schulgeld  120  Mk.;  Auswärtige  zahlen  72  Mk.  Zuschlag;  für 
8  ^/o  der  Schüler  kann  vom  Kuratorium  Schulgeldbefreiung  bewilligt  werden.  Besoldungen 
nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat,  feste  Zulage  nach  §  2.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 

Düren. 

(Herzogtum  Jülich.    27168  Einwohner.) 

Zwei  Stiftische  Anstalten:  ein  Gymnasium  und  eine  mit  einem  Real- 
progymnasium verbundene  Oberrealschule. 
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Gymnasium  (I»  397.    U,  880.    lU,  828). 

Meyer^  Die  Weihe  des  Gymnasiums  zu  Düren,  Progr.  1827.  —  Bogen,  Statistische 
Mitteilungen  über  das  Gymnasium  zu  Düren  von  1826—76,  Progr.  1876. 

Eine  von  Franziskanermönchen  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  gegründete 
lateinische  Schule  wurde  nach  der  Berufung  der  Jesuiten  von  diesen  in  ein  fünf- 
klassiges  Gymnasium  umgewandelt.  Nach  Amhebung  des  Jesuitenordens  wurde  der 
Unterricht  von  Esjesuiten  fortgeführt ;  die  Besoldungen  und  die  sonstigen  Unterhaltunss- 
kosten  wurden  aus  dem  Ertrage  der  eingezogenen  Jesuitengüter  bestritten,  unter  der 
französischen  Regierung  wurde  das  Schulvermögen  zu  Gunsten  des  Domänenfiskus  ver- 
äußert Trotzdem  setzten  Weltpriester  den  Unterricht  fort;  ihre  Einnahmen  bestanden 
aus  den  gerinsen  Besoldungen,  die  sie  von  der  Stadt  erhielten,  und  dem  Ertrage  des 
Schulgeldes.  Nach  der  preußischen  Besitzergreifung  wurde  die  Schule  als  ein  zur 
Universität  entlassendes  Gymnasium  anerkannt  Q8.  November  1826);  Michaelis  1827 
wurde  die  erste  Reifeprüfung  abgehalten  und  1842  evangelischer  Religionsunterricht 
eingerichtet  Am  18.  November  18T6  wurde  das  50  jährige  Jubiläum  der  Anstalt  gefeiert. 
Größte  Schülerzahl  (820)  im  Sommer  1899,  kleinste  (192)  im  Winter  1891/92. 

Direktor:  Die  Stelle  ist  zur  Zeit  unbesetzt,  ihre  letzteren  Inhaber  waren: 
Dr.  Hassenkatnp  1898—1902,  Dr.  Carl  Schwering  1892—98,  Dr.  J.  Weidgen  1888—92,  Dr. 
Ougtav  üngermann  1884—88,  Dr.  Aug.  üppenkamp  1878—84,  Dr.  Wüh,  Bogen  1869—78. 
Außerdem  haben  an  der  Anstalt  u.  a.  |^ewirkt:  Dr.  AnUm  Oöbel,  Lehrer  1851 — 56, 
später  Geheimer  Regierungs-  und  Provinzialschulrat  in  Magdeburs  (gestorben  1898);  Dr. 
Peter  Langen,  Lehrer  1865—68,  später  ord.  Professor  der  klassiscnen  Philologie  an  der 
Akademie  zu  Münster;  Dr.  Deiters,  Oberlehrer  1869 — 74,  jetzt  Geheimer  lUgierungs- 
und  Provinzialschulrat  in  Coblenz. 

11  Klassen;  12  Oberlehrer,  1  technischer  Lehrer,  alle  katholisch.  Für  den  Religions- 
unterricht der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt 

Das  jetzige  Schulhaus  ist  1892  fertiggestellt  worden;  die  Kosten  betrugen  395000  Mk. 
Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  zu  Turnspielen  steht  ein  städtischer  Spielplatz  zur 
Verfügung. 

Die  Lehrerbibliothek  enthält  ungefähr  7850  Bände,  darunter  eine  Zuwendung  der 
Erben  des  verstorbenen  Direktors  Dr.  Üngermann  (über  250  Bände). 

Stiftungen:  a)  Pfarrer  Klolh  vermachte  1859  der  Schule  8500 Thaler  zu  Stipendien, 
zunächst  für  seine  Anverwandten,  b)  Der  Justizrat  Ahrtoeüer  (gestorben  1868)  vermachte 
der  Anstalt  den  größten  Teil  seines  Vermögens  (250000  Thaler)  mit  der  Bestimmung, 
daß  in  den  ersten  20  Jahren  die  Hälfte,  demnächst  der  dritte  Teil  der  Einkünfte  zum 
Kapital  geschlagen  werde.  Die  Vorschriften  über  die  Verleihung  von  Stipendien  aus 
der  Stiftung  sind  im  Progr.  1886,  S.  22  ff.,  mitgeteilt    Bestand  lS(X)000  Mk. 

Das  Gymnasium  ist  stiftisch.  Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  der  Verwaltungsrat, 
bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  dem  Direktor  und  drei  von  der  Stadtverordneten- 
versammlung gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  165700  Mk.,  Zuschuß  des  Staates 
80285  Mk.,  der  Stadt  45691  Mk.,  aus  Stiftungsfonds  45885  Mk.  Schulgeld  120  Mk. 
Der  Direktor  hat  Dienstwohnung.  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist 
durch  ein  besonderes  Statut  geregelt. 

Oberrealschule  mit  Bealprogymnasioin  (Realgymnasium) 

(I,  398.    U,  330.    m,  824). 

Mit  ihrer  Elementarschule  verband  die  evangelische  Gemeinde  1829  auf  Anre^ng 
des  Geheimen  Kommerzienrats  Scholler  eine  Familienschule  für  höheren  Unterncht. 
Nachdem  diese  in  ein  neues  Schulhaus  übergesiedelt  war,  zu  dem  SchoUer  den  Bauplatz 
geschenkt  hatte,  wurde  sie  am  24.  November  1884  als  eine  öffentliche  Schule  anerkannt 
Michaelis  1868  wurde  von  ihr  die  Mädchenklasse  abgezweigt;  am  27.  September  1864 
wurde  sie  als  höhere  Bürgerschule  im  Sinne  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  an- 
erkannt, und  am  21.  September  1868  erhielt  sie  die  vollen  mit  jener  Schulgattung  ver- 
bundenen Berechtigungen.  Das  im  Jahre  1887  für  das  nunmehrige  Realprogymnasium 
errichtete  Statut  ist  durch  ein  unter  dem  7.  April  1900  genehmigtes  ersetzt  worden. 
Nach  diesem  ist  die  von  der  evangelischen  Gemeinde  errichtete  Anstalt  stiftisch.  Der 
Kirchengemeinde  verbleibt  das  Eigentum  an  den  ihr  für  die  Schule  gemachten 
Schenkungen;  die  Einkünfte  derselben  fließen  jedoch  der  Schule  zu,  so  lange  diese 
ihren  evangelischen  Charakter  und  ihren  Zusammenhang  mit  der  Gemeinde  behält.  Für 
die  Besoldung  und  das  Ruhegehalt  der  Lehrer  und  der  sonstigen  Beamten  der  Schule 
haften,  so  weit  die  ordentlichen  Einnahmen  nicht  ausreichen,  die  Stiftungskapitalien 
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unbedingt.  Ostern  1887  wurde  katholischer  Religionsunterricht  eingerichtet.  Ostern  1894 
wurde  die  Angliederung  eines  lateinlosen  Oberbaues  mit  Eröffnung  der  0 II  begonnen,  und 
am  80.  März  1895  wurde  die  Anstalt  als  „Oberrealschule  mit  einem  Realprogymnasium 
als  unterbau"  anerkannt.  Durch  Erlafe  des  ünterrichtsministers  vom  19.  Januar  1901 
wurde  die  Umwandlung  der  Anstalt  in  ein  Realgymnasium  i^enehmigt  und  demgemäls 
Ostern  1901  zunächst  in  Obersekunda  Unterricht  im  Lateinischen  eingeführt  Am 
30.  September  1872  feierte  der  damalige  Rektor  BenroUh  sein  50 jähriges  Dienstjubiläum 

Direktor;  Dr.  Beinhold  Becker  seit  I.April  1884,  vorher:  H,  K  Benrath  ISbl—^. 
Außerdem  hat  an  der  Anstalt  u.  a.  gewirkt:  Dr.  Eduard  HoUapfely  ord.  Lehrer  1879 — 82, 
jetzt  ord.  Professor  an  der  technischen  Hochschule  zu  Aachen. 

8  Klassen;  8  Oberlehrer,  2  technische  und  Elementarl.,  alle  eyangelisch.  Wegen 
des  Religionsunterrichts  der  katholischen  Schuler  s.  oben. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  für  Bewe^ngsspiele  steht  eine  Wiese  zur  Ver- 
fügung. Unter  den  Schülern  besteht  eine  Vereinigung  für  Bewegungsspiele.  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  1607  Bände. 

Stiftungen.  I.  Zur  Unterhaltung  der  Anstalt:  a)  Die  Witwe  Wilhdmine  Hoeadi 
überwies  im  Jahre  1867  6000  Thaler,  jetziger  Bestand  20269  Mk.  b)  Ein  gleiches 
Kapital  überwies  Frau  Wühelmine  Sdhöller  im  Jahre  1870,  Bestand  19961  Mk.  c)  Der 
Dotationsfonds  von  248763  Mk.,  der  im  Jahre  1872  von  der  Kirchengemeinde  zur  Unter- 
haltung der  Schule  bestimmt  wurde,  d)  Zuwendungen  der  Ehegatten  Kommerzienrat 
Felix  Meinridi  und  Maria  SchöUery  sowie  die  Adele  Schöller-Stiftung,  aus  den  Jahren 
1874,  1884  und  1893,  im  Gesamtbetrage  von  60450  Mk.  e)  Stiftung  des  Geheimen 
Kommerzienrats  Leopold  Hoesch  vom  Jahre  1884.  Bestand  99408  Mk.  f)  Die  Erben 
des  Geheimen  Kommerzienrats  Leopold  SchöUer  schenkten  50000  Mk.  g)  1885  wurde 
ein  neuer  Dotationsfonds  im  Betrage  von  92000  Mk.  gesammelt,  h)  1887  überwies  die 
Gemeinde  der  Anstalt  die  Zinsen  aus  dem  Fonds  (65200  Mk.)  der  eingegangenen 
Mädchenschule,  i)  Durch  Sammlungen  wurde  1894  ein  Fonds  von  189000  Mk.  zu- 
sammengebracht, welcher  der  Anstalt  zur  Sicherstellung  der  neugegründeten  Ober- 
klassen übereignet  wurde,  k)  Die  Erich  Schleichersche  Stiftung  (1898)  von  100000  Mk.; 
von  den  Zinsen  fliefst  die  eins  Hälfte  der  Schulkasse,  die  andere  dem  Pensionsfonds  zu. 
II.  Stipendienstiftungen:    1)  Die  Stiftung  des  Kommerzienrats  WiUi,  Schüll,  für  evan- 

?elische  Schüler.    Bestand  13738  Mk.     m)  Die  Felix  Schleichersche -Stipendienstiftung, 
893  gegründet,  für  Schüler  ohne  Ansehen  des  Religionsbekenntnisses.  Bestand  104882  Mk. 

Die  Anstalt  ist  stiftisch  (s.  oben).  Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium: 
dieses  besteht  aus  dem  Direktor,  einem  der  Pfarrer  der  evangelischen  Gemeinde  und 
acht  von  dieser  gewählten  weiteren  Mitgliedern.  Gesamtausgabe  80900  Mk.,  Einnahme 
aus  eigenem  Vermögen  41480  Mk.,  Staatszuschufe  16000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.  Der 
Direktor  hat  Dienstwohnung.  Besoldungen  nach  den  Nachträgen  zum  Normaletat,  feste 
Zulage  nach  §  9,  1  a~c.  Die  Fürsorge  mr  die  Hinterbliebenen  ist  durch  Statut  gere^lt. 
Au&erdem  sind  die  Lehrer  der  Anstalt  berechtigt,  der  bei  der  evangelischen  Gemeinde 
bestehenden  Unterstützungskasse   für  Witwen  und   Waisen   der  Pfarrer  und   festan- 

gestellten  Lehrer  gegen  jährliche  Zahlung  von  Vs  ®/o  ihres  Diensteinkommens  beizutreten. 
»as  Vermögen  dieser  Kasse  beträgt  66452  Mk. 


Bsoliweiler. 

(Herzogtum  Jülich.     21903  Einwohner.) 

ProgynuiaBiiiin  and  Bealprogymnasimn. 

H,  H,  Kochj  Militäroberpfarrer,  Geschichte  der  Stadt  Eschweiler  und  der  benach- 
barten Ortschaften,  Frankfurt  a.  M.  1884  (Bd.  II,  Geschichte  der  Schule). 

Im  März  des  Jahres  1848  wurde  vom  katholischen  Pfarrer  und  Ortsschulinspektor 
Deckers  eine  Privatschule,  die  spätere  Rektorats  schule,  gegründet.  Die  Stadt  übernahm 
1858  die  Unterhaltung  und  richtete  die  Schule  allmählich  als  Progymnasium  mit 
Realklassen  ein.  Diese  Ausgestaltung  war  im  Jahre  1879  vollendet;  in  demselben  Jahre 
wurde  ein  Statut  für  die  Schule  errichtet.  Die  Erweiterung  des  Progymnasiums  zu 
einem  Gymnasium  ist  durch  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  15.  April  1901  ge- 
nehmigt worden. 

Direktor:   Dr.  Fram  Gramer  seit  Ostern  1902,  vorher:  P.  Liesen  1860—1902. 

7  Progymnasialklasen,  3  Realprogymnasialklassen  (U  III,  0  III,  U  II) ;  9  Oberlehrer, 
1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  Elementarl.,  1  Religion  sl.  im  Nebenamte,  bis  auf  den  evan- 
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gelischen  Beligionsl.  und  den  Hilfsl.  alle  katholisch.    Für  den  Religionsanterricht  der 
evangelischen  Schüler  ist  gesorgt 

Bas  jetzige  Schulhaas  ist  im  Jahre  1877  mit  einem  Kosten  aufwände  von  etwa 
60000  Mk.  erbaut  worden  und  wird  demnächst  durch  einen  Anbau  erweitert  werden. 
Eine  Turnhalle  ist  vorhanden;  für  Spiele  steht  ein  öffentlicher  Platz  zur  Verfügung. 
Die  Lehrerbibliothek  enthält  etwa  2000  Bände. 

Für  unbemittelte  Schüler  besteht  eine  Stipendienstiftung  (1000  Mk.). 

Die  Schule  wird  von  der  Stadtffemeinde  unterhalten,  örtliche  Verwaltungsbehörde 
ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister  als  Vorsitzendem,  dem  Direktor 
und  fünf  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten  Mitgliedern.  Gesamtausgabe 
54  400  Mk. ,  Zuschufe  der  Stadt  28  928  Mk. ,  des  Staates  9450  Mk.  Schulgeld  für  Ein- 
heimische 100  Mk.,  für  Auswärtige  110  Mk.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  bei 
der  Provinzialkasse  versichert 


Bupen. 

(Herzogtum  Limburg.    14297  Einwohner.) 

Progrymiiasiiim  (mit  Ersatzunterricht)  (I,  899.    U,  881.    III,  822). 

Geschichte  der  höheren  Lehranstalt  zu  Eupen,  ein  Bückblick  auf  die  80  jährige 
Vergangenheit  der  Schule,  Progr.  1890. 

Eine  aus  älterer  Zeit  stammende  Klosterschule  hörte  nach  der  französischen  Besitz- 
ergreifung zu  bestehen  auf.  Auf  Anordnung  Napoleons  wurde  am  6.  November  1809 
in  den  Bäumen  des  Kapuzinerklosters  eine  von  der  Stadtgemeinde  zu  unterhaltende 
^cole  secondaire  eröffnet  Nach  dem  Übergange  der  Stadt  an  Preufsen  wurde  diese 
Schule  zunächst  (1844)  zu  einer  fünfklassigen  Anstalt  erweitert,  welche  der  Hauptsache 
nach  den  Charakter  eines  Progymnasiums  hatte.  Bei  Erlafe  der  Unterrichts-  und 
Prüfungsordnung  von  1859  wurde  sie  in  eine  höhere  Bürgerschule  umgewandelt;  als 
solche  wurde  sie  am  10.  September  1868  anerkannt  Nach  Einführung  der  Lehrpläne 
von  1882  wurden  allmählich  gymnasiale  Klassen  angegliedert;  letztere  wurden  am 
18.  März  1890  als  Progymnasium  anerkannt  Seit  1893  ist  die  Anstalt  Progymnasium 
mit  Ersatzunterricht  mr  die  vom  Griechischen  befreiten  Schüler.  Die  im  Jahre 
1864  errichtete  Vorschule  ist  Ostern  1888  eingegangen. 

Direktor:  D.  Emü  Schnütgen  seit  1.  April  1885,  vorher:  Dr.  J<Mb  Loracheid 
1876—84,  Afiton  Knitteracheid  1862—76. 

6  Klassen;  7  Oberlehrer,  1  Elementarl.;  1  Oberlehrer  ist  evangelisch,  die  übrigen 
Lehrer  sind  katholisch.   Für  den  Beligionsunterricht  der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Eine  Turnhalle  ist  vorhanden.    Die  Lehrer bibliothek  enthält  über  4100  Werke. 

Stiftungen:  a)  Die  Hüffer- Stiftung  (1868  gegründet)  zum  Besten  des  am  Orte 
bestehenden  Schulstipendienvereins.  Bestand  3000  Mk.  b)  Die  Steinickel-Gülcher- 
Stiftung  (18971  desgl.,  10  000  Mk.  c)  Die  Alph.  Hendrichs-Stiftung  (1884)  zur  Anschaffung 
von  Schulbänken ,  3000  Mk.  d)  Die  Stiftung  des  Dechanten  BicharU  (1886)  zum  Besten 
des  Progvmnasiums,  3600  Mk,  e)  Di^;  Egon  Breuer-Stiftung  (1842)  für  Studierende  der 
katholischen  Theologie,  9000  Mk.  f)  Die  M.  A.  Gielen-Stiftung  (1861)  für  katholische 
Schüler,  4500  Mk.  g)  Die  Iv.  v.  Grand-By-Stiftung  (1883),  desgl.,  13  500  Mk.  h)  Die 
Emil  V.  Grand-By-Stiftung  (1888),  desgl.,  12000  Mk.  i)  Die  El.  J.  Delhnes-Stiftung(1890) 
vorzugsweise  für  Studierende  der  katholischen  Theologie,  9000  Mk.  k)  Die  E.  Schnütgen- 
Stiftung  (1894),  dsgl.,  15  000  Mk.  1)  Die  Leonh.  Gensterbium-Stiftung  (1887),  desgl., 
12000  Mk.  m)  Die  Max  Finck- Stiftung  (1894),  für  katholische  Schüler,  5000  Mk.  n)  Die 
M.  A.  Leusch-Stiftung  (1895),  desgl.,  9000  Mk.  o)  Die  Stiftung  der  Witwe  Alph,  v,  Grand- 
By  (1899)  für  Schüler  8000  Mk. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  (Königliches  Kompatronat). 
Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehend  aus  dem  Bürgermeister, 
dem  Königlichen  Kompatronatskommissar,  dem  Direktor,  dem  dienstältesten  katholischen, 
dem  evangelischen  Pfarrer  und  drei  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten 
Bürgern.  Gesamtausgabe  49185  Mk.,  Zuschuß  der  Stadt  16  905  Mk.,  des  Staates 
19000  Mk.  Schulgeld  120  Mk.,  für  einheimische  Schüler,  deren  Eltern  zu  nicht  mehr 
als  52  Mk.  Einkommensteuer  veranlagt  sind,  nur  100  Mk.  Der  Direktor  und  1  Ober- 
lehrer haben  Dienstwohnung.  Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  ist 
durch  Ortsstatut  geregelt 
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JüUoh. 

(Yormalige  Hauptstadt  des  Herzogtums  Jülich.    5459  Einwohner.) 

Progrymnmiiim  (I,  d96.    II,  328.    lU,  824). 

Dr.  Jos,  Kühl,  Geschichte  der  Stadt  Jülich,  insbesondere  des  früheren  Gymnasiums 
zu  Jülich,  Jülich  1897  (Jos.  Fischer)  —  Progr.  1863.  —  Kreuser,  Bericht  über  die  Ein- 
weihung des  neuen  Schulgebäudes,  Progr.  1902. 

Am  21.  Februar  1818  überwies  die  preulsische  Regierung  der  Stadtgemeinde  das 
Gebäude  einer  älteren,  nach  der  französischen  Besitzergreifung  aufgelösten,  früher  von 
Jesuiten  geleiteten  Gelehrtenschule  zur  Gründung  einer  höheren  Lehranstalt  Diese 
trat  als  höhere  Stadtschule  ins  Leben,  wurde  1850  aufgehoben,  aber  bereits  1851  wieder 
eröffnet.  Michaelis  1862  wurde  sie  als  Progymnasium  anerkannt.  Unter  dem  3.  Jani 
1863  wurde  für  sie  ein  Statut  errichtet;  am  1.  April  1898  wurde  sie  vom  Staate 
übernommen.  Ostern  1902  wurde  mit  Eröffnung  der  0  II  der  Ausbau  zum  Gymnasium 
begonnen. 

Direktor:  Dr.  Kreuser  seit  Michaelis  1901,  vorher:  Dr.  WUhdm  Emanwi  Haeres 
1897—1901,  Dr.  MaUh.  Jos.  Kühl  1862—97. 

7  Klassen;  7  Oberlehrer,  1  Elementarl.,  alle  katholisch.  Für  den  Religionsunter- 
richt der  evangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Der  vertragsmäßig  auf  Kosten  der  Stadt  ausgeführte  Bau  des  neuen  Schul- 
gebäudes ist  im  Herbst  1901  vollendet  worden. 

Der  Turnunterricht  wird  in  der  neuen  städtischen  Turnhalle  erteilt  Die  Lehrer- 
bibliothek enthält  etwa  2000  Bände. 

Der  Kanonikus  Sartorius  hat  in  seinem  Testament  vom  14.  Mai  1592  „zu 
Behuf  und  besseren  Unterhaltung*'  der  Schule  ein  Vermächtnis  ausgesetzt.  Bestand 
1685  Mk. 

Die  Anstalt  wird  vom  Staate  unterhalten.  Gesamtausgabe  38092  Mk.,  Zuschols 
des  Staates  19  630  Mk.,  der  Stadt  12000  Mk.  Schulgeld  100  Mk.  Der  Direktor  hat 
Dienstwohnung. 


Malmedy. 

(Früher  reichsunmittelbare  Abtei.    4680  Einwohner.) 

ProgymnaBinm  (III,  328). 

Die  Anstalt  ist  von  der  Stadtgemeinde  gegründet  und  1873  eröffnet  worden;  sie 
ist  in  einem  der  Stadtgemeinde  von  der  Regierung  unentgeltlich  überlassenen  Teile 
des  Abteigebäudes  untergebracht.  Das  für  sie  errichtete  Statut  wurde  am  8.  Januar 
1873  genehmigt.  Grö&te  Schülerzahl  (93)  im  Sommer  1886,  kleinste  (50)  im  Winter 
1895/96. 

Direktor:  Dr.  Albert  hemmen  seit  Ostern  1901,  vorher:  Friedrich  DMbier  seit 
1.  Oktober  1883,  Dr.  Wilhelm  Goecke  1878-82,  Dr.  Peter  Doetseh  1875—78. 

6  Klassen;  4  Oberlehrer,  1  wissenschaftlicher  Hilfsl.,  1  technischer  und  Elemen- 
tarlehrer, alle  katholisch. 

Turnhalle  und  Spielplatz  sind  vorhanden.  Die  Lehrerbibliothek  enthält  ungefähr 
2000  Bände. 

Die  Anstalt  wird  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  fKönigliches  Kompatronat). 
Ortliche  Verwaltungsbehörde  ist  das  Kuratorium,  bestehena  aus  dem  Bürgermeister, 
dem  Kompatronatskommissar,  dem  Direktor,  dem  katholischen  und  dem  evangelischen 
Pfarrer  und  drei  vom  Stadtrate  vorgeschlagenen,  vom  Provinzialschulkollegium  ernannten 
Lehrern.  Gesamtausgabe  37  350  Mk.,  Zuschuls  der  Stadt  9854  Mk.,  des  Staates 
18 150  Mk.  Schulgeld  100  Mk.  Die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  sind  von  der  Stadt- 
gemeinde bei  der  Provinzialkasse  versichert 
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B^emngsbezirk  Sigmarmgen  (Hohenzollemsche  Lande). 

Slfirmarlnsren. 

(Fürstentum  Hohenzollern-Sigmaringen.    4574  Einwohner.) 

Gymnasium  (I,  408.    II,  336.    III,  327). 

Am  18.  Februar  1812  gründete  Fürst  Anton  Aloys  einen  Studienstipendienfonds, 
den  er,  nach  Verstärkung  durch  Zuschüsse  aus  kirchlichen  Fonds,  später  (2.  Oktober 
1818)  zur  Errichtung  einer  Studienanstalt  im  Kloster  Hedinffen  bestimmte.  Diese  wurde 
im  Herbst  1818  als  funfklassige  Lateinschule  mit  fün^ährigem  Lehrgange  eröffnet 
Nachdem  sie  sich  mehrere  Jahre  nur  mit  Mühe  erhalten  hatte,  wurde  sie  1840  zu  einem 
Gymnasium  erweitert;  zugleich  erhielt  sie  nunmehr  im  wesentlichen  das  Eigentum  der 
Kiostergebäude.  1841  wurden  Realklassen  hinzugefugt;  diese  waren  aber  in  vielen 
Unterrichtsgegenständen  mit  den  Gymnasialklassen  vereinigt.  Die  preulsische  Regierung 
organisierte  aie  Anstalt  als  sechsklassiges  Gymnasium  una  setzte  einen  Verwaltungsrat 
ein;  im  August  1852  fand  die  erste  Reifeprüfung  statt.  Am  25.  September  1893  wurde 
das  neue  in  Sigmaringen  am  Hedinger  Strälsle  gelegene  Schulgebäude  eingeweiht.  Die 
Kosten  wurden  bis  zur  Höhe  von  210000  Mk.  aus  dem  Gymnasialverwaltungsfonds  ffe- 
deckt,  10  000  Mk.  wurden  yom  Staate  bewilligt,  der  Bauplatz  und  20000  Mk.  wurden 
yon  Sr.  Königlichen  Hoheit  dem  Fürsten  Leopold  yon  HohenzoUem  gegen  Überlassung 
der  Gymnasialkirche  und  des  alten  Gymnasialgebäudes  mit  seinem  Grundbesitze  zur 
YerfÜgung  gestellt.  In  dem  mit  dem  Fürsten  damals  abgeschlossenen  Yertrase  wurde 
der  Schule  die  Fortbenutzung  der  Kirche  für  den  Gjmnasialgottesdienst  ausdrücklich 
zugesUnden.  Gröfete  Schülerzahl  (198)  im  Jahre  1872,  kleinste  (91)  im  Jahre  1884. 
Mit  der  Schule  steht  das  im  Geburtshause  des  hl.  Fidelis  untergebrachte  frühere 
Seminarium  Fidelianum  in  Verbindung.  Dasselbe  wurde  yom  Erzbischof  yon  Freiburg 
am  1.  Oktober  1856  gegründet  und  hat  die  Bestimmung,  Schülern  des  Gymnasiums,  die 
sich  dem  katholischen  geistlichen  Stande  widmen  wollen,  Kost  und  Wohnung  zu  ge- 
währen und  sie  für  ihren  künftigen  Beruf  nach  Anordnung  der  Kirche  zu  erziehen. 
Seit  dem  26.  Januar  1899  führt  es  den  Namen  „Erzbischöfliches  Knabenkonyikt**. 

Direktor:  Dr.  Eberhard  seit  Ostern  1886,  yorher:  Dr.  Buschmann  1883—86  (jetzt 
Geh.  Reg.  und  Proyinzialschulrat  in  Coblenz),  Dr.  Syree  1876—83,  Dr.  SteUer  1849—76. 

8  Klassen;  9  Oberlehrer,  1  technischer  und  Elementarl.,  mit  einer  Ausnahme  alle 
katholisch.    Für  den  Religionsunterricht  der  eyangelischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Der  Bau  des  am  28.  September  1893  eingeweihten  neuen  Schulhauses  (s.  oben) 
hat  150000  Mk.  gekostet;  dazu  kommen  für  das  Direktorwohnhaus  35500  Mk.,  für  die 
Turnhalle  19800  Mk.,  für  die  Nebengebäude  7700  Mk.,  für  Einebnung,  Entwässerung 
n.  8.  w.  20  200  Mk.  und  für  die  innere  Einrichtung  7300  Mk. ;  die  Gesamtkosten  belaufen 
sich  daher  auf  240500  Mk.  Der  Turnplatz  liegt  in  unmittelbarer  Nähe  des  Kloster- 
gebändes.  Zum  Gymnasium  gehört  eine  Badeanstalt,  an  der  yerbindlicher  Schwimm- 
unterricht erteilt  wird. 

Die  Lehrerbibliothek  enthält  5800  Bände,  darunter  als  Geschenk  Sr.  Muestät  des 
Kaisers  und  Köni([s:  Johann  Sebastian  Bachs  Werke,  herausgegeben  yon  der  Bach- 
Gesellschaft,  Leipzig  (Breitkopf  &  Härtel). 

Stiftungen:  a)  Zwei  Prinz  Wilhelms -Stipendien,  zusammen  259  Mk.  jährlich, 
yom  Fürsten  Karl  Anton  van  HohenzoUem  durch  Urkunde  yom  27.  August  1868  ge- 
gründet, für  Schüler,  die  den  HohenzoUemschen  Landen  angehören,  b)  Drei  bis  fünf 
Stipendien  aus  der  Armenseelenpfründe  zu  Trochtelfingen,  zusammen  356  Mk.  jährlich, 
für  Angehörige  des  Fürstentums  Sigmaringen,  c)  Die  Sales-Sonntagsche-Stiftung,  1812 
gegründet,  24  Mk.  jährlich  für  arme  Studenten  aus  dem  Fürstentum  Sigmaringen,  Ver- 
wandte des  Stifters  haben  den  Vorzug. 

Das  Gymnasium  wird  yom  Staate  unterhalten.  Örtliche  Verwaltungsbehörde  ist 
der  aus  drei  Mitgliedern  (darunter  der  Direktor)  bestehende  Verwaltungsrat.  Gesamt- 
ausgabe 64740  Mk.,  Zuschuß  des  Staates  51370  Mk.  Schulgeld  90  Mk.,  au&erdem 
2  Wk.,  Badegeld  (s.  oben). 

Hechlnifen. 

(Fürstentum  Hohenzollern-Hechingen.    3966  Einwohner.) 

BealBChule  (I,  410.    n,  337.    III,  328). 

Dr.  Theodor  Thde^  Geschichte  der  höheren  Bürgerschule  in  Hechingen  bis  1874, 
Hechingen  1876. 
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Eine  im  Jahre  1844  errichtete  PrivatlehraDStalt  wurde  bereits  1845  in  eine  öffent- 
liche „Realschule''  umgewandelt.  Zum  Unterrichte,  der  auch  die  griechische  und  die 
lateinische  Sprache  umfalfite,  wurden  alle  Arten  von  Schülern,  u.  a.  auch  Präparanden 
des  Elementarschulamts  und  selbst  Mädchen,  zugelassen.  Nach  der  preudsischen  Besitz- 
ergreifung wurde  zunächst  ein  nach  Zurückziehuns  der  bisherigen  fürstlichen  Zuschüsse 
verbliebenes  Defizit  gedeckt  und  sodann  die  Schule  aufgelöst.  An  ihre  Stelle  trat  aber 
sofort  eine  in  dem  Gebäude  der  bisherigen  Realschule  untergebrachte  neue  Schule  mit 
dem  alten  Namen.  Die  Stadt  und  die  jüdische  Gemeinde  verpflichteten  sich  zu  Zu- 
schüssen. Der  Lehrplan  schlols  sich  im  wesentlichen  an  den  der  höheren  Bürgerschulen 
an.  Die  unsicheren  Dotationsverhältnisse  haben  aber  die  Fortentwickelung  der  Anstalt 
lange  Zeit  hindurch  gehemmt,  und  erst  1878  konnte  sie  als  höhere  Bürgerschule  aner- 
kannt  werden.  1888  wurde  sie  vom  Staate  übernommen;  die  Stadtgemeinde  zahlt  einen 
jährlichen  Zuschufs  von  4400  Mk.  Für  die  Klassen  VI  bis  IV  ist  lateinischer  Neben- 
unterricht eingerichtet. 

Direktor:  Huqo  Seemann  seit  Michaelis  1901,  vorher:  Dr.  Josef  Baar  1897 
bis  1901,  Friedrich  Wilhelm  Bohr  1886-97,  Dr.  ThOe  1874^-86,  E.  v.  Sallwürck  ISeS-lS 
(jetzt  Grolsherzoglich  badischer  Oberschulrat). 

6  Klassen;  4  Oberlehrer,  3  Elementarl.,  alle  katholisch.  Für  den  Religionsunter- 
richt der  evangelischen  und  der  jüdischen  Schüler  ist  gesorgt. 

Der  Turnunterricht  wird  teils  in  der  Turnhalle  des  Rathauses,  teils  auf  dem  Spiel- 

ßlatze  hinter  dem  Schulgebäude  erteilt,  ein  weiterer  Spielplatz  ist  mietweise  beschafft 
lie  Lehrerbibliothek  enthält  ungefähr  3200  Bände. 

Stiftungen:  a)  Die  Wallishausensche  Stiftung,  Bestand  etwa  1000  Mk.  b)  Zwei 
kleinere  Stiftungen  im  Gesamtbetrage  von  700  Mk.    zur  Unterstützung  von  Schülern. 

Die  Schule  wird  vom  Staate  unterhalten.  (Gesamtausgabe  38850  Mk.,  Zuschufe 
des  Staates  25  622  Mk.,  der  Stadt  4400  Mk.  Schulgeld  80  Mk.,  für  die  Teilnehmer  am 
lateinischen  Nebenunterricht  40  Mk.  mehr. 


Privatanstalten* 

GoUegiain  AugroBttniangm  sa  GaeBdonk. 

Dasselbe  ist  im  Jahre  1849  vom  Bischof  Joh.  Georg  MiÜler  von  Münster  zu  dem 
Zwecke  gegründet  worden,  den  Nachwuchs  der  Theologen  aus  dem  rheinischen  Anteile 
der  Diözese  Münster  zu  sichern.  Im  Jahre  1873  wurde  die  Anstalt  geschlossen;  bei 
ihrer  Wiedereröffnung  im  Jahre  1893  erhielt  sie  ein  Statut;  am  15.  und  16.  Oktober 
1899  feierte  sie  ihr  50  jähriges  Jubelfest.  Gegenwärtig  hat  sie  sechs  aufsteigende  Gym- 
nasialklassen  (U  lil  bis  0 1).  Im  Herbst  1896  erhielt  sie  die  Berechtigung  zur  Ausstellung 
von  Militärzeugnissen. 

Vorsteher:  Dr.  Joseph  Brunn  seit  1893,  vorher:  Domkapitular  und  Geistlicher 
Rat  Dr.  Perger  1849—93;  9  wissenschaftliche  Lehrer,  3  Religions-  und  technische  Lehrer, 
alle  katholisch,  ebenso  wie  die  Schüler,  deren  Zahl  allmählich  auf  153  bestiegen  ist. 
An  der  Anstalt  haben  früher  Dr.  DingeUtady  jetzt  Bischof  von  Münster,  und  Dr.  Jm&reii, 
jetzt  Bischof  von  Strasburg,  unterrichtet. 

Das  Gollegium  Ausustinianum  wird  vom  Bischof  von  Münster  unterhalten.  Das 
Pensionsgeld  beträgt  600  Mk.;  besonderes  Schulgeld  wird  nicht  erhoben.  Nähere  Mit- 
teilungen bringen  die  seit  1854  herausgegebenen  Schulnachrichten. 

Bvang^ellsches  Pftdagogimn  sbu  Godesberg  a«  Bheln. 

Dasselbe  wurde  im  Jahre  1883  vom  Pastor  J.  AxenfdA  als  Unterrichts-  und  Er- 
ziehungsanstalt gegründet.  Es  ist  allmählich  zu  einem  mit  einer  Realschule  verbundenen 
Progymnasium  ausgestaltet  worden  und  besitzt  seit  Ostern  1896  die  mit  dieser  Schul- 
gattung verbundenen  Berechtigungen.  Der  Grundsatz  der  Familienerziehung  ist  in  der 
Weise  festgelegt,  dafe  für  je  15  Schüler  ein  besonderes  Erziehungshaus  gebaut  und 
einem  der  festangestellten  (gewöhnlich  verheirateten)  Lehrer  unterstellt  wird.  Diesem 
werden  als  Helfer  je  ein  oder  zwei  Kandidaten  der  Theologie  oder  Philologie  oder 
Hilfslehrer  beigegeben. 

Rektor  (seit  1887)  und  Eigentümer  (seit  1889)  der  Anstalt  ist  0.  Kühne. 

17  Klassen;  10  wissenschaftliche  Lehrer,  3  Elementarl.,  20  Erzieher. 

Pensionsgeld  (einschl.  Schulgeld)  durchschnittlich  1500  Mk. ;  die  Externen  (Godesberger) 
haben   180  Mk.  Schulgeld  zu  zsäilen.    Die  Anstalt  hat  streng  evangelischen  Charakter. 
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Katholische  Unterrichts-  und  Erziehnng^sanstalt  in  Kemperhof. 

Dieselbe  ist  aus  einem  Waisenhause  heryorgegangen,  das  im  Jahre  1851  von  dem 
mit  Korporationsrechten  versehenen  Coblenzer  katholischen  Männervereine  für  arme 
Knaben  gegründet  worden  war.  Um  den  Bestand  der  Waisenanstalt  zu. sichern,  wurde 
neben  derselben  im  Jahre  1860  ein  Knabenpensionat  errichtet,  dessen  Überschüsse  zur 
Unterhaltung  jener  Anstalt  mitverwendet  werden  sollten.  Die  Zöf^linge  des  Pensionats 
erhielten  den  Unterricht  der  höheren  Bürgerschule;  die  innere  Leitung  des  Unterrichts 
wurde  zunächst  den  „Brüdern  der  chrisüichen  Schule^  übertragen,  ging  aber  1879 
auf  den  Direktor  Loben  über;  diesem  standen  aulser  einem  Religionslehrer  mehrere 
weltliche  Lehrer  zur  Seite.  In  jenem  Jahre  gingen  die  meisten  der  130  Pensionsschüler 
mit  den  Schulbrüdem  nach  Belgien,  und  das  Schuljahr  1879/80  wurde  mit  nur  30  Schülern 
eröffnet;  ihre  Zahl  nahm  jedoch  schnell  wieder  zu  und  betrug  EnTle  jenes  Schuljahres 
bereits  99.  Seit  Ostern  1885  besitzt  die  höhere  Schule  Militärberechtigung.  Ostern  1892 
erhielt  die  Anstalt  die  Lehreinrichtung  einer  lateinlosen  Realschule. 

Rektor:  Dr.  Josef  Jonas  seit  1.  April  1888,  vorher:  Gerhard  Lohen  1879—88. 

6  Klassen;  4  Oberlehrer,  3  wissenschaftliche  Hilfsl.  und  3  Elementarl.  Alle 
Schüler  und  alle  Lehrer  sind  katholisch. 

Turnhalle,  Tum-  und  Spielplatz  sind  vorhanden. 

Die  Anstalt  wird  vom  „Coblenzer  katholischen  Männervereine  für  arme  Knaben*' 
unterhalten;  die  Lehrer  werden  von  dessen  Vorstände  gewählt  Pensionspreis  ein- 
schliefslich  des  Schulgeldes  700  Mk. 

Unterrichts-  nnd  Erziehungsanstalt  zu  Obercassel  b.  Bonn. 

Dieselbe  wurde  am  27.  September  1880  von  ihrem  jetzigen  Dirigenten  Kalkuhl 
eröffiiet.  Am  4.  Juni  1891  erhielt  sie  die  Militärberechticrung.  9  Klassen.  Aulker  dem 
Vorsteher  sind  6  akademisch  gebildete,  1  technischer  und  3  JBlementarlehrer,  als  Hilfsl. 
2  Geistliche  und  1  Gesangl.  vorhanden;  3  Lehrer  sind  katholisch,  die  übrigen  evange- 
lisch. Für  den  Religionsunterricht  der  katholischen  Minderheit  ist  gesorgt.  Tuinhalle 
und  Spielplätze  sind  vorhanden.  Schulgeld  120—160  Mk.,  für  Schüler,  welche  die  I 
nur  ein  Jahr  lang  besuchen,  300  Mk. 


Wiese.  Schulwesen.    lY.  40 


V. 

Schulstatistik. 


1.   Übersichten  über  die  Zahl  der  höheren  Schulen 
in  den  einzelnen  Jahren  1874  bis  1900. 
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1     1 

Hannover    .... 

1 

1 

1 

1 

2 

3 

2 

2 

2 

2 

3 

5 

5 

5 

4 

4 

4 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

4 

3;  3    3 

Westfalen   .... 

3 

3 

3 

3 

3 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

3 

4 

4 

5 

6 

7 

7-  7\\0 

Hessen-Nassau    .    . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

5 

4 

4 

5 

5 

5 

6 

5 

3     3    4 

Rheinprovinz  .    .    . 

15 

17 

18 

16 

13 

13 

15 

15 

15 

15 

15 

15 

15 

15 

15 

16 

i6;i6 

15 

14 

15 

15 

17 

16 

18  16  19 

Summa: 

30 

33! 

34 

34 

33 

34 

36 

34 

36 

36 

36 

38 

40 

40 

39 

41 

47; 

45 

44 

44 

44 

45 

49 

51 

51 ; 

< 

49 

59 
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C)  Zahl  der  Realsrymiiasieii  (Realschulen  1.  Ordnung)  am  Schlüsse  des  Jahres 


Provinz 


Ostpreulken  .  . 
Westpreufeen  . 
Brandenburg  . 
Pommern  .  . 
Posen  .... 
Schlesien  .  . 
Sachsen  .  .  . 
Schleswig-Holstein 
Hannover  .  . 
Westfalen  .  . 
Hessen-Nassau . 
Rheinprovinz    . 


00 


12 
4 
4 
9 
6 
2 
9 
9 
8 

12 


00 


CO 
00 


00 


9 

12 
4 
4 
9 
6 
2 

10 
9 
8 

12 


14 
4 
4 
9 
6 
2 

11 
9 
8 

12 


14 
4 
4 
9 
6 
2 

11 
9 
4 

12 


00 
00  ö 
Od 


S8 


S8 


CO 
00 


38 


Od 

38 


u 

5 

4 

14 

15 

4 

4 

4 

4 

9 

9 

6 

6 

2 

2 

11 

11 

9 

10 

4 

4 

12 

12 

6 
4 

151 

5  I 

4 

9 

6 

3 
12 
10 

4 
12 


6 
4 
15 
5 
4 
8 
6 
3 


5 
4 
15 
5 
4 
8 
6 
3 


121  12 
10    11 

4!    4 
12    12 


5 
4 

15 
4 
4 
8 
6 
3 

12 

11 
4 

12 


5 
4 

14 
4 
4 
8 
6 
3 

12 

11 
4 

12 


5 
4 

15 
4 
4 
8 
6 
3 

12 

11 
4 

12 


o 
o» 

00 


5 
4 

15 
4 
3 
8 
6 
3 

12 

11 
4 

12 


o» 

00 


5 
4 

15 
4 
3 
8 
5 
3 

12 

11 
4 

12 


Oü 

00 


5 
4 

15 
4 
3 
9 
7 
3 

12 

11 
4 

12 


00 


^ 

Oi 


o» 

00 


CO 
Od 

00 


00 


5 
4 

15 
4 
3 
8 
6 
3 

12 

11 
4 

12 


5 
4 

15 
4 
3 
8 
6 
3 

12 

10 
4 

12 


5 
3 

15 
4 
3 
8 
6 
3 

12 

10 
4 

10 


4 

3 

15 

4 

3 

7 

6 

3 

11 

10 

4 

9 


00 
O) 
00 


00 


3 
3 

15 
4 
2 
7 
6 
3 

11 
9 
4 

12 


3 
2 

15 
4 
1 
7 
5 
3 

11 
8 
4 

12 


3 
2 

14 
4 
1 
8 
5 
4 

10 
8 
4 

13 


Summa 


79   80   83.84    84    86    90   89    89   88   87 


88 


87    86    89    87    86    83  i  79 


79 


75    76 


D)  Zahl  der  Realschulen  2.  Ordnung:  bis  1882. 


Provinz 

00 

00 

CO 

00 

00 

00 

1879 
1880 

38 

Brandenburg     

Pommern 

Sachsen 

Schleswig-Holstein 

Hessen-Nassau 

4 
1 
1 
3 
5 
3 

4 
1 
1 
3 
5 
3 

3 

1 

1 

3 
5 
3 

3 
1 
1 
3 
7 
3 

3 

1 
2 

3 

8 
3 

1 

! 

3 
9 
3 

1 
1 
1 
3 
10 
3 

1 
1 
1 

3 
10 

Rheinprovinz 

:^ 

Summa: 

17 

17 

16 

18 

20 

18 

19 

19 

S)  Zahl  der  höheren  Bürgrer- 
schulen  am  Schlüsse  des  Jahres 


zahl  der  Realprogymnasien 
am  Schlüsse  des  Jahres 


-<*< 

»o 

CO 

c* 

00 

o» 

■ 

03 

— 

^— 

t^ 

— r 

<Ji 

o" 

T-H   ICM 

00     '^ 

iC> 

c* 

00 

o» 

1-H 

Provinz 

00 

00 

1-* 

00 

So 

»-H 

38 

1— • 

38 

T-t 

iFi 

rH 

T-t 

38 

1-H 

^ 

S    a     Ci 
00     00     00 

Ci  1  o» 
00  'oo 

03 
00 

1-H 

FH 

o> 

00 

00 

00 

Ostpreu&en  .    .    . 

}» 

5 

5 

6 

(i 

3 

3 

4 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

_ 

Westprenfsen    .    . 
Branaenhurg     .    . 

6 

6 

6 

6 

5 

5 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

2 

— 

8 

10 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

10 

10 

11 

11 

12 

12  12 

11 

11 

11 

11 

10 

9 

9 

8 

5 

4 

4 

4 

Pommern.    .    .    . 

4 

4 

3 

3 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

3 

2 

2 

Posen 

—m, 

— 

_ 

— 

— 

-^ 

— 

_ 

— 

— 

— 

— 

__ 

— 

_ 

— 

.^ 

— 

Schlesien.    .    .    . 

5 

6 

7 

7 

7 

8 

8 

7 

4 

4 

3 

3 

2 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

1 

1 

1 

Sachsen    .... 

6 

6 

8 

7 

7 

7 

7 

7 

7 

7 

7 

8 

8 

8 

8 

8 

8 

8 

8 

9 

9 

9 

8 

7 

3 

3 

3 

Schleswig-Holstein 

8 

8 

9 

9 

9 

9 

9 

10 

10 

10 

10 

10 

11 

11 

11 

10 

10 

10 

10 

10 

9 

9 

7 

— 

— 

— 

— 

Hannover     .    .    . 

16 

15 

14 

15 

15 

16 

16 

16 

13 

13 

13 

13 

13 

13 

12 

12 

12 

12 

12 

11 

10 

10 

8 

4 

4 

4 

4 

Westfalen     .    .    . 

4 

6 

6 

7 

7 

8 

8 

8 

5 

5 

6 

5 

5 

5 

4 

4 

5 

5 

4 

3 

3 

2 

1 

— 

— 

— 

Hessen-Nassau .    . 

16 

16 

16 

16 

15 

14 

13 

14 

13 

13 

14 

14 

14 

14 

14 

14 

16 

16 

15 

13 

15 

15 

13 

5 

5 

5 

4 

Rheinprovinz    .    . 

13 

15il4 

1 

15 

15 

16 

16 

18 

1213 

14 

12 

11 

12 

12 

10 

10 

10 

9 

8 

7 

6 

6 

4 

3 

4 

3 

Summa: 

85 

91 

91 

94 

95 

100 

99 

103 

86 

86 

89 

86 

86 

89 

87 

83 

86 

86 

83 

78 

76 

74 

65 

39 

27 

25 

21 

40* 
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F)  Zahl  der  lateinlosen  Real- 

soliulen  mit  9  Jälirisrem  Lehrgansre 

am  Sohlusse  des  Jalires 


Zahl  der  Oberrealschulen  am  SoblUBse 

des  Jalires 


— 

— ^ 

— s 

-^ 

^^ 

— " 

— — 

— 

— * 

Provinz 

00 

*^ 

1 
1 

T^ 

i 

T-H 

1-* 

rH 

»-4 

00 

1-H 

00 

r~* 

iFi 

1895 

00 

00 

00 

SS 

OO      Oft 

1 

Ostpreufeen 

— 

— 

— 

— 

— 





— 

— 

— 

— 

1 

1 

1    1 

Westpreul^en 

— 

— 

— 

— 







^^" 





— 

— 

— 

— 

—    23 

1 

Brandenburg 

2 

2 

8 

3 

3 

3 

8 

3 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

• 

3 

3 

3 

3    :^ 

Pommern 

I 

1 

^■M 

^^i^* 

^^m^m 

, 

^"^ 

^^■M 

«H^ 

— 

^__ 

1 

1, 

_  ,  , 

~~~ 

Posen 

— 

—  — 

— 

— 

1, 1 

1 

Schlesien 

— 

— 

8 

3 

3 

3 

8 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2     2 

Sachsen 

1 

1 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

8 

3 

3 

3 

3 

8 

5     5 

Schleswig-Holstein 

— 

— 

— 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

2 

2 

2 

2 

2 

2     2 

Hannover 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

1 

1 

1      1 

Westfalen 

— 

— 

— 

— 

— 

^■^ 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1     2 

Hessen-Nassau 

— 

— 

— 

2 

2 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

8    3 

4 

4 

4 

4 

5 

5l   5 

Kheinprovinz 

— 

4 

3 

8 

3 

3 

8 

8 

3 

2 

1 

1 

1 

8 

8 

9  10  12 

12 

12   12 

1 

Summa: 

3 

3 

12 

12 

12 

14 

14 

12 

11 

11 

10 

9 

9  12  202224262880:^ 

1 

87 

Zahl  der  Realschulen  (höheren  Bürgerschulen)  am  Schlüsse  des  Jahres 


Provinz 


38 


S8 


00 

00 


00 


Od 
00 


00 

o» 

00 


00 


00 


00 


o» 

00 


oa 


Ostpreußen 

Westpreufeen 

Brandenburg 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen 

Schleswig-Holstein 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau 

Rheinprovinz  und  Hohenzollern 


1 


1 


1 


1 


1 


8     4 


2 
1 
2 
4 
11 
11 


2 
2 
2 

4 
10 
11 


5 
2 
2 
2 
8 
8 
11 


5 
2 
2 
2 

3 

8 

12 


5 
2 
2 
3 
3 
9 
12 


1 


1 


1 
2 
6 


1 
2 
9 


5 
2 
2 
4 
3 
9 
12 


5 
2 
2 
4 
3 
9 
13 


5 
2 
2 
4 
3 
10 
13 


5 
3 
2 
6 
3 
8 
14 


1 

2 

11 


5 

3 
2 
6 
3 
9 
14 


1 

2 

12 


1 

2 

15 


1 

2 

18 


1 

2 

21 


1 
2 

21 


1 

2 

26 


3 

1 
3' 

2 

3 

25 

28 

2 

3 

5 
3 
3 
6 
2 
7 
14 


5i    5 


3 
9 
9 
2 
7 
10 


4 

9 
9 
3 
7 
10 


5 

4 
11 
8 
3 
7 
11 


5 

5 

12 

8 

5 

7 

12 


5 
7 
14 
10 
10 
14 
14 


10 
12 


1 

9 
11 
14 
13 
12'    12 


13 
18 


14 
18 


4 
4 

3 

10 
14 


14  1    14 
14     14 


18 
14 

18 


Summa : 


35 


36 


34 


36 


38 


41 


44 


48 


53 


56 


55   63 


68 


73 


78 


103 


123 


181 !  138 
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^  Od 

ij  _ 

.£3  Od 

S  — 


DO 


S5 


3       00 


CC       ^       00 


2     I      I 


kO        CO 


:o 


1   = 


^     <yt     ^ 


90       CO 


;o 


oa 


1    I 


CO 


^        03        C4 


a»     CO 


I    I 


-    I 


CO 


CO 


I    I 


lO       GQ 


CO 


SS 


04 


O 


Ca 


«S 

s 

0 


00 

'S 

08 


I      I     3 


CO 


-     I 


OQ 


CO 


04 

Od 
00 


»«■^»-•»OCQ^OCOiOWD         It-O 

Ca  ,-H       I  1-H 


Ol 

38 


iOiOOOa090iOC*€0«0 


S     I 


CO        00 


00 


0> 


00       ^ 


lO 


00       OO       i-H 


CO 


3S 


03 

00 


S    2 


oa     00     t^     o 

^-<  00       »^ 


Od 


CO        00 


2     I 


CO      »o 


3 


00      oa 


09 

CO 


iO 


Oi^COOdOdOQi-«»-! 


CS  ö 

.2  §8 

es  ^ 

0 

a  — 

08 


»O       03       00       C*       O       -^ 

«-H  f-H  C4  ^H  fH  T-l 


00 


^        04 


1     2 


CO 


CO 


^ 


8f        CO        CO        1-» 
*-H  i-H  1-4  1-H 


1-1       t*       00       CO       ^       1-^ 


Od 


a 

> 
o 
u 


fl      ,2 


S     s     p     $ 

»4 

P«  CO 

O  ^      « 


fi*     t3 


a 
a 

o 


a 

00 

o 


a 

.2 
'S 


Cd 


a 

CO 

'S 

08 
CO 


5 

DO 

'S 

B 

^     2: 

CO        O 

3  i 

CG       SC 


ä 

CO 
0» 


9 
«8 

OD 
OD 

«8 
g 

00 

oo 


«8 

a 
a 


► 

o 

l-l 

p« 
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3.  Übersicht  über  die  Zahl  der  Lehrer  und  über  die  Anderungeu 
Halbjahres  nnter  Berüeksiehtigimg  der  Religionszngehürigkeit  und 

A)   Gymnasien 


Provinzen 

0 
09 

09 

a 
B 

Zahl  der  Lehrer 

Oesamtfreqnenz 
am  Schlüsse  des 
Wintersemesters 
1878/74  n.  81/82 

GeRamtfrea 

iiAn«   im    SnmmoraAmOQfAr    1 

874  u. 

i>^y 

an  den  Gymnasien 

denselben 
Vorschulen 

auf  den  Gymnasien 

M^X^Jmm 

und 

he  Lehrer 

•«4 

1 

Jahr 

0 

d 

Klasse 

1 

s 

iktor 
aftlic 

CD 

i  mit 
enen 

l| 

S 

0 

1  ll 

N3 

Dir« 
wissenschi 

o 

a 
a 
o 

an  den 
verbünd 

•^1 

I 

II 

III 

IV 

1 

V 

VI 

35 

1874 
1882 

>    Preufeen    < 

24 

266 

14 

84 

34 

7395 

932 

1 

757 

1211 

1984 

1326 

1440 

1858 

8076 

e><\ 

1874 

j    preu&en    ) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

.— 

— 

— 

•— 

— 

— 



1882 

16 

177 

3 

58 

24 

4351 

526 

605 

874 

1237 

838 

761 

729 

5044 

698 

1874 

l      West-      f 
j    preu&en    \ 

._ 

— 

— 

^~ 

— 

— - 

— 

— 

-^ 

— 

.— 

^-. 

1882 

13 

149 

14 

53 

17 

3096 

292 

433 

636 

974 

588 

589 

567 

3787 

691 

1874 

\    Branden-    f 
j       bürg       \ 

28 

391 

— 

145 

59 

9038 

1979 

837 

1660 

2744 

1555 

1835 

1673 

10304 

1266 

1882 

36 

521 

— 

185 

83 

11967 

2755 

1278 

2369 

3628 

2184 

2216 

2208 

13883 

1916 

1874 

>  Pommern   l 

16 

173 

1 

59 

25 

4448 

721 

427 

803 

1135 

848 

941 

882 

5036 

b'S< 

1882 

18 

193 

1 

81 

28 

4808 

810 

635 

975 

1331 

903 

858 

819 

5  521 

713 

1874 

\      Posen      < 

13 

142 

18 

44 

16 

3  765 

478 

865 

631 

1039 

696 

724 

730 

4185 

42»D 

1882 

14 

158 

26 

49 

18 

4047 

447 

435 

822 

1251 

779 

720 

780 

4787 

740 

1874 

Schlesien   l 

35 

357 

39 

123 

23 

9488 

824 

932 

1688 

2463 

1790 

1812 

1932 

10617 

11;^ 

1882 

36 

391 

51 

147 

27 

8919 

692 

1221 

1832 

2  720 

1667 

1641 

1761 

10842 

192:3 

1874 

>    Sachsen    < 

24 

247 

8 

94 

20 

5  699 

398 

685 

1128 

1701 

1098 

1068 

1039 

6719 

1O20 

1882 

25 

274 

9 

128 

22 

6  713 

423 

971 

1527 

2071 

1283 

1073 

983 

7908 

119o 

1874 

l  Schleswig-  f 
j    Holstein    \ 

10 

124 

^— 

24 

9 

1469 

195 

167 

260 

391 

327 

338 

335 

1818 

349 

1882 

12 

143 

— 

34 

15 

2100 

320 

262 

381 

566 

511 

464 

453 

2637 

.537 

1874 

>  Hannover  < 

18 

176 

2 

54 

22 

3294 

558 

442 

641 

886 

609 

670 

739 

3987 

69H 

1882 

22 

197 

6 

92 

30 

4584 

678 

628 

970 

1392 

902 

846 

811 

5549 

965 

1874 

1  Westfalen  | 

20 

188 

21 

69 

5 

3831 

155 

708 

981 

978 

530 

682 

745 

4624 

59:3 

1882 

20 

215 

24 

94 

4 

4381 

148 

865 

1336 

1270 

782 

668 

672 

5  593 

1212 

1874 

1     Hessen-     f 
j     Nassau     \ 

12 

131 

13 

53 

3 

2301 

2 

362 

551 

766 

443 

450 

393 

2965 

54^3 

1882 

12 

150 

14 

60 

— 

3178 

— 

582 

769 

959 

553 

505 

468 

3836 

658 

1874 

\  Bheinprovinz    ( 
}          und           i 
'    HohensoUern    t 

26 

266 

24 

117 

22 

5  784 

780 

586 

1072 

1376 

917 

1054 

1108 

6118 

220 

1882 

29 

330 

31 

152 

32 

6  928 

701 

864 

1447 

2089 

1309 

1453 

1577 

8  739 

1811 

Summa  1874: 

226 

2461 

140 

866 

238 

56942 

7022 

6268 

10  626 

15463 

10139 

11014 

10934 

64444 

7  502 

Summa  1882: 

253 

2898 

179 

1133 

300 

65  072 

7792 

8779 

13938 

19488 

12299 

11794 

11828 

78126 

13  054 
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der  Gesamtzahl  der  Schüler  der  einzelnen  Provinzen  innerhalb  eines 
der  Heimatsverhältnisse  für  die  Jahre  1874,  1882,  1892  nnd  1900. 

1874  und  1882. 


Gesamtfreqnenz 
im  Sommer- 

Der  Konfession 

Der  Heimat  nach 

waren  die  Schfller  auf 

den  Gymnasien 

Gesamtabgang  im  Sommersemester  1874/82  | 

Mithin  Be- 
stand  am 

semester  1874/82 
in  den 
Vorschulen 

bezw.  Religion  nach  waren 

die  Schüler 

auf  den  Gymnasien 

von  den  Gymnasien                | 

von  d.  Vorschulen! 

Schlüsse  des 
Sommer- 
semesters 

Inlinder 

1 

1 

OB 
0 
< 

mit  dem  Zeugnis 
der  Reife 

auf 

zu  anderweiter  Be- 
stimmung 

o 
H 

1 

1 

auf  höhere 
und  andere  Schulen 

0 

Überhaupt 

Darunter 
Neuanf genommene 

1 

! 

> 
« 

katholisch 

Dissidenten 

jfldisch 

aus  dem  Schulort 

5 

•«s 

0 
« 

0 

0 

1 

3 

1 

Realanstalten 

0 

• 

1 

00 

as 

0 

O 

OB 

in  den  Gymnasien 

in  den  Vorschulen 

1252 

320 

5921 

1360 

— 

795 

4254 

3709 

113 

178 

170 

103 

58 

836 

11 

856 

474 

2 

476 

7  220 

776 

800 

274 

4117 

440 

— 

487 

2  972 

2  030 

42 

90 

105 

41 

28 

132 

4 

395 

188 

2 

140 

4649 

660 

456 

164 

2  530 

686 

571 

2174 

1557 

56 

56 

75 

33 

17 

90 

6 

277 

46 

1 

47 

3510 

409 

2  567 

588 

8672 

205 

— 

1427 

7437 

2  774 

93 

144 

253 

125 

94 

414 

10 

1040 

441 

2 

443 

9264 

2124 

3646 

891 

11388 

354 

10 

2136 

10005 

3774 

104 

196 

328 

91 

84 

518 

18 

1285 

576 

10 

586 

12648 

3060 

966 

245 

4641 

38 

3 

354 

2916 

2079 

41 

79 

99 

86 

43 

184 

7 

448 

218 

1 

219 

4588 

747 

1060 

250 

5070 

53 

— 

398 

3297 

2200 

24 

116 

115 

27 

20 

253 

11 

542 

161 

2 

163 

4979 

897 

608 

130 

1717 

1496 

1 

971 

2308 

1803 

74 

61 

111 

21 

11 

307 

4 

515 

166 

2 

168 

3670 

440 

671 

224 

2  217 

1254 

— 

1316 

2834 

1919 

34 

71 

107 

9 

7 

288'  7 

489 

109 

3 

112 

4848 

559 

1079 

255 

5092 

3892 

1633 

5976 

4576 

65 

184 

222 

50 

63 

659 

9 

1187 

178 

~. 

178 

9430 

901 

954 

262 

5  553 

3323 

^mmm 

1966 

6597 

4198 

47 

126 

169 

84 

34 

359 

12 

734 

86 

6 

92 

10108 

862 

613 

215 

6367 

264 1 15 

73 

3434 

3048 

237 

107 

155 

81 

23 

241 

8 

565 

29 

^— 

29 

6154 

584 

607 

184 

7468 

288 

152 

4144 

3490 

274 

164 

156 

23 

19 

239 

7 

608 

44 

1 

45 

7300 

562 

314 

119 

1757 

29 

— 

32 

1139 

564 

115 

25 

22 

4 

15 

48 

3 

112 

16 

2 

18 

1706 

296 

497 

177 

2  559 

31 



47 

1466 

913 

258 

36 

27 

9 

48 

49 

4 

178 

27 

2 

29 

2464 

468 

849 

291 

3255 

605 

— 

127 

2434 

1438 

115 

70 

45 

34 

45 

146 

7 

347 

50 

4 

54 

3640   795 

1006 

328 

4541 

808 

— 

200 

3510 

1892 

147 

72 

84 

12 

15 

184 

9 

326 

62 

3 

65 

5223 

941 

210 

55 

2103 

2318 

203 

2825 

1750 

49 

237 

96 

16 

8 

286 

15 

658 

1 

2 

3 

3966 

207 

227 

79 

2804 

2536 

253 

3223 

2  288 

82 

36 

86 

9 

21 

158 

6 

316 

2 

2 

5277 

225 

10 

8 

2227 

653 

— 

85 

1682 

1197 

86 

31 

61 

9 

12 

187 

3 

253 

— 

— 

^— 

2  712 

10 

— 

— 

2810 

725 

— 

301 

2336 

1381 

169 

93 

58 

20 

11 

117 

3 

302 

— 

— 

— 

3584 

— 

896 

116 

2135 

3784 

194 

3849 

2151 

113 

205 

148 

94 

66 

540 

9 

1062 

280 

1 

281 

5051 

615 

999 

298 

3679 

4  650 

410 

6164 

2497 

78 

41 

151 

26 

38 

226 

8 

485 

21 

1 

22 

8254 

977 

9364 

2342 

43887 

14644 

19 

5894 

38254 

25089 

1101 

1821 

1382 

523 

438 

3293 

86 

7043 

1858 

16 

1869 

57  401 

7495 

10  928 

3131 

54731 

15148 

10 

8237 

i 

48722 

28089 

1315 

1097 

1461 

334 

332 

2518 

95 

5832 

1272 

31 

1308 

72  294 

9620 

—    632    — 


B)  O-ymnaBien 


Provinzen 

p 

oo 

08 
0 

B 
>* 

O 

u 

M 
es 

Zahl  der  Lehrer 

Gesamt- 
freqnenz  am 

Gesamtfreauenz  im  l 

Somm< 

irsemester  ] 
mnasien 

L892  u.  1900 

an  de 
GymiiM 

a 
ien 

0 

Sehlnsse 
des  Winter- 
semesters 
1891/92 
n.  1899/1900 

auf  den  Gy 

1 

•  'S 

Klasse 

i 

e 
9 

Jahr 

II 

.2 

1 

o 

•JS 

0 
O 

•-2 
BS 

"1 

4 

0  £ 

> 

Ol 

UI 

1 

on 

un 

Olli 

um 

IV 

V 

VI 

t  i|i 

i  !  -| 

6 

;  ^' 

1892 
1900 

l   Ost-   f 
j  preuften  ) 

16 
16 

182 
205 

11 

15 

49 
33 

23 
28 

3456 
4087 

343 
580 

179 

288 

266 
341 

341 
383 

491 
606 

505 
606 

579 
710 

637 
703 

590 
653 

612 
699 

4200 
4989 

744 

i  »i2 

1892 
1900 

1   West-   f 
j  preu&en  \ 

13 
13 

164 
175 

13 
11 

56 
36 

15 
14 

2888 
3287 

228 

249 

191 
218 

272 
252 

303 
343 

877 
440 

401 
439 

448 
559 

513 
634 

538 
605 

496 
623 

3534  646 
4113;  826 

1892 
1900 

Berlin  l 

16 
16 

318 
822 

I 

177 
92 

57 
56 

7651 
7105 

2212 
2032 

461 
493 

506 
529 

678 
648 

1015 

864 

1081 
907 

1171 
1071 

1176 
1084 

1205 
1091 

1303 
1178 

8596  945 
7865  760 

1892 
1900 

iBrandeabarg/ 

j(aiuaclil.Berlin)| 

24 
29 

259 
329 

9 

103 
94 

41 
58 

4632 
5934 

869 
1411 

235 
383 

395 
419 

439 

548 

668 
820 

653 
813 

780 
1078 

829 
1087 

817 
1074 

799 
1104 

5615 
7326 

983 
1392 

1892 
1900 

>  Pommern  < 

19 
19 

210 
233 

4 

70 
49 

24 
21 

3877 
3560 

476 
424 

277 
255 

381 
307 

376 
349 

551 
504 

572 
531 

587 
572 

679 
616 

628 
591 

598 
602 

4649 
43ir/ 

772 
767 

1892 
1900 

>   Posen 

15 
17 

180 
222 

22 
26 

53 
62 

18 
12 

3895 
4437 

854 
218 

211 
265 

310 
297 

381 
419 

524 
589 

559 
643 

693 

770 

695 
830 

660 

817 

641 
825 

4674 
5455 

779 
1018 

1892 
1900 

>  Schlesien  < 

87 
37 

429 
498 

56 
56 

170 
139 

25 
19 

8227 
9282 

425 
472 

439 
603 

620 

748 

761 
822 

1001 
1243 

1212 
1406 

1448 
1578 

1552 
1748 

1579 
1633 

1494 
1611 

10106 
11392 

1879 
2160 

1892 
1900 

>  Sachsen  l 

28 
28 

319 
336 

6 

8 

130 
98 

15 
16 

5952 
6291 

344 
328 

414 
467 

542 
537 

646 
615 

841 
936 

874 
926 

1019 
1150 

1043 
1074 

878 
969 

814 
970 

7071  1119 
7644  135:^ 

1892 
1900 

\  Schleswig-  f 
j  Holstein  \ 

12 
12 

133 
145 

1 

50 
42 

13 
16 

1811 
2058 

234 
262 

90 
103 

152 
162 

155 
180 

228 
290 

233 
310 

321 
330 

384 
398 

344 
401 

370 

2277  466 
2563.  505 

1892 
1900 

>  Hannover  { 

24 
25 

232 
259 

8 
10 

93 
72 

21 
21 

4320 
4927 

458 
493 

280 
457 

413 
492 

472 
573 

693 
752 

682 
769 

749 
767 

697 
779 

664 
760 

687 
747 

5337  1017 
6096  1169 

1892 
1900 

>  Westfalen  | 

21 
24 

265 
332 

22 
30 

99 

85 

3 

4942 
5841 

57 

417 
543 

599 
567 

706 
710 

846 
983 

761 

898 

698 

892 

778 
944 

742 
939 

798 
1069 

6355  1413 
7545J  1704 

1892 
1900 

\    Hessen-  f 
j  Nassau  | 

14 
17 

175 
223 

14 
18 

81 
63 

4 
2 

3820 
4025 

20 

88 

347 
379 

359 
406 

387 
445 

492 
585 

540 
612 

502 
660 

508 
641 

442 
598 

434 
596 

4011   691 
4922  897 

1892 
1900 

l   Rhein-  1 
j  provinz  \ 

82 
41 

435 
617 

30 
33 

170 
148 

29 
37 

8418 
11676 

550 
670 

571 
849 

744 
1070 

908 
1246 

1227 
1611 

1272 
1660 

1393 
1851 

1454 
2139 

1540 
2149 

1544 
2288 

10658 
14863 

2235 
3187 

1892 
1900 

l  Hohen-  \ 
j  zoUem  1 

1 
1 

9 
10 

1 

1 

3 
2 

— 

163 
155 

— 

8 
7 

11 
7 

13 

8 

20 
17 

20 
26 

33 
27 

23 
27 

20 
24 

17 
14 

165    2 
157.    2 

s 

». 

»umrna  1892: 

272 

8310 

183 

1304 

288 

63552 

6570 

413015570 

6566 

8974  9365 

10416 

10968 

10647 

10607 

77243 

13691 

t 

;umma  1900: 

295 

3906 

222 

1015 

300 

72615 

7227 

5310 

6134 

7289 

10240 

10546 

12015 

12704 

12304 

12715 

89257 

16642 

—    633    — 


1882  und  1800. 


<  T«»  »amtf reqiMns 

im  Somiii«r- 

seraester  1892 

n.  1900  in  dsn 

Yorsehnlen 


9 
et 

Im 


s 

• 


s 


Sc* 


Der  Konfession 

besw.  Religion  nach  waren 

die  Schüler 

anf  den  Gymnasien 


1 
I 

«I 
> 


«      'S 

-  J 

•8       S 


0 


Der  Heimat  nach 

waren  die  Schiller  auf 

'den  Gymnasien 


lulinder 


■ß 

o 

"3 

M 
V 
X 

S 

■D 
0 
I« 


Ml 


0 

e 


'S 

a 


0 


Gesamtabgang  im  SommerBemester  1892  u.  1902 


von  den  Gymnasien 


1 


auf 


s 
1 

-a 
a 


0 

s 
3 
s 

•>4 

2 


0 

-3 
'S 

GQ 


ta 
0 

o 

«D 


M 

0  «D 

0 
H 


o 

,0 

s 

0 


0, 
0 

•g 


von  d.  Vorschulen 


0 

"3 

»0 

SS 

0  0 

TS 
0 
0 


'S 

H 

.0 

8 

0 


Pl 

0 

•g 
2 


Mithin  Be- 
stand am 
Schlüsse  des 
Sommer- 
Semesters 


0 

o 

0 


0 

'S 

.0 
« 

o 

> 

0 
O 


576 
S69 

383 
468 

2  677 
2  517 

1320 
2207 

692: 
662 

541 
414 

642 

705 

485 
497 


701 
768 

73 


42| 
I29I 

779 
1208 


283 
289 

155 
219 

465 
485 

451 
796 

216 
288 

187 
196 

217 
288 

141 
169 


415  181 
526  264 


248 
275 

16 


22 

41 

229 
588 


3408 
8927 

2299 
2660 

6886 
5469 

5100 
6  586 

4292 
8995 

2302 
2558 

4798 
5107 

6616 
6997 

2194 
2485 

4212 
4798 

2886 
2999 

2  742 

3251 

3780 

4888J 

25 
19 


488 
711 

872 
1160 

828 
877 

182 
819 

74 
94 

1587 
2101 

3887 
4991 

828 
467 

89 
57 

955 
1132 

8286 
4241 

918 
1219 

6407 
9458 

140 
138 


3 
5 

19 
2 

23 
18 

14 
16 

7 
6 


311 
846 

844 
291 

1909 
2006 

^319 
405 

276 
282 


6  829 


9 
23 


3 
3 

4 
2 

2 
6 

1 
5 

81 
24 

18 
16 


792 

1898 
1287 

129 
177 

40 
19 

168 
165 

282 
800 

325 
428 

448 
551 


2507 
8078 

2180 
2555 

7  880 
6654 

3742 
5269 

2859 
2737 

2882 
8853 

6147 
7  016 

4  296 
4811 

1843 
1397 

3827 
3  769 

3679 
4472 

2641 
8806 

7  268 
9840 

67 
69 


1662 
1869 

1836 
1543 

1188 
1188 

1821 
1976 

1753 
1559 

1807 
2081 

3927 
4881 

2512 
2555 

720 
854 

1813 
2140 

2  587 
8000 

1214 
1504 

8292 
4  857 

74 
73 


31 
42 

18 
15 

78 
78 

52 

81 

87 
31 

85 
21 

32 
45 

268 

278 

214 
312 

197 

187 

89 
73 

156 
112 

98 
166 

24 
15 


84 

48 

40 
51 

180 
196 


108 

86 
71 

50 
6 

85 
76 

87 
102 

19 
22 

80 
25 

25 
42 

68 
35 

34 
27 


83 

88 

65 
101 

187 
180 


71  109 


172 

77 

74 

83 
104 

147 
214 

125 
160 

54 
41 

66 
86 


17 

39 

120 

14 

35 

95 

24 

30 

113 

13 

88 

89 

99 

58 

842 

111 

62 

236 

42 

43 

178 

54  87 

185 

25 

87 

152 

22 

17 

128 

5 
2 

24 
28 

29 
84 

11 
20 

19 
17 


69  8 

85!  15 

62|  18 

84*  24 

152'  35 

176!  32 


8-1 
6i   7   1 


5 
6 

8 

6 

10 
9 

7 
6 


32 
89 

58 

81 


121 

78 

266 
256 


47  174 

63"  151 

411  51 

28  55 


25 
81 

30 
88 

19 
30 

79 
90 


134 
75 

151 
187 

85 
51 

295 
248 

8 

8 


9 
14 

9 
8 

8 
1 

7 

8 


5 
4 

9 
12 


298 
286 

275 

298 

871 
744 

450 
562 

381 
310 

295 
231 

584 
664 

471 
513 

179 
167 

281 
242 

286 
862 

257 

228 

604 
580 

12 
24 


89 
56 

32 
19 

483 
460 

108 
209 

69 

84 

83 
20 

82 
59 

58 

48 

14 
26 

82 
20 


3 
1 

28 
34 


2 
3 


2 
4 


2 
1 


2 
2 


1 

8 
1 


40 

3902 

57 

4708 

82 

3  259 

22 

8815 

485 

7  725 

463 

7121 

109 

5165 

209 

6  764 

71 

4268 

88 

4017 

36 

4879 

20 

5  224 

84 

9522 

59 

10728 

55 

6600 

49 

7181 

19 

2098 

26 

2896 

84 

5056 

22 

5854 

— 

6069 

— 

7188 

3 

3754 

2 

4694 

31 

10049 

85 

14288 

^— 

153 

— 

133 

586 

812 

351 
446 

2192 
2054 

1211 
1998 

621 
574 

505 
394 

558 
646 

430 
448 

896 
500 

667 
746 

78 


89 
127 

748 
1173 


9  826i  2  756 
10970  3  743 


50985  1 19  876  154 
55679  ;26  465  1114 


6  728 
6  999 


50268 
58  326 


25656 
29480 


13241 
1451 


817 
815 


1279 
1522 


357 
382 


528 
586 


2185 
1882 


78 
74 


5244 
5211 


976 
1036 


28 
16 


999 
1052 


71999 
84046 


8327 
9918 


—    634    — 


< 

3)  Progryniiiaslen 

oerRemester  1874  u.  18?52 

- 

Provinzen 

ä 
S 

2 
hl 

'TS 

'S 

Zahl  der  Lehrer  1 

Gflsamtfirsqnenz 

am  Schlosse  des 

Wintersemesters 

1873/74 

u.  1881/82 

rTARii.TnffrAniifliix  im  SomiL 

an  den 
Progymnasien 

a 

auf  den  Progymnasien 

1 

Q 

1 

1 
1 

o 

1 

& 

lg 

a 
o 
OQ 

Jahr 

H 

> 

Klasse 

6 

I 

II 

1 

III 

IV 

V 

VI 

1      H 

1    ^ 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 

1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 

1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

>  Preufsen    < 

1        Ost-       1 
j     preufsen    | 

l      West-      ( 
j     preußien    \ 

l    Branden-  f 
j        bürg       \ 

>  Pommei^n  < 

>  Posen      l 

>  Schlesien  < 

>  Sachsen    l 

l  Schleswig- 
)     Holstein 

>  Hannover  l 

\  Westfalen  | 

\     Hessen-    | 
1     Nassau     ] 

1      Rhein-      1 
j      provinz     | 

1 

2 

3 

2 
3 

3 
3 

3 
2 

2 

2 
2 

1 
2 

3 
2 

15 
15 

8 

11 

20 

8 
11 

13 
18 

16 
12 

9 

6 
13 

6 

8 

14 
10 

82 
86 

1 

2 
2 

3 

2 

1 

3 
3 

15 
14 

1 

4 

4 

7 
7 

11 
5 

9 
4 

5 

3 
3 

1 
2 

4 
2 

37 
23 

1 

2 

3 

2 
5 

4 
4 

1 

2 
2 

1 
2 

1 

164 

330 

377 

184 
113 

432 
360 

379 
197 

215 

166 
234 

104 
164 

166 
94 

1304 
1060 

29 

55 

17 

61 
13 

120 
57 

75 
9 

39 

60 

9 
35 

28 

10 

9 

68 

77 

10 
25 

50 

74 

46 
35 

32 

13 
35 

14 
34 

47 
34 

175 
224 

41 

113 

132 

36 
34 

125 
112 

93 
55 

69 

42 
79 

20 
51 

33 
37 

278 
331 

31 

72 

69 

56 
64 

95 

85 

85 
48 

51 

44 
53 

23 
32 

22 
16 

254 
236 

36 

73 

98 

67 
75 

105 

83 

114 
57 

69 

71 
64 

40 
42 

39 
16 

306 
274 

49 

92 

98 

68 

85 

123 
79 

124 
59 

62 

55 

64 

28 
32 

31 
20 

363 

268 

166 

418 

474 

287 
288 

508 
438 

462 
254 

288 

225 
295 

125 
191 

172 
128 

1376 
1888 

2 

1 

97 

53 
170 

76 
73 

SS 
57 

6S 

59 
61 

21 
1      27 

6 
29 

72 
273 

Summa  1874: 
Summa  1882: 

30 
36 

153 
198 

22 
24 

73 
59 

1 

9 
21 

2899 
3144 

294 
313 

10 

364 
638 

668 
1013 

610 
726 

778 
851 

841 
859 

8  271 

4087 

372 
'    943 

—    635    — 


1874  und  1882. 


Gveaamtfrequenz 
im  Sommer- 

Der Konfession 

Der  Heimat  i 
waren  die  Schftl 

lach 
ler  auf 
«ien 

Gesamtabg^ang  im  Sommenemester  1874  o.  1882  1 

Mithin  Be- 
stand am 

sexnester  1874 

u.  1882  in  den 

Vorschulen 

bezw.  Religion  nach  waren 

die  Schüler 

auf  den  Progymnasien 

den  Progynuu 

von  den  Progymnasien                | 

von  d.  Vorsehulenl 

Schlüsse  des 

f^AilriffnAr« 

Inl&nder 

1 

0 

< 

mit  dem  Ab- 

gangsMugnls 

der  Re&e 

ohne  Ab- 
gangszeugnis 
der  Reife 

XU  anderweiter  Be- 
stimmung 

0 

auf  höhere 
und  andere  Schulen 

1 

Semesters 

1 

Darunter 
Neuaufgenommene 

1 

1 

1 
JS 

0 

1 

.2 

•g 

.2 

aus  dem  Schulort 

0 

in  den 
Progymnasien 

Überhaupt 

1 
s 

a 
1 

0 
M 

auf  Gymnasial- 
anstalten 

0 
"* 

S 

auf  Oymnasial- 
anstalten 

0 

1 

i 

'S 

auf  sonstige 
Schulen 

in  den 
Vorschulen 

40 

11 

54 

98 

— 

14 

53 

109 

4 

Z 

2 



11 

— 

3 

19 

— 

35 

33 

, 

33 

1 

131       7 

1    _ 

1 

80 

25 

401 

2 

— 

15 

268 

149 

1 

10 



10 

1 

4 

26 

1 

52 

29 

— 

29 

366 

1 

51 

42 

25 

223 

155 

— 

96 

247 

226 

1 



8 

1 

11 

2 

3 

24 

1 

50 

— 

424 

42 

66 

5 

211 

^_ 

^^, 

26 

152 

85 

— . 

_^ 

— ^ 

^. 

5 

..^_ 

7 

6 

1 

19 

2 

2 

218 

64 

117 

104 

252 

10 

— 

21 

241 

42 

— 

4 



11 

— 

4 

8 

— 

27 

13 

— 

13 

256 

104 

161 

41 

448        2 

- 

58 

270 

238 

__ 

.. 

_ 

16 

1 

8 

42 

._ 

67 

29 

29 

441 

132 

86 

29 

392 

5 

36 

288 

114 

1 



3 



6 

5 

1 

20 

35 

14 

— 

14 

398 

72 

100 

25 

182 

137 

^mm^ 

143 

245 

199 

18 

^^ 

1 

__ 

9 

2 

3 

25 

1 

41 

22 

— 

22 

421 

78 

22 

13 

68 

88 



98 

154 

98 

2 



2 

— 

9 

1 

1 

9 

— 

25 

— 

^— 

229 

22 

43 

4 

146 

119 

— 

18 

169 

114 

— 



2 

I 

— 

1 

9 

1 

13 

1 

— 

1 

270 

42 

___ 

223 

1 

^^^ 

1 

123 

97 

5 

^_ 

5 

.^ 

3 

— . 

1 

5 

1 

15 

, — 

— 

— . 

210 

— 

90 

80 

288 

5 

^^^ 

2 

188 

103 

4 

1 

10 

2 

4 

8 

25 

4 

4 

270 

86 

11 

2 

113 

1 

~ 

11 

87 

38 

: 

: 

3 

3 

122 

11 

46 

11 

177 

7 



7 

103 

47 

41 

— 

2 



1 

7 

— 

8 

1 

19 

2 

— 

2 

172 

44 

___ 

26 

135 

to^^ 

11 

108 

64 

- 

_ 

14 

.^ 

2 

— 

4 

28 

1 

49 

123 

— 

^^^^" 

" 

17 

93 

^^^M 

13 

63 

60 

^^■^ 

: 

5 

8 

14 

109 

^^^ 

"^^ 

341 

983 

^™"" 

52 

751 

609 

16 

39 

35 

4 

11 

181 

1 

271 

1105 

31 

8 

299 

953 



81 

718 

598 

17     — 

8 

— 

30 

2    8 

70 

— 

118 

8 

— 

8 

1215 

28 

1 

378 

84 

1598 

1357 

^^^ 

316 

1789 

1439 

43 

__ 

61 

... 

81 

7 

37 

309 

>  5 

500 

86 

86 

I 
2  771!  292 

557 

244 

2263 

1437 



387 

2439 

1581 

67 

— 

40 

1 

93 

2C 

1  26 

190 

1  4 

378 

71 

71 

3  709 

i486 

1 
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D)  ProsrynuiasieB 

Provinzen 

0 

OD 

es 

o 

es 

Zahl  der  Lehrer 

Oesamtfreqnens 

am  Schlnsse  des 

Wintersemesters 

1891/92 

n.  1899/1900 

Gesamtfreq 

uenz  im  Sommersemester  1892  u. 
auf  den  Progymnasien 

1930 

an  den 
Progyranaaien 

II 

W 

BS 

2*2 
"5 

SS 

II 

1 

1 

o 

& 

•'S 

00 

Jahr 

a 

04 

11 

n 

Klasse 

«1 

1 

ÜTT 

Olli 

um 

IV 

V 

VI 

i! 

mm     0% 

u 

Z 

1892 

1        Ost-       1 

2 

10 

_ 

1 

8 

1 
1 

1 

267 

6 

38 

84 

68 

59 

32 

39 

260 

(-'] 

1900 

j    preu&en    | 

1 

7 

— 

2 

1 

122 

7 

18 

28 

28 

29 

28 

84 

155 

33 

1892 

1      West-      ( 

5 

31 

4 

9 

3 

404 

9 

44 

62 

105 

86 

104 

90 

491 

87 

1900 

preufsen 

5 

38 

3 

11 

2 

417 

5 

54 

74 

74 

105 

107 

126 

540 

123 

1892 

Branden- 

2 

13 

6 

4 

183 

72 

85 

39 

37 

86 

44 

52 

243 

60 

1900 

)        bürg       \ 

5 

24 

— 

13 

9 

252 

117 

38 

41 

42 

66 

68 

140 

895 

143 

1892 
1900 

•  Pommern 

2 
3 

12 

20 

1 
2 

6 
7 

2 
1 

190 
352 

31 
21 

25 
57 

84 

59 

86 
74 

59 
79 

44 

86 

52 

83 

250 

438 

60 

86 

1892 

>      Posen 

2 

12 

3 

4 



182 

9 

24 

86 

39 

51 

89 

46 

235 

5:? 

1900 

2 

12 

3 

5 



183 

6 

15 

29 

49 

49 

42 

60 

244 

61 

1892 
1900 

Schlesien 

2 

4 

12 
22 

2 
5 

6 
11 

1 
1 

168 
242 

27 

8 

28 

54 

17 
56 

36 
56 

39 

78 

49 
82 

88 
94 

207 
420 

39 
178 

1892 
1900 

'    Sachsen    • 

3 
2 

15 
9 

— 

7 
4 

2 

175 
101 

37 

26 
9 

18 
11 

26 
13 

50 
31 

60 
89 

54 

19 

284 
122 

59 
21 

1892 
1900 

\  Schleswig-  1 
j    Holstein    | 

1 
1 

9 

— 

1 

2 

67 
54 

25 

7 
6 

5 
8 

10 
16 

18 
14 

25 
29 

27 
18 

92 
76 

2o 
22 

1892 
1900 

Hannover 

3 
3 

7 
18 

1 

8 

2 

33 
266 

28 

12 

48 

21 
62 

28 

44 

62 

74 

61 

56 
351 

23 

85 

1892 
1900 

Westfalen 

3 
10 

16 
70 

4 
12 

6 
20 

— 

186 
525 

— 

29 
119 

32 
148 

39 
156 

43 
205 

56 
146 

47 
817 

246 
1185 

60 
660 

1892 

Hessen- 

4 

31 

6 

11 

6 

380 

— 

37 

32 

33 

96 

108 

74 

880 

— 

1900 

1      Nassau     | 

4 

22 

2 

9 

— 

271 

17 

38 

89 

60 

76 

62 

69 

864 

93 

1892 

\      Rhein-     | 
j      Provinz     | 

15 

89 

16 

34 

1163 

243 

198 

252 

288 

285 

825 

1591 

4^ 

1900 

19 

118 

23 

37 

3 

1999 

35 

286 

356 

435 

582 

552 

646 

2807 

808 

c 

>umma  1892: 

44 

257 

36 

98 

21 

3398 

216 

543 

528 

699 

825 

846 

844 

4285 

887 

)umma  1900: 

59 

355 

51 

127 

19 

4784 

244 

741 

916 

1042 

1326 

1 

1405 

1667 

7097 

2313 

—    637    — 


18Sa  und  1900. 


resamtfrequenz 

im  SommeF- 

semester  1892 

a.  1900  in  den 

Vorschulen 


es« 
s 


«  S 
'S  « 

Q3 

0 


Der  Konfession 

bezw.  Religion  naoli  waren 

die  Sohfller 

auf  den  Progymnasien 


OD 


« 


.s 

'S 


0 
OB 

ae 


ja 
o 

OD 


Der  Heimat  nach 

waren  die  Schaler  auf 

den  Progymnasien 


Inl&nder 


■ß 

o 

"3 
'S 

CQ 

B 

CO 

9 

ca 


MS 

0 
« 

a 
o 
► 


mit  dem  Ab- 
gangszeu^is 
der  Reife 


0 


Oesamtabgang  im  Sommenemester  1892  u.  1900 


von  den  Progymnasien 


E 

s 
S 


0 
M 


0 


0 

I 

0 
« 

ä 

0 

Ü 


ohne  Ab- 
gangs zengnis 
der  Reife 


'S 

«  0 

*.* 

0 


s 

I« 

e$ 
9 

(4 


ö  2 

O.0 

^00 


i 


•*•   0 

0  « 


0 


•0 

e 

0 


0« 

0 


2 

o 


von  d.  Vorschulen 


0 

0 

CS 

•  CO 

•0 

0  0 

4  es 

'S 

0 


o 
8 

0 


0^ 
0 
il 


Mithin  B<^ 
stand  am 
Schlosse  den 
Sommer- 
semesters 


0 
9 


0 
"-1 

•  a 

'0,0 


22 
21 

55 
H5 

130 
223 

47 
32 

15 

22 
17 

57 
42 


61 


12 
46 

390 
447 


16 
14 

46 
30 

58 
106 

16 
11 

6 


(-5) 
9 

20 


17 


33 


(5) 


11 


246 
142 

247 
240 

230 
370 

217 
401 

64 
79 

101 
186 

229 
120 

88 
72 

45 
291 

67 

710 

212 
233 

343 
513 


5 
1 

170 
238 

6 
12 

5 

8 

107 
115 

86 
199 


4 
2 

9 
46 

165 
434 

132 

88 

1190 
2229 


2 
2 


1 


9 
12 

74 
62 

5 

11 

28 
29 

64 
50 

19 
35 


1 

2 
14 

14 
38 

36 
43 

57 
65 


154 
93 

293 

288 

182 
325 

147 
281 

123 
120 

135 
256 

139 
42 

76 
61 

30 
224 

116 
775 

273 
257 

870 
1607 


-   8 


106 

— 

62 

— 

197 

1 

251 

1 

51 

10 

70 

103 

157 

— 

110 

2 

124 

— 

71 

1 

162 

2 

81 

14 

77 

3 

16 

— 

15 

— — 

26 

— 

122 

5 

130 

410 

— 

106 

1 

106 

1 

708 

13 

1193 

7 

1 


ll  1 


3 
4 

5 
11 

7 
5 

5 

8 


13 


1  - 


3 
13 

6 
1 


-    6 


1 
6 


1 


1 
13 


-134 
-!24 


1 


1 


2 
5 


8 
1 


1 

8 

3 
2 


3 
2 

2 
2 

2 
1 

6 

2 
3 

2 
2 

13 
13 


8 
3 


4,  17 
4  28 


5 

6 

15 
13 

12 
10 

6 
2 


1 


6 
12 

6 
22 

3 
2 

66 
83 


20 

8 

28 
49 

13 
20 

23 
35 

12 

10 

12 
33 

9 
3 

7 
1 

6 
21 

9 
47 

7 
11 

117 
133 


1 

2 

4 

2 

10 


3 


1 


2 
4 

3 
10 


3 


240 
147 

463 
491 

230 
375 

227 
403 

223 
234 

195 
387 

225 
119 

85 
75 

50 
330 

237 
1138 

373 
353 

1474 
2674 


22 
20 

53 
31 

127 
213 

47 
30 

14 

19 
17 

52 

41 


58 


12 


45 


174 
209 


2089 
3357 


1879 
3374 


4 
6 


313 
360 


2538 
4349 


1705 
2749 


42 
19 


41 


1 


66 

86 


6 
11 


40 
44 


146 
181 


2 
3 


263 
371 


14 
21 


15 
21 


4022 
6726 


375 
426 
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B)  RealBCliiilen  1,  Ordnung 

0 
00 

Zahl  der  Leb 

irer 

«4 

Gosamtft^quenz 
am  Schlüsse  des 
Wintersemesters 

Gesamtfreq 

uenz  im  Sommersem 
auf  den 

ester  1874  u.  18?'^ 

an  den 

a 

Real 
■ 

gymni 

ftsien 

8 

J1 

1878/74 
Q.  1881/82 

Realschulen  1.  Ordnung  (Realgymnasien) 

Jahr 

Provinzen 

n 

1 

Kl 

densel 
Vorscl 

« 

n 

Klasse 

—      _ 

: 

1 

j 

kl 

TS 
OS 

Direktor  und 
schafUiche  I 

•»4 

o 

& 

1 

o 
CO 

an  den  mit 
verhundenen 

in  den 
Realgymnasi 

in  den 
Vorschule! 

I 

II 

III 

IV 

! 

1 

V 

VI 

1    II 

£ 

1874 

1882 

>    Preulsen    l 

9 

99 

3 

38 

11 

2  734 

315 

186 

453 

701 

639 

584 

— 

590 

■ 

3 153      41V 

1874 

\       Ost-        f 

^^ 

_^ 

^__ 

—. 

— 

— 

-^ 

— 

— 

— 

—        — 

1882 

J     preuften    | 

6 

49 

2 

25 

7 

1292 

178 

137 

253 

383 

225 

255 

210 

1 463      171 

1874 

1      West-      f 

■  ■  .. 

_^ 

^^ 

— 

— 

i— — 

^_ 

— 

-^_        — 

1882 

j     preu&en    ) 

4 

52 

5 

21 

4 

1140 

39 

99 

222 

317 

220 

248 

233 

1 339     m 

1874 

1    Branden-  | 

12 

159 

1 

70 

30 

4384 

995 

176 

722 

1454 

953 

905 

872 

5  082      6ii^ 

1882 

j        bürg      ) 

15 

198 

— 

75 

33 

5125 

1328 

297 

876 

1605 

969 

1033 

1027 

5  807      6^2 

1874 

>    Pommern  l 

4 

40 

9 

5 

1137 

119 

69 

215 

360 

258 

208 

196 

1301      164 

1882 

5 

52 

21 

8 

1208 

208 

93 

216 

838 

238 

221 

223 

1 829      121 

1874 

\      Posen     l 

4 

53 

8 

15 

9 

1248 

362 

65 

204 

367 

317 

327 

261 

1541 

29:^ 

1882 

4 

52 

7 

19 

8 

1082 

115 

53 

191 

377 

252 

223 

194 

1290 

20S 

1874 

>    Schlesien  l 

9 

108 

12 

34 

10 

2522 

285 

140 

393 

671 

578 

627 

558 

2967 

445 

1882 

9 

103 

13 

28 

9 

1728 

158 

122 

328 

500 

364 

376 

384 

2  074 

346 

1874 

>     Sachsen   < 

6 

80 

5 

42 

9 

2397 

259 

143 

369 

710 

593 

576 

484 

2875 

47^ 

1882 

6 

88 

7 

42 

10 

2478 

243 

248 

429 

692 

515 

522 

491 

2897 

419 

1874 

l   Schleswig-  f 

2 

— 

-^ 

— 

161 

— 

U 

43 

98 

61 

_ 

_^ 

216 

5ö 

1882 

j     Holstein    ( 

3 

17 

5 

5 

544 

173 

55 

124 

171 

105 

82 

69 

606        62 

1874 
1882 

>  Hannover  l 

9 
12 

89 
110 

2 

3 

33 
45 

13 
19 

2  350 
2427 

423 
505 

194 
263 

503 
553 

741 

825 

519 
450 

561 
423 

399 
371 

2917 
2885 

567 
4.SS 

1874 

>  Westfalen  < 

9 

78 

10 

29 

— 

1630 

138 

407 

636 

370 

247 

231 

2029 

899 

1882 

10 

97 

17 

39 

— 

1793 

— 

189 

399 

648 

285 

351 

328 

2200      407 

1874 

\     Hessen-    j 

3 

37 

4 

21 

9 

784 

278 

57 

177 

287 

180 

148 

134 

983       199 

1882 

j     Nassau     \ 

4 

71 

3 

24 

12 

1241 

314 

91 

829 

400 

236 

237 

262 

1555 

314 

1874 

l      Rhein-     / 

12 

148 

8 

53 

16 

8318 

531 

168 

497 

875 

665 

612 

680 

3497 

179 

1882 

j      provinz     ) 

12 

148 

14 

56 

15 

2628 

258 

201 

566 

829 

509 

548 

627 

8280      652 

Summa  1874: 

79 

891 

53 

334 

112 

22665 

3567 

1350 

3  983 

6900 

5133 

4  790 

4405 

26561    3896 

Summa  1882: 

90 

1037 

71 

400 

130 

22686 

3  509 

1848 

4486 

7  085 

4368 

4519 

4419 

26  725 

4039 
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(Realgymnasien)  1874  und  1882. 


Oeaamtftequenz 
im  Sommer- 

I 

bezw.  ] 

d 

den  Rei 

»er  Konfession 
Religion  nach 

waren 

r 

"dnung 

) 

Der  Heimat  nad 
die  Schftler  ai 

li  waren 
if  den 
Ordnung 
ien) 

(^esamtabgang  im  Sommenemester  1874  u. 

1882 

Mithin  Be- 
stand am 

u.  IHtibS  in  den 
Yorachnlen 

ilsehnlen  1.  Oi 
lealgymnasien 

Realschulen  1.  ( 
(Realgymnas 

von 

den  Realschulen  1.  Ordnung 
(Realgymnasien) 

von  den 
Yorsehulen 

OGJUuJB8e  Qies 

Sommer- 
semesters 

Darunter 
Nenaufgenommene 

1 

I 

i 

a 

1 

Q 

1 

InUnder 

ao 

0 

mit  dem  Zeugnis 
der  Reife 

auf 

SU  anderweiter  Be- 
stimmung 

-0 

0 

auf  höhere 
und  andere  Schulen 

1 

J 

in  den 
Realgymnasien 

0 

•s 

C3 

aus  dem 
Sehnlort 

1 

d 
5 

1 

m 
& 

Gymnasial- 
anstalten 

0 

t 

in  den 
Vorschulen 

453 

138 

2  783 

120 

— 

250 

2170 

955 

28 

25 

30 

16 

51 

219 

6 

347 

120 

120 

2806 

333 

274 

96 

1358 

30 

— 

75 

957 

500 

6 

29 

13 

9 

18 

89 

1 

159 

61 

— 

61 

-— 
1304 

218 

119 

80 

1177 

83 

79 

989 

324 

26 

9 

10 

6 

14 

73 

3 

115 

4 

1 

5 

1224 

114 

1284 

289 

4374 

105 

^-. 

603 

3933 

1083 

66 

26 

82 

34 

42 

369 

8 

561 

210 

210 

4521 

1074 

1666 

843 

5162 

124 

10 

511 

4778 

966 

63 

42 

61 

30 

86 

386 

5 

610 

289 

3 

292 

5197 

1374 

176 

57 

1216 

10 

-.^ 

75 

913 

385 

3 

15 

3 

4 

100 

2 

124 

35 

^^^ 

35 

1177 

141 

280 

77 

1241 

12 

— 

76 

1010 

319 

— 

21 

8 

2 

5 

104 

1 

141 

67 

— 

67 

1188 

213 

465 

103 

954 

251 



336 

964 

529 

48 

8 

22 

31 

18 

97 

— 

176 

111 

2 

113 

1365 

352 

208 

93 

777 

252 

— 

261 

799 

452 

39 

5 

12 

10 

15 

72 

3 

117 

10 

1 

11 

1173 

197 

400 

115 

2006 

606 

^ 

355 

1752 

1141 

74 

16 

21 

16 

56 

166 

2 

277 

46 

^__ 

46 

2690 

354 

327 

169 

1417 

398 

1 

258 

1411 

644 

19 

12 

20 

6 

15 

134 

— 

187 

27 

2 

29 

1887 

298 

407 

148 

2694 

62 

15 

104 

1515 

1189 

171 

24 

37 

12 

16 

164 

3 

256 

9 

1 

10 

2619 

397 

328 

85 

2692 

79 

9 

117 

1730 

1057 

110 

32 

26 

11 

16 

132 

6 

223 

12 

1 

13 

2674 

315 

- 

^__ 

214 

1 

_^ 

1 

103 

113 

•i^-M 

2 

1 

— 

14 

.^ 

17 

^— 

__ 

.^ 

199 

.^m. 

215 

42 

559 

6 

— 

41 

405 

133 

68 

2 

5 

13 

1 

35 

2 

58 

43 

— 

43 

548 

172 

629 

206 

2647 

92 

— 

178 

1795 

966 

156 

7 

23 

5 

17 

144 

4 

200 

10 

2 

12 

2717 

617 

774 

269 

2660 

111 

— 

114 

1924 

792 

169 

19 

11 

7 

10 

149 

6 

202 

23 

1 

24 

2683 

750 

^_^ 

_ 

1371 

506 

_ 

152 

1248 

759 

22 

21 

11 

11 

17 

140 

2 

202 

— 

— 

1827 

— > 

— 

1543 

508 

— 

149 

1587 

606 

7 

8 

15 

6 

17 

85 

2 

133 

— 

— 

— 

2067 

356 

78 

846 

54 

— . 

as 

757 

194 

32 

16 

9 

2 

._ 

53 

3 

83 

11 

2 

13 

900 

343 

407 

93 

1190 

130 

— 

235 

1242 

229 

84 

6 

34 

4 

2 

105 

151 

69 

— 

69 

1404 

338 

672 

141 

1963 

1244 

— 

290 

2  697 

733 

67 

70 

43 

19 

62 

372 

4 

570 

158 

2 

160 

2927 

512 

352 

94 

1840 

1192 

— 

248 

2  628 

611 

41 

20 

39 

12 

24 

186 

4 

285 

8 

8 

2995 

344 

4842 

1275 

21068 

3051 

15 

2427 

17  847 

8047 

667 

230 

282 

146 

283 

1838 

34 

2813 

710 

9 

719 

23748 

4123 

4  950 

1441 

21616 

2  925 

20 

2164 

19  460 

6633 

632 

205 

254 

116 

223 

1550 

33 

2381 

613 

9 

622 

24344 

4328 

—    640    — 


F)  Realsrymnasien 

Provinzen 

0 

OQ 

08 

i 

'S 

0) 

S3 

Zahl  der  Lehrer 

GesamtArequenz 

am  Schlüsse  des 

Wintersemesters 

1891/92 

u.  1899/1900 

Gesamtfrequenz  im  Sommersemester  1892 
auf  den  Realgymnasien 

u.  1900 

an  den 
Bealgymnasien 

an  den  mit  denselben 
verbundenen  Yorachulen 

U*      X.V\J\J 

Direktor  und  wiasen- 
acbaftliche  Lehrer 

1 

•S 

o 

1 

ao 

§ 

CO 

Jahr 

in  den 
Realgymnasien 

in  den 
Yorschnlen 

Klasse 

1 

*^ 

Ol 

ül 

OTT 

Uli 

om 

um 

IV 

V 

VI 

• 

1892 

1        Ost- 

( 

5 

51 

3 

14 

7 

851 

71 

12 

46 

53 

130 

162 

179 

165 

152 

156 

1055 

204 

1900 

j     preuDsen 

3 

28 

1 

4 

— 

608 

— 

13 

36 

45 

128 

117 

125 

120 

87 

90 

761 

153 

1892 

l      West- 

{ 

4 

36 

5 

23 

2 

693 

65 

21 

29 

52 

103 

120 

•141 

126 

130 

100 

822 

129 

1900 

(    preufsen 

2 

14 

2 

7 

— 

302 

— 

21 

23 

33 

41 

36 

62 

43 

59 

46 

364 

62 

1892 

\      Berlin 

{ 

8 

151 

— . 

80 

22 

4035 

980 

87 

149 

249 

536 

584 

721 

747 

729 

752 

4554 

519 

1900 

8 

152 

1 

52 

22 

3591 

785 

139 

163 

263 

435 

499 

605 

672 

591 

707 

4074 

488 

1892 

1    Branden- 

{ 

7 

93 

— 

44 

1385 

256 

28 

58 

121 

218 

247 

306 

269 

243 

218 

1708 

328 

1900 

j        bürg 

6 

67 

— 

25 

16 

1397 

436 

47 

64 

100 

167 

193 

237 

293 

279 

287 

1667 

270 

1892 

>    Pommern 

1 

4 

52 

1 

15 

10 

1042 

206 

30 

47 

74 

138 

166 

197 

183 

173 

183 

1191 

149 

1900 

g        X  vlll  111  vA  aA 

4 

49 

— 

10 

9 

1048 

191 

52 

58 

95 

166 

168 

169 

198 

157 

191 

1254 

206 

1892 

>      Posen 

{ 

3 

40 

5 

10 

3 

751 

31 

25 

24 

47 

105 

134 

162 

167 

162 

126 

952 

201 

1900 

g            ^  ^  0  w  J^ 

1 

17 

2 

5 

— 

405 

17 

19 

34 

44 

54 

75 

92 

84 

92 

511 

106 

1892 

>    Schlesien 

{ 

9 

91 

12 

18 

11 

1459 

187 

34 

51 

100 

187 

226 

302 

308 

284 

285 

1777 

318 

1900 

M           mJ^MAA^K9^^>^MJk 

8 

79 

12 

18 

7 

1446 

182 

42 

59 

97 

185 

219 

260 

319 

310 

363 

1854    408 

1892 

>    Sachsen 

{ 

7 

70 

6 

45 

3 

1885 

34 

49 

80 

166 

280 

330 

401 

338 

339 

289 

2272 

387 

1900 

£                ^/W^AAk^^/AA 

5 

61 

5 

18 

2 

1300 

21 

50 

81 

108 

200 

227 

261 

242 

205 

236 

1610 

310 

1892 
1900 

\  Schieswig- 
j    Holstein 

{ 

3 
4 

17 

— 

3 

5 

151 
237 

— 

15 
12 

12 
20 

27 

43 

55 
71 

47 
83 

72 

120 

... 

— 

— 

228 
349 

77 
112 

1892 

>   FlAnnover 

< 

12 

112 

5 

52 

16 

2343 

311 

96 

103 

195 

417 

414 

422 

471 

464 

361 

2943 

600 

1900 

10 

102 

4 

26 

7 

1940 

199 

119 

161 

228 

276 

331 

359 

331 

344 

354 

25as 

56:^ 

1892 

>  Westfalen 

1 

11 

86 

11 

29 

-^ 

1729 

^. 

81 

108 

152 

346 

311 

343 

310 

307 

376 

2284 

555 

1900 

1         <T  COwlCbAwU 

8 

34 

1 

10 

— 

1243 

— 

86 

108 

142 

280 

266 

271 

110 

149 

135 

1547 

304 

1892 

\     Hessen- 

f 

4 

67 

2 

41 

9 

1230 

193 

58 

58 

150 

213 

191 

189 

244 

197 

246 

1546 

316 

1900 

j     Nassau 

\ 

4 

70 

3 

27 

6 

1183 

346 

78 

70 

110 

177 

184 

206 

201 

216 

248 

1490 

307 

1892 

\      Rhein- 

\ 

12 

177 

15 

87 

27 

3418 

515 

97 

146 

230 

486 

537 

613 

692 

735 

733 

4269 

851 

1900 

J     provinz 

13 

148 

13 

40 

17 

2  610 

377 

116 

152 

207 

404 

469 

521 

443 

519 

618 

3449 

839 

5 

)amma  1892: 

89 

1026 

65 

458 

110 

20972 

2849 

583 

911 

1616 

3214 

3469 

4048 

4020 

3915 

8825 

25  601 

4629 

i 

>umma  1900: 

76 

838 

44 

245 

91 

17  310 

2537 

792 

1014 

1505 

2574 

2846 

3271 

3064 

3000 

3367 

21433 

4123 

—    641    - 


1892  und  1900. 


Geaamtfireqaena 
im  Sommer- 

Der  Konfetsio 

D 

waren 
f 
ien 

Der  Heimat  nach 

waren  die  Schaler  auf 

den  Realgymnasien 

Gesamtabgang  im  1 

Bommersemester  1892  n. 

1900 

Mithin  Be- 
stand am 

semeater  1802 

u.  1900  in  den 

YorBcholen 

hesw.  Religion  nach 

die  Schaler  an 

den  Realgymnas 

von  den  Realgyranaaien 

Ton  d.  Yorschnlen 

Schlüsse  des 
Sommer- 
semeeters 

Inlander 

anf 

ll 

0 
H 

B. 

1 

Damnter 
Nenanfgenommene 

1 

1 

s 

1 
1 

M 

0 

1 

.a 

1 

•3 

O 

CO 

1 

3 
1 

1 

'S 

0 
< 

mit  dem  Zeugnis 
der  Reife 

0 
2 

0 

3 

1 

0 

1 

i 
1 

H 

'S, 

0 

1 

anf  höhere 
nnd  andere  Schult 

1 

•0 

'S 

1 

in  den 
Realgymnasien 

in  den 
Yorschnlen 

142 

71 

948 

25 

10 

72 

654 

897 

4 

2 

6 

14 

10 

44 

2 

78 

5 

z 

5 

977 

137 

— 

— 

690 

11 

8 

52 

454 

294 

13 

2 

10 

1 

8 

26 

1 

48 

— 

— 

— 

718 

— 

83 

18 

734 

42 

15 

31 

592 

223 

7 

3 

2 

1 

8 

80 

_^ 

44 

26 

1 

27 

778 

56 

— 

— 

329 

28 

1 

6 

271 

82 

11 

1 

— 

1 

3 

11 

— 

16 

— 

— 

348 

1194 

214 

3590 

141 

5 

818 

4099 

409 

46 

37 

98 

28 

61 

284 

5 

513 

231 

^^ 

231 

4041 

963 

1004 

219 

8217 

153 

4 

700 

3352 

695 

27 

56 

94 

11 

59 

229 

2 

451 

214 

4 

218 

3623 

786 

392 

136 

1589 

36 

3 

80 

1149 

547 

12 

8 

23 

3 

24 

84 

2 

144 

31 

__ 

81 

1564 

361 

582 

146 

1508 

49 

4 

106 

1213 

444 

10 

16 

27 

10 

12 

48 

1 

114 

92 

2 

94 

1553 

488 

263 

57 

1137 

7 

1 

46 

976 

213 

2 

17 

19 

5 

27 

66 

1 

135 

57 

1 

58 

1056 

205 

278 

87 

1184 

21 

— 

49 

942 

312 

— 

15 

5 

5 

20 

60 

1 

106 

59 

59 

1148 

219 

60 

29 

607 

160 

185 

615 

327 

10 

3 

3 

7 

11 

19 

1 

44 

2 

^. 

2 

908 

58 

— 

— 

427 

51 

1 

32 

369 

141 

1 

— 

8 

— 

4 

8 

— 

20 

— 

— 

— 

491 

— 

246 

59 

1190 

382 

2 

203 

1261 

501 

15 

6 

10 

5 

20 

89 

^_ 

130 

86 

86 

1647 

210 

290 

108 

1297 

376 

1 

180 

1867 

466 

21 

1 

22 

7 

20 

65 

— 

115 

34 

1 

35 

1789 

255 

52 

18 

2183 

45 

12 

82 

1609 

557 

106 

5 

85 

4 

16 

87 

1 

148 

^_ 

^_ 

2124 

52 

38 

1 

17 

1517 

31 

11 

51 

1250 

298 

62 

12 

24 

6 

9 

87 

3 

91 

4 

— 

4 

1519 

34 

-_ 

_— 

219 

1 

2 

6 

148 

51 

29 

5 

6 

.^ 

2 

8 

...» 

21 

— 

-_ 

•^ 

207 

__ 

— 

— 

336 

9 

— 

4 

245 

94 

10 

— 

2 

— 

— 

8 

10 

— 

— 

— 

339 

— 

505 

194 

2  695 

131 

3 

114 

2  025 

746 

172 

6 

23 

11 

23 

80 

6 

149 

19 

2 

21 

2794 

484 

845 

146 

2290 

124 

1 

88 

1687 

681 

135 

9 

23 

5 

21 

55 

1 

114 

10 

— 

10 

2389 

335 

^» 

.^ 

1564 

547 

4 

169 

1591 

674 

19 

3 

17 

7 

15 

87 

1 

180 

i_ 

^_ 

2154 

^__ 

— 

— 

1169 

808 

9 

61 

1112 

422 

13 

9 

11 

2 

5 

54 

1 

82 

— 

— 

— 

1465 

— 

271 

78 

1106 

149 

16 

275 

1249 

197 

100 

2 

20 

11 

36 

86 

2 

139 

4 

4 

1407 

267 

421 

• 

75 

1089 

160 

11 

280 

1271 

163 

56 

9 

22 

2 

29 

14 

1 

77 

5 

— 

5 

1413 

416 

854 

339 

2410 

1563 

8 

288 

3  533 

670 

66 

7 

27 

18 

39 

146 

3 

240 

22 

1 

23 

4029 

831 

618 

241 

1969 

1291 

10 

179 

2  798 

619 

32 

— 

40 

16 

16 

68 

140 

22 

— 

22 

3309 

596 

^  4062 

1213 

19922 

3229 

81 

2369 

19501 

5512 

588 

104 

289 

114 

292 

1092 

24 

1915 

433 

5 

438 

23686 

3624 

3576 

1039 

17022 

2612 

61 

1738 

16331 

4711 

391 

130 

288 

66 

206 

683 

11 

1384 

440 

7 

447 

20049 

3129 

Wiese,  Schulwesen.    lY. 


41 
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G)  Realsehulen  2.  Ordnunff 


ProTinzen 

1 

OS 

Zahl  der  Lehrer  | 

Oesamtfineqneni 

Gesamtfrequenz  im  Sommersemester  1874  und  im 

an  den  Beel- 
Bchnlen  2.  Ordnung 

en  den  mit  denselben 
verbundenen  Yorsebnlen 

am  SchlnMe  des 
Wintenwmestere 

1878/74 

und  des  Sommev- 

semesteiB  1881 

Wintersemester  1881/82 
auf  den  Realschulen  2.  Ordnung 

II 

n 
II 

1 

1 

Jahr 

Klasse                         | 

I 

§ 

'1 

0 

I 

U 

m 

IV 

V 

VI 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

1874 
1882 

J    preulsen    ) 

1      West-      f 
f    preulken    \ 

)    Branden-    f 
j       bürg       \ 

>  Pommern  < 
[      Posen     l 
\   Schlesien  l 

>  Sachsen    < 

)  Schleswig-  l 
J    Holstein    \ 

>  Hannover  l 

\    Westfalen! 

1     Hessen-    f 
j     Nassau     \ 

1     Rhein-     f 
proYinz     \ 

4 
1 

1 
1 

1 

1 

3 
3 

5 
10 

3 
3 

51 

8 

9 
10 

12 
6 

30 
36 

41 
114 

25 

28 

1 
1 

2 

10 

23 
3 

5 
5 

10 

4 

14 
14 

36 
57 

15 
10 

7 

2 

3 
3 

6 
10 

14 
43 

7 
5 

1202 
92 

194 
163 

504 
157 

768 
758 

939 
2757 

823 
710 

310 
40 

27 
67 

176 
317 

516 
1423 

277 
153 

64 
7 

4 

40 
12 

42 
55 

102 
233 

29 
72 

187 
12 

15 
10 

81 
17 

121 
127 

145 

304 

70 

58 

228 
20 

25 

30 

^^^ 

104 
16 

158 
155 

192 

510 

151 
118 

284 

28 

57 
50 

166 
40 

197 
176 

204 
595 

191 
178 

320 
19 

60 

48 

90 
36 

187 
161 

253 

645 

247 
151 

299 
33 

69 
50 

98 
36 

193 
129 

243 

586 

253 
147 

1382 
119 

230 

188 

579 

157 

898 
803 

1139 
2873 

941 
724 

180 
27 

36 
25 

75 

130 
45 

200 
116 

118 
14 

Summa  1874: 
Summa  1882: 

17 
19 

168 
202 

4 
10 

103 
93 

37 
63 

4430 
4637 

1306 
2000 

281 
379 

619 
528 

858 
849 

1099 
1067 

1157 
1060 

1155 
981 

5169 
4864 

739 
227 

—    643    — 


1874  und  1881/82. 


im  Sommer- 

Dtr  KonfeisioB 

betw.  B«li^<m  nMsh.wmnn 

die  Sohaler 

»vf  dea  BealBöhidm 

Dar  Seimt  nMk 
waren  die  Schiller  euf 

Geenmtobguur  im  Sommersemeeter  1874  and  im          1 
Wintertemester  1881/82                             | 

MitliinBe. 
stuid  nm 

senestor  1874 

nvitfl   Im 

den  Benleehiüen 

von  den  Benleohnlen  8.  Ordnnnf       | 

▼on  d.  Yorsehnlen  | 

Sehlnaee  des 
flAmmep- 

WintoTsemester 

1881/R9  in  d«» 

Inltader 

< 

mit  dem  Ab- 

ohnednaAb- 

nnnieurnis 

der  BeSb 

f 

M 

l 

1 

1 

11 
1 

1 

t9 

Beme8ter8l874 
mtd  dAfl 

Vonehiüen 

• 

1 

•3 

1 

1 

OD 

1 

l 

s 

«1 

l 

Winftei^ 

%4 

1 

M 

V 

1 

"8 

fl  1 

flAmAfltAm 

4» 

i| 

1 

ll 

1 

1 
1 

188V82 

1 

'i 

4 

420 
53 

42 
98 

815 
867 

654 
1549 

330 
157 

110 
13 

15 
26 

139 
50 

138 

126 

53 

4 

1274 
118 

195 
163 

549 
152 

841 
748 

475 
1949 

661 
554 

33 

1 

2 
3 

8 

9 
10 

59 
232 

222 
145 

3 

75 

33 
22 

19 
5 

48 
45 

605 
692 

58 
25 

1169 
106 

162 

149 

302 
97 

639 
601 

876 
2368 

735 
582 

197 
12 

68 
39 

273 
57 

153 
122 

173 
421 

199 

140 

16 
1 

4 
3 

106 
80 

90 
84 

7 
2 

6 

4 
3 

5 
2 

16 

3 

7 

^^* 

7 
3 

2 

3 
5 

1 
28 

1 
5 

9 

1 

2 

1 

6 
10 

5 
48 

7 
5 

17 
2 

2 

5 
6 

9 
13 

6 
31 

12 

121 
11 

8 
12 

50 
31 

21 

89 

42 
345 

154 
142 

1 

1 

3 

1 

1 
5 

1 

160 
16 

9 
15 

61 
44 

47 

120 

55 
473 

65 
172 

79 
7 

5 

21 

29 
100 

105 
463 

43 
45 

1 

1 
1 

— 
1 

80 
7 

5 
21 

30 
101 

106 
463 

43 
45 

1222 
103 

221 

173 

518 
113 

851 
683 

1084 
2400 

876 
552 

340 
46 

37 
72 

285 
266 

548 
1086 

287 
112 

1761 
2219 

455 
919 

3995 
3684 

333 
391 

3 

838 
789 

3883 
3903 

1063 
791 

223 
170 

18 
28 

— 

12 
43 

30 
64 

37 
66 

296 

680 

4 
9 

397 

840 

261 
636 

3 

1 

264 
637 

4772 
4024 

1497 
1582 

41 
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H)  Höhere  Bürgreraehulen  (im  älteren  Sinne) 


Provinzen 

0 

1 

g 

f 

0 

S 

hl 

■s 

Zahl  der  Lehrer 

Oeeamtftaqnenx 

Ges 

amtfrec 

Luenz  im  Som: 

mersem 
jster  U 
u  BQrg 

ester  1874  und  im 

an  den  hAheren 

BftraerBchalen 

(im  Uteren  Sinne) 

a 

1 

«'S 

am  Schlosse  des 
Wintersemesters 

1873/74 
und  des  Sommer- 

semesters  1881 

Wintersemc 
auf  den  höhere 

»1/82 
erschulen 

Jahr 

II 

1 
1 

1 

o 

1 
1 

Klasse 

1 

S 

in  den  hftlieren 
Bürge  rsehnlen 

0 

•91 

> 

I 

II 

TTT 

IV 

V 

VI 

s 

• 

1874 
1882 

>    Preu&en    l 

5 

24 

1 

8 

3 

548 

60 

— 

57 

108 

126 

172 

194 

652 

104 

1874 

\       Ost-        f 
J    pren&en    \ 

— 

— 

^_ 

— 

— — 

— 

_ 

_ 

_ 

^^ 

8 

1882 

4 

21 

— 

8 

7 

553 

274 

6 

53 

69 

115 

155 

163 

561 

— 

1874 

\      West-      f 
J    prenfeen    \ 

___ 

_^ 

^__ 

.^ 

— 

_> 

^~ 

— 

__ 

_ 

—^ 

_ 

38 

1882 

6 

32 

5 

11 

3 

668 

108 

— 

66 

158 

133 

170 

179 

706 

— 

1874 

\    Branden-    f 
/       hurg       1 

8 

43 

1 

20 

9 

1054 

274 

31 

113 

241 

302 

267 

314 

1268 

214 

1882 

9 

48 

2 

12 

12 

1023 

340 

— 

98 

257 

247 

225 

242 

1069 

46 

1874 

>  Pommern  l 

4 

17 

.-^ 

8 

6 

411 

146 

_ 

36 

100 

105 

123 

122 

486 

75 

1882 

4 

20 

— 

6 

7 

496 

177 

— 

35 

112       113 

136 

126 

522 

26 

1874 
1882 

>      Posen      l 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1874 

\   Schlesien  < 

5 

33 

4 

12 

7 

652 

276 

•^ 

74 

112 

171 

219 

286 

812 

160 

1882 

7 

59 

7 

15 

10 

1587 

633 

85 

126 

190 

330 

404 

486 

1621 

34 

1874 

>    Sachsen    l 

6 

37 

1 

13 

6 

657 

181 

_— 

88 

173 

192 

185 

188 

826 

169 

1882 

7 

40 

1 

14 

6 

941 

160 

— 

130 

229 

176 

199 

236 

970 

29 

1874 

\  Schleswig-  i 
j     Holstein    \ 

8 

29 

__ 

4 

3 

456 

62 

_— . 

71 

121 

151 

136 

144 

623 

167 

1882 

10 

41 

— 

6 

4 

641 

76 

— 

75 

189 

188 

100 

119 

671 

30 

1874 

}  Hannover  < 

16 

61 

1 

24 

15 

1494 

425 

40 

277 

443 

472 

334 

353 

1919 

425 

1882 

16 

87 

5 

32 

22 

2082 

837 

50 

291 

490 

471 

447 

404 

2153 

71 

1874 

>  Westfalen  < 

4 

21 

4 

8 

2 

413 

32 

^^m 

41 

99 

94 

147 

162 

543 

130 

1882 

7 

54 

7 

16 

1123 

— 

24 

120 

209 

249 

281 

256 

1139 

16 

1874 

l     Hessen-     f 
/     Nassau     | 

16 

107 

17 

52 

27 

2188 

796 

99 

271 

516 

562 

634 

702 

2784 

596 

1882 

14 

86 

11 

39 

8 

1431 

206 

5 

182 

352 

299 

361 

282 

1481 

50 

1874 

\      Rhein-      f 
/     provinz     \ 

13 

72 

8 

27 

7 

1543 

149 

— 

162 

332 

300 

373 

443 

1610 

67 

1882 

18 

105 

21 

45 

7 

2340 

245 

50 

242 

472 

526 

513 

583 

2386 

46 

S 

lumma  1874: 

85 

444 

87 

176 

85 

9416 

2401 

170 

1190 

2240 

2475 

2590 

2858 

11523 

2107 

8 

nmma  1882: 

102 

593 

59 

204 

86 

12885 

3056 

220 

1418 

2727 

2847 

2991 

3076 

13279 

894 
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1874  und  1881/82. 


Gesamtfrequenz 
im  Sommer- 
semeater  1874 

Der  Konfession 

bezw.  Religion  nach  wnren 

die  Schaler  anf  den 

Der  Heimat  nach  waren 

die  Schaler 

anf  den  höheren 

Gesamtabg&ng  im  Sommersemester  1874 
und  im  Wintersemester  1881/82 

Mithin  Bestand 
am  Schinase  des 

Sommer- 
eemestere  1874 
nnd  des  Winter- 
semesters 
1881/82 

Winteneiiiester 

1881/82  in  dAs 

höheren  Bttrgerachnlen 

Bargersohulen 

Ton  den  höheren  Baxgerschulen 

Ton  d.  Yorschnlen 

Yorsclmleii 

1 

• 

1 

1 

Inländer 

1 

0 
< 

.a 

h 

l| 
1 

anf 

1 

s 

fr* 

1 

1 

1 

'S 

SS 

1 

1 

1 

1 

«3 

Ii 

•  o 

SCQ 

1 

0 

O 

s 
s 

0 

u 

.s« 

0 

•9  g 

95 

302 

123 

373 
367 

185 
200 

337 

671 

266 
170 

124 

87 

619 

884 

62 

1196 
214 

197 
214 

35 

28 

15 

99 
27 

39 
23 

61 
38 

85 
10 

62 
11 

194 
47 

30 

400 

8 

48 

613 

518 

585 

1179 
1025 

430 
486 

645 
997 

810 
953 

605 

647 

1661 
1812 

427 
886 

2003 
909 

759 
1170 

15 

13 

62 

16 

9 

6 
9 

78 
398 

6 
3 

5 

172 
223 

94 
209 

609 
446 

755 
1105 

1 

2 
2 

24 

29 

59 

73 
35 

50 

27 

89 
224 

10 
14 

18 
19 

84 
118 

22 
44 

172 
126 

96 
111 

373 

445 

375 

967 
712 

347 
350 

642 
1402 

509 
571 

420 

417 

1313 
1523 

380 
860 

2017 
1036 

1058 
1797 

271 

114 

328 

299 
353 

139 
172 

169 
206 

304 
390 

146 
174 

557 
563 

163 
276 

679 

413 

529 
555 

8 

2 

3 

2 

4 

1 
13 

13 
9 

57 

80 

49 
67 

3 

88 
32 

23 
34 

3 

11 

21 

11 
16 

5 
10 

2 

91 

3 

28 

5 
3 

11 

77 

3 
30 

11 
33 

19 
31 

5 

8 

19 

10 
19 

4 
6 

8 
9 

16 

7 

1 

8 

15 
21 

5 
13 

36 
33 

9 

28 

12 

3 

13 

2 
15 

16 

7 

7 
9 

15 
15 

2 

16 

8 
51 

8 
16 

13 

27 

15 

13 

12 

14 

22 
15 

2 
5 

12 
30 

5 
10 

7 
19 

19 
13 

4 
20 

35 
19 

7 
29 

53 

26 

43 

65 

83 

27 

56 

49 
146 

39 
112 

40 

82 

78 
262 

25 
136 

102 
157 

213 

294 

1 

3 
2 

1 

4 

1 

1 

3 
4 

2 
2 

5 

5 

1 

86 

60 

111 

113 
150 

54 

85 

78 
289 

78 
173 

56 
128 

134 

428 

47 
217 

202 
269 

253 
398 

8 

61 

55 

31 
43 

29 
55 

10 
71 

43 
55 

8 
48 

22 
306 

3 

57 

56 

36 
96 

1 

1 
4 

1 

1 

1 
3 

2 

1 

8 

62 

55 

32 
43 

29 
59 

10 
72 

44 
55 

8 
48 

23 
309 

3 

59 
56 

36 
97 

566 

501 

595 

1155 
919 

432 
437 

■Ml-« 

734 
1332 

748 
797 

567 
543 

1785 
1725 

496 
922 

2582 
1212 

1357 
1988 

87 

240 

68 

.  841 
324 

156 
141 

327 
599 

222 
115 

116 
39 

596 
575 

59 

1137 
158 

161 
117 

3454 
3232 

1053 
207 

9132 
9988 

1751 
2482 

2 
3 

638 
806 

8026 
9488 

3256 
3544 

241 
247 

73 

351 

109 
171 

83 
187 

126 
186 

691 
1397 

19 
16 

1101 
2308 

247 
846 

5 
10 

252 

856 

10422 
10971 

3202 
2376 
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J)  Realprofiryiniiasieii 


Provinzen 

0 

1 
1 

Zahl  der  Lehrer 

Qeflamifipeqnens 

an  Rohlnese  des 

Wintereemesters 

1891/92 

n.  1899/1900 

Qesamtfreqnenz  im  Sommersem 
auf  den  RealprogyD 

lester  1 

892  n. 

1900 

an  den 
BealprogymnMien 

ll 

masien 

ii 

1 

1 

1 

o 
00 

Jahr 

Ol 

in  den 
Yonohnlen 

Klasse 

1 

i 

• 

un 

om 

üin 

IV 

V 

VI 

ll 

1892 

\       OsU       f 

2 

12 

4 

2 

251 

54 

88 

32 

44 

66 

70 

61 

811 

60 

1900 

J    prenlsen    \ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1892 

\      West-      f 

4 

22 

4 

8 

5 

282 

107 

85 

34 

57 

74 

76 

92 

868 

86 

1900 

/   preufeen    \ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



— 

1892 

\    Branden-  f 

11 

60 

„.^ 

27 

13 

836 

173 

182 

132 

147 

201 

212 

235 

1059 

223 

1900 

i       ^iirg      1 

4 

25 

1 

8 

4 

338 

57 

50 

48 

65 

76 

100 

79 

418 

80 

1892 

5 

23 

9 

7 

410 

148 

67 

68 

99 

100 

100 

114 

548 

138 

1900 

>  Pommern  < 

2 

11 

— 

4 

2 

129 

25 

19 

25 

24 

35 

31 

31 

165 

36 

1892 
1900 

>     Posen     l 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

. 

1892 

1         CI     *^  1  ^      •                  1 

3 

18 

3 

7 

1 

217 

4 

21 

29 

41 

61 

70 

65 

287 

70 

1900 

>  Schlesien  < 

1 

5 

1 

4 

— 

91 

— 

15 

7 

15 

31 

24 

46 

188 

47 

1892 

1          r>i        V                    1 

8 

45 

1 

28 

3 

867 

67 

152 

166 

185 

197 

190 

190 

1080 

218 

1900 

>    Sachsen   < 

3 

13 

— 

11 

— 

161 

— 

41 

26 

35 

82 

29 

31 

194 

33 

1892 
1900 

\  Schleswig-  f 
j     Holstein    \ 

10 

36 

— 

10 

4 

453 

60 

110 

100 

126 

69 

86 

107 

598 

145 

1892 

12 

55 

3 

19 

10 

833 

127 

140 

141 

199 

178 

204 

175 

1037 

204 

1900 

>  Hannover  < 

4 

19 

2 

7 

1 

356 

14 

68 

82 

80 

96 

76 

62 

459 

103 

1892 
1900 

>  Westfalen  < 

4 

24 

2 

8 

— 

394 

— 

30 

56 

71 

87 

113 

118 

475 

81 

1892 

\     Hessen-    i 

15 

56 

11 

31 

4 

984 

190 

186 

198 

268 

196 

240 

229 

1317 

333 

1900 

j     Nassau    \ 

4 

12 

— 

4 

— 

226 

— 

57 

50 

60 

36 

41 

41 

285 

59 

1892 

1      Rhein-     f 

9 

56 

9 

21 

3 

1018 

57 

151 

171 

195 

282 

273 

262 

1334 

316 

1900 

j     provinz    ) 

3 

6 

"~~ 

2 

""^ 

120 

■  ■  ■ 

28 

80 

38 

21 

18 

21 

156 

36 

Samma  1892: 

83 

407 

38 

172 

52 

6545 

987 

1062 

1122 

1432 

1511 

1634 

1648 

8409 

1864 

Summa  1900: 

21 

91 

4 

40 

7 

1421 

96 

273 

268 

317 

327 

319 

811 

1815 

394 
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1882  und  1800. 


0«8anitfreqiieiis 
im  SonuMi^ 

Der  Konfession 

Der  Heimai  naeli  waren 
die  Sehfller  anf  den 

Gesamtabgann^  im  Sommersemester  1892  a.  1900 

Mithin  Be- 
stand  am 

Semester  1892 

n.  1900  in  den 

Yonehnlen 

benr.  Beligion  nach  wnran 

die  Sekfiler  anf  den 

RealprogymnMien 

Bealprogymnasien 

Ton  den  Bealprogymnasien 

Ton  d.  Yorschnlen 

Schlüsse  des 

flAffnmAffu 

Inl&nder 

1 

Ml 

'S 

< 

mit  dem  Ab- 

gnncszeiumis 

der  Reffe 

ohne  das  Ab- 
der  Helfe 

i 

S 

1 

1 

1 

0 
«OD 

St 

^1 
SS 

IS 

0 

t 

0 

1 

1 

Semesters 

1 

1 

f 

« 

1 

0 

S 

•n 

1 

'S 

i 

s 

1 

1 

1 

'S. 

i 

1 

1 

8 

li 

r 

1 

1 

11 

1 

0 

1 

g 

0  s 

84 

177 

327 
101 

189 
40 

5 

117 

102 

229 
26 

216 
94 

30 

70 

154 
44 

41 
15 

1 

50 

42 

102 
12 

26 
37 

306 

307 

1014 
380 

493 
156 

168 
49 

1050 
192 

574 

852 
350 

347 

865 
124 

829 
126 

1 

28 

12 
12 

6 

98 

78 

13 
2 

7 

124 
88 

111 

291 
147 

449 
23 

1 

1 
1 

3 

4 

1 

1 

1 
3 

2 

5 
1 

3 
3 

4 

32 

32 
25 

41 
5 

21 
11 

16 

16 

60 
18 

15 

156 
13 

53 
4 

226 

235 

780 
311 

367 
120 

167 
94 

613 
136 

388 

673 
314 

403 

865 
163 

994 
106 

84 

133 

326 
105 

176 
45 

119 
43 

447 
45 

135 

326 
135 

71 

421 
119 

318 

48 

1 

3 
2 

1 
1 

20 
13 

75 

38 
10 

1 

31 
3 

22 
2 

8 
2 

1 
6 

2 

4 

1 

1 

2 
2 

1 

1 

2 

5 
3 

3 

1 
2 

2 

1 

4 
4 

2 
1 

2 

5 

11 
9 

8 
2 

2 
4 

8 
4 

7 
6 

1 

13 
2 

4 

1 

2 

14 
3 

1 
3 

5 
3 

11 

6 

9 
2 

2 

9 

12 
3 

8 
12 

28 

5 

21 
5 

4 

4 

44 
9 

20 

44 

3 

12 

52 
3 

26 
4 

1 

1 

2 

1 

2 

1 

2 
4 
1 

21 

21 

59 
24 

33 
11 

12 
14 

69 
15 

32 

66 
16 

17 

83 
10 

50 

8 

5 
22 

15 
2 

5 
4 

7 

1 

16 

3 
2 

1 
1 

1 

• 

5 

22 

16 
2 

6 
4 

8 

1 

15 

3 
2 

290 

347 

1000 
394 

510 
154 

275 
124 

1011 
179 

566 

971 
443 

458 

1234 
275 

1284 
148 

79 

155 

311 
99 

183 
86 

5 
109 
101 

214 

26 

213 
92 

1540 
167 

553 
71 

6805 
1377 

1140 
350 

18 
12 

446 
76 

5  661 
1244 

2556 
540 

192 
31 

10 
14 

— 

4 
2 

28 
10 

65 
23 

72 
14 

271 
83 

13 
2 

463 
98 

75 
6 

3 

78 
6 

7946 
1717 

1462 
161 
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K) 

Oberrealsoliulen 

Provinzen 

1 

■s 

Zahl  der  Lehrer 

Oesamttreqnenx 
am  Schlnsse  des 
Wintersemester^ 
1881782,  1881/92 
n.  1899A900 

Gesamtfrequenz  im  Sommersemester  1882,  1( 

auf  den  Oberrealschulen 

^2  u.  1900 

an  den  Ober- 
reRlflcholen 

AI 

II 
II 

1 
1 

o 

»4 

1 

9 

1 

CQ 

Jahr 

nt 
Ss 

1 
II 

o 

«a 
•9g 

Klasse 

'S. 

a 

Ol 

ÜI 

OTT 

ÜII 

OITT 

um 

IV 

V 

VI 

SB 

1882 
1892 
1900 

l        Ost-      j 
1    preulsen    l 

1 

10 

2 

1 

1 

224 

55 

8 

1 

20 

27 

82 

44 

49 

51 

42 

276 

;    52 

1 

1882 
1892 
1900 

1      West- 
1    preulsen 

8 

42 

5 

16 

11 

1044 

216 

12 

14 

45 

118 

185 

197 

261 

259 

258 

1294 

1 

1 
250 

1882 
1892 
1900 

1    Branden- 
1       bürg 

3 
2 
8 

44 
85 
60 

1 
"l 

SO 
28 
18 

6 
3 
9 

1082 

891 

1819 

256 
128 
848 

6 
10 
67 

18 
76 

48 
129 

(o^ 

105 
158 

186 
165 

162 
199 

246 
180 
255 

270 
198 
248 

255 
178 
817 

1275 
1020 
1614 

193 
129 
295 

1882 
1892 
1900 

>   Pommern 

•^'~ 

"~ 

«M» 

— 

—^ 

"•"" 

— 

— 

— 

"~~ 

— ^ 

— 

— 

— 

— 

^^ 

— 

1882 
1892 
1900 

>      Posen      < 

1 

— 

■ 

— 

—— 

248 

— 

— — 

7 

17 

41 

41 

^ 

52 

54 

58 

318 

65 

1882 
1892 
1900 

Schlesien 

8 
2 
2 

88 
29 
27 

7 
6 
6 

24 
22 
11 

— 

659 
505 
458 

— 

S 
5 
12 

3 

18 
12 

81 
48 

74 
54 

-2i 
96 
80 

122 

84 

126 
119 
108 

126 
119 
100 

118 
125 
182 

812 
709 
625 

16^3 
204 
167 

1882 
1892 
1900 

>    Sachsen    < 

2 

2 
5 

24 
80 

77 

2 

1 

18 
24 

28 

2 

666 

781 

1660 

29 

S 
4 
52 

5 
62 

D 
19 
ISO 

94 
274 

2 
127 
298 

177 
888 

152 
172 
286 

111 
187 
284 

106 
161 
298 

781 

946 

2017 

115 
165 

857 

1882 
1892 
1900 

1  Schleswig-  i 
1    Holstein    i 

1 
1 
2 

12 
18 
81 

1 

5 

5 

18 

8 
4 

7 

212 
884 
710 

59 

97 

218 

2 
24 

^ 

'      2 
4 
87 

i 

80 

82 

8 
48 
100 

66 
102 

59 

89 

158 

-  41 

96 

178 

50 
111 
156 

260 
441 
855 

48 
107 
145 

1882 
1892 
1900 

>  Hannover  l 

1 

17 

1 

1 

6 

465 

186 

22 

22 

58 

61 

67 

78 

98 

92 

100 

593 

1^ 

1882 
1892 
1900 

\  Westfalen  J 

"l 
2 

n 

38 

2 
8 

8 
14 

881 
757 

— 

7 

4 
18 

18 
81 

42 

99 

45 
117 

62 
158 

81 
195 

82 
201 

115 
250 

444 
1066 

113 
309 

1882 
1892 
1900 

1     Hessen-    1 
1     Nassau     i 

8 
5 

47 
79 

1 

7 

29 
27 

10 
17 

1280 
1774 

298 
894 

8 
65 

17 
95 

55 
155 

175 
285 

208 
297 

247 
821 

805 
841 

290 
874 

889 
899 

1644 
2282 

364 

508 

1882 
1892 
1900 

1      Rhein- 
j     provinz 

3 

1 
12 

82 

15 

182 

5 
13 

21 

9 

49 

1 

5 

11 

772 

810 

8229 

81 

85 
269 

€ 

6 
96 

4 
121 

17 
208 

27 
442 

2^ 
82 
458 

51 
599 

148 

84 

722 

288 

98 

747 

280 
129 
816 

992 

443 

4199 

220 
133 
970 

Summa  1882: 

12 

150 

15 

98 

10 

8391 

846 

1 

1 

sSo"^ 

1 
1068 

781 

781 

759 

4120 

i 

lÖl 

729 

S 

Summa  1892: 

12 

180 

15 

120 

22 

4482 

608 

85 

61 

182 

547 

687 

887 

1080 

1065 

1158 

5  647 

1215 

J 

Summa  1900: 

87 

558 

89 

185 

66 

11888 

1715 

860 

458 

868 

1586 

1780 

2168 

2515 

2583 

2821 

15184 

3246 
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1882,  1892  und  1900. 


G«asmtfreqQenz 
im  Sommer- 
Semester  18R2, 
1892  n.  1900  in 
den  Yorsehalen 

Der  Konfession 

besw.  Religion  naoh  y 

die  Sehftler  auf 

iraren 

Der  Heimat  nach  waren 

die  Schfller  auf  den 

OberreaUclialen 

Gesamtabgang  im  Sommersemester 
1882,  1892  u.  1900 

Mithin  Be- 
stand am 
Schlosse  des 

flAvnniAYU 

den  Oberre&lsehnlen        1 

Inlfcnder 

1 

'S 

< 

TOn  den  Oberrealsehnlen            1 

Ton  d.  Yorsclialen  1 

Semesters 

S 

1 

9 

1 

1 

1 

-ß 

e 

"3 

QQ 

a 
S 

1 

ä 

a 

h 

"'S 

ß 

a 

auf 

II 

1 

S 
•S 

il 

SS 

1 

•g 

1 

1 

1 

A 

n 

o 

1 

1 
§ 
1 

P4 

U 

« 
•3 
•g 

4 

100 

385 

319 
154 
438 

52 

96 
170 
267 

274 

414 
612 

33 
147 
502 

45 

169 

63 
26 
90 

23 

37 
73 
49 

88 

116 
218 

2 

62 

238 

• 

268 

1077 

1170 

857 

1424 

215 

528 
416 
891 

750 

880 

1934 

250 
428 
886 

586 

275 

758 

1816 
1814 

456 

148 

2363 

6 

93 

39 
44 
46 

37 

197 
206 
189 

9 
14 
25 

7 
10 
15 

18 

181 
231 

200 
292 

495 

249 

1682 

46 

7 
8 
6 

1 
2 

"e 
1 

2 

1 

2 

18 
25 

16 

2 

78 

59 
111 
188 

61 

92 
86 
48 

22 
46 
57 

3 
8 
4 

37 

85 
75 

llÖ 
151 

41 

46 

188 

215 

930 

1150 

894 

1886 

228 

512 
451 
403 

404 

583 

1289 

204 
355 
664 

495 

260 
725 

1437 
1822 

678 

413 

3242 

60 

858 

112 
104 
247 

76 

279 
247 
216 

862 
825 
625 

44 

73 

178 

^^ 
85 

183 
341 

177 
374 

304 
24 

882 

1 

6 

13 
22 
31 

9 

21 

11 

6 

15 

88 

103 

12 
13 
18 

18 
1 

80 
86 

10 

6 

75 

7 

2 

27 

5 
2 
2 

9 
8 

8 

3 
11 

6 
4 

32 

2 

7 

29 

2 

8 
2 
2 

1 

2 

16 

5 

4 

19 

3 

8 

15 

18 

1 
1 

10 

1 
1 
5 

8 

1 
3 

1 
30 

6 

19 
12 
22 

"i 

1 

9 

13 

7 

18 
23 

1 

15 
10 

3 

8 
15 

18 
12 

6 

3 

46 

2 

67 

130 
100 
121 

8 

184 
85 
19 

45 

67 

107 

5 
11 
25 

^9 

24 
28 

49 
32 

72 
20 
72 

4 
1 

• 

1 
1 

1 

1 

1 
2 

2 
1 

2 

115 

163 
122 
205 

13 

146 
48 
36 

68 

85 

158 

11 
31 
60 

16 

32 

47 

86 
75 

87 

24 

154 

4 

21 

42 

26 
81 

2 

1 
6 
9 

8 

12 
21 

1 

8 

18 

1 

1 
1 

1 
1 

1 
1 

5 

22 

48 
26 
81 

2 

2 

7 
9 

9 

13 
21 

1 

3 

18 

274 

1179 

1112 

898 

1409 

300 

666 
661 
589 

718 

861 

1859 

249 
410 
795 

577 

412 
1019 

1558 
2207 

905 

419 

4045 

95 

868 

276 
128 
857 

50 

94 
168 
258 

265 

401 
591 

32 
144 
484 

448 

885 

2630 

102 
277 
915 

3149 

4815 

11616 

747 

854 

2584 

7 

86 
100 

217 
442 
884 

2948 

4398 

11849 

1101 
1188 
8487 

71 
121 
848 

27 
10 
58 

12 

30 

130 

5 
2 

48 

34 

78 

158 

386 
806 
485 

6 
2 

7 

470 
428 
881 

44 

47 

164 

2 
2 
3 

46 

49 

167 

8650 

5219 

14253 

402 

836 

2468 
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L)  Realschuleii  (höhere  Bttrgenchalen) 


Jahr 


Provinzen 


d 
o 


o 

CO 


Zahl  der  Lehrer 


an  den 
R«alscliiilen 


''S 

•«4   BD 


I 


I 

1 
1 

o 

CO 


'      0 

U 

il 
0-8 
•8g 


Gesamtfiwqiieiiz 
am  Sehlnss«  des 
Winteraemesten 
1881/82,  1891/92 
V.  1899/1900 


«'S 


^9 


'S 


Oesamtfrequenz  im  Sommersemesier  1882, 

1892  n.  1900 
auf  den  Realschnlen 


Klasse 


II 


m 


IV 


VI 


p« 


I 


a 

-§1 


is 


1882 
1892 
1900 

1882 
1892 
1900 

1882 
1892 
1900 

1882 
1892 
1900 

1882 
1892 
1900 

1882 
1892 
1900 

1882 
1892 
1900 

1882 
1892 
1900 

1882 
1892 
1900 

1882 
1892 
1900 

1882 
1892 
1900 

1882 
1892 
1900 


1 
} 

I 
1 
1 

1 

I 
1 


Ost- 
preuisen 

West- 
preulken 

Branden- 
burg 


Pommern 


Posen 


Schlesien 


Sachsen 


Schleswig- 
Holstein 


Hannover 


Westfalen 


Hessen- 
Nassau 


BheinproTinz 

ond 
HohensoUen 


Summa  1882 
Summa  1892 
Summa  1900 


2 
4 


12 
80 


8 

5 

10 

2 

3 

14 

1 
3 

2 

6 

14 

4 

2 

18 

11 

7 

14 

11 
14 
18 


35 

55 

138 


6 

6 

19 


8 
28 


120 
270 


8 


87 

41 

78 

16 
28 
69 

9 
24 
67 

17 
38 

81 

41 
27 
88 

131 
67 
96 

88 
174 
126 


2 
2 

5 


3 
3 
5 


153 
200 
514 


112 
100 
155 


7 
21 
78 


12 
36 
71 


1 
3 


6 
12 


3 
7 


614 
339 


87 
122 


42 

31 


74 
50 


96 
133 


13 
32 


8621 
7  278 


359 
750 


317 


35 


2 

4 
11 


2 
6 


3 

8 

6 

4 

13 

10 

3 

13 

14 
16 
17 


7 
39 
54 

6 
22 
46 

2 
11 
33 

5 

35 
52 

13 
21 
30 

62 
25 
42 

52 
84 
44 


9 
20 
16 


1 

8 

15 

9 
14 
17 


40 
22 
22 

9 
10 

8 


345 

32 

149 

533 

33 

341 

920 

73 

453 

74 

93 
130 


998 
1563 
2150 

113 

808 

1695 

78 

504 

1744 

523 
1319 
2249 

525 

801 

1599 

2479 
1424 
1963 

1624 
4050 
3190 


590 
737 
448 


94 

34 
212 
513 

318 
380 
391 


6493 
14899 
23038 


1086 
518 
499 

213 
193 
203 


262 

838 


488 
1161 


50 


55 


22 
44 
92 


48 

47 

115 


53 

51 

141 


63 

50 

146 


205 
249 
638 


110 
63 


172 
95 


192 
100 


192 
130 


782 
469 


782 
1372 


1091 
1940 


999 
1855 


802 
1662 


2353 
2586 
3210 


69 
101 
258 

18 

85 

207 

12 

55 

267 

44 
123 
249 

57 
129 
213 

250 
181 
286 

148 
283 
415 


605 
1282 
2877 


82 
176 
303 

29 

108 
290 

8 

58 

280 

70 
169 
328 

86 
173 
224 

344 
235 
316 

211 
609 

448 


71 


88 


68 


89 


843 
2128 
3526 


173 
311 

488 

50 
155 
352 

12 

83 

347 

116 
269 
448 

150 
163 
301 

584 
312 
377 

341 

1089 
607 


1448 
3318 
4468 


244 
451 
532 

86 
225 
443 

24 
180 
474 

139 
393 
610 

167 
199 
459 

661 
326 
485 

482 
987 
806 


1841 
4071 
6047 


298 
511 
642 

80 
263 
467 

23 
167 
467 

146 
877 
669 

164 
187 
467 

608 
369 
550 

485 

1168 

995 


318 
541 
712 

86 
219 
536 

18 
187 
536 

161 
412 
700 

228 
284 

628 

634 
401 
553 

573 
1218 
1118 


4424 

8828 


421 


1857 
4279 
6421 


2081 
4256 
6810 


1184 
2091 
2885 

850 
1055 
2295 

97 

730 

2361 

676 
1743 
3004 

852 
1085 
2292 

8081 
1824 
2567 

2280 
5851 
4889 


8675 
19384 
30149 


52 

49 

124 


168 
130 


808 
1550 


104 


186 
528 
735 

237 

252 
600 

19 
226 
617 

153 
424 

755 

327 
284 
698 

602 
400 
604 

606 
1801 
1199 


2182 
4485 
7111 


1882,  1892  und  1900. 
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^  0«flamtfireqnenx 
im  Somntts 
smneflter  1888, 
1882  Q.  IfiOO 

_  in  den 

Vorsehnlen 


I 

^ 

O 


»•  a 


0 


Der  Konfeeeion 

besw.  Relif ion  nneh  waren 

die  SehlUer 

anf  den  Renlachnlen 


I 


•ff« 

I 


19 

I 
■8 

8 

•p4 

Q 


Der  Heimat  nacli 

waren  die  Behfller  auf 

den  Bealeohnlen 


InUnder 


e 

9 
■§ 

CO 

a 
S 


g 

► 


Ml 

s 


Oesamtabgang  im  Sommersemester  1882,  1892  n.  1900 


▼on  den  Bealschnlen 


mit  dem  Ab- 
uigtaen 
der  Be 


gangtaengnifl 


I 

a 
J 

s 


•5 

H 


ebne  das  Ab- 

gangBiengnis 

der  Reife 


S 

3 

s 

1 


^8 
11 


i 

S 


a 
«I 

0 
M 


'S 


0 


von  den 
Yorecbolen 


«CO 

SS 


a 

0 


'S 


Mitbin  Be- 
stand am 

Schlosse  des 

Sommer- 

semesters 


4a 

(9 

fi* 

« 

1 

1 

■"■8 


156 
187 
257 


44 

87 

102 


197 
229 
604 


4 

8 

14 


4 
16 
19 


191 
220 
456 


12 
29 

181 


1 

6- 
19  — 


1 


1 
5 


6 
2 

8 


14 

8 
17 


1 


22 
17 
51 


10 
8 
2 


1 
1 


11 
4 
2 


188 
232 

587 


145 
188 
255 


157 
258 


70 
186 


616 
871 


76 
59 


2 

4 


88 
85 


542 

297 


288 
170 


7 
2 


2 
8 


6 


87 
15 


41 
82 


58 

7 


58 
10 


741 
487 


104 

248 


528 
1  196 


169 
446 


8952 
7886 


188 
802 


16 
80 


828 

610 


8  738 
7805 


588 
1442 


108 
81 


77 
252 


10 
38 


5 

10 


42 
128 


48 

148 


284 
889 


2 

4 


414 
954 


58 

78 


2 
2 


55 

80 


4010 

7874 


478 
1116 


57 


22 


391 


25 


808 


112 


11 


28 


898 


57 


669 

662 
122 

151 

46 
338 
798 

468 
606 
668 


1880 
710 
683 

232 
860 
292 


79 
257 
214 

122 

57 

12 
126 

285 

150 
226 
272 


294 
192 
184 

119 

167 

89 


781 
1487 
1854 

888 

992 

2177 

97 

688 

2248 

593 
1547 
2744 

649 

842 

1853 

2112 

956 

1488 

1240 
2963 
2759 


269 
808 
688 

5 

28 
58 


14 
57 

21 

69 

156 

174 
204 
886 

234 
228 
454 

877 
2101 
1371 


5 
7 
2 


8 
8 


1 

4 


8 
2 


8 
21 


5 
10 


11 
82 


179 
294 
346 

7 
82 
62 


27 
57 

62 
119 
102 

29 
86 

82 

735 
685 
620 

118 
276 
227 


1115 
1821 
2126 

299 

799 

1569 

78 

562 

1685 

532 
1425 
2869 

599 

687 

1577 

2582 
1496 
1922 

1818 
4407 
8478 


65 
260 
741 

45 

220 
686 

18 

78 

628 

118 
214 

564 

252 
897 

692 

408 
193 
518 

873 
890 

854 


4 
10 
18 

6 
86 
90 

1 

90 

108 

81 

104 

71 

1 

1 

23 

146 
185 
127 

89 
54 

57 


4 
25 


20 


38 


1 
12 

T7 
29 

2 
8 

7 

4 

4 

24 


6 
1 

8 

-  2 


1 


1 
5 


7 

8 

16 

2 
11 
16 


15 
81 
84 

9 

5 

29 


I 


4 

8 


18 
3 
5 

5 
9 

8 


9 
52 

7 

5 

23 

2 

4 
11 

23 

9 

17 

9 
87 
38 


7 
87 

18 
12 
44 

18 
5 

18 

84 
17 
24 

5 
68 
27 


53 
46 

58 

4 
17 
44 

6 

24 
16 

18 
26 
82 

29 
19 
26 

126 
25 
82 

144 

156 

59 


8 
8 


1 
1 


4 
2 


1 
5 
1 


81 

98 

144 

17 

38 

118 

6 

40 

142 

84 

49 

120 

46 
45 

88 

207 
59 
90 

168 
280 
157 


89 
51 
27 

2 
5 


1  — 


12 
27 

22 
22 
29 


107 
15 
12 

11 

5 

11 


1 
1 


4 
1 


89 
52 
27 


6 

1 
18 

28 

24 
22 
29 


111 
16 
12 

11 

5 

11 


1108 
1998 
2741 

338 
1022 
2182 

91 

690 

2219 

642 
1694 
2884 

806 
1040 
2204 

2874 
1765 
2477 

2062 
5071 
4232 


580 
942 
685 

120 

145 

45 
825 

770 

444 
584 
684 


1269 
694 
621 

821 
855 
281 


3173 
3880 
4967 


820 
1244 
1757 


5957 
14272 
24865 


1584 
8154 
8490 


5 

62 

109 


1129 
1846 
2185 


7164 
15  697 
28042 


1281 
3097 
6583 


280 
540 
574 


7 
1427 


1 
1 


11 
42 


81 
22 
49 


50 
126 
806 


95 
190 
378 


389 
592 
699 


9 
15 
17 


581 
1071 
1914 


242 
214 

198 


7 
6 
7 


249 
220 
205 


8094 
18268 
28285 


2924 
3610 
4762 
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4A. 

Wiederholung  der  Besachsziffern  für  die  einzelnen 

»4 

08 

Provinz 

Gymnasien 

Pro( 

g^ymnasien 

• 

Realgymnasien 

Im  Sommerhalbj 
des  Jahres 

'S 

OD 

< 

U 

s 

a 
s 

o 
1 

s 

CO 

< 

d 

1 

< 
u 

§ 

OB 

o 

g 

08 

s> 

< 

1 

PQ 

;§ 

oa 

d 
< 

N 

d 
d 

a 

08 

OB 

d 

a 

a 

o 
d 

d 

08 

d 

d 

s> 

d 

08 

to 

0» 

< 

OB 

1892 
1900 

Ostpreu&en 

16 
16 

4200 
4989 

744 
902 

298 
286 

3902 
4703 

2 
1 

260 
155 

(-7) 
33 

20 

8 

240 
147 

5 
3 

1055 
761 

204 
153 

78 
48 

977 

718 

1892 

West-       1 

13 

3534 

646 

275 

3259 

5 

491 

87 

28 

463 

4 

822 

129 

44 

778 

1900 

1      preulsen     | 

13 

4113 

826 

298 

3815 

5 

540 

123 

49 

491 

2 

364 

62 

16 

:348 

1892 

Branden-     \ 

40 

14211 

1928 

1321 

12890 

2 

243 

60 

13 

230 

15 

6262 

842 

657 

5605 

1900 

bürg        1 

45 

15191 

2152 

1306 

13885 

5 

395 

143 

20 

375 

14 

5741 

753 

565 

5  176 

1892 

'    Pommern 

19 

4649 

772 

381 

4268 

2 

250 

60 

23 

227 

4 

1191 

149 

135 

1056 

1900 

19 

4327 

767 

310 

4017 

3 

488 

86 

35 

403 

4 

1254 

206 

106 

1148 

1892 

Posen 

15 

4674 

779 

295 

4379 

2 

235 

53 

12 

228 

3 

952 

201 

44 

908 

1900 

17 

5455 

1018 

231 

5224 

2 

244 

61 

10 

234 

1 

511 

106 

20 

491 

1892 

V    Schlesien    < 

37 

10106 

1879 

584 

9522 

2 

207 

39 

12 

195 

9 

1777 

318 

130 

1647 

1900 

37 

11392 

2160 

664 

10728 

4 

420 

178 

33 

387 

8 

1854 

408 

115 

1739 

1892 

Sachsen 

28 

7071 

1119 

471 

6600 

3 

234 

59 

9 

225 

7 

2272 

387 

148 

2124 

1900 

28 

7644 

1353 

513 

7131 

2 

122 

21 

3 

119 

5 

1610 

310 

91 

1519 

1892 

1    Schleswig- 

12 

2277 

466 

179 

2098 

1 

92 

25 

7 

85 

3 

228 

77 

21 

207 

1900 

Holstein 

12 

2563 

505 

167 

2396 

1 

76 

22 

1 

75 

4 

349 

112 

10 

339 

1892 

'    Hannover 

24 

5  337 

1017 

281 

5056 

3 

56 

23 

6 

50 

12 

2943 

600 

149 

2794 

1900 

25 

6096 

1169 

242 

5854 

3 

351 

85 

21 

330 

10 

2503 

563 

114 

2  389 

1892 

>    Westfalen 

21 

6355 

1413 

286 

6069 

3 

246 

60 

9 

237 

11 

2284 

555 

130 

2154 

1900 

24 

7545 

1704 

362 

7183 

10 

1185 

660 

47 

1138 

8 

1547 

304 

82 

1465 

1892 

)      Hessen-      f 

14 

4011 

691 

257 

3754 

4 

380 

— 

7 

373 

4 

1546 

316 

139 

1407 

1900 

)      Nassau      | 

17 

4922 

897 

228 

4694 

4 

364 

93 

11 

353 

4 

1490 

307 

77 

1413 

1892 

1     BheinprOTinx     | 

33 

10818 

2237 

616 

10202 

15 

1591 

428 

117 

1474 

12 

4269 

851 

240 

4029 

1900 

und 
J     HohensoUern     \ 

42 

15020 

3189 

604 

14416 

19 

2807 

808 

133 

2674 

13 

3449 

839 

140 

3309 

Summa  1892: 

272 

77  248 

13691 

5244 

71999 

44 

4285 

887 

263 

4022 

89 

25601 

4629 

1915 

23686 

Summa  1900: 

295 

89  257 

16642 

5211 

84046 

59 

7097 

2313 

371 

6726 

76 

21433 

4123 

1384 

20049 
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Provinzen  nnd  Seliülgattangen  1892  nnd  1900. 


Kealprogymnasien 


Oberrealschulen 


Reale  chnlen 


ZuBammen 
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CO 
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.d 
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08 

O 

N 

d 
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o 
d 

d 

08 

d 
JZ5 


d 

bo 

d 

08 
bo 

O) 


s 

OD 


311 


368 


1059 
418 

543 
165 


287 
138 

1080 
194 

598 


1037 
459 

475 


1317 
285 

1334 
156 


60 


21 


290 


276 


52 


274 


86 


21 


347 


223 

80 

133 
36 


59 
24 

33 
11 


1000 
394 

510 
154 


2 
3 


1294 

1020 
1614 


250 

129 
295 


116 

122 
205 


1179 

898 
1409 


1 
4 

2 

4 

12 
30 


70 
47 

213 
33 

145 


12 
14 

69 
15 

32 


275 

124 

1011 
179 

566 


1 

2 
2 

2 
5 

1 
2 


204 
103 

81 


333 
59 

316 
36 


66 
16 

17 


83 
10 

50 

8 


971 
443 

458 


1234 
275 

1284 
148 


1 
2 

3 
5 

1 
12 


313 

709 
625 

946 
2017 

441 

855 


593 

444 
1066 

1644 
2282 

443 
4199 


65 

204 
167 

165 
357 

107 
145 


13 

48 
36 

85 
158 

31 
60 


300 

661 
589 

861 
1859 

410 
795 


128 

113 
309 

364 

508 

133 
970 


16   577 


32 
47 

86 
75 

24 

154 


412 
1019 

1558 
2207 

419 
4045 


5 
10 

3 
14 

3 

14 

6 
14 

2 

13 

7 
14 

14 


249 
638 

782 
469 

4424 

8  828 


49 
124 

168 
130 

803 
1550 


421 


104 


2091 

2885 

1055 
2295 

730 
2361 

1743 
3004 

1085 
2292 

1824 
2567 

5351 


528 
735 

252 

600 

226 
617 

424 
755 

284 
693 

400 
604 

1301 


17 
51 

41 
32 

414 
954 


23 


18  4389  1199 


93 
144 

33 
113 

40 
142 

49 
120 

45 

88 

59 
90 

280 
157 


232 
587 

741 
437 

4010 

7  874 


398 


1998 
2741 

1022 
2182 

690 
2219 

1694 

2884 

1040 
2204 

1765 
2477 

5071 
4232 


26 
25 

28 
67 

82 
101 

30 
31 

20 
21 

58 
62 

51 
57 

30 
33 

57 
57 

42 
59 

47 

48 

84 
107 


6  075 
6819 

5997 
6780 

27  219 
32187 

6633 
6605 

5861 
6533 

15177 
17  314 

12658 
13882 

4366 
6  204 

11411 
13  006 

10889 
13635 

10722 
11910 

23806 
80020 


1164 
1264 

1116 
1391 

3985 
4983 

1114 
1199 

1033 
1250 

3038 
3695 

2195 
2674 

1046 
1401 

2330 
2803 

2506 
3670 

2104 
2468 

5  266 
7  041 


434 
395 

409 
510 

2586 
3074 

572 

485 

351 
284 

879 
1006 

815 
893 

310 
880 

566 
529 

519 
626 

631 
491 

1327 
1196 


5  641 
6424 

5588 

6  270 

24633 
29113 

6061 
6120 

5510 
6249 

14298 
16308 

11843 
12989 

4056 
5824 

10845 
12477 

10370 
13009 

10  091 
11419 

22479 

28824 


8409 
1815 


1864 
394 


463 
98 


7946 
1717 


12 
37 


5647 
15134 


1215 
3246 


428 
881 


5219 
14253 


55 
138 


19334 
30149 


4435 
7111 


1071 
1914 


18263 
28235 


555 
626 


140519 
164885 


26721 
33429 


9384 
9859 


131 135 
155  026 
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4C.  Wiederholung  der  Besuchsziffem  der  Voll- 


Zahl 
der  Anstalten 

a)  Oymnasiea 

b)  Bealgymnasien 
e)  Oherrealsehulen 

Zahl  der  Leh 

rer 

Gesamtfrequenz 
am  Schlösse  des 

Gesamtfreq 

uenz  im  Sommersemester  1892  u.  1900 

a 

a.  d.  Gymnaaial- 

besw. 

Healanstaltea 

Sa 

II 

35 

Wintersemesters 

1891/92 

Q.  1899/1900 

auf  den  üymnasiai-  Dezw.  Keaianstaiten 

f? 

Klasse 

Im  Sommerh 
des  Jah 

1? 

o  «  >. 

•g 
1 

o 

CO 

^  1 

•«4 

a 

gl 

I 

11 

III 

IV 

V 

VI 

1    '  A 
1       ^^ 

1       II 

£ 

1892 
1900 

1892 
1900 

1892 
1900 

272  9jmmM 

295  flynuiii 

b. 

89  BMl^juiiiei . . 
76  RMlgjniuiM . . 

e. 
12  Obtrrealicbilei.. 
37  OberraÜMhnlii . . 

3310 
3906 

1026 
888 

180 
558 

183 
222 

65 

44 

15 
39 

1304 
1015 

458 
245 

120 
185 

288 
300 

110 
91 

22 

66 

63552 
72  615 

20972 
17  310 

4432 
11888 

6570 
7227 

2849 
2537 

608 
1715 

9  700 
11444 

1494 

1806 

96 

818 

15540 
17  529 

4880 
4079 

729 
2454 

19  781 
22561 

7  517 
6117 

1574 
3948 

10968 
12704 

4020 
3064 

1030 
2  515 

10  647 
12304 

3915 
8000 

1065 
2583 

10607 
12715 

3825 
8867 

1153 

2821 

77  243  13  6^ 
89  257  1I66I 

25  601     4  6'J 
21433,  4  12 

5  647'   121 

15134    324» 

1 

4D.  Wiederholung  der  Besuchszifltem  der  Nicht- 


a 


Zahl 
der  Anstalten 

a)  Progymnasiea 

b)  Bealprogymaasien 
0)  Realschulen 


Zahl  der  Lehrer 


a.  d. 


Qymnasial- 
bexw. 
Bealanstalten 


0 ' 


n 


•g 

I 


mm 

I 

9 
*A 

&> 

1; 
g 

OD 


ga 
il 


Gesamtfirequenz 
am  Schlüsse  des 
Wintersemesters 
1891/92 
n.  1899/1900 


3  ^  v 
B  H  S 

^^  9 

n 


o 


Gesamtfrequenz  im  Sommersemester  1892  u.  1900 
auf  den  Gymnasial-  hezw.  Realanstalten 


Klasse 


I 

bezw. 

Uli 


II 

III 

bezw. 

bezw. 

IV 

V 

Olli 

Ulli 

VI 


0» 
ta 
es 


£ 

O 


1892 
1900 

1892 
1900 

1892 
1900 


44  ProgjBiui«!... 
59  Pr*gjBuiMi... 

83  Bctlprogjmiaiiei 
21  EttiproiTBiyiai 

55  lUaliehilen .... 
188  fiealMhilw  .... 


257 
355 

407 
91 

533 
920 


36 
51 

33 
4 

33 
73 


98 
127 

172 
40 

841 
458 


21 
29 

52 

7 

93 
180 


3898 

4  784 

6545 
1421 

14899 
23038 


216 
244 

987 
96 

2586 
8210 


543 

741 

528 
916 

699 
1042 

825 
1326 

846 
1405 

1062 
273 

1122 

268 

1432 
317 

1511 
827 

1634 
319 

1282 

2877 

2128 
3526 

8818 
4468 

4071 
6047 

4279 
6421 

844 
1667 

1648 
311 

4256 
6810 


4285 
7  097 

8409 
1815 


19  334  44:^5 
80  149!  7111 


887 
2813 

1864 
394 


4  E.  Wiederholnng  der  Besnchsziffem  für  den  ganzen  Staat  ohne  Unter- 


Zahl  der  höheren 
Lehranstalten 

Zahl  der  Lehrer 

Gesamtfreqnenz 
am  Sehlasse  des 

Gesamtfrequenz 

;  im  Sommersemester  1874,  1882, 

an  den 
Hanptanstalten 

g«« 

1 

1 

'S 'S 
S5 

Wintersemesters 

1873/74,  1881/82, 

1891/92  n.  1899/1900 

1892  u.  1900  in  den  Hauptanstalten 

« 

Klasse 

1 

i 

a 

'1 

öS 

1 

0 
OQ 

0 

»3 

•SS 

4 

I 

n 

III 

IV 

V 

VI 

2  ö 

1874 
1882 
1892 
1900 

437 
512 
555 
626 

4117 
5071 
5713 
6668 

256 
359 
365 
433 

1552 
1981 
2495 
2065 

481 
590 
586 
618 

96352 
108272 
113798 
131056 

14590 
15389 
13816 
15029 

7618 
10818 
11290 
14068 

15070 
19  630 
23986 
27  953 

28302 
35245 
38099 
43158 

19456 
21794 
22425 
25983 

20829 
21765 
22  386 
26032 

20193 
21909 
22  833 
27  691 

110968 
131 161 
140519 
164885 

14616 
22889 
26721 
88429 
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anstalten  für  den  ganzen  Staat  1892  und  1900. 


»s»iiitfrequens 
im    Sommer- 
Semester  1892 
nd  1900  in  den 
Vorschnlen 


Der  Konfeaeion 

beiw.  Beligion  nach  waren 

die  Sehfller 

auf  den  Ormnasial- 

besw.  Bealanttalten 


•§ 

a 

OD 

s 

e 

»o 

^ 

w4 

OB 

Q 

19376 

154 

26465 

114 

3229 

81 

2612 

61 

854 

36 

2584 

100 

Der  Heimat  nach  waren 

die  Sohftler  anf  den 
Gymnasial-  bezw.  Seal- 
anstalten 


Inl&nder 


c  e 


„■5 

m 


9 


Gesamtabgao^  im  Sommersemester  1892  u.  1900 


▼on  d.  Gymnaeial-  beiw.  Realanstalten 


•9^ 
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anf 


3| 
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I 

OQ 

S) 

SS 

OB 
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Ei 
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'S 

H 
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§• 


Ton  d.  Vorschnlen 


0 

9 
ß-g 
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SS 

0  0 

0  el 


s 


»0 

e 
Eh 


1 


0 


Mithin  Be- 
stand am 

Schlosse  des 
Sommer- 
semesters 

1802  u.  1800 


.SC 


9  326 
.0  970 

4  062 
3  576 

885 
2630 


2 
3 

1 
1 


756 
743 

213 
039 

277 

91^ 


50985 
55679 

19922 
17  022 

4315 
11616 


6728 
6999 

2369 

1738 

442 

834 


50263 
58326 

19  501 
16331 

4393 
11349 


25656 
29480 

5512 
4711 

1133 
3437 


1324 
1451 

588 
391 

121 
348 


.817 
815 

104 
130 

10 

58 


1279 
1522 

114 

288 

2 

48 


357 
382 

289 
66 

30 
130 


528 

586 

292 
206 

78 
153 


2185 
1832 

1092 
683 

306 

485 


78 
74 

24 
11 

2 

7 


5244 
5211 

1915 
1384 

428 
881 


976 
1036 

433 
440 

47 
164 


23 
16 

5 

7 

2 
3 


999 
1052 

438 
447 

49 
167 


71999 
84046 

23686 
20049 

5219 
14253 


8327 
9918 

3624 
3129 

836 
2463 


Vollanstalten  für  den  ganzen  Staat  1892  nnd  1900. 


Qesamtfreqaenz 

im  Sommer- 

semester  1892 

und  1900  in  den 

Vorschulen 


Der  Konfession 

hezw.  Religion  nach  waren 

die  Schüler 

auf  den  Oymnasial- 

bezw.  Realanstalten 


0 

S 

0 

« 

•0 

•*a 

CO 

m 


'S 

00 


Der  Heimat  nach  waren 

die  Schüler  auf  den 
Oymnasial-  bezw.  Real- 
anstalten 


Inl&nder 


«  10 
0  V 


J 

0m8 

>  « 

0 


0 

Tb 

0 


Gesamtabgang  im  Sommersemester  1892  o.  1900 


von  d.  Gymnasial-  hezw.  Realanstalten 


.2 

ftuf 

0 
8 

1 

0 

3 

M  « 

•n 

0  S 

Hfl 

mit  dem 
der  R 

so 

S 

-3 

OQ 

.§> 
'S 

tB 

0 

s 

^      'S  0 


o  B 

0 

0 
H 


»0 


0 
I 


von  d.  Yorsehulen 


«M>0 

S8 


S 


'S 

0 

•0 


01 
0 


Mithin  Be- 
stand am 
Schlosse  des 
Sommer- 
semesters 
1892  u.  1900 


0  s 

m   5 

f0  M 

3^ 


0 
0^ 


390 
447 

1540 
167 

3830 
4  967 


174 
209 

553 
71 

1244 
1757 


2089 
3357 

6805 
1377 

14272 
24365 


1879 
3374 

1140 
350 

3154 
3490 


4 
6 

18 
12 

62 

109 


313 
360 

446 
76 

1846 
2185 


2538 
4349 

5  661 
1244 

15  697 
23042 


1705 
2  749 

2556 
540 

3097 
6  533 


42 
19 

192 
31 

540 
574 


3 

41 

14 
16 

114 
435 


6 

66 

40 

12 

90 

44 

65 

28 

72 

23 

10 

14 

137 

23 

190 ' 

348 

10 

373' 

146 

181 

271 
33 


699 


13 
2 

15 
17 


263 
371 

463 

98 

2171 
1914 


14 
21 

75 

6 

214 
198 


6 

7 


15 
21 

78 
6 

220 
205 


4022 

6  726 

7  947 

1717 

18  263 
28  235 


375 
426 

1462 
161 

3610 
4762 


scheldnng  nach  Sclmlgattnngen  in  den  Jahren  1874, 1882, 1892  n.  1900. 


Gesamt- 
frequenz im 
Sommer- 
seinewter  1874, 

1882,  1892 

n.  lüOO  in  den 

Vorschulen 


9 

0 

•s 


9 

Mi 


Der  Eonfession 

bezw.  Religion  nach  waren 

die  Schüler  in  den 

Hauptanstalten 


.0 


0 

0 
► 


1 

0 

SS,  1 

« 

0     ' 

« 

p 

-O 

,0 

«3 

a 

0 

■«4 

M 

Q 

1 

.0 
U 


Der  Heimat  nach 

waren  die  Schüler 

in  den 

Hauptanstalten 


Inl&nder 


9t  O 
^« 

X  JA 

0   O 

0%} 


^    00 

0 
0 


0 

•0 

la 

0 
< 


Gesamtabgang  im  Sommersemester  1874,  1882 
1892  u.  1900 


von  den  Hanptanstalten 


ISJ  • 


t 

H 

.0 

0 

•0 


P, 
0 
0 

•s 
J 

•p 


von  den 
Vorschulen 


•0  0 
0  • 

S*0 

s-g 

»CO 

.0 
■O  <D 

0  O 

0   0 


e 
H 

0 
•0 


0 
0 

'p 


Mithin  Bestand 
am  Schlüsse  des 

Sommer- 
semesters 1874, 

1882, 1892  u.  1900 


0 
9  00 

Vs 

.M     Pl 

0 
0 


0 

0*3 

p0  »0 

—  o 

> 


19  799 
21667 
20038 
22  757 


5209 
6328 
6217 
7734 


79  680 
95  030 


21136 
23466 


39  10113 


42 


98  38829632  855 


69  799  38  894 


113416 


38875402 


12623 
12144 


86  947 
98  053 


12192114621 


41727 
89  659 
47450 


2275 
2487 
2807 
2814 


1605 
1361 
1058 
1501 


988. 1768 
695  1891 


888 
874 


1512 


918  6427 


803 
1200 


2082  1376 


5497 
4592 
3905 


148 
156 
134 
114 


11854 

10403 

9384 

9  852 


33 
56 


Wiese,  Schulwesen.    IV. 


3157 
2313 
1759  40 
1865  33 

42 


3190 
2369 
1799 
1898 


99114 
120  758 


16  609 
19  298 


181 185;  18  234 

155  026  20  859 

1 


Ö56     — 


•3 
'S 'S 

6  S 

a 


4C.  Wiederholimg  der  Besuchszilfern  der  Voll- 


Zahl 
der  Anstalten 

a)  Gymnasien 

b)  Realgymnasien 
o)  Oberrealsebnlen 


Zahl  der  Lehrer 


a.  d.  Oymnasial- 

besir. 

Healanstalten 


»*  «  M 
ö*62 


MM 

.a 


e 


d 
o 

CO 


Qesarotfreqaenz 
am  Schlüsse  des 
Wintersemesters 
1891/9i 
n.  1899/1900 


CO         __ 


0 

5 


9  d 


o 


•a.d 
d  £ 


Gesamtfrequenz  im  Sommersemester  1892  u.  1900 
auf  den  Gymnasial-  hezw.  Realanstalten 


Klasse 


II 


III 


IV 


VI 


d 


a 
e 

ii 


s 


1892 
1900 

1892 
1900 

1892 
1900 


272  flyunuii«!... 

295  OymaneB... 

b. 

89  RMlfTuaiiai 

76  RetlgjniuiM 

e. 
12  Oberreiiicbilra 
37  OberraüiehBlai 


3310 
3906 

1026 
838 

180 
558 


183 
222 

65 

44 

15 
39 


1304 
1015 

458 
245 

120 
185 


288 
300 

110 
91 

22 
66 


63552 
72  615 

20972 
17  310 

4432 
11888 


6570 
7227 

2849 
2537 

608 
1715 


9  700 
11444 

15540 
17  529 

19  781 
22561 

10968 
12704 

10647 
12304 

1494 

1806 

4830 
4079 

7  517 
6117 

4020 
3064 

3915 
3000 

96 

818 

729 
2454 

1574 
3  943 

1030 
2515 

1065 
2583 

10  607 
12  715 

3825 
3367 

1153 
2821 


77  243  13  691 
89  257  16  64i 


25  601 
21433 


4  621 

412; 


5  647  1 21.- 
15134.  3241 


4D.  Wiederholung  der  Besnchsziffem  der  Nicht- 


Zahl 
der  Anstalten 

a)  Progymnasien 

b)  Bealprogymaaeien 
e)  Bealschnlen 

Zahl  der  Lehrer 

Gesamtfrequenz 
am  Schiasse  des 

Gesamtfreq 

uenz  im  Sommersemester  1892  u. 

1900 

a 

a.  d.  Gymnasial-  !  d  c. 

Wintersemesters 

1891/92 

n.  1899/1900 

auf  den  Gymnasial-  bezw.  Healanstalten 

albj 

res 

oezw. 
Bealanstalten 

11 
S^ 

Klasse                           | 

1        a 

Im  Sommerb 
des  Jah 

"Sä 

1 

o 

1 

1 

OO 

1  J 

Ii| 

•d      j 

§1 

I 

bexw. 

Uli 

II 

bezw. 

Olli 

Ill 

bezw. 

um 

IV 

V 

VI 

0 

'S 

e 

9 

?5 

1892 
1900 

1892 
1900 

1892 
1900 

44  ProgTuariei.. . 

59  PngyHBttMi... 

b. 

83  RealprogyniiiiMi 
21  RMÜprogyniiiieB 

55  RMkhBln .... 
138  BeilMhiilei .... 

257 
355 

407 
91 

533 
920 

36 
51 

33 

4 

33 
73 

98 
127 

172 
40 

341 
453 

21 
29 

52 

7 

93 
130 

3398 

4  784 

6  545 

1421 

14  899 
23038 

216 
244 

987 
96 

2586 
3210 

543 

741 

1062 
273 

1282 
2877 

528 
916 

1122 
268 

2128 
3526 

699 
1042 

1432 
317 

3318 
4468 

825 
1326 

1511 
327 

4071 
6047 

846 
1405 

1634 
319 

4279 
6421 

844 
1667 

1648 
311 

4256 
6810 

4285 
7  097 

8409 
1815 

19  334 
80149 

887 
2313 

1864 
394 

44:% 
7111 

4  E.  Wiederholnng  der  BesnchszifPem  für  den  ganzen  Staat  ohne  Unter- 


Zahl  der  höheren 
Lehranstalten 

Zahl  der  Lehrer 

Gesamtf^qnenz 
am  Sohlasse  des 

Gesamtfrequenz 

:  im  Sommersemester  1874,  1882, 

an  den 
Hanptanstalten 

an  den  mit  denselben 
rerbnnd.  Yorsohnlen 

Wintersemesters 

187a/74,  1881/82, 

1891/92  n.  1899/1900 

1892  u.  1900  in  den  Hauptanstalten 

^ 

Klasse 

d 
•I 

1 

ja 

Direktor  und 

wisseneehaftliche 

Lehrer 

1 

1 

o 

1 

1 

OD 

00 

d 

'S 

in  den 
Hanptanstalten 

in  den 
Yorschnlen 

I 

TT 

in 

IV 

V 

VI 

Darunter 
Neuaufgenomm« 

1874 

437 

4117 

256 

1552 

481 

96352 

14590 

7  618 

15070 

28302 

19456 

20329 

20193 

110968 

14616 

1882 

512 

5071 

359 

1981 

590 

108  272 

15339 

10818 

19  630 

35245 

21794 

21765 

21909 

131 161 

22889 

1892 

555 

5713 

365 

2495 

586 

113798 

13816 

11290 

23986 

38099 

22425*22386 

22  333 

140  519 

26721 

1900 

626 

6668 

433 

2065 

613 

131 056 

15  029 

14068 

27  953 

43158 

25983 

26  032 

27  691 

164885 

33429 

—    657    — 


anstalten  für  den  ganzen  Staat  1892  und  1900. 


&eaanitfreqnens 

im  Sommer- 

semester  1892 

und  1900  in  den 

Yorsehnlen 


0 


Der  Konfession 

bezw.  Beligion  nach  waren 

die  Sehüler 

anf  den  Ormnasial- 

besw.  Realanstalten 


I 
I 


.4 
u 

« 

'S 

.4 


a 


1 

0 


Der  Heimat  nach  waren 

die  Sohliler  auf  den 

Oymnasial-  beiw.  Real- 

anstalten 


Inl&nder 


«  e 
«00 


►  S 

d 

« 


»4 

'S 

a 

Ml 

'S 


Gesamtabgaag  im  Sommeraemester  1892  u.  1900 


▼on  d.  Gymnasial-  besw.  Realanstalten 


a 


anf 


11 


d 

3 

« 

el 
'S 


0 
OQ 

■8 

d 
o 


ä 


1^ 

d  « 


0 
M 


'S 

0 


s- 


I 


Ton  d.  Yorsehnlen 


d 
•3 

SS 

0  d 

il  et 

1 


'S 


01 

0 
«■ 

•2 


Mithin  Be- 
stand am 

Sehlasse  des 
Sommer- 
semesters 

1892  n.  1900 


•SS 

mm   M 
3j. 


0 

««'S 

o  0 
d  s 


9  326 
10  970 

4062 
3  576 

885 
2  6^30 


2  756 

3  743 


1 
1 


213 
039 

277 
9151 


50985 
55679 

19922 
17  022 

4315 
11616 


19376 
26465 

3  229 
2612 

854 
2584 


154 
114 

81 
61 

36 
100 


6728 
6999 

2369 

1738 

442 

834 


50263 
58326 


25656 
29480 


19  501  5  512 

16331  4  711 

4393  1133 

11349  3437 


1324 
1451 

588 
391 

121 

348 


.817 
815 

104 
130 

10 

58 


1279 
1522 

114 
288 

2 

48 


357 
382 

289 
66 

30 
130 


528 
586 

292 
206 

78 
153 


2185 
1832 

1092 
683 

306 

485 


78 
74 

24 
11 

2 

7 


5244 
5211 

1915 
1384 

428 
881 


976 
1036 

433 
440 

47 
164 


23 
16 

5 

7 

2 
3 


999 
1052 

438 
447 

49 
167 


71999 
84046 

23686 
20049 

5  219 
14253 


8327 
9918 

3624 
3129 

836 
2463 


Vollanstalten  für  den  ganzen  Staat  1892  nnd  1900. 


Gesamftftreqnenz 
im  Sommer- 

Der Konfession 
bezw.  Religion  nach 

waren 

A- 
Bn 

Der  Heimat  nacli 

1  waren 
if  den 
r.  Real- 

Oesamtabgang 

'  im  Sommersementer  1892  a. 

1900 

shulen 

Mithin  Be- 
stand am 

semester  1892 

nnd  1900  in  den 

Vorschulen 

die  Schüler 
anf  den  Oymnasii 
bezw.  Reafanstalti 

die  Schüler  an 

Oymnasial-  bezu 

anstalten 

von  d.  Gymnasial 

-  bezw.  Realanstalten 

YOnd.Yor84 

Schlüsse  des 

AAinfnAV* 

1 

auf 

1 

d  <B 

« 

0 
N 

s 

9 

SS 
Sg 

1 

-0 

0« 

1 

Semesters 
1892  n.  1900 

äs 

1 

1 

s 

9 

1 

d 

1 

•mm 

1 

.'S. 

Inlftnder 

1 

< 

d 

1 

% 

1 
'S  S 

i| 

d 
i 

•8 

& 

CO 

d 

s 

-^ 

ii 

0. 

0 
CS 

'S 

SS 

dl 
S 

d 

d  e 

390 
447 

1540 
167 

3830 
4  967 

174 
209 

553 
71 

1244 
1757 

2089 
3357 

6805 
1377 

14272 
24365 

1879 
3374 

1140 
350 

3154 
3490 

4 
6 

18 
12 

62 
109 

313 
360 

446 
76 

1846 
2185 

2  538 
4349 

5  661 
1244 

15  697 
23042 

1705 
2  749 

2  556 
540 

3097 
6  533 

42 
19 

192 
31 

540 
574 

3 
41 

14 
16 

114 
435 

6 
12 

65 
23 

137 
348 

66 
90 

28 
10 

23 

10 

40 
44 

72 

14 

190 
373 

146 
181 

271 
33 

596 
699 

2 
3 

13 
2 

15 
17 

263 
371 

463 

98 

2171 
1914 

14 
21 

75 

6 

214 
198 

1 

3 

6 

7 

15 
21 

78 
6 

220 
205 

4022 

6  726 

7  947 

1717 

18263 
28  235 

375 
426 

1462 
161 

3610 
4762 

scheidnng  nach  Sclinlgattnngen  in  den  Jahren  1874, 1882, 1892  n.  1900. 


Gesamtr 
frequenz  im 
Sommer- 
semester 1874, 

1882,  1892 

n.  1900  in  den 

VorAchnlen 


0 

ei 


S 
^  •  d 

«SS 

«^1 


Der  Konfession 

bezw.  Religion  nach  waren 

die  Scüüler  in  den 

Hauptanstalten 


.0 
V 

«D 

& 

d 
ea 
> 


t 

d 

.2 

d 

m^ 

9 

o 

•0 

M 

•  mm 

.»» 

X 

M 

00 

»mm 

Q 

1 

M 
•0 


Der  Heimat  nach 

waren  die  Schüler 

in  den 

Hanptanstalten 


Inländer 


Öl 
'0*3 

t«QQ 


0 
0 


»0 

d 

•0 

m 

0 


Gesamtabgang  im  Sommersemester  1874,  1882 
1892  Q.  1900 


von  den  Hanptanstalten 


OD 

»mm 

auf 

1 

•««  d 

0 

3 

sial- 
ten 

11 

mit  den 
der 

00 

0 
ei 

'm 

9 

SS 

5' 

sonst 
Schu 

0« 
M 

'S 

9 
•0 


P« 

0 

0 

'S 


von  den 
Vorschulen 


"0  0 
0  • 

s-S 

»OD 
•o  o 

0  0 
0   0 


•0 

e 

t 

0 


0< 
0 
0 

•s 


Mithin  Bestand 
am  Schlüsse  des 

Sommer- 
semesters  1874, 

1882, 1892  u.  1900 


0 

S 

1—« 

cS 

:5 

0 
0 

« 


0 

«'S 

an 


19  799 
21667 
20038 
22  757 


5209 
6328 
6217 
7734 


79  680 
95  030 

98  388 


21136 
23466 


39 
42 


29632  355 


113416!38875!402 


10113 
12623 
12144 
12192 


69  799 

86947 

98  053 

114621 


38894 
41727 
39  659 
47450 


2275 

2487 
2807 
2814 


1605 
1361 


988 
695 


1058  888 
15011874 


1768 
1891 


918 
803 


1512,1200 
2082  1376 


6427 
5497 
4592 
3905 


148 
156 
134 
114 


11854 

10403 

9384 

9  852 


3157 


33 


2313|56 
1759,40 
186533 


3190 
2369 
1799 
1898 


99114 


16  609 


120  758  19  298 

I 

131 135  18  234 


155  026 


20859 


Wiese,  Schulwesen.  IV. 


42 


—    658    — 


00 


'S 

OD 

'S 

> 


iO 


CD 
00 

ff 
'S 

I 

o 

(D 


^janqoüai^  i9ia8Iü  jn« 


a9)I«98ii«i«»H  '»P  WZ 


a[nqo8ja&Bg  aiaqoq  x 


QOXiiqoua&ii^S  uojeqQii  aep  iqvz 


^jaaqoAni^  lauaiü  jn« 
•upjo  'S  ainqoBi«a^  x 


•npjO  '3  a9xaq9Bi«9H  Jep  n*Z 


^janqoüni^  laiAaiü  jn« 
'apjQ  "X  dinqo8|«a^  x 


'apjio  *l  aeiniiosi«9H  Ji^P  n«Z 


^jaaqoMni[{  piAaiA  jn« 
)I«;8nv|iiis«anijCf)  x 


n9)l«)8U«i«t8«aaii{)  lop  p{«z 


^Jdnqoünis  lauaiü  jn« 
nxni8«ainX8oj^  X 


aois«ixmX)0oxj  jap  pi«2 


^janqoALni^  lauaiü  jn« 
mnisvamXf)  x 


iie{B«nini{)  iop  [qvz 


M  «d    es 
Won 


> 
o 


s 


00 


09 
Cd 


lO 


o5 


CO    ^    t^    S 
wa   o   »-«   o 

v-l    00    o»    ^ 


s  <^ 


iO 


OO     C<1 


r»  •-<  o  u5  lo 

WS  00  »5  c*  « 

oa  00  *-•  t^  O 

<^  ^  25  ^  ^ 


§  S  04  M  S 

CQ  C^  lO  04  iO 

o  oa  i-H  O  ^ 

S  2  9  S  S 


CO     00     '^     CO 
04 


00 


8  S 


iO  9  CO  "^ 

04  ^  1-1  ^ 

00  O  CO  c« 

O»  "^  l>  »-• 

r-l  <^  1-H  O» 

i-<  »-•  00 


Od    OO 


00 


Oft    ^     CO    CO 


OO 


04     04 

S  9 


SS 

o» 

00        t- 

rH  00 

04 


I      00 


00     rH 


I  1 


tH  00 


I  I 


>0     04     «-H     00     Qp 
1-1     C*     04     t*     Ä 

00     ^     ^     O    "^ 


S  o  S  iS 

OO    ^     ^ 


SS 


00  o  *^  o 

CO  o  ^  o 

Oä  ^  f  Ä 

«  00  ^  00 

»O  »-I  04  «^ 


«^     "^     -^     O»    CO 


04     ^     Od     00 


8Ud    o    o» 
T-i     00     CO 


_  00 

1-1     00     CO     04 

C»     rH     00     C*     "'T 


s   s  r^  8  8  is 


O     CO  ^ 

t*     »O  04 

00     OÜ  00 

04  04 

00  04 


f         04     O     CO     CO     CO 

04      00   e^   1-H   o5   ^ 


lO  O  04  Od  ^ 

S  3  S  S  9 

00  t»  00  00  "jdj 

t§  $  S  S  o 

(•H  CO  1-» 


00  04 

C^  00 

00  04 

I    c-  »o 

s  s 

04 


04 


04     00     04     1-1     04 


I 


1-1    00 


CO 


■^  C*  O  O  "* 

1-1  1-1  «  04  Cr 

04  o  t*  00  So 

3  S  ;3  S  8 


O  04  ^ 

s  s  s 

t^  kO  »o 

Od  O  Od 


04 

00 


Od 
Od 

1-H 

00 


^  04 

CO  04 

2  5 

00  1-1 


Od  00 

Od  00 

CO  Od 

i  ^ 

00  04 


«?    00    c» 
^     C^     CO 


öd  CO  CO  00 

CO  t*  »o  52 

t-  1-1  O  CO 

O  O  Od  ^ 

1-4  C4  1-H  l-( 


83 

CO 
CO 


?         SSSud?  04^0000  C« 


Od  CO  CO  04  f« 

O  Od  5  CO  t* 

r»  CO  O  rl  -^ 

f  S  04  CO  ai 


% 


s  ^    ;$  3  :s  s    s 


8 


CO 


04 


Od 


04 


O    CO 


CO 


04 
04 

00 


00 


04 


SS 


Od 

00 


S  04  S  »^  5 


00 


CO 

o» 


CO 
04 


1-4 

I  s 


1^ 


00 


SS 


SS   SS 


Od 

00 
00 


98 


iO         Of-^wj«^  FHOdOC4  CO 

04  CQi-<»-«0OC4  ?-lrH04i-*  04 


o 

00 
00 


oa 

04 


^      ^      t^ 

gas 
o  ?  « 


C3 

a 
s 

o 


^.5 


Ö      J     •?"»      0)      «>      08 

-    S    S    «.2    o 
fl     S     52     0)'^ 


:;ä 


a  " 


o   'S    S    o«    §    »^   .«    ^o 


Tm      od 


Vi4 


a 

a 

a 

CD 

9 

N 


o    ü    c8    o"  ►z  5>   ^2  5*2 
p^  02  o!2  CO      pq  ;>  pq  pqpq 


v-H0400*«^^CÖt-00 


Od    O    v-i    04 


—  659  — 


-^  O»  t*  CO  »H  1-t  t^ 

CP  03  *H  00  00  CP  CO 

CO  50  iO  »-*  l>  00  CO 

HO  CO  *-•  o  »o  ea  1-" 

I>  »O  iC  »O  CO  t*  kO 


5 


CO  Ö5  ^  vj 


CO   ^   v ( 

Ca  CQ  t* 


O  O  CO  i> 

CO   CN   »Ol   -^ 


Od 


O» 


O  03 

$  8 
2S  S 


CO 
00 


CO   "^   ^*   Od 

CO   CQ   CO   iO 
CO   C*   f   rH 


t*  «^ 


00  00   CO   o 


iO 

1—1 

»o 


O  CO  oa   i-<    "^ 
CO   iO   '^   -^     00 


00 
00 

o 
'^ 

Od 
CQ 


iO 


CO 
CO 


00 
CO 


Cd 

CO 
00 

CO 
CO 

»o 


s 


^jaaqoüüi^  |aiAdiü  jn« 


Od 
Od 


00 
Od 

CO 

t- 

CO 

00 


I 


00 
00 


s 


CQ      -^ 
00      04 


t«  O  Od 

O  CO  00 

Q  00  Od 

U3      irf«  M«  CO 

C*      GSI  Ä  t* 

iO      l>  C*  »-• 


Qeinii98i«es  lep  xiI«Z 


Ud       04 


CQ      CO      CO      Od 


3 

CO 

CO 


04 


04 


00 
CO 


CD 
00 

S 

i 

'S 

o 

o 

m 

n 


9|ni{os\«ajJdqo  X 


SS 


Od 

04 


CO      "^ 

O      04 

04      »-I 


S    I 


04 

'       Od 


aoiaqogi«9Jueqo  ^^  n«Z 


CO 


04      04 


^11^ 


apnaqidj^nia!!«!  X 


»o 

04 

Od     o 

Od      CO 
04      1-« 


o    CO 

l>      00 
•^      04 

CO 


Od 


o5    CO    ^ 


üd      C4      CO 

«•SS 

»-•      04 

^        -^        v-H 


ü;>  00  :* 

CO  o  ob 

!-•  Od  t- 

04  CO  t* 

00  00  CO 


Od 

SS 
88 


aapneqiaifino^vi  ivp  xqiiz 


00 


t-      Od 
04 


-*     o     ««^ 


O      «^  "^      WD      CO      00 

1-*       r-l  tH      04       1-1      1-H 


^janqoüni^  |aiAaiü  jn« 
mnisvoiQAdojdiva^  X 


CO  »o 

r*  o 

Od  04 
Od 


CO 


00      CO 

s  g 

CO      CO 


Od 

o 

1—1 

i 

04 


CO      »-•      CO      l> 
I>      CO      1-1      "^ 

»o    *-•    Od    r- 


s 


CO 


neiBVTniL£8oidi«eH  jop  |q«z 


04     -^     04     -^ 


04      00 


^janqoüniQ[  laiAaiü  jnv 
mmsvamil^fvaix  x 


»o 

Od 


T^  C*  Ü5  ^  t^ 

iO  "^  1-1  O   " 

00  O  00  1-4  Od 

OO   OO  C^ 


S  g2 


Od  CO  -^ 

S1-I  »-* 
•^  1-1 


S  8S  3 


00 


CO 


noiB«naiX8i«es  iop  iqvz 


kC   -^   iO   XO   -^   00   CO 


CO   C4   i-<   «^ 


CO 

00 


t^^   CO   ^ 

00   ^   CD 


00 


CO   04 


CO  »-*  r- 
^  ^  g2 


04   1-*   1-1   t* 

00  Od  t*  o 


^ 


Sg   88 


t-  U5  CO 

Od  CD  ^ 

lO  ^  -^ 

t*  ^  04 

C*  ob  04 


aef(l«98ii«I«f9«UTiiX{)  J9p  m92 


00 


r-  o 


^   CO 
04   1-1 


Od    Od 

OO   04 


00 


SS  SS 


CO 


^janqoMni;^  laiAaiü  jnv 
ninisvnniAd'oj^  X 


CO 

Od 
Od 


CQ 


O  04 

04  Od 

U5  1-H 

05  04 


c*  Od 

00  o 

t»  00 

C4 


^ 


8  88 

CO  -^ 

O  04 

04  1-1 


0^04 

J2   ^   2 


ize|8«TniiX8ojij  jep  iqvz 


04      "^      00      CQ      CQ      04      04 


»-<      U5      04 


^janqoünig  lauaiü  jn« 
ninisvnin^x)  'x 


^ 


s 


00      00 

00 
Od 


s 


Od     CQ 
t*      CQ 


»H  Od 

^  00 

1-4  Od 

1-4  Od 

»-4  00 


Od      iO      O     CO 

^  $  s  i 

S  S  3  S 


a8]8«nmX{)  Jtop  p{«z 


CO 


CO     r- 

1-1      00 


Od     -^ 

^H        ^H        CO 


^  a 


I 

W  o   N 


gS 


Od 
Od 

1-H       f-H       CO       1— 4        1-1       ^       CQ 


CO 


Od     00  *0  00  Od  t^ 

Od  C»  1-1  1-1  CO 

CO  tO  CO  CQ  CO 

s  s  §  s  s  s    s 

T»4  CO  25  t*  11  -^    1-4 


r-  »o  ^ 

04-^« 
C*   O  Od 

1-4    1— t    ^    »O 

1-«   CQ   04   1-« 


ä 

>■ 
o 
u 


g 

.00 


s 

'S 


0 
I  .8 


p4 


SP 

•s 

1 

hl 


o  6:  M 


s 
a 


ißs 


CO 

o 


^     a    'SS 
©  ^  ©'S 

GQ   GQ   CQ 


© 

o 

i 


© 

«0 

© 


s 

eo 


CO 


o 


CO 


CO 
Od 

Od 


00 
CQ 


o 

CO     »-4 

1-1    ^ 


i-<   00   »O   -^     1-1 


CO 

r- 
co 

00 


04 


CO 
Od 

00 

»o 

Od 


SS 


Ol 


I   iS 


00 


CQ   CO   1-«   00     *-• 
1-4   04   CQ   1-4     CO 


1— i 

T»4 


1-4   04   00   ^   »O   CO 


00 


0S 

li 
^  n  pQ  n 

•   • 
^   CQ 

W^  1-1 

42* 


04 

00 
Od 

00 
CQ 


04 


00 

1—1 
CO 


g2 


SS 

CO 


SB 


00 

1—1 

so 


Od 

00 


SS 

00 
Od 


CO 

o 

CO 


CQ 

CD 

a> 


? 


»o 

CO 

o 


CO 
CD 
04 


O 

00 

00 

8S 


© 

a 

B 

s 


—  660  - 


Oü  r* 

s  s 


is 


^^   ^^   ^gj^y 

o>  oa  1-« 

•^  *o  o> 


i-<   CO 
CO   «-H 


00  o 

^   OQ   1^   p— 

00  ^  CO  00 


00   00 


CO 


US 


9!  oa  S  S  S 


s 


C*   CO   -^   t- 

00  k/d  ^  "^ 


>o 


"^   00 


04 


So» 
1— I 
t-  00 
o  t* 


t»  ÖS  t^  Od 

38  3  8ä  g 

«-H  Od  O  Od 

*  s  «  s 


Od 


Od 

SS 

s 

CO 


^  (N 


S 


t*   00 


O   r-i 


Od 


03 
04 


s 


ainq'38|V9^  X 


S  2 


<^   «-4 


04   O 

38  S 


1-H   00 

o  u5 


f   C4   O 

T-^  CO  >o 


04 


Od 
Od 


Od 
Od 
00 


ueiniioflii«9H  '^  n*Z 


rH   04   f-H 
04 


US   tO 


04   00   ^ 


3" 

03  - 

"^  04 

00  oa  i-H  Od 

^   04   O  00 

CO  -^   t*  -^ 

04   04 


04 

■ST 


00 


9|nqo8\v9Jjaqo  X 


I   I 


CO 

CO 

CO 
Od 

Od 


•^  CO 

IQ  rH 

CO  )0 

r-  Od 

O  Od 

04  00 
04 


iioiniiOB|«ejueqo  -lop  ÜT^Z 


I    I 


00 


04      CO 


04      1-1      tH      «^ 


»o 


Od 


04 


CD 
00 


^janqoüni;}  laiAaiü  jn« 

^IvVsiniiva's' 

apnaqtajinia)«!  x 


O   O  Od  kO 

t*  00  o  o 

CO  <9  CO  ^ 

CO   «  kO  -^ 

~   i-<  Od  l> 

04  »^  i-t 


s 


04  00 

Od  xO 

CO  t* 

»-«  04 

Q  Od 


04   i-< 

SO 


00 


gs 


Od   00   »^   "^ 


i-H   «^     O   O   »-•   t-     CO 
1-H   f-H     rH   (N   »^   ^^     »^ 


^janqoüni^  lauaiü  jn« 
iimis«TnnX!8oJc[i«a^  X 


n    io 


ko  Od 

iO      00  oo 

00      04  04 

C-      CO  •-• 

00      kO  00 


O     Od 

t*      CO 


i>     k/5 

§8  ^ 


O      00 
04     o5 

^         1-H 


OO  »^      w 


f  1-H 

04 


Od 


1-H  UJ  T-t 

O      00  CO 


CO 
00 


kO 
04 

SS 


Od 

r- 
o 

I 


n9]8«niuX8(Mdi«eH  '^  n*Z 


04      "^      00      kO 


00      00 


00      1—«      CO 


s 


o 


£jaaqoMniQ[  raiAaiü  p« 
nmi8«nui^iva){  x 


8    §5 


? 


00 

Od 


00 
Od     kO 

Od     00 
00 


00  CO  00 

kÄ  1-H  »O 

k/5  Od  c* 

Od  1-H  » 

S  ig  ^ 


kO  kO 

s  i 

00  1-« 

^  o 

-^  Ol 


04 


o    s 

C*      00 
04      ^ 


kO 

1-H 
1-H 

kO 


s; 


ndtevmnXSx*^  '^  IVZ 


iC      so      kO      <^      00      00      CO 


00      04      O      «^ 


s 


!ipn8a«i«!8«din^{)  x 


S  I 

1 


00 

1-H 


O      Od 

"       kO 

Od 

04      "^ 
O     t* 


3 


SÖ5  Ö^ 

1-H  jjb 

kC      04  O 

r-    OO  f 

O      *-•  00 


k5  ^ 

kO  o 

Od  r- 

00  Od 

Od  00 


o    oa 

O     Od 


Od 


s 


ii9}l«^fni«x«iBvai]iX{)  lop  iqvz 


CO     00     "^     1-H 

1-H         1-H         -^         C4 


t-     Od     1-H 
1-H      00      CO 


CO      t- 
1-H      04 


SOd  CO 

1-H  55 


kO 
04 

00 


^janqoMni^  TaiAaiü  jn« 
nzni8«äinASbj j  x 


■5r 

00 

00 


s   ^ 


04 


Od     OO 

Od   l> 

^  o 
Od  r- 

00 
04 


"^  5:  S 

1-H    O  ^ 

Od   C^  00 
04 


CO 

1-H 


s 


l>  o 

04  ai 

O  1-H 

^  o5 


aoisvamXSoifi  iep  |q«z 


1-H   iC   04   04   04   04   00 


1-«   00   CO   kO 


SS 


kO 


s§ 


Od 


^janqoAini^  laiAaiü  jn« 
mnisvnuzXf)  x 


Od 


1-H  Od 

m  1-4 

Od  1-H 

^  o 


04 

00 


O  00  t^ 

1-H  55  f 

Od  00  00 

1-H  Od  CO 

04  »-H  Od 


o   2 

s  s 

5  S 


§co 
2Si 

00      k/9 
04      04 


CO 


l-H 

kO 


aeisvniDio  J9p  iqvz 


kO      00 


04       Od 

^  1-H 


kO      I>      00 

rH     CO    oa 


04      "^      1-H      ^  CO 

1-«      04      04      »-•  CO 


CO 
04 


a   a  xi 

W    O    N 


Od 


CO 

Od 
o  «^ 
04      1-« 


8 


S  S  5 

CO      ^  kS 

SkO  00 
1-H 


'^ 

Od     1-H 

00      '^ 

Od      t*     04      1-H     Od 

"^      kC      00      "^      CO 

•^      1-H       T-i      ^      04 


CO  O  O  04 

1-H  ^  04  O 

•^  O  -^  00 

CO  04  1-H  CO 

00  04  o  »35 

04  '^  C*  C* 

1-H  04  04  1-H 


i-H 
1-H 

kO 


S 


kO 

kO» 
00 

»-H 

00 


.S 

o 


«s 

d 
2 
£- 

OQ 

o 


OD 

Ol 

s 


SP 

TS 

a 

u 
PQ 


e 

B 

a 


fl 
0) 
00 

o 


fl 

9 

00 

jq 

c; 

e« 

00      CA 


-§ 


*-<      04      CO 


kO       CO 


•    fl 

•fl 

OQ  ^ 
O    O 

CG 

od 


► 
o 

fl 
fl 

c6 


d 

OS 

c     s 

O         OB 

3   ^ 

00 


00 
00 

o 


flg 

So 

«   fl 

fl    ea 


K   ^   td   Sk 

Od     ö    1-5     oi 


fl 

9 

B 
B 

00 

fl 


—    661    - 


OD 

I 


CD 


CD 

So 

i 

I 

o 


JJ»IW08  J»p  IH^Z 


ne|nq9M«ftnis  nejieiiyq  q« 
j»roqog  i»p  iipiz 


aeii^qos  löp  iq«Z 


'iip'O  '1 9inq9BI««H  '^*  '0|V^9  I 


Arovpio  'l  naiaqo0i«eH  ^i* 
leittqog  iep  iq«z 


jjonqoüiiis  |eiA9|ü  jn« 
f|«)sn«i«jmiiiiAO  J9m9  I9ii^q06  i 


Ji9ittqö8  'öp  tq«z 


^J9IiqOJML1I|a  19IA9|J1  jn« 

^svimiaiJCMMj  X 


livvrafravfaXAMj  19p  |q«z 


n9)8«TB«inni{)  J9p  tq«z 


o 

Ol 


SC3 

CO    O 


CD 

CO 


ud   r«   Cd   o   00   eo       ^ 
»-•   oä   cb   ^   o»   T-i       Ä 

CO     O     CD     O»     -^     0>  O» 


C«-l>iOC0»-<0000t*l> 


CO 


CO 


t^   r- 


1-1     QQ     CD    9 

.<^   00   Ca   o» 


00    O»    kO    1-H 
C*     t^     OQ     Oö 

ud   «^    S>   cnI 


s 


00 


cDopoo^o>t«oai-^oo 

«9wCQO^0000t«O 


04 

CO 


o 

00 


O    ^  ^  t*»  00 

r-    1-H  ^  T-«  o» 

oa   00  CO  1-H  io 

«-H  t-H  IpH  04 


04 

3 


^  8 

»1    CO 


CQ    O     1-1 

I  9  s  s 


CO    CO 


Si2 


St* 

I        I     O»    04 


CO    *"• 


I  I 


»    oo     ,      .    ©3    »-<  ©a 

1*     1-4       I  *o    ^       I        I      »-I 

o   04     I  US   00  oa 


00 


io      ^g»cotrOAt^ooo4 

1-1    iO0i04'^00O»CDa»C0 


00 


ud  q>  CO  ^  1-H  u3 

»O  Ol  t*  O  OÄ  1-1 

04  f-(  oa  CD  CD  oa 

kO  «-H  1-4  oa  04 


8 


00  oa  1-1 


kO 
00 


o» 

04 


t*  1-1  04 

95  ca  CO 


00 


O  -^  "^^  1-1 

t^  Ob  Ä  ^ 

1-1  00  o  Ä 

O  ^  "^  o> 


OQ  tO  00  04  iO 

aS  Q  O  1-H  ^ 

CD  OD  1-1  C«  00 

CO  1-1  -^  "^  04 


04 
CD 


04  00  CD 


0>   1-4 


^ 


o  2 

CD  v-4 


i 


04 


1-1  00  CO  00 
kQ  1-1  ^  9 
04  ^  04  1-t 


I  s  ? 

I  1—1  1—1 


kO  ^  00  o» 

1-4   Ä  1-1   O 

00  oa  ^  ^ 


ko  CO  o  oa 

O»  O  CN  rH 
lO  uS  ^  kO 


o»coi-400oakOiOoaud 

AOSOOOO^OOOdkOOO 

Od^cooco^^co^oa 


1-4 

CD 


S    00    CD    CO     C*     00 
-      -      ^    ^    ®     ^ 


CD    O» 


CD    00 


o» 


CO         CO 


^    04     9 
CO    04     CO 

oa   CD   o 

1-4     ^     CD 

i-<*-«oooaf-iC4i-<»-i 


00    CO    t-    up    t* 
CD    C^    1-1    O    CD 

.-<  o  o  Ä  555 


o 

So 

CO 


■mm        w         ;«         ^         w       ^3         s^       ^^         :ä        ^        jiX         «^ 

Oi^PQPHp^QQCQOQni^KMffi 
i-40400«d^^CDC*^0c5o>Öi-404 


CO 
04 


kO 


04 


04 


04 


I 


oa 


oa 

s 


co 

04 


SkO    T-4     10     04  «p  OD 

O»    0>    Q    1-4  ^  oS 

00     kC     "«t«     ^     ^  "^  00 


04 


kO 
CO 


i 


CO 


oa 


a 


OQ 


—    662    — 


089i«|ni«2q»i  oaxaqgq  a9p  um 
lon^qag  jap  iq«Z 


-|«9S  nafloni|9rii  j»n|9  i»TV^98  l 


s 


CO 


t* 

s 


CO     c*     Q    CO     oa     00 

c*     »^    Ä    oa     00     o 

•    f    r*     » 


CO 


>0       ^        V-4 


O  O»  CVI 

-^  Jn  o 

09  O»  CO 

•^  o»  o» 


CO 


1-4 


SS 


3 

04 


QO 

3 


I     I 


i  s 


CO      04      «D 

r-    <N    00 

s  gs  s 


ca 


Ol 


o> 

5    1 


c«    oa 

Ofl     »-• 


t»      CO 


Od 


00 


04 


09 


CO 
00 


s 

US 


o 


n 


^ieaqoüuia  ie|A9iü  ja« 

9[nqau9AiQg  au^qgq  J9ii{0  iopo 

•iaq3ffi«99  leato  J9loqÖ8  l 


5  I 


CO      o> 
04      CO 


f  Q9  €0  O 

»O  04  o5  CD 

o5  00  o»  HC 

04  09  «-^ 


04 


a9[nqau9Xiog  v9J9q9q  i9po 
a9iiiqMi«9H  w  '9ivq98  '^  n*Z 


I    I 


s 


s 

CO 

04 


CO 


jMVqOAVia  19IA9|ii  jn« 

J911»qs»0l«9xi9qo  l 


•-•         I  I        00 

CO  CD 


c& 


1^ 


I   I 


CO 


ie{i»q9tt«9xx9qo  '«P  r[«Z 


§    I    I 


I    I 


8 


-l»9a  'q!M»in9»»l  i9ai9  J9IQq9S  I 


CO     o» 


I  s  ts 


^ 


ö    5-    *i 

F-l       Q       ♦-• 

-^      OD      O» 


CO 

00 

o» 


a9)l«)su«i«9)|  n9pa9q;«]^ 
-iii9)«l  m  J9ioq3g  i9p  iq«2 


CO 
00 


^  s  ?  ^  s    s 

kC      C*      O      00      O  00 


1-H      ,-^      CO      »H      1^      »-•      00 


00      04 


i 

00 


CO 


{jeaqoMniff  I9IA9U1  jn« 
)8«|sm[iD£i^d[«9f[  i 


9 

CO 


^  00  kO 

00  »-•  o> 

CO  e*  00 

00  04  04 


SS 


CO  00  ^  00 

t*  CD  « 

00  o  25 

04  f-H  05  "^ 


04  00 


CO 
30 


00 


ii9|ra;t«inaX8oidi«9||  i9p  |q«z 


SS 


04 

kO 


04      ^  -^ 


04 


00 


SS 


i  i  i 


lO      O      04 

a>    CO    "v«« 

00     ^ 


CO 
04 


u9fff«|8«iniiiS[«0H  '^  ni*Z 


i-H  CD  ^  CO 

r-  00  o>  00 

o  o»  »-•  »-• 

1-M  &0  r^ 


»-H      04 


1-«      04 


S  S  g 

04      >0      O» 
04      r-l 


04  QQ 

*-•  00 


5 

04 
04 


)l«)ni«i«is«inn2{)  i9a|9  Jt9ii»qo8  i 


iO      04      CO 
1-4        iO        ^ 

1^      05      04 


O»      C<-      00 


*    9ß    Ä 

CO      CO 


"^      o5      OT  '^ 


a9)l«;8n«i«is«iniii{)  n« 
J9i»q»s  *J'9p  iq»z 


aCÖ  ^  ^  04  CO  ^ 

o  ub  04  ^  p5  o» 

C*      O  t"  O  CD  CO  ^ 

«*    -^  CO  »o  "^  o  r- 


OQ  Oa  f 

00  i>  ® 

tO  ^  o 

04  kO  CO 


Od 

CO 


3 

00 


^i91iqOMai2  I9IA9Iilk  Jü« 


ao      «^      1-H      QQ 

•^    a>     »o    oo 


CO     "^    a>    ud 
"^     *-•     »o     CO 

00    CO    CO    r»    t*    »-• 


00 


i 

00 


kO 

o 

00 


s 


CO 


ue^sviBViimXSojij  jap  iq«z 


o»     CO 


S      04 


Q      1-1       O» 

s  s  s 


I 


04 


{i9Bq0il1II3  l9tA9pi  jn« 
)B«iminA{)  I 


l>     00     c-     »o 

»o     o>     t*     i-i 

^      CO      04      00 


CO 


CO      O»  kO 


cc 


n9^g«t0«iniii£)  i9p  iq«z 


O»      CO 


W       ob       00 

04      lO      «-i      C* 

^      00      00      ^      ^ 


lO 


■^      CO      00 


00  QQ  00  Od  i-i 

lO  ^  t-  C*  04 

''f  CO  oa  WS  •* 

04  lO  kO  CO  O» 


o 


I 
I    «  ^ 


iO 


s  s 


ud    00    o» 


> 


t*  04  ö>  r-  »-i  1-«  CO 

•^  04  CO  kO  CO  04  o5 

oa  00  t*  ko  ko  04  00 

iO  O  kO  O  *-H  «-4  04 

o>  ^  CO  k75  r«  1-1  «^ 

fH  1-4  00  i-<  tH  "*  C4 


00      t- 

SC4 


5      S 

4  kO 

1-4      04      04  w^ 


B 

1-^ 
■* 

^ 


a 

'> 

o 

M 


a 
S 

o 


SP 


^ 


1 


e 

a 
a 

o 

p^ 


§ 

10 

& 


•=  Ml  « 


H 

o 


0 


BQ 


sa 


I  I 


»-«      04      CO      -^      kO 


GQ      QQ 

•         • 
C»      00 


■  «^1 
i§  li 


o 

00 
00 


E 

S 

OQ 


o>     O     1-« 


04 


—    663    — 


^jawiOAnia  |«tAeui  jn« 
ieittqo«iw>s  I 


Si-i     -^ 
ca     »H     ©a 


8  ^ 


00 


09 


CO      aO 


CD 


r-  04  CO 

t*  ^  CO 

WÄ  Ä  t- 

kO  CO  Ud 


s  ^  i 

lO      00      ^ 

i/a    "*    ea 


00 

o 


i 


2  8 

O»      CO 


ca 


00     Q 


CO 


CO      »"^ 
1-H       CO 


t*       OÄ 


kO 


L     io    00 
oa     oa 


•^       Q       1-H  »—I 

es     ä    cS         5 
c*a     oa     ^H         CO 


lO    )>o  CO  oa 

o»    oa  00  ir; 

00    «^  »-;  oa 

»-I  oa  *-• 


irH    o       o       ü; 

1-H        T-H  1-I  04 


s 

o» 


CO 

oa 

CO 
CO 

CO 


lO 

o 


^ 


CO 


CO 
CO 


ao[Qqospi9|i  J9p  ppz 


s; 


00      iO 
CO 


CO      »-H 
04      00 

Od    oa 


C*      O      CO 

9  ^  SS 


CO 
04 

CO 


o> 


^  ievqOJLUia  19IA01M  jn« 

ieii^q9BlMüU9qo  l 


I    I 


i-H     oa 
»o    o 

CO    e^ 


CO 
00 


3 


S8 


JO|l^i(9BX«eüU9qo  '9p  [qvz 


1    I  S 


CO 


CO 
Od 


oa 

CO 


00 


Od 
CO 


-l«9H  *qiei)ni9!)«i  29af  9  i9iiips  i 


i  § 


O     00     o 
kO     o>     o 

C^      Od      00 


O  CO  kO 

00  O  »1 

1— 4  t-  1— I 

00  y~* 


31 


00 


CD 
Q 
00 


n 

o 

OD 

o 


ii9)i«Ynnrx«9H  a9pn9qi9J[^ 
-019)«!  n«  J9ii^q9S  i9p  \q^Z 


CO    CO    CO 
T-^     Od     ^ 

^  Od  lO 


CO  Od  c* 

1-H  CM  t*- 

O  Od  Od 

»-•  1-H  oa 


1-H    oa  00 

3    58  S 

^1    ^j"  ^1 

00  04 


o 

OD 
04 


^ 


)s«iB«amZ8oji^I«97|  X 


CO 
04 


Od 


oa     1-H    c* 

•«d^     CO     oa 


1-«  Od  c* 
O»  CO  00 
Od      y^      ^ 


00 


CO 


kO  1-H 


n9^s«|B«naii8ojdx«9S  J9p  xq«Z 


CO 

oa 


00 
04 


kO 


CO 


1-H  ^         1-H        ItO 

Od  00      00      t* 

00  1-H      JO      »-< 


8 


s 

t* 


kO 

CO 
kO 


I 


q8«imiia£8x«9H  l 


00     -^ 

1-1      04 


I 


CO 

CO 


i 


g 


oo 

^H 


n9)s«i8tininX>x«0H  '^  \m*2 


Od  kO  00  CO  CO  Q 
kC  CO  CO  1-H  1-H  CO 
1-H      kO      04      O      O      kO 


»o 


1-H    »-H    oa 


C-      »-H  00  04  00 

SkO  ^  CO  Od 

00  04  ^  oa 

04  04  »"H  00 


SS 


^X«4sn«xvisiniiuA{)  Jt9ai9  J9xqi{08  x 


r*     t-     O     Od     O     00     »H 

SS   Ä  Ä  s:  2  S  ^ 

^       CO       CO       CO       ^       ^^       OQ 


CO      ^ 

t*    oo 
kO     •* 


J9xvq9s  Ji»P  iq«z 


San    ^     S    S    ^     S 
00      CO      1-H      kO      CO      00 

1^    CO    oa    «^    "^    o    CO 


{J9ini0iiiii3  X9iA9iJi  jn« 


Od  o 


kO  O  Od 

kO   kO   kQ 


CO 

CO 


1-H    t* 

oo  00  04  e*  00  fi  »-« 

1-H  -^^  04    1-H 


s 


CO  CO 

1-H  oa 

Od  CO  Od 

04   f  00 

CO 


CO 


kO 
CO 


ö$  oa  CO  Od  Od 

CO  t«  Od  Od  00 

oa  ko  00  ko  i> 

oa  ko  CO  -^  CO 


oa 


00 
Od 
00 

S 


s 


CO 


n9^«iB«uinX8oi^  i9p  xq«Z 


00     o     »o 
•*      Od      O 

1-H        «^        rH 


t 


Od      00 

oo       1-H 

CO 


§ 


CO 

00 

Od 


Od 
CO 

kO 


r     1 


S 

•^ 


3 

-* 


CO      1-« 

SCO 


kO 
04 


n9^«|8«miiX{)  j(9p  xq«Z 


r™  CO  Od  o 

^  ^  CO  ® 

1-H  00  c*  o5 

^  CO  oa  00 


Od  00 

ko  oa 

CO  1-H 

^  o 


Od 
CO 


^  "^  kO 

Ob  kO  O 

1-H  oa  oa 

oa  ko  CO 


O  00 

•^       ll 


00 

00 


I 


Od     O     Od      t* 

s  SS  s  :!: 

kO 

04        1-H        «^        1-H 


8^      C^ 


^  i 

CO  00 

88  !2 

00  "il« 

1-H  ^ 


1 

00 
Od 
CO 

04 


S  8  8 

«^  o  «^ 

1  §  s 

oa  ^  t^ 

i-<  04  oa 


04 

S 

CO 
kO 


f-H 
»-H 

kO 


kC 

1-H 

CO 


o 
hl 


0  tu 

^  1  'S  i 

•s*  I  i  i 

O    ^  pq  ^ 

•                       •  •  9 

1^    oa  CO  "^ 


o 

o 

o     S 

OB        J3 

o     'o 
Ol     OQ 

•  • 

kO      CO 


o 
S 
'S 

es 


^1 


»4 

o 

► 
o 


QQ      OQ 

•  • 

t^      00 


.  g 

ia 


K 


h!  o 

o«S 


» 


Od 


i-H         oa 


a 

a 

CS 

OQ 

CS3 


—    664    — 


7.  Verhältnis  der  Zahl  der  Vorschüler  znr  Bevölkenmgszahl 

in  den  Jahren  1876,  1886  and  1896. 

A)  SommerhaltiJalir  1876. 


1 

ew       1 

1 

e^        1 

1 

e^ 

• 

rschüler 
anstalten 

r  einer 

kustalt 

nwohner 

rschüler 
stalten 

r  einer 

talt 

nwohner 

rschüler 
anstalten 

r  einer 

iranstalt 

nwohner 

Provinzen 

Einwohner^ 

*  22 

O  U 

3«W 

zahl 

Zahl  der 
an  GymnaE 

1  Vorsch 

Gymnas 

auf  wieviel 

Zahl  der 
an  Real 

1  Vorsch 

Reali 

auf  wieviel 

Zahl  der 
an  höh.  L( 

1  Vorsch 

höheren  ] 

auf  wieviel 

1.  Preußen 

8 199 171 

980 

8440 

477 

6707 

1407 

2274 

2.  Brandenburg    .    .    . 

8126411 

2646 

1182 

1987 

1614 

4588 

682 

8.  Pommern     .... 

1462290 

1002 

1459 

299 

4890 

1801 

1124 

4.  Posen 

1606084 

468 

8466 

826 

4927 

789 

2086 

5.  Schlesien     .... 

8843699 

1022 

8761 

998 

8851 

2020 

1903 

6.  Sachsen 

2168988 

566 

8882 

621 

8498 

1187 

1827 

7.  Schleswig-Holstein   . 

1 078  926 

891 

2747 

621 

1729 

1012 

1061 

8.  Hannover     .... 

2017898 

944 

2187 

1816 

1588 

2260 

898 

9.  Westfalen    .... 

1905697 

250 

7623 

87 

51505 

287 

6640 

10.  Hessen-Nassau     .    . 

1 467  898 

7 

209700 

2115 

694 

2122 

692 

11.  Rheinprovinz  und 

HohenzoUern   .    .    . 

8870847 

861 

4496 

1051 

8688 

1912 

2025 

Zusammen : 

25742404 

9082 

2884 

9798 

2  627 

11880 

2167 

B)  Sommerhalbjalif  1886. 


rschüler 
anstalten 

r  einer 

instalt 

nwohner? 

chüler  an 
lanstalten 

aer  latein- 

lalanstalt 

nwohner? 

chüler  an 
lanstalten 

r  einer 

lalanstalt 

nwohner? 

chüler  an 
anstalten 

r  einer 

ranstalt 

nwohner? 

Provinzen 

Einwohner- 

^ «pH 

33" 

es 

Oö* 

u 

I<3« 

00  u 

O    03 

1  Vorschule 
höheren  Leh 
uf  wieviel  Ei 

zahl 

Zahl  der 
in  Gymnai 

1  Vorsch 

Gymnas 

uf  wieviel 

ahl  der  V 
teintreib.] 

Vorschule, 
reibenden 
uf  wieviel 

ahl  der  V 
teinlosen  ] 

1  Vorsch 
ateinlosen 
uf  wieviel 

ahl  der  V 
löheren  L 

08 

N  « 

;-.'^< 

N  « 

^  08 

DSl- 

08 

1.  Ostpreußen    .    .    . 

1 959  475 

640 

8062 

260 

7538 

158 

12807 

1053 

1861 

2.  Westpreußen     .    . 
8.  Brandenburg  .    .    . 

1408229 

481 

8267 

251 

5  610 

— 

682 

2065 

8657  698 

8609 

1012 

1770 

2066 

244 

14991 

5628 

650 

4.  Pommern    .... 

1 505  575 

866 

1739 

888 

3981 

— 

— 

1249 

1205 

5.  Posen 

1 715  618 

597 

2874 

188 

9875 

— 

780 

2200 

6.  Schlesien   .... 

4 112  219 

765 

5375 

254 

16190 

765 

5875 

1784 

2305 

7.  Sachsen 

2428867 

554 

4888 

389 

7168 

•^ 

•~. 

898 

2719 

8.  Schleswig-Holstein . 

1150806 

478 

2406 

87 

18222 

424 

2  718 

989 

1163 

9.  Hannover  .... 

2 172  702 

916 

2872 

917 

2869 

565 

8845 

2398 

906 

10.  Westfalen  .... 

2204580 

207 

10650 

— 

— 

... 

— 

207 

10650 

11.  Hessen-Nassau  .    . 

1592454 

— 

^~" 

548 

2906 

1120 

1422 

1668 

955 

12.  Rheinprovinz .    .    . 

4411247 

789 

5969 

513 

8605 

404 

10914 

1656 

2664 

Zusammen: 

28818470 

9802 

2889 

5505 

5144 

8675 

7  705 

18982 

1492 

C)  Sommerhalbjahr 

1896. 

f 

1^ 

III 

Ml 

I|| 

Einwohner- 

^■ 

l1 

S-^ 

ä«® 

12« 

lil 

1 

3|| 
tu 

il 

III 

'1 

rs^a 

-■^■g 

•3'=i 

■ir'r, 

■5« 

-S'ö 

■S^ 

OS 

1.  OstpreulBeD  .    .    . 

2006689 

«1.1 

3274 

am 

6  473 

m 

14641 

1061 

1891 

2.  WeBtprenfeen    .    . 

1494360 

399 

3  746 

241 

6  201 

159 

9336 

799 

1870 

449899» 

3562 

1243 

1505 

2989 

849 

5299 

5916 

760 

4.  Pommern  .... 

1 574 147 

569 

2767 

289 

5447 

856 

1835 

5.  Posen 

1828658 

401 

4560 

401 

4560 

6.  Sdilesien  .... 

4415309 

56B 

7  773 

188 

23486 

659 

6  700 

1415 

3120 

7.  Sachsen    .... 

2698  549 

412 

6550 

109 

24757 

68 

39  685 

589 

4582 

1286416 

JWK 

3232 

>V*} 

1518 

1248 

1031 

9.  HMinoTer.    .    .    . 

2422020 

708 

3421 

453 

5  589 

752 

3  221 

1913 

1286 

la  Westfalen     .    .    . 

2701420 

11 

11 

245584 

11.  Hessen-Nassan .    . 

1756802 

53 

33147 

507 

3465 

1062 

1654 

1622 

1088 

12.  Rheinprovinz    und 

Hoheozollern     . 

5  171 754 

739 

6971 

6S2 

8183 

599 

8  631 

1970 

2625 

Zusammen: 

81865123 

8433 

3777 

4234 

7  524 

5136 

6202 

17803 

1793 

8.  Verteilung  der  Schüler  der  höheren  Lehranstalten 

in  den  einzelnen  Provinzen  nnter  die  Religionsgemeinschaften 

in  den  Jahren  1874,  1882,  1892  nnd  1900. 

A)  OymnaBlalanstalten  Sommer  1874,  1882,  1892  und  1800. 

a)  Sommerhalbjahr  1874. 


Provinzen 

III 

1 
1 

1 
1 

1 

-3 
1 

II 

ja 
l 

1 

1 

i 

1 

i 

ii 

1 
1 

1 

1 

i 

i 

a 

^ 

o 

■* 

A 

1.  Preufeen.    .    . 

8  342 

146Ä 

R09 

129? 

^K^9. 

119 

- 

12« 

9584 

7027 

1.170 

937 

2.  Brandenbni^    . 

10541 

um 

•m 

^VM 

«rat 

22n 

m  - 

H«',^ 

13174 

11102 

257 

1815 

3.  Pommern      .    . 

5544 

50H^ 

4(: 

i 

412 

1127 

llß» 

5- 

96 

6  671 

6115 

45 

3 

608 

4.  Posen  .... 

4  647 

^m 

163.1 

1 

1114 

70« 

3«^ 

»- 

172 

6355 

2  29'i 

1771 

1 

12«« 

5.  Schlesien     .    . 

10  617 

fiimi' 

»K92 

ity« 

1079 

B»i 

105 

275 

11696 

6  78S 

3999 

19118 

6.  Sachsen   .    .    . 

«944 

659C 

9(V. 

LS 

74 

613 

5» 

5 

9 

7557 

718J 

270  '21 

83 

7.  SchleBw.-Holst. 

1818 

1751 

2Ü 

314 

3(M 

6 

4 

2182 

2061 

35- 

3« 

Hm- 

606 

13H 

SfiO 

775 

48 

4« 

4972 

414i 

649 

180 

9.  Westfalen     .    . 

4  796 

«12« 

H4.W 

214 

21« 

168   24 

1K 

5006 

2  477 

»ffl 

10.  Hessen-Nassau 

2966 

222-/ 

B.W 

M 

1» 

3     1 

2975 

66(1 

«5 

11.  Rheinprovinz  u. 

Hoheozollern 

7489 

2476 

4  V6V 

— 

458  413 

— 

25 

2934 

5180 

271 

Zusammen: 

67715 

45485 

16001 

19 

6210 

9742 

9742 

912 

6 

1131 

77  457 

58178 

16918 

25 

7341 
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b)  Sommerhalbjahr  1882. 


Provinzen 


'Ö  08  ö 


'S 

a 

08 


*4 

00 

'S 

•*« 

08 


« 

OQ 
OQ 


*4 


N;0 


o 

OD 

a 

► 
09 


.4 
o 

OB 
'S 

•♦* 

08 
.J4 


a 
o 

OB 

OQ 


OB 


08 


*4 


::3 
gcQ 


.£4 


CD 
60 

O 
08 
>► 


.£3 
oa 

'S 

M 

•*» 

08 
pi4 


S3 
09 


OB 

oa 


1.  Ostprenlsen  . 

2.  Westpreulsen 

3.  Brandenburg 

4.  Pommern    .  . 

5.  Posen 

6.  Schlesien    .  . 
T.Sachsen  .  .  . 

8.  Schleswig-Hol- 

stein .... 

9.  Hannover  .  . 

10.  Westfalen  .  . 

11.  Hessen-Nassau 

12.  Rheinpro V.  u. 

HohenzoUem 


Zusammen : 


5  462 

4  261 
14166 

5954 

5041 

11125 

8203 

2637 

5  740 
5  716 
3836 

10072 


4518 
2753 
11635 
5462 
2285 
5699 
7  756 

2559 
4718 
2821 
2810 

3978 


442 

841 

364 

58 

1342 

3442 

293 

31 

815 

2629 

725 

5  603 


10 


82213 


56  994 


16  585 


502 

667 
2157 

434 
1414 
1984 

154 

47 
207 
266 
301 

491 


880 
498 
3763 
1146 
693 
997 
697 

497 

1052 

227 


1030 


769 
374 
3092 
1010 
402 
628 
662 

475 
957 
193 


558 


24 
58 
85 
15 
97 
100 
12 

7 
40 
17 


428 


87 
66 
584 
121 
194 
269 
23 

15 
55 
17 


_l  44 


6342 

4759 

17929 

7100 

5  734 
12122 

8900 

3134 

6  792 
5943 
3836 

11102 


5287 
3127 
14727 
6472 
2687 
6327 
8418 

3034 
5675 
3014 
2810 

4536 


466 

899 

449 

73 

1439 

3542 

305 

38 

855 

2646 

725 

6031 


12 


5^ 

733 
2  741 

555 
1608 
225:3 

177 

62 
262 
2SS 
901 


—   585 


10 


8624 


11480 


9120  883 


1475 


93693 


66114 


17468 


12 


10099 


c)  Sommerhs 

klbjahr 

189S 

l 

Provinzen 

Zahl  der 

Schüler  an  der 

Hauptanstalt 

f 

> 

o 

OD 

o 
'S 

'S 

00 

Zahl  der 
Vorschüler 

'S 

00 

p— « 

S> 
8 

o 

OQ 

.p4 

'S 

c8 
J4 

a 

09 

TS 

•  PN 

00 

00 

•PN 

p 

'S 

00 

.PN 

Gesamtzahl 
der  Schüler 

'S 

a 

S 

OD 

.PN 
»pM 

o 

1 

C3 

a 

0) 

.p« 

00 
00 

.PN 

Q 

OD 

•  PN 

1.  Ostpreuüsen  .  .  . 

4460 

3649 

488 

3 

320 

598 

495 

42 

^^^ 

61 

5058 

4144 

530 

8  381 

2.  Westpreulsen  .  . 

4025 

2546 

1042 

19'  418 

438 

317 

66 

2 

53 

4463 

2  863 

1108 

21 

471 

3.  Brandenburg  .  . 

14454 

11666 

516 

39 

2233 

4127 

3309 

117 

11 

690 

18581 

14975 

633 

50 

2923 

4.  Pommern    .... 

4899 

4509 

79 

7 

304 

739 

635 

18 

6 

80 

5638 

5144 

97 

13 

384 

>.  Posen 

4909 

2366 

1644 

6 

893 

556 

301 

138 

3 

114 

5465 

2667 

1782 

9 

1007 

6.  Schlesien   .... 

10313 

4899 

3973 

24 

1417 

664 

398 

39 

5 

222 

10977 

5297 

4012 

29 

1639 

7.  Sachsen 

7305 

6845 

323 

3 

134 

542 

508 

6 

3 

25 

7847 

7358 

329 

6 

159 

8.  Schleswig -Hol- 
stein   

2369 

2282 

43 

4 

40 

457 

439 

3 

2 

13 

2826 

2721 

46 

6 

53 

9.  Hannover  .... 

5393 

4257 

964 

2 

170 

701 

638 

28 

4 

31 

6094 

4895 

992 

6 

201 

10.  Westfalen  .... 

6  601 

2953 

3401 

1 

246 

73 

59 

9 

— 

5 

6674 

3012 

8410 

1 

251 

11.  Hessen-Nassau  . 

4391 

2954 

1045 

31 

361 

42 

23 

6 

1 

12 

4433 

2977 

1051 

82 

378 

12.  Rheinprovinz   u. 
HohenzoUem 

12409 

4148 

7  737 

19 

505 

779 

354 

377 

6 

42 

13188 

4502 

8114 

25 

547 

Zusammen : 

81528 

53074 

21255 

158 

7041 

9716 

7476 

849 

43 

1348 

91244 

60550 

22104 

201 

8389 
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d) 

Sommerhalbj 

ahr 

190Q 

). 

Provinzen 

Zahl  der 
Schüler  an  der 
Hauptanstalt  j 

o 

o 

> 

1 
katholisch 

ä 

an 

OQ 

Q 

Zahl  der 
Vorschüler 

'S 

OQ 

tu 

a 

c8 

'S 

00 

o 

08 

a 
a 

V 
TS 

oo 

00 

o 

00 

Gesamtzahl 
der  Schüler 

00 

s 

'S 

m 

o 

■3 

€6 

0 

a 
na 

00 
00 

.4 
o 
oo 

1.  Ostpreuisen  .  . 

5144 

4069 

712 

5 

358 

890 

780 

38 

^^ 

72 

6034 

4849 

750 

5 

430 

2.  Westpreufeen  . 

4653 

2900 

1898 

2 

353 

503 

383 

65 

— 

55 

5156 

8283 

1463 

2 

408 

8.  Brandenburg  . 

15586 

12425 

708 

31 

2422 

4947 

3994 

182 

15 

756 

20533 

16419 

890 

46 

3178 

4.  Pommern   .  .  . 

4765 

4396 

102 

6 

261 

694 

610 

15 

1 

68 

5459 

5006 

117 

7 

829 

5.  Posen 

5699 

2682 

2216 

9 

842 

414 

236 

100 

2 

76 

6113 

2868 

2316 

11 

918 

6.  Schlesien   .  .  . 

11812 

5  293 

5190 

7 

1822 

722 

488 

49 

2 

188 

12534 

5  776 

5  239 

9 

1510 

7.  Sachsen   .... 

7  766 

7117 

469 

3 

177 

497 

465 

5 

2 

25 

8263 

7582 

474 

5 

202 

8.  Schlesw.-Holst 

2639 

2557 

59 

3 

20 

526 

503 

13 

10 

3165 

3060 

72 

3 

80 

9.  Hannover  .  .  . 

6447 

5084 

1178 

6 

179 

829 

747 

31 

— 

51 

7  276 

5831 

1209 

6 

230 

10.  Westfalen  .  .  . 

8730 

3  709 

4675 

8 

338 

— 

— 

— 

— 

8730 

3709 

4  675 

8 

338 

11.  Hessen-Nassau 

5286 

3484 

1807 

24 

471 

141 

87 

40 

— 

14 

5427 

3571 

1847 

24 

485 

12.  Rheinprov.  u. 
HohenzoUem 

17827 

5370 

11825 

16 

616 

1254 

561 

598 

6 

89 

19081 

5931 

12423 

22 

706 

Zusammen: 

96854 

59036 

29839 

120 

7359 

11417 

8849 

1136 

28 

1404 

107  771 

67  885  30  975 

148 

8768 

B)  Realanstalten  Sommer  1874. 


Provinzen 


u 

02 


IS3 


u 

OD 
% 

a 

08 


OQ 

'S 

08 


a 

00 
09 


00 


»4 

f4  00 
08  kl 

S3  ö 


4 

o 

.4 

00 

o 

^ 

00 

■H 

•  ^4 

a> 

F-N 

to 

o 

fl 

'S 

08 
> 

^ 

.^ 

a 

•F4 

00 
00 


43 
o 

00 
:0 


o 

^ 

00 

u 

^4 

00 

■«4 

.»H 

a> 

^^ 

bo 

o 

a 

•3 

08 

^ 

M 

a 
a 

00 
00 


•6 

OB 

•'S 

«3 


l!  Preulsen 

2.  Brandenburg    .  .  . 

3.  Pommern 

4.  Posen 

5.  Schlesien 

6.  Sachsen 

7.  Schleswig-Holstein 

8.  Hannover 

9.  Westfalen 

10.  Hessen-Nassau  .  . 

11.  Bheinprovinz    und 

Hohenzollern  .  . 


3805 
7  732 
2017 
1541 
8779 
4280 
1787 
4886 
2572 
4906 

6048 


8396 
6827 
1841 
954 
2651 
4053 
1660 
4808 
1798 
8824 

8383 


135 

154 

18 

251 

684 

76 

10 

264 

600 

722 

2221 


18 


274 
751 
158 
336 
444 
188 
67 
262 
174 
860 

444 


548 

2077 

403 

465 

737 

673 

439 

1248 

62 

2206 

1199 


491 

22 

1837 

38 

873 

1 

298 

76 

582 

79 

645 

9 

415 

6 

1139 

55 

56 

6 

1516 

253 

782 

369 

85 
202 
29 
91 
76 
14 
18 
54 

437 

48 


4853 
9809 
2420 
2006 
4516 
4953 
2176 
6084 
2634 
7112 

7247 


3887 
8664 
2814 
1252 
8238 
4698 
2075 
5447 
1854 
4840 

4165 


157 

192 

19 

327 

763 

85 

16 

819 

606 

975 

2590 


23 


Zusammen : 


48258 


34195 


5135 


20  3908  10  057 


8134 


914 


1004 


53310 


42329 


6049 


809 
953 
187 
427 
520 
147 
85 
316 
174 
1297 

492 


254907 
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C)  Latelntreibende  Realanstalten  Sommer  1882,  1892  und  1900. 

a)  Sommerhalbjahr  1882. 


Provinzen 

Zahl  der 

Schüler  an  der 

Hauptanstalt 

'S 

CD 
•^^ 

'S 
to 

a 

> 

'S 

o 

■a 

08 

0 

1a 

OB 

00 

TS 

Zahl  der 
Yorschüler 

.4 

OQ 
•IM 

'S 
tß 

a 

08 

► 

OQ 

o 

-3 

08 

00 
00 

00 

Gesamtzahl 
der  Schüler 

o 
.S 

1 

08 

'S 

OQ 

H 

aa 

OB 

oo 

'S 

1.  Ostpreu&en    .... 

1747 

1681 

1 

34  — 

82 

850 

328 

7 

20 

2097 

1954 

41 

102 

2.  Westpreulsen    .   .   . 

2113 

1805 

158  — 

150 

278 

215 

85 

— 

28 

2891 

2020 

198 

— 

178 

8.  Brandenburg  .... 

7060 

6368 

18210 

550 

2088 

1870 

35 

1 

177 

9148 

8288 

167 

11 

727 

4.  Pommern 

1858 

1729 

18- 

106 

484 

480 

5 

— 

49 

2887 

2159 

23 

— 

155 

5.  Posen 

1290 

777 

252  — 

261 

208 

112 

68 

— 

28 

1498 

889 

820 

— 

289 

6.  Schlesien 

2508 

1642 

557   1 

308 

345 

273 

37 

— 

35 

2858 

1915 

594 

1 

848 

7.  Sachsen 

3898 

3667 

85  9 

182 

497 

459 

12 

8 

18 

4890 

4126 

97 

17 

150 

8.  Schleswig-Holstein   . 

1266 

1193 

11  — 

62 

288 

264 

7 

17 

1554 

1457 

18 

— 

79 

9.  Hannover 

4068 

8619 

299  — 

150 

1087 

938 

89 

— 

60 

5105 

4557 

888 

_ 

210 

10.  Westfalen 

2792 

2005 

612  — 

175 

.^ 

— 

— 

2792 

2005 

612 

— 

175 

11.  Hessen-Nassau  .  .   . 

2927 

1988 

572  — 

872 

596 

324 

137 

185 

8523 

2807 

709 

— 

507 

12.  Rheinprovinz  und 

Hohenzollem   .   . 

4686 

2511 

1820  — 

1 

305 

400 

242 

119 

— 

89 

5086 

2753 

1989 

—    344 

Zusammen : 

36158 

28980 

4550 

20 

2653 

6566 

5450 

501 

9606 

42719 

848805051  29  8259 

b)  Sommerhalbjahr  1892. 


Provinzen 


1.  Ostpreu&en    .  . 

2.  Westpren&en.   . 

3.  Brandenburg .   . 

4.  Pommern.   .  .  . 

5.  Posen 

6.  Schlesien    .   .   . 

7.  Sachsen  .... 

8.  Schleswig-Holstein 

9.  Hannover    .   .   . 

10.  Westfalen   .   .   . 

11.  Hessen-Nassau  . 

12.  Rheinprovinz  und 

Hohenzollem 


Zusammen 


tS  08  S 

^3  3 


1366 
1190 
7  821 
1734 

952 
2064 
8352 

826 
8980 
2759 
2868 

5608 


,4 
00 

'S 
tß 

a 

08 

> 

0) 


84010 


1254 
1041 
6193 
1680 

607 
1858 
8188 

793 
8547 
1911 
1971 

8289 


09 

08 


O) 
00 

oo 


oo 

tu 


26 

70 
189 

18 
160 
480 

58 

8 

255 

658 

440 

2012 


10 

16 

9 

4 

2 
18 
8 
4 
6 
21 

11 


76 

63 

980 

87 

185 

224 

98 

22 

174 

184 

431 

841 


26  727.4369 


a>p;3 


226 
260 
1918 
452 
60 
251 
169 
102 
734 

487 
948 


oo 

'S 

a 

08 
0) 


•g 

a 
5 

OD 

a 

f-H 

0) 

o 

'9 

5 

09 

08 

00 

00 


208 

10 

208 

19 

10 

1571 

34 

6 

422 

8 

1 

31 

16 

— 

197 

28 

— 

164 

1 

1 

99 

2 

— 

688 

25 

1 

804 

46 

5 

559 

820 

4 

18 

23 

302 

26 

18 

81 

8 

1 

25 

182 
65 


B  ^ 


1592 
1450 
9234 
2186 
1012 
2315 
8521 
928 
4714 
27S9 
3850 

6551 


V 
GO 

'S 

a 

08 
0) 


.4 

00 

'S 

08 


00 

00 


1457 
1249 
7  764 
2052 

688 
1555 
8847 

892 
4230 
1911 
2275 

8798 


86 

89 

223 

16 

176 

508 

59 

10 

280 

658 

486 

2332 


99 


2815 


5602 


4441 


499 


28 


684 


39  612 


31 168  4868 


10 

26 

15 

5 

2 
14 
3 
5 
6 
26 

15 


00 


89 

86 

1232 

113 

198 

255 

101 

23 

199 

184 

568 

406 


127 


3449 


—    669    — 

c)  Sommerhalbjahr  1900. 


ProYinzen 


u 

na  08  S 

tSsS 


OB 

08 
► 


.4 

CO 

'S 

08 


09 


OD 


kl 

-i 


CD 
'S 

s 

08 
>• 


pfil 

Cd 

^ 

oo 

a 

•  «4 

« 

o 

•Ö 

08 

00 
00 

M 

Q 

.4 

OB 

TS 


11 

S  ^ 


00 

a 

08 

>- 


*C1 

o 

OB 

'S 

08 


9 


00 


oo 

'S 


1.  Ostprea&en    .  . 

2.  Westpreufeen.  . 
8.  Brandenburg  .   . 

4.  Pommern    .   .   . 

5.  Posen 

6.  Schlesien    .   .   . 

7.  Sachsen  .... 

8.  Schleswig-Holstein 

9.  Hannover    .  .  . 

10.  Westfalen  .  .   . 

11.  Hessen-Nassau  . 

12.  Rheinprovinz  und 

Hohenzollem 


Znsammen 


761 

864 
6159 
1419 

511 
1992 
1804 

349 
2962 
1547 
1775 

3605 


23248 


690 

829 
5105 
1840 

427 
1346 
1709 

336 
2640 
1169 
1213 

2095 


11 

28 

214 

21 

51 

454 

33 

9 

212 

808 

807 

1314 


8 
1 
9 
4 
1 
1 
11 

4 

9 

12 

13 


52 

6 

831 

54 

82 
191 

51 

4 

106 

61 
243 

l88 


1687 
818 

290 
38 

371 

421 
618 


— 

— 

1327 

57 

1 

293 

4 

— 

174 

41 

^.^ 

37 

1 

— 

830 

12 

— 

253 

28 

5 

356 

222 

1 

302 
21 

—  75 


—  29 


185 


89 


761 

364 
7  846 
1737 

511 
2282 
1842 

349 
8883 
1547 
2196 

4228 


18899  2962 


73 


1814 


8748 


2770  865 


7601 


26991 


690 

829 
6432 
1638 

427 
1520 
1746 

336 
2970 
1169 
1466 

2451 


11 

28 

271 

25 

51 

495 

34 

9 

224 

308 

385 

1536 


21169 


3827 


8 
1 

10 
4 
1 
1 

11 

4 

9 

17 

14 


52 

6 

1188 

75 

82 

266 

51 

4 

185 

61 

878 

222 


80 


2415 


D)  Lateinlose  Realanstalten  Sommer  1882,  1892  und  1900. 

a)   Sommerhalbjahr  1882. 


er 

D  der 
stalt 

1 

5 

A 

00 

a 

M 

oo 

0 

JS 

'^  «3  fl 

oo 

fl 

o 

-o  Ö 

»W4 

00 

a 

u 

-öS 

•F^ 

00 

a 

o 

Provinzen 

0) 
CA 

c 

08 
> 

'S 

'S 

CO 

5 

00 

NO 

0) 
«A 

fl 
08 
► 

O 

s 

08 

00 
00 

00 

Sc» 

S  ^ 

08 
> 

o 

•3 

08 

00 

OD 

00 

1.  Ostpreulsen.  .  .  . 

205 

197 

4 

mmm^ 

4 

156 

146 

5 

5 

361 

843 

9 

^^^m 

9 

2.  Brandenburg  .  .   . 

1275 

1170 

39 

7 

59 

819 

302 

6 

^^^m 

11 

1594 

1472 

45 

7 

70 

8.  Schlesien 

1996 

1254 

466 

5 

271 

669 

383 

125 

2 

159 

2  665 

1637 

591 

7 

430 

4.  Sachsen 

1131 

1088 

14 

' 

29 

122 

120 

— 

2 

1258 

1208 

14 

— 

31 

5.  Schleswig-Holstein 

357 

847 

7 

8 

142 

137 

2 

— 

3 

499 

484 

9 

— 

6 

6.  Hannover    .... 

676 

593 

21 

— 

62 

468 

420 

12 

— 

86 

1144 

1013 

33 

— 

98 

7.  Westfalen  .... 

852 

649 

174 

— 

29 

— 

— 

— 

— 

852 

649 

174 

— 

29 

8.  Hessen-Nassau  .   . 

8081 

2112 

234 

— 

735 

1880 

920 

130 

— 

380 

4461 

3032 

864 

— 

1065 

9.  Rheinprovinz  und 
Hohenzollem    . 

3222 

1696 

1372 

— 

154 

865 

226 

129 

■^- 

10 

3587 

1922 

1501 

— 

164 

Zusammen : 

12  795 

9106 

2331 

12 

1346 

3621 

2()54 

409,' 

2 

556 

16416 

11760 

2740 

14 

1902 

670    — 


b)  Sommerhalbjahr  1892. 


er 

n  der 
stalt 

OB 

'S 

A 

üb 

oa 

2 

pd 

23 

eo 

'S 

C3 

ns  OS  0 

a 

00 
•^4 

fl 

u 

'O  «s 

» 

OD 

a 

o 

-SS 

•  m4 

OB 

a 

c^ 

Provinzen 

o 

s 

OS 

eo 

09 

CS 

-32 

0) 

tß 

0 
eS 

r—t 

o 

■3 

es 

ca 
id 

o 

9> 

00 
OD 

Q 

OD 

1. 

Ostpren&en    .  .  . 

249 

229 

3 

1 

16 

137 

131 

4 

w^ 

2 

386 

360 

7 

1 

18 

2. 

Westpreu&en.  .  . 

782 

616 

76 

2 

88 

157 

124 

22 

— 

11 

939 

740 

98 

2 

99 

8. 

Brandenburg .  .  . 

5444 

4809 

177 

24 

434 

682 

639 

10 

6 

27 

6126 

5448 

187 

30 

461 

4. 

Schlesien    .... 

2800 

1903 

509 

8 

380 

994 

705 

132 

2 

155 

3794 

2608 

641 

10 

535 

5. 

Sachsen 

2  001 

1872 

37 

14 

78 

— 

— 

— 

— 

2001 

1872 

37 

14 

78 

6. 

Schleswig-Holstein 

1171 

1111 

24 

1 

35 

508 

485 

10 

6 

7 

1679 

1827 

47 

1 

72 

7. 

Hannover    .... 

1743 

1547 

69 

8 

119 

606 

552 

21 

— 

33 

2349 

2099 

90 

8 

152 

8. 

Westfalen  .... 

1529 

1117 

335 

6 

71 

— 

— 

— 

— 

1529 

1117 

385 

6 

71 

9. 

Hessen-Nassau  .  . 

8468 

2272 

428 

23 

745 

1124 

640 

198 

7 

279 

4592 

2912 

626 

80 

1024 

10. 

Rheinprovinz  und 
HohenzoUem    . 

5  794 

3111 

2350 

11 

322 

507 

286 

167 

— ^ 

54 

6301 

3397 

2517 

11 

376 

Zusammen : 

24981 

18587 

4008 

98 

2288 

4715 

3562  564  21 

568 

29696 

22149 

4572  119 

2856 

c)  Sommerhalbjahr  1900. 


Provinzen 


«   '^  es 


,4 
o 

OD 

P-4 

a 

es 
► 


CO 

'S 

es 


s 

a 

OD 

00 

CO 


00 


*d  00 


4 

jd 

00 

o 

F4 

09 

H.4 

•  ^N 

0> 

^^ 

tfi 

O 

a 

es 

es 

> 

Qi 

M 

a 

•4>> 
fl 

00 
00 


o 

OD 

«3 


^   » 

4->pd 

gcQ 

00    . 


« 


.d 

00 

'S 

d 

es 


-§ 

d 

eo 

d 

0) 

O 

•ö 

.d 

•»4 

OD 

es 

00 

CD 

<3 


1.  Ostpreußen.  .  . 

2.  Westprenlsen.   . 
8.  Berlin 

4.  Brandenburg  .  . 

5.  Pommern.  .   .  . 

6.  Posen 

7.  Schlesien    .   .   . 

8.  Sachsen  .... 

9.  Schleswig-Holstein 

10.  Hannover    .   .  . 

11.  Westfalen  .   .   . 

12.  Hessen-Nassau  . 

18.  Rheinprovinz  und 
HohenzoUem 


914 
1763 
6286 
4156 
421 
313 
3510 
4312 
3216 
3597 
8  358 
4849 

8588 


Zusammen : 


45  283 


872 
1448 
5490 
3820 
391 
215 
2245 
4111 
8079 
8280 
2611 
8297 

5122 


35981 


20 

152 

225 

123 

5 

37 
872 

78 

72 
174 
567 
746 

8003 


1 
50 
23 
13 


4 
4 
4 
4 
23 
35 

48 


21 
113 
548 
200 

25 

61 
389 
119 

61 
139 
157 
771 

415 


857 

648 

149 

1485 

57 

662 

208 

1065 

937 


1245 


794 


838 

10 

504 

87 

135 

4 

1824 

47 

49 

3 

498 

78 

199 

4 

1014 

24 

876 

27 

740 

171 

441 

260 

1 

8 


8 

44 

10 

109 

5 

89 

27 
34 


6 


328 
90 


1271 
2406 
6435 
5  641 
478 
813 
4172 
4515 
4281 
4584 
3858 
6094 

9882 


6074,209 


3019 


7597 


6118 


715 


25 


744 


52880 


1210 

30 

2 

1952 

289 

58 

5625 

229 

23 

5144 

170 

18 

440 

8 

215 

37 

2788 

950 

6 

4310 

82 

4 

4098 

96 

4 

4156 

201 

4 

2611 

567 

23 

4037 

917 

41 

5568 

3268 

51 

42094 

6789 

284 

29 
157 
558 
309 

80 

61 
478 
119 

88 

173 

157 

1099 

505 


3763 
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9.  Verteilnng  der  Schüler  an  den  einzelnen  höheren  Sehnlen  nnter 
die  Religionsgemeinschaften  Sommer  1892  nnd  1900. 


Namen 
der  Anstalten 


Sommerhalbjalir  1882 


Zahl  d.  Schaler 

an  der 
Haaptanstalt 

« 

1 

M 

i 

9 

Q 

•s 

.2 

Zahl  der 
Vorschäler 

t 

1 

CO 

>■ 

9 

262 

170 

68 

24 

88 

12 

128 

111 

8 

^— 

9 

16 

15 

289 

65 

217 

— 

7 

..^ 

201 

199 

1 

— 

1 

28 

28 

94 

78 

15 

^— 

6 

855 

889 

4 

— 

12 

56 

52 

524 

491 

12 

~> 

21 

98 

83 

890 

854 

20 

.^ 

16 

96 

85 

860 

274 

8 

— 

78 

99 

78 

840 

284 

7 

1 

48 

28 

20 

284 

261 

7 

1 

15 

18 

12 

184 

166 

2 

1 

55 

58 

49 

OD 

O 


a 

S 

a 

9 

IS 

00 


«0 


Sommerhalbjalir  1900 


9 
0 

O  9 
(CO 


s 

0 

cd 


9 


CS 

> 
9 


9 

;3 
'S 

.4 


0 

0 


,4 
u 
so 


U   9 

«;2 


ja 


9 

s 

d 

o 

^ 

1 

OD 
•p4 

M 

P 

I.  OsipreuFsen. 

Gymnasien. 

Alienstein 

Bartenstein 

Braunsberg 4    . 

Gumbinnen 

Hohenstein 

Insterburg 

Königsberg  (Frdr.-KoU.)  .  . 
(Wüh.).    .    .    . 

^  (Altst.)  .... 

„  (Kneiph.)  .    .    . 

Lyck 

Memel 

Osterode 

Rastenburg 

Rössel 

Tilsit 

Wehlau  (s.  auch  Realsch.)  . 

Zusammen: 

Progjmnasien. 

Königsberg  (Waisenhaus)     . 
Loetzen  ....    .    ■    .    . 

Zusammen: 

Realgymnasien. 

Königsberg  (auf  der   Burg) 

(s.  a.  Oberrealschnle) 

„  (städtisches)  .    . 

Insterburg  (mit  6ym.) .    .    . 

Osterode 

Tilsit .    .    . 

Zusammen : 

Realprogymnasien. 

Gumbinnen 

Pillau .    .    . 

Zusammen: 

Oberrealschnlen. 

Königsberg  (auf  der  Burg)   . 

Realschulen. 

Gumbinnen 

Königsberg 

Pillau 

Wehlau  ....    .... 

Zusammen: 


16 
1 


1 
6 
9 
2 


8 
4 
2 
24 
8 
1 
5 


228 
145 
296 
180 


siehe  Realgymnasium 


4200 


85 
175 


260 


180 

840 

66 

149 

820 


1055 


227 

84 


811 


210 

88 

254 

119 


8408 


82 
164 


5 

110 

4 


8 

2 

88 

11 


488 


8 
2 


246 


171 

305 

60 

121 

291 


8 
1 

11 
3 


811 


9 


24 

5 

17 

19 


948 


225 

81 


25 


1 


10 


806 


1 


72 

2 
2 


52 
9 


576 


22 


22 

85 
22 

45 
40 


142 


84 


84 


siehe  Realgymnasium 


46 

7 


1 


477 


18 


18 

84 
18 

85 
86 


123 


80 


40 


5 
2 


59 


8 
8 


9 


10 


80 


1 


siehe  Realprogymnasium 

249 1  2291    8|  1|  16|187|181|  4 

siehe  Realprogymnasium 
siehe  Gymnasium 


-I  2 


249|  229|    3   l|  16|l37|l8l|  4|— |  2 


878 
201 
281 
246 

308 
681 
448 
866 
841 
284 
246 
259 
845 
184 
842 
84 


4989 


155 


855 
96 

I 

810 


221 

147 

51 

288 

272 
685 
410 
295 
272 
263 
205 
212 
296 

28 
801 

81 


121 

48 

222 

5 

19 
19 
22 

8 
18 

4 
11 
26 
23 
156 
14 


86 
4 

8 
3 

17 
27 
11 
63 
56 
15 
30 
21 
26 


85 
26 

22 

84 
164 
90 
94 
99 
10 
75 
65 


1 


26 
8 


105 


24 

8 

25 

1 

21 

78 

5 

148 

7 

82 

7 

71 

2 

84 

4 

10 

.^ 

69 

57 

4 

100 

_ 

^— 

— 

3927 


142 


711 


346 


869 


759 


12 


21 


21 


88 


316 

84 


9 


29 
12 


siehe  Gymnasium 

290 1  2|  7|  11 


6 
14 

1 
21 
11 

6 
4 


72 


761 


690 


i- 


11 


8 


52 


siehe  Realschulen 


276 


215 

283 

90 

50 


638 


268 


210 

257 

87 

50 


604 


6 


1 

11 
2 


14  1 


4 

14 

1 


19 


100 


92 
165 


257 


97 


84 
157 


241 


8 
6 


9 


1 


5 
2 


—  7 
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Namen 
der  Anstalten 


Sommerhalbjahr  1882 


•       ^a 


.0  0  0, 


» 


I 


9 


1 

a 

a 

^ 

o 

»o 

•PN 

K 
OB 

.M 

Q 

«9 


ti   9 


.a 

I 


a 

•g 

S 

:§ 

O 

»Ö 

1 

go 

CO 
•9^ 

M 

Q 

1 

^ 

« 


Sommerhalbjahr  1900 


«9         «• 


^ 


•g 

a 

a 

a 

9 

o 

•Ö 

1 

• 
OB 

s 

I    I  1 


'S 

OB 
0 


»4     • 

.So 


M 

a 

^ 

V 

5 

1 

ff 

'S 

0  ' 

'S 

9 

M 

c 

II.  Westpreursen. 

Gymnasien. 

Conitz    •.•••..• 

Culm 

Danzig  (Eöni^l.) 

„       (Städtisches)    .    «    . 

Deutsch-Krone 

Elbing 

Grattdenz    

Marienburg 

Marien  Werder 

Neustadt 

Preuisisch-Stargard     .    .    . 

Strasburg 

Thom 


Zusammen : 

Progymnasien. 

Berent 

Preulsisch-Friedland   .    .    . 

Löbau     

Neumark 

Schwetz 

Pelplin    ....    .    .    .    . 

Zusammen : 

Bealinnnnasien. 

Danzig  (St.  Petri)    .    .    . 
,,       (St.  Johann)    .    . 

Elbing 

Thom  (mit  Gymnasium)  . 


Zusammen 


Bealprogyninasien. 

Culm 

Dirschau 

Jenkau  

Riesenburg 

Zusammen 


Oberrealschnlen. 

Danzig  (St.  Petri)    .    .    . 

Elbing 

Graudenz    


Zusammen 


849 
248 
428 
478 
207 
198 
258 
198 
881 
157 
197 
181 
829 


8584 


89 
97 
96 
92 
117 
216 


707 


88 
884 
279 

71 


822 


58 
147 

66 
102 


868 


144 

59 

849 

860 

108 

162 

192 

154 

288 

74 

108 

92 

224 


159 
171 
28 
75 
81 
14 
28 
28 
20 
72 
76 
68 
57 


1 


18 


46 
18 
51 
87 
28 
12 
88 
11 
15 
11 
18 
21 
48 


99 


47 
85 
20 
68 
7 
17 
17 
78 


75 


41 
25 

54 

7 

7 

11 

52 


18 


3 
8 


5 

5 

18 


11 


8 

7 


5 
1 

8 


857 
884 
568 
518 
208 
228 
850 
287 
842 
182 
209 
210 
340 


154 

175 

58 

809 

.^— 

460 

68 

— . 

406 

74 

w.. 

109 

84 

._ 

191 

16 

-^ 

269 

53 

— 

200 

28 

.^ 

296 

31 

^ 

74 

100 

2 

121 

78 

._ 

97 

89 

— 

225 

65 

— 

28 
17 
40 
83 
10 
16 
28 

9 
15 

6 
15 
24 
50 


108 


47 
98 


80 


37 
73 


86 

31 

106 


81 
26 
71 


2299  872  19 


88 
76 
29 
85 
69 


85 
9 

54 

51 

21 

216 


247:886 


841  4 

850.  28 

245'  9 

55  6 


15 


784 


80 

124 

65 

88i 


4215 


9 
15  — 


844 


888 


29049 


16 
12 
13 
6 
27 


19 


14 
22 
30 


5 

15 


6 


7 

4 

80 


42 


74 


11 
10 
10 


81 


14 

8 

10 


807 


28 


1 


82 


85 


27 


88 


83 


46 

88 

48 


177 


siehe  Realschulen 
siehe  Realgymnasien 
siehe  Realschalen 


68 


47 


68 


80 
69 

41 


4 

8 


8 


6 


2 
8 


11 


8 


12 

4 


140 


15 


20 


4118 


83 
112 

97 
158 

95 
230 


770 


2660 

1160 

27 

44 

81 

21 

29 

62 

55 

81 

48 

80 

280 

240 

468 

291 


468 


368 


12 
10 
6 
17 
17 


21 
14 
49 


62 


84 


siehe  Realschulen 

315 1   292|    20|  1|    2| 

siehe  Oberrealschnlen 


9 
6 


18 


5 
11 


3 
3 

17 


10 


9 


Ij 
2 

'20 


52  — 4^ 


49 


4 


15 


62 


'      m 


-I  HH 


49 


364 


87 


829 


8|- 


28 


6 


siehe  Realschulen 


610 
277 
407 


1294 


516 
241 
320 


48- 

5:24 

40  22 


46 

7 

25 


1077 


98 


46   78 


119 

75 

191 


97 
63 


11-11 
7   4'  1 


157  23i  2;  9 


3851317  41'  6  21 

I       I     I     I 
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Namen 
der  Anstalten 


Sommerhalbjahr  18U2 


o  ©  » 

'S  g  o, 
—  **  a 


a 


c 


]£      ß 


•'S 

X     I 

•«  I 


•n 

•a 
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ülor 

X 
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B 
> 

© 
J< 

'S 
— ^ 

X 

•■N 

Q 

1 
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1 

1 
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«•> 

•*4 
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Sommerhalbjahr  1900 


^      I 

^    a 


.4 
o 

•  •4 

'S 

a 

ei 

> 
e 


ao 
•»•« 

O 

.4 

•s 


a 
•1^ 

X 
X 


.£3 
© 

•  •4 

«3 


Im    O 


ja 

«0 

60 

a 

ee 
► 


•g 

fl 

5 

OB 

fl 

^iH 

o 

O 

73 

5 

••H 

(3 

so 

•  #4 

-^ 

Q 

•»4 


Realschulen« 

Culm 

jy&nzifr  (St.  Petri)  .    . 

Dirschau 

Graudenz 

Langfuhr 

Kiesenburg      .    .    .    . 

Zusammen: 


III.  Berlin. 

Gymnasien« 

Askanisches    . 
Französisches  . 
Friedrichs-  .    . 
Friedr.  Werder- 
„       Wilhelm- 
Humboldt-  .    . 
Joachimsthal- . 
z.  grauen  Kloster 
KöTlnisches .    . 
Königstädtisches 
Leibniz-  .    .    . 
Lessing-  .    .    . 
Luisen-   .    .    . 
Luisenstädtisches 
Sophien- .    .    . 
Wilhelms-   .    . 


Zusammen 


Realgryninasien. 

Andreas-  .  .  . 
Dorotheenstädt.  . 

Falk- 

Friedrichs-  .  .  . 
Kaiser  Wilhelms- 
Königstädtisches . 
Luisenstädtisches 
Sophien- .... 


Zusammen 


Oberrealschnlen« 

Friedr.  Werdersche . 
Luisenstädtische .    . 


siehe  Kealprogymnasien 

415 1  352|  34i  2|    27  |     50 1    42|  4' 

siehe  Realpro^ymnasien 

367 1  264!  42|-!    61 1    107 1    82|18i 

Kiehe  Realprogymnasium  zu  Jenkau 
siehe  Realprogymnasien 


125 


4 

7 


86,  19 


20 


93 


56  26  — 


11 


schulen 


siehe  Oberrea 

164 1  130;  261-1      8| 

siehe  Oberrealschulen 


82 1    62|11H    9 


97 

83 


85 
70 


6 

8 


2 
5 


782 


621 
368 
513 
433 
772 
429 
564 
557 
473 
470 
477 
460 
739 
514 
462 
744 


616 


468 
184 
303 
231 
686 
383 
522 
416 
274 
286 
360 
411 
663 
398 
272 
479 


76 


26 
22 
17 
26 
25 
14 
15 
21 
17 
9 

32 
27 
30 
14 
14 
19 


2 
2 
3 
3 
2 
4 


88 


126 

161 

193 

171 

61 

82 

27 

120 

180 

173 

82 

19 

44 

98 

176 

246 


157 


175 
111 
168 
110 
535 
140 


163 
155 
166 
153 
281 
167 
154 
199 


124  22 


146 
62 
91 
60 


3- 
6— 

3  — 

4  1 


47221 
124  5 


101 
103 
129 
137 
247 
134 
94 
120 


1 
5 
8 
5 
7 
4 
2 
6 


1 
2 


1 


11 


26 
43 
74 
45 
42 
11 


60 
45 
29 
11 
27 
29 
57 
91 


469 


587 
275 
533 
480 
654 
339 
474 
482 
394 
398 
351 
471 
654 
490 
629 
654 


8596 


621 
626 
667 
414 
614 
570 
509 
533 


6336  328  231909 


4554 


499 
521 


533 
481 
467 
353 
539 
430 
387 
400 


20 
26 
30 
15 
23 
9 
5 
13 


68 
1  118 


1 
1 

1 


1 


169 
45 
52 
130 
117 
119 


2677 


177 
147 

178 
104 

185 
224 
179 


200280 


147 

109 

124 

90 


1 
6 
5 

4 


i3i;  1 

164|  1 
128'  4 


5  590 


1 


28 
32 

48 
10 

53 

58 
47 


3590  141 


889 
468 


36 


5  818 


8  4 


70 
41 


1194 


154 


893  22'  3 


139 


11  3 


276 


11 


7865 


546 

612 
528 
474 
506 
510 
433 
465 


371 


59  4 


448  26 
143!  81 
2941  38| 
282:  23 
525|  22 
289|  21  - 
425  13- 


1 
1 


375 
218 
236 
262 
413 
550 
352 
340 
317 


23 
7 

26 
42 
32 
23 
41 
20 
12 


1 
1 


1 
1 
2 
2 


35 


113 

123 

200 

173 

107 

29 

36 

83 

168 

135 

47 

26 

80 

96 

267 

323 


5469 


377 


463  25 
490|  27 
368  18 


411 
442 
374 
325 
344 


24 

20 
14 
11 
14 


13 


2 
1 

1 


2006 


58 
93 

141 
39 
43 

122 
97 

107 


49 
34 


258 


177 

87 

52 

123 

490 

86 


148 
161 
158 
153 
307 
158 
155 
157 


45 
24 


2  2  - 

71— 


187  46 


137 
50 

85 

76 

373 

81 


91 

93 

133 

136 


3 
2 
9 
5 

22 
2 


1 

7  — 
1 


25013 
117 

83 

721  3 


6 
2 


2517 


4074 


479 
517 


Zusammen:  1020  857 

Wiese,  Schulwesen.    IV. 


44 


8 


111  154  139  13  111  996 


3217 


394 
461 


153 


15  5 
13  1 


700 


65 

42 


855 


28 


6  107 
43 


159 
92 

161 
89 

183 
147 
173 


1004 


149 


1777  76 


132 
73 

110 
74 

129 

96 

118 


1 


23 


37 
35 
63 
41 
94 
2 


57 

67 
18 
16 
44 
35 
69 
82 


4  660 


8 
5 
5 
5 

3 
4 
2 


19 

14 

46 

9 

51 
47 
53 


73232 


135 


239 


10 


149  135 


10 
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Namen 
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Bealschnlen. 

I.  Realschule 

IL 
III. 
IV. 

V. 

VI. 

VII. 

vm. 

IX. 

X. 

XI. 

XII. 


» 
n 
n 
n 
n 
n 
n 
n 
n 
n 
n 


Znsammen 


IV.  Provinz 
Brandenburg. 

GynuuiBieii. 

Brandenburg  (Bitter- 

akademie) 
„  (Gymn.)    . 

Charlottenburg  (Kais. 

Augusta) 

„  (städt) . 

Gottbus 

Güstrin 


Ebefswalde 
Freienwalde 
Friedenau 
Grofe-Lichterfelde 
Neu-Buppin 
Potsdam  .    .    . 
Prenzlau  .    .    . 
Schöneberg  (Frz.  Heinr.) 
„  (Hohen- 

zoUemsch.) 
Schwedt   .    .    . 
Spandau  .    .    . 
Steglitz    .    .    . 
Wittstock     .    . 
Dt-Wilmersdorf 
Frankfurt  a.  0. 
Friedeberg   .    . 
Fttrstenwalde   . 
Guben  .... 
Königsberg  i.  N. 
Landsberg  a.  W. 
Luckau    .    .    . 
Sorau  .... 
Züllichau .    .    . 


Zusammen 


Sommerhalbjahr  181» 


a   S 

'S    M 


508 
459 
488 
488 
490 
852 
887 
298 
127 


8542 


8117 


101 
141 

295 


244 
168 
290 
184 


269 
477 
258 
837 


147 
210 
859 
150 


445 
120 
167 
822 
188 
276 
154 
166 
152 


5615 


I 

9 


488 
884 
428 
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485 
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867 


5290 
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20 
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255 
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184 
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108 
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887 
409 
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858 
364 
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840 
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116 

842 
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127 
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889 
405 
121 
141 
209 
190 
184 
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JA 

o 

OB 

'S 


0 

0 
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1 
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»•« 
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0 
0 
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OB 


Progymnasien. 

Forst 

Friedrichshagen  .  .  . 
Grols-Lichtenelde .  .  . 
KroBsen  (s.  Realprogymn.) 

Rathenow 

Rixdorf 

Zehlendorf 


237 
6 


224 

6 


Zusammen 

Realgymnasien. 

Brandenburg 

Charlottenburg 

Frankfurt  a.  0 

Guben  (mit  Gymn.)    .    .    . 
Landsberg  a.  W.  (mit  Gymn.) 

Perleberg 

Potsdam 


243 


292 
364 
394 
143 
103 
145 
267 


Zusammen: 

Realprogymnasien. 

Cottbus  (mit  Gymn.) 
Forst     .    . 
Havelberg . 
Krossen 
Luckenwalde 
Lübben     . 
Nauen   .    . 
Rathenow  . 
Spremberg 
Strausberg 
Wriezen    . 


Zusammen 

Oberrealschnlen. 
Charlottenburg  .... 

Realschulen. 

Amswalde 

Charlottenburg  .... 

Coepenick 

Cottbus 

Forst 

Grofe-Lichterfelde .    .    . 

Guben 

Havelberg 

Krossen 

Landsberg 

Lübben 

Pankow     

Potsdam 

Rathenow 

Rixdorf 

Schöneberg 

Steglitz 

Wittenberge  .  .  .  .    . 


1708 


25 

112 

88 

79 

94 

141 

123 

143 

97 

5 

152 


Zusammen : 


1059 


415 


304 


230 


275 
333 
359 
138 
92 
139 
253 


1589 


24 

110 

87 

71 

88 

139 

106 

140 

95 

5 

149 


1014 


399 


6 


ISO 


124 


6 


2 


1 


2 
11 
8 
2 
1 
3  — 


91— 


13 

19 

27 

3 

10 

8 

5 


130 


96 

127 

61 


23 
85 


124 


92 
114 

58 


23 
81 


36 


1 

3 
2 

5 
1 


1 


12 


280  10 


1 


80 


392 


368 


1 
1 
1 
5 
4 
1 

12 
2 
2 


18 
38 
32 
29 
63 
31 
60 
50 


16 
38 
30 
26 
60 
27 
58 
50 


1 


2 

1 


6 


1 


1 
2 


32 


327 


310 


11 


241 


237 


10 


205 


187 


siehe  Realgjrmnasien 
siehe  Bealprogymnuien 

siehe  BealgymiiMieii 


1 


1 


61      54 
34     31 

siehe  OrnuiAsieii 


4 
2 


31 
55 


28 
53 


96 

62 

142 


3 
7 
2 


395 


276 
626 
435 

2 
108 
220 


14 


1667 


1 
3 
3 
2 
1 


} 


91 

56 

138 


3 
3 
3 


2 

3 


370 


264 
518 
406 

2 
104 
214 


1508 


12 


3 
34 

7 


} 


11 


9 
70 
22 


56 

81 


223 


66 
322 

88 


54 
80 


215  2 


63 

257 

82 


18 
2 


siehe  Bealschnlen 


49 


2 
3 


106 


36 
70 


582 


34 
67 


503 


1 


21 


siehe  Bealsehnlen 

99|    88|   3H    8|    33  I    28 1  2| 

siehe  Bealschulen 

119|  102|   4H  13|    14  I    12|- 

siehe  Bealschulen 


109 


91 


12 


12 


163     156 


3     82     76 


siehe  Bealprogymnasien 


882 


835  19  4  24 


528 


500 


9  3 


418 


618 


190 
288 
196 
360 
87 
275 
181 
83 
70 
169 
105 
189 
360 
150 
154 
110 
398 
173 


16 


3538 


108 


82 


380 


569 


180 
200 
185 
334 

85 
264 
168 

83 

55 
148 

98 
184 
846 
143 
149 

98 
363 
168 


3251 


12 


18 


14 
5 

11 
1 
7 
3 

5 
4 

4 
12 
2 
3 
7 

26 
1 


2 
2 

1 

2 

4 


25 


31 


10 
72 
4 
14 
1 
2 
6 

10 
17 
7 
1 
2 
5 
2 
4 
9 
3 


105|13 
43 


169 


54 


101 


289 


75 
239 

99 
131 

98 

40 
24 

33 
135 
188 

139 


1196 


52 


2 


92 


270 


68 
150 

91 
128 

90 

38 
22 

31 
132 
171 

133 


1054 


12 


9 
5 


1 


2 
9 


1 
1 


3 
1 


6 


3 

47 
4 


2 
2 


58 


3 
2 


6 


7 

79 

2 

1 


1 
2 

2 
1 
3 


35  4 103 


GymnAalen. 

Anklom 

Beleard 

Colberg 

Cöslin 

Demroin 

Dramburg 

Ganz 

Greifenberg 

Greifawald 

Neustettin     ........ 

Putbus 

Tyrita 

ätargard  

Htetlin  (Marienstift)  .... 

„      (König  Wilhelm)    .    . 

„      (SiadtgymnaBiuni)  .    . 

Stolp    

Stralsund 

Treptow  a.  R.  .    .    .    ■    ■    ■ 
Zusammen: 


Progjmnasleii. 


Lauenburg    . 

P&sewalk .    . 
Schlawe   .    . 


Colberg 

Stettin  (Friedrich  Wilhelm)  . 

„      (Schiller) 

Stralsund 


Realpro^fmnasl  en . 

Greifswald 

Stargard  

Stolp  (mit  Gymnasium).    . 

Wolgast 

Wölfin 


Realschnlen. 

Greifsvald 

Stargard   

Stolp  (mit  Gymnasium)-    ■    - 
Zusammen; 
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VI.  Posen. 

Ojnniissleu. 

Bromberg 

wu» 

4,'iH 

W 

_ 

60 

125 

UM 

r 

1 

7 

609 

47C 

87 

_ 

52 

145 

lOfi 

22- 
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n 

92 

34;i 

153 

u? 

48 

■M 

15 

12 
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15 
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V 
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Krotoschin 

■Ml 

135  loa 
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27 

16 

11 

3()H 
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135 

38 

21 

111 

6- 

-      5 

Lissa 

•JUl 

132;  102 

-i   57 

13 

V 

' 

;^1K 

1.5t 

>i4 

65 

Meseritz 

IKK 

134'    32 
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;( 

13 

Kakel 

m 

109     62 
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16 

> 

' 

4 
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!(»■ 

7:- 

24 

36 

7- 

.SH.5 
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V 

1 

V. 

47 

Posen  (Friedr.  Wilh.)  . 

.■i44 

287|    56 

-119« 

176 

65 

48'- 

R.H 

616 

351 

w 

201 

95 

«4 

31- 

-    30 

„     (Marien)    .    .    . 

160|  40£ 

-1    68 

.■>98 

101 

4Vt 

21 

329 

i;v 

l4^ 

+4 

RawitBch    ..... 

22-5 

132 

5] 

42 

1H7 

67     491- 

31 

187 

7^ 

7f 

31 

SchneidemOlil .    .    .    . 

•M, 

210     2l|- 

54 

52 

.3! 

5 

-■    « 

326 

226 

4,^ 

55 

63 

51 

5 

m 

49     88- 

34 

203 

4i 

12i 

31 

Wonnrowitz    .... 

im 

57     99|- 

27 

— 

— 

— 

_  _ 

188 

47:  121 

— 

20 

— 
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ZuBammen: 

4674 

2320  1537 

6 

829 

541 

295 

135 

3|108 

5444 

2545 

2099 

9 

791 

414 

236 

100 

2  76 

Pron^naslen. 

' 

Kempen 

in» 

» 

.36 

- 

45 

1.1 

fi 

.' 

6 
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3f 

3( 

42 

Tremessen 

126 

36 

71 

- 

19 
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— 

m 

41 

85 

— 

8 

— 
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Zusammen : 

235 

64 

107 

64 

15 

6 

3 

_ 

6 

244 

79 

115 

_ 
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_ 
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m> 
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ÄS 

32 

m 
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51 

1 

32 

Posen  (Berger)    .    .    . 

im 
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UWi 

1117 

4.^ 

Vi 

15 

10 

11 

*■ 

2 

1 

s.OTinn.o.OberrtKlacli. 

Rawitsch 

224 
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29 

— 

46 
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_- 
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Zusammen: 
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— 

185 

60 

31 
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13 
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435 
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VII.  Schlesien. 
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m 
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K» 
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4HR 

94,'. 

a? 
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4f 

51 

;^44 

la.-; 
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132 

60 

2f 

-   31 

„       (Friedrich).    . 

24(1 

V/2 

% 

91 

25 

r. 

8 

.307 

2U 

71 

1 

20 

7« 

61 

13  - 
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„      (Johannes) .    . 

41« 

266 

AA 

l- 

t07 

96 

fi? 

25 
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Ht 

1 
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117 

6- 
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-   41 

(Magdalena]   . 

4(i1 

308     21 

V 
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IIH 

.'>' 
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4.57 

306 

3: 

114 

8K 
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4 
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9 
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22 
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Hl 
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19 

— 

— 

-  ,      — 
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Eattowitz    .    .    . 
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Lauban  .... 
Leobschütz     .    . 
Liegnitz  (Gymnas 
.    (Ritteraka< 

Neiise 

Neustadt     .    .    . 

Oels 

Ohlau 

Oppeln    .... 
Patschkau  .    .    . 

Ple& 

Ratibor  .    .    .    , 
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241 
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99 
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125 

15 
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41 

30 

159 

128 
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25 

99 

80 

82 
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117 
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165 

126 

1675 

22 

128 

146 
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20 
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74 
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45 
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63 

43 
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90 
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19 

94 

97 

96 
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154 
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Zusammen : 

Progymnasieii. 

Frankenstein  .... 

Myslowitz 

Sprottau 

Striegau 
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sieh< 
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4871 
32 
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69 

3891 
58 
28 

22 
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1404 

12 

1 
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642 
22 

381 
1  17| 

37 

LS 

5 
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13 
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89 

94 
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97 
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T7 
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138 
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172 
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67 

97 

77 

58 

86 

90 
38 

4 

19 

25 
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18 

8 
72 

1 
2 

19 

13 
85 
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16 
12 
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12 

7 
42. 

22 
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105 

36 
24 

17 

49 
79 

88 

13 
21 

2 

11 

4 
2 
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3 

1 
22 

1 

8 

1 

420 

362 
477 
182 
229 
147 
140 
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8ieh< 
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186 

267 
830 
161 
199 
103 
49 
126 

»  Oym 
62 

199 

66 
50 
11 
20 
38 
88 
30 
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73 

1 

35 

29 
97 
9 
10 
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3 
8 

18 

17 

103 
158 

29 

16 

72 
81 

21 

1 

16 
18 

7 
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— 

15 
59 

1 

Zusammen: 

Realprogymnasleii« 

Freiburg 

Löwenberg 

Ratibor 

1777 

79 

58 

150 

1190 

61 
53 
54 

382 

16 

4 
78 

2 

203 

2 

1 

18 

246 
5 

195 
2 

21 
2 

— 

30 
1 

1854 
l    sieh« 

188 

1297 

»  Bea] 

1    49 

376 

ifchnlc 
78 

1 

n 

180 
11 

290 

174 

41 

75 

1 

Zusammen: 

Oberrealschiileii. 

Breslau 

Gleiwitz 

287 

398 
311 

168 

307 
109 

98 

72 
134 

1 

21 

18 
68 

5 

2 

2 

1 

138 

352 
273 

49 

258 

133 

78 

82 
107 

2 

11 

10 
33 

— 

— 

^— 

— 

— 

Zusam 

imc 

m: 

709 

416 

206 

1 

86 

— 

— 

— 

— 

— 

625 

391 

189 

2 

43 

— 

— 

— 

— 

■  — 

—    679    — 


Namen 
der  Anstalten 


Sommerhalbjalir  1883 


9         4* 

«  1 

•Sog 

b9     *^ 


I 

I 


I 

o 


'S 


h   CD 


I 
I 


1 

••14 

I 


d 

'S 

ja 


OB 


Sommerhalbjalir  1900 


§h3 


I 


^ 

0 

1 

, 

II 

o 

3 

1 

• 

0 

■38 

A 

•'^ 

«f 

'S 

OB 

I 


w4 

•»* 

e 


d 

« 

.a 


'S 

.2 

0 


Sealscliiileii. 

Beuthen 

Breslau  (evangel.  I). 

»      (     n     n). 

^        (katholisch). 

Freiburg 

Görlitz 

Kattowitz     .    .    .    . 
Königshütte.    .    .    . 

Liegnitz 

Löwenberg  .... 


481 
406 
880 


819 

820 

68 


1 

55 
166 


1 
2 


10 
29 
96 


479 


siehe  BealpH^ymiuMien 


445 


422 


858 


82 


49 


21 


88 


181 
172 
189 

i 
841 


161 


siehe  Beftlprogymiuuiieii 


182 

129 

18 

298 


188 


27 
67 

27 


11 


49 
16 
59 

19 


12 


254 
468 
442 
810 
181 
871 
882 
141 
298 
98 


74 
877 
847 

50 
148 
852 
124 

58 
259 

75 


181 

62 
174 
88 
14 
159 
70 
21 
14 


49 
91 
81 
86 

5 
49 
18 
18 

4 


145 

88 
75 

251 


108 


Zusammen: 


VIII.  Sachsen. 

Gymnasien. 

Aschersleben 

Burg    .    .    . 

Eisleben  .    . 

Erfurt .    .    • 

Halberstadt . 

Halle  (Latina) 
„      (Stadtg.) 

Heiligenstadt 

Magdeburg  (Dom) 
.  (Kloster) 

„  (K.  Wilhelm) 

Merseburg  .    . 

Mühlhausen.    . 

Naumburg   .    . 

Neuhaldensleben 

Nordhausen.    . 

Pforta .    .    .    , 

Quedlinburg     . 

Rolsleben     .    . 

Salzwedel    •    . 

Sanfferhausen  . 

Schleusingen    . 

Seehausen    .    . 

Stendal    .    .    . 

Torgau    .    •    . 

Wernifferode    . 

Wittenoerg  .    . 

Zeitz   •    •    •    . 


2091 


Zusammen 


167 
160 
180 
347 
850 
670 
550 
284 
295 
890 
299 
171 
288 
185 
172 
812 
208 
227 
84 
245 
172 
150 
117 
249 
181 
244 
251 
228 


Progymnasien. 

Donndorf 

Genthin 

Weißenfels  .    .    .    . 


7071 


48 

64 

127 


Zusammen: 


284 


1487 


162 
159 
178 
811 
822 
666 
528 

89 
262 
886 
279 
166 
218 
179 
170 
287 
208 
220 

84 
289 
166 
150 
117 
287 
179 
242 
248 
224 


808 


2 

1 

26 
9 
2 

12 
190 

16 
8 
8 
5 

10 
4 

10 


8 
1 


8 
1 
1 
8 


294 


2 
10 
19 

2 
15 

5 
17 

1 
12 


10 
2 
1 

15 


8 
8 


4 
1 
1 


6616 


48 

64 

122 


229 


828 


994 


52 

^2 
219 


72 

60 


705 


49 

78 
205 


64 
57 


182 


155 


4 
18 


8 
8 


129 


485 


57 


458 


55 


57|  55 


6 


2885 


285 
154 
182 
466 
268 
725 
598 
299 
488 
896 
400 
218 
188 
288 
206 
265 
196 
218 

88 
248 

95 
215 

97 
277 
212 
245 
220 
287 


1854 


688 


28 


7644 


50 
72 


220 
150 
176 
898 
289 
718 
545 

25 
410 
895 
847 
217 
170 
281 
205 
280 
196 
210 

88 
229 

98 
218 

98 
266 
210 
248 
218 
282 


7 
8 
5 

46 
8 

12 

16 
272 

22 

22 

1 
5 
1 
1 
14 


8 

2 

4 
6 
1 
1 
6 
2 


846 


6997 


50 
70 


122 1  120 


467 


8 

1 

1 

27 

16 

87 
2 
6 
1 

81 

8 
1 

18 


1 


6 
2 


5 
1 
1 
1 
8 


106 

75 

6 

225 


81 


1 

10 
84 

16 


17 


38 

8 

85 

8 


662 


97 
47 


58 
194 


47 


54 


177 


498 


92 
47 


55 

177 


78 


2 


89 


42 
52 


8 
13 


8 
2 


497 


465 


25 


—    680    — 


Namen 
der  Anstalten 


Sommerhalbjahr  18112 


3 


kl 
9 

'S  9S 
OQ««  2 


et 


J3 


« 

% 

OB 


pH 
10 


I 


.4 

V 

'S 

•*> 
es 
>4 


0 

Ol 


Sommerhalbjahr  190O 


^  «>  e 


e3 


'S 

e 

X 

s 

o 

o 

•o 

,£1 

« 

e« 

•p4 

,M 

ß 

Im 

%.  <o 

.4 

©^ 

c 

•Oi0 

as 

,d 

TS 

•m^ 

O 

es  t 

"^ 

«S  ® 

>• 

5 

18 

38 

a     2   ri  1;= 


Bealgrjmnasien. 

Erfurt 

Halberstadt 

Halle 

Magdeburg 

„  (Guericke)  . 

Nordhausen     .    .    .    . 


Zusammen 


Bealprogjmnasien. 

Delitzsch 
Eilenburg  . 
Eisleben  .  . 
Gardelegen  . 
Langensalza 
Mühlhausen 
Naumburg  . 
Schönebeck  . 


Zusammen 


Oberrealschnlen. 

Halberstadt 

Halle  (städt.) 


„      (Frck.  Stiftg.).    .    . 

icke)  .    . 


Magdeburg  (Gueric 
Weifeenfels 


Zusammen 


Bealschulen, 


Aschersleben 

Bitterfeld 

Delitzsch 

Eisleben  . 

Erfurt .    . 

Gardelegen 

Halle  .    . 

Magdeburg 

Mühlhausen 

Naumburg    . 

Oschersleoen 

Quedlinburg 

Sangerhausen 

Schönebeck . 

Suhl    .    .    . 


Zusammen 


350 
261 
338 
854 
104 
333 


321 
237 
337 
812 
94 
300 


14 

2 

2 

1 

— 

12 

1 

4 

1 

12 

8 

2240 


2101 i  45 


96 
90 
211 
187 
109 
60 
152 
175 


93 
89 
202 
180 
109 
56 
149 
172 


1080 


1050 


248 


222 


2 
1 
3 
2 

2 
3 


13 


12 


1 


15 
20 

29 

5 

13 


52 


82 


52 


1 


22 


5 
5 

2 

3 


95 


49 


49 


359 
225 

650 

86 

290 


341!  10 
208;  2 


3 
2 


37.  1 


siebe  Oberrealschnlen 


22  — 


93  1 


I 


1610 


613|  15 

82  1 

273!  3 


21 
3 
9 


1517 


31 


11  51 


siehe  Realsehulen 

102 1    101|    1|-|  — 

siehe  Bealschttlen 
1 


38 


37'   1 

I 


I  -I  H-  — 


801     79 
121     12 

siehe  Realschulen 


3 


16 


117 


21 


698 


siehe  Realgymnasien 


115 


1 


194 


946 


I 


658 


880 


12 


14 


6 


25 


46 


255 
411 
429 
761 
161 


2017 


siehe  Realprogymnasien 

3031  277   13;  8|10  I   ■ 

siehe  Realprogymnasien 


449 
303 


421 
294 


8 
2 


3 
2 


17 
5 


siehe  Realprogymnasien 


siehe  Realprogymnasien 


1055 


992  i  23  8132 


51 
217 
115 
218 
291 
164 

336 
164 
142 
153 
183 

49 
187 

25 


2295 


192 


233 
391 
423 
734 
153 


1934 


49 
210 
111 
208 
254 
159 

319 
157 
138 
141 
179 

47 
188 

22 


9 
6 
2 

4 

4 


25 


3 
1 
3 
17 
2 

9 
1 
4 
8 
2 
2 


1 


13 
14 

4 
22 

4 


1  — 


57 


2 
3 
3 

7 

20 

3 

6 
6 

4 
2 

3 
8 


2177  53  3 


62 


52 


52 


76 


75 


51 


1 


51 


74 


74 


151  148,  3-  - 


—    (381     — 


Sommerhalbjahr  1892 

Sommerhalbjahr  1900 

Namen 
der  Anstalten 

hl 
«  ®  s 

COTS  g 
1       « 

•mm 

1 

ca 

m 
es 

« 
QQ 

••14 

Q 

1 

hl    « 

»w* 

1 

9 

A 

00 

•  fi«. 

1 

0 

90 

•3 

.2 

«s 

S    'S 

o  «  S 

aj^g 
—  ••  s» 

JA 

1 

CS 

es 
M 

0 

ä 

9 
TS 

90 
X 

•^* 

00 

1 

1 
t 

A 

'S 

es 

M 

a 

9 

•  pH 

ö 

'S 

»s 

IX.  Seh 
Holsi 

Altona     .    . 
Flensburg    .    . 
Glückstadt  . 
Hadersleben 
Husum     .    . 
Kiel      .    .    . 
Meldorf  .    .    . 
Ploen  .    .    .    , 
Ilatzeburg  .    . 
Rendsburg  .    . 
Schleswig     .    . 
Wandsbek   .    . 

lec 
tei 

isi< 

n. 

ig- 

409 
242 
131 
155 
144 
409 

93 
109 

75 
115 
159 
236 

384 
237 
125 
155 
142 
390 

90 
108 

74 
108 
158 
223 

3 
4 
3 

2 

12 

2 

5 

1 
7 

1 

2 
1 

1 

22 

"i 

5 
1 

1 
2 

6 

24 

19 

138 

12 
9 

59 

25 

129 

22 

19 

132 

12 

9 

56 

24 

125 

2 

1 

4 

3 

1 
4 

354 
238 
135 

200 
168 
410 
148 
151 
178 
141 
155 
285 

333 
235 
132 

197 
165 
387 
148 
148 
177 
137 
149 
277 

11 

2 
3 
3 
2 

19 

1 

2 
6 
6 

1 
1 

10 

1 

3 

1 
2 

2 

57 

60 

164 

87 
21 
47 
28 
112 

57 

60 

159 

36 
19 
46 
27 
99 

4 

1 
2 

1 
1 
4 

1 

9 

1 

Progymnai 

Neumünster     .    . 

Bealgrjmna 

Altona     .... 
Flensburg  (Gymn. 
Kiel     .... 
Rendsburg  (Gymn 

r 
i 

Realprogyiim 

Hadersleben  (mit 
Itzehoe    .... 
Lauenburg  .    .    . 
Marne      .... 
Neumünster  (mit  ] 
Oldesloe  .... 
Schleswig  (Gymn.] 
Segeberg.    .    .    . 
Sonderburg .    .    . 
Wandsbek  (mit  G 

Oberrealscli 

Flensburg    .    .    . 
Kiel 

A 

Zusammen : 
»ien. 

1       •       •       •       « 

sien« 

/   *    *    * 
*    •    .    . 

1 
» 

2277 
92 

124 

64 

40 

2194 

88 

117 
62 

40 

39 
4 

1 

4 
2 

40 

5 

1 

415 
42 

399 
40 

2 
1 

1 

1 

13 

2563 

76 

129 
69 
97 
54 

2485 

72 

123 
67 
93 
53 

57 
2 

4 

1 
4 

2 
1 

19 
1 

2 

1 

1 

526 

503 

13 

1 
1 
p 

~ 

10 

Zusammen: 

lasien, 

Gymn.) .    . 
.... 
.... 

.... 
Progymn.)  . 

.... 
1    .    .    .    . 

•    •    .    • 

.... 
ymn.)     .    . 

228 

17 
99 
43 
68 
35 
104 
28 
66 
52 
86 

219 

17 
91 
43 
68 
34 
103 
28 
63 
51 
76 

1 

6 

1 

2 

1 

6 
2 

3 

1 
10 

29 
15 

35 

10 
13 

27 
15 

34 

10 
13 

1 
1 

_^ 

1 

349 

• 

336 
sieht 

9 

3ali 

4 

schu 

1 

len 

Susammen: 
Lulen« 

•  •        •        • 

•  •       •        • 

598 
441 

574 
423 

7 
10 

1 

16 

8 

102 
170 

99 
164 

2 
2 

^,_ 

1 

4 

475 
380 

466 
370 

7 

8 

^_ 

2 

2 

93 
174 

92 

170 

4 

1 

Zus 

»an 

im( 

en: 

1 

I 

855 

836 

15 

— 

4 

267 

262 

4 

1 

1 

682    — 


1 

Sommerhalbjahr  1882             | 

Sommerhalbjahr  1900 

Namen 
der  Anstalten 

Zahl  d.  Schüler 

an  der 
Hanptanstalt 

1 

9 

1 

M 

s 

1 

Zahl  der 
Vorschüler 

1 

1 

s 

1 

'S 

1 

M 

a 

■s 

IS 

CS 

Zahl  d.  Schüler 

an  der 
Hanptanfltalt 

1 

'S 

.2 

•s 

% 

1 

'S 
8 

Q 

Zahl  der 
Vorschüler 

1 

! 

'S 

Bealschnlen. 

1 

Altona  (mit  Realgymn.) .    . 

418 

882 

7 



24 

212 

203 

4 

2 

3 

398 

855 

8 

2 

28 

218 

200 

6 

— il2 

Blankenese 

— 

— 

— 



— 

— 

— . 

— 

— 

^^ 

170 

168 

— 

1 

1 

68 

66 

1 

1 

Elmshorn 

— 

— 

— 



— 

— — 

— 

— 

— 

— 

173 

164 

1 

.— 

8 

95 

87 

— 

8 

Itzehoe 

— 

—. 

— — 



— 

— > 

— 

— 

— ' 

171 

165 

4 

— 

2 

24 

24 

— 

Kiel 

— 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

336 

320 

12 

— 

4 

147 

141 

6 

» 

Lauenburg 

— 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

32 

32 

HPV 

— 

— 

— 

— 

1 
i 

Marne 

— 

— 



— 

— 

^ 

— 

— 

— 

77 

77 

— 

— 

— 

— 

— 

Neumünster  (mit  Progyn 

in.) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

141 

140 

1 

— 

— 

102 

99 

— :— 1  3 

Oldesloe 

— 

^ 

— 

— 

— 

^— 

— 

— 

— 

127 

121 

4 

— 

2 

38 

35 

3 

— 



Ottensen 

285 

225 

7 

1 

2 

126 

118 

4 

4 

— 

300 

280 

15 

— 

5 

106 

100 

4 

— 

2 

Schleswig  (mit  Gymn.)  . 

— 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

183 

124 

8 

1 

— 

— 

— 

— 

1^ 

Segeberg   

— 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

12 

12 

— 

— 

— 

— 

— 

t 

Sonderburg 

— 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

74 

74 

— 

— 

— 

— 

Wandsbek  (mit  Gy 

Zuf 

mn.)  . 

e 

82 

81 

14  H 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

218 

207       4 

— 

7 

— 

_!_,_  _ 

sammen: 

730 

688 

14 

1 

27 

838 

321 

8 

6 

3 

2357 

2289 

57 

4 

57 

798 

752 

20 

-126 

X.  Hannover. 

Gymnasien. 

Aurich 

152 

141 

7 

— — 

4 

— 

— 

— 

— 

~— 

176 

153 

12 

— 

11 

— 

— 

1 

— 

Celle     .... 

204 

198 

8 



8 

-^ 

— 

— 

171 

165 

5 

1 

— 

^_ 

.— . 

'— 

— 

Elausthal .    .    . 

155 

149 

4 

2 

28 

21 

1 

— 

1 

158 

147 

8 

— 

8 

— — 

~— 

— 



— 

Emden  .... 

198 

178 

11 

— 

4 

_ 

^_ 

-^ 

— 

— 

210 

187 

18 

2 

8 

•— 

~— 

— 



— 

Goslar  .... 

140 

186 

4 



-— 

— 

— 

— 

— 

— 

175 

174 

— 

1 

— 



— 

— ,— 

Göttingen  .    .    , 

326 

800 

11 

^^mm 

15 

10 

10 

— 

~. 

— 

851 

825 

7 

— 

19 

— 

— 

.  — 

Hameln     .    .    . 

267 

248 

7 

_ 

17 

88 

70 

3 

1 

9 

299 

272 

12 

— 

15 

99 

91 

4 



4 

Hannover  (Lyc  I)     . 

817 

296 

9 



12 

135 

129 

1 

— 

5 

385 

812 

10 

1 

12 

189 

127 

7 

5 

l         (ifaiser  wilh. 

287 

225 

15 

— . 

47 

91 

77 

4 

— 

10 

300 

240 

27 

— 

33 

128 

81 

11 

— 

31 

■) 

899 

368 

20 



11 

189 

123 

13 

3 

— 

408 

376 

27 

— 

5 

186 

128 

4 

— 

4 

Hildesheim  (Andr.)    . 

417 

401 

5 

— 

11 

77 

74 

— 

— 

3 

454 

426 

9 

— 

19 

64 

60 

— 

4 

„          (Joseph.) . 

378 

— 

876 

— i 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

844 

— 

844 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Ilfeld 

117 

117 

— 

^— 

—^ 

•— 

— 

-.- 

— 

— - 

128 

128 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Leer 

104 

92 

10 



2 

— 

— 

^ 

— 

— 

112 

100 

11 

.— 

1 

^-> 

— 

— 

— 

Linden  .... 

224 

195 

21 

_- 

8 

— 

... 

_- 

— 

— 

274 

280 

88 

3 

8 

— 

— 

— 

— 

Lingen  .... 

112 

50 

59 

_- 

8 

^— 

-^ 

— . 

— 

188 

92 

89 

— 

7 

— 

— 

— 

Lüneburg .    . 

288 

221 

6 

— 

6 

75 

70 

2 

— 

3 

268 

250 

6 

— 

7 

67 

67 

— 

— 

— 

Meppen     .    . 

174 

17 

156 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

243 

16 

226 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

Münden     .    . 

— > 

— 

— 

— . 

— 

^— 

— 

— 

— 

250 

238 

9 

— 

8 

51 

50 

— 

— 

1 

Norden     .    • 

202 

183 

7 

2 

10 

— 

— 

— 

— 

170 

156 

8 

— 

6 

— 

— 

1 

— 

Osnabrück  (Garol.)    . 

198 

— 

198 

— 

— 

— 

-— 

— 

— 

— 

248 

— 

248 

— 

— 

— 

— 

j 

— 

„         (Ratsgymn.) 

208 

208 

— 

5 

— 

— 

— 

— 

215 

212 

— 

— 

8 

— 

— 

— 

— 

— 

Stade 

146 

187 

8 

— . 

1 

— 

— 

— 

— 

192 

182 

6 

4 

— 

— 

— 

— 

— 

Verden 

212 

202 

8 

i^^m 

2 

._ 

— 

._ 

— . 

— 

285 

229 

3 

— 

8 

~^ 

— 

— 

— 

— 

Wilhelmshaven 

Zu 

.    . 

172 

165 

_5 

^^^ 

2 

68 

64 

J 

— 

— 

197 

183 

14 

— 

— 

89 

84 

J 

— 

1 

sammen 

5387 

4212 

955 

2 

168 

701 

638 

28 

4 

31 

6096 

4793 

1132 

6 

165 

768 

688 

30 

-50 

Progymnasien. 

1 

1 

Duderstadt 

25 

16 

7 

— 

2 

— 

1 

— 

95 

49 

43 

— 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

Münden 

15 

13 

2      siehe  Bealprogymaasien  und  Oymni 

isien. 

Nienburg 

16 

16 

—      siehe  Bealprogymnasien       1    129 

120 

1 

^ 

8 

36 

85 

ij-. 

— 

Northeim  .    .    . 

Zu 

.    .    .    . 

siehe  Bealprofymnaeien                                |    127 

122 

2 

3 

25 

24 

1 

■ 

J 

samm 

en 

• 
• 

56 

45 

9 

— 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

1  851 

291 

46 

— 

14 

61 

59 

1 

1 

Sommerhalbjakr  1B03 


BealgTiwusieii. 

Celle 

Goslar  (mit  Ojidd.)  .    . 

Gdttingen  (mit  Gymn.)  . 

Hannover  (I)    .    .    .    . 

„        (Leibnü) .    . 

Harburg 

Hildeaheim 

Leer  (mit  Gymo.)     .    . 
Lüneburg  (mit  Gymn.) . 

OBnabrück 

Osterode 

Qu&kenbrOck  .... 


Bealprogjmauteii. 

Biui«bade 

Daderst&dt 

Einbeck 

Hameln  (mit  Gymn.)     . 

Hildeabeim 

Münden 

Nienburg 

Kortheim 

Ottemdorf 

Papenburg 

Stade  (mit  Gymn.)    .    . 
Uelzen 


Oberrealschnlen. 
Hannover 


■IbIi«  Reulprocnanulnai 


GeeBtemünde 

GOttingen 

Hannover  (I) 

l    (ni)*  :  ;  ;  !  ! 

Harburg 

Hildesheim  (mit  Reatgymn.). 

Linden 

Osnabrück  (mit  Realgymn.)  . 

Ottendorf 

Feine 

Zosammen: 


8119   60e|55221  -33 


Sommerhallijalir  IWKI 


■llb«  RailHliDlo 


liahe  ProKTmiiuln 
1301  1151     31  2!  : 


lish«  ProgrnnultB 
ittlM  ProfjiBDulaii 


156     153        1- 


3004  ZTM  156  2 102  663  685  17  ~  11 


Sommerbalbjahr  1900 

Namen 
der  Anstalten 

LI 

m 

1 

! 

1 

1 

3 

J 

1 

äi 

'' 

1 

1 
i 

1 

1"! 

! 

1 
1 

1 

H 

■ 

1 

s 

J  .  - 

1  - 

XI.  Westfalen, 
firmnasien. 

Arnsberg 

Attendorn 

Bielefeld 

Bocholt 

Bochum 

Brilon 

Burgsteinfurt 

Coesfeld 

Dortmund 

Gütersloh 

221 

309 

373 
2« 
138 

203 
507 
804 
262 
203 
245 
188 
297 
706 

554 

210 
254 

28« 
299 
263 

104 

3S 
254 

190 
13 
97 
12 
388 
292 
223 
160 
215 
145 
255 
106 

41 
37 
31 

«  Bei 

236 

39 
12 

180 
181 
29 

progy 
170 

227 
27 

187 

103 
11 
30 
34 
15 
25 
36 

583 

505 
162 
215 

"11 

230 
247 

z 

1 

5 

4 
26 

13 
4 

14 
4 

16 
1 
9 
9 

15 

18 
5 

17 

8 
11 
8 

59 
14 

46 

1 

- 

5 

278 
209 
371 
204 
349 
312 
190 
S29 
610 
281 
378 
304 
258 
170 
261 
708 
220 
571 
296 
242 
217 
234 
812 
241 

66 

17 
28! 

17 
159 

12 

"l 

412 
264 
284 
194 
226 
12( 

7t 
41 
40 
49 
23 
144 
164 
47 
10 

198 

188 
67 

162 
175 
297 

316 
176 
13 
79 
95 
13 
37 
25 
627 
175 
509 
234 
212 
49 
64 
238 
230 

~2 

's 

1 

14 

4 
21 
25 
15 

3 
12 

4 
22 

4 
13 
15 
19 
18 

7 

6 

4 
22 
13 

7 
24 

6 
27 

1 

E 

E 

z 

-- 

11 

Herford 

Höxter 

Minden 

Münster  (Königliches)  .    .    . 
,        (Stftdtwches)    .    .    . 

Paderborn 

Recklinghausen 

Rheine 

Schalke 

HC 
-j- 

Warburg 

Wavendorf 

-  30 

-  4 

-- 

z 

- 

-■-- 

Prosymnasien. 

Altena 

Dorsten 

Hattingen 

Horde 

Lüdenscheid 

Münster 

Rietberg 

Schwelm 

Schwerte 

Wattenscheid 

6355 
54 

Hie 
56 

136 

2886 

8 

5 

e  Rh 

54 

3236 
46 

1 

282 

aieo 

10 

73 

_ 

- 

59 

= 

9 

- 

- 

5 

7545 

186 
140 
133 
140 
92 
90 
70 
62 
121 
201 

2999 

114 
13 

115 
87 
82 
82 
2 
40 

103 
72 

4241 

16 
127 
14 
33 
8 
8 
66 
22 
17 
123 

5 

"ä 

1 

300 

6 

4 

18 

1 

"2 

1 
6 

z 

z 

- 

H- 

Zusammen: 
Bealfffnuiasieii. 

Burgsteinfurt  (mit  Gymn.)     . 
Dortmund 

246 

117 

7 
365 
120 
299 
199 
66 
398 
199 
273 
241 

67 

104 

7 
281 
109 
285 
118 
57 
91 
128 
241 
193 

165 

4 

47 
7 
52 
44 

4 
285 

1 

1 

14 

9 

37 
4 

12 
36 
4 
22 

24 
6 
15 

z 

z 

z 

z 

z 

1185 

156 

499 
113 

77 
89 

179 

317 
117 

710 

434 

3 

I 
3 

5 

38 

8 

20 
7 
3 

7 

"i 
"5 

3 

z 

z 

~ 



398     80 
88     15 
57     17 

47     35 

"52   119 

2861    21 
104|     10 

- 

-\- 

Iserlohn 

Lippstadt 

Minden  (mit  Gjmnasium).    . 

Münster 

Schalke 

Siegen 

Witten 

- 

z 

z 

z 

-- 

- 

— 

24'  2 
33,- 

z\~ 

z 

;i 

Zusammen: 

2284 

1564 

547 

4 

169 

— 

_ 

_l_ 

1547 

1169 

308 

9 

61 

— 

— 

- 

H- 

-    685    — 


Namen 
der  Anstalten 


Realprogrymnasien. 

Altena 

Bocholt 

Liüdenscheid 

Schwelm 

Zusammen : 
Oberrealschiileii. 


Bochum    . 
Dortmund 


Zusammen : 


Bealschnlen. 

Bielefeld 

Bulmcke 

Dortmund 

Gevelsberg 

Hagen 

Herford 

Iserlohn 

Lippstadt  (mit  Realgymn.)  . 
Lüdenscheid  (mit  Realgymn). 
Minden  (mit  Gymnasium) .    . 

Münster 

Schwelm  (mit  Progymn.)  .    . 

Unna 

Witten 


Sommerhalbjahr  18di2 


-«  »-■5 

o  «  S 


,4 
a 
ii9 


130 

98 

128 

119 


475 


444 


444 


608 


477 


Zusammen : 


XII.  He88en-Na88au. 

Gymnasien. 

Cassel  (Friedrich)     .... 

„       (Wilhelm) 

Dillenburg 

Frankfurt  a.  M.  (Kais.  Friedr.) 

„  (Goethe)    .    . 

„  (Lessing)    .    . 

Fulda 

Hadamar 

Hanau 

Hersfeld 

Höchst  a.  M 

Homburg 

Marburg 

Montabaur 

llinteln 

Weilburg 

Wiesbaden 

Zusammen: 


1085 


I 


277 

520 
164 
296 

601 

252 
1^7 
182 

288 


90 

'S 

a 

es 


^ 

V 

30 

a 

j2 

« 

o 

ra 

ja 

•r. 

M 

Q 

'S 

ae 

a 


110 

11 

121 
105 


17 

77 
5 
121  21 


3 

10 

2 


es  fe 


bo 

a 

es 
> 


X 

'S 

es 


•  a 
s 

T) 


X 


Sommerhalbjahr  1000 


w    9    ^. 

•«'Sq. 


u 

X 

's; 

B 


X 


a 

V  X 

x       ,a 


h   4. 


'S      'S 
te     2 


o 

'x 

X 


I  JA 


1 


siehe  Progymnasien 
siehe  GymnasieD 

siehe  Prc^mnasien  und  Kealschnlen 


347 


111 


275  131 


15 


35 


275 


436 


406 


131 


147 


57 


;3 


35 


25 


11 


8421204 


247 
433 
152 
186 

388 

56 

28 

149 


14 
53 
12 
61 

87 

173 
110 


36 


15 
34 


3;  46 


119 


19,- 
259  13  2 

siehe  Progymnasien 

275  321  1 

37!230|- 

119  3  — 


23 

4 

14 

14 


42 


454 
612 


1066 


325 
433 


90 
141 


38 
37 


I 


758 


233 
40 

siebe 

191 
400 
138 
230 
128 
162 

81 

56 
136 
235 
262 


231 


209  11 
361   3 


2 


75 


13 
1 


Oberrealschalen 


23 


6'  1 


12 


325 
274 
123 
122 
450 


4011 


101 
317 


2742 


17  1 
89,16 


17 

7 
1 
3 

28 


913  31  325 1  42  |23|  6,  1|  12 


2292 


302 
627 
204 
280 
402 
339 
325 
177 
181 
293 
149 
104 
329 
269 
162 
224 
555 


176 
326 
125 
169 

72 
148 

69 

8 

112 

190:  351- 

213i  40  — 


9 

5 

56 

4 

5 

51 

47 

— 

8 

5 

9' 

46- 

16 

71 

1853 


261 

521 

185 

174 

234 

215 

55 

14 

142 

259 

73 

73 

289 

14 

154 

178 

410 


33621 


11 

77 

15 

42 

25: 

78 

242 

160 
27  i 
23! 
72 
17 
20 

246 

7 

40 

117 


3 
4 

8 
4 


1 

14 
8 
10 
9 
1 
3 
2 
1 

10 
9 


82 


3 


30 

29 

1 

60 

135 

42 

28 

3 

12 

11 

2 

14 

20 

9 

1 

6 

25 


4922  3251:1219  24'428 


60 


69 


— I- 


39 


12 


42 


1 
t 

25 

~ 

■ 

129181,34— ,14 


—    686    — 


Namen 
der  Anstalten 


Sommerhalbjalir  1892 


9       «a 

3    -3 


•§ 


3    3 


-g 


& 

Ol 

> 

9 


9 

00 
OD 

Zahl  der 
Vorachüler 

! 

9 

•g 

1 

M 

1 

'S 

s 

1 

'S 

'S    .s     -^ 


'S 
.s 


Sommerhalbjalir  1900 


9       *a 


CO* 

I      * 
>     » 


M 
V 
OB 

•^^ 
^^ 

0 

es 


I 

'S 
W4 


«: 

S 

a 

'S 


-I 


•g 

iS 


•o 


I 

S   , 


Progymnasien. 

Eschwege  . 
Höchst  a.  M 
Hofgeismar 
Homburg  v.  d.  H.. 

Limburg 

Oberlahnstein    .   . 


•   •   • 


108 
124 

44 
104 


83 
66 

80 
33 


4 
54 

8 
66 


Zusammen 

Realgymnasien. 

Cassel 

Frankfurt  a.  M.  (Muster- 
schule).  .   . 
„           (Wöhlersch.) 
Wiesbaden 


-- 


Zusammen: 

Bealprogyiiuiaslen. 

Biebrich 

Biedenkopf 

Diez 

Ems 

Eschwege 

Fulda 

Geisenheim 

Hersfeld  (mit  Gymn.)  .  . 
Höchst  (mit  Progymn.)  . 
Hofgeismar  (m.  Progymn.) 
Homburg  y.  d.  H.  (m.  Prog.) 

Limburg 

Marburg 

Oberlahnstein 

Schmalkalden 


Zusammen : 

Oberrealgchnleii. 

Cassel 

Frankfurt  a.  M.  (Klinger) 

Hanau 

Marburff 

Wiesbaden 


Zusammen : 

Realsclmleii. 

Biebrich 

Cassel 

Ems 

Eschwege  (mit  Progymn.) 
Frankfurt  a.  M.  (Adlerfl.) 
„      (Liebig)  Bocken- 
heim     

„  (Israelit.  Gem.)  . 
(Isr.  Rel.  Ges.). 
(Selektenschule) 


n 


Übertrag: 


380 


475 

239 
466 
866 


212 


422 

153 
258 
278 


132 


16 

17 
40 
76 


3 

12 

1 


21 
4 

6 
5 


86 


37 

66 

156 

16 


1546 

122 

69 

91 

85 

43 

157 

81 

32 

38 

86 

34 

38 

215 

116 

110 


1317 


560 
634 


1106 

149 

79 

31 

65 

4 

88 

7 

61 

16 

30 

1 

45 

50 

15 

62 

26 

— 

24 

14 

73 

3 

23 

2 

18 

17 

185 

12 

89 

69 

99 

3 

865 

291 

471 

51 

520 

85 

'— 

16 


1 
1 


1 
1 


275 


12 


1 
8 
12 
62 
3 
5 

10 
8 
3 

17 

7 
8 


1 
5 


156 


37 
24 


56 
215 


271 


39 


36 

48 


26 


46 
21 


92 
106 


67 
90 


136 
30 


66 
10 


29     3 
119   11 


1 
4 


28 
81 


364 


499 

256 
407 
828 


283 


434 

168 
245 
242 


7 
4 


57 
20 


18 
12 


13 


12 


88 


19 

33 
52 
56 


148 

34 
26 


14 


30 
12 


216 


264 


450 


siehe  Bealgymnasien 


156 


207 


14 

3 

1 


9 


5 

7 


32 


41 


104 

2 
2 

8 


1490 


1089 


65 


61 


160 


2 
3 
6 


48 


46 

58 

107 

24 


11 


280 


12 


126 
295 


421 


6. 


6 


67 
186 


6 

11 
17 

5 

1 

4>f 
87 


253 


28 


I 


siehe  Bealsohulen 

siehe  Progjrmnasien  und  Realschulen 

siehe  Realschulen 


51.35 


43 


11 
2 


20 


20 


1 


siehe  Realschule 

50 1     17|  27H    6| 

siehe  Oberrealschulen 

127 1     26|  98  H    8| 

siehe  Realschulen 


-l-l-M  - 


28 


1644 


208 


1 


325 

64 

12 

49 

150 

110 

22 

8 

1316 

200 

18 

110 

414 

817 

68 

5 

183 

17 

— 

8 

— 

— 

^^^ 

— 

— 

^~ 

"" 

— 

— 

— 

— 

— 

14 


15 


285 


540 
584 
399 
268 
541 


29 


siehe  Realprogymnasien 


412 

227 
278 
227 
108 


1450 


330  87  2  48 


172 

8 


35 


103 


17 
265 
227 


698  192  5  560 


165 

110 

113 

97 

86 


117  20  2  26 


86 
1 


17 


86 


7 

112 

97 


2282 


120 
395 
97 
80 
128 
497 

179 
208 
237 
115 


571  ( 204jl23|  2|242|2056 


124 


480 
415 
317 
228 
374 


1814 


87 
849 
72 
58 
98 
863 

125 
8 
1 


147 

1 

82 

1 

92 

2 

37 

— 

18 

5 

118 

17 

13 


27 
25 
45 
17 
37 


292 


26 
25 
10 
20 
5 
80 

46 
2 

115 


25 


151 


7 
21 
13 

2 
25 
49 

8 
208 
236 


1156  329  7  564 


248 
141 

228 


612 

56 

36 

44 
161 

117 
97 

122 
88 


716 


179 
110 

147 


436 


46 
29 

35 

117 

75 
1 
1 


55 
16 


44- 


1 
3 


13 
12 

82 


115  4 


6 


57 


18 
27 


83 


2 


304  189 


9 
24 

15 

96 

121 


2'271 


N&nieD 
der  Anstalten 


Sommerhübjahr  189B 


SoMinerluübJalir  1800 


Fulda 
Geisenheim 
HaoBU  . 


Übertrag : 


Höchst  (mit  GvmD.)  .  . 
Homburg  t.  d.  H.(iii.  Qym.) 
S  c  hm  alkalden    .... 


1450    693  192  5560|57l|204123  2  242 
300|  212|   28  l—l  60|1S9 1119|  121-1    8 

■l«ka  BMiprocTiiiBuitB 


2056  1156  329  1564  716  304139  i 
173  60  86  - 
108  19  83  ; 


1750  905  220  5  620  710 


XMI.  Rheinprovinz 
u.  Hohenzollern. 

fijmiiufeii. 

Aachen  (Kaiser  Karl)  . 
„       (Kaiser  WUh.)  . 

Barmen 

Bedbura    

Bonn  (K^.) 

„     (st&dt.  mit  Ob.-K.) 

Brfihl 

Cohlenz 

Cöln  fMarzellen)    .    .    . 

„     (Apostel)  .    .    .    . 

„     (Friedr.  Wilhelm)  . 

„     (Kaiser  Wilheim)  . 


Crefeld 

Duisburg 

Daren 

Dasseldorf  (Kgl.)  .    .    . 
(stfidLm.ltg.) 

Elberi'eld 

Emmerich 


K!e»e 

Kreuznach     .... 

Mür» 

Mülheim  a.  Rh. .    .    . 

„        a.  Ruhr  .    . 

MUnchen-Oladbach    . 

HQDStereifel .... 

Neub 

Keairied 

Prüm 

Saarbracken.    .    .    . 

Saarlonia 

Siegbui^ 


Sohngen    

Trarbach 

Trier  (Fr.  Wilh.)    .    . 
„     (Kaiser  Wilh.)  . 

Wesel 

Wetzlar 


135  2  250 


MUll» 

la« 

» 

77 

Hl 

.s;    . 

4« 

1) 

71 

«s 

H(M- 

7' 

ao 

15 

— 

— 

-    - 

lOfi 

5 

62 

23 

3      ■ 

l.V 

■| 

44 

X 

'fl> 

1 

170 

11 

7« 

30 

4      ■ 

2«0 

1 

9 

109 

RR 

1      1 

9A 

t 

WH 

i 

31 

.S 

«.■> 

1 

■; 

161 

«< 

»4 

21 

i 

168 

5 

21fi 

1.1 

_ 

_ 

_      . 

66 

12 
3 
10 

— 

— 

-      - 

20 

4fl 

4      - 

169 

9 

293 

16 

— 

5 

23 

13 

- 

I    591  1991- 
25   140- 


-1 

M    1 


S805|6547;Hl|«8|779|354|377  6|  42 


48579596J16  55] 


Kamen 
der  Anstalten 


Pro^jmnaslen. 
Andernach     .... 

Boppard    

Borbeck 

Brühl     

Cöln-Ehrenfeld  .    .    . 
Egchveiler     .... 

Euskirchen     .... 
Grevenbroich     .    .    . 

Jülich 

Kalk 

Malmedy 

Xeunkirchen  .... 
Bheinbach      .... 

Kheydt 

Kanrlonis 

Sobernheim    .... 

Steele    

Trarbach   

Viersen 

St.  Wendel    .... 
Wipperfürth  .    .    .    . 


Zusammen: 

Real^mnasten. 

Aachen 

Barmen 

Coblenz 

Cöln  (m.  Stadt.  Gymn.)  . 

Crefeld 

DuUbiirg 

Düsseldorf  (m.  städt.  G.) 
Ellerfeld 


Mülheim  a. 
Oberhaitsen 
Remscheid 
Kiihrort  . 
Trier     .    . 


Rh. 


Realprosymiiaslei]. 

Dülken 

Düren 

Langenberg 

Lennep  

Neuwied  (mit  Gymn.),    . 

Oberhausen 

Remscheid 

Viersen 


Sommerhalbjahr  IKt)ä 


U7|- 

P.*Blgchiüen 

22;  128-1  111 
59,      i»|— i    5 

781      sl-l  1| 

Heslprogjmiuiaie 


:|z|z 


75- 


343'1190   1    57 


71:  201 
250|    16 


snlprogrronaflien 

12|    551-1    7     67     51    13   11  2 
17.  199—1  49     35     15    15-      " 


24I0;156a:  8  23S  854  499 


'  126!—!  16 

i    56|-      " 


90|      s!  2 


Sommerhalbjahr  1900 


lil- 


z 

- 

8 

8 

1 

'1 

1 
5 
7 

S 
8 

46 

161  28—   2 
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Oberreabchnlen. 

Aachen 

Barmen-Wapperfeld  .  . 
Bonn  (mit  städt.  Gymn.)  . 
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Crefeld 

Düren 

Düsseldorf 
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Saarbrücken 


i- 


443 


siehe  Bealsohnlen 
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siehe  Bealprogymnasien 
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37 
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VI. 


Die  Prüfungen  an  höheren  Schulen. 
Das  Berechtigungswesen.    Die  Schulbücher. 


1.  Die  Reifeprüfnngen  ^)  bis  zum  Jahre  1882. 

Die  erste  allgemeine  Anweisung  über  die  Prüfung  der  zur  Universität 
übergehenden  Schüler  erging  in  Preufsen  am  23.  Dezember  1788.  Sie 
bestimmte,  dafs  alle  Jünglinge,  die  von  gelehrten  Schulen  auf  die  Uni- 
versität übergehen  wollten,  „auf  der  von  ihnen  besuchten  Schule  geprüft 
werden  und  ein  detailliertes  Zeugnis  über  ihre  bei  der  Prüfung  befundene 
Reife  oder  Unreife  erhalten  sollten,  welches  Zeugnis  sie  demnächst  bei 
ihrer  Inskription  auf  der  Universität  zu  produzieren  haben''.  Die  Prüfung 
derjenigen  jungen  Leute,  die,  ohne  auf  einer  öffentlichen  gelehrten  Schule 
vorgebildet  zu  sein,  die  Universität  besuchen  wollten,  wurde  den  Uni- 
versitäten selbst  übertragen.  Die  Prüfung  war  eine  schriftliche  und 
eine  mündliche.  Auch  das  Zeugnis  der  Unreife  öffnete  die  Pforten  der 
Universität;  öffentliche  Stipendien  und  Benefizien  sollten  jedoch  nur  den- 
jenigen verliehen  werden,  die  das  Zeugnis  der  Reife  erworben  hatten. 

Bestimmtere  Vorschriften  über  die  Ausführung  der  Prüfung  enthielt 
erst  die  Instruktion  vom  25.  Juni  1812.  Durch  diese  wurde  für 
jede  gelehrte  Schule  die  Prüfung  einer  besonderen  Kommission  übertragen, 
die  aus  dem  Direktor  und  sämtlichen  oberen  Lehrern  der  Anstalt,  ihren 
Ephoren  und  Scholarchen,  eventuell  aus  einem  oder  zwei  Mitgliedern  des 
Schulkuratoriums  und  aus  einem  Bevollmächtigten  der  Landesbehörde  als 
Vorsitzendem  bestehen  sollte.  Für  die  Prüfung  derjenigen,  die  nicht  un- 
mittelbar von  gelehrten  Schulen  auf  die  Universitäten  übergehen  wollten, 
wurde  in  jeder  Universitätsstadt  eine  aus  Professoren  der  Universität  und 
einigen  oder  allen  Direktoren  der  daselbst  vorhandenen  Gymnasien  be- 
stehende Kommission  bestellt.  Als  schriftliche  Prüfungsarbeiten  wurden 
verlangt:  ein  deutscher,  ein  lateinischer,  ein  französischer  und  ein  mathe- 
matischer Aufsatz,  eine  Übersetzung  aus  dem  Griechischen  und  eine 
Übersetzung  ins  Griechische.    Die  mündliche  Prüfung  erstreckte  sich  auf 


')  über  die  geschichtliche  Entwickelung  vgl.  Bd.  I,  S.  478 ff.,  sowie  die  Ausföhrungen 
des  Gymnasialdirektors  Dr.  HarUvig  auf  der  Bchulkonferenz  von  1890  (Verhandlungen 
S.  560  ff.). 
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alle  Sprachen,  die  in  der  Schule  gelehrt  wurden,  auf  Mathematik,  Ge- 
schichte, Erdkunde  und  Naturlehre.  Für  die  Zeugnisse  bestanden  drei 
Abstufungen;  das  Zeugnis  No.  III  (untüchtig)  hatte  etwa  dieselbe  Be- 
deutung und  dieselbe  Wirkung  wie  früher  das  Zeugnis  der  Unreife. 

Die  Instruktion  von  1812  erwies  sich  ebensowenig  wie  das  Edikt 
von  1788  als  geeignet,  eine  ausreichende  wissenschaftliche  Vorbildung  aller 
die  Universität  beziehenden  Jünglinge  zu  sichern.  Zwar  fehlte  es  nicht  an 
Versuchen,  durch  später  erlassene  besondere  Vorschriften  einzelnen  Mängeln 
abzuhelfen.  Aber  ein  Hauptmangel  wurde  durch  diese  nicht  beseitigt^ 
nämlich  die  Verschiedenheit  der  Anforderungen  der  beiden  Arten  von 
Kommissionen.  Der  Unterrichtsminister  erliefs  deshalb  unter  dem  4.  Juni 
1834  eine  neue  Prüfungsordnung  mit  der  Bestimmung,  dafs  sie  Michaelis  1834 
in  Kraft  treten  sollte.  Durch  sie  wurde  die  Prüfung  ausschliefslich 
den  an  den  einzelnen  Schulen  zu  bildenden  Kommissionen  übertragen. 
Später  erfuhr  sie  eine  Reihe  von  Abänderungen,  namentlich  durch  die 
Verfügung  vom  12.  Januar  1856.  Im  wesentlichen  hat  sie  aber  bis  zum 
Jahre  1882  die  Grundlage  des  Prüfungswesens  an  den  Gymnasien  gebildet 0. 
Für  die  schriftliche  Prüfung  waren  bis  dahin  ein  deutscher  und  ein  lateinischer 
Aufsatz,  ein  lateinisches,  ein  griechisches  und  ein  französisches  Exercitium, 
sowie  eine  mathematische  Arbeit  anzufertigen.  Für  die  Rheinprovinz  und 
die  Provinz  Westfalen  kam  hierzu  eine  Arbeit  aus  der  Religionslehre,  im 
Grofsherzogtum  Posen  für  die  Schüler  deutscher  Nationalität  ein  polnischer 
Aufsatz'),  und  für  die  künftigen  Theologen  und  Philologen  überall  eine 
Übersetzung  aus  dem  hebräischen  Urtexte  des  Alten  Testaments.  Gegen- 
stände der  mündlichen  Prüfung  waren:  Religion,  Lateinisch,  Griechisch, 
Geschichte,  Mathematik  und  Hebräisch. 

An  den  höheren  Bürgerschulen  und  den  Realschulen  wurde  durch  die 
Instruktion  vom  8.  März  1832®)  eine  Entlassungsprüfung  eingeführt.  Ihr 
Bestehen  gab  die  Berechtigung  zum  einjährig -freiwilligen  Militärdienst, 
zum  Eintritt  in  das  Post-,  Forst-  und  Baufach,  sowie  in  den  Subalterndienst 
bei  den  Provinzialbehörden.  Die  Umwandlungen,  die  auf  dem  Gebiete  des 
Realschulwesens  eintraten,  machten  auch  eine  Änderung  der  auf  die 
Prüfung  an  den  Realschulen  bezüglichen  Bestimmungen  erforderlich.  Sie 
erfolgte  durch  das  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  vom  6.  Oktober 
1859  beigefügte  „Reglement  für  die  Abiturientenprüfung  der  Realschulen"*). 
Nach  diesem  gehörten  an  den  Realschulen  erster  Ordnung  zur  schriftlichen 
Prüfung:  ein  deutscher  Aufsatz,  entweder  ein  französischer  Aufsatz  und 
ein  englisches  Exercitium  oder  umgekehrt  ein  englischer  Aufsatz  und  ein 
französisches  Exercitium,  die  Lösung  von  vier  Aufgaben  aus  der  reinen 
Mathematik,  je  einer  aus  der  angewandten  Mathematik,  der  Physik  und 
der  Chemie.  Der  Königliche  Kommissar  konnte  femer  die  Anfertigung 
einer  Übersetzung  aus  dem  Lateinischen  ins  Deutsche  verlangen  ^).  Gegen- 
stände der  mündlichen  Prüfung  waren :  Religion,  Geschichte  und  Geographie, 
Lateinisch,  Französisch,  Englisch,  Mathematik,  Physik  und  Chemie.  Um 
eine  Vereinfachung  der  Reifeprüfung  herbeizuführen,  bestimmte  die  Unter- 


^)  Die  bezüglichen  Bestimmunffen  sind  in  Bd.  I,  S.  498  ff.,  sowie  bei  Wiese,  Ver- 
ordnungen und  Gesetze,  2.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  186  ff.,  abgedruckt. 

^  Vgl.  wegen  der  in  dieser  Beziehung  erfolgten  Änderungen  die  Darstellung  im 
ersten  Abschnitte,  S.  49  ff. 

•)  Vgl.  V.  Rönne,  ünterrichtswesen,  Bd.  II,  S.  810 ff. 

*)  VgL  Wiese-Kübler  Abt.  L,  S.  73. 

^)  Wegen  des  Polnischen  vgl.  die  Darstellung  im  ersten  Abschnitte,  S.  49  ff. 
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richte-  and  Prufung^ordniuig .  dafs  ein  Teil  der  auf  jder  Realschule  erster 
Ordnung  zu  lösenden  Gesamtanfgabe  schon  bei  dem  Ll)ergange  nach  Prima 
als  erledigt  nachgewiesen  werde.  Dieser  Nachweis  war  durch  eine  be- 
sondere I^fnng  zu  fahren  ^).  Auch  diese  hatte  einen  schriftlichen  und 
einen  mündlichen  Teil.  Der  letztere  beschränkte  sich  regelmäfsig  auf  die 
topische  und  politische  Geographie,  sowie  die  Naturbeschreibung;  nur  wenn 
die  schriftlichen  Prüfungsarbeiten  zum  gröfseren  Teile  nicht  genügten, 
war  sie  auf  sämtliche  Lehrgegenstände  auszudehnen. 

Für  die  Realschulen  zweiter  Ordnung  konnten  die  Forderungen  der 
Prüfungsordnung  in  mehreren  Gegenständen  ermäfsigt  werden.  Hier  be- 
stand hinsichtlich  der  Prüfung  eine  ähnliche  Unbestimmtheit  wie  hinsichtlidi 
des  Lehrplanes.  Bei  den  Entlassungsprüfnngen  an  den  mit  Berechtigungen 
Yersehenen  höheren  Bürgerschulen  war  das  Verfahren  im  wesentlichen  das- 
selbe wie  an  den  Realschulen;  die  Abweichungen  waren  dadurch  bedingt, 
dafs  durch  die  Prüfung  nur  die  Reife  für  die  Prima  einer  Realschiüe 
erster  Ordnung  darzulegen  war.  Für  die  Progynmasien  war  bis  1882  eine 
Prüfungsordnung  nicht  erlassen.  Die  Abgangsprüfungen  an  den  lateinlosen 
höheren  Bürgerschulen  mit  sechsjährigem  Lehrgange  wurden  bis  dahin 
nach  den  für  die  dieser  Gattung  angehörige  Anstalt  zu  Cassel  erlassenen 
besonderen  Vorschriften  vollzogen. 

Nach  der  Vereinigung  der  neuen  Provinzen  mit  dem  preufsischen 
Staate  wurde  zunächst  eine  Neubearbeitung  des  Reglements  von  1834  ins 
Auge  gefafst.  Da  dieses  sich  im  allgemeinen  bewährt  hatte,  so  handelte 
es  sich  damals  nicht  um  tief  einschneidende  Änderungen,  sondern  der  Haupt- 
sache nach  um  eine  Zusammenfassung  jenes  Reglements  mit  den  späteren, 
dasselbe  abändernden  und  ergänzenden  Bestimmungen  zu  einer  einheit- 
lichen Prüfungsordnung,  mit  der  Mafsgabe,  dafs  die  mittlerweile  gemachten 
Erfahrungen  Berücksichtigung  zu  finden  hätten.  Ein  nach  diesen  Gesichts- 
punkten ausgearbeiteter  Entwurf  wurde  im  Jahre  1871  den  Provinzial- 
schulkoUegien  zur  gutachtlichen  Äufserung  mitgeteilt;  er  kam  jedoch  nicht 
zur  Ausführung,  da  bald  darauf  eine  Umgestaltung  der  Lehrpläne  der 
höheren  Schulen  ins  Auge  gefafst  wurde.  Diese  fand  im  Jahre  1882  statt ; 
sie  hatte  nicht  nur  eine  Neuordnung  des  Prüfungswesens  für  die  Gym- 
nasien und  die  lateintreibenden  Realanstalten  zur  Folge,  sondern  führte 
eine  allgemeine  Regelung  desselben  auch  für  die  lateinlosen  Realanstalten 
und  die  Progymnasien  herbei. 


2.  Die  Prafii]i;;8ordnnngen  von  1882. 

Durch  Verfügung  vom  27.  Mai  1882  wurde  eine  neue  Ordnung  der 
Entlassungsprüfungen  mit  der  Bestimmung  bekannt  gemacht,  dafs  sie  mit 
dem  Ostertermin  1883  in  Kraft  zu  treten  habe').  Sie  bestand  aus  drei 
Hauptteilen;  der  erste  bezog  sich  auf  Gymnasien  und  Progymnasien 
(I  A  und  B),  der  zweite  (II)  auf  Realgymnasien  und  Oberrealschulen  (A) 
Realprogymnasien  (B)  und  Realschulen  (C),  der  dritte  (III)  enthielt  die 
Prüfungsordnung  für  höhere  Bürgerschulen.  Die  Prüfungsordnung  der 
Realgymnasien  war  also  mit  derjenigen  für  die  Oberrealschulen  vereinigt; 
wo  für  eine  dieser  Schularten  besondere  Bestimmungen  gelten  sollten,  war 


M  8  6  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  (Wiese-Kübler  Abt  I,  S.  72). 

')  Die  Prüfungsordnungen  sind  bei  Wiese-Kübler  Abt.  I,  S.  393 £f.  abgedruckt. 
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das  durch  die  Fassung  kenntlich  gemacht.  Für  die  Progymnasien,  Real- 
gymnasien und  Realschulen  waren  nicht  vollständige  Prüfungsordnungen 
aufgestellt.  Hinsichtlich  ihrer  wurde  allgemein  bestimmt,  dafs  die  Vor- 
schriften für  die  entsprechenden  Vollanstalten  sinngemäfse  Anwendung 
finden.  Die  Abweichungen  von  dieser  Regel  wurden  in  den  betreffenden 
Abschnitten  (I  B,  II  B  und  C)  in  der  Gestalt  von  näheren  Bestimmungen 
zu  den  bezüglichen  Paragraphen  der  Prüfungsordnung  für  die  Vollanstalt 
kenntlich  gemacht. 

Über  den  Inhalt  der  Prüfungsordnungen  von  1882  ist  folgendes*)  zu 
bemerken : 

Zweck  der  Entlassungsprüfung  an  Vollanstalten  und  an  höheren  Bürger- 
schulen ist,  zu  ermitteln,  ob  der  Schüler  dasjenige  Mafs  der  Schulbildung 
erlangt  hat,  welches  Ziel  der  betreflFenden  Anstalt  ist  (§  1).  Für  den 
Mafsstab  zur  Erteilung  des  Zeugnisses  der  Reife  an  den  erwähnten  Arten 
von  Schulen  sind  in  §  3  der  Prüfungsordnungen  für  jeden  Gegenstand  ein- 
gehende Vorschriften  getroffen.  Wer  das  Zeugnis  der  Reife  an  einem 
Progymnasium,  Realgymnasium  oder  an  einer  Realschule  erwerben  will, 
mufs  in  den  einzelnen  Lehrgegenständen  die  für  die  Versetzung  in  die 
Prima  der  entsprechenden  Vollanstalt  erforderlichen  Kenntnisse  nach- 
weisen. 

Zur  Abhaltung  der  Prüfung  für  die  einzelne  Schulgattung  sind  alle 
als  einer  solchen  zugehörig  vom  Unterrichtsminister  anerkannten  An- 
stalten berechtigt  (§  2).  Die  Prüfung  wird  von  der  für  jede  Anstalt  zu 
bildenden  Prüfungskommission  abgehalten  (§  4).  Diese  besteht  aus  dem 
Kommissar  des  Königlichen  Provinzial-Schulkollegiums  als  Vorsitzendem, 
dem  Direktor  (Rektor)  der  Anstalt,  denjenigen  Lehrern,  die  in  der  obersten 
Klasse  mit  dem  Unterricht  in  den  lehrplanmäfsigen  wissenschaftlichen 
Gegenständen  betraut  sind,  und  einem  Vertreter  desjenigen  Organs,  dem 
die  rechtliche  Vertretung  der  Schule  zusteht.  Die  Teilnahme  weiterer 
Personen  an  der  Prüfung  ist  nur  zulässig,  soweit  für  einzelne  Anstalten 
hierüber  besondere  Bestimmungen  bestehen^).  Königlicher  Kommissar  ist 
regelmäfsig  derjenige  Provinzialschulrat ,  der  die  Angelegenheiten  der 
Anstalt  bearbeitet.  Im  einzelnen  Falle  kann  für  die  Leitung  der  münd- 
lichen Prüfung  ein  stellvertretender  Kommissar  ernannt  und  insbesondere 
der  Direktor  (Rektor)  der  Anstalt  mit  der  Stellvertretung  beauftragt 
werden®)  (§  4). 

Die  Prüfung  findet  in  der  Regel  nicht  früher  als  im  vierten  Halbjahre 
der  zweijährigen  Lehrzeit  der  Prima  (bei  Progymnasien,  Realprogym- 
nasien, Realschulen  der  Sekunda,  bei  höheren  Bürgerschulen  im  zweiten 
Halbjahre  der  einjährigen  Lehrzeit  der  ersten  Klasse  statt).    Ausnahms- 


')  Soweit  keine  besonderen  Bemerkungen  gemacht  sind,  beziehen  sich  die  Angaben 
des  Textes  auf  alle  Gattungen  von  Schulen. 

^)  Die  allgemeine  Bestimmung  der  Prüfungsordnung  für  Kealschulen  von  1859,  daß 
die  Mitglieder  der  Lokalschulbehörde  zur  Prüfung  einzmaden  sind,  ist  daher  in  Fortfall 
gekommen. 

')  Mit  der  früher  in  manchen'  Provinzen  herrschenden  Übung,  dals  der  Bürger- 
meister oder  der  erste  Geistliche  des  Schulortes  oder  ein  höherer  Beamter  der  Ver- 
waltung oder  der  Justiz  zum  stellvertretenden  Königlichen  Kommissar  ernannt  wird,  ist 
seit  dem  Erlasse  vom  8.  Dezember  1880  (Bei er  S.  72)  gebrochen  worden.  Die  Be- 
stimmung der  Prüfungsordnung  schlieist  jedoch  z.  B.  nicht  aus,  dals  einem  etwa  vor- 
handenen Bchultechnischen  Mitgliede  der  Patronatsbehörde  die  Vertretung  übertragen 
wird.  Aus  einer  dahingehenden  Anordnung  des  ProvinzialschulkoUegiums  kann  jedoch 
dieses  Mitglied  kein  Recht  auf  die  Vertretung  des  Königlichen  Kommissars  herleiten. 
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weise  kann  an  VollaDstalten  die  Zulassung  bereits  im  dritten  Halbjahre 
jener  Lehrzeit  vom  Provinzialschulkollegium  auf  einstimmigen  Antrag  der 
der  Prüfungskommission  angehörigen  Lehrer  genehmigt  werden,  wenn  der 
Prüfling  der  Oberprima  (bei  Progymnasien,  Realprogymnasien,  Realschulen 
der  Obersekunda)  angehört.  Die  Meldungen  sind  an  den  Direktor 
(Rektor)  zu  richten  und  von  diesem  mit  Angaben  über  die  Personalien 
und  die  allgemeinen  Leistungen  der  einzelnen  Bewerber  dem  Provinzial- 
schulkollegium einzusenden  (§  5). 

Die  Prüfung  ist  eine  schriftliche  und  eine  mündliche  (§  6).  Zur 
schriftlichen  Prüfung  gehören  an  allen  Arten  von  Anstalten  ein  deutscher 
Aufsatz  und  die  Lösung  von  vier  mathematischen  Aufgaben.  Hierzu 
kommen  1)  an  Gymnasien  ein  lateinischer  Aufsatz,  je  eine  Übersetzung  aus 
dem  Deutschen  ins  Lateinische  und  aus  dem  Griechischen  ins  Deutsche, 
aufserdem  für  diejenigen  Schüjer,  die  sich  die  Reife  im  Hebräischen  er- 
werben wollen,  die  deutsche  Übersetzung  eines  leichten  Abschnittes  aus 
dem  Alten  Testamente  nebst  grammatischer  Analyse;  2)  an  Progymnasien 
je  eine  Übersetzung  aus  dem  Deutschen  ins  Griechische,  Lateinische  und 
Französische;  3)  an  Realgymnasien  und  Oberrealschulen  ein  französischer 
Aufsatz,  je  eine  Übersetzung  aus  dem  Deutschen  ins  Französische  und 
Englische,  eine  Arbeit  aus  der  Physik,  aufserdem  an  Realgymnasien  eine 
Übersetzung  aus  dem  Lateinischen  ins  Deutsche  und  an  Oberrealschulen 
eine  Arbeit  aus  der  Chemie;  4)  an  Realprogymnasien,  Realschulen  und 
höheren  Bürgerschulen  je  eine  Übersetzung  in  das  Französische  und  in  das 
Englische,  an  Realprogymnasien  aufserdem  eine  solche  in  das  Lateinische ; 
5)  an  allen  Vollanstalten,  an  denen  die  polnische  Sprache  einen  lehrplan- 
mäfsigen  Teil  des  Unterrichts  bildet,  fakultativ  eine  Übersetzung  aus  dem 
Deutschen  ins  Polnische^).  Gegenstände  der  mündlichen  Prüfung  sind  an 
allen  Anstalten  Religion  (nur  für  die  christlichen  Schüler)*)®),  Französisch, 
Geschichte  und  Geographie,  Mathematik.  Dazu  kommen  1)  für  Gymnasien 
und  Progymnasien  Lateinisch,  Griechisch  und  fakultativ  Hebräisch,  2)  für 
die  übrigen  Arten  von  Schulen  Französisch,  Englisch,  Physik,  Chemie  (bei 
höheren  Bürgerschulen  statt  dieser  beiden  Gegenstände  „Naturlehre"),  aufser- 
dem an  Realgymnasien  und  Realprogymnasien  Lateinisch. 

Die  Aufgaben  für  die  schriftliche  Prüfung  werden  vom  Lehrer  des 
betreffenden  Faches  vorgeschlagen.  Die  Texte  der  Übersetzungen  aus  dem 
Deutschen  in  eine  fremde  Sprache  bedürfen  nur  der  Genehmigung  des 
Direktors  (Rektors).  Für  die  übrigen  Aufgaben  hat  der  Fachlehrer  je 
drei  Aufgaben,  (in  der  Mathematik  3  Gruppen  von  je  4  Aufgaben)  vorzu- 
schlagen, und  von  diesen  wählt,  nachdem  sie  die  Genehmigung  des  Direktors 
(Rektors)  gefunden  haben,  der  Königliche  Kommissar  je  eine  Aufgabe 
(in  der  Mathematik  eine  (Jruppe)  zur  Bearbeitung  aus.  Der  Königliche 
Kommissar  ist  befugt,  statt  aus  den  vorgeschlagenen  Aufgaben  zu  wählen, 
andere  zu  bestimmen,  sowie  anzuordnen,  dafs  zum  Übersetzen  aus  dem 
Deutschen  Texte,  die  er  mitteilt,  gegeben  werden.  Auch  steht  ihm  frei, 
bei  erheblichen  Zweifeln  an  der  Selbständigkeit  der  gefertigten  Prüfungs- 


*)  über  die  weitere  Entwickelung  bezüglich  des  Polnischen  vgl.  oben  Abschnitt  I, 
S.  49  ff. 

■)  Vgl.  hierzu  oben  Abschnitt  I,  S.  45  u.  46. 

^  Die  schriftliche  Prüfung  in  der  Religion,  die  bisher  in  der  Provinz  Westfalen 
und  in  der  Rheinprovinz  vorgeschrieben  war,  ist  wie  in  einer  Verfügung  vom  9.  No- 
vember 1882  ausdrücklich  betont  wurde,  in  Fortfall  gekommen. 
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arbeiten  für  alle  oder  für  einzelne  Fächer  neue  Aufgaben  zur  Bearbeitung 
zu  stellen  (§  7). 

Die  Bearbeitung  der  Aufgaben  geschieht  in  einem  geeigneten  Zimmer 
der  Anstalt  unter  beständiger  Aufsicht  durch  den  Direktor  (Rektor)  oder 
durch  Lehrer,  die  der  Prüfungskommission  angehören.  Die  für  die  Be- 
arbeitung der  Aufgaben  bestimmte  Zeit  schwankt  zwischen  fünf  und  zwei 
Stunden;  an  den  YoUanstalten  kann  sie  für  die  Aufsätze  nötigenfalls  um 
eine  halbe  Stunde  überschritten  werden.  Die  Hilfsmittel,  die  bei  der 
schriftlichen  Prüfung  benutzt  werden  dürfen  (Wörterbuch,  Logarithmen- 
tafel u.  8.  w.X  sind  für  die  einzelnen  Arbeiten  genau  bestimmt.  Wer  un- 
erlaubte Hilfsmittel  benutzt  oder  zu  benutzen  sucht,  einer  Täuschung  oder 
eines  Täuschungsversuches  sich  schuldig  macht,  wird  mit  Ausschlufs  von 
der  weiteren  Prüfung  bestraft  (§  8).  Die  Arbeiten  werden  vom  Fachlehrer 
geprüft  und  nach  ihrem  Ausfalle  mit  einem  der  Urteile  sehr  gut,  gut, 
genügend,  nicht  genügend  versehen  (§  9). 

Die  mündliche  Prüfung  ist  innerhalb  der  letzten  sechs  Wochen  des 
Schuljahres  vorzunehmen.  Der  Königliche  Kommissar  oder  sein  Vertreter 
bestimmt  den  Tag  und  führt  den  Vorsitz.  Der  Prüfung  geht  eine  Beratung 
und  Beschlufsfassung  über  den  Ausschlufs  oder  die  Befreiung  einzelner 
Bewerber  von  der  mündlichen  Prüfung  voraus.  Ein  Schüler,  dessen 
Prüfungsarbeiten  sämtlich  oder  der  Mehrzahl  nach  nicht  genügt  haben,  ist, 
wenn  bereits  in  dem  aus  AnlaTs  seiner  Meldung  dem  Provinzialschulkollegium 
erstatteten  Berichte  der  Zweifel  an  seiner  Reife  Ausdruck  gefunden  hat, 
von  der  mündlichen  Prüfung  zurückzuweisen;  anderenfalls  bleibt  es  der 
Kommission  überlassen,  ihm  zum  Rücktritte  zu  raten.  Wenn  dagegen  die 
Leistungen  eines  Schülers  während  der  Lehrzeit  der  Prima  nach  dem  ein- 
stimmigen Urteile  der  Lehrer  befriedigt  haben  und  die  schriftlichen 
Prüfungsarbeiten  sämtlich  genügend,  einige  darunter  besser  ausgefallen 
sind  und  die  sittliche  Führung  des  Schülers  keinen  Anlafs  zu  Bedenken 
giebt,  so  kann  derselbe  auf  einstimmigen  Beschlufs  der  Kommission  unter  Be- 
freiung von  der  mündlichen  Prüfung  für  reif  erklärt  werden  (§  10).  Die 
übrigen  Schüler  sind  in  allen  Gegenständen  zu  prüfen,  auf  die  sich  nach 
den  obigen  Angaben  die  mündliche  Prüfung  zu  erstrecken  hat.  Die  Prüfung 
erfolgt  durch  den  betreffenden  Fachlehrer.  Der  Königliche  Kommissar 
ist  jedoch  befugt,  in  dieselbe  durch  Fragen  einzugreifen  oder  sie  in  einzelnen 
Fällen  selbst  zu  übernehmen  oder  bei  einzelnen  Schülern  in  einzelnen 
Gegenständen  nach  Befinden  abzukürzen.  Er  ist  ferner  befugt,  an  Real- 
gymnasien die  Prüfung  nur  in  einer  der  neueren  Sprachen  vornehmen,  in 
der  Physik  bei  genügenden  schriftlichen  Leistungen  ganz  ausfallen  zu  lassen, 
an  Oberrealschulen  die  mündliche  Prüfung  in  den  Naturwissenschaften 
auf  Physik  oder  Chemie  zu  beschränken.  Im  Verlaufe  der  Prüfung  sind 
auf  Vorschlag  des  prüfenden  Lehrers  die  Prädikate,  die  jedem  Prüflinge 
zuzuerkennen  sind,  von  der  Kommission  festzustellen  (§  11). 

Nach  Beendigung  der  mündlichen  Prüfung  tritt  die  Kommission  zur 
Beratung  über  das  Ergebnis  der  gesamten  Prüfung  zusammen.  Zunächst 
wird  für  jedes  einzelne  Fach  unter  Berücksichtigung  der  Klassenleistungen, 
sowie  des  Ausfalles  der  schriftlichen  und  der  mündlichen  Prüfung  das 
Gesamtprädikat  festgestellt.  Wenn  dieses  in  keinem  allgemein  verbindlichen 
Gegenstande  auf  „nicht  genügend^  lautet,  so  ist  die  Prüfung  als  bestanden 
zu  erachten.  Anderenfalls  ist  nicht  unter  allen  Umständen  das  Zeugnis 
der  Reife  zu  versagen ;  vielmehr  ist  es  zulässig,  nicht  genügende  Leistungen 
in  einem  Gegenstande  durch  mindestens  gute  Leistungen  in  einem  anderen 
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als  ergänzt  zu  betrachten.  Die  Entscheidungen  in  der  Kommission  er- 
folgen durch  Stimmenmehrheit ;  bei  Stimmengleichheit  giebt  der  Königliche 
Kommissar  den  Ausschlag.  Diesem  steht  gegen  den  Beschlufs  der  Kom- 
mission über  die  Zuerkennung  oder  die  Yersagung  des  Zeugnisses  der 
Reife  das  Recht  des  Einspruches  zu.  Macht  er  davon  Gebrauch,  so  trifft 
das  Provinzialschulkollegium  die  Entscheidung.  Das  Gesamtergebnis  der 
Prüfung  wird  den  Prüflingen  nach  Beendigung  der  Beratungen  der  Kom- 
mission vom  Königlichen  Kommissar  mitgeteilt  (§  12). 

Über  die  Vorgänge  bei  der  Prüfung  ist  ein  Protokoll  zu  führen.  In 
dasselbe  sind  u.  a.  der  Inhalt  der  bei  der  mündlichen  Prüfung  gestellten 
Fragen,  sowie  die  Beschaffenheit  der  Antworten  so  weit  aufzunehmen,  dafs 
sich  daraus  die  Begründung  der  über  die  Ergebnisse  der  mündlichen 
Prüfung  gefällten  Urteile  ergiebt  (§  13). 

Wer  die  Prüfung  bestanden  hat ,  erhält  ein  Zeugnis  der  Reife.  Das- 
selbe mufs  u.  a.  für  jeden  einzelnen  Prüfungsgegenstand  der  obersten 
Klasse  ein  Urteil  über  das  Verhältnis  der  Schul-  und  Prüfungsleistungen 
zu  den  Forderungen  der  Schule  enthalten.  Dieses  Urteil  ist  für  jeden 
Gegenstand  schliefslich  durch  eines  der  vier  oben  mitgeteilten  Prädikate 
zusammenzufassen  (§  14). 

Wer  die  Prüfung  nicht  bestanden  hat,  kann  sie  noch  zweimal  wieder- 
holen. Will  er  die  Schule  verlassen,  so  erhält  er  ein  gewöhnliches  Ab- 
gangszeugnis, in  dessen  Eingange  das  ungenügende  Ergebnis  der  Prüfung 
erwähnt  wird  (§  16). 

Wer  die  an  die  Entlassungsprüfung  einer  höheren  Lehranstalt  ge- 
knüpften Rechte  erwerben  will,  ohne  Schüler  derselben  zu  sein,  wird,  so- 
fern die  von  ihm  eingereichten  Nachweisungen  ausreichen,  von  dem  zu- 
ständigen Provinzialschulkollegium  einer  bestimmten  Anstalt  überwiesen. 
Durch  besondere  Vorschriften  ist  Vorsorge  getroffen,  dafs  er,  wenn  er 
früher  einer  höheren  Schule  gleicher  Art  angehört  hat,  nicht  zu  einem 
früheren  Zeitpunkte,  als  bei  der  Fortsetzung  des  Schulbesuches  möglich 
gewesen  wäre,  zur  Prüfung  zugelassen  wird,  dafs  ihm  also  durch  den 
Austritt  aus  der  Schule  hinsichtlich  der  zur  Vorbereitung  auf  die  Prüfung 
zu  verwendenden  Zeit  kein  Vorteil  erwächst.  Für  die  Prüfung  der  sog. 
Extraneer  gelten  im  wesentlichen  dieselben  Vorschriften  wie  für  die  Schüler 
der  Anstalt;  nur  in  folgenden  Punkten  bestehen  Besonderheiten:  1)  Für 
die  schriftliche  Prüfung  sind  andere  Aufgaben  zu  stellen,  als  die  Schüler 
der  Anstalt  erhalten;  die  mündliche  Prüfung  ist  getrennt  von  derjenigen 
der  letzteren  abzuhalten.  2)  Eine  Befreiung  oder  eine  Ausschlief sung  von 
der  mündlichen  Prüfung  findet  nicht  statt.  3)  An  Prüfungsgebühren  sind 
bei  den  Vollanstalten  30  Mk.,  bei  Nichtvoll  an  stalten  20  Mk.  zu  entrichten. 
4)  Wird  die  Prüfung  nicht  bestanden,  so  kann  die  Kommission  nach  Be- 
finden bestimmen,  ob  die  Wiederholung  erst  nach  Ablauf  eines  Jahres  statt- 
finden darf*).  5)  Die  Prüfung  erstreckt  sich  auf  eine  gröfsere  Anzahl  von 
Gegenständen  als  bei  den  Schülern  der  Anstalt;  namentlich  tritt  in  allen 
Fällen  eine  mündliche  Prüfung  in  der  deutschen  Litteratur  (bei  höheren 
Bürgerschulen  in  der  deutschen  Sprache)  hinzu  (§  17). 

Erhebliche  Erleichterungen  sind  für  diejenigen  vorgesehen,  die,  nach- 
dem sie  bereits  an  einer  realen  Vollanstalt  ein  Zeugnis  der  Reife  erhalten 


^)  Bei  Schülern  ist  die  erneute  Meldung  nach  Schlufe  jedes  Schulhalbjahres  zulässig 
(§  5  Abs.  3). 
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haben,  ein  solches  noch  an  einer  Anstalt  mit  gröfseren  Berechtigungen 
erwerben  wollen  (§  18).  Sie  werden  vom  Provinzialschulkollegium  einer 
Anstalt  der  betreffenden  Art  überwiesen  und  haben  sich  hier  nur  einer 
Ergänzungsprüfung  zu  unterziehen.  Diese  beschränkt  sich  im  wesent- 
lichen auf  diejenigen  Gebiete,  in  denen  nicht  bereits  durch  die  voran- 
gegangene Prüfung  die  Keife  als  erwiesen  zu  betrachten  ist. 

Durch  die  Prüfungsordnung  für  die  Gymnasien  von  1882  sollten  nach 
§  19  derselben  die  Bestimmungen  der  unter  den  deutschen  Staatsregierungen 
im  April  1874  getroffenen  Vereinbarungen  über  die  gegenseitige  Aner- 
kennung der  Keifezeugnisse  nicht  berührt  werden  (vgl.  oben  S.  86ff.).  Nach 
Ziffer  6  dieser  Vereinbarungen  unterlag  demnach  die  Ergänzung  un- 
genügender Leistungen  in  einem  Gegenstande  durch  desto  befriedigendere 
in  einem  anderen  der  Beschränkung,  dafs  die  Leistungen  in  dem  Gegen- 
stande, in  dem  sie  nicht  genügen,  keineswegs  unter  das  für  die  Versetzung 
in  die  Prima  geforderte  Mafs  herabgehen  durften. 

Die  Prüfungsordnungen  von  1882  bestimmten,  dafs  bei  Vollanstalten 
nach  Beendigung  der  Prüfung  die  Protokolle  nebst  Beilagen,  die  schrift- 
lichen Prüfungsarbeiten,  sowie  die  Abschriften  der  Keifezeugnisse  dem 
Provinzialschulkollegium  zur  Mitteilung  an  die  zuständige  wissen- 
schaftliche Prüfungskommission  einzureichen  seien  (§  15).  Über 
die  dieser  mit  Bezug  hierauf  obliegende  Aufgabe  enthielten  sie  keine  Vor- 
schrift, da  sie  nur  das  an  den  höheren  Schulen  zu  beobachtende  Verfahren 
hatten  regeln  wollen.  An  den  älteren  Vorschriften  über  die  von  den 
wissenschaftlichen  Prüfungskommissionen  abzugebenden  Gutachten,  sowie 
ihre  Mitteilung  an  die  Prüfungskommissionen  der  höheren  Schulen  sollte 
also,  wie  in  einer  Verfügung  des  Unterrichtsministers  vom  19.  April  1883 
(Wiese-Kübler  Abt.  I,  S.  441)  ausdrücklich  hervorgehoben  wurde,  nichts 
geändert  werden.  Die  Unterrichtsverwaltung  konnte  sich  jedoch  bald  der 
Erkenntnis  nicht  verschliefsen ,  dafs  den  wissenschaftlichen  Prüfungs- 
kommissionen, wenn  ihre  Kevisionsthätigkeit  auf  diesem  Gebiete  den  bis- 
herigen Umfang  behielte,  eine  Arbeit  aufgebürdet  würde,  die  zu  ihrem 
Ertrage  nicht  in  richtigem  Verhältnisse  stand.  Der  Minister  bestimmte 
deshalb  durch  Erlafs  vom  15.  Juli  1885  (Wiese-Kübler  ebd.),  dafs 
von  der  regelmäfsigen  Vorlage  der  ganzen  oder  eines  bestimmten  Teils  der 
Verhandlungen  über  die  Keifeprüfungen  an  die  wissenschaftlichen  Prüfungs- 
kommissionen Abstand  zu  nehmen  sei,  behielt  sich  indessen  vor,  so  oft  er 
dazu  Anlafs  finde,  über  das  Verfahren  oder  die  thatsächlichen  Leistungen 
in  einem  einzelnen  oder  in  allen  Gegenständen  der  Keifeprüfungen  für 
den  Bereich  der  gesamten  Monarchie  oder  einer  einzelnen  Provinz  das 
fachmännische  Gutachten  jener  Kommissionen  einzuziehen. 


3.   Die  Prfifnngsordiinngeii  von  1892^). 

Über  die  Notwendigkeit,  die  Lehrpläne  von  1892  durch  neue  Prüfungs- 
ordnungen zu  ergänzen,  ist  bereits  im  Abschnitt  I  7  (S.  34)  gesprochen 


^)  G.-Bl.  S.  281.  Beier  S.  71.  Sonderabdruck:  „Ordnung  der  Reifeprüfungen 
an  ,  den  höheren  Schulen  und  der  Abschlufsprüfungen  nach  dem  sechsten  Jahrgange  der 
neunstufigen  höheren  Schulen  vom  6.  Januar  1892  ,  Berlin,  Wilhelm  Hertz  (Bessersche 
Buchhandlung). 
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worden.  Dort  ist  insbesondere  berichtet  worden,  dafs  die  Anordnung  des 
Stoffes  in  jenen  neuen  Ordnungen  von  1892  im  wesentlichen  dieselbe  ist 
wie  in  den  früheren  Ordnungen.  Da  aber  durch  die  Lehrpl&ne  von  1892 
öie  bisherigen  siebenstufigen  Realschulen  mit  den  höheren  Bürgerschulen 
zu  einer  einzigen  Schulgattung,  der  jetzigen  Realschule,  verschmolzen 
wurden,  so  waren  nur  für  drei  Arten  von  Nichtvollanstalten  neue  Prüfungs- 
ordnungen aufzustellen.  Diejenigen  für  Progymnasien  und  Realprogymnasien 
(I  B  und  II  B  der  amtlichen  Ausgabe)  wurden ,  wie  in  den  Ordnungen 
von  1882,  als  Ergänzungen  zu  den  Prüfungsordnungen  für  die  entsprechenden 
Yollanstalten  behandelt;  dagegen  wurde  für  die  Realschulen  (die  bis- 
herigen höheren  Bürgerschulen)  eine  besondere  Prüfungsordnung  (III) 
erlassen.  Über  den  Inhalt  der  Prüfungsordnungen  von  1892  ist  folgendes 
zu  bemerken: 

Zweck  der  Prüfung  ist,  zu  ermitteln,  ob  der  Schüler  die  Lehraufgaben 
der  Prima  (bei  Nichtvollanstalten  der  obersten  Klasse)  sich  angeeignet 
hat  (§  1).  Die  hierin  liegende  Beschränkung  gegenüber  dem  früheren 
Zustande  ist  bei  den  für  die  mündliche  Prüfung  in  der  Religion  und  in 
der  Geschichte  getroffenen  Bestimmungen  (§  11,6  und  s)  noch  verstärkt 
worden  durch  die  Vorschrift,  dafs  hier  nur  diejenigen  Gebiete  heranzu- 
ziehen sind,  die  in  der  Prima  eine  eingehendere  Behandlung  erfahren 
haben.  Über  den  Mafsstab  zur  Erteilung  des  Zeugnisses  der  Reife  sind, 
wie  in  den  Ordnungen  von  1882,  für  jeden  Gegenstand  besondere  Vor- 
schriften gegeben  (§  3);  die  durch  sie  herbeigeführten  Änderungen  des  be- 
stehenden Zustandes  haben  im  wesentlichen  in  den  Lehrplänen  von  1892 
und  in  der  durch  §  1  erfolgten  anderweitigen  Bestimmung  über  den  Zweck 
der  Prüfung  ihren  Grund. 

Die  Vorschriften  über  die  Zusammensetzung  der  Prüfungskommission 
sind  unverändert  geblieben  (§  4).  Dagegen  haben  diejenigen  über  die 
Meldung  und  Zulassung  zur  Prüfung  (§  5)  nach  zwei  Richtungen  hin  eine 
Verschärfung  erfahren.  Erstens  nämlich  soll  nach  der  Prüfungsordnung 
von  1892  die  Zulassung  bei  Vollanstalten  in  der  Regel  nicht  früher  als 
im  zweiten  Halbjahre  der  Oberprima  stattfinden.  Wer  also  in  Unter- 
prima VI2  Jahre  zugebracht  hat,  kann  nicht,  wie  dies  nach  der  Ordnung 
von  1882  zulässig  war,  bereits  im  ersten  Halbjahre  der  Oberprima  zu- 
gelassen werden.  Eine  Ausnahme  kann  mit  Genehmigung  des  Provinzial- 
schulkollegiums  nur  da  stattfinden,  wo  beide  Primen  vereinigt  sind. 
Zweitens  ist  durch  die  Prüfungsordnung  von  1892  bestimmt  worden,  dafs 
ein  Schüler,  der  nach  dem  einstimmigen  Urteile  des  Direktors  und  der 
der  Prüfungskommission  angehörigen  Lehrer  die  erforderliche  Reife  in 
wissenschaftlicher  und  sittlicher  Hinsicht  noch  nicht  erreicht  hat,  von  der 
Prüfung  zurückzuweisen  ist*). 

Die  Teilung  der  Prüfung  in  eine  schriftliche  und  eine  mündliche  ist 
beibehalten  worden  (§  6).  Zur  schriftlichen  Prüfung  gehören  an  allen 
Arten  von  höheren  Schulen  ein  deutscher  Aufsatz  und  die  Bearbeitung 
von  mathematischen  Aufgaben  (an  Vollanstalten  vier,  an  NichvoUanstalten 
drei).  Dazu  kommen :  1)  an  Gymnasien  eine  Übersetzung  aus  dem  Deutschen 
ins  Lateinische,  je  eine  Übersetzung  aus  dem  Griechischen  und  aus 
dem  Französischen  ins  Deutsche,  aufserdem  für  diejenigen  Schüler,  die 
sich  einer  Prüfung  im  Hebräischen  unterziehen  wollen,  die  Übersetzung 


^)  Nach   der  bisherigen    Ordnung    konnte   ihm  nur   vom  Eintritt  in   die  Prüfung 
abgeraten  werden. 


—    699    — 

nebst  grammatischer  Erklärung  eines  leichten  Abschnittes  aus  dem  Urtexte 
des  Alten  Testaments;  2)  an  Progymnasien  je  eine  Übersetzung  aus  dem 
Deutschen  ins  Lateinische,  Griechische  und  Französische;  3)  an  Real- 
gymnasien und  Oberrealschulen  ein  französischer  oder  nach  den  örtlichen 
Verhältnissen  statt  dessen  ein  englischer  Aufsatz  und  dementsprechend 
eine  Übersetzung  ins  Englische  oder  ins  Französische,  eine  Aufgabe  aus 
der  Physik  oder  aus  der  Chemie,  aufserdem  an  Realgymnasien  eine  Über- 
setzung aus  dem  Lateinischen  ins  Deutsche;  4)  an  Realprogymnasien  und 
Realschulen  je  eine  Übersetzung  aus  dem  Deutschen  ins  Französische  und 
ins  Englische,  bei  Realprogymnasieu  aufserdem  eine  solche  ins  Lateinische. 
Gegenstände  der  mündlichen  Prüfung  sind  an  allen  Arten  von  höheren 
Schulen  christliche  Religionslehre  Mi  Mathematik  und  Geschichte.  Dazu 
kommt:  1)  an  allen  Nichtvollaustalten  Erdkunde;  2)  an  Gymnasien  und  Pro- 
gymnasien Lateinisch  und  Griechisch;  3)  an  Realgymnasien,  Realpro- 
gymnasien, Oberrealschulen  und  Realschulen  Französisch,  Englisch  und 
Naturlehre  (Physik,  Chemie).  Bei  Realgymnasien  und  Oberrealschulen 
erstreckt  sich  jedoch  die  mündliche  Prüfung  nur  auf  denjenigen  der 
beiden  in  der  Klammer  angegebenen  Gegenstände,  dessen  Gebiete  die 
schriftliche  Prüfungsarbeit  nicht  angehörte. 

Die  Änderungen,  die  durch  die  Ordnung  von  1892  hinsichtlich  der  Gegen- 
stände der  Prüfung  herbeigeführt  sind,  lassen  sich  hiernach  folgendermafsen 
zusammenfassen.  Fortgefallen  ist  an  Yollanstalten  die  Prüfung  in  der 
Geographie,  an  Gymnasien  der  lateinische  Aufsatz  und  die  mündliche 
Prüfung  im  Französischen,  an  Progymnasien  die  mündliche  Prüfung  im 
Französischen,  an  Realgymnasien  und  Realprogymnasien  die  mündliche 
Prüfung  im  Lateinischen.  Der  Umfang  der  schriftlichen  Arbeit  in  der 
Mathematik  ist  an  Nichtvollaustalten  verringert  worden.  An  Oberreal- 
schulen ist  die  Anfertigung  zweier  schriftlicher  Arbeiten  aus  dem  Gebiete 
der  Naturwissenschaften  nicht  mehr  erforderlich,  sondern,  wie  an  Real- 
gymnasien ,  die  Wahl  zwischen  einer  Arbeit  aus  der  Physik  und  einer  aus 
der  Chemie  freigestellt.  Bei  der  mündlichen  Prüfung  fällt  von  diesen 
beiden  Gebieten  dasjenige  aus,  dem  die  schriftliche  Prüfungsarbeit  ange- 
hört hat. 


^)  An  denjenigen  Anstalten,  deren  katholische  Schüler  keinen  schulplanmäfsi^en 
Religionsunterricht  erhalten,  kann  natürlich  in  der  Re^el  in  der  Religion  auch  keine 
Reifeprüfung  abgehalten  werden.  Um  den  Schwierigkeiten  zu  begegnen,  die  sich  für 
diese  Schüler  bei  ihrem  Eintritt  in  katholisch-theologische  Fakultäten  ergeben,  hat  der 
Unterrichtsminister  durch  Erlafs  vom  28.  Juli  1900  (C.-Bl.  S.  764)  bestimmt,  dals  sie  sich 
zum  Nachweise  ihrer  Reife  in  der  Eeligion  in  der  gleichen  Weise  einer  Nachprüfung 
unterziehen,  wie  sie  in  §  16  Abs.  3  der  Ordnung  der  Keifeprüfungen  für  das  Hebräische 
vorgesehen  ist,  d.  h.  da£  sie  sich  wegen  der  Abhaltung  der  Nachprüfung  bei  einer  wissen- 
schaftlichen Prüfungskommission  melden.  Die  wissenschaftlichen  Prüfungskommissionen 
zu  Breslau,  Bonn,  Münster  und  Königsberg  sind  demgemäfs  zur  Abhaltung  der  Nach- 
prüfongen  in  der  Religion  ermächtigt  worden. 

In  anderen  Fällen,  in  denen  für  die  der  konfessionellen  Minderheit  angehörigen  Schüler 
kein  schulplanmä&iger  Religionsunterricht  eingerichtet  ist,  wird,  soweit  dieselben  von 
einem  Geistlichen  ihres  Bekenntnisses  privaten  Religionsunterricht  erhalten  haben,  das 
Urteil  über  denselben  mit  dem  ausdrücklichen  Hinweise  auf  denjenigen,  der  es  aus- 
gestellt hat,  in  das  Reifezeugnis  aufgenommen.  In  dieser  Weise  mu£  regelmäfeig  mit 
Altkatholiken  verfahren  werden,  da  mr  diese  in  keiner  höheren  Schule  ein  besonderer 
Religionsunterricht  eingerichtet  ist.  In  einem  Falle  —  der  allerdings  aus  dem  Jahre 
1886  stammt  —  wurde  bestimmt,  daCs  die  Prüfung  eines  evangelischen  Schülers  eines 
Gymnasiums,  das  fast  ausschliefslich  von  katholischen  Schülern  besucht  wurde,  in  der 
Religion  durch  den  Königlichen  Prüfungskommissar  vorgenommen  und  dafs  als  solcher 
ausnahmsweise  der  evangelische  Departementsrat  bestellt  werde.  Über  die  Aufnahme 
der  Leistungen  im  jüdischen  Religionsunterricht  in  das  Reifezeugnis  vgl.  S.  46  Anm.  2. 
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Bei  der  Stellung  der  Aufgaben  für  die  schriftliche  Prüfung  ist  eine 
erhöhte  Mitwirkung  des  Königlichen  Kommissars  vorgesehen  (§  7).  Diesem 
sind  für  jede  der  Prüfungsarbeiten  von  dem  Fachlehrer  drei  vom  Direktor 
genehmigte  Vorschläge  zu  machen,  und  aus  letzteren  bleibt  ihm  die  Wahl 
vorbehalten. 

Über  die  einschneidenden  Änderungen  in  dem  allgemeinen  Charakter 
der  mündlichen  Prüfung  ist  bereits  im  Abschnitte  I,  7  (S.  35)  gesprochen 
worden.  Sie  kommen  in  der  Prüfungsordnung  zum  ersten  Male  im  §  10,2 
zum  Ausdrucke.  Hier  wird  bestimmt,  dafs  der  mündlichen  Prüfung  eine 
Beratung  und  Beschlufsfassung  vorausgehe  darüber,  ob  einzelne  Bewerber 
von  der  mündlichen  Prüfung  auszuschliefsen  oder  von  deren  Ablegung 
ganz  oder  teilweise  zu  befreien  sind.  Die  Worte  „ganz  oder  teil- 
weise" finden  ihre  Ergänzung  in  Ziffer  4  b  desselben  Paragraphen.  Nach 
dieser  hat  die  Befreiung  von  Teilen  der  mündlichen  Prüfung  einzutreten 
1)  in  Fächern,  die  nicht  Gegenstand  der  schriftlichen  Prüfung  sind,  wenn 
das  Urteil  über  die  Klassenleistungen  mindestens  „genügend"  ohne  Ein- 
schränkung lautet;  2)  in  Fächern,  die  auch  Gegenstand  der  schriftlichen 
Prüfung  sind,  wenn  überdies  die  schriftlichen  Arbeiten  mindestens  die  Be- 
zeichnung „genügend**  ohne  Einschränkung  erhalten  haben*). 

Die  Bedingungen,  unter  denen  die  Befreiung  von  der  ganzen  münd- 
lichen Prüfung  in  Frage  kommt,  sind  wesentlich  ermäfsigt  worden.  Nach 
§  10,4a  hat  diese  Befreiung  einzutreten,  wenn  der  Schüler  bei  tadellosem 
Betragen  sowohl  in  sämtlichen  verbindlichen  Fächern  vor  Eintritt  in  die 
Reifeprüfung  als  auch  in  sämtlichen  Prüfungsarbeiten  mindestens  das 
Prädikat  „genügend''  ohne  Einschränkung  erhalten  hat.  Die  weitere 
Forderung  der  Prüfungsordnung  von  1882,  dafs  einige  Prüfungsarbeiten 
„besser"  ausgefallen  sein  müssen,  ist  also  nicht  aufrechterhalten  worden. 
Bemerkenswert  ist  auch,  dafs  durch  die  Fassung  der  neuen  Vorschrift  (die 
Befreiung  hat  einzutreten)  bei  Vorhandensein  sämtlicher  Bedingungen  die 
Befreiung  der  Prüfungskommission  zur  Pflicht  gemacht  wird,  während  nach 
der  Ordnung  von  1882  (ein  Schüler  kann  .  .  .  befreit  werden)  die  Be- 
freiung von  der  Prüfung  von  dem  Ermessen  der  Prüfungskommission  ab- 
hängig und  für  den  betreffenden  Beschlufs  Einstimmigkeit  erforderlich  war. 

Die  auf  die  Feststellung  des  Endergebnisses  bezüglichen  Vorschriften 
haben  durch  die  Beschränkung  der  sog.  Ausgleichungen  eine  wesentliche 
Abänderung  erfahren.  Erstens  darf  an  allen  Arten  von  Anstalten  bei 
nicht  genügenden  Leistungen  im  Deutschen,  an  Gymnasien  in  den  beiden 
alten  Sprachen,  an  Bealanstalten  in  den  beiden  neuen  Sprachen  das  Zeugnis 
der  Reife  überhaupt  nicht  zuerkannt  werden.  Zweitens  können  an  Gym- 
nasien nicht  genügende  Gesamtleistungen  in  einer  der  beiden  alten  Sprachen 
nur  durch  mindestens  gute  Gesamtleistungen  in  der  anderen  alten  Sprache 
oder  im  Deutschen  oder  in  der  Mathematik,  ebenso  umgekehrt  nicht 
genügende  Gesamtleistungen  in  der  Mathematik  nur  durch  mindestens 
gute  Gesamtleistungen  im  Deutschen  oder  in  einer  der  alten  Sprachen 
ausgeglichen  werden.  Für  Realanstalten  gilt  dasselbe  mit  der  Mafsgabe, 
dafs  an  die  Stelle  der  alten  die  neuen  Sprachen  treten,  und  dafs  an  der 
Oberrealschule  nicht  genügende  Leistungen  in  der  Mathematik  nur  durch 


^)  Durch  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  24.  Oktober  1898  ist  die  obige  Vor- 
schrift dahin  ergänzt  worden,  dals  die  Befreiung  von  Teilen  der  mündlichen  Prüfung, 
ebenso  wie  die  von  der  ganzen  mündlichen  Prüfung  nur  bei  tadellosem  Betragen 
zulässig  ist. 
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mindestens  gute  Gesamtleistungen  in  der  Physik  und  in  der  Chemie  aus- 
geglichen werden  können  (§  12).  Diese  Beschränkungen  ^)  sind  jedoch  nur 
bei  Yollanstalten  unbedingt  zu  beachten.  Bei  NichtvoUanstalten  bleibt 
ihre  Beachtung  dem  Ermessen  der  Prüfungskommission  überlassen;  diese 
hat  bei  der  Entscheidung  die  Persönlichkeit  des  Schülers  und  das  Urteil 
der  Lehrer  über  denselben  vor  allem  zu  berücksichtigen. 

Die  bisherigen  Vorschriften  über  die  Prüfungsprotokolle  sind  be- 
stehen geblieben  (§  13).  In  die  Zeugnisse  ist  an  Gymnasien  das  Urteil 
über  die  Elassenleistungen  in  der  Physik  und  im  Englischen,  an  Real- 
gymnasien das  bei  der  Versetzung  nach  Obersekunda  in  der  Botanik, 
in  der  Physik  und  in  der  Erdkunde  gegebene  Urteil  mit  aufzunehmen 
(§  14).  Ob  und  welche  Teile  der  Prüfungsverhandlungen  und  der  Prü- 
fungsarbeiten der  Aufsichtsbehörde  einzureichen  sind,  wird  vom  Unter- 
richtsminister bezw.  ProvinzialschulkoUegium  bestimmt  (§  15;  vgl.  auch 
oben  S.  697). 

Wer  die  Reifeprüfung  nicht  bestanden  hat,  darf  sie,  wie  nach  der 
älteren  Ordnung,  nur  zweimal  wiederholen.  Das  Zurücktreten  während 
der  Prüfung  wird,  falls  es  nicht  durch  Erkrankung  entschuldigt  wird,  dem 
Nichtbestehen  gleichgeachtet.  Studierende,  die  nachträglich  im  Hebräischen 
ein  Zeugnis  der  Reife  erwerben  wollen,  haben  sich,  wie  früher,  zur  Ab- 
legung der  Prüfung  in  diesem  Gegenstande  an  eine  der  wissenschaftlichen 
Prüfungskommissionen  zu  wenden  (§  16). 

Das  Verfahren  bei  der  Prüfung  der  Extraneer  ist  im  wesentlichen 
das  gleiche  geblieben.  Für  diejenigen,  die  bereits  das  Reifezeugnis  einer 
Vollanstalt  besitzen  und  ein  solches  an  einer  mit  umfassenderen  Berechti- 
gungen versehenen  Anstalt  erwerben  wollen,  sind  noch  weitergehende 
Erleichterungen  als  nach  der  Prüfungsordnung  von  1882  zugelassen  (§  18). 
Die  Prüfung  beschränkt  sich  an  Gymnasien  auf  die  lateinische  und  die 
griechische  Sprache;  die  schriftliche  Prüfung  besteht  in  je  einer  Über- 
setzung in  das  Lateinische  und  aus  dem  Griechischen,  die  mündliche  hat 
sich  auf  die  Übersetzung  einfacher  Stellen  des  Livius  und  des  Horaz,  so- 
wie eines  leichten  attischen  Prosaikers  und  des  Homer  zu  erstrecken.  An 
Realgymnasien  beschränkt  sich  die  Prüfung  auf  die  lateinische  Sprache; 
die  schriftliche  Prüfung  besteht  in  einey,  Übersetzung  aus  dem  Lateinischen, 
die  mündliche  erstreckt  sich  auf  die  Übersetzung  von  leichteren  Stellen 
solcher  römischer  Schriftsteller,  die  in  der  Prima  des  Realgymnasiums  ge- 
lesen werden.  Der  Umfang  der  Prüfung  ist  —  im  Gegensatze  zu  den  ent- 
sprechenden Vorschriften  der  Ordnung  von  1882  —  in  allen  Fällen  un- 
abhängig von  dem  Ausfalle  der  Prüfung  an  der  Vollanstalt  mit  geringeren 
Berechtigungen. 

Die  Bestimmungen  der  unter  den  deutschen  Staatsregierungen  ge- 
troffenen Vereinbarungen  über  die  gegenseitige  Anerkennung  der  Reife- 
zeugnisse der  Gymnasien  und  Realgymnasien  sind  durch  die  Prüfungs- 
ordnung von  1892  nicht  berührt  worden  (§  19)®). 


^)  Durch  sie  haben  bestimmte  Fächer  thatsächlich  den  Charakter  Ton  Hauptgegen- 
ständen erhalten.  Diese  Bezeichnung  kommt  allerdings  in  den  Prüfungsordnungen  von 
1892  nicht  vor. 

')  Die  Prüfungsordnung  von  1882  erwähnte  in  diesem  Zusammenhange  nur  die 
Gymnasien,  weil  zur  Zeit  ihres  Inkrafttretens  nur  für  diese  Vereinbarungen  getroffen 
waren.    Das  Nähere  hierüber  ist  in  Abschnitt  1, 16  S.  85  ff.  dargelegt. 
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4.  Die  Prüfon^sordiinngeii  von  1901. 

Schon  oben  (Abschnitt  I  8,  S.  3(5)  ist  dargelegt  worden,  dafs  gegen 
die  Gestaltung,  welche  die  mündliche  Reifeprüfung  durch  die  Ord- 
nungen von  1892  erhalten  hatte,  trotz  der  dadurch  herbeigeführten 
Vereinfachungen  sich  doch  im  Laufe  der  Zeit  mancherlei  Bedenken  geltend 
machten.  Aber  auch  nach  anderen  Richtungen  erschien  eine  Revision 
jener  Ordnungen  notwendig.  Schon  der  Zustand,  dafs  einerseits  für 
Gymnasien,  andererseits  für  Realgymnasien  und  Oberrealschulen  neben- 
einander besondere  Reifeprüfungsordnungen  bestanden,  erwies  sich  im 
Hinblick  auf  deren  fast  wörtliche  Übereinstimmung  in  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Vorschriften  auf  die  Dauer  als  unhaltbar.  Dazu  kam,  dafs 
die  Schulreform  von  1901  in  der  Lehreinrichtung  der  höheren  Schulen, 
namentlich  in  derjenigen  der  Gymnasien  und  der  Realgymnasien,  mancherlei 
Änderungen  herbeigeführt  hatte,  die  auf  die  Gestaltung  der  Reifeprüfung 
nicht  ohne  Einftufs  bleiben  konnten.  Endlich  machte  auch,  wie  ebenfalls 
in  Abschnitt  I  8  (S.  38)  bemerkt  worden  ist,  die  nach  der  Schulkonferenz 
von  1900  erfolgte  Aufhebung  der  Abschlufsprüfung  eine  völlige  Umge- 
staltung der  Bestimmungen  über  die  Entlassungsprüfung  an  sechsstufigen 
Anstalten  erforderlich. 

Der  Unterrichtsminister  liefs  deshalb  zugleich  mit  den  neuen  Lehr- 
plänen und  Lehraufgaben  Entwürfe  für  eine  Neugestaltung  des  Prüfungs- 
wesens ausarbeiten.  Diese  Neugestaltung  ist  nunmehr,  nachdem  die  Ent- 
würfe den  ProvinzialschulkoUegien  vorgelegen  hatten  und  deren  Abänderungs- 
vorschläge an  der  Centralstelle  einer  eingehenden  Erwägung  unterzogen 
worden  waren,  durch  die  „Ordnung  der  Reifeprüfungen  an  den  neun- 
stufigen höheren  Lehranstalten  (Gymnasien,  Realgymnasien  und  Oberreal- 
schulen)" vom  28.  Oktober*)  und  durch  die  „Bestimmungen  über  die 
Schlufsprüfungen  an  sechsstufigen  höheren  Schulen  (Progymnasien,  Real- 
progymnasien und  Realschulen)  vom  29.  Oktober  1901  erfolgt. 

Die  neue  Ordnung  der  Reifeprüfung  an  den  neunstufigen 
Anstalten  giebt  zunächst,  da  sie  diese  Prüfung  für  die  Gymnasien, 
Realgymnasien  und  Oberrealschulen  einheitlich  regelt,  der  in  dem  Aller- 
höchsten Erlasse  vom  26.  November  ausgesprochenen  grundsätzlichen  Gleich- 
wertigkeit jener  drei  Schulgattungen  angemessenen  Ausdruck.  Sie  enthält 
ferner  mehrere  auf  die  Reifeprüfung  bezügliche  Vorschriften,  die  bisher 
neben  den  Prüfungsordnungen  bestanden.  Das  gilt  namentlich  für  einzelne 
Bestimmungen  der  „Vereinbarungen  der  deutschen  Staatsregierungen  über 
die  gegenseitige  Anerkennung  der  Reifezeugnisse"  (vgl.  oben  Abschn.  I  17, 
S.  85 ff.).  In  der  neuen  Ordnung  sind  sodann  verschiedene  Zweifel,  zu  denen  die 
bisherigen  Ordnungen  Anlafs  gegeben  haben,  durch  Änderungen  der  Fassung 
beseitigt  werden.  Auch  ist  in  einzelnen  Punkten,  ohne  dafs  sachliche 
Änderungen  eingetreten  sind,  eine  veränderte  Anordnung  des  Stoffes 
vorgenommen  worden;  hierbei  ist  die  Absicht  mafsgebend  gewesen,  alle 
inhaltlich  zusammenhängenden  Vorschriften  nach  Möglichkeit  auch  äufser- 
lich  als  solche  erscheinen  zu  lassen.  Endlich  sind  die  Bestimmungen  über 
die  Form  des  Verfahrens  an  mehreren  Stellen  ausführlicher  ausgestaltet 
worden;  allerdings  handelt  es  sich  hierbei  vielfach  nicht  um  wirkliche 
Neuerungen,   sondern  um  Festlegung  von  Regeln,   die  bisher,    ohne  dafs 


*)  C.-Bl.  S.  934,  Sonderabdriick,  Halle  1901,  Verlag  der  Buchhandlung  des  Waisen- 
hauses. 
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allgemeine  Anordnungen  ergangen  waren,  thatsächlich  bereits  beobachtet 
worden  sind.  Über  die  Ergänzungsprüfung  derjenigen,  die  bereits  an 
einer  neunstufigen  Anstalt  die  Reifeprüfung  bestanden  haben  und  nach- 
träglich das  Reifezeugnis  an  einer  mit  gröfseren  Berechtigungen  versehenen 
Anstalt  erwerben  wollen,  enthält  die  neue  Ordnung  keine  Vorschriften. 
Bezüglich  dieses  Gegenstandes  ist  in  dem  Erlasse,  durch  welchen  dieselbe 
den  Provinzialschulkollegien  mitgeteilt  wurde  (vom  1.  November  1901, 
C.-Bl.  S.  933)  ausdrücklich  bestimmt  worden,  dafs  es  bis  auf  weiteres  bei 
den  Bestimmungen  in  §  18  der  Ordnungen  von  1892  (s.  oben  S.  701) 
verbleibt.    Im  einzelnen  sind  folgende  Punkte  hervorzuheben: 

Bei  der  Feststellung  des  Zweckes  der  Reifeprüfung  ist  auf  das  vor 
1892  geltende  System  zurückgegriffen  worden.  Demgemäfs  soll  durch  die 
Prüfung  ermittelt  werden,  ob  der  Schüler  die  Lehraufgabe  der  Anstalt 
—  nicht  nur  die  der  Prima,  wie  nach  der  Ordnung  von  1892  —  sich  an- 
geeignet hat.  Dieser  Zweck  ist  durch  ausdrücklichen  Hinweis  auf  die  in 
den  Lehrplänen  und  Lehraufgaben  gestellten  Zielforderungen  näher  be- 
stimmt worden  (§  1).  Dadurch  sind  die  im  §  3  der  älteren  Ordnungen 
gegebenen  Bestimmungen  über  den  Mafsstab  zur  Erteilung  des  Reife- 
zeugnisses überflüssig  geworden. 

Nach  den  früheren  Prüfungsordnungen  waren  Ausnahmen  von  der 
Regel,  dafs  sich  Schüler  nicht  vor  dem  zweiten  Halbjahre  der  Ober-Prima 
zur  Reifeprüfung  melden  dürfen,  nur  in  den  Anstalten  zulässig,  in  denen 
Oberprima  und  Unterprima  vereinigt  sind.  Diese  Beschränkung  hatte 
zwar  mancherlei  für  sich.  Aber  einerseits  enthielt  sie  eine  Bevorzugung 
gerade  derjenigen  Schulen,  in  denen  sich  die  Bewältigung  der  Lehraufgabe 
der  Prima  aus  naheliegenden  Gründen  im  allgemeinen  schwieriger  gestaltet 
als  in  den  übrigen.  Andererseits  konnte  sie  unter  Umständen  zu  einer  Be- 
vorzugung der  wohlhabenderen  Prüflinge  vor  den  minder  bemittelten  führen. 
Denn  wenn  jemand  an  einem  Orte  wohnte,  in  dessen  sämtlichen  höheren 
Schulen  die  Prima  geteilt  war,  so  war  für  ihn  eine  Abkürzung  des  Aufent- 
halts in  der  obersten  Klasse  nur  möglich,  wenn  er  bezw.  seine  Ernährer 
die  mit  dem  Besuche  einer  auswärtigen  Anstalt  verbundenen  Kosten  zu 
bestreiten  in  der  Lage  waren.  Die  neue  Prüfungsordnung  hat  deshalb 
jene  Beschränkung  nicht  beibehalten.  Sie  hat  aber  auch  deutlicher  als 
die  alte  zum  Ausdrucke  gebracht,  dafs  die  Abkürzung  der  Frist  nur  in 
ganz  besonders  gearteten  Fällen  zulässig  ist.  Denn  sie  bestimmt,  dafs  diese 
Abkürzung  nur  ausnahmsweise  und  aus  gewichtigen  Gründen  erfolgen 
dürfe,  und  dafs  jedesmal  ein  Antrag  des  Direktors  und  der  zur  Prüfungs- 
kommission gehörigen  Lehrer  erforderlich  sei  (§  4,i  Abs.  II).  Meistens 
wird  es  sich  um  begabte  und  hervorragend  fleifsige  junge  Männer  handeln, 
die  ohne  ihr  Verschulden  erst  spät  in  die  Prima  gelangt  sind. 

Schon  die  älteren  Prüfungsordnungen  suchten  zu  verhindern,  dafs  ein 
Primaner  einer  durch  sein  eigenes  Verhalten  verschuldeten  Hinausschiebung 
des  Termins  der  Reifeprüfung  durch  einen  Wechsel  der  Anstalt  vorbeugt. 
Sie  bestimmten  nämlich,  dafs,  wenn  er  im  Disciplinarwege  von  einer  An- 
stalt entfernt  worden  ist  ober  sie  verlassen  hat,  um  sich  einer  Schulstrafe 
zu  entziehen,  oder  in  willkürlicher,  durch  die  Verhältnisse  nicht  gerecht- 
fertigter Weise,  ihm  an  der  Anstalt,  an  die  er  übergegangen  ist,  das 
Halbjahr,  in  welches  oder  an  dessen  Schlufs  der  Anstaltswechsel  fällt,  auf 
die  zweijährige  Besuchszeit  der  Prima  nicht  angerechnet  werden  darf.  Die 
neue  Prüfungsordnung  geht  noch  weiter.  Sie  erklärt  nicht  nur  in  den 
beiden  ersten  Fällen,  in  denen  also  der  Schulwechsel  durch  eine  Verletzung 
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der  Schulordnung  veranlafst  ist,  die  Anrechnung  für  unzulässig,  sondern 
macht  dieselbe  in  sämtlichen  Fällen  des  Schulwechsels  von  der  Entscheidung 
des  Provinzialschulkollegiums  abhängig.  Aufserdem  ordnet  sie  an,  dafs 
diese  Entscheidung  unter  allen  Umständen  bei  dem  Eintritte  des  Schülers 
in  die  neue  Anstalt  von  deren  Direktor  zu  beantragen  ist,  dafs  es  also 
eines  besonderen  Antrages  der  Eltern,  der  nach  der  bisherigen  Ordnung 
gefordert  wurde,  nicht  mehr  bedarf  (§  4,2). 

Der  Direktor  hat  spätestens  2V2  Monate  vor  dem  Schlüsse  des  Halb- 
jahres dem  ProvinzialschulkoUegium  ein  Verzeichnis  aller  Oberprimaner 
einzureichen,  die  nach  ihrem  Klassenalter  zur  Meldung  befugt  sind,  also 
nicht  nur,  wie  bisher,  derjenigen,  die  sich  wirklich  gemeldet  haben  (§  4,«). 

Bezüglich  der  Prüfungsgegenstände  sind  folgende  Änderungen  ein- 
getreten. An  den  Gymnasien  fällt  die  schriftliche  Prüfung  im  Französischen 
fort;  an  ihre  Stelle  tritt  eine  mündliche  Prüfung  im  Französischen  oder  im 
Englischen ,  je  nachdem  an  der  betreffenden  Anstalt  in  der  einen  oder  in 
der  anderen  Sprache  der  Unterricht  allgemein  verbindlich  ist  (vgl.  oben 
S.  32).  Bei  den  Realgymnasien  ist,  wie  unter  der  Herrschaft  der  Ordnung 
von  1882,  die  lateinische  Sprache  nunmehr  auch  Gegenstand  der  schrift- 
lichen Prüfung;  bei  dieser  ist,  wie  damals,  eine  Übersetzung  aus  dem 
Lateinischen  ins  Deutsche  anzufertigen.  In  den  neueren  Sprachen  ist  nur 
eine  schriftliche  Prüfungsarbeit  anzufertigen,  und  zwar  in  derjenigen,  die 
an  der  betreffenden  Anstalt  im  Hinblick  auf  deren  besondere  Verhältnisse 
mit  der  gröfseren  Stundenzahl  bedacht  ist  (vgl.  oben  S.  128).  Sie  besteht 
je  nach  der  Wahl  des  Königlichen  Kommissars  aus  einem  Aufsatz  oder 
einer  Übersetzung  aus  dem  Deutschen.  In  den  Naturwissenschaften  ist 
die  schriftliche  Prüfungsarbeit  dem  Gebiete  der  Physik  zu  entnehmen,  die 
bisher  zugelassene  Wahl  zwischen  Physik  und  Chemie  also  fortgefallen. 
Dagegen  ist  für  die  mündliche  Prüfung  diese  Wahl  neu  eingeführt  worden, 
während  bisher  beide  Fächer  Gegenstände  der  mündlichen  Prüfung  gewesen 
sind.  An  der  Oberrealschule  ist  hinsichtlich  der  schriftlichen  Prüfungs- 
arbeit aus  dem  Gebiete  der  Naturwissenschaften  nichts  geändert  worden, 
hier  ist  also  die  Wahl  zwischen  Physik  und  Chemie  bestehen  geblieben; 
dagegen  sind  jetzt  beide  Fächer  Gegenstände  der  mündlichen  Prüfung,  die 
Beschränkung  auf  dasjenige,  dem  die  schriftliche  Prüfungsarbeit  nicht  an- 
gehört hat,  ist  also  fortgefallen  (§  5). 

Die  Bestimmungen  über  die  Zeit,  in  der  die  schriftlichen  Prüfungs- 
arbeiten anzufertigen  sind,  haben  eine  Vereinfachung  erfahren.  Mit  Aus- 
nahme der  Aufsätze  und  der  mathematischen  Arbeit  werden  stets  3  Stunden 
gewährt :  für  die  Aufsätze  ist  die  Zeit  auf  5Va  Stunden  verlängert  worden. 
In  Bezug  auf  diese  ist  also  das,  was  nach  der  alten  Ordnung  als  eine 
nötigenfalls  zuzubilligende  Ausnahme  betrachtet  wurde,  zur  Regel  gemacht 
worden.  Die  Erlaubnis,  bei  den  Übersetzungen  aus  einer  fremden  Sprache 
oder  in  eine  solche  ein  Wörterbuch  zu  benutzen,  ist  nur  noch  für  die 
hebräische  Prüfungsarbeit  beibehalten  worden  (§  7). 

Die  Vorschriften  über  die  Beurteilung  der  schriftlichen  Arbeiten  haben 
keine  wesentliche  Änderung  erfahren.  Neu  ist  die  Bestimmung,  dafs  die 
Niederschrift  der  fremdsprachlichen  Texte  hierbei  nicht  zu  werten  ist; 
nach  diesem  Grundsatze  ist  aber  bisher  fast  überall  verfahren  worden  (§  8,1). 
Dem  Urteile  über  die  Prüfungsarbeit  ist,  wie  bisher,  eine  Bemerkung  über 
ihr  Verhältnis  zu  den  Klassenleistungen  hinzuzufügen ;  die  endgültige  Fest- 
stellung des  Prädikats  über  diese  Leistungen  darf  aber  nach  der  neuen 
Ordnung  nicht  mehr  bis  zur  Feststellung  desjenigen  über  die  Prüfungs- 
arbeit hinausgeschoben  werden,  sondern  mufs  bereits  vor  Beginn  der  schrift- 
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liehen  Prüfung  in  einer  Konferenz  der  zur  Prüfungskommission  gehörigen 
Lehrer  erfolgen  (§  8,2).  Die  in  den  älteren  Ordnungen  enthaltene  und 
nicht  immer  befolgte  Vorschrift,  dafs  das  Urteil  über  die  Klassenleistungen 
durch  den  Ausfall  der  schriftlichen  Prüfung  nicht  beeinflufst  werden  darf, 
ist  somit  überflüssig  geworden.  Nach  der  älteren  Ordnung  konnte  der 
Königliche  Kommissar  bei  erheblichen  Zweifeln  an  der  Selbständigkeit  der 
gefertigten  Prüfungsarbeiten  für  alle  oder  für  einzelne  Fächer  neue  Auf- 
gaben zur  Bearbeitung  stellen.  Die  neue  Ordnung  giebt  ihm  die  un- 
eingeschränkte Befugnis,  diese  Anordnung  „für  alle  oder  für  einzelne 
Prüflinge  und  Fächer"  zu  treffen  (§  8,4).  Es  ist  also  nicht  mehr  erforderlich, 
dafs  die  letztere  gleichzeitig  für  alle  Prüflinge  ergeht. 

Die  Bedingungen,  unter  denen  ein  Schüler  von  der  mündlichen  Prüfung 
auszuschliefsen  ist,  sind  nicht  geändert  worden  (§  10,8  Abs.  II).  Dagegen 
ist  von  der  Aufnahme  einer  Bestimmung ,  nach  welcher  der  Kommission 
anheimgestellt  wird,  unter  gewissen  Umständen  den  Rat  zum  Rücktritte 
von  der  Prüfung  zu  geben,  in  die  neue  Ordnung  Abstand  genommen  worden. 

Sehr  wichtige  Änderungen  sind  in  den  Vorschriften  über  die  Be- 
freiung von  der  mündlichen  Prüfung  eingetreten;  die  Gründe  sind 
bereits  oben  (Abschnitt  1,7,  S.  36)  dargelegt  worden.  Jetzt  hat  die  Prüfungs- 
kommission über  die  Befreiung  einzelner  Schüler  von  Teilen  der  Prüfung 
überhaupt  nicht  mehr  zu  befinden.  Dementsprechend  haben  auch  die 
zu  ihr  gehörigen  Lehrer  in  der  nach  Beendigung  der  schriftlichen  Prüfung 
abzuhaltenden  Konferenz  nicht  mehr  über  dahin  gehende  Vorschläge  zu 
beschliefsen.  Wohl  aber  können  sie  wegen  der  Ausschliefsung  und  wegen 
der  gänzlichen  Befreiung  einzelner  Schüler  Vorschläge  machen.  Über 
diese  steht  der  Prüfungskommission  die  Entscheidung  zu.  Während  aber 
die  letztere  unter  der  Herrschaft  der  Ordnungen  von  1892  verpflichtet 
war,  diejenigen  Schüler,  die  bei  tadellosem  Betragen  in  sämtlichen  ver- 
bindlichen Fächern  sowohl  für  die  Klassenleistungen  als  auch  für  die 
schriftlichen  Arbeiten  mindestens  das  Prädikat  genügend  erhalten  haben, 
von  der  mündlichen  Prüfung  zu  befreien,  hat  durch  die  neue  Ordnung 
diese  Befreiung  wieder  den  Charakter  einer  Auszeichnung  erhalten.  Ein 
Schüler,  der  in  dem  vor  dem  Beginne  der  Prüfung  erstatteten  Gutachten 
der  Lehrer  als  zweifellos  reif  bezeichnet  worden  ist,  kann  jetzt  (aber 
er  mufs  nicht)  von  der  mündlichen  Prüfung  befreit  werden,  wenn  er  nach 
seinen  Leistungen  in  der  Klasse  und  in  der  schriftlichen  Prüfung  „dieser 
Auszeichnung  würdig  erscheint^ ;  dabei  ist  hinsichtlich  der  Leistungen  be- 
sonderes Gewicht  auf  das  Deutsche  zu  legen  (§  10,8  Absatz  III).  Durch 
die  letztere  Bestimmung  ist  der  centralen  Stellung  des  deutschen  Unter- 
richts Rechnung  getragen. 

Die  Prüfung  ist  indessen  bezüglich  der  Befreiungen  zu  dem  System, 
das  bis  1892  geherrscht  hat,  nicht  völlig  zurückgekehrt.  Nach  diesem 
durfte  der  Königliche  Kommissar  an  Realanstalten  in  gewissen  Fächern 
die  mündliche  Prüfung  ganz  ausfallen  lassen.  Nach  der  neuen  Ordnung 
ist  er  befugt,  sie  an  Gymnasien  wie  an  Realanstalten  in  dem  einen  oder 
anderen  Fache  für  einzelne  Schüler  „nach  Befinden''  ausfallen  zu 
lassen.  Teilbefreiungen  sind  also  auch  jetzt  noch  möglich;  während  aber 
über  diese  unter  der  Herrschaft  der  Prüfungsordnungen  von  1892  die 
Prüfungskommission  nach  Mafsgabe  des  Vorhandenseins  bestimmter  Merk- 
male beschliefsen  mufste,  ist  jetzt  die  Entscheidung  lediglich  dem  Ermessen 
des  Königlichen  Kommissars  anheimgestellt.  Die  mündliche  Prüfung  in 
allen  Gegenständen  bildet  die  Regel,  dem  Königlichen  Kommissar  ist  jedoch 
die  Möglichkeit  gegeben,  einer  überflüssigen  Ausdehnung  der  mündlichen 
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Prüfung  in  der  ihm  geeignet  erscheinenden  Weise  entgegenzutreten.  Er 
kann  auch  die  mündliche  Prüfung  auf  verbindliche  Fächer  ausdehnen,  die 
regelmäfsig  nicht  Gegenstand  derselben  sind  (§  10,s). 

Bezüglich  der  mündlichen  Prüfung  in  der  Religion  verbleibt  es 
bei  der  Vorschrift,  dafs  sie  sich  im  wesentlichen  auf  diejenigen  Grebiete  be- 
schränkt, die  in  der  Prima  eingehender  behandelt  sind  (§  10,t).  Dagegen 
ist  für  die  Geschichte  diese  Beschränkung  fortgefallen.  Hier  hat  sich  die 
Prüfung  vornehmlich  auf  die  Geschichte  Deutschlands  und  Preufsens  zu 
erstrecken;  an  den  Gymnasien  sind  auch  Fragen  aus  deijenigen  der  Römer 
und  der  Griechen  zu  stellen,  aber,  wie  sich  aus  der  Fassung  der  betreffenden 
Stelle  der  Prüfungsordnung  (§  10,9)  ergiebt,  nicht  in  der  Weise,  dafs, 
wie  bis  zum  Jahre  1892,  die  Prüfung  in  der  alten  Geschichte  die  nämliche 
Bedeutung  hat,  wie  die  in  der  Geschichte  Deutschlands  und  Preufsens. 
Bei  der  Prüfung  in  den  neueren  Sprachen  ist  auch  an  Gymnasien  die 
Geübtheit  der  Schüler  im  mündlichen  Gebrauche  der  fremden  Sprache 
(Französisch  oder  Englisch,  s.  oben)  zu  ermitteln,  im  übrigen  gelten  die 
allgemeinen  Vorschriften  für  die  Prüfung  in  fremden  Sprachen. 

Für  die  Beurteilung  des  Gesamtergebnisses  ist  an  dem  Grund- 
sätze festgehalten,  dafs  die  Prüfung  als  bestanden  zu  erachten  ist,  wenn  das 
Gesamturteil  in  allen  verbindlichen  Gegenständen  mindestens  „genügend'' 
lautet.  Dagegen  ist  die  Vorschrift  beseitigt,  dafs  bei  nicht  genügenden 
Leistungen  im  Deutschen  das  Reifezeugnis  zu  versagen  ist.  Mit  ihr  war 
beabsichtigt  worden,  der  hervorragenden  Stellung  des  deutschen  Unter- 
richtes Ausdruck  zu  geben;  sie  hatte  aber  mehrfach  ein  dieser  Absicht 
entgegengesetztes  Ergebnis  gehabt.  Sie  führte  nämlich  nicht  selten  dahin, 
dafs  einem  Schüler,  der  in  den  übrigen  Gegenständen  mindestens  genügende, 
in  manchen  sogar  gute  Leistungen  aufwies,  trotz  seiner  mittelmäfsigen 
Klassenleistungen  im  Deutschen  und  seines  thatsächlich  ungenügenden 
deutschen  Aufsatzes  in  jenem  Gegenstande  doch  noch,  damit  ihm  das  Be- 
stehen der  Prüfung  ermöglicht  würde,  sowohl  für  die  Klassenleistungen  als 
auch  für  die  Prüfungsarbeit  das  Urteil  „genügend^  gegeben  wurde.  Eine 
nicht  unter  allen  Umständen  gerade  übel  angebrachte  Nachsicht  hatte  also 
eine  zu  milde  Beurteilung  der  Leistungen  in  dem  wichtigsten  Gegenstande 
zur  Folge.  Dieser  Möglichkeit  ist  die  neue  Prüfungsordnung  durch  Be- 
seitigung der  erwähnten  Vorschrift  entgegengetreten. 

Nach  den  älteren  Ordnungen  konnte  bei  ungenügenden  Leistungen  in 
einem  Gegenstande  —  abgesehen  vom  Deutschen  —  das  Reifezeugnis  zu- 
erkannt werden,  wenn  dieselben  durch  mindestens  gute  Leistungen  in  einem 
anderen  verbindlichen  Gegenstande  ausgeglichen  waren.  Aber  die  Möglich- 
keit eines  derartigen  Ausgleiches  erfuhr  bereits  durch  die  Prüfungsordnungen 
von  1892  hinsichtlich  einzelner  Gegenstände  gewisse  Beschränkungen.  Da- 
durch wurde  diesen  Gegenständen  thatsächlich  die  Eigenschaft  von  Haupt- 
gegenständen beigelegt,  obgleich  diese  Bezeichnung  in  den  Prüfungs- 
ordnungen nicht  gebraucht  wurde.  Die  Prüfungsordnung  von  1901  hat 
die  Steigerung  der  Bedeutung  gewisser  Fächer  im  Sinne  des  Allerhöchsten 
Erlasses  vom  26.  November  1900  (S.  31  Ziffer  3)  noch  folgerichtiger  durch- 
geführt, allerdings  ebenfalls  ohne  sich  des  Ausdruckes  „Hauptgegen- 
stände" zu  bedienen.    Als  solche  sind  nunmehr  zu  betrachten: 

an  Gymnasien:    Deutsch,  Lateinisch,  Griechisch,  Mathematik; 

an  Realgymnasien:    Deutsch,    Lateinisch,   Französisch,   Englisch, 
Mathematik ; 

an  Oberrealschulen:   Deutsch,  Französisch,  Englisch,  Mathematik, 
Physik. 
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Die  Bedeutung  dieser  Fächer  als  Hauptgegenstände  kommt  zunächst 
dadurch  zum  Ausdrucke,  dafs  eine  Ausgleichung  nur  für  eines  derselben 
möglich  ist,  und  zwar  nur  mit  einem  anderen  Fache  der  nämlichen  Gruppe 
(§  11,8  b).  Auf  diese  Weise  sind  die  Vorschriften  über  die  Beschränkung 
der  Ausgleichung  wesentlich  vereinfacht,  zugleich  aber  wichtige  Änderungen 
vorgenommen  worden.  Das  Lateinische  ist  an  den  Realgymnasien  unter 
die  Hauptgegenstände  aufgenommen  worden,  entsprechend  der  Bedeutung, 
die  dieser  Gegenstand  für  die  bezeichnete  Schulgattung  durch  die  Lehr- 
pläne von  1901  erhalten  hat.  An  der  Oberrealschule  ist  der  Physik  die 
Bedeutung  eines  Hauptgegenstandes  gegeben,  während  sie  diese  bisher  nur 
in  Verbindung  mit  der  Chemie  hatte;  der  Mathematik  ist  die  frühere 
Sonderstellung  genommen  worden,  die  eine  Ausgleichung  für  ungenügende 
Leistungen  in  diesem  Fache  nur  mit  mindestens  guten  Leistungen  in  der 
Physik  und  Chemie  gestattete. 

Die  Heraushebung  der  drei  erwähnten  Gruppen  von  Fächern  als  Haupt- 
gegenstände tritt  aber  noch  in  einem  anderen  Punkte  wenigstens  mittelbar 
in  die  Erscheinung.  Nach  den  bisherigen  Ordnungen  war  Prüflingen,  die 
in  einem  einzigen  Gegenstande  das  Gesamturteil  „nicht  genügend"*,  in  allen 
übrigen  „genügend"  erhalten  hatten,  das  Reifezeugnis  zu  versagen,  da  die 
Bedingungen  einer  Ausgleichung  nicht  erfüllt  waren.  Das  konnte  für  einen 
fleifsigen,  aber  nicht  gerade  sehr  begabten  Schüler  recht  hart  sein,  wenn 
das  Fach,  in  dem  seine  Leistungen  nicht  genügten,  zu  den  Nebenfächern 
gehörte.  Die  neue  Ordnung  hat  die  Möglichkeit  gegeben,  jene  harte  Folge 
abzuwenden.  Nach  ihr  kann  bei  Schülern,  die  nach  ihrer  Persönlichkeit 
und  geistigen  Entwickelung  besondere  Berücksichtigung  verdienen,  über 
unzureichende  Leistungen  in  dem  einen  oder  anderen  nicht  zu  den  Haupt- 
gegenständen gehörigen  Fache  hinweggesehen  werden,  auch  wenn  die 
Voraussetzungen  für  eine  Ausgleichung  nicht  gegeben  sind  (11,8  Abs.  V). 

Die  bisherige  Vorschrift,  dafs,  wer  die  Reifeprüfung  nicht  bestanden 
hat,  zur  Wiederholung  derselben  nur  zweimal  zugelassen  wird,  ist  bestehen 
geblieben.  Aber  hinsichtlich  derjenigen  Schüler,  die  ohne  ihr  Verschulden 
von  der  Prüfung  nach  ihrem  Beginne  zurücktreten  müssen,  hat  die  neue 
Ordnung  eine  wichtige  Erleichterung  eingeführt.  Während  früher  die 
Folge,  dafs  der  Rücktritt  dem  Nichtbestehen  gleich  geachtet  wird,  nur  im 
Falle  der  Erkrankung  ausgeschlossen  blieb,  tritt  sie  jetzt  auch  dann  nicht 
ein,  wenn  der  Rücktritt  durch  andere  mit  der  Prüfung  nicht  zusammen- 
hängende Umstände  genügend  entschuldigt  ist  (§  15). 

Die  neue  Prüfungsordnung  tritt  erst  zum  Ostertermine  1903  in  Kraft. 
Indessen  sind  diejenigen  Vorschriften,  die  im  Vergleiche  zu  den  bis  dahin 
geltenden  zu  einem  günstigeren  Prüfungsergebnisse  führen  würden,  schon 
vom  Ostertermin  1902  an  in  geeigneter  Weise  zu  berücksichtigen.  Während 
der  Übergangszeit,  d.  h.  bei  jenem  Termin  und  bei  dem  Michaelistermin 
1902,  können  also  nur  die  den  Prüflingen  vorteilhaften  Bestimmungen  der 
neuen  Ordnung  angewendet  werden  (§  17). 

In  Abschnitt  1,7  (S.  38)  ist  dargelegt  worden,  weshalb  das  bisherige 
Verfahren  bei  den  Reifeprüfungen  an  Nichtvollanstalten  nicht  bei- 
behalten werden  konnte.  Die  hierauf  bezüglichen  Vorschriften  sind  nun- 
mehr durch  die  „Bestimmungen  über  die  Schlufsprüfung  an  den 
sechsstufigen  höheren  Schulen  (Progymnasien,  Realprogymnasien 
und  Realschulen)"  vom  29.  Oktober  ersetzt  worden.  Schon  durch  den 
Namen  ist  dem  Unterschiede  der  Gestaltung  der  hier  in  Betracht  kom- 
menden Prüfung  von  derjenigen  der  Reifeprüfung  an  neunstufigen  An- 
stalten Ausdruck  gegeben. 

45* 
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Die  Bestimmungen  über  die  Schlufsprüfungen  an  sechsstufigen  An- 
stalten bestehen  aus  6  kurzen  Paragraphen.  In  §  1  wird  der  Zweck  der 
Schlufsprüfung  bezeichnet,  in  §  2  angegeben,  an  welchen  Anstalten  sie  ab- 
gehalten werden  kann,  und  in  §  3  über  die  Zusammensetzung  der  Prüfungs- 
kommission Bestimmung  getroffen.  Die  Vorschriften  dieser  drei  Paragraphen 
schliefsen  sich  eng  an  die  für  die  YoUanstalten  an.  Der  Kern  der  ,,Be- 
stimmungen^  liegt  in  §  4.  Hier  werden  diejenigen  Vorschriften,  die  an 
Vollanstalten  für  die  Versetzung  nach  Ober-Sekunda  gelten,  als  mafsgebend 
für  die  Vornahme  der  Schlufsprüfung  erklärt,  nur  mit  der  Abänderung, 
dafs  die  dort  dem  Direktor  zugewiesenen  Ermächtigungen  hier  dem  König- 
lichen Kommissar  zufallen^).  In  §  5  wird  angeordnet,  dafs  diejenigen 
Schüler,  welche  die  Schlufsprüfung  bestanden  haben,  ein  Zeugnis  erhalten^ 
das  nach  Mafsgabe  eines  den  „Bestimmungen'  beigefügten  Vordrucks  aus- 
zustellen und  vom  Königlichen  Kommissar  und  dem  Direktor  zu  unter- 
zeichnen ist.  Nach  §  6  Absatz  I  gelten  die  neuen  Bestimmungen  vom 
1.  Januar  1902  an. 

Hiermit  sind  die  Vorschriften  über  die  Schlufsprüfung  der  Schüler 
einer  sechsstufigen  Anstalt  erschöpft.  Durch  sie  ist,  wie  sich  aus  der 
unten  folgenden  Darstellung  des  Verfahrens  bei  Versetzungen  in  höhere 
Klassen  ergeben  wird,  dem  Urteile  der  Lehrer  über  die  Klassenleistungen 
ein  mafsgebender  Einflufs  gegeben  worden.  Eben  deshalb  aber  können 
sie  auf  fremde  Prüflinge  (Extraneer),  d.  h.  diejenigen,  die,  ohne  Schüler 
der  betreffenden  Anstalt  zu  sein,  sich  an  ihr  zum  Zwecke  der  Darlegung 
der  Reife  für  Ober-Sekunda  der  Schlufsprüfung  unterziehen,  nicht  ange- 
wendet werden.  Denn  über  die  Reife  dieser  Prüflinge  kann  sich  die 
Kommission  nur  durch  eine  umfassende  mündliche  und  schriftliche  Prüfung 
vergewissem.  Demgemäfs  wird  in  §  6  Absatz  II  der  Bestimmungen  über 
die  Schlufsprüfung  angeordnet,  dafs  auf  die  bezeichneten  Prüflinge  nicht 
die  §§  4  und  5,  sondern  die  bezüglichen  Vorschriften  der  Ordnung  der 
Reifeprüfung  an  den  neunstufigen  Anstalten  eine  den  Klassenforderungen 
und  den  Klassenzielen  der  Unter-Sekunda  (Ersten  Klasse)  entsprechende 
Anwendung  finden. 


5.  Die  Frfifiuig  zum  Nachwelse  der  Reife  für  Prima. 

Durch  Kabinettsordre  vom  5.  Mai  1870  wurde  die  Zulassung  zur 
Fähnrichsprüfung  von  der  Beibringung  eines  von  einem  Gymnasium  oder 
einer  Realschule  erster  Ordnung  ausgestellten  Zeugnisses  der  Reife  für 
Prima  abhängig  gemacht.  Diejenigen  Offiziers- Aspiranten ,  die  nicht  eine 
dieser  Lehranstalten  bis  zur  Versetzung  nach  Prima  besucht  hatten^), 
mufsten  sich,  um  die  Reife  für  diese  Klasse  darzulegen,  einer  besonderen 
Prüfung  unterziehen.  Über  diese  Prüfung  traf  ein  Erlafs  des  Unter- 
richtsministers   vom    28.  Oktober   1871  •)    nähere    Bestimmungen.      Die 


^)  Der  einzige  Unterscliied  zwischen  dem  Verfahren  bei  der  Schlufsprüfung  und  bei 
der  Versetzung  nach  Obersekunda  besteht  also  darin,  dals  dort  ein  Königlicher  ^mmissar 
mitwirkt.  Als  solcher  kann  aber  vom  Provinzialschulkollegium  für  einzelne  Fälle  auch 
der  Direktor  bestellt  werden. 

')  Die  Schüler  der  mit  Berechtigungen  versehenen  höheren  Bürgerschulen  hatten 
den  für  die  Zulassung  zur  Fähnrichsprüfung  erforderlichen  Nachweis  der  Keife  für 
Prima  durch  das  Bestehen  der  Entlassungsprüfung  zu  erbringen.  An  den  Progymnasien 
war  für  diejenigen,  die  für  den  gleichen  Zweck  die  Eeife  für  Prima  nachweisen 
wollten,  eine  besondere  Abgangsprüfung  einzurichten. 

»)  Vgl.  Wiese-Kühler,  Abt.  I,  S.  446,  sowie  Bd.  III,  S.  52  dieses  Werkes. 
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eigenen  Schüler  der  Anstalt  waren  einer  Prüfung  nur  so  weit  zu  unter- 
ziehen, wie  es  an  derselben  bei  der  Versetzung  nach  der  Prima  her- 
kömmlich war. 

Die  Einführung  der  Lehrpläne  von  1882  hatte  zur  Folge,  dafs  auch 
die  Anordnungen  über  die  Prüfung  der  Reife  für  Prima  geändert  wurden. 
Die  Änderung  erfolgte  in  der  Weise,  dafs  durch  Anmerkungen  zu  den 
Ordnungen  der  Entlassungsprüfungen  an  den  Progymnasien  und  an  den 
Realprogymnasien  die  Bestimmungen  derselben  auf  die  Prüfung  der- 
jenigen jungen  Leute  ausgedehnt  wurden,  die  an  einer  Yollanstalt  sich 
das  Zeugnis  der  Reife  für  Prima  erwerben  wollten  und  eine  solche  nicht 
bis  zur  Versetzung  nach  Prima  besucht  hatten.  Ein  wesentlicher  Unter- 
schied fand  nur  insofern  statt,  als  bei  den  an  Vollanstalten  zum  Erweise 
der  Reife  für  Prima  abzuhaltenden  Prüfungen  stets  der  Direktor  den  Vor- 
sitz führte. 

Bei  der  Anlehnung  der  Prüfung  an  die  Reifeprüfung  der  Progymnasien 
und  der  Realprogymnasien  konnte  es  selbstverständlich  nach  Einführung 
der  Lehrpläne  von  1892  nicht  verbleiben,  da  durch  diese  an  den  bezeich- 
neten Anstalten  die  Ober-Sekunda  beseitigt  wurde.  Die  Neuordnung  der 
Prüfung  der  Reife  für  Prima  erfolgte  nunmehr  wiederum  durch  besondere 
Vorschriften  und  zwar,  entsprechend  der  Vermehrung  der  an  den  Nach- 
weis jener  Reife  geknüpften  Berechtigungen,  für  alle,  welche  dieselbe 
an  einer  der  drei  Arten  von  Vollanstalten  erwerben  wollten,  unabhängig 
von  dem  Zwecke,  zu  dem  sie  erworben  werden  sollte. 

Der  hierauf  bezügliche  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  11.  No- 
vember 1893  (vgl.  Beier  S.  117)  enthält  folgende  Hauptpunkte:  Zur 
schriftlichen  Prüfung  gehört  an  allen  Arten  von  Anstalten  ein  deutscher 
Aufsatz  und  die  Bearbeitung  dreier  dem  Lehrgebiete  der  Ober -Sekunda 
entnommener  mathematischer  Arbeiten.  Dazu  kommt:  1)  an  Gymnasien 
eine  Übersetzung  ins  Lateinische  und  je  eine  Übersetzung  aus  dem 
Griechischen  und  aus  dem  Französischen;  2)  an  Realgymnasien  und  an 
Oberrealschulen  je  eine  Übersetzung  ins  Französische  und  ins  Englische, 
aufserdem  an  Realgymnasien  eine  solche  aus  dem  Lateinischen.  Die  mündliche 
Prüfung  hat  sich  überall  auf  Geschichte,  Erdkunde  und  Mathematik, 
aufserdem  an  Gymnasien  auf  Lateinisch,  Griechisch  und  Physik,  an  Real- 
gymnasien und  Oberrealschulen  auf  Französisch,  Englisch  und  Naturlehre 
zu  erstrecken.  Für  den  Fall,  dafs  an  Gymnasien  die  Prüfungsarbeit  im 
Französischen  nicht  mindestens  das  Prädikat  „genügend"  ohne  Einschränkung 
erhalten  hat,  ist  eine  mündliche  Prüfung  in  diesem  Gegenstande  zulässig. 
Hinsichtlich  der  Ausgleichungen  gelten  im  allgemeinen  die  Vorschriften 
der  Reifeprüfungen  an  den  betreffenden  Vollanstalten.  Die  Prüfungsgebühren 
betragen  30  Mk. 


6.  Versetzuigen  in  hShere  Klassen. 

Über  das  Verfahren,  durch  welches  die  Reife  eines  Schülers  für  die 
nächst  höhere  Klasse  zu  ermitteln  ist,  waren  früher,  abgesehen  von  der 
neuerdings  aufgehobenen  Abschlufsprüfung  und  der  mit  der  Einführung 
der  Lehrpläne  von  1882  fortgefallenen  Prüfung  der  Obersekundaner  der 
Realschulen  erster  Ordnung,  keine  allgemeinen  Vorschriften  ergangen. 
Dieser  Gegenstand  war  vielmehr  in  den  einzelnen  Provinzen  durch  die 
von  den  Schulkollegien  erlassenen  Amts -Instruktionen  geregelt  worden, 
und  auch  hier  nur  in  den  Grundzügen ;  die  Einzelheiten  hingen  der  Haupt- 
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Sache  nach  von  der  bei  den  verschiedenen  Anstalten  beobachteten  Übung 
und  dem  Ermessen  der  Direktoren  ab.  Nachdem  aber  das  Verfahren  bei 
der  Schlufsprüfung  an  sechsstufigen  höheren  Schulen  dem  bei  der  Ver- 
setzung nach  Ober -Sekunda  angepafst  war,  mufste,  damit  für  jenes 
eine  einheitliche  Gestaltung  im  ganzen  Staate  erreicht  würde,  auch 
für  dieses  eine  in  allen  Provinzen  zu  beobachtende  Richtschnur  gegeben 
werden.  Für  die  Unterrichtsverwaltung  lag  es  nahe,  sich  hierbei  nicht 
auf  Unter- Sekunda  zu  beschränken,  sondern  das  gesamte  Versetzungs- 
wesen  einheitlich  zu  regeln.  Das  ist  durch  die  „Bestimmungen  über 
die  Versetzung  der  Schüler  an  den  höheren  Lehranstalten'' 
vom  25.  Oktober  1901  (C.-Bl.  S.  879)  geschehen.  Die  Hauptpunkte  derselben 
sind  folgende. 

Die  Unterlage  für  die  Versetzung  bildet  das  Urteil  der  Lehrer,  ins- 
besondere das  Zeugnis  am  Schlüsse  des  Schuljahres  (§  1).  Der  Direktor 
ist  befugt,  diese  Unterlage  durch  mündliche  Befragung,  nötigenfalls  auch 
durch  schriftliche  Arbeiten  zu  vervollständigen.  Wenn  es  sich  um  die  Ver- 
setzung nach  Ober-Sekunda  handelt,  so  bildet  diese  Ergänzung  die  Kegel, 
und  von  dieser  darf  nur  in  ganz  zweifellosen  Fällen  abgesehen  werden  (§  2). 
An  die  Stelle  der  aufgehobenen  Abschlufsprüfung  ist  demnach,  obgleich 
der  Ausdruck  „Prüfung"  nirgends  gebraucht  wird,  eine  Art  Versetzungs- 
prüfung getreten.  Für  das  bei  dieser  zu  beobachtende  Verfahren  sind 
jedoch  keine  bestimmte  Formen  vorgeschrieben,  vielmehr  bleibt  alles  dem 
Direktor  überlassen. 

Für  die  Zeugnisse,  die  am  Schlüsse  des  Schuljahres  auszustellen  sind, 
ist  das  Urteil  für  jedes  Fach  in  eines  der  PrädUiLate  sehr  gut,  gut,  ge- 
nügend, mangelhaft,  ungenügend*)  zusammenzufassen  (§  3).  Für  die  Ver- 
setzung ist  im  allgemeinen  das  Prädikat  „genügend'  in  allen  verbindlichen 
Fächern  erforderlich  (§  4  Absatz  I).  Über  mangelhafte  oder  ungenügende 
Leistungen  in  dem  einen  oder  anderen  Fache  kann  jedoch  hinweggesehen 
werden,  wenn  nach  dem  Urteile  der  Lehrer  die  Persönlichkeit  und  das 
Streben  eines  Schülers  seine  Beife  gewährleistet  und  angenommen  werden 
kann,  dafs  der  Schüler  in  der  folgenden  Klasse  die  Lücken  ergänzen  wird. 
Soweit  es  sich  hierbei  um  die  Gesamtreife  handelt,  sind  auch  die  Leistungen 
in  den  verbindlichen  nicht  wissenschaftlichen  Gegenständen  zu  berück- 
sichtigen. Jene  Vorschrift  erleidet  aber  eine  Ausnahme,  wenn  der  Schüler 
in  einem  Hauptgegenstande')  das  Prädikat  „ungenügend**^)  erhalten  hat. 
In  diesem  Falle  kann  seine  Versetzung  nur  erfolgen,  wenn  er  diesen  Aus- 
fall mindestens  durch  das  Prädikat  „gut**  in  einem  anderen  Hauptgegen- 
stande ausgeglichen  hat.  Als  Hauptgegenstände  gelten  hierbei  dieselben 
Fächer  wie  bei  der  Reifeprüfung  (vgl.  oben  S.  706),  nur  mit  der  Mafsgabe, 
dafs  an  Oberrealschulen  in  den  oberen  Klassen  die  Naturwissenschaften 
an  die  Stelle  der  Physik  treten  (§  4). 

Die  Versetzung  eines  Schülers  unter  der  Bedingung,  dafs  er  am  An- 
fange  des   neuen  Schuljahres  eine  Nachprüfung  besteht,    ist  unzulässig. 


^)  Hier  ist  also,  abweichend  von  der  Beifeprüfungsordnung,  den  Bestimmungen  über 
die  Prüfung  zum  Nachweise  der  Beife  für  Prima  und  derjenigen  über  die  frühere  Ab- 
schlußprüfung, für  die  Bewertung  von  Leistungen,  die  nicht  mehr  als  genügend  be- 
zeichnet werden  können,  eine  nicht  unwichtige  (vgl.  Anm.  8)  Abstufung  eingeführt  worden. 

*)  Von  dieser  Bezeichnung  wird  im  Wortlaute  der  Bestimmungen  über  die  Ver- 
setzung Gebrauch  gemacht.    Anders  bei  der  Beifeprüfungsordnung. 

')  Bei  dem  Prädikat  „mangelhaft''  ist  also  der  Ausgleich  nicht  unbedingt  not- 
wendig. 
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Wohl  aber  darf  bei  Schülern,  die  trotz  unzureichender  Leistungen  in  einzelnen 
Fächern  versetzt  worden  sind,  in  das  Zeugnis  ein  Vermerk  aufgenommen 
werden,  dafs  sie  sich  ernstlich  zu  bemühen  haben,  die  betrefifenden  Lücken 
im  Laufe  des  folgenden  Schuljahres  zu  beseitigen,  widrigenfalls  ihre  Ver- 
setzung in  die  nächst  höhere  Klasse  nicht  erfolgen  könne  (§  5).  Ist  durch 
längere  Krankheit,  Anstaltswechsel  innerhalb  des  Schuljahres  oder  andere 
aufsergewöhnliche  Verhältnisse  die  Entwickelung  eines  Schülers  gehemmt, 
so  bleibt  es  dem  pflichtmäfsigen  Ermessen  des  Direktors  und  der  Lehrer 
überlassen,  wie  weit  sie  auf  diese  Verhältnisse  Bücksicht  nehmen  wollen  (§  6). 

Über  die  Versetzungen  haben  die  Lehrer  klassenweise  zu  beraten. 
Der  Ordinarius  macht  die  Vorschläge,  über  diese  haben  die  übrigen  Lehrer 
auf  Grund  der  Gesamtheit  der  Unterlagen^)  ihr  Urteil  abzugeben.  Bei 
Meinungsverschiedenheiten  unter  den  Lehrern  bleibt  dem  Direktor  über- 
lassen, entweder  selbst  zu  entscheiden  oder  die  Sache  dem  Provinzialschul- 
koUegium  zur  Entscheidung  zu  unterbreiten.  Eine  eigentliche  kollegiale 
Entscheidung  durch  Mehrheitsbeschlufs  ist  also  nicht  vorgeschrieben ')  (§  7). 

§  8  trifft  Bestimmung  über  die  Entlassung  von  Schülern,  denen  auch 
nach  zweijährigem  Aufenthalt  in  einer  Klasse  die  Versetzung  nicht  hat 
zugestanden  werden  können,  §  9  über  diejenigen,  die,  ohne  in  die  nächst 
höhere  Klasse  versetzt  zu  sein,  die  Anstalt  verlassen  und  dann  an  eine 
andere  übergehen  oder  später  bei  der  alten  Anstalt  von  neuem  die  Auf- 
nahme nachsuchen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Versetzung  haben  vom  1.  Januar  1902 
an  Geltung. 

7.  Das  Bereehtigungswesen. 

Dem  Wunsche,  dafs  auch  den  mit  dem  Zeugnisse  der  Beife  von  Beal- 
anstalten  entlassenen  Jünglingen  der  Zutritt  zu  den  Universitäten  eröfhet 
werden  möchte,  ist  zum  ersten  Male  durch  den  Erlafs  des  Unterrichts- 
ministers vom  7.  Dezember  1870  Bechnung  getragen  worden  (vgl.  Bd.  III,  S.  34 
und  Wiese-Kübler  Bd.  I,  S.  444).  Dieser  Erlafs  gestattete,  dafs  die 
Abiturienten  der  Bealschulen  erster  Ordnung  in  die  philosophische 
Fakultät  aufgenommen  werden;  das  dreijährige  Studium  sollte  sie  zur  Ab- 
leistung der  Prüfung  für  das  höhere  Lehramt  nur  in  den  Fächern  der  Mathe- 
matik, der  Naturwissenschaften  und  der  neueren  Sprachen  berechtigen,  und 
zwar  mit  der  weiteren  Beschränkung,  dafs  sie,  wenn  sie  jene  Prüfung  be- 
standen haben,  nur  an  Bealschulen  angestellt  werden  dürfen.  Von  dieser 
Beschränkung  der  Anstellungsfähigkeit  ist  in  der  Ordnung  der  Prüfungen 
für  das  Lehramt  an  höheren  Schulen  vom  5.  Februar  1887  nicht  mehr  die 
Bede.  Durch  die  Prüfungsordnung  vom  12.  September  1898  wurden  auch 
diejenigen  Kandidaten,  welche  die  Erdkunde  als  Hauptfach  gewählt  haben, 
zur  Lehramtsprüfung  zugelassen.  Weitergehende  Ausdehnungen  der  Be- 
rechtigungen bezüglich  des  Universitätsstudiums  sind  für  die  Bealgymnasien 
erst  in  neuester  Zeit  im  Anschlufs  an  die  Schulreform  des  Jahres  1901 
eingetreten.  Sehr  wesentliche  Erweiterungen  haben  indessen  bereits  vor 
der  in  neuester  Zeit  erfolgten  grundsätzlichen  Festsetzung  der  Gleich- 
wertigkeit   der    drei    Gattungen    von    höheren    Schulen    diejenigen    Be- 


^)  Also  nicht  auf  Grund  der  Leistungen  in  dem  von  ihnen  vertretenen  Fache. 
*)  Der  Direktor  ist  selbstverständlich  nicht  behindert,  eine  Abstimmung  vorzunehmen, 
aber  er  ist  nicht  genötigt,  im  Sinne  der  Mehrheit  zu  verfahren. 
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rechtigungen    erfahren,    die    an    den    Besuch    der    Oberrealschulen    ge- 
knüpft sind. 

Bei  der  Umwandlung  der  früheren  Gewerbeschulen  aus  Fachschulen  in 
lateinlose,  allgemeinen  Bildungszwecken  dienende  Realanstaltenmit 
neunjährigem  Lehrgange  (vgl.  oben  S.  2, 130)  wurde  von  vornherein 
beabsichtigt,  die  Lehrverfassung  derselben  so  zu  gestalten,  dafs  sie  ihren 
Schülern  die  für  das  Studium  der  technischen  Fächer  erforderliche  allgemeine 
Vorbildung  zu  geben  vermögen.  Dieser  Absicht  entsprach  die  in  dem  Erlasse 
des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  vom  19.  Februar  1879  enthaltene 
Bestimmung,  dafs  den  Abiturienten  jener  Anstalten  die  Berechtigung  zur 
Ableistung  der  Staatsprüfung  für  das  Baufach  und  das  Bauingenieurfach 
gegeben  werde.  Auch  wurde  sehr  bald  ein  Teil  der  den  Realschulen  erster 
Ordnung  zustehenden  Berechtigungen  niederen  Grades  den  lateinlosen 
Realanstalten  ebenfalls  zugestanden.  Gröfsere  Schwierigkeiten  stellten 
sich  indessen  einer  Erweiterung  der  mit  den  Reifezeugnissen  dieser 
Anstalten  verbundenen  Berechtigungen  auf  das  Studium  der  übrigen  tech- 
nischen Fächer  und  die  Zulassung  zu  den  entsprechenden  Staatsprüfungen 
entgegen. 

Die  Verhandlungen,  die  hierbei  unmittelbar  nach  Einführung  der 
Lehrpläne  von  1882  zwischen  den  beteiligten  Ministern  eingeleitet  wurden, 
hatten  zunächst  keinen  Erfolg.  Auf  Bedenken  stiefs  damals  namentlich 
die  Erweiterung  der  Berechtigungen  der  Oberrealschulen  auf  das  Studium 
des  Bergfaches  und  auf  die  Zulassung  zu  den  entsprechenden  Staats- 
prüfungen. Begründet  wurden  diese  Bedenken  durch  die  Erwägung,  dafs 
die  höheren  technischen  Beamten  der  staatlichen  Bergwerksverwaltung 
ausgedehnte  Rechtsstudien  betreiben  müssen,  dafs  zum  erfolgreichen  Be- 
triebe derselben  die  Kenntnis  der  lateinischen  Sprache  nicht  gut  entbehrt 
werden  könne,  und  dafs  die  Gleichwertigkeit  ihrer  Stellung  in  den  Berg- 
behörden mit  derjenigen  der  juristisch  vorgebildeten  Beamten  dieser  Be- 
hörden zu  grofse  Unterschiede  in  der  allgemeinen  Vorbildung  beider  Arten 
von  Beamten  nicht  erwünscht  erscheinen  lasse.  Da  es  nun  im  damaligen 
Stadium  nicht  gelang,  jene  Bedenken  zu  beseitigen,  und  da  andererseits 
bezüglich  dieses  Gegenstandes  eine  gleichmäfsige  Behandlung  aller  nicht 
rein  wissenschaftlichen  höheren  Berufsarten  für  notwendig  gehalten  wurde, 
so  wurde  zunächst  von  weiteren  Schritten  Abstand  genommen.  Die  näm- 
lichen Erwägungen  führten  dahin,  dafs  die  auf  die  Zulassung  zum  Staats- 
dienste im  Bau-,  Bauingenieur-  und  Maschinenfache*)  bezügliche  Be- 
rechtigung der  Oberrealschulen  durch  die  Prüfungsvorschriften  vom  6.  Juli 
1886  wieder  beseitigt  wurde*). 

Durch  die  Schulkonferenz  von  1890  erhielt  jedoch  das  Berechtigungs- 
wesen eine  andere  Gestalt.  Nach  den  im  Anhange  (Beilage  II)  mitgeteilten 
Beschlüssen  dieser  Konferenz  sollten  grundsätzlich  nur  zwei  Arten  von 
höheren  Schulen  bestehen ,  nämlich  humanistische  Gymnasien  mit  beiden 
alten  Sprachen  und  lateinlose  Realanstalten.  Sollte  den  zu  letzteren  ge- 
hörigen Schulen  mit  neunjährigem  Lehrgange  überhaupt  die  Lebensfähigkeit 


^)  Hinsichtlich  des  Maschinenfaches  bestand  diese  Berechtigung  schon  seit  dem 
6.  Juli  1876,  wo  für  das  bezeichnete  Fach  zum  ersten  Male  Staatsprüfungen  eingeführt 
wurden. 

*)  Die  Beseitigung  entsprach  auch  den  Wünschen  der  Baubeamten.  Diese  glaubten 
nämlich  eine  Zurücksetzung  darin  zu  erblicken,  dafs  eine  Vorbildung,  die  zum  Eintritt 
in  keinen  anderen  wissenschaftlichen  oder  technischen  Beruf  befähigte ,  allein  für  ihren 
Beruf  als  ausreichend  erachtet  wurde. 
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gesichert  werden,  so  mufste  ihren  Abiturienten  ein  Teil  derjenigen  Be- 
rechtigungen gegeben  werden,  die  bisher  den  Realgymnasien  zustanden. 
Das  lag  auch  im  Interesse  der  Gymnasien.  Denn  nur  auf  diesem  Wege 
konnte  verhindert  werden,  dafs  nach  dem  Fortfalle  der  Realgymnasien  die 
Gymnasien  einen  starken  und  unerwünschten  Zuwachs  durch  diejenigen 
Elemente  erhielten,  die  sich  bisher  auf  den  Realgymnasien  für  die  nicht  zu 
den  gelehrten  gehörigen  höheren  Berufsarten  vorgebildet  hatten,  und  dafs 
die  Gymnasien  gedrängt  wurden,  lediglich  mit  Rücksicht  auf  diese  Ele- 
mente den  neueren  Sprachen  und  den  Realien  auf  Kosten  der  alten  Sprachen 
eine  verstärkte  Fürsorge  zu  teil  werden  zu  lassen.  Diesen  Erwägungen 
gaben  die  Beschlüsse  der  Schulkonferenz  zur  Frage  13  Ziffer  2  (vgl.  im 
Anhange  Beilage  II)  Ausdruck,  indem  sie  forderten,  dafs  das  von  einer 
neunstufigen  höheren  Schule  realistischen  Charakters  ausgestellte  Reife- 
zeugnis zum  Studium  an  technischen  Hochschulen  und  zum  Universitäts- 
studium der  Mathematik  und  der  Naturwissenschaften  sowie  zum  höheren 
Berg-,  Bau-,  Maschinenbau-,  Schiffbau-,  Post-  und  Forstfache  berechtigen 
solle. 

Die  Ergebnisse,  zu  denen  die  Schulkonferenz  bezüglich  der  Neuordnung 
unseres  höheren  Schulwesens  gelangt  war,  übten  jedoch  noch  nach  einer 
anderen  Richtung  einen  wesentlichen  Einflufs  auf  die  Gestaltung  des  Be- 
rechtigungswesens aus.  Nach  den  bisherigen  Bestimmungen  bildete  nämlich 
der  Abschlufs  derOber-Sekunda  einen  wichtigen  Abschnitt  insofern, 
als  die  Progymnasien,  die  Realprogymnasien  und  die  Realschulen  (im  Sinne 
der  Lehrpläne  von  1882)  mit  dieser  Klasse  überhaupt  abschlössen  und 
demgemäfs  an  das  Zeugnis  der  Reife  für  Prima   wichtige  Berechtigungen 

feknüpft  waren.  Nach  den  Beschlüssen  der  Schulkonferenz  sollte  aber  der 
lehrplan  aller  höheren  Schulen  so  gestaltet  werden,  dafs  der  Schüler  nach 
Aneignung  der  Lehraufgabe  der  Unter-Sekunda  einen  gewissen  Abschlufs 
seiner  Bildung  erreichen  konnte.  Diese  Absicht  führte  dahin,  die  Nicht- 
vollanstalten  auf  sechs  Jahresstufen  zu  beschränken.  Sollten  nun  die  so  um 
eine  Jahresstufe  gekürzten  Anstalten  lebensfähig  bleiben,  so  war  es  nötig, 
einen  Teil  der  Berechtigungen,  die  früher  mit  der  Reife  für  Prima  ver- 
knüpft waren,  schon  nach  Erlangung  der  Reife  für  Ober-Sekunda  zu  ge- 
währen. Die  Schulkonferenz  stellte  in  ihrem  Beschlüsse  zur  Frage  XIII 
unter  Ziffer  3  eine  derartige  Forderung  bezüglich  des  gesamten  Subaltern- 
dienstes. Nach  den  bisherigen  Bestimmungen  war  hier  das  Berechtigungs- 
wesen verschieden  geordnet.  Grundsätzlich  wurde  der  Nachweis  der  Reife 
für  Prima,  von  denjenigen,  die  bei  der  Verwaltung  der  indirekten  Steuern 
als  Super numerare  eintreten  wollten,  sogar  der  erfolgreiche  einjährige  Be- 
such der  Prima  gefordert.  Nur  für  die  Subalternbeamten  der  Justizver- 
waltung waren  die  Anforderungen  geringer;  bezüglich  ihrer  war  durch 
Erlafs  des  Justizministers  vom  5.  September  1879  bestimmt  worden,  dafs 
der  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Befähigung  für  den  einjährig -frei- 
willigen Militärdienst  als  ausreichend  gelten  sollte. 

Die  Beschlüsse  der  Schulkonferenz  gaben  den  preufsischen  Staats- 
behörden und  den  beteiligten  Reichsbehörden  zu  eingehenden  Erwägungen 
Anlafs.  Diese  beschränkten  sich  jedoch  nicht  auf  die  erwähnten  Beschlüsse, 
sondern  erstreckten  sich  infolge  einer  Anregung  des  nach  dem  Schlüsse 
der  Schulkonferenz  gebildeten  Siebener-Ausschusses  (vgl.  oben  S.  19)  auf 
das  gesamte  Berechtigungswesen,  und  zwar  hauptsächlich  nach  zwei  Rich- 
tungen hin.  Erstens  kam  neben  der  Erweiterung  der  an  die  Reifezeug- 
nisse der  Oberrealschulen  geknüpften  Berechtigungen  eine  Gleichstellung 
aller  drei  Gattungen  von  höheren  Schulen  in  Frage  bezüglich  derjenigen 
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Berechtigungen,  die  nicht  von  der  Ableistung  des  ganzen  neunjährigen 
Lehrganges  einer  YoUanstalt  abhängig  waren.  Zweitens  wurde  erwogen, 
ob  und  wieweit  überhaupt  eine  Vereinfachung  des  Berechtigungswesens 
nach  der  Richtung  ausführbar  sei ,  dafs  staatliche  Berechtigungen  nur  an 
die  Reife  für  Obersekunda  und  an  die  Ableistung  der  Reifeprüfung  an 
einer  YoUanstalt  geknüpft  würden. 

Die  volle  Erfüllung  dieser  Forderungen  stiefs  jedoch  zunächst  auf 
Schwierigkeiten.  Insbesondere  die  über  den  zweiten  Punkt  gepflogenen 
Verhandlungen  ergaben,  dafs  eine  Vereinfachung  in  dem  oben  bezeichneten 
Sinne  und  Umfange  nicht  durchführbar  sei.  Es  gab  nämlich  in  der  That 
mehrere  Berufszweige,  bei  denen  zwar  die  Reife  für  Obersekunda  nicht 
als  ausreichender  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Vorbildung  erachtet 
werden  konnte,  jedoch  die  Forderung  der  Ablegung  der  Reifeprüfung  als 
zu  weitgehend  erschien.  Bei  einzelnen  derselben  widersprach  es  auch  den 
Interessen  der  betreffenden  Verwaltung,  die  Aspiranten  schon  in  dem  Alter, 
in  dem  in  der  Regel  die  wissenschaftliche  Befähigung  für  den  einjährig- 
freiwilligen Militärdienst  erworben  wird,  zum  Vorbereitungsdienste  zu- 
zulassen. Andererseits  konnte  jedoch  nicht  bestritten  werden,  dafs  die 
sechsstufigen  Anstalten,  solange  die  von  ihnen  mit  dem  Zeugnisse  der 
Reife  entlassenen  Schüler  zum  Zwecke  der  Erlangung  einer  Berechtigung 
in  gröfserer  Anzahl  noch  die  Obersekunda  oder  gar  die  Unterprima  einer 
Vollanstalt  zu  besuchen  gezwungen  seien,  in  ihrer  Entwickelung  nicht  un- 
wesentlich behindert  werden  würden.  Die  letztere  Erwägung  legte  den 
Gedanken  nahe,  den  Besuch  jener  höheren  Klassen  nicht  unbedingt  ver- 
bindlich zu  machen,  sondern  für  ihn  unter  Umständen  einen  Ersatz  zu- 
zulassen. Als  Ersatz  bot  sich  der  Besuch  einer  mittleren  Fachschule  dar, 
und  zwar  ein  einjähriger  oder  ein  zweijähriger,  je  nachdem  die  Berech- 
tigung grundsätzlich  an  die  Reife  für  Prima  oder  an  den  erfolgreichen 
einjährigen  Besuch  dieser  Klasse  geknüpft  war. 

Das  Ergebnis  der  erwähnten  Verhandlungen  war  die  von  Seiner  Majestät 
dem  König  am  1.  Dezember  1891  genehmigte  Bekanntmachung  des 
Staatsministeriums ^),  betreffend  Änderungen  in  dem  Berechtigungs- 
wesen der  preufsischen  höheren  Lehranstalten,  und  die  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers  vom  12.  Dezember  1891  (vgl.  Beier,  S.  120). 
Die  Bekanntmachung  des  Staatsministeriums  bezog  sich  auf  diejenigen 
Berechtigungen,  für  welche  der  Staat,  die  des  Reichskanzlers  auf  die- 
jenigen, für  welche  das  Reich  zuständig  ist. 

Durch  die  Bekanntmachung  des  Staatsministeriums  wurden  die  Reife- 
zeugnisse der  Oberrealschulen  als  Erweise  hinreichender  Schulbildung  aner- 
kannt :  1)  für  das  Studium  der  Mathematik  und  der  Naturwissenschaften  auf  der 


^)  Früher  wurden  derartige  Bestimmungen  regelmäfsig  von  den  Fachministern  er- 
lassen. Daß  diesmal  die  betreffenden  Anordnungen  vom  Staatsministerium  ausgingen,  be- 
ruht auf  einem  von  diesem  am  8.  Oktober  1888  gefaßten  Beschlüsse.  Dieser  war  durch 
die  Notwendigkeit  veranlalst  worden,  wenigstens  für  Preulsen  die  Berechtigungen  der 
verschiedenen  Arten  von  höheren  Schulen  zur  Vorbildung  für  die  Staatsfächer  nach 
einheitlichen  Gesichtspunkten  zu  ordnen.  Er  sollte  dem  Wunsche  Rechnung  tragen, 
dafs  in  aUen  hierauf  bezüglichen  Fällen  die  Mitwirkung  des  Unterrichtsministers  ge- 
sichert werde.  Zur  Bekanntmachung  des  Staatsministeriums  vom  1.  Dezember  1891  war 
—  abgesehen  von  der  Bedeutung  des  Gegenstandes  und  von  dem  Interesse,  das  Seine  Majestät 
der  König  für  ihn  bekundet  hatte  —  die  Königliche  Genehmigung  deshalb  erforderlich, 
weil  das  bisherige  Berechtigungswesen  für  den  Subaltemdienst  zum  Teil  auf  Königlichen 
Erlassen  beruhte  und  jener  Beschlufs  wesentliche  Änderungen  dieser  Erlasse  in  Aus- 
sicht nahm. 
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Universität  und  für  die  Zulassung  zur  Prüfung  für  das  Lehramt  an 
höheren  Schulen;  2)  für  die  Zulassung  zu  den  Staatsprüfungen  im  Hoch- 
bau-, Bauingenieur-  und  Maschinenfache;  3)  für  das  Studium  auf  den 
Forstakademien  und  für  die  Zulassung  zu  den  Prüfungen  für  den  König- 
lichen Forstverwaltungsdienst ;  4)  für  das  Studium  des  Bergfaches  und 
für  die  Zulassung  zu  den  Prüfungen,  durch  welche  die  Befähigung  für 
die  technischen  Ämter  bei  den  Bergbehörden  des  Staates  darzulegen  ist. 
Nach  der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  kamen  hinzu:  5)  die  An- 
nahme von  Civilanwärtern ,  welche  als  Posteleven  in  den  Post-  und  Tele- 
graphendienst eintreten  wollten ;  6)  die  Prüfung  und  Anstellung  im  Schiff- 
bau- und  Maschinenbaufache  der  Kaiserlichen  Marine. 

Bezüglich  des  Subalterndienstes  hat  der  Beschlufs  des  Staats- 
ministeriums nach  folgenden  Bichtungen  eine  Änderung  herbeigeführt 
Für  diejenigen  Zweige,  für  die  bisher  der  Nachweis  eines  siebenjährigen 
Schulbesuches  erforderlich  war,  sollte  fortan  das  Reifezeugnis  für  Ober- 
sekunda genügen.  Für  die  Supemumerare  der  Verwaltung  der  indirekten 
Steuern  sollte  es  bei  den  bisherigen  Anforderungen,  d.  h.  bei  dem  ein- 
jährigen Besuche  der  Prima,  im  allgemeinen  verbleiben ;  ihnen  sollte  aber 
gestattet  werden,  die  wissenschaftliche  Vorbildung  auch  durch  Vorlegung 
des  Reifezeugnisses  einer  sechsstufigen  Anstalt  in  Verbindung  mit  dem 
Reifezeugnisse  einer  anerkannten  zweijährigen  mittleren  Fachschule  nach- 
zuweisen. In  ähnlicher  Weise  wurde  denjenigen,  die  sich  dem  Berufe 
eines  Landmessers  oder  eines  Markscheiders  widmen  wollten,  nach- 
gelassen, dafs  sie  die  erforderliche  wissenschaftliche  Vorbildung  statt 
durch  den  Erwerb  der  Reife  für  Prima  durch  das  Reifezeugnis  einer 
sechsstufigen  höheren  Schule  in  Verbindung  mit  dem  Nachweise  des  ein- 
jährigen erfolgreichen  Besuches  einer  anerkannten  mittleren  Fachschule 
darthun  können. 

Endlich  erfuhren  die  Berechtigungen  der  lateinlosen  Realschulen  noch 
bezüglich  der  Zulassung  zu  den  Gärtner-Lehranstalten  eine  Er- 
weiterung. Erstens  durften  nach  dem  Beschlüsse  des  Staatsministeriums 
vom  1.  Dezember  1891  die  Schüler,  welche  das  Reifezeugnis  an  einer 
sechsstufigen  Realschule  erworben  haben,  zum  Besuche  der  Gärtner- 
Lehranstalt  bei  Potsdam  unter  der  Bedingung  zugelassen  werden,  dafs  sie 
den  Nachweis  der  Absolvierung  eines  bis  Quarta  einschliefslich  reichenden 
Kursus  im  Lateinischen  beibringen.  Zweitens  wurden  bezüglich  der  Zu- 
lassung zum  Besuche  der  Anstalten  in  Proskau  und  in  Geisenheim  die 
Schüler  der  lateinlosen  Anstalten  denen  der  lateintreibenden  bedingungslos 
gleichgestellt. 

Der  auf  diese  Weise  herbeigeführte  Zustand  des  Berechtigungswesens 
läfst  sich  kurz  folgendermafsen  zusammenfassen^):  Der  Nachweis  der 
wissenschaftlichen  Vorbildung  kann  für  die  gelehrten  Berufsarten,  ein- 
schliefslich des  Dienstes  bei  den  Staatsbibliotheken  und  den  Staatsarchiven, 
aber  mit  Ausschlufs  des  Studiums  der  Mathematik  und  der  Naturwissen- 
schaften, der  neueren  Sprachen  und  der  Erdkunde  und  der  Befähigung 
zum  Unterrichte  an  höheren  Schulen  in  diesen  Fächern  allein  durch  das 
Zeugnis  der  Reife  eines  Gymnasiums  geliefert  werden.  Für  das  Lehramt 
der  neueren  Sprachen  und  der  Erdkunde  an  höheren  Schulen,  der  Land- 
wirtschaft an  Landwirtschaftsschulen,  für  die  Offizierslaufbahn,  den  Beruf 


^)  Die  Bestimmungen  über  die  einzelnen  Berufsarten  sind  bei  Beier,  S.  119  £P.,  an- 
gegeben. 


-    706    — 

Prüfung  in  der  ihm  geeignet  erscheinenden  Weise  entgegenzutreten.  Er 
kann  auch  die  mündliche  Prüfung  auf  verbindliche  Fächer  ausdehnen,  die 
regelmäfsig  nicht  Gegenstand  derselben  sind  (§  10,5). 

Bezüglich  der  mündlichen  Prüfung  in  der  Religion  verbleibt  es 
bei  der  Vorschrift,  dafs  sie  sich  im  wesentlichen  auf  diejenigen  (jebiete  be- 
schränkt, die  in  der  Prima  eingehender  behandelt  sind  (§  10,7).  Dagegen 
ist  für  die  Geschichte  diese  Beschränkung  fortgefallen.  Hier  hat  sich  die 
Prüfung  vornehmlich  auf  die  Geschichte  Deutschlands  und  Preufsens  zu 
erstrecken;  an  den  Gymnasien  sind  auch  Fragen  aus  deijenigen  der  Römer 
und  der  Griechen  zu  stellen,  aber,  wie  sich  aus  der  Fassung  der  betreffenden 
Stelle  der  Prüfungsordnung  (§  10,»)  ergiebt,  nicht  in  der  Weise,  dafs, 
wie  bis  zum  Jahre  1892,  die  Prüfung  in  der  alten  Geschichte  die  nämliche 
Bedeutung  hat,  wie  die  in  der  Geschichte  Deutschlands  und  Preufsens. 
Bei  der  Prüfung  in  den  neueren  Sprachen  ist  auch  an  Gymnasien  die 
Geübtheit  der  Schüler  im  mündlichen  Gebrauche  der  fremden  Sprache 
(Französisch  oder  Englisch,  s.  oben)  zu  ermitteln,  im  übrigen  gelten  die 
allgemeinen  Vorschriften  für  die  Prüfung  in  fremden  Sprachen. 

Für  die  Beurteilung  des  Gesamtergebnisses  ist  an  dem  Grund- 
satze festgehalten,  dafs  die  Prüfung  als  bestanden  zu  erachten  ist,  wenn  das 
Gesamturteil  in  allen  verbindlichen  Gegenständen  mindestens  „genügend'^ 
lautet.  Dagegen  ist  die  Vorschrift  beseitigt,  dafs  bei  nicht  genügenden 
Leistungen  im  Deutschen  das  Reifezeugnis  zu  versagen  ist.  Mit  ihr  war 
beabsichtigt  worden,  der  hervorragenden  Stellung  des  deutschen  Unter- 
richtes Ausdruck  zu  geben;  sie  hatte  aber  mehrfach  ein  dieser  Absicht 
entgegengesetztes  Ergebnis  gehabt.  Sie  führte  nämlich  nicht  selten  dahin, 
dafs  einem  Schüler,  der  in  den  übrigen  Gegenständen  mindestens  genügende, 
in  manchen  sogar  gute  Leistungen  aufwies,  trotz  seiner  mittelmäfsigen 
Klassenleistungen  im  Deutschen  und  seines  thatsächlich  ungenügenden 
deutschen  Aufsatzes  in  jenem  Gegenstande  doch  noch,  damit  ihm  das  Be- 
stehen der  Prüfung  ermöglicht  würde,  sowohl  für  die  Klassenleistungen  als 
auch  für  die  Prüfungsarbeit  das  Urteil  „genügend*"  gegeben  wurde.  Eine 
nicht  unter  allen  Umständen  gerade  übel  angebrachte  Nachsicht  hatte  also 
eine  zu  milde  Beurteilung  der  Leistungen  in  dem  wichtigsten  Gegenstande 
zur  Folge.  Dieser  Möglichkeit  ist  die  neue  Prüfungsordnung  durch  Be- 
seitigung der  erwähnten  Vorschrift  entgegengetreten. 

Nach  den  älteren  Ordnungen  konnte  bei  ungenügenden  Leistungen  in 
einem  Gegenstande  —  abgesehen  vom  Deutschen  —  das  Reifezeugnis  zu- 
erkannt werden,  wenn  dieselben  durch  mindestens  gute  Leistungen  in  einem 
anderen  verbindlichen  Gegenstande  ausgeglichen  waren.  Aber  die  Möglich- 
keit eines  derartigen  Ausgleiches  erfuhr  bereits  durch  die  Prüfungsordnungen 
von  1892  hinsichtlich  einzelner  Gegenstände  gewisse  Beschränkungen.  Da- 
durch wurde  diesen  Gegenständen  thatsächlich  die  Eigenschaft  von  Haupt- 
gegenständen beigelegt,  obgleich  diese  Bezeichnung  in  den  Prüfungs- 
ordnungen nicht  gebraucht  wurde.  Die  Prüfungsordnung  von  1901  hat 
die  Steigerung  der  Bedeutung  gewisser  Fächer  im  Sinne  des  Allerhöchsten 
Erlasses  vom  26.  November  1900  (S.  31  Ziffer  3)  noch  folgerichtiger  durch- 
geführt, allerdings  ebenfalls  ohne  sich  des  Ausdruckes  „Hauptgegen- 
stände'' zu  bedienen.    Als  solche  sind  nunmehr  zu  betrachten: 

an  Gymnasien:   Deutsch,  Lateinisch,  Griechisch,  Mathematik; 

an  Realgymnasien:    Deutsch,   Lateinisch,   Französisch,   Englisch, 
Mathematik ; 

an  Oberrealschulen:    Deutsch ,  Französisch,  Englisch,  Mathematik, 
Physik. 
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Die  Bedeutung  dieser  Fächer  als  Hauptgegenstände  kommt  zunächst 
dadurch  zum  Ausdrucke,  dafs  eine  Ausgleichung  nur  für  eines  derselben 
möglich  ist,  und  zwar  nur  mit  einem  anderen  Fache  der  nämlichen  Gruppe 
(§  11,8  b).  Auf  diese  Weise  sind  die  Vorschriften  über  die  Beschränkung 
der  Ausgleichung  wesentlich  vereinfacht,  zugleich  aber  wichtige  Änderungen 
vorgenommen  worden.  Das  Lateinische  ist  an  den  Realgymnasien  unter 
die  Hauptgegenstände  aufgenommen  worden,  entsprechend  der  Bedeutung, 
die  dieser  Gegenstand  für  die  bezeichnete  Schulgattung  durch  die  Lehr- 
pläne von  1901  erhalten  hat.  An  der  Oberrealschule  ist  der  Physik  die 
Bedeutung  eines  Hauptgegenstandes  gegeben,  während  sie  diese  bisher  nur 
in  Verbindung  mit  der  Chemie  hatte;  der  Mathematik  ist  die  frühere 
Sonderstellung  genommen  worden,  die  eine  Ausgleichung  für  ungenügende 
Leistungen  in  diesem  Fache  nur  mit  mindestens  guten  Leistungen  in  der 
Physik  und  Chemie  gestattete. 

Die  Heraushebung  der  drei  erwähnten  Gruppen  von  Fächern  als  Haupt- 
gegenstände tritt  aber  noch  in  einem  anderen  Punkte  wenigstens  mittelbar 
in  die  Erscheinung.  Nach  den  bisherigen  Ordnungen  war  Prüflingen,  die 
in  einem  einzigen  Gegenstande  das  Gesamturteil  „nicht  genügend **,  in  allen 
übrigen  „genügend"  erhalten  hatten,  das  Reifezeugnis  zu  versagen,  da  die 
Bedingungen  einer  Ausgleichung  nicht  erfüllt  waren.  Das  konnte  für  einen 
fleifsigen,  aber  nicht  gerade  sehr  begabten  Schüler  recht  hart  sein,  wenn 
das  Fach,  in  dem  seine  Leistungen  nicht  genügten,  zu  den  Nebenfächern 
gehörte.  Die  neue  Ordnung  hat  die  Möglichkeit  gegeben,  jene  harte  Folge 
abzuwenden.  Nach  ihr  kann  bei  Schülern,  die  nadi  ihrer  Persönlichkeit 
und  geistigen  Entwickelung  besondere  Berücksichtigung  verdienen,  über 
unzureichende  Leistungen  in  dem  einen  oder  anderen  nicht  zu  den  Haupt- 
gegenständen gehörigen  Fache  hinweggesehen  werden,  auch  wenn  die 
Voraussetzungen  für  eine  Ausgleichung  nicht  gegeben  sind  (11,8  Abs.  V). 

Die  bisherige  Vorschrift,  dafs,  wer  die  Reifeprüfung  nicht  bestanden 
hat,  zur  Wiederholung  derselben  nur  zweimal  zugelassen  wird,  ist  bestehen 
geblieben.  Aber  hinsichtlich  derjenigen  Schüler,  die  ohne  ihr  Verschulden 
von  der  Prüfung  nach  ihrem  Beginne  zurücktreten  müssen,  hat  die  neue 
Ordnung  eine  wichtige  Erleichterung  eingeführt.  Während  früher  die 
Folge,  aafs  der  Rücktritt  dem  Nichtbestehen  gleich  geachtet  wird,  nur  im 
Falle  der  Erkrankung  ausgeschlossen  blieb,  tritt  sie  jetzt  auch  dann  nicht 
ein,  wenn  der  Rücktritt  durch  andere  mit  der  Prüfung  nicht  zusammen- 
hängende Umstände  genügend  entschuldigt  ist  (§  15). 

Die  neue  Prüfungsordnung  tritt  erst  zum  Ostertermine  1903  in  Kraft. 
Indessen  sind  diejenigen  Vorschriften,  die  im  Vergleiche  zu  den  bis  dahin 
geltenden  zu  einem  günstigeren  Prüfungsergebnisse  führen  würden,  schon 
vom  Ostertermin  1902  an  in  geeigneter  Weise  zu  berücksichtigen.  Während 
der  Übergangszeit,  d.  h.  bei  jenem  Termin  und  bei  dem  Michaelistermin 
1902,  können  also  nur  die  den  Prüflingen  vorteilhaften  Bestimmungen  der 
neuen  Ordnung  angewendet  werden  (§  17). 

In  Abschnitt  1,7  (S.  38)  ist  dargelegt  worden,  weshalb  das  bisherige 
Verfahren  bei  den  Reifeprüfungen  an  Nichtvollanstalten  nicht  bei- 
behalten werden  konnte.  Die  hierauf  bezüglichen  Vorschriften  sind  nun- 
mehr durch  die  „Bestimmungen  über  die  Schlufsprüfung  an  den 
sechsstufigen  höheren  Schulen  (Progymnasien,  Realprogymnasien 
und  Realschulen)  **  vom  29.  Oktober  ersetzt  worden.  Schon  durch  den 
Namen  ist  dem  Unterschiede  der  Gestaltung  der  hier  in  Betracht  kom- 
menden Prüfung  von  derjenigen  der  Reifeprüfung  an  neunstufigen  An- 
stalten Ausdruck  gegeben. 
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Prüfung  in  der  ihm  geeignet  erscheinenden  Weise  entgegenzutreten.  Er 
kann  auch  die  mündliche  Prüfung  auf  verbindliche  Fächer  ausdehnen,  die 
regelmäfsig  nicht  Gegenstand  derselben  sind  (§  10,5). 

Bezüglich  der  mündlichen  Prüfung  in  der  Religion  verbleibt  es 
bei  der  Vorschrift,  dafs  sie  sich  im  wesentlichen  auf  diejenigen  Gebiete  be- 
schränkt, die  in  der  Prima  eingehender  behandelt  sind  (§  lO,?).  Dagegen 
ist  für  die  Geschichte  diese  Beschränkung  fortgefallen.  Hier  hat  sich  die 
Prüfung  vornehmlich  auf  die  Geschichte  Deutschlands  und  Preufsens  zu 
erstrecken;  an  den  Gymnasien  sind  auch  Fragen  aus  deijenigen  der  Römer 
und  der  Griechen  zu  stellen,  aber,  wie  sich  aus  der  Fassung  der  betreffenden 
Stelle  der  Prüfungsordnung  (§  10,9)  ergiebt,  nicht  in  der  Weise,  dafs, 
wie  bis  zum  Jahre  1892,  die  Prüfung  in  der  alten  Geschichte  die  nämliche 
Bedeutung  hat,  wie  die  in  der  Geschichte  Deutschlands  und  Preufsens. 
Bei  der  Prüfung  in  den  neueren  Sprachen  ist  auch  an  Gymnasien  die 
Geübtheit  der  Schüler  im  mündlichen  Gebrauche  der  fremden  Sprache 
(Französisch  oder  Englisch,  s.  oben)  zu  ermitteln,  im  übrigen  gelten  die 
allgemeinen  Vorschriften  für  die  Prüfung  in  fremden  Sprachen. 

Für  die  Beurteilung  des  Gesamtergebnisses  ist  an  dem  Grund- 
satze festgehalten,  dafs  die  Prüfung  als  bestanden  zu  erachten  ist,  wenn  das 
Gesamturteil  in  allen  verbindlichen  Gegenständen  mindestens  „genügend^ 
lautet.  Dagegen  ist  die  Vorschrift  beseitigt,  dafs  bei  nicht  genügenden 
Leistungen  im  Deutschen  das  Reifezeugnis  zu  versagen  ist.  Mit  ihr  war 
beabsichtigt  worden,  der  hervorragenden  Stellung  des  deutschen  Unter- 
richtes Ausdruck  zu  geben;  sie  hatte  aber  mehrfach  ein  dieser  Absicht 
entgegengesetztes  Ergebnis  gehabt.  Sie  führte  nämlich  nicht  selten  dahin, 
dafs  einem  Schüler,  der  in  den  übrigen  Gegenständen  mindestens  genügende, 
in  manchen  sogar  gute  Leistungen  aufwies,  trotz  seiner  mittelmäfsigen 
Klassenleistungen  im  Deutschen  und  seines  thatsächlich  ungenügenden 
deutschen  Aufsatzes  in  jenem  Gegenstande  doch  noch,  damit  ihm  das  Be- 
stehen der  Prüfung  ermöglicht  würde,  sowohl  für  die  Elassenleistungen  als 
auch  für  die  Prüfungsarbeit  das  Urteil  „genügend^  gegeben  wurde.  Eine 
nicht  unter  allen  Umständen  gerade  übel  angebrachte  Nachsicht  hatte  also 
eine  zu  milde  Beurteilung  der  Leistungen  in  dem  wichtigsten  Gegenstande 
zur  Folge.  Dieser  Möglichkeit  ist  die  neue  Prüfungsordnung  durch  Be- 
seitigung der  erwähnten  Vorschrift  entgegengetreten. 

Nach  den  älteren  Ordnungen  konnte  bei  ungenügenden  Leistungen  in 
einem  Gegenstande  —  abgesehen  vom  Deutschen  —  das  Reifezeugnis  zu- 
erkannt werden,  wenn  dieselben  durch  mindestens  gute  Leistungen  in  einem 
anderen  verbindlichen  Gegenstande  ausgeglichen  waren.  Aber  die  Möglich- 
keit eines  derartigen  Ausgleiches  erfuhr  bereits  durch  die  Prüfungsordnungen 
von  1892  hinsichtlich  einzelner  Gegenstände  gewisse  Beschränkungen.  Da- 
durch wurde  diesen  Gegenständen  thatsächlich  die  Eigenschaft  von  Haupt- 
gegenständen beigelegt,  obgleich  diese  Bezeichnung  in  den  Prüfungs- 
ordnungen nicht  gebraucht  wurde.  Die  Prüfmigsordnung  von  1901  hat 
die  Steigerung  der  Bedeutung  gewisser  Fächer  im  Sinne  des  Allerhöchsten 
Erlasses  vom  26.  November  1900  (S.  31  Ziffer  3)  noch  folgerichtiger  durch- 
geführt, allerdings  ebenfalls  ohne  sich  des  Ausdruckes  „Hauptgegen- 
stände" zu  bedienen.    Als  solche  sind  nunmehr  zu  betrachten: 

an  Gymnasien:   Deutsch,  Lateinisch,  Griechisch,  Mathematik; 

an  Realgymnasien:    Deutsch,    Lateinisch,    Französisch,   Englisch, 
Mathematik ; 

an  Oberrealschulen:   Deutsch,  Französisch,  Englisch,  Mathematik, 
Physik. 
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Die  Bedeutung  dieser  Fächer  als  Hauptgegenstände  kommt  zunächst 
dadurch  zum  Ausdrucke,  dafs  eine  Ausgleichung  nur  f(lr  eines  derselben 
möglich  ist,  und  zwar  nur  mit  einem  anderen  Fache  der  nämlichen  Gruppe 
(§  11,8  b).  Auf  diese  Weise  sind  die  Vorschriften  über  die  Beschränkung 
der  Ausgleichung  wesentlich  vereinfacht,  zugleich  aber  wichtige  Änderungen 
vorgenommen  worden.  Das  Lateinische  ist  an  den  Realgymnasien  unter 
die  Hauptgegenstände  aufgenommen  worden,  entsprechend  der  Bedeutung, 
die  dieser  Gegenstand  für  die  bezeichnete  Schulgattung  durch  die  Lehr- 
pläne von  1901  erhalten  hat.  An  der  Oberrealschule  ist  der  Physik  die 
Bedeutung  eines  Hauptgegenstandes  gegeben,  während  sie  diese  bisher  nur 
in  Verbindung  mit  der  Chemie  hatte;  der  Mathematik  ist  die  frühere 
Sonderstellung  genommen  worden,  die  eine  Ausgleichung  für  ungenügende 
Leistungen  in  diesem  Fache  nur  mit  mindestens  guten  Leistungen  in  der 
Physik  und  Chemie  gestattete. 

Die  Heraushebung  der  drei  erwähnten  Gruppen  von  Fächern  als  Haupt- 
gegenstände tritt  aber  noch  in  einem  anderen  Punkte  wenigstens  mittelbar 
in  die  Erscheinung.  Nach  den  bisherigen  Ordnungen  war  Prüflingen,  die 
in  einem  einzigen  Gegenstande  das  Gesamturteil  „nicht  genügend'',  in  allen 
übrigen  „genügend"  erhalten  hatten,  das  Reifezeugnis  zu  versagen,  da  die 
Bedingungen  einer  Ausgleichung  nicht  erfüllt  waren.  Das  konnte  für  einen 
fleifsigen,  aber  nicht  gerade  sehr  begabten  Schüler  recht  hart  sein,  wenn 
das  Fach,  in  dem  seine  Leistungen  nicht  genügten,  zu  den  Nebenfächern 
gehörte.  Die  neue  Ordnung  hat  die  Möglichkeit  gegeben,  jene  harte  Folge 
abzuwenden.  Nach  ihr  kann  bei  Schülern,  die  nach  ihrer  Persönlichkeit 
und  geistigen  Entwickelung  besondere  Berücksichtigung  verdienen,  über 
unzureichende  Leistungen  in  dem  einen  oder  anderen  nicht  zu  den  Haupt- 
gegenständen gehörigen  Fache  hinweggesehen  werden,  auch  wenn  die 
Voraussetzungen  für  eine  Ausgleichung  nicht  gegeben  sind  (11,8  Abs.  V). 

Die  bisherige  Vorschrift,  dafs,  wer  die  Reifeprüfung  nicht  bestanden 
hat,  zur  Wiederholung  derselben  nur  zweimal  zugelassen  wird,  ist  bestehen 
geblieben.  Aber  hinsichtlich  derjenigen  Schüler,  die  ohne  ihr  Verschulden 
von  der  Prüfung  nach  ihrem  Beginne  zurücktreten  müssen,  hat  die  neue 
Ordnung  eine  wichtige  Erleichterung  eingeführt.  Während  früher  die 
Folge,  dafs  der  Rücktritt  dem  Nichtbestehen  gleich  geachtet  wird,  nur  im 
Falle  der  Erkrankung  ausgeschlossen  blieb,  tritt  sie  jetzt  auch  dann  nicht 
ein,  wenn  der  Rücktritt  durch  andere  mit  der  Prüfung  nicht  zusammen- 
hängende Umstände  genügend  entschuldigt  ist  (§  15). 

Die  neue  Prüfungsordnung  tritt  erst  zum  Ostertermine  1903  in  Kraft. 
Indessen  sind  diejenigen  Vorschriften,  die  im  Vergleiche  zu  den  bis  dahin 
geltenden  zu  einem  günstigeren  Prüfungsergebnisse  führen  würden,  schon 
vom  Qstertermin  1902  an  in  geeigneter  Weise  zu  berücksichtigen.  Während 
der  Übergangszeit,  d.  h.  bei  jenem  Termin  und  bei  dem  Michaelistermin 
1902,  können  also  nur  die  den  Prüflingen  vorteilhaften  Bestimmungen  der 
neuen  Ordnung  angewendet  werden  (§  17). 

Li  Abschnitt  1,7  (S.  38)  ist  dargelegt  worden ,  weshalb  das  bisherige 
Verfahren  bei  den  Reifeprüfungen  an  Nichtvollanstalten  nicht  bei- 
behalten werden  konnte.  Die  hierauf  bezüglichen  Vorschriften  sind  nun- 
mehr durch  die  „Bestimmungen  über  die  Schlufsprüfung  an  den 
sechsstufigen  höheren  Schulen  (Progymnasien,  Realprogymnasien 
und  Realschulen)"  vom  29.  Oktober  ersetzt  worden.  Schon  durch  den 
Namen  ist  dem  Unterschiede  der  Gestaltung  der  hier  in  Betracht  kom- 
menden Prüfung  von  derjenigen  der  Reifeprüfung  an  neunstufigen  An- 
stalten Ausdruck  gegeben. 
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sichtigung  dieser  Forderungen  ausgearbeiteter  Schulbücher.  Die  Unter- 
richtsverwaltung war  demgemäfs  auch  bald  in  der  Lage,  für  die  Anpassung 
der  Schulbücher  an  die  Lehrpläne  von  1892  die  erforderlichen  Anordnun- 
gen zu  geben.  Diese  ergingen  in  dem  Erlasse  des  Unterrichtsministers 
vom  19.  März  1893  (C.-Bl.  S.  344). 

Dieser  Erlafs  hielt  sich,  wie  die  früheren,  grundsätzlich  auf  dem 
Standpunkte,  dafs  die  Anregung  zur  Einführung  bestimmter  Lehrbücher 
von  den  Schulen  selbst  ausgehen  mufs.  Um  aber  eine  Einschränkung  der 
Zahl  der  für  jedes.  Fach  einzuführenden  Schulbücher,  namentlich  der 
Grammatiken  und  Übungsbücher  für  den  fremdsprachlichen  Unterricht, 
der  deutschen  und  der  mathematischen  Lehrbücher  herbeizuführen,  traf 
er  zwei  bemerkenswerte  Bestimmungen,  durch  die  sowohl  der  Initiative 
der  einzelnen  Schulen  als  auch  unter  Umständen  der  Stellung  der  Pro- 
vinzialschulkollegien  zu  den  von  diesen  ausgehenden  Vorschlägen  gewisse 
Schranken  gesetzt  wurden.  Er  machte  nämlich  erstens  diesen  Behörden 
zur  Pflicht,  durch  ihre  Departementsräte  auf  eine  Einigung  der  Direktoren 
über  eine  Anzahl  der  besten  für  die  einzelnen  Fächer  und  Schularten 
geeigneten  Schulbücher  hinzuwirken.  Zweitens  bestimmte  er,  dafs  die 
Provinzialschulkollegien  derjenigen  benachbarten  Provinzen,  zwischen  denen 
ein  häufiger  Schüleraustausch  stattfindet,  bevor  sie  ihre  Vorschläge  dem 
Minister  unterbreiten,  durch  ihre  Departementsräte  in  Verbindung  treten, 
um  auch  untereinander  eine  Vereinbarung  über  bestimmte  Schulbücher 
nach  Möglichkeit  zu  erreichen. 

Aus  den  übrigen  Bestimmungen  des  Erlasses  sind  noch  folgende  her- 
vorzuheben: 1)  Den  von  den  Direktoren  gestellten  Anträgen  auf  Ein- 
führung eines  neuen  Schulbuches  ist  das  Gutachten  eines  Fachlehrers  und 
den  demgemäfs  vom  Provinzialschulkollegium  dem  Minister  zur  Genehmigung 
empfohlenen  Schulbüchern  ein  neues  Gutachten  eines  der  betreifenden 
Anstalt  nicht  angehörigen  Fachmannes  beizufügen.  2)  Die  in  den  Schul- 
büchern befolgte  Rechtschreibung  mufs  sich  der  in  den  Schulen  eingeführten 
anschlief sen.  3)  Die  Verfasser  und  die  Verleger  müssen  sich  verpflichten, 
etwaige  neue  Auflagen  so  zu  gestalten,  dafs  neben  denselben  die  alten 
fortbenutzt  werden  können.  Für  die  Benutzung  einer  von  einem  anderen 
Bearbeiter  verfafsten  neuen  Auflage  ist  die  Genehmigung  des  Provinzial- 
schulkoUegiums  erforderlich.  4)  Schulbücher,  die  bisher  an  einer  gröfseren 
Zahl  von  Anstalten  benutzt  worden  sind  und  sich  bewährt  haben,  sind  in 
erster  Linie  von  den  Provinzialschulkollegien  zu  berücksichtigen,  sofern 
sie  den  Forderungen  zu  2  und  4  genügen.  5)  Anträge  auf  Einführung 
von  Büchern  in  Schulen,  an  denen  die  Verfasser  als  Lehrer  angestellt  sind, 
sind  so  lange  abzuweisen,  bis  ein  Antrag  auf  Einführung  derselben  von 
einer  anderen  Schule  gestellt  wird.  Dasselbe  gilt  für  Bücher,  die  vor- 
aussichtlich nur  von  der  beantragenden  Anstalt  gebraucht  werden 
würden,  sofern  sie  nicht  in  dem  Verzeichnisse  der  Schulbücher  von  1890 
stehen  oder  sofern  sie  in  anderen  Provinzen  nur  vereinzelt  angewendet 
werden  ^). 

Seit  dem  Jahre  1900  besteht  im  Unterrichtsministerium  eine  Aus- 
kunftsstelle für  Lehrbücher  des  höheren  Unterrichtswesens  (vgL 
hierüber  Abschnitt  X,  2). 


^)  Die  hierauf  bezügliche  Vorschrift  hatte  in  dem  Erlasse  vom  19.  März  1893  einen 
etwas  anderen  Inhalt;  in  der  im  Texte  angegebenen  Gestalt  stammt  sie  aus  einer  jenen 
£rla(8  ergänzenden  Verfügung  vom  28.  Juni  1893  (C.-Bl.  S.  637). 
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G)  Zahl  derjenigen  jungen  Männer,  die  auf  Bealschnlen  2.  Ordnung  das  Zeugnis 

der  Reife  erworben  haben. 
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13 
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Schleswig-Holstein 
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2 

Hessen-Nassau 

2 

1 

2 

— 
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23 

19 

Rheinnrovinz 

3 

8 

10 

6 

7 

10 

16 

8 

Zusammen: 

28 

80 

36 

45 

26 

27 

58 

33 

D)  Zahl  deijenigen  Jungen  M&nner,  die  an  lateinlogen  Bealanstalten  mit  9j&lirigem 
Lelirgrange  bezw.  Oberrealschulen  das  Zeugnis  der  Beife  erworben  haben. 
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S)  Übenicht  ttber  die  Bemfgarten,  denen  die  mit  dem  Zeugnisse  der  Reife  an  den 
Gymnasien  entlassenen  Schiller  sich  sn  widmen  beabsichtigten. 
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— 
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_ 

I 
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1 
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— 

70 

22 
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12 

2 

8 
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2 

1 

2 

111 

24 

1 

12 

8 

29 

8 

4 

« 

- 

68 

24 

16 

- 

13 

1 

11 

2 

- 

4 

1 

125 

37 

17 

- 

17 

5 

4 

26 

11 

- 

90 

23 

940 
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159 

2 

164 

57 

33 
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112 
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1 
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1 
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5 

i 

1 

1 

u 

u 

1 
II 

ProTiOE 

I 

1 

1 
1 

1 

leeeiBi 

Ottpronfeen 

WestprenfecD 

186 
168 

158 
129 

31 
19 

11    - 

21    - 

44 
35 

2 

53 
33 

16 
19 

2 
3 

_ 

7 
12 

2 
2 

- 

8 
20 

9 1 1 

4  i  1 

BarUn 

Brandeitbarg 

Pommern 

1- 

268 

427 
207 

103 
73 

!     1 

108 
44 

9 
2 

128 
67 

53 
12 

23 

8 

1 

29 
23 

12 

3 

1 

26 
17 

8      2 
10      3 

PoBen 

178 

156 

30 

11     6 

33 

3 

52 

11 

7 

1 

2 

— 

6 

6      1 

Schlesien 

B96 

313 

49 

3'     1 

71 

6 

88 

42 

20 

— 

27 

2 

32 

12  1    3 

Skchsen 

403 

»37 

123 

.    - 

83 

4 

74 

41 

8 

— 

26 

8 

24 

«  '  2 

Schleswig-Holstem  .   .    . 
Hknnover 

110 
313 

99 
257 

26 
95 

-     1 

r   1 

13 
43 

1 

43 
64 

14 
24 

1 
12 

1 

2 
22 

~ 

5 
14 

-1  " 
7     2 

Westfalen 

436 

363 

63 

81    - 

63 

13 

104 

31 

9 

— 

15 

10 

36 

3     3 

Hessen-NftMta 

224 

185 

42 

li    5 

34 

3 

67 

21 

8 

- 

16 

8 

14 

1    - 

RheinproTinE  und  Hohen- 
Eollem 

395 

332 

39 

K     1 

86 

9 

93 

36 

13 

- 

18 

9 

« 

13 

10 

Zusammen: 

3582 

2963 

693 

25316 

657 

51 

866 

320 

114 

3 

199 

61 

27 

214 

76    23 

1S87/B8 

Ostpreußen 

Weatpreuben 

Berlin 

174 
200 
332 

135 
147 

278 

29 
25 
60 

8 
20 

1 

1 
1 

43 
3* 
60 

11 

39 

48 
78 

13 
15 
38 

3 

4 
29 

- 

3 
18 
20 

5 

1 

23 
20 
13 

Bnndenbni^ 

Pommern 

238 
266 

188 
192 

70 
65 

1 

1 
1 

65 
50 

1 
1 

42 
63 

15 
18 

3 
3 

1 

18 
22 

: 

21 
33 

10 

Posen 

176 

147 

80 

14 

2 

39 

2 

49 

5 

6 

— 

5 

— 

18 

Schlesien 

382 

318 

47 

46:4 

72 

10 

92 

32 

14 

1 

24 

6 

15 

11 

Sachsen 

277 

295 

102 

8- 

67 

4 

64 

41 

9 

— 

25 

8 

29 

8 

Schleswig-Holstein  .   .   . 
Hannover 

86 
315 

75 
257 

25 
88 

17- 

17 
56 

1 

24 
69 

4 
20 

4 
7 

~ 

7 
18 

13 

2 

3 
17 

~ 

Westfalen 

420 

355 

59 

94|- 

76 

_ 

99 

20 

6 

1 

7 

4 

42 

I 

Hessen-Nassau 

245 

206 

49 

22I1 

46 

3 

59 

19 

8 

— 

IV 

- 

16 

2 

Rbeinprovinz  und  Hohen- 
Eollern 

459 

368 

57 

64   1 

99 

3 

99 

26 

19 

_ 

25 

9 

6 

34 

9 

8 

Zusammen : 

3670 

2961 

106 

296 

1. 

713 

36 

815 

«6 

115 

3 

202 

8« 

. 
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WeBtprea&en 
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firuidenburg 
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Poaen 

Schlesien 

Sachsen 

Schleawig-HolsteiD  .  .   . 

HwnoTer 

Westfalen 

Hessen-Nassau 

Rheinprovinz  und  Hohen- 


15» 

125 

» 

32 

1 

33 

9 

2 

— 

II 

2 

_ 

18 

3 

198 

147 

2     1 

34 

3 

55 

8 

3 
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17 

9 

_ 

18 

6 

376 

291 

6     2 

78 

11 

86 

28 

23 

1 

28 

16 

1 

18 

12 

m 

169 

5     1 

42 

1 

57 

10 

3 

- 

18 

6 

— 

27 

e 

257 

168 
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53 

1 

45 

11 

6 

— 

24 

10 

1 

35 

14 
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44 

10 

5 
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10 

4 

1 

14 

8 
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308 
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70 

1 

88 

24 

21 

1 

32 
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7 
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13 
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97 

22 

12 

_ 

32 

9 

S 

25 

16 

79 

64 

2 

17 
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16 

6 

2 

_ 

4 

3 

_ 
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1 

326 

262 

71 

56 

2 

81 

24 

7 

._ 

17 

11 

5 

19 

8 

417 

351 

5« 

65 

— 

106 

17 

6 

— 

13 

10 

3 

25 

12 

244 

201 

31     1 

54 

3 

55 

20 

11 

- 

8 

10 

3 

12 

e 

444 

357 

41 

92 

2 

110 

26 

8 

- 

25 

14|7 

28 

4 

3702 

2880 

616|826ll2 

703 

29 

873 

210 

109 

' 

239 

110 

. 

270 

113 

Ostpreut^n  . 
Weatpreuben 
Berlin.  .  .  . 
Brandenburg. 
Ponunern  .  . 


Schlesien 

Sachsen 

Schleswig-Holstein  . 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-NaBsan.  .   . 
Rheinprovinz  und  Hohen- 
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1890/91 


Ostpreufsen 

Westpreufeen   .... 

Berlin 

Brandenburg    .... 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen , 

Schleswig-Holstein   .    . 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau.    .    .    . 

Rheinprovinz  und  Hohen- 
zoUem 

Zusammen: 

Ostpreu&en 

Westpreu&en    .... 

Berlin 

Brandenburg    .... 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen 

Schleswig-Holstein    .    . 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau.    .    .    . 

Rheinprovinz  und  Hohen- 
zoUem 

Zusammen: 


158 
189 
861 
211 
264 
200 
878 
863 
112 
292 
401 
248 

480 


3657 


116 
182 
254 
146 
159 
148 
291 
285 
96 
211 
809 
201 

865 


2658 


22 
12 
49 
42 
51 
28 
80 
79 
82 
49 
40 
81 

48 


508 


1891/92 


177 
216 
411 
222 
269 
181 
400 
340 
102 
291 
457 
274 

487 


8827 


184 
157 
277 
188 
175 
126 
279 
256 
84 
207 
859 
209 

874 


2770 


21 
28 
37 
85 
53 
19 
35 
64 
28 
65 
42 
27 

42 
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— 

18 
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1 

32 
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— 
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6 
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— 

28 

9 

2 

11 

8 

8 

1 

1 

62 

8 

88 

29 

21 

— 

28 

28 

8 

20 

14 

11 

1 

— 

42 

7 

41 

8 

4 

1 

24 

12 

— 

9 

13 

7 

2 

1 

41 

1 

52 

6 

5 

— 

28 

19 

— 

82 

28 

23 

1 

87 
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49 

6 

8 

— 

15 

10 

1 

16 

11 

4 

58 

— 

93 

2 

81 

17 

10 

25 

12 

6 

27 

13 
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7 

— 

58 

7 
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— 
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89 
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19 
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— 

28 

19 

9 

84 
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2 
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5 
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87 
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79 

8 
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88 
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44 

15 

— 

49 

45 

8 

1 

— 

8 
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— 

16 

6 

30 

1 

49 

— 
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7 
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— 

18 
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— 
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1 

3 

88 

12 

98 
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5 
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— 
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— 
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1 
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5 
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15 

11 
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17 
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2 

83 
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6 
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Ostpreu&en 

Westpreu&en 

Berlin 

Brandenburg 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen 

Schleswig-Holstein.   .   . 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau 

Rheinprovinz  u.  Hohen- 
zollem 

Zusammen : 

Ostpreu&en 

Westpreu&en 

Berlin 

Brandenburg 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen  

Schleswig-Holstein  .   .   . 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau 

Rheinprovinz  u.  Hohen- 
zollem 

Zusammen: 


175 

129 

25 

•7 

— 

51 

— 

88 

5 

1 

— 

18 

11 

— 

18 

7 

179 

122 

22  31 

1 

39 

2 

22 

8 

2 

— 

14 

23 

14 

5 

375 

252 

42 
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8 

75 

7 

79 

22 

28 

1 

34 

85 

1 

80 

10 

287 

171 

38 

1 

— 

73 

47 

7 

5 

— 

22 

15 

2 

16 

7 

276 

185 

49 

1 

1 

58 

2 

60 

11 

8 

— 

28 

16 

1 

28 

11 

202 

148 

15 

32 

3 

47 

2 

87 

5 

2 

— 

17 

13 

2 

17 

8 

410 

287 

82 

68 

2 

78 

4 

77 

18 

8 

34 

27 

7 

36 

17 

373 

256 

66 

14 

— 

85 

2 

61 

15 

7 

6 

27 

28 

8 

41 

12 

91 

78 

20 

— 

1 

27 

— 

22 

5 

3 

2 

3 

4 

1 

283 

198 

50 

24 

— 

56 

— 

49 

12 

6 

1 

18 

28 

5 

25 

11 

412 

816 

34 

125 

1 

79 

8 

60 

10 

8 

1 

17 

15 

15 

84 

11 

334 

242 

44 

27 

5 

74 

4 

66 

17 

5 

— 

23 

17 

5 

88 

13 

588 

421 

37 

119 

1 

122 

3 

99 

29 

11 

— 

22 

89 

4 

26 

14 

3880 

2800 

474 

449 

18 

859 

29 

718 

160 

84 

9 

271 

265 

46 

817 

127 

1898/94 


13 
4 
8 
2 
1 
1 
2 
2 
8 
1 


39 


187 

189 

20 

15 

— 

58 

1 

37 

4 

3 

1 

15 

6 

— 

21 

4 

199 

183 

21 

27 

— 

39 

1 

87 

5 

3 

— 

18 

16 

— 

24 

7 

392 

289 

40 

8 

— 

90 

17 

89 

27 

28 

81 

as 

2 

17 

12 

257 

159 

86 

1 

— 

69 

3 

37 

8 

5 

— 

88 

15 

2 

24 

18 

291 

166 

40 

2 

59 

3 

46 

9 

7 

— 

86 

19 

5 

38 

21 

199 

142 

11 

26 

5 

51 

1 

85 

10 

3 

— 

16 

16 

1 

13 

8 

462 

842 

86 

76 

1 

118 

8 

93 

11 

4 

— 

35 

26 

7 

38 

15 

872 

258 

57 

9 

98 

1 

57 

25 

6 

— 

87 

25 

1 

31 

21 

103 

88 

16 

1 

88 

32 

4 

2 

— 

5 

1 

— 

6 

2 

851 

241 

58 

25 

— 

69 

2 

69 

18 

4 

1 

87 

19 

1 

35 

12 

515 

421 

84 

142 

— 

127 

97 

12 

8 

1 

11 

22 

11 

30 

13 

289 

206 

22 

35 

1 

54 

1 

66 

17 

9 

1 

21 

8 

3 

30 

14 

587 

466 

87 

126 

— 

131 

12 

107 

81 

18 

4 

38 

33 

5 

38 

17 

4214 

3045 

428 

487 

8 

996 

45 

8O2I 

181 

95 

8 

328 

239 

38 

340 

164 
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7 
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2 
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3 
1 
5 
4 
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1894/96 


Ostpreußen 

Westpreufeen 

Berlin 

Brandenburg 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen 

Schleswig-Holstein  .   .  . 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau 

Rheinprovinz  u.  Hohen- 
zollem 

Zusammen : 

Ostpreußen 

Westpreu&en 

Berlin 

Brandenburg 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen  

Schleswig-Holstein .   .   . 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau 

Rheinprovinz  u.  Hohen- 
zoUem 

Zusammen : 


214 

144 

19 

14 

1 

59 

1 

44 

5 

1 

— 

18 

28 

16 

7 

175 

128 

10 

47 

3 

30 

3 

30 

3 

2 

— 

15 

16 

7 

7 

383 

280 

44 

2 

1 

93 

4 

84 

18 

34 

— 

23 

30 

22 

13 

305 

208 

37 

1 

1 

81 

4 

57 

15 

11 

1 

23 

29 

20 

14 

271 

181 

30 

2 

— 

72 

1 

48 

9 

10 

— 

32 

12 

25 

10 

203 

150 

9 

28 

2 

66 

1 

32 

8 

4 

— 

10 

15 

14 

11 

495 

355 

24 

89 

120 

1 

96 

19 

5 

1 

42 

15 

42 

28 

369 

268 

63 

13 

1 

95 

— 

62 

20 

14 

36 

15 

4 

28 

11 

113 

89 

22 

— 

— 

36 

2 

24 

4 

1 

— 

8 

10 

— 

5 

1 

322 

232 

42 

33 

— 

65 

2 

70 

12 

7 

1 

23 

12 

5 

29 

12 

457 

361 

33 

145 

1 

82 

1 

87 

7 

5 

— 

18 

19 

12 

24 

9 

329 

242 

47 

30 

— 

71 

8 

63 

16 

12 

23 

14 

4 

25 

11 

607 

466 

34 

143 

— 

141 

2 

98 

28 

18 

2 

25 

27 

5 

45 

31 

4243 

3104 

423 

547 

10 

1011 

25 

795 

164 

124 

5 

296 

242 

49 

802 

165 

1896/96 


223 

181 
414 
308 
246 
211 
429 
379 
92 
397 
478 
299 

586 


4243 


174 
139 
294 
208 
154 
152 
310 
261 
76 
256 
359 
229 

453 


3065 


13 
10 
37 
31 
32 
12 
14 
63 
20 
42 
32 
16 

27 


349 


32 

45 

1 

1 

3 

36 

60 

5 

37 

117 
36 

148 


1 
2 


1 
1 


516 


66 
44 

113 
90 
60 
50 
98 
88 
27 
93 

115 
78 

144 


4 
7 
1 
5 
6 
5 
1 
1 

1 


52 
33 

87 
61 
39 
36 
88 
66 
20 
60 
77 
65 

94 


4 

6 
33 
13 
11 

9 

23 
20 

4 
11 

9 
19 

32 


17 
5 
8 
3 

20 

14 
4 
9 
7 

14 

12 


3 
2 


1066 


31778 


194 


118 


8 


22 

7 

33 
34 
35 
11 
36 
38 

4 
33 
20 
24 

24 


9 
20 
23 
22 
12 
15 
15 
28 

3 
39 
30 
20 

33 


321 


264 


2 
1 
1 
2 
11 
2 

5 
6 
2 


11 
5 

33 
19 
25 
13 
29 
34 
5 

35 
30 
16 

42 


6 

8 
21 
21 
13 
15 
22 
15 

3 
21 
24 

5 

26 


1 
6 
10 
6 
2 
5 
7 

6 

12 
8 


70 


1 
2 
5 
2 
2 
3 
6 
2 
1 
4 
6 
3 


36 


297 


200 


39 


3a  ' 


Ostprenben 

WeEtpreuben   .... 

Berlin 

Brandenburg    .    .    .   .   , 

PoDunerD 

Posen 

SchleBien 

Sachsen 

Schleswig-Holstein  .   .   . 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau .... 
RheinproTinz  n.  Hohen- 
zolleni 

ZuB&mmen; 

Ostpreu&en 

Westpreofeen 

BerUn 

Brandenburg 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen 

Schleswig-HolsteiD  .   .   . 

Uftunover  

Westfalen 

Hessen-Nassau 

Bbeinprovinz  u.  Hohen- 
zollern 

Zusammen : 


236 

157 

19 

13 

_ 

58 

_ 

57 

5 

2 

3 

12 

18 

_ 

22 

14 

183 

132 

8 

33 

1 

36- 

35 

14 

3 

2 

8 

13 

1 

13 

U 

402 

296 

33 

2 

1 

98;  10 

101 

24 

26 

1 

31 

25 

_ 

17 

17 

300 

189 

31 

2 

_ 

84   4 

42 

15 

11 

— 

38 

22 

2 

34 

10 

255 

166 

33 

1 

1 

63,  5 

39 

17 

7 

— 

33 

13 

1 

30 

7 

196 

139 

12 

20 

4 

50 

— 

38 

11 

4 

— 

7 

11 

2 

17 

16 

482 

347 

29 

70 

2 

113 

11 

82 

15 

25 

_ 

33 

27 

9 

30 

28 

359 

248 

42 

15 

_ 

88 

2 

68 

22 

11 

— 

33 

17 

4 

26 

24 

HS 

91 

21 

_ 

_ 

37 

2 

20 

9 

2 

_ 

7 

4 

_ 

9 

2 

413 

293 

46 

38 

— 

88 

2 

73 

35 

14 

2 

21 

40 

5 

28 

21 

495 

380 

32 

125 

_ 

103 

_ 

87 

19 

9 

_ 

13 

37 

16 

28 

19 

347 

274 

28 

3. 

- 

105 

1 

69 

19 

20 

- 

19 

14 

5 

18]     9 

716 

544 

28 

148 

1 

173 

9 

109 

43 

31 

2 

23 

47 

7 

55 

30 

4487 

3256 

362 

494 

10 

1101 

« 

» 

248 

166 

10 

278 

288 

52 

,. 

211 

1897/98 

227 

158 

19 

171- 

58 

1 

45 

11 

7 

— 

17 

19 

— 

8 

21 

203 

135 

11 

39I- 

57 

_ 

23 

5 

3 

— 

18 

16 

1 

11 

17 

413 

286 

3( 

107 

2 

88 

31 

23 

1 

21 

43 

1 

21 

18 

348 

235 

3; 

100 

— 

63 

23 

13 

1 

45 

19 

5 

17 

21 

261 

173 

21 

84 

4 

37 

13 

7 

— 

28 

19 

1 

12 

22 

191 

140 

11 

45 

2 

43 

7 

6 

— 

9 

14 

— 

7 

13 

513 

404 

r 

146 

12 

86 

21 

20 

— 

28 

24 

8 

17 

25 

428 

288 

5t 

105 

3 

63 

30 

20 

_ 

45 

27 

4 

19 

34 

111 

92 

2» 

26 

1 

28 

7 

3 

— 

5 

6 

_ 

5 

2 

441 

312 

4) 

106 

1 

75 

30 

14 

1 

30 

45 

6 

23 

18 

502 

404 

s; 

118 

_ 

95 

28 

7 

1 

14 

29 

U 

19 

17 

356 

273 

2: 

99 

60 

30 

27 

- 

22 

26 

7 

9 

11 

701 

532 

z 

158 

4 

103 

49 

23 

l 

36 

49 

10 

24 

43 

4695 

3435 

ässlssdis 

1209 

- 

809 

^ 

173 

' 

318 

» 

54 

192 

262 

—    736    — 


Provinz 


a 

t^ 

2 

09 

u 

«o 

res 

Ö 

J   1  ^i^ 

•<a-^ 

ö*i 

s» 

w)5 

'M 

fl  OD 

sam 
reif 

-5>ä 

>• 
00  ««^ 

=»3 

»4 

M 

S3 

O 

-ö 

N 

Es  studierten 


Von  den  nicht 
Studierenden  gingen  über 


1898/99 


Ostpreulsen 

Westpreufeen 

Berlin 

Brandenburg 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen 

Schleswig-Holstein .   .   . 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau 

Rheinprovinz  u.  Hohen- 
zoUern 

Zusammen: 

Ostpreu&en , 

Westpreufeen    .   .   .   .   , 

Berlin , 

Brandenburg 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen 

Schleswig-Holstein  .   .   . 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau 

Rheinprovinz  u.  Hohen- 
zoUem 

Zusammen ; 


257 

182 

28 

24 

189 

143 

6 

42 

404 

281 

25 

1 

357 

264 

30 

2 

273 

172 

27 

3 

189 

135 

15 

26 

470 

360 

19 

88 

419 

302 

39 

11 

108 

86 

12  - 

430 

315 

34 

28 

484 

389 

30 

124 

317 

229 

28 

24 

741 

585 

30 

155 

4638 

3443 

323 

528 

1 
1 

1 
1 


17 
1 


69 

56 
108 
109 

71 

42 
147   4 
123  4 

41  — 
1 


131 

117 

69 

186 


1 
3 


40 
29 
60 
75 
45 
31 
60 
63 
21 
70 
84 
51 

110 


1269|36'739 


15 

6 

— 

13 

25 

6 

4 

— 

8 

20 

41 

28 

— 

30 

52 

31 

14 

1 

32 

23 

16 

10 

— 

21 

31 

13 

7 

— 

14 

15 

33   8 

— 

23 

24 

29  31 

32 

26 

10 

1 

1 

1 

8 

24 1  25 

1 

28 

36 

21 1  11 

1 

11 

34 

25  1  29 

— 

21 

24 

59 

36 

4 

29 

46 

23 

210 

8 

258 

364 

3 
1 
1 
4 
7 
4 
2 
8 
6 
2 

10 


48 


16 

6 

9 

10 

16 

1 

16 
16 
6 
15 
14 
12 

13 


150 


16 
14 
19 
19 
18 
19 
29 
34 
3 
13 
17 
19 

51 


271 


289 

212 

29 

16 

215 

164 

13  30 

401 

296 

24 

1 

333 

226 

28 

3 

238 

156 

22 

2 

203 

144 

5 

33 

478 

361 

28 

76 

389 

291 

34 

6 

107 

87 

12 

— 

410 

290 

31 

26 

517 

407 

23 

118 

349 

274 

22 

40 

781 

602 

28 

162 

4710 

3510 

299 

513 

1 

2 

3 
3 


19 


1899/1900 

101 

71 

125 

98 

73 

61 

145 

122 

•44 

104 

139 

108 


9 


3 
3 
1 
4 
2 
2 


196  4 


1387 


48 


51 

7 

6 

— 

15 

23 

— 

12 

33 

8 

9 

10 

21 

1 

3 

63 

36 

27 

— 

17 

46 

5 

7 

52 

22 

15 

— 

41 

30 

3 

3 

34 

16 

7 

— 

19 

24 

1 

10 

28 

7 

7 

11 

17 

— 

6 

62 

25 

19 

— 

29 

25 

12 

11 

61 

39 

26 

— 

32 

28 

6 

7 

11 

13 

6 

— 

5 

8 

1 

2 

69 

31 

22 

3 

29 

46 

6 

15 

84 

25 

16 

— 

19 

30 

15 

9 

52 

30 

15 

5 

23 

19 

2 

11 

106 

61 

45 

— 

27 

66 

11 

13 

706 

320 

220 

8 

277 

383 

63 

109 

23 
12 
16 
17 
12 
24 
33 


29 
16 

51 


7 
6 
1 
1 
5 

» 

o 

2 

13 

11 

9 


67 


2 
4 
11 
10 
4 
1 
5 


20  5 

3  — 

16.  6 


7 
2 

11 


272 


68 


F)  Vachwele  der  Benbarteii,  denen  die  mit  dem  Zeugnisse  der  Keife  ui  des  Real- 

gymnulen  (Realschulen  1.  Ordnung)  entluBeneii  SchUer  sieh  n  widmen  beabslclitlgten. 


WeBtpreufien   .    .    . 

Brandenburg    .    .    . 

Pommern 

Posen 

Schlesien.    .... 

Sachsen 

Schleswig-Holstein  . 
Hannover  .... 
Westfalen  .... 
HcBsen-Nass&n  .  . 
Rheinprovinz  und  Hohen- 
zoUern  .    .    .    ■    . 

Zusammen: 

Ostpreußen 

Westpreuben  .... 

Berlin 

Br&ndenboi^    .... 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen 

Schteswig-Hohtein  .    . 

HannoTcr 

Westfalen 

Hessen-Nassan     .    .    . 

Bbeinprovinx  nndHohen- 

lollem  .... 


18 

- 

14 

10 

13 

2 

10 

4 

6 

- 

7 

2 

4 

1 

1 

2 

15 

5 

5 

12 

18 

3 

13 

3 

_ 

I 

26 

1 

15 

17 

6 

6 

17 

11 

- 

5 

19 

2 

5 

41 

133 1  28|l50|20|  82llOl|' 
1875 


Zusantn 

■  1.  Sehslvi 


4 

13 

2 

4 

25 

- 

1 

8 

_ 

2 

6 

— 

4 

15 

1 

3 

12 

4 

5 

1 
1 

22 
15 

7 

1 
7 

1] 

2 

12 

6i 

115  I  27  llSS 


22 1  85  113  I   2 


58      13      2    11    3      3 


532  |m|  4l|l042s|  71    97  | 
1877 


6 

12 

4 

21 

4 

S 

3 

2 

5 

5 

4 

6 

_ 

3 

3 

24 

_ 

18 

- 

4 

_ 

12 

107  |n    83 1  99  I    4 


Ostpreußen 

Westpren&eo   .... 

Berlin 

Brandenburg    .... 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

S&cbwD 

Schleswig-Holstein  .    . 

Bannover 

Westfalen 

Hessen-Nassaa     .    .    . 

Rheinprorins  u.  Hohen- 

zollern 

Znsanuneo : 


Ostpreuben 

Westpreuben  .... 

Bertin 

Brandenburg    .... 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen 

Schleswig-Holstein  .    . 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau     .    .    . 

Rbeinproviuz  n,  Rohen- 

Mllera 

Znsammen : 


1870 

—     2  —    10    12 ;  - 


6 

5 

6 

4 

7 

18 

7 

15 

6 

3 

1 

4 

13 

9 

— 

2 

18 

13 

6 

5 

5 

4 

1205  557  I  82    98 134  280  14S 
1B81/82 


-     739    — 


Provinz 


es  4> 

CO    >-i 

Oh 


Von  den  für  reif  Erklärten 
gingen  über 


« 
p 

SB 

I 


9 
> 

0 
N 


a 
SS 


3 


0 


B 


JA 

9 


QQ 


»4 

I 


p 


I 

p 

M 


.  p 

fc  p 


^% 

m  9 

P 

4 

» 

I» 

P  9 


I 


(S 


a 
(3  a 

'S! 


p 

M 


73 


Von  den  für  reif  Erklärten 
gingen  über 


p 
p 

OD 
00 

■*» 

^ 

00 

l 

P 
P 

P 

M 


P 

O 

a 

2  P 

s  ^ 
3^ 

is 

•»  P 


a 


M   P 

P 


a 

p 


äs 

S  o 

IS 


QQ 

p«t  p 


•P  *K 

'S  P 

p 

n 
1| 

b" 

5  * 
P  • 


<s 


a 
s  a 

O    «Q 

'S! 

a». 

•50 

p 

M 


1882/88 


1884/85 


Ostpreu&en 

Westpreuften  .    •    .    • 

Berlin 

Brandenburg    .... 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen 

Schleswig-Holstein  •    . 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau     .    .    . 

Bheinprovinz  u.  Hohen- 
zollem 

Zusammen: 


61 

24 

1 

2 

2 

23 

9 

33 

15 

4 

1 

— 

10 

3 

1  93 

35 

7 

9 

2 

27 

13 

40 

7 

4 

— 

1 

16 

12 

20 

9 

6 

1 

1 

3 

— 

48 

31 

4 

1 

1 

8 

3 

85 

32 

9 

4 

2 

25 

13 

20 

10 

1 

— 

— 

9 

106 

41 

6 

15 

5 

29 

10 

76 

34 

3 

1 

4 

19 

15 

80 

13 

2 

2 

2 

7 

4 

67 

16 

1 

2 

4 

22 

22 

679 

267 

48 

38 

24 

198 

104 

50 

8 

4 

3 

1 

12 

15 

46 

18 

2 

4 

— 

16 

4 

106 

36 

6 

17 

4 

30 

13 

20 

6 

•i— 

4 

— 

6 

4 

17 

5 

2 

2 

1 

4 

1 

41 

10 

1 

4 

5 

14 

6 

57 

18 

4 

3 

2 

21 

5 

10 

5 

— 

2 

— 

3 

— 

122 

40 

8 

7 

6 

40 

15 

49 

14 

2 

1 

5 

16 

9 

41 

21 

^^ 

5 

— 

9,  5 

64 

26 

4 

10 

_- 

5  13 

623 

207 

33 

62 

24 

176 

90 

1888/84 


Ostpreu&en 

Westpreu&en  .... 

Berlin 

Brandenburg    .... 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen 

Schleswig-Holstein   .    • 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau     .    .    . 

Bheinprovinz  u.  Hohen- 
zollem 

Zusammen: 


39 

17 

2 

1 

— 

9 

10 

39 

11 

8 

3 

— 

16 

6 

■ 
96 

42 

4 

4 

1 

84 

11 

23 

11 

2 

— 

— 

5 

5 

16 

9 

1 

— 

5 

1 

34 

15 

1 

— 

— 

11 

7 

82 

28 

5 

3 

2 

27 

17 

6 

2 

— 

1 

— 

3 

111 

58 

8 

8 

3 

30 

9 

69 

29 

2 

1 

4 

13 

20 

45 

25 

4 

1 

— - 

8 

7 

78 

21 

4 

3 

10 

13 

27 

638 

268 

86 

25 

20 

174 

120 

28 

6 

2 

47 

12 

3 

93 

29 

4 

25 

7 

3 

23 

12 

1 

J«^ 

11 

5 

61 

18 

8 

19 

7 

. — 

79 

28 

2 

49 

18 

— 

53 

29 

4 

64 

15 

2 

574 

184 

29 

1886/86 

4 
8 


18 

2 
6  2 
6  2 
4 
11    2 

6  2 
5 

7  3 


9 
17 

33 

11 
8 
7 

20 
8 
26 
10 
11 

13 


6 
5 

8 


2 

8 
1 

11 

10 

4 

16 


72 

47* 


13 


168 


75 


7 
2 


2 
1 

4 

16 
o 


31 


6 


9 
2 

4 
3 


8 


33 


OBtpreu&en.  .  .  . 
WestpreufteD   .    .    . 

Beilin 

Brandenburg  .  .  . 
Pommern.    .    .    .    . 

Schlesien     .    .    .    . 

Sachsen  

Schleswig-Holstein  . 
Hannover  .  .  .  . 
Westfalen  .  .  .  . 
HesBen-Nusaa     .    . 


ZoBKmmen:       542    175 1< 


Ostpreol^en .  .  .  . 
Weatpreuben    .    .    . 

Berlin 

Brandenburg   .    .    . 

Ponunem 

Fosen 

Schlesien     .    .    .    . 

Sachsen 

Schleswig-Holstein  , 
Hannover  .  .  .  , 
Westfalen  .  .  .  , 
Hessen-Naasan     .    . 


I    29 


b 


Zusammen:       477     111 ;  28    75    : 


9|27 


Oatpreufeen 

Westpreu&en   .    .    .    . 

Berlin 

Brandenburg    .    .    .    . 

Pommem 

Posen 

Schlesien 

Sachsen 

ScUeswig-Holatein   .    . 

H&nnover 

Westfalen 

Hesgeo-Nassan     .    .    . 

Bheinprorinz  u.  Hohen- 

zmlern 

Znsanunen : 

Ostpreu&en 

'Westprenfsen  .    .    .    . 

Berlin 

Brandenburg    .    .    .    . 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen 

Schleswig-Holstein  .    . 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau     .    .    . 

KheinprOTinz  u.  Hohen- 

zollem 

Zusaaimen : 


18 

3 

n 

3 

87 

14 

12 

26 

1 

24 

3 

17 

4 

38 

10 

41 

11 

11 

2 

— 

83 

17 

58 

6 

54 

12 

= 

83 

19 

7 

557 

105 

53 

Ostpreuben .  .  .  , 
Westprenften  .    .    . 

Berlin 

Brandenbni^  .  .  . 
Fonunera.    .    .    .    . 

PoBcn  

Schlesien     .    .    .    . 

Sacbsen 

Scbleswig'Holstein  . 
Hannover  .  .  .  . 
Westfalen  .  .  .  . 
Heasen-NaBsan     .    . 


Oetpreufeen . 
Westprenßen 
Berlin .  .  . 
Brandenburg 
Pommern .  . 
Posen  .  ■  . 
Schlesien  . 
Sachsen  .  . 
Seh  leswig-Hol  stein 
Hannover  .  . 
Westfalen  .  . 
Hessen-Nassan 
RheinproTinz  . 
Hohensollem    . 


205  23  162  103  43 


58   176  21  149 


23    2    17    21 


47   206  15  14S  139   37 


18  I  7 
17,  2 


766  211  41  200  23  129  119 


Ostpreußen 

Weetpreoben  .... 

Berlin 

Brandenburg   .... 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen 

Schleswig-Holstein  .    . 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassan    .    .    . 

RheJnprovinz  n.  Hohen- 

zollem 

Zaaammen: 


19 

6 

_ 

S 

_ 

S 

5 

_ 

13 

6 

— 

4 

_ 

2 

28 

11 

1 

10 

— 

3 

2 

I 

12 

7 

— 

2 

— 

2 

130 

47 

4 

40 

2 

12 

18 

7 

115 

39 

4 

42 

2 

16 

48 

11 

1 

15 

2 

6 

6 

7 

38 

11 

1 

13 

1 

4 

44 

10 

2 

18 

1 

11 

7 

_ 

39 

9 

7 

8 

_ 

9 

21 

4 

3 

5 
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H)  Nachweis  der  BemfBarten,  denen  die  mit  dem  Zengnisse  der  Keife  an  den  Ober- 
realsehnlen  entlassenen  Schfller  sich  zn  widmen  beabsichtiirten. 
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VII. 

Die  Vorbereitung  für  das  Lehramt  an  iiöheren  Sciiulen. 


1.  Die  ftlteren  Bestimmungeii  über  die  Prflfiiiig  fttr  das  Lehramt. 

Eine  allgemeine  Prüfung  fttr  diejenigen,  die  sich  dem  Berufe  eines 
Lehrers  an  höheren  Schulen  widmen  wollten,  war  his  zum  Jahre  1810 
nicht  eingeführt.  Da  his  dahin  ein  besonderer  höherer  Lehrerstand  nicht 
vorhanden  war,  sondern  der  Unterricht  an  den  gelehrten  Schulen  meistens 
von  Theologen  erteilt  wurde  und  die  Lehrerstellen  an  denselben  als  Durch- 
gangsstellen für  den  späteren  Übergang  in  eine  gut  ausgestattete  Pfarr- 
stelle galten,  so  genügte  der  Nachweis  der  Ableistung  der  theologischen 
Prüfung,  um  die  Fähigkeit  zur  Bekleidung  einer  Lehrerstelle  an  einer 
höheren  Schule  darzulegen.  Bei  denjenigen,  die  jene  Prüfung  nicht  abgelegt 
hatten,  reichte  zur  Darlegung  dieser  Fähigkeit  der  Besitz  der  Doktor- 
würde oder  die  Empfehlung  eines  angesehenen  und,,  sachverständigen 
Mannes  oder  das  Zeugnis  über  die  Teilnahme  an  den  Übungen  eines  der 
mit  den  Universitäten  verbundenen  philosophischen,  theologischen  und 
pädagogischen  Seminaren  in  der  Regel  aus.  In  besonderen  Fällen  wurde, 
falls  keiner  der  angegebenen  Nachweise  erbracht  wurde,  meistens  eine 
Prüfung  verlangt^).  Aber  über  die  Ausgestaltung  derselben  waren  keine 
Vorschriften  ergangen.  Die  gröfste  Freiheit  hinsichtlich  der  Auswahl  der 
Lehrer  hatten  die  Patrone  der  nichtstaatlichen  höheren  Schulen,  und  die 
zuerst  im  Jahre  1810  erfolgte  allgemeine  Regelung  des  Prüfungswesens 
hatte  u.  a.  den  Zweck,  dem  Mifsbrauch  entgegenzutreten,  der  mit  den 
Patronatsrechten  durch  die  Berufung  ungeeigneter  Personen  getrieben 
wurde. 

DasKöniglicheEdikt  „wegen  einzuführender  allgemeiner  Prüfung 
der  Schulamtskandidaten  vom  12.  Juli  1810  (Gesetz-Samml.  von  1806 
bis  1810  Seite  717)  ist  in  der  Entwickelung  des  preufsischen  höheren 
Schulwesens  der  Wendepunkt,  bei  dem  geistliche  und  weltliche  Lehrer  sich 
schieden  und  das  Lehramt  an  höheren  Schulen  dem  geistlichen  Stande 
mehr  und  mehr  entzogen  wurde.  Während  alle  Prüfungen,  die  bisher 
vorgenommen  wurden,  durch  die  Berufung  in  eine  bestimmte  Stelle  oder 
durch  die  Bewerbung  um  eine  solche  veranlafst  worden  waren,  führte 
jenes  Edikt  eine  wirkliche  Berufsprüfung  ein  *). 


^)  Aber  erst,  wenn  es  sich  um  die  Berufung  in  eine  bestimmte  Stelle  handelt;  es 
war  demnach  eine  Prüfung  pro  Ipco  in  dem  unten  S.  749  zu  erörternden  Sinne. 

*)  Am  besten  kommt  diese  Änderung  in  den  §§  2  und  7  des  Edikts  zum  Ausdrucke. 
Dort  heilet  es:  „Sie  (d.  i.  die  Prüfung)  ist  bestimmt,  ohne  Rücksicht  auf  gewisse  Lehr- 
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Diese  Prüfung  sollte  in  der  Regel  in  der  Anfertigung  schriftlicher 
Arbeiten,  in  einer  mündlichen  Prüfung  und  einer  Probelektion  bestehen. 
Der  Prüfungsbehörde  blieb  jedoch  in  jedem  einzelnen  Falle  anheimgestellt, 

y,ob  sie  zu  vollständiger  Beurteilung  des  Kandidaten ihn  alle  diese 

Teile  der  Prüfung  will  durchgehen  oder  ob  sie  einen  derselben,  wenn  auf 
das  von  ihm  zu  erwartende  Resultat  aus  den  übrigen  mit  Gewifsheit  sich 
schliefsen  läfst,  kann  wegfallen  lassen**  (§  3).  Die  Kenntnisse,  auf  welche 
vornehmlich  die  Prüfung  Rücksicht  zu  nehmen  hatte,  waren  philologische, 
historische  und  mathematische.  Jedoch  sollte  es  keinem  Kandidaten  ver- 
wehrt sein,  sich  auch  in  anderen  Fächern  prüfen  zu  lassen  (§  4). 

Wer  die  Prüfung  bestanden  hat,  sollte  ein  Zeugnis  erhalten.  Dieses 
hatte  die  Wirkung,  „dafs  nur  der  damit  Versehene  unter  die  Schulamts- 
kandidaten  des  Staates  gerechnet,  an  öffentlichen  gelehrten  und  höheren 
Bürgerschulen  und  den  ihnen  gleichstehenden  öffentlichen  Erziehungs- 
anstalten als  aufserordentlicher  oder  Hilfslehrer  unterrichten  und  dafs  kein 
anderer  zu  einer  ordentlichen  Anstellung  an  diesen  Anstalten  sich  melden, 
vorgeschlagen  oder  angenommen  werden  darf,  daher  die  Prüfung,  wo- 
durch dasselbe  gewonnen,  examen  pro  facultate  docendi  genannt  werden 
kann"  (§  11).  Von  dieser  Regel  liefs  aber  das  Edikt  eine  ganze  Reihe 
von  Ausnahmen  zu.  Auch  ohne  die  Prüfung  pro  fac.  docendi  bestanden 
zu  haben,  konnten  die  damit  verbundenen  Rechte  erwerben :  1)  diejenigen, 
welche  von  der  philosophischen  Fakultät  einer  inländischen  Universität 
nach  Einreichung  einer  lateinischen  Dissertation  nach  einer  förmlichen 
mündlichen  Prüfung  die  Würde  eines  Doktors  oder  Magisters  erhalten  und 
durch  eine  Probelektion  sich  über  ihre  Lehrgeschicklichkeit  ausgewiesen 
haben ;  2)  die  Mitglieder  der  Seminarien  für  gelehrte  Schulen  (§  8) ;  3)  ausge- 
zeichnete Ausländer,  die  von  den  staatlichen  Unterrichtsbehörden  in  Lehrer- 
stellen an  höheren  Schulen  berufen  werden  ^).  Endlich  war  es  der  höchsten 
Unterrichtsbehörde  überlassen,  „bei  anderweitig  bewährter  Geschicklichkeit 
des  Subjekts"  von  der  Prüfung  zu  dispensieren"  (§  15)  und  insbesondere 
Ausländer,  die  sich  zu  einer  Anstellung  im  Schulfache  melden,  ohne 
Prüfung  unter  die  preufsischen  Schulamtskandidaten  aufzunehmen  (§  9). 

Neben  der  allgemeinen  Prüfung  blieb  für  diejenigen,  die  zu  einer 
ordentlichen  Lehrerstelle  in  Vorschlag  gebracht  wurden,  die  „gewöhnliche" 
Prüfung  bestehen.  Bei  dieser  kam  es  vornehmlich  auf  den  Nachweis  der 
für  die  bestimmte  Stelle  erforderlichen  „Kenntnisse  und  Geschicklich- 
keiten" an. 

Das  Edikt  vom  12.  Juli  1810  enthielt  über  die  Gebiete,  auf  die  sich 
die  Prüfung  erstrecken  sollte,  nur  allgemeine  Angaben;  über  das  Mafs 
der  Anforderungen  fehlte  jede  Andeutung.  Es  fehlte  sogar  eine  Vorschrift, 
aus  der  zu  entnehmen  war,  unter  welchen  Voraussetzungen  die  Prüfung  als 
bestanden  zu  erachten  war.  Diese  Lücken  wurden  erst  durch  das  „Reg- 
lement für  die  Prüfungen  der  Kandidaten  des  höheren  Schulamtes"  vom 


anstalten,  nur  die  Tauglichkeit  der  Subjekte  für  die  verschiedenen  Arten  und  Grade 
des  Unterrichts  im  allgemeinen  zu  ermitteln."  |  7  lautet:  „Junge  Männer,  welche  von 
der  Universität  zurückkommen  und  dem  Schuluiche  sich  widmen  oder  auch  nur  eine 
Zeit  lang  an  den  ohgedachten  Öffentlichen  Anstalten  (d.  h.  an  höheren  Schulen)  unter- 
richten wollen,  werden  verpflichtet,  sich  bei  der  angewiesenen  Prüfungsbehörde  zu 
melden,  und  diese  darf  keinen  von  sich  weisen,  welcher  die  oben  bestimmte  Sphäre  des 
Unterrichts  zu  seinem  Ziele  macht.*' 

^)  In  §  9  des  Edikts  heifst  es,  dals  diese,  „wie  sich  von  selbst  versteht",  keiner 
Art  von  Prüfung  unterworfen  werden. 
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20.  April  1831  ausgefüllt').  Dasselbe  stellte  sich  als  eine  weitere  Aus- 
führung des  Edikts  von  1810  dar ')  und  enthielt  neben  Bestimmungen  über 
die  allgemeine  Prüfung  der  Schulamtskandidaten  und  über  die  Ableistung 
des  Probejahres  auch  solche  über  diejenigen  Prüfungen,  durch  die  der 
Nachweis  der  Fähigkeit  zur  Bekleidung  einer  bestimmten  Stelle  dargelegt 
werden  sollte.  Es  unterschied  demnach  folgende  Prüfungen:  1)  pro  facul- 
tate  docendi,  2)  pro  loco,   3)  pro  ascensione,  4)  colloquium  pro  rectoratu. 

Alle  Prüfungen  waren  ,,  namens  der  Proviuzialschulkollegien''  von 
einer  der  wissenschaftlichen  Prüfungskommissionen®)  zu  vollziehen  (§  1). 

Die  Prüfung  pro  facultate  docendi  erstreckte  sich  auf  die  Kennt- 
nisse der  Kandidaten  in  der  deutschen,  griechischen,  lateinischen,  französischen 
und  hebräischen  Sprache,  in  der  Mathematik,  Physik  und  Naturgeschichte, 
der  Geschichte  und  Geographie  („mit  Rücksicht  auf  die  Hauptgegenstände 
der  Antiquitäten,  der  Mythologie  und  der  Geschichte  der  Litteratur  der 
Griechen  und  Römer**),  der  Philosophie  und  Pädagogik,  sowie  der  Theologie. 
Jeder  Kandidat  wurde  in  allen  diesen  Gegenständen*)  mit  Ausnahme  des 
Griechischen  und  des  Hebräischen  geprüft  In  den  beiden  letzten  Gegen- 
ständen kann  die  Prüfung  denjenigen  Kandidaten,  die  sich  vorzugsweise 
der  Mathematik  und  den  Naturwissenschaften  gewidmet  haben  und  nur  an 
Realanstalten  unterrichten  wollen,  auf  ihren  Wunsch  erlassen  werden  (§  5). 
Von  der  Prüfung  im  Hebräischen  waren  aufserdem  diejenigen  Kandidaten 
befreit,  die  überhaupt  nicht  oder  nur  in  den  unteren  Klassen  Religions- 
unterricht zu  erteilen  beabsichtigten  (§  21,  Absatz  III). 

An  diejenigen,  die  in  einem  bestimmten  Gegenstande  keine  Lehr- 
befähigung zu  erhalten  wünschten,  wurden  bei  der  Prüfung  in  demselben  ver- 
hältnismäfsig  geringe  Anforderungen  gestellt.  DieTrennung  zwischen 
der  allgemeinen  Prüfung  und  der  Fachprüfung  bestand  also 
schon  damals,  obwohl  sie  in  dem  Reglement  von  1831  noch  nicht  mit  voller 
Entschiedenheit  in  die  Erscheinung  trat  und  sich  in  diesem  Reglement  nicht 
einmal  der  Ausdruck  „allgemeine  Prüfung**  oder  „Nachweis  der  allgemeinen 
Bildung**  oder  dergl.  vorfindet.  Für  die  Fachprüfung  in  den  einzelnen  Gegen- 
ständen waren  drei  Abstufungen  eingeführt,  je  nachdem  es  sich  um  die  Lehr- 
befähigung für  die  oberen,  die  mittleren  oder  die  unteren  Klassen  handelte. 
Auffallen  mufs,  dafs  unter  den  Prüfungsgegenständen  die  englische  Sprache 
nicht  erwähnt  war.    Damit  war  indessen   nicht  gesagt,  dafs  in  ihr  eine 


^)  Vgl.  Bd.  I,  S.  548  ff.  Das  Reglement  ist  bei  v.  Kamptz,  Annalen  der  preußischen 
inneren  Staatsverwaltung,  Bd.  XY,  S.  311  ff.,  und  bei  y.  Rönne,  Unterrichtswesen,  Bd.  II, 
S.  26  ff.,  abgedruckt 

')  Die  Eingangsworte  lauten :  „In  Gem&Meit  des  Allerhöchsten  Ediktes  vom  12.  Juli 
1810  wegen  einzuführender  allgemeiner  Prüfung  des  Schulamtskandidaten  wird  hierdurch 
folgendes  festgesetzt". 

*)  Nach  g  1  des  Ediktes  von  1810  war  die  aUgemeine  Prüfung  „von  den  Ahteilungen 
der  wissenschaftlichen  Deputation  der  Sektion  des  öffentlichen  Unterrichts  im  Ministerium 
des  Innern"  in  Berlin,  Breslau  und  Eönig[8berg  zu  vollziehen.  Jene  Sektion  wurde  im 
Jahre  1817  zu  einem  besonderen  Ministerium  erweitert  (vel.  Bd.  I,  S.  4).  Die  oben  er- 
wähnten wissenschaftlichen  Deputationen  wurden  durch  Kabinettsordre  vom  19.  Dezember 
1816  aufgelöst;  an  ihre  Stelle  traten  wissenschaftliche  Prüfungskommissionen,  zunächst 
in  Berlin,  Breslau,  Königsberg,  HaUe,  Münster,  Bonn  (vgl.  v.  Rönne,  a.  a.  0.,  S.  22,  Anm.2). 

^)  Ihre  Erklärung  findet  die  Einrichtung  einer  so  umfassenden  allgemeinen  Prüfung 
teils  in  den  Anschauungen  der  damaligen  Zeit,  wie  sie  auch  in  der  Häufunj^  der 
Prüfungen  (pro  facultate  docendi,  pro  loco,  i)ro  ascensione,  pro  rectoratu)  in  die  Er- 
Bcheinunff  trat,  teils  und  wohl  hauptsächlich  in  den  damaligen  Bestimmungen  über  die 
Reifeprürang  und  in  der  Möglichkeit,  auch  mit  dem  Zeugnisse  der  bedingten  Tüchtigkeit 
(Nr.  ll,  vjrl.  oben  S.  691)  zum  Studium  auf  der  Universität  und  zur  Prüfung  pro  fac. 
docendi  (§  6  des  Reglements)  zugelassen  zu  werden. 
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Prüfung  überhaupt  nicht  stattfinden  konnte.  Vielmehr  war  es  nach  §  5 
Abs.  II  des  Reglements  keinem  Kandidaten  verwehrt,  sich  auch  noch  in 
anderen  Gegenständen  als  den  dort  angeführten,  „wenn  er  sich  ihnen  vor- 
züglich gewidmet  hat  und  sie  zu  den  Lehrgegenständen  der  höheren  Schulen 
in  näherer  Beziehung  stehen*',  einer  Prüfung  zu  unterziehen.  Volle  Gleich- 
wertigkeit mit  den  übrigen  Prüfungsgegenständen  hat  allerdings  die  eng- 
lische Sprache  erst  später  erlangt. 

Bedingung  der  Zulassung  zur  Prüfung  war  u.  a.  das  „vollendete  aka- 
demische Triennium*"  (§  6).  Die  Prüfung  bestand  aus  einem  schriftlichen 
und  einem  mündlichen  Teile,  sowie  einer  oder  mehreren  Probelektionen  (§  8). 
Diejenigen,  welche  in  den  in  §  8  des  Edikts  von  1810  (s.  oben  S.  748)  an- 
gegebenen Formen  die  philosophische  Doktorwürde  erworben  hatten,  waren 
von  der  schriftlichen  Prüfung  befreit  (§  29).  Von  den  zwei  oder  drei 
schriftlichen  Prüfungsarbeiten  mufste  wenigstens  eine  in  lateinischer  Sprache 
abgefafst  sein ,  jedoch  durfte  den  Kandidaten,  die  sich  auf  den  Unterricht 
in  der  Mathematik  und  den  Naturwissenschaften  an  Realanstalten  be- 
schränken wollten,  auf  ihren  Wunsch  gestAttet  werden,  sich  statt  der 
lateinischen  Sprache  der  französischen  zu  bedienen  (§  9). 

Für  die  Bezeichnung  des  Gesamtergebnisses  bestanden,  sofern 
nicht  wegen  ungenügenden  Ausfalles  völlige  Abweisung  erfolgte,  zwei  Ab- 
stufungen ;  entweder  wurde  die  unbedingte  oder  die  bedingte  facultas  docendi 
erteilt.  Die  unbedingte  fac.  doc.  sollten  nur  diejenigen  erhalten,  die  den  all- 
gemeinen Anforderungen  ^)  genügt  und  aufserdem  „in  einem  der  drei  wesent- 
lichen Stücke  des  höheren  Unterrichts",  nämlich  entweder  in  den  beiden 
alten  Sprachen  und  im  Deutschen  oder  in  der  Mathematik  und  den  Natur- 
wissenschaften oder  in  der  Geschichte  und  der  Geographie  die  Lehrbef&higung 
für  die  oberen  Klassen  erworben  haben.  Die  bedingte  facultas  docendi 
wurde  denjenigen  Kandidaten  erteilt,  die  in  einem  der  oben  angeführten 
Hauptgegenstände  oder  in  der  Theologie  und  im  Hebräischen')  die  Lehr- 
befähigung für  die  oberen  Klassen  erworben  haben,  aber  den  allgemeinen 
Forderungen  in  mehreren  Gegenständen  nicht  genügten  (§  22).  Kandidaten, 
die  in  einem  oder  mehreren  Hauptgegenständen  nur  eine  Lehrbefähigung 
für  die  mittleren  oder  unteren  Klassen  nachgewiesen  haben,  konnte  aus- 
nahmsweise die  bedingte  fac.  doc.  in  den  unteren  Klassen  erteilt  werden, 
wenn  sie  „mit  Sicherheit  und  Klarheit  der  Fundamentalkenntnisse  eine 
ausgezeichnete  Gabe  der  Darstellung,  ein  vorzügliches  Geschick  in  der 
Behandlung  der  Jugend  und  eine  ansprechende  Persönlichkeit  verbinden"  *). 
Die  Bezeichnung  der  facultas  docendi  als  einer  bedingten  hatte  ursprünglich 
die  Bedeutung,  dafs  der  Kandidat  spätestens  bei  der  Prüfung  pro  loco  die 
Ausfüllung  der  Lücken  nachweisen  mufste  (§§  22,  37). 


^)  In  §  16  des  Reglements  wird  dies  Erfordernis  dahin  festgestellt,  dalk  der  Kandidat 
mit  allen  übrisen  Gegenständen  der  Prüfung  —  das  heilst  in  deigenigen,  in  denen  er 
keine  LehrbefÄnigung  nachgewiesen  hat  —  .so  weit  bekannt  ist,  um  ihr  Verhältnis  zu 
den  übrigen  Lehraegenständen  und  ihre  relative  Wichtigkeit  richtig  zu  würdigen  und 
auf  die  Gesamtbilaung  der  Schüler  wohlthätig  einwirken  zu  können  . 

')  Die  Theologie  und  das  Hebräische  wurden  erst  durch  Verfügung  vom  3.  Februar 
1888  (v.  R  önne  a.  a.  0.  II,  44)  den  oben  angegebenen  Hauptgegenstänaen  zur  Seite  gesteUt. 

')  Auch  diese  Bestimmung  wurde  erst  in  der  Verfügung  vom  3.  Februar  1838  ge- 
troffen. Bis  dahin  konnte,  aucn  wenn  in  keinem  Hauptgegenstande  die  Lehrbefähigung 
für  die  oberen  Klassen  nachgewiesen  war,  ohne  weiteres  die  bedingte  fac.  doc.  erteilt 
werden.  Man  wird  in  den  obigen  Mitteilungen  über  die  Abstufungen  der  Zeugnisse  den 
Keim  der  später  (1866)  erfolgten  Einteilung  der  Prüfungszeugnisse  nach  di^i  Graden 
erblicken  müssen. 
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Die  Prüfung  proloco  war  nur  auf  Veranlassung  der  Schulaufsichts- 
behörde vorzunehmen  und  hatte  den  Zweck  festzustellen,  ob  der  Kandidat 
für  eine  bestimmte  Stelle,  in  die  er  berufen  werden  sollte  oder  um  die  er 
sich  beworben  hatte,  als  befähigt  zu  erachten  ist.  Sie  erstreckte  sich  des- 
halb, sofern  nicht  die  Ausfüllung  der  bei  der  Prüfung  pro  fac.  doc.  fest- 
gestellten Lücken  nachzuweisen  war,  nur  auf  die  Gegenstände,  in  denen 
der  Kandidat  unterrichten  sollte.  In  der  Regel  bestand  sie  nur  aus  einem 
mündlichen  Teile  und  einer  oder  mehreren  Probelektionen.  Gänzlich  befreit 
von  der  Prüfung  pro  loco  waren  diejenigen  Kandidaten,  die  innerhalb 
der  ersten  drei  Jahre  nach  dem  Bestehen  der  Prüfung  pro  fac.  docendi 
und  nach  Ableistung  des  Probejahres  in  eine  Lehrerstelle  an  einer  höheren 
Schule  berufen  wurden  und  durch  das  bei  jener  Prüfung  erworbene  Zeugnis 
den  Nachweis  der  Tüchtigkeit  für  die  betreffende  Stelle  führen  (§§  34—42). 

Die  Prüfung  pro  ascensione  hatte  den  Zweck,  die  Tüchtigkeit  eines 
Lehrers  für  eine  ihm  zu  übertragende  höhere  Stelle  auszumitteln.  Für  sie 
galten  im  wesentlichen  die  nämlichen  Bestimmungen  wie  für  die  Prüfung 
pro  loco,  sie  wich  aber  von  dieser  insofern  ab,  als  sie  sich  in  den  Formen 
einer  Unterredung  vollziehen  und  die  Abhaltung  von  Probelektionen  in  der 
Regel  unterbleiben  sollte.  Für  die  Befreiung  galten  die  nämlichen  Be- 
stimmungen wie  bei  der  Prüfung  pro  loco  (§  44—48). 

Dem  colloquium  pro  rectoratu  mufsten  sich  diejenigen  Lehrer 
unterziehen,  die  für  die  Stelle  des  Direktors  oder  Rektors  einer  höheren  Schule 
in  Aussicht  genommen  waren.  Es  erstreckte  sich  auf  das  gesamte  Gebiet 
der  direktorialen  Thätigkeit.  Bei  der  Beurteilung  der  Kandidaten  sollte 
hauptsächlich  auf  .Bestimmtheit  und  Klarheit  seiner  Antworten,  auf  die 
Sicherheit  seiner  Überzeugungen,  Feinheit  seiner  Bemerkungen,  Gewandt- 
heit, in  etwa  neue  Vorstellungen,  einzugehen,  und  Wärme  für  die  Idee 
der  Erziehung  gesehen  werden.  Über  den  Ausfall  des  Golloquiums  wurde 
kein  eigentliches  Zeugnis  ausgestellt,  sondern  nur  ein  Bericht  an  die  zu- 
ständige Schulaufsichtsbehörde  erstattet  (§§  49—51). 

Das  Reglement  von  1831  erfuhr  während  der  folgenden  Jahrzehnte 
in  zahlreichen  Einzelpunkten  Abänderungen.  Schon  oben  (S.  750,  Anm.  3) 
ist  bemerkt  worden,  dafs  durch  eine  Verfügung  vom  3.  Februar  1838 
(v.  Rönne  a.  a.  0.  II.  S.  44)  die  Religion  in  Verbindung  mit  dem  He- 
bräischen für  die  Prüfung  pro  facultate  docendi  in  gewissem  Sinne  den 
Hauptfächern  an  die  Seite  gestellt  wurde.  Jene  Verfügung  wurde 
durch  spätere  Erlasse  [vom  16.  Mai  1838  (v.  Rönne  a.  a.  0.  II,  S.  46),  vom 
21.  Dezember  1841  (v.  Rönne  II,  S.  58,  Bd.  I  dieses  Werkes  S.  550) 
und  vom  10.  August  1853  (v.  Rönne  II,  S.  59,  Bd.  I  dieses  Werkes  S.  550)] 
teils  im  Sinne  einer  Erleichterung,  teils  im  Sinne  einer  Verschärfung  der 
Bedingungen  für  die  Zulassung  von  Theologen  abgeändert.  Nach  dem  letzten 
dieser  Erlasse  sollte  den  Theologen  die  bedingte  facultas  docendi  erteilt 
werden,  wenn  sie  in  einer  Probelektion  und  einer  mündlichen  Prüfung, 
die  sich  auf  ihr  Lehrgeschick  und  die  eigentümlichen  Erfordernisse  des 
höheren  Unterrichts  zu  beschränken  hat,  die  Lehrbefähigung  für  den  Unter- 
richt in  der  Religion  und  im  Hebräischen  bis  einschliefslich  Prima  dar- 
legen imd  aufserdem  die  gleiche  Befähigung  für  das  Deutsche  oder  für 
eine  der  beiden  alten  Sprachen  oder  für  die  Mathematik  oder  für  die 
Naturwissenschaften  oder  in  der  Geschichte  und  Geographie  oder  statt 
dieser  einen  Lehrbefähigung  für  die  oberen  Klassen  eine  solche  bis  ein- 
schliefslich Ober-Tertia  in  den  beiden  alten  Sprachen  und  im  Deutschen 
oder  in  der  Mathematik  und  den  Naturwissenschaften  für  die  Ober-Tertia 
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darlegen.    Wollten  sie  die  unbedingte  fac.  docendi  erwerben,  so  mufsten 
sie  den  allgemeinen  Anforderungen  genügen. 

Für  die  Prüfung  in  den  neueren  Sprachen  enthielt  das  Regle* 
ment  von  1831  nur  die  Vorschrift,  dafs  jeder  Kandidat  im  Französischen,  auch 
wenn  er  in  dieser  Sprache  nicht  unterrichten  will,  Kenntnis  der  Grammatik 
und  die  Fertigkeit  nachweisen  mufs,  einen  Dichter  oder  Prosaiker  mit 
Geläufigkeit  zu  übersetzen.  Genauere  allgemeine^)  Vorschriften  über  die 
Fachprüfung  in  den  beiden  neueren  Sprachen  wurden  zuerst  in  einem  Er- 
lasse des  Unterrichtsministers  vom  11.  August  1854  gegeben').  Eine  An- 
erkennung der  neueren  Sprachen  als  eines  Hauptprüfungsgegenstandes  ist 
aber  hier  noch  nicht  erfolgt. 

2.  Das  PrftfaBgsreglement  vom  12.  Dezember  1866^). 

Infolge  der  zahlreichen  Abänderungen  des  Reglements  vom  20.  April  1831 
machte  sich  das  Bedürfnis  einer  Zusammenfassung  aller  auf  die  Prüfungen 
der  Lehrer  an  höheren  Schulen  bezüglichen  Vorschriften  zu  einer  einheit- 
lichen Prüfungsordnung  im  Laufe  der  Jahre  immer  dringender  geltend.  Dazu 
kam,  dafs  im  Hinblick  auf  die  Entwickelung  der  Wissenschaften  und  die 
Änderungen  in  der  Bedeutung  einzelner  von  ihnen  für  den  höheren  Unter- 
richt auch  mancherlei  sachliche  Änderungen  des  Reglements  erforderlich 
wurden.  Beide  Gründe  drängten  auf  Erlafs  einer  neuen  Prüfungsordnung. 
Diese  erging  unter  dem  24.  Dezember  1866,  nachdem  sie  zuvor  den 
ProvinzialschulkoUegien,  den  wissenschaftlichen  Prüfungskommissionen  und 
mehreren  Direktoren  höherer  Schulen  zur  gutachtliäien  Äufserung  zu- 
gegangen war. 

Das  „Reglement  für  die  Prüfungen  der  Kandidaten  des 
höheren  Schulamts''  vom  12. Dezember  1866  unterschied  sich  äufserlich 
von  dem  bisherigen  zunächst  durch  die  scharfe  Sonderung  der  Prüfung  in 
der  allgemeinen  Bildung,  „welche  jeder,  der  sich  dem  Lehramte  widmen  will, 
besitzen  mufs"  (§  9),  von  deijenigen  in  den  besonderen  Fächern,  in  denen  der 
Kandidat  zu  unterrichten  beabsichtigt.  Aufserdem  wurden  in  ihm  die  Prü- 
fungen pro  loco,..pro  ascensione  und  das  colloquium  pro  rectoratu  überhaupt 
nicht  erwähnt.  Über  letzteres  blieb,  wie  sich  aus  der  zur  Ausführung  des 
Reglements  erlassenen  Verfügung  ergiebt,  besondere  Bestimmung  vor- 
behalten. Von  der  Prüfung  pro  loco  und  pro  ascensione  wird  auch  in  dieser 
Ausführungsverfügung  nicht  mehr  gesprochen;  Spuren  derselben  finden 
sich  noch  in  §  22,  Absatz^).    Endlich  fehlen  eingehendere  Bestimmungen 

^)  Die  bei  y.  Rönne  a.  a.  0.,  Bd.  II,  S.  85  abgedruckte  Verfügung  des  Branden- 
bnrgischen  Proyinzialschulkollegiums  vom  6.  April  1839  erging  zwar  im  Auftrage  des 
Ministers,  erstreckte  sich  jedoch  nur  auf  den  Geltungsbereich  der  Provinz  Brandenburg. 

')  Der  Eingang  dieses  Erlasses  lautet:  .Nachdem  den  sämtlichen  Eöniel.  wissen- 
schaftlichen Prüfungskommissionen  auch  für  das  Französische  und  Englische  Mitglieder 
zugeordnet  sind,  sehe  ich  mich  yeranlafet"  u.  s.  w.  Hieraus  ergiebt  sich,  da(s  bisher  die 
neueren  Sprachen  nicht  an  allen  Prüfungskommissionen  durch  einen  eigentlichen  Fach- 
mann vertreten  waren.  Dadurch  findet  auch  die  örtliche  Beschränkung  der  Wirksamkeit 
der  in  der  vorigen  Anmerkung  angegebenen  Verfügung  ihre  Erklärung  (vgl.  Bd.  I,  S.  551; 
V.  Rönne  a.  a.  0.,  Bd.  II,  S.  86). 

*)  Das  Reglement  ist  abgedruckt  bei  Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze,  1.  Aufl., 
Bd.  n,  S.  74 ff.;  2.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  66 ff. 

^)  Hiernach  kann  das  Provinzialschulkollegium  bei  Beförderung  eines  Lehrers  in 
eine  Oberlehrerstelle  eine  Nachprüfung  anordnen,  wenn  dieser  seit  der  ersten  Prüfung 
längere  Zeit  überhaupt  nicht,  oder  in  den  betreffenden  Fächern  nicht  in  den  oberen 
Klassen  unterrichtet  hat.  Die  Prüfung  pro  loco  wurde  zum  letzten  Male  in  der  Ver- 
fügung vom  10.  August  1853  (vgl.  v.  Rönne  a.  a.  0.,  S.  59)  erwähnt 
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über  die  Ableistung  des  Probejahres ;  bezüglich  dieser  ist  vielmehr  auf  die 
darüber  erlassenen  besonderen  Vorschriften  hingewiesen  (§  40).  Die  be- 
deutsamsten sachlichen  Änderungen,  die  durch  das  Reglement  von  1866 
herbeigeführt  wurden,  ergeben  sich  aus  der  folgenden  Darstellung. 

Nach  der  Ordnung  von  1831  gab  es  nur  drei  Hauptfächer,  nämlich 
das  philologische,  das  historische  und  das  mathematisch-naturwissenschaft- 
liche. Diesen  wurde  später  das  theologische  zur  Seite  gestellt,  jedoch  ohne 
dafs  es  die  Bedeutung  eines  Häuptfaches  erhielt.  Noch  geringere  Be- 
deutung hatten  die  neueren  Sprachen.  Das  Reglement  von  1866  dagegen 
gab  den  beiden  letzterwähnten  Fächern  die  Natur  selbständiger  Haupt- 
fächer und  machte  insbesondere  die  neueren  Sprachen,  abgesehen  von  einer 
einzigen,  unten  näher  zu  erörternden  Ausnahme,  den  alten  ebenbürtig. 
Aufserdem  verschmolz  es  das  philologische  Fach  mit  dem  historischen  zu 
einem  einzigen  Hauptfache,  so  dafs  nunmehr  deren  vier,  das  philologisch- 
historische, das  mathematiseh-naturwissenschaftliche,  das  theologische  und 
das  der  neueren  Sprachen,  grundsätzlich  als  gleichwertig  nebeneinander 
bestanden  (§  11). 

Der  Zwang  zur  Veranstaltung  von  Probelektionen  wurde  durch  das 
Reglement  von  1866  beseitigt.  Dieses  überliefs  es  vielmehr  dem  Ermessen 
des  Prüfenden,  ob  er  eine  solche  im  Anschlufs  an  die  mündliche  Prüfung 
veranlassen  will  (§  19).  Mafsgebend  war  hierbei  die  Erwägung,  dafs  die 
Lehrgabe  des  Kandidaten  in  der  Regel  erst  nach  einer  längeren  unter- 
richtlichen Thätigkeit  an  einer  öffentlichen  Schule  beurteilt  werden  kann. 

Unter  den  schriftlichen  Prüfungsarbeiten  durfte  eine  solche 
über  ein  philosophisches  oder  pädagogisches  Thema  nicht  fehlen.  Aufserdem 
mufste  der  Kandidat  eine  oder  zwei  Aufgaben  aus  dem  Gebiete  deijenigen 
Fachwissenschaften  bearbeiten,  in  denen  er  eine  Lehrbefähigung  erwerben 
wollte.  Der  Zwang,  die  Arbeiten  in  lateinischer  Sprache  abzufassen,  wurde 
der  Hauptsache  nach  auf  die  aus  dem  Gebiete  der  klassischen  Philologie 
beschränkt  (§  13).  Wer  die  Würde  eines  Doktors  der  Philosophie  erworben 
hatte,  konnte  nicht  mehr,  wie  bisher,  die  Befreiung  von  der  ganzen  schrift- 
lichen Prüfung  beanspruchen,  sondern,  sofern  die  übrigen  Bedingungen  er- 
füllt waren,  nur  von  der  schriftlichen  Prüfungsarbeit  in  dengenigen  Fache, 
dem  seine  Inauguralschrift  angehört  hatte  (§  14).  In  gleicher  Weise  konnte 
eine  von  einer  inländischen  philosophischen  Fakultät  gekrönte  Preisschrift 
oder  eine  andere  von  dem  Kandidaten  herausgegebene  Schrift  als  Ersatz 
einer  schriftlichen  Prüfungsarbeit  gelten  (§  14).  Endlich  wurde  auch 
Kandidaten  der  evangelischen  Theologie,  welche  die  erste  oder  die  zweite 
theologische  Prüfung  gut  bestanden  hatten,  falls  sie  sich  um  eine  Lehrer- 
befähigung in  der  Religion  bewarben,  die  schriftliche  Prüfungsarbeit  aus 
diesem  Gebiete  erlassen. 

Die  mündliche  Prüfung  erstreckte  sich  auf  die  Gegenstände,  in 
denen  eine  Lehrbefähigung  erworben  werden  sollte.  Aber  auch  unabhängig 
von  einer  solchen  wurden  alle  Kandidaten  in  der  Religion,  der  Philosophie 
und  Pädagogik,  der  Geschichte  und  Geographie,  den  alten  Sprachen  und 
im  Französischen  zum  Nachweise  der  für  den  Unterricht  an  höheren 
Schulen  erforderlichen  allgemeinen  Bildung  geprüft.  Der  in  dem  Regle- 
ment von  1831  vorgeschriebene  Nachweis  der  allgemeinen  Bildung  in  den 
Naturwissenschaften  wurde  im  Reglement  von  1866  auf  diejenigen  Kandi- 
daten beschränkt,  die  eine  Lehrbefähigung  in  der  Mathematik  zu  erhalten 
wünschten.  In  der  Mathematik  wurde  der  Nachweis  der  allgemeinen  Bildung 
überhaupt  nicht  verlangt.  Der  Kommission  blieb  überlassen,  von  der  Er- 
forschung der  allgemeinen  Bildung  in  jedem  einzelnen  Falle  so  weit  abzu- 

Wieie,  Schulwesen.    IV.  48 


—    754    — 

sehen,  wie  diese  durch  ein  vorzügliches  Reifezeugnis  aufser  Frage  ge- 
stellt war  (§  10). 

Für  die  Zeugnisse  bestanden  drei  Abstuf  ungen.  Die  Bedingungen, 
von  denen  die  Erteilung  eines  Zeugnisses  ersten  oder  zweiten  Grades  abhängt, 
wurden  durch  Hervorhebung  der  hierfür  mafsgebenden  Arten  der  Lehr- 
bef&higung  für  jedes  der  obenerwähnten  vier  Hauptsachen  bis  ins  einzelne 
festgesetzt  (§  21)^).  Hiernach  war  für  ein  Zeugnis  ersten  Grades  aufser 
dem  Nachweise  einer  genügenden  allgemeinen  Bildung  die  Lehrbefähigung 
für  die  oberen  Klassen  in  zwei  bis  drei  Hauptgegenständen  und  aufserdem 
noch  die  Lehrbef&higung  für  die  mittleren  Klassen  in  einem  oder  in  zwei 
anderen  Gegenständen  erforderlich.  Fehlte  nur  eines  dieser  Erfordernisse, 
so  wurde  trotz  einer  umfassenden  Lehrbefähigung  für  die  oberen  Klassen 
nur  ein  Zeugnis  zweiten  Grades  erteilt.  Ein  solches  erhielten  aber  auch 
diejenigen  Kandidaten,  die  den  Nachweis  der  allgemeinen  Bildung  geliefert 
und  die  Lehrbefähigung  in  zwei  bis  drei  Gegenständen  für  die  mittleren 
Klassen,  sowie  noch  in  einigen  Gegenständen  für  die  unteren  Klassen  er- 
worben hatten.  Ein  Zeugnis  dritten  Grades  wurde  erteilt,  wenn  den  an 
ein  Zeugnis  zweiten  Grades  geknüpften  Anforderungen  entweder  hinsichtlich 
der  allgemeinen  Bildung  oder  hinsichtlich  der  Leistungen  in  den  Fach- 
wissenschaften nicht  genügt  wurde  (§  21).  Die  Prüfung  galt  als  nicht  be- 
standen, wenn  der  Kandidat  nur  eine  notdürftig  bis  Quarta  reichende  Lehr- 
befähigung dargelegt  hatte  (§  22,  Absatz  VII). 

Kandidaten,  die  aufser  der  allgemeinen  Bildung  eine  Lehrbefähigung 
nur  für  eine  der  beiden  neueren  Sprachen  oder  für  beide  durch  alle  Klassen 
nachwiesen,  erhielten  zwar  ein  Zeugnis  dritten  bezw.  zweiten  Grades, 
konnten  jedoch  nur  ausnahmsweise  als  Fachlehrer  eintreten  und  blieben 
vom  Aufrücken  in  höhere  Stellen  ausgeschlossen  (§  25,  Absatz  IV).  In 
diesem  Punkte  zeigt  sich,  dafs  das  Fach  der  neueren  Sprachen  den  übrigen 
doch  noch  nicht  als  vollkommen  ebenbürtig  betrachtet  wurde. 

Zur  Beförderung  in  eine  Oberlehrerstelle  im  damaligen  Sinne  (vgl. 
unten  Abschnitt  IX,i)  war  ein  Zeugnis  erforderlich,  das  aufser  der  Lehr- 
bef&higung  für  die  mittleren  Klassen  mindestens  in  zwei  Gegenständen  eine 
solche  für  Prima  nachwies  (§  22,  Absatz  V). 

Über  die  Erleichterung,  die  den  Kandidaten  der  Theologie  hin- 
sichtlich der  schriftlichen  Arbeiten  gewährt  wurde,  ist  bereits  oben  berichtet 
worden.  Die  mündliche  Prüfung  hatte  sich  bei  diesen  Kandidaten  besonder» 
auf  die  eigentümlichen  Erfordernisse  des  Religionsunterrichtes  an  höheren 
Schulen  zu  erstrecken  (§  27).  Die  Anforderungen  waren  höher  als  die- 
jenigen, von  denen  früher  die  Erteilung  der  bedingten  facultas  docendi 
abhängig  gemacht  wurde.  Durch  das  Reglement  von  1866  wurde  auch 
die  bisher  nicht  vorhandene  (vgl.  oben  S.  751)  volle  Gleichwertigkeit  des 
theologischen  Faches  mit  den  übrigen  Hauptfächern  herbeigeführt.  Ins- 
besondere konnten  die  Theologen  ein  Zeugnis  ersten  Grades  erlangen, 
wenn  sie  aufser  der  Lehrbefähigung  durch  alle  Klassen  in  der  Religion 
und  im  Hebräischen  noch  eine  solche  im  Deutschen  und  daneben  die  Lehr- 
befähigung für  mittlere  Klassen  in  den  beiden  alten  Sprachen  oder  in  der 
Mathematik  und  den  Naturwissenschaften  erworben  hatten. 


^)  Die  in  §  21  Yorgesehenen  Kombinationen  von  Lehrfächern  und  Stafen  der  Lehr- 
befähigang  waren  sehr  mannigfaltig ,  aber  trotzdem  nicht  erschöpfend,  wie  aus  den 
zur  Ausführung  des  Reglements  an  die  Prüfungskommissionen  erlassenen  Anweisungen 
ersichtlich  ist.  Schon  hieraus  ergab  sich  die  später  erkannte  Notwendigkeit,  für  die 
Abstufung  der  Zeugnisse  allgemeine  Regeln  aufzustellen  (vgl.  hierzu  die  Ausführungen 
unter  Ziffer  3  dieses  Abschnittes). 
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Der  Fall,  dafs  die  Prüfung  nicht  als  bestanden  erachtet  wurde,  konnte 
nach  dem  Reglement  von  1866  nur  selten  eintreten ,  denn  fast  jeder  Prtlf- 
ling  war  im  stände ,  eine  über  Quarta  hinausgehende  Lehrbefähigung  dar- 
zulegen. Sehr  häufig  aber  mufste  in  die  Zeugnisse  die  Bedingung  einer 
Nachprüfung  vor  der  festen  Anstellung  aufgenommen  werden.  Eine  Nach- 
prüfung war  stets  erforderlich,  wenn  der  Kandidat  den  Anforderungen  der 
allgemeinen  Bildung  in  der  Religion  oder  in  der  Philosophie  oder  in  der 
Geschichte  nicht  genügt  hatte  (§  22,  Absatz  I).  Aufserdem  konnten  sich 
Kandidaten  und  Lehrer,  auch  ohne  dafs  ihnen  jene  Bedingung  auferlegt 
war,  zur  Erweiterung  der  bereits  erworbenen  Lehrbefähigung  beliebig  oft 
einer  Nachprüfung  unterziehen  (§  37). 

Die  Prüfungsgebühren  betrugen,  ausschliefslich  des  Stempels,  für  die 
Hauptprüfung  8  Thaler,  für  eine  Nachprüfung  4  Thaler. 

Von  den  Abänderungen  und  Ergänzungen,  die  das  Reglement  von  1866 
in  der  21jährigen  Zeit  seines  Bestehens  erfahren  hatte,  war  die  wichtigste 
diejenige,  die  sich  auf  die  Zulassung  der  Realschulabiturienten  zu  den 
Universitäten  und  zur  Prüfung  pro  facultate  docendi  in  den  Fächern  der 
Mathematik,  der  Naturwissenschaften  und  der  neueren  Sprachen  bezog. 
Das  Nähere  hierüber  ist  im  vorigen  Abschnitte  (VI  7,  S.  711)  dargelegt 
worden. 

3.  Die  Prflfnngsordnunf;  vom  6.  Februar  1887. 

Das  Reglement  von  1866  trug  den  Forderungen,  die  an  eine  Prüfungs- 
ordnung hinsichtlich  ihrer  systematischen  Durcluirbeitung  zu  stellen  sind, 
in  weitem  Mafse  Rechnung.  Das  erkennt  man  schon  aus  der  Thatsache, 
dafs  während  der  Zeit  seines  Bestehens  wesentliche  Ergänzimgen  von 
Lücken  nur  in  geringem  Umfange  erforderlich  geworden  sind.  Aber  in 
sachlicher  Beziehung  gab  es  zu  mancherlei  Angriffen  Anlafs.  Die  Haupt- 
beschwerden richteten  sich  gegen  die  Ausgestaltung  der  Prüfung  in  der 
allgemeinen  Bildung,  gegen  die  Zulassung  des  dritten  Zeugnisgrades  und 
gegen  die  Art,  in  der  überhaupt  die  Abstufung  der  Zeugnisse  vorge- 
nommen war. 

Der  Prüfung  in  der  allgemeinen  Bildung  lag  der  Gedanke  zu  Grunde, 
dafs  jeder  künftige  Lehrer  an  einer  höheren  Schule  zur  Mitwirkung  an 
der  Erreichung  des  Gesamtzweckes  derselben  befähigt  und  deshalb  mit 
allen  ihren  Lehrgegenständen  einen  gewissen  Grad  von  Vertrautheit  zeigen 
müsse.  Indessen  jeder,  der  sich  dem  höheren  Lehrfache  widmen  wollte, 
mufste  eine  derartige  Vertrautheit  bereits  bei  der  Reifeprüfung  nachge- 
wiesen haben.  Die  Notwendigkeit,  diesen  Nachweis  nach  mehreren  Jahren 
bei  der  Prüfung  für  das  höhere  Lehramt  zu  wiederholen,  führte  die  Ge- 
fahr mit  sich,  dafs  die  Kandidaten  bei  der  Vorbereitung  für  die  letztere 
zu  einer  unnötigen  Zersplitterung  ihrer  Arbeitskraft  veranlafst  wurden. 
Die  Unterrichtsverwaltung  hatte  dUese  Gefahr  bezüglich  eines  Faches, 
nämlich  der  Mathematik,  bereits  bei  Erlafs  des  Reglements  von  1866  ge- 
würdigt und  deshalb  von  dem  Erfordernisse  der  Nachweisung  der  allge- 
meinen Bildung  in  diesem  Gegenstande  schon  damals  Abstand  genommen. 
Der  einseitige  Ausschlufs  der  Mathematik  konnte  jedoch  zu  der  irrigen 
Auffassung  führen,  dafs  diese  Wissenschaft  den  übrigen  gegenüber  als 
minderwertig  und  dafs  insbesondere  die  Bekanntschaft  mit  ihren  Grund- 
lehren nicht  als  ein  Erfordernis  der  allgemeinen  Bildung  zu  betrachten  sei. 
Unter  diesen  Umständen  war  vorauszusehen,  dafs  bei  einer  Revision  des 

48* 
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Reglements  vom  1866  die  Vorschriften  desselben  über  den  Nachweis  der 
allgemeinen  Bildung  wesentliche  Änderungen  erfahren  würden. 

Was  die  Zeugnisse  dritten  Grades  betrifft,  so  konnte  nicht  in  Abrede 
gestellt  werden,  dafs  durch  sie  zum  Unterricht  an  höheren  Schulen 
Männer  Zutritt  erhielten,  bei  denen  von  einer  wirklich  wissenschaftlichen 
Ausbildung  kaum  noch  die  Rede  sein  konnte.  Das  mochte  hingehen,  wenn 
sie  das,  was  ihnen  an  Kenntnissen  fehlte,  durch  hervorragendes  Lehr- 
geschick ersetzten  und  auf  diese  Weise  in  den  Stand  gesetzt  wurden, 
wenigstens  in  den  unteren  Klassen,  wo  es  in  erster  Linie  auf  Lehrgeschick 
ankam,  eine  gedeihliche  unterrichtliche  Thätigkeit  zu  entfalten.  Diesem 
Gedanken  trug  auch  die  obenerwähnte  (S.  750)  Verfügung  vom  3.  Februar 
1838  Rechnung.  Die  dort  vorgesehene  Bedingung  war  jedoch  im  Reglement 
von  1866  nicht  vorhanden ;  nach  ihm  erlangte  ein  Kandidat,  der  z.  B.  nur 
die  für  die  Lehrbefähigung  im  Lateinischen,  Griechischen  und  Deutschen 
bis  über  Quarta  hinaus  erforderlichen  recht  bescheidenen  Kenntnisse  besafs 
und  der  Prüfung  in  der  allgemeinen  Bildung  genügte,  ein  Zeugnis  dritten 
Grades  und  damit  die  Möglichkeit,  als  wissenschaftlicher  Lehrer  an  einer 
höheren  Schule  angestellt  zu  werden.  In  Zeiten  des  Lehrermangels  ge- 
lang es  ihm  auch  wohl,  die  feste  Anstellung  bald  nach  der  Ableistung 
des  Probejahres  zu  erreichen.  Solange  jedoch  fün  freigewordene  oder 
neugegründete  Stellen  eine  gröfsere  Zahl  von  Bewerbern  vorhanden  war, 
konnte  er  auf  Berücksichtigung  kaum  rechnen.  Dann  konnte  sich  der 
Umstand,  dafs  ihm  ein  Zeugnis  über  die  bestandene  Lehramtsprüfung 
überhaupt  erteilt  worden  war,  für  ihn  als  verhängnisvoll  erweisen.  Denn 
er  erweckte  in  ihm  Hoffnungen,  deren  Erfüllung  bei  einer  Zunahme  des 
Angebotes  brauchbarer  Lehrkräfte  ausgeschlossen  war,  die  ihn  aber  mög- 
licherweise veranlafsten ,  zunächst  keine  Schritte  zur  Erweiterung  seiner 
dürftigen  Lehrbefähigung  zu  thun.  Überzeugte  er  sich  dann  nach  längerem 
Warten  von  der  Notwendigkeit  dieser  Schritte,  so  war  vielleicht  die  Aus- 
sicht auf  Erfolg  dadurch  ausgeschlossen,  dafe  er  in  der  Zwischenzeit  nicht 
nur  seine  wissenschaftliche  Fortbildung  vernachlässigt,  sondern  auch  nicht 
einmal  für  die  Erhaltung  der  früher  erworbenen  Kenntnisse  Sorge  ge- 
tragen hatte. 

Aber  nicht  nur  der  dritte  Zeugnisgrad,  sondern  überhaupt  die  Art,  in 
der  nach  dem  Reglement  von  1866  die  Zeugnisse  nach  Graden  abgestuft 
waren,  erwies  sich  auf  die  Dauer  als  unhaltbar.  Damals  gab  es  an  höheren 
Schulen  zwei  Arten  von  Stellen  für  wissenschaftliche  Lehrer  (vgl.  Ab- 
schnitt IX,  1),  und  der  Zutritt  zu  der  bevorzugten  Art,  d.  h.  zu  den  Ober- 
lehrerstellen im  früheren  Sinne,  war  an  erhöhte  Anforderungen  hinsichtlich 
der  Lehrbefähigung  geknüpft.  Die  Erfüllung  derselben  fand  jedoch  im 
Prüfungszeugnisse  nicht  unmittelbaren  Ausdruck,  denn  jene  Anforderungen 
deckten  sich  nicht  mit  denjenigen,  von  denen  die  Erteilung  eines  Zeugnisses 
ersten  Grades  abhängig  war.  Auch  in  anderer  Beziehung  fehlte  der  Ab- 
stufung der  Zeugnisse  der  Charakter  einer  wirklich  qualitativen  Unter- 
scheidung. Ein  Kandidat,  der  im  Lateinischen,  Griechischen  und  Deutschen 
für  mittlere,  in  der  Geschichte  und  der  Geographie  für  untere  Klassen  die 
Lehrbefähigung  dargelegt  hatte,  erhielt  ein  Zeugnis  zweiten  Grades.  Ein 
solcheserhielt  aber  auch  ein  Kandidat,  der  die  Lehrbefähigung  im  Lateinischen^ 
Griechischen  und  Deutschen  für  alle  Klassen,  in  der  Geschichte  und  Geo- 
graphie bis  einschliefslich  Obertertia  erhalten  hatte.  Der  letztere  hatte 
durch  den  Ausfall  seiner  Prüfung  aufser  Zweifel  gestellt,  dafs  er  in  seinen 
Hauptfächern  erfolgreiche,  gründliche  Studien  gemacht  habe,  während  der 
erstere  mit  seinen  Kenntnissen  nur  wenig  diejenigen  überragte,  die  soeben 
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die  Entlassungsprüfung  erfolgreich  bestanden  hatten.  Wenn  überhaupt 
eine  Abstufung  in  dem  Zeugnisgrade  für  erforderlich  gehalten  wurde, 
so  mufste  sie  in  Fallen  wie  dem  erwähnten  durch  eine  Verschiedenheit 
des  Grades  zum  Ausdrucke  kommen. 

Schon  die  hier  hervorgehobenen  Punkte  rechtfertigten  den  Entschlufs 
der  Unterrichtsverwaltung ,  das  Beglement  von  1866,  nachdem  es  etwa 
zwei  Jahrzehnte  lang  in  Geltung  gewesen  war,  durch  ein  neues  zu  ersetzen. 
Demgemäfs  wurde  am  5.  Februar  1887  eine  „Ordnung  der  Prüfung 
für  das  Lehramt  an  höheren  Schulen"  mit  der  Bestimmung  er- 
lassen, dafs  sie  am  1.  Oktober  desselben  Jahres  in  Kraft  trete. 

Die  Prüfungsordnung  von  1887  (Wiese-Kübler  Abt.  II,  S.  33 ff.)  be- 
schränkte zunächst  die  Gegenstände  der  allgemeinen  Prüfung, 
der  sich  jeder,  unabhängig  von  seiner  Fachwissenschaft,  unterziehen  mufste, 
auf  Philosophie  und  Pädagogik,  die  deutsche  Sprache  und  Litteratur,  sowie 
auf  die  christliche  Beligionslehre  (§  7).  Sie  behielt  zwar  bezüglich  der  Lehr- 
foefähigung  in  den  einzelnen  Gegenständen  die  bisherigen  drei  Stufen  (obere, 
mittlere  und  untere  Klassen)  bei,  beschränkte  sich  aber  bezüglich  der  Be- 
zeichnung des  Gesamtausfalls  der  Prüfung  in  den  Zeugnissen  auf  zwei  Ab- 
stufungen. Diese  entsprachen  der  Unterscheidung  zwischen  Oberlehrerstellen 
und  ordentlichen  Lehrerstellen,  wie  sie  bis  zum  Jahre  1892  bestanden  hatte. 
Zur  Erwerbung  eines  Oberlehrerzeugnisses,  d.  h.  eines  Zeugnisses, 
durch  welches  die  wissenschaftliche  Befähigung  für  eine  Oberlehrerstelle  an 
einer  neunstufigen  Anstalt  erworben  wird,  war  erforderlich,  dafs  der  Kandidat 
aufser  der  Erfüllung  der  allgemeinen  Forderungen  in  zwei  als  selbständig  zu 
rechnenden  Fächern  (Hauptrachem)  die  Befähigung  zum  Unterricht  in  allen 
Klassen  und  aufserdem  die  Lehrbefähigung  entweder  in  einem  Nebenfach 
ebenfalls  für  die  oberen  oder  in  zwei  Nebenfächern  für  die  mittleren  Klassen 
nachgewiesen  hatte.  Ein  Lehrerzeugnis  wurde  erteilt,  wenn  in  zwei 
Hauptfächern  und  einem  Nebenfache  die  Lehrbefähigung  für  die  mittleren 
Klassen  und  aufserdem  in  einem  anderen  Nebenfache  die  Lehrbefähigung 
mindestens  für  die  unteren  Klassen  dargelegt  war  (§  9). 

Die  kasuistischen  Vorschriften  des  Reglements  von  1866  über  die  zur 
Erreichung  der  Zeugnisse  ersten  und  zweiten  Grades  einzuhaltenden  Ver- 
bindungen der  verschiedenen  Fächer  wurden  also  durch  zwei  einfache  und 
übersichtliche  Regeln  ersetzt.  Zur  Ergänzung  dei^selben  waren  allerdings 
Bestimmungen  erforderlich,  aus  denen  zu  entnehmen  war,  welche  Fächer 
als  selbständige  gelten,  und  in  welchem  Verhältnisse  die  Hauptfächer  zu 
den  Nebenfächern  stehen  mufsten.  Die  bezüglichen  Einzelheiten  ergeben 
sich  aus  §  10  der  Prüfungsordnung.  Hier  heben  wir  nur  hervor,  dafs  die 
neueren  Sprachen,  die  in  dem  Beglement  von  1866  als  ein  besonderes  Ge- 
biet des  Unterrichts  betrachtet  wurden,  mit  den  beiden  alten  Sprachen 
und  dem  Deutschen  zu  einer  Gruppe  von  Fächern  verbunden  und  den 
übrigen  als  gleichwertige  Hauptgegenstände  zur  Seite  gestellt  wurden, 
dafs  die  Geographie  die  Bedeutung  eines  selbständigen  Faches  erhielt,  und 
dais  die  beiden  Hauptfächer,  für  die  eine  Lehrbefähigung  zu  erwerben  war, 
demselben  Gebiete  angehören  mufsten.  Durch  die  zuletzt  erwähnte  Be- 
stimmung sollte  der  Gefahr  vorgebeugt  werden,  dafs  die  Lehrbefähigung  auf 
dem  Nachweise  von  Kenntnissen  beruhe,  die  als  Ganzes  in  keinem  inneren 
Zusammenhange  stehen. 

Durch  das  für  die  Erreichung  eines  Lehrerzeugnisses  festgesetzte 
Mindestmafs  sollte  denjenigen,  deren  wissenschaftliche  Kenntnisse  auch  be- 
scheidenen Ansprüchen  nicht  genügten,  der  Zutritt  zum  Lehramt  an  höheren 
Schulen  verschlossen  werden. 
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Wenn  ein  Kandidat  zwar  in  den  Hauptfächern,  nicht  aber  in  den 
Nebenfächern  oder  in  der  allgemeinen  Prüfung  den  Anforderungen  genQgt 
hatte,  so  durfte  ihm  nur  ein  „bedingtes"  Oberlehrer-  oder  Lehrerzeugnis  er- 
teilt werden  mit  der  Verpflichtung,  die  Mängel  binnen  einer  Frist  von 
höchstens  drei  Jahren  durch  eine  Ergänzungsprüfung  zu  beseitigen 
(§  38).  Ursprünglich  konnten  auch  diejenigen,  die  nur  ein  bedingtes 
Zeugnis  erhalten  hatten,  zur  Ableistung  des  Probejahres  zugelassen  werden ; 
diese  Möglichkeit  kam  jedoch  mit  dem  Inkrafttreten  der  im  Jahre  1890 
erfolgten  Neuordnung  der  praktischen  Ausbildung  der  Kandidaten  (s.  unten 
Abschnitt  VII,  5)  in  Fortfall. 

Von  der  Ergänzungsprüfung  war  die  Wiederholungsprüfung  und  die 
Erweiterungsprüfung  zu  unterscheiden.  Wenn  die  erste  Prüfung  über- 
haupt nicht  bestanden  war,  also  nicht  einmal  zur  Erwerbung  eines  bedingten 
Lehrerzeugnisses  geführt  hatte,  so  konnte  die  Zulassung  zum  Lehramte  an 
höheren  Schulen  nur  durch  eine  Wiederholungsprüfung  erreicht 
werden  (§  37).  Diese  erstreckte  sich  nicht  nur,  wie  die  Ergänzungsprüfung,  auf 
die  Teile,  bei  denen  der  Kandidat  in  der  ersten  Prüfung  nicht  genügt  hatte, 
sondern  auf  die  ganze  Prüfung,  die  mündliche  sowohl  wie  die  schriftliche, 
auf  die  allgemeine  Prüfung  wie  auf  die  Prüfung  in  allen  Fächern,  in  denen 
eine  Lehrbefähigung  nachgesucht  wurde.  Die  Wiederholungsprüfung  konnte 
nur  einmal  abgelegt  werden.  Eine  derartige  Beschränkung  war  in  dem 
Reglement  von  1866  nicht  enthalten.  Hier  hätte  sie  aber  auch  geringe 
Bedeutung  gehabt,  da,  wie  oben  (S.  755)  dargelegt  wurde,  der  Fall  des 
Nichtbestehens  der  Prüfung  nach  Lage  der  Sache  nur  selten  Torkommen 
konnte. 

Die  Erweiterungsprüfung  hatte  den  Zweck,  das  in  einer  früheren 
Prüfung  erhaltene  unbedingte  Zeugnis  zu  verbessern,  und  zwar  entweder 
durch  Ausdehnung  der  für  einzelne  Fächer  bereits  zuerkannten  Lehr- 
befähigung auf  höhere  Klassen  oder  durch  den  Erwerb  einer  Lehrbefilhigung 
in  anderen  Fächern  (§  39).  Nach  dem  Beglement  von  1866  konnte  ein 
Kandidat  oder  Lehrer  sich  beliebig  oft  einer  Erweiterungsprüfung  unter- 
ziehen, nach  der  Prüfungsordnung  von  1887  konnte  er  aber  zu  einer  solchen 
—  allerdings  ohne  Beschränkung  hinsichtlich  der  Zeit  —  nur  zweimal  zu- 
gelassen werden. 

Kandidaten  des  geistlichen  Amtes  und  Geistliche,  welche 
die  zur  Bekleidung  eines  geistlichen  Amtes  erforderliche  wissenschaftliche 
Vorbildung  besitzen,  hatten,  um  ein  Oberlehrerzeugnis  zu  erwerben,  nur 
durch  eine  mündliche,  auf  die  Bedürfnisse  der  Schule  gerichtete  Prüfung 
ihre  Befähigung  für  den  Beligionsunterricht  in  den  oberen  Klassen,  durch 
eine  schriftliche  Klausurarbeit  und  eine  mündliche  Prüfung  die  gleiche 
Befähigung  für  den  hebräischen  Unterricht  und  aufserdem  in  einem  Fache 
des  sprachlich-geschichtlichen  Gebietes  die  Lehrbefähigung  für  die  mittleren 
Klassen  zu  erweisen  (§  10,8  d.).  Die  hierin  liegende  Erleichterung  bezog  sich 
nicht  nur  auf  die  Form  der  Prüfung,  sondern  auch  auf  den  Umfang  der  nach- 
zuweisenden Lehrbefähi^ung.  Denn  bei  denjenigen,  auf  welche  die  oben- 
genannten Merkmale  nicht  zutrafen,  war  für  die  Erwerbung  des  Oberlehrer- 
zeugnisses aufser  der  Lehrbefähigung  in  der  Religion  und  im  Hebräischen 
für  die  oberen  Klassen  noch  eine  solche  in  zwei  Fächern  des  sprachlich^ 
geschichtlichen  Gebietes  für  die  mittleren  Klassen  erforderlich  (§  10,8  a.). 

Die  Gebühren  für  eine  Hauptprüfung  und  für  eine  Wiederholungs- 
prüfung betrugen  mit  Ausschlufs  des  Stempels  30  Mk.,  für  eine  Erweiterungs- 
prüfung und  für  eine  Ergänzungsprüfung  15  Mk.  (§  42). 
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4.  Die  Prfiftmgsordiiiiiig  vom  12.  September  1898. 

Schon  wenige  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  der  Prüfungsordnung  von 
1887  stellte  sich  heraus,  dafs  derselben  keine  lange  Dauer  beschieden 
sein  werde.  Durch  die  im  Jahre  1890  erfolgte  Neuordnung  der  praktischen 
Vorbereitung  der  Kandidaten  (vgl.  Ziffer  5  dieses  Abschnittes)  wurde  die 
zu  dieser  erforderliche  Zeit  um  ein  Jahr  verlängert.  Sollten  die  schon 
vorher  lautgewordenen  Klagen  über  die  zu  grofse  Ausdehnung  der  Zeit 
zwischen  dem  Beginne  des  Universitätsstudiums  und  der  festen  Anstellung 
nicht  noch  verstärkt  werden,  so  waren  die  bei  der  Prüfung  an  die  Kan- 
didaten zu  stellenden  Anforderungen  so  zu  gestalten,  dafs  ihnen  ein  gebildeter 
junger  Mann  bei  durchschnittlicher  Begabung  und  angemessenem  Fleifse 
nach  einer  drei  Jahre  nicht  erheblich  übersteigenden  Studienzeit  regel- 
mäfsig  genügen  kann.  Diesem  Erfordernisse  entsprach  die  Prüfungsordnung 
von  1887  nicht.  Denn  die  Fälle,  dafs  ein  Kandidat  unmittelbar  oder  auch 
nur  kurze  Zeit  nach  Ablauf  des  sechsten  Halbjahres  seines  Universitäts- 
Studiums  sich  zur  Prüfung  meldete,  gehörten  zu  den  seltenen  Ausnahmen. 
Man  hörte  vielfach  die  Klage,  dafs  die  Prüfungen  hinsichtlich  des  Mafses 
der  dabei  gestellten  Anforderungen  so  gehandhabt  würden,  als  ob  es  sich 
nicht  um  künftige  Lehrer  an  höheren  Schulen,  sondern  um  Gelehrte  und 
Universitätslehrer  handle. 

Auch  die  Änderungen,  die  in  der  äufseren  Stellung  der  Lehrer  her- 
beigeführt wurden,  mufsten  auf  die  Gestaltung  des  Prüfungswesens  von 
bedeutsamem  Einflüsse  sein.  Der  Forderung,  dafs  alle  wissenschaftlichen 
Lehrer  an  höheren  Schulen  wenigstens  hinsichtlich  des  Ranges  den  übrigen 
akademisch  gebildeten  Beamten  gleichgestellt  würden,  wurde  früher  viel- 
fach entgegengehalten,  dafs  der  höhere  Lehrerstand  bezüglich  der  wissen- 
schaftlichen Vorbildung  seiner  Mitglieder  in  keiner  Weise  einheitlich  ge- 
staltet sei,  dafs  er  neben  Männern  mit  hervorragenden  Kenntnissen  auch 
solche  umfasse,  deren  minderwertige  Prüfungszeugnisse  ihnen  kein  Anrecht 
gäben^  bezüglich  ihrer  Bangstellung  die  gleiche  Bewertung  mit  jenen  Be- 
amten zu  beanspruchen.  In  dieser  Beziehung  bedeutete  zwar  die  Prüfungs- 
ordnung von  1887  einen  merklichen  Fortschritt  gegen  den  bisherigen  Zu- 
stand. Dieser  Fortsehritt  konnte  jedoch  nicht  als  ausreichend  betrachtet 
werden.  Vielmehr  mufste,  nachdem  alle  wissenschaftlichen  Lehrer  in  die 
fünfte  Bangklasse  der  höheren  Beamten  eingereiht  waren  (vgl.  unten  Ab- 
schnitt IX,  2),  eine  natürliche  Entwickelung  dahin  führen,  dafs  der  Zutritt 
zum  höheren  Lehrerstande  den  wissenschaftlich  minderwertigen  Elementen 
versagt  blieb.  Als  wissenschaftlich  minderwertige  Elemente  waren  aber 
in  dem  hier  in  Betracht  kommenden  Sinne  diejenigen  zu  betrachten,  die 
bei  der  Prüfung  in  keinem  einzigen  Gegenstande  eine  Lehrbefähigung  für 
die  oberen  Klassen  erhalten  hatten. 

Auch  die  Neuregelung  der  Besoldungsverhältnisse,  wie  sie  im  Anschlufs 
an  die  Schulkonferenz  erfolgt  war,  liefs  eine  derartige  Bestimmung  ge- 
boten erscheinen.  Unter  der  Herrschaft  des  alten  Systems  der  Besoldungen 
nach  Mafsgabe  des  Stellenetats  (vgl.  unten  Abschnitt  IX,  3)  war  es  möglich, 
durch  Zuweisung  einer  bestimmten  Stelle  den  Befähigungen  ihres  Inhabers 
bei  der  Bemessung  des  Gehaltes  Bechnung  zu  tragen,  und  die  scharfe 
Trennung  der  Stellen  der  Oberlehrer  von  derjenigen  der  ordentlichen  Lehrer 
that  das  übrige,  um  zu  verhindern,  dafs  Lehrer  mit  dürftigen  Zeugnissen 
in  die  höheren  Gehaltsstufen  gelangten.  Das  alles  änderte  sich  mit  der 
j;tn  Jahre  1892  eingeführten  neuen  Besoldungsordnung.  Nunmehr  rückte 
jeder  Lehrer,  gleichviel,   ob  er  ein  vollwertiges  oder  ein  minderwertiges 
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Prüfungszeugnis  erworben  hatte,  bei  Erreichung  des  erforderlichen  Dienst- 
alters, abgesehen  von  der  festen  Zulage,  regehnäfsig  in  die  höchste  Ge- 
haltsstufe ein.  Die  feste  Zulage  blieb  ihm  freilich  bei  mangelnder 
Lehrbefähigung  für  die  oberen  Klassen  versagt.  Aber  es  liegt  auf  der 
Hand,  dafs  ein  Einkommensunterschied  von  900  Mk.  nicht  dem  Unter- 
schiede entspricht,  den  ein  altes  Zeugnis  dritten  Grades  und  ein  solches 
ersten  Grades  oder  ein  dürftiges  Lehrerzeugnis  und  ein  gutes  Oberlehrer- 
zeugnis hinsichtlich  der  Qualität  der  wissenschaftlichen  Vorbildung  in  die 
Erscheinung  treten  liefs. 

Die  hiernach  notwendig  gewordene  Revision  der  Prüfungsordnung  wurde 
bereits  unmittelbar  nach  dem  Abschlüsse  der  Schulkonferenz  von  1890  be- 
gonnen. Ein  neuer  Entwurf  wurde  ausgearbeitet  und  einer  grofsen  An- 
zahl von  Personen  und  Behörden  zur  gutachtlichen  Äufserung  vorgelegt. 
Die  hierauf  bezüglichen  Arbeiten  kamen  indessen  erst  im  Jahre  1898  zum 
Abschlüsse;  ihr  Ergebnis  war  die  mit  dem  1.  April  1899  in  Kraft  ge- 
tretene „Ordnung  der  Prüfung  für  das  Lehramt  an  höheren 
Schulen*  vom  12.  September  1898*). 

Die  neue  Ordnung  enthalt  keinerlei  Bestimmung  über  die  praktische 
Vorbereitung  der  Kandidaten,  beschränkt  sich  vielmehr  auf  die  Prüfung 
und  bezeichnet  als  deren  Zweck  die  Feststellung  der  wissenschaftlichen 
Befähigung  für  das  Lehramt  an  höheren  Schulen  (§  1). 

Dafs  bei  der  Prüfung  in  erster  Linie  die  Interessen  der  Schule  zu 
berücksichtigen  sind,  zeigen  schon  die  Vorschriften  über  die  Zusammen- 
setzung der  Prüfungskommission  (§  2).  Ihre  Mitglieder  sollen 
teils  Universitätslehrer,  teils  Schulmänner  sein,  aber  der  Vorsitz  soll  einem 
Schulmanne  übertragen  werden.  Andererseits  ist  durch  die  besondere  Er- 
wähnung der  Universitätslehrer  zum  Ausdrucke  gebracht,  dafs  von  den 
künftigen  Lehrern  der  höheren  Schulen  eine  gründliche  wissenschaftliche 
Ausbildung  verlangt  wird. 

Nach  den  bisher  geltenden  Bestimmungen  trat  die  wissenschaftliche 
Prüfungskommission  bei  dem  Prüfungsgeschäfte  nur  einheitlich  auf.  In 
allen  wichtigeren  Fällen  wurden  die  Entscheidungen  von  dem  gesamten 
Kollegium  durch  Stimmenmehrheit  getroffen.  Dadurch  kam  es,  dafs  an 
ihnen  zahlreiche  Mitglieder  teilnahmen,  die  keine  Gelegenheit  erhalten 
hatten,  den  Kandidaten  persönlich  kennen  zu  lernen.  Die  neue  Ordnung 
hat  das  Prüfungsgeschäft  konzentriert,  indem  sie  dasselbe  für  jeden  Kan- 
didaten einem  besonderen,  aus  den  Mitgliedern  der  Kommission  gebildeten 
Prüfungsausschusse  überträgt  (§  3).  In  Verbindung  hiermit  steht  die 
Vorschrift,  dafs  bei  der  mündlichen  Prüfung  in  der  Regel  mindestens  drei 
Mitglieder  des  Prüfungsausschusses  zugegen  sein  sollen,  dafs  unvermeidliche 
Ausnahmefälle  im  Protokolle  zu  vermerken,  dafs  aber  die  Anwesenheit 
von  zwei  Mitgliedern  unbedingt  notwendig  sei  (§  33,9).  Hierdurch  ist  die 
Möglichkeit  einer  wirklich  kollegialen  Entscheidung  gegeben,  d.  h.  einer 
Entscheidung,  bei  der  jedes  einzelne  Mitglied  seine  Stimme  auf  Grund 
eigener  Sachkenntnis  und  seiner  persönlichen  Wahrnehmungen  abgiebt. 
Insbesondere  ist  der  Kandidat  gegen  einseitige  Beurteilung  durch  das 
prüfende  Mitglied  der  Kommission  einigermafsen  geschützt. 

In  den  auf  die  Bedingungen  für  die  Zulassung  zur  Prüfung  bezüg- 
lichen Vorschriften  ist  der  Erweiterung  Rechnung  getragen,   welche  die 


^)  C.-Bl.  S.  688;    Amtliche  Ausgabe  im  Verlage  der  Buchhandlung  des  Waisen« 
hauses,  Halle  a.  S.;  Beier,  S.  144. 
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Berechtigungen  der  Oberrealschulen  durch  die  Bekanntmachung  des  Staats- 
ministeriums vom  1.  Dezember  1891  (s.  oben  S.  714)  erfahren  haben.  Die 
Beschränkungen,  die  dabei  hinsichtlich  der  Zulassung  der  Abiturienten 
der  Realanstalten  noch  bestehen  geblieben  waren,  sind  durch  die  unten 
zu  besprechende  Verfügung  vom  20.  März  1901  völlig  beseitigt  worden. 
Nach  den  Prüfungsordnungen  von  1866  und  1887  war  zwar  die  Prüfungs- 
kommission nicht  genötigt,  bei  der  Meldung  eines  Kandidaten  sich  auf 
die  Feststellung  der  formalen  Bedingungen  der  Zulassung  zu  beschränken, 
sondern  sie  war  auch  befugt,  zu  untersuchen,  ob  sich  nicht  schon  aus  den 
vom  Kandidaten  vorgelegten  Ausweisen  Zweifel  an  seiner  Tüchtigkeit  er- 
gaben. Wenn  aber  zu  solchen  Anlafs  vorhanden  war,  so  konnte  sie  dem 
Kandidaten  nur  vom  Eintritt  in  die  Prüfung  abraten;  zu  seiner  Zurück- 
weisung war  sie  nicht  befugt.  Die  Folge  war,  dafs  sie  sich  manchmal 
mit  Kandidaten  befassen  mufste,  bei  denen  sie  von  vornherein  mit  Sigher- 
heit  auf  ein  ungünstiges  Prüfungsergebnis  rechnen  mufste.  Diesem  Übel- 
stande hat  die  Prüfungsordnung  von  1898  dadurch  abgeholfen,  dafs  sie 
dem  Kandidaten  bei  Erfüllung  der  formalen  Bedingungen  noch  nicht  ohne 
weiteres  ein  Recht  auf  die  Zulassung  zur  Prüfung  giebt,  sondern  diese 
Zulassung  von  der  Vorentscheidung  des  Vorsitzenden  der  wissenschaftlichen 
Prüfungskommission  abhängig  macht.  Dieser  hat  zu  prüfen,  ob  nach  Aus- 
weis der  Zeugnisse  über  die  Universitätsstudien  des  Kandidaten  seine 
Vorbereitung  als  ordnungsmäfsig  zu  betrachten  ist,  ob  er  ^.amentlich  an 
den  für  sein  Fachstudium   wesentlichen  Vorlesungen   und  Übungen  teil- 

Eommen  und  aufserdem  mehrere  Vorlesungen  von  allgemein  bildendem 
rakter  gehört  hat.  Kommt  der  Vorsitzende  der  Kommission  zu  der 
rzeugung,  dafs  diesen  Erfordernissen  nicht  genügt  ist,  so  hat  er,  falls 
nicht  ausreichende  Entschuldigungsgründe  geltend  gemacht  werden,  den 
Kandidaten  von  der  Prüfung  zurückzuweisen  (§  7,9).  An  die  Stelle  des 
früheren,  ziemlich  wesenlosen  Rechtes  der  vielköpfigen  Kommission,  dem 
Kandidaten  vom  Eintritt  in  die  Prüfung  abzuraten,  ist  also  eine  in  den 
Folgen  ihrer  Ausübung  höchst  bedeutsame  Verpflichtung  des  Vorsitzenden 
der  Kommission  getreten.  Gerade  durch  ihre  Übertragung  an  eine 
Einzelperson  ist  die  gewissenhafte  Ausübung  dieser  Verpflichtung  ge- 
sichert. Durch  die  Zulassung  der  Berufung  an  den  Minister  ist  dem 
Kandidaten  ein  ausreichender  Schutz  gegen  eine  unbegründete  Zurück- 
weisung gegeben. 

Die  Einteilung  in  die  allgemeine  Prüfung  und  in  die  Fachprüfung  ist 
beibehalten  worden.  Die  Gegenstände  der  ersteren  sind  dieselben  geblieben, 
zu  den  Gegenständen  der  letzteren  ist  die  angewandte  Mathematik  neu 
hinzugekommen,  mit  der  Mafsgabe  jedoch,  dafs  diese  nur  in  Verbindung 
mit  der  reinen  Mathematik  als  Prüfungsfach  gewählt  werden  kann  (S  9). 

Nach  wie  vor  zerfällt  sowohl  die  allgemeine  als  auch  die  Fachprülfung 
in  einen  schriftlichen  und  einen  mündlichen  Teil.  Die  schriftliche 
Prüf ung  ist  jedoch  wesentlich  vereinfacht  worden  durch  die  Vorschrift,  dafs 
jeder  Kandidat,  ganz  unabhängig  von  der  Zahl  der  Gegenstände,  in  denen 
er  eine  Lehrbefkhigung  erwerben  will,  nur  zwei  Hausarbeiten  anzufertigen 
hat.  Die  eine  derselben  ist  dem  Gebiete  der  allgemeinen  Prüfung  zu  ent- 
nehmen, hat  also,  abweichend  von  den  bisherigen  Bestimmungen,  nicht 
notwendig  in  einer  Aufgabe  aus  der  Philosophie  oder  der  Pädagogik  zu 
bestehen;  die  andere  Arbeit  mufs  einem  derjenigen  Fächer  angehören,  in 
denen  der  Kandidat  die  Lehrbefähigung  für  die  oberste  Stufe  nachweisen 
will  (§  28).  Dementsprechend  sind  die  Fristen  für  die  Anfertigung  der 
Hausarbeiten  erheblich  kürzer   bemessen  als  in  den   früheren  Prüfungs- 
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Ordnungen.  Die  schriftlichen  Hausarbeiten  finden  ihre  Ergänzung  in  den 
Klausurarbeiten  (§  29).  Diese  waren  zwar  schon  früher  in  Übung,  haben 
aber  in  der  neuen  Prüfungsordnung,  in  der  die  Zahl  der  Hausarbeiten 
auf  zwei  beschränkt  worden  ist,  eine  erhöhte  Bedeutung  bekommen.  Ihre 
Bedeutung  kommt  auch  zum  Ausdrucke  durch  die  besondere  Vorschrift^ 
dafs  für  die  fremden  Sprachen  die  Anfertigung  einer  Klausurarbeit  als 
Regel  gelten  soll.  Die  Zeitdauer  einer  Klausurarbeit  soll  drei  Stunden 
nicht  übersteigen. 

Während  für  die  Lehrbefähigung  in  den  einzelnen  Fächern  bisher 
drei  Abstufungen  (obere,  mittlere  und  untere  Klassen)  unterschieden  wurden, 
beschränkt  ttich  die  Prüfungsordnung  von  1898  auf  zwei  Stufen,  deren 
zweite  von  Sexta  bis  Untersekunda  einschliefslich  reicht,  also  der  früheren 
Lehrbefähigung  für  mittlere  Klassen  entspricht  (§  11).  Marsgebend  für 
die  Beseitigung  der  besonderen  Lehrbefähigung  für  die  unteren  Klassen 
war  die  Erwägung,  dafs  diese  Lehrbefähigung  zu  wenig  Inhalt  hat,  um 
für  einen  akademisch  gebildeten  Mann  zum  Gegenstande  einer  Fachprüfung 
gemacht  zu  werden,  und  dafs  sie  unter  Umständen  einer  mit  dem  Scheine 
der  Vielseitigkeit  sich  deckenden  Oberflächlichkeit  des  Studiums  Vorschub 
leisten  kann.  Die  Anforderungen,  die  bezüglich  der  einzelnen  Gegenstände 
in  der  Fachprüfung  (§§  12 — 27)  zu  stellen  sind,  sind  nicht  unwesentlich 
herabgemindert  worden,  ohne  dafs  für  die  Darlegung  der  Lehrbefähigung 
für  die  oberen  Klassen  von  dem  Nachweise  einer  gediegenen,  zum  selb- 
ständigen Weiterarbeiten  befähigenden  wissenschaftlichen  Durchbildung  Ab- 
stand genommen  wäre.  Jedenfalls  besteht  jetzt  in  höherem  Grade  als 
früher  die  Möglichkeit,  bei  ununterbrochenem  Fleilbe  und  guten  Anlagen 
die  erforderlichen  Kenntnisse  schon  nach  dreijährigem  Universitätsstudium 
zu  erwerben. 

Die  grundlegende  Änderung,  die  durch  die  neue  Prüfungsordnung  herbei- 
geführt worden  ist,  zeigt  sich  aber  in  den  Bedingungen,  unter  denen  jetzt 
die  Prüfung  als  bestanden  gilt  (§  34).  Sie  bestehen  darin,  dafs  der 
Kandidat  in  der  allgemeinen  Prüfung  genügt  und  die  Lehrbefähigung 
mindestens  in  einem  der  unten  unter  1—15  aufgeführten  Fächer*)  für  die 
erste  Stufe  und  noch  in  zwei  anderen  Fächern  für  die  zweite  Stufe  nach- 
gewiesen hat.  Als  Fächer  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gelten :  1)  Christ- 
liche Religionslehre,  2)  philosophische  Propädeutik,  3)  Deutsch,  4)  La- 
teinisch, 5)  Griechisch,  6)  Hebräisch,  7)  Französisch,  8)  Englisch,  9)  Ge- 
schichte, 10)  Erdkunde,  11)  reine  Mathematik,  12)  angewandte  Mathe- 
matik, 13)  Physik,  14)  Chemie  nebst  Mineralogie,  15)  Botanik  nebst 
Zoologie,  16)  Polnisch,  17)  Dänisch.  Bei  jedem  Kandidaten  mufs  sich 
unter  den  Prüfungsfächern,  für  die  er  die  Lehrbefähigung  zu  erhalten 
wünscht,  eine  der  folgenden  Verbindungen  befinden:  1)  Lateinisch  und 
Griechisch,  2)  Französisch  und  Englisch,  3)  Geschichte  und  Erdkunde, 
4)  Religion  und  Hebräisch ,  5)  reine  Mathematik  und  Physik ,  6)  Chemie 
nebst  Mineralogie  und  Physik  oder  anstatt  der  letzteren  Botanik  und 
Zoologie.  An  die  Stelle  jedes  in  den  drei  ersten  Verbindungen  genannten 
Prüfungsgegenstandes,  sowie  an  die  Stelle  des  Hebräischen  in  der  vierten 
Verbindung  kann  Deutsch  treten  (§  9). 

Durch  die  Neuerung,  dafs  zum  Bestehen  der  Prüfung  die  Erwerbung 
der  Lehrbefähigung  in   einem  Gegenstande   für  die  oberen  Klassen  unter 


^  Durch  den  Erwerb  der  LehrbefAhigung  im  Polnischen  oder  im  Dänischen  für 
alle  Klassen  (Ziffer  16  und  17)  wird  also  dieser  Forderung  nicht  genügt 
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allen  Umständen  erforderlich  ist,  ist  dem  Eindringen  wissenschaftlicb 
minderwertiger  Elemente  in  den  höheren  Lehrerstand  vorgebeugt  Freilich 
ist  dem  Kandidaten  unbenommen,  sich  um  eine  umfassendere  Lehrbeffthigung 
zu  bewerben,  als  zum  Bestehen  der  Prüfung  notwendig  ist.  Die  hierdurch 
herbeigeführten  Abstufungen  in  dem  Gesamtergebnisse  der  Prüfung  kom- 
men auch  in  der  Vorschrift  zum  Ausdrucke,  dafs  jenes  bei  jedem  Kandi- 
daten unter  eine  der  Bezeichnungen  „genügend  bestanden'',  „gut  bestanden **  ^) 
oder  „mit  Auszeichnung  bestanden '^  zusammenzufassen  ist  (§  34).  Hier- 
durch werden  aber  nicht  qualitative  Unterschiede  zum  Ausdrucke  gebracht 
in  dem  Sinne,  dafs  jemand,  der  die  Prüfung  nur  genügend  bestanden  hat, 
als  Lehrer  niederen  Grades  zu  betrachten  und  von  gewissen  Stellen  grund- 
sätzlich auszuschliefsen  ist  Jene  Abstufung  hat  vielmehr  lediglich  quanti- 
tativen Charakter;  wenn  ein  Kandidat  die  Prüfung  gut  oder  mit  Aus- 
zeichnung bestanden  hat,  so  wird  dadurch  der  Grad  seiner  Verwendbarkeit 
für  den  Unterricht  gesteigert. 

Nach  den  früheren  Prüfungsordnungen  war,  wenn  die  Prüfung  nicht 
bestanden  war,  nur  in  besonderen  Fällen  die  Wiederholung  derselben 
auf  einzelne  Teile  zu  beschränken.  Die  Prüfungsordnung  von  1898  über- 
läfst  jedoch  dem  Ermessen  des  Prüfungsausschusses,  zu  entscheiden,  ob, 
wenn  die  Prüfung  nicht  bestanden  ist,  eine  Wiederholung  der  gesamten 
Prüfung  (Wiederholungsprüfung)  oder  nur  eine  Ergänzung  einzelner  Teile 
in  einer  nochmaligen  Prüfung  (Ergänzungsprüfung)  zu  fordern  ist.  Die  be- 
treffende Entscheidung  des  Prüfungsausschusses  ist  mit  derjenigen  über  die 
Hauptprüfung  zu  verbinden,  und  ihr  Inhalt  ist  in  das  Zeugnis')  aufzu- 
nehmen. Zugleich  kann  hierbei  der  Prüfungsausschufs  auch  die  Zeit  be- 
stimmen, vor  deren  Ablauf  die  erneute  Prüfung  nicht  stattfinden  darf  (§  34,9). 
Für  die  Kandidaten  liegt  hierin  eine  beträchtliche  Erleichterung.  Denn 
sie  sind  nunmehr  in  viel  umfassenderem  Mafse  als  früher  in  der  Lage, 
ihre  Arbeiten  für  die  erneute  Prüfung  zu  konzentrieren. 

Für  die  Zeit,  bis  zu  welcher  die  Wiederholungsprüfung  oder  die 
Ergänzungsprüfung  zulässig  war,  waren  in  den  früheren  Prüfungs- 
ordnungen keine  Grenzen  festgesetzt.  Der  Kandidat  konnte  demnach  jene 
Prüfungen  beliebig  weit  hinausschieben.  Die  Prüfungsordnung  von  1898  hat 
dieser  Möglichkeit  ein  Ende  gemacht  durch  die  Bestimmung,  dafs  die  Meldung 
zu  einer  dieser  Prüfungen  in  längstens  zwei  Jahren  nach  der  Ausstellung 
des  Zeugnisses  über  die  vorangegangene  Prüfung  erfolgen  müsse.  Die  Fest- 
setzung einer  derartigen  Frist  liegt  durchaus  im  Interesse  des  Kandidaten. 
Denn  sie  spornt  ihn  zu  eifriger  Arbeit  an  und  verhindert,  dafs  er  erst  in 
vorgerücktem  Alter  in  den  praktischen  Schuldienst  eintritt,  und  dafs  später 
sein  Besoldungsdienstalter  und  demnach  sein  Diensteinkommen  in  un- 
angemessenem Verhältnisse  zu  seinem  Lebensalter  steht.  Freilich  kann 
sie  für  diejenigen,  die  auch  die  zweite  Prüfung  nicht  bestanden  haben, 
harte  Folgen  haben.  Denn  wenn  die  Wiederholungs-  oder  Ergänzungs- 
prüfung nicht  bestanden  ist,  so  ist  eine  nochmalige  Prüfung  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Ministers  zulässig  (§  37).  Man  wird  indessen  annehmen 
müssen,  dafs  diejenigen,  die  nicht  einmal  zwei  Jahre  nach  der  mifslungenen 


1)  Die  Vorbedingunff  für  die  Erteilung  des  Zeugnisses  „pt  bestanden**  und  „mit 
Auszeichnung  bestanden^  ist,  dais  der  Kandidat  mindestens  m  zweien  der  oben  unter 
1—15  genannten  Fächer  die  Lehrbefähigung  für  die  erste  Stufe  dargethan  hat 

')  Nach  8  35  Abs.  III,  2  ist  im  Zeugnisse  anzugeben,  nicht  nur,  ob  der  Kandidat 
eine  Wiederholungs-  oder  eine  Ergänzungsprüfung  abzulegen,  sondern  in  letzterem  Falle 
auch,  auf  welche  Punkte  sich  die  Ergänzungsprüfung  zu  beziehen  hat. 
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Prüfung  die  Lücken  in  ihren  Kenntnissen  ausgefüllt  haben,  in  der  Regel 
entweder  einen  Mangel  an  Fleifs  oder  einen  Mangel  an  Begabung  kund- 
gegeben und  dadurch  sich  als  untauglich  für  das  Amt  eines  Lehrers  an 
einer  höheren  Schule  erwiesen  haben.  In  besonderen  Fällen,  wo  ihnen  aas- 
reichende Entschuldigungsgründe  zur  Seite  stehen,  kann  diesen  durch  die 
Genehmigung  des  Ministers  zu  einer  nochmaligen  Zulassung  zur  Prüfung 
Rechnung  getragen  werden. 

Für  die  Erweiterungsprüfung  hatte  die  Ordnung  von  1887  eben- 
sowenig eine  Frist  gesetzt  wie  für  die  Wiederholungsprüfung  und  für  die 
Ergänzungsprüfung.  Sie  hatte  mit  dem  System  des  älteren  Reglements,  nach 
dem  Nachprüfungen  zum  Zwecke  der  Erweiterung  der  Lehrbefähigung  zu 
allen  Zeiten  und  in  beliebiger  Zahl  zulässig  waren,  nur  insofern  gebrochen, 
als  sie  dem  einzelnen  Kandidaten  nicht  mehr  als  zwei  Erweiterungsprüfungen 
gestattete.  Die  Prüfungsordnung  von  1898  giebt  diesen  auch  eine  zeitliche 
Schranke.  Sie  gestattet  eine  Erweiterungsprüfung  nur  innerhalb  einer 
Frist  von  sechs  Jahren  nach  dem  Bestehen  der  Hauptprüfung  und  macht  die 
Zulassung  von  der  Befürwortung  des  zuständigen  I^ovinzialschulkollegiums 
abhängig  (§  38).  Innerhalb  dieser  Frist  darf  die  Erweiterungsprüfung 
für  die  Vervollständigung  einer  besonderen,  bereits  zuerkannten  Lehr- 
befähigung und  für  die  Erwerbung  einer  Lehrbefähigung  in  einem  neuen 
Gegenstande  nur  je  einmal,  also  nicht,  wie  nach  der  Ordnung  von  1887, 
im  ganzen  unter  allen  Umständen  zweimal  abgelegt  werden. 

Kandidaten  des  geistlichen  Amtes  und  Geistliche,  welche 
die  zur  Bekleidung  eines  geistlichen  Amtes  erforderlichen  Prüfungen  be- 
standen haben,  erwerben  ein  Zeugnis  für  das  Lehramt  an  höheren  Schulen, 
wenn  sie  in  gleicher  Weise,  wie  es  bisher  für  sie  zulässig  war  ^),  die  Lehr- 
befähigung lür  den  Religionsunterricht  und  im  Hebräischen  für  die  erste 
Stufe  sowie  eine  Lehrbefähigung')  in  einem  anderen  Fache  nachweisen. 
Soll  auch  diese  sich  auf  die  erste  Stufe  erstrecken,  so  ist  eine  schriftliche 
Hausarbeit  für  das  betreflfende  Fach  zu  fordern  (§  39). 

Die  Gebühren  betragen,  mit  Ausschlufs  des  Stempels,  für  eine  voll- 
ständige Prüfung  50  Mk.,  für  eine  Ergänzungsprüfung  und  eine  Erweite- 
rungsprüfung je  25  Mk.  (§  40). 

Die  Prüfungsordnung  von  1898  ist  am  1.  April  1899  in  Kraft  getreten. 
Dadurch  ist  nicht  ausgeschlossen  worden,  dafs  auch  noch  nach  diesem 
Termine  Prüfungen  auf  Grund  der  alten  Ordnung  stattfinden.  Es  ist  aber 
Vorsorge  getroffen,  dafs  die  Übergangszeit,  innerhalb  deren  noch  nach 
dem  1.  April  1899  die  Anwendung  derselben  möglich  ist,  so  weit  ab- 
gekürzt wird,  wie  dies  ohne  Verletzung  von  Billigkeitsrücksichten  angängig 
ist  (§  42). 

Durch  eine  Verfügung,  die  der  Unterrichtsminister  aus  Anlaft  des  Aller- 
höchsten Erlasses  vom  26.  November  1900  unter  dem  20.  März  1901  hat 
ergehen  lassen  (vgl.  oben  Abschnitt  1 7,  S.  32;  VI  7,  S.  716),  hat  die  Prüfungs- 
ordnung vom  12.  September  1898  einige  wichtige  Änderungen  erfahren.  Jene 
Verfügung  hat,  wie  bereits  oben  erwähnt  worden  ist,  hinsichtlich  der  Zulassung 


^)  Also  durch  eine  mündliche  Prüfung  in  der  Religion,  eine  Bchriftliche  Klausur- 
arbeit und  eine  mündliche  Prüfung  im  Hebräischen  (vgl.  oben  S.  758). 

")  Da  der  Unterricht  im  Hebräischen  erst  in  Obersekunda  beginnt,  so  kann  für 
diesen  Gegenstand  nur  eine  Lehrbefähigung  für  die  erste  Stufe  erteilt  werden  (vgl.  §  ll,i). 
Kandidaten  des  Predigtamts  und  GeisÜiche  sind  von  der  Verpflichtung  zur  Ableistung 
der  allgemeinen  Prüfung  in  der  Religion  befreit,  auch  wenn  sie  in  diesem  Gegenstände 
eine  Lehrbeffthigung  nicht  zu  erwerben  beabsichtigen  (vgl.  Erlafs  vom  26.  JuU  1900, 
C.-BL  S.  692). 
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;5ur  LehramtsprOfimg  die  Abiturienten  der  Gymnasien,  der  Realgymnasien  und 
der  Oberrealschulen  einander  völlig  gleichgestellt  und  diese  Gleichstellung 
durch  eine  Änderung  in  der  Fassung  des  §  5  der  Prüfungsordnung  zum 
Ausdrucke  gebracht.  Die  zu  einem  erfolgreichen  Unterricht  in  einzelnen 
Lehrgegenständen  der  höheren  Schulen  erforderliche  Kenntnis  der  alten 
Sprachen  ist  nunmehr  in  der  Lehramtsprüfung  nachzuweisen.  Ein  der- 
artiger Nachweis  war  bereits  nach  der  ursprünglichen  Fassung  der 
Prüfungsordnung  von  denjenigen  Kandidaten  zu  verlangen,  die  sich  um 
die  Lehrbefähigung  im  Französischen  für  die  obere  Stufe  bewarben;  sie 
mufsten  Kenntnis  der  lateinischen  Elementargrammatik  darlegen  nebst 
der  Fähigkeit,  einfache  Schulschriftsteller  wie  Caesar,  wenigstens  in  den 
leichteren  Stellen,  richtig  aufzufassen  und  zu  übersetzen.  Von  diesem 
Nachweise  ist  durch  die  Verfügung  vom  20.  März  1901  die  Erlangung 
jeder  Lehrbefähigung  im  Französischen  oder  im  Englischen,  auch  wenn  es 
sich  nur  um  die  untere  Stufe  handelt,  abhängig  gemacht  worden.  Femer 
sind  von  den  künftigen  Lehrern  der  Geschichte  die  für  das  Verständnis 
griechisch  oder  lateinisch  geschriebener  Geschichtsquellen  erforderlichen 
Kenntnisse  in  diesen  Sprachen  durch  die  Prüfung  darzulegen. 

5.  Die  praktische  Ansbildmii;  der  Kandidaten. 

Schon  durch  das  Edikt  vom  12.  Juli  1810  wurde,  da  nach  ihm  die 
Probelektion  einen  wesentlichen  Bestandteil  der  Prüfung  bildete,  bekundet, 
dafs  von  einem  Lehrer  neben  einem  ausreichenden  Mafse  wissenschaftlicher 
Kenntnisse  auch  praktisches  Geschick  für  seinen  Beruf  verlangt  werde. 
Die  Aneignung  desselben  erfordert  aber,  abgesehen  von  denjenigen,  die 
von  Natur  mit  einer  besonderen  Begabung  für  den  Lehrerberuf  veranlagt 
sind,  eine  gewisse  Zeit  der  Übung.  Die  Probelektion,  die  nach  dem  er- 
wähnten Edikt  im  unmittelbaren  Zusammenhange  mit  der  wissenschaft- 
lichen Prüfung  veranstaltet  wurde,  reichte  daher  zur  Bildung  eines  einiger- 
mafsen  abschliefsenden  Urteils  über  das  Lehrgeschick  des  Kandidaten 
meistens  nicht  aus,  sondern  konnte  in  den  günstigeren  Fällen  nur  die 
Hoffnung  erwecken,  dafs  er  sich  zu  einem  brauchbaren  Lehrer  heranbilden 
werde.  Für  die  Unterrichtsverwaltung  stellte  sich  demnach  das  Bedürfnis 
heraus,  den  Nachweis,  dafs  eine  praktische  Übung  im  Unterrichten  statt- 
gefunden hat,  zu  einem  allgemeinen  und  wesentlichen  Erfordernisse  der 
Befähigung  für  die  Bekleidung  einer  Lehrerstelle  zu  machen  und  über 
den  Umfang  sowie  über  die  Art,  in  der  diese  Übung  stattzufinden  hat, 
nähere  Bestimmungen  zu  treffen. 

Allgemeine  Bestinmiungen  hierüber  ergingen  zum  ersten  Male  in  der 
auf  die  Einführung  des  Probejahres  bezüglichen  Verfügung  des  Unterrichts- 
ministers (v.  Altenstein)  vom  24.  September  1826.  Dieselbe  ging  wört- 
lich in  den  §  33  des  Prüfungsreglements  vom  20.  April  1831  über  und 
bildete  bis  zum  Jahre  1890  die  Grundlage,  auf  welcher  die  Vorschriften 
über  die  praktische  Ausbildung  der  Lehrer  an  höheren  Schulen  beruhten  ^). 
Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  war  der  Zustand  im  wesentlichen  folgender. 

Alle  Kandidaten,  welche  die  Lehramtsprüfung  bestanden  hatten,  mufsten, 
bevor  sie  sich  zu  einer  Anstellung  im  gelehrten  Schulfache  melden  durften, 


^)  Vgl.  §  40  des  Prüfungsreglements  vom  24.  Dezember  1866  und  den  Erlafe  vom 
80.  März  1867  (Wiese- Kubier  Abt  II,  S.  60),  in  dem  alle  damals  für  das  Probejahr 
geltenden  Vorschriften  zusammengefaAt  worden. 
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ein  Jahr  lang  an  einem  Gymnasium  oder  einer  Realschule*)  in  praktischer 
Unterrichtsübung  gestanden  haben«  Bis  zum  Jahre  1887  stand  die  Wahl 
der  Anstalt  dem  Kandidaten  frei,  und  die  Annahme  eines  solchen  als 
Probekandidaten  bedurfte  nur  der  Genehmigung  des  ProvinzialsehulkoUe- 
giums;  in  §  41  der  Prüfungsordnung  von  1887  wurde  jedoch  bestimmt, 
dafs  die  Überweisung  an  eine  bestimmte  Anstalt  unmittelbar  durch  diese 
Behörde  erfolge.  Das  ganze  Probejahr  sollte  in  der  Regel  an  derselben 
Anstalt  abgeleistet  werden,  und  keiner  Anstalt  durften  mehr  als  zwei 
Probekandidaten  überwiesen  werden. 

Dem  Probekandidaten  waren  wöchentlich  sechs  bis  acht  Stunden  zu 
übertragen,  die  er  in  Vertretung  eines  der  Lehrer  der  Anstalt,  nachdem 
er  einige  Zeit  hindurch  bei  ihm  hospitiert  hatte,  zunächst  in  dessen 
Gegenwart,  später  allein,  aber  unter  semer  fortlaufenden  Kontrolle  zu  er- 
teilen hatte.  Diese  Stunden  sollte  er  in  der  Regel  unentgeltlich  geben, 
nur  ausnahmsweise  durfte  ihm  dafür,  sofern  die  Mittel  der  Anstalt  es 
zuliefsen,  eine  Vergütung  gewährt  werden.  Die  noch  unerprobten  Kan- 
didaten durften  aber,  sofern  die  Verhältnisse  der  Anstalt  es  erforderten,  als 
Hilfslehrer  mit  Unterrichtsstunden  beschäftigt  werden,  die  sie  selbständig 
zu  erteilen  hatten.  In  diesem  Falle  sollte  ihnen  regelmäfsig  eine  an- 
gemessene Vergütung  zustehen.  Auf  Grund  des  Berichtes  des  Direktors 
über  dUe  Thätigkeit  der  Kandidaten  wurde  diesen  nach  Ableistung  des 
Probejahres  vom  ProvinzialschulkoUegium  ein  Zeugnis  ausgestellt,  das  als 
Ergänzung  des  Prüfungszeugnisses  diente  und  in  Verbindung  mit  dem- 
selben den  Nachweis  der  Anstellungsfähigkeit  lieferte.  Den  Provinzial- 
schulkollegien  blieb  unbenommen,  vor  Ausstellung  des  Zeugnisses  über 
das  Probejahr  den  Kandidaten  zur  Abhaltung  einer  Probelektion  in  Gegen- 
wart des  Departementsrates  zu  veranlassen.  Die  vorstehenden  Bestimmun- 
gen galten  der  Hauptsache  nach  auch  für  die  Mitglieder  der  zum  Teil 
seit  geraumer  Zeit  bestehenden  pädagogischen  und  didaktischen  Seminare. 
Diese  Mitglieder  hatten  auf  Grund  der  Satzungen  des  bezüglichen  Seminars 
an  einer  höheren  Lehranstalt  eine  Anzahl  von  Wochenstunden  zu  erteilen, 
und  diese  Thätigkeit  wurde  ihnen  im  Hinblick  auf  ihre  Zugehörigkeit  zum 
Seminar  auf  das  Probejahr  angerechnet. 

Die  erwähnten  pädagogischen  und  didaktischen  Seminare') 
hatten  den  Zweck,  Kandidaten ,  welche  die  Prüfung  für  das  Lehramt  be- 
standen hatten,  praktisch  für  ihren  Beruf  vorzubilden.  Die  Zahl  ihrer  Mit- 
glieder war  satzungsmäfsig  beschränkt  und  die  Aufnahme  meistens  an  die 
Bedingung  eines  guten  Ausfalles  der  Lehramtsprüfung  geknüpft.  Die  Mit- 
glieder erhielten  Stipendien  und  mufsten  in  der  Regel  bezüglich  ihrer 
späteren  Anstellung  gewisse  Verpflichtungen  eingehen.  Die  Dauer  der  Mit- 
gliedschaft war  verschieden,  aber  meistens  nicht  auf  ein  Jahr  beschränkt. 
Durch  die  Satzungen  war  Fürsorge  getrofifen,  dafs  die  Kandidaten  eine 
gründliche  und  nach  methodischen  Gesichtspunkten  geordnete  praktische 
Ausbildung  für  das  Lehramt  erhielten.  Die  Zugehörigkeit  zu  einem  der 
erwähnten  Seminare  erhielt  auf  diese  Weise  den  Charakter  einer  Aus- 
zeichnung. Die  Zahl  der  Bewerber  war  meistens  gröfser  als  die  Zahl  der 
freien  Stellen,  und  die  Instanz,  die  über  die  Aufaahme  zu  entscheiden 
hatte,  konnte  sich  unter  ihnen  die  geeignetsten  aussuchen.  Die  Empfehlung, 


^)  An  einem  Progymnasium  oder  einer  höheren  Bürgerschule  konnte  das  Probejahr 
in  der  Begel  nicht  abgelegt  werden. 

s)  Über  diese  Seminare  vgl.  oben  in  Abschnitt  IV  die  einleitenden  Bemerkungen 
zu  den  Anstalten  der  einzelnen  Provinzen  S.  148, 168, 198,  269,  314,  866,  440,  480  u.  s.  w. 
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die  in  der  Aufnahme  in  ein  Seminar  lag,  gereichte  auch  später,  wenn  die 
feste  Anstellung  in  Frage  kam,  den  Mitgliedern  eines  solchen  zum  Vorteile. 

Wenn  nun  von  den  pädagogischen  Seminaren  gesagt  werden  konnte, 
dafs  sie  sich  im  ganzen  gut  bewährten,  so  galt  dies  nicht  in  gleicher 
Weise  von  dem  gewöhnlichen  Probejahre.  Der  Grund  lag  zum  Teil  in  der 
Art,  wie  die  bezüglichen  Vorschriften  gehandhabt  werden  mufsten.  Im 
Laufe  der  sechziger  und  der  siebziger  Jahre  war  nämlich  der  Bedarf  an 
Lehrern  so  angewachsen,  dafs  den  Probekandidaten  in  der  Mehrzahl 
der  Fälle  sofort  bei  Beginn  des  Probejahres  eine  gröfsere  Anzahl 
von  Stunden  zu  selbständiger  Unterrichtserteilung  übertragen  werden 
mufste^).  Dadurch  wurde  das,  was  in  den  Vorschriften  über  das  Probe- 
jahr als  Ausnahme  betrachtet  wurde,  zur  Regel.  Wenn  auf  diese  Weise 
die  Probekandidaten  bereits  durch  die  Unterrichtsstunden,  die  sie  selb- 
ständig und  auf  eigene  Verantwortung  zu  erteilen  hatten,  stark  in  An- 
spruch genommen  waren ^),  so  war  es  natürlich  kaum  angängig,  ihnen 
daneben  noch  sechs  bis  acht  Stunden  zu  übertragen,  die  sie  an  Stelle  eines 
etatsmäfsigen  Lehrers  unter  dessen  Anleitung  und  Kontrolle  zu  erteilen 
hatten.  Die  Folge  war,  dafs  bei  den  Probekandidaten  von  einer  metho- 
dischen praktischen  Ausbildung  für  ihren  Beruf  in  der  Regel  überhaupt 
nicht  mehr  die  Rede  war. 

An  eine  Beseitigung  dieses  Übelstandes  konnte  ernsthaft  erst  gedacht 
werden,  als  für  die  Befriedigung  des  Unterrichtsbedürfnisses  eine  ge- 
nügende Zahl  praktisch  vorgebildeter  Lehrer  verfügbar  war.  Dieser  Zu- 
stand trat  während  der  achtziger  Jahre  ein.  Inzwischen  hatte  sich  aber 
in  allen  Fachkreisen  die  Überzeugung  Bahn  gebrochen,  dafs  die  auf  das 
Probejahr  bezüglichen  Vorschriften  auch  bei  pünktlichster  Erfüllung  nicht 
ausreichten,  den  Kandidaten  eine  in  allen  Beziehungen  genügende  prak- 
tische Vorbildung  für  ihren  Beruf  zu  geben.  Vor  allen  Dingen  wurde 
eine  Verlängerung  der  für  diese  Vorbildung  bestimmten  Zeit  für  unum- 
gänglich erachtet.  Dieser  Gedanke  hatte  bereits  in  den  Satzungen  der 
bestehenden  pädagogischen  Seminare  in  der  Richtung  Anerkennung  ge- 
funden, dafs  diese  fast  ausnahmslos  eine  längere,  zum  Teil  eine  bis  auf 
drei  Jahre  sich  erstreckende  Dauer  der  Mitgliedschaft  vorsahen.  War 
damit  zum  Ausdrucke  gebracht,  dafs  für  die  durch  die  Aufnahme  in  ein 
Seminar  wegen  ihrer  Tüchtigkeit  besonders  ausgezeichneten  Kandidaten 
für  den  Vorbereitungsdienst  die  Zeit  eines  Jahres  meistens  nicht  ausreiche, 
so  lag  bei  der  Mehrzahl  der  übrigen  in  noch  höherem  Grade  die  Not- 
wendigkeit einer  Verlängerung  dieser  Zeit  vor.  Aber  diese  allein  konnte 
die  Mängel  des  bisherigen  Systems  nicht  beseitigen,  wenn  nicht  die 
Sicherheit  gegeben  war,  dafs  jene  Zeit  auch  wirklich  zu  einer  plan- 
mäfsigen  und  methodischen  Vorbereitung  der  Kandidaten  verwendet  würde. 


^)  Vielfach  wurden  sogar  Kandidaten,  die  noch  nicht  einmal  die  Lehramtsprüfung 
bestanden  hatten,  als  Hilfslehrer  beschäftigt.  Die  mehrfach  erwähnte  Verfügung  vom 
aO.  M&rz  1867  (Wiese-Kübler  Abt.  II,  S.  60)  sah  diese  Möglichkeit  vor,  indem  sie  in 
Ziffer  8  bestimmte,  daß;  ungeprüfte  Kandidaten  nur  mit  Genenmigung  des  Ministers  an 
höheren  Schulen  als  Lehrer  beschäftigt  werden  und  dalk  Anträge  auf  Genehmigung 
derartiger  Ausnahmen  auf  höchstens  zwei  Semester  gestellt  werden  dürfen  (vgl.  hierzu 
auch  die  späteren,  bei  Wiese-Kübler  Abt.  II,  S.  89 ff.  angegebenen  Verfügungen). 

*)  Bezeichnend  war  in  dieser  Beziehung  die  Verfügung  des  Unterrichtsministers 
(Falck)  vom  14.  Januar  1878  (Wiese-Kübler  Abt.  II,  S.  63).  Hier  wurde  anerkannt, 
daCs  die  Heranziehung  der  Probekandidaten  mit  der  vollen  Stundenzahl  zwar  bei  dem 
Mangel  an  Lehrkräften  oft  nicht  zu  vermeiden  sei,  zugleich  aber  wurde  gefordert,  da& 
Probekandidaten  Unterricht  in  Gegenständen,  für  die  sie  keine  Lehrbefähigung  erworben 
haben,  nur  in  Fällen  der  dringendsten  Not  übertragen  werde. 
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Damit   war  die  Notwendigkeit  einer  völligen   Neuregelung  des  Gregen- 
Standes  gegeben^). 

Diese  Neuregelung  erfolgte  durch  die  am  15.  März  1890  ergangene 
Ordnung  der  praktischen  Ausbildung  der  Kandidaten  für 
das  Lehramt  an  höheren  Schulen  (Beier  S.  164if.).  Die  grund- 
legenden Änderungen,  welche  diese  Ordnung  gegen  den  bisherigen  Zu- 
stand herbeiführte,  bestand  darin,  dafs  erstens  die  Dauer  der  praktischen 
Ausbildung  auf  zwei  Jahre  festgesetzt,  dafs  zweitens  bezüglich  der  An- 
stalten, denen  die  Ausbildung  zu  übertragen  war,  einp  sorgfältige  Auswahl 
gesichert  und  dafs  drittens  für  eine  planmäfsige  und  möglichst  umfassende, 
nicht  ausschliefslich  auf  die  besonderen  Fächer  der  Kandidaten  beschränkte 
Ausbildung  Sorge  getragen  wurde.  Hierbei  haben  die  in  den  Satzungen 
der  älteren  pädagogischen  und  didaktischen  Seminare  enthaltenen  Vor- 
schriften vielfach  als  Muster  gedient. 

Das  erste  Jahr  der  Probezeit  ist  das  Seminarjahr,  das  zweite  das 
Probejahr  (§  2).  Jenes  dient  vorzugsweise  der  theoretisch-pädagogischen 
Ausbildung  unter  steter  Anlehnung  an  die  Praxis,  dieses  zur  selbständigen 
Bewährung  des  im  Seminaijahre  erworbenen  Lehrgeschiekes.  Während 
des  Seminaijahres  soll  der  Kandidat  an  Lehre  und  Beispiel  gebunden  sein, 
während  des  Pi'obejahres  soll  er  sich  selbständig  unter  freierer  Leitung  in 
der  Unterrichtserteilung  üben. 

Das  Seminarjahr  wird  an  einer  den  Zwecken  desselben  ent- 
sprechenden Yollanstalt  abgeleistet^).  Die  Auswahl  der  Anstalten  er- 
folgt durch  das  ProvinzialschulkoUegium.  Dieses  bildet  aus  den  Kan- 
didaten, die  sich  zur  Ableistung  des  Seminarjahres  vorschriftsmäfsig  bei 
ihm  gemeldet  haben  ^),  unter  Berücksichtigung  ihrer  Hauptlehrbefähigung 
und  der  für  die  Anleitung  in  der  Methodik  der  einzelnen  Fächer  besonders 
geeigneten  Lehrkräfte  vor  jedem  Schulhalbjahre  entsprechende  Gruppen 
und  überweist  sie  den  einzelnen  Anstalten  mit  der  Mafsgabe,  dafs  auf 
jede  derselben  durchschnittlich  sechs  Kandidaten  kommen.  Hierdurch  wird 
es  möglich,  die  Zahl  der  Anstalten,  denen  die  Ausbildimg  der  Kandidaten 
im  ersten  Jahre  zu  übertragen  ist,  gegen  früher  wesentlich  zu  verringern 
und  demgemäfs  eine  sorgfältige  Auswahl  unter  den  überhaupt  in  Frage 
kommenden  Anstalten  zu  treffen.  Denjenigen  Schulen,  denen  hiemach 
Seminarkandidaten  überwiesen  werden,  wird  dadurch  allerdings  eine  ver- 
antwortungsvolle und  umfassende  Aufgabe  auferlegt^).  Der  Bedeutung, 
welche  die  Unterrichtsverwaltung  dieser  Aufgabe  beilegte,  entspricht  die 
Vorschrift,  dafs  der  Direktor  und  die  mit  der  Anleitung  der  Seminar- 


^)  Ausfahrlichere  Angaben  über  die  Gründe,  welche  die  Neureffelnng  erforderlich 
machten,  und  über  die  Gedanken,  die  ihr  zu  Grande  lagen,  enthielt  nie  dem  Hanse  der 
Abgeordneten  unter  dem  19.  Januar  1890  vorgelegte  Denkschrift  (Drucksachen  Nr.  22). 

'j  Das  Seminaijahr  kann  nach  §  8  auch  an  einem  der  älteren  pädagogischen  Seminare 
abgeleistet  werden.    Näheres  hierüber  s.  unten  S.  771. 

*)  §88  des  Disciplinarsesetzes  vom  21.  Juli  1852  (Beier,  S.  258 ff.)  bestimmt,  da& 
ein  Beamter,  welcher  durch  Blindheit,  Taubheit  oder  ein  sonstiges  körperliches  Ge- 
brechen, oder  wegen  Schwäche  seiner  körperlichen  und  geistigen  Kräfte  zur  Erfüllung 
seiner  Amtspflichten  dauernd  unfähig  ist,  m  den  Ruhestand  versetzt  werden  soll.  Diese 
Bestimmung  ist  auf  diejenigen,  die  sich  im  Vorbereitungsdienste  befinden  oder  denselben 
beginnen  wollen,  sinngemäß  anzuwenden.  Der  Unterrichtsminister  hat  demgemäß  in 
dem  Erlasse  vom  11.  März  1897  (G.-Bl.  S.  810)  unter  Hinweis  auf  §  88  des  Disciplinar- 
gesetzes  bestimmt,  dafs  Kandidaten  mit  den  dort  bezeichneten  Mängeln  die  Zulassung 
zum  Seminaijahre  und  zum  Probejahre  grundsätzlich  versast  werden  mulk. 

^)  Im  Erlasse  des  Unterrichtsministers  vom  28.  Juli  1892  (C.-Bl.  S.  812)  wird  es 
als  erwünscht  bezeichnet,  die  Seminaranstalten  auf  möglichst  lange  Zeit  bei  derselben 
Schule  zu  belassen  und  eine  Veränderung  nur  in  dringenden  Fällen  vorzunehmen. 
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kandidaten  beauftragten  Lehrer  erforderlichenfalls  in  ihrer  eigenen  Unter- 
richtserteüung  erleichtert  werden  (§  6)*). 

Die  Überweisungen  von  Kandidaten  zur  Ableistung  des  Seminaijahres 
finden  nur  zu  Ostern  und  zu  Michaelis  statt,  dergestalt,  dafs  die  zu  ver- 
schiedenen Terminen  eintretenden  auch  thunlichst  verschiedenen  Anstalten 
zugeteilt  werden.  Dadurch  wird  erreicht,  dafs  alle  an  einer  Anstalt  be- 
findlichen Seminarkandidaten  einheitlich  ausgebildet  werden  können  (§  4). 

Während  des  Seminarjahres  ist  der  Kandidat  mit  den  Aufgaben  der 
Erziehungs-  und  Unterrichtslehre  in  ihrer  Anwendung  auf  höhere  Schulen 
und  insbesondere  mit  der  Methodik  der  einzelnen  Unterrichtsgegenstande 
bekannt  zu  machen  (§  5).  Die  in  dieser  Vorschrift  liegende  Loslösung 
der  Ausbildung  des  Kandidaten  von  seinem  besonderen  Fache  war  zwar 
in  ihren  Keimen  schon  in  den  alten  Bestimmungen  über  das  Probejahr 
enthalten.  Es  fehlte  aber  hier  an  den  näheren  Angaben  über  die  Sicherung 
ihrer  Durchführung.  Dagegen  sind  in  der  Ordnung  von  1890  eingehende 
Anweisungen  über  diesen  Punkt  gegeben.  Nach  dieser  Ordnung  müssen 
während  des  ganzen  Seminaijahres  in  mindestens  zwei  Stunden  unter 
Leitung  des  Direktors  oder  eines  der  aufser  diesem  mit  der  Ausbildung 
der  Kandidaten  beauftragten  Lehrers  mit  letzteren  planmäfsig  geordnete 
Besprechungen  über  die  Grundsätze  der  Erziehungs-  und  Unterrichtslehre 
stattfinden.  Daneben  haben  die  Kandidaten  die  Unterrichtsstimden  des 
Direktors  und  der  von  ihm  bezeichneten  Lehrer  nach  Mafsgabe  seiner 
Anweisung  ohne  Beschränkung  auf  ihre  besonderen  Fächer,  und  zwar 
nach  dem  Ermessen  des  Direktors  auch  die  an  der  etwa  vorhandenen 
Vorschule  zu  besuchen.  Femer  sind  sie  thunlichst  an  der  Leitung  von 
Arbeits-  und  Spielstunden  zu  beteiligen,  sowie  zum  Turnunterricht  und 
zu  Schülerausflügen  heranzuziehen.  Soweit  die  örtlichen  Verhältnisse  es 
gestatten,  soll  auch  der  Besuch  von  Unterrichtsstunden  an  Lehrerseminaren 
und  Volksschulen  ins  Auge  gefafst  werden.  Drei  Monate  vor  dem  Schlüsse 
des  Seminarjahres  hat  jeder  Kandidat  eine  Arbeit  über  eine  konkrete,  vom 
Direktor  gestellte  pädagogische  oder  didaktische  Aufgabe  einzureichen. 

Die  Lehrversuche  der  Seminarkandidaten  sollen  erst  im 
zweiten  Vierteljahre  beginnen  und  von  diesen,  soweit  der  Unterricht  es 
zuläfst,  schriftUch  vorbereitet  werden.  Bei  ihnen  sind,  soweit  der  Direktor 
nicht  anderweite  Bestimmungen  trifft,  sämtliche  Kandidaten  zugegen.  Die 
Lehrversuche  haben  sich  zunächst  auf  eng  begrenzte  Aufgaben  zu  beschränken 
und  sind  dann  aUmählich  unter  steter  Leitung  des  Direktors  oder  der  be- 
auftragten Lehrer  auf  zwei  bis  drei  Stunden  wöchentlich  auszudehnen^). 
Die  Beurteilung  der  Lehrproben  erfolgt  im  Zusammenhange  mit  den  oben 
erwähnten  regelmäfsigen  Besprechungen. 

Vier  Wochen  vor  Ablauf  des  Seminarjahres  erstattet  der  Direktor  dem 
Provinzialschulkollegium  unter  Beifügung  der  pädagogischen  Arbeiten  des 


^)  Durch  Verfügung  yom  22.  März  1895  wurden  den  Provinzialscliulkollegien  zu 
Verffütungen  für  die  Direktoren  und  Lehrer,  die  mit  der  Vorbildung  der  Seminar^ 
kandidaten  betraut  sind,  för  jede  Seminaranstalt  1000  Mk.  zur  Verfügung  gestellt 

*)  Die  nnterrichtliche  Thätigkeit  der  Kandidaten  während  des  Seminaijahres  ist 
demnach  quantitativ  und  qualitativ  stark  beschränkt.  Der  Mansel  an  Lehrkräften,  der 
sich  in  neuester  Zeit  —  voraussichtlich  nur  vorübergehend  —  herausgestellt  hat,  hat 
jedoch  eine  ausnahmslose  Aufrechterhaltung  dieser  Beschränkung  unmöglich  gemacht. 
Der  Unterrichtsminister  hat  deshalb  durch  Erlals  vom  16.  April  1901  gestattet, 
dafs  für  das  Schuljahr  1901/02  Kandidaten  an  dem  Orte  der  Seminaranstalt  oder  in 
dessen  nächster  Umgebung  zu  Hilfsunterricht  herangezogen  werden,  mit  der  Maßgabe 
jedoch,  dafs  dadurch  ihre  Teilnahme  an  den  Arbeiten  des  Seminars  nicht  unmöglich 
gemacht  wird. 

Wiese,  Schulwesen.    lY.  49 
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Kandidaten  einen  Bericht  über  die  Führung  und  die  Leistungen  desselben  ^). 
Das  ProvinzialschuIkoUegium  hat  Kandidaten,  die  es  in  Übereinstimmung 
mit  dem  Direktor  für  ungeeignet  zum  Lehrerberufe  hält,  zu  raten,  dafs 
sie  von  der  begonnenen  Laufbahn  Abstand  nehmen  (§  7)'). 

Das  Probejahr  soll  in  der  Begel  an  einer  Anstalt  abgelegt  werden, 
die  durch  die  Seminarausbildung  nicht  in  Anspruch  genommen  ist  (§  2  B). 
Durch  diese  Bestimmung  wird  einerseits  eine  zweckentsprechende  Teilung 
der  Arbeit  unter  die  mit  der  Ausbildung  der  Kandidaten  betrauten  An- 
stalten ermöglicht,  andererseits  den  Kandidaten  die  Möglichkeit  gesichert, 
sich  mit  den  Verhältnissen  mindestens  zweier  höherer  Schulen  vertraut  zu 
machen.  Das  Probejahr  kann  an  Yollanstalten  wie  an  NichtvoUanstalten 
abgelegt  werden;  an  ersteren  sollen  nicht  mehr  als  drei,  an  letzteren 
nicht  mehr  als  zwei  Probekandidaten  gleichzeitig  beschäftigt  werden  (§  8). 

Während  des  Probejahrs  sind  die  Kandidaten  unter  Beachtung  ihrer 
Lehrbefähigung  mit  acht  bis  zehn  Stunden  wöchentlich  zur  unentgeltlichen 
Unterrichtserteilung  unter  der  Leitung  des  Direktors  und  deijenigen  Ordi- 
narien und  Fachlehrer  heranzuziehen,  in  deren  Klassen  sie  unterrichten, 
bezw.  deren  Stunden  sie  übernehmen  (§  9).  Die  mit  der  Leitung  der  Kan- 
didaten beauftragten  Lehrer  sind  verpflichtet,  den  Unterrichtsstunden  der- 
selben während  des  ersten  Vierteljahres  regelmäfsig,  später  mindestens 
zweimal  wöchentlich  beizuwohnen  (§  10)  und  ihnen  aufserhalb  der  Lehr- 
stunden die  nötig  erscheinenden  Bemerkungen  zu  machen.  Die  Kandidaten 
haben  an  einzelnen  vom  Direktor  besonders  bezeichneten  Stunden  zuhörend 
teilzunehmen,  den  Lehrerkonferenzen  nach  Anordnung  des  Direktors  bei- 
zuwohnen und  bei  Feststellung  der  Censuren  der  von  ihnen  unterrichteten 
Schüler  unter  Revision  des  Klassenordinarius  ihre  Stimme  abzugeben  (§  12). 
Wo  die  Verhältnisse  der  Anstalt  es  dringend  erheischen,  können  die  Probe- 
kandidaten mit  Genehmigung  des  ProvinzialschulkoUegiums  zur  Unter- 
richtserteilung bis  zu  20  Stunden  herangezogen  werden').  In  diesem  Falle 
erhalten  sie  eine  angemessene  Vergütung  und  haben  sie  in  den  Konferenzen 
bei  allen  Fragen,  welche  die  von  ihnen  unterrichteten  Schüler  betreffen, 
volles  Stimmrecht  (§  13). 

Oegen  Ende  des  Probejahres  haben  die  Kandidaten  über  ihre  unter- 
richtliche Thätigkeit  dem  Direktor  Bericht  zu  erstatten.  Unter  Bei- 
fügung dieser  Berichte  hat  der  Direktor  am  Schlüsse  des  Probejahres 
über  ihre  Leistungen  dem  ProvinzialschuIkoUegium  zu  berichten.  Dieses 
entscheidet  dann,  ob  dem  einzelnen  Kandidaten  die  Anstellungs- 
fähigkeit zuzuerkennen  oder  zu  versagen  ist.  Die  Versagung  ist  insbe- 
sondere auszusprechen,  wenn  der  Kandidat  nach  seiner  bisherigen  Thätig- 
keit wegen   grofsen  pädagogischen  Ungeschicks^)  oder  fortgesetzten   Un- 

^)  Zur  Gewährung  von  Stipendien  an  würdij^e  und  bedürftige  Seminarkandidaten 
sind  staatliche  Mittel  bereitgestellt;  die  Stipendien  dürfen  für  ledes  Semester,  nach 
einer  Verfügung  des  Ministers  vom  1.  Juli  1890,  nicht  mehr  als  300  Mk.  betragen. 

*)  Wer  diesen  Rat  nicht  befolgt,  kann  von  der  Zulassung  zum  Probejahre  nicht 
zurückgewiesen  werden,  sofern  nicht  etwa  ein  Gebrechen  (vgl.  oben  S.  768  Anm.  3)  oder 
ein  sittlicher  Mangel  vorliegt. 

')  Durch  den  schon  erw&hnten  Erlafe  des  Unterrichtsministers  (vgl.  S.  769  Anm.  2) 
sind  die  Provinzialschulkollegien  für  das  Schu^ahr  1901/02  ermächtigt  worden,  in  be- 
sonders dringenden  F&Uen  auf  Antrag  des  betreffenden  Direktors  zu  gestatten,  dafs  von 
der  Beschränkung  der  Lehrthätigkeit  der  Kandidaten  auf  20  Wochenstonden  Abstand 
genommen  wird. 

^)  Eine  Versagung  aus  diesem  Grunde  war  bisher  nicht  ausdrücklich  zugelassen. 
Nach  den  früheren  Vorschriften  muffte  das  Zeugnis  über  die  Ableistung  des  Probe- 
jahres ausführliche  Anp^aben  über  die  Leistungen  des  Kandidaten  enthalten.  War  das 
Urteil  ungünstig,  so  blieb  es  bei  Bewerbungen  des  Kandidaten  um  eine  bestimmte  SteUe 
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fleifses  unter  Nichtbeachtung  erfolgter  Warnungen  oder  wegen  erheblicher 
sittlicher  Mängel  oder  wegen  körperlicher  Gebrechen  für  das  Amt  eines 
Jugendlehrers  unbrauchbar  erscheint.  Der  bezügliche  Beschlufs  ist  dem 
Kandidaten  mit  den  Entscheidungsgründen  mitzuteilen  (§  17).  Dem  für 
anstellungsfähig  erklärten  Kandidaten  ist  ein  Zeugnis  auszustellen,  in  dem 
nur  sein  Nationale  mit  Angabe  seines  Religionsbekenntnisses,  der  äufsere 
Verlauf  seiner  praktischen  Vorbildung  und  die  Bemerkung  über  die  zu- 
erkannte Anstellungsfähigkeit  enthalten  ist. 

Schon  oben  ist  angedeutet  worden,  dafs  die  älteren  pädagogi- 
schen Seminare,  die  bereits  vor  dem  Erlasse  der  Ordnung  vom 
15.  März  1890  bestanden,  sich  im  allgemeinen  gut  bewährt  haben  und  in 
vielen  Punkten  für  die  spätere  Einrichtung  vorbildlich  gewesen  sind.  Es 
konnte  nun  in  Frage  kommen,  ob  sie,  nachdem  durch  diese  allen  Kandi- 
daten eine  methodische  Ausbildung  für  die  praktische  Seite  ihres  Berufes 
gesichert  war,  auch  fernerhin  neben  den  durch  die  neue  Ordnung  einge- 
führten Seminaranstalten  aufrecht  zu  erhalten  sind.  Die  Unterrichts- 
verwaltung hat  diese  Frage  bejaht.  Ausschlaggebend  war  erstens  die  Er- 
wägung, dafs  es  nicht  angebracht  sei,  bewährte  Anstalten,  deren  einige 
auf  eine  längere  und  ehrenvolle  Vergangenheit  zurückblicken  konnten, 
ohne  zwingende  Gründe  aufzulösen.  Zweitens  muTste  die  Unterrichtsver- 
waltung hohen  Wert  darauf  legen,  dafs  auch  die  mit  der  technischen  Auf- 
sicht über  die  höheren  Schulen  betrauten  Bäte  der  ProvinzialschulkoUegien 
an  der  Ausbildung  der  Lehrer  unmittelbar  beteiligt  werden.  Diese  un- 
mittelbare Beteiligung  wurde  aber  auf  die  einfachste  Weise  durch  die 
Erhaltung  der  älteren  Seminaranstalten  erreicht,  da  deren  Leitung  ent- 
weder schon  bisher  in  den  Händen  von  Schulräten  war  oder,  wo  dies 
nicht  der  Fall  war,  ihnen  ohne  Schwierigkeit  übertragen  werden  konnte  ^). 

Sprachen  so  überwiegende  Gründe  für  die  Aufrechterhaltung  der 
älteren  pädagogischen  Seminare,  so  war  es  andererseits  erforderlich,  die 
Verfassung  derselben  wenigstens  einigermafsen  der  Ordnung  vom  15.  März 
1890  anzupassen  und  auf  diese  Weise  nun  auch  Vorsorge  zu  treffen,  dafs 
die  in  jenen  Seminaren  zugebrachte  Zeit  auf  die  durch  die  Ordnung  von 
1890  festgesetzte  Zeit  der  praktischen  Ausbildung  angerechnet  werden 
konnte.  Die  Änderungen,  die  demgemäfs  an  den  Satzungen  vorgenommen 
wurden,  bewegten  sich  in  vier  Hauptrichtungen  ^).  Erstens  wurde  als  aus- 
schliefsliche  Aufgabe  des  Seminars  die  pädagogische  und  didaktische  Aus- 
bildung der  Mitglieder  bezeichnet.  Dafs  die  Kandidaten  während  ihrer 
Mitgliedschaft  an  ihrer  wissenschaftlichen  Ausbildung  fortzuarbeiten  haben, 
wurde  als  selbstverständlich  vorausgesetzt;  die  besonderen  Vorschriften  der 
Satzungen  über  die  Förderung  dieser  wissenschaftlichen  Ausbildung  wurden 
jedoch  nicht  aufrechterhalten.  Demnach  kam  auch  die  Verpflichtung  der 
Mitglieder  zur  Anfertigung  wissenschaftlicher  Arbeiten  in  Fortfall.  Zweitens 
wurden  die  älteren  Seminare  in  enge  Beziehungen  zu  dem  zuständigen 


der  darüber  verfügenden  Instanz  überlassen,  ob  sie  wegen  jenes  angunstigen  Urteils  die 
Bewerbung  ablehnen  wollte.  Dadurch  war  aber  an  sich  nicht  ausgeschlossen,  dais  eine 
spätere  Bewerbung  auf  Grund  desselben  Zeugnisses  Erfolg  hatte.  Der  Kandidat  konnte 
auf  diese  Weise  unter  Umständen  recht  lange  in  Ungewilsheit  bleiben,  ob  er  überhaupt 
auf  Anstellung  rechnen  kann. 

1)  Eine  Ausnahme  macht  in  dieser  Beziehung  nur  das  ältere  Seminar  zu  Göttingen, 
weil  es  sich  nicht  am  Sitze  eines  Provinzialschulkollegiums  befindet,  und  das  in  Stettin, 
weil  es  in  engster  Verbindung  mit  dem  Marienstiftsgymnasium  steht. 

*)  Mit  Ausnahme  der  Danziger  Anstalt  haben  alle  älteren  pädagogischen  Seminare 
nach  1890  neue  Satzungen  erhalten. 

49* 
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I  Provinzialschulkollegium    gebracht.     Während  bisher  die  Aufnahme   von 

i  Mitgliedern  durch  die  Direktoren  der  p&dagogischen  Seminare  erfolgte, 

I  wuMe  nunmehr  die  Entscheidung  über  die  Aufnahme   dem  ProYinzial- 

schulkollegium  übertragen.    Diesem  mufsten  fortan  die  Direktoren    über 
I  die  einzelnen  Kandidaten  Bericht  erstatten ;  die  in  den  bisherigen  Satzungen 

I  enthaltene  Verpflichtung  der  jährlichen  Berichterstattung  an  den  Minister 

\  blieb  daneben  bestehen.    Drittens  wurde  die  Zahl  der  den  Kandidaten  zu 

übertragenden  Unterrichtsstunden  —  die  bisher  meistens  auf  sechs  fest^ 
gesetzt  war  —  nach  Mafsgabe  der  Ordnung  von  1890  herabgesetzt. 
Viertens  wurde  bestimmt,  in  welcher  Weise  die  Dauer  der  Zugehörigkeit 
zu  dem  Seminar  auf  die  zweijährige  praktische  Ausbildungszeit  anzurechnen 
ist.  Diese  Bestimmung  erfolgte  in  der  Weise,  dafs  den  meisten  der  älteren 
Seminare,  dem  §  2  der  Ordnung  von  1890  entsprechend,  die  Kandidaten 
ausschliefslich  zur  Ableistung  des  ersten  Jahres  der  praktischen  Ausbildung 
überwiesen  wurden.  Nur  den  pädagogischen  Seminaren  zu  Gröttingen  und 
zu  Stettin  wurden  sie  ausschliefslich  zur  Ableistung  des  Probejahres  über- 
wiesen. Der  Grund  lag  hier  vornehmlich  in  der  engen  Verbindung  dieser 
Seminare  mit  bestimmten  höheren  Schulen.  Sowohl  das  Marienstifts- 
gymnasium in  Stettin,  als  auch  das  Königliche  Gynmasium  zu  Göttingen 
waren  von  jeher  auf  die  Übernahme  einer  gröfseren  Anzahl  von  Unter- 
richtsstunden durch  die  Mitglieder  der  mit  ihnen  verbundenen  Seminare 
angewiesen.  Das  Berliner  pädagogische  Seminar  endlich  wurde  sowohl 
den  Zwecken  des  Seminarjahres  als  auch  denen  des  Probejahres  gewidmet, 
daher  kann  bei  diesem  die  Dauer  der  Mitgliedschaft  unter  Umständen  auf 
zwei  Jahre  erstreckt  werden. 

Die  Zahl  der  ordentlichen  Mitglieder  der  älteren  Seminare  ist  durch 
die  Satzungen  meistens  auf  sechs,  das  jedem  derselben  zu  gewährende 
Stipendium  auf  600  Mk.  jährlich  festgesetzt  worden.  Die  Verpflichtung 
der  Mitglieder,  nach  dem  Austritt  aus  dem  Seminar  die  innerhalb  einer 
bestimmten  Zeit  vom  Provinzialschulkollegium  angebotenen  Stellen  anzu- 
nehmen oder  die  Seminarstipendien  zurückzuzahlen,  ist  nur  für  das  Seminar 
in  Königsberg  aufrecht  erhalten  worden.  Die  früheren  Vorschriften,  durch 
welche  die  Zahl  der  katholischen  und  der  evangelischen  Mitglieder  fest- 
gelegt war,  sind  ebenfalls  beseitigt;  nur  für  das  Seminar  in  Breslau  ist 
das  Religionsbekenntnis  insofern  noch  von  Erheblichkeit,  als  bei  der  Be- 
setzung der  sechs  vorhandenen  Stellen  nach  den  neuen  Satzungen  beide 
Konfessionen  möglichst  gleichmäfsig  zu  berücksichtigen  sind. 

Die  Zugehörigkeit  zu  einem  der  älteren  pädagogischen  Seminare 
bietet  den  Kandidaten  in  der  Regel  die  Vorteile,  dafs  sie  mindestens  ein 
Jahr  ihrer  praktischen  Ausbildungszeit  am  Sitze  des  Provinzialschul- 
kollegiums,  also  in  einer  gröfseren  Stadt  zubringen,  dafs  sie  unter  stetiger 
und  meistens  unmittelbarer  Aufsicht  eines  Provinzialschulrates  stehen 
und  dafs  sie  eine  sichere  Einnahme  beziehen,  die  in  vielen  Fällen  höher 
bemessen  ist  als  das  den  Mitgliedern  der  neueren  Seminare  gewährte  Sti- 
pendium. Femer  ist  zu  berücksichtigen,  dafs  der  Unterrichtsminister 
durch  die  von  den  Direktoren  (mit  Ausnahme  von  Göttingen)  jährlich  zu 
erstattenden  Berichte  von  dem  Betriebe  der  Seminare  und  von  den  Leistungen 
der  einzelnen  Mitglieder  Kenntnis  erhält.  Sind  auch  die  hierauf  bezüg- 
lichen Vorschriften  in  erster  Linie  nicht  der  Kandidaten  wegen  getroffen, 
so  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dafs  sie  im  Zusammenhange  mit  den 
übrigen  Punkten  den  älteren  Seminaren  gegenüber  den  neueren  eine  ge- 
hobene Stellung  gegeben,  und  dafs  die  Zulassung  zu  jenen  auch  jetzt  noch 
vielen  Kandidaten  als  begehrenswert  erscheint. 
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6.  Statistik  der  LehramtsprOftan^n. 

A>  ZaU  der  SehBluBtekandldatoB,  welche  die  PrVii&f  fflr  das  hfiliere  Lehramt 

beBtaadea  haben. 
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45 

3 

15 

30 

8 

8 

15 
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10 
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9 

— 

4 

— 
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4 
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8 

38 

9 

25 

32 

9 

19 

23 
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11 
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6 

2 

1 
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B)  SpezialiiachweiB  der  geprüften  Schnlamtskandidaten  nach  Konfession  bezw.  BeligriO] 

nnd  nach  den  F&chem  der  Prtifkinir* 


Eönigl.  wissenschaftliclie  Prüfungs- 
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EOnigl.  wissenschaftliche  Prüfungs- 
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I.  Eyangelisch. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach. 

B)  Fach  der  neueren 

Sprachen 

C)  Mathem.  -  natur- 
wissensch.  Fach. 

D)  Christliche  Reli- 
gionslehre  .... 

2.  Nicht  bestanden    .  .  . 

3.  Nachprüfungen  .... 
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1876/77 
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43 
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12 

17 
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14 
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Zusammen  I: 

n.  Katholisch. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach . 

B)  Fach  der  neueren 

Sprachen  

C)  Mathem.  -  natur- 
wissensch.  Fach. 

J>)  Christliche  Reli- 
gionslehre  .... 

2.  Nicht  bestanden  .  .  . 

3.  Nachprüfungen  .... 


40 


Zusammen  II: 

m.  Jfldisch« 

1.  Erste  bezw.   Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschich tl.  Fach. 

B)  Fach  der  neueren 
Sprachen  

C)  Mathem.  -  natur- 
wissensch.  Fach  . 

2.  Nicht  bestanden  .  .  . 

3.  Nachprüfungen  .  .  .  . 


Zusammen  III: 

IT«  Dissidenten. 

1.  Historisch  -  philolog. 

Fach 

2.  Mathematisch  -  natur- 

wissenschaftl.  Fach. 
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Königl.  wissenschaftliche  Prüfungs- 
kommission zu 
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I.  Erangeliach. 

1.  Erste  bezw.   Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach . 

B)  Fach  der  neueren 

Sprachen 

C)  Mathem.  -  natur- 
wissensch.  Fach. 

D)  ChristUche  Reli- 
gionslehre  .... 

2.  Nicht  bestanden   .  .  . 
8.  Nachprüfun^n  .... 
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Zusammen  I: 

n.  Katholisch. 

1.  Erste  bezw.   Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach . 

B)  Fach  der  neueren 

Sprachen 

C)  Mathem.  -  natur- 
wissensch.  Fach. 

D)  Christliche  ReU- 
gionslehre   .... 

2.  Nicht  bestanden  .  .  . 
8.  Nachprüfungen  .... 
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Zusammen  II: 

111.   Jlldüich. 

1.  Erste  bezw.   Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach . 

B)  Fach  der  neueren 

Sprachen  

C)  Mathem.  -  natur- 
wissensch.  Fach. 

2.  Nicht  bestanden.  .  .  . 

3.  Nachprüfungen  .... 
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Zusammen  III: 

IT.  Disgidenten. 

1.  Historisch  -  philolog. 
Fach 

2.  Mathematisch  «  natur- 
wissenschaftl.  Fach.  . 
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Königl.  wissenschaftliche  Prüfungs-  | 

König] 

l.  wissenschaftliche  Prüfungs- 

Kommission zu                    1 
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I.   Erangelisch« 

1884/86 

1886/86 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 

holungsprafungen : 

0 

A)  Sprachlich- 

geschichtl.  Fach 
B)  Fach  d.  neueren 
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Sprachen  .  •  •  . 
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G)  Mathem.-natnr- 

wissensch.  Fach 
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D)  Christliche  Be- 

ligionslehre .  .  . 
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2.  Nicht  bestanden  .  . 
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8.  Nachprüfungen .  .  . 

-21 

JO 

J5 

J2 

Jl 

81 

J9 

J 

J9 

19 

407 

J9 

_63 

J3 

-21 

J3 

26 

J2 

24 

J4 

26 

481 

Zusammen  I: 
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56 
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60 
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20 

93 

84 
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111 

65 

177 

51 

126 

89 

112 

49 
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TT.  Kathollseh. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 

holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 

geschichtl.  Fach 
B)  Fach  d.  neueren 
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Sprachen  .... 
G)  Mathem.-natur- 
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D)  Christliche  Be- 
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3.  Nachprüfungen  .  .  . 
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III.  Jüdisch. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 

holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 

geschichtl.  Fach 
B)  Fach  d.  neueren 
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2.  Nicht  bestanden  .  . 
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3.  Nachprüfungen .  .  . 
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IT.  Diflgidenteii. 

1.  Historisch -philolog. 
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Könlgl.  wissenschaftliche  Prüfungs- 
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I.  EyangeliBch. 

1.  Erste  beijw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach 

B)  Fach  d.  neueren 

Sprachen 

C)  Mathem.  -  natur- 
wissensch.  Fach 

D)  Christliche  Re- 
ligionslehre .... 

2.  Nicht  bestanden... 
8.  Nachprüfungen.... 
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Zusammen  I: 

n.  Kafholiseh. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach 

B)  Fach  d.  neueren 
Sprachen  

C)  Mathem. -natur- 
wissensch.  Fach 

D)  Christliche  Re- 
ligionslehre .... 

2.  Nicht  bestanden. . . 
8.  Nachprüfungen .... 
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Zusammen  11: 

m.  JfldlBch. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach 

B)  Fach  d.  neueren 

Sprachen 

C)  Mathem.  -  natur- 
wissensch.  Fach 

2.  Nicht  bestanden... 
8.  Nachprüfungen.... 

16 

1 
1 

12 

8 

1 

1 

1 

2 

56 

5 
4 

8 

2 

4 

60 

26 

1 

30 

211 

8 
2 

1 
9 

17 

1 

1 

"l 

10 
8 

1 
1 

2 

52 

2 
2 

3 

1 

— 

11 
1 

52 

30 

1 

44 

1 

221 

5 
3 

3 

1 
5 

Zusammen  III: 

IV.   Dissidenten. 

1.  Historisch -philolog. 
Fach 

2.  Mathemat-natur- 
wissenschaftl.  Fach 
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I.   £Tangeli8eh, 
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1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 

geschichtl.  Fach 

B)  JDdathem.-natur- 

wissensch.  Fach 

C)  Christliche  Re- 
ligion slehre  .... 
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2.  Nicht  bestanden . . . 
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3.  Ergftnzungsprüf.... 
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4.  Erweiterungsprüf.  . 
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Zusammen  I: 
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n.  KathoUsch. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach 

B)  Mathem.-natur- 

wissensch.  Fach 

C)  Christliche  Re- 
ligionslehre .... 
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2.  Nicht  bestanden . . . 
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3.  Ergänzungsprüf. . . . 
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Zusammen  II: 
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m.  Jüdisch. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 

geschichtl.  Fach 

B)  Mathem.-natur- 

wissensch.  Fach 
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2.  Nicht  bestanden... 
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3.  Ergänzungsprüf.... 
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4.  Erweiterungsprüf.  . 
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IT.   Dissidenten. 

1.  Sprachl.  -  geschicht- 
liches Fach 

1 

1 

2.  Nicht  bestanden . . . 
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3.  Ergänzungs-  bezw. 
Erweiterungsprüf. . 
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Königl.  wissenschaftliche  Prüfungs- 
kommission zu 
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I.  Erangellseh. 

1890/91 
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1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach 

B)  Mathem.-natur- 

wissensch.  Fach 

C)  Christliche  Re- 
ligionslehre .... 
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2.  Nicht  bestanden... 
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8.  Ergänznngsprüf. . . . 
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4.  Erweiterungsprüf.  . 
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Zusammen  I: 
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n.  Katholiseh. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
eeschichtl.  Fach 

B)  Mathem.-natur- 
wissensch.  Fach 

C)  Christliche  Re- 
ligionslehre .... 
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2.  Nicht  bestanden... 
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8.  Ergänznngsprüf.... 
4.  Erweiterungsprüf.  . 
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Zusammen  II: 
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m.  JAdiseh. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach 

B)  Mathem.-natur- 

wissensch.  Fach 

— 

8 
1 

— 

1 

1 



— 

— 

— 

— 

5 
1 

— 

4 
1 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

5 
1 

2.  Nicht  bestanden... 

— 

1 

-^ 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

8.  Ergänznngsprüf. . .  • 
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4.  Erweiterungsprüf.  . 
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IT.  Diggidenten. 

1.  Sprachl.- geschicht- 
liches Fach 
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— 

— 

— 

— 

— 



— 

— 

.— 

— 

— 

— 

— 

— 



^_ 

— 



— 

— 

8.  Ergänzungs-  bezw. 
Erweiterungsprüf. . 
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Königl.  wissenschaftliche  Prüfungs- 
kommission zu 

Königl.  wissenschaftliche  Prüfungs- 
kommission zu 
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I«  Erangelisch. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 
A)  Sprachlich- 

geschichtl.  Fach 
£)  Mathem.-natur- 
wissensch.  Fach 
C)  Christliche  Re- 
ligionslehre .... 

2.  Nicht  bestanden... 

3.  Ergänzungsprüf. . . . 

4.  Erweiterungsprüf.  . 
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Zusammen  I: 

n.  Kathollseh. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach 

B)  Mathem.-natur- 

wissensch.  Fach 

C)  Christliche  Re- 
ligionslehre .... 

2.  Nicht  bestanden... 

3.  Ergänzungsprüf.... 

4.  Erweiterunpprüf... 
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Zusammen  II: 

111.  Jftdigch. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
ffeschichtl.  Fach 

B)  Mathem.-natnr- 

wissensch.  Fach 

2.  Nicht  bestanden. . . 
8.  Ergänzungsprüf. . . . 
4.  Erweiterun^prüf.. . 
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Zusammen  lil: 

IT.  Dissidenten. 

1.  Sprachl.- geschicht- 
liches Fach 

2*  Nicht  bestanden . . . 

8.  Ergänzungs-  bezw- 
Erweiterunpprüf.  • 
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I.  Erangelisch. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach 

B)  Mathem.-natur- 
wissensch.  Fach 

C)  Christliche  Re- 
ligionslehre .... 

2.  Nicht  bestanden... 
8.  Ergänzungsprüf.... 
4.  Erweiterun^prüf.  . 
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Zusammen  I: 

n.  Katholiscli. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach 

B)  Mathem.-natur- 
wissensch.  Fach 

C)  Christliche   Re- 
ligionslehre .... 

2.  Nicht  bestanden... 
8.  Ergänzungsprüf.... 
4.  Erweiterungsprüf.  . 
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Zusammen  II: 

m.  Jüdisch. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach 

B)  Mathem.- natur- 
wissen seh.  Fach 

2.  Nicht  bestanden... 
8.  Ergänzungsprüf.. . . 
4.  Erweiterungsprüf.  . 
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Zusammen  111: 

IT.  Dissidenten. 

1.  Sprachl.  -  geschicht- 
liches Fach 

2.  Nicht  bestanden... 

8.  Ergänzangs-  bezw. 
Erweiterungsprüf.  . 
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I.  ETangelisch. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach 

B)  Mathem. -natur- 
wissensch.  Fach 

C)  Christliche  Re- 
ligionslehre .... 

2.  Nicht  bestanden... 
8.  Ergänzungsprüf.... 
4.  Erweiterungsprüf.  . 
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Zusammen  I: 

U.  Katholisch. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach 

B)  Mathem.  -  natur- 
wissensch.  Fach 

C)  Christliche  Be- 
ligionslehre .... 

2.  Nicht  bestanden... 
8.  Ergänzungsprüf.. . . 
4.  Erweitenm^prüf.  . 
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Zusammen  II: 

m.  Jfidiach. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach 

B)  Mathem. -natur- 
wissensch.  Fach 

2.  Nicht  bestanden... 
8.  Ergänzungsprüf.. . . 
4.  Erweiterungsprüf.  . 

8 

1 

7 

1 
1 

7 
1 

1 

1 

26 

7 

2 

2 

1 

15 

65 

8 

5 

8 

2 

2 

2 
8 

— 

11 

1 

^■^^  i 

1 

r 

81 

7 

17 

71 

2 
4 

Zusammen  III: 

IT.  Diggidenten. 

1.  Sprachl.  -  geschicht- 
liches Fach 

2.  Nicht  bestanden... 

8.  Ergänzungs-  bezw. 
Erweiterunj^sprüf.  . 

1 

2 

— 

1 

1 

1 

— 

5 

-« 

11 

— 

5 

— 

1 

— 
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^^■^  i 
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6 
8 

Insgesamt: 

16 

99 

18 

84 

63 

14 

29 

41 

100 

40 

449 

24 

89 

28 

86 

68 

16 

40 

44 

66 

82 

488 
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Königl.  wissenschaftliche  Prüfungs- 
kommission zu 

Königl.  wissenschaftliche  Prüfungs- 
kommission zu 
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ff 
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I.  ETangelisch. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtl.  Fach 

B)  Mathem.-natur- 
wissensch.  Fach 

C)  Christliche  Re- 
ligionslehre .  .  . 

2.  Nicht  bestanden  .  • 

3.  Ergänzungsprüf.  .  • 

4.  Erweitemngsprüf.  . 

6 

2 
1 
3 
9 

20 

5 

9 

3 

7 

32 

9 
1 
2 

1 
13 

6 
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3 

2 

2 

19 

18 

19 

3 

10 

3 
21 

98 

1 

4 

1 

1 

14 

^9 

7 

4 

3 
2 

15 

9 

2 

1 
5 

5 

8 
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7 

4 

11 

24 

7 

1 

10 

4 
12 

85 

19 

55 

13 

32 

164 

4 

2 

2 
2 
1 

7 

22 

13 

9 

8 

9 

23 

9 

1 

6 
2 
2 

7 

11 

10 

2 

1 
3 

9 

B99/^ 

13    4 
2    1 

10  1 

11  4 
4    1 

19    7 

L9< 

11 

6 

8 
3 
1 

7 

30 

1 

4 
2 
1 
4 

11 

2 

8 
14 

7 
28 

5 

2 

12 

2 
12 

89 

32 

56 

49 

28 

118 

Zusammen  I: 

n.  Katholisch. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
geschichtL  Fach 

B)  Mathem.-natur- 
wissensch.  Fach 

C)  Christliche  Re- 
ligionslehre .  #  . 

2.  Nicht  bestanden  •  • 

3.  Ergänzungsprüf.  •  • 

4.  Erweitemngsprüf.  . 
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35 

4 
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56 
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31 
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55 

4 

4 
1 

34 

4 
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5 
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28 
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17 

14 
31 
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2 
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27 
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18 
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1 
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15 

18 
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Zusammen  II: 

III.  Jftdiscli. 

1.  Erste  bezw.  Wieder- 
holungsprüfungen : 

A)  Sprachlich- 
ffeschichtl.  Fach 

B)  Mathem.-natur* 
wissensch.  Fach 

2.  Nicht  bestanden  .  • 

3.  Ergänzungsprüf.  •  . 

4.  Erweiteranf^sprüf.  . 
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3 
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1 
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16 
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— 
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1 
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50 
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17 
2 

99 
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1 
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4 

2 

4 
5 

— 

9 

2 
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1 

52 

1 

4 
1 

31 

107 
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4 
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Zusammen  III: 

IT.  Bissidenten. 

1.  Sprachl.- geschicht- 
liches Fach 

2.  Nicht  bestanden  .  . 

3.  Ergänzungs-  bezw. 
Erweitemngsprüf.  . 
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6 

— 
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11 
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11 
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Insgesamt: 

23 

85 

26 

52 
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23 

33 

63 

65 

53 

479 

23 

99 

27 

34 

61 

18 

37 

64 

65 

64 

492 
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C)  Oesamtzahl  der  Kandidaten,  welche  die  erste  beiw •  Wiederholnnerspr&fting 

bestanden  haben, 
nach  Konfession  bezw.  Religion  und  nach  dem  Hanptfache  der  Frttfang  gnrnppiert. 


Jahr 
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1874/75 
1875/76' 
1876/77 
1877/78 
1878/79 
1879/80 
1880/81 
1881/82 
1882/83 
1888/84 
1884/85 
1885/86 
1886/87 
1887/88 
1888/89 
1889/90 
1890/91 
1891/92 
1892/93 
1898/94 
1894/95 
1895/96 
1896/97 
1897/98 
1898/99 
1899/1900 


206 
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228 
168 
163 
147 
164 
153 
190 
199 
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207 
176 
174 


33 

40 

55 

38 

49 

51 

54 

71 

91 

98 

114 

128 

106 
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155 
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114 
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89 

88 
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65 

57 

76 

72 
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86 
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Wiese,  Schulwesen. 
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109 
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36 
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17 
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32 
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15 
10 
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177 
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D)  Gegamtzahl  der  Kandidaten,  welche  die  erste  bezw.  Wiederholnngsprfthuig 

bestanden  haben,  nach  der  Heimat  gr^ordnet. 


Von  diesen  waren 
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7B.  Oberrieht  ttber  die  Besehäftignng  der  Kandidaten  des  höheren  Sehnlamts^ 

Januar  1902. 
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*)  Auiker  den  in  Spalte  4  nachgewiesenen  Kandidaten  sind: 

a)  gegen  Entffelt  beschäftigt  an  öffentlichen  höheren  Lehranstalten  des 

Auslandes 8  Kandidaten 

an  technischen,  Mittel-  und  anderen  Schulen 2          „ 

b)  krank ■  2          „ 

Zusammen:  7  Kandidaten 

*)  An  Privatschulen  werden  beschäftig 8  Kandidaten 

beurlaubt  und  aulserhalb  der  Provinz  thätig  sind 2          „ 

im  Auslande  befinden  sich .  8          „ 

Zusammen:  8  Kandidaten 

*)  Femer  sind  thätig: 

in  anderen  Provinzen 8  Kandidaten 

im  Universitätsdienst 2          „ 

an  niederen  und  Privatschulen 4          „ 

im  Auslande 1          „ 

wegen  KraxdEheit  und  zu  wissenschaftlichen  Arbeiten  beurlaubt .    .    .  6          „ 

Zusammen:  16  Kandidaten 

*)  Als  Lehrer  am  Pädagogium  in  Ostrau  ist  beschäftigt 1  Kandidat 

als  Leiter  der  Privatschule  in  Vlotho ■  1          „ 

Zusammen:  2  Kandidaten 

Übertrag:  88  Kandidaten 
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Übertrag:  33  Kandidaten 

*)  Privatlehrer  ist 1  Kandidat 

krank 1  ^ 

und  beim  Militär  dient .  1  „ 

Zusammen:  8  Kandidaten 

*)  Von  den  übrigen  Kandidaten  sind  beschäftigt: 

mit  weiteren  Studien 2  Kandidaten 

als  Privatdozenten 2  „ 

krank  sind 2  „ 

Zusammen:  6  Kandidaten 

*)  An  nichtpreu&ischen  öffentlichen  höheren  Schulen  sind  beschäftigt  .    .  3  Kandidaten 

eine  Erzieherstelle  bekleidet 1  „ 

beurlaubt  ist 1  „ 

Zusammen:  5  Kandidaten 

*)  Als  Hilfslehrer  an  öffentlichen  höheren  Schulen  au&erhalb  der  Provinz 

Hannover  sind  beschäftigt 3  Kandidaten 

we^en  Krankheit  beurlaubt 1  „ 

weiter  studiert 1  „ 

Zusammen:  5  Kandidaten 

*)  An  Bektoratschulen  und  ähnlichen  Anstalten  sind  beschäftigt  ....  8  Kandidaten 

ohne  Stelle  bezw.  im  Privatdienste  sind 1  „ 

Zusammen:  9  Kandidaten 

Übertrag:  61  Kandidaten 
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Übertrag:    61  Kandidaten 

^)  Anfter  den  in  den  Spalten  4  und  5  aufgeführten  Kandidaten  befinden  sich: 

in  der  Irrenheilanstalt  zu  Marburg 1  Kandidaten 

als  Assistent  an  der  Landesbibliothek  in  Cassel 1  „ 

Zwecks  fremdsprachlicher  Fortbildung  im  Auslande 1  „ 

in  einer  Privat-  bezw.  Hauslehrerstelle 1  „ 

und  ihrer  Gesundheit  wegen  sind  unbeschäftigt .    8  „ 

Zusammen:    7  Kandidaten 

*)  Anderweit  beschäftigt  sind: 

an  gehobenen,  aber  nicht  mit  Berechtigungen  versehenen  und  den 

Bezirksregierungen  unterstellten  Schiuen 2  Kandidaten 

an  höheren  Schulen  anderer  Provinzen 1  . 

in  privater  Stellung  an  Instituten 2 

beurlaubt  in   das  Ausland   und  zur  Vorbereitung  auf    eine  Nach- 
prüfung u.  s.  w.  sind 9 

zur  Ableistung  des  Militärdienstjahres  einberufen 1 

ohne  Beschäftigung  sind .  2     

Zusammen:  17  Kandidaten 


9 


9 


Insgesamt:  85  Kandidaten 


vni. 

Übertragung  des  Lehramts  an  höheren  Schulen. 
Ferienkurse  und  ähnliche  Veranstaltungen  für  Lehrer. 


1.  Beseh&ftigiuig  der  Kandidaten  naeli  erlangter 

Aneiennetätsprinxip ;  Vereidigung. 

Das  Zeugnis  Ober  das  Bestehen  der  Prüfung  für  das  höhere  Lehramt 
in  Verbindung  mit  demjenigen  über  die  Ableistung  der  vorschriftsmafsigen 
Probezeit  gab  den  Kandidaten  früher  nur  das  Recht,  sich  um  eine  Stelle 
im  höheren  Schuldienste  zu  bewerben.  Eine  Anwartschaft  auf  Anstellung 
war  ihnen  damit  ebensowenig  gegeben  wie  eine  solche  auf  eine  auch 
nur  vorübergehende  unterrichtliche  Beschäftigung.  So  lange  die  Nach- 
frage nach  Lehrern  grofs  war,  gab  jener  Zustand  keinen  besonderen  An- 
lafs  zu  Bedenken,  am  allerwenigsten  zu  der  Zeit,  in  welcher  die  Kandi- 
daten mit  guten  Zeugnissen  unmittelbar  nach  Ableistung  des  Probejahres 
auf  feste  Anstellung  rechnen  konnten.  Als  indessen  das  Angebot  an  Lehr- 
kräften allmählich  mehr  und  mehr  über  die  Nachfrage  hinausging  und 
demgemäfs  die  durchschnittliche  Wartezeit  vom  Tage  der  Ableistung  des 
Probejahres  bis  zur  festen  Anstellung  stetig  zunahm^),  stellte  sich  die 
Notwendigkeit  heraus,  wenigstens  zunächst  bezüglich  der  Beschäftigung  der 
Kandidaten  gegen  Vergütung  feste  Regeln  zu  geben. 

Die  erste  hierauf  bezügliche  Bestimmung  erging  in  dem  Erlasse  des 
Unterrichtsministers  vom  14.  Oktober  1884  (Wiese-Kübler  Abt.  II,  S.  88). 
In  diesem  wurde  es  erstens  für  unzulässig  erklärt,  Probekandidaten  sogleich 
beim  Antritte  des  Probejahres  über  ihre  Pflichtstunden  hinaus  Lehrstunden 
gegen  Vergütung  zuzuweisen,  sofern  in  dem  Bezirke  des  betreffenden 
ProvinzialschulkoUegiums  Kandidaten  desselben  Lehrgebietes  vorhanden 
sind,  die  nach  bereits  abgelegtem  Probejahre  sich  um  eine  Beschäftigung 
an  höheren  Schulen  gegen  Vergütung  bemühen.  Zweitens  wurde  bestimmt, 
dafs  die  Provinzialschulkollegien  Kandidaten,  die  sich  ihnen  zur  Verfügung 
gestellt  haben,  nach  Mafsgabe  der  seit  dem  Abschlüsse  des  Probejahres  ver- 
flossenen Zeit  und  der  Güte  ihres  Prüfungszeugnisses  zur  Verwendung  zu 
bringen  haben.  Die  zweite  dieser  Vorschriften  konnte  sich  selbstverständlich 
nur  auf  die  vom  Staate  unterhaltenen  oder  verwalteten  Anstalten  beziehen, 
da  ihrer  Ausdehnung  auf  die  übrigen  die  Befugnisse  der  Patronate  entgegen- 
standen. Den  Provinzialschulkollegien  wurde  aber  überlassen,  den  nicht- 
staatlichen Patronaten  bei  geeigneten  Anlässen  den  Wunsch  auszusprechen, 
dafs  sie  in  ihrem  Verwaltungsbereiche  jener  Vorschrift  entsprechend  verfahren. 

^)  Yffl.  hierzu  die  im  Anhanee  (Beilage  Y)  abgedruckte  Übersicht  über  den  Stand 
der  AnstellungSTerhältniBse  im  Jahre  1892. 
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Der  erwähnte  Erlafs  ist  nach  zwei  Richtungen  hin  bemerkenswert, 
erstens  insofern,  als  er  die  Pflicht  der  ProvinzialschulkoUegien ,  für  die 
Beschäftigung  der  anstellungsfähigen  Kandidaten  zu  sorgen,  schärfer,  als 
dies  jemals  zuvor  geschehen  war,  zum  Ausdrucke  brachte,  und  zweitens  in* 
sofern,  als  er  für  die  Reihenfolge,  in  der  die  Kandidaten  zu  berück- 
sichtigen sind,  die  Anciennetät  zu  einem  wichtigen  Faktor  machte. 

Mit  noch  gröfserer  Entschiedenheit  wurde  das  „Anciennetäts- 
prinzip"  in  einem  Erlasse  vom  5.  Februar  1891  (C.-Bl.  S.  294)  betont. 
In  diesem  wurde  zunächst  auf  Fälle  Bezug  genommen,  in  denen  Kandidaten 
trotz  Erfüllung  der  vorschriftsmäfsigen  Bedingungen  nicht  ihrer  Anciennetät 
entsprechend  remuneratorische  Verwendung  gefunden  haben;  dann  hiefs 
es  wörtlich  weiter: 

„Derartige  Fälle  der  Zurücksetzung  älterer  Kandidaten  sind  um  so  mehr 
geeignet,  in  weiten  Kreisen  MiMallen  zu  erwecken,  als  die  Zahl  der  nicht 
remunerierten  Lehramtskandidaten  immer  noch  eine  sehr  grofse  ist  und 
als  ohnehin  infolge  der  verschiedenen  Patronatsverhältnisse  eine  gewisse 
Ungleichheit  der  remuneratorischen  Beschäftigung  nicht  zu  vermeiden  ist. 
Verkenne  ich  auch  die  Schwierigkeiten  nicht,  welche  die  eigenartigen  Unter- 
richtsbedürfnisse der  verschiedenen  höheren  Schulen  einer  strikten  Durch- 
führung des  Anciennetätsprinzips  für  die  Verwendung  der  Kandidaten 
entgegenstellen,  so  kann  ich  doch  die  ProvinzialschulkoUegien  nicht  von 
der  Pflicht  entbinden,  in  jedem  Falle  einer  remuneratorischen  Beschäftigung 
eines  Kandidaten  auf  das  Gewissenhafteste  zu  prüfen,  ob  in  ihrem  Bezirke 
nicht  noch  ältere  Kandidaten  vorhanden  sind,  welche  nach  den  von  ihnen 
vertretenen  Lehrgebieten  und  ihrer  praktischen  Vorbildung  auf  eine  solche 
Beschäftigung  einen  gröfseren  Anspruch  hätten  als  der  vielleicht  in  Aus- 
sicht genommene/ 

In  dem  Erlasse  vom  5.  Februar  1891  wurde  auch  die  Führung 
und  Einreichung^)  einer  nach  der  Anciennetät  geordneten 
Liste  der  gegen  Vergütung  beschäftigten  und  der  für  eine  solche 
Beschäftigung  vorgemerkten  Kandidaten  nebst  Angabe  ihrer  Hauptfächer 
angeordnet. 

Die  Entwickelung,  die  auf  diese  Weise  eingeleitet  war,  fand  bald 
nach  Einführung  des  Normaletats  von  1892  im  wesentlichen  ihren  Ab- 
schlulb.  Durch  den  Normaletat  wurde  die  Besoldung  der  Oberlehrer  und 
der  vollbeschäftigten  Hilfslehrer  nach  Mafsgabe  des  Dienstalters  geordnet 
(vgl.  unten  Abschnitt  IX,8).  Diesem  System  entspricht  es,  dafs  auch  die 
Reihenfolge,  in  der  die  Anwärter  zur  festen  Anstellung  gelangen,  in  erster 
Linie  sich  nach  derjenigen  Zeit  richtet,  die  nach  Erfüllung  aller  Vor- 
bedingungen für  die  feste  Anstellung  verflossen  ist.  Es  kam  deshalb  darauf 
an,  diesen  Gedanken,  der  bereits  in  den  oben  erwähnten  Erlassen  vom 
14.  Oktober  1884  und  vom  5.  Februar  1891  zum  Ausdrucke  gekommen 
war,  in  allen  seinen  Einzelheiten  auszugestalten  und  ihm  eine  gleichmäfsige 
Durchführung  innerhalb  des  gesamten  Staatsgebietes  zu  sichern.  Das  ge- 
schah durch  die  Erlasse  des  Unterrichtsministers  vom  7.  August  (G.-BI. 
S.  813)  und  vom  22.  November  1892  (C.-Bl.  S.  819)«)  und  einige  im  An- 


^)  Die  Herstellung  und  Fortführung  der  Anciennet&tslisten  durch  die  Provinzial* 
Schulkollegien  ist  allerdings  noch  älteren  Datums;  sie  erwies  sich  schon  bei  der  Aus- 
führung der  Verfügung  vom  14.  Oktober  1884  als  notwendig. 

*)  Vgl.  Bei  er  S.  171  ff.  Durch  diese  Erlasse  sind  die  vom  14.  Oktober  1884 
und  vom  5.  Februar  1891  nicht  aufgehoben.  Letztere  sind  immer  noch  für  die  Ein- 
berufung der  Kandidaten  zu  einer  remuneratorischen  Beschäftigung  malsgebend,  während 
die  Erlasse  von  1892  vorzugsweise  die  Reihenfolge  der  festen  Anstellung  regeln. 
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schlufs  an  dieselben  später  ergangene  Verfügungen.  In  engster  Verbindung 
hiermit  standen  der  von  Seiner  Majestät  dem  Könige  genehmigte  Be- 
schlufs  des  Staatsministeriums  vom  14.  Dezember  1891  über  die  Anrechnung 
der  Militärdienstzeit  und  die  bezüglich  seiner  Anwendung  auf  die  Kan- 
didaten und  die  Lehrer  der  höheren  Schulen  ergangenen  Erlasse  des  Unter- 
richtsministers  ^). 

Der  allen  neueren  Bestimmungen  über  die  Anstellung  und  die  remune- 
ratorische Beschäftigung  der  Schulamtskandidaten  zu  Grunde  liegende 
Gedanke  ist  der,  dafs  Kandidaten,  die  durch  das  Bestehen  der  Lehramts- 
prüfung und  die  Ableistung  der  vorschriftsmäfsigen  Probezeit  die  formale 
Befähigung  zur  Bekleidung  einer  wissenschaftlichen  Lehrerstelle  an  einer 
höheren  Schule  erworben  haben,  im  allgemeinen  auf  eine  Berufung  in  eine 
derartige  Stelle  nach  Mafsgabe  der  seit  der  Erwerbung  jener  formalen 
Befähigung  verflossenen  Zeit  sollen  rechnen  können.  Ein  wirklicher  An- 
spruch auf  Anstellung  wird  ihnen  zwar  auch  jetzt  noch  nicht  gegeben, 
wohl  aber  eine  einigermafsen  sichere  Anwartschaft.  Die  Pflicht  der  Schul- 
aufsichtsbehörden, für  die  Beschäftigung  und  spätere  Anstellung  der  Kan- 
didaten Sorge  zu  tragen,  wird  schärfer  betont  und  bestimmter  umgrenzt, 
als  dies  bisher  der  Fall  gewesen  war;  für  die  Art,  in  der  sie  auszuüben 
ist,  sind  genaue  Vorschriften  gegeben,  die  dem  Ermessen  der  Provinzial- 
schulkollegien  nur  einen  geringen  Spielraum  lassen.  Die  Fürsorge,  welche 
den  Kandidaten  in  dem  bezeichneten  Sinne  zu  teil  wird,  hat  natürlich 
zur  Voraussetzung,  dafs  diese  sich  unmittelbar  nach  erlangter  Anstellungs- 
fähigkeit der  zuständigen  Aufsichtsbehörde  zur  Verfügung  stellen'),  dafs 
sie  bis  zur  erfolgten  Anstellung  jederzeit  zur  Verfügung  und  unter  Kon- 
trolle dieser  Behörde  bleiben,  dafs  sie  demgemäfs  auch  ohne  deren  Ge- 
nehmigung nichts  unternehmen,  was  diese  Verfügungsbefugnis  einschränken 
und  die  Kontrolle  erschweren  könnte.  Auch  entspricht  es  der  Billigkeit, 
dafs  diejenigen  Kandidaten,  die  der  Einberufung  zu  einer  kommissarischen 
Beschäftigung  nicht  Folge  leisten  oder  eine  ihnen  angebotene  feste  An- 
stellung ablehnen,  sich  eine  gewisse  Zurücksetzung  hinter  die  gleichaltrigen 
Kandidaten  bezüglich  ihrer  späteren  Berücksichtigung  gefallen  lassen 
müssen.  Dasselbe  gilt  für  diejenigen,  die  sich  der  Verfügung  der  Schul- 
aufsichtsbehörde durch  Übernahme  einer  kommissarischen  Beschäftigung 
von  längerer  Dauer  an  einer  nichtstaatlichen  höheren  Schule  entziehen. 
Die  Fürsorgepflicht  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  kann  sich  natürlich 
nur  auf  die  Herbeiführung  oder  Erwirkung  der  festen  Anstellung  erstrecken. 
Sie  mufs  demnach  für  diejenigen  Kandidaten,  die  an  einer  nichtstaatlichen 
oder  an  einer  aufserpreufsischen  Schule  eine  feste  Anstellung  finden,  mit 
dem  Augenblicke  derselben  ihr  Ende  haben.  Aus  demselben  Grunde 
müssen  die  für  den  Kandidaten  nachteiligen  Folgen  der  Ablehnung  einer 
festen  Anstellung  auch  dann  eintreten,  wenn  es  sich  um  eine  solche  an 
einer  nichtstaatlichen  preufsischen  höheren  Schule  handelt. 

Da  die  Anstellung  der  Oberlehrer  der  höheren  Schulen  den  Provinzial- 
schulkollegien  ^)  zusteht,  so  ist  diesen  die  Führung  der  Anciennetätslisten 
übertragen  worden.    Hieraus  ergiebt  sich  von  selbst,  dafs  jede  dieser  Listen 


1)  Bei  er  S.  197;  vgl.  hierüber  auch  die  Darstellung  auf  S.  795. 

>)  Durch  Erlafe  vom  28.  Mai  1899  (C.-Bl.  S.  535)  ist  allen  ansteUungsßüiiffen  Kan- 
didaten die  Verpflichtung  auferlegt  worden,  die  Aufnahme  in  die  Kandidatenliste 
einer  Provinz  nachzusuchen.  Nur  Kandidaten,  die  ordnungsmälsig  in  die  Kandidaten- 
liste eingetragen  sind,  dürfen  zum  Unterrichte  an  öffentlichen  höheren  Schulen  zu- 
gelassen werden. 

*)  Vgl.  hierüber  Ziffer  2  dieses  Abschnittes. 
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nur  den  Bezirk  einer  Provinz  umfafst,  dafs  die  Anstellung  nur  innerhalb 
der  Provinz  nach  Mafsgabe  der  Anciennetät  erfolgt,  dafs  also  die  Warte- 
zeit von  der  erreichten  Anstellungsfähigkeit  bis  zur  festen  Anstellung 
sich  für  die  einzelnen  Provinzen  verschieden  gestalten  kann.  Der  er- 
forderliche Ausgleich  kann,  sofern  er  nicht  durch  die  Meldung  einer  aus- 
reichenden Zahl  eben  anstellungsfähig  gewordener  Kandidaten  nach  Pro- 
vinzen mit  günstigeren  Anstellungsverhältnissen  im  Laufe  der  Zeit  von 
selbst  erfolgt,  nur  durch  die  Centralstelle  bewirkt  werden.  Der  Minister 
hat  sich  deshalb  vorbehalten,  Kandidaten  aus  überfüllten  Provinzen  anderen 
Provinzen  zu  überweisen,  in  denen  Mangel  an  Kandidaten  herrscht.  Nicht 
aber  bleibt  es  dem  Kandidaten  überlassen,,  die  einmal  erworbene  Aussicht 
auf  dereinstige  feste  Anstellung  durch  Übergang  in  den  Bezirk  eines 
anderen  Provinzialschulkollegiums  eigenmächtig  zu  verbessern.  Dieser 
Übergang  ist  vielmehr  von  der  Genehmigung  des  Ministers  abhängig  ge- 
macht worden.  Die  Meldung  eines  Kandidaten  zur  Aufnahme  in  die 
Anciennetätsliste  bei  mehr  als  einem  Provinzialschulkollegium  ist  aus  nahe- 
liegenden Gründen  unzulässig. 

Die  Reihenfolge  der  Kandidaten  in  der  Anciennetätsliste  richtet  sich 
nach  dem  Datum  der  erlangten  Anstellungsfähigkeit  ^).  Dieses  ist,  je 
nachdem  das  Probejahr  zu  Ostern  oder  zu  Michaelis  beendigt  ist,  auf  den 
1.  April  oder  auf  den  1.  Oktober  festzusetzen.  Diejenigen  Kandidaten, 
deren  Anstellungsfähigkeit  hiemach  auf  den  nämlichen  Tag  fällt,  sind 
nach  dem  Datum  des  von  ihnen  vorgelegten  Zeugnisses  über  die  bedingungs- 
los bestandene  Lehramtsprüfung')  und,  wenn  sie  auch  dieses  an  dem 
gleichen  Tage  erworben  haben,  nach  dem  Lebensalter  zu  ordnen^). 

Die  feste  Anstellung  der  Kandidaten  einer  Provinz  erfolgt  an  den 
vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  und  an  denjenigen,  bei  denen  das 
Recht  der  Berufung  der  Lehrer  dem  Staate  zusteht,  grundsätzlich  nach 
der  im  Sinne  der  obigen  Anordnungen  festgesetzten  Anciennetät.  Das 
hiermit  anerkannte  Anciennetätsprinzip  findet  aber  in  den  besonderen  Ver- 
hältnissen der  zu  besetzenden  Stelle  und  der  betreffenden  Anstalt  seine 
Beschränkung.  Inuner  jedoch  soll,  soweit  Abweichungen  erforderlich  sind, 
unter  mehreren  den  besonderen  Verhältnissen  in  wesentlich  gleichem  Mafse 
genügenden  Kandidaten  die  Anciennetät  entscheiden.  Das  Mafs  der  Lehr- 
befähigung kommt  für  die  Reihenfolge  der  Anstellung  im  allgemeinen 
nicht  in  Betracht^).  Wohl  aber  kann  die  praktische  Bewährung  von  Be- 
deutung sein,  jedoch  nicht  in  dem  Sinne,  dafs  unter  allen  Umständen  das 
Mafs  dieser  Bewährung  den  Ausschlag  giebt,  sondern  nur  in  der  Weise, 
dafs  Mängel  der  seitherigen  Bewährung  zu  berücksichtigen  sind^). 

^)  Die  strenge  Durchführung  dieses  Grundsatzes  ist  bei  Festhaltung  der  Voraus- 
setzung rechtzeitiger  Meldung  (s.  im  Texte  weiter  unten)  nur  für  diejenigen  Kandidaten 
möglich,  die  nach  dem  7.  August  1892,  d.  h.  nach  £rla&  der  ersten  auf  diesen  Gegen- 
stand bezüglichen  grundlegenden  Verfügung,  .die  Anstellungsfähigkeit  erhalten  haben. 
Für  die  übrigen  Kandidaten  sind  besondere  Übergangsbestimmungen  getroffen  worden 
(vgl.  die  Verfügung  vom  22.  November  1892,  Beier  S.  175). 

*)  Nach  der  Prüfungsordnung  von  1898  kann  die  Prüfung  nur  noch  bedingungslos 
bestanden  werden. 

")  Diese  besonderen  Anordnungen  sind  erst  in  dem  Erlasse  vom  18.  Oktober  1893 
getroffen  worden  (G.-BI.  S.  780,  Beier  S.  172,  Anm.  1). 

^)  Eine  Ausnahme  machten  diejenigen  Kandidaten,  die  auf  Grund  des  Prüfungs- 
refflements  von  1866  ein  Zeugnis  dritten  Grades  erhalten  hatten;  sie  mu&ten  in  Rück- 
sicht auf  das  Unterrichtsbedürfnis  hinter  Kandidaten  von  besserer  Lehrbefähigung 
zurücktreten. 

^)  In  diesen  Bestimmungen  liegt  ein  bedeutsamer  Fortschritt  im  Vergleiche  zu  der 
Verfügung  vom  14.  Oktober  1884  (vgl.  oben  S.  791);  denn  in  der  letzteren  wird  der 
Qualität  des  Prüfungszeugnisses  noch  entscheidende  Bedeutung  beigelegt. 
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Infolge  der  Durchführung  des  Anciennetätsprinzips  für  die  einzelnen 
Provinzen  ist  der  Übergang  eines  fest  angestellten  Lehrers  in  eine  andere 
Provinz  erschwert  worden,  denn  er  bessert  die  Aussichten  der  Kandi- 
daten derjenigen  Provinz,  aus  welcher  er  erfolgt,  und  verschlechtert  die 
Aussichten  der  Kandidaten  derjenigen,  in  die  er  erfolgt.  Aus  diesem 
Grunde  erhält  der  Übergang  meistens  die  Form  des  Austausches  zwischen 
zwei  Provinzen. 

Nach  der  obigen  Darstellung  ist  für  die  Kandidaten  der  Termin  der 
festen  Anstellung,  soweit  staatliche  Anstalten  in  Betracht  kommen,  im 
wesentlichen  vom  Zeitpunkte  der  erlangten  Anstellungsfähigkeit  und  dieser 
in  der  Regel  vom  Zeitpunkte  des  Bestehens  der  Lehramtsprüfung  abhängig. 
Der  letztere  hängt  aber,  abgesehen  von  der  Begabung  des  Kandidaten 
und  dem  Fleifse,  mit  dem  er  sich  seinen  Universitätsstudien  gewidmet 
hat,  auch  von  den  Unterbrechungen  und  Erschwerungen  ab,  welche  dieses 
ohne  sein  Verschulden  erfahren  hat.  Zu  den  Unterbrechungen  und  Er- 
schwerungen der  bezeichneten  Art  gehören  nun  in  erster  Linie  diejenigen, 
die  durch  die  Ableistung  des  Militärdienstes  veranlafst  sind.  Durch  die 
Erfüllung  dieser  vom  Staate  auferlegten  Pflicht  wird  in  den  weitaus  meisten 
Fällen  die  Ablegung  der  für  den  Eintritt  in  den  öffentlichen  Dienst  er- 
forderlichen Prüfungen  hinausgeschoben.  Bei  einem  Besoldungssystem,  bei 
welchem  die  Höhe  des  Diensteinkommens  ausnahmslos  von  dem  Zeitpunkte 
dieser  Prüfungen  unmittelbar  oder  mittelbar  abhängt,  würden  also  diejenigen 
Beamten,  die  ihrer  Militärpflicht  genügt  haben  und  die  damit  verbundenen 
Folgen  auf  sich  nehmen  müssen,  ungünstiger  gestellt  sein  als  diejenigen, 
die  von  der  Erfüllung  jener  Pflicht  befreit  worden  sind.  Die  Zulassung 
dieser  Ungleichheit  würde  dem  Gedanken,  der  zur  Einführung  des  Ancienne- 
tätsprinzips bei  der  Anstellung  und  bei  der  Bemessung  des  Dienstein- 
kommens geführt  hat,  nicht  entsprechen.  Ihre  Beseitigung  ist  durch 
den  bereits  erwähnten  Beschlufs  des  Staatsministeriums  vom  14.  Dezember 
1891  angebahnt  worden^). 

In  Ziffer  1  dieses  Beschlusses  wird  die  Anrechnung  der  Militär- 
dienstzeit bei  der  Bestimmung  des  Dienstalters  vorgeschrieben  für  die- 
jenigen höheren  Beamten,  bei  denen  diese  Bestimmung  gemäfs  dem  Zeit- 
punkte des  Bestehens  der  zur  Bekleidung  des  Amtes  erforderlichen  Prüfung 
erfolgt.  Die  Art  der  Anwendung  dieses  Beschlusses  auf  die  Kandidaten 
und  die  Lehrer  an  höheren  Schulen  hat  mancherlei  Schwankungen  unter- 
legen. Da  das  für  das  Aufrücken  im  Gehalte  mafsgebende  Dienstalter 
für  die  Lehrer  an  den  staatlichen  höheren  Schulen  nicht  vom  Tage  der 
Prüfung,  sondern  von  dem  der  festen  Anstellung  an  zu  rechnen  ist, 
so  griff  zunächst  die  Anschauung  Platz ,  dafs  jener  Beschlufs  auf  die  fest 
angestellten  Lehrer  überhaupt  nicht  anwendbar  ist.  Dagegen  bestand 
kein  Zweifel,  dafs  er  bei  der  Bestimmung  des  Dienstalters  der  Kandidaten 
und  bei  ihrer  Aufnahme  in  die  Anciennetätsliste  Anwendung  zu  finden  hat  ^). 
Auf  diese  Weise  war  es  jedoch  möglich,  mittelbar  auch  festangestellten 
Lehrern  die  Vorteile  jenes  Beschlusses  zuzuwenden.  Denn  ihre  Anstellung 
erfolgte  nunmehr  um  diejenige  Zeit  früher,  um  die  durch  Ableistung  des 
Militärdienstes  für  sie  der  Termin  der  Lehramtsprüfung  hinausgeschoben 
wurde. 

Der  erwähnte  Vorteil  konnte  indessen,  wenn  die  unmittelbare  An- 
wendbarkeit des  Beschlusses  nicht  auf  die  festangestellten  Lehrer  ausge- 

^)  C.-Bl.  von  1892  S.  817;   im  Aaszage  bei  Beier  S.  197  abgedrackt 
*)  Vgl.  Ziffer  3,  Absatz  IV  der  mehifach  erwähnten  Yerfügang  des  Unterrichts- 
ministers  yom  7.  Aagast  1892  (Beier  S.  173). 
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dehnt  werden  durfte,  denjenigen  Lehrern,  die  bereits  vor  dem  1.  Januar  1892 
die  Anstellungsfähigkeit  erhalten  hatten,  nicht  zu  teil  werden.  Denn 
dieser  Termin  war  der  früheste,  auf  den  das  Dienstalter  in  Anwendung 
des  Beschlusses  des  Staatsministeriums  festgesetzt  werden  konnte.  Der 
Unterrichtsminister  bestimmte  deshalb  durch  eine  im  Einverständnisse  mit 
dem  Finanzminister  unter  dem  5.  April  1894  ergangene  Verfügung  (C.-Bl. 
S.  353;  Bei  er,  S.  197),  dafs  bei  jenen  Lehrern  die  Anrechnung  der  Militär- 
dienstzeit durch  Yordatierung  ihres  Besoldungsdienstalters,  d.  h.  des  für  das 
Aufrücken  im  Gehalte  mafsgebenden  Dienstalters  (jedoch  in  keinem  Falle  vor 
dem  1.  Januar  1892)  zu  erfolgen  habe.  Diese  Vorschrift  hat  den  Charakter 
einer  Ausnahmebestimmung,  verliert  daher,  wie  in  dem  Erlasse  vom 
11.  Februar  1895  (C.-Bl.  S.  276,  Beier,  S.  199)  ausdrücklich  bemerkt  ist, 
in  dem  Augenblicke  ihre  Wirksamkeit,  wo  sie  nicht  mehr  notwendig  ist, 
d.  h.  wo  alle  vor  dem  1.  Januar  1892  anstellungsfähig  gewordenen  Kandidaten 
in  feste  Stellen  eingerückt  sein  werden. 

Die  Anrechnung  der  Militärdienstzeit  erfolgt  nicht  unbedingt  und 
nicht  stets  in  vollem  Umfange,  sondern  nur,  wenn  und  soweit  durch  den 
Militärdienst  die  Ableistung  der  Prüfung  über  den  regelmäfsig  für  dieselbe 
anzunehmenden  Zeitpunkt  hinausgeschoben  worden  ist.  Demnach  wurde 
es  notwendig,  zu  bestimmen,  eine  wie  lange  Zeit  hierbei  für  die  Dauer 
des  akademischen  Studiums  in  Anrechnung  zu  bringen  ist.  Unter  der 
Herrschaft  der  Prüfungsordnungen  von  1866  und  1887  gehörten  die  Fälle, 
dafs  ein  Studium  von  drei  Jahren  eine  für  eine  gute  Lehramtsprüfung 
ausreichende  wissenschaftliche  Vorbildung  gab,  zu  den  seltenen  Ausnahmen. 
Deshalb  wurden  früher,  soweit  es  sich  um  die  Anrechnung  der  Militär- 
dienstzeit handelte,  für  Lehrer  höherer  Schulen  vier  Jahre  auf  die  Studien- 
zeit gerechnet^).  Durch  einen  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom 
15.  Februar  1899')  wurde  indessen  diese  Zeit  im  Hinblick  auf  die  durch  die 
Prüfungsordnung  von  1898  herbeigeführten  Änderungen  (vgl.  oben  S.  762) 
auf  drei  Jahre  verringert.  Für  die  Kandidaten  liegt  hierin  ein  wesent- 
licher Vorteil.  Auch  im  übrigen  hat  der  Erlafs  vom  15.  Februar  1899, 
wie  sich  aus  seinem  Wortlaute  ergiebt,  für  eine  den  Forderungen  der 
Billigkeit  entsprechende  Anwendung  des  Staatsministerial-Beschlusses  auf 
die  Lehrer  der  höheren  Schulen  Sorge  getragen. 

Die  hier  besprochenen  Bestimmungen  über  die  Reihenfolge,  in  der 
die  Kandidaten  zur  festen  Anstellung  gelangen,  konnten  natürlich  nicht 
ohne  weiteres  bei  der  Berufung  von  Lehrern  in  die  nicht  vom 
Staate  zu  besetzenden  Stellen  Anwendung  finden.  Der  Staat  ge- 
langte jedoch  durch  die  Selbstbeschränkung,  die  er  sich  durch  jene  Be- 
stimmungen auferlegt  hatte,  insofern  in  eine  üble  Lage,  als  die  übrigen 
Patronate  höherer  Schulen  nicht  gehindert  waren,  sich  unter  allen  Kan- 
didaten, auch  unter  denjenigen,  die  sich  den  Provinzialschulkollegien  zur 
Verfügung  gestellt  hatten,  für  die  in  ihrem  Bereiche  zu  besetzenden 
Stellen  die  tüchtigsten  anzusuchen.  So  kam  es,  dafs  die  feste  Anstellung 
an  nichtstaatlichen  Anstalten  im  allgemeinen  früher  erfolgte  als  an  staat- 
lichen. Dadurch  wurde  die  Gefahr  gesteigert,  dafs  gerade  die  tüchtigsten 
Kandidaten  dem  Dienste  an  staatlichen  höheren  Schulen  entzogen  wurden, 
und  dafs  der  Staat  infolge  der  Selbstbeschränkung,  die  er  sich  mit  der 
Durchführung  des  Anciennetätsprinzips  im  Interesse  aller  Kandidaten  auf- 
erlegt hatte,  sich  für  die  von  ihm  zu  besetzenden  Stellen  mit  minder- 
wertigen Kräften  begnügen  mufste. 

1)  Vgl.  die  Verfügung  vom  7.  August  1892 (Beier  S.  171)  unter  Ziffer  3,  Absatz  IV. 
■)  C.-Bl.  S.  360,  Beier  S.  199. 
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Die  hierdurch  hervorgerufenen  Schwierigkeiten  hätten  sich  am  ein- 
fachsten dadurch  beseitigen  lassen,  dafs,  wie  durch  das  Gesetz  vom 
25.  Juli  1892  die  damals  für  die  staatlichen  Anstalten  geltenden  Besoldungs* 
Vorschriften  auf  die  nichtstaatlichen  Anstalten  ausgedehnt  sind,  die  Patronate 
der  letzteren  durch  Gesetz  gezwungen  würden,  bei  der  Besetzung  der 
Stellen  sich  ebenfalls  nach  den  für  die  staatlichen  Anstalten  erlassenen 
Vorschriften  zu  richten.  Von  einem  so  weit  gehenden  Eingriffe  in  die 
Rechte  des  Patronats  wurde  jedoch  Abstand  genommen.  Wohl  aber  be- 
mühte sich  die  Unterrichtsverwaltung,  auf  einem  anderen  Wege  eine 
möglichst  ausgiebige  Berücksichtigung  des  Anciennetätsprinzips  bei  der 
Besetzung  von  Stellen  an  nichtstaatlichen  höheren  Schulen  herbeizuführen. 
Die  Möglichkeit  hierzu  bot  ihr  die  Thatsache,  dafs  zahlreiche  Schulen 
dieser  Art  auf  staatliche  Bedürfniszuschüsse  angewiesen  sind. 

Gerade  bei  den  vom  Staate  ohne  das  Vorhandensein  einer  rechtlichen 
Verpflichtung  unterstützten  Anstalten  mUfste  sich  die  völlige  Freiheit  der 
Patronate  hinsichtlich  der  Besetzung  der  Stellen  am  empfindlichsten 
geltend  machen.  Denn  sie  führte  dahin,  dafs,  sobald  die  Besoldungen  an 
jenen  Anstalten  nach  Mafsgabe  der  jeweilig  für  die  Staatsanstalten  gelten- 
den Vorschriften  geregelt  waren,  die  an  ihnen  angestellten  Lehrer,  da 
sie  aus  den  oben  angegebenen  Gründen  früher  zur  Anstellung  gelangten, 
mit  Hilfe  staatlicher  Zuschüsse  thatsächlich  fast  dauernd  besser  gestellt 
wurden  als  die  Lehrer  der  vom  Staate  unterhaltenen  Schulen.  Dem  Staate 
konnte  jedoch  billigerweise  nicht  zugemutet  werden,  Zuschüsse  zu  geben, 
an  die  sich  jene  für  ihn  höchst  bedenklichen  Folgen  knüpften.  Wollte  er 
diese  vermeiden,  so  blieb  ihm  nichts  übrig,  als  die  Leistung  der  Bedürfnis- 
zuschüsse an  die  Bedingung  zu  knüpfen,  dafs  die  Patronate  der  betreffen- 
den Anstalten  sich  bezüglich  der  Besetzung  der  Stellen  in  ähnlicher  Weise 
beschränkten,  wie  es  der  Staat  gethan  hatte. 

Dieser  Gedanke  fand  in  dem  Erlasse  des  Unterrichtsministers  vom 
1.  April  1898  (C.-Bl.  S.  357,  Bei  er  S.  219)  Ausdruck.  Hier  wurde  den 
ProvinzialschulkoUegien  mitgeteilt,  dafs  in  den  Staatshaushalts-Etat  ein 
neuer  Fonds  eingestellt  werden  solle,  aus  dem  leistungsunfähigen  Patronaten 
höherer  Schulen  für  bestimmte  Zwecke^)  unter  gewissen  Bedingungen 
Unterstützungen  gewährt  werden  können.  Die  erste  dieser  Bedingungen 
war  die,  dafs  „wie  bei  Staatsanstalten,  die  definitive  Anstellung  von  Schul- 
amtskandidaten ')  nach  Mafsgabe  ihrer  Reihenfolge  innerhalb  der  von  dem 
Königlichen  Provinzialschulkollegium  zu  führenden  Anciennetätsliste  statt* 
zufinden  habe,  wobei  indessen  den  Patronaten  die  Auswahl  unter  den 
sechs  ältesten  nach  ihren  Fakultäten  in  Betracht  kommenden  Kandidaten 
der  betreffenden  Provinz  freistehen  soll**.  Diese  Bedingung  hat  durch  die 
Verfügungen  vom  13.  Juni  (C.-Bl.  S.  526)  und  vom  15.  Juli  1898  (G.-Bl.  S.  579, 
Beier  S.  221)  noch  mehrere  Erläuterungen  und  Ergänzungen  erhalten. 
Nach  der  ersten  soll  die  Entscheidung,  ob  ein  Kandidat  auf  Grund  seiner 
Lehrbefähigung  für  eine  bestimmte  Stelle  in  Betracht  kommt,  lediglich 
dem  Provinzialschulkollegium  überlassen  bleiben,  dieses  aber  verpflichtet  sein^ 
keinen  Kandidaten  zur  Auswahl  zu  stellen,  der  wegen  seines  Religions- 
bekenntnisses sich  für  die  Stelle  nicht  eignet.  Nach  der  zweiten  der  er- 
wähnten Verfügungen  tritt,  wenn  in  der  Anciennetätsliste  des  Provinzial- 
schulkollegiums  sich  weniger  als  sechs  für  die  Stelle  geeignete  Kandidaten 


^)  Über  diese  Zwecke  vgl.  unten  Abschnitt  IX,t  und  X,s. 

*)  Bei  der  Berufung  bereits  angestellter  Kandidaten  fällt  also  diese  Beschr&nkung 
fort  (Tgl.  die  Verfügung  vom  5.  September  1898). 
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befinden,  nicht  freie  Wahl  durch  das  Patronat  ein,  sondern  diesem  ist, 
wenn  es  nicht  unter  der  geringeren  Zahl  die  Wahl  treffen  will,  überlassen, 
sich  wegen  Erfüllung  der  Sechszahl  durch  Yermittelung  des  Provinzial- 
Schulkollegiums  an  den  Minister  zu  wenden. 

Hiemach  haben  nur  diejenigen  Patronate,  die  für  die  Unterhaltung 
höherer  Schulen  keinen  staatlichen  Bedürfniszuschufs  erhalten,  bei  der 
Berufung  von  Lehrern  vollständig  freie  Wahl.  Die  hierbei  in  Betracht 
kommenden  Anstalten  bilden  jedoch  unter  den  nichtstaatlichen  die  Minder- 
heit^), und  die  Gefahr  einer  empfindlichen  Schädigung  des  Staates  durch 
dessen  Selbstbeschränkung  bei  der  Stellenbesetzung  ist,  nachdem  ihr  be- 
züglich der  vom  Staate  unterstützten  Anstalten  in  der  erwähnten  Weise 
vorgebeugt  worden  ist,  auch  dadurch  gemindert  worden,  dafs  die  weitaus 
meisten  der  übrigen  nichtstaatlichen  Anstalten  von  grofsen  Städten  unter- 
halten werden,  und  dafs  die  Magistrate  derselben  schon  jetzt  im  Bereiche 
der  an  den  Anstalten  ihres  Patronatsbereiches  beschäftigten  Kandidaten 
vielfach  nach  dem  Anciennetätsprinzip  verfahren. 

Nach  Art.  108  der  Verfassungsurkunde  haben  alle  Staatsbeamten  dem 
Könige  den  Eid  der  Treue  und  des  Gehorsams  zu  leisten  und  die 
gewissenhafte  Beobachtung  der  Verfassung  zu  beschwören.  Diese  Vor- 
schrift findet  auch  auf  die  Lehrer  an  öffentlichen  höheren  Schulen  An- 
wendung, mögen  dieselben  vom  Staate  oder  von  Gemeinden,  Stiftungen  u.  s.  w. 
unterhalten  werden.  Denn  jene  Lehrer  werden  nach  §  65  Tit.  XII,  Teil  2 
des  AUg.  Landrechts  als  Beamte  des  Staates  angesehen. 

Die  Vereidigung  der  Lehrer  erfolgte  in  früheren  Zeiten  erst  bei 
der  festen  Anstellung  (vgl.  Bd.  I,  S.  ö64),  vor  derselben  wohl  nur,  wenn 
es  sich  um  eine  Berufung  in  eine  etatsmäfsige  Hilfslehrerstelle  handelte. 
Die  Wahl  dieses  Termins  hing  mit  der  Form  des  Diensteides  und  mit  den 
Anstellungsverhältnissen  zusammen.  Der  Diensteid  enthielt  in  seiner 
früheren  Gestalt')  eine  ausdrückliche  Angabe  des  besonderen  Amtes,  in 
das  der  zu  vereidigende  Beamte  berufen  war-,  er  erstreckte  sich  nur  auf 
dieses  Amt,  und  bei  einem  Wechsel  des  Amtes  bedurfte  es  noch  der  be- 
sonderen Versicherung,  dafs  der  Beamte  den  früher  geleisteten  Diensteid 
auch  für  sein  neues  Amt  als  verbindlich  betrachte').  Der  Diensteid  setzte 
demnach  dauernde  Beziehungen  zu  einer  bestimmten  Dienststelle  voraus. 
Solche  waren  bei  den  künftigen  Lehrern  höherer  Schulen  während  des 
Probejahrs  noch  nicht  vorhanden,  selbst  wenn  die  Beschäftigung  während 
der  Ableistung  desselben  infolge  der  Übertragung  einer  gröfseren  Anzahl 
selbständig  zu  erteilender  Unterrichtsstunden  allenfalls  als  Ausübung  eines 
Amtes  bezeichnet  werden  konnte.  Andererseits  pflegte  jene  dauernde  Be- 
ziehung früher  unmittelbar  nach  Ableistung  des  Probejahres  hergestellt  zu 
werden,  sei  es,  dafs  sofort  die  feste  Anstellung,  sei  es,  dafs  zunächst  die 
Berufung  in  eine  etatsmäfsige  Hilfslehrerstelle  erfolgte. 

In  dem  Mafse  jedoch  wie  seit  dem  Ende  der  siebziger  Jahre  das  An- 
gebot von  Lehrern  die  Nachfrage  überstieg,  mufsten  sich  die  Bedenken 
gegen  die  grundsätzliche  Hinausschiebung  ..der  Vereidigung  bis  zum  Zeit- 
punkte der  festen  Anstellung  bezw.  der  Übertragung  einer  etatsmäfsigeu 
Hilfslehrerstelle  in  immer  stärkerem  Mafse  geltend  machen.  Die  Thätigkeit 
der  anstellungsfähigen  Hilfslehrer,  denen  eine  gröfsere  Zahl  selbständiger 

^)  Nach  dem  Staatshaushaltsetat  von  1902  nur  162  von  848  nichtstaatlichen  An- 
stalten bei  einer  Gesamtzahl  von  570.    Von  jenen  162  entfallen  allein  82  auf  Berlin. 

^  Ich,  N.  N.,  schwöre . . . ,  da&,  nachdem  ich  zum bestellt  worden  bin  (also 

z.  B.  zum  ordentlichen  Lehrer  am  Königl.  Gymnasium  zu  X.  X.)  u.  s.  w.    Vgl.  Bd.  I,  S.  705. 

•)  Vgl.  die  Kabinettsordre  vom  10.  Februar  1885  (Wiese-Kübler  Abt.  U,  S.  98). 
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Unterrichtsstunden  übertragen  werden,  unterscheidet  sich  nämlich  in  keiner 
Weise  von  derjenigen  der  fest  angestellten  Lehrer;  sie  kennzeichnet  sich 
ebenso  wie  diese  als  die  Ausübung  eines  Amtes  und  ist  deshalb  durchaus 
dazu  angethan,  dem  Träger  desselben  die  Eigenschaft  eines  Beamten  zu 
geben.  Sobald  man  aber  die  Beamteneigenschaft  der  Hilfslehrer  anerkannte, 
war  die  Notwendigkeit  ihrer  Vereidigung  von  selbst  gegeben.  Dazu  kam, 
dafs  mittlerweile  durch  den  Königlichen  Erlafs  vom  6.  Mai  1867  *)  (Wiese- 
E übler  Abt.  II,  S.  98)  der  Diensteid  eine  Form  erhalten  hatte,  in  welcher 
der  Hinweis  auf  ein  konkretes  Amt  fehlte,  dafs  also  die  dauernde  Be- 
ziehung zu  einer  genau  bezeichneten  Dienststelle  nicht  mehr  die  Voraus- 
setzung der  Vereidigung  bildete.  Endlich  konnte,  wie  unten  (Abschnitt  IX,6) 
näher  dargelegt  ist,  der  Termin  der  Vereidigung  unter  Umständen  auch 
für  die  Bemessung  des  Ruhegehaltes  von  Wichtigkeit  sein. 

Die  Unterrichtsverwaltung  mufste  sich  unter  diesen  Umständen  die 
Frage  vorlegen,  ob  und  wie  weit  an  den  bisherigen  Gepflogenheiten 
j^nderungen  vorzunehmen  seien.  Das  war  um  so  notwendiger,  als,  wie  die 
im  Jahre  1892  auf  eine  Umfrage  des  Unterrichtsministers  erstatteten 
Berichte  der  Provinzialschulkollegien  ergaben,  einzelne  derselben  von  der 
früheren  Übung,  die  Vereidigung  erst  bei  der  festen  Anstellung  zu  be- 
wirken, bereits  abgewichen  waren.  Trotzdem  vergingen  noch  mehrere 
Jahre,  bis  die  Aufstellung  fester  Grundsätze  erreicht  werden  konnte.  Das 
geschah  erst  durch  den  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  23.  Januar  1897 
(G.-Bl.  S.  245).  In  diesem  wurde  bestimmt,  dafs  die  Vereidigung  der 
Kandidaten  des  höheren  Schulamtes  fortan  allgemein  nach  erlangter  An- 
stellungsfähigkeit bei  der  thatsächlichen  Übernahme  eines  Amtes,  in  der 
Regel  also  bei  der  ersten  kommissarischen  Beschäftigung  an  einer  höheren 
Lehranstalt  und  zwar  durch  den  Direktor  derselben  in  der  für  die  un- 
mittelbaren Staatsdiener  vorgeschriebenen  Form,  zu  erfolgen  habe'). 

2.  Die  Anstellung. 

Bei  der  Anstellung  der  Direktoren  und  der  Lehrer  der  vom  Staate 
zu  unterhaltenden  Anstalten  sowie  derjenigen,  bezüglich  deren  dem  Staate 
die  Verwaltung  zusteht,  ist  lediglich  der  Staat  beteiligt.    Bei  den  übrigen 


1)  Demnach  bedurfte  es  für  einen  Beamten,  der  den  Eid  nach  Malsgabe  des  Aller- 
höchsten Erlasses  vom  6.  Mai  1867  geleistet  hatte,  bei  dem  Antritte  eines  anderen 
Staatsamtes  nicht  mehr  des  Hinweises  auf  den  früher  geleisteten  Diensteid  und  der 
Versicherung,  dafs  er  diesen  auch  hinsichtlich  der  Führung  des  neuen  Amtes  als  ver- 
bindlich betrachte.  Da  bei  dem  Thronwechsel  im  Jahre  1888  alle  Beamte  auf  den 
neuen  Diensteid  verpflichtet  worden  sind,  so  beschlofs,  wie  in  einem  Erlasse  des  Unter- 
richtsministers vom  2.  November  1888  (C.-Bl.  von  1889,  S.  167)  den  Provinzialschulkollegien 
mitgeteilt  wurde,  das  Staatsministerium,  da(s  jene  Verweisung  auf  den  früheren  Diensteid 
allgemein  in  Fortfall  komme. 

*)  Die  Königliche  Verordnung  vom  6.  Mai  1867  enthält  am  Schlüsse  des  §  1  die 
Bestimmung,  dals  bei  den  im  mittelbaren  Staatsdienste  stehenden  Beamten  den  dort 
festgesetzten  Eidesworten  noch  diejenige  Eidesnorm  hinzutrete,  mittels  deren  diese  Be- 
amten sich,  den  bestehenden  Bestimmungen  und  den  besonderen  Verhältnissen  gemäls, 
dem  unmittelbaren  Dienstherren  zu  verpflichten  haben.  Hieraus  leiteten  mehrere 
städtische  Patronate  die  Befugnis  her,  in  die  Eidesnormen  für  Lehrer  höherer  Schulen 
einen  Satz  des  Inhaltes  aufzunehmen,  daß  der  Betreffende  sich  verpflichte,  „den  An- 
ordnungen des  Magistrats  und  der  ihm  sonst  vorgesetzten  Behörden*^  Folge  zu  leisten. 
Der  UnterrichtsminiBter  hat  jedoch  in  einer  an  einen  Magistrat  unter  dem  13.  August 
1895  erlassenen  Verfügung  die  Aufnahme  einer  derartigen  Zusage  in  den  Diensteid  für 
unzulässig  erklärt,  da  für  die  Lehrer  einer  von  einer  Stadtgemeinde  unterhaltenen 
höheren  Schule  der  Magistrat  nicht  als  eine  vorgesetzte  Behörde  zu  betrachten  sei  und 
diese  Lehrer  bereits  durch  die  Ablegung  des  allgemeinen  Staatsdienereides  eehalten 
seien,  die  ihnen  gegen  den  Magistrat  obliegenden  besonderen  Pflichten  zu  erfüllen. 
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findet  die  Berufung  zwar  in  der  Regel  durch  die  zur  Unterhaltung  der  Schale 
Verpflichteten  oder  das  dieselben  vertretende  Organ  statt  ^);  sie  bedarf 
jedoch  der  Bestätigung  durch  den  Staat'),  so  dafs  ohne  dessen  Willen  in 
keinem  Falle  die  Anstellung  eines  Direktors  oder  eines  Lehrers  möglich  ist. 

Die  Bestimmungen  über  die  staatliche  Instanz,  welche  die  Emenimng 
oder  die  Bestätigung  der  Direktoren  vollzieht,  sind  im  Laufe  der  Zeit 
mehrfach  geändert  worden.  Stets  ist  aber  dabei  der  Grundsatz  festge- 
halten worden,  dafs  die  staatliche  Bestätigung  eines  nicht  vom  Staate  be- 
rufenen Direktors  oder  Lehrers  derselben  Instanz  zusteht,  welche  die  Direk- 
toren bezw.  die  Lehrer  der  gleichen  Art  an  die  staatlichen  Anstalten  beruft. 

Nach  der  „Verordnung  über  die  veränderte  Verfassung  aller  obersten 
Staatsbehörden   in  der  Preufsischen  Monarchie*^  vom  27.  Oktober    1810 
(6.-S.  S.  3  ff.)  hatte  der  Chef  der  Abteilung  des  Kultus  und  des  öffentlichen 
Unterrichts   „zur  Besetzung  der   Schuldirektorate  bei  den   Gym- 
nasien**  die  Königliche  Genehmigung  einzuholen  (ebd.  S.  14).  Die  Dienst- 
Instruktion  für  die  Provinzialkonsistorien  vom  23.  Oktober  1817   (G.-S. 
S.  237)  fibertrug  diesen  Behörden  in  §  7  Ziffer  10  die  „Anstellung,  Be* 
förderung,  Disciplin,  Suspension  und  Entlassung**  der  Lehrer  an  denjenigen 
gelehrten  Schulen,  welche  zur  Universität  entlassen ,  bestimmte  jedoch  zu- 
gleich, dafs  sie  „in  Rficksicht  der  Bektoren  und  oberen  Lehrer**  die  Ge- 
nehmigung des  vorgesetzten   Ministeriums  einzuholen  hätten.     Das    Er- 
fordernis der    Königlichen   Genehmigung  bezüglich   der  Ernennung    der 
Direktoren  war  hiermit  bis  auf  Weiteres  beseitigt.    Eine  Kabinettsordre 
vom  30.  September  1819  suspendierte  die  in  §  7  Ziffer  10  der  Instruktion 
von  1817  gegebene  Vorschrift,  so  weit  sie  sich  auf  die  Lehrer  bezog,  und 
bestimmte,  dafs  die  Besetzung  aller  Lehrerstellen  bei  den  gelehrten,  zur 
Universität  entlassenen   Schulen  unmittelbar  vom   Ministerium  abhängen 
solle ^).     Eine  Kabinettsordre  vom  10.  Januar  1836  bestimmte,  dafs   die 
Ernennung  der  Direktoren  der  Gymnasien  wiederum  der  Königlichen  Be- 
stätigung bedfirfe  (vgl.  Bd.  I,  S.  11). 

Durch  die  „Verordnung  betreffend  die  Anstellung  der  Direktoren  und 
Lehrer  der  Gymnasien  u.  s.  w.**  vom  9.  Dezember  1842  (Ges.-S.  v.  1843, 
&  1  ff.)  ^)  wurden  zusammenfassende  Vorschriften  fiber  die  Ernennung  und 
Bestätigung  der  Direktoren  und  der  Lehrer  an  Gymnasien,  Realschulen 
und  höheren  Bfirgerschulen  gegeben.  In  §  1  wurde  dieses  Recht  bezfiglich 
der  Lehrer  den  Provinzialbehörden  zurückgegeben,  mit  der  Mafsgabe  je- 
doch, dafs  diese  in  jedem  einzelnen  Falle  die  Genehmigung  des  Ministeriums^) 
einzuholen  haben.  Bezfiglich  der  Lehrer  an  Gymnasien  und  der  an  den 
zu  Entlassungsprfifungen  berechtigten  Realschulen  und  höheren  Bfirger- 
schulen bestand  nur  der  Unterschied,  dafs  erstere  von  den  Provinzial- 
schulkoUegien  ^)  (§  1),  letztere  von  den  Regienmgen  zu  berufen  bezw.  zu 

^)  Die  Berufung  der  Lehrer  einer  nichtstaatlichen  Anstalt  steht  meistens  deijenigen 
Instanz  zu,  der  die  Verwaltung  der  Anstalt  übertragen  ist.  Vgl.  hierzu  oben  Ab- 
schniU  II  3,  Seite  116. 

<)  Nach  $  60,  Tit.  12,  Teil  II  des  Allgemeinen  Landrechts. 

*)  Von  dieser  Kabinettsordre  wurde  den  Provinzialschulbehörden  durch  Erlais  des 
Ministers  vom  80.  Oktober  1819  Kenntnis  gegeben.  Der  Erlais  ist  bei  v.  Bönne 
a.  a.  0.  Bd.  II,  S.  98  abgedruckt;  er  stand  mit  den  damals  angeordneten  Ma&regeln 
gegen  die  demagogischen  Umtriebe  in  engstem  Zusammenhange. 

^)  Die  Verordnung  ist  vollständig  bei  Wiese-Kübler  Abt.  I,  S.  12,  im  Auszuge 
bei  Bei  er  S.  179  abgedruckt. 

^)  Ausgenommen  bei  Hilfslehrern  und  auf  Kündigung  angestellten  technischen  Lehrern. 

*}  Diese  waren  nach  der  Kabinettsordre  vom  81.  Dezember  1825  (G.-S.  von  1826, 
8.  5  ff.)  bezüglich  der  Angelegenheiten  der  höheren  Schulen  an  die  Stelle  der  Kon- 
sistorien getreten. 
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bestätigen  waren  (§  2).  Die  Ernennung  bezw.  Bestätigung  der  Direktoren 
der  oben  genannten  Anstalten*)  behielt  sich  der  König  selbst  vor. 

Die  Kabinettsordre  vom  10.  November  1862  (Wiese-Kübler  Abt.  I, 
S.  12)  kehrte  bezüglich  der  Ernennung  der  Lehrer  im  wesentlichen  zu 
dem  System  der  Dienst-Instruktion  vom  23.  Oktober  1817  zurück,  indem 
sie  anordnete,  dafs  nur  für  die  Ernennung  bezw.  Bestätigung  der  Ober- 
lehrer aller  höheren  Schulen  und  der  Rektoren  der  mit  Berechtigungen 
versehenen  Progymnasien  und  höheren  Bürgerschulen  die  Genehmigung 
des  Ministers  einzuholen  ist.  Der  zu  ihrer  Ausführung  ergangene  Erlafs 
des  Unterrichtsministers  vom  2.  Januar  1863  (Wiese-Kübler  Abt.  II, 
S.  84)  bestimmte  u.  a.,  dafs  über  die  Anstellung  der  Religionslehrer  nach 
Benehmen  mit  den  betreffenden  geistlichen  Behörden  jedesmal  an  den 
Minister  zu  berichten  ist. 

An  diesen  Vorschriften  wurden  bis  zum  Jahre  1892*)  nur  diejenigen 
Änderungen  vorgenommen,  die  durch  die  Übertragung  der  Aufsicht  über 
die  Progymnasien,  die  Realschulen  2.  Ordnung  und  die  höheren  Bürger- 
schulen in  der  Provinzialinstanz  von  den  Regierungen  auf  die  Provinzial- 
schulkollegien  bedingt  waren.  Mit  einer  derartigen  Übertragung  ging 
auch  das  Recht  der  Ernennung  bezw.  Bestätigung  der  Lehrer,  soweit  es 
bisher  den  Regierungen  zustand,   auf  die  Provinzialschulkollegien  über. 

Hiernach  war  bezüglich  der  Anstellung  und,  soweit  diese  nicht  dem 
Staate  zustand,  der  Bestätigung  der  Direktoren  und  Lehrer  an  den  höheren 
Schulen  bis  zu  dem  erwähnten  Zeitpunkte  der  Rechtszustand  folgender: 
Für  die  Direktoren  der  Gymnasien,  der  Realgymnasien  und  der  Oberreal- 
schulen stand  sie  dem  Könige,  für  die  Leiter  der  NichtvoUanstalten  und 
sämtliche  Lehrer  stand  sie  den  Provinzialschulkollegien  zu,  jedoch  mit  der 
Mafsgabe,  dafs  die  Berufung  bezw.  Bestätigung  der  Oberlehrer  und  der 
Religionslehrer  an  allen  Schulen  und  der  Rektoren  an  den  NichtvoU- 
anstalten der  Genehmigung  des  Ministers  bedurfte. 

Über  die  schon  mehrfach  berührten  besonderen  Verhältnisse  der 
Religionslehrer  ist  hoch  Folgendes  zu  bemerken.  Für  die  Mitwirkung 
der  geistlichen  Behörde  bei  ihrer  Berufung  ist,  soweit  es  sich  um  katholische 
Religionslehrer  handelt,  der  Bischof  zuständig;  über  die  Art,  in  der  von 
ihm  die  missio  canonica  eingeholt  wird,  ist  im  Abschnitt  I,  8  (S.  46)  das 
Nähere  dargelegt  worden.  Für  die  evangelischen  Religionslehrer  war 
bereits  durch  einen  Erlafs  vom  7.  Juli  1844  (Wiese-Kübler  Abt.  II, 
S.  94)  angeordnet  worden ,  dafs  das  zuständige  ProvinzialschulkoUegium 
sich  vor  Erstattung  seines  Berichtes  an  den  Unterrichtsminister  mit  dem 
Konsistorium  und  dem  Generalsuperintendenten  in  Verbindung  setze  und 
seinen  Anträgen  die  Erklärung  beider  Instanzen  beifüge.  Dieser  Erlafs, 
der  sich  zunächst  nur  auf  die  Gymnasien  bezog,  war  durch  eine  Ver- 
fügung vom  16.  Oktober  1854  auch  auf  die  Real-  und  höheren  Bürger- 
schulen ausgedehnt  worden.  Durch  eine  Verfügung  vom  21.  Juni  1887 
(Wiese-Kübler  Abt.  II,  S.  495)  wurde  er  von  neuem  in  Erinnerung  ge- 
bracht; zugleich  wurde  bestimmt,  dafs,  da  der  Generalsuperintendent 
Mitglied  des  Konsistoriums  ist,  die  Provinzialschulkollegien  den  an  den 
Minister  zu  richtenden  Anträgen  auf  Anstellung  von  Religionslehrern  nur 


^)  Also  anch  der  zu  EntlaBsungsprüfungen  nach  der  Instruktion  von  1832  be- 
rechtifften  Realschulen  und  höheren  Bürgerschulen* 

')  Die  im  Abschnitt  I,  9  (S.  49)  erwähnte  Anordnung,  da&  über  die  Anstellung 
sämtlicher  Lehrer  in  der  Provinz  Posen  zuvor  an  den  Minister  zu  berichten  sei,  hatte 
nur  vorübergehenden  Charakter. 

Wiese,  Schiilweseii.    IT.  51 
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die  gutachtliche  Äufserung  des  Konsistoriums  beizufügen  haben.  Als 
Religionslehrer  im  Sinne  dieser  Verfügung  sind  diejenigen  Lehrer  zu  be- 
trachten, die  ausschliefslich  oder  vorzugsweise  zur  Erteilung  des  Religions- 
unterrichtes berufen  werden  sollen. 

In  den  Bestimmungen  über  die  Anstellung  sind  nun  durch  den  Aller- 
höchsten Erlafs  vom  28.  Juli  1892  (C.-Bl.  S.  735,  Bei  er  S.  180)  wesentliche 
Änderungen  herbeigeführt  worden.  Nach  diesem  erfolgt  auch  die  Ernennung 
bezw.  Bestätigung  der  Direktoren  der  NichtvoUanstalten ,  d.  h.  der  Pro- 
gynmasien,  Realprogymnasien  und  Realschulen  durch  den  König  ^),  dagegen 
die  der  Oberlehrer  an  allen  höheren  Schulen  durch  das  Provinzialschul- 
koUegium.  Die  Pflicht  dieser  Behörden,  für  die  Besetzung  der  oberen 
Stellen  die  Genehmigung  des  Ministers  einzuholen,  ist  demnach  fort- 
gefallen^). Das  hat  u.  a.  auch  zur  Folge,  dafs  nunmehr  für  alle  Ober- 
lehrer das  Provinzialschulkollegium  Disciplinargericht  erster  Instanz   ist. 

Über  die  Berufung  wird  eine  Urkunde  ausgestellt  (Bestallung). 
Für  Direktoren  staatlicher  Anstalten  wird  in  dieser  nur  die  Ernennung 
zum  Gymnasial-Direkter,  Realgymnasial-Direktor  u.  s.  w.  ausgesprochen®), 
die  Überweisung  an  eine  bestimmte  Anstalt  der  betreffenden  Art  erfolgt 
durch  besondere  Verfügung  des  Ministers.  Bei  der  Versetzung  des  Direktors 
einer  Königlichen  Anstalt  an  eine  andere  Königliche  Anstalt  gleicher  Art 
bedarf  es  daher  nicht  der  Ausfertigung  einer  .neuen  Bestallung,  die  Ver- 
setzung erfolgt  vielmehr,  gerade  so  wie  die  Überweisung  nach  der  erst- 
maligen Ernennung,  durch  Verfügung  des  Ministers.  Dagegen  erfolgt  die 
Bestätigung  der  Direktoren  der  nichtstaatlichen  Anstalten  regelmäfsig 
für  eine  bestimmte  Schule,  so  dafs  die  Versetzung  eines  Direktors  an  eine 
andere  Anstalt  gleicher  Art,  auch  wenn  sie  dem  nämlichen  Patronats- 
bereiche  angehört,  der  erneuten  Allerhöchsten  Bestätigung  bedarf^). 

Bei  der  ersten  festen  Anstellung  eines  Lehrers  wird  für  diesen  eine 
Bestallungsurkunde  ausgefertigt.  Nach  dem  Erlasse  des  Unterrichtsministers 


1)  Für  Oberlehrer,  die  mit  der  Leitung  einer  noch  in  der  Entwickelung  begriffenen 
Anstalt  beauftragt  sind,  ist  die  Ernennung  bezw.  Bestätigung  zum  Direktor  in  der  Begel 
erst  bei  der  Anerkennung  der  Anstalt  zu  beantragen.  Bei  dem  Ausbau  einer  sechs- 
stufigen Anstalt  zu  einer  neunstufigen  ist  auch  für  den  bisherigen  Direktor  der  sechs- 
stufigen Anstalt  noch  die  besondere  Allerhöchste  Ernennung  bezw.  Bestätigung  zum 
Direktor  der  Vollanstalt  erforderlich  und  gegebenen  Falls  gleichzeitig  mit  der  An- 
erkennung dieser  ausdrücklich  zu  beantragen  (vgl.  Erlaß  vom  13.  ITovember  1900, 
C.-Bl.  S.  858). 

^  Bezüglich  der  Religionslehrer  ist  der  bisherige  Zustand  bestehen  geblieben  (vgl. 
Ziffer  4,  Absatz  III  des  Erlasses  vom  7.  August  1892,  C.-Bl.  S.  818,  Bei  er  S.  174); 
ihre  Anstellung  bedarf  also  nach  wie  vor  der  Genehmigung  deB  Ministers.  Im  übrigen 
war  bei  den  Oberlehrern  die  Aufrechterhaltung  des  früheren  Unterschieds  hinsichtlich 
der  Behörden,  denen  die  Anstellung  bezw.  Bestätigung  obliegt,  nicht  mehr  möglich,  da, 
wie  unten  im  Abschnitte  IX  dargestellt  werden  wird,  alle  Stellen  Oberlehrerstellen  ge- 
worden sind  und  in  der  Regel  keine  Stellen  mehr  vor  den  übrigen  herausgehoben  sind. 
Nur  in  den  vereinzelten  Fällen,  in  denen  auf  Grund  älterer  Satzungen  der  Titel  „Professor" 
mit  einer  bestimmten  Zahl  von  Stellen  einer  Anstalt  verbunden  ist,  bedarf  es  nach 
Ziffer  4  des  Allerhöchsten  Erlasses  bei  der  Berufung  in  diese  Stellen  einer  Mitwirkung 
des  Ministers  (vgl.  die  Verfügung  vom  31.  August  1892,  Ziffer  2  Absatz  lY,  C.-Bl.  S.  730, 
Beier  S.  182). 

")  Zwischen  den  verschiedenen  Arten  der  NichtvoUanstalten  wird  neuerdings  nicht 
mehr  unterschieden,  vielmehr  erfolgt  hier  allgemein  die  Ernennung  zum  Direktor  einer 
sechsstufigen  Anstalt. 

^)  Bei  den  von  der  Stadt  Berlin  unterhaltenen  Realschulen  ist  neuerdings  eine 
Ausnahme  gemacht  worden,  indem,  die  Bestätigung  als  „Direktor  einer  städtischen 
Realschule^  ausgesprochen  wird.  Die  Überweisung  an  eine  bestimmte  städtische  Real- 
schule und  die  spätere  Versetzung  an  eine  andere  bedarf  daher  nur  noch  der  Ge- 
nehmigung des  Ministers. 
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vom  31.  August  1892  (C.-Bl.  S.  730,  Beier  S.  181)  soll  in  dieser  nicht 
mehr  die  Berufung  für  eine  bestimmte  Anstalt,  sondern  nur  die  Ernennung 
zum  Oberlehrer,  soweit  es  sich  um  die  nicht  vom  Staate  unterhaltenen 
Anstalten  handelt,  die  Ernennung  zum  Oberlehrer  einer  höheren  Schule 
des  betreffenden  Patronatsbereiches  ausgesprochen  werden ;  die  Überweisung 
an  eine  bestimmte  Schule  hat  in  einer  besonderen  Verfügung  zu  erfolgen. 
Auf  diese  Weise  wird  für  den  Fall  der  Versetzung  an  eine  andere  Anstalt 
desselben  Patronatsbereiches  die  Notwendigkeit  der  Ausfertigung  einer  neuen 
Bestallungsurkunde  vermieden. 

Das  Bestätigungsrecht  der  Staatsbehörde  erstreckt  sich  nicht  nur  auf 
die  Berufung  selbst,  sondern  auch  auf  die  darüber  ausgefertigte  Urkunde. 

3.  Ferienkurse  und  andere  Einrichtungen  zur  wissenschaftlichen  und 

praktischen  Fortbildung  der  Lehrer. 

Die  Unterrichtsverwaltung  hat  sich  neuerdings  der  Wahrnehmung  nicht 
verschliefsen  können,  dafs  viele  Lehrer  höherer  Schulen  mit  den  für  ihren 
Unterrichtszweig  in  Betracht  kommenden  Anschauungsmitteln  in  nicht 
ausreichendem  Mafse  vertraut  sind,  und  dafs  deshalb  ihr  Unterricht  trotz 
ihrer  Bemühungen  nicht  den  gewünschten  Erfolg  gehabt  hat.  Diese  Mängel 
sind  namentlich  bei  dem  Unterricht  in  den  alten  Sprachen  und  in  der 
Geschichte  sowie  in  der  Physik,  den  beschreibenden  Naturwissenschaften 
und  der  Erdkunde  hervorgetreten.  In  der  That  läfst  sich  nicht  verkennen, 
dafs  einem  Lehrer  der  alten  Sprachen  und  der  Geschichte,  der  von  den 
Kulturzuständen  der  einzelnen  Perioden,  soweit  sie  uns  durch  die  Kunst 
überliefert  sind,  keine  Anschauung  hat,  die  Erteilung  eines  wirklich  frucht- 
bringenden Unterrichts  sehr  erschwert  wird.  Dasselbe  gilt  von  einem 
Lehrer  der  Naturwissenschaften,  dem  die  Verwertung  der  wichtigeren 
Apparate  und  Anschauungsmittel  nicht  geläufig  ist  und  der  mit  den  auf 
diesem  Gebiete  gemachten  Fortschritten  nicht  vertraut  ist. 

Um  diesem  Mifsstande  abzuhelfen  und  zugleich  strebsamen  und  tüchtigen 
Lehrern,  besonders  den  an  höheren  Schulen  kleinerer  Orte,  die  von  Zeit 
zu  Zeit  notwendige  Anregung  durch  die  Berührung  mit  hervorragenden 
Männern  ihres  Faches  und  Belehrung  über  wichtigere  neuere  Erscheinungen 
auf  diesem  Gebiete  zu  geben,  hat  die  Unterrichts  Verwaltung  im  Jahre  1890 
mit  der  Einrichtung  von  Ferienkursen  für  die  Lehrer  der  bezeichneten 
Unterrichtsgegenstände  begonnen. 

Für  Lehrer  der  alten  Sprachen  und  der  Geschichte  kam  es  darauf 
an,  diese  Kurse  an  Orten  abhalten  zu  lassen,  die  ausreichende  Sammlungen 
antiker  Kunstwerke  oder  lehrreiche  Überreste  antiker  Denkmäler  um- 
schliefsen.  Als  Orte,  die  diesen  Bedingungen  entsprechen,  kamen  in 
erster  Linie  Berlin,  Bonn  und  Trier  in  Betracht.  Demgemäfs  wurde  der 
erste  archäologische  Ferienkursus  für  Lehrer  der  östlichen  Provinzen  bis 
einschliefslich  Brandenburg  und  Schleswig  -  Holstein  während  der  Oster- 
ferien  des  Jahres  1890  in  Berlin,  für  Lehrer  der  westlichen  Provinzen  bis 
einschliefslich  Sachsen  während  der  Pfingstferien  in  Bonn  und  Trier  ab- 
gehalten. Seitdem  sind  die  Kurse,  deren  Dauer  meistens  sich  auf  acht 
bis  zehn  Tage  erstreckt,  in  jedem  Jahre  wiederholt  worden.  In  den  letzteren 
Jahren  wurden  Teilnehmer  aus  allen  Provinzen  zugelassen,  jedoch  in  der 
Weise,  dafs  bei  dem  Kursus  in  Berlin  vorzugsweise  Schulmänner  aus  den 
östlichen  Provinzen,  bei  denjenigen  in  Bonn  und  Trier  vorzugsweise  solche 
aus  den  westlichen  Provinzen  berücksichtigt  werden.  Die  Berliner  Kurse 
bestehen  in  Vorträgen,  die  in  den  verschiedenen  Museen  unter  Benutzung 
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der  dort  befindlichen  Sammlungen  abgehalten  werden;  aufserdem  finden 
Besichtigungen  einzelner  dieser  Sammlungen  unter  fachkundiger  Leitung 
statt.  Die  Zahl  der  Teilnehmer  beträgt  wenigstens  30.  Bei  dem  Ferien- 
kursus in  Bonn  und  Trier  treten  neben  die  Vorträge  Besichtigungen  und 
Erklärungen  der  dort  befindlichen  römischen  Altertümer.  Die  Zahl  der 
Teilnehmer  beträgt  meistens  15. 

Bald  nach  Einrichtung  der  archäologischen  Ferienkurse  wurde  von 
mehreren  der  Regierungen  aufserpreufsischer  deutscher  Bundesstaaten  der 
Wunsch  geäufsert,  dafs  zu  denselben  auch  Lehrer  der  in  ihrem  Gebiete 
befindlichen  höheren  Schulen  zugelassen  werden.  Diesem  Wunsche  kam 
die  preufsische  Unterrichtsverwaltung  in  gewissem  Umfange  nach.  Die 
Gegenleistung  erfolgte  in  der  Weise,  dafs  zu  den  archäologischen  Kursen, 
die  später  von  der  bayerischen,  der  Königlich  sächsischen  und  der  hessischen 
Eegierung  veranstaltet  wurden,  auch  eine  beschränkte  Zahl  preufsischer 
Schulmänner  eingeladen  wurde. 

Schon  bei  der  Veranstaltung  der  ersten  versuchsweise  eingerichteten 
archäologischen  Ferienkurse  stand  als  ein  wenn  auch  noch  entfernteres 
Ziel  vor  Augen,  dafs  das,  was  den  Lehrern  in  diesen  Kursen  in  den 
Antikensammlungen  geboten  werden  kann,  auch  einmal  durch  An- 
schauung der  Kunstaberreste  in  den  Ländern  der  klassischen  Kultur 
ergänzt  werden  möchte.  Die  Durchführung  dieses  Gedankens  wurde 
von  dem  Kaiserlichen  Archäologischen  Institut  in  Angriff  genommen. 
Dieses  richtet  seit  1891  alljährlich  für  Gymnasiallehrer  der  deutschen 
Bundesstaaten  Ferienkurse  in  Italien  ein.  Dieselben  waren  zuerst 
für  15  Teilnehmer  berechnet,  später  wurde  die  Zahl  der  Teilnehmer  auf 
21  erhöht.  Die  Gesamtzahl  wurde  auf  die  einzelnen  Bundesstaaten  in  der 
Art  verteilt,  dafs  Preufsen  und  die  gröfseren  Bundesstaaten  alle  Male, 
jeder  der  übrigen  von  Zeit  zu  Zeit  berücksichtigt  wurde.  Zuletzt  wurden 
Preufsen  5  Teilnehmer  überwiesen.  Wenn  einmal  aus  denjenigen  Staaten, 
die  ebenfalls  berücksichtigt  wurden,  sich  keine  Teilnehmer  oder  nicht  die 
nach  der  Verteilung  auf  sie  entfallende  Zahl  gemeldet  hatten,  so  konnte 
die  auf  Preufsen  entfallende  Zahl  eine  Vermehrimg  erfahren.  Die  Dauer 
der  Kurse  beträgt  etwa  5  Wochen. 

Der  erste  naturwissenschaftliche  Ferienkursus  für  Lehrer 
höherer  Schulen  wurde  in  Berlin  während  der  Osterferien  des  Jahres  1891, 
in  Göttingen  während  der  Michaelisferien  des  Jahres  1892  abgehalten; 
seitdem  sind  die  Kurse  in  beiden  Städten  jährlich  wiederholt  worden.  Ihre 
Dauer  beträgt  10  bis  14  Tage;  zu  denjenigen,  die  in  Berlin  veranstaltet 
werden,  werden  Lehrer  aus  den  östlichen  Provinzen  bis  einschliefslich 
Sachsen  eingeladen,  die  Göttinger  Kurse  sind  für  Lehrer  aus  den  übrigen 
Provinzen  bestimmt  Die  Zulafsung  von  Lehrern  aus  den  aufserpreufsischen 
Bundesstaaten  ist  nicht  ausgeschlossen,  kann  aber  nur  erfolgen,  soweit 
dadurch  die  festgesetzte  Zahl  der  Teilnehmer  nicht  überschritten  und 
preufsische  Lehrer  nicht  zurückgesetzt  werden. 

Seit  Ostern  1894  veranstaltet  auch  der  physikalischeVerein  zu 
Frankfurt  naturwissenschaftliche  Ferienkurse  für  Lehrer  höherer  Schulen. 
Im  Jahre  1896  wurde  für  diese  Kurse  zum  ersten  Male  eine  staatliche 
Beihilfe  bereitgestellt;  seitdem  übt  die  staatliche  Unterrichtsverwaltung 
auf  die  Bestellung  der  Leiter  und  auf  das  Programm  einen  gewissen  Ein- 
flufs  aus,  so  dafs  die  Kurse  den  Charakter  einer  privaten,  von  der  Staats- 
behörde kontrollierten  Einrichtung  gewonnen  haben.  Sie  bestehen  aus  Vor- 
lesungen aus  dem  Gebiete  der  Physik,  Chemie  und  Elektrotechnik,  aus 
geologischen  Ausflügen  und  elektrotechnischen  Übungen.   Mit  dem  Kursus 
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steht  regelmäfsig  eine  Ausstellung  der  neuesten  Litteratur  auf  dem  Gebiete 
der  Physik,  Chemie  und  Elektrotechnik  sowie  der  von  den  Mechanikern 
des  Vereins  gefertigten  Schulapparate  statt. 

Im  Zusammenhange  mit  den  naturwissenschaftlichen  Ferienkursen 
sind  hier  noch  die  während  der  letzten  Jahre  in  Berlin  veranstalteten 
praktischen  Kurse  für  Lehrer  der  Chemie,  der  Physik  und 
der  beschreibenden  Naturwissenschaften  zu  erwähnen.  Sie 
unterscheiden  sich  von  den  Ferienkursen  dadurch,  dafs  sie  einen  längeren 
Zeitraum  umfassen.  In  erster  Linie  sollen  sie  den  im  Vorbereitungsdienste 
befindlichen  Kandidaten  und  daneben  jüngeren  Lehrern  der  Naturwissen- 
schaften praktische  Anleitungen  für  den  Unterricht,  insbesondere  auch  für 
die  Handhabung  der  Apparate  geben.  Die  erste  Anregung  zu  den  bezeichneten 
Kursen  wurde  vom  ProvinzialschulkoUegium  zu  Berlin  in  einem  dem  Unter- 
richtsminister im  Jahre  1886  erstatteten  Berichte  gegeben.  Ihr  konnte  jedoch 
erst  im  Jahre  1899  näher  getreten  werden,  als  es  möglich  war,  ausreichende 
Mittel  für  den  dort  erwähnten  Zweck  bereitzustellen.  Der  erste  Kursus 
fand  im  Sommer  des  gedachten  Jahres  unter  Leitung  des  Provinzialschulrats 
Dr.  Vogel  und  des  Realgymnasialdirektors  Dr.  Schwalbe  in  Berlin  statt. 
Seitdem  sind  die  Kurse  in  jedem  Halbjahre  von  neuem  veranstaltet  worden, 
und  es  besteht  die  Hoffnung,  dafs  sie  sich  zu  einer  dauernden  Einrichtung 
herausbilden  werden.  Da  sie  längere  Zeit  umfassen,  kommen  als  Teilnehmer 
nur  Kandidaten  und  Lehrer  aus  Berlin  und  den  Vororten  in  Betracht.  Die 
Stadt  Berlin  hat  besondere  Veranstaltungen  für  die  Förderung  des  natur- 
wissenschaftlichen Unterrichts  an  den  höheren  Schulen  getrofifen. 

Auch  für  Lehrer  neuerer  Sprachen  erwies  sich  eine  Ergänzung 
der  Ausbildung  erforderlich,  die  sie  auf  der  Universität  oder  während  der 
Zeit  der  praktischen  Vorbereitung  für  das  Lehramt  erhalten  haben.  Bei 
ihnen  handelte  es  sich  vorzugsweise  um  die  Aneignung  einer  tadellosen 
Aussprache  und  um  die  Gewinnung  ausreichender  Fertigkeit  im  mündlichen 
Gebrauche  der  betreffenden  Sprache. 

Die  Förderung  dieses  Zieles  wurde  zunächst  auf  privatem  Wege  ver- 
sucht. Im  Jahre  1887  bildete  sich  in  Berlin  eine  Vereinigung  von  Lehrern, 
die  sich  jährlich  im  Winter  durch  Nationalfranzosen  eine  Reihe  von  Vor- 
trägen halten  liefsen  und  im  Anschlufs  an  dieselben  in  kleineren  Gruppen 
zu  Besprechungen  in  französischer  oder  englischer  Sprache  zusammentraten. 
Das  Unternehmen  wurde  später  durch  Beiträge  der  Stadtgemeinde  wesentlich 
gefördert,  und  das  von  Berlin  gegebene  Beispiel  fand  auch  in  einzelnen 
anderen  Städten  Nachahmung.  Bei  der  damaligen  Einrichtung  war  es 
jedoch  nicht  möglich,  die  Vorteile  der  Vorträge  und  Konversationszirkel 
auch  weiteren  Kreisen  von  Lehrern  zugänglich  zu  machen.  Deshalb  ent- 
schlofs  sich  im  Jahre  1893  die  Unterrichts ver waltung ,  die  Sache  in  die 
Hand  zu  nehmen  und,  ähnlich  wie  dies  bereits  auf  dem  Gebiete  der 
Archäologie  und  der  Naturwissenschaften  geschehen  war,  auch  für  Lehrer 
der  neueren  Sprachen  Ferienkurse  zu  veranstalten.  Es  bestand  die  Ab- 
sicht, einen  solchen  in  Berlin  für  die  östlichen  Provinzen  bis  einschliefslich 
Brandenburg  und  Schleswig-Holstein  und  in  einer  im  Westen  der  Monarchie 
gelegenen  Stadt  für  die  übrigen  Provinzen  einzurichten. 

Der  erste  dieser  Kurse  war  ein  französischer;  er  fand  in  Berlin  in 
der  Zeit  vom  28.  Dezember   1894  bis  9.  Januar  1895  statt,  nachdem  die 


^)  Nähere  Mitteilungen  sind  in  einem  Aufsatze  des  Beai^mnasialdirektors 
Dr.  Schwalbe  in  der  Zeitschrift  fGlr  den  physikalischen  und  che.iii8chen  Unterricht 
(Verlag  von  Julius  Springer,  Berlin)  Jahrgang  1899,  Heft  6  enthalten. 


zur  Bestreitung  der  Kosten  erforderlichen  Mittel  in  den  Staatshaushalts- 
etat eingestellt  vorden  waren.  Im  Herbste  1895  folgte  ein  englischer 
Kursus;  seitdem  iinden  Kurse  für  Lehrer  der  neuereu  Sprachen  in  Berlin 
jährlich  während  der  Osterferien  statt,  und  zwar  wird  mit  englischen  und 
französischen  Kursen  abgewechselt.  Zu  dem  ersten  Kursus  im  Jahre  1894 
wurden  aus  jeder  der  beteiligten  Provinzen  4  bis  5,  aus  Schlesien  8  bis  10 
Teilnehmer  zugelassen.  Seit  dem  Jahre  1897  werden  je  zwei  nebeneinander- 
gehende Kurse  eingerichtet;  dadurch  ist  es  möglich  geworden,  die  Zahl  der 
Teilnehmer  zu  erhöhen.  Im  Jahre  1901  konnte  dieselbe  für  jede  der  beteilig- 
ten Provinzen  auf  12  bis  14,  für  Schlesien  auf  18  bis  20  festgesetzt  werden. 

Für  die  westlichen  Provinzen  fand  der  erste  französische  Kursus  in  der 
Zeit  vom  3.  bis  15.  Januar  1895  in  Frankfurt  a.  M.  statt,  dann  folgte  im  Be- 
ginne des  Jahres  1896  ein  vorzugsweise  französischer  Kursus  in  Cöln.  Seit 
dem  Jahre  1897  werden  jährlich  in  Göttiugen  englische  Kurse  abgehalten, 
aus  jeder  der  beteiligten  Provinzen  werden  8  bis  10  Teilnehmer  zugelassen- 

Im  Zusammenhange  mit  den  neusprachlichen  Ferienkursen  mag  hier 
noch  erwähnt  werden,  dafs  die  Unterrichtsverwaltung  einzelnen  Lehrern 
neuerer  Sprachen,  die  sich  durch  halbjährigen  Aufenthalt  in  einem  Lande 
französischer  oder  englischer  Zunge  im  Gebrauche  der  betreffenden  Fremd- 
sprache zu  vervollkommnen  wünschen,  Stipendien  im  Durchschnittsbetrage 
von  1200  Mk.  (höchstens  1500  Mk.)  gewährt. 

4.  Lehrerstatistik  ^). 

A)  Dnrchgclmlttllclies  Lebensalter  der  In  den  Jaliren  189S— 1000  feBtangestellten  KandldftteB 

In  den  ftlr  die  Torbereltnn;  anf  Ihren  Beruf 

■nd  die  Bemessiui^  Ihres  Dlenstelnkommeng  I>edent8anien  Zeitpunkten. 

Das  LebenBalter  betrug 


j€  far  Kandidaten 


1)  zur  Zeit  der  Ablegung  der 
Reifeprüfung 

2a)  zur  Zeit  der  Äblegung  der 
ersten  Lehramteprafung  .    .    . 

2b)zur  Zeit  der  Ablegung  der- 
jenigen Lehramtsprüfung,  auf 
Gmnd  deren  die  wisBenscbaft- 
licbe  Befähigung  für  feste  An- 
stellung vorbehaltlos  erworben 


ist  . 


3)  sur   Zeit    der    Erlangung    der 
Anstellungsföbigkeit     .... 

4)  zur  Zeit  der  ersten  festen  An- 
stellung     

5)  für  die  Zeit,  ron  welcher  ab  das 
Beioldungsdiengtalter  rechnet  . 


2t 

)2 

21 

S8 

2 

8 

21 

7 

3( 

5 

a 

1 

8 

5 

8 

0 

8 

8 

97 

19 

7 

19 

7 

19 

8 

19 

6 

19 

7 

19 

4 

19 

8 

19 

7 

19 

7 

19 

25 

n 

26 

1 

26 

4 

26 

2 

26 
26 

8 

U 

24 

8 

25 

1 

24 

I 

24 

7 

24 
24 

27 

10 

27 

11 

28 

7 

28 

4 

28 

9 

26 

8 

26 

n 

27 

2 

26 

10 

27 

34 

- 

34 

2 

33 

9 

34 

4 

34 

2 

32 

6 

38 

1 

32 

5 

32 

6 

31 

33 

3 

33 

6 

33 

1 

33 

5 

33 

4 

31 

8 

32 

2 

31 

8 

31 

4 

31 

')  über  die  Zahl  der  Lehrer  »gL  die  ersten  Spalten  der  Tabellen  auf  S.  6.30—653,  656  u.  657. 
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B)  Übersicht  über  die  Zeiträome, 
festangestellten  Kandidaten  zwischen  der  Beifeprüfnngr,  den  LehramtsprftAuifr^ii^ 

Es  lag  ein  Zeitraum 


zwischen : 


und 


1)  der  Reifeprüfung 


CO 
00 


CO 
00 


00 


o> 


o» 

00 


s 

00 


2  a)  der  ersten  Lehramts- 
prüfung 


00 


? 

CO 
00 


s 

g 

s 


o8 

CO 


Od 

o» 

00 


FUr  s&mtliche  Anstalten: 

1)    der  Reifeprüfung 

2  a)  der  ersten  Lehramtsprüfung  .... 

2  b)  deijenigen  Lehramtsprüfung,  auf  Grund 
deren  die  wissenschaftliche  Befolgung 
für  feste  Anstellung  vorbehaltlos  er- 
worben ist 

3)  der  Erlangung  der  AnstellungsfUhig- 
keit 

4)  der  ersten  festen  Anstellung  .... 

5)  dem  berechneten  Besoldungsdienst- 
alter   

Für  die  staatlichen  Anstalten; 

1)    der  Reifeprüfung 

2  a)  der  ersten  Lehramtsprüfung  .    .    .    . 

2  b)  deijenigen  Lehramtsprüfung  auf  Grund 
deren  me  wissenschaftliche  Befähigung 
für  feste  Anstellung  vorbehaltlos  er- 
worben ist 

8)  der  Erlangung  der  Anstellungsf&hig- 
keit 

4)  der  ersten  festen  Anstellung .... 

5)  dem  berechneten  Besoldungsdienst- 
alter   

FUr  die  nichtstaatlichen  Anstalten: 

1)    der  Reifeprüfung 

2  a)  der  ersten  Lehramtsprüfung  .... 

2  b)  deijenigen  Lehramtsprüfunff,  auf  Grund 
deren  oie  wissenschaftliche  Befähigung 
für  feste  Anstellung  vorbehaltlos  er- 
worben ist 

3)  der  Erlangung  der  Anstellungsfähig- 
keit   

4)  der  ersten  festen  Anstellung.    .    .    . 

5)  dem  berechneten  Besoldungsdienst- 
alter   


6* 


8» 
14** 

13« 


6« 


7» 
15>o 

14» 


6« 


8' 
13^ 

13' 


6« 


8* 
14' 

13» 


6» 


711 
16' 

15' 


6« 


8' 
13« 

12» 


6» 


8" 
14' 

13» 


7» 


gio 
16» 

15» 


6' 


90 
13« 

12' 


— 

6* 

6» 

6» 

— 

— 

7* 

~- 

310 

9» 

1» 

1410 

14' 

8' 

13» 

13« 

7* 

._ 

_^ 

6» 

6» 

7» 

— 

8» 

— 

8» 

9» 

!• 

16» 

17« 

9' 

15' 

15» 

8» 

^^^ 

^_ 

6« 

6« 

6« 

— - 

— 

70 

1 

90 

9' 

2' 

13» 

13« 

7' 

12» 

12» 

6' 

6« 


110 

8' 

7» 
6« 


1» 
10' 

9' 
6« 


2' 
6« 

6» 


bei  allen 


6» 


2» 

7» 

6» 

V 


1» 
910 

8' 
6' 


2» 
6» 

6« 


6» 


2« 

8« 

7» 
6» 


I» 
10« 

8» 
6» 


2* 

70 

6» 


6« 


0» 

2« 

711 

7' 
7' 


2« 

9" 

8» 
6« 


0« 

2' 
7« 

6» 


Anm.:   Die  grölseren  Zahlen  geben  die  Jahre,  die  kleineren  die  Monate  an.    Das  Zeichen 
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die  bei  den  in  den  Jahren  1805—1900 

der  festen  Anstellnngr  und  dem  Beginne  des  Besoldnngsdienstalters  lagen. 

von  Jahren,  Monaten 


und 


2  b)  deijenifen 

Lehnmts- 

prüfang,  »nf 

Urand  deren 

die  wissen- 

Bchaftl.  Bef&hi- 

gnng  fllr  feste 

Anstellnng 

vorbehaltlos 

erworben  ist 


1899/1000 


3)  der  Erlangung  der  An- 
stellungsfähigkeit 


CO 

? 

OS 

00 


i 

OS 
00 


00 


OS 

gs 

00 
00 


OS 
OS 
00 


4)  der  ersten  festen  An- 
stellung 


i 

iO 

s 


CO 
OS 

00 


00 


00 


OS 


5)  dem  berechneten  Be- 
Boldungsdienstalter 


CO 

OS 
00 


CO 
OS 
00 


i 

00 


00 


00 


Kandidaten  (Reihe  I.) 

7* 
0» 


110 

7« 
6» 


1« 

8" 

7» 

70 
0« 


21 
5" 


8» 

8* 

8" 

gio 

9« 

14» 

14' 

14* 

1410 

14' 

13» 

18" 

13» 

13" 

18» 

1" 

110 

2« 

2« 

2« 
110 

81 

8» 

76 

8« 

711 
7» 

7* 

76 

1 

6» 

7» 

V 
6» 

6« 

6» 

5« 

6» 

5» 

6« 

6» 

5« 

6» 

5» 

5» 

5^ 

4» 

51 
(+)" 

4' 

(+r 

5» 

5' 

4« 

51 

4' 

(+)• 

(+)^ 

(+)« 

(+)" 

(+r 

— 



— 

— 

— 

7» 

711 

gio 

8» 

9» 

151« 

16' 

16" 

16" 

170 

14» 

15' 

15» 

16' 

15» 

1« 

V 

1» 

1» 

2" 

9' 

10* 

910 

10» 

9" 

8» 

91 

8' 

8" 

8» 

— 

— 

— 

1« 

— 

— 

— 

8" 

— 

— 

~~" 

7» 

8^ 

8» 

8* 

8« 

7» 

8» 

8» 

8» 

8« 

7» 

6" 

7» 

(+y> 

ßlO 

1 

7» 

1 

6» 

6" 

7» 

ßlO 

7« 

6« 

V 

(+)^ 

(+)» 

r 

V 

— 

— 

— 

— 

— 

8^ 

8'' 

90 

9« 

9» 

13' 

13« 

130 

13« 

13» 

13» 

12» 

12' 

12" 

12" 

2* 

2* 

2» 

2* 

2' 

71 

e*» 

6» 

70 

7« 

6' 

6« 

60 

6« 

6» 

50 

4' 

40 

4» 

2* 

4' 

50 

4' 

40 

4« 

6« 
4' 

4« 

(+)• 

4« 

8^ 
(+)» 

3» 

(+)» 

5" 
310 

4« 

4« 

3' 

3" 

310 

(+)• 

(+)« 

(+)» 

(+)• 

(+)• 

— 

— 



— 

— 

(+)  bedeudet,  dafe  das  Besoldungsdienstalter  so  viel  früher  als  die  erste  Anstellung  rechnet. 
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Es  lag  ein  Zeitranm 


zwischen : 


und 


1)  der  Reifeprüfung 


CD 
00 


00 


s 


00 


s 

00 


2  a)  der  ersten  Lehramts- 
prüfung 


CD 
00 


00 


00 


oo 

OD 


X) 


Für  8&mtllc]ie  Anstalten: 

1)    der  Reifeprüfung 

2  a)  der  ersten  Lehramtsprüfung  .... 

2  b)  deijeni^enLehramtsprüfung,  auf  Grund 
deren  die  wissenschaftliche^efähigung 
für  feste  Anstellung  vorbehaltlos  er- 
worben ist.    .    

3)  der  Erlangung  der  Anstellungsfähig- 
keit   

4)  der  ersten  festen  Anstellung.    .    .    . 

5)  dem  berechneten  Besoldungsdienst- 
alter   

Für  die  staatlichen  Anstalten: 

1)    der  Reifeprüfung 

2  a)  der  ersten  Lehramtsprüfung  .... 

2  b)  derjenigen  Lehramtsprüfung,  auf  Grund 
deren  £e  wissenschaftliche  Befähigung 
für  feste  Anstellung  vorbehaltlos  er- 
worben ist 

3)  der  Erlangung  der  Anstellungsfähig- 
keit   

4)  der  ersten  festen  Anstellung  .... 

5)  dem  berechneten  Besoldungsdienst- 
alter   

Für  die  nichtstaatlichen  Anstalten: 

1)    der  Reifeprüfung 

2  a)  der  ersten  Lehramtsprüfung  .... 

2  b)  deijenigen  Lehramtsprüfung,  auf  Grund 
deren  die  wissenschaftliche  Befähigung 
für  feste  Anstellung  vorbehaltlos  er- 
worben ist.    .    •    •    

3)  der  Erlangung  der  Anstellungsfähig- 
keit    

4)  der  ersten  festen  Anstellung  .... 

5)  dem  berechneten  Besoldungsdienst- 
alter   


bei 

den  I 

Candic 

laten, 

bei  denen 

1 

eine 

_ 

^_ 

^K 

-i. 

— 

5* 

5« 

5* 

5« 

5« 

5* 

5» 

5* 

5« 

5« 
5« 

1 
0» 

7* 

7« 

V 

7« 

7« 

20 

110 

2« 

2» 

2« 

13« 

13« 

12to 

12" 

12« 

710 

8» 

7« 

711 

7» 

12* 

12« 

121 

11» 

11« 

70 

71 

6» 

6« 

6« 

_ 

5» 

5* 

5« 

411 

5* 

5« 

5* 

5« 

4" 

5* 

6« 

6" 

V 

6» 

5* 

V 

1» 

1' 

1" 

110 

0«^ 
2« 

14» 

15« 

1510 

15« 

151 

9« 

9" 

10« 

10«       9» 

13« 

13» 

14« 

13« 

141 

8« 

8» 

9* 

8« 

8» 

^ 

5« 

5« 

5* 

51 

5« 

6« 

5« 

5* 

51 

5« 

^— 

— 

~— 

— ~ 

— 

— 

— 

5» 

— 

— 

— 

— 

Qi 

7» 

7« 

7» 

7« 

7« 

2« 

21 

2» 

2« 

2» 

12« 

120 

121 

11" 

11» 

6» 

6' 

6» 

gio 

6^ 

11« 

IV 

11« 

11« 

IV 

6» 

6« 

6« 

61 

5»» 
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C)  Mitteilungreii  ttber  das  dnrchgchnittUche  Lebensalter  der  in  der  Zeit 


Provinzen  bezw.  Bezirke 

der 
Provinzialschalkollegien 


Anzahl 
der  Kandidaten 


I. 

Ober- 
hAnpi 


II.  Nach 
Ansicheidiuig 

der  Kan- 
didaten, bei 
denen  wenn 
nersönlicner 
Verh&ltnisse 
die  Ableffnng 

der  Lenr- 
amtsprüfang 

n.  8.  w. 
yerspfttet  ist 


I.  Das  durchschnittliche  Lebensalter 
(Spalte   2)    vom    1.  Apnl    1899    bis 

angestellten 


1)  zur  Zeit 

der 

Ablegnng 

der 

Beif»- 

prftAing 


I 


2a) 


inr  Zeit 

der 

Ablesung 

der  ersten 

Lehramts- 

prüfang 


e 
'S 


a 

o 


2  b)  zur  Zeit  der 
Ablegnng  deijenigen 
Leuamteprftfnng. 
anf  Omnd  deren 
die  wissenschaftliche 
Beflhigiing  f&r 
feste  Anstellnng 
Torbehaltlos  er- 
worben ist 


e 


e 


S)  XVI  Zeit 

der 

ErlangnajT 

der  An- 

stell  nng^ 

f&hi^fcie:t 


5a 


a)  Staatliche  An- 
stalten« 

1)  Ostpreu&en 

2)  Westpreulsen 

da) Stadtkreis  Berlin')  .  . 
b)  Brandenburg 

4)  Pommern 

5)  Posen 

6)  Schlesien 

7)  Sachsen 

8)  Schleswig-Holstein   .  . 

9)  Hannover 

10)  Westfalen 

11)  Hessen-Nassau  .... 

12  a)  Rheinland 

b)Hohenzollern 

11899/1900 
1898/99 
1897/98 
1896/97 
1895/96 

b)  Nichtstaatliche  An- 
stalten. 

1)  Ostpreulsen 

2)  Westpreulsen 

3  a)  Stadtkreis  Berlin  .  .  . 
b)  Brandenburg 

4)  Pommern 

5)  Posen 

6)  Schlesien 


4 

4 

5 
5 

5 

14 

18 

6 

8 

6 

2 

4 

11 
1 

88 
94 
61 

Joe 

77 


8 
9 

15 
30 

8 
19 


2 
2 
1 
1 
2 
3 


3 
1 

15 
20 
16 
85 
82 


1 

5 

1 

8 

4 
8 


19 

20 

19 
20 

19 

19 

20 

20 

20 

19 

19 

20 

20 
18 

19 
19 
19 
19 
19 


19 
19 
18 

19 
19 

19 


1 
1 

4 

5 

1 

5 

2 

8 

10 

9 

2 


10 

8 
8 
8 
7 


8 

2 

9 
5 

1 
6 


25 

29 

25 
26 

25 

26 

27 

27 

26 

25 

28 

27 

27 
22 

26 
26 
26 
26 
25 


24 

24 

25 
26 

25 
26 


11 

2 

7 
10 

8 

5 

6 

3 

3 

11 

5 

11 

4 

u 

4 

9 

2 

10 


10 

9 

1 
10 

4 
6 


28 

30 

26 
28 

26 

28 

28 

27 

26 

27 

28 

27 

28 
22 

27 


25 

25 

26 
27 

25 
27 


10 
3 
4 

11 

6 
8 
7 
1 
5 
9 

2 

4 

11 


10 
3 

7 

7 

6 


29 

30 

27 
28 

27 

29 

29 

28 

28 

28 

30 

28 

29 
25 

29 
29 
28 
27 
B7 


27 

27 

27 
29 

27 
29 


11 

9 


& 


10 
1 

10 
10 

8 
4 

11 

4 


/ 

1 

6 
7 
4 


7 

2 

11 

9 
9 


')  Das  Joachimsthalsche  Gymnasium  ist  unter  den  Berliner  Anstalten  berücksichtigt. 
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Tom  1.  April  1899  big  Ende  M&rz  1900  entmalg  aii|rc8tellt«B  Kandidaten. 


betrug  bei   allen 
Knde  M&rz  1900 
Kandidaten 

II.  Das  durchschnittliche  Lebensalter  nach  Ausscheidung  der  Kandidaten 
(Spalte  3X  bei  denen  we^en  persönlicher  Verhältnisse  die  Ablegung  der 
Lehramtsprüfung  oder  die  erste  feste  Anstellung  seit  Erlangung  der  An- 
stellungsfähigkeit verspätet  ist,  betrug 

4)  zur  Zeit 
der  ersten 

festen 
Anstellung 

5)  für  den 
Zeitpunkt, 

Ton 

welchem  ab 

d&s  Be- 

soldungs- 

dienstalter 

datiert 

1)  zur  Zeit 

der 
Ablegung 
der 
Keife- 
prüfung 

2  a)  sur  Zeit 

der 

Ablegung 

der  ersten 

Lehramts- 

prüfang 

2b)  zur  Zeit  der 
Ablegung  derjenigen 
LeuramtsprUfang, 
auf  Grund  deren 
die  wissenscbaftliehe 
Bef&higung  fftr 
feste  Anstellung 
Yorbehaltlos  er- 
worben ist 

8)  zur  Zeit 

der 

Erlangung 

der  An- 

stellungs- 

f&higkeit 

4)  zur  Zeit 
der  ersten 

festen 
Anstellung 

5)  für  den 
Zeitpunkt, 

von 

welchem  ab 

das  Be- 

soldunffs- 

dienstalter 

datiert 

1 

1 

1 

S 

t-i 

1 

1 

•-» 

s 

»^ 

1 

d 
o 

1 

>-> 

1 

o 

•-» 

1 

o 

»1 

7 

8 

9 

10 

10  a 

11 

12 

13 

34 

36 

36 
39 

37 

36 

39 

36 

33 

36 

38 

39 

34 
25 

86 
86 
86 
86 
85 

33 

33 

34 
33 

31 
35 

5 

1 

6 
2 

5 
2 
2 

8 
7 
1 

7 

'8 
3 

10 
7 
7 
8 

5 

5 

2 

10 
10 

3 
4 

34 
34 

34 

38 

34 

35 

38 

34 

33 

34 

36 

39 

33 
25 

85 
85 
85 
85 
84 

33 
31 
34 

33 
31 

34 

5 

5 

10 

4 
6 

9 
5 
3 

7 

6 

9 
3 

7 
8 

4 
8 
8 

1 

7 

7 
4 

3 
10 

19 
18 
19 
22 
20 
20 

20 

18 

20 
19 
19 
19 
19 

20 

18 

20 
19 

19 
19 

5 
10 

2 

5 
11 

6 

11 

8 
11 
8 
8 
8 

2 
9 

4 

8 

2 

9 

24 
23 
25 
28 
25 
26 

26 
22 

25 
24 
24 
25 
24 

25 

23 

25 
25 

24 
25 

9 

10 

1 

11 
2 

9 
4 

6 
10 
10 

8 

2 
6 
3 

7 
2 

24 
23 
25 
28 
25 
26 

26 
22 

25 

25 

23 

25 
25 

24 
25 

9 

10 

1 

11 
2 

9 
4 

6 

2 

7 

3 
1 

8 
2 

26 
27 
27 
29 
28 
27 

29 
25 

27 

26 
26 
26 
25 

27 

25 

28 
27 

26 
28 

5 
5 
2 
6 
2 
11 

9 
8 
9 
7 
11 

3 

7 

5 

7 

10 

35 
33 
38 
42 
33 
36 

36 
25 

85 
85 
85 
84 
88 

29 
32 
31 

32 
80 

31 

5 
8 
2 

11 
5 

2 
3 

8 

1 

6 

11 

7 

9 

9 

5 
1 

2 

1 

32 
32 
38 
42 
33 
34 

35 
25 

84 
88 
84 
88 
82 

29 

80 

31 
31 

30 
31 

11 
11 

2 

0 
2 

11 
3 

8 

1 
o 

5 

4 

9 

5 

5 
6 

2 

1 
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Provinzen  bezw.  Bezirke 

der 
Provinzialschulkollegien 


Anzahl 
der  Kandidaten 


I. 

über- 
haupt 


II.  Nach 
Ansscheidung 

der  Kan- 
didaten, bei 
denen  wegen 
persönlicner 
Verh&ltniese 
die  Ableni^ 

der  Lenr- 
amteprüfnng 

n.  8.  w. 
yersp&tet  ist 


I.  Das  durchschnittliche  Lebensalter 
(Spalte  2)    vom    1.  Aprü    1899   bis 

angestellten 


1)  rar  Zeit 

der 

Ablegnng 

der 

Beife- 

prftfang 


s 

I 


2  a)  zur  Zeit 

der 

Ablegnng 

der  ersten 

Lehramte- 

prüfnng 


I 

aS 


2b)  zur  Zeit  der 
Ablegoag  deijenigen 
Lebramtsprflfuig, 
auf  Orund  deren 
die  wisaenaehaftlielie 
BeCUügunff  für 
feste  Anstellnng 
Torbebaltlos  er- 
worben ist 


I 


o 


3)  zur  Z«ü 

der 
EiianguBg 
der  Ab- 
steUangs- 


o 


1 


5a 


7)  Sachsen 

8)  Schleswig-Holstein    •  . 

9)  Hannover 

10)  Westfalen 

11)  Hessen-Nassau  .... 

12  a)  Rheinland 

b)Hohenzollern 

11899A900 
1898/99 
1896/97 
1895/96 

a)  und  b)  Staatliche 
und  nlchtstaatllche  An- 
stalten« 

1)  Ostpreulsen 

2)  Westpreu&en 

3  a)  Stadtkreis  Berlin  .  .  . 

b)  Brandenburg 

4)  Pommern 

5)  Posen 

6)  Schlesien 

7)  Sachsen 

8)  Schleswig-Holstein    .   . 

9)  Hannover 

10)  Westfalen 

11)  Hessen-Nassau  .... 

12  a)  Rheinland   ...... 

b)Hohenzollem 

11899/1900 
1896/99 
1897/98 
1896/97 
1895/96 


13 
10 
10 
25 
14 
61 


217 
178 
157 
162 
125 


7 

13 

20 
35 

13 

14 

37 

19 

13 

16 

27 

18 

72 
1 


4 
6 
4 

14 
7 

25 


82 
4S 
64 
60 
49 


1 

5 

1 

8 

6 
2 

4 
5 

8 

7 

14 

7 

28 
1 


805 

97 

267 

68 

218 

80 

268 

86 

202 

81 

19 
19 
19 
19 
19 
19 


19 
19 
19 
19 
19 


19 
19 
18 

19 
19 
19 
19 
20 
19 
19 
19 
20 

19 

18 

19 
19 
19 
19 
19 


11 
6 
6 

8 
9 
6 


6 
6 
7 
7 

7 


5 

5 

10 
6 

2 

5 

9 

1 

8 
7 
8 

8 


7 
6 
8 
7 
7 


25 
25 
26 
26 
25 
26 


26 
26 
26 
26 
26 


25 

26 

25 
26 

25 

26 

27 

26 

25 

26 

26 

25 

26 
22 

26 
26 
26 
26 
25 


11 


3 
6 
3 


2 
2 
1 
1 


5 

2 

3 
10 

6 

5 

4 
4 

4 
10 

6 

4 

8 

2 

4 

1 

11 


26 
25 
27 
26 
25 
26 

26 


27 

26 

26 
27 

26 

28 

27 

26 

25 

27 

26 

26 

26 
22 

26 


3 
6 
2 

4 

10 

7 

6 


7 
9 

6 

8 


10 

8 

9 

2 

5 

3 

9 
4 

11 


27 
27 
29 
28 
28 
28 


28 
28 
28 
28 
28 


28 

28 

27 
29 

27 

29 

29 

28 

28 

28 

28  ! 

28  ' 

28 
25 

88 
28 
28 
87 
87 


10 

11 

6 

3 
7 


i 

m 

i 

4 


11 

4 

9 
7 

9 

1 

7 

2 

1 

9 

7 

5 

8 


9 

4 

7 

7/ 

10 
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betrug  bei  allen 
£nde  März  1900 
Kandidaten 


II.  Das  durchsclinittliche  Lebensalter  nach  Ausscheidung  der  Kandidaten 
(Spalte  3),  bei  denen  we^en  persönlicher  Verhältnisse  die  Ablegung  der 
Lehramtsprüfung  oder  die  erste  feste  Anstellung  seit  Erlangung  der  An- 
stellungsfähigkeit verspätet  ist,  betrug 


4)  zur  Zeit 
der  ersten 

festen 
AnsteUung 


e 

.et 


5)  f&r  den 

Zeitpunkt, 
von 

irelchem  ab 

das  Be- 

soldunffs- 

dienstalter 
datiert 


1)  zur  Zeit 

der 
Ablegung 
der 
Keife- 
prüfung 


a 
o 


S 

•-9 


e 


2a) 


zur  Zeit 
der 
Ablegung 
der  ersten 
Lehramts- 
prüfung 


S 

M 
CS 
•-9 


s 

o 


2b)  zur  Zeit  der 
Ablegung  derjenigen 
Lenramtsprüfong, 
auf  Grund  deren 
die  wissenschaftliche 
Bef&higung  für 
feste  Anstellung 
Torbehaltlos  er- 
worben ist 


I 

C8 
HS 


s 

o 


8)  zur  Zeit 

der 

Erlangung 

der  An- 

stellungs- 

f&higkeit 


fS 
>-9 


^ 

1 

1 

0 
O 

i 

g 

^ 

•-» 

» 

4)  zur  Zeit 
der  ersten 

festen 
Anstellung 


5)  für  den 
Zeitpunkt, 

von 

welchem  ab 

das  Be- 

soldungs- 

dienstalter 

datiert 


S 

,4 

flS 
•-9 


3 

Ol 

a 
o 


8 


10 


10  a 


11 


12 


13 


33 
81 
34 
32 
33 
32 


9 

5 
9 
7 


32 
30 
38 
32 
33 
30 


1 
9 

10 
4 
7 

11 


18 
19 
18 
19 
19 
19 


11 
5 
8 
4 

10 
6 


23 
24 
28 
24 
24 
24 


11 
8 
5 
8 

10 
9 


23 
24 
23 
24 
24 
24 


11 

10 

5 

8 

10 

9 


26 
26 
25 
26 
27 
26 


1 

10 
10 
10 

3 
10 


30 
30 
30 
31 
34 
29 


7 
8 

10 

8 

11 


29 
29 
29 
81 
84 
29 


1 

10 
1 
2 
8 
1 


88 
88 
82 
88 
88 


84 
34 
85 

84 

33 

86 

87 

34 

31 

35 

33 

34 

82 
25 

84 
84 
88 
84 
84 


3 
2 
7 

9 
2 


1 

3 

7 

5 

5 

2 

6 

7 

8 

2 

11 

5 
3 

2 

4 
9 
2 


82 
82 
82 
82 
82 


5 
5 
2 

4 
8 


38 

82 

34 
34 

32 

35 

36 

82 

31 

84 

82 

34 

31 
25 

88 
88 
88 
88 
88 


10 
5 

8 

5 
6 
5 
11 
4 

8 

10 

4 
8 

4 
5 
J 
6 
8 


19 
19 
19 
19 
19 


20 

18 

20 
19 

19 

18 

19 

19 

19 

19 

19 

19 

19 

18 

19 
19 
19 
19 
19 


5 
5 
7 
8 
6 


24 
24 
24 
25 
S5 


7 

6 

11 

1 


24 


8 


26 
26 
27 
27 
27 


2 
9 
4 

8 
8 

10 
8 
8 

10 
5 
4 

10 
8 


6 
7 

7 
8 

4 


25 

23 

25 
25 

24 

28 

25 

24 

25 

24 

24 

24 

24 
22 

24 
24 
24 
25 
24 


2 

6 
3 

8 

10 

2 

9 

7 

8 

10 

11 
4 

9 
7 
11 
1 
8 


25 

23 

25 
25 

24 

28 

25 

24 

25 

24 

24 

24 

25 
22 

24 


2 

7 

8 
1 

8 

10 

2 

9 

1 

7 

8 

10 

4 

9 


27 

25 

28 
27 

26 

27 

27 

26 

27 

26 

26 

27 

27 
25 

27 
26 
27 
26 
26 


10 
11 

4 
2 
2 


3 

7 

5 

7 

9 
5 

10 
9 
2 
9 

10 
8 
1 


10 

2 

11 

8 


81 
81 
81 
81 
81 


2 
4 
8 
8 
9 


29 

32 

81 
32 

31 

83 

82 

32 

81 

32 

81 

34 

30 
25 

81 
82 
82 
88 
82 


9 

9 

5 
1 

11 

8 
10 
10 

2 

9 
10 

3 

7 
3 

9 
6 
5 
1 
6 


80 
80 
81 
81 
81 


5 
7 
1 
8 
8 


29 

9 

30 

5 

81 

5 

81 

6 

31 

1 

82 

11 

32 

10 

31 

8 

30 

9 

81 

3 

81 

2 

34 

3 

29 

9 

25 

3 

81 

^ 

81 

4 

81 

8 

82 

2 

81 

8 

IX. 

Die  äursere  Stellung  der  Lehrer. 


1.  Die  Amtsbezeichnniifteii  und  Titel. 

Bis  zu  der  im  Jahre  1892  erfolgten  Neuordnung  der  Titel  Verhältnisse 
führten  die  Leiter  der  Vollanstalten  die  Amtsbezeichnung  Direktor,  die 
der  Nichtvollanstalten  die  Bezeichnung  Rektor.  Die  letztere  Bezeichnung 
wurde  auch  für  die  Vorsteher  einzelner  älterer  Gyn^nasien,  z.  B.  der  Landes- 
schule in  Pforta  beibehalten.  Soweit  das  geschah,  wurde  sie  als  eine  be- 
sondere Auszeichnung  für  den  Inhaber  der  betreffenden  Stelle  betrachtet, 
während  sie  im  übrigen  bei  den  höheren  Schulen  gegenüber  der  Amts- 
bezeichnung „Direktor^  als  die  minderwertige  galt. 

Von  den  etatsmäfsigen  Stellen  für  wissenschaftliche  Lehrer  wurde 
ein  Teil  durch  die  Bezeichnung  als  Oberlehrerstellen  vor  den  übrigen 
herausgehoben.  Da  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Erlasse  des  Gesetzes 
vom  12.  Mai  1873  mit  der  Bekleidung  einer  Oberlehrerstelle  der  Genufs 
eines  höheren  Wohnungsgeldzuschusses  verbunden  war,  so  war  ihre  Zahl, 
auch  abgesehen  von  der  höheren  Bemessung  des  Gehaltes  für  diese  Stellen, 
für  die  Etats  der  Schule  und  für  die  Lehrer,  die  auf  regelmäfsiges  Auf- 
rücken bei  Erledigung  von  Stellen  rechneten,  nicht  ohne  Bedeutung.  Für 
die  vom  Staate  zu  unterhaltenden  Vollanstalten  wurde  im  Jahre  1873  die 
Zahl  der  auf  jede  derselben  entfallenden  Oberlehrerstellen  auf  die  Hälfte 
der  Gesamtzahl  der  wissenschaftlichen  Lehrerstellen  festgesetzt.  Oberlehrer- 
stellen sollten  nach  dem  Prüfungsreglement  von  1886  nur  Lehrern  ver- 
liehen werden,  die  aufser  der  Lehrbefähigung  für  mittlere  Klassen  eine 
solche  in  mindestens  zwei  Gegenständen  für  alle  Klassen  besitzen.  Ihre 
Inhaber  hiefsen  Oberlehrer,  die  übrigen  wissenschaftlichen  Lehrer  ordent- 
liche Lehrer.  Für  letztere  waren  an  einzelnen  Anstalten  besondere  Be- 
zeichnungen wie  Adjunkt,  Kollaborator  und  dergl.  üblich.  Älteren  und 
tüchtigen  ordentlichen  Lehrern  wurde  mehrfach  der  Titel  Oberlehrer  ver- 
liehen, ohne  dafs  die  Beförderung  in  eine  Oberlehrerstelle  erfolgte. 

Eine  bevorzugte  Stellung  genossen  früher  die  Keligionslehrer  an 
katholischen  Gymnasien.  Sofern  sie  fest  angestellt  sind,  den  Eeligionsunter- 
richt  durch  alle  Klassen,  den  hebräischen  in  den  oberen  Klassen  erteilen,  die 
Andachtsübungen  der  Gymnasiasten  leiten  und  zu  dem  Behufe  „selbstredend 
sich  über  ihre  Bildung  hinreichend  ausgewiesen  haben*',  sollten  sie  nach  dem 
Erlasse  vom  2.  Juli  1833  (vgl.  Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze,  1.  Aus- 
gabe, Abt.  II,  S.  128)  „den  Oberlehrern  im  Range  gleichgestellt  werden  und 
mit  diesen  an  den  betreffenden  Gymnasien  nach  der  Anciennität  rangieren". 
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Auf  die  Bemessung  des  Gehaltes  hatte  aber  diese  Vorschrift  keinen  Ein- 
flufs.  Die  bevorzugte  Stellung  der  katholischen  Religionslehrer  wurde 
durch  den  Erlafs  vom  28.  Dezember  1874  (vgl.  Wiese,  2.  Auflage,  Bd.  II, 
S.  74)  beseitigt.  In  diesem  wurde  allgemein  bestimmt,  dafs  hinfort  bei 
der  Anstellung  der  ausschliefslich  oder  vorzugsweise  für  den  Religions- 
unterricht bestimmten  Lehrer  „ohne  Unterschied  der  Konfession  sowohl 
hinsichtlich  der  Anforderungen  an  die  Qualifikation  wie  hinsichtlich  des 
ihnen  zu  gewährenden  Gehaltes  und  Banges  nicht  anders  verfahren  werde 
als  bei  den  übrigen  wissenschaftlichen  Lehrern'', 

Die  seminarisch  gebildeten  Lehrer  führten  gewöhnlich  die  Be- 
zeichnung Elementarlehrer  (Gymnasial-  bezw.  Realschul-Elementarlehrer) 
oder  Vorschullehrer,  je  nachdem  sie  vorzugsweise  an  der  eigentlichen  höheren 
Lehranstalt  oder  an  der  mit  ihr  verbundenen  Vorschule  beschäftigt  waren. 
In  Ausnahmefällen  wurden,  namentlich  bei  Realanstalten,  ordentliche  Lehrer- 
stellen auch  wohl  von  tüchtigen  Lehrern  mit  Seminarbilduug  bekleidet 
und  diese  demgemäfs  als  vollberechtigte  ordentliche  Lehrer  betrachtet^). 
Die  Mehrzahl  dieser  Fälle  entfiel  auf  Anstalten,  die  aus  Schulen  niederer 
Ordnung  entstanden  waren. 

Für  die  ersten  Oberlehrerstellen  waren  an  manchen  Anstalten  be- 
sondere Bezeichnungen  wie  Prorektor,  Konrektor,  Subrektor,  Mathematikus 
und  dergl.  üblich.  Eigentliche  Professorstellen,  d.  h.  Stellen,  deren  Inhabern 
als  solchen  die  Bezeichnung  Professor  zukam,  gab  es  nur  an  einzelnen  der 
älteren  Gymnasien.  Im  übrigen  war  „Professor"  keine  Amtsbezeichnung, 
sondern  ein  Titel,  der  als  besondere  Auszeichnung  älteren  Oberlehrern,  die 
ihr  wissenschaftliches  Streben  bethätigt  hatten,  in  einzelnen  Fällen  auch 
technischen  Lehrern  verliehen  wurde. 

Zu  den  seltenen  Ausnahmen  gehörte  es,  dafs  dem  Direktor  eines 
Gymnasiums  bei  seinem  Ausscheiden  aus  dem  Amte  oder  schon  während 
seiner  Amtsführung  der  Charakter  als  Geheimer  Regierungsrat  bei- 
gelegt wurde. 

In  den  Reihen  der  akademisch  gebildeten  Lehrer  wurde  es  nun  von 
jeher  als  ein  Mangel  empfunden,  dafs  für  sie  keine  einheitliche  Amts- 
bezeichnung bestehe,  durch  die  sie  von  den  Elementarlehrern  deutlich 
unterschieden  und  mit  der  sie  im  mündlichen  und  schriftlichen  Verkehr 
angeredet  werden  könnten.  Gegen  diese  Forderung  wurde  allerdings  von 
anderer  Seite  geltend  gemacht,  dafs  sich  die  Lehrer  der  höheren  Schulen 
von  einer  übertriebenen  Wertschätzung  derartiger  Äufserlichkeiten  frei 
halten  müfsten,  dafs  es  nicht  angebracht  sei,  ihr  bei  diesen  Beamten  von 
Amts  wegen  Vorschub  zu  leisten,  und  dafs  endlich  diejenigen,  die  den  Be- 
sitz eines  Titels  wünschten,  diesem  Wunsche  durch  Erwerbung  der  Doktor- 
würde Rechnung  tragen  könnten. 

Bei  der  Abwägung  dieser  entgegenstehenden  Wünsche  und  Ansichten 
konnte  nicht  aufser  acht  gelassen  werden,  dafs,  von  den  Lehrern  abgesehen, 
alle  Beamten,  die  eine  akademische  oder  eine  dieser  gleichartige  Bildung 
nachzuweisen  hatten,  eine  die  Art  ihres  Amtes  zum  Ausdruck  bringende 
und  für  die  Anrede  im  Verkehr  verwendbare  Amtsbezeichnung  besafsen. 
Der  Lehrerstand  konnte  daher  nicht  ohne  Grund  in  dem  Fehlen  einer 
solchen  bei  den  ordentlichen  Lehrern  eine  Zurücksetzung  erblicken,  zumal 
das  gröfsere  Publikum  bei  den  Beamten  in  der  Befugnis  zur  Führung 
eines  Amtstitels  in  der  That  eine  Auszeichnung  erblickt  und  deshalb  ge- 


^)  Häafig  blieben  sie  in  den  unteren  Stellen,  mehrfach  rückten  sie  auch  bis  zur 
ersten  ordentlichen  Lehrerstelle  vor. 

Wiese,  Seholwesen.    Vf,  52 
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neigt  ist,  diejenigen  Beamten,  denen  ein  solcher  versagt  wird,  den  übrigen 
gegenüber  als  minderwertig  zu  betrachten. 

Diesen  Erwägungen  hat  sich  die  Unterrichtsverwaltung  auf  die  Dauer 
nicht  verschliefsen  können.  Sie  erhielten  in  dem  Allerhöchsten  Er- 
lasse vom  28.  Juli  1892  (C.-Bl.  S.  735,  Beier  S.  180)  und  in  der  zu 
seiner  Erläuterung  ergangenen  Verfügung  des  Unterrichtsministers  yom 
31.  August  1892  zum  ersten  Male  ihren  Ausdruck. 

Nach  dem  Königlichen  Erlasse  vom  28.  Juli  1892  führen  alle  wissen- 
schaftlichen Lehrer  der  Gymnasien,  Realgymnasien,  Oberrealschulen,  Pro- 
gymnasien, Realprogymnasien,  Realschulen  und  höheren  Bürgerschulen^) 
die  Amtsbezeichnung  Oberlehrer.  Die  dazu  ergangene  Ausführungs- Ver- 
fügung des  Unterrichtsministers  bemerkte,  dafs  durch  diese  Amtsbezeichnung 
eine  angemessene  Unterscheidung  der  wissenschaftlichen  Lehrer  von  den 
Elementarlehrem  und  ein  für  den  Verkehr  mit  den  Schülern  und  deren 
Eltern  brauchbarer  Titel  gewonnen  werde.  Als  wissenschaftliche  Lehrer 
im  Sinne  des  Allerhöchsten  Erlasses  sind  hiemach  grundsätzlich  seminarisch 
gebildete  Lehrer  nicht  zu  betrachten,  auch  wenn  ihnen  wegen  besonderer 
Tüchtigkeit  wissenschaftlicher  Unterricht  übertragen  worden  ist  Dieser 
Grundsatz  liefs  sich  indessen  bei  der  Ausführung  des  Königlichen  Erlasses 
nicht  ausnahmslos  durchführen.  In  den  ehemaligen  ordentlichen  Lehrer- 
stellen befanden  sich  nämlich,  wie  bereits  oben  bemerkt  wurde,  namentlich 
an  Realanstalten  vielfach  auch  seminarisch  gebildete  Lehrer,  denen  dureh 
ihre  Berufungsurkunde  die  vollen  Rechte  eines  ordentlichen  Lehrers  bei- 
gelegt waren.  Bei  ihnen  konnte  die  Frage,  ob  sie  als  wissenschaftliche 
Lehrer  zu  betrachten  seien,  demnach  nunmehr  von  Amtswegen  Anspruch 
auf  die  Bezeichnung  Oberlehrer  hätten,  nur  von  Fall  zu  Fall  beantwortet 
werden.  Bejaht  wurde  sie  meistens  dann,  wenn  der  betreffende  Lehrer 
ausschliefslich  oder  überwiegend  wissenschaftlichen  Unterricht  erteilte 
und  bisher  in  gleicher  Weise  wie  die  akademisch  gebildeten  ordentlichen 
Lehrer  in  besser  besoldete  Stellen  befördert  war.  Die  Folge  ihrer  Be- 
jahung war  dann  die,  dafs  die  Stelle  bei  ihrer  Erledigung  mit  akademisch 
gebildeten  Lehrern  besetzt  wurde,  und  dars  ihrem  Inhaber  diejenige  Be- 
soldung gewährt  wurde,  die  im  Normaletat  für  die  wissenschaftlichen 
Lehrer  bestimmt  war.  Fehlten  dagegen  die  erwähnten  Merkmale,  so 
wurde  die  Stelle  in  der  Regel  als  Elementarlehrerstelle  betrachtet.  In 
einzelnen  Fällen,  wo  sich  hieraus  Härten  für  den  bisherigen  Inhaber  er- 
gaben, wurde  diesem  auch  wohl  der  Oberlehrertitel  verliehen. 

Der  Königliche  Erlafs  vom  28.  Juli  1892  hat  zwar  den  bisherigen 
Unterschied  zwischen  Oberlehrern  und  ordentlichen  Lehrern  beseitigt, 
nicht  aber  für  alle  wissenschaftlichen  Lehrer  eine  volle  Gleichheit  hin- 
sichtlich der  amtlichen  Bezeichnung  herbeiführen  wollen.  Vielmehr  be- 
stimmte er,  dafs  einem  Teile  derselben  bis  zu  einem  Dritteile  der  Gesamtheit 
der  Charakter  als  Professor  verliehen  werden  könne,  sofern  sie  eine 
zwölfjährige  Schuldienstzeit  von  der  Beendigung  des  Probejahres  ab  zurück- 
gelegt haben.  Nach  der  zur  Ausführung  des  Königlichen  Erlasses  er- 
gangenen Verfügung  des  Unterrichtsministers  sollen  in  der  Regel  für  die 
Verleihung  des  Professortitels  nur  diejenigen  Oberlehrer  in  Aussicht  ge- 
nommen werden,  die  für  die  feste  Zulage  (vgl.  Ziffer  3  B  dieses  Abschnittes) 
in  Betracht  kommen,  und  die  hiernach  geeigneten  Lehrer  unter  grundsätz- 
licher Berücksichtigung  des  Dienstalters  von  dem  Zeitpunkte  der  ersten 


')  Die  beiden  zuletzt  genannten  Arten  von  Schulen  sind  durch  die  Lehrpl&ne  von 
1892  zu  einer  Schulgattung,  den  Realschulen,  yerschmolzen  worden  (vgl.  oben  S.  138). 
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festen  Anstellung  von  den  Provinzialschulkollegien  halbjährlich  mit  der 
Mafsgabe  vorgeschlagen  werden,  dafs  stets  die  in  dem  Allerhöchsten  Er- 
lasse vorgesehene  Höchstzahl  erreicht  wird. 

Über  die  Art,  in  der  hierbei  das  Dienstalter  zu  berechnen  ist,  sind 
vom  Minister  eingehende  Vorschriften  .erlassen  worden.  Mafsgebend  ist 
nicht  das  sogenannte  Besoldungsdienstalter,  das  bei  der  Berechnung  der 
Alterszulagen  in  Betracht  kommt,  sondern  das  vom  Tage  der  ersten  An- 
stellung an  einer  preufsischen  höheren  Schule  gerechnete  Dienstalter.  In 
der  Verfügung  vom  31.  August  1892  wurde  den  Provinzialschulkollegien 
zur  Pflicht  gemacht,  dafür  zu  sorgen,  dafs  innerhalb  der  be- 
treffenden Provinz  ein  Dritteil  der  jeweilig  im  Amte  befindlichen 
Oberlehrer  den  Charakter  als  Professor  haben.  Durch  jene  Anordnung 
wurde  jedoch  bewirkt,  dafs  das  Dienstalter,  in  dem  ein  Oberli^hrer  auf 
die  Verleihung  des  Professortitels  rechnen  konnte,  in  den  verschiedenen 
Provinzen  erhebliche  Ungleichheiten  zeigte.  Um  diese  zu  beseitigen,  nahm 
der  Minister  in  der  Verfügung  vom  4.  Oktober  1893  (C.-Bl.  S.  778;  Beier, 
S.  182  Anm.  2)  von  der  Forderung ,  dafs  in  jeder  Provinz  ein  Dritteil  der 
Oberlehrer  Professoren  sein  sollten,  Abstand.  Jetzt  wird  also  nur  dafür 
Sorge  getragen,  dafs  von  den  qualifizierten  Oberlehrern  das  dem  Dienst- 
alter nach  erste  Dritteil  der  Gesamtzahl  mit  dem  Charakter  als  Pro- 
fessor bedacht  ist.  Die  zur  Ergänzung  dieses  Dritteiis  erforderlichen  Er- 
nennungen erfolgen  demnach  nunmehr  für  den  ganzen  Staat  gleich- 
mäfsig  nach  Mafsgabe  des  Dienstalters.  Die  Vorschläge  gehen 
von  den  Provinzialschulkollegien  aus;  diese  haben  jedesmal  am  l.  Juni 
und  am  1.  November  eine  nach  dem  Dienstalter  geordnete  Liste  der  40 
ältesten  nach  den  bestehenden  Vorschriften  geeigneten  Oberlehrer  ihres 
Amtsbereiches  dem  Minister  einzusenden. 

In  gewissem  Sinne  sollte  durch  den  Professortitel  ein  Ersatz  für  die 
Bezeichnung  „Oberlehrer"  in  ihrer  bisherigen  Bedeutung  gegeben  werden. 
Aber  das  Wesen  beider  Bezeichnungen  ist  nicht  in  allen  Beziehungen  das 
gleiche.  Festzuhalten  ist,  dafs  „Oberlehrer"  —  abgesehen  von  vereinzelten 
Fällen  —  von  jeher  eine  Amtsbezeichnung  war,  „Professor"  dagegen  bei 
den  wissenschaftlichen  Lehrern  der  höheren  Schulen  ein  ihnen  im  Hinblick 
auf  ihr  Amt  verliehener  Charakter.  Ausnahmen  bestehen  in  diesen  Be- 
ziehungen nur  an  einigen  älteren  Gymnasien,  bei  denen  mehrere  Lehrer- 
stellen auf  Grund  der  Satzungen  oder  landesherrlicher  Privilegien  her- 
kömmlich als  Professorstellen  bezeichnet  werden,  ihre  Inhaber  denmach 
von  Amts  wegen  die  Bezeichnung  Ptofessor  führen. 

Der  Titel  „Schulrat",  der  neuerdings,  meistens  unter  gleichzeitiger 
Beilegung  des  Ranges  eines  Rates  vierter  Klasse,  einem  Teile  der  Seminar- 
direktoren und  Kreisschulinspektoren  gegeben  wird,  wird  im  Bereiche  der 
höheren  Unterrichtsverwaltung  nicht  verliehen. 

Die  Amtsbezeichnung  „Direktor"  wurde  durch  den  Allerhöchsten  Er- 
lafs  vom  28.  Juli  1892  auch  auf  die  Leiter  der  Nichtvollanstalten  ausge- 
dehnt. Dadurch  ist  für  diese  die  bisher  mehrfach  vermifste  Unterschei- 
dung von  der  Amtsbezeichnung  der  Vorsteher  gröfserer  Elementarschulen 
herbeigeführt  worden.  Dagegen  hat  die  Fortführung  der  hergebrachten 
Bezeichnung  „Rektor"  für  die  Leiter  einzelner  altberühmter  Gelehrten- 
schulen, wie  der  Landesschule  zu  Pforta,  durch  den  Allerhöchsten  Erlafs 
vom  28.  Juli  1892  nicht  ausgeschlossen  werden  sollen. 

Die  Verleihung  des  Charakters  „Geheimer  Regierungsrat"  an  Direktoren 
von  Vollanstalten  ist  neuerdings  häufiger  geworden  als  früher  und  mehr- 

52* 
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fach  auch  an  die  Leiter  von  Realanstalten  erfolgt.  Aber  auch  jetzt  noch 
ist  sie  eine  besondere  Auszeichnung  geblieben,  die  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle  erst  bei  dem  Ausscheiden  aus  dem  Amte  erfolgt. 

Hinsichtlich  der  Amtsbezeichnung  der  technischen  und  der  Elementar- 
lehrer hat  der  TJnterrichtsminister  in  dem  Erlasse  vom  7.  April  1894 
(Bei er  S.  185,  G.-Bl.  S.  354)  angeordnet,  dafs  diejenigen  seminarisch  ge- 
bildeten Lehrer,  die  ausschliefslich  oder  vorzugsweise  Zeichenunterricht  zu 
erteilen  haben,  die  Bezeichnung  „Zeichenlehrer",  die  ttbrigen  seminarisch 
gebildeten  Lehrer  an  den  höheren  Schulen  die  Bezeichnung  „Lehrer**  mit 
dem  Zusätze  „am  Gymnasium**,  „an  der  Realschule**  u.  s.  w.  je  nach  der 
Art  der  Anstalt,  die  Lehrer  an  den  Vorschulen  die  Bezeichnung  „Vor- 
schullehrer** zu  führen  haben.  Bewährte  und  ältere  technische  Lehrer, 
in  einzelnen  Ausnahmefällen  auch  tüchtige  Elementarlehrer,  die  wissen- 
schaftlichen Unterricht  erteilen,  werden  durch  den  Titel  „Oberlehrer**  aus- 
gezeichnet. Dagegen  wird  der  Charakter  als  Professor  technischen  Lehrern 
i'etzt  seltener  als  früher  und  nur  noch  im  Hinblick  auf  hervorragende 
künstlerische  Leistungen  verliehen.  Der  Oberlehrertitel  ändert  nichts  an 
dem  Charakter  der  Stelle*),  die  der  betreffende  Lehrer  bekleidet,  giebt 
diesem  vor  allen  Dingen  nicht  Anspruch  auf  den  Rang  der  etatsmäfsigen 
Oberlehrer  und  auf  den  den  letzteren  zustehenden  Wohnungsgeldzuschufs. 

An  den  Grundsätzen,  nach  denen  bei  der  Verleihung  des  Prädikats 
„Musikdirektor**  an  Gesanglehrer  verfahren  wird,  ist  neuerdings  nichts 
geändert  worden*). 

Der  Charakter  als  Geheimer  Regierungsrat  wird  von  Seiner  Majestät 
dem  Könige  verliehen.  Für  die  Verleihung  des  Charakters  als  Professor 
ist,  sofern  sie  nicht  in  geeigneten  Fällen  durch  den  König  erfolgt,  der 
Unterrichtsminister  zuständig.  Dieser  befindet  auch  über  die  Beilegung 
des  Titels  „Oberlehrer**  und  „Musikdirektor**. 


2.   Die  Rangverhältnisse. 

Nach  der  Kabinettsordre  vom  23.  Dezember  1842  (Bei er  S.  180) 
gehören  die  Direktoren  der  Gymnasien  und  der  „vollständigen  zu  Ent- 
lassungsprüfungen berechtigten  höheren  Bürgerschulen**,  wie  die  ordent- 
lichen Professoren  an  den  Universitäten,  der  vierten  Rangklasse*)  an. 
Als  vollständige  zu  Entlassungsprüfungen  berechtigte  höhere  Bürger- 
schulen im  Sinne  jener . Kabinettsordre  galten  später,  als  für  die  Real- 
anstalten neue  Bestimmungen  gegeben  wurden  und  neue  Bezeichnungen 
aufkamen,  nur  die  neunstufigen  Anstalten,  also  unsere  jetzigen  Realgym- 
nasien und  Oberrealschulen.  Die  Professoren  an  den  oben  erwähnten 
Anstalten  sollten  nach  der  Kabinettsordre  vom  23.  Dezember  1842,  wie  die 
aufserordentlichen  Professoren  der  Universitäten,  den  Rang  eines  Regierungs- 
oder Oberlandesgerichts-Assessors  haben,  also  der  fünften  Rangklasse  an- 
gehören. 

Über  die  Rangstellung  derjenigen  an  Vollanstalten  angestellten  Lehrer, 
die  nicht  Professoren  waren,   sowie   der  Vorsteher   und  der  Lehrer   der 


1)  Die  ffenaue  Bezeichnung  ist  daher  nicht  „Oberlehrer  am  Realgymnasium''  u.  s.  w., 
sondern  .Lehrer  am  Realgymnasium,  Oberlehrer  N.  N.''. 

•)  Vgl.  hierüber  Bd.  I,  S.  570  und  Wiese-Kübler  Bd.  U,  S.  108. 

*)  Zu  dieser  gehören  jetzt  u.  a.  die  Proyinzialschulräte,  Rederungsräte,  Oberlandes- 

Serichtsräte,  Landräte,  Landgerichtsdirektoren,  seit  1898  auch  die  Landgerichtsräte  und 
ie  Amtsgerichtsräte. 
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Nichtvollanstalten  waren  früher  keine  Bestimmungen  vorhanden.  Bis  zum 
Jahre  1872  wurde  die  erwähnte  Lücke  wenig  empfunden,  zumal  sie  nur 
selten  praktische  Folgen^)  hatte  und  man  wohl  fast  allgemein  annahm, 
dafs  die  wissenschaftlichen  Lehrer  an  den  höheren  Schulen  als  Stand  in 
sozialer  Beziehung  hinter  den  übrigen  gelehrten  Berufsständen  nicht  zurück- 
stehen. 

Die  Rangfrage  erhielt  aber  eine  wesentliche  Bedeutung,  als  die  Aus- 
führung des  Gesetzes  über  die  Gewährung  von  Wohnungsgeldzuschüssen 
an  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  vom  12.  Mai  1873 '')  in  Frage  kam. 
Der  diesem  Gesetze  beigefügte  Tarif  regelte  nämlich  die  Höhe  des  Wohnungs- 
geldzuschusses nach  Mafsgabe  des  Dienstranges,  und  das  Gesetz  selbst  be- 
stimmte in  §  2  Absatz  III,  dafs  für  solche  Beamte  und  Lehrer ,  denen  ein 
bestimmter  Dienstrang  nicht  beigelegt  ist,  durch  den  Ressortchef  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Finanzminister  festzustellen  ist,  welcher  der  im  Tarif 
bestimmten  Beamtenklassen  dieselben  beizuzählen  sind.  Hiernach  hatten 
nur  die  Direktoren  und  die  Professoren  an  Vollanstalten  auf  den  Wohnungs- 
geldzuschufs  nach  Abteilung  III  des  Tarifs  (Beamte  der  vierten  und  fünften 
Rangklasse)  von  Gesetzes  wegen  Anspruch,  für  die  übrigen  Direktoren 
bezw.  Rektoren  und  Lehrer  hing  die  Festsetzung  von  der  übereinstimmen- 
den Entscheidung  des  Unterrichtsministers  und  des  Finanzministers  ab. 
Diese  Entscheidung  ging  damals  dahin,  dafs  zur  Abteilung  III  des  Tarifs 
von  den  hier  in  Betracht  kommenden  Beamten  nur  die  Direktoren  der 
Yollanstalten ,  die  Rektoren  der  Nichtvollanstalten  und  die  Inhaber  etats- 
mäfsiger  Oberlehrerstellen  bei  den  Gymnasien  und  Realschulen  erster 
Ordnung  (den  heutigen  Realgymnasien),  alle  übrigen  Lehrer  an  höheren 
Schulen  dagegen  zur  Abteilung  IV  gehören^).  Die  Oberlehrer  an  den 
Nichtvollanstalten  und  die  ordentlichen  Lehrer  an  allen  höheren  Schulen 
wurden  auf  diese  Weise  hinsichtlich  des  Wohnungsgeldzuschusses  den 
Subaltembeamten  gleichgestellt*).  Allerdings  wurden  die  Oberförster,  die 
Bauinspektoren  und  die  Anstaltsgeistlichen,  denen  bisher  ebenfalls  kein 
bestimmter  Dienstrang  zuerteilt  war,  in  gleicher  Weise  eingereiht.  Nach- 
dem indessen  diese  Beamten  später  der  fünften  Rangklasse  zugewiesen 
worden  waren,  konnte  erwartet  werden,  dafs  auch  die  Lehrer  hinsichtlich 
des  Dienstranges  den  übrigen  akademisch  gebildeten  Beamten  gleichgestellt 
werden  würden.  Diese  Gleichstellung  wurde  durch  den  Allerhöchsten 
Erlafs  vom  23.  Juli  1886  angebahnt  (Wiese- Kubier  Bd.  II,  S.  105). 
Hier  wurde  den  Rektoren  (Direktoren)  der  staatlichen  und  der  sonstigen 
unter  alleiniger  Verwaltung  des  Staates  stehenden  Progymnasien,  Realpro- 
gymnasien, Real-  und  höheren  Bürgerschulen,  sowie  den  Oberlehrern  und 
ordentlichen  Lehrern  an  den  staatlichen  und  den  sonstigen  unter  alleiniger 
Verwaltung  des  Staates  stehenden  höheren  Unterrichtsanstalten  der  Rang 
der  fünften  Klasse  der  höheren  Beamten  der  Provinzial- 
behörden  beigelegt. 

Der  Erlafs   bezog   sich   nur  auf  die  Vorsteher   und  Lehrer  der  vom 


^)  Eigentlich  wohl  nur  in  den  vereinzelten  Fällen  von  Dienstreisen  und  Versetzungen 
(vgl.  unten  Ziffer  4  dieses  Abschnittes). 

')  Das  Gesetz  und  der  Tarif  sind  bei  Beier,  S.  205  abgedruckt. 

*)  Beamte,  welche  zwischen  den  Beamten  der  fünften  Bangklasse  und  den  Subaltem- 
beamten der  Provinzialbehörden  rangieren,  Subaltembeamte  zweiter  Klasse  bei  den 
Centralbeh Orden,  Subaltembeamte  bei  den  Provinzial-  und  Lokalbehörden. 

*)  Sie  standen  sogar  noch  ungunstiger  als  die  Subaltembeamten  erster  Klasse  bei 
den  Centralbehörden,  denn  diese  bezogen  den  Wohnungsgeldzuschuls  nach  Abteilung  III 
des  Tarifs. 
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Staate  verwalteten  Anstalten,  soweit  ihre  Rangverhältnisse  noch  nicht  ge- 
regelt waren.  Hinsichtlich  der  übrigen  Rektoren  (Direktoren)  und  wissen- 
schaftlichen Lehrer  fand  er  seine  Ergänzung  in  dem  Königlichen  Erlasse 
vom  28.  Juli  1892  (C.-Bl.  S.  735).  Dieser  bezog  sich,  soweit  er  Titel- 
und  Rangverhältnisse  regelte,  auf  staatliche  und  nichtstaatliche  höhere 
Schulen,  die  dem  Unterrichtsminister  unterstellt  sind,  und  wies  die 
wissenschaftlichen  Lehrer  derselben  und  die  Leiter  der  Nichtvoll anstalten 
in  die  fünfte  Rangklasse  0.  Er  hob  aber  ferner  einen  Teil  jener  Direk- 
toren und  Lehrer  vor  den  übrigen  durch  Erteilung  eines  höheren  per- 
sönlichen Ranges  heraus,  indem  er  bestimmte,  dafs  nach  Zurücklegung 
einer  zwölfjährigen  Dienstzeit,  von  der  Beendigung  des  Probejahres  an, 
gegebenenfalls  die  Direktoren  der  Nichtvollanstalten  zur  Verleihung  des 
persönlichen  Ranges  der  Räte  vierter  Klasse  in  Vorschlag  gebracht  werden 
dürfen,  und  dafs  für  die  Hälfte  der  Professoren  der  gleiche  Rang  erbeten 
werden  kann. 

Am  Schlüsse  des  Allerhöchsten  Erlasses  vom  28.  Juli  1892  wird  gesagt, 
dafs  die  ihm  entgegenstehenden  älteren  Bestimmungen  durch  ihn  abge- 
ändert bezw.  aufgehoben  werden.  Die  älteren  Bestimmungen  über  die 
Rangverhältnisse  bleiben  also  bestehen,  soweit  ihnen  der  Erlafs  nicht 
widerspricht  Da  dieser  die  Direktoren  der  Vollanstalten  überhaupt  nicht 
betrifft,  so  ist  es  hinsichtlich  ihrer  bei  dem  bisherigen  Zustande  ver- 
blieben, wie  er  durch  die  Kabinettsordre  vom  23.  Dezember  1842  fest- 
gelegt worden  ist,  d.  h.  sie  gehören  der  vierten  Rangklasse  an. 

Ein  Professor  an  einer  höheren  Schule  und  der  Direktor  einer  Nicht- 
vollanstalt  erhalten  durch  Verleihung  des  Ranges  eines  Rates  vierter 
Klasse  nicht  den  Stellenrang,  sondern  nur  den  persönlichen  Rang  der 
Räte  dieser  Klasse.  Diese  Unterscheidung  kommt  namentlich  bei  Ver- 
setzungen in  der  geringeren  Vergütung  für  ümzugskosten  zur  praktischen 
Bedeutung. 

Die  Zahl  derjenigen  Professoren,  für  die  der  Rang  der  Räte  vierter 
Klasse  erbeten  werden  kann,  sollte  nach  dem  Allerhöchsten  Erlasse  vom 
28.  Juli  1892  nicht  gröfser  sein  als  die  Hälfte  ihrer  Gesamtzahl.  Bei  der 
Ausführung  des  Erlasses  wurde  dafür  Sorge  getragen,  dafs  die  Hälfte 
auch  stets  erreicht  wurde.  Für  die  Auswahl  derselben  sollten  die  näm- 
lichen Grundsätze  gelten  wie  für  die  der  zu  Professoren  zu  ernennenden 
Oberlehrer,  d.  h.  in  erster  Linie  sollte  das  Dienstalter  mafsgebend  sein. 
Die  darauf  bezüglichen  Vorschriften  haben  jedoch  jetzt  keine  praktische  Be- 
deutung mehr.  Denn  durch  den  Allerhöchsten  Erlafs  vom  27.  Januar  1898") 
wurde  bestimmt,  dafs  fortan  „für  alle  zu  Professoren  charakterisierte  Ober- 
lehrer" der  Gymnasien,  Realgymnasien,  Oberrealschulen,  Progymnasien,  Real- 
progymnasien, Realschulen  (höhere  Bürgerschulen)  die  Verleihung  des  persön- 
lichen Ranges  als  Räte  vierter  Klasse  erbeten  werden  darf,  sofern  sie  einen 
zwölfjährigen  Schuldienst  von  der  Beendigung  des  Probejahres  ab  zurück- 
gelegt haben.  Von  dieser  Befugnis  wird  jetzt  in  ihrem  vollen  Umfange  Ge- 
brauch gemacht ;  demgemäfs  wird  für  jeden  Oberlehrer,  der  den  Charakter 


^)  Hierher  gehören  u.  a.:  Oberförster,  Land-  und  Amtsrichter,  StaatsanwiÜte, 
Seminardirektoren,  Archivare  zweiter  Klasse,  Bauinspektoren,  Strafanstaltsdirektoren, 
Anstaltsgeistliche. 

')  Der  Erla(s  bezieht  sich  auf  Beamte  verschiedener  Verwaltungszweige  und  ist  in 
der  Gesetzsammlung,  S.  5,  abgedruckt.  Der  auf  die  Professoren  höherer  Schulen  be- 
zügliche Teil  ist  bei  Beier,  S.  181  wiedergegeben. 
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als  Professor  erhalten  hat,  bald  darauf  die  Verleihung  jenes  höheren  persön- 
lichen Ranges  erbeten. 

Bei  den  Direktoren  der  Nichtvollan stalten  war  die  Zahl  der  für  diese 
Verleihung  vorzuschlagenden  von  vornherein  nicht  beschränkt.  Nach  dem 
Erlasse  des  Unterrichtsministers  vom  31.  August  1892  (Bei er  S.  181, 
C.-Bl.  S.  730)  sollte  sie  zugleich  mit  der  Ernennung  zum  Direktor  bezw. 
mit  der  Bestätigung  als  solcher  nur  „gegebenen  Falls",  d.  h.  beim  Vor- 
handensein gewichtiger  Gründe  beantragt  werden.  Da  die  Professoren 
an  jenen  Anstalten  bei  Erreichung  des  erforderlichen  Dienstalters  in  der 
Begel  auf  die  Rangerhöhung  rechnen  konnten,  so  mufste,  soweit  angängig, 
vermieden  werden,  dafs  der  Direktor  im  Range  niedriger  stehe  als  ein 
ihm  unterstellter  Professor  an  der  gleichen  Anstalt.  Diesem  Zwecke  hat 
jener  Erlafs  durch  zwei  besondere  Bestimmungen  Rechnung  getragen. 
Erstens  soll  die  Verleihung  des  Ranges  eines  Rates  vierter  Klasse  für 
Direktoren  von  Nichtvollanstalten  bei  ausreichendem  Dienstalter  überall 
da  beantragt  werden,  wo  besondere  Verhältnisse  dafür  sprechen,  z.  B.,  wenn 
an  der  Anstalt  ein  Professor  vorhanden  ist,  welcher  der  vierten  Rangklasse 
angehört  oder  in  kurzer  Zeit  in  dieselbe  befördert  werden  soll.  Zweitens 
soll  darauf  geachtet  werden,  dafs,  sofern  nicht  besondere  Bedenken  vor- 
liegen, für  einen  Direktor  die  Erwirkung  der  vierten  Rangklasse  spätestens 
mit  dem  Zeitpunkte  vorgeschlagen  wird,  in  welchem  die  Professoren  von 
gleichem  Dienstalter  dazu  in  Aussicht  genommen  werden.  Für  beide 
Kategorien  ist  hierbei  das  Dienstalter  vom  Tage  der  ersten  Anstellung 
zu  rechnen.  In  der  Praxis  wird  so  verfahren,  dafs  in  der  Regel  alle 
Direktoren  der  Nichtvollanstalten,  welche  eine  zwölfjährige  Dienstzeit 
zurückgelegt  haben,  des  Ranges  der  Räte  vierter  Klasse  teilhaftig  werden. 

Die  Verleihung  des  Ranges  eines  Rates  vierter  Klasse  erfolgt  durch 
Seine  Majestät  den  König,  und  zwar  in  der  Regel  für  alle  zu  dem  gleichen 
Zeitpunkte  in  Betracht  kommenden  Direktoren  und  Professoren  in  einem 
einzigen  Erlasse.  Ein  besonderes  Allerhöchst  vollzogenes  Patent  wird  den 
einzelnen  nicht  ausgefertigt;  diesen  wird  nur  durch  das  zuständige 
ProvinzialschulkoUegium  im  Auftrage  des  Ministers  von  der  Verleihung 
Kenntnis  gegeben. 

3.  Die  Besoldungen^). 

A)  Die  Zeit  bis  1892. 

Es  hat  geraumer  Zeit  bedurft,  bis  die  Besoldungsverhältnisse  der 
Lehrer  an  den  höheren  Schulen  wenigstens  einigermafsen  einheitlich  ge- 
regelt wurden.  Die  Mannigfaltigkeit,  die  ursprünglich  auf  diesem  Gebiete 
herrschte,  hatte  ihren  Grund  zum  Teil  in  der  Verschiedenheit  der  Patronate 
und  in  der  Abneigung  des  Staates,  auf  diese  hinsichtlich  der  Bemessung 
der  Besoldungen  einen  Zwang  auszuüben.  Aber  auch  nicht  einmal  für  die 
staatlichen  Anstalten  bestanden  früher  feste  Grundsätze.  Diese  für  uns 
auffallende  Erscheinung  fand  ihre  Erklärung  in  der  selbständigen  Rechts- 
persönlichkeit der  einzelnen  höheren  Schulen*)  und  in  der  damit  ver- 
bundenen Anschauung,  dafs  die  zu  ihrer  Unterhaltung  erforderlichen  Aus- 


^)  Vgl.  hierzn  die  ausführliche  Darstellung  yon  Lexis  in  seiner  Schrift:  „Die 
Besoldungsverhältnisse  der  Lehrer  an  den  höheren  Unterrichtsanstalten  Preulkens^. 
Jena,  Gustav  Fischer,  1898. 

*)  Über  die  wichtigen  budgetrechtlichen  Folgen  dieses  Zustandes  vgl.  Abschnitt  X. 
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gaben  grundsätzlich  aus  ihren  eigenen  Einnahmen  zu  bestreiten  und  sich 
deshalb  die  Höhe  dieser  Ausgaben  nach  der  der  Einnahmen  zu  richten 
habe.  Jene  Anschauung  bestand  auch  noch  nach  dem  Inkrafttreten 
des  ersten  Normaletats  vom  10.  Januar  1863^).  Denn  obgleich 
dieser  für  die  Besoldungen  der  Direktoren  und  Lehrer  bestimmte  nach 
Ortsklassen  abgestufte  Sätze  aufstellte,  so  hatte  er  doch  nur  die  Natur 
eines  Programms,  dessen  Verwirklichung  von  dem  Vorhandensein  der  er- 
forderlichen Mittel  abhängig  war.  So  kam  es,  dafs  er  bis  zum  Jahre  1872, 
in  dem  ein  neuer  Normaletat  aufgestellt  wurde,  noch  nicht  einmal  yoU- 
ständig  durchgeführt  war. 

Der  Normaletat  vom  20.  April  1872*)  bedeutete  nicht  nur  hin- 
sichtlich der  Höhe  der  Besoldungssätze,  sondern  auch  hinsichtlich  seines 
Geltungsbereiches  einen  wesentlichen  Fortschritt.  Während  nämlich  der- 
jenige von  1863  nur  für  die  Gymnasien  mafsgebend  sein  sollte,  war  der  von 
1872  von  vornherein  für  die  Realschulen  erster  Ordnung  mitbestimmt.  Ober 
die  Besoldungen  der  Direktoren  und  Lehrer  an  den  Realschulen  zweiter 
Ordnung,  den  Progymnasien,  höheren  Bürgerschulen  u.  s.  w.  enthielt  er 
allerdings  keine  Bestimmung. 

Für  die  staatlichen  Gymnasien  und  Realschulen  erster  Ordnung  wurde 
der  Normaletat  von  1872  sehr  bald  vollständig  durchgeführt.  Auch  die 
überwiegende  Mehrzahl  der  nichtstaatlichen  Patronate  regelte  allmählich 
die  Besoldungen  an  den  von  ihnen  unterhaltenen  höheren  Schulen  im  An- 
schlufs  an  den  Normaletat,  mehrere  gröfsere  Städte  gingen  sogar  über  die 
Sätze  desselben  noch  hinaus. 

Das  Gesetz  vom  12.  Mai  1873  über  die  Wohnungsgeldzuschüsse  der 
unmittelbaren  Staatsbeamten  brachte  den  Lehrern  der  staatlichen  höheren 
Schulen  eine  neue  Verbesserung  ihres  Einkommens.  Aber  gerade  in  Lehrer- 
kreisen herrschte  Unzufriedenheit  über  die  Art  seiner  Ausführung.  Man 
kann  sogar  mit  vollem  Rechte  sagen,  dafs  die  Bewegung  des  höheren 
Lehrerstandes  für  die  Verbesserung  seiner  äufseren  Stellung  eigentlich 
erst  seit  dem  Inkrafttreten  jenes  Gesetzes  einen  gröfseren  Umfang 
gewonnen  hat.  Der  Grund  war  ein  zweifacher.  Erstens  wurden,  wie 
oben  (S.  821)  näher  dargelegt  ist,  nur  den  Leitern  der  höheren  Schulen 
und  einer  Minderheit  der  Lehrer  die  Wohnungsgeldzuschüsse  nach  Ab- 
teilung III  des  Tarifs  gewährt;  sämtliche  ordentlichen  Lehrer  und  sogar 
ein  Teil  der  Oberlehrer  erhielten  die  Sätze  der  Abteilung  IV,  wurden  also 
bezüglich  der  Wohnungsgeldzuschüsse  den  Subalternbeamten  der  Provinzial- 
behörden  gleichgestellt.  Zweitens  zeigte  ein  grofser  Teil  der  nichtstaatlichen 
Patronate  hinsichtlich  der  Gewährung  des  Wohnungsgeldzuschusses  auch 
nur  nach  Mafsgabe  der  für  die  Lehrer  an  staatlichen  Anstalten  ge- 
troffenen Bestimmungen  bei  weitem  nicht  dieselbe  Beweitwilligkeit  wie 
bezüglich  einer  im  Anschlufs  an  den  Normaletat  vorzunehmenden  Regelung 
der  Besoldungen;  so  kam  es,  dafs  lange  Zeit  hindurch  an  einer  grofsen 
Anzahl  nichtstaatlicher  Anstalten  die  Lehrer  wesentlich  geringer  besoldet 
waren  als  diejenigen  an  Königlichen  Anstalten. 


1)  Vgl.  Bd.  I,  S.  582;  Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze,  1.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  261.  — 
In  Ziffer  8  dieses  Normaletats  hei&t  es :  .Durch  die  Aufstellung  dieses  Normaletats  wird 
nicht  beabsichtigt,  zur  Erreichung  der  Besoldungssätze  desselben  in  der  F&rsorge  des 
Staates  für  die  Gymnasien  über  die  ihm  obliegenden  Verpflichtungen  hinauszugehen. 
Der  Normaletat  ist  vielmehr  nur  allmählich  nach  Malsgabe  der  aus  unmittelbaren  und 
mittelbaren  Staatsfonds  und  hauptsächlich  der  bei  den  einzelnen  Anstalten  hierzu  ver- 
f&gbaren  Mittel  zur  Ausführung  zu  bringen.'' 

*)  Vgl.  Bd.  lU,  S.  420,  und  Wiese-Kübler  Bd.  II,  S.  284. 
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Die  Bewegung  der  Lehrer  für  eine  Besserung  ihrer  äurseren  Stellung 
hatte,  der  geschilderten  Sachlage  entsprechend,  ursprünglich  zwei  Ziele, 
nämlich  erstens  die  Einreihung  aller  akademisch  gebildeten  Lehrer  in  die 
Abteilung  III  des  für  die  Wohnungsgeldzuschüsse  aufgestellten  Tarifs 
und  zweitens  gleiche  Bemessung  des  Einkommens  der  Lehrer  an  nicht- 
staatlichen und  an  staatlichen  Anstalten. 

Die  erste  dieser  Forderungen  war  gleichbedeutend  mit  der,  dafs  alle 
Lehrer  der  höheren  Schulen  hinsichtlich  des  Wohnungsgeldzuschusses  den 
Richtern  erster  Instanz  gleichgestellt  würden.  Sie  führte  aber,  nachdem 
einmal  die  Erörterung  der  Besoldungsfrage  in  Flufs  gekommen  war  und 
Anlafs  zu  Yergleichungen  des  Diensteinkommens  der  höheren  Lehrer  mit 
dem  der  anderen  Beamtenklassen  gegeben  hatte,  bald  dahin,  dafs  die  schon 
früher  aufgestellte  Forderung  der  Gleichstellung  auch  bezüglich  des 
eigentlichen  Gehaltes  mit  den  Richtern  den  Gegenstand  einer  lebhaften 
Bewegung  in  den  Kreisen  des  höheren  Lehrerstandes  bildete.  Man  berief 
sich  bei  dieser  Forderung  darauf,  dafs  sie  schon  im  Jahre  1845,  als  es 
sich  zum  ersten  Male  um  die  Feststellung  von  Normalgehältern  Ifür  die 
Lehrer  der  Gymnasien  handelte,  vom  Finanzminister  als  gerechtfertigt  an- 
erkannt worden  war  *),  und  dafs  sich  im  Jahre  1859  der  Unterrichtsminister 
Y.  Bethmann-Hollweg  und  der  damalige  Finanzminister  in  ähnlichem  Sinne 
ausgesprochen  hatten.  Im  Normaletat  von  1863  war  jener  Forderung 
insoweit  Rechnung  getragen,  dafs  die  Gehälter  der  Direktoren  und  Lehrer 
denen  der  Direktoren  und  Mitglieder  der  Untergerichte  wenigstens  einiger- 
mafsen  angenähert  wurden.  Im  Entwürfe  des  Normaletats  von  1872  hatte  die 
Staatsregierung  die  volle  Gleichstellung  beider  Beamtengattungen  bezüglich 
der  Besoldung  vorgesehen,  das  Abgeordnetenhaus  beseitigte  jedoch  diese 
Gleichstellung,  indem  es  die  für  die  Richter  vorgeschlagenen  Sätze  erhöhte 
und  den  Mindestsatz  der  Besoldungen  der  Lehrer  in  den  Provinz! alstädten 
um  100  Thaler  (auf  600  Thaler)  herabsetzte,  letzteres  allerdings  unter  Er- 
höhung des  Höchstsatzes  um  ebenfalls  100  Thaler  (auf  1500  Thaler).  Der 
in  dieser  Beziehung  noch  vorhandene  geringe  Unterschied  wurde  durch  die 
oben  geschilderte  Art  der  Ausführung  des  Gesetzes  über  die  Wohnungsgeld- 
zuschüsse für  die  ordentlichen  Lehrer  wesentlich  erhöht.  Eine  weitere  noch 
stärkere  Vergröfserung  desselben  wurde  durch  die  im  Jahre  1879  bei  Ein- 
führung der  neuen  Gerichtsorganisation  erfolgte  anderweitige  Regelung  der 
Richtergehälter  herbeigeführt.  Die  Staatsregierung  hatte  damals  für  die 
Amts-  und  Landrichter  ein  Gehalt  von  2400  bis  5400  Mark  vorgeschlagen, 
das  Abgeordnetenhaus  erhöhte  jedoch  den  Höchstbetrag  auf  6000  Mark. 
Hierdurch  wurde,  bei  Berücksichtigung  des  niedrigeren  Wohnungsgeld- 
zuschusses der  ordentlichen  Lehrer,  der  Unterschied  zwischen  den  Mindest- 
gehältern zum  Teil  bis  auf  828,  der  zwischen  den  Höchstgehältern  auf 
1500  Mark  erhöht.  Der  letztere  blieb  auch  bestehen,  als  in  Folge  der  im 
Jahre  1886  erfolgten  Einreihung  aller  wissenschaftlichen  Lehrer  in  die 
fünfte  Rangklasse  die  Unterschiede  zwischen  dem  Betrage  der  Wohnungs- 
geldzuschüsse fortfielen  und  dadurch  die  im  Mindesteinkommen  wenigstens 
(in  Berlin  bis  auf  300  Mark)  verringert  wurden. 

Die  Erfüllung  der  zweiten  Forderung  scheiterte  zunächst  an  der  Un- 
möglichkeit, nach  Lage  der  damaligen  Gesetzgebung  auf  die  Patrone  nicht- 
staatlicher höherer  Schulen  einen  Zwang  zur  Gleichstellung  der 
Lehrer  derselben  mit  denen  der  Staatsanstalten  bezüglich  ihres  Dienstein- 


^)  Vgl.  hierüber  die  AasfÜhrangen  bei  Lexis,  a.  a.  0.,  S.  9ff. 
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bommens  auszuüben.  Im  Laufe  der  Zeit  gewann  allerdings  die  Auffassung, 
dafs  die  Beseitigung  der  vorhandenen  Ungleichheiten  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  auch  im  öffentlichen  Interesse  liege,  eine  wachsende  Zahl  von  An- 
hängern. Da  der  Staat  den  nichtstaatlichen  höheren  Schulen  die  nämlichen 
Berechtigungen  zuerkennt  wie  den  staatlichen,  so  mufste  er  darauf  halten, 
dafs  beide  Gattungen  im  allgemeinen  über  gleichwertige  Lehrer  verfügten. 
Wenn  aber  den  Lehrern  an  der  einen  Gattung  ein  wesentlich  geringeres 
Diensteinkommen  gewährt  wurde  als  den  übrigen,  so  lag  die  Gefahr  nahe, 
dafs  dieser  Unterschied  auch  auf  die  Qualität  der  Lehrer  und  demgemäfs 
auf  die  Leistungen  der  Anstalten  nicht  ohne  Einflufs  blieb.  Um  ihr  ent- 
gegenzutreten, suchte  die  Unterrichtsverwaltung  zunächst  durch  Verhand- 
lungen mit  den  Patronaten  und  geeignetenfalls ,  soweit  Mittel  vorhanden 
waren,  durch  Zusicherung  von  Zuschüssen  jene  zur  Genehmigung  des  den 
Lehrern  an  staatlichen  Anstalten  zustehenden  Diensteinkommens  zu  be- 
stimmen. Die  Verhandlungen  hatten  jedoch  nicht  immer  den  gewünschten 
£rfolg.  Selbst  manche  leistungsfähige  Gemeinden  weigerten  sich,  den 
Lehrern  an  den  von  ihnen  unterhaltenen  höheren  Schulen  Wohnungsgeld- 
zuschüsse oder  diesen  entsprechende  Zulagen  zu  den  Sätzen  des  Normal- 
etats zu  gewähren.  Der  Grund  dieser  Weigerung  war  hier  wohl  in  den 
seltensten  Fällen  Mangel  an  Interesse  für  die  Schulen,  sondern  vorzugs- 
weise die  Befürchtung,  dafs  durch  eine  Erhöhung  der  Dienstbezüge  jener 
Lehrer  auch  die  übrigen  aus  Gemeindemitteln  besoldeten  Beamten  ver- 
anlafst  werden  möchten,  ebenfalls  eine  Erhöhung  ihres  Einkommens  zu 
fordern.  Diese  Befürchtung  stand  mit  der  irrigen  Auffassung  im  Zu- 
sammenhange, dafs  die  Lehrer  der  von  Gemeinden  unterhaltenen  An- 
stalten als  Gemeindebeamte  zu  betrachten  seien  und  deshalb  ihre  Be- 
soldung nur  im  Zusammenhange  mit  der  der  übrigen  Gemeindebeamten 
zu  regeln  sei. 

Unter  diesen  Umständen  lag  es  nahe,  durch  Gesetz  die  Möglichkeit 
der  Ausübung  eines  Zwanges  auf  die  widerstrebenden  nichtstaatlichen 
Patronate  zu  geben.  Der  erste  hierauf  bezügliche  Versuch  ging  vom  Hause 
der  Abgeordneten  aus.  In  diesem  brachte  der  Abg.  Dr.  Kropatscheck  im 
Jahre  1886  den  Antrag  auf  Annahme  eines  aus  6  Paragraphen  bestehenden 
Gesetzentwurfes  „über  die  Gleichstellung  der  Lehrer  an  den  nichtstaatlichen 
höheren  Lehranstalten  mit  denjenigen  an  den  Anstalten  staatlichen  Patronats** 
ein  ^).  Der  Gesetzentwurf  wurde  einer  Kommission  zur  Vorberatung  über- 
wiesen, von  dieser  in  mehreren  Punkten  abgeändert  und  schliefslich  vom 
Hause  angenommen.  Allerdings  erfolgte  die  Annahme  nicht  ohne  Wider- 
spruch. Dieser  stützte  sich  im  wesentlichen  darauf,  dafs  der  Entwurf 
auch  in  der  durch  die  Kommission  gemilderten  Fassung  einen  schweren 
Eingriff  in  die  Selbstverwaltung  der  Gemeinden  enthalte  und  diesen 
finanzielle  Verpflichtungen  auferlege,  deren  künftiger  Umfang  sich 
nicht  übersehen  lasse.  Die  Bedenken  der  Minderheit  des  Abgeordneten- 
hauses wurden  vom  Herrenhause  als  berechtigt  anerkannt;  hier  wurde 
der  Entwurf  nach  dem  Vorschlage  des  Berichterstatters  einstimmig  ab- 
gelehnt ^). 

Im  Jahre  1888  hatte  sich  das  Abgeordnetenhaus  mit  dem  Gegenstande 
zum  zweiten  Male  zu  beschäftigen.    Der  Gesetzentwurf,  der  ihm  von  den 


^)  Vgl.  Drucksachen    des    Hauses    der   Abgeordneten,     XVI.   Legislaturperiode, 
1.  Session,  Nr.  58. 

*)  Vgl.  Stenogr.  Berichte  des  Herrenhauses,  S.  300  u.  dOl. 
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Abgg.  Dr.  Kropatscheck  und  v.  SchenkendorflF  unterbreitet  wurde  ^),  wich 
von  dem  früheren  in  dem  Sinne  ab,  dafs  er  den  Bedenken  der  Minderheit 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  Rechnung  trug.  Er  hatte  aber  das  gleiche 
Schicksal.  Nachdem  er  vom  Abgeordnetenhause  angenommen  war,  wurde 
er  vom  Herrenhause  wiederum  abgelehnt.  Allerdings  war  hier  diesmal 
die  Stimmung  gegenüber  dem  ihm  zu  Grunde  liegenden  Gedanken  nicht 
ganz  so  ungünstig  wie  zwei  Jahre  vorher.  Denn  bei  der  Besprechung,  die 
sich  an  den  Vortrag  des  Berichterstatters  knüpfte,  trat  ein  hervorragendes 
Mitglied')  der  Auffassung  entgegen,  dafs  der  Entwurf  einen  unnötigen 
Eingriff  in  die  bestehenden  Verhältnisse  enthalte;  im  Anschlufs  hieran 
sprach  es  die  Erwartung  aus,  dafs  die  Staatsregierung  die  Initiative  zu 
einer  auf  den  Gegenstand  bezüglichen  Gesetzgebung  ergreifen  werde. 

Eine  Besserung  in  der  Lage  der  höheren  Lehrer  war  demnach  bisher 
nur  insofern  herbeigeführt  worden,  als  durch  die  Versetzung  aller  wissen- 
schaftlichen Lehrer  in  die  fünfte  Rangklasse  den  ordentlichen  Lehrern  der 
staatlichen  Anstalten  der  erhöhte  Wohnungsgeldzuschufs  der  Abteilung  III 
des  Tarifs  gesichert  worden  war.  Bezüglich  der  älteren  Lehrer  und 
der  grofsen  Mehrzahl  der  Lehrer  an  nichtstaatlichen  Anstalten  war  keine 
Änderung  eingetreten. 

Die  Klagen,  die  sich  an  diese  Zustände  knüpften,  wurden  noch  ver- 
schärft durch  die  Art  des  Aufrückens  der  wissenschaftlichen 
Lehrer  im  Gehalte.  In  dem  Etat  jeder  höheren  Schule  wurden  damals 
für  die  einzelnen  Stellen  feste  Besoldungssätze  ausgeworfen.  Die  Berufung 
eines  Lehrers  erfolgte  in  eine  bestimmte  Stelle,  und  er  behielt  das  mit 
dieser  verbundene  Gehalt,  bis  er  in  eine  durch  den  Etat  mit  einem  höheren 
Gehalte  versehene  Stelle  befördert  wurde.  Ein  Aufsteigen  im  Gehalte  war 
demnach,  solange  der  Lehrer  an  derselben  Anstalt  blieb  und  nicht  durch 
Neugründung  von  Stellen  eine  Änderung  des  Etats  erforderlich  wurde,  in 
der  Regel  nur  möglich,  wenn  höhere  Stellen  durch  den  Tod  oder  sonstigen 
Abgang  ihrer  Inhaber  frei  wurden.  Wenn  also  in  einer  gröfseren  Zahl 
der  besseren  Stellen  sich  jüngere  Männer  befanden,  so  hatten  die  Inhaber 
der  unteren  Stellen  nur  geringe  Aussicht,  in  absehbarer  Zeit  in  die  höheren 
Gehaltsstufen  zu  gelangen^). 

Diesem  Übelstande  konnte  unter  Umständen  durch  Versetzungen 
einigermafsen  abgeholfen  werden.  Zu  diesem  Mittel  konnte  jedoch  nicht 
immer  ohne  Schädigung  der  betreffenden  Anstalten  gegriffen  werden.  Seine 
Anwendbarkeit  war  auch  in  den  zahlreichen  Fällen  ausgeschlossen,  in 
denen  einem  Patronatsbereiche  nur  eine  höhere  Lehranstalt  angehörte. 
Selbst  da,  wo,  wie  z.  B.  in  Berlin,  eine  gröfsere  Anzahl  von  höheren 
Schulen  von  der  Stadtgemeinde  unterhalten  wurde,  kam  es  nur  selten  zur 
Anwendung,  und  zwar  in  der  Regel  nur,  wenn  es  sich  um  Schulen  handelte, 
die  noch  in  der  Entwickelung  begriffen  waren,  an  denen  also  die  Zahl 
der  Stellen  schnell  vermehrt  wurde,  und  deren  Lehrer  keinen  Grund  hatten 
in  dem  „Einschub"  von  Lehrern  anderer  Anstalten  eine  Vereitelung  wohl- 
begründeter Aussichten  auf  Einrücken  in  die  besser  besoldeten  Stellen  zu 
erblicken. 


^)  Vgl.  Drucksachen  der  XVI.  Legislaturperiode,  Session  3,  Nr.  26;  Stenqgr.  Be- 
richte S.  370  ff,  1283  ff,  1302  ff;  Kommissionsbericht  Nr.  146;  Beschlüsse  des  Hauses, 
Nr.  161  der  Drucksachen. 

»)  Freiherr  v.  Man  teuffei;  vgl.  Stenogr.  Berichte,  S.  102. 

*)  Vgl.  hierüber  die  dem  Abgeordnetenhause  vorgelegte  Denkschrift  zum  Normal- 
etat von  1892;  Drucksachen  Nr.  43. 
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Bei  dieser  Sachlage  lag  der  Versuch  nahe,  durch  Zusammenfassong 
aller  Stellen  an  einer  gröfseren  Zahl  von  Anstalten  zu  einem  gemeinsamen 
Etat  und  durch  Verteilung  der  einzelnen  Gehaltsstufen  auf  die  Gesamtheit 
der  Anstalten  dem  soeben  geschilderten  Übelstande  abzuhelfen.  Eine  der- 
artige Einrichtung  bestand  bereits  vielfach  bezüglich  der  Direktoren  und 
der  Elementarlehrer.  Für  die  städtischen  Patronate  von  Anstalten  der 
kleineren  Orte  war  sie  jedoch  so  gut  wie  ausgeschlossen,  da  diese  keine 
Neigung  zeigten,  sich  bezüglich  der  Besoldung  der  Lehrer  an  den  voa 
ihnen  unterhaltenen  höheren  Schulen  zu  Gemeinschaften  zusammenzu- 
schliefsen.  Dagegen  hat  sie  u.  a.  für  die  von  der  Stadt  Berlin  unterhaltenen 
höheren  Schulen  während  der  letzten  Jahre  vor  Einführung  des  Normal- 
etats von  1892  bestanden.  Sie  hatte  zur  Voraussetzung,  dafs  durch  den 
Voranschlag  für  die  Besoldungen  der  Lehrer  nur  der  auf  alle  Anstalten 
der  Besoldungsgemeinschaft  entfallende  Gesamtbetrag,  nicht  die  auf  die 
einzelnen  Anstalten  entfallenden  Summen,  und  dafs  in  gleicher  Weise  inner- 
halb der  Gemeinschaft  nicht  die  auf  die  einzelnen  Anstalten,  sondern  die 
auf  sämtliche  Anstalten  entfallende  Zahl  der  den  verschiedenen  Gehalts- 
stufen entsprechenden  Stellen  festgelegt  wurden.  Das  Aufrücken  im  Ge- 
halte erfolgte  dann  regelmäfsig  nicht  innerhalb  der  einzelnen  Anstalt, 
sondern  innerhalb  der  ganzen  Gemeinschaft.  Wenn  also  eine  Stelle  frei 
wurde,  so  rückte  in  die  betreffende  Gehaltsstufe  nicht  der  in  der  folgenden 
Stufe  befindliche  Lehrer  der  gleichen  Anstalt,  sondern  der  dienstälteste  aller 
in  dieser  Stufe  befindlichen  Lehrer  der  Gemeinschaft  ohne  Übertritt  an  die 
Anstalt,  an  der  die  Stelle  frei  geworden  war. 

Die  erste  durchgreifende  allgemeine  Aufbesserung  der  Besoldungen 
der  Lehrer  an  höheren  Schulen  erfolgte  im  Anschlufs  an  die  Schulkonferenz 
von  1890.  Schon  bei  den  Beratungen  derselben  wurde  allseitig  betont, 
dafs  die  Durchführung  der  dort  vorgeschlagenen  Änderungen  der  Lehr- 
plflne  an  die  Lehrer  erhöhte  Anforderungen  stellen  werde,  und  dafs  die 
Erfüllung  derselben  in  erster  Linie  durch  Gewährung  einer  angemessenen 
Besoldung  sichergestellt  werden  müsse.  Insbesondere  erkannte  Seine 
Majestät  der  König  diese  Notwendigkeit  in  dem  Schlufssatze  der  Kabinetts- 
ordre  vom  17.  Dezember  1890  (s.  oben  S.  19)  ausdrücklich  an.  Die  Vor- 
arbeiten für  eine  diesem  Erlasse  entsprechende  Neuregelung  der  Besoldungs- 
verhältnisse wurden  zum  Teil  von  dem  aus  der  Mitte  der  Konferenz  ge- 
bildeten „Siebener- Ausschüsse"  gemacht.  Seine  Vorschläge  fanden  zwar 
nicht  in  ihrem  vollen  Umfange,  aber  doch  in  ihren  wesentlichen  Grund- 
zügen in  dem  Normal-Etat  vom  4.  Mai  1892  und  in  dem  sich  daran 
schliefsenden  Gesetze  vom  25.  Juli  1892  ihren  Ausdruck. 

B)   Der  Normaletat  vom  4.  Mai  1892. 

In  dem  Normaletat  vom  4.  Mai  1892  (C.-Bl.  S.  644,  Beier 
S.  186)  wurden  zum  ersten  Male  für  die  Besoldungen  sämtlicher  Lehrer 
an  allen  Arten  von  höheren  Schulen,  die  entweder  vom  Staate  verwaltet 
oder  vom  Staate  unterstützt  werden,  einheitliche  Grundsätze  aufgestellt. 
Er  bezieht  sich  also  auf  die  Progymnasien,  Realprogymnasien  und  Real- 
schulen ebenso  wie  auf  die  Vollanstalten,  er  trifft  Bestimmungen  über  die 
Besoldungen  nicht  nur  der  Direktoren  und  der  wissenschaftlichen  Lehrer, 
sondern  auch  der  technischen  und  der  Elementarlehrer.  Da  er  bezüglich 
der  Gehaltsfrage  als  ein  Abschlufs  der  Beratungen  der  Schulkonferenz  von 
jl890  gelten  konnte,  so  war  es  begreiflich,  dafs  er,  als  der  Landtag  sich 
mit  ihm  zu  beschäftigen  hatte,  zu  einer  ausgedehnten  Besprechung  Anlafs 
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gab.  Bei  dieser  Gelegeoheit  wurde  auch  die  Frage  nach  seiner  staats- 
rechtlichen Bedeutung  erörtert.  Über  diese  mögen  hier  der  Erörterung 
der  Einzelbestimmungen  einige  Bemerkungen  voran  geschickt  werden. 

In  Lehrerkreisen  wird  der  Normaletat  vielfach  als  Gesetz  bezeichnet. 
Diese  Bezeichnung  ist  jedoch  unrichtig.  Denn  erstens  fehlt  dem  Normal- 
etat die  bei  Gesetzen  übliche  Eingangsformel,  zweitens  fehlt  ein  überein- 
stimmender, die  Annahme  ausdrücklich  aussprechender  Beschlufs  beider 
Häuser  des  Landtages,  und  drittens  ist  er  nicht  in  der  Gesetz-Sammlung 
verkündet  worden.  Der  Normaletat  bildet  auch  nicht  einen  Bestandteil 
des  Staatshaushaltsetats  dergestalt,  dafs  sein  Inhalt  durch  die  Beschlüsse 
des  Abgeordnetenhauses  über  den  betreffenden  Titel  festgelegt  ist.  Er 
war  vielmehr,  wie  der  Finanzminister  in  der  Sitzung  des  Abgeordneten- 
hauses vom  9.  März  1892  (Stenographische  Berichte  S.  775)  erklärte,  für 
den  Landtag  lediglich  eine  Denkschrift,  durch  welche  die  betreffenden 
Etatstitel  begründet  werden  sollten  und  in  welcher  die  Staatsregierung  zu 
erkennen  gab,  dafs  sie  in  Zukunft  die  durch  den  Staatshaushalt  ihr  zur 
Verfügung  gestellten  Mittel  zur  Regelung  der  Besoldungen  in  dem  dort 
angegebenen  Sinne  verwenden  werde.  Aus  diesem  Grunde  hat  das  Abge- 
ordnetenhaus auch  keine  Abänderungen  des  ihm  vorgelegten  Entwurfes 
beschlossen*),  sondern  seine  hierauf  bezüglichen  Wünsche  nur  in  die  Ge- 
stalt eines  an  die  Staatsregierung  gerichteten  Antrages  zum  Ausdrucke 
gebracht*).  Den  Behörden  gegenüber  hat  der  Normaletat  den  Charakter 
einer  Verwaltungsanordnung.  Er  enthält  eine  Anweisung  Seiner  Majestät 
des  Königs  an  die  zuständigen  Minister,  nach  den  in  ihm  enthaltenen  Be- 
stimmungen zu  verfahren  bezw.  die  ihnen  nachgeordneten  Behörden  zu 
verständigen.  Insofern  ist  seine  Durchführung  z.  B.  der  Kontrolle  der 
Oberrechnungskammer  nicht  entzogen. 

Was  nun  den  Inhalt  des  Normaletats  betrifft,  so  stellt  er  nach  Aus- 
weis der  dem  Hause  der  Abgeordneten  mitgeteilten  Begründung  aufser 
den  Gehaltsaufbesserungen  folgende  Abweichungen  von  den  bisherigen  Be- 
stimmungen dar: 

1.  Die  Einführung  des  Systems  der  Dienstalterszulagen  an  Stelle  des 
Aufrückens  im  Gehalte  innerhalb  bestimmt  begrenzter  Besoldungs- 
gemeinschaften ; 

2.  die  Gewährung  von  Mietsentschädigungen  an  die  nicht  mit  Dienst- 


^)  Bezüglich  des  Normaletats  fadste  das  Abgeordnetenhaus  nach  der  Besprechung 
des  Tit.  5,  Kap.  120  des  Staatshaushaltsetats  von  1892/93  auf  Antrat  seiner  Budget- 
kommission folgenden  Beschluß  (vgl.  Steno^.  Berichte,  Sitzung  vom  12  März  1892,  S.  842, 
und  Drucksachen  der  XYII.  Legislaturperiode,  4.  Session  1892,  Nr.  88): 

„Den  Normaletat  u.  s.  w.  durch  Bewilligung  des  Tit  5  Kap.  120  für  erledigt  zu  er- 
klären, jedoch  mit  dem  Ersuchen  an  die  Königliche  Staatsregierung,  nach  Mafsgabe  des 
§  8  Abs.  2  des  Normaletats  auch  die  über  vier  Jahre  hinausgehende  Thätigkeit  als 
remunerierter  Hilfslehrer,  sowie  von  der  früheren  Dienstzeit  des  Leiters  einer  Anstalt 
einen  solchen  Teil  für  anrechenbar  zu  erklären,  da&  ihm  in  seiner  Stellung  als  Leiter 
ein  gleich  hohes  Gehalt  gewährt  werden  kann,  wie  es  ihm  zustehen  würde,  wenn  er  in 
der  Stellung  eines  wissenschaftlichen  Lehrers  geblieben  wäre." 

Mit  dieser  „Resolution*^  erklärte  sich  auch  die  Budgetkommission  des  Herrenhauses 
einverstanden;  aber  sie  hielt  es,  wie  der  Berichterstatter  bemerkte,  nicht  für  geboten, 
sie  zu  wiederholen,  und  auch  das  Plenum  nahm  davon  Abstand  (vgl.  Stenogr.  Berichte 
des  Herrenh.,  Sitzung  vom  81.  März  1892,  8.  161). 

^  Vgl.  die  vorige  Anmerkung.  Der  dem  Hause  der  Abgeordneten  vorgelegte 
Normaletat  enthielt  keine  Bemerkung  im  Sinne  des  dort  mitgeteilten  Beschlusses,  wohl 
aber  der  später  von  Seiner  Majestät  dem  Könige  vollzogene  und  den  zuständigen  Be- 
hörden mitgeteilte  Normaletat. 
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Wohnungen  versehenen  Leiter  höherer  Unterrichtsanstalten  statt  des 
Wohnungsgeldzuschusses; 

3.  das  Ausscheiden  der  Leiter  von  Nichtvollanstalten  aus  den  Gehalts- 
sätzen für  die  wissenschaftlichen  Lehrer  und  die  Festsetzungen  be- 
sonderer Gehaltssätze  für  sie; 

4.  die  Gewährung  einer  festen  Gehaltszulage  zu  dem  Lehrergehalt  für 
die  zum  Unterricht  in  den  oberen  Klassen  voll  qualifizierten  und  zu 
einer  dementsprechend  hervorgehobenen  Stellung  berufenen  Lehrer; 

5.  die  Heraushebung  der  fest  angestellten  Zeichenlehrer  aus  der  Zahl 
der  sonstigen  technischen  und  Elementarlehrer. 

In  dem  Übergange  zum  Systeme  der  Dienstalterszulagen  war 
ohne  Zweifel  ein  bedeutsamer  Fortschritt  zu  erblicken.  Denn  dieses  System 
ermöglicht  ein  regelmäfsiges,  von  Zufälligkeiten  unabhängiges  und  deshalb 
für  jeden  einzelnen  von  vornherein  übersehbares  Aufrücken  in  die  höheren 
Gehaltsstufen.  Die  mit  ihm  verbundenen  Schwankungen  in  den  Gesamt- 
ausgaben kommen  für  den  Staat  bei  der  grofsen  Zahl  der  von  ihm  unter- 
haltenen Anstalten  nur  in  geringem  Mafse  in  Betracht.  Der  Gefahr  endlich, 
dafs  auch  ein  Lehrer,  der  nicht  seine  Schuldigkeit  thut,  sich  das  höhere 
Gehalt  ersitzen  könne,  ist  durch  die  Bestimmungen  in  §  6  des  Normal- 
etats und  in  Ziffern  4  und  5  der  zu  seiner  Ausführung  unter  dem  2.  Juli  1892 
(vgl.  Beier  S.  194,  C.-Bl.  S.  635)  ergangenen  Anweisung  der  beteiligten 
Minister  vorgebeugt  worden. 

Das  System  der  Dienstalterszulagen  gelangte  allmählich  auch  für  die 
Mehrzahl  der  übrigen  Beamtenklassen  zur  Durchführung.  In  Lehrerkreisen 
ist  nun  vielfach  bemängelt  worden,  dafs  nicht  seine  ausnahmslose  Durch- 
führung vorgeschrieben  ist.  Insbesondere  hat  man  aus  den  soeben  er- 
wähnten Bestimmungen  des  Normaletats  und  der  Ausführungs-Anweisung 
entnehmen  wollen,  dafs  die  Alterszulagen  in  Wirklichkeit  nur  Wohlver- 
haltenszulagen seien,  da  ihre  Gewährung  in  das  Ermessen  der  Aufsichts- 
behörde gestellt  sei.  Allerdings  heifst  es  in  §  6  des  Normaletats,  dafs 
den  Lehrern  ein  Rechtsanspruch  auf  Bewilligung  eines  bestimmten  Dienst- 
einkommens, insbesondere  auf  Feststellung  eines  bestimmten  Dienstalters 
oder  Aufrückens  im  Gebalte  nicht  zustehe.  In  Ziffer  3  der  Ausführungs- 
anweisung wurde  diese  Bemerkung,  soweit  sie  sich  auf  die  Alterszulagen 
bezieht,  wiederholt  und  hieran  das  Verbot  geknüpft,  den  Lehrern  bei  der 
Anstellung  oder  anderweit  Zusicherungen  zu  machen ,  auf  die  ein  solcher 
Anspruch  etwa  gegründet  werden  kann.  Es  ist  indessen  bereits  angedeutet 
worden,  aus  welchem  Grunde  den  Lehrern  ein  Rechtsanspruch  der  er- 
wähnten Art  nicht  gegeben  werden  kann.  Aufserdem  ist  in  den  Ziffern 
4  bis  6  der  Ausführungsbestimmungen  den  Provinzialschulkollegien  bedeutet, 
dafs  die  Bewilligung  der  Alterszulagen  bei  befriedigendem  dienstlichen  und 
aufserdienstlichen  Verhalten  zu  erfolgen  habe,  dafs  die  Versagung  nur 
bei  unbefriedigender  Dienstführung  zulässig  sei,  und  dafs  die  Gründe  für  die 
Versagung  dem  betreffenden  Lehrer  auf  seinen  Antrag  mitzuteilen  seien. 
Durch  diese  Vorschriften  ist  einer  mifsbräuchlichen  Anwendung  des  Ver- 
sagung8rechtes  vorgebeugt  worden.  Ähnliche  Vorschriften  sind  auch  für  die 
anderen  Beamtenkategorien  getroffen  worden.  Eine  Ausnahme  machen  nur  die 
Richter,  die  im  öffentlichen  Interesse  hinsichtlich  des  mit  ihrem  Amte  ver- 
bundenen Einkommens  von  der  Verwaltungsbehörde  unabhängig  gemacht 
werden  mufsten.  Übrigens  darf  nicht  übersehen  werden ,  dafs  durch  die 
zeitweilige  Versagung  einer  Alterszulage  häufig  wirkliche  Disciplinar- 
strafen  vermieden  werden,  und  dafs  der  jetzige  Zustand   für  die  Lehrer 
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unter  allen  Umständen  viel  vorteilhafter  ist  als  der  frühere,  bei  dem  die 
Beförderung  in  eine  höhere  Gehaltsstufe  bei  dem  Vorhandensein  der 
sonstigen  Bedingungen  lediglich  vom  Ermessen  der  Verwaltungsbehörde 
abhing  und  nicht  einmal  bei  tadelloser  Führung  einigermafsen  gesichert 
war.  Thatsächlich  sind  Versagungen  der  Alterszulagen  überaus  selten 
eingetreten,  und  den  wenigen  Klagen  über  die  dabei  vorgekommenen 
Härten  ist  in  den  vereinzelten  Fällen,  wo  sie  begründet  waren,  von  der 
Centralinstanz  abgeholfen  worden.  Die  Versagung  der  Alterszulage  hat 
nur  eine  vorübergehende  Wirkung,  denn  nach  Ziffer  6  der  Ausführungs- 
anweisung soll  die  Alterszulage  gewährt  werden,  sobald  die  bezüglichen 
Anstände  in  Wegfall  gekommen  sind;  auch  soll  die  einstweilige  Vorent- 
haltung der  Zulage  für  sich  allein  nicht  die  Wirkung  haben,  dafs  dadurch 
der  Zeitpunkt  des  Aufrückens  in  die  nächste  Gehaltsstufe  hinausgeschoben 
wird. 

Durch  die  Gewährung  von  Mietsentschädigung  an  Stelle  des 
Wohnungsgeldzuschusses  wurde  die  bisherige  Zurücksetzung  derjenigen 
Direktoren,  denen  keine  Dienstwohnung  gestellt  werden  konnte,  im  wesent- 
lichen beseitigt.  Andererseits  wurden  dadurch  die  Direktoren  gegenüber 
denjenigen  Beamten  gleichen  Ranges,  die  regelmäfsig  keine  Dienstwohnung, 
sondern  Wohnungsgeldzuschufs  erhalten,  bei  sonst  gleichem  Gehalte  um 
den  Unterschied  zwischen  der  Mietsentschädigung  und  dem  Wohnungs- 
geldzuschusse  besser  gestellt.  Das  mufs  man  berücksichtigen,  wenn  man 
den  vielfach  durchgeführten  Vergleich  zwischen  höheren  Lehrern  und 
Richtern  erster  Instanz  auf  die  Direktoren  ausdehnen  will,  also  das  Dienst- 
einkommen der  Direktoren  der  Vollanstalten  mit  dem  der  Landgerichts- 
direktoren vergleichen  will. 

Die  feste  Zulage  der  wissenschaftlichen  Lehrer  sollte  ursprünglich 
eine  Auszeichnung  sein,  die  etwa  die  gleiche  Bedeutung  hatte,  wie  bisher 
die  Beförderung  zum  Oberlehrer.  Ein  wichtiger  Unterschied  bestand 
allerdings  insofern,  als  sie  nicht  mit  einer  bestimmten  Stelle  verknüpft 
war ;  demnach  trat  nicht  selten  der  früher  im  Verhältnisse  der  Oberlehrer 
zu  den  ordentlichen  Lehrern  unmögliche  Fall  ein,  dafs  ein  mit  der  festen 
Zulage  bedachter  Lehrer  ein  geringeres  Einkommen  bezog  als  ein  dienst- 
älterer Lehrer  ohne  die  feste  Zulage.  Nach  dem  Normaletat  von  1892 
sollte  die  feste  Zulage  gleichmäfsig  900  Mk.  betragen ;  über  die  Bedingungen, 
unter  denen  sie  verliehen  werden  kann,  war  dort  nichts  gesagt,  diese  wurden 
vielmehr  erst  in  den  Ausführungsbestimmungeu  vom  2.  Juli  1892  (C.-Bl. 
S.  635,  Bei  er  S.  194)  festgelegt.  Nach  den  letzteren  sollte  die  Zulage 
nur  einem  zum  Unterrichte  in  den  oberen  Klassen  vollqualifizierten  und 
zu  einer  dementsprechend  emporgehobenen  Stellung  berufenen  Lehrer  ge- 
währt werden.  An  welche  Kennzeichen  die  volle  Qualifikation  geknüpft 
ist,  ergiebt  sich  aus  der  jeweilig  geltenden  Prüfungsordnung  für  Kandidaten 
des  höheren  Schulamts.  Aufser  von  der  Darlegung  der  vollen  Lehrbefähigung 
durch  das  Prüfungszeugnis  sollte  aber  die  Bewilligung  der  festen  Zulage 
ursprünglich  auch  noch  von  praktischer  Bewährung  im  Schulamte  abhängen. 
Andererseits  wurde  es  auch  für  zulässig  erklärt,  Männern,  die  nach  dem 
Ergebnisse  ihrer  Prüfungen  für  die  Oberstufe  durch  das  Zeugnis  zwar 
nicht  befähigt  sind,  jedoch  als  Lehrer  und  Erzieher  in  ihrer  bisherigen 
Thätigkeit  sich  besonders  ausgezeichnet  haben,   die  Zulage  zu  gewähren. 

Die  feste  Zulage  sollte  nach  dem  Normaletat  von  1892  der  Hälfte  der 
Gesamtzahl  aller  wissenschaftlichen  Lehrer  an  den  Vollanstalten  und  dem 
vierten  Teile  der  Lehrer  an  den  Nichtvollanstalten  gewährt  werden.  In 
den  Ausführungsbestimmungen  wurde  diese  Vorschrift  dahin  erläutert,  dafs 
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die  Zuteilung  an  die  qualifizierten  Lehrer  nach  Mafsgabe  des  Dienstalters 
zu  erfolgen   habe,  dafs  also,  sobald  eine  Zulage  frei  geworden  ist,   sie 
dem    nächstältesten    vollbefähigten   Lehrer    zu   verleihen    sei.     Die    Zu- 
weisung einer  geringeren  Anzahl  von  Zulagen  an  die  Lehrer  der  Nicht- 
voUanstalten  wurde  damit  begründet,  dafs  an  diesen,  weil  ihnen  die  obersten 
Klassen  fehlten,  die  Zahl  vollbefähigter  Lehrer  wesentlich  geringer  ist  als 
an  Vollanstalten.    Bezüglich  der  Verteilung  der  Zulage  wurde  ursprünglich 
ebenso   verfahren  wie  bei  der  Verleihung  des  Charakters  als  Professor, 
d.  h.  die  Verteilung  richtete  sich  nach  dem  Dienstalter  innerhalb  der  be* 
treffenden  Provinz,   so  dafs  in  jeder  Provinz^)  die  Hälfte  der  Lehrer 
an  Vollanstalten  und  der  vierte  Teil  der  Lehrer  an  Nichtvollanstalten  mit 
der  Zulage   bedacht  wurde.    Dabei   ergaben   sich  jedoch  hinsichtlich  des 
Dienstalters   der   für   ihre   Verleihung    in   Betracht    kommenden   Lehrer 
zwischen  den  einzelnen  Provinzen  dieselben  Ungleichheiten,  die  sich   bei 
der  Anwendung  des  gleichen  Verfahrens  hinsichtlich  der  Verleihung  des 
Charakters  als  Professor  herausgestellt  hatten  (vgl.  oben  S.  819).   Um  sie 
zu  beseitigen,  wurde  dort  zu  dem  nämlichen  Aushilfsmittel  gegriffen  wie 
hier,  d.  h.  es  wurde  von  der  Zuweisung  einer  bestimmten  Anzahl  von  Zu- 
lagen  auf  jede  einzelne  Provinz  Abstand   genommen.     Auf  diese  Weise 
wurde  erreicht,   dafs  der  Zeitpunkt,  in   dem  ein  vollqualifizierter  Lehrer 
auf  die  Zulage  rechnen  konnte,  in  erster  Linie  von  seinem  Dienstalter, 
nicht  aber,  wie  bisher,  von  der  Provinz  seiner  amtlichen  Thätigkeit  ab- 
hängig war.    Die  selbstverständliche  Folge  dieser  Änderung  war,  dafs  die 
Verteilung  der  Zulage  nicht  mehr  den  Provinzialschulkollegien  überlassen 
werden   konnte,   sondern  der  Centralinstanz  vorbehalten  werden   mufste. 

Durch  die  Heraushebung  der  endgültig  angestellten  geprüften  Zeichen- 
lehrer aus  den  übrigen  technischen  und  Elemeutarlehrem  sollte  der 
künstlerischen  Vorbildung  derselben  Rechnung  getragen  werden.  Die  Be- 
dingung, an  welche  diese  Heraushebung  geknüpft  war^),  konnte  indessen 
von  den  Zeichenlehrern  der  Gymnasien  bei  der  geringen  Anzahl  der  lehr- 
planmäfsigen  Zeichenstunden  nur  selten  erfüllt  werden.  In  den  Kreisen 
der  Zeichenlehrer  wurde  deshalb  die  Forderung  laut,  dafs  jene  Heraus- 
hebung allen  vorschriftsmäfsig  geprüften  und  vollbeschäftigten  Zeichen- 
lehrern unabhängig  von  der  Zahl  der  ihnen  übertragenen  Zeichenstunden 
zu  teil  werde.  Die  Staatsregierung  ist  zwar  dieser  Forderung  stets  mit 
dem  Hinweise  entgegengetreten,  dafs  für  die  Besoldung  eines  Beamten  in 
erster  Linie  die  Art  seiner  amtlichen  Thätigkeit  und  nicht  die  Art  seiner 
Vorbildung  mafsgebend  sein  müsse.  Sie  hat  indessen,  wie  bei  der  Be- 
handlung der  Nachträge  zum  Normaletat  dargelegt  werden  wird,  später 
eine  wesentliche  Erleichterung  der  Bedingungen  für  die  Gewährung  des 
erhöhten  Gehaltes  der  Zeichenlehrer  eintreten  lassen. 

Die  weiteren  Bestimmungen  des  Normaletats  enthalten  Ausgestaltungen 
der  oben  dargelegten  Grundzüge.  Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  hierbei  die 
Vorschriften  über  die  Berechnung  des  Besoldungsdienstalters, 
d.  h.  des  für  die  Gewährung  von  Alterszulagen  mafsgebenden  Dienstalters. 
Hierfür  kommt  regelmäfsig  nur  die  im  preufsischen  Schuldienste  zuge- 


^)  Ausgeschlossen  waren  hierbei  die  vom  Staate  nicht  unterhaltenen,  sondern  nur 
verwalteten  Anstalten.  Bezüglich  dieser  wurde  ebenso  verfahren  wie  mit  den  nicht- 
staatlichen Anstalten,  d.  h.  die  Hälfte  bezw.  das  Viertel  der  mit  der  festen  Zulage  zu 
bedenkenden  wissenschaftlichen  Lehrer  wurde  für  jede  Anstalt  besonders  berechnet. 

')  Die  Erteilung  von  wöchentlich  mindestens  14  Zeichenstunden  und  10  Stunden 
anderen  Unterrichts. 
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braehte  Zeit  in  Betracht.  Die  im  Universitäts-,  Schulaufsichts-  oder  Kirchen- 
dienste im  Inlande  oder  im  Auslande  zugebrachte  Zeit,  sowie  derjenige 
Dienst,  der,  wenn  er  im  Inlande  geleistet  wäre,  zur  Anrechnung  gelangen 
würde,  kann  vom  Unterrichtsminister  im  Einverständnisse  mit  dem  Finanz- 
minister ganz  oder  zum  Teil  angerechnet  werden  (§  3  Absatz  2). 

Bei  den  Direktoren  soll  das  Besoldungsdienstalter  grundsätzlich  vom 
Amtsantritt  als  Leiter  einer  höheren  Lehranstalt  gerechnet  werden.  Dabei 
ist  es  gleichgültig,  ob  es  sich  um  eine  Vollanstalt  oder  eine  Nichtvoll- 
anstalt,  eine  staatliche  oder  eine  nichtstaatliche  höhere  Schule  handelt. 
Auch  ist  durch  die  Bestimmung  des  letzten  Absatzes  in  §  3  Fürsorge 
getroffen,  dafs  ein  Oberlehrer  durch  seine  Beförderung  zum  Direktor  nicht 
hinsichtlich  seines  Diensteinkommens  Schaden  erleidet. 

Bei  den  wissenschaftlichen  Lehrern  ist  das  Besoldungsdienstalter  von 
dem  Zeitpunkte  der  festen  Anstellung  als  solcher  ^)  zu  rechnen.  Der  Unter- 
richtsminister ist  jedoch  befugt,  im  Einverständnisse  mit  dem  Finanz- 
minister die  über  vier  Jahre  hinausgehende  Thätigkeit  als  Hilfslehrer  ganz 
oder  zum  Teil  einzurechnen.  Ob  und  wie  weit  von  dieser  Befugnis  Ge- 
brauch gemacht  wird,  hängt  von  dem  Ermessen  der  genannten  Minister 
ab').  Die  Grundsätze,  nach  denen  hierbei  verfahren  werden  soll,  sind  in 
späteren  Verfügungen  mitgeteilt  worden.  Hiernach  bleibt  regelmäfsig 
die  Zeit  aufser  Ansatz,  während  welcher  die  Beschäftigung  eines  Lehrers 
als  Hilfslehrer  seine  Zeit  und  seine  Kräfte  nur  nebenbei  in  Anspruch  ge- 
nommen hat.  Aus  diesem  Grunde  kommt  nur  eine  Anrechnung  solcher 
Dienstzeiten  in  Frage,  während  deren  der  Lehrer  mit  mindestens  12  Stunden 
in  der  Woche  an  einer  öffentlichen  höheren  Lehranstalt  thätig  gewesen 
ist^).  Besondere  Vergünstigungen  geniefsen  noch  die  vollbeschäftigten 
Hilfslehrer.  Ihnen  darf,  wenn  sie  zur  Verwaltung  einer  Hilfslehrerstelle 
an  der  Königlichen  Centraltumanstalt  zu  Berlin  für  das  Winterhalbjahr  be- 
urlaubt werden,  die  Zeit  ihrer  Thätigkeit  an  dieser  Anstalt  als  Hilfslehrer- 
dienstzeit auf  ihr  bezügliches  Dienstalter  im  unmittelbaren  Schuldienste 
angerechnet  werden.  In  gleicher  Weise  darf  mit  denjenigen  anstellungs- 
fähigen Kandidaten  verfahren  werden,  die  als  Hilfslehrer  eine  etatsmäfsige 
oder  zur  Aufnahme  in  den  Etat  geeignete  Vergütung  von  mindestens 
1500  Mark  jährlich  beziehen  und  ihre  Thätigkeit  im  unmittelbaren  Schul- 
dienst unterbrechen,  um  an  einem  sechsmonatigen  Kursus  zur  Ausbildung 
von  Turnlehrern  an  jener  Anstalt  teilzunehmen*). 

Auch  über  die  Vergütungen,  die  den  vollbeschäftigten  Hilfs- 
lehrern zu  gewähren  sind,  wurde  im  Normaletat  Bestimmung  getroffen. 
Das  für  die  Bemessung  dieser  Vergütung  mafsgebende  Dienstalter  war 
von  dem  Zeitpunkte  der  ersten  Einweisung  in  eine  etatsmäfsige  bezw. 
zur  Aufnahme  in  den  Etat  geeignete  Vergütung  von  mindestens  1500  Mk. 


^)  Auch  hier  ist  es  gleichgültig,  ob  die  erste  feste  Anstellung  an  einer  staatlichen 
oder  an  einer  nichtstaatlichen  höheren  Schule  erfolgt  ist. 

")  Von  der  Aufstellung  eines  Zwanges  zur  Anrechnung  ist  u.  a.  im  Hinblick  auf 
die  zaidreichen  Kandidaten  Abstand  genommen  worden,  die  unter  der  Herrschaft  der 
älteren  Prüfungsordnungen  nur  ein  minderwertiges  Prüfungszeugnis  erworben  hatten 
und  deshalb  erst  spät  zur  Anstellung  gelangen  konnten. 

')  Vgl.  hierzu  und  zu  den  folgenden  Bemerkungen  des  Textes  die  bei  Beier, 
S.  200  ff  angegebenen  Verfügungen.  Nach  einem  Erlasse  vom  28.  Juli  1899  (C.-Bl.  S.,  660) 
wird  auch  die  an  Landwirts chutsschulen  zugebrachte  Hilfslehrerdienstzeit  bei  dem  Über- 
gange an  staatliche  höhere  Schulen  auf  die  Wartezeit  mitangerechnet. 

*)  Über  die  Möglichkeit  der  Anrechnung  von  Militärdienstzeit  bei  der  Festsetzung 
des  Besoldungsdienstalters  s.  oben  S.  795. 

Wiese,  Sohnlweaen.    IV.  58 
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(später  1700  Mk.)  zu  rechnen.  Auch  sollte  hierbei  nach  einem  Erlasse 
vom  6.  März  1893  (Bei er  S.  200)  die  kommissarische  Verwaltung  einer 
Oberlehrerstelle  ebenso  wie  die  Beschäftigung .  als  etatsmäfsiger  Hilfslehrer 
behandelt  werden. 

Die  Höhe  der  Besoldungen  ergiebt  sich  aus  den  §§  1  und  2  des 
Kormaletats.  Hiemach  erhielten:  a)  die  Direktoren  von  Vollanstalten  in 
Berlin  6600  Mk.,  in  den  Städten  mit  mehr  als  50000  Einwohnern  5100  bis 
6000  Mk.  mit  Zulagen  von  je  300  Mk.  nach  7,  14  und  20  Dienstjahren, 
in  den  übrigen  Orten  4500—6000  Mk.  mit  Zulagen  von  300  Mk.  nach  je 
4  Jahren;  b)  die  Direktoren  der  sechsstufigen  Anstalten  in  Berlin  und  in 
den  Städten  mit  mehr  als  50000  Einwohnern  dieselbe  Besoldung  wie  die 
Direktoren  der  Vollanstalten  in  Orten  mit  weniger  als  50000  Einwohnern, 
in  den  übrigen  Orten  4500—  5400  Mk.  mit  Zulagen  von  je  300  Mk.  nach 
7,  14,  20  Jahren;  c)  die  wissenschaftlichen  Lehrer  2100—4500  Mk.  mit 
Zulagen  von  je  300  Mk.  nach  3,  6,  9,  12,  15,  19,  23,  27  Jahren;  d)  die 
Zeichenlehrer  (s.  oben  S.  832)  1600—3200  Mk.  mit  Zulagen  von  200  Mk. 
nach  je  4  Jahren;  e)  die  technischen.  Elementar-  und  Vorschullehrer  in 
Berlin  die  gleichen  Besoldungen  wie  die  Zeichenlehrer,  in  den  übrigen 
Orten  1400—2800  Mk.  mit  Zulagen  von  150  Mk.  nach  4,  8,  12,  16,  24, 
28  Jahren  und  einer  weiteren  Zulage  von  200  Mk.  nach  32  Dienstjahren; 
e)  die  wissenschaftlichen  Hilfslehrer  1500  Mk.,  nach  2  Jahren  1650  Mk., 
nach  einem  ferneren  Dienstjahre  1800  Mk. 

Ein  Teil  der  wissenschaftlichen  Lehrer  erhielt  neben  der  zu  c  ange- 
gebenen Besoldung  die  feste  Zulage  von  je  900  Mk.;  über  diese  ist  oben 
das  Nähere  mitgeteilt. 

Hinsichtlich  der  Wohnungsgeldzuschüsse  der  Lehrer  wiederholte  der 
Normaletat  lediglich  den  Inhalt  der  bisherigen  Bestimmungen.  Dagegen 
gewährte  er  den  Direktoren,  die  keine  Dienstwohnung  hatten,  an  Stelle 
des  Wohnungsgeldzuschusses  eine  diesen  wesentlich  übersteigende  Miete- 
entschädigung  und  zwar  in  Berlin  von  1500  Mk.,  in  den  übrigen  Orten 
von  1000,  900,  800,  700,  600  Mk.  je  nach  der  Servisklasse. 

Die  bisherigen  Angaben  beziehen  sich  auf  die  Lehrer  an  den  vom  Staate 
zu  verwaltenden  Anstalten.  Im  zweiten  Teile  des  Normaletats  wurden  be- 
sondere Bestimmungen  getroffen  für  diejenigen  nichtstaatlichen  An- 
stalten, die  aus  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Staatsfonds  Unterhaltungs- 
zuschüsse bezogen  (§  9).  Die  hierauf  bezüglichen  Bestimmungen  konnten 
natürlich  allein  durch  ihre  Aufnahme  in  den  Normaletat  nicht  den  Charakter 
einer  die  Patronate  dieser  Anstalten  unmittelbar  bindenden  Verpflichtung 
erhalten.  Sie  dienten  vielmehr  lediglich  der  näheren  Angabe  des  Zweckes, 
zu  welchem  die  vom  Staate  jenen  Anstalten  bewilligten  Bedürfniszuschüsse 
zu  verwenden  waren.  Aber  eben  hierdurch  wurde  der  Staatsbehörde  die 
Möglichkeit  gegeben,  die  Durchführung  jener  Bestimmungen  zu  erwirken. 
Denn  nur  unter  der  Bedingung,  dafs  sie  erfolgte,  stellte  der  Staat  Be- 
dürfniszuschüsse in  Aussicht. 

Grundsätzlich  sollten  nach  §  9  des  Normaletats  die  Bestimmungen 
über  die  Besoldungen  der  Lehrer  an  den  vom  Staate  verwalteten  An- 
stalten auch  auf  diejenigen  der  vom  Staate  nur  unterstützten  Anstalten 
Anwendung  finden.  Dieser  Satz  erfuhr  jedoch  mehrere  Einschränkungen. 
Die  weitere  Erörterung  derselben  wird  mit  der  folgenden  Besprechung 
des  Gesetzes  über  das  Diensteinkommen  der  Lehrer  an  den 
nichtstaatlichen  öffentlichen  höheren  Schulen  vom  25.  Juli 
1892  zu  verbinden  sein. 
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G)   Das  Gesetz  yom  25.  Juli  1892. 

Die  in  den  Jahren  1886  und  1888  gemachten  Versuche,  die  Gehälter 
der  Lehrer  an  nichtstaatlichen  höheren  Schulen  gesetzlich  zu  regeln, 
scheiterten,  wie  oben  (S.  826)  berichtet  worden  ist,  an  dem  Widerstände 
des  Herrenhauses.  Im  Laufe  der  folgenden  Jahre,  namentlich  bei  den 
Verhandlungen  über  den  Normaletat  von  1892,  kam  nun  die  Unterrichts- 
verwaltung in  immer  wachsendem  Mafse  zu  der  Erkenntnis,  dafs  ohne  eine 
derartige  Regelung  jenen  Lehrern  eine  ausreichende  Besoldung  nicht  gesichert 
werden  könne.  Sie  legte  deshalb  im  Jahre  1892  nach  Abschlufs  der  Ver- 
handlungen über  den  Normaletat  dem  Abgeordnetenhause  den  „Entwurf 
eines  Gesetzes,  betreffend  das  Diensteinkommen  der  Lehrer  an  den  nicht- 
staatlichen öffentlichen  höheren  Schulen"  vor.  Für  diesen  Entwurf  hatten, 
wie  sich  aus  seinem  Inhalte  und  der  Begründung  engiebt,  die  in  den  Jahren 
1886  und  1888  vom  Herrenhause  abgelehnten  Entwürfe  und  die  darauf 
bezüglichen  Verhandlungen  reiches  Material  geliefert.  Nachdem  zwischen 
beiden  Häusern  des  Landtages  eine  Einigung  herbeigeführt  war,  wurde 
das  Gesetz  unter  dem  25.  Juli  1892  verkündet,  mit  der  Bestimmung,  dafs 
es  am  1.  April  1893  in  Kraft  trete. 

Nach  den  Bestimmungen  in  §§1  u.  4  des  Gesetzes  ist  den  Direktoren 
und  den  wissenschaftlichen  Lehrern  an  den  nichtstaatlichen  höheren  Schulen 
mit  Einschlufs  der  Hilfslehrer  und  derjenigen  Zeichenlehrer,  die  mindestens 
14  Zeichenstunden  und  10  Stunden  anderen  Unterrichts  in  der  Woche  er- 
teilen, das  gleiche  Diensteinkommen  zu  gewähren,  das  den  Lehrern  an 
den  staatlichen  Anstalten  bei  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes, 
d.  h.  also  im  Normaletat  von  1892,  zugebilligt  war. 

Dieser  Grundsatz  ist  indessen  im  Gesetze  nicht  vollständig  durchgeführt 
worden.  Nach  §  2  sollen  nämlich  die  nichtstaatlichen  Patronate  befugt  sein, 
das  Aufrücken  der  wissenschaftlichen  Lehrer  statt  nach  dem  System  der 
Dienstalterszulagen  nach  Mafsgabe  des  für  die  einzelne  Anstalt  oder  für  einen 
Verband  von  Anstalten  aufzustellenden  Besoldungsetats  erfolgen  zu 
lassen.  In  diesem  Falle  soll  für  jede  Stelle  eines  wissenschaftlichen  Lehrers 
neben  dem  Wohnungsgeldzuschusse  nach  Tarifklasse  III  das  für  einen 
staatlichen  Lehrer  dieser  Art  berechnete  Durchschnittsgehalt  voll  in  den 
Etat  eingestellt  und  auf  die  Gesamtzahl  der  Stellen  innerhalb  der  Sätze 
für  das  Mindest-  und  das  Höchstgehalt  in  angemessenen  Abstufungen  ver- 
teilt werden  (§  2)*).  Hinsichtlich  der  Vorschriften  über  die  Besoldung  der 
Elementarlehrer  und  derjenigen  technischen  Lehrer,  die  nicht  zu  den  oben 


^)  Diese  Ausnahme,  die  das  Gesetz  von  dem  Systeme  der  Dienstalterszulagen  zulälst, 
war  von  der  Staatsregierang  mit  der  Rücksichtnahme  auf  die  Schnlunterhaltungs- 
pflichtigen  begründet  worden.  Jenes  System  hat  für  den  Ausgabenetat  der  einzelnen 
Schule  starke  Schwankungen  zur  Folge,  die,  wenn  eine  kleine  Gemeinde  oder  eine 
Stiftung  Patron  ist,  deren  ganze  Finanzgebahrung  sehr  erschwert.  Der  Stellenetat  mit 
seinen  festen  Sätzen  hatte  hier  für  den  Unterhaltungspflichtigen  wesentliche  Vorteile. 
Andrerseits  ist  nicht  zu  verkennen,  da(s  die  Beibehaltung  des  Stellenetats  gerade  da, 
wo  sie  im  Interesse  der  Schulunterhaltungspflichtigen  notwendig  erscheint,  für  die  Lehrer 
die  Aussichten  auf  ein  auch  nur  einigermaßen  regelmäßiges  Aufrücken  im  Gehalte 
stark  verschlechtert  und  ihnen  nicht  einmal  für  ein  dereinstiges  Einrücken  in  die 
höchste  Gehaltsstufe,  selbst  im  höheren  Lebensalter,  eine  einigermaßen  sichere  Hoffiiung 
gewährt.  Die  Gründe  hierfür  sind  oben  (S.  827)  eingehend  dargelegt.  Bei  dem  hierbei 
sich  herausstellenden  Widerstreite  der  Interessen  der  Schulunterhaltungspflichtigen  und 
der  Lehrer  hatte  sich  das  Abgeordnetenhaus  im  Gegensatze  zu  seiner  Kommission, 
welche  Streichung  des  §  2  beantragt  hatte,  auf  die  Seite  der  ersteren  gestellt,  nachdem 
die  Staatsregierung  erklärt  hatte,  aaß  das  Zustandekommen  des  Gesetzes  bei  Streichung 
des  §  2  schwer  gefährdet  sein  würde. 

53* 
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erwähnten  Zeichenlehrern  gehörten,  weicht  das  Gesetz  von  den  Bestimmimgen 
des  Normaletats  wesentlich  ab.  Ihre  Besoldung  soll  nämlich  innerhalb  der 
für  die  Lehrer  dieser  Gattung  an  den  staatlichen  höheren  Schulen  be- 
stimmten Grenzen  so  festgestellt  werden,  dafs  sie  hinter  derjenigen  der 
Volksschullehrer  in  dem  betreffenden  Orte  nicht  zurückbleibt  und  ihnen 
aufserdem  eine  nicht  pensionsfähige  Zulage  von  150  Mk.  gewährt  wird 
(§  1  Absatz  111)1). 

Wie  den  Lehrern  an  staatlichen,  so  soll  auch  denen  an  nichtstaatlichen 
Anstalten  ein  Rechtsanspruch  auf  Bewilligung  eines  bestimmten  Dienst- 
einkommens, insbesondere  auf  Aufrücken  im  Gehalte  nicht  zustehen  (§  6). 
Weil  aber  die  Versagung  einer  Alterszulage  die  Wirkung  einer  disciplinaren 
Mafsregel  hat  und  die  Disciplinargewalt  auch  gegenüber  den  Lehrern  an 
nichtstaatlichen  höheren  Schulen  ausschliefslich  der  staatlichen  Aufsichts- 
behörde zusteht,  so  war  es  nötig,  jene  Versagung  von  dem  einseitigen 
Ermessen  des  Patronats  unabhängig  zu  machen.  Das  Gesetz  bestimmt 
deshalb  im  zweiten  Absätze  des  §  6,  dafs  die  Versagung  der  Alterszulagen 
nur  bei  unbefriedigender  Dienstleistung  zulässig  ist  imd  der  Genehmigung 
des  Provinzialschulkollegiums  bedarf. 

Gegen  die  finanziellen  Schwierigkeiten,  die  den  Patronaten  unter  Um- 
ständen durch  die  ihnen  im  Gesetze  auferlegten  Verpflichtungen  erwachsen 
können,  hat  dieses  ihnen  nach  zwei  Richtungen  hin  einen  gewissen  Schutz 
gewährt.  Erstens  nämlich  hat  durch  einen  Beschlufs  des  Herrenhauses 
der  §  3,  welcher  die  Verpflichtung  der  Schulunterhaltungspflichtigen  zur 
Bereitstellung  der  erforderlichen  Mittel  ausspricht,  einen  Zusatz  des  Inhaltes 
erhalten,  dafs  an  den  Befugnissen  der  Patronate,  die  Aufhebung  einer 
Anstalt  zu  beschliefsen,  nichts  geändert  werde.  Selbstverständlich  bleiben, 
wenn  von  dieser  Befugnis  Gebrauch  gemacht  wird,  die  wohlerworbenen 
Rechte  der  Lehrer  bestehen,  auch  hat  die  Unterrichtsverwaltung,  wie  ihr 
Vertreter  im  Herrenhause  ausdrücklich  betonte,  das  Recht  und  die  Pflicht, 
dafür  zu  sorgen,  dafs  die  Auflösung  allmählich  und  ordnungsmäfsig  erfolge 
(Stenogr.  Berichte  des  Herrenhauses  S.340).  Zweitens  ist  vom  Abgeordneten- 
hause durch  Neueinfügung  des  §  8  den  Patronaten  die  Verringerung  der 
Lehrkräfte  an  einer  höheren  Schule  wesentlich  erleichtert  worden.  Erweist 
sich  nämlich  eine  derartige  Verringerung  als  erforderlich,  so  müssen  sich 
die  Lehrer  die  Versetzung  an  eine  andere  von  demselben  Patronate  unter- 
haltene Anstalt  mit  minderen  Berechtigungen  gefallen  lassen.   In  gleicher 


')  Diese  Abweichungen,  welche  das  Gesetz  hinsichtlich  der  Elementarlehrer  von 
dem  Systeme  des  Normaletats  vorschreibt,  hatten  ihren  Grund  in  der  Erwägung,  dafk 
bei  unveränderter  Ausdehnung  desselben  auf  die  Elementarlehrer  an  nichtstaatlichen 
Anstalten  die  Versetzung  derselben  an  Volksschulen  erschwert  werden  würde.  Deshalb 
wurde  grundsätzlich  nur  das  jeweilige  Einkommen  der  Volks schuUehrer  zugesichert. 
Die  Zulage  von  150  Mk.  bedeutete  kaum  eine  merkliche  Besserstellung,  da  die  Elementar- 
lehrer  an  den  höheren  Schulen  keinen  Anspruch  auf  die  den  Volksschullehrem  zu- 
stehenden Befreiungen  von  den  Gemeindesteuern  haben.  Das  Abgeordnetenhaus  be- 
schlolls  zwar  zunächst  auf  Vorschlag  seiner  Kommission,  auch  die  Elementarlehrer 
an  den  nichtstaatlichen  Anstalten  ebenso  zu  behandeln  wie  die  an  den  staat^ 
liehen  Schulen.  Das  Herrenhaus  stellte  jedoch  in  diesem  Punkte  die  Regierungsvorlage 
wieder  her,  und  seinem  Beschlüsse  trat  schliefslich  das  Abgeordnetenhaus  bei.  Trotzdem 
können  die  Sätze  des  Normaletats  auch  für  die  Elementarlehrer  an  nichtstaatlichen 
Anstalten  von  Bedeutung  sein.  Ihre  Besoldung  soll  nämlich  nach  dem  oben  angegebenen 
Grundsätze  innerhalb  der  für  die  entsprechenden  Kategorien  von  Lehrern  an  staatlichen 
Anstalten  bestimmten  Grenzen  festgestellt  werden.  Sie  darf  also  einerseits  hinter  dem 
Mindesteinkommen  der  letzteren  nicht  zurückbleiben,  andrerseits  dürfen  die  Schulunter- 
haltungspflichtigen nicht  gezwungen  werden,  den  Elementarlehrem  mehr  Gehalt  zu  ge- 
währen, als  das  Höchsteinkommen  der  Elementarlehrer  an  staatlichen  Anstalten  beträgt 
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Weise  erhalten  sie  durch  die  Umwandlung  der  Anstalt,  an  der  sie  ange- 
stellt sind,  in  eine  höhere  Schule  mit  anderen  Berechtigungen  nicht  die 
Befugnis,  aus  ihrem  Amte  auszuscheiden.  Hinsichtlich  ihrer  Besoldungs- 
ansprttche  dürfen  sie  jedoch  durch  derartige  Mafsregeln  nicht  geschädigt 
werden. 

Das  Gesetz  will  nur  über  das  Mindestmafs  der  den  Lehrern  zu  ge- 
währenden Dienstbezttge  Bestimmung  treffen.  Die  Patronate  sind  daher 
nicht  gehindert,  diese  Bezüge  in  einer  für  die  Lehrer  günstigeren  Weise 
zu  bemessen  (§  5). 

Die  Bestimmungen  des  Gresetzes  vom  25.  Juli  1892  decken  sich  der 
Hauptsache  nach  mit  den  Vorschriften,  die  der  Normaletat  von  1892  in 
seinem  zweiten  Teile  (§  9)  für  die  vom  Staate  mit  Bedürfniszuschüssen 
bedachten  Anstalten  gegeben  hat.  Die  Bedeutung  des  §  9^)  wurde  dem- 
nach mit  dem  1.  April  1893,  als  dem  Tage  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes, 
wesentlich  abgeschwächt.  Soweit  er  Bestimmungen  enthielt,  die  sich  im 
Gesetze  nicht  vorfinden,  wurden  sie  in  die  zur  Ausführung  des  letzteren 
ergangene  Verfügung  aufgenommen.  Das  gilt  insbesondere  für  die  auf 
die  feste  Zulage  und  auf  die  Anrechnung  früherer  Dienstzeiten  bezüglichen 
Vorschriften. 

Was  zunächst  die  feste  Zulage  betrifft,  so  war  die  gleiche  Art  ihrer 
Verteilung  an  staatlichen  und  nichtstaatlichen  Anstalten  unausführbar. 
Die  Vorschrift  des  Normaletats,  dafs  die  Hälfte  der  Gesamtzahl  der  Lehrer 
an  den  Vollanstalten,  sowie  der  vierte  Teil  derjenigen  an  den  Nichtvoll- 
anstalten  die  feste  Zulage  beziehen  solle,  wurde,  wie  oben  dargelegt 
worden  ist,  bei  den  staatlichen  Anstalten  zuerst  in  der  Weise  ausgeführt, 
dafs  die  Halbierung  bezw.  Vierteilung  für  jede  Provinz,  später  in  der 
Weise,  dafs  sie  für  den  ganzen  Staat  vorgenommen  wurde.  Dadurch  wurde 
erreicht,  dafs  das  Dienstalter,  in  dem  ein  vollqualifizierter  Lehrer  an  einer 
staatlichen  Anstalt  auf  die  Zulage  rechnen  konnte,  zunächst  innerhalb 
der  Provinz,  später  innerhalb  des  ganzen  Staates  wenigstens  in  demselben 
Zeitpunkte  nahezu  das  gleiche  war.  Für  die  nichtstaatlichen  Anstalten 
war  die  Erreichung  dieses  Zieles  wegen  der  Verschiedenheit  der  Patronate 
unmöglich.  Hier  blieb  nichts  übrig,  als  grundsätzlich  die  Halbierung  bezw. 
Vierteilung  für  jede  einzelne  Anstalt  vorzunehmen  mit  der  Mafsgabe,  dafs 
für  besondere  Fälle  die  Bildung  von  Verbänden  mehrerer  Anstalten  herbei- 
geführt wurde  und  die  Halbierung  bezw.  Vierteilung  innerhalb  aller  diesem 
Verbände  angehörigen  Oberlehrer  erfolgte.  Demgemäfs  bestimmte  §  9  des 
Normaletats,  der  sich  auf  die  vom  Staate  unterstützten  Anstalten  bezog, 
dafs  bei  den  einzelnen  Vollanstalten  auf  je  zwei  etatsmäfsige  Oberlehrer- 
stellen ,  bei  den  einzelnen  Nichtvollanstalten  auf  je  vier  solcher  Stellen 
eine  feste  Zulage  bereitzustellen  sei.  In  der  zur  Ausführung  des  Gesetzes 
vom  25.  Juli  ergangenen  Verfügung^)  wurde  diese  Bestimmung  wiederholt 
und  zugleich  im  Sinne  der  obigen  Bemerkung  angeordnet,  dafs,  wenn  dem- 
selben Patronatsbereiche  mehrere  höhere  Schulen  angehören,  die  Hälfte 
bezw.  der  vierte  Teil  von  den  sämtlichen  diesem  Patronatsbereiche  ange- 
hörigen Lehrern  zu  berechnen  ist.  Die  Aussichten,  in  einer  einigermafsen 
bestimmbaren  oder  auch  nur  absehbaren  Zeit  in  den  Genufs  der  Zulage 
zu  gelangen,  verbesserten  sich  demnach  mit  der  Ausdehnung  des  Patronats- 


')  D.  h.  des  §  9  des  Normaletats  von  1892.  Durch  den  zweiten,  vierten  und 
fünften  Nachtrag  zum  Normaletat  hat  §  9  desselben  wieder  eine  besondere  Bedeutung 
neben  dem  Gesetze  vom  25.  Juli  1892  erhalten. 

^  Tom  21.  Oktober  1892,  C.-Bl.  S.  713,  im  Auszuge  abgedruckt  bei  Beier,  S.  217. 
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bereiches.  Am  uDgünstigsten  lag  die  Sache  an  den  Nichtvollanstalten 
kleiner  Provinzialstädte.  Wenn  eine  solche  weniger  als  acht  Stellen  für 
wissenschaftliche  Lehrer  hatte,  so  war  für  sie  nur  eine  feste  Zulage  bereit- 
zustellen. Diese  erhielt  der  dienstälteste  voUqualifizierte  Lehrer ,  und  so 
lange  er  nicht  ausschied,  hatte  der  folgende,  er  mochte  noch  so  tüchtig 
und  noch  so  lange  im  Amte  sein,  keine  Aussicht,  die  Zulage  zu  erhalten. 

Bezüglich  der  Anrechnung  früherer  Dienstjahre  war  die  Aus- 
dehnung der  für  die  staatlichen  Anstalten  gegebenen  Vorschriften  auf  die 
nichtstaatlichen  in  denjenigen  Fällen,  in  denen  eine  solche  Anrechnung  für 
die  Lehrer  an  staatlichen  Anstalten  vom  Ermessen  der  Staatsbehörde  ab- 
hängig gemacht  war,  ohne  einen  schweren  Eingriff  in  die  Rechte  der 
Patronate  nicht  durchführbar.  Demgemäfs  bestimmte  §  9  Ziffer  3  des  Normal- 
etats von  1892  und  §  1  Ziffer  IV  der  Ausführungsverfügung  zu  dem  Gesetze 
vom  25.  Juli  1892,  dafs  über  die  Anrechnung  der  im  Universitäts-,  Schnl- 
aufsichts-,  Eirchendienste  u.  s.  w.  zugebrachten  Zeit  bei  den  Lehrern  an  den 
nichtstaatlichen  Anstalten  das  zwischen  dem  Schulunterhaltungspflichtigen 
und  dem  beteiligten  Lehrer  zu  treffende  Abkommen  entscheiden  solle. 


D)   Der  erste  Nachtrag  zum  Normaletat. 

Bei  dem  Abschlüsse  der  Beratung  des  Normaletats  fafste  das  Haus 
der  Abgeordneten  aufser  dem  oben  mitgeteilten  (S.  829  Anm.  1)  noch 
folgenden  weiteren  Beschlufs: 

„Die  Königliche  Staatsregierung  aufzufordern,  die  mit  dem  Normal- 
etat herbeigeführte  Verbesserung  in  den  Einkommensverhältnissen  der 
Lehrer  an  den  höheren  Lehranstalten  als  abgeschlossen  nicht  zu  erachten 
und  gelegentlich  der  allgemeinen  Aufbesserung  der  Beamtengehälter  weiter- 
zuführen." 

Zur  Erklärung  dieses  Beschlusses  wird  hier  folgendes  bemerkt.  Eine 
allgemeine  Aufbesserung  der  Besoldungen  der  höheren  und  mittleren  Be- 
amten wurde  schon  im  Jahre  1892  für  notwendig  erachtet,  damals  aber 
wegen  der  ungünstigen  Finanzlage  des  Staates  auf  eine  spätere  Zeit  ver- 
tagt. Nach  der  Erledigung  des  Normaletats  konnte  nun  die  Auffassung 
entstehen,  dafs  durch  ihn  die  demgemäfs  in  Aussicht  genommene  Be- 
soldungsaufbesserung für  die  höheren  Lehrer  vorweg  und  endgültig  geregelt 
sei,  diese  also  von  der  später  vorzunehmenden  allgemeinen  Aufbesserung 
ausgeschlossen  werden  sollten.  Dieser  Auffassung  sollte  der  oben  mit- 
geteilte Beschlufs  des  Hauses  der  Abgeordneten  entgegentreten.  Er  hat 
denn  auch  in  dem  von  der  Staatsregierung  im  Jahre  1897  vorgelegten 
Plane  der  Besoldungsaufbesserungen  für  die  höheren  und 
die  mittleren  Beamten  Berücksichtigung  gefunden.  Dieser  Plan 
wurde  in  eine  Denkschrift  zusammengefafst ,  die  dem  Etat  des  Finanz- 
ministeriums für  das  Jahr  1897/98  beigefügt  war.  Die  einzelnen  in  Be- 
tracht kommenden  Beamtenklassen  waren  hier  nach  der  Höhe  ihres  Durch- 
Bchnittsgehalts  gruppiert;  für  die  Direktoren  und  Lehrer  der  höheren 
Schulen  waren  neben  den  angegebenen  Ziffern  der  Übersicht  folgende 
Sätze  vorgeschlagen: 

Nr.  10.  Leiter  der  Vollanstalten  (Gymnasien,  Realgymnasien,  Ober- 
realschulen) in  Städten  mit  mehr  als  50000  Givileinwohnern  und  in  Orten 
der  ersten  Servisklasse  5100,  5600,  6000,  6400,  6800,  7200  Mk.,  steigend  in 
Zwischenräumen  von  je  3  Jahren ; 


—    839    — 

Nr.  15.  Leiter  der  Vollanstalten  u.  s.  w.  in  den  übrigen  Städten  4800, 
5300, 5700, 6100, 6500, 6900  Mk.,  steigend  in  Zwischenräumen  von  je  3  Jahren; 

Nr.  25.  Leiter  der  Anstalten  von  geringerer  als  neunjähriger  Kursus- 
dauer (Progymnasien,  Realprogymnasien,  Realschulen  und  höhere  Bürger- 
schulen) in  Städten  mit  weniger  als  50000  Givileinwohnem  4500,  4800, 
5100,  5400,  5700,  6000  Mk.,  steigend  wie  oben. 

Nr.  42  a.  Definitiv  angestellte  wissenschaftliche  Lehrer  an  höheren 
Lehranstalten  2700  bis  5100  Mk. ,  alle  3  Jahre  in  Stufen  von  je  300  Mk. 
steigend,  und  aufserdem  feste  pensionsfähige  Zulagen  von  je  900  Mk.  für 
die  Hälfte  der  Lehrer  an  Vollanstalten  sowie  den  vierten  Teil  der  Lehrer 
an  Anstalten  von  geringerer  als  neunjähriger  Kursusdauer; 

Nr.  70.  Definitiv  angestellte  Zeichenlehrer  bei  den  höheren  Lehran- 
stalten in  Berlin  und  in  den  Provinzen,  sonstige  technische  Lehrer,  Ele- 
mentar- und  Yorschullehrer  bei  den  höheren  Lehranstalten  in  Berlin  1800, 
2000,  2200,  2400,  2600,  2800,  2950,  3100,  3250,  3400  Mk.,  alle  3  Jahre 
steigend.  Die  Alterszulagen  sind  in  der  Weise  zu  gewähren,  dafs  der 
Bezug  nach  siebenjähriger  mehr  als  nur  nebenbei  erfolgter  Beschäftigung 
im  öffentlichen  Schuldienst  oder  drei  Jahre  nach  der  definitiven  Anstellung 
als  Zeichenlehrer  an  einer  höheren  Lehranstalt  beginnt. 

Nr.  74.  Technische  Lehrer,  sowie  Elementar-  und  Vorschullehrer  bei 
den  höheren  Lehranstalten  in  den  Provinzen  1500,  1700,  1900,  2100,  2250, 
2400,  2550,  2700,  2850,  3000  Mk.,  hierzu  die  gleiche  Bemerkung  wie  zu 
Nr.  70,  aber  ohne  die  auf  die  Zeichenlehrer  bezüglichen  Worte. 

Bei  den  Verhandlungen  über  diese  Besoldungssätze  beschäftigte  sich  das 
Abgeordnetenhaus  ziemlich  ausgiebig  (Stenogr.  Ber.  1896/97,  S.  1917  ff.)  mit 
den  allgemeinen  Gesichtspunkten,  die  für  die  Besoldung  der  Lehrer  an  höheren 
Schulen  und  insbesondere  für  ihr  Verhältnis  zu  den  Besoldungen  anderer 
Beamtenklassen  Platz  zu  greifen  haben.  Dabei  spielte  auch  der  in  Lehrer- 
kreisen ausgesprochene  Wunsch,  dafs  in  diesem  Punkte  eine  volle  Gleich- 
stellung zwischen  den  Oberlehrern  und  Richtern  herbeigeführt 
werden  möchte,  eine  hervorragende  Rolle.  Der  Normaletat  von  1892  hatte 
zwar  durch  Erhöhung  der  Besoldung  der  Oberlehrer  diese  der  der  Richter 
wesentlich  angenähert,  aber  immerhin  blieb  sie  hinter  der  letzteren  im 
Mindestsatze  um  300,  im  Höchstsatze  um  600  Mk.  zurück.  Die  oben 
erwähnte  Denkschrift  zum  Etat  des  Finanzministeriums  für  das  Jahr 
1897/98  sah  für  die  Direktoren  der  Vollanstalten  im  wesentlichen  das 
gleiche  Diensteinkommen  vor  wie  für  die  Landgerichts -Direktoren^). 
Bezüglich  der  wissenschaftlichen  Lehrer  ging  sie  nicht  ganz  so  weit;  aber 
sie  brachte  deren  Besoldungen  denen  der  Richter  doch  noch  näher  als 
der  Normaletat  von  1892,  so  dafs  der  Unterschied  sowohl  im  Höchst- 
gehalte als  auch  im  Mindestgehalte  sich  nur  noch  auf  300  Mk.  belaufen 
sollte.  Das  Abgeordnetenhaus  erhöhte  jedoch  das  Höchstgehalt  der  Richter 
um  300  Mk.,  also  auf  6600  Mk.,  so  dafs  dieses  Höchstgehalt  das  der 
Oberlehrer,  wie  bisher,  um  600  Mk.  übersteigen  würde.  Zwar  wurde  bei 
der  Verhandlung  über  die  Denkschrift  die  bereits  bei  der  Beratung  des 
Normaletats  von  1892*)  erhobene  Forderung  wiederholt,  dafs  alle  höheren 


^)  Man  mufs  hierbei,  wie  schon  oben  (S.  831)  bemerkt  wurde,  berücksichtigen,  da& 
die  Direktoren  der  höheren  Schulen,  sofern  sie  nicht  Amtswohnung  haben,  eine  dem 
Wohnangsgeldznschuis  der  Landgerichtsdirektoren  nicht  unwesentlich  übersteigende 
Mietsentschftdigung  erhalten. 

*)  Vgl.  z.  B.  die  Ausführungen  des  Abg.  Dr.  Sperlich  im  Jahre  1892  (Stenon*. 
Berichte  S.  794)  und  des  Abg.  Dr.  Sattler  im  Jahre  1897  (Stenogr.  Berichte  S.  1840). 
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Beamten  auf  der  untersten  Stufe  ihrer  Dienstlaufbahn,  also  z.  B.  Amts- 
richter, Landr&te,  Regierungsrftte,  Oberförster,  Bauinspektoren,  Oberlehrer, 
Bergrevierbeamte  wenigstens  im  Höchstgehalte  gleichgestellt  würden.  Die 
Vertreter  der  Staatsregierung  traten  aber  dieser  allgemeinen  Fordenmg 
mit  Entschiedenheit  entgegen.  Dabei  betonten  sie,  dafs  fOr  die  Bemessung 
des  Gehaltes  in  erster  Linie  die  besondere  Natur  des  Amtes  mafsgebend  sei  und 
die  Anforderungen,  die  an  den  Inhaber  desselben  in  Bezug  auf  seine  Lebens- 
haltung regelmäfsig  gestellt  werden,  dafs  aber  in  der  Verschiedenheit  der 
Bemessung  des  Gehaltes  für  Beamte  von  gleicher  Vorbildung  und  gleicher 
sozialer  Stellung  keineswegs  eine  Verschiedenheit  der  Wertschätzung  der 
betreffenden  Beamtenklassen  zum  Ausdruck  komme  ^).  Aus  diesem  Grunde 
bekämpfte  sie  auch  die  minder  weit  gehenden  Anträge,  die  eine  Erhöhung 
der  Höchstgehälter  der  Oberlehrer,  Oberförster  und  Bauinspektoren  über 
die  in  der  Denkschrift  vorgesehenen  Sätze  hinaus  zum  Ziele  halten  Ihre 
Gründe  stiefsen  zwar  auf  starken  Widerspruch;  die  Mehrheit  des  Hauses 
beliefs  es  jedoch  hinsichtlich  der  Besoldung  der  erwähnten  Beamten  bei 
den  in  der  Denkschrift  angegebenen  Sätzen').  Nur  für  die  unter  Ziffer  70 
aufgeführten  Lehrer  (technische  Elementar-  und  Vorschullehrer  in  Berlin, 
sowie  die  den  besonderen  Bedingungen  genügenden  Zeichenlehrer  an  allen 
Orten)  wurden  die  Alterszulagen  in  allen  Stufen  auf  200  Mk.  und  dem- 
gemäfs  das  Höchstgehalt  auf  3600  Mk.  erhöht. 

Die  im  Einverständnisse  mit  der  Staatsregierung  über  die  Nr.  10,  15, 
25,  42  a,  70,  74  der  Denkschrift  gefafsten  Beschlüsse  des  Abgeordneten- 
hauses bildeten  die  Grundlage  für  den  unter  dem  16.  Juni  1897  voll- 
zogenen Nachtrag  zum  Normaletat').  Der  Nachtrag  enthielt  aber 
aufserdem  noch  weitere  wichtige  Änderungen  des  Normaletats.  Erstens 
nämlich  bestimmte  er,  dafs  die  erhöhten  Sätze  der  Denkschrift,  die  ja  nur 
für  die  Besoldungen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  Geltung  haben  sollten, 
auch  auf  die  Lehrer  an  den  vom  Staate  zwar  nicht  unterhaltenen,  aber 
verwalteten  Anstalten^)  Anwendung  finden  sollten.  Zweitens  wurde  §  1 
Absatz  II  dahin  gefafst,  dafs  die  Hälfte  der  Gesamtzahl  der  wissenschaft- 
lichen Lehrer  an  den  staatlichen  und  den  unter  staatlicher  Verr 
waltung  stehenden  Vollanstalten  sowie  der  vierte  Teil  der  Gesamtzahl 
derselben  an  solchen  NichtvoUanstalten  die  feste  pensionsfähige  Zulage 
von  900  Mk.  jährlich  erhalten  sollen.  Die  gesperrt  gedruckten  Worte 
hatten  zur  Folge,  dafs  zum  Zwecke  der  Verteilung  der  festen  Zu- 
lage auch  die  Anstalten  landesherrlichen  Patronats  und  die  vom  Staate 
verwalteten   stiftischen  Anstalten  in  die  Besoldungsgemeinschaft  der  vom 


1)  Vgl.  hierzu  die  AuBfühningen  des  Finanzministers  (Stenogr.  Berichte  von  1896/97, 
S.  1898  u.  1911X  sowie  den  Bericht  der  Budgetkommission  (Anlagen  S.  2232). 

*)  Die  Gehälter  der  Bauinspektoren  (Nr.  31  a  der  Denkschrift)  wurden  auf  8600 
bis  5700  Mk.,  die  der  Oberförster  (Nr.  33)  auf  2700-5700  Mk.,  die  der  Bergrevierbeamten 
(Nr.  22)  auf  3600--6300  Mk.  und  die  der  Krei8schnlins;)ektoren  (Nr.  29)  auf  3000—6000  Mk. 
festgesetzt.  Die  Oberlehrer  sind  also  nicht  die  einzigen  akademisch  gebildeten  Beamten, 
die  hinter  den  Bichtem  (Nr.  23,  3000—6600  Mk.)  zurückstehen;  hinter  diesen  bleiben 
die  Bauinspektoren  und  die  Oberförster  im  Höchstgehalte  noch  weiter  zurück  als  die 
Oberlehrer,  wenn  man  bei  letzteren  die  feste  Zulage  mit  berücksichtigt. 

')  C.-Bl.  S.  663;  Beier,  S.  191,  Drucksachen  des  Hauses  der  Abgeordneten,  Nr.  84. 

^)  Als  solche  wurden  in  den  Ausführungsbestimmungen  des  ünterrichtsministers 
vom  28.  Juni  1897  (C.-Bl.  S.  658;  Beier,  S.  196)  angeführt:  Das  Marienstiftsgymnasium 
zu  Stettin,  die  Ritterakademie  zu  Liegnitz,  das  Kloster  U.  L.  Frauen  zu  Magdeburg, 
das  Joachimsthalsche  Gymnasium  bei  Berlin,  die  Landesschule  Pforta,  die  Klosterschule 
«u  Hfeld,  das  Pädagogium  zu  Züllichau,  das  Progjmnasium  zu  Rietberg  und  das  Gym- 
•nasium  zu  Düren. 
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Staate  unterhaltenen  Anstalten  aufgenommen  wurden  ^).  Die  dritte 
Änderung  bestand  darin,  dafs  das  erhöhte  Zeichenlehrergehalt  schon  bei 
der  Erteilung  von  12  wöchentlichen  Zeichenstunden  gewährt  werden  solle. 
Viertens  wurden  auch  die  Vergütungen  für  die  vollbeschäftigten  Hilfslehrer 
erhöht;  diese  sollten  mit  1700  Mk.  beginnen,  nach  zwei  Jahren  auf  1900 
und  nach  einem  weiteren  Jahre  auf  2100  Mk.  steigen.  Endlich  ist  noch 
eine  in  §  3  ZifiPer  2  zum  Ausdruck  gebrachte  wichtige  Änderung  zu  er- 
wähnen. Dieselbe  hing  mit  der  Thatsiache  zusammen,  dafs  damals  an  den 
nicht  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  die  Kandidaten  im  allgemeinen 
früher  zur  Anstellung  gelangten  als  an  den. staatlichen  Schulen').  Des- 
halb gab  der  Nachtrag  von  1897  bei  dem  Übergange  eines  Lehrers  von 
einer  nichtstaatlichen  an  eine  staatliche  Anstalt  dem  Minister  die  Be- 
fugnis, eine  Verkürzung  der  dem  Lehrer  anzurechnenden  Dienstzeit  insoweit 
anzuordnen,  dafs  dadurch  eine  Bevorzugung  desselben  vor  den  bereits  an 
Staatsanstalten  angestellten  Lehrern  vermieden  wird. 

Der  Nachtrag  zum  Normaletat  bezog  sich  nur  auf  die  ausschliefslich 
vom  Staate  zu  unterhaltenden  oder  zu  verwaltenden  Anstalten^).  Bei  den 
nichtstaatlichen  Anstalten  wurde  er  erst  ein  Jahr  später  eingeführt,  soweit 
nicht  die  Patronate  die  frühere  Einführung  auf  ihre  Kosten  bewirkt  hatten. 
Zur  Gewährung  von  Zuschüssen  an  die  nicht  leistungsfähigen  Patronate 
wurden  in  den  Staatshaushalt  von  1898/99  unter  cap.  120  tit.  5  1  Million 
Mark  neu  eingestellt*).  Nähere  Bestimmungen  über  die  Verwendung  des 
Fonds  wurden  in  dem  Erlasse  vom  1.  April  1898  (C-Bl.  S.  357)  getroffen. 

Durch  den  Nachtrag  von  1897  wurde  bezüglich  der  Gewährung  der 
festenZulage  an  der  Bedingung  des  Nachweises  wissenschaftlicher  und 
praktischer  Tüchtigkeit  (s.  oben  S.  831)  nichts  geändert.  Obgleich  nun  diese 
Bedingung,  soweit  sie  sich  auf  die  praktische  Tüchtigkeit  bezog,  sehr  milde 
gehandhabt  wurde,  so  konnte  doch  nicht  bestritten  werden,  dafs  durch  sie 
den  durch  ihr  Zeugnis  vollbefähigten  Lehrern  auch  bei  redlichem  Bemühen, 
ihre  Schuldigkeit  zu  thun,  der  Eintritt  in  die  über  5100  Mk.  hinausgehenden 
Gehaltsstufen  nicht  gesichert  war,  und  dafs  in  dieser  Beziehung  die  Ober- 


')  Bisher  hatten  sie  dieser  Besoldungsgemeinschaft  nicht  angehört,  vielmehr  war  für 
jede  dieser  Anstalten  die  Zahl  der  festen  Zulagen  auf  die  Hälfte  (bezw.  Vi)  der  Gesamt- 
zahl der  Oberlehrer  stellen  festgelegt.  Im  Nachtrage  ist  übrigens  noch  ausdrücklich 
bemerkt,  dals  die  Entscheidung  darüber,  welchen  Lehrern  die  Zulage  zu  gewähren  ist, 
ohne  Rücksicht  auf  das  Einhalten  der  bezeichneten  Yerhältniszahl  bei  den  einzelnen 
Anstalten  erfolgt 


■J  Vgl.  hierüber  die  Bemerkungen  auf  S.  796  u.  797. 


Das  Gesetz  vom  25.  Juli  1892  konnte  eine  Ausdehnung  der  Bestimmungen  des 
Nachtrages  auf  die  nichtstaatlichen  Anstalten  nicht  zur  Folge  haben  (vgl.  oben  S.  885). 
^)  In  der  Bemerkung  zu  dem  betreffenden  Etatstitel  hiefe  es:  „Der  Fonds  ist  dazu 
bestimmt,  bei  mangelnder  Leistungsfähigkeit  der  Patronate  höherer  Unterrichtsanstalten 
die  erforderlichen  Zuschüsse  zu  gewähren,  damit  thunlichst  1)  die  Vorschriften  über  die 
Besoldung  der  Leiter  und  Lehrer  an  den  staatlichen  höheren  Unterrichts anstalten  mit 
der  in  dem  §  1  Abs.  3  des  Gesetzes  vom  25.  Juli  1892  (G.-S.  S.  219)  in  betreff  der 
technischen  Elementar-  und  Vorschullehrer  festgesetzten  Malsgabe  auf  die  Leiter  und 
Lehrer  an  den  nichtstaatlichen  höheren  Unterrichtsanstalten  zur  Anwendung  gebracht 
werden  und  die  Leiter  der  Nichtvollanstalten  in  den  Orten  der  ersten  Servisklasse  oder 
mit  mehr  als  50  000  Einwohnern  eine  Besoldung  von  4800 — 6300  Mk.,  aufsteigend  in  fünf 
Stufen  von  je  800  Mk.  in  je  drei  Jahren  erhalten."  Der  auf  die  Direktoren  der  Nicht- 
vollanstalten bezügliche  Teil  dieses  Vermerks  findet  darin  seine  Erklärung,  dals  staat- 
liche Nichtvollanstalten  der  hier  bezeichneten  Art  weder  in  Orten  mit  mehr  als 
50000  Einwohnern  noch  in  solchen  der  ersten  Servisklasse  bestanden,  und  dafe  deshalb 
in  dem  Nachtrage  von  1897,  da  dieser  sich  nur  auf  staatliche  höhere  Schulen  beziehen 
sollte,  Vorschriften  über  die  Be8oldun([  der  Direktoren  jener  Nichtvollanstalten  nicht 
aufgenommen  waren.  Die  folgenden  Ziffern  des  Vermerks  bezogen  sich  u.  a.  auf  die 
Fürsorge  ftlr  die  Hinterbliebenen  (vgl.  unten  S.  867). 
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lehrer  hinter  allen  übrigen  höheren  Beamten  zurückstanden.  Diesen  Er- 
wägungen trug  der  Erlars  des  Unterrichtsministers  vom  24.  Februar  1898 
(Beier  S.  204,  C.-Bl.  S.  313)  Rechnung,  indem  er  anordnete,  dafs  den 
vollbefähigten  Oberlehrern  die  feste  Zulage  nur  aus  demselben  Grunde 
wie  eine  Dienstalterszulage,  also  nur  bei  unbefriedigender  Dienstführung, 
dauernd  oder  zeitweise  versagt  werden  dürfe. 

E)   Der  zweite  Nachtrag  zum  Normaletat. 

Durch  die  am  Schlüsse  des  vorigen  Abschnittes  erwähnte  Bestimmung 
verlor  die  feste  Zulage  den  Charakter  einer  Auszeichnung.  Die  bei  ihrer 
ersten  Einführung  auch  von  amtlicher  Stelle  geäufserte  Auffassung,  dafs 
sie  eine  ähnliche  Bedeutung  haben  solle  wie  die  Zulage  der  Ober- 
regierungsräte*), wurde  völlig  aufgegeben.  Sie  wurde  ihrer  Bedeutung 
nach  einer  Alterszulage  stark  angenähert,  und  zwar  am  stärksten  bei  den 
staatlichen  Anstalten,  wo  das  für  ihre  Gewährung  mafsgedende  Dienst- 
alter im  Laufe  der  Zeit  nur  geringen  Schwankungen  ausgesetzt  war. 
Diese  Annäherung  verstärkte  sich  in  dem  Mafse,  wie  die  noch  vorhandenen 
Lehrer  mit  minderwertigen  Zeugnissen  ausschieden.  Ein  Nachwuchs  war 
für  diese  seit  dem  Inkrafttreten  der  Prüfungsordnung  von  1898  nicht 
mehr  vorhanden,  da  nach  der  letzteren  die  volle  Lehrbefähigung  für  den 
Unterricht  in  den  oberen  Klassen  wenigstens  in  einem  Hauptgegenstande 
Bedingung  der  Anstellungsfähigkeit  ist.  Unter  diesen  Umständen  lag  es 
nahe,  die  feste  Zulage,  die  sich  immer  noch  als  ein  letzter  Rest 
des  früheren  Systems  des  Stellenetats  darstellte,  in  eine  wirkliche 
Dienstalterszulage  zu  verwandeln,  also  ihre  Verleihung  nicht 
mehr  auf  bestimmte  Bruchteile  der  vorhandenen  Zahl  von  Stellen  zu  be- 
schränken. 

Aber  noch  eine  weitere  Änderung  stellte  sich  bezüglich  der  Zulage  als 
wünschenswert  heraus.  Die  eigentlichen  Gehälter  der  Oberlehrer  stiegen  aus- 
nahmslos um  je  300  Mk.,  die  feste  Zulage  steigerte  ihr  Einkommen  um  900  Mk. 
In  den  nicht  seltenen  Fällen,  wo  der  Termin  ihrer  Verleihung  mit  demjenigen 
des  Einrückens  in  eine  höhere  Dienstaltersstufe  zusammenfiel,  steigerte 
sich  das  Diensteinkommen  um  1200  Mk.  Eine  so  plötzliche  Steigerung 
schien  in  noch  höherem  Grade  als  die  um  den  blofsen  Betrag  der  Zulage 
unwirtschaftlich  bei  einem  Besoldungssystem,  das  auf  allmähliches  und 
einigermafsen  regelmäfsiges  Aufsteigen  im  Gehalte  Bedacht  nimmt.  Es 
empfahl  sich  daher,  die  bisherige  einheitliche  Zulage  von  900  Mk.  in  drei 
Zulagen  von  je  300  Mk.  zu  teilen ,  so  dafs  also  gerade  während  der  Zeit, 
in  der  die  Ausgaben  für  den  Unterhalt  der  Familie  am  stärksten  zu 
wachsen  pflegen,  dreimal  in  dreijährigen  Zwischenräumen  statt  der 
regelmäfsigen  Alterszulage  von  300  Mk.  eine  solche  von  600  Mk.  ge- 
währt wird. 

Diesen  Erwägungen  verdankt  der  zweite  Nachtrag  zum  Normal- 
etat*) (vom  5.  April  1899)  seine  Entstehung.  Er  enthält  sachliche  Ände- 
rungen der  Vorschriften   über  die  Besoldungen  der  Lehrer  an  den  vom 


^)  Die  Oberregierungsräte  haben  gegenüber  den  Regierungsr&ten  eine  auch  qualitativ 
gehobene  Stellung.  Sie  erhalten  aufser  dem  den  Regierungsräten  nach  Malsgabe  ihres 
Dienstalters  zustehendem  Gehalte  eine  Zulage  von  9^  Mk. 

*)  G.-Bl.  S.  425:  Beier,  S.  193;  Drucksachen  des  Hauses  der  Abgeordneten, 
XIX.  Legislaturperiode,  1.  Session,  Nr.  47.  Den  Provinzialschulkollegien  wurde  der 
zweite  Nachtrag  durch  Yerf&gung  vom  19.  April  1899  mitgeteilt. 
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Staate  unterhaltenen  oder  verwalteten  Anstalten  nur,  soweit  sie  durch  die 
Umwandlung  der  festen  Zulage  in  eine  Alterszulage  veranlafst  wurden. 
Femer  gab  er  dem  §  9  des  Normaletats,  der  sich  auf  die  übrigen  mit 
staatlichen  Zuschüssen  bedachten  Anstalten  bezieht,  eine  den  neuen  Ver- 
hältnissen angepafste  Gestalt.  Nach  dieser  wurde  die  Möglichkeit,  die 
Besoldungen  statt  nach  dem  System  der  Dienstalterszulagen  auf  Grund 
eines  Stellenetats  festzusetzen,  vollständig  beseitigt^).  Aufserdem  gab  der 
neue  §  9  an,  wie  weit  an  jenen  Anstalten  bezüglich  der  festen  Zulage 
von  den  für  staatliche  Anstalten  geltenden  Vorschriften  abgewichen  werden 
kann.  Der  Nachtrag  fügte  endlich  in  §§  1  und  2  Bestimmungen  ein  über 
die  Besoldungen  der  Direktoren  von  Nichtvollanstalten  in  Städten,  die 
der  ersten  Servisklasse  angehören  oder  mehr  als  50000  Einwohner  haben. 
Die  Gründe,  aus  welchen  derartige  Bestimmungen  nicht  bereits  in  den 
ersten  Nachtrag  von  1897  aufgenommen  worden  waren,  sind  an  anderer 
Stelle  angegeben  (vgl.  oben  S.  841  Anm.  4). 

Für  die  wissenschaftlichen  Lehrer  an  den  staatlichen  und  den  vom  Staate 
verwalteten  Anstalten  gestalteten  sich  nunmehr  die  Besoldungsverhält- 
nisse folgendermafsen.  Sie  beziehen  ein  Gehalt  von  2700 — 51C^  Mk.,  in 
Zwischenräumen  von  je  drei  Jahren  um  je  300  Mk.  steigend.  Neben  diesem 
Gehalte  beziehen  sie,  sofern  sie  nach  ihrem  Zeugnisse  zum  Unterricht  in 
den  oberen  Klassen  vollbefähigt  sind  oder')  sich  durch  praktische  Be- 
währung besonders  auszeichnen,  nach  Erreichung  des  9.,  12.,  und  15.  Dienst- 
jahres noch  eine  feste  pensionsfähige  Zulage  von  je  300  Mk.').  Hiermit 
ist  für  die  Lehrer  derjenigen  höheren  Schulen,  die  vom  Staate  unter- 
halten werden  oder  bezüglich  deren  dem  Staate  die  Verwaltung  zusteht, 
unter  Beseitigung  der  letzten  an  den  Stellenetat  erinnernden  Einrichtung, 
das  System  der  Dienstalterszulagen  vollständig  durchgeführt. 

Bei  den    übrigen   vom   Staate    mit   Zuschüssen   bedachten   Anstalten 

?[laubte  die  Staatsregierung  von  der  Verpflichtung,  auch  bezüglich  der 
esten  Zulage  sich  nach  dem  Vorbilde  der  staatlichen  Anstalten  zu  richten, 
absehen  zu  müssen.  Denn  sie  mufste  berücksichtigen,  dafs,  wie  bereits 
bemerkt,  jenen  Anstalten  die  Möglichkeit  der  Beibehaltung  des  Stellen- 
etats genommen  war  und  sie  bereits  verpflichtet  waren,  die  erhöhten  Sätze 
des  Nachtrages  von  1897  für  die  eigentlichen  Besoldungen  einzuführen. 
Gerade  von  den  kleineren  Gemeinden,  die  höhere  Schulen  zu  unterhalten 
hatten,  fürchtete  man,  dafs  sie  die  Zumutung,  in  ihrem  Etat  die  Zahl  der 
starken  Schwankungen  ausgesetzten  Posten  nm  einen  weiteren  zu  ver- 
mehren, als  eine  schwere  Härte  empfinden  möchten,  und  dies  um  so  mehr, 
als  nach  den  gemachten  Erfahrungen  die  Lehrer  an  nichtstaatlichen  An- 
stalten früher  zur  festen   Anstellung  gelangten  als   an   den   staatlichen, 


*)  Aber  nur  für  die  Tom  Staate  unterstützten  Anstalten.  Für  die  übrigen  verbleibt 
es  selbstverständlich  bei  der  Vorschrift  in  §  2  Abs.  I  des  Gesetzes  vom  25.  Juli  1892 
(vgl.  oben  S.  885). 

*)  Das  entspricht  der  oben  S.  842  mitgeteilten  YerfÜ^ng  des  ünterrichtsrainisters 
vom  24.  Februar  1898.  Für  Lehrer,  die  zum  Unterricht  m  den  oberen  Klassen  durch 
ihr  Prüfungszeugnis  vollbefähigt  sind»  bedarf  es  also  keines  weiteren  Erfordernisses. 

')  Unmittelbar  vor  dem  Erlasse  des  zweiten  Nachtrages  erhielten  die  Lehrer  der 
staatlichen  höheren  Schulen  die  bisherige  Zulage  von  900  Mk.  ungefähr  nach  14jähriger 
Dienstzeit  Würde  letztere,  diesem  Zustande  entsprechend,  in  drei  Alterszulagen  von 
je  800  Mk.  gelegt  worden  sein,  so  hfttte  sie  in  Teilbeträgen  von  dieser  Höhe  nach  Voll- 
endung des  11.,  14.  und  17.  Diensljahres  gewährt  werden  müssen.  Die  obigen  Be- 
stimmungen des  zweiten  Nachtrages  enthalten  also  thatsächlich  eine  nicht  unwesentliche 
Verbesserung  der  Besoldungsverhältnisse. 
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also  bei  Anwendung  der  für  diese  erfolgten  Regelung  der  festen  Zulage 
vor  ihren  Amtsgenossen  an  Staatsanstalten  bevorzugt  worden  wären.  Die 
Staatsregierung  entschlofs  sich  deshalb,  durch  eine  Regelung,  die  zwisehea 
dem  bisherigen  System  und  dem  für  die  Lehrer  an  den  staatlichen  An- 
stalten in  Aussicht  genommenen  neuen  System  die  Mitte  hielt,  einen  Aus- 
gleich zwischen  den  Wünschen  der  Lehrer  und  den  ihnen  widerstreitenden 
Interessen  der  Gemeinden  herbeizuführen.  Dieser  Ausgleich  beruhte  auf 
folgenden  Grundsätzen. 

Die  Schulunterhaltungspflichtigen  haben  nach  wie  vor  bei  den  einzelnen 
YoUanstalten  auf  ie  zwei  Stellen  und  bei  den  Nichtvollanstalten  auf  je 
vier  Stellen  eine  feste  Zulage  von  900  Mk.  bereitzustellen.  Soweit  die 
hiernach  bereitgestellten  Mittel  ausreichen,  werden  daraus  die  Zulagen 
nach  Mafsgabe  der  für  die  Lehrer  an  staatlichen  Anstalten  geltenden  Vor- 
schriften gewährt^).  Soweit  diese  Mittel  nicht  ausreichen,  müssen  die 
Lehrer,  die  sonst  vermöge  ihres  Dienstalters  eine  Zulage  erhalten  können, 
warten,  bis  eine  solche  für  sie  frei  geworden  ist.  Unter  allen  Um- 
ständen jedoch  erhält,  gleichviel  ob  der  nach  den  obigen  Vorschriften 
bereit  gestellte  Betrag  zureicht  oder  nicht,  nach  dem  zurückgelegten 
12.,  15.,  18.  Dienstjahre  neben  den  gewöhnlichen  Alterszulagen  jeder 
Lehrer  an  einer  Vollanstalt  eine  feste  Zulage  von  je  300  Mk.,  jeder 
Lehrer  an  einer  NichtvoUanstalt  eine  solche  von  je  150  Mk.").  Die 
hierzu  erforderlichen  Mittel  sind,  soweit  sie  nicht  in  den  Ersparnissen 
Deckung  finden,  die  dadurch  entstehen,  dafs  die  früher  vorab  bereit  ge- 
stellten Zulagen  überhaupt  nicht  oder  nicht  in  ihrer  ganzen  Höhe  zur 
Verwendung  gelangt  sind,  ebenfalls  von  den  Schulunterhaltungspflichtigen 
bereitzustellen« 

Der  Lehrer  einer  Vollanstalt  erhielt  hiemach  die  Zulage  in  dem  für 
ihn  ungünstigsten  Falle  um  3  Jahre  später  als  die  Lehrer  an  den  staatlichen 
höheren  Schulen  und,  da  diese  am  Ende  des  Jahres  1898  auf  die  volle 
Zulage  von  900  Mk.  etwa  nach  14  Dienstjahren  rechnen  konnten,  um 
durchschnittlich  1  Jahr  später,  als  sie  die  Zulage  bisher  erhalten  hatten. 
Bei  einem  Lehrer  an  einer  NichtvoUanstalt  bestand  auch  nach  dem 
zweiten  Nachtrage  die  Möglichkeit,  dafs  er  selbst  bei  hohem  Dienstalter 
die  volle  Zulage  überhaupt  nicht  erhielt,  also  hinter  dem  Höchstgehalt 
um  450  Mk.  zurückblieb.  Seine  Lage  gegen  den  bisherigen  Zustand  war 
indessen  erheblich  gebessert;  denn  er  erhielt  wenigstens  die  halbe  Zulage 
in  Fällen,  wo  er  früher  keine  Zulage  erhalten  hätte. 

Den  Patronaten  sollte  nicht  die  Möglichkeit  genommen  werden, 
die  Gleichstellung  der  Lehrer  mit  den  an  staatlichen  Anstalten  auch 
auf  die   feste  Zulage   auszudehnen.    Sie   mufsten  indessen,  wenn  sie  von 


j)  Hiernach  soll  es  ausgeschlossen  sein,  dafs  —  was  früher  bei  in  der  Entwickelung 
begriffenen  Anstalten  mit  jungen  Lehrern  oft  Yorkam  —  ein  Lehrer  an  einer  vom  Staate 
unterstützten  Anstalt  die  Zulage  in  früherem  Dienstalter  erhält  als  die  Lehrer  an  den 
Yom  Staate  unterhaltenen  Anstalten.  In  gleichem  Sinne  hatte  übrigens  schon  die  Ver- 
fügung vom  I.April  1898  (Beier,  S.  219  ff.),  in  der  den  ProvinzialsdiulkoUegien  von  der 
Bereitstellung  von  Mitteln  zur  Durchführung  des  ersten  Nachtrages  u.  s.  w.  an  nicht- 
staatlichen  Anstalten  Kenntnis  gej^eben  wurde,  eine  Zuwendung  aus  den  betreffenden 
Fonds  von  der  Bedingung  abhängig  gemacht,  dafs  die  Verleihung  der  festen  Zulage  an 
keinen  Lehrer  vor  Vollendung  des  isf.  Dienstjahres  erfolgt. 

')  Die  geringere  Bemessung  für  die  Lehrer  an  Nichtvollanstalten  wurde  damit  be- 
gründet, dafs  an  diesen  regelmäOsig  nur  auf  je  vier  Stellen  eine  volle  Zulage  fallen  soUe 
lygl.  die  Begründung  des  zweiten  Nachtrages,  Drucksachen  des  Hauses  der  Abgeordneten, 
Nr.  47,  a.  a.  0.). 
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dieser  in  §  9  des  zweiten  Nachtrages  unter  1  vorgesehenen  Möglichkeit 
Gebrauch  machten,  die  Verpflichtung  übernehmen,  die  auf  Grund  des  ent- 
sprechenden Beschlusses  zu  zahlenden  Mehrbeträge  an  Besoldung  ebenfalls 
vorab  bereit  zu  halten. 

An  den  vom  Staate  und  anderen  gemeinschaftlich  zu  unterhaltenden 
Anstalten  sollten  die  bezüglich  der  festen  Zulage  für  staatliche  Anstalten 
geltenden  Vorschriften  im  Falle  der  Zustimmung  der  beteiligten  Eom- 
patrone  zur  Anwendung  kommen. 

Da  durch  den  zweiten  Nachtrag  zum  Normaletat  die  feste  Zulage  für 
die  Oberlehrer  an  den  vom  Staate  verwalteten  Anstalten  den  Charakter 
einer  Alterszulage  gewonnen  hatte,  so  war  bei  ihrer  Verleihung  eine 
Mitwirkung  der  Gentralinstanz  nicht  mehr  in  gleichem  Mafse  wie  bisher 
erforderlich.  Denn  diese  Mitwirkung  hatte,  wie  sich  aus  der  früheren 
Darstellung.  (S.  832)  ergiebt,  ihren  Grund  hauptsächlich  darin,  dafs  für 
die  Verleihung  der  Zulage  ein  fester  Bruchteil  der  qualifizierten  Lehrer 
an  den  staatlichen  Anstalten  der  Monarchie  nach  Mafsgabe  ihres  Dienst- 
alters in  Betracht  kam,  und  dafs  demnach  die  Verleihung  innerhalb  einer 
Provinz  von  den  Verhältnissen  der  anderen  Provinzen  abhängig  war.  Diese 
Abhängigkeit  fiel  mit  dem  Inkrafttreten  des  zweiten  Nachtrages  zum 
Normaletat  fort  und  damit  auch  der  Grund,  die  Entscheidung  über  die 
Verleihung  der  festen  Zulage  regelmäfsig  der  Gentralinstanz  vorzu- 
behalten. Der  Unterrichtsminister  bestimmte  deshalb  in  der  Ausführungs- 
verfügung zum  zweiten  Nachtrage  des  Normaletats  (vom  19.  April  1899, 
G.-Bl.  S.  425),  dafs  die  feste  Zulage  in  den  vorgeschriebenen  Beträgen 
bei  Erreichung  des  entsprechenden  Besoldungsdienstalters  allen  denjenigen 
Lehrern,  die  nach  ihrem  Zeugnisse  für  den  Unterricht  in  den  oberen 
Klassen  voll  befähigt  sind,  sofern  nicht  besondere  Gründe  für  die  Ver- 
sagung vorliegen,  vom  Provinzialschulkollegium  selbständig  zu  bewilligen 
ist,  und  dafs  nur  die  Versagung  der  Zulage  für  einen  durch  sein  Zeugnis 
vollbefähigten  oder  die  Gewährung  an  einen  nicht  vollbefähigten  Lehrer  der 
Genehmigung  der  Gentralinstanz  bedarf.  Bei  dieser  Gelegenheit  wurde 
auch  ausdrücklich  festgestellt,  dafs  alle  diejenigen  Oberlehrer,  welche  die 
Lehramtsprüfung  auf  Grund  der  Ordnung  vom  12.  September  1898  be- 
standen haben,  ohne  weiteres  als  vollbefähigt  zu  betrachten  sind. 

F)  Der  dritte  Nachtrag  zum  Normaletat. 

Die  Ausführung  des  Gesetzes  vom  3.  März  1897  über  das  Dienst- 
einkommen der  Lehrer  und  Lehrerinnen  der  öffentlichen  Volksschulen 
hatte  zur  Folge,  dafs  die  Besoldung  der  Yolksschullehrer  in  mehreren 
gröfseren  Städten  die  der  Elementarlehrer  an  höheren  Schulen  nicht 
unwesentlich  überstieg.  Um  dieses  Mifsverhältnis  nach  Möglichkeit^)  zu 
beseitigen,  wurde  durch  einen  dritten  Nachtrag  zum  Normaletat') 
eine  Aufbesserung  der  Besoldungen  dieser  Lehrer  herbeigeführt.  Aus  nahe- 
liegenden Gründen  sah  sich  die  Staatsregierung  veranlafst,  mit  dieser  Auf- 
besserung auch  eine  solche  für  die  durch  ein  höheres  Gehalt  vor  jenen 


^)  Auf  diejenigen  Städte,  welche  die  Gehälter  der  Yolksschullehrer  besonders  frei- 
gebig bemessen  hatten,  konnte  hierbei  nicht  Rücksicht  genommen  werden. 

*)  G.-Bl.  von  1900,  S.  529;  dem  Abgeordnetenhause  wurde  der  Nachtrag  nebst  Be- 
gründung zugleich  mit  dem  Staatshaushaltsetat  als  Anlage  20  zum  Etat  des  Unterrichts- 
ministeriums vorgelegt,  und  am  10.  April  1900  wurde  er  von  Seiner  Migestftt  dem  Könige 
vollzogen. 
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Lehrern  ausgezeichneten  Zeichenlehrer  zu  verbinden.   Der  dritte  Nachtrag 
enthielt  folgende  Abänderungen  des  bisherigen  Zustanden 

I.  Für  die  festangestellten  Zeichenlehrer,  welche  die  vorgeschriebene 
Prüfung  als  Zeichenlehrer  an  höheren  Schulen  bestanden  haben,  vollbe- 
schäftigt sind  und  mindestens  12  Zeichenstunden  wöchentlich  zu  erteilen 
haben,  wurde  das  Gehalt  auf  1800  bis  3800  Mk.  festgesetzt  und  zwar  in 
der  Weise,  dafs  nach  je  drei  Jahren  bis  zum  12.  Dienstjahre  eine  Zulage 
von  je  250  Mk. ,  von  da  an  bis  einschliefslich  zum  27.  Dienstjahre  eine 
solche  von  je  200  Mk.  gewährt  wird. 

II.  Die  übrigen  technischen  Lehrer,  die  Elementar-  und  Vorschul- 
lehrer wurden  nicht  mehr  in  zwei,  sondern  in  drei  Gehaltsklassen  geteilt; 
die  erste  umfafste  wie  bisher  Berlin,  die  zweite  die  Orte  der  Servisklassen 
A  und  I,  die  dritte  die  übrigen  Orte.  Für  Berlin  blieb  es  bei  den  bis- 
herigen Sätzen*).  Für  die  Orte  der  Servisklassen  A  und  !•  wurde  das 
Gehalt  auf  1500  bis  3400  Mk.  festgesetzt;  die  Alterszulagen  sollten  nach 
vollendetem  3.  und  6.  Dienstjahre  je  250  Mk.,  von  da  an  alle  3  Jahre  bis 
zum  vollendeten  27.  Dienstjahre  je  200  Mk.  betragen.  In  den  übrigen 
Orten  wurde  das  Gehalt  auf  1500  bis  3200  Mk.  festgesetzt. 

III.  Diejenigen  Zeichenlehrer,  die  zwar  die  Zeichenlehrerprüfung  be- 
standen haben,  auch  den  vollen  lehrplanmäfsigen  Zeichenunterricht,  aber 
nicht  12  ^Zeichenstunden  wöchentlich  erteilen,  erhielten  in  Berlin  und  den 
Orten  der  Servisklasse  A  und  I  die  erhöhte  Zeichenlehrerbesoldung  nach 
Ziffer  I,  in  den  übrigen  Orten  die  nämliche  Besoldung  wie  die  Elementar- 
lehrer u.  s.  w.  an  den  Orten  der  Servisklasse  A  und  I.  Von  den  voll- 
befähigten und  mit  dem  vollen,  weniger  als  12  Wochenstunden  umfassenden 
lehrplanmäfsigen  Zeichenunterrichte  betrauten  Zeichenlehrern  waren  dem- 
nach nur  noch  die  an  den  Orten  der  Servisklassen  II  bis  V  von  dem  er- 
höhten Gehalte  nach  Ziffer  I  ausgeschlossen. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  sollten  nach  der  durch  den  dritten 
Nachtrag  abgeänderten  Fassung  des  auf  die  Zeichenlehrer  und  Elementar- 
lehrer bezüglichen  Teiles  des  §  9  bezüglich  der  vom  Staate  unterstützten 
nichtstaatlichen  Anstalten  auch  für  diejenigen  Zeichenlehrer  gelten,  welche 
die  vorgeschriebene  Prüfung  bestanden  und  den  vollen  lehrplanmäfsigen 
Zeichenunterricht  zu  erteilen  haben.  Für  die  übrigen  technischen  Lehrer, 
die  Elementar-  und  Vorschullehrer  hatten  nach  der  nunmehrigen  an  die 
ursprüngliche  sich  anschliefsenden  Fassung  des  §  9  die  im  dritten  Nach- 
trage vorgesehenen  Besoldungsaufbesserungen  nur  die  Folge,  dafs  die 
Grenzen,  innerhalb  deren  das  Gehalt  im  Anschlufs  an  das  der  Volks- 
schullehrer des  betreffenden  Ortes  zu  bemessen  war,  anderweitig  fest- 
gesetzt wurden. 

G)   Der  vierte  Nachtrag  zum  Normaletat. 

Bei  der  Beratung  des  dritten  Nachtrages  zum  Normaletat  richtete 
das  Haus  der  Abgeordneten  auf  Antrag  seiner  Budgetkommission  an  die 
Königliche  Staatsregierung  das  Ersuchen: 

1.  Den  zweiten  Nachtrag  zum  Normaletat   in  dem  Sinne   abzuändern, 
dafs  die  feste  Zulage  den  Oberlehrern  an  den  vom  Staate  unterstützten 


')  Da  die  Zeichenlehrer  ein  höheres  Gehalt  erhalten  sollten,  so  war  hiermit  die 
bisherige  Gleichheit  der  Besoldungen  der  Elementarlehrer  in  Berlin  mit  der  der 
Zeichenlehrer  beseitigt 


—     847     - 

Anstalten  möglichst  nach  denselben  Grundsätzen  wie  den  Oberlehrern 
an  den  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  gewährt  werde, 

2.  Die  Bestimmungen  über  die  Besoldungen  der  Zeichenlehrer  dahin  ab- 
zuändern, dafs  denjenigen,  welche  die  vorgeschriebene  Prüfung  als 
Zeichenlehrer  für  höhere  Schulen  bestanden  haben  und  an  der  Anstalt 
ihrer  Hauptthätigkeit  den  vollen  lehrplanmäfsigen  Zeichenunterricht, 
jedoch  weniger  als  12  Stunden  wöchentlich  erteilen,  die  in  §  1  Nr.  4 
des  Entwurfs  des  vierten  Nachtrages  zum  Normaletat  vorgesehenen 
Gehaltssätze^)  gewährt  werden. 

Das  Ergebnis  der  Beratungen,  die  infolge  dieses  Beschlusses  im  Schofse 
der  Staatsregierung  gepflogen  wurden,  bildete  der  dem  Abgeordnetenhause 
mit  dem  Entwürfe  des  Staatshaushaltsetats  für  1901^)  vorgelegte  vierte 
Nachtrag  zum  Normaletat.  Derselbe  trug  dem  zweiten  Teile  des  Beschlusses 
in  vollem  Umfange  Rechnung,  indem  er  bestimmte,  dafs  die  im  dritten  Nach- 
trage festgesetzten  erhöhten  Besoldungen  für  Zeichenlehrer  allen 
deiijenigen  gewährt  werden,  welche  die  vorgeschriebene  Prüfung  bestanden 
haben,  voll  beschäftigt  sind  und  mindestens  12  Zeichenstunden  wöchentlich 
oder  doch  den  ganzen  lehrplanmäfsigen  Zeichenunterricht  erteilen.  Dagegen 
kam  er  der  vom  Abgeordneten  hause  an  erster  Stelle  erhobenen  Forderung 
nur  insoweit  entgegen,  als  er  hinsichtlich  der  festen  Zulage  für  die  Lehrer 
an  den  vom  Staate  unterstützten  Anstalten  die  noch  bestehenden  Unter- 
schiede zwischen  Vollanstalten  und  NichtvoUanstalten  beseitigte.  Die 
Unterhaltungspflichtigen  haben  also  nunmehr  überall  für  je  zwei  Ober- 
lehrerstellen eine  feste  Zulage  zu  ihrem  Höchstbetrage  von  900  Mk.  be- 
reitzustellen und  aus  dem  so  gebildeten  Fonds  die  Zulage  nach  Mafsgabe 
der  für  die  staatlichen  Anstalten  gegebenen  Vorschriften  zu  zahlen.  Reicht 
der  Fonds  hierzu  nicht  aus,  so  wird  in  gleicher  Weise  verfahren  wie  nach 
dem  zweiten  Nachtrage,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dafs  auch  die  Lehrer 
an  den  NichtvoUanstalten  spätestens  mit  dem  12.  Dienstjahre  die  Zulage 
in  Höhe  von  300,  mit  dem  15.  in  Höhe  von  600  und  mit  dem  18.  Dienst- 
jahre in  Höhe  von  900  Mk.  erhalten.  Eine  völlige  Gleichstellung  der 
Lehrer  an  den  vom  Staate  unterstützten  Anstalten  mit  denen  an  staat- 
lichen Anstalten  glaubte  die  Staatsregierung  nicht  herbeiführen  zu  können. 
Als  Grund  für  diese  Haltung  wurde  von  ihren  Vertretern  im  Abgeordneten- 
hause geltend  gemacht,  dafs  die  Lehrer  der  ersten  Gattung  durchschnittlich 
früher  als  die  der  zweiten  zur  Anstellung  gelangen,  dafs  also  bei  An- 
wendung gleicher  Grundsätze  auf  die  Gewährung  der  festen  Zulage  die 
Lehrer  nichtstaatlicher  Anstalten  unter  Verwendung  von  Staatsmitteln 
thatsächlich  günstiger  gestellt  werden  würden  als  die  Lehrer  an  den  vom 
Staate  unterhaltenen  Anstalten^). 

Aufser  den  soeben  erwähnten  Abänderungen  brachte  der  vierte  Nachtrag 
noch  für  die  vollbeschäftigten  Hilfslehrer  eine  Erhöhung  der  Jahres- 
vergütungen.  Die  Mindestsätze  wurden  von  1700  auf  1800,  die  Höchstsätze 
von  2100  auf  2400  Mk.  erhöht,  und  zwar  sollte   nunmehr  die  Vergütung 


')  D.  h.  die  oben  (S.  846)  bei  der  Besprechung  des  dritten  Nachtrages  unter  I  er- 
wähnten. 

*)  Vgl.  Anlagen  Bd.  11,  Nr.  21,  Beilage  19. 

')  Vgl.  die  Erklärung  des  Kommissars  des  Finanzministers,  Drucksachen  des  Ab- 
geordnetenhauses von  1900,  Nr.  213.  Die  Beweiskraft  der  von  dieser  Seite  beigebrachten 
Gründe  ist  jedoch  nicht  unbestritten  geblieben  (vffl.  die  Verhandlungen  des  Abgeordneten- 
hauses vom  8.  März  1901,  Stenogr.  Berichte  S.  2991  ff.). 
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nach  zweijähriger  Dienstzeit  auf  2100  Mk.  steigen  und  nach  einem  weiteren 
Jahre  den  Höchstbetrag  erreichen^). 

Der  vierte  Nachtrag  wurde  am  3.  April  1901  von  Seiner  Majestät 
dem  Könige  vollzogen  und  den  Provinzialschulkollegien  durch  Verfügung 
vom  23.  April  dess.  J.  (G.-Bl.  S.  1901)  mitgeteilt. 

H)   Der  ftlnfte  Nachtrag  zum  Normaletat. 

Nach  Abschlufs  der  Besprechung  des  von  der  Staatsregierung  vorge- 
legten vierten  Nachtrages  zum  Normaletat  fafste  das  Haus  der  Abgeordneten 
auf  Antrag  seiner  Budgetkommission  folgenden  Beschlufs'): 

„Die  Königliche  Staatsregierung  zu  ersuchen,  durch  entsprechende 
Änderungen  des  Normaletats  vom  4.  Mai  1892  bezw.  seiner  Nachträge 
dahin  zu  wirken,  dafs: 

1.  durch  anderweitige  Bemessung  der  Alterszulagen  die  Erreichung  des 
Höchstgehaltes  bereits  nach  21  Jahren  gesichert  wird,  und  zwar  unter 
besonderer  BertLcksichtigung  der  unteren  Gehaltsstufen; 

2.  die  Oberlehrer  derjenigen  Anstalten,  die  aus  unmittelbaren  oder  mittel- 
baren Staatsfonds  Unterhaltungszuschüsse  beziehen,  die  feste  pensions- 
fähige Zulage  von  300  bis  900  Mk.  zu  derselben  Zeit  erhalten,  wie 
die  Oberlehrer  der  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten.^ 

Der  zweite  Teil  dieses  Beschlusses  enthält  im  wesentlichen  eine  Wieder- 
holung desjenigen  Beschlusses,  der  bereits  bei  den  Verhandlungen  über  den 
dritten  Nachtrag  gefafst  worden  war,  aber  im  vierten  Nachtrage  nicht  volle 
Berücksichtigung  gefunden  hatte.  Der  erste  Teil  war  durch  die  Erwägung") 
veranlafst  worden,  dafs  bei  den  Lehrern  der  höheren  Schulen  die  Auf- 
steigefrist vom  Anfangsgehalte  bis  zum  Höchstgehalte  länger  bemessen  ist 
als  bei  allen  übrigen  akademisch  gebildeten  Beamten,  selbst  länger  als  bei 
einem  grofsen  Teile  der  Subaltembeamten ,  und  dafs  bei  Feststellung  der 
bisherigen  Aufsteigefrist  von  24  Jahren  im  Hinblick  auf  die  ungünstigen 
Anstellungsverhältnisse  des  letzten  Jahrzehnts  die  Aussichten  eines  grofsen 
Teils  der  im  Amte  befindlichen  Oberlehrer  auf  Erreichung  des  Höchst- 
gehaltes in  unbilliger  Weise  verschlechtert  werden  würden. 

Der  zu  Ziffer  2  aufgestellten  Forderung  hat  die  Staatsregierung  aus 
den  bereits  oben  dargelegten  Gründen  nicht  nachkommen  zu  dürfen  ge- 
glaubt. Dagegen  hat  sie  der  auf  die  Abkürzung  der  Aufsteigefrist  be- 
züglichen Forderung  in  dem  dem  Abgeordnetenhause  mit  dem  Entwürfe 
des  Staatshaushaltsetats  für  1902  vorgelegten  fünften  Nachtrage  entsprochen. 


^)  Bezüglich  der  Berechnung  des  f&r  die  Bemessung  der  Vergütung  malsffebenden 
Dienstalters  der  Hilfslehrer  sind  diese  durch  den  Erlaik  vom  10.  Januar  19^  (C.-Bl. 
S.  204)  wesentlich  günstiger  gestellt  worden,  als  das  bisher  der  Fall  war  (s.  oben  S.  833). 
Nach  diesem  Erlasse  soll  fortan  allgemein  die  gesamte  Zeit  in  Betracht  gezogen  werden, 
während  welcher  der  anstellungsfähige  Kandidat  gegen  Bezug  einer  Vergütung  von 
mindestens  1700  Mk.  (bezw.  1500  Mk.  bis  zum  1.  April  1897)  voll  beschäftigt  worden  ist, 
gleichviel  ob  die  Beschäftigung  in  Wahrnehmung  einer  etatsmä&igen  oder  zur  Aufnahme 
in  den  Etat  geeigneten  Hilfslehrerstelle  oder  aus  sonstiger  Veranlassung  erfolgte.  Die 
im  Normaletat  angegebenen  Sätze  sind  auch  der  Vergütung  nicht  vollbescnäftigter 
aulseretatsmälfiiger  Hilfslehrer  —  selbstverständlich  nach  Mafsgabe  der  Stundenzahl  — 
zu  Grunde  zu  legen,  wenn  die  Beschäftigung  länger  als  14  Ta§[e  dauert  und  der  Hilfs- 
lehrer mehr  als  12  Wochenstunden  zu  erteilen  hat  In  den  übricen  Fällen  hat  die  Ver- 
gütung nach  den  Sätzen  für  Erteilung  einzelner  Stunden  zu  erfolgen  (vgl.  Erlais  vom 
22.  Januar  1901,  C.-Bl.  S.  194). 

')  Drucksachen  des  Hauses  der  Abgeordneten  vom  Jahre  1901,  Nr.  80  zu  4 
')  Vgl.  Verhandlungen  des  Hauses  der  Abgeordneten  1901,  S.  2967  ff. 
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Durch  diesen  werden  die  Vorschriften  über  das  Aufsteigen  im  Gehalte 
dahin  abgeändert,  dafs  die  Oberlehrer  nach  drei  Dienstjahren  eine  Zulage 
von  500,  nach  6  Dienstjahren  eine  solche  von  400  und  nach  12,  15,  18, 
21  Dienstjahren  eine  Zulage  von  je  300  Mk.  erhalten  ^)  ^). 

4.  Die  anderweitigen  dienstlichen  Bezüge. 

Das  Gesetz,  betreffend  die  Gewährung  von  Wohnungsgeld- 
zuschüssen an  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  vom  12.  Mai  1873,  hat 
keine  Änderungen  erfahren.  Aber  seine  Wirkungen  sind  im  Laufe  der 
Jahre  nicht  die  nämlichen  geblieben.  Zunächst  wurden  durch  die 
Beichsgesetzgebung  mehrfache  Änderungen  in  der  Zuweisung  der 
Orte  an  die  einzelnen  Servisklassen  vorgenommen.  Diese  Änderungen  sind 
nach  §  2  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1873  auch  für  die  Bemessung  des  den 
preufsischen  Beamten  zu  gewährenden  Wohnungsgeldzuschusses  mafs- 
gebend.  Für  die  Lehrer  an  höheren  Schulen  wurden  bezüglich  der  Hand- 
habung des  Gesetzes  wichtige  Änderungen  durch  die  auf  den  Dienstrang 
bezüglichen  Allerhöchsten  Erlasse  vom  23.  Juli  1886  und  vom  28.  Juli  1892 
sowie  durch  das  Gesetz  vom  25.  Juli  1892  über  das  Diensteinkommen  der 
Lehrer  an  den  nichtstaatlichen  öffentlichen  höheren  Schulen  herbeigeführt. 
Die  Wirkungen  der  in  ihnen  enthaltenen  Bestimmungen  sind  an  anderer 
Stelle  dargelegt  worden.  Auch  ist  bereits  bemerkt  worden,  dafs  die 
Direktoren  der  höheren  Schulen,  falls  ihnen  keine  Dienstwohnung  gewährt 
wird,  nach  §  5  des  Normaletats  statt  des  Wohnungsgeldzuschusses  eine 
Mietsentschädigung  erhalten,  die  den  Betrag  des  ersteren  nicht  unwesent- 
lich übersteigt.  Endlich  ist  an  dieser  Stelle  noch  auf  den  Nachtrag  zum 
Dienstwohnungenregulativ  vom  20.  April  1898  (Beier,  S.  206  Anm.  2) 
hinzuweisen.  Hier  ist  bestimmt,  dafs,  sofern  ein  Beamter  für  eine  ihm  zur 
Verfügung  gestellte  Dienstwohnung  Miete  zu  entrichten  hat,  diese  dem  für 
ihn  in  Betracht  kommenden  Wohnungsgeldzuschusse  gleich  sein  mufs  und 
durch  dessen  Einbehaltung  beglichen  wird.  Die  nach  §  4  des  Gesetzes  vom 
12.  Mai  verbliebene  Möglichkeit,  dafs  die  für  Dienstwohnungen  zu  zahlende 
Miete  gröfser  ist  als  der  Wohnungsgeldzuschufs,  ist  somit  beseitigt. 


^)  Der  fünfte  Nachtrag  ist  von  Seiner  Majestät  dem  Könige  am  20.  Mai  1902 
vollzogen  worden  (G.-Bl.  S.  449).  In  der  Monatsschrift  für  höhere  Schulen  (heraus- 
gegeben von  Dr.  R.  Eöpke,  Geh.  Oberregierungsrat  und  Dr.  A.  Matthias,  Geh.  Re- 
fierungsrat;  Berlin,  Weidmannsche  Buchhandlung)  sind  auf  S.  141  u.  142  des  ersten 
ahrganges  die  Besoldungen  der  Land-  und  Amtsnchter  mit  denienigen  der  Oberlehrer 
nach  dem  fünften  Nachtrage  zum  Normaletat  verglichen.  Nach  der  dort  gegebenen 
Zusammenstellung  erhalten  von  den  2520  Oberlehrern  an  staatlichen  Anstalten  1129  das 
Gleiche,  908  weniger  und  483  mehr,  als  sie  bei  Anwendung  der  Besoldungsordnung  für 
die  Richter  erhalten  würden,  und  das  bei  dem  Inkrafttreten  des  fünften  Nachtrages  auf 
jeden  Oberlehrer  entfallende  Durchschnittsgehalt  würde  hinter  dem  der  Richter  um  nur 
85  Mk.  zurückbleiben.  Bei  diesem  Vergleich  ist  allerdings  zu  berücksichtigen,  da(8  die 
Besoldungen  der  Richter  nicht  nach  dem  Dienstalter  erfolgen,  sondern  nach  Malsgabe 
eines  Stellenetats ,  bei  welchem  die  Zahl  der  Stellen  auf  die  einzelnen  Gehaltsstufen 
gleichmä&ig  verteilt  ist. 

')  Eine  gesetzliche  Verpflichtung,  die  Nachträge  zum  Normaletat  auch  an  den  nicht 
vom  Staate  verwalteten  Anstalten  einzuführen,  bestand  für  die  Patronate  dieser  Anstalten 
nicht  (vgl.  oben  S.  835,  841).  Bei  ihnen  wurde  aber,  soweit  sie  vom  Staate  unterstützt 
wurden,  die  Einfuhrung  der  Nachträge  dadurch  gefördert,  dafs  von  ihr  die  Weiter- 
bewilligung der  Bedürfniszuschüsse  abnängif^  gemacht  ward.  Die  durch  die  Nachträge 
herbeigeführten  Besoldungsaufbesserungen  sind  bisher  regelmässig  auch  den  Direktoren 
und  Lehrern  der  vom  Staate  nicht  unterstützten  Anstalten  durch  Beschlufs  der  Patronate 
zugebilligt  worden,  an  einzelnen  Orten  haben  diese  noch  weitergehende  Besoldungs- 
aufbesserungen  eintreten  lassen. 
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Die  Oberlehrer  an  den  höheren  Schulen  erhalten  Wohnungsgeldzuschnfs 
nach  Abteilung  III,  die  technischen,  Elementar-  und  Vorschul lehrer  nach 
Abteilung  IV  des  Tarifes.  Für  erstere  betragen  die  Sätze  je  nach  den 
Servisklassen  900,  660,  540,  480,  420.  360  Mk.,  für  letztere  540,  432,  360, 
300,  216,  180  Mk. 

Das  Gesetz,  betreffend  die  Tagegelder  und  die  Reisekosten  der 
Staatsbeamten  vom  24.  März  1873  (Beier,  S.  222),  hat  durch  das  Gesetz 
vom  28.  Juni  1875,  die  auf  Grund  desselben  erlassene  königliche  Verordnung 
vom  15.  April  1876  sowie  durch  das  Gesetz  vom  21.  Juni  1897  mehrfache  Än- 
derungen erfahren.  Ferner  haben,  da  die  den  Beamten  zu  gewährenden  Tage- 
gelder und  Reisekosten  nach  dem  Dienstrange  abgestuft  sind,  die  Allerhöchsten 
Erlasse  über  die  Rangverhältnisse  der  Lehrer  an  den  höheren  Schulen  für 
einen  Teil  derselben  eine  Erhöhung  jener  Dienstbezüge  zur  Folge  gehabt. 

Von  den  oben  erwähnten,  das*  Hauptgesetz  abändernden  Gesetzen  und 
Verordnungen  ist  dasjenige  vom  21.  Juni  1897  das  wichtigste.  Durch 
dieses  wurden  für  die  Beamten  der  vierten  und  fünften  Rangklasse  die 
Tagegelder  von  12  Mk.  auf  15  Mk.  (§  1,  IV  der  jetzigen  Fassung)  erhöht, 
die  Vergütungen  der  Reisekosten  bei  Dienstreisen,  die  auf  Eisenbahnen 
oder  auf  DampfschiflFen  zurückgelegt  werden,  von  13  Pfg.  auf  9  Pfg.  für 
das  Kilometer  herabgesetzt  (§  4,  I  Ziff.  1).  Ferner  wurde  bestimmt,  dafs, 
wenn  eine  auf  zwei  Tage  sich  erstreckende  Dienstreise  innerhalb  24  Stunden 
beendigt  wird,  nur  das  anderthalbfache  Tagegeld  zu  zahlen  ist,  und  dafs, 
wenn  die  Reise  an  demselben  Tage  angetreten  und  beendigt  ist,  für  Be- 
amte der  vierten  und  fünften  Rangklasse  eine  Ermäfsigung  des  Tagegeldes 
auf  12  Mk.  einzutreten  hat  (§  1  Abs.  II  und  III).  Endlich  wurde  auch 
der  erweiterten  Möglichkeit  Rechnung  getragen,  die  Kosten  der  Dienst- 
reisen durch  die  Benutzung  von  Kleinbahnen  zu  verringern. 

Die  Umzugskosten  haben  für  die  Lehrer  an  höheren  Schulen  so- 
wohl durch  die  im  Jahre  1877  herbeigeführte  allgemeine  Erhöhung  des  Tarifs 
als  auch  durch  die  besonderen,  auf  ihren  Dienstrang  bezüglichen  König- 
lichen Erlasse  eine  anderweitige  Gestaltung  erfahren. 

Das  Gesetz  vom  24.  Februar  1877  *),  betreffend  die  Umzugskosten  der 
Staatsbeamten,  hatte  hauptsächlich  den  Zweck,  die  preufsischen  Beamten 
den  Reichsbeamten,  für  welche  die  Regelung  der  Umzugskosten  durch 
Kaiserliche  Verordnung  vom  21.  Juni  1875  erfolgt  war,  hinsichtlich  dieses 
Gegenstandes  gleichzustellen.  Dadurch  wurde  es  nötig,  erstens  die  Zahl  der 
Abstufungen,  die  in  der  bis  dahin  mafsgebend  gewesenen  königlichen  Verord- 
nung vom  26.  März  1855  gemacht  worden  waren,  herabzusetzen,  und  zweitens 
für  die  Mehrzahl  der  Beamten  die  Tarife  nicht  unwesentlich  zu  erhöhen. 

Nach  der  Verordnung  vom  26.  März  1855")  erhielten  die  Beamten  der 
vierten  Rangklasse  als  Vergütung  für  allgemeine  Kosten  130  Thaler,  an 
Transportkosten  für  je  fünf  Meilen  12  Thaler,  die  Beamten  der  fünften 
Rangklasse  80  bezw.  9  Thaler,  die  Beamten  in  Abteilung  VII  des  Tarifs 
(d.  h.  diejenigen,  welche  nicht  zu  einer  der  ersten  fünf  Rangklassen  gehören, 
aber  über  den  Subaltembeamten  der  Provinzialbehörden  stehen)  70  bezw. 
8  Thaler.  Auf  die  Sätze  der  vierten  Rangklasse  hatten  die  Direktoren  der 
Gymnasien  und  Realschulen  erster  Ordnung  Anspruch,  den  Oberlehrern  und 
ordentlichen  Lehrern  wurden  dagegen  nur  die  Sätze  in  Abteilung  VII  des 
Tarifes  gezahlt®).    Durch  das  Gesetz  vom  24.  Februar  1877  wurden  für  die 

')  Beier,  S.  228,  Wiese-Kttbler  Bd.  U,  S.  316. 
*)  Vgl.  Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze,  2.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  252. 
*)  Auch  wenn  sie  den  Charakter  als  Professor  hatten,  also  der  fünften  Rangklasae 
angehörten  (vgl.  W^iese,  a.  a.  0.,  Bd.  II,  S.  254). 
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Beamten  der  vierten  Rangklasse  die  Vergütungen  für  allgemeine  Kosten  auf 
500  Mk.  und  die  Transportkosten  auf  10  Mk.  für  je  10  Kilometer,  für  die  Be- 
amten der  fünften  Rangklasse  (Abteilung  IV  des  Tarifs)  auf  300  bezw.  8  Mk., 
und  für  die  Beamten  in  Abteilung  V  des  neuen  Tarifes  (d.  h.  diejenigen,  die 
früher  in  Abteilung  VII  aufgeführt  waren)  auf  240  bezw.  7  Mk.  erhöht.  In 
den  ersten  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  erhielten  nur  die  Rektoren  der  Pro- 
gymnasien, höheren  Bürgerschulen  und  Realschulen  zweiter  Ordnung  sowie 
die  Inhaber  der  etatsmäfsigen  Oberlehrerstellen  an  den  Vollanstalten  die 
für  die  fünfte  Rangklasse  bestimmten  Sätze,  den  übrigen  wissenschaftlichen 
Lehrern  wurden  nur  die  Sätze  in  Abteilung  V  des  neuen  Tarifes  'ge- 
währt^). Erst  seit  dem  Allerhöchsten  Erlasse  vom  23  Juli  1886  er- 
hielten alle  wissenschaftlichen  Lehrer  die  Sätze  nach  Abteilung  IV  (fünfte 
Rangklasse). 

Nach  der  Verordnung  vom  26.  März  1855  fiel  die  Vergütung  von  Um- 
zugskosten fort  sowohl  wenn  die  Versetzung  auf  Antrag  des  Beamten  er- 
folgte als  auch  wenn  mit  ihr  eine  Einkommensverbesserung  verbunden  war, 
durch  deren  halbjährigen  Betrag  die  nach  der  Verordnung  zu  gewährende 
Vergütung  gedeckt  war.  Aufserdem  verminderte  sich  die  Vergütungssumme 
in  allen  Fällen  um  die  Hälfte  der  mit  der  Versetzung  verbundenen  jähr- 
lichen Einkommensverbesserung.  Diese  beschränkenden  Bestimmungen  kamen 
mit  dem  Gesetze  vom  24.  Februar  1877  in  Fortfall. 

Eine  Vergütung  des  Mietzinses,  den  der  versetzte  Beamte  nach 
dem  Antritte  des  neuen  Amtes  in  seinem  bisherigen  Wohnorte  zu  zahlen  hatte, 
war  in  der  Verordnung  von  1855  nicht  vorgesehen.  Sie  wurde  jedoch  nach 
älteren  Beschlüssen  des  Staatsministeriums  regelmäfsig  neben  den  Umzugs- 
kosten und  unabhängig  von  einer  etwaigen  Einkommensverbesserung  ge- 
währt. Die  Grundsätze,  die  in  dieser  Beziehung  bisher  mafsgebend  waren, 
wurden  in  das  Gesetz  von  1877  mit  aufgenommen.  Nach  §  4  ist  den  zu 
Umzugskosten  berechtigten  Beamten  der  Mietzins  zu  vergüten,  welchen 
sie  für  die  Wohnung  an  ihrem  bisherigen  Aufenthaltsorte  auf  die  Zeit  von 
dem  Verlassen  des  letzteren  bis  zu  dem  Zeitpunkte  haben  aufwenden  müssen, 
mit  welchem  die  Auflösung  des  Mietsverhältnisses  möglich  war.  Diese 
Vergütung  darf  jedoch  längstens  für  einen  Zeitraum  von  neun  Monaten 
gewährt  werden.  Hat  der  Beamte  im  eigenen  Hause  gewohnt,  so  kann 
ihm  eine  Entschädigung  bis  höchstens  zum  halbjährlichen  Betrage  des 
ortsüblichen  Mietswertes  zugebilligt  werden.  Nach  der  Fassung  des  Ge- 
setzes hat  er  daher,  wenn  er  in  seinem  früheren  Amtssitze  zur  Miete  ge- 
wohnt hat,  einen  Anspruch  auf  Entschädigung ;  hat  er  dagegen  im  eigenen 
Hause  gewohnt,  so  ist  die  Gewährung  einer  solchen  vom  Ermessen  der 
zuständigen  Behörde  abhängig.  Der  Anspruch  ist  jedoch  in  jenem  Falle 
von  der  Voraussetzung  abhängig,  dafs  die  anderweitige  Vermietung  der 
Wohnung  nicht  möglich  war"). 

Aufser  den  Umzugskosten  erhalten  die  Beamten  nach  §  4  des  Gesetzes 
vom  24.  Februar  1877  für  ihre  Person  Tagegelder  und  Reisekosten. 

Von  den  nicht  etatsmäfsigen  Beamten  sind  nach  §  3  des  Gesetzes  vom 
24.  Februar  1877  nur  den  im  höheren  Staatsdienste  aufseretatsmäfsig  be- 
schäftigten Assessoren  und  Räten  Umzugskosten  zu  gewähren,  wenn  sie  vor 


2  Die  Einreihung  in  die  verschiedenen  Tarif  klassen  erfolgte  also  nach  den  gleichen 
s&tzen  wie   bei   dem  Gesetze   über   die   Wohnungsgelozuschttsse  (vgl.   Wiese- 
Eabler  Bd.  II,  S.  818). 

")  Nähere  Bestimmungen  über  die  von  dem  Beamten  beizubringenden  Nachweise 

S'ebt  die  Verfügung  des  Finanzministers  und  des  Ministers  des  Innern  vom  4.  Mai  1877 
inisterialblatt  d.  i.  Yerw.  1877,  S.  112;   Auszug  bei  Beier,  S.  229). 
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der  Versetzung  bereits  gegen  eine  fixierte  Remuneration  dauernd  beschäftigt 
worden  sind^).  Wissenschaftliche  Hilfslehrer  erhalten  daher  bei 
Versetzungen  keine  Umzugskosten. 

Dagegen  sind  neuerdings  den  Kandidaten  bei  Versetzungen  Tage- 
gelder und  Reisekosten  zugebilligt  worden.  Wenn  dies  früher  nicht 
geschehen  ist,  so  lag  das  daran,  dafs  Zweifel  bestanden,  ob  Hilfslehrer  als 
Staatsbeamte  betrachtet  werden  können.  Diese  Zweifel  wurden  yornehm- 
lieh  dadurch  genährt,  dafs  die  Vereidigung  der  Lehrer  an  höheren  Schulen 
früher  meistens  erst  nach  der  ersten  festen  Anstellung  erfolgte  ./vgl.  oben 
S.  798)  und  in  engen  Zusammenhang  mit  der  Übertragung  und  Übernahme 
des  Amtes  gebracht  wurde.  Später  hat  jedoch  die  Anschauung  Platz  ge- 
griffen, dafs  Kandidaten  des  höheren  Schulamtes  jedenfalls  mit  dem  Augen- 
blicke, wo  ihnen  dauernd  oder  vorübergehend  selbständiger  Unterricht 
übertragen  wird,  ein  Amt  ausüben,  und  demnach  als  Beamte  zu  betrachten 
sind.  Bei  dieser  Auffassung  bot  der  erste  Satz  in  §  3  des  Gesetzes  vom 
24.  Februar  1877  ^)  die  Handhabe,  ihnen  bei  Versetzungen  wenigstens  Tage- 
gelder und  Reisekosten  zu  gewähren. 

Zunächst  geschah  das  nur  bei  etatsmäfsigen  wissenschaftlichen  Hilfs- 
lehrern. Diesen  sind  nach  der  Verfügung  des  Unterrichtsministers  vom 
3.  Oktober  1894  (Bei er,  S.  226,  C.-Bl.  S.  737)  Tagegelder  und  Reisekosten 
nach  denjenigen  Sätzen  zu  gewähren,  die  den  Beamten  der  fünften  Rang- 
klasse zustehen.  Durch  die  Verfügung  vom  6.  Juni  1895  (Beier,  S.  227, 
G.-Bl.  576)  wurde  diese  Bestimmung  auf  alle  anstellungsfähigen  Kandidaten 
für  den  Fall  ausgedehnt,  dafs  sie  einer  inländischen  öffentlichen  höheren 
Schule")  zur  Verfügung  stehen,  am  Sitze  derselben  ihren  Aufenthalt  haben 
und  von  dort  an  eine  staatliche  höhere  Schule  anderwärts  zur  dauernden 
oder  vorübergehenden  Dienstleistung  berufen  werden.  Dasselbe  gilt  für 
alle  bei  staatlichen  Anstalten  diätarisch  beschäftigten  Lehrer,  die  behufs 
Übernahme  der  ersten  etatsmäfsigen  Anstellung  als  Oberlehrer  den  Wohn- 
sitz zu  wechseln  haben  ^).  Endlich  wurde  durch  Erlafs  vom  27.  Februar 
1899  (Beier,  S.  272,  C.-Bl.  S.  363)  angeordnet,  dafs  auch  den  noch  nicht 
anstellungsfähigen  Kandidaten  im  Falle  ihrer  Verwendung  zur  Vertretung 
eines  Lehrers  an  einer  auswärtigen  Anstalt  für  die  Hin-  und  Rückfahrt 
die  Tagegelder  und  Reisekosten  nach  Abteilung  VI  des  Tarifes  gewährt 
werden  *). 


^)  Diese  Bestimmung  wurde  auch  auf  die  Forstassessoren  angewendet  und  durch 
Gesetz  vom  24.  August  1896  (G.-S.  S.  173)  auf  die  Regierungsbaumeister  ausgedehnt. 

')  „Die  nicht  etatsmäfsigen  Beamten  erhalten  bei  Versetzungen  nur  Tagegelder  und 
Reisekosten.^ 

*)  Auch  einer  Landwirtschaftsschule  (vgl.  Erlals  vom  16.  Juli  1900,  C.-Bl.  S.  690). 

*)  Kandidaten,  die  von  einer  nichtgtaatlichen  Anstalt  als  Oberlehrer  an  eine  staat^ 
liehe  Anstalt  berufen  werden,  haben  keinen  Anspruch  auf  Tagegelder  und  Reisekosten, 
da  sie  erst  mit  dem  Antritte  der  Stelle,  nicht  bereits  bei  dem  Empfange  der  Verfügung 
Staatsbeamte  geworden  sind  (vgl.  den  Erlals  des  Unterrichtsministers  vom  4.  Januar  1873; 
im  Auszuge  abgedruckt  bei  Wiese-Kübler  Bd.  II,  S.  823  und  bei  Beier,  S.  227). 

^)  Eine  Entschädigung  wurde  diesen  Kandidaten  schon  in  einem  Erlasse  vom 
20.  April  1896  zugesichert  (C.-Bl.  S.  401),  aber  nur  in  Höhe  der  ihnen  thatsächlich  er- 
wachsenen Kosten.  Durch  die  im  Texte  mitgeteilte  Anordnung  wurden  sie  bezüglich 
der  Tagegelder  und  Reisekosten  den  Referendaren  gleichgestellt.  Die  Sätze,  die  den 
Beamten  der  fünften  Rangklasse  (Abt  IV  des  Tarifs)  zustehen,  konnten  ihnen  nicht  ge- 
währt werden,  da  sie  zur  dauernden  Bekleidung  eines  Amtes,  mit  dem  der  Rang  der 
fünften  Klasse  der  höheren  Provinzialbeamten  verbunden  ist,  noch  nicht  befähigt  sind. 
Die  Sätze  in  Abteilung  VI  betragen  8  Mk.  Tagegelder  und  7  Pf.  Reisekosten  für  das 
Kilometer.  —  Nach  dem  Erlasse  vom  27.  Februar  1899  werden  Tagegelder  und  Reise- 
kosten nur  bei  der  Übertragung  der  Vertretung  eines  Lehrers  an  einer  auswärtigen 
Anstalt  gewährt.     Es  muJs  sich  also  um  eine  Reise  von  dem  Orte,  an  welchem  der 
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5.  Die  Ruhegehälter. 

Das  „Gesetz,  betreffend  die  Pensionierung  der  unmittelbaren  Staats- 
beamten sowie  der  Lehrer  und  Beamten  an  den  höheren  Unterrichtsanstalten 
mit  Ausschlufs  der  Universitäten  vom  27.  März  1872",  hat  durch  spätere 
Gesetze  mehrfache  und  bedeutsame  Abänderungen  erfahren.  Die  ersten 
dieser  Gesetze  beziehen  sich  gleichmäfsig  auf  alle  Beamten ,  deren  Ruhe- 
gehälter im  Gesetze  von  1872  geregelt  sind,  das  zuletzt  in  Kraft  getretene 
trifft  jedoch  ausschliefslich  die  Lehrer  an  höheren  Schulen. 

Die  erste  Änderung  erfolgte  durch  das  Gesetz  vom  31.  März  1882 
und  bewegte  sich  in  zwei  Hauptrichtungen.  Erstens  nämlich  wurden  die  Be- 
dingungen erleichtert,  unter  denen  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  erfolgt, 
zweitens  wurden  die  Ruhegehaltssätze  nicht  unwesentlich  erhöht. 

Nach  §  1  des  Gesetzes  von  1872  war  Dienstunfähigkeit  die  notwendige 
Voraussetzung  der  Versetzung  in  den  Ruhestand.  Art.  I  des  Gesetzes 
vom  31.  März  1882  machte  von  dieser  Bestimmung  eine  Ausnahme  unter 
anderen  bei  denjenigen  Beamten,  die  das  65.  Lebensjahr  vollendet  haben. 
Dementsprechend  wurde  auch  §  30  des  Gesetzes  von  1872  dahin  abgeändert, 
dafs  bei  einem  nichtrichterlichen  Beamten,  welcher  das  65.  Lebensjahr 
zurückgelegt  hat,  wenn  er  seine  Versetzung  in  den  Ruhestand  nicht  be- 
antragt, diese  nach  Anhörung  des  Beamten  in  derselben  Weise  verfügt 
werden  kann,  wie  wenn  er  sie  beantragt  hätte.  Die  Möglichkeit,  gegen 
die  von  der  Behörde  ohne  Antrag  des  Beamten  verfügte  Versetzung  in  den 
Ruhestand  Einspruch  zu  erheben,  besteht  also  nur  noch  für  diejenigen, 
die  noch  nicht  das  65.  Lebensjahr  vollendet  haben. 

Das  Ruhegehalt  betrug  nach  §  8  des  Gesetzes  von  1872  bei  zehn- 
jähriger Dienstzeit  "^/so  und  stieg  um  jedes  weitere  Jahr  der  Dienstzeit 
um  ^'80  bis  zum  Höchstbetrage  von  •^/so  des  Diensteinkommens.  Nach 
Art.  I  des  Gesetzes  von  1882  soll  das  Ruhegehalt  vom  zehnten  Dienstjahre 
an  nicht  nach  Achtzigsteln,  sondern  nach  Sechzigsteln  des  Diensteinkommens 
steigen,  so  dafs  sein  Höchstbetrag  von  drei  Vierteln  des  Diensteinkommens 
statt  wie  bisher  nach  50  Dienstjahren  bereits  nach  40  Dienstjahren  er- 
reicht wird. 

Die  durch  das  Gesetz  von  1882  eingeführten  Änderungen  sollen  nach 
Art.  III  desselben  auch  auf  die  Lehrer  und  Beamten  an  den  nicht  staat- 
lichen höheren  Schulen  Anwendung  finden. 

Das  Gesetz  vom  20.  April  1884  führte  bezüglich  der  Höhe  des 
Ruhegehaltes  und  der  Bedingungen,  unter  denen  es  zu  gewähren  ist,  keine 
Änderungen  herbei,  sondern  vereinfachte  nur  das  Verfahren  bei  der  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand.  Nach  §  21  des  Hauptgesetzes  von  1872  erfolgte 
die  Versetzung  in  den  Ruhestand  bei  denjenigen  Beamten,  die  nicht  vom 
Könige  ernannt  werden,  durch  den  Departementschef,  bei  den  Lehrern  der 
höheren  Schulen  also  durch  den  Unterrichtsminister.  Nach  dem  Gesetze 
von  1884  soll  indessen  bezüglich  derjenigen  Beamten,  deren  Anstellung 
durch  eine   dem  Departementschef  nachgeordnete   Behörde   erfolgt,   der 


Kandidat  das  Probejahr  ableistet,  an  einen  anderen  Ort  handeln.  Dagegen  werden  für 
die  zum  Antritte  des  Probejahres  auszuführende  Reise  Tagegelder  und  Reisekosten 
auch  dann  nicht  gewährt,  wenn  gleichzeitig  ein  Auftrag  zur  Tehramtlichen  Aushilfe  an 
dexjenigen  Anstalt  erteilt  wird,  an  welcher  das  Probejahr  abgeleistet  werden  soll  (vgl. 
Erlals  vom  22.  Juni  1900,  C.-Bl.  S.  690). 

^)  Vgl.  Beier,  8.  231  ff.;  hier  sind  die  später  erfolgten  Abänderungen  des  Haupt- 
gesetzes in  dessen  Text  an  der  passenden  Stelle  eingeschaltet. 
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Departementschef  befugt  sein,  dieser  oder  der  ihr  vorgesetzten  Behörde 
die  Bestimmung  über  den  Antrag  auf  Versetzung  in  den  Ruhestand  and 
mit  Zustimmung  des  Finanzministers  auch  die  Bestimmung  darQber  zu 
übertragen,  ob  und  ein  wie  hohes  Ruhegehalt  zu  gewähren  ist.  Gegen 
die  auf  das  Ruhegehalt  bezügliche  Verfügung  ist  der  Rechtsweg  nur 
zulässig,  nachdem  die  Entscheidung  des  Departementschefs  und  des 
Finanzministers  getroffen  ist.  Diese  müssen  also  gegen  die  Entscheidung 
der  dem  Departementschef  nachgeordneten  Behörde  zunächst,  und  zwar 
zum  Zwetke  der  Vorbehaltung  des  Rechtsweges  innerhalb  sechs  Monaten, 
angerufen  werden,  wenn  der  Beamte  sich  durch  die  Entscheidung  der  dem 
Departement<^chef  nachgeordneten  Behörde  beschwert  fühlt.  Auch  die 
gerichtliche  Klage  gegen  die  Entscheidung  des  Departementschefs  und  des 
Finanzministers  mufs  innerhalb  einer  Frist  von  sechs  Monaten  nach  Zu- 
stellung derselben  angestellt  werden. 

Von  der  durch  das  Gesetz  von  1884  gegebenen  Befugnis  ist  im  Be- 
reiche des  höheren  Schulwesens  Gebrauch  gemacht  worden.  Durch  den 
Erlafs  des  Unterrichtsministers  und  des  Finanzministers  vom  11.  August 
1885  (Beier,  S.  238)  wurde  nämlich  bezüglich  derjenigen  an  staatlichen 
höheren  Schulen  angestellten  Lehrer,  deren  Stellen  vom  Provinzialschul- 
kollegium  besetzt  werden,  diesen  auch  die  Entscheidung  über  Anträge  der 
bezeichneten  Lehrer  auf  Versetzung  in  den  Ruhestand  übertragen.  Diese 
Vorschrift  bezog  sich  zunächst  nur  auf  die  ordentlichen  Lehrer,  die  tech- 
nischen und  die  Elementarlehrer;  denn  die  Anstellung  der  Oberlehrer  be- 
durfte damals  noch  der  Genehmigung  des  Ministers  (vgl.  oben  S.  801). 
Jene  Beschränkung  fiel  indessen  weg,  nachdem  durch  den  Allerhöchsten 
Erlars  vom  28.  Juli  1892  die  Anstellung  aller  wissenschaftlichen  Lehrer 
den  Provinzialschulkollegien  übertragen  war  (vgl.  ebd.). 

Das  Gesetz  vom  20.  März  1890  hat  nur  bezüglich  der  Voraus- 
setzungen, unter  denen  bei  der  Bemessung  des  Ruhegehaltes  eine  An- 
rechnung von  Dienstzeiten  in  einem  anderen  als  einem  unmittelbaren  Staats- 
amte durch  Königliche  Verordnung  erfolgen  kann,  eine  Abänderung  herbei- 
geführt. Nach  §  19  des  Hauptgesetzes  von  1872  mufste  die  Anrechnung  in 
allen  Fällen  bereits  bei  der  Anstellung  im  preufsischen  Staatsdienste  zu- 
gesichert werden.  In  der  neuen  Fassung,  die  §  19  durch  Art.  I  des  Ge- 
setzes von  1890  erhalten  hat,  ist  diese  Beschränkung  beseitigt;  die  Be- 
stimmung über  die  Anrechnung  kann  also  jederzeit ,  insbesondere  auch 
erst  bei  der  thatsächlichen  Versetzung  in  den  Ruhestand,  mit  Königlicher 
Genehmigung  erfolgen. 

Während  die  bisher  dargestellten  Abänderungen  des  Hauptgesetzes  sich 
auf  alle  Beamte  beziehen,  hat  das  Gesetz  vom  25.  April  1896^)  aus- 
schliefslich  für  Lehrer  an  höheren  Schulen  und  zwar  vorzugs- 
weise für  Lehrer  an  nichtstaatlichen  Anstalten  Bestimmungen  getroffen. 

Die  erste  derselben  steht  mit  der  im  Jahre  1890  erfolgten  Ausdehnung 
der  praktischen  Vorbereitungszeit  der  Kandidaten  auf  zwei  Jahre  in  Ver- 
bindung (vgl.  oben  S.  768  ff.).  Nach  §  14  des  Hauptgesetzes  von  1872  war 
bei  der  Berechnung  der  Dienstzeit  zum  Zwecke  der  Bestimmung  des  Ruhe- 
gehaltes der  Lehrer  höherer  Schulen  das  vorschriftsmäfsige  Probejahr  mit 
anzurechnen.  Bei  dem  Charakter  dieser  Vorschrift  als  einer  Ausnahme- 
bestimmung war  es  nicht  angängig,  sie  ohne  weiteres  auch  auf  das  im 
Jahre  1890  eingeführte  Seminarjahr  mit  auszudehnen ;  zu  einer  derartigen 


^)  Vgl.  Drucksachen  des  Hauses    der  Abgeordneten,    XYIII.   Legislaturperiode, 
8.  Session,  Nr.  8  (Anlagen  S.  888). 
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Ausdehnung  bedurfte  es  vielmehr  einer  ausdrücklichen  gesetzlichen  Voll- 
macht. Diese  ist  durch  Art.  II  des  Gesetzes  von  1896  gegeben.  Hiemach 
hat  §  14  des  Pensionsgesetzes  eine  Fassung  erhalten,  durch  welche  den 
Lehrern  an  höheren  Schulen  ein  Anspruch  auf  Anrechnung  der  ge- 
samten für  die  praktische  Vorbildung  vorgeschriebenen 
Zeit  gegeben  wird.  Der  dem  §  14  gegebene  Zusatz,  dafs  ein  vorschrifts- 
mäfsig  zurückgelegtes  Ausbildungsjahr  stets  mit  zwölf  vollen  Monaten  an- 
zurechnen ist,  rechtfertigt  sich  durch  die  Zweifel,  die  sich  bei  der  bis- 
herigen Handhabung  des  Gesetzes  im  Hinblick  auf  die  durch  die  Ferien 
thatsächlich  beeinflufste  Dauer  des  Probejahres  herausgestellt  hatten. 

Die  weiteren  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1896  finden  durch  die 
Vorgänge  bei  der  Beratung  des  Hauptgesetzes  von  1872  ihre  Erklärung. 
Dieses  Gesetz  sollte  nach  §  6  des  von  der  Staatsregierung  dem  Hause  der 
Abgeordneten  unterbreiteten  Entwurfes  auf  Lehrer  höherer  Schulen,  die 
dem  Amtsbereiche  des  Unterrichtsministers  angehören,  überhaupt  nicht  an- 
wendbar sein.  Für  sie  sollte  vielmehr  eine  Neuregelung  des  Pensionswesens 
durch  das  damals  noch  in  Aussicht  genommene  allgemeine  Unterrichtsgesetz 
erfolgen  und  bis  zu  dessen  Zustandekommen  bezüglich  des  Ruhegehaltes 
lediglich  die  Verordnung  vom  28.  Mai  1846^)  mafsgebend  sein.  Das  Ab- 
geordnetenhaus gab  jedoch  dem  §  6  des  Regierungsentwurfes  von  1872 
einen  Zusatz,  durch  den  der  Geltungsbereich  des  Gesetzes  auf  alle  Lehrer 
und  Beamte  an  „Gymnasien,  Progymnasien,  Realschulen,  Schullehrer- 
seminarien,  Taubstummen-  und  Blindenanstalten,  Kunst-  und  höheren  Bürger- 
schulen** ausgedehnt  wurde.  Wegen  der  Aufbringung  der  Pension  für  die- 
jenigen, denen  dieselbe  nicht  aus  allgemeinen  Staatsfonds  zu  leisten  ist, 
wurde  auf  die  Verordnung  vom  28.  Mai  1846  verwiesen.  Jener  Zusatz 
fand  schliefslich  auch  die  Annahme  des  Herrenhauses  und  der  Staats- 
regierung, ging  somit  in  den  Text  des  Gesetzes  über.  Bei  seiner  Aus- 
führung stellten  sich  indessen  mancherlei  Schwierigkeiten  heraus.  Zunächst 
pafste  ein  grofser  Teil  der  Vorschriften  des  Gesetzes,  da  bei  den  Vorarbeiten 
für  dasselbe  nur  auf  die  Verhältnisse  der  unmittelbaren  Staatsbeamten 
Rücksicht  genommen  war,  nicht  auf  diejenigen  der  Lehrer  an  den  nicht- 
staatlichen höheren  Schulen.  Sodann  aber  wurden  namentlich  hinsichtlich 
der  Berechnung  der  Dienstzeit  nicht  nur  die  Lehrer  an  nichtstaatlichen, 
sondern  auch  diejenigen  an  staatlichen  Anstalten  nach  dem  Gesetze  von  1872 
bei  strenger  Auslegung  desselben  in  manchen  Punkten  ungünstiger  gestellt 
als  nach  der  Verordnung  von  1846.  Die  Unterrichtsverwaltung  suchte 
zwar  im  Einverständnisse  mit  dem  Finanzminister  diesem  Übelstande  durch 
eine  wohlwollende  Auslegung  des  Gesetzes  von  1872  nach  Möglichkeit  ab- 
zuhelfen. Sie  hielt  es  jedoch  für  angebracht,  ihrem  Verfahren,  da  die 
Unanfechtbarkeit  ihrer  Auslegung  nicht  aufser  Zweifel  stand,  durch  ent- 
sprechende Abänderung  des  Pensionsgesetzes  einen  unzweifelhaften  Rechts- 
boden zu  geben.  Endlich  glaubte  sie  auch  den  Wünschen  der  Lehrer  an 
nichtstaatlichen  Anstalten,  so  weit  sie  bezüglich  des  Ruhegehaltes  auf 
Gleichstellung  mit  denjenigen  an  staatlichen  Anstalten  gerichtet  waren,  in 
weiterem  Umfange  Rechnung  tragen  zu  sollen,  als  dies  nach  dem  Gesetze 
von  1872  selbst  bei  der  bisherigen  sehr  wohlwollenden  Handhabung  mög- 
lich war. 


0  Vgl.  Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze,  1.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  293  und  v.  Rönne, 
ünterrichtswesen,  S.  115  ff.  Diejenigen  Paragraphen,  die  jetzt  noch  von  Bedeutung  sind, 
sind  bei  Beier,  S.  243  abgedruckt. 
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Nach  diesen  Gesichtspunkten  sind  die  übrigen  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes von  1896  gestaltet. 

Art.  I  desselben  giebt  zunächst  dem  ersten  Satze  des  §  6,  in  welchem 
die  dem  Gesetze  unterstehenden  Lehrer  bezeichnet  werden,  eine  den  neuen 
Bezeichnungen  der  verschiedenen  Arten  von  höheren  Schulen  (Gymnasien, 
Realgymnasien,  Oberrealschulen,  Progymnasien,  Realprogymnasien,  höhere 
Bürgerschulen)  angepafste  Fassung.    Sodann  stellt  er  durch  den   neuen 
Wortlaut  des  zweiten  Satzes  genau  fest,  welche  Bestimmungen  der  Ver- 
ordnung von  1846  fernerhin  in  Kraft  bleiben.    Nach  der  bisherigen  Art  der 
Auslegung  des  Gesetzes  von  1872  gehörte  hierzu  auch  §  13  jener  Ver- 
ordnung.   Dieser  bestimmte  bezüglich  der  Lehrer  an  staatlichen  höheren 
Schulen  zweierlei :  erstens,  dafs  ihnen  die  im  Auslande  geleisteten  Dienste 
angerechnet  werden,  wenn  ihre  Anstellung  im  Inlande  vorzugsweise   im 
Interesse  des  öffentlichen  Unterrichts  erfolgt  ist,  zweitens,  dafs  ihnen  „die- 
jenigen Dienste'^  angerechnet  werden,  „welche  sie  sonst  im  Staatsdienste  oder 
an  anderen  öffentlichen  Unterrichtsanstalten  geleistet  haben**  ^).    Die  An- 
rechnung der  an  zweiter  Stelle  erwähnten  Zeiten  ist,  wie  unten  ausgeführt 
werden  wird,  in   Art.  III  des  Gesetzes  von  1896  vorgesehen.    Dagegen 
schien  es  nicht  erforderlich,  bezüglich  der  Anrechnung  der  im  Auslande 
von  Lehrein  an  staatlichen  Anstalten  zugebrachten  Dienstzeit  von  dem  bei 
den    übrigen   Staatsbeamten  vorgesehenen  Erfordernisse    der  Königlichen 
Genehmigung  Abstand  zu  nehmen  (§  19  des  Pensionsgesetzes).    Nur  bei 
denjenigen  Lehrern,    die   bei  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  von  1896 
bereits  angestellt  waren,  mufste  aus  Billigkeitsgründen  eine  Ausnahme  ge- 
macht werden,  denn  sie  hatten  durch  die  oben  erwähnte  Auslegung  des 
Gesetzes   von   1872  auf  jene   Anrechnung  bereits  begründete  Aussichten 
erworben.    Deshalb  wurde  nur  für  diese  Lehrer  die  Fortgeltimg  des  §  13 
der  Pensionsverordnung  von  1846  in  Art.  I  des  Gesetzes  von  1896  aus- 
gesprochen.   Im  Zusammenhange  hiermit  wurde  dann  noch  bestimmt,  dafs 
Zusicherungen  einer  Anrechnung  von  Dienstzeiten,  sofern  sie  für  die  Be- 
treffenden günstiger  sind,  in  Geltung  bleiben. 

Art  III  des  Gesetzes  von  1896  betrifft  die  Einschaltung  eines  §  19a,  in 
dem  die  Anrechnung  der  Dienstzeit  für  alle  Lehrer  an  höheren  Schulen 
einheitlich  geregelt  wird.  Diesen  soll  nämlich  die  gesamte  Zeit  angerechnet 
werden,  während  welcher  sie  innerhalb  Preufsens  oder  eines  von  Preufsen 
erworbenen  Landesteiles  im  öffentlichen  Schuldienste  gestanden 
haben.  Für  die  Lehrer  an  staatlichen  höheren  Schulen  war  diese  An- 
rechnung schon  bisher  erfolgt,  da,  wie  oben  bemerkt  worden  ist,  die  Auf- 
fassung herrschte,  dafs  §  13  der  Verordnung  von  1846  durch  das  Pensions- 
gesetz von  1872  nicht  aufgehoben  sei.  Dagegen  bedeutet  §  19  a  für  die 
Lehrer  an  nichtstaatlichen  Anstalten  einen  wesentlichen  Fortschritt.  Diese 
hatten  nämlich  nach  §  14  der  Verordnung  von  1846  (vgl.  unten  die  Anm.) 
keinen  Anspruch  auf  Anrechnung  der  an  Schulen  eines  anderen  Patronats- 
bereiches  zugebracliten  Dienstzeit.  Zwar  wurde  diese  Anrechnung  in  vielen 
Fällen   beim  Übertritt  in  einen  anderen  Patronatsbereich  zugesichert;   in 


^)  Die  Annahme,  dafö  §  13  der  Verordnung  fortbestehe,  hatte  die  gleiche  Annahme 
bezüglich  des  §  14  zur  Folge.  Dieser  lautete:  „Sind  die  Pensionen  vom  Staate  und  von 
Kommunen  gemeinschaftlicn  oder  blols  von  Kommunen  oder  größeren  KommunalTer- 
bänden  zu  zahlen,  so  werden  nur  diejenigen  Dienste  angerechnet,  welche  der  zu  Pen- 
sionierende im  Militär-  und  den  zur  Pensionszahlung  verpflichteten  Kommunen  im  Schal- 
oder in  einem  anderen  Amte  geleistet  hat,  falls  hierüber  nicht  andere  Verabredungen 
getroffen  sind^. 
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einzelnen  Fällen  erfolgte  sie  auch  wohl  auf  Grund  statutarischer  Anord- 
nungen oder  besonderer  Beschlufsfassung  beim  Eintritte  der  Versetzung  in 
den  Ruhestand.  Immerhin  jedoch  blieb  eine  Reihe  von  Fällen  übrig,  in 
denen  sie  nicht  gewährt  wurde.  Die  Einführung  eines  gesetzlichen  Zwanges 
zur  Anrechnung  der  gesamten  im  öffentlichen  Schuldienste  zugebrachten 
Dienstzeit  war  um  so  mehr  gerechtfertigt,  als  sie  für  Volksschullehrer  bereits 
durch  das  Gesetz  vom  6.  Juli  1885  erfolgt  war. 

Art.  IV  des  Gesetzes  von  1896  fafst  diejenigen  Bestimmungen  zusammen, 
die  ausschliefslich  auf  Besonderheiten  der  nichtstaatlichen  höheren  Lehr- 
anstalten beruhen.  Sie  wurden  gröfstenteils  dadurch  veranlafst,  dafs 
mehrere  Vorschriften  des  Gesetzes  von  1872  eine  unveränderte  Anwendung 
auf  die  Lehrer  dieser  Anstalten  überhaupt  nicht  zuliefsen  oder  doch 
wenigstens  nicht  angezeigt  erscheinen  liefsen. 

Zu  den  Vorschriften  der  bezeichneten  Art  gehörte  zunächst  §  22  in- 
sofern, als  die  Gründe,  die  für  eine  Mitwirkung  des  Finanz- 
ministers bei  der  Festsetzung  des  Ruhegehaltes  der  unmittelbaren  Staats- 
beamten geltend  gemacht  werden  müssen,  auf  die  Lehrer  nicht- 
staatlicher höherer  Schulen  nicht  anwendbar  sind.  Bei  ihnen 
ist  demgemäfs  durch  Art.  VI  §  1  des  Gesetzes  von  1896  die  Mitwirkung 
des  Finanzministers  beseitigt  worden.  Hieran  .schliefst  sich  die  weitere 
Vorschrift  in  Art.  VI  §  1,  dafs  auch  bei  einer  Übertragung  der  Befugnis 
zu  jener  Festsetzung  an  eine  dem  Departementschef  nachgeordnete  Behörde 
eine  Mitwirkung  des  Finanzministers  nicht  stattfindet.  Andererseits  jedoch 
erfordert  es  das  Interesse  des  zur  Zahlung  des  Ruhegehaltes  verpflichteten 
Patrons,  dafs  ihm  gegen  eine  ihn  nach  seiner  Auffassung  zu  Unrecht 
belastende  Entscheidung  der  zuständigen  Staatsbehörde  über  den  Pensions- 
anspruch ein  Rechtsmittel  gegeben  werde.  §  1  a.  a.  0.  giebt  deshalb  auch 
den  zur  Zahlung  des  Ruhegehaltes  Verpflichteten  die  Befugnis,  gegen  die 
Entscheidung  der  Staatsbehörde  über  die  Festsetzung  des  Ruhegehaltes 
Beschwerde  einzulegen  oder  Klage  zu  erheben^).  Im  Interesse  des  be- 
teiligten Lehrers  ist  jedoch  bestimmt  worden,  dafs  die  Klage  oder  Be- 
schwerde keine  aufschiebende  Wirkung  hat. 

Die  aus  §  20  des  Gesetzes  von  1872  in  Verbindung  mit  §  1  Abs.  I 
folgende  Vorschrift,  dafs  die  zuständige  Staatsbehörde  dem  Antrage  eines 
Lehrers  auf  Versetzung  in  den  Ruhestand,  sofern  er  noch  nicht  das 
65.  Lebensjahr  vollendet  hat,  nur  bei  nachgewiesener  Dienstunfähigkeit 
Folge  geben  kann,  führt  zu  Härten  in  dem  Falle,  wo  der  Patron  trotz  des 
Fehlens  dieses  Nachweises  zur  Zahlung  des  Ruhegehaltes  bereit  ist.  Diese 
Härte  wird  durch  Art.  IV  §  2  des  Gesetzes  von  1896  beseitigt.  Während 
hier  ein  Hindernis  gegen  die  Ausübung  einer  Handlung  der  Freigebigkeit 
durch  die  Schulunterhaltungspflichtigen  hinweggeräumt  wird,  beseitigt 
Art  IV  §  3  die  nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  von  1872  der  Staats- 
behörde zustehende  Befugnis,  auf  Kosten  der  Schulunterhaltungspflichtigen 
gegen  ihren  Willen  Freigebigkeit  zu  üben.  Nach  §  2  Abs.  II  des  Haupt- 
gesetzes kann  nämlich  den  unter  Vorbehalt  des  Widerrufes  oder  auf 
Kündigung  angestellten  Beamten,  die  nicht  eine  in  den  Besoldungsetat 


^)  Die  Festsetzung  des  Ruhegehalts  erfolgt  demnach  bei  Lehrern  nichtstaatlicher 
Anstalten  nicht  durch  den  Patron,  sondern  durch  das  Proyinzialschulkolleffium.  Dem 
Patron  steht  nur  gegen  die  Festsetzung  die  Beschwerde  bei  dem  Unterrichtsminister, 
und  gegen  dessen  Entscheidung  die  Klage  bei  den  ordentlichen  Gerichten  zu.  Die  Be- 
nutzung dieser  Rechtsmittel  ist  selbstverständlich  hinsichtlich  der  Fristen  u.  s.  w.  an 
die  gleichen  Voraussetzungen  gebunden  wie  für  den  Lehrer. 
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aufgenommene  Stelle  bekleiden,  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand 
eine  Pension  bis  auf  Höhe  des  gesetzlichen  Betrages  gewährt  werden. 
Ferner  kann  nach  §  7  des  Hauptgesetzes  einem  Beamten,  der  vor  der  Vol- 
lendung des  zehnten  Dienstjahres  dienstunfähig  wird,  bei  vorhandener  Be- 
dürftigkeit mit  Königlicher  Genehmigung  ein  Ruhegehalt  im  Höchstbetrage 
von  einem  Viertel  des  Diensteinkommens  auf  bestimmte  Zeit  oder  lebens- 
länglich bewilligt  werden.  Aufserdem  können  nach  §§  18  und  19  bei  der 
Bemessung  des  Ruhegehaltes  gewisse  Dienstzeiten  angerechnet  werden. 
Die  Entscheidung,  ob  und  ein  wie  hohes  Ruhegehalt  gewährt  wird,  erfolgte 
in  diesen  Fällen,  soweit  nicht  die  Königliche  Genehmigung  erforderlich 
war,  durch  den  Departementschef  oder  die  von  ihm  beauftragte  nach- 
geordnete Behörde,  jedenfalls  also  auch  bei  Lehrern  nichtstaatlicher  höherer 
Schulen  durch  ein  Organ  der  Staatsgewalt.  Eine  Mitwirkung  des  Patrons 
war  ursprünglich  nicht  vorgesehen.  Aber  gerade  hier,  wo  eine  unmittel- 
bare gesetzliche  Pflicht  zur  Zahlung  des  Ruhegehaltes  überhaupt  nicht  oder 
doch  wenigstens  nicht  in  dem  von  der  Staatsbehörde  festgestellten  Mafse 
vorlag,  sondern  die  Gewährung  des  Ruhegehaltes  ganz  oder  zum  Teil  eine 
Handlung  der  Freigebigkeit  darstellte,  lag  das  Erfordernis  der  Zustimmung 
des  Patrons,  der  die  Kosten  dieser  Freigebigkeit  zu  tragen  hat,  in  der 
Natur  der  Sache.  §  3  des  Art.  IV  des  Gesetzes  von  1896  bestimmt  dem- 
gemäfs,  dafs  in  den  erwähnten  Fällen  die  Bewilligung  der  Pension  sowie 
die  über  das  gesetzlich  notwendige  Mafs  hinausgehende  Anrechnung  von 
Dienstzeiten  mit  Zustimmung  der  zur  Aufbringung  der  Pension  Ver- 
pflichteten durch  die  für  die  Entscheidung  über  den  Rechtsanspruch  auf 
Pension  zuständige  Staatsbehörde  erfolgt. 

§  4  des  Art.  IV  beseitigt  im  ersten  Satze  für  die  Lehrer  und  Beamten  an 
nichtstaatlichen  höheren  Schulen  den  nach  §  14  Abs.  II  des  Hauptgesetzes 
den  unmittelbaren  Staatsbeamten  zustehenden  Anspruch  auf  Anrechnung  der 
im  Reichs-  oder  Staatsdienste  zugebrachten  Dienstzeit,  soweit  es  sich  nicht 
um  die  im  öflentlichen  Schuldienste  Preufsens  zugebrachte  Zeit  handelt.  Der 
zweite  Satz  des  §  4  a.  a.  0.  deckt  sich  im  wesentlichen  mit  §  14  der 
Verordnung  von  1846;  denn  er  giebt  die  dort  enthaltene  Bestimmung 
wieder,  dafs  den  Lehrern  an  nichtstaatlichen  Anstalten  die  gesamte  Zeit 
anzurechnen  ist,  während  welcher  sie  in  einem  dem  Bereiche  des  Patronats 
der  Anstalt  zugehörigen  Amte  gestanden  haben  ^).  Die  Unterrichts- 
verwaltung war,  wie  oben  bemerkt  wurde,  von  der  Auffassung  ausgegangen, 
dafs  jener  §  14  durch  das  Gesetz  von  1872  nicht  beseitigt  sei.  Der  zweite 
Satz  des  Art.  IV  §  4  giebt  also  dieser  Auffassung  die  gesetzliche  Sanktion 
und  dehnt  aufserdem  den  §  14,  der  sich  nur  auf  die  von  Gemeinden  und 
höheren  Kommunalverbänden  unterhaltenen  Anstalten  bezog,  auf  stiftische 
Anstalten  aus. 

§§  27—29  des  Pensionsgesetzes  von  1872  treffen  Bestimmungen  über 
die  Kürzung  des  Ruhegehaltes  und  die  Berechnung  der  Dienstzeit  eines 
im  Reichs-  oder  Staatsdienste  wiederangestellten  Pensionärs.  Auch  diese 
Bestimmungen  führen  bei  wörtlicher  Anwendung  auf  die  Lehrer  an  nidit- 
staatlichen  höheren  Schulen  zum  Teil  zu  wenig  befriedigenden  Ergebnissen. 
Der  nach  Art.  V  des  Gesetzes  von  1896  neu  einzuschaltende  §  29  a  trifl% 
nach  dieser  Richtung  sachgemäfse  Einzel  Vorschriften. 


^)  §  14  a.  a.  0.  bestimmte  allerdings,  dals  „nur"  diese  Dienste  angerechnet  werden. 
Das  Wort  n^nr**  fehlt  im  Gesetze  von  1896;  es  würde  auch  der  oben  erörterten  Be- 
stimmung in  §  19  a  widersprechen. 
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Art.  VI  des  Gesetzes  von  1896  bestimmt,  dafs  die  Vorschriften  des 
Disciplinargesetzes  vom  21.  Juli  1852  über  die  unfreiwillige  Versetzung  in 
den  Ruhestand  auch  auf  die  Lehrer  an  nichtstaatlichen  höheren  Schulen 
anwendbar  sind.  Diese  Vorschriften  haben,  wie  sich  aus  der  Darstellung 
auf  S.  853  ergiebty  nur  noch  für  diejenigen  Beamten  Bedeutung,  die  das 
65.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben.  Nach  §  94  des  Disciplinar- 
gesetzes sollten  sie  nur  für  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  Anwendung 
finden,  hinsichtlich  der  Pensionierung  des  mittelbaren  Staatsbeamten  dagegen 
sollten  die  bestehenden  (d.  h.  die  zur  Zeit  des  Erlasses  jenes  Gesetzes  be- 
stehenden) Bestimmungen  in  Kraft  bleiben.  Diese  waren  im  Gesetze  vom 
29.  M&rz  1844  (G.-S.  S.  90)  getroffen  worden  und  deckten  sich,  soweit  es 
sich  um  das  Verfahren  bei  der  unfreiwilligen  Pensionierung  handelt,  im 
wesentlichen  mit  den  Vorschriften  des  Disciplinargesetzes.  Nach  dem  In- 
krafttreten des  Pensionsgesetzes  konnten  sich  indessen  Zweifel  erheben,  ob 
bei  den  Lehrern  an  nichtstaatlichen  höheren  Schulen  die  unfreiwillige  Ver- 
setzung in  den  Buhestand  nach  dem  Disciplinargesetze  oder  nach  dem  Ge- 
setze von  1844  zu  erfolgen  hat  ^).  Diese  Zweifel,  die  allerdings  wegen  der 
wesentlichen  Übereinstimmung  der  beiderseitigen  Vorschriften  nur  geringe 
Bedeutung  hatten,  sind  nunmehr  in  dem  Sinne  beseitigt  worden,  dafs  die 
Lehrer  und  Beamten  an  staatlichen  und  an  nichtstaatlichen  höheren  Schulen 
in  dieser  Beziehung  gleichgestellt  werden. 

Die  für  die  Berechnung  des  Ruhegehaltes  mafsgebende  Dienstzeit 
beginnt  nach  §  13  des  Pensionsgesetzes  von  1872  mit  dem  Tage  der  Ver- 
eidigung. Diese  erfolgte  früher  in  der  Regel  erst  beim  Eintritt  in  eine  etats- 
mäfsige  Stelle,  seit  Erlafs  der  Verfügung  vom  23.  Januar  1897  (Beier,  S.  179) 
aber  allgemein  nach  erlangter  Anstellungsfähigkeit  bei  der  ersten  kom- 
missarischen Beschäftigung  an  einer  höheren  Schule.  Dadurch  ist  eine 
wohlwollendere  Art  der  Handhabung  des  §  13  möglich  gemacht  worden.  Zwar 
hatte  dieser  schon  früher  die  Möglichkeit  gegeben,  auch  eine  vor  der  Ver- 
eidigung geleistete  Dienstzeit  anzurechnen.  Aber  der  Beamte  hatte,  wenn 
er  eine  solche  Anrechnung  erreichen  wollte,  den  Nachweis  zu  führen,  dafs 
die  Vereidigung  erst  „nach  dem  Zeitpunkte  des  Eintrittes  in  den  Staats- 
dienst stattgefunden  habe''.  Dieser  Nachweis  war  bei  denjenigen,  die  eine 
Anrechnung  von  Hilfslehrerdienstzeit  beanspruchten,  im  Hin- 
blick auf  die  Schwierigkeit  der  nachträglichen  Feststellung  des  Zeitpunktes, 
von  welchem  an  ein  Hilfslehrer  als  Beamter  zu  betrachten  ist,  oft  nicht 
leicht  zu  führen.  Durch  die  erwähnte  auf  die  Vereidigung  bezügliche 
Vorschrift  ist  demnach  jetzt  für  die  Lehrer  der  höhereu  Schulen  eine 
jeden  Zweifel  ausschliefsende  Festsetzung  über  den  Beginn  der  Dienstzeit 
getroffen  worden. 

Die  Anrechnung  von  Hilfslehrerdienstzeit  ist  jedoch  nur  soweit  zu- 
lässig, als  es  sich  um  eine  wirkliche  amtliche  Thätigkeit  handelt  und  der 
Hilfslehrer  nicht  nur  nebenbei  beschäftigt  war  (§  5  des  Pensionsgesetzes). 


^)  Wegen  §  30  des  Pensionsgesetzes,  das  auf  die  §§  88—93  des  Disciplinargesetzes 
yerweist 

')  Dieser  Grundsatz  wurde  schon  in  Ziffer  11  der  beiWiese-Kübler  Bd.  II,  S.375 
abgedruckten  Verfügung  der  Minister  des  Innern  und  der  Finanzen  vom  29.  Juli  1884 
betont  und  in  der  vom  Unterrichtsminister  im  Einverständnisse  mit  dem  Finanzminister 
erlassenen  Verfügung  vom  1.  Juni  1896  (Beier,  8.285)  wiederholt.  Nach  letzterer  gilt 
als  nicht  blofe  „nebenbei**  beschäftigt  ein  Hilfslehrer,  der  mindestens  zwölf  Wochen- 
stunden erteilt.  (Nach  §  12  der  Verordnung  von  1846  war,  wenn  die  Vereidigung  nicht 
stattgefunden  hat,  die  Dienstzeit  vom  Zeitpunkte  des  ersten  Eintritts  in  den  Dienst  an- 
zurechnen, auch  wenn  die  Anstellung  nur  interimistisch  oder  auf  Kündigung  erfolgt 
sein  sollte.    Es  war  also  immer  eine  Anstellung  erforderlich.) 
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Nicht  angerechnet  wird  demnach  diejenige  Zeit,  in  welcher  der  Kandidat 
überhaupt  nicht  oder  mit  weniger  als  zwölf  Stunden  wöchentlich  beschäf- 
tigt war. 

6.  Die  FOrsorge  fftr  die  Hinterbliebenen. 

Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  öffentlichen  Beamten  war  bis 
zum  Jahre  1882  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  die  Aufgabe  der  königlichen 
allgemeinen  Witwenverpflegungsanstalt.  Diese  war  vom  Könige 
Friedrich  dem  Grofsen  durch  Reglement  vom  28.  Dezember  1775  ins  Leben 
gerufen  worden  und  ursprünglich  als  eine  Art  Versicherungsgesellschaft  ge- 
dacht, zu  der  jedermann  der  Beitritt  offen  stehen  sollte.  Die  zur  Erfüllung 
des  Zweckes  der  Anstalt  erforderlichen  Mittel  sollten  durch  Beiträge  der 
Mitglieder  und  durch  die  Zinsen  des  der  Anstalt  überwiesenen  Kapitals  auf- 
gebracht werden.  Sehr  bald  stellte  sich  indessen  heraus,  dafs  die  so  er- 
zielten Einnahmen  zur  Deckung  der  Ausgaben  nicht  ausreichten.  Auch 
die  später  herbeigeführte  Beschränkung  der  Mitgliedschaft  auf  öffentliche 
Givilbeamte  und  Geistliche  vermochte  die  Unterbilanz  nicht  zu  beseitigen, 
so  dafs  der  Staat  dauernd  mit  Zuschüssen  eintreten  mufste. 

Zum  Beitritte  zur  allgemeinen  Witwen  Verpflegungsanstalt  waren  u.  a. 
verpflichtet:  Die  an  Gymnasien  und  diesen  gleich  zu  erachtenden  An- 
stalten, sowie  an  höheren  und  allgemeinen  Stadtschulen  angestellten  wirk- 
lichen Lehrer,  nicht  aber  die  Hilfslehrer  solcher  Anstalten  und  ebensowenig 
die  Lehrer  an  solchen  Klassen  derselben,  welche  als  eigentliche  Elementar- 
klassen nur  die  Stelle  der  mit  jenen  höheren  Unterrichtsanstalten  ver- 
bundenen Elementarschulen  ersetzen.  Die  zum  Beitritte  verpflichteten 
Beamten,  also  auch  die  bezeichneten  Lehrer,  mufsten  nach  derEheschliefsung 
ihre  Witwe  mit  einer  Pension  von  mindestens  einem  Fünftel  ihres  Dienst- 
einkommens versichern  und  dafür  einen  zuletzt  im  Gesetze  vom  17.  Mai 
1856  bestimmten,  von  dem  Alter  des  Mannes  und  der  Frau  sowie  der  Höhe 
der  versicherten  Pension  abhängigen  Beitrag  zahlen.  Die  Erfüllung  der 
dem  Beamten  obliegenden  Verpflichtung  zum  Eintritt  in  die  Kasse  wurde 
von  der  vorgesetzten  Behörde  kontroliert. 

Der  Zweck,  die  Hinterbliebenen  eines  Beamten  vor  Nahrungssorgen 
zu  schützen,  wurde  indessen  durch  die  Witwen  Verpflegungsanstalt  nur  un- 
vollkommen erreicht.  Vor  allen  Dingen  fehlte  es  an  jeder  geregelten  Für- 
sorge für  die  Waisen.  Denn  die  Leistungen  jener  Anstalt  für  die  Hinter- 
bliebenen eines  Beamten  waren  von  dem  Vorhandensein  einer  Witwe  des- 
selben abhängig  und  hörten  mit  deren  Ableben  auf. 

Nachdem  nun  das  Reich  für  seine  Beamten  in  der  Sache  vorgegangen 
war,  konnte  sich  der  preufsische  Staat  einer  Neuregelung  des  Gegenstandes 
nicht  mehr  entziehen.  Die  Staatsregierung  legte  deshalb  bald  nach  dem 
Inkrafttreten  des  bezüglichen  Reichsgesetzes  (vom  20.  April  1881)  einen 
mit  diesem  in  seinen  Grundzügen  übereinstimmenden  „Entwurf  eines  Ge- 
setzes, betreffend  die  Fürsorge  für  die  W^itwen  und  Waisen 
der  unmittelbaren  Staatsbeamten''  dem  Landtage  und  zwar  zu- 
nächst dem  Herrenhause  vor.  Nachdem  der  Entwurf  mit  einigen  Abände- 
rungen in  beiden  Häusern  Annahme  gefunden  hatte,  wurde  das  Gesetz  am 
20.  Mai  1882  veröffentlicht  M.  Der  Termin  seines  Inkrafttretens  wurde  auf 
den  1.  Juli  1882  festgesetzt.    Durch  die  Gesetze  vom  28.  März  1888  und 


^)  Das  Gesetz  ist  bei  W  i  e  s  e  -  K  U  b  1  e  r  Bd.  II,  S.  895  ff.  und  nach  seiner  jetzigen 
Fassung  im  Auszuge  bei  Beier,  S.  246  abgedruckt. 
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vom  1.  Juni  1897  hat  es  mehrere  für  die  Beamten  und  deren  Hinterbliebenen 
günstige  Abänderungen  erfahren. 

Das  Gesetz  von  1882  bezieht  sich  nur  auf  die  Fürsorge  für  die 
Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten,  greift  also,  abweichend 
von  den  neueren  Pensionsgesetzen,  in  die  Verhältnisse  der  Lehrer  an  den 
nichtstaatlichen  höheren  Schulen  nicht  ein.  Dadurch  wurde  nach  seinem 
Inkrafttreten  zwischen  diesen  und  den  Lehrern  an  staatlichen  Anstalten 
eine  wesentliche  unten  näher  zu  erörternde  Verschiedenheit  hinsichtlich 
der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  herbeigeführt.  In  der  Erkenntnis  der 
hiermit  verbundenen  Übelstände  und  der  Schwierigkeiten,  die  sich  der 
Ausdehnung  des  Gesetzes  auf  die  nichtstaatlichen  höheren  Schulen  ent- 
gegenstellten, hatte  deshalb  die  Staatsregierung,  wie  aus  dem  Wortlaute 
des  dem  Herrenhause  unterbreiteten  Entwurfes  und  seiner  Begründung  zu 
entnehmen  ist,  ursprünglich  sämtliche  der  Unterrichtsverwaltung  unter- 
stehenden Lehrer  von  dem  Geltungsbereiche  des  Gesetzes  ausschliefsen 
und  die  Regelung  des  Gegenstandes  für  diese  in  ähnlicher  Weise,  wie  das 
hinsichtlich  der  Pensionierung  durch  die  Verordnung  vom  28.  Mai  1846 
geschehen  war,  einem  besonderen  Gesetze  vorbehalten  wollen.  Das  Ab- 
geordnetenhaus hatte  jedoch  den  hierauf  bezüglichen  §  24  des  Entwurfes 
gestrichen,  und  der  Entwurf  ist  schliefslich  ohne  diesen  §  24  Gesetz  ge- 
worden, so  dafs  also  auch  die  Lehrer  der  vom  Staate  unterhaltenen  höheren 
Schulen  unter  seine  Bestimmungen  fallen. 

In  §  7  des  Gesetzes  von  1882  wird  bestimmt,  dafs  die  Witwe  und  die 
hinterbliebenen  ehelichen  Kinder  „eines  zur  Zeit  seines  Todes  zur  Ent- 
richtung von  Witwen-  und  Waisengeldbeiträgen  verpflichteten  Beamten^ 
aus  der  Staatskasse  Witwen-  und  Waisengeld  erhalten.  Die  Frage,  wer 
auf  dieses  Anspruch  hat,  hängt  demnach  von  der  Vorfrage  ab,  wer  zur 
Zahlung  von  Witwen-  und  Waisengeldbeiträgen  verpflichtet  ist.  Die  hierauf 
bezüglichen  und  für  den  vorliegenden  Zweck  in  Betracht  kommenden  Be- 
stimmungen sind  in  §§  1—5  des  Gesetzes  gegeben.  Diese  haben  also  trotz 
der  im  Jahre  1887  erfolgten  und  unten  näher  zu  besprechenden  Aufhebung 
der  Witwen-  und  Waisengeldbeiträge  ihre  Bedeutung  noch  nicht  verloren. 

§  1  stellt  im  ersten  Absatz  den  Grundsatz  auf,  dafs  unmittelbare 
Staatsbeamte,  welche  Gehalt,  Wartegeld  oder  lebenslängliches  Ruhegehalt 
aus  der  Staatskasse  beziehen,  unter  gewissen  Voraussetzungen  Witwen- 
und  Waisengeldbeiträge  bezahlen.  Diese  Voraussetzung  besteht  bei  den 
noch  im  Amte  befindlichen  und  bei  den  auf  Wartegeld  gesetzten  Beamten 
darin,  dafs  ihnen  beim  Eintritte  der  Bedingungen  der  Versetzung  in  den 
Ruhestand  nach  Erfüllung  der  erforderlichen  Dienstzeit  Pension  aus  der 
Staatskasse  gebühren  würde,  bei  den  in  den  Ruhestand  versetzten  Beamten 
darin,  dafs  sie  unmittelbar  kraft  Gesetzes  oder  besonderer  Bewilligung 
nach  §  7  ^)  des  Pensionsgesetzes  lebenslängliches  Ruhegehalt  aus  der  Staats- 
kasse beziehen. 

Das  Recht  der  Hinterbliebenen  auf  Witwen-  und  Waisengeld  steht  so- 
mit mit  dem  Rechte  des  verstorbenen  Ernährers  auf  Ruhegehalt  im  engsten 
Zusammenhange.  Diesem  entspricht  es,  dafs  auch  die  Höhe  des  Witwen- 
und  Waisengeldes  grundsätzlich  vom  Betrage  des  Ruhegehaltes  abhängt. 
Nach  §  8  des  Gesetzes  von  1882  sollte  das  Witwengeld  regelmäfsig  in  dem 
dritten  Teile  derjenigen  Pension  bestehen,  zu  welcher  der  Verstorbene  be- 


*)  D.  h.  dalls  sie  vor  VolJend^j  ApS  zehnten  DicnsliahreB  dienstunfähig  geworden 
sind  und  ihnen  wegen  vorhanden  *r^K  ^frtrftiffkeil  m\t  TtöniaUcher  Genehmigung  lebens- 
längliches Ruhegehalt  gewahrt  ^^^^ '^ed^J""*''^'^  mi^  * 


\ 
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rechtigt  gewesen  wäre,  wenn  er  am  Todestage  in  den  Ruhestand  versetzt 
worden  wäre.  Durch  das  Gesetz  von  1897  ist  jedoch  das  Witwengeld  auf 
40  vom  Hundert  des  Buhegehaltes  erhöht  worden.  Das  Waisengeld  beträgt 
für  Halbwaisen,  d.  h.  für  Kinder,  deren  Mutter  noch  lebt  und  zur  Zeit  des 
Todes  des  Beamten  zum  Bezüge  von  Witwengeld  berechtigt  war,  ein  Fünftel 
des  Witwengeldes,  für  Vollwaisen,  d.  h.  für  Kinder,  bei  denen  eine  dieser 
beiden  Voraussetzungen  nicht  zutrifft,  ein  Drittel  des  Witwengeldes  für 
jedes  Kind. 

Die  Begel,  dars  das  Witwen-  und  Waisengeld  vom  Buhegehalte  ab- 
hängig ist,  erleidet  jedoch  eine  Ausnahme  insofern,  als  für  diese  Bezüge 
bestimmte  Höchst-   und  Mindestbeträge  festgesetzt  sind.    Nach  §  8    des 
Gesetzes  von  1882  sollte  das  Witwengeld  mindestens  160  und  höchstens 
1600  Mk.  betragen.    Durch  das  Gesetz  von  1897  wurde  der  Mindestbetrag 
auf  216  Mk.  festgesetzt,  und  der  Höchstbetrag  in  Abhängigkeit  von  der 
Bangstellung  des  verstorbenen  Beamten  gebracht.    Für  die  Witwen   der 
Beamten  von  der  vierten  Bangklasse  an  abwärts  wurde  der  Höchstbetrag 
auf  2000  Mk.  erhöht.     Aufserdem  wurde  auch  dem  Gesamtbetrage  des 
Witwen-  und  Waisengeldes  eine  obere  Grenze  gesetzt.    Der  Gesetzgeber 
ging  dabei  von  dem  Gedanken  aus,  dafs  die  finanziellen  Ansprüche  der 
Familie  eines  Beamten  dem  Staate  gegenüber  durch  den  Tod  des  Ernährers 
nicht  verbessert  werden  sollen.    In  diesem  Sinne  wird  in  §  10  bestimmt, 
dafs  das  Witwen-  und  Waisengeld  weder  einzeln  noch  zusammen  den  Be- 
trag der  Pension  übersteigen  dürfe,  zu  welcher  der  Verstorbene  berechtigt 
gewesen  ist  oder  die  er  erdient  hat,  d.  h.  zu  welcher  er  berechtigt  ge- 
wesen sein  würde,  wenn  er  am  Todestage  in  den  Buhestand  getreten  wäre. 

Nach  §  12  des  Gesetzes  von  1882  soll  das  Witwengeld  —  nicht  auch 
das  Waisengeld  —  gewisse  Kürzungen  erfahren,  wenn  die  Witwe  mehr  als 
15  Jahre  jünger  war  als  der  Verstorbene.  Das  Gesetz  von  1897  hat  zwar 
diese  Kürzungen  nicht  gänzlich  beseitigt,  aber  die  Möglichkeit  gegeben, 
sie  bei  längerer  Dauer  der  Ehe  ganz  oder  teilweise  auszugleichen. 

Witwen  und  Kinder  aus  einer  Ehe,  die  ein  Beamter  erst  nach  seiner 
Versetzung  in  den  Buhestand  geschlossen  hat,  haben  keinen  Anspruch  auf 
Witwen-  und  Waisengeld.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  die  Eheschliefsung  mit 
dem  verstorbenen  Beamten  drei  Monate  vor  dessen  Ableben  lediglich  zu 
dem  Zwecke  erfolgt  ist,  um  der  Witwe  den  Bezug  des  Waisengeldes  zu 
ermöglichen  (§  13). 

Nach  den  vorstehenden  Ausführungen  hängt  die  Gewährung  von 
Witwen-  und  Waisengeld  regelmäfsig  von  einem  bereits  vorhandenen  oder 
erdienten  Anspruch  auf  lebenslängliches  Ruhegehalt  ab,  mag  derselbe  un- 
mittelbar auf  dem  Gesetze  oder  auf  einer  besonderen  Königlichen  Bewilligung 
(nach  §  7  des  Pensionsgesetzes)  beruhen.  Die  Bewilligung  des  Buhegehaltes, 
zu  dessen  Gewährung  keine  Verpflichtung  vorliegt,  kann  aber  ihrer  Natur 
nach  in  der  Begel  erst  beim  Eintritte  der  Versetzung  in  den  Buhestand 
erfolgen.  Würde  an  der  Verknüpfung  des  Anspruches  auf  Witwen-  und 
Waisengeld  mit  demjenigen  auf  Buhegehalt  ausnahmslos  festgehalten,  so 
würden  die  Hinterbliebenen  eines  Beamten,  der  nach  einer  Dienstzeit  von 
weniger  als  zehn  Jahren  gestorben  ist,  jeder  Fürsorge  entbehren  müssen. 
Zur  Beseitigung  der  Härten,  die  sich  hieraus  ergeben  können,  giebt  §  14 
Absatz  I  des  Gesetzes  dem  Departementschef  die  Befugnis,  in  dem  er- 
wähnten Falle  im  Einverständnisse  mit  dem  Finanzminister  Witwen-  und 
Waisengeld  zu  bewilligen.  Der  Königlichen  Genehmigung,  die  für  die  Ge- 
währung von  Buhegehalt  erforderlich  sein  würde,  bedarf  es  nicht;  wohl 
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aber  ist,  wie  hier,  die  Bewilligung  nur  bei  vorhandener  Bedürftigkeit  zu- 
lässig M. 

Wie  in  dem  vorstehenden  Falle  die  Frage,  ob  Witwen-  und  Waisen- 
geld gewShrt  wird,  von  dem  Vorhandensein  eines  Anspruches  auf  Ruhe- 
gehalt losgelöst  ist,  so  ist  aus  einem  ähnlichen  Grunde  in  dem  nunmehr 
zu  behandelnden  Falle  die  Festsetzung  der  Höhe  des  Witwen-  und 
Waisengeldes  von  der  Höhe  der  bereits  erdienten  Pension  unabhängig  ge- 
staltet worden.  Nach  §§  18  und  19  des  Pensionsgesetzes  in  der  Fassung 
des  Gesetzes  von  1890  (vgl.  S.  854)  kann  nämlich  bei  der  Veraetzung  in 
den  Kuhestand  die  Anrechnung  gewisser  Zeiten,  zu  deren  Anrechnung 
keine  gesetzliche  Verpflichtung  vorliegt,  für  die  Bemessung  des  Ruhe- 
gehaltes mit  Königlicher  Genehmigung  erfolgen.  Durch  den  zweiten  Ab- 
satz des  §  14  des  Gesetzes  über  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist 
dem  Departementschef  die  Befugnis  gegeben,  im  Einverständnisse  mit  dem 
Finanzminister  diese  Zeiten  auch  bei  der  Berechnung  des  Witwen-  und 
Waisengeldes  anzurechnen  ^). 

Die  Feststellung,  ob  und  in  welcher  Höhe  ein  Anspruch  auf  Witwen- 
und  Waisengeld  zusteht,  erfolgt  durch  den  Departementschef;  dieser  kann 
jedoch  seine  Befugnisse  auf  die  Provinzialbehörden  übertragen.  Demgemäfs 
hat  der  Unterrichtsminister  durch  Erlafs  vom  12.  Juni  1882  (Wiese-Kübler 
Bd.  II,  S.  412)  die  Ausführung  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1882  den  Provinzial- 
schulkoUegien  bezüglich  ihrer  Mitglieder  und  Beamten  sowie  der  vom 
Staate  zu  unterhaltenden  höheren  Schulen  übertragen.  Hinsichtlich  des  Be- 
schwerdeverfahrens und  der  Beschreitung  des  Rechtsweges  gelten  im  wesent- 
lichen die  nämlichen  Vorschriften  wie  bei  der  Festsetzung  des  Ruhegehaltes 
(vgl.  oben  S.  853). 

Durch  das  Gesetz  vom  20.  Mai  1882  wurden  diejenigen  Aufgaben,  die 
bisher  der  allgemeinen  Witwenverpflegungsanstalt  oblagen,  bezüglich  der 
unmittelbaren  Staatsbeamten  vom  Staate  selbst  übernommen.  Demnach 
konnte  der  Wirkungskreis  dieser  Anstalt  eine  wesentliche  Einschränkung 
erfahren.  Da,  wie  oben  dargelegt  wurde,  der  Staat  derselben  einen  nam- 
haften Jahreszuschufs  leistete,  so  mufste  er  zunächst  nach  Möglichkeit 
verhindern,  dafs  Beamte,  für  deren  Hinterbliebene  er  selbst  die  Fürsorge- 
pflicht übernommen  hatte,  daneben  noch  ihre  Witwen  bei  jener  Anstalt 
versicherten.  Demgemäfs  bestimmte  §  22  des  Gesetzes  von  1882,  dafs  den 
nach  §  1  zur  Entrichtung  von  Witwen-  und  Waisengeldbeiträgen  ver- 
pflichteten Beamten  der  Beitritt  zur  allgemeinen  Witwenverpflegungsanstalt 
nicht  mehr  gestattet  sein  soll.  Für  diejenigen  unmittelbaren  Staatsbeamten, 
die  dieser  Anstalt  bereits  beim  Erlasse  des  Gesetzes  angehörten,  wurden 
besondere  Bestimmungen  getrofien,  ihnen  wurde  u.  a.  auch  die  Möglichkeit 
gewährt,  bei  jener  Anstalt  zu  verbleiben. 

Durch  das  „Gesetz,  betreffend  den  Erlafs  der  Witwen-  und 
Waisengeldbeiträge**  vom  28.  März  1888  kam  die  Verpflichtung  zur 
Zahlung  dieser  Beiträge  unbeschadet  des  an  diese  Verpflichtung  geknüpften 
Anspruches  der  Hinterbliebenen  auf  Witwen-  und  Waisengeld  in  Fortfall. 


^)  Denn  Dach  §  14  wird  die  Bewilligung  von  Witwen-  und  Waisengeld  von  der 
Voraussetzung  abhängig  gemacht,  daCs  dem  Beamten,  wenn  er  am  Todestage  in  den 
Ruhestand  versetzt  worden  wäre,  auf  Grund  des  §  7  des  Pensionsgesetzes  ein  Ruhe- 
gehalt hätte  gewährt  werden  können. 

*)  Ist  die  Anrechnung  bei  der  Bemessung  des  dereinstigen  Ruhegehaltes  schon  vor 
dem  Ableben  des  Beamten,  z.  B.  bei  der  Übernahme  aus  dem  Kirchendienste  in  den 
Staatsdienst,  erfolgt,  so  mufs  sie  selbstverständlich  auch  für  die  Berechnung  des  Witwen- 
und  Waisengeldes  maßgebend  sein. 
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Fortgefallen  ist  demnach  nur  die  Leistung  der  Beamten  an  die  Staatskasse, 
dagegen  sind  die  Leistungen  des  Staates  an  die  Hinterbliebenen  der  Be- 
amten bestehen  geblieben.  Über  die  durch  das  Gesetz  vom  1.  Jani 
1897  herbeigeführte  Erhöhung  der  Bezüge  der  Hinterbliebenen  ist  bereits 
oben  an  den  geeigneten  Stellen  gesprochen  worden. 

Da  das  Gesetz  vom  20.  Mai  1882  und  die  dasselbe  abändernden  Ge- 
setze von   1888  und   1897  nur  für  unmittelbare  Staatsbeamte  galten,    so 
verblieb  es  bezüglich  der  Hinterbliebenen  der  Lehrer  an  den  nicht 
ausschliefslich    vom    Staate    zu    unterhaltenden    höheren 
Schulen    bei    dem    bisherigen    gesetzlichen    Zustande.      Diese    Lehrer 
—   abgesehen  von  den  Elementarlehrern  —  blieben  also  nach  wie  vor  ver- 
pflichtet, ihre  Ehefrau  bei  der  allgemeinen  Witwen  Verpflegungsanstalt  mit 
mindestens  einem  Fünftel  ihres  Diensteinkommens  zu  versichern.    Für  die 
Elementarlehrer  war  besonders  gesorgt,  sie  waren  meistens  an  die  bestehenden 
Elementarlehrerwitwenkassen  angeschlossen.    Nur  in  denjenigen  Fällen,  wo 
durch  anderweitige  Veranstaltungen  für  die  Hinterbliebenen  in  einer  nach 
dem  Ermessen  der  staatlichen  Behörden  ausreichenden  Weise  gesorgt  war, 
wurden  die  höheren  Lehrer  von  der  bezeichneten  Verpflichtung  entbunden. 
Das  konnte  früher  ausschliefslich  durch  besondere  Königliche  Verordnungen 
geschehen  *). 

Derartige  Veranstaltungen  wurden,  soweit  an  ihnen  Lehrer  höherer 
Schulen  beteiligt  waren,  vielfach  von  gröfseren  Städten  getroffen,  die  für 
die  Hinterbliebenen  ihrer  Gemeindebeamten,  ohne  dafs  eine  gesetzliche  Ver- 
pflichtung *)  vorhanden  war,  von  Amts  wegen  Sorge  trugen  und  diese  Für- 
sorge auch  auf  die  Lehrer  der  von  ihnen  unterhaltenen  höheren  Schulen 
ausdehnten.  Die  Fürsorge  wurde  in  drei  Formen  geübt.  Entweder  riefen 
die  Städte  für  ihren  Bereich  besondere  Veranstaltungen  ins  Leben,  oder 
sie  traten  einer  von  einem  höheren  Kommunalverbande  errichteten  Anstalt 
bei,  oder  sie  traten  mit  grofsen  und  leistungsfähigen  Privatversicherungs- 
anstalten wegen  Übernahme  der  Versicherung  der  Beamten  gegen  an- 
gemessene Gegenleistung  in  Verbindung.  Bis  zum  Jahre  1888  bildete  die 
Erhebung  von  Beiträgen  von  den  Beamten  und  den  Lehrern  die  Regel; 
diese  reichten  indessen  wohl  niemals  aus,  um  die  Kosten  der  Fürsorge  für 
die  Hinterbliebenen  zu  decken,  so  dafs  die  Städte  einen  mehr  oder  minder 
erheblichen  Zuschufs  zu  leisten  hatten. 

Obgleich  nun  die  Zahl  der  Städte,  von*  denen  auf  eine  der  erwähnten 
Arten  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  der  von  ihnen  unterhaltenen 
Lehranstalten  gesorgt  war,  allmählich  zunahm,  so  waren  diese  Lehrer  doch, 
sofern  die  Städte  nicht  die  Neigung  dazu  zeigten  oder  nicht  leistungsfähig 
waren,  ausschliefslich  auf  die  Witwenverpflegungsanstalt  angewiesen.  Die 
bereits  oben  dargelegten  Mängel  dieser  Fürsorge  wurden  natürlich  um  so 
stärker  empfunden,  als  sich  die  Fürsorge  des  Staates  für  die  Hinterbliebenen 
seiner  unmittelbaren  Beamten  steigerte.  Auch  die  Lehrer  an  den  übrigen 
nicht  ausschliefslich  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  litten  unter  jenen 
Mängeln.  Nicht  einmal  diejenigen  an  den  Anstalten  landesherrlichen 
Patronates  erhielten  durch  das  Gesetz  vom  20.  Mai  1882  einen  Anspruch 
auf  Fürsorge  für  ihre  Hinterbliebenen.     Denn    sie  galten  nicht  als  un- 


')  Eine  derartige  Kabinettsordre  ist  im  Anhange  abgedruckt  (Beilaee  XI). 

')  Seit  dem  Erlasse  des  Gesetzes,  betreffend  die  Anstellung  und  Versorgun|^  der 
Kommunalbeamten  vom  80.  Juli  1899,  ist  den  Gemeinden  eine  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen ihrer  Beamten  regelmäßig  zur  Pflicht  gemacht.  Auf  die  Lehrer  städtischer  höherer 
Schulen  erstreckt  sich  jedoch  dieses  Gesetz  nicht,  da  sie  nicht  Gemeindebeamte  sind. 
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mittelbare  Staatsbeamte,  da  jene  Anstalten  sich  aus  ihren  eigenen  zum 
grossen  Teil  aus  Stiftungen  der  Landesherren  fliefsenden  Mitteln  erhalten 
und  der  Staat  nicht  die  Verpflichtung  übernommen  hat,  soweit  ihre  eigenen 
Mittel  nicht  ausreichen,  zur  Deckung  ihrer  Ausgaben  beizutragen^). 

Die  Anstalten  landesherrlichen  Patronats,  sowie  die  sonstigen  vom 
Staate  verwalteten  stiftischen  und  die  vom  Staate  und  anderen  gemeinsam 
zu  unterhaltenden  Anstalten  waren  nun  die  ersten,  an  denen  eine  Fürsorge 
für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  nach  Mafsgabe  der  Bestimmungen  der 
staatlichen  Gesetze  eingeführt  wurde.  Die  Regelung  erfolgte  für  die  ein- 
zelnen Anstalten  durch  Statut.  Soweit  die  Mittel  der  Anstalt  oder  der 
zu  ihrer  Unterhaltung  verpflichteten  Stiftung  mit  Einschlufs  der  etwa  von 
Interessenten  gemachten  Zuwendungen  zur  Deckung  der  dadurch  erforderlich 
gewordenen  Ausgaben  nicht  ausreichten,  wurden  staatliche  Zuschüsse  be- 
reitgestellt. 

Gröfsere  Schwierigkeiten  bot  die  Regelung  der  Fürsorge  für  die 
Hinterbliebenen  der  Lehrer  bei  den  übrigen  nichtstaatlichen  höheren 
Schulen  dar.  Von  verschiedenen  Seiten  wurde  angeregt,  diese  Fürsorge 
ganz  oder  teilweise  auf  den  Staat  zu  übertragen.  Dieser  Gedanke  mufste 
aber  zunächst  schon  wegen  der  damaligen  ungünstigen  Lage  der  Staats- 
finanzen von  der  Hand  gewiesen  werden,  abgesehen  davon,  dafs  bei  seiner 
Durchführung  eine  Reihe  leistungsfähiger  Gemeinden,  die  den  Gegenstand 
für  die  von  ihnen  unterhaltenen  höheren  Schulen  bereits  sachgemäfs  ge- 
regelt hatten,  ohne  Grund  auf  Kosten  des  Staates  entlastet  worden  wären. 
Unter  diesen  Umständen  konnte  der  Gedanke  auftauchen,  durch  Gesetz, 
ebenso  wie  das  bezüglich  des  Ruhegehaltes  bereits  geschehen  war,  so 
auch  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  an  nichtstaatlichen 
höheren  Schulen  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften  für  die  Witwen  und 
Waisen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  zu  regeln  und  die  Kosten  den 
Schulunterhaltungspflichtigen  aufzuerlegen.  Obgleich  eine  dahingehende 
Forderung  namentlich  in  Petitionen  von  Lehrern  erhoben  wurde  und  auch 
in  Abgeordnetenkreisen  vielfach  Anklang  fand,  so  nahm  doch  die  Staats- 
regierung Anstand,  ihr  näherzutreten.  Mafsgebend  war  hierbei  haupt- 
sächlich die  Erwägung,  dafs  es  sich  nicht  empfehle,  mit  der  freiwilligen 
Übernahme  einer  Kulturaufgabe  von  hoher  Bedeutung,  als  welche  sich  die 
Errichtung  einer  höheren  Schule  darstellt,  ohne  zwingende  Gründe  einen 
in  die  Selbstverwaltung  der  Gemeinden  tief  eingreifenden  gesetzlichen 
Zwang  zu  verbinden.  Die  Staatsregierung  versuchte  deshalb,  auf  dem  Wege 
der  Verhandlung  mit  den  Patronaten  den  Gegenstand  zu  regeln.  Die  für 
den  Erfolg  dieses  Versuches  erforderliche  Vorbedingung,  dafs  der  Staat 
die  leistungsunfähigen  Patronate  im  Falle  ihrer  Bereitwilligkeit,  eine  ge- 
ordnete und  ausreichende  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer 
selbst  zu  übernehmen,  mit  seinen  Mitteln  unterstützte,  wurde  durch  die 
Einstellung  entsprechender  Beträge  in  den  Staatshaushaltsetat  erfüllt.  In 
den  Etat  von  1892/93  wurde  unter  Kap.  120  Tit.  5  a  ein  Fonds  von 
300000  Mk.  „zur  Versorgung  der  Hinterbliebenen  von  Lehrern  und  Beamten 
an  den  nichtstaatlichen  höheren  Unterrichtsanstalten ^  aufgenommen. 

Da  mit  dem  Augenblicke,  in  dem  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer 
einer  höheren  Schule  durch  Veranstaltungen  des  Unterhaltungspflichtigen 


^)  Vgl.  hierzu  die  Ausführungen  des  Abg.  Dr.  Dürre  in  der  Sitzung  des  Ab- 
geordnetenhauses vom  7.  März  1^9  und  die  Erwiderung  des  Regierungskommissars 
(Stenogr.  Berichte  S.  859). 

Wiese,  Schulwesen.    IT.  55 
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Patrons  eine  Fttrsorge  im  Sinne  der  betreffenden  staatlichen  Geset^ebang 
gesichert  war,  die  Notwendigkeit  der  Zugehörigkeit  dieser  Lehrer  zur  all- 
gemeinen Witwenverpflegungsanstalt  fortfiel,  so  wäre  für  jeden  einzebien 
Fall,  in  dem  eine  derartige  Fürsorge  ins  Leben  gerufen  wurde,  ein  auf  das 
Verhältnis  der  Lehrer  zu  der  bezeichneten  Anstalt  bezüglicher  königlicher 
Erlafs  erforderlich  gewesen  (vgl.  oben  S.  864).  Nun  war  vorauszusehen,  dafs 
diese  Fälle  sich  sehr  häufen  würden.  Zur  Erleichterung  des  Geschäfts- 
ganges erging  der  folgende  Allerhöchste  Erlafs,  durch  den  die  Befugnis, 
die  auf  jenes  Verhältnis  bezüglichen  Anordnungen  zu  treffen,  auf  den 
Unterrichtsminister  und  den  Finanzminister  übertragen  wurde: 

Auf  Ihren  Bericht  vom  30.  v.  M.  will  Ich  Sie  hiermit  ermächtigen,  den- 
jenigen Lehrern  und  Beamten  an  nichtstaatlichen  höheren  Unter richtsanst&lten, 
deren  Witwen  und  Waisen  aus  Provinzial-,  Kreis-,  Gemeinde-,  Schul-  oder  anderen 
öffentlichen  Witwen-  und  Waisenkassen  Bezüge  in  gleicher  oder  ähnlicher  Weise 
gewährt  werden,  wie  sie  den  Hinterbliebenen  der  Lehrer  und  Beamten  an  Staats- 
anstalten zustehen,  die  Berechtigung  zum  Ausscheiden  aus  der  allgemeinen  Witwen- 
yerpflegungsanstalt  oder  einer  sonstigen  Veranstaltung  des  Staates  zur  Versorgung 
der  Hinterbliebenen  von  Lehrern  oder  Beamten  auf  ihren  unter  Beachtung  der 
desfalls  von  den  Verwaltungen  derselben  erlassenen  Vorschriften  gestellten  Antrag 
einzuräumen  bezw.  dieselben  von  dem  Eintritt  zu  diesen  Anstalten  zu  befreien. 


Neues  Palais,  den  4.  Mai  1892. 


An  den  Finanzminister  und  den 
Minister  der  geistlichen  u.  s.  w.  Angelegenheiten. 


(gez.)  Wilhelm. 
Miquel.  Bosse. 


Die  zur  Durchführung  der  Neuregelung  erforderliche  Verfügung  des 
Unterrichtsministers  ist  unter  dem  2.  Juli  1892  (C.-Bl.  S.  635)  ergangen. 
Aus  ihrem  Inhalte  sind  hier  folgende  Punkte  hervorzuheben: 

1.  Die  Bewilligung  eines  Bedürfniszuschusses  aus  dem  neu  in  den 
Staatshaushaltsetat  eingestellten  Fonds  von  300000  Mk.  erfolgt  zu  dem 
Zwecke,  dafs  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Lehrer  und  Beamten  der  be- 
treffenden Anstalt  eine  Versorgung  eingerichtet  wird,  welche  der  für  die 
Staatsbeamten  geschaffenen  Fürsorge  gleich  oder  wenigstens  ähnlich  und 
annähernd  gleichwertig  zu  erachten  ist.  Für  die  Erfüllung  dieses  Zweckes 
soll  eine  Heranziehung  der  Lehrer  und  Beamten  zu  Beiträgen  nicht  in 
Aussicht  genommen  werden.  Wo  eine  solche  Verpflichtung  besteht,  soll 
ihre  Aufhebung  angestrebt  werden,  falls  nicht  die  Leistungen  über  die  den 
Hinterbliebenen  der  Staatsbeamten  gewährten  Sätze  hinausgehen.  Die  Be- 
willigung eines  Zuschusses  aus  dem  erwähnten  Fonds  soll  an  die  Bedingung 
geknüpft  werden,  dafs  die  Unterhaltungspflichtigen  die  Verbindlichkeit 
übernehmen,  für  die  Bestreitung  des  erforderlichen  Aufwandes  dauernd  zu 
sorgen,  soweit  nicht  andere  Deckungsmittel  vorhanden  sind. 

2.  Die  bereits  früher  einer  Anstalt  aus  Staatsmitteln  gewährten  Be- 
dürfniszuschüsse werden  nach  Ablauf  der  Bewilligungsperiode  regelmäfsig 
nur  unter  der  Bedingung  fortgewährt ,  dafs  spätestens  am  1.  April  1894 
die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  und  Beamten  nach  den 
obigen  Vorschriften  ins  Leben  tritt. 

Von  den  in  der  Verfügung  enthaltenen  Bestimmungen  trug  namentlich 
die  unter  Ziffer  2  erwähnte  wesentlich  zur  Förderung  der  Angelegenheit 
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bei^).  Denn  obgleich  die  Neuregelung  fQr  die  grofse  Mehrzahl  der 
Patronate  und  auch  fttr  die  vom  Staate  unterstützten  mit  der  Übernahme 
erhöhter  Lasten  verknüpft  war,  so  waren  diese  im  allgemeinen  doch  nicht 
geneigt,  ihre  Übernahme  abzulehnen;  denn  sie  mufsten  erwarten,  dafs  die 
Ablehnung  den  Verlust  der  bisher  gewährten  staatlichen  Bedürfniszuschüsse 
zur  Folge  haben  werde. 

Die  Verfügung  des  Unterrichtsministers  vom  2.  Juli  1892  hatte  den 
erfreulichen  Erfolg,  dafs  innerhalb  weniger  Jahre  fast  an  sämtlichen  nicht- 
staatlichen höheren  Schulen  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer 
und  Beamten  in  der  dort  vorgeschriebenen  Art  geregelt  war*).  Am 
häufigsten  war  diese  Regelung  durch  Ortsstatut,  in  annähernd  der  gleichen 
Zahl  der  Fälle  durch  Anschlufs  an  eine  vom  Provinzialverband  oder  einem 
anderen  höheren  Kommunalverband  eingerichtete  Fürsorge,  in  einer  kleinen 
Anzahl  von  Fällen  durch  ein  für  die  einzelne  Anstalt  erlassenes  Statut 
erfolgt  •). 

Das  Jahr  1897  brachte  den  unmittelbaren  Staatsbeamten  neben  einer 
merklichen  Erhöhung  des  Diensteinkommens  auch  eine  wesentliche  Erhöhung 
der  Leistungen  für  ihre  Hinterbliebenen.  An  anderer  Stelle  ist  dargelegt 
worden  (S.  Sl),  in  welcher  Weise  ohne  Ausübung  eines  gesetzlichen  Zwanges 
die  Ausdehnung  der  den  höheren  Lehrern  an  staatlichen  höheren  Schulen 
zugebilligten  Besoldungsaufbesserung  auf  die  Lehrer  an  den  nichtstaatlichen 
Anstalten  herbeigeführt  wurde.  Der  gleiche  Weg  wurde  eingeschlagen, 
um  diesen  Lehrern  auch  die  Vorteile  des  Gesetzes  über  die  Erhöhung  der 
Witwen-  und  Waisengelder  vom  1.  Juni  1897  zu  sichern.  Der  Inhalt  der 
hierauf  bezüglichen  Verfügung  des  Unterrichtsministers  vom  1.  April  1898*) 
ist,  soweit  sie  hier  in  Betracht  kommt,  im  wesentlichen  der,  dafs  aus  dem 
in  Kap.  120  Tit.  5  des  Staatshaushaltsetats  von  1898/99  eingestellten  Fonds 
von  1 076  874,14  Mk.  leistungsunfähigen  Patronaten  Beihilfen  bereitgestellt 
werden  können,  um  ihnen  eine  umfassendere  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen 
der  Lehrer  der  von  ihnen  unterhaltenen  höheren  Schulen  nach  Mafsgabe 
des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1897  zu  ermöglichen.  Von  einem  Teile  der  Be- 
dingungen, an  welche  die  Zuwendungen  aus  diesem  Fonds  zu  knüpfen 
waren,  ist  bereits  an  einer  anderen  Stelle  gesprochen  worden  (vgl. 
S.  797).  Die  hierher  gehörige  Bedingung  unter  Ziffer  4:  „dafs  die  für  die 
wissenschaftlichen  Lehrer  bestehende  und  zu  erweiternde  Hinterbliebenen- 
versorgung auf  die  Elementar-  und  Vorschullehrer  ausgedehnt  wird,  auf 
die  gegenwärtig  im  Amte  befindlichen,  welche  einer  Elementarlehrerwitwen- 
kasse  angehören,  jedoch  nur,  sofern  und  solange  sie  nicht  vorziehen, 
Mitglieder  dieser  Kasse  zu  bleiben**,  bedarf  aber  noch  einer  näheren  Er- 
läuterung. 

Nach  den  Ausführungen  im  Eingange  der  Verfügung  des  Unterrichts- 
ministers vom  2.  Juli  1892  (C.-Bl.  S.  635)  waren  von  der  dort  vorgesehenen 


^)  Eine  ähnliche  Bestimmung  befindet  sich  auch  in  dem  mehrfach  erörterten  Er- 
lasse yom  1.  April  1898  (C.-BL  S.  857),  durch  den  staatliche  Mittel  zur  Herbeifbhmng 
von  Besoldnngserhöhungen  für  die  Lehrer  nichtstaatlicher  höherer  Schulen  und  einer 
ausgiebigeren  Fürsorge  für  ihre  Hinterbliebenen  bereitgestellt  wurden. 

*)  Für  die  letzte  noch  rückständige  Anstalt  ist  die  Angelegenheit  am  Ende  des 
Jahres  1898  erledigt  worden. 

')  Schon  im  Mai  1895  war  für  298  von  808  überhaupt  vorhandenen  nichtstaatlichen 
Anstalten  die  Regelung  erfolgt,  und  zwar  fQr  181  durch  Gemeindestatut,  für  125  durch 
Anschluß  an  eine  Provinzialkasse  und  für  87  durch  Anstalts-  bezw.  Stiftungsstatut. 

^)  Diese  Verfügung  ist  bereits  an  mehreren  Stellen  besprochen  worden  (vgl.  S.  797, 
841  und  oben  Anm«  1). 

65  ♦ 
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Fürsorge  die  Hinterbliebenen  derjenigen  Lehrer  auszuschliefsen,  ,, welche 
einer  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  22.  Dezember  1869  (G.-S-  1870 
S.  1)  und  der  dasselbe  abändernden  Gesetze  eingerichteten  Elementar- 
lehrer-Witwen- und  Waisenkasse  als  Mitglieder  angehören''.  Zu  diesen 
Lehrern  gehörten  auch  die  Elementarlehrer  an  höheren  Schulen  und  die 
Lehrer  an  den  mit  diesen  verbundenen  Vorschulen.  Die  bezeichneten  Lehrer 
hatten  jedoch  nur  Anspruch  auf  Witwengeld.  Denn  auf  sie  fand  das  Gesetz 
vom  27.  Juni  1890  (G.-S.  S.  211),  durch  welches  den  Waisen  der  Lehrer 
an  ö£fent]ichen  Volksschulen  aus  der  Staatskasse  Waisengeld  zugesichert 
wurde,  keine  Anwendung,  da  die  Vorschulen  nicht  als  öffentliche  Volks- 
schulen zu  betrachten  sind.  Jene  Lehrer  konnten  demnach  einerseits  wegen 
ihrer  Zugehörigkeit  zu  den  für  Elementarlehrer  bestimmten  Kassen  von  der 
für  die  Hinterbliebenen  der  wissenschaftlichen  Lehrer  eingerichteten  Für- 
sorge ausgeschlossen  werden,  konnten  sich  aber  andererseits,  weil  sie  nicht 
an  öfifentlichen  Volksschulen  unterrichten,  für  ihre  Hinterbliebenen  nicht 
die  vollen  mit  der  Zugehörigkeit  zu  jenen  Kassen  verbundenen  Rechte 
sichern.  Diese  Härte  für  die  Zukunft  auszuschliefsen  war  der  Zweck  der 
oben  mitgeteilten  Bedingung,  von  der  nach  dem  Erlasse  vom  1.  April  1898 
die  Bewilligung  eines  Zuschusses  aus  dem  damals  bereitgestellten  Fonds 
u.  a.  abhängig  gemacht  wurde. 

Die  Erweiterung  der  Fürsorge  nach  Mafsgabe  dieses  Erlasses  hatte 
eine  entsprechende  Änderung  der  mit  Bezug  auf  den  Gegenstand  für  die 
einzelne  Anstalt  oder  einen  Verband  von  Anstalten  getroffenen  Bestimmungen 
zur  Folge.  Sofern  diese  Bestimmungen  mit  Königlicher  Genehmigung  ge- 
troffen waren,  bedurfte  ihre  Abänderung  in  jedem  einzelnen  Falle  ebenfalls 
der  Königlichen  Genehmigung.  Zur  Erleichterung  des  Geschäftsganges 
bei  den  hier  in  Betracht  kommenden  gleichartigen  Entscheidungen  wurde 
jedoch  die  Befugnis,  die  erforderlichen  Abänderungen  endgültig  zu  ge- 
nehmigen, auf  den  Unterrichtsminister  übertragen.  Der  betreffende  Aller- 
höchste Erlafs  lautet: 

Auf  Ihren  gemeinschaftlichen  Bericht  vom  15.  d.  M.  will  Ich  Sie,  den 
Minister  der  geistlichen  u.  s.  w.  Angelegenheiten,  hiermit  allgemein  ermächtigen, 
die  Abänderung  Allerhöchst  bestätigter  Statuten,  betreffend  die  Fürsorge  für  die 
Hinterbliebenen  der  Lehrer  und  Beamten  an  den  nichtstaatlichen  höheren  Unter- 
richtsanstalten,  in  Übereinstimmung  mit  den  durch  das  Gesetz  yom  1.  Juni  1897 
(G.-S.  S.  169)  zu  Gunsten  der  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten 
getroffenen  Bestimmungen  zu  genehmigen. 

Berlin,  den  17.  Juni  1898. 

(gez.)  Wilhelm. 

Zugleich  für  den  Minister  der  geistlichen  u.  s.  w.  Angelegenheiten. 

Y.  Miquel. 
An  den  Finanzminister  und  den 
Minister  der  geistlichen  u.  s.  w.  Angelegenheiten. 

Die  Verhandlungen,  die  im  Anschlufs  an  die  Verfügung  des  Unterrichts- 
ministers  vom  1.  April  1898  mit  den  Patronaten  der  nichtstaatlichen  höheren 
Schulen  angeknüpft  wurden,  hatten  den  gleichen  Erfolg  wie  diejenigen, 
die  sechs  Jahre  vorher  wegen  des  gleichen  Gegenstandes  stattgefunden 
hatten.  Für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  an  jenen  Schulen  ist  jetzt 
überall  mindestens  annähernd  in  demselben  Mafse  gesorgt  wie  für  die 
der  unmittelbaren  Staatsbeamten.  Die  Gleichstellung  sämtlicher  Lehrer 
an  höheren  Schulen  bezüglich  des  Diensteinkommens,  des  Ruhegehaltes 
und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  ist  demnach,  abgesehen  von  den 
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noch  verbliebenen  Unterschieden  bezüglich  der  festen  Zulage  und  der  Be- 
soldung der  Elementarlehrer,  nunmehr  im  wesentlichen  herbeigeführt. 

An  zahlreichen  höheren  Schulen  bestehen  besondere,  von  den  Lehrer- 
kollegien gegründete,  zum  Teil  aus  älterer  Zeit  stammende  Witwen- 
kassen, zu  denen  die  Lehrer  regelmftfsig  bestimmte  Jahresbeiträge  zahlen. 
Durch  die  Satzungen  dieser  Kassen  sind  meistens  den  Patronaten  und  den 
staatlichen  Schulbehörden  weitgehende  Aufsichtsbefugnisse  gegeben.  Trotz- 
dem haben  die  Kassen  in  der  Regel  einen  rein  privaten  Charakter,  und 
ein  Zwang  zum  Beitritte  findet  nur  vereinzelt  statt.  Die  Kassen  haben 
selbständige  Rechtspersönlichkeit;  ihr  Vermögen  steht  meistens  zur  Ver- 
fügung der  Mitglieder  nach  Mafsgabe  der  Satzungen  und  kann  deshalb 
nicht  ohne  weiteres  zu  der  vom  Patron  der  Schule  eingerichteten  Fürsorge 
für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  verwendet  werden.  Die  aus  derartigen 
besonderen  Kassen  den  Witwen  und  Waisen  gezahlten  Pensionen  gehen 
also  neben  den  kraft  Gesetzes  oder  auf  Grund  besonderer  Veranstaltungen 
des  Unterhaltungspflichtigen  Patrons  gezahlten  Witwen-  und  Waisengeldem 
her,  und  eine  Kürzung  derselben  findet  nicht  statt.  An  mehreren  nicht- 
staatlichen Anstalten  sind  allerdings  die  Kassen  nach  Einrichtung  einer 
geordneten  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Lehrer  durch  den 
Unterhaltungspflichtigen  Patron  auf  Grund  eines  ordnungsmäfsigen  Be- 
schlusses der  Mitglieder  für  Neuaufnahmen  geschlossen  worden.  Ihr  Ver- 
mögen wurde  in  derartigen  Fällen  dem  Patron  überlassen,  mit  der  selbst- 
verständlichen Auflage,  aus  seinen  Erträgen  die  der  Kasse  bereits  er- 
wachsenen Verpflichtungen  zu  bestreiten. 

Endlich  sind  an  mehreren  der  älteren  Anstalten  Witwen-  und  Waisen- 
stiftungen vorhanden,  deren  Verfassung  keinen  korporativen  Charakter  hat, 
und  bei  denen  die  Verwendung  der  Erträge  ihres  Vermögens  ein  für  alle- 
mal durch  die  Stiftungsurkunde  vorgeschrieben  ist. 

Über  die  einzelnen  dieser  Kassen  und  Stiftungen  sind  in  Abschnitt  IV 
bei  den  betreffenden  Anstalten  nähere  Angaben  gemacht. 


Die  Fürsorge  für  die  äufseren  Angelegenheiten 

der  liölieren  Schulen. 


1.  Die  Schulnnterhaltnng. 

Der  Begriff  der  Schulunterhaltung  hat  für  die  höheren  Schulen  erst 
in  verhältnismärsig  später  Zeit  Bedeutung  gewonnen.  Diese  Erscheinung 
hängt  damit  zusammen,  dafs  niemand  vorhanden  ist,  dem  die  Rechtspflicht 
obliegt,  höhere  Lehranstalten  zu  errichten.  Wenn  sowohl  der  Staat  als 
auch  zahlreiche  Gemeinden  nach  dieser  Richtung  hin  thätig  gewesen  sind, 
so  haben  sie  lediglich  in  ihrem  eigenen  Interesse  gehandelt,  der  erstere, 
um  für  die  für  seinen  Dienst  notwendigen  Beamten  die  erforderlichen 
Bildungsstätten  zu  schaffen,  die  letzteren,  um  in  erster  Linie  ihren  Ein- 
wohnern die  Gelegenheit  zur  Erwerbung  einer  über  das  Mafs  der  Volks- 
schulkenntnisse erheblich  hinausgehenden  höheren  Bildung  zu  geben. 
Endlich  haben  aufser  dem  Staate  und  den  Gemeinden  auch  noch  andere 
Korporationen,  Stiftungen  und  Privatpersonen,  zum  Teil  aus  rein  idealen 
Gründen,  sich  an  der  Errichtung  höherer  Schulen  beteiligt.  Unter  diesen 
Umständen  war  es  nicht  erforderlich,  durch  die  Verfassung  oder  durch 
Gesetz  dem  Staate  oder  einem  ihm  untergeordneten  Rechtssubjekte  die 
Verpflichtung  zur  Errichtung  derartiger  Anstalten  aufzuerlegen. 

War  hiernach  die  Errichtung  höherer  Schulen  eine  freiwillige  Hand- 
lung, so  war  es  andererseits  natürlich,  dafs  die  bei  ihr  beteiligten  Faktoren 
auch  ihre  Unterhaltung  sicherstellten.  Das  geschah,  abgesehen  von  den 
Einnahmen  aus  dem  Betriebe  der  Schule,  in  früherer  Zeit  in  der  Regel 
entweder  durch  Übernahme  begrenzter  Leistungen  oder  durch  Zuwendung 
von  Kapitalien  und  anderen  Vermögensstücken  an  die  Schule,  oder  in  der 
Weise,  dafs  für  die  Befriedigung  der  Schulbedürfnisse  in  erster  Linie  die 
Einkünfte  gewisser  Vermögensstücke  überwiesen  wurden. 

Diese  Art  der  Sicherung  der  Unterhaltung  reichte  aus,  solange  es 
angängig  war,  die  Ausgaben  einer  höheren  Schule  nach  ihren  Einnahmen 
zu  bemessen,  solange  namentlich  die  Aufsicht  des  Staates  sich  in  den 
engsten  Grenzen  hielt  und  diesem  etwaige  Beschränkungen  in  den  Aus- 
gaben keinen  Anlafs  zum  Einschreiten  gaben.  Waren  gar  die  Einnahmen 
so  gering,  dafs  sie  auch  bei  den  bescheidensten  Ansprüchen  die  Ausgaben 
nicht  zu  decken  vermochten,  so  wurde  die  Schule  aufgelöst. 

Hierdurch  erklärt  sich,  dafs  in  den  ersten  allgemeinen  gesetzlichen 
Vorschriften,  die  in  Preufsen  über  die  höheren  Schulen  erlassen  wurden, 
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Dämlich  in  den  §§  54—66  Teil  II  Tit.  12  des  Allgemeinen  Landrechts,  von 
der  Unterhaltung  dieser  Schulen  überhaupt  nicht  die  Rede  ist. 

Nun  hat  allerdings  der  BegrifF  des  Patronats,  obgleich  er  im  Allgemeinen 
Landrechte  mit  Bezug  auf  die  höheren  Schulen  keine  Verwendung  findet, 
doch  auch  für  diese  eine  thatsächliche  Bedeutung  erlangt.  In  jenem  Ge- 
setze werden  zwar  derjenigen  Stelle,  die  wir  heute  als  Patron  zu  be- 
zeichnen gewöhnt  sind,  lediglich  Rechte  gegeben,  und  zwar  das  Recht  der 
unmittelbaren  Aufsicht  und  der  Bestellung  der  Lehrer.  Die  Praxis  hat 
aber  einen  Teil  der  auf  das  Kirchenpatronat  bezüglichen  Sätze  auch  für 
höhere  Schulen  verwertet.  Obgleich  auf  diese  Weise  die  Entwickelung 
dahin  geführt  hat,  dem  Patron  auch  gewisse  Pflichten  aufzuerlegen,  so  ist 
sie  doch  nicht  so  weit  gegangen,  dafs  mit  dem  Rechte  der  unmittelbaren 
Aufsicht  und  der  Bestellung  der  Lehrer  die  Unterhaltungspflicht  ohne 
weiteres  verbunden  worden  ist.  Vielmehr  ist  die  Frage,  ob  eine  solche 
Verbindung  besteht,  wenn  sie  auch  regelmäfsig  bejaht  werden  mufs,  doch 
für  jeden  einzelnen  Fall  nach  Mafsgabe  der  örtlichen  Verhältnisse  und  der 
geschichtlichen  Entwickelung  zu  beantworten. 

In  dem  Mafse  nun,  wie  unser  höheres  Schulwesen  sich  festigte,  wie 
die  innere  Einrichtung  der  einzelnen  Anstalten  von  dem  Belieben  der  mit 
ihrer  äufseren  Verwaltung  betrauten  örtlichen  Organe  unabhängig  wurde, 
und  wie  schliefslich  an  ihren  Besuch  staatliche  Berechtigungen  geknüpft 
wurden,  machte  sich  für  den  Staat  die  Notwendigkeit  geltend,  auch  für 
eine  angemessene  Unterhaltung  der  Schulen  Sorge  zu  tragen.  Das  konnte 
er,  soweit  er  nicht  selbst  die  Unterhaltungspflicht  übernahm,  nur  thun, 
wenn  für  jede  Schule  die  Person  des  Unterhaltungspflichtigen  festgestellt  war. 

Die  Unterhaltungspflicht  umfafst  die  Verpflichtung,  für  alle  mit  dem 
Betriebe  der  höheren  Schule  in  Verbindung  stehenden  Ausgaben  Deckung 
zu  schaffen,  soweit  die  Erträge  des  Vermögens  der  Schule,  die  Einnahmen 
aus  ihrem  Betriebe  und  sonstige  ihr  gemachte  Zuwendungen  nicht  aus- 
reichen. In  diesem  Sinne  ist  die  Unterhaltungspflicht  rechtlich  unbegrenzt. 
Unbegrenzt  bleibt  sie  auch,  wenn  sie  unter  mehrere  Personen  geteilt  ist. 
Dann  hat  jede  derselben  einen  bestimmten  —  nicht  notwendig  gleichen  — 
Bruchteil  jenes  Fehlbetrages  zu  leisten.  Die  Verpflichtung  zu  einer  be- 
grenzten Leistung,  mag  diese  Begrenzung  eine  quantitative  oder  eine 
qualitative  sein,  mag  also  die  Leistung  sich  auf  einen  bestimmten  Betrag 
an  Geld  oder  an  geldwerten  Gegenständen  oder  mag  sie  sich  auf  die  Be- 
friedigung einer  besonderen  Art  der  mit  dem  Betriebe  einer  höheren 
Schule  verbundenen  Ausgaben  (z.  B.  bauliche  Bedürfnisse)  beziehen,  be- 
gründet demnach  an  sich  noch  keine  Unterhaltungspflicht. 

Für  die  Unterhaltungspflicht  in  dem  angegebenen  Sinne  wird  vielfach 
die  Bezeichnung  „Patronat"  verwendet.  Man  wird  sich  indessen  hier  vor 
Verwechselungen  hüten  müssen.  Das  zeigt  sich  namentlich  bei  der  An- 
wendung des  Begriffes  „Kompatronaf".  Von  einem  solchen  redet  im  Zu- 
sammenhange mit  höheren  Schulen  wohl  zum  ersten  Male  die  Eabinetts- 
ordre  vom  10.  Januar  1817  (vgl.  v.  Rönne,  Unterrichtswesen  I,  S.  445). 
In  dieser  wird  bestimmt,  dafs  in  allen  Fällen,  wo  der  Staat  gegen  die 
Schulen  die  Patronatsverpflichtungen  durch  stehende  Beiträge  aus  seinen 
Kassen  erfüllt,  er  auch  an  den  Rechten  des  Patronats  durch  Kommissarien 
teilzunehmen  hat.  Hieraus  erhellt,  dafs  die  Bestellung  eines  Königlichen 
Kompatronatskommissars  oder,  wie  später  auch  vielfach  gesagt  wurde,  die 
Einrichtung  eines  Königlichen  Kompatronats  durchaus  nicht  die  Übernahme 
eines  Teiles  der  unbegrenzten  Unterhaltungspflicht  zur  Folge  hatte.  Das 
Kompatronat  im  Sinne  der  obenerwähnten  Kabinettsordre  ist  übrigens  eine 
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im  Absterben  begrifFene  Einrichtung.  Denn  die  Unterrichtsverwaltung  hat 
seit  geraumer  Zeit  bei  dem  Ableben  oder  sonstigen  Abgange  von  Kom- 
patronatskommissaren  von  Neuemennungen  vielfach  Abstand  genommen. 
Will  man  Patronat  und  Unterhaltungspflicht  als  gleichbedeutende  Begriffe 
betrachten,  so  wird  man  jetzt  von  einem  wirklichen  Kompatronat  nur  da 
reden  können,  wo  eine  gemeinsame  Unterhaltungspflicht  in  dem  oben- 
angegebenen Sinne  besteht  und  die  Anteile  des  einzelnen  an  dieser  Pflicht 
zahlenmäfsig  durch  Quoten  bestimmt  sind.  Beispiele  hierfür  liefern  die 
in  der  Beilage  8  des  Etats  des  Ministeriums  der  geistlichen  u.  s.  w.  An- 
gelegenheiten (Anlagen  zum  Staatshaushaltsetat  Bd.  II,  Nr.  21)  unter  C 
(vom  Staate  und  anderen  zu  unterhaltende  Anstalten,  vgl.  auch  unten  S.  897) 
aufgeführten  höheren  Schulen,  sowie  die  ehemaligen  Provinzialgewerbe- 
Bchulen  (s.  oben  S.  100  u.  130). 

Das  erste  preufsische  Gesetz,   in  dem  der  Unterhaltungspflicht   bei 
höheren  Schulen  bedeutsame  Rechtsfolgen  gegeben  werden,   ist    die  Ver- 
ordnung vom  28.  Mai  1846  über  die  Pensionierung  der  Lehrer  und  Be- 
amten an  höheren   Unterrichtsanstalten.    In  §  4  derselben  wird   gesagt, 
dafs  die  Pension,  soweit  sie  aus  den  eigenen  Mitteln  der  Anstalt  nicht  be- 
stritten werden  kann  und  andere  für  diesen  Zweck  verwendbare   Fonds 
nicht  vorhanden  sind,  von  demjenigen  aufzubringen  ist,  welcher  zur  Unter- 
haltung der  Anstalt  verpflichtet  ist.    Ganz  im  Sinne  der  oben  gegebenen 
Abgrenzung  des  Begriffes   der  Unterhaltungspflicht  wird  dann   weiter  in 
§  6  gesagt,  dafs  aus  der  blofsen  Gewährung  eines  auf  einen  bestimmten 
Betrag  beschränkten  oder  zu  einem  bestimmten  Zwecke  ausgesetzten  Zu- 
schusses zu  den  Unterhaltungskosten   einer  Anstalt  keine  Verpflichtung 
folgt,  die  Pensionen  zu  übernehmen.    Eine  wichtige  Rolle  spielte  sodann 
die  Unterhaltungspflicht  in  dem  Pensionsgesetze  vom  27.  März  1872  und 
der  dazu  erlassenen  Novelle  vom  25.  April  1896,  sowie  in  dem  Gesetze  vom 
25.  Juli  1892  über  das  Diensteinkommen  der  Lehrer  an  nichtstaatlichen 
höheren  Schulen.    Endlich  bildet  sie  die  Grundlage  der  Einteilung  der 
höheren  Schulen  im  Staatshaushaltsetat,    sowie  in  dem  Normaletat  vom 
4.  Mai  1892  und  den  dazu  ergangenen  Nachträgen. 

Die  erwähnten  Gesetze*)  legen  den  Unterhaltungspflichtigen  gewisse 
öiBFentlich-rechtliche  Leistungen  auf,  die  im  Weigerungsfalle  erzwungen 
werden  können.  Die  Art,  in  der  zwangsweise  vorgegaogen  wird,  richtet 
sich  nach  der  Person  des  Unterhaltungspflichtigen.  Bei  politischen  Ge- 
meinden, die  sich  weigern,  gesetzliche  Leistungen  für  höhere  Schulen  auf 
den  Etat  zu  bringen,  tritt  Zwangsetatisierung  nach  Mafsgabe  der  hierüber 
bestehenden  besonderen  Vorschriften  ein"). 


^)  Zu  ihnen  gehört  der  Normaletat  an  sich  nicht,  denn  er  hat  nicht  die  Kraft 
eines  Gesetzes.  Einzelne  der  Bestimmungen  des  Normaletats  von  1892  haben  allerdings 
für  alle  nichtstaatlichen  Anstalten  bindende  Kraft  erhalten,  aber  nur  durch  das  GeseUt 
vom  25.  Juli  1892,  nicht  unmittelbar  durch  den  Normaletat  (vgl.  oben  S.  829,  834  ff.). 

*)  Mafsgebend  ist  für  Stadtgemeinden  S  19,  für  Landgemeinden  §  85  des  Zuständi^- 
keits^esetzes  vom  1.  August  1888  (daneben  für  die  östlichen  Provinzen  §  141  der  Lana- 
gemeindeordnung).  Der  Inhalt  dieser  Vorschriften  ist  folgender:  Unterlä&t  oder  ver- 
weigert eine  Stadtgemeinde  (Landgemeinde),  die  ihr  gesetzlich  obliegenden,  von  der 
Behörde  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  festgestellten  Leistungen  auf  den 
Haushaltsetat  zu  bringen  oder  außerordentlich  zu  genehmigen,  so  verfügt  der  Eegierungs- 

Sräsident  (in  Berlin  der  Oberpräsident,  in  Landgemeinden  der  Landrat)  unter  Anführung 
er  Gründe  die  Eintragung  in  den  Etat  bezw.  die  Feststellung  der  außerordentlichen 
Ausgabe.  Gegen  die  Yerfügune  des  Regierungspräsidenten  (Landrats)  steht  der  Gemeinde 
die  Klage  bei  dem  Oberverwaltungsgerichte  (Bezirksausschusse)  zu. 
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Für  die  Unterrichtsverwaltung  besteht  nun  nach  der  obigen  Darstellung 
das  Bedürfnis,  zu  wissen,  wer  zur  Unterhaltung  einer  bestimmten  höheren 
Schule  verpflichtet  ist.  Aus  diesem  Grunde  genehmigt  sie  neuerdings 
die  Errichtung  einer  solchen  nicht,  bevor  über  die  Person  des  Unter- 
haltungspflichtigen eine  Festsetzung  getroffen  ist  und  dieser  ausdrücklich 
erklärt  hat,  dafs  er  die  Unterhaltungspflicht  übernommen  hat.  Für  den 
Staat  erfolgt  diese  Erklärung  durch  Aufoahme  der  Schule  unter  den 
betreffenden  Titel  (Kap.  120  Tit.  2)  des  Staatshaushaltsetats,  für  Gemeinden 
durch  Beschlüsse  der  nach  den  Gemeindeverfassungsgesetzen  zuständigen 
Organe  (z.  B.  im  Geltungsbereiche  der  Städteordnung  für  die  östlichen 
Provinzen  durch  übereinstimmende  Beschlüsse  des  Magistrats  und  der 
Stadtverordneten),  bei  stiftischen  Anstalten  in  der  Regel  durch  das  Statut. 
Bei  den  älteren  Anstalten  kann  die  Unterhaltungspflicht  meistens  nur 
aus  gewissen  Handlungen  entnommen  werden,  die  als  Eingeständnis  dieser 
Pflicht  gelten  können.  Nicht  immer  jedoch  liegen  unzweideutige  Handlungen 
dieser  Art  vor.  Dadurch  erklärt  sich,  dafs  bei  einigen  Anstalten  über  die 
Unterhaltungspflicht  Zweifel  entstehen  konnten^). 

Da  die  Übernahme  der  Unterhaltungspflicht  bezüglich  einer  höheren 
Schule  eine  freiwillige  Handlung  ist,  so  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache, 
dafs  den  Pflichtigen  auch  die  Möglichkeit  gegeben  werden  mufs,  sich  durch 
Aufhebung  der  Schule  dieser  Pflicht  zu  entäufsem.  Die  Befugnis  hierzu 
ist  stets  anerkannt  worden.  Sie  ist  um  so  bedeutsamer,  als,  wie  oben  dar- 
gelegt worden  ist,  der  Umfang  der  Unterhaltungspflicht  in  neuerer  Zeit 
durch  staatliche  Gesetze  wesentlich  gesteigert  worden  ist,  und  als  sich  im 
Hinblicke  auf  die  quantitative  Unbegrenztheit  jener  Pflicht  nicht  für  alle 
Zeiten  übersehen  läfst,  ob  ihr  Umfang  der  Leistungsfähigkeit  des  Pflichtigen 
entspricht.  Das  gilt  namentlich  von  stiftischen  Anstalten,  die  sich  aus 
eigenem  Vermögen  unterhalten  oder  aus  demjenigen  einer  anderen  Stiftung 
unterhalten  werden.  Hinsichtlich  ihrer  ist  die  Fähigkeit  zur  Leistung  von 
Ausgaben  von  der  Zulänglichkeit  des  ihren  Zwecken  gewidmeten  Vermögens 
abhängig.  Etwas  anders  liegt  die  Sache,  wenn  Körperschaften,  die  von  ihren 
Mitgliedern  Beiträge  erheben  können,  insbesondere  öffentliche  Körperschaften, 
wie  politische  Gemeinden  und  höhere  Kommunalverbände,  die  für  ihren 
Bedarf  Umlagen  ausschreiben  können,  höhere  Schulen  unterhalten.  Hier 
ist  die  Fähigkeit,  Ausgaben  zu  leisten,  rein  theoretisch  genommen  nicht 
leicht  zu  begrenzen.  Denn  die  Korporation  hat  in  der  Steuerkraft  der 
Mitglieder  ihre  finanzielle  Grundlage.  Aber  das  öffentliche  Interesse  ver- 
bietet schon  an  sich  eine  Inanspruchnahme  dieser  Steuerkraft  über  ein 
gewisses  Mafs  hinaus  und  kann  eine  Überlastung  mit  Ausgaben  für  die 
Erfüllung  einer  freiwillig  übernommenen  Verpflichtung  nicht  zulassen,  wenn 
darunter  die  Erfüllung  der  gesetzlichen  Pflichten  leidet.  Schon  aus  diesem 
Grunde  kann  Gemeinden  und  anderen  Körperschaften,  die  ihre  Ausgaben 
durch  Besteuerung  ihrer  Mitglieder  aufbringen  dürfen,  die  Befugnis,  die 
von  ihnen  unterhaltenen  höheren  Schulen  aufzulösen,  nicht  versagt  werden. 
Diese  Befugnis  hat,  wie  bereits  an  anderer  Stelle  (S.  836)  bemerkt  worden 
ist,  in  §  3  Absatz  II  des  Gesetzes  vom  25.  Juli  1892  über  das  Dienst- 
einkommen der  Lehrer  an  den  nichtstaatlichen  höheren  Schulen  ihren  Aus- 


^)  Die  Bezeichnung  „Königlich^  begründet  noch  keine  Unterhaltungspflicht  des 
Staates.  Sie  wird  auf  Anstalten  landesherrlichen  Patronats  und  auf  mehrere  der  vom 
Staate  yerwalteten  stiftischen  Anstalten  angewendet.  ..Ihre  Zulässigkeit  beruht  vielfach 
auf  besonderen  Privilegien,  mit  deren  £rteilung  die  Übernahme  einer  Unterhaltungs- 
pflicht durch  den  Staat  nicht  verbunden  war. 
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druck  gefunden.  Durch  die  Auflösung  dürfen  aber  wohlerworbene  Rechte 
nicht  beeinträchtigt  werden.  Das  gilt  namentlich  von  dem  Recht-e  der 
festangestellten  Lehrer  auf  Fortzahlung  der  Besoldungen,  der  im  Rahestande 
befindlichen  auf  Fortzahlung  der  Ruhegehälter  u.  s.  w. 

Mit  der  Unterhaltungspilicht  ist  in  der  Regel  das  Recht  der  äufseren 
Verwaltung  der  Anstalt,  der  Berufung  der  Direktoren,  Lehrer  und  Beamten 
verbunden.  Bei  einzelnen  stiftischen  Anstalten  stehen  diese  Befugnisse 
ganz  oder  zum  Teil  dem  Staate  zu.  Auch  bei  manchen  von  Gemeinden 
unterhaltenen  Schulen  nimmt  der  Staat  an  der  Besetzung  der  Lehrer- 
stellen teil.  Soweit  keine  konkurrierenden  Rechte  dieser  Art  bestehen,  be- 
dürfen die  von  den  Unterhaltungspflichtigen  berufenen  Direktoren  nnd 
Lehrer  der  staatlichen  Bestätigung  und  die  wichtigeren  Verwaltongs- 
handlungen  der  Genehmigung  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde. 

Die  Zahl  derjenigen  Schulen,  die  sich  aus  eigenen  Mitteln  unterhalten, 
ist  sehr  gering.  Die  überwiegende  Mehrzahl  ist  auf  Zuschüsse  der  etwa 
zu  ihrer  Unterhaltung  Verpflichteten  angewiesen;  von  diesen  kann  wiederum 
eine  grofse  Zahl  wegen  mangelnder  Leistungsfähigkeit  der  Unterhaltungs- 
pflichtigen  nur  durch  Gewährung  staatlicher  Bedürfniszuschüsse  in  ihrem 
Bestände  erhalten  werden. 


2.  Das  Etatswesen. 

Für  die  geordnete  Verwaltung  einer  höheren  Schule  in  finanzieller 
Beziehung  ist  ein  Voranschlag  unentbehrlich.  Entweder  kann  ein  solcher 
für  die  einzelne  Anstalt  oder  es  kann  für  eine  ganze  Gruppe  von  An- 
stalten ein  gemeinsamer  Voranschlag  aufgestellt  werden.  Der  Zeitraum, 
für  den  der  Voranschlag  gelten  soll,  umfafst  ein  oder  mehrere  Geschäfts- 
jahre. 

Da  in  Preufsen  die  höheren  Schulen  kraft  Gesetzes  Rechtspersönlich- 
keit*) besitzen,  so  wird  die  Aufstellung  eines  Etats  für  jede  derselben  die 
Regel  bilden.  Aber  diese  Regel  erleidet  zahlreiche  Ausnahmen,  namentlich 
in  den  Fällen,  wo  mehrere  Anstalten  unter  der  gleichen  Verwaltung  stehen 
und  von  der  gleichen  Stelle  unterhalten  werden. 

Für  die  vom  Staate  zu  unterhaltenden  Anstalten  werden 
Einzeletats  aufgestellt.  Soweit  in  einem  dieser  Etats  die  eigenen  Ein- 
nahmen der  Anstalt  hinter  den  Ausgaben  zurückbleiben,  wird  der  Fehl- 
betrag als  ein  vom  Staate  zu  leistender  Zuschufs  in  Einnahme  gestellt 
Aber  nicht  alle  für  Zwecke  der  Anstalt  zu  machenden  Ausgaben  finden 
Aufnahme  in  den  Schuletat.  Nicht  aufgenommen  werden  die  Ausgaben 
an  Ruhegehältern  für  die  im  Ruhestande  befindlichen  Lehrer  und  Beamten, 
sowie  die  Ausgaben  für  die  den  Hinterbliebenen  der  Lehrer  zu  gewährenden 
Witwen-  und  Waisengelder.  Diese  Ausgaben  sind  nach  den  hierauf  be- 
züglichen Gesetzen  vom  Staate  unmittelbar  zu  leisten  und  erscheinen 
nur  im  Staatshaushaltsetat.  Aufserdem  finden  noch  die  Ausgaben  für 
gröfsere  Bauten,  soweit  sie  aus  Staatsmitteln  bestritten  werden,  sowie  die 


^)  Für  das  Gebiet  des  Allgemeinen  Landrechts  folgt  das  aus  §  54,  T.  U,  Tit  12  AJLi.R. 
In  den  übrigen  Kechtsgebieten  besteht  eine  gleiche  Vorschrift  nicht  Man  nimmt  jedoch 
an,  dafe  die  zum  inneren  preußischen  Staatsrechte  gehörenden  Sätze  jenes  Gesetzbuches 
auch  auf  die  übrigen  Landesteile  Anwendung  finden,  dals  also  die  höheren  Schulen 
auch  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechtes,  des  ehemaligen  französischen  Rechtes  u.  s.  w. 
Rechtspersönlichkeit  haben,  mag  sie  ihnen  durch  Statut  ausdrücklich  beigelegt  sein 
oder  nicht. 
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Ausgaben  aus  einzelnen,  unten  näher  zu  erörternden  Titeln  des  Staatshaus- 
haltsetats keine  Aufnahme  in  den  Schuletat.  Die  erwähnten  Ausgaben 
für  gröfsere  Bauten  erscheinen  nur  im  Extraordinarium  (Kap.  14)  des 
Staatshaushaltsetats. 

Die  Etats  der  einzelnen,  vom  Staate  unterhaltenen  Schulen  bilden 
keinen  Bestandteil  des  Staatshaushaltsetats.  Hier  finden  auch  nicht 
einmal  die  Gesamteinnahmen  und  die  Gesamtausgaben  der  einzelnen  oder 
sämtlicher  höherer  Schulen  Aufnahme.  Denn  diese  gelten  nicht  als  Ein- 
nahmen oder  Ausgaben  des  Staates,  sondern  als  solche  der  betreffenden 
Schule,  die  eine  selbständige,  vom  Staate  verschiedene  Rechtspersönlichkeit 
hat.  Die  Vorschrift  in  Art.  99  der  Verfassungsurkunde,  dafs  alle  Einnahmen 
und  Ausgaben  des  Staates  ffir  jedes  Jahr  im  voraus  veranschlagt  und  auf 
den  Staatshaushaltsetat  gebracht  werden  müssen,  ist  also  auf  die  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  der  höheren  Schulen  nicht  anwendbar.  Für  den 
Staatshaushaltsetat  kommen  die  Schulen  nur  so  weit  in  Betracht,  als  der 
Staat  entweder  auf  Grund  einer  rechtlichen  Verpflichtung  oder  zur  Deckung 
des  Betrages,  um  den  die  Ausgaben  derselben  die  Einnahmen  übersteigen, 
einen  Zuschufs  leistet.  Nur  diese  Zuschüsse  werden  in  den  Staatshaus- 
haltsetat eingestellt  und  bilden  einen  Gegenstand  der  Beschlufsfassung  des 
Abgeordnetenhauses  ^). 

Diese  Sätze,  nach  denen  von  jeher  verfahren  worden  ist,  sind  neuer- 
dings gesetzlich  festgelegt  worden.  Das  Gesetz,  betreffend  den  Staatshaus- 
halt (Komptabilitätsgesetz)  vom  11.  Mai  1898^)  bestimmt  nämlich,  nach- 
dem es  in  §  1  im  wesentlichen  die  obenerwähnte  Vorschrift  des  Art.  99 
der  Verfassungsurkunde  wiederholt  hat,  in  §  2  unter  Ziffer  5,  dafs  in  den 
Staatshaushaltsetat  auch  die  Einnahmen  und  Ausgaben  derjenigen  Unter- 
richts-, wissenschaftlichen,  Kunst-  und  ähnlichen  Anstalten  aufzunehmen  sind, 
die  vom  Staat  allein  oder  mit  Zuschüssen  Dritter  zu  unterhalten  sind,  so- 
fern diese  Anstalten  nicht  juristische  Persönlichkeit  besitzen.  Damit  ist 
gesagt,  dafs  diejenigen  Unterrichtsanstalten,  die  juristische  Persönlichkeit 
besitzen,  also  u.  a.  die  der  Unterrichtsverwaltung  unterstellten,  vom  Staate 
unterhaltenen  höheren  Schulen,  nicht  unter  die  in  §  1  des  Gesetzes  auf- 
gestellte Regel  fallen"). 

Die  vom  Staate  zu  leistenden  laufenden  Zuschüsse  werden  in  den 
Staatshaushaltsetat  summarisch,  d.  h.  nicht  für  jede  einzelne  Anstalt, 
sondern  für  grofse,  nach  der  Stellung  des  Staates  zur  Unterhaltungs- 
pflicht gebildete  Gruppen  eingestellt.  Die  auf  rechtlicher  Verpflichtung 
beruhenden  Zuschüsse  bilden  einen  besonderen  Titel  (Kap.  120  Tit.  1). 
Sie  sind  zu  zahlen,  auch  wenn  die  anderweitigen  Einnahmen  zur  Deckung 
der  Ausgaben  vollständig  ausreichen.  Meistens  stammen  sie  aus  älterer 
Zeit;  sie  bilden  vielfach  die  Gegenleistung  des  Staates  für  Überlassung 
gewisser  Vermögensstücke  und  sind  in  der  Regel  ihrer  Höhe  nach  bestimmt. 
Die  eigentlichen  Bedürfniszuschüsse  finden  sich  unter  Kap.  120  Tit.  2,  3 
und  4  aufgeführt;  Tit.  2  enthält  die  vom  Staate  unterhaltenen,  Tit.  3  die 
vom  Staate  und  anderen  gemeinsam  zu  unterhaltenden,  Tit.  4  die  von 
anderen  zu  unterhaltenden,  aber  vom  Staate  zu  unterstützenden  Anstalten. 


^)  Das  Herrenhaus  hat  nach  Art.  62  der  Verfassungsarkunde  nicht  über  die  ein- 
zelnen  Titel,  sondern  nur  über  den  Etat  im  ganzen  abzustimmen. 

')  Das  Gesetz  ist  für  den  praktischen  Gebrauch  von  G.  Herrfurth  erläutert 
worden  (Berlin  1899,  Carl  Heymanns  Verlag)^ 

')  Vgl.  die  Begründung  des  Gesetzes  in  den  Anlagen  zu  den  Stenogr.  Berichten 
des  Hauses  der  Abgeordneten  1898,  S.  807. 
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Der  Staat  leistet  einen  Teil  der  Ausgaben  für  die  höheren  Schulen 
aus  den  unter  seiner  Verwaltung  und  zu  seiner  Verfügung  stehenden 
sogen.  Nebenfonds,  d.  h.  besonderen  Vermögensmassen,  die  bestimmten 
Zwecken  gewidmet  sind  und  von  den  allgemeinen  Staatsfonds  getrennt  ver- 
waltet werden.  Ein  Teil  der  Nebenfonds  beruht  auf  privaten  Stiftungen, 
die  Mehrzahl  aber  stammt  aus  ehemals  kirchlichen  Vermögensmassen  und 
sonstigen  geistlichen  Gütern.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  aus  diesen 
Fonds  gingen  bis  zum  Jahre  1897  nicht  durch  den  Staatshaushaltsetat. 
Die  bedeutenderen  wurden  bis  dahin  allerdings  mit  einer  Übersicht  über 
ihre  Einnahmen  und  Ausgaben  in  einer  Beilage  zum  Etat  der  Unterrichts- 
verwaltung ^)  aufgeführt;  eine  Beschlufsfassung  des  Landtages  über  ihre 
Einnahmen  und  Ausgaben  fand  jedoch  nicht  statt.  Infolge  einer  Anregung 
des  Abgeordnetenhauses*)  wurde  bezüglich  derjenigen,  die  nichtjuristische 
Persönlichkeit  besitzen,  von  der  Königlichen  Staatsregierung  die  Einstellung 
in  den  Staatshaushaltsetat  zugesagt.  Diese  Einstellung  erfolgte  zum  ersten 
Male  im  Etat  von  1898/99,  konnte  jedoch  erst  allmählich  zum  Abschlüsse 
kommen,  da  bei  vielen  der  Fonds  die  Frage,  ob  sie  juristische  Persönlich- 
keit besitzen  oder  nicht,  eingehende  Erwägungen  nötig  machte^). 

Das  Gesetz  über  den  Staatshaushalt  vom  11.  Mai  1898  stellte  für  die 
budgetmärsige  Behandlung  dieser  Staatsnebenfonds  allgemeine  Regeln  auf. 
Nach  §  2  Ziffer  4  dieses  Gesetzes  sind  in  den  Staatshaushaltsetat  auf- 
zunehmen: „die  Einnahmen  und  Ausgaben  derjenigen  zu  besonderen 
Zwecken  bestimmten  Fonds,  über  welche  dem  Staaat  allein  die  Verfügung 
zusteht,  sofern  diese  Fonds  nicht  juristische  Persönlichkeit  besitzen"".  Die 
Aufnahme  erfolgt  allerdings  nicht  für  die  einzelnen  Fonds  in  besonderen 
Titeln,  sondern  summarisch.  Die  Ausgaben  bilden,  soweit  das  höhere 
Schulwesen  in  Betracht  kommt,  der  Hauptsache  nach  einen  Teil  der  in 
den  Tit.  1 — 4  des  Kap.  120  (Zuschüsse  für  die  verschiedenen  Arten  von 
Anstalten)  ausgesetzten  Summen,  sind  also,  da  sie  in  den  Beträgen  dieser 
Titel  stecken,  ein  Gegenstand  der  Bewilligung  des  Landtages.  Ihre  Ein- 
nahmen sind  in  Kap.  34  Tit.  7  (Sonstige  Einnahmen  für  das  Unterrichts- 
wesen) mitenthalten.  Um  die  Erhaltung  der  Fonds  für  ihre  Zweck- 
bestimmung zu  sichern,  ist  in  §  2  des  Gesetzes  über  den  Staatshaushalt 
im  Anschlufs  an  die  oben  mitgeteilte  Vorschrift  noch  ausdrücklich  gesagt, 
dafs  durch  dieselbe  vertragsmäfsige  Rechte  und  Stiftungsbestimmungen 
nicht  berührt  werden  sollen.  Dieser  Zusatz  war  notwendig  im  Hinblick 
auf  §  16  des  Gesetzes,  nach  welchem  alle  Einnahmen  des  Staates,  soweit 
nicht  durch  Spezialetats  oder  besondere  Gesetze  etwas  anderes  bestimmt 
ist,  als  Deckungsmittel  für  den  gesamten  Ausgabebedarf  des  Staates  zu  ver- 
wenden sind.  Der  hier  ausgesprochene  Grundsatz  der  Centralisation  aller 
Staatsfonds  soll  also  auf  die  Einnahmen  der  durch  den  Etat  laufenden 
Staatsnebenfonds  nach  §  2  nicht  anwendbar  sein.  Der  in  letzterem  ge- 
machte Vorbehalt  hat  schliefslich  durch  den  zweiten  Absatz  des  S  16:  ^Die 
Einnahmen  der  in  §  2  unter  Nr.  4  bezeichneten  Fonds  sind  nur  für  Zwecke 
der  letzteren  zu  verwenden,"  eine  sachgemäfse  Erläuterung  erhalten. 


^)  Zuletzt  in  dem  im  Texte  bezeichneten  Umfange  im  Staatshaushaltsetat  von  1897/98, 
Beilaffe  15  zu  den  Anlagen  Bd.  II,  Nr.  21. 

')  Vgl.  Stenogr.  Berichte  des  Hauses  der  Abgeordneten,  XYIII.  Legislaturperiode, 
5.  Session  1896/97,  S.  1702  u.  2190  ff. 

^)  Die  wichtigsten  Staatsnebenfonds  sind,  soweit  sie  für  das  höhere  Schulwesen  in 
Betracht  kommen,  im  Abschnitte  IV  in  den  einleitenden  Bemerkungen  zu  den  einzelnen 
Provinzen  angegeben. 
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Die  Zuschüsse,  welche  für  die  vom  Staate  unterhaltenen  höheren 
Schulen  im  Staatshaushaltsetat  in  Ausgabe  gestellt  werden,  erhalten,  so- 
weit sie  nicht  auf  rechtlicher  Verpflichtung  beruhen,  ihre  Begründung  da- 
durch, dafs  die  übrigen  Einnahmen  jener  Anstalten  zur  Deckung  der  Aus- 
gaben nicht  ausreichen.  Der  Landtag,  der  über  ihre  Bewilligung  Beschlufs 
zu  fassen  hat,  mufs  deshalb  in  den  Stand  gesetzt  sein,  zu  entscheiden,  ob 
sie  in  der  von  der  Staatsregierung  geforderten  Höhe  notwendig  sind« 
Um  ihm  diese  Entscheidung  zu  ermöglichen,  wird  ihm  eine  Übersicht  über 
die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  einzelnen  Anstalten  als  Beilage  zum  Etat 
der  Unterrichtsverwaltung  mitgeteilt*).  Durch  §  3  Abs.  II  des  Gesetzes  über 
den  Staatshaushalt  ist  diese  Mitteilung  der  Staatsregierung  ein  für  allemal 
zur  Pflicht  gemacht  worden.  Die  gleiche  Pflicht  ist  ihr  auferlegt  worden  be- 
züglich der  Einnahmen  und  Ausgaben  „derjenigen  der  alleinigen  Verfügung 
des  Staates  unterliegenden  besonderen  Fonds,  die  juristische  Persönlichkeit 
haben  und  ganz  oder  zum  Teil  zu  solchen  Zwecken  bestimmt  sind,  für 
welche  auch  allgemeine  Staatsmittel  verwendet  werden".  Diese  Einnahmen 
und  Ausgaben  sind  nicht  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staates,  sondern 
der  mit  besonderer  Rechtspersönlichkeit  ausgestatteten  Fonds,  gehen  also 
nicht  durch  den  Staatshaushaltsetat.  Aber  durch  die  erwähnte  Übersicht 
erfährt  der  Landtag,  welche  Mittel  dem  Staate  aus  diesen  Fonds  zur  Ver- 
fügung stehen,  und  erst  hierdurch  gewinnt  er  für  die  Entscheidung  über 
die  Höhe  der  aus  allgemeinen  Staatsmitteln  zu  bewilligenden  Summen  eine 
ausreichende  Unterlage.  Auf  diese  Weise  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  sich 
aus  den  Beilagen  zum  Staatshaushaltsetat,  obgleich  dieser  die  Etats  der 
einzelnen  vom  Staate  unterhaltenen  höheren  Schulen  nicht  enthält,  über 
die  Quellen  zu  unterrichten,  aus  denen  die  zur  Deckung  der  Ausgaben  er- 
forderlichen Beträge  entnommen  werden. 

Die  soeben  erwähnten  Übersichten  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
der  höheren  Schulen  bilden,  wie  sich  aus  der  vorstehenden  Darstellung  er- 
giebt,  ebenso  wie  die  einzelnen  Schuletats,  keinen  Gegenstand  der  Beschlufs- 
fassung  des  Landtages.  Eine  solche  ist  nur  nötig  bezüglich  der  einzelnen 
Titel  des  Staatshaushaltsetats.  Wenn  also  beispielsweise  in  Kap.  120  Tit.  2 
des  Staatshaushaltsetats  an  Zuschüssen  für  die  vom  Staate  zu  unter- 
haltenden Anstalten  für  das  Jahr  1902  die  Summe  von  9560178,65  Mk. 
bewilligt  ist,  so  ist  damit  nur  diese  Summe  festgelegt,  nicht  aber  ist  das 
der  Fall  für  die  einzelnen  Summanden,  die  sich  aus  der  dem  Staatshaus- 
haltsetat beigegebenen  Übersicht  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
einzelnen  Anstalten  ergeben.  Wenn  also  für  einen  Teil  dieser  Anstalten 
thatsächlich  ein  höherer  Zuschufs  erforderlich  wird,  als  bei  der  Berechnung 
des  in  Kap.  120  Tit.  2  ausgeworfenen  Gesamtbetrages  angenommen  wurde, 
so  ist  hierdurch  allein  die  Staatsregierung  noch  nicht  verpflichtet,  die  nach 
Art.  104  ^)  der  Verfassungsurkunde  bei  Etatsüberschreitungen  erforderliche 
nachträgliche  Genehmigung  des  Landtages  einzuholen.  Diese  Verpflichtung 
tritt  erst  ein,  wenn  der  Gesamtbetrag  der  aus  Kap.  120  Tit.  2  zu  leistenden 
Zuschüsse  die  Summe  von  9560178,65  Mk.  übersteigt. 

Der  einer  Anstalt  gewährte  Bedürfniszuschufs  soll  das  Gleich- 
gewicht zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  darstellen,  soweit  letztere  nicht 
durch  die  anderweitigen  Einnahmen  der  Anstalt  gedeckt  werden.    Hieraus 


')  Diese  Beilage  liegt  der  in  Ziffer  X,  5  dieses  Abschnittes  mitgeteilten  Übersicht 
über  die  Ausgaben  der  höheren  Schulen  zu  Grunde  (S.  893  ff.). 

*)  Zu  Etatsüberschreitungen  ist  die  nachträgliche  Genehmigung  der  Kammern  er- 
forderlich. 
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würde  an  sich  folgen,  dafs  er,  ganz  unabhängig  von  seiner  im  Etat  vor- 
gesehenen Höhe,  thatsftchlich  nur  soweit  verwendet  wird,  wie  er  zur  Her- 
stellung jenes  Gleichgewichtes  erforderlich  ist,  dafs  also  jede  Mehreinnahme 
und  jede  Minderausgabe  der  betreffenden  Schule,  soweit  ihnen  nicht  bei 
anderen  Titeln  Mindereinnahmen  bezw.  Mehrausgaben  gegenüberstehen,  eine 
Minderung  des  Bedürfniszuschusses  zur  Folge  hat.     Ersparnisse   in    den 
Ausgaben  oder  Mehreinnahmen  würden  also  nicht  der  Schulkasse,  sondern 
der  Staatskasse  zu  gute  kommen;  sie  würden  vor  allen  Dingen  nicht  zur 
Übertragung  ins  nächste  Geschäftsjahr  oder  zur  Kapitalisierung  zu  ver- 
wenden sein.    Diesem  Grundsatze  gemäfs  wurde  auch  früher  in  der  That 
verfahren.    In  diesem  Sinne  wurden  insbesondere  durch  die  Verfügung  des 
Unterrichtsministers  vom  29.  November  1865  (Wiese,  Verordnungen  und 
Gesetze,  2.  Auflage,  I,  11)  die  Provinzialschulkollegien  angewiesen,    die 
etatsmäfsigen  Bedürfniszuschüsse  für  höhere  Schulen  nur  so  weit  zu  erheben, 
wie  sie  zur  Bestreitung  der  unvermeidlichen  Ausgaben  notwendig  sind. 
Nicht  verwendete  Bestände  mufsten  demgemäfs,  soweit  sie  nicht  zur  Deckung 
von  Ausgaberesten  zu  reservieren  waren,  am  Jahresschlüsse  an  die  Re- 
gierungshauptkasse zurückgezahlt  werden. 

Dieser  Grundsatz  wurde  indessen  im  Geschäftsjahre  1879/80  verlassen. 
In  den  für  dasselbe  aufgestellten  Staatshaushaltsetat  wurde  nämlich  bei 
den  auf  die  Bedürfniszuschüsse  für  höhere  Schulen  bezüglichen  Titeln 
folgende  Bemerkung  aufgenommen:  „Die  einzelnen  Zuschüsse  können 
während  der  Dauer  der  Bewilligungsperiode  ohne  Rücksicht  auf  den  jedes- 
maligen Jahresbedarf  voll  an  die  Anstaltskasse  gezahlt  werden.*  Zur 
näheren  Erläuterung  dieses  Vermerkes  erging  unter  dem  9.  August  1879 
an  die  Provinzialschulkollegien  eine  Verfügung  (Wiese-K übler  I,  16) 
aus  der  wir  folgende  wichtige  Punkte  herausnehmen: 

1.  Die  Bewilligungsperiode  für  staatliche  Bedürfniszuschüsse  soll 
künftig  überall  sechs  aufeinanderfolgende  Rechnungsjahre  umfassen. 
2.  Mehreinnahmen  und  Ausgaheerspamisse,  einschliefslich  der  Ersparnisse 
an  den  Ausgabetiteln  zu  Besoldungen  und  zu  anderen  persönlichen  Aus- 
gaben, jedoch  ausschliefslich  der  grundsätzlich  als  Ausgabereste  in  die 
nächste  Rechnung  übergehenden  Ersparnisse  der  von  der  gegenseitigen 
Übertragbarkeit  mit  anderen  Titeln  ausgeschlossenen  Ausgabetitel,  ins- 
besondere der  Baufonds,  treten,  soweit  die  Ausgaben  im  Etat  nicht  als 
künftig  wegfallend  bezeichnet  sind,  dem  Etatstitel  „Insgemein"  der  Aus- 
gabe hinzu.  Aus  diesem  sind  die  Einnahmeausfälle  sowie  die  Mehrausgaben 
der  übrigen  Titel  zu  decken.  3.  Die  oben  mitgeteilte  Bestimmung  des 
Erlasses  vom  29.  November  1865  tritt  aufser  Kraft.  Die  unverwendeten 
Mittel,  namentlich  auch  die  verfügbaren  Bestände,  verbleiben  mit  der  Be- 
schränkung zu  2  den  Anstaltskassen,  sind  in  die  folgenden  Rechnungen 
derselben  zu  übertragen  und,  insoweit  sie  nicht  zu  den  laufenden  sowie 
zu  den  Mehrausgaben  der  folgenden  Jahre  verwendet  werden,  nach  Mafs- 
gäbe  der  Bestimmungen  der  Vormundschaftsordnung  zinsbar  zu  belegen^). 


^)  Die  einzelnen  Fonds,  die  zur  Bildung  dieser  Ersparnisse  beitragen,  gewinnen 
hierdurch  nicht  den  Charakter  der  übertragbaren  Fonds  im  gewöhnlichen  Sinne.  Denn 
soweit  sonst  Ersparnisse  an  einem  Fonds  in  das  folgende  Etatsjahr  übertragen  werden 
können,  müssen  sie  bezüglich  des  Verwendungszweckes  demselben  Titel  erhalten  bleiben, 
dienen  sie  also  nur  zur  Vermehrung  der  für  das  folgende  Jahr  für  den  gleichen  Zweck 
ausgesetzten  Summe.  Hier  jedoch  kann  die  Verwendung  frei  erfolgen,  und  die  Er- 
sparnisse können  sogar  zur  Kapitalsbildung  benutzt  werden  (ygl.  hierüber  auch  Schwarz 
und  Strutz,  Der  Staatshaushalt  und  die  Finanzen  PreuCsens,  Bd.  II,  S.  244). 
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4.  Die  Schuletats  werden,  statt  wie  bisher  auf  drei  Jahre,  fortan  auf  fünf 
Jahre  aufgestellt. 

Diese  Vorschriften,  durch  welche  den  Verwaltungsbehörden  in  der 
Verfügung  Qber  die  Mittel  der  einzelnen  Schulen  eine  wesentlich  gröfsere 
Bewegungsfreiheit  gegeben  wurde,  erfuhren  später  mehrere  Abänderungen. 
Zuerst  wurde  durch  die  Erlasse  vom  3.  Dezember  1891  (C.-Bl.  S.  399)  und 
vom  14.  September  1893  (C.-Bl.  S.  771)  die  Bewilligungsperiode  ffir  die 
Bedürfniszuschüsse  und  demgemäfs  auch  die  Etatsperiode  auf  drei  Jahre 
herabgesetzt.  Die  zweite  wichtige  Änderung  hängt  mit  der  Einführung  des 
Alterszulagensystems  zusammen;  mit  ihr  verhält  es  sich  folgendermafsen. 

Solange  die  Besoldungen  der  festangestellten  Lehrer  nach  Mafsgabe 
eines  Stellenetats  (s.  oben  S.  827)  erfolgten ,  blieben  die  für  jenen  Zweck 
etatsmftfsig  vorzusehenden  Ausgaben  in  der  Regel  unverändert  ^).  Mit  dem 
Augenblicke  jedoch,  wo  die  Besoldungen  nach  dem  Dienstalter  bemessen 
wurden,  wurde  der  Etat  hinsichtlich  der  Höhe  der  für  dieselben  zu  leisten- 
den Auegaben  steten  Schwankungen  ausgesetzt.  Zwar  konnten  diese 
Schwankungen,  solange  in  der  Zusammensetzung  des  Lehrerkollegiums 
keine  Änderung  eintrat,  von  vornherein  übersehen  und  demnach  bei  der 
Festsetzung  des  Bedürfniszuschusses  berücksichtigt  werden.  Das  galt  aber 
picht  für  die  durch  einen  Wechsel  im  Lehrerkollegium  herbeigeführten 
Änderungen  in  dem  Betrage  der  Alterszulagen.  Sobald  eine  solche  ein- 
trat, sobald  z.  B.  ein  ausgeschiedener  älterer  Lehrer  durch  einen  soeben 
erst  zur  festen  Anstellung  gelangten  ersetzt  wurde,  änderten  sich  die 
Voraussetzungen,  unter  denen  die  etatsmäfsige  Festsetzung  des  Bedürfnis- 
zuschusses erfolgt  war.  Es  war  deshalb  nur  sachgemäfs,  dafs  die  bei 
einem  derartigen  Wechsel  erzielten  Ersparnisse  an  Alterszulagen  nicht  bei 
der  Anstaltskasse  verblieben,  sondern  an  die  Staatskasse  zurückgezahlt 
wurden,  und  dafs  dementsprechend  der  aus  dem  Titel  „Bedürfniszuschufs" 
verwendbare  Betrag  sich  verringerte.  In  diesem  Sinne  wurde  der  oben- 
erwähnte, zum  ersten  Male  in  den  Staatshaushaltsetat  von  1879/80  auf- 
genommene Vermerk  nach  Einführung  des  Systems  der  Dienstalterszulagen 
dahin  eingeschränkt,  dafs  die  Zuschüsse  nur,  soweit  sie  nicht  zu  Dienst- 
alterszulagen bestimmt  sind,  während  der  Bewilligungsperiode  voll  an  die 
Anstaltskasse  gezahlt  werden.  Eine  weitere  Beschränkung  bezüglich  der 
Verwendung  der  Ersparnisse  trat  nach  der  Richtung  ein,  dafs  diese  in 
einem  höheren  Betrage  als  von  15000  Mk.  im  einzelnen  Falle  nur  im  Ein- 
verständnisse mit  dem  Landtage  zulässig  sein  soll.  Endlich  wurde  durch 
einen  weiteren  Vermerk  gestattet,  dafs  aus  dem  Titel  „Insgemein"  der 
Anstaltsetats  denjenigen  aktiven  Subaltem-  und  Unterbeamten,  für  die 
besondere  Unterstützungsfonds  nicht  ausgesetzt  sind,  in  Bedarfsfällen  ein- 
malige Unterstützungen  bewilligt  werden. 

Die  Etats  der  einzelnen  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  werden 
vom  Unterrichtsminister  und  vom  Finanzminister  festgesetzt.  Eine  Mit- 
wirkung des  Landtages  findet,  wie  bereits  bemerkt,  nicht  statt.  Der  staat- 
liche Bedürfniszuschufs  erscheint  in  diesen  Etats  als  Einnahmeposten. 

Bei  denjenigen  Anstalten,  die  vom  Staate  und  anderen  gemein- 
sam unterhalten  werden,  gelten  hinsichtlich  des  Etat^  im  wesent- 
lichen die  für  staatliche  Anstalten  gegebenen  Regeln,  mit  der  Mafsgabe 
natürlich,  dafs  an  der  Aufstellung  des  Etats  und  der  Aufbringung  des 
Bedürfniszuschusses  neben  dem  Staftte  noch  die  anderweitigen  Unterhaltungs- 

*)  Änderungen  traten  meistei)^  ,r  bei  Ortindung  neuer  oder  Aufhebung  vor* 
handener  Stellen  oder  bei  allgemeij^     ^^^baltsaufbesserungen  ein. 


—    880    — 

Pflichtigen  beteiligt  sind.  Jene  Regeln  sind  indessen  auf  diejenigen 
Anstalten,  bezüglich  deren  dem  Staate  kein  Anteil  an  der 
Unterhaltungspflicht  obliegt,  nur  in  beschränktem  Mafse  an- 
wendbar. Soweit  ihre  Verwaltung  dem  Staate  obliegt,  werden  für  die  ein- 
zelnen derselben  besondere  in  sich  abgeschlossene  Etats  vom  Unterrichts- 
minister aufgestellt.  Da  die  Ruhegehälter  sowie  die  Witwen-  und  Waisen- 
gelder nicht  vom  Staate  gezahlt  werden,  so  müssen  auch  sie  in  den  £tats 
der  einzelnen  Anstalten  Aufnahme  finden. 

Bei  den  übrigen  nicht  vom  Staate  zu  unterhaltenden  Anstalten  hat 
über  die  Aufstellung  des  Etats  das  Statut,  in  dessen  Ermangelung  der 
Unterhaltungspflichtige  zu  bestimmen.  Diese  Bestimmung  erstreckt  sich 
sowohl  auf  die  Bezeichnung  der  Stelle,  welcher  die  Aufstellung  des  £tats 
obliegt,  als  auch  auf  die  Grundsätze  über  die  äufsere  Gestalt  des  Etats, 
über  seinen  Inhalt  und  über  die  rechtliche  Wirkung  seiner  einzelnen  Posten. 

In  gröfseren  Städten,  die  mehrere  höhere  Schulen  unterhalten,   wird 
für  diese  häufig  ein  gemeinsamer  Etat  aufgestellt.    Nicht  selten  bilden  auch 
die  Schuletats  lediglich  einen  Bestandteil  des  Gemeindeetats,  so  dafs  der 
Zuschufs  des  Unterhaltungspflichtigen  nicht  als  besonderer  Posten  erscheint, 
sondern  aus  dem  Unterschiede  zwischen  den  Einnahmen  und  Ausgaben  zu 
entnehmen  ist^).     Die   Ausgaben  und  Einnahmen  der  Schule  erscheinen 
in  diesen  Fällen  als  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Gemeinde,  so  dafs  im 
Etat  die  Rechtspersönlichkeit  der  einzelnen  Anstalt  nicht  in  die  Erscheinung 
tritt.  Diese  Rechtspersönlichkeit  bleibt  selbstverständlich  trotzdem  bestehen. 
Über  die  aus  der  Verwaltung  der  Schule  entstehenden  Einnahmen  und  Aus- 
gaben haben  die  nämlichen  Instanzen  zu  befinden,  die  nach  den  Gemeinde- 
verfassungsgesetzen über  die  Festsetzung  des  Gemeindeetats  zu  beschliefsen 
haben.    Insbesondere  ist  für  jede  Einnahme  und  jede  Ausgabe  die  Be- 
willigung der  Gemeindevertretung  erforderlich,  und  dieses  Bewilligungs- 
recht findet  nur  in  dem  Gesetze  und  in  den  von  den  Schulaufsichtsbehörden 
innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  getroffenen  Anordnungen  seine  Schranke. 

Die  Freiheit,  die  den  Patronaten  der  vom  Staate  weder  unterhaltenen  noch 
verwalteten  Anstalten  hinsichtlich  der  Ordnung  der  Etatsverhältnisse  zusteht, 
ist  aber  stark  beschränkt,  wenn  vom  Staate  Bedürfniszuschüsse  gezahlt 
werden.  Nach  der  bereits  oben  (S.  878)  erwähnten  Verfügung  vom 
9.  August  1879  gelten  zwar  für  die  Behandlung  der  staatlichen  Bedürfnis- 
zuschüsse die  nämlichen  Vorschriften  wie  bei  den  vom  Staate  unterhaltenen 
Anstalten.  Die  Bewilligung  der  Zuschüsse  ist  aber  an  eine  Reibe  von 
Bedingungen  geknüpft,  die  zum  Teil  einer  über  das  notwendige  Mafs  hinaus- 
gehenden Entlastung  des  Unterhaltungspflichtigen  Patrons  vorbeugen,  zum 
Teil  die  Verwendungszwecke  der  Bedürfniszuschüsse  sichern,  insbesondere 
die  Gewähr  geben  sollen,  dafs  die  betreffende  Schule  in  einer  den  An- 
forderungen des  Staates  genügenden  Weise  ausgestattet  wird. 

Um  Anhaltspunkte  für  die  Höhe  des  zu  leistenden  Zuschusses  zu  ge- 
winnen, mufs  die  Staatsbehörde  zunächst  einen  klaren  Überblick  über  die 
Finanzlage  der  Schule  gewinnen.  Dazu  gehört,  dafs  sämtliche  auf  die 
Schule  bezüglichen  Einnahmen  und  Ausgaben  in  einen  einheitlichen  Etat 
zusammengefafst  werden,  dafs  also,  wenn  —  wie  es  die  Regel  ist  —  eine 
Gemeinde  die  Schule  unterhält,  jene  Einnahmen  und  Ausgaben  nicht  im 
allgemeinen  Gemeindeetat  verschwinden.    Deshalb  wird  von  den  Patronaten 


^)  Da  einzelue  Ausgaben  oft  an  ganz  anderen  Stellen  des  Gemeindeetats  als  in 
den  auf  die  Schule  bezüglichen  Abteilungen  zu  suchen  sind,  ist  die  genaue  Berechnung 
des  Zuschusses  vielfach  recht  schwierig,  manchmal  sogar  völlig  unmöglich. 


—    881    — 

deijenigen  Anstalten,  die  auf  die  Bewilligung  eines  Bedttrfniszuschusses 
rechnen,  vor  allen  Dingen  die  Aufstellung  eines  Schuletats  nach  den  Be- 
stimmungen gefordert,  die  für  die  vom  Staate  verwalteten  Anstalten  gelten. 
Aus  diesem  Etat  ergiebt  sich,  welcher  Zuschufs  zur  Erhaltung  des  Gleich- 
gewichtes zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  erforderlich  ist.  Die  Staats- 
behörde prüft  dann  die  Unterlagen,  auf  denen  dieser  Zuschufs  beruht, 
d.  h.  die  einzelnen  Einnahme-  und  Ausgabeposten,  und  macht  sich ,  nach- 
dem die  etwaigen  hierauf  bezüglichen  Anstände  erledigt  sind,  schlüssig, 
welchen  Anteil  an  dem  erforderlichen  Zuschüsse  der  Staat  übernehmen 
soll.  Der  dann  noch  verbleibende  Rest  des  Zuschusses  ist  von  dem  unter- 
haltungspflichtigen  Patrone  zu  leisten.  Da  nun  aber,  wie  bereits  bemerkt 
worden  ist,  der  staatliche  Zuschufs  während  der  Bewilligungsperiode  voll 
an  die  Anstalt  gezahlt  wird  und  dieser  etwaige  Ersparnisse  verbleiben,  so 
mufs  der  Möglichkeit  vorgebeugt  werden,  dafs,  wenn  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  der  Anstalt  sich  günstiger  gestalten  als  bei  Aufstellung  des 
Etats  vorausgesehen  war,  lediglich  der  Unterhaltungspflichtige  Patron 
durch  Minderung  eines  Teiles  seines  Zuschusses  von  dieser  günstigeren 
Gestaltung  den  Vorteil  hat.  Aus  diesem  Grunde  wurde  in  dem  Erlasse 
vom  9.  August  1879  die  Bewilligung  der  staatlichen  Bedürfniszuschüsse 
an  die  Voraussetzung  geknüpft,  dafs  auch  die  etatsmäfsigen  Zuschüsse 
des  Unterhaltungspflichtigen  Patrons  in  vollem  Betrage  an  die  Anstalts- 
kasse gezahlt  werden  und  bei  dieser  verbleiben.  Eine  weitere  Voraus- 
setzung war  die,  dafs  an  der  betreffenden  Anstalt  nach  den  Festsetzungen 
der  Aufsichtsbehörde  in  ausreichender  Weise  befähigte  und  angemessen 
besoldete  Lehrer  angestellt,  die  Schullokale  eingerichtet,  Lehrmittel  be- 
schafft und  gesundheitliche  Einrichtungen  getroffen  werden.  Für  den  Fall, 
dafs  allen  diesen  Voraussetzungen  nicht  binnen  einer  von  der  Aufsichts- 
behörde festzusetzenden  Frist  genügt  wird,  wurde  Zurückziehung  des  Zu- 
schusses vorbehalten. 

Erhielt  nun  auf  diese  Weise  die  staatliche  Aufsichtsbehörde  einen 
wesentlichen  Einflufs  auf  die  Gestaltung  der  äufseren  Verwaltung  der 
nichtstaatlichen  Anstalten,  soweit  sie  staatliche  Bedürfniszuschüsse  erhielten, 
insbesondere  auf  die  Gestaltung  der  Etatsverhältnisse,  so  wurde  dabei  doch 
eine  unnötige  Beeinträchtigung  der  Bewegungsfreiheit  der  Patronate  ver- 
mieden. Dieser  Absicht  entsprach  die  in  dem  Erlasse  vom  9.  August  1879 
enthaltene  Bestimmung,  dafs  die  Verwaltung  und  Verwendung  der  etats- 
mäfsigen Mittel  der  Anstalt  nicht  mehr  wie  bisher  vom  zuständigen  Pro- 
vinzialschulkollegium  kontrolliert  werde,  und  dafs  die  Revision  und  Ent- 
lastung der  Rechnungen  der  Anstaltskassen  durch  diese  Behörden  in 
Fortfall  komme.  Selbstverständlich  wurde  dabei  vorausgesetzt,  dafs  die 
Kassenverwaltung  mit  den  Festsetzungen  des  Etats  und  den  denselben  zu 
Grunde  liegenden  Absichten  zu  keiner  Zeit  im  Widerspruche  steht.  Die 
Vermeidung  eines  solchen  Widerspruches  liegt  aber  auch  im  Interesse  des 
Patronats.  Eine  besondere  Sicherung  ist  für  um  so  weniger  erforderlich 
gehalten  worden,  als  das  Provinzialschulkollegium,  da  ihm  die  Rechnungen 
der  Anstaltskasse  mit  den  Belägen  zur  Kenntnisnahme  vorgelegt  werden 
müssen,  ausreichende  Gelegenheit  hat,  die  Erfüllung  jener  Voraussetzungen 
zu  prüfen. 

Der  Erlafs  vom  9.  August  1879  erfuhr  durch  spätere  Anordnungen 
auch  bezüglich  der„nicht  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  eine  Reihe 
von  Ergänzungen.  Über  die  wichtigsten  derselben  ist  bereits  oben  (S.  797, 
8414,  8492,  865,  867)  gesprochen  worden.  Sie  hatten  im  wesentlichen  den 
Zweck,  den  Direktoren  und  Lehrern  der  vom  Staate  unterstützten  Anstalten 

Wie  16,  Sehnlwesen.    IV.  56 


—    882    — 

die  Besoldungen  nach  Mafsgabe  der  Nachträge  zum  Nonnaletat  und  ihren 
Witwen  und  Waisen  die  nämlichen  Bezüge  zusichern,  die  den  Hinter- 
bliebenen der  unmittelbaren  Staatsbeamten  kraft  Gesetzes  zustehen.  Aufser- 
dem  sollten  sie  verhindern,  dafs  die  Patronate  bezüglich  der  Neuanstellung 
von  Lehrern  gröfsere  Freiheit  haben  sollten  als  der  Staat,  nachdem 
dieser  sich  durch  die  Durchführung  des  Anciennetätsprinzips  wesentliche 
Beschränkungen  auferlegt  hatte.  Endlich  ist  noch  zu  bemerken,  dafs  bei 
den  vom  Staate  unterstützten  Anstalten  die  Bildung  eines  Alterszulagen- 
fonds verlangt  wird. 

Von  den  in  Kap.  120  des  Staatshaushaltsetats  ^)  eingestellten 
Posten  ei*scheinen  diejenigen  in  Tit.  1-4  auch  in  den  einzelnen  Schuletats. 
Der  in  Tit.  5  aufgeführte  Fonds:  „Zu  Zuschüssen  behufs  Verbesserung  der 
Besoldungen  der  Lehrer  und  Beamten  und  der  Versorgung  ihrer  Witwen 
und  Waisen  sowie  behufs  anderweiter  Regelung  der  festen  Zulage  für  die 
Lehrer^  ist  ebenfalls  zu  Bedürfniszuschüssen  bestimmt.    Bei  ihm  ist  aber 
zugleich  der  Zweck  des  Bedürfniszuschusses  angegeben.    Er  erschien  zum 
ersten  Male  in  Tit.  5a  des  Etats  von  1890/91  mit  der  Bestimmung,   dafs 
aus    ihm   eine   der  Fürsorge  fttr   die  Hinterbliebenen   der   unmittelbaren 
Staatsbeamten  entsprechende  Fürsorge  auch  für  die  Witwen  und  Waisen 
der  Lehrer  an  nichtstaatlichen  höheren  Schulen  ermöglicht  werde.     Die 
spätere  Erweiterung  seiner  Zweckbestimmung  wurde  durch  die  allgemeinen 
Besoldungsaufbesserungen  und  durch  die  Änderungen  in  den  Vorschriften 
über  die  feste  Zulage  veranlafst.    Die  in  ihm  enthaltenen  Beträge  wurden 
allmählich  in  die  Tit  2—4  unter  die  gewöhnlichen  Zuschüsse  und  dem- 
entsprechend auch  in  die  Schuletats  aufgenommen ;   der  in  Tit.  5  a  nodi 
verbliebene  Rest  wurde   mit  der  oben  (S.  8414,  867)  bereits  erwähnten 
Summe,  die  in  den  Etat  von  1898/99  zur  Durchführung  des  ersten  Nach- 
trages zum  Normaletat  an  den  vom  Staate  nicht  unterhaltenen  Anstalten 
und  zur  Einrichtung  einer  Reliktenfürsorge  an  denselben  nach  Marsgabe 
des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1897  unter  Kap.  120  Tit.  5  eingestellt  wurde,  zu 
einem  neuen  Tit  5  vereinigt.    Weitere  Vermehrungen  erhielt  der  Fonds 
durch  die  späteren  Nachträge  zum  Normaletat  in  den  Jahren  1899,  1900, 
1901,  1902;  seitdem  wird  er  auch  für  staatliche  Anstalten  mitverwendet 
Er  hat,  wie  bereits  bemerkt,  eine  vorübergehende  Existenz  und  wird  ver- 
schwinden, sobald  alle  seine  Beträge  in  die  für  Bedürfniszuschüsse  be- 
stimmten Tit  2—4  übergegangen  sein  werden. 

Der  jetzige  Tit  5a  „Zur  Remunerierung  von  Oberlehrern  für  Hilfe- 
leistung behufs  Entlastung  von  Direktoren  gröfserer  Anstalten"  wurde  zum 
ersten  Male  in  den  Etat  für  1899  eingestellt  Die  Hilfeleistung,  an  die 
hierbei  gedacht  ist,  bezieht  sich  auf  Geschäfte,  die  nicht  den  Chai-akter 
von  Eanzleiarbeiten  haben,  sondern  eine  fachliche  und  sachliche  Erledigung 
verlangen,  z.  B.  auf  die  besondere  Aufsicht  über  den  Betrieb  bestimmter 
Unterrichtsfächer,  die  Kontrolle  der  Fortschritte  in  der  Methode,  die 
Leitung  der  vielfach  erforderlich  werdenden  Fachkonferenzen,  die  Prüfung 
der  einzuführenden  Lehrbücher,  die  Fortführung  der  Fachlehrpläne  u.  s.  w. 
Vorläufig  sollte  die  Einrichtung  an  zwölf  gröfseren  Anstalten  getroffen 
und  dem  an  diesen  zu  bestellenden  Gehilfen  des  Direktors  eine  Zulage  von 
je  600  Mk.  gewährt  werden*). 


^)  In  der  Beilage  XII  ist  eine  Übersicht  Über  die  auf  die  höheren  Schulen  bezüg- 
lichen Titel  des  Staatshaushaltsetats  von  1902  gegeben. 

')  Vgl.  die  ÄuEserunffen  des  Regierungskommissars  in  der  Sitzung  des  Abgeordneten- 
hauses Tom  14.  März  1899  (Stenogr.  Berichte,  S.  1481). 
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Der  Fonds  in  Tit.  7a  „Zur  baulichen  Unterhaltung  bei  dem  Matthias- 
Gymnasium  zu  Breslau,  dem  katholischen  Gymnasium  zu  Glogau,  den  Gym- 
nasien zu  Glatz,  Sagan,  Gleiwitz,  Neirse  und  Oppeln^  erscheint  seit  dem 
Geschäftsjahre  1898/99  im  Staatshaushaltsetat.  Er  hängt  mit  der  Ein- 
stellung des  schlesischen  katholischen  Hauptschulfonds  in,  den  Etat  zu- 
sammen^). Aus  diesem  werden  nämlich  zur  baulichen  Unterhaltung  der 
von  ihm  unterstützten  Gymnasien  (ausschliefslich  Leobschütz)  jährlich 
19850  Mk.  verwendet.  Nachdem  festgestellt  worden  war,  dars  der 
Fonds  keine  selbständige  Rechtspersönlichkeit  besitzt,  mufsten  nach  §  2 
Ziffer  4  des  Gesetzes  über  den  Staatshaushaltsetat  (s.  oben  S.  876)  vom 
11.  Mai  1898  seine  Einnahmen  und  Ausgaben  durch  den  Staatshaushaltsetat 
laufen. 

Die  Titel  14— -17  „Auskunftsstelle  für  Lehrbücher  des  höheren  Unter- 
richtswesens**  wurden  zum  ersten  Male  für  das  Jahr  1900  in  den  Etat  ein- 
gestellt. Für  die  erste  Einrichtung  der  Auskunftsstelle  wurden  damals  in 
Kap.  14  Tit.  97  des  Extraordinariums  15000  Mk.  ausgeworfen.  Diese 
wurden  zur  Einrichtung  einer  einheitlichen  Sammlung  der  auf  dem  Gebiete 
des  höheren  Unterrichts  innerhalb  Deutschlands  im  Gebrauche  befindlichen 
und  neu  erscheinenden  Lehrmittellitteratur  verwendet. 

Die  übrigen  Titel  des  Kap.  120  bedürfen  keiner  weiteren  Erläuterung '). 


3.  Hebungen  von  Sehfllem. 

Die  Hebungen  von  Schülern  sind  teils  Zahlungen,  die  an  besondere 
Leistungen  der  Schule  und  Ereignisse  im  Leben  des  einzelnen  Schülers 
geknüpft  werden,  teils  laufende  Vergütungen  für  die  Teilnahme  am 
Unterricht. 

Die  Leistungen  der  ersten  Art  spielten  früher  eine  hervorragende  Rolle. 
Zu  ihnen  gehörten  Einschreibegelder,  die  bei  der  Aufnahme  zu  ent- 
richten waren,  Gebühren  für  die  Reifeprüfung,  für  die  Ausstellung  des 
Reifezeugnisses,  des  Abgangszeugnisses  und  der  regelmäfsigen  Vierteljahrs- 
oder  HalbjahrszeugnissCy  für  Versetzungen  in  höhere  Klassen,  nicht  selten 
auch  für  Karzerstrafen,  an  einzelnen  Anstalten  sogar  für  körperliche 
Züchtigungen.  Die  Gebühren,  die  mit  einer  Schulstrafe  verknüpft  waren, 
wurden  bereits  durch  eine  Verfügung  vom  8.  Juni  1850  aufgehoben. 
Während  der  folgenden  vier  Jahrzehnte  wurden  zunächst  allmählich  die- 
jenigen Gebühren  beseitigt,  die  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  bei  jedem 
Schüler  in  gewissen  Zwischenräumen  regelmäfsig  wiederkehren,  wie  Ver- 
setzungsgebühren und  Zeugnisgebühren.  Die  Aufhebung  mancher  Gebühren 
machte  dadurch  Schwierigkeiten,  dafs  sie  unmittelbar  dem  Direktor,  den 
Lehrern  oder  den  Beamten  der  Schule  zu  Gute  kamen  und  insofern  einen 
veränderlichen  Teil  ihres  Diensteinkommens  bildeten.  Zu  ihnen  gehörten 
namentlich  die  Gebühren  für  die  Reifeprüfung  und  die  Ausstellung  des 
Reifezeugnisses.  In  Fällen  der  bezeichneten  Art  konnte  die  Aufhebung 
billigerweise  nur  gegen  Entschädigung  oder  bei  einer  Neubesetzung  der 


')  Vgl.  über  diesen  Fonds  die  Vorbemerkungen  zur  Provinz  Schlesien  in  Ab- 
schnitt lY  (S.  314). 

')  Die  Ausgaben  für  Ruhegehälter  und  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der 
Lehrer  befinden  sich  nicht  im  Etat  der  Unterrichts  Verwaltung,  sondern  in  dem  des 
Finanzministeriums.  Hier  sind  die  betreffenden  Ausgaben  f&r  alle  unmittelbaren  Staats- 
beamten in  je  einen  Titel  zusammengefalst  (Kap.  62,  Tit.  3  u.  5  a). 

56* 
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betreffenden  Stelle  oder  bei  Gewährung  einer  Gehaltszulage  erfolgen.  Die 
allgemeine  Aufhebung  der  Gebühren  für  die  Abgangs-  und  Reifezeugnisse 
erfolgte  an  staatlichen  höheren  Schulen  durch  Erlafs  des  Unterrichts- 
ministers  vom  18.  Dezember  1895  (G.-Bl.  S.  400),  deijenigen  für  die  Reife- 
prüfung durch  Erlafs  vom  22.  April  1896  (C.-Bl.  S.  401).  In  dem  erst- 
genannten Erlasse  wurden  aufserdem  die  ProvinzialschulkoUegien  beauf- 
tragt, thunlichst  darauf  hinzuwirken,  dafs  auch  an  den  nicht  ausschliefslieh 
vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  die  Gebühren  für  Abgangs-  und  Beife- 
zeugnisse  aufgehoben  würden.  Von  den  hier  in  Betracht  kommenden 
Hebungen  haben  sich  an  staatlichen  Anstalten  nur  noch  die  Einschreibe- 
gebühren ^)  und  die  Gebühren  für  die  Reifeprüfung  von  Extraneem  erhalten  *). 
An  diesen  Anstalten  haben  also  diejenigen,  die  bereits  Schüler  sind,  aufser 
dem  Schulgelde  für  die  Leistungen  und  die  Beurkundungen  der  Schule 
keinerlei  Gebühr  mehr  zu  entrichten. 

Die  fortlaufenden  Vergütungen  für  die  Teilnahme  am  Unterrichte 
werden  jetzt  in  der  Regel  einheitlich  unter  dem  Namen  Schulgeld  ge- 
leistet. Die  früher  üblich  gewesenen  besonderen  Zahlungen  von  Turngeld 
sind,  nachdem  der  Turnunterricht  obligatorisch  geworden  ist,  überall  in 
Fortfall  gekommen,  ebenso  wie  die  früher  hier  und  da  im  Winterhalbjahre 
noch  erhobenen  Holzgelder.  Nur  für  lateinischen  Nebenunterricht  an  Real- 
schulen und  mitunter  auch  wohl  für  den  Ersatzunterricht  an  gymnasialen 
Anstalten  wird  eine  besondere  Vergütung  verlangt.  Die  Befreiung  vom 
Turnen,  vom  Religionsunterricht  oder  vom  Gesänge  hat  keinen  Nachlafs 
am  Schulgelde  zur  Folge. 

Die  Festsetzung  des  Schulgeldes  erfolgt  für  die  vom  Staate  verwalteten 
höheren  Schulen  einseitig  durch  die  staatliche  Schulaufsichtsbehörde.  Bei 
den  übrigen  findet  eine  Mitwirkung  des  zur  Unterhaltung  verpj9ichteten 
Patrons  statt,  die  Beschlüsse  desselben  oder  seiner  Organe  erhalten  aber 
erst  mit  der  Genehmigung  durch  die  staatliche  Schulaufsichtsbehörde 
Wirksamkeit.  Für  die  von  Gemeinden  unterhaltenen  höheren  Schulen 
wurde  das  Erfordernis  der  Genehmigung  durch  §  8  Absatz  II  des  Kom- 
munalabgabengesetzes vom  14.  Juli  1893  ausdrücklich  anerkannt.  Damit 
hat  allerdings,  wie   aus  dem  Wortlaute*)   der  Bestimmung  hervorgeht, 


')  Bei  Versetzungen  von  Beamten  und  Militärs,  die  für  deren  Söhne  den  Übergang 
von  einer  höheren  Schule  des  früheren  Wohnortes  an  eine  staatliche  höhere  Schule 
des  neuen  Wohnortes  zur  Folge  haben ,  unterbleibt  die  Erhebung  der  Aufnahmegebühr 
(Erlafe  vom  19.  Juni  1899,  C.-Bl.  S.  660). 

')  Diese  Gebühren  sind  auch  an  nichtstaatlichen  Anstalten  zu  erheben.  Sie  finden, 
ebenso  wie  die  Einschreibegebühren,  ihren  Grund  in  der  Inanspruchnahme  der  Schule 
für  Personen,  die  ihr  nicht  angehören,  die  also  nicht,  wie  die  Schüler  durch  Zahlung 
des  Schulgeldes,  einen  Anspruch  auf  Leistungen  der  Schule  erworben  haben.  Da  durch 
die  Prüfung  eines  Extraneers  den  dabei  beteiligten  Lehrern  eine  nicht  im  Rahmen  des 

gewöhnlichen  Schulbetriebes  liegende  Arbeitsleistung  auferlegt  wird,  so  entspricht  es  der 
Billigkeit,  dais  ihnen  auch  die  Gebühren  zuflielsen.  Allgemeine  Vorschriften  über  die 
Art  der  Verteilung  sind  nicht  getroffen  worden.  In  der  Regel  erhalten  der  Direktor 
und  diejenigen  Lehrer,  die  Prüfungsarbeiten  durchzusehen  haben,  einen  grölseren  Anteil 
als  die  übrigen.  Die  Gebühren  betragen  für  die  Reifeprüfung  an  Vollanstalten  80  Mk., 
an  NichtvoUanstalten  20  Mk.,  für  die  Prüfung  der  Reife  für  Prima  SO  Mk.  Für  die- 
jenigen, welche  die  Reifeprüfung  an  einer  Oberrealschule  bestanden  haben  und  an  einem 
Realgymnasium  eine  Ergänzungsprüfung  im  Lateinischen  ablegen  wollen,  beträft  die 
Gebühr  10  Mk.  (Vgl.  die  nach  dem  Erlasse  vom  1.  November  1901  aufrecht  erhaltenen 
§§  17  s  und  18  t  der  Prüfungsordnungen  von  1892,  sowie  Ziffer  5  des  Erlasses  vom 
8.  Juli  1902.) 

')  Das  Erfordernis  der  Genehmigung  des  Schulgeldes  durch  die  Schulaufsichts- 
behörde  bleibt  unberührt 
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nichts  Neues  gesagt  werden  sollen.  Von  grörserer  Bedeutung  als  §  8  jenes 
Gesetzes  ist  für  den  vorliegenden  Gegenstand  §  4  Absatz  IV.  Denn  hier 
wird  gesagt,  dafs  für  den  Besuch  der  von  den  Gemeinden  unterhaltenen 
höheren  Lehranstalten  und  Fachschulen  ein  angemessenes  Schulgeld 
erhoben  werden  mufs.  Hiemach  würde  eine  Verwirklichung  der  neuer- 
dings in  einigen  Gemeindevertretungen  laut  gewordenen  Wünsche  auf  all- 
gemeine Beseitigung  des  Schulgeldes  an  den  von  den  betreffenden  Gemeinden 
unterhaltenen  höheren  Schulen  nicht  zulässig  sein. 

Die  Steigerung  der  Ausgaben  für  die  höheren  Schulen,  namentlich  für 
die  Besoldung  der  Lehrer,  hat  in  der  letzten  Zeit  auch  überall  zu  einer 
Erhöhung  des  Schulgeldes  Anlafs  gegeben.  Aber  die  Verschiedenheiten, 
die  hinsichtlich  der  Höhe  der  Sätze  früher  bestanden,  sind,  obgleich  sie 
verringert  sind,  auch  jetzt  noch  nicht  beseitigt.  Nicht  einmal  für  die  vom 
Staate  unterhaltenen  Anstalten  bestehen  überall  gleiche  Sätze.  Zwar 
wurden  solche  in  dem  Erlasse  des  Ministers  vom  22.  ^färz  1892  (G.-Bl. 
S.  506)  angegeben ,  indem  hier  bestimmt  wurde ,  dafs  das  Schulgeld  an 
Vollanstalten  120  Mk.,  an  den  Progymnasien  und  Realprogymnasien  100  Mk., 
an  den  lateinischen  Realschulen  (höheren  Bürgerschulen)  80  Mk.  und  für 
diejenigen  Schüler,  die  am  Nebenunterricht  im  Lateinischen  teilnehmen, 
120  Mk.  betragen  soll.  Von  jener  Regel  wurden  jedoch  Ausnahmen  zu- 
gelassen, indem  erstens  bezüglich  einzelner  Anstalten  besondere  Anordnungen 
vorbehalten  blieben  und  zweitens,  soweit  bereits  höhere  Sätze  erhoben 
wurden,  deren  Beibehaltung  vorgeschrieben  wurde.  Höhere  Sätze  werden 
gegenwärtig  namentlich  in  Berlin,  niedrigere  in  vielen  Anstalten  der  Pro- 
vinzen Ostpreufsen  und  Posen  erhoben.  Auch  der  Erlafs  vom  7.  März 
1902  (C.-Bl.  S.  354),  durch  den  behufs  Beschaffung  der  zur  Durchführung 
des  fünften  Nachtrages  ^um  Normaletat  erforderlichen  Mittel  die  Schul- 
geldsätze an  den  vom  Staate  unterhaltenen  Schulen  (ausschliefslich  der 
Vorschulen)  um  10  Mk.  jährlich  erhöht  wurden  *),  hat  die  noch  vorhandenen 
Unterschiede  nicht  beseitigt. 

Ein  noch  bunteres  Bild  besteht  an  den  nicht  vom  Staate  unterhaltenen 
Anstalten.  Hier  sind  vielfach  die  Schulgeldsätze  nach  den  Schulklassen 
abgestuft  in  der  Weise,  dafs  sie  mit  dem  Aufrücken  in  höhere  Klassen 
ansteigen.  Auch  sind  sie  an  zahlreichen  städtischen  Anstalten  für  auswärtige 
Schüler  höher  als  für  einheimische.  Derartige  Unterschiede  stehen  mit 
dem  Kommunalabgabengesetze  nicht  in  Widerspruch.  Denn  dieses  verlangt, 
dafs  ein  angemessenes  Schulgeld  erhoben  wird.  Da  die  höheren  Klassen 
in  der  Regel  schwächer  besucht  sind  und  auch  bezüglich  der  von  der 
Schule  zu  stellenden  Lehrmittel  —  namentlich  für  den  naturwissenschaft- 
lichen Unterricht  an  Realanstalten  —  höhere  Anforderungen  stellen  als 
die  unteren,  da  ferner  in  ihnen  meistens  die  älteren  und  demgemäfs  besser 
besoldeten  Lehrer  unterrichten,  so  kann  für  sie  eine  höhere  Bemessung 
des  Schulgeldes  wohl  gerechtfertigt  werden.  Ebenso  läfst  sich  dieselbe  für 
die  auswärtigen  Schüler  verteidigen.  Denn  das  gewöhnliche  Schulgeld 
reicht  zur  Bestreitung  der  Unterhaltungskosten  der  Schule    bei  weitem 


*)  Im  Abschnitt  lY  (S.  146—625)  sind  bei  den  einzelnen  Anstalten  die  vor  dem 
Inkrafttreten  dieses  Erlasses  geltenden  Schulgeldsätze  angegeben.  Das  seit  Ostern  1902 
an  den  staatlichen  Anstalten  (einschl.  Vorschulen)  zu  zahlende  Schulgeld  ist  demnach 
überall  um  10  Mk.  höher,  mit  AusnAi^e  des  Kaiser  Friedrich-Gymnasiums  zu  Frank- 
furt a.  M.,  des  Gymnasiums  zu  SiffD)^^|«en  und  der  Kealschule  zu  Hechingen,  wo  es 

bei  den  bisherigen  Sätzen  YerbJiebet»  "^^ 

*i  igt. 
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nicht  aus,  ein  wesentlicher  Teil  derselben  mufs  durch  Zuschüsse  der  Ge- 
meinde, d.  h.  regelmäfsig  aus  den  Erträgen  der  Steuern  der  Gremeinde- 
angehörigen  aufgebracht  werden.  An  diesen  Steuern  sind  die  Eltern  der 
auswärtigen  Schüler  nicht  beteiligt;  sie  würden  also,  wenn  sie  nur  das 
gleiche  Schulgeld  zu  zahlen  hätten  wie  die  Eltern  der  einheimischen  ScbQler, 
vor  diesen  bevorzugt  werden. 

An  einigen  höheren  Schulen  Westfalens  und  der  Rheinprovinz  ist  das 
Schulgeld  nach  der  Steuerstufe  bemessen,  zu  der  die  zur  Zahlung 
verpflichteten  Personen  veranlagt  sind.    Man  hat  auf  diese  Weise  seine  Höhe 
nach  der  Leistungsfähigkeit  abstufen  wollen.    Hiergegen  lassen  sich  jedoch 
nach  drei  Richtungen  hin  Bedenken  erheben.    Erstens  kann  man  mit  Recht 
einwenden,  dafs  die  Schüler  selbst  von  diesen  Unterschieden  Kenntnis  er- 
halten und  dafs  dadurch,  da  dieselben  mit  den  Vermögensverhältnissen  der 
Eltern  in  Zusammenhang  stehen,  das  Verhältnis  der  Schüler  zu  einander 
in  einer  die  erziehlichen  Wirkungen  des  Unterrichts   beeinträchtigenden 
Weise  beeinflufst  werden  kann.    Zweitens  aber  wird  bei  der  Bemessung 
des  Schulgeldes  nach  der  Steuerleistung  sein  Charakter  als  Gebühr,  d.  h. 
als  Entgelt  für  eine  Leistung  der  Schule  verdunkelt.    Die  Gebühr   als 
Gegenleistung  soll  grundsätzlich  nur  von  der  Leistung  abhängig  sein.     An 
diesem  Ei-fordernisse  mufs  namentlich  da  festgehalten  werden,  wo,   wie 
hier,  die  Inanspruchnahme  der  Leistung  keine  Notwendigkeit  ist,  sondern 
lediglich  von  dem  Ermessen  der  Eltern  des  Schülers  abhängt.    Die  Be- 
messung des  Schulgeldes  nach  der  Steuerleistung  ist  endlich  auch  mit  dem 
Kommunalabgabengesetze  schwer  in  Einklang  zu  bringen.     Denn   dieses 
verlangt  die  Erhebung  eines  angemessenen  Schulgeldes  ^).   Im  Sinne  dieser 
Vorschrift  und   im  Zusammenhange   mit   den   übrigen  einschlägigen   Be- 
stimmungen des  Gesetzes  kann  aber  das  Schulgeld  als  angemessen  nur  be- 
trachtet werden,  wenn  es  der  Natur  der  Leistung  entspricht.    Unterschiede 
in  der  Bemessung  des  Schulgeldes  können  daher  regelmäfsig  nur  durch 
Unterschiede  in  der  Art  der  Leistung  gerechtfertigt  werden. 

Diese  Erwägungen  haben  die  Unterrichtsverwaltung  bestimmt,  den 
neuerdings  gestellten  Anträgen  auf  Abstufung  des  Schulgeldes  nach  der 
Steuerleistung  die  Genehmigung  zu  versagen.  Soweit  solche  Abstufungen 
noch  bestehen,  wird  auf  ihre  allmähliche  Beseitigung  hingewirkt. 

Von  der  Verpflichtung  zur  Zahlung  des  vorschriftsmäfsigeft  Schulgeldes 
bestehen  an  fast  allen  höheren  Schulen  gewisse  Ausnahmen,  die  teils  durch 
Verträge,  durch  die  Satzungen  der  Schule,  durch  einseitige  Erklärungen 
der  Schulunterhaltungspflichtigen  oder  durch  das  Herkommen  begründet 
sind,  teils  nur  bei  dem  Vorhandensein  besonderer,  in  jedem  einzelnen  Falle 
zu  prüfender  Umstände  eintreten. 

Zu  den  Ausnahmen  der  ersten  Art  gehören  die  Befreiungen  und 
Ermäfsigungen ,  die  bestimmten  Gattungen  von  Schülern  ohne  Rücksicht 
auf  die  Vermögens  Verhältnisse  ihrer  Eltern,  so  namentlich  den  Söhnen  der 
Lehrer  der  Anstalt,  der  Geistlichen  und  der  Kirchenbeamten,  der  Lehrer 
des  Schulortes  und  einem  von  drei  die  gleiche  höhere  Schule  besuchenden 
Brüdern  gewährt  werden.  In  manchen  Fällen  bilden  diese  Befreiungen 
die  Gegenleistungen  für  besondere  Vorteile,  z.  B.  Befreiung  der  Lehrer  von 


1)  Nur  bei  unbemittelten  darf  nach  §7  des  Kommunalabgabengesetzes  eine  Aus- 
nahme gemacht  werden.  Eben  weil  ihre  Berücksichtigung  die  Natur  einer  Ausnahme 
hat,  mufs  es  als  unzulässig  erachtet  werden,  ganz  allgemein  ohne  besondere  PrOfung 
des  Einzelfalles  Erleichterungen  in  Bezug  auf  das  Schulgeld  zu  gewähren. 
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Stolgebühren,  oder  fttr  einmalige  fortlaufende  Zuwendungen,  die  der  Schule 
von  anderer  Seite,  z.  B.  von  Kirchengemeinden,  gemacht  wurden.  In  Fällen 
dieser  Art  und  überhaupt  in  denjenigen,  in  denen  sie  auf  Vertrag  oder 
einem  vertragsähnlichem  Verhältnisse  beruhen,  können  sie  nicht  ohne 
weiteres  beseitigt  werden,  sondern  nur  mit  Zustimmung  desjenigen,  der 
als  der  andere  Kontrahent  betrachtet  werden  mufs.  In  den  übrigen  Fällen 
steht  ihrer  Beseitigung  kein  Hindernis  entgegen;  diese  bedarf  natürlich, 
sofern  die  Befreiung  in  den  Satzungen  der  Schule  festgestellt  worden  ist, 
der  Zustimmung  derjenigen  Instanzen,  die  bei  dem  Zustandekommen  der 
Satzungen  mitgewirkt  haben. 

Ausnahmen  der  zweiten  Art  sind  diejenigen,  die  mit  Rücksicht  auf 
die  Bedürftigkeit  der  Eltern  zugelassen  werden.  Sie  haben  den  Charakter 
einer  Wohlthat,  die  diesen  von  der  Schule  während  der  Dauer  des  sie  be- 
gründenden Zustandes  gewährt  wird.  Die  in  den  einzelnen  Fällen  an- 
zustellende Prüfung  erstreckt  sich  nicht  nur  auf  die  Vermögensverhältnisse 
der  Eltern,  sondern  in  den  weitaus  meisten  Fällen  auch  auf  die  Würdigkeit 
des  Schülers,  also  mindestens  auf  seine  sittliche  Führung  und  seinen  Fleifs, 
vielfach  auch  auf  seine  Begabung. 

In  der  neueren  Zeit  hat  sich  das  Bestreben  geltend  gemacht,  die  Aus- 
nahmen der  ersten  Art  zu  beseitigen.  Dabei  ist  man,  auch  wenn  kein 
Rechtsgrund  für  die  bisherigen  Begünstigungen  vorhanden  war,  im  all- 
gemeinen schonend  verfahren.  Bei  den  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten 
erfolgte  für  die  Lehrersöhne  in  den  Fällen,  in  denen  kein  Rechtsanspruch 
auf  Befreiung  oder  Ermäfsigung  vorhanden  war,  die  Beseitigung  der  be- 
treffenden Vergünstigungen  durch  den  Erlafs  des  Unterrichtsministei'S  vom 
13.  Mai  1887  (C.-Bl.  S.  506).  Bald  darauf  (Erlafs  vom  3.  Januar  1888  [C.-Bl. 
S.  227])  wurden  auch  diejenigen  Befreiungen,  die  bisher  den  dritten  Brüdern 
zustanden,  allgemein  aufgehoben.  Endlich  wurde  in  §  8  des  Normaletats 
vom  4.  Mai  1892  ausdrücklich  bestimmt,  dafs  den  Lehrern  ein  Anspruch 
auf  Befreiung  vom  Schulgelde  für  ihre  Söhne  nicht  zustehe.  Damit  waren 
alle  Bestimmungen  entgegenstehenden  Inhaltes  in  den  Satzungen  der  höheren 
Schulen  beseitigt.  An  den  nicht  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  wurde, 
sofern  sie  auch  nicht  vom  Staate  unterstützt  wurden^),  verschieden  ver- 
fahren. Für  sie  hat  bisher  die  Unterrichtsverwaltung  die  Aufhebung  der 
erwähnten  Vergünstigungen  nicht  angeregt,  andererseits  aber  hat  sie  auch 
kein  Bedenken  getragen,  den  auf  dieselbe  bezüglichen  Beschlüssen  der  Schul- 
unterhaltungspflichtigen ,  sofern  die  Befreiung  nicht  den  Charakter  eines 
wohlerworbenen  Rechtes  hatte,  die  Genehmigung  zu  erteilen'). 

Die  Vergünstigungen,  die  bezüglich  des  Schulgeldes  wegen  Bedürftig- 
keit der  Eltern  gewährt  werden,  bestehen  entweder  in  völliger  Befreiung 
von  demselben  (ganze  Freistellen)  oder  in  dem  Nachlafs  eines  Bruchteiles 
(halbe  Freistellen).  Das  Mafs,  in  dem  Erlasse  gewährt  werden,  ist  für  die 
vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  auf  10  ^/o  des  Sollaufkommens  fest- 
gestellt, d.  h.  auf  10  ^/o  desjenigen  Betrages,  der  aufkommen  müfste,  wenn 
alle   Schüler  mit  den  vorschriftsmäfsigen   Sätzen   herangezogen  würden. 


1)  Far  die  vom  Staate  unterstützten  Anstalten  g^lt  ebenfalls  §  8  des  Normaletats» 
wie  aus  §  9  desselben  hervorgeht 

')  Man  hat  für  die  Lehrer  an  Realanstalten  die  Befreiung  vom  Schulgelde  mehrfach 
aus  der  Unterrichts-  und  Prüfungsor^Qung  ^^^  1^^  herleiten  woUen.    Diese  hat  jedoch 


den  Lehrern  ein  Recht  auf  Schulge^^i^^ffeiung  nicht  gegeben,  sondern  nur  der  zur  Zeit 
ihres  Erlasses  für  alle  höheren  8^1/  ip0  bestehenden  thatsächlichen  €bung  Ausdruck 
gegeben.    Sie  ist  ferner  durch  die   I^Voläue  von  1882  beseitigt  worden. 
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Besteht  an  der  Anstalt  eine  Vorschule,  so  ist  das  Sollaufkommen  nur  fbr 
die  Klassen  der  Hauptanstalt  zu  berechnen.  Die  erwähnten  10  ®/o  können 
entweder  zum  Erlasse  des  vollständigen  oder  zu  dem  des  halben  Schul- 
geldes verwendet  werden.  Die  Zahl  der  mit  Vergünstigungen  zu  be- 
denkenden Schüler  kann  demnach  unter  Umständen  10  ®/o  der  Gesamt- 
zahl übersteigen.  Unter  ihnen  können  sich  auch  Söhne  von  Lehrern 
der  Anstalt  und  dritte  Brüder  befinden,  voraut^gesetzt  natürlich,  dafs 
auch  bei  ihnen  die  Vorbedingungen  für  die  Gewährung  einer  Entlastung 
vorliegen. 

Über  die  Gewährung  von  ganzen  oder  halben  Freistellen  beschliefst  an 
den  vom  Staate  verwalteten  Anstalten  grundsätzlich  die  Lehrerkonferenz; 
sofern  es  sich  um  Söhne  der  Direktoren  handelt,  steht  die  Entscheidung 
dem  Provinzialschulkollegium  zu.    An  den  übrigen  Anstalten  befinden  die 
Schulunterhaltungspflichtigen  ode^  das  von  ihnen  bestellte  Organ  über  die 
Anträge  auf  Schulgeldbefreiung;   wenn  die  Befreiung  von  der  Würdigkeit 
des  Schülers,   namentlich  also  von  seiner  Führung  und  seinen  Leistungen 
in  der  Schule  abhängig  gemacht  werden  soll,   so  findet  gewöhnlich  eine 
begutachtende  Mitwirkung  des  Direktors  oder  der  Lehrerkonferenz  statt. 
An  staatlichen  und  in  der  Regel  auch  an  nichtstaatlichen  Anstalten  werden 
Erleichterungen  nur  hinsichtlich  derjenigen  Schüler  gewährt,  welche   die 
betreffende  Schule  bereits  eine  Zeitlang  besucht  haben,  nicht  also  für  neu 
eintretende  Schüler.    Den  für  würdig  befundenen  Schülern  wird  zunächst 
das  halbe  Schulgeld  erlassen,  und  erst  später,  sofern  für  eine  weitergehende 
Berücksichtigung  die  Voraussetzungen  vorliegen,  erfolgt  die  völlige  Be- 
freiung.   Die  Vergünstigungen  werden  aber  nur  für  einen  bestimmten  Zeit- 
abschnitt, in  der  Regel  für  ein  Jahr,  gewährt ;  nach  Ablauf  desselben  wird 
von  neuem  geprüft,  ob  und  inwieweit  die  Voraussetzungen  für  ihre  Fort- 
gewährung vorliegen. 


4.  Errieb  taug  neuer  höherer  Schalen. 

Der  Staat  hat,  wie  oben  (S.  97  ff.,  870)  näher  dargelegt  worden  ist,  die 
Befugnis,  höhere  Schulen  zu  errichten,  nicht  ausschliefslich  für  sich  in  An- 
spruch genommen.  Die  Errichtung  bleibt  auch  anderen  öffentlichen  und 
privaten  Körperschaften  und  Stiftungen  sowie  Einzelpersonen  unbenommen. 
Sie  darf  aber  nicht  ohne  Genehmigung  des  Staates  erfolgen. 

Die  Hauptbedingung  für  die  Erteilung  dieser  Genehmigung  ist,  dafs 
die  ordnungsmäfsige  Unterhaltung  der  neu  zu  errichtenden  Schule 
gesichert  ist.  Aufserdem  mufs  aber  auch  nachgewiesen  werden,  dafs 
für  diese  am  betreffenden  Orte  ein  Bedürfnis  vorhanden  ist. 

Zur  ordnungsmäfsigen  Unterhaltung  gehören  ausreichende,  mit  den  er- 
forderlichen Lehrmitteln  ausgestattete  Schulräume  und  eine  finanzielle 
Sicherung  der  Schule  in  der  Weise,  dafs  die  bauliche  Unterhaltung  der 
Schulräume,  die  Ergänzung  der  Lehrmittel,  die  Zahlung  der  sonstigen 
sächlichen  Ausgaben,  der  Besoldungen  der  Lehrer,  der  Ruhegehälter  und 
der  Witwen-  und  Waisengelder  für  ihre  Hinterbliebenen  dauernd  ge- 
währleistet ist. 

Die  finanzielle  Sicherung  wird  heutzutage  meistens  in  der  Weise  be- 
wirkt, dafs  eine  gegenüber  ihren  Mitgliedern  mit  dem  Umlagerecht  ver- 
sehene öffentliche  Körperschaft,  in  der  Regel  eine  politische  Gemeinde, 
die  Unterhaltungspflicht  übernimmt.     Diese  Pflicht  ist,  wie  oben  S,  871 
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näher  dargelegt  wird,  quantitativ  unbegrenzt;  sie  erstreckt  sich  auf  die 
Deckung  der  gesamten  Ausgaben,  soweit  dieselben  nicht  aus  den  Erträgen 
des  eigenen  Vermögens  der  Schule,  aus  ihren  sonstigen  Einnahmen  und  ander- 
weitigen Zuschüssen  geleistet  werden.  Die  Übernahme  der  Unterhaltungs- 
pflicht  sichert  jedoch  die  ordnungsmärsige  Unterhaltung  einer  höheren 
Schule  nur,  wenn  die  Leistungsfähigkeit  desjenigen,  der  sie  übernehmen 
will,  ausreichend  nachgewiesen  ist.  Bei  Gemeinden,  die  eine  höhere  Schule 
errichten  wollen,  wird  demgemäfs  der  Nachweis  verlangt,  dafs  nicht  durch 
die  Unterhaltung  derselben  die  Erledigung  der  übrigen  kommunalen  Auf- 
gaben, insbesondere  die  Fürsorge  für  das  Volkschulwesen,  beeinträchtigt  und 
die  Steuerleistung  in  unangemessener  Weise  erhöht  wird. 

Die  besondere  Feststellung  der  Gesichtspunkte  bei  der  Bemessung 
der  finanziellen  Leistungen  für  neu  zu  errichtende  höhere  Schulen  ist  in 
erster  Linie  Sache  der  Schulaufsichtsbehörde.  Diese  begnügt  sich  jetzt 
nicht  mehr  damit,  dafs  die  Erfüllung  der  den  Schulunterhaltungspflichtigen 
gesetzlich  obliegenden  Leistungen  gesichert  ist.  Thäte  sie  das,  so  würde 
sie  z.  B.  bezüglich  der  Besoldungen  nur  verlangen  können,  dafs  den  Lehrern 
die  in  dem  Normaletat  von  1892  vorgesehenen  Bezüge  (vgl.  oben  S.  835, 8492) 
und  den  im  Ruhestande  befindlichen  Lehrern  die  diesen  entsprechenden 
Buhegehälter  gewährleistet  werden;  die  Sicherung  einer  angemessenen 
Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  würde  überhaupt  nicht  in  Be- 
tracht kommen.  Die  neuere  Entwickelung  drängt  aber  dahin,  dafs  die 
Lehrer  an  nichtstaatlichen  Anstalten  denjenigen  an  staatlichen  finanziell 
in  allen  Beziehungen  mindestens  gleichgestellt  werden.  Die  Ungleichheiten, 
die  in  dieser  Beziehung  früher  bestanden  haben,  sind  eine  Quelle  der 
Unzufriedenheit  gewesen  und  haben  Anlafs  gegeben  zu  Agitationen,  die, 
man  mag  über  ihre  Berechtigung  denken  wie  man  will,  jedenfalls  den 
Schulen  nicht  förderlich  gewesen  sind.  Aus  diesem  Grunde  verlangt  jetzt 
die  Unterrichtsverwaltung,  bevor  sie  die  Genehmigung  zur  Errichtung  einer 
neuen  höheren  Schule  giebt,  dafs  die  Besoldung  der  Lehrer  und  die  Für- 
sorge für  ihre  Hinterbliebenen  nach  Mafsgabe  der  jeweiligen  Vorschriften 
für  die  Lehrer  an  den  staatlichen  Anstalten  und  ihre  Hinterbliebenen 
sicher  gestellt  wird. 

Bei  kleineren  Gemeinden,  deren  Finanzverhältnisse  durch  die  Unter- 
haltung einer  höheren  Schule  ohnehin  stark  beeinflufst  werden,  machen  sich 
die  Wirkungen  der  Schwankungen,  die  bezüglich  der  Höhe  der  Ausgaben 
für  dieselben  infolge  des  Systems  der  Dienstalterszulagen,  der  Verpflichtung 
zur  Zahlung  von  Ruhegehältern  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen 
der  Lehrer  unvermeidlich  sind,  besonders  unangenehm  fühlbar.  Sie  können 
jedoch  durch  Bildung  besonderer  Fonds  einigermafsen  beseitigt  werden. 
Aus  diesem  Grunde  macht  die  staatliche  Schulaufsichtsbehörde  bei  Ge- 
meinden der  bezeichneten  Art  ihre  Genehmigung  zur  Errichtung  einer 
höheren  Schule  vielfach  von  der  Bedingung  abhängig,  dafs  Fonds  zur 
Sicherstellung  der  Alterszulagen,  der  Ruhegehälter^)  und  der  Relikten- 
gelder') gebildet  werden.    Die  an  den  Pensionsfonds  und  an  den  Relikten- 


^)  Die  Bildung  eines  Pensionsfonds  gehört  nach  §  16  der  Verordnung  vom  28.  Mai 
1846  sogar  zu  den  gesetzlichen  Verpflichtungen;  von  ihr  kann  der  Minister  nur  grölsere 
Stadtgemeinden  nach  Malsgabe  des  Königlichen  Erlasses  Yom  18.  März  1848  (Beier, 
S.  245)  entbinden. 

*)  Die  Ansammlung  eines  Reliktenfonds  ist  selbstverständlich  nicht  erforderlich, 
wenn  die  Gemeinde  die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  durch  deren  Ver- 
sicherung bei  einer  Provinzialkasse  oder  bei  der  Kasse  eines  anderen  höheren  Kommunal- 
verbandes  oder  einer  sonstigen  leistungsfähigen  Anstalt  bewirken  will. 
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fonds  abzuführenden  Summen  werden  in  der  Regel  nach  Prozentsätzen  der 
Besoldungen  bemessen.  Zur  Sicherung  der  Alterszulagen  wird  verlangt, 
dafs  in  den  Anstaltsetat  für  jeden  Lehrer  der  Durchschnittsgehalt  eingesetzt 
wird  und  dafs  der  Betrag,  um  welchen  dieses  die  nach  Mafsgabe  des  Dienst- 
alters zu  gewährende  Besoldung  übersteigt,  den  zu  jenem  Zwecke  bestimmten 
Fonds  zugeführt  wird. 

Erscheint  die  Leistungsfähigkeit  der  Gemeinde  nicht  von  vornherein 
gesichert,  so  wird  zunächst  nach  den  vorstehenden  Gesichtspunkten  fQr  die 
geplante  höhere  Schule  eine  Art  Probeetat  aufgestellt,  aus  dem  sich  ent- 
nehmen läfst,  wie  ihre  Einnahmen  und  Ausgaben  nach  ihrem  vollständigen 
Ausbau  sich  ungefähr  gestalten  werden.  Sodann  wird  von  der  zuständigen 
Kommunalaufsichtsbehörde,  also  bei  Städten  vom  Regierungspräsidenten, 
eine  gutachtliche  Äufserung  darüber  eingefordert,  ob  die  Gemeinde  im 
Stande  ist,  eine  dauernde  Mehrbelastung  in  Höhe  des  nach  jenem  Probe- 
etat für  die  höhere  Schule  zu  leistenden  Zuschusses  zu  übernehmen. 

Gegenüber  gröfseren  Städten,  deren  Leistungsfähigkeit  aufser  Frage 
steht,  pflegt,  namentlich  wenn  sie  bereits  eine  ausgiebige  Fürsorge  fQr  das 
höhere  Unterrichtswesen  bethätigt  haben,  eine  besondere  Prüfung  der 
finanziellen  Grundlagen  einer  von  ihr  zu  errichtenden  höheren  Schule  nicht 
stattzufinden.  Bei  ihnen  wird  im  allgemeinen  ohne  weiteres  angenommen, 
dafs  sie  die  zu  einer  angemessenen  Unterhaltung  derselben  erforderlichen 
Mittel  jederzeit  bereit  stellen  werden. 

In  den  seltenen  Fällen,  wo  entweder  eine  neu  zu  errichtende  höhere 
Schule  sich  aus  eigenen  Mitteln  erhalten,  oder  die  Unterhaltungspflicht 
von  einer  anderen  (physischen  oder  juristischen)  Person  als  einem  zur  Er- 
hebung von  Umlagen  berechtigten  öffentlichen  Verbände  übernommen  werden 
soll,  wird  selbstverständlich  die  stärkste  Sicherheit  für  das  Vorhandensein 
einer  ausreichenden  finanziellen  Grundlage  gefordert.  Im  ersten  Falle  wird 
der  Nachweis  verlangt,  dafs  die  Anstalt  mit  ausreichendem  Vermögen  aus- 
gestattet ist,  dafs  also  die  Erträge  desselben,  die  etwaigen  auf  rechtlichen 
Verpflichtungen  beruhenden  Zuwendungen  Dritter  und  die  Einnahmen  aus 
Hebungen  von  den  Schülern  zur  Deckung  der  laufenden  Ausgaben  ein- 
schliefslich  derjenigen  für  die  Bildung  und  Ergänzung  der  obenerwähnten 
Fonds  ausreichen.  Im  zweiten  Falle  ist  nachzuweisen,  dafs  dem  Patron, 
der  die  Unterhaltungspflicht  übernehmen  will,  die  zur  Erfüllung  derselben 
erforderlichen  Mittel  dauernd  zur  Verfügung  stehen. 

Der  zweite  wesentliche  Punkt,  auf  den  die  Aufsichtsbehörde  bei  An- 
trägen auf  Genehmigung  der  Errichtung  höherer  Schulen  ihr  Augenmerk  zu 
richten  hat,  ist  die  Bedürfnisfrage.  Die  Rücksicht  auf  das  öffentliche 
Interesse  verlangt  nämlich  nicht  nur,  dafs  der  Staat  für  das  Vorhanden- 
sein einer  ausreichenden  Zahl  derartiger  Anstalten  sorgt,  sondern  auch, 
dafs  er  der  Errichtung  einer  zu  grofsen  Zahl  vorbeugt.  Vor  allen  Dingen 
hat  er  zu  verhindern,  dafs  durch  Errichtung  einer  neuen  Anstalt  etwa 
bereits  vorhandene  in  ihrem  Bestände  gefährdet  werden.  Auch  hat  er  in 
jedem  einzelnen  Falle  zu  prüfen,  ob  das  Bedürfnis  gerade  in  der  vor- 
geschlagenen Weise  am  besten  befriedigt  wird  und  ob  der  Vorschlag  sich 
im  Rahmen  der  für  seine  eigene  Schulpolitik  mafsgebenden  Gesichtspunkte 
bewegt.  Er  wird  also  beispielsweise,  wenn  er  die  Vermehrung  einer  be- 
stimmten Art  von  höheren  Schulen  nicht  für  zweckmäfsig  hält,  allein 
aus  diesem  Grunde  der  Errichtung  neuer  Schulen  dieser  Art  seine  Ge- 
nehmigung versagen  oder  diese  nur  unter  besonderen  Voraussetzungen 
aussprechen. 


^^^m 
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5.  Statistik  Aber  die  Schnlnnterhaltang. 

A.  Übersicht  über  die  Aurwendungren  des  Staates  für  Zwecke 
des  höheren  Unterrichtswesens  in  der  Zeit  von  1874  bis  1902  >). 


Es  wurden  aufgewendet 

Es  wurden  i 

aufgewendet 

Etatsjahr 

in  ordentlichen 
Zweeken 

in  »nfser- 

ordentlichen 

Zwecken 

Etatsjahr 

tu  ordenttiehen 
Zwecken 

zn  »nfser- 

ordentlichen 

Zwecken 

J$ 

Jt 

Jt 

Ji 

1874 

8848308 

.707  023 

1888/89  .... 

5  102 132 

619831 

1875 

4014536 

1 247  105 

1889/90 

5489416 

487409 

1876 

4101413 

408754 

1890/91 

5  766  831 

649  901 

I.  Quartal  1877 

1 028  312 

56831 

1891/92  . 

5935224 

623228 

1877/78  .... 

4181340 

348444 

1892/93  . 

6512525 

434502 

1878^79  .... 

4225146 

590550 

1893/94  . 

7  548977 

326  788 

1879/80  .... 

4454068 

1260247 

1894/95  . 

7  987  992 

459084 

1880/81  .... 

4485378 

1556022 

1895/96  . 

8 111 870 

540057 

1881/82  .... 

4449486 

1 170  865 

1896/97  . 

8218  711 

602673 

1882/83  .... 

4561211 

909682 

1897/98  . 

10  207  880 

498496 

1883/84  .... 

4579365 

477  340 

1898/99  . 

11 520  652 

642751 

1884/85 

4  699  205 

712637 

1899    .   . 

11 945  954 

999543 

1885/86  .... 

4  700  329 

556  512 

1900    .   . 

12281503 

666281 

1886/87  .... 

4  808  859 

289429 

1901*)   , 
1902  ♦)   . 

13020674 

1 059 120 

1887/88  .... 

5005768 

437  259 

13433294 

981705 

*)  Nach  dem  YonnBcUaffe. 


B.  Verzeichnis  der  in  den  Jahren  1874  bis  1902  verstaatlichten 

höheren  Unterrichtsanstalten. 

Es  wurden  TerstaatUcht: 

1874:  Die  Gymnasien  in  Gelle,  Gharlottenburg,  Frankfurt  a.  0.,  Graudenz, 
Marienburg,  Salzwedel,  Stade  und  Gr.  Strehlitz; 
die  Realschulen  in  Leer  und  Rawitsch. 

1875:  Die  Gymnasien  in  Cöslin,  Neufs  und  Warendorf; 
das  Domgymnasium  nebst  Realschule  in  Golberg. 

1876:  Das  Progymnasium  in  Nakel; 

die  höhere  Bürgerschule  in  Biedenkopf. 

1877:  Die  Gymnasien  in  Göttingen  und  Plefs. 

1879:  Das  Gymnasium  nebst  Realschule  in  Thorn; 
die  Realschule  in  Tilsit; 
die  höhere  Bürgerschule  in  Sonderburg. 

1882:  Die  Realschule  in  Wehlau. 

1884:  Das  Gymnasium  in  Königshütte; 
das  Progymnasium  in  Seh  wetz. 


')  Hier  sind  nur  die  Zuschüsse  des  Staates,  ausschlieislich  der  Aufwendungen  f&r 
Ruhegehälter  sowie  für  Witwen-  und  Waifiengelder  aufgeführt,  nicht  also  die  wirklichen 
Gesamtausgaben  (vgl.  oben  S.  874). 
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1885:  Die  Gymnasien  in  Allenstein,  Duisburg  und  Pyritz; 

das  Gymnasium  nebst  Realprogymnasium  in  Neuwied; 

das  Realgymnasium  in  Erfurt; 

die  Realprogymnasien  in  Gulm  und  Ottemdorf. 

1886:  Die  Gymnasien  in  Bunzlau,  Öls  und  Wohlau; 
das  Friedrichs-Gymnasium  in  Breslau; 
das  Gymnasium  nebst  Realgymnasium  in  Minden ; 
das  Progymnasium  in  Siegburg; 
das  Realgymnasium  in  Osnabrück. 

1887 :  Die  Gymnasien  in  Demmin,  Friedeberg  i.  N.-M.,  Strehlen,  Treptow  a.  R. 
und  Wesel; 
das  Gymnasium  nebst  Realprogymnasium  in  Cottbus; 
die  Progymnasien  in  Pr.  Friedland  und  Neumark. 

1888:  Die  Gymnasien  in  Dramburg,  Kempen,  Memel  und  Wittstock; 
die  Progymnasien  in  Löbau  und  Trarbach; 
die  höhere  Bürgerschule  in  Hechingen. 

1889 :  Die  Gymnasien  in  Beuthen,  Freienwalde,  Luckau,  Neustadt  i.  O.-S., 
Nordhausen  und  Sorau; 
das  Viktoria-Gymnasium  in  Burg; 
das  Apostel-  und  das  Marzellen-Gymnasium  in  Cöln; 
das  Gymnasium  nebst  Realgymnasium  in  Landsberg  a.  W. ; 
das  Realgymnasium  auf  der  Burg  in  Königsberg  i.  Pr. ; 
das  Realgymnasium  in  Nordhausen. 

1890:  Die  Gymnasien  in  Güstrin,  Jauer  und  Spandau; 
die  Realgymnasien  in  Bromberg  und  Perleberg; 
das  Berger-Realgymnasium  in  Posen. 

1891:  Die  Gymnasien  in  Greifenberg  i.  P.,  Kreuzburg  und  Lauban; 
das  Progymnasium  in  Linz; 
das  Realgymnasium  in  Tarnowitz. 

1893:  Das  Gymnasium  in  Mors; 

das  Realgymnasium  in  Trier. 

1897:  Das  Realprogymnasium  in  Dirschau; 
die  Oberrealschule  in  Saarbrücken. 

1898:  Das  Progymnasium  in  Jülich. 

1899:  Das  Domgymnasium  in  Merseburg. 

1900:  Das  Gymnasium  in  Soest; 

das  Progymnasium  in  Kempen  (Prov.  Posen). 

1901 :  Das  Viktoria-Gymnasium  zu  Potsdam ; 
die  Ritterakademie  zu  Liegnitz. 

1902:  Das  Gymnasium  zu  Patschkau; 
die  Realschule  in  Riesenburg. 
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C    Obersloht  über  die  Binnahmen  und  Ausgraben   der  einzelnen  höheren 

Schulen  nach  den  Etats  fQr  das  Jahr  1900  ^). 


Bezeichnung  der  Anstalt 


Gesamt- 
ausgaben 


DftTOii  ent- 

falleo  auf 

BefloIdungeB 

(einschl. 

Wohnangs- 
g«ld- 

sQsohflMe) 

imd  sonstige 

Veivfltanffen 

fQrUntemelit 


Davon  werden  gedeckt 


aus  Staatsfonds 


») 

▼ermftge 
reehtl. 

Ver- 
pflieb- 

tnng 

Ji 


dnreli 

dftrftiis- 
cnschnfs 

Ji 


aus 
eigenem 

Ver- 
mögen 

Ji 


aus 
eigenem 

Er- 
werbe 


aus 

Ge- 
meinde- 
mitteln 

Ji 


aus 
Stif- 
tungs- 
fonds 


l 
\ 
1 

5 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

18 


1 

2 

8 

4 

5 

6 

7 

8 

19 

10 

11 

12 


I.  Gymnasien. 

!•  Anstalten  landesherrliehen  Patronats. 


Berlin,  Joachimsthal.  G. 

825000 

111825 

27  710 

14800 

194  779 

88210 

— 

llfeld,  Klosterschule  .  . 

107460 

44225 

— 

— 

284 

63460 

— 

48716 

Liegnitz,  Ritterakademie. 

150880 

68087 

— 

11800 

99  796 

89684 

— 

100 

Magdeburg,  Pädagogium 
d.  Klosters  U.  1.  rrauen 

199000 

95598 

— 

600 

144275 

54125 

— 

— 

Pforta,  Landesschule  .  . 

806050 

76810 

1765 

— 

280582 

28188 

— 

565 

Stettin,  Marienstifts- G.  . 

181100 

112590 

— 

1845 

64  609 

— 

64645 

Summe  1  •  .  •  . 

1219490 

509085 

29475 

26200 

721561 

888226 

— 

109026 

2«  Tom  Staate  zu  nnterhaltende  Anstalten, 

a)  ProTÜus  Ostpreuften« 


Allenstein 

Bartenstein 

Braunsberg  

Gumbinnen 

Insterburg  (mit  Realg.) .   . 

Königsberg,  Friedr.-noU. 

„  Wilhelms-G. 

Lyck 

Memel 

Rastenburg 

Rössel 

Tilsit 

Wehlau 


Summe  a: 


Conitz 

Calm 

Danzig 

Deutsch-Krone 

Elbing 

Graudenz 

Marienburff 

Marieowerder 

Neustadt 

Pr.-Stargardt 

Strasburg • 

Thom  (mit  Realg.).  .   .  . 

Summe  b: 


97  880 

65850 

79843 

70600 

145  005 

150  895 

115425 

84450 

75505 

88845 

49  980 

98868 

56580 


1 178 171 


87  080 

.^_ 

42430 

686 

89264 

15000 

57  450 

— 

48340 

363 

18575 

3072 

68960 

8829 

41738 

6826 

28455 

— 

60  870 

553 

44780 

535 

24732 

— . 

129760 

— ^ 

84465 

1406 

48634 

10500 

129018 

— 

70195 

2410 

78200 

— 

100988 

— 

60775 

1082 

53568 

— 

78470 

— 

51584 

3493 

29373 

— 

67  955 

i^ 

87415 

1004 

26541 

10144 

79681 

— 

55487 

537 

82233 

588 

42541 

— 

30717 

581 

15973 

1800 

88580 

_ 

48000 

4141 

42201 

330 

51540 

— 

35836 

64 

« 

10530 

10000 

1032  733 

3882 

646  757 

22578 

448279 

51434 

b)  ProTüiE  Westprenflieii. 


100261 
91760 

188020 
68625 
81015 
84175 
68574 
92148 
66965 
64400 
64010 

185050 


1054998 


90 


401 

909 

8690 

150 


85660 

— 

58296 

1058 

40522 

— 

81 210 

— 

56011 

825 

34924 

— 

125698 

^— 

74868 

92 

63060 

— • 

59090 

^-. 

47  509 

506 

20160 

450 

71289 

— 

51875 

658 

.  26350 

~~ 

76125 

— 

40845 

350 

33980 

9000 

61850 

— 

39549 

687 

22338 

.  6000 

83310 

— 

49489 

.694 

41960 

— 

59  621 

— 

49850 

585 

16530 

— 

58090 

— 

42380 

300 

18770 

8000 

56726 

— 

44010 

89 

16911 

8000 

119536 

— 

66146 

5572 

46332 

17  000 

938150 

— 

620778 

11411 

381837 

88450 

5240 


885 


—         2137 


2522 


>)  Die  hier  aufgeführten  Zahlen  weichen  mehrfach  von  demjenigen  ab,  die  in  Abschnitt  IV  an- 
gegeben sind,  da  die  letzteren  sich  auf  das  Jahr  1901  beziehen.  Die  Geldbeträge  sind  überall  auf 
YoDe  Mark  abgerundet. 
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U 

S 
S 


Bezeichnung  der  Anstalt 


Gesamt- 
ausgaben 


DaTOB  ent- 
fallen avf 
Besoldanoen 

Veinachl. 
Wobnan«- 

geld. 

inscliüaM) 

und  sonstige 

VervUtiinffeB 

f&r  Üntemclit 

J6 


Davon  werden  gedeckt 


aus  Staatsfonds 


») 

Termte« 
xechtl. 

Ver- 
pflicli- 

tang 


b) 

dnroli 

B»- 

dftrftais- 

sasehnfs 


aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 


aus 
eigenem 

werbe 
Ji 


aus 

«E 

Ge- 

Sc- 

rne  inde- 

tnna- 

mitteln 

fooäj 

1 

2 


3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

U 

15 

16 


1 
2 
3 

4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 
11 


1 
2 
3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

18 

14 

15 

16 


e)  ProTinz  Brandeiibuiir* 


Berlin,  Französisches  G. 

„  Friedr.-Wilhelms-G., 
Kaiser  Wilh.Realg. 
und  Elisabethschule 

„   I^uisen-G 

„   Wilhelms-G 

Cbarlottenburg 

Cottbus 

COstrin 

Frankfurt  a.  0 

Freienwalde 

Friedeberg  K.-M 

Landsberg  a.  W 

Luckau 

Schöneberg. 

Sorau 

Spandau  

Wittstock 

Summa  c: 


Colberg  (mit  Realg.) .  .  . 

Cöslin 

Deramin 

Dramburg 

Greifenberg 

Neustettin 

Putbus 

Pyritz 

Stargard 

Stettin,  König  Wilh.-G.  . 
Treptow  . 

Summe  d: 


149850 


456175 

174050 

205100 

97820 

81100 

68300 

142660 

64520 

63950 

115  500 

68435 

146190 

66725 

76000 

64200 


129645         — 


884975 

151450 

169750 

84375 

73  610 

60130 

129590 

58190 

57926 

105580 

60  696 

127492 

52415 

67161 

55701 


2040575  1 1768686 


— ^ 

98350 

4330 

46630 

_ 

187  255 

16730 

251650 

— 

61960 

710 

111380 

— 

82480 

25150 

96570 

— 

41480 

1800 

51540 

485 

82270 

219 

84586 

2817 

31745 

2503 

20008 

—• 

78460 

2460 

52740 

— 

82820 

420 

17280 

— 

29325 

1055 

15570 

210 

45270 

220 

41800 

— 

44010 

930 

13235 

— ~ 

58645 

1015 

86  260 

550 

35960 

6548 

16  244 

— 

24100 

952 

33948 

— 

35200 

263 

12480 

4062 

918830 

65305 

901871 

3000 
12  ISO 
11  127 

9000 
14500 
18000 
28000 
10179 

5736 
17  000 
16  257 


5«: 

900 

1460 

lOO 


144929 


Bl 

270 

1687 


d)  ProTini  Pommern. 


104530 
81125 
59200 
66250 
68965 
69793 

103500 
61200 
90150 
91175 
74100 


864988 


96000 

— 

55050 

522 

36504 

12000  j 

72845 

>— 

44480 

1158 

28392 

6153 ; 

52870 

—• 

23500 

160 

19140 

16400 

60666 

— 

37386 

234 

18630 

10000 

57  795 

— 

44705 

74 

14190 

4500 

60220 

— ^ 

44140 

1433 

24060 

— 

55866 

5942 

34252 

9162 

54145 

— 

54600 

— 

33035 

245 

16920 

11000 

80420 

— 

49970 

628 

34440 

-— 

79763 

— . 

53925 

180 

32520 

— 

66970 

— 

44480 

479 

15942 

12030 

738  015 

5942 

464928 

14275 

294883 

72063 

5578 


454 

942 


496 
160 


5112 
4550 
1169 


12883 


e)  ProTinc  Posen. 

Bromberg 

143450 

181 310 

3328 

67480 

1706 

70936 

— . 

_ 

Fraustadt 

54390 

48120 

— 

31070 

361 

16920 

6039 

— 

Gnesen 

87850 

79  660 

.^ 

45840 

160 

35850 

6000 

^_ 

Inowrazlaw 

70650 

62870 

__ 

35060 

412 

30678 

4500 

.  — 

KrotoBchin 

71480 

64105 

—. 

30811 

519 

81150 

9000 

_ 

Lissa 

79650 

70010 

— • 

52038 

1184 

25-528 

» 

900 

Meseritz 

57  675 

51050 

..^ 

35250 

587 

18837 

8000 

_- 

Nakel 

65600 

58870 

.-~ 

39914 

50 

19636 

6000 

— 

Ostrowo 

92250 

83370 

^— 

62760 

639 

28851 

-^ 

— 

Posen,  Friedr.  Wilh.-G.  . 

135058 

119  250 

68500 

1446 

65112 

— 

— 

„      Marien-G 

156521 

138437 

— 

91991 

2454 

62076 

.— 

— 

Rawitsch 

65440 

57  670 

— 

34990 

640 

19110 

10700 

— 

Rogasen 

49185 

42025 

^— 

31165 

71 

14  949 

3000 

— 

Schneidemahl 

76250 

67  640 

_ 

39406 

346 

30498 

6000 

— 

Schrimm 

57  880 

50660 

— . 

36880 

60 

14940 

6000 

Wongrowitz 

59570 

51926 

— 

39477 

158 

19985 

— 

— 

Summe  e: 

1 322  899 

1 176  973 

3328 

742632 

10793 

'505006 

60289 

900 

—    895    — 


Bezeichnung  der  Anstalt 


Gesamt- 
ausgaben 


Davon  ent- 
fallen auf 
Beeoldnncen 

(einschl. 
wohnunflTs- 

geld- 

inschttsae) 

nnd  sonstige 

Yenrfttnn^n 

fttr  ÜBtemcht 

Ji 


Davon  werden  gedeckt 


aus  Staatsfonds 


YennAge 

recht!. 

Vei^ 

pflich- 

tnng 


durch 

Be- 

dftrfnis- 

inschnfs 

M 


aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 


aus 
eigenem 

Er- 
werbe 

Ji 


aus 

Ge- 
meinde- 
mitteln 


aus 

Stif- 

tungs- 

fonds 


f )  ProTiius  Schlesien. 


Beuthen  .  ^ 

Breslau,  Friedrichs-G. .   . 

„    König  Wilhelms-G. 

„    Matthias-G 

Brieg 

Bunzlau 

Glatz 

Gleiwitz 

Glogau,  Evangelisches  G. 

„       Katholisches  G.  . 

Hirschberg 

Jauer    

Königshütte  (mitRealsch.) 

Kreuzburg 

Lauban 

Leobschütz 

Neifee 

Neustadt 

Oels 

Oppeln 

Pfefs 

Ratibor 

Sagan   

Strehlen 

Gr.  Strehlitz 

Wohlau    . 

Summe  f : 


114680 

109850 

182740 

150820 

64910 

68850 

100470' 

112120 

68900 

72140 

70450 

56380 

88635 

68600 

58410 

75626 

88159 

67925 

69195 

93080 

63015 

108614 

66357 

69220 

64670 

56670 


I  2159936 


101949 

— • 

49635 

1955 

97  668 

— 

63908 

4008 

118908 

— 

74872 

420 

128929 

81343 

4317 

56660 

— 

21910 

683 

61255 

— > 

33832 

13203 

71630 

— 

51324 

14898 

98749 

57  572 

1376 

59410 

— 

46760 

3786 

55100 

— 

47183 

5925 

61634 

— 

41467 

2685 

49370 

— 

24562 

1012 

79186 

— 

35083 

85 

61440 

— 

38320 

379 

51020 

— 

26  604 

1017 

66  915 

~- 

42982 

2  729 

76370 

— 

41092 

2  547 

60510 

-^ 

23  945 

1270 

58380 

— — 

36336 

4561 

79870 

— 

47  756 

803 

55390 

— 

29983 

4235 

97  065 

— 

58034 

2  745 

55  650 

— . 

46994 

1805 

62420 

— 

32660 

323 

57  090 

~— 

36370 

169 

49  206 

— 

32  550 

158 

1 871  774 

1 123  077 

76594 

51090 
41934 
57  448 
65160 
24  225 
21315 
34248 
53172 
18354 
19  032 
24438 

15  756 
44967 
22701 

16  524 
29  915 
44520 
30210 
20982 
44520 
22  797 
47  835 
18058 
22  2:^ 
25131 
16962 


12000 


1392 


1050 

15000 

8500 

7200 

14250 


12500 
5350 


14000 
3000 
7000 


833531     101242 


g)  Prorinz  Sachsen» 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12  I  Zeitz 


Burg 

Eisleben 

Erfurt 

Halberstadt 

Heiligenstadt 

Magdeburg,  Domgymn.    . 

Merseburg 

Nordhansen  (G.  u.  Realg.) 

Quedlinburg 

Salzwedel 

Schleusingen 


64655 
69150 

114890 
92200 
65803 
97  225 
61550 

178  785 
86  720 
78490 
82230 
76525 


Summe  g:   |  1068  223 


56  970 

— 

31689 

818 

17148 

15000 

59170 

~-~ 

28840 

21810 

18500 

-^ 

103406 

— 

62110 

1124 

48879 

2558 

81513 

2268 

49  960 

2129 

34504 

— 

57  606 

— 

38438 

793 

26  572 

•~ 

83353 

24  777 

31616 

2006 

38826 

—m 

54070 

4  713 

23  750 

79 

15245 

-^ 

159  025 

^— 

69  576 

1485 

67  714 

40000 

75580 

345 

45222 

4868 

27  046 

2691 

68220 

— 

45816 

1329 

24  27« 

6000 

53  735 

4402 

40980 

4373 

32027 

33 

60385 

159 

23  625 

1105 

23466 

— 

912983 

36  664 

491 622 

41919 

374  203 

66  282 

h)  ProTinz  Schleswig-Holstein. 


1  Altona 

2  Flensburg  (mit  Realg.)*   • 

3  GlücksUdt 

4  Hadersleben 

5  Husum 

6  Kiel 

Übertrag: 


120  770 
96025 
51620 
76500 
60075 

128015 


533005 


106  200 
86159 
46  785 
70160 
54590 

114800 


478  694 


165 
216 


78590 
50410 
33413 
53400 
40  639 
65  703 


3120 
8337 

519 
5  581 
1120 

752 


381   322155  19429 


34560 
32460 
14256 
16245 
15984 
55960 


169  465 


16700 


810 


15 


1966 
6000 


25491 


220 
3339 


17  763 

9 

6  548 

1068 

416 

28170 


57  533 


4500 

4818 

1536 

581 

5600    — 


17  035 


— 

1896 

528 

2115 

— 

4589 

896    — 


Bezeichnung  der  Anstalt 

Gesamt- 
ausgaben 

Davon  ent- 
fallen anf 
Besoldansen 

(einsohl. 
Wohnunffs- 

geld- 

zaschftsee) 

nnd  sonstige 

Yergfltnngen 

fflr  Unterrieht 

Davon  werden  gedeckt 

t4 

aus  Staatsfonds 

aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 

•S 

ans 
eigenem 

werbe 
Ji 

aas 

Ge- 
meinde- 
mitteln 

B 

Termöge 
raehtl. 

Yei^ 
pflieh- 

tnag 

b) 

dnreh 

Be- 

dflrfnis- 

snechnfs 

Ji 

ani 

So- 

tonir 

fODd> 

Jk 

7 

8 

9 

10 

•• 

Übertrag: 

Meldorf 

Ploen 

Rendsburg  (mit  Realg.)   . 
Schleswig  (m.  Realschule) 

533005 
53  840 
53520 
80110 
99360 

478694 
47  781 
47  030 
72  770 
88106 

381 
264 

322155 
30045 
35  790 
51440 
65090 

19  429 

1087 

2010 

3375 

556 

169465 
12636 
14064 
20610 
26496 

17  035 

2  475 
7  219 

45:5 

10072 

165S 

1917 

Summe  h: 

819835 

734381   1 

645 

504520 

26457 

243271 

26  729    1 

18214 

1 

2 

3 

4 

§ 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 


1 
2 
3 
4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 


Aurich 

Celle 

Emden 

Göttingen 

Hannover,  Kais.  Wilh.-G. 
Hildesheim,  G.  Andreanum 

IQausthal 

Leer 

Linden  

Lingen 

Meppen 

Norden 

Osnabrück,  G.  Carolinum 

Stade    

Verden 

Wilhelmshaven 

Summe  i: 


i)  ProTÜus  HannoTer. 

60540 

66  680 

69  610 
104434 
104725 
127  975 

54750 

verbunden  mit  dem  Realgymnaeinm 


53  700 

— 

58445 

223 

62160 

—. 

91710 

— 

93151 

— . 

115  605 

.^ 

49435 

— 

70150 
56  860 
59275 
61595 
69089 
68540 
65  695 
65065 


1 104  983 


61222 
49  275 
51983 
54  940 
56  762 
59  810 
59  630 
58476 


976304 


129 
669 


34533 

620 

15660 

34400 

1384 

23436 

43096 

171 

21060 

48568 

lOOi 

82882 

44465 

710 

59550 

39542 

417 

48988 

25444 

300 

14040 

44434 

120 

25596 

83462 

1567 

17370 

27120 

4982 

20088 

28493 

1653 

19440 

24  721 

8735 

23880 

33757 

1277 

18360 

30309 

39 

21600 

35689 

76 

28100 

1021      528033 


600 

4  752 

10  000 


308 


542 
1225 
5850 

7  500 

342 

1200 


9727 

66S7 

531 

89028 
I4föS 


3929 
5^ 
6(^ 

1108^ 
7647 

18404 


— 


2d052|  390000  |    32319   |  130557 


« 

1  ProTinz  Westfalen. 

Arnsberg 

68  335 

60  945 

_ 

40965 

238 

27132 

._ 

Burgsteinfurt 

66  955 

60321 

6000 

34555 

5688 

19212 

1500 

— 

Coesfeld 

75  740 

66  845 

-^ 

34835 

14  211 

25  644 

1050 

— 

Hamm 

64  700 

55  765 

24 

33  790 

7414 

21972 

1500 

— 

Minden  (mit  Realschule) 

102  170 

93670 

— 

64390 

539 

36  741 

•    500 

Münster 

152  800 

141  366 

_ 

79  787 

701 

72812 

<->— 

— . 

Paderborn 

122  150 

115  624 

— ^ 

63647 

36 

58467 

~- 

— _ 

Soest 

75  200 

68318 

— 

31850 

2406 

25644 

\  15300 

— 

Warendorf 

69  650 

63980 

— 

36200 

540 

26010 

6900 

Summe  k: 

797  700 

726834 

6024 

420019 

31773 

313134 

26  750 

— 

1)  ProyliiE  Hessen-Nasgan. 

Cassel,  Friedrichs-G.  .    . 

82  730 

72  932 

3852 

44540 

1698 

32640 

.i^ 

_ 

.       Wilhelms-G.    .    . 
Dillenburg 

148430 

135  516 

— 

74110 

60 

64260 

10000 

— 

61750 

53  240 

— ■ 

20258 

102 

19800 

4500 

17090 

Frankfurt  a.  M.,  Kaiser 

Friedrich-G 

91460 

77  990 

46580 

375 

44505 

— 

— 

Fulda 

70855 

61815 

.— . 

24395 

448 

31512 

14500 

Hadamar 

62700 

55  242 

.^ 

20020 

678 

16002 

— 

26000 

Hanau 

72430 

63  720 

5  761 

45450 

2312 

18453 

360 

94 

Hersfeld 

105  030 

88840 

332 

66870 

2954 

30874 

4000 

— 

Marburg 

91835 

79880 

— >. 

59  075 

153 

32607 

— 

— 

Rinteln  

60  710 

53596 

—^ 

44290 

67 

16353 

— 

— 

Weilburg 

73120 

61455 

-^ 

25440 

97 

24183 

— 

23400 

Wiesbaden 

148  510 

130  526 

51330 

440 

57  600 

6190 

82950 

Summe  1: 

1 069  560 

934752 

9945 

522358 

9884 

388  789 

25  050 

114034 

—  .  897 


Bezeichnung  der  Anstalt 

Gesamt- 
ausgaben 

Davon  ent- 
fallen auf 
Besoldungen 

(einschl. 
Wohnnngs- 

geld- 

znschasse) 

und  sonstige 

Yenrütnngen 

fdr  Unterneht 

Ji 

Davon  werden  gedeckt 

aus  Staatsfonds 

aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 

Ji 

aus 
eigenem 

werbe 
Ji 

aus 

Ge- 
meinde- 
mitteln 

a) 
verm(ice 
reehtl. 
Ver- 
pflich- 
tung 

b) 
dnrch 

Be- 
darf nis- 
zuschnfs 

aus 

Stif- 

tungs> 

fonds 

Aachen,  Kaiser  Wilh.-G. 
Bonn,  Eönigl.  Gymn.  .    . 

Coblenz 

Cöln,  Apostel-G.     .    .    . 

j,      Kaiser  Wilh.-G.     . 

„      Marzellen-G. .    .    . 

„      Friedrich  Wüh.-G. 

Düsseldorf 

Duisburg 

Emmerich 

Kempen 

Kleve 

Kreuznach 

Mors 

Münstereifel 

Neufe 

Neuwied 

Saarbrücken 

Siegburg 

Sigmaringen 

Trarbach 

Trier,  Friedr.  Wilh.-G.   . 

„   Kaiser  Wilh.-G.  (m. 

Realg.)  .... 

Wesel  (mit  Realschule)  . 

Wetzlar . 

Summe  m: 


m)  BheinproTinz  uid  Hohenzollem. 


84  695 

145965 

150608 

87856 

94420 

97070 

143665 

129895 

70095 

60368 

57  765 

64645 

74755 

65220 

73790 

84540 

85195 

115394 

66830 

59349 

49  550 

183  697 

105  260 
92100 
61110 


2803837 


72528 

131  791 

126288 

79  672 

85917 

85652 

129  947 

116538 

60348 

52970 

51940 

58920 

62385 

58626 

64746 

78  240 
77595 

104844 
60760 
51695 
42976 

133030 

93720 

79  810 
52  900 


2  013  838 


— 

46  810 

_— 

72275 

45  438 

— 

17  926 

— 

25800 

— . 

27549 

— 

77  545 

— 

62265 

226 

18836 

— 

24968 

— 

31355 

— 

44  739 

46965 

662 

31388 

1890 

84260 

31910 

— 

33130 

64494 

— — 

81355 

46  649 

— 

24520 

49020 

_ 

41996 

2331 

38  610 

304 

10  750 

45  872 

1010 

60 

50 

417 

388 

21728 

12278 

3838 

1663 

898 

2921 

5895 

775 

199 

86 

92 

965 

6906 

109839 

772 
8  592 
1925 


5109 


9698081236  618 


87  581 
62840 
59  298 
37  810 
88886 
48215 
64803 
66247 
24680 
28122 
17562 
16  748 
21080 
22  778 
29  725 
88855 
81866 
43599 
25383 
11699 
15124 
64486 

47468 
88222 
18144 


900 

4  680 

5000 

1500 

3207 

4000 

2520 

18  500 

20000 

8725 

10000 

8000 


8000 
8290 


600 

81110 
29  674 
26256 

1045 


510 

2  660 
8  475 


8540 
"~36 
9872 


100 


895111 


88322  108878 


Summe  2  .  •  .  . 


15  785  7a5 


18  825  428 


76  622 


7  953  352  570 154 


5  969  915 


788  829  ;  481 866 


3«  Vom  Staate  und  von  anderen  gemeinschaftlich  zu  unterhaltende  Anstalten. 


Aachen,  Kaiser  Karls-G. 
Bielefeld  (mit  Realg.) .    . 
Essen 

117  694 
131043 
141 169 

100  780 
118738 
108780 

1313 
1283 

30671 
37  479 

41808 

8955 

5  747 

997 

50248 
49017 
56871 

32786 
37487 
39115 

89 
1145 

Summe  3  .    .    .    . 

389906 

823  248 

2546 

109958 

10699 

156 181 

109  388 

1184 

4.  Ton  anderen  zu  unterhaltende,  vom  Staate  zu  unterstützende  und  ausschließlich 

von  anderen  zu  unterhaltende  Anstalten. 


1 
2 
3 


a)  Provhiz  Ostprenfiseii. 


Königsberg,  Altst&dt.  G. 

„     Kneiphöfsches  G. 

Osterode 


Summe  a: 


98600 
97  900 
72  060 


80  658 
83825 
68  615 


27  500 


850 
508 


50  260 
41490 
23171 


41800 
55180 
21889 


b)  Provinz  WestpreuDsen. 
1|  Danzig |      120991|      114770|      —     |       —      |     3440|     46860|    71007 

Wiese,  Schulwesen.    IV.  57 


690 
772 


263  560 1   228098]  -     j  27  500 1  1858!  114  921 1  118  319  |   1462 


184 


I 


-    898    — 


U 
9 

B 

B 

p 


Bezeichnung  der  Anstalt 


Gesamt- 
ausgaben 


Davon  ent- 

fkllen  aaf 

BesolduafBii 

(eiiuclu. 
Wobnaiigs- 

geld- 

snsdifliM) 

und  sonstige 

VergfltuBgen 

fftrUnt«iTieht 


Davon  werden  gedeckt 


aus  Staatsfonds 


a) 

TennAfe 

rechtl. 

Ver- 

pfllcli- 

tUBf 


1») 

dnreli 

Be- 

dftrfkiis- 

luseliiifs 


ans 
eigenem 
Ver- 
mögen 


aus 
eigenem 

werbe 


aus 

Ge- 
meinde-   IHM 
mittein     tost 


c)  ProTittE  Brandenburg  und  Berliiu 


2 
3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

18 

U 

15 

16 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 


Berlin,  die  von  der  Stadt- 

?:emeinde  unterhaltenen 
rvmn.,  Realgymn.  und 
Oberrealschulen  ^)    .    . 

Brandenburg,  6.  .  .  . 
„      Ritterakademie 

Charlottenburg  (mit  Real- 
schule)     

Eberswalde 

Fürstenwalde 

Guben  (mit  Realschule)  . 

Königsberg  i.  d.  K.-M. .    . 

Gr.-Lichterfelde .... 

Neuruppin 

Potsdam 

Prenzlau 

Schwedt  a.  0 

Steglitz 

Deutsch  -Wilmersdorf .    . 

ZOllichau 

Summe  ^c*): 


3119  598 

78400 

112980 

122844 
73100 
60600 

122655 
64870 

115085 
98457 

130260 
89  340 
52450 

101645 
81400 

112800 


4  531 4:j4 


2  818  076 
63057 
43472 

50234 
68120 
52380 

106  560 
53120 
94182 
80519 

120  809 
70890 
43919 
84270 
66830 
56560 


8220 
16  200 


114 


21800 


3872998  |  24534 


9300 

7900 

28900 

25200 

31800 

27000 

23900 

5900 


45950 


25392 
2256 

4818 


270 
2238 

518 
1249 
4294 
1735 
1924 
2299 
1497 

189 
36  571 


138901011696909 


15678 
33498 

36311 
34200 
20600 
37  895 
22185 
75818 
32804 
61608 
23427 
15953 
69611 
66  070 
27  409 


28475 


51v! 

.5^  ij« ' 


86Äß:  - 

29600  - 

31880  - 

53205'  ^> 

15  728!  IZ"^ 

a84^  :^ 

29  372  187 

398941  2i 

31936'  81.^H 

28  185 ,  113 

30537!  _ 

15 141  - 

—      I  2S70 


227  650  I  85250  )1961572  J2155833  :76^> 


Anklam 

Beigard 

Gartz 

Greifswald 

Stettin,  Stadtgymn. .  .  . 
Stolp  (mit  Realjprog.) .  . 
Stralsund  (mit  Kealprog.) 

Summe  d: 


d)  Provinz  Pommern. 


79  875 

71320 

57  600 

128503 

135949 

115112 

71716 


660075 


73570 

^ 

18900 

812 

21079 

57  780 

24500 

1629 

16651 

47  660 



14600 

1410 

12370 

117  650 

21300 

901 

46854 

114591 

7  615 

65122 

89040 

21200 

4278 

28943 

64460 

— 

13000 

77 

14042 

564  751 

— 

113500 

16  722 

205061 

36220 

28  540 

29  220 
59183 
63212 
58622 
44596 


2m 


2069 


3195931  hm 


e)  Provinz  Schlesien. 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 


Breslau,  Elisabeth-G. .    . 

„       Johannes-G. .    . 

„       Magdalenen-G.  . 

Görlitz 

Kattowitz 

Liegnitz 

Ohlau 

Patschkau 

Schweidnitz 

Waidenburg 

Summe  e: 


146  203 

146433 

169753 

154397 

74000 

101400 

63331 

63796 

73650 

60630 


1053598 


118151 

_— 

4200 

42628 

127096 

— 

.i— 

220 

58312 

132  707 

_ 

— 

3171 

59873 

149  093 

583 

_ 

4727 

57592 

64760 

— 

12000 

1802 

86498 

78666 

— — 

m^ 

8458 

42374 

59175 

— 

8200 

298 

16110 

55  960 

8300 

192 

28568 

63545 

19300 

1316 

29628 

54440 

— 

14000 

30 

24692 

903593 

583 

61800 

24409 

890770 

96488 
87808 
105  653 
91446 
23700 
48020 
38489 
81404 
21692 
17450 


2892 

9^ 

1556 

4^ 

255SI 

284 

337 

1714 

4458 


562090   13940 


1 


^)  Vgl.  hierzu  die  Bemerkung  oben  auf  S.  192. 

')  Einschließlich  der  Ausgaben  bezw.  Einnahmen  für  die  Berliner  städtischen  Realgymnasien  und 
Oberrealschulen. 


—    899    — 


Bezeichnung  der  Anstalt 


Gesamt- 
ausgaben 


M 


DftTon  ent- 
fallen auf 
Besoldnnffen 

(einachl. 
Wohnnnirs- 

ffeld- 

zuÄeliftsae) 

und  sonstige 

Yeivfltnnffen 

fftr  unternoht 


Davon  werden  gedeckt 


aus  Staatsfonds 


a) 
Termöge 
rechtl. 
Ver- 
pflich- 
tung 


b) 

durch 

Be- 

dOrftais- 

inachnfs 


aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 


aus 
eigenem 

werbe 


aus 

Ge- 
meinde- 
mitteln 


aus 

Stif- 

tungs- 

fonds 


1 
2 


3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 


1 
2 


1 
2 
3 

4 
5 
6 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 
11 


1 
2 
3 


Aschersleben 

Halle  a.  S.,  Latein.  Haupt- 
schule d.  Krancke- 
schen  Stiftungen  . 
„    Städtisches  G.     .    . 

Magdeburg,   K.  Wilh.-G. 

Mühlhausen 

Naumburg 

Neuhaldensleben     .    .    . 

Rofeleben 

Sangerhausen 

Seehausen 

Stendal 

Torgau 

Wernigerode 

Wittenberg 

Summe  f : 


f )  ProTinz  Sachsen. 
84  232 


146142 
153050 
91600 
69004 
84400 
61240 
124000 
55318 
49350 
69252 
80437 
48200 
86015 


1202240 


65  844 

— 

9000 

4021 

18355 

52669 

124612 

50000 

5225 

62910 

3000 

135  200 

— 

— 

150 

90900 

62000 

81000 

•^ 

— 

32  500 

59100 

58275 

— 

19000 

.— 

25000 

24504 

60395 

223 

16600 

5401 

28844 

— 

49  600 

— 

11200 

250 

23050 

26  740 

49  750 

70 

— 

60030 

63900 

— 

44200 

— 

11800 

3850 

12  600 

27028 

43206 

_ 

18200 

— 

8413 

22  737 

61590 

22900 

1300 

29600 

15402 

51120 

60 

30232 

1807 

14037 

26665 

41416 

— 

3351 

21523 

900 

55  970 

25  237 

1820 

26696 

24811 

922178 

353 

214 169 

87  205 

457828 

345556 

187 


25007 


500 
33831 


40 

"50 

7686 

22426 

7450 


97127 


Ratzebure 

Wandsbek  (mit  Realsch.) 

g)  ProTiüE  SchleBwig-H< 

52040    44850    — 
111000    96  790    — 

olfltein. 

16800 

785 

15374 
72115 

21300 

36666 

Summe  g: 

163  040  1  141  640    — 

16  800 

785 

87  489 

21300 

36666 

Hameln  (mit  Realprog.)  . 
Hannover,  Lyceum  I  .  . 
„    Lyceum  II .  . 
Hildesheim,  G.  Josephin. 
Lüneburg  (mit  Realg.) 
Osnabrück,  Ratsf^j^mn.  . 

h] 

77  630 
93041 
90  706 
74500 
126880 
69162 

1  Prorinz 

71475 
78  861 
72  236 
46584 
113  195 
60160 

HannoT 

750 

er. 

15600 

27  300 
8300 

805 
1757 

42175 

942 

5125 

42508 
52350 
42400 
31438 
61311 
23974 

18  701 
32248 
48306 

33802 
.  16046 

17 
6687 

T87 

3525 

15  717 

Summe  h: 

531919 

442511 

750 

51200 

50804 

253981 

149103 

26063 

Attendorn  . 
Bochum  .  . 
Brilon  .  . 
Dortmund  . 
Gütersloh  . 
Hagen  .  . 
Herford  .  . 
Höxter  .  . 
Recklinghansen  . 
Rheine  .  . 
Warburg     . 


i)  ProTinz  Westfalen* 


69026 

58476 

-^ 

28900 

2899 

26395 

9231 

1601 

95  950 

86234 

— 

_ 

43939 

52011 

— 

59000 

50936 

7400 

6  610 

28781 

15200 

1009 

148013 

128009 

— 

— 

9962 

71212 

65  020 

4819 

82290 

67930 

^^— 

10300 

20893 

34195 

9490 

7412 

verbunden 

mit  Bealgymni 

Mium 

70249 

54  740 

168 

18600 

6652 

24047 

19346 

1436 

65  696 

57275 

— 

18600 

962 

22648 

22966 

521 

sn  .  .  .  • 

73080 

53030 

— 

— 

12000 

35424 

25630 

26 

70806 

61140 

— 

16200 

3586 

26933 

24086 

— 

659^3 

56672 

— 

22400 

1593 

32513 

9339 

138 

Sunune  i: 

800093 

674442 

168 

122400 

65157 

346087 

249319 

16962 

Frankfurt  a.M.,  Goethe-G. 

„  Lessing-G. 

Montabaur 


k)  ProTlnz  Hessen-Ifassan. 


Summe  k: 


126  570 

107  185 

62553 


296  308 


115070 
96185 
56880 


268135  I      — 


24400 


24400 


52000 
49000 
28128 


73  270 
55599 
10025 


1300 
2586 


129128 
57  ♦ 


138  894     3  886 


—     900    — 


Bezeichnung  der  Anstalt 

Gesamt- 
ausgaben 

J6 

DftTon  ent- 

ftllen  auf 

BeioldaoMn 

(einflchl. 

Wohnnn«- 
geld- 

sQflchflsse) 

und  sonstige 

Venrfltangen 

ttiT  Ünt«me1it 

Davon  werden  gedeckt 

Lrf 

aus  Staatsfonds 

aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 

aus 
eigenem 

Er- 
werbe 

9 

£ 

i 

• 

vennöge 
recliti. 

Yw- 
pflich- 

tung 

b) 

dnreh 

Be- 

dftrftiU- 

XQSChufS 

aas     j    ar. 

Ge-      '   Sir- 
meinde-    timr- 
mitteln     foüi 

I 

1 

2 
3 


5 
6 

7 

8 

9 

10 

11 
12 


1)  BheiiiproTiiix. 

Barmen 

125079 

113403 

-^ 

__ 

«. 

55468 

67  259      2Kc: 

Bedburg,  Ritterakademie 

48100 

43820 

— 

— 

— 

8100 

40i>/ 

Bonn,  St&dtisches  G.  (mit 

1 

Oberrealschule)  .    .    . 

100726 

87  952 

— 

— 

— 

53000 

47  726 :     - 

Cöln,  Städtisches  G.  (mit 

1 

1 

Realg.) 

138559 

124150 

— 

— 

-^ 

86775 

51  784  1     - 

Grefeld 

99500 

91847 

_ 

.^. 

^^— 

50000 

49500      - 

Dttren 

157409 

72035 

30941 

4662 

37549 

41  207     43  (i>:? 

Düsseldorf.  Städtisches  G. 
(mit  Realg.) 

— . 

148678 

133489 

... 

— 

— 

79693 

66178      2n- 

Elberfeld 

147098 

125100 

— 

3000 

_ 

56355 

85  498      2243 

Mülheim  a.  Rh 

76619 

67  950 

7000 

29895 

39  724 :     - 

Mülheim  a.  d.  Ruhr  (mit 

, 

1 

Realschule) 

101266 

91090 

— 

5  700 

360 

55127 

40079       - 

M.-Gladbach 

116800 

94510 

— 

20000 

3237 

41157 

48123!     42$> 

Prüm 

64984 

55  700 

24000 

2079 

30261 

8644|     - 

Summe  1: 

1 324  818 

1100546 

90641 

10338 

583380 

545  722'  94737 

Summe  4 .    •    .    . 

10  948  071 

9  233662 

26388 

950060 

345468 

4  576  577 

4  676  736  37284] 

1 

•2 
3 

4 
5 


1 
2 


1 
2 


il.  Progymnasien. 

1«  Tom  Staate  zu  anterhaltende  Anstalten, 
a)  ProTinz  WestprenAen. 


Kempen  . 
Tremessen 


Duderstadt 
Nienburg    . 


1  I  Münster. 


Bereut 

36  794 

32560 

!    22564 

160 

8070 

1000 

o( 

Pr.  Friedland 

34016 

29316 

—      i    17  830 

38 

8148 

8000 

— 

Löbau    

37  570 

33  516 

26540 

44 

7986 

3000 

— 

Neumark 

37  829 

32  600 

-      1    24959 

236 

9634 

3000 

— 

Schwetz 

40  625 

34  827 

22048 

472 

12105 

6000 

— 

Summe  a: 

186834 

162819 

— 

113941 

950 

45943 

21000 

5( 

Summe  b: 


b)  Provinz  Posen. 

362901       31366  1     — 
50100        32426        — 


17  800 
22  465 


86390|       63792  I     —     |    40265 


234 
55 


289 


9256 
10980 


c)  ProTinz  HannoTer. 


39380 
41165 


Summe  c: 


80545 


34  571 
36  283 


70854 


32862 
21064 


38 
931 


6480 
10960 


90001     - 
39001    12700 


20236       12900     12700 


1958 


6251 


—         53926 


969       17440        1958      6251 


d)  ProTlnz  Westfalen. 

I        280001       23832  |     —    j\     18400 


—     I       96001       — 


—    901 


Bezeichnung  der  Anstalt 


Gesamt- 
ausgaben 


DaTOB  ent- 

faUen  auf 

BeBolduoflea 

(einschl. 

WohnoBga- 

geld. 

ZBMhttSSe) 

and  BOBstiga 
YenrAinnffeB 
farUBterncht 


Davon  werden  gedeckt 


aus  Staatsfonds 


») 

rennftge 

recht!. 

Ver- 

pflich- 

tUBg 

Ji 


b) 

durch 

Be- 

dflrfhia- 

zasehuTs 

M 


aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 


aus 
eigenem 

Er- 
werbe 


aus 

Ge- 
meinde- 
mitteln 


aus 

Stif- 

tungs- 

fonds 

Ji 


Jülich 

Linz 

St.  Wendel 

35582 
42014 
38545 

e)  BheinproTinz. 

31660         — 
35  231         — 
33635      2400 

18291 
25139 
26275 

110 

2205 

156 

9181 
9450 
8364 

8000 
5200 
1350 

20 

Summe  e: 

116 141 

100526 

2400 

69705 

2  471 

26995 

14550 

20 

Summe  1     ... 

497  910 

421323 

2400 

296287 

4  679 

120214 

50408 

23971 

1 

2 
3 


1 
2 
3 


1 
2 
3 


1 
2 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 


Von  anderen  zu  anterhaltende,  vom  Staate  zu  unterstützende  und  auMchliefisllch 

von  anderen  zu  unterhaltende  Anstalten. 


1  I   Lötzen 


a)  Prorinz  Ostpreufseii* 

I      54050  I      41276  |      —     |    21050  |   2566   |    14334 

b)  ProTinc  Brandenburg  und  Berlin. 


Forst .    . 
Rixdorf  .    . 
Zehlendorf 


Summe  b: 


55650  I      42160  |      — 

▼erbuBdeB  mit  Bealachule 


33072 


26320 


12150 


Lauenburg 
Pasewalk 
Schlawe  . 


Summe  c 


88  722  68480         —          12150 

c)  Prorinz  Pommern. 

56500  45780         —         19050 

43500  32180         --         13000 

39515  33210         —         14950 


1200 


14065 
17880 


1200  I    31945 


16 100  I     — 

28235 
15192 


43427        — 


139  515 


111 170 


47  000 


1086 
199 


1285 


12110 

12920 

9530 


24254 
15220 
14  776 


1  I   Genthin | 

1  I   Neumünster(m.Realprog.)   | 


Münden  . 
Northeim 


e)  Prorinz  Sachsen. 

39874  I      84080  1      —     |      9  750 

f)  Prorinz  Schleswig-Holstein. 

60669  I      53520  |      —     |    18900 

g)  Prorinz  Hannorer. 


Summe  g: 


48220 
89  725 


87  945 


40750 
36  550 


77  300 


11300 
9900 


21200 


530 
150 


680 


5900 
13395 


19860 
11562 


15  780 
14948 


31422      30728 


2360 
60 


34560  I    54250  |   2420 


Frankenstein 

Sprottau 

Striegau 

d 

40724 
41975 
41850 

1  Prorinz 

30480 
36036 
35300 

Schlesic 

)n. 

5  750 
7000 
8950 

697 
325 
273 

10869 
7642 
9180 

23255 
27008 
23  288 

153 
159 

Summe  d: 

124549 

101 816 

— 

21700 

1295 

27  691 

73551 

312 

24224  I     — 


28374  I     — 


750 
3165 


Altena 

Bocholt 

Dorsten 

Lüdenscheid  (m.  Realsch.) 

Kietberg 

Schwelm  (mit  Realschule) 
Wattenscheid 


h)  Prorinz  Westfalen. 


Summe  h: 


51677 
39  244 
37  270 
72478 
34906 
62277 
50307 


348159 


41810 

-~ 

11400 

127 

11778 

27  777 

33295 

— 

9100 

36 

9627 

17  683 

27420 

—           6000 

161 

8223 

22840 

52390 

—     ,    12  650 

845 

21325 

35918 

29519 

—         16150 

755 

5904 

11230 

51080 

^ 

12  000 

601 

17149 

82527 

40840 

— 

13100 

950 

16670 

19587 

276354 

— 

80400 

3475 

90676 

167  562 

3915 


595 

2798 

46 

1740 

867 


6046 


902    — 


Bezeichnung  der  Anstalt 

Gesamt- 
ausgaben 

Davon  eni> 

fkllen  aaf 

Besoldnnren 

(einschl. 

Wohnnnffs- 
g«ld- 

znschüsse) 
und  sonstige 
Yerrfitunffen 
fbr  Unterncht 

Davon  werden  gedeckt 

t  ^ 

aus  Staatsfonds 

aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 

Ji 

aus 
eigenem 

Er- 
werbe 

Ji 

1 

a 

») 

yermAffe 

reehtl. 

Ver- 

pflioh- 

tnng 

Ji 

1>) 
durch 

Be- 

dflrfnis- 

zuschnrs 

aus         &s* 
Ge-         St! 
meinde- ,  tnsfr 
mittein  '  foLi> 

1 

2 
3 
4 


1 

2 

8 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

18 

14 

15 

16 

17 

18 

19 


Höchst  a.  M. 
Hofgeismar 
Homburg  y.  d. 

schule)    . 
Limburg     . 

Andernach 

Boppard 

Brühl 

Cöln-Ehrenfeld  .... 

Düren 

Eschweiler  (m.  Realprog.) 

Eupen 

Euskirchen 

Grevenbroich 

Kalk 

Malmedy 

Neunkirchen 

Rheinbach 

Kheydt 

Saarlouis 

Solingen 

Steele 

Viersen  (mit  Realprog.)  . 
Wipperfürth 

Summe  k: 
Summe  2.    .    .    . 


i)  Provinz  Hessen-Nassau. 

Realschule) 

59828  1      55840  |      - 

Terbnnden  mit  Realprogymnasium 

20450 

873 

22039 

16  461 

j 

— 

85550 

84295 

— 

17050 

280 

8740 

9480  1 

— 

H.  (m.  Real- 

t 

85  569 

78225 

15450 

20880 

49229 

10 

yerbunden  mit  Realpronrmnasinm 

Summe  i: 

180442 

162860 

— 

52950 

658 

51659 

75170 

10 

36  710 
86  539 
38  625 
60000 

verbunden 

58983 
48493 
38  778 
88629 
39651 
35520 
46112 
38720 

verbunden 

37  083 

verbunden 

40000 
47070 
81456 


k)  Bheinprovinz, 

29696 
82760 
35506 
58540 

mit  Realprogymnasium 

47  800 
40180 
32790 
84190 
82  229 
28955 
89185 
34970 

mit  Oberrealsohule 

I      28220  I 

mit  Realschule 
85  610 
48470 
25161 


667  819 


574  262 


12300 

11200 

5800 


9450 

16050 

9450 

4000 

18150 

4000 

18100 

11000 


6450 
15000 


5794 
568 


592 
233 
577 


1849 
305 
869 


684 


185950 


11466 


7880 

7167 

8740 

28420 

15598 
14051 

9822 
18950 
12890 

6108 
18479 
14625 

17650 

15120 

13767 

6155 


11285 
17588 


28308 
16823 
18928 
17679 
27  261 

9009 
23633 

8890 

7  514 

24880 

26781 

8117 


204417 


21 


24085       - 
36580       - 


35 

im 

410 
1800 


122 
1500 


307261      8224 


1  791  244 


1  501 118 


421050 


22620 


505  999 


820  647 


20927 


1 
2 
3 


III.  ÖfTentliche  Realgymnasien. 

1«  Tom  Staate  zu  unterhaltende  Anstalten« 

a)  Provinz  Ostpreufsen. 

Insterburg 

Königsberg,  Rg.  a.d.Burg 


Tilsit 


Summe  a: 


verbunden  mit  Gymnasium 


90718 
82800 


178518 


79108 
75394 


154497 


53  967 
42120 


96  087 


8096 
197 


8293 


28500 
80483 


58983       10000 


1  I  Thorn I 

1  I  Berlin,  Kais.  Wilh.-Realg.  1 

2  I  Perleberg | 

1  I  Colberg | 


b)  Provinz  WestpreuDsen« 

verbunden  mit  Gymnasium  | 

o)  Provinz  Brandenburg. 

vgl.  Friedrich  Wilhelms-Gymnasium 

62680  I      57265  |      —      |   32880 
d)  Provinz  Pommern. 

verbunden  mit  Gymnasium 


320       11880 


18100 


I 


150 


10000       - 


150 


—    903    — 


Bezeiclinung  der  Anstalt 

Gesamt- 
ausgaben 

DftTon  ent- 

&Uen  auf 

Besoldungen 

(einsehi. 

Wohnungs- 
geld. 

suschftsse) 

und  sonstige 

Vervfltungen 

fAr  Unterricht 

Davon  werden  gedeckt 

aus  Staatsfonds 

aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 

aus 
eigenem 

Er- 
werbe 

UV 

aus 

Ge- 
meinde- 
mitteln 

S 

») 

TermAge 

recht!. 

Yer- 

pflieh> 

tung 

Ji 

b) 
durch 
Be- 
dürfnis- 
suschufs 

Ji 

aus 
Stif- 
tungs- 
fonds 

1 

2 


1 
2 


1 
2 


2 
3 


1 
1 


3 


1 
1 


2 

3 
4 
5 


Bromberg 

Posen,  Bergersches  Rg.  . 

Summe  e: 

Reichenbach 
Tamowitz  . 

Erfurt    .    . 

Flensburg  . 
Rendsburg . 


e)  ProTinz  Posen. 

107  550        99  114 
137  950       124816 


245  500 


223  930 


44113 

64818 


108  931 


201 
314 


45236 
52818 


18000 
20000 


515      98054  I    38000       — 


f )  ProTinz  Schlesien. 


62095 
61600 

54470 
52845 

—  1   38955 

—  .   34140 

751 
1956 

19452 
18  504 

1  200      1  737 
7000  '     — 

Summe  f : 

123695 

107315 

—         73  095 

2707 

37  956 

8200      1737 

g)  Provinz  Sachsen. 

I     103000  I      93313  |      —      |   45760 

h)  Provinz  Schleswig-Holstein. 

I    verbunden  mit  Gymnasium 
desgl. 

i)  Provinz  Hannover. 


102  I    42138  I    15000  |     - 


Hildesheim,  Andreas-Rg. 

(mit  Realschule)  .    .    . 

Leer  (mit  Gymn.)    .    .    . 

Osnabrück  (m.  Realsch.). 

78  570 
80380 
79470 

70365 
73930 
70  784 

2 

38350 
38  066 
29  059 

44 

39 

401 

40176 
26028 
35000 

14  610 
15010 

1635 

Summe  i: 

238420 

215  079 

2 

105475 

484 

101204 

29  620 

1635 

Wiesbaden 


Trier 


k)  Provinz  Hessen-Nassan. 
I       91650  I      76834  |      —      |   35800 

1)  Bheinprovinz. 

Terbunden  mit  dem  Kaiser  Wilhelms-Oymnasinm 


363  I    33300  |       —      |  22 187 


Summe  1 .    .    .    . 


1038458       928233 


497  528 


12784 


383  515 


118  920 


25709 


2.  Tom  Staate  und  von  anderen  gemeinschaftlich  zu  unterhaltende  Anstalten. 

Provinz  Westfalen. 

Bielefeld |    Terbunden  mit  Gymnasium  I  I  I  I  I 


Ton  anderen  zu  unterhaltende,  Tom  Staate  zu  unterstützende  und  ausschliellslich 

▼on  anderen  zu  unterhaltende  Anstalten. 


Königsberg,  Stadt.  Rg. 


a)  Provinz  Ostprenfsen. 

I   87  593  I   77  230  |   — 


—   I  1328  I  38280  |  47  003 


982 


Danzig 


Berlin,  Die  von  der  Stadt- 
gemeinde unterhalten 
Realgymnasien 

Brandenburg  .    . 

Charlottenburg  . 

Frankfurt  a.  0.  . 

Potsdam.    .    .    . 


Summe  c 


b)  Provinz  Westpreofsen. 

I       98833  I      92352   |      —      |      — 

c)  Provinz  Brandenburg. 


▼gl.  Oymnaeien 


I      —     I    28640  i    70193 


98925 
161 181 
115864 

76  790 


86  235 

19  000 

2002 

33448 

42365 

131444 

— 

39 

85  652 

75490 

104  734 

7  000 

3887 

45838 

58252 

70923 

— 

13000 

1085 

24293 

38412 

2110 

887 


I     452  760  I    393  336  |      ~ 


39  000 


7013  I  189281  I  214519  |   2997 


—    904    — 


s 
a 


Bezeichnung  der  Anstalt 


Gesamt- 
ausgaben 


DaTon  ent- 
fallen auf 
Besoldnncen 

(einseU. 
Wohnongs- 

geld- 

snseliaese) 

nnd  eonstife 

Venrttanffen 

fttr  Unterricht 


Davon  werden  gedeckt 


aus  Staatsfonds 


») 

vermtee 
rachtl. 
Ver- 
pflich- 
tung 


b) 

durch 

Be- 

d&rfbis- 

XUBChuft 


aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 


aus 
eigenem 

werbe 


aus      I    ssi 
Ge-  Stä- 

meinde-  i  tuig^ 
mitteln  I  fo£i- 


1 
2 
8 


1 
2 
8 
4 
5 
6 


1 
2 
8 


1 
2 
8 

4 
5 
6 
7 
8 


1 
2 
8 
4 

5 
6 
7 

8 


1 
2 
8 


Stettin,  Friedr.  Wilh.-Rg. 

„       Schiller-Rg.     .    . 

Stralsund 


Summe  d: 


Breslau,  Rg.  z.  heil.  Geist 
„       Rg.  Am  Zwinger 

Görlitz 

Grünberg   

Landeshut 

Keisse    . 

Summe  e: 

Halberstadt 

Magdeburg,  Rg. .... 
„        Guerickeschnle 

Summe  f : 


d)  Prorlnz  Pommern. 

125999        105608 
122921         98840 
85945         77190         —         16100 


884865 


276688 


16100 


4928 
1865 


6298 


54886 
82615 
26285 


168286 


667a5  i 
38  941  j 
43560 


149  236        — 


e)  ProTinz  Schlesien. 

148860  I 
150258 


62698 
58815 
60666 


475  798 


111477 

1   - 

— . 

968 

48670 

122  756  1   - 

— 

5626 

68788 

.  Bealaehule 

56495 

10200 

8870 

24870 

40580 

15000 

7  572 

14082 

58595 

— 

6800 

886 

16864 

884858 

81500 

18417 

162  719 

103640 
80233 

24188 
16  146 
86350 


120 
767 


260  507       2649 


f )  Prorlnz  Sacligen« 


101872   I      79  000   I 
181050  I    138850  I 

verbunden  mit  Oberrealsohnle 


282422  I    217  850  |      ~ 


18800 


18800 


80550  !  56  972    böO 
87  800   93  750    — 

I 


117850     150722 


.550 


1  I  Altena  (mit  Realschule)  . 


g)  Provinz  Schleswig-Holstein« 

I    186  220  I    126160  I      —      |      —      | 


—     I    95000  I    41220  I     — 


Celle  (mit  Realschule) 
Goslar  (mit  Gymn.).    .    . 

Hannover,  Rg 

„  Leibnizschule 

Harburg  (mit  Realschule) 

Lüneburg 

Osterode 

Quakenbrück 

Summe  h: 

Dortmund 

Hagen  (mit  Gymn.) .  .  . 
Iserlohn  (mit  Realschule) 
Lippstadt  (mit  Realschule) 

Münster 

Schalke 

Siegen 

Witten  (mit  Realschule) . 

Summe  i: 


v/aS86i      ...•■.. 

Frankf.  a.  M.,  Mustersch. 
„         Wöhlerschule 


h)  Prorinz  Hannorer. 

57  020         51 140         — 
107  140         88  970 

150888  114180 
118457         99530 

86  970         69  090 


rerbunden  mit  Gymnasium 


52  740 
46  852 


620017 


46400 
41400 


i) 


108  735 
185128 
95025 
71861 
82  708 
62524 
86  290 
77000 


718  766 


505  710 

Provinz 

91961 
116  712 
81780 
61190 
70524 
58390 
68  970 
56160 


12  500 
5800 


20  600 

19  200 
15  500 


8677 
8280 

944 

881 
251 


—    73600  13488 


11180 
50030 
69150 
77  750 
30896 

20046 
13608 


Westfalen. 


600687 


15  600 
18300 
17900 

8800 
18  500 


155 

949 

5829 

4904 

788 

600 

1914 

310 


272  610 


46750 
56651 
35431 
16816 
44340 
23919 
32855 
21500 


33390 
19560 

78458 
40707 
27870 


230T3 


6660 


11184      1929 
11868      5625 


223  037    37  287 


55230 
61923 
34  615 
28541 
87  060 
29205 
81486 
54850 


1600 

850 

3  700 

520 

1535 
340 


79100     15449     277762  I  332910      8545 


k)  Provinz  Hessen-Nassan. 


Summe  k: 


146  970 
104630 
194025 


445  625 


138  812 

90810 

181 075 


410  197 


57500 
53000 
99000 


89470 
50330 
93  725 


1300 
1800 


209500     233525  i   2600 


905    — 


B 

B 

5z; 


Bezeichnung  der  Anstalt 


Gesamt- 
ausgaben 


Ji 


DaTon  ent- 
fallen anf 
Besoldangen 

(einsehl. 
Wohnangs- 

geld. 

zneohOase) 

nnd  Booatife 

Yergfitungen 

fftr  Untenicbt 

Ji 


DaYon  werden  gedeckt 


aus  Staatsfonds 


») 

yermdge 

reclitf. 

Yer- 

pflich- 

tung 


durch 

Be- 

dürfnis- 

znschnfs 


aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 


aus 
eigenem 

werbe 


aus 

Ge- 
meinde- 
mitteln 


aus 
Stif- 
tungs- 
fonds 

Ji 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 


Aachen 

Barmen  (m.  Realschule). 

Coblenz 

Cöln 

Crefeld 

Duisburg 

Düsseldorf 

Elberfeld 

Essen 

Ruhrort . 

Summe  1: 
Summe  8 .    .    .    . 


1)  BheinproYlnz« 

100  aSO         87  347 
98602         89006 

76  842         68  906 

Terbnnden  mit  Gymnaainm 

87000  1   75658  1 
89885  I   79550  I 

▼erbnnden  mit  Gymnasium 

148  250   125  695 
91 800    78 112 

77  997    59  020 


770406 


668294 


14568 


16  200 


80768 


8856 


37  506 
47122 
25632 

48000 
42495 

51800 
83240 
25829 


3856 


311124 


59385 
50709 
36621 

34284 
46310 

94600 
57  652 
32612 


3189 

771 

21 

4716 
1080 

1850 
908 


412  173 


12485 


4418300 


3  748  307 


238368 


65839 


1 865  952 


2135045 


68095 


1 
2 
8 


Biedenkopf 
Culm .  .  . 
Neuwied     . 


IV.  öffentliche  Realprogymnasien. 

1.  Tom  Staate  zu  unterhaltende  Anstalten. 


82  515  1       30016  1 
47  745  I       41 925  | 

Terbnnden  mit  Oymnasinm 


23605 
86695 


6 
4186 


5904 
5864 


3000 
1000 


Summe  1. 


80260 


71 941        — 


60300 


4192 


11768 


4000 


2.  Von  anderen  zu  unterhaltende,  vom  Staate  zu  unterstützende  und  ausschließlich 

Ton  anderen  zu  unterhaltende  Anstalten. 


a)  ProYinz  Ostpreuflseii. 
1|  Pillau I       87360}      31470  |      —      |   22300  |     1260  1       6^12 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 


1 
2 
3 
4 
5 


7298 


Forst .  .  . 
HaYolberg  . 
Luckenwalde 
Nauen  .  . 
Rathenow  . 
Spremberg  . 
W riezen .    . 


Summe  b 


Greifswald 
Stargard 
Stolp  .    . 
Wolgast . 
Wollin    . 


b)  ProYinz  Brandenburg. 

verbunden  mit  Prog^mnasinm 


44500 
43208 
50448 
65  600 
49400 
49  785 


802936 


37  650 
88  645 
40775 
54410 
40  365 
88400 


250  245    — 


inm 

15450 

2381 

6894 

19  775 

— 

11450 

.— 

11328 

20425 

— 

14650 

427 

9352 

26  019 

— 

14200 

2748 

23017 

25  689 

— 

8700 

— 

10765 

29890 

19350 

302 

7  298 

22800 

— 

88  800 

5853 

68654 

144548 

c)  ProYinz  Pommern. 

▼erbnnden  mit  Gymnasinm 

66872  I       56680  I      — 

▼erbnnden  mit  Gjmnasinm 

42650  1       87  200  1      — 
37444         81860        - 


Summe  c:    |     146  966  |     125 190  |      -^ 


9450 

12 

22231 

84972 

16950 
16  750 

881 
340 

11209 
8191 

14110 
12163 

48150 

783 

41631 

61245 

1  I  Ratibor 


d)  ProTinz  Schlesien. 

I       40740  1       86135  1      —      |     2900 


90 


45 
85 


81 


207 


207 


^     I     14  2011     205121   3127 


u 

S 
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Bezeichnung  der  Anstalt 


Gresamt- 
ansgaben 


DftTOB   «Bt- 

fftUen  anf 
BMoldnnnn 

(eiBMhl. 
Wobnangs- 

geld- 

snsehflsse) 

and  sonstige 

Yenrttnnfen 

fftr  Untomclit 

Ji 


Davon  werden  gedeckt 


aus  Staatsfonds 


reimAn 

rMhtf. 

Var- 

pflieh- 

tnng 

Ji 


b) 

dnreb 

Be- 

dflrftai*- 

sosdiaCs 


aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 


aus 
eigenem 

Er- 
werbe 

Ji 


aas  11 

Gc-  ^: 

meinde-  t-i; 

mitteln  m. 


1 
2 
3 

4 


1 
2 

3 


1 
2 
3 

4 


1 
2 
3 


1 
2 
3 

4 
5 
6 


Delitzsch 
Eilenbure  . 
Langensalza 
Mühlhausen 


Summe  e: 


Marne  .  . 
Neumünster 
Oldesloe     . 


Summe  f : 


Einbeck . 
Hameln  . 
Papenburg 
Uelzen    . 


Summe  g: 


Höchst  a.  M.  (mit  Prog.) 

Oberlahnstein 

Limburg  (mit  Prog.)    .    . 


Summe  h: 


Düren  .  . 
Eschweiler 
Langenberg 
Oberhausen 
Remscheid . 
Viersen  .    . 


Summe  i: 


e)  ProTim  Sachsen. 

46133  37  550  —  9000 

40601  35750  —  9450 

42645  32250  —  l    13150 

13360  6980  --  1     3000 


141739 


112  530 


—         34600 


2050 


9600  i  24483 

7900  I  23251 

9600  19895 

2940  7420 


2050  I    30040  I    75049 


f )  ProTÜiz  Schleswig-Holstein. 


38027  I      32140  I      — 

Terbnnden  mit  Progymnasiom 


46  612 


84639 


39  970 


72110 


9050 
12450 


2580 
245 


—      t   21500      2825 


6030 
11947 


g)  Prorins  HnnnoTer. 

35690  I      30440  |      — 

▼erbnnden  mit  GjmnMiun 


35  090 
38720 


109  500 


29160 
34395 


93995 


10950 

12000 
11200 


563 


1204 


10412 

8206 
16512 


—      I   34150 


1767       35180 


h)  ProTinc  Hessen-Nassan. 


92000 
39200 
51660 


182860 


▼•rbnnden 
verbanden 

33700 
59285 
59  500 

▼erbnnden 


68460 
34450 
47  560 


150470 


12450 
16  500 


'     53 

750 

2295 


29896 
11380 
16621 


i)  RheinproTlnz, 

mit  Oberrealscbnle 
mit  Progymnasiam 

28750 
39430 
49300 

mit  Progymnasiam 


Snmme  2 


152485 


1199225 


117480 


989625 


4800 
9  500 


14300 


6334 
1020 


7355 


285650 


24941 


8482 
13290 
28000 


18^1  ^^ 
20419    l^J 


17977  '    88686    J? 


V<! 


10810  ^i^ 

13084  I^'J 

9804  ^ 

3869S  4:V. 


-         28950       3098       57 897  |   92770 


13840     '^ 
28465    3ilc>? 


49712  '    77840    ^^ 
551646  1'^'^- 


321654 


V.  Oberreal8Chulen. 

1.  Tom  Staate  zu  nnterhaltende  Anstalten. 

1|   Saarbrücken |       85  720  |      76806  |      —      |   20220  |       407  |    46448  i     8950^'^* 

2.  Vom  Staate  und  von  anderen  gemeinBchaftllch  zu  unterhaltende  AuBtalt^^* 
1|   Gleiwitz I       74867  1      61989  |      —      |   22148  |       786  |    27135,   221481-'^ 

3.  Ton  anderen  zu  unterhaltende,  vom  Staate  zu  unterstützende  und  anssebliei» 

von  anderen  zu  unterhaltende  Anstalten. 

a)  ProTinz  Westprenllsen.  ,.^ 

1|  Elbing I       85596  1      70380  |      -      |   23500  |         15  |    26788  |   30159  P^^ 


—    907    — 


Bezeichnung  der  Anstalt 

Gesamt- 
ausgaben 

Davon  ent- 
fallen auf 
Beeoldnngen 

(einechi. 
Wohnonge- 

geld- 

znsehasee) 

nnd  sonstige 

Vergfltnngen 

fftr  Unterricht 

Ji 

Davon  werden  gedeckt 

«-^ 

aus  Staatsfonds 

aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 

Ji 

aus 
eigenem 

werbe 
Ji 

aus 

Ge- 
meinde- 
mitteln 

Ji 

(3> 

a> 
vermAge 
recht!. 
Ver- 
pflich- 
tung 

b) 
'  durch 

Be- 
darfnis- 
zuschufs 

aus 

Stif- 

tungs- 

fonds 

Ji 

1 

2 
3 
4 

5 


1 
2 

3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 
11 


Berlin,  Die  von  der  Stadt- 

Semeinde    unterhalten, 
'berrealschulen  .    .    . 
Charlottenburg  .... 


I 


1  I  Breslau 


1 
2 

8 

4 


b)  Provinz  Brandenbnrir* 

vgl.  Gymnasien 

142812  I     119804 

c)  Provins  Schlesien« 


67404 


75408 


I     128944  I     116105  |      —     |    26900  | 
d)  Provinz  Sachsen« 


559  I     580511     434341     — 


Halberstadt 

79  756 

60450 

— 

20848 

— 

26700 

27158 

5050 

Halle,  Oberr.  d.  Francke- 

schen  Stiftungen 

79  200 

69877 

— . 

20900 

1705 

37443 

19152 

9      Städtische  Oberr. 

116382 

104122 

— 

105 

59740 

56536 

Magdeburg,  Guerickesch. 
(mit  Realg.) 

171800 

155  500 

— 

— 

123200 

48600 

— 

Weiftenfels 

60351 

49390 

— 

13150 

1800 

16400 

29001 

— 

Summe  d: 

507489 

439339 

— 

54898 

3610 

263483 

161295 

24  202 

e)  Provinz  Sclileswig-Holstein. 


1  I   Flensburg 

2  Kiel    .    . 


Summe  e: 


131 415 
119  955 


251 370 


98985 
99  681 


198666 


1050 


60800 
64000 


1050      124800 


51115 
54905 


19  500 


106  020   19  500 


1  I  Hannover 
1  I   Bochum. 


f )  Provinz  Hannover. 
125384  1       98990  1      —     | 

g)  Provinz  Westfalen. 

84  550  I       77  790  |      — 


—      I    1004  I     690001     553791     — 


Cassel 

Frankf.  a.  M.,  Klingersch. 

Hanau 

Marburi 


h)  Provinz  Hessen-yassau. 


Wiesbaden 


Ire 
aac 


Summe  h: 


123850 
163955 
116486 
68520 
130  963 


Aachen 

Barmen  -Wupperfeld 

Bonn 

Cöln 

Crefeld 

Düren 

Düsseldorf.    .    .    . 
Elberfeld    .... 

Essen 

M.-Gladbach   .    .    . 
Rheydt  (mit  Prog.). 


603  774 


105050 
86855 

verbunden 

140  500 

112  000 

68  633 

88310 

144415 

115555 

82216 

93710 


—  I  544951  300551  — 


3174 
1800 
7088 


113537 

— 

57  926 

62750 

147  255 

— 

_ 

— 

75000 

87  655 

95  845 

— 

— . 

684 

51714 

57  000 

48140 

7  500 

90 

22330 

38600 

120423 

— 

— 

66500 

64463 

525  200 

7500 

774 

273470 

310468 

Summe  i: 


Sunme  8 


i)  Bheinprovinz. 

I       88710  I      — 
I       79265  I      — 

mit  Gymnasium 

115815 
101830 

48350 

75411 
124320 
100462 

71670 

74280 


1037  244 


2  967 163 


880113 


14  700        — 


21000 
13  500 
11500 

16000 

6000 
8000 




44035 

46  315  1 

— 

41860 

44995 

1099 

53356 

65  045 

175 

63000 

35325 

36114 

18727 

— 

__ 

47  700 

40610 

199 

32199 

95  615 

— 

70  660 

44479 

— . 

30044 

45  216 

32250 

52  985 

—         2292 

402 
416 
956 
525 


—         90700     37  587 


2526387         -     1205498^44599 


433831 


1 371 822 


470535 


1 282  753 


4591 


64989 


9 


ES 


Bezeichnung  der  Anstalt 


Gesamt- 
auBgaben 


—    908    — 


Davon  eni- 

fUleii  auf 

BMoldnncen 

(einseU. 

Wohnuig»- 
geld- 

xosehftM«) 

ond  BonttifB 

Yerratiiii|«a 

fftrUnterneht 


Ji 


DaTon  werden  gedeckt 


aus  Staatsfonds 


TermftM 

TMbtf. 

Ver- 

pflieli- 

tuig 


b) 

doroh 

Be- 

dOrteU- 

znackiifs 


aus 
eigenem 

Ver- 
mögen 


aus 
eigenem 

werbe 


aus      I    ac: 

Ge-      1    Stj- 

meinde-    tncr 

mitteln     fon«! 

I 

Off  JL 


1 

2 

8 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 


Dirschau  .  . 
Hechingen  .  . 
Hildesheim  . 
Königshütte  . 
Landsberg  a.  W. 
Minden  ... 
Osnabrück .  . 
Ottemdorf .  . 
Schleswig  .  . 
Sonderburg  . 
Suhl  .... 
Wesel    .    .    . 


VI.  Realschuleir. 

1.  Vom  Staate  zu  unterhaltende  Anstalten. 


51199  1       45080  1 
87782  1       82600  I      • 

rerbimdeii  mit  BealgymuMium 
Terbnndeii  mit  GjmnasiQm 
▼•rbunden  mit  Ojmnasiiuii 
TArbimdeii  mit  Gymnasium 
verbünden  mit  Bealgymnaeinm 

85490  I       29960  |      • 

▼erblinden  mit  Gymnasium 

40070  1   86155  1   - 
5800  I    8705  I   • 

verbunden  mit  Gymnasium 


25449 
25  622 


16406 

22678 
2400 


184 
848 


587 
586 


17566 
6696 


5451 

4861 
2400 


8000        - 
4400         171 


450     1264<^ 

9  500  '    80C>i> 
1000        - 


Summe  1 


170291        147  450 


r^ 


92  550 


2100 


86474 


23350  115817 


2.  Ton  anderen  zu  unterhaltende,  vom  Staate  zu  unterstützende  und  auBschliefslieli 

▼on  anderen  zu  unterhaltende  Anstalten. 


1 
2 

8 

4 
5 


1 

m\ 

14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 
22 
28 
24 
25 


a)  ProTinz  Ostprenfsen. 


1  I  Oumbinnen. 

2  I  Königsberg  i.  Pr 


■        .        .        .        * 

Pr.   .    .    . 

51580 
59500 

43627 
52451 

... 

12600 

2816 
12 

21001 
29168 

15  582 
30320 

:      80 

Summe  a: 

111080 

96078 

— 

12600 

2328 

50169 

45  902 

80 

Danzig,  St  Petrischule  . 

Graudenz    

Jenkau 

Riesenburg 

Tiegenhof 

b)  ] 

112012 
66569 
51999 
88360 
33125 

ProTinz  If 

106875 
53980 
25  675 
29  945 
27110 

estpreni 

rsen. 

16500 

22  700 
10700 

825 
156 

Iso 

75 

54600 

88444 

16051 

7  910 

8805 

50087 
11469 

12045 

7000 

85948 

7500 
1500 

Summe  b:    1 

802065 

248035 

— 

49900 

806 

125810 

78601 

51948 

c)  ProTinz  Brandenbnrir  lu^^  Berlin. 


Amswalde 

Berlin,  12  Realschulen   . 
Charlottenbnrg  .    .    .    . 

Gottbus 

Guben 

Köpenick 

Krossen 

Gr.  Lichterfelde.    .    .    . 

Lübben  

Potsdam 

Rixdorf  (mit  Prog.)     .    . 

Schöneberg 

Steglitz 

Wittenberge 

Summe  c: 


89640 
1 102  783 

verbunden  mit 

70800  I 

verbunden  mit 

47  988 
44685 
55556 
45880 
68140 
31720 
88828 
70971 
80820 


1686711 


23116  I 
967  118  I 

Gymnasium 

60240  I 

Gymnasium 

87  590 
85760 
43462 
86040 
57  851 
24070 
66985 
57  420 
26140 


1485742 


72 


8500 


12000 


9950 

14800 
18000 


704 
12588 

1144 


1080 
279 

1461 
847 


226 


72  I  52750  I  17  779 


18748 
398000 

41506 

23862 
5  717 
86490 
8849 
17586 
14400 
63210 
85676 
18250 


681794 


16688  ,  — 
692245  I  - 

15650  I  — 


23111 
27  818 
18  787 
20952 
32208 
17320 
20  618 
85069 
12570 


1014 
569 

197 


982586 


1780 


—    909    — 


Bezeichnung  der  Anstalt 

Gesamt- 
ausgaben 

Davon  ent- 
fallen auf 
Beeoldiinffen 

(einflchl. 
Wohnanffs- 

geld. 

siuchftsee) 

und  sonstige 

Yerglktangen 

fQrUnternclit 

Davon  werden  gedeckt 

aus  Staatsfonds 

aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 

Ji 

aus 
eigenem 

werbe 

aus 

Ge- 
meinde- 
mitteln 

Ji 

Od 

») 

▼ermAoe 
neha. 

Vei^ 
pflieh- 

tnng 

durch 

Be- 

dflrfniB- 

soschufls 

aus 
Stif- 
tungs- 
fonds 

Ji 

1 

2 
3 

4 
5 
6 

7 
8 
9 


1 
2 

3 
4 

5 
6 

7 
8 
9 


Beuthen 

Breslau,  Evangel.  R.  I    . 

„       Evangel.  B.  II  . 

.       Kathol.  R.    .    . 

FreiDurg 

Görlitz  (mit  Realg.)    .    . 

Kattowitz 

Liegnitz 

Löwenberg 

Summe  d: 


Bitterfeld 

Eisleben 

Erfurt 

Gardelegen  .... 
Magdeburg  .... 
Naumburg  a.  S. .  .  . 
Oschersleben  .... 
Quedlinburg  .... 
Schönebeck    .    .    .    . 

Summe  e 


d)  ProTinz  Schlesien. 

22  781  17  274 

106  392  85  631 

95064  79  211 

84  363  75  766 

37  955  32870    —    6450 

108175  103522 

21 533  15  407 

72  100  62  055 

34132  81310    —    7  950 


582495 


502546  I      -     I    14400 


46800 
48046 
60600 
44  750 
60000 
45500 
40650 
40800 
42800 


e)  ProTinz  Sachsen 

36300 
40220 
51100 
27100 
52100 
33745 
31725 
31300 
37  500 


429946 


341090 




16009 

6  772 

^ 

161 

51398 

54622 

210 

— 

38353 

56  604 

107 

_ 

32  690 

51678 

170 

9  996 

21182 

157 

— 

61442 

46537 

197 

.^ 

13598 

7  935 

— 

^_ 

32  592 

39  230 

278 

1919 

6533 

17  730 

2250 

262611 

302285 

949 

5000 

180 

21775 

19845 

— 

10  600 

— . 

17  400 

20046 

— 

_^ 

30200 

30400 

— 

8950 

590 

13  740 

20080 

1390 

— 

— i 

29200 

30800 

8300 

1400 

13300 

22500 

4000 

107 

14547 

21996 

_ 

15200 

25  600 

— 

7  500 

100 

12200 

23000 

— 

44350 

2  377 

167  562 

214267 

1390 

f)  Proyinz  Schleswig-Holstein. 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 


1 
2 

3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 
11 


Altona 

Blaukenese 

Elmshorn 

Itzehoe 

Kiel 

Lauenburg 

Ottensen 

Segeberg    

Wandsbeck 

Summe  f : 


Buxtehude 

Celle 

Emden 

Geestemünde 

Göttingen 

Hannover,  1.  Realsch.    . 

n  "•         rt  •      • 

n  **•         jj  •     • 

Harburg 

Linden  

Feine.    . 

Summe  g: 


verbunden  mit  Bealgymnasinm 


48430 
52245 
45986 
44663 
33000 
73  210 
15  300 


31540 
32  205 
40120 
33554 
23870 
67  020 
13880 


verbunden  mit  Gymnasium 


12150 
2530 


1794 


312834  I    242189  I      —     |    16474 


g)  Proyinz  Hannorer. 


88620  I 

verbunden  mit 

35610 
45980 
40340 
78886 
66575 
13641 

verbunden  mit 

4  760 

45  500 


369  912 


29500  I      - 

Realgymnasium 

29330 
33135 
34  670 
67  660 
56550 
11150 

Realgymnasium 

3410  I   - 

29  380 


294  785  I   ^ 


11200 

6000 
15  200 


3000 


790 
1462 


2252 


29000 

19430 

_ 

22550 

29695 

— 

9  598 

23448 

— 

23000 

21663 

— 

3402 

3100 

22506 

51000 

22210 

— 

720 

12786 

■^^^ 

139  270 

132332 

22506 

35400 


2673 

7170 

15500 

2  077 

300 

1027 

10 

50 

12502 
15  787 
21090 
43250 
40400 
12150 

16808 
13966 
19240 
35  586 
26175 
1491 

— 

4760 
13908 

28592 

___ 

4060 

171 017 

157  358 

2077 

—     910    — 


Bezeichnung  der  Anstalt 

Gesamt- 
ausgaben 

ja 

Davon  ent- 
fallen auf 
Besoldnncen 
(einBchl. 
Wobnungs- 

geld- 

sosekftsBe) 

und  sonstige 

YeTfütungen 

fftr  Unterricht 

Ji 

DaTon  werden  gedeckt 

U4 

aus  Staatsfonds 

aus 

eigenem 

Ver- 

mögen 

aus 
eigenem 

Er- 
werbe 

Ji 

1 

1 

9 

>5 

TermAce 

veehtl. 

Verw 

pflich- 

tnng 

dnnh 

Be- 

dftrfhis- 

snsehnfs 

ans 

Ge- 
meinde- 
mitteln 

Sd:- 

tUD?- 

fOD'i: 

1 

Bielefeld    . 

2 

Dortmund  . 

3 

Geyelsberg . 

4 

Hagen    .    . 

5 

Herford .    . 

6 

Iserlohn 

7 

Lippstadt   . 
Lüdenscheid 

8 

9 

Schwelm     . 

10 

Unna .    .    . 

11 

Witten   .    . 

1 

2 
3 
4 
5 
6 

7 

8 


9 

10 
11 
12 
13 
14 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 


Adler- 


Biebrich . 
Cassel  . 
Diez  .  . 
Ems  .  . 
Eschwege 
Frankfurt  a.  M 

fl^chtschule . 
„    Liebig-Realsch. 
„    Realsch.  d.  Israelit 
Religionsgesell- 
Bchaft  . 
„    Realsch.  d.  Israelit 

Gemeinde 
„    Selektenschule 

Fulda 

Geisenheim  .  .  . 
Homburg  v.  d.  H.  . 
Schmalkalden     .    . 


Summe  i 


Barmen 

cöin  .!!!!!!! 

„     Handelsschule    .    . 

Dülken 

Düsseldorf 

Elberfeld 

Kreuznach 

Lennep  ....... 

Meiderich 

Mülheim  a.  d.  R.   .    .    . 

Sobemheim 

Solingen 

Summe  k: 


Summe  2 .    .    •    . 


h)  ProTinz  Westfalen. 

32035 
119250 

28634 
101866 

75  300 

28882 
103980 
25  764 
86622 
63275 

11200 

146 
294 

17  665 
44072 
16295 
60366 
21300 

14370 
73  780 
12339 
30  006 
10150 

125:! 
43S.V' 

verbunden  mit  Bealgymnasinm 

desgl. 
verbunden  mit  Progymnasium 

■ 

desgl. 

56498  1       44515  1      — 

5450 

18280 

32  7681     — 

verbunden  mit  Kealgymnasinm 

1 

Si] 

imi 

ne 

h: 

413583 

353038 

16  650 

440 

177  978 

173  413  1 

4510-2 

i)  ProTinz  Heasen-lfassaii. 


50300 
86100 
38  910 
39699 


42300 
76382 
36395 
33060 


verbunden  mit  Progymnasium 


121100 
79  270 


106800 

147  107 
36820 
39950 

41088 


107  600 
69895 


91800 

132468 
32640 
34240 
29  270 


16000 

15  300 
11300 


verbunden  mit  Progymnasium 


38369 


825  513 


34  775 


720  775 


10000 
13000 

18000 


225 

30 


—    83600 


26600 

155 

863 
616 

334 


12070 

42600 

11492 

5131 


55000 
29  000 


66800 

58931 
10000 
10936 
11249 

10297 


22226; 
43  500 
11893, 
23238 


64800 
48  970 


26370 
15  590 
14  723 


13iJ0 


134« 

88022 

450 

3060 

1500 


97381     — 


28827      323506     281048   109033 


k)  RheinproTlnz, 


70504  I 

verbunden  mit 

104000 
60000 
39298 
44400 
80700 
45807 
49802 
39  253 

verbunden  mit 

34705 
89  717 


667186 


5  701 325 


65942  I 

Realgymnasinm 

92818 
53540 
32420 
37142 
65988 
36200 
40535 
33340 

Gymnasium 
26  700 
69900 


554  525 


4783803 


10000 


13500 


3000 
10450 


11500 
20000 


1851 


3966 


1700 
251 


72 


68450 


394574 


7768 


68387 


21283 

53030 
23420 
8760 
25600 
25000 
19400 
15184 
17784 

8100 
35025 


252536 


2352253 


46802 

50970 
36580 
14554 
18800 
55700 
23407 
20252 
21392 

13405 
33690 


1419 


6;i2 


77 


751 


335552 


2648294 


2879 


237  743 


911 


Zusaminenstellungren. 


Bezeichnung  der  Anstalt 

Gesamt- 
ausgaben 

DnTon  ent- 
fallen anf 
Besoldnncen 

(einschl. 
Wohnnnrs- 

geld. 

Zuschüsse) 

und  sonstige 

Yerffütun^n 

für  Unterricht 

Davon  werden  gedeckt 

S-« 

aus  Staatsfonds 

aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 

aus 
eigenem 

Er- 
werbe 

Ji 

aus 

Ge- 
meinde- 
mitteln 

Ji 

B 
B 

venn6ge 
rechtl. 
Ver- 
pflich- 
tung 

Ji 

1» 
dnroh 
Be- 
dürfnis- 
snschnfs 

aus 
Stif- 
tungs- 
fonds 

1 

2 


1 
2 
3 
4 


1 
2 


1 
2 
3 


1 

2 


1 
2 
3 


1 
2 


r.  Zusammenatellung  der  vom  Staate  zu  unterhaltenden  Anstalten  ^). 

a)  ProTinz  Ostprenfsen. 


Gymnasien .    . 
Realgymnasien 


Summe  a: 


1 178  171 
173518 


1851684 


1 032  78:3 
154  497 


1 187  230 


3882 


8882 


646  757 
96087 


742844 


22578 
8298 


448279 
58988 


51434 
10000 


5240 
150 


80871     507262  1    61484      5890 


Gymnasien.  .  .  . 
Proffymnasien  .  . 
Realprogymnasien  . 
Realschulen    .    .    . 


Summe  b 


b)  Prorinz  Westprenflseii. 

1054998  938160  —  620  778 

186884  162819  —  '  113  941 

47  745  41925  —  86695 

51199  45030  —  25449 


1  840  776 


1187  924 


11410 

950 

4186 

184 


881837 

45948 

5864 

17  566 


88450 

21000 

1000 

8000 


2528 
5000 


796868   16780     451210      68450      7528 


Gymnasien 

Realgymnasien    .... 

c)  ProTinz  Brandej 

2040575     1768686 
62  680         57  265 

nbnrg  iu 

4062 

id  Berlli 

918880 
82380 

u 

65  305 
320 

901871 
11880 

144929 
18100 

5578 

Summe  c: 

2  108  255     1 825  951 

4062 

951 210 

65  625 

918  751 

163029 

5578 

1  I    Gymnasien. 


d)  Prorinz  Pommern. 

864988  1     838015  1    5942   >   464923| 

e)  Prorinz  Posen. 


14275  I  294888  1    72088  1 12883 


Gymnasien .    . 

Progymnasien 

Realgymnasien 


1322899  I  1176978 

86  890    68  792 

245500  1  223930 


Summe  e:  |  1654  789  |  1464695 


8328 


742632 

40  265 

108981 


10798 
289 
515 


8328  I  8918281  11597 


505006 
20236 
98054 


60239 
12900 
88000 


900 
12700 


628296     111189    13600 


f)  Prorinz  Sclilesien. 


Gymnasien .    . 
Realgymnasien 


Summe  f: 


2 159  936 
128695 


2288681 


1 871  774 
107  815 


1 979  089 


1 123  077 
73095 


76  594 
2  707 


838581 
87956 


1196172  79801     871487 


101242 
8200 


25491 
1787 


109442    27  228 


g)  Prorinz  Sacligen. 


Gymnasien .    . 
Realgymnasien 
Realschulen   . 


Summe  g; 


1068  228 

108000 

5  800 


1 177  028 


912988 

98813 

8  705 


1010001 


36664 


491622 

45  760 

2400 


41919 
102 


874208 

42138 

2400 


36  664      589  782  42  021     418  741 


66  282 

15000 

1000 


57  538 


82282    57583 


h)  Prorinz  Sclileswig-Holstein. 


Gymnasien . 
Realschulen 


Summe  h 


819835 
40070 


859905 


784381 
36 155 


770  536 


645 


504520 
22673 


26457 
536 


248271 
4861 


26729 
9500 


645   I   527193  26998     247632      86229 


18214 
8000 


21214 


')  Die  Zusammenstellung  für  die  Anstalten  landesherrlichen  Patronats  (ausschliefslich  Gymnasien) 
ergiebt  sich  aus  der  Übersicht  auf  S.  893. 


—    912    — 


9 


0 
^ 


1 

2 
3 

4 


1 
2 


1 
2 
3 


1 
2 
3 
4 


Bezeichnung  der  Anstalt 


Gesamt- 
ausgaben 


Ji 


Davon  ent- 
fallen auf 
Besoldungen 

(einschl. 
Wohniinffe- 

geld- 

zaschüsse) 

und  sonstige 

Tergfttnn^n 

fflr  Unterricht 

Ji 


Davon  werden  gedeckt 


aus  Staatsfonds 


vermÖM 

reehtf. 

Vei^ 

pflich- 

tnng 

Jt 


b) 

dnreh 

Be- 

d&rfnis- 

snoehnfa 


aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 

Ji 


aus 
eigenem 

Er- 
werbe 

Ji 


aas 


&& 


Ge-  Scf 

meinde-    toBg- 
mitteln  .  food 


^ 


i)  ProTinz  Hannorer. 


Gymnasien 

Progymnasien  .  .  . 
Realgymnasien  .  .  . 
Realschulen  .    .    .    . 


Summe  i 


Gymnasien 

Progymnasien     .    .    .    . 


1104983 

80  545 

238420 

35490 


1459438 


976304 
70854 

215  079 
29960 


1 292 197 


1021 


1023 


528033 
53926 

105475 
16406 


23052 
969 
484 
537 


703840    25042 


390000 

17440 

101204 

5  451 


32319  1  130^1: 

1  d58        6S51 

29  620  I      16:^5 

450  I    1264^ 


514095.     64347  \l510^ 


k)  ProTÜiE  Westfalen. 


Summe  k: 


797  700 
28000 


825  706 


726  834 
23332 


•750 166 


6  024  j   420019 
—    I      18400 


6  024      438419 


31773 


313134 
9600 


I 


26  750         - 


31773 


322734      26  750        — 


Gymnasien 

Realgymnasien   .... 
Realprogymnasien  .    .    . 

1)  I 

1 069  560 
91650 
32  515 

^OTinz  He 

934  752 
76  834 
30  016 

ssen-lfas 

9945 

gan. 

522358 
35800 
23605 

9384 

363 

6 

388789 

33300 

5904 

25  050 
3000 

114a34 
22 187 

Summe  1: 

1 193  725 

1  041  602 

9945 

581763 

9753 

427  993 

28050  * 

136221 

m)  BheinproTinz  und  Hokenzollern. 


Gymnasien .  .  . 
Progymnasien  . 
Oberrealschulen . 
Realschulen    .    . 


Summe  m 


Summe  I    .    .    . 


2  303  837 

116  141 

85  720 

37  732 


2  543430 


17  658344 


2  013  838 

100526 

76  806 

32600 


2  223  770 


15  471 176 


5109 
2400 


969  803 
69  705 
20220 
25  622 


236613 

2471 

407 

843 


895  111 

26995 

46443 

6696 


88322 

14  550 

8950 

4400 


108^9 

20 

9  700 

171 


7509   1085350 


79024  8920187 


240334 


975  245 


594  315  6  568  329 


116  222  .  188769 


939458  '557028 


1 
2 


II.  Zusammenstellung  der  vom  Staate  und  von  anderen  gemeinschaftlich  zu  unter- 
haltenden Anstalten. 


Gymnasien 

Oberrealschulen  .... 

389  906 

74867 

323248 
61989 

2546 

109958 
22148 

10699 
786 

156131 
27136 

'  109388 
22148 

1184 
2650 

Summe  n   .    .    . 

464  773 

385237 

2546 

132 106 

11485 

183266 

181536 

3894 

III. 


1 

2 
3 
4 
5 


Zusammenstellung  der  von  anderen  zu  unterhaltenden,  vom  Staate  zu  unterstatzenden 
und  der  ausschllersllch  von  anderen  zu  unterhaltenden  Anstalten. 


Gymnasien .    .    . 
Progymnasien     . 
Realgymnasien    . 
Realprogymnasien 
Realschulen    .    . 


Summe  a 


a)  ProTiuz  Ostprenfsen. 


263  560 
54050 
87  593 
37  360 

111080 


228  098 
41276 
77  230 
31470 
96  078 


553  643       474 152         — 


— 

27  500 
21050 

22300 
12600 

1358 
2566 
1328 
1260 
2328 

114921 

14334 

38280 

6412 

50169 

118319 

16100 

47  008 

7298 

45902 

— 

83450 

8840 

224116 

234622 

1462 

982 
90 
80 


2614 


—    913    — 


Bezeichnung  der  Anstalt 

Gesamt- 
ausgaben 

Davon  ent- 
fallen aaf 
Besoldungen 

(einsehl. 
Wohnungs- 

g«Id. 

xuscli&sse) 

und  sonstige 

VeraütaBsen 

für  Untemcht 

Davon  werden  gedeckt 

aus  Staatsfonds 

aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 

aus 
eigenem 

Er- 
werbe 

aus 

Ge- 
meinde- 
mitteln 

•) 

rermöge 

rechtl. 

Ve^ 

pflich- 

tnng 

b) 

dnrch 

Be- 

dflrfnis- 

zuschnfs 

aus 

Stif- 

tungs- 

fonas 

Ji 

Gymnasien 

Realgymnasien  .  .  .  . 
Oberrealschulen.  .  .  . 
Realschulen 


Summe  b: 


b) 

120991 
98833 
85  596 

302065 


Prorinz  Westprenfsen. 

114  770 


92352 

70380 

243035 


23  500 
49  900 


607  485       520  537         — 


73400 


8440 

15 
806 


4261 


46  360 

28  640 

26  788 

125  810 


71007 
70193 
80159 
73601 


227  598    244960 


d)  ProYinz  Pommern^ 


Gymnasien .  .  . 
Progymnasien  . 
Realgjrmnasien  . 
Realprogymn  asien 


Summe  d 


660075 
139  515 
334865 
146  966 


564  751 
111 170 
276  638 
125190 


1 281  421     1 077  749        — 


— 

113500 
47  000 
16100 
43150 

16  722 

1285 

6293 

733 

205  061 
34  561 

163  236 
41631 

319  593 
54250 

149  236 
61245 

— 

219  750 

25oas 

444489 

584324 

184 

5134 
51948 


57  266 


Gymnasien 

Progymnasien     .... 
Realgymnasien    .... 
Realprogymnasien  .    .    . 
Oberrealschulen .... 
Realschulen 

c) 

4  531434 

88  722 

452  760 

302  936 

142  812 

1686  711 

Prorinz  B 

3  872  998 

68480 

393336 

250245 

119804 

1 435  742 

randenbi 

24  534 

72 

227650 
12150 
39000 
83800 

52  750 

85  250 
1200 
7  013 
5853 

17  779 

1 961 572 

31945 

189  231 

68  654 

67  404 

681794 

2155833 

43427 

214  519 

144548 

75408 

932  536 

76  595 

2997 
81 

1780 

Summe  c: 

7  205  375 

6  140  605 

24606 

415350 

117  095  3  000  600  3  566  271 

81453 

5199 
2420 

207 


7  826 


Gymnasien 

Progymnasien      .... 
Realgymnasien    .... 
Realprogymnasien  .    .    . 
Oberrealschulen.    .    .    . 
Realschulen 

e 

1053593 
124  549 
475  793 
40740 
128944 
582495 

)  ProTinz 

903  593 
101 816 
384853 
36135 
116105 
502546 

Schlesiei 

583 

n. 

61800 
21700 
31500 
2900 
26  900 
14  400 

24409 

1295 

18  417 

559 
2250 

390  770 
27  691 

162  719 
14201 
58051 

262  612 

562090 
73551 

260507 
20512 
43434 

302285 

13940 

312 

2649 

3127 

949 

Summe  e: 

2406114 

2045048 

583 

159  200 

46  930 

916044 

1 262  379 

20977 

Gymnasien 

Progymnasien     .... 
Realgymnasien    .... 
Realprog3rmnasien  .    .    . 
Oberrealschulen.    .    •    . 
Realschulen 

1 

1202  240 
39  874 
282422 
141789 
507489 
429  946 

)  Prorinz 

922178 
34080 
217  850 
112530 
439  339 
341090 

Sachsen 

353 

214 170 
9  750 
13  300 
34600 
54898 
44350 

87206 

2050 
3610 
2377 

457828 
5900 
117  850 
30040 
263483 
167  562 

345  556 
24  224 

150  722 
75  049 

161295 

214  267 

97127 

550 

24  202 
1390 

Summe  f: 

2  603710 

2  067  067 

353 

371068 

95  243 

1 042  663 

971 113 

123  269 

Gymnasien .    .    . 
Progymnasien 
Realgymnasien   . 
Realprogymnasien 
Oberrealschulen  . 
Realschulen    .    . 


g)  Prorinz  Sclüeswigr-Holstein. 

163040 

60  669 
136  220 

84  639 
251  370 
312  834 


iSumme  g:      1  008  772 

Wiese,  Schulwesen.    IV. 


141640 

.._ 

16800 

785 

87489 

21300 

53520 

._ 

18  900 

— . 

13395 

28374 

126  160 

— ■ 

— 

■ — 

95  000 

41220 

72110 

_- 

21500 

2  825 

17  977 

38  686 

198  666 

^— 

— _ 

1050 

124800 

106  020 

242189 

— 

16474 

2  252 

139  270 

132  332 

a34  285 

73674 

6912 

477  931 

867932 

36  666 


3  650 
19500 
22506 


82322 


58 


—    914    — 


a 

B 

B 

5Z5 


Bezeichnung  der  Anstalt 


Gesamt- 
ausgaben 


Ji 


Davon  eni- 

fftllen  auf 

Besoldancen 

(einaclif. 

Wohnongs- 
geld- 

znscliüsae) 
und  ■onstige 
Yenrfltnncen 
fftr  Unterneht 


Davon  werden  gedeckt 


aus  Staatsfonds 


») 

Tennöee 
reehtl. 

pflich- 
tung 


durch 

Be- 

dflrftiis- 

ZUJBChuflB 


aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 


aus 
eigenem 

Er- 
werbe 


aus  ao^ 

Ge-       '    Süf- 
meinde-  .  tunr- 
mitteln       fcad^ 

t 


1 
2 
3 
4 
5 
6 


1 
2 
3 

4 
5 


1 
2 
8 
4 
5 
6 


1 
2 
3 
4 
5 
6 


Gymnasien 

Progymnasien     .... 
Realgymnasien    .... 
Realprogymnasien  .    .    . 
Oberrealschulen .... 
Realschulen 

h)  ProTinz  HiumoTer. 

531920       442511        750      51200 
87  945         77  800       ~         21200 
620018       505  710       —         73600 
109  500         93  995                   34 150 
125  384         98  990 
369  912       294  785       —         85400 

50804 
680 

13483 
1767 
1004 
4060 

253981 
31422 

272610 
35131 
69  000 

171 017 

149  103!  26(^1 
80  728!     S91.i 

228038  372?^ 
83  698  4  7>5 
553791      - 

157  358       2Ö77 

Summe  fa : 

1844  679 

1 513  291 

750 

215  550 

71798 

833161 

649  304     74 117 

Gymnasien 

Procrymnasien     .... 
Realgymnasien    .... 
Oberrealschulen.    .    .    . 
Realschulen 

j 

800093 
348159 
713  766 
84  550 
413583 

l)  ProTinE 

674442 
276  354 
600  688 
77  790 
353038 

Westfi 

168 

Jen. 

122400 
80400 
79100 

16  650 

65157 

3476 

15449 

440 

346087 
90676 

277  762 
54495 

177  977 

249  319 
167  561 
382910 
30  055 
173  413 

169^2 

•      604^^ 
854^ 

45H>2 

Summe  i: 

2360151 

1982312 

168 

298  550 

84  522 

946997 

953258 

1 

76655 

k)  ProYinz  Hessen-NaBsan. 


Gymnasien .    .    . 
Progymnasien 
Realgymnasien    . 
Realprogymnasien 
Oberrealschulen  . 
Realschulen    .    . 


Summe  k 


296  308 
180442 
445  625 
182  860 
603  774 
825  513 


268135 

24  400 

— 

162860 

~'— 

52950 

653 

410  197 

— 

— 

150470 

— 

28950 

3098 

525  200 

— 

7500 

774 

720775 

— 

88600 

28327 

129128 
51659 

209  500 
57  897 

273470 

323506 


2534522  2237687 


197400 


Gymnasien  .  .  . 
Progymnasien.  . 
Realgymnasien  . 
Realprogymnasien 
Oberrealschulen . 
Realschulen    .    . 


Summe  1 


1)  BheinproTinz. 

1824818  1100546 

667  819  574  262 

770  406  668  294 

152485  117  480 

1 037  244  880  113 

667  186  554  525 


4619458 


3890220 


90641 

10388 

135950 

11466 

80  768 

3856 

14300 

7855 

90  700 

37  587 

68450 

7  768 

32852    1045160 


583380 
204417 
311124 
49  712 
433881 
252  587 


188  8941 
75  170 ! 

233525 
92  770 

310468 

281048 


38.!« 

10 

2600 

144 

11562 

1090:^2 


1  131  875  '  127  2M 


545  722 
807  261 
412173 
77840 
470535 
335552 


94737 
8224 

124S5 
327!^ 

4591 
2879 


430809 


78370 


1835001 


2149088   126194 


Summe  m  .    .    . 


27  025  829 


22  782  908 


26460 


2538200 


571856 


10  998  760 


12  115  123 


779927 


IV.  Zusammenstellung  sämtlicher  Anstalten. 


1  Gymnasien .    .    . 

2  Progymnasien .    . 

3  Realgymnasien    . 

4  Realprogymnasien 

5  Realschulen    .    . 


Summe  a 


!•  Nach  Schularten« 
a)  Prorinz  Ostprenfsen. 


1 441  731 
54050 

261 106 
37  360 

111080 


1905  327 


1260  831 

41276 

231 727 

81470 

96078 


1 661  382 


3882 

674257 
21050 
96087 
22300 
12  600 

28936 
2566 
9  621 
1260 
2328 

3882 

826294 

39711 

563200 

14334 

97  263 

6412 

50169 


731 378 


169  753 

16100 

57003 

7298 

45902 


296056 


6  702 

1132 
90 
80 


8004 


—     915     — 


'" 

Bezeichnung  der  Anstalt 

Gesamt- 
ansgaben 

Daron  ent- 
fallen anf 
Besoldungen 

(einschl. 
Wohnungs- 

geld- 

zaschfisse) 

und  sonstige 

YerjErfttun^n 

fOr  Unterncht 

Davon  werden  gedeckt 

Si4 

aus  Staatsfonds 

aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 

aus 
eigenem 

werbe 
Ji 

aus 

Ge- 
meinde- 
mitteln 

Jt 

a) 
vennOge 
rechtf. 
Ver- 
pflich- 
tung 

M 

b) 

durch 

Be- 

dürfnis- 

znsehuTfl 

aus 

Stif- 

tungs- 

fonds 

1 

2 
3 
4 
5 
6 


1 
2 
3 
4 
5 
6 


1 
2 
8 
4 


1 
2 
3 


1 
2 
3 
4 
5 
6 


1 

2 
3 

4 
5 
6 


b)  Provinz  Westprenfsen. 


Gymnasien .  .  . 
Proffymnasien .  . 
Realgymnasien  . 
Realprogymnasien 
Oberrealschulen . 
Realschulen    .    . 


Summe  b 


1 175  989 

186  834 

98833 

47  745 

85  596 

353264 


1948261 


1 052  920 

162  819 

92352 

41925 

70380 

288065 


1  708  461        — 


620778 

14850 

428197 

109457 

— 

113941 

950 

45943 

21000 

— 

28640 

70193 

36  695 

4186 

5864 

1000 

23  500;          15 

26788 

30159 

— 

75  349 

990 

143376 

81601 

— 

870  263 

20991 

678808 

313  410 

c)  Provinz  Brandenbarg« 


Gymnasien .  .  . 
Proffymnasien.  . 
Realgymnasien  . 
Realprogymnasien 
Oberrealschulen . 
Realschulen    .    . 


Summe  c 


6  897 

88 

515 

302 

142 

1686 


009 
722 

440 
936 
812 
711 


9633630 


5  753  509 

68480 

450601 

250245 

119  804 

1435  742 


8  078  381 


56  306 


72 


1 160  780 
12150 
71380 
83800 


345  334 
1200 
7333 
5853 


52  750    17  779 


56  378 


1  380  860 


377  499 


2  951  653 
31945 

201111 
68654 
67404 

681794 


4  002  561 


2300  762 

43427 

232619 

144548 

75408 

982536 


3  729  301 


d)  Provinz  Pommern. 


Gymnasien .  .  . 
Progymnasien.  . 
Realgymnasien  . 
Realprogymnasien 


Summe  d 


1  656  163 
139  515 
334865 
146  966 


2  277  509 


1 415  356 
111 170 
276  638 
125  190 


1928  354 


5  942 

578  423 
47  000 
16100 
43150 

32842 

1285 

6  293 

733 

564553 
34561 

163  236 
41631 

391 676 
54  250 

149  236 
61245 

5  941 

684  672 

41153 

803981 

656  406 

f )  Provinz  Schlesien. 


Gymnasien .  .  . 
Proffymnasien .  . 
Realgymnasien  . 
Realprogymnasien 
Oberrealschulen  . 
Realschulen    .    . 


Summe  f 


3364409 
124549 
599  488 
40740 
203811 
582495 


4  915  492 


2843404 
101 816 
492 168 
36035 
178  094 
502546 


4 154 163 


583 


583 


1 196  177 

21700 

104  595 

2900 

49  048 

14400 


1388820 


200800 

1295 

21124 

1344 
2250 


g)  Provinz  Sachsen. 


Gymnasien .    .    . 
Progymnasien 
Realgymnasien    . 
Realproffymnasien 
Oberrealschulen . 
Realschulen    .    . 


Summe  g 


2  775  513 
39874 
385422 
141739 
507489 
435  746 


4285  783 


2  007  569 
34080 
311163 
112  530 
439339 
344  795 


3  249  476 


38  782 


706  392 
9  750 
59060 
34  600 
54  898 
46  750 


226  813 


553980 

102 
2050 
3610 
2377 


1263985 

27  691 

200  675 

14201 

85186 

262612 


663332 
73551 

268  707 
20512 
65582 

302285 


38782 


911 450.  562  121 


1854350 


909  294 
5  900 
159  988 
30040 
263483 
169  962 


1 538  667 

58* 


1 393  969 


411838 
24224 

165  722 
75049 

161 295 

215  267 


2  707 
5000 


5134 
51948 


64789 


82173 

2997 

81 

1780 


87031 


82726 
2420 

207 


85353 


Gymnasien 

Proeymnasien     .... 
Realgymnasien   .... 

1 322  899 

86  390 

245  500 

e)  Provlni 

1 176  973 

63  792 

233  930 

E  Posen. 

3328 

742  632 

40265 

108  931 

10  793 
289 

515 

505006 
20  286 
98054 

60  239 
12900 
38000 

900 
12700 

Summe  e: 

1654789 

1 464  695 

3328 

891828 

11597 

623296 

111 139 

13  600 

39  531 

312 

4387 

3127 

2650 

949 


1 053  395 


50956 

155  225 

550 

24  202 
1390 


181367 


—    916     — 


9 

s 
a 

0 


Bezeichnung  der  Anstalt 


Gesamt- 
ausgaben 


Ji 


Dayon  ent- 

fkllea  auf 

BMoldanffen 

(•inscU. 

Wohnuag«- 

g*ld. 

SUMhüSM) 

und  sonstiffe 
V« 
Ifftr 


rgftiiuice: 
Untenic] 


n 


.4i 


Davon  werden  gedeckt 


aus  Staatsfonds 


») 

Termöfe 

reehtl. 

Veiw 

pflich- 

taug 


b) 

dnrdh 

B«- 

dftrfnia- 

SQiehiirs 


aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 


aus 
eisenem 

werbe 


I 

ans  aoi 

öe-  Stif 

meinde-  tnngs- 

mitteln  .  fond^ 


1 
2 
8 

4 
5 
6 


1 
2 
8 

4 
5 
6 


1 
2 
8 

4 
5 


1 
2 
8 

4 
5 
6 


1 
2 
8 
4 
5 
6 


Gymnasien .  .  . 
Proffymnasien.  . 
Realgymnasien  . 
Realproffymnasien 
Oberrealschulen . 
Realschulen    .    . 


Summe  h: 


h)  ProTinc  ScUeswUr-Holstein. 

982875 

60669 
186220 

84689 
251870 
852904 


876  021 

645 

521820 

27  242 

830760 

58520 

— 

18900 

.^_ 

18895 

126160 

^-. 

.— 

— 

95000 

72110 

—. 

21500 

2825 

17  977  = 

198666 

_ 

— 

1050 

124800! 

278844 

— 

89147 

2  787 

1486811 

1604821 

645 

600867 

88904 

725568 

48028 
28B74 
41220 
38  686 
106  020 
141832 


548?<i) 


3604) 
19500 

25506 


Gymnasien .  .  * 
Prosymnasien .  . 
Realgymnasien  . 
Realproffymnasien 
Oberrealschulen. . 
Realschulen    .    . 


1868677 


i)  ProTina  Hannoyer. 

1744863     1468040 

168  490  154  154 

858  488  720  789 

109500  98995 

125  388  98  990 

405  402  824  745 


404160  103  586 


Summe  i:    |  841 1  576  |  2  849  718 


1771 

579  288 

74140 

707440 

— . 

75126 

1650 

48862 

2 

179  075 

18967 

378814 

— . 

84150 

1766 

35180 

— 

— — 

1004 

69000 

— 

51806 

4598 

176468 

1778 

919890 

97  125  1 410  714 

181  422  200356 
32686.   10166 


252658 
33696 
55  379 

157  809 


38922 
4  7.55 

14  723 


713  652  268922 


k)  ProTini  Westfalen. 


Gymnasien .    . 
Proffymnasien . 
Realgymnasien 
Oberrealschulen 
Realschulen    . 


Summe  k: 


1  728  837 

876 159 

718766 

84550 

418588 


3  316  894 


1 515  014 

299686 

600688 

77  790 

853038 


2  846  216 


7506 


579  897 
98800 
79100 

16650 


102677 

8475 

15449 

440 


7  506      774  447   122  041 


708288 
100276 
277  762 
54495 
177  978 


313556 
167562 
332910 
30055 
173413 


16962 
6046 
8545 

45102 


1318  749  |1 017  495  I  76655 


1)  Prorinz  Hessen-Nasgan. 


Gymnasien .    .    . 
Proffymnasien 
Realgymnasien    . 
Realprogymnasien 
Oberrealschulen  . 
Realschulen    .    . 


1865  868 
180442 
537275 
215  375 
603  774 
825  513 


1202887 
162860 
487031 
180486 
525200 
720  774 


9945 


Summe  1:    |  3728248  |  3279238  |    9945 


546  758 
52  950 
35800 
52555 
7  500 
83600 


9384 

653 

363 

3104 

774 

28827 


517  917 
51659 

242800 
63801 

273470 

323506 


163944 
75170 

233525 
95770 

310468 

281048 


117920 

10 

24  787 

144 

11562 

109032 


779  163     42  605  1 478 153  1 159  925  1263  455 


m)  BheinproTinz  und  HohenzoUem. 


Gymnasien .  .  . 
Proffymnasien .  . 
Realgymnasien  . 
Realproffymnasien 
Oberrealschulen . 
Realschulen    .    . 


3887  518 
788460 
770406 
152485 

1 122  964 
704918 


Summe  m :       7  421  751 


8  323894 
674  788 
663294 
117480 
956  919 
587  125 


6  323  500 


6343 
2400 


132923 

205655 

30768 

14300 

110920 

94072 


8748    1588638 


251902 

13937 

3856 

7855 

87  993 

8610 


1585605 
281413 
311124 
49  712 
480274 
259  283 


705945 
321  811 
412 173 
77840 
479485 
339952 


823653  2917  361  2 a37 206 


204  799 
8244 

12485 
3278 

14292 
3050 


246148') 


^)  Bei  der  Wurdiffung  der  Zahlen  in  den  bisherigen  Zusammenstellungen  (I — lYi,  S.  911— 916) 
ist  zu  berücksichtigen,  dals  diejenigen  Anstalten,  die  mehrere  Schulgattungen  in  sich  vereinigen,  nur 
unter  einer  dieser  Schulgattungen  (in  den  meisten  Fällen  bei  den  Gymnasien)  haben  aufgeführt  werden 
können.  Das  Nämliche  gilt  für  die  Fälle,  in  denen  für  mehrere  Schulen  verschiedener  Art  (z.  B.  die 
Berliner  städtischen  Vollanstalten)  ein  gemeinsamer  Etat  aufgestellt  wird. 


--    917     - 


a 


Bezeichnung  der  Anstalt 


Gesamt- 
ausgaben 


DftTon  eni- 

fkUen  aaf 

BesoldanffSii 

(einflcbf. 

WohnnnfS- 
«eld- 

siucliflsae) 
und  Bonstife 
YenrfltiiiifSB 
für  Ünternebt 


Davon  werden  gedeckt 


aus  Staatsfonds 


TermAM 

ntHM. 

Ver- 

pflieh- 

tniif 


b) 

dnrcn 

Be- 

dftrfhU- 

snachnfo 


aus 
eigenem 
Ver- 
mögen 


aus 
eigenem 

werbe 


aus 

G^ 
meinde- 
mitteln 


aus 
Stif- 
tungs- 
fonds 

Ji 


1 
2 


1 
2 
3 


Vom  Staate  zu  unterhalt. 
Anstalten   .... 

Von  anderen  zu  unter- 
halt, u.  s.  w.  Anstalt. 

Vom  Staate  zu  unterhalt. 
Anstalten   .    .    .    . 

Von  anderen  zu  unter- 
halt u.  s.w.  Anstalt 


Anstalten  landesherrlich. 
Patronats   .... 

Vom  Staate  zu  unterhalt. 
Anstalten    .    .    .    . 

Von  anderen  zu  unter- 
halt u.  s.w.  Anstalt. 


Anstalten  landesherrlich. 
Patronats   .... 

Vom  Staate  zu  unterhalt 
Anstalten   .    .    .    . 

Von  anderen  zu  unter- 
halt, u.  s.  w.  Anstalt. 


Vom  Staate  zu  unterhalt 
Anstalten    .    .    .    . 


2.  Nach  Unterhaltmigspflichtifireii. 
a)  ProTinz  Ostprenfteii. 


1351684 
553643 


1187  230 
474 152        — 


3882 

742844 

30871 

507  262 

61434 

— 

83450 

8840 

224116 

234623 

b)  ProTinz  WestpreuDseii. 


1840776 
607485 


1 187  924 
520537 


796863 


73400 


16  730 
4261 


451210 
227598 


5390 
2614 


68450      7  523 
244 959 1   57266 


c)  ProTinz  Bnmdeiibiirg* 


325000 
2103255 
7205375 


111825 
1 825  951 
6140605 


27  710 

14300 

194779 

88210 

— 

4062 

951 210 

65625 

913  751 

163029 

24606 

415350 

117  095 

3000600 

3566272 

d)  ProTinz  Pontmem. 

181100        112  590        — 

864988       788015 

1 281 421     1 077  749 

e)  ProTinz  Posen. 

1654789  I  1464695  |    3328      891828 
f )  ProTinz  Schlesien« 


— 

— 

1845 

64609 

— 

5941 

464923 

14275 

294883 

72083 

— 

219  750 

25033 

444489 

584323 

5578 
81453 


—         64645 

12883 

7  826 


11597 


623296     111139 


1 

Anstalten  landesherrlich. 

Patronats    .... 

150880 

2 

Vom  Staate  zu  unterhalt. 

Anstalten   .... 

2283631 

8 

Vom  Staate  u.  y.  anderen 
gemeinschaftlich  zu 

unterhalt  Anstalten 

74867 

4 

Von   anderen   zu  unter- 

halt u.  s.  w.  Anstalt 

2406114 

1 

Anstalten  landesherrlich. 

8 

Patronats    .... 

505050 

2 

Vom  Staate  zu  unterhalt 

Anstalten    .... 

1177028 

3 

Von    anderen   zu  unter- 

halt, n.  s.  w.  Anstalt. 

2603710 
h)  Pri 

1 

Vom  Staate  zu  unterhalt 

Anstalten   .... 

859905 

2 

Von   anderen   zu   unter- 

halt, u.  s.  w.  Anstalt. 

1008772 

68037        — 
1 979  089        — 


61989        — 

2045048 
g)  ProTlnz  Sachsen. 


172408 
1010001 
2067  067 


h)  ProTinz  Schleswig-Holstein. 


770536 
834285 


— 

11300 

99796 

39684 

— 

— 

1 196 172 

79301 

871487 

109442 

— 

22148 

786 

27135 

22148 

583 

159  200 

46930 

916044 

1 262  379 

1765 

600 

424857 

77  263 

— 

36664 

589  782 

42021 

418  741 

82282 

353 

371068 

95243 

1042663 

971 113 

645 

527193 

26993 

247  632 

36228 

73674 

6912 

477  931 

367932 

13600 


100 
27228 


2650 
20978 


565 

57  533 

123269 


21214 
82322 


—    918    — 


Vi 
9 

B 
B 

0 

5Z5 


Bezeichnung  der  Anstalt 


Gesamt- 
ausgaben 


DaTon  ent- 
fallen auf 
Beaoldnngen 

(einschl. 
Wohnnnn» 

geld. 

xaeehüBw) 

und  eonetife 

Yenftinn^n 

fllr  Unfcemcht 


Dayon  werden  gedeckt 


aus  Staatsfonds 


TermOf« 

rechU. 

Ver- 

pflieh- 

tnng 


b) 

dnreli 

Be- 

dftrftiia- 

znachuA 


aus 
eigenem 

Ver- 
mögen 


aus 
eigenem 

werbe 


J 


St- 


aus 

Ge- 
meinde-     tai.- 
mitteln   i     foi. 


1  Anstalten  landesherrlich. 

Patronats   .    .    .    . 

2  Vom  Staate  zu  unterhalt. 

Anstalten   .    .    .    . 

3  Von   anderen   zu  unter- 

halt u.  s.  w.  Anstalt. 


1  Vom  Staate  zu  unterhalt. 
Anstalten    .    .    .    . 

2  Vom  Staate  u.  v.  anderen 
gemeinschaftlich  zu 
unterhalt  Anstalten 

Von   anderen   zu  unter- 
halt u.  s.  w.  Anstalt. 


1  Vom  Staate  zu  unterhalt 

Anstalten    .... 

2  Von   anderen   zu  unter- 

halt u.  s.w.  Anstalt. 


1  Vom  Staate  zu  unterhalt 
Anstalten  .    .    .    . 

2  Vom  Staate  u.  v.  anderen 
gemeinschaftlich  zu 
unterhalt  Anstalten 

Von    anderen   zu  unter- 
halt, u.  s.w.  Anstalt. 


i)  ProTÜiz  HannoTer. 


107  460 
1459488 
1844678 


44  225 

— 

284 

63460 

1 292  197 

1023 

703840 

25042 

514095 

1  518  291 

750 

215  550 

71798 

888161 

—  43  Hl 

64848     151vH 


649  804 


825  700 


131048 


k)  ProTinz  Westfalen. 


750166 


2360151 


113  738 
1  982  312 


6  024 

438419 

31773 

322734 

1313 

37479 

5  747 

49017 

168 

298550 

84522 

946  998 

1)  ProTins  Hessen-Nassan* 


1 193  725 
2584523 


1041602 
2287  637 


9  945 

581763 

9753 

427993 

— 

197  400 

32853 

1045160 

74IIT 


26  7501       - 


m)  BkeinproTliiz  nnd  Hohensollem. 


2548480 


258863 
4619458 


2223770 


209  510 
3  890  220 


7  510 


1238 


1085350 


72479 
430809 


240334 


4952 
78370 


I 
87487    - 

953258'   76*:-^> 


28  050'  136  221 
II8I875I  127  JiS 


975  245   1162221  118  7»^ 


107  114 
1885002 


71901 


IIH 


2149084    126195 


V.  ZusammenfiEtssung  fDr  den  ganzen  Staat 


1  Anstalten  landesherrlich. 
Patronats    .    .    .    . 

2  Vom  Staate  zu  unterhalt. 
Anstalten 

3  Vom  Staate  u.  v.  anderen 
gemeinschaftlich  zu 
unterhalt.  Anstalten 

Von   anderen   zu  unter- 
halt u.  s.  w.  Anstalt 


1  219  490 
17  658  344 

464  773 
27  025  329 


Summe  V:   1 46  367  936 


509085 
15  471 176 

385  237 
22  782  903 


29475 
79024 

2546 
26  460 


26200 
8  920 187 

132106 
2538200 


721561 
594315 

11485 
571856 


89  148  401 1137  505  |ll  616  693|l  899  217 


333226 
6568329 

183266 
10  993  760 


—       1    109038 


939  458:    5570-28 


I 


131586 


3834 


121151231    779927 


18078581 13  186  11711449815 


^)  Bei  der  Wttrdigunff  der  ohigen  Zahlen  ist  zu  berücksichtigen,  da&  die  Etats  der  nicht  Tom 
Staate  unterhaltenen  AnstiQten  nach  anderen  Grundsätzen  aufgestellt  sind  als  die  der  Qbrieen,  und 
daft  auch  hinsichtlich  der  Grundsätze,  nach  denen  die  ersteren  aufgestellt  werden,  groue  Ver- 
schiedenheiten bestehen  (vgl.  oben  S.  874,  879,  880). 


Anhang. 


Beilage  I. 

Fragren,  die  der  Schulkonferenz  von  1890  vorgrelegrt  wurden. 

1.  Sind  die  heute  bestehenden  Arten  der  höheren  Schulen  in  ihrer  gegenwärtigen 
Sonderung  beizubehalten,  oder  empfiehlt  sich  eine  Verschmelzung  von 

a)  Gymnasium  und  Realgymnasium, 

b)  Realgymnasium  und  Oberrealschule? 

2.  Läftt  sich  für  die  bestehenden  drei  Schularten  (gymnasiale,  realgymnasiale, 
lateinlose)  oder  für  zwei  derselben  ein  gemeinsamer  Unterbau  herstellen? 
Empfiehlt  es  sich  für  den  letzteren  Fall 

a)  oie  zur  Zeit  schon  für  die  drei  unteren  Klassen  des  Gymnasiums  und  Real- 
gymnasiums bestehende  Gemeinsamkeit  bis  zur  Untersekunda  (incl.)  auszu- 
dehnen, während  von  Obersekunda  aufwärts  der  Lehrplan  der  Oberreal- 
schule eintritt? 

(Verbindung  des  Realgymnasiums  mit  dem  Gymnasium) 

b)  oder  das  Latein  an  dem  Realgymnasium  bis  zur  Untertertia  hinaufzuschieben 
und  die  drei  lateinlosen  unteren  Klassen  zu  einer  höheren  Bürgerschule 
aufwärts  zu  ergänzen? 

(Verbindung  des  Realgymnasiums  mit  der  höheren  Bürgerschule.) 

3.  Empfiehlt  es  sich,  im  Lehrplan  der  Gymnasien  die  den  alten  Sprachen  ge- 
widmete Stundenzahl  einzuschränken  und  es  so  zu  ermöglichen,  dals  die 
Unterrichtsstunden  in  den  drei  unteren  Klassen  herabgesetzt,  das  Englische 
fakultativ  eingeführt  und  das  Zeichnen  über  Quarta  hinaus  obligatorisch  ge- 
macht wird? 

Ist  mit  jener  Einschränkung  zugleich  der  lateinische  Aufsatz  als  Zielleistung 
und  die  griechische  schriftliche  Versetzungsarbeit  für  Prima  in  Wegfall  zu 
bringen? 

4.  Empfiehlt  es  sich,  im  Lehrplan  der  Realgymnasien  die  im  Jahre  1882  an- 

Seordnete  Verstärkung  des  I^atein  beizubehalten,  oder  ist  eine  Verminderung 
esselben  und  eine  Herabsetzung  der  Gesamtstundenzahl,  insbesondere  in  den 
unteren  Klassen,  herbeizuführen? 

5.  Empfiehlt  es  sich 

a)  an  Orten,  wo  sich  nur  gymnasiale  und  realgymnasiale  Anstalten  befinden, 
in  den  drei  unteren  Klassen  nach  örtlichem  Bedarf  neben  und  statt  des 
Latein  einen  verstärkten  deutschen  und  modern  fremdsprachlichen  Unter- 
richt einzuführen, 

b)  an  Orten,  wo  nur  lateinlose  höhere  Schulen  sind,  an  deren  drei  unteren 
Klassen  nach  örtlichem  Bedarf  lateinischen  Unterricht  anzuj^liedem, 

c)  alle  siebenstufigen  Anstalten  (Progymnasien,  Realprogymnasien,  Realschulen) 
auf  sechsstufige  zurückzuführen, 

d)  den  Lehrplan  der  Realschulen  und  höheren  Bürgerschulen  gleichzugestalten 
und  beide  so  einzurichten,  dafs,  unbeschadet  der  anders  gearteten  methodischen 
Behandlung  des  Lehrstoffs  und  des  Abschlusses  des  Bildunffsganges,  die  Fort- 
setzung desselben  auf  der  Oberrealschule  erleichtert  wird? 


—    920    — 

6.  £mpfiehlt  es  sich,  an  den  auf  einen  neuig&hrigen  Lehrgang  aneelegten  An- 
stalten, mit  Rücksicht  auf  die  Schüler,  welche  vor  Yollendang  desselben  ins 
Leben  treten,  einen  früheren  relativen  Abschlufs  nach  dem  sechsten  Jahres- 
kursus  eintreten  zu  lassen? 

7.  Sind  zur  Förderung  eines  erfolgreichen  Unterrichts  anderweitige  oder  neae 
Normen  über  die  Maximalfrequenz  der  Klassen,  über  die  zulässige  Schüler- 
und  Klassenzahl  der  Gesamtanstalt,  über  die  durchgängige  Trennung  der  Tertien 
und  Sekunden  in  je  zwei  Klassen  nach  Jahreskursen,  sowie  über  das  Mals  der 
Pflichtstunden  der  Lehrer  wünschenswert? 

8.  In  wieweit  ist  es,  auch  bei  Verminderung  der  Gesamtzahl  der  Schulstunden^ 
möglich,  durch  intensiven  methodischen  Unterricht  die  Hauptarbeit  in  die 
Schule  zu  verlegen,  namentlich  in  den  unteren  Klassen? 

9.  Was  hat  zur  weiteren  Hebung  des  ge;^enw&rtig  meist  in  zwei  Wochenstiinden 
und  vielfach  an  grofee  Abteilungen  erteilten  Turnunterrichts  zu  geschehen, 
und  welche  sonstigen  Einrichtungen  zur  körperlichen  Ausbildung  der  Jugend 
sind  zu  pflegen? 

10.  Kann  die  Reifeprüfung  entbehrt  werden?    Verneinenden  Falls  sind  Verein- 
fachungen einzuführen  und  welche? 

11.  Welche  Änderungen  sind  bezüglich  der  wissenschaftlichen  Ausbildung  der 
künftigen  Lehrer  an  höheren  Schulen  erforderlich? 

12.  Durch  welche  Mittel  vermögen  die  höheren  Lehranstalten  in  möglichster  Überein- 
stimmung mit  der  Familie  auf  die  sittliche  Bildung  ihrer  Schüler  einsuwii^en? 

18.  Welche  Änderungen  empfehlen  sich  im  Berechtigungswesen 

a)  bei  den  auf  einen  neuigährigen  Lehrgang  angelegten  Anstalten, 

b)  bei  den  höheren  Bürgerschulen? 

(Zu  erwägen  nach  den  Berufsarten.) 

14.  Wenn  in  Zukunft  an  den  höheren  Bürgerschulen  vermöge  des  früheren  Ab- 
Schlusses  ihres  Lehrganges  die  Berechtigung  zum  eiigährigen  Dienst  früher  als  an 
anderen  höheren  Schulen  erworben  werden  kann,  auch  im  sonstigen  Berechtigung- 
wesen  Änderunffen  zu  Gunsten  der  höheren  Bürgerschulen  eintreten,  so  wird 
das  Bedürfnis  derselben  wachsen. 

Welche  Maftregeln  werden  zur  Befriedigung  desselben  zu  ergreifen  sein? 
(Verbindung  höherer  Bürgerschulen  mit  bestehenden  Anstalten,  Um- 
wandlunff  eines  Teils  der  letzteren;  staatliche  oder  staatlich  unterstützte 
Neuerricntung  höherer  Bürgerschulen.) 


Beilage  11. 

BesohlüBse  der  Schulkonferenz  von  1890  zu  einigreii  der  ihr 

▼orfirelegrten  Fragren. 

Zu  den  Fragen  1 — i. 

I.  1.  Es  sind  grundsätzlich  in  Zukunft  nur  zwei  Arten  von  höheren  Schulen  bei- 
zubehalten, nämlich  Gymnasien  mit  den  beiden  alten  Sprachen  und  lateinlose 
Schulen  (Oberrealschule  und  höhere  Bürgerschule). 
2.  Es  ist  indes  zu  wünschen,  daß  für  Städte,  deren  Realgymnasien  in  Wegfall 
kommen,  je  nach  örtlichen  Verhältnissen  schonende  Übergangsformen  gefunden 
und  gestattet  werden. 

IL    1.  Ein   gemeinsamer  Unterbau  für  Gymnasien   und  lateinlose  Schulen  ist  nicht 
zu  empfehlen. 
2.  Indes  ist  bis  auf  weiteres  nach  örtlichen  Bedürfnissen  als  zulässig  zu  erachten : 

a)  die  zur  Zeit  schon  für  die  drei  unteren  Klassen  des  Gymnasiums  und  Real- 
gymnasiums bestehende  Gemeinsamkeit  bis  zur  Untersekunda  einschließlich 
auszudehnen,  während  von  Obersekunda  aufwärts  der  Lehrplan  der  Ober- 
realschule eintritt; 

b)  oder  das  Latein  an  dem  Realgymnasium  bis  zur  Untertertia  hinaufzuschieben 
und  die  drei  lateinlosen  unteren  Klassen  zu  einer  höheren  Bürgerschule 
aufwärts  zu  ergänzen. 

ni.    1.  Es  ist  wünschenswert,  die  Gesamtzahl  der  Unterrichtsstunden  in  den  Gjrmnasien 
zu  vermindern. 
2.  Eine  diesem  Zwecke  entsprechende  Herabsetzung  der  Unterrichtsstunden  in  den 
alten  Sprachen  ist  möglich,  wenn  als  das  Hauptziel  die  Einführung  in  die 
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klassischen  Schriftsteller  allffemein  erstrebt  wird  und  die  grammatischen  Übungen 
wesentlich  als  Mittel  dazu  dienen. 

Die  Verminderung  der   Gesamtstundenzahl   soll   zum  Teil   auf  die   alten 
Sprachen,  zum  Teil  auf  andere  Fächer  entfallen. 

S.  Der  lateinische  Aufsatz  kommt  als  Zielleistung  in  Wegfall. 

4.  Die  griechische  schriftliche  Yersetzungsarbeit  für  Prima  kommt  in  Wegfall. 

5.  Die  Einführung  des  Englischen  in  den  Gymnasien  ist  zu  empfehlen,  fakultativ 
oder  obligatorisch,  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen. 

-6.  Es  empfiehlt  sich,  das  Zeichnen  in  den  Gymnasien  über  Quarta  hinaus  (bis 
Untersekunda  einschlielslich)  obligatorisch  zu  machen. 

7.  Es  empfiehlt  sich,  das  Zeichnen  in  Sexta  wegfallen  zu  lassen. 

B.  Auf  den  Unterricht  im  Deutschen  ist  unter  allen  Umständen  der  größte  Nach- 
druck zu  legen,  die  Stundenzahl,  soweit  thunlich,  zu  vermehren,  vor  allem  aber 
die  Vervollkommnung  des  deutschen  Ausdrucks  in  allen  Lehrstunden  und  ins- 
besondere bei  den  Übersetzungen  aus  den  fremden  Sprachen  zu  erstreben. 

'S.  Eine  eingehendere  Behandlung  der  neueren  vaterländischen  Geschichte  ist  bei 
richtiger  Begrenzung  des  sonstigen  Geschichtsstoffes  ohne  Vermehrung  der 
bisher  dem  Geschichtsunterricht  zugewiesenen  Stundenzahl  zu  erreichen. 

Resolution:  Die  Konferenz  spricht  der  hohen  Königlichen  Schul  Verwaltung 

für  die  zu  Eingang  ihrer  Beratungen  abgegebene  Erklärung,  in 
den  Stundenplänen  und  dem  Unterrichtsbetrieb  der  einzelnen 
Schulen  je  nach  den  besonderen  Bedürfhissen  derselben  eine 
größere  Freiheit  und  Mannigfaltigkeit  walten  lassen  zu  wollen, 
mren  ehrerbietigsten  und  wärmsten  Dank  aus  in  der  Über- 
zeugung, dais  gerade  dadurch  das  höhere  Schi^lwesen  in  be- 
sonderem Mabe  gefördert  werden  würde. 

Zu  Frage  6. 

Es  empfiehlt  sich,  an  den  auf  einen  neuigährigen  Lehrgang  angelegten  Anstalten, 
mit  Rücksicht  auf  die  Schüler,  welche  vor  Vollendung  desselben  ins  Leben 
treten,  einen  früheren  relativen  Abschluß  nach  dem  sechsten  Jahrkursus  ein- 
treten zu  lassen. 

Zu  Frage  7. 

1.  Die  Maximalfrequenz  ist  auch  für  die  unteren  Klassen  auf  40  Schüler  herab- 
zusetzen. 

'2.  Eine  höhere  Schule  sollte  niemals  über  400  Schüler  zählen. 

Z,  Parallelcöten  sind  in  den  oberen  Erlassen  möglichst  zu  vermeiden. 

4.  Die  Trennung  der  Tertien  und  Sekunden  nach  Jahreskursen  ist  der  Regel  nach 
wünschenswert. 

•5.  Die  Zahl  der  Pflichtstunden  für  die  wissenschaftlichen  Lehrer  darf  über  22 
in  der  Woche  nicht  hinausgehen. 

Zu  Frage  18. 

L  Das  von  einem  Gymnasium  ausgestellte  Reifezeugnis  berechtig^  zu  sämtlichen 
Fakultätsstudien  und  zur  Zulassung  zu  den  diese  Studien  voraussetzenden 
Prüfungen  für  Amter  im  Staats-  und  Kirchendienste  einschliesslich  des  medizini- 
schen Berufes,  sowie  zu  dem  höheren  Berg-,  Bau-,  Maschinenbau-,  Schiffsbau-, 
Post-  und  Forstfach. 

Für  die  Studien  auf  den  technischen  Hochschulen  ist  das  von  einem 
Gymnasium  ausgestellte  Reifezeu^s  durch  den  Nachweis  hinreichender  Fertig- 
keit im  Zeichnen,  eventuell  hinreichender  Kenntnisse  in  Mathematik  und  Natur- 
wissenschaften zu  ergänzen. 

a.  Das  von  einer  auf  neun  Jahrkurse  berechneten  Schule  realistischen  Charakters 
ausgestellte  Reifezeugnis  berechtigt  zum  Studium  an  technischen  Hochschulen 
und  zum  Uni versitäts Studium  der  Mathematik  und  Naturwissenschaften,  sowie 
zu  dem  höheren  Berg-,  Bau-,  Maschinenbau-,  Schiffsbau-,  Post-  und  Forstfache. 
Für  die  unter  1  bezeichneten  Fakultätsstudien  und  Prüfungen  ist  das  von 
einer  auf  neun  Jahrkurse  berechneten  Schule  realistischen  Cnarakters  aus- 
{^estellte  Reifezeugnis  zu  ergänzen  durch  den  Nachweis  hinreichender  Bildung 
m  den  alten  Sprachen. 
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3.  Das  Ton  einer  sechsklassigen  höheren  Schale  ausgestellte  Reifezeugnis  be- 
rechtigt zum  Eintritt  in  den  gesamten  Subaltemdienst 

Bis  auf  weiteres  genagt  für  die  Schüler  der  nennstufigen  Anstalten  zu 
demselben  Zwecke  das  auf  Grund  einer  Prüfung  ausgestellte  Zeugnis  der  Reife 
für  die  Obersekunda. 

Sofern  einzelne  staatlich  geordnete  Berufszweige  bestimmte  Fachkenntnisse 
und  Fertigkeiten  über  das  Mau  der  allgemeinen  Scnulbildung  hinaas  verlangen, 
bleibt  ihnen   die  Einrichtung  besonderer  Zulassungsprüfungen  anheimgestellt 

4.  Die  Berechtigung  zum  einjährig-freiwilligen  Heeresdienste  gewähren  die  Reife- 
zeugnisse der  Bechsstufigen,  sowie  eine  mit  Erfolg  bestandene  Prüfung  am 
Schlüsse  der  Untersekunda  der  neunstufigen  Anstalten. 

5.  Es  ist  je  nach  dem  Berufe,  welchen  der  Gymnasialabiturient  ergreifen  will,  der 
Unterrichtsverwaltung  zu  überlassen,  ob  sie  bei  besonders  guten  Gymnasial- 
Reifeprüfungszeugnissen  von  der  realen  Ergänzungsprüfung  teilweise  oder  gänzlich 
absehen  will. 

Es  ist  je  nach  dem  Berufe,  welchen  der  Realabiturient  ergreifen  will,  der 
Unterrichts  Verwaltung  zu  überlassen,  ob  sie  bei  besonders  guten  Oberrealschnl- 
Zeugnissen  von  der  gymnasialen  Ergänzungsprüfung  teilweise  oder  gänzlich 
absehen  will. 

6.  Jedem  Inhaber  des  Reifezeugnisses  von  irgend  einer  neunklassigen  höheren 
Schale  soll  die  Möglichkeit  offen  bleiben,  die  Zulassung  auch  zu  solchen  Staats- 
prüfungen zu  erlangen,  zu  denen  sein  Reifezeugnis  nicht  berechtigt.  Za  diesem 
Zwecke  hat  er  während  der  Stadien  ein  Fachexamen  abzulegen. 

7.  Bei  der  unumgänglich  notwendigen  Neuregelung  des  Berechtigungswesens  ist 
zu  erstreben,  dafs  eine  möglichst  gleiche  Wertschätzung  der  realistischen  Bildung 
mit  der  humanistischen  angebahnt  werde. 

Zu  Frage  U. 

Sobald  das  Bedürfnis  nach  höheren  Bürgerschulen  durch  Verleihung  ^öfserer 
Berechtigungen,  sowie  dadurch  gewachsen  ist,  dafs  das  Recht  zum  eiigährig- 
freiwilligen  Militärdienste  auch  an  den  anderen  höheren  Schulen  nur  durch 
Prüfung  erworben  werden  kann,  empfehlen  sich  zur  Befriedigung  des  Bedürf- 
nisses folgende  Mafsregeln: 

1.  Die  bisher  siebenstufigen  gymnasialen  und  real^mnasialen  Anstalten,  ans 
denen  nachweislich  keine  erhebliche  Schülerzahl  in  die  höheren  Klassen  von 
Gymnasien  oder  Realgymnasien  übergeht,  sind  in  höhere  Bürgerschulen  zu 
verwandeln. 

2.  Die  gleiche  Umwandlung  ist  auch  bei  den  neunstufigen  gymnasialen  und  real- 
gymnasialen Anstalten  ins  Auge  zu  fassen,  an  denen  die  ffanz  überwiegende 
Schülerzahl  nicht  über  die  Untersekunda  hinausgeht,  und  aeren  Obersekunda 
und  Prima  keine  die  Fortdauer  einer  Yollanstalt  rechtfertigende  Frequenz 
haben. 

8.  In  Städten,  welche  mehrere  gymnasiale  und  realgymnasiale  Lehranstalten 
haben,  ist  thunlichst  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dafs  eine  dieser  Anstalten 
in  eine  höhere  Bürgerschule  verwandelt  bezw.  dafs  bei  einer  Neugründung 
eine  höhere  Bürgerschule  errichtet  werde. 

4.  In  Städten,  weiche  noch  keine  höhere  Lehranstalt  besitzen,  ist  bei  Neu- 
errichtung einer  solchen  der  höheren  Bürgerschule  der  Vorzug  zu  geben. 

5.  Zur  Schonung  der  Interessen  der  Minderheit  der  Einwohnerschaft  ist  da, 
wo  sich  keine  lateintreibende  Anstalt  befindet,  in  den  drei  unteren  Klassen 
lateinischer  Unterricht  (Frage  5  b)  anzugliedern. 

6.  Der  Staat  hat  die  Errichtung  und  die  Erhaltung  höherer  Bürgerschulen  nach 
denselben  Grundsätzen  zu  unterstützen,  wie  dies  bisher  bei  den  gymnasialen 
Anstalten  geschah.  Insbesondere  hat  er  während  der  Periode  des  Übergangs 
die  höheren  Bürgerschulen  durch  Aufwendung  staatlicher  Mittel  zu  fördern 
und  weniger  leistungsfähigen  Städten  bei  Begründung  solcher  Anstalten 
finanziell  zu  Hilfe  zu  kommen. 

7.  Der  Durchschnitt  der  Gehälter  der  wissenschaftlichen  Lehrer  an  den  höheren 
Bürgerschulen,  sowie  an  sechsstufigen  Anstalten  überhaupt  ist  dem  der 
Lehrer  an  den  neunstufigen  Anstalten  gleichzustellen. 

8.  Für  die  höhere  Bürgerschule  empfiehlt  sich  der  Name  „Realschule^,  der  zu- 
gleich auf  ihre  Beziehung  zur  Ooerrealschule  hinweist. 
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Zu  Frage  15. 


Für  die  Kontrolle  des  Unterrichts  und  der  Erziehung  an  den  höheren  Schulen 
genügen  die  vorhandenen  Aufsichtsoreane;  die  bevorstehenden  Änderungen  des 
ünterrichtsbetriebes  und  die  dadurch  Dedingte  Arbeitsvermehrung  des  Aiusichts- 
Personals  machen  eine  Vermehrung  der  Zahl  der  Provinzialschnlräte  dringend 
notwendig. 


Beilage  IQ. 

Zusammenstellung:  der  der  Schulkonferenz  von  1800  vor- 
grelegten  Fragren  und  der  von  ihr  sremaohten  Vorschlage. 

I. 

Frage:  In  welchen  Beziehungen  erscheint  eine  Umgestaltung  des  Berechtigungs- 
Wesens  nötig?    (Frage  8.) 

Antwort:  Wer  die  Heifeprilfung  einer  neunklassigen  Anstalt  bestanden  hat,  hat  damit 
die  Berechtigung  zum  Studium  an  den  Hochschulen  und  zu  den  entsprechen- 
den Berufszweigen  für  sämtliche  Fächer  erworben.  Da  aber  die  drei  neun- 
klassigen Anstalten  in  Hinsicht  auf  Spezialkenntnisse  und  auf  die  Art  der 
Gesamtbildung  in  verschiedener  Weise  für  die  verschiedenen  Berufszweige 
vorbereiten,  so  ist  in  Bezug  auf  jedes  Studium  die  geeignetste  Anstalt  aus- 
drücklich zu  bezeichnen.  Ist  eine  andere  gewählt  worden,  so  hat  eine  aus- 
reichende Ergänzung  durch  Besuch  von  Vorkursen  auf  der  Hochschule 
oder  in  sonst  geeigneter  Weise  zu  erfolgen.  Diese  wird  für  jedes  Fach 
durch  besondere  Anordnung  bestimmt. 

IL 

Frage:   Empfiehlt  es  sich,  einen  gemeinsamen  Unterbau 

a)  für  die  zwei, 

b)  für  die  drei 

unteren  Klassen  aller  höheren  Lehranstalten  nach  dem  Vorgange 

zu  a)  des   Französischen  Gymnasiums   in  Berlin   oder  des  Real- 
gymnasiums in  Altona, 

zu  b)  des  Goethe  -  Gymnasiums  und  der  Musterschule  in  Frank- 
furt a.  M. 
in  der  Art  einzurichten,  dafe  der  fremdsj^rachliche  Unterricht  in  Sexta  mit 
dem  französischen  beginnt  und  das  Lateinische 

zu  a)  bis  in  Quarta, 

zu  b)  bis  in  Untertertia 
hinaufgerückt  wird?    (Frage  1.) 

Antwort:  Es  ist  zur  Zeit  nicht  ratsam,  einen  gemeinsamen  Unterbau  für  die  drei 
Arten  der  höheren  Lehranstalten  durch  Beginn  mit  dem  Französischen  und 
Hinaufrückung  des  Lateinischen  allgemein  einzurichten.  Indessen  wird 
einer  zweckentsprechenden  Weiterführung  des  damit  in  Altona,  Frankfurt 
a.  M.  und  anderen  Orten  gemachten  Versuches  nicht  entgegenzutreten  und 
eine  allmähliche  Erweiterung  desselben  zu  fördern  zu  sein. 

IIL 

Frage:   Erscheint  es  empfehlenswert  oder  doch  unbedenklich, 

a)  den  Anfang  des  griechischen  Unterrichts  an  den   Gymnasien 
auf  eine  höhere  Stufe,  und  zwar 

a)  auf  Obertertia 
ß)  auf  Untersekunda 
y)  auf  Obersekunda 
zu  verlegen, 

b)  an  Stelle   des   Griechischen    Englisch    wahlweise    zuzulassen? 
(Frage  2.) 

Antwort:  Es  erscheint  ausgeschlossen,  an  Stelle  des  Griechischen  Englisch  wahlfrei 
zuzulassen,  weil  es  das  Gymnasium  zerstören  würde.  Den  Anfang  dea 
^iechischen  Unterrichts  über  die  Untertertia  hinaufzuschieben  erscheint 
im  allgemeinen  nicht  angezeigt,  abgesehen  von  den  Anstalten  mit  Frank- 
furter Lehrplan. 
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IV. 


Frage:   Erscheint  eine  Verstärkung  des  lateinischen  Unterrichts  an  Realjernmasien 
nötig,  ttnd  in  welchem  Umfange  hat  diese  zu  erfolgen?    (Frage  S.) 

Antwort:  Eine  Verstärkung  des  lateinischen  Unterrichts  am  Realgymnasium  hat  nicht 
durch  Vermehrung  der  Stundenzahl  zu  erfolgen. 

V. 

Frage:  Wie  wird  hiernach  der  Lehrplan  der  Gymnasien  und  der  Realgymnasien 
zu  gestalten  sein?    (Frage  4) 

Antwort:   Es  empfiehlt  sich,  diese  Frage  einer  Kommission  zu  überweisen,  zu  "welclier 
hervorragende  Schulmänner  zuzuziehen  sein  werden. 

VI. 

Frage:  Was  kann  auf  den  höheren  Schulen,  abgesehen  von  der  durch  V  erledigten 
Frage  der  Stundenzahl,  für  die  Hebung  des  Unterrichts  in  den  verschiedenen 
Lehrgegenständen  geschehen?    (Frage  5.) 

Antwort:   1.   Die  Anregungen  und  Vorschläge,  welche  zu  dieser  Fraee  seitens  der 

Referenten,  sowie  ans  der  Mitte  der  Versammlung  zur  Verbessemng^  des 
Unterrichtsbetriebes  im  Lateinischen,  in  den  neueren  Sprachen,  in  Qe- 
schichte,  Mathematik  und  Naturwissenschaften  gemacht  worden  sind, 
werden  der  Regierung  zur  Erwägung  und  möglichsten  BerOcksichtig^nng 
angelesentlichst  empfohlen. 

2.  Es  soll  den  einzelnen  Gymnasien  gestattet  sein,  den  Unterricht  in  der 
englischen  Sprache  für  alle  Schaler  bestimmter  Klassen  obligatorisch 
zu  machen. 

3.  Soweit  dies  nicht  geschieht,  ist  die  bisherige  Einrichtung  des  fakultatiren 
Unterrichts  mit  Nachdruck  zu  beleben  und  ihre  Benutzung  durch  die 
Schaler  in  jeder  Weise  zu  fördern. 

VII. 

Frage:  Inwieweit  können  an  den  höheren  Schulen  die  körperlichen  Übungen 
(Turnen,  Jugendspiele,  Wassersport  u.  s.  w.)  noch  weiter  gefördert  werden? 
(Frage  6.) 

Antwort:   1.  Zur  Förderung  der  körperlichen  Übungen  empfiehlt  es  sich: 

a)  die  Jugendspiele  zu  pflesen  und  ihre  Ausabung  durch  Einführung  von 
Spielstunden  und  vermehrte  Beschaffung  von  Spielplätzen  zu  heben; 

b)  dem  Sport,  namentlich  dem  Wassersport,  auch  fernerhin  besondere 
Aufinerksamkeit  zu  schenken  und 

c)  die  bestehenden  Vorschriften  aber  den  Turnunterricht  durch  weitere 
Beschaffung  von  Turnhallen  und  Turnplätzen,  durch  Gewinnung  einer 
genagenden  Zahl  geprafter  Turnlehrer  und  durch  Belebung  des  Inter- 
esses von  Lehrern  und  Schalem  am  Turnen  zur  Darchmhnmg  zn 
bringen. 

2.  Es  empfiehlt  sich,  in  den  höheren  Lehranstalten  Unterweisungen  aber 
die  erste  Hilfeleistung  bei  plötzlichen  UnglacksföUen  einznfE^en. 

VIIL 

Frage:  Sind  die  gegen  die  Abschluiisprafung  für  neunklassige  Anstalten  erhobenen 
Bedenken  begrandet,  und  was  wird  eventuell  zur  Behebung  derselben  zu 
geschehen  haben?    (Frage  7.) 

Antwort:  Es  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  die  Abschlufeprafung  möglichst  bald  zu 
beseitigen.  In  Verbindung  hiermit  wird  auch  die  Aitfhebun^  der  Schluft- 
prafung  bei  den  Nichtvollanstalten  und  die  Revision  der  Reifeprafung  bei 
den  Vollanstalten  ins  Auge  zu  fassen  sein. 

IX. 

Frage:  Welche  Mafsnahmen  sind,  abgesehen  von  den  oben  zur  Erwägung  gestellten, 
noch  sonst  im  Interesse  des  höheren  Schulwesens  far  erforderlich  zu  er- 
achten?   (Frage  9.) 

Antwort:    1.  Es  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dals  der  höhere  Lehrerstand  dem 

Richterstand  in  seinen  Besoldungsverhältnissen,  wenn  auch  eine  mecha- 
nische Gleichstellung  in  dieser  Beziehung  nicht  erforderlich  erscheint, 
doch   möglichst  angenähert  wird,  da  durchgreifende  Gründe   för  eine 
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wesentliche  Ungleichheit  in  der  Bemessung  der  beiderseitigen  Gehälter 
nicht  bestehen. 

2.  Die  Konferenz  spricht  den  Wansch  aus,  daft  den  Lehrern  der  höheren 
Schalen  nach  Möglichkeit  Förderung  gewährt  werde,  sich  selbst  wissen- 
schaftlich fortzubilden,  und  dafe  ihnen  die  wissenschaftliche  Arbeit  nicht 
durch  ein  Ubermals  der  Berufsgeschäfte  unmöglich  gemacht  werde. 

3.  Es  empfiehlt  sich,  dafür  zu  sorgen,  dafe  Lehrer,  deren  Verbleiben  im 
Amt  die  Gesundheit  der  ihnen  anvertrauten  Schüler  durch  Ansteckung 

gefährdet,  auch  wenn  sie  im  übrigen  zur  Wahrnehmung  des  Lehramts  noch 
efähigt  sind,  beurlaubt  oder  in  den  Ruhestand  versetzt  werden  können, 
ohne  aa&  daraus  für  sie  unverdiente  finanzielle  Nachteile  erwachsen. 

4.  Die  Beschlüsse  der  Dezemberkonferenz  von  1890  über  die  Beschränkung 
der  Höchstzahl  der  Schüler  in  den  einzelnen  Klassen  werden  in  Er- 
innerung gebracht 

5.  Der  Königlichen  Staatsregierung  wird  empfohlen,  anzuordnen,  dafe  in 
den  höheren  Lehranstalten  Unterweisung  in  der  Hygiene  unter  Be- 
nutzung geeiffneten  Unterrichtsmaterials  erteilt  wird. 

6.  Um  den  englischen  Unterricht  an  den  humanistischen  Gymnasien  zu 
fördern,  scheint  es  empfehlenswert,  bei  der  Reifeprüfnnff  oien  Schülern 
freizustellen,  ob  sie  sich  im  Französischen  oder  En^ischen  wollen 
prüfen  lassen. 

7.  KB  ist  im  Interesse  einer  gedeihlichen  Entwickelung  der  höheren  Schulen 
dringend  erforderlich,  da&  die  Aufsicht  durch  häufigere  und  eingehendere 
Revisionen  eine  nachdrückliche  Verstärkung  erfährt 

8.  Zur  Immatrikulation  für  das  Studium  der  Chemie  an  einer  Hochschule 
ist  ebenso  wie  für  das  Studium  der  anderen  Wissenschaften  das  Abso- 
lutorium  einer  höheren  Schule  erforderlich. 


Beilage  IV. 

ZuBammenstelliuig:  der  den  Unterriohtsbetrieb  betreffenden 
Fraflren,  zu  welchen  im  Mdrz  1900  grutachtllohe  Aufserunfiren 

eingefordert  sind. 

Frage  1. 

Was  ist  seit  der  Schulkonferenz  vom  Jahre  1890  für  die  Hebung  des  deutschen 
Unterrichts  geschehen,  und  was  kann  zu  dieser  Förderung  noch  weiter  gethan  werden? 
(Gutachter:  Dr.  Muff,  Rektor  der  Königl.  Landesschule  Pßrta;  Dr.  Ziehm^  Direktor  der 
Wöhler*Schule  [Realgymnasium]  in  Frankfurt  a.  M.;  Dr.  Vockeradt,  Gymnasialdirektor 
in  Recklinghausen.) 

Frage  2. 

1.  Erscheint  es  überhaupt  oder  unter  welchen  besonderen  Voraussetzungen 
empfehlenswert  oder  doch  unbedenklich,  den  Anfang  des  griechischen  Unterrichts  an 
unseren  Gymnasien  auf  eine  höhere  Klasse,  und  zwar: 

a)  auf  Obertertia  oder 

b)  auf  Untersekunda  oder 

c)  auf  Obersekunda 
zu  verlesen? 

2.  Empfiehlt  es  sich,  wahlfreies  Englisch  an  Stelle  des  Griechischen  treten  zu 
lassen,  und  wie  wären  in  diesem  Falle  die  freiwerdenden  Stunden  anderweitig  (etwa 
für  Altertumskunde  und  die  Naturwissenschaften)  zu  verwenden?  (Gutachter:  Dr.  Bon- 
hardtf  Direktor  des  Goethe  -  Gymnasiums  in  Frankfurt  a.  M.;  Dr.  Matthias,  Geheimer 
Rederungsrat,  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium,  in  Berlin;  D.  Dr.  RamadCy 
ordentlicher  Professor  an  der  Universität  Berlin;  Dr.  Älhrtcht,  Geheimer  Regierungs-  und 
Oberschulrat  in  Stra&burg  i.  £.) 

Frage  8. 

Erscheint  eine  Verstärkung  des  lateinischen  Unterrichts  nötig,  und  in  welchem 
Umfang  müfete  sie  eintreten,  sowohl  für  den  Fall,  da(s  der  griechische  Unterricht  wie 
bisher  in  Untertertia  besinnt,  als  auch  bei  Hinaufschieben  des  Anfanges  dieses  Unter» 
richts  nach  Obertertia  oder  Untersekunda  oder  Obersekunda?  (Gutachter:  D.  Dr.  Fries, 
Direktor  der  Franckeschen  Stiftungen  zu  Halle  a.  S.,  Geheimer  Regierungsrat;  Dr.  Kubier, 
Direktor  des  Könisl.  Wilhelms-Gymnasiums  zu  Berlin,  Geheimer  Regierungsrat;  D.  Dr. 
Hamack,  ordentlicher  Professor  an  der  Universität  Berlin.) 
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Frage  4. 

Empfiehlt  es  sich,  den  fremdsprachlichen  Unterricht  an  Gymnasien  and  Realgym- 
nasien mit  der  französischen  Sprache  anzufangen  und  das  Lateinische  his  in  Quarta 
<vgl.  Lehiplan  des  Französischen  Gymnasiums  in  Berlin)  oder  in  Untertertia  (rgl. 
Frankfurter  und  Altonaer  Lehrplan)  hinaufzurücken?  (Gutachter:  Dr.  Kubier,  Gjm- 
nasialdirektor,  Geheimer  Regierungsrat;  Dr.  Ziehen^  Direktor  der  Wöhler- Schule  in 
Frankfurt  a.  M.;   D.  Dr.  Bämacky  ordentlicher  Professor  an  der  Universität  Berlin.) 

Frage  5. 

Welche  Fortschritte  in  dem  Betriebe  der  neueren  Sprachen  auf  den  höheren 
Schalen  und  den  Universitäten  sind  seit  der  Schulkonferenz  vom  Jahre  1890  gemacht, 
und  was  ist  noch  weiter  fftr  Hebung  neusprachlicher  Kenntnisse  und  Fertigkeiten 
zu  erstreben: 

a)  auf  höheren  Schulen, 

b)  auf  Universitäten  uud  sonstigen  Hochschulen, 

c)  als  YorbedingunK  für  die  Anstellung  bestimmter  Beamtenkategorien? 
(Gutachter:  Dr.  Münch,   ordentlicher  Honorarprofessor  an  der  Universität  Berlin,   Ge- 
heimer Regierungsrat;  Dr.  Vogd,  Provinzialschulrat  in  Berlin;  Dr.  Sachau,  ordentlicher 
Professor  an  der  Universität  Berlin,  Geheimer  Regierungsrat;  Dr.  Ziehen,  Direktor  der 
Wöhler-Schule  in  Frankfurt  a.  M.) 

^  Frage  6« 

Wie  hat  sich  der  Geschichtsunterricht  seit  1892  entwickelt,  und  was  bleibt  für  ihn 
noch  zu  thun?  Beide  Punkte  sind  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  deutschen  Ge- 
schichte zu  behandeln.  Für  den  Unterricht  in  der  römischen  Geschichte  ist  namentlich 
zu  erörtern,  ob  dabei  die  nachchristliche  Zeit  genügende  Beachtung  gefunden  hat. 
{Gutachter:  Dr.  Jäger,  Direktor  des  Königl.  Frieorich  Wilhelm -Gymnasiums  zu  Cöln, 
Geheimer  Regierungsrat;  Dr.  S<^lUj  Direktor  des  Kaiserin  Augusta-Gymnasiums  zn 
Charlottenburg,  Geheimer  Regierungsrat;  D.  Dr.  ffamack,  ordentlicner  Professor  an  der 
Universität  Berlin.) 

Frage  7. 

Wie  hat  sich  der  Unterricht  in  der  Erdkunde  seit  1892  entwickelt,  und  was  bleibt 
für  ihn  noch  zu  thun?  (Gutachter:  Dr.  Wctgner,  ordentlicher  Professor  an  der  Universität 
Göttingen,  Geheimer  Regierungsrat.) 

Frage  8. 

Welche  Fortschritte  sind  seit  der  Schulkonferenz  vom  Jahre  1890  auf  dem  Ge- 
biete des  mathematischen  und  naturwissenschaftlichen  Unterrichts  an  den  höheren 
Schulen,  insbesondere  auch  nach  der  angewandten  und  technischen  Seite  hin,  zu  ver- 
zeichnen, und  was  kann  in  dieser  Beziehung  noch  weiter  geschehen?  (Gutachter: 
Dr.  SehtccUbe,  Direktor  des  Dorotheenstädtischen  Realgvmnasiums  zu  Berlin;  Dr.  Slaby, 
etatsmälsiger  Professor  an  der  Technischen  Hochschule  in  Gharlottenburg,  Geheimer 
Regierungsrat;  Dr.  Lexis,  ordentlicher  Professor  an  der  Universität  Göttingen,  Geheimer 
Regierungsrat;  Dr.  Lampe,  etatsmälsiger  Professor  an  der  Technischen  Hochschule  in 
Charlottenburg,  Geheimer  Regierungsrat;  Dr.  Hauck,  etatsmälsiger  Professor  an  der 
Technischen  Hochschule  zu  Charlottenburg,  Geheimer  Regierungsrat) 

Frage  9. 

Was  ist  seit  der  Schulkonferenz  vom  Jahre  1890  für  die  körperliche  Übung  der 
Jugend  (durch  Turnen,  Jugendspiele,  Sport  u.  s.  w.)  geschehen,  und  was  kann  in  dieser 
Beziehung  [weiter  noch  geschehen?  (Gutachter:  WappenhtxuSy  Oberlehrer  am  Luisen- 
städtischen Realgymnasium  zu  Berlin.) 

Frage  10. 

1.  Sind  die  gegen  die  Abschlußprüfung  für  neunklassige  Anstalten  erhobenen 
Bedenken  begründet,  und  was  wird  gegebenenfalls  zur  Behebung  derselben  zu  ge- 
schehen haben? 

2.  Welcher  Änderungen  bedürfen  die  Ordnungen  für  die  Reifeprüfungen  vom 
6.  Januar  1892  an  Gymnasien  und  Progymnasien,  Realgymnasien,  (jberrealschulen, 
Realprogymnasien , und  Realschulen? 

3.  Welche  Änderungen  erscheinen  im  Berechtigun^swesen  nötig?  (Gutachter: 
Dr.  MaUhtas,  Geheimer  Regier ungs rat,  vortragender  Rat  im  Unterrichtsministerium  in 
Berlin.) 
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Beilage  VI. 
Bekanntmacliunsr. 

Auf  Beschlaft  des  Königlichen  Staatsmimsteriums  wird  hiermit  cor  öffentlichen 
Kenntnis  gebracht,  dalk  mit  dem  Senate  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg  die  gegen- 
seitige Anerkennung  der  yon  den  Oberrealschulen  in  Preuften  und  der  von  der  Ooer- 
realschale  vor  dem  Holstenthor  in  Hamburg  ausgestellten  Reifezeugnisse  Tereinbart 
worden  ist.  Demgem&ls  werden  fortan  die  nach  den  Bekanntmachungen  vom  14.  Dezember 
und  26.  Februar  d.  J.  an  die  Reifezeugnisse  der  preußischen  Oberrealschulen  geknfipften 
Berechtigungen,  n&mlich: 

1.  zur  Zulassung  zur  Prüfung  für  das  Lehramt  an  höheren  Schulen, 

2.  zur  Zulassung  zu  den  Staatsprüfungen  im  Hochbau-,  Bauingenieur-  und  Maschinen- 
baufach, 

8.  zum  Studium  auf  den  Forstakademien  und  zur  Zulassung  zu  den  Prüfungen  für 
den  Königlichen  Forstverwaltungsdienst, 

4.  zum  Studium  des  Bergfaches  und  zur  Zulassung  zu  den  Prüfungen,  durch  welche 

die  Befähigung  zu  den  technischen  Ämtern  bei  den  Bergbehörden  des  Staateg 

darzulegen  ist, 

auch  den  Reifezeugnissen  der  Oberrealschule  vor  dem  Holstenthor  in  Hamburg  zuerkannt. 

Vorbehalten  ist  nur,  dafs  über  die  Zulassung  der  Abiturienten  der  gedachten  Anstalt 

in  Hamburg  zu  dem  unter  4  genannten  Fache  von  Fall  zu  Fall  entschieden  wird^X 

Berlin,  den  6.  März  1901. 

Der  Minister  der  geistlichen  u.  s.  w.  Angelegenheiten. 


Beilage  Via. 
Bekanntmachungr 

über  die  flreflrenBeltlfire  Anerkennunflr  von  ZeuflrnlSBen  über  die 
PrüfunfiT  ^Eür  das  Lehramt  an  höheren  Schulen. 

Zwischen  dem  Königlich  Preulsischen  Ministerium  der  geistlichen,  Unterrichts-  und 
Medizinalangelegenheiten  einerseits  und  den  Ministerien  der  Sachsen- Emestinischen 
Staaten  andererseits  ist  vereinbart  worden,  dalk  das  unter  dem  14.  August  1889  yerüffent- 
lichte  Übereinkommen  wegen  gegenseitiger  Anerkennung  der  Prüfungszeugnisse  fikr  das 
Lehramt  an  höheren  Schulen  auch  nach  der  beiderseitig  jetzt  erfolgten  Neuordnung 
der  Prüfung  fortbestehen  soll.  Dem^^emäA  wird  hiermit  zur  öffentlichen  Kenntnis  ge- 
bracht, da&  die  von  der  Groftherzoglich  und  Herzoglich  Sächsischen  wissenschaftlichen 
Prüfungskommission  in  Jena  auf  Grund  der  Ordnung  vom  17.  Januar  1900  ausgesteUten 
Prüfungszeusnisse  für  das  Lehramt  an  höheren  Schulen  in  Prenfsen  in  gleicher  Weise 
werden  anerlannt  werden  wie  die  nach  der  diesseitigen  Prüfungsordnung  Tom  12.  Sep- 
tember 1898  ausgestellten  Prüfungszeugnisse. 


Berlin,  den  80.  März  1900. 


Der  Minister  der  geistlichen  u.  s.  w.  Angelegenheiten. 

gez.  Studt. 


')  Dieser  Vorbehalt  hatte  seinen  Grund  darin,  dafs  Ton  der  hamburgischen  Staats- 
verwaltung in  Ermangelung  von  Staatsämtem  und  Staatsprüfungen  für  das  Bergfach  auf 
diesem  Gebiete  Gegenseitigkeit  nicht  gewährt  werden  kann. 
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BeUage  VH. 
Grundsätze, 

nach  denen  bei  Anträaren  auf  Verstaatllohunflr  höherer  Schulen 

zu  verfahren  ist. 

(Erlafk  vom  28.  Januar  1890,  C.-Bl.  S.  198.) 

Der  Umstand,  da&  Anträge  auf  Verstaatlichung  höherer  Lehranstalten  noch  in 
größerer  Anzahl  schweben  bezw.  einsehen,  veranlafst  mich,  auf  folgende  Punkte  mehr 
allgemeiner  Natur  hinzuweisen,  um  Mifsverständnisse  bezw.  unnötige  Erörterungen  zu 
yermeiden,  die  Beobachtung  einheitlicher  Grundsätze  und  die  ausreicnende  Vorbereitung 
der  Angelegenheit  sicherzustellen. 

Mit  den  bezüglichen  Anträgen  der  Patronate  ist  eine  gutachtliche  Äulberung  des 
Kgl.  ProTinzial-SchulkoUegiums  darüber  vorzulegen,  ob  die  künftige  Erhaltung  der 
Anstalt  einem  allgemeinen  (Öffentlichen)  Bedürfnisse  entspricht;  desgleichen  ist  eine 
Übersicht  über  die  voraussichtliche  Gestaltung  der  Frequenzverhältnisse  der  Anstalt 
in  der  Zukunft,  sowie  aus  den  der  Berichterstattung  vorhergehenden  zwei  Jahren  eine 
Angabe  Qber  den  Raumbedarf  (bezw.  Turnhalle,  Aborte,  Spiel-  und  Turnplatz)  und  über 
den  Bedarf  an  Lehrkräften,  femer  ein  Etatsentwurf  für  die  staatliche  Anstalt  oder  doch 
eine  Nachweisung  über  die  sich  segen  den  laufenden  Etat  ergebenden  Veränderungen 
beizufügen;  femer  ist  ein  bauamtliches  Gutachten  über  die  baulichen  Verhältnisse  der 
Anstalt  nebst  Grundrissen  und  Durchschnittszeichnungen  der  Anstaltsgebäude  und  einem 
die  Gröfse  der  in  Fräse  kommenden  Grandstücke,  die  Grenzen  und  die  Nähe  der 
Nachbargebäude  ersichtlich  machenden  Lagenlan,  sowie  eine  Auskunft  über  etwa  vor- 
handene Baubeschränkungen  und  Servituten  oier  Anstaltsgrundstücke  mitvorzulegen. 

Steht  nicht  eine  stiftische,  lediglich  auf  eigenes  Vermögen  bezw.  ihre  eigenen  Ein- 
nahmen angewiesene  Anstalt  in  Frage,  so  ist  ein  Gutachten  des  Herrn  Regierungs- 
präsidenten über  die  Leistungsfähigkeit  bezw.  die  Steuerverhältnisse  des  bisherigen  unter- 
haltungspflichtigen  Patrons,  sowie  die  Höhe  des  seitens  des  letzteren  künftig  an  die  ver- 
staatlichte Anstalt  zu  zahlenden  dauemden  Zuschusses  beizufügen. 

Femer  ist  zu  vermeiden,  in  den  Verstaatlichungsverträgen  einen  bestimmten  Termin 
für  den  Eintritt  der  Verstaatlichung  zu  bezeichnen;  es  empfiehlt  sich  vielmehr,  diesen 
Termin  von  der  Bestimmung  der  Staatsregierung  abhängig  zu  machen,  damit  bei  etwaiger 
Nichtinnehaltung  des  ursprünglich  in  Aussicht  genommenen  Termins  nicht  der  Abschluft 
eines  neuen  Vertrages  notwendig  wird. 

Auch  ist  in  dem  Vertrage  der  Übernahme  der  etwa  vorhandenen  Vorschule  keine 
Erwähnung  zu  thun,  damit  die  Regierung  bezüglich  einer  etwaigen  Aufhebung  oder 
Einschränkung  derselben  nicht  behindert  ist;  beim  Vorhandensein  ausreichender  Räumlich- 
keiten und  genügenden  Besuchs  wird  dadurch  der  thatsächliche  Übergang  der  Vorschule 
in  die  Verwaltung  des  Staates  nicht  ausgeschlossen;  derselbe  wira  vielmehr  in  dem 
Etat  für  die  verstaatlichte  Anstalt  seinen  Ausdrack  finden. 

Die  Bestrebungen  bezüfflich  einer  Reform  des  höheren  Schulwesens  und  die  sich 
möglicherweise  daraus  ergebenden  organisatorischen  Mafsnahmen  lassen  es  unthunlich 
erscheinen,  da&  die  Beibehaltung  der  bisherigen  Organisation  der  Anstalt  bezw.  der 
ihr  zustehenden  Berechtigungen  zum  Gegenstande  der  vertragsmäßigen  Vereinbarungen 

femacht  wird;  insbesondere  darf  von  der  Erhaltung  der  Berechtigung  der  Anstalt  zur 
Srteilunff  von  Reifezeugnissen  für  die  Universität  oder  Hochschule  die  Zurückgabe  der 
Anstalt  bezw.  der  Anstaltsgmndstücke  oder  die  gänzliche  Zurückziehung  des  von  dem 
bisherigen  Patron  zu  leistenden  Zuschusses  nicht  abhängig  gemacht  werden. 

Das  Kgl.  Provinzial-SchulkoUegium  wolle  in  gegebenem  Falle  hierauf  achten  und 
die  Patronate  entsprechend  bescheiden. 
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Beilage  Vm. 
Vertrag: 

über  die  Verstaatlichung:  des  Pro8:ymiiaslu]ns  zu  Jtlllcii. 

Zwischen  der  Königlichen  Staatsregierang,  vertreten  durch  das  Königliche  Provinzial- 
SchulkoUegium  zu  Goblenz,  und  der  Stadtgemeinde  Jülich,  vertreten  durch  ihren  mittels 
Beschlusses  der  Stadtverordnetenversammlung  vom  20.  Juli  1897  hierzu  erm&chtjgten 
Bürgermeister  Joseph  Hochstenbach ,  zu  Jülich  wohnend,  wird  unter  Beitritt  des 
Kuratoriums  des  Progymnasiums  zu  Jülich  nachstehender  Vertrag  über  die  Verstaat- 
lichung dieser  Anstalt  abgeschlossen. 

§  1.  Das  bisher  städtische  Progymnasium  zu  Jülich  geht  von  einem  darch  den 
Minister  der  geistlichen  u.  s.  w.  Angelegenheiten  näher  zu  bestimmenden  Zeitpunkte  ab 
auf  den  Staat  über  und  wird  somit  von  diesem  Zeitpunkte  ab  eine  Königliche  Anstalt. 

§  2.  Mit  diesem  Zeitpunkte  erlöschen  alle  bisherigen  auf  dem  Patronate  der 
Stadt  Jülich  beruhenden  Rechte  und  Pflichten  derselben  und  gehen  auf  den  Staat  allein 
über.  Das  Kuratorium  des  Progymnasiums  wird  aufgelöst;  die  Verwaltung  und  Ver- 
tretung des  Progfmnasiums  wird  von  der  Staatsregierung  nach  ihrem  Ermessen  auf 
Grund  der  geset^ichen  Bestimmungen  neu  geordnet. 

§  8.  Die  Stadt  Jülich  verpflichtet  sich,  von  dem  Inkrafttreten  dieses  Vertrages 
an  einen  festen,  vierteljährlich  im  voraus  fälligen  Zuschuß  von  jährlich  achttausend 
Mark  an  die  verstaatlichte  Anstalt  zu  zahlen. 

Dieser  Zuschuß  erhöht  sich,  sobald  die  nach  den  Bestimmungen  des  folgenden 
Paragraphen  von  der  Stadt  aufzuwendenden  Baugelder  bei  einer  Verzinsung  und 
Amortisation  von  jährlich  4Vs®/o  amortisiert  sein  können,  um  jährlich  5000  Mk^  so  da& 
von  jenem  Zeitpunkte  ab  der  städtische  Zuschuß  in  Höhe  von  13000  Mk.  jährlich  in 
der  bezeichneten  Art  zu  zahlen  ist 

I  4.  Die  Stadt  Jülich  verpflichtet  sich  femer,  sogleich  nach  dem  Inkrafttreten 
des  Vertrages  auf  eigene  Kosten  nach  einem  von  der  Königlichen  Staatsregierung  ge- 
nehmigten Projekte  ein  neues  Klassengebäude  mit  Dienstwohnungen  für  den  Direktor 
und  den  Schuldiener  und  den  erforderlichen  Wirtschaftsräumen  auf  dem  städtischen 
Grundstücke  an  dem  NeuCser  Platz,  welches  eine  Grölse  von  etwa  57  ar  hat,  zu  erbauen 
und  mit  der  erforderlichen  Einrichtung  zu  versehen,  femer  den  Tum-  und  Spielplatz 
einzurichten  und  das  ganze  Grandstück  mit  einer  Mauer  zu  umgeben. 

Für  die  innere  Einrichtung  des  Klassengebäudes  wird  hierbei  die  bisherige  Ein- 
richtung des  Progymnasiums  überwiesen  und  wegen  der  etwa  noch  erforderlichen  Er- 
gänzung derselben  die  Anstalt  mit  dem  nach  S  7  verbleibenden  freien  Kapitalvermögen 
für  abgefunden  erklärt.  Das  hiemach  einzuricntende  Progymnasialgrundstück,  welches 
Eigentum  des  Progymnasiums  wird,  ist  in  spätestens  zwei  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten 
der  Verstaatlichung  an  die  Staatsregierung  tadelfrei  zu  übergeben  und  an  das  Pro- 
gymnasium  aufzulassen. 

§  5.  Bis  das  in  dem  vorigen  Paragraphen  bezeichnete  Grundstück  übergeben  ist, 
hat  die  Stadt  das  jetzige  Gebäude  nebst  der  gesamten  Einrichtung  dem  Progymnasium 
zur  Benutzung  zu  überlassen  und  ohne  besondere  Vergütung  zu  unterhalten. 

§  6.  In  gleicher  Weise  verpflichtet  sich  die  Stadtgemeinde  Jülich,  innerhalb  zwei 
Jahren  nach  der  Verstaatlichung  auf  dem  Grundstück  der  katholischen  Volksschule  in 
der  Düsseldorfer  Stralse  eine  Tumhalle  nach  einem  von  der  Staatsregierung  genehmi£[ten 
Projekte  zu  erbauen,  sowie  mit  der  erforderlichen  Einrichtung  zu  versehen  und  diese 
Turnhalle  dem  Progymnasium  nach  dessen  Bestimmung  zur  vorzugsweisen  kostenlosen 
Benutzung  für  den  schulplanmälsigen  Turnunterricht  zur  Verfugung  zu  stellen. 

§  7.  Das  Vermögen  der  Anstalt  und  der  ihr  zugehörigen  Stiftungen  an  Kapitalien, 
Wertpapieren  und  barem  Gelde  verbleibt  der  Anstalt.  Der  Fonds  zur  Sicherstellung 
der  Alterszulagen  wird  der  Staatskasse  übereignet. 

Der  Pensionsfonds  verbleibt  der  Stadt  Jülich  zur  Zahlung  der  Pension  des  früheren 
Direktors  Dr.  K  .  .  .;  für  den  Fall  jedoch,  dafe  diese  Pensionszahlung  vor  der  Auf- 
zehrang jener  Kapitalien  heimfallen  sollte,  ist  der  verbleibende  Rest  derselben  an  die 
Staatskasse  abzumhren. 
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§  8.  Die  Stadtgemeinde  Jülich  übereignet  dem  Progvmnasium  zur  stiftungsmäßiigen 
Verwendung  das  jetzt  1685,66  Mk.  betragende  Kapital  aer  Sartorius-Stiftung,  welche 
durch  Testament  des  Kanonikus  Sartorius  vom  14.  Mai  1592  in  erster  Linie  „zu  Behuf 
und  besseren  Unterhaltung  der  Schule  in  Jülich''  begp'ündet  worden  ist.  Im  Falle  der 
Auflösung  der  Anstalt  ist  der  alsdann  vorhandene  Kapitalbestand  der  Stiftung  der 
Stadtgemeinde  Jülich  zur  weiteren  stiftungsm&6igen  Verwendung  zurückzuerstatten. 

§  9.  Mit  der  Übernahme  der  Anstalt  auf  den  Staat,  mit  welcher  die  Lehrer  und 
Beamten  der  Anstalt  im  Falle  des  Einyerständnisses  in  die  Kategorie  der  unmittelbaren 
Staatsbeamten  eintreten,  hören  mit  Ausnahme  der  in  dem  gegenwärtigen  Vertrage  über- 
nommenen Verbindlichkeiten  selbstredend  alle  sonstigen  Leistungen  und  Verpflichtungen, 
welche  die  Stadt  bisher  gegen  die  Anstalt  wie  gesen  die  in  den  unmittelbaren  Staats- 
dienst übergehenden  Lehrer  und  Beamten  zu  erfüllen  gehabt  hat,  auf,  und  gehen  die 
desfallsiffen  gesamten  Leistungen  und  Verbindlichkeiten,  mithin  auch  die  Verpflichtung 
zur  Zahlung  von  Besoldungen  und  späteren  Pensionen  an  die  betreffenden  Lehrer  und 
Beamten  und  die  gesetzmä&igen  Leistungen  an  Hinterbliebenenversorgung  für  Lehrer 
und  Beamte,  sowie  die  künftige  Unterhaltung  der  Anstalt,  auf  den  Staat  über.  Dagegen 
bleibt  in  Ansehung  deijenisen  Lehrer  und  Beamten,  welche  ihren  Übertritt  in  den  un- 
mittelbaren Staatsdienst  ablehnen  sollten,  die  Stadtgemeinde  diesen  gegenüber  auch 
künftighin  zur  Erfüllung  der  gegen  sie  übernommenen  Verpflichtungen  nach  wie  vor 
gehalten,  ohne  deshalb  einen  Entschädigungsanspruch  an  den  Königlichen  Fiskus  erheben 
zu  können.  Ebenso  bleibt  die  Stadtgemeinde  verpflichtet,  die  den  bereits  vor  der  Über- 
nahme der  Anstalt  auf  den  Staat  pensionierten  Lehrern  und  Beamten  zugesicherten 
Pensionen  aus  ihren  eigenen  Mitteln  auch  späterhin  zu  entrichten. 

§  10.  Sollte  der  Staat  das  Progymnasium  als  eine  über  die  Ziele  der  Volksschule 
hinaussehende  Anstalt  eingehen  lassen,  so  geht  das  nach  §  4  von  der  Stadt  Jülich 
übergebene  Grundstück  in  dem  alsdann  vorhandenen  Zustande  in  das  Eigentum  der 
Stadt  Jülich  über,  und  es  hört  mit  jenem  Zeitpunkte  die  Verpflichtung  der  Stadt  zur 
Zahlung  des  in  §  3  festgesetzten  Zuscnusses  aut. 

§  11.  Die  Genehmigung  des  Herrn  Ministers  der  geistlichen  u.  s.  w.  Angeleeen- 
heiten,  femer  die  Genehmigung  des  Bezirksausschusses  zu  Aachen  als  Kommunalaufsichts- 
behörde bleibt  vorbehalten.  Auch  tritt  dieser  Vertrag  nur  in  Kraft,  wenn  die  zur  Über- 
nahme der  Anstalt  auf  den  Staat  erforderlichen  Mittel  durch  den  Staatshaushaltsetat 
bewilligt  werden. 

§  12.  Dieser  Vertrag  wird  in  drei  Exemplaren  aus|;efertigt,  von  denen  je  eins  für  den 
Staat,  die  Stadt  und  das  Progymnasium  bestimmt  ist.  Die  sämtlichen  durch  den  Abschluls 
und  die  Ausführung  des  Vertrages  entstehenden  Kosten  übernimmt  die  Stadt  Jülich. 

Goblenz,  den  1.  Dezember  1897.  Jülich,  den  27.  November  1897. 

Königliches  Provinzial-Schulkollegium  Der  Bürgermeister 

L.  S.  (Unterschriften).  (Unterschrift). 

Genehmigt. 
Aachen,  den  6.  Dezember  1897. 

Namens  des  Bezirksausschusses 

Der  Vorsitzende 
L.  S.         gez.  V.  Hartmann. 

Vorstehender  Vertras  wird  hierdurch  mit  der  Maßgabe  bestätigt,  dals  derselbe  vom 
1.  April  1898  ab  in  Kran  tritt  und  die  in  §  8  vorgesehene  Erhöhung  des  städtischen 
Zuscnusses  auf  13000  Mk.  vom  1.  April  1949  ab  zu  erfolgen  hat. 

Berlin,  den  3.  Mai  1898. 

L.  S.  Der  Minister  der  geistlichen  u«  s.  w.  Angelegenheiten. 

Im  Auftrage 
gez.  Althoä 
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Beilage  IX. 
Ortsstatut, 

betr.  die  Oymnaslaldeputatlon  in  Breslau. 

Auf  Grand  der  §§11  und  59  letzter  Absatz  der  SUdteordnung  vom  80.  Mfti  1853  nnd 
gemäfe  Beschluls  der  Stadtyerordnetenversammlang  yom  26.  Mai  1898  und  13.0ktober  1898 
wird  hiermit,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  durch  die  zuständigen  Aufsichtsbeliördeii, 
für  die  Stadtgemeinde  Breslau  folgendes  Ortsstatnt  gegeben. 

§  1.  Für  die  höheren  städtischen  Lehranstalten,  die  der  Aufsicht  des  König^lichen 
ProYinzial-Schulkollennms  unterstehen,  wird  auf  Grund  yon  §  59  der  Städteordnang^  vom 
80.  Mai  1858  eine  Verwaltungsdeputation  bestellt  unter  dem  Namen  der  GymnasiAl- 
deputation. 

§  2.    Die  Deputation  besteht  aus: 

1.  drei  Mitgliedern  des  Magistrats,  darunter  dem  Stadtschulrat; 

2.  sechs  von  der  Stadtverordnetenversammlunff  gewählten  Mitgliedern,  wor- 
unter sich  mindestens  drei  Stadtverordnete  befinden  müssen; 

3.  fUnf  Direktoren  höherer  städtischer  Lehranstalten,  die  von  den  Mitgliedern 
zu  1  und  2  zugewählt  werden. 

Die  Wahl  der  Mitglieder  zu  2  und  8  erfolgt  auf  sechs  Jahre. 

Durch  Gemeindebeschlufe  kann  die  Zahl  der  Mitglieder  erhöht  oder  herabgesetzt 
werden. 

Direktoren  und  Kuratoren  höherer  Lehranstalten,  welche  nicht  Mitglieder  der 
Deputation  sind,  und  bei  deren  dauernder  Behinderung  ihre  Stellvertreter  haben  das 
Recht,  an  den  Sitzungen  der  Deputation  mit  beratender  Stimme  teilzunehmen  und  in 
den  besonderen  Angelegenheiten  ihrer  Schule  mitzustimmen.  Dies  Recht  steht  auch 
bei  dauernder  Behinderung  der  zur  Deputation  gehörigen  Direktoren  (zu  3)  deren  Stell- 
vertretern zu. 

§  8.  Die  Deputation  verwaltet  unter  Aufsicht  und  nach  den  Anweisungen  des 
Magistrats  die  dem  Magistrat  obliegenden  Angelegenheiten  der  städtischen  höheren 
Schulen.  Sie  hat  die  auf  die  höheren  Schulen  bezüglichen  Beschlüsse  des  Magistrats 
vorzubereiten  und  auszuführen,  soweit  dies  nicht  anderen  Behörden  besonders  übertragen 
ist.  In  die  den  Schuldirektoren  oder  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  vorbehaltenen 
Befugnisse  hat  die  Deputation  nicht  einzugreifen. 

§4.  Freischulbewilligungen  und  Schulgelderlasse,  welche  vom  Lehrerkollegium 
unter  Beobachtung  der  von  der  Stadt  erlassenen  Vorschriften  empfohlen  werden,  werden 
vom  Magistratsdezementen  unmittelbar  verfügt.  In  allen  übngen  Fällen  beschließt 
über  Freischulgesuche  und  über  Ermä&igung  und  Erlais  von  Schulgeld  die  Deputation 
endgültig. 

§  5.  Für  jede  städtische  höhere  Lehranstalt  wird  von  der  Stadtverordneten- 
versammlung ein  Kurator  nebst  einem  Stellvertreter  auf  6  Jahre  gewählt. 

Der  Kurator  oder  in  Behinderungsfällen  sein  Stellvertreter  hat  unter  Aufsicht 
und  nach  den  Beschlüssen  der  Gymnasialdeputation  im  Einvernehmen  mit  dem  Direktor 
die  Bedürfnisse,  Interessen  und  Rechte  der  Anstalt  wahrzunehmen.  Seine  Rechte  nnd 
Pflichten  werden  durch  eine  besondere  Instruktion  vom  Magistrat  bestimmt. 

§  6.  Die  Deputation  ist  beschlu&fähig,  wenn  der  Vorsitzende  oder  dessen  Stell- 
vertreter und  mindestens  noch  ein  Drittel  der  Mitglieder  anwesend  sind.  Hierbei  werden 
nur  die  ordentlichen  stimmberechtigten  Mitglieder  (§  2  zu  1 — 8)  gezählt 

Die  Beschlüsse  werden  mit  Stimmenmehrheit  gefa&t  Bei  Stimmengleichheit  ent- 
scheidet die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

§  7.  Über  die  Beschlüsse  wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  vom  Vorsitzenden 
und  noch  einem  Mitgliede'zu  vollziehen  ist. 

Als  Protokollführer  kann  ein  Beamter  des  Magistrats  zugezogen  werden. 

§  8.  Durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  werden  die  entgegenstehenden  Vor- 
schriften des  Statuts  für  die  Schuldeputation  zu  Breslau  vom  1./20.  Juni  1877  und  der 
Instruktion  für  die  Schuldeputation  vom  1.  Juni  1877  aufgehoben. 
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Die  Wirksamkeit  der  städtischen  Schaldeputation  wird  fortan  auf  diejenigen  Schalen 
beschränkt,  welche  nicht  der  Aufsicht  des  Königlichen  Provinzial-Schalkollegiams 
unterstehen. 

Breslau,  den  22.  Oktober  18d8. 

L.  S.  Der  Magistrat  hiesiger  Königlichen  Haupt-  und  Residenzstadt 

(Unterschriften). 


Beilage  X. 
Normaletat, 

betr.  die  Besoldunfiren  der  Leiter  und  Lehrer  der  eymnaslen, 
Realgrymnaslen ,  Oberrealschulen ,  Progymnasien ,  Realpro- 
S:ymnasien  und  Realschulen  vom  4.  Mal  1892,  In  der  aus  den 
Nachträgren  vom  16.  Juni  1897,  6.  April  1899,  lO.  April  1900, 
3.  April  1901  und  20.  Mal  1902  sich  erfirebenden  Fassung. 

A.  Anstalten,  welche  yom  Staat  zn  nnterhalten  sind,  oder  bei  denen  der  Staats- 
behörde die  Terwaltung  zusteht. 

§1. 
Die  Besoldungen  betragen  jährlich: 

1.  für  die  Leiter  der  VoUanstalten  (Gymnasien,  Realgymnasien,  Oberrealschulen) 

a)  in  Berlin  6000  bis  7200  Mk., 

b)  in  den   Städten   der   ersten   Servisklasse    oder    mit   mehr  als   50000  Civil- 
einwohnern  5100  bis  7200  Mk., 

c)  in  allen  übrigen  Orten  4800  bis  6900  Mk.; 

2.  für  die  Leiter  der  Anstalten  von  geringerer  als  neunjähriger  Kursusdauer  (Pro- 
gymnasien, Healprogymnasien  und  Realschulen) 

a)  in  Berlin,  in  den  Orten  der  ersten  Servisklasse  und  in  den  Orten  mit  mehr 
als  50000  Civileinwohnern  4800  bis  6300  Mk., 

b)  in  den  übrigen  Orten  4500  bis  6000  Mk.; 

8.  für  die  definitiv  angestellten  wissenschaftlichen  Lehrer  2700  bis  5100  Mk. 

Neben  ihrem  Gehalte  beziehen  diese  Lehrer,  sofern  sie  nach  ihrem  Zeug- 
nisse zum  Unterricht  in  den  höheren  Klassen  vollbefähigt  sind  oder  sich  durch 
praktische  Bewährung  besonders  auszeichnen,  nach  Erreichunff  des  im  S  2  Nr.  3 
zweiter  Absatz  bezeichneten  Dienstalters  eine  feste  pensionsfahige  Zulage  von 
900  bis  900  Mk.  jährlich; 

4.  für  die  definitiv  angestellten  Zeichenlehrer  1800  bis  8800  Mk. 

Die  definitive  Anstellung  als  Zeichenlehrer  mit  vorstehenden  Gehaltssätzen 
hat  zur  Voraussetzung,  dafe  der  Lehrer  die  vorgeschriebene  Prüfang  als  Zeichen- 
lehrer fbr  höhere  Unterrichtsanstalten  bestanden  hat,  voll  beschäftigt  wird  und 
mindestens  12  Zeichenstunden  wöchentlich  oder  doch  den  ganzen  lehrplanmä&igen 
Zeichenunterricht  an  der  Anstalt  erteilt; 

5.  für  die  definitiv  angestellten  sonstigen  technischen  Lehrer,  die  Elementar-  und 
die  Yorschullehrer 

a)  in  Berlin  1800  bis  8600  Mk., 

b)  in  Orten  der  Servisklassen  A  und  I  1500  bis  8400  Mk., 

c)  in  den  übrigen  Orten  1500  bis  8200  Mk. 

6.  Die  wissenschaftlichen  Hilfslehrer  erhalten  Jahresremunerationen  in  Höhe  von 
1800  bis  2400  Mk. 


a)  ii 

b)ü 
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§2- 

Das  Aufsteigen  im  Gehalte  geschieht  in  der  Form  von  Dienstalterszolagen 

1.  bei  den  Leitern  der  YoUanstalten 
in  Berlin  (§  1  Nr.  la)  mit  je  400  Mk.  nach  3,  6,  9  Dienstjahren, 
in  den  Städten  der  ersten  Senrisklasse  oder  mit  mehr  als  50000  CiTÜein- 
wohnem  (|  1  Nr.  1  b)  mit  500  Mk.  nach  8  Dienstjahren,  mit  je  400  IkDc  nach 
6,  9,  12,  15  Dienstjanren, 

c)  in  den  übrigen  Orten  (§  1  Nr.  Ic)  wie  vorstehend  zu  b; 

2.  bei  den  Leitern  der  Nichtyollanstalten  (§  1  Nr.  2  a  und  b)  mit  je  800  Mk.  nach 

8,  6,  9,  12,  15  Dienstjahren; 

8.  bei  den  wissenschaftlichen  Lehrern  (g  1  Nr.  8)  mit  500  Mk.  nach  3  Dienst- 
jahren, mit  400  Mk.  nach  6  Dienstjahren  und  mit  je  800  Mk.  nach  6,  9,  12,  15, 
18,  21  Dienstiahren. 

Die  im  §  1  Nr.  3  zweiter  Absatz  erwähnte  feste  Zulage  wird  nach  9  Dienst- 
jahren in  Höhe  von  800  Mk.  gewährt  und  steigt  nach  12  und  15  Dienst ahren 
um  je  den  gleichen  Betrag; 

4.  bei  den  unter  §  1  Nr.  4  bezeichneten  Zeichenlehrern  mit  je  250  Mk.  nach  3,  6, 

9,  12  und  mit  je  200  Mk.  nach  15,  18,  21,  24,  27  Dienstjahren; 

5.  bei  den  sonstigen  technischen  Lehrern,  den  Elementar-  und  Yorschullehrem 

a)  in  Berlin  (g  1  Nr.  5  a)  mit  je  200  Mk.  nach  8,  6,  9,  12, 15,  18,  21,  24,  27  Dienst- 
jahren, 

b)  in  Orten  der  Servisklassen  A  und  I  (§  1  Nr.  5  b)  mit  je  250  Mk.  nach  3,  6 
und  mit  je  200  Mk.  nach  9,  12,  15,  18,  21,  24,  27  Dienstiahren, 

c)  in  den  Obriffen  Orten  (§  1  Nr.  5  c)  mit  je  200  Mk.  nach  8,  6,  9,  12,  15,  18,  21 
und  mit  je  150  Mk.  nach  24,  27  Diens^ahren. 

6.  Die  in  §  1  Nr.  6  bezeichnete  Remuneration  der  wissenschaftlichen  Hilfslehrer 
beginnt  mit  1800  Mk.  und  steigt  nach  2  Jahren  auf  2100  Mk.,  nach  einem 
ferneren  Jahre  auf  2400  Mk. 

§8. 

Das  Dienstalter  wird  für  den  Yorliegenden  Zweck  berechnet: 

1.  bei  den  Anstaltsleitern  (§  1  Nr.  1  und  2)  Tom  Amtsantritt  als  Leiter  einer  höheren 
Unterrichtsanstalt  ab; 

2.  bei  den  wissenschaftlichen  Lehrern  (§  1  Nr.  8)  von  der  definitiven  Anstellung 
als  solcher  ab.  Wird  ein  Lehrer  von  einer  nichtstaatlichen  Anstalt  an  eine 
staatliche  oder  unter  Staatsverwaltung  stehende  Anstalt  mit  seiner  Einwilligung 
übernommen,  so  kann  der  ünterrichtsminister  eine  Verkürzung  der  ihm  anzu- 
rechnenden Dienstzeit  insoweit  anordnen,  dals  dadurch  eine  Bevorzu^ng  dieses 
Lehrers  vor  den  bereits  an  Staatsanstalten  angestellten  Lehrern  vermieden  wird ; 

8.  bei  den  Zeichenlehrern  vom  Tase  der  definitiven  Anstellung  als  Zeichenlehrer 
(§  1  Nr.  4)  an  einer  öffentlichen  höheren  ünterrichtsanstalt  ab. 

Ist  ein  Zeichenlehrer  vor  der  definitiven  Anstellung  mindestens  vier  Jahre  im 
öffentlichen  Schuldienst  beschäftigt  gewesen,  so  wird  sein  Dienstalter  vom  Ablauf 
des  vierten  Jahres  dieser  Beschättigung  ab  gerechnet; 

4.  bei  den  technischen  u.  s.  w.  Lehrern  (§  1  Nr.  5)  von  der  Vollendung  einer  vier- 
jährigen Dienstzeit  im  öffentlichen  Schuldienste  ab ; 

5.  bei  den  wissenschaftlichen  Hilfslehrern  (§  1  Nr.  6)  vom  Tage  der  ersten  Ein- 
weisung in  eine  etatsmäfsige  oder  zur  Aufnahme  in  den  Etat  geeignete  Re- 
muneration eines  vollbeschäftigten  Hilfslehrers  ab. 

Die  im  Universitäts-,  Schulaufsichts-  oder  Kirchendienst  im  Inlande  oder  Auslande 
zugebrachte  Zeit  und  derjenige  ausländische  Dienst^  welcher,  wenn  er  im  Inlande  geleistet 
wäre,  zur  Anrechnung  gelangen  würde,  sowie  die  über  vier  Jahre  hinausgehende  Be- 
schäftigung als  Hilfslehrer  kann  von  dem  Unterrichtsminister  im  Einverständnisse  mit 
dem  Finanzminister  p^anz  oder  zum  Teil  eingerechnet  werden. 

In  gleicher  Weise  kann  von  der  früheren  Dienstzeit  des  Leiters  einer  Anstalt  als 
wissenschaftlicher  Lehrer  ein  solcher  Teil  als  anrechenbar  erklärt  werden,  da&  ihm  in 
seiner  Stellung  als  Leiter  ein  gleich  hohes  Gehalt  gewährt  wird,  wie  es  ihm  zustehen 
würde,  wenn  er  in  der  Stellung  eines  wissenschaftlichen  Lehrers  geblieben  wäre. 

§*. 

Neben  den  Gehältern  wird  der  WohnungsgeldzuschuA  den  Anstaltsleitern  und  den 
wissenschaftlichen  Lehrern  nach  Tarifklasse  III  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1878  (Gesetz- 
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Sammlung  S.  209X  den  technischen  Elementar-  und  YorschullehFern  nach  Tarifklasse  IV 
•daselhst  gewährt,  sofern  dieselben  nicht  Dienstwohnung  oder  die  im  §  5  erwfthnte  Miets- 
•entschadigung  erhalten. 

8  ^• 

I^iöjenigen  Anstaltsleiter,  welche  keine  Dienstwohnung  innehaben,  erhalten  an 
stelle  des  Wohnungsgeldzuschusses  eine  Mietsentsch&digung,  und  zwar: 

in  Berlin  in  Höhe  von  1500  Mk. 
in  Orten  der     I.  Servisklasse  1000    „ 

n  »      "•  n  ÖÖO      „ 

,       „  ni.        ,         800   , 

,    IV.  ,  700    „ 

n  n        *  *  n  600      „ 

Auf  diese  Mietsentschädigung  findet  das  Gesetz  vom  12.  Mai  1873,  betreffend  die 
-Gewährung  von  Wohnungsgeldzuschüssen  an  die  unmittelbaren  Staatsbeamten  (Gesetz- 
sammlung S.  209),  insbesondere  die  in  den  §§  8,  4,  6  enthaltenen  Bestimmungen,  ent- 
sprechende Anwendung. 

§6. 

^\®  Besoldungen,  die  Alterszulagen,  sowie  die  festen  Zulagen  (§  1  Nr.  8  zweiter 
Absatz)  werden  innerhalb  der  vorstenend  angegebenen  Sätze  und  Abstufungen  vom 
Minister  der  ffeistlichen  u.  s.  w.  Angelegenheiten  bezw.  von  den  damit  beauftragten 
Provinzialschulkollegien  bewilligt. 

Den  Lehrern  steht  ein  Rechtsanspruch  auf  Bewilligung  eines  bestimmten  Dienst- 
einkommens, insbesondere  auf  Feststellung  eines  bestimmten  Dienstalters  oder  Aufrücken 
im  Gehalt,  nicht  zu. 

§7. 
Gegenwärtig  zahlbare  Besoldungen,  welche  über  die  nach  §  1   und   2  zu  be- 
rechnenden Beträge  hinausgehen,  werden  bis  zum  Einrücken  des  betreffenden  Lehrers 
in  eine  höhere  Gehaltsstufe  fortgewährt. 

§8. 
Emolumente,  sowie  unfixierte  Gebührenanteile  sind,  sofern  nicht  stiftunffsmäfeige 
Bestimmungen   pder  andere  besondere  Rechtsverhältnisse  entgegenstehen,  bei  Neuan- 
stellungen, Ascensionen,  Bewilligung  von  Gehaltszulagen  u.  s.  w.  zu  den  Anstaltskassen 
«inzuziehen. 

Den  Lehrern  steht  ein  Anspruch  auf  Befreiung  vom  Schulgelde  für  ihre  Söhne 
nicht  zu. 

Naturalemolumente,  deren  Einziehung  zu  den  Anstaltskassen  unthunlich  ist,  werden 
zu  ihrem  wirklichen  Wert  statt  Geld  als  Teile  der  Besoldung  überwiesen. 

B.  Die  sonstigen  höheren  Lehranstalten,  welehe  ans  unmittelbaren  oder  mittel- 
baren Staatsfonds  Unterhiütnngsznschllsse  beziehen. 

§9. 

Die  Bestimmungen  der  S§  1  bis  8  finden  auf  die  bezeichneten  höheren  Schulen  mit 
nachstehenden  Maßnahmen  Anwendung: 

1.  In  Bezug  auf  die  feste  pensionsfähige  Zulage  von  800  bis  900  Mk.  (§  1  Nr.  8 
zweiter  Absatz)  gelten  folgende  Grundsätze: 

a)  Die  Schulunterhaltun^pflichtigen  haben  vorab  bei  den  einzelnen  Anstalten 
auf  je  zwei  etatsmälsige  Stellen  für  wissenschaftliche  Lehrer  eine  feste  Zu- 
lage, und  zwar  zu  ihrem  Höchstbetrage  von  900  Mk.,  bereitzustellen. 

b)  Die  feste  Zulage  wird  den  hierfür  in  Betracht  kommenden  Lehrern  (§  1  Nr.  8 
zweiter  Absatz)  nach  Erreichung  des  in  §  2  Nr.  8  zweiter  Absatz  bezeichneten 
Dienstalters  und  zu  dem  dort  festgesetzten  Betrage  gewährt,  sofern  innerhalb 
der  vorstehend  unter  a)  bestimmten  Zahl  eine  solche  Zulage  freigeworden  ist. 

c)  Deiyenigen  Lehrern,  welche  die  feste  Zulage,  obwohl  sie  den  im  §  1  Nr.  8 
zweiter  Absatz  aufgestellten  Voraussetzungen  entsprechen,  mit  dem  vollendeten 
zwölften  DiensQ'ahre  noch  nicht  erhalten  haben,  wird  bis  zu  dem  Zeitpunkte, 
mit  welchem  eine  der  nach  a)  bereitgestellten  Zulagen  für  sie  frei  wird,  über 
die  unter  a)  bestimmte  Zahl  hinaus  eine  feste  pensionsfähige  Zulage  gewährt, 
welche  800  Mark  beträgt  und  nach  15  und  18  Dienstjahren  um  je  den 
gleichen  Betrag  steigt 

Soweit  diese  ZuTagen  nicht  in  den  Ersparnissen  Deckung  finden,  welche 
dadurch  entstehen,  daßi  die  nach  a)  bereitzustellenden  Beträge  zeitweilig 
überhaupt  nicht  oder  nicht  in  ihrer  ganzen  Höhe  zur  Verwendung  gelangen, 
sind  dieselben  ebenfalls  von  den  Schulunterhaltungspflichtigen  bereitzustellen. 
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d)  Den ' Patronaten  bleibt  unbenommen,  mit  Genehmigung  der  Schalaiifeichts- 
behörde  zu  beschlie&en,  dafe  allen  oder  einzelnen  Lehrern  der  toh  Ühnen  in 
unterhaltenden  Anstalten  die  feste  Zulage  zu  dem  gleichen  Zeltpimkte  za 
gewähren  ist  wie  an  den  Staatsanstalten,  wenn  sie  zugleich  die  Verpflichtung 
übernehmen,  die  auf  Grund  solchen  Beschlusses  den  Lehrern  zu  zahlenden 
Mehrbeträge  an  Besoldung  an&er  den  unter  a)  bestimmten  Zulagen  vorab 
bereitzustellen. 

e)  Bei  den  vom  Staate  und  von  anderen  gemeinschaftlich  zu  unterhaltenden 
Anstalten  kommen,  im  Falle  die  beteiligten  Kompatrone  zustimmen,  die  §§  1 
Nr.  8  und  2  Nr.  3  zur  Anwendung. 

2.  Die  Anrechnung  der  in  §  3  zweiter  und  letzter  Absatz  erwähnten  I>ieiistzeiten 
erfolgt  nach  Maisgabe  des  durch  den  Schulunterhaltungspflichtigen  mit  dem  be- 
teili^n  Lehrer  zu  treffenden  Abkommens. 

3.  Das  Diensteinkommen  der  nicht  unter  die  Vorschriften  des  §  1  Nr.  4  fallenden 
vollbeschäftigten  technischen  Elementar-  und  Yorschullehrer  ist  innerhalb  der 
in  §  1  Nr.  5a  bis  c  bestimmten  Grenzen  dergestalt  festzustellen,  da(s  dasselbe 
hinter  denjenigen  der  Volksschullehrer  in  dem  betreffenden  Orte  nicht  zurück- 
bleiben darf  und  ihnen  außerdem  eine  nichtpensionsfähige  Zulage  von  150  Mk. 
jährlich  gewährt  wird.  Bei  der  Versetzung  des  Lehrers  an  eine  andere  Schule, 
welche  nicht  zu  den  eingangs  bezeichneten  höheren  Unterrichtsanstalten  gehört 
fällt  diese  Zulage  weg.  Die  hierdurch  eintretende  Verminderung  des  Dienstein> 
kommens  wird  als  eine  Verkürzung  des  Diensteinkommens  im  Sinne  des  §  87 
des  Gesetzes,  betreffiend  die  Dienstver|;ehen  der  nichtrichterlichen  Beamten  vom 
21.  Juli  1852  (Gesetzsamml.  S.  465),  nicht  aussehen. 

Bei  den  vom  Staate  und  anderen  gemeinschaftlich  zu  unterhaltenden  An- 
stalten kommen,  im  Falle  die  beteiligten  Kompatrone  zustimmen,  für  die  Be- 
messung  des  Diensteinkommens  der  vorbezeichneten  technischen.  Elementar-  und 
Vorschullehrer  die  §§  1  Nr.  5  a  bis  c  und  2  Nr.  5  a  bis  c  zur  Anwendung. 

Schlufsbestimmung. 

§  10. 

Durch  diesen  Normaletat  wird  nicht  beabsichtigt,  zur  Erreichung  der  Besoldungs- 
sätze desselben  in  der  Fürsorge  des  Staats  für  die  beteiligten  Anstalten  über  die  ihm 
obliegenden  rechtlichen  Verpflichtungen  hinauszugehen. 


Beilage  XI. 
Allerhöchster  Erlafs, 

betr.   den  Beitritt  von  Lehrern   an   den   städtischen   höheren 

Schulen  zu  Düsseldorf  zur  städtischen  Beamten -Witwen-  und 

Waisenkasse    daselbst  und  Austritt    derselben   aus    der  all- 

gremeinen  Witwenverpflegungrsanstalt  in  Berlin. 

Auf  Ihren  Bericht  vom  80.  v.  M.  will  Ich  hierdurch  genehmigen,  dals  deigenigen 
Lehrern  an  den  st&dtischen  höheren  Schulen  zu  Düsseldon,  welche  in  Gemä&heit  des 

Regulativs  vom      '  -,  —  1886,  betreffend  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen 

der  Angestellten  der  Stadt  Düsseldorf,  zum  Beitritt  der  städtischen  Beamten-,  Witwen- 
und  Waisenkasse  daselbst  zugelassen  werden,  für  die  Dauer  ihrer  Zugehörigkeit  zu 
dieser  Kasse  die  Berechtigung  eingeräumt  werde,  aus  der  Allgemeinen  Witwen-Verpflegungs- 
anstalt  in  Berlin  auszuscheiden  beziehungsweise  von  dem  Beitritt  zu  dieser  ^stalt 
befreit  zu  sein. 

Baden-Baden,  den  2.  Oktober  1885. 

(gez.)  Wilhelm 

(gegengez.)  zugleich  fUr  den  Finanzminister 

V.  Go&ler. 

An  den  Minister  der  geistlichen  u.  s.  w.  Angelegenheiten  und  den  Finanzminister. 
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Beilage  XH. 
Aus  dem  Staatshaushaltsetat  für  1902*). 

Dauernde  Ausgaben. 


'S 

'S 

f>l 

<*« 

es 

H 

W 

Ausgabe 


Betrag  für 
das  Etats- 
jahr 1902 


Der  vorige 

Etat 
setzte  aus 


Mithin  für  1902 


mehr 


we- 
niger 

Ji 


120 


1 
2 
3 


Höhere  Lehranstalten. 

Zahlungen  vermöge  rechtlicher  Verpflichtung  an 
nachbenannte  Anstalten  und  Fonas') .... 

Zuschüsse  für  die  vom  Staate  zu  unterhaltenden 
Anstalten'),  ■),*),**) 

Zuschüsse  für  die  vom  Staate  und  anderen  ge- 
meinschaftlich zu  unterhaltenden  Anstalten 
(darunter  künftig  wegfallend  8011,50  Mk.)*X  ') 

Zuschüsse  für  die  von  anderen  zu  unterhalten- 
den, aber  vom  Staate  zu  unterstützenden  An- 
stalten %  *).  Summe  Titel  4  für  sich 

dazu        „  „     3     .    .    . 

a         •       •       • 
1  .       .       . 


» 


n 
» 
n 


n 


Summe  Titel  1—4: 


147  675,81 
9  560 178,65 

147  521,83 


2  661 204,67 
147  521,83 

9  560 178,65 
147  575,81 


12  516  480,96 


146  863,31 
9  256  599,40 

146  521,83 


2  591 336,10 
146  521,83 

9  256  599,40 
146  863,31 


12  141 320,64 


712,50 
303  579,25 

1000,— 


69  868,57 

1000,— 

303  579,25 

712,50 


375 160,32 


^)  Der  Staatshaushaltsetat  enthält  au&er  den  im  Texte  bezeichneten  Rubriken  noch  eine 
solche  für  „Bemerkungen".  Mehrere  dieser  Bemerkungen  sind  unten  in  den  mit  dem  Zeichen  *  ver- 
sehenen Anmerkungen  wiedergegeben. 

^  An  dieser  Stelle  sind  die  unter  den  Titel  fallenden  Anstalten,  nach  Regierungsbezirken 
geordnet,  einzeln  aufgeführt.  Im  Etat  sind  die  Anstalten  landesherrlichen  Patronats  unter  Titel  4 
erwähnt;  dagegen  bilden  sie  in  der  Beilage  8,  in  welcher  eine  Übersicht  über  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  der  einzelnen  Anstalten  gegeben  ist  (vgl.  oben  S.  877),  eine  besondere  Abteilung. 

*)  In  den  „Bemerkungen"  zu  Titel  1—4  sind  die  einzelnen  Schulen  aufgeführt,  bei  denen 
nach  Ma&ffabe  der  neu  aufgestellten  Anstaltsetats  eine  Erhöhun^^  oder  eine  Herabsetzung  des  staat- 
lichen Bedürfniszuschusses  vorgesehen  wurde;  zugleich  sind  jedesmal  die  Gründe  der  Verände- 
rung dargelegt. 

^)  An  die  im  Texte  des  Titels  gegebene  Aufzählung  der  hierhergehörigen  Anstalten  (vgl. 
oben  Anm.  2)  schliefen  sich  folgende  Sätze:  „Auf  den  Staat  werden  übernommen:  das  Gymnasium 
zu  Patschkau  und  die  Realschule  zu  Riesenburg.  Neuerrichtet  wird  das  Progymnasium  zu  Deutsch- 
Eylau."  Die  Begründung  hierzu  ist  im  Etat  unter  der  Rubrik  „Bemerkungen"  (vgl.  die  vorige  An- 
merkung) gegeben. 

^*)  Zn  Titel  2.  Aus  Nebenämtern  beziehen:  1  Direktor  als  Vorsitzender  und 
1  Direktor  als  stellvertretender  Vorsitzender  einer  wissenschaftlichen  Prüfungskommission  700  Mk. 
und  500  Mk.;  1  Direktor  als  Mitglied  der  Studienkommission  der  Kriegsakademie  600  Mk.;  7  Direk- 
toren als  Leiter  von  pädagogischen  Seminaren  400  Mk.  bis  900  Mk.;  1  Direktor  als  Vorsitzender 
des  Lehrerkollegiums  einer  Bergschule  200  Mk. ;  1  Oberlehrer  als  Dozent  an  einer  technischen 
Hochschule  etwa  250  Mk.;  1  Oberlehrer  als  Lektor  der  polnischen  Sprache  am  Lyceum  Hosianum 
in  Braunsberff  300  Mk.;  1  Oberlehrer  als  Lektor  der  englischen  Sprache  an  der  Akademie  in 
Münster  1200  Mk.;  4  Direktoren  und  149  Oberlehrer  für  Verwaltung  von  Anstaltsbibliotheken  10  Mk. 
bis  450  Mk.;  77  Oberlehrer  und  53  Lehrer  für  Verwaltung  von  Anstaltskassen  150  Mk.  bis  1000  Mk.; 
18  Oberlehrer  und  11  Lehrer  für  Erteilung  von  Turnunterricht  140  Mk.  bis  720  Mk.;  1  Oberlehrer 
für  Erteilung  von  litauischem  Unterricht  300  Mk.;  1  Oberlehrer  für  Erteilung  von  englischem 
Unterricht  3^Mk.;  4  Lehrer  für  Erteilung  von  Gesangunterricht  300  Mk.  bis  600  Mk.;  4  Direktoren, 
3  Oberlehrer  und  1  Schuldiener  für  Geschäfte  bei  Stiftungen  15  Mk.  bis  600  Mk.;  1  Direktor  als 
Leiter  einer  Lehrerinnen-Bildungsanstalt  1000  Mk.;  11  Oberlehrer  und  9  Lehrer  für  Erteilung  von 
Unterricht  an  höheren  Mädchenschulen,  Lehrerinnenseminaren  und  Fortbildunffsschulen  60  Mk. 
bis  840  Mk.;  1  Lehrer  als  Turn-  und  Fechtlehrer  an  der  Akademie  in  Münster  600  Mk.;  3  Oberlehrer 
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Kapitel      | 

3 

Ausgabe 

Betraff  für 
das  Etats- 
jahr 1902 

Der  vorige 

Etat 
setzte  aus 

1  Mithin  für  19*/: 

120 

4 

5 

5a 
5b 

Vermerk  zu  Titel  2—4: 

1.  Die  einzelnen  Zuschüsse,  soweit  dieselben 
nicht  zu  Dienstalters-  oder  festen  Zulagen  bei 
den  unter  Titel  2  und  8  aufgeführten  Anstalten 
bestimmt    sind,     können     während    der    Be- 
willigungsperiode, welche  längstens  drei  Jahre 
dauert,  onne  Rücksicht  auf  den  jedesmaligen 
Jahresbedarf,  toII  an  die  Anstaltskasse  gezuilt 
werden,  insoweit  nicht  bei  den  Anstalten  unter 
Titel  2  Mehreinnahmen   aus  der  yom  1.  April 
1902  ab  eintretenden  Erhöh nng  des  Schulgeldes 
entstehen.    Bei  Ablauf  der  Bewilligungsperiode 
vorhandene  Ersparnisse  aus  diesen  Zuschüssen 
verbleiben    den    Anstalten.     Die    Verwendung 
solcher  Ersparnisse  der  unter  Titel  2  aufge- 
führten Anstalten  zu  einmidigen   und  aufeer- 
ordentlichen    Ausgaben    derselben    in    einem 
höheren  Betrage  als  von  15000  Mk.  im  ein- 
zelnen Fall  ist  nur  im  Einverständnis  mit  dem 
Landtage  zulässig. 

2.  Aus    den   Etatstiteln   „Insgemein^    können 
denjenigen  im  Dienste   befindlichen  mittleren 
und  ünterbeamten  der  Anstalten,  für  welche 
besondere  ünterstützungsfonds  nicht  ausgesetzt 
sind,  in  Bedarfsfällen  einmalige  Unterstützun- 
gen bewilligt  werden. 

Zu  Zuschüssen  behufs  Verbesserung  der  Besol- 
dung der  Lehrer  und  Beamten  und  der  Ver- 
sorgung ihrer  Witwen  und  Waisen,  sowie  be- 
hufs  anderweitiger  Regelung  der  festen  Zulage 
für  die  Lehrer»^) 

188  818,20 

7200,— 

78500,— 

147  558,20 

7  200,— 

72000,- 

i 
1 

1 

—          9240 

Zur  Remunerierung  für  Hilfeleistung  behufs  Ent- 
lastung von  Direktoren  gröfeerer  Staatsanstalten 

Zur  Remunerierung  von  wissenschaftlichen  Hilfs- 
lehrern für  Staatsanstalten**) 

1 
1500        - 

aus  geistlichen  Ämtern  80  Mk.  bis  1618  Mk.;  1  Lehrer  als  Kantor  600  Mk.;  17  Lehrer  als  Orga- 
nisten 50  Mk.  bis  800  Mk.;  1  Oberlehrer  als  Regens  eines  Konvikts  600  Mk.  und  freie  Station; 
1  Oberlehrer  als  Regens  eines  Konvikts  480  Mk.;  1  Lehrer  als  Quästor  und  Hausinspektor  eines 
Alunmats  450  Mk. ;  1  Oberlehrer  als  Alunmatsinspektor  freie  Wohnung  und  Beköstigung  rar  sich  und 
seine  Familie;  1  Oberlehrer  für  Verwaltung  eines  Kreisschulfonds  loO  Mk.;  1  Lehrer  als  Kirchen- 
kassenrendant  200  Mk.;  5  Oberlehrer,  1  Lehrer  und  1  Schuldiener  als  meteorolonsche  Beobachter 
60  Mk.  bis  325  Mk.;  8  Schuldiener  als  Küster  und  Kirchendiener  180  Mk.  bis  SX)  Mk.;  2  Schal- 
diener für  Geschäfte  bei  einer  Akademie  und  bei  einer  Stadtbibliothek  40  Mk.  und  296  Mk.;  1  Schal- 
diener für  Bedienung  einer  Dampf heizun^sanlage  550  Mk.  —  Au&erdem  bezieht  1  Oberlehrer  für  die 
Stellvertretung  des  Direktors  in  der  speciellen  Leitung  des  Gymnasiums  in  Bunzlau  jährlich  600  Mk. 

^*)  Zu  Titel  5.    Mehr:  Zur  Gewährung  von  Zuschüssen  an  nichtstaatliche  Anstalten  be- 
hufs Durchführung  des  fünften  Nachtrages  zum  Normaletat  vom 

4.  Mai  1892 15000  Mk. 

Weniger:   Übertragen  auf 

Titel  2:    11900  Mk.l 
«8:        100    „    1 24240    „ 


D 


4:    12  240 


bleibt  weniger:      9240  Mk. 
'*)  Zn  Titel  5  b.    Mehr  nach  Maßgabe  des  Dienstalters  der  Hilfslehrer. 
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•  mm 
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120 


Ausgabe 


5c 


6 


6a 


6b 


6c 


7a 


7b 


Zur  Umwandlung  von  etatsmä&igen  Hilfslehrer- 
stellen in  Oberlehrerstellen  an  Staatsanstalten  ^*) 

Dispositionsfonds  zu  sonstigen  Ausgaben  fQr  das 
höhere  ünterrichtswesen*) 

Zur  Deckung  von  Einnahmeausfällen  bei  den 
unter  Titel  2  und  8  aufgeführten  Anstalten 

Zur  Deckung  der  durch  die  Einführung  der 
revidierten  Lehrpläne  entstehenden  Mehrbe- 
dürfiusse**) 

Behufs  Erhöhung  der  Vergütung  von  Schreib- 
arbeiten an  die  Leiter  der  unter  Titel  2  auf- 
geführten ünterrichtsanstalten^*) 

Zu  unvorhergesehenen  und  zu  aulserordentlichen 
baulichen  Bedürfnissen  der  staatlichen  höheren 
Unterrichtsanstalten 

Zu  baulichen  Bedürfnissen  bei  dem  Matthias- 
Gymnasium  zu  Breslau,  dem  katholischen  Gym- 
nasium zu  Glogau,  den  Gymnasien  zu  Glatz, 
Sagan,  Gleiwitz,  Neiise  und  Oppeln*)  .... 

Zu  Reisevergütungen  an  die  bei  einer  öffent- 
lichen höheren  ünterrichtsanstalt  zur  Ver- 
fügung stehenden  Schulamtskandidaten  bei 
vorübergehender  dienstlicher  Verwendung  an 
anderen  Staatsanstalten 


Betrag  für 
das  Etats- 
jahr 1902 


Der  vorige 

Etat 
setzte  aus 


79  780,— 

122  998,78 

92600,- 

55220,— 

15000,- 

50000,— 


72  800,— 
98000,- 
92600,— 

65000,— 


Mithin  für  1902 


mehr 


we- 
niger 


6  980,- 
24  998,78 


19350,— 


8000,— 


50000,— 


19350,— 


8000," 


15000,— 


9780 


^*)  Zu  Titel  5  c«  Mehr:  Zur  Umwandlung  von  51  etatsmäfeigen  wissenschaftlichen  Hilfs- 
lehrerstellen in  Oberlehrerstellen  behufs  Erfüllung  des  Verhält- 
nisses der  Zahl  der  etatsmä&igen  wissenschaftlichen  Hilfslehrer 
zu  derjenigen  der  festangestellten  wissenschaftlichen  Lehrer  von 
1  :  16  nacn  den  neu  aufgestellten  Anstaltsetats  .  .  71 400  Mk. 
Weniger:  Übertragen  auf  Titel  2 .    .    64420    » 

bleibt  mehr:    6980  Mk. 

'*)  Zu  Titel  6.    Mehr:  Zur  Förderung  wissenschaftlicher  Bestrebungen  in  dem  höheren 

Lehrerstande 25000,00  Mk. 

Weniger:  Infolge  Mindereinnahmen  an  Zinsen  beim  schles- 

wig-holsteinschen  Schulfonds .  1,22    „ 

bleibt  mehr:    24998,78  Mk. 
**)  Zu  Titel  6b.    Weniger:   Übertragen  auf 

Titel  2:  8120  Mk. 
„     3:     900    „ 
»     4;   5760    „ 

9780  Mk. 

«*)  Zu  Titel  6c.  (Neuer  TiteL)  Die  den  Leitern  der  höheren  Lehranstalten  gewährte 
Vergütung  für  die  durch  Anfertigung  von  Schreibarbeiten  bei  der  Anstaltsverwaltung  erwachsenden 
Kosten  beträgt  gegenwärtig  25  Pfff.  für  den  Kopf  der  in  den  Anstaltsetat  eingestellten  Schüler  und 
Vorschüler,  abgerundet  auf  volle  Mark ,  wenigstens  30  Mk.  jährlich.  Da  sich  diese  Sätze  nicht  als 
ausreichend  erwiesen  haben,  so  wird  beabsichtigt,  sie  auf  aas  Doppelte  zu  erhöhen.  Dabei  bleibt, 
wie  bisher,  abweichende  Regelung  für  besonders  geartete  Fälle  vorgesehen. 

*)  Aus  dem  schlesischen  katholischen  Hauptschulfonds  (vgl.  S.  313,  314,  876). 
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Betrae  f&r 
das  £tats- 
jahr  1902 


120  8  Zu  Stipendien  und  zu  Unterstatzangen  für  war- 
dige und  bedürftige  Schüler  von  Gymnasien 
und  Realgymnasien 

9    Zu  Unterstützungen  für  Lehrer  an  höheren  Unter- 
richtsanstalten      

10  Zu  Reisestipendien  für  Lehrer  der  neueren 
Sprachen  ois  zum  Höchstbetrage  von  1500  Mk. 
für  den  einzelnen  Empfänger 

10a  Zu  Einrichtungen  behufs  Ausbildung  von  Be- 
amten im  praktischen  Gebrauche  der  russischen 
Sprache**) 


18025,60 
84000,— 

21600,— 

8000,— 


Der  vorige 

EUt 
setzte  ans 


Mithin  für  1^: 


18025,60 
84000,- 

21600,— 


mehr 


mir 


8000,-1    - 


Senünareinriclitiuigeii  an  höheren  Lehranstalten  und  p&dagogische  Semüiare 
In  Kftnifgberg,  Dancig,  Berlin,  Posen,  Breslau,  Maflrdebiirg,  MUnster,  Cassel 

und  Goblenx. 


11 
12 
18 


Zu    Stellvertretungskosten   und    Remunerationen 
für  Dirigenten  und  Lehrer 

Zu  Stipendien  und  Reiseunterstützungen  für  die 
Kandidaten 

Zu  Unterrichtsmitteln  und  sonstigen  sachlichen 
Ausgaben 


68980,- 
81 150,- 
13  240,- 


68930,- 
81 150,- 
13240, 


Anskiinftstelle  für  Lehrbttcher  des  höheren  ünterriGhtswesens. 


14 
15 
16 

17 


Besoldung  für  den  Verwalter  (2700  bis  6000  Mk.) 

Wohnungsgeldzuschub  für  denselben 

Für  Bücheranschaffungen  u.  s.  w.  einschl.  Binde- 
kosten  

Sonstige    sachliche   Ausgaben   (Dienstleistungen, 
Korrespondenz,  Ergänzung  des  Inventars  u.  s.w.) 


Summe  Kap.  120: 


4500,- 
900,- 

2400,- 

2100,. 


13438293,54 


2700,— 
900,— 

2400,- 

2100,— 


13020674,44 


1800,— i    - 


481 689,10;19  020 
412  619,10 
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14: 


Elnmaligre  und  aufserordentUche  Ausgraben. 

Zum  Bau  ron  Geb&uden  ffir  höhere  Lehranstalten  und  zu  anderen  aufser- 

ordentliohen  AusgrAben  fflr  diese  Schulen^). 


105 

106 

107 

108 
109 
110 
111 
112 
113 

114 

115 

116 
117 
118 

119 

120 


Zar  Herstellung  eines  gemeinschaftlichen  Neubaues  für  das  Friedrichs- 
Gymnasium  in  Gumbinnen  und  die  Realschule  daselbst,  zweite  Rate  .    . 

Zum  Ankaufe  eines  Bauplatzes  für  die  zu  verstaatlichende  Realschule  in 
Riesenburg 

Baukostenbeitrag  der  Realschule  in  Culm  als  Gutsherrin  des  Ritterguts 
Gogolin  für  das  neue  Schulanwesen  in  der  Gemeinde  Gogolin 

Zur  Yergrölserung  des  Gymnasialgrundstücks  in  Spandau 

Zum  Neubau  des  Berger-Gymnasiums  in  Posen,  zweite  Rate 

Zum  Neubau  einer  Turnhalle  für  das  Gymnasium  in  Rawitsch 

Zum  Neubau  des  Gymnasiums  in  Öls,  zweite  Rate 

Zum  Neu-  und  Erweiterungsbau  des  Gymnasiums  in  Gleiwitz,  erste  Rate   . 

Zur  Beschaffung  neuer  Einrichtungsgegenstande  und  Bänke  für  das  Real- 
gymnasium in  Erfurt 

Zum  Ankaufe  des  Jürgensenschen  Grundstücks  in  Hadersleben  für  das 
dortige  Gymnasium 

Zum  Neubau  eines  Dienstwohngebäudes  für  den  Direktor  des  Wilhelms- 
Gymnasiums  in  Cassel,  sowie  zum  Neubau  des  Abortgebäudes  der  Anstalt 
und  für  die  Entwässerungsanlage 

Zum  Neubau  des  Gymnasiums  in  Trarbach,  erste  Rate 

Zum  Erweiterungsbau  des  Gymnasiums  in  Saarbrücken') 

Zur  Abhaltung  praktischer  Kurse  in  der  Physik  für  Lehrer  höherer  Unter- 
richtsanstalten und  Kandidaten  des  höheren  Schulamts 

Zur  Ergänzung  und  Neubeschaffung  von  Unterrichtsmitteln  für  den  Zeichen- 
unterricht bei  den  staatlichen  höheren  Lehranstalten 

Zur  einmaligen  Verstärkung  des  Etatsfonds,  Kap.  120  Titel  6,  mit  Rück- 
sicht auf  au&ergewöhnliche  Mehrausgaben 

Summe  Titel  105-120  (Höhere  Lehranstalten): 
Der  Etat  für  1901  setzte  aus 

Mithin  1902  weniger 


150000 

12000 

4955 
115000 
250000 

25  700 
100000 

80000 

8000 
45000 

43550 
100000 

12500 
25000 
10000 


981705 
1059120 


77  415 


^)  Im    Staatshaushaltsetat    ist    unter   der   Rubrik    ^.Bemerkungen^    jeder    einzelne   Titel 
näher  begründet. 

*)  Die  Kosten  (27700  Mk.)  werden  aus  den  Überschüssen  der  Anstaltsverwaltung  gedeckt 
und  sind  deshalb  in  den  Staatshaushaltsetat  nicht  aufgenommen. 
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Beilage  XIII. 

A.  Die  Spllleke-TViese- Stiftung. 

Das  am  19.  August  1899  errichtete  Testament  des  yerstorbenen  Wirklichen  Ge- 
heimen Rats  Dr.  Wiese  bestimmt  über  diese  Stiftung: 

.....  Die  Hauptarbeit  meines  Lebens  war  dem  Dienste  der  Schule  gewidmet.  Aach 
von  dem,  was  ich  unter  Gottes  Segen  darin  erworben  und,  von  Familiensorgen  an- 
gehindert,  nach  freier  Wahl  erwerben  konnte,  gedachte  ich  einen  der  Schule  irgendwie 
nutzbringenden  Gebrauch  zu  machen. 

Mein  Lebensende  fiUlt  in  eine  Zeit  so  tief  eingreifender  Veränderungen  und  Yersnche 
im  Schulwesen  unseres  Landes,  da&  ich  Pläne  aufgeben  mu&te,  welche  andere  Yoraos- 
Setzungen  hatten.  Der  infolgedessen  mit  herzlicher  Zustimmung  meiner  Frau^)  ge- 
faxte fieschlulk  kommt  dem  Sdiulwesen  in  einem  beschränkten  Kreise  und  nur  indirekt 
zu  gute,  wird  sich  aber  hoffentlich  an  deigenigen  Anstalten,  welche  dabei  bedacht  sind, 
als  eine  Wohlthat  erweisen. 

Ich  beabsichtige,  eine  Stiftung  für  Witwen  und  unverheiratete  Töchter  von  Direktoren 
und  Lehrern  an  nachstehend  angeführten  zwölf  höheren  Schulen  zu  begründen,  und  setze 
diese  milde  Stiftung,  welche  den  Namen  ,Spilleke- Wiese-Stiftung*  führen  soll,  zur  Erbin 
meines  gesamten  Nachlasses  ein,  soweit  ich  Über  denselben  nicht  anderweit  verfügt  habe. 

Diese  Stiftung  ist  für  folgende  Anstalten  bestimmt: 

1.  Das  Königliche  Friedrich  Wilhelms-Gymnasium  in  Berlin; 

2.  das  Königliche  Realgymnasium  in  Berlin,  aus  welchem  ersteres  hervorgegangen  ist; 
8.  das  Königliche  Joachimsthalsche  Gymnasium  in  Berlin; 

4  das  Königliche  Wilhelms-Gymnasium  in  Berlin; 

5.  das  Viktoria-Gymnasium  in  Potsdam; 

6.  das  Gymnasium  in  Prenzlau; 

7.  das  Königliche  Gymnasium  in  Colberg  einschlielklich  der  mit  demselben  ver- 
bundenen Reidklassen; 

8.  das  städtische  Gymnasium  in  Ratzeburs; 

9.  das  Königliche  Gymnasium  in  Clausthal; 

10.  die  Klosterschule  in  Ilfeld; 

11.  das  städtische  Gymnasium  in  Herford; 

12.  das  Gymnasium  in  Gütersloh. 

Die  beiden  Realanstalten  zu  2  und  7  scheiden  aus,  sobald  sie  etwa  nicht  mehr  den 
Charakter  eines  Realgymnasiums  tragen,  also  das  Latein  nicht  mehr  im  Lehrplan  haben, 
desgleichen  solche  Gymnasien,  welche  den  fremdsprachlichen  Unterricht  nicht  mehr  mit 
dem  Lateinischen  beginnen. 

Die  genannten  Gymnasien  sind  solche,  zu  denen  ich  in  einem  näheren  Verhältnisse 
gestanden  habe,  oder  für  die  ich  infolge  anderer  Umstände  ein  besonderes  Interesse  habe. 

Herford  ist  mein  Geburtsort. 

In  Colberg  habe  ich  in  der  Anstalt,  aus  welcher  das  jetzige  Gymnasium  hervor- 
gegangen ist,  den  ersten  über  die  Elementarschule  hinausgehenden  Unterricht  erhalten. 
Das  Gymnasial-  und  Realschulhaus  daselbst  ist  auf  einem  früher  meinem  Gro&vater 
gehörigen  Grundstücke  erbaut,  und  ich  bin  Ehrenbürffer  der  Stadt  Auf  dem  Friedrich 
Wilhelms-Gymnasium  in  Berlin  bin  ich  Schüler  und  Lehrer  gewesen. 

Am  längsten  habe  ich  bei  dem  Joachimsthalschen  Gymnasium  im  Lehramte  ge- 
standen und  bin  zugleich  mehrere  Jahre  hindurch  Vorsteher  des  Alumnats  in  demselben 
gewesen. 

An  der  Gründung  und  Herstellung  des  Wilhelms-G3rmnasiums  in  Berlin  habe  ich 
unmittelbar  viel  Anteil  gehabt 

Bei  dem  Gymnasium  in  Prenzlau  und  in  Clausthal  bin  ich  Lehrer  gewesen.  Die 
Klosterschule  zu  Ilfeld  war  bei  ihrer  Auflösung  und  Wiederherstellung  längere  Zeit  in 
besonderem  Sinne  mein  Sorgenkind. 

Das  Gymnasium  in  Ratzeburg  war  vor  der  Einverleibung  des  Herzogtums  Lauen- 
burg in  den  preußischen  Staat  meiner  unmittelbaren  Oberleitung  und  Inspektion  anvertraut. 

Für  das  Gymnasium  in  Gütersloh  habe  ich  von  seiner  Gründung  an  besondere 
Teilnahme  gehegt  und  es  um  so  lieber  berücksichtigt,  als  ihm  sein  Aufkommen  durch 
Verkennung  und  Mißgunst  sehr  erschwert  worden  ist. 


')  Einer  Tochter  des  früheren  Direktors  Spilleke  vom  Friedrich  Wilhelms-Gymnasium 
in  Berlin. 
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Das  Gymnasium  in  Potsdam  ist  als  das  meines  letssten  Wohnortes  aufgenommen 
worden.  Auch  habe  ich  bei  demselben  seit  dem  Jahre  1878  die  Stellung  eines  König- 
lichen Kompatronatskommissarius  bekleidet. 

Die  Führung  der  Yerwaltune  der  Stiftung  Übertrage  ich  dem  Königlichen  Provinzial- 
schulkoilegium  der  Provinz  Brandenburg. 

Für  das  Verfahren  bei  Ausführung  der  Stiftung  sind  folgende  Bestimmungen  zu 
beobachten : 

1.  Die  Unterstützungen  werden  im  Falle  eines  anerkannten  Bedürfnisses  verliehen 
an  evangelische  Witwen  und  unverheiratete  Töchter  verstorbener  Direktoren, 
Ober-  und  ordentlicher,  durch  Universitätsstudien  zu  ihrem  Berufe  vorbereiteter 
Lehrer  der  genannten  zwölf  Anstalten. 

2.  Die  einzelnen  Unterstützungen  sollen  möglichst  400  Mk.  jährlich  in  vierte]|jähr- 
lichen  Vorauszahlungen  betragen  und  in  der  Hegel  auf  Lebenszeit  der  Bedürf- 
tigen gewährt  werden.*' 

So  weit  das  Testament.  In  dem  Schreiben  vom  19.  August  1899,  in  welchem  der 
Erblasser  das  Königliche  ProvinzialschulkoUegium  zu  Berlin  um  die  Führung  der  Ver- 
waltung der  Stiftung  ersuchte,  wurde  dieser  Behörde  u.  a.  empfohlen,  aus  den  vier 
Direktoren  der  in  Berlin  bedachten  Anstalten  eine  Kommission  zu  bilden  mit  dem  Auf- 
trage, zunächst  ein  Statut  für  die  Stiftung  auszuarbeiten  und  dem  Provinzialschul- 
kolleginm  zur  Genehmigung  vorzulegen.  Die  Kommission  ist  im  Herbste  des  Jahres  1900 
zusammengetreten,  die  Stiftung  hat  auf  Grund  der  von  jener  unter  dem  9.  Dezember  1900 
errichteten  Satzungen  durch  Königlichen  Erlafe  vom  23.  Dezember  1901  die  landes- 
herrliche Genehmigung  erhalten.  Das  Vermögen  der  Stiftung  beläuft  sich  auf  etwa 
240000  Mk. 

B.  Die  Ludwig*  TVlese-Stlftunsr« 

Dem  Wirklichen  Geheimen  Rat  Dr.  Wiese  wurde  bei  seinem  90.  Geburtstage  am 
30.  Dezember  1896  ein  durch  Beiträge  von  225  Kollegien  höherer  Schulen  Preulsens 
und  Elsals-Lothringens  aufgebrachtes  Kapital  von  3000  Mk.  als  Grundstock  für  eine 
nach  ihm  zu  benennende  Stiftung  überreicht.  Der  Stiftungsherr  erhöhte  diesen  Betrag 
durch   ein  Geschenk  von   1000  Mk.  und  bestimmte  im  Januar  1897,   dals  die  zu  be- 

g rundende  Ludwig  Wiese-Stiftung  dem  Zwecke  dienen  solle,  unverheiratet  gebliebenen, 
ilfsbedürftigen  Töchtern  aus  dem  Kreise  des  höheren  Lehrerstandes  Unterstützungen 
zu  gewähren.  Durch  anderweitige  Beiträge  gelang  es  bald,  das  Stiftungskapital  auf 
über  6000  Mk.  zu  erhöhen.  Am  7.  Dezember  1899  wurden  die  Satzungen  der  Stiftung 
von  den  zuständigen  staatlichen  Behörden  genehmigt.  Von  den  Zinsen  des  Stiftungs- 
kapitals und  den  Jahresbeiträgen  der  Mitglieder  der  bei  der  Gründung  beteiligten  Lehrer- 
kolle^en  sollen  75 ^/o  zur  Verteilung  gelangen;  der  Rest,  sowie  die  sonstigen  von  jenen 
Mitgliedern  oder  von  Wohlthätern  der  Stiftung  überwiesenen  Beträge  sollen  zur  Ver- 

fröuerung  des  Kapitals  verwendet  werden.    Der  verfügbare  Betrag  soll  auf  die  einzelnen 
rovinzen  nach  Maisgabe  der  in  ihnen  aufgebrachten  Beiträge  verteilt  werden. 


Wiese«  Schulwesen.    lY.  60 


Nachträge,  Ergänzungen  und  Berichtigungen. 


Zu  S.  32.    Die  auf  die  Berechtigungen  bezüglichen  Angaben  sind  auf 
S.  717  und  unten  bei  den  Bemerkungen  zu  S.  717  ergänzt  worden. 

Zu  S.  59.  Die  von  den  deutschen  Bundesregierungen  im  Jahre  1901  ver- 
einbarten „Regeln  für  die  deutsche  Rechtschreibung  nebst 
Wörterverzeichnis"  sind  nunmehr  veröffentlicht  worden  (Berlin,  Waid- 
mannsche  Buchhandlung,  1902).  In  einem  Erlasse  vom  2.  April  1902 
(C.-Bl.  S.  315)  hat  der  Unterrichtsminister  als  Zeitpunkt  der  Ein- 
führung der  neuen  Rechtschreibung  in  die  Schulen  seines  Verwaltungs- 
bereiches den  Beginn  des  Schuljahres  1903/04  in  Aussicht  genommen. 
Nach  diesem  Erlasse  soll  die  Anschaffung  der  älteren  Fassung  der 
Regeln  und  des  Wörterverzeichnisses  von  neu  eintretenden  Schülern 
nicht  mehr  gefordert,  sondern  gestattet  werden,  dafs  sie  die  neue 
Fassung  der  Regeln  u.  s.  w.  in  Gebrauch  nehmen.  NeuanschaiTungen 
von  Büchern  auf  Grund  der  neuen  Rechtschreibung  dürfen  bis  auf 
weiteres  nicht  gefordert  werden.  Für  die  Einführung  der  letztei-en 
sind  auch  in  anderen  deutschen  Staaten  die  Vorbereitungen  getroffen. 

Zu  S.  74,  75.    Wegen  des  fünften  Nachtrages  zum  Normaletat  vgl.  S.  848. 

Zu  S.  87.  Auch  mit  der  Herzoglich  Gothaischen  Staatsregierung  ist  eine 
Vereinbarung  wegen  Anerkennung  der  Reifezeugnisse 
der  Oberrealschulen  getroffen  worden  (vgl.  die  Bekanntmachung  des 
ITnterrichtsministers  vom  25.  Februar  1902,  C.-Bl.  S.  286). 

Zu  S.  101.    In  Anm.  2  ist  der  Hinweis  auf  den  Anhang  zu  streichen. 

Zu  S.  106.  An  den  früheren  Bedingungen  für  die  Genehmigung  von 
Gymnasialkursen  für  Mädchen  ist  neuerdings  nicht  mehr  fest- 
gehalten worden.  Durch  neuere  Erlasse  hat  der  Unterrichtsminister 
die  Angliederung  von  Realgymnasialklassen  mit  6  Jahreslehrgängen 
für  Mädchen  an  die  höheren  Mädchenschulen  in  Schöneberg  und 
Charlottenburg  mit  der  Mafsgabe  gestattet,  dafs  in  die  unterste 
Realgymnasialklasse  nur  solche  Schülerinnen  dieser  Schule  aufgenommen 
werden,  die  das  zwölfte  Lebensjahr  vollendet  und  die  Reife  für  die 
Oberstufe  erreicht  haben.  Anderweitig  vorgebildete  Mädchen  haben 
sich  einer  Aufnahmeprüfung  zu  unterziehen. 

Zu  S.  110.  An  die  Stelle  des  Wirkl.  Geh.  Rats  Dr.  Küigler  ist  als  Direktor 
der  jetzige  Wirkl.  Geh.  Oberregierungsrat  Dr.  Förster  getreten;  das 
von  diesem  bisher  bekleidete  Amt  des  „Dirigenten"  der  Medizinal- 
abteilung ist  fortgefallen;  der  jetzige  Wirkl.  Geh.  Oberregierungsrat 
Ijöwenberg  ist  zum  Dirigenten  der  geistlichen  Abteilung  bestellt  worden. 
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Zu  vortragenden  Räten  sind  im  Laufe  des  Jahres  ernannt  worden: 
der  bisherige  Hilfsarbeiter  Geh.  Begierungsrat  Klotzsch,  der  Geh. 
Medizinalrat  Dr.  Dietrich  sowie  die  Geh.  Regierungsräte  Schuster  und 
Steinmetz.  Regierungsassessor  Tümcmn  ist  zum  Regierungsrat  er- 
nannt worden.  Von  den  Hilfsarbeitern  sind  ausgeschieden:  Ober- 
bibliothekar Dr.  Milkau,  Regierungsassessor  v.  SchencTc  und  Oberlehrer 
Dr.  Busse\  als  Hilfsarbeiter  sind  neu  berufen  worden:  Regierungs-  und 
Schulrat  Dr.  Hinze,  die  Regierungsassessoren  Graf  zu  Limburg-Stirum 
und  Dr.  Eüsberger,  sowie  der  Oberlehrer  Dr.  Heuhaum. 

Zu  S.114 — 116.  Aus  dem  Provinzialschulkollegium  zu  Coblenz  ist  der 
Regierungsrat  Gofsner  ausgeschieden,  an  seine  Stelle  als  Verwaltungs- 
rat  und  Justitiar  der  Regierungsrat  Dr.  Feters  und  an  dessen  Stelle 
am  Provinzialschulkollegium  zu  Posen  der  Konsistorialassessor  Daniels 
auftragsweise  berufen  worden.  Als  schultechnische  Mitarbeiter  sind 
neu  berufen  worden:  Oberlehrer  Dr.  Gerschma^m  an  das  Provinzial- 
schulkollegium zu  Danzig  und  Oberlehrer  Kummerow  an  das  zu 
Magdeburg. 

Ztt  S.  116.  Im  ersten  und  zweiten  Absätze  des  auf  die  örtlichen  Behörden 
bezüglichen  Abschnittes  (II,  3)  ist  in  der  ersten  Zeile  das  Wort  „unter- 
haltenen" bezw.  „unterhalten**  durch  „verwalteten"  bezw.  „verwaltet" 
zu  ersetzen. 

Zu  S.  158.  Direktor  des  Herzog  Albrecht-Gymnasiums  in  Rastenburg  ist 
seit  dem  Sommer  1902:  Dr.  Georg  v.  Kobilinshi. 

Zu  S.  166.  In  der  Provinz  Westpreufsen  ist  1902  ein  Progymnasium  in 
Deutsch-Eylau  neu  errichtet  und  die  Realschule  in  Riesenburg  (vgl. 
auch  S.  187)  vom  Staate  übernommen  worden.  Für  die  Anstalt  in  Deutsch- 
Eylau  hat  die  Stadtgemeinde  das  Grundstück  mit  den  erforderlichen 
Gebäuden  zur  Verfügung  gestellt  und  sich  zur  Leistung  eines  Zuschusses 
zu  den  laufenden  Ausgaben  verpflichtet.  Die  bisherige  Realschule  zu 
St.  Petri  in  Danzig  ist  als  Oberrealschule  anerkannt  worden  (vgl.  auch 
S.  171).. 

Zu  S.  173.  Die  Einkünfte  der  Pott-  und  Cowle-Stiftung  am  Gym- 
nasium zu  Elbing  werden  künftig  nicht  mehr  zur  Bestreitung  der 
etatsmäfsigen  Besoldungen  der  Lehrer  mitverwendet,  sondern  zum 
Besten  der  Lehrer  in  der  Form  von  Unterstützungen  bezw.  von  Studien- 
und  Erziehungsbeihilfen  verwendet  werden  (vgl.  Verhandlungen  des 
Hauses  der  Abgeordneten  v.  J.  1900,  S.  5214  ff.,  sowie  die  Bemerkung 
Ziffer  2  zu  Kap.  120  Tit.  2  des  Staatshaushaltsetats  von  1902). 

Zu  S.  184.  Direktor  des  Gymnasiums  zu  Strasburg  (Westpr.)  ist 
seit  Ostern  1902:   Dr.  Richard  Joh,  Alb.  Gaede. 

Zu  S.  187.  Direktor  des  Progymnasiums  zu  Schwetz  ist  seit  Ostern 
1902:  Hermann  Zwerg. 

Zu  S.  188.  In  Berlin  ist  Ostern  1902  im  Stadtteile  Moabit  eine  dreizehnte 
Realschule  eröffnet,  mit  der  Leitung  derselben  ist  der  Prof.  Dr.  Emil 
Penner  beauftragt  worden. 

Zu  S.  193.  Die  Gemeinde  Giiinewald  bei  Berlin  hat  eine  höhere  Lehr- 
anstalt errichtet  und  beabsichtigt,  sie  als  Realgymnasium  auszugestalten. 
Der  Bau  eines  Schulhauses  ist  in  Angriff  genommen  worden. 

Zu  S.  206,  Direktor  des  Friedrichs-Gymnasiums  zu  Berlin  ist  seit 
Ostern  1902:  Prof.  Dr.  Adolf  Trendelenburg. 

60* 
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Zfl  S.208.  Direktor  des  Askanischen  Gymnasiums  zu  Berlin  ist 
seit  Ostern  1902 :  Prof.  Dr,  Adolf  Busse. 

Zu  S.  216.  Direktor  des  Sophien-Realgymnasiums  zu  Berlin  ist 
seit  Michaelis  1902:  Dr.  Hugo  Rosenow. 

Za  S.220.  Direktor  der  siebenten  Realschule  ist  seit  Ostern  1902:  Prof. 
Dr.  Julius  Hermann  Schrodt 

Zu  S.221.  Direktor  der  elften  Realschule  ist  seit  Ostern  1902:  Dr.  ICarl 
Müllenhoff. 

Zu  S.  224.  Die  Realschule  in  Wilmersdorf  soll  zu  einem  sogen.  Reform- 
Realgymnasium  ausgestaltet  werden.  Die  Stadtgemeinde  Schöne berg 
hat  Ostern  1902  im  Friedenauer  Ortsteile  das  Helmholtz-Realgym- 
nasium,  im  Berliner  Ortsteile  und  in  Alt-Schöneberg  eine  Realschule 
neu  errichtet;  für  Ostern  1903  ist  die  Errichtung  eines  neuen  Real- 
gymnasiums im  Berliner  Ortsteile  beschlossen  worden. 

Zu  S.229.  Die  Realschule  zu  Pankow  hat  Ostern  1902  die  staat- 
lichen Berechtigungen  erhalten  (Erlafs  vom  16.  April).  Dr.  Hermann 
Stembeck  ist  als  Direktor  bestätigt  worden. 

Zu  S.242.  Direktor  des  Gymnasiums  in  Prenzlau  ist  seit  Michaelis 
1902 :  Prof.  Dr.  Karl  Prahl. 

Zu  S.  260.  Direktor  des  Pädagogiums  und  Waisenhauses  in  Z  fi  1 1  i  c  h  a  u 
ist  seit  Ostern  1902:  Dr.  Rudolf  Heinrich  Christian  Hanow. 

Zu  S.  279.  Direktor  des  Gymnasiums  zu  T  r  e  p  t  o  w  ist  seit  Michaelis  1902 : 
Prof.  Dr.  V.  BoUenstem. 

Zu  S.  297.  Für  Ostern  1903  ist  die  Trennung  des  Berger-Gymnasiums 
in  Posen  von  der  Oberrealschule  in  Aussicht  genommen. 

Zu  S.  355.    Das  Gymnasium  zu  Patsch  kau  ist  verstSaatlicht  worden. 

Zu  S.358.  Das  Progymnasium  zu  Myslowitz  hat  Ostern  1902  die 
staatlichen  Berechtigungen  erhalten.  Direktor  ist  seitdem:  Dr.  Her- 
mann Aust. 

Zu  S.  359.  Die  Anstalt  zu  Gosel  ist  Ostern  1902  von  der  Stadtgemeinde 
übernommen  worden,  ihr  Direktor  ist:   Gustav  Schwartekopf. 

Zu  S.  383  u.  384.  Die  Realschule  zu  Seehausen  hat  Ostern  1902  die 
staatliche  Anerkennung  erhalten.  Direktor  ist  seitdem :  Prof.  Dr.  Rudolf 
Mischer. 

Zu  S.407.  Die  Realschule  in  Mühlhausen  hat  Ostern  1902  die  staat- 
liche Anerkennung  erhalten.    Direktor  ist  seitdem :  Prof.  Wilhelm  Jahn. 

Zu  S.  413.  In  Heide  ist  eine  Realschule  mit  lateinischem  Nebenunterricht 
eröflfnet  worden. 

Zu  S. 417.  Der  bisherige  Oberlehrer  an  der  Oberrealschule  zu  Kiel 
Dr.  Adickes  ist  1902  zum  ordentlichen  Professor  in  der  philosophischen 
Fakultät  der  Universität  Münster  ernannt  worden. 

Zu  S.  428.  Direktor  des  Gymnasiums  und  Realgymnasiums  zu 
Rendsburg  ist  seit  Ostern  1902:  Dr.  Richard  Schenk. 

Zu  S.  429.    Wandsbeck  vgl.  zu  S.  499. 

Zu  S.  434.  Direktor  der  Realschule  zu  Sonderburg  ist  seit  Ostern 
1902:  Ernst  Brunn. 

Zu  S.  446.  Direktor  des  Gymnasiums  und  Realprogymnasiums 
zu  Hameln  ist  seit  Ostern  1902:  Dr.  Wilhelm  Prinehom.  Bei  der 
Realschule  zu  Linden  ist  mit  der  Angliederung  eines  Realpro- 
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gymnasiums  nach  dem  Frankfurter  System  begonnen,  ein  für  sie  er- 
richteter Neubau  im  Oktober  1902  in  Benutzung  genommen  worden. 

Zu  S. 499.  Direktor  des  Gymnasiums  in  Dortmund  ist  seit  Herbst 
1902  der  bisherige  Direktor  des  Matthias  Claudius-Gymnasiums  in 
Wandsbeck,  Dr.  Rudolf  Fram. 

In  S.  606.  Aus  Anlafs  der  Einweihung  des  neuen  Gebäudes  für  das  Gym- 
nasium in  Brühl  ist  am  24.  April  1902  zu  einer  Stiftung  für 
würdige  Schüler  der  Anstalt  der  Grund  gelegt,  etwa  7000  Mk.  sind 
zu  diesem  Zwecke  teils  bereits  gezahlt,  teils  gezeichnet  worden. 

Zn  S.  607.  Direktor  des  Gymnasiums  zu  Münstereifel  ist  seit 
Michaelis  1902:  Prof.  Dr.  P.  Meyer. 

In  S.  709.  Durch  die  Schulreform  von  1901  und  die  im  Anschlufs  daran 
ergangenen  Anordnungen  ist  eine  anderweitige  Gestaltung  der  auf  die 
Reifeprüfung  für  Prima  bezüglichen  Vorschriften  erforderlich  ge- 
worden. Nach  dem  Erlasse  vom  8.  Juli  1902  sind  Gegenstände  der 
schriftlichen  Prüfung  ein  deutscher  Aufsatz  und  eine  mathematische 
Arbeit,  aufserdem 

a)  an  Gymnasien  eine  Übersetzung  aus  dem  Deutschen  in  das  Lateinische 
und  eine  solche  aus  dem  Griechischen  in  das  Deutsche,  nebst 
grammatischer  Erklärung  einzelner,  zu  diesem  Zwecke  bezeichneter 
Formen  und  Sätze  des  griechischen  Textes; 

b)  bei  den  Realgymnasien  eine  Übersetzung  aus  dem  Lateinischen  und 
je  eine  Übersetzung  aus  dem  Deutschen  in  das  Französische  und 
in  das  Englische; 

c)  bei  den  Oberrealschulen  je  eine  Übersetzung  aus  dem  Deutschen 
in  das  Französische  und  Englische. 

Gegenstände  der  mündlichen  Prüfung  sind  Geschichte,  Mathematik, 
Physik  und  Erdkunde,  aufserdem 

a)  bei  den  Gymnasien  Lateinisch,  Griechisch  und  Französisch  oder 
Englisch ; 

b)  bei  den  Realgymnasien  Lateinisch,  Französisch  und  Englisch; 

c)  bei  den  Oberrealschulen  Französisch,  Englisch  und  Chemie. 

Zu  S.  715.  Die  Vorschriften  über  die  wissenschaftliche  Vorbildung  der 
Landmesser  (vgl.  Beier,  S.  128)  sind  durch  Erlafs  der  beteiligten 
Minister  vom  21.  Februar  1901  (C.-Bl.  v.  1902,  S.  381)  dahin  abgeändert 
worden,  dafs  jene  Vorbildung  nur  noch  durch  die  Vorlegung  eines 
Zeugnisses  der  Reife  für  die  Prima  einer  neunstufigen  höheren  Schule 
nachgewiesen  werden  kann. 

Zn  S.  717.  Durch  Kaiserlichen  Erlafs  vom  28.  Juni  1902  sind  die  gleichen 
Bestimmuogen  wie  für  die  wissenschaftliche  Vorbildung  der  Offiziere 
des  Landheeres  und  für  die  Zulassung  zur  Fähnrichsprüfung  auch  für 
die  wissenschaftliche  Vorbildung  der  Seeoffiziere  und  für  die  Zulassung 
zur  Seekadetteneintrittsprüfung  getroffen  worden. 

Für  diejenigen,  die  sich  dem  Berufe  des  Tierarztes  widmen 
wollen,  genügte  zum  Nachweise  der  wissenschaftlichen  Vor- 
bildung bisher  die  Beibringung  des  Zeugnisses  der  Reife  für  die 
Prima  eines  Gymnasiums  oder  Realgymnasiums  (vgl.  Beier,  S.  131). 
Im  Jahre  1902  hat  jedoch  der  Bundesrat  beschlossen,  jenen  Nachweis 
von  der  Beibringung  des  Reifezeugnisses  eines  Gymnasiums,  eines  Real- 
gymnasiums oder  einer  Oberrealschule  abhängig  zu  machen  (Bekannt- 
machung des  Reichskanzlers  vom  26.  Juli  1902,  C.-Bl.  für  das  Deutsche 
Reich,  S.  248). 
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Hinsichtlich  der  Zulassung  zur  zahnärztlichen  Prüfung  ver- 
bleibt es  bei  den  bisherigen  Vorschriften  (vgl.  Beier,  S.  130).  Das 
Zeugnis  der  Reife  für  die  Prima  einer  Oberrealschule  ist  also  kein 
ausreichender  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Vorbildung,  sondern 
bedarf  der  Ergänzung  durch  den  Nachweis  der  Reife  im  Lateinischen 
für  die  Prima  eines  Gymnasiums  oder  Realgymnasiums.  Dieser  Nach- 
weis ist  durch  eine  besondere  Prüfung  an  einer  derartigen  Anstalt  zu 
führen  (Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  5.  Juli  1902). 

Zu  S.  769  Anm.  2.  Die  für  das  Schuljahr  1901/02  erteilte  Ermächtigung, 
Kandidaten  während  des  Seminaijahres  zu  Hilfsunterricht  heran- 
zuziehen, ist  durch  Erlafs  des  Unterrichtsministers  vom  9.  April  1902 
auf  das  Schuljahr  1902/03  ausgedehnt  worden. 


Alphabetisches  Sachregister  '\ 


Aachen,  Kaiser  Karls -Gymnasium  616; 
Kaiser  Wilhelms- Gymnasium,  Realgymna- 
sium 617;  Oberrealschule  618. 

Abschlufsprüfung,  Einführung  23,  86; 

.  Aufhebung  »2,  88. 

Ärztliche  Prüfungen,  Zulassung  der 
Realgymnasial-Abiturienten  82,  716;  Zu- 
lassung Yon  Frauen  107. 

Allen  stein,  Gymnasium  154;  Real- 
schule 155. 

Alterszulasen  für  Direktoren  und  Lehrer 
74,  880;  Yersagnng  der  A.  für  Lehrer 
nichtstaatlicher  Anstalten  886. 

Alterszulagefonds  an  höheren  Schulen 
889. 

Altena,  Progymnasium  504. 

Altena,  Christianeum  (Gymnasium)  419; 
Realgymnasium  und  Realschule,  Real- 
schule zu  Ottensen  420;  Altonaer  Lehr- 
pläne, A.  System  25,  140. 

Amtsbezeichnungen  der  Lehrer  an 
höheren  Schulen  74,  815  ff. 

Anciennetätslisten  792. 

Anciennetätsprinzip,  bei  der  Einbe- 
rufung von  Kandidaten  als  Hilfslehrer 
791 ;  bei  der  ersten  festen  Anstellung  794 ; 
Schwierigkeiten,  die  durch  das  A.  für 
Gewinnung  von  Lehrern  an  Privatschulen 
herbeigeführt  werden  104. 

Andernach,  Progymnasium  565. 

Anerkennung,  staatliche,  einer  höheren 
Schule  143. 

Anhalt,  Zulassung  von  Kandidaten  aus 
A.  zur  Ableistung  des  Seminaijahres  in 
Preulsen  91. 

Anklam,  Gymnasium  274. 

Anstellung  der  Direktoren  799;  der 
Lehrer  800 ff.;  in  der  Provinz  Posen  49, 
in  der  Grafschaft  Stolberg*  Wernigerode 
118;  Urkunde  über  die  A.  802;  statistische 
Angaben  über  das  Lebensalter  der  Lehrer 
bei  der  festen  A.  für  die  Jahre  1895-1900 
806  ff.,  ausführliche  Angaben  hierüber  für 
1899:  812ff. 

Anstellun^rsordnung  für  die  Lehrer 
794,  an  nichtstaatlichen  Anstalten  796. 


Arnsberg,  Gymnasium  495. 

Arnswalde,  Realschule  262. 

Ar  Olsen,  Realprogymnasium  550. 

Aschersleben,  Gymnasium  und  Real- 
schule 878. 

Attendorn,  G3rmnasium  496. 

Aufsteigen  im  Gehalte,  vor  1892:  827, 
nach  Dienstalterszulagen  880;  Fristen 
für  das  A.  im  Gehalte  75,  884,  888,  848. 

Auflösung  einer  nichtstaatlichen  höheren 
Schule  886. 

Aurich,  Gymnasium  470. 

Ausbildung  der  Kandidaten,  s.  u.  „Prak- 
tische Ausbildung**. 

Auskunftstelle  für  Lehrbücher  des 
höheren  Unterrichtswesens  888. 

Baden,  Vereinbarung  mit  B.  wegen  An- 
erkennung der  Lehramtszeugnisse  90, 
dsgl.  der  Zeugnisse  über  die  praktische 
Ausbildung  der  Kandidaten  92. 

Barmen,  Gymnasium  570;  Realgymnasium 
nebst  Realschule,  Oberrealschule  in 
B.-Wupperfeld  572;  Realschule  578. 

Barten  stein,  Gymnasium  155. 

Bedburg,  Ritterakademie  608. 

Bedürfnisfrage,  Prüfung  der  B.  bei  der 
Errichtung  neuer  höherer  Schulen  890. 

Bedürfniszuschüsse  für  staatliche  An- 
stalten 876 ff.;  für  nichtstaatliche  101, 
879 ff.,  Bedingungen,  an  die  bei  diesen 
die  Bewilligung  von  B.  geknüpft  wird  880; 
Bewilligungsperiode  878;  Übersicht  über 
die  B.  in  den  Jahren  1874—1902:  891. 

Beigard,  Gymnasium  288. 

Berechtigungen,  erweiterte  B.  der 
älteren  höheren  Bürgerschulen  4;  Er- 
weiterung der  B.  der  lateinlosen  An- 
stalten 1891:  20,  714;  1901:  716;  Einzel- 
bestimmungen für  Subaltemdienst  88, 715; 
Studium  der  Rechte  und  der  Medizin  716 ; 
Offiziersberuf  717,  946;  tierärztliche  Prü- 
fungen, Landmesser  949;  zahnärztliche 
Prüfung  950. 


')  Die  gröfberen  Zahlen  weisen  auf  die  Seiten,  die  ihnen  etwa  beigefügten  kleineren 
Zahlen  auf  die  Anmerkungen. 
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Berent,  Pro^ranasium  175. 

B erli  n ,  Proyinzialschulkolleffimn  der  Pro- 
vinz Brandenburg,  zugleicn  für  B.  zu- 
ständig 189 ;  Religionsunterricht  für  katho- 
lische und  jüdische  Schüler  der  Stadt  B. 
191;  Besolciuneen ,  Schulgeld,  Fürsorge 
für  die  Hinterbliebenen  u.  s.  w.  an  den 
städtischen  höheren  Schulen  192:  Päda- 
gogisches Seminar  für  höhere  Schulen  198; 
Gr^rmnasien:  Askanisches  208,948,  Ber- 
linisches z.  Grauen  Kloster  200,  Fianzö- 
sisches  204,  Friedrichs-  206, 947,  Friedrich 
Werdersches  202,  Friedrich  Wil  heims-  205, 
Humboldt-  209,  Kölinisches  201.  König- 
städtisches  210,  Leibniz-  209,  Lessing-, 
Luisen-  210,  Luisenstädtisches,  Sophien- 
208,  Wilhelms-  207;  Realgymnasien: 
Andreas-  214,  Dorotheenstaatisches  218, 
Falck-  216,  Friedrichs-  215,  Kaiser 
Wilhelms-  211,  Königstädtisches  212, 
Luisenstädtisches  218,  Sophien-  215,  948; 
Oberrealschulen:  Friedridh  Werder- 
sche  217,  Luisenstädtische  218;  Real- 
schulen I  bis  Xn  218  ff.,  947,  XIII  947; 
Handelsschule  264;  Vororte  Berlins  s.  u. 
„Vororte**. 

Berge,  s.  u.  ^.Kloster  Berge". 

Bergischer  ochulfonds  5%. 

Besoldungen  der  Mitglieder  und  Hilfs- 
arbeiter derProvinzialschulkollegien  112; 
B.  der  Direktoren  uud  Lehrer  an  nöheren 
Schulen  74,  828 ff.;  Höhe  der  B.  nach 
dem  Normaletat  von  1892:884;  nach 
der  Denkschrift  zum  Staatshaushaltsetat 
1897/98  bezw.  dem  ersten  Nachtrage  zum 
Nonnaletat  838,  840;  B.  der  Lehrer  an 
nichtstaatlichen  Anstalten,  früherer  Zu- 
stand 825,  nach  dem  Grcsetze  von  1892: 
835 ff.;  Vergleich  der  Besoldungen  der 
Lehrer  und  Richter  825,  839,  849,i ;  vgl. 
auch  unter  . Normaletat **. 

Besoldungsaienstalter  832;  ander- 
weitige Festsetzung  bei  Versetzung  von 
einer  nichtstaatlichen  an  eine  staatliche 
Anstalt  841. 

Besoldungsgem  ein  Schäften  unter  Bei- 
behaltung des  Stellenetats  von  1892 :  828; 
für  die  Gewährung  der  festen  Zulage  an 
nichtstaatlichen  Anstalten  837;  Aufnahme 
der  8tifti8chen  Anstalten  in  die  B  der 
staatlichen  841. 

Bestätigung  der  Direktoren  und  Lehrer 
800;  der  Mitglieder  der  Kuratorien  u. 
dgl.  117. 

Beuthen,  O.-Schl.,  Gymnasium  847;  Real- 
schule .''48. 

Bevölkerungszahl,  Verhältnis  der  B. 
zur  Zahl  der  höheren  Schulen  C58;  zur 
Zahl  der  Schüler  der  höheren  Schulen  661 ; 
zur  Zahl  der  Vorschüler  664. 

Biebrich,  Realschule  547. 

Biedenkopf,  Realprogymnasium  546. 

Bielefeld,  Gymnasium  und  Realgym- 
nasium 488;  Realschule  489. 

Bitterfeld,  Realschule  402. 

Blankenese,  Realschule  481. 


Bocholt,  Progymnasinm  486. 

Bochum,  Gymnasium,  Oberrealscfanle  497. 

Bonn,  Königliches  Gymnasinm  604 ;  städti- 
sches Gymnasium  und  Ob^rrealschaie 
605. 

Boppard,  Progymnasinm  565. 

Borbeck,  Progymnasium  590. 

Borchert- Stiftung  für  ehemalige  Schüler 
der  Berliner  Realanstalten  193. 

Brandenburg,  allgemeine  Bemerkungen 
über  die  höheren  Schulen  der  Provinz  B. 
189,  195  ff. 

Brandenburg  a.  H.,  Ritterakademie  238; 
Gymnasinm,  v.  Saldemsches  Realgym- 
nasium 239. 

Braunsberg,  Gymnasium  156. 

Bromberg,  Gymnasium  304;  Realgym- 
nasium &5. 

Bremen,  Zulassung  von  Kandidaten  aus 
B.  zur  Ableistung  des  Seminarjahres  in 
Preufsen  92. 

Breslau  315 ;  Ortsstatut  für  die  Gymnasiai- 
deputation  von  B.  934;  Gymnasien: 
Kiisabeth-  316,  Friedrichs-  318,  z.  Heiligen 
Gkist  (mit  Realgymnasium)  319,  Johannis-, 
König  Wilhelms-  320,  Ma^alenen-  315, 
Matthias*  317 ;  Realsymnasinm  a.Zwineer 
321;  Oberrealschure  322:  evangeliscne 
Realschule  I  u.  11,  katholische  Real- 
schule 322,  323. 

Brieff,  Gymnasium  (Hedwigs-Stift,  Stifts- 
amQ  324;  Oberrealschule  (aufgehoben) 
310,«. 

Brilon,  Gymnasium  Petrinum  498. 

Brühl,  Gymnasium  605,  948. 

Büren,  Haus  Bürenscher  Fonds  479. 

Bürgerschulen,  höhere,  nach  der  Unter- 
ricnts-  und  Prüfungsordnung  von  1859 : 4; 
filtere  lateinlose  4,  137;  Lehrpläne  von 
1882:138;  Zahl  der  h.  B.  627 ff.;  Zahl 
der  Lehrer  und  Schüler,  Religions-  und 
Heimatsverhältnisse   der   Schiller  644  ff. 

Bulmke,  Realschule  512. 

Bunzlau,  Gvmnasium  337;  Königliche 
Waisen-  una  Schulanstalt  335. 

Burg  bei  Magdeburg  373. 

Burgsteinfurt,  Gymnasium  483. 

Buxtehude,  Realschule  462. 

Carstenssche  Stiftung  416. 

Cassel,  Pädagogisches  Seminar  518; 
Friedrichs -Gymnasium  519;  Wilhelms- 
Gymnasium  520;  Realgymnasium,  Ober- 
realschule 521;  Realschule  522. 

Celle,  Gymnasium  458;  Realschule  459. 

Charlottenburg,  Kaiserin  Augusta- 
Gymnasium  226 ;  Kaiser  Friedrichs-Schule, 
städtisches  Gymnasium,  Realgymnasium 
227;  Oberrealschule,  Realschule  228. 

Coblenz,  Pädagogisches  Seminar  559; 
Kaiserin  Au^usSi-Gymnasium  560;  Real- 
gymnasium 561. 

C  ö  l  n ,  Gemeinschaftlicher  Fonds  der  drei 
katholischen  Gymnasien  559;  Gymna- 
sien: an  Marzellen  598,  an  Aposteln  599, 
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Friedrich  Wilhelms-,  in  der  Kreuzgasse 
(nebst  Bealgymnasinm)  600;  Kaiser  Wil- 
helms- 601;  Progrmnasiam  zu  C.-Ehren- 
feld,  Oberrealschule  601;  Realschule, 
Handelsschule  602. 

Gösfeld,  Gymnasium  483. 

Oöslin,  Gymnasium  282. 

Colberg,  Gymnasium  und  Realgymnasium 
288. 

Cottbus,  Gymnasium  250;  Realschule 252. 

Conitz,  Gymnasium  179. 

Oonradinum  s.  u.  „Langfhhr^. 

Corbach,  Gymnasium  549. 

Co  sei,  Progymnasium  359,  948. 

C  r  e  f  e  1  d ,  Gymnasium,  Realgymnasium  574 ; 
Oberrealschule  575. 

Cron  e  a.  d.  Brahe,  Fonds  des  aufgehobenen 
Cisterzienserklosters  zu  0.  168. 

Cüstrin,  Gymnasium  252. 

Culro,   Gymnasium  180;  Realschule   181. 

Dan  zig,  Pädagogisches  Seminar  zu  D. 
168;  städtisches  Gymnasium  169;  König- 
liches Gymnasium,  Realgymnasium  zu 
St.  Johann  170;  Realschule  zu  St.  Petri 
und  Pauli  (Oberrealschule)  171. 

Delitzsch,  Realschale  402. 

Demmin,  Gymnasium  275. 

Deutsche  Sprache,  Pflege  der  d.  Spr. 
im  Unterrichte  nach  den  Lehrplänen  yon 
1892 :  22;  nach  den  Lehrplänen  yon  1901 : 
88;  Mittelhochdeutsch  als  Unterrichts- 
gegenstand 121. 

Deutsch-Eylau,  Progymnasium  947. 

Deutsch-Krone,  Gymnasium  188. 

Diensteid  der  Lehrer  an  höheren  Schulen 
798 ;  der  katholischen  Religionslehrer  49,i. 

Dienstzeit,  Anrechnung  bei  der  Fest- 
setzung des  Besolduiigsaienst^lters  883; 
dsgl.  für  Lehrer  an  nichtstaatlichen 
höneren  Schulen  888;  Anrechnung  der 
D.  bei  der  Bemessung  des  Ruhegenaltes 
856;  Beginn  der  für  dieses  mafsgebenden 
p.  859. 

Dien  steinkommen,  s.  u.  „Besoldungen''. 

Diez,  Realschule  548. 

Dillenburg,  Gymnasium  582. 

Dorsten,  Progymnasium  (Gymnasium)487. 

Dortmund,  Gymnasium 499 ;  Realgymna- 
sium, Realschule  500,  948. 

Direktoren,  Entlastung  der  D.  durch 
Oberlehrer  882. 

Direktorenkonferenzen  98;  Tages- 
ordnung der  letzten  D.  Ostpreufsens  148; 
Westpreufsens  168;  Pommerns  268 ;  Posens 
294;  Schlesiens  818;  Sachsens  364; 
Schleswig-Holsteins  415:  Hannoyers  489; 
Westfalens  478;  der  Rneinproyinz  557. 

Dirschau,  Realschule  176. 

Donndorf,  Klosterschule  411. 

Dr  am  bürg,  Gymnasium  284. 

Dresdener  Konferenz  yon  1872  über  An- 
gel^enheiten  des  höheren  Schulwesens 
54,  oo. 

Duderstadt,  Progymnasium  454. 

Dülken,  Realschule  595. 


Düren,  Gymnasium,  Oberrealschule  mit 
Realprogymnasium  619. 

Düsseldorf,  Königliches  Gjrmnasium  567 ; 
Städtisches  Gymnasium  und  Realpro- 
j^ymnasium,  Oberrealschule,  Realschule 
in  der  Prinz  Georg[-Strafse  568. 

Duisburg,  Gymnasium  576;  Realgymna- 
sium 577. 

Bberswalde,  Gymnasium  240. 

Eidesleistung,  s.  u.  „Diensteid^. 

Eilenburg,  Realprogymnasium  401 . 

Einbeck,  Acalpro^ymnasium  456. 

Einschreibegebunren  yon  höheren 
Schulen,  s.  u.  „Gebühren**. 

Eisleben,  Gymnasium  885;  Realschule 
386. 

Elberfeld  577;  Gymnasium,  Realgym- 
nasium 578;  Oberrealschule  579;  Rieal- 
schule  in  der  Nordstadt  580. 

El  hing,  Gymnasium  172;  Oberrealschule 
173. 

Elementarlehrer  an  höheren  Schulen, 
Amtsbezeichnung  817;  Besoldungen  an 
nichtstaatlichen  Schulen  nach  dem  Ge- 
setze yon  1892:885;  s.  auch  unter 
.Normaletat** ;  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen der  E.  867. 

Elmshorn,  Realschule  431. 

Elsafs-Lothringen,  Vereinbarung  mit 
E.-L  wegen  Anerkennung  der  Lehramts- 
zeugnisse 88;  Unterhaltung  der  höheren 
Schulen  in  E.-L.  97,i. 

Emden,  Wilhelms-Gymnasium  470;  Kaiser 
Friedrich-Realschule  471. 

Emmerich,  Gymnasium  580. 

Ems,  Realschule  548. 

Englisch,  wahlfreier  Unterricht  im  E. 
an  Gymnasien  nach  den  Plänen  yon  1892: 
122;  yerbindlicher  Unterricht  im  E.  in 
den  oberen  Klassen  der  Gymnasien  an 
Stelle  des  Französischen  124;  besondere 
Bestimmungen  für  die  Proyinz  Hannoyer 
121,  125,  486;  s.  auch  unter  „Ersatz- 
unterricht**. 

Entlassungsprüfungen,  s.  u.  „Reife- 
prüfungen**. 

Erkelenz,  Progymnasium  (aufgehoben) 
558,1. 

Errichtung  neuer  höherer  Schulen 

888ff. 

Ersatzunterricht  statt  des  Griechi- 
schen an  Gymnasien  25,  121,  141;  Aus- 
dehnung seiner  Zulässigkeit  nach  den 
Lehrplänen  yon  1901 :  124;  Anordnungen 
über  seine  Gestaltung  82,  143. 

Erfurt,  Kirchen-  und  Schulfonds  zu  E., 
E.  Uniyersitätsfonds,  Ezjesuitenfonds  zu 
E.  865;  Gymnasium  zu  E.  408;  Real- 
gymnasium, Realschule  404;  Handels- 
schule (aufgehoben)  411. 

Ergänzungsprüfung  der  Kandidaten 
des  höheren  ^hulamtes  nach  dem  Regle- 
ment yon  1866  (Nachprüfung)  755:  nach 
der  Ordnung  yon  18iB7:758;  nacn  der 
Ordnung  yon  1898 :  763. 
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Erweiterungsprüfung,  u,  den  vorigen 
Artikel. 

Eschwege,  Friedrich  Wilhehns- Schule 
528. 

Eschweiler,  Progymnasiom  mit  Real- 
progymnasium  620. 

Essen  581;  GTninasinm  582;  Realgym- 
nasium, Oberrealschule  588. 

Etatswesen  bei  höheren  Schulen  874 ff. 

Eupen,  Progymnasium  621. 

Euskirchen,  Progymnasium  608. 

Extraneer,  Reifeprüfung  der  E.  nach 
der  Ordnung  von  1882:  696;  dsgl.  von 
1892:  701. 

Fähnrichsprüfung,  Zulassung  der Ober- 
realschüier  717. 

Falkenberg  bei  Freien walde  i.  d.  Mark, 
Viktoria-Institut  (Privatanstalt)  264. 

Flensburg,  Qymnasium  und  Realgym- 
nasium, Oberrealschule  422. 

Ferien  68. 

Ferien  Ordnungen  fSr  Ostpreufsen  148; 
Westpreufsen  168;  Branoenburg  197; 
Pommern  268;  Posen  294;  Schlesien  318; 
Sachsen  364;  Schleswig-Holstein  425; 
Hannover  439;  Westfoien  478;  Hessen- 
Nassau  517;  Rheinprovinz  557. 

Ferienkurse  für  Lehrer  höherer  Schulen 
803ff. 

Feste  Zulagen  für  Oberlehrer  nachdem 
Normaletat  von  1892:  831 ;  Erleichterung 
der  Bedingungen  ftir  ihre  Gew&hmng, 
Änderungen  durch  den  zweiten  Nachtrag 
zum  Normaletat  842 ff.;  dsgl.  durch  den 
vierten  Nachtrag  847. 

Forst,  N.-L.,  Progymnasium  und  Real- 
schule 261. 

Fortbildungskurse,  praktische,  für 
Lehrer  der  Naturwissenschaften  805. 

Franckesche  Stiftungen,  s.u.  ^KtAle*^. 

Frankenstein  i.  Schi.,  Progymnasium  880. 

Frankfurt  a.  M.  539;  Gymnasien: 
Goethe-  534,  Kaiser  Friedrich-  536,  885,i, 
Lessing-  535;  Musterschule  536,  Wöhler- 
Schule  537,  Klinger-Schule  538:  Real- 
schulen: Adlerflycht- 538,  der  israeliti- 
schen Gemeinde  (Philantropin)  589,  der 
israelitischen  Religionseesellschaft  540, 
Liebig-  539,  Sacäienhauser,  Selekten- 
schule  541;  Hasselsches  Institut  (Privat- 
anstalt) 551. 

Frankfurt  a.  0.,  Friedrichs-Gymnasium 
248 ;  Realgymnasium  (Oberrealschule)  249. 

Frankfurter  Lehrplftne  27,  142. 

Französisch,  Verlegung  des  Beginns  des 
Unterrichts  im  F.  an  Gymnasien  von 
Tertia  nach  Quinta  i.  J.  1856:  119;  dsgl. 
nach  Quarta  i.  J..  1892:  123;  bei  Real- 

E^mnasien    128;   Änderungen  nach  den 
ehrplänen  von  1901 :  124. 
Frau  Stadt,  Gymnasium  298. 
Freiburg  i.  Schi.,  Realschule  832. 
Freien  walde  a   0.,  Gymnasium  241. 
F  f  1  e  d  e  b  e  rg  i.  d.  Neumark,  Gymnasium  253. 
Friedenau  b.  Berlin,  Gymnasium  229. 


Friedrichsdorf  (Taunus),  Gramiersche 
Lehr-  und  Erziehungsanstalt  551. 

Friedrichshagen  b.  Berlin,  Progym- 
nasium 234. 

Fürsten  walde,  Gymnasium  254 

Fulda,  Gymnasium,  Realschule  523. 

Gaesdonk,  CoUegpium  AugusUnianum  624, 

Gardelegen,  Realschule  882. 

Gartz  a.  0.,  Gvmnasium  275. 

Gebühren  an  höheren  Schalen  883 ff. 

Geest emünde,  Realschule  463. 

Geis en heim,  Realschule  549. 

Geistliche  und  Kandidaten  der  Theo- 
loge, Erleichterungen  bei  der  Lehnunts- 
prufung  in  filterer  Zeit  751;  nach  dem 
Reglement  von  1866:  753,  754;  nach  der 
Ordnung  von  1887:  758;  nach  der  Ord- 
nung von  1898:  764. 

Gentnin,  Progymnasium  382. 

Gesundheit,  Fürsorge  für  die  G.  an 
höheren  Schulen  68. 

Gevelsberg,  Realschule  512. 

Gewerbescnulen,  Provinziaigewerbe- 
schulen  130 ;  Reorganisation  i.  J.  1870: 131; 
Lehrplan  der  reorganisierten  G.  132,i; 
Umwandlung  in  lateinlose  Realanstalten 
nach  der  Konferenz  von  1878:  134. 

Glatz,  Gymnasium  325. 

Gleiwitz,  Gymnasium  348;  Oberreal- 
schule 349. 

Glogau,  evangelisches  Gymnasium  388; 
katholisches  Gymnasium  339. 

Glückstadt,  Gymnasium  423. 

Gnaden  fr  ei,  Realschule  der  Brüder- 
gemeinde 360. 

Gnesen,  Gymnasium  306. 

Goarshausen  (St.),  Institut  Hoffmann  552. 

Godesberg  a.  Rh.,  evangel.  Pädagogium 
(Privatanstalt)  624. 

Görlitz,  Gymnasium  Augustum,  Real- 
schule mit  Realgymnasialklassen  340; 
älteres  Realgymnasium  (eingegangen) 
310,  340. 

Göttingen,  Gymnasium,  Kaiser  Wil- 
helm IL -Realschule  450. 

Goslar,  Realgymnasium  u.  Gjrmnasium  452. 

Grammatik,  Bedeutung  bei  dem  sprach- 
lichen Unterrichte  nach  den  Lehrplänen 
von  1882  u.  1892:  122;  desgl.  von  1901: 38. 

Graudenz,  Gymnasium  182;  Realschule 
183. 

Greifenberg  i.  P.,  Friedrich  Wilhelms- 
Gymnasium  276. 

Greifs wald,  Gymnasium  und  Realschule 
290. 

Grevenbroich,  Progymnasium  591. 

Griechisch,  Verlegung  des  Beginns  des 
gr.  Unterrichts  nach  Tertia  5,  120:  Ein- 
schränkung des  grammatischen  Unter- 
richts, Beseitigung  des  gr.  Skriptums  bei 
der  Reifeprüfung  und  der  Übungen  im 
Übersetzen  aus  dem  Gr.  ins  Deutsche 
123;  Wiedereinführung  der  letzteren  33. 

Grofs-Lichterfelde,  Gymnasium  230; 
Realschule  231. 
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G  r  o  fa  -  S  t  r  e  h  1  i  t  s ,  Ojnnnasium  Johanneum 
357. 

Grünbers  i.  Schi.,  Realgrinnasiiim  844. 

Grunewaldb.  Berlin ,  Bealfinrmnafliiim  948. 

Guben,  Gymnaeinm  und  Kealschule  255. 

Gfitersloh,  Gymnasium  490. 

Guhrau,  Höhere  Bürgerschule  (auf- 
gehoben) 310. 

Gumbinnen,  Friedrichs- Gymnasium, 
Realschule  162. 

Gummersbach,  Realschule  610. 

Gymnasien,  Lehrplftne  von  1887,  1856 
und  1882:  121,  desgl.  von  1892^122,  von 
1901:  124;  Zahl  der  G.  in  den  Jahren 
1874—1900:  626;  Zahl  der  Lehrer,  der 
Schüler ,  Religionszugehörigkeit  und 
Meimatsverhftltnisse  der  Schüler  1874, 
1882,  1892  und  1900:  682  ff.,  652. 

Gymnasialanstalten  (Gymnasien  und 
rrogrmnasien),  Zahl  der  Lehrer  und 
Schüler  1892  und  1900:  654;  Verteilune 
unter  die  Religionsgemeinschaften  187^ 
1882,  1892,  1900:  665  ff. 

Gymnasialk  Urse  für  das  weibliche  Ge- 
schlecht 105. 

Hadamar,  Gymnasium  542. 

Hadersleben,  Gymnasium  424. 

Hagen,  Realigymnasium  und  Gymnasium 
501;  Realschule  502. 

Halberstadt,  Domgymnasium  874 ;  Ober- 
realschnle  876. 

Halle  a.  S.,  Franckesche  Stiftungen  887; 
Oberrealschule  der  Fr.  St.  891;  latei- 
nische Hauptschule  889;  Stadtgymnasium 
890;  städtische  Oberrealschule  892. 

Hameln,  Gymnasium  und  Realprogym- 
nasium 445,  948. 

Hamm,  Gymnasium,  Realschule  502. 

Hamburg,  Vereinbarung  mit  H.  wegen 
Anerkennung  der  Zeugnisse  über  die 
praktische  A  usbildung  der  Kandidaten  92. 

Hanau,  Gymnasium  524;  Oberrealschule 
525. 

Hannover,  allgemeine  Bemerkungen  über 
die  höheren  Schulen  der  Provinz  H.  485; 
allgemein  verbindlicher  Unterricht  im 
Englischen  an  den  Gymnasien  der  Pro- 
vinz H.  121,  124,  486. 

—  (Stadt),  Kaiser  Wilhelms -Gymnasium 
Lyceum  I  441;  Ly ceum  II  442;  Leibniz- 
Schule  444;  Realgymnasium  I  448;  Real- 
schulen I-IIl  444. 

Hannoverscher  Klosterfonds  489. 

Harburg,  Gymnasium  459. 

Hattingen,  Prog^mnasium  504. 

Hftusliche  Arbeiten,  vgl.  unter  „Über- 
bfirdung^. 

Hechingen,  Realschule  628,  885,i. 

Heide,  Realschule  948. 

Heiligenstadt,  Gymnasium  405. 

Herford,  Friedricns-Gymnasium,  Land- 
wirtschaftsschule  und  Realschule  491. 

Herne,  Realschule  505. 

Hersfeld,  Gymnasium  526;  höhere  Bürger- 
schule (aufgehoben)  514. 


Hessen- Nassau,  allgem.  Bemerkungen 
über  die  höheren  Schulen  der  Provinz  514. 

Hildesheim,  Gymnasium  Josephinum, 
G.  Andreannm  448;  Andreas-Realgym- 
nasium nebst  Realschule  449. 

Hilfslehrerdienstzeit,  Anrechnung  bei 
der  Festsetzung  des  Besoldungsdienst- 
alters  888;   desgl.  des  Ruhegehalts  859. 

Hilfslehrernot,  vgL  den  folgend.  Artikel. 

Hilfslehrerstellen,  Verhältnis  zur  Zahl 
der  Oberlehrerstellen,  Verwandlung  in 
Oberlehrerstellen  76  ff. 

Hinterbliebene,  s.  u.  „Witwen  und 
Waisen". 

Hirschberg,  Gymnasium  841. 

Höchst  a.  fi.,  Gymnasium  und  Realgym- 
nasium (Realschule)  542. 

Höchstzahl  der  Schüler  60,s. 

Höhere  Bürgerschulen,  s.  u.  „Bürger- 
schulen*'. 

Horde,  Progymnasium  505. 

Höxter,  König  Wilhelms- Gymnasium  492. 

Hofgeismar,  Realschule  529. 

Hohenstein,  Gymnasium  (aufgehoben) 
146,8. 

Hohenzollern,  höhere  Schulen,  s.  unter 
„Rheinprovinz^ 

Homburg  v.  d.  H.,  Kaiserin  Friedrich- 
Gymnasium  und  Realschule  548. 

Husum,  Gymnasium  425. 

Jahreslehrgänge,  allgemeine  Ein- 
führung 60. 

Jauer,  Gymnasium  841. 

Jen  kau  bei  Danzig,  s.  u.  „Langfuhr**. 

Ilfeld,  Klosterschule  452. 

Inowrazlaw,  Gymnasium  806. 

J  oachimsthalsches  Gymnasium  bei 
Berlin  222. 

Iserlohn,  Realgymnasium  und  Real- 
schule 508. 

Itzehoe,  Realschule  482. 

Juden,  als  Lehrer  an  höheren  Schulen  44. 

Jüdischer  Religionsunterricht  an 
höheren  Schulen  45;  Behandlung  des  j. 
R.  in  Reifezeugnissen  46,  i. 

Jülich,  Progymnasium  622;  Vertrag 
wegen  der  Verstaatlichung  982. 

Kalk  bei  Cöln,  Progymnasium  609. 

Katholische  Kirche,  Streit  mit  dem 
Staate  47. 

Kattowitz,  Gymnasium,  Realschule  850. 

Kandidaten  des  höheren  Schulamts, 
Statistik  über  die  Prüfungen  der  K. 
778  ff.;  Statistik  der  anstellungsfähigen 
K.  787 ff.,  927 ff.;  Obersicht  über  die  Be- 
schäftigung der  anstellungsfähigen  K. 
im  Januar  1902:  788  ff.;  Grundsätze  für 
die  BeschäfHgung  der  K.  nach  erlangter 
Anstellungs^igkeit  791  ff. 

Kempen  in  Posen,  Progymnasium  808. 

Kempen  a.  Rh.,  Grymnasium  Thomaeum 
584. 

Kerpen,  höhere  Bürgerschule  (aufge- 
hoben) 558,9. 
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Kiel    416,    GjrmiiMium,    Oberrealschale 

.    nebst  Realgymnasinm  417,  Realschule  418. 

Klassen  System  an  höheren  Schalen  60. 

Klausthal,  Gymnasium  453. 

Kleve,  Gymnasium  584. 

Kloster  Ber gescher  St iftnngsfonds 
365. 

Kombinationen  der  yerschiedenen 
Schulgattungen  24  ff.,  140  ff.;  Stellung 
der  Schulkonferenz  von  1890:  26,  dsgl. 
von  1900:  28:  vgl.  auch  unter  „Altonaer*^ 
und  „Frankfurter  System**. 

Kommunionen,  Teilnahme  der  katho- 
lischen Schüler  an  den  K.  48. 

Kompatronatskommissare  118. 

Königsberg  i.  d.  Neumark,  Gymnasium 
256. 

Kön  igsb  erg  i.  Pr.  149,  Pädagogisches  Se- 
minar 148:  Gymnasien:  Altstftdtisches 
150,  Friedrichs -Kolleg  151,  KneiphOfi- 
sches  149,  Wilhelms-  152;  Realgymna- 
sium, Oberrealschule  a.  d.  Burg  153; 
Progymnasium  (aufgehoben)  146,t. 

KOnigshütte,  Gjrmnasium  und  Real- 
schule 841. 

Köpenick,  Realschule  233. 

Komnatronat  an  höheren  Schulen  871. 

Konfessionalit&t  der  höheren  Schulen 
40  ff. ;  s.  auch  unter  „Religionsbekenntnis''. 

Kreuzburg,  G3rmnasium  351. 

KreuznacQ,  Gymnasium  561 ;  Realschule 
562. 

Krone,  s.  u.  .Deutsch  Krone"  u.  „Crone". 

Kressen  a.  0.,  Realschule  262. 

Krotoschin,  Gymnasium  299. 

Kulturkampf,  s.u.  „Katholische Kirche*. 

Kuratorien  höherer  Schulen  s.  u.  „Ört- 
liche Behörden*'. 

Lande shut  i.  Schi.,  Realgymnasium  345. 

Landsberg  a.  W.,  Gymnasium  und  Real- 
schule 257. 

Langenberg,  Realprogymnasium  594. 

Langensalza,  Realprogymnasium  410. 

Langfuhr  bei  Danzig,  Realschule  (Con- 
radinum,  früher  in  Jenkau  176. 

Lateinisch,  Unterricht  im  L.  als  Vor- 
bedingung für  die  Erteilung  yon  Be- 
rechtigungen, ältere  Anschauung  2;  Fort- 
fall des  1.  Aufsatzes  122;  Verstärkung 
des  Unterrichts  im  L.  im  Jahre  1895 
und  durch  die  Lehrpläne  yon  1901  an 
Gymnasien  124;  Unterricht  im  L.  an 
Realgymnasien,  Verstärkung  der  Stunden- 
zahl im  Jahre  1882:  5,  126,  Verminde- 
rung im  Jahre  1892:  128,  Verstärkung 
1895  und  nach  den  Lehrplänen  yon 
1901:   129. 

Lau  bau,  Gymnasium  342. 

Lauen  bürg,  Herzogtum,  Vereinigung  mit 
Preufsen,  Aufsicht  über  die  höheren 
Schulen  111. 

Lauenburg  a.  d.  E,  Albinus-Schule  432. 

Lauenburg  i.  Pommern,  Progymnasium 
287. 


Lauterberg   a.    Harz,    Ahnsehe    Real- 
schule 473. 

Leer,  Realgymnasium  und  Gymnasium  471. 

Lehramtsprüfung  (für  höhere  Schalen) 
73;  Altere  Bestimmungen  747  ff.;  Prü- 
fungen pro  loGo,  pro  aacensione,  eoilo- 
?uium  pro  rectoratu  751;  Reglement  yon 
866:  752  ff.;  Ordnung  yon  1887 :  7d5  ff. ; 
desffl.  yon  1898:  759  ff.;  SUtistik  der  L., 
Zahl  der  Kandidaten  in  den  einzelnen 
Jahren  773;  ^eziainachweiae  nach  Re- 
ligionsbekenntnis und  Hanptlehrfilchem 
775  ff.;  Zulassung  weiblicher  Personen 
aur  L.  107;  Gegenseitige  Anerkennung 
der  Zeugnisse  über  die  L.  in  den  deut- 
schen Staaten  88;  Beispiel  einer  hierauf 
bezfiglichen  Bekanntmachung  für  Ober- 
realschulen 930. 

L  eh r p  1  &n e  yon  1882 :  3  ff.,  der  Oymna- 
sien  120,  Realgymnasien  126,  Oberreal- 
schulen   135,    aer    lateinlosen    höheren 
Bürgerschulen  138;  yon  1892:  21  ff.,  der 
Gymnasien     123,    Realgymnasien      128, 
Oberrealschulen  und  Realschulen  136  C ; 
yon    1901:   32  ff.,   der  Gymnasien     125, 
Realgymnasien  180,  Oberrealschulen  und 
Realschulen  137;  der  reorganisierten  Ge- 
werbeschulen yon  1870:    132. 

Lennep,  Realschule  596. 

Leobsc hütz,  Gymnasium  352. 

Li  cht  er  fei  de  bei  Berlin,  s.  u.  „Grofa- 
Lichterfelde**. 

Liegnitz,  Gymnasium  333;  Ritteraka- 
demie und  Johannisstift  334;  Wilhelma- 
Schule  (Realschule)  335. 

Limburg  a.  d.  L.,  Realprogymnasium 
und  Proflnrmnasium  545. 

Linden,  Kaiserin  Auguste  Viktoria-Gym- 
nasium, Realschule  446,  948. 

Lingen,  Gymnasium  Georgianum  467. 

Linz,  Progymnasium  566 

Lippe-Detmold,  Teilnahme  preufsischer 
Scnulaufsichtsbeamter  an  der  Beaufsich- 
tigung der  höheren  Schulen  in  L.'D. 
Si,  Zulassung  der  Kandidaten  aus  L.-D. 
zur  Ableistung  des  Seminarjahres  in 
Preufsen  92. 

Lippstadt,  Realgymnasium  und  Real- 
schule 509. 

Lissa  i.  Posen,  Comenius-Gymnasium  299. 

Littauischer  Unterricht  am  Gymna- 
sium zu  Tilsit  147,  164. 

Löbau  i.  Westpr.,  Progymnasium  186. 

Löwenberg  i.  Schi.,  Realschule  346. 

Lötzen,  Prögymnasium  165. 

Luc  kau,  Gymnasium  258. 

Luckenwalde,  Realprogymnasium  245. 

Lübben  N.-L.,  Realschule  263. 

Lübeck,  Zulassung  der  Kandidaten  aus 
L.  zur  Ableistung  des  Seminarjahres  in 
Preufsen  92. 

Lüdenscheid,  Realgymnasien  und  Real- 
schule 505. 

Lüneburg,  Gymnasium  und  Realgymna- 
sium (Jobanneum)  457. 

Lyck,  Gymnasium  163. 
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M&dchengymnasieu  104 ff.;  Mädchen- 
realgymnasien  946;  Mädchenrealschnlen, 
Zulassung  von  M&dchen  zu.  den  für 
das  männliche  Geschlecht  bestimmten 
höheren  Schalen  107,i;  s.  a.  u.  „Gym- 
nasialkurse". 

Magdeburg,  868;  Pädagogisches  Semi- 
nar 866;  Gymnasien:  Dom- 870,  Kloster 
Unser  Lieben  Frauen  868,  König  WU- 
helms-  871;  Realgymnasium  871,  6ue- 
ricke-Schule,  Reabchule  872. 

Malmedy,  Progymnasium  622. 

Marburg,  Gymnasium  526;  Oberreal- 
schule 527. 

Marien  bürg,  Gymnasium  174. 

Marienstift  in  Stettin  268. 

Marienwerder,  Gymnasium  178;  Real- 
progymnasium (aufgehoben)  166,i. 

Marne,  Realschule  480. 

Mathematik,  Institut  für  Ausbildung 
von  Lehrern  der  M.  in  Berlin  199. 

Mayen,  Progymnasium  566;  höhere  Bur- 
gerschule (aufgehoben)  558,s. 

Mecklenburg-Schwerin,  Vereinba- 
rung mit  M.-Schw.  wegen  Anerkennung 
der  Lehramtszeuenisse  88,  90;  dsgl.  der 
Zeugnisse  über  die  praktische  Ausbil- 
dung der  Kandidaten  92. 

Mecklenburg-Strelitz,  Vereinbarung 
mit  M.-Str.  wegen  Anerkennung  der 
Zeugnisse  über  die  praktische  Ausbil- 
dung der  Kandidaten  92. 

Meiderich,  Realschule  597. 

Meifsen,  s.  u.  „Prokuratur^ 

Meldorf,  Gymnasium  426. 

Meppen,  Gymnasium  467. 

Merseburg,  Domgymnasium  884. 

Meseritz,  Gymnasium  800. 

Mietsentschädigung  für  Direktoren 
881;   Höhe  der  M.  884. 

Militärberechtigung  der  höheren 
Schulen,  Erteilung  durch  den  Reichs- 
kanzler 145;  Erteilung  der  M.  an  Priyat- 
schulen  102. 

Militärdienstzeit,  Anrechnung  der  M. 
bei  der  Feststellung  der  Anciennetät 
der  Kandidaten  bezw.  des  Besoldungs- 
dienstalters 795. 

Mi nd en ,  Gymnasium  und  Realschule  487. 

Missio  canonica  der  katholischen  Re- 
ligionslehrer 46. 

Mitteleuropäische  Zeit.  Einflufs  der 
Einführung  der  M.  Z.  aui  den  Beginn 
des  Unterrichts  62. 

Mittelhochdeutsch,  s.  u.  j,Dentsche 
Sprache^. 

Mors,  Gymnasium  Adolfinum  585. 

Montabaur,  Gymnasium  544. 

Mühlhausen  i.  Th.,  Gymnasium,  Real- 
progymnasium (aufgehoben)  406;  Real- 
schule 407,  948. 

Mühlheim  a.  Kh.,  Gymnasium  606. 

Mühlheim  a.  d.  Ruhr,  Gymnasium  und 
Realschule  586. 

München- Gladbach,  Gymnasium  587; 
Oberrealschnle  588. 


Münden,  Gymnasium  454. 

Mündliche  Prüfunjj,  Befreiung  von 
der  m.  P.  nach  der  Ordnung  von  1882: 
695,  dsgl.  von  1892:  85,  700,  dsgl.  von 
1901:   86,  705. 

Münster  i.  W.,  M.  Studienfonds  478;  Päd- 
agogisches Seminar  480;  Gymnasium 
Paulinum  481 ;  Progymnasium,  Realgym- 
nasium (Gymnasium)  und  Realschule  482. 

Münstereifel,  Gymnasium  607,  949. 

Myslowitz,  Progymnasium  588,  948. 

Nachmittagsunterricht  61. 
Nakel,  Gymnasium  807. 
Nassauischer  Centralstudienfonds 

517. 

Naturwissenschaften,  Unterricht  in 
den  N.  nach  den  Lehrplänen  von  1901 :  88. 

Nauen,  Realprogymnasium  246. 

N  a  u  m  b  u  r  g  a.  d.  S.,  Gymnasium  892 ;  Real- 
schule und  Realgymnasium  898. 

Nebenämter,  Ne  Den  erwerb  der  Lehrer 

an  höheren  Schulen  82. 
N  ei  fs  e ,  Gymnasium  353 ;  Real  rymnasium 

854. 

Neuere  Sprachen,  Institut  für  die  Aus- 
bildung von  Lehrern  der  n.  Spr.  199. 

Neumünster,  Progymnasium  und  Real- 
schule 429. 

Neunkirchen  Progymnasium  (Realgym- 
nasium) 614. 

Neu-Ruppin,  Gymnasium  248. 

Neufs,  Gymnasium  588. 

Neustadt  i.  O.-Schl.,  Gymnasium  854. 

Neustadt  i.  Westpr.,  Gymnasium  174. 

Neustettin,  Fürsün  Hedwig-Gymnasium 

285. 

Neuwied,  Gymnasium  mit  Realprogym- 
nasium 568. 

Neuzeller  Fonds  198. 

Nieder-Wildungen,  Realschule  551. 

Nienburg,  Progymnasium  447. 

Niesky,  Pädagogium  (Privatanstalt)  859. 

Norden,  Ülrichs-Gymnasium  472. 

Nordhausen,  Gymnasium  407;  Real- 
gymnasium 408. 

Normaletat  der  Besoldungen  für  Lehrer 
höherer  Schulen  von  1868  und  1872:  824, 
von  1892:  828  ff.;  erster  Nachtrag  838  ff., 
zweiter  842  ff.,  dritter  845,  vierter  846, 
fünfter  848;  Einfuhrung  der  Nachträge 
an  nichtstaatlichen  Anstalten  841,  849,s; 
Wortlaut  des  N.  in  der  durch  die  Nach- 
träge abgeänderten  Fassung  985  ff. 

Northeim,  Progymnasium  455. 

Oberhausen,  Realgymnasium  594. 

Obercassel  bei  Bonn,  Unterrichts-  und 
Erziehungsanstalt  625. 

Oberlahnstein,  Realprogymnasium  mit 
Progymnasium  546. 

Oberlehrer,  Amtsbezeichnung  als  0.  bis 
1892:  800,  seit  1892: 818;  Anstellung  der 
O.  800  ff.;  besondere  Vorschriften  für 
das    Gymnasium   zu   Wernigerode  118; 
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O.  als  Hilfsarbeiter  bei  den  Provinstal- 
Bchnlkollegien  112. 

O b erl ehrer titel  für  ordentliche  Lelurer 
bis  1892 :  800,  für  Zeichenlehrer  820,  für 
Elementarlehrer  818,  820. 

Oberrealschulen,  Einführung  der  Be- 
zeichnung 0.  5;  Erweiterung  der  Be- 
rechtigungen der  O.  im  Jahre  1891:  20, 
714;  im  Jiärel901:d2,716,949;Lehrpl&ne 
von  1882,  1892,  1901:  185 ff.:  Zahl  der 
O.  1879—1900:  628;  Zahl  der  Lehrer  und 
Schüler,  Religions-  und  Heimatsverhält- 
nisse  der  Schüler  648  ff.,  653. 

Obersekunda,    Fortfall   der   O.-S.   bei 

..  NichtvoUanstalten  23. 

Öffentliche  Prüfungen  an  höheren 
Schulen  39. 

örtliche  Behörden  für  höhere  Schulen 
116  ff.,  947.  für  die  früheren  Provinsial- 
ffewerbescnulen  131;  Ortsstatut  für  die 
Gymnasialdeputation  in  Breslau  934. 

Oels,  Gymnasium  326. 

Offiziersprüfung,  Zulassung  der  Ober- 
realschulabiturienten zur  0.  717,  949. 

Oh  lau,  Gymnasium  326. 

Oldesloe,  Realschule  433. 

Oppeln,  Gymnasium  346. 

Orthographie,  s.  u.  „Rechtschreibung". 

Oschersleben,  Realschule  382. 

Osnabrück,  Gymnasium  Carolinum  464: 
Rategymnasium  465 ;  Realgymnasium  und 
Realschule  466;  Noellesche  Handels- 
schule 474. 

Osterode  a«  Harz,  Realgymnasium  456. 

Osterode  i.  Ostpr.,  Gymnasium  158. 

Ostpreufsen,  Allgemeine  Bemerkungen 
über  die  höheren  Schulen  der  Provmz 
146. 

Ostrau  b.  Filehne,  Pädagogium  (Privat- 
anstalt)  309. 

Ostrowo,  Gymnasium  301. 

Otterndorf,  Realschule  463. 

Ottensen,  s.  u.  „Altena*'. 

Paderborn,  P.  Studienfonds  479 ;  Gym- 
nasium Theodorianum  493;  Reismannsche 
Realschule  513. 

Pädagogische  Seminare,  Geschicht- 
liche EntWickelung  bis  1890:  766;  An- 
passung der  älteren  P.  S.  an  die  Ord- 
nung vom  15.  März  1890:  771;  P.  S.  für 
die  höheren  Schulen  zu  Berlin  198;  P.  S. 
in  Breslau  314,  Cassel  518,  Ck)blenz  559, 
Danzig  168,  Göttingen  440,  771,i ;  Königs- 
berg 148,  Magdeburg  (Mher  Halle)  366, 
Münster  480,  Stettin  269,  771, t. 

Pankow,  Realschule  229,  948. 

Papenburg,  Realprogymnasium  469. 

Pas e walk,  Progyranasium  280. 

Patronat,  bei  höheren  Schulen  871. 

Patsch  kau,  Gymnasium  355,  948. 

Pausen  zwischen  den  Unterrichtsstunden 
62. 

Peine,  Realschule  457. 


Pelplin,  Colle^um  Marianum  188. 
Pension,  Pensionierung,  vgl.  n.  „Rohe- 

gehalf  und  „Ruhestand''. 
Pensionäre,  Aufnahme  von  P.  durch 
Direktoren  und  Lehrer  höherer  Schulen 
81. 
Pensionen  für  Schüler ,  Beaufsichtigung 
der  P.  durch  die  Direktoren  71;  Fen- 
sionsanstalten  in  Verbindung  mit  Privat- 
schulen las. 

Pensionsfonds  an  höheren  Schulen  889. 

Perleberg,  Realgymnasium  245. 

Pflichtstunden  der  Direktoren  und 
Lehrer  77  ff.;  Durchschnittszahl  der 
von  den  Lehrern  thatsächlich  erteilten 
Wochenstunden  im  Jahre  1896:   79. 

Pforta,  Landesschule  393. 

Philosophische  Propädeutik  als  Un- 
terrichtsgegenstand an  Gymnasien  121. 

Physik,  Unterricht  in  der  Ph.  an  Gym- 
nasien  1882:  119,  1892:  123,  an  Real- 
gymnasien 126. 

Pill  au,  Realschule  160. 

Plefs,  Gymnasium  355. 

P  l  o  e  n ,  Auguste  Viktoria-Gymnasium  426. 

Plötzen see  b.  Berlin,  Pädagogium  des 
evangelischen  Johannisstifts  2^. 

Polnische  Abteilungen  an  höheren 
Schulen  der  Provinz  Posen  50;  Auf- 
hebung der  t>.  A.  51. 

Polnische  Sprache  als  Unterrichts- 
sprache 49  ff.,  als  Unterrichtsgegenstand 
51,  am  Gymnasium  zu  Lyck  163;  Gre- 
brauch  der  p.  Spr.  bei  den  Schulgottes- 
diensten 53 ;  p.  Spr.  als  Gegenstand  der 
Reifeprüfung  49,  691,  694. 

Pommern,  allgemeine  Bemerkungen  über 
die  Schulen  der  Provinz  P.  266  ff. 

Posen,  allgemeine  Bemerkungen  über  die 
höheren  Schulen  der  Provinz  P.  293. 

Posen  (Stadt),  Berger-Gymnasium  u.  Ober- 
realschule 297,  948;  f^iedrich  Wilhelms- 
Gymnasium  297 ;  Marien-Gymnasium  295. 

Potsdam,  Viktoria-Gymnasium  235 ;  Real- 
gymnasium 236;  Realschule  237;  Civil- 
waisenhaus  235.  i. 

Pott  und  Co wle-Stiftung  172, 173,i,  947. 

Praktische  Ausbildung  der  Kandi- 
daten des  höheren  Schulamts  765  ff. ; 
gegenseitige  Anerkennung  der  Zeugnisse 
über  die  pr.  A.  in  verscniedenen  deut- 
schen Staaten  91;  Anrechnung  der  für 
die  pr.  A.  vorgesehenen  Zeit  bei  der 
Bemessung  des  Ruhegehalts  854. 

Prenzlau,  Gymnasium  241,  948. 

Preufsisch-Friedland,  Progymnasium 
185. 

Preufsisch-Stargard,  Friedrichs-Gym- 
nasium 175. 

Prima,  Prüfung  zum  Nachweise  der  Reife 
für  P.  708,  m. 

Privatschulen,  höhere  101  ff. 

Privatunterricht,  Erteilung  von  P.  durch 
Lehrer  höherer  Schulen  81. 

Probejahr,  erste  allgemeine  Einführung 
des  P.  765;    P.  im  Sinne  der  Ordnung 
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vom  15.  Mftrz  1890:  770;  gegenseitige 
Anerkennung  der  Zengnisee  aber  das  F. 
in  den  deatschen  Bandesstaaten  91. 

Professorstellen  an  höheren  Schulen 
819. 

Professortitel  für  Lehrer  höherer 
Schulen,  vor  1892:  817,  seit  1892:  818  ff.; 
der  mit  dem  P.  verbundene  Ranv  822. 

Programme  der  höheren  Schulen  95. 

Progymnasien  125;  Zahl  der  P.  in  den 
Jahren  1874—1900:  624;  Zahl  der  Lehrer, 
der  Schüler,  Religionszugehörigkeit  und 
Heimatsverhältnisse  der  Schmer  1874, 
1882,  1892  und  1900:  634  ff.,  652. 

Prokuratur  Meifsen  366. 

Provinzialgewerbeschulen,  s.  unter 
„Gewerbeschulen". 

Provinzialschulfonds  für  Posen  294. 

Provinzialschulkollegien,£insetzung 
und  Zusammensetzung  lH ;  Personalbe- 
stand sämtlicher  P.  1 13, 947 ;  V  erlegung  des 
P.  von  Kiel  nach  Schleswig,  Gründung 
eines  P.  in  Danzig,  P.  für  die  Provinz 
Brandenburg,  zugleich  für  Berlin  zu- 
ständig 111,  189. 

Prozessionen,  Teilnahme  der  Lehrer  und 
der  Schüler  an  Pr.  48. 

Prüfungen,  s.   ii.   „öffentlichen  Prüfun- 

?^en*',    „Abschlufsprüfung",     „Reifeprü- 
üng",  „Lehramtsprüfung",  „Prima**. 
Prüfungsgebühren  für  £xtraneer  884,s; 

vgl.  auch  unter  „Gebühren". 
Prüfungskommissar,  Königlicher,  bei 

Reifeprüfungen  693. 
Prüm,  Gymnasium  612. 
Putbus,  Pädago^um  (Gymnasium)  290. 
Pyritz,  Gymnasium  277. 
Py  rmon  t ,  Pädagogium  (Privatanstalt)  552. 

i^uackenbrück,  Realgymnasium  468. 
■Quedlinburg,    Gymnasium    377;     Guts- 
muths-Realschule  378. 

Bangverhältnisse  der  Direktoren  und 
Lehrer  an  höheren  Schulen  74,  820  ff. 

Rasdorf,  Lyceumsfonds  zu  R.  518. 

Kastenburg,  Gymnasium  158,  947. 

Rathenow,  Realprogymnasium  246. 

Ratibor,  Gymnasium  356;  Realprogym- 
nasium 357. 

Ratzeburg,  Gymnasium  (Lauenburgische 
Gelehrtenschule)  427. 

Kawitsch,  Gymnasium  302. 

Realanstalten,  Zahl  der  Schüler  1892 
und  1900,  latein treibende  654,  lateinlose 
654;  Verteilung  der  Schüler  unter  die 
Religionsgemeinschaften  667. 

Realgymnasien,  Einführung  des  Namens 
.5,  125;  Stellung  der  Schul konferenz  von 
1890  zu  den  R.  20,  23;  Erweiterung  der 
Berechtigungen  der  R.  im  Jahre  1901: 
32,  716;  Lehrpläne  von  1882:  127,  von 
1892:  128,  von  1901:  130:  Zahl  der  R. 
1874—1900:  627;  Zahl  der  Lehrer  und  der 
Schüler,  Religions-  und  Heimatsverhält- 


nisse der  Schüler  1892  und  1900:  640  ff., 
652. 

Realprogymnasien  130;  Zahl  der  R. 
1882--1900:  627;  Zahl  der  Lehrer  und 
Schüler,  Religions-  und  Heimatsverhält- 
nisse der  Schüler  1892  und  1900:  646  ff., 
653. 

Realschulen:  a)  im  älteren  Sinne: 
R.  1.  Ordnung  3;  Lehrpläne  der  R.  nach 
der  Unterricnts-  und  Prüfungsordnung 
von  1859:  126;  Zahl  der  R.  1.  Ordnung 
1874-~81:  627;  Zahl  der  Lehrer  und 
Schüler,  Religions-  und  Heimatsverhält- 
nisse der  Schüler  1874  und  1882:  638  ff.; 
R.  2.  Ordnung  4;  Zahl  der  R.  2.  Ordnung 
1874—81:  627;  Zahl  der  Lehrer  und 
Schüler,  Religions-  und  Heimatsverhält- 
nisse der  Schüler  1874  und  1881:  642  ff.; 
b)  im  neueren  Sinne:  nach  den  Lehr- 
plänen von  1882:  137,  desgl.  von  1892: 
138,  desgl.  von  1901: 140;  Besonderheiten 
des  Bernner  Lehrplanes  139;  Zahl  der  R. 
1882—1900:  628;  Zalil  der  Lehrer  und 
Schüler,  Religions-  und  Heimatsverhält- 
nisse der  Schuler  1882,  1892, 1900:  650  ff., 
653. 

Rechtschreibung  in  den  Schulen  54 ff.; 
neueste  Entwicklung  58,  946. 

Rechtsstudium,  Zulassung  der  Abitu- 
rienten der  Realanstalten  zum  R.  717. 

Recklinghausen,  Gymnasium  484. 

Reformschule,  vgl.  unter  „Altena^  und 
„Frankfurter  System". 

Reichsschulkommission  85;  Begut- 
achtung der  Anträge  auf  Erteilung  der 
Militäroerechtigung  an  Privatschulen 
durch  die  R.  102. 

Reichenbach  i.  Schi.,  Realgymnasium 
(König  Wilhelms-Schule)  331. 

Reifeprüfungen,  älterer  Zustand  690; 
Ordnung  der  R.  vom  27.  Mai  1882:  34, 
693;  Verhandiunj^en  der  Schulkonferenz 
von  1890  über  die  R.  35;  Ordnung  der 
R.  vom  6.  Januar  1892:  34,  697,  desgl. 
vom  27.  Oktober  1901:  36,  702;  R.  bei 
Anstalten,  deren  Anerkennung  in  Frage 
steht  144;  Zulassung  weiblicher  Personen 
zu  den  R.  105;  Statistik  der  R.,  Zahl  der 
Piüflinge  721;  Herufsarten,  denen  sich 
die  Prüflinge  widmen  wollten,  an  Gym- 
nasien 724  ff,  an  Realgymnasien  737  ff., 
an  Oberrealschulen  743  ff.;  vgl.  auch 
unter  „Schlufsprüfungen'^. 

Reifezeugnisse,  gegenseitige  Anerken- 
nung der  R.  in  den  deutschen  Bundes- 
staaten 85, 946;  Beispiel  einer  hierauf  be- 
züglichen Bekanntmachung  far  Ober- 
realschulen 930. 

Reisekosten,  s.  u.  „Tagegelder". 

Religionsbekenntnis,  Beziehungen  der 
höheren  Schulen  zum  R.  40 ff.;  fort- 
schreitende Mischung  .der  R.  in  den 
höheren  Schulen  42;  Übersichten  über 
die  Verteilung  der  Schüler  der  einzelnen 
höheren  Schulen  unter  die  R.  in  den 
Jahren  1892  und  1900:  671  ff. 
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Religionslehre  als  Gegenstand  der 
schriftlichen  Reifeprüfhne  691,  694,>;  be- 
sondere Vorschriften  über  die  Reife- 
prüfung der  der  konfessionellen  Minder- 
neit  angehörigen  Schüler  699,i. 

Religionslehrer,  besondere  Vorschriften 
über  ihre  Anstellung  und  Bestätigung 
801;  frühere  bevorzugte  Stellung  der 
katholischen  R.  816;  missio  canonica, 
Verhandlung  mit  dem  Bischof  bei  Be- 
stellung eines  katholischen  R  816. 

Religionsunterricht,  Teilnahme  kirch- 
licher Organe  an  der  Beaufsichtigping  des 
R.  46;  R.  nach  den  Lehrnl&nen  von  1901: 
83;  R.  für  konfessionelleMinderheiten  48; 
Entbindung  der  Schüler  vom  lehrplan- 
mäfsigen  R.  47;  Stellung  des  evangeli- 
schen R.  zum  lutherischen  und  refor- 
mierten Bekenntnisse  44;  Ausfall  des 
katholischen  R.  in  der  Provinz  Posen  51; 
Wiederherstellung  geordneter  Einrich- 
tungen 58;  jüdischer  R.  45. 

Reliktenfonds  s.  unter  „Witwen  und 
Waisen". 

Remscheid,  Realgymnasium  nebst  Real- 
schule 595. 

Rendsburg,  Gymnasium  und  Realgym- 
nasium 4&,  948. 

Rhein b ach,  Pro^^ymnasium  609. 

Rheine,  Gymnasium  485. 

Rheinprovinz  und  Hohenzollern,  all- 
gememe  Bemerkungen  über  die  höheren 
Schulen  der  Rh.  5S)ff. 

Rhejrdt,  Oberrealschule  nebst  Progym- 
nasium 591. 

Riesenburg,  Realschule  187,  947. 

R  i  e  t  b  e  r g ,  Frogy mnasium  495. 

Rinteln,  Gymnasium  527. 

Rixdorf,  Realschule  und  Progymnasium 
228. 

Roessel,  Gymnasium  159. 

Rogasen,  Gymnasium  802. 

Ro  IS  leben,  Klosterschule  (Gymnasium) 
896. 

Rüttenscheidt,  Progymnasium  592. 

Ruhegehftlter  858 ff.;  Festsetzung  der  R. 
der  Oberlehrer  durch  die  Provinzial- 
schulkolle^en  854;  besondere  Bestim- 
mungen für  Lehrer  an  nichtstaatlichen 
Anstalten  857. 

Ruhestand,  unfreiwillige  Versetzung  in 
den  R.  858,  859. 

Saarbrücken,  Gymnasium ,  Oberreal- 
schule 618. 

Saarlouis,  Gymnasium  614. 

Sachsa,  Realschule  (Privatanstalt)  411. 

Sachsen,  Königreich,  Vereinbarung 
mit  S.  we^en  Anerkennung  der  Lehr- 
amtszeu^^nisse  88,  90. 

—  Provinz,  allgemeine  Bemerkun^n 
über  die  höheren  Schulen  der  Provinz 
861  ff. 

Sachsen-Altenburg  und  Sachsen- 
Coburg-Gotha,  Zulassung  der  Kandi- 
daten aus  S.-A.  bezw.  S.-CT-G.  zur  Ab- 


leistung des  Seminarjahrs  in  PreulBen  92; 
Teilnahme  preufsischer  Schulaufsichts- 
beamten an  der  Beaufsichtigung  der 
höheren  Schulen  in  S.-A.  84. 

Sachsen-Weimar,  Vereinbarung  mit 
S.-W.  wegen  Anerkennung  der  Zeugnisse 
über  die  praktische  Ausbildung  der 
Kandidaten  92. 

S&kularisationsfonds  (für  die  ProWnz 
Posen)  295. 

Sag  an,  Gymnasium  848. 

Satz  Wedel,  Gymnasium  878. 

Sangerhausen,  Gymnasium  und  Real- 
schule 897. 

Schaumburg-Lippe,  Teilnahme  preufsi- 
scher Schulaufsichtsbeamten  an  der  Be- 
aufsichtigung der  höheren  Schulen  des 
Fürstentums  Sch.-L.  84;  Zulassung  der 
Kandidaten  aus  Sch.-L.  zur  Ablebtung 
des  Seminarjahrn  in  Preulsen  92. 

Schlawe,  Progymnasium  287. 

Schlesien,  allgemeine  Bemerku^en 
über  die  höheren  Lehranstalten  der  Fix)- 
vinz  811  ff. 

Schlesischer  katholischer  Haupt- 
schulfonds 818. 

Schleswig,  Domschule  (Gymnasium)  418. 

Schleswig-Holstein,  allgemeine  E^- 
merkuneen  über  die  höheren  Lehran- 
stalten aer  Provinz  415 

Schleusingen,  Gymnasium  409. 

Schlufsprüfungenan  sechsstufigen  An- 
stalten 88,  707;  für  die  Zeit  vor  1901 
s.  u.  „Reifeprüfungen**. 

Schmalkaloen,  Realschule  529. 

Schneidemühl,  Gymnasium  807. 

Schönebeck  a.  d.  £.,  Realschule  888. 

Schönoberg  b.  Berlin,  Prinz  Heinrich- 
Gymnasium,  Hohenzollern  -  Schule  225, 
Helmholtz- Realgymnasium,  Realschule 
948. 

Schreiben,  Unterricht  im  Sehr,  in  den 
Mittelklassen  für  Schüler,  die  eine 
schlechte  Handschrift  haben  125. 

Schrimm,  Gjrmnasium  808. 

Schülervereiniffungen  69 ff. 

Schulaufsichtsoeamte,  Teilnahme 
preufsischer  Seh.  an  der  Aufsicht  über 
nöhere  Schulen  anderer  deutscher  Bun- 
desstaaten 84. 

Schulausflüge  72. 

Schulbücher,  Einführung  neuer  Seh«, 
amtliches  Verzeichnis  der  an  höheren 
Schulen  eingeführten  Seh.  718 ff.;  Aus- 
kunftsstelle Tür  Seh.  720;  Rechtschrei- 
bung in  den  Schulbüchern  56^  720. 

Schuldeputationen,  städtische,  Be- 
ziehungen zu  den  höheren  Schulen  116. 

Schuletats  für  staatliche  Anstalten  874, 
für  nichtstaatliche  879;  Etatsperiode  878; 
Auszüge  aus  den  Schuletats  898  ff. 

Schulgattungen,  bis  1882:  8,  1882—92: 
5,  seit  1892:   28. 

Schulgeld  884 ff.,  Erhöhung  an  staat- 
lichen Anstalten  im  Jahre  1902:  885, 
Bemessung   nach   der  Steuerstufe  886; 
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Befreiungen  und  Ennäfsiguiigcn  886  £P., 
ermäfsigte  Schulgeldsätze  rarOstpreufsen 
147,  für  Poeen  293. 

Schnlgottesdienste,  Verbot  von  Kund- 
gebungen geffen  die  Staatsgesetze  im 
katholischen  8ch.  48. 

Schuljahr,  Beginn  des  Seh.  60. 

Schulkonferenz,  von  1873:  1,  von  1890: 
6 ff.;  Beden  Seiner  Majest&t  des  Königs 
bei  der  Eröffnung  und  am  Schlüsse  11  ff.; 
Fragen,  die  der  S.  vorgelegt  wurden 
919;  Beschlüsse  zu  denselben  920;  ver- 
trauliche Besprechung  von  1897  über 
einige  schleunigst  zu  erledigende  Fragen 
29,1 ;  Seh.  von  1900:  28  ff.;*  Fragen,  die 
ihr  vorgelegt  wurden,  und  die  dazu  ge- 
^fsten  Beschlüsse  923;  gutachtliche 
Aufserungen  über  einzelne  Fragen  925. 

Schul-  und  Ablösungsfonds  für  Posen 
295. 

Schulunterhaltung  97ff.,  870ff.;  Fest- 
stellung der  Schuiunterhaltungspflicht 
im  einzelnen  Falle  872;  Sicherung  der 
Seh.  bei  Gründung  neuer  Anstalten  888; 
Übersicht  über  oie  Kosten  der  Unter- 
haltung und  der  Einnahmen  der  ein- 
zelnen Schulen,  nach  Schularten  und 
Provinzen  geordnet  893  ff.,  Zusammen- 
fassung für  den  ganzen  Staat  918. 

Schulzucht,  Ausdehnung  der  Seh.  auf 
das  Verhalten  der  Schmer  aufserhalb 
der  Schule  68. 

Schwarzburg-Rudolstadt,  Teilnahme 
preufsischer  Schulaufsichtsbeamten  an  der 
Beaufsichtigung  der  höheren  Schulen  des 
Fürstentums  Scnw.-B.  84;  Zulassung  der 
Kandidaten  aus  Schw.-B.  zur  Ableistung 
des  Seminariahres  in  Preufsen  92. 

Schwedt  a.  O.,  HohenzoUem- Gymnasium 
244. 

Schweidnitz,  Gymnasium  328. 

Schwelm,  Progymnasium  und Bealschule 
506. 

Schwerte,  Progymnasium  507. 

Schwetz,  Progymnasium  187,  947. 

Seehausen,  ü^alschule  383,  948. 

Segeberg,  Bealschule  (aufgelöst)  413. 

Seminaranstalten  (für  ELandidaten  des 
höheren  Schulamts),  Zulassung  aufser- 

Sreufsischer  Kandidaten  an  preufsische 
.  92;  Entlastung  der  Direktoren  und 
Lehrer  für  ihre  ThätiKkeit  an  S.  768; 
Vergütung  für  ihre  Thätigkeit  769,i; 
Stipendien  für  Mitglieder  der  S.  770,i. 
Wegen  der  filteren  Seminaranstalten  s. 
u.  ,^&da^ogische  Seminare". 

Seminarjahr,  s.  u.  „Praktische  Aus- 
bildung". 

Sigmaringen,  Gymnasium  623,  885,i. 

Siebenerausschnfs  von  1890:   19. 

Siegbure,  Gymnasium  608. 

Siegen,  Kealg^nasium  510. 

Singen,  Unterricht  im  S.  121. 

Sobernheim,  Realschule  567. 

Solingen,  Gymnasium  und  Bealschule  589. 

Soest,  Archigymnasium  503. 

Wiese,  Scholweaen.    IV. 


Sonderburg  a.  Alsen,  Bealschule  434, 948. 
Sorau,  Gymnasium  258. 
Sozialdemokratie.  Aufgabe  der  höheren 

Schule  bei  der  Bekämpfung  der  S.  6  ff. 
Spandau,  Gymnasium  233. 
Spilleke-Wiese-Stiftung  944. 
Sport,  Pflege  des  Sp.  an  höheren  Schulen 

68. 
Spremberg,  Bealpro^mnasium  262. 
Sprottau,  Proeymnasium  343. 
Staatshaushalt,   Gesetz,   betr.  den  St. 

(Komptabilitätsgesetz)  875  ff. 
Staatshaushaltsetat,  Behandlung  der 

höheren  Schulen  im  St.  875;  Bemerkun* 

fen  über  Kap.  120  Tit.  5-17  des  St  882; 
.uszug  aus  dem  St.  für  1902,  Kap.  120 
u.  14:  935 ff. 

Staatsnebenfonds,  butgetmäfsige  Be- 
handlung der  St.  876. 

Stade,  Gvmnasium  461. 

Star  gar  d  i.  P.,  Gymnasium  277;  Beal- 
pro^mnasium  279. 

Pr.-ötargard,  s.  u.  dem  Buchstaben  P. 

Steel e,  Progymnasium  592. 

Steglitz,  Gymnasium  231, Realschule 232. 

Stellenetat.  für  die  Besoldungen  der 
Lehrer,  Zulftssie'keit  nach  dem  Gesetze 
von  1892 :  835 ;  Beseitigung  für  die  vom 
Staate  unterstützten  Anstäten  843;  ge- 
meinsamer St.  für  mehrere  Schulen  s.  u. 
„Besoldungsgemeinschaften^. 

Stendal,  Gvmnasium  379. 

S  t  e  n  0  {^  r  a  p  n  i  e  als  Unterrichtsgegenstand 
59;  Schülervereine  zur  Pflege  der  St.  69. 

Stettin,  270 ;  Pädagogisches  Seminar  269 ; 
Gymnasien:  König  Wilhelms-  273, 
Marienstifts-  271,  Stadt-  276;  Real- 
gymnasien: Friedrich  Wilhelms-  273, 
Schiller-  274. 

Stolberg^-Wernigerode,  Schulbehörde 
für  St.-W.  113. 

Stolp,  G3annasium  und  Realschule  286. 

Stralsund,  Gymnasium  288,  Realgym- 
nasium 289. 

Strasburg  i.Westpr.,  Gymnasium  184,947. 

Strehlen  i.  Schi.,  Gymnasium  329. 

Striegau,  Prog;ymnasium  331. 

Sub alterndienst,  wissenschaftliche 
Vorbereitung  für  den  S.  713  ff. 

Suhl,  Realschule  411. 

Swinemünde,  Oberschule  (Real progym- 
nasium) 281. 

Tagegelder  und  Reisekosten  850. 

Tarnowitz,  Realgymnasium  358. 

Telgte,  Knickenbergsches  Institut  513. 

Theologen  und  Kandidaten  der  Theo- 
logie, s.  u.  „Geistliche". 

Thorn,  Gymnasium  und  Realgymnasium 
184. 

Tiegenhof,  Realschule  178. 

Tilsit,  Gvmnasium  164. 

Titelvernältnisse  der  Direktoren  und 
Lehrer  74,  815. 

Torgau,  Gymnasium  398. 

Trarbach,  Gymnasium  563. 
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Trem essen,  Progjmnasium  808. 
Treptow  a.  B,  Gymnasiam  279,  948. 
Trier,    rriedrich    Wilhelms  -  GTnmasium 

610;    Kaiser  Wilhelms -GyniDasiam  und 

Realgymnasium  611. 
Turnunterricht,    Pflege  des   T.   in 

neuerer  Zeit  22,   68,   124;   Behandlung 

nach    den    Lehrplänen    von    1901:    38; 

fachmännische  Revision  des  T.  109. 

Üherbürdung  der  Schüler  63  fF.;  Ver- 
meidunsr  der  Ü.  bei  Lehrern  80. 

Ü  l  z  e  n ,  Kealprogymnasium  460. 

Umzugskosten,  Vergütung  für  U.  850. 

Universitäten,  Verpflichtunff  der  künf- 
tigen Lehrer  an  höneren  Scimlen  zum 
Besuche  preufsischer  U.  90;  Zulassung 
weiblicher  Zuhöhrer  zu  den  Vorlesungen 
an  U.  104. 

Unna,  höhere  Bürgerschule  (aufgehoben) 
475,t;  Realschule  512. 

Unterhaltuuff  der  höheren  Schulen,  s.u. 
„  Schulunterhaltung*^ . 

Unterrichtsgesetz,  Vorarbeiten  1; 
Verwendung  des  letzten  Entwurfs  für 
die  Lehrpläne  von  1882:    3. 

Unterricntsminister,  Namen  der  U. 
seit  1875:   83. 

Unterrichtsministerium,  Anderunj^en 
des  Verwaltungsbereiches,  Bildung  einer 
zweiten  Unterrichtsabteilung  109;  Per- 
sonalbestand 110,  946. 

Unterrichtszeit,  Beginn  des  Unter- 
richts 62;  vgl.  a.  u.  „Nachmittagsunter- 
richt«. 

Unterstaatsekretäre,  Namen  der  U. 
seit  1875:   88. 

Terbindungswesen,  s.  u.  „Schüler- 
ver  einigungen" . 

Verden,  Gymnasium  461. 

Vereidigung  der  Lehrer  an  höheren 
Schulen  798;   s.  a.  u.  „Diensteid^. 

Vereinbarungen  Preufsens  mit  anderen 
deutschen  Bundesstaaten  über  die  gegen- 
seitige Anerkennung  der  Reifezeugnisse 
86  ff.,  dsgl.  der  Lehramtszeugnisse  89  ff., 
dsgl.  der  Zeugnisse  über  die  praktische 
Ausbildung  der  Kandidaten  91  ff. 

Vereine  von  Lehrern  höherer  Schulen  94. 

Versetzungen  der  Schüler  in  höhere 
Klassen«  Bestimmungen  vom  25.  Oktober 
1901:   37,  709. 

Verstaatlichungen,   Gründe   für  und 

gegen  die  V.  aller  höheren  Schulen  97; 
bersicht  über  die  V.  1874—1902:  891; 
Grundsätze,  nach  denen  bei  Anträgen 
auf  V.  zu  verfahren  ist  931 ;  V.  einzelner 
Anstalten  99;  Vertrag  über  die  V.  des 
Progymnasiums  zu  Jülich  932. 
Verwaltungsbehörden  für  höhere 
Schulen  83,  109;  V.  für  die  älteren  Pro- 
vinzialgewerbeschulen  131.  Vgl.  a.  u.  „Un- 
terrichtsministerium''^ „Provmzialschul- 
koUegien"  und  „örtliche  Behörden". 


Verwaltun^sberichte  der  Provinzial- 

schulkoUegieu  83. 
Viersen,    Progvmnasium    und   Realpro- 

g3rmnasium  592. 
Vororte  Berlins,  allgemeine  Bemerkun- 

?en  über  die  höheren  Schulen  der  V.  B. 
93  ff. 
Vorschulen  72 ff.;  Zahl  der  V.  629 ;  Zahl 
der  Schüler  626  ff.,    671  ff.;   Verhältnis 
zur  Bevölkerungszahl  664. 
V  r  e  d  e  n ,  Progymnasium  (aufgehoben)475,i. 

W  a  1  d  e  c  k ,  Schulaufsichtsbehörde  für  das 
Fürstentum  W.  84,  517. 

Waiden butg  L  Schi.,  Gymnasium  329. 

Wandsbeck,  Matthias  Claudius  -  Gym- 
nasium 429,  948. 

Warburg,  Gymnasium  494. 

Warendorf,  Gymnasium  Laurentianum 
486. 

Wartezeit  der  Schulamtskandidaten  bis 
zur  festen  Anstellung  76;  statistische 
Angaben  über  die  W.  808  ff.,  928. 

Wattenscheid,  Progymnasium  507. 

Wechselabteilungen  61. 

Weh  lau,  Gymnasium  160. 

Weilburff,  Gymnasium  544. 

Weifsenfels,  Oberrealschule  401. 

Weltausstellungen,  Beteiligung  der 
höheren  Schulen  an  W.  96.       ^ 

St.  Wendel,  Kronprinz  Friedrich  Wil- 
helms-Progymnasium  615. 

Wernigerode,  Gymnasium  380. 

Wesel,  Gymnasium  und  Realschule  589. 

Westfalen,  allgem  eine  Bemerkungen 
über  die  höheren  Schulen  der  Provinz 
W.  475  ff. 

Westpreufsen,  allgemeine  Bemerkun- 
gen über  die  höheren  Schulen  der  Pro- 
vinz W.  166,  947. 

Westpreufsischer  katholischer 
Hauptschulfonds  168. 

Westpreufsischer  Säkularisations- 
fonds  168. 

Wetzlar,  Gymnasium  564. 

Wiese,  Lebenslauf  XXV;  die  L.  Wiese- 
Stiftung  945,  s.  a.  .Spilleke- Wiese- 
Stiftung«. 

Wiesbaaen,  Gynmasium  580;  Realgym- 
nasium, Oberrealschule  581. 

Wiederholungsprüfung  der  Kandi- 
daten des  höheren  Schulamts  nach  der 
Ordnung  von  1887:  758,  dsgl.  von  1898: 
763. 

Wilhelmshaven,  Gymnasium,  Real- 
schule 473. 

Wilmersdorf  b.  Berlin,  Bismarck-Gym- 
nasium  224;  Joachim sthalsches  Gymna- 
sium 222;  Realschule  224,  948. 

Wipperfürth,  Progymnasium  610. 

Wirtshausbesuch  der  Schüler  69. 

Wissenschaftliche  Prüfungskom- 
missionen, Einsetzung  749,s ;  Bildung 
von  Prüfungsausschüssen  760;  Mitwir- 
kung der  w.  Fr.  bei  der  Beurteilung  der 
Reifeprüfungen  697,  701. 


.^ 


—    963    — 


Witten,  Realgymnasium  511. 

Wittenberg,  Melanchthon  -  Gymnasium 
899. 

Wittenberge,  Realschule  247. 

Wittenberger  Fundation  899,i. 

Wittstock,  Gymnasium  244. 

Witwenkassen  an  höheren  Schulen  869. 

Witwen-Verpflegungsanstalt,  All- 
gemeine, 860;  Möglichkeit  des  Austritts, 
Entbindung  von  der  Verpflichtung  zum 
Beitritt  für  unmittelbare  Staatsbeamte 
863,  für  Lehrer  an  nichtstaatlichen 
höheren  Schulen  866;  Beispiel  für 
Düsseldorf  938. 

Witwen  und  Waisen,  Fürsorge  für 
die  W.  u.  W.  75,  860  ff.;  Feststellung 
des  W.-  u.  W.-Geldes  durch  die  Provin- 
zialschulkoUegien ,  Aufhebung  der  W.- 
u.  W.-Geldbe5räge,  Fürsorge  für  die  W. 
u.  W.  der  Lehrer  an  nichtstaatlichen 
höheren  Schulen  864;  Bildung  von  Re- 
liktenfouds  889;  Fürsorge  für  Elementar- 
lehrer dieser  Schulen ;  W.-  u.  W.-Kassen 
der  Lehrer  an  höheren  Schulen  Ost-  und 
Westpreulsens  149,  besondere  W.  u.  W.- 
Kassen an  einzelnen  Anstalten  869 ;  All- 
femeine  Witwenverpflegungsanstalt  s. 
en  vorigen  Artikel. 

Wohlan,  Gymnasium  380. 

Wohnungsgeldzuschüsse  für  Direk- 
toren und  Lehrer  höherer  Schulen  821, 
824,  849. 


Wollmann,  Fall  des  Religionslehrers 
Dr.  W.  in  Braunsberg  47,  48,2,  157. 

Wol^ast,  Wilhelms-Schule  (Realprogym- 
nasium) 292. 

Wollin  i.  P.,  Realprogymnasium  281. 

Wongrowitz,  Gymnasium  308. 

Wriezen  a.  0.,  Kealprogymnasium  247. 

Württemberg,  Beschränkungen  bezüg- 
lich der  gegenseitigen  Anerkennung  der 
Reifezeugnisse  zwischen  W.  und  anderen 
Bundesstaaten  86. 

Zaborze,  Progymnasium  359. 

Zehlendorf  b.  Berlin,  Progymnasium 
232. 

Zeichenlehrer,  Besoldungen  nach  dem 
Normaletat  von  1892:  839;  nach  dem 
ersten  Nachtrage  889,  841;  nach  dem 
dritten  und  vierten  Nachtrage  845,  846; 
Verleihung  von  Titeln  an  Z.  820. 

Zeichenunterricht,  Verstärkung  des 
Z.  an  Gymnasien  im  Jahre  1892:  123; 
Z.  an  Realgymnasien  128,  an  Oberreal- 
schulen ISro;  fachmännische  Revision 
des  Z.  109. 

Zeitz,  Stiftsgymnasium ,  Kirchenkasten, 
Prokuratur  400. 

Züllichau,  Pädagogium  und  Waisenhaus 
259,  948. 

Zwangsetatisierung  bei  Stadt-  und 
Landgemeinden  872,s. 
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Chronologfisches  Verzeichnis 

der  Gesetze,  Verordnungen  u.  s.  w.,  auf  die  Bezug  genommen  ist 

(AbkflrzQDgeii:   G.  »Oesets;    K.V.  a  Könif liehe  Yeroxdnnng ;    A.E.  «■  Allerhöckster  BrlaCi; 

Kab.O.aKabinetUordie;    U.E. -b  MinisterialerUfi.) 


1775, 

1788, 
1810, 

1811. 
1810, 
1817, 


1819, 
182?, 

1824, 

182«, 
1820, 
1881^ 
1884, 
1885, 
1886, 
1887, 
1888i 

1889, 

1841. 

1842, 

» 

1848, 
1844, 
1846, 
1847. 
1848, 
1850, 

1852, 


28.  Dezember,  Reglement  860. 
28.  Dezember,  Instruktion  690. 

15.  Juli,  Königl.  Edikt  747. 

27.  Oktober,  K-V.  800. 

26.  Juni,  Instruktion  690. 

19.  Dezember,  Kab.O.  749,t. 

10.  Jftnuar,  Kab.O.  871. 

23.  Oktober,  Dienstinstruktion  117,t, 
718,  800. 

80.  September,  Kab.O.  800. 

13.  August  und  17.  September,  Re- 
zefs  118. 

81.  Juli,  M.E.  71. 

28.  August,  M.E.  95. 

24.  September,  M.E.  765. 

29.  M&rz,  M.E.  64. 

20.  April,  Prüfungsreglement  749. 

4.  Juni,  Prüfungsreglement  691. 
10.  Februar,  Kab.O.  798. 

10.  Januar,  Kab.O.  800. 
24.  Oktober,  MX  8,  64. 

8.  Februar.  MJB.  750,  756. 

16.  Mai,  M.E.  751. 

6.  April,  M.E.  752. 

31.  Dezember,  Instruktion  102. 

30.  Juni,  Kab.O.  89. 

21.  Dezember,  M.E.  751. 

20.  Mai,  Instruktion  50. 

9.  Dezember,  K.V.  800. 
23.  Dezember,  Kab.O.  820. 

14.  Juni,  M.E.  718. 

7.  Juli,  M.E.  801. 

28.  Mai,  K.V.  855,  872,  887. 
28.  Juli,  G.  45. 
13.  M&rz,  M.E.  889. 

3.  Juni,  M.E.  883. 

5.  Juni,  Organisationsplan  130. 

21.  Juli,  G.  859. 


1868, 
1864, 


1866, 
1866, 
1868, 

1862, 

1868, 

n 


1864, 
1866, 

n 

n 

1806, 

n 

1867, 

n 
ff 

1868, 
1870, 

n 

1871, 

1872, 
fi 

n 
n 
n 
n 
n 


2.  ApriL  M  J:.  68. 

10.  August.  M.E.  751. 

27.  April,  M.E.  81,s. 

20.  Mai,  MJI.  64. 

11.  August,  M.E.  754. 

16.  Oktober,  MJ!.  801. 
26.  Man,  K.y.  850. 

7.  Januar,  MJL  3. 

6.  Oktober,   Unterrichts-  und  Prü- 
fungsordnung 8,  78. 
10.  November,  M.E.  801. 
13.  Dezember,  M.E.  54. 
2.  Januar,  M.E.  47,  801. 
10.  Januar,  Normaletat  824. 

19.  Januar,  M.E.  118. 
13.  Mai,  M.&  78. 

10.  Mai,  M  J:.  93,t. 
la  Mai,  Kab.O.  4. 

11.  Oktober,  M.E.  141. 
29.  November,  M.E.  878. 

17.  Januar,  M.E.  96. 

12.  Dezember,  Prüfungsreglement  44« 

87,s,  752  fP. 

28.  Februar,  M.E.  60,t. 
80.  März,  M.E.  765,i,  767. 

6.  Mai,  A.E.  799. 

11.  Dezember,  M.E.  117. 

10.  Februar,  A.E.  40. 

26.  Oktober,  M.E.  50. 

5.  Mai,  Kab.O.  706. 

21.  Mai,  Organisationsplan  131. 

7.  Dezember  711. 

18.  M&rz,  M.E.  48. 

28.  Oktober,  M.E.  709. 

29.  Februar,  M.E.  47. 

27.  M&rz,  G.  853. 

20.  April,  Normaletat  824. 
18.  Mai,  M.E.  63. 

25.  Juli,  M.E.  73,1. 

16.  November,  M.E.  50. 

6.  Dezember,  M.E.  50. 
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1878, 

1S74, 


1875, 


n 
fi 


n 
n 


1876, 


1877, 

1878, 

w 
ft 
n 
1» 
n 
n 
n 

1879, 

1880, 

n 
» 
n 


n 

n 

188?, 


1888, 

n 
n 


J.99t, 


1885, 


1886, 


4.  Januar,  M  JI.  852. 
24.  Mftrz,  G.  850. 
12.  Mai,  Q.  821,  849. 

April,  Vereinbarunff  der  deutschen 
Staatsregnerungen  8o. 

23.  Mai,  M.K  50. 

2.  November,  MJB.  719. 
28.  Dezember,  M.E.  817. 

9.  März,  M.£.  48. 

26.  April,  M.E.  95. 
28.  April,  M.£.  88,  91. 

80.  April  (jüd.  ReligionBunterrichtX 

M.£.  45,s. 

80.  April  (Aufiiahme  ▼.  Pensionären), 

M.E.  81. 

28.  Juni,  G.  850. 

24.  Juli,  M.£.  48. 

14.  Oktober,  M.£.  64. 

3.  November,  M.£.  48. 

15.  April,  K.V.  850. 

23.  Juni,  G.  111. 
6.  Juli,  M.E.  712. 

15.  Dezember,  M.£.  73,i. 

24.  Februar  G.  850. 
19.  März  111. 

14.  Januar,  MX  767. 

8.  Juli,  M.£.  78. 

14.  Oktober,  A.£.  109. 
1.  November,  G.  97,  i. 

1.  November,  M£.  184. 

6.  Dezember,  M  Jl.  48. 

28.  Dezember,  M  J2.  (Programme)  95. 
28.  Dezember,  M.£.  (Direktorenkon- 
ferenzen) 93. 

19.  Februar,  M.£.  712. 

9.  August,  M  J:.  878  ff.,  881. 

12.  Januar,  M.£.  718. 
21.  Januar,  M.£.  56. 

28.  Februar,  E.  d.  Reichskanzlers  56. 

13.  März,  £.  d.  Staatssekretärs  d. 
Innern  56. 

29.  April,  M.£.  56. 
19.  Mai,  MJS.  53. 
29.  Mai,  MJ:.  70. 

31.  März,  G.  853. 

31.  März,  M.E.  (Lehrpläne)  3. 

27.  Mai,  Prüfungsordnung  34,  692. 

4.  Dezember,  MJB.  142. 

19.  April,  M.E.  697. 
23.  April,  M.E.  72. 

2.  Juli,  M.E.  816. 
30  Juli,  G.  111. 

1.  August,  G.  872,9. 

14.  Oktober,  M.E.  791. 

20.  April,  G.  853. 

3.  September,  A.E.  109. 

10.  November,  M.E.  62,  66. 

7.  Januar,  M  J2.  95. 

15.  Juli,  M.E.  697. 

11.  August,  M.E.  854. 
27.  November,  M.E.  61. 

17.  Juni,  ME.  98. 
23.  Juli,  A.E.  74,  821. 


ff 
ff 


1888, 


1^, 

ff 
ff 
ff 

1800, 

ff 

ff 
ff 
ff 

1891, 

ff 


1887,  5.  Februar,  M.E.  (Prfifungsordnuug) 
87,«,  755  ff. 

13.  Mai,  M.E.  887. 

21.  Juni,  M.E.  801. 
5.  August,  M.E.  82,9. 

3.  Januar,  M.E.  887. 

28.  März,  G.  860,  863. 

29.  Mai,  Kab.O.  90. 
2.  November,  M.E.  799,i. 

la  Februar,  MJB.  86,i. 
1.  Mai,  A.E.  6. 

22.  Juni,  M.E   52. 

27.  Juli,  Beschlufs  des  Staatsmini- 
steriums 7. 

19.  Januar,  Denkschrift  768,i. 
15.  März,  MX  74,  91,  768  ff. 

20.  März,  G.  854. 
1.  Juli,  M.E.  770,1. 

19.  Oktober,  ME.  8. 

20.  Dezember,  M.E.  38. 

5.  Februar,  ME.  792. 

1.  Dezember,  A.E.,  betr.  Bekannt- 
machung des  Staatsministeriums  20, 
714. 

12.  Dezember,  Bekanntmachung  des 
Reichskanzlers  20,  88,8,  714 

14.  Dezember,  Beschlufs  d.  Staats- 
ministeriums 793,  795. 

6.  Januar,  MJS.  (Lehrpläne)  21. 

6.  Januar,  MJ2.  (Prüfiingsordnung) 
34,  697  ff. 

15.  Januar,  M.E.  63. 
22.  März,  M.E.  885. 

4.  Mai,  A  E.  (Normaletat)  74,  828  ff., 
887. 

4.  Mai,  A.E.  (betr.  Ausscheiden  a.  d. 
Witwenverpflegungsanstalt)  866. 
9.  Mai,  M.E.  70,t. 

2.  Juli,  M.E.  (betr.  Ausführung  des 
Normaletats)  830,  831. 

2.  Juli,  M  J:.  (betr.  Fürsorge  für  Wit- 
wen u.  Waisen),  866,  867. 
25.  JuU,  G.  74,  835. 

28.  JuU,  A.E.  74,  83,  802,  818,  822. 
28.  Juli,  M.E.  768,4. 

30.  Juli,  MJ:.  78. 

7.  August,  M.E.  792,  795,s. 

31.  August,  UJK  818. 

21.  Oktober,  M.E.  837. 

22.  November,  MJl.  792,  794,i. 
„      31.  Dezember,  M.E.  79. 

1896,  3.  März,  MJI.  834. 
19.  März,  M.E.  720. 

3.  Mai,  M.E.  79. 
28.  Juni,  M.E.  720. 
14.  Juli,  G.  884. 

4.  Oktober,  M.E.  819. 
7.  Oktober,  M.E.  39. 

13.  Oktober,  M.E.  794,s. 
24.  Oktober,  M.E.  700. 
11.  November,  M.E.  709. 
27.  November,  M.E.  82. 

1894,  7.  Februar,  M.E.  717. 
„      5.  April,  M.E.  796. 


1802, 


ff 
ff 
ff 


ff 
ff 


ff 
ff 
ff 
ff 
ff 

ff 


ff 
ff 
ff 
ff 
ff 
ff 
ff 
n 
ff 
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1894, 
1895, 


n 
n 

n 


1886, 


1897, 

n 
» 
n 
n 
n 


1898, 

n 
rt 
n 
n 
n 
n 
n 
n 

1899, 

n 
n 
» 


7.  April,  M.E.  820. 
a.  Oktober,  M.E.  852. 

IL  Februar,  M.E.  (Pflichtstnnden)  79. 
11.  Februar,  M.K  (Anrechnung  der 
Milit&rdienstzeit)  796. 
22.  März,  M.E.  769. 

20.  April,  M.E.  852. 

17.  Mai,  ME.  105. 

6.  Juni,  ME.  852. 

18.  Oktober,  M.E.  124,  129. 

18.  Dezember,  M.E.  884. 

22.  Februar,  M.E.  719. 

22.  April,  MJ:.  884. 
25.  April,  G.  854. 

23.  Januar,  M.E.  799,  859. 
11.  Mftrz,  M.E.  768,s. 

28.  April,  M.E.  60,1. 
1.  Juni,  G.  861  fF.,  882. 

4.  Juni,  M:E.  98. 

16.  Juni,  A.E.  (Nachtrag  zum  Nor- 
maletat) 74,  840  ff. 

21.  Juni,  G.  850. 
28.  Juni,  M.E.  840. 

27.  Januar,  A.E.  74,  822. 

24.  Februar,  M.E.  842. 

I.  April,  M.E.  797,  844,i,  867. 

II.  Mai,  G.  875  ff. 

13.  Juni,  M.E.  797. 

17.  Juni,  A.K  868. 
15.  Juli,  M.E.  797. 

5.  September,  M.E.  797,9. 

12.  September,  Prüfungsordnung  87,t, 
759  ff. 

1.  Februar,  A.E.  113. 
15.  Februar,  M.E.  796. 
27.  Februar,  M.E.  852. 

7.  Mftrz,  M.E.  106. 

14.  März,  M.E.  46.9. 

5.   April,    A.E.    (zweiter   Nachtrag 
zum  Normaletat)  74,  842  ff. 

19.  April,  M.E  845. 
23.  Mai,  M.E.  793,9. 


1899, 


1900, 


n 
n 
n 

n 

n 

n 

1901, 

n 
ff 

» 

n 
n 

7> 

n 
n 

n 
n 
n 
n 
n 
n 
n 
n 
n 


1902, 

n 
n 
n 
n 


19.  Juni,  M.E.  884. 
28.  Juli,  M.E.  833. 

30.  September,  M.E.  90,i. 

10.  Januar,  M.E.  848. 

10.    April,    A.E.   (dritter   Nachtrag 

zum  Normaletat)  74,  845. 

22.  Juni,  M.E.  853. 

16.  Juli,  M.E.  852. 

26.  Juli,  M.E.  764. 

13.  November,  M.E.  802,i. 
26.  November,  A.E.  30,  716. 

20.  Dezember,  M.E.  32. 

31.  Dezember,  M.E.  52. 

14.  Januar,  M.E.  106,i. 

22.  Januar,  M.E.  848. 

28.    Januar,    Bekanntmachung    de» 
Staatsministeriums  88,fl. 
30.  Januar,  M.E.  d8,s. 

26.  Februar.  M  E.  32,  716. 
20.  März,  M.E.  761,  764. 

23.  März,     ärztliche    Prüfungsord- 
nung 717. 

30.  Mftrz,  M.E.  62. 

3.  April,  A.E.  (vierter  Nachtrag  zum 

NormaleUt)  74,  848. 

16.  April,  M.E.  769,9,  770,8. 

23.  April,  ME.  848. 

24.  April,  M.E.  80. 

25.  April,  M.E.  143. 
23.  M^i,  M.E.  144. 
12.  Oktober,  M.E.  81. 

25.  Oktober,  M.E.  39,  711. 

27.  Oktober,  M.E,  36. 

28.  Oktober,  M.E.  (Prüfungsordnung 
88  702. 

1.  November,  M.E.  703,  884,9. 

1.  Februar,  Bekanntmachung  717. 

6.  Februar,  A.E.  717. 

7.  Mftrz,  M.E.  885. 
5.  April,  MJ:.  717. 

20.  Mai,  A.E.  (fünfter  Nachtrag  zum 
Normaletat  848. 

8.  Juli,  M  J:.  884,9. 


Pier«r'8che  Hofbuohdruck^roi  Stephan  G«ibel  *  Co.  in  Altenburg. 
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